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Friedrich Seydel. 


Präsident der Eisenbahndirektion Halle: 1895—1919. 


Nach seinen Lebenserinnerungen dargestellt 
von 
Oberreichsbahnrat Dr. Lohse in Frankfurt (Oder). 


1. Einleitung. 


Für den Laien bedeutet heute die Deutsche Reichsbahn 
eine selbstverständliche Einrichtung unseres öffentlichen Lebens. Selten 
denkt er daran, welche Fülle von Aufbauarbeit geleistet werden mußte, 
um dieses Unternehmen ins Leben zu rufen und bis in die kleinsten Teile 
des so weitverzweigten Apparates durchzubilden. 

Wenn auch die theoretische Planung dieses für Staat und Wirt- 
schaft so unermeßlich wichtigen Werkes in Händen der in den verschie- 
denen Zeitabschnitten zuständigen Ministerien lag, so darf doch die Be- 
deutung derjenigen Männer nicht übersehen werden, die, an verant- 
wortlicher Stelle der regionalen Eisenbahnverwaltungen, durch genaueste 
Kenntnis aller in der Praxis auftauchenden Probleme dem jeweiligen 
Minister beratend zur Seite standen und so als Mittler zwischen theore- 
tischer Planung und den praktischen Erfordernissen des Betriebs die 
Durchführung jener Aufgaben erst möglich machten. 

Unter den Männern, die unter Einsatz ihrer ganzen Arbeitskraft 
und mit dem Gewicht ihrer Persönlichkeit in zähem Schaffen an dem 
Aufbau des deutschen Eisenbahnwesens Anteil hatten, nimmt Friedrich 
Seydeleine hervorragende Stellung ein. Als Schöpfer und erster Prä- 
sident der Eisenbahndirektion Halle a. d. S. arbeitete er 
maßgebend an der Gleichschaltung ursprünglich noch bundesstaatlich 
beschränkter Eisenbahninteressen mit. Es entsprach seinem schlichten 
altpreußischen Wesen, daß von seinem Schaffen wenig in den Kreisen 
bekannt wurde, die nicht unmittelbar mit Verwaltung und Leitung un- 
seres Eisenbahnwesens zu tun hatten. 

Seine „Lebenserinnerungen“, die er schriftlich niedergelegt hat, 
sind zwar in erster Linie für die Mitglieder seiner Familie bestimmt. 
Sie werden aber auch für einen weiteren Kreis von Interesse sein, da sie 
ein Leben zeigen, das typisch ist für die treue unbeirrbare Aufbauarbeit, 
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die geleistet werden mußte, um das deutsche Eisenbahnwesen so zu stär- 
ken und zu vereinheitlichen, daß auf dieser Grundlage schließlich die 
Deutsche Reichsbahn als das größte Verkehrsunternehmen der Welt er- 
wachsen konnte. 


2. Studium und Vorbereitung für den Staatsdienst. 


Friedrich Seydel war ursprünglich für die richterliche Laufbahn 
bestimmt. Zunächst studierte er Rechts- und Staatswissenschaften in 
Jena, diente dann in der gleichen Stadt sein Einjährigenjahr ab und 
setzte darauf seine Studien in Berlin fort. Schon in seinen Studienjahren 
wandte sich sein Interesse auch anderen Gebieten zu; so besuchte er Vor- 
lesungen über englische Verfassung, Philosophie, Geschichte, Kunst- 
geschichte und Literatur. Der Ausbruch des Krieges von 1870 bot ihm 
Veranlassung, sein Referendarexamen vorzeitig abzulegen und hieran 
anschließend als Reservist des brandenburgischen Füsilier-Regiments 
Nr, 35 ins Feld zu ziehen. Im September 1871 trat Seydel als Referendar 
in den Staatsdienst, zunächst beim Kammergericht und wenig später auch 
bei der Kreisgerichtskommission in Köpenick, kehrte aber schon im Früh- 
jahr 1872 nach Berlin zurück, um seine Ausbildung bei dem damaligen 
Stadtgericht der Hauptstadt fortzusetzen. Innerhalb von dreieinhalb 
Jahren erledigte er so die für die Ausbildung eines Referendars vor- 
geschriebenen Stationen und kam zuletzt zum Kammergericht. Im De- 
zember 1875 bestand er die Assessorprüfung mit dem Prädikat: Gut. 

Im Januar 1876 zum Kreisrichter in Havelberg ernannt, heiratete 
er noch im gleichen Jahre, In jener Zeit stand es um das Fortkommen 
in der richterlichen Laufbahn nicht sonderlich gut. Bei der Aussicht, 
ein Jahrzehnt oder länger als Einzelrichter in einer Kleinstadt sein 
Leben fristen zu müssen, reifte in Seydel der Plan, der Justizverwaltung 
den Rücken zu kehren. Von befreundeter Seite wurde er nunmehr an den 
Geheimen Regierungsrat von der Leyen im Reichs-Eisenbahn- 
Amt verwiesen, der ihn weiter an den Personalienrat im Handels- 
ministeriumDr. Fröhlich empfahl. Letzterer riet dem jungen Seydel 
aufs dringendste, sich um Übernahme in den Dienst der Staats- 
eisenbahnverwaltung zu bewerben, wobei er die Aussichten 
dieser Laufbahn verlockend darzustellen wußte. Nachdem auch der 
Unterstaatssekretär im Ministerium für Handel, Gewerbe und öffentliche 
Arbeiten Maybach einen Eintritt in den Eisenbahndienst empfohlen hatte, 
nahm Seydel seinen Abschied aus dem Justizdienst, wurde im März 1878 
von der Staatseisenbahnverwaltung übernommen und zunächst als „Kreis- 
richter a. D“ der Direktion der Niederschlesisch-Märki- 
schen Eisenbahn in Berlin zur Beschäftigung überwiesen. 
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3. Bei der Staatseisenbahnverwaltung in Berlin. 


Der erste Abschnitt seines neuen und endgültigen Berufs dauerte 
bis 1884; er umfaßte die „Lehrzeit“ sowie die Zeit, die Seydel als 
Hilfsarbeiter im Ministerium der öffentlichen Arbeiten 
in Berlin verbrachte. In diesen sechs Jahren bot sich Seydel Gelegenheit 
zu einem alle Zweige der praktischen Verwaltung umfassenden Studium. 
Zunächst wurde er dem Regierungsassessor Krönig, Vorsitzenden der 
Königl. Eisenbahn-Kommission (Berlin-Sommerfeld), zugeteilt und fand 
in diesem einen zwar schwierigen, aber als äußerst tüchtig anerkannten 
Vorgesetzten. Seydel selbst zollt ihm in seinen Lebenserinnerungen Dank: 


„Krönig nahm sich meiner Ausbildung in einer so eingehen- 
den, sorgfältig überlegten und gründlichen Weise an, daß ich alle 
Ursache hatte, ihm dafür besonders dankbar zu sein. Allerdings 
verlangte er sehr viel von mir; nicht nur, daß ich mich mit allen 
Geschäften des äußeren und inneren Dienstes genau vertraut zu 
machen hatte, ich erhielt auch täglich eine Anzahl von Schrift- 
sachen aus dem Dienstbereich der Kommission, bei deren Auswahl 
auf meine jeweilige Beschäftigung im praktischen Dienste Rück- 
sicht genommen war, zu bearbeiten. Krönig überwachte meine Ar- 
beiten immer persönlich und benutzte jede Gelegenheit, mich zu 
unterweisen und aufzuklären, so daß ich unter seiner Leitung eine 
Schule durchmachte, wie sie wohl nur selten geboten wird.... Auch 
der technischen Seite wandte ich mein Interesse zu, wobei mir meine 
besondere praktische Veranlagung sehr zustatten kam. Ich habe 
diesen Zweig der Verwaltung auch in der Folge stets gepflegt, und 
die Techniker sagten nachher von mir, ich verstände viel zuviel von 
den technischen Dingen.“ 


1879 wurde Seydel der Direktion unter Leitung des späteren Präsi- 
denten Pape überwiesen und unter Ernennung zum Regierungsassessor 
im April 1879 endgültig zur Staatseisenbahnverwaltung übernommen. Als 
solcher war er bei der Königl. Eisenbahn-Kommission tätig und wurde 
nacheinander den Verwaltungen Berlin-Sommerfeld, Bres- 
lau-Sommerfeldund Berlin-Dresden zwecks Vertretung des 
administrativen Mitglieds der Kgl. Eisenbahn-Kommission zugeteilt. Von 
September 1879 bis Februar 1884 gehörte Seydel nunmehr ununter- 
brochen dem Ministerium als Hilfsarbeiter an. 

1881 erhielt Seydel eine etatsmäßige Stelle bei dem Kgl. Eisenbahn- 
Betriebsamt in Köln (linksrheinische Verwaltung), verblieb aber im Mini- 
sterium, auch als er am 1. Mai 1883 unter Belassung in seiner bisherigen 
Beschäftigung Mitglied der Kgl. Eisenbahndirektion in Breslau wurde, 
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Zur gleichen Zeit wurde Seydel zum Kgl. Eisenbahndirektor mit dem 
Range der Räte 4. Klasse befördert und durch Kabinettsorder vom 10. De- 
zember 1883 zum Regierungsrat ernannt. 

Die Berufung Seydels in das Ministerium stand in einem gewissen 
Zusammenhang mit der von dem damaligen Minister der öffentlichen Ar- 
beiten, Maybach, geplanten Verstaatlichung der großen preußischen 
Privateisenbahnen. Mit den Vorbereitungen dieser Aufgabe waren die 
Kräfte des Ministeriums voll in Anspruch genommen und bedurften für 
die laufenden Geschäfte einer Hilfe. Seydel selbst befaßte sich mit den 
Verstaatlichungsarbeiten nur vereinzelt, und er erzählt in seinen Lebens- 
erinnerungen, daß die Verstaatlichungspläne im übrigen derartig geheim- 
gehalten wurden, daß er wie auch alle anderen Unbeteiligten fast nichts 
davon erfuhr. Diese Arbeiten lagen vorzugsweise in der Hand des Ge- 
heimrats Brefeld, des späteren Ministerialdirektors und Unterstaats- 
sekretärs, und auch des Regierungsrats Hoppenstedt, dem Seydel 
während dieser Jahre besonders nahestand. 

Bei seinem Eintritt in das Ministerium kam Seydel in die vortreff- 
liche Schule des Geheimrats Gleim. Unter ihm bearbeitete er die An- 
gelegenheiten der Ostbahn sowie alle vorkommenden Rechtsfragen. 
Später wurde er mit der selbständigen Bearbeitung verschiedener Refe- 
rate beauftragt, so namentlich mit den Verwaltungssachen der Ostbahn 
(Direktion Bromberg), mit Enteignungssachen und schließlich auch mit 
zahlreichen Sonderreferaten für Räte der anderen Ressorts. So hatte 
Seydel Gelegenheit, in nahezu allen Fächern der Verwaltung tätig zu 
sein und damit seine umfassende Kenntnis der einzelnen Verwaltungs- 
zweige zu begründen, 

Neben der ihm in größtem Umfange zufallenden Berufsarbeit fand 
Seydel noch Zeit und Gelegenheit, sich als Fachschriftsteller zu betätigen. 
1881 gab er einen Kommentar zum Gesetz über die Enteignung von Grund- 
eigentum vom 11. Juni 1874 heraus. Dieser Kommentar fand in der 
Praxis viel Beifall und erlebte in den folgenden Jahren zahlreiche Neu- 
auflagen. 1883 veröffentlichte er einen Kommentar zum Gesetz vom 
21. Juli 1852 betr. die Dienstvergehen der nichtrichterlichen Beamten, 
der ebenfalls mehrere Neuauflagen erlebte. Schließlich lieferte Seydel 
häufig kleinere Arbeiten für das „Archiv für Eisenbahn- 
wesen“, in dem er seit 1879 die für die Eisenbahnverwaltung bemer- 
kenswerten Rechtsgrundsätze des Oberverwaltungsgerichtes zu veröffent- 
lichen pflegte. 

Außer mit dem bereits erwähnten Regierungsrat Hoppenstedt 
arbeitete Seydel im Ministerium mit den Assessoren Wilke und Lehmann 
zusammen. Wilke zeichnete sich später im Cholerajahr 1892 als Direktor 
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des Kgl. Eisenbahnbetriebsamtes in Hamburg durch Umsicht, Tatkraft 
und Furchtlosigkeit aus; Lehmann trat zur Finanzverwaltung über und 
wurde 1901 Unterstaatssekretär im Finanzministerium. Seydel selbst sah 
die Zusammenarbeit mit diesen erfahrenen Mitarbeitern als besonders 
wertvoll für seine berufliche Schulung an. 

In Anbetracht seiner späteren Verdienste um den Ausbau der Eisen- 
bahnverwaltung darf es als glückliche Fügung bezeichnet werden, daß 
Seydel in dem Minister Maybach für eine Reihe von Jahren einen außer- 
ordentlich bedeutenden Vorgesetzten fand. Seydel selbst findet für ihn 
Worte aufrichtigster Verehrung. 


„Ungeachtet der Fülle von verantwortlichen Geschäften, die auf 
Maybach in seiner Eigenschaft als Mitglied des Staatsministeriums 
lastete, war und blieb er doch stets im wahren Sinne des Wortes 
Ressortminister. Er allein regierte im Ministerium, wo sein mäch- 
tiger und energischer Wille immer fühlbar war; er allein führte die 
Zügel und bei ihm liefen alle Fäden des vielverzweigten Netzes der 
großen Verwaltung zusammen. Er sah und wußte alles, was im 
Ministerium vorging, und jeder einzelne hatte stets die volle Emp- 
findung, daß sein ganzes Tun und Lassen unter der unmittelbaren 
Zentrale des Chefs stand. 

Maybachs große staatsmännische Begabung, sein reiches Wissen 
und der klare Blick, mit dem er alles, was er unternahm und an- 
ordnete, bis in die weitesten Konsequenzen zu übersehen vermochte, 
waren für jedermann imponierend. Unter seinem Regiment wurde 
nicht, wie man sagt, aus der Hand in den Mund gelebt, bald so oder 
so entschieden, wie es gerade paßte — er leitete die Verwaltung 
nach ein für allemal festgestellten, klaren Grundsätzen, an denen er, 
solange er sie für richtig hielt, unentwegt und ohne Ansehen der 
Person festhielt. 

Von seinen Mitarbeitern verlangte er sehr viel, man sagte, unser 
Ministerium hieße mit Recht das „Arbeitsministerium“. Wie er selbst 
von einem hohen Pflichtgefühl beseelt war, so beanspruchte er auch 
von jedem anderen rücksichtslose Pflichterfüllung, die in seinen 
Augen zugleich etwas so Selbstverständliches war, daß er dafür fast 
nie ein Wort der Anerkennung fand. 

Maybach war streng gerecht, aber eine unliebenswürdige Per- 
sönlichkeit, ein kühler Verstandesmensch . . . . er konnte maßlos 
schroff und rücksichtslos sein . . . . Als er seinerzeit als Präsident 
der Kgl. Eisenbahndirektion Hannover beim Betreten eines Büros 
von dem Vorsteher, der ihn nicht kannte, befragt wurde: ‚Mit wem 
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habe ich das Vergnügen?‘, erwiderte er schroff: ‚Von Vergnügen 
ist hier keine Rede, ich bin der Präsident Maybach! . . . 

Es konnte nirgends sorgfältiger, sachlicher und prompter ge- 
arbeitet werden als in seinem Ministerium . . . . Er verlangte dabei 
eine möglichst vollendete Ausführung seiner Gedanken und Ideen, 
und zwar stets in kürzester Frist, gleichgültig, ob es einfache oder sehr 
umfangreiche Sachen waren, Das war dann immer eine anstrengende 
und aufregende Arbeit; aber ich habe nie zu klagen gehabt, auch 
nicht ein einziges Mal hat er mich, wie er es sonst so oft tat, hart an- 
gelassen. So habe ich dann für ihn immer nur Bewunderung, Dank- 
barkeit und Verehrung gehabt und werde ihm stets ein treues An- 
denken bewahren. Für mein weiteres Berufsleben habe ich enorm viel 
gerade von ihm gelernt.“ 

Ende 1883 wurde es Seydel anheimgestellt, sich für einen Posten 
in der praktischen Verwaltung zu entscheiden. Es ergab sich wider Er- 
warten, daß in Hannover eine Stelle frei wurde, und trotz anfänglicher 
Bedenken des Ministers stimmte dieser der Befürwortung von Seydels 
unmittelbaren Vorgesetzten zu, die ihn für den Posten des Direktors des 
Kgl. Eisenbahnbetriebsamts Hannover-Rheine vorschlugen. Am 1. März 
1884 wurde Seydel nach Hannover versetzt; er war mit 36 Jahren wohl 
der jüngste Betriebsdirektor, den es gab. 


4. Als Betriebsdirektor in Hannover, 


Zu jener, Zeit ressortierten von der Direktion Hannover nicht 
weniger als sieben selbständige Betriebsämter, von denen zwei (Hannover- 
Rheine und Hannover-Altenbeken) in Hannover selbst ihren Sitz hatten. 
Diese Ämter waren mit weitgehenden Befugnissen ausgestattet. Anderer- 
seits waren sowohl der Präsident selbst wie auch zwei der drei Abteilungs- 
leiter der Direktion Hannover überaltert und der ständig wachsenden 
Arbeitslast kaum noch gewachsen. Diesem Umstand schrieb Seydel es zu, 
daß er — ebenso wie dies in den anderen Betriebsämtern der Direktion 
der Fall war — eine Reihe arger Mißstände bei Übernahme seines Amtes 
in Kauf nehmen mußte, deren Beseitigung ihm nun zufiel. So dauerte es 
einige Zeit, bis er in der neuen Stellung der anfänglichen Schwierig- 
keiten Herr werden konnte, die sich einerseits auf Finanz- und Etats- 
fragen, andererseits auf den Mißbrauch erstreckten, daß die althannover- 
schen Beamten der Direktion eine Art Vetternwirtschaft in der Personal- 
politik eingeführt hatten. In diesen Schwierigkeiten fand Seydel in seinem 
ständigen Vertreter im Amt, dem Regierungs- und Baurat Knoche 
(späterem Betriebsdirektor und Oberbaurat in Frankfurt a.M.), eine 
vielseitige, begabte, sehr tüchtige und tätige Kraft. Knoche war ein her- 
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vorragender Beamter, namentlich auf dem Gebiete des technischen Be- 
triebsdienstes und der Güterbeförderung. Seydel selbst erzählt, daß er es 
der gemeinsamen Tätigkeit mit Knoche vorzugsweise zu verdanken habe, 
wenn er allmählich mit allen Zweigen des technischen Dienstes gründ- 
lich vertraut und so in den Stand gesetzt wurde, in dieser wie in seinen 
späteren Amtsstellungen auch technische Fragen selbständig und zu- 
treffend zu beurteilen und zu entscheiden. Auch die Schwierigkeiten in 
der Personaldisposition ließen sich schließlich überwinden, da Knoche 
trotz der Größe des Personalbestandes eine eingehende Kenntnis der 
Leistungen aller Beamten besaß und so für Seydel bei der Erledigung 
dieser Fragen die beste Stütze wurde. 
In seinen Lebenserinnerungen finden wir folgende Worte über seine 
Personalpolitik, die anmuten, als seien sie in unseren Tagen geschrieben: 
„Das Interesse und die Fürsorge, die ich hiernach den Beamten 
fortgesetzt zuwandte, wurde ebenso wie mein Bestreben, Gerechtig- 
keit und Wohlwollen zu üben, von meinen Untergebenen sehr bald 
erkannt und anerkannt. Sie hatten nicht nur Vertrauen zu mir, 
sondern sie waren mir auch persönlich anhänglich und aus dieser 
Anhänglichkeit heraus bemüht, im Dienste meine Zufriedenheit zu 
erwerben. Ich machte dabei die Erfahrung, daß in einer Betriebs- 
verwaltung, die mit "einem großen Personal arbeitet, die richtige 
Behandlung gerade der Personalfrage für den Erfolg der Verwal- 
tungstätigkeit von eminenter Bedeutung ist. Der Erfolg wird in 
erster Linie gesichert durch eine treue Hingebung an den Dienst 
seitens aller Beteiligten, und diese Hingebung wird vor allem dadurch 
befördert, daß man den Untergebenen ein warmes persönliches In- 
teresse entgegenbringt und nicht etwa die Empfindung bei ihnen auf- 
kommen läßt, daß sie bloß Nummern in dem großen Betriebe sind, 
sondern sie als Menschen behandelt und ihre Fehler und Schwächen 
bei vorwiegend guten Eigenschaften mit Milde und Nachsicht beur- 
teilt. Die große Bedeutung dieser Frage wird, wie ich später leider 
nur zu oft zu sehen Gelegenheit hatte, nur selten richtig erkannt und 
gewürdigt; es herrscht gar zu häufig, zum Schaden für die Sache, 
bürokratischer Formalismus und vielfach auch unberechtigte Über- 
hebung vor. Ich habe oftmals dagegen angekämpft, aber nicht viel 
Erfolg damit gehabt; es fehlt vielfach das richtige Geschick, oft auch 
die Neigung, sich der gewiß dankenswerten, aber volle Hingebung 
erfordernden Mühe in ausreichendem Maße zu unterziehen.“ 
Der nächste Präsident der Eisenbahndirektion Hannover, Thie- 
len, zollte Seydels mustergültigem Wirken in Fragen der Personal- 
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politik besondere Anerkennung, wenn er sagte, er wisse sehr wohl, daß 
sich Seydels Mitarbeiter lieber in Stücke zerreißen ließen, ehe sie, wenn 
es einmal darauf ankäme, ihren Betriebsdirektor im Stiche ließen. 

Gab es für den neuen Betriebsdirektor, wie wir sahen, anfangs 
innerhalb seines Betriebsamtes zahlreiche Hemmnisse und Mißstände zu 
überwinden, so war auf der anderen Seite das unklare Verhältnis zur 
übergeordneten Eisenbahndirektion die Quelle weiterer Schwierigkeiten, 
Ein großes Maß an Arbeit und eine gewisse Zwitterstellung entstanden 
allein schon dadurch, daß Seydel nicht nur Betriebsdirektor, sondern 
gleichzeitig auch administrativer Dezernent der Eisenbahndirektion Han- 
nover war. Im Verhältnis zwischen Direktion und Betriebsämtern hatte 
der Mangel an straffer Führung dazu geführt, daß sich die einzelnen 
Betriebsämter immer mehr von dem Einfluß der Direktion freizumachen 
wußten. Sie waren bestrebt, der Direktion den Einblick in die eigenen 
Verhältnisse zu verschließen. Anordnungen der vorgesetzten Dienst- 
stellen wurden nach Möglichkeit nur so weit ausgeführt, wie es 
den Betriebsämtern jeweils paßte. Hieraus hatte sich die wenig förder- 
liche Folge ergeben, daß nun auch bei der Direktion ein gewisses Miß- 
trauen und damit die Neigung bestand, die Betriebsämter bei jeder Ge- 
legenheit den Herrn fühlen zu lassen. Tatsächlich konnte die Direktion 
die Geschäftsgebarung ihrer Betriebsämter nicht mehr übersehen, dem 
der Apparat war dazu zu groß und kompliziert geworden. In diesen ver- 
worrenen Verhältnissen stellte sich Seydel auf den ihm selbstverständ- 
lich erscheinenden Standpunkt einer offenen und loyalen Geschäfts- 
führung. Er überschritt nie seine Befugnisse und führte die Anordnun- 
gen höherer Instanzen entweder aus oder, wenn das nicht möglich er- 
schien, berichtete er seine Bedenken. Im Vergleich mit den in diesen 
Fragen überwiegend gleichgültigen anderen Betriebsämtern geriet Seydel 
zeitweise in den Ruf eines Querulanten, und es bedurfte einer längeren 
Zeit, ehe selbst der Präsident sich von dieser irrigen Meinung loslöste, 
dann aber Seydel in viel höherem Maße Gerechtigkeit widerfahren ließ, 
als dieser nach den anfänglichen Erfahrungen erwarten konnte, Lang- 
sam konnte Seydel auch das Mißtrauen der Abteilungsdirigenten über- 
winden und mit der Zeit nach allen Seiten hin das Ansehen und das Ver- 
trauen erringen, das seiner Tätigkeit in der Folge die sicherste Grund- 
lage bot. Als im Jahre 1887 der bisherige Präsident der Direktion Elber- 
feld, Thielen, die Eisenbahndirektion Hannover übernahm, wurden Seydels 
Streben und Leistungen von Anfang an rückhaltlos anerkannt und seiner 
Arbeit jede nur mögliche Förderung zuteil, so daß er sich von nun an 
mit voller Lust und Liebe seinem Amte widmen konnte. 
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Während der sechs Jahre als Direktor des Betriebsamtes Hannover- 
Rheine ließen die persönlich gewonnenen Erfahrungen Seydel zu dem 
Schluß gelangen, daß die bestehende Organisation der Staatseisenbahn- 
verwaltung an vielen Mängeln krankte, die eine Zersplitterung der Kräfte 
im Gefolge hatten und den Apparat so umständlich und schwerfällig 
machten, daß von einem einheitlichen, prompten und zielbewußten Funk- 
tionieren keine Rede mehr war. Seydel hatte wiederholt Gelegenheit, 
darüber mit Thielen zu sprechen, der diese Ansichten auch durchaus 
teilte. Nur wußte auch Thielen nicht, wie den Mängeln abzuhelfen sei, 
und es erschien Seydel damals zweifelhaft, ob Thielen überhaupt Organi- 
sationstalent besäße. Wenn Thielen später als Minister dennoch eine 
musterhafte Neuordnung durchführte, so macht Seydel geltend, daß dies 
nicht so sehr das Werk des Ministers war, sondern fast ausschließlich 
dasjenige seiner damaligen Ratgeber. 

Während seiner hannoverschen Dienstzeit trat Seydel unter anderem 
mit dem Fürstentum Schaumburg-Lippe dienstlich in Beziehung, weil zu 
jener Zeit zwischen dem Fürsten und dem preußischen Staate der Ver- 
trag über den Erwerb der bis dahin im Privatbesitze des Fürsten stehen- 
den, in Schaumburg-Lippe gelegenen Teilstrecke der Berlin-Kölner Bahn 
abgeschlossen worden war. Es gehörte zu Seydels Obliegenheiten, diesen 
Vertrag in allen seinen Teilen auszuführen, woraus sich engere Be- 
ziehungen zum fürstlichen Hofe entwickelten. Hieraus ergab sich schon 
nach kurzer Zeit das für Seydel ehrende Anerbieten, die Stelle eines 
Kammerpräsidenten in Bückeburg zu übernehmen, der wahrscheinlich 
sehr bald der Posten des schaumburgischen Ministers gefolgt wäre. 
Seydel lehnte dies Anerbieten ab, da sein ganzes Interesse der Staats- 
eisenbahn gehörte und auch pekuniäre Vorteile ihn nicht von diesem 
Interesse abzubringen vermochten, 

In Hannover hatte Seydel auch Gelegenheit, in enge wechselseitige 
Beziehung zu den benachbarten Betriebsämtern sowohl des hannover- 
schen Direktionsbezirkes als auch der angrenzenden Direktionen Berlin 
und Köln (rechtsrheinisch) zu treten. Dies gab ihm Gelegenheit, sich 
weiter fortzubilden und seinen Gesichtskreis zu erweitern, wodurch er 
vor jeder Einseitigkeit bewahrt wurde. So lernte er das Ruhrgebiet mit 
seinen besonderen Verkehrsbedürfnissen kennen und beschäftigte sich 
eingehend mit den Verhältnissen in Bremen, Geestemünde und namentlich 
in Hamburg mit seinen damals in voller Entwicklung begriffenen groß- 
artigen Hafenanlagen. 

Ende 1889 wurde Seydel vom Direktionspräsidenten Thielen mit- 
geteilt, daß er schon in allernächster Zeit in das Ministerium berufen 
werden solle, und kurz darauf verfügte ein Ministerialerlaß, daß Seydel 
sich am 15. Januar 1890 in Berlin zum Dienstantritt zu melden hatte. 
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5. Im Ministerium der öffentlichen Arbeiten. 


Im Ministerium war Seydel die Stelle eines Vortragenden Rates 
zugedacht, der jedoch nach damals bestehender Übung eine dreimona- 
tige Probedienstleistung vorangehen mußte. Während dieser Zeit ver- 
langte der Minister Maybach von den neu Einberufenen eine ungeheure 
Arbeitsleistung, wobei er sich nicht nur eingehend um ihre Arbeiten 
kümmerte, sondern ihre Arbeitskraft auch recht gründlich auf die Probe 
stellte, indem er sie mit einer Fülle von reizlosen Arbeiten und manchem 
Kleinkram belastete. So hatte Seydel während dieser Zeit die Personal- 
angelegenheiten der mittleren und unteren Beamten, die Angelegenheiten 
der Arbeiter sowie die Verwaltungssachen aus den Direktionsbezirken 
Magdeburg und Hannover zu bearbeiten. 

Noch ehe Seydel von seiner Ernennung zum Regierungskommissar 
Kenntnis erhalten hatte, empfing er eines Morgens den Auftrag, sich zu 
einer wenige Stunden später stattfindenden Plenarsitzung des Abgeord- 
netenhauses einzufinden und sich dort als Vertreter des Ministeriums 
zu einer im Landtag eingebrachten Novelle zum Beamtenpensionsgesetz 
zu äußern, zu der zugunsten der vormaligen Privatbahnbeamten ein in 
seinen Folgen recht bedenklicher Abänderungsantrag gestellt war. Ohne 
von der ganzen Angelegenheit genauere Kenntnis zu haben, und ohne 
sich bei der Kürze der Zeit zuvor noch die nötigen Instruktionen erbitten 
zu können, mußte Seydel bei dieser Gelegenheit vor den Abgeordneten 
seine erste Rede halten, wobei er genau wußte, daß ein etwaiger Fehl- 
griff ihm vom Minister sehr übelgenommen werden würde. Der Antrag 
wurde abgelehnt, und Seydel hatte später noch häufig in den verschie- 
densten Angelegenheiten mit dem Landtage in Kommissionen wie auch 
im Plenum zu tun, eine zeitraubende und oft unfruchtbare Beschäftigung, 
die aber Seydel schließlich zur Gewohnheit wurde, 

In dieser Zeit erhielt Seydel von seinem Minister eine weitere 
schwierige Aufgabe übertragen. Es war bekanntgeworden, daß die So- 
zialdemokratie einen Versuch zur Organisation sämtlicher deutscher 
Werkstättenarbeiter unternehmen wollte und eine dahingehende um- 
fassende Agitation bereits eingeleitet hatte. Der Minister Maybach 
wünschte dieses Unternehmen schon im Keime zu ersticken: alle nur 
denkbaren Behörden, andere Ministerien, Oberpräsidenten, Eisenbahn- 
direktionen und bundesstaatliche Regierungen wurden eingespannt, es 
erging durch mehrere Wochen eine Flut von Anweisungen und Erlassen, 
bis der Vorstoß der Sozialdemokratie im Sande verlaufen war. Den Lohn 
seiner anstrengenden Tätigkeit empfing Seydel, als er unter dem 2. Juni 
1890 zum Geheimen Regierungsrat und Vortragenden Rat ernannt wurde. 
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In der Folgezeit übernahm Seydel neben seinem Referat auch noch 
die auf Veranlassung des Ministeriums eingerichteten, vorzugsweise für 
jüngere Beamte bestimmten fachwissenschaftlichen Vorlesungen über 
Verwaltung der Preußischen Staatsbahn, die während der Sommer- 
semester in den Räumen der Berliner Universität abgehalten wurden. 


Im Ministerium selbst arbeitete Seydel zunächst unter der Leitung 
des damaligen Ministerialdirektors Brefeld, dem er im Laufe der Zeit 
nahe trat. Seydel schätzte zunächst diesen Vorgesetzten sehr hoch, der 
ihm allmählich eine weitgehende Selbständigkeit zubilligte. Später stellte 
sich allerdings heraus, daß Brefeld, der eigentlich niemals in der Praxis 
gestanden hatte, im wesentlichen ein Doktrinär geworden war, der sich 
von Dingen, die er nicht aus eigener Anschauung und Erfahrung kannte, 
gewisse mit der Wirklichkeit nicht im Einklang stehende theoretische 
Vorstellungen machte und an diesen zähe festhielt. Während Minister 
Maybach seine Mitarbeiter ziemlich kurz hielt, änderte sich dies unter 
dem Minister Thielen, bei dem Brefeld bald die maßgebende Persönlich- 
keit wurde, weil Thielen ihm den größten Teil der laufenden Geschäfte 
überließ. Die Mängel, die Brefeld anhafteten, machten sich noch stärker 
geltend und wirkten sich nachteilig auf die Geschäfte des Ministeriums 
aus, als Brefeld zum Unterstaatssekretär ernannt und damit tatsächlich 
zur rechten Hand des Ministers wurde. 


Über das Wirken des Ministers Maybach in seinen letzten Jahren 
hat Seydel treffende Aufzeichnungen hinterlassen: 


„An dem Minister Maybach waren die sechs Jahre, die ich in 
Hannover war, nicht spurlos vorübergegangen . . . 

Die Machtstellung, die er sich durch das große Werk der Ver- 
staatlichung der Privatbahnen und durch die geschickte Verschmel- 
zung der vorhandenen Eisenbahnen zu einem großen, einheitlich 
geleiteten Netz errungen hatte, besaß er wohl noch in vollem Maße, 
und namentlich im Landtag erfreute er sich nach wie vor hohen und 
verdienten Ansehens. Aber wer die Verhältnisse näher kannte, 
mußte doch einsehen, daß er den Höhepunkt seines Lebens über- 
schritten hatte. Maybach war noch ein Mann der alten Zeit; in der 
immer mehr und mehr um sich greifenden Bewegung der unteren 
Klassen, namentlich in der Arbeiterschaft, zur Verbesserung ihrer 
Lage sah er nur freche Auflehnung gegen die Autorität der Staats- 
gewalt, gegen die mit Feuer und Schwert eingeschritten werden 
müsse; für moderne Sozialpolitik hatte er kein Verständnis, sie war 
ihm mehr oder weniger schwächliche Verirrung ,.. . 
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Einer angemessenen Fürsorge für die arbeitenden Massen war 
er gewiß nicht entgegen, aber einen wenn auch nur moralisch be- 
gründeten Anspruch darauf sollte niemand haben; was gegeben 
würde, müsse als freiwilliges Geschenk gegeben und als solches an- 
genommen und verdient werden.“ 3 


Überall erregten indes die gewaltigen Überschüsse der Staatseisen- 
bahnverwaltung Bewunderung und trugen dem großen Ressortchef hohe 
Anerkennung ein, dem es nun jedoch als Höchstes galt, die Überschüsse 
womöglich noch zu steigern. So wurde dies der Dreh- und Angelpunkt 
der ganzen Verwaltung, eine gewisse „Plusmacherei“ riß ein, der zuliebe 
auf einzelnen Verwaltungsgebieten eine unzuträgliche Einschränkung 
der Ausgabemittel eintrat. Daneben herrschte in der Verwaltung der 
etatsmäßigen Fonds eine fast unglaubliche Willkür. Oft setzte sich der 
Minister über die Bestimmungen des Ausgabeetats hinweg und dekretierte 
in beliebiger Höhe Ausgaben, für die es an der gesetzlichen Bewilligung 
fehlte. Maßgebend war nur, daß der erzielte Reinüberschuß die ge- 
wünschte Höhe behielt, selbst wenn dies auf Kosten anderer, an sich 
notwendigerer Dinge geschah. Da sich Maybach der besonderen Gunst 
des Fürsten Bismarck erfreute, der ihn an seiner Stelle lange Zeit für 
unersetzlich hielt, wagte nicht einmal das Finanzministerium etwas 
gegen die Willkürherrschaft des mächtigen Mannes zu unternehmen. 
Dem Abschiede des Fürsten Bismarck folgte auch bald der Abgang May- 
bachs (Juni 1891). Seydel berichtet, daß der Abgang des Ministers seinen 
zahlreichen Gegnern eine grimme Freude bereitet habe, hebt jedoch her- 
vor, daß Maybach einer der hervorragendsten Staatsmänner seiner Zeit 
gewesen sei, 

Uriter Maybachs Nachfolger Karl Thielen fiel dem Finanzminister 
in erhöhtem Maße der Einfluß wieder zu, den er zur Zeit Maybachs ein- 
gebüßt hatte. Allerdings wurde Thielen wegen der Aufgabe jeder Selb- 
ständigkeit dem Finanzministerium gegenüber stark kritisiert; denn 
innerhalb der Eisenbahnverwaltung empfand man es zunächst doch als 
lästig, wieder an feste Formen und Grenzen, besonders an die Etatsnorm 
gebunden zu sein. So war man ärgerlich über die unter Thielen ein- 
setzende energische Mitwirkung der Finanzverwaltung bei der Prüfung 
und Feststellung der finanziellen Bedürfnisse der Eisenbahnverwaltung. 
Trotz seiner gewinnenden Liebenswürdigkeit und seiner großen prak- 
tischen Erfahrung auf allen Gebieten der Eisenbahnverwaltung ent- 
täuschte Thielen im Verlauf seiner zehnjährigen Ministerzeit schließlich 
doch die auf ihn gesetzten Hoffnungen. Sein eigener Mangel an Men- 
schenkenntnis und Energie wurde allerdings zu einem Teil dadurch wett- 
gemacht, daß er von seinem Amtsvorgänger im Ministerium eine aus- 
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gezeichnet geschulte Beamtenschaft übernommen hatte. Daher funk- 
tionierte der Verwaltungsapparat noch mehrere Jahre in der gleichen 
tadellosen Weise weiter, so daß der in der Person des Chefs eingetretene 
Wechsel zunächst kaum empfunden wurde. Dies änderte sich, als am 
1. Mai 1895 eine Neuordnung der Staatseisenbahnverwaltung in Kraft 
trat und damit fast durchgehend neue Männer in die Zentralstelle ge- 
langten, Nun trat der Mangel an klarer, einheitlicher Leitung immer 
mehr hervor. Seydel berichtet über diese Periode: 

». + „ Die einzelnen Abteilungsdirigenten gewannen immer mehr 
Selbständigkeit und Macht; man empfand überall eine gewisse Un- 
sicherheit, die namentlich auch dadurch erhöht wurde, daß die 
Qualität der in der Zentralstelle geleisteten Arbeit offensichtlich 
geringer wurde. Dazu kam, daß das Ministerium sich im Gegensatz 
zu der Maybachschen Praxis, den Provinzialbehörden eine weit- 
gehende Selbständigkeit zu belassen, jetzt um alle möglichen Einzel- 
heiten kümmerte, überall reglementierend und uniformierend ein- 
griff und alle Augenblicke wieder mit Neuerungen und Änderungen 
des Bestehenden hervortrat, so daß die Stetigkeit der Verwaltung 
sowie namentlich die Schaffensfreudigkeit und das Verantwortungs- 
gefühl bei den Direktionen wesentlich Abbruch erlitten . . .“. 

Zu den Arbeiten, die Seydels eigentlichen Wirkungskreis aus- 
machten, zählte die Ausarbeitung einiger wichtiger Verordnungen. Noch 
unter Minister Maybach bearbeitete er eine Vorlage für de Regelung 
der Dauer des täglichen Dienstes der im eigentlichen Eisen- 
bahnbetriebsdienste beschäftigten Personen. Hierfür hatte es bis dahin 
noch keine allgemein verbindlichen Höchstgrenzen gegeben. Die be- 
stehenden Vorschriften waren eigentlich nur einige wenige Beamten- 
klassen betreffende Direktiven, in denen noch dazu vielfach eine sehr 
lange Dienstdauer als zulässig erachtet wurde. Seydel brachte schließ- 
lich ein Werk zustande, das ohne allzu hohe Kosten durchgeführt werden 
konnte, allen billigen Anforderungen entsprach und das seitdem beinahe 
unverändert die Grundlage für die Praxis geblieben ist. Die von 
Seydel damals aufgestellten Grundsätze wurden später vom Reichs-Eisen- 
bahn-Amt übernommen, so daß sie für die Eisenbahnverwaltung in ganz 
Deutschland zur bindenden Norm wurden, 

Weniger aus humanitären oder sozialpolitischen Grundsätzen, son- 
dern auch vom Standpunkt des religiösen Bedürfnisses wurde in jener Zeit 
die Einführung der Sonntagsruhe im Eisenbahngüter- 
verkehr gefordert. Es war dies eine Frage, die im Reichstag und im 
Landtag in regelmäßiger Wiederkehr zur Debatte gekommen war, deren 
Lösung aber noch ausstand, weil der Minister Maybach alle Bemühungen 
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in dieser Richtung unterdrückt hatte. Seydel konnte sich mit dem May- 
bachschen Standpunkt nicht zufriedengeben und hatte sich mit dem Stu- 
dium des ganzen Fragenkomplexes privat weiterbeschäftigt. Als nun 
Minister Thielen ins Amt einzog, stimmte er sogleich dem von Seydel 
gemachten Vorschlage, durch eine besondere Kommission im ganzen 
Staatsbahnbereich eingehende örtliche Untersuchungen über die Durch- 
führbarkeit der Sonntagsruhe im Güterverkehr vornehmen zu lassen, zu. 
Seydel selbst organisierte diese Arbeit und bereiste fast anderthalb Jahre 
das preußische Eisenbahnnetz, um sich in allen Direktionsbezirken ein- 
gehend zu informieren. Dies hatte für ihn den Vorteil, daß er überall 
die Verwaltungseinrichtungen und die Verkehrs- und Betriebsverhältnisse 
aus eigener Anschauung aufs genaueste kennenlernte. Nur wenige Eisen- 
bahner werden je in die Lage versetzt worden sein, sich in solcher Weise 
einen Gesamtüberblick über die Preußischen Staatsbahnen zu verschaffen. 

Der Erfolg der Kommission, die scherzhafterweise die „Eisenbahn- 
synode“ genannt wurde, war verblüffend; man stellte fest, daß es ent- 
gegen dem von Maybach verfochtenen Standpunkte sogar im eigenen 
wirtschaftlichen Interesse der Verwaltung lag, im Güterverkehr die Sonn- 
tagsruhe einzuführen. Seydel veröffentlichte 1894 im „Archiv für Eisen- 
bahnwesen“ über die Arbeiten der Kommission eine längere Abhandlung, 
die, wie er später erfuhr, namentlich auch in Frankreich und in Amerika 
große Beachtung fand. In der Folge war es Seydels Aufgabe, die Durch- 
führung der Sonntagsruhe in der preußischen Eisenbahnverwaltung an- 
zubahnen und sicherzustellen. Die preußische Staatsbahn ist die erste 
der Welt gewesen, die die Sonntagsruhe, die noch kurz vorher als Utopie 
abgetan worden war, im Güterverkehr praktisch eingeführt hat. So war 
Seydel der Schöpfer einer Einrichtung, die sich zum Nutzen der Ver- 
waltung und ihrer Gefolgschaftsmitglieder auswirkte. 

Seydel befaßte sich auch mit der Frage der Ausbildung der 
höheren Beamten, besonders der administrativen. Von Zeit zu 
Zeit tauchte nämlich immer wieder die Meinung auf, man solle diese 
Beamten nicht mehr aus dem Kreise der Gerichtsassessoren nehmen, 
sondern eigens für die Bedürfnisse der Eisenbahnverwaltung einen ganz 
neuen Einheitsbeamtentyp schaffen, in dem die drei Berufsarten mit- 
einander verschmolzen werden sollten, aus denen die Eisenbahnverwal- 
tung ihre höheren Beamten zu entnehmen pflegte: Bauingenieure, Ma- 
schineningenieure und Juristen. Seydel verfocht den Gedanken, daß die 
administrativen Beamten der Eisenbahnverwaltung gründlich durch- 
gebildete Juristen und auf dem gesamten Gebiet des Privat- wie des 
öffentlichen Rechts durchaus erfahren sein müßten, um ihren Platz aus- 
füllen zu können. Allerdings erhob Seydel auch die Forderung, daß rein 
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formale „Juristen“ nicht genügen könnten, sondern daß die Anwärter 
auf diese Laufbahn Verwaltungstalent und praktisches Geschick in den 
Beruf mitzubringen hätten. Seine Ansicht setzte sich durch, und die Ent- 
wicklung hat ihm im wesentlichen Recht gegeben. 

In den letzten beiden Jahren seiner Ministerialtätigkeit beschäftigte 
sich Seydel mit einer weiteren bedeutungsvollen Frage, die ihn schon in 
Hannover bewegt hatte und die immer mehr zu einer Lösung hindrängte: 
Es war die Neuorganisation der Staatseisenbahnver- 
waltung. Seydel wurde dazu berufen, an hervorragender Stelle an der 
Lösung dieser Frage mitzuarbeiten. 

Es ist verständlich, daß die Organisation der Preußischen Staats- 
bahn im Laufe der Zeiten manche Wandlung durchmachen mußte. Hatte 
sie sich anfangs wesentlich an die einfachen Einrichtungen der Privat- 
bahnen angelehnt und die gesamte Verwaltungstätigkeit bei der Direk- 
tion zusammengefaßt, so schuf der Minister Achenbach im Jahre 1872 
eine neue Organisation zwecks „Dezentralisation der Verwaltung“, da 
das Staatsbahnnetz sowohl durch die Erwerbungen des Jahres 1866 als 
auch durch vermehrte Bautätigkeit allmählich eine beachtliche Ausdeh- 
nung erhalten hatte. Es gab nun neben den Direktionen als den oberen 
Verwaltungsbehörden noch die „Kgl. Eisenbahnkommissionen“, die als 
sogenannte Lokalbehörden unmittelbar unter dem Minister standen und 
nur, insoweit die Zuständigkeit der Direktionen in Frage kam, Organe 
der letzteren waren. 

Diese gleichzeitige Neben- und Unterordnung von Direktionen und 
Kommissionen führte im Laufe der Zeit zu großen Schwierigkeiten. May- 
bach, der die Mangelhaftigkeit dieser Einrichtung als Präsident in Han- 
nover kennengelernt hatte, beseitigte sie, indem er 1879 aus den Kom- 
missionen „Kgl. Eisenbahn-Betriebsämter“ machte, nun aber diese den 
Direktionen schlechthin unterordnete. Hiermit war der dreigliedrige 
Instanzenzug eingeführt: Betriebsamt, Direktion, Ministerium. Auch 
dieser Aufbau erwies sich im Laufe der Zeit als ein Fehler. Einheitlich- 
keit und Geschlossenheit, die Möglichkeit und Fähigkeit raschen Ent- 
schlusses und prompter Durchführung dieser Entschlüsse wich einer 
bürokratischen Weitläufigkeit und Schwerfälligkeit, nachdem man den 
Direktionen durch das Zwischenschieben der Betriebsämter die Möglich- 
keit genommen hatte, sich selbst unmittelbar über die bestehenden Ein- 
richtungen und Bedürfnisse auf dem Laufenden zu halten. Bei der damals 
räumlich sehr weiten Ausdehnung der Bezirke und der großen Zahl der 
Betriebsämter war es praktisch für eine Direktion unmöglich, die gesamte 
Verwaltungstätigkeit in ihrem Bereich auch nur einigermaßen zu über- 
sehen. 
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Unter Minister Thielen wurden die Fragen einer Umorganisation 
erneut aufgeworfen, und Seydel arbeitete an einer Lösung zunächst in 
Gemeinschaft mit dem zuständigen Referenten Geheimrat Micke, dem 
späteren Direktor der Großen Berliner Straßenbahngesellschaft. Da von 
den verschiedensten Seiten hemmende Einflüsse gegen die geplante Neu- 
organisation in Umlauf gesetzt wurden, gehörte zur Durchführung der 
Aufgabe ein Mann von ungewöhnlicher Arbeitskraft, energisch und ziel- 
bewußt, wie es Geheimrat Micke war. In seinen Vorlesungen an der Uni- 
versität hatte Seydel selbst schon wesentliche Hinweise für die Gestal- 
tung der künftigen Organisation gegeben, und so war es eine logische 
Entwicklung, daß Geheimrat Micke ihn allmählich in die Organisations- 
kommission hineinzog, wo Seydel ein tatkräftiger Helfer und Förderer 
wurde. Diese Arbeiten bedeuteten einen jahrelangen Kampf, bis das Ziel 
erreicht war: Beseitigung der sogenannten Lokalbehörden, die eine über- 
flüssige Instanz darstellten, und Vereinigung der gesamten Verwaltungs- 
tätigkeit bei den Direktionen, wie es vor der Neuorganisation durch die 
Minister Achenbach und Maybach gewesen war. Zu diesem Zweck war es 
nötig, die Direktionsbezirke zu vergrößern und dementsprechend ihre 
Zahl zu erhöhen. Die Exekutivgewalt wurde, soweit sie nicht bei der 
Direktion verblieb, auf neugeschaffene Inspektionen übertragen, die in 
bestimmten Bezirken die einzelnen Zweige des Dienstes (Betriebs-, Ver- 
kehrs-, Maschinen- und Werkstättendienst) selbständig wahrnehmen 
mußten. 

Die für den 1. April 1895 in Aussicht genommene Neuordnung der 
Staatseisenbahnverwaltung hatte selbstverständlich auch in personeller 
Beziehung wichtige Folgen. Ein großer Teil der älteren Beamten wurde 
entbehrlich und auf Grund eines Sondergesetzes zur Disposition gestellt. 
Die Zahl der Kgl. Eisenbahndirektionen wurde von 11 auf 20 vermehrt, 
So wurde auch Seydel eine Eisenbahndirektion angeboten, und er erhielt 
bald darauf seine zum 1. April 1895 in Kraft tretende Ernennung als Prä- 
sident in Halle. Halle sollte der Sitz einer der größten Direktionen werden 
und Seydel hier Gelegenheit finden, die neue Organisation einzuführen 
und praktisch zu erproben, an deren Zustandekommen er so wesentlich 
mitgearbeitet hatte. Zunächst wurde die Kgl. Eisenbahndirektion Erfurt 
formell beauftragt, die Vorbereitungen für die Einrichtung der neuen 
großen Behörde in Halle zu schaffen, und am 15. Februar 1895 bereits 
wurde Seydel von seinen Amtsgeschäften im Ministerium entbunden, um 
sich in Halle kommissarisch den Vorarbeiten für die Einrichtung seiner 
neuen Behörde zu widmen. Dies war um so wichtiger, als am 1. April die 
bis dahin zuständigen Behörden in dem neugebildeten Bezirk Halle außer 
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Funktion treten sollten und dafür gesorgt werden mußte, daß die Direk- 
tion Halle mit ihren Organen unmittelbar anschließend ihre Tätigkeit 
aufnehmen konnte. 


6. Eisenbahndirektionspräsident in Halle. 


Die neue Behörde war in Ermangelung eines eigenen Dienstgebäudes 
recht dürftig untergebracht, so daß der Dienstbetrieb umständlich und 
weitläufig war. Das Anwachsen des Büropersonals machte den Bau eines 
eigenen Verwaltungsgebäudes immer dringlicher, doch verzögerte sich die 
Bewilligung der erforderlichen Geldmittel, bis in den Jahren 1899—1901 
endlich der neue stattliche Bau unter Leitung des Regierungsbaumeisters 
Fürstenau errichtet werden konnte. 

Der Bezirk der Eisenbahndirektion Halle war damals mit rund 
1950 km Bahnstrecken der größte von allen Direktionsbezirken. Er um- 
faßte unter anderen die Linien Berlin—Blankenheim, Berlin—Halle, 
Berlin—Jüterbog—Röderau, Berlin—Elsterwerda und Berlin—Görlitz, 
sämtlich mit Ausschluß der Berliner Bahnhöfe und Vorortstrecken. Zum 
Bezirk Halle gehörten ebenfalls die Linien Zerbst—Falkenberg—Kohl- 
furt, Roßlau—Bitterfeld—Leipzig, Halle—Nordhausen, Halle—Sorau— 
Guben und Halle—Leipzig mit verschiedenen Zwischenstrecken. Später 
wurde ein Teil der Thüringer Linien dem Bezirk hinzugefügt, jedoch die 
Strecke Berlin—Blankenheim—Nordhausen wieder abgetrennt. Der 
bedeutendste Verkehr bewegte sich im westlichen Teil des Bezirks, 
namentlich auf den Linien von Berlin nach Halle, Leipzig und Dresden, 
mit den großen Verkehrsmittelpunkten Halle und Leipzig. Der Bezirk 
bot wirtschaftlich ein mannigfaltiges Bild: Im Osten des Bezirks wurde 
die Lage von der sich stark entwickelnden Glas- und Braunkohlenindu- 
strie beherrscht, während besonders in der Provinz Sachsen neben der 
Industrie der Zuckerrübenbau und die Zuckerfabrikation eine Rolle 
spielten. Auch auf dem Gebiete des internationalen Personen- und Güter- 
verkehrs war die Direktion Halle mit ihren von Berlin ausgehenden 
Strecken stark beteiligt. 

Die Mitglieder der neuen Behörde waren aus ganz Preußen zusam- 
mengekommen, und es ergab sich im Laufe der Jahre ein vielfacher 
Wechsel. Sowohl mangelnde Kenntnisse der örtlichen und personellen 
Verhältnisse sowie die große Verschiedenartigkeit der Einrichtungen auf 
den einzelnen, vier alten Direktionsbezirken und fünf früheren Betriebs- 
ämtern entnommenen Strecken erschwerten die Arbeit gewaltig, bis eine 
einheitliche Verwaltung geschaffen war, Dennoch erreichte es Seydel 
innerhalb eines Jahres, daß eine gewisse Ruhe und Stetigkeit in seiner 
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Direktion Platz greifen konnte, Die seinerzeit auf die Einführung der 
neuen Verwaltungsordnung gesetzten Hoffnungen erfüllten sich in der 
Praxis vollkommen. Besonders günstig machte sich die Einfachheit des 
Apparates geltend durch die fortgesetzten engen Beziehungen zwischen 
der Direktion einerseits und den Inspektionen und äußeren Dienststellen 
andererseits. Dies wurde namentlich bei den großen baulichen Ände- 
rungen im Direktionsbezirk angenehm empfunden. Seydel hatte überall 
die Zügel in der Hand und blieb Herr der Situation, ohne sich selbst mit 
Kleinigkeiten zu überbürden; denn er gewährte allen Dezernenten durch 
unmittelbare Fühlungnahme die Möglichkeit, sich, soweit es mit den 
Bedürfnissen des Ganzen in Einklang stand, selbständig zu betätigen. 
Dabei hatte Seydel selbst einen weit vollständigeren Überblick über die 
gesamte Geschäftstätigkeit der Direktion, als es früher hätte erreicht 
werden können. Er sorgte auch dafür, daß den Inspektionsvorständen in 
ihrem Amtsbereich eine möglichst weitgehende Selbständigkeit bewahrt 
blieb. Vor allem verzichtete er darauf, den Inspektionsvorständen in 
minderwichtigen Dingen bindende Vorschriften zu machen, damit nicht 
die Initiative und das Verantwortungsgefühl dieser Beamten zum Schaden 
des Ganzen beeinträchtigt würde. So sorgte er dafür, daß weitgehende 
Freiheit der Entschließung bei seinen Untergebenen das Interesse für 
die Sache und die Lust und Liebe zur Arbeit förderte und zugleich das 
Verantwortlichkeitsgefühl stärkte. 

An die Spitze seiner Bemühungen stellte Seydel die Regel, daß die 
Eisenbahnverwaltung sich mit den Interessen und Bedürfnissen des Ver- 
kehrs nach allen Richtungen vertraut machen und stets bereit sein müsse, 
der wirtschaftlichen Entwicklung helfend und fördernd zur Seite zu 
stehen. Seydels eigene Worte beleuchten diese Einstellung: 

„Eigentlich sollte sich das wohl von selbst verstehen, aber die 
natürliche Tendenz großer staatlicher Verwaltungen zur bürokrati- 
schen Schwerfälligkeit wirkt gar zu leicht in entgegengesetzter 
Richtung; man läßt sich lieber schieben und geht davon aus, daß es 
bequemer ist, etwaigen Wünschen und Anträgen ein Nein entgegen- 
zusetzen, als die oft recht weitläufige Arbeit zu unternehmen, die 
ihre Erfüllung bedingt.“ 

Seydels Wirken in Halle kam unter anderem der Braunkohlen- und 
Brikettindustrie zugute, die sich über seinen ganzen Bezirk ausbreitete, 
aber in der Lausitz ihren Schwerpunkt hatte. Von Jahr zu Jahr wuchs 
die Zahl der Privatanschlußgleise, verdichtete sich der Verkehr und 
mußten die Erzeugnisse in immer neue Absatzgebiete befördert werden. 
Ähnlich war es bei der Glasindustrie in der Lausitz. 
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Besonders schwierig lagen die Verhältnisse in Leipzig, einem 
der ersten Handels- und Industrieplätze Deutschlands, wo es zwischen 
der preußischen und sächsischen Staatseisenbahnverwaltung viele Be- 
rührungspunkte, aber auch einen scharfen Konkurrenzkampf gab. 
Preußen beherrschte mit 5 großen Bahnhöfen die nördliche Stadthälfte, 
Sachsen mit 3 Bahnhöfen die südliche, wobei jeder Teil möglichst viel 
Verkehr nach seinem Gebiete herüberzuziehen versuchte. Die Konkur- 
renz. hatte einen außerordentlich realen Hintergrund; denn bei der Be- 
deutung Leipzigs kamen große Werte in Betracht. Unter Seydels Mit- 
wirkung gelang es der Eisenbahndirektion Halle, gerade um die preußi- 
schen Bahnhöfe herum und mit diesen verbunden zahlreiche großindu- 
strielle Unternehmungen anzusiedeln, deren Verkehr dem Direktions- 
bezirk alsdann von selbst zufiel. 

Lange war schon über die Frage der Erbauung eines gemeinschaft- 
lichen Zentralbahnhofs in Leipzig diskutiert worden. Unter Seydels An- 
trieb wurde nun ein großartiger Entwurf fertiggestellt, mit dem die ganze 
Bahnhofsfrage von Grund auf geregelt werden sollte. Der Entwurf, im 
wesentlichen ein Werk des Oberbaurats Bischof von der Eisenbahn- 
direktion Halle, erforderte für seine Ausführung einen Kostenaufwand 
von mehr als 100 Millionen #, fand aber sowohl in Berlin wie auch in 
Dresden Billigung. Es wurden sogleich die nötigen Mittel angewiesen, 
um den erforderlichen Grunderwerb sichern und die wichtigsten Güter- 
anlagen schnellstens in Angriff nehmen zu können. Es folgten Verhand- 
lungen zwischen Sachsen und Preußen sowie mit der Stadt Leipzig, um 
ein für allemal durch Verträge die künftige Gestaltung und Verwendung 
der Bahnanlagen im Leipziger Gebiet zu klären. Schon 1902 wurden diese 
Verträge geschlossen. 1903 bewilligten die beiderseitigen Landtage die 
erforderlichen Geldmittel für den Bau. 

Seydel fühlte sich zutiefst von seiner dienstlichen Tätigkeit befrie- 
digt und wehrte sich sogar dagegen, im Ministerium die Stelle des in- 
zwischen aus dem Staatsdienst ausgeschiedenen Ministerialdirektors 
Micke zu übernehmen. Auch gesellschaftlich sagte ihm das Leben in 
Halle sehr zu. Allerdings wuchs der offizielle Verkehr von Jahr zu Jahr 
und brachte neben viel unterhaltenden Anregungen auch große Lasten, 
Die Familie Seydel hatte im Winter stets zwischen 200 und 300 Personen 
formell einzuladen und fand es nicht immer leicht, bei einem verhältnis- 
mäßig geringen Einkommen diese Aufgabe in der von ihrer Stellung 
erwarteten Art auszufüllen. Doch verstand es Seydels Frau ausgezeichnet, 
ganz besonders sorgfältig hauszuhalten. In seinen Lebenserinnerungen 
schreibt Seydel hierüber: 

2* 
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„Von Anbeginn an haben wir in unserem äußeren Auftreten mit 
den Anderen, die noch dazu fast sämtlich in glänzenden Vermögens- 
verhältnissen sich befanden, durchaus Schritt gehalten, und kaum 
hat jemand geahnt, mit wie geringen Mitteln dies geschah. Wir 
brachten damit in gewissem Sinn ein Opfer, aber wir hielten es für 
geboten, die neue große Behörde so anständig wie möglich zu ver- 
treten, auch wenn es uns mitunter nicht ganz leicht wurde.“ 

Nachdem Minister Thielen im Jahre 1902 aus dem Amte geschieden 
war, folgte ihm Minister v. Budde, ein früherer Chef der Eisenbahn- 
abteilungen des Preußischen Generalstabs. Dieser war bereits zur Ver- 
tretung der Kanalvorlage in den Landtag berufen worden und war zur 
Zeit seines Amtsantritts Direktor der Löweschen Waffenfabriken. Man 
erwartete in Kreisen der Eisenbahnverwaltung von Gen.-Major z. D. 
Budde ein scharfes militärisches Regiment. In der Tat nahm dieser sein 
neues Amt mit größter Tatkraft und unermüdlicher Arbeitsfreude in An- 
griff. Entgegen allen Erwartungen empfand man aber überall sein per- 
sönliches Eingreifen als angenehm und ebenso auch die Tatsache, daß 
endlich wieder ein Mann an der Spitze der Verwaltung stand, der selbst 
die Zügel führte. 

Buddes größter Feind jedoch war sein übersteigertes Selbstgefühl, 
das in der Folgezeit nicht ohne ungünstigen Einfluß auf sein amtliches 
Wirken blieb. Er bemühte sich sehr um die Gunst der Presse, besonders 
als er sich in erster Linie der Kanalvorlage zuwandte. Diese nahm ihn 
fast ganz in Anspruch, so daß er die Eisenbahnangelegenheiten im wesent- 
lichen seinem Unterstaatssekretär überließ. So wurden der Kanalvorlage 
viele Pläne und Aufgaben geopfert, die im dringenden Interesse der 
Staatseisenbahnverwaltung lagen. In dem Bestreben, die öffentliche 
Meinung für sich zu gewinnen und damit Stimmung für den Kanal zu 
machen, ging Budde nach Seydels Ansicht so weit, daß der alte Grundsatz 
Gleiches Recht und gleiches Maß für Alle, ohne den es in der großen 
Eisenbahnverwaltung nicht geht, allmählich verlassen wurde. Buddes 
Tätigkeit hatte aber auch ihre erfreulichen Seiten. Er förderte eine 
einfache Geschäftsführung, umgehende Erledigung aller Angelegen- 
heiten, insbesondere von Anträgen und Beschwerden. Er verlangte ent- 
gegenkommendes Verhalten gegen das Publikum, suchte kaufmännische 
Grundsätze durchzusetzen und unter Arbeitern und Beamten eine strenge 
Dienstzucht aufrechtzuerhalten, Gleichzeitig war er bemüht, überall für 
das Personal zu sorgen und ohne Rücksicht auf die Kosten Wohlfahrts- 
einrichtungen zu schaffen. Die Grundsätze, nach denen dieser Minister 
die Eisenbahnverwaltung geführt wissen wollte, deckten sich im all- 
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gemeinen mit den Ansichten Seydels, wenn dieser auch den inneren 
Beweggründen seines Chefs kritisch gegenüberstand. Im übrigen erwarb 
sich v. Budde ein großes Verdienst, indem er der Abhängigkeit seines 
Ministeriums vom Finanzministerium ein Ende bereitete und große Geld- 
mittel für die Verbesserung der Bahnanlagen wie auch für die Erhöhung 
der Betriebssicherheit verfügbar machtet, 


Im Jahre 1906 wurde Paul v. Breitenbach Minister der öffent- 
lichen Arbeiten. Seydel kannte ihn seit langen Jahren; beide Männer 
schätzten sich gegenseitig. Auf dieser Grundlage ergab sich ein ver- 
trauensvolles Zusammenarbeiten in den folgenden Friedens- und Kriegs- 
jahren. So konnte Seydel seine beiden großen Lebensaufgaben vollenden, 
deren eine die Einrichtung und der Ausbau der Eisenbahndirektion Halle 
im Zuge der von ihm selbst maßgeblich beeinflußten Neuorganisation 
der Staatseisenbahnverwaltung war, während die andere, die Erbauung 
des Preußisch-Sächsischen Gemeinschaftsbahnhofs in Leipzig, während 
des Krieges vollendet wurde. 


Die Eisenbahndirektion Halle a. S. galt mit vollem Recht als eine 
Musterdirektion. Alle Beamten empfanden, genau wie einst die Beamten- 
schaft im Betriebsamt Hannover-Rheine, daß Seydel ihnen wohlwollend 
und gerecht gegenüberstand. Für seine Entschlüsse galten nur die Be- 
dürfnisse der Verwaltung und die Leistung und Führung des einzelnen. 
Sein ausgeprägtes soziales Empfinden betätigte sich ständig, indem er 
sich für Verbesserungen der Dienstpläne, der Unterkunftsräume und jed- 
weder Wohlfahrtseinrichtung einsetzte. Während der Bahnbauten in 
Leipzig wurden große Umsiedlungen von Beamten und Arbeitern not- 
wendig, und Seydel widmete sein tätiges Interesse der Neuschaffung 
großer Wohnkolonien in der Umgebung von Leipzig, Die Tätigkeit unter 
Seydel war für vorwärtsstrebende Beamte eine vorzügliche Schule. Wie 
sehr abwägende Sachlichkeit seinem ganzen Charakter und seiner Dienst- 
auffassung entsprach, beweist eine Notiz aus seinem Nachlaß, in der er 
folgende, von dem ehemaligen Oberpräsidenten von Schlesien, Fürsten 
von Hatzfeldt, gemachte Äußerung niederschrieb: 


„Die Schneidigkeit ist eine schätzenswerte Eigenschaft für den 
Soldaten; die Schneidigkeit des Verwaltungsbeamten beeinträchtigt 
meist die Sachlichkeit der zu treffenden Entscheidung. Damit soll 


1 Von hier ab folgt die Darstellung dem „Nachwort“ zu den Aufzeich- 
nungen Friedrich Seydels „Aus meinem Leben“, das sein Schwiegersohn Regie- 
rungspräsident i. R, Dr. Rose in Göttingen verfaßt hat. Dieses „Nachwort“ ist 
auch bei den vorhergehenden Abschnitten berücksichtigt worden. 
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freilich nicht gesagt sein, daß nicht auch hier Fälle vorkommen 
können, in denen eine gewisse Schneidigkeit angebracht ist. Aber 
diese Fälle werden selten vorkommen.“ 


Neben der Bearbeitung und Entscheidung über eine Fülle tech- 
nischer Fragen im Zusammenhang mit den neuen Bahnanlagen in Leipzig 
übertrug der preußische Arbeitsminister der Eisenbahndirektion Halle 
in bewußter Anerkennung der besonderen Fähigkeiten ihres Präsidenten 
die Vorarbeiten und Versuche für einen elektrischen Eisenbahnbetrieb. 
In Verbindung hiermit wurde Seydels Arbeitskraft seit 1910 in beson- 
derem Maße mit der Planung und Ausführung des großen Kraftwerks 
in Muldenstein bei Bitterfeld in Anspruch genommen. Trotz der durch 
den Krieg hervorgerufenen Verzögerung konnte Seydel 1915 dem Minister 
das fertiggestellte Kraftwerk und gleichzeitig auch die gesamten Bahn- 
hofsanlagen in Leipzig zeigen. 

Durch den Ausbruch des Weltkrieges wurde die in wohlgeordneten 
Bahnen verlaufende Entwicklung des Eisenbahnwesens im Direktions- 
bezirk Halle jäh unterbrochen. Zwar bedurfte es keiner besonderen Vor- 
bereitungen für die Eisenbahnverwaltung, denn alles für den Ernstfall 
eines Krieges Voraussehbare war durch die Mobilmachungspläne und 
-anordnungen bis ins einzelne bestimmt, so daß sich die riesigen Trans- 
portbewegungen reibungslos vollzogen. Aber bald nach dem Aufmarsch 
setzten doch Schwierigkeiten ein. Nach Auffassung des Generalstabs 
sollte sich der Verkehr nur noch nach dem Militärfahrplan abwickeln. 
Dies erwies sich schon deshalb als unmöglich, weil die tägliche Versor- 
gung der Großstädte mit Milch, Gemüse und anderen Lebensmitteln 
sichergestellt werden mußte. Ebenso war Vorsorge für die Beförderung 
der für die Kriegsindustrie wichtigen Güter zu treffen. Sodann mußte 
der Güterverkehr mit dem neutralen Ausland und den Verbündeten in 
Gang gehalten werden. Hierbei hatte die Direktion Halle nicht nur wich- 
tige Großstädte wie Berlin, Leipzig, Halle und Magdeburg und für die 
Kriegswirtschaft wichtigste Industriezentren zu versorgen, sondern zu- 
gleich einen Durchgangsverkehr allergrößter Bedeutung zu übernehmen. 
Eine Lösung der Probleme und Aufgaben war nur durch verständnis- 
volles Zusammenarbeiten mit den Linienkommandanturen möglich. Prä- 
sident Seydel stellte dem Linienkommandanten sofort erfahrene Beamte 
aus dem Betriebs- und Verkehrsdienst zur Verfügung. Seine Sachlichkeit 
und die Autorität, die er bei allen seinen Untergebenen besaß, hatte zur 
Folge, daß auch die militärischen Stellen seinen Rat und seine Erfah- 
rungen anerkannten. So wurde es vermieden, daß man seine Kräft mit 
Auseinandersetzungen zwischen den zivilen und militärischen Stellen 
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verzettelte, wie dies andererorts vielfach geschehen ist. Die Rolle, die 
die Eisenbahndirektion Halle unter ihrem Präsidenten im Verlaufe der 
Kriegsjahre spielte, war die größtmögliche Prüfung für alles, was in den 
verflossenen 20 Jahren geschaffen worden war. Diese Probe wurde glän- 
zend bestanden, obgleich zu allen anderen Aufgaben schließlich auch 
noch mit der Errichtung der Stickstoff-Gewinnungsanlagen in Leuna 
weitere große betriebliche Neuanlagen geschaffen werden mußten. 

War Seydel für das Ministerium ein wertvoller Ratgeber und wurden 
seine Ausführungen auf den Präsidentenkonferenzen regelmäßig beson- 
derer Beachtung gewürdigt, so wurde sein Rat auch von anderen Direk- 
tionen in allgemeinen und grundlegenden Fragen in Anspruch genommen. 

Im Verein Deutscher Eisenbahnverwaltungen gehörte Seydel über 
zwei Jahrzehnte der Satzungskommission an, wo er richtunggebend auf 
die Entwicklung des Vereins wirken konnte. Bis kurz vor seinem Tode 
war er auch Mitglied des Preisausschusses des Vereins. 

Im Jahre 1912 wurde Seydel in die „Kommission zur Ergänzung 
der den Zugverkehr auf den Eisenbahnstrecken des Rheinisch-Westfäli- 
schen Industriegebiets und seiner Ab- und Zufahrtlinien betreffenden 
inneren Verwaltungseinrichtungen“ berufen. 

Auch noch in Halle beschäftigte sich Präsident Seydel als Fach- 
schriftsteller, und zwar hauptsächlich wiederum mit einer Neubearbei- 
tung seines Kommentars zum Enteignungsgesetz von 1874. Die vierte 
Auflage erschien 1911 und war bis zum Jahre 1936 noch nicht durch 
etwas Neueres, Gleichwertiges ersetzt. Seydels letzte schriftstellerische 
Arbeit galt wieder der „Organisation der Preußischen 
Staatseisenbahn“. Diese Arbeit dankt ihr Entstehen dem Wunsche 
Seydels, Einfachheit, Geschlossenheit und Schlagfertigkeit der Verwal- 
tung zu sichern; denn immer wieder stellte er fest, daß sich von Zeit 
zu Zeit Bestrebungen wiederholten, um Vorhandenes zu verändern, nicht 
um Besseres an seine Stelle zu setzen, sondern um alte Einrichtungen 
wiederherzustellen, deren Unzulänglichkeit und Fehlerhaftigkeit bereits 
erwiesen war. Eine vertiefte Kenntnis der geschichtlichen Entwicklung 
der Organisation der Staatseisenbahnverwaltung sollte derartige ver- 
fehlte Vorschläge verhüten und damit die Verwaltung und schließlich 
auch die Allgemeinheit vor Rückschlägen bewahren, 

Am 24, August 1918 wurde Friedrich Seydel der Charakter als 
Preußischer Wirklicher Geheimer Rat mit dem Prädikat Exzellenz ver- 
liehen. Dies war eine für den Präsidenten einer Provinzialbehörde außer- 
gewöhnliche Ehrung. Die vom Kaiser im Großen Hauptquartier voll- 
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zogene Urkunde wurde von einem Handschreiben des Staatsministers 
von Breitenbach begleitet, in dem dieser hervorhob, daß die seltene Aus- 
zeichnung in Anerkennung der Verdienste erfolge, die sich Friedrich 
Seydel mit der langjährigen und mit vorbildlichem Erfolge betriebenen 
Verwaltung der Direktion Halle (Saale) erworben habe, deren Bedeutung 
im Kriege ins Ungemessene gestiegen sei, sowie ferner auch in Würdi- 
gung seiner nützlichen kommentatorisch-literarischen Tätigkeit. 

Seydel erreichte 1912 das 65. Lebensjahr, doch gab es damals noch 
keine Altersgrenze für Beamte. Auch verstand es sich von selbst, daß 
Seydel die 1913 erfolgende Eröffnung des Leipziger Hauptbahnhofs sowie 
anschließend das Kaisermanöver und die Hundertjahrfeier der Völker- 
schlacht bei Leipzig noch im Amte miterleben wollte und mu Bte. Als 
daran anschließend der Gedanke an den Abschied von dem ihm so lieb- 
gewordenen Dienst ernstlich näherrückte, gelang es dem Minister 
v. Breitenbach, unter Hinweis auf die erst unter Seydels Mitwirkung 
in Angriff genommene Elektrifizierung der Eisenbahn im Bezirk Halle- 
Leipzig, sich die Mitarbeit des verdienten Mannes mit der Bitte weiter- 
zuversichern, Seydel möge doch noch so lange im Amte bleiben, wie, er 
selbst das Ministeramt innehabe. 

Als mit Ausbruch der Novemberrevolution am 9. November 1918 die 
Leitung des Eisenbahnministeriums dem bisherigen Ministerialdirektor 
Hoff übertragen wurde, richtete dieser an Seydel ein Handschreiben, in 
dem er ihn bat, „dem Bezirk Halle in alter Meisterschaft auch weiter 
vorzustehen“. 

Indes war damals schon Friedrich Seydel ein kranker Mann. Den- 
noch hätte er sich in gewohnter Pflichttreue nicht vergebens zum Ver- 
weilen im Dienste bitten lassen, da er es mißbilligte, daß in jenen 
schweren Tagen so mancher seinen Posten ohne zwingenden Grund ver- 
ließ. Es lasteten damals auf der Eisenbahn durch den Rücktransport des 
Feldheeres außerordentlich schwere Aufgaben. Aber das Leiden ver- 
schlimmerte sich, Seydel konnte kaum den Weg zum Dienstzimmer mehr 
machen, und alle Sachen, die die Entscheidung und Unterschrift des Prä- 
sidenten erforderten, mußten ihm in die Wohnung gebracht werden. Zu- 
nehmende Heiserkeit und schließlich der Verlust der Stimme machten 
es immer gewisser, daß es sich um eine bösartige Krebserkrankung han- 
delte, die keine Heilung mehr erhoffen ließ, 

Am 30. Januar 1919 richtete Präsident Seydel nachstehenden Ab- 
schiedsgruß an seine bisherigen Mitarbeiter, den er mit zitternder Hand 
mit Blei unterschrieb: 
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„Mein vorgeschrittenes Lebensalter sowie andauernde Krank- 
heit, die eine vollständige Wiederherstellung nicht erwarten lassen, 
haben mich bestimmt, zum 1. April d.J. meine Versetzung in den 
Ruhestand nachzusuchen. Ich scheide damit aus einem Amte, das 
ich 24 Jahre lang verwaltet habe. Daß es mir schwer wird, auf die 
altgewohnte, liebgewordene Lebensarbeit endgültig zu verzichten, 
wird jeder begreifen; am schmerzlichsten empfinde ich den Abschied 
von all den Kollegen und Freunden, die während meiner Amtszeit 
meine Mitarbeiter gewesen sind, mir verständnisvoll und stets auf 
das Bereitwilligste zur Seite gestanden und wesentlich zu den Er- 
folgen, die die Direktion Halle erzielt hat, beigetragen haben. Ich 
habe Ihnen allen auf das Herzlichste zu danken und mir werden die 
Jahre gemeinsamer, zielbewußter und nutzbringender Arbeit die 
schönste Erinnerung bleiben, 

Indem ich Ihnen Lebewohl sage, bitte ich Sie, das Vertrauen, 
das Sie mir stets in so reichem Maße geschenkt haben, ebenso auch 
auf meinen Nachfolger im Amte zu übertragen. 

Halle (Saale), den 30. Januar 1919. 

Der Präsident der Eisenbahndirektion. 
gez. Seydel, Wirkl. Geheimer Rat.“ 


Der Übertritt in den Ruhestand war Seydel jedoch nicht mehr be- 
schieden, Am 5. Februar 1919 schloß er für immer die Augen. Trotz- 
dem es die Zeit der Arbeiter- und Soldatenräte war, trotzdem alle Ord- 
nung am Boden lag, erwies es sich, daß das Ansehen und Vertrauen, das 
er genoß, und die feste Ordnung, die er in fast 24jähriger Tätigkeit 
geschaffen hatte, allen Stürmen standhielt. Die Beamten und Arbeiter 
des Direktionsbezirkes erfüllte tiefe, aufrichtige Trauer, als ihnen die 
Direktion Halle Seydels Ableben mit folgendem Zusatz bekanntgab: 

„Der Entschlafene hat die Eisenbahndirektion Halle zum 1, April 
1895 ins Leben gerufen und sie seitdem mit hervorragendem Können 
und unermüdlicher Arbeitskraft in vorbildlicher Weise geleitet. 

In ihm betrauern wir einen allezeit gütigen und gerechten Vor- 
gesetzten, der für jeden seiner Untergebenen ein warmes Herz hatte 
und dessen vornehmste Sorge die Förderung des Wohles aller Be- 
diensteten war. Wir werden sein Andenken stets in hohen Ehren 
halten!“ 

Es war einer Reihe äußerer Umstände zuzuschreiben, wenn Fried- 
rich Seydel seine dienstliche Laufbahn und Lebensarbeit nicht an höherer 
Stelle in Berlin beschloß. Doch wäre es irrig, anzunehmen, daß hierzu 
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nur äußere Umstände beitrugen. Äußere Umstände können sich dem 
Menschen günstig erweisen, wenn er sie zu nützen versteht. Wem aber 
Charakter und Anlage andere Aufgaben stellen und andere Ziele erstre- 
benswert erscheinen lassen, der wird sein Leben — wie Friedrich Seydel — 
auf diese einstellen, und dies um so bewußter, je bedeutender seine Per- 
sönlichkeit ist. So liegt gerade bei Friedrich Seydel der tiefste und aus- 
schlaggebende Grund für sein Verbleiben bis zu seinem Lebensende in 
Halle darin, daß er diese Stellung und die ihm durch sie gestellten Auf- 
gaben über alles stellte, was sich ihm hätte sonst bieten können. Wie er 
anderen durch die Möglichkeit zu selbständiger Tätigkeit die höchste 
Befriedigung in ihrer Arbeit mit Recht glaubte verschaffen zu können, 
so gab es für ihn nichts Höheres und Erstrebenswerteres als die eigene 
Selbständigkeit im Amte. Er hielt es mit Cäsar und wollte lieber der 
Erste in der Provinz als in Berlin der Zweite sein. Daß das Schicksal 
ihm dies beschieden und ihm ermöglicht hat, bis zum letzten Atemzuge 
das Glück auszukosten, das Beruf und Stellung ihm schenkten, war für 
ihn der schönste Lohn, den er für seine Lebensarbeit ernten konnte, 


Die Verkehrs- und Wirtschaftspolitik im Belgischen Kongo. 


Von 
W. Paschen in Kiel. 


(Zwei Karten.) 


„Kolonisieren heißt Transportieren“, 


Die allgemeine Verkehrslage. 

Das Verkehrswesen des Belgischen Kongos ist bedingt durch die 
physikalische Beschaffenheit des Gebiets und die Wirtschaftspolitik, 
welche darauf angelegt ist, die Ein- und Ausfuhrprodukte in der Haupt- 
sache auf „nationalen“, d. h. rein kongostaatlichen Verkehrswegen und 
mit eigenen Verkehrsmitteln zu befördern. Ein Grundsatz, der sich — 
weil unwirtschaftlich — auf die Dauer nicht hat durchführen lassen. 

Der Belgische Kongo liegt in Zentralafrika beiderseits des Äquators 
zwischen dem 5° 20’ N. Br., Gangi Uelé), dem 13° 30’ S. Br., Mandoko 
(Katanga), dem 12° 10’ Ö. L. v. Gr., Lunga (Bas-Congo) und dem 31° 30' 
Ö. L. Dungu (Haut-Uturi)!. 

Das Gebiet fällt größtenteils in das Kongobecken, eine ausgedehnte 
Beckenlandschaft, 200 bis 600 m hoch, und vielfach mit Urwald bedeckt. 
Mit großen Teilen greift dieses Becken nach Französisch-Äquatorial- 
Afrika (Fr.Ä.A.), dem Sudan und Angola über, andererseits gehören Teile 
im Nordosten der Kolonie in das Nilgebiet. Die Ränder des Kongobeckens 
bestehen aus gefalteten Randgebirgen und bilden Schwellen, die das 
System des Kongo von anderen Strömen scheiden. Im Norden bildet die 
Ansande-Schwelle die Wasserscheide zwischen Kongo und Nil. Im Osten 
ragt die mächtige zentralafrikanische Schwelle zu den Hochländern west- 
lich der Großen Seen auf. Im Süden scheidet die Lundaschwelle die Fluß- 
systeme des Kongo und des Zambesi. Im Schnittpunkt der Lunda- und 
der zentralafrikanischen Schwelle liegt das Katanga-Bergbaugebiet, 
dessen Grenzen etwa mit der Provinz Elisabethville zusammenfallen. Im 
Westen trennt die Nieder-Guineaschwelle mit dem Küstengebirge der 
Monts de Cristal das Kongobecken von dem Atlantischen Ozean. 


1 Vgl. Annuaire Statistique de la Belgique et du Congo Belge, 1937, S. 260 
und 262, 
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Der Flächeninhalt der Kolonie beträgt 2357800 qkm, die Länge 
ihrer Grenzen 9375 km, und zwar im Westen und Norden gegen Fr.Ä.A. 
2725 km, gegen den ägyptischen Sudan im Norden 500; gegen Uganda, 
Tanganyika, Ruanda-Urundi 1750 km, gegen Rhodesien im Osten 1065 
und im Süden 1000 km, gegen Angola 2135, gegen die portugiesische En- 
klave Kabinda 160 und gegen den Atlantischen Ozean 40 km. 

Die farbige Bevölkerung zählte (ohne das Mandatsgebiet von 
Ruanda-Urundi) am 31. Dezember 1936 10 046 731 Köpfe, davon 5 001 715 
männlichen und 5 045 016 weiblichen Geschlechts. Unter Berücksichti- 
gung der von der Zählung nicht erfaßten Personen, das sind besonders 
Frauen und Kinder, ist sie höher zu veranschlagen. Die Bevölkerungs- 
dichte beträgt für das Gesamtgebiet 4,2 je qkm, aber die Verteilung ist 
ungleichmäßig. In Mayumba z.B. erreicht die Bevölkerungsdichte 29,38 
je qkm, im Gebiet von Kabare (Kivu) 35,3, im Distrikt von Oschwe dagegen 
unter 1 je qkm. Die Verteilung der Bevölkerung auf die Provinzen war 
am 31. Dezember 1936 folgende: 


Verteilung 
Semi. Fläche Zahl der Zahl dor Arbeitskräfte: 
inqkm Bevölkeruug Je qkm am am 
31-X11.35 31. XII. 36 
Léopoldville . . . 365600 1950749 Au 78965 71832 
Coquilhatville . . 413600 1522672 ` Ae 48091 50201 
Stanleyville . . . 532000 2330506 ` Aus 117721 131714 
Costermansville . 232600 1323910 bau 55772 67466 
Elisabethville . . 492400 1006540 2,4 34231 37203 
Lusambo . . . . 321600 1912354 a 42751 51358 


2357800 10046 731 377531 409 274 

Quelle: Rapport Annuel sur l’Administration de la Colonie du Congo 
Belge pendant l'année 1936, Bruxelles 1937, Seiten 17, 23, 201. 

Stärker bevölkert ist das 54 172 qkm große Mandatsgebiet Ruanda- 
Urundi mit rund 3,5 Mio Bewohnern (Ruanda 26 092, Urundi 28 080 qkm). 
Die Zahl der Weißen betrug 1930: 25 579, davon etwa 40 % in Katanga. 
Durch Abwanderung infolge der Wirtschaftskrise ging sie stark zurück, 
um sich in den letzten Jahren wieder langsam zu erhöhen. Am 1. Ja- 
nuar 1936 wurden 18 685 Weiße gezählt, am 1. Januar 1937 20103, und 
zwar 16 892 Erwachsene (11 014 Männer, 5878 Frauen) und 3211 Kinder. 
Auf die Provinzen verteilen sich die Weißen wie folgt: L&opoldville 4842; 
Coquilhatville 1687; Stanleyville 3743; Costermansville 1900; Elisabeth- 
ville 6210; Lusambo 1721. 

Ein breiter Urwaldgürtel erstreckt sich etwa von Ubangi-Uel& im 
Norden bis zum 4° S.Br. Die Hauptbaumarten sind hier Mahagoni, 
Palisander und Wollbaum, die bis 40 m hoch werden. Palmen, Baumfarne, 
Bananen und Schlingpflanzen machen den Wald fast undurchdringlich. 
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Nördlich und südlich der Urwaldzone herrscht die Parklandschaft, Busch- 
und Grassavanne vor. Hier gedeihen besonders die Ölpalme und der Kopal- 
baum. Breite Urwaldstreifen begleiten auch die Flußläufe. Die Küsten- 
zone, das Katanga-Hochland und das Seengebiet sind mit Savanne und 
Busch bedeckt. 

Das Klima zerfällt infolge der großen Ausdehnung des Landes und 
der verschiedenen Höhenlagen — die Randzone weist Höhen bis zu 1500 m 
auf — in mehrere Zonen, ist aber vorwiegend tropisch heiß und feucht. 
In der Urwaldzone fallen das ganze Jahr hindurch starke Regen, südlich 
und nördlich davon sind je eine große und kleine Regenzeit zu unter- 
scheiden. Die nördlichsten Teile und Katanga haben nur eine Regen- und 
eine Trockenzeit. Teile dieses Gebiets sind für die Siedlung Weißer ge- 
eignet, Nach dem Atlantik nimmt die Regenmenge ab. 

Das Land ist von dem gewaltigen Flußsystem des Kongo und seiner 
Nebenflüsse erfüllt. Dieses Flußnetz hat oberhalb Léopoldville eine 
schiffbare Länge von etwa 12.000 km, von denen 7414 km für Kähne von 
150 t Tragfähigkeit, 5545 km für solche von 350 t und 3135 km für Fahr- 
zeuge von 800 t schiffbar sind. Dampfer vom Typ „Délivrance“ — kleinere 
Dampfer oder Schlepper mit einem Tiefgang von Gen m — können das 
ganze Netz befahren. 

Von den Seehäfen Banana, Boma, Ango-Ango und Matadi liegen 
die drei letzteren 87 bzw- 150 km von der Kongomündung entfernt. Bis 
Matadi, 150 km flußaufwärts, reicht der Flut- und Ebbestrom. Dieser 
Haupthafen ist für alle Seeschiffe erreichbar. Die wichtigsten Fluß- 
häfen sind L&opoldville-Kinshasa, Coquilhatville, Bumba, Aketi, Stanley- 
ville, Basoko, Lusambo, Port Francqui. Am Tanganyika-See liegen Albert- 
ville, Usumbura, Muliro und Uvira; am Albertsee Kassenyi und Mahagi 
Port; am Kivu-See Costermansville, Kalehe, Goma und Kisenyi; am Moeru- 
See Pweto und Kilwa. 

Der Kongo selbst ist fast 5000 km lang. Der Strom entsteht aus den 
Quellflüssen Lualaba (von Bukama ab schiffbar) und Luapula, auch 
Luvua genannt. Ersterer entspringt im Katanga-Bergland, letzterer in 
Nord-Rhodesien, durchfließt den Bangweolo- und den Moeru-See und ver- 
einigt sich mit dem Lualaba. Weiter unterhalb bildet der Lualaba mehrere 
Katarakte, die von der Bahnlinie Kongolo—Kindu umgangen werden. Bis 
zu den Stanleyfällen, die von der Bahn Ponthierville—Stanleyville um- 
gangen werden, ist der Lualaba wieder schiffbar. Unterhalb Stanleyville 
bildet der „Obere Kongo“ eine fast 1800 km lange Wasserstraße mit zahl- 
reichen schiffbaren Nebenflüssen, so von rechts Aruwimi, Itimbiri, Mon- 
gala, Ubangi-Uel& und Sanga; von links Lomani, Lopori, Ruki, Lulonga, 
Kasai-Kwango. Unterhalb Léopoldville am Stanleypool bildet der Strom 


30 Die Verkehrs- und Wirtschaftspolitik im Belgischen Kongo. 


die Livingstone-Fälle und durchbricht, zahlreiche Stromschnellen bildend, 
das Küstengebirge der Monts de Cristal. Dieser nicht schiffbare Unter- 
lauf des Kongo wird durch die Bahn Matadi—L6opoldville umgangen. 


Der Aufbau des Kongostaates. 


Die von Livingstone begonnene Erforschung Zentral-Afrikas führte 
Stanley fort. Mit seiner Durchquerung des Kontinents von Ost nach West, 
1874/76, den Kongo abwärts fahrend, schließt die Periode der großen 
Unternehmen, die nur der geographischen Erforschung dienten, und es 
beginnen die politischen Rivalitäten unter den europäischen Staaten um 
den Besitz dieser Gebiete. 

Während England und Frankreich zunächst deren Wert nicht hoch 
einschätzen, nimmt König Leopold II. Stanley 1878 in seine Dienste. 
Gleichzeitig wird das „Comité d'Etudes du Haut-Congo“ ge- 
gründet, und Anfang 1879 geht eine neue Expedition unter Stanley nach 
Afrika. Mit fünf kleinen zerlegbaren Dampfern will er oberhalb Stanley- 
pool den Kongo aufwärtsfahren. Sechzehn Monate waren erforderlich, 
um einen Weg zu bahnen und mit Trägerkarawanen das zerklüftete 
Küstenbergland zu überwinden. Als die Dampfer dann flußaufwärts vor- 
dringen, werden am Strom Posten errichtet, die bis zu dem heutigen Stan- 
leyville reichen, Als Stanley 1882 nach Europa zurückkehrt, legt sich 
das bisherige Comité die Bezeichung „Association Internationale du 
Congo“ bei, unter gleichzeitiger Erklärung der politischen Ziele. Ihre 
Beauftragten schließen nunmehr als Staatsvertreter Verträge mit den 
Eingeborenen. Mit großer Energie wird das Kongobecken erforscht und 
besetzt. 1883 gründet Stanley die Station Stanleyfalls, das heutige Stan- 
leyville. Neben Belgiern war in dieser Periode auch Herrmann v, Wiss- 
mann für die Internationale Kongogesellschaft tätig. Er erforschte den 
Lulua, gründete Luluaburg und bestätigte 1884 die Verbindung des Kasai 
mit dem Kongo, während Dr. Wolf den Sankuru erkundete und die Ver- 
einigung aller Flüsse mit dem Kongo feststellte, 

Die Geschicklichkeit des Königs überwindet die großen Schwierig- 
keiten, die sich seinem Unternehmen entgegenstellen. Portugal bean- 
sprucht die Küste und beide Kongoufer bis Noki, Frankreich das linke 
Ufer des Pools. Daraufhin wird das Gebiet von Kwilu-Niari besetzt und 
dadurch der direkte Zugang von Brazzaville aus zum Ozean gesperrt. Man 
besaß so ein Tauschobjekt für die Verhandlungen mit Frankreich, und 
sicherte dem Kongobecken einen Zugang zum Meer, falls die Mündung 
des Kongo portugiesisch bleiben sollte. Am 10. April 1884 erkennen die 
Vereinigten Staaten die Oberhoheit der Association Internationale du 
Congo innerhalb gewisser Grenzen an, ebenso Deutschland am 8. No- 
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vember 1884. Fürst Bismarck will der Gründung eines unabhängigen 
internationalen Kongostaates zustimmen. Auch Frankreich folgt, aber 
mit dem Vorbehalt, daß ihm im Falle der Veräußerung der afrikanischen 
Gebiete ein Vorrecht eingeräumt wird. Ein 1883 in München tagender 
Völkerrechtskongreß beschloß die Internationalisierung des Kongo-Fluß- 
systems, Dem widersetzte sich mit Englands Unterstützung Portugal, 
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während Deutschland, Frankreich und Holland zustimmten. Bald darauf 
wurde eine internationale Konferenz von 14 Mächten unter dem Vorsitz 
Bismarcks zur Regelung der zentralafrikanischen Frage nach Berlin ein- 
berufen. Das Ergebnis war die am 25. Februar 1885 verkündete „Kongo- 
Generalakte“, welche sich auf das Becken des Kongo, den französischen 
Kongo, Teile von Kamerun, das Gebiet der Großen Seen, Britisch-Ost- 
afrika, das nördliche Angola und Kabinda erstreckte, zusammengefaßt 
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als „Konventionelles Kongobecken“. Die Akte sah freie Schiffahrt auf 
Kongo und Niger, Neutralisierung dieser Gebiete im Kriegsfall, Verbot 
des Sklavenhandels, Verbesserung der Lage der Eingeborenen sowie Zoll- 
freiheit vor, 

Der „Kongostaat“ wurde von der Berliner Konferenz zwar nicht 
geschaffen, aber gleichzeitig hatten Verhandlungen der beteiligten Mächte 
untereinander stattgefunden, so zwischen Frankreich und Portugal und 
beider mit der Association Internationale du Congo, über die Abgrenzung 
der Gebiete gegen den neuen Staat. Das Kwilu-Niari-Becken kam an 
Frankreich, mit Portugal wurde die Kongomündung geteilt. Portugal er- 
hielt ferner das linke Kongoufer von Noki ab und im Norden Kabinda. 
Die Internationale Gesellschaft behielt das rechte Flußufer mit Boma 
und Mayumbe und auf dem linken Ufer den Hafen von Matadi. So konnte 
König Leopold am 23. Februar 1885, noch vor Schluß der Konferenz, mit- 
teilen, daß die Gesellschaft mit allen Konferenzmächten Verträge ge- 
schlossen habe, welche die vollendete Gründung und die Anerkennung des 
Kongostaates enthielten. Als selbständiger Staat trat dieser dann der 
Kongoakte bei. Der Berliner Kongreß sollte die einseitige Ausbeutung 
des Kongobeckens mit seinen großen natürlichen Reichtümern durch 
eine Kolonialmacht verhindern, Äquatorial-Afrika sollte dem freien 
Handel aller Völker offenstehen. Durch Gründung des Kongostaates 
glaubte man diesem Ziel gedient zu haben. 

Das belgische Parlament proklamierte den König zum Herrscher des 
von der Internationalen Gesellschaft gegründeten Unabhängigen Kongo- 
staates, und teilte dies den Mächten am 1. Juli 1885 mit. 

Die Brüsseler Konferenz, 1890, berührt in ihrer Deklaration das 
Schiffahrtsregime auf dem Kongo nicht. Bis 1919 gilt hinsichtlich der 
Schiffahrt im Kongobecken die Berliner Kongo-Akte. An ihre Stelle tritt 
1919 der Vertrag von St. Germain-en-Laye, dessen Artikel V die Bestim- 
mungen bezüglich der Freiheit und Gleichheit der Schiffahrt auf allen 
Flüssen, Mündungen und Seen innerhalb des konventionellen Kongo- 
beckens auch auf die Eisenbahnen, Straßen und Kanäle ausdehnt, die zur 
Ergänzung der Schiffahrt auf gewissen Strecken erbaut werden. Im 
übrigen erhält Belgien die volle Souveränität im Kongo, seine Zoll-, Han- 
dels- und Verkehrspolitik ist keinen Einschränkungen unterworfen, es 
darf nur keine differenzierte Behandlung einzelner der vertragschließen- 
den Mächte erfolgen. 

Jetzt wurden die das Kongobecken umgebenden Hochländer mit 
ihren reichen mineralischen Bodenschätzen, wie Uelé, Kasai, Kwango 
und Katanga, besetzt. Um den Kupfergürtel von Katanga ging der Wett- 
lauf mit der von Süden vorstoßenden Chartered Company of Rhodesia 
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und der Tanganyika Concessions, Ltd. Bei der weiteren Erforschung von 
Katanga und anderen Gebieten waren die Deutschen Paul Reichard, 
Richard Böhm und Emil Kaiser beteiligt. Auch zum Nil drang der neue 
Staat, 1892/94, unter Kämpfen gegen Araber und Mahdisten vor, aber die 
Gebietsgewinne im Nordosten ließen sich infolge des englischen und fran- 
zösischen Widerstandes nicht völlig behaupten. Der Kongostaat erhielt 
jedoch Zugang zum Albert-See (Hafen von Mahagi) und die Ermächti- 
gung zum späteren Bau einer Eisenbahn vom Kongostaat 
zum Oberen Nil. Das Hauptziel, die Ausdehnung des 
KongostaatesbisandenNil, war nicht erreicht, das 
Ubangi-Uel6-Gebiet wurde die nördliche Grenze, 

Die finanzielle Lage des neuen Staates war anfangs ungünstig, da 
Einnahmequellen fehlten und auch bedeutende eigene Mittel des Königs 
nicht genügten. Die Finanzwelt versagte sich. Eine Prämienanleihe 
wurde vom belgischen Parlament genehmigt, 1890 schloß der König einen 
Darlehnsvertrag mit Belgien über 25 Mio Fr. ab und verpfändete dafür 
den Kongostaat. Am 18. November 1908 wurde dieser dann von Belgien 
als Kolonie übernommen. 

Bei der Übernahme schien die Wirtschaft des Kongo erschüttert. 
Das Ende der Kautschukkrise, das Produkt, auf welchem die Wirtschaft 
der Kolonie in erster Linie beruhte, war nicht abzusehen. Aber nachdem 
schon im März 1908 die Wirtschaftsstruktur der Kolonie durch Rückfall 
der Kron- und der privaten Domänen des Königs an den Staat verändert 
war, nahm die Regierung weitere einschneidende Reformen vor. Durch 
Aufgabe des staatlichen Regiesystems, durch Verkündung der Handels- 
freiheit und Ablösung der Natural- durch Geldsteuern wurde die Wirt- 
schaft völlig neu geordnet und damit den wesentlichen Bestimmungen 
der Berliner Kongoakte wieder angepaßt. Die gegen die Politik und die 
Wirtschaft des Kongostaates erhobenen Angriffe ließen nach. 

An der Spitze der Bewegung zur großzügigen wirtschaftlichen Er- 
schließung der Kolonie stand von Anfang an die „Compagnie du Congo 
pour le Commerce et I’Industrie“ („C.C.C.L“). Zusammen mit der Banque 
d’Outremer, der Soc. de Belgique und anderen Gruppen hat sie ihr Tätig- 
keitsfeld in Afrika ständig erweitert, die Industrie- und Handelszentren 
dort vermehrt und alle Bestrebungen unterstützt, die dem Kongo das not- 
wendige wirtschaftliche Rüstzeug geben sollten. 1909 wurde die Banque 
du Congo Belge gegründet, die 1911 — unter gewissen Einschränkungen — 
das Notenprivileg für den Kongo erhielt. 1910 gründete die C:C.C.I. in 
Katanga zwei Bergbauunternehmen: die Société An. des Recherches Mi- 
nières du Bas-Katanga und die Soc. Industrielle et Minière du Katanga 
(„Simkat“) (Kapital 2 Mio Fr., 1913 auf 10,5 Mio Fr. erhöht), deren Pro- 
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spektieren zur Auffindung bedeutender Kupfer- und Zinnvorkommen 
führte. Ferner entstand die Cie. Commerciale et Agricole d’Alimentation 
du Bas-Congo (A.B.C). Diese betreibt u. a. die Hotels der Cie. des Chemin 
de Fer du Congo in Matadi, Thysville und Kinshasa, sowie Handel und 
Viehzucht an dieser Bahn. Die Gründungen und Beteiligungen der C.C.C.I. 
erstrecken sich heute auf 65 Unternehmen, an denen sie mit rund 230 Mio 
Frances beteiligt ist*. 

Während des Weltkrieges nahm die Wirtschaft des Kongos einen 
großen Aufschwung. Die Einfuhr, besonders aus Belgien, ging aller- 
dings stark zurück, die Tonnageknappheit erschwerte die Einfuhr, aber 
japanische und amerikanische Waren ersetzten die belgischen. Es wur- 
den auch mehr einheimische Erzeugnisse verwendet. Dagegen stieg die 
Ausfuhr von Jahr zu Jahr. Amerika nahm Kopal, der europäische Markt 
Palmprodukte in großen Mengen auf. Kinshasa wurde ein großes Han- 
delszenteum. Das Kupfer der Union Minière war stark begehrt; Trans- 
portschwierigkeiten, Arbeiter- und Materialmangel wurden überwunden. 
Der Kongo erhielt immer höhere Preise für seine Produkte. Den Ein- 
geborenen wurden die Erzeugnisse zu hohen Preisen abgenommen. 

Nach dem Kriege traten große Schwierigkeiten ein. In den See- 
und Flußhäfen stauten sich die Güter infolge der Transportschwierig- 
keiten. 1920 beginnt der Preissturz für Kolonialprodukte im Kongo. Zahl- 
reiche Europäer kehrten heim. 1923 setzte, vom Mutterlande ausgehend, 
ein neuer Aufschwung ein. Der Weltkrieg hatte das wirtschaftliche Rüst- 
zeug Belgiens zerstört, der Handel hatte andere Bahnen genommen, neue 
Rohstoffquellen und Absatzmärkte mußten gefunden werden, Da schien 
der Kongo Möglichkeiten zu bieten, Belgien hatte das Mandat über die 
wichtigen, dicht bevölkerten Gebiete von Ruanda-Urundi sowie Freihäfen 
am Tanganyika-See und dem Indischen Ozean erhalten, die dem Transit- 
verkehr belgischer Produkte dienen sollten. Das Gebiet versprach eine 
Quelle von Rohstoffen zu werden, deren die Welt dringend bedurfte, 
Mutterland und Kolonie näherten sich auf dieser Basis, das Streben nach 
wirtschaftlicher Erschließung der Kolonie deckte sich mit den Interessen 
Belgiens. 

Die Vorbedingung für diese wirtschaftliche Zusammenarbeit aber 
war eine radikale Änderung der Verwaltungsmethoden und die Indu- 
strialisierung! Die Regierung nahm eine umfassende Neuorganisation 
vor und leitete große öffentliche Arbeiten im Kongo ein. Die Indu- 
strialisierung der Kolonie erforderte umfangreiche Mittel. Das Gesetz 
vom 21. August 1921 sah eine Anleihe für die Ausführung einer Reihe 


1 „Un Demi-Sieele d'Activité Coloniale“, par M. Serruys, Directeur de la 
Cie. du Congo pour le Commerce et Industrie. Brüssel 1937, Seite 97 ff. 
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bedeutender Arbeiten vor, wie den Bau der Eisenbahn Bukama—Ilebo 
(Port Franequi) zur Verbindung der Katangabahn mit dem schiffbaren 
Teil des Kasai, um die Produkte Katangas auf rein nationalem Wege 
abbefördern zu können; den Umbau der Kongo-Bahn von Matadi nach 
Léopoldville, die dem Verkehr nicht mehr genügte; den Bau von „Vizinal*- 
Bahnen (Schmalspurbahnen) zur Erschließung von Gebieten für den An- 
bau von Baumwolle und Kaffee in Uel&; den Ausbau der Häfen, besonders 
von Matadi und Kinshasa; die Anlage eines Straßennetzes für den Kraft- 
verkehr, sowie den Ausbau eines Luftverkehrsnetzes. 

Die private Unternehmungslust war unentbehrlich für die Aus- 
führung dieses Programms. Die Regierung wies den Weg. Der Erlaß 
vom 27. Dezember 1919 schuf die Soc. Nationale des Transports Fluviaux 
au Congo („Sonatra“). “Die staatlichen Goldgruben von Kilo-Moto wur- 
den in industrielle Regie überführt und 1924 in eine Aktiengesellschaft 
umgewandelt; 1920 wurden die staatlichen Baumwollentkernungsanlagen 
auf die Cie. Cotonniöre Congolaise übertragen. 

Der 1921 zum Generalgouverneur der Kolonie ernannte M. Lippens 
wußte der Wirtschaft einen nachhaltigen Anstoß zu geben. Die Ver- 
'waltung wurde dezentralisiert, die Mitarbeit der eingeborenen Gemein- 
wesen herangezogen und der Kampf gegen Krankheiten und Seuchen, 
welche die Bevölkerung dezimieren, aufgenommen, 

Der Unternehmungsgeist zog bald reichlich Kapital ins Land. Die 
Produktionsmethoden wurden verbessert, der Bergbau modernisiert. Neue 
Industrien, wiePalmölpressen, Reismühlen, Zement-und Kalkwerke, Braue- 
reien und Werkstätten entstanden in allen Teilen des Kongos. Das Ver- 
kehrswesen und die die damit zusammenhängendenGewerbe wurden aus- 
gebaut. 1919 betreibt die C. C. C. I. die Gründung der „Agence Maritime 
Internationale“ („A.M.I.“) und des „Syndicat National pour l'Étude des 
Transports A6riens“ („Sneta“). 1921 wird die Soc. pour la Manutention 
dans les Ports du Congo („Manucongo“) gegründet, um in Erwartung der 
Verkehrssteigerung die Einrichtungen des Hafens von Matadi zu ver- 
bessern, dessen Betrieb ihr bis 1952 übertragen wird. Die Verbesserungen 
gestatten nach Fertigstellung den Umschlag von über 1 Mio.t jährlich, 
1922 wird die Soc. Auxiliaire Industrielle et Financière de la Cie, des 
Chemins de Fer du Congo Supérieur aux Grands Lacs Africains“ („Auxi- 
lacs“) gegründet, die ein reiches Bergbaugebiet im Osten ausbeutet. Im 
Mai 1924 wird die „Soc. des Chemins de fer Vieinaux du Congo“ ge- 
gründet, die den Nordwesten der Kolonie wirtschaftlich erschließt (Baum- 
woll- und Kaffeeanbau). Zunächst handelte es sich um eine Verbindung 
zwischen dem Uel€ und dem Itimbiri, das weitere Ziel ist der Anschluß 
des Gebiets von Kilo-Moto an den „Nationalen“-Schiffahrtsweg des Kongo 
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durch ein kombiniertes Transportsystem von Wasserstraßen, Kraftver- 
kehr und Eisenbahn, bis die Bahn weitergeführt werden kann. Heute hat 
diese eine Länge von 840 km, während der Kraftverkehr ein Netz von 
9500 km bedient. 

Im April 1925 wurde durch Verschmelzung der „Sonatra“ mit den 
Schiffahrtsdiensten der „Citas“ zur „Union Nationale des Transports 
Fluviaux“ („Unatra“) ein Schritt zur Vereinheitlichung der Binnenschiff- 
fahrt getan. Dieses Unternehmen spielt bei der wirtschaftlichen Er- 
schließung des Kongo eine große Rolle. 1936 ist die „Unatra* von der 
neugegründeten „Otraco“ (Office d'Exploitation des Transports Colo- 
niaux) übernommen. 

Die folgenden Jahre sind solche intensiver wirtschaftlicher Tätig- 
keit und eines bedeutenden Aufschwungs. Die großen öffentlichen Ar- 
beiten werden vorwärts getrieben. In weniger als fünf Jahren wurde 
die 1132 km lange Eisenbahnlinie Bukama—Port Franequi fertiggestellt 
und am 7. Juli 1928 durch König Albert eröffnet: Es folgte der Bau einer 
Bahn zur Verbindung der Katangabahn mit der portugiesischen Benguela- 
bahn in Angola, die im März 1931 bei Tenke hergestellt wurde. In- 
zwischen wurde auch der Umbau der Kongo-Bahn von Matadi nach Léo- 
poldville betrieben, die den gesteigerten Ansprüchen nicht gewachsen 
war. Sie wurde im Jahre 1932 gleichzeitig mit den neuen Hafenbauten 
in Matadi fertiggestellt. Im Oktober 1927 wurden die Hafenanlagen in 
Léopoldville in Betrieb genommen. 

Anfangs 1928 wird vom Gouvernement das „Comité National du 
Kivu“ gebildet, um die letzten unerschlossenen Gebiete der Wirtschaft 
zu öffnen, 

1929 erreicht die Ausbeute an Kupfer eine Rekordziffer von 137 000 t 
gegen 23 000 t i. J, 1919. Die Union Minière du Haut Katanga erzeugte 
1935: 107 682 t Rohkupfer gegen 1936: 97500 t. Die Kupfergewinnung 
erstreckt sich auf neue Gebiete; auch die Produktion von Kobalt, Zinn 
und Radium wird gesteigert. 1929 führen die Diamantgesellschaften rund 
1,9 Mio. Karat aus, gegen 220 000 Karat 1913. 1935 beträgt die Produk- 
tion von Diamanten 3165090 Karat; 1 4 634 266 Karat. Bis Ende 
1929 hatte der Goldbergbau 58 000 kg gefördert. 

Auf landwirtschaftlichem Gebiet wird vor allem die Palmölgewin- 
nung durch plantagenmäßigen Anbau der Palmen und die Mechanisierung 
der Fabrikation gesteigert, aber auch der Anbau von Kaffee und Kakao 
dehnt sich aus. Die Produktion der Eingeborenen wird durch geeignete 
Politik erhöht. Die Jahre 1926 bis 1929 sind „Goldjahre“ für die Kolonie. 

Aber die wirtschaftliche Expansion trug Keime der Schwäche in 
sich. Zahlreiche Unternehmen waren übereilt und fehlerhaft gegründet, 
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sie standen auf zu schwacher Grundlage und waren nicht lebensfähig. 
Andere hatten die Zukunft durch zu große Anlagen oder übermäßigen 
Aufwand belastet. Oft waren große Vorräte wahllos und nicht im Ver- 
hältnis zu den Absatzmöglichkeiten angesammelt und drückten auf den 
Markt. Aber die Privatunternehmen hatten nicht allein Fehler gemacht. 
Ohne sich über die mit der wirtschaftlichen Erschließung jedes Neu- 
landes verbundenen finanziellen Bedingungen hinreichend klar zu sein, 
hatte die Regierung ihnen fiskalische und soziale Lasten auferlegt, die 
ihre Entwicklung, von der das Gedeihen der Kolonie abhängt, hindern 
mußte. Vielleicht waren auch die Ziele für den wirtschaftlichen Aufbau 
seitens der Verwaltung zu weit gesteckt. 

So traf die Weltwirtschaftskrise den Kongo mit aller Schärfe. Es 
folgten magere Jahre. Aber deshalb darf die Größe des wirtschaftlichen 
Aufschwungs nicht verkannt werden, Einer beschränkten Wirtschaft mit 
Staatscharakter, wie sie bei der Übernahme der Kolonie durch Belgien 
bestand, war ein landwirtschaftlicher, industrieller und kommerzieller 
Aufschwung privater Art gefolgt, der bis zu einem gewissen Grade als 
Muster kolonialer Betätigung dienen kann. 


Die Entwicklung der Hauptindustrien im Belgischen Kongo. 


Seit Übernahme der Kolonie (1909) durch Belgien hat sich das Bild 
der Wirtschaft stark verändert und sich zugunsten des Bergbaues und 
der Industrie verschoben. Auf der Mineralgewinnung basiert heute die 
wirtschaftliche Entwicklung der Kolonie in höherem Maße als auf der 
Landwirtschaft. Die Industrialisierung vollzieht sich mit großer 
Schnelligkeit. Die Anfänge reichen bis 1910 zurück, aber die meisten 
Industrien sind nach dem Weltkriege entstanden. Ganze Gebiete ver- 
wandeln sich unter ihrem Einfluß, solche mit wüstenähnlichem Cha- 
vakter und ohne Kulturen sind zu industriellen Zentren geworden. Die 
Kupferzone in Katanga hat einen Flächeninhalt von über 15 000 qkm. 
Weitere Lagerstätten, deren Abbau vorläufig wegen der Transportlage, 
des Kapital- und Arbeitermangels noch nicht in Betracht kommt, liegen 
am Niari (an der Grenze von Französisch-Äquatorial-Afrika), am Lubi- 
fluß und unweit des Moeru-Sees, Die Kupfergewinnung spielt in der 
Wirtschaft die erste Rolle. Von 1929 bis 1931 stellte die Kupferausfuhr 
47 % des Wertes und 40 % der Menge der Gesamtausfuhr dar. Seit 1932 
litt die Kupfererzeugung unter dem Preissturz, so daß die Ausfuhr von 
1932 bis 1934 nur 17 % dem Werte und 35 % der Menge nach der Gesamt- 
ausfuhr ausmachte. Die Kupfererzlagerstätten in Katanga werden heute 
auf 75 Mio. t geschätzt, mit einem mittleren Kupfergehalt von 9,5% (5,4 
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bis 14 %)", in den Vereinigten Staaten nur 1 bis 2%. Die Kapitalanlage 
in dieser Industrie betrug 1932 rund 1,5 Milliarden Fr. (= etwa 225 Mio. 
Goldfr. oder 180 Mio. Goldmark)®. Die 1906 gleichzeitig mit der Katanga- 
Eisenbahngesellschaft gegründete Union Minière kann in ihren Zentren 
Lubumbashi (Elisabethville) und Panda (Jadotville) 300 000 t Kupfer 
jährlich erzeugen, die bis 1945 auf 500.000 t gebracht werden sollen. Die 
Erze enthalten auch Kobalt, der in Form einer Kupfer-Kobalt-Eisenver- 
bindung vorkommt und dann in Belgien raffiniert wird. Die Union 
Minière stand 1936 mit 2215 t Kobalt an der Spitze der Weltproduktion. 
Auch für die Radiumgewinnung hat Katanga seit 1923 das Monopol; 
außerdem werden Gold, Zinn und Kohle gewonnen. Die Kupfererzeugung 
erreichte von 1928 bis 1932 einen Höhepunkt, dann trat ein Rückschlag 
ein, seit 1934 ist sie wieder im Steigen. 


Jahr Kupfer Kobalt E 
t Um D 
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LIT an Wr Bet 350 1231 
de, a eent e EE 450 1107 
Ee e 708 1420 
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1081. GOEN 120 000 370 190 
E AA 335 683 
1988. ET 66600 618 2224 
1934 2.2 012 «080%, 104,000 3 4570 
Bub... Tine T 7 385 
1936 , . GC rien FR 2215 8546 


(Zusammengestellt nach R.-A. 1911—1936.) 


1 M. van de Velde: Économie Belge et Congo Belge, Seite 94, Dissertation, 
Universität Naney, 1937. 
2 Nach L'Essor économique Belge. Expansion coloniale, Bruxelles 1932. 
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Die Kupfererze werden an Ort und Stelle in den Schmelzen von 
Lubumbashi und Panda behandelt, die Raffinade erfolgt in Belgien. 
Auch die zinnhaltige Zone ist sehr ausgedehnt, schätzungsweise 
sind 185 000 bis 220 000 t abbaufähige Kassiteriterze vorhanden, die sich 
auf Katanga (125 000—150 000 t), Maniena-Kivu (50000 t), Ruanda- 
Urundi (10 000—20 000 t verteilen!, Die Erze enthalten bis zu 75 % reines 
Zinn. Die Ausbeutung begann 1905 durch das Comité Spécial du Katanga. 
1929 lieferte der Kongo 0,5 %, 1934 4,2 % der Welterzeugung an Zinn. Seit 
1934 gehört die Kolonie dem internationalen Zinnkartell an, das Produk- 
tion und Ausfuhr regelt. Das Kontingent des Kongo betrug 1934 4500 t, 
1935 6000 t, 1936 7000 t, die erreicht wurden. Die Produktion im Kongo 
betrug 1936 8546 t Kassiterit gegen 7385 t i. J. 1935, die sich wie folgt 
auf die Provinzen verteilen: Stanleyville 1362, Costermansville 1730, Elisa- 
bethville 5606 t (nach Robert: Le Centre africain, Bruxelles). Die 
Produktionsgesellschaften sind die Union Minière du Haut-Katanga, die 
Soc. d'Exploitation et de Recherches Minières au Katanga, Soc. Minière 
de Lualaba, Soc. Les Mines d’Or Belgika, Cie. Miniere de l’Urega, Soc. 
Geomines, Soc. Symetain, Soc. Les Mines d’Etain de Kindu, Cie. Minière 
des Grands Lacs, Comité National du Kivu. Der Weltpreis hat die Er- 
zeugung stark angeregt ((R.-A. 1936, S. 143). 

Bis vor einigen Jahren war die Goldgewinnung auf die Kon- 
zessionen von Kilo-Moto beschränkt, seitdem sind Goldvorkommen auch 
in anderen Teilen des Landes sowie in Ruanda-Urundi festgestellt. Im 
wesentlichen wird heute Gold in dem Raume zwischen den Großen Seen 
und dem Lualaba gewonnen. Es sind zur Zeit 21 Gesellschaften an der 
Goldgewinnung beteiligt, an der Spitze stehen die Soc. des Mines d’Or 
de Kilo-Moto, die Cie. Minière des Grands-Laes (M.G.L.), die „Belgi- 
kaor“. Die Produktion an Feingold erreichte 1936 12108 kg (1985 
11 769 kg). Auf die Provinzen verteilte sich die Goldproduktion 1936 wie 
folgt: Stanleyville 8266 kg, Costermansville 2953 kg, Elisabethville 663 kg, 
Lusambo 183 kg, Léopoldville 54 kg (R.-A. 1936, S. 142/43), 

Die einzige 1936 in Betrieb befindliche Kohlengrube in Luena, 
etwa 30 km südlich von Bukama, lieferte 1936 13 902 t, die hauptsächlich 
der Erzeugung von Elektrizität für die Zinngewinnungsanlagen der Union 
Minière du Haut-Katanga dienten (R.-A. 1936, S. 143). Ein großer Teil 
des Brennstoffbedarfs muß eingeführt werden, Kohle vornehmlich aus 
Rhodesien. Die Kohlenvorkommen der Kolonie liegen weit entfernt von 
den Industriezentren; dann neigt die Kohle auch zur Selbstentzündung. 
So werden die Wasserkräfte bei der Entwicklung der Kolonie eine Rolle 
spielen, 


1 v, d, Velde, „Économie Belge et Congo Belge“, S. 94 ff. 
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DieProduktionvonDiamanten begann 1914. Der Anteil 
des Kongos an der Weltproduktion betrug 1929 8 %, 1934 15 %. Von der 
Weltwirtschaftskrise war die Diamantgewinnung ungünstig beeinflußt. 
Die diamanthaltigen Schichten liegen in den Provinzen Lusambo und 
Kasai. Die Gewinnung stieg von 3 165 090 im Jahre 1935 auf 4 634 266 
Karat i. J. 1936. Der größere Teil stammt aus der Provinz Lusambo, die 
1936 3836 321 Karat für gewerbliche und 798 214 Karat für Schmuck- 
zwecke lieferte (R.-A. 1936, S. 143). 

Die erste Zuckerraffinerie wurde 1928 in Moerbeke-Kwilu 
(Bas-Congo) von der Cie. Sucriöre Congolaise erbaut. Die Rohrzucker- 
produktion hat sich schnell entwickelt, 1935 wurden 8474 t und 1936 
9715 t erzeugt und größtenteils ausgeführt (R--A. 1936, S. 146). Es wird 
auch unter den Eingeborenen für den Zuckerverbrauch geworben. 

Die für Kraftzwecke verfügbaren Wasserkräftet betragen 
schätzungsweise 90 Mio. PS, die aber erst zum geringsten Teil nutzbar 
gemacht sind. Die Kolonie hatte 1934 acht Wasserkraftanlagen, davon 
vier i. J. 1934 erbaut, die zusammen 80 000 PS liefern und ein Leitungs- 
netz von 700 km haben. 

Bisher sind im Kongobecken etwa 20 Mio.t an abbaufähigem Öl- 
schiefer mit einem Gehalt von 80 bis 120 l je t festgestellt. Die 
Lagerstätten liegen am oberen Lilu und seinen Nebenflüssen und sind 
über die Kraftverkehrsstraße von Kirundu nach dem Posten von Lubutu 
erreichbar. 

An sonstigen Bergbauprodukten wurden 1936 von der Union Minière 
du Haut-Katanga 2215 t Kobalt, 391 kg Palladium, 99 kg Platin, 86 840 kg 
Silber, sowie Uraniumerze (Radiumgewinnung) gefördert. Die „G&o- 
mines" lieferte 57 t Tantal. 


Die Landwirtschaft. 


Das Steigen der Rohstoffpreise in den letzten Jahren, 1935/37, hat 
zur Überwindung der schweren Krise beigetragen, von der die Boden- 
erzeugung erfaßt war. Die Preise sind wieder lohnend und der Anbau 
dehnt sich weiter aus. Die Pflanzungen umfaßten Ende 1936 56 258 ha 
mit Kaffee-, rund 60 000 ha mit Ölpalmbeständen, 6000 ha mit Kakao- und 
5000—6000 ha mit anderen Kulturen (R. A. 1936, S. 164). Ein Teil dieser 
Pilanzungen trägt erst in den nächsten Jahren, so daß die Ausfuhr stei- 
gen muß. Der Kaffeebau gibt heute etwa 10 000 Eingeborenen Arbeit und 


1 Wouters: La Belgique au Congo, Brüssel 1929, auch van de Velde: Éco- 
nomie Belge et Congo Belge, Dissertation, Université de Nancy 1936/37. Soc. 
Générale de Belgique, Compte Rendu, présenté le 25 fevrier 1935, année 1935, 
S, 25. 
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gewinnt an Bedeutung — ausgeführt wurden 1936 16 777 t gegen 13 160 t 
i. J. 1935 (1937: 15 000 t) — und deckt bereits den dritten Teil des Bedarfs 
Belgiens (Zeitschrift Le Congo, 1938, Heft 4). Die Hauptanbaugebiete 
sind: Bas-Congo, Stanleyville, Kivu, Tshuapa, Kongo-Ubangi, Kibali-Uturi. 
Der Anbau von Kakao dehnt sich aus. Für den Weltmarkt kommt 
die geringe Ausfuhr von Kakao, 1936 1462 t, 1935 1260 t (R, A. 1936, 
S. 161 und 140) noch nicht in Betracht. Der Anbau von Baumwolle 
macht gute Fortschritte, man hofft in absehbarer Zeit den Bedarf Bel- 
giens decken zu können, Seit 1932 hat sich die Baumwollerzeugung mehr 
als verdreifacht, sie stieg von 26 775 t i. J. 1932 auf 89 574 t i. J. 1936. 
Die von den Eingeborenen mit Baumwolle bestellte Anbaufläche stieg von 
268 025 ha i. J. 1935 auf 304302 ha 1936, an der die Provinzen 1936 
wie folgt beteiligt waren: Stanleyville 140100 ha, Lusambo 94 771, Co- 
quilhatville 30 152, Elisabethville 20 341, Costermansville 17 139 und Léo- 
poldville 1799 ha (R. A. 1936, S. 157). Ausgeführt wurden 1936: 26 486 t 
Rohbaumwolle (1935: 23516 t) (R. A. 1936, S. 140). 

Die wichtigsten landwirtschaftlichen Produkte sind die der Öl- 
palme, die stark verbreitet ist. Seit 1912 wird sie auch plantagen- 
mäßig angebaut. Insgesamt waren Ende 1936 92925 ha mit Ölpalmen- 
beständen vorhanden, davon entfielen 28 875 ha auf Pflanzungen der Ein- 
geborenen und 64 050 ha auf solche von Europäern. Gewonnen wurden 
1936 61499 t Palmöl (1935: 53040 t) und 33278 t Palmkerne (1935: 
29470 t) (R. A. 1936, S. 174—179). 1936 wurden 3353, 1935 1939 ha 
neu angepflanzt. Der Begründer der Palmölindustrie ist Lord Lever- 
hulme, Leiter des englischen Öl- und Seifenkonzerns Lever Brothers. 1912 
erhielt dieser eine Konzession für die Ausbeutung von 750 000 ha natür- 
licher Palmwälder. Es wurden die Huileries du Congo Belge gegründet 
und die Palmnuß nach dem neuesten Verfahren verarbeitet. Auch bel- 
gische Firmen errichteten Ölpressen. 1936 wurden 59960 t Palmöl und 
92733 t Palmkerne ausgeführt gegen 56 788 t Öl bzw. 64 996 t Kerne i- J. 
1935 (R. A. 1936, S. 140 u. 145). Die Zahl der Ölpressen beträgt heute 
79 mit einer Leistung von 1,5 bis 25 t je Arbeitstag von 10 Stunden, etwa 
140 kleinere Anlagen arbeiten mit Handpressen (Rapport Annuel du 
Congo Belge, 1935/36 und früher). 

Die vernachlässigte Gewinnung von Kautschuk wurde durch die 
hohen Preise der letzten Jahre stark angeregt und alle aufgegebenen 
Kulturen wieder angezapft. Der Ertrag blieb jedoch schwach und betrug 
im Durchschnitt nur 172 kg je ha. Ausgeführt wurden 1936 791 718 kg 
gegen 496 372 kg i. J. 1935 (R. A. 1936, S. 165). Der Anbau von Reis 
hat angesichts des großen Bedarfs der Industriegebiete Bedeutung, 1936 
waren 101 418 ha mit Reis und anderen Zerealien bepflanzt; ausgeführt 
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wurden 1936: 1173 t gegen 1399 i. J. 1935. Eine starke Zunahme weist 
die Ausfuhr von Erdnüssen auf, die von 406 t i. J. 1934 auf 2118 t i. J. 
1935 und 6368 t i. J. 1936 stieg. An Mais wurden 1936 4214 t ausgeführt 
gegen 1809 i. J. 1935 und 449 t i. J. 1934. 

Die AusfuhrvonHölzern, rohe wie bearbeitete Stämme, hat 
in den letzten Jahren stark zugenommen. Hauptausfuhrgebiet ist die 
Provinz Léopoldville und der Distrikt Mayumbe. Es wurden ausgeführt: 


Stämme, roh bearbeitet 
cbm cbm 
LIEB a Eer A A 11 642 6994 
1984) eier al d "Nier 23.066 8406 
1985: sn, we, Nie ee 30 105 10 820 
1936 . 44 919 11.128 


An Sisal wurden 1936 307 t gegen 110 t i. J. 1935 ausgeführt. Die 
Zuckerausfuhr erreichte 1936 8476 t (1935: 7951 t), die Ausfuhr von Jute 
1224 t (1935: 451 t). 


Die Verkehrsmittel auf den Binnenwasserstraßen!. 
Die Union Nationale des Transports Fluviaux („Unatra“). 


Die Bedeutung des gewaltigen Wasserstraßennetzes für die wirt- 
schaftliche Erschließung der Kolonie wurde früh erkannt und eine groß- 
zügige Verkehrspolitik eingeleitet. Nach Norden bildet der Ubangi-Uel6, 
nach Osten der Kongo den Zu- und Ausgang, nach Süden das Kasai- 
Sankuru-System. Die Eisenbahnen dienten zunächst nur als Ergänzung 
der Wasserverbindungen, wo diese durch Katarakte oder Stromschnellen 
unterbrochen sind, Die gesamten Verkehrsadern vereinigen sich im 
Kongo, der dem Pool zufließt. Der Pool ist das Sammelbecken für die 
meisten Produkte des Kongo. 

Das für Dampfer befahrbare Netz des Kongo und seiner Neben- 
flüsse und der Seen oberhalb Léopoldville hat eine Gesamtlänge von rund 
28 000 km, davon wird etwa die Hälfte im Handelsverkehr regelmäßig be- 
fahren, 

Nach den Erfahrungen der Flußschiffahrtgesellschaften und der 
örtlichen Behörden wurden 1932 die Binnenwasserstraßen in fünf Kate- 
gorien geteilt: 1. befahrbar für Motorboote, 2. für kleine Dampfer oder 
Schlepper Typ „Delivrance“ mit zwei Kähnen von 40 t Tragfähigkeit und 
Dan m Tiefgang, 3. für Schleppzüge mit Kähnen von 150 t und 1,19 m Tief- 
gang, 4. für Schleppzüge mit Kähnen von 350 t und 1,30 m Tiefgang, 
5. für Schleppzüge mit Kähnen von 80) t und 2 m Tiefgang. Zur Kate- 
gorie 4 und 5 gehören das Kongo-Luabala-System zwischen Léopoldville 


1 Siehe Tabelle Seite 43. 


Klassifikation der Binnenwasserstraßen. 
(Nach Annuaire Statistique de la Belgique et du Congo Belge, 1936, Seite 281.) 


befahrbar für: 
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und Stanleyville, 1720 km; zwischen Ponthierville und Kindu, 320 km; 
von Kongola bis Kindu, 640 km; der Itimbiri zwischen Yambinga und 
Aketi, 255 km; der Lulonga bis Basankusu, 230 km; der Ruki-Busira von 
Coquilhatville bis Boende und von Boende bis Ikela, 300 km (Rapport 
Annuel du Congo Belge, 1932, S. 43, 46, 47). 

Die Schiffahrt auf dem Kongo! wurde von der staatlichen Marine 
du Haut-Congo im Dezember 1881 mit dem Flußdampfer „En Avant“ von 
Léopoldville aus eröffnet. Es folgten in den nächsten Jahren der Dampfer 
„Royal“ sowie die größeren Fahrzeuge „Roi des Belges“ (10 t Tragfähig- 
keit), „Ville de Gand“ (15 t), „Baron Dhanis“ (15 t), „Florida“ (20 t), 
„Delivrance“ (20 t) und „Stanley“ (35 t). Die nächsten Schiffe der 
„Ville“- und „Princesse“-Klassen hatten bereits 50 t Tragfähigkeit. Mit 
Fertigstellung der Bahn Matadi—Löopoldville wurden die „Brabant“ und 
„Hainaut“ von je 250 t eingestellt. 1900 bestand die Flotte auf dem 
Oberen Kongo aus 23 staatlichen Dampfern, die Handelsgesellschaften 
und Missionen verfügten über weitere 22. 

Aus dem staatlichen Betrieb wurde 1901 die Cie. Industrielle des 
Transports in Stanleyville, die zunächst den Transitverkehr in Kinshasa 
bewältigte, dann zu allgemeinen Transporten überging. Das Unter- 
nehmen entwickelte sich schnell und erhielt nach Vergrößerung die Be- 
zeichnung „Citas“ (Cie. Industrielle des Transports au Stanley Pool). 
Inzwischen hatten auch andere Schiffahrtsunternehmen gute Fortschritte 
gemacht und sich 1919 zu der Soc. Nationale des Transports Fluviaux 
au Congo („Sonatra“) zusammengeschlossen. Lange Zeit gelang es nicht, 
die in vielen Teilen des Kongo arbeitenden Schiffahrtsunternehmen, die 
mit verhältnismäßig geringen Mitteln viel geleistet hatten, zu koordi- 
nieren, Schließlich bedingte die schnelle Entwicklung ihren Zusammen- 
schluß und den planmäßigen Ausbau der Dienste auf dem Kongo und 
seinen Nebenflüssen. So wurde die „Sonatra“ und die „Citas“ durch 
Beschluß vom 30. März 1925 zu der „Union Nationale des Transports 
Fluviaux“ („Unatra“) zusammengefaßt. 

Die neue Organisation ging sofort an die Verbesserung des während 
des Krieges vernachlässigten Materials. Das Fassungsvermögen der 
Post- und Fahrgastschiffe wurde vergrößert und ihre Einrichtungen ver- 
bessert. Auf Veranlassung der Commission des Transports wurde ein 
Neubauprogramm aufgestellt und der Verkehr neuorganisiert. Bei ihrer 
Gründung verfügte die „Unatra“ über eine Gesamttonnage von 15 000 t, 
die bis 1930 auf rund 50.000 t erhöht wurde. Der Verkehr entwickelte 
sich entsprechend, 


1 Siehe Annuaire de la Chambre de Commerce de Léopoldville, 1930, S, 10 ff. 
2 Die Verkehrsziffern sind unter „Hafenverkehr“ gebracht. 
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Die zunehmende Tonnage erforderte eine Senkung der Betriebs- 
kosten, um die Frachtkosten auch den geringwertigsten Produkten anzu- 
passen. So ging die „Sonatra* und später auch die „Unatra“ zum 
Schleppverkehr über. Schon während des Krieges wurde die Nutzleistung 
der Dampfer dadurch erhöht, daß sie an jeder Seite einen Kahn schlepp- 
ten (remorquage en couple). Es war nur ein Behelf, denn diese Fahr- 
zeugmasse war schwierig zu handhaben und die Mehrleistung nicht allzu 
groß. Das heute übliche Schleppzugverfahren (remorquage en flèche) 
gestattet eine bessere Ausnutzung der Kähne, schnelleres Laden und 
Löschen und ist navigatorisch zweckmäßiger. Nachdem das Personal 
und Material den Anforderungen des Schleppzugdienstes angepaßt sind, 
verfügt die „Unatra“ (jetzt „Otraco“) heute über eine große Flotte von 
leistungsfähigen Schleppern und Kähnen, darunter die starken Schlepper 
„Kabina“ (900 PS), „Wangata“ (750 PS) und „Galiema“ (750 PS). Die 
Personendampfer sind große, moderne, jede Bequemlichkeit bietende 
Fahrzeuge. Die Gesamttonnage der „Unatra“ („Otraco“) betrug Ende 
1936 47 467 BRT. Der Wassertransport ist kein Schnellverkehr, aber für 
die Beförderung schwerer Rohprodukte von geringem Wert zu niedrigen 
Tarifen besonders geeignet. Die Fahrzeit L&opoldville—Stanleyville, 
1716 km, beträgt aufwärts 12—13, abwärts 9 Tage, von Léopoldville nach 
Port Franequi, 814 km, 11 bzw. 6 Tage. Nachts ruht der Schiffsverkehr. 


Entwicklung der Flotte der „Unatra“; 
EE und Motorfahrzeuge 
— 250— 150— 35— unter Gesamt- Große Kleine 
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a) darunter 8 Post- und Fahrgastdampfer (bateaux courriers). 

Der für schweren Schleppzug wenig geignete Heckraddampfertyp, 
der zunächst für die Fahrt auf den unbekannten und nicht betonnten 
Wasserstraßen notwendig war, wurde durch den leistungsfähigeren 
Seitenraddampfer ersetzt. Auch Motorschlepper (Gasöl) finden bereits 
Verwendung und werden nach und nach die mit Holz beheizten Dampfer 
verdrängen. Weitere technische Hilfsmittel, wie Funkeinrichtung, ge- 
statten ständige Verbindung der Dampfer untereinander und mit der 
Generaldirektion in Léopoldville. 
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Die „Unatra“* betreibt den Dienst zwischen Léopoldville und Stanley- 
ville in Übereinstimmung mit den Fahrzeiten der Cie. Maritime Belge, der 
Chemin de fer du Congo, den Chemins de fer Vicinaux und den Chemins 
de fer du Congo Supérieur aux Grands Lacs. Ebenso vollzieht sich der 
Personenverkehr auf dem Kasai in Übereinstimmung mit den Fahrplänen 
der Cie, Maritime Belge und der Chemin de fer du Bas-Congo au Katanga 
für die Reisenden, welche sich via Port Franequi nach Katanga begeben. 

Die Frachtdienste teilen sich in Haupt- (services directs) 
und Anschlußdienste (services auxiliaires). Die Hauptdienste haben als 
Basis Léopoldville. Die Hilfsdienste dienen der Weiterbeförderung von 
und nach Orten, die von den Hauptlinien nicht berührt werden. Zu 
diesem Zweck haben sie als Basis einen Hafen der Hauptlinie, wo der 
Umschlag stattfindet oder der Schleppkahn zurückbleibt. Zur Erleich- 
terung des Betriebes sind die Anschlußdienste in drei Abschnitte ein- 
geteilt, an deren Spitze ein Chef de Secteur steht. Der Abschnitt „Ost- 
Provinz“ umfaßt die Itimbiri-Linie von Bumba nach Aketi (Umschlag- 
station), die Lomani-Linie, die Aruwimi-Linie von Basoko nach Yambuya. 
Zum Abschnitt „Äquatorial-Provinz“ gehören die Maringa-Linie von Ba- 
sankusu nach B£fori, die Lomela-Linie von Boende nach Basankusu, die 
Lopori-Linie von Basankusu nach Lukulenge, die Salonga-Linie von 
Boende Wahi-Kengo, die Ikelemba-Linie, die Busira- und Tshuapa-Linie, 
die Tumba-Seenlinie bis Bikoro, die Momboyo-Luilaka-Linie, die Mongola- 
Linie, die alle Zuflüsse mit Coquilhatville als Basis bedient. Der Ab- 
schnitt „Kasai-Sankuru“ umfaßt die Kwilu-Linie von Bandundu nach 
Kikwit, die Sankuru-Linie von Port Franequi nach Pania-Mutombo, die 
Obere Kasai- und Lulua-Linie von Port Franequi nach Charlesville und 
Luebo, die Luk@nie-Linie von Kutu nach Dekese oder während des Hoch- 
wassers nach Kole, die Kwango-Linie von Bandudu nach Popo-Kabaka. 

Da die Postdampfer der Cie. Maritime Belge von Antwerpen kom- 
mend seit dem 15, November 1935 Matadi l4tägig anstatt 2ltägig an- 
laufen, mußte die „Unatra“ die Fahrzeiten ihrer Hauptlinien (services 
courriers) auf dem Oberen Kongo und dem Kasai entsprechend ändern. 
Seit Ende 1935 ist der Güterverkehr wie folgt geregelt (R, A. 1935, 
8.128): 

Oberer Kongo: Leopoldville—Stanleyville, Ttägig, abwechselnd 
Schnelldienst und Schleppzugdienst. 

Kasai: Löopoldville—Port Franequi—Lusambo, Schleppdienst, 
l4tägig; Lokalverkehr bis Pania-Mutombo. 

Kwilu : Banningville—Mushuni, je einmal wöchentlich, außerdem 
von Banningville nach beiden Endstationen Schleppverkehr, 28tägig. 

Lac Léopold IIL: L&opoldville—Inongo (und Kiri), 2itägig- 
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Lulonga: Schleppdienst zweimal monatlich Coqualhatville— 
Basankusu. 

Itimbiri: zweimal monatlich Schleppdienst Bumba—Aketi. 

Busira-Tshuapa: Coquilhatville—Ikela, 14tägig, oder Bondo, 
falls das Frachtangebot es rechtfertigt. 

Ubangi: Coquilhatville—Zongo: Schleppdienst alle 28 Tage. 

MaringaundLopori: Auf beiden Flüssen 14tägiger Dienst 
bis Bosow (Maringa) und Béfori (Lopori). 

Momboyo: Coquilhatville—Ikali, 3wöchentlich (inzwischen ist 
latägige Verbindung eingerichtet). 

Mongala: Schleppverkehr, 14tägig, abwechselnd ab Coquilhat- 
ville und ab Lisala. 

Ikelemba: Coquilhatville—Bombimba, 21tägig. 

Lukenie: Kutu—Kole, 3wöchentlich, ab Oktober 1935 nach Lodja. 
Ergänzungsdienste auf den Flüssen Giri, Lomela, Lue, und auf dem 
Tumba-See. Die Schleppdienste auf dem Oberen Kongo, Kasai, Kwilu, 
Lulongo, Itimbiri, Ubangi ermöglichen die direkte Abfertigung der Kähne 
zwischen Léopoldville und Orten an diesen Flüssen. 

Außer der „Unatra“ (jetzt „Otraco“) betreiben noch andere Gesell- 
schaften die Fluß- und Seeschiffahrt mit einer Gesamttonnage von etwa 
20.000 t. Die Chemin de fer Grands Lacs unterhält Verkehr auf dem Lua- 
laba und dem Tanganyika-See. Durch die Verbindung des Kongoweges 
mit der Ostafrikanischen Zentralbahn ist ein kombinierter Verkehrsweg 
(Banana—Dar-es-Salam) durch Mittelafrika geschaffen. Auch indu- 
strielle Großunternehmen unterhalten eigene Schiffahrtsdienste, so die 
Huileries du Congo Belge mit etwa 6000 t und die Forminieres. Die Mis- 
sionsgesellschaften haben Dampfer für ihre eigenen Zwecke, Die Dampfer 
werden meist mit Holz beheizt, das am Ufer aufgestapelt liegt, Daneben 
wird Heizöl oder auch Palmöl, so von der Huileries du Congo, als Brenn- 
stoff benutzt. Eingeführtes Heizöl wird von Matadi mittels Rohrleitung 
nach Léopoldville gepumpt. 


Fahrzeugbestand Ende 19361: 


Gesellschaft: Schiffsklasse Anzahl 
Chemins de Fer Postdampfer und gemischte Post- 
Grands-Lacs: und Personendampfer . . . . . 7 
Frachtdämpfer . , son... 9 
GOEN) 8 
Frachtkunner 0 ae... 46 


1 Nach Économie Belge et Congo Belge (W. van de Velde). Dissertation, 
Université de Nancy 1937. 
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Gesellschaft: Schiffsklasse Anzahl 
Huileries Motorfrachtkähne und e ® 26 
du Congo Belge: Frachtkähne . . . P 46 
„Sedec“: Motorfrachtkähne , . s.. 10 
Schleppkähne . » » » 2» 2 vv» 8 
Sonstige Unternehmer: Motorfrachtschiffe . » . » . . » 23 
Schlepper . ©... © s ae.» 2 
Bühne 40.0 e aa aa Te 58, 


Die Verbindung mitdemMutterlande. 


1895 wurde als Unternehmen der Woermann-Linie mit nur teilweise 
belgischem Kapital die Société Maritime du Congo, ebenso 
unter Beteiligung der englischen Firma Elder, Dempster & Co., Liver- 
pool, die Cie. Belge Maritime du Congo gegründet, und im 
Mai 1895 die Linie Antwerpen—Kongo eröffnet. Beide Gesellschaften 
verfügten zusammen über 6 Schiffe mit rund 24 000 BRT. Bei Ausbruch 
des Weltkrieges fielen die Schiffe der Matadi anlaufenden fremden Linien 
aus, und der Verkehr fiel der seit Februar 1911 unter belgische Regie 
gekommenen Cie. Belge Maritime du Congo zu. Nach dem Kriege gründete 
letztere die Cie. Africaine de Navigation, welche mit 5 Schiffen von je 
rund 8150 t Tragfähigkeit einen regelmäßigen Dienst nach der afrikani- 
schen Ostküste und rückkehrend über die Westküste einrichtete. Unter 
englischer Beteiligung wurde einige Jahre später der Lloyd Royal Belge 
gegründet, der sich Ende 1929 mit der Cie. Belge Maritime du Congo zu- 
sammenschloß und heute als Cie. Maritime Belge „Lloyd Royal“ (C.M.B. 
„Lloyd Royal“) das größte belgische Schiffahrtsunternehmen ist!. Es 
sichert die Schiffsverbindung mit dem Kongo durch einen halbmonat- 
lichen Post- und Personenschnelldienst (20 Tage) Antwerpen—Matadi 
und eine Frachtlinie Antwerpen—Beira und Antwerpen—Lobito. Außer- 
dem berühren deutsche (Afrika-Linien), englische, französische, portu- 
giesische Linien sowie die amerikanische West-Afriea Line Matadi. 


1 Bei der Gründung i. J. 1930 umfaßte die C. M. B. „Lloyd Royal“ 42 Schiffe 
mit 310176 t Tragfähigkeit, von denen 14 Schiffe mit 83 610 t die Verbindung 
Belgien—Kongo herstellten, die im Gegensatz zu den anderen Linien des „Lloyd 
Royal“ auch während der Krise gewinnbringend arbeitete (Postsubvention und 
Beförderung aller Verwaltungsbeamten der Kolonie). 1936 zählte die C.M, B. 
„Lloyd Royal“ noch 31 Schiffe mit 232111 t, von denen 17 Schiffe mit 113 226 t 
den Verkehr mit dem Kongo bewirken. Der Rückgang der Tonnage gegen 1930 
beträgt 47% für die Linien, die Belgien mit dem Ausland verbinden, während 
die Dienste nach dem Kongo eine Vergrößerung um 26% aufweisen. (Van de 
Velde: Économie Belge et Congo Belge, Dissertation, Université de Nancy, 
1936/37.) 
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Gleichzeitig mit dem Bau der Flußflottillen erfolgte der Ausbau 
der Flußhäfen, die genügende Wassertiefe zu jeder Zeit am Kai 
sowie Lade- und Löscheinrichtungen für Massen- und Schwergut haben 
mußten. Diese Anlagen entstanden durch Zusammenarbeit der Regierung 
mit den Flußschiffahrts- und Eisenbahngesellschaften. Die private 
Tätigkeit hat beim Ausbau der Häfen eine bedeutende Rolle gespielt. 

L6opoldville-Kinshasa am Pool ist der westliche Endpunkt 
der Binnenschiffahrt und der größte Flußhafen des Kongo. Kais von 
400 m Länge, ausgestattet mit elektrischen Kränen von 1500kg Trag- 
kraft sowie Dampfkräne und große Lagerschuppen bilden die Ausrüstung. 
Außer den öffentlichen sind große private Anlagen der Citas (Cie. Indu- 
strielle des Transports au Stanley Pool) vorhanden. Bei dem Verkehr 
in Léopoldville handelt es sich um solchen der „Unatra“ (jetzt „Otraco“), 
die fast ein Monopol hat, ausgenommen Palmöl, das größtenteils mit 
eigenen Schiffen der Cie. des Huileries du Congo Belge verfrachtet wird. 

Coquilhatville, am Zusammenfluß von Ruki und Kongo, 
steht an zweiter Stelle. Es ist Hauptumschlagsplatz für Palmöl, Ölpalm- 
produkte und Kopal. Stanleyville ist der östliche Endpunkt der 
Schiffahrt auf dem mittleren Kongo. 


Flußhafen- und Seehafenverkehr. 


Hafenverkehr in Lö&opoldville-Kinshasa 
(„Unatra“ bzw, „Otraco“ und Huileries du Congo Belge). 
(Zusammengestellt nach den Annuaires Statistiques de la Belgique 
et du Congo Belge sowie den Rapports Annuels der betreffenden Jahre.) 


Warenverkehr: 


Jahr; Fahrgäste: Bergfahrt Talfahrt, Gesamt 
Zahl A ` h 
1922.. . 38852 22613 66738 89 351 
E EEA 40104 91839 181948 
1924... 54384 37.000 100 500 187.500 
1985... . 61100 68 555 104 606 173161 
1926, . . 60047 70.306 110.086 180 392 
eg El 65.907 79.087 144 994 
1928. . . 34624 72388 134 839 207227 
1929. . 63448 85719 159 505 245 224 
1980. . . 61688 96839 175.996 272.835 
1981. . . 35879 68 931 139 593 208 524 
1982.. . 27656 35 590 126012 161 602 
1933. 20307 40760 164 037 204797 
1934. . . 18234 47 523 188 648 236171 
1985. . . 25652 70.930 227788 298 668 
E 98 802 195 260 294 122 


Archiv für Elsenbahnwesen. 1930, 4 
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Die Hauptprodukte, welche 1936 auf dem Wasserwege nach Léopold- 
ville kamen, waren Kaffee 17 801 t (1935: 13 876) ; Kopal 21 701 t (15 782); 
Baumwolle 29 823 t (25 346) ; Kupfer 54 671 t (74 836) (bei Kupfer macht 
sich der Einfluß der neuen Benguela-Bahn bereits geltend); Palmöl 
57819 t (51302), Mais 4200 t (1772), Palmprodukte 67962 t (51922), 
Reis und Paddy 5647 t (5109). (Rapport Annuel sur l'Administration 
de la Colonie du Congo Belge 1936.) 


Im HafenvonAketi wurden geladen und gelöscht: 


1936 1935 
flußaufwärts . . . 15884 t 4514 t gelöscht, 
flußabwärts . . . 30195 t 17887 t geladen 

46079 t 22401 t. 


Der Hafen von Stanleyville wies folgenden Verkehr auf 
(beide Ufer): 


flußaufwärts . . . 25956 t 11990 t gelöscht, 
flußabwärts . . . 833200 t 20 368 t geladen 
59156 t 32358 t. 


Der Hafen von Coquilhatville hatte 1936 einen Gesamt- 
verkehr von rund 70 000 t gegen 60 000 t im Vorjahr. 


DerSeeverkehrim HafenvonMatadi. 


Matadi wurde 1936 von 133 Ozeanschiffen mit 459 720 BRT und 
12 Küstenfahrern angelaufen. Der Warenverkehr gestaltete sich wie folgt: 


Ausfuhr: 1932 1933 1934 1935 1936 
Palmprodukte . ». . 52464 58 841 39 976 49 000 74242 
pel E E nn. a ye 10.009) 11252 18 264 17 607 21295 
Falmbl er ue EES 48 881 39 038 44 954 47 007 
Kautschuk . . . . 956 959 685 834 932 
Baumwolle . . . . 189954 14 828 22 049 24 664 27827 
Kaffee und Kakao . 5613 8729 13 281 14 561 18 757 
Kupfer der U.M.H.K. 20799 40 201 62071 74 849 56914 
Sonstiges . . . . 8926 16 148 33 474 33 778 39 538 


Gesamt: 150 992 199 839 228 788 260 247 286 512 
Einfuhr: 


Allgemeine Güter . 104197 81143 73 635, 80666 117932 
Kohlen für Otraco . 25021 10115 18 048 15 247 15747 


Gesamt Total: 280210 291097 320471 356160 420191 
Zunahme: 4% 10% 11% 18% 
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Verkehr und Wirtschaftskrise. 


Bis zum Jahre 1929 war die Wirtschaft des Kongo in einem fast 
ununterbrochenen Aufschwung, um dann in den folgenden Jahren" einen 
scharfen Rückschlag zu erleiden, Die Weltwirtschaftskrise, in vielen 
Ländern verstärkt durch eine Währungskrise (der Sturz des englischen £ 
hatte eine Ausfuhrstockung nach England und anderen dem Pfund an- 
geschlossenen Ländern zur Folge), machte sich im Kongo besonders fühl- 
bar. Der Preissturz! für Kolonialprodukte, besonders ölhaltige, ebenso 
wie für die des Bergbaues, traf die Kolonie um so schwerer, als sie nur 
diese auf den Weltmarkt liefert, und fast alle Fertigwaren einführen muß, 
Die Krise hatte aber noch andere Ursachen, wie Überschätzung der Auf- 
nahmfähigkeit des Kongomarktes, infolgedessen eine übermäßig hohe 
Einfuhr von Nahrungsmitteln, Materialien und Fertigwaren; zu hohe 
Anlagekosten durch Luxusbauten; übermäßiger Wettbewerb infolge über- 
treibender Propaganda für die Kolonie in Europa; Spekulation; Trägheit 
und geringe Leistung der Eingeborenen im Vergleich mit der gewaltigen 
Kapitalanlage; Mangel an Arbeitskräften bei den meisten Unternehmen 
und ihre übermäßig hohen Kosten als Folge der Rekrutierung in weit- 
entfernten Gegenden und der für die Hygiene und Arbeiterschutz erlas- 
senen Vorschriften; zu hohe Steuern, Abgaben und Zölle; mangelhafte 
Qualität der Ausfuhrerzeugnisse. (Handelskammerbericht Léopoldville 
u. a. 0.). 

Es mußten schärfste Maßnahmen finanzieller, kommerzieller und 
administrativer Art getroffen werden, um die Folgen der Krise zu über- 
winden, 

Die Erzeugung ging nach Menge und Wert stark zurück. Die Ein- 
fuhr sank 1931 gegenüber 1930 um 49,93 % der Menge und 39,17 % dem 
Wert nach, die Ausfuhr um 19,67 bzw. 29,65 %. Mehr als tausend Nieder- 
lassungen wurden bis Ende 1931 geschlossen, besonders im Innern, wo 
die Anlieferung von Produkten durch die Eingeborenen am stärksten zu- 
rückgegangen war, Das Aufbauprogramm, auf welchem die Entwicklung 
beruhte, mußte zu einem sehr ungünstigen Zeitpunkt gekürzt oder ganz 
eingestellt werden. Die Zahl der europäischen Angestellten, ebenso wie 


1 Im Juni 1934 waren die Preise im Vergleich mit 1928 für Kupfer um 68 %, 
für Palmöl um 82,6, für Palmnüsse um 81, für Baumwolle um 61, für Kaffee 
um 53 und für Kopal um 52% gesunken, Im Dezember 1934 war die Zahl der 
Industrie-, Landwirtschafts- und Handelsunternehmen von 6667 auf 5110 zurück- 
gegangen, die europäische Bevölkerung von 23 000 auf 17850. (Vgl. M. Serruys: 
Un demi-siècle d'Activité Coloniale. Cie. du Congo pour le Commerce et Pndu- 
strie 1887—1937, Seite 82.) 


4* 
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die der eingeborenen Arbeiter wurde weiter vermindert. 1932 war die 
Erschütterung besonders stark, die Ausfuhr sank auf 206 239 t (273 373 t 
i. J. 1931), die Einfuhr auf 182 878 t (356 640 t). Nur Firmen auf gesun- 
dester Grundlage und unter umsichtigster Führung konnten die Krise 
überstehen. Der koloniale Haushalt war stark aus dem Gleichgewicht, 
das Mutterland mußte eingreifen, 

Die Unsicherheit bezüglich des Fortbestehens wichtiger staatlicher 
Einrichtungen, obwohl schon 1931 reorganisiert, und Zweifel, ob die Sub- 
ventionsverpflichtungen gegenüber verschiedenen großen Unternehmen 
auch fortgesetzt werden könnten, beunruhigten den Handel. Die Wirt- 
schaft war in ihren Grundfesten erschüttert. 

Zur Bekämpfung der Krise ergriff die Regierung sehr 
einschneidende Maßnahmen, um die Produktion zu fördern, sie jedenfalls 
zu halten. Um wieder eine feste Grundlage herzustellen, wurde die Ver- 
waltung stark verändert und’ den derzeitigen Bedürfnissen sowie den 
finanziellen Möglichkeiten angepaßt. Eine konstruktive Wirtschaftspolitik 
sollte die Erzeugung steigern. 

An Stelle der 4 Legislativ-Provinzen wurden 6 Provinzen, weniger 
nach geographischen Grenzen als nach Produktionsgebieten, gebildet. Aus 
den alten Provinzen Kongo-Kasai, Equateur, Ost-Provinz und Katanga 
wurden die Provinzen (Verwaltungsbezirke) Léopoldville, Coquilhatville, 
Stanleyville, Costermansville, Elisabethville, Lusambo gebildet, jede unter 
einem Provinzialkommissar, Die autonome gesetzgebende Gewalt der bis- 
herigen Gouverneure ging auf den Generalgouverneur über. Die Fort- 
führung der großen öffentlichen Arbeiten wurde eingestellt oder ver- 
langsamt. Fast alle Neuanlagen privater Unternehmen wurden stillgelegt. 

Der Bergbau — bis auf die Gold- und Zinngewinnung, die sehr 
gesteigert wurde — schränkte den Betrieb stark ein, benutzte aber viel- 
fach die Gelegenheit zur Verbesserung der Anlagen und Maschinen, Die 
landwirtschaftlichen Unternehmen konnten sich dank 
der staatlichen Hilfe und der Frachtverbilligungsmaßnahmen der Trans- 
portgesellschaften der Wirtschaftslage anpassen, ihre Erzeugung halten 
oder gar steigern. 1932 war die Ausfuhr z. B. von Palmkernen, Palmöl, 
Kaffee, Zucker, Zinn, Kakao, Erdnüssen, Sesam, Mais, Elfenbein, Ge- 
würzen, Wachs, Gold und Edelsteinen erhöht, vermindert dagegen bei 
Kupfer, Zement, Holz, Baumwolle, Uranium, Kopal, Kautschuk, Reis und 
Häuten. Bei der Einfuhr war 1932 nur die von Lokomotiven und Material 
infolge Neueröffnung der Linie Matadi—Leopoldville nach dem Umbau 
erhöht, alles andere stark vermindert. (R. A. 1932, S. 57.) 
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Die Verkehrspolitik während der Krise!. 


Die Lösung des Transportproblems war am wichtigsten. Es gipfelte 
darin, die stark entwerteten Güter auf weite Entfernungen zu niedrigsten 
Tarifen zu befördern. Die zwischen dem Kolonial-Department, der „Asso- 
ciation des Intérêts Coloniaux Belges“ („A.I.C.B.“)? und dem „Comité 
Permanent de Coordination des Transports du Congo Belge" vereinbarten 
Tarifermäßigungen, Zonentarife, Gleitskalen und sonstigen Maßnahmen 
retteten viele Unternehmen. 

Schon im I. Vierteljahr 1931 wurden die Beförderungstarife für Er- 
zeugnisse, deren Weltmarktpreise sehr zurückgegangen waren, gesenkt. 
Im März 1931 forderte die „A.I.C.B.“ das Eingreifen der Regierung zwecks 
Herabsetzung der Beförderungs- und Umschlagstarife der Transport- 
unternehmen für Palmöl und Palmprodukte um mindestens 50 %. Gleich- 
zeitig wünschte auch die Handelskammer Léopoldville eine sofortige 
starke Senkung der Tarife als wirksamstes Mittel zur Verbesserung der 
Absatzbedingungen. Die Transportgesellschaften nahmen darauf vom 
1. April 1931 ab weitere Ermäßigungen der bereits vor dem 31. März 1931 
gesenkten Frachttarife vor, die von der Regierung festgesetzt wurden 
und zwischen 33 und 60 % lagen. Für Palmkerne gewährten die Chemin 
de fer du Mayumbe und die „Unatra“ 75 % Ermäßigung: Kakao, Kaffee, 
Kautschuk, entkernte Baumwolle, Palmöl, Reis, Sesam, leere Fässer be- 
förderte die „Unatra“ kostenlos (nominell 1 Fr. je t). Diese Vergünsti- 
gungen galten nur für Erzeugnisse des Belgischen Kongo sowie des Man- 
datsgebiets Ruanda-Urundi. 

Weiter hatte auch die Cie. Maritime Belge ihre Frachtraten Kongo— 
Antwerpen besonders für Palmprodukte, Baumwolle sowie die Rück- 
beförderung leerer Fässer ermäßigt. 

Für ihre durch diese Tarifsenkungen zu erwartenden Verluste ent- 
schädigte die Regierung die Verkehrsunternehmen, soweit diese unter 
staatlicher Kontrolle standen, durch Vorschüsse in Höhe der voraussicht- 
lichen Verluste, vorausgesetzt, daß die Jahresbilanz insgesamt einen 
Verlust ergab. Dabei durften als „Soll“ nur die Betriebskosten, die all- 
gemeinen Unkosten, die normale Tilgung und der Zinsendienst aus- 
gewiesen werden. (R.A. 1932, S. 58.) 


1 Siehe Rapports Annuels sur l'Administration de la Colonie du Congo 
Belge: 1930 S. 48; 1931 8. 55ff.; 1932 S. 57ff.; 1933 S. 78ff.; 1934 S. 76ff.; 
1935 S. 114 ff.; 1936 S. 140 ff. k 

2 Der A.l.C.B. gehören an: Commission des Exportateurs d’Oleagineux, 
de Copal et d'Ivoire, Associations des Planteurs de Café, Union Professionelle 
des Producteurs de Bois du Congo. 
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Auch die Binnentarife innerhalb der Kolonie, besonders für 
die Beförderung von Nahrungsmitteln nach den großen (industriellen) 
Verbrauchszentren, erfuhren Ermäßigungen. 

Zunächst kam die „Unatra“ für diese Maßnahmen in Betracht; sie 
erhielt tatsächlich ein Monopol für den Wassertransport, bis diese Tarif- 
erstattungen 1932 nach beträchtlicher Unzufriedenheit auf alle Besitzer 
von Flußfahrzeugen ausgedehnt wurden, ob unter staatlicher Kontrolle 
stehend oder nicht, soweit sie den Ersatz der Verluste beantragten, die 
sie bei der Beförderung flußabwärts von Gütern der offiziellen 
Tarifliste (liste de dögrövement) erlitten hatten. 

Außerdem wurden ab 1932 direkte Ladescheine ‚(Connaissements 
directs) sowie Übergangs- und Zonentarife (Tarifs interröseaux) ein- 
geführt, um die Beförderung von Gütern mit den „nationalen“ Schiff- 
fahrtslinien und Bahnen zu fördern und den Transport zu verbilligen. 
Erstere erstrecken sich auf alle Tarifklassen und schließen Hafen- 
gebühren sowie Ozean-, Fluß- und Bahntransportkosten auf den „natio- 
nalen“ Linien zu einem günstigen Frachtsatz ein. Die direkten Lade- 
scheine lauten von Antwerpen oder europäischen Haupthäfen via Matadi 
nach allen Teilen des Kongo; via Matadi, Lobito, Kapstadt, Algoa-Bai oder 
Beira nach Katanga; via Dar-es-Salam nach Kigoma und Albertville; 
via Mombasa nach Kilo; via Port Sudan nach Uele. Direkte Ladescheine 
gelten auch für Gepäck und Produkte aus dem Kongo nach Europa von 
allen Stationen der „Unatra“, der Grands-Laes, der Kivu-Bahn, der Vizi- 
nalbahnen in Uel& und der Cie. Bas-Congo Katanga. Die Zonentarife um- 
fassen sämtliche Transport- usw. kosten von Antwerpen über Matadi 
nach dem Industriegebiet von Katanga, dem Tanganyika-See und Nach- 
bargebieten, dem Bergbaugebiet des Luvua und den Distrikten Irumu und 
Watsa. Diese Güter genießen an den Umschlagstellen Priorität bei der 
Weiterbeförderung, Zonentarife finden auch Anwendung auf Treibstoffe 
und Gewebe sowie Erzeugnisse aus Léopoldville, um letztere gegenüber 
gleichen eingeführten nicht zu benachteiligen. (R.A. 1934 8.76; R. A. 
1935 S. 117; auch Van de Velde: Économie Belge et Congo Belge.) 

Die Regierung hat durch diese Frachtverbilligungen die Stagnation 
in den Produktionsgebieten beheben, die Erzeugung gewisser Produkte 
sogar steigern können. Die Ausfuhr der Ost-Provinz, die bis dahin über 
fremde Linien (Dar-es-Salam oder Beira) ging, wurde auf all-belgische 
Transportwege abgelenkt. Diese Maßnahmen brachten den Transport- 
unternehmen innerhalb von zwei Jahren 52 Mio Fr. Mehreinnahmen. 
(Van de Velge: Économie Belge et Congo Belge.) 

Neben Anregung der Erzeugung und des Handels durch Erleichte- 
rung und Verbilligung der Beförderung erfolgten weitere Maßnahmen zur 
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Förderung der Wirtschaft, wie Befreiung aller pflanzlichen Erzeugnisse, 
einschl. Palmöl und Rohrzucker, von der Ausfuhrabgabe (Verfügung vom 
25. März 1930, verlängert bis 31. Dezember 1933), zollfreie Einfuhr von 
Kaffee aus dem Kongo nach Belgien, unter gleichzeitiger Zollerhöhung 
für ausländischen Kaffee auf 100 Fr. je 100 kg Rohkaffee und 250 Fr. 
für gewaschenen und gerösteten. Die Baumwollsteuer und die Handels- 
genehmigung wurden 1930 suspendiert. Die Regierung gewährte auch die 
Mittel für den Ankauf von Baumwollsamen gegen Rückzahlung von 50 % 
des Preises im Falle von Verkaufsgewinn. Der Einfuhrzoll für Zucker 
nach dem Kongo wurde am 24. Februar 1932 von 30 Cts. auf 1,87 Fr. je kg 
erhöht, um den Kongozucker zu schützen. Weitere Maßnahmen bestanden 
in der Vereinfachung der Transportformalitäten, der Vereinheitlichung 
der Tarifpositionen bei den verschiedenen Gesellschaften und der Be- 
förderungsvorschriften für bestimmte Güter. 

Schließlich wurde 1932 das Office de la Production als beratende 
Körperschaft für den Generalgouverneur in allen Produktionsfragen und 
zur Bearbeitung von Wirtschaftsprojekten geschaffen, eine Einrichtung, 
die sich bewährte. So wurde u.a. die Erzeugung von Palmkernen und 
Palmöl stark erhöht. 1933 erhielt jede Provinz eine Wirtschaftskommission 
zwecks Zusammenarbeit mit dem Office de la Production. (R. A. 1932, S. 5.) 

Auch 1933 kämpfte die Kolonie noch hart gegen die Krise. Im Berg- 
bau und der Landwirtschaft herrschte starke Tätigkeit. Da ein Binnen- 
markt fehlt, muß der Kongo von seinem Außenhandel leben, der aber 
für viele Erzeugnisse der Zollpolitik der Einfuhrländer unterworfen ist, 
während die Kolonie der Einfuhr aus allen Ländern zu gleichen Bedin- 
gungen offen steht. Die wirtschaftliche Erholung ist daher von der Rege- 
lung der großen internationalen Probleme abhängig. Der Preissturz für 
Ausfuhrprodukte hat die Kaufkraft der eingeborenen Bevölkerung sehr 
gemindert, was einen starken Rückgang der Einfuhr aus allen Ländern, 
ausgenommen Japan, zur Folge hatte, Seit 1932/33 überschwemmt letzteres 
den Kongo mit Waren, besonders die Provinz Elisabethville, und gibt dem 
Handel so einen Anstoß, 

Im Laufe von 1933 trat eine Besserung ein. Die Einfuhr war zwar 
noch bedeutend geringer als 1932 (133 381 t gegen 182 878 t), aber die 
Ausfuhr hob sich auf 269 063 t gegen 206 239 t i. J. 1932. Die Erholung 
setzte sich 1934 fort, die Preise für gewisse Ausfuhrprodukte stiegen 
weiter, Die Ausfuhr 1934 stieg auf 336 086 t, die Einfuhr auf 163 576 t. 
Niedrig blieben aber die Weltpreise für ölhaltige Produkte und Kopal. 
Das veranlaßte die im „Comité Permanent de Coordination“ zusammen- 
geschlossenen Verkehrsunternehmen, die Tarife für beides so herabzu- 
setzen, daß die Ausfuhr möglich war. Auch die Cie. Maritime Belge 
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änderte 1934 mehrfach die Tarife zwischen Matadi und Antwerpen. Im 
übrigen wurde das System der „dögrövements massifs“ unter einigen 
Änderungen bis Ende 1934 beibehalten. Mit dem 31. Dezember 1934 
wurden diese seit dem 1. Juli 1931 bestehenden „massiven Tarifermäßi- 
gungen“, ebenso wie die finanziellen Stützungsmaßnahmen der Kolonie 
zur Behebung etwaiger Verluste der Transportunternehmen, aufgehoben, 
Die Anfang 1935 geltenden Tarifsätze blieben etwa die gleichen wie 1934, 
aber die Transportgesellschaften, Eisenbahnen und Wasserverkehr, 
nahmen alle Folgen auf sich. 

Die Abwertung des Franken (März 1935) erhöhte den Wert der 
Ausfuhrprodukte (in abgewerteten Franken) um 39 %. Dies hätte ge- 
stattet, die Transportsätze innerhalb der Kolonie und die Seefrachten 
um 39 %, ebenso wie die Warenpreise zu erhöhen. Das erschien nicht 
ratsam, Man erhöhte die Transport-, Transit- und Umschlagtarife, wie 
sie im Juni 1935 in Kraft waren, nur für Metalle und wertvolle Erze 
(Zinnerze), Elfenbein und Bienenwachs um 15 %, für Kolonialprodukte 
um 10 %, ausgenommen Kaffee, Holz, Reis und Mais, deren Tarife unver- 
ändert blieben. (R. A. 1935, S. 114.) 

Auch die Personentarife, die denen in den Nachbarkolonien angepaßt 
sind, sowie die Ausfuhrtarife nach Rhodesien und Südafrika blieben un- 
verändert. (R. A. 1934, S. 76.) 

Durch Einführung von Durchgangs- und Übergangstarifen (tarifs 
interr6seaux) sind die an den „nationalen Transportwegen“ beteiligten 
Unternehmen bemüht, die Verzögerungen auf dem Wege Antwerpen— 
Tanganyika zu beschränken. Es wurde die „Priorité Tanganyika“ ein- 
geführt, die den über Matadi—Leopoldville—Stanleyville beförderten und 
nach Tanganyika bestimmten Gütern an allen Übergangs- und Umschlag- 
stellen den Erstrang bei der Weiterbeförderung sichert. Diese Einrich- 
tung gewährt den Verladern wesentliche Preisvorteile bei der Wahl dieses 
Weges anstatt des über Dar-es-Salam und die Zentralbahn. Der Weg über 
Matadi sollte vorteilhafter erscheinen. Besondere Tarifvergünstigungen 
sollen ferner die Ausfuhr über und nach Rhodesien von Palmöl, Palm- 
kernen, Erdnüssen, Mais, Hirse, Sorghum, Maniok, Kopal, Bohnen fördern. 
Die Ergebnisse sind bei Ölpalmprodukten, Bohnen und Erdnüssen beson- 
ders gut. 1934 wurden über Sakania 8770 t ausgeführt. 


Der Einfluß der „Congo-Oc6an“ (Brazzaville—Pointe Noire) in Fr.Ä.A. 
und der Benguela-Bahn auf den Verkehr im Belgischen Kongo. 


Wenn auch die Verkehrsentwicklung im Kongo in den letzten Jahren 
vor allem durch die Wirtschaftskrise beeinflußt war, so kann doch auch 
die 1935 eröffnete Linie Brazzaville—Pointe Noire, die „Congo-Oc6an“, 
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in Französisch-Äquatorial-Afrika ungünstig auf diese wirken. Brazza- 
ville, am Stanleypool, teilt mit L&opoldville die Lage als Endpunkt ober- 
halb der Stromschnellen für allen Flußverkehr von und nach dem Innern 
beider Kolonien. Bisher wurden die Produkte Fr.Ä.A.s von Brazzaville 
zum größten Teil mit der Kongo-Bahn nach Matadi zwecks Ausfuhr ver: 
frachtet, dasselbe galt für die Einfuhr. Jetzt ist die Linie Matadi—Leo- 
poldville von geringer Bedeutung für Fr.Ä.A., dagegen kann nach dem 
großzügigen Ausbau von Pointe Noire die Congo-Oc6an beträchtlichen 
Einfluß auf den Verkehr des Belgischen Kongo erlangen. 


Im Transit wurden von der Kongo-Bahn 1935 7242 t gegen 17 083 t 
i. J, 1934 befördert. Dieser in Matadi und Léopoldville festgestellte Rück- 
gang des Transitverkehrs beträgt also 9841 t und liegt vor allem darin 
begründet, daß der Güterverkehr nach Fr.Ä.A. nunmehr größtenteils 
den direkten Weg über die Congo-Oc6an-Bahn nimmt. (R. A. 1935, S. 55.) 


Ebenso hat die Benguela-Bahn von Lobito über Tenke—Elisabeth- 
ville—Rhodesien, wenn sie auch den Handelsverkehr des Kongo im ganzen 
weniger berührt, doch die Bedeutung des portugiesischen Hafens von 
Lobito auf Kosten von Matadi und Boma erhöht und einen Rückgang des 
Personen- und des Transitverkehrs auf den Linien des Belgischen Kongo 
mit entsprechenden Einnahmeyverlusten verursacht. Der Kupfertransport 
wird durch diese Bahn wesentlich beschleunigt, Elisabethville—Lobito 
2—3 Tage gegen 7—8 Tage nach Matadi, und verbilligt. Die Linie ist 
noch zu neu, um die Verkehrsentwicklung übersehen zu können, es muß 
sich zeigen, ob der Verkehr der B.-C.K.! auf die Dauer durch die Benguela- 
Bahn nicht doch stark beeinträchtigt wird. Die am 20. Juli 1927 zwischen 
Belgien und Portugal abgeschlossene Konvention von St. Paul de Loanda 
verpflichtet u. a. die portugiesische Regierung, dem aus dem Kongo kom- 
menden Verkehr die Transitfreiheit und die gleichen Rechte wie dem 
portugiesischen zu gewähren. Belgische Schiffe im Hafen von Lobito 
werden in bezug auf Tarife und Zölle den portugiesischen gleichgestellt. 


Auch die süd- und ostafrikanischen Verkehrsverhältnisse sind für 
das Eindringen in Katanga günstig und bieten gegenüber denen des Kongo 
Vorteile in bezug auf Schnelligkeit und Frachtkosten, Der Grundsatz, 
die nationalen Verkehrsmittel unter allen Umständen zu bevorzugen, 
mußte aufgegeben werden. Abgesehen davon, daß der schiffbare Kongo 
zwischen Stanleyville und Léopoldville und die Eisenbahnen im Süden 
die wertvollsten Verkehrswege der Kolonie darstellen, wird heute der 
kürzeste und billigste Weg gewählt. 


1 Bas-Congo-Katanga-Bahn. 
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Die Eisenbahnen! 


Die Chemin de fer du Bas-Congo 
(Matadi—Lö6opoldville). 

Der Kongo weist unweit seines Mündungsgebietes zahlreiche Kata- 
rakte und Stromschnellen auf, welche die Schiffahrt — bis auf ein Stück 
zwischen Manyanga und Isangila — unmöglich machen. Auch das Vor- 
dringen zu Lande stößt auf Bergmassive, die lange unüberwindlich waren, 
Schon die erste Forschungsarbeit Stanleys, 1875/77, bewies, daß das 
Kongobecken nur durch eine Eisenbahn erschlossen werden konnte. Sie 
stellt die Verbindung zwischen dem Ozean und dem gewaltigen Wasser- 
straßennetz des Innern her, indem sie diesem die für seine Nutzbar- 
machung notwendige Verlängerung gibt. Im großen gesehen bildet die 
„Kongo-Bahn“ einen Teil der Verkehrsachse, auf welcher das Wirtschafts- 
leben des Kongo, insbesondere die Bodenkultur, der inneren Zone des 
Beckens beruht, während die anderen Bahnen im Belgischen Kongo einem 
System angehören, das die Verbindung mit den großen Kupfererz-, Zinn- 
usw. -lagern Zentral-Afrikas herstellt. 

Dieser erste Bahnbau war ein schwieriges Unternehmen, denn Zen- 
tral-Afrika war unerforscht. Der Unabhängige Kongostaat und später die 
Kolonie haben seit 1887 den Bau der Bahnen dadurch gefördert, daß sie 
mit der Konzession verschiedene Rechte und Vorteile verbanden. Der 
Fiskalismus wurde ausgeschaltet, trotzdem behielt aber die Verwaltung 
ein direktes Interesse an dem Bau und Betrieb der Bahnen. Der Staat 
förderte die Gründung von Bahnbaugesellschaften und übernahm einen 
Teil ihrer Aktien? dadurch wurden diese gewissermaßen Mandatäre des 
Staates, 

Die Bewerbung eines englischen Syndikats um die Bahnkonzession 
für die Kongo-Bahn scheiterte an der Höhe der Forderungen. Am 9. Fe- 
bruar 1887 gründete der erste Mitarbeiter des Königs, der Kommandant 
und spätere General Thys, die Cie. du Congo pour le Commerce et l’Indu- 
strie (C.C.C.1.), die ihrerseits am 1. Juli 1889 die „Cie. de Chemin de Fer 
du Congo“ mit einem Aktienkapital von 25 Mio Fr. gründete 2, Von diesen 
übernahm der Staat 10 Mio. Am 9. Oktober 1889 erhielt die Gesellschaft 
auf 99 Jahre die Konzession für Bau und Betrieb der 388 km langen Bahn 
von Matadi nach Le&opoldville—Kinshasa. Die Inbetriebnahme der ganzen 
Linie erfolgte am 8. Juni 1898. Die Finanzierung war schwierig, In Bel- 


1 Siehe Tabelle Seite 62/63. 

2 Die belgische Währung und die Reichsmark, 

Die belgische Währungseinheit war bis 1926 der Frank, ab 1927 wurde es 
im ausländischen Zahlungsverkehr die Belga. Die Gold- und Devisenkurse des 
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gien bekämpfte eine Anti-Kongo-Partei das Unternehmen, aber der uner- 
schütterliche Wille Weniger unter dem Impuls des Königs überwand alle 
Hindernisse, 

Der Nutzen der Linie zeigte sich sofort. Von 1898 bis 1913/14 stieg 
die beförderte Gütermenge von 13 000 auf 79 000 t jährlich. General Thys 
beantragte bald den Umbau der kleinen Bahn mit 0,75 m Spurweite, um 
die Leistung zu steigern. Bei Ausbruch des Weltkrieges fiel der Verkehr 
zunächst, um dann einen starken Aufschwung zu nehmen, dem die über- 
lastete und verbrauchte Bahn nicht gewachsen war: Die Lagerschuppen 
in Matadi waren überfüllt, der Hafen verstopft. Die Linie sollte 1920 
durch Varianten mit geringerer Steigung, 17 mm anstatt bisher 45 mm 
je m, und größerem Kurvenhalbmesser, 200 m anstatt 50 m, sowie durch 
Verbreiterung der Spur von 0,765 m auf 1,007, welche auch die der Katanga- 
Bahn ist, verbessert werden. 

Der Staat gewährte die Mittel für den Umbau und verzichtete auf 
sein Kaufrecht während der ersten 25 Jahre nach Inbetriebnahme, aber 
nicht über den 1. Januar 1952 hinaus. Die neue Linienführung war kürzer 
und schnitt die alte mehrfach, das ermöglichte die Inbetriebnahme der 
Abschnitte so, wie sie fertiggestellt wurden, ohne Unterbrechung des 
Betriebes. Um das Palabala-Massiv zu umgehen, hätte die Linienführung 


Frank bzw. der Belga gegenüber der Reichsmark waren nach dem Statistischen 
Jahrbuch für das Deutsche Reich: 


Jahr: Einheit: Goldparität Aen: 
1924 . . . 100 Frank 810 RM 19,07 RM 
1985... . 10 „ 0» 2001 y 
mm... 10 „ Su » 17 „ 
1927 . . . 100 Belga (500 Fr.) Pa „ 5850 n 
mm... 10 „ E Ha, 58,0 „ 
1886 >... 100» » 42,020 „ Aa „ 
194... 100 e D 42,020 „ 42,08 „ 
EE ech El a 42,020 - 4203 „ 


Bei der Währungsstabilisierung in Belgien, 1927, wurde für den ausländi- 
schen Zahlungsverkehr eine neue Einheit, die Belga, geschaffen. 

Als Grundlage wurde ein Kurs von 175 Frank = 1 £ festgesetzt. Eine Belga 
entspricht 5 Papierfrank. Die neue Parität betrug also: 35 Belga = 175 Papier- 
frank = 1 £, während die Goldparität 25,2215 Goldfrank = 1 £ war. 

Durch Erlaß vom 14. November 1927 wurde für den Kongo-Frank ein Fein- 
goldgehalt von 0,9418423 g festgesetzt. Im Gegensatz zu Belgien blieb aber der 
Frank im Kongo die gesetzliche Münzeinheit. 1 Kongo-Frank = 1 belgischer Frank. 

Im März 1935 wurde für die Belga und den Kongo-Frank ein neuer Kurs 
auf Grund einer Parität von 0,150 gr. Feingold festgesetzt, gegenüber 0,209 gr. 
i. J. 1927. Nach der Abwertung waren 143,40 belgische bzw. kongolesische Frank 
Së 
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bei Matadi portugiesisches Gebiet in Angola berühren müssen. Durch 
Gebietsaustausch erhielt Angola für 3 qkm am M’Pozo 3500 qkm zwischen 
dem oberen Kasai und dem Lulua. Dieses Gebiet benutzte die Benguela- 
Bahn auf etwa 100 km, Der Gebietsaustausch erleichterte auch den Aus- 
bau des Hafens von Matadi und des benachbarten Ango-Ango. 


Entwicklung des Eisenbahnnetzes 1930 bis 1937. 


(Nach Annuaire de la Belgique et du Congo Belge, 1936.) 


Bahngesellschaft und Linien 
km km 
| 
A. Chemin de Fer du Mayumbe: | 
Linie Boma—Lukula—Tshela u. messen AU 10 | 190 
Gesamtlänge . . 2... 140 140 
B. Chemin de Fer du Congo: 

Linien: Matadi—L£opoldville nennen 388,5 | 365,3 
Leopoldville—Ango-Ango (Anschlußlinie) e — 6,05 
Marchal—Thysville (Anschlußlinie) . | - 15,54 
L£opoldville-Est—L£opoldville-Ouest (Werbindungali A. - = 9,08 

Gesamtlänge.» . . . . -| 3885| 396,52 


C. Société du Chemin de Fer Léopoldville—Katanga—Dilolo 


(„Leokadi“): | 
Linien: Port Franequi—Bukoma e lU | 1128 
Tenke—Dilolo un...» a OTAS = 522 | 522 
Gesamtlänge «u...» + + -| 1645 | 1645 


D. Cie du Chemin de Fer du Katanga: 


Linien: Grenze Nord-Rhodesien—Sakania e | 18 13 
Sakania—Elisabethville A lag aa 
Elisabethvillo—Kamatanda ene o| 186 | 136 
Komatanda—Bukama . 2:2 .| 32 | 322 
Munama—Kipushi (Zweiglinie) ren. 34 34 
Elisabethville—Etoile du Congo ergi wel äs 12 
Elisabethville—Lubumbashi (Zweiglinie) 3 5 
Kamatanda—Jadotville (Zweiglinie) el 8 8 
Kamatanda Kambove (Zweiglinie) . . + + + + as AA i 25 
Luambo—Mwadingusha (Zweiglinie) el 59 59 


(früher „Sogefor") 


Gesamtlänge >... 856 856 
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Bahngesellschaft und’ Linien 1930. |. 1937 
km km 


E. Société des Chemins de Fer Vieinaux du Congo („Vieikongo*): 


Aketi—Paulis (Tsoro-Bahnhof) A 158 560 
e E E CT Beh 121 
Buta—Buta Bahnhof NEE D NW 3 
Lienartville—Titule (Anschlußlinie) `... _ 31 
Verlängerung der Bahn von Paulis in Richtung Gogu (Batitin) . . .| — 125 

Gesamtlänge . . 222.0» 158 810 

F. Cie des Chemins de Fer du Congo-Superieur aux Grands Lacs 
Africains („Cie Grands Lacs“): 

Stanleyville—Ponthierville (Abschnitt I) © 2.2. + » N SE 125 
Kindu-Kongolo (Abschnitt D... EN 355 355 
Kabalo—Albertville (Abschnitt Di... .| 273 273 
Kabalo—Kibombo (Kibombo Bahnhof—Ufer) `... 10 10 

Gesamtlänge . . . . . . . | 768 763 

6. Société des Chemins de Fer au Kivu: 

Kerg Peas e ECK = 9 

Gesamtlänge . . . . . Aie 9 

H. Geomines: 
(Cie Géologique et Minière) 

Moyumbao—Manonot.: „ok de 608 ad Ne HE 50 

jesamtlänge , a| — 50 

1. Forminiere: 
(Société Internationale Forestière et Minière) 

Charlesville—Makumbi (Vizinal) . 2 222 22er — 93,4 


Gesamtlänge . 2... .| — 


K. Cultures au Congo Belge: 
Mongana—Bodala . . . . . 


Gesamtlänge > v2 22... 


Total-Gesamtlänge . . km | 3950,5 


4906,92 


* Die Linie wurde von der staatlichen Regie du chemin de Fer du Mayumbe 
betrieben. Mit dem 1. April 1986 ist dieser Betrieb der „Otraco“ übertragen. 
2 1936 ist der Betrieb der Congo-Bahn von der „Otraco“ übernommen, 


® Die anderen Bahnen sind an Gesellschaften konzessioniert. 


Ihre Über- 


nahme durch die „Otraco“ soll nach und nach erfolgen (Erlaß v. 20. Mai 1935). 
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Durch Vertrag mit der Kolonie vom 9. November 1921 verpflichtete 
sich die Gesellschaft zum Umbau der Linie und der Erhöhung ihrer Trans- 
portleistung. Tatsächlich handelte es sich um einen Neubau, wie die Daten 


zeigen: 
AlteLinie: NeueLinie: 


Dingan o gee ae aon e aA Oa A e OOA KIO. 365,3 km 
Anschlußlinien . s.s e o e s us p e — 31,22 km 
Steigung . » » + + . . durchschnittl, 15% 17% 
Mindest-Kurvenhalbmesser . » ı 2» » 50 m 250 m 
Schienengewicht . . 2 2 2 2.0... 23 keim 33,4 keim 
Spurweite » «0 2. 0. ale. 0705 m 1,007 m. 


Alle 12 km wurde eine Weiche angelegt. Die Leistung wurde von 
280 000 t in beiden Richtungen auf 1,3 Mio t jährlich gesteigert, das 
Bruttogewicht der Züge von 215 auf 640 t erhöht. Die Betriebskosten 
je tkm verringerten sich auf die Hälfte. Der Umbau bedingte über 
21 Mio cbm an Erdbewegungen,. Den Unterbau führte die Société Afri- 
caine de Construction aus, welche am 8. August 1923 in Brüssel mit einem 
Kapital von 7 Mio. Fr. (dann auf 11 Mio. Fr. erhöht) gegründet wurde. 
Beim Bau wurden diesmal weitgehend maschinelle Einrichtungen benutzt. 
Die Arbeitsbörse stellte die Arbeiter, deren vertragliche Zahl aber nie 
erreicht wurde; sie schwankte zwischen 2242 (1924) und 8034 (1927), um 
1928 auf 6700 zu sinken. Die Tagesleistung pro Mann betrug 1924 
0,69 cbm, 1925 1,21 cbm und am Schluß 0,71 cbm!, 

Die spätere Elektrifizierung ist in Betracht gezogen. Ein 
Vorentwurf stellt fest, daß 100.000 PS am M’Pozo, unweit Matadi, am 
Kirulu, Inkini und dem Kongo unterhalb Léopoldville zu gewinnen sind. 
Das Projekt scheint aufgeschoben zu sein. Die Kirulu-Fälle, 30 000 PS, 
liegen am günstigsten. 

Die Lokomotiven, Typ Garrat, werden mit Öl oder Kohle beheizt. Die 
Güterwagen fassen 10 oder 20 t. Eisenbahnwerkstätten sind in Matadi 
(Lokomotiven und Wagen), Thysville (Hauptwerkstätten), Kinshasa 
(kleinere Anlage) und Songholo (km 312). 

Die Tarifordnung! der Chemin de Fer du Congo hat sich aus 
den Verhältnissen entwickelt, Anfangs wurde das Tarifmonopol von und 
nach dem Kongo, das die Bahn besaß, ausgenutzt. So wurde aufwärts an 
den 1000 fr, je t festgehalten, welche die Beförderung mit Trägerkara- 
wane bis zum Pool kostete. Abwärts galt dieser Tarif für Elfenbein, 
das ihn tragen konnte. Andere Erzeugnisse zahlten einen Grundtarif von 
75 fr. je 400 kg (187,50 fr- je t) plus 10 % ihres Wertes in Europa. Auf- 
wärts wurden 50 % Ermäßigung auf Verbrauchsgüter, wie Salz, Reis, 


7 Wiener; Les chemins de Fer coloniaux de l'Afrique, S. 205 ff. 
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Bau- und Konstruktionsmaterial, gewährt. Ab 12. September 1901 wurden 
diese zu hohen Tarife ermäßigt. Aufwärts wurde alles begünstigt, was 
der Entwicklung des Fluß- und Eisenbahntransportwesens der Kolonie 
diente; abwärts gingen die Tarife nur wenig über die Transportkosten 
hinaus, um keine leeren Züge zu fahren. Dadurch wurde die Ausfuhr 
von Erdnüssen, Kakao u. a. möglich. Der Krieg, die Wirtschaftsnöte der 
Nachkriegszeit, die Abwertung des Franken, machten eine Neuordnung der 
Tarife nötig, die teils erhöht wurden und bis zum 20. Juni 1927 den vier- 
fachen Satz der Vorkriegszeit erreichten. Der Betrieb arbeitete zunächst 
mit Verlust, und bis zum 31. Dezember 1927 waren 36,7 Mio. an Divi- 
denden und anderen Leistungen rückständig. Diese Lage ist seitdem be- 
hoben, Nach dem Vertrage von 1921 kann die Kolonie der Gesellschaft 
auferlegen, bis 30 % der Reineinnahmen nach Zahlung der Dividende und 
Tilgung der Rückstände an einen Tarifierungsfonds (fonds spécial de 
tarification) abzuführen. Dieser sollte zum Ausgleich etwaiger Verluste 
dienen, die sich aus provisorischen, unter besonderen Umständen er- 
folgenden Tarifsenkungen ergeben könnten. Diese Klausel findet sich 
auch in anderen Verträgen. 


Der Verkehr auf der Linie entwickelte sich günstig, weil sie den 
einzigen Zu- und Ausgang für den größeren Teil der Kolonie bildete, Die 
beförderte Gütermenge stieg von 12784 t im Betriebsjahr 1898/99 auf 
79.000 t i. J, 1913/14. Während des Krieges fiel der Verkehr aufwärts 
von 64 000 t i. J. 1914/15 auf 23 000 t i. J. 1915/16 und stieg abwärts von 
17.000 t 1914/15 auf 53.000 t 1915/16. Nachher war die Entwicklung 
folgende; 


E1020 RN RER BONN 1931/32 . en AOL E 
1920/21 2 4% “2803 4.188:000 E 1932 (Betriebszeit 6 Monate) 192195 t 
1924/25. sii. ao 200021700 t dee eat y oier, SBO SAL t 
1025/26... 2 2... 314000 t 194 e e o e e e e 892489 t 
Jus `... 886.000 E WB. een e 418800 E 
1980/81 2. 222. 507094 t ME o uv 460429 E 


Wie bei allen Kolonialbahnen dieser Art wird von den drei Per- 
sonenklassen die III. am meisten benutzt. 

Der Wettbewerb der neuen, 1935 eröffneten Linie in Französisch- 
Äquatorial-Afrika von Brazzaville (am Pool) nach Pointe Noire machte 
sich bereits fühlbar. 1936 wurden nach dem Belg. Kongo auf diesem 
Wege 6462 t eingeführt; Salz stellte die Hälfte dieser Fracht dar, 

Für den Betrieb ist die Linie in drei Abschnitte eingeteilt: Matadi— 
Songolo, km 97, 'Thysville, km 231, Kinshasa, km 397. Es verkehren 
täglich 15 bis 20 Züge in beiden Richtungen. Zwei Züge werden zu einem 
vereinigt, wenn eine Garrat-Lokomotive, und drei Züge zu einem, wenn 
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eine Garrat- und eine ältere Lokomotive zur Verfügung stehen. Die Fahr- 
geschwindigkeit der Personenzüge beträgt 22 km, die der Güterzüge 
18 km, das entspricht einer Streckenhöchstgeschwindigkeit von 35 bzw. 
30 km stündlich, 


Die Cie. de Ch. d. F, du Congo ist auch Konzessionärin der Hafen- 
betriebe von Matadi und Léopoldville, hat diese aber an die Soc, „Manu- 
congo“ weitervergeben. Sie ist ferner an der Entwicklung der Stadt 
Matadi stark beteiligt und hat die Stadt Thysville, km 231, selbst ge- 
schaffen. 

Die Gebietskonzessionen der Cie. de Ch. d. F. du Congo umfassen 
einen Streifen von 200 m Breite beiderseits der Mittelachse der Bahn, 
außerdem den Mitbesitz (zur Hälfte) eines Gebiets von 1041373 ha im 
Tal des Boussira-Mombayo in der Äquatorialprovinz. Die Mitbesitzerin, 
die Cie, du Congo pour le Commerce et l'Industrie du Haut-Congo beutete 
die Konzession bis 1927 für gemeinsame Rechnung aus, dann wurden ihr 
im Austausch gegen 3900 ihrer Aktien die alleinigen Rechte übertragen. 

Die Finanzierung der Chemin de Fer du Congo warf schwie- 
rige kolonialwirtschaftliche Probleme auf. Das Anfangskapital betrug 
25 Mio. Er, von denen der belgische Staat 10 Mio. übernommen hatte. 
Bald waren neue Mittel erforderlich- Am 31. März 1893 garantierten die 
beteiligten Banken die Unterbringung von 6 Mio. Fr. Der Staat wollte 
seinen Anteil auf 20 Mio. erhöhen, aber in Brüssel war man gegen jede 
neue Beteiligung Belgiens, ja gegen die Kolonialpolitik überhaupt. Erst 
als eine Regierungskommission an Ort und Stelle die Frage untersuchte 
und 1896 günstig berichtete, konnte der Staat weiter helfen. Die 1894 
vereinbarte Kapitalbeteiligung wurde zwar auf 5 Mio, Fr. herabgesetzt, 
aber der Staat garantierte 3 % Zinsen für Obligationen in Höhe von 
10 Mio. Fr. Auch die Unterstützung durch das Publikum wurde nun 
besser, und die Unterbringung von 20 Mio. weiterer Obligationen, welche 
die Fertigstellung ermöglichen sollten, gelang ohne Schwierigkeiten 
(17. Dezember 1896). Weitere 5 Mio. an Obligationen wurden bei Eröff- 
nung der Bahn ausgegeben, aber zu Ais %, da nicht durch den Staat 
garantiert. So waren 37,5% durch den Staat, 25 % durch die Kolonie 
und 37,5 % öffentlich gezeichnet. Die Kolonie übernahm dann noch wei- 
tere 70 Mio. an Obligationen. 

Die neuen, für den Umbau erforderlichen Mittel, die sich am 30. Juni 
1928 auf 309 130162 Fr. beliefen, gewährte ebenfalls die Kolonie. So 
konnte die Schmalspurbahn zu einer wichtigen Linie umgebaut werden, 
die auf absehbare Zeit allen Ansprüchen genügt. 
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Mit dem 1. Juni 1936 wurde der Betrieb der Chemin de Fer du Bas- 
Congo (Matadi—Leopoldville), ebenso wie der der „Unatra“ von der 
„Otraco“! (Office d'Exploitation des Transport Coloniaux) übernommen, 
so daß diese jetzt mit der Chemin de Fer du Mayumbe drei Transport- 
unternehmen unter ihrer Regie vereinigt, Im Zeitpunkt der Übernahme 
der Bahn durch die „Otraco“ betrug die Kapitalanlage 1 041 750 086 Fr. 
Von diesen übernahm die „Otraco“ 887 813 311 Fr., 153 936 725 Fr. wur- 
den abgeschrieben. Die Neuanlage vom 1. Juni bis 31. Dezember 1936 be- 
trug 1585 020 Fr., so daß die Gesamtkapitalanlage am 1. Dezember 1936 
889 398 331 Fr. beträgt (R. A. 1936, Annexe II, S. 218/19), 


Im Lauf 1936 und 1937 hat sich die wirtschaftliche Erholung der 
Kolonie fortgesetzt. Die Preise für die meisten Rohstoffe zogen weiter 
an. Die Folge war eine erhöhte Ausfuhr landwirtschaftlicher Erzeug- 
nisse. In den Transportziffern der drei verstaatlichten Unternehmen 
kommt das zum Ausdruck: 


Beförderte Tonnage, abwärts: 


Chemin de Fer Chemin de Fer 


SE „Unatra® ` An Bas-Congo du Mayumbe 
OSOA ERTL Set 173 397 t 25 523 t 
E 89 044 t 154 489 t 22518 t 
LK ENEE EE 81146 t 155249 t 23183 t 
Tone TE Al EEN Tt e 202101 t 27017 t 
7 Sea m ne a dee (ET 237478 t 39 080 t 
E ere TERG t 257645 t 53 626 t 
1936 195 260 t 289 204 t 70 230 t 


(R. A, 1936, SEN 11,8. 218.) 


Die Chemin de Fer du Bas-Congo allein beförderte abwärts: 


1930 1936 
Palmöl s s. 0.084874 8 51429 t 
Palmkerne . . . . . . 60000 t 70442 t 
Baumwolle . ee 817 t 28 073 t 
Ree ini nur au 469 t 18 483 t 
Kopal oaa e T E ek ZA t 21314 t 


Dagegen ist die Ausfuhr von Kupfer über die Bas. Congo (Léopold- 
ville—Matadi), die noch bis 1935 zugenommen hatte, 1936 unter dem Ein- 
fluß der Benguela-Bahn gesunken, Es wurden befördert: Kupfer aus 
Katanga: 1930: 41140 t, 1931: 46.084 t, 1932: 20860 t, 1933: 41425 t 
1934: 64 581 t, 1935: 75 803 t, 1936: 55464 t. Aber auch die Gesamtaus- 
fuhr von Kupfer fiel von 149695 t i. J. 1935 auf 124214 t i. J. 1936 
(Ri A. 1936, 8. 214 u. 140). 


1 1 Über „Otraco“ siehe an anderer Stelle, 


EI 
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Die Einfuhr folgt im allgemeinen den Schwankungen der Aus- 
fuhr, eine wesentliche Steigerung erfuhr die von Treibstoffen als Folge 
der Entwicklung des Kraftverkehrs. Auch die unter den Zonentarifen 
(Tarifs interr&seaux) eingeführten Güter nahmen zu: 1933: 5351 t, 1934: 
11845 t, 1935: 19.083 t, 1936: 25986 t. Dagegen war der Reiseverkehr 
geringer; die 1935 eintretende Besserung setzte sich 1936 bei den euro- 
päischen Reisenden fort. 

Die Tarife vom 1. Februar 1935 sind im ganzen unverändert ge- 
blieben. Die nach der Gleitskala veränderlichen Ausfuhrtarife, wie für 
Baumwolle, Kautschuk, Reis, Palmkerne, Kopal, wurden entsprechend 
den Weltmarktpreisen erhöht. Die tarifs interröseaux, die auf der Pari- 
tät mit den fremden Bahnen beruhen, blieben unverändert (R. A. 1936, 
8.214). Daß die Tarife der „Otraco“ den Bedürfnissen des Handels ent- 
sprechen, zeigen die Betriebsergebnisse der letzten Jahre: 


Flußtransport der „Unatra“! 1934 1035 1936 „Ortraco* 
Einnahmen Fr.. . . . 44900128 41 272 166 55 756 168 
Ausgaben . . . . 834090221 26 932 133 33 989 154 

Bas-Congo E. . . . . . 67098206 58 194 016 76 015 240 

di ee TOTA EE 41 189 060 40 026 825 

Mayumbe E ..... 4 656 220 5177442 7146 820 

Ar TAD 3970 367 4 439 824 5461 792 


Der Personalbestand der Chemin de Fer du Bas-Congo be- 
trug am 31. Dezember 1936 162 europäische Angestellte und 3006 Ein- 
geborene. Die Lehrlingsschule hatte 1936 16 Lehrlinge in zweijährigem 
Kursus ausgebildet, auf der Schule verblieben 19 Schüler. Auch die Ma- 
schinistenanwärter machen hier einen Lehrgang durch. Auf eine Ge- 
samtzahl von 156 europäischen Männern, 122 Frauen und 66 Kindern ent- 
fielen 1936 5 Todesfälle = 14,70. Unter den eingeborenen Arbeitern 
war die Sterblichkeit 5,6 Bing, die Geburtenziffer aber Bis Win, Im Ganzen 
war der Gesundheitszustand recht günstig. 

Dasrollende Material bestand am 31. Dezember 1936 aus: 
10 Tenderlokomotiven, dreiachsig, Typ AS, Gewicht (ohne Tender) 29 t, 
3 Lokomotiven werden mit Masut beheizt; 19 Lokomotiven ohne Tender, 
gleichen Typs AS, Gewicht 29 t; ferner 5 „Mikado“, Gesamtgewicht 66 t 
und 49,5 t Zuggewicht; 17 „Mikado“, Gewicht 79 t und 58,9 t Zuggewicht; 
3 Decapod, Gewicht 82 t und 74,3 t Zuggewicht, insgesamt 54 Lokomotiven, 
2 Dampftriebwagen, 43 Personen- und 1563 Güterwagen (R. A. 1936, 
S. 215, 214). 


1 Einschl. Erneuerung, Pensionen und Verwaltungskosten in Europa. 
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Die Chemin de Fer du Katanga!. 


Sobald die Bodenschätze Katangas festgestellt waren, begann die 
Erschließung; eine schwierige Aufgabe, denn das Gebiet war dünn be- 
völkert und die Entfernung bis zum Ozean betrug über 2000 km. Man 
mußte aber handeln, sonst wäre das Ausland zuvorgekommen. So schloß 
der Unabhängige Kongostaat 1900 mit Mr. Robert Williams (der bereits 
in Rhodesien arbeitete) Schürfungsverträge ab. Um die fremden Ein- 
flüsse zu beschränken, wurde die Beteiligung der von Williams vertrete- 
nen Tanganyika Concessions, Ltd., an den zu gründenden Gesellschaften 
auf 40 % beschränkt. 60 % waren dem Comité Spécial du Katanga vor- 
behalten; das galt auch für die „Union Minière“. Die Schürfungen von 
1900 bis 1909 stellten drei mineralhaltige Zonen fest: eine eisenhaltige 
im Süden, eine sehr reiche kupferhaltige, gleichlaufend mit der Grenze 
gegen Rhodesien, und Zinnerzlagerstätten am Lualaba. 

Von den fünf möglichen Verbindungen mit dem Ozean über Rho- 
desien-Mozambique nach Beira; über Deutsch-Ostafrika nach Dar-es-Sa- 
lam; über Angola nach Lobito und beiden „nationalen“ (über den Kongo 
bzw: den Kasai) durch den Belgischen Kongo nach Matadi, die heute 
sämtlich zur Verfügung stehen, kam damals nur eine, die über Rhodesien 
nach Beira oder Südafrika in Betracht. Es fehlten an dieser nur 310 km 
von Broken Hill bis zur Grenze des Kongostaates und 255 km von dort 
bis Elisabethville; sie wurde daher gewählt. Man faßte aber auch einen 
Ausgang nach Norden durch Verbindung mit dem Lualaba ins Auge. Zu 
diesem Zweck wurde 1902 die „Cie. de Chemin de Fer du Congo Supérieur 
aux Grands Lacs Africains“ („Cie. Grands Lacs“) gegründet, deren Bahn- 
bauten die Stromschnellen des Lualaba umgehen und so eine gemischte 
Eisenbahn- und Flußverbindung von Katanga nach Matadi auf rein kon- 
golesischem Gebiet schaffen sollten. Dieser Weg war 4013 km lang, aber 
der billige Wassertransport konnte das ausgleichen, jedenfalls beim Erz- 
transport, um den es sich vornehmlich handelte, Eine Bahnverbindung 
vom Oberen Kongo nach dem Tanganyika-See sollte einen weiteren Aus- 
gang nach Osten über die am 1. Juli 1914 eröffnete Zentralbahn in Deutsch- 
Ostafrika nach dem Indischen Ozean herstellen. Der Ausbau dieser drei 
Verbindungen erforderte den geringsten Aufwand und genügte den vor- 
läufigen Bedürfnissen; man gewann Zeit für die Vorbereitung kürzerer, 
aber bedeutend größere Mittel erfordernder Verbindungen mit dem 
Atlantik, einmal der (kürzesten) nach Lobito, dann der Verbindung Ka- 
tanga mit Matadi auf kongolesischem Gebiet über Bukama und Port 


1 Siehe Tabelle S. 72, 
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Franequi (Ilebo). Letzteres war die Aufgabe der Cie. de Chemin de Fer 

du Bas-Congo au Katanga (B-C.-K.). Diese Linie wurde bereits 1903/05 

vermessen, aber erst nach dem Kriege gebaut und 1928 eröffnet. 
Entfernungstabelle. 


Länge der Verbindung Länge der 
auf Kongo-Gebiet Verbindung Gesamt- 


Linie a) Eisen- b) Wasser- auf frem- entfernung 
bahn weg dem Gebiet 
km km km km 
über Bulawayo—Salisbury . . . 255 — 2350 2605 
desgl. geplante Variante über 
Kafue `, . 255 _ 1550 1805 


über den Lualaba-Fluß und Tan- 
ganyika-See zum Indischen 


Ozean 2 e aaa ven KOCH 695 1245 2671 
über die Benguela-Bahn nach Lobito 770 _ 1347 2117 
über die Chemins de fer Grands 

Laes und den Kongo nach Matadi 1329 2684 = 4013 
über die „Leokadi“ . 3. . . . 1972 825 Sg 2797 


Die Erschließung Katangas wurde drei großen, 1906 gegründeten 
Gesellschaften übertragen. Von diesen vertritt die „Union Minière“ Berg- 
bau-, die „Forminiere“ Jandwirtschaftliche, forstwirtschaftliche und berg- 
bauliche Interessen. Die „Cie. De Chemin de Fer du Bas-Congo au Ka- 
tanga (B-C. K.) schließlich hatte den Bau von Eisenbahnen im Auftrag 
des Staates zu finanzieren, auszuführen und diese dann für den Staat oder 
Gesellschaften zu betreiben. 

Am 12, Juni 1902 schlossen der Kongostaat und die Tanganyika Con- 
cessions, Ltd., einen Vertrag betreffend Bau und Betrieb einer. Bahn von 
der Grenze Rhodesiens bis zu einem Punkt am oberen schiffbaren Lua- 
laba. Dieser Vertrag wurde auf die am 11. März 1902 gebildete C h e- 
min de Fer du Katanga (C.F.K.) übertragen. Sie nimmt inso- 
fern eine besondere Stellung ein, als die seitens des Kongostaates ihr 
gegenüber übernommenen Verpflichtungen auf die am 31. Oktober 1906 
auf 99 Jahre gegründete Cie. de Chemin de Fer du Bas-Congo au Ka- 
tanga (B-C. K.) übergingen. Die B-C.K. hatte also die Aufgabe, die 
finanzielle Beteiligung des Kongostaates an der Cie. Ch. de Fer du Ka- 
tanga zu vermitteln und dann mit dieser die Katanga-Bahn zu bauen, 
In einem Ausschuß sind beide durch je zwei Mitglieder ihrer Verwal- 
tungen vertreten. Die Aufgaben der B-C.K. waren vornehmlich: Finan- 
zierung des Baues der Chemin de Fer du Katanga im Auftrag des Staates 
durch eine Anleihe von 150 Mio. Fr. zu 4 %, Bau und Betrieb einer Bahn 
zur Verbindung Katangas mit der zu erbauenden portugiesischen Ben- 
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guela-Bahn an der Grenze von Angola. Zu letzterem Zweck gründete die 
B-C, K, 1927 eine neue Gesellschaft, die Société des Chemins de Fer 
Leopoldville-Katanga-Dilolo, kurz „L&okadi“, welche in die von der B-C. K. 
1906 und 1911 mit der Kolonie geschlossenen Verträge eintrat. Weiter 
erhielt die B-C. K. Bergbaurechte. Sie führt also neben einem eigenen 
großen Programm Bahnbauten im Auftrag des Staates aus. Dieses Ver- 
fahren ergab größere Freiheit bei.der Durchführung, vor allem wurden 
politische Einflüsse ausgeschaltet. Es konnten so ohne übermäßig hohe 
Kosten mehrere große Linien durch die von der B-C. K. gegründeten Cie, 
Ch. de Fer du Katanga und die „Leokadi“ gebaut werden, Die B-C. K. 
besitzt selbst also keine Bahnen, sondern plant, baut und betreibt Bahnen 
für die Katanga-Bahn und die „Léokadi“. 

Die dringendste Aufgabe war die Bahnverbindung Katangas mit dem 
Hafen von Beira über Rhodesien. Nach langen Verhandlungen mit den 
rhodesischen Bahnen wurde am 30. Januar 1909 von den an der Er- 
schließung Katangas beteiligten Gesellschaften sowie der B-C.K. und 
C. F. K. ein Abkommen über den Bau einer Bahn von Broken Hill bis zu 
den Kupfergruben bei Etoile du Congo geschlossen. Das Gesellschafts- 
kapital der C. F. K. wurde darauf von 1 Mio. Goldfrank auf 26 Mio. er- 
höht. Der Bahnbau erreichte die Kongogrenze im September 1909. Die 
B-C.K. nahm den Weiterbau hier (Sakania) auf. Die erste Lokomotive 
erreichte am 1. Oktober 1910 den Ort, wo heute Elisabethville steht, 
einige Tage später Étoile Belge, Der Verkehr wurde provisorisch eröffnet. 
Das für die Kupfergewinnung erforderliche Material konnte heran- 
geschafft werden, die Produktion begann. 

1911 wurde das Kapital auf 80 Mio. Fr. erhöht und mit dem Bau 
des zweiten Abschnittes, Elisabethville—Kambove, begonnen. Gelände- 
schwierigkeiten und Arbeitermangel verzögerten die Eröffnung bis zum 
15. Juni 1913. Im August 1914 wird die Strecke Kambove—Djilongo, 
100 km, fertig und weitere 70 km nach Norden in Angriff genommen. Von 
Bukama nach Süden waren 40 km fertiggestellt und weitere 30 km im 
Bau. Der Ausbruch des Krieges verlangsamt den Bau. 1916 aber ge- 
winnt die Bahn militärische Bedeutung für den Feldzug in Deutsch- 
Ostafrika. Gegen Gewährung von Vorschüssen verlangte die Regierung 
die beschleunigte Fertigstellung unter Benutzung von Behelfsmaterial, 
wie Holzbrücken und Holzschwellen. Im Mai 1918 wurde die letzte 
Schiene der 727 km langen Bahn Sakania—Bukama verlegt. Damit war 
eine Verbindung Katangas mit dem Indischen Ozean nach Süden (Beira) 
und nach Norden über Bukama und das Netz der Grands-Lacs-Bahnen 
und die Zentralbahn in Deutsch-Ostafrika hergestellt. 


Compagnie du Chemin de Fer du Katanga. Spurweite 1,007 m. 
(Zusammengestellt nach den Rapports der Gesellschaft, den Bilanzen, Gewinn- und Verlustrechnungen.) 


ge i el ES tege) lendes Materi 
Pe SE Kapital IOC) Personen- | befördert | geleistete jina Kg Weg SES ] EE = 
am E Kilometer | Güterm: to-km europ. | i | aa 
ps A zä = Kn | geg | me | Anpe | Arien motiven | Wagen | Wagen 
km Millionen | Tausend | Millionen | Millionen | Millionen | Millionen | Millionen | Millionen | Zahl | Zahl | Zahl | Zahl | Zahl 
| 
z zs Ill l 
1925 802 E = = 30 = 374 — |o Die | 
434 — — _ _ 
1926 802 260,4 kg 18,1 3,1 363,9 134,2 Dis o. Tilg. | | 
1927 802 261,5 100,5 19,7 3,0 396,8 177,1 120,6 35,2 437 | 5503 Ku 36 | 1220 
1928 802 268,5 117,6 23,0 3,2 406,7 188,9 135,6 35,2 418 |4753 | 101 36 | 1280 
1929 802 435,7 121,8 21,9 3,5 451,9 210,6 149,5 40,5 452 | 5289 | 107 | 37 | 1479 
1930 861: 459,4 130,2 23,7 Ze 378,1 185,6 129,3 40,4 420 | 5041 | 106 37 | 1452 
1931 861 502,0 93,6 20,6 1,8 203,2 113,0 67,08 40,4 — _ 106 38 | 1403 
1932! 861 514,4 54,2 10,9 0,9 87,4 49,5 33,7 17,5 250 | 4724 | 106 38 | 1401 
1933 861 515,7 22,0 51 0,8 84,9 44,0 23,2 182 | 216 | 4444 | 106 | 34 |1402 
19345 861 516,1 26,7 6,1 1,3 144,2 60,1 22,3 23,5 205 | 4655 | 105 | 34 | 1387 
1935 861 518,5 29,3 6,2 1,3 146,9 59,8 21,5 22,2 205 | 4679 | 105 | 34 |1354 


1 Ankauf der 59 km langen Anschlußlinie: Luambo—Mwadingusha, die ursprünglich für die „Société Générale des Forces 
Hydro-Electriques du Katanga“ (die „Sog&for“) erbaut war. 


2 Beginn der Wirtchaftskrise Mitte 1930; plötzlicher Fall der Kupferpreise, 


# Andauer der Krise: Zwecks Senkung der Kosten wird eine einzige Generaldirektion in Elisabethville für die drei Bahnen 
Port Francqui-Bukama, Tenke-Dilolo und Sakania-Bukama gebildet. 


4 Seit dem 13. Dezember 1931 werden die Speise- und Schlafwagen von der Cie. Internationale des Wagons-Lits betrieben. 


5 1934 werden die Montage-Werkstätten in Beira für ausgeladenes rollendes Stückmaterial, da unbeschäftigt, aufgelöst 
und verkauft (Krisermaßnahme). 
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Seitdem ist das Behelfsmaterial durch Typenmaterial, Holzbrücken 
durch solche aus Stahl oder Beton ersetzt und Steinschlag als Ballast ver- 
wendet. Der Verkehr wurde durch Bau von Varianten auf einigen Ab- 
schnitten, neue Bahnhöfe und die Einführung des dispatch-Systems ver- 
bessert. Für das europäische und farbige Personal wurden Wohnbauten 
in Elisabethville, Sakania, Bukama u. a. errichtet. Die Hauptwerkstätten 
in Elisabethville wurden vergrößert und neue Depots und Reparatur- 
anlagen an mehreren Orten der Linie geschaffen. Das Schienengewicht 
beträgt 29,ı kg je m, das der Metallschwellen 34 kg; die Höchststeigung 
beträgt 12, mm je m; der Mindestkurvenradius 200 m. Der Oberbau 
trägt ein Lokomotivgewicht von 120 t. 

Für Rechnung der Soc. Générale des Forces Hydro-Blectriques du 
Katanga (die „Sogefor“) wurde die 59 km lange Anschlußlinie Luambo— 
Mwadingusha erbaut und "am 11. Oktober 1927 in Betrieb genommen. 
Diese Linie wurde 1930 von der Chemin de Fer du Katanga angekauft. 
Das Bahnnetz setzte sich am 31. Dezember 1937 aus der 713 km langen 
Hauptlinie Sakania—Bukama und den folgenden Zweiglinien zusammen: 
Munama—Kipushi 34 km, Elisabethville—Etoile du Congo 12 km, Elisa- 
bethville—Lubumbashi 5 km, Kamatanda—Jadotville 8 km, Kamatanda— 
Kambove 25 km, Panda—Kakontwe 5 km, Luambo—Mwadingusha 59 km, 
zusammen. 

Die Finanzierung. Nach Abschluß der Verträge von 1908 
wurde am 25. Januar 1909 das Gesellschaftskapital auf 26 Mio. Fr, erhöht. 
Davon zeichnete die B-C. K, im Namen und für Rechnung des Unabhän- 
gigen Kongostaates 60 % (60 000 Aktien). Den Rest (40 000 Aktien) über- 
nahm die Union Minière, welche an Stelle der Tanganyika Concessions 
Ltd., trat. Indirekt bleibt letztere aber beteiligt, weil sie die Hälfte des 
Kapitals der Union Minière gezeichnet hat. Das Gesellschaftskapital 
wurde am 3. April 1911 auf 80Mio. Fr. erhöht, indem diesmal die B-C. K. 
die Gesamtsumme für Rechnung der Kolonie übernahm. Am 31. Januar 
1923 erfolgte eine weitere Erhöhung auf 225 und am 25. Februar 1924 auf 
250 Mio. Fr., zu 6 % Zinsen, garantiert durch die Kolonie, und Tilgung 
der neuen 150 000 Vorzugsaktien in 70 Jahren, Die Rückzahlung der Vor- 
zugsaktien ist in den Bilanzen enthalten, Nach Abzug von 5 % für die 
Reserven, der Tantiemen und 6 % für die Vorzugsaktien gehen 5,5 % an 
die Kolonie für ihre Vorschüsse. 1921 und 1922 genügte der Reingewinn 
nicht, um diese bedeutenden, seitens der Kolonie seit Kriegsbeginn ge- 
währten Vorschüsse zu verzinsen und zu tilgen. Durch die Erhöhung 
des Kapitals auf 250 Mio. Fr, besserte sich die Finanzlage so, daß die 
Schuld konsolidiert werden konnte. 
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Die Betriebsergebnisse stehen im engsten Zusammenhang 
mit der Entwicklung der Erzindustrie in Katanga. Wie sehr ein Pro- 
duktionsrückgang die Bahn in Mitleidenschaft zieht, zeigen die Krisen- 
jahre 1931/32. Seitdem hebt sich der Verkehr allmählich wieder. 1930 
führte die „U.M.H-K." über Matadi 39595 t, 1931: 46699 t, 1932: 
20799 t, 19: 40201 t, 1934: 62071 t, 1935: 74849 t, 1936: 56914 t 
Kupfer aus. (Der Rückgang 1935/36 um fast 18 000 t erklärt sich teils 
aus der geringeren Gesamtausfuhr von Kupfer, dann aber macht sich der 
Wettbewerb der Benguela-Bahn fühlbar.) Über den Rückgang des Per- 
sonenverkehrs gibt die Tabelle Auskunft. 

Die Katanga-Bahn bemüht sich um die Steigerung der Ausfuhr von 
land- und forstwirtschaftlichen Erzeugnissen des Kongo nach Rhodesien 
und Südafrika, sowie den Verkehr mit Erzeugnissen des Kasai- und Lo- 
manigebiets nach Katanga. Die Ausfuhr nach Rhodesien und Südafrika 
betrug 1935: 9120 t, 1936: 13 745 t (R. A. 1936, S. 141). 

Eine im Juli 1934 der U. M. H.-K. gewährte Tarifermäßigung hatte 
eine Belebung der Kupferausfuhr zur Folge. Gleichzeitig hob sich 
der allgemeine Güterverkehr, bekünstigt durch die neuen Zonentarife 
(tarifs interr6seaux). Der Kohleverbrauch der Katanga-Bahn wurde zu- 
gunsten der Beheizung mit Holz sehr eingeschränkt. Die zahlreichen ver- 
fügbaren Arbeitskräfte der Bahn machten die Holzbeschaffung wirt- 
schaftlich, während Kohle meist aus Rhodesien eingeführt werden muß. 

Sehr wesentlich für die Minderung der Betriebskosten war die Bil- 
dung einer einzigen Generaldirektion in Elisabethville für die drei Linien 
Port Franequi—Bukama, Tenke—Dilolo und Sakania—Bukama. Betrieb, 
Abrechnung, Lagerung, Werkstätten sind vereinigt und werden auf ge- 
meinsame Kosten geführt. 


Die Bahn Bukama— Port Franequi (früher Ilebo) und die „L&okadi“®, 


Auch nach Vollendung der Linie Sakania—Bukama war das Berg- 
baugebiet von Katanga, der wirtschaftliche Schwerpunkt der Kolonie, 
infolge des umständlichen Kongoweges für seine Ausfuhr im wesentlichen 
auf die rhodesischen Bahnen angewiesen. (1926 zahlte die Kolonie noch 
rund 300 Mio. Fr, für ihre südafrikanischen Transporte (Querinjean: 
„Belgisch-Kongo“, S. 71, Dissertation, 1936). Man ging deshalb bald an 
das Studium einer direkten Linie, die ganz auf kongolesischem Gebiet 
liegen sollte, Es galt, Katanga mit einem Punkt am Kasai oder dem 


1 Wiener: Les Chemins de fer Coloniaux, S. 258; ferner Oe, d. Ch. d. f. du 
Katanga, Rapports, Bilanz et Compte, Exercice, 1927, S. 5, sowie die Rapports 
der folgenden Jahre, 

2 Siehe Tabellen Seite 76. 


Die Verkehrs- und Wirtschaftspolitik im Belgischen Kongo. n5 


Sankuru, wo die Schiffsverbindung nach Léopoldville anschließen sollte, 
zu verbinden. Die Linienführung geht nach Überbrückung des Luabala 
unterhalb der Kondefälle bei Bukama den Westhang bis Kanina, 1155 m, 
hinauf, berührt bei Luputa und Kanda-Kanda Gebiete mit mannigfaltigen 
Kulturen, folgt dann, um Kunstbauten zu ersparen, der Wasserscheide 
zwischen Kasai und Sankuru, und endet nach Durchquerung eines 200 km 
breiten Waldgebietes bei Port Franequi. 

Der Bau begann 1923. Die Heranschaffung des Materials war 
schwierig. Der nördliche Endpunkt befand sich 1250 km von Matadi, der 
südliche 3000 km von Beira; der Hafen von Matadi war verstopft; 1926 
herrschten Überschwemmungen. Trotzdem wurde das Material auf allen 
verfügbaren Zugängen, sowohl über Beira wie Dar-es-Salam, heran- 
geschafft. Durchschnittlich wurden 250 km jährlich fertiggestellt. 

Um die Finanzlast besser zu verteilen, schloß die B-C, K. mit der 
Kolonie am 13. April 1927 einen Konzessionsvertrag, und übertrug dann 
auf Grund dieses Vertrages folgende Konzessionen auf die am 16. Sep- 
tember 1927 gegründete Cie. des Chemins de Fer Léopold- 
ville-Katanga-Dilolo: a) Bahnverbindung von Bukama, dem 
Endpunkt der Katanga-Bahn am Lualaba, nach Port Francqui und Léo- 
poldville, b) Bahn zur Verbindung der Katanga- mit der Benguela-Bahn, 
die „Jonction Lobito“, c) Bau von Zweig- und Anschlußlinien sowie son- 
stige Dienste in Verbindung mit den Hauptbahnen. Die B-C.K, tritt 
gegenüber der „L&okadi“ in die Rechte und Pflichten der Kolonie ein 
und entwirft, baut und betreibt Bahnen im Auftrag und für Rechnung 
der „L&okadi“, ebenso die Hafenanlagen in Port Francqui. 

Das Anfangskapital der „L&okadi“ betrug 750 Mio. Fr., eingeteilt in 
Lu Mio, Kapitalaktien von nominell 500 Fr., die der Kolonie als Entgelt 
für ihre Unterstützung ausgehändigt wurden, sowie 400 000 Vorzugs- 
aktien zu je 500 Fr. oder 100 Belga, die zum Kurs von 635 Fr, ausgegeben 
Wurden, Das Ergebnis deckte die Kosten des Baues der Linie Bukama— 
Port Franequi und die Vorarbeiten für die Verbindung der Katanga- mit 
der Benguela-Bahn, Dann war eine Kapitalerhöhung von 750 auf 
950 Mio, Fr. notwendig (Beschluß vom 19. Oktober 1928). Es wurden 
400 000 neue Vorzugsaktien zu je 500 Fr. oder 100 Belga zu einem Kurs 
von 800 Fr, ausgegeben, Der Ertrag ging an die Baufonds. 

Bei Gründung der „L&okadi“ im September 1927 waren die Schienen 
bereits auf 936 km der Gesamtstrecke von 1122 km von Bukama wie Port 
Franequi aus verlegt. Das fehlende Mittelstück von 183 km wurde sofort 
von der B-C. K, in Angriff genommen und auf den Endstreeken ein pro- 
visorischer Betrieb durchgeführt. Am 13, Februar 1928 wurden beide 
Teile vereinigt. Nach den Statuten durfte die endgültige Betriebseröff- 
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Société des Chemins de Fer 
A. Betriebsziffern der Linie Bukama—Port 
K (Zusammengestellt nach den Jahresberichten 


Kapital- | beför- üterv 


Länge di geleistete et MEERE 
H orte 
FaN des | m mado | ‚Per | Personon: leese) ve, | anges | Hi 
hr Netas sonen- güter- | Bergbau- | meine 
Bn | don Jahren | "sani | Kilometer E |- produkto | Guter Kader 
km [Millionen pl 1000 | Millionen | wa: | 1000. 6 1 mm 4 | Millionen t 


1929 N] 1123 233,4 31,5 10,4 149 30,8 46,7 | 41,8430,3 


1930 1123 | 2560 | 286 | 97 | 258 42,0 | 45,4 | 119,448, 
1931) | 1123| 264,5 | 23,0 Ze | 1002| 424 | 420 | 6144+13, 
1932 1123 | 200,8 | 15,1 56 | 75| 180 | 254 | 310+ — 
19332 |1123 | 1307 | 7,9 | 30 |1016] 395 | 805 | 
1934 1123 | 1307, | 9, 30 |160| "a | 45a 
1935 1123 | 1307,9 | 97 | Ae |1796] 751 | 591 


1936 1123 | 1308,0 | 10,0 32 [1840| 691 | 67,8 


1 Die Wirtschaftskrise hat sich 1931 noch verschärft. Die Cie. 
und die Linien Port Francqui—Bukama und Tenke—Dilolo für Rechnung der 
von Maßnahmen zur Herabsetzung der Betriebskosten und Anpassung an die 
gemeinsame Generaldirektion in Elisabethville, die den gesamten Betrieb in sich 

2 Da die Linie Bukama—Port Franequi seit dem 13. Februar 1929 und die 
Kapitalanlage der einzelnen Linien nicht mehr ausgewiesen, sondern nur die 


Société des Chemins de Fer L&opoldville— 
Betriebsergebnis der Linie Tshilongo 
Zusammengestellt nach den Rapports der Soc. des Chemins de Fer L&opoldville— 


Läng« GE beförderto . Es > 
zus | Sr |niline | Ya Imme [TR 1.2; 
111. XIL | Netzes | Endo des Jahros| Zahl geet pro: gemeine 
km Millionen Fr, 1000 Millionen 1000 6 1000 t 
1928 |] 
1929 281 seit August 1928 im Bau 
um |f 522 j 
WOON i 522 8,0 an | 70s | dso | 89 
| 
deg 522 339,2 DÉI 32 | 65,7 | 30,0 Bu 
1933 522 1307,12 Sa 1 | 480 | 316 | 08 
1934 522 EEN 58 10. | 49a | 338 | 7 
1935 522 1307,9 6,1 10 | 56s | mal 8w 
1936 522 1308,0? DÉI an | 73 | 835 | a 


1 Kapi e nur für die Linie Tenke—Dilolo. * Kapitalanlage für die 
SH seit dem 18. Februar 1929 und die Linie Tenke—Dilolo 
der Kapitalanlage für die einzelnen Linien, sondern nur für beide EE = 
— welche die Linie Bukama—Sakania für Rechnung der Cie. Ch. d oria 
Rechnung der Soc, Ch. de Fer L£opoldville—Katanga—Dilolo betra ee 
Verkehr treffen. Die drei Linien erhielten eine gemeinsame Generaldirekti 
fassen die Personal- und Materialziffern alle drei Linien. 
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Leopoldville—Katanga—Dilolo, 


Francqui. Länge 1123 km; Spurweite 1,067 m. 
1929 bis 1936 und Bilanzen der Gesellschaft.) 


Betrieb 


geleistete 
tkm | einnahmen 1 ege 
Millionen 


tkm [Billionen Fr,fMillionen Pr. 


ef Reineinnahmen 

oh- nach Tilgung 
kosten ohne| und allgemeinen 

Unkosten 


Millionen Fr. 


75,5 30,6 15,5 
105,0 41,0 19,3 

83,0 30,4 19,9 

38,1 BE 
63,8 Au 
106,0 10,0 
130,7 11,7 
127,4 14,8 


welche die Linie Bukama—Sakania 


Personal rollondes Material 
Buropäor | DD. | An Porsonen- | guer 
Angst, | Arbeiter | motivon wagen 

w3 | 200 | s | u | 376 
225 | 3053 | 31 | | 466 
TENE 33 639 
250 | 4724 | 49 | 631 
216 | 4444 | 49 | | 91 
205 | 4655 | 49 | | e 
196 | 4673 | 49 | 618 
199 | 5020 | 49 | | 618 


ür Rechnung der Chemin de 


Fer du Katanga 


Soc. des Chemins de Fer Léopoldville—Katanga—Dilolo betreibt, mußte eine Reihe 


Krise treffen, z.B. Frachttarif-Ermäßigungen. 


vereinigte, 


Die drei Linien erhielten eine 


Linie Tenke—Dilolo seit dem 10. März 1932 endgültig in Betrieb sind, wird die 
Gesamt-Kapitalanlage der Gesellschaft. 


Katanga—Dilolo („Leokadi“). 
(Tenke)—Dilolo 1931 bis 1936. 


Katanga—Dilolo 1928 bis 1936. Länge 522 km, Spurweite 1,007 m. 


verkehr 


pi N Roh- 
gelistete | g x 
Dionst- eigene Einnahmen 
trans- | Material- tkm aus 
porto | Transporte Zei Verkehr 
Millionen 
10004 | 1000t tkm [Millionen Fr. 
22,4 20,8 50,4 
20,7 — 16,0 27,8 
10,2 - 18,0 
8,0 17,0 37,7 
H — 20,8 DÉI 
7,8 = 25,7 48,2 


Linien Port Francqui—Bukama und Tenke—Dilolo 
rs 1932 endgültig in Betrieb sind, erfolgt kein besonderer Ausweis 


seit dem 10, M; 


Bo- 
trieba- 
koston 


Million. 
Fr, 


30,4 


27,8 


27,0 


Eë 
27,7 


Porsonal 


Roin- ` X 
Einnahmen | f 
(ohne Euro» Ein- 
Tilgung) | Pier  |reborone| 
210 | — 
| 

19,9 an 
si 258° | 4724 
Aa | 210% | 4444 
10,0 205° | 4655 
UM 196° | 4673 
14,8 199° | 5020 
zusammen, 


rollendos Material 


Personen- 
wagen 


Loko- 
motiven 


33 | 19 466 


33 | 17 |465 


32 | 639 
49 | 32 |631 
49| 32/623 
49| 32 |618 
49 | 32 | 618 


Da die Linie 


sammen. Infolge der sich 1930 noch verstärkenden Krise mußte die Cie. B-C.K. 
Katanga und die Linien Port Franequi—Bukama sowie Tenke—Sakania für 
nahmen zur Kostensenkung und Anpassung der Betriebe an den verringerten 
Elisabethville, die die gesamte Betriebsführung in sich vereinigt. ® Ab 1932 um- 
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nung erst ein Jahr nach Fertigstellung der ganzen Linie, also am 13, Fe- 
bruar 1 erfolgen. Während des provisorischen Betriebes wurden die 
Einnahmen von den ersten Anlagekosten abgesetzt, es gibt also bis zùm 
13. Februar 1929 keine Gewinn- und Verlustrechnung. 


TechnischeEinzelheiten. Die Spurweite beträgt 1,007 m, 
das Schienengewicht 30 kg je m. Die Metallschwellen sind 2 m lang und 
wiegen 42 kg (die der C. F. K. wiegen 32 kg bei 1,75 m Länge). Versuchs- 
weise wurden auf 150 km Holzschwellen verlegt, aber bald durch Stahl- 
schwellen ersetzt. Der plötzliche Wechsel zwischen starker Feuchtigkeit 
und extremer Trockenheit machte sie wenig widerstandsfähig, während 
sie gegen Termiten leidlich geschützt werden konnten. Die Linie weist 
31 Stahlbetonbrücken und eine gemauerte von 12 m Länge auf, Die 
Brücke über den Lualaba bei Bukama ist 248 m lang und ruht auf vier 
Pfeilern. Der Bau dauerte zwei Jahre, Inzwischen wurde eine proviso- 
rische Holzbrücke von 265 m Länge benutzt, die in 45 Tagen errichtet 
wurde. 


Die Betriebsergebnisse. Der Hauptverkehr der Bahn be- 
steht in der Beförderung von Erzen für die Ausfuhr über Matadi, sowie 
von landwirtschaftlichen Produkten der Provinz Kasai in umgekehrter 
Richtung für die großen industriellen Zentren Katangas. Der wechselnde 
Wasserstand des Kasai gestattet aber keinen regelmäßigen intensiven 
Verkehr, deshalb war die Verlängerung der Bahn über Port Francqui 
hinaus bis Léopoldville ursprünglich vorgesehen und bleibt eine der näch- 
sten Aufgaben. Die Vermessung der etwa 800 km langen Strecke ist ab- 
geschlossen. 


Die B-C. K. hat Schürfungs- und Bergbaurechte in großen Gebieten 
von Katanga und Kasai, für deren Ausbeutung die „Minière du Bécéka“ 
gegründet wurde. 


Die Verbindung mit der Benguela-Bahn und dem Ozean bei Lobito. 


Ursprünglich sollte die Katanga-Bahngesellschaft die Verlängerung 
der Benguela-Bahn auf kongolesischem Gebiet gleichzeitig mit der Linie 
auf portugiesischem Gebiet bauen. Letztere machte aber nur langsame 
Fortschritte. Ein neuer Vertrag vom Jahre 1925 bestimmte deshalb, daß 
der Bau an der Grenze von Angola beginnen sollte, nachdem die Ben- 
guela-Bahn diese erreicht habe. Die Benguela-Bahn übernahm die Be- 
schaffung von Arbeitern aus Angola sowie die Beförderung des Materials 
für die belgische Gesellschaft. Die Einnahmen sollten unter die drei Ge- 
sellschaften: Benguela-Bahn, B.-C. K. und die Chemin de Fer du Katanga 
entsprechend der kilometrischen Beteiligung verteilt werden. 
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Die Benguela-Bahn erreichte den oberen Kasai, der die Grenze 
bildet, am 10. September 1928 bei km 1242. Von den 523 km auf kongolesi- 
schem Gebiet boten die ersten 350 km keine Schwierigkeiten, 


Durch eine Konvention zwischen der Kolonie und der B-C. K. ver- 
pflichtete sich letztere, innerhalb von zwei Monaten eine Gesellschaft zu 
bilden, welche in die Rechte und Pflichten der Kolonie gegenüber der 
B-C. K, gemäß Vertrag vom 5. November 1906 eintrat. Die so am 16. Sep- 
tember 1927 gebildete Gesellschaft war die „Léokadi“. Der Beitrag der 
Kolonie bestand in der Konzessionierung verschiedener von ihr bereits 
gebauter Eisenbahnen und sonstiger Anlagen, wie a) der Linie Bukama— 
Port Franequi mit etwaiger Verlängerung nach Léopoldville, b) der Ver- 
bindungsstrecke Tschilongo—Dilolo, ce) Zweiglinien. Ferner wurde ein 
Geländestreifen von 50 m Breite beiderseits des Bahnkörpers an die „L&o- 
kadi“ abgetreten, welche die Arbeiten zu Ende zu führen und das Kapital 
zu beschaffen hatte. 

Die Finanzierung der an die „Léokadi“ abgetretenen, bereits voll- 
endeten oder im Bau begriffenen Linien erfolgte zunächst durch die 
Kolonie. Im übrigen wurde die Kapitalbeschaffung erleichtert, indem die 
Kolonie Zinsgarantien und andere Vorteile gewährte. Das Stammkapital 
der „L&okadi“ betrug 750 Mio. Fr. (1,ı Mio. Kapitalaktien à 500 Fr. und 
400 000 Vorzugsaktien zu 500 Fr., die von der B-C. K. zu pari übernommen 
wurden). Zur Finanzierung der Linie Port Franequi—Leopoldville und 
der Verbindungslinie Tenke—Dilolo mit der Benguela-Bahn konnte das 
Kapital um 600 Mio. Fr. auf insgesamt 1350 Mio. Fr. erhöht werden. Im 
November 1928 wurden Aktien im Betrage von 200 Mio. Fr. ausgegeben. 
Ein Rückkaufsrecht der Konzession besteht nach 50 Jahren, gerechnet ab 
Inbetriebnahme der Verbindung Tenke—Dilolo, aber nicht über den 1. Ja- 
nuar 1985 hinaus, Nachher kann der Rückkauf alle zehn Jahre ausgeübt 
werden. Nach Ablauf der Konzession am 31. Dezember 2025 fällt die 
Linie kostenlos an die Kolonie. 

Die „Leokadi“ andererseits zahlt der B-C.K. 6% für alle Auf- 
wendungen in Verbindung mit Vorarbeiten, Bau und Materialausstattung 
der Bahn während des Baues und der nächsten sechs Jahre. Die von der 
Kolonie übernommenen Zinsgarantien wurden durch belgisches Gesetz 
vom 23. Juli 1927 bestätigt, Die Kolonie deckt etwaige Betriebsverluste, 
Wenn ferner der Reingewinn nach Abzug der sozialen Lasten, der all- 
gemeinen Unkosten, Tilgungen und Dotationen nicht ausreicht, um eine 
erste Dividende von 7 % auf das Aktienkapital auszuschütten und die 
Rückzahlung der ausgelosten Aktien zu gewährleisten, so deckt die Ko- 
lonie das Fehlende. Die Rückerstattung dieser Vorschüsse erfolgt zins- 
los, darf aber 10 % des Reingewinns eines Jahres nicht überschreiten. 


1926 
1927 
1928 
1929 
1930 
1931 
1932 
1933 
1934 
1935 
1936 
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Als Entgelt für diese Unterstützungen erhält die Kolonie 100 000 
Kapitalaktien sowie 125 Mio. Fr. in bar. So hat die Kolonie einen be- 
deutenden Teil des Kapitals der Gesellschaft in Händen, während letztere 
weitgehende Selbstverwaltung genießt. 


Die Cie, des Chemins de Fer du Congo Supérieur aux Grands Lacs 
Africains („Cie. Grands Lacs“)'. 


Oberhalb Stanleyville ist die Schiffahrt auf dem Kongo-Lualaba 
zwischen Stanleyville und Ponthierville, sowie zwischen Kindu und Kon- 
golo durch Stromschnellen und Katarakte unterbrochen, Von Kindu bis 
Ponthierville und von Kongolo bis Bukama ist der Fluß schiffbar. Um 
eine Verbindung mit Katanga herzustellen, mußten diese Abschnitte 
durch Bahnen umgangen und auf den anderen Schiffahrtsdienste ein- 
gerichtet werden, Ferner sollte der Lualaba mit dem Tanganyika-See 
(der selbst seit 1914 Verbindung mit dem Indischen Ozean durch die 
Zentralbahn in Ostafrika hat) und mit dem oberen Nil an der Grenze 
des Sudans verbunden werden. 


1 Siehe Tabelle Seite 80/81 unten. 


Compagnie des Chemins de Fer du Congo 
Länge des Netzes: 763 km. Spurweite: 
Betriebsergebnisse 1928 bis 1936 (einschließlich 
Zusammengestellt nach den Rapports, Bilan et 


Bos | betör | o Einnahmen aus: Ausgaben: 
wertung Ze fahreno Hai Dach meet 2 ët, 
Porso- DE K j- e mp: | Erneuo- 
Gi EAR ETES 
anzahl | motor Million. | Million. | Million. | Million, | Abgaben | m. | DS 
in 1000 | Million. | 1000 t | Million, P | Fe | Fr. Fr. [Millionen Er. Mill.Pr, | Mill.Fr. 
108,51 | 19,0 | 1210| 561 | än | 18,8 | DÉI | EL a N 
21,6 100,7 | 70,3 5a 365| 1 Lu 29,6 — asi 
Sau | aa |1481] 680 | zu | 08 | | | Je 
Du | 31,5 | 1357| 582 | 7,0 Ge pel 43a | — | oos 
a | 28a [154o] mal To | ma Gel Ana | 6 | 29 
Gös | 29,0 | 150,7 8a | 33u) | Me Ian 0m 
37,1 al 16a | aal au | 1,6 | 08 
4520 | 22,5 47, 189 | os | 224 | je | Bo | Lo 
4524 | 22,0 Se | 640 au | 21| 0o | 21 19,1 ou | 59 
42,0 | 251 | aa | ste aa | 2sa | ae BY | 70 | Le 
450,8 | 302 | 9 | 997 Bo | 32e | 14] 37s | gës 927) 78 


1 Eisenbahn- und Flußverkehr, 
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Die Schaffung dieses aus Eisenbahnen und Wasserstraßen zusam- 
mengesetzten Netzes war Aufgabe der „Cie. Grands Lacs“. Die erste 
Konvention schloß der Kongostaat am 4. Januar 1902 mit der Gesellschaft 
ab. Der Weltkrieg und seine Folgen bedingten neue Abmachungen vom 
9. November 1921. Das Grundkapital betrug (1902) 25 Mio. Goldfranken, 
für welches der Staat 4 % Zinsen garantierte. Die Gesellschaft erhielt 
auf 99 Jahre, ab 1. Januar 1912, die Konzession für den Bau und Betrieb 
folgender Linien: 


1.Kongo-—.Nil. Die Bahn sollte den Kongo unterhalb Stanley- 
ville mit dem Albert-See verbinden und an der Ostgrenze der Kolonie 
enden. Die Linienführung sollte durch das Becken des Nepoko gehen 
und das Bergbaugebiet von Kilo-Moto mit den staatlichen Goldgruben be- 
rühren. Auch eine spätere Verbindung mit den Bahnen des Sudan war 
vorgesehen. Die Trassierung wurde 1915 durch den Krieg unterbrochen 
und 1922/23 wieder aufgenommen. Sie führt von Stanleyville nach Kon- 
dololo-Panga, folgt dem Aruwimi bis Kilo-Moto und endet an der Ost- 
grenze. Vermessen sind ferner Zweiglinien nach Gombari und dem Ge- 
biet von Moto. Eine andere Trassierung erfolgte 1924 von Bumba aus, 
300 km unterhalb Stanleyville; im Distrikt von Nepoko schließt sie sich 


Supérieur aux Grands Lacs Africains, S. A. 

1,0m. Aktienkapital: 114,5 Mio Fr. 

der Bergbau- und Grundbesitz-Interessen). 

Compte de Profits et Pertes der Jahre 1928 bis 1936. 


Brutto- | Gewinn | Be- | Durch-| Personal |rollondos Matorialf  Borgbaubotriobo und 

EE EE Iron] anne] ren 

Gewinn [allen Abe tion) Ber | Arch: (ein | Loor een" Do See 
Wa Tilgung) ien | (ohno | triob- | Ango» | CT |motivon | Wagen | Wagen Aus | Roin- 

Million. ilgung)| km ‚stellte | beiter ir nahmen | gaben | gowiun 

Millionen Fr. Fr, | vH | Fr, | Zahl | Zahl Zahl Mitte, 

+ 1,086 — | — | 250 | 6640 

+13,957 [+0,08 | — | — | 256 | 7348 

84 tion) — | — | 275 | 8204 

+ 75 |-8,100%| 87,85 | 0,102 | 304 | 8349 

+ 8a 148,0208| 90,04 | 0,100 | 209 | 8205 

Gs a | 84,15 | 0,028 | 255 | 6915 | 49 | 35 | 446 | 197| aal Lo 

+ 25 3 1016s | 0,728 | 139 | 3719 | 49 | 35 | 442 | Ausl Os | 2,0 

+ 7 A 85,12 | 0,0» | 110 | 3197 | 49 | 35 | 442 | Am) gel Ae 

+12,2 8,77 | Oss | 117 | 2 | 49 | 35 | 442 | 70 | gel Ou 

-+18,9 ä 70,02 | 0,374 | 121 | 4272 | 49 35 | 442 [10,4 | 1,04 | 9,16 

+32,5 62,80 | oan | 129 | 5009 | 49 35 ? 1202 | 25 | 177 
2 Verlustvortrag: 1929: 18,034 Mio Fr, 1930: 9,66 Mio Fr, 1931: 9,00 Mio Fr. 
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der ersten Trasse an. Der Bau der Kongo-Nil-Bahn ist bisher nicht 
in Angriff genommen; an ihre Stelle ist vorläufig die Kraftverbindung auf 
der Route Royale von Stanleyville nach Redjaf am Oberen Nil getreten. 
2. Eine Bahnverbindung zwischen dem Lualaba und dem Tanganyika-See 
von Kabalo nach Albertville, die sogenannte „Lukuga-Bahn“. Diese er- 
schließt Erzgruben und auch Kohle, die seitens der Gruben und Schiff- 
fahrt Verwendung findet. Der Abstieg der Bahn durch das gewundene 
Niemba-Tal zum Tanganyika ist schwierig und bedingte viele Brücken- 
bauten. Bei Ausbruch des Krieges waren 222 km fertig und die Fahr- 
zeuge für die Schiffahrt auf dem See in Auftrag gegeben. Der Staat 
requirierte die Bahn und vollendete 1915 den Bau bis zum See. Die Bahn 
und das Schiffahrtsmaterial leisteten der Kriegführung wichtige Dienste- 
3. Eine Bahn zur Umgehung der Stanleyfälle von Stanleyville nach Pon- 
thierville. Der Bau dieser 125 km langen Linie begann 1903, sie wurde 
1908, gleichzeitig mit der Schiffahrtslinie Ponthierville—Kindu, eröffnet. 
Das Gelände bot viele Hindernisse, der Bau war auch durch schwierige 
Materialbeschaffung und Arbeitermangel behindert. Die Baukosten be- 
trugen 80 000 Goldfrank je km. 4. Die sogenannte Portes d’Enfer-Bahn, 
355 km, von Kindu nach Kondolo zur Umgehung der Stromschnellen von 
Zendwe, die ebenfalls auf dem linken Ufer läuft. Dieser 1910 eröffnete 
Abschnitt erforderte größere Brückenbauten, so über den Mikilenge 
(120 m), den Lueki (134 m) und den Lufubu (116 m). Nachdem auch die 
Katanga-Bahn 1910 Bukama erreicht hatte, war die Verbindung zwischen 
Katanga und dem Atlantischen Ozean, die sich aus folgenden Strecken 
zusammensetzt, hergestellt: 
Eisenbahn Flußschiffahrt 


Elisabethville—Bukama. . 2 2... . Më km - 
Bukama—Stanleyville (Cie, Grands Lacs). 480 „ 960 km 
Stanleyville—Léopoldville . . . . 2.» — 1720 „ 
Kinshasa—Matadi . » » es... . 86 p En 
Gesamt . . . 1393 km 2680 km 


Um den zweimaligen Güterumschlag in Kongolo und Kabalo auf 
einer Strecke von etwa 80 km zu vermeiden, ist der Bau einer Verbin- 
dungsbahn zwischen diesen Häfen in Vorbereitung. Dadurch wird Kindu 
direkte Verbindung mit Albertville erhalten und eine wesentliche Herab- 
setzung der Betriebskosten, eine bessere Transportorganisation, sowie 
zweckmäßige Verwendung des Personals und Materials möglich werden. 
Die Linienführung auf dem rechten Ufer mit Überbrückung des Lukuga 
an seiner Mündung und des Kongo unterhalb Kongolo stellt die wirt- 
schaftlichste Lösung dar. Die auf 30—40 Mio. Fr. veranschlagten Kosten 
übernimmt die Cie, Grands Lacs. 
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Die Wirkung der Krise kommt in einem starken Rückgang des 
Verkehrs und der Einnahmen zum Ausdruck. Die Krise begann 1928 und 
erreichte 1930/32 ihren Höhepunkt. Die Einschränkungsmaßnahmen 
konnten sich nur allmählich auswirken. Es kam hinzu, daß von De- 
zember 1930 bis März 1931 schwere Überschwemmungen die ostafrika- 
nische Zentralbahn zwischen km 320 und 245 zerstörten und dadurch die 
Ein- und Ausfuhr über Dar-es-Salam verhinderten. 1932 ging der Ver- 
kehr gegenüber dem Vorjahr um 56 % zurück, aber durch erhöhte Ein- 
nahmen aus Bergbau und Grundbesitz, Herabsetzung der Betriebskosten 
von 34,2 auf 20,0 Mio. Fr., Kürzung der Gehälter und Löhne, sowie die Er- 
höhung einiger Tarife konnte ein Brutto-Überschuß von 2,5 Mio. Fr. er- 
zielt werden. In den nächsten Jahren besserte sich die Transportlage all- 
mählich, hauptsächlich infolge gesteigerter Tätigkeit im Bergbau und des 
erweiterten Anbaues von Baumwolle und Kaffee. Die Roheinnahmen der 
Bahn stiegen 1933 auf 7,4 Mio. Fr. Die starken Tarifermäßigungen blie- 
ben bis Ende 1934 in Kraft und die Kolonie vergütete den Einnahme- 
ausfall, der nach diesem Zeitpunkt selbst zu tragen war. Mit einer Kraft- 
verkehrsgesellschaft wurde ein Abkommen getroffen, um der Bahn zu- 
sätzliche Fracht zuzuführen. Die Verschiebung des Verkehrs nach dem 
nördlichen Teil des Netzes der Grands Lacs machte die Überführung von 
Bahn- und Schiffahrtsmaterial vom Südabsehnitt dorthin notwendig. Eine 
plötzliche Hebung des Wasserspiegels des Tanganyika-Sees gefährdet die 
Anlagen der Gesellschaft in Albertville und macht größere Schutzbauten 
notwendig, zu deren Kosten die Kolonie beiträgt. 

1935 fanden die Ausfuhrprodukte infolge Abwertung des Franken 
erweiterten Absatz, während sich gleichzeitig die staatliche Stützungs- 
politik für die Landwirtschaft günstig auswirkte. Die Verfrachtung von 
Baumwolle, Kaffee und Ölprodukten stieg stark an, wenn auch zu wenig 
gewinnbringenden Tarifsätzen. Die Ausdehnung des Bergbaues war den 
von der Bahn berührten Gebieten förderlich. Die geleistete km-Einheit 
(Personen und Güter) stieg von 53,7 Mio. i. J. 1935 auf 20 Mio. E/km 1986. 
Die mit anderen Transportgesellschaften der Kolonie vereinbarten Son- 
dertarife (tarifs spéciaux) steigerten den Verkehr. Ebenso begünstigten 
die von dem Comité Permanent de Coordination des Transports au Congo 
eingeführten Zonentarife (tarifs globaux) die „nationalen“ Transport- 
wege, indem die Beförderungskosten im Verhältnis zur Größe der Ent- 
fernung abnahmen, Die Betriebskosten wurden weiter herabgesetzt und 
wiesen bei einer Verkehrssteigerung i. J. 1936 von 30,4 % gegen 1935 nur 
eine Erhöhung um 26,5 % auf. Für Neuanlagen wurden 1936 4,5 Mio. Fr. 
gegen Ze Mio. i. J. 1935 aufgewandt. Die Hafenanlagen in Kindu und 
die staatlichen Hafenbauten in Stanleyville wurden 1937 fertiggestellt 
und steigern die Leistungsfähigkeit der Bahn. 

D 
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Die Chemin de Fer du Mayumbe!. 


Die Waldregion von Mayumbe liegt auf dem rechten Ufer des 
unteren Kongo und erstreckt sich nach Norden bis an die Grenze von 
Französisch-Äquatorial-Afrika. Um die Produkte dieses Gebietes einem 
Flußhafen zuzuführen, bedurfte es einer Bahnlinie. Da es sich vor- 
zugsweise um land- und forstwirtschaftliche Erzeugnisse handelt, wurde 
die Spurweite von 0,01 gewählt. 

Die Société des Chemins de Fer vicinaux du Mayumbe wurde am 
21. September 1898 mit einem Aktienkapital von 3 Mio. Fr. gegründet, 
das 1901 auf 4 Mio. erhöht wurde; diese letzte Million übernahm der 
Staat. Die Gesellschaft erhielt 1898 auf 99 Jahre die Konzession für 
eine Schmalspurbahn von einem Hafen des schiffbaren Kongos bis zu 
einem anderen Hafen des Shiloango-Beckens, ebenso für etwaige Zweig- 
linien. Weiter wurden Boden-, Wald- und Bergbaurechte gewährt, 

Die Linie führt von Boma nach Norden. Die Gesellschaft war 
von Anfang an in Schwierigkeiten. 1899 wurden bereits 100.000 ha 
für 4 Mio. Fr. veräußert und 1901 konnte das Kapital nur mit Hilfe des 
Staates erhöht werden. Am 11. September 1901, als bei km 81 der 
Lukula erreicht war, wurde die Verlängerung der Linie nach Norden 
aufgegeben. Dieser Abschnitt wurde am 31. Dezember 1901 eröffnet. 
Auf Grund von Verträgen vom 25. Mai und 10. Juni 1907 übernahm 
die Kolonie den Betrieb der Bahn für Rechnung der Gesellschaft, weil 
diese die Schwierigkeiten nicht überwinden konnte. Es war eine Maß- 
nahme, die keinen Bestand haben konnte. 

Um neue Gebiete zu erschließen, unternahm die Kolonie selbst 
1910 den Weiterbau nach Norden. Die 56 km bis Tchela wurden dem 
Verkehr 1912/13 übergeben. Die Kolonie setzte die Tarife auf dem 
neuen Abschnitt um die Hälfte niedriger fest als auf dem ursprüng- 
lichen. Das Nebeneinander von zwei Tarifsystemen auf einer so kurzen 
Linie war aber der Verkehrsentwicklung und dem Entstehen von Indu- 
strien in der Bahnzone nicht günstig. Dem Zustand mußte ein Ende 
gemacht werden, und am 10. Juli 1913 erwarb die Kolonie die Bahn 
und übernahm sie am 1. Januar 1914. Die Gesellschaft behielt 
100000 ha an Boden, übertrug alle Verpflichtungen auf die Société 
agricole du Mayumbe und liquidierte am 26. Juni 1922. Am 31. De- 
zember 1924 wurde der Betrieb der Bahn von einer staatlichen Regie 
mit einem Kapital von 15 Mio. Fr. übernommen. Um das Ergebnis zu 
verbessern, wurde die Übernahme des Betriebes durch eine Gesellschaft 
ins Auge gefaßt; ein Angebot der Cie des Chemins de Fer Vieinaux du 
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Office d'Espioaitationdes Transports Coloniaux („Otraco*). 
Betriebsergebnisse der Chemins de Fer du Mayumbe 1929 bis 1936, einschließlich Hafen von Boma. 
Zusammengestellt nach Rapport Annuel de l’Administration de la Colonie du Congo Belge, 1929 bis 1936. 


Spurweite: 0,61 m. 


Konzessionen] a, | Per- Güterverkehr ` IN E eege Se 
Betriebsjahr Kapital- sonen- > leinnahmen oder Lee j 
e | EI | erte | io T Bahn und. Verlust eg SE 
1.1 31.XIL| Netzes | am $1; XILPersonen] meter \sutwärts, ENEA use | v. I ae A a SC E $ 
p d | | | Millionen | ZS, 
km [Millionen Fe) 1000 | Million. | 1000 £ | 1000 £ | 1000 ¢ | Million.| Fr. % | zahl | Zahl | S | 
T 
1928 140 — 25,64 | Las | 12,16 | 24,23 | 36,39 | 3,13 37 ES | 
1929 140 21,206 26,47 | 1,389 | 11,23 | 24,17 | 35,10 | 3,16 | 8,07 6,75 +1,15 | 86,76 | 34 | 689 | 24| 4 | 148 
1930 140 22,439 24,08 | 1,211 943 | 25,52? 35,06 | 3,10 | 6,50 6,17 +0,63 | 90,74 | 29 | 629 |24| 4 | 148 
1931 140 | 226s | 13,17 | 0,8 | 6,5 | 2257 29,42 | 2,79 | 5,0 5,55 —0,s og |23 |494 |24| 4 |148 
1932 140 | 23,958 | 7,87 | 0,10 | 6,5 | 23,21 | 29,76 | 3,01 | 5,71 4,95 +0,008 | 86,60 | 17 |476 |24| 4 | 148 
1933 140 | Stan | 7,2 | O1 | Sal 27,04 | 32,71 | 2,99 | 5,08 4,56 +0, | 97,93 | 15 |458 || —| — 
1934 140 25,069 6,08 | 0,352 | 5,49 | 39,08 | 44,59 | 3,38 | 4,66 3,97 +0,28 ` | 94,59 | — | — I-/—| — 
1935 140 27,950 Zeil — 6,92 | 53,62 | 60,54 | 4,43 | 5,18 4,44 +0,74 — I—- | —- Kl kg Bam 
1936 140 | 30,42 | 80 | — | 8, | 70,82) 79,02 | 5,837 | zue San | +16 | — [21° |er3 [19] 6 |161 


1 Von der „Otraco“ für Rechnung des Staates übernommen: 30 044 698 Fr., davon entfallen 27950110 
und 2094587 Fr. auf den Hafenvon Boma. Die gesamte Kapitalanlage der Kolonie betrug am 31. Dezember 1936:33 380 150 Fr. 

2 Von 25523 t waren 1930 8829 t Holz in Stämmen; von 70230 t waren 1936 41551 t Holz in Stämmen. 

3 18 Europäer im Bahndienst und 3 im Hafendienst; 558 Eingeborene im Bahndienst und 115 im Hafendienst Boma. 

4 Von den Einnahmen 1936 entfallen Sei Mio Fr. auf die Bahn und 1,51 Mio Fr. auf den Hafen von Boma; 
von den Ausgaben 1936 entfallen 2,08 Mio Fr. auf die Bahn und 0,7 Mio Fr. auf den Hafen von Boma. 

5 Die Gesamteinnahmen betrugen nur 3999639 Fr., der sich aus den von der Regierung angeordneten „massiven Tarif- 
herabsetzungen“ ergebende Verlust von 1386337 Fr. wurde ersetzt. 


6 Nach Deckung des Verlustvortrages von 1931. 


Fr. auf die Bahn 
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Congo aber abgelehnt. Mit dem 1. Oktober 1936 ist nunmehr auch der 
Betrieb der Chemin de Fer du Mayumbe der neugeschaffenen „Otraco“ 
übergeben. 

Die anfängliche Linienführung des südlichen Abschnittes der Bahn 
war ungünstig und mußte geändert werden. Der Anfang bei Boma liegt 
in 34m Höhe, bei km 52 beträgt die Höhe 67 m, km 61 liegt auf 325 m, 
km 81 (Lukula) auf 117 m, km 130 auf 270 m, km 137 (Tchela) auf 160 m. 
Die neue Linie läuft durch die Täler des Bayunzi und des Bangu-Bangu. 
Die Kammlinie wird nunmehr in 250 m Höhe anstatt 325 m überschritten, 
Gleichzeitig wurde die Spurweite von Gun m auf Dan verringert, um 
sie für alle Kleinbahnen der Kolonie einheitlich zu gestalten. Die Bahn 
wurde auch bis zum eigentlichen Hafen von Boma durchgeführt, Der 
Umbau der Bahn bis km 60 war bis Anfang 1937 vollendet; die Betriebs- 
bedingungen sind damit erheblich verbessert und die Transportleistung 
erhöht. Das Anlagekapital betrug am 1. Juni 1936 bei Übernahme durch 
die „Otraco“ 30 044 698 Fr., davon entfallen 27 950 110 Fr. auf die Ma- 
yumbe-Bahn und 2.094 587 Fr. auf den Hafen Boma. 

Die weitere Erschließung von Gebiet im Norden durch eine Zweig- 
linie von Lukula in nordöstlicher Richtung nach Vaka-Luzi, Lolo-Masinga 
und Kikenge ist vorbereitet. 

Der Unabhängige Kongostaat gewährte der Gesellschaft ursprüng- 
lich 1000 ha Boden je km fertiggestellter Bahnlänge, die auf staat- 
lichem Gebiet am unteren Kongo ausgewählt werden konnten. Wie er- 
wähnt, veräußerte die Gesellschaft bereits 1899 100000 ha. Als dann 
die Eisenbahn von der Kolonie übernommen wurde, trat sie auch ihre 
anderen Rechte bis auf 100 000 ha Land ab. (Ausbeutung der Domänen- 
Wälder in 5 km Breite beiderseits der Bahn auf 30 Jahre; Ausbeutung 
von fünf Gruben im Gebiet des Bas-Congo unter Abführung von 25 % 
des Ertrages an den Staat nach Abzug einer ersten Dividende von 5 % 
auf das Anlagekapital.) 

Die Betriebsergebnisse stehen unter der Einwirkung der Krise. 
Seit 1935 setzt die wirtschaftliche Erholung ein, die sich 1936 und 1937 
weiter verstärkte. 


Die Société des Chemins de Fer Vicinaux du Congo („Vieicongo“)! 
Die Société des Chemins de Fer Vicinaux du Congo („Vieicongo“) 
erschließt durch Bahnen und Kraftverkehr den Nordosten der Kolonie, 
insbesondere den zwischen Ubangi und Kongo gelegenen Distrikt von 
Uele. Ein Zufluß des Kongo, der Itimbiri, entsteht aus dem Zusammen- 


* Siehe Tabelle Seite 87. 
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fluß des Likati und des Rubi bei Gouma. Diese in verschiedenem Grade 
schiffbaren Wasserwege bildeten lange die einzigen Zugänge zu den 
Baumwollgebieten. Die Kongodampfer gelangen den Itimbiri aufwärts 
bis Aketi, aber nur kleinere Fahrzeuge können den Rubi bis Buta oder 
den Likati befahren. Bis dorthin mußten die Waren durch Träger oder 
Kraftwagen gebracht werden. Um diese Verbindungen zu verbessern, 
wurden der Itimbiri und seine Nebenflüsse durch Bahnen ergänzt, die 
von der Soc, Commerciale et Minière du Congo gebaut wurden. 

Am 1. Dezember 1923 erhielt diese Gesellschaft die Konzession für 
Bahnlinien mit Ou m Spurweite von Aketi in nördlicher Richtung nach 
Bondo am Uel& und einer Zweiglinie von Djamba in östlicher Richtung 
nach Buta und Titule. Diese Linien werden über Zobia nach Gombari 
und über Bondo nach Bangassou an der Grenze von Französisch-Äqua- 
torial-Afrika weitergeführt. 


Société des Chemins de Fer Vicinaux du Congo („Vicicongo“). 
Betriebsergebnisse 1927 bis 1936 (Straßenkraftverkehr seit 1932 einbegriffen). 
(Zusammengestellt nach Annuaire de la Belgique et du Congo Belge 1927—1937.) 

Spurweite 0,60 m. 


Por- rollendes 
e ‘ S 
Sage ën) w (EO DEI E | ae Ui | Pe lm | Zog 
jahr dos | förderte A Ce | ein Ge gowinn Hra T 
LL bis Por- betörderte |E _| nahmen oder i x| £ es a 
eh BE e 3 Gütermenge |2 § vol Ter: | Age S | Sion A R: SG REN 
km H t E | 1000 Fr.| 1000 Fr. | was, | v.m. | A Adels E E 
1927 | 116 | 4238 |—| 10331 |—| 2996 | 2301 | +0,9% | 671 | 2314| 4 118 
1928 | 158 | 4507 |—| 17437 |—| 4427 | 3431 | +0,99 | 73,0 | 37]—14| 6 |114 
1929 | 158 | 4970 |—| 22075 |—| 5556 | 4949 | +0,02 | — | 35[—|10| 6 |126 
1930 | 234 | 7750 |—| 20048 I—| 5220 | 4344 | +0,00 | — | 42]—120| 6 |126 
1931 | 252 | 1028: | —| 45664 |—| 6639 | 5391 | +1,8 | — | 37 —|20| 6 1126 
1932 | 466 | 17034 |—| 53226: 1— [10011 | 7159| +3,78 | — | 08) —|20| 6 |126 
1933 586 | 12892% |—| 54882 | —| 31837 |32970 | —ı,108 — [102] —|37| 6 |141 
1934 | 715 | 15345: |—| 70424 |— [33461 |32840 | Anen | — Um —|38| 6 |152 
1935 | 715 | 13802: 1 91685! | —|29701 |27663 | +203 | — | BU —|88) 6 |152 
1936 | 840 108 6271 | 


* Straßenkraftverkehr einbegriffen. 
Die Tarife sind: 
Personenverkehr: Eisenbahn III. Klasse 0,32 Fr, je km 
Kraftverkehr III. Klasse 0,00 Fr: je km 


Güterverkehr: Klasse I. . » . Sun Fr. je tkm 
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Die Konzessionen wurden auf eine Tochtergesellschaft, die am 
7. Mai 1924 in Brüssel mit einem Kapital von 15 Mio. Fr. gegründete 
Cie des Chemins de Fer Vicinaux du Congo, und die 
Ausführung der Soc. Coloniale de Construction übertragen. Am 1. Juli 
1926 konnte der Betrieb bis km 27 und am 1. August 1927 bis km 100 
eröffnet werden. Die ganze Linie Aketi—Bondo, 158 km, wurde am 
15. Mai 1928 dem Betrieb übergeben. Am 30. Juni 1929 wurde eine 
weitere Konzession für Bahnen in Länge von 530 km auf die Dauer von 
70 Jahren, beginnend mit der Inbetriebnahme, gewährt. Jede Linie 
bildet eine Einheit mit eigener Betriebsrechnung, für jede gibt die Ge- 
sellschaft Obligationen aus, deren Verzinsung und Tilgung die Kolonie 
garantiert. Letztere kann die Konzessionen auch zurücknehmen, falls 
sie die Schmalspur durch eine solche von Luz m ersetzen will. In 
diesem Fall kann die Gesellschaft das ihr erstattete Kapital plus Prämie 
von neuem in dem Unternehmen anlegen. 


Das Kapital der Gesellschaft wurde durch Ausgabe von 30 000 
Kapitalaktien zu je 100 Fr., 36000 Vorzugsaktien zu je 500 Fr. mit 
einer Zinsgarantie der Kolonie von 6 % auf 21 Mio. Fr. gebracht. Außer- 
dem wurden 62000 Dividendenaktien mit 50prozentiger Beteiligung am 
Gewinn (nach Zuteilung von 6% Dividende auf alle Aktien und den 
sonstigen vorgesehenen Leistungen) ausgegeben. Von diesen erhielt 
die Kolonie 44 800 unentgeltlich, 11200 die Gründer. Die Rückzahlung 
der Aktien hat innerhalb von 50 Jahren zu erfolgen. Zur Deckung der 
Ausgaben in Europa werden den Betriebsausgaben höchstens 300 Fr. 
je km zugeschlagen, solange die Länge des Netzes unter 500 km bleibt, 
und 100 Fr. je km über 500 km, 


Die Spurweite beträgt 0,60 m, die Höchststeigung 20 mm je m; der 
Mindestkurvenhalbmesser 150 m, die Breite des Bahnkörpers Zou m. 
Die wichtigsten Brücken sind die über den Tinda-Fluß von 35 m, und 
den Likati von 65 m Länge. Das Schienengewicht beträgt 9,5 kg je m. 
Die Schienen liegen in Längen von je 5 m auf zehn Stahlschwellen. Die 
Schwellen wiegen je 10 kg. 


1924 wurde eine Tochtergesellschaft, die Société des Messageries 
Automobiles du Congo, gegründet, um zunächst die Zubringerdienste im 
Distrikt von Uel& einzurichten. Das Stammkapital von 7,; Mio. Fr. 
wurde zur Hälfte von der Bahngesellschaft gezeichnet. Der Kraftver- 
kehr erstreckt sich auf 1200 km Hauptstraßen, die 877 km lange Ver- 
bindung Kongo—Nil von Goma nach Alba und Ligoba an der Grenze des 
Sudan. Weitere Dienste sind auf 3738 km Nebenstraßen eingerichtet, 


Die Verkehrs- und Wirtschaftspolitik im Belgischen Kongo. 89 


so von Buta nach Stanleyville, 336 km, und auf der Straße von Avakubi. 
1932 wurden die „Vieicongo“ und die Soc. Messageries Automobiles du 
Congo miteinander verschmolzen, Der Kraftverkehr sichert die wirt- 
schaftliche Erschließung dieses an Baumwolle, Kaffee, Ölpalmen und 
Kopal reichen Gebietes, das verhältnismäßig dicht bevölkert ist. 

Das Netz der Chemins de Fer Vicinaux du Congo hatte am 31. De- 
zember 1937 eine Länge von 840 km, die sich folgendermaßen zu- 
sammensetzt: 


Aketi—Paulis (Bahnhof Isoro) . . . . . . 560 km 
Kambwa (auch Komba)—Bondo . . . . . . 121 „ 
Buta—Buta Bahnhof, Anschlußlinie. . . . . 3 „ 
Lienartvile—TilE 2 22 A Bm 
Verlängerung Paulis—Gogu (Batitia).. . . . 125 „ 


Zusammen 840 km 


Diese Linien sollen von Zobia bis Gombari und über Bongo bis Bangassu 
an der Grenze von Französisch-Äquatorial-Afrika ausgebaut werden. 
Die Betriebsergebnisse waren von Anfang an günstig. 


Die Chemin de Fer du Kivu („Cefaki“)-Linie: Uvira—Kamaniolat. 


Außer den genannten Bahnnetzen bestehen noch weitere kleinere 
Strecken, die lokalen Interessen dienen, aber ebenfalls viel zur Entwick- 
lung der Kolonie beigetragen haben. Zu diesen gehören: 

1. die Linie von Charlesville, Endpunkt der Schiffahrt auf dem 
Kasai, nach Makumbi, 96 km lang. Sie ist von der „Forminiere“ 
zur Umgehung der Wissmann-Fälle gebaut worden; die Spur- 
weite beträgt 0,00 m; 

2. die Linie Manono—Mayumba im Tanganyika-Distrikt, gebaut 
von der „G6omines“, 55 km lang; Spurweite 0,00 m; 

3. die Linie Uvira—Kamaniola zur Verbindung des Tanganyika mit 
dem Kivu-See, Zu diesem Zweck gründete 1926 das „Comité 
National du Kivu“ die Soc. des Chemins de Fer du Kivu mit 
einem Kapital von 120 Mio. Fr. 


Es war geplant, die Verbindung Uvira—Costermansville zu bauen, 
die aber nur bis Kamaniola, 94 km, mit einer Spurweite von 1,007 m 
fertiggestellt wurde, Dann wurde der Bau eingestellt und der an- 
schließende Verkehr durch Kraftverkehr vermittelt. Die Gesellschaft 
veröffentlichte zum erstenmal für 1933 Betriebsergebnisse. 


1 Siehe Tabelle Seite 90, 
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Société des Chemins de Fer du Kivu. 


Betriebsergebnisse der Linie Uvira—Kamaniola, 94 km. 
(Zusammengestellt nach Annuaire Statistique de la Belgique et du Congo Belge.) 
1933—1986. 


Botör- 
dorto 
Por- 
sonon 
Anzahl 


Botriobs 
jahr 
LL bis 
31. XIL 


Bo- 
vis | rioba | Or 
oin 

nahmen | it | Yartust 


1000 Fr. 1000 Fr.t|1000 Fr. 


sonen-| betör- 
km | dert 
t 


2206 4308 


1934 2814 6360 | — 44 
1935 2563 6252 | 44 
1936 1749 8464 44 


| 
1 Die Ziffern umfassen Bahn- und Frachtverkehr, 


Die Zusammenfassung des Verkehrswesens in der „Otraco“, 


Das Verkehrswesen des Kongo ist äußerst kompliziert. Die Ver- 
kehrsunternehmen sind nicht nur zahlreich und verschiedenartig, son- 
dern waren auch bis 1936 verwaltungs- und betriebstechnisch völlig 
unabhängig voneinander, trotzdem sie Glieder einer Kette sind und im 
Aufbau ihres Verkehrs aufeinander angewiesen sind. Die „Unatra“ 
z. B, übernimmt von den Grands-Lacs, der Vieicongo, der B-C. K, und über- 
gibt ihrerseits die Ausfuhrgüter wieder an die Kongo-Bahn in Léopold- 
ville und erhält umgekehrt von dieser die Einfuhr. Das Bestreben geht 
nun dahin, die staatliche Einwirkung auf die Verkehrsgesellschaften 
zu erhöhen und die Betriebe zu vereinheitlichen. Ein Anfang ist in 
dieser Richtung gemacht. 

Zwecks Zusammenfassung bestimmter Verkehrsunternehmen unter 
einheitlicher Leitung, um so eine Senkung der allgemeinen Unkosten und 
Lasten zu erreichen, wurde am 20. Mai 1935 das Office d’Exploitation 
des Transports Coloniaux, kurz „Otraco“ genannt, — eine autonome 
Körperschaft des öffentlichen Rechts — geschaffen, die nach und nach 
alle Transportunternehmen und die mit der Verfrachtung zusammen- 
hängenden Arbeiten (Umschlag, Laden und Löschen) einheitlich nach 
den vom Kolonialministerium erlassenen Vorschriften leiten soll. In 
Europa sind die Verwaltungsräte der einzelnen Unternehmen durch einen 
zentralen „Conseil de Gérance“ ersetzt. In Afrika ist, unter vorläufiger 
Wahrung der Selbständigkeit der Netze, eine Generaldirektion als Re- 
präsentantin des Conseil de Gerance eingesetzt. Die erste Maßnahme 
war die Herbeiführung einer engen Zusammenarbeit der Wasserstraßen- 
betriebe mit der Kongo-Bahn Matadi—Leopoldville zwecks Verbesserung 
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der Betriebsergebnisse. Ebenso sind die Finanzyerwaltungen und die 
Einnahme- und Ausgabekontrollen miteinander verbunden. Eine weitere 
Zusammenfassung verschiedener Betriebe, einschließlich der Hafen- 
betriebe und Lagerhausverwaltungen, wird vorbereitet. Diese Ände- 
rungen können aber ohne Störung der Betriebsorganisation nur nach 
und nach durchgeführt werden, besonders in einer Zeit, die Vermehrung 
der Transporteinrichtungen verlangt. 

Durch Königl. Verordnung vom Mai 1936 hat die Kolonie mit dem 
1. Juni 1936 Verwaltung und Betrieb der Kongo-Bahn Matadi—Le&opold- 
ville übernommen und den Betrieb dieser Bahn ebenso wie seit dem 
1. Januar 1936 den der „Unatra“ und der Chemin de Fer du Mayumbe 
der „Otraco“ übertragen. 


Straßennetz und Kraftverkehr!. 


So ausgedehnt das Netz der Binnenwasserstraßen, ergänzt durch 
Eisenbahnen, ist, so ist es doch im Verhältnis zur Größe des Landes 
dünn. Ein Straßennetz muß die notwendige Ergänzung bilden und 
die Arterien miteinander verbinden. Ohne Straßen ist man auf Träger- 
verkehr mit allen seinen Nachteilen angewiesen, der unbedingt be- 
seitigt werden muß. Bei Beginn der Kolonisation sind ganze Gebiete 
durch diese verhängnisvolle Transportart entvölkert, weil der Einge- 
borene, um dem Trägerzwang zu entgehen, in andere Kolonien flüchtete, 
Überanstrengung und Krankheiten zum Tode führten oder die sozialen 
Folgen langer Abwesenheit die Geburtenziffern verminderten. Die ge- 
ringe Bevölkerungszahl und die hohe Sterblichkeitsziffer durch Seuchen 
wie Schlafkrankheit, bilden an sich schon eine ernste Gefahr für die 
Entwicklung des Kongo. Pferde und Rinder sind in den durch Tsetse 
verseuchten Teilen nicht zu gebrauchen, 

Erst der Kraftwagen hat daher dem Straßenbau einen starken An- 
Stoß geben können, und dem Kraftverkehr fällt heute als Ergänzung 
der Wasserstraßen und Eisenbahnen eine wichtige Rolle zu. Aber wie 
bei der Schiffahrt, so entsteht auch hier die schwierige Frage der 
Benzinbeschaffung und der Reparaturmöglichkeiten. Die hohen Kosten 
des Treibstoffes steigern die Betriebskosten beim Kraftverkehr sehr, 
Diese betragen etwa 10 bis 12 Fr. je t-km. Man hofft, daß die Be- 
strebungen, einen einheimischen billigen Treibstoff, vor allem aus Palm- 
öl oder Baumwollöl, herzustellen, Erfolg haben werden, 

Der Kongo hatte am 31. Dezember 1936 ein Straßen- und Wegenetz 
von 57423 km, das sich auf 5112 km Chausseen (routes principales), 


1 Siehe Tabellen Seite 92 und 98. 
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18 661 km Straßen II. Ordnung (routes secondaires), 5149 km Straßen 
für leichten Kraftverkehr (routes voyageurs), 19472 km Straßen von 
mehr lokaler Bedeutung (routes locales) sowie 9029 km Privatstraßen 
zusammensetzte. Die Anlage des Straßennetzes ist in der Hauptsache 
ein Werk der Nachkriegszeit und gehört zu dem Programm der großen 
öffentlichen Arbeiten, dessen Durchführung durch die Krise zeitweilig 
verlangsamt wurde. Seit dem 31. Dezember 1932 sind rund 19.000 km 
an Straßen aller Kategorien gebaut. Die Verteilung der Straßen auf 
die einzelnen Provinzen ist ungleichmäßig. Besser ausgebaut ist das 
Netz im Norden und Nordosten der Kolonie, Die Verbindung mit dem 
Nil stellt die „Route Royale“ von Stanleyville nach Redjaf her. An 
Eisenbahnen weist dieser Teil des Kongo nur die 860 km langen Linien 
der „Vieicongo“ auf. Nach Vereinigung der letzteren mit der „Soc. des 
Messageries Automobiles du Congo“ hat die Vieicongo selbst Kraftver- 
kehrslinien als Ergänzung der Bahn eingerichtet, die sich bis zum ägyp- 
tischen Sudan, Ubangi und Stanleyville erstrecken. Sie erschließen 
Baumwoll-, Kaffee- und Ölpalmgebiete mit verhältnismäßig dichter Be- 
völkerung. In Katanga ist das Bahnnetz besser ausgebaut. Über die 
Verteilung der Straßen auf die Provinzen geben die Tabellen Auskunft. 

Die Vieicongo, die Soc. du Haut-Uel& et du Nil, das Comité 
National du Kivi und die Cie. des Transports au Katanga sind die 
Hauptträger des Straßenverkehrs. Abgesehen von einigen Einzel- 
erhebungen (wie Feststellungen der Brücken- und Fährenwärter) 
besteht noch keine Straßenverkehrsstatistik. Man hat aber den Durch- 


Kraftverkehr: Verkehrsdichte 1936. 
(Schätzung.) 


| Länge des am |, 
Zait. | a.v.m (7 aerer Jahros- BR 
e verbrauch | für den Kraft- | Nam Gütervorkohr| d. 
Provins und km für das Personon- 
LA. mt ` | verkehr offenen 
ounie zahl 
ST, | m Milon 
in 1000 Litorn km £ tkm in 1000 


11 114 5,6 11,6 ol, 


| Straßonnetzen 

| | 
Léopoldville . |.. » 4552 
Coquilhatville 93 5344 2,3 E) 12,9 
Stanleyville . . + «+ 8 257 15.453 7,3 20,8 | 1195 
Costermansville 1594 4788 46 An | 2a 
Elisabethville 2482 10137 E 6,2 33,0 
Lusambo 2222. 1802 14 335 1,7 Ae 2,4 

Gesamt a., 19 600 61171 Aus | äs | 265,0 


Bei der Schätzung der Intensität des Kraftverkehrs auf den Straßen ging 
man 1936 wie in dem Vorjahr davon aus, daß durchschnittlich 20 Liter Benzin 
je 100 km verbraucht wurden. 
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schnittsverkehr folgendermaßen errechnet: 1935 wurden im Belgi- 
schen Kongo rund 14 Mio Liter Benzin verbraucht, das sind 38400 1 
täglich. Unter der Voraussetzung, daß dieser Treibstoff nur für Kraft- 
fahrzeuge verwendet wurde, ergibt dies (20 1 Benzin je 100 km gerechnet) 
38 400 x 100 
20 
Kraftfahrzeuge der Kolonie. Von den 54002 km an Verkehrsstraßen 
192 000 


wurden also durchschnittlich jeder Kilometer von Kaes * 3,54 Kraft- 


eine Tagesleistung von =192000 km für die gesamten 


fahrzeugen täglich befahren. 


Die Verkehrserschließung geht über die derzeitigen Erfordernisse 
hinaus, die Leistung der Verkehrslinien wird nicht voll ausgenutzt, weil 


Durchschnittliche Unterhaltungskosten je Kilometer des Straßennetzes 
von allgemeiner Bedeutung im Jahre 1936. 


(nach Rapport Annuel sur l’Administration de la Colonie 
du Congo Belge pendant l’année 1936 Seite 112). 


Hauptstraßen ` Straßen II. Ordnung Reisestraßen 
(routes principales) (routes secondaires) (routes voyageurs) 


Provinz fr RM fr RM fr RM 
Léopoldville . . . . E _ 250 21,00 134 11,26 
Coquilhatville . . . 313 26,29 135 11,4 60 5,04 
Stanleyville . . . . 397 ` Ban 131 11,00 169 14,20 
Costermansville . . 546 45,56 435 36,54 _ - 
Elisabethville . . . 643 ` Man 220 18,48 443 


Lusambo . S _ a 147 12 91 


Allgem. Durchschnitt 462 38,81 171 Han 242 


1 Das Netz der Routes Principales, secondaires und voyageurs wurde 1986, 
wie in den Vorjahren, unter alleiniger Verantwortung der regionalen Territorial- 
behörden unterhalten, und zwar mittels fliegender Kolonnen. Nachdem die euro- 
päischen Wegewarte, die früher mit der ständigen Überwachung der Gebiete mit 
ständigen Straßennetzen beauftragt waren, abgeschafft sind, verliert das Straßen- 
netz nach und nach seine ursprüngliche Güte; ab 1938 wird hier wieder eine 
Besserung eintreten. Die Gesamt-Unterhaltungskosten für das obige Netz 
betrugen: 

1936 = 6 349 341 fr. = 246 fr. je km (20,00 RM) 
1935 = 255 fr. je km (21,42 RM). 


Diese Zahlen schließen die Kosten der europäischen und eingeborenen 
Arbeitskräfte und des Materials ein; der Anteil dieser drei Faktoren beträgt etwa 
7,5%, 74% und 18,5% der Kosten, 

Die Umrechnung in Reichsmark erfolgte zum Kurse von 0,084 RM = 1 Franc. 
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der Verkehr den beabsichtigten Umfang nicht erreicht. Kolonialwirt- 
schaftlich gesehen, sollten die Verkehrsmittel erst einen Verkehr schaf- 
fen, indem sie ihn ermöglichen, nicht einen schon vorhandenen durch- 
führen. Reiche Grenzgebiete wie Katanga, Uélé, Kasai mußten aus 
machtpolitischen Gründen erschlossen werden; sonst wäre der belgische 
Einfluß dort zugunsten anderer Staaten geschwächt. 


Der weitere Ausbau des Straßennetzes erfolgt nach einem in großen 
Linien vom General-Gouvernement aufgestellten Gesamtplan: Die Pro- 
vinzialverwaltungen bauen ihrerseits im Rahmen dieses Planes ihr 
Straßennetz so aus, daß zunächst die Verbindung der sechs Verwaltungs- 
hauptstädte untereinander durch gute Straßen durchgeführt wird. 


Die Entwicklung des Straßennetzes. 


Länge des am 31. Dezember 1936 für den Verkehr geöffneten Straßennetzes. 
(Nach Rapport Annuel sur l'administration de la Colonie du Congo Belge 1936, S.84.) 


fentliche Straßen 


lokale | Gesamt- 


Straßen von allgemeiner Bedeutung 


d'intérêt général private Gesamt- 
Provinzen [Tiape [Stralen] $ — | Braten TE | Biraden, | oa 

stralen | II. Ord- | stra ‚ölfent- 

Toutes | nung lichen 

Rene Straßen 

Léopoldville . . . 

Coquilhatville . . . 534 
Stanleyville . . . » 15.453 
Costermansville . . 4788 
Elisabethville , . . | 1856 | 2054] 10 137 
Lusambo .. 319 | 2584| 10336 14 335 
Gesamt: 31. XIT. 36| 15125] 36 338 [61 171 km 
am 31. XII. 36 54002 „, 
„ 31. XI. 34 49151 „ 
„ 31, XII. 33 42756 „ 
» 31. XIL 30] | 13.426 „ 


Charakteristik der Straßen: 1. Hauptstraßen (routes 
principales); Breite zwischen den Gräben 6 m, durchweg Steinschlagdecke, 
Steigung maximal 5%. Mindest-Kurvenhalbmesser 25 m, Brücken massiv für 
Achsdruck von 5 t. 2, Straßen II. Klasse (routes secondaires): Breite zwischen 
den Gräben 6 m, an sumpfigen und weichen Stellen Steinschlagdecke. Steigung 
5% maximal; Kurvenhalbmesser 25 m maximal, Brücken für Achsdruck von 
8 t provisorisch. 8. Reisestraßen (routes voyageurs) sollen zu allen Jahres- 
zeiten Personenkraftwagenverkehr mit Achsdruck von 1 t gestatten. 
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Frachtpreis je t-km, der dem Verfrachter von verschiedenen Transport- 
Unternehmen berechnet wurde. 


(Nach Rapport Annuel du Congo Belge 1932.) 


unen Verkehrsstrecke: Frachtpreis je t-km p, EM 
Viei-Mako Route Royale Congo- Baumwollballen, 
Nil und Zweiglinien stark gepreßt . . . Aa 0,30 
desgl., schwach gepreßt 5,10 Wu 
Massengut von geringem 
eh arten ya 3,00 0,25 
Thoua & Bournelle Stanleyville—Buta (335 km), Massengut von 
(seit Anfang 1092 von geringem Wert `... Se 3,00 DÉI 
Eu Btanlayrille Wamba (450 km), Massengub von 
Dr EE 3,00 0:25 
Corndlis Irumu—Watsa (463 km), Massengut von ge- 
E Mira nenn) an! , 350 0,294 
Irumu—Rutshuru (465 km), Massengut von 
TN E EE CET E E 3,50 0,294 
Rabaud Uvira—Costermansville, een, aufwärts . 6,00 0,50 
et Marteleur Uvira—Costermansyille, Massengut, abwärts . Au 0,25 
Rutshuru—Kissegnies, Massengut, aufwärts... 8,00 0,67 
Rutshuru—Kissegnies, Massengut, abwärts . . 4,00 0,335 
8. H.-U. N. Route Royale Congo—Nil nach dem Sudan . . 8,00 0,67 
(Société Haut- 
Uelé et du Nil) 
Verschiedene Straßennetz des Distrikts von Lulua, Massengut 8,00—10,0 0,61—0,84 
Verschiedene Straßennetz des Distrikts von Lomami . + . . 7,00—9,00 0,59—0,758 


Wo das Straßennetz genügend entwickelt ist, bedingt der Wettbewerb 
unter den Unternehmen eine wesentliche Kostensenkung je 
t-km. 


Verteilung der Lastkraftwagen auf die Distrikte, 
Am 31. Dezember 1935. 


Leopold. | Coquilhat-| Stanley- | Coster- | Elisabeth. 


ville ville ville | mansville | ville | Tusambo 


1 Der leichte Lastkraftwagen mit 1 bis 2 t Nutzladung eignet sich be- 
sonders für die heutige Straßen im belgischen Kongo. 


2 Die große Mehrheit der schweren Lastkraftwagen entfällt auf die 
Provinz Stanleyville, 
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Zahl der in Gebrauch befindlichen Kraftfahrzeuge: 


Jahr Dë: Maga? Traktoren Anhänger  Krafträder 
1929 2996 2947 185 187 2253 
1930 8445 3097 186 171 2300 
1931 2911 2959 183 152 2089 
1932 2692 2021 120 139 1659 
1933 2508 2320 92 132 1564 
1934 2339 2188 103 155 1387 
1935 2662 2418 92 127 1362 
1936 2955 2833 84 152 1424 


1 Seit dem Rekordjahr 1930 ist für 1935 zum erstenmal wieder eine Zu- 
nahme der Personen- und Lastkraftwagen festzustellen. 


Der Luftverkehr im Belgischen Kongo. 

Die Bedeutung des Luftverkehrs nimmt auch in Zentralafrika ständig 
zu. Im Kongo sind die zurückzulegenden Entfernungen besonders groß, 
die Beförderungsgelegenheiten aber bei der geringen Dichte der Bevölke- 
rung und ihrer wirtschaftlichen Rückständigkeit notwendigerweise selten. 
Mit dem Flugzeug können in wenigen Stunden Entfernungen zurückgelegt 
werden, die sonst Wochen und Monate erfordern. Seit 1934 ist die Ent- 
wicklung des Luftverkehrs im Kongo besonders gut. 

Als erste Luftlinie in Afrika wurde 1920 die Linie Léopoldville— 
Stanleyville nach zweijährigen Versuchen von dem Syndicat National 
pour l'Etude des Transports Aériens („Sneta“) eröffnet, aber zeitweilig 
wieder eingestellt. 1923 gründeten der belgische Staat, die Kolonie und 
die Sneta gemeinsam die „Soc. Anonyme Belge d'Exploitation de la Navi- 
gation Aérienne“, die „Sabena“, mit einem Anfangskapital von 20 Mio. Fr. 
Die Kolonie deckt bis zu 80 % der Betriebskosten. Das Netz der Sabena 


Leistungen des Flugverkehrs „Sabena“. 


1929 | 1930 1935 | 1936 


Länge des in Betrieb 
befindlichen Luft- 
verkehrsnetzes km 3060| 3500| 3010 2695| 2760 2760) 3535| 4405| 5945 

Geleistete Flug-km 255730 269730 230000 227185 162033 156508172770 — = 

beförderte Personen 1990| 1296| 1577| 1234| 842] 1322| 1480 — — 

Eingstunden. « .. ls | ss E | — | moon 109 E 

Waren- und Post- | 
beförderung in kg | 30591| 32260) 35000) 49000) 39903) 31428/ 50189) — — 


beförderte tkm. . . [130152/116396/151390|/143837/104710 11660260 — | — | — 
Betriebseinnahmen | 

in 1000. Fr. . . . | 14319] 14122| 16774) 16300) 9500 7215 — | — | — 
Betriebsausgaben 

in 1000 Fr. . . . | 11020) 11706) 10054 8160) 4195 4316 — | — = 
Betriebskoeffizient . 77| 83| o de Aan Bel — | — | — 


d 
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umfaßt (am 31. Dezember 1936) 12 Linien, die regelmäßig beflogen 
werden und 141 öffentliche Flugplätze oder Notlandungsplätze aufweisen. 
Die Bodenorganisation entspricht der Convention Internationale sur la 


Navigation A6rienne, 


Linien: 
1. Boma—Löopoldville: 
Boma—Matadi . vv 2000. 
Matadi—Thysville , . . . 
Thysville—Löopoldville dei 
2. L£opoldvills-Banningville . . . . . 
3, Banningville-—Port- Franequi: 
Banningville—Bambinga . . |... 
Bambinga—Port-Franewi , . .. 
4. Port-Franequi—Luluabourg: 
Port-Francqui—Luebo . . . . . . 
Luebo—Luluabourg , » » 2... 
5. Luluabourg—Lusambo . . 
6. Luluabotirg—Bukama: 
Luluaboftf—Luputa e, 


Luputa—Kamina. e, 

Kamina—Bukama . » 2 2... 
7. Bukama—Elisabethville: 

Bukama—Ngule . . . » 


Ngule—Kamatanda . . . 
Kamatanda—Elisabethville . 

8. Banningville—Coquilhatville: 
Banningville—Inongo . d 
Inongo—Coquilhatville . » . 

9. Coquilhatville—Bangui (A. E. F): 
Coquilhatville—Libenge . . . s. 
Libenge—Bangui. . > ©.. 

10, Coquilhatville—Stanleyville: 
Coquilhatville—Basankusu . . . 
Basankusu—Lisala . » » 2. 0 + 
Lisala—Bumba `, . -> 
Bumba—Basoko . x vr en + 
Basoko—Stanleyville . » > >o 
Bumba—Stanleyville (direkt). . » » 

11. Libenge—Bumba (direkt) `... + 

Stanleyville—Bukama: 

Stanleyville—Lowa . |. v> > 

LOTON S ne > 

Kindu—Kasongo . 

Kasongo—Kogolo EAEE AONE 

Kogolo—Kabab . . . 222. 

Kabalo—Manono . . . 2... 

Manono—Bukama . . . . 


S 


Archiv für Eisenbahnwesen, 1939, 


Entfernung 
zwischen. den 
Flugstützpunkten 

km: 


50 
170 
130 
300 


180 
220 


150 
135 
190 


220 
220 
100 


150 
90 
110 


235 
200 


395 
95 


220 
250 


(zur Zeit eingestellt) 


Gesamt- 
länge 


km: 


850 
300 


400 


285 
190 


540 


435 


490 


975 
460 
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Am 12. September 1934 wurde die Luftverbindung Belgien—Kongo 
der Cie. Air Afrique durch Aufnahme des regelmäßigen Verkehrs auf 
der Linie Algier—Brazzaville/Léopoldville eröffnet, die abwechselnd von 
der Sabena und der französischen Air Afrique durchgeführt wird. Auf 
Ersuchen Frankreichs wurde die Linie bis Elisabethville verlängert, wo 
durch Anschluß die Verbindung Frankreich—Madagascar hergestellt 
wird. Dafür ist belgischerseits die Zweiglinie Luluabourg—Lusambo ein- 
gestellt. Der Luftverkehr zwischen Belgien und dem Kongo wurde am 
9. November 1934 eröffnet, zunächst auf der alten Linie Léopoldville— 
Port Franequi—Luluabourg—Elisabethville, bis die mehr direkte Linie 
über Lisala—Stanleyville, Ponthiörsville—Lowa—Kindu—Kasongo— 
Kabalo—Manono—Bukama—Elisabethville, die gleichzeitig das Gebiet 
der Großen Seen berührt, am 29. Oktober 1936 eröffnet wurde. Seitdem 
benutzt die „Sabena“ diese neue Linie für die Verbindung Belgien—Kongo 
und verwendet dafür ihre Fokker auf dem Abschnitt Stanleyville—Elisa- 
bethville, 

Durch Abmachung vom 31. März 1934 zwischen der Regierung und 
dem A&ro-Club du Katanga wurde letzterer ermächtigt, einen regelmäßigen 
Postflugdienst zwischen Elisabethville und Broken Hill einzurichten, der 
dort Anschluß an die Imperial Airways hat. Nachdem aber die Verbin- 
dung Belgien. Frankreich Kongo bis Madagascar verlängert ist, wurde 
die Verbindung Elisabethville—Broken Hill aufgehoben. 

Das private Flugwesen hat auch seinen Anteil an der Ausgestaltung 
des Luftverkehrsnetzes im Kongo. Der A6ro-Club Katanga hat der All- 
gemeinheit wertvolle Dienste geleistet. Zwei Landungsplätze, Kolo (Bas- 
Congo) und Lemba (Boma) sind Eigentum der Soc. Forestière et Agricole 
du Mayumbe („Agrifore“) und von dieser angelegt. Der Wetterdienst für 
den Flugverkehr wird durch die Funkstationen Bangui (Franz.-Ä.-A.), 
Coquilhatville oder Léopoldville, je nachdem es sich um ‚ein belgisches 
oder französisches Flugzeug handelt, ausgeübt. Ende 1935 erschien eine 
Karte des Flugnetzes im Belgischen Kongo — die Carte Générale de 
l’A6sronautique du Congo Belge —, die den Bestimmungen der Convention 
Internationale Aéronautique entspricht. Eine Verordnung vom 12, April 
1934 regelt die Zollverhältnisse im Luftverkehr des Kongo. Zollflugplätze 
sind: Boma, Léopoldville, Coquilhatville, Stanleyville, Elisabethville und 
Libenge. 


Allgemeine Betrachtungen. 

Gute Verkehrsmittel sind die Voraussetzung für die wirtschaftliche 
Erschließung eines Gebiets von der Größe des Belgischen Kongo. Die 
Kolonie besitzt heute 4900 km Eisenbahnen, 60 000 km Straßen, ein regel- 
mäßig befahrenes Wasserstraßennetz von 12000 km und verschiedene 
Luftverkehrslinien, Im Verhältnis zur Ausdehnung des Landes ist das 
nicht viel, und der Ausbau der Verkehrsmittel muß fortgesetzt werden. 
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Nach und nach müssen die Bahnen miteinander verbunden werden, um 
ein homogenes Netz zu bilden. Seit langem ist der Bau der Linie Port 
Franequi—Lö6opoldville als Bindeglied zwischen der Kongo-Bahn (Ma- 
tadi—L&opoldville) und der B.-C.K. vorbereitet, Die Wasserverhältnisse 
des Kasai gestatten keine rationelle Ausnutzung dieses Weges. Eine Ver- 
bindung der Grands Lacs-Bahnen mit den „Vieicongo“ und beider mit 
dem Netz der B.-C.K. unter Vereinheitlichung ihrer Spurweiten ist er- 
wünscht, 

Angesichts der geringen Bevölkerungszahl und des heutigen Wirt- 
schaftsstandes ist die Verkehrserschließung wenig wirtschaftlich und 
über die derzeitigen Erfordernisse hinausgehend, weil die Leistungsfähig- 
keit der Verkehrsmittel nicht genügend ausgenutzt wird. Der Verkehr 
bleibt hinter dem beabsichtigten Umfang zurück, und die Bahnen werden 
noch lange mit Verlust arbeiten, während Verzinsung und Tilgung des 
etwa 2 Milliarden Papierfrane betragenden Anlagekapitals weitergehen 
müssen. 

Kolonialwirtschaftlich gesehen sind aber diese Verkehrseinrichtun- 
gen gerechtfertigt, weil sie keinen vorhandenen Verkehr durchführen, 
sondern erst solchen schaffen sollen. Belgien mußte die Erschließung 
so wichtiger, aber entfernter Gebiete wie Katanga, Kasai, Uelé, Kivu 
und des Nordostens durchführen, wenn ihm nicht andere zuvorkommen 
und sein Einfluß in den Grenzgebieten stark geschwächt werden sollte. 

Nachteilig für den Verkehr ist aber die mangelnde Zusammenarbeit 
der selbständigen Verkehrsunternehmen, die abgesehen von der Mayumbe- 
Bahn in ihrer Verkehrsentwicklung aufeinander angewiesen sind. denn 
jedes Unternehmen übernimmt von den anderen und ist ein Glied in der 
Kette. Jede Gesellschaft verfolgt ihre eigene Tarifpolitik. In der großen 
Krise mußte die Regierung eingreifen und die Tarife regeln. 

Ein erster Schritt auf dem Wege der Vereinheitlichung ist getan. 
Die 1936 mit der Gründung der „Otraco“ beginnende Zusammenfassung 
der Betriebsführung zunächst einiger Verkehrsunternehmen („Unatra“, 
Mayumbe- und Kongo-Bahn) zwecks Erhöhung der Wirtschaftlichkeit 
wird mit der Zeit weitere oder alle Unternehmen umfassen und zur Ver- 
einheitlichung in finanzieller, tariflicher und technischer Beziehung 
führen müssen, Wie groß die Verschiedenheiten sind, zeigen die folgen- 
den vergleichenden Angaben: 


Eisenbahn Dauer der Konzession Se 
Congo . . . . , 99 Jahre, von 1889/98 bis 1997 396 km 
Mayumbe . , . 99 ,„  „ 1898/01 „2000 140 „ 
Vicicongo. . . . 7% „ „1928/28 „ 2008 840 „ 
Grands-Laes . . . 99 „ „ 1902/12 „ 2011 T63 „ 
Katanga >.. . . 99, „ 1902/06 „ 2005 ( 5.11.) 856 „ 


Löckadi » 2. — 0041027 m"2026.(81.12,). 1645 


Ze 
7 
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Technische Daten: 
Höchst- Kurven- Schienen- Schwellen- 


Eisenbahn: Spurweite steigung halbmesser gewicht gewicht 
m mm jem m kg jem kg 
Congo (neue Linie) . . Las 17 250 83,4 _ 
Mayumbe! . . . . . Dan 20 150 18 18,1 
Vieicongo ee 000 20 150 DÉI 10 bzw. 12 
Grands-Lacs . . . . Lo 20 150 Su 30 
Katanga . 2.2.0.0. Jm 12,5 200 30 34 bzw. 32 
Léokadi » .. .. . Ioor 1253—15 _ 29,3 42 
Forminière . . . . . 000 30 30 9 12 
Geomines . ee 00 35 50 Ba 12 


1 Streckenweise umgebaut auf 0,00 m. 


Wenn die Spurweite n sehr verschiedene sind, so trägt die Kolo- 
nie nur teilweise die Verantwortung dafür. Die Geldbeschaffung war 
schwierig und die ersten Linien mußten so wirtschaftlich wie möglich 
gebaut werden. Die Wahl einer Spurweite von 0,7 m für die ursprüng- 
liche Linie Matadi—L£opoldville ist kritisiert worden. Anfangs war sie 
gerechtfertigt, aber der Umbau hätte früher erfolgen können, 


Die Mayumbe-Bahn war als Schmalspurbahn gedacht. Man wählte 
die Spur von 0,615 m oder 2 Fuß englisch, wie meist bei Bahnen dieser Art. 


Ein Fehler aber war es, die Linien der „Grands-Laes“ mit einer 
Spurweite von 1, zu bauen. Man mußte ihre spätere Verbindung mit 
dem System der B-C. K. und den Bahnen der Nachbarkolonien, besonders 
den südafrikanischen, berücksichtigen, die Kapspur 3’ 6” (am m) 
haben, Der Unterschied war gering und hätte die ersten Anlagekosten 
nicht wesentlich erhöht, während ein Umbau teuer ist und große Be- 
triebsstörungen mit sich bringt. Vielleicht hatte man eine Angleichung 
an die Zentralbahn in Deutsch-Ostafrika im Auge, die 1 m Spurweite 
erhielt, aber die spätere Verbindung mit den kongolesischen und rhode- 
sischen Bahnen blieb in erster Linie zu berücksichtigen. Die Katanga- 
Bahn, die B-C. K. erhielten deshalb die Spur von 1,967 m. Auch die ge- 
plante Bahnverbindung Kongo—Nil wird die Spurweite von 1,7 m er- 
halten, welcher sich die Grands-Lacs später anzupassen hätten, 

Schließlich hätte für die „Vieicongo“-Linien in Uelé die gleiche Spur 
wie für die Mayumbe-Bahn gewählt werden können. Wenn auch die Ver- 
bindung dieser Bahnen miteinander niemals in Frage kommt, so mußte 
doch zur Erleichterung der Beschaffung und des Austausches von Mate- 
rial eine einheitliche Spur gewählt werden. 


Die Verkehrs- und Wirtschaftspolitik im Belgischen Kongo. 101 


Die Finanzierung der Bahnen und die Konzessionen. 

Das Kapital war anfangs zurückhaltend. Zu den ersten Bahn- 
bauten mußte es daher durch besondere Vorteile in Form von Boden- 
konzessionen, Bergbaurechten und Zinsgarantien herangezogen werden. 
Diese Finanzierungsprämien verloren in dem Maße ihre Bedeutung, wie 
sich die von den Unternehmen erzielten Ergebnisse besserten und Ver- 
trauen schufen, Mit der Zeit suchte die Kolonie einige dieser Gerecht- 
samen, die für sie eine übermäßige Belastung darstellten, aufzuheben 
oder zurückzukaufen, meist bei Gelegenheit des Abschlusses neuer Ver- 
träge. 

Die ersten Gesellschaften erhielten besonders große Dotierungen, 
Die Kongo-Bahn erhielt das halbe Eigentum an über 1 Mio.ha Land, 
ferner einen 400 m breiten Gebietsstreifen beiderseits der Bahnlinie; die 
Mayumbe (1898) 1000 ha je km fertiggstellter Bahnlänge; die Grands- 
Lacs anfangs 400 000 ha, dann erhöht auf 800 000 ha. Diese übergroßen 
Konzessionen wurden später eingeschränkt. Der Mayumbe ließ man nur 
100 000 ha, den Grands-Lacs nur 200.000 ha. Die „Leokadi“ erhielt einen 
Streifen von 100 m entlang der Linie. Auch der Einschlag von Holz 
auf Domanialland für Bauzwecke und als Heizmaterial wurde gestattet. 

Die Zinsgarantien wurden auf Grund von belgischen Ge- 
setzen gewährt, die den Kolonialminister zur Übernahme der Zinsgaran- 
tien sowohl für Aktien wie Obligationen ermächtigten. 

DieKapitalanlage. Dasin den Eisenbahnen und der „Unatra“ 
angelegte Kapital betrug 1928 (nach Wiener: Les Chemins des Fer Colo- 
niaux de L'Afrique, S. 284) Lang Milliarden, davon entfielen Lon Mil- 
liarden auf Aktien und 126,62 Mio. auf Obligationen. Ein durchschnitt- 
licher Anlagewert je Kilometer (die Netzlänge der Bahnen betrug 1928 
3382 km) läßt sich nicht angeben, da sich die Kapitalanlage aus Franken 
verschiedenen Wertes zusammensetzt. Inzwischen ist die Kapitalanlage 
auf etwa 2 Milliarden angewachsen. 

Das Kapital der Gesellschaften besteht aus Aktien I, und II. Ranges, 
die der Verwaltung der Kolonie zum Teil gratis übergeben wurden. An 
Stelle dieser Gründeranteile traten nachher Dividendenaktien. In ge- 
wissen Fällen genießen die Vorzugsaktien eine Zinsgarantie, während 
die Höchstbesteuerung der Zinsscheine auf 2 % festgesetzt ist, Die Zins- 
garantie beträgt bei der Katanga-Bahn 6 %, bei der „L&okadi“ 7 %, bei 
„Vieicongo* 6%. Der Zinsfuß der Obligationen hing von der Lage des 
Geldmarktes ab. Wenn die Kongo-Bahn 3prozentige Obligationen mit 
Zinsgarantie sowie 4- und 4%sprozentige von 1898/99, 1903 und 1918 
auflegen konnte, so mußte sie 1913 und 1920 5 % gewähren. Die Grands- 
Laes konnten 1922 ihre Obligationen nur zu 6% unterbringen und 
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mußten spätere mit neuen Vorteilen ausstatten. Die „Unatra“ gewährte 
für Obligationen eine Superdividende, eine Möglichkeit, die auch bei 
„Vicicongo“ vorgesehen ist. 


Die finanzielle Beteiligung der Kolonie. 

Der Kongostaat und später die Kolonie beteiligten sich unmittelbar 
oder durch Darlehen (Vorschüsse) an der Kapitalbeschaffung. Später 
konnten die Gesellschaften selbst die Mittel aufbringen und dann der 
Kolonie als Entgelt für die Unterstützung unentgeltlich Aktien II. Ranges 
aushändigen. Schließlich trat eine andere Art der Beteiligung ein, 
indem der Kongostaat eine Gesellschaft, die B-C. K., an seiner Stelle mit 
der Finanzierung und dem Betrieb der für die Erschließung Katangas 
unentbehrlichen Verkehrsmittel beauftragte. 

Die Mittel wurden entweder als Darlehen (Vorschüsse) oder in 
Form von Zinsgarantien der Kolonie gewährt. Diese Vorschüsse sind 
nicht nur rückzahlbar, sondern die Kolonie nimmt auch in gewissen 
Fällen an den Übergewinnen teil, z. B. werden bei der Katanga-Bahn die 
Vorschüsse der Kolonie nach Zuteilung von 6% auf die Vorzugsaktien 
mit 5,5 % verzinst. Bei der B-C.K. wird nach Verzinsung und Tilgung 
des Gesellschaftskapitals und der Anleihen der Kolonie eine Summe von 
höchstens 25 % des Überschusses zur Rückzahlung der Vorschüsse der 
Kolonie verwendet. Bei der „L&okadi“ dienen die ersten Betriebsüber- 
schüsse zur Rückzahlung der Vorschüsse (ohne Zinsen). Bei der 
„Unatra“ ist keine Rückzahlung vorgesehen. Bei „Vieicongo“ gehen 
10 % der Einnahmen an einen Fonds und 20 % an die Gesellschaft. Von 
den verbleibenden 70 % kann die Kolonie nach Verzinsung und Tilgung 
der Obligationen die Hälfte des Reinertrages beanspruchen. 

Die Gewinnbeteiligung erfolgt in zwei Formen. Bei der 
B-C. K. z. B. wird der Reinertrag zwischen Staat und Gesellschaft ge- 
teilt. Meist aber wird der Kolonie eine Anzahl Aktien II. Ranges aus- 
gehändigt. Von den „Vicicongo“ erhielt die Kolonie unentgeltlich 44 800 
Stück (von 62000) Dividendenaktien, die Anrecht auf 50 % des Rein- 
gewinns haben. Bei den Grands-Laes wurden gleichzeitig 100 000 Kapi- 
tal- und 100.000 Dividendenaktien geschaffen und dem Staat 1902 un- 
entgeltlich ausgehändigt, die nach 4 % Zinsen auf die Kapitalaktien An- 
recht auf 4715 % des Reingewinns haben. 

Das Rückkaufsrecht ist in allen Konzessionen vorgesehen, 
Die Konzessionen selbst fallen bei Ablauf unentgeltlich an die Kolonie 
zurück. Das rollende Material wird zum Schätzungswert übernommen. 
Der Rückkauf ist aber auch zu verschiedenen Zwischenterminen möglich, 
indem die Kolonie die Kapitalaktien auszahlt, den Zinsendienst der Obli- 
gationen übernimmt und der Gesellschaft eine Prämie gewährt. 
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Die Basler Verbindungsbahn!. 


Von 
Albert Kuntzemüller in Freiburg i. Br, 


Die Basler Verbindungsbahn (Raccordement de Bäle) läßt sich 
nieht mit Verbindungsbahnen in anderen Städten vergleichen, sondern 
steht in ihrer Art einzig da, weil sie zwei nach Bau und Betrieb (aber 
nicht immer nach Verkehr) gleichwertige Hauptbahnhöfe verbindet. 
Basel, die Stadt an dem jedem Schulkind bekannten Rheinknie, ist näm- 
lich nicht nur seit Jahrhunderten das „goldene Eingangstor“ der 
Schweiz, sondern besitzt auch vom Beginn des Eisenbahnzeitalters an — 
durch geographische und verkehrspolitische Gründe bedingt — zwei 
Hauptbahnhöfe, was für eine Stadt von rund 170 000 Seelen insofern 
ein Unikum darstellt, als von der Größe der Stadt her ein Bedürfnis für 
eine solche „Duplizität“, die man nicht ohne gewisse Berechtigung schon 
gelegentlich als Verkehrsluxus bezeichnet hat, nicht wohl abgeleitet 
werden kann?, 


1 Zu besonderem Danke bin ich der Generaldirektion der schweizerischen 
Bundesbahnen verpflichtet, die mir nicht nur die Einsichtnahme in die Akten 
der ehemaligen Centralbahn gestattet, sondern auch statistisches Material über- 
lassen und eine Reihe wertvoller Auskünfte erteilt hat. Auch der Universitüts- 
bibliothek Basel schulde ich Dank für die Unterstützung, die sie meiner Arbeit 
hat angedeihen lassen. 

2 Vorschläge auf eine Zusammenlegung beider Hauptbahnhöfe sind hie 
und da gemacht, aber nie ernst genommen worden, da man sich seit mindestens 
einem Menschenalter mit der „Duplizität“ abgefunden hat, Unter den wenigen 
Vorschlägen sei das von Emil Eggenschwyler in seiner Schrift „Verkehrspolitik 
und Eisenbahnbau in der Schweiz“ (Zürich 1918, „Wirtschaftliche Publikationen 
der Zürcher Handelskammer“) skizzierte Projekt genannt. In einem Kapitel 
über „die Basler Bahnhöfe“ (Seite 60 ff.) sah Eggenschwyler einen rechtsrheini- 
schen (!) Zentralbahnhof unweit der Kirche St, Theodor vor, der als Kopf- oder 
Durchgangsbahnhof einen zweiten doppelspurigen Rheinübergang erfordert hätte, 
Ob der Vorschlag jemals zu verwirklichen gewesen wäre (1918 sicherlich nicht 
mehr), scheint zweifelhaft, zumal — von den städtebaulichen Schwierigkeiten ab- 
gesehen — die linksrheinischen Verkehrsinteressen dabei offenbar nicht genügend 
berücksichtigt waren. Über theoretisch-akademische Erörterungen sind all solche 
Vorschläge kaum je hinausgekommen. Man mag das im Interesse Basels be- 
dauern, aber es ist so, 
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Die genannten geographischen und verkehrspolitischen Gründe sind, 
kurz skizziert, diese: Geographisch ist die Dreiländerecke, in der 
Basel liegt, ein Danaergeschenk der Natur. ‚Bietet sie einerseits unleug- 
bare Vorteile, weil an solchen Punkten der internationale Personenver- 
kehr und Warenaustausch besonders stark zu sein pflegt, so bringt sie der 
Stadt andrerseits auch Nachteile, nicht nur nach der städtebaulichen 
Seite hin, sondern vor allem in politisch oder wirtschaftlich unsicheren 
Zeiten schwere Hemmungen, die den Durchgangsverkehr empfindlich 
treffen können; man denke an die seit 1914 bestehenden Verhältnisse (Paß, 
Visum, Devisenkontrolle u. ä.), die zeitweilig jeden größeren Verkehr un- 
möglich machten. Inverkehrspolitischer Hinsicht ist die Lage 
Basels dagegen denkbar günstig. „Die Leitlinie für den nordsüdlichen 
Verkehrsstrang über Basel, der je und je stark ausgebildet war, ist das 
Rheintal. Nach Süden zu wird alles am Oberrhein in die enge Furche 
zwischen dem Schwarzwald und den Vogesen zusammengepreßt; am 
südlichen Ende dieser Furche und zugleich an ihrer engsten Stelle liegt 
Basel. Hier muß der Verkehr beider Rheinufer unbedingt durchgehen. 
So ist Basel der Schlüsselpunkt für den Verkehr vom Rheingebiet her 


nach Halten", 
* 


Die erste Eisenbahn, die Basel an das europäische Netz anschloß, 
war — abermals eine Merkwürdigkeit, ja ein Einzelfall in der Ge- 
schichte — keine schweizerische, sondern eine ausländische, die fran- 
zösische Gesellschaft Strasbourg-Mulhouse, die bereits am 15. Juni 
1844 ihre erste Lokomotive an die Basler Stadtgrenze entsandte und 
am 15. Dezember 1845 ihren endgültigen Bahnhof im Stadtinnern bezog 
— die erste Eisenbahn auf Schweizerboden überhaupt. Es vergingen 
zehn Jahre, bis es zum Bau einer Schweizerbahn im Kanton Basel kam. 
Die 1853 gegründete Schweizerische CGentralbahngesell- 
schaft (S.C RB) eröffnete am 19. Dezember 1854 das erste Teilstück 
Basel—Liesthal ihrer Hauensteinlinie nach Olten, das selbst erst 1858 
nach Vollendung des Hauensteintunnels (2495 m lang) erreicht wurde. 
Am 4. Juni 1860 fand die Eröffnung des alten Hauptbahnhofes Basel 
der 8.C.B. auf dem Platze des heutigen Bundesbahnhofes statt. Die 
beiden weiteren heute von Basel (früher S.C.B., jetzt) S.B.B. aus- 
gehenden Linien, die Bözbergbahn Basel—Brugg und die Jurabahn 
Basel—Del&mont, wurden erst viel später erbaut, erstere am 2. August 
1875, letztere am 25. September 1875 dem Betrieb übergeben, Die für den 


1 Dr. Hektor Ammann, Mittelalterliche Zolltarife in der Schweiz (Zeitschrift 
für schweizerische Geschichte, 1937, Heft 1 Seite 1 f.). 
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schweizerischen Durchgangsverkehr überaus wichtige Bözberglinie war 
infolge des alten Antagonismus zwischen Basel und Zürich, der mit 
Mannheim/Heidelberg und Leipzig/Halle gewisse Ähnlichkeiten zeigt, 
über Gebühr lange verzögert worden. 

Unterdes war auch der dritte Teilhaber am Basler Eisenbahn- 
verkehr, diebadische Staatsbahn, von Norden her, zwar nur langsam 
und stückweise, herangerückt. Der Isteiner Klotz am Oberrhein und die 
Landesgrenze am Rheinknie legten ihm so viele technische und poli- 
tische Schwierigkeiten in den Weg, daß die letzten 20 km vor Basel nur 
schrittweise vorrückten (1847 Schliengen am Nordhang des Isteiner 
Klotzes, 1848 Efringen an seiner Südseite, 1851 Haltingen an der Landes- 
grenze und 1855 endlich Basel). Am 20. Februar 1855 wurde der alte 
Badische Bahnhof in Klein-Basel dem Verkehr übergeben, immerhin noch 
fünf Jahre vor Eröffnung des vorhin erwähnten Hauptbahnhofes der 
S. C. B. in Groß-Basel. 

So waren, wie man sieht, die Eisenbahnen zu beiden Seiten des 
Rheins voneinander unabhängig und selbständig nach Basel hinein- 
gelangt, links die elsässische erst allein, dann mit der S. C. B. vereinigt, 
rechts die badische. Wohl waren Groß- und Klein-Basel seit langem 
durch eine von Bischof Heinrich von Thun 1226 errichtete Holzbrücke 
(heutige Steinbrücke 1902/1905 erbaut) miteinander verbunden; die 
„Eisenstraßen“ dies- und jenseits des Rheins aber blieben vorerst ge- 
schieden und konnten einander nicht finden, nicht nur weil „das Wasser 
viel zu tief“ war, sondern auch weil die Eisenbahnpolitik hüben und 
drüben nicht allzusehr harmonierte. Man leugnete das Bedürfnis einer 
„Verbindungsbahn“, befürchtete eine neue unliebsame Konkurrenz, 
scheute vielleicht auch die Kosten, zum mindesten fürchtete man, selbst 
über Gebühr dazu beitragen zu müssen. Und so blieb dieser kuriose, 
jeder Verkehrskontinuität hohnsprechende Zustand fast zwei Jahrzehnte 
unverändert bestehen. Das „goldene Eingangstor“ der Schweiz war 
höchstens halb geöffnet; wer mit der Eisenbahn fahren wollte, kam 
nicht herüber und nicht hinüber, Das Unglück, an einer Dreiländer- 
grenze zu liegen, zeigte sich nachhaltiger als das Glück, das Rheinknie 
zu umfassen, 

Diese Lücke wurde oft genug unangenehm empfunden, nicht zu- 
letzt im deutsch-französischen Krieg 1870/71!. Von September 1870 an 
stauten sich im Badischen Bahnhof zu Basel die Güter in einem Maße, 
daß der Betrieb zeitweise völlig ins Stocken geriet. Weder die Mitte 
November erstellte provisorische Gleis- und Straßenanlage noch tarifa- 


1 Vgl. Dr. A. Kuntzemüller, Die badischen Eisenbahnen im deutsch-Franzö- 
sischen Krieg 1870/71, Mannheim 1914. 
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rische Maßnahmen aller Art (Erhöhung des Lagergeldes, Verkürzung der 
Ladefristen usw.) waren imstande, dem Bahnhof die notwendige Ent- 
lastung zu bringen; auch eine völlige Gütersperre nach Basel Badischer 
Bahnhof blieb fast wirkungslos. Da entschlossen sich die badische 
Staats- und schweizerische Centralbahn notgedrungen zu einer wohl 
einzig dastehenden Maßnahme: Die für Basel loco und Basel S. C. B. be- 
stimmten Güter wurden nicht mehr am badischen Bahnhof ausgeladen, 
sondern von hier über Waldshut—Turgi—Aarau—Olten nach Basel 
8.C.B. — also von Basel nach Basel! — befördert. Man nahm 
einen Umweg von nicht weniger als 148 km in Kauf, um die Güter zu 
dem nur 3 km Luftlinie entfernten Bahnhof in der gleichen Stadt be- 
fördern zu können. Für den Zentner Frachtgut wurde ein Zuschlag von 
25 Centimes erhoben. Die Maßnahme blieb von November 1870 bis 
September 1871 ununterbrochen in Kraft. Wieviel Arbeitszeit, wieviel 
Geld, wieviele Betriebsstoffe, Schreibereien und bürokratischer Leer- 
lauf wären in jener schweren Zeit erspart geblieben, wenn die kleine 
Basler Verbindungsbahn schon bestanden hätte. Sie lag zwar längst fix 
und fertig vor, leider aber nur auf dem — Papier, 


a 


Zeittafelder Verbindungsbahn. 

1845 15. Dezember: französischer Bahnhof in Groß-Basel eröffnet; e 

1854 1. Februar: Bericht des Abg. Lauer-Mannheim (erstes badisches 
Zeugnis); 

1855 20. Februar: Badischer Bahnhof in Klein-Basel eröffnet; 

1856 30. Oktober: Gutachten des Oberingenieurs Etzel (erstes schweize- 
risches Zeugnis); 

1860 4. Juni: Schweizer Bahnhof in Groß-Basel eröffnet; 

1869 23. November: Übereinkunft über die Verbindungsbahn abge- 
schlossen; 

1870 25. April: Schlußprotokoll hierzu ; 

1872/73: Bau der Verbindungsbahn; 

1873 3. November: Verbindungsbahn eröffnet; 

1907 24. Juni: neuer Schweizer Bahnhof eröffnet; 

1913 13, September: neuer Badischer Bahnhof eröffnet; 

1914 31. Juli: Badischer Bahnhof geschlossen und Personenverkehr der 
Verbindungsbahn eingestellt; 

1919 14. September: Badischer Bahnhof wieder eröffnet; 

1929 7. Oktober: Muttenzer Verbindungskurve zum S. B. B.-Güter- und 
Rangierbahnhof eröffnet; 

1937 August: Ausbau auf Doppelspur endgültig beschlossen. 

D 
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Rund zwanzig Jahre läßt sich das Projekt der Verbindungsbahn 
aktenmäßig zurückverfolgen. Daß es zunächst von der in Basel anpochen- 
den badischen Eisenbahnverwaltung betrieben wurde, lag in der Natur 
der Verhältnisse begründet; sie hatte als letzte der in Basel einmünden- 
den Linien ein größeres Interesse daran, mit dem gegenüberliegenden 
Eisenbahnnetz verbunden zu werden als dieses, das an sich schon ein 
zusammenhängendes Ganzes darstellte. Mit dem Jahr 1859, das die Er- 
öffnung der Waldshut-Koblenzer Brücke brachte, trat in der badischen 
Eisenbahnpolitik gegenüber der Schweiz allerdings ein Umschwung ein, 
den Basel am stärksten zu fühlen bekam. 

Das erste Zeugnis für die kommende Verbindungsbahn, datiert vom 
1. Februar 1854, ist ein von Fabrikant Friedrich La u e r -Mannheim als 
Abgeordnetem der Badischen Ersten Kammer erstatteter „Commissions- 
bericht über die Verträge mit der schweizerischen Eidgenossenschaft 
und mit der Regierung des Kantons Basel-Stadt, die Fortsetzung der 
großherzoglichen Eisenbahn über schweizerische Gebietsteile betref- 
fend". Darin lesen wir u. a.: 

„Ein wesentliches Bedenken hatte dieses hohe Haus . . . geäußert, 
den Wunsch nämlich, es möge die Eventualität einer künftigen Basel- 
Oltener Eisenbahn berücksichtigt und dem Nachteil einer einseitigen 
unmittelbaren Verbindung der Straßburg-Basler Bahn mit Basel—Olten 
dadurch vorgebeugt werden, daß in diesem Fall die unmittelbare Ver- 
bindung der großherzoglichen Eisenbahn mit dem Bahnhof auf dem 
anderen Rheinufer herzustellen sei. Eine solche Bestimmung oder 
Garantie war, scheint es, nicht zu erreichen, denn in der Übereinkunft 
mit Basel-Stadt geschieht einer solchen nirgends Erwähnung. Unver- 
kennbar waltete bei der Weigerung der Stadt Basel - - - die Herrschaft 
der Lokalinteressen vor. Damit gerieten, zumal bei früheren Bahn- 
anlagen, die höheren Interessen der Zukunft fast allenthalben in Streit, 
Es war nur anzunehmen, daß gerade bei Basel, in dem Augenblick, als es 
sich darum handelte, eine so bedeutungsvolle Bahn wie die großherzog- 
liche mit ihren Verbindungen nach dem Niederrhein, Belgien, Holland 
und dem ganzen Norden des Zollvereins nicht nur vollends an Basel 
heranzuziehen, sondern rheinaufwärts fortzusetzen, die am Tage liegen- 
den vorwiegenden Gründe für eine ununterbrochene Verbindung sich 
geltendmachen würden.“ 

Diese Ausführungen des Mannheimer Industriellen verhallten indes 
ohne irgendwelche praktische Wirkung. In den folgenden Debatten 
beider Kammern der Landstände findet sich keinerlei Erwähnung dieses 

1 Verhandlungen der Ständeversammlung des Großherzogtums Baden 1854, 
Erste Kammer, Beilagenheft Seite 85 f. 
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Wunsches nach einer Verbindungsbahn. Der projektierte Übergang 
beim badischen Waldshut schien aus mancherlei Gründen begehrens- 
werter als jener beim schweizerischen Basel. Und so kam es zu dem 
vorhin erwähnten Umschwung in der badischen Eisenbahnpolitik. Man 
zeigte Basel und seiner Verbindungsbahn von nun an die kalte Schulter. 
„Die badische Verwaltung war in der Lage, zuwarten zu können, und 
benützte diesen Vorteil in vollstem Maße!.“ 

Auf der Gegenseite datiert das erste aktenmäßige Zeugnis vom 
30, Oktober 1856. An diesem Tage berichtete der Oberingenieur Karl 
Etzel von der S.C. B. seiner Direktion in einem ausführlichen Schrift- 
satz über die Anschlußverbindungen der S. C. B. und hielt es „in hohem 
Grade wünschenswert“, daß diese „mit den verschiedenen auf die End- 
punkte der $.C.B. einmündenden Verkehrslinien, insbesondere Eisen- 
bahnen, baldigst gesichert“ würden. Nach Erläuterung einiger Einzel- 
heiten fuhr der Bericht fort: „Nur einer Verbindung ist bis jetzt noch 
wenig gedacht worden, nämlich der Verbindung mit der badischen Eisen- 
bahn, ungeachtet dieselbe jetzt schon mit aller Leichtigkeit und mit 
einem im Verhältnis zu dem zu erreichenden Zweck mäßigen Aufwand 
hergestellt werden kann“. Nach seiner Ansicht ist es „klar, daß die 
S. C. B. durch eine zweckmäßige Verbindung mit der badischen Bahn bei 
Basel sich einen nicht zu verachtenden Zufluß an Reisenden und Gütern 
nach der West- und Zentralschweiz und umgekehrt verschaffen könnte, 
wenn sie in der Lage ist, denselben über Olten eine kürzere Route anzu- 
bieten als diejenige über Waldshut oder gar über Schaffhausen“?, 

Der Aufruf des Oberingenieurs scheint, den Akten nach zu 
schließen, zunächst ebenfalls wenig Gegenliebe gefunden zu haben, und 
das mag auch nicht sonderlich zu verwundern sein. Denn die S.C. B. 
hatte andere Sorgen, die sie mehr bedrückten, zum mindesten mehr 
interessierten. Gerade damals befand sich der Ausbau ihres Netzes, 
das in kurzer Zeit auf 250km anstieg, auf dem Höhepunkt, und dem- 
entsprechend stark wurde ihr Kredit angespannt, Zu alledem zwang 
die Finanzkrise Mitte der 50er Jahre, das Aktienkapital herabzusetzen 
und trotzdem fremde Hilfe in weitem Maße in Anspruch zu nehmen’, 
All diese mehr der Wirtschaft als dem Verkehr entspringenden Hemm- 
nisse brachten es mit sich, daß ein volles Jahrzehnt und länger von der 
Verbindungsbahn keine Rede mehr war. 

1 „Ratschlag betreffend die Konzession für eine Verbindungsbahn zwi- 
schen beiden Bahnhöfen, dem Großen Rat vorgelegt den 21. Februar 1870“, amt- 
liche Drucksache des Kantons Basel-Stadt, Seite 6. 

2 Aus den Akten der ehemaligen S. C. B, (in Bern befindlich) hier erst- 


mals abgedruckt. 
3 Placid Weißenbach, Die Eisenbahnen der Schweiz, 1913, Teil I, Seite 16. 
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Erst im Frühling 1866 geschah seiner wieder Erwähnung. In 
einem ausdrücklich als „eonfidentiell“ bezeichneten Briefwechsel 
zwischen dem damaligen Präsidenten A. Sulger der S.C.B. (1861-—75) 
und dem Direktor der badischen Verkehrsanstalten Geheimrat Hermann 
Zimmer in Karlsruhe wurde das Projekt wieder aufgenommen, dann 
in persönlicher Rücksprache erörtert und sogar bereits ein „Situations- 
plan“ ausgetauscht. Aber die Angelegenheit wollte nicht voranschreiten, 
und als am 30. Juli 1867 — also über ein Jahr später — die Direktion 
der S,C.B. nach Karlsruhe berichtete, „daß bei dem ansehnlichen Ver- 
kehr, der zwischen den beiden Bahnhöfen besteht, eine einläßliche Unter- 
suchung über die Opportunität einer Schienenverbindung sich vollkom- 
men rechtfertige“, wußte Zimmer nur zu erwidern, daß er sich „ohne 
Genehmigung des Handelsministeriums nicht zu der vorgeschlagenen 
Beratung der Angelegenheit im Konferenzwege für legitimiert erachten 
könnte“, Dazu wurden andere dringliche Geschäfte wie Landtagsver- 
handlungen vorgeschoben und nur der schwache Trost ausgesprochen, 
daß „die diesseitige Regierung die aus der Schienenverbindung mit der 
jenseitigen Eisenbahn für den Verkehr erwachsenden Vorteile nicht ver- 
kenne“ — also die gleiche dilatorische Behandlung wie all die Jahre 
zuvor. 

Da, wie ersichtlich, von badischer Seite keine Initiative mehr zu 
erwarten war, nahm die Regierung des Kantons Basel-Stadt die Sache 
nunmehr energisch in die Hand. Am 10. Februar 1868 konnte der Präsi- 
dent des Basler Großen Rates, Ratsherr Alfons Köchlin-Geigy,der 
8.C,B. mitteilen, das Staatskollegium habe „die Frage der Verbindung 
der beiden Bahnhöfe behandelt“ und sei „bereit, dem Kleinen Rat bezüg- 
liche Vorschläge zu machen“; es müsse vorher jedoch „die Frage der 
pekuniären Beteiligung zwischen S.C.B. und Basel-Stadt festgestellt 
werden“. Der S.C. B. kam diese Initiative der Kantonsregierung natur- 
gemäß sehr gelegen; immerhin verlangte sie „genügende Garantien, daß 
wenigstens während einem festzusetzenden und nicht allzu nahen Zeit- 
punkt Baden nicht noch eine Verbindung mit der französischen Ostbahn 
unterhalb der Schweizergrenze innert einem Rayon von 15 km erstelle“, 
Daß diese Befürchtungen der S.C.B. nicht aus der Luft gegriffen waren, 
beweist das damals wiederholt zutage getretene Streben der badischen 
Eisenbahnverwaltung, unmittelbar nördlich von Basel, an der badisch- 
elsässischen Grenze, einen festen Rheinübergang zu erstellen, ein Pro- 
jekt, das manchen badischen Kreisen wichtiger als die Basler Verbin- 
dungsbahn dünkte, d 

Um ihrem Vorgehen stärkeren Nachdruck zu verleihen und gleich- 
zeitig den verfassungsgemäßen Vorschriften zu genügen, wandte sich 
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die Basler Regierung an das zuständige Departement des Innern in Bern, 
das gegebenenfalls die Verhandlungen mit der badischen Regierung zu 
vermitteln hatte. Unterm 22. Juli 1868 erging vom Bundesrat folgender 
Erlaß an die Regierung des Kantons Basel-Stadt: 

„Getreue, liebe Eidgenossen, wir geben uns unter Bezugnahme auf 
Ihr Schreiben an unser Departement des Innern vom 8, März d. J. die 
Ehre, Ihnen abschriftlich eine Note des großh, badischen Ministeriums 
des Äußern vom 18. dies. mitzuteilen, nach welcher die großh. Regierung 
geneigt ist, auf Unterhandlungen über Erstellung einer Schienenver- 
bindung zwischen den beiden Bahnhöfen in Groß- und Klein-Basel ein- 
zutreten, jedoch jetzt schon darauf hinweist, daß ihrerseits eine erheb- 
liche Beteiligung an den Kosten nicht in Aussicht zu nehmen sei, da 
diese Verbindung wesentlich für die Verkehrsinteressen der Kantone 
Basel-Stadt und Basel-Land und der SCD. von Bedeutung sei. Wir 
ersuchen Sie, uns Ihre Ansichten über das einzuschlagende weitere Vor- 
gehen in dieser Angelegenheit gefl. zur Kenntnis bringen zu wollen, und 
benützen inzwischen den Anlaß, um Sie, getreue, liebe Eidgenossen, nebst 
uns in den Schutz Gottes zu empfehlen. Im Namen des schweizerischen 
Bundesrates: Der Bundespräsident (sig) Dubs. Der Kanzler der Eid- 
genossenschaft (sig) Schiess“. 

Da Basel direkte Verhandlungen mit Karlsruhe für geraten hielt, 
begannen diese alsbald; sie füllten den Winter 1868/69 aus und reichten 
noch bis in den Herbst 1869 hinein, da Bern wiederholt miteinbezogen 
werden mußte, Auf eine die Sache in gewohnt dilatorischer Weise be- 
handelnde Note aus Karlsruhe im Januar 1869 begab sich eine Basler 
Abordnung dorthin; ihre Hinweise auf die Basel durch einen Rhein- 
übergang bei St. Louis drohende Gefahr beantwortete die badische Re- 
gierung aber mit der Erklärung, diese Verbindung „sei ganz unabhängig 
von einer solchen in Basel in Aussicht genommen, für den Verkehr von 
Westen nach Osten bedürfe Baden einer direkten Verbindung mit Um- 
gehung eines dritten fremden Steuer- und Eisenbahngebietes“!, So sahen 
Basel und die S.C.B. das einzige Mittel, den gefürchteten „Leopoldshöhe- 
Übergang zu verhindern, sofern dies überhaupt noch möglich ist, darin, 
so schnell wie möglich einen solchen in Basel zu sichern“, 

Die von der SCH. ausgearbeiteten drei Projekte datierten vom 
26. Mai 1869. Unterm 29. Juli 1869 erklärte der Bundesrat seine Zu- 
stimmung hierzu („unsrerseits können wir mit diesen Vorschlägen uns 
einverstanden erklären“, gez. Welti-Schiess). Gleichzeitig hatte das großh. 
badische Ministerium der äußeren Angelegenheiten „einen Zusammen- 
tritt von Vertretern der SC-B. und der bad. Staatsbahn, um sich über 


1 „Ratschlag usw.“ vom 21, Februar 1870, Seite 8f. 
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die Feststellung des Baues und Betriebes einer solchen Bahn zu ver- 
ständigen“, beantragt (Note des Handelsministeriums vom 22. Juli 1869) 
und diesen „am schicklichsten in Basel selbst“ vorgeschlagen. Am 
23. November 1869 konnte endlich die entscheidende „Übereinkunft“ 
in Karlsruhe unterzeichnet werden), Diese „Übereinkunft zwischen der 
Verwaltung der großh. badischen Eisenbahnen und der Verwaltung der 
S.C.B. betr. den Bau und Betrieb einer Verbindungsbahn zwischen dem 
badischen Bahnhof in Klein-Basel und dem Bahnhof der S.C.B. in Groß- 
Basel Nr. 3518/69“* bestimmt im wesentlichen was folgt: 

„Artikel 1. Der Bahnhof der bad. Staatsbahn in Klein-Basel soll 
mit dem Bahnhof der S.C.B. in Groß-Basel durch eine Eisenbahn mit 
einer festen Brücke über den Rhein in Verbindung gesetzt werden ... 
Die Bahn wird mit einem Geleise angelegt werden, es soll aber die 
Grunderwerbung sogleich für zwei Geleise stattfinden, auch bei den 
Kunstbauten auf die eventuelle Legung des zweiten Geleises Rücksicht 
genommen werden. Die beiden Bahnverwaltungen werden bei ein- 
tretendem Bedürfnis das zweite Geleise herstellen lassen, und es kommen 
hierbei bezüglich des Baues und Bezahlung der Kosten dieselben Be- 
stimmungen wie bei der ersten Anlage der Verbindungsbahn in An- 
wendung. 

Artikel 2. Die Ausführung des Baues der Brücke und der Ver- 
bindungsbahn von der Einlaufsweiche in die bad. Bahn bis zur Ein- 
laufsweiche in die SC-B. nach dem beiderseits vereinbarten Plane nebst 
Bauvorschriften wird von der S.C.B. übernommen ... Die Verbindungs- 
bahn nebst Brücke ist, wenn nicht außerordentliche Hindernisse ein- 
treten, binnen zwei Jahren, von der Genehmigung der Baupläne durch 
die Kantonsregierung an gerechnet, zu vollenden und dem Betriebe zu 
übergeben. 

Artikel 3. Die: Verwaltung der S.C.B. übernimmt die Bezahlung 
der sämtlichen Kosten, welche für die von ihr nach Artikel 2 auszu- 
führende Verbindungsbahn, Brücke und sonstige Zugehörde der Bahn 
sich ergeben. Nach vollendetem Bau wird die 8.C.B. eine rechnungs- 
gemäße Nachweisung über die Anlagekosten liefern... Von dem An- 
lagekapital fallen auf die bad. Bahnverwaltung in Berücksichtigung der 


* Der Abschluß der Übereinkunft war nicht zum wenigsten schließlich 
noch durch die internationale Gotthardbahn-Konferenz beschleunigt worden, die 
im September und Oktober 1869 zu Bern tagte und im Schlußprotokoll vom 
13. Oktober 1869, Artikel 4, ausdrücklich bestimmte: „Der schweizerische Bund 
wird dafür Sorge tragen, daß durch einen Rheinübergang bei Basel die 
schweizerische Centralbahn mit dem Bahnnetz des Großherzogtums Baden in 
Verbindung gesetzt werde“, 

2 Aus den Akten der ehemaligen SCD, 
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beträchtlichen Unkosten für Veränderungen im Bahnhof von Klein- 
Basel infolge der Einmündung der Verbindungsbahn ein Drittel, auf 
die S.C.B. zwei Drittel. Aus diesem Drittel des Anlagekapitals hat die 
bad. Bahnverwaltung der S.C.B, auf die Dauer der Konzession der Ver- 
bindungsbahn, von der Betriebsübergabe der letzteren an beginnend, 
jährlich die Zinsen mit 4% % in halbjährlichen Raten in Münzsorten, 
welche in der Schweiz gesetzliche Währung haben, zu vergüten, 

Artikel 6. Sämtliche Einnahmen der Verbindungsbahn an Trans- 
portgefällen, Nebennutzungen, Erlös aus abgängigen Materialien u. dgl. 
gehören der Gemeinschaft und ist hierüber sowie über die von der 
letzteren zu tragenden Lasten und Ausgaben von der S.C.B. jährlich 
Rechnung abzulegen. Der Reinertrag wird unter beide Teile in der 
Weise verteilt, daß der bad. Bahnverwaltung ein Drittel, der S.C.B. zwei 
Drittel zukommen. 

Artikel 7. Der Betriebsdienst der Verbindungsbahn ist ein in 
allen Teilen gemeinschaftlicher . . . Grundsätzlich sollen sich beide 
Eisenbahnverwaltungen an der Besorgung des Fahrdienstes in gleichem 
Maße beteiligen. Dieselben können sich jedoch auch dahin verständigen, 
daß einer Verwaltung der größere Teil der Fahrten oder der ganze 
Fahrbetrieb zeitweise überlassen wird ... Bei Berechnung der, Tarife 
soll die Entfernung von Mitte des einen bis Mitte des andern Bahnhofs 
als Länge der Verbindungsbahn angenommen und mit Rücksicht auf den 
durch die Rheinbrücke veranlaßten Baukostenaufwand den Tarifsätzen 
innerhalb der durch die Konzession vorgeschriebenen Grenzen ein an- 
gemessener Betrag zugeschlagen werden .. . 

Artikel 9. Über alle Streitigkeiten . . .. über die Auslegung dieses 
Vertrages oder bei dessen Vollzug , . . entscheidet ein Schiedsgericht, 
zu welchem beiderseits je ein Schiedsrichter berufen wird, welche zu- 
sammen einen Obmann wählen. Können sich diese beiden Schieds- 
richter über die Wahl des Obmanns nicht einigen, so ernennt solchen 
der Präsident des Zivilgerichtes der Stadt Basel. 

Karlsruhe, den 23. November 1869. Für die großh. bad. Eisen- 
bahnverwaltung: (sig) Zimmer, (sig) Muth. Für die Verwaltung der 
8.C.B.: (sig) Schmidlin, (sig) Hoffmann-Merian,“ 

Ein in Basel am 25. April 1870 unterzeichnetes Schlußprotokoll 
regelte noch „den Fall eines Ansuchens anderer Bahnverwaltungen um 
Mitbenutzung der Verbindungsbahn“; hierfür war naturgemäß „beid- 
seitige Zustimmung“ nötig. 

Nachdem am 10. Juli 1871 (dazwischen liegt der deutsch-franzö- 
sische Krieg) in Basel nochmals eine Konferenz „bezüglich des defini- 
tiven Projektes“ beraten und entschieden hatte, konnte zum Bau selbst 
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geschritten werden, Am 28. September 1871 teilte das bad. Handels- 
ministerium, gez. Dusch, der S.C.B. mit, man habe „gern ersehen, daß 
die Bauausführung nunmehr beschleunigt werden soll und als Eröff- 
nungstermin der Bahn der 1. Juli 1873 in Aussicht genommen ist“. Aber 
obwohl Anfang 1872 energisch mit dem Bau begonnen wurde, konnte 
dieser Termin keineswegs eingehalten werden. Als vollends am 26. Mai 
1872 der für den Bau errichtete Notsteg über den Rhein vom Hoch- 
wasser weggeschwemmt wurde, ersuchte die S.C.B. unterm 13. Juli 1872 
das bad. Handelsministerium, den „Vollendungstermin um einen Monat, 
d. h. vom 1. Juli auf 1. August 1873, zu verlängern“. Auch dieser Auf- 
schub genügte, wie sich alsbald herausstellte, nicht; vielmehr mußten 
weitere drei Monate hinzugegeben werden. Am 8. Oktober 1873 fand 
die „offizielle Probefahrt“ statt, aber die Betriebsübergabe verzögerte 
sich weiter bis zum 3. November 1873. An diesem Tage wurde die 
Verbindungsbahn endlich dem öffentlichen Verkehr 
übergebent, 

Die auf 2340 000 sfrs. veranschlagten Kosten blieben unter dem 
Voranschlag und beliefen sich auf 2220 000 sfrs., von denen die bad. 
Staatsbahn bestimmungsgemäß ein Drittel mit 4% % zu verzinsen hatte, 
Die Länge der Verbindungsbahn betrug 4887 m, die größte Neigung 
1 : 100, der kleinste Radius 300 m. 

Hinsichtlich des Betriebes — zunächst fanden „neun Fahrten in 
jeder Richtung“ statt — war Artikel 7 der Übereinkunft vom 23. No- 
vember 1869 noch mehrfach abgeändert worden. Am 6. Juni 1873 hatte 
darüber eine erste Verhandlung in Basel stattgefunden, am 6. September 
lag der neue Betriebsvertrag vor. Er besagte, daß der Betrieb „bis auf 
weiteres ausschließlich durch die S.C.B. besorgt“ werde, unter Mit- 
beteiligung der badischen Verwaltung in „denjenigen Fällen, in welchen 
dies mit Rücksicht auf die Kursverhältnisse als zweckmäßig erachtet 
wird“, Die „Erzielung eines Einverständnisses über die Regelung des 
Betriebes dieser Bahn, deren Eigentums- und Verkehrsverhältnisse ganz 
besonderer Art sind“, war „mit besonderen und namentlich zeitraubenden 
Schwierigkeiten verknüpft“ (Schreiben der Generaldirektion der bad. 
Staatsbahnen, gez. Zimmer, an das Direktorium der $.C.B. vom 28. Ok- 
tober 1873). Am 30,/31. Oktober wurde der neue Betriebsvertrag dann 
von den Direktoren A. Sailer und Dr. J. J. Vischer für die S.C.B. und 
von Geheimrat H. Zimmer für die bad. Staatsbahn unterzeichnet. 


D D 
H 


1 Einzelheiten über die Bauausführung findet man im 22. Geschäftsbericht 
der $.C.B. für 1873, Seite 9, Die im Jahresbericht der bad. Staatsbahnen (Nach- 
weisung über den Betrieb usw.) 1873, Seite VI, erfolgte Einreihung der Ver- 
bindungsbahn in die „gepachteten“ Strecken ist nicht richtig. Eine „Pachtung“ 
oder „Verpachtung“ hat niemals stattgefunden. 


Archly für Eisenbahnwesen. 1939, D 
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Die ebenso umkämpfte wie begehrte Verbindungsbahn ließ sich, wie 
zu erwarten, nicht schlecht an, obwohl die Distanzzuschläge (im Per- 
sonenverkehr betragen sie bis heute 100 %) da und dort scharf kritisiert 
wurden. Der badische Abg. Pflüger führte in einem Bericht! u. a. 
aus, die neue Bahn „wäre von großer Bedeutung, wenn nicht die Be- 
nutzung derselben durch erhöhte Taxen sehr erschwert, ja für gewisse 
Strecken und einzelne Güter und Wagenklassen unmöglich gemacht 
würde“. Immerhin nahm der Gesamtverkehr der Verbindungsbahn vom 
ersten Tage an gewaltige Ausmaße an; „der Verkehr hat gleich im ersten 
Betriebsjahre ganz erfreuliche Resultate geliefert“, heißt es im 23. Ge- 
schäftsbericht der S.C.B. für 1874 (Seite 38). 

Angesichts der verwickelten Eigentumsverhältnisse gestaltete sich 
die gegenseitige Abrechnung nichts weniger als einfach. Immer wieder 
gab es über das „Anteilsbetreffnis“ an Einnahmen und Ausgaben Mei- 
nungsverschiedenheiten, bis alles auf Heller und Pfennig oder vielmehr 
Franken und Rappen stimmte. So wurde unterm 14. April 1879 von 
Karlsruhe (Schreiben Nr. 22261 R) für den verflossenen Monat März 
eine „Auslage von 41 Fr. 30 Cts. für den Betrieb der Verbindungsbahn“ 
reklamiert, „welchen Betrag Sie gefälligst zu unsern Gunsten vormerken 
wollen“. Umgekehrt weigerte sich die großh. Eisenbahnhauptkasse am 
19. April 1880 (Schreiben Nr. 2256), den Betrag von 10260 Fr. 97 Cts. 
anzunehmen, da „eine Weisung zum Erheben des fraglichen Betrages 
von der Oberbehörde bis jetzt nicht erteilt“ war; und so erging die ge- 
wiß nicht alltägliche Bitte nach Basel, „einstweilen mit der Zusendung 
des besagten Betrages an unsere dortige Güterkasse gefälligst zuwarten 
zu wollen“, Den Begriff kostbarer „Devisen“ kannte man damals an- 
scheinend noch nicht. 

Eine besonders ergiebige Rubrik war das „Wasserfassen auf der 
S.C.B. betreffend“, das für badische Lokomotiven oft nötig fiel. Im 
Dezember 1883 „erreichte zufolge den Originalaufzeichnungen der betr. 
Führer die Wasserentnahme badischer Maschinen auf dem Centralbahn- 
hof das Quantum von nur 85 cbm“ (Schreiben der Generaldirektion in 
Karlsruhe Nr. 5811R vom 25. Januar 1884), während der Maschinen- 
meister der S.C.B. in Olten 86cbm berechnet wissen wollte. Der über- 
wiesene Betrag wurde alsdann „der Kürze halber um 20 Cts. redu- 
ziert“. Im folgenden Monat Januar 1884 lagen die Verhältnisse wieder 
umgekehrt: Die S.C.B. berechnete 83 cbm, während die badischen Ma- 
schinen 86 cbm entnommen haben wollten! Solche Differenzen wieder- 
holten sich fast jeden Monat; sie vermochten aber niemals, das aus- 


1 Verhandlungen der Ständeversammlung usw. 1873/74, Zweite Kammer, 
5. Beilagenheft Seite 257. 
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gezeichnete Verhältnis, das zwischen den im Ausland stationierten 
badischen Eisenbahnern und ihren schweizerischen Kollegen herrschte, 
auch nur im geringsten zu trüben, Nicht ohne Grund hat die badische 
Eisenbahnverwaltung deshalb auch stets Wert darauf gelegt, vornehm- 
lich die leitenden und irgendwie maßgeblichen Stellen am Badischen 
Bahnhof und an der Verbindungsbahn nur mit ihren bestqualifizierten 
Beamten zu besetzen. 


Gewaltige Veränderungen im Bau und Betrieb der Verbindungs- 
bahn setzten um die Jahrhundertwende ein, als die Verlegung und der 
Neubau des alten Badischen Bahnhofs in die Wege geleitet werden mußte, 
die S.C.B. in den Schweizer Bundesbahnen (S.B.B.) aufging (Neujahr 
1902 nach vorhergegangener Volksabstimmung vom 20. Februar 1898) 
und alsbald auch der Schweizerbahnhof an gleicher Stelle umgestaltet 
wurde (Eröffnung am 24. Juni 1907). Seit dem 13. September 1913, dem 
Eröffnungstag des neuen Badischen Bahnhofs an der Schwarzwaldallee, 
beträgt die Länge der Verbindungsbahn nur noch 4453 m (Vermessung 
vom 17. November 1913), ihre größte Neigung 1:80 und der kleinste 
Radius 310 m. 


Der neue Badische Bahnhof blieb kein volles Jahr im Betrieb; bei 
Kriegsausbruch, am 31. Juli 1914, wurde er geschlossen und für die lange 
Zeit seiner Schließung (1914 bis 1919), als schweizerische Truppen das 
Aufnahmegebäude und die ausgedehnten Gleisanlagen zu treuen Händen 
bewachten, beschränkte sich der Verkehr der Verbindungsbahn fast aus- 
schließlich auf Güter. Nach seiner Wiedereröffnung am 14. September 
1919 gesellte sich der Personenverkehr wieder hinzu, freilich zunächst 
nur in sehr bescheidenen Ausmaßen, da Paß und Visum, später die bis 
heute währende Devisenkontrolle gerade auf den durchgehenden Per- 
sonenverkehr sehr nachteilig wirkten!. . Erst von 1926 an nahm er 
wieder größeren Umfang an, ohne allerdings bis heute die Höhe des 
Vorkriegsverkehrs zu erreichen. Vor allem aber stieg der durchgehende 
Güterverkehr in einem Maße, daß die Legung des in der Übereinkunft 


1 Über die Durchführung der auf schweizerischem Hoheitsgebiet statt- 
findenden deutschen Paß- und Zollkontrolle wurde am 2, September 1919 ein 
‚schweizerisch-deutsches Abkommen in Bern abgeschlossen. Weiterhin fand ein 
schweizerisch-deutscher „Notenwechsel über die Regelung der Zoll- und Paß- 
kontrolle in den Zügen der Verbindungsbahn Basel Bundesbahnhof—Badischer 
Bahnhof vom 7. Januar 1928“ (Eidgenössische Gesetzessammlung Band 44, 1928, 
Seite 5f.) statt, Beide Abmachungen legen Zeugnis ab für die besonders 
schwierig gelagerten staatsrechtlichen Verhältnisse des im Ausland gelegenen 
Badischen Buhnhofes und der anschließenden Verbindungsbahn. 


DI 
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vom 23. November 1869 bereits vorgesehenen zweiten Gleises auf der 
Verbindungsbahn immer dringender wurde!, Die 1929 stattgehabte Er- 
öffnung des neuen Rangierbahnhofs Muttenz (offiziell „Rangierbahnhof 
Basel S.B.B. für den Verkehr Richtung West-Ost“ genannt), der mittels 
Umgehungskurve unmittelbar an die Verbindungsbahn angeschlossen ist, 
brachte auch dieser neuen Transitgüterverkehr. 

Im Jahre 1937 arbeitete daher die Generaldirektion der 
schweizerischen Bundesbahnen als betriebführende Verwaltung nach 
jahrelangen Vorstudien ein Projekt aus, das im August 1937 der Deut- 
schen Reichsbahn zur Einsichtnahme und Erklärung des Einverständ- 
nisses vorgelegt wurde. Nach der mehrfach angezogenen Übereinkunft 
von 1869 hat die Reichsbahn als Rechtsnachfolgerin der badischen 
Staatsbahn ein Drittel der Bausumme zu verzinsen; sie mußte daher 
zu dem Neubau ihre Zustimmung geben. Die Kosten sind zu 2 675 000 sfrs. 
veranschlagt. „Daß ein zweites Gleis dringend notwendig ist, darüber 
besteht gar kein Zweifel; auch die Reichsbahn verschließt sich dieser 
Notwendigkeit nicht. Zur Zeit ist es vorwiegend der Güterverkehr, 
durch den die Verbindungsbahn enorm beansprucht wird; sollte einmal 
der Personenverkehr ebenso intensiv werden wie beispielsweise auf der 
Elsässer Linie, so wären die Verhältnisse ohnehin unhaltbar“ 2, 

Der Betrieb auf der künftig zweispurigen Verbindungsbahn ist so 
gedacht, daß das eine Gleis (mit der Muttenzer Kurve zum Rangier- 
bahnhof) nur für den Güterverkehr, das andere (westliche) für den 
Personenverkehr benutzt werden soll. Diese Regelung dürfte um so 
leichter zu verwirklichen sein, als die genannte Muttenzer Kurve bis- 
her nur in ganz seltenen Ausnahmefällen dem Personenverkehr zu dienen 
hatte. So wurden z. B. in den Wintern 1929/30 ff. einzelne internationale 
Schnellzüge (meist Nachtzüge) zur Entlastung des Bahnhofs Basel S.B.B. 
über sie geleitet, was allerdings das Fehlen unmittelbarer Anschlüsse 
daselbst voraussetzte. Die Zeitersparnis hielt sich jedoch in mäßigen 
Grenzen, da zwar die lästige Spitzkehre in Basel S.B.B., nicht aber der 
Maschinenwechsel (Übergang vom Dampf- zum elektrischen Betrieb) 
umgangen werden konnte. Aus diesen Gründen blieb die Umleitung 
denn auch auf Ausnahmefälle, z. B. direkte Sonderzüge, beschränkt. 


1 Schon im Jahre 1918 war der Ausbau auf Doppelspur beschlossen und 
vom Verwaltungsrat der S. B. B. ein Kredit von 1200 000 sfres. bewilligt worden; 
1915 wurde das Projekt durch das eidgenössische Post- und Eisenbahndeparte- 
ment genehmigt. Der Krieg verhinderte den Bau, und die ersten Nachkriegsjahre 
ließen das Bedürfnis dazu weniger dringlich erscheinen. 

2 „Basler Nachrichten“ vom 18. August 1937. 
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Ein auf den ersten Blick verblüffend einfaches Projekt tauchte 
gleichzeitig mit dem geplanten Ausbau auf Doppelspur 1937 auf: die 
Umwandlung der Brücke der Verbindungsbahn zur Straßenbrücke unter 
gleichzeitiger Hinausverlegung der Verbindungsbahn aus der Stadt und 
Bau einer neuen Eisenbahnbrücke rheinaufwärts. Anläßlich einer im 
Basler Großen Rat am 28. Oktober 1937 eingebrachten Interpellation 
erklärte sich die Regierung durch ihren Sprecher, Regierungsrat Dr, Ebi, 
zwar bereit, „das Projekt rasch und unverbindlich prüfen zu lassen“, 
fügte aber hinzu: „Bei der Prüfung müssen sechs verschiedene Instanzen, 
Stadt Basel, S.B.B., Reichsbahn, Baselbiet, Birsfelden und Elektrizitäts- 
werk, gehört werden, was die Sache nicht erleichtert. Die kurze Distanz 
Badischer Bahnhof—Bundesbahnhof ist ein Vorteil der bisherigen Ver- 
bindungsbahn; durch eine Verlegung der Eisenbahnbrücke würde diese 
Distanz um 3km verlängert .., Eine Verlegung der Verbindungsbahn 
würde die Stadt Basel ungefähr 10 Millionen sfrs. kosten, dazu kommen 
noch erhöhte Betriebskosten“, 

Praktische Folgen zeitigte die Interpellation keine; die Verbin- 
dungsbahn dürfte daher auch künftig ihre bisherige Linienführung bei- 
behalten. Der Bau der Doppelspur wird voraussichtlich 1938/40 aus- 
geführt werden — gerade 65 Jahre nach Eröffnung der Verbindungs- 
bahn. — 

Welche Bedeutung in wirtschaftlicher Hinsicht der Verbindungs- 
bahn heute zukommt, mögen schließlich noch wenige Zahlen kundtun. 
Nach dem Geschäftsbericht der Deutschen Reichsbahn und dem Sta- 
tistischen Jahrbuch der schweizerischen Bundesbahnen für 1936 betrugen 
die Gesamteinnahmen pro Bahnkilometer: 


der DRB. e SP Aa ORT 73283 RM 
BBB KO ine Aiaia WH 
Verbindungsbahn . . 2» . . . . 328308 sfres. 


Die Einnahmen pro Personen- und Tonnenkilometer betrugen: 
Personenkilometer Tonnenkilometer 


beider DRR . . 2... 2,16 Rpf. 3,73 Rpf. 
Daden SBB. «ur u 4,55 Cts. 10,51 Cts. 
auf der Verbindungsbahn . . 13,10 Cts. 8,21 Cts, 


Die Anzahl der Reisenden betrug in %: 
I. Klasse II. Klasse III. Klasse 


beider DRB . .... 0,02 5,10 94,82 
beidenSBB. ..... 0,10 3,45 96,15 
auf der Verbindungsbahn . 3,08 39,21 57,76 


1 „National-Zeitung“ (Basel) vom 29, Oktober 1937. 
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Auch die Zugdichte ist eine sehr bemerkenswerte, zumal sie bisher 
auf einem einzigen Gleis bewältigt werden mußte. Sie betrug im mitt- 
leren Tagesdurchschnitt: 


Schnellzüge Güterzüge 
190.2...» 26,2 Züge 43,8 Züge 
dE Safe Fa Sa 508 m 
1986 . » ..» » 305 » An 
1987 ee a 292 „ 655 n» 
D D 
D 


Die vorstehende Untersuchung dürfte die verwickelten Verhältnisse 
der Basler Verbindungsbahn hinsichtlich ihres Baues und Betriebes zur 
Genüge dar- und klargelegt haben. Eine Gemeinschaftsstrecke im land- 
läufigen Begriff des Wortes ist sie nicht, da sie nicht zu gleichen Rechten 
gemeinsam erbaut wurde, im Betriebe ihre Besonderheiten aufweist und 
im Grunde genommen trotz ihres internationalen Charakters lediglich 
eine innerstädtische Eisenbahnlinie darstellt, die jedoch für den Stadt- 
verkehr selbst gar nicht in Frage kommt. Noch heute muß sie im Haus- 
halt und Geschäftsbericht von zwei Verwaltungen geführt werden!, und 
immer erfordert ihre Ausnahmestellung eine zusätzliche Bemerkung über 
ihren Charakter. In der Geschichte zweier Eisenbahnverwaltungen hat 
sie jahrzehntelang eine Rolle gespielt, und die Geschichtsschreiber beider 
Verwaltungen mußten ihrer besonders Erwähnung tun*; keiner aber 
glaubte sich zu einer ausführlicheren Darstellung verpflichtet, weil beide 
in ihr eine fremde, nicht zu ihrem Arbeitsgebiet gehörende Strecke er- 
blickten. Sie war sozusagen nirgends daheim. Infolgedessen wird sie 
bei beiden Geschichtsschreibern nur anmerkungsweise gestreift — ein 
Grund mehr dafür, die Geschichte ihres Baues und Betriebes an Hand 
der Akten einmal im einzelnen darzustellen, 

Diese Arbeit sei hiermit nachgeholt und der Öffentlichkeit über- 
geben. 

1 Im Statistischen Jahrbuch der S.B.B. geben jeweils drei besondere 
Tabellen 25 A, B und C über die Verbindungsbahn, ihren Verkehr und ihre Ein- 
nahmen Auskunft. Die frühere badische Staatsbahn mußte viele Jahre hindurch 
einen eigenen Zugbildungsplan „für die über die Verbindungsbahn laufenden 
Züge“ als Sonderheft ausgeben, weil diese im allgemeinen Zugbildungsplan nicht 
eingereiht werden konnten, Und bis in die amtlichen Kursbücher von heute 
spielt ihre Zwitterstellung hinein: in jenem der Reichsbahn wird sie verwaltungs- 
technisch im Bezirk der „R.B.D. Karlsruhe“ geführt, in jenem der Bundesbahnen 


im Bezirk der „S.B.B. II Luzern“, 
2 Dr, Karl Müller a.a.O. Seite 71, Pl. Weißenbach a.a.0, Teil I, Seite 55. 


Der Güterfernverkehr mit Kraftfahrzeugen im Jahre 1937. 
Von 


Dipl.-Kfm. Dr. rer. techn, A, von Neuhoff-von der Ley, 
Referent im Statistischen Reichsamt, 


Die Entwicklung der neuen Statistik. 

Für die Beurteilung der Entwicklung des Güterverkehrs im Deut- 
schen Reich standen bis vor kurzem nur die Angaben der drei ein- 
schlägigen Reichsstatistiken zur Verfügung, deren Zahlenreihen bei der 
Eisenbahn in den achtziger Jahren des vergangenen Jahrhunderts be- 
ginnen, bei der Binnenschiffahrt bis auf 1909 und beim Seeverkehr bis 
1925 zurückreichen. Der Umfang der Güterbewegung mit Kraftfahr- 
zeugen konnte jedoch bisher nur an Hand der Zahl der Lastkraftwagen 
(auf Grund der Kraftfahrzeugbestandsstatistik) grob geschätzt werden, 
die sich 1937 (321524 Lastkraftwagen) gegenüber 1925 (80363) etwa 
vervierfacht und gegenüber 1921 (30 267) sogar mehr als verzehnfacht hat. 

Die ersten an die Öffentlichkeit gelangten größeren Untersuchungen 
über den Umfang des Güterkraftverkehrs fallen in das Jahr 1932, in dem 
erstmalig eine Erhebung über die für den Güterfernverkehr im Deutschen 
Reich zugelassenen Lastkraftwagen und Zugmaschinen durchgeführt 
wurde! und in dem sich die „Arbeitsgemeinschaft der Industrie- und 
Handelskammern in der Reichswirtschaftskammer“ von den Handelskam- 
mern Berichte über den Stand des Güterfernverkehrs geben ließ. Im 
Jahre 1934 trat insofern ein Fortschritt ein, als die Statistik der Lade- 
raumverteilungsstellen eingeführt wurde, die zwar zunächst noch keinen 
Aufschluß über den Gesamtumfang gab, jedoch schon aufschlußreiche 
Rückschlüsse über die innere Struktur des Kraftwagen-Güterfernverkehrs 
zuließ. 

Die Bemühungen der amtlichen Statistik um eine Statistik des 
Güterkraftverkehrs reichen schon in die Zeit zurück, bevor die ersten 
außeramtlichen Veröffentlichungen erschienen®. Denn das Fehlen einer 

1 Vgl. Verkehrswirtschaftliche Abhandlungen — Schriftenreihe des Ver: 
kehrswissenschaftlichen Forschungsrates beim Reichsverkehrsministerium — 
Heft 4: „Stand und Aussichten des gewerblichen Güterfernverkehrs mit Last- 
kraftwagen“ (Verlag von Gustav Fischer in Jena, 1937). 

2 Vgl. Walter Grävell: „Die Motorisierung in der Statistik“ (Vortrag bei 
der Düsseldorfer Tagung der Deutschen Statistischen Gesellschaft), Allg. Stat. 
Archiv 1937, S. 125 ff, 
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Statistik, die über den Umfang des Güterverkehrs mit Kraftfahrzeugen 
Aufschluß geben konnte, wurde schon lange von seiten der Wirtschaft 
und der anderen am Verkehr interessierten Volksteile als eine bedauerns- 
werte Lücke im Rahmen der gesamten Verkehrsstatistik empfunden. Doch 
erst, nachdem die nationalsozialistische Regierung die Motorisierung 
des Verkehrs als Programm erhoben hatte, demzufolge auch der Güter- 
kraftverkehr hinsichtlich seines Umfanges zusehends an Bedeutung ge- 
winnen mußte, kamen die Vorbereitungen zur Statistik des Güterverkehrs 
mit Kraftfahrzeugen ihrem Ziele nahe. Im Jahre 1936 ordnete der Reichs- 
verkehrsminister an, daß mit Wirkung vom 1. Oktober 1936 im Statisti- 
schen Reichsamt zunächst eine Statistik des Güterfernver- 
kehrs mit Kraftfahrzeugen zu führen wäre, 

Diese Statistik sollte sich nicht auf den mit Kraftfahrzeugen be- 
triebenen Güterverkehr in seiner Gesamtheit erstrecken, sondern sie sollte 
auf den teils steuerpflichtigen, teils konzessions- und steuerpflichtigen 
Verkehr beschränkt bleiben, bei dem eine Gewähr für eine lückenlose Er- 
fassung sämtlicher Transporte geboten ist. Dies gilt zur Zeit für den 
Verkehr über 50 km. Nicht erfaßt wird somit derjenige Verkehr, der 
innerhalb des Umkreises von 50 km — vom Mittelpunkt eines Gemeinde- 
bezirks gerechnet, der als Standort des Fahrzeuges gilt — verbleibt und 
dessen Erfassung auch sehr große Hindernisse im Wege stehen. 

Der technische Aufbau der Statistik schließt sich an die durch das 
Beförderungssteuergesetz gegebenen Unterteilungen an. Sie gliedert sich 
in vier Teile: 

1. in den Güterfernverkehr mit Kraftfahrzeugen, der von der Deut- 
schen Reichsbahn betrieben wird; 
in den gewerblichen Güterfernverkehr der privaten Unter- 
nehmer; 

3. in den Werkfernverkehr (auch Möbelfernverkehr), soweit er 

innerhalb der Grenzen des Deutschen Reichs bleibt, und 

4. in den grenzüberschreitenden Werk- und Möbelfernverkehr sowie 

den grenzüberschreitenden Verkehr der ausländischen Fahr- 
zeuge. 

Die statistische Bearbeitung des Güterfernverkehrs mit Kraftfahr- 
zeugen, der von der Reichsbahn betrieben wird, besorgt die Deutsche 
Reichsbahn selbst, die des gewerblichen Güterfernverkehrs der privaten 
Unternehmer liegt in den Händen des RKB (Reichs-Kraftwagen-Betriebs- 
verbandes), durch den die Abrechnung zwischen Verlader und Kraft- 
fahrunternehmer erfolgt. Die statistische Bearbeitung des Werkfern- 
verkehrs, Möbelfernverkehrs und des grenzüberschreitenden Güter- und 
Werkfernverkehrs der ausländischen Unternehmer erfolgt im Statisti- 


Ei 
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schen Reichsamt, dem als Unterlagen von den Finanz- und Zollämtern 
monatlich die Drittstücke der der Steuerberechnung zugrundeliegenden 
Formulare zugehen. 

Die Bearbeitung der Verkehrsergebnisse im letzten Vierteljahr 1936 
wurde als Probe angesehen und nicht veröffentlicht; außerdem wurde 
bei einzelnen Teilen zur Vermeidung von Zeitverlusten von einer Bear- 
beitung des November- und Dezembermaterials abgesehen. Erst die 
Ergebnisse ab 1. Januar 1937 sind für eine Veröffentlichung bestimmt), 


Gesamtumfang des Güterfernverkehrs. 

Die Ergebnisse der neuen Statistik zeigen, daß im ganzen Jahre 
1937 die Gesamtmenge der mit Kraftfahrzeugen über 50 km beförderten 
Güter rund 15,2 Mill. t erreichte; dabei zeigte sich von Monat zu Monat 
(nur im April und Mai war ein kleiner Rückgang eingetreten) bis ein- 
schließlich Oktober eine z. T. beachtliche Zunahme der Transportmengen; 
im Monat Oktober betrug die Gesamtzunahme gegenüber Januar 40,5 %. 
Zum Jahresende ließ der Verkehr etwas nach; doch lagen die im De- 
zember erzielten Transportmengen immerhin noch wesentlich über denen 
des Monats Januar (+ 22,4%). Im einzelnen betrugen die monatlichen 
Leistungen im Güterfernverkehr mit Kraftfahrzeugen: 


Zunahme Zunahme 
gegen Januar gegen Januar 
t in % | t in % 
im Januar. . . 1030000 ‚im Juli. . . 1871000 +331 
a Februar . . 1062000 + 31 | „ August . . 1377000 +33,7 
n März . . . 1251000 +215 | » September . 1401000 + 36,0 
n» April . . . 1214000 +179 | Oktober . . 1447000 + 40,5 
» Mai. . . . 1150000 +10,7 » November . 1385000 +34,5 
„ Juni . . . 1271000 + 23,4 » Dezember , 1261000 + 22,4 


Kraftfahrzeuge und Anhänger. 

Der tätige Wagenpark, der im Laufe des Jahres 1937 im Güterfern- 
verkehr mit Kraftfahrzeugen eingesetzt worden war, hatte sich in den 
einzelnen Monaten nur unwesentlich verändert. Im Monat Dezember 
wurden insgesamt 24600 Kraftfahrzeuge (einschließlich Zugmaschinen) 
und 17816 Anhänger gezählt, die sich auf die einzelnen Verkehrsträger 


wie folgt verteilen; Kraftfahrzeuge Anhänger 


(einschl, Zugmaschinen) 


Reichsbahn-Kraftwagenverkehr . . . 946 1207 
Gewerblicher Güterfernverkehr . . . 9286 10 214 
Werkfernverkehr. .. 2. 2.2... 12 612 5288 
Möbelfernverkehr .. . 2... 1447 1022 
Verkehr ausländischer Unternehmer . 309 85 


1 Vgl. „Wirtschaft und Statistik“, Jg. 1938, Heft 3 ff. 
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davon 
A ee = — 
Reichsbahn- Gewerblicher P x Verkehr 
Entfernungs- verkehr Kraftwagen- Güterlernverkehr N ne ausländischer 
stufen verkehr ee Unternehmer 
a k] rderten Güter 
A Anteil , [Anten] E ‚Anteil , Anteil eo stet 
È in % in [in % [in % [in % 
50—100 4039627 | 26,5 | 259449 sl 1303902 | Wel 2394114 | 451| 61630 el 20532 | 29, 
101—150 3563093 | 23, | 149199 | 20,| 1690877 190| 1645771 | 319| 66602 Sal 10644 | 152 
| | 
151—200 1925293 | 12,7 76437 | 10,7| 1218688| 13,7) 569047 | 10,7| 41163 | 16,9] 19958 | 28,4 
201—250 1134952 | 7,5 49311 6| S1202| 9| 212739 | 46) 26016 | We 4884 7,0 
| | 
251—300 986 392 | 6,5 43017 | 6o| 767730| 86| 156517| 30| 1655 | 6s 2583 E 
301—400 1 281 047 | E) 54 306 76| 1070819 | 121 136512 | 26| 1789 | 75 1571 | 22 
401—500 1086388 | 7,1 a507 | 5s| 953298| wei 7907| 15 734 | 30 5192 | 74 
501—600 697346 Ae 21518 | 30| 626337| Tu 42850| Os| 4568 | 19 203 | 30 
601—700 341481 | 2,2 12233 Lel 3871| 34 26804 | 0,5 17m4 | 07 2459 | Ae 
701—800 107939 | 0,7 6577 | 0p 91093 | 10 9635| 0,2 46 | 08 158 | 08 
801—900 39678 | 0,8 2610 | 04 33769 | ou 3098| . 166 | - 35 
901—1000 10953 | 0,07 1020 S ams On ml - GES, 2 
| 
über 1000 4265 | 0,08 185 S 3850| . 153| - 2 | - 69 9 
Insgesamt | 15218454 | 100 | 717369 | 100 | ssso311 | 100 | 5306425 100 | 244167 |100 | 70182 | 100 


Geleistete Tonnenkilometer? 


PEE Es 1000 tkm SS 1000 tkm [amena 1000 tkm Anteil] 3 000 tkm Antei 1000 tkm Anteil? 
in% in% EEN in % [in y in% 

50—100 20 221 14,5 101 185 26,1 
101—150 434113 | 13,3 18105 | 13,0 W545 | Se 28,1 8101 | 18,5 1295 9 
151—200 329 687 . 10,1 13048 | 95 208813 | 8,9 | 13,6 700 | 16,1 3418 Bu 
201—250 252202 | Za 10951 | 7,9 18048 | 7,7 7,6 5776 | 13,2 1085 | Si 
251—300 268 073 Ba 11 676 Ba 208 668 Ba 6,0 4491 10,2 704 5,0 
301—400 44859 13,7 18836 | 13,5 371871 | 15,9 6,6 6191 14,1 545 | 39 
401—500 484850 14,9 18518 | 13,3 425381 | 18,2 4,9 3274 7,5 2416 A 
501—600 378998 | 11,6 11685 | 84 340433 | 14,5 3,3 248 | 57 1126 | 8,0 
601—700 219144 | 6,7 7852 5,6 191420 Su 24 1098 25 1575 | 11,2 
701—800 80309 25 -4 889 3,5 67 782 Za 1,0 354 0,8 118 0,8 
801—900 33 357 Lo 2190 1,6 28 398 1,2 04 139 0,8 29 0,2 
901—1000 10322 | 0; % | 0,7 9134| 04 72 | 02 23 0,8 
über 1000 4408 ou 191 0, 3 960 29 71 0,5 

Insgesamt 3254343 100 139126 100 2343437 100 713947 | 100 43834 | 100 14000 | 100 


1 Anteil an dem jeweiligen Gesamtverkehr. 
2 Unterschiede zwischen den Aufrechnungen der Einzelzahlen 


e und der Gesamtzahlen ergeben sich durch Auf- und 
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Der Güterfernverkehr nach Verkehrsträgern. 

Hinsichtlich der Gesamttonnenleistung stand im Berichtsjahr an 
erster Stelle der gewerbliche Güterfernverkehr (d. h. der Verkehr, der im 
Reichs-Kraftwagen-Betriebsverband zusammengeschlossenen Unterneh- 
men des gewerblichen Kraftverkehrs), auf den allein 8,9 Mill. t oder 58,4% 
der im Fernverkehr mit Kraftfahrzeugen beförderten Güter entfielen. 
Den zweiten Platz nahm mit 5,3 Mill. t oder 34,9 % der sog. Werkfern- 
verkehr ein (d.h. der Fernkraftverkehr von Unternehmen der Industrie, 
der Landwirtschaft, des Handels usw.). Es sei jedoch darauf hin- 
gewiesen, daß in Wirklichkeit eine größere Menge im Werkfernverkehr 
befördert worden war, als dies in den obigen Zahlen zum Ausdruck 
kommt; denn nicht enthalten sind in obigen Zahlen die Angaben aus 
solchen Zählpapieren, die dem Statistischen Reichsamt erst nach bereits 
erfolgter Bearbeitung und Veröffentlichung des in Frage kommenden 
Monats zugegangen waren. Doch ist die Gesamttonnenzahl dieser „Nach- 
zügler“ verhältnismäßig gering. Die übrigen Teile des Güterkraftver- 
kehrs auf weitere Entfernungen, und zwar der Güterfernverkehr der 
Reichsbahn (717 369 t oder 4,7 %), der Möbelfernverkehr (244 167 t oder 
1,6%) und der Güterfernverkehr der ausländischen Unternehmen 
(70 182 t oder 0,4 %) spielen zunächst noch eine untergeordnete Rolle. 


Der Güterfernverkehr nach Entfernungsstufen. 

Bei der Betrachtung der Gütermengen nach den einzelnen Ent- 
fernungsstufen zeigt sich, daß beim Werkfernverkehr (86,8 %), beim 
Reichsbahn-Kraftwagenverkehr (67,7%), beim Möbelfernverkehr (69,41%) 
und beim Verkehr der ausländischen Unternehmen (72,9 %) über die 
Hälfte der jeweiligen Transportmengen auf die Zonen von 50 bis 200 km, 
beim gewerblichen Güterfernverkehr (52,6 %) dagegen auf die weiteren 
Entfernungen entfallen. Dabei spielt beim Werkfernverkehr (45,1 %) die 
weitaus größte Rolle die Zone von 50 bis 100 km, desgleichen beim Reichs- 
bahn-Kraftwagenverkehr (36,2 %) sowie beim Verkehr der ausländischen 
Unternehmen (29,3 %); beim gewerblichen Güterfernverkehr (19,0 %) 
und beim Möbelfernverkehr (27,3 %) werden dagegen die meisten Trans- 
porte in der Zone von 100 bis 150 km abgewickelt. Während also, wie es 
die Übersicht zeigt, die näheren Entfernungsstufen beim gewerblichen 
Güterfernverkehr nicht allzusehr ins Gewicht fallen, bilden sie bei den 
übrigen Verkehrsträgern des Güterfernverkehrs mit Kraftfahrzeugen 
weitaus den größten Teil des Gesamtverkehrs. Mit der Zunahme der 
Entfernung lassen die Gütermengen bei sämtlichen Verkehrsträgern — mit 
Ausnahme des RKB. — rasch nach. In den Entfernungsstufen zwischen 
300 und 600 km waren es z. B. beim Werkfernverkehr nur noch rund 
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258 000 t oder kaum 5 % des gesamten Werkfernverkehrs. Dagegen wur- 
den beim gewerblichen Güterfernverkehr in den Zonen von 300 bis 600 km 
noch rund 2650000 t oder rund 30 % seiner Gesamtgütermengen be- 
wältigt. 


Noch eindringlicher wird das Bild hinsichtlich des Wirkungsfeldes 
der einzelnen Verkehrsträger, wenn man die tonnenkilometrischen Lei- 
stungen sich vor Augen hält. Hier zeigt sich, daß sich z. B. etwa die 
Hälfte des Werkfernverkehrs (54,2%) in den Entfernungsstufen zwi- 
schen 50 bis 150 km abspielt, dagegen etwa die Hälfte des gewerblichen 
Güterfernverkehrs (48,6 %) zwischen 300 und 600 km. 


Der Güterfernverkehr nach Güterarten. 


Ein wesentlicher Teil der Statistik des Güterfernverkehrs mit Kraft- 
fahrzeugen bezieht sich auf die Feststellung der beförderten Güterarten, 
Dabei zeigt sich, daß von den einzelnen Verkehrsträgern nachstehende 
Mengen der Hauptgütergruppen befördert worden sind: 


davon 


Gesamt- Rei 
Gewerbl, | Reichsbahn- Es 
Hauptgüter- verkehr? ditusten | Kraftwagen: | Ausländer. | Möbel- 
$ el E - 
gruppen verkehr EH "TE verkehr 
Tan | An- An- | An- 
C Wis) toloj eo (enj t Jen t 
in% in% Lin% in% Lin% 
; | | | 
Landwirtschftl. 


Güter und Nah- 
rungsmittel . . . 
Mineralische 
Rohstoffe, . . . 
Industriefertigwaren 
und Industrie- 
rohstoffe (außer 
Mineralien) . . . 
Umzugsgut, gebr, 
Verpackungen . , 721727) Aal 262000 5,0) 202881 Zu 8777| Lal 3892| Bai 244 168 
Lebende Tiere . ~ 52691) Ga 14472) Ga 36025) (d 2088| Ou 106 oul — 


Insgesamt . . |15 147 654,100 |5 235 625 100 8 880 311/100 717 369100 72 1811100 244 108 


5.094 101) 33,02 374 762, 45,412 504 219) 28,2] 176 226) 24,0) 40 894, 50,7 _ 
809 408 5,0] 510.106 9,1 303022) Al 23.030 3, 2050) 2,5 
| | | 
| | | | 
| 
| 


8379 w| 55,012 074 an 39,615 773 564, 65,0| 506 648| 70,0] 25 239| 35,0 


1 Ohne die im 1. Vierteljahr gemeldeten 70800 t, die von solchen Firmen 
befördert worden sind, für die die Finanzbehörden eine Pauschalierung der Be- 
förderungssteuer genehmigt hatten, 


2 Anteil an dem jeweiligen Gesamtverkehr. 
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Hier fällt besonders die Tatsache ins Auge, daß die Massengüter, 
die bei der Bahn und bei der Binnenschiffahrt den weitaus größten Pro- 
zentsatz des gesamten Güterverkehrs ausmachen, im Kraftwagenverkehr 
nahezu ausfallen. Wie die Zahlenübersicht über den Güterfernverkehr 
mit Kraftfahrzeugen nach Hauptgütergruppen zeigt, sind an minerali- 
schen Rohstoffen (Erze, Kohlen, Mineralöle, Steine, Erden, Salz) — 
Obergruppen G bis L des Güterverzeichnisses für die Verkehrsstatistiken 
— insgesamt nur 0, Mill. t oder knapp 6 % der Gesamtmenge der Güter- 
ferntransporte mit Lastkraftwagen befördert worden. Den Löwenanteil 
des Güterfernverkehrs mit Kraftfahrzeugen haben die Industriefertig- 
waren und die industriellen Rohstoffe (ausgenommen Mineralien) — 
Obergruppen M bis W —, auf die über die Hälfte (rd. Sa Mill. t oder 
55,3 %) des ganzen Güterfernverkehrs entfällt. Die landwirtschaftlichen 
Güter sowie die Nahrungs- und Genußmittel — Obergruppen A bis F — 
nehmen mit rd. 14 des Verkehrs (rd. 5,ı Mill. t oder 33,6 %) ebenfalls 
einen sehr beachtlichen Teil ein. Das Umzugsgut — einschließlich der 
gebrauchten Verpackungen — (rd. 722000 t oder 4,8 %) und die leben- 
den Tiere (rd. 53 000 t oder 0,4 %) spielen im Rahmen des gesamten über 
50 km hinausgehenden Güterkraftverkehrs eine verhältnismäßig unter- 
geordnete Rolle. 

Die Unterteilung nach Güterarten weist jedoch bei den einzelnen 
Verkehrsträgern erhebliche Unterschiede auf. Beim gewerblichen Güter- 
fernverkehr und beim Reichsbahn-Kraftwagenverkehr treten hauptsäch- 
lich die Industriefertigwaren und die Industrierohstoffe (außer Mine- 
ralien) in Erscheinung (65,0 % und 70,6 % des jeweiligen Gesamtver- 
kehrs). Hierher gehören vor allem Eisenerzeugnisse (RER: 17,8 %), 
Papier (RKB.: 10,1 %), chemische Erzeugnisse (RKB.: 4,5 %), Schnitt- 
holz (RKB.: 4,2 %) und künstliche Steine (RKB.: 4,2%). Im Werkfern- 
verkehr und im Verkehr der ausländischen Unternehmer machen den 
größten Prozentsatz des jeweiligen Gesamtverkehrs die landwirtschaft- 
lichen Güter sowie Nahrungs- und Genußmittel aus (45,4 % und 56,7 %), 
und zwar sind beim Werkfernverkehr am stärksten vertreten Mehl (6,8 % 
des gesamten Werkfernverkehrs), Bier (7,7%), sowie tierische und 
pflanzliche Fette und Öle (4,2%), dagegen beim Verkehr der ausländi- 
schen Unternehmen Fische, Fleisch, Milcherzeugnisse sowie Gemüse und 
Obst. Unter den im Werkfernverkehr beförderten Industrieerzeugnissen 
sind vor allem Schnittholz (8,1 % des gesamten Werkfernverkehrs), 
künstliche Steine (9,1 %) und Eisenerzeugnisse (5,1 %) zu nennen. 
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Der Güterfernverkehr nach Landesteilen. 


Die beim Güterfernverkehr am meisten in Erscheinung tretenden 
Verkehrsbeziehungen entfallen auf einige wenige Zentren, und zwar vor 
allem auf Berlin, Hamburg und das Ruhrgebiet. Außerdem spielen die 
an Berlin und an das Ruhrgebiet angrenzenden Gebiete sowie die zwi- 
schen Berlin, Hamburg und dem Ruhrgebiet gelegenen Bezirke noch eine 
größere Rolle, ferner Sachsen und Mitteldeutschland. Aus den süddeut- 
schen Teilen treten die Verkehrsbezirke Mannheim-Ludwigshafen und 
Stuttgart hervor; dagegen weisen z. B. München und Frankfurt a. M. ver- 
hältnismäßig wenig Verkehr auf. 

Bei der Betrachtung des Güterfernverkehrs mit Kraftfahrzeugen 
hinsichtlich der Versandbezirke zeigt sich, daß die Höchstleistun- 
gen auf das Rheinland — ohne Ruhrgebiet — entfallen, aus dem rd. 
1585 000 t oder 10,5 % sämtlicher im Güterfernverkehr mit Kraftfahr- 
zeugen versandten Mengen kamen. Mit einem geringen Abstand folgt 
das Ruhrgebiet mit 1242000 t oder 8,2% und Sachsen mit 1183 000 t 
oder 7,9%. Aber auch Niedersachsen (1071000 t oder 7,1%) und die 
Unterelbehäfen (991000 t oder 6,8%) weisen beachtenswerten Güter- 
versand mit dem Fernlastwagen auf. Bei der Unterteilung des Güter- 
fernverkehrs nachEmpfangsbezirken ergibt sich, daß die größten 
Transportmengen nach Sachsen gekommen waren, das insgesamt 1 304 000 
Tonnen oder Bu % des gesamten Empfangs im Kraftwagen-Güterfern- 
verkehr erhalten hat. Etwa die gleiche Menge wie Sachsen, und zwar 
1276 000 t oder 8,1%, wurde in Berlin ausgeladen. Von den größeren 
Empfangsbezirken treten außerdem Niedersachsen mit 1175 000 t oder 
7,s % sowie das Ruhrgebiet mit 1 165 000 t oder 7,7 % und das Rheinland 
— ohne Ruhrgebiet — mit 1161 000 t oder 7,7 % besonders stark hervor. 


Inland- und Auslandverkehr. 


Der Güterfernverkehr spielt sich mit geringen Ausnahmen innerhalb 
des Deutschen Reichs ab. Von den insgesamt ermittelten 15 218454 t 
kamen allein schon 15 094 495 t oder 99,2 % des Gesamtverkehrs auf den 
Inlandverkehr. Wenn auch der gesamte Auslandverkehr nur die ver- 
hältnismäßig kleine Menge von 123 959 t oder 0,5% des Gesamtverkehrs 
aufwies, so verdient jedoch der Umstand, daß der weit überwiegende Teil 
des Auslandversands — 22903 t oder 55,3% — und des Ausland- 
empfangs — 46194 t oder 56,7% — sowie der gesamte Durchgangsver- 
kehr — 1085 t — von ausländischen Unternehmern durchgeführt worden 
ist, ganz besonders hervorgehoben zu werden. Den zweitgrößten Platz 
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im Auslandverkehr nimmt mit 42560 t (Auslandversand: 14 267 t oder 
34,5 % des gesamten Auslandversands; Auslandempfang: 28293 t oder 
34,7% des gesamten Auslandempfangs) der gewerbliche Güterfernver- 
kehr ein und den drittgrößten Platz mit 9709 t der Werkfernverkehr 
(3271 t oder 7,9 % bzw. 6438 t oder 7,9 %); der gesamte Auslandverkehr 
der Reichsbahn betrug nur die geringe Menge von 57 t. 

An den einzelnen Verkehrsarten (Inlandverkehr, Auslandversand, 
Auslandempfang, Durchgangsverkehr) waren die Verkehrsträger im ein- 
zelnen wie folgt beteiligt: 


davon 


Gesamt- Se 
uroh- 


verkehr verkehr | Ausland- | Ausland- S 
Verkehraträger Tnlandverkehr | omand | empfang (LÉI, 
An: An: An: An: 
t teil t wij e |w] e (j| e 


in% in% in% iny 


Reichsbahn-Kraft- 


wagenverkehr 717 369| Ad 717312) Ad mo — |— 
Gewerblicher Güter- | | | 

fernverkehr .| 8880 311| 58,4] 8 837 751 58,0| 14.267) 34,9] 28203 34,7 
Werkfernverkehr . . . | 5306425 34,0] 5206 716] 35,1| 3271. 7,0] 6438 7,01 — 
Möbelfernverkehr . 244107) La 242716) Lal 880) 22] 502] 0,7] — 


Verkehr ausl. Unte: 


| 
nehmer 2222 + 70182 0, 


— | — |22.903| 55,3] 46 194| 56,7] 1085 


Insgesamt . . . . [15 218 454 100 15 094 495 100 | 41 387 100 |81 487100 | 1085 


Unter den einzelnen Verkehrsbezirken spielen im Ausland- 
empfang die größte Rolle das Ruhrgebiet (22072 t oder 27,1 % des 
gesamten Auslandempfangs), das Rheinland — ohne Ruhrgebiet — 
(14181 t oder 17,4 %), ferner die Hafenverkehrsbezirke, und zwar die 
Unterelbehäfen (17 521 t oder 21,5 %), die westlichen Ostseehäfen (4587 t 
oder 5,6 %), und die Unterweserhäfen (2581 t oder 3,2%); auch der 
Auslandempfang Berlins war verhältnismäßig groß (5968 t oder 7,3 %). 
Im Auslandversand steht das Ruhrgebiet mit fast der Hälfte des 
gesamten Auslandversands (19068 t oder 47,0%) an der Spitze; be- 
achtenswerten Versand nach dem Ausland hatten auch das Rheinland — 
ohne Ruhrgebiet — (4798 t oder 11,6 %), Westfalen — ohne Ruhrgebiet — 
(2603 t oder 6,3 %), Niedersachsen (2431 t oder 5,0 %) und die Nord- 
mark — ohne Häfen — (1709 t oder Au %). Von den Hafenverkehrs- 
bezirken, die im ganzen genommen nur einen verhältnismäßig kleinen 
Auslandversand aufweisen, sind nur die Unterelbehäfen erwähnenswert 
(1624 t oder 3,5 %). 
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Güterfernverkehr mit Kraftfahrzeugen im Jahre 1937 nach Inland- und 
Auslandverkehr der einzelnen Landesteile. 


Gesamt- 
Landesteile empfang? 

t 
Ostpreußen, ohne Häfen 104 003 
Ostpreußische Häfen . . . 69 212) 
Pommern, ohne Häfen . . . | 160.050 
Pommersche Häfen 132 187 


347 222 
280 295| 


Nordmark, ohne Häfen . . « 
Westliche Östseehäfen , + » 


Unterelbehäfen `... 676 205 
Unterweserhäfen . 2... 246 191 
Unteremshäfen `... 11.069 
Niedersachsen... ... . 1 175 447 
Oberschlesien ...... 173 973 
Niederschlesien `. .. ... 549 440| 
Taino ee A 2 1 275 831 
Brandenburg e-s ce sos ea 608 876| 
Magdeburg-Anhalt . . . . . 400 193 
Merseburg-Erfurt . .... 425 217 
AE EE 280 041 
Bacheen R e 1 303 998) 
eet ti e 825 331 
Ruhrgebiet © 2 222.2. + 1 164 855 
Westfalen, ohne Ruhrgebiet . 831 550) 
Rheinland, ohne Ruhrgebiet 1 161.049) 
TEE 310 908 
Mannheim-Ludwigshafen . . | 179781 
Bad ar sy ` 411 358 
Württemberg `... 815 609| 
Südbayem e aa 682 592 
Nordbayem. . ...... 502 579 


Deutsches Reich. . . . |15 105 182) 


davo 


Inland- 
empfang 
t 


102 731 
68 236 
159 959 
132 048| 
346 327| 
275 708 
658 744 
243 610 
11.050 
1173 708 
173 845 
549 347 

1 269 863| 
607 935| 
400 144 
425 040| 
280 021 

1 303 200, 
822 802 

1 142783 
829 133) 

1 146 868) 
310721 
179710) 
411 129| 
815.340 
681 272) 
502 331 


15 023 695 


n 


Ausland-| 
empfang! 


895| 

4 587) 
17 521 
2581 
19) 
1649 
128 
93) 

5 968) 
941 


798 

2 529| 
22 072| 
2417) 
14 181 
247 
zı 
220) 
269) 
1320) 
248 


81 487| 


Gesamt- 
versand! 


t 


109 741 
59 394| 
163 487 
149 264 
361 549) 
208 026 
991 000) 
274 622 
13 456| 
1.070 534| 
222 871 
662 250) 
495 607 
767 077 
476 930) 
505 665) 
260 236 
182 803 
625 594 
1 242 065) 
814 101 

1 584 780 
298 839| 
373 080) 
465 855| 
676 901 
592 913) 
415 683| 


15 065 082 


davon 

Inland- Legend. 
versand | versand 

t t 
109701| 40 
mag om 
163472| 15 
19337 27 
359 840) 1709 
207812 214 
989 376| 1624 
274316 306 
1344| 12 
1068 103| 2431 
222743| 128 
s2212) 38 
495058) 549 
765884| 1193 
476819 11 
505121| 544 
250990 240 
1181 694| 1199 
624 043| 1551 
1 222 997| 19 068 
811498| 2603 
1579991| 4798 
298.620) 219 
372715) 965 
465069) 186 
vuam 022 
mom 311 
415075) 608 
15.023 695| 41 387 


1 Ohne die im 1, Vierteljahr gemeldeten 70800 t, die von solchen Firmen 
befördert worden sind, für die die Finanzämter eine Pauschalierung der Beförde- 


rungssteuer genehmigt hatten. 


Archiv für Eisenbahnwesen. 1939, 
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Vergleich mit der Eisenbahn. 


Nachdem nunmehr Ergebnisse des Güterfernverkehrs mit Kraft- 
fahrzeugen für das erste Jahr der neuen Statistik vorliegen, erscheint es 
angebracht, einen Vergleich mit der Eisenbahngüterbewegungsstatistik 
vorzunehmen. Ein Vergleich an Hand der Gesamtzahlen läßt sich frei- 
lich kaum sinnvoll durchführen, da die gewichtsmäßig ausschlaggeben- 
den Massengüter beim Güterfernkraftverkehr fast gänzlich fehlen. Doch 
lassen sich, wenn man z. B. die gleichen Güterarten der beiden Statistiken 
nebeneinander stellt, recht interessante Parallelen ziehen. Bei diesem 
Vergleich muß jedoch ein Vorbehalt gemacht werden. Es ist hier näm- 
lich zu beachten, daß während bei der Güterbewegungsstatistik der 
Eisenbahn die Kleinsendungen — unter 500 kg — im allgemeinen außer 
acht gelassen werden, die die Statistik des Güterfernverkehrs mit Kraft- 
fahrzeugen enthält, bei dieser die Sendungen unter 50 km (infolge der 
der Statistik zugrunde liegenden Steuerpapiere!) fehlen, die jedoch bei 
der Eisenbahngüterbewegungsstatistik Berücksichtigung finden. Man 
darf wohl annehmen, daß sich diese beiden Fehlerquellen im großen und 
ganzen ausgleichen und daß somit die Zahlen der beiden Verkehrs- 
statistiken im Grunde vergleichbar sind. 

Wie die beigegebene Vergleichsübersicht einiger wich- 
tiger Güterarten des Güterfernverkehrs mit Kraftfahrzeugen mit 
dem Eisenbahnverkehr zeigt, hat der Lastkraftwagen schon in einer 
ganzen Reihe von — vornehmlich hochwertigen — Güterarten beachtliche 
Leistungen erzielt. In diesem Zusammenhang ist vor allem das Bier 
(126,5 %) und der Verbrauchszucker (116,3 %) zu nennen, bei denen die 
Transportmengen im Güterfernverkehr mit Kraftfahrzeugen die der 
Eisenbahn — unter Berücksichtigung obiger Einschränkung — bereits 
beachtlich überschreiten. Aber auch eine ganze Reihe von anderen 
Gütern, die im Kraftwagen-Güterfernverkehr befördert worden sind, 
haben einen Verkehrsumfang erreicht, daß sie verdienen, den ent- 
sprechenden Gütermengen des Eisenbahngüterverkehrs gegenübergestellt 
zu werden. So haben z. B. die über 50 km mit dem Kraftwagen be- 
förderten Mengen von Papier (72,1 %), tierischen und pflanzlichen Fetten 
und Ölen (70,0 %), Häuten und Fellen (66,1 %), Stärke (60,6 %) und 
Milcherzeugnissen (54,4 %) bereits die Hälfte des jeweiligen Eisenbahn- 
güterverkehrs überschritten. Über ein Viertel der entsprechenden Trans- 
portmengen der Eisenbahn weisen Roggen- und Weizenmehl (47,5 %), 
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Vergleich der Mengen einiger wichtiger Güterarten des Güterfernverkehrs 
mit Kraftfahrzeugen mit dem Eisenbahnverkehr im Jahre 1937. 
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Rohkupfer (42,5 %), andere rohe N.E.-Metalle (38,3 %), Garne (41,1 %), 
Malz (40,1%), Wein (38,6 %), Farben (37,3 %), Fleisch (37,4%) und 
Steingut-, Ton- und Porzellanwaren (26,8 %) auf. Die typischen Massen- 
güter, die bei der Eisenbahn den allergrößten Prozentsatz ausmachen, 
treten im Kraftwagen-Güterfernverkehr dagegen zur Zeit noch voll- 
kommen in den Hintergrund. Unbearbeitetes Holz macht beispielsweise, 
gemessen an dem mit der Eisenbahn erfolgten Transport, lediglich 1,1 %, 
rohe und bearbeitete Natursteine sogar nur 0,3 % aus. 


Einen weiteren aufschlußreichen Vergleich der Leistungen des 
Güterfernverkehrs mit Kraftfahrzeugen mit den Leistungen der Eisen- 
bahn kann man dadurch ermöglichen, daß man die von jeder dieser 
beiden Verkehrsstatistiken für die entsprechenden Verkehrs- 
bezirke im Empfang und Versand ermittelten Ergebnisse gegenüber- 
stellt. Hierbei ergibt sich vor allem, daß die Transportmengen, die im 
Güterfernverkehr mit Kraftfahrzeugen in den verschiedenen Verkehrs- 
bezirken ein- und ausgeladen sind, z. T. bereits einen beachtenswerten An- 
teil des Gesamtgüterverkehrs ausmachen. Ganz besonders stark treten bei 
diesem Vergleich die Hafenverkehrsbezirke in Erscheinung. Beim Ver- 
sand sind unter diesen Verkehrsbezirken insbesondere die Unterelbe- 
häfen (Hamburg) zu nennen, wo der Güterfernverkehr mit Kraftfahr- 
zeugen im Jahre 1937 bereits 19,7 % der im Eisenbahngüterverkehr ver- 
sandten Mengen erreicht hat. Ferner verdienen die westlichen Ostsee- 
häfen (Lübeck usw.) und die Unterweserhäfen (Bremen) erwähnt zu 
werden, deren Güterversand auf weite Entfernung mit dem Lastkraft- 
wagen 18,0 % bzw. 12,1 % der entsprechenden Leistungen der Eisenbahn 
beträgt. Auch der Verkehrsbezirk Berlin, dessen Güterversand mit dem 
Fernlastwagen 10,5 % der entsprechenden Transportmengen der Eisen- 
bahn ausmacht, verdient in diesem Zusammenhang Beachtung. Bei einer 
Gegenüberstellung der Verkehrsbezirke des Güterfernverkehrs mit Kraft- 
fahrzeugen hinsichtlich der Größe ihres Empfanges und den ent- 
sprechenden Verkehrsbezirken der Eisenbahn, stellt man fest, daß hier 
Berlin den am meisten zu beachtenden Platz einnimmt; im Jahre 1937 
betrug der in Berlin mit dem Fernlastwagen erfolgte Empfang von 
Gütern 9,8 % der entsprechenden Verkehrsleistungen der Eisenbahn, In 
den westlichen Ostseehäfen und in den Unterelbehäfen hat der Güter- 
empfang im Fernverkehr mit den Lastkraftwagen 8,5 % bzw. 7,5% der 
mit der Bahn nach diesen Verkehrsbezirken gebrachten Gütermengen be- 
tragen. 


Der Güterfernverkehr mit Kraftfahrzeugen im Jahre 1937. 


Vergleich des Güterfernverkehrs mit Kraftfahrzeugen 
mit dem Eisenbahngüterverkehr nach Landesteilen im Jahre 1937. 


133 


Landesteile 


Ostpreußen, ohne Häfen 
Ostpreußische Häfen . . + » 
Pommern, ohne Häfen . . . 
Pommersche Häfen 
Nordmark, ohne Häfe 
Westliche Ostsechäfen 
Unterelbehäfen 

Unterweserhäfen 


Unteremshäfen 


Niedersachsen . . 2.2... - 
Oberschlesien >...» + - 
Niederschlesien 
Berlin 
Brandenburg 
Magdeburg-Anhalt 
Merseburg-Erfurt 
Thüringen 
Sachsen 


Ruhrgebiet 
Westfalen, ohne Ruhrgebiet . 


Rheinland, ohne Ruhrgebiet . 
Saar-Pfalz 
Mannheim-Ludwigshafen > . 
Baden E Mech 
Württemberg 
Südbayern 

Nordbayern 


Deutsches Reich. . . . 


bahn, 


- mit 
verkehr 


Kraftfahrzeugen 


in 1000 t 


6542 
2200 | 
6.392 
5403 
7932 
3308 
9061 
8038 
2071 | 
26 394 
13319 
19010 
13 060 
19 543 
16 850 
19715 
12434 
30 500 
19 674 
18 516 
15 931 
39 238 
21 449 
3 969 
8928 
13732 
17615 
17.603 | 


|15 1051 # 


mit 


verkehr | Kraftfahrzeugen 


in 1000 t 


in et, dos 
Eisenbahn- 
versanda 


ER 
4,8 
5,8 
8,6 
18,0 
19,7 
12,4 
1,0 
46 
DÉI 
EN 
10,8 


4083 | 110 
1716| 59 
3392| 163 
2579) 149 
4211| 362 
1155| 208 
5039| mu 
2222 | 275 
141) 13 
23213 | 1071 
20503) 223 
21137 og 
4580 | 496 
16513 om 
13141 | 477 
27939 | 506 
10309 | 260 
24678 | 1183 
20728 | 626 
114387 | 1242 
14047 au 
48738 1585 
21452 mm 
4818| 374 
9774| 466 
8057 677 
13264 | 593 
12915 | 416 


464921 | 150651 % 


Au 
3,6 
1,8 
2,5 
4,8 
3,0 
Lu 
5,8 
3,8 
Ju 
7,8 
45 
DI 
4,5 
ER 


1 Ohne die im 1. Vierteljahr von den Pauschalfirmen gemeldeten 70 800 t. 
2 Unterschiede zwischen den Aufrechnungen der Einzelzahlen und den 
Gesamtzahlen ergeben sich durch Auf- und Abrundungen. 
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Die Ergebnisse der neuen Statistik, insbesondere die hier ge- 
brachten Vergleiche, zeugen von der großen Bedeutung, die dem Kraft- 
wagen als einem noch verhältnismäßig jungen Verkehrsmittel bereits 
jetzt unter den übrigen Trägern des Güterverkehrs zukommt. Es ist 
zweifelsohne zu erwarten, daß sich das Betätigungsfeld des Lastkraft- 
wagens — nicht zuletzt infolge der Auswirkung der „Sofortmaßnahmen“ 
— noch wesentlich ausdehnen wird. Die ersten Anzeichen hierfür lassen 
sich jetzt schon erkennen. 


Die Tochterbetriebe und Beteiligungen der englischen Eisenbahnen. 


Von 
Geh. Regierungsrat Wernekke in Berlin-Zehlendorf, 


Die vier englischen Eisenbahngesellschaften heben gern mit Genug- 
tuung hervor, daß sie nicht nur das sind, was ihr Name sagt, sondern 
daß sie mehr für den Verkehr tun, als Eisenbahnen betreiben. Sie besitzen 
Häfen mit allen dazugehörigen Anlagen, sie betreiben die Dampfschiff- 
fahrt; sie besitzen und bewirtschaften eine Anzahl Fremdenhöfe und be- 
wirtschaften im Zusammenhang mit ihnen Erfrischungsräume auf den 
Bahnhöfen und die Speisewagen in eigener Verwaltung; zu ihrem Eigen- 
tum gehören Kanäle; sie sind am Straßenverkehr, sowohl was die Beförde- 
rung von Personen wie von Gütern anbelangt, und neuerdings auch am 
Luftverkehr beteiligt. Sie nehmen daher für sich das Recht in Anspruch, 
daß sie richtiger als Verkehrsunternehmen zu bezeichnen wären, weil 
eine solche Bezeichnung, auch wenn der Betrieb ihrer Eisenbahnen ihr 
Hauptgeschäft ist und bleibt, ihrer ausgedehnten Tätigkeit besser gerecht 
würde. Um es gleich vorweg zu nehmen: Die meisten dieser Neben- 
betriebe erfordern Zuschüsse, die aber von den Eisenbahngesellschaften 
ohne Klage getragen werden, weil sie überzeugt sind, daß sie ihren Eisen- 
bahnen Verkehr zuführen. 

Die englischen Eisenbahngesellschaften bezeichnen sich selbst als 
die Besitzer des größten Hafens der Welt, und zu ihrem Besitz 
gehört das zur Zeit größte Trockendock der Welt, das King- 
George-V-Dock, das, im Jahre 1933 eröffnet, eine Länge von 366 m 
und eine 41 m breite Einfahrt hat. Der Bau dieses Hafens in 
Southampton wurde im Jahre 1838 begonnen, und in den neunziger 
Jahren wurde der Hafen von der Süd-Eisenbahn übernommen, die ihn 
mittlerweile zu seiner heutigen Größe ausgebaut hat, Seine Kais sind 
8,8 km lang. Bei der letzten Erweiterung, die 1927 begonnen und 1934 
abgeschlossen wurde, sind sie um 2,ı km verlängert worden, so daß an 
ihnen jetzt acht der größten Ozeandampfer gleichzeitig anlegen können. 
Dabei sind dem Meer 52 ha Land zur Anlage von Fabriken u. dgl. ab- 
gewonnen worden, abgesehen von den Flächen, auf denen acht Schuppen 
von 45 m Breite und 180 bis 270 m Länge errichtet worden sind. Im 
übrigen befinden sich die Häfen der englischen Eisenbahnen an 76 ver- 
schiedenen Orten, so daß es zu weit gehen würde, sie einzeln aufzuführen. 
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Die Gesamtlänge ihrer Kais beträgt 153,3 km. Sie sind mit allen Ein- 
richtungen zum Löschen und Laden der Schiffe ausgerüstet, im Hafen 
Southampton befinden sich allein 140 Kräne. Die eingehenden Güter wer- 
den meist zunächst in bahneigenen Lagerhäusern eingelagert und von da 
an die Empfänger verteilt. In den Häfen von Wales, an der Nordostküste 
und in Schottland sind Ladevorrichtungen für Kohle vorhanden, die 20-t- 
Wagen aufnehmen können, was deshalb bemerkenswert ist, weil bei den 
englischen Eisenbahnen immer noch der kleine Güterwagen mit 8 und 
12 t Ladefähigkeit vorherrscht. 

Southampton ist übrigens der wichtigste Hafen für den über- 
seeischen Personenverkehr Englands; er wird von den Dampfern von 30 
der führenden Reedereien der Welt angelaufen. Über 650 000 Personen 
reisen in diesem Hafen jährlich ab und kommen in ihm an, worin die 
zahlreichen Ausflügler noch nicht inbegriffen sind, die zur Besichtigung 
des Hafens und der Schiffe dort verkehren. Bedeutend ist auch der 
Güterverkehr, namentlich der Verkehr mit Bananen aus Mittelamerika 
und mit Obst aus Südafrika. Die Bedeutung des Hafens von Plymouth, 
der der Großen West-Eisenbahn gehört, liegt darin, daß er der erste 
Hafen ist, den die aus den britischen Besitzungen im Fernen Osten kom- 
menden Schiffe anlaufen, und der letzte für die Gegenrichtung; infolge- 
dessen umfaßt sein Personenverkehr etwa 36000 Personen und über 
200 000 Säcke Post. Garston am Mersey, ein Hafen der London, Midland 
& Schottischen Eisenbahn, hat ebenfalls einen lebhaften Verkehr mit 
Bananen; dazu kommt noch die umfangreiche Einfuhr von Holz. Hull 
und Grimsby an der Ostküste, der London & Nordost-Eisenbahn gehörig, 
Milford in Wales, im Eigentum der Großen West-Eisenbahn, und Fleet- 
wood an der Irischen See im Netz der London, Midland & Schottischen 
Eisenbahn sind bedeutende Fischereihäfen, und groß ist die Zahl der 
Häfen, die, fast auf die ganze Küstenlänge verteilt, mit besonderen Vor- 
richtungen für die Ausfuhr von Kohle ausgerüstet sind. 

Das Jahr 1937 hat den englischen Eisenbahnhäfen einen gegen das 
Vorjahr stark vermehrten Verkehr gebracht. Die Erträge waren infolge- 
dessen mit 7, Mio Pfd. um Oo Mio Pfd. höher als im Vorjahr; ihnen 
standen allerdings auch erhöhte Aufwendungen gegenüber, aber trotzdem 
war der Überschuß von 1 Mio Pfd. um fast 50 % höher als im Vorjahr. 
Besonders günstig ist das Jahr 1937 bei der Großen West-Eisenbahn ver- 
laufen. Das gilt namentlich von der Kohlenausfuhr über die Häfen von 
Wales, eines Bereichs, der zu den englischen Notstandsgebieten gehörte 
und in dem der Verkehr infolgedessen vorher stark darniederlag. Neben 
dem Wiederaufleben des Kohlenverkehrs haben die Hüttenwerke mit ihrer 
Lieferung von Stahl und Eisen, eine Folge der im Gang befindlichen Auf- 
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rüstung, ihr Teil zur Steigerung des Verkehrs in diesen Häfen bei- 
getragen. 

Auch bei der London & Nordost-Eisenbahn ist eine Hebung der 
Kohlenausfuhr, hauptsächlich durch deren Hafenanlagen am Humber, zu 
verzeichnen gewesen. Die Einnahmen dieser Gesellschaft aus ihren 
Häfen, Ze Mio Pfd., waren allerdings um 0,06 Mio Pfd. höher als im Vor- 
jahr, aber die Ausgaben hatten um den gleichen Betrag zugenommen; 
durch Verminderung der Beträge, die einer Erneuerungsrücklage zu- 
geführt und zu ähnlichen Zwecken verwendet wurden, konnte der Über- 
schuß immerhin etwas erhöht und auf Oo, Mio Pfd., 35 % mehr als im 
Vorjahr, gebracht werden. 

Daß die London, Midland & Schottische Eisenbahn im Jahre 1937 
mit ihren Häfen gut abgeschnitten hat, hat sie im wesentlichen dem Um- 
stand zu verdanken, daß das Parlament ihr eine Erhöhung der Hafen- 
gebühren in Holyhead zugebilligt hatte, dem Haupthafen für den Ver- 
kehr mit Irland. Bei ihr nahmen die Erträge um 0,ı Mio Pfd. zu, die Auf- 
wendungen blieben aber fast dieselben, und wenn der Überschuß auch 
nur 0,035 Mio Pfd. ausmachte, so war er doch um 175 % höher als im 
Vorjahr. 

Die Süd-Eisenbahn war ebenfalls mit ihrem Hafenbetrieb im Jahre 
1937 ganz zufrieden. Ihre Einnahmen, 1,; Mio Pfd., waren um 0,0s Mio 
höher als im Vorjahr; da aber die Ausgaben nur um 0,6 Mio Pfd. gestiegen 
waren, konnte sie mit 0,4 Mio Pfd. um 6 % erhöhte Überschüsse ver- 
zeichnen. Die Hälfte der vermehrten Einnahmen rührte von Rrangebühren 
und dem Ertrag ähnlicher Leistungen her. 

Alle vier Eisenbahngesellschaften haben im Jahre 1937 ihre Hafen- 
anlagen ausgebaut und erweitert. Die Große West-Eisenbahn hat ihre 
Anlagen für den Viehverkehr in Cardiff vergrößert, und in den neuen 
Anlagen können 760 bis 950 Stück Rindvieh, je nach ihrer Größe, unter- 
gebracht werden. In Swansea geht viel Eisenschrott ein, ein Gut, das 
bei dem starken Bedarf an Eisen und Stahl, dem die Erzeugung nur 
schwer folgen kann, von besonderem Wert ist, und die Anlagen und Be- 
förderungsmittel zum Umschlag dieses Guts sind vergrößert worden. Der 
Hafen Talbot ist umgebaut und erweitert worden. In Barry sind acht 
neue Kräne aufgestellt worden. In Plymouth ist ein Hafenbecken ver- 
tieft und vergrößert worden. 

Die London & Nordost-Eisenbahn hat ihre Hafenanlage am Tyne 
bei Jarrow an eine örtliche Behörde abgegeben und dadurch, sowie durch 
die Übernahme der Gleisanlagen auf den Teil des Anlagekapitals, der 
durch die übrigen Gleisanlagen belastet ist, ihr in den Häfen arbeitendes 
Kapital um 1 Mio Pfd. ermäßigt. Im Hafen Hull hat sie drei neue Liege- 
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plätze und vermehrten Raum zum Stapeln von Holz geschaffen, Ihre neuen 
Gleise in diesem Hafen können 620 Wagen aufnehmen. Die London & 
Nordost-Eisenbahn ist diejenige unter den vier englischen Eisenbahn- 
gesellschaften, deren in den Häfen angelegtes Kapital am größten 
ist; es beträgt 25 Mio Pfd. Sehr nahe kommt ihr die Große West-Eisen- 
bahn mit 21 Mio Pfd. 

Unter den Arbeiten der London, Midland & Schottischen Eisenbahn 
auf dem Gebiete des Hafenverkehrs sei der Einbau von sechs hoch- 
leistungsfähigen Kohlenverladeanlagen im Hafen Fleetwood erwähnt, 
wodurch die Versorgung der Schiffe mit Bunkerkohle wesentlich be- 
schleunigt worden ist, Für diesen Verkehr sind weiter noch für 40 000 Pfd. 
Bauten genehmigt worden. 

Die Bautätigkeit der Süd-Eisenbahn im Hafen Southampton war 
bereits erwähnt. Obgleich der Ausbau dieses Hafens zu einem gewissen 
Abschluß gebracht worden war, hat er doch im Jahre 1937 nicht ganz 
geruht. Die Eisenbahngesellschaft ist bemüht, gewerbliche Anlagen zur 
Ansiedlung im Hafengebiet auf den von ihr dem Meer abgewonnenen 
Flächen zu veranlassen, und es sind zunächst zwei Musteranlagen ge- 
schaffen worden, die zeigen sollen, was auf diesem Gebiet möglich ist, 
und zur Nachahmung anregen sollen. Die Bemühungen sind erfolgreich 
gewesen; an zwei englische Großunternehmen sind Flächen zur Anlage 
von Fabriken überlassen worden, und die bekannten General Motors 
errichten auf einer Fläche von 2, ha eine Anlage zum Zusammenbau 
von Kraftwagen aus eingeführten Bestandteilen. 

Die Flotte der englischen Eisenbahnen umfaßt 131 Einheiten mit 
einem Tonnengehalt von 176 093 t; in ihnen ist ein Kapital von 9 Mio Pfd. 
angelegt. Die Dampfer haben behagliche Aufenthalts- und Er- 
frischungsräume für die Reisenden, sowie Rauch- und Lesezimmer ` Schlaf- 
kabinen sind in reichlicher Zahl vorhanden, Die Dampfer vermitteln den 
Verkehr mit dem europäischen Festland von der französischen und belgi- 
schen Küste an bis nach Skandinavien, mit Irland, den Kanalinseln, den 
Schottischen Inseln, der Insel Wight und der Insel Man. Ebenso wie der 
Hafenverkehr hat auch der Dampferbetrieb im Jahre 1937 im ganzen gut 
abgeschnitten. Die Erträge aller vier Gesellschaften zusammen beliefen 
sich auf 4,2 Mio Pfd., Da Mio Pfd. mehr als im Vorjahr, und der Über- 
schuß war mit 0,7 Mio Pfd. um 60 % größer, Er blieb nur wenig hinter dem 
des Jahres 1929 zurück, dem letzten vor dem Niedergang, das bisher den 
höchsten Gewinn gebracht hat. 

Die Große West-Eisenbahn, die sonst in vielen Beziehungen an der 
Spitze der englischen Eisenbahnen steht, betreibt die Schiffahrt nur in 
beschränktem Umfang. Ihre Dampfer verkehren von Fishguard in Wales 
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nach Rosslare und Waterford in Irland und von Weymouth an der Süd- 
küste nach den Kanalinseln. Ihr Personenverkehr hat zugenommen, was 
zu einer geringen Erhöhung der Erträge geführt hat; ihnen standen aber 
vermehrte Aufwendungen für die Instandsetzung der Schiffe gegen- 
über, so daß nur dadurch, daß die Erneuerungsrücklage mit 26.000 Pfd. 
weniger als im Vorjahr bedacht wurde, ein geringer Überschuß, nämlich 
von nur 20 000 Pfd,, erzielt werden konnte, 

Besser hat der Dampferbetrieb der London & Nordost-Eisenbahn ab- 
geschnitten. Von der Zunahme der Mehreinnahmen um rd. 58 000 Pfd. 
entfielen 32.000 Pfd. auf den Personen- und 26 000 Pfd, auf den Güter- 
verkehr. Die Aufwendungen waren um 32000 Pfd. höher als im Vor- 
jahr, und es entstand ein Überschuß von fast 50 000 Pfd., gegen 30 000 Did. 
mehr als 1936. Der von Harwich ausgehende Personenverkehr hat um 
10,9 % zugenommen und war fast so hoch wie im Jahre 1930, das bisher 
den stärksten Verkehr gebracht hat. Sehr beliebt waren die Wochenend- 
Dampferfahrten dieser Gesellschaft, und zwei ihrer Dampfer nahmen, 
mit Zuschauern besetzt, an der Flottenschau aus Anlaß der Königs- 
krönung teil. 

Die London, Midland & Schottische Eisenbahn hat im Gegensatz zu 
der eben genannten Nordost-Eisenbahn an Instandsetzungskosten gegen 
das Vorjahr 121000 Pfd. sparen können, vermutlich weil sie im Vorjahr 
ihre Schiffe gründlich überholt hatte, so daß ihre Aufwendungen um 
100 000 Pfd. zurückgingen. Eine Zunahme des Personenverkehrs führte 
zu um 40.000 Pfd. erhöhten Einnahmen, und nachdem 90 000 Pfd. einer 
Erneuerungsrücklage zugeführt worden waren, aus der im Vorjahr 
39 000 Did. entnommen worden waren, blieb immer noch ein Überschuß 
von 304 000 Pfd., 12000 Pfd. mehr als 1986. Auch hier bedeutet diese 
Zahl einen Höhepunkt. 

Besonders hohe Erträge hat der Dampferverkehr der Süd-Eisenbahn 
gebracht, zu deren Hauptaufgaben die Vermittlung des Verkehrs mit dem 
europäischen Festland gehört. Ihre Einnahmen betrugen 1465 000 Did. 
340 000 Pfd. mehr als im Vorjahr, Der Personenverkehr brachte allein 
936 000 Pfd, ein, was eine Vermehrung von 268000 Pfd. gegen 1936 
bedeutet. Die Aufwendungen haben allerdings um 104000 Pfd. zu- 
genommen, was durch höhere Löhne und Gehälter, Erhöhung des Kohlen- 
preises, vermehrte Erneuerungen u. dgl. verursacht worden war. Obgleich 
133 000 Pfd. einer Erneuerungsrücklage zugeführt wurden, ungefähr der 
gleiche Betrag wie im Vorjahr, blieb doch ein Überschuß von 338 000 Pfd., 
der höchste seit 1930 und 236 000 Pfd. mehr als im Vorjahr. Die Zunahme 
des Personenverkehrs ist namentlich auf die Krönungsfestlichkeiten zu- 
rückzuführen, die einen Strom von Reisenden vom Festland nach England 
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brachten, und auch die Abwertung des französischen Franken hat viel 
dazu beigetragen, indem sie es den Engländern ermöglichte, mit verhält- 
nismäßig geringen Kosten nach und in Frankreich zu reisen. 

Die seit 1936 bestehende Fährverbindung Dover—Dünkirchen 
hat im Jahre 1937, dem ersten, in dem sie das volle Jahr im Betrieb war, 
74 000 Reisende befördert, von denen ungefähr die Hälfte die Schlafwagen 
für den Verkehr London—Paris benutzt hat. Die Fährdampfer haben 
unter anderen Bequemlichkeiten für die Reisenden besondere Einrich- 
tungen für die Beförderung von Kraftwagen, Im Juni 1937 ist in Dover 
eine über das Dach des Empfangsgebäudes führende Rampe fertiggestellt 
worden, die es den Kraftwagen ermöglicht, mit eigener Kraft auf die 
Fähre aufzufahren und sie ebenso zu verlassen, und diese Einrichtung 
ist seitdem bis Ende des Jahres von 1600 Kraftwagen benutzt worden. 
Daneben hat die Fähre 60 000 t Frachtgut befördert, und man erwartet 
eine Vermehrung dieses Verkehrs, wenn sich die Verhältnisse, wie man 
angibt, in Südeuropa, also in Spanien, geklärt haben, was allerdings noch 
einige Zeit dauern kann. Der Dampferverkehr ist für die Süd-Eisenbahn 
von besonderer Bedeutung, sein Umfang hängt aber stark von der poli- 
tischen und wirtschaftlichen Lage nicht nur in England und auf dem 
Festland, sondern auch der übrigen Weltteile ab, und wenn er auch im 
Jahre 1936 die Erwartungen übertroffen hat, so warnte doch der Vor- 
sitzende des Verwaltungsrats in seiner Ansprache an die Aktionäre bei 
der Hauptversammlung vor übertriebenen Hoffnungen. 

Neben der eben erwähnten, überwiegend dem Personenverkehr 
dienenden Fähre Dover—Dünkirchen besteht noch die Fährverbindung 
Harwich—Zeebrügge, die von einer Tochtergesellschaft der London & 
Nordost-Eisenbahn betrieben wird und dem Güterverkehr dient. Da der 
über dem Gleis freizuhaltende Raum in England kleiner ist als auf dem 
Festland, mußte für diesen Verkehr ein besonderer Wagenpark geschaffen 
werden, Der Verkehr hat sich, durch Tarifmaßnahmen gefördert, günstig 
entwickelt. Neue Verkehrsbeziehungen sind angeknüpft worden. 

Während des Krieges hat noch, von Richborough, einem eigens für 
diesen Verkehr geschaffenen Hafen, dem „Mistery Port“, ausgehend, eine 
Fährverbindung für den Nachschub für das auf dem europäischen Fest- 
land kämpfende englische Heer bestanden, Sie wurde nach dem Kriege 
wieder stillgelegt. Der für sie geschaffene Wagenpark diente zunächst 
zur Einrichtung der eben genannten Führe Harwich—Zeebrügge. 

Die Große West-Risenbahn ist im Jahre 1937 bemüht gewesen, ihren 
Dampferverkehr durch bessere Ausstattung ihrer Dampfer und ver- 
besserte Verkehrsgelegenheiten zu fördern. Auf den Dampfern nach den 
Kanalinseln ist der gedeckte Raum zur Unterbringung der Reisenden 
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beider Klassen und die Zahl der Schlafkabinen vermehrt worden; es sind 
jetzt auf diesen Dampfern 375 gegen 353 Schlaflager früher vorhanden. 
Auch die Speise- und Erfrischungsräume sind vergrößert worden. Auf 
dem Wege nach Irland hat sich ein lebhafter Verkehr mit Kraftwagen 
entwickelt, für den besondere Vorkehrungen getroffen wurden. Die 
Dampfer verkehren nachts, die Kraftwagen können aber bereits von 
16 Uhr an auf die Dampfer auffahren; die Kraftfahrer können an Bord 
baden, sie können ihre Abendmahlzeit und auch das Frühstück an Bord 
einnehmen. 

Die London & Nordost-Eisenbahn hat einen ihrer im Jahre 1903 ge- 
bauten Dampfer abgestoßen. Für ihren Hafen Lowestoft hat sie einen 
Schlepper neuer Bauart eingestellt, und für ihren Fischereihafen Grimsby 
hat sie die Lieferung von zwei weiteren derartigen Schleppern vergeben, 

Für die London, Midland & Schottische Eisenbahn sind zwei neue 
Raddampfer vom Stapel gelaufen. Sie beabsichtigt, auch für ihren Ver- 
kehr Holyhead—Dun Laoghaire (Kingstown) neue Dampfer einzustellen. 

Auch die Süd-Eisenbahn hat einen neuen Raddampfer für den Ver- 
kehr zwischen Portsmouth und der Insel Wight in Dienst gestellt; er faßt 
1050 Personen und entwickelt eine Geschwindigkeit von 14% Knoten. Er 
ist der siebente seiner Art, den die Eisenbahngesellschaft in den letzten 
13 Jahren hat bauen lassen. Die Bauart muß sich also gut bewährt haben. 

Die englischen Kanäle sind zum Teil alt, einer von ihnen bestand 
schon um das Jahr 1700, aber die Neuzeit der englischen Kanäle, wenn 
man sie so nennen darf, begann um das Jahr 1760, als der Herzog von 
Bridgewater seinen Kanal baute, um die Kohle aus seinen Bergwerken 
zu billigem Preis nach Manchester bringen zu können. Gegen Ende des 
18. Jahrhunderts spielten sich im englischen Kanalbau ähnliche Vor- 
gänge ab, wie einige Jahrzehnte später im Eisenbahnbau: es wurden 
fleißig Kanäle gebaut, und um die Mitte des 19. Jahrhunderts, als sich 
also die Eisenbahnen gerade durchzusetzen begonnen hatten, hatten die 
englischen Kanäle eine Länge von ungefähr 4000 km erlangt. Sie dienten 
im wesentlichen dem Güterverkehr; auf einigen, so auf dem schon er- 
wähnten des Herzogs von Bridgewater, wurde aber auch Personenschiff- 
fahrt betrieben. Sie waren zum Teil einträgliche Unternehmen, manche 
von ihnen brachten 20 bis 30 % Dividende. Für ihre Tarife bestanden 
damals schon Gesichtspunkte, die bis heute ihre Gültigkeit behalten 
haben, sie waren als Werttarife aufgebaut. Ihren Kanalbesitz, der gegen 
1500 km ausmacht, verdanken die Eisenbahnen dem Umstand, daß es den 
Gesellschaften bei ihrer Entstehung nur durch den Erwerb der Kanäle 
gelang, den Widerstand der Kanalbesitzer, der sonst erfolgreich gewesen 
wäre, gegen die Genehmigung ihres Unternehmens durch das Parlament 
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zu überwinden, und die im Entstehen begriffenen Eisenbahngesellschaften 
mögen damals froh gewesen sein, daß sie auf diese Art einen lästigen 
Nebenbuhler um den Verkehr loswurden. Infolge der Stellung, die man 
damals in bezug auf das Verhältnis der verschiedenen Verkehrsmittel 
zueinander einnahm, sind manche der Kanäle stillgelegt worden, und erst 
neuerdings hat man erkannt, daß beide, Kanal und Eisenbahn, zusammen- 
arbeiten müssen, und der Kanalverkehr hebt sich unter Förderung durch 
die Eisenbahnen, wenn auch nur wenig. Von den 47 britischen Kanälen 
gehören 23 den Eisenbahnen, es wäre aber falsch, wenn man glauben 
wollte, es fiele ihnen auch ungefähr die Hälfte des Kanalverkehrs zu. 
Die bahneigenen Kanäle haben im Jahre 1937 nach einer Statistik des 
Verkehrsministeriums einen Verkehr von 1,7 Mio t gehabt, die bahn- 
fremden aber einen Verkehr von 16,9 Mio t, in den Händen der Eisen- 
bahnen befinden sich also die verkehrsschwachen Unternehmen. Die 
Kanäle gehören daher auch zu den Nebenbetrieben der Eisenbahnen, die 
erhebliche Zuschüsse erfordern, und nur die Süd-Eisenbahn hat im 
Jahre 1937 davon eine Ausnahme gemacht. Die vier Eisenbahngesell- 
schaften haben in ihren Kanälen ein Kapital von 8 Mio Pfd. angelegt. 
Die Große West-Eisenbahn, die London, Midland & Schottische und die 
London & Nordost-Eisenbahn haben im Jahre 1937 zum Betrieb und zur 
Unterhaltung ihrer Kanäle Zuschüsse von zusammen 65 000 Pfd. leisten 
müssen, und nur die Süd-Eisenbahn hat den geringfügigen Überschuß von 
971 Pfd. erzielt, was um so bemerkenswerter ist, als ihr Kanalbesitz der 
kleinste unter den vier Eisenbahngesellschaften ist. Sie hat in ihren 
Kanälen nur 40 000 Pfd. angelegt, während das Anlagekapital der Nord- 
ost-Eisenbahn und der Midland-Eisenbahn auf diesem Gebiet 1,3 Mio und 
6 Mio Pfd., das der Großen West-Eisenbahn gegen 740 000 Pfd. beträgt. 
Ebenso unterschiedlich sind die Erträge und Aufwendungen gewesen, 
wie die nachstehende Zusammenstellung zeigt. 


Erträge Aufwendungen Ergebnis 


Did. Pfd. Pfd. 
Große West-Eisenbahn . . . . 13688 33 032 19344 
London & Nordost-Eisenbahn . . 36626 49 148 12522 | Verlust 
London, Midland & Schottische 
Eisenbahn . e, . 116992 149 763 33 771 | 
Süd-Eisenbahn . . . 2... 2376 1405 971 Überschuß 


Die Folge dieser Verhältnisse ist, daß die Midland-Risenbahn sich 
bemüht, die Genehmigung zur Aufgabe eines Teils ihres Kanalhesitzes zu 
erlangen, und die Nordost-Bahn einen ihrer Kanäle an ein Schiffahrts- 
unternehmen verpachtet hat. Es handelt sich dabei um einen ungefähr 
24 km langen Kanal in Nottingham, der in Verbindung mit dem Trent- 
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Fluß steht und der vermutlich im Zusammenhang mit der Schiffahrt auf 
diesem Fluß noch mit einigem Erfolg betrieben werden kann, Der Kanal 
besteht aus zwei Teilen, von denen der westliche schon seit Jahren ver- 
kehrslos ist, und das Gesetz, das die Verpachtung des östlichen Teils 
genehmigt, befreit zugleich die Eisenbahngesellschaft von der Verpflich- 
tung, den westlichen Teil in schiffbarem Zustand zu erhalten, Nur als 
Vorfluter für einen Teil des Niederschlagsgebietes des Trent-Flusses 
muß dieser Teil des Kanals bestehen bleiben. Der Pachtvertrag für den 
anderen Teil läuft 99 Jahre, die Pacht beträgt 300 Pfd. jährlich, und die 
Pächterin hat ein Vorkaufsrecht, das sie durch Zahlung von 5000 Pfd. 
ausüben kann. Schon aus diesem Beispiel geht hervor, welche Schwierig- 
keiten die Eisenbahngesellschaften haben, wenn sie ihren Kanalbesitz 
abstoßen wollen. Sie bedürfen dazu der Genehmigung des Parlaments 
und stoßen dabei auf den Widerstand der Bezirksbehörden und ähnlicher 
Stellen, die glauben, daß ihre Belange durch Aufgabe des Kanals beein- 
trächtigt würden. So ist es z. B, der London & Nordost-Eisenbahn nicht 
gelungen, einen kleinen, nur 15 km langen Kanal loszuwerden, der für die 
Entwässerung seiner Umgebung von Wert gewesen wäre. Die für die 
Entwässerung jener Gegend verantwortliche Stelle wollte aber den Kanal 
nur übernehmen, wenn er von der Eisenbahngesellschaft vorher in ein- 
wandfreien baulichen Zustand versetzt würde, obgleich sie anerkannte, 
daß der Kanal ein wertvoller Vorfluter für ihr Arbeitsgebiet ist, und ob- 
gleich ihr, wenn sie die erforderlichen Arbeiten selbst ausgeführt hätte, 
aus Mitteln, die zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit für Entwässerungs- 
anlagen bereitgestellt waren, ein Zuschuß von einem Drittel der Kosten 
hätte gewährt werden können. 


Zu der vorstehend wiedergegebenen Zusammenstellung der Erträge 
und Aufwendungen der bahneigenen Kanäle sei noch erläuternd bemerkt, 
daß bei der Großen West-Eisenbahn die Einnahmen gegen das Vorjahr 
zurückgegangen sind, während die Ausgaben infolge erhöhter Aufwen- 
dungen für die Unterhaltung gestiegen sind. Der Verlust von 19 344 Pfd. 
war daher um 2254 Pfd. höher als im Vorjahre. Bei der London & Nordost- 
Eisenbahn war das Gegenteil der Fall; die Einnahmen sind gestiegen, 
die Ausgaben sind gefallen, und der Verlust, 12522 Pfd., war daher um 
731 Pfd. niedriger als im Vorjahr, Die London, Midland & Schottische 
Eisenbahn hat den größten Kanalbesitz, er umfaßt 863 km, und sie hat 
auch den größten Verlust erlitten, nämlich 33771 Pfd.; er war um 
14 467 Pfd. größer als im Vorjahr. Er war verursacht durch einen Rück- 
gang der Einnahmen um 2457 Pfd. und eine Vermehrung der Ausgaben, 
namentlich für die Unterhaltung der Anlagen, um 17 000 Pfd. Er wäre 
noch größer gewesen, wenn nicht aus einer Erneuerungsrücklage ein 


144 Die Tochterbetriebe und Beteiligungen der englischen Eisenbahnen. 


Betrag von 4372 Pfd. entnommen worden wäre. Die Eisenbahngesellschaft 
muß für gewisse Kanalaktien einen Ertrag von 4 % gewährleisten, was 
ihre Rechnung, eine schwer zu tragende Last, mit 63 851 Pfd. belastet hat. 

Der schon erwähnte Überschuß der Süd-Eisenbahn von 971 Pfd. 
war um 56 Pfd. höher als im Vorjahr, was dadurch zustande kam, daß 
die Einnahmen um 577 Pfd,, die Ausgaben aber nur um 521 Did. höher 
waren als im Vorjahr. 

Die größte Gütermenge, die im Jahre 1937 über einen bahneigenen 
Kanal geleitet worden ist, waren 310 153 t auf dem 187 km langen Trent- 
Mersey-Kanal der London, Midland & Schottischen Eisenbahn. Auf einem 
anderen, 312 km langen, Kanal dieser Gesellschaft, dem Shropshire- 
Kanal, belief sich die beförderte Gütermenge auf 243527 t, und ein 
kleiner, nur etwa 66 km langer Kanal im Gemeinschaftseigentum der 
Großen West-, der Midland- und der Süd-Eisenbahn brachte es auf 
203 480 t. Nur noch drei weitere Kanäle hatten ein Aufkommen von mehr 
als 100 000 t Verkehr zu verzeichnen. Auf dem Kennet-Avon-Kanal der 
Großen West-Eisenbahn belief sich das beförderte Gut auf nur 13 863 t, 
und doch hat dieser Kanal, der im Jahre 1794 mit einem Aufwand von 
einer Million Pfd. gebaut worden war, einmal einen Ertrag von 5 % seines 
Anlagekapitals gebracht. Die Art, wie die Große West-Eisenbahn ge- 
zwungen wurde, diesen Kanal zu erwerben ist bezeichnend. Als im 
Jahre 1846 eine Eisenbahn gebaut wurde, von der man fürchtete, daß sie 
den Verkehr vom Kanal ablenken würde, bemühte sich die Kanalgesell- 
schaft um die Genehmigung, ebenfalls eine Eisenbahn bauen zu dürfen. 
Ihr Antrag wurde abgelehnt, aber im Jahre 1851 zeigte sie der Großen 
West-Eisenbahn an, daß sie ihn zu erneuern gedenke, und die Eisenbahn- 
gesellschaft hielt es für geboten, um allen Schwierigkeiten bei Bekämp- 
fung dieses Antrags aus dem Wege zu gehen, den Kanal zu erwerben. Eine 
Zeitlang wurde behauptet, für jedes Pfund, das die Eisenbahn aus diesem 
Kanal einnahm, müsse sie zwei Pfund aufwenden, und heute dürfte das 
Verhältnis eher noch ungünstiger sein. Es gibt noch eine Anzahl weiterer 
bahneigener Kanäle, die fast verkehrslos sind, es gelingt aber den Eisen- 
bahnen, wie schon erwähnt, nicht, die Genehmigung zur vollständigen 
Einstellung des Verkehrs auf ihnen zu erlangen. 

Daß Eisenbahnen Fremdenhöfe besitzen und betreiben, ist eine 
gewisse Seltenheit. Neben den englischen Eisenbahnen stehen in dieser 
Beziehung die kanadischen Eisenbahnen an der Spitze, und auch die 
Deutsche Reichsbahn besitzt zwei Fremdenhöfe (Stuttgart und Fried- 
richshafen). Da die englischen Eisenbahnen einmal die Einrichtungen 
zur Bewirtschaftung von Fremdenhöfen besaßen, lag es nur nahe, daß 
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sie auch den Betrieb der Speisewagen selbst in die Hand nahmen, als 
diese aufkamen, eine Tätigkeit, die die Eisenbahnen anderer Länder 
häufig bahnfremden Unternehmern überlassen. Auch Bahnhofsgaststätten 
mit ihren Speisesälen, Teestuben und Erfrischungsräumen stehen im 
Eigenbetrieb der englischen Eisenbahnen. In ihren Fremdenhöfen haben 
sie ein Kapital von 9,6 Mio Pfd. angelegt, das durch einen Zuwachs von 
rd. 200 000 Pfd. im Jahre 1937 auf diesen Betrag gebracht worden ist. 
Die Zahl der bahneigenen Fremdenhöfe beträgt 73, von denen die Eisen- 
bahngesellschaften aber nur 54 selbst bewirtschaften; dazu kommt noch 
ein Fremdenhof, in dem nur die Wirtschaft bahnseitig betrieben wird, 
der aber nicht Bahneigentum ist, Am stärksten an den Fremdenhöfen 
ist die London, Midland & Schottische Eisenbahn beteiligt; sie hat in 
ihnen 5 Mio Pfd, angelegt. Wie die drei anderen Eisenbahngesellschaften 
ist sie eifrig bemüht, ihre Fremdenhöfe neuzeitlichen Ansprüchen anzu- 
passen, und sie scheut ebenso wie jene keine Ausgaben, die zu diesem Ziel 
führen können. Sie hat im vorigen Jahr ihr Queen’s Hotel in Leeds um- 
gebaut und erweitert und glaubt damit eine Unterkunft für Reisende 
geschaffen zu haben, die ihresgleichen sucht. Besonderer Wert ist dabei 
auf die Schalldämmung, sowohl zwischen den einzelnen Räumen des 
Gebäudes wie auch gegen die Straße, gelegt worden. Der Fremdenhof 
ist der erste in England, der mit einer Anlage zur Erzeugung eines künst- 
lichen Klimas versehen ist; dauernd werden den Räumen über 200 000 m? 
gewaschene und nach Bedarf erwärmte oder gekühlte Luft zugeführt. 
Alle Schlafzimmer, deren Zahl über 200 beträgt, haben eigenes Bad, und 
in zwei Bankettsälen finden 400 und 100 Personen Platz, Der Besuch des 
Fremdenhofs zeigt, daß die Eisenbahngesellschaft mit seiner Erneue- 
rung das richtige getroffen hat. Sie nimmt ähnliche Arbeiten an ihren 
Fremdenhöfen in Manchester und in Edinburgh vor. Die Große West- 
Eisenbahn tut dasselbe an ihrem Fremdenhof am Bahnhof Paddington 
in London. Ein Teil der Erneuerung war so rechtzeitig fertiggestellt, 
daß die neuen Räume den Gästen, die zu den Krönungsfeierlichkeiten 
nach London kamen, zur Verfügung gestellt werden konnten, die ab- 
schließenden Arbeiten sind im Gang. Nach ihrer Beendigung werden 
auch hier die 250 Fremdenzimmer mit wenigen Ausnahmen ihr eigenes 
Bad haben, Die London & Nordost-Eisenbahn baut ebenfalls ihre Frem- 
denhöfe aus; sie versieht alle Zimmer mit fließendem Wasser, im übrigen 
erstreckt sich die Erneuerung auf die dem allgemeinen Gebrauch dienen- 
den Räume. 

Die Zahl der Speisewagen der englischen Eisenbahnen beträgt 
669; dazu kommen noch 73 Büfettwagen, also Speisewagen mit beschränk- 
tem Wirtschaftsbetrieb, die da eingesetzt werden, wo ein voller, einer Gast- 
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stätte entsprechender Betrieb nicht lohnt. Der Büfettwagenbetrieb wird 
besonders von der London & Nordost-Eisenbahn gepflegt; sie hat deren 
Zahl im Jahre 1937 erheblich vermehrt, und auf ihren Strecken verkehren 
jetzt täglich 100 Züge mit solchen Wagen. Eine Anzahl Speisewagen ist 
vollelektrisch ausgestattet. In manchen Zügen mit Wirtschaftsbetrieb 
laufen besondere Küchenwagen, und die Speisen werden den Reisenden 
an ihrem Platz aufgetragen, oder es sind besondere Nur-Speisewagen, 
also solche ohne Küche, neben dem Küchenwagen vorgesehen. In ihnen 
können bis 200 Mahlzeiten auf einmal verabreicht werden. Der Jahres- 
verbrauch der englischen Speisewagen umfaßt 1, Mio kg Fleisch, 
1,ı Mio kg Kartoffeln, gegen 118000 kg Butter, 36000 kg Kaffee, 
34 000 kg Tee. 

Die Wirtschaftsbetriebe der englischen Eisenbahnen haben im 
Jahre 1937 den stattlichen Betrag von Gu Mio Pfd. eingebracht; mit 
0,25 Mio mehr als im Vorjahr war das der höchste Betrag seit 1929, dem 
schon wiederholt erwähnten letzten guten Jahr. Andererseits haben die 
Aufwendungen um 0,3 Mio zugenommen, was durch erhöhte Löhne, Preis- 
steigerungen für die Vorräte und erhöhte Unterhaltungskosten verur- 
sacht wurde. Der Überschuß war daher mit Go Mio Pfd. um etwa 
64 000 Pfd. niedriger als im Vorjahr. Die Ausgaben machten 90,5 % der 
Einnahmen aus. 

Bei der Großen West-Eisenbahn ist der Überschuß von 1936 zu 1937 
von 78 000 Pfd. auf 40 000 Pfd., also fast auf die Hälfte zurückgegangen. 
Abgesehen von den schon erwähnten Umständen, Erhöhung der Löhne 
und Preise, hatte das seinen Grund in einer weitgehenden Umstellung 
des Betriebes, indem ein Frühstück nach der Karte und ein „Dinner“, 
die Hauptmahlzeit des Engländers am Abend, zu 3Sh 6P gegen 5Sh 
früher geboten sowie sonstige Veränderungen vorgenommen wurden, die 
den Speisewagengästen zugute kommen sollten. Man war sich von vorn- 
herein klar, daß diese Neuerungen den Ertrag des Speisewagenbetriebs 
beeinträchtigen würden, aber die Eisenbahngesellschaft brachte dieses 
Opfer, um zur Benutzung des Speisewagens anzuregen. Sie hat damit das 
erstrebte Ziel insofern erreicht, und sie hofft, daß mit weiter steigendem 
Umsatz auch der Überschuß wieder in die Höhe gehen wird, 

Der eigentliche Fernverkehr der englischen Eisenbahnen liegt in 
den Händen der beiden den Verkehr mit Schottland vermittelnden Eisen- 
bahngesellschaften, der London, Midland & Schottischen und der London 
& Nordost-Eisenbahn. Während die Große West- und die Süd-Eisenbahn 
aus ihrem Wirtschaftsbetrieb nur 767 000 Pfd. und 146000 Pfd. ein- 
genommen haben, betrugen die entsprechenden Zahlen bei jenen Gesell- 
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schaften 3,08 Mio und 2,07 Mio Pfd. Bei der Nordost-Eisenbahn war der 
Überschuß mit 165 000 Pfd. um etwas über 1000 Pfd. größer als im Vor- 
jahr, während die Midland-Eisenbahn, die den größten Wirtschaftsbetrieb 
zu verzeichnen hat, mit 353.000 Pfd. einen um 36.000 Pfd. niedrigeren 
Überschuß hatte. Ihren schon erwähnten Zus Mio. Pfd. Einnahmen 
standen 2,7 Mio Pfd. Ausgaben gegenüber, was gegen das Vorjahr Zu- 
nahmen von 95 000 Pfd. in den Einnahmen und 186 000 Pfd. in den Aus- 
gaben bedeutet. Die Unterhaltung hatte dabei 80.000 Did. mehr ver- 
schlungen, die Vorräte 50 000 Pfd., Löhne und Gehälter 40 000 Pfd. Aus 
einer Erneuerungsrücklage wurden 125 000 Pfd. gegen 56 000 Pfd. im Vor- 
jahr entnommen, was bei den hohen Aufwendungen für Neugestaltung 
der Anlagen berechtigt erscheint. 

Der kleine Wirtschaftsbetrieb der Süd-Eisenbahn hat sehr befriedi- 
gend abgeschlossen. Sie hat nur noch zwei Fremdenhöfe, den einen davon 
beim Bahnhof Charing Cross in London, dessen Vorplatz für den Mittel- 
punkt von London gilt. Ihre Schnellzüge nach der Südküste legen nur 
kurze Strecken zurück, und ihr Speisewagenbetrieb kann daher nicht sehr 
umfangreich sein. Allerdings bietet sie zahlreichen Bewohnern von 
Brighton, die in London ihr Geschäft haben, Gelegenheit, während der 
einstündigen Fahrt zur Arbeit im Zuge zu frühstücken, wovon an- 
scheinend ausgiebig Gebrauch gemacht wird. Ihre Einnahmen beliefen 
sich auf 147 000 Pfd., 8000 Pfd. mehr als im Vorjahr, ihre Ausgaben auf 
130 000 Pfd., 7000 Pfd. weniger, und der Überschuß von 17 000 Pfd. war 
eine Kleinigkeit mehr als doppelt so groß als 1936, obgleich 4500 Pfd. 
einer Erneuerungsrücklage zugeführt worden waren. 

Am Straßenverkehr sind die englischen Eisenbahnen sozu- 
sagen von jeher beteiligt gewesen, indem sie den Rolldienst für die 
von ihnen beförderten Güter selbst besorgt haben. An weitergehender Be- 
teiligung am Straßenverkehr hinderte sie aber zunächst die Gesetzgebung; 
obgleich sie beim Vordringen des Kraftwagensrichtig erkannten, daß 
diebeste Art, seinem Wettbewerb zu begegnen, darin bestehen würde, selbst 
Kraftwagen zu betreiben, mußten sie auf dieses Mittel, Abwanderung des 
Verkehrs auf die Straße zu verhindern und abgewanderten Verkehr zu- 
rückzugewinnen, zunächst noch verzichten. Im Jahre 1928 erlangten sie 
die Genehmigung, Straßenverkehrsunternehmen zu besitzen, zu betreiben 
und sich an ihnen zu beteiligen. Der Beschlußfassung über das Gesetz, 
das diese Genehmigung aussprach, waren schwere Kämpfe vor dem Par- 
lament vorausgegangen. Verschlossen blieb den Eisenbahngesellschaften 
für ihren Straßenverkehr das Gebiet, in dem im Jahre 1933 der Londoner 
Personenverkehrsbehörde — London Passenger Transport Board — die 
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Zusammenfassung und Leitung des Verkehrs übertragen wurde. Das 
neue Gesetz gab ihnen weitgehende Möglichkeiten zur Beteiligung am 
Straßenverkehr, und sie machten davon ausgiebigen Gebrauch. Es hatten 
sich damals in allen Teilen des Landes eine große Zahl von Omnibus- 
unternehmen für den Überlandverkehr auf kleine und größere Ent- 
fernungen gebildet, von denen der größte Teil zu etwa 40 bis 50 Groß- 
unternehmen zusammengeschlossen war. Der Zusammenhang innerhalb 
dieser Verbände war allerdings ziemlich lose; er bestand zum Teil nur 
darin, daß sie gemeinschaftliche Geldgeber hatten. Mit diesen Unter- 
nehmen schlossen die Eisenbahngesellschaften Abkommen, durch die 
sie sich zunächst mit Geld an ihnen beteiligten, und mit städtischen Ver- 
kehrsunternehmen wurden ebenfalls Vereinbarungen wegen gemein- 
schaftlichen Betriebes getroffen. Der Omnibusbetrieb der englischen 
Eisenbahngesellschaften ist mittlerweile weitgehend ausgebaut worden, 
und die Allgemeinheit hat davon großen Nutzen, indem Ortschaften und 
Gegenden, die fern von einer Eisenbahn liegen und unter dieser Ab- 
geschlossenheit früher schwer litten, nunmehr durch den Omnibus an 
die Eisenbahn angeschlossen sind. Zwischen mehr als 1000 Orten werden 
Fahrkarten ausgegeben, die zur Benutzung von Eisenbahn und Omnibus 
gelten. Der Fahrplan der Omnibusse ist dem der Eisenbahn angepaßt, 
so daß der Übergang von dem einen Verkehrsmittel zum anderen ohne 
Zeitverlust möglich ist. 

Mittlerweile wuchs der Wettbewerb zwischen Straße und Eisenbahn 
um den Güterverkehr weiter an, was für die Eisenbahn um so unerträg- 
licher war, als der Güterverkehr infolge des Rückschlags in der Wirt- 
schaft der ganzen Welt dauernd zurückging. Der Eisenbahngüterverkehr 
ist ja in England dem Angriff durch die Straße besonders ausgesetzt, 
weil die mittlere Entfernung, auf die in England Güter mit der Eisen- 
bahn befördert werden, nur 92 km ist, also unter der Entfernung bleibt, 
auf die der Lastkraftwagen mit Vorteil benutzt werden kann. Daß 
namentlich die Güter, für die hohe Tarifsätze auf der Eisenbahn be- 
standen, auf die Straße abwanderten, so daß den Eisenbahnen zur Be- 
förderung bei weitergehender Entwicklung nur die schweren Massen- 
güter mit ihren niedrigen Tarifsätzen geblieben wären, war ein Vorgang, 
der sich in England ebenso wie in anderen Ländern abspielte. 

Das Jahr 1933 brachte eine neue Gesetzgebung zur Regelung des 
Straßenverkehrs, durch die eine Genehmigungspflicht für Personenfahr- 
zeuge eingeführt wurde, und durch das Straßen- und Eisenbahnverkehrs- 
gesetz von 1933 wurde der Güterverkehr auf der Straße geregelt. Last- 
kraftwagenunternehmen bedürfen danach der Genehmigung zu ihrem 
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Betrieb, und andererseits ist der Eisenbahn größere Bewegungsfreiheit 
in bezug auf ihre Beteiligung am Straßenverkehr gegeben. Die Eisen- 
bahngesellschaften scheinen anzuerkennen, daß die zur Zeit geltende 
Gesetzgebung nicht mehr wie die frühere Rechtslage die Straßenverkehrs- 
unternehmen einseitig begünstigt, sondern auch ihren Belangen gerecht 
wird, wenn sie auch immer noch mancherlei zu klagen haben, so z. B., 
daß den Straßenverkehrsunternehmen die Straße unentgeltlich zur Ver- 
fügung gestellt wird, während sie alle Lasten für die Erhaltung des 
Schienenstrangs zu tragen haben. 

Die Beteiligung der englischen Eisenbahnen am Personenverkehr 
auf der Straße besteht im wesentlichen darin, daß sie einen Anteil am 
Kapital der diesen Verkehr bedienenden Unternehmen erworben haben, 
Sie stehen auf diese Art mit mehr als 30 derartigen Unternehmen in Ver- 
bindung, und die Aufwendungen, die sie dafür gemacht haben, belaufen 
sich auf 9,7 Mio Pfd. Die London, Midland & Schottische Eisenbahn 
und die London & Nordost-Eisenbahn haben außerdem 194 000 Pfd. und 
69000 Pfd. in Personenfahrzeugen angelegt, um sie in städtischen Be- 
trieben einzusetzen, an deren Betrieb sie beteiligt sind. Es arbeitet also 
ein Betrag von rd. 10 Mio Pfd. der Eisenbahnen im Personenverkehr auf 
der Straße, und die Zahl der Fahrzeuge, an denen sie beteiligt sind, be- 
trägt etwa 15 000. Die Politik, die die Eisenbahngesellschaften auf diesem 
Gebiet verfolgt haben, hat sich als richtig erwiesen, und die Gelder, die 
sie dabei angelegt haben, bringen einen reichlichen Ertrag. Die London 
& Nordost-Eisenbahn hät z. B. 2,4 Mio Pfd. für diesen Zweck aufgewendet, 
und dieser Posten hat im vorigen Jahr einen Ertrag von 11,8 % gebracht. 
Dazu hat die Eisenbahngesellschaft noch erhebliche Ersparnisse erzielt, 
indem sie wegen des Omnibusverkehrs den Eisenbahnverkehr auf manchen 
Strecken einschränken oder ganz einstellen konnte; sie gibt diese Er- 
sparnisse zu 108 000 Pfd. jährlich an. Bei der London, Midland & Schotti- 
schen Eisenbahn brachten die 3,0 Mio Pfd., die für sie in Omnibussen 
arbeiten, 10,3 % ein, und die entsprechenden Zahlen bei der Großen West- 
Eisenbahn waren 2,3 Mio. Pfd. und 8,1 %. Die Süd-Eisenbahn hatte mit 
ihrer Beteiligung am Omnibusverkehr, die sich auf 2, Mio Pfd. beläuft, 
ihr Anlagekapital nicht belastet, und der Ertrag erscheint daher nicht 
in ihrer Betriebsrechnung. 

Die schon erwähnte Schließung von verkehrsschwachen Seiten- 
strecken der Eisenbahnen, die durch den Ersatz des Eisenbahnverkehrs 
durch den Omnibus möglich geworden ist, umfaßt für alle vier Gesell- 
schaften Strecken von erheblich über 1000 km Länge. Omnibus und Eisen- 
bahn arbeiten im besten Einvernehmen miteinander, was beiden Teilen 
und natürlich auch der Allgemeinheit zugute kommt. An vielen Orten 
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ist der Bahnhof der Mittelpunkt des Omnibusverkehrs geworden, so daß 
den Reisenden der Übergang von einem Verkehrsmittel zum anderen 
leicht gemacht wird. 

In Kraftverkehrsunternehmen, die den Güterverkehr pflegen, haben 
die vier englischen Eisenbahngesellschaften 2,5 Mio Did. angelegt, die 
im Jahre 1937 einen Ertrag von 5,7 % gebracht haben. Nicht so günstig 
hat ihr Rolldienst abgeschnitten. Für diesen eignet sich der Kraftwagen 
nur wenig, und die Eisenbahnen arbeiten daher auf diesem Gebiet noch 
stark mit Pferden. In ihren Ställen stehen 12 742 Pferde zur Bespannung 
von 25 075 Fahrzeugen; daneben sind für den Rolldienst noch 9781 Kraft- 
fahrzeuge vorhanden. In all diesen Fahrzeugen ist ein Kapital von 
4,2 Mio Did. angelegt. 

Die Rechnung der englischen Eisenbahnen für ihren Güterverkehr 
auf der Straße wird in zwei Teilen geführt; der eine umfaßt den Roll- 
dienst, also die Beförderung der Güter, die zur Beförderung mit der Eisen- 
bahn von den Versendern abgeholt und danach den Empfängern zugestellt 
werden, der andere die Beförderung auf der Straße ohne Zusammenhang 
mit einer vorhergegangenen oder folgenden Beförderung auf der Eisen- 
bahn. Die Ergebnisse dieser beiden Zweige des Verkehrs für das Jahr 1937 
sind nachstehend zusammengestellt. 


Reiner Straßenverkehr 
Einnahmen Ausgaben Überschuß 


Pfd. Pfd. Did. 
Große West-Eisenbahn `... 73 226 59 378 13 848 
London & Nordost-Eisenbahn . . . . . . 201744 162 840 88 904 
London, Midland & Schottische Eisenbahn . 408890 339 400 69 265 
Süd-Eisenbahn . . . . party 23 703 17384 6319 


Rollverkehr 
Einnahmen Ausgaben Ergebnis 


Ptd. Pfa. Pfa. 

Große West-Eisenbahn . . . . . 1038194 1278274 240.080 

London & Nordost-Eisenbahn. . . 1362669 1766518 403 849 
London, Midland & Schottische E 

Eisenbahn . . . . . 2877276 2839257 461981 
Süd-Eisenbahn . . » e sesa 542 975 532 344 10 631 Überschuß, 


Daß der Rollverkehr, außer bei der Süd-Eisenbahn, mit so erheb- 
lichem Verlust abgeschlossen hat, was er übrigens immer getan hat, 
hat seinen Grund in den außerordentlich niedrigen Sätzen, die aus Wett- 
bewerbsgründen für den Rollverkehr gelten. Der Verlust war im ver- 
gangenen Jahr um 184 000 Pfd. größer als im Jahr vorher, und es wird 
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erwartet, daß er infolge Neugestaltung von gewissen Tarifen, in denen 
die Rollgebühren eingerechnet sind, in Zukunft eher zu- als abnehmen 
wird. 

Die aus der obigen Zusammenstellung hervorgehende Trennung des 
Straßenverkehrs ist übrigens nicht ganz scharf, weil die Fahrzeuge, die 
den reinen Güterverkehr bedienen, zuweilen auch Rollgut mitnehmen und 
weil in manchen Fällen Güter- und Omnibusverkehr so eng zusammen- 
hängen, daß ihre Kosten nicht getrennt werden können. 

Beim reinen Güterverkehr auf der Straße waren die Gesamtein- 
nahmen 1937 um nur 418 Pfd. höher als 1936, aber die Ausgaben sind 
um 6176 Did. zurückgegangen, so daß der Überschuß von 128 336 Pfd, 
um 6594 Pfd. höher war als im Vorjahr. Beim Rollverkehr war dagegen 
das Ergebnis so schlecht wie noch nie. Die Einnahmen waren zwar infolge 
Zunahme des Verkehrs höher, aber die Ausgaben haben stärker zugenom- 
men, so daß bei den in der Zusammenstellung zuerst aufgeführten drei 
Gesellschaften der Verlust um den schon erwähnten Betrag von fast 
184 000 Pfd. höher war als im Vorjahr, und auch bei der Süd-Eisenbahn 
war der Überschuß nur etwa halb so hoch wie 1936. 

Unter den Lastkraftwagen der englischen Eisenbahngesellschaften 
befindet sich eine Anzahl von besonderer Bauart. So hat die Große West- 
Eisenbahn einen Wagen bauen lassen, der besonders zur Beförderung 
langer Träger bestimmt ist, wie sie beim Bau von Flugzeughallen ge- 
braucht werden, ein anderer Wagen ist zur Beförderung großer Glas- 
scheiben eingerichtet, und auch Wagen für die Beförderung von Vieh, 
sowie Kesselwagen zur Beförderung von Milch, Speiseöl u. dgl. sind 
vorhanden. 

Für eine ganze Anzahl Dörfer und einzeln gelegene Güter sind die 
Kraftwagen der Eisenbahngesellschaften ein un@ntbehrliches Verkehrs- 
mittel geworden. Zahlreiche Großunternehmer lagern ihre Erzeugnisse 
in den Lagerhäusern der Eisenbahn ein und lassen sie von dort mit den 
Wagen der Eisenbahn auf Entfernungen bis 50 km an ihre Abnehmer ver- 
teilen. Sie haben dadurch den Vorteil, daß sie auf der Eisenbahn ganze 
Wagenladungen abfertigen können, trotzdem aber ihre Abnehmer so 
beliefern können, wie es deren Bestellungen auf kleine Mengen zur 
Deckung des jeweils augenblicklichen Bedarfs entspricht. 

Da es in London keine durchgehenden Eisenbahnen gibt, sondern 
alle Fernbahnen dort in Kopfbahnhöfen endigen, ist eine Menge Über- 
gangsgut von Bahnhof zu Bahnhof zu befördern. Das geschieht zum Teil 
auf der Schiene, es sind aber täglich noch ungefähr 1000 t von Bahnhof 
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zu Bahnhof auf der Straße überzuführen, Bis zum Jahre 1935 hatte jede 
von den vier Eisenbahngesellschaften für diesen Verkehr ihre eigenen 
Einrichtungen, wobei sie im wesentlichen ihren Rolldienst mit diesem 
Verkehr belasteten. Im Jahre 1935 wurde für die Überführung des 
Durchgangsguts, zunächst versuchsweise, ein Gemeinschaftsdienst ge- 
schaffen. Die Süd-Eisenbahn stellte dazu sechs Sechstonner, die drei 
anderen Gesellschaften deren acht, und dazu wurden Anhänger beschafft, 
deren Zahl mittlerweile auf 150 angewachsen ist. Zunächst wurden nur 
acht Strecken, und zwar nach einem festen Fahrplan, befahren, neuer- 
dings ist deren Zahl auf 30 erhöht worden. Die Fahrzeuge befördern 
erheblich größere Gütermengen in diesem Gemeinschaftsbetrieb als 
früher zur Zeit des Einzelbetriebs. Jede Gesellschaft besitzt ihre eigenen 
Kraftwagen, die Anhänger werden aber gemeinschaftlich benutzt, Der 
Dienst arbeitet zur Zufriedenheit, er soll deshalb weiter ausgedehnt wer- 
den. Der Güterverkehr wird dadurch beschleunigt, und Leerfahrten wer- 
den dabei vermieden. 

Das jüngste Kind der englischen Eisenbahnen, wenn man so sagen 
darf, ist die Beteiligung am Flugverkehr. Im Jahre 1929 erlangten sie 
die Genehmigung, sich am Luftverkehr zu beteiligen, ohne aber zunächst 
davon Gebrauch zu machen. Wie manches andere Mal ging auch hier die 
Große West-Eisenbahn als erste vor, indem sie im Jahre 1933 einen Flug- 
verkehr zwischen Cardiff und Plymouth einrichtete. Im Jahre 1934 
riefen die vier Eisenbahngesellschaften in Gemeinschaft mit der Gesell- 
schaft Imperial Airways Limited, zunächst als Versuch, ihre Flugver- 
kehrsgesellschaft Railway Air Services Limited ins Leben. Im Sommer 
1935 wurden auf den 40 Strecken dieser Gesellschaft wochentäglich 
10 000 km geleistet, im Jahre 1936 war die Zahl der Flugstrecken auf 62 
angewachsen, und die Flugzeuge legten täglich 22000 km zurück, Mit 
anderen Fluggesellschaften wurden Vereinbarungen getroffen, die ein 
einträchtiges Zusammenarbeiten zum Ziel hatten. Wie es bei der Ent- 
stehung der Railway Air Services selbstverständlich ist, arbeitet der 
Flugverkehr in engem Anschluß an den Eisenbahnbetrieb, Reisende mit 
Flugscheinen können auf der Eisenbahn ohne weiteres die 1, Klasse be- 
nutzen, Reisende mit Eisenbahnfahrkarten 1. Klasse müssen, wenn sie 
das Flugzeug vorziehen, einen mäßigen Zuschlag bezahlen. Reisende 
mit Dauerkarten, die in England auf Entfernungen ausgegeben werden, 
auf denen es sich lohnt, statt der Eisenbahn das Flugzeug zu benutzen, 
zahlen im Flugzeug einen Zuschlag von 10 % des Fahrpreises. Großes 
Gepäck der Fluggäste wird mit der Eisenbahn befördert, 
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Wie andere Luftverkehrsunternehmen, so hat auch die Gesellschaft 
Railway Air Services Limited Zuschüsse erfordert. Der Verkehr hat im 
Jahre 1937 zugenommen. Die Einnahmen beliefen sich auf 32500 Pfd., 
7835 Pfd. mehr als im Vorjahre, die Ausgaben waren aber um 18 361 Pfad. 
auf 83968 Pfd. gestiegen, und die Folge war ein Fehlbetrag von 
51468 Pfd., 10 526 Did. mehr als Vorjahre. In den fünf Jahren, in denen 
die englischen Eisenbahngesellschaften sich am Luftverkehr beteiligt 
haben, haben sie dabei 160 000 Pfd. zusetzen müssen, aber sie bezeich- 
nen die Erfahrungen, die sie dabei gesammelt haben, als unschätzbar, und 
eine amtliche Erörterung englischer Luftverkehrsfragen hat zu dem Er- 
gebnis geführt, daß anerkannt wurde, die Eisenbahngesellschaften hätten 
mit der Wahl ihrer Flugstrecken die vom Gesichtspunkt des Verkehrs 
richtigen Grundlagen für ein englisches Flugnetz geschaffen. 


Eine der wichtigsten Flugstrecken der Eisenbahn-Fluggesellschaft 
ist die Strecke London—Belfast—Glasgow, die seit August 1934 ohne 
Unterbrechung beflogen worden ist. Seit zwei Jahren dient hier das 
Flugzeug auch dem Postverkehr, und der Vertrag mit der Postverwaltung 
ist für 1938 erneuert worden. Trotz gewisser Schwierigkeiten, die das 
Winterwetter bereitet, ist der Flugplan mit fast 100 % durchgeführt 
worden, und das Jahr 1937 ist ohne Unfall verlaufen. Der Verkehr hat 
dauernd zugenommen. Die Anschlüsse in Croydon, dem Flugplatz für 
London, machen es möglich, daß man von morgens bis abends von Rom, 
Cannes, Kopenhagen, Berlin oder Basel bis Liverpool oder Belfast flie- 
gen kann. 


Die neueste unter den 76 Flugstrecken, die von Railway Air Services 
seit Einführung des Sommerflugplans 1938 beflogen werden, verbindet 
London mit Lerwick, dem Hauptort der Shetland-Inseln. Der Flug, mit 
dem also der äußerste Norden von Großbritannien erreicht wird, dauert 
8⁄4 Stunden, Bis Mai 1938 bestanden nur Flugverbindungen, die von 
den Shetland- und den Orkney-Inseln sowie vom nördlichen Teil des 
schottischen Festlands nach Süden bis Inverness oder Aberdeen reichten, 
und von London, also von Süden her, drang das Flugzeug nur bis Glasgow 
und Dundee vor. Die so bisher vorhandene Lücke ist nunmehr ge- 
schlossen worden. Der weiteren Entwicklung ihres Flugverkehrs sehen 
die englischen Eisenbahnen mit Zuversicht entgegen. 


Wie aus den vorstehenden Darlegungen hervorgeht, sind die Neben- 
betriebe der englischen Eisenbahnen ein nicht unbeachtliches Glied im 
englischen Verkehrswesen. Ihr Betrieb bedeutet nicht immer eine reine 
Freude für die Verwaltung, und die Aktionäre, die ihre Ansprüche auf 
Dividende durch die Zuschüsse an diese Betriebe geschmälert sehen, er- 
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heben zuweilen Vorwürfe gegen die Leitung der Eisenbahngesellschaften, 
weil sie diese Betriebe überhaupt noch aufrechterhalten. Die Verwal- 
tung vertritt aber demgegenüber den eingangs erwähnten Standpunkt, 
daß sie nämlich dem Hauptbetrieb, der Eisenbahn, Verkehr zuführen und 
ihre Aufrechterhaltung daher verantwortet werden kann und berechtigt 
ist. Diese Auffassung kommt auch darin zum Ausdruck, daß die Neben- 
betriebe als „ancillary businesses“ bezeichnet werden; sie dienen also 
einerseits dem Eisenbahnverkehr als dessen Magd, und sie gehören 
andererseits zu dem Geschäft, das die Eisenbahngesellschaften betreiben, 
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Die Niederländischen Eisenbahnen im Jahre 1937'. 
Der letzte Jahresbericht der SS und der HSM. 


1. Allgemeines. 

Nach sieben Jahren des Rückganges brachte das Jahr 1937, das 
letzte Jahr des Betriebes der Niederländischen Eisenbahnen, durch die 
seit 1917 zu einer Interessengemeinschaft verbundenen Gesellschaften 
Staatseisenbahnbetriebsgesellschaft und Holländische Eisenbahngesell- 
schaft die sehnlichst erwartete und nach den Ergebnissen der letzten 
Monate des Jahres 1936 in Aussicht stehende Vermehrung der Einnahmen: 
der in den Niederlanden im Vordergrund stehende Personenverkehr brachte 
fast 3, der Güterverkehr fast 2 Millionen Gulden mehr ein als 1936. 
Dieses bessere Ergebnis ist in erster Linie auf den Aufschwung zurück- 
zuführen, den das wirtschaftliche Leben im ersten Teil des Jahres 1936 
in den Niederlanden aufzuweisen hatte, allerdings haben auch die Feier- 
lichkeiten aus Anlaß der Hochzeit der Thronfolgerin am 7. Januar, das 
Weltpfadfindertreffen („Jamboree“) Ende Juli bis Anfang August, der 
Übergang der Beförderung des Personals von der Freifahrt zur Beförde- 
rung nach besonderem Tarif sowie die Einführung besonderer Tarife 
zur Vermehrung der Personenverkehrseinnahmen beigetragen; auch kann 
in diesem Zusammenhang auf die Einführung der Verordnung über 
die Beförderung von Personen in Kraftwagen am 15. Februar hinge- 
wiesen werden, obwohl die Beobachtung der Vorschriften dieser Ver- 
ordnung in strafrechtlicher Hinsicht nicht in allen Punkten gesichert 
erschien, so daß die Neuregelung, obwohl sie im allgemeinen durch die 
Eisenbahnen mit Zustimmung begrüßt wurde, bislang noch nicht von 
großer Bedeutung gewesen ist. 

Die weiteren Bemühungen der Verwaltung, die Betriebskosten noch 
mehr zu verringern, blieben auch 1937 nicht ohne Erfolg, tatsächlich be- 
trug der dadurch erzielte Rückgang der Ausgaben aber noch keine 
500 000 fl, da die Preiserhöhungen der Brennstoffe und der sonstigen 

1 Nach dem gemeinsamen Jahresbericht der Staatseisenbahnbetriebsgesell- 
schaft (NV. Maatschappij tot Exploitatie van Staatsspoorwegen, SS) und der. 
Holländischen Eisenbahn-Gesellschaft (NV. Hollandsche Ijzeren Spoorweg Maat- 
schappij, HSM), vereinigt zu den Niederländischen Eisenbahnen (Nederlandsche 
Spoorwegen, NS), Utrecht, J. van Boekhoven 1938. Vgl. zuletzt Archiv für Eisen- 
bahnwesen 1937 S. 1497: Die Niederländischen Eisenbahnen im Jahre 1936, 


156 Die Niederländischen Eisenbahnen im Jahre 1937. 


Stoffe den größten Teil der Ersparnisse bei den Personalausgaben 
` wieder zunichte machte. 

So stieg der Überschuß der Betriebsrechnung 1937 insgesamt von 
fast 4 Mill. fl (1936) auf 9,3 Mill. fl, während die Zinsrechnung reichlich 
800.000 fl und die verschiedenen Verluste über 400 000 fl weniger er- 
forderten. Trotzalledem wurde der Verlust für das Jahr 1937 mit 
33 460 970,57 fl um fast 2 Mill, fl höher als 1936, wo er 31 851 183,07 fl be- 
tragen hatte, und zwar ergab sich das aus folgenden Gründen: Die Über- 
weisung an die Erneuerungsrechnungen für Gebäude und Ingenieur- 
hochbauten wurde 1937 auf Verlangen der Regierung um 4100000 fl 
höher angesetzt als 1936, d.h. sie entsprachen auch damit noch nicht 
den technischen Anforderungen und auch nicht den 1928 abgeschlossenen 
Abschreibungsverträgen mit dem Staat, sie blieben aber 1937 nur noch 
um 600 000 fl gegenüber diesen Anforderungen zurück, wogegen 1936 der 
Rückstand 4,7 Mill. fl betragen hatte; ferner mußte im Hinblick auf die 
Beendigung des Betriebes durch die Interessengemeinschaft SS und HSM 
ein Betrag von 2%, Mill. fl bereitgestellt werden für Frachten, deren 
Gegenwert schon 1937 vereinnahmt war, die aber erst 1938 ausgeführt 
wörden sollten, sowie für Erstattungen, die erst 1938 bezahlt zu werden 
brauchten, aus Beförderungen, die bereits 1937 stattgefunden hatten 
usw., sowie endlich mußten auf Verlangen der Regierung etwa 1,4 Mill. fl 
für 1937 gebucht werden zum Ausgleich der bei der Neugestaltung des 
Eisenbahnwesens entstehenden Kosten. Wären diese Mehrausgaben 
nicht entstanden, dann wäre das geldliche Ergebnis 1937 etwa um 
6,4 Mill. fl besser gewesen als 1936, statt, wie die Rechnung jetzt in 
Wirklichkeit aussieht, um 1, Mill. fl schlechter. Tatsächlich wurde, wie 
oben ausgeführt, der Fehlbetrag 1937 ausgewiesen mit 33 460 970,57 fl 
gegenüber 31851 183,07 fl im Jahre 1936, 

Der mit der Königlichen Botschaft vom 8. Juni 1936 vorgelegte 
Gesetzentwurf zur Neuordnung des Eisenbahnwesens erschien mit gerin- 
gen Änderungen! als Gesetz vom 26, Mai 1937 im Staatsblatt (Nr. 520). 
Darauf beschlossen die Generalversammlungen der SS und der HSM vom 
26. Juni 1937 die Auflösung der beiden Gesellschaften zum 1. Januar 
1938, und Reich, SS und HSM errichteten durch notariellen Akt vom 
2. August in Utrecht die Aktiengesellschaft „Nederlandsche Spoor- 
wegen“; der letzte Artikel der Gründungsakte ernannte die Aufsichts- 
ratsmitglieder und die beiden Direktoren der alten Gesellschaften zu In- 
habern der gleichen Ämter bei der neuen Gesellschaft. Die Gesellschaft 
wurde entsprechend dem Gesetz Eigentümerin der Staatsbahnen, doch 
begann, wie gesagt, ihr Betrieb erst 1938. 

1 Vgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1936, S. 1131. 
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Unter dem 28. Mai machten die Gesellschaften bekannt, daß den 
Inhabern von Schuldverschreibungen und sonstigen Schuldanerkennt- 
nissen, die von einer der beiden Gesellschaften ausgegeben seien oder zu 
ihren Lasten liefen, sowie den Besitzern der noch umlaufenden Inhaber- 
aktien von SS und HSM Gelegenheit gegeben sei, diese Papiere in 3pro- 
zentige Niederländische Staatspapiere der Anleihe 1937 umzutauschen. 
Fast alle Inhaber solcher Papiere machten von dieser Möglichkeit Ge- 
brauch; lediglich ein Betrag von 1434700 fl (rund % %) an Schuld- 
verschreibungen und 67750 fl (noch nicht 2%) der Inhaberaktien 
wurden nicht umgetauscht. 

Mit dem Jahreswechsel 1937/1938 fand der Übergang des Betriebes 
mit allen Rechten und Verpflichtungen, abgesehen von den oben genann- 
ten, nicht umgetauschten Schuldverschreibungen usw. von SS und HSM, 
auf die neue Gesellschaft, NS, statt. Auch das gesamte Personal ging 
mit dem gleichen Zeitpunkt auf die neue Gesellschaft über, mit Aus- 
nahme von 71 Bediensteten, die diesen Übertritt nicht zu vollziehen 
wünschten. Zahlreiche Übereinkommen, die das Verhältnis des Staates 
zu den bisherigen Gesellschaften betrafen und die zu den Beziehungen 
des Staates zu NS nicht paßten, waren vorher aufgehoben worden, 
während die Konzession für den Betrieb der Eisenbahnen und Klein- 
bahnen, entsprechend dem mehrfach genannten Gesetz, von dem Minister 
für Waterstaat unter dem 16. Dezember mit Wirkung vom 1. Januar 1938 
der NS erteilt wurde. Demgemäß hatten SS und HSM mit Ablauf des 
Jahres 1937 ihre Aufgabe im Wirtschaftsleben der Niederlande zu Ende 
geführt. Die HSM hat 98 Jahre, die SS 74 Jahre lang Eisenbahnen be- 
trieben, jede Gesellschaft zunächst für sich, seit dem 1. Januar 1917 in 
engster Betriebs- und Verwaltungsgemeinschaft, und der letzte Jahres- 
bericht fügt lediglich hinzu, daß sie stets danach gestrebt hätten, ihre 
Aufgabe so gut wie möglich zu erfüllen, ohne ihr eigenes Interesse in 
den Vordergrund zu stellen. 


2. Umfang des Netzes, 

Auch im Jahre 1937 sind neue Linien nicht hinzugekommen, ebenso- 
wenig haben sich die Eigentumsverhältnisse durch Übergang an den 
Staat oder eine der Gesellschaften verschoben, doch wurde wieder der 
Gesamtbetrieb auf einigen Strecken oder doch der Personenverkehr auf 
einzelnen Linien eingestellt. Zunächst wurde im Bereich der der HSM 
gehörenden Geldersch-Overijsselschen Nebenbahnen auf den Strecken 
Doetinchem—Ruurlo—Neede und Winterswijk—Neede—Enschede der 
Betrieb eingestellt auf den Teilstrecken Zelhem—Ruurlo am 22. Mai, 
Ruurlo—Boreulo und Haaksbergen—Neede am 3. Oktober, während der 
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Personenverkehr eingestellt wurde auf den Teilstrecken Doetinchem- 
Zelhem am 22. Mai, Borculo—Neede, Haaksbergen—Enschede und 
Winterswijk—Neede am 3. Oktober; bei der in gleichem Verkehrsgebiet 
liegenden Staatskleinbahn Oldenzaal—Gronau wurde auf der Strecke 
Losser—Glane und von der bereits teilweise stillgelegten, dem Staat ge- 
hörenden Nebenbahn Neede—Rijssen—Hellendoorn auf der Strecke 
Enter—Rijssen der Gesamtbetrieb am 22. Mai eingestellt. Dazu kam die 
Betriebseinstellung auf der Teilstrecke Barneveld—Nijkerk der dem 
Staat gehörenden Nebenbahnstrecke Ede—Nijkerk am 8, August und die 
Einstellung des Personenverkehrs auf der staatlichen Kleinbahn Ede— 
Wageningen am 14. März 1937, Somit ergab sich für den Betriebsumfang 
folgendes Bild; es waren vorhanden Ende 


1935 1936 1937 

km km km 
Hauptbahnen . . . . . 2425,85 2 419,808 2 397,278 
Nebenbahnen . . . . . 900,005 830,005 809,758 
Kleinbahnen . . . . . 158,744 137,588 135,103 
zusammen 3484,024 3 387,401 3 342,139 


Von diesen Linien standen im Eigentum 


Ende 1935 1936 1937 
km km km 
des Staates. . . . . . 2191047 2 231,906 2 213,155 
A E T] 161,818 161,818 
der HSM., + s a a siga ODINO. 692,138 665,627 
eines Dritten . . . . . 479,306 301,530 301,530 
zusammen 3484,024 3 387,461 3 342,139 

dazu die HSM-Fährstrecke 
Enkhuizen—Stavoren . 22,000 22,000 22,000 
insgesamt 8 506,024 8 409,461 3 364,139 


Von den Strecken waren Ende 1937 1684,s70 km zweigleisig gegen 
1697,984 km Ende 1936, und 232,182 km wurden, wie 1936, elektrisch be- 
trieben, Die Oberleitung und weitere Einrichtungen für den elektrischen 
Betrieb auf dem Mittelnetz Amsterdam—Utrecht—Arnheim, Rotterdam— 
Gouda, den Haag—Gouda—Utrecht—Eindhoven wurden zum großen 
Teil fertiggestellt, ebenso ein erheblicher Teil der nötigen elektrischen 
Fahrzeuge. Auch darf hier erwähnt werden; daß im Hinblick auf die 
Erhöhung der Fahrgeschwindigkeit an den in Frage kommenden Strecken 
und Bahnhöfen die Entfernung der Vorsignale auf 700 m und stellen- 
weise auf 1000 m erhöht wurde und weiter, daß an einzelnen Überwegen 
halbautomatische Blinklichteinrichtungen errichtet wurden. 
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3. Einnahmen. 
a) Allgemeines. 


Die Gesamteinnahmen, die 1920 mit 204 339 427,59 fl ihren höchsten 
Stand erreicht hatten, zeigten in den letzten Jahren folgende Entwick- 
lung; sie betrugen: 


1930 . . . . 175508427,10 fl, das ist — 2,92% gegenüber 1929 
1931 . . . . 164295873 fh, „ „ — 60% a 1930 
1982 . . . . 139535 290,05 fl, » mn —1507% D 1931 
1933 . . . . 122497 7583,00 fl, aw — 12,25 % D 1932 
1994 . . . . 112381 595,00 fl, » » —1002% om 1933 
1985 . . . . 101120313,70 fl, » n — 821% » 1934 
1986 . . . . 9557650212 fl, „ „ — 548% a 1935 
1937 . . . . 100420 867,93 fl, » n + 506% D 1936. 


Die Zunahme betrug somit 1937 4 844 365,51 fl. Im einzelnen haben sich 
die Einnahmen wie folgt entwickelt; sie betrugen: 


mehr od. weniger 


1935 1936 1937 als 1936 
bei der Stelle fl fl fl fl 

Personenverkehr . . 53566358092 51244 719,25 54222860,51 + 2978 141,06 
Gepäck... .. . 982 644,07 923 573,56 939 581,57 +  16008;21 
Brief- und Paketpost 2 929 531,50 2 704 588,08 2 633 893,10 — 70694,08 
Lebende Tiere sowie 

Leichen. . . . 490 695,58 375 416,58 393 380,89 + 17964,31 
Güterverkehr . . . 40789694,56 38063980,16 39917 637,55 + 1853 657,19 
Telegraph `... . 8524,42 7605,43 8747,35 — 3858,08 
Außerordentliche 

Einnahmen . . 285286415 2256619,26 2309767,6 + 53148,10 


zusammen 101120313,79 95576502,12 100420 867,93 + 4844 365,51 


Von den Einnahmen entfielen 99 436 546,95 fl (1936: 94 589 449,44 f1) 
auf die Staatsbahnen und die den beiden Gesellschaften eigentümlich 
gehörenden Eisenbahnen, während auf die gepachteten Privatbahnen 
(einschl. des Fährdienstes Enkhuizen—Stavoren mit 74 125,s6 fl, und der 
Kleinbahn Gouda—Schoonhoven mit 55 107,24 fl) nur noch 986 320,08 fl 
(1936: 987 052,68 fl) entfielen. Demgegenüber sei gleich hier hervor- 
gehoben, daß die Gesellschaften wie im Vorjahre an Pacht zu zahlen 
hatten für die Staatsbahnen 4 400 552,02 fl, d.h. SS 3821432,2 fl und 
HSM 579120 fl, wogegen die pachtweise betriebenen Privatbahnen ein- 
schließlich der Hafenbahnen usw. 700 551,60 (1936 715 741,64) fl er- 
forderten. 

b) Personenverkehr. 

Die Einnahmen aus dem Personen- und Gepäckverkehr, die 1921 

mit 94 113 975,41 fl ihren höchsten Stand erreicht hatten, ein Stand, 
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der 1936 kaum von den Gesamteinnahmen erreicht wurde, entwickelten 
sich in den letzten Jahren wie folgt; sie betrugen 


1930 . 2 . . 87189 646,52 fl, das ist + 1,10% gegenüber 1929 
1931 . . . . 809180560 fl, „ » — 711% Ko 1930 
1982 . . . . 6987411380 fl, o — 1804% SE 11081 
1988 2.2.2. 6177690821 fl, vw — 100% SEHR 
194 . . . . 5797675673 fl, » „ — 615% D 1933 
1985 . 2 . 54548983819 fl, p» » — 501% „1984 
1936 . . . 5216829201 fl, » n» — 4,0% vw 1935 
1987 . . . . 551624418 fl, „m + 5,00% vw 1936. 


Die Einnahmen aus dem Personenverkehr allein, d. h. ohne die aus 
dem Gepäckverkehr, stiegen dabei von 51 244 719,25 auf 54 222 860,51 fl, 
d.i. um 5,81%, nachdem der Rückgang 1936 Aan % betragen hatte. 
Dabei gingen die Einnahmen aus den Dauerkarten, und zwar die der 
1. Klasse, noch um ein geringes (62 184,33 f1) zurück, während sonst überall 
eine Zunahme zu verzeichnen war. Insgesamt nahm die Einnahme der 
ersten Klasse um 4,18 %, die der zweiten Klasse um 6,85 % und die der 
dritten Klasse um 5,00 % zu, während der Rückgang 1936 6,46, 7,19 und 
3,36 % betragen hatte. e 

Die Verteilung der Reisenden und der Einnahmen auf die einzelnen 
Klassen zeigte in den letzten Jahren folgende Entwicklung: Von 100 Rei- 
senden, ohne die auf Dauer-, Ferien- usw. Karten, benutzten die 


im Verkehr i ; 
mit dem Ausland EE 


im Binnenyerkehr 


1935 | 1936 | 1937 | 1935 | 1930 | 1987 | 1935 | 1936 | 1937 


0,7 2,9 3,2 3,5 0,8 0,8 0,8 
60 | 22,8 | 241 | 240 | ul 72] 72 
92,7 | 74,6 | 72,7 | 72,5 | 91,8 | 92,0 | 92,0 


0,7 | 0,7 
6,8 6,6 
92,8 | 92,7 


3, Klose, , . . . 


Dementsprechend verteilten sich die Einnahmen (einschließlich 
der aus Dauer-, Ferienkarten usw.) auf die 


EE 


im Binnenverkehr | fN, | im Durchschnitt 
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Im Durchschnitt entfiel demgemäß auf einen Reisenden der 
im Binnenvorkehr Wel im Durchschnitt 


mit dem Ausland 


1935 | 1936 | 1037 | 1035 | 1936 | 1987 | 1935 | 1936 | 1937 


fl 


| 3,841 4,206 | 4,072 | 4,100 


4,005 | 3,821 


ash 5,573 
te a 2,074 | 2,059 | 2,102 | 3,783 | 3,843 | 3,805 | 2,203 | 2,200 | 2,300 
3. Klasse. saui a 0,009 | 0,078 | 0,074 | 1,881 | 1,304 | 1,378 | 0,690 | 0,091 | 0,093 
im Durchschnitt | 0,789 | 0,785 | 0,704 | 2,030 | 2,090 | 2,180 | 0,856 | 0,832 


Die Anzahl der Reisenden selbst hat in allen Klassen zugenommen, 
und zwar wurden — wieder ohne die Reisenden auf Dauerkarten usw. — 
befördert in der ersten Klasse 376 089 (+ 19 987), in der zweiten Klasse 
3383124 (+ 170846), in der dritten Klasse 43357799 (+ 2386 374) 
Fahrgäste, insgesamt 47 117 012 Reisende gegenüber 44 539 805 im Jahre 
1936; ihren Höchststand hatte die Zahl der Reisenden 1929 mit etwa 
50 Mill. erreicht. 

Die Einnahmen aus dem Gepäckverkehr, die 1936 noch um 7,07 % 
zurückgegangen waren, stiegen 1937 wieder um 1600821 fl auf 
939 581,57 fl, also um 1,73 %, die aus der Beförderung der Brief- und 
Paketpost gingen jedoch auch 1937 noch um ein geringes (2,61 %), näm- 
lich von 2704 588,98 auf 2 633 893,10 fl zurück, während 1936 der Rück- 
gang noch 7,07 % betragen hatte, 


c) Güterverkehr, 

Die Einnahmen aus dem Güterverkehr, die seit Jahren wieder 
hinter denen des Personenverkehrs zurückbleiben, stiegen 1937 nicht in 
dem gleichen Maße wie die des Personenverkehrs; einschließlich der 
aus dem Tier- und dem Leichenverkehr stiegen sie von 38 439 396,74 fl 
um 1871 621,50 fl oder 4,87 % auf 40311 018,4 fl, nachdem 1936 der 
Rückgang Gan % betragen hatte. Im Jahre 1920 hatte der Güterverkehr 
mit 104 214 739,55 fl Einnahmen den höchsten Stand erreicht. Die Ent- 
wicklung der letzten Jahre zeigte dabei folgendes Bild: Die Einnahmen 
betrugen 


1930 . . 80 825 205,44 fl, das ist — 7,50 % gegenüber 1929 
1931 . 75 628 824,70 f, » » — 6,43% D 1930 
1932 . 62864 427,04 fl, 4 n» — 16,87% » 1931 
193 . . . « 5494108810 fl, u» — 12,00 % » 1932 
1934 . . . . 49014628, m —10,718 % D 1933 
1935 . . 0 4128089014 fl, p n 1% » 1934 
1936 . 38489 396,74 fl, „n — 6,88 % „01688 
1997 . 40311 018,24 EL, „nm + 487% „1986, 


Archiv für Eisendahnwesen. 1939, 
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An dem Einnahmenzuwachs waren alle Verkehrsarten beteiligt, und zwar 
brachte der inländische Verkehr 29070 239,08 fl gegenüber 1936 
28.026 800,09 fl, der Verkehr mit und über Belgien 4307 834,02 
(3 630 834,02) fl, der Verkehr mit und über Deutschland 6347 496,91 
(6 275 241,17) fl und der Durchgangsverkehr 192 066,14 (131 472,55) fl. 
Der Menge nach nahm der Verkehr um 16,102 % oder um 2 244 785 t zu, 
während der Rückgang 1936 213741 t oder 1,515 % betragen hatte. 
Insgesamt wurden befördert 16134196 t (1936: 13889411 t) Güter; 
1929 waren es 24 Mill. t gewesen, Auf die Steinkohle entfiel auch 1937 
der größte Teil, nämlich 11164784 t. Im übrigen verteilte sich der 
Verkehr auf den Binnenverkehr mit 10 163 205 t (davon 7 156 748 t Stein- 
kohle), den Verkehr mit und über Belgien mit 2061649 t (davon 
1783 043 t Kohle) im Versand und 437 217 t (davon 31255 t Kohle) im 
Empfang, auf den Verkehr mit Deutschland mit 635 192 t (davon 288 930 t 
Kohle) im Versand und 2 341 139 t (davon 1 723 604 t Kohle) im Empfang. 
Die Zunahme betrug im Binnenverkehr 1532 764 t (16,53 %), im Verkehr 
mit und über Belgien 583868 t (30,10 %), im Verkehr mit und über 
Deutschland 122 743 t (4,30 %), im Durchgangsverkehr 5 410 t (43,58 %). 

Im Tierverkehr wurden 1937 144 oder 1,20 % mehr (1936 1934 oder 
13,33 % weniger) Wagenladungen Pferde und Vieh befördert, wogegen 
die Zahl der einzeln beförderten Stücke Vieh um 19514 oder um 16,34 % 
(1936: 51205 Stück oder — 30,01 %) zurückging. Gleichwohl nahm die 
Einnahme um 17 964 fl (1936: 375 416,58 fl gegenüber 1937: 393 380,50 f1) 
zu, da der Mehrverkehr zum Normaltarif, Plan Deterding, verhältnis- 
mäßig stark ins Gewicht fiel. 

Die außerordentlichen Einnahmen und der Telegrammverkehr 
erbrachten mit 2313 514,71 fl 49 290,02 fl mehr als 1936. 

Auf die mittlere Betriebslänge (1935: 3531,07s, 1936: 3420,078 und 
1937: 3389,037 km) bezogen, betrugen die Einnahmen: 


Gesamt- 


| Personen- und | Briet- und 
einnahme 


Geplekverkehr | Paketpost Güterverkehr 


im Jahr [täglich im Jahr \täglich| im Jahr |täglich| im Jahr | täglich 


| 

11 690,59 | 32,02 | 28 637,28 | 78,15 
11 236,05 | 30,70 | 27 939,80 | 70,38 
11 892,42 | 32,58 | 29 025,84 | 81,10 


829,61 | 2,27 
790,08 | 2,10 
777,04 2,18 


15 448,25 
15 250,81 
16 273,85 


42,32 
41,00 
44,58 


Die Niederländischen Eisenbahnen im Jahre 1937. 163 


4. Betriebsausgaben. 

Trotz der vermehrten Betriebsleistungen und der Zunahme der Ein- 
nahmen ist es 1937 gelungen, die Betriebsausgaben noch um ein geringes, 
nämlich um 0,53 %, zu senken, während 1936 die Abnahme noch 3,94 % 
betragen hatte. Die Entwicklung der Betriebsausgaben, die 1921 mit 
194 126 588,74 fl ihren höchsten Stand erreicht hatten und die damals 
fast die Höhe der Gesamteinnahmen, 194 223 495,08 fl, erreichten, ge- 
staltete sich in den letzten Jahren wie folgt; sie betrugen: 


1930 . . . . 128820 966,51 fl, das ist —1,03 % weniger als 1929 
1931... . 1270011084 fl, „ „ —141% or » 1930 
1982 . . . . 11728207650 fl, „ „ — 7,0% D » 1981 
1983 . . . . 1094615085 fl, „ » —6,03 % » o 1932 
1984 . . . . 104148 261,5 fl, „ „ —4,80% » w 1988 
19385 . . . . 9536107050 fl, „ »„ —843% n» n» 194 
1936 . . . . 9160063984 fl, 5 u —3,94% » » 1935 
1987 . . . . 91113362,s4 fl, „ „ —05% D „ 1936 


Das Verhältnis der Betriebsausgaben zu den Gesamteinnahmen 
ergab für die letzten drei Jahre 1935—1937 eine Betriebsziffer von 94,50, 
95,84 und 90,73 %. Von den Betriebsausgaben entfielen auf die Personal- 
ausgaben, zu denen hier die Reise- und Umzugskosten mit 812 000 (1936: 
784 000) fl nicht rechnen, 66 155 000 fl (1936: 67882000 fl), der Rest 
von 24 691 000 (1936: 24 315 000) fl auf die übrigen, sächlichen Ausgaben. 
Dazu kommen die Kosten für den Fährdienst Enkhuizen—Stavoren mit 
283 000 (1936: 149000) fl — denen Einnahmen von 74125 (1936: 
74550) fl gegenüberstanden — und der Anteil an den Betriebskosten 
fremder Bahnhöfe mit 23 000 (28 000) fl, während vorweg abgesetzt wur- 
den Vergütungen durch dritte und durch andere Bahnen mit insgesamt 
1039900 (1936: 773.000) fl. Der Rückgang der Lohnausgaben erklärt 
sich mit einer Minderausgabe von 2845 000 fl für ständiges Personal, 
dessen Zahl entsprechend zurückging, wogegen für Zeitarbeiter 700 000 fl 
mehr an Lohn gezahlt werden mußte. Wie in den früheren Jahren wurde 
im übrigen für die Oberbauerneuerungsrechnung 600 fl je Kilometer Be- 
triebslänge einzelner Gleise dem Betriebe entnommen. Die starke Zu- 
nahme des Postens „übrige Ausgaben“ von 5 842 000 auf 6 852 000 fl ist, 
abgesehen von den höheren Stoffpreisen, auf die Mehrausgaben für die 
Unterhaltung des Oberbaues (462 000 fl) aus Anlaß der Elektrisierung 
des Mittelnetzes, die Mehrkosten der Brennstoffe für die Verbrennungs- 
motorwagen (50.000 fl) und die Mehrausgaben, die nicht auf Kapital- 
rechnung gebucht werden konnten (380 000 fl), zurückzuführen. 

5. Betriebsüberschuß, 

Der Überschuß der Einnahmen über die Betriebskosten, der 1929 

mit 50614 502,5; fl seinen höchsten Stand erreicht hatte, stieg von 
11* 
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8 975 862,23 fl im Jahre 1937 auf 9 307 505,00 fl im Jahre 1938. Hierzu 
kamen als weitere Einnahmen der Überschuß der Fahrzeugabrechnung 
mit anderen Bahnen, 125 816,41 (1937: 212 921,71) fl, die Vergütung aus 
Gemeinschaftsverträgen mit anderen Bahnen, 32 828,37 (32 422,81) fl so- 
wie noch verschiedene Einnahmen mit 1056 573,73 (1148 648,74) fl, so 
daß einschließlich des Betriebsüberschusses zur Verfügung standen 
10 522 724,10 (1937: 5 369 855,54) fl. 

Mit dieser Summe haben die Gesellschaften die Pachtbeträge für 
die ihnen nicht gehörenden Bahnen (Staats- und Privatbahnen), die An- 
leihezinsen, die durch Vertrag mit dem Staat festgelegten Abschreibungen 
sowie einige weitere, hier nicht sonderlich ins Gewicht fallende Ausgaben 
zu bestreiten; schließlich müssen auch die für die Zahlung der Dividende 
von 4% auf das Inhaberkapital notwendigen Gelder bereitgestellt wer- 
den. Die Pacht für die Bahnen hat sich, wie oben zu 3a) bereits 
ausgeführt, kaum geändert, die Zinsenrechnung erforderte 20 938 417,30 f1 
gegenüber 21 750 629,65 fl im Jahre 1936. Neue Anleihen wurden auch 
1937 nicht aufgenommen und an Anleihen standen noch aus bei SS 
6 446 000 fl zu 3%, 27 182 000 fl zu 3% %, 99 603 900 fl zu 4%, 72 771 200 fl 
zu 4% % und 8750 000 fl zu 5 %, insgesamt also 214 753 100 fl und bei 
HSM 6128 000 fl zu 3 %, 47882 000 fl zu 3% %, 92257 250 fl zu 4% 
und 26186 000 fl zu 4% %, insgesamt also 172453 250 fl, so daß die 
gesamte langfristige Verschuldung beider Gesellschaften sich Ende 1937 
auf 387 186 350 fl (1936: 395 290 650 fl) belief; auf den Kursverlust und 
Unkosten wurden, wie 1936, 248 103,54 fl abgesetzt. 

Die Höhe der Abschreibungen ist an sich in den Verträgen mit dem 
Staat! geregelt, sie ist jedoch, wie in den Vorjahren, nicht überall ein- 
gehalten worden. Die Zuweisung an die Fahrzeugabschreibungsrechnung 
entsprach mit 3 286 705,13 fl bei SS und 2 537 299,65 fl bei HSM, zusammen 
5 824 004,78 oder 62 894,83 fl mehr als 1936, den Vereinbarungen, ebenso 
die Abschreibung auf die Betriebseinrichtungen mit 901 732,70 fl bei SS 
und 827 428,50 fl bei HSM, zusammen 1 729 161,09 oder 14 147,8 fl weniger 
als 1936. Im Einvernehmen mit der Regierung wurde jedoch auf deren 
Veranlassung, wie bereits zu Anfang ausgeführt, die Zuweisung an die 
Erneuerungsrechnung für Hochbauten und Ingenieurhochbauten nicht 
in voller Höhe gebucht, es wurden überwiesen bei SS 2781 558,40 fl und 
bei HSM 1373 559,35 fl, zusammen 4155 117,32 fl; das sind zwar 
4116 212,06 fl mehr als 1936, aber immerhin noch 600.000 (1937: 
4.700.000) fl weniger als vertraglich festgelegt. Auf die Fähren und 
Schiffe endlich wurden 22 550,21 fl gegenüber 42 891,04 fl im Jahre 1936 


1 Vgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1936, S. 752. 
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abgeschrieben. An verschiedenen Verlusten entstanden 237 308,45 fl 
(1936: 724 795,53 fl) hauptsächlich dadurch, daß Gelder, die für still- 
gelegte Strecken vorgeschossen waren, nicht mehr eingebracht werden 
konnten. Weiter wurden verausgabt für die Unterstützungskasse der 
Pensionierten 160 000 fl (1936: 175 000 fl), ferner mußten 2500 000 fl 
bereitgestellt werden zum Ausgleich für bereits empfangene Frachten 
für Sendungen, die erst 1938 stattfinden sollten, sowie für Ersatz- 
leistungen, die erst 1938 geschehen können, obwohl die Frachten bereits 
1937 eingegangen waren. Die Kosten für die Neuordnung des Eisenbahn- 
wesens erscheinen schließlich mit 1387 927,05 fl. 


6. Reinertrag (Verlust). 

Im Endergebnis der gemeinsamen Gewinn- und Verlustrechnung stan- 
den sich somit gegenüber an Reineinnahmen 10 522 724,10 (5 369 855,54) fl, 
an Ausgaben 42363 694,07 (35 601 038,01) fl, so daß der Verlust 
31 840 970,57 (1936: 30231183,07) fl betrug. Dieser Verlust ist ent- 
sprechend der Höhe des Inhaberaktienkapitals, das bei SS 18, bei HSM 
221, Mill. fl beträgt, zu verteilen, so daß auf SS 14 151542,1s (1936: 
13 436 081,36) fl und auf HSM 17 689 428,09 (1936: 16 795 101,71) fl ent- 
fallen. Der Verlust geht zu Lasten des Staates, der darüber hinaus den 
Gesellschaften noch die Summen zuschießen muß, die nötig sind, um 
eine Dividende von 4 % auf das genannte Inhaberaktienkapital zu zahlen, 
d. i. bei SS 720 000 fl, bei HSM 900 000 fl, so daß zu erhalten hat SS 
14 871 542,45 fl und HSM 18 589 428,09 fl; der Gesamtzuschuß des Staates 
für die Eisenbahnen beläuft sich somit auf 33 460 970,57 fl gegenüber 
31 851 183,07 fl im Jahre 1936, das ist die höchste Summe, die je erforder- 
lich gewesen ist. Eine Dividende für das auf den Namen des Staates 
lautende Aktienkapital, 10 % von 22 Mill. bei SS und von 27,5 Mill. HSM, 
kommt auch 1936 nicht in Frage. Dazu darf abschließend bemerkt wer- 
den, daß nach dem Vertrage über die Gewährleistung der Dividende von 
1920 (bis 1930: 5 %, seitdem 4%) der Staat hat zuschießen müssen: 
1921: 32 932 927,52 fl, 1922: 30 502 022,25 fl, 1923: 22 986 655,55 fl und 
weiter 1931: 2 592 777,10 fl, 1932: 17 314 915,76 fl, 1933: 28 690 971,32 fl, 
1934: 32 418 164,10 fl und 1935: 29 652 342,3 fl. 


7. Vermögensrechnung. 

Der Vermögensstand der beiden Gesellschaften zeigt folgende Ent- 
wicklung: Bei SS nahm der Posten Bahnanlagen um 1536 713,38 fl zu, 
während bei den Posten Fahrzeuge 1942 762,30 fl und Betriebseinrich- 
tungen 238 829,75 fl abgesetzt wurden und bei der Stelle Beteiligungen 
und Sonstiges 247 122,50 fl zugeschrieben wurden, so daß die Verminde- 
rung insgesamt 397 756,23 fl (1936: 1367 197,82 fl) betrug, und zu Buche 
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standen Ende 1937 die Bahnen mit 196 248 473,02 fl (Ende 1936: 
194 711 760,24 fl), die Fahrzeuge mit 133 588 981,11 fl (135 531 743,47 11), 
die Betriebseinrichtungen mit 35 473 897,25 fl (35 712 727,03 fl) und die 
Beteiligungen und Sonstiges mit 7 069 552 fl (6 822 429,50 fl) und damit 
der Gesamtvermögensstand mit 372 380 904,01 fl (372 778 660,24 fl) aus- 
gewiesen war. Bei HSM wurden den Bahnanlagen 937 244,54 fl zuge- 
schrieben, während sich verminderten die Stellen Fahrzeuge um 
401 391,37 fl, Fähren um 22250,2 fl, Betriebseinrichtungen um 
230 481,65 fl und Beteiligungen und Sonstiges um 36 187,50 fl, so daß die 
Zunahme insgesamt 246 634,10 fl (1936: 1622 207,44 fl) betrug; somit 
standen zu Buche Ende 1937 (Ende 1936) die Bahnanlagen mit 
166 390 895,23 fl (165 453 650,30 fl), die Fahrzeuge mit 103 610 819,05 fl 
(104 012 211,02 fl), die Dampfschiffe und Fähren mit 248 899,29 fl 
(271 449,51 fl), die Betriebseinrichtungen mit 33097131, fl 
(33 327 613,54 fl), und die Beteiligungen und Sonstiges mit 2 041 488 fl 
(2.077 675,50 fl), so daß der gesamte Vermögensstand der HSM 
305 389 234,08 fl (305 142 599,96 fl) betrug. Insgesamt standen also die 
Anlagen der Gesellschaften mit 677 770 138,07 fl (677 921 260,20 fl) zu 
Buch. 

Die Erneuerungsrechnungen der Gesellschaften wiesen Ende 1937 
(1936) aus bei der Stelle Gebäude und Ingenieurhochbauten bei SS 
34 920 182,47 (32 137 945,04) fl und bei HSM 18 442 099,25 (17 068,539,92) fl, 
bei der Stelle Oberbau bei SS 869 187,6 (661 110,00) fl und bei HSM 
720 271,50 (602 710,57 fl). Der Posten sonstige Erneuerungsrechnungen 
erscheint nur noch bei SS und zwar mit 413 600,» (381 305,34) fl. Die 
Abschreibungen auf die Fahrzeuge erschienen in der Vermögensrechnung 
Ende 1937 (1936) bei SS mit 39 990 116,53 (39 560 597,20) fl, bei HSM mit 
38 519 724,13 (36 950 621,06) fl. Auf die Abschreibungsrechnungen Fahr- 
zeuge der ehemaligen Rheinbahn wurde der Wert der ausgemusterten 
Rheinbahnfahrzeuge abgeschrieben, so daß die Rechnungen noch er- 
scheinen bei SS mit 35210 (45 659,50) fl und bei HSM 32.410,07 
(64 648,15) fl. Die Abschreibungen auf die Betriebsausgaben ergaben 
Ende 1937 einen Bestand von 1719 986,30 (2175 976,74) fl bei SS und 
4.415 710,49 (3 980 592,41) fl bei HSM und endlich erschien die Allgemeine 
Rücklage bei SS mit 4 237 578,35 (3957 590,07) fl, sowie bei HSM mit 
705 491,27 (687 957,04) fl. 

8. Personal. 

Die Neufassung der seit dem 1. Januar 1926 gültigen Allgemeinen 
Dienstvorschrift wurde nochmals, und zwar bis zum 1. Januar 1938, aus- 
gesetzt, doch wurden inzwischen die Bestimmungen über Freifahrt zu 
privaten Zwecken erheblich eingeschränkt. Die Zahl der festbeschäf- 
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tigten Bediensteten ging von 31931 Ende 1936 auf 31054 Ende 1937 
zurück, die Ausgaben für diese betrugen mit 66 155 000 fl 72,01 % der 
Betriebskosten gegen 67 882 000 fl oder 74,10 % im Jahre 1936. Die Zahl 
der Krankheitstage stieg von 9,110 je Kopf auf 9,776 je Kopf, ebenso stieg 
die Zahl der Unfälle des Personals von 2664 auf 2860 oder von 9,07 je 
100 Kopf auf 10,57; die Zahl der von Unfällen betroffenen stieg von 2366 
Bediensteten auf 2429 oder von 8,59 auf je 100 Bedienstete auf 8,08; die 
Zahl der bei den Unfällen Getöteten ging dagegen von 13 auf 10 zurück. 


9. Verwaltung. 

Ein schwerer Verlust traf die Verwaltung durch den plötzlichen 
Tod des einen der beiden Generaldirektoren, des Ing. van Dijk, am 8. No- 
vember 1937; der Jahresbericht widmet ihm einen warmen Nachruf. 

Im Verkehrs- und Betriebsdienst! wurde die „Inspektion“ Breda auf- 
gehoben und im Anschluß daran der Bereich der noch verbleibenden 
sieben Inspektionen anders aufgeteilt. Die „Zentrale Kontrolle“ (Ver- 
kehrs- und Einnahme-Kontrolle) wurde in die „General-Kontrolle“ um- 
gewandelt. Das „Rechnungsamt“ wurde als solches aufgehoben und 
seine Geschäfte der Allgemeinen Abteilung und der Generalen Kontrolle 
zugewiesen, deren Abteilungen demgemäß auf fünf und drei vermehrt 
wurden. 

10. Verkehr. 
a) Personenverkehr und -tarife, 

Am 14. März wurde der Personenverkehr auf der Kleinbahn Ede— 
Wageningen eingestellt. Nach dem Sommerfahrplan vom 22. Mai wur- 
den werktäglich ungefähr 109 600 Personenzugkilometer zurückgelegt, da- 
von 22000 km im elektrischen, 7 000 km im dieselelektrischen Betriebe 
und 4000 km mit Verbrennungsmotorzügen; an Sonn- und Festtagen 
ging die Zahl auf etwa 88 000 km zurück, während in der Hauptreisezeit 
wöchentlich etwa 14500 km hinzukamen. Am 22. Mai wurde auf der 
Strecke Doetinchen—Ruurlo und am 8. August auf der Strecke Nijkerk— 
Barneveld der Personenverkehr eingestellt, dabei wurde die Strecke 
Amersfoort—Barneveld— Apeldoorn so an die Reststrecke Barneveld—Ede 
angeschlossen, daß die Einlegung durchgehender Züge Amersfoort— 
Barneveld—Ede— Arnheim endlich möglich wurde. Im übrigen blieb im 
Hinblick auf die für den 15. Mai 1938 geplante Neuordnung des gesamten 
Personenzugfahrplans der Sommerfahrplan 1937 ziemlich unverändert. 
Zwischen Amsterdam und Paris wurde eine neue Tagesverbindung 1. bis 
3. Kl. geschaffen, ebenso für die Zeit der Weltausstellung eine besondere 
Wochenendverbindung zwischen Rotterdam und Paris. Auch für den 


` 3 vgl. Archiv für Eisenbahnwesen 1924, S. 1125. 
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Wochenendverkehr nach der Schweiz verkehrte in den Nächten von Sams- 
tag auf Sonntag ein besonderer Zug Rotterdam—Basel. Mit der Ein- 
führung des Winterfahrplans gingen die Leistungen des Personenver- 
kehrs täglich um 500, sonn- und festtäglich um 1100 Zugkilometer zu- 
rück; gleichzeitig wurde am 3. Oktober der Personenverkehr auf den 
Strecken Ruurlo—Neede—Enschede Nord und Ruurlo—Winterswijk ein- 
gestellt und die oben erwähnte direkte Zugverbindung Amersfoort— 
Arnheim eingerichtet. Für den Wintersportverkehr liefen wieder die 
Züge 285/286 Amsterdam—Basel über Emmerich. 

Es verkehrten 1937 116 billige Züge mit 79069 Reisenden, die 
168 569,67 fl aufbrachten und regelmäßig alle 14 Tage feste billige Züge 
mit 17986 Reisenden und einem geldlichen Ergebnis von 48 490,73 fl, 
sowie ferner 57 Wallfahrerzüge im Binnenverkehr und 41 solche Züge im 
Verkehr mit dem Ausland, die insgesamt 33 489 Reisende beförderten und 
den niederländischen Eisenbahnen 47 929,51 fl einbrachten. Endlich 
wurden 1117 sonstige Sonderzüge gefahren, die 501303 Reisende beför- 
derten und 886 312,61 fl erbrachten. 

Im Verkehr mit England fuhren über Hoek van EE 
172515 Reisende gegenüber 152000 Fahrgästen im Jahre 1936, über 
Vlissingen—Harwich 98 882 gegenüber 73 669 im Jahre 19361, 

Aus Anlaß der Hochzeitsfestlichkeiten für die Thronfolgerin wur- 
den besondere Tarifmaßnahmen getroffen, u. a. wurden Rückfahrkarten 
zu ermäßigten Preisen ausgegeben, die guten Erfolg hatten. Mit den 
Gelderschen Kleinbahnen wurden Anfang 1937 Vereinbarungen über die 
Gleichheit der Tarife für parallel laufende Eisenbahnen und Autobus- 
linien getroffen. Am 25, März wurde ein Sondertarif für Militär im 
Range bis zum Offizier ausschl. eingeführt, der die Berechtigung gibt, 
einfache Fahrkarten 2. und 3. Kl. zu lösen, sofern die Genannten private 
Reisen in Uniform machen; die Maßnahme hatte vollen Erfolg. Mit dem 
18. April wurde ein Ausnahmetarif für besondere Rückfahrkarten ein- 
geführt, nach dem gegen Preise, die nur wenig über denen der einfachen 
Fahrkarten liegen, Rückfahrkarten für alle Klassen für besondere Züge 
— durchweg solche, die nach 18.00 Uhr abfahren — ausgegeben werden; 
dadurch wurde eine stärkere Ausnutzung der Abendzüge erreicht. An 
Stelle der 1936 ausgegebenen besonderen Ferienkarten (Vakantie-Karten) 
traten im Sommer 1937 jeden Montag, Dienstag, Mittwoch und Donners- 
tag Rückfahrferienkarten zu 11, fl, 8,05 fl und 6 fl für die 1., 2. und 
8. Kl, gültig für die Hinreise am Tage der Abstempelung, für die Rück- 
reise am gleichen oder am folgenden Tage. Gelegentlich des Weltpfad- 

1 Zum Vergleich sei erwähnt, daß die Flugzeuge zwischen Amsterdam und 
London im Jahre 1937 25000 Reisende beförderten. 
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findertreffens wurden sowohl für die uniformierten Pfadfinder als auch 
für Besucher — die Karten für diese galten auch als Eintrittskarten — 
Karten nach Vogelenzang-Bennebroek zu ermäßigten Preisen aus- 
gegeben, von denen viel Gebrauch gemacht wurde. Mit dem zum 1. De- 
zember eingeführten besonderen Sporttarif, der sich erst 1937 voll aus- 
wirken konnte, wurden gute Erfolge erzielt. 


b) Güterverkehr und -tarife. 

Mit der Verbesserung und Beschleunigung des Güterverkehrs beson- 
ders zwischen den am meisten entfernten Knotenpunkten nach dem im Mai 
1936 zum Abschluß gebrachten neuen Güterbeförderungssystem ging es 
auch 1937 voran. Zur Verkürzung der Umlaufszeit der leeren Kohlen- 
wagen wurden mit dem 4. Oktober die Abfahrtszeiten der leeren Kohlen- 
züge von den Hauptknotenpunkten nach Limburg so günstig wie nur 
möglich im Anschluß an die Entladezeit festgesetzt und die Geschwindig- 
keit dieser Züge auf 60 km erhöht. Durch die schnellen Verbindungen 
im Stückgutverkehr mit den Gruppenwagen, Nachtverkehr und Entlastung 
der Personenwagen konnte die Anzahl der täglich zu stellenden E-Wagen! 
von 121 am 1. Januar 1937 auf 105 am 31. Dezember vermindert werden; 
die Zahl der E-Wagenkilometer sank dadurch um 2932 täglich. 

Gänzlich für den Güterverkehr wurden geschlossen drei Bahnhöfe 
der aufgehobenen Linien Rijssen—Enter, Losser—Glane und Nijkerk— 
Barneveld sowie drei Bahnhöfe an nicht aufgehobenen Linien. Die Ab- 
Tertigungsbefugnis von 48 Bahnhöfen wurde eingeschränkt, während die 
bereits eingeschränkten Befugnisse von weiteren 38 Bahnhöfen weiter 
vermindert wurden. Auf 48 der genannten Bahnhöfe wird nunmehr der 
Stückgutverkehr durch die Niederl. Eisenbahnen zusammen mit ihrem 
Kraftfahrunternehmen, der ATO, bedient. Weiter wurde zur Ersparnis 
der Betriebskosten der Dienst auf einer Reihe von Bahnhöfen, Halte- 
stellen usw. vereinfacht. Insgesamt gingen 1937 49 626 Verlustanzeigen 
ein, in 35 955 Fällen (72 %) erhielten die Verlierer ihr Eigentum zurück. 

Ein neuer Privatgleisanschluß kam in Betrieb. 

Ähnlich wie 1936 in Gelderland kam 1937 im Verkehr mit der Ersten 
Drenteschen Kleinbahn-Ges. ein enges Zusammenarbeiten zustande, das 
die durchgehende Abfertigung aller Güter auf einem Frachtbrief ermög- 
lichte. Im inneren Verkehr kamen sonst keine Änderungen von Be- 
deutung vor. Im internationalen Verkehr wurden indessen manche Neue- 
rungen eingeführt, besonders machte die Abwertung des Guldens manche 
Maßnahmen nötig. Ferner wurde 1937 der Anfang gemacht mit der Ein- 
führung eines neuen direkten Niederländisch-deutschen Gütertarifs. Bis- 


1 Vgl, dazu Archiv 1937 Seite 394. 
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lang wurde die Fracht für jedes Gebiet besonders berechnet; der neue 
Tarif wird die Möglichkeit bieten, die Fracht an Hand gemeinsamer 
niederländisch-deutscher Tarifbestimmungen zu ermitteln, dabei wurden 
1937 bereits die Tarifhefte für die bedeutendsten Verkehrsgebiete, d. h. 
die zwischen den Niederlanden und West- und Süddeutschland, fertig- 
gestellt, mit der Herstellung der Hefte für Mittel- und Ostdeutschland 
wurde begonnen. Im niederländisch-schweizerischen Verkehr wurde er- 
reicht, daß die 1936 mit viel Mühe durchgesetzte Mitwirkung der aus- 
ländischen Eisenbahnen, die Frachtsätze für Rotterdam-Transit in ein 
für diesen Hafen günstigeres Verhältnis zu den Sätzen für Antwerpen- 
Transit zu bringen, auch für die anderen wichtigen Häfen der Nieder- 
lande sichergestellt ist. Im Verkehr mit der Tschechoslowakei ist für 
bestimmte Güter und einzelne Stationen ein direkter Tarif eingeführt wor- 
den; ebenso wurde mit der Erstellung eines direkten Tarifs für bestimmte 
Güter und einzelne österreichische Bahnhöfe begonnen. 

Die Zustände im Kraftwagenwettbewerb haben sich nicht geändert, 
der chaotische Zustand auf diesem Gebiete steht einer angemessenen 
Entwicklung des Güterverkehrs nach wie vor entgegen. 

11. Fahrzeuge. 

Neue Lokomotiven wurden 1937 nicht beschafft, 35 Lokomotiven 
wurden ausgemustert, so daß Ende 1937 vorhanden waren: 952 Lokomo- 
tiven für Haupt- und Nebenbahnen, 10 Lokomotiven für Kleinbahnen, 
sämtlich vermietet an die Nederl. Tramweg Maatsch., 2 dieselelektrische 
Lokomotiven, 52 Benzinlokomotoren und 80 dieselelektrische Lokomotoren 
für Rangierzwecke sowie 3 Benzinlokomotiven, Anschließern gehörend. 
An Wagen wurden neu beschafft: 12 C-Wagen, 8 Verbrennungsmotor- 
wagen und 42 Dienstwagen; eine große Anzahl Personen- und Güter- 
wagen wurden ausgemustert oder in Wagen anderer Gattung umgebaut; 
Ende 1937 (1936) waren sodann vorhanden u. a. 1791 (1900) Personen- 
wagen für den Dampfbetrieb, 40 (40) dieselelektrische Einheiten, 153 
(153) elektrische Motorwagen, 155 (155) elektrische Anhängewagen, 
8 (8) elektrische Zweiwageneinheiten, 42 (34) Verbrennungsmotorwagen, 
880 (970) Gepäckwagen und 26 797 (27162) Güterwagen. Aufgehoben 
wurden die Lokomotivstationen Stadskanaal und Almelo am 22. Mai, 
Wageningen am 14. März und Winterswijk am 3. Oktober. Die Zahl der 
Fährschiffe für den Verkehr Enkhuizen—Stavoren hat sich nicht ge- 
ändert; der Verkehr ist, trotz des Wettbewerbs mit dem Autobusverkehr, 
über den Abschlußdamm kaum zurückgegangen, es wurden 201 000 
Reisende befördert gegenüber 208000 im Jahre 1936 und 202000 im 
Jahre 1935; die Ato-Autobusse der Niederl. Eisenbahnen beförderten 
daneben 75 000 Reisende über den Abschlußdamm. 
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12. Zahlenübersichten*, 
1. Vergleichende Übersicht über die geldlichen Ergebnisse seit 1920, 


Mittlere Binnahmen 


Zug: Betriebsausgaben 


Betriebs- 


Jr) weg | Mami | geet Foetz "lr insgesamt | miir nie 
km km il | a ER a (kg Set 


| 

1920 | 3 659,100 | 37 792 206 | 204 339 427,50 | 55 843,12 | 540,092 | 181 330 600,29 | 49 557,59 | 479,833 
1930 | 3 701,271 | 55 032 150 | 175 508 427,10 | 47 418,12 | 318,919 | 128 820 966,81 | 34 804,52 | 234,083 
1934 | 3 626,252 | 55.466 141 | 112 381 595,60 | 30 991,12 | 202,618 | 104 143 261,76 | 28 719,96 | 197,700 
1935 | 3 531,078 | 53 866 052 | 101 120 313,79 | 28 637,28 | 187,725 | 95361 070,56 | 27 006,92 | 177,038 
1936 | 3 420,501 | 52 125 673 | 95 576 502,12 | 27 939,80 | 183,557 | 91 600 639,84 | 26.777,54 | 175,730 
1937 | 3 389,037 | 52 366.071 | 100 420 867,93 | 29 625,84 | 191,707 | 91113 362,84 | 26 879,07 | 173,008 


Be- Betricbsüberschuß KOL ce Na M 
triebs- 
Jahr |" | j T or überschuß 
ziffer insgesamt auf 1 km auf insgesamt 
P | 1 Zugkm 
% H centa a H 


| 
6 285,53 | 60,859 3 972 343,55? | 26 972 170,85 


1920 | 88,74 | 22 999 827,30 | 

1930 | 73,10 | 46687 460,58 | 12.613,50 | 84,830 1494 727,89 | 48 182 188,12 
1934 | 92,0: | 8 238 333,85 | 2271,30 | 14,859 | 33748 655,19 | 41 986 998,97 
1935 | 94,00 | 5759243,2 | 1631,01 | 10,002 | 30846 630,14 | 36 605 873,57 
1936 | 95,5: | 3975826,8 | 1166| 7,627 | 32900 831,815 | 36975 694,09 


1937 | 90,73 9 307 505,09 


2745,07 | 17,774 34 517 544,308 | 43 825 049,39 


Ausgaben Dr | A Reingewinn (— = Verlust) Dividende 
Ce | davon s 
Verein | ia. éi - 
Jahr | Zinsen, an: | im die [U | me | trde | ss | m 
nen | Rücklage Bi | don Staat | Gesellschaften 
il n a a. a 


1920 | 26 972 170,85 —  |-2393 179,75 | —_ 2393 179,73 


1930| 4615245198] — | 2029 736,51 - 2029736,1] 5 | 5 
1934 | 40366 998,97] — | 1.620 000,0 — 16200000 | 4 | 4 
1935| 34985873,97| — | 1620000,0] — 1620000,0| 4 | 4 
1936 | 35355694,00| — | 1600000) — | 1620000,0] 4 | 4 
1937 | 42 205 049,30 - 1 620 000,00 - 1 620 000,00 4 4 


1 Mit Rücksicht auf den geringen, auch diesmal zur Verfügung stehenden 
Raum mußten die in den früheren Jahresberichten gegebenen Übersichten sowie 
auch die Zahlenangaben im Text gekürzt und in den beibehaltenen die Angaben 
für die früheren Jahre teilweise gestrichen werden; auf die Angaben Archiv 1936, 
S. 1407 ff., wird im übrigen Bezug genommen. 

2 Einschließlich 12 405,12 fl an unverteilten Gewinnen früherer Jahre und 
2.380 774,30 fl aus den Rücklagen zur Deckung des Verlustes. 

3 Einschließlich 32 418 164,10 fl Staatszuschuß aus der Dividendengarantie, 

4 Einschließlich 29 652 342,33 fl Staatszuschuß aus der Dividendengarantie. 

5 Einschließlich 31 851 183,07 fl Staatszuschuß aus der Dividendengarantie. 

€ Einschließlich 33 460 970,57 fl Staatszuschuß aus der Dividendengarantie. 


Jahr 


1920 
1930 
1934 
1935 
1936 
1937 


Jahr 


Jahr 


1930 
1934 
1935 
1936 
1937 


n 
go 


35 553 | 


Arbeiter 


31, De- | vor- 
zember [handeni 
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1I. Leistungen und Einnahmen im Personen- und Güterverkehr. 


Zahl 
der Reisenden 


54 773.000 
59 038 082 
48 148 305 
45 052 252 
44 539 805 
47117012 


insgesamt 


92042319 | 
91 047 424 | 
00749714 | 
57 478 535 | 
54 872 880 | 
57 798 334 | 


| auf i km 
Betriebs- 
länge 


ins- 
amt | 
| 


48712 | 13,8 
40583 | 10,90 


Anzahl |  Dampf« 
lokomotiven 


Personen, Gepäck, Post 


auf 1 Pers- 
| Zugkm 


Anzahl der Bediensteten 
auf 10000 beförderto 


9,80 | 


ausge: 
bessert |handen 


1409 | 1190 92 9 — 
1339 | 1391 | 119 | 203 | 34 


997 | 978 | 153 
962 | 832| 153 


1134 | 1208 | 153 | 266 74 
1041 | 1109 | 153 | 253 74 
276 Ki 
280 82 


kilometer 


24 762 779 16 677 000 
39 564 753 22 666 258 
17 396 296 


41 590 282 14 103 152 
41 001 553 13 889 411 


| 
| 41 619 332 
| 


40 584 875 16 134 


Einnahmen 


Güterver 


insgesamt | 
| 


3,71 104 214 739 


2,80 80 828 265 | 
1,46 49 014.628 | 
1,08 41 280 390 | 
1,98 38 439 396 | 
1,42 40311018 | 


Ki Beförderte | 
j] 
| 
| 
| 
| 
| 


Gütertonnen 


196 


rkehr 


auf 1 Güter- 


zugkm 


Au 
3,2 


Güterzug- | 


kilometer 


13 029 427 
15 467 397 
13 846 809 
12 275 770 
11 124 120 
11 781 196 


tatsächlich 


Gesamte 


Zugkilometer 


87 792 206 
55 032 150 
55.406 141 
53 866 052 
52 125 673 
52 306 071 


Gesamteinnahmen 


auf 
1 Zugkm 


204339427 | Sun 
175508427 | 3,18 
112381595 2,02 


101 120313 | Le 
95.576 502 | Le 
100 420 867 | 1,01 


III. Nutzleistung des Personals. 


Jahr 


Güter- 


| Reisende | tonnen || 81.Dez. 


Elektr, Motor- 
wagen 


vor- | ausge. | vor- 


tr 
und diesel- 


Anzahl der Bediensteten 


ins- 
‚gesamt 


bwagen 


|ausge- 


bessert |handen| bessert handen 


auf 1 km | auf 10000 boförderte 
Betriebs- | — 

Güter- 

Lo" | Reisende | Güter: 


8,9 29,2 1935 | 33780 

6,97 | 17,90 1936 | 31 931 

7,88 | 20,14 1937 | 31.054 
IV. Leistungen der Hauptwerkstätten. 


Personen- 
wagen und 


vor- | ausge. 


bessert 


5009 | 7332 
5121 (10730 
4093 | 8592 
3771 | 7172 
3569 | 6990 
3353 | 6935 


handen 


1 | 
Dor | Zo | 23,95 
Dan | Tos | 2908 
9,10 6,50 | 1987 


Güterwagen 


vor- |ausge- 


bessert 


32070 24 184 
34039| 32 696 
30 121| 24 397 
28 409| 19 620 
27 162| 25 644 
26 797| 27 119 


Dr. Overmann, 
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Die Eisenbahnen in Niederländisch Ostindien 
in den Jahren 1936 und 1937'. 


1. Die Staatsbahnen (Java und Sumatra). 


Hatte sich schon in den Jahren 1934 und 1935 eine leichte Besse- 
rung der wirtschaftlichen Lage der Kolonien angebahnt, so brachte das 
Jahr 1936 den lange erwarteten Wendepunkt, und zwar wies alles darauf 
hin, daß man es nicht nur etwa mit einem Stillstand des Niederganges 
zu tun hatte, sondern daß man ein Aufleben der Weltwirtschaft, wenn 
auch zunächst nur in einem bescheidenen Maße, erwarten dürfe; dabei 
mag auf die Tatsache hingewiesen werden, daß die Pflanzungsgesell- 
schaften in Insulinde sich seit langem durch eine besondere Krisen- 
festigkeit auszeichnen. Dieser Aufschwung wurde durch die September 
1936 auch in Holland und Indien durchgeführte Währungsabwertung 
wesentlich unterstützt. Tatsächlich veranlaßte die Preissteigerung 
der Rohstoffe für die Mehrzahl der besonders für die Eisenbahnen 
wichtigen Ausfuhrgüter schon 1936 einen Verkehrszuwachs von 
etwa 25 %, wobei allerdings Zucker samt seinen Rückständen, Kaffee 
und Pfeffer noch weitere Rückgänge aufwiesen. Indes verkennt die 
Leitung der Staatsbahnen nicht, daß, ganz abgesehen von der unver- 
meidlichen weiteren Zunahme der Betriebsausgaben, mit dem Wachsen 
des Verkehrs allein die Zukunft der Eisenbahnen noch keineswegs ge- 
sichert sei, da es vor allem unmöglich erscheine, wieder zu einer angemes- 
senen Festsetzung der Tarife zu kommen, solange diese nicht durch be- 
triebswirtschaftliche und sozialökonomische Forderungen geregelt, sondern 
durch den immer noch völlig ungeregelten Wettbewerb anderer Verkehrs- 
mittel beherrscht und in Bahnen gelenkt werde, die einer zweckdienlichen 
Ordnung des gegenwärtigen Verhältnisses nicht entsprächen; ohne eine 
angemessene Erhöhung der Tarife nach den alten Grundsätzen (charge, 
what the traffie can bear“) sei aber den Eisenbahnen und damit schließ- 
lich auch der Allgemeinheit nicht zu helfen. Und wenn auch im Jahre 


1 Nach den Geschüftsberichten der Bahnen; vgl. zuletzt Archiv für Eisen- 
bahnwesen 1937, S. 187. 
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1936 eine am 1. Januar 1937 in Kraft getretene Neuregelung des Kraft- 
wagenwettbewerbs insofern versucht wurde, als nunmehr aller Autobus- 
verkehr und — auf den noch näher zu bezeichnenden Strecken — auch 
der Verkehr mit Lastkraftwagen und öffentlichen Personenkraftwagen 
einem Genehmigungsverfahren unterworfen wurden, wobei geprüft 
werden soll, ob ernstliche wirtschaftliche Bedenken gegen die Zulassung 
sprechen, so mag damit ein Weg für die Ordnung der Verkehrs- 
beziehungen gezeigt sein, erreicht ist aber auch 1937 noch nichts. 

Immerhin stiegen seit September 1936 die Einnahmen sprunghaft, 
sie erreichten aber schon Juli-August 1937 ihren Höhepunkt; der Rück- 
schlag der Weltkonjunktur brachte im Güterverkehr besonders auf den 
Javalinien dann wieder einen Rückgang. Wiederum zeigte sich, wie stark 
das wirtschaftliche Leben Indiens, das eben nicht auf Absatzgebiete sich 
stützen kann, die es selbst beherrscht, sondern auf den Erfolg angewiesen 
ist, den es auf dem freien Weltmarkt hat, auf internationale Ereignisse 
wirtschaftlicher und politischer Art reagiert. Immerhin gibt der Eigen- 
verkehr der dichtbevölkerten Insel Java dank der Bemühungen der Regie- 
rung um größere Gleichmäßigkeit des wirtschaftlichen Ablaufs doch 
einen gewissen Rückhalt. Hierzu weist der Bericht der Staatsbahnen auf 
die günstigen Ergebnisse der Londoner Zuckerkonferenz und ihre Be- 
mühungen hin, durch eine verständige Preispolitik die Preise der Ein- 
geborenenprodukte zu heben und demgemäß die Kaufkraft der Bevölke- 
rung zu stärken. Dazu kommt, daß die Bemühungen um eine zunehmende 
Industrialisierung der Wirtschaft sich günstig für den Eisenbahnverkehr 
auswirken müssen. Die Folgen davon waren vor allem auch zunehmende 
Einnahmen im Personenverkehr, und somit erscheint die Zukunft doch 
vielleicht nicht ganz ohne Hoffnung. Eine Erhöhung der Tarife konnte 
indes auch 1937 nicht durchgesetzt werden, und dazu wird darauf hinge- 
wiesen, wie sehr ein Staatsbahnunternehmen mit den vielfachen, ihm nun 
einmal innewohnenden Hemmungen gerade auf dem Gebiete des Tarif- 
wesens gegenüber den anderen Verkehrsunternehmungen im Nachteil ist, 
die dem wirtschaftlichen Verlauf der Konjunktur sehr viel schneller zu 
ihrem Vorteil zu folgen vermögen. Andererseits hätte eine allgemeine 
Tariferhöhung für viele Güter das mühsam erreichte Gleichgewicht 
zwischen Eisenbahn- und Kraftwagenfrachten wieder gestört, so daß 
auch aus diesem Grunde eine allgemeine Neuregelung der Gütertarife in 
dem hier erörterten Sinne nicht geschehen konnte und man sich auf 
Einzelmaßnahmen beschränken mußte, die sich durchweg aber in den 
Berichtsjahren nicht mehr auswirken konnten. 
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Der Umfang des Staatseisenbahnnetzes hat sich in den beiden 
Jahren nicht verändert. Es umfaßte somit Ende 


1936 1937 

auf Java (Java Staats Spoor, JSS). >.. . 2929 2929 km 
auf Sumatra: 

Südsumatra (Zuid Sumatra SS, ZSS). . . . 645 645 km 

Sumatras Westküste (SSS). 2 2 2.2.2... 264 264 km 

Atjeh (Atjeh Stants-Spoor, ASS). . . . . . 512 512 km 

"wë "WEI km 

4350 4350 km 


Die Länge der elektrisch betriebenen Strecken (ausschließlich in und 
um Batavia) blieb mit 128 km, davon 31 km doppelgleisig, unverändert, 
Die Atjehbahn in Sumatra hat eine Spurweite von 0,75 m, alle übrigen 
Strecken besitzen, bis auf 79 km schmalspurige Nebenbahnstrecken mit 
60 cm Spur auf Java, die Kap- oder Javaspur, 1,007 m. 212 km Strecke 
haben, nur auf Java, zwei Gleise. Die Länge der Kraftwagenbetriebe hat 
sich etwas geändert, sie betrug in Java Ende 1936 328, Ende 1937 346 km 
sowie in Südsumatra 207 und 296 km, insgesamt also 535 und 642 km. 


Die Grundgedanken der Neuorganisation, die mit dem 1. April 1936 
ihren Abschluß fand, sind bereits im Archiv 1936, S. 671, dargestellt wor- 
den. Darüber hinausgehend hatte man Mitte 1935 versuchsweise aus 
Ersparnisgründen die der Betriebsdirektion der Ostjavalinien in Soera- 
baja (vgl. das Schema Archiv 1934, S. 1425) unterstehenden Inspektionen 
Soerabaja, Madioen und Djember aufgehoben und mit der Bezirksdirektion 
vereinigt, eine Maßnahme, die sich bei dem damaligen Verkehrsrückgang 
durchaus bewährte; es zeigte sich jedoch bald, daß bei zunehmendem 
Verkehr eine so scharfe Zusammenfassung der betriebsleitenden Stellen 
nicht zweckmäßig war, gleichwohl konnte, bei dem Mangel an oberem 
Personal, der alte Zustand auch 1937 noch nicht wieder hergestellt wer- 
den. Der Betriebskreis der Kleinbahnen für Westjava in Bandoeng wurde 
1937 aufgelöst und die Kleinbahnen auf die drei Inspektionen Batavia, 
Bandoeng und Poerwokerto verteilt. 


Am 24. Februar 1937 trat der Generaldirektor Götz, der seit 1912 in 
den Diensten der Staatsbahnen stand, in den Ruhestand; sein Nachfolger 
wurde der bisherige Präsident (Chef van Exploitatie) der Westjavalinien, 
H. van Galen Last; dieser hat August 1938 gelegentlich seiner Europa- 
reise auch die Deutsche Reichsbahn besucht und ihre Einrichtungen 
erneut studiert. 
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Die Gesamteinnahmen der Staatsbahnen, die 1929 noch mehr als 
82 Mill. fl betragen hatten, hielten sich 1936 mit 27 961 664 fl! auf der 
Höhe des Vorjahres, wo sie 27 959 740 fl betragen hatten, stiegen aber 
1937 um 22,03 % auf 34121288 fl. Dabei sind die Einnahmen aus dem 
Personenverkehr etwas stärker gestiegen als die des Güterverkehrs: Der 
Personenverkehr erbrachte 1936 7 912000 fl und 1937 10 148 000 fl, das 
bedeutet für 1937 eine Zunahme von 28,3 %, während der Güterverkehr, 
der 1935 noch einen Rückgang von 7,79% in seinen Einnahmen auf- 
gewiesen hatte, 1936 noch von 20 311400 fl auf 18 363 000 fl zurückging, 
aber 1937 um 20,5 % auf 22130000 fl stieg. Während aber 1936 die 
Bahnen in Südsumatra und in Atjeh noch kleine Rückgänge aufwiesen, 
sind 1937 alle Netze an dem Verkehrsaufschwung und der Einnahmesteige- 
rung beteiligt gewesen, und zwar haben gerade Südsumatra und Atjeh 
mit 37,10 und 26,87 % den größten Zuwachs aufzuweisen gehabt. Die 
Betriebsausgaben, die 1936 gegenüber 1935 noch um 6,05 % gesenkt wer- 
den konnten — sie betrugen 23 814 385 fl gegenüber 25 345 506 fl — ver- 
mehrten sich 1937 mit den zunehmenden Einnahmen um 2,93% auf 
24 512 671 fl, obwohl die Personalausgaben auch 1937 trotz der von der 
Regierung zugestandenen Teuerungszulage nicht gesteigert zu werden 
brauchten. Es konnten nämlich bei dem plötzlichen Verkehrszuwachs 
nicht überall die nötigen ausgebildeten Kräfte bereitgestellt werden; 
vorhanden waren Ende 1935 28 665, 1936 28 532 und 1937 28 877 Köpfe. 
Bei den sächlichen Ausgaben machte sich indes bald eine Zunahme be- 
merkbar. Das Verhältnis der Betriebsausgaben zu den Einnahmen ergab 


folgende Betriebsziffern: 
1935 1936 1937 


% % % 
bei den Linien auf Java. ees Hai 86,07 73,02 
in Südsumatra . » . "Gut ` "Amt 62,9 
an der Westküste Sumatras. 90,17 80,0 66,05 
in Atjeh . = . . + +». . 10962 9500 75,08 
bei allen Linien . » . . 2. 0 Ham 85,17 91,84 


Der Betriebsüberschuß, der 1928 mit 32 755 120 fl seinen höchsten 
Stand erreicht hatte, und der 1934 auf 3327 703 fl gesunken war, stieg 
1936 bei einer Gesamteinnahme von nur noch -27 961 664 fl (1936) und 
34 121 288 fl (1937) wieder auf 4147279 fl und 1937 auf 9 608 617 fl. 
Nach Abzug der Ausgaben für die Erneuerungen und kleinen Er- 
gänzungen (1298380 und 1578328 fl), für Abschreibung aus Anlaß der 
Außerbetriebsetzung usw. (1442994 und 861 645 fl), des Zuschusses zur 


1 Die Zahlen für 1937 sind geschätzt, die für 1936 berichtigt. 
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Ruhegehaltskasse (1601995 und 1613 812 fl) usw. ergab das Jahr 1936 
noch einen Fehlbetrag von 221 062 fl — auch die Jahre 1933—1935 hatten 
mit Fehlbeträgen, 1 710 661, 3 167 553 und 1753 931 fl, abgeschlossen —, 
während das Jahr 1937 wieder einen Überschuß, und zwar von 
5518 828 fl, erbrachte; 1928 hatte der Überschuß 25 512 133 fl betragen. 


Durch Erweiterung der Tarifermäßigungen, Erhöhung der Ge- 
schwindigkeiten und Verbesserung der Reisebequemlichkeiten versuchte 
die Verwaltung, unterstützt durch geeignete Werbungsmaßnahmen, den 
Verkehr weiter zu heben. Eine besonders einschneidende Maßnahme auf 
dem Gebiete des Personenverkehrs war die nach langen Erwägungen und 
Vorbereitungen ermöglichte Einführung der Nachtschnellzüge zwischen 
Batavia und Soerabaja, 1. November 1936, die, wie die Erfahrungen des 
Jahres 1937 ergaben, den seit November 1929 verkehrenden Tagesschnell- 
zügen zwar zunächst vielleicht ein wenig Abbruch taten, aber schließlich 
doch zur Vermehrung des Verkehrs durch die langgestreckte Insel Java 
beitrugen und zu einem großen Erfolge wurden. Die sechs für diese 
Zwecke aus vorhandenen Personenwagen umgebauten Schlafwagen ge- 
nügten schon bald nicht mehr, und so wurde der Bau neuer und größerer 
Schlafwagen, 3 m breit und 20 m lang, in Angriff genommen; auch der 
Bau besonderer größerer Speisewagen für die Nachtschnellzüge wurde 
erforderlich. Zwischen den beiden Schnellzügen ergab sich eine Ver- 
kehrsteilung insofern, als in den neuen Nachtschnellzügen der Verkehr 
in der 1, und 2. Klasse vorherrschte, während in den Tagesschnellzügen, 
die übrigens auch zwischen Bandoeng und Soerabaja verkehren, die 
3. Klasse vorherrscht. Ein Bettplatz kostet in der 1. Klasse, d. h. für 
ein ganzes Abteil, 10 fl, in der 2, Klasse — zwei Reisende in einem Ab- 
teil — 6 fl; darüber hinaus gibt es in der 3. Klasse einen Liegeplatz für 
3 fl und in der 2. und 3. Klasse einen besonderen Sitzplatz für 3 fl und 
1,50 fl. Die Wagen 1. und 2. Klasse der Nachtzüge sind mit großen, festen 
Fenstern, Schalldämpfung und Überdruckventilation versehen, und Ver- 
suche mit Kühleinrichtungen sind im Gange. Die Reisedauer der Tages- 
schnellzüge („Eendagsche Expres“) wurde zwischen Batavia und Soera- 
baja und umgekehrt um weitere 25 (35) Minuten verkürzt und auch wei- 
tere Verkürzungen der Fahrzeiten der anderen Züge vorgenommen; auch 
die Zahl der sonstigen Schnellverbindungen wurde weiter erhöht und Ge- 
legenheit geboten, möglichst in einem Tage ein Reiseziel zu erreichen und 
wieder zurückzukehren. Auch sei noch erwähnt, daß die für die Reisenden 
nach Spezialtarif 25 („grüne Fahrkarten“) besonders geführte 3. Klasse 

Archiv für Eisenbahnwesen. 1939. 12 
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ab 1. Mai 1936 4. Klasse heißt. Die Einführung von Dieselzügen kommt 
zur Zeit wohl noch nicht in Frage, immerhin wird ein Verkehr mit Diesel- 
motorwagen für den örtlichen Schnellverkehr, wie ihn die Niederländi- 
schen Eisenbahnen jetzt durchführen, für möglich gehalten, während der 
große durchgehende Verkehr, besonders solange Diesellokomotiven zwei- 
einhalb- bis dreimal so teuer sind als Dampflokomotiven, wohl diesen ver- 
bleiben wird. Für den Speisewagenbetrieb standen in Java 1937 (1936) 
12 (10) Speisewagen und 27 (25) Hilfsspeisewagen zur Verfügung; er 
erbrachte 139 893 (106 185) fl, während die Ausgaben 138 103 (109 113) fl 
betrugen. 


Auch der Güterverkehr wurde weiter gepflegt und an einigen Stellen 
auf die Nacht verlegt, so daß die abends verladenen Güter am anderen 
Morgen bereits den Empfänger erreichen. 


Es sei noch erwähnt, daß die Bahnhofsnamen Weltevreden und 
Batavia zum 16. November 1937 in Batavia Koningsplein und Batavia 
Benedenstad (Unterstadt) geändert worden sind. 


Geldliche Ergebnisse der Staatsbahnen, einschl. des Kraftwagenver- 
kehrs und der Nebenbetriebe: 


1935 1936 1937 
Al fl fl 

Gesamteinnahmen . » . » . . . . . 27821200 27820426 33939 573 
davon in Java . . 2 2 2 . . . . 28147726 23218199 27928972 
Südsumatra. . . . . . . 2344148 2190 432 3.003 051 
Westsumatra . . . . . . 1898837 1496957 1 846 939 

ee EE HG 930 489 914 838 1160 611 
Betriebsausgaben. . . . . . . 25213918 23673179 24339 636 
davon in Java .. 2. . . . . . 21150777 19965597 20358303 
Südsumatra. . . . . . . 1781719 1636 102 1873 907 
Westsumatra . . . . . . 1261397 1201865 1263 092 

tee. BON HERE 7020.05 869 615 871334 
Betriebsüberschuß insgesamt . . . . . 3337018 4147279 9 608 617 
Betriebszahl . . V an EN 85,10 % 85,17 % KÉ? 
Reinüberschuß (Verlust) . . . . . . — 2476715 — 22109 + 5510147 
davon in Java ven nn —1998608 —184471 + 4203467 
Südsumatra. . . . . . . + 198070 +193937 + 743279 
Westsumatra . » . . . . — 264878 + 130124 + 447510 
Atjeh... a a. nn — 428751 —360684 + 115891 


Gesamtanlagekapital . . . . . . . 621801783 620255139 669695 162 
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Von den Einnahmen entfielen auf den 


1935 1936 1937 
fl fl fl 

Personenverkehr . e, 8155 735 7709 174 9 908 174 
davon in Java. 2 2 22 20226888891 6543 575 8234 412 
Südsumatra. . 2 2.2 .. 572 715 503 779 823 298 
Westsumatra . » 2... 309 962 297 171 413 241 

PAA A E ékIE 884166 364 647 437 402 
Güterverkehr 4. 202 un un = 20% a116 988.841 17 583 476 21 280 319 
davon in Java ee 18984741 14524211 17429933 
Südsumatra. 2 © . . . . 1585064 1469 812 1.903 809 
Westsumatra . » s 2... 995 214 1106 534 1325 051 

KEES TE TEE KEN 468 829 482 917 621 535 


Auf den Betriebskilometer bezogen betrugen die Einnahmen täglich 
1935 1936 1937 


aus dem Personenverkehr: fl D fl 
Ne ee EN e MR e Sg 6,60 6,25 7,56 
Südsumatra . . 2» 22... 2,47 2,16 3,54 
Westsumatra . 2.2...» 3,23 3,09 4,31 
Getrennt). od: 2. Aën 2,01 2,41 

im Durchschnitt . . . bon 4,05 Ban 


aus dem Güterverkehr: 


Ru ebe, AN FE 2018,70 14,10 16,80 
Südsumatra . vv 2. 2 .. 6,02 Dun 8,28 
Westsumatra . 2 . . . . 10,40 11,53 13,83 
Aahh Ap ik BHEAS AE 2,55 2,01 8,37 

im Durchschnitt . . . 11,14 11,44 13,84 


im gesamten Durchschnitt: 


RITAYBRILG ll ern 24,70 26,21 
Südsumatra `. `... 102 9,18 12,05 
Westsumatra . . . . . . 1452 15,49 18,98 
E E EE 4,88 6,13 


Im Jahre 1938 sind die Einnahmen weiter gestiegen, sie betrugen 
in den ersten sieben Monaten 19 603 530 fl gegenüber 19 226 573 fl in 
den ersten sieben Monaten 1937. 


19% 
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2. Die Privatbahnen auf Java, Sumatra und Madoera. 
a)Die Niederländisch IndischeEisenbahnaufJava. 


Das insgesamt 863 km lange Netz der jetzt 75 Jahre bestehenden 
Niederländisch-Indischen Eisenbahn-Gesellschaft ist in den Jahren 1936 
und 1937 unverändert geblieben: es umfaßt die mit den Seitenlinien 
205 km lange, in der europäischen Regelspur von 1435 mm erbaute Vor- 
stenlandenbahn Semarang—Soerakarta (Solo)—Djokjakarta, die eigent- 
liche Stammbahn der Gesellschaft, die in der gleichen Spur erbaute, mit 
einer Seitenlinie 56 km lange Kleinbahn Djokjakarta—Brossot und vier 
weitere Kleinbahnen in der Javaspur von insgesamt 602 km Länge, von 
denen das 352 km lange Netz (Semarang—)Goendih—Soerabaja das wich- 
tigste ist'. Wenn auch im ganzen gesehen die Ergebnisse sich in den 
beiden Berichtsjahren endlich wieder besserten, so ergab doch das Jahr 
1936 noch einen Verlust von 152 576,06 fl, und erst das Jahr 1937 schloß 
wieder mit einem Gewinn, und zwar von 685 357,0 fl, ab. Insgesamt lagen 
die Einnahmen 1936 noch rund 300 000 fl niedriger als 1935; dieser Rück- 
gang entfiel fast ausschließlich auf den Güterverkehr, obwohl dieser der 
Menge nach endlich wieder (von 942000 auf 990.000 t) zunahm: die 
großen Tarifermäßigungen hatten dies zur Folge. Dagegen nahmen die 
Einnahmen aus dem Personen- und Gepäckverkehr zum erstenmal seit 
Jahren wieder zu. Immerhin war die Gesamteinnahme noch um 4,6 % 
geringer als 1935. Dagegen konnten die Betriebsausgaben infolge der 
sich jetzt durchwirkenden Ersparnismaßnahmen bei den Personalaus- 
gaben und der geringeren Abschreibungen bei den Stoffvorräten um 
659 000 fl gesenkt werden. Der Zuckerverkehr nahm weiter ab, auch der 
Schwerölverkehr der Rembangschen Petroleumindustrie wies wesentliche 
Rückgänge auf, da in Soerabaja weniger gebunkert wurde; dagegen nahm 
der Petroleum- und Benzinverkehr ein wenig zu, auch die Belebung der 
Batikindustrie trug zur Hebung des Verkehrs von Harz, Farbwaren, Farb- 
holz und Wachs bei. Die Zuckerfabrik, die, wie 1935 berichtet, auf den 
Kraftwagen übergegangen war, kehrte wieder zur Eisenbahn zurück. Der 
Verlust des Jahres 1936 wurde, wie früher, der Allgemeinen Rücklage 
entnommen, die Ende 1937 noch 53 590 923 fl umfaßte. 


Die 1936 angebahnte Besserung der wirtschaftlichen Lage wirkte 
sich 1937 dahin aus, daß die Einnahmen dieses Jahres mit 8429 596 fl 
um 22 % höher lagen als 1936, dabei hatte der Rückschlag, der bereits 


1 Vgl. dazu Archiv 1935, S. 981. 
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in der zweiten Hälfte des Jahres einsetzte, auf die Ergebnisse der Eisen- 
bahnen noch wenig Einfluß, aber auch die Betriebsausgaben nahmen er- 
heblich zu. Dabei vermehrte sich der Personenverkehr als solcher um 
21,7 %, die Einnahmen aus ihm stiegen um 18,5 %. Obwohl in den Vorsten- 
landen bereits wieder 17 Zuckerfabriken in Betrieb waren gegenüber 7 
im Jahre 1936, nahm der Zuckerverkehr noch um fast 10 % ab; immerhin 
nahm der Verkehr von eingeführten Waren allerlei Art zu, ebenso die Ab- 
beförderung der Erzeugnisse der Rembangschen Ölfelder. Auch die 
weitere Entwicklung der Batikindustrie trug zur Verkehrsbelebung bei, 
nur der Wachsverkehr ging zurück. Insgesamt stieg der Güterverkehr 
von 990 000 t auf 1 317 000 t, die Einnahmen von 4 925 000 auf 6 084 000 fl. 
Der Überschuß von 685 357,50 fl ermöglichte es, die seit 1931 ausgefallene 
Dividendenzahlung mit 3% wieder aufzunehmen; dabei erhält der Staat 
25 % des Gewinns der Vorstenlanden-Stammbahn mit 156 096,44 fl im 
Jahre 1936 und 367 800,1s fl im Jahre 1937. Die Bahnen stehen mit 
119 380 659,48 fl und 119 214 357,02 fl für die Jahre 1936 und 1937 zu 
Buch, die allgemeine Rücklage wurde in den beiden Jahren mit 
53 590 923,55 fl und 53 681 016,5 fl ausgewiesen. 

Die Aussichten für das Jahr 1938 werden wieder schlechter, da der 
Ende 1937 einsetzende Rückschlag noch nicht zum Stillstand kam; in den 
ersten 7 Monaten des Jahres 1938 betrugen die Einnahmen nur noch 
4.086 000 fl gegenüber 4 278 847 fl bis Ende Juli 1937. Doch sind weitere 
technische Verbesserungen in Aussicht genommen. Für die Küstenlinie 
Semarang—Soerabaja sollen schnellaufende Dieselzüge gebaut werden, 
während man auf der Stammlinie mit Verbesserung des Dampfbetriebes 
noch etwas herauszuholen hofft. 


Ergebnisse der Niederl.-Indischen Eisenbahn seit 1935. 


1935 1936 1937 

fl fl fl 
Gesamteinnahmen . . . . . . 7003359 6702373 8429596 
Betriebsausgaben . . . . . . 4890762 4231701 4613 080 
Betriebsüberschuß . . . . . . 2112597 2470672 3816515 
Betriebszahl (%) . 2.2 2.» ma "66m 59,08 
Reingewinn (Verlust) . . . . — 638164 — 152576 685 357 
Dividende (%) . 2.2.2... D 0 3 


Von den Einnahmen entfielen auf den 
Personenverkehr `... 979500 983400 1163400 
Güterverkehr. . . . . . . . 5201500 4925900 6084600 
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b) Die Deli-Eisenbahn auf Sumatra; 


Infolge der leichten Besserung der wirtschaftlichen Lage der Kul- 
turen an der Ostküste Sumatras konnte die Deli-Eisenbahn, die dort im 
Anschluß an die Atjeh-Kleinbahn des Staates ihr Ende 1937 553,226 km 
langes javaspuriges, von Medan, der Hauptstadt Delis, und der Hafen- 
stadt Belawan ausgehendes Netz betreibt, schon 1935 auf eine günstige 
Entwicklung des Eisenbahnverkehrs rechnen, In der Tat hatte das Jahr 
1935 ein Ende des seit 1930 anhaltenden Einnahmerückganges im Güter- 
verkehr gebracht und in den letzten drei Monaten sogar eine geringe 
Steigerung der Einnahmen aus dem Reiseverkehr, und so zeigte das Jahr 
1936 eine wesentliche Steigerung des Güterverkehrs, sowohl was die Ein- 
fuhr- und Ausfuhrseite anlangt, als auch im Binnenverkehr; die Zahl 
der beförderten Gütertonnen stieg von 609 284 um 15,51 % auf 702 543, 
davon der Verkehr in Palmöl um 22,7, Gummi um 19,1, Tabak um 
18,05 und Tee um 13,28%, während an Faserstoffen 29,0 % weniger 
befördert wurden; die Einnahmen nahmen allerdings nur um 9,12 % von 
3 645 000 fl auf 3 978 000 fl zu. Ebenso stieg der Personenverkehr, nicht 
zuletzt im Anschluß an die Tarifermäßigung vom Oktober 1935, so daß 
die Mindereinnahmen auf Grund dieser Maßnahmen durch den Mehr- 
verkehr weit mehr als abgegolten wurden; die Zahl der Reisenden stieg 
um 23,94 % auf 4 047 010, die Einnahmen um 11,1s % auf 537 000 fl. Dem- 
gemäß stiegen die Gesamteinnahmen auf 4 670 593 fl oder gegenüber 1935 
um 9,13 %. Gleichwohl nahmen die Betriebsausgaben noch um 4,56 % ab, 
sie sanken auf 2143 101 fl, so daß der Betriebsüberschuß mit 2 527 491 fl 
um 24,24 % höher war als 1935. Auch der Telephon- und der Kraftwagen- 
betrieb arbeiteten zufriedenstellend. Nach angemessenen Abschreibungen 
verblieb ein Überschuß von 935 586 fl gegenüber 407 929 fl im Jahre 1935, 
so daß die seit 1931 ausgesetzte Dividendenzahlung, und zwar mit 2%, %, 
wieder aufgenommen werden konnte. Die günstige Entwicklung gestattete 
endlich auch den 1930 aufgegebenen Weiterbau des Südostzweiges der 
Bahn von Milano nach dem Bilahfluß bei Rantau Prapat (Süd-Asahan) 
wieder aufzunehmen, zumal jetzt noch von den billigen Arbeitskräften 
Gebrauch gemacht werden konnte; allerdings wurde der Bau der Bilah- 
flußbrücke aufgegeben und der Endbahnhof an dem linken Ufer errichtet. 
Es sei gleich hier beri@htet, daß die 12% km lange Linie am 19. August 
1937 in Betrieb genommen werden konnte. 


Auch 1937 hielt die günstige Entwicklung an, sie gab sogar insofern 
den Anlaß zu wesentlichen finanziellen Verbesserungen, als es der Gesell- 
schaft gelang, im April zur Ablösung hochverzinslicher Anleihen das 


Vgl, dazu Archiv für Eisenbahnwesen 1925, S. 1178. 


Die Eisenbahnen in Niederländisch-Ostindien in den Jahren 1936 u. 1937. 183 


Aktienkapital von 1216 auf 18% Mill. hfl zu erhöhen — die neuen Aktien 
konnten zu 106 % untergebracht werden — sowie weiter die 4- und 
4'%prozentigen Anleihen in 3%- und 3°/sprozentige umzuwandeln. Im 
übrigen stiegen die Einnahmen, obwohl Oktober 1937 ein gewisser Rück- 
schlag eintrat, insgesamt um 13,11 % auf 5 296 924, und zwar brachte der 
Güterverkehr 11,61 % (4 440 000 fl), der Reiseverkehr sogar 25,14 % mehr 
als 1935, nämlich 672 000 fl. Dabei stieg der Güterverkehr der Menge 
nach um 26,52 % auf 888 864 t, und zwar stieg die Beförderung von Palmöl 
und -kernen um 12,64, von Faserstoffen um 24,00, von Gummi um 54,08 
und von Tabak um 5,38 %, nur der Teeverkehr ging um 1,21 % zurück; die 
Zahl der beförderten Reisenden stieg um 12,72 % auf 4 561 956. Allerdings 
nahmen nun auch die Betriebsausgaben erheblich zu. Sie stiegen um 
3,741 % auf 2223186 fl. Somit ergab sich ein Überschuß von 3 073 737 fl, 
„der um 21,61 % größer war als 1936. Auch der Telephonbetrieb erbrachte 
im Endergebnis wieder mehr als 1936, während der Überschuß des Kraft- 
wagenbetriebes ein wenig zurückging. Der Reinüberschuß von 1487 493 
(1935: 935 586) fl ermöglichte die Ausschüttung einer Dividende von 4 %. 

Im Jahre 1938 kam die Entwicklung wieder zum Stillstand, zwar 
hielten sich die Reiseverkehrseinnahmen noch auf der gleichen Höhe, 
die Einnahmen des Güterverkehrs gingen indes leicht zurück, so daß die 
Gesamteinnahmen in den ersten 7 Monaten nur noch 2 832 000 fl betrugen 
gegenüber 2906 000 fl bis Ende Juli 1937. 


Ergebnisse der Deli-Eisenbahn seit 1935. 
1935 1936 1937 
fl fl fl 
Einnahmen aus den Eisenbahnen 4280009 4.670 593 5.296 924 
Ausgaben für die Eisenbahnen , 2245608 2143101 2223 186 


Betriebsüberschuß . . » . . . 2034405 2527491 3.073 737 
Betriebszahl (%) . . . 52,2 45,0 42,0 
Gesamt-Reingewinn , . . 407 929 935 586 1487 495 
Dividende (%) 2 2 . 2 0 2% 4 
Von den Einnahmen entfielen auf den 

Personenverkehr . . . .. . 483 000 537 000 672 000 
Güterverkehr . . 2.2.2... 3645000 3978000 4440000 


ei Die privaten Nebenbahnen auf Java und Madoera., 


Die privaten Nebenbahnen, früher Kleinbahnen genannt, konnten 
durchweg noch nicht von der Besserung der wirtschaftlichen Lage Nutzen 
ziehen, wenn auch bei einzelnen die Einnahmen schon wesentlich wieder 
zunahmen. Die Dividende betrug bei der: 
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1935 1936 1937 


% % % 
Samarang-Joana ` 1 0 D 
Semarang-Cheribon j it 0 0 
Oost Java . . s.an. 1 0 0 
Berajoedall. MIE SEN CN 1 0 0 
Kodiksi fg: 1% 2% 2% 
Maling ne 0 0 2 
Modjokerto . . « 0 0 0 
Pasoeroean. sas noari earne 0 0 0 
Probolingo . . D D 0 
Cl A va an 0 0 H 


Die Semarang-Cheribon- und die Oost Java-Gesellschaft sind not- 
leidend und stehen nach wie vor unter staatlicher Zwangsverwaltung. 
Dr, Overmann, 


Die Eisenbahnen Brasiliens. 


Von 
Wilhelm König, Leiter der RDV-Brasilien in Rio de Janeiro. 


Dem nachstehenden Bericht über das brasilianische Eisenbahn- 
wesen wurden im allgemeinen Daten aus der „Offiziellen Statistik für 
die Brasilianischen Eisenbahnen für das Jahr 1935“ zugrunde gelegt, 
die erst 1937 vom Brasilianischen Verkehrsministerium herausgegeben 
wurde. Die aufgeführten Ziffern, die im übrigen noch weitestgehend 
durch anderes Material ergänzt wurden, können als durchaus zutreffend 
angesehen werden. 


In diesem Bericht soll nun der Versuch unternommen werden, ein 
möglichst klares Bild über den wirklichen Stand der Eisenbahnen in Bra- 
silien zu geben. 


Die Vorgeschichte der brasilianischen Eisenbahnen. 


Es ist vielleicht nur sehr wenigen bekannt, daß in Brasilien bereits 
am 29. August 1828 ein Gesetzesbrief unterzeichnet wurde für die Aus- 
schreibung des Baues einer Eisenbahn. Unvoreingenommene Gemüter 
werden vielleicht hierin den wirklich fortschrittlichen Geist des neuen 
Kontinentes erkennen wollen, aber die Angelegenheit sieht doch ein 
wenig anders aus. Am 7. September 1822 hatte auf Betreiben seiner Um- 
gebung der Vizekönig von Brasilien — ein Land, das nichts weiter war 
als eine Kronkolonie Portugals — seine Unabhängigkeit ausgerufen. Die 
Atmosphäre Brasiliens war die eines echten Kolonialstaates jener Zeiten. 
Trotz der öffentlich erklärten Unabhängigkeit vom portugiesischen 
Mutterland, das dieser Maßnahme machtlos gegenüberstand, verblieben 
die alten festen Bindungen, die das Leben, außer vielleicht auf politi- 
schem Gebiet, unverändert ließen. In diesem reinen Agrarstaat riesen- 
hafter Größe, dessen Ausmaße man wohl annahm, aber nicht feststellen 
konnte, herrschte weiterhin das reinste Feudalwesen, das in Brasilien 
bis in die jüngste Zeit als das merklichste Erbe des Mutterlandes erhalten 
wurde, 
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Das größte Problem war die Frage der Menschenzufuhr, denn die 
reichen „Fazendas“! hatten einen ungeheuren Verbrauch an Menschen- 
material, der eben nur aus dem Sklavenhandel gedeckt werden konnte, 
Schiff um Schiff brachte aus Afrika kostbare Ladungen des „schwarzen 
Elfenbein“ in die Häfen Brasiliens, so daß die Küste fast ausschließlich 
vom Menschenhandel und vom Umschlag der Waren aus dem Binnen- 

* lande lebte, Die wichtigsten landwirtschaftlichen Produkte aus den zur 
damaligen Zeit in höchster Blüte stehenden Provinzen Pernambuco, Bahia 
und Rio de Janeiro waren Kaffee, Holz, Zucker, Kakao u. a. m, die in der 
Hauptsache nach Portugal exportiert wurden. 


Man veranschlagt die Bevölkerung des Landes um 1820 auf an- 
nähernd 8 Millionen und bei dem reinen Raubbausystem, das auf den 
„Fazendas“ getrieben wurde, nahm man die tiefer im Lande liegenden 
Gebiete unter Pflug und Hacke, so daß die bis zur Küste zu überwinden- 
den Anfuhrwege stets größer und beschwerlicher wurden. Die Frage 
des Transportes wurde zu einem immer dringlicheren Problem. Bahia, 
Recife, Rio de Janeiro und Santos waren die größten Hafenplätze, in 
denen sich die Waren, oftmals nach einem monatelangen Transport aus 
dem Innern, stapelten, um auf ein Schiff aus Europa oder Nordamerika 
zu warten. Ein breites, behäbiges Bürgertum, das sich für schweres Geld 
die lockenden Adelstitel des neuen kaiserlichen Glanzes gekauft hatte 
oder für besondere Taten mit diesen belohnt wurde, um dem nicht sehr 
befestigten Thron eine Stütze zu sein, drängte sich in den Städten. Es 
waren in ihrer größten Zahl Portugiesen und Spanier, die nun, ihrem 
südlichen Naturell entsprechend, sich mit Eifer und Ausdauer dem Spiel 
der politischen Intrige hingaben. In diesem Gemisch rein kolonialer Um- 
gebung von portugiesischen Adligen, spanischen und jüdischen Kauf- 
leuten, Sklavenhändlern, Soldaten, Schiffern und Berufspolitikern, wur- 
den Vermögen über Nacht errungen, aber auch wieder verloren. 


Ein jeder dachte individuell; dem Gefühl der Kollektivität überließ 
man sich nur bei den schönen und gefühlvollen Reden über patriotische 
Veranstaltungen. Im übrigen jedoch suchte ein jeder seinen persön- 
lichen Vorteil. Man überließ es der kaiserlichen Regierung, Abhilfe für 
die reichlichen Mißstände, sei es in der Verwaltung, sei es im Leben 
der jungen Nation selbst, zu schaffen. Die Wirren und Schwierigkeiten, 
die sich der neuen Regierung entgegenstellten, waren vom ersten Augen- 
blick an ungeheure, Mit allen Mitteln versuchte die Regierung, den Un- 
zulänglichkeiten und Streitigkeiten zu begegnen, die an allen Ecken und 
Enden auftauchten, 


1 „Fazenda“ in Deutsch: Großgrundbesitz, Pflanzung, Gut. 
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Die Regierung lag nach der Abdankung Don Pedro I. (1831) in den 
Händen des Regenten Diego Antonio Feijó, der am 31. Oktober 1835 das 
Gesetz Nr. 101 veröffentlichte, wodurch der Staat einer oder mehreren 
Gesellschaften das Privileg zuerkennen will, Eisenbahnen zu bauen, die 
Rio de Janeiro mit den Staaten Minas Geraes, Bahia und Rio Grande 
do Sul verbinden sollen. Es war eine Neuigkeit, mit der man vor das 
Volk treten und die Tüchtigkeit der Regierung unter Beweis stellen 
konnte. Man wollte die erregten politischen Geister durch diese Maß- 
nahme ablenken und beruhigen. Der Gesetzbrief (Carta de lei) dekre- 
trierte mit kurzen Worten „den Bau eines Schienenweges zum Befahren 
mit Dampfwagen zwischen Rio de Janeiro und der Provinz Minas Geraes“. 
Dabei wurde keineswegs in Betracht gezogen, daß auf dieser Strecke 
Steigungen von über 1000 m zu überwinden waren. Diese erste Kon- 
zessionsausschreibung hat dann auch niemals Prätendenten gehabt. 

Die gesetzliche Hauptversammlung (damaliges Parlament) faßt fol- 
genden Beschluß: 

Art.1. Die Regierung ist beauftragt, an eine oder mehrere Gesell- 
schaften, die eine Eisenbahn von der Hauptstadt Rio de Janeiro zu den 
Hauptstädten der Provinzen Minas Geraes, Rio Grande do Sul und Bahia 
zu erbauen sich verpflichten, das Monopol des Transportes für Menschen, 
Vieh und Wagen für die Dauer von 40 Jahren zu gewähren. 

Art. 2. Dort, wo die Schienenstränge die bereits bestehenden Fahr- 
straßen berühren und beschädigen, müssen sich diese Eisenbahngesell- 
schaften verpflichten, neue Straßen anzulegen, ohne irgendwelche Ent- 
schädigungen dafür verlangen zu können. 

Art. 3. Der Regierung steht das Recht zu, den neuen Eisenbahn- 
gesellschaften, sollten sie dieses für richtig halten, die gleichen Privi- 
legien einzuräumen, wie sie der Schiffahrt auf dem Rio Doce gewährt 
werden, 

Art. 4. Die Gesellschaften haben folgende Verpflichtungen zu er- 
füllen; 

$ 1. Für den Transport einer „arroba“ (15 kg) nicht mehr als 
20 Reis für die Lögua (6 km) zu verlangen. 

$ 2. Die Eisenbahnen stets durch die Städte und Ortschaften zu 
führen, die ihnen von der Regierung aufgegeben werden; jedoch können 
sie sich den besten Weg aussuchen. 

$ 3. Innerhalb von zwei Jahren mit dem Bau der Bahnen zu be- 
ginnen und in jedem Jahre mindestens 5 Léguas neue Linie zu erstellen, 

Art. 5. Die Nichterfüllung dieser Verpflichtungen ergibt die Auf- 
erlegung von Strafen, die seitens der Regierung bekanntgegeben werden. 
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Der Engländer Cockrane machte sich mit Feuereifer an die Schaf- 
fung einer Gesellschaft, aber alle seine Versuche, in England Inter- 
essenten und Geldleute für seinen Plan zu gewinnen, schlugen fehl. 

Am 26. Juni 1852 unterzeichnete die Regierung ein neues Dekret 
Nr. 641, auf Grund dessen die Konzession zum Bau einer Eisenbahn neu 
ausgeschrieben wurde. 

Inzwischen bewarb sich Irineu Evangelista de Souza um eine außer- 
ordentliche Konzession. Irineu Evangelista de Souza, der spätere „Baräo 
de Mauä“, wurde im Jahre 1813 geboren und kam 1840 nach Europa. Nach 
seiner Rückkehr hatte er sich das Ziel gesteckt, in seiner Heimat eine 
Eisenbahngesellschaft ins Leben zu rufen. Der Versuch, Kapitalisten zu 
interessieren, scheiterte, so daß er sich dazu entschloß, mit seinem eige- 
nen Geld zu arbeiten. 

Am 30. April 1854 konnte er bereits die erste Strecke mit einer 
Ausdehnung von 14,; km dem Verkehr übergeben. Diese Bahn, die spä- 
tere „The Leopoldina Railways“, ist also als die älteste Eisenbahn Bra- 
siliens anzusehen. 

Am 9. Mai 1855 wurden die Statuten der „Eisenbahn Dom Pedro II.“ 
veröffentlicht, der Ausgangspunkt der heutigen Staatsbahn „Central do 
Brasil“, die am 29. März 1858 die erste Linie zwischen ihrer Station in 
Rio de Janeiro und der Ortschaft Queimados (48,275 km) eröffnete. An- 
nähernd 30 Jahre waren also ins Land gegangen seit dem ersten Gesetz 
zur Schaffung einer Eisenbahn in Brasilien bis zur Erstellung einer 
wirklich brauchbaren Linie. 


Die Entwicklung der brasilianischen Eisenbahnen. 

In den nachfolgenden 34 Jahren, also von 1854 bis 1888, dem Ende 
des brasilianischen Kaiserreichs, wurden insgesamt 9583 km Eisenbahn 
erbaut. Von 1889 bis 1936, während der Regierungsperioden von 14 repu- 
blikanischen Präsidenten, entstanden weitere 24 020 km, so daß man 
heute die in Brasilien bestehenden Eisenbahnlinien auf annähernd 
33 331 km veranschlagt — ein sehr geringfügiges Ergebnis für ein Land 
von solch riesenhaften Ausmaßen. 

Brasilien mißt in seinen größten Ausdehnungen von Norden nach 
Süden 4310 km und von Westen nach Osten 4400 km. Sein Gesamtflächen- 
inhalt wird mit 8,5 Millionen qkm angenommen. 

Wie jedoch die letzte große Landesaufnahme des Jahres 1920 er- 
geben hat, sind nur 20,6 % landwirtschaftlich ausgenutzt, währenddessen 
die restlichen 79,4 % — also 6,7 Millionen qkm — noch der Erschließung 
und Ausbeute harren. Diese Angaben können auch noch für heute als 
vollgültig angesehen werden, 
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Die nachstehende Übersicht zeigt, wie sich die Bevölkerung des 
Landes in den verschiedenen Dekaden entwickelt hat und in welcher 
Form die Eisenbahnen dieser Entwicklung Rechnung getragen haben: 

Einwohnerzahl Bahnkilometer 


le al] 744 
1890, a ee a e o» o o 4334.000 9973 
1000: s se mia o e a vi 17810000: 15316 
1020 u a ee UGEDON 28 534 
1980. a Et 028 000 32478 
1886 . . , deer 57544002 000 33 330 


Man sieht, daß, trotzdem von 1920 bis 1936 die Bevölkerung um 
mehr als 13 Millionen zugenommen hat, die Erweiterung des brasiliani- 
schen Bahnnetzes nur 4796 km betrug, während von 1890 bis 1920 
18 562 km Eisenbahnen gebaut worden sind. 

In ganz Brasilien arbeiten insgesamt 56 Eisenbahngesellschaften, 
auf die sich die bestehenden 33 330 km folgendermaßen verteilen: 


Föderal-Besitz . ee uv .12272:km 
im Besitz der Staaten . . . . . 10308 „ 
Privat-Besitz . „2... 2 5.001070; 


Die Streckenlänge der Eisenbahnen in Brasilien. 


Nr. Name der Gesellschaft Länge in km 


1 T. T OTE E EE, at T a 366,485 
2 |E. F. Tocantins . . 82,190 
ei a D, E EEE 299,190 
4 | E. F. São Luiz-There 450,002 
wl Rent EEN KEE dert e 6 0 AE hun SS At 147,078 
B | Röde.de Viação Dong `... nun nen nenn 1 368,905 

E, F. Mossoró 121,173 


7 
8 | E.F. Central do Rio e a 
Bal F. Potrolina-Thorezina u soe s e EEN E e 


10 | The Great Western of Brazil Railway Co. Lid. » 2 22.2. DES 174 

1l Vingäo Ferrea Federal do Leste Brasileiro . v2 22222. 1 709,080 
Kl, CC EE au nahen a ar 530,514 
13 | E. F. Nazareth e ramal de Amargosa `... 

I ANA EE .. 

15 | E. F. Undos a Conquista. > > < oo E 

16 | E. F. Victoria a Min... De n e, > 501,094 
IC E TE N, 52,740 
EE E EE 13,005 
19 | E. F. São Matheus PAARE 63,000. 


Übertrag 8 493,541 
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Nr. Name der Gesellschaft Länge in km 
Übertrag 8 493,541 
20 | E. F. Benevente a Alfredo Chaves . » : 2: ur rennen 35,710 
21 E. F. Coroovado- 4 WOI 1 TADRE a a a TT 
28 LR RMage, oe o VIEI nn oS 
23 | The Leopoldina Railway Co. Ltd. . . EET AES S ` 
24 | E. F. Contral do Brasil s is sii o o eos u a en ooo l oi 3 150,401 
25 | Rêdo Mineira do Viação Ee Dë 3 781,746 
28 EI Mor Velho "i „a wu ea, Et F 8,000 
IT NEE e E E EE 438,429 
28 | Cia, Mogyana de Estradas de Ferro . >. <, oo ooo . | 1958,82 
20 | São Paulo Railway Co. Ltd. 2. ee sos a sassy oso mis 247,014 
30 | Cia. Paulista de Estradas de Ferro `... ccm een 1 497,174 
31! |E F Bee DEE er ala ae 2 100,082 
32: | Ei F. Nordeste do Brasil Van. an nn ENe 1 366,481 
38, |, F. do Dourados E TC 273,308 
34 | E.F. Säo Paulo-Goyaz . u SEELEN 0 ea Hm 148,882 
35. | Cia. E. F. Morro Agudo SEET NSL 40,858 
3 | E. F. São Paulo-Minns ee EEN T 180,320 
37 | E.F. São Paulo-Parank > . Win use e 210,000 
38 | Cia. E. F. Barra-Bonita . . . >- so sae s ano en 18,140 
39. | E..F..Itatibense ` s sna ie na Wl 20,120 
40 | E F. Arsausril.n eani ea E 300,347 
41 | Ramal Ferreo Campineiro > -> > s o eoe soe e nen ee 30,558 
42 | Tramway da Cantareira . . < nern nenn 38,217 
43 | E. F. Campos do Jordão .. >> ===> seg Ee CN 46,070 
44 | Cia. Melhoramentos de Monte-Alto . < cn. 31,850 
45 IER Jabötioabal. a cms o core een nennen 25,083 
46 | E. F. Perüs-Pirapora . . . rer 16,000 
47 | Ramal Ferrea Dumont `, een 23,112 
48 | Röde Parand-Santa Catharina `: * Ne 2 006,230 
49 | E.F.Norte do Parand `, . o. sec espreso eorn 43,300 
50 E, F. Santa Catharina . . . . Herrn nen 107,300 
Si: IS, Mate-Laranjairsı,, en 68,000 
52 E. F. D. Thereza Christina. . een 243,858 
53 | Viação Ferrea do Rio Grande do Sul reen 3 024,059 
54 | BE. F. Porto Alegre a Tristeza `, EE H 13,770 
AR RR ker ra r E O a a aA 57,114 
56 | E. F. Palmares a Conceição do Arroio een 55,220 
TPoinl, ensis 33 330,004 


Wenn man Brasilien in vier große Regionen unterteilt, die sich 


durch ein mehr oder weniger dichtes Eisenbahnnetz unterscheiden, so ist 
dieses auch bis zu einem bestimmten Punkt das Merkmal für die wirt- 
schaftliche Entwicklung in diesen Zonen. 


Benennung 
Nord-Region: 


Nordost-Region: 


Südost-Region: 


Süd-Region: 
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Abgrenzung 

Umfaßt die Flußbecken des Rio Amazonas und 
Parnahyba, sowie die der sich zwischen ihnen 
befindlichen Flüsse, mit Ausnahme des Teiles 
des Rio Tocantins, der 15° südlich liegt, sowie 
des kleinen Teiles des Rio Parnahyba, der 
zum Staate Cearä gehört. In diese Zone, die arm 
an Eisenbahnen, aber fast überall reich an 
schiffbaren Flüssen ist, sind eingeschlossen: 
das Gebiet von Acre, die Staaten Amazonas, Parä 
und Maranhäo, fast ganz Piauhy und der Nord- 
teil von Goyaz und Matto Grosso. 


Ist östlich durch die vorherige Zone sowie durch 
die Wasserschneide des Rio Tocantins mit dem 
Rio Säo Franeisco, bis zu dem erwähnten 15. Brei- 
tengrad begrenzt. Eingeschlossen sind die Staa- 
ten Cearä, Rio Grande do Norte, Parnahyba, Per- 
nambuco, Alagöas und Sergipe, fast der ganze 
Staat Bahia und eine kleine Zone des äußersten 
nördlichen Teiles von Minas Geraes. 


Ist im Norden durch den 15. Breitengrad be- 
grenzt; im Süden durch die nördlichste Grenze 
des Staates Paranä. Diese Zone, die am reich- 
sten an Eisenbahnen ist und die zwei wichtig- 
sten Häfen der Republik enthält, umfaßt den 
Distrieto Federal, die Staaten Espirito Santo, 
Rio de Janeiro und Säo Paulo, fast ganz Minas 
Geraes und den südlichen Teil der Staaten 
Bahia, Goyaz und Matto Grosso. 


Ist im Norden durch die vorhergehende Zone 
Zone begrenzt. Umfaßt die Staaten Paranä, 
Santa Catharina und Rio Grande do Sul. 


Wenn die offiziellen brasilianischen Statistiken die Ausdehnung des 
Schienennetzes mit 33330 694 km angeben, so muß man dabei noch in 
Betracht ziehen, daß sicherlich jeder jemals verlegte Schienenkilometer, 
selbst wenn er heute schon außer Betrieb ist, oder sich überhaupt nur 
auf ein Rangiergleis bezieht, noch säuberlich in den Büchern, besonders 
der staatlichen Bahnen, geführt wird. Der größte Teil aller brasiliani- 
schen Eisenbahnbetriebe arbeitet mit einer erklecklichen Unterbilanz. 


Spurweite | 


A | 
Name der Eisenbahn Ge 1,60 m 1,00 m 0, | Om | Oom | Total km 
aa oe Kilometer 
The Great Western of Brazil Railway Co. . IN.O. 1 741,537 = £ = 4 1 741,307 
The Leopoldina Railway Company Ltd. . . 180. 3 086,388 = & = = 3 086,388 
Estrada de Ferro Central do Brasil . . . - I S.0. 1 263,270 1 887,131 — — u 3 150,401 
Rede Mineira de Viação . . . . . -1 180. = 3048208 | 73353 — = 3 781,740 
Cia. Mogyana de Estradas de Ferro . . - - 180. = 18a | — = 84,16 
São Paulo Railways Company Ltd. . . . - 180. 139,108 107,848 = = S 
Cia. Paulista das Estradas de Ferro 180. 699,048 73573 E = 62,008 1497.14 z 
Estrada de Ferro Sorocabana . . . - - - 180. = 2 100,082 = = = 2 100,082 z 
Estrada de Ferro Noroeste do Brasil . . - 12.0. 1 366,431 — — — 1 366,431 E 
Röde Paranä-Sta. Catharina . . . . . . - IS. — 2 006,239 — — — 2 006,239 A 
Réde de Viação Cearense - . . . |.. IIN.O. z 1 368,305 = = = 1 386,305 S 
Viação Ferrea Federal do Leste do Brasil .| IE N.O. = 1 799,086 = = = 1 799,086 g 
Estrada de Ferro Victoria a Minas . . Jl ISO. = 561,50 = = 561,50 B 
Estrada de Ferro Araraquára . . . - - - II §.0. — 300,347 = = =; 300,347 g 
Estrada de Ferro Madeira Mamoré | un = 306,185 = = = 366,485 S 
Estrada de Ferro Tocantins . . . | |.. HI N. = Sien z = 82,40 p 
Estrada de Ferro Bragança . . ....- I N. — 251,918 — — 47,212 299,130 5, 
Estrada de Ferro S. Luiz Therezina . . . .| HEN. 5 450,052 E = — 450, = 
Estrada de Ferro Central do Pauhy . . . .| HIN. = 147,578 5 d = a 
Estrada de Ferro Mossoró . . . - . - - - HI SO. = 121,133 E S = i 
Estrada de Ferro Central do Rio Grande d.N.| III N.O. = 221,120 E = 
Estrada de Ferro Petrolina/Therezina . . . | III N.O. = 164,300 2 = 
Estrada de Ferro Bahia a Minas . . | - II 80. = 536,514 = = 
Estrada de Ferro Nazareth . . . - LIT SO — 286,513 = = = 
Estrada de Ferro Santo Amaro . . . . - - UL N. = 90,020 = = 
Estrada de Ferro Ilhéos a Conquista . . - MI N. — 127,759 = — — 
Estrada de Ferro Itapemirim >... - II S = 52140 = = = 
Estrada de Ferro Litoral ... . . . - - II 8.0. = 13,005 = — = 
Estrada de Ferro 8. Matheus. | | . . - | II 8.0 = = = E 3,000 63,000 
E. F. Benevenente a Alfredo Chaves . . .| III 8.0. = = = = 35,110 35,210 
Estrada de Ferro Corcovado . . - - - - - II 8.0. = Ae ZS = SS 3,176 
Estrada de Ferro Maricá. . . |... Im 8.0. = 130,078 z = = 190,472 
3 
$ m A 7 
S SE LI: EH | EE 
S II 8.0. ES le Pe A Ee 
m IM 8.0. = 148,882 er | 34,368 273,368 
: me | = | aj =] al a 
Š Estrada de São Par Sg | 180, j: 
5 Cia. Estrada de Perro Barre Bonita 1180 Lg = | = T2] SE 
£ Estrada de Ferro Itatibena . ...... m so. | = EAE IL e er 18,40 
ea NEE: WRO | EE E Se ee a 
Š Estrada do Nereo ad do Jordão dE SEH ës en a 
SG E, Fan! = a p217 | Las 
Cia. Melhoramentos de Monte Alto . | | || II S EE SE SS Ki E Ee 46,670 S 
E. F. Jaboticabal . E 3 II 80. WE 3 
Estrada do Ferro Perús-Pirapora EE II SO z Eed Ee E o A 25,083 z 
Ramal Ferreo Dumont ....... A IH 8.0. er = = | = 16,000 16,000 g 
Estrada de Ferro Norte do Paraná . . ..| HISO | = | aw | p= yasan E E 
Estrada de Ferro Dona Thereza Christina .| mt S. Ka E P A — 43,300 E 
Estrada de Ferro Santa Catharina ... .| ITS. H Ss Be EE 243,858 S 
Estrada de Ferra Matte Laranjeiras. . . || ITS. | we) | — | äs a 
Viação Ferrea Rio Grande do Sul... . . A LS | — 30%, | 68,000 68,000 u 
Estrada de Ferro Porto Alegre/Tristeza ..| MS | — rare: = — | 3024,050 F 
Estrada de Ferro Jacuhy . ....... M S. = SN | En Al Se 13,770 E 
Estr. de Ferro Palmares a Conceição Arroio | IIT 8. Mi | lc Lä San S 
| 55,220 55,220 S 
Total der Schienenkilometer: 


Spurweite 1,60m . . . 2101,779 km 
lom . . . 29 770,079 km 
06m... 733,548 km 
0m... 8,000 km 
(om... 717,298 km ` . 33330,6% km 


Et 


Cot 
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Eine wirtschaftliche Unterteilung der brasilianischen Bahnen er- 
gibt sich, wenn man die verschiedenen Gesellschaften in drei Gruppen 
einordnet: 

1.Gruppe (11 Gesellschaften): Bahnen mit einem Brutto-Umsatz 
von mehr als 20 000 Contos de Reis je Jahr (rd. 3 334 000 RM). 

2. Gruppe (4 Gesellschaften): Bahnen mit einem Brutto-Umsatz 
von 5000 bis 20 000 Contos de Reis je Jahr (rd. 833 400 bis 3 294 000 RM). 

3. Gruppe (41 Gesellschaften): Bahnen mit einem jährlichen 
Brutto-Umsatz von weniger als 5000 Contos de Reis (weniger als 
833 400 RM). 

(Bei der Umrechnung ist der Kurs von 1 RM = 6$000 $ zugrunde gelegt.) 

Die in Brasilien bestehenden Eisenbahnen geben, wenn man sie 
nach den Regionen, in denen die einzelnen Gesellschaften arbeiten, 
betrachtet, ein Bild über die wirtschaftliche Höhe und Entwicklung 
dieser Landesteile. 

Von den 56 Eisenbahngesellschaften des Landes entfallen allein 33 
auf die Südost-Region. Zu dieser Zone, die als die reichste und ent- 
wickeltste angesehen werden muß, gehören folgende Staaten: 


Staaten Flächeninhalt Einwohnerzahl 
Distrieto Federal . . . . . 1167 qkm rd. 1600000 
Rio de Janeiro . . . . . . 42404 „ » 2160 000 
Espirito Santo . . . . . . 44684 „ » 745.000 
Minas Gerges . . . . . . 593810 „ » 8100 000 
São Paulo. » . . . . . 24729 „ » 6399190 

total 929304 qkm rd. 19 004 190 


Dem Flächeninhalt nach entspricht diese Südost-Region nur 
10,94 % des gesamten Flächenraumes Brasiliens, und trotzdem entfallen 
auf sie von den bestehenden 33 330 km Eisenbahn annähernd 20 536 km; 
auf die übrigen 89,06 % oder 7581885 qkm verteilen sich die restlichen 
12794 Streckenkilometer. Auf jeden Bewohner in dieser Region kómmen 
108 cm Schienenstrang. 

An zweiter Stelle steht die Süd-Region, in der 9 Eisenbahn- 
gesellschaften eine Streckenlänge von insgesamt 5619 km betreiben, Zu 
dieser Zone gehören die Staaten: 


Staaten Flächeninhalt Einwohnerzahl 
Rio Grande do Sul. . . . . 285289 qkm rd. 3 264 000 
Santa Catharina . . : . . 94998 „ » 1100000 
Paraná: 2 2 2.2 0000 109897 a » 1100 000 
il 
total 580184 qkm rd, 5 464 000 


Auf die Süd-Region entfallen 6,8 % des gesamten brasilianischen 
Raumes, und die Dichte ihres Eisenbahnnetzes entspricht rd. 97,2 cm 
auf je einen Einwohner. 
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Nach Abzug dieser beiden obengenannten Zonen verbleiben für den 
gesamten Rest von Brasilien, das sind 82,3 %, nur noch 7284 km Eisen- 
bahnlinien. 

Davon kommen auf die Nordost-Region 5937 km Eisenbahn, 
die sich auf die sieben zu dieser Region gehörenden Staaten verteilen: 


Staaten Flächeninhalt Einwohnerzahl 
Cara 222200200. 148591 qkm rd. 1789 000 
rie EE EE » 573.000 
Rio Grande do Norte. . , . 52411 „ » 818654 
Parahyba, „es; mih renat aniei B5920: „ „ 1465000 
Pernambuco . . . . . . . 99254 „ » 8147 000 
Een a rn d SE „ 1266046 
De en ur. H TST „ 4432379 

total 935.678 qkm rd. 18.441.079 


Insgesamt bestehen in dieser Zone 6 Eisenbahngesellschaften, in 
diesen 11,02% des gesamten Flächenraumes Brasiliens. Auf den Kopf 
der Bevölkerung kommen rd. 46,5 em Eisenbahnstrecke. 

Den kleinsten Anteil am brasilianischen Eisenbahnnetz hat die 
Nord-Zone, die nicht weniger als 89,47 % ganz Brasiliens einnimmt, 

Auf die nachstehend aufgeführten sechs Staaten kommen nur im 
ganzen 1346 km Schienenstrang. 


Staaten Flächeninhalt Einwohnerzahl 
Amazonas . . . 2.2 . . . 1825,097 qkm rd. 459 271 
E en N: 180290006 5, » 1616403 
Maranhão. . 2 2.2.2.2. Bar „ „ 1242399 
Ener ER. An +; » 887055 
TE ve BEID NA » 791.959 
Matto Grosso . , . . . . 1477041 e » 891480 

total 5917,96 qkm rd. 5 388 567 


Die fünf in dieser Region arbeitenden Eisenbahngesellschaften ver- 
sehen zum allergrößten Teil auch die Binnenschiffahrt, die ja gerade in 
diesem Abschnitt Brasiliens außerordentlich bedeutend, zum mindesten 
im Rahmen der dortigen wirtschaftlichen Verhältnisse, ist. 

Würde man unter die Einwohnerschaft dieser Region den dort 
bestehenden Gleisbestand aufteilen, kämen auf jede Person rd. 23 cm. 


Die Wirtschaftlichkeit des Eisenbahnbetriebes in Brasilien. 

Es ist sehr schwer, sich ein abschließendes Urteil über die Wirt- 
schaftlichkeit des brasilianischen Eisenbahnbetriebes zu bilden. Tat- 
sächlich klagen besonders die ausländischen Bahngesellschaften über die 
außerordentlich niedrigen Sätze, besonders im Personenverkehr, trotz- 
dem diese teilweise in den letzten Jahren erheblich erhöht worden sind. 

13* 
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Die Eisenbahnen der Gruppe I (mit einem Jahresumsatz von mehr 
als 20 000 Contos de Reis) und selbst die der Gruppe II (Umsatz zwischen 
5000 bis 20 000 Contos de Reis) haben einigermaßen gute Erfolge erzielen 
können, Fast die einzige Ausnahme in der Gruppe I bildet die Staats- 
bahn „Central do Brasil“, die mit einer erheblichen Unterbilanz arbeitet. 
Von fast allen Bahnen, die der Gruppe III angehören, (Umsatz weniger 
als 5000 Contos de Reis p.a.) kann gesagt werden, daß sie reine Zu- 
schußunternehmen sind. 

Folgendermaßen geben die einzelnen Gesellschaften den Durch- 
schnitt ihrer Einnahmen und Ausgaben für 1 km Personen- und Güter- 
beförderung an: 


Personen je km Waren je tkm 
Gruppe I Einnahme Ausgabe Einnahme Ausgabe 
Rede Mineira de Viação . 074 reis 094 reis 154 reis 094 reis 
São Paulo Railway . . . 078 „ 05 „ 282 „ 115 „ 
Companhia Paulista . . 046 „ 048 „ dëtt Or ue 
Gruppe II 
Rede Viação Cearense. . 052 „ 086 „ 134 „ 100 „ 
Victoria a Minas. . . . Ol u 095 „ 229 „ 191 „ 
Gruppe III 
Region Nord 
Madeira Mamoré. . . . 138 „ 270 „ 136 „ 397 p 
Petrolina Therezina . . 062 „ 220 „ 254 „ 645 - 
Region Süd 
Dona Thereza Christina . 068 „ 070 y 09 y 097 n 


Weist die letztgenannte Bahn in der Gruppe III im Jahre 1935 ein 
Defizit von Rs. 111$337 je km auf, so steigt diese Unterbilanz bei der 
Petrolina/Therezina im selben Jahr sogar auf Rs. 2:727$839 und bei der 
Madeira-Mamoré, jener berühmten Bahn, die man vor dem Bau als eine 
Goldquelle gepriesen hatte, auf Rs. 610$015 je km an. 

In der Gruppe I ist das größte Defizitunternehmen die „Central 
do Brasil“, die für 1934 je km einen Schaden von Rs. 12:844$253 angab. 
Für 1935 liegen noch keine Daten vor, es ist aber anzunehmen, daß diese 
Bahn in den Jahren bis 1938 immer größere Verluste aufweist, Dagegen 
möchten wir noch einmal die Salden von drei der obengenannten Bahnen 
aufstellen, um den Gegensatz recht deutlich werden zu lassen. 


Gruppe I Gewinn je Kilometer 
1935 1934 
Säo Paulo Railway . . . . Rs. 127:885$689 Rs. 73:489$525 
Companhia Paulista `... »  22:036$869 » 33:586$452 


Sorocabana . . 2 . . + 2 wn  10:068$865 „»  8:244$683 
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Folgendes sind die Gesamt-Resultate einiger Eisenbahngesell- 
schaften 1935: 


Gruppe I Einnahmen Ausgaben 
Leopoldina Railway. . Rs. 79689:579$870 Rs, 72 869:182$270 
Rede Mineira . . . . „ 37360:258$904 » 47 761:957$036 
São Paulo Railway. . „ 109 241:423$700 n 77 864:332$540 

Gruppe II 
Companhia Paulista, . Rs. 100 525:295$600 Rs. 63 957:364$500 
Sorocabana . . . . . „100 973:891$578 »  81.090:4348949 

Gruppe II 
Madeira-Mamor6 , . . Rs. 1328:715$100 Rs. 1627:883$500 
E. F., Bragança . . . „  1761:555$020 » 2 094:603$256 
Petrolina/Therezina . . „ 86 :082$000 D 556:238$900 


Das rollende Material. 

Die Gesamtzahl der in Brasilien in den offiziellen Statistiken 
geführten Lokomotiven (Dampf), elektrischen Antriebsmaschinen, Wag- 
gons zur Beförderung von Personen, Spezialwagen (Verwaltungswagen, 
Speise- und Schlafwagen, Direktions- und gemischten Waggons (1. und 
2. Klasse), sowie Güterwagen (offene und geschlossene) wird folgender- 


maßen angegeben: 
(Stand 1935) 


Dampflokomotiven . . » . . . . . . total 5128 
Elektrische Lokomotiven . . .. .. D 115 
Personen- und sonstige Wagen . . . . o 5643 
Güterwagen. siia ale lg. » 69497 


Wenn man dieses rollende Material wiederum auf die drei Gruppen 
von Eisenbahngesellschaften verteilt, ergibt sich folgendes Bild: 


I u DI 
Gruppen (11 Unternehmen) (4 Unternehmen) (41 Unternehmen) 
Dampflokomotiven . . . 4416 410 302 
Güterwagen... ... 62 607 3488 3402 
Personen- und Spezial- 
wagen s. oben . . . . 4964 399 280 


Angesichts der Tatsache, daß die meisten kleineren Eisenbahn- 
gesellschaften keine Verbindung miteinander haben und im Hinblick auf 
die außergewöhnlich niedrige Stückzahl des rollenden Materials, beson- 
ders bei den 41 Unternehmen der Gruppe III, kann man sich vorstellen, 
mit welchen Schwierigkeiten diese Bahnen zu kämpfen haben. Sie ar- 
beiten mit einem ständigen Verlust. Das einmal angeschaffte rollende 
Material wird kaum durch neues ersetzt, die Reparaturmöglichkeiten sind 
im allgemeinen nur sehr primitiv, so daß man wirklich in den meisten 
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Fällen von wahren „Eisenbahnidyllen“ sprechen kann. Und trotzdem ist 
es immer noch erstaunlich, was geleistet wird. Aber die monatlichen, 
man kann fast sagen, täglichen Unglücksfälle sind außerordentlich 
häufig und noch größer ist natürlich der Materialverlust. 

Durch den Kompensationsverkehr mit Deutschland sind in den 
letzten Jahren größere Neukäufe seitens einzelner Eisenbahngesell- 
schaften gemacht worden. Diese ändern jedoch, angesichts des prekären 
Zustandes, in dem sich der alte Fuhrpark befand, kaum das Resultat. 
Im Gegenteil, würde man — abgesehen von einigen wenigen und meistens 
ausländischen Eisenbahngesellschaften — mit einer gründlichen Aus- 
musterung der schadhaften Wagen und Lokomotiven beginnen, erhält man 
sicherlich ein um mindestens ein Drittel niedrigeres Resultat. Die großen 
Exportunternehmen lassen, um wenigstens den dauernden Wagen- und 
Lokomotivmangel auf den wichtigsten Strecken einigermaßen steuern zu 
können, heute bereits ihr eigenes Material rollen, das nach einer gewissen 
Spanne Zeit, meistens 10 bis 12 Jahre, in den Besitz der Eisenbahngesell- 
schaften übergeht. 

Personal. 

Bei den gesamten Eisenbahnen in Brasilien wurden im Jahre 1935 

im Monatsdurchschnitt 134 148 Personen beschäftigt. 


Brennstoff. 

Aus der nachfolgenden Übersicht geht hervor, wieviel Heizmaterial 
in den Jahren von 1930 bis 1935 verbraucht wurde. Im allgemeinen gab 
man auf den brasilianischen Eisenbahnen wegen des dichten Wald- 
bestandes und der leichten Transportmöglichkeit dem Holz den Vorzug, 
doch mit der zunehmenden Bevölkerung hat sich herausgestellt, daß man 
auf die Dauer daran denken muß, entweder die gefällten Holzbestände 
wieder aufzuforsten, und zwar unter Angaben der daran interessierten 
Eisenbahngesellschaften, oder daß man dazu übergeht, soweit wie mög- 
lich Eisenbahnen zu elektrifizieren. 

Man hat festgestellt, daß von den großen Wasserfällen allein 75 
eine Leistung von 50 Millionen Pferdekräften hergeben; doch wäre auch 
hiermit nur ein ganz kleiner Teil der im Lande vorhandenen Wasser- 
kräfte ausgenutzt. 

Die erste Eisenbahngesellschaft, die ihren Betrieb auf Elektrizität 
umstellte, war die „Cia, Paulista de Estradas de Ferro“. Diese Gesell- 
schaft wandte dazu ein Kapital von 3500 000 $ auf. Heute verfügt die 
Gesellschaft über 1466 km. 
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Brennstoffverbrauch der Lokomotiven, 


gaa 
Jah i T Sen Brennholz Wert 
Jahr | national | ausländisch en 
Tonnen cbm 


1930 946 159 170 016 4 974 434 . 114 184 : 

1931 790920 | 191620 5593015 | Rs. 118 777 : 5788000 
1932 709 035 235 925 5841525 | Rs. 100 413 : 338$000 
1933 598 029 252 698 6190965 | Rs. 108 086 : 784$000 
1934 595 337 292 678 6388989 | Rs. 122 717 : 876$000 
1935 678 089 333 542 6819033 | Re. 150 930 : 000$000 


Die „Companhia Paulista de Estradas de Ferro“. 

Für denjenigen, der den wirtschaftlichen Fortschritt des Staates 
São Paulo mit Interesse beobachtet, ist es beruhigend, die hervorragenden 
Resultate festzustellen, welche die „Companhia Paulista de Estradas de 
Ferro“ bisher erreicht hat. 

Aus dem Jahresbericht geht hervor, daß die Eisenbahngesellschaft 
im Berichtsjahre 1936 5 521 221 Reisende, 87 176 t Gepäck und 2 795 269 t 
Fracht befördert hat; außerdem wurden 473 538 Telegramme abgefertigt. 

In den 54 Jahren ihres Bestehens gewährte die Bahn 1 279 366 Ein- 
wanderern Freifahrten, die Rs. 9.800:098$710 gekostet hätten. 

Die finanzielle Entwicklung im Jahre 1936 war bis jetzt eine der 
günstigsten. Die Gesamteinnahmen betrugen Rs. 116.324:283$845, die 
Ausgaben beliefen sich auf Rs. 71.239:513$290, so daß ein Saldo von 
Rs. 45.084:770$555 verbleibt, der zusammen mit dem Gewinnüberschuß 
aus dem Jahre 1935 die beträchtliche Summe von Rs. 59.725 :573$974 er- 
gibt. Von dieser Summe wurden Rs. 31.576:203$200 für die Auszahlung 
einer 8proz. Dividende an die Aktionäre verwendet; Rs. 3.199:105$200 
wurden an Zinsen für die Anleihe in den Vereinigten Staaten aus dem 
Jahre 1922 gezahlt; Rs. 5.368:712$344 wurden für die Zinsenzahlung für 
importiertes Material verwendet; Rs. 2.101:320$600 wurden an die Pen- 
sionskasse der Bahnangestellten überwiesen, als gesetzlicher Anteil der 
Gesellschaft; Rs. 1.000:342$418 wurden dem Reservefonds zugewiesen; 
Rs. 338:925$774 an den Fonds für den Forstdienst und Rs. 140:964$438 
an den Fonds für Verbesserungen und Ausdehnung des Verkehrs. Als 
Überschuß für das Jahr 1937 verblieben Rs. 16.000::000$000. 

Das für die Bahnlinien und die dazugehörigen Einrichtungen ver- 
wendete Kapital beläuft sich auf Rs. 417.068:594$142 am 31. Dezember 
1936. Allein an Zollgebühren für unmittelbar eingeführtes Material 
zahlte die Bahngesellschaft im Jahre 1936 an die Zollbehörde in Santos 
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die Summe von 2,615:458$100. Dabei ist zu beachten, daß ein großer Teil 
dieser Materialien eine Ermäßigung von 50 bis 80 % auf die normalen 
Zollsätze genießt. 

In weiterer Durchführung des Forstprogrammes, das bereits sehr 
gute Resultate gezeitigt hat, wurde die Anpflanzung von Eukalyptus- 
bäumen in den 15 Forsten der Bahngesellschaft eingeführt. Für diesen 
Zweck wurden bis zum 21. Dezember 1936 Rs. 7.776:611$689 verwendet, 
aus dem die Gesellschaft einen Bruttogewinn von Rs. 14.952:826$280 er- 
zielte, mit einem Saldo von Rs. 613:845$710. Seit dem Jahre 1927 wird 
der Aufforstungsdienst aus eigenen Mitteln betrieben. Die Hälfte des 
Betriebsstoffes für die Züge wurde im Jahre 1936 vom Forstdienst ge- 
liefert; dieser ist in der Lage, gegenwärtig 60 % und in naher Zukunft 
75 % des Betriebsstoffes zu liefern, und zwar durch die Anpflanzung von 
10 Millionen Bäumen, die innerhalb von fünf Jahren geschehen soll. Auf 
diese Weise erzielt die Gesellschaft große Ersparnisse, die nicht mög- 
lich wären, wenn zufolge der Holzknappheit in den befahrenen Zonen 
ausländische Kohle zu einem hohen Preis eingeführt werden müßte. 
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Der Eisenbahnbau in Iran. 
Von 
Reichsbahnoberrat a. D. Dieckmann in Magdeburg. 


(Mit einer Karte und einem Längenschnitt.) 


Vom alten Persien zum neuen Iran. 


Unter der Mißwirtschaft der früheren Herrscher aus der Dynastie 
der Kadscharen war man in Persien den verhängnisvollen Weg gegangen, 
die im Staatsbudget fehlenden Gelder durch auswärtige Anleihen zu 
decken. Diese wurden von Rußland und England zwar bereitwilligst, 
aber nur unter Erpressung von Konzessionen und drückenden wirtschaft- 
lichen Zugeständnissen gegeben. Zur Deckung des Zinsendienstes mußten 
u.a. die Zölle verpfändet und andere Staatseinnahmen verwendet werden. 
Die gesamte Finanzverwaltung des Landes war so unter ausländische 
Kontrolle gekommen. Im Jahr 1907 war zwischen Rußland und England 
ein Abkommen geschlossen worden, nach dem das ganze nördliche Persien 
bis zur Linie Isfahan—Jesd russisches Interessengebiet wurde. England 
begnügte sich mit dem zwar kleineren, aber durch die reichen Ölquellen 
ungleich wichtigeren Interessengebiet in der Südostecke an der Grenze 
von Belutschestan. Im Weltkrieg befand sich Persien zwar nicht unter 
den kriegführenden Mächten. Es wurde aber bei seiner politischen Ohn- 
macht von russischen und englischen Truppen ohne weiteres als Durch- 
marschgebiet in Anspruch genommen. 

Aus diesem Chaos der politischen Ohnmacht, der finanziellen Zer- 
rüttung, der Unbotmäßigkeit der verschiedenen Stammesfürsten und der 
allgemeinen Unsicherheit besonders auf den Verkehrswegen ist das Land 
durch den jetzigen Schah Riza Chan Pahlewi herausgerissen worden, 
und mit der Machtergreifung durch diesen Herrscher, der i. J. 1925 zum 
Schah ausgerufen wurde, beginnt der steile Aufstieg, den das persische 
Staatswesen bisher genommen hat. Der neue Schah schuf zuerst eine 
moderne Armee, führte die allgemeine Wehrpflicht ein, schaffte die die 
Würde des Staates beschämenden Kapitulationen ab, stellte die Zollauto- 
nomie wieder her und brachte die Staatsfinanzen in Ordnung. Seine 


1 Vgl. Archiv für Eisenbahnwesen Jahrg. 1934, S. 189 u. ff. 
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besondere Sorge gilt der Verbesserung des Verkehrswesens, das voll- 
ständig vernachlässigt war. Seine bisher größte Leistung auf diesem 
Gebiete ist der Bau der transiranischen Eisenbahn, die am 26. August 
1988 in der ganzen Länge von 1400 km vom Kaspischen Meer zum Persi- 
schen Golf dem Verkehr übergeben worden ist, Das alte Persien, unter 
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Karte der transiranischen Eisenbahn und der Eisenbahnen der Nachbarländer, 


dem die Welt einen schwachen, schlecht organisierten Staat sah, der ein 
willenloser Spielball in den Händen seiner mächtigen Nachbarn im 
Norden und Süden war, soll nach dem Willen des Schahs auch dem Namen 
nach nicht mehr bestehen. Der neu angenommene Name „Iran“ (Land 
der Arier) soll im Konzert der zivilisierten Völker einen auf gleicher 
Stufe stehenden Staat versinnbildlichen, 
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Geschichte und Finanzierung des Bahnbaues in Iran. 


Das alte Persien ist infolge seiner zentralen Lage im vorderasiati- 
schen Verkehrsgebiet schon im Altertum in der Ost-West-Richtung ein 
wichtiges Durchgangsland für den Handel gewesen, der sich auf der 
alten chinesischen Seidenstraße (siehe Sven Hedins Berichte über die 
Seidenstraße) über Bagdad und Mossul nach dem Mittelmeer und durch 
Anatolien nach dem Schwarzen Meer und Byzanz bewegte. Auf diesem 
Wege kamen die chinesischen Seidengewebe in die Länder des Abend- 
landes. Hinzu kam der nicht unbedeutende Handel von Persien selbst, 
bei dem es sich hauptsächlich um Teppiche handelte. Solange die Trans- 
porte allein mit Tragetieren bewirkt wurden, bildete die schwere Zu- 
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Längenschnitt der transiranischen Eisenbahn nach Angabe des Chefingenieurs 
L, v. Rabzewicz, Teheran. 


gänglichkeit der innerpersichen Hochebene, die durchweg 1400 m ü. M. 
sich erhebt, kein unüberwindliches Verkehrshindernis. Natürliche 
Saumpfade genügten zum Übergang über die oft steilen Randgebirge des 
Hochplateaus. Maultiere, Esel, Kamele legten in den Güterkarawanen 
täglich 30 bis 35 km zurück. Reitposten auf Pferden für Reisende 
konnten am Tage bis 120 km leisten. 


Seit dem Weltkrieg hat sich durch die Einführung des Autos das 
gesamte Verkehrswesen Vorderasiens und damit auch das des Iran voll- 
ständig umgestellt. Die alten Saumpfade und primitiv eingerichteten 
Straßen genügten für diese modernen Transportmittel naturgemäß nicht 
mehr. Der Bau neuer, für Autos benutzbarer Straßen in den gebirgigen 
Gegenden Persiens erforderte große Geldmittel, über die der vollständig 
heruntergewirtschaftete Iran in den ersten Jahren seiner beginnenden 


204 Der Eisenbahnbau in Iran. 


Konsolidierung noch nicht verfügte, und so kam es, daß die Einführung 
eines größeren Autoverkehrs in Iran im Vergleich zu seinen Nachbar- 
ländern Türkei, Irak, Syrien verhältnismäßig spät in Gang kam. An den 
Bau von Eisenbahnen war vorläufig nicht zu denken. 


Vor dem Krieg sind, wie in den übrigen Ländern des Orients, auch 
in Persien verschiedene Bahnprojekte erörtert worden. Schon im Jahr 
1872 hatte ein englischer Finanzmann, Baron Reuter, eine Konzession 
für den Bau einer Bahn vom Kaspischen Meer zum Persischen Golf be- 
kommen, die aber nicht zur Ausführung kam. 1894 erwarben die Russen 
die Konzession für den Bau der transiranischen Bahn zugleich mit der 
Zusicherung Persiens, daß die Erteilung weiterer Konzessionen an die 
vorherige Zustimmung der russischen Regierung gebunden sein sollte. 
Auch dieses Projekt wurde nicht ausgeführt. Eine Verzinsung des An- 
lagekapitals, auf die es damals immer ankam, war nicht zu erwarten. 
Auch bei der deutschen Bagdadbahn bestand in weiterer Sicht der Plan, 
von Bagdad aus nach Teheran und von Mossul aus nach Täbris weiter- 
zubauen. Dadurch wäre Persien auf kürzestem Wege an das Mittel- 
meer angeschlossen worden, Bei diesem Bahnprojekt ist es aber nicht 
erst zur Konzessionserteilung gekommen. 


Am Ende des Weltkrieges gab es in Persien außer einer kleinen 
Lokalbahn bei Teheran an Eisenbahnen nur die während des Krieges 
von den Russen aus militärischen Gründen gebaute 145 km lange Eisen- 
bahn von Djulfa nach Täbris im Nordwesten in der russischen breiten 
Spur und die von den Engländern zu gleichem Zweck gebaute 63 km 
lange Bahn von Belutschestan nach Dusdab im Südosten in der indischen 
Schmalspur. Die erstere hat in Djulfa Anschluß an die russischen 
Bahnen und daher für Täbris und die Provinz Aserbeitschan einige 
Handelsbedeutung. Die Sowjetunion verzichtete im Jahr 1921 auf alle 
von der zaristischen Regierung in Nordpersien erworbenen Vorrechte und 
annullierte alle Schulden Persiens an Rußland, Bei dieser Gelegenheit 
wurde auch die Bahn Djulfa—Täbris schuldenfrei an den persischen 
Staat übergeben, allerdings in einem kaum betriebsfähigen baulichen Zu- 
stand. Die Strecke nach Dusdab im Südosten ist für den Warenverkehr 
einigermaßen wichtig, da gute während des Krieges von den Engländern 
gebaute Straßen an sie anschließen, 


Schon als er noch Kriegsminister war, hatte der jetzige Schah im 
Jahr 1923 den Bau einer Eisenbahn vom Kaspischen Meer zum Persischen 
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Golf angekündigt, der durch den Staat allein und nicht unter Inanspruch- 
nahme fremden Kapitals ausgeführt werden sollte. Seitdem hat er diesen 
Plan trotz vieler anfangs nicht vorgesehener Schwierigkeiten mit uner- 
müdlicher Energie weiter verfolgt und jetzt zu Ende geführt. Mit dem 
Bau konnte erst im Jahr 1928 begonnen werden. Ein deutsch-amerikani- 
sches Syndikat bekam damals von der iranischen Regierung den Auftrag, 
die zu wählende Linie im einzelnen festzulegen. Nachdem dies geschehen 
war, wurde der deutschen Gruppe, die aus den Firmen Julius Berger und 
Philipp Holzmann bestand, der Bau und die Ausrüstung einer etwa 
150 km langen, vom Kaspischen Meer ausgehenden Probestrecke über- 
tragen. Die amerikanische Unternehmung Julen u. Co. übernahm den 
Bau einer gleichen vom Persischen Golf ausgehenden Probestrecke. Die 
beiden Unternehmungen hatten bis 1930 ihre Probestrecken fertig. Die 
mit dieser Art der Vergebung der Arbeiten gemachten Erfahrungen 
haben aber die iranische Regierung nicht befriedigt. Sie übernahm 
daher den Weiterbau in eigener Regie, wobei sie sich von Spezialisten 
verschiedener Nationalität beraten ließ. Als auch dieses Verfahren sich 
nicht bewährte, schloß nach einem Jahr die iranische Regierung mit 
einem dänisch-schwedischen Konsortium, das bis dahin große Bahn- 
bauten für die türkische Regierung ausgeführt hatte, einen Vertrag ab, 
nach dem diese den Weiterbau für Rechnung der Regierung übernahm. 
Dieses Konsortium, bestehend aus den Firmen Kampmann, Kierulf und 
Saxilf a/S, Saabye u. Co, übernahm folgende Verpflichtungen: Fort- 
setzung und Beendigung der Vorarbeiten und Einzelentwürfe, Ausarbei- 
tung der Vertragsunterlagen für die Vergebung der einzelnen Strecken- 
teile an Großbauunternehmungen, Durchführung der Vergebung, 
Planung, Bauaufsicht und Abrechnung, ferner den Einkauf der wichtig- 
sten Baumaterialien. Die Vergebung der Baulose wie auch der Material- 
einkauf geschah im Wege internationaler Ausschreibungen. Die Nord- 
linie bis Teheran sollte vertragsmäßig in vier Jahren, die Südstrecke in 
weiteren zwei Jahren fertiggestellt sein. Dank der ausgezeichneten Ord- 
nung der Unternehmung gingen die Arbeiten trotz der zu überwindenden 
großen technischen Schwierigkeiten planmäßig vorwärts und schon be- 
deutend vor der vertraglich festgesetzten Zeit konnte die ganze Bahn 
vom Kaspischen Meer zum Persischen Golf fertig geliefert werden. Am 
26. August 1938 ist in Anwesenheit zahlreicher hervorragender Persön- 
lichkeiten aus allen Teilen des Landes die Verbindung der vom Norden 
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und Süden vorgebauten Strecken bei der Station Sehid Scheschme feier- 
lich begangen worden. An dem letzten Schienenstoß hat der Schah per- 
sönlich eine goldene Schraube befestigt und dadurch die ganze trans- 
iranische Bahn vom Kaspischen Meer zum Persischen Golf dem durch- 
gehenden Verkehr übergeben. Die Gesamtbauzeit hat knapp elf Jahre 
betragen. 

Die Finanzierung des großen und schwierigen Bahnbaues ist der 
iranischen Regierung nicht leicht geworden. Fremde Sachverständige 
hatten ursprünglich die Kosten einer 1550 km langen, das ganze Land 
vom Norden zum Süden durchschneidenden Eisenbahn auf 13 000 000 £ 
(= 156 000 000 RM) veranschlagt. Die iranische Regierung gedachte, 
diese Kosten durch die Erträge des neu eingeführten Zucker- und Tee- 
monopols aufzubringen, die schon seit 1925 zu diesem Zweck ange- 
sammelt worden waren. Der jährliche Überschuß dieses Monopols be- 
trug vor dem Fallen der iranischen Silberwährung 62000000 Kran 
(= 15 000 000 RM), so daß auf dieser Grundlage der Bahnbau in etwa 
zwölf Jahren hätte finanziert werden können, ohne daß fremdes 
Kapital hätte in Anspruch genommen werden müssen. Diese ersten Be- 
rechnungen haben sich aber in der Folgezeit als irrig erwiesen. (Es 
zeigte sich im Laufe des Baues, daß die Kosten viel höher wurden als 
angenommen worden war. Es kam noch hinzu, daß durch die Abwertung 
der iranischen Währung die für den Einkauf der Baumaterialien im 
Ausland eingesetzten Beträge in Iranwährung bedeutend erhöht werden 
mußten. Wenn trotz dieser von Anfang an nicht vorgesehenen Schwierig- 
keiten der Bau der Bahn jetzt so zu Ende hat geführt werden können, 
daß die Finanzierung vollständig aus Staatsmitteln durchgeführt worden 
ist und die Bahn dadurch ein mit Auslandsschulden nicht belastetes 
Staatseigentum geworden ist, so ist das ein Beweis für die gesunde 
Finanzwirtschaft des neuen iranischen Staates. Eine wesentliche Er- 
leichterung hat die Finanzlage des Iran dadurch erfahren, daß es der 
Regierung während der Bauzeit der Bahn im Verhandlungswege gelungen 
ist, die von der Anglo-Persian Oil Cy für die Förderung von Öl an den 
Staat zu entrichtenden Gebühren erheblich zu erhöhen, 


Man schätzt die für den Bau und die Ausrüstung der Bahn bisher 
aufgewendeten Kosten auf 40 000 000 £ (480 000 000 RM), wozu noch die 
Kosten für den Ausbau der Häfen am Kaspischen Meer und Persischen 
Golf kommen. Hiernach würden sich die Kosten für 1 km Bahn auf rd. 
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30000 £ (= 360000 RM) stellen. Im Vergleich zu den Anlagekosten 
der Bahnen anderer Länder mit ungleich stärkerem Verkehr ist der Bau 
der iranischen Transversalbahn außerordentlich teuer gekommen. Die 
iranische Regierung hat sicher auch von Anfang an nicht damit ge- 
rechnet, daß eine Verzinsung der Anlagekosten in absehbarer Zeit er- 
reicht werden würde, Dazu ist das Verkehrsvolumen des an Gewinn 
bringenden Massentransporten noch armen und industriell noch wenig 
entwickelten Landes viel zu gering. Es waren zweifellos politische und 
strategische Notwendigkeiten, die den Schah bestimmt haben, das große 
Bahnunternehmen trotz aller Schwierigkeiten bis zur Vollendung durch- 
zuführen, 


Beschreibung der Bahn. 


Für die Wahl der Nordsüdbahn gegenüber einer Ostwestbahn ist 
ausschlaggebend gewesen, daß dem iranischen Außenhandel durch den 
Hafen am Persischen Golf ein eigener, von den Nachbarländern unab- 
hängiger Zugang zum Weltmeer gegeben werden sollte. Die Handels- 
beziehungen der fruchtbaren Provinzen des Nordens sind seit alters auf 
das Kaspische Meer hingewiesen, durch das die Verbindung mit den 
russischen Bahnen und dadurch mit Europa hergestellt wird. Es kam 
darauf an, diese Abhängigkeit von den russischen Bahnen zu beseitigen. 
Ferner war es für die Regierung in Teheran wichtig, den Südwesten 
des Landes durch die Eisenbahn zu erfassen, weil hier das reiche Kon- 
zessionsgebiet der Anglo-Persian Oil Cy gelegen ist, an dem England 
das stärkste Interesse hat. Auch mußten die gerade in diesem Gebiet 
zur Unbotmäßigkeit neigenden Stammesfürsten straffer unter die Gewalt 
der Zentralregierung gefaßt werden. 


Die transiranische Eisenbahn ist normalspurig gebaut. Die 
benachbarten russischen Bahnen sind breitspurig, die irakischen und 
indischen Bahnen sind schmalspurig, nur die türkischen Bahnen haben 
die gleiche Normalspur wie die iranischen, Für den iranischen Verkehr, 
der noch auf lange Zeit einen geringen Umfang haben wird, hätte eine 
Schmalspurbahn vollständig genügt, zumal die Erfahrung, besonders bei 
den Bahnen der Südafrikanischen Union, gezeigt hat, daß auch mit 
schmalspurigen Bahnen Transportleistungen und Fahrgeschwindigkeiten 
wie auf normalspurigen erreicht werden. Vielleicht sind es Prestige- 
gründe gewesen, die den Schah bestimmt haben, die Normalspur zu 
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wählen. Es ist aber auch zu vermuten, daß der iranischen Regierung 
mehr daran gelegen hat, in absehbarer Zeit den Anschluß an die türki- 
schen Bahnen herzustellen, als sich den russischen, irakischen und indi- 
schen Bahnen anzupassen, 


Im Norden beginnt die Bahn in dem neu entstandenen Hafen Bender 
Schah am Kaspischen Meer. Hier ist ein 1400 m langer Landungssteg 
gebaut, an dessen Ende sich ein Ladekran befindet, so daß die Güter 
direkt vom Schiff in die Eisenbahnwagen geladen werden können. Ein 
großer Teil der Baumaterialien für die Bahn ist auf diesem Wege vom 
Ausland eingeführt worden. Von Bender Schah aus geht die Bahn zu- 
nächst in östlicher Richtung durch die fruchtbare Provinz Masanderan 
am Südufer des Kaspischen Meeres entlang. Hier werden Baumwolle, 
Reis und Zuckerrüben gebaut. Eine Zuckerfabrik und neu entstandene 
Baumwollspinnereien lassen den Anfang einer Industrialisierung nach 
europäischem Vorbild erkennen. Die wichtigen Orte Sari und Schahi 
werden von der Bahn berührt. Bei km 185 verläßt die Bahn die frucht- 
bare Ebene und wendet sich nach Süden zum Aufstieg in das hohe 
und wild zerklüftete Elbursgebirge, das sie in vielen Windungen, zahl- 
reichen Tunnels und auf kühnen Kunstbauten in Steigungen von 28% 
erklimmt und bei dem Paß von Gaduk in einem 2880 m langen Tunnel 
in Höhe von 2112 m überschreitet. Der Abstieg auf die Hochebene ist 
weniger steil, aber immerhin besteht auch hier noch eine Steigung von 
18%. Bei km 256 wird die Station Firuzkuh erreicht, von wo aus eine 
wichtige Straße nach Mesched abgeht. Auf der folgenden Strecke bis 
Bonekuh ist die Bahn von reichen Obstgärten umsäumt. Dann aber 
kommt eine öde Salzgegend, wo ein Tiefpunkt von 790 m überschritten 
wird. Von hier aus wieder ansteigend erreicht die Bahn bei km 481 
die Hauptstadt Teheran. In Teheran ist ein monumentales Bahnhofs- 
gebäude im Bau, Weiter nach Süden geht die Bahn auf dem inner- 
iranischen meist unfruchtbaren Hochland bis zu dem bedeutenden Wall- 
fahrtsort Kum und steigt von hier weiter bis Sultanabad, der dritt: 
größten Stadt Irans. Auf der folgenden Strecke bis Bahrein begleiten 
üppige Felder und Gärten die Bahn. In dieser Strecke liegt der Scheitel 
der Südstrecke in 2214 m Höhe. Bei Bahrein beginnt der schwierigste 
Teil der Südbahn. Die Flüsse Abediz und Abecäsar durchschneiden in 
grotesken Canons mit lotrechten Wänden die von Osten nach Westen 
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streichenden Längsketten. Naturgemäß liegt hier die Bahnstrecke 
größtenteils in Tunneln und auf Brücken. Jedoch ist man auf dieser 
Strecke mit geringeren Steigungen (15%) ausgekommen als auf der 
Nordstrecke, wo die größten Steigungen von 28%, notwendig waren. 
Nach Verlassen des schwierigen Canongebietes senkt sich die Bahn 
durch ein weites Hügelland zur Ebene am Persischen Golf, um bei 
Bender Schahpur am Persischen Golf ihren Endpunkt zu erreichen. Auf 
der letzten Strecke wird bei Ahwaz der mächtige Karunfluß auf einer 
1032 m langen Stahlbrücke, die von amerikanischen Ingenieuren im 
Jahr 1930 gebaut worden ist, überquert. Auch die zum Schatt el Arab 
führende wichtige Ölrohrleitung der Anglo Persian Oil Cy. schneidet 
hier die Bahn. 


Der neue Hafen Bender Schahpur liegt an einer windgeschützten 
tiefen Bucht. Ebenso wie in Bender Schäh können auch hier die Schiffe 
an einem langen Landesteg in tiefem Wasser löschen. Der Iran hat in 
Bender Schahpur jetzt einen eigenen, von England nicht kontrollierten 
Zugang zum Weltmeer. Deutsche Schiffe legen hier bereits regel- 
mäßig an. 

Die beim Bau der transiranischen Eisenbahn aufgetretenen tech- 
nischen Schwierigkeiten sind außerordentlich groß gewesen. Sie sind 
von erstklassigen Fachkräften und dank der von der iranischen Regie- 
rung bei der Aufbringung der zum Bau erforderlichen großen Geldmittel 
bewiesenen Ausdauer in glücklicher Weise gelöst worden. 


Betriebsverwaltung. 


Schon im Jahr 1935 ist durch ein Gesetz „Die Staatseisenbahngesell- 
schaft des Iran“ gegründet worden. Diese hat die Verwaltung der 
transiranischen und der ferner im Iran noch entstehenden Eisenbahnen 
übernommen. Die Gesellschaft bildet einen Teil des Verkehrsministe- 
riums, von dem sie abhängt. Der Verwaltungsrat wird durch den 
Generaldirektor der Eisenbahnen, den Chefingenieur, den Chef der 
Rechnungsführung und ein anderes Mitglied gebildet. Daneben gibt es 
einen Aufsichtsrat, der aus dem Staatssekretär des Verkehrsministe- 
riums, einem Vertreter des Finanzministeriums, einem Vertreter der 
Rechnungskammer und zwei Ingenieuren besteht, die vom Verkehrs- 
ministerium ernannt werden. 


Archiv für Eisenbuhnwesen. 1930. 14 
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Der für die Zeit des durchgehenden Verkehrs von Bender Schah 
bis Bender Schahpur festgesetzte Fahrplan sieht außer dem Triebwagen- 
verkehr das Verkehren von täglich vier Zügen in jeder Richtung vor. Von 
diesen ist ein Zugpaar als Personenzug mit Postbeförderung vorgesehen. 
Die beiden andren Zugpaare sollen dem Güterverkehr dienen, Besonders 
schwierig ist die Zugförderung auf der 28%, Rampe der Nordstrecke. 
Hierfür stehen zwei Lokomotivtypen zur Verfügung. Die erste ist für 
die Strecke Bender Schah—Polesefid und Firuzkuh—Teheran bestimmt 
und von der schwedischen Fabrik Nydquist u. Holm in Trollhättan ge- 
liefert. Es sind 1-4-1 Lokomotiven mit einer Heizfläche von 162 qm, 
15t Achsdruck, einem Reibungsgewicht von 60t, einem Dienstgewicht 
von 138t und einem Triebraddurchmesser von 1350 mm. Sie arbeiten 
mit Rohölfeuerung, die gegeben ist, da das Öl im Lande selbst gefördert 
wird, Für die eigentliche Bergstrecke mit der Steigung von 28% 
zwischen Polesefid und Firuzkuh hat man Garratlokomotiven 2-4-1 
und 1-4-2 der Bayer Peacokwerke, Manchester, beschafft, Diese 
haben eine Heizfläche von 303,5 qm, 15t Achsdruck, ein Adhäsions- 
gewicht von 120 t, ein Dienstgewicht von 204 t und einen Trieb- 
raddurchmesser von 1350 mm. Sie sind mit Rohöl und Kohle heiz- 
bar. Später werden den Dienst auf dieser Rampe Lokomotiven mit 18 t 
Achsdruck der Type 1-5-0 des deutschen Ferrostahlkonzerns besorgen, 
von denen 18 Stück bestellt sind. Wie sich der Verkehr später tat- 
sächlich gestalten wird und wie sich die finanziellen Ergebnisse des 
Betriebes entwickeln werden, muß sich später zeigen. 


Weitere Bahnbauten in Iran. 


Daß mit der Vollendung der großen Transversalbahn der Bahnbau 
in Iran keineswegs abgeschlossen sein soll, ist vom Schah schon vor 
längerer Zeit verkündet worden. Ein kleineres Projekt, das schon vor 
der Ausführung steht, sieht den Bau einer kürzeren Seitenbahn vor, die 
bei Kum von der Hauptbahn über Keschin nach Anarak gehen soll. 
Hier sind reiche Kupfer- und Nickelvorkommen festgestellt worden, die 
vor ihrer Ausbeutung stehen. Die hier gewonnenen Erze sollen mit der 
Bahn nach dem Persischen Golf und dem Kaspischen Meer zur Ausfuhr 
befördert werden. Weitere kleinere Seitenbahnen nach wichtigen Ver- 
kehrsplätzen, die von der Hauptstrecke nicht berührt werden, sind zu 
erwarten. 
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Das größere Bahnprojekt aber, das kurz vor seiner Verwirklichung 
steht, ist die Ostwestverbindung, die von Teheran über die wichtige 
Stadt Kaswin nach der fruchtbaren und dicht bevölkerten Provinz Aser- 
beitschan gehen soll, deren Hauptstadt Täbris über die schon erwähnte 
Bahn nach Djulfa bereits in Bahnverbindung mit den russischen Bahnen 
steht. Von dieser neu zu bauenden iranischen Bahn soll die Verbindung 
mit den türkischen Bahnen hergestellt werden. In Erwartung dieses An- 
schlusses wird die türkische Südbahn von Diyarbekir aus bereits bis zur 
iranischen Grenze weitergebaut. Da die türkischen und iranischen 
Bahnen die gleiche normale Spur haben, so ist zu erwarten, daß diese 
Verbindung für den iranischen Verkehr, der seinen Weg zum Mittelmeer 
sucht, von großer Bedeutung werden wird. 


Von einer Absicht der iranischen Regierung, ihre Transversalbahn 
im Nordosten an die russischen Bahnen, im Westen an die irakischen 
und im Süden an die indischen Bahnen heranzuführen, verlautet bisher 
nichts. 


Neben dem Bau der Transversalbahn, dem die iranische Regierung 
bisher hauptsächlich ihre finanziellen Kräfte zugewandt hat, ist aber 
auch der Straßenbau für den Automobilverkehr keineswegs vernach- 
lässigt worden. Die Länge der gut fahrbaren Autostraßen betrug im 
Jahr 1931 bereits 10400 km und ist heute auf 12000 km ausgedehnt 
worden. Die wichtigsten dieser Straßen, die als Zubringer für die 
Eisenbahn ihre Bedeutung haben, sind die Djalusstraße, die Teheran auf 
direktem Wege (218 km) mit dem Kaspischen Meer verbindet, die Straße 
von Teheran über Firuzkuh nach Mesched, die den fruchtbaren Osten 
erschließt, die Straße von Teheran über Kaswin nach der Provinz Aser: 
beitschan und die Straße von Teheran über Kaswin, Hamadan, die die 
Verbindung mit Bagdad herstellt. 


Die deutsch-iranischen Handelsbeziehungen. 


Nach dem letzten Bericht der deutsch-iranischen Handelskammer 
ist der Iran als ein aussichtsreicher deutscher Markt anzusehen. Außer 
den Lieferungen für die neu entstehenden Eisenbahnen, an denen 
Deutschland beteiligt ist, wird der weitere Ausbau des Straßennetzes den 
Bedarf an Personen- und besonders Lastkraftwagen bedeutend steigern. 
Hier bietet sich der deutschen Autoindustrie ein günstiges Absatzgebiet. 
Zwischen einer deutschen Gruppe und dem iranischen Staat ist ein Ab- 
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kommen getroffen worden, wonach Deutschland die Maschinen zur Aus- 
beutung der iranischen Erzvorkommen, vornehmlich der reichen Kupfer- 
und Nickelvorkommen bei Anarak liefern soll. Die Bezahlung dieser 
Maschinen wird durch die Lieferung von 30 % der Erzausbeute nach 
Deutschland gewährleistet. Die iranischen Erze sind ihrer Qualität 
nach außerordentlich hochwertig. Überhaupt sind die an verschiedenen 
Stellen festgestellten Erzvorkommen in Iran durchaus günstig und zur 
Ausbeutung geeignet. 

Da Deutschland bisher erheblich mehr Waren aus Iran abgenommen 
als dorthin geliefert hat, muß Iran zur Ausgleichung des streng durch- 
geführten Clearing zwangsweise seine Bezüge aus Deutschland erhöhen. 
Die festzustellende günstige Entwicklung des Verkehrswesens im neuen 
Iran verdient die volle Aufmerksamkeit des deutschen Außenhandels 
und der Industrie. 


Die Eisenbahnen Finnlands in den Jahren 1935 und 1936*. 


1. Rückblick. 


Dem Jahresbericht der Finnischen Staatsbahn für das Jahr 1936 
kommt insofern eine besondere Bedeutung zu, als die Finnischen Staats- 
bahnen nunmehr auf ein 75jähriges Bestehen zurückblicken können. 
Spärlich nur sind die Berichte über das Jahr 1862, da erst seit 1871 eine 
Eisenbahnstatistik veröffentlicht wird. Über die Zeit von 1862—1867 
bestehen nur wenig Angaben. Von 1867 an erschienen wenigstens Ge- 
schäftsberichte, wenn auch noch nicht in der heutigen Form. Es würde 
im Rahmen dieser kurzen Übersicht über die Hauptlinien der Entwick- 
lung in den Jahren 1935 und 1936 zu weit führen, wenn man den Blick 
zu sehr in die Vergangenheit schweifen lassen würde. Es sei wegen der 
letzten Vergangenheit auf den Aufsatz von Ehrnrooth?, wegen der Ent- 
wicklung bis 1920 aber auf das in der finnischen Eisenbahnstatistik von 
1936 S. 1-4 zusammengetragene Zahlenmaterial verwiesen. 


2. Netzlänge und Bauwesen. 


Am 1. Januar 1935 wurde von der in Bau befindlichen Linie Pori— 
Haapamäki die 37 km lange Strecke Niinisalo—Parkano, am 16. Novem- 
ber 1935 die Strecke Tainionkoski—Rönkkä (3 km) mit der nach 
Kaukopää führenden Nebenbahn (2,5 km) eröffnet. Die 3,6 km lange 
Hafenbahn Kemi—-Karihaara ging in den Besitz der Staatsbahn über. 
Die Netzlänge der Finnischen Staatsbahn belief sich Ende 1935 auf 
5366,7 km, Ende 1936 infolge einiger unbedeutender Änderungen gegen- 
über dem Vorjahr auf 5371 km. Außerdem führte die Finnische Staats- 
bahn noch auf 139 km den Betrieb, so daß das gesamte von der Staats- 


1 Finlands officiella statistik, XX. Järnvägsstatistik 

a) för år 1935. Ärspublikation 65. Helsingfors 1997, 

b) för Ar 1936. Ärspublikation 66. Helsingfors 1938. 
Wegen der letzten Geschäftsberichte vgl. Paszkowski „Aktuelle Fragen der 
Finnischen Staatsbahn sowie der Geschäftsbericht über das Betriebsjahr 1932“ 
im Archiv 1985 S. 393ff. sowie „Die Finnische Staatsbahn 1938“ im Archiv 
1935 S. 1260. 


? 2 Dr. N. G. Ehrnrooth: „Die Finnischen Staatseisenbahnen 1920—1934" 
im Archiv 1936 S. 873 ff. 
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bahn betriebene Netz 5510 km umfaßt. 210 km oder Ze % des Netzes 
werden zweigleisig betrieben. 

Das Netz der finnischen Privatbahnen umfaßte 68,5 km breit- 
spurige und 187, km schmalspurige, zusammen 256 km Strecken, das 
Gesamtnetz der finnischen Eisenbahnen demnach 5766 km. Auf 1000 qkm 
entfielen 15,1 km Eisenbahnen, auf 1000 Einwohner 1,51 km. 

Infolge der gesteigerten Zuggeschwindigkeiten wurde das Schienen- 
gewicht erhöht, Auf den wichtigsten Strecken verwendet man Schienen 
im Gewicht von 43,5 kg/m, auf weniger wichtigen solche von 30 kg/m. 


3. Fuhrpark. 


Ende 1936 bestand der Fuhrpark aus 
743 Lokomotiven, 
16 Triebwagen, 
1519 Personen- und Gepäckwagen, 
23 644 Güterwagen. 

Die Zahl der Lokomotiven ist seit 1933 um 30 Lokomotiven oder 
3,9% zurückgegangen, eine Entwicklung, die wir bei allen Eisenbahnen 
infolge gesteigerten Einsatzes von Triebwagen und verminderter 
Reparaturdauer in den Werkstätten feststellen können. Die Zahl der 
Güterwagen ist gegenüber dem Vorjahr um 374 gestiegen, 

Die Zahl der Speisewagen, die der LSG. gehören, ging von 7 auf 6 
zurück. An Stelle des ausgeschiedenen Speisewagens traten zwei ver- 
einigte Speisebetrieb- und 2.-Klasse-Wagen, die für die Bedürfnisse völlig 
genügen. 

4. Betriebsleistungen. 

Die Zahl der Zugkilometer hat sich von Jahr zu Jahr gesteigert. 
Sie betrug (in Mio): 

1931 1932 1933 1934 1935 1936 
23,2 24,0 24,0 26,4 27,3 29,1 

Bemerkenswert ist an dieser Übersicht, daß auch in den Jahren 
des Rückgangs von 1930—1933 bei den finnischen Eisenbahnen die be- 
trieblichen Leistungen noch eine Steigerung erfuhren, 

Die Zahl der Wagenachskilometer zeigte folgende Entwicklung 
(in Tausend): 

1931 1932 1933 1934 1935 1936 
801730 818 086 865 962 951 181 980365 1046367 

Also auch hier können wir dasselbe feststellen, eine ununter- 
brochene Steigerung. Das Wirtschaftsleben Finnlands hat die Weltkrisis 
fast gar nicht gespürt. Sie hemmte nur die Entwicklung, brachte sie aber 
nicht zum Stehen. 
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5. Verkehr. 

Betrachten wir die Verkehrsleistungen, so können wir beim Per- 
sonenverkehr nach einer kleinen Abschwächung in den Jahren 
1930—1933 ein langsames Steigen sowohl in der Zahl der Reisenden als 
auch der Personenkilometer feststellen. Hier sind freilich die Zahlen 
des Jahres 1930 noch nicht erreicht, Die Entwicklung charakterisiert 
folgende Übersicht: 


Zahl der Zahl der Mittlere 
Jahr Reisenden Personenkm Reiseweite 

in Tausend in Mio km 
9A un 28 049 1061,2 38 
SORT 5 22 945 1086,2 47 
1080305 iriam 21391 1028,5 48 
1981 una Aa 19 624 901,4 46 
BR rg 18 526 821,0 44 
DEES, 17220 807,2 47 
nEs ERAT EEA 18 270 879,1 48 
Jëëbänzendt ` d 18 939 935,0 49 
1936 deer? 19 727 993,2 50 


In den beiden letzten Jahren entfällt die Hauptsteigerung auf 
Reisen mit Monatskarten, Arbeiterkarten, Rückfahrkarten sowie andere 
ermäßigte Karten, 

Eine Steigerung weisen in den letzten beiden Jahren alle Wagen- 
klassen auf. In der 1. Klasse war 1936 gegenüber dem Vorjahr sogar 
eine Steigerung um 41,0 % festzustellen. Das ist auf die Hochkonjunktur 
sowie die Senkung der Sätze seit Anfang 1936 zurückzuführen. In der 
2. Klasse stieg die Benutzung um 5,9% und in der 3. um 4 %. 

Von den Reisenden entfielen im Jahre 1936 auf die einzelnen 
Klassen: 1. Klasse 0,02 %, 2. Klasse Aus %, 3. Klasse 95,01 %. 

Im Güterverkehr betrug die auf der Staatsbahn beförderte 
Gütermenge (gebührenpflichtiges Fracht- und Eilgut) im Jahre 1935 
42,3 Mio t oder 1,7% mehr als 1934, im Jahre 1936 13,6 Mio t oder 
10,8 % mehr als 1935. 

Die Zahl der Tonnenkilometer stieg von 1979 Mio im Jahre 1935 
auf 2193 Mio im Jahre 1936 oder um 10,8 %. 

Die Entwicklung des Güterverkehrs in den letzten Jahren ver- 
anschaulicht folgende Übersicht: 


Fracht- und t/km Mittlere 
Jahr Eilgut in Beförderungsweite 
in Tausend t Mio km 
EN sde) 3 12 554 1966,3 157 
a CN 12 334 1979,0 160 


1986: un 13671 2194,0 160 
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Die auf der Staatsbahn beförderte Gütermenge war im Jahre 1936 
größer denn je. Es liegt also beim Güterverkehr anders als beim Per- 
sonenverkehr. Das Gewicht überstieg um Lu Mio t oder 89% die 
Gütermenge des Jahres 1934, das bisher das Rekordjahr darstellte. 


Unter den Gütern nehmen nach wie vor Holz und Holzwaren die 
erste Stelle ein, Erheblich ist mit 21 % auch die Steigerung von Indu- 
strieerzeugnissen. 


6. Betriebsergebnis. 


Die Entwicklung der Betriebseinnahmen gestaltete sich nach dem 
Tiefstand des Jahres 1932 wieder günstig. Auch die Betriebszahl zeigt 
eine erfreuliche Entwicklung, wenn auch die günstige Zahl 79,0 des 
Jahres 1928 noch nicht ganz erreicht ist: 


Ein- Betriebs- Betriebs- 
Jahr nahmen ausgaben überschuß Betriebs- 

inMioFmk inMioFmk in Mio Fmk zahl 
AISZ OH E AN 677,08 682,11 — Bum 100,7 
AIBB. ick. GON 125,82 655,03 70,70 90,2 
HAHN me éi 829,50 673,55 155,65 81,2 
1988711 geet 852,97 719,20 133,08 84,3 
1986 el S 925,91 754,57 171,34 81,5 


Die Einnahmen verteilen sich wie folgt: 


1934 1935 1936 
Mio Fmk in% Mio Fmk in% Mio Fmk in% 
Personenverkehr . . . . . . 2184 2b 2242 26,0 237,0 
Güterverkehr . . 22.2... 5686 68,55 580,8 68,10 637,8 
Sonstige Einnahmen . . » » » 9,3 i 8,9 Du 
Telegraphenverkehr . ., , . » HI 0,4 0,4 
Verschiedene Einnahmen . . . 21,0 2,01 22,4 Ban 24,3 
Postverkehr , . Lé vie 16,0 103 160 1ss 16,0 
Insgesamt . . . . . . 8295 100,00 852,0 100,00 925,0 100,00 
Davon entfallen auf Kraftver- 
kehrseinnahmen . .... 3,0 0,36 39 0,16 4,6 0,51 


Im Jahre 1936 weisen also alle Einnahmeposten eine Steigerung 
mit Ausnahme der Pauschale für die Postbeförderung auf. Am stärksten 
sind die Einnahmen aus dem Güterverkehr gestiegen. Sie zerfallen in 
folgende Hauptgruppen: 
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1934 

Brachtgut vo. ou nee 0. E A 
EU E ER "26 3,10 
tan heechen ek 2o 0m 
Pakete , . . SE 98 1,74 
Milch auf Fahrscheine ah di AR La 0,24 
Zollabfertigungsgebühren . . . 12 0,22 
Sonstige Einnahmen aus dem 

Güterverkehr . . .. .. 5,3 0,05 

Summe . 2... . . .5686 100,00 


1935 
Mio Fmk in% Mio Fmk in% Mio Fmk in% 


gier 5928 ` mu 
swo 225 8 


539,4 


6,3 
580,8 
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1936 


0,22 1,4 0,23 
1,89 12,1 1,00 
0,24 1,3 0,21 
0,10 0,6 0,00 
1,00 69 1,00 


100,00 697,8 100,00 


Die Einnahmen aus dem Frachtgutverkehr sind im Jahre 1936 um 
9,0 % gegenüber dem Vorjahr gestiegen, die Einnahmen aus dem Expreß- 
gut um 13,00 % und die aus dem Paketverkehr um 10,17 %. 
Bei den Ausgaben entfallen Däer % auf Personal- und 47,15 % auf 
Sachausgaben. Die Löhne der Arbeiter sind dabei zu den Sachausgaben 


gerechnet worden. 


Der Kapitalwert wird für den 31, Dezember 1936 mit 6081 Mio Fmk 


angegeben. 


7. Neubau von Linien. 


In Bau befinden sich noch folgende Linien: 
beschlossen durch 
Gesetz vom 

5. Februar 1926 
6. Februar 1932 
19. Dezember 1930 
22. Dezember 1932 
20. April 1934 
29. November 1935 


km 
Pori—Haapamäki . . . . . . 197 
Varkaus—Viinijärii . . . . . 101 
Lappeenranta—Vuoksenniska y 39 
Vuoksenniska—Elisenvaara `. . 64 
Kontiomaki—Taivalkoski . . . 153 
Toijala—Valkeakoski . .. . 17,8 


8. Personalwesen. 
Über den Personalstand geben folgende Zahlen Aufschluß; 


Planmäßige Beamte . . . . . 
Außerplanmäßige Beamte . . 
Arbeiter (ungefähr) . . 2... 
Gesamtkopfzahl . . . . . Br: 
Einschl. der Risenbahnbauten 


1935 
11758 
3409 
10 729 
25 896 
28 845 


1936 
11 799 
3949 
10 960 
26708 
30.279 


Bau- 
beginn 
1929 
1932 
1930 
1933 
1934 
1935 


Paszkowski. 
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IV. Internationale Schienentagung im September 1938 in Düssel- 
dorf. Im März 1929 lud zum erstenmal der Schweizerische Verband für 
Materialprüfung zu einer Internationalen Schienentagung nach Zürich 
ein. Schon die erste Tagung in der Techn. Hochschule in Zürich unter 
Leitung des verdienten Vorstands des Material-Prüfungsamtes, Prof. 
Rosc, wurde ein voller Erfolg und ermunterte zu einer Wiederholung im 
Jahre 1932 am gleichen Ort. Stärker beteiligten sich an ihr die schwei- 
zerischen Bundes- und Privatbahnen, die auf der ersten Tagung schon 
ein reges Interesse zeigten. Interessante Besichtigungen von Strecken- 
teilen mit verschleißfesten Schienen am Abstieg der Gotthard-Bahn 
nach Italien zu schlossen sich an die Tagung an. Mehr und mehr 
hatte inzwischen die Schweißtechnik im Oberbau, besonders als Schienen- 
stoßverbindung Bedeutung erlangt, und damit war ein weites Gebiet 
erschlossen, das einen erheblichen Teil der Vorträge bestritt, die auf 
der 3. Internationalen Schienentagung in Budapest im September 1935 
gehalten wurden. Auch hier erweiterten Besichtigungen von Gleis- 
strecken und Erzeugungsstrecken von Schienen das Bild, das Ungarn 
von den Fortschritten seiner Schienenprüfungs- und Erzeugungstechnik 
geboten hat. Wieder sind nun drei Jahre vergangen und diesmal hat 
Deutschland die Nationen zu einer Tagung nach Düsseldorf vom 19. bis 
22. September geladen. 

Die Tagung stand unter der Schirmherrschaft des Reichsverkehrs- 
ministers und dem Vorsitz von Prof. Dr.-Ing. h. c. P. Goerens. In ein- 
leitenden Worten umschrieb der Reichsverkehrsminister die Bedeutung 
all der Fragen, die mit der Erzeugung und dem Verbrauch der Schiene 
zusammenhängen, insbesondere mit der Langschiene und dem mehr oder 
weniger lückenlosen Gleis. U. a. sagte der Reichsverkehrsminister: 

„Auch ich war lange Jahre Betreuer des Oberbaues, und zwar in der 
benachbarten Reichsbahndirektion Essen, im Zentrum der deutschen 
Schwerindustrie. Mit Herz und Seele habe ich an dieser Tätigkeit ge- 
hangen und folgte darin den Spuren meines Vaters, der schon frühzeitig 
seine ganze Kraft dem Oberbau gewidmet hatte. Jeder von uns weiß, 
in wie hohem Grade der Eisenbahnbetrieb in seiner Zuverlässigkeit, Be- 
triebssicherheit und Schnelligkeit von der Güte des Schienenweges ab- 
hängt. Ich brauche Ihnen nicht im einzelnen die Leistungen, Erfindungen 
und schöpferischen Taten auf dem Gebiete des Oberbaues und insbeson- 
dere der Schienenerzeugung, weder in Ihrem Heimatlande noch in 
Deutschland, darzulegen. Dazu ist heute kein Raum; es genügt, wenn 
ich die Verbundenheit dieses wichtigsten Elementes des Eisenbahnbaues 
mit der gesamten Werkstoffwirtschaft und zugleich mit dem gesamten 
Verkehrswesen aller unserer Länder betone. 
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Mag die Schiene auch äußerlich unscheinbar sein, so stellt sie doch 
grundlegende Voraussetzung, ja das Fundament dar für den Güteraus- 
tausch und den Personenverkehr auf der ganzen Welt. 81% der be- 
förderten Tonnen und 91% der beförderten Personen benutzen in 
Deutschland die Schienenwege. Ohne Eisenbahnschiene, die die Zug- 
kraft zur Beförderung von Gut und Mensch so verringert, hätte nie- 
mals der Verkehr seinen heutigen Umfang annehmen können, und nie- 
mals hätten die Völker an den natürlichen Reichtümern unserer Erde in 
dem Maße teilnehmen können, wie es heute geschieht. 

Noch aus einem Grunde freue ich mich, daß die Einladung der 
Deutschen Reichsbahn und des Vereins Deutscher Eisenhüttenleute ein 
solch gutes Echo auch bei den ausländischen Fachgenossen gefunden hat, 
und hier Vertreter von 20 Nationen Europas und Amerikas zusammen- 
gekommen sind. Das bereitwillige Erscheinen ist ein glänzender Beweis 
für die ideale Lebensauffassung der Ingenieurgemeinschaft, die sich über 
die Grenzen hinweg darum bemüht, alle von der Natur gebotenen Mittel 
zur Erleichterung des Lebenskampfes, zur Steigerung des Lebensstandes 
gemeinsam nutzbar zu machen. Die Geschichte der Technik bringt viele 
Beweise für das Geben und Nehmen zwischen den einzelnen Nationen, 
das letzten Endes sich für alle gleicherweise in einem Fortschritt aus- 
gewirkt hat. Auch die heutige Tagung möge zu einem offenen Aus- 
tausch der Erfahrungen zu neuen Anregungen und Fortschritten führen.“ 

Ausblicke auf die verkehrspolitische Entwicklung der Schienen- 
bahnen für die nächsten Jahrzehnte gab Reichsbahn-Direktions-Präsident 
Remy und begründete damit den Grundgedanken der Tagung, die Ent- 
wicklung des Verkehrsweges der Schienenbahnen und insbesondere der 
Schiene zu fördern. Der Vortrag ist in „Stahl und Eisen“, Heft 37, S. 990, 
veröffentlicht. Prof. Dr.-Ing. E. H. Schulz skizzierte all die Forderungen, 
die vom Verbraucher an die Schiene gestellt und vom Metallurgen irgend- 
wie gelöst werden müssen, Er wies nach, wie sie sich teilweise gegen- 
Seite überschneiden, wobei die Steigerung der einen Güteeigenschaft 
fast stets auf Kosten der anderen geht, so daß der Erzeuger gezwungen 
ist, hier den geeignetsten Mittelweg zu suchen, Die erste Sitzung der 
Tagung hatte als Inhalt die Frage der Spannungen in der Schiene und 
im Gleis sowie ihrer Meßverfahren, Es sprachen: 

1. Ober-Ing. Dr.-Ing. K. Schönrock, Reinhausen, über die Höhe der 
Bigenspannungen in verschieden behandelten Schienen. Um einen Bei- 
trag zu dieser wichtigen Frage zu liefern, wurden Messungen nach dem 
Röntgenrückstrahlverfahren von R. Glocker mit einer besonders ent- 
wickelten Vorrichtung, die eine Senkrecht- und zwei Schrägaufnahmen 
am selben Punkt in kürzester Zeit zu machen erlaubt, angestellt, 

2. Prof. Dr. MT. Huber, Warschau, über den Einfluß der Wärme- 
Spannungen auf die Verwerfungsgefahr eines lückenlosen Gleises. 

3. Prof. Dr.-Ing. F. Raab, Karlsruhe, über das Eisenbahngleis unter 
dem Gesichtspunkt der Verwerfungssicherheit. Als Ursache der Ver- 
werfung kommen hauptsächlich Quetschungen der Schienenrandfasern 
durch die Längskräfte oder Abweichungen des Gleises aus der geraden 
Richtung von bestimmter Größe in Betracht. 
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4. Dipl.-Ing. W. Hüttner, Budapest, über die Wirkung der in Vignol- 
Langschienen entstehenden Spannungen auf den Oberbau. Um einen 
Überblick über die aus der Erwärmung und Abkühlung sich ergebenden 
Spannungen in Langschienengleisen zu erhalten, wurden Längenände- 
rungsmessungen an einem 75 m lang verlegten Schienenabschnitt bei 
künstlicher Erwärmung auf über 50 ° und anschließender Abkühlung in 
Kohlensäureschnee versucht. Ferner wurden photoelastische Unter- 
suchungen an verkleinerten Modellen über die in der Schiene und im 
Schwellenauflager auftretenden Kräfte bei gleichzeitiger Beanspruchung 
auf Biegung und Zug bzw. Druck gemacht. 


Auch der in der 4. Sitzung erstattete Bericht von Rose und Bianchi 
enthielt Ergebnisse von Spannungsmessungen in Schienen. 

In Zusammenfassung dieser Vorträge kann man annehmen, daß die 
Eigenspannungen in Schienen nachweislich in annehmbaren Grenzen ge- 
halten werden können. 

Die 2. Sitzung galt den Fragen der Abnutzung. Vier der Vorträge, 
nämlich die von Dott. Ing. C. Zocchi, Verona, „Theorie der mechanischen 
Abnutzung“, Prof. Dr.-Ing. E. Siebel „Der Einfluß der Versuchsbedin- 
gungen bei der Verschleißprüfung“, Dipl.-Ing. A. Eichinger „Abnutzungs- 
versuche mit Schienen und Radreifenstählen“, und Dr. E. Brandenberger, 
Zürich, „Röntgenographische Kennzeichnung des Schienenwerkstoffes 
und der Abnutzungsflächen“ befaßten sich mit der Theorie des Ab- 
nutzungsvorganges, seiner Deutung und den Möglichkeiten der Nach- 
ahmung des Abnutzungsvorgangs auf Prüfmaschinen. 


Schließlich berichtete Dipl.-Ing. HO. Lange über Betriebsbeobach- 
tungen der Abnutzung der Schienenfahrflächen bei Straßenbahnen und 
ihrem Zusammenhang mit den Berührungen des Radreifens und seiner 
Oberflächengestaltung. Zum Schluß geht er kurz auf eine Sonderheit 
der Abnutzung, die Riffelbildung, ein. Zu dieser Frage äußert sich im 
letzten Vortrag ausführlich ORR. Dr.-Ing. R. Kühnel, Neben Versuchs- 
ergebnissen stellt er die bisher bekannten Annahmen über die Ursachen 
der Riffelbildung einander gegenüber. Beiträge über Riffelbildung bei 
Straßenbahnen enthält auch noch der Vortrag der 3. Sitzung von Dir. 
Dipl.-Ing. Kühn. 

In der 3, Sitzung „Fragen der Betriebserfahrung“ befassen sich die 
Vorträge von Dir, b. d. Rb. Herwig für die Reichsbahn und Mandel für 
die Hamburger Hochbahn mit der Auswertung einer Betriebsstatistik. 
Zu den Mitteln, die die beste Hilfe in der Klärung der Bruchursachen 
und der Behebung dieser Mängel geben, gehört eine einwandfreie, sach- 
gemäß aufgestellte Statistik. Der Vortrag bringt eine Übersicht über 
die Einwirkung der Schwellenart, der Temperatur, des Werkstoffs. Weiter 
wird unterschieden nach dem Gewicht der Schienen, der Klasse der 
Gleise, schließlich nach Lage des Bruches im Gleis in der Geraden oder 
Krümmung, in der Schiene im Bereich und außerhalb der Laschenlänge 
und auch nach dem Alter der Schienen. Am Ende wird noch eine Über- 
sicht über die Bruchursachen derjenigen Schienen gegeben, die nachträg- 
lich besonders untersucht wurden. Herr Mandel gab ebenfalls ein Muster 
seines Meldebogens und spricht sich über den Werkstoff der verwendeten 
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Schienen und die damit gewonnenen Erfahrungen bei der Hamburger 
Hochbahn aus, und zwar sowohl über Brüche wie über Abnutzung. 

Vornehmlich auf Rillenschienen und damit auf Straßenbahnen ist 
der Bericht über Betriebserfahrungen von Herrn Baudirektor Kühn, 
Essen, abgestellt. Von den mannigfaltigen Formen in der Entwicklungs- 
zeit der Rillenschiene hat sich in Deutschland das genormte Profil NP 4 
am geeignetsten erwiesen. Was den Schienenstoff betrifft, hat sich die 
Verbundstahlschiene wegen ihres geringen Verschleißes bisher am besten 
bewährt. Sie kann aber ihrer hohen Kosten wegen nicht für die gerade 
Strecke verwendet werden, Es wäre daher hierfür eine Schiene mit 
verschleißfestem Kopf notwendig, Mit einer Einzeleigenschaft des Werk- 
stoffes, nämlich seiner Kerbzähigkeit, befaßt sich der Vortrag von Herrn 
Dir. Dr.-Ing. Bartel. Seine Untersuchungen führten zu dem Schluß, die 
Notwendigkeit der Einführung der Kerbzähigkeitsprobe als amtlichen 
Abnahmeversuch zu bezweifeln, weil sowohl sehr gute als auch schlechte 
Kerbzähigkeitswerte bei den gebrochenen Schienen ermittelt wurden. Der 
Vortrag Bartel leitete schon über zur 4. Sitzung: Prüfung und Abnahme, 
Im ersten Vortrag gaben Prof. Dr.-Ing. eh. Rose, Zürich, und Dipl.-Ing. 
Bianchi, Bern, in dem Vortrag „Prüfung im Laboratorium und Erfah- 
rungen mit Einstoff-, Zweistoff- und wärmebehandelten Schienen“ eine 
große Zahl von inzwischen im Laboratorium des Materialprüfungsamtes 
Zürich und auf der Strecke gewonnenen Prüf- und Beobachtungsergeb- 
nissen, die eine gute Wertung der verschiedenen verschleißfesten Schie- 
nenarten übereinstimmend im Laboratorium und Betrieb erlauben. Eine 
den jeweiligen Betriebsverhältnissen materialtechnisch angepaßte und 
wirtschaftlich richtige Wahl verschleißfester und bruchsicherer Schie- 
nen, die heute nach verschiedenen Verfahren unter Beachtung ent- 
sprechender Erzeugungsmaßnahmen mit großer Gleichmäßigkeit her- 
gestellt werden können, ist heute als gegeben zu erachten. Nur bei gleich- 
artigen Stählen ist die Verschleißfestigkeit ungefähr der Härte propor- 
tional. ORR. Dr. Kühnel wertete in seinem Vortrag „Zweckmäßige Ab- 
nahmeprüfungen für Schienen“ die verschiedenen Prüfverfahren, die 
man alle möglichst weitgehend zur Unterrichtung anwenden soll, von 
denen aber nur diejenigen für die laufende Abnahme in Frage kommen, 
die mit dem geringsten Aufwand an Zeit und Geld einen möglichst guten 
Aufschluß über die Betriebsbewährung und die Gleichartigkeit der 
Schienenlieferung geben. Er stellte die zur Zeit bekannten Liefervor- 
schriften der verschiedenen Bahnverwaltungen zusammen und weist auf 
den großen Streubereich der Anforderungen bei den gleichen Prüfver- 
fahren hin, Der Vortrag von Prof. CC. Teodorescu und St. Nadasan 
Timisoara befaßt sich mit der Ausmessung der Flächenelemente von 
Seigerungsabdrucken nach Heyn-Baumann durch eine Photozelle. Es 
wird in dem Bericht ein Verfahren entwickelt, daß den Seigerungsgrad 
auch zahlenmäßig auszudrücken erlaubt. 

Der erste Vortrag der 5. Sitzung von Prof. Dr. P. Forcella, Rom, 
und Comm, Dott. Ing. A. Stec nella, Florenz, erwähnt den „Einfluß der 
Form und des Werkstoffes auf die Haltbarkeit von Eisenbahnbaustoffen“, 
der sich insbesondere mit dem Einfluß von Kerben bei Ergebnissen des 
statischen und Dauerbiege- und Schlagversuches befaßt. Einige Bei- 
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spiele aus Betrieb und Laboratorium werden angeführt, um zu zeigen, 
wie sich die Kerben je nach ihrer Lage und Form bei gleichem Werkstoff 
auf die Liegedauer von Schienen, auf die Ergebnisse des statischen Biege- 
versuches und noch stärker bei Schlagbiege-, Dauerschlag- und Biege- 
wechselversuchen auswirken Aus dieser Sitzung, die Fragen von all- 
gemeiner Bedeutung betraf, ist auch schon der Vortrag von C. J. Allen, 
Barnet (England), erwähnt. Er lobt die Verschleißbeständigkeit der 
früheren Bessemer-Schienen. Übereinstimmend mit der in Deutschland 
herrschenden Ansicht führt er dies auch darauf zurück, daß die Stähle 
unter den früher leichteren Verkehrsbeanspruchungen weicher gehalten 
werden konnten, und dann im Betrieb langsam durch Verformung kalt 
gehärtet wurden und damit eine verschleißfeste Oberfläche erhielten. 
Heute geht man auch in England den Weg, naturharte Schienen mit 
höherem Kohlenstoff- und Mangangehalt zu erzeugen, die nach dem 
Walzen besonders sorgfältig abgekühlt werden, oder man härtet die Ober- 
fläche von Schienen normalen Kohlenstoffgehaltes durch Aufspritzen 
von Wasser. 

Dir. MS. Daussy von de Wendel & Cie. in Hayange beschreibt die 
Erfahrungen mit dem von den Vereinigten Stahlwerken zum Patent an- 
gemeldeten Walzverfahren, das Randblasen und Längsschichtkristalle 
umformt und damit die Festigkeit des Schienenfußes beträchtlich er- 
höht. Prof. Dr. Mont R. Walzel, Leoben, berichtete über die Fortschritte 
an Eisenbahnoberbaustählen in Österreich. In zehnjährigen Betriebs- 
beobachtungen an Versuchsstrecken und in der laufenden Verwendung 
in hochbeanspruchten Gleisen konnten eingehende Erfahrungen über 
Sonderschienen aus einem naturharten perlitischen Mangan-Elektrostahl 
mit etwa 0,6% C und 1,8% Mn und einer Zugfestigkeit von 90 bis 
98 kg/mm? gewonnen werden. Zur Zeit stehen in Tunnelstrecken Man- 
gan-Elektrostahl-Schienen mit einem erhöhten Kupferzusatz in Erpro- 
bung. Für Herzstücke hat sich in siebenjähriger Erfahrung ein ge- 
schmiedeter Sonderstahl ähnlicher Zusammensetzung sehr gut bewährt, 
der jedoch durch eine Ölvergütung auf eine Quetschgrenze von etwa 
115 kg/mm? und eine Zerreißfestigkeit von etwa 135 kg/mm? gebracht 
wird. Gegenüber gewöhnlichen Stahlgußherzstücken beträgt der Höhen- 
verlust durch Schlagquetschung, der hauptsächlich das vorzeitige Un- 
brauchbarwerden bedingt, bei solchen Sonderherzstücken nur etwa Aix 
bis Yıio, 

Über Korrosionsversuche mit Schienenstählen sprach Dr. J, Friedli, 
Abteilungsvorsteher im Materialprüfungsamt Zürich. Dr. RV, Baud, 
Abteilungsvorsteher im Materialprüfungsamt Zürich, berichtete schließ- 
lich über die rechnerische Ermittlung der günstigsten Gestaltung des 
Steges der Schiene. Er will erreichen, daß durch richtige Formgebung 
der Steg überall auf seine Länge und Höhe gleichmäßig in Anspruch 
genommen ist. 

Die Vorträge der 6. Sitzung galten dem Schweißen und besonders 
der Stoßschweißung. Ober-Ing. Dr.-Ing. J. Nemensdy-Nemcsek, Buda- 
pest, wertete die wichtigsten Verfahren der Werkstoffprüfung darauf 
hin, inwieweit sie nach Wirtschaftlichkeit und Übereinstimmung mit der 
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Betriebserfahrung sich für eine Anwendung bei der Abnahme ge- 
schweißter Schienenstöße eignen. 

Dipl.-Ing. Dr. Benesch bewertet in seinem Vortrag „Ungleichmäßig- 
keiten der Schienenschweißung“ die einzelnen Verbindungsschweißver- 
fahren nach dem Grob- und Feingefüge, Derartige Betrachtungen für 
sich allein, so wertvoll sie an sich sind, können aber leicht zu Trug- 
schlüssen und Widersprüchen mit der wirklichen Bewährung der Schie- 
nen im Betrieb führen. Regierungsbaumeister und Straßenbahndirektor 
a. D. J. Wattmann, Berlin, erörtert weitere Fortschritte des alumino- 
thermischen Schweißverfahrens. Herr J. E, Languepin, Paris, berichtet 
über Schlagversuche an widerstandsgeschweißten Schienen. Einzelne 
ungünstige Ergebnisse führten dazu, der Endstauchung beim elektrischen 
Widerstandschweißen besondere Aufmerkskamkeit zu schenken. Stell- 
vertreter Gen.-Dir. Dr. von Csillery und Oberinsp, Ing. L. Peter berich- 
teten in ihrem Vortrag: „Vergleichende Untersuchung handgeführt oder 
automatisch elektrisch geschweißter harter Schienenstöße“ über die Er- 
gebnisse mechanischer und Gefügeprüfungen an widerstandsgeschweiß- 
ten und stumpf mit Fußlasche — elektrisch mit und ohne Automat — 
geschweißten Schienenstoßverbindungen. Dipl.-Ing. Dr. ph. R. Dümpel- 
mann berichtete über die Entwicklung der autogenen Schienenstoß- 
schweißung. Frühere Versuchsarbeiten mit der autogenen Schienenstoß- 
schweißung kamen deshalb nicht über das Anfangsstadium hinaus, weil 
man sie als ein konstruktives und weniger als ein metallurgisches Pro- 
blem betrachtete. Gegenüber den hohen Betriebsbeanspruchungen durch 
wechselnde Biegekräfte ist aber die einfache Stumpfnaht ohne Unterlags- 
platten oder Laschen, wegen der Gleichmäßigkeit des Spannungsver- 
laufes, am geeignetsten. Dipl.-Ing. P. Tulaez, Kattowitz, sprach zur wirt- 
schaftlichen technischen Bewertung von Schienenstoßschweißungen, und 
Straßenbahndirektor A. Uhrmacher, Bremen, äußerte sich über eine von 
ihm verwendete Verschleißprüfmaschine für Rillenschienenstoß- 
Schweißung. 

An den Nachmittagen der Sitzungstage war den Teilnehmern Ge- 
legenheit gegeben, das Kaiser-Wilhelm-Institut für Eisenforschung in 
Düsseldorf, das Forschungsinstitut der Vereinigten Stahlwerke in Dort- 
mund und die Schienenwalzwerke in Rheinhausen, Hamborn, Bochum, 
Dortmund und Oberhausen zu besichtigen oder auch Schienenschweiß- 
anlagen in Duisburg-Wanheim und Leverkusen (Wuppermann) einen 
Besuch abzustatten. Außerdem war vorgesehen, daß die Teilnehmer auf 
der Rückreise von der Tagung wahlweise die Schienenfertigung der 
Saarindustrie — in Neunkirchen, Völklingen und Burbach —, der Klöck- 
nerwerke in Osnabrück und der Max-Hütte in Rosenberg besichtigen 
konnten. Der letzteren Besichtigung hatte die Deutsche Reichsbahn eine 
Vorführung verschleißfester Schienen im Thüringer Wald bei Probst- 
zella vorgeschaltet. 

Vorträge und Erörterungen dieser Schienentagung werden in Buch- 
form beim Verlag Stahl und Eisen in Düsseldorf demnächst erscheinen. 
Zur nächsten Internationalen Schienentagung hat Italien für 1942 ein- 
geladen. Dr.-Ing. R. Kühne. 
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Zur Lage des sowjetischen Eisenbahnwesens in den Jahren 1937 
und 1938. Seit einer Reihe von Jahren sind die offiziellen Jahresberichte 
der Sowjetbahnen, die im Archiv für Eisenbahnwesen fortlaufend be- 
sprochen waren, nicht mehr eingegangen. In der Zeitschrift Planowoje 
Chosaistwo (Planwirtschaft, November 1938, Nr. 6) ist nunmehr unter 
der Überschrift „Shelesnydoroshny transport w 1938 godu“ (Eisenbahn- 
wesen im Jahr 1938) ein Aufsatz aus sowjetischer Feder erschienen, der 
einen ungefähren Überblick gestattet. 

Zunächst geht die Abhandlung auf die erreichten Leistungen ein, 
um dann aber der Besprechung der zahlreichen Unzulänglichkeiten brei- 
teren Raum zu geben, wie sie russischerseits als hemmend für die be- 
friedigende Entwicklung des Eisenbahnwesens empfunden werden und 
anscheinend trotz jahrelanger Bemühungen nicht zu beseitigen sind. 

Die Länge des Bahnnetzes wird mit 86 500 km angegeben. Sie ist 
gegen 1923 nur um 47,5 % gestiegen, die Güterverkehrsleistung dagegen 
mehr als fünfmal so groß geworden. Dies hatte zur Folge, daß die Be- 
lastung je km Strecke von Luz Mill. t im Jahr 1913 auf Bas Mill. t in 
1937 gestiegen ist. Dieser Steigerung des Güterverkehrs stand aber nur 
ein um 169,0 % größerer Güterwagenpark zur Verfügung. Noch stärker 
ist das Mißverhältnis beim Lokomotivpark. Wenn auch die neuen Loko- 
motivarten die früheren an Zugleistung und Geschwindigkeit weit über- 
treffen, so kann doch deren Zahl, die von 16 800 in 1913 auf 23 700 in 
1937 angewachsen ist, den Ansprüchen um so weniger genügen, als in 
der genannten Zahl auch die Personenzuglokomotiven enthalten sind und 
auch der Personenverkehr von 184,5 Mill. auf 1142 Mill. Personen ge- 
stiegen ist. Hinzu kommt, daß die mittlere Versandweite je Tonne von 
496,2 km in 1913 auf 685,0 km angewachsen ist. Dies hängt zum Teil mit 
der Entstehung neuer Industriezentren in Sibirien und dem größeren 
Umfang der Rüstungstransporte nach dem Fernen Osten zusammen. 

Die Zahl der beförderten Güter erreichte im Jahr 1937 eine Menge 
von 517,» Mill. t gegenüber einer Beförderungsziffer nach dem 2. Fünf- 
jahresplan von 475 Mill. t mit 354,s Milliarden tkm statt der geforderten 
300 Milliarden tkm. Damit ist die Menge der beförderten Tonnen um 
93 % gegen 1932 gestiegen. Es wird ein langsameres Steigen des Ver- 
kehrs in den Jahren 1932—1934 von 267,9 Mill. t auf 268,1 und 317,1 Mill, t 
festgestellt, das aber seit 1935 einem wesentlich schnelleren Tempo Platz 
gemacht hat. Als Ziffern werden für 1935—1937 388,5, in 1936 482,2 und 
in 1937 517,, Mill. t angegeben. Trotz der Beurteilung der sog. Stacha- 
nowskybewegung in der übrigen Welt wird hier der Erfolg zunächst der 
in dieser Arbeitsmethode verkörperten großen Anspannung aller Kräfte 
zugeschrieben. Weiterhin werden die Fortschritte der „Rekonstruktion 
der Verkehrszweige“ gutgeschrieben, der Schaffung eines zeitgemäßen 
Güterwagentyps sowie der Automatisierung und Mechanisierung von Be- 
triebsvorgängen. In den Jahren des zweiten Fünfjahresplans sind 1000 km 
Strecken elektrisiert worden gegen nur 50 km der vorangegangenen Zeit. 
Ähnlich werden die Verhältnisse auf dem Gebiet der selbsttätigen 
Streekenblockung dargestellt, die seit 1933 in ihrer Verbreitung eine Ver- 
zehnfachung von 582 auf 5393 km erfahren habe. 6553 elektrische Stell- 
werke und 21 mechanisierte Ablaufberge haben weiterhin zur Moderni- 
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sierung des Betriebs beigetragen. In den wichtigsten Massengüterver- 
kehren, z. B. Donezbassin—Kriwoi Rog, Moskau und Leningrad, ist die 
Lokomotive der Bauart FD (Felix Dershinsky) eingesetzt; verbreitete An- 
wendung hat auch die Serie CO gefunden, deren Bauart der oft schwie- 
rigen Wasserversorgung Rechnung trägt. Es ist weiter versucht wor- 
den, den Güterwagenpark durch beträchtliche Erhöhung — auch vier- 
achsiger Wagen — dem gestiegenen Verkehr anzupassen, auch die selbst- 
tätige Kupplung hat weitere Verbreitung gefunden. 

Diesen Ergebnissen werden sodann die unzulänglich erfüllten Auf- 
gaben gegen "gestellt, die einmal in dem ungenügenden Baufortschritt 
der neuen Linien (es sind nur 3200 km gegen 11 000 km nach Plan fertig- 
gestellt, zum anderen im Zurückbleiben der Anlage zweiter Gleise ge- 
funden wurden (5000 km statt 9500 km). Elektrisiert sind ferner nur 
1000 gegen 5000 km, mit selbsttätiger Streckenblockung versehen nur 4800 
statt 8300 km, Auf dem Gebiet des Personenwagenbaus ist kaum der 
Hälfte der planmäßigen Forderung Genüge geschehen, der Lokomotivbau 
läßt noch mehr zu wünschen übrig, desgleichen die Ausrüstung der Güter- 
wagen mit Luftbremsung. Statt der geplanten 5861 Lokomotiven wurden 
1933—1937 nur 4190, d. h. 71,5 % hergestellt. Im Güterwagenbau wurde 
der Plan für vierachsige Wagen nur zu 76,4 % erfüllt und statt 50 % 
aller Güterwagen wurden nur 17,4% mit automatischer Kupplung ver- 
sehen. Es wiederholt sich immer die gleiche Klage über den langen 
Stillstand der Güterwagen auf Bahnhöfen jeder Art, der den Wagen- 
umlauf bis zur Wiederverwendung derart verzögert, daß der gesamte 
Wagenpark noch immer nicht ausreicht. Die Verhältnisse in den Aus- 
besserungswerken befriedigen ebenfalls keineswegs. Die Unzuläng- 
lichkeiten sind auch hier seit Jahren die gleichen, ohne daß man ihrer 
Herr werden konnte, 

Selbst mit der Beförderung lebenswichtiger Güter befand man sich 
im Jahr 1937 in der Schuld der Wirtschaft. Besonders war dies bei 
Steinkohlen, Naphthaprodukten, Holzmaterialien, Brennholz, Erzen und 
Schwarzmetall der Fall. Diese Mängel konnten auch in den ersten 
Monaten des Jahres 1938 nicht ausgeräumt werden. Der Güterwagen- 
umlauf bis zur Wiederverwendung hatte sich von 7,0 Tagen in den ersten 
Monaten des Jahrs 1937 auf 8,5 Tage im gleichen Abschnitt 1938 ver- 
schlechtert, Die mittlere Versandweite der Tonne betrug 685,0 km. 
Im Anschluß an diese Erscheinung wird der große Nachteil her- 
vorgehoben, der durch die vielen unwirtschaftlichen Gegentransporte 
entsteht. Was darunter verstanden wird, beleuchtet ein anderer 
Aufsatz der „Planwirtschaft“ auf dem Gebiete der Holzwirtschaft. 
Die Beförderung von Holz nimmt etwa 10% der bewegten Gesamt- 
gütermenge und 15 % der geleisteten Tonnenkilometer ein. Holz wird 
zum Beispiel einmal vom Westen und Nordwesten des europäischen 
Rußlands nach Kaukasien und auch nach Mittelasien versandt, anderer- 
seits aber auch von Sibirien und aus dem Ural nach dem Westen und 
Südwesten. Derartige Beförderungen nahmen die Güterwagen für einen 
Lauf von durchschnittlich 600 km in Anspruch. Das betriebswissenschaft- 
liche Institut der Sowjetbahnen hat entsprechende Untersuchungen über 
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die Auswirkung angestellt mit dem Ergebnis, daß der Verkehr von derart 
unproduktiver Arbeit und von großen überflüssigen Unkosten befreit 
werden könne und müsse. 

Der im einzelnen für das Jahr 1938 wiedergegebene „Plan für 1938“ 
ist für den Außenstehenden uninteressant. Er setzte u. a. als anzu- 
strebendes Ziel verbesserte Resultate im Tagesumlauf der Lokomotiven 
(270 km), in der Reisegeschwindigkeit (21,4 km), in der Achsenzahl der 
Züge (118 Achsen), im Tagesumlauf der Güterwagen (156 km), in der 
Ausnutzung der Güterwagen (6 t je Achse) usw. fest. 

Von Interesse sind noch die Verhältnisse des Bau- und Beschaf- 
fungsprogramms für die Jahre 1937 und 1938. Von insgesamt 5553 Mill. 
Rubeln konnten nur 4449 Mill. (80 %) verausgabt werden. Zurückgeführt 
wird dies in der Hauptsache auf Gründe organisatorischer Art. Die Bau- 
vorbereitungen werden als unzulänglich bezeichnet, die Projektierung 
und Versorgung mit Arbeitskräften verzögerten die Arbeiten sehr, so daß 
alles in allem im ersten Halbjahr 1937 nur 27 % der Bauaufgaben er- 
ledigt werden konnten. In der Hauptsache beendet und vorbereitet für 
die Inbetriebnahme sind die neuen Strecken Karaganda—Balchasch, 
Uralsk—Ilezk, Solotonoscha—Mironowka und Rybzowka—Ulba in einer 
Gesamtlänge von 1118 km. Dem Betrieb konnten diese Strecken jedoch 
erst im Laufe des Jahres 1938 übergeben werden. In diesem Jahr wird 
eine Anzahl weiterer Neubaustrecken in Angriff genommen. Zu den 
hauptsächlichsten Aufgaben gehört weiter das Verlegen eines dritten 
Gleises auf der wichtigen Kohlenbahn Donezbassin—Moskau zwischen 
Birulewo und Kaschira und eines zweiten Gleises zwischen Kaschira und 
Waluiki. Eine weitere Aufzählung der vorgesehenen Bauten erübrigt 
sich hier, mit Ausnahme der Erwähnung der verkehrlich bedeutsamen 
Umgehungsbahn um den Stadtbezirk Moskau, die den unzureichenden 
Moskauer Anlagen eine wesentliche betriebliche Erleichterung bringen 
soll. An ihr wird weitergearbeitet. Insgesamt sollen 1938 1696 km neue 
Bahnen dem Betrieb übergeben werden. Auf der Sibirischen Bahn werden 
zweite Gleise verlegt, der Oberbau wird verbessert und die selbsttätige 
Streckenblockung eingeführt. Die Linie Moskau—Njegoreloje wird für 
schnellfahrende Züge des Personenverkehrg besonders hergerichtet. Der 
Plan der Streckeninstandsetzung wurde in 1937 nicht erfüllt. „Rekon- 
struiert“ (Erneuerung des Oberbaus, Verlegung schwerer Schienen, Ver- 
größerung der Schwellenzahl und Verstärkung der Schotterbettung) wur- 
den in 1937 nur 59 % des Planes. 

Als Gründe des mangelhaften Fortschrittes in der Elektrisierung 
von Strecken werden die ungenügende Versorgung mit Materialien und 
Apparaturen sowie die nicht rechtzeitige Herstellung der Kraftstationen 
bezeichnet. Auch auf den bereits elektrisch betriebenen Strecken ergaben 
sich große Schwierigkeiten durch die große Anzahl „kranker“ Lokomo- 
tiven und Motorwagen, deren Behandlung durch das Personal schlecht ist. 
In 1938 sollen 574 km neu elektrisiert werden. Neue Bahnhofsgebäude 
wurden in Nowosibirsk, Kirowsk, Alma Ata, Jerschow und Frunse ge- 
schaffen. 
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Die Sorge um ausreichende Betriebsmittel kommt in der hohen 
Summe von 1200 Mill. Rbl. zum Ausdruck, die 1938 für Neubauten an- 
gesetzt wurde. Das Lokomotivbauprogramm beziffert sich auf 553 Stück 
der Serie FD und 500 Stück der Serie CO, sowie auf 340 Personenzug- 
lokomotiven und 35 elektrische Maschinen, 

Die Auffüllung des Güterwagenparks wird um 39000 Einheiten 
(vorwiegend Spezialwagen) vorgenommen, die Zahl der Personenwagen 
erfährt eine Vermehrung um 2100 Einheiten. ” 

An Güterwagen werden neue sechsachsige Bordwagen mit 100 t 
Tragfähigkeit konstruiert, die ohne Seitentüren mittels einer Kipp- 
maschine entladen werden sollen. Weiter sollen für das Balchasch- 
Kupferwerk sechsachsige Selbstentlader mit 50 cbm Inhalt gebaut wer- 
den, Für den Personenverkehr werden in der Fabrik Jegorow Strom- 
linienzüge konstruiert, deren Trittbretter während der Fahrt eingezogen 
werden. Ebenso sollen in diesem Jahr Ganzmetallpersonenwagen von 
25 m Länge probeweise eingestellt werden. ne 


Das Eisenbahnnetz der Tschecho-Slowakei. Infolge der Grenzver- 
änderungen im Jahre 1938 hat die Tschecho-Slowakei einige wichtige 
Eisenbahnverbindungen verloren. Über den geplanten Ausbau des neuen, 
nur auf tschecho-slowakischem Staatsgebiet gelegenen Eisenbahngrund- 
netzes sprach nach einer Mitteilung der „Prager Presse“ vom 19. Novem- 
ber 1938 kürzlich der Ministerialrat des Eisenbahnministeriums in Prag, 
Dozent Ing. Ctibor Fiala. Hiernach sollen künftig folgende Hauptlinien 
bestehen: Kladno bzw. Pilsen—Prag—Kolin—Deutsch Brod—Brünn (von 
Caslau auf der Strecke Kolin—Deutsch Brod an bisher eingleisige Haupt- 
bahn und von Deutsch Brod an bisher eingleisige vollspurige Neben- 
bahn; die bisherige zweigleisige Hauptbahn Kolin—Pardubitz— Zwittau— 
Brünn verläuft jetzt zum Teil über deutsches Reichsgebiet). In Brünn 
gabelt sich das Netz. Eine Strecke geht über Mährisch Weißkirchen 
(Hranice) (zur Zeit eingleisige, von Prerau ab zweigleisige Hauptbahn) 
—Wall. Meseritz (Valašské Meziřičí, zur Zeit eingleisige Nebenbahn) 
—Sillein (Zilina)—Kysak O nach Chust, wobei von Wall. Meseritz aus 
eine Abzweigung nach Mährisch Ostrau verläuft. Der andere Hauptarm 
verläuft von Brünn über Wessely (Veseli) nach Preßburg (Bratislava); 
diese Strecke ist zur Zeit bis Kuty zwischen Wessely und Preßburg ein- 
gleisige und von Kuty ab zweigleisige Hauptbahn. Dieses Grundnetz soll 
durch Ausbau weiterer Hauptbahnen, wie z. B. Preßburg—Sillein u. a., 
sowie durch Bau von Nebenbahnen ergänzt werden. Mit den allernot- 
wendigsten neuen Bahnen wird der außerordentliche Geldbedarf für den 
auf drei Jahre vorgesehenen vorläufigen Ausbau dieses Netzes auf etwa 
2% Milliarden Kč. geschätzt. Kruchen. 


Rechtsprechung und Gesetzgebung. 
Rechtsprechung. 


Nachbarrecht. 


Urteil des Reichsgerichts, V. Zivilsenats, vom 2. September 1938 in Sachen des 

H. M. und anderer, Kläger und Revisionskläger, gegen die Deutsche Reichsbahn, 

vertreten durch die Reichsbahndirektion E., Beklagte und Revisionsbeklagte. 
— V. 224197 —. 


Auf Unterlassung von Betriebshandlungen der Deutschen Reichsbahn kann nicht geklagt werden ; 
wohl aber auf Einrichtung schützender Vorkehrungen. 


Tatbestand. 

Die Kläger sind Eigentümer eines Gartengrundstücks. Dem Grundstück 
gegenüber liegt, unmittelbar an die genannte Straße grenzend, ein zum Haupt- 
bahnhof gehörender Rangier- und Abstellbahnhof der Beklagten. 

Die Kläger haben behauptet, die Benutzung ihres Grundstücks werde 
durch gewisse vom Bahnhofsgelände ausgehende Einwirkungen in Gestalt von 
Rauch und Geräusch beeinträchtigt. Die Lokomotiven, die Leerzüge vom Haupt- 
bahnhof zum Abstellbahnhof und zurück beförderten, hielten oft lange in gleicher 
Höhe mit dem Garten auf den unmittelbar an der Straße liegenden Gleisen und 
ließen dabei häufig dicken schwarzen Qualm entweichen. Dieser von Kohlenstaub 
durchsetzte Qualm werde vom Wind in den Garten der Kläger getragen, mache 
das Verweilen darin unerträglich, schädige den Pflanzenwuchs und verwehre eine 
Benutzung des Rasens als Bleichplatz. Eine weitere Beeinträchtigung ergebe 
sich aus dem starken Lärm, der bei Tag und bei Nacht durch grelle Pfiffe und 
lautes Rufen beim Rangieren und durch Zuschlagen der Wagentüren beim 
Reinigen der Züge verursacht werde. Diese lüstigen Einwirkungen hinderten die 
sonst mögliche Benutzung des Gartens zur Errichtung eines Wohngebäudes, 

Die Kläger haben in erster Linie beantragt, die Beklagte zum Ersatz des 
durch die Beeinträchtigung entstandenen, von einem Sachverständigen zu er- 
mittelnden Schadens, mindestens aber zur Zahlung von 550 RM nebst 5 % Prozeß- 
zinsen zu verurteilen und die Verpflichtung der Beklagten zum Ersatz künftig 
entstehenden Schadens dieser Art festzustellen. Hilfsweise haben die Klüger 
beantragt, die Beklagte zu verurteilen, gegenüber dem Garten der Kläger das 
Qualmen der Lokomotiven und den Lärm, soweit er über das betrieblich unver- 
meidliche Maß hinausgeht, zu unterlassen. 

Die Beklagte hat Abweisung der Klage beantragt und dazu folgendes vor- 
getragen: Durch die von den Klügern behaupteten Einwirkungen werde die Be- 
nutzung des Gartens nicht oder nur unwesentlich beeinträchtigt. Auf dem 
gegenüberliegenden Bahngelände sei den Lokomotivführern das — durch Nach- 
feuern verursachte — Qualmen der Lokomotiven verboten und dem mit dem 
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Reinigen der Züge betrauten Personal der Beklagten sei das Zuwerfen der Türen 
untersagt. Die Befolgung dieser Verbote werde überwacht. Bei den behaupteten 
Übelständen könne es sich nur um vereinzelte Mißgriffe handeln. Derartige Ein- 
wirkungen des Bahnbetriebes seien nach den örtlichen Verhältnissen als ge- 
wöhnlich anzusehen und deshalb als ortsüblich von den Klägern hinzunehmen. 


Die Kläger sind diesem Vorbringen entgegengetreten. 


Das Landgericht hat nach dem Hilfsantrag zugunsten der Kläger erkannt, 
im übrigen aber die Klage abgewiesen. Die Beklagte hat Berufung eingelegt 
mit dem Antrag, die Klage ganz abzuweisen. Die Kläger haben Zurückweisung 
der Berufung beantragt. Das Oberlandesgericht hat auch den Hilfsantrag abge- 
wiesen. Dagegen richtet sich die Revision der Kläger. Die Beklagte beantragt, 
die Revision zurückzuweisen, 


Entscheidungsgründe, 

Das Landgericht hatte mit ausführlicher Begründung unter Heranziehung 
der Rechtsprechung des Reichsgerichts einen aus $ 1004 BGB. hergeleiteten Unter- 
lassungsanspruch der Kläger bejaht und in seinem Bestehen einen der Gründe für 
die Verneinung einer Schadensersatzpflicht der Beklagten gefunden. Dagegen 
hat das Oberlandesgericht den Unterlassungsanspruch für unbegründet erklärt, 
weil er gegenüber einem staatlichen Hoheitsbetrieb nicht erhoben werden könne, 
Demgemäß hat das Oberlandesgericht auch den Hilfsantrag der Kläger abge- 
wiesen. Die Revision hat die Frage aufgeworfen, ob nicht das Oberlandes- 
gericht von seinem Rechtsstandpunkt aus nach Versagung des Hilfsanspruchs 
noch über den Hauptanspruch hätte befinden müssen, bevor es die Klage im 
ganzen abwies. Diese Frage ist zu verneinen. Durch die Berufung der Be- 
klagten ist der Hauptanspruch der Kläger nicht in den zweiten Rechtszug ge- 
diehen. Dazu wäre eine Anschlußberufung der Kläger nötig gewesen. Nur zur 
Berücksichtigung eventueller Klageanträge mag es unter Umständen keiner 
Anschließung des Berufungsbeklagten bedürfen (vgl. RGZ. Bd. 77 S. 120, Bd. 105 
S. 236 [242]). Hier stand hinter dem den Klägern zuerkannten Hilfsanspruch, 
über dessen Bestand auf Berufung der Beklagten im zweiten Rechtszug zu ent- 
scheiden war, kein weiterer Anspruch, und namentlich nicht der im ersten Rechts- 
zug aberkannte Hauptanspruch, in Eventualstellung. Anschlußberufung haben 
die Kläger nicht eingelegt. Schon äußerlich ($ 522a ZPO.) stellt sich keiner 
der für sie eingereichten Schriftsätze als Berufungsanschlußschrift dar. Es 
findet sich auch in keinem von ihnen irgendwie die Erklärung, daß die Ab- 
erkennung des Hauptantrages angefochten werde. Die Kläger haben lediglich 
Zurückweisung der Berufung der Beklagten beantragt. Das reichte hier zur 
Herbeiführung einer Entscheidung des Oberlandesgerichts über den Haupt- 
anspruch nicht aus ($$ 525, 536 ZPO.). 

k Berechtigt sind dagegen die Bedenken, welche die Revision gegen den Ent- 
scheidungsgrund des Berufungsgerichts vorgebracht hat. Die Klage richtet sich, 
soweit sie auf Unterlassung geht, nicht gegen die Ausübung von Hoheitsrechten. 
Nicht jede Betätigung einer mit stantshoheitlichen Befugnissen ausgestatteten 
Verwaltung ist ein Hoheitsakt, Von dieser Rechtsauffassung geht auch die zum 
Abdruck bestimmte — nicht nachbarrechtliche Verhältnisse, sondern einen Amts- 
haftungsanspruch aus Art. 131 WeimVerf. betreffende — Entscheidung des 
III. Zivilsenats des Reichsgerichts vom 13. Mai 1988 — III 167/37 — aus, in der 
die Briefbeförderung durch die Reichspost als Ausübung öffentlicher Gewalt be- 
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urteilt wird. Auch die Deutsche Reichsbahn hat hoheitliche Befugnisse, von 
denen hier nur beispielsweise die Ausübung eigener Polizeigewalt durch die 
Bahnpolizei genannt sein mag, Dagegen fällt der Betrieb eines 
Verschiebe- und Abstellbahnhofes weder nach seinem 
inneren Wesen noch nach der ihm gegebenen äußeren Ge- 
staltung unter die Ausübung von Staatsgewalt, Die vom Be- 
rufungsgericht verneinte Zulässigkeit des Rechtsweges für eine Abwehrklage 
aus $ 1004 BGB, (vgl. z. B. Gruch. Bd. 60 S. 859 = WarnRspr. 1916 Nr. 248; 
1913 Nr. 181, RGRKomm, $ 906 Anm. 13) wird entscheidend durch die Art des 
Betriebes bestimmt, von dem die als rechtswidrig bekämpften Einwirkungen aus- 
gehen. Ist die betriebliche Tätigkeit selber, wie im Streitfall, nicht hoheitlicher 
Natur, so kommt es nicht darauf an, ob der Inhaber des Betriebes mit Hoheits- 
gewalt ausgestattet ist und sie in anderer Richtung auch betätigt. 

Die Abwehrklage versagt aber nicht nur gegenüber Einwirkungen, die sich 
aus staatshoheitlicher Benutzung eines Grundstücks ergeben. Sie ist nach ge- 
festigter Rechtsprechung auch dort ausgeschlossen oder beschränkt, wo sie sich 
gegen Beeinträchtigungen wendet, die durch den Gebrauch eines Grundstücks für 
einen in öffentlichem Interesse geführten, behördlich genehmigten Betrieb ver- 
ursacht werden. Dahin gehört das von der Beklagten betriebene Eisenbahn- 
unternehmen als das größte Wirtschaftsunternehmen des Reiches, Bei ihm 
handelt es sich um keinen gewöhnlichen Gewerbebetrieb, 
sondern um eine dem Gemeinwohl gewidmete öffent- 
liche Einrichtung, in die zugunsten widerstreitender 
privater Interessen nicht im Rechtswege hindernd ein- 
gegriffen werden darf. Zum Betrieb der Eisenbahn gehört nicht nur 
die Beförderung von Personen und Gütern, sondern auch die unerläßliche Vor- 
bereitung hierfür durch die Bereitstellung und Reinigung der erforderlichen 
Wagen. Einer Klage auf Unterlassung derartiger Betriehs- 
handlungen wäre der ordentliche Rechtsweg grund- 
sätzlich verschlossen (vgl. RG. Gruch. Bd. 54 S. 1082 = WarnRspr. 
1910 Nr. 282, ferner RGZ. Bd. 58 S. 130, Bd. 59 S. 70, Bd. 70 S. 150, Bd, 97 
S. 290, Bd. 98 S. 347, Bd. 133 S. 342 [350], RGJW. 1919 S. 58015, S. 619"; RG. 
WarnRspr. 1910 Nr. 447). Dagegen ist in solchen Fällen bei wesentlicher und 
nicht als ortsüblich zu duldender Beeinträchtigung ($ 906 BGB.) dem Betroffenen 
ein Anspruch auf Vornahme schützender Vorkehrungen mit der Einschränkung 
offen gehalten worden, daß keine Maßnahmen gefordert werden dürfen, aus 
denen sich eine wesentliche Änderung oder Beeinträchtigung des Betriebes er- 
geben würde (RGZ. Bd, 62 S. 131, Bd. 73 S. 270, RG. WarnRspr, 1909 Nr. 409, 
1910 Nr. 282 = Gruch, Bd. 54 S. 1082, 1913 Nr. 181, 1916 Nr. 248 = Gruch. 
Bd. 60 S. 859, 1917 Nr. 148). In den beiden zuletzt angeführten Urteilen ist 
ausgesprochen worden, daß über die Vereinbarkeit von Schutzvorkehrungen mit 
einem ungestörten Betrieb im Zweifelsfalle nicht der Richter zu entscheiden 
habe, sondern daß es insoweit auf den Inhalt der polizeilichen Genehmigung 
oder auf die kundgegebene Auffassung der dem Betrieb vorstehenden Behörde 
maßgeblich ankomme; bestreite die Behörde die Vereinbarkeit, so übernehme sie 
die Verantwortung mit der möglichen Folge der Begründung einer Schadens- 
ersatzverpflichtung. Damit wird nicht im Widerspruch zu $ 17 GVG. die Be- 
fugnis des ordentlichen Gerichts zur Entscheidung über die Zulässigkeit des 
Rechtsweges verneint, sondern ein sachliches Erfordernis für dessen Zulässig- 
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keit aufgestellt; fehlt es, so ist der Beeinträchtigte auf einen etwa bestehenden 
Schadensersatzanspruch angewiesen. 

Vom Boden dieser Rechtsprechung aus, an der festzuhalten ist, war das 
Klagevorbringen zu prüfen. Die Kläger haben nicht etwa, was unstatthaft ge- 
wesen wäre, Einstellung des Rangierbetriebes und der Reinigungsarbeiten auf 
dem ihrem Garten gegenüberliegenden Teil der Bahnanlagen gefordert. Sie 
haben auch nicht schlechthin die Verhinderung der beim Rangieren mit Dampf- 
lokomotiven unvermeidlichen Rauchentwicklung und die Abstellung des beim 
Verschieben und bei der Reinigung der Wagen nicht auszuschließenden Ge- 
räusches verlangt. Gerichtet ist die Klage vielmehr auf das Unterlassen des 
Qualmens der Lokomotiven beim Halten gegenüber dem Garten des Klägers sowie 
auf Unterbindung desjenigen Lärmes, der über das betrieblich unvermeidliche 
Maß hinausgeht. Der Sache nach ist dies nichts anderes, als der Anspruch 
auf schützende Vorkehrungen, über dessen Bestand 
nach den vorangeschickten Ausführungen auch gegen- 
über einem öffentlichen Eisenbahnunternehmen im 
ordentlichen Rechtsweg gestritten werden darf. Wenn 
auch die Kläger — und ihrem Antrag folgend der erste Richter — die aus der 
Notwendigkeit des Bahnbetriebes sich ergebende Beschränkung des Anspruchs 
nur bei dem Verlangen nach Abstellung unnötigen Lärms zum Ausdruck gebracht 
haben, so ist doch auch ihr Anspruch auf Unterlassung des Qualmens still- 
schweigend in derselben Weise beschränkt. 

Die dem Klageanspruch gegebene Begründung stellt seine Verfolgbarkeit 
im Rechtsweg vollends klar. Der Rangierbetrieb der Beklagten wird nicht be- 
einträchtigt, wenn das Qualmen der haltenden Lokomotiven vor dem Garten- 
grundstück der Kläger unterbleibt. Ebensowenig ist es ordnungsgemäßer Reini- 
gung der abgestellten Wagen abträglich, daß die Türen durch Betätigung des 
Drückers geschlossen statt zugeschlagen werden. Auch lassen sich beim Ran- 
gieren überlautes Rufen und grelles Pfeifen wenigstens dort vermeiden, wo 
Zeichen, die auf die Sehkraft wirken, sicher wahrgenommen werden können. 
Das allgemeine Interesse an unbehinderter Abwicklung des Eisenbahnbetriebes 
Würde mithin durch die von den Klägern geforderten Schutzmaßnahmen nir- 
gends berührt werden. Die Beklagte hat, wie sie selber vorträgt, das Qualmen 
der Lokomotiven gegenüber dem Grundstück der Kläger verboten und das Zu- 
schlagen der Wagentüren untersagt; sie ist auch bei Übertretung ihrer Anord- 
nungen zeitweilig mit Dienststrafen gegen die schuldigen Bahnbediensteten vor- 
gegangen. Daß ohne überlautes Rufen und grelles Pfeifen beim Rangieren 
nicht auszukommen wäre, hat die Beklagte nicht behauptet. Nach dem eigenen 
Urteil der Beklagten sind somit die Einwirkungen des Bahnbetriebes, gegen die 
allein die Kläger sich wehren, mit einem geordneten Betriebe keineswegs unver- 
meidlich verbunden, Dies gilt unbeschadet der Beurteilung vereinzelter, 
etwa aus einer unerwartet aufgetretenen Betriebsstörung oder aus menschlicher 
Unzulänglichkeit zu erklärender Vorgänge, mit denen sich die Kläger mög- 
licherweise — die Entscheidung hierüber hatte der Berufungsrichter zu treffen — 
unter dem rechtlichen Gesichtspunkt der Ortsüblichkeit werden abfinden müssen 
(RGIW. 1938 S. 19528), Davon abgesehen, sind die bezeichneten Einwirkungen 
unnötig, wenn nicht gar, wie das zu unnützem Kohlenverbrauch führende Qualmen 
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der Lokomotiven, geradezu betriebsschädlich. Daß das beanstandete Qualmen 
der Lokomotiven sowie das laute Zuschlagen der Wagentüren und übermäßiger 
Lärm beim Rangieren vermieden werden können, ergibt sich ferner aus der un- 
streitigen Tatsache, daß frühere Vorstellungen der Kläger bei der zuständigen 
Dienststelle der Beklagten jedesmal auf geraume Zeit zur Abhilfe führten. Dem- 
gemäß hat auch die Beklagte, soweit ein Unterlassungsanspruch erhoben ist, 
mit den Klägern nicht über dessen Verfolgbarkeit im Rechtsweg, sondern darüber 
gestritten, ob die Kläger durch die bekämpften Einwirkungen in der Benutzung 
ihres Gartengrundstückes wesentlich beeinträchtigt werden und bejahendenfalls, 
ob eine solche Beeinträchtigung als ortsüblich von den Klägern hingenommen 
werden muß. 

Hiernach vermag der von dem Oberlandesgericht gewählte Entscheidungs- 
grund das angefochtene Urteil nicht zu tragen. Das Urteil muß aufgehoben und 
die Sache an das Oberlandesgericht zurückverwiesen werden, damit sie unter 
dem rechtlichen Gesichtspunkt der Zulässigkeit eines, wie angegeben, be- 
schränkten privatrechtlichen Abwehranspruchs geprüft wird. Unter diesen Um- 
ständen braucht nicht mehr erörtert zu werden, ob, wie die Revision rügt, den 
Klägern im zweiten Rechtszug durch Hinweis auf die Rechtsauffassung des Ober- 
landesgerichts gemäß $ 139 ZPO. Gelegenheit hätte gegeben werden müssen, 
im Wege der Anschlußberufung den vom ersten Richter abgewiesenen Haupt- 
anspruch auf Schadensersatz erneut zur Entscheidung zu stellen. 


Gesetzgebung. 


Deutsches Reich. Reichsgesetze: 
Vom 21. November 1938. Gesetz über die Wiedervereinigung der 
sudetendeutschen Gebiete mit dem Deutschen Reich. 
(Reichsgesetzblatt I, S. 1641.) 


Vom 23. November 1938. Gesetz über das Feuerlöschwesen. 
(Reichsgesetzblatt I, S. 1662.) 


Verordnungen des Reichsarbeitsministers: 
Vom 3. November 1938. Verordnung zur Durchführung des Ge- 
setzes über die Neugestaltung deutscher Städte, 
(Reichsgesetzblatt I, S. 1553.) 


Vom 20. November 1938. Verordnung über die baupolizeiliche Be- 
handlung von öffentlichen Bauten. 
(Reichsgesetzblatt I, S. 1677.) 


Vom 20. November 1938. Verordnung über die baupolizeiliche Be- 
handlung der Bauten der Nationalsozialistischen Bewegung. 
(Reichsgesetzblatt I, S. 1678.) 
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Verordnungen des Reichsministers des Auswär- 
tigen: 

Vom 27. Oktober 1938. Bekanntmachung zu den Internationalen 
Übereinkommen über den Eisenbahnfrachtverkehr und den 
Eisenbahn-Personen- und Gepäckverkehr (Ratifikation durch 
Bulgarien und Liechtenstein, Beitritt Portugals). 

(Reichsgesetzblatt IT, S. 845.) 

Vom 30. November 1938. Bekanntmachung zu den Internationalen 
Übereinkommen über den Eisenbahnfrachterkehr und den 
Eisenbahn-Personen- und Gepäckverkehr (Ratifikation durch 
Finnland und Griechenland). 

(Reichsgesetzblatt II, S, 876.) 


Verordungen des Reichsministers des Innern: 

Vom 13. Oktober 1938. Verordnung zur Änderung der Verordnung 
über das Verhalten im Straßenverkehr (Straßenverkehrs-Ord- 
nung — StVO.). 

(Reichsgesetzblatt I, S. 1433.) 

Vom 15. Oktober 1938. Verordnung zum Schutze der sudetendeut- 

schen Wirtschaft. 
(Reichsgesetzblatt I, S, 1431.) 

Vom 28. November 1938. Verordnung über die Einführung des 

Reichsautobahnrechts in den sudetendeutschen Gebieten. 
(Reichsgesetzblatt I, S. 1674.) 

Vom 30. November 1938. Verordnung über die Einführung der 

Straßenverkehrs-Ordnung in den sudetendeutschen Gebieten. 
(Reichsgesetzblatt I, S. 1705.) 


Verordnungen des Reichswirtschaftsministers: 

Vom 24. September 1938. Verordnung über die Einführung der 
Organisation der gewerblichen Wirtschaft im Lande Österreich. 

(Reichsverkehrsblatt Nr, 41, S. 215.) 

Vom 12, Oktober 1938. Verordnung zur Änderung der Anlage zu $ 6 
der Verordnung über die technische Änderung der Dampfkessel 
und der sonstigen überwachungspflichtigen Anlagen. 

(Reichsgesetzblatt I, S. 1398.) 

Vom 29. Oktober 1938. Verordnung über die Einführung der Or- 
ganisation der gewerblichen Wirtschaft in den sudetendeutschen 
Gebieten. 

(Reichsverkehrsblatt Nr. 48, 8. 250.) 


Verordnungen des Reichsverkehrsministers: 

Vom 4. Oktober 1938. Verordnung über die Zugehörigkeit der Unter- 
nehmer des Verkehrsgewerbes im Lande Österreich zum organi- 
schen Aufbau des Verkehrs. 

(Reichsverkehrsblatt Nr. 41, S. 217.) 
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Vom 10. Oktober 1938. Bekanntmachung über die Liste zum Inter- 
nationalen Übereinkommen über den Eisenbahn-Personen- und 
-Gepäckverkehr. 


(Reichsgesetzblatt II, S. 830.) 


Vom 10, Oktober 1938. Bekanntmachung über die Liste zum Inter- 
nationalen Übereinkommen über den Eisenbahnfrachtverkehr. 
(Reichsgesetzblatt II, S. 830.) 


Vom 19. Oktober 1938. Verordnung über die Eisenbahnen in den 
sudetendeutschen Gebieten. 


(Reichsgesetzblatt I, S. 1446.) 


Vom 4. November 1938. Verordnung über die Regelung von Ver- 
sorgungsfragen bei der Localbahn-Aktiengesellschaft in 
München. 

(Reichsgesetzblatt II, S. 848.) 


Vom 9. November 1938. Richtlinien für die Genehmigungserteilung 
im Güterfernverkehr. 


(Reichsverkehrsblatt Nr. 46, S. 234.) 


Vom 10. November 1938. Einführung des Güterfernverkehrs im 
Lande Österreich. 
(Reichsverkehrsblatt Nr. 47, S. 245.) 


Vom 17. November 1938. Verordnung über den einheitlichen An- 
strich der Fahrzeuge des Güterfernverkehrs. 
(Reichsverkehrsblatt Nr. 47, S. 246.) 


Vom 19. November 1938. Werbe- und Abfertigungsvergütung im 
Güterfernverkehr mit Kraftfahrzeugen. 


(Reichsverkehrsblatt Nr. 47, S. 246.) 


Vom 19. November 1938. Verordnung über die Einführung der 
Eisenbahn-Verkehrsordnung in den sudetendeutschen Gebieten. 
(Reichsgesetzblatt I, S. 1622.) 


Vom 22. November 1938. Verordnung über die Einführung der 
Wehrmacht-Eisenbahn-Ordnung und des Wehrmachttarifs für 
Eisenbahnen in den sudetendeutschen Gebieten, 

(Reichsgesetzblatt I, S. 1673.) 


Vom 23. November 1938. Anordnung über die Zugehörigkeit der 
Unternehmen des Verkehrsgewerbes in den sudetendeutschen Ge- 
bieten zum organischen Aufbau des Verkehrs. 

(Reichsverkehrsblatt Nr. 48, S. 252.) 


Vom 30. November 1938. Zweite Verordnung zur Eisenbahn-Ver- 
kehrsordnung. 
(Reichsgesetzblatt II, S. 877.) 
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Vom 6. Dezember 1938. Einführung einer monatlichen Statistik des 
Personen- und Güterverkehrs der Privat- und Kleinbahnen. 
(Reichsverkehrsblatt Nr. 49, S, 257.) 


Vom 9. Dezember 1938. Bekanntmachung zu den dem Internatio- 
nalen Übereinkommen über den Eisenbahnfrachtverkehr und 
dem Internationalen Übereinkommen über den Eisenbahn-Per- 
sonen- und -Gepäckverkehr beigefügten Liste, 

(Reichsgesetzblatt IT, S, 880.) n 
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Vom 24. Oktober 1938. Leistungskampt der Sabar? WC 

besserungswerke . . d am 05 
Vom 12. November 1938. SE a EL IOR 
Vom 14. November 1938. Amtsbezeichnungen. . . , 1105 


Vom 15. November 1938. Deutscher Reichsbahn- Kalendern 1137 
Vom 18. November 1938. Zulassung von Bitumen-Emul- 


sionen für die Abdichtung von Ingenieurbauwerken . . 1157 
Vom 21. November 1938. Statistik der eege auf 
deutschen Eisenbahnen . . . 1157 
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Italien‘. K. Verordnung vom 25. November 1937 Nr. 2404, be- 
treff Bildung und Geschäftsordnung der Eisenbahnmiliz. 


Gazz. 1938 Nr, 29; Boll. 1938 Nr. 7, I, S. 139. 


Auszug. 


Die Eisenbahnmiliz ist eine Sondereinrichtung der allgemeinen Miliz, sie 
dient dem Schutze der staatlichen Interessen und der Aufrechterhaltung der Ord- 
nung im Geschäftsbereich der Eisenbahnen. Sie untersteht in dienststrafrecht- 
licher Beziehung dem Generalkommando der allgemeinen Miliz, hinsichtlich des 
technischen Einsatzes dem Verkehrsministerium, Sie bildet einen Teil der Wehr- 
macht des Staates. 


Die Angehörigen der Eisenbahnmiliz im ständigen oder zeitweiligen Dienst 
üben die Aufgaben einer Sicherheitspolizei aus, Im Dienste für die Aufrecht- 
erhaltung der Ordnung handeln sie unter dem Befehl und der ausschließlichen 
Verantwortung der Kommissäre der Sicherheitspolizei. 


Dem Kommando der Eisenbahnmiliz unterstehen 14 Legionen, die den Be- 
zirken der Eisenbahndirektionen entsprechen, und eine Legion in Ostafrika. Die 
Legionen setzen sich zusammen aus 3—5 Kohorten, die Kohorten aus 3—5 Cen- 
turien, die Centurien aus 3—5 Manipeln. Die Stammannschaft der Eisenbahn- 
miliz besteht aus 5000 Angehörigen, hiervon sind 345 Offiziere und 1350 Unter- 
offiziere. Sie leisten den ständigen Dienst bei dem Kommando der Eisenbahn- 
miliz, den Legionen, Kohorten und Stationen. Alle anderen Angehörigen der 
Miliz bilden den Beurlaubtenstand, sie leisten nur dann Dienst, wenn sie zu den 
Waffen gerufen werden. 

Die Milizangehörigen behalten ihre Eigenschaft als Eisenbahnbeante, 
namentlich ihre Rechte auf Dienstalter und Beförderung. Die Dienstleistung 
in der Miliz ist freiwillig, Für die Dienstdauer erhalten sie neben ihren Gebühr- 
nissen als Eisenbahnbeamte eine tägliche Entschädigung, die Offiziere auch Aus- 
wärtszulagen. Alle Ausgaben für die Eisenbahnmiliz gehen zu Lasten des Eisen- 
bahnbetriebs. 


Gesetz vom 12. Mai 1938 Nr. 620, betreff Haushalts- 
voranschlag für die Staatsbahnen für das Betriebsjahr 
1938/39 (1. Juli 1938 bis 30. Juni 1939). 
Gazz. Nr, 123; Boll, Nr. 26, I, S. 388, 

Nach dem Haushaltsvoranschlag für 1938/39 werden die ordentlichen Aus- 
gaben durch die ordentlichen Einnahmen ohne einen Zuschuß der allgemeinen 
Finanzverwaltung gedeckt. An ordentlichen Einnahmen werden 4 162 780 000 Lire 
vorgesehen, hiervon 3830 Millionen an Verkehrseinnahmen. 


1 Abkürzungen: Gazz. = Gazzetta ufficiale del Regno; Boll. = Bollettino 
ufficiale delle ferrovie dello Stato. 
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Die Staatsbahnen haben sich die Mittel für die Fortsetzung der Elektri- 
sierung ihrer Strecken in Höhe von 200 Millionen Lire und für den Ausbau der 
Eisenbahnanlagen in Rom anläßlich der Weltausstellung 1941 in Höhe von 
70 Millionen Lire auf dem Kreditweg zu beschaffen, Ferner erhalten sie von 
der allgemeinen Finanzverwaltung 236,3 Millionen Lire für Ausgaben auf Ver- 
mögensrechnung. 


K. Verordnung vom 3. Juni 1938 Nr. 819, betreff Lei- 
stungszulagen an das Personal der Staatsbahnen. 
Gazz. Nr. 143; Boll. Nr. 26, I, S. 435. 


Für dieses Personal werden Leistungszulagen bis zum Betrag von 8 Mil- 
lionen Lire jährlich gewährt. Die Höchstbeträge für die einzelnen Angestellten 
belaufen sich je nach dem Dienstgrad auf 110—2000 Lire. Die Leistungszulage 
ist ein Ausgleich für die Tätigkeit, die das Personal über die normalen Ver- 
pflichtungen hinaus leisten muß, und für Dienste, die nicht anderweitig vergütet 
werden. 


Ministerialerlaß vom 17. Mai 1938 über den Be- 
hälterverkehr auf den Staatsbahnen. 
Gazz. Nr. 150; Boll. Nr. 29, I, S. 502. 


Auszug aus den Beförderungsbedingungen. 

1. Die Bestimmungen gelten für die Behälter, die im Eigentum einer 
Eisenbahnverwaltung stehen oder Privateigentum sind, aber bei den 
italienischen Staatsbahnen oder einer ausländischen Eisenbahnverwal- 
tung eingetragen sind. 


2. Die Behälter werden in kleine (1—3 cbm Laderaum) und große ein- 
geteilt, ferner in gewöhnliche Behälter und Sonderbehälter (Kessel- 
behälter, Behälter mit Wärme- oder Kältevorrichtungen usw.). 


3. Auf den Behältern muß die Nummer, das Eigentumsmerkmal, das 
Eigengewicht, die Tragfähigkeit in Kilogrammen und der Laderaum 
in Kubikmetern angegeben sein. 


4, Für die kleinen Behälter sind alle Bahnhöfe, für die großen nur be- 
stimmte zugelassen. Die Behälter können für Frachtgut und Eilgut 
verwendet werden. Die Beförderung von großen Behältern in Personen- 
zügen ist in der Regel ausgeschlossen, 


a 


Ein Behälter kann verschiedene Waren enthalten. Diese müssen aber 
einer Sendung angehören, Eine Sendung kann aus mehreren Behältern 
bestehen, diese müssen jedoch alle auf demselben Wagen verladen 
werden, 


SS 


Das Leergewicht wird bei Behältern der Staatsbahnen vollständig, bei 
den übrigen bis zu einem bestimmten Höchstgewicht frachtfrei be- 
fördert. 
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. Für die Versendung in Behältern ist ein frachtpflichtiges Mindest- 


gewicht vorgeschrieben, das sich nach der Größe der Behälter richtet. 
Für die Benutzung der Behälter der Staatsbahnen ist eine besondere 
Gebühr vorgesehen, die nach Entfernungsstufen und Größen der Be- 
hälter abgestuft ist. Für die Benutzung anderer Behälter ermäßigt sich 
diese Gebühr um 50 % bei kleinen und um 25 % bei großen und Sonder- 
behältern, 


. Die Beladung und Entladung wird in der Regel durch die Eisenbahn- 


10. 


11. 


verwaltung gegen eine besondere Gebühr besorgt, durch die auch die 
Benutzung von Kranen usw. abgegolten wird. 

Die Eisenbahnverwaltung übernimmt die Befestigung der Behälter auf 
den Eisenbahnwagen ohne besondere Gebühr. 

Für die Beförderung leerer Behälter an die Verlader und für die Rück- 
beförderung nach der Entladung wird keine Gebühr erhoben. 
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Etmer, Dr. Friedrich, Die Sicherung der lebenswichtigen 
Wirtschaft. Gesetzliche, verwaltungsmäßige und organisa- 
torische Grundlagen. (Rechtswissenschaftliche Schriften der 
Wirtschaftshochschule Berlin, Heft 1.) Verlag C.H. Beck, Mün- 
chen und Berlin, 1938. 140 Seiten. Preis kartoniert 3,» RM. 

Das Thema des Werkes ist unter dem Blickpunkt der großen poli- 
tischen Ereignisse des Jahres 1938 von besonderer Bedeutung. Es ist 
daher dankenswert, daß es hier eine zusammenfassende Bearbeitung 
gefunden hat. Der Begriff der „lebenswichtigen Wirtschaftsfunktionen“, 
von dessen Festlegung das Werk ausgeht, umfaßt diejenigen, deren 
Störung eine Existenzgefährdung der Volksgemeinschaft oder einzelner 
ihrer Teile bedingt. Als solche nennt der Verfasser zutreffend die Auf- 
gaben der Energieversorgungsbetriebe, der Landwirtschaft und des Nah- 
rungsmittelgewerbes, des Verkehrs- und Nachrichtenwesens, der Bergbau- 

“und Hüttenbetriebe und des Gesundheitswesens, deren Bedeutung er mit 
umfangreichem Zahlenmaterial belegt. Bei der Behandlung der Folgen, 
die ihre Störung oder Gefährdung für die Volksgemeinschaft haben, weist 
er auch auf die besonderen Gefahren hin, die die immer fortschreitende 

Energie-Fernversorgung ausgedehnter Gebiete unter diesen Gesichts- 

punkten mit sich bringt. 

Diesem grundlegenden Abschnitt folgt eine Darstellung der Mittel, 
mit denen bis zur nationalen Revolution versucht wurde, die lebenswich- 
tigen Wirtschaftsfunktionen zu sichern. Sie geht besonders auf die Tech- 
nische Nothilfe ein, deren Entwicklung, Aufbau, Rechtsverhältnisse und 
Einsatz ausführlich behandelt werden. Hierbei entsteht ein eindrucks- 
volles, mit vielen Zahlen — u.a. auch über den Einsatz der T.N. beim 
großen Eisenbahnerstreik 1929 — belegtes Bild über das erfolgreiche 
Wirken dieser Organisationen, das dementsprechend auch die besondere 
Anerkennung der heutigen Staatsführung gefunden hat. 

Von größerer Bedeutung als diese im wesentlichen historische Be- 
trachtung ist für die heutige Zeit der nächste Abschnitt des Buches, der 
die Sicherung der lebenswichtigen Wirtschaftsfunktionen im national- 
sozialistischen Staate behandelt. Hierbei betont der Verfasser mit Recht, 
daß trotz der heutigen Ausrichtung der Gesamtwirtschaft auf die Be- 
lange der Allgemeinheit auf besondere Maßnahmen für diese Sicherung 
nicht verzichtet werden kann, wobei sich allerdings das Schwergewicht 
der Gefährdung von dem Gebiet der Wirtschaftskämpfe auf das des 
Kriegsfalles verlagert. Bei der Behandlung der Sicherungsmaßnahmen 
im einzelnen, wobei sich der Verfasser zuerst den organisatorischen zu- 
wendet, nimmt wiederum die T.N. einen breiten Raum ein. Ihre Über- 
nahme in den neuen Staat bedingte naturgemäß eine völlige Neuformung 
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ihrer Organisation. Bei ihrer Darstellung behandelt der Verfasser nicht 
nur die personellen und sachlichen Grundlagen, sondern geht auch aus- 
führlich auf die Rechtsstellung der T.N. und die damit zusammenhän- 
genden Fragen ein, Liegt die Aufgabe der T.N. in erster Linie darin, 
das technische Personal bereitzustellen, das beim Ausfall von Fachkräften 
der hier in Rede stehenden Betriebe diese zur Fortführung der Betriebe 
zu ersetzen hat, so gehen die Aufgaben des Werkluftschutzes, zu dem 
der Verfasser anschließend übergeht, dahin, durch Mobilisierung aller 
Betriebskräfte eintretenden Schäden sofort wirkungsvoll zu begegnen 
und den damit verbundenen Ausfall der Produktion auf ein Mindestmaß 
zu beschränken. Die Darstellung geht auch beim Werkluftschutz im ein- 
zelnen auf seine Organisation, seine Rechtsverhältnisse und personellen 
Grundlagen ein und hebt hierbei die für lebenswichtige Betriebe zu tref- 
fenden Sondermaßnahmen nachdrücklich hervor, Die Behandlung der 
organisatorischen Maßnahmen endet mit Ausführungen über den Bahn- 
und Postschutz, wobei sich ihr weit überwiegender Teil mit dem ersteren 
beschäftigt. Ist hier die Darstellung auch wesentlich gedrängter als 
bei den vorher behandelten Organisationen, so läßt sie doch die besondere 
Bedeutung dieser Formationen für die Verkehrsbetriebe klar erkennen. 
Von diesen ist insbesondere die Eisenbahn infolge der Auffälligkeit und 
Ausdehnung ihrer Anlagen außergewöhnlich gefährdet und bedarf daher 
eines erhöhten Schutzes, der der Eigenheit ihres Betriebes’angepaßt sein 
muß. Daß hier die hervorragenden Leistungen des Bahnschutzes der 
vergangenen Zeit treffend gewürdigt werden, ist dem Eisenbahner eine 
besondere Befriedigung. 

Neben den organisatorischen Maßnahmen sind für das Thema des 
Werkes die gesetzgeberischen von Bedeutung. Auf Ausführungen auf den 
Gebieten des Arbeits- und des Strafrechts folgt hier eine Behandlung des 
Energiewirtschaftsgesetzes, das zwar den Schutz lebenswichtiger Funk- 
tionen nicht unmittelbar betrifft, dieses Gebiet aber mittelbar stark 
beeinflußt, da es dem Staat eine weitgehende Einwirkung auf die künftige 
Gestaltung der Energiewirtschaft ermöglicht. 

Im letzten Abschnitt geht der Verfasser auch auf die technische 
Seite seines Problems ein. Allerdings greift er hier, ausgehend von 
seinem früheren Hinweis auf die Gefahren der Energiefernversorgung, 
nur die Verbundwirtschaft der Energiebetriebe heraus. Zweifellos liegt 
in dieser eine wesentliche und unentbehrliche Sicherung gegen die ge- 
nannten Gefahren, es bleibt aber unerörtert, ob nicht gerade für die 
lebenswichtigen Betriebe weitergehende Maßnahmen, z. B, im Sinne einer 
zusätzlichen Eigenstromerzeugung, notwendig sind. 

In einem Anhang sind den Richtlinien für die Organisation der T.N. 
von 1920, 1930 und 1933 einige weitere Unterlagen über sie im Wortlaut 
beigefügt. 

Das Werk gibt einen umfassenden Überblick über die Entwicklung 
und heutige Form der Maßnahmen, die der Sicherung der lebenswichtigen 
Wirtschaft dienen, allerdings nur, soweit sie auf rechtlichem und organi- 
satorischem Gebiete liegen, und ermöglicht so, insbesondere auch durch 
seine Hinweise auf das Schrifttum, jedem, der an diesen Fragen inter- 
essiert ist, sich schnell über sie zu unterrichten, Körner. 
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von Mangoldt, Hermann. Rechtsstaatsgedanke und Regie- 
rungsformen in den Vereinigten Staaten von 
Amerika. Verlag: Essener Verlagsanstalt, Essen. 1938. 
341 Seiten. Preis: 8 RM. 

Einer ganz anderen Gedankenwelt als der unseren entspringt das 
Verfassungsrecht der Vereinigten Staaten mit seinen stark formalen und 
dabei doch stark liberalistischen Grundzügen. Dieser Gegensatz uns 
gegenüber in der politischen Denkweise erklärt zu einem Teil das ge- 
ringe Verständnis, dem das neue Deutschland innerhalb der Staaten 
begegnet. 

Die Darstellung, die der Verfasser gibt, ist in mancher Hinsicht für 
Deutschland besonders zeitgemäß. Denn sie behandelt ausführlich solche 
Probleme, die auch das neue Deutschland (mutatis mutandis in der 
Rassenfrage, dort das Negerproblem, hier die Judenfrage) stark beschäf- 
tigen. Wer in den Vereinigten Staaten gewesen ist, hat dort mit Staunen 
gesehen, welch scharfe Praxis drüben in der Betonung der Rassen- 
gegensätze, welch strenge Rücksichtslosigkeit in der Absonderung der 
weißen von der „farbigen“ Bevölkerung herrscht. Eine angesehene aus- 
ländische Zeitung hat in diesen Tagen mit Recht hervorgehoben, daß 
es gerade die Vereinigten Staaten gewesen sind, die als erster Staat mit 
der Diskriminierung der Rassen (nicht nur der Neger!) vorgingen und 
besonders auch die Quotisierung der Einwanderung als Mittel hierzu 
benutzt haben. Und dabei doch gerade in den Vereinigten Staaten ein 
besonderes Nichtverstehen oder Nichtverstehen-Wollen der deutschen 
Judengesetzgebung! Man steht hier zunächst vor einem Rätsel. Das 
Buch des Verfassers trägt in manchem zur Lösung dieses Rätsels bei, und 
es ist wohl auch der — nicht besonders ausgesprochene — Zweck des 
Verfassers, durch ausführliche Darstellung des Neger- und „Farbigen“- 
Problems in Verfassung, Rechtsprechung und Praxis der Vereinigten 
Staaten dem deutschen Leser Tatsachenmaterial an die Hand zu geben. 

Als die beiden grundlegenden Tatsachen zur Neger- und „Far- 
bigen“-Frage entnehmen wir dem Buch des Verfassers 

1. die formale, staatsbürgerliche Gleichberechtigung als Bürger der 
Vereinigten Staaten, gleichviel ob weiß oder schwarz, vor dem Gesetz 
und im ganzen öffentlichen Leben, im besonderen auch die Zulassung 
der Neger zu aller Tätigkeit im Wirtschaftsleben. — Aber 

2. die Zulässigkeit und praktisch sehr häufige Handhabung einer 
Trennung der Rassen. Dabei ist das Einschneidendste und Wichtigste, 
daß in zahlreichen Staaten der Union (insgesamt in 30 Staaten) Verbote 
der Eheschließung und des außerehelichen Verkehrs zwischen Farbigen 
und Weißen bestehen und daß solche Eheverbote von den Gerichten all- 
gemein als verfassungsmäßig anerkannt werden (S. 253). Ferner gilt 
im öffentlichen Leben der Vereinigten Staaten weithin der Grundsatz, 
daß Angehörige verschiedener Rassen zwar gleichartige und gleich- 
wertige, aber nicht die gleichen Einrichtungen benutzen dürfen, wie 
namentlich Schulen, Theater, besondere Einrichtungen der Verkehrs- 
mittel (der Verfasser bringt dafür viele Belege). Dazu kommt noch als 
drittes wichtiges Moment der rein tatsächliche Vorgang, daß in den Ver- 
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einigten Staaten in vielen Staaten, wo die Negerfrage von Bedeutung 
ist, die Bevölkerung, getragen von Gewohnheit und Sitte, in der Praxis 
Mittel und Wege gefunden hat, um die Trennung der Rassen auch da 
durchzusetzen, wo der klare Rechtssatz die Gleichheit der Rassen zum 
maßgebenden Prinzip erhoben hat (z. B. Ausschluß aus bestimmten 
Hotels und Klubs, Absonderung in Restaurants, bei Sportveranstaltungen 
usw.). Über diesen Vorgängen steht offenbar drüben die Überschrift: 
„So etwas tut man (weil man es ganz unbewußt für richtig hält), man 
spricht nicht viel darüber, und man ist niemandem Rechenschaft dafür 
schuldig.“ 

Wir finden in den Vereinigten Staaten den uns eigentümlich an- 
mutenden Zustand, daß die Verfassung die absolute Gleichheit aller im 
Leben und vor dem Gesetz mit besonderem Nachdruck vorschreibt, und 
daß trotzdem auf dem Weg über die Rechtsprechung die verschiedensten 
Diskriminierungen als berechtigt anerkannt werden. „Die Gleichheits- 
ideologie kontinental-westeuropäischer Prägung hindert die Gerichte 
durchaus nicht, in echt angelsächsischer Erkenntnis der praktischen Not- 
wendigkeiten die unterschiedliche Behandlung zu billigen“ (S. 310). 

So sehr das amerikanische Verfassungsrecht von liberalem Geist 
durch und durch beseelt ist, so gibt es trotzdem zwei Institutionen weit- 
gehender Ermächtigungen, nämlich: 

1. die police power. Der Begriff „Polizei“ wird in den Vereinigten 
Staaten sehr weit gefaßt: Gefahrenabwehr und Schutz der allgemeinen 
Wohlfahrt rechtfertigen weitgehende Eingriffe in die Freiheit des ein- 
zelnen, — Daneben steht 

2. die große Ermessensfreiheit der Gerichte. „Sie sind nicht nur 
Rechtsdeuter, sondern bis in die Gegenwart kommt ihnen zugleich als 
Rechtsgestaltern stärkste Bedeutung zu. Das common law, das die 
richterlichen Entscheidungen bis in die jüngste Zeit tief beeinflußt, als 
ein am praktischen Fall erprobtes, von Fall zu Fall langsam gewachsenes 
Richterrecht, ist das deutlichste Zeichen dieses ihres rechtsgestaltenden 
Wirkens. In dieser für ein rein liberales Denken nur schwer verständ- 
lichen Regelung der Zuständigkeiten kommt sehr deutlich zum Ausdruck, 
wie bei den Angelsachsen letztlich doch immer wieder ihr praktischer 
Sinn durchschlägt. Trotz aller liberalen Einwirkung ist ihnen niemals 
das Verständnis dafür verlorengegangen, daß die staatlichen Belange 
Schaden nehmen müssen, wenn die staatliche Macht in zu enge Grenzen 
verwiesen wird“ (S. 321). Kittel, 


Heyland, Dr. Carl, a. o. Professor der Rechte an der Universität Gießen, 
Rechtsanwalt und Notar in Frankfurt (M.), Mitglied des Aus- 
schusses „Beamtenrecht“ der Akademie für deutsches Recht. 
Deutsches Beamtenrecht. Einesystematische 
Darstellung. Carl Heymanns Verlag, Berlin. 400 Seiten. 
Preis 12 RM. 

Nach der Neuordnung des Deutschen Beamtenrechts waren zu den 
grundlegenden Gesetzen, dem Deutschen Beamtengesetz und der Reichs- 
dienststrafordnung, bald mehrere ausgezeichnete Erläuterungsbücher 
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erschienen. Es fehlte jedoch bislang noch ein Werk, das das neue Be- 
amtenrecht in systematischer Gliederung darbot. Diese Lücke füllt jetzt 
das Buch von Heyland aus, das als erste systematische Darstellung des 
neuen Beamtenrechts mit allen seinen Nebengesetzen doppelt willkommen 
ist. Bietet es doch einmal für Lern- und Lehrzwecke eine vortreffliche 
Übersicht, ohne sich in allzulange theoretische Abhandlungen zu ver- 
lieren, andererseits auch für die Praxis eine bei der Art des Werkes 
außerordentlich vollständige Arbeit. Es muß als besonders glücklich an- 
gesehen werden, daß ein Mann wie Heyland sich dieser Arbeit unterzog, 
da er auf Grund seiner Erfahrungen als Hochschullehrer und als Rechts- 
anwalt gleichermaßen die wissenschaftliche wie die praktische Seite in 
denkbar bester Verbindung darstellen konnte. 


Nach einer kurzen Einleitung, die die Geschichte, die Quellen und 
das Schrifttum des Deutschen Beamtenrechts behandelt, bringt Heyland 
den Stoff in drei großen Hauptteilen. Der erste Hauptteil enthält Aus- 
führungen über Begriff und Arten des Beamten, der zweite Hauptteil 
handelt von der Begründung, Veränderung und Beendigung des Beamten- 
verhältnisses, während der dritte Hauptteil, der bei weitem umfang- 
reichste, ausführlich den Inhalt des Beamtenverhältnisses darstellt. Den 
einzelnen Abschnitten, in die die Hauptteile gegliedert sind, hat Heyland 
jedesmal eine kurze Darstellung der geschichtlichen Entwicklung voran- 
geschickt, in der er vor allem den Unterschied der jetzigen Rechtsauf- 
fassung zu der des liberalen Staats der Zeit vor 1933 aufzeigt. 


Verschiedene Rechtsfragen hat Heyland besonders eingehend be- 
handelt, Gebiete, auf denen er früher schon grundlegende Untersuchun- 
gen angestellt und in systematischer Darstellung veröffentlicht hatte. 
Zu erwähnen sind u.a. die Frage nach der Rechtsnatur und der Fehler- 
haftigkeit des Anstellungsakts, die Frage des Rechts auf Anstellung und 
die Darstellung der subjektiven öffentlichen Rechte der Beamten. Einen 
weiten Raum hat Heyland auch dem Abschnitt über die Beamtenpflichten 
gewidmet, zu dem er aus der Praxis reichhaltiges Material beibringt. Die 
wichtigsten Rechtsnormen sind besonders erläutert, Vielfach sind auch 
die Regelungen der wichtigsten Sonderverwaltungen angeführt worden. 
— Soweit Heyland zu bestimmten Fragen Erläuterungen bringt, wäre 
z. T. eine weitere Absetzung vom Einzelfall erwünscht; denn es muß z.B. 
mißverständlich wirken, wenn nur die wiederholte geschenkweise 
Annahme von Kleidern durch einen höheren Beamten für pflichtwidrig 
erklärt wird, während allgemein jede solche Geschenkannahme aus- 
geschlossen sein muß. 


Die ausführliche systematische Inhaltsangabe, ein reichhaltiges 
Sachverzeichnis und eine umfangreiche Übersicht über die Fundstellen 
der hauptsächlichsten Gesetzesbestimmungen in der Darstellung machen 
das Werk für den vorgesehenen Gebrauch gleichermaßen geeignet. Das 
gesteckte Ziel „wissenschaftlich und praktisch brauchbar, kurz und im 
wesentlichen vollständig“ kann als erreicht bezeichnet werden. Das 
Werk aus der Feder des auf dem Gebiete des Beamtenrechts wohl- 
bekannten Rechtswahrers ist eine freudig zu begrüßende Ergänzung des 
bisherigen beamtenrechtlichen Schrifttums. Die sorgfältige Arbeit kann 
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dem wissenschaftlich Interessierten wie auch dem Praktiker nur emp- 
fohlen werden. Das Buch, dessen Ausstattung und Druck der Verlag 
in bekannter Güte besorgt hat, wird sicher eine gute Aufnahme finden 
und in der Folge weitere Auflagen erleben. Kausche, 


Oberbach, Dr. jur. Hans. Allgemeine Versicherungs-Be- 
dingungen für Haftpflicht-Versicherung. 
§§ 1—4: Der Versicherungsschutz,. Verlag Walter de Gruyter 
& Co., Berlin W 35, Woyrschstr. 13. 280 Seiten. Preis 9,20 RM. 


In zahlreichen Zweigen des modernen Wirtschaftslebens drängt die 
Vielzahl gleichgerichteter Verträge zur Aufstellung einheitlicher Ge- 
schäftsbedingungen, in denen wichtige Fragen geregelt werden, die der 
Gesetzgeber der Vereinbarung der Beteiligten überlassen hat. Wer sich 
über die Auswirkung der einschlägigen Gesetze und die das Rechtsleben 
jeweils bewegenden Fragen unterrichten will, muß sich daher auch mit 
der Handhabung solcher Geschäftsbedingungen vertraut machen, und das 
neue Rechtsschrifttum wendet ihm steigende Aufmerksamkeit zu. 

Das vorliegende Erläuterungsbuch behandelt den ersten Teil der 
allgemeinen Bedingungen für Haftpflicht-Versicherung, welche von allen 
dem „Verband der Privaten Unfall- und Haftpflicht-Versicherer e. V.“ 
angeschlossenen Versicherungsgesellschaften ihren Verträgen zugrunde 
gelegt und damit in Deutschland fast überall angewandt werden. Die Be- 
deutung der Haftpflichtbedingungen ist für alle im Verkehrswesen Tä- 
tigen nicht zu unterschätzen und wächst mit der Zunahme des Ver- 
kehrs von Jahr zu Jahr. Unter den gesetzlichen Bestimmungen, die neuer- 
dings den Abschluß einer Haftpflichtversicherung vorschreiben, seien 
hier beispielsweise $ 19 des Gesetzes über den Güterfernverkehr mit 
Kraftfahrzeugen vom 26. Juni 1935 erwähnt (entsprechende Bestim- 
mungen bestehen auch im Personen-Kraftverkehr und Flugverkehr), der 
den Unternehmer von Güterfernverkehr mit Kraftfahrzeugen zum Ab- 
schluß einer Haftpflichtversicherung nötigt. Auch für die Verwaltung 
der Eisenbahn ist die Kenntnis der Haftpflichtbestimmungen unumgäng- 
lich; denn wenn die größeren Eisenbahnunternehmungen auch häufig 
wegen hinreichender eigener Kapitalkraft keine Haftpflichtversicherung 
abschließen, kommt die Eisenbahn doch täglich mit anderen haftpflicht- 
versicherten Personen und Betrieben in Berührung. Dabei wird das be- 
sprochene Erläuterungsbuch, das die fraglichen Versicherungsbedin- 
gungen unter sorgfältiger Auswertung von Rechtsprechung und Schrift- 
tum im einzelnen bespricht, eine wertvolle Hilfe sein. 

Von besonderem Interesse gerade für den Eisenbahner sind ins- 
besondere die den Einzelbestimmungen vorangestellten Vorbemerkungen, 
die von den allgemeinen Grundsätzen handeln, welche für die Versiche- 
rungsbedingungen als Sonderfälle der Geschäftsbedingungen gelten. 
Hierbei drängt sich zuweilen ein Vergleich mit den Geschäftsbedingungen 
der Eisenbahn, den Tarifen, auf. Interessant ist hier z. B. des Ver- 
fassers Kritik an der Rechtsprechung des Reichsgerichts (S. 27), wonach 
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Unklarheiten in den Geschäftsbedingungen deshalb gegen den Ver- 
sicherer auszulegen seien, „weil es ihm oblag, sich klarer auszudrücken“ 
(aus ähnlichen Gesichtspunkten werden bekanntlich auch Unklarheiten 
der Tarife gegen die Eisenbahn ausgelegt; vgl. RGZ. Bd. 120 S. 271, wo 
überdies noch in bedenklicher Weise auf die „unangreifbare Monopol- 
stellung“ der Eisenbahn hingewiesen wird). Diese Begründung ist, wie 
der Verfasser wohl mit Recht ausführt, deshalb nicht stichhaltig, weil 
„mit der Forderung restloser und absoluter Klarheit . . . etwas Unmög- 
liches verlangt“ wird. Wenn der Verfasser dann die Rechtsprechung 
im Ergebnis billigt, weil der Versicherer die Versicherung als sein 
nutzbringendes Geschäft betreibe, er die größeren Erfahrungen auf 
diesem Gebiete besitze und es in der Hand habe, seine Kunden aufzu- 
klären, so ist damit das gleiche Ergebnis bei der Tarif auslegung nicht 
ohne weiteres gerechtfertigt, weil der erste und oft auch der zweite 
vom Verfasser angeführte Grund jedenfalls bei dem Tarifwesen der 
Reichsbahn nicht zutrifft. Überhaupt ist die vorbehaltlose Übernahme 
der für Versicherungsbedingungen geltenden Rechtsgrundsätze auf die 
Tarife unstatthaft; man denke bloß daran, daß die Eisenbahn — anders 
als oft die Versicherungsgesellschaft — wegen der Gleichmäßigkeit der 
Tarifanwendung eine unrichtige Auskunft ihrer Agenten über den Tarif- 
inhalt nicht gegen sich gelten zu lassen braucht. 

Im ganzen kann das selbständig durchdachte, sorgfältige Erläute- 
rungsbuch allen, die sich mit Haftpflichtfragen zu befassen haben, als 
ein wertvolles Hilfsmittel empfohlen werden. Kruchen. 


Schroiff, Dr. Franz. Die Eisenbahntariftheorien in 
Deutschland, England und Amerika. Eine 
kritische Betrachtung. Heft 13 der Verkehrswissen- 
schaftlichen Forschungen aus dem Verkehrs-Seminar an der 
Westf. Wilhelms-Universität zu Münster i. W. Herausgegeben 
in Verbindung mit Professor Dr. Otto Most von Professor 

Dr. Paul Berkenkopf. Wirtschafts- und Sozialwissen- 
schaftlicher Verlag EV., Münster (Westf.), 1938. 58 Seiten. 
Preis: 1,90 RM, 

Der Arbeit liegen außerordentlich fleißige und auch wissenschaft- 
lich sehr wertvolle Vorarbeiten zugrunde, die, wie dem Rezensenten aus 
anderem Zusammenhang bekannt ist, noch viel umfangreicher waren als 
die Arbeit selbst erkennen läßt. Deswegen bleibt aber doch nicht weniger 
zu bedauern, daß der junge Autor, statt in diesem Frühschaffensstadium 
zunächst einen Stoff selbst schöpferisch zu behandeln, mit kritischer Ziel- 
setzung zu arbeiten unternommen hat. Es ist etwa zwei Jahre, daß auf 
diesen Blättern ein anderer Erstschriftsteller, der — in übrigens viel 
unreiferer und weniger tiefgreifender Weise als Schroiff — „die Eisen- 
bahn-Personentariftheorien“ kritisch zu behandeln gut befunden hatte, 
auf die verfrühte Wahl derartigen Stoffes hingewiesen werden mußte. 
Solange man nicht selbst erschöpfend das ganz besonders krause Thema 
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der Eisenbahntariftheorie volks-, betriebswirtschaftswissenschaftlich 
und juristisch durchgearbeitet hat, so lange sollte man auch mit 
Kritik an anderen sehr vorsichtig sein. Aber die Stimmung bei den an- 
gehenden Schriftstellern scheint in anderer Richtung zu gehen, Ob auch 
die Dissertationsreferenten ihrerseits bei der entsprechenden Beratung 
es an der nötigen Einflußnahme fehlen lassen, möchte nicht anzunehmen 
sein. Es handelt sich wahrscheinlich um einen gewissen Übereifer und 
Über-Mut bei den besseren; womöglich aber in manchen Fällen, und 
zwar bei den schwächeren (zu denen Schroiff nicht gehört!) auch 
um Bequemlichkeit. Es ist eben entschieden leichter, über durchgearbei- 
tetes literarisches Wissen an Hand der gemachten Bemerkungen zu 
schreiben, als einen Stoff als wirklicher Doktorand lehrend zu gestalten, 
Dr. W. Spiess. 


Die Filme der Verkehrswissenschaft im Verleih der Reichsbahn-Film- 
stelle 1938, mit allgemeinem Überblick über den verkehrswissen- 
schaftlichen Film des In- und Auslandes. Herausgegeben von 
der Reichsbahn-Filmstelle, Berlin SW 11, Hallesches Ufer 76. 

Der kürzlich von der Reichsbahn-Filmstelle herausgegebene Führer 
durch „Die Filme der Verkehrswissenschaft“ weicht bewußt von der 
Nüchternheit eines Verzeichnisses oder einer einfachen Übersicht von 
Filmen der Reichsbahn-Filmstelle ab. Er ist eine Zusammenstellung, 
die einen Überblick gibt über die Filme des deutschen und ausländischen 
Verkehrswesens insgesamt. Die Arbeit, die in dieser Übersicht zusammen- 
gestellt ist, fußt auf den mehr als zwölfjährigen Erfahrungen der Reichs- 
bahn-Filmstelle, die naturgemäß mit den Ergebnissen einer erfolgreichen 
Arbeit stark in diesem Katalog der Verkehrsfilme vertreten ist. Die 
Filmarbeit ist aber erfolgreich von dem jetzigen Leiter der Reichs- 
bahn-Filmstelle, Reichsbahnrat Müller-Hildebrand, auf viele andere 
Verkehrszweige ausgedehnt worden. Sie umfaßt vor allem eine Fülle 
von Filmen der Reichsautobahnen, ferner solche der Wasserstraßen und 
im Verleih der Reichsbahn-Filmstelle solche der Reichspost, der Luft- 
fahrt, der Seeschiffahrt, deutsche Reisefilme und ausländische Verkehrs- 
filme. Mit den ausländischen Verkehrsverwaltungen ist vom Leiter der 
Filmstelle eine enge Zusammenarbeit herbeigeführt worden, wie auch 
auf der vergleichenden Generalschau der Verkehrsfilme aller Länder 
während der Pariser Weltausstellung 1937 die Reichsbahn-Filmstelle 
Spitzenerfolge verzeichnen konnte. Im Interesse der internationalen Zu- 
sammenarbeit hat das Verzeichnis auch die bekannten ausländischen Ver- 
kehrsfilme aufgenommen. 

Neben solchen für die Öffentlichkeit bestimmten Filmen gibt das 
Verzeichnis auch einen Überblick über die Archivfilme der Reichsbahn- 
Filmstelle, d. h. solche Filme, die nicht öffentlich verliehen werden, son- 
dern nur für wissenschaftliche Auswertung zur Verfügung stehen. 

Die Behandlung des einzelnen Filmes in dem Verzeichnis ist so ge- 
staltet, daß der Besteller oder Interessent unmittelbar einen Überblick 
über Aufbau und Inhalt des Filmes gewinnen kann. Durch Bildbeilagen 
werden die Darstellungen über den Inhalt noch ergänzt. 
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Das Verzeichnis ist eine wertvolle Übersicht über den Stand und 
die Bedeutung der Filmtechnik für die Verkehrswissenschaft, ein „Kom- 
pendium“ der Verkehrsfilme. Für das Verhältnis „Verkehrsmittel und 
Öffentlichkeit“ bringt es bedeutende Fortschritte, die im In- und Aus- 
lande Beachtung verdienen, Dr. Sommer, Berlin. 


Deutscher Reichsbahn-Kalender 1939. Abreißkalender (158 Blätter), 
herausgegeben vom Pressedienst desReichsverkehrsministeriums. 
Konkordia-Verlag Reinhold Rudolph, Leipzig. Preis: 3,29 RM. 


Kalender der Technik 1939. Abreißkalender (156 Blätter), VDI-Verlag. 
Berlin 1938. Preis: 2,50 RM. 

Vollendete Ausgestaltung und Vertiefung des Inhalts lassen eine be- 
stimmte Gruppe unserer Kalender immer mehr zu wirklichen Erzeug- 
nissen der Literatur, in gewissem Sinne sogar zu Mitteln der Kultur- 
verbreitung werden. Das sind die Abreißkalender, die im Laufe des 
Jahres ein bestimmtes Gebiet des Geisteslebens oder des Wirtschafts- 
lebens in Bildern und sachlich erläuterndem Begleittext behandeln und 
damit auf eine denkbar ungezwungene Art dem Beschauer und Leser 
Tatsachen als Wissensstoff übermitteln. 

Der Reichsbahn-Kalender, der seit Jahren in weitesten 
Kreisen eingebürgert ist, behandelt im Jahrgang 1939 das Thema: Reichs- 
bahn und Landschaft. Dabei wird „Landschaft“ im weiten Sinne gefaßt: 
die Natur der Landschaft und ihre Eigenart, ihre Kultur und ihre Kultur- 
denkmäler, das Volkstum in seinen Erscheinungen in Siedlungsformen, 
Bauernhaustypen und Trachten, schließlich auch die durch die Zivili- 
sation veränderte Landschaft der Großindustriegebiete. Diesem weiten 
Sinn entspricht die Mannigfaltigkeit der Bilddarstellungen und des jedem 
Blatt beigegebenen erläuternden Textes. 

Der Kalender der Technik erscheint in diesem Jahr zum 
erstenmal. Er bringt Darstellungen aus allen Gebieten der Technik, so- 
wohl das Neueste und Großartigste, was technischer Erfindergeist er- 
sonnen und geschaffen hat, wie auch anschauliches und lehrreiches Bild- 
material aus der Geschichte der Technik. 

„Reichsbahn“ und „Technik“, beides sind Gebiete, für die unsere 
Zeit Verständnis und Interesse hat, Deshalb werden auch diese für die 
weitesten Kreise des Volkes bestimmten Kalender ihren Weg gehen. Denn 
sie halten, was sie versprechen: Anregung und Belehrung bei ansprechen- 
der Gestalt. Kittel. 


Broch, Just. Av Norges Statsbaners historie. Band V. 
Jernbaneplanen av 1908. Dovrebanen. J, W. Cappelens forlag, 
Oslo 1938. 134 S. 

Daß man selbst in einem Alter von 85 Jahren Initiative entfalten 
und aufbauend wirken kann, beweist von neuem der norwegische Eisen- 
bahnschriftsteller Just Broch, Vor uns liegt sein soeben erschienenes 
Werk „Der Eisenbahnbauplan von 1908. Die Dovrebahn“. 
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In zehn Abschnitten des ersten Teiles werden wir mit dem norwegi- 
schen Eisenbahnbauprogramm des Jahres 1908 bekanntgemacht, vor 
allem mit den vielen einander widerstreitenden Interessentenkämpfen um 
die einzelnen Linien. Der Hauptkampf galt der neuen Hauptverbindung 
Oslo—Trondheim über das Dovrehochgebirge. Neben der Doyrebahn 
(Dombäs—Stören) handelte es sich um den Bau der Raumabahn (Dom- 
bäs—Andalsnes), der Südlandbahn (Kongsberg—Kragerö), der Nordland- 
bahn (Sunnan—Grong) und der Flaamsbahn (Myrdal—Fretheim). Die 
Anlagekosten wurden auf 60 Mio Kr. veranschlagt, die Bauzeit auf etwa 
12 Jahre, so daß man mit einem jährlichen Bedarf von etwa 5 Mio Kr. 
rechnete. Inzwischen haben die bis heute fertiggestellten Strecken be- 
reits über 200 Mio Kr. verschlungen und noch ist die teuerste Eisen- 
bahn, die Norwegen je gebaut hat, die Flaamsbahn, nicht fertiggestellt. 


Der zweite Teil behandelt die Verwirklichung des Planes, die beiden 
im Zusammenhang mit dem Eisenbahnbauplan stehenden Bahnen Ämli— 
'Tveitsund und Otta—Dombäs, die Dovrebahn, die Raumabahn, die Süd- 
landbahn, die Nordlandbahn, die Flaamsbahn und die erst 1921/23 be- 
schlossene Stichbahn Voss—Eide, die 1908 vom Storthing zunächst ab- 
gelehnt war, 


Bei der Dovrebahn, Raumabahn, Nordland- und Südlandbahn han- 
delt es sich um den Bau notwendiger Stammbahnlinien. Daraus geht die 
Bedeutung des Eisenbahnbauplanes von 1908 hervor. Darum ist es ge- 
rade wertvoll, über diesen wichtigen Abschnitt in der Entwicklung des 
norwegischen Eisenbahnwesens aus berufener Feder eine kritische Be- 
trachtung zu erhalten. 


Wenn mir der Verfasser vor wenigen Wochen bei unserem letzten 
Zusammensein gestand, daß sein letztes Buch über die Ofotenbahn, ihren 
Erzverkehr und die Entwicklung Narviks besonders gut eingeschlagen 
ist (vgl. meine Besprechung im Archiv, Jahrg. 1938, S. 1315) und lebhaft 
gekauft wird, so hat der Verfasser diesen Erfolg dem Umstande zuzu- 
schreiben, daß er in seinen letzten Veröffentlichungen immer mehr dazu 
übergeht, die Hauptlinien in der Entwicklung aufzuzeigen und die Per- 
sonen gegenüber der Sache mehr und mehr zurücktreten zu lassen. 
Waren seine ersten Bücher mehr unterhaltender Natur, wenn auch nie 
uninteressant, zeugen die letzten Werke von dem ernsten Streben des 
Eisenbahnhistorikers Broch, nur wertvolle Phasen der Entwicklung fest- 
zuhalten. Broch ist damit auf dem rechten Wege, und man darf nur die 
Hoffnung aussprechen, daß der Pessimismus Brochs unberechtigt und 
er die Vollendung des Planes von 1908 noch in voller geistiger und körper- 
licher Frische erleben und uns bis dahin mit weiterer Hilfe der Nor- 
wegischen Staatsbahn noch die weitere Gestaltung der norwegischen 
Eisenbahnpolitik vorführen möge. Diesem neuen Werke Brochs aber 
möge ein noch größerer Erfolg als dem über die Ofotenbahn beschieden 
sein. Verfasser und Buch verdienen es. Paszkowski. 
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Die Reichsautobahnen. Grundsätzliches über Gestaltung, Baudurch- 
führung und Betrieb. Verlag Volk und Reich, Berlin W 9, Pots- 
damer Str. 18. 45 Seiten. Preis 2 RM. 

Vom Verlag Volk und Reich ist eine neue Auflage des Werkes 
„Die Reichsautobahnen, Grundsätzliches über Gestaltung und Baudurch- 
führung“ im Auftrage des Generalinspektors für das deutsche Straßen- 
wesen herausgegeben worden. Der neue Titel „Die Reichsautobahnen, 
Grundsätzliches über Gestaltung, Baudurchführung und Betrieb“ weist 
schon darauf hin, daß die neue Auflage gegenüber der ersten von 1936 
erweitert ist, auch äußerlich kenntlich an dem fast um die Hälfte größe- 
ren Umfang. Entsprechend den in den verflossenen zwei Jahren fort- 
geschrittenen Erkenntnissen im Bau der Reichsautobahnen und nament- 
lich auch ihrer Nebenanlagen sind die einzelnen Abschnitte erweitert. 
Erörterungen über den Betrieb der Reichsautobahnen sind neu hinzu- 
gekommen. Wie die alte Auflage gliedert sich die neue in Aufbau, Bau- 
arbeiter, Trassierungsgrundsätze, landschaftliche Gestaltung, die Boden- 
mechanik, vom Bau der Fahrbahndecke, Ausgestaltung der Anschluß-, 
Abzweigungs- und Kreuzungsstellen und — neu — die Verkehrsentwick- 
lung auf den Reichsautobahnen. 

Aufschlußreich ist der Vergleich einiger Zahlen der beiden Auf- 
lagen: am 1. Juni 1936 (und 1. April 1938) sind 308 (2029) km im Be- 
trieb, 1900 (1707) im Bau, 1700 (2120) in Bearbeitung. Die Zahl der ge- 
leisteten Tagewerke beträgt 47,9 Mio (97,1 Mio). 

Während in der alten Auflage Tankanlagen und Rastplätze nur 
kurz erwähnt sind, widmet die neue Auflage ihnen eine ausführliche 
Darstellung. Ebenso enthält der Abschnitt Trassierungsgrundsätze 
wesentliche Ergänzungen auf Grund der in den verflossenen zwei Jahren 
gesammelten Erfahrungen. Über die bituminösen Decken und die 
Pflasterdecken finden sich eingehendere Ausführungen. Kurz gesagt, die 
Auflage 1936 ist nach Erscheinen der neuen Auflage veraltet. 

Das Buch, das in deutsch, englisch, französisch und spanisch er- 
schienen ist, birgt auf kleinem Raum das Wesentliche oder eben wie im 
Titel gesagt, das „Grundsätzliche“ über die Reichsautobahn. Die Aus- 
führungen werden durch gute und zahlreiche Bilder unterstützt. Jedem, 
der sich über Gestaltung, Bau und Betrieb der Reichsautobahnen unter- 
richten will, kann das Werk nur empfohlen werden. Reinhardt, 


Jonas, Dr. Martin, Senatspräsident beim Reichsgericht, Mitglied der Aka- 
demie für Deutsches Recht. Die Zivilprozeßordnung 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 8. November 1933. 
16. Auflage des von Ludwig Gaupp begründeten Kommentars, 
völlig neu bearbeitet unter Mitwirkung von Dr. Rudolf Pohle, 
Landgerichtsdirektor im Reichsjustizministerium. In 2 Bänden. 
Verlag von I.C.B. Mohr (Paul Siebeck) in Tübingen. 1938. 
1. Band in 4 Lieferungen, $ 1 bis 510. Auswechselbar in Halb- 
franz gebunden, Subskriptionspreis 46,70 RM. 
In verhältnismäßig schneller Folge sind die vier ersten Lieferungen 
der 16. Auflage dieses Standardwerks erschienen, so daß nunmehr der 
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erste Band, die $$ 1—510 umfassend, abgeschlossen vorliegt. Der letzten 
15. Bearbeitung hatten bereits die Novellen zur Zivilprozeßordnung von 
1933 und zur Zwangsvollstreckung von 1935 zugrunde gelegen. Das Pro- 
zeßgesetz selbst hat daher seit der letzten Auflage keine wesentlichen 
Änderungen mehr erfahren, wohl aber — wie der Verfasser in seinem 
Vorwort betont — das Verfahrensrecht, Die große Entwicklung — so 
sagt das Vorwort — vom alten individualistisch orientierten zum neuen, 
vom Gemeinschaftsgeist getragenen Prozeß hat sich erst nach dem Um- 
bruch voll durchgesetzt und läßt jetzt viele Dinge anders erscheinen als 
vordem. Es gilt, was in der vorigen Auflage noch nicht in dem Maße 
möglich war wie jetzt, das Fazit dieser Entwicklung zu ziehen, die sich 
in ihren Ausstrahlungen bis in entlegene Sondergebiete auswirkt und auf 
Schritt und Tritt nötigte, überkommene Einzelergebnisse zu überprüfen. 
Weiter haben die letzten Jahre mancherlei tiefgreifende Änderungen des 
materiellen Rechts gebracht, die mittelbar wesentlich auf das Verfahren 
übergreifen. Die vielfachen Wechselbeziehungen und Verzahnungen 
zwischen materiellem und Verfahrensrecht darzustellen, hat die neue 
Auflage sich besonders zur Aufgabe gesetzt. 

Daneben war aber auch die Wiedervereinigung Österreichs mit dem 
Reich zu berücksichtigen, die sich — obwohl die beiden Teile des Reichs 
noch unter verschiedenem Verfahrensrecht stehen — schon jetzt in vielen 
Beziehungen im Prozeß auswirkt. So hat der Kommentar, wie ein Ver- 
gleich mit der vorigen Auflage zeigt, wesentliche Änderungen und Er- 
gänzungen erfahren. 

Da der Jonassche Kommentar in den Kreisen der Rechtswahrer 
schon seit vielen Jahren bestens bekannt und geschätzt ist, erübrigt es 
sich, hier seine Vorzüge nochmals im einzelnen hervorzuheben. Es mag 
die Feststellung genügen, daß die neue Auflage in der Fachliteratur als 
sorgfältige und wertvolle Arbeit allgemein begrüßt wird — so z. B. in 
der ausführlichen Besprechung in der Juristischen Wochenschrift 1938 
Seite 2943 — und daß wir uns diesem, den hohen Wert des Kommentars 
betonenden Urteil nur anschließen können. Dr. Genest. 


Saß, Carl, a.o. Professor an der Technischen Hochschule zu Berlin, 
Amts-, Gemeinde-Baurat und Regierungsbaumeister a. D. J a h r- 
buch der Entscheidungen für Bau- und Grund- 
stücksrecht (ReichundLänder) 1938. J. Schweitzer 
Verlag (Arthur Sellier), 1938. München und Berlin. 200 Seiten. 
Kart. 4 RM, 

Das vorliegende Jahrbuch ist auf derselben Grundlage und in der 
gleichen Form verfaßt wie das vorjährige, das in dieser Zeitschrift 1937 
S. 941 besprochen worden ist. Die Gebiete Fluchtlinienrecht, Wegerecht, 
Siedlungswesen und Observanz haben eine wesentliche Erweiterung er- 
fahren. Die Benutzung der Jahrbücher wird dadurch wesentlich er- 
leichtert, daß das ausführliche Sachregister neben dem Jahrbuch 1938 
auch das zuerst erschienene des Jahres 1937 berücksichtigt. Die Fort- 
führung der Sammlung wird von der Praxis zweifellos begrüßt werden. 

Dr. Genest. 
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Menz, Dr. phil., Gerhard, Professor für Buchhandelsbetriebslehre an der 
Handelshochschule Leipzig. Der Aufbau des Kultur- 
standes. Die Reichskulturkammer-Gesetzgebung, ihre Grund- 
lagen und ihre Erfolge, Arbeit und Wissen, Band 3. C. H. 
Beck’sche Verlagsbuchhandlung, München und Berlin, 1938. 
78 Seiten, kart. 2,29 RM. 

Das Bändchen stellt in den Grundzügen die Zusammenhänge des 
durch den Erlaß des Reichskulturkammergesetzes im neuen Deutschland 
eingeleiteten Aufbaues des Kulturstandes dar. Die Gesetzgebung ist 
nach dem neuesten Stand bis Mitte 1938 berücksichtigt. Das grund- 
legende Gesetz über die Reichskulturkammer und die 1. Durchführungs- 
verordnung sind im Wortlaut wiedergegeben. Ein Literaturnachweis gibt 
demjenigen, der auf der Grundlage der leichtverständlichen Darstellung 
tiefer eindringen will, die notwendigen Hilfsmittel an. 

Abgesehen von dem allgemeinen Interesse, das dieses Gebiet für 
jedermann hat, gibt das Büchlein dem Eisenbahner im besonderen Ge- 
legenheit, sich über die Gliederung und den Aufbau der Reichspresse- 
kammer zu unterrichten, in deren Untergliederung „‚Hauptfachgruppe 
Vertrieb“ auch der Reichsverband Deutscher Bahnhofsbuchhändler ein- 
gegliedert ist. Dr. Genest. 


Zimmerle, Dr. jur., Ludwig, Oberregierungsrat im Reichsarbeitsministe- 
rium. Bürgerliches Gesetzbuch mit Ergänzungs- 
gesetzen. Textausgabe mit Verweisungen und ausführlichem 
Sachregister. 3. Auflage. Verlag Franz Vahlen, Berlin 1938. 
Etwa 850 Seiten, Taschenformat. Loseblattausgabe; einschließ- 
lich Einbanddecke in Leinen 3,00 RM. 

Das Buch enthält neben dem Bürgerlichen Gesetzbuch mit Ein- 
führungsgesetz 26 Ergänzungsgesetze, darunter namentlich das neue Ehe- 
gesetz und das Testamentsrecht. Zahlreiche Verweisungen, stichwort- 
artige Paragraphen- und Seitenüberschriften und ein ausführliches Sach- 
register erleichtern die Benutzung des Werkes. Neu ist bei dieser Auf- 
lage die Loseblattform, die eine Einordnung der jeweils mit Änderungen 
der in dem Buch enthaltenen Gesetze erscheinenden Ergänzungsblätter 
ermöglicht. Bei ihrem starken Umfang ist die Ausgabe als recht preis- 
wert zu bezeichnen, Dr, Genest, 


Ebel, Dr, Martin, Ministerialrat im Reichsarbeitsministerium. M iet- 
zinsregelung und Preisstopverordnung. Zu- 
Sammenstellung der gesetzlichen Bestimmungen sowie der Rund- 
erlasse des Reichskommissars für die Preisbildung. 2. erweiterte 
Auflage. Carl Heymann’s Verlag, Berlin W8. 1938. 2,— RM. 
64 Seiten, 

In dem Heft sind neben dem Preisbildungsgesetz vom 29. Oktober 

1936 und der Preisstopverordnung vom 26. November 1936 13 die 

Mietpreisbildung betreffenden Ausführungsverordnungen, Anordnungen, 
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Erlasse usw. enthalten. Die Zusammenstellung reicht bis zum April 1938. 
Den Texten sind einige Erläuterungen und Verweisungen beigefügt. Ein 
ausführliches Sachverzeichnis erleichtert das Auffinden der gesuchten 
Bestimmungen. Die Zusammenfassung der an den verschiedensten Stellen 
veröffentlichten Verlautbarungen über die Mietzinsbildung im Rahmen 
des Vierjahresplans in einem Heft erleichtert wesentlich die Übersicht 
und Unterrichtung über dieses Rechtsgebiet. Dr. Genest. 


Elster, Dr. Alexander, Verlagsdirektor in Berlin. Polizei und 
Werbung. Kleine Polizei-Bücherei, Band 6. Verlag für poli- 
zeiliches Fachschrifttum Lübeck. 55 Seiten. Preis Dan RM. 

Das Heft betrachtet die Wirtschaftswerbung vom Standpunkt der 

Polizei aus und zeigt die verschiedenen Arten von Werbungen auf, die 
ein Einschreiten der Polizei, sei es aus eigener Initiative, sei es auf Ver- 
anlassung des Werberats, rechtfertigen oder verlangen. Die Gründe zu 
polizeilichem Einschreiten können sowohl in der Werbung selbst, als auch 
in der äußeren Form ihrer Ausführung liegen. Bei der großen Bedeutung, 
die die Werbung heute im geschäftlichen Leben hat, ist die knapp ge- 
haltene und interessante kleine Abhandlung lesenswert. Dr. Genest. 


Siebold, Werner. Wagenohne Pferde. Roman der Verkehrsrevo- 
lution. Frundsberg-Verlag G. m. b. H., Berlin. 

Die Geschichte der Wagen ohne Pferde, das sind die Eisenbahnen 
und Automobile, die der Verfasser hier in romanhafter Form beschreibt, 
beginnt mit der Erteilung des Patents für die erste Wattsche Nieder- 
druckmaschine. In Verbindung mit den Lebensschicksalen der ersten Vor- 
kämpfer der Eisenbahn von Trevithick über Stephenson, die Gebrüder 
Friedrich und Gustav Harkort bis zu Friedrich List, entsteht ein Bild von 
der ersten Entwicklung der Eisenbahn in Deutschland. Bilder aus dem 
Leben der ersten deutschen Vorkämpfer des Kraftwagens — Benz, Daim- 
ler, Bosch und Opels — zeigen die Entstehung und schnelle Entwicklung 
der Automobile, an denen gerade Deutschland so stark beteiligt gewesen 
ist. Das anregend geschriebene Buch ist geeignet, in leichter, unter- 
haltender Form die Kenntnis von der Frühgeschichte der Eisenbahnen 
und Automobile zu vermitteln, Dr. Genest. 


Internationale Vereinigung für Brückenbau und Hochbau. Zweiter Kon- 
greß Berlin-München 1.—11. Oktober 1936. Schlußbericht. 
Deutsche Ausgabe. Berlin 1938. Verlag von Wilhelm Ernst 
& Sohn. 981 Seiten. Preis 24 RM. 

Der 981 Seiten umfassende Schlußbericht über den zweiten Kon- 
greß der Internationalen Vereinigung für Brückenbau und Hochbau ent- 
hält die in acht Arbeitssitzungen vorgetragenen Generalreferate und 
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Diskussionsbeiträge — 135 an der Zahl —, die sich aus diesen Vorträgen 
ergebenden Folgerungen und Anregungen, eine Beschreibung des Ver- 
laufes des Kongresses und die wichtigsten während des Kongresses ge- 
haltenen Ansprachen, 

In den acht Arbeitssitzungen wurden behandelt: 

1. Die Bedeutung der Zähigkeit des Stahles für die Berechnung 
und Bemessung von Stahlbauwerken, insbesondere von statisch 
unbestimmten Konstruktionen. 

2. Beanspruchungen und Sicherheitsgrad im Eisenbetonbau vom 
Standpunkt des Konstrukteurs. 

3. Praktische Fragen bei geschweißten Stahlkonstruktionen. 

4. Neuere Gesichtspunkte für die Berechnung und Konstruktion 
von Eisenbeton-, Hoch- und Brückenbauten, 

5. Theorie und Versuchsforschung der Einzelheiten der Stahlbau- 
werke für genietete und für geschweißte Konstruktionen. 

6. Beton und Eisenbeton im Wasserbau (Staumauern, Rohr- 
leitungen, Druckstollen usw.). 

7. Anwendung des Stahles im Brückenbau, Hochbau und Wasserbau. 

8. Baugrundforschung, 

Es ist unmöglich, in dieser Besprechung auf die einzelnen Probleme, 
geschweige denn auf die einzelnen Referate und Beiträge näher einzu- 
gehen. Alle zur Zeit wichtigen oder noch ungeklärten Probleme des 
Brücken- und Ingenieurhochbaues sind auf dem Kongreß behandelt wor- 
den. Zu den einzelnen Problemen sind Vertreter der Wissenschaft und 
der Praxis vieler Länder zu Wort gekommen. Darin liegt der hohe Wert 
der Internationalen Vereinigung für Brücken- und Hochbau, daß die 
Fortschritte und Forschungen in den einzelnen Ländern in einer Weise 
ausgetauscht werden, daß sie allgemein nutzbar gemacht werden können. 
Ohne die Kongresse der Vereinigung und die in deutscher, englischer 
und französischer Sprache erscheinenden Berichte über die Kongresse 
würden viele hervorragende neue Erkenntnisse nicht Allgemeingut der 
einzelnen Länder werden können. An dem zweiten Kongreß haben 
1000 Vertreter von 40 Ländern teilgenommen. Diese Zahlen beweisen, 
wie hoch der Wert der Kongresse der Vereinigung eingeschätzt wird. 

Das Studium des Schlußberichtes des zweiten Kongresses sei allen 
Ingenieuren des Brücken- und Ingenieurhochbaues warm empfohlen. 
Jeder findet dort die Antworten auf noch offene Fragen seines Fach- 
gebietes und Anregungen zur Anwendung der neuesten Fortschritte. 

Schaper. 


Löser, B, Honorarprofesor an der Technischen Hochschule Dresden. 
Bemessungsverfahren. Zahlentafeln und Zahlenbei- 
spiele zu den Bestimmungen des Deutschen Ausschusses für 
Eisenbeton 1932. Siebente, verbesserte Auflage. 214 Seiten mit 
217 Textabbildungen und 71 Tafeln. Berlin 1938. Verlag von 
Wilhelm Ernst & Sohn. Preis steif geh. 7,10 RM, geb. 8,10 RM. 

Das Buch von Löser hat in der Fachwelt des In- und Auslandes 
einen derartigen Anklang gefunden, daß die Ende 1937 erschienene 


254 Bücherschau, 


6. Auflage schon im Herbst 1938 wieder vergriffen war. Schon die 
6. Auflage berücksichtigte die Änderungen der Deutschen Eisenbeton- 
bestimmungen vom 16. Februar 1937, die im Sinne des Vierjahresplans 
dazu beitragen sollten, den Stahlbedarf der Eisenbetonbauten zu vermin- 
dern. Die an gewisse Voraussetzungen geknüpften Erhöhungen der zu- 
lässigen Anstrengungen für Handelseisen und die hochwertigen Beton- 
stähle bedingten erhebliche Änderungen und Ergänzungen besonders des 
III. Abschnitts, an dessen Anfang die nunmehr zulässigen Spannungen 
des $ 29 der Deutschen Eisenbetonbestimmungen (Din 1045) und der Be- 
rechnungsgrundlagen für massive Brücken (Din 1075) ausführlich be- 
handelt werden. Die Bemessungstafeln wurden entsprechend ergänzt und 
sind für alle nunmehr gültigen Eisenspannungen von 1200, 1400, 1500 
und 1800 kg/cm? und darüber hinaus für Rechteckquerschnitte noch für 
2200 und 2400 kg/cm zu verwenden. Um die Entwurfsarbeiten — 
wiederum im Hinblick auf den Vierjahresplan — im Interesse der Lei- 
stungssteigerung zu vereinfachen, hat der Verfasser weitere Näherungs- 
verfahren, z. B. für die Ermittlung der Grenzwerte der Querkräfte bei 
stetigen Lasten entwickelt und Angaben über Drillungszahlen und Be- 
lastungswerte für veränderliche Lasten neu aufgenommen. Eine weitere 
begrüßenswerte Ergänzung bedeutet der neue Abschnitt über Sonder- 
bewehrungen, z.B. Baustahlgewebe, Drillwulst-Isteg- und Nockenstahl 
unter Berücksichtigung der neuesten amtlichen Zulassungsbedingungen. 
Die nunmehr vorliegende 7. Auflage des Buches bedurfte gegenüber 
der 6. Auflage keiner sachlichen Änderungen, da die Deutschen Eisen- 
betonbestimmungen im Jahre 1938 nicht geändert wurden. Die Bemes- 
sungsverfahren mit ihren Zahlentafeln und rd. 40 Rechenbeispielen 
eignen sich hervorragend für die Bedürfnisse der Praxis, wie der rasch 
zunehmende Absatz sämtlicher bisher erschienenen Auflagen beweist. 
Ernst, Berlin. 


Ernst, E. Oberflächenbehandlung unverkleideterBe- 
ton- und Eisenbetonbauten. 95 Seiten mit 29 Ab- 
bildungen. Berlin 1938. 2. Auflage. Verlag von Wilhelm Ernst 
& Sohn, Preis geh. Lon RM. 

Das Heft stellt den bereits in zweiter Auflage erschienenen Sonder- 
druck eines vom Verfasser auf der 41. Hauptversammlung des Deutschen 
Beton-Vereins, Berlin 1938, gehaltenen und in der Zeitschrift Beton und 
Eisen, Jahrg. 1938, H. 9 u. 10, veröffentlichten Vortrages dar. Er- 
fahrungsgemäß entstehen auch heute noch trotz aller wissenschaftlichen 
Bemühungen um die richtige Zusammensetzung des Betons, über die die 
Anweisung für Mörtel und Beton der Deutschen Reichsbahn erschöpfend 
Auskunft gibt, und trotz der ständig bei der Ausführung von Beton- 
bauten geforderten Sorgfalt Betonbauwerke, die wegen ihrer schlechten 
und unsauberen Sichtflächen dem Ansehen des Betonbaues Abbruch tun. 
Schuld an diesen Fehlern hat nur teilweise die Unkenntnis, sondern in 
den meisten Fällen die Gleichgültigkeit und mangelndes Verständnis 
für die bei der Ausführung erforderliche Sorgfalt bei manchen der Be- 
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teiligten, Teilweise handelt es sich auch um ein Festhalten an alten 
lieben Gewohnheiten und Arbeitsweisen und um falsch angewendete 
Sparsamkeit. 

Der Verfasser zeigt aus seinen reichen, praktischen Erfahrungen 
auf dem Gebiete des Betonbaues alle die Fehler auf, die bei der Zu- 
sammensetzung, dem Einbringen, der Verarbeitung und Nachbehandlung 
des Betons, der Herstellung der Schalung und der steinmetzmäßigen Be- 
arbeitung des fertigen Bauwerks gemacht werden und gibt Ratschläge 
für die Vermeidung solcher Fehler. Vorzügliche Abbildungen zeigen, 
wie die Sichtflächen sachgemäß ausgeführter Betonbauten aussehen 
müssen und geben die Folgen der verschiedenen Ausführungsfehler wie- 
der. Es ist zu wünschen, daß die abschreckenden Beispiele auf mög- 
lichst viele Leser ihre Wirkung nicht verfehlen und dazu beitragen 
werden, daß die als richtig erkannten Herstellungsweisen endlich auch 
mit dem nötigen Nachdruck und unter persönlichem Einsatz aller Be- 
teiligten überall in die Tat umgesetzt werden. Nur so wird es möglich 
sein, die teilweise ablehnende Einstellung gegenüber einem Baustoff, der, 
nach neuen Erkenntnissen zusammengesetzt und sachgemäß hergestellt, 
hinsichtlich Festigkeit und Dauerhaftigkeit dem Natursteinwerk nicht 
nachsteht, zu besiegen. K. Brückner, 


Datschh Anleitung zum Lichtbogenschweißen. Aus 
führungsbeispiele Teil IIa. Verlag B. G. Teubner, Leipzig- 
Berlin. Herausgegeben vom Ausschuß für techn. Schulwesen 
(Datsch). Format DIN A5. Preis 1,75 RM. Kartoniert. 

Im Anschluß an das Heft über Elektrische Schweißung erscheint in 
obigem Heft in dritter Auflage als Teil II a eine Reihe von Anwendungs- 
beispielen aus dem großen Anwendungsbereich der Lichtbogenschweiß- 
technik. Die vorliegenden Beispiele sind durchweg der schaffenden Be- 
triebspraxis entnommen. Um dem Büchlein einen abgerundeten Abschluß 
zu geben, war es erforderlich, bei dieser Neuauflage ergänzende Blätter 
über das Anwendungsgebiet der Kohlelichtbogenschweißung, der Arcatom- 
schweißung und der Gußeisen-, Kalt- und Warmschweißung zu bringen, 
Da das Heft nur einen Überblick über die Verwendung der Lichtbogen- 
schweißung in der Praxis vermitteln sollte, mußte man sich auch bei 
diesen Beispielen in der Auswahl Beschränkung auferlegen. Kurzgefaßte 
Arbeitsblätter z. B. über Anschluß und Antrieb von Schweißanlagen, 
Betriebsstörungen, Elektroden, Spannvorrichtungen, Schrumpfungen, 
Messen von Schweißnähten ergänzen die Beispiele. Das Heft kann 
bestens empfohlen werden. Dr. R. Kühnel, 


Kreutz, F. Der Reichsbahn-Wagenmeisterund-Wagen- 
werkmeister. Verlag Hermann Klokow, Berlin SW 68. 

287 Seiten. Preis 4,8 RM. 
Das Buch will den Reichsbahn-Wagenmeistern, den Wagenwerk- 
meistern, Werkführern und deren Anwärtern im Betriebe und in der 
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Werkstätte, sowie den Zugbegleitbeamten ein Berater im alltäglichen 
Dienst und den Bewerbern zu diesen Dienstzweigen ein Hilfsmittel für 
die Prüfung sein. 

Es enthält zunächst allgemeine Angaben über die Wagenmeister- 
laufbahn, Prüfungsbestimmungen und Dienstvorschriften, dann folgen 
Winke für die schriftliche Prüfung, Angaben über Zahlenlehre und 
Rechenbeispiele. Etwas knapp wird der allgemeine Wagenbau behandelt. 
Anschließend werden die Bestimmungen der Bau- und Betriebsordnung 
über Fahrzeuge wiedergegeben, 

Der besonders wichtige Abschnitt über die Bremsen wird durch gute 
Tafeldarstellungen der Kunze-Knorr- und der Hildebrand-Knorr-Bremsen 
ergänzt. 

Weiter werden Heizung und Beleuchtung beschrieben und im Aus- 
zuge die wichtigeren Dienstanweisungen und Dienstvorschriften behan- 
delt, soweit sie für den Wagenmeister im Außendienst in Betracht 
kommen, insbesondere die Wagenbehandlungsvorschriften, das VWU/RIV, 
das VPU/RIC, die Personenwagenvorschriften, die Fahrdienstvorschriften 
und das Signalbuch. 

Der Inhalt des Buches ist nach dem neuesten Stand der Vorschriften 
bearbeitet und berücksichtigt auch die neuzeitlichen Wageneinrich- 
tungen. Es wird besonders für den Dienstanfänger der Wagenmeister- 
und Wagenwerkmeisterlaufbahn ein gern benutztes Hilfsmittel sein. 

Daus. 


Neue Werke über Eisenbahnwesen 
und verwandte Gebiete, 


Bericht über die 37. fachwissenschaftliche Tagung am 4. und 5. November 1938 
in Hamburg. Verlag Betriebsleiter-Vereinigung Deutscher Privateisenbahnen 
und Kleinbahnen, Wanne-Eickel, 

Jäger, Albert, Dr.-Ing. Untersuchung eines eingespannten Gewölbes und einer 
Gewölbereihe unter Berücksichtigung der Hintermauerung als mittragende 
Masse. Verlag Wilhelm Ernst & Sohn, Berlin W9, Köthener Str. 38. 
46 Seiten. 21 Abbildungen, Preis 5,80 RM. 

Locklin, Dr. Philip. Economics of Transportation. Verlag Business Publications 
Company, 332 South Michigan Ave Chicago, Illinois. 863 Seiten. Preis 
4 Schilling. 

Schardt, Fr, Lehr- und Nachschlagebuch über den Eisenbahnverkehrs- und Kassen- 
dienst. Verlag Limburger Vereinsdruckerei G. m.b. H, Limburg (Lahn). 
470 Seiten. Preis 4,50 RM. 

Wucher, Waldemar. Fünf Jahre Arbeit an den Straßen Adolf Hitlers. Verlag 
Volk und Reich G. m. b, H., Berlin W 9. 96 Seiten. Preis 4,50 RM. 
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Zeitschriften. 


Allgemeiner Tarifanzeiger. Wien. 
57, Jahrg. Nr. 43 bis 50. Vom 25. Oktober bis 13. Dezember 1938. 
(43:) Reichbahntarife im sudetendeutschen Gebiet. — Die neue tschecho- 
slowakische Eisenbahn-Verkehrsordnung. — (44:) Tarifmaßnahmen zur 
Reglung des Güterverkehrs in und mit dem Sudetenlande, — (45:) Be- 
zahlung der Frachten und Umrechnung fremder Frachten im internatio- 
nalen Güterverkehr, — (46:) Erleichterter Durchgangsverkehr zwischen 
Deutschland und der Ostmark über die Tschecho-Slowakei, — (47:) Neu- 
aufbau der tschechischen Verkehrsmittel. — Schadensersatz der Eisen- 
bahn bei unrichtiger Frachtberechnung im internationalen Verkehr, — 
(48:) Deutsch-tschecho-slowakischer Seehafenverkehr, — (49:) Die neuen 
deutsch-tschecho-slowakischen Grenzübergangsstationen. — Tarifbetrach- 
tungen anläßlich der tschecho-slowakischen Gebietsabtretungen, — (50:) 
Zurück zur Tarifoffenheit, 
Der Bauingenieur. Berlin. 
19. Jahrg. Heft 43/44 bis 45/46. Vom 28. Oktober bis 11. November 1938, 
(43/44:) Magdeburg, seine verkehrsgeographische Lage und seine städte- 
bauliche Entwicklung. — Die Staustufe Magdeburg und ihre Bedeutung 
für den Mittellandkanalverkehr. — Hamburg als Binnenschiffahrtshafen. 
— (45/46:) Die Eisenbetonbauten des Welt-Flughafens Berlin-Tempel- 
hof. — Magnetschienen-Bremswagen für den Baubetrieb. 
Die Bautechnik. Berlin. 
16. Jahrg. Heft 46 bis 54. Vom 28. Oktober bis 16. Dezember 1938, 
(46:) Zur Betriebseröffnung des Mittellandkanals. — Mittellandkanal 
und Elbe. — (48:) Der hochwertige Baustahl SA 52 im Bauwesen, — 
(54:) Zur Frage der Tragfähigkeit von Rammpfählen. 
Bau und Werk. Wien, 
Jahrg. 1938 Heft 43/44. Vom 28. Oktober 1938, 
Aus der praktischen Erdbaumechanik. I. Die Setzungen beim Übersee- 
bahnhof von Le Havre, — Die technische und wirtschaftliche Bedeutung 
des Mittellandkanals, 
Braunkohle. Halle/S. 
37. Jahrg. Heft 47. Vom 19. November 1938. 
Beförderungssteuervergünstigungen im Arbeiterberufsverkehr. 
Bulletin des Arbeitgeber-Verbandes schweizerischer Transport-Anstalten. Aarau, 
9. Jahrg, Nr. 89. Vom September/Oktober 1938, 
Die Schweiz und die Verschiebung des europäischen Gleichgewichts. — 
„Rheingold“ und „Edelweiß“. — Die Eisenbahnen der USA, im Jahre 
1937. — Bemerkenswerte Seilbahnen der Welt für Menschenbeförderung. 
— Neue elektrische Schnellzüge in Italien. — Vollendung eines gewaltigen 
Eisenbahnbaus in Iran (Persien). 
Chronique des transports, Paris, 
17. Jahrg. Nr. 20 bis 23. Vom 25. Oktober bis 10, Dezember 1938. 
(20:) Les nouveaux décrets sur la coordination du rail et de la route, — 
Le service d’hiver 1938/39 de la S. N. C. F. — Les Chemins de fer cana- 
Archiv für Eisenbahnwesen, 1939, 17 
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diens en 1937, — (21:) Les Chemins de fer français de 1884 à 1937. — 
Le programme des commandes d’autorails pour la S, N, C. F. — Les pro- 
grès de la traction Diesel sur voies ferrées dans le monde en 1937, — 
(22:) Les deerets-lois et les transports, — Les transports de porte à 
porte de la S. N. C. F. — Les chemins de fer des Etats-Unis en 1937. — 
(23:) Les chemins de fer de Grand-Bretagne en 1937. 
Deutsche Bauzeitung. Berlin, 
72. Jahrg. Nr. 43 bis 48. Vom 26. Oktober bis 30, November 1938, 
(43:) Die Entlastung bei der Grundsteuer. — (47:) Londons Verkehr und 
Stadtplanung. — (48;) Entschädigung im Enteignungsrecht. 
Deutsche Justiz. Berlin. 
100. Jahrg. Nr. 47. Vom 25, November 1938, 
Der Angeklagte im Verkehrsunfallprozeß. 
Deutsches Recht. Berlin, 
8. Jahrg. Heft 19/20. Vom 15. Oktober 1938. 
Neues deutsches Eisenbahnverkehrsrecht. 
Der deutsche Volkswirt. Berlin. 
13, Jahrg. Nr. 3 bis 11. Vom 21. Oktober bis 16. Dezember 1938. 


(3:) Der gesteigerte Verkehr verlangt Fahrzeugreserven. — (8:) Die 
Wehrwirtschaft und die deutschen Binnenwasserstraßen. — (9:) Die 
Finanzierung der Reichsbahn-Aufgaben. — (11:) Zum preußischen 
Finanzausgleich. 


Deutsche Wirtschaftszeitung. Berlin. 
35. Jahrg. Nr. 42 bis 50. Vom 20. Oktober bis 15. Dezember 1938. 
(42:) Die Vollendung des Mittellandkanals. — (43:) Der Güteraustausch 
zwischen Bulgarien und Deutschland, — (44:) Weitere Steigerung der 
Wagengestellung. — (46:) Die drei Entfaltungsstadien der Verkehrs- 
mittel. — (48:) Weiterhin steigende Wagengestellung. — (50:) Gehaltene 
Güterwagengestellung. — Verlangsamter Verkehrsrückgang der konti- 
nentalen Nordseehäfen. 
Eesti Raudtee. Tallinn. 
17. Jahrg. Nr, 4. Vom 11. November 1938, 
Das Inkrafttreten der neuen Internationalen Übereinkommen IÜP und 
10G. — Die Deutsche Reichsbahn im Jahre 1997. — Über das Schwitzen 
der getränkten Eisenbahnschwellen. — Neue Personenwagen der Litau- 
ischen Staatsbahnen, 
Engineering. London. 
Band 146, Nr. 3797.. Vom 21. Oktober 1938. 
Transport comfort and speed. 
Z. Elektrotechnische Zeitschrift. Berlin. 
59. Jahrg. Heft 45. Vom 10. November 1938. 
Die Fernbedienung der Unterwerke an der elektrisch betriebenen Strecke 
Paris—Le Mans, 
Le génie civil. Paris. 
Band 113. Nr. 18 bis 23. Vom 29. Oktober bis 3, Dezember 1938. 
(18:) La coordination du rail et de la route. Décrets du 12, Oktober 1938. 
— (19:) La coordination du trafic entre la voie ferrée et la voie d'eau. — 
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(22:) Le nouveau pont de Bry, sur la Marne. Ponts cantilever en béton 


armé de 67 mètres de portée. — (23:) Les sous-stations de traction élec- 
trique de la ligne de chemin de fer de Paris au Mans et leur commande 
centralisée, 


Glasers Annalen. Berlin. 

62. Jahrg. Band 122, Heft 20 bis 23. Vom 15. Oktober bis 1. Dezember 1938, 
(20:) Der maschinentechnische Betriebsdienst der Reichsbahn unter be- 
sonderer Berücksichtigung der Zugförderung mit Dampflokomotiven. — 
(21:) Der Betriebswagendienst, — Verbesserung von Riemenantrieben 
durch Verwendung von Kraftringen. — (22:) Erinnerungen an die An- 
fünge der Braunschweigischen Eisenbahn. — Anwendung der Heimstoffe 
„Zellwolle, Kunstharze und Kunstgummi“ und Maßnahmen zur Rohstoff- 
erhaltung bei der Deutschen Reichsbahn, — (23:) Dampflokomotiven mit 
einfacher Dampfdehnung in zwei oder drei Zylindern im Verhältnis ihrer 
Verbrauchszahlen. — Die Planung neuzeitlicher Betriebswerke. — Die 
elektrischen Lokomotiven der Deutschen Reichsbahn. — Der Bremsvor- 
gang als Wärmeproblem. — Neuere Entwicklung der elektrischen Aus- 
rüstungen für Lokomotiven und Triebwagen. 

Glückauf. Essen. 

74. Jahrg. Nr. 45. Vom 12. November 1938, 

Sudetendeutsches Bergrecht. 


Halbjahresberichte zur Wirtschaftslage. Hamburg, 
13, Jahrg. Heft 2. 1938. 
Verkehrswirtschaft: 1. Deutsche Reichsbahn. 2. Binnenschiffahrt. 3. See- 
schiffahrt. 4. Kraftverkehrswirtschaft und Kraftfahrzeugindustrie, 
L’Ingegnere, Mailand, 
12. Jahrg, Nr, 10. Vom 15. Oktober 1938. 
Nuove locomotive per ferrovie coloniali, 


The Journal of the Institute of transport. London. 
Band 20. Nr. 1 bis 2. Vom November bis Dezember 1938. 
(1:) Transporting the grain harvests of the world, — (2:) Cross-channel 
services from the passenger viewpoint, 
Juristische Wochenschrift, Berlin, 
67. Jahrg. Heft 51. Vom 17. Dezember 1938. 
Der Gemeingebrauch von städtischen Straßen, 
Die Lokomotive, Wien. 
35. Jahrg. Nr. 11/12, November/Dezember 1938. 
Von alten Lokomotiven und Wagen der ehemaligen Braunschweigischen 
Eisenbahn. — Die Verkehrsentwicklung der Reichsbahn. — Die ge- 
schichtliche Entwicklung der Dampflokomotive. 
Meddelelser fra Norges Statsbaner. Oslo. 
13. Jahrg. Nr. 4 bis 5. Von August bis Oktober 1938. 
(4:) Die neue Verwaltungsordnung der Norwegischen Staatsbahn, — 
Schienenschweißung auf der Ofotenbahn. — Bahnsteigkanten, — (5:) 
Der Trönderexpreß (Nordlandsexpreß). — Übergangskurven. 
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Nordisk Järnbanetidskrift, Stockholm. 


64. Jahrg. Nr. 7 bis 8b. Von Juli bis August 1938. 


(7:) Der Personenverkehr auf den nordischen Staatsbahnen. — Neue 
Möglichkeiten für hygienische und rationelle Heizung von Eisenbahn- 
wagen. — (5—7:) Die Tarifreform bei der Finnischen Staatsbahn. — 
(8a:) Register für die Jahrgänge 51—63 (1925—1937). — (8b:) Steue- 
rungsdruck im Schienengang. — Zusammenstoß zwischen Eisenbahn und 
Kraftwagen auf Überwegen mit Blinklicht. — Das Eisenbahnunglück bei 
Castlecary (England). 


Organ für die Fortschritte des Eisenbahnwesens. Berlin. 


93, Jahrg. Heft 21 bis 23. Vom 1. November bis 1. Dezember 1938. 


(21:) Der Bau der Brücke über den Oddesund. — Zur Frage der Ent- 
wicklung neuer Wagenradsatzbauformen, — 100 Jahre Eisenbahn Berlin— 
Potsdam. — (22:) Beitrag zur Berechnung des Querschwellenoberbaues. 
— Die zweite französische Großdiesellokomotive. — Die Verwendung von 
geschweißten Hohlträgern im Waggonbau. — (23:) Die dreiteiligen 
Schnelltriebwagen Bauart Köln der Deutschen Reichsbahn. — Die Weiter- 
entwicklung der Einheitslokomotiven der Deutschen Reichsbahn unter 
dem Gesichtspunkt der Vereinheitlichung. 


Railway Age. New York. 


Band 105. Nr. 15 bis 23. Vom 8. Oktober bis 3. Dezember 1938. 


(15:) The labor leaders new „plan“. — Emergency board’s hearings. — 
Locomotive supervisors hold live meeting. — Roadmasters hold con- 
structive convention in Chicago. — C. N. S. a. M. strike costs employees 
large sum, — Extension of rail-motor co-ordination vetoed. — (16:) 
Fighting rail corrosion in the 6,21 mile Moffat tunnel. — Emergency board 
hearings. — Union Pacific streamliner is re-equipped. — Fluorescent 
lighting for cars, — Track sentry signal — Frisco begins bus service, — 
(17:) Wage-cut hearings concluded. — Seek relief for Railroads from 
grade separation costs. — Safety jubilee held in Chicago. — The trans- 
portation „container“. — M. P, develops vacation business. — (18:) Sou- 
thern Pacific modernizes purchasing methods, — J. CC. examiner would 
wipe out MOP stocks. — Bridge and building men hold intensive meeting. 
— Accidents in 1937. — Traffic clubs meet at Cleveland. — Preparing 
cars for commodity loadings, — (19:) Welded box and refrigerator cars. 
— Bridge and building men hold intensive meeting. — Passenger traffic 
officers hold annual meeting. — 445000000 $ drop in Railway pur- 
chases, — (20:) Northern Pacific builds turntables 135 ft. long, — Why 
retain vestiges of the past? — Remote control interlockings on the Penn- 
sylvania, — Suggests subsidy to Railroads. — Drastic revamping plan 
for Milwaukee. — (21:) Diesel and steam locomotives in high-speed ser- 
vice. — Obligations of labor and capital. — Overcomes problems in wel- 
ding wrought Iron bridge decks. — J. ©. C. would wipe out C. a. E. J. 
common, — Railway stores and Railway economies, — (22:) The Rail- 
way short-range and long-range trends. — World’s fair night at N. Y. 
club. — S. P. keeps tab on automotive costs. — Why light-weight freight 
cars? — Burlington builds unusual locomotive scale. — R. R. regulators 
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in yearly parley. — (23:) How fascism comes. — What will earnings be 
in 1939? — New passenger and freight power for the Santa Fé, — 
Peoria a, Pekin Union builds new car-repair shops. — Open door policy 
rules N. Y. C. purchasing, 
Railway Gazette. London. 
Band 69. Nr. 17 bis 25. Vom 21. Oktober bis 16. Dezember 1938. 
(17:) Resignalling the approach to Victoria, S, H. — Machining locomo- 
tive details at Swindon works. — (18:) Double-wire signalling, Vietorian 
Government Railways. — A power-operated pinch bar. — Peculiar Belgo- 
German frontier arrangements. — Avalanche protection in France, — 
Parcels handling an Belgian National Railways. — (Supplement:) Diesel 
Railway traction, — (19:) Jubilee of the “Great Western Railway Maga- 
zine”, — Concrete track support. — Australian air services and deve- 
lopments. — Improved approach to Weymouth Quay, — Resignalling on 
Chelmsford and Southend Lines. — (20:) Signalling on the Netherlands 
Railways. — Early turntables. — Supplying water at branch line ter- 
minals. — Shipment of locomotives by Belship. — Inductive A. T. C. appa- 
ratus in France. — Machining locomotive details at Swindon works. — 
(Supplement:) Electric Railway traction. — (21:) Kilsby tunnel drainage, 
— New train indicators in Buenos Aires, — New Manganese junction at 
Newcastle, L. N. E.R. — (22:) A unified colonial Railway service. — 
Reinforced concrete roof at Blackpool, L. M. S.R. — The new frontiers 
of Czechoslovakia. — New locomotives for Argentina. — (Supplement:) 
Diesel Railway traction. — (23:) An early account of Railway con- 
struction, — Tail lamps. — The production of martensitic rails. — Re- 
markable third class Chinese sleeping cars. — New 4-8-2 type locomo- 
tives for South Africa. — (Special issue:) Overseas Railways number, 
— (24:) The evolution of the distant signal, — Carriage ventilation on 
the L. M. S. R, — New 2-8-2 + 2-8-4 Beyer-Garratt locomotive for South 
Africa, — Mobile permanent-way gangs in India. — (Supplement:) 
Electric Railway traction, — (25:) All-welded underbridge in London. 
Raumforschung und Raumordnung. Berlin, 
2. Jahrg. Heft 10. Vom Oktober 1938, 
Raumforschung im Dienste der deutschen Lebensordnung. — Die Raum- 
ordnung vor neuen Aufgaben, — Die wirtschaftliche Eingliederung der 
Ostmark in den großdeutschen Raum, 
Die Reichsbahn. Berlin. 
14. Jahrg, Heft 42 bis 50. Vom 19. Oktober bis 14. Dezember 1938. 
(42:) Rechtsfragen bei Untergrundbahnbauten der Deutschen Reichsbahn. 
— Die Reichsbahn auf der Deutschen Bau- und Siedlungs-Ausstellung 
1938 in Frankfurt (M.). — (43:) Wiederbeschäftigte Ruhestandsbeamte 
und Sozialversicherung. — (44/45:) Die Entstehung des preußischen 
Eisenbahngesetzes vom 3. November 1838. Ein Beitrag zur preußischen 
Eisenbahngeschichte. — (46:) Unfallverhütung bei der Deutschen Reichs- 
bahn. — Gesundes Leben - Frohes Schaffen. Rückblick auf die Reichs- 
ausstellung in Berlin. — Die fahrbare und ausziehbare Ladezunge, Ein 
Beitrag zur Beschleunigung des Ladegeschäfts bei Güterzügen. — Zwei 
Geräte zur Vereinfachung des Ladegeschäfts und zur Verhütung von 
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Güterbeschädigungen. — (47:) Die Reichsbahn im Sudetenland. Ein Film 
der Reichsbahn-Filmstelle. — (48:) 100 Jahre Eisenbahn Braunschweig— 
Wolfenbüttel. — Die Förderung der Fischwirtschaft durch die Fisch- 
tarife der Reichsbahn. — (49:) Der Hilfsgerätezug beim Bahnbetriebs- 
werk Saarbrücken Hbf. — (50:) 3000 Kilometer Reichsautobahnen. 


Reichsverwaltungsblatt. Berlin. 
Band 59. Heft 43 bis 47. Vom 22. Oktober bis 19. November 1938. 
(43:) Kann die Polizei den Straßenanliegern die für eine freie Straßen- 
übersicht erforderliche Beseitigung bzw, Abtragung von Einfriedigungen 
aufgeben? — (47:) Hundert Jahre Geführdungshaftung. 


Revue Generale des Chemins de Fer. Paris, 

57. Jahrg. 2. Halbjahr, Nr. 5 bis 6. Vom 1. November bis 1. Dezember 1938. 
(5:) Insonorisation du matériel roulant, — Exploitation de la ligne de 
Petite Ceinture de Paris au moyen d’un organisme de commande et de 
surveillance appelé „Régulateur de petite ceinture“. — La convention 
collective du personnel du cadre permanent de la Société Nationale des 
Chemins de Fer français. — (6:) La coordination des transports de 
voyageurs. — Le dépôt de La Chapelle, — Les travaux du port de Mar- 
seille, — Chariot-satellite de plaque tournante pour le virage des wagons 
de grand empattement. 


Ruhr und Rhein. Essen. 
19. Jahrg. Heft 41 bis 48. Vom 14. Oktober bis 2. Dezember 1938. 
(41:) Deutsche Ausfuhr und deutsche Schiffahrt. — (42:) Güterfern- 
verkehr in der Entwicklung. — (44:) Peter Klöckner 75 Jahre, — (47:) 
Zusammenarbeit im Nahverkehr. — (48:) Wendepunkt der Kraftfahr- 
zeugwirtschaft. — Wandlungen im Luftverkehr. 


SBB. Nachrichtenblatt. Bern. 
15. Jahrg. Nr. 10 bis 11. Vom Oktober bis November 1938, 
(10:) Züge und Transporte. — Die Beförderungsbedingungen für Sport- 
geräte. — Zur Verhütung von Unfall und Schaden. — (11:) Neuer 
Schnelltriebwagen der Bundesbahnen. — Der Transport von Eisenbahn- 
wagen auf der Straße. — Wiederherstellung der verschütteten Bahnlinie 
in der Schlucht von Court. 
Schweizerische Bauzeitung. Zürich. 
Band 112, Nr. 16. Vom 15. Oktober 1938. 
Neue französische Straßenbahntriebwagen. 


Stahl und Eisen. Düsseldorf, 
58. Jahrg. Heft 42 bis 48. Vom 20. Oktober bis 1. Dezember 1938, 
(42:) Die Schienenbruch-Statistik der Deutschen Reichsbahn, — (44:) Das 
Verkehrsband Rhein—Elbe—Oder. — (48:) Begriffsbestimmungen für die 
Stahlbehandlung, 
Verkehrsrechtliche Abhandlungen und Entscheidungen. Berlin. 
Band 6. Heft 5 bis 6. Vom November bis Dezember 1938, 
(5:) Zum 3. November 1938. — Unfälle infolge haltender Kraftfahrzeuge 
auf der Reichsautobahn. — „Geltendes Recht“ im Kampf gegen Rund- 
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funkstörungen. — (6:) Die Ergebnisse der vierten Staatenkonferenz über 
internationales Luftprivatrecht, — Verletzt ein Postbeamter, der bei der 
Führung eines Postkraftwagens den Unfall eines Fußgängers schuldhaft 
hervorrruft, eine dem Fußgänger gegenüber bestehende Amtspflicht in 
Ausübung öffentlicher Gewalt? 


Verkehrsrechtliche Rundschau, Berlin. 
17. Jahrg. Heft 10 bis 11. 
(10:) Rechtsprobleme des europäischen Eisenbahnverkehrs. — Neurege- 
lung des Eisenbahnbeförderungsrechts, — Förderung des Güterfernver- 
kehrs mit Lastkraftwagen. — (11:) Neuregelung des Eisenbahnbeförde- 
rungsrechts. — Zur Transportgefährdung. — Postrecht als Verwaltungs- 
recht. — Maßnahmen zur Unfallverhütung bei der Deutschen Reichspost, 
— Abwertungsfragen im Speditionsgewerbe, — Das Speditionsgewerbe in 
der Ostmark, — Richtlinien der Verkehrspolitik, 


Verkehrstechnik. Berlin. 
19. Jahrg. Heft 21 bis 23. Vom 5. November bis 5. Dezember 1938. 

(21:) 100 Jahre Preußisches Eisenbahngesetz, — Die Abhängigkeit des 
Schienenverschleißes von Unterbettung und Untergrund. — Die Liege- 
zeiten von Schienen. — (22:) Die Fahrzeugentwicklung bei den Berliner 
Verkehrsbetrieben seit 1933. — Entgleisungssicherer Schnellverkehr mit 
mehr als 250 km/h Geschwindigkeit. — (23:) Verkehr und Polizei. — 
Die Reichstagung der Nahverkehrsbetriebe in Düsseldorf, — Fragen des 
städtischen Nahverkehrs, 


Verkehrstechnische Woche. Berlin. 
32. Jahrg. Heft 42 bis 49/50. Vom 19. Oktober bis 14. Dezember 1938, 

(42:) Grundsätze einer einheitlichen großdeutschen Verkehrspolitik, — 
Gesundes Leben — Frohes Schaffen. Das Verkehrswesen auf der Reichs- 
ausstellung vom 24. September bis 6. November 1938 in der Berliner Aus- 
stellungsstadt. — (43:) Vergleich der Sicherheitsvorkehrungen an 
schienengleichen Eisenbahnübergängen im Altreich und im Land Öster- 
reich, — Die neueste Bauart der Mittelpufferkupplung Scharfenberg. — 
(44:) Die wehrpolitische Bedeutung von Verkehrsgeschwindigkeiten. — 
Heizdampferzeugung und -fortleitung bei amerikanischen Personenzügen. 
— (45:) Das Eisenbahngesetz vom 3. November 1838, — Leichtmetall- 
Legierungen im allgemeinen Bau- und Eisenbahnwesen. — (46:) Eröff- 
nung der Reichsautobahnstrecke Berlin—Halle/Leipzig. — Eröffnung des 
Mittellandkanals, — (47:) Afrikanische Verkehrshemmungen. — Die 
neue Aarebrücke der S, B. B. in Bern. — (48:) Das Umstellzeug im Ver- 
schiebedienst auf Unterwegsbahnhöfen. — Namengebung für Lokomo- 
tiven? — Einiges vom Güterverkehr der englischen Eisenbahnen, — 
(49/50:) 3000 km Reichsautobahnen. — Josef v. Gerstner, 


Zeitschrift des Vereins deutscher Ingenieure, Berlin. 
Band 82. Nr. 47 bis 51. Vom 19. November bis 17. Dezember 1938. 
(47:) Überschneidungsfreie innerstädtische Kreuzungen. — (48:) Ent- 
wicklung der deutschen Kraftverkehrswirtschaft. — (50:) Reibungs- 
a mit selbsttätiger Druckölregelung. — (51:) Autobahnbauten bei 
erlin. 


364 Bücherschau, 


Zeitschrift für Binnenschiffahrt, Berlin, 
Jahrg. 1938. Heft 9/10. Vom September/Oktober 1938. 
Zur Vollendung des Mittellandkanals. — Fortschritte im Ausbau der 
deutschen Binnenwasserstraßen, — Magdeburg im deutschen Verkehrs- 
netz. — Die Entwicklung des Verkehrs auf dem Mittellandkanal, — 
Vierjahresplan und Verkehrswesen, 
Zeitschrift für das gesamte Eisenbahn-Sicherungs- und Fernmeldewesen (Das 
Stellwerk). Berlin, 
33. Jahrg. Nr. 14 bis 16. Vom 1. November bis 10. Dezember 1938. 
(14—15:) Elektrische Mehrweichenstellwerke. — (14:) Die Auflösung 
von Einfahrstraßen. — Fernsteuerung von Weichen und Signalen mit 
Hilfe von Schrittschaltern. — (15—16:) Die Einheitsweichenschaltung 
der Deutschen Reichsbahn. — (15:) Die Abschaffung des weißen Signal- 
lichts bei den ehemaligen Österreichischen Bundesbahnen, — (16:) Gang- 
barhalten von Weichen und Signalen bei Frost und Schnee, — Plan- 
mäßige Gleissperrung und Sperrfahrten. 
Zeitschrift für den Internationalen Eisenbahnverkehr. Bern. 
46. Jahrg. Nr. 10 bis 11. Vom Oktober bis November 1938, 
(10:) Die juristische Seite der Fahrausweise. — (11:) Wie die Inter- 
nationalen Übereinkommen über den Eisenbahnverkehr (TÜP, und IÜG.) 
neu zu gestalten wären. — Die neue seit 1. Oktober 1938 geltende inter- 
nationale Ordnung für die Beförderung von gefährlichen Stoffen. — 
Schadenersatz der Eisenbahn bei falscher Frachtberechnung. 


Zeitung des Vereins Mitteleuropäischer Eisenbahnverwaltungen. Berlin. 
78. Jahrg. Heft 43 bis 50. Vom 27. Oktober bis 15. Dezember 1938. 

(43:) Zur Vollendung des Mittellandkanals. — Die Binnenschiffahrt und 
der Mittellandkanal. — (44:) Versuche der Norwegischen Staatsbahnen 
mit vereinfachter Abfertigung und Abrechnung des Stückguts, — Die 
letzten Erhöhungen des norwegischen Güter- und Tiertarifs. — Die 
Satzung und das Lastenheft der Französischen Staatseisenbahn-Gesell- 
schaft, — Hundert Jahre preußisches Eisenbahnnetz, — (45:) Die neue 
Eisenbahn-Verkehrsordnung. — Chemische Prüfung von Stoffen und Ver- 
kehrsgütern bei der Reichsbahn, — (46:) Die Entwicklung der Eisen- 
bahnen in den Baltischen Staaten. — Polen als Transitgebiet, — (47:) 
Der Fahrplan der Niederländischen Eisenbahnen vom 15. Mai 1938. — 
Großwolga und ihr Verkehr, — (48:) Das Eisenbahnnetz Chinas. — Die 
deutsch-tschecho-slowakischen Korridore. — IV. Internationale Schienen- 
tagung. — (49:) Der schweizerische Güterverkehr mit Motorfahrzeugen 
im Lichte der Statistik. — (50:) Die Eisenbahnen der Vereinigten Staaten 
von Amerika im Jahre 1937. — Die Verkehrsverhältnisse in Deutsch-Ost- 
und Süd-West-Afrika unter englischer Mandatsverwaltung. — Die fran- 
zösischen Notverordnungen vom November und die Eisenbahn, 


Weltwirtschaftliches Archiv. Jena, 
48. Band. Heft 3. November 1938. 
Merkantilistische Verkehrspolitik. 
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Die Betriebswissenschaft des Eisenbahngütertarifs. 
Von 


Diplomkaufmann Dr. jur, W. Spiess, 
Ministerialrat im Reichsverkehrsministerium 


1. Kapitel. 
Theoretische Tarifökonomie. 
I. Ausgangspunkte. 

Der Eisenbahntarif ist eine von verschiedenen wirtschaftlich 
denkbaren Preiserscheinungen. Die Gesamtheit der Preisformen 
kann man betriebswissenschaftlich einteilen 

1. nach dem zeitlichen Verlaufe: 

in Angebotspreis — in Nachfragepreis — in Vertragspreis; 
nach der Zahl der beteiligten Personen: 
in Einzelpreis und in Mehrheits- bzw. Gesamtheitspreis; 
3. nach der formellen Natur des Preises: 
in Individualpreis — in Auktionspreis und in Tarifpreis. 


9 


Die Einteilungen überschneiden sich. Doch ist dies von keinerlei 
Bedeutung für die folgenden Ausführungen, deren Endziel stets nur 
bleibt, das Wesen des Tarif preises zu ergründen, 

Bei der Dreiteilung: Angebotspreis, Nachfragepreis, Vertragspreis 
bedarf die dritte Form: der Vertragspreis, keiner besonderen Behand- 
lung. Denn der Vertragspreis ist offensichtlich nur die Resultante aus 
dem wirtschaftlichen Stärkeverhältnis, mit dem die beiden erstgenannten : 
Angebotspreis und Nachfragepreis, vertreten werden, also ein rein prak- 
tisches schließliches Kompromiß ohne wissenschaftlichen Eigenwert. 
Was hingegen die beiden anderen Formen; den Angebotspreis und den 
Nachfragepreis, betrifft, so unterliegen diese beiden zwar gleichmäßig 
dem obersten Ausgangspunkt aller Wirtschaftlichkeitsbetrachtung, näm- 
lich dem Gebot: „mit möglichst geringem Aufwand möglichst großen 
Nutzen zu erreichen“. Dieser Satz wird aber gewertet beim Angebots- 
preis vom Standpunkt des Anbietenden aus, beim Nachfragepreis vom 
Standpunkt des Nachfragenden aus, und die Verschiedenheit dieser bei- 
den Subjektivitäten führt dann zu folgenden grundsätzlichen Verschie- 
denheiten: 
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a) Der Anbietende beginnt seine Rechnung mit dem „Auf- 
wand“. Dieser Aufwand ist ihm bekannt. Er wird gebildet von seinen 
Selbstkosten, und damit ergibt sich dann für ihn als Bildungsgesetz des 
Angebotspreises die allüberall bekannte Formel: Selbstkosten plus Ge- 
winnzuschlag — oder anders ausgedrückt: Selbstkosten niedriger als 
der Erlöspreis total'. Nach diesem Gesetz wird der Angebotspreis ge- 
bildet, und in aller Regel dann als Einzel- und Individual- 
preis hinausgegeben. D. h. das, einen individuellen Gegenstand be- 
treffende Angebot wird aneineneinzelnen Interessenten abgegeben und auf 
diesen Empfänger persönlich abgestellt. Wenn der Angebotsadressat das 
Angebot einem Dritten bekannt- oder weitergibt, ist der Anbieter diesem 
Dritten gegenüber? an seinen Gebotspreis nicht gebunden. 

b) Der Nachfragende kennt die Selbstkosten, die dem An- 
bieter bei der Erzeugung entstanden sind, nicht. Er kann daher seine 
Preisrechnung nicht mit Abstellung auf den „Aufwand“, die Selbst- 
kosten, beginnen, sondern er kann das Gebot: mit möglichst geringem 
Aufwand möglichst günstigen Nutzen zu erreichen, nur dadurch ver- 
folgen, daß er das andere Begriffsmoment dieses Gebotes, nämlich den 
günstigstmöglich erzielbaren „Nutzen“, zu erkennen und zu erzielen 
sucht. — „Nutzen“ von seinem Standpunkt aus ist Einkauf zu billig- 
stem Preise. Es kommt also für den Nachfragenden darauf an, einen 
Überblick über sämtliche derzeit erzielbaren Angebotspreise zu gewinnen, 
unter diesen dann das billigste Angebot auszuwählen und diesen so ge- 
wonnenen Nachfragepreis’ demnächst dann möglichst auch zum tat- 
sächlichen Vertragspreis zu machen. — Den hiernach erste Voraussetzung 
des Nachfragepreises bildenden Überblick über die gesamte im Markt be- 
findliche Angebotslage kann der Nachfragende erreichen durch das Ver- 
steigerungsverfahren, wenn er verkaufen — durch das Submissions- oder 
Abbieteverfahren, wenn er kaufen will. Im folgenden werden diese bei- 
den in diesem Zusammenhang völlig ebenwertigen Preisbildungen der 
Kürze halber einheitlich als Auktionspreis bezeichnet. 


1 Die höchst erreichbare Höhe des Gewinnzuschlags ist dem Anbieter un- 
bekannt; er wird sie daher zum Zweck des Aushandelns zunächst möglichst hoch 
bemessen. Ihm wird hiervon demnächst abgehandelt werden, und damit wird 
dann aus seinem Angebotspreis als Endergebnis sich der Vertragspreis ergeben. — 
Dies aber ist reine wirtschaftspraktische Empirik; wissenschaftlichen Eigenwert 
hat sie — wie schon oben im Text gezeigt — nicht, d 

2 Dem der Anbieter den Gewinnzuschlag vielleicht höher bemessen hätte. 

* Daß es materiell noch ganz andere Grundlagen für die Bildung des 
Nachfragepreises gibt (z. D. den äußersten Anlagepreis für den Rohstoff, den 
ein Weiterverarbeiter aus seinen eigenen demnächstigen Selbstkosten ableitet), 
kommt in diesem Zusammenhang, wo nur die Preisformen behandelt wer- 
den, nicht in Betracht. 
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Haben sich so aus der Betrachtung des ersten, oben an die Spitze 
gestellten Preiseinteilungsprinzips die Begriffe: Einzelpreis und Auk- 
tionspreis als Gegensätze ergeben, so führt die Betrachtung des zweiten, 
oben angeführten Einteilungsgrundsatzes (nämlich der Art und Zahl 
der beteiligten Personen) zu dem Ergebnis, daß Einzelpreis und Auk- 
tionspreis keine erschöpfenden Gegensätze sind. Denn als Gegensätze 
zum Einzelpreis, d. h. zu dem von einem Einzelnen an einen Einzelnen 
gerichteten Preis, bieten sich bei Vorhandensein mehrerer nachfragender 
Personen auch noch andere Formen des Mehrheitspreises dar als nur der 
Auktionspreis. 

Eine selbständige Mehrheitspreisform ist zwar noch nicht gegeben, 
wenn das gleiche Einzelpreisangebot nur an eine Mehrzahl von einzelnen 
Kauf- oder sonstigen Abschlußinteressenten vom Anbietenden gerichtet 
wird. Vielmehr ist trotz der Vielfältigkeit der Herausgabe in diesem 
Falle ein derartiges Angebot doch noch nichts anderes als eine bloße 
Summe von Einzelangeboten, also ein einziges vielfach wiederholtes 
Einzelangebot!, 

Wohl aber erscheint als weitere selbständige Mehrheitspreisform 
im Sinne der zweiten Einteilung außer dem Auktionspreis auch noch die 
letzte bisher nicht erwähnte Preisform der dritten (oben an der Spitze 
gegebenen) Einteilung, nämlich der Tarif. 


II. Rechtliche Umschreibung. 


Um die besondere Natur des Tarifpreises im Gegensatz zu der- 
jenigen des landläufigen Einzel- und Individualpreises und zu derjeni- 
gen des Auktionspreises zu erkennen, muß hier eine in der betriebs- 
wissenschaftlichen Literatur unbillig vernachlässigte Erörterung des 
grundsätzlichen Rechtswesens vom Tarifpreis (und Indivi- 
dualpreis) vorgeschaltet werden, — Unbillig vernachlässigt: denn im 
folgenden soll zwar nicht etwa der betriebswirtschaftliche 
Rahmen dieser Abhandlung gesprengt und ins eigentlich Juristische hin- 
übergewechselt werden. Von jeder juristisch-konstruktiven Behandlung 
des Tarifwesens wird vielmehr hier bewußt Abstand genommen?. Be- 


1 Sinngemäß Gleiches gilt, wenn mehrere anbietende Personen jeweils ein 
gleiches und gleichgebildetes Angebot herausgeben. (Wie v. a. bei Konventionen 
und Konventionspreisen.) Für die Erkenntnis des Wesens des Preises stellt auch 
die Summe dieser Einzelpreisangebote sich nur als ein vielfach wiederholtes 
Einzelangebot dar. 

2 Von den feineren Rechtsfragen, die lediglich die juristische Erkenntnis- 
theorie und in ihrer Folge damit die juristischen Einzelfolgerungen, nicht aber 
den wirtschaftspolitischen Gesamtcharakter der Gesetzgebung und damit der 


18* 
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handelt wird aber das allgemeine Rechtswesen des Tarifs, und dies 
wiederum in bewußt so allgemein gehaltener Weise, daß die hervor- 
gehobenen Rechtsgedanken gerade nur zu genügender Fixierung des 
wirtschaftlichen Standpunkts führen, um in demselben Sinne und Um- 
fange etwa den Erkenntnissen der ökonomischen Wissenschaften 
dienstbar gemacht werden zu können, wie dies auch bei anderen Rechts- 
begriffen, z. B. dem Eigentum, der Pacht u. dgl. üblicherweise geschieht. 
Auch soll alles dergestalt Gegebene möglichst in solcher wesentlichen 
Beschränkung gehalten werden, daß es in der ganzen Welt für den im 
Sprachgebrauch umlaufenden Tarifbegriff zutrifft. Eine ernstlich rechts- 
wissenschaftliche Sonderuntersuchung des Tarifbegriffs dagegen müßte 
für die großen einzelnen geographischen Rechtsgebiete der Welt, und 
erst recht für die verschiedenen einzelnen Rechtsstaaten zu sehr erheb- 
lichen Unterschieden noch in sich selbst führen; derartige juristische 
Vertiefung bleibt hier, wie gesagt, beiseite. 


Tarifregelung betreffen, kann in diesem Zusammenhang schon aus räumlichen 
Gründen nicht gesprochen werden. Um Mißverständnisse zu vermeiden, sei aber 
ausdrücklich angemerkt, daß der Verfasser hinsichtlich des allgemeinen Rechts- 
charakters des Tarifs und im besonderen auch des Eisenbahntarifs im allgemeinen 
(man denke insbesondere auch an privateisenbahnmäßige und ausländische, z, B. 
amerikanische Verhältnisse) die Lehrmeinung, wie sie in „Tarif, eine enzyklo- 
pädische Studie“, entwickelt ist, aufrechterhält und insbesondere die teilweise 
nur auf deutsche, teilweise nur auf Staatsbahnverhältnisse zutreffenden Aus- 
führungen Hausteins (Zeitung des Vereins Deutscher Eisenbahnverwaltungen 
1931, S. 989 und 1297), und auch die Vorbehalte bei Kittel/Friebe (Die Eisenbahn- 
Verkehrsordnung, 3. Auflage, S. 39) erkenntnistheoretisch nicht für allgemein 
verwertbar, hingegen die Ausführungen Wißmanns (Archiv für Eisenbahnwesen, 
Jahrgang 1932, Heft 3) für wertvolle Ergänzungen seiner Theorie anerkennt: 
Für den Geltungsbereich eines bürgerlichen Gesetzbuchs, das unbestrittenermaßen 
Vertragsfreiheit, besser gesagt obligationenrechtliche Rechtsgeschäftsfreiheit zum 
Grundsatz hat, kann die Ausdehnungsmöglichkeit des Auslobungsgeschäftes über 
die wortlautmäßig im Gesetz geregelten Fälle hinaus nicht wohl bestritten wer- 
den. Der österreichische Oberste Gerichtshof war denn auch schon am 29. No- 
vember 1934 in seiner Entscheidung 2 Ob 936/34 —1— (Zoll-, Speditions- und 
Schiffahrtszeitung Wien, Nr. 2 vom 15. Januar 1935 S. 6) zur Definition des 
Tarifs als „einer die Eisenbahn gegenüber dem Publikum bindenden Vertrags- 
schablone“ bzw, „einer einseitig bindend erlassenen Vertragsordnung“ gekommen, 
welche juristisch bisher nicht geprägten Begriffe Verfasser nur mit dem 
Terminus „Auslobung“ zu übersetzen vermag. — Mit dem fortschreitenden 
Durchbruch der nationalsozialistischen Rechtsideen hält Verfasser übrigens 
auch für den allgemeinsten (nicht nur eisenbahnrechtlichen) Tarifbegriff 
es heute für gänzlich ausgeschlossen, daß im modernen Deutschland 
eine in einem Ladenfenster zu öffentlicher Kenntnisnahme und Anlockung 
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In der damit charakterisierten Beschränkung aber ist die Rechts- 
betrachtung gerade auch im wirtschaftswissenschaftlichen Rahmen ge- 
rechtfertigt, ja unentbehrlich. Würde doch kein Mensch in den Wirt- 
schaftswissenschaften über Termingeschäfte oder über das Fixgeschäft, 
über Prolongieren, Report oder Deport zu sprechen wagen, sofern er 
nicht zuvor diese Begriffe den Bedürfnissen der wirtschaftswissenschaft- 
lichen Behandlung entsprechend eindeutig klargestellt, d.h.in ihren, 
Rechte und Pflichten schaffenden Grenzen sum- 
marisch geschildert hätte. Im Tarifwesen aber, und sagen wir 
besonders: im Eisenbahntarifwesen ist man leider auf betriebswirt- 
schaftlicher Seite vielfach nicht so vorsorglich; vielmehr tritt 
man da von vornherein, gerade als ob sich die Recht- und Pflicht- 
grenzen der Beteiligten von selbst verständen, ohne weiteres in wirt- 
schaftliche Wert- u. dgl. Erörterungen ein, und viele wirtschaftswissen- 
liche Auseinandersetzungen und Meinungsverschiedenheiten hinsichtlich 
des Tarifpreises erklären sich deshalb schon schlechthin und allein dar- 
aus, daß jeder unter Tarif etwas anderes, oder besser gesagt: der eine 


angebrachte Preisauszeichnung an einem Verkaufsgegenstand als für den 
Ladeninhaber nicht verpflichtend von einem deutschen Gerichte anerkannt 
werden würde, wenn ein Kaufinteressent gegen den Ladeninhaber auf Verkauf 
des ausgezeichneten Gegenstandes zum ausgezeichneten Preise klagte. Die 
Rechtsverbindlichkeit derartiger Auszeichnungserklärungen entspricht, wie schon 
früher (Zeitung des Vereins Deutscher Eisenbahnverwaltungen 1931, S. 1277, 
Sp. 2) betont, zu sehr gerade deutschem Rechts- und Billigkeitsempfinden; 
und außerhalb des Zivilrechts, im öffentlichen (Polizei-) wie im Strafrecht, ist 
dies durchaus anerkannt: Ein Biergarten, dessen Wirt als Bierpreis an den 
Bäumen 15 Rpf. anschlägt, dann aber Bierabgabe unter 20 Rpf. verweigert, 
würde heute von der Polizei unbesehen wegen geschäftlicher Unzuverlässigkeit 
geschlossen, Derartige Anschläge und Auszeichnungen als zivilrechtlich unver- 
bindlich abtun zu wollen,wird auf die Länge der Zeit heute um so weniger mög- 
sein, als Rechtserklärungen und Rechtsverwahrungen im Formalwege der Aus- 
lobung dem Beobachter im Rechtsleben auf Schritt und Tritt begegnen. („Privat- 
weg, Benutzung zwar widerruflich gestattet, erfolgt aber auf Gefahr des Be- 
nutzers“, u. dgl. m.). Alle derartigen Rechtserklärungen für rechtsunwirksam 
und unerheblich zu erklären, wird eine nicht durch frühere Judikatur und Lehre 
voreingenommene Lehrmeinung sich nicht mehr bereit finden, Dies ganz be- 
sonders, wenn man bedenkt, daß auf dem Gebiete des Strafrechts (Straßenver- 
kehrsrechts) schon aus dem Verstoß gegen ausgebrachte bloße Gebots sym - 
bole heute Verantwortlichkeiten erwachsen, gegen die die ernsteste Zivilver- 
pflichtung eine Kleinigkeit ist. Mit der Anerkennung des Tarifs als zivilrecht- 
licher verbindlicher Auslobung würden alle heute vielfach empfindbaren, in dem 
angeblichen Grenzwesen zwischen öffentlich- und privatrechtlicher Natur be- 


gründeten Schwierigkeiten der Behandlung des Tarifbegriffs mit einem Schlage 
wegfallen. 
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unter Tarif mehr, der andere unter Tarif weniger Weitgreifendes recht- 
lich versteht!, 

Mit den aus dem Vorgesagten folgenden Einschränkungen und Vor- 
behalten, insbesondere auch nach der engeren rechtswissenschaftlichen 
Behandlung hin, sei zur Charakterisierung des allgemeinen Rechtswesens 
des Eisenbahntarifs das Folgende festgestellt: 

Der Eisenbahntarif ist ein Preisangebot?, auf das hin jeder Ver- 
kehrsinteressent bindend den Abschluß des Beförderungsvertrages von 
der Eisenbahn fordern kann®, (Tarifpflicht im zivilrechtlichen 
Sinne.) Allgemein ist die Eisenbahn auch nicht berechtigt, ihr ange- 
botene Transporterledigungen als ihre Leistungsfähigkeit übersteigend 
abzulehnen; sie muß die Beförderungen übernehmen, sie hat die sog. 


1 Vgl. zu Vorstehendem neuerdings die Bemerkung bei Schroiff, „Die 
Eisenbahntariftheorien in Deutschland, England und Amerika. Eine kritische 
Betrachtung“, S. 25/26: „Diese Methode, diese ganze Art zu denken, ist von der 
Jurisprudenz übernommen; da hat diese Methode ihre Berechtigung. Ihre Über- 
tragung auf unsere Wissenschaft ist aber durchaus unstatthaft; und wenn dies 
doch im ausgedehntesten Maße geschieht, so ist das wieder ein Beleg dafür, wie 
geradezu gefährlich die juristische Vorbildung für die Nationalökonomen unter 
Umständen sein kann“, — Mit umgekehrten Vorzeichen ist das von Schroiff 
hier Gesagte zweifellos richtig. Man kann unmöglich über die Wirtschaftsfolgen 
von Rechtsakten, seien es Verträge, Tarife oder sonstige Rechtserklärungen, 
schreiben, wenn man nicht weiß, was jene Rechtserklärungen ihrerseits rechtlich 
und damit sachlich beinhalten. — Jurisprudenz und Wirtschaftswissenschaft be- 
schäftigen sich nun einmal grundsätzlich mit dem gleichen menschlichen Er- 
kenntnisstoff, und keine der Disziplinen kann der anderen die Befassung von 
ihrem Standpunkt aus untersagen, sondern nur durch klarste begriffliche A b- 
grenzung und auch durch Bescheidung bei den zuständigen Ergebnissen 
der Schwesterwissenschaft sich für beide Disziplinen gemeinsame Verdienste er- 
werben, Welch menschheitsbedrohende Verwirrungen bei Nichteinhaltung sol- 
chen Vorgehens entstehen, ist der Gegenwart noch greifbar erinnerlich unter 
dem Schlagwort Inflation. Damals sollte der Rechtsbegriff: „Geld ist das gesetz- 
liche Zahlungsmittel“ im Wirtschaftsbereiche durchgehalten werden; der Wirt- 
schaftsbegriff: „Geld ist der allgemeine Wertmesser“ aber erschütterte die 
Grundfesten aller bestehenden Rechtsbeziehungen und -bestimmungen. Ergebnis 
war Rechts- und Wirtschaftszusammenbruch. Jeder kehre eben vor seiner 
Tür — und jeder erkenne vor allem auch, welches seine Tür ist! In dieser 
Beziehung aber haben allerdings die Wirtschaftswissenschaftler bisher sich ent- 
schieden weniger angestrengt als die Juristen. 

2 Bewußte Ungenauigkeit im juristisch-theoretischen Sinne! Es handelt 
sich aber in diesem Zusammenhang nur darum, einer wirtschaftlichen 
Beurteilung den Boden zu bereiten, Vgl. das im Vorhergesagten und auch in 
den vorigen Anmerkungen Bemerkte. Interessant auch Kittel-Friebe-Hay, 2. Auf- 
lage, S. 11, Anm. 5, letzter Satz. E 

3 Juristische Feinheiten bleiben beiseite. Vgl. neuerdings Domsch im 
Archiv für Eisenbahnwesen 1938, S. 1043. 
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Beförderungspflicht. Auch die Art und Weise, d. h. die Ab- 
wickelung der Beförderung ist bei der Eisenbahn im wesentlichen vor- 
geschrieben: Die Eisenbahn hat einen dem Publikum gemeinhin zugäng- 
lichen Fahrplan; sie muß diesen Fahrplan durchführen und sie muß 
ihre Transporte unter Zugrundelegung dieses Fahrplans abwickeln (oder 
mindestens die auf seiner Grundlage festgestellten Lieferungsfristen ein- 
halten). (Fahrplanpflicht.) Auch ist dabei der Eisenbahn all- 
gemein vorgeschrieben, die ihr angebotenen Transporte in der Reihen- 
folge zu befördern, in der sie ihr angeboten worden sind, so daß die 
Beförderungspflicht also nieht nur dem Grunde nach, sondern auch nach 
den Eigenschaften der Ausführung im einzelnen verbindlich vorgeschrie- 
ben ist. 

Als Entgelt für die durch den Tarif so ihr zur Pflicht gemachte 
Beförderung hat die Eisenbahn zu empfangen den Tarifpreis. Dieser 
Tarifpreis ist ein allgemein verbindlicher Preis, d. h. die Eisenbahn darf 
ihn keinem Verfrachter gegenüber ohne weiteres einseitig ermäßigen, 
und sie darf ihn ebensowenig irgendeinem Verfrachter gegenüber ohne 
besondere Verhältnisse einseitig erhöhen. Die Tarifpflicht (im zivil- 
rechtlichen Sinne) umfaßt also auch den Grundsatz der Tarif- 
gleichheit. Der Tarifpreis ist auch zeitlich und förmlich festgelegt: 
Die Eisenbahn ist, wenn sie ihre Tarife ändern will, an gewisse Tarif- 
veröffentliehungs-Formen und -Fristen gebunden; fristmäßig 
mindestens gebunden, soweit es sich um Erhöhungen der Tarife handelt. 
(Woraus dann folgt, daß auch mit Ermäßigungen — mangels freier Rück- 
erhöhungsmöglichkeit — nur mit Vorsicht vorgegangen werden kann.) 

Dies die absichtlich nicht nach strenger verkehrsrechtlicher Termi- 
nologie, vielmehr ganz allgemein ausgedrückten und in dieser Form wohl 
für die ganze Welt zutreffenden Grundlinien des Eisenbahn tarif- 
Rechtswesens. Wertvoll wäre es noch zu wissen, ob und welche der 
soeben mit Vorbedacht zunächst nur für das Eisenbahntarif-Rechtswesen 
aufgestellten Gesichtspunkte gelten und essentiell wesentlich sind für 
das ganze Tarifwesen als solches oder wenigstens für noch wei- 
tere Gruppen der Tarifbetriebe über das Eisenbahnwesen hinaus. (Zumal 
aus der Gesamtnatur oder dem erweiterten Begriffsgebiete des Tarifs 
dann vielleicht auch wieder Folgerungen für den Eisenbahntarif im be- 
sonderen gezogen werden könnten.) — In der Tat wird für die Mehrzahl 
der gemeinnützigen Tarifanstalten, als da sind vor allem Elektrizitäts- 
werke, Gaswerke, Schlachthäuser u. dgl. m. (Theater?), die allgemeine 
Durchhaltung einerseits des veröffentlichten Preisrahmens 
(Tarifpflicht und -gleichheit), und andererseits die Bedienungs- 
Pflicht (eisenbahnmäßig = Beförderungspflicht) nach dem in dem 
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betreffenden Gewerbszweige gültigen Arbeitsplan (eisenbahnmäßig 
= Fahrplan) bejaht. Andererseits wird aber auch von dem sogenannten 
gewerblichen Lastkraftwagentarif neuerdings als von einem „Tarif“ ge- 
sprochen, und bei ihm wird bisher weder eine Beförderungspflicht, noch 
eine Fahrplanpflicht anerkannt. Ob unter diesen Umständen im Falle des 
sog, Kraftwagentarifs noch von einem Tarif in dem sonst bei gemeinnützi- 
gen Tarifbetrieben üblichen Sinne des Wortes gesprochen werden kann, ist 
mindestens zweifelhaft. Auch bei den Preisveröffentlichungen der Linien- 
dienste der Hochseeschiffahrt wird die Beförderungspflicht und Tarif- 
gleichheit im eisenbahnmäßigen Tarifsinne als praktisch nicht ein- 
gehalten festgestellt werden müssen. Andererseits enthalten aber sozu- 
sagen alle Hochseeliniendienst betreffenden Preis- usw. Veröffentlichun- 
gen eine ausdrückliche Freizeichnungsklausel, durch die die Schiffahrts- 
gesellschaften Befreiung von den oben geschilderten eigentlichen Tarif- 
pflichten (Beförderungszwang, Tarifgleichheit usw.) für sich besonders 
in Anspruch nehmen, so daß hieraus gerade wieder die grundsätz- 
lich e Anerkennung der geschilderten Tarifpflichten auch für den Hoch- 
seeliniendienst gefolgert werden könnte. Sei dem indessen, wie ihm sei: 
Eines ist sicher. Außerhalb des Eisenbahnbereichs ist, gerade betriebs- 
wissenschaftlich, der Tarif als Allgemeinbegriff so wenig geklärt, daß 
aus Rückgriff auf so unklare Verhältnisse für den grundsätzlichen 
Charakter des Eisenbahntarifs nichts gewonnen werden kann. Für den 
im allgemeinen klar sich abzeichnenden Begriff des Eisenbahn- 
tarifs empfiehlt es sich vielmehr, unter diesen Umständen von jedem 
Versuche, bei anderen Tarifarten Analogien zu finden, abzusehen, und 
bis auf geringe Ausnahmefälle den Eisenbahntarif als wirtschaftswissen- 
schaftliches Preisspezifikum zu behandeln, wobei sein Wesen besonders 
zu finden sein wird in einerseits der Beförderungspflicht, und 
zwar gemäß Fahrplanpflicht, und andererseits der gleichen 
Tarifentgeltforderung an jeden einzelnen Verkehrsbenutzer, 
sei er natürliche Person oder sei er juristische Person, sei er Inländer 
oder sei er Ausländer. 


III. Stoffliche Begrenzung auf Gütertarif, 


Weiter ist aber auch noch eine grundsätzliche Einschränkung be- 
züglich der unternommenen Aufgabe zu machen: Behandelt wird im fol- 
genden nur das Eisenbahn gütertarifsystem; die Personentarifpreis- 
bildung bleibt also außer Betrachtung. Grund hierfür ist, daß die Preis- 
bildungsvoraussetzungen beim Gütertarif und beim Personentarif grund- 
sätzlich verschieden sind. Der Gütertarif unterliegt wie auch die ganze 
wirtschaftliche Güterproduktion, dem grundlegenden Wirtschaftlichkeits- 
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gesetze (mit möglichst geringem Aufwand möglichst großen Nutzen zu 
erzielen) schlechthin. Der Personenverkehr hingegen unterliegt, 
wie das gesamte Gebiet des gesellschaftlichen Personenumgangs, durch- 
aus nicht schlechthin diesem Wirtschaftlichkeitsgesetze, sondern hier 
kommen ideale, kulturelle und Affektionsantriebe anderer Art in starkem, 
häufig ausschlaggebendem Umfang mit zur Wirkung. Dem allgemeinen 
Wirtschaftlichkeitsgesetze unterliegt im Personenverkehr streng genom- 
men nicht einmal unbedingt der Geschäftsreiseverkehr. Alle anderen 
Reisevoraussetzungen auf seiten des Fahrgastes aber unterliegen über- 
haupt nur beschränkt oder gar nicht mit dem Wirtschaftlichkeitsgesetze 
zusammenhängenden Voraussetzungen. Der Personenverkehr und der 
Personentarifpreis wird unter diesen Umständen als Gegenstand grund- 
sätzlicher Betrachtung aus dem Wirtschaftlichkeitsgesetze heraus über- 
haupt nicht anzuerkennen sein. Damit fällt er aus dem begrifflichen 
Zusammenhang dieser Arbeit heraus, und damit wird deshalb die Be- 
schränkung der nachstehenden Untersuchung auf den bloßen Eisenbahn- 
gütertarif notwendig. 


IV. Erkenntnistheorie. 
A. Allgemein. 

Wenn man, wie im vorstehenden be- und umschrieben, den Begriff 
Eisenbahngütertarif versteht, so ist unverkennbar, daß der Eisenbahn- 
gütertarif eine eigene, und zwar eine grundsätzlich andere wirtschafts- 
wissenschaftliche Natur besitzt als der Einzel- und Individualpreis und 
auch als der Auktionspreis. Denn der Einzel- und Individualpreis wie 
auch der Auktionspreis werden beide erhoben für die Gewährung einer 
einzelnen Leistung (oder eines einzelnen Gutes) an eine 
einzelne Person. Der Tarifpreis aber wird angeboten für die 
Gewährung einer unbeschränkten Vielzahl von Leistungen 
(oder Gütern) an eine unbeschränkte Vielzahl, nämlich an alle 
anderen Wirtschaftspersonen. Da beim Einzel- wie beim Auk- 
tionspreis die unter Preis gestellte Leistung oder Ware in ihrer Indivi- 
dualität feststeht, so sind auch ihre Gestehungs- und Verwaltungskosten, 
der für sie gemachte „Aufwand“ erkennbar, und dementsprechend kann 
denn auch der Einzelpreis vom Anbietenden (nach den eingangs geschil- 
derten Angebotspreisgesetzen) so bemessen werden, daß der Preisbetrag 
nach Selbstkosten und zusätzlichen Gewinnaufschlägen auf den Pfennig 
genau normierbar erscheint. Und andererseits kann, da die zur Preis- 
diskussion stehende einzelne Leistung oder Ware in ihrer Individualität 
feststeht, auch das gesamte an dieser einen Leistung oder Ware im Markt 
vorhandene Käuferinteresse vom Nachfragenden im Wege des Ausgebots 
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(Auktion) ermittelt werden, so daß auch der optimale Nachfragepreis- 
betrag auf den Pfennig genau erkannt werden kann. 

Eine ansatzmäßig gleich klare Preisbildung und eine nach Selbst- 
kosten oder Käuferinteresse ebenso zwingend und unzweideutig orien- 
tierte Wirtschaftsgesetzlichkeit wie bei den Preisformen: Einzel-, Indivi- 
dual- und Auktionspreis ist beim Tarifpreis nicht festzustellen. An- 
gesichts seiner geschilderten, denkmäßig überhaupt nicht überbietbaren 
Mannigfaltigkeit (beliebig viele Leistungen an alle Personen!) ist es 
auch gar nicht anders denkbar. Wenn man nicht erkennen kann, wieviel 
an Gütermenge an wieviel und welche Adressen, und damit über welche 
Entfernungen man auf Grund eines Tarifangebotes demnächst zu be- 
fördern haben wird, fehlen für eine methodische Preiskalkulation alle 
grundsätzlichen Voraussetzungen sowohl vom Angebots-, wie vom Nach- 
fragegesichtspunkt her. Zwischen Auktionspreis und Einzel- und Indivi- 
dualpreis bestehen zwar Verschiedenheiten in der Preisbildungsmethodik, 
aber immerhin ist allemal hier doch eine tatsächlich bestimmte Begrenzt- 
heit gegeben und dadurch eine grundsätzlich klare Methodik möglich. 
Beim Tarifpreis aber ist angesichts seiner Unbegrenztheit eine 
wirtschaftsgesetzlich in absoluten Begriffen formulier- 
bare Bildungsweise (Methodik) grundsätzlich über- 
haupt nicht möglich, Und hier liegt der Grundunterschied des 
Tarifs gegenüber allen anderen Preisformen, und die besondere 
Schwierigkeit, den Begriff Tarif in das grundlegende Wirtschaftlichkeits- 
gesetz einzupassen, 

Die bisherige Erkenntnis scheint für das Wesen des Tarifs gänz- 
lich negativ. Wenn weder mit den Gesichtspunkten der Preisbildung des 
Einzel- und Individualpreises (in Anknüpfung an die Selbstkosten, noch 
mit denjenigen des Auktionspreises (in Verfolg des Nachfragegesichts- 
punktes) eine Preismethodik gefunden werden kann, so sind damit alle 
streng logisch denkbaren Grundlagen für eine gedanklich einheitlich 
aufbauende und aufgebaute Preisbildung verloren. Desungeachtet bleibt 
die offensichtliche Tatsache bestehen, daß der Tarifpreis ein wirtschaft- 
liches Phänomen ist, und als solches in allen seinen Erscheinungsfällen 
irgendwie dem obersten Wirtschaftlichkeitsgesetze: mit möglichst ge- 
ringem Aufwand möglichst großen Nutzen zu erzielen, unterworfen sein 
muß. Der oder die in Verfolg dieses Wirtschaftszieles vom Tarif formal 
verfolgten Wege müssen entdeckbar oder mindestens umschreibbar sein. 
Im Sinne derartiger Umschreibung ist etwa folgendes zu erwägen: 


An sich zwar können wir außerhalb der beiden polaren Gegen- 
sätze: Angebotspreis und Nachfragepreis ein Drittes uns nicht mehr 
denken; und unerschütterlich auch ist das (bisher gewonnene) Ergebnis, 
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daß der Tarifpreis formell weder dem Angebotspreise, noch dem Nach- 
fragepreise schlechthin zuzuzählen, und daß er weder ein Einzel- und 
Individualpreis, noch ein Auktionspreis ist. Sicher aber ist anderer- 
seits auch nach allen bisherigen Feststellungen, daß der Tarifpreis zwar 
weder Angebots-, noch Nachfragepreis, weder Einzel- noch Auktions- 
preis, aber doch begrifflich inmitten dieser Preisbildungsformen ge- 
legen ist. Und in Annäherung an mathematische Methoden muß es hier- 
nach möglich sein, den begrifflichen Ort und damit dann auch die 
Natur und das Funktionieren von Tarifpreis und Tarif im Wege der 
Annäherungswertung zu erkennen dadurch, daß sowohl die Gesichts- 
punkte des Angebotspreises wie diejenigen des Nachfragepreises, solche 
des Einzel- und andere des Auktionspreises einzeln mit dem Tarife ab- 
zupassen und dabei zu erkennen versucht wird, wie weit und welche 
Eigenschaften des einen oder des anderen Preisbegriffs auf den Tarif- 
preis zutreffen, und wo und wie hiernach der Tarif, zwischen all den 
anderen Preisformen eingeschlossen, annäherungsweise in seiner Wirt- 
schaftsgesetzlichkeit belegen und zu bewerten ist. 


B. Betrachtung vom Angebotspreis her. 


Aus der Angebotspreislehre des Individualpreises: „Selbstkosten 
plus Gewinnzuschlag“ ist auf den Tarifpreis nun zweifellos als 1. Lehr- 
satz zu übernehmen, 

daß „auch ein Tarifunternehmen ohne ein 
Plus des Nutzens über den Aufwand auf die 
Dauer wirtschaftlich nicht bestehen kann“, 

Nun hat sich allerdings zwar ergeben, daß angesichts der Unmög- 
lichkeit, im voraus den Umfang der aus dem Tarif heraus sich entwickeln- 
den Geschäftsmasse zu übersehen, eine zahlenmäßige Abschätzung der 
Selbstkosten, wie die Gesamtabwicklung des einzelnen Tarifes sie 
bringen wird, im vorhinein, d. h. in der Zeit, in der die Vorkalkulation 
dieses einzelnen Tarifpreises gemacht werden muß, nicht aufzustellen 
ist. Andererseits aber haben wir auch soeben die Erkenntnis gewonnen, 
daß das Tarifunternehmen als solches und in seiner Gänze ohne 
ein Plus des Nutzens über den Aufwand auf die Dauer wirtschaftlich 
nicht bestehen kann. Und schließlich ergibt die praktische Erfahrung, 
daß, wenn auch nicht für die Bildung jedes einzelnen Tarifs, so doch 
für das gesamte Tarifunternehmen die Zahlen des Gesamtaufwandes, 

1 Hier wird immer betriebswirtschaftlich gesehen und geurteilt, Wenn bei 
dieser oder jener Bahn aus volkswirtschaftlichen (sog. politischen) Gründen einer 


betriebswirtschaftlichen Existenzunfähigkeit aufgeholfen wird oder aufgeholfen 
werden muß, so liegt dies jenseits dieser Untersuchung. 
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wie sie sich von Jahr zu Jahr ergeben, erfahrungsmäßig bekannt und 
im voraus ungefähr wenigstens in Rechnung stellbar sind. Damit aber 
ergibt sich eine praktisch bedeutsame Möglichkeit der Analogie aus dem 
Gebiete des Invididualangebotspreises auf die Bildungsgesetze des Tarif- 
preises: Zwar nicht für das einzelne Tarifgeschäft und nicht für den 
einzelnen Tarifpreis gilt beim Tarifunternehmen der Bildungs- 


schlüssel: „Selbstkosten plus Gewinnzuschlag“. — Wohl aber gilt als 
2. Lehrsatz: 
Die gesamten Tarifeinnahmen müssen beim 


Tarifunternehmen gleich sein den Gesamt- 
selbstkosten des Unternehmens plus einem 
Überschuß! 
oder auch hier wieder (wie oben unter I ganz zu Anfang) andersherum 
ausgedrückt: 
Die gesamten Kosten des Tarifunternehmens 
müssen niedriger sein als seine gesamten 
Tarifeinnahmen!, 

Ob und wieviel für die Preisstellung des Tarifunternehmens im ein- 
zelnen Falle mit diesem Satz allein schon praktisch gewonnen werden 
kann, hängt von den tatsächlichen Vorausetzungen des einzelnen Unter- 
nehmens ab und wird im zweiten (praktischen) Kapitel abgehandelt wer- 
den. Hier handelt es sich nur um die theoretischen Grenzuntersuchun- 
gen, und für diese dürfte folgender Beispielsfall lehrreich sein: 

Wenn im Tarife eines Eisenbahnunternehmens zwar die mannig- 
faltigsten Tarifsätze für die vielen verschiedenen im Eisenbahngüter- 
verkehr in Betracht kommenden Güter vorgesehen sind, von allen diesen 
Tarifsätzen aber ein einziger schon allein für sich, z. B., derjenige für 
den Eisenerz-Abtransport eine frequenz- und einnahmemäßig derart 
überlegene Bedeutung gegenüber allen anderen Frachtsätzen besitzt?, 
daß allein aus dem Aufkommen dieses einen Tarifsatzes schon der G e- 
samtaufwand des Unternehmens gedeckt werden muß, sofern das Wirt- 
schaftsziel: mit Gewinn zu arbeiten, mit Sicherheit gewährleistet sein 
soll, so ergibt sich daraus die notwendige Folge, daß in der Ermittelung 
der Ansatzhöhe dieses einzelnen Tarifes (für Eisenerz) gearbeitet wer- 
den muß, äußerlich ganz ebenso wie bei der Individualpreisbildung; näm- 
lich nach dem Gesetze: „Selbstkosten plus Gewinnzuschlag“ bzw, „Selbst- 
kosten als Minimum“. — Grundsätzlich aber bleibt der Unterschied 

1 Vgl. zu diesem Lehrsatz auch des Verfassers: „Die Gütertarifpolitik der 
Reichsbahn“, eine betriebswirtschaftliche Untersuchung in „Fragen des Land- 


verkehrs“, S. 47, Berlin 1937, Deutscher Betriebswirte-Verlag. 
#2 Wie dies praktisch bei im Siegerlande belegenen Privatbahnen der Fall ist. 
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gegenüber dem Individualpreis des Einzelpreisunternehmens deswegen 
doch unverändert bestehen; und zwar ist er zu finden darin, daß bei 
dieser Eisenerz-Tarifkalkulation als Selbstkosten nicht die Selbstkosten 
der bloßen Eisenerzbeförderung, sondern die gesamten Selbstkosten 
des ganzen Bahnunternehmens dem Tarifpreise für Eisenerz allein 
kalkulatorisch gegenübergestellt wurden. Die Bedeutung des Unter- 
schiedes wird offensichtlich, wenn man reziprok aus dieser für den 
Eisenerztarif gewählten Ansatzformel nun die für sämtliche übrigen 
Tarifpreise sich ergebende Preisbildungsformel folgert: Da die gesamten 
Selbstkosten schon von dem Eisenerztarifsatz allein kalkulationsmäßig 
getragen werden, so bleibt aus der Formel: „Selbstkosten plus Gewinn- 
zuschlag“ für die Preisbildung der sämtlichen anderen Tarifpreisarten 
nur noch das „plus Gewinnzuschlag“ übrig. Das bedeutet also: Die 
Preisbildung für alle diese anderen Preisarten wird von allen zwingen- 
den exakten Preismaßen vollkommen freigestellt, und sie kann daher 
in beliebiger Ausnutzung und Anpassung an alle Marktmöglichkeiten, 
mit anderen Worten ausschließlich unter Gesichts- 
punkten der Pflege der Nachfrage, das bedeutet be- 
triebswirtschaftlich-praktisch gesehen: der Werbung! erfolgen. 

Trotz der hiernach gegenüber dem Einzelpreis bleibenden grund- 
sätzlichen Verschiedenheit, daß der Eisenerztarifsatz in unserem Falle 
zwar äußerlich-technisch nach den Gesichtspunkten des Einzelpreises, 
sachlich aber mit der Zielstellung, die ganzen Selbstkosten des ge- 
samten Unternehmens zu decken, gebildet wird, wäre aber für den 
geschilderten Beispielsfall immerhin zuzugeben, daß das formal beson- 
dere Wesen des Tarifpreises hier sich weitgehend verflüchtigt hat und 
daß das Bahnunternehmen dank der absolut überwiegenden Bedeutung 
des einen einzelnen Tarifpreises, in unserem Beispiel des Eisenerztarif- 
preises, betriebswirtschaftlich (nicht volkswirtschaftlich!) gesehen, fast 
wieder zur Angebotspreisbildung des Einzelpreisunternehmens zurück- 
gekehrt ist. Und dabei wird der Fall, daß im Tarifpreissystem eines 
Bahnunternehmens eine Transport- und damit auch eine Tarifspezies 
derart tatsächlich überwiegt, daß das Unternehmen, wie geschildert, fast 
auf das Einzelpreissystem sich zurückfinden muß, gar keine so ganz 
seltene Ausnahme darstellen. Vielmehr gibt es viele Bahn-, Verkehrs- 
und v. a. auch sonstige Tarifbetriebe, in denen eine einzelne Beförde- 


1 Volkswirtschaftlich gesprochen: der Gemeinnützigkeit, Indessen inter- 
essiert diese Auffassung im vorliegenden Rahmen nicht; sie wird auch weiter- 
hin bewußt vermieden, weil nach Ansicht des Verfassers eines der Hauptübel 
der landläufigen Tarifwissenschaft ist, daß sie sich nie über den eigenen Cha- 
rakter (national- oder privatökonomisch?) klar ist. 
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rungs- oder Leistungsart das absolut überragende finanzielle Rückgrat 
des Betriebes bildet und mit ihrer Tarifierung allein das ganze Unter- 
nehmen steht oder zu Falle kommt. Andererseits aber ist der geschil- 
derte Fall eben doch der gedanklich einzige, in dem aus dem preisgesetz- 
lichen Angebotsziel: den Aufwand zu decken bzw. mehr als den Auf- 
wand zu erzielen, auf dem Gebiet der Tarifpreisbildung eine in sich 
restlos schlüssige Handhabe für die Fixierung des einzelnen Tarifpreis- 
ansatzes gewonnen werden kann, In allen anderen Fällen ist aus der 
Angebotspreislehre allein ein abschließender Gewinn für die Bildung des 
Tarifpreises nicht zu erzielen. Es bleibt zwar bei der Erkenntnis, daß 
die gesamten Tarifeinnahmen höher gesetzt werden müssen als die 
gesamten Kosten des Tarif-(Eisenbahn-)unternehmens. Aber für den 
einzelnen Tarifsatz auf dieser Grundlage ein Bildungsgesetz zu 
finden, reicht diese Erkenntnis in aller Regel nicht aus. Aus der An- 
gebotspreisbildung: „Selbstkosten plus Gewinnzuschlag“ ist auf dem 
Tarifgebiete also mehr nicht zu gewinnen. 


C. Betrachtung vom Nachfragepreis her. 


Versucht man von dem anderen Pol: von der Seite der Nachfrage 
her Boden für die Lehre der Preisbildung des Tarifs zu gewinnen, so 
stellt sich die Sachlage zunächst aussichtsloser als bezüglich des An- 
gebotspreises dar. Zwar ergab sich weiter oben für die beiden Preis- 
formen Auktionspreis und Tarifpreis insofern eine begriffliche Ver- 
wandtschaft, als beide Preiserscheinungen Mehrheitspreise sind. Leider 
ist die Sinn- und Wesensgleichheit beider mit dieser Feststellung aber 
auch restlos erschöpft. Denn; der Auktionspreis sucht nur die mehreren 
vorhandenen Interessenten durch die Auktion aufzudecken, um 
unter diesen den günstigst bietenden sich auszusuchen. Der Auk- 
tionspreis trachtet allerhöchstens noch, die Angebote durch den mittels 
der Auktion hervorgerufenen Wettbewerb zu verbessern; aber immer nur 
innerhalb des erschienenen Interessentenringes! Den Kreis der Nach- 
fragenden selbst nimmt der Auktionspreis ziemlich als schlechtweg 
gegeben hin. Der Gebotstermin wird zwar eine gewisse Zeit vor der 
Auktion bekanntgegeben, veröffentlicht, Diese Veröffentlichung ist aber 
in dem ganzen Auktionswesen auch das einzige propagandistische Ele- 
ment. Im weiteren Verlaufe noch irgendwie neue Interessenten auf den 
Plan zu rufen, Verbreiterung der Nachfrage selbst zu betreiben, liegt in 
der Natur! des Auktionspreises ganz und gar nicht. 


1 Gegenteilige stellenweise geübte Praktiken von Auktionatoren besagen 
für die grundsätzliche Seite nichts. 
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Ganz anders ist der Tarifpreis konstruiert: Seine nicht nur ein- 
malige allgemeine Veröffentlichung, sondern seine ständige Öffentlich- 
haltung in Verbindung mit dem Fahrplan, seine ideell überall gegebene 
Einseh- und Beziehbarkeit will und soll nicht nur allen heute vorhan- 
denen Frachtinteressenten, sondern auch allen, die es irgendwie ein- 
mal später werden wollen oder auch nur können, Anreiz zur Geschäfts- 
aufnahme bieten, Die so aufs höchste getriebene Öffentlichkeit des Tarif- 
preises legt jedem jederzeit die Überlegung nahe, ob nicht auch für ihn 
heute oder zu gegebener Zeit einmal oder laufend ein tarifmäßiger Ge- 
schäftsabschluß unter den aufs eingehendste veröffentlichten Bedin- 
gungen sich empfehle. Die allgemeine und ständige Öffentlichhaltung 
gibt jedem Interessenten die Möglichkeit, in unverbindlichster Weise 
genaueste Kenntnis und Unterrichtung über alle Einzelheiten des tarif- 
mäßigen Geschäftsabschlusses einzuziehen und hierdurch das höchst- 
denkbare Maß an reeller Behandlung! bei gleichzeitiger Unausweichlich- 
keit des Abschlusses (Folge des Tarifzwangs), bei Gebundenheit der 
Lieferfrist (Folge des Fahrplanzwangs im weiteren Sinne des Worts) 
und bei gewährleisteter Meistbegünstigung im Hinblick auf alle Kon- 
kurrenten (Folge der Tarifgleichheit) gegenüber dem Bahnunternehmen 
sich zu sichern. — Wenn man die Frage stellt: Ist irgend etwas denkbar, 
das dem außenstehenden Publikum den Geschäftsabschluß noch zuver- 
lässiger, noch leichter, noch schmackhafter machen könnte als alle 
diese soeben geschilderten Eigenschaften des Tarifpreises? — so wird 
die Antwort lauten müssen: Nein, es ist nichts, und insbesondere keine 
andere Preisform denkbar, die dem Publikum den Abschluß noch leichter 
machen, noch mehr nahelegen könnte. Die Form des Tarifes bietet also 
— kaufmännisch gesprochen — das Optimum an Abschlußfazilität?, 

Das aber bedeutet vom Standpunkt des Tarifnehmers, d. h. unter 
dem Gesichtspunkt der Nächfrage gesehen, zwar nicht, daß der 
Tarif den dem Tarifunternehmer günstigsten Preis 
herausstellt — wie der Auktionspreis — wohl aber, daß er 
unter allen Preisformen — zahlenmäßig gleiche 
Preishöhe vorausgesetzt — die für das Publikum 
erdenkbar günstigsten Voraussetzungen zum Vertragsabschluß, und 
deswegen und damit den größtmöglichen Anreiz zum Ge- 
schäftsabschluß gewährt. — Daraus folgt dann weiter, daß 
der Tarif die größte, und auch die meisten Wahrscheinlichkeiten bietet, 
daß es auf seiner Grundlage zu Geschäftsabschlüssen kommt, daß also 


1 Verglichen mit anderen kaufmännischen Abschlußformen. 
7 Diese Erkenntnis hat denn auch zum Entstehen und zum Erfolg 
der Einheitspreis-Geschäfte Anlaß gegeben. 
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— kaufmännisch gesprochen — der Tarif dem Eisenbahn- 
unternehmer die unter allen Preisformen stärkste Absatz- 
chance an der Tarifware (d.h. die Gewinnung größter Beförderungs- 
und Leistungsmengen) bieten mußt. — Ist das aber der Fall, so 
kann mit der Tarifform auf die höchste überhaupt erzielbare Steigerung 
des Absatzes unter allen Preisformen gerechnet werden. Und damit 
gewinnen wir den 3. Lehrsatz: 
Die Eisenbahntarifpreisform gewährt, ver- 
glichen mit allen anderen Preisformen, dem 
Publikum Optimal-Anreiz und dem Bahn- 
unternehmen Optimal-Absatz*, 

Daß der so gewonnene Satz schon für sich allein für den einzelnen 
praktischen Fall von größter Bedeutung sein muß, ergibt allein die 
folgende kurze Erwägung: Bei Beurteilung der praktischen Aussichten 
jedes geplanten Tarifes gestattet die aus dem 3. Lehrsatz gewonnene 
Erkenntnis, für den Fall der Einführung des Tarifes gegenüber jeder 
für andere Preisformen in den gleichen tatsächlichen Verhältnissen 
bekannten Beförderungsmenge, mit besseren Ergebnissen hinsichtlich 
der Absatzmenge zu rechnen. Der 3. Lehrsatz schafft also für alle Tarif- 
preiskalkulationen stets eine feste Grenze nach unten: Bei Vergleich mit 
bestehenden anderen Preisfestsetzungen sind die Absatzmengen des 
Tarifunternehmers alle Male mindestens so groß wie die der mit anderen 
Preisformen Anbietenden; der Tarifunternehmer braucht nur mit 
günstigeremErgebnisals die andere Konkurrenz zu rechnen. — 

So bedeutsam dieser Gewinn aber auch in der Praxis werden kann: 
Für die Theorie des Tarifes ergibt sich aus dem gefundenen 3. Lehrsatz 
allein zufolge seines ausschließlich relativen Charakters kein direkter 
Gewinn. 


D. Verbindung der vorausgegangenen 
Betrachtungen. 


Es bleibt zu weiterer theoretischer Klärung nur noch die Möglich- 
keit, zu untersuchen, ob und wie etwa die soeben unter „B“ im 3, Lehr- 
satz gewonnene Erkenntnis vom „Optimalabsatz“ zur Vertiefung des 
Ergebnisses des weiter oben unter „B“ gefundenen 2. Lehrsatzes nutzbar 
gemacht werden könnte. Dieser Satz hatte als Gesetz ergeben: Die ge- 
samten Unternehmungskosten müssen niedriger sein als die gesamten 
Tarifeinnahmen. — Kann aus dem im 3. Lehrsatz gewonnenen Begriff 


1 Die volkswirtschaftliche Beurteilung bleibt in diesem Zusammenhange 
genau so wie die juristische beiseite. — Vgl. Anm. Seite 275. 
® Selbstverständlich bei im übrigen gleichen Verhältnissen. 
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des „Optimalabsatzes“ für die Erkenntnis der im 2. Lehrsatz verwandten 
beiden Größen „Tarifeinnahmen“ und „Unternehmungskosten“ positi- 
veres Unterlagenmaterial gewonnen, und damit die praktische Bedeutung 
des 2, Lehrsatzes verbreitert werden? — Die Möglichkeit positiven Er- 
folges ist gegeben. Denn der 3. Lehrsatz enthält in dem „Optimal- 
absatz“ eine Aussage über den „Absatz“; und die Kenntnis der Größe 
des Absatzes, d. h. die Kenntnis der beförderten Tarifmenge, ist für 
die Berechnung der „Tarifeinnahme“ (des 2. Lehrsatzes) logische Vor- 
aussetzung. Und ohne die Kenntnis des Absatzes, d. h. der bewegten 
(Tarif-) Menge ist auch der Betrag der „Kosten“ (des 2. Lehrsatzes) 
nicht zu berechnen, 


Daß Kenntnis des Optimalabsatzes auch Kenntnis der optimalen 
Tarifeinnahme bedeutet, leuchtet ohne weiteres ein; denn Absatz ist 
gleich Menge, und die Tarifeinnahme ist nur eine Multiplikation von 
Tarifpreis und Tarifmenge. 


Die Beziehung zwischen Optimalabsatz und entstehenden Selbst- 
kosten liegt nicht ganz gleich einfach zutage: Hier bedarf es vielmehr zu- 
nächst noch eines gewissen Eintretens in die grundsätzliche Kenntnis 
der Kostenlehre. Dem Versuch ihrer Aufzeigung muß dabei der sinn- 
gemäß gleiche Vorbehalt vorausgeschickt werden, wie er oben (S. 268) 
an die Spitze der knappen Rechtscharakterisierung gestellt worden ist: 
Über Kosten und Kostenbildungslehre kann hier nur gesprochen werden, 
soweit die Kosten als notwendiger Hilfsbegriff der Tariflehre in Be- 
tracht kommen. Das bedeutet aber größte Einschränkung in der Be- 
handlung. Denn allgemein betriebswirtschaftlich müssen die Kosten 
unter den verschiedensten Gesichtspunkten gewürdigt werden, und unter 
ihnen ist die Betrachtung als Maßgröße für die Preis- und Tarifbildung 
nicht einmal die wichtigste. Tarifwissenschaft und Kostenlehre sind 
an sich verschiedene Wissenszweige, und in einer Sonderuntersuchung, 
wie In der vorliegenden, kann stets nur der unmittelbar zur Behandlung 
stehende Gegenstand, hier die T a r i f lehre, ausgeschöpft, alles am Rande 
stehende Wissen, und hier insbesondere die Kostenlehre, aber nur ge- 
wissermaßen referierend, nämlich auf andere vorhandene Unter- 
suchungen bezugnehmend behandelt werden. Alles, was über Kosten 
hier ausgesprochen wird, ist deshalb nur als Behelf gedacht. — Den 


Betrachtungen wird die folgende Auffassung betreffs der Selbstkosten 
zugrunde gelegt: 


Zu unterscheiden sind feste und veränderliche Selbstkosten. 
Größenordnungsmäßig kann ohne Schaden für die Untersuchung im 
Archiv für Eisenbahnwesen. 1939, 19 
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Anschluß an Ulrich! für beide ein Prozentverhältnis Fest : Veränder- 
lich = 75% :25% bzw. = 3:1 angenommen werden, Die festen 
Kosten entstehen laufend, gleichgültig, ob auf der Bahn Verkehr bzw. 
Betrieb statt hat oder nicht. Sie sind eben unveränderliche „feste“ 
Selbstkosten. — Die veränderlichen Selbstkosten dagegen verändern sich 
grundsätzlich mit dem Verkehr bzw. Betrieb, aber durchaus nicht stets 
im gleichen Verhältnis mit der Intensität des Geschäftsumfanges bzw. 
des Eisenbahn- (Betriebs bzw.) Verkehrs; aber selbst wenn die Verände- 
rungen vollkommen verhältnismäßig gleich mit den Veränderungen 
des (Betriebs bzw.) Verkehrs erfolgten, so würden unverhältnismäßig 
bleiben alle Male eben doch noch die oben zunächst gewürdigten 
dreimal so hohen festen Selbstkosten; mindestens diese würden 
bei steigendem Verkehr (bzw. Betrieb) auf einen immer breiteren Um- 
fang von Verkehrsmengen sich verteilen, und, je größer die Divisor- 
zahl der Verkehrsmenge würde, ein um so kleineres Quotientenergebnis 
der dividierten (festen) Selbstkostenbelastung würde dabei auf die ein- 
zelne (Betriebs- und) Verkehrseinheit und damit auf den einzelnen 
Tarifpreis entfallen. Die festen und damit der größte Teil der Selbst- 
kosten müssen also bei Zunahme des Verkehrs sinken, und damit ent- 
wickelt sich in Ergänzung des (oben an die Spitze gestellten) allge- 
meinen obersten (Angebots-) Preisbildungsgesetzes: „Selbstkosten 
plus Gewinnzuschlag“ — der weitere besondere unter dem Namen Preis- 
gesetz des Verkehrs altbekannte 4. Lehrsatz, der, als die Kosten- 
entwicklung bei den Verkehrsunternehmungen charakterisierend, auch 
Gesetz der Massennutzung genannt wird, und den Ulrich? formuliert 
hat dahin, 

daß „die Gesamt-Selbstkosten der einzelnen 

Transportleistung mit der Zunahme der Zahl 

der Transportleistungen abnehmen“, 
oder, wie man es — Ulrich zu folgen! — auch ausgedrückt hat, daß „die 
Kosten des Verkehrs in umgekehrtem Verhältnis zu der Dichtigkeit des 
Verkehrs stehen“, — 

Dieser 4, Lehrsatz, verbunden mit der gemäß Lehrsatz 3 gefundenen 
Erkenntnis von dem Optimal-Nachfrageanreiz des Tarifs gegenüber allen 
anderen Preisformen beschert nun über die Ergebnisse der Abschnitte 
B und © hinaus die folgenden weiteren Erkenntnisse: 


1 „Das Eisenbahntarifwesen im allgemeinen und nach seiner besonderen 
Entwicklung in Deutschland, Österreich-Ungarn, der Schweiz, Italien, Frank- 
reich, Belgien, den Niederlanden und England“, Berlin und Leipzig, Verlag von 
J. Guttenberg, 1886, S. 42. 

2 Ulrich, a.a. 0. S. 43. 
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Da der Tarifpreis nach dem oben gefundenen 3. Lehrsatze zu 
optimaler Ausweitung des Verkehrs (verglichen mit den anderen Preis- 
formen) führt, so muß kraft dieses optimalen Nachfrageanreizes und 
durch die damit zwangsläufig sich ergebende höchstmögliche Steige- 
rung der Verkehrsmenge auch die möglichste Absenkung der Selbst- 
kosten im Falle des Tarifpreises erreicht werden. Indem der Tarif als 
die vorteilhafteste Preisform sich erweist, um umfangreichsten Gesamt- 
absatz zu gewährleisten, erweist er sich zugleich auch als wirksam, um 
die größtmögliche Ermäßigung der Selbstkosten zu bewirken, und, da die 
Selbstkosten nach dem 1. Lehrsatz die unterste Grenze für den Tarifpreis 
bilden, so sinken mit den Selbstkosten auch die Schranken, die die Tarif- 
normierung begrenzen, immer weiter nach unten. Faßt man diese Er- 
kenntnisse zusammen, so kommt man dann damit zu dem 5. Lehrsatz: 


Bei gleicher Preishöhe schafft — verglichen 
mit anderen Preisformen — der Tarif den 
dichtesten Verkehr und damit die grund- 
sätzlich niedrigsten Selbstkosten und da- 
mit die besten Voraussetzungen, den Tarif- 
preis minimal zu normieren. 


Der gefundene 5. Lehrsatz bedeutet die Verschmelzung sowohl des 
von der Angebots- wie des von der Nachfrageseite her Erkannten und 
damit den Schlußpunkt der auf theoretischem Gebiete überhaupt erreich- 
baren grundsätzlichen Tariferkenntnis. — Übrig bleibt nur die ins ein- 
zelne gehende Klarstellung dieses 5. Lehrsatzes selbst. — 


V. Die erkannten Grundbegriffe: Menge, Selbstkosten, Tarif. 


A. Verhältnis der Begriffe zueinander. 


Klarstellung des 5. Lehrsatzes ist insbesondere erforderlich, weil 
seine drei Begriffe: Verkehrsmenge — Selbstkosten — Tarifpreis zu- 
einander nicht in einfachem Kausal- oder dgl. Verhältnis, sondern in 
verschiedenartiger Wechselwirkung stehen. Grundsätzlich ist bezüglich 
der einzelnen Beziehungen das Folgende zu sagen: 


a) Was zunächst das Verhältnis der beiden Begriffe: Menge 
undSelbstkosten betrifft, so muß insbesondere gegenüber Ulrich 
betont werden, daß die von ihm an zweiter Stelle, aber alternativ mit der 
ersten (S. 282 in Anführungszeichen, nicht gesperrt) gebrachte Formu- 
lierung des Gesetzes der Massennutzung: die Kosten des Verkehrs ständen 
„in umgekehrtem Verhältnis zu der Dichtigkeit“ des Verkehrs, nur äußer- 
stenfalls ganz allgemein humanistisch-explikativ als richtig anerkannt 

19* 
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werden kann. Eine mathematisch dieser zweiten Fassung Ulrichs ent- 
sprechende Formulierung des 4. Lehrsatzes aber würde lauten: 
K:1=1:D, 
(wobei K die Kosten und D die Dichtigkeit bedeuten würden), und solche 
Formel wäre aus verschiedenen Gründen unrichtig. Einmal würde sie 
beinhalten, daß die Kosten nicht nur vom Verkehr, sondern auch der 
Verkehr von den Kosten abhängig wäre, und dies ist offensichtlich nicht 
der Fall. Außerdem aber besteht auch gerade kein konstantes Ver- 
hältnis zwischen Kosten und Verkehrsmenge (weder in direkter noch 
in umgekehrter Beziehung). Als 6. Lehrsatz muß vielmehr nieder- 
geschrieben werden: 
Ein irgendwie mathematisch erfaßbares grund- 
sätzliches Verhältnis zwischen Dichtigkeits- 
steigerung und Kostensenkung gegenüber 
einem bestehenden Verkehrsstande besteht 
nicht. 

b) Was dann das Verhältnis der beiden Begriffe: Menge und 
Tarif betrifft, so wird hier ohne viel weiteres Erörtern einleuchten, 
daß dadurch, daß ich meinen Tarif halbiere, ich noch lange nicht die 
Gewißheit doppelten Verkehrs erlange. Der Verkehr kann vielmehr auch 
bei Tarifänderungen — und zwar solchen nach oben wie solchen nach 
unten — noch konstant bleiben. Es besteht also auch hier keinerlei 
grundsätzliches Beziehungsverhältnis. Die Gründe hierfür bedürfen 
kaum der Erwähnung. Einmal ist die Höhe des Frachtpreises nur ein, 
und dazu sogar meist nur sehr bescheidenes Moment für oder gegen den 
Entschluß des Interessenten, einen Transport auf den Weg zu bringen, 
Sodann aber handelt es sich hier überhaupt nicht mehr um eine Frage 
nur des Verkehrs, geschweige denn nur des Tarifs, sondern um eine 
Frage allgemeinster Wissensnatur, der Warengeographie, der Waren- 
kunde, Erzeugung usw.; und so ergibt sich ohne weiteres der Lehr- 
satz 7: 

So wenig ein konstantes Verhältnis zwischen 
Verkehrssteigerung und Selbstkostenminde- 
rung besteht, so wenig besteht ein gesetz- 
mäßiges Verhältnis zwischen Verkehrsmenge 
und Tarif. 

c) Für die Begriffe: Tarif und Selbstkosten erübrigt es 
sich fast, in ausdrücklichem Lehrsatz 8 noch auszusprechen, 

daß zwischen den Begriffen Tarif und Selbst- 
kosten überhaupt keine direkte gedankliche 
Beziehung besteht, 


Die Betriebswissenschaft des Eisenbahngütertarifs, 285 


Wenn so aber auch keine grundsätzlichen Wechselwirkungen 
zwischen den drei Größen des 5. Lehrsatzes untereinander, und insbeson- 
dere keine bezüglich Verkehrsmengen und Selbstkosten festzustellen 
sind, so sind über die elementare Tatsache hinaus, daß, wenn der Ver- 
kehrsstand steigt, die Kosten pro Einheit sinken, doch noch gewisse 
weitere besondere, allerdings weniger mathematische als ökonomisch- 
theoretische Erkenntnisse bekannt, die wirtschaftswissenschaftlich in der 
Lehre vom Intensitätsmaximum und -minimum, bzw. vom Optimum! zu- 
sammengefaßt werden. 


B. Intensitätsmaximum und Optimum. 


1. Unterschied und Bedeutung für das tarifökonomische Ergebnis. 


Nach der Optimalkostenlehre sind in der Steigerungskurve des Ver- 
kehrs- (bzw. Betriebs-)standes (Intensität) und in der ihr im allgemeinen 
entsprechenden Senkungslinie des die Einheit belastenden Kostenbetrags 
gewisse Absatzpunkte auf der Seite der Verkehrs- (bzw. Betriebs-)mengen 
von Bedeutung insofern, als beiderseits von diesen Punkten die Einheits- 
kostenbeträge ganz verschieden hoch und derart unvergleichbar sind, 
daß über diese Punkte weg eine im gleichen Sinne (Degression) 
fortschreitende Kostenlinie nicht festzustellen ist. Diese Absatzpunkte 
sind die Intensitätsminima bzw. -maxima. Nur von dem jedesmaligen 
Intensitätsminimum verlaufen die Selbstkosten grundsätzlich degressiv. 
Am Punkte des Intensitätsmaximums, d.h. eines gewissen Maximums an 
Verkehr, erreichen die Selbstkosten ihr auf die Einheit jener bewältigten 
Verkehrsmenge bezogenes Minimum, und es entsteht damit also ein 
Kosten-Optimum. Unmittelbar hinter dem Optimalpunkte aber erfolgt 
in der Kostenlinie (weil irgendein großer, neuer Kostenfaktor — Per- 
sonaleinstellung, Dienstschichtvermehrung, Immobiliarveränderung oder 
dgl. — in Wirksamkeit tritt) ein steiler, in der sogenannten Kurven- 
darstellung senkrecht verlaufender Anstieg; die dadurch zunächst außer 
jedem Verhältnis zu den bisherigen Zahlen gesteigerte Selbstkosteneinheit 
(bestehend z. B. aus nach wie vor einigermaßen gleichmäßig gesteigerten 
„Veränderlichen“, und aus den anderen gerade am Brechpunkte über 
Vergleichsmöglichkeit hinausgewachsenen — meist — festen Kosten) 
nimmt alsdann wiederum eine annähernd gleichmäßig verlaufende Bahn 
vom entstandenen neuen Selbstkosten-Maximum in das nächste (opti- 
male) Selbstkosten-Minimum; dort wiederholt sich der Anstieg; und dies 

* Die folgenden Ausführungen stehen wieder unter dem gleichen wissen- 


schaftlichen Vorbehalt gegenüber dem Gesamten der Kostenlehre, wie er oben 


5. 281 schon einmal bezüglich des Kostengebiets, und oben S. 268 ff. bezüglich der 
Rechtsdarstellung gemacht ist. 
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vielleicht des öfteren noch weiter durch eine ganze Reihe solcher Intensi- 
tätsperioden hindurch. Die an den Intensitätsscheitelpunkten stattfin- 
denden Sprünge in den Selbstkosten bedeuten Progressionen; und sie 
stehen damit im Gegensatz zu den jedesmal bis zu jenen Punkten fest- 
stellbaren Degressionen. Damit erfährt also das Gesetz der Massen- 
nutzung: „Die Selbstkosten der einzelnen Transportleistung nehmen 
mit der Zunahme der Zahl der Transportleistungen ab“ (4. Lehrsatz) 
eine tatsächliche Einschränkung, und demzufolge erscheint auf den ersten 
Blick auch die grundsätzliche Ausnahmslosigkeit des 5. Lehrsatzes für 
den einzelnen Fall in Frage gestellt. Nach Lehrsatz 5 müßte doch z, B. 
die Einführung des Tarifs als Preisform (statt bisher anderer Kostenart) 
grundsätzlich die bei der gegebenen Preislage höchstmögliche Steigerung 
der Verkehrsmenge zur Folge, und diese dadurch dann auch die tiefst- 
mögliche Senkung der Selbstkosten als Wirkung haben in allen Fällen. 
Tatsächlich gilt dies aber, wie die Kostenkurve lehrt, nur innerhalb der 
einzelnen Intensitätsperioden, Die zunächst widerspruchsvoll erschei- 
nende Sachlage muß geklärt werden. 

Für den Verlauf der Verkehrs-, Kosten- und Tarifentwicklung 
innerhalb der einzelnen Intensitätsperioden, für den sich, wie ge- 
sagt, keine Schwierigkeiten ergeben, gilt ohne weiteres der 9. Lehr- 
satz: 

Innerhalb der einzelnen zwischen jedem In- 
tensitätsminimum und -maximum verlaufen- 
den Optimalperiode wirkt das (als 4. Lehr- 
satz bezeichnete) Preisgesetz des Verkehrs 
und damit auch die als 5. Lehrsatz erkannte 
Tarifbildungslehre: Der Tarif schafft dich- 
testen Verkehr, damit niedrigste Selbst- 
kosten und damit niedrigste Preisnormie- 
rungsmöglichkeit—ohne jedeEinschränkung. 

Über den Scheitelpunkt der Intensitätsperiode hinaus aber ergeben 
sich grundlegende Verschiedenheiten bezüglich des Verlaufs der Linien 
der Verkehrsmenge und der Selbstkosten. Die Linie der Verkehrsmenge 
steigt bei entsprechender Tarifsenkung auch weiterhin voraussichtlich 
an. Die Linie der Kosten pro Einheit aber sinkt an diesem Punkte nicht 
weiter, sondern im Gegenteil, sie erfährt zunächst eine Steigerung. Würde 
nun die Steigerung der Verkehrsmenge über den Maximalpunkt hinaus 
gerade auf Grund jener besonderen Verkehrssteigerungsfähigkeit herbei- 
geführt, die dem Tarif über alle anderen Preisformen (nach dem 3. Lehr- 
satz) innewohnt, so hätte in diesem Falle diese besondere dem Tarif zu 
dankende Verkehrssteigerung nicht zu einer Absenkung der Selbstkosten, 
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sondern im Gegenteil zu ihrer Steigerung geführt (da ohne die beson- 
dere Verkehrsstimulierung durch den Tarif Verkehrsmengen und Selbst- 
kosten noch innerhalb der niedrigeren Intensitätsperiode verblieben 
wären); ja, es wäre sogar durchaus möglich, daß auch die Nettorein- 
einnahmen des Tarifs hiernach geringer geworden wären als vor Über- 
schreitung des Maximalpunktes, wie das folgende Beispiel beweisen mag: 

Die gegenwärtigen Selbstkosten eines Bahnunternehmens, das für 
die bei ihm in Frage kommenden Verfrachtungen 15 Rpf. pro Tonne er- 
hebt, betragen 200 000 RM; dabei werden gegenwärtig 2000 000 t ge- 
fahren, Die Tonne ist also mit 10 Rpf. Selbstkosten belastet, und die 
Tarifeinnahmen des Unternehmens betragen 300 000 RM, — Durch Tarif- 
verbilligung auf 11 Rpf. pro Tonne wird die Verkehrsmenge auf 3 000 000 
Tonnen gesteigert. Zugleich werden dadurch die Selbstkosten auf 250 000 
Reichsmark erhöht. Ergebnis ist dann, daß durch die Tarifermäßigung 
um 4 Rpf. nicht nur die Verkehrsmenge verbessert, sondern auch die 
Selbstkosten von 10 auf 8,53 Rpf. pro Einheit gedrückt worden sind. Vom 
Mengen- wie vom Kostenstandpunkte aus erscheint hiernach der Erfolg 
der Tarifermäßigung als befriedigend. Andererseits aber sind trotz der 
Steigerung der verfrachteten Mengen von 2 000 000 t auf 3 000 000 t und 
trotz der Absenkung der Kosten um 1,67 Rpf. pro Einheit die Einnahmen 
von 300 000 auf nur 330000 RM gestiegen. Es ergibt sich, wenn man 
von den Tarifeinnahmen des ersten Falles, nämlich (15 Rpf. X 2.000 000 
Tonnen =) 300 000 RM die dabei entstandenen Selbstkosten von 200 000 
Reichsmark abzieht, ein Reinergebnis für das Unternehmen von 100 000 
Reichsmark. Im zweiten Falle hingegen bleibt, wenn man von den Tarif- 
einnahmen von (11 Rpf. X 3.000 000t=) 330.000 RM die diesmal ent- 
standenen höheren Selbstkosten von 250 000 RM abzieht, ein Reingewinn 
von nur 80000 RM. Der Reingewinn ist also um 20.000 RM gefallen. 
Und dies zwar, obgleich man dem Ziel möglichster Kostensenkung näher- 
gekommen und auch eine Verkehrs- bzw, Tarifmengensteigerung in Rich- 
tung auf das sog. „Optimum“ eingetreten ist. Die Bewegungen der drei 
Größen des 5. Lehrsatzes: Verkehrsmenge — Selbstkosten — Tarif voll- 
ziehen sich eben, wie das Beispiel zeigt und die Lehrsätze 6, 7 und 8 
auch schon aussprachen, im Grunde unabhängig voneinander, und man 
kann daher bezüglich der gebotenen betriebswirtschaftlichen Behand- 
lung keine mathematische Formeln, sondern nur humanistisch-ökono- 
mische Folgerungen ziehen. Diese aber sind die folgenden: 

Letzten Endes ausschlaggebend für die ökonomische Beurteilung 
jeder Tarifmaßnahme ist allemal die Beeinflussung, die die Tarif- 
nettoeinnahme durch sie erfährt. Das Sinken des Gesamtgewinns 
des Tarifunternehmens von 100.000 RM auf 80.000 RM in dem soeben 
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behandelten Beispiel zwingt dazu, die von 15 auf 11 Rpf. durchgeführte 
Tarifsenkung als betriebswirtschaftlich! mißglückt zu bezeichnen, un- 
geachtet der günstigen Einzelfolgen, die sie auf dem Kosten- und auf 
dem Gebiete der Verkehrssteigerung zu verzeichnen hatte. Wir kommen 
zu dem 10. Lehrsatz: 
Ohne Rücksicht auf das Ergebnis in den 
verschiedenen Intensitätsperioden im ein- 
zelnen entscheidet sich das betriebswirt- 
schaftliche Werturteil über Tarifpreisbil- 
dungen entsprechend dem grundlegenden 
Wirtschaftszweck: mit möglichst geringem 
Aufwand möglichst großen Nutzen zu er- 
zielen — immer und ausschließlich danach, 
welche der Tarifbildungen den höchstmög- 
lichen Reingewinn bringt, und dies zwar 
gleichgültig, wie groß der dabei auf die 
Einheit umgesetzte Selbstkostenaufwand und 
gleichgültig, wie groß die dabei zum Um- 
satz kommenden Mengen sind", 

Der Lehrsatz 10 führt auch zur Rechtfertigung des 5. Lehrsatzes 
gegenüber der oben (S. 286/7) angestellten Erwägung: dem „Tarif“ sei die 
Schuld beizumessen, wenn dank seiner, alle anderen Preisarten über- 
ragenden Anreizkraft eine Optimalstufe überschritten und durch die 
dann unverhältnismäßig stark gesteigerte Selbstkostenlast das Tarifnetto- 
einkommen geschmälert wird. — So wenig wie Selbstkosten und Verkehrs- 
menge absolut feststehende Größen sind, so wenig ist dies auch der Tarif; 
und wenn dessen zu starke Anreizkraft die Verkehrsmengen über das er- 
wünschte (fälschlich „optimale“) Maß hinaus steigert und die Selbst- 
kosten dadurch stärker wachsen als die Verkehrsbruttoeinnahmen, so 
kann® dem höchst einfach abgeholfen werden: nämlich durch Anhebung 
des Tarifes. Denn für die gegebene Sachlage ist die Tarifhöhe dann ein- 

1 Vgl. obere Anmerkung 1 auf S. 277 und 285. 

2 Welch fundamentale Kluft Betriebswirtschaft und Volkswirtschaft trennt, 
zeigt sich kaum irgendwo stärker als hier. Denn es springt in die Augen, daß 
die Volkswirtschaft ganz anders als gemäß unserem 10. Lehrsatz urteilen 
muß: Die Volkswirtschaft ihrerseits legt höchsten Wert auf eine große bewältigte 
Verkehrsmenge; denn in dieser steckt die volkswirtschaftliche Neuleistung; 
das (private) Gewinnergebnis des Tarifunternehmers selbst ist ihr ziemlich 
gleichgültig. In der vorliegenden betriebswirtschaftlichen Untersuchung aber ist 
und bleibt, wie immer zu wiederholen ist, der volkswirtschaftliche Punkt nur am 
Rande interessant. Betriebswirtschaftlich entscheidet der höchste erzielbare pri- 
vate Nutzen. 

3 Und muß, vom betriebswirtschaftlichen Standpunkt aus! 
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fach nicht richtig. Endziel ist gemäß 10. Lehrsatz stets Erzielung höchst- 
möglichen Gewinnes, gleichgültig, innerhalb welcher Intensitäts- 
periode dieser erzielt wird, und gleichgültig, wie groß die Umsatzmenge 
des Tarifs und die Selbstkosten für die Einheit sind. Über allen ein- 
zelnen Intensitätsperioden gibt es für die grundsätzliche Tarifökonomie 
nur ein Optimum: Jenes des Wirtschaftseffektes, des höchsten Netto- 
gewinns. Ein „Optimum“ der Kosten oder der Verkehrsmenge kommt 
daneben nicht in Frage. Da kann es sich nur um „Maxima“ der Ver- 
kehrsintensität oder um „Minima“ der Kosten handeln. Diese Minima 
und Maxima aber sind betriebswirtschaftlich ebensowenig optimal, wie 
dies etwa der minimale oder maximale Tarif wäre. — Der Lehrsatz 4, 
das Gesetz der Massennutzung, erleidet also allerdings durch die Optimal- 
lehre eine gewisse (von der Wissenschaft übrigens nie verkannte, son- 
dern stets betonte) Einschränkung. Denn Kosten- und Verkehrsmengen- 
linie verlaufen jede für sich selbständig, und trotz ihrer grundsätzlich 
entgegengesetzten Richtung sind daher gelegentliche Mißverhältnisse in 
ihrer beider Linienführung unvermeidlich. Im Lehrsatz 5 aber tritt, 
solche Mißverhältnisse gegebenenfalls ausräumend, zu den beiden Linien 
der Kosten und der Verkehrsmenge nun noch eine dritte hinzu — die 
Linie des Tarifs —; und diese Linie des Tarifs wird souverän gemäß 
dem Willen des Tarifunternehmers geführt; und durch ihre primäre 
Regulierung, durch ihre Anhebung oder Absenkung, ist die Verkehrs- 
menge jeweils gerade so weit anzureizen oder so weit abzudrosseln, daß 
über die so sekundär geregelte Verkehrsmenge schließlich tertiär auch 
die Selbstkosten im Sinne der Erzielung des optimalen Nettogewinnes 
eingestellt werden. — Durch den erhöhten Verkehrsanreiz des Tarifs 
darf also das Gewinn-Bestergebnis nicht gefährdet, sondern gerade um- 
gekehrt muß durch die Tarifökonomie die Richtung auf das betriebs- 
wirtschaftliche Hochziel, den optimalen Nettogewinn, gesichert werden. 

Zwanglos haben die letzten Ausführungen auch schon zur Klärung 
der ausdrücklich bisher noch nicht beantworteten Frage geführt, welche 
von verschiedenen tarifarischen „Bestlösungen“, wie sie in mehreren 
hintereinander folgenden Intensitätsperioden vielleicht verschieden sich 
ergeben, den Vorzug verdient; ob hierbei die jeweiligen Größenzahlen 
des Verkehrs oder der Selbstkosten etwa doch eine gewisse Bedeutung 
haben. — Das ist nicht der Fall. Immer entscheidet vielmehr allein das 
grundlegende Wirtschaftlichkeitsgesetz: mit insgesamt möglichst ge- 
ringem Aufwand insgesamt möglichst hohen Nutzen zu erreichen. Die 
betriebswissenschaftlichet Tarifbildung hat schlechthin und ausschließ- 

1 Daß volkswirtschaftliche Erwägungen vielleicht zu anderen Tarifmaß- 


nahmen drängen können, ist in diesem Zusammenhange gleichgültig. Vgl. An- 
merkungen 1 auf S. 277 und 288, 
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lich auf Erzielung des höchsten Reinergebnisses ausgerichtet zu sein, 
ganz gleichgültig, ob dabei große oder geringere Verkehrsbewältigungen 
anfallen, gleichgültig, welcher wirtschaftliche Intensitätgrad — ein 
größerer oder geringerer — dabei in Frage kommt. — Es bleibt unein- 
geschränkt bei dem 10. Lehrsatz. 


2. Bedeutung des Unterschieds für das tarifökonomische Risiko. 

Nur im allgemein wirtschaftsbetrieblichen, nicht im eigentlich tarif- 
finanziellen Betrachte kann zwar nicht die Größe der bewältigten Ver- 
kehrsmenge, wohl aber die Ausrichtung nach möglichst geringen Auf- 
wendungen an Selbstkosten auch für die Tarifökonomie Bedeutung 
erhalten. Wirtschaftsbetrieblich bleibt die Möglichkeit nämlich zu be- 
achten, daß in Zeiten einer starken Mengenkonjunktur Tarifermäßi- 
gungen von bisher ganz unglaublichem Maße gemäß dem 10. Lehrsatz 
deswegen berechtigt sein können, weil gerade nur durch diese, vielleicht 
sehr gewaltsamen, Ermäßigungen noch immer steigende Mengen zum 
Transport bereitstehenden Gutes in Bewegung gebracht oder auf noch 
immer weitere Entfernungen transportabel gemacht werden können. Der- 
artige Ausweitung des Transportvolumens wird vielfach eine derartige 
Ausweitung des Transportapparates (infolge neuen Anlagenbaues u. dgl.) 
zur Voraussetzung und Folge haben, daß die ganzen und vorzüglich die 
festen Selbstkosten außerordentlich wachsen und schließlich gerade nur 
noch eben durch die ebenfalls ganz unverhältnismäßige Steigerung der 
Verkehrsmengen und damit der Tarifeinnahmen wettgemacht bzw. über- 
troffen werden. Will es dann das Unglück, daß ein wirtschaftlicher 
Rückschlag eintritt, so sinken die Verkehrsmengen und es sinken zwar 
auch die Selbstkosten, Bei letzteren aber nur die veränderlichen! Un- 
veränderlich bleiben die festen Selbstkosten, die Kosten des auf- 
geblähten Apparates, und diese festen Selbstkosten sind eben dreimal 
höher! als die veränderlichen. Das Risiko ertragbringender Weiter- 
führung des Betriebes bei eintretendem Rückschlag steigt also beim Auf- 
rücken der Verkehrsmengen in zu hohe Intensitätsstufen unverhältnis- 
mäßig, und als unverhältnismäßig gesteigert muß deswegen auch das Ab- 
schreibungsbedürfnis (besonders der zusätzlichen, nur für den über- 
steigerten Verkehr erforderten festen Anlagen) rechtzeitig erkannt wer- 
den. Mit erhöhten Abschreibungssätzen werden aber folgerichtig auch 
wieder die Selbstkosten, und damit auch wieder die einhaltbaren Tarif- 
satzminima, zum Steigen gebracht. Eine rechnerische Steigerung des 


1 Vgl. oben S. 282, 


Die Betriebswissenschaft des Eisenbahngütertarifs, 291 


Tarifreingewinns von 500.000 auf 550000 RM braucht also noch lange 
keine betriebswirtschaftlich unanfechtbare Verbesserung darzustellen, 
wenn Art und Abschreibungshöhe der Selbstkosten dabei nicht nach- 
geprüft sind, Bei aller Richtigkeit der Lehrsätze 5 und 10 wird zur 
Sicherstellung ihrer richtigen Anwendung daher doch hier auch noch 
ein 11. Lehrsatz, allerdings mehr praktischer Natur, anzuschließen 
sein, nämlich: 
Das Risiko des Wirtschaftserfolges der 
Tarifpreisfestsetzung wächst gegenüberdem 
Wachsen der Umsatzzahlen der Tarifbetriebe 
mit unverhältnismäßig größerer Schnellig- 
keit! 


Immerhin steht das Letztausgeführte streng genommen neben 
dem Tarif. Auf der Stufenleiter: erhöhte Abschreibungen, erhöhte 
Selbstkosten, erhöhte Tarife — steht der Tarifbildungssatz auf der 
letzten Sprosse! Das bedeutet: Der Tariftechniker seiner- 
seits kann, solange die finanz-administrative Sorge ihm nicht 
entgegengebracht wird, von der für ihn allein maßgebenden Aufgabe: 
aus den nun einmal bestehenden Finanz- und Verkehrsverhältnissen 
höchstmöglich gesteigerte Verkehrsmengen und entsprechend gesteigerte 
Tarifeinnahmen herauszuholen — nicht abgehen. Ihm kommt es schließ- 
lich und ausschließlich auf den betriebswirtschaftlich höchsterzielbaren 
Reingewinn an, und eine dabei parallel laufende u. U. immer größere 
Risikosteigerung ist nicht von dem Tarifpraktiker, sondern von anderen, 
insbesondere wohl meist von den eigentlichen Betriebs- und Finanzchefs 
zu vertreten. Denn diese anderen Dienste des Wirtschaftsbetriebs haben 
für die Richtigkeit der dem Preisansatz des Tarifpraktikers zugrunde 
liegenden Daten der Betriebs- und Wirtschaftsführung die Verantwor- 
tung zu tragen. 


Ganz zum Schluß dieser Erörterungen bleibt endlich noch darauf 
hinzuweisen, daß bei alten Tarifunternehmungen, wie v. a. also den 
Eisenbahnen, die praktische Tarifökonomie sich dadurch aufs Aller- 
wesentlichste vereinfacht, daß als natürlichste praktische Grundlage der 
Tarifökonomie von heute und morgen stets die Tarifbasis von gestern 
und heute gegeben ist. Nur in den seltensten Fällen steht man vor Ent- 
schlüssen, die wirklich neue Schritte betreffen. Meist geht es um ein 
kleineres oder größeres Ändern, dessen Ausmaße und Wirkungen sich 
aus Erfahrung und Statistik ziemlich genau im voraus berechnen lassen. 
Die praktischen Einzelheiten hierwegen werden erst im 2. Kapitel zu 
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würdigen sein (S. 297). Theoretisch aber besteht Sicherheit, und muß 

daher als 12. Lehrsatz ausgesprochen werden, 
daß jede Tariferleichterung, die das Tarif- 
unternehmen gibt, im Sinne einer Verkehrsanregung 
wirkt, und daß jede Verkehrsvermehrung eine sichere 
absolute Selbstkostenerhöhung, hingegen 
nur eine ungewisse Steigerung oder Minde- 
rung des Brutto- und erst recht des Netto- 
Tarifergebnisses zur Folge hat, 


VI. Zusammenfassung der theoretischen Tarifökonomie. 

Das ganze abstrakt-theoretisch gewonnene Ergebnis ist etwa wie 
folgt zusammenzufassen: 

Da der Tarif nicht auf Abschluß eines einzelnen Geschäftes über 
einen einzelnen Geschäftsgegenstand (eine Beförderung) mit einem ein- 
zelnen Interessenten als Tarifnehmer abzielt, er vielmehr auf durch 
Rechtspflicht gewährleisteten gleichartigen Abschluß aller äußerst in 
seinem Leistungsvermögen liegenden Geschäfte über denselben Lei- 
stungsgegenstand (Beförderung) mit allen Interessenten als Tarifneh- 
mern abgestellt ist, kann der Tarifpreis nicht kalkuliert und gebildet wer- 
den im Hinblick auf eine bestimmte einzelne (Beförderungs-) Leistung 
(als den Geschäftsgegenstand), und auch nicht in Hinblick auf eine nur 
gegenüber einem einzelnen Tarifnehmer allein ausführbare Leistung, und 
es können daher nicht in der beim Einzel- und Individualpreis üblichen 
Weise Selbstkostenansätze zur Bildung des Tarifpreises gefunden und 
dem Tarifangebot zugrunde gelegt werden. Andererseits aber bleibt die 
Tatsache bestehen, daß auch für das Tarifunternehmen, sinngemäß sehr 
ähnlich wie für das Einzel- und Individualpreisunternehmen, die wirt- 
schaftsgesetzliche Aufgabe besteht, die Gesamtheit seiner Tarifein- 
nahmen, d. h. die Tarifpreisbildung, im ganzen auf Gleichgewicht oder 
sogar auf Überschuß über die Gesamtheit der Selbstkosten abzustellen. 

Für diesen Endzweck der Totalselbstkostendeckung von wesentlich- 
ster Bedeutung ist die Tatsache, daß der Tarifpreis aufs stärkste auf 
Hebung der Nachfrage zugeschnitten ist. Kraft dieser Eigenschaft, die 
Nachfrage und damit die Verkehrsentfaltung denkbar stärkstens anzu- 
reizen, muß die Tarifpreisform bei gleicher Preishöhe und bei gleichen 
sonstigen Preisbedingungsgrundlagen gegenüber allen anderen Preis- 
formen zu optimaler Benutzung, höchstmöglicher Verkehrssteigerung 
führen und damit — da mit Steigerung des Verkehrs die Selbstkosten 
pro Einheit sinken —, auch geringste Selbstkosten zur Folge haben und 
demzufolge weitestgehende Senkung des Tarifpreissystems ermöglichen, 
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Für Verhältnis und Zusammenhang zwischen den drei Einflußmomenten 
Tarif, Verkehrsmenge und Selbstkosten bestehen keine mathematisch 
festen, sondern nur wirtschaftlich in Umrissen erkennbare Beziehungen, 
so daß die Tarifökonomie von Fall zu Fall ohne feste Regel aus den 
drei in wechselnden Wirkungen zueinander stehenden Faktoren das wirt- 
schaftlich jeweils Gewinnbringendste herauszufinden suchen muß. Grund- 
sätzlich aber bleibt es bei den gekennzeichneten großen Erkenntnissen 
und kann insbesondere auch nochmals die letzte Betonung des 5. Lehr- 
satzes wiederholt werden, daß bei gleichen Preis- und Leistungsvoraus- 
setzungen die Tarifpreisform unter allen denkbaren Preisnormierungen 
immer am billigsten bemessen werden kann, in sich also opti- 
male Preisbildung vom Gesamtstandpunkt beider 
betriebswirtschaftlich Beteiligter (Verfrachter 
und Frachtführer) gewährleistet. 


2. Kapitel. 
Praktische Tarifökonomie. 

Der für die praktische Tarifökonomie vielfach übliche Ausdruck 
„Tarifpolitik“ ist unangreifbar, wenn man ihn sinngemäß gleich mit 
etwa „Dividendenpolitik“, „Abschreibungspolitik“, „Bilanzpolitik“ 
und dergleichen mehr versteht. Mit Politik im allgemein gebrauchten 
Sinne, d. h. mit staatlicher Wirtschafts- oder gar Außenpolitik hingegen 
hat die praktische Tarifökonomie begriffsmäßig nichts zu tun, so bedeut- 
sam sie auch im einzelnen Falle von der Außen- oder Wirtschaftspolitik 
her beeinflußt oder gar geleitet werden kann. Denn die Tarifökonomie 
ist eine Technik, und zwar eine Betriebstechnik, genau so wie etwa die 
Brücken- oder Eisenbahnanlage und -betreibung Bau- und Betriebs- 
techniken sind. Und so umwälzend in wirtschafts-, außenpolitischer 
oder militärischer Beziehung alle diese Techniken in ihren Anlagen und 
Betrieben sein und wirken, ja sogar gedacht sein können, so wenig sind 
sie deswegen grundsätzlich politisch; vielmehr sind sie urzweck- 
mäßig fachlich, d. h. betriebswirtschaftlich; und gleich ihnen ist auch 
die Tarifökonomie grundsätzlich betriebswissenschaftlich und nicht 
politisch geartet, 

Die praktische Tarifökonomie kann also grundsätzlich nur nach 
betriebswirtschaftlichen Momenten behandelt werden. — Wenn man sie 
anders, etwa irgendwie „politisch“, behandelt, kommt man zu unmög- 
lichen Einseitigkeiten. Denn als beteiligt kann die Tarifökonomie 
(wie übrigens auch fast alle anderen ökonomischen Grundsparten) über- 
all, bei Handels-, Zoll-, Hygiene-, Währungs- usw. Politik anerkannt 
werden. Nirgends aber ergeben sich derart essentielle und maßgebende 
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Verbindungen, daß aus ihnen allein heraus die Gesamtheit der 
Tarifökonomie gegliedert und gewürdigt werden könntet, Der Zweck 
der Tarifökonomie ist und bleibt betriebswirtschaftlicher Natur, und 
damit entscheidet sich auch ihr Wesen. 

Eine andere Frage ist freilich, ob diese grundsätzlich betriebs- 
wissenschaftliche Behandlung nicht durch Berücksichtigung der eigent- 
lich politischen und vor allem der volkswirtschaftlichen Gesichtspunkte 
sachlich stark beeinflußt, ja sogar stellenweise vielleicht ausschlag- 
gebend geleitet werden muß. Hier wird als bedeutsamst das Ergebnis 
des theoretischen Kapitels zu beachten sein, daß der Tarif unter den 
verschiedenen Preisformen besonders stark nach der Nachfrageseite 
orientiert ist (oben S. 292) und die Gesichtspunkte der Nachfrageseite 
nicht diejenigen der eigenen Betriebswirtschaft sind, sondern umge- 
kehrt gerade diejenigen alleranderen deutschen Wirtschaften und 
Betriebe, mit anderen Worten diejenigen der ganzen übrigen Volkswirt- 
schaft im Gegensatz zu denen der eigenen Wirtschaft begreifen. Wenn 
in unvermeidlicher Folgegabe an diese Tatsache die im 1. Kapitel so 
streng durchgeführte Beiseitelassung des volkswirtschaftlichen Ele- 
mentes demnächst im 2. Kapitel scheinbar nicht mit der gleichen 
Schärfe durchgeführt wird, so ist diese Verschiedenheit der Behandlung 
doch nur scheinbar; denn auch in den uns nunmehr beschäftigenden 
praktischen Erwägungen des 2. Kapitels erfolgt die Berücksichtigung 
des volkswirtschaftlichen Momentes nicht um der Volkswirtschaft als 
solcher willen, nicht also „aus eigenem Recht“, sondern stets lediglich 
unter dem betriebswirtschaftlichen Gesichtspunkt der Pflege der Nach- 
frage, kaufmännisch gesprochen der „Behandlung der Kundschaft“. — 
Der damit gemachte Unterschied wird freilich in der Auswirkung von 
keiner großen Bedeutung sein. Denn die in der nationalökonomischen 
und in der aktuell-politischen Literatur der letzten Jahre? oft genug 
betonte Wahrheit, daß die Eisenbahnunternehmungen schon aus reinst 
privaten Nützlichkeitserwägungen zu einer Geschäfts- und insbesondere 
Tarifpolitik gezwungen sind, die mit der Förderung der Volkswirtschaft 
ihres Heimatlandes sich deckt, ist für den Betriebswirtschaftler nicht 

1 Dieser Erkenntnis verschließt sich auch weder Seidler & Freud, „Die 
Eisenbahntarife in ihren Beziehungen zur Handelspolitik“, Leipzig 1904, noch 
etwa Gabriel, „Außenhandel und Eisenbahn-Gütertarifpolitik“, Wien 1934, 

2 Vgl, u. a. Spiess, Zeitung des Vereins Deutscher Eisenbahnverwaltungen 
1929, 8.1809 1.; Saitzew, „Die volkswirtschaftlichen Aufgaben und die wirtschafts- 
politische Behandlung der Eisenbahnen“. Verlag Librairie-Rdition S.A. Bern 
1932. — Schroiff, „Die Eisenbahntheorien in Deutschland, England und Ame- 
rika“, Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlicher Verlag E.V., Münster 
(Westf.) 1938, 
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weniger zutreffend und verbindlich als für den Volkswirtschaftler. Aus 
betriebswirtschaftlichen Nützlichkeitserwägungen muß der Bahnunter- 
nehmer sich in seiner Tarifökonomie volkswirtschaftlich orientieren. 
Dasselbe Vorgehen im einzelnen Falle mag die volkswirtschaftliche Be- 
trachtung objektiv-sachlich, die betriebswirtschaftliche Betrachtung 
subjektiv-motivisch begründen. Entscheidende Tatsache aber ist, 
daß beide Betrachtungen praktisch auf dasselbe Vorgehen heraus- 
kommen, und daß — um wieder auf den hier eigentlichen betriebswissen- 
schaftlichen Boden zurückzutreten — eben auch die praktische Betriebs- 
wissenschaft des Eisenbahntarifes zur Richtschnur sich die Wahrung 
des volkswirtschaftlichen Zieles nehmen muß. 


I. Allgemeine Maßnahmen der Tarifschöpfung. 


Schon im theoretischen Teil! wurde erkannt, daß auch ein Eisen- 
bahntarifunternehmen unter der Preisformel des Angebotspreisgesichts- 
punktes: Selbstkosten plus Gewinnzuschlag — arbeitet mit der Ein- 
schränkung, daß nicht die (unfeststellbaren) Selbstkosten für das 
einzelne Tarifgeschäft, sondern die Selbstkosten des ganzen Betriebes 
in ihrem zusammengefaßten Betrage — zuzüglich oder auch 
nicht zuzüglich eines Gewinnzuschlags — als der Ergebnisbetrag ins 
Auge gefaßt werden, den die gesamten Tarifpreiseinnahmen minde- 
stens erreichen müssen. 


Daß mit dieser gegenüber den anderen Preistypen eingeschränkten 
Tarifpreisbildungsformel unter Umständen noch eine praktisch brauch- 
bare Grundlage für die Konstruktion des Tarifpreises gegeben sein 
kann, hat das im theoretischen Teil (8.276 im Anschluß an den 2, Lehr- 
satz) schon gegebene Beispiel eines reinen Spezialbeförderungs-Bahn- 
unternehmens erwiesen, bei dem ein einziger Frachtpreis derart über- 
ragende Bedeutung gegenüber den anderen Tarifbildungen besitzt, daß 
aus den Tarifeinnahmen dieses einen Tarifsatzes allein die gesamte 
Selbstkostenbelastung der ganzen Bahn gedeckt werden muß. Immerhin 
ist dieser Fall, wenn auch -— wie an der angeführten Stelle schon be- 
tont — nicht praktisch bedeutungslos, so doch ein Ausnahmefall, und 
es handelt sich jetzt hier darum, zu- prüfen, ob und bis zu welchem 
Grade die an der oben angeführten Stelle für alle anderen Fälle noch 
verbliebene Lücke in der theoretischen Erkennungsfähigkeit des wirt- 
schaftsgesetzlich forderbaren Tarifpreises etwa mit praktischen Er- 
kenntnismitteln ausgefüllt werden kann. 


` Vgl. insbesondere 2, Lehrsatz. 


296 Die Betriebswissenschaft des Eisenbahngütertarifs. 


Bei der Kunst, den betriebswissenschaftlich richtigsten, d. h. mög- 
lichst großen Ertrag bringenden Preis für die Tarifgebarung des Bahn- 
unternehmens auszumitteln, handelt es sich um eine Gabe volks wirt- 
schaftlicher Urteilsfähigkeit. Denn schon oben im theoretischen Teile 
wurde dargetan, daß das günstigste Ergebnis der Tarifbildung abhängt 
von möglichster Verkehrssteigerung und dadurch möglichster Selbst- 
kostenminderung, daß aber ein konstantes Verhältnis weder zwischen 
Verkehrssteigerung und Kostensenkung, noch zwischen Verkehrsmenge 
und Tarif, noch gar zwischen Kostensenkung und Tarif besteht (Lehr- 
satz 5, 6, 7 und 8). Eine mathematische Feststellung, wie das günstigste 
Tarifergebnis aus Verkehrsmenge und Selbstkostenniedrigkeit sich be- 
ziffert, kann hiernach nicht getroffen, sondern nur mit wirtschaftlichem 
Urteilsvermögen von Fall zu Fall das richtigstmögliche gefunden 
werden. So fest es steht, daß jede Tarifermäßigung an sich eine an- 
regende Wirkung auf den Versand der Güter ausübt (Lehrsatz 12), auf 
Grund des billigeren Tarifs also größere Mengen zum Versandangebot 
grundsätzlich kommen sollten, so wenig steht fest, ob im einzelnen Falle 
aus diesen allgemeinen Volkswirtschaftsvoraussetzungen heraus ein 
solcher Mehrverkehr sich tatsächlich entwickeln wird undüberhaupt 
sichentwiekelnkann. Auch die stärkste Tarifermäßigung kann 
unter Umständen einfach mangels Vorhandensein der erforderlichen wei- 
teren Mengen verkehrs- und einnahmesteigernd zugunsten der Eisenbahn 
nicht wirken!, Damit aber nicht genug, wurde im theoretischen Teil? auch 
schon dargetan, daß, selbst wenn der verkehrssteigernden Wirkung von 
Tarifermäßigungen auch keine volkswirtschaftlichen Hinderungsgründe 
entgegenstehen und die Tarifermäßigung sich tatsächlich verkehrs- 
steigernd auswirkt, doch durchaus noch nicht erwiesen ist, daß auch die 
Nettoeinnahmen der Eisenbahn hierdurch eine Steigerung erfahren, 
Bevor eine Tarifmaßnahme durchgeführt wird, wird daher der volks- 
wirtschaftlichen Beurteilung unterliegen müssen die Frage, ob eine Ver- 
änderung der bisher auf den Tarif abgefertigten Verkehrsmengen — bei 
Tarifermäßigungen im Sinne der Verkehrssteigerung, bei Tariferhöhun- 
gen im Sinne der Verkehrsminderung — zu erhoffen bzw. zu befürchten 
ist und wie hoch diese Änderungen wahrscheinlich der Menge nach 
sich belaufen werden; dieser rein volkswirtschaftlichen Beurteilung 
wird weiter die finanz- bzw. betriebstechnische Beurteilung zur Seite 
treten müssen, wie weit hieraus eine Steigerung oder Senkung der 

1 Vgl. auch schon oben S. 284. 

2 S, 287 ff., insbesondere das dort gegebene Beispiel. 


Die Betriebswissenschaft des Eisenbahngütertarifs. 297 


Selbstkosten! sich ergeben wird. Auf Grund dieser teils volkswirtschaft- 
lichen, teils eisenbahnfachlichen und kaufmännischen — und damit be- 
triebswirtschaftlichen — Erwägungen wird dann im praktischen Einzel- 
falle die tarifökonomische Entscheidung zu treffen sein. 

Die nunmehr ein volles Jahrhundert alte Übung des Eisenbahn- 
tarifwesens gibt dabei dem praktischen Tarifökonomen eine Reihe von 
Erfahrungssätzen an die Hand, die, soweit nicht ganz außergewöhnliche 
und jedes erfahrungsmäßige Maß überschreitende Maßnahmen in Frage 
kommen, sich fast in allen Fällen bewahrheiten werden und daher zu 
ziemlich ausnahmsloser Befolgung in der Praxis empfohlen werden kön- 
nen, Zunächst bieten sich in diesem Sinne eine Reihe Erfahrungslehren 
für die Fälle allgemeiner Tarifänderungen dar, 


A. Tarifänderungen. 

Besondere Vorsicht ist geboten zunächst gegenüber einer bei den 
praktischen Tarifpolitikern häufig gehegten Meinung, daß bei sinkender 
Konjunktur die Wirtschaftsbewegung aufgehalten oder gar zur Umkehr 
gebracht werden könnte durch eine Eisenbahntarifermäßigung. So schön 
es wäre, wenn man durch Absenkung des Tarifs den stockenden Puls 
der Wirtschaft wieder auf seine alte Schlagzahl zurückbringen könnte, 
so gilt doch nach aller praktischen Erfahrung die praktische 
Lehre (1), 

daß bei sinkender Konjunktur tarifarische 
Auffangmaßnahmen meist wirkungslos ver- 
puffen und den Verfallder Konjunktur durch 
die vonihnen ausgehende finanzielle Schwä- 
chung des Eisenbahnwesens selbst meist nur 
mehr beschleunigen, als etwa Mehrverkehr 
ihrerseits bringen? 

31 Auf den ersten Blick erscheint es widerspruchsvoll, daß hier eine Er- 
mittelbarkeit der Selbstkosten angenommen ist, während im theoretischen Teil 
die Auffassung vertreten wurde, die Selbstkosten seien für das einzelne Tarif- 
geschäft nicht zu ermitteln. Indessen handelt es sich hier zunächst nur um 
die Tarifpolitik im ganzen, d. h. — tariftechnisch gesprochen — nur um lineare 
Tariferhöhungen und -ermäßigungen, und damit also nur um Fragen der G e- 
samtbetriebseinnahmen und -ausgaben, für welche die mindestens annähernde 
Schätzbarkeit auch früher schon stets bejaht war, und im übrigen wird weiter 
unten (vgl. v, a, S. 334) noch im einzelnen dargetan werden, in welchem Sinne 
und Umfange Selbstkostenerkenntnisvermögen praktisch überhaupt und für den 
einzelnen Fall besonders sich ergehen kann. 

7 Vgl. hierzu Rieger, „Konjunkturpolitik der Eisenbahnen“, Tübinger wirt- 
schaftswissenschaftliche Abhandlungen, 4. Folge, Heft 10, W. Kohlhammer Ver- 


lag, Stuttgart-Berlin 1937, nebst der Besprechung in „Reichsbahn“, Heft 46, vom 
17, November 1937, S. 1030, 
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Den Grund für diesen Erfahrungssatz bildet die Tatsache, daß die Eisen- 
bahnfrachten eben nur einen ganz kleinen Teil der gesamten Erzeugungs- 
und Wirtschaftslasten ausmachen, und durch ihre Veränderung um wenige 
Prozente daher das Ganze der gesamten Wirtschaftslage nicht ernstlich 
verbessert und verschlechtert werden kann. Die Wirkung von Tarif- 
änderungen ist, wenn man das Ganze der Wirtschaftsbewegung und nicht 
etwa nur das eine oder andere besonders frachtempfindliche Gut be- 
trachtet, viel weniger auf materiellem als auf psychologischem Gebiet 
zu suchen. Mit Rücksicht hierauf sei als weitere praktische 
Lehre (2) verzeichnet, daß 
es sich nicht empfiehlt, in Zeiten sinkender 
Konjunktur Tariferhöhungen herauszubrin- 
genindernaheliegenden Absicht, angesichts 
der allgemein sinkenden Verkehrsmengen die 
eigenen Eisenbahnfinanzen durch gestei- 
gerte Einnahme auf die verbleibende ein- 
zelne Verkehrs- und Tarifeinheit vor Schä- 
digungen zu bewahren. 

Tariferhöhungen bei sinkender Wirtschaftsbewegung können dank 
ihrer von der Massenpsychologie als symptomatisch angesehenen Be- 
deutung viel stärkere Einschränkungen des Verkehrs zur Folge haben, 
als es nach dem zahlenmäßigen Betrage der Erhöhung an sich begründet 
ist, und sie können damit dem eigenen Unternehmen mehr Schaden als 
Nutzen bringen. Dagegen — praktische Lehre (83) — 

gefährden bei steigender Konjunktur Tarif- 
erhöhungen den Wiederanstieg der Kon- 
junktur nicht. 

In solchen Zeiten kann die Geringfügigkeit einer Tarifmehrlast 
gegenüber dem Gesamten des Wirtschaftsgefüges leicht hingenommen 
werden. Eine psychologische Bremswirkung ist in gehobenen Zeiten des 
Unternehmergeistes häufig auch nicht nur unbedenklich, sondern sogar 
angebracht; und dem Eisenbahnunternehmen kann, wenn es sich um eine 
früher oder später ohnedies unvermeidliche Maßnahme handelt, mit der 
Anhebung des Tarifes in solchem Zeitpunkt häufig eine dauernde Sta- 
bilität gesichert werden, die ihm in jeder anderen Zeit schwerlich ohne 
fühlbare Belastung der Wirtschaft zuzuführen wäre, 

In Verfolgung aller im Vorstehenden entwickelten Gedankengänge 
ist schließlich — als praktische Lehre (4) — 

ein erhebliches Fragezeichen zu machen 
hinter die Behauptung vieler Volkswirt- 
schaftler, bei steigender Konjunktur wirke 
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eine Eisenbahntarifermäßigung derart an- 
regend, daß dadurch nicht nur der Gemein- 
wirtschaft, sondern auch der Finanzwirt- 
schaft des Eisenbahnunternehmers mehr 
Nutzen als Einbuße durch die pro Einheit 
verringerte Einnahme erwachse. 

Gerade in Zeiten beginnenden Wirtschaftsaufstiegs ist die psycho- 
logische Verfassung schon im allgemeinen stets derart, daß es einer 
besonderen Anfeuerung des kaufmännischen Unternehmergeistes nicht 
noch bedarf, Man kann in diesen Zeiten die Wirtschaft mindestens sich 
selbst überlassen, wenn nicht gar eine ausdrückliche Mahnung zur Vor- 
sicht und Behutsamkeit von vornherein gegenüber allzu großem Opti- 
mismus angebracht ist. Außerdem kann die Behauptung von der beson- 
ders anregenden Wirkung der Tarifermäßigungen bei ansteigender Kon- 
junktur zu ihrem Beleg nur auf die an sich selbstverständliche Erfah- 
rungstatsache Bezug nehmen, daß bei steigender Konjunktur die Ver- 
kehrsmengen überhaupt wachsen. Das tun sie aber sowohl mit, wie ohne 
Tarifermäßigung. Der Nachweis, daß die Einnahmezahlen von durch 
die Tarifermäßigung erfaßten Gütern gegenüber den anderen Verkehrs- 
steigerungszahlen besonders stark, geschweige denn in einem mit dem 
Maß der Tarifermäßigung in irgendwelche Beziehung setzbaren, ge- 
schweige denn in einem dem Wachstum der Selbstkosten überlegenen 
Maße gewachsen wären, ist noch für keinen Fall niemandem und nir- 
gends einwandfrei gelungen, übrigens auch noch gar nicht 
ernstlich unternommen worden, Tarifermäßigungen in solcher Ziel- 
setzung sind also bis zum Beweis des Gegenteils noch als verfehlte 
Experimente? zu erachten. 


B. Tarif-Neueinführung. 


Es mag befremden, daß sämtliche bisher gegebenen grundsätzlichen 
praktischen Lehren lediglich den Fall von Tarifänderungen be- 
treffen, mit anderen Worten von der Annahme des bereits bestehenden 


A Es ist übrigens bemerkenswert, wie außerordentlich spärlich bisher * 
exakte Untersuchungen über einzelne praktische Fälle stattgehabter Tarifände- 
rungen überhaupt unternommen sind. Mag auch in gewissen Füllen und zu 
gewissen Zeiten die Eisenbahnverwaltung selbst hierbei sich Zurückhaltung auf- 
erlegen müssen, so trifft dies allgemein doch durchaus nicht zu, und hier handelt 
es sich wirklich um ein Gebiet, wo noch wissenschaftliches Neuland zu bearbeiten 
ist, (Vgl. etwa den Versuch Spiess, Verkehrstechnische Woche XXVII. Jahrgang, 
Heft 46 vom 15. November 1938 und Heft 47 vom 2, November 1933.) 


. 2 D.h, immer nur vom privatwirtschaftlichen Standpunkt aus. Volkswirt- 
wirtschaftlich kann die Sache ganz anders liegen. 
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Bahnunternehmens und Tarifs ausgehen, den Fall der ersten Betriebsauf- 
nahme bei einem n eu en Eisenbahnunternehmen aber scheinbar nicht be- 
rücksichtigen. Für die moderne praktische Tarifökonomie ist indessen 
der Fall der Tarifänderung sozusagen der einzige, der noch wirkliche Be- 
deutung hat. Dies wurde als allgemein gültige Feststellung schon im 
theoretischen Teile (S, 291) betont. Immerhin soll der Vollständigkeit 
halber hier auch noch die Tarifökonomie gewürdigt werden, die für ein 
vollkommen neues Eisenbahntarifunternehmen praktisch und richtig er- 
scheint. 

Wenn ein Eisenbahnunternehmen seinen Betrieb zum ersten Male 
aufnimmt, so fehlen zunächst noch alle Kenntnisse bezüglich der dem- 
nächst anfallenden Verkehrsmengen sowohl wie auch der damit ent- 
stehenden Selbstkosten. Selbst wenn — was zweifelhaft! — es möglich 
sein sollte, die technischen Berechnungsgrundlagen für die Selbstkosten 
des künftigen Unternehmens bis auf den letzten Rest genau zu ermitteln, 
so bleibt offen doch immer noch die Frage, wie stark der Verkehr auf dem 
neu betriebenen Bahnunternehmen sich entwickeln wird, und davon hängt 
dann wieder (gemäß den theoretischen Erkenntnissen in Lehrsatz 4 und 
Lehrsatz 5) die Höhe der Selbstkosten pro gefahrener Einheit und damit 
auch pro berechenbarer Tarifeinheit ab. Bei der seinerzeitigen Inbetrieb- 
nahme neuer Bahnen hat in der Tat für die Vorschätzung der demnäch- 
stigen Verkehrsentwicklung jedweder Anhaltspunkt aus dem Eisenbahn- 
betriebe selbst gefehlt, 

Will ungeachtet dieser zwingenden Umstände auch in solchem Falle 
man aber doch auf die Verwendung gewisser in Erfahrungs- 
tatsachen belegten Verkehrs- und Selbstkostenannahmen für die Tarif- 
bildung nicht verzichten, so bleiben als Anhaltspunkte hierfür nur 
Größen, die von anderswoher als aus dem eigenen Betriebe, und zwar 
im wesentlichen aus dem Material entnommen werden, das bei dem Ver- 
kehrsunternehmen erwachsen ist, das bisher die künftig von dem neuen 
Eisenbahnunternehmen betriebene Beförderungsaufgabe löste. Wenn 
dieses frühere Verkehrsunternehmen nun verhältnismäßig primitiver 

. Natur war, vielleicht nur aus einem oder mehreren Fuhrwerksbetrieben 
im Überland-Rollgeschäft bestand, so wird statistisches Material über 
Verkehrsmengen oder Selbstkosten im einzelnen dort kaum vorhanden 
und, wenn vorhanden, vielfach nicht zu erlangen sein. Bekannt oder zu- 
verlässig feststellbar ist alle Male nur eines, nämlich der Preis, zu dem 
bisher ortsüblicherweise in den Verkehrsbeziehungen des künftigen 
Eisenbahnunternehmens gefahren worden ist. Dieser Preis hat für das 
Eisenbahnunternehmen insofern Bedeutung, als die Eisenbahn, sofern ‚sie 
den Betrag ihres Tarifpreises auf gleicher Höhe mit diesem bisherigen 
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Preise hält, auf mindestens die gleichen Verkehrsmengen wie die bis- 
herigen Transportunternehmen wird rechnen können. Denn die bis- 
herigen Unternehmer fuhren, ohne bei der Beförderung die Vorteile der 
Tarifpreisform zu bieten; gemäß dem Lehrsatz 3 aber gewährt die Eisen- 
bahntarifpreisform dem Publikum Optimalanreiz und dem Bahnunter- 
nehmen Optimalabsatz, und das Bahnunternehmen wird daher bei glei- 
chem Preise auf optimalen und damit also besseren, mindestens gleich 
hohen Absatz rechnen können wie die bisherigen Fuhrunternehmer!. Sind 
aber die Verkehrsmengen mindestens gleich, so werden auch die Selbst- 
kosten des Eisenbahnunternehmens auf die Einheit grundsätzlich nicht 
höher, sondern niedriger zu veranschlagen sein als diejenigen der 
früheren Unternehmer, Denn wäre es anders, wären die Selbstkosten der 
Eisenbahn auf die Einheit berechnet höher als diejenigen der früheren 
Unternehmer, so wäre das ganze Unternehmen der Anlage eines Eisen- 
bahnunternehmens in dieser Verkehrsverbindung in der Wurzel schon 
falsch und sinnlos gewesen. — Kann aber hiernach mit mindestens der 
gleichen Verkehrsmenge und höchstens den gleichen Selbstkosten auf 
die Einheit für Eisenbahn und frühere Transportunternehmung ge- 
rechnet werden, so muß in der Preishaltung des älteren, ohne Tarife ar- 
beitenden Betriebs eine Preishöhe gegeben sein, zu der auch das neue 
Bahntarifunternehmen ertragbringend arbeiten kann. — 

Im übrigen wird aus den Preisverhältnissen des früheren Trans- 
Dortbetriebes mehr als jene obere Tarifgrenze exakt nicht zu gewinnen 
sein. Vielmehr ist allgemein nach der Entstehung aller Eisenbahnen 
sehr schnell eine zum Voreisenbahn-(Landstraßen-)Verkehr derart un- 
vergleichbare Entwicklung eingetreten, daß das Verkehrsvolumen sich 
baldigst vervielfacht, verhundert- ja vertausendfacht hat. In Folgegabe 
hieran ist dann auch der Tarifpreis auf einen geringen Bruchteil des 
früheren Einzelbeförderungspreises heruntergesetzt worden?, Genau das 
Gleiche, ja noch stärkere Steigerungen gegenüber dem bisherigen ent- 
sprechenden Verbrauche (an Feuerungs-, Beleuchtungsstoff und ähn- 


1 Vgl. oben S, 280. 

® Die volkswirtschaftliche Rückwirkung auf das früher dagewesene Einzel- 
preisverkehrsmittel interessiert in dieser betriebswirtschaftlichen Untersuchung 
grundsätzlich nicht. Es sei nur als Anhalt des Ausmaßes der Verkehrssteige- 
rung (im Gegensatz zur wettbewerbsmäßigen Verkehrsverlagerung) dar- 
auf hingewiesen, daß meist auch die alten Verkehrsmittel weiterhin Beschäfti- 
gung fanden, die Wirkung des Neueintritts des Tarifunternehmens also mehr in 
Verkehrsweckung als in Verkehrsansichziehung bestand. Bei der Weiterbeschäf- 
tigung der Einzelpreisfuhrgeschäfte ist freilich zuzugeben, daß diese weitere Be- 
schäftigung vielfach einen anderen Charakter angenommen (statt Urverkehr nur 


noch verstärkter An- und Abfuhrverkehr) und damit auch betriebswirtschaftlich 
sich verändert hat. 
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liches mehr) ergeben die Beobachtungen der anderen großen Tarifunter- 
nehmungen, wie vor allem der Gas- und Elektrizitätswerke — wenn 
einmal ausnahmsweise auf diese abgehoben werden darf —. Sie alle 
haben weit mehr neuen Bedarf geweckt, als nur alten an sich gezogen. 
So ist denn, zunächst bei diesen letzteren andersartigen Tarifunter- 
nehmungen!, dann aber auch bei den Eisenbahnneubauten, deren Er- 
tragsberechnungen anfangs immer noch auf den althergebrachten Ver- 
kehrsstamm sich stützten®, eine ganz selbständige, rein allgemeinwirt- 
schaftliche Vorbeurteilung der demnächstigen Umsatzmengen (z. B. nach 
Einwohnerzahlen, Gewerbebetrieben u. dgl.) Übung geworden, und man 
ist dabei zu so hohen Schätzungen des demnächstigen Verkehrs- 
aufkommens gelangt, daß die hiernach für die voraussichtliche Be- 
nutzungsintensität und damit für die Tarifbemessung in Betracht kom- 
menden Zahlen so völlig andere Grundlagen als der bisher vortarifliche 
Betrieb ergaben, daß jeder Rückgriff auf derart gemäß Lehrsatz 5 Ge- 
fundenes (wie er soeben noch als scholastisch etwa denkbare Möglichkeit 
behandelt wurde) praktisch als wertlos erkannt worden und diese Be- 
trachtungsweise aus dem Beginn der Eisenbahnära daher völlig außer 
Übung gekommen ist. Bei demnächstiger Tarif ein f ü h r u n g kann die 
von dem früher tätig gewesenen Transportbetriebe angeforderte Preis- 
höhe auf die Entschließung des neuen Eisenbahnunternehmens nur 
noch dieselbe Bedeutung haben, wie sie die bislang bestehende Tarifhöhe 
bei einem schon bestehenden Eisenbahnunternehmen für etwaige Ent- 
schlüsse bei Tarifänderungen hat: An Stelle des heute gültigen 
und abänderbaren Tarifs tritt der bisherige private Unternehmerpreis- 
satz. Im übrigen aber ordnet der Fall sich unterschiedslos der prak- 
tischen Tarifökonomie bei einem schon bestehenden und bislang schon 
Tarifpreise erhebenden Bahnunternehmen ein, und für diesen Fall sind 
die sich empfehlenden vier praktischen Lehren schon oben unter A ge- 
geben worden. 
Aus allem Gesagten ergibt sich eine (5.) praktische Lehre, 
nämlich: 
Ein neu in Betrieb tretendes Eisenbahn- 
tarifunternehmen findet in den Preisen des 
älteren,bisherdiegleiche Verkehrsbeziehung 
ohne Tarif bearbeitenden Betriebs eine 
Höchstgrenze, über die die Bahn ihren Tarif 


1 D, h. bei Elektrizitäts-, Gaswerken, Telephon-, Kabelgesellschaften 
u. dgl. m, 

2 Vgl. z. B. Rank, „Das Eisenbahntarifwesen in seiner Beziehung zu Volks- 
wirtschaft und Verwaltung“, Wien 1895, S. 270 ff. 
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keinesfalls zu steigern braucht, um ihr Wirt- 
schaftsziel ertragbringender Arbeit zu er- 
reichen. Im übrigen finden die praktischen 
Lehren für den FallvonEisenbahntarifände- 
rungen (Lehre 1—4) im Falle der Neueinrich- 
tung eines Eisenbahntarifbetriebes mit der 
Maßgabe Anwendung, daß als bisheriger 
Tarifstandim Sinne dieser Lehren die Preis- 
haltung des bisherigen Verkehrsbetriebes 
zu betrachten und zu bewerten ist. 


II. Einzelne Maßnahmen der Tarifschöpfung. 


Die Lehren der praktischen Tarifökonomie beschränken sich nicht 
nur auf die Fälle allgemeiner Tarifänderungen, sondern sie befassen sich 
auch mit den einzelnen, sachlich begrenzteren Tarifbestimmungen 
und -maßnahmen. Denn der 5. Lehrsatz: Der Tarif schafft dichtesten 
Verkehr und damit niedrigste Selbstkosten und damit beste Voraus- 
setzung, den Tarifpreis niedrigstmöglich zu normieren — gilt zwar sach- 
lich für die Gesamtheit des Tarifwesens in gleicher Weise. In seiner 
zahlen- und verhältnismäßigen Auswirkung aber besitzt er bei den ver- 
schiedenen Beförderungselementen, sowohl was Güter, wie was Ent- 
fernungen, wie was Ladungs- und alle sonstigen einzelnen Tarifvor- 
schriften betrifft, eine ganz verschiedene Bedeutung. Es gilt daher, einen 
Überblick über die ganze grundsätzliche Vorgehensweise, Einzelbehand- 
lung und Wirkung der Tarifökonomie zu gewinnen, 

Hierbei muß aber der weiteren Untersuchung zunächst eine beson- 
dere Einschränkung vorausgeschickt werden: Minimalsendungen (im 
kaufmännischen Sinne) werden im folgenden nicht behandelt! — Der 
Eisenbahngütertarif zerfällt bekanntlich in Stückgut- und Wagenladungs- 
tarif. Für das charakteristische Wesen des Eisenbahngütertarifs als sol- 
chen aber kommt allein der Wagenladungstarif in Frage, Für den Stück- 
guttarif gilt dasselbe, was betriebswirtschaftlich für das Detailgeschäft 
ganz allgemein gilt: Der Detailkaufmann arbeitet ausschließlich auf Ge- 
winnerzielung vom Tag zum Tag, von einem Umsatz zum anderen Umsatz. 
Das einzige, was der Detaillist in der langen Linie verfolgt, ist die Pflege 
seines persönlichen Kredits, seines persönlichen Leumunds als gewissen- 
hafter und zuverlässiger Kaufmann. Eine sachliche Handelspolitik, die 
irgendwie auf Beeinflussung, Stabilisierung, geographische Abrundung 
oder dergl. seines Handelsbetriebs und des Marktes seiner Brancheartikel 
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gerichtet wäre, betreibt der typische Detaillist nicht!, Seine volkswirt- 
schaftliche Rolle geht im wesentlichen nicht über die des persönlichen 
Warenaustauschvermittlers hinaus; sachliche Zielsetzungen über die Er- 
haltung und Förderung der eigenen Existenz, d. h. des eigenen kaufmän- 
nischen Gewinns hinaus bestehen bei ihm nicht. Daraus ergibt sich aber 
zwangsläufig eine rein auf jeweils momentanen Gewinn abgestellte, d. h. 
eine schlechthin Selbstkostendeckungs-Preispoli- 
tik kürzester Rechnung, 


Und ganz gleiches gilt auch für den Stückgutverkehr der großen 
isenbahnunternehmungen. Nicht immer hat diese Erkenntnis bestan- 
den; nicht immer war die Sachlage so eindeutig, und nicht immer konnte 
auch mit Rücksicht auf die jahrzehntelange tatsächlich reine Monopol- 
stellung des Eisenbahnverkehrs die Berücksichtigung der „Kundschaft“, 
d.h. bei der Eisenbahn: die Berücksichtigung der volkswirtschaftlichen 
Interessen, so vollständig im Stückgut zurückgestellt werden, wie dies 
seit der Entwicklung des anderen modernen Landverkehrsmittels, des 
gerade auf kleinere Mengen zugeschnittenen Kraftwagens, heute möglich 
ist, Heute braucht die Eisenbahn den Kleinverkehr nicht mehr restlos 
auf ihre Schultern zu nehmen, und heute kann sie daher, soweit sie den 
sich großen Gesichtspunkten entziehenden Stückgutverkehr betreibt?). 
diese Verkehrsbetreibung auch unter den beim Detailhandel allgemein 
maßgebenden Gesichtspunkt der reinen Selbstkostenwahrnehmung in 
jedem einzelnen Falle stellen, Damit ergeben sich für den Stückguttarif 
aber sehr einfache und in keiner Weise eisenbahnbetriebswirtschaftlich 
besondere Gesichtspunkte. Der Stückgutverkehr wird — nehmt alles nur 
in allem! — sachgemäß ausschließlich dem Gesetz der Angebotspreis- 
bildung; Stückgutfracht höher als Selbstkosten — unterstellt, und da die 
Selbstkosten, wie im theoretischen Teil erkannt, im einzelnen nicht fest- 
stellbar sind, so kommt man auf einen einzigen, verhältnismäßigen hoch 
liegenden Stückgutfrachtentarif ab, demgegenüber — da die Selbstkosten 


! Anders die „großen“ Detailhäuser, d. h, Warenhäuser, Einheitspreis- 
geschäfte, Verlags- und Versandgeschäfte, Doch sind dies hier ebensowenig 
interessierende Sonderformen, wie auf dem Verkehrsgebiet etwa das Stückgut- 
Sammelgeschäft, 

2 Es gibt gewisse sehr beschränkte Ausnahmen: Während fast der ganze 
Stückgutverkehr auf die Gesamtbevölkerung verteilter, sozusagen Gelegenheits- 
verkehr ist, sind Teigwaren-, Holzwaren- und einige andere kleinere Industrien 
auf den Stückgutverkehr auch als normalen gewerbsmäßigen Verkehr eingestellt. 
In diesem Falle schreibt das Nachfrageinteresse ordnungsmäßiger Behandlung 
der Kundschaft gegebenenfalls auch eine weiterblickende Ökonomie in der Stück- 
guttarifgebarung vor, Doch sind dies, wie gesagt, ausnahmsweise hier im großen 
Zusammenhang vernachlässigbare Fälle, 
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nun einmal in allen Fällen die gleichen sind — irgendwelche Sonder- 
(z. B. Ausnahmetarif-) Bildungen nicht! in Frage kommen. Der Stück- 
guttarif hat — verglichen mit der übrigen Klein-Preisbildung — keinerlei 
betriebswirtschaftliches Preisspezifikum; er unterfällt lediglich den all- 
gemeinen betriebswirtschaftlichen Gesichtspunkten. Wie unter diesen 
Umständen die preisdarstellerische, d. h. tariftechnische Form gewählt 
wird, ist grundsätzlich gleichgültig. Nach allgemeinen Regeln wird vor 
allen Dingen den Erfordernissen der Kürze®, Klarheit und Einfachheit 
der Berechnungsgrundlagen Rechnung zu tragen sein; aber auch dies 
hat der Bahntarif mit allen anderen Klein-Preisbildungen in der Be- 
triebswirtschaft gemein, und irgendwie im besonderen braucht er daher 
in der hier gegebenen grundsätzlichen Darstellung der praktischen Eisen- 
bahngütertarifökonomie nicht mehr berücksichtigt zu werden. 

Ganz anders der Wagenladungstarif. Er arbeitet mit einer Fülle 
von Eigenartigkeiten sowohl auf der Seite des preisstellenden Fracht- 
führers, wie auch auf der Seite des nachfragenden Tarifinteressenten, 
und die Betrachtung des Wagenladungsgütertarifs kann daher kaum von 
genügend ursprünglichen, genügend allgemeingrundsätzlichen Ausgangs- 
punkten her eingeleitet werden. Es empfiehlt sich, auch hier der Unter- 
scheidung des 5. Lehrsatzes nach den drei Grundfaktoren: Tarif, Ver- 
kehrsmenge und Selbstkosten zu folgen. 


A. Menge (Güterart) der Beförderung. 


Was zunächst das Verhältnis zwischen Verkehrsmenge und 
Tarif betrifft, so muß hier zwar nochmals gemäß Lehrsatz 7 betont 
werden, daß eine gesetzmäßige Konstante zwischen Menge und Tarif 
nicht besteht. Die nähere Betrachtung des Verhältnisses beider Fak- 
toren zueinander wird damit hier aber nur um so notwendiger. Denn 
mangels mathematischer oder sonstwie prinzipieller Grundlage bleibt, 
um die Stellung der in ihrer Gesamtheit den Begriff Verkehrsmenge aus- 
machenden Güter im Tarife und unter- und zueinander im Einzelfalle zu 
regeln, damit ja überhaupt nur noch die praktische Tarifökonomie. 

Ohne weiteres leuchtet ein, daß die verschiedenen Güter, die für 
den Eisenbahnversand in Frage kommen, in sehr verschiedenem Maße die 
Fähigkeit besitzen, beim Versande Frachtbelastungen zu vertragen bzw. 
nicht zu vertragen. Wenn diese Tatsache aber — im Dienste der Er- 

1 So grundsätzlich. Einzelne Sondergesichtspunkte können andere 
Behandlung bedingen, 


7 Im heutigen DEGT macht die Frachtentafel und der Frachtsatzzeiger für 


Stückgut nur noch drei Seiten aus; dies vor allem dank der Zusammenfassung 
auf nur drei Gewichtsstufen. 
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zielung des betriebswirtschaftlich erstrebten höchstmöglichen Nutzens — 
bei der Gestaltung des Tarifs ausgewertet werden soll, so bedarf es einer 
ins Einzelne gehenden Erkenntnis, welche Verschiedenheiten dieses Mehr 
oder Weniger an tarifarischer Belastungsfähigkeit bei den einzelnen 
Gütern begründen und in welcher tarifarischen Einteilungsart diesen 
Verschiedenheiten am vorteilhaftesten für den Tarifzweck Rechnung ge- 
tragen werden kann. 

Durch den Versand gewinnt — gleiche Verwertungs- und Ver- 
brauchsmöglichkeiten am Versand- und Empfangsort, und natürliches 
Nichtvorhandensein am Empfangsort vorausgesetzt — jedes Gut an Han- 
delswert in dem Maße der Entfernung, um die das Gut vom Erzeugungs-, 
Gewinnungs- oder Fundorte weg verbracht wird. Wenn im Handelsver- 
kehr ein Gut von A nach B versandt wird, so steigt sein Wert am Orte B 
gegenüber dem Orte A mindestens um den Betrag der vollen Versand- 
spesen von A nach B (also Fracht zuzüglich Provisionen, Versicherungs- 
spesen, sonstigen allgemeinen Risikozuschlag, Handelsgewinn u. dgl.). 
Wird dasselbe Gut von A nach dem weiter entfernten C versandt, so sind 
die Versandspesen höher und der Wert am Orte C wächst entsprechend 
stärker. Auch die Nachfrageintensität, der Verkehrsanreiz wird grund- 
sätzlich in gleichem Maße steigen. — Indessen ist in der menschlichen 
Wirtschaft kein Gut gänzlich unersetzlich und schlechthin unverzichtbar. 
Deswegen kann der Kaufpreis und auch die Tariffracht keines Gutes 
über ein gewisses Maximum hinaus beliebig, auch bei weitester Beförde- 
rungsentfernung nicht, erhöht werden. An einer gewissen Grenze ver- 
Uert jedes Gut- die Handels- und Transportierwürdigkeit!. Das Maximum 
der hiernach noch aufwendbaren Fracht stellt auch das Maximum des 
Tarifes dar, 

Dieses Maximum liegt bei den verschiedenen Gütern und bei den 
verschiedenen Interessenten in verschiedener Höhe. Fußend auf diesem 
Versandwert würde der höchste erzielbare Tarifsatz also bei jedem Gute 
verschieden hoch sich belaufen und auch zwecks bestmöglichen Anreizes 
der verschiedenen Interessenten auf die verschiedenen Entfernungen bei 
jedem Gute verschieden verändert werden müssen, Gegenüber dieser an 
sich richtigen Erkenntnis wird aber aus tarifpraktischen und tarifdarstel- 
lerischen Gründen eine Zusammenfassung der in ihrem Beförderungs- 
werte ähnlich sich verhaltenden Güter zu nur wenigen Tarifklassen not- 
wendig sein. Als erster grundsätzlicher Einteilungs- bzw. Zusammen- 
fassungsgesichtspunkt wird dabei nach dem Handelswert abgestuft wer- 

1 Praktische Komplikationen, wie sie sich aus der eventuellen Bezugsmög- 


lichkeit von verschiedenen Gewinnungsplätzen her ergeben, bleiben, als für den 
grundsätzlichen Gedankengang bedeutungslos, hier beiseite. 
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den müssen, Denn mit der Bereitwilligkeit, hohen Kaufpreis anzulegen 
(Handelswert), geht — wie schon gesagt — beim Transportinteressenten 
im allgemeinen auch eine gleiche Bereitschaft einher, hohen Transport- 
preis anzulegen; und umgekehrt wird niedrigem Handelswert niedriger 
Transportreiz und -preis entsprechen. Das praktische Gütertarifsystem, 
das die Güter in zunächst nach Handelswert gebildete Tarifklassen ein- 
ordnet, bezeichnet man als Werttarifsystem, wohl auch als Wertstaffe- 
lungt. 

Das Werttarifsystem wird heute in allen Eisenbahntarifen der 
ganzen Welt angewandt. Es verwendet den Wertbegriff indessen überall 
nur als technischen Anhalt bei der Tarifaufstellung, nicht aber 
etwa als Berechnungsmittel bei der Tarifanwendung. Der Eisen- 
bahntarif legt also nicht etwa den Handelswert der Güter unmittelbar 
der Tarifberechnung zugrunde ( z. B. macht er nicht % %o des Handels- 
wertes zum tarifmäßigen Einheitssatz für 1 km und 1 t Beförderung), 
sondern der Handelswert wird nur benutzt, um die Güter entsprechend 
ihrem Werte in einige wenige Tarif klassen einzureihen, für welche 
das Tarifpreis-Schema entworfen ist. Es wird aber in sämtlichen Tarifen 
der Erde davon Abstand genommen, die Fracht in ein spitz berechnetes 
Proportionalverhältnis® zum Handelswert der Güter zu setzen. — Auch 
hält sich kein Eisenbahnsystem unbedingt an ganz ausnahmslos fest- 
gehaltene Geldbetragsgrenzen, um die Spannung von einer Tarifklasse 
zu der anderen auszudrücken. Man mag beispielsweise für Eisen und 
Stahl die Abstufung derart treffen, daß Eisen- und Stahlwaren im Werte 
bis 30 RM per 100 kg in einer besonders niedrigen Klasse, Eisen- und 
Stahlwaren im Werte von 30 bis 50 RM in der nächsthöheren Klasse, im 
Werte von 50 bis 2000 RM in der weiter aufsteigenden Klasse und von 
2000 und mehr in der höchsten Klasse eingestuft sind. Dies hindert aber 
dann doch nicht, daß man für einen anderen Artikel, mag es sich dabei 
um andere Metalle oder auch um Textilien oder landwirtschaftliche Güter 


1 Letzterer Ausdruck ist erst neueren (Nachkriegs-) Datums. Sein Auf- 
kommen führte zu einer Verschiebung des Begriffs Staffeltarif, indem dieser 
letztere damit ein O ber begriff oberhalb Entfernungs- und Güterart-Tarifierung 
wurde, was er früher nicht war. Unter Staffeltarif verstand man früher nur 
eine Form des Entfernungstarifs, und in diesem engeren Sinne wird der 
Ausdruck auch heute noch überwiegend verwendet, so daß wir heute vor einer 
Zwiespältigkeit der Begriffe Staffelung und Staffeltarif stehen. 

2 Im übrigen wäre auch eine wirklich einwandfreie und gerechte Ermitt- 
lung dieses Handelswertes ein Problem für sich. Mit der Analogie der Zollfaktur 
kommt man bei der viel größeren Mannigfaltigkeit der Beförderungen im Binnen- 
verkehr, verglichen mit derjenigen im Übergrenzverkehr, nicht aus. Doch geht 
ein Eintreten in diese Frage über den Rahmen der Arbeit hinaus, 
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oder dgl. handeln, die Wertspanne, in der man diese Artikel der einen 
oder anderen Klasse zuweist, ganz anders begrenzt, als dies nach der 
obigen Einteilung für Eisen- und Stahlwaren vorgesehen war, die Zu- 
sammenfassung der niedrigstwertigen Sortengüter also über 30 RM hinaus 
vielleicht auch auf Güter bis zu 50 RM, ja selbst höher sdehnt u, dgl. m, 
Namentlich für landwirtschaftliche Güter einerseits und Industrieartikel 
andererseits wird zwischen den Klassen mehr ein sinngemäß- als ein 
geldwertgleicher Abstand gehalten. Ein dementgegen rechentechnisch 
gleichmäßig durchgeführtes Werttarifsystem hätte auch mit dem Nach- 
teil zu kämpfen, daß die Einreihung der Güter in die Klassen des Tarifs 
nur einmal und endgültig (bei der Aufstellung des Tarifes) erfolgt, wo- 
hingegen der Handelswert sich ständig, manchmal auch periodisch und 
bei manchen Gütern sogar von Tag zu Tag ändert, Das heute allgemein 
praktische Werttarifsystem folgt diesen Änderungen des Handels- 
wertes nicht, und allein schon aus diesem Grunde ist die Abstufung von 
einer Klasse zur anderen in den sogenannten Werttarifsystemen nur mit 
Vorbehalt als wirkliche Wertklassifikation zu bezeichnen, 

Andererseits gibt aber gerade diese nur beschränkte Werttarifie- 
rung infolge ihrer Flüssigkeit und gewissermaßen Willkürlichkeit die 
Möglichkeit, in zweiter Linie außer dem Handelswerte auch noch die 
zahlreichen anderen Gesichtspunkte der Tarifempfindlichkeit bei der Ein- 
reihung in die einzelnen Tarifklassen zu berücksichtigen, die neben und 
meist ganz unabhängig von dem Handelswerte bestehen. In diesem Sinne 
ist insbesondere das Veredelungswesen und die Bedeutung zu beachten, 
die das einzelne Gut im fortschreitenden Wirtschaftsgange vom Rohstoff 
bis zum Höchsterzeugnis des Verfeinerungsprozesses industriewirtschaft- 
lich besitzt. — Wenn ein Gut nur zur Veredelung von A nach B versandt 
wird, so wird an diesem Platze B, da dieser nur Veredelungs-, aber kein 
Handelsplatz ist’, ein Handelswert für die praktische tarifarische Be- 
lastungsfähigkeit nicht in Betracht kommen. Um in den Handelsverkehr 
wieder eingeführt zu werden, muß vielmehr das Gut demnächst erst wie- 
der von B nach A zurück- oder an einen anderen Handelsplatz C weiter- 
gesandt werden, und an diesem Platze A oder dem dritten Platz C 
kann nun das Gut dem dort geltenden Handelswerte für verfeinerte Ware 
sich einpassen. Während beim Handelsversande also die Fracht in 
einem kaufmännisch entsprechenden Verhältnis zum G e s a m t werte der 
Versandware stehen darf, kann beim Veredelungsversande die Fracht- 
belastung vom Platze A nach dem Platze B im Verhältnis stehen nur zu 
dem Mehrwerte, den das Gut durch die Veredelung demnächst wieder 


1 Andernfalls läge Handels-, nicht bloßer Veredelungsverkehr vor. 
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am Platze A (oder an dem dritten Orte C) aufzuweisen hat, und die Ver- 
edelungsfracht von A nach B muß sich in dieses Mehrwertsverhältnis 
sogar noch mit der ja gleichfalls notwendigen Rückfracht von B nach A 
(bzw. mit der Weiterfracht von B an den dritten Ort C) teilen. Verede- 
lungsgut ist also auf Grund seiner ganz andersartigen Stellung im Er- 
zeugungsprozesse um ein Bedeutendes weniger tarifarisch belastbar als 
Handelsgut. 

Dasselbe aber, was damit für die tarifarisch-praktische Unterschei- 
dung zwischen Veredelungs- und Handelsgut dargetan ist, gilt sinngemäß 
gleich ganz allgemein auch für die Wertunterschiede, die sich nach den 
verschiedenen Stufen des Erzeugungsprozesses vom Rohstoff bis zum 
Höchstwertfabrikat ergeben, auf denen die Güter jeweils zum Versande 
gebracht werden. Rohstoffe sind nicht nur zufolge ihrer meist des 
Seltenheitswertes ermangelnden Natur im allgemeinen besonders billig 
und deswegen besonders wenig frachtlich belastbar; sondern Rohstoffe 
stellen auch volkswirtschaftlich einen besonders schonlich zu behandeln- 
den Tarifgegenstand dar, weil bei der Behandlung des Rohstoffs zur 
Weiter- und Fertigverarbeitung (als Halbzeug oder als Fertigfabrikat 
oder in weiteren Zwischenstufen) allemal Substanzverluste, bei den 
ersten Fabrikationsstadien vom Rohstoff zum einfachsten Halbzeug oder 
dgl. sogar meist die allerstärksten Einbußen am Stoffe eintreten. Der 
Rohstoffe beziehende Fabrikant muß daher auf das nach seiner Kalku- 
lation auskommende Fabrikat nicht nur ein Mehr an Rohstoffquote, son- 
dern damit auch an Frachtbelastung in Ansatz bringen. Schon aus die- 
sem Grunde kann die Rohstoff-Fracht nur äußerst vorsichtig angesetzt 
werden, zumal — besonders bei verwickelten Erzeugungsverfahren, die 
eine große Reihe fabrikatorischer Arbeitsgänge und damit häufig auch 
eine Mehrzahl von Rohstoff- und Halbzeugprozessen zur Voraussetzung 
haben —, alle diese vorweg notwendigen Frachtbelastungen summiert, 
den schließlichen Wert der fabrizierten Ware beschweren, und über- 
mäßige Tarifbelastungen auch nur bei dem einen oder dem anderen dieser 
die Voraussetzung der Fabrikation bildenden Transporte die ganze Ver- 
sandfähigkeit des Gutes und damit wieder die Tarifmengen aller in 
diesem Fabrikationsverfahren in Frage kommenden Hin- und Herbeförde- 
rungen beeinträchtigen oder gar in Frage stellen, Auch diesen im Ver- 
lauf des Fabrikationsprozesses schwankenden Frachtempfindlichkeiten 
des Gutes muß durch den Tarif nicht weniger als seinem Handelswerte 
Rechnung getragen werden. 

Eine zahlenmäßige Formel aber, nach der die verschiedene Fracht- 
empfindlichkeit etwa gemäß den volkswirtschaftlichen Begriffen Roh- 


310 Die Betriebswissenschaft des Eisenbahngütertarifs. 


stoff, Veredelung, Halbzeug, Fertigfabrikat oder auch Erzeugungs- und 
Verbrauchsgut oder aus etwaigen noch ganz anderen Gesichtspunkten 
der nachfragenden Verkehrsinteressenten abgestuft werden könnte, ist 
nicht zu finden. Vielmehr bleibt als Abstufungsmaß für den Tarif auch 
hier nur Entscheidung von Fall zu Fall möglich unter Zugrundelegung 
des allgemeinen Wertmessers: Geld und Geldeswert, Das bildet aber 
keine Erschwerung, sondern nur eine Ergänzung der grundsätzlichen 
Werttarifierung. Denn: 


Man kann sehr wohl ein Gut, das zunächst und grundsätzlich nach 
seinem Handelswerte z.B. in die zweitniedrigste Klasse eingereiht ist, 
im Falle es „zur bergbaulichen Ausrichtung, Vorrichtung und zum Ab- 
bau der Minerallagerstätten bestimmt“ ist! u, dgl, um eine Klasse nied- 
riger (Klasse G statt F) tarifieren lassen. Auch beliebig stärker — über 
die ganze Klassenskala hinweg herunter und herauf? — kann die 
tarifarische Klassifikation eines Gutes verändert und nach seiner jeweili- 
gen volkswirtschaftlichen Rolle und nach dem mit ihr schwankenden 
geringeren oder größeren Nachfrageinteresse begünstigt oder belastet 
werden, je nachdem, wie das tarifarische Ziel: die Versandnachfrage 
aufs höchste zu steigern und auszunutzen, es angebracht erscheinen läßt. 
Auch diese betriebs- (und volks-)wirtschaftlichen Versandwert-Schattie- 
rungen können eben ausschließlich in Geldwert-Verschiedenheiten 
tarifarisch bemessen werden. Hochentwickelte Tariftechnik kann hierbei 
das an sich noch ziemlich plumpe Werttarifsystem zu außerordentlicher 
Verfeinerung über den Weg der Handhabung der Klassifikation hinauf- 
entwickeln. 


Dasselbe betriebswirtschaftliche Endziel, möglichst große und viel- 
artige Eisenbahntransporte für die Verkehrsnachfrage interessant zu 
machen, führt, wie zur Wertstaffel, so auch zur Entfernungsstaffel: 
Über einen gewissen Betrag hinaus kann — wie schon? gesagt wurde — 
das Gut nicht im Preis gesteigert und nicht mit Fracht belastet werden. 
Andernfalls weicht der Verbrauch auf Ersatzgüter aus oder er entschließt 
sich zum völligen Verzicht. Pflegliche Behandlung der Nachfrage heißt 
daher, ganz besonders auch die Entfernung, auf die dieses Erlöschen 
des Transportinteresses eintritt, möglichst weit hinausrücken. Und in 


1 z.B. DEGT Teil IB, S. 206, Ausgabe vom 1. Oktober 1938. 

2 Nur muß dann die Redaktion der Tarifstelle entsprechend gestaltet 
werden. 

2 Seite 306, 
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diesem Sinne, im Nachgeben an die Nachfrage, wird der Tarif daher 
derart gestaltet werden müssen, daß auf die näheren Entfernungs- 
abschnitte (Staffeln), auf die das Gut noch höhere Belastungen verträgt, 
für die Einheit (d.h. bei den Netzen Festland-Europas für das Tonnen- 
kilometer) der Frachtsatz (Frachtmultiplikator) höher angesetzt, in den 
weiteren Entfernungsstaffeln dafür aber mehr und mehr abgesenkt wird : 
Die Entfernungsstaffelung tritt damit der Wertstaffelung zur Seite. Ab- 
schließend kann über die Entfernungsstaffelung zwar erst gesprochen 
werden, wenn auch die Einwirkung des Selbstkostengedankens auf den 
Tarif und besonders auf die Entfernungsstaffel beleuchtet ist. Schon 
jetzt aber können im Hinblick auf beide Staffelungen als Leitsätze der 
praktischen Tarifökonomie vom Standpunkt der Nachfragepflege aus die 
folgenden vier praktischen Lehren niedergelegt werden: 


Praktische Lehre (6): 
Die betriebswirtschaftlich beste Tarifbau- 
art wird für jedes Gut die Fracht möglichst 
so hoch normieren, daß von dem Gute die 
denkbar größte Menge auf die denkbar größte 
Entfernung zum Versand gebracht wird. 


Praktische Lehre (7): 


Vom Nachfragegesichtspunkte aus! wird ein 
mit der Tarifempfindlichkeit der verschie- 
denen Güter und mit der Transportentfernung 
fallendes System der Tarifsätze das Gegebene 
sein. 


Praktische Lehre (8): 
Ein Gut ist um so tarifempfindlicher, je ge- 
ringer sein Handelswert sich beläuft und 
je näher an die ursprünglichste Rohstoff- 
bearbeitung herangerückt sein Platz im ge- 
samten volkswirtschaftlichen Umsatzprozeß 
ist; daneben kommen noch andere, aber mehr 
vereinzelte, weniger bedeutende und erschöp- 
fend tatsächlich nicht aufzählbare Gründe 


für besondere Tarifempfindlichkeit in Be- 
tracht. 


* Warum und wieweit vom Angebots- (Selbstkosten-) gesichtspunkte aus 
gleiches gilt, vgl. unten unter B und Lehre (10). 
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Praktische Lehre (9): 
Als praktisch geeignetste Form, um die nach 
den vorigen Lehren wünschenswerten Unter- 
scheidungen zu treffen, bietet sich bei allen 
größeren (soll heißen etwa: europäischen 
Landes-)Netzen, sowohl was die Arten der 
Güter, wie was die Entfernung der Beförde- 
rungen betrifft, das System der Staffel- 
tarifierung dar. 


B. Selbstkosten der Beförderung. 


Was den Einfluß der Selbstkostenerwägungen auf den Tarif 
betrifft, so besteht zwar nach dem Lehrsatz 8 zwischen den Begriffen 
Tarif und Selbstkosten keine direkte gedankliche Beziehung. Damit ist 
das Problem der Rück- und Wechselwirkung der Selbstkosten auf den 
Tarif und umgekehrt aber praktisch doch noch keineswegs ausgeräumt, 
sondern es bleiben die indirekten Beziehungen, die sich aus dem Ver- 
hältnis zwischen Tarif und Verkehrsmenge und weiter dann zwischen 
Verkehrsmenge und Selbstkosten ergeben. 


1. Selbstkosten und Entfernung. 


Gemäß Lehrsatz 4 (Gesetz der Massennutzung) nehmen die Selbst- 
kosten der einzelnen Transportleistung mit der Zunahme der Gesamt- 
zahl der Transportleistungen ab. Im Interesse der (verhältnismäßigen) 
Selbstkostenminderung liegt daher eine möglichste Steigerung der Trans- 
portleistungen (Lehrsatz 5). — Soweit die Steigerung der Transport- 
leistung durch Steigerung der Verkehrsmenge, d.h. durch vermehrten 
Versand der einzelnen Güter, tarifarisch-praktisch verfolgt wird, ist alles 
Wesentliche schon vorstehend unter A gesagt.. Auch vom Selbstkosten- 
minderungsgesichtspunkte aus bleibt den dort festgestellen Grundsätzen 
Weiteres hier nicht zuzufügen, Die Transportleistung kann indessen 
nicht nur der Gütermenge nach, sondern, wie schon wiederholt betont, 
auch durch Erweiterung der Transportentfernung gesteigert 
werden. Daß dies grundsätzlich in gleicher Weise wie bei der Verfolgung 
des Ziels, die Verkehrsmenge zu steigern, geschehen muß, nämlich durch 
Staffelung — hier Entfernungsstaffelung — des Tarifs, ist gleichfalls 
schon unter A ausgesprochen. Über Art und äußerstes Höchstmaß der 
beiden Staffelungen, sowohl der Wert-, wie auch der Entfernungsstaffel, 
ist indessen bisher noch nichts gesagt. Die Beantwortung dieser Fragen 
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hängt stärkstens von den Selbstkosten ab. Denn gemäß Lehrsatz 2! muß 
auch das Tarifunternehmen mit einem Gewinnüberschuß über den Auf- 
wand, d.h. über die Selbstkosten arbeiten, und infolgedessen stellt die 
Selbstkostenlinie die untere Grenzlinie dar, unter die auch das größte 
Entgegenkommen an die Nachfrage den Beförderungspreis im normalen 
Tarife keinesfalls heruntersetzen soll. — 


Nun ist zwar im theoretischen Teile schon dargetan, daß die Selbst- 
kosten der einzelnen Beförderung, soweit diese auf Grund und veranlaßt 
durch tarifmäßige Preisfestsetzung erfolgt, nicht feststellbar sind. Aber 
auf den zahlenmäßig spitzen Betrag der Selbstkostenlast pro Tarifeinheit 
kommt es für das hier zur Behandlung stehende Problem der Gestaltung 
des Staffeltarifs im einzelnen schon deswegen nicht an, weil als die erste 
Unterscheidung des Tarifsystems gemäß den grundlegenden Erörterungen 
(unter A) die Wertstaffel erkannt worden ist und hiernach auf den ab- 
soluten (zahlenmäßig spitzen) Selbstkostenbetrag — selbst wenn man 
ihn kennte — der Tarifaufbau grundlegend gar nicht mehr abgestellt 
werden kann, zumal dieser schon zunächst auf den allgemeinwirtschaft- 
lichen Wertbegriff abgestellt ist”. Außerdem aber stehen über das Wesen 
der Unkosten, wenn auch nicht die Kenntnis des einzelnen Zahlenbetrags, 
doch eine Reihe sonstiger zuverlässiger allgemeiner Beobachtungs- und 
Erfahrungsgrundsätze zur Verfügung, wie ja einzelne von diesen auch 
schon weiter oben, insbesondere vor der Herausstellung des 4. Lehrsatzes® 
dargelegt worden sind. In gleichem Sinne und unter demselben Vor- 
behalte hinsichtlich Vollständigkeit und Originalität der Darstellung 
wie dort, ist nunmehr noch hier in Vorbereitung der weiteren Betrachtung 
der Staffelungsgesetze festzustellen, daß die Selbstkosten nicht nur (wie 
früher betont) in feste und veränderliche, sondern, soweit der Eisenbahn- 
betrieb — und hier wieder die eigentlichen Betriebskosten — in Frage 
kommt, auch in stationäre und eigentliche Zugförderungsselbstkosten 
zerfallen. Die stationären Selbstkosten sind dabei als die örtlichen meist! 
auf Versand- und Empfangsstation entstehenden Selbstkosten der Ab- 
fertigung und Betriebsbereitstellung (Zugbildung) zu verstehen; die Zug- 
förderungsselbstkosten hingegen sind die Selbstkosten des Transport- 
vorgangs, d. h, der Beförderung als solcher, Die stationären Selbstkosten 
belasten, wie ohne weiteres einleuchtet, alle Transporte im wesentlichen 
gleichmäßig, unabhängig von der Entfernungslänge, über die die Tarif- 


1 oben Seite 276, 
2 vgl. unten Seite 314 ff. 
3 oben Seite 282, 
* für Behandlung des Umladegeschäftes bei Stückgut trifft dies nicht zu. 
5 einschl. des Lokomotivdienstes. 
Archiv für Elsenbahnwesen. 1939. 21 
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beförderung erfolgt. Dagegen entstehen die eigentlichen Zugförderungs- 
kosten in mit jedem Kilometer Mehrentfernung anwachsendem Maße. 
Während bei kurzem Transportwege die beiden Arten Selbstkosten, sowohl 
diejenigen traktionsmäßiger wie diejenigen stationärer Natur, voll auf 
die kurze kilometrische Entfernung verdient werden müssen, verteilen 
sich bei einer Beförderung über große Entfernungen die Lasten der (ein 
für alle Male sich gleichbleibenden) stationären Kosten über die große 
Zahl der Beförderungskilometer, und schon aus diesem Grunde! wird 
daher die selbstkostenmäßige Belastung des einzelnen Tarifkilometers 
beim weiten Transporte erheblich geringer als bei dem Transporte auf 
geringe Entfernung. Dazu kommt des ferneren aber auch noch, daß dank 
besserer Personal- und Materialausnutzung, freierer betrieblicher Dis- 
positionsmöglichkeit u. dgl. mehr auch die Zugförderkosten ihrerseits 
noch mit dem Steigen der Transportentfernungen sinkende Kostenbeträge 
pro kilometrischer Einheit ergeben, so daß bei Eisenbahnbetriebsverhält- 
nissen, wie etwa denen der Deutschen Reichsbahn, auf 1000 km mit nur 
rund dem halben Kostenlastenbetrag pro Einheit wie auf eine Beförde- 
rungsentfernung von 100 km? gerechnet werden kann. Unter diesen Um- 
ständen ist das Staffelverfahren, soweit die Entfernungsrechnung im 
Tarife in Frage kommt, nicht nur aus den oben unter A® entwickelten 
Gründen des Nachfrageanreizes, sondern auch aus Gründen der Selbst- 
kostenwahrnehmung gerechtfertigt: Je weiter die Beförderungsent- 
fernung, desto stärker kann und muß auch die Tariffrachteinheit* staffel- 
mäßig heruntergesetzt werden. 


„Heruntergesetzt werden“ setzt einen fest gegebenen Ausgangs- 
punkt voraus, Dieser Ausgangspunkt war weiter oben (unter A) ge- 
funden nicht auf Grund von Selbstkostengrößen oder -erwägungen, 
sondern gewonnen allein durch die Wertstaffelung, die Klassifikation, 
die jedem einzelnen Beförderungsgute seine Frachtpreisbelastung pro 


1 In manchen Tarifsystemen, z.B, in den deutschen Normaltransport- 
gebühren, suchte man dem grundsätzlichen Unterschied zwischen stationären und 
Zugförderkosten durch Auftrennung der Frachtsatzbildung in eine Abfertigungs- 
gebühr und in den Streckensatz Rechnung zu tragen. Angesichts der Unfeststell- 
barkeit der Höhe der Selbstkosten indessen ein niemals ernstlichen praktischen 
Erfolg versprechendes Bemühen. Es ist denn auch allgemein und von jeher aner- 
kannt, daß die so getroffene tarifbautechnische Teilung mit der wirklich selbst- 
kostenmäßigen Teilung nicht im geringsten übereinstimmt und auch nicht in 
Übereinstimmung gebracht werden kann. Vgl. auch oben das Folgende! 

2 Ende der ersten Tarifstaffel im DEGT. 

3 Vgl. S. 309/310 und praktische Lehre (7). 

4 Wenn man — wie im Deutschen Eisenbahn-Gütertarif — eine Abferti- 
gungsgebühr in festem Betrage hat: die Streckensatzeinheit. 
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Tarifeinheit (100 kg in Rpf.) in einer der wenigen systematisch vor- 
gesehenen! Tarifklassen nach dem Wertsystem zuspricht. Dieser für 
jedes einzelne Transportgut im Preise einer der Klassen des Normal- 
tarifs sich ausdrückende Tarifeinheitssatz? wird nun, um den Tarifpreis 
für die Beförderung über eine bestimmte Zahl von Kilometern zu ge- 
winnen, mit der Zahl dieser Beförderungskilometer multipliziert. Das so 
gewonnene Multiplikationsergebnis ist der Tarifpreis für die Beförderung 
des betreffenden Gutes auf die betreffende Entfernung. — Dies aber nur, 
falls es sich um Transporte innerhalb der ersten Entfernungsstaffel® 
handelt. Kommen weitere Entfernungen in Frage, so erfährt der Tarif- 
einheitssatz von Staffel zu Staffel® eine dem Staffelschlüssel entspre- 
chende jeweilige weitere verhältnismäßige (prozentuale) Verminderung’, 
so daß sich also bei einem Tarifsystem mit doppelter (Wert- und Ent- 
fernungs-) Staffelung im geschilderten Sinne etwa das folgende Bild 
ergibt: 

Schon in km 1 (d. h. auf den Transportbeginn bzw. auf die Minimal- 
entfernung) liegt für die verschiedenen Beförderungsgüter kein einheit- 
licher Tarifpreis vor. Vielmehr wird hier im Transportbeginn für jedes 
einzelne Gut der abgestufte Tarifpreis erhoben, der der Werttarifklasse 
des Normaltarifs entspricht, in der dieses Gut eingereiht ist. Es kommen 
also in km 1 so viel verschiedene Beförderungspreise zur Erhebung, als es 
verschiedene Wertklassen in dem Gütertarifsystem der betreffenden 
Eisenbahn gibt. Und irgendeine Rücksichtnahme auf, geschweige denn 
ein Entgelt für die Beförderungs- oder sonstigen Selbstkosten der Eisen- 
bahn kommt dabei nicht in Betracht. Der Ausgangspunkt des heute all- 
gemein praktischen Eisenbahn-Güter-Wagenladungs-Normaltarifs ist also 
vollkommen selbstkostenfremd. Aber die Multiplikation des so für die 
Kilometereinheit zunächst vorgesehenen abgestuften und verschiedenen 


1 Z.B, sieben im Deutschen Eisenbahn-Gütertarif. 

2 Vgl. Anm. 2 auf S. 314. Die allgemein-wissenschaftliche Darstellung hier 
verzichtet auf jede Berücksichtigung der besonderen Abfertigungsgebühr, des 
diritto fisso u, dgl. m. 

* Im DEGT, reicht die erste Entfernungsstaffel bis 100 km, Es schließen 
sich weitere Entfernungsstaffeln für 200, 300, 400 bis 1000 km an; ab da ist dann 
der Entfernungsmultiplikator für alle weiteren Entfernungen ohne fernere Kür- 
zung gebildet, 

* Im DEGT. also etwa über 101, 200, 300, 400, 401, 402 usw. km. 

5 Also z.B. nach dem DEGT. von 100 km zu 100 km. 

"7 Der DEGT. gibt von 100 zu 100 km jeweils eine Staffelermäßigung um 
5%, so daß er bei 1000 km auf einer Kürzung von 45 % ankommt, Einzelheiten 
der tarifarischen Staffeltechnik (System der angestoßenen und System der durch- 


gerechneten) Sätze können in dieser grundsätzlichen Untersuchung nicht be- 
handelt werden. 


21* 


316 Die Betriebswissenschaft des Eisenbahngütertarifs. 


Klasseneinheitssatzes (Wertstaffeleinheit) auf die Entfernung erfolgt 
mit absolut ganz gleich hoher Faktorenzahl in allen Güterwertklassen: 
Innerhalb der Wertstaffeln nämlich werden die kilometrischen Einheits- 
sätze einfach mit der Zahl der kilometrischen Entfernungsweite multi- 
pliziert; bei über mehrere Staffeln weg reichenden Entfernungen aber 
werden die kilometrischen Einheitssätze aller Güterwertklassen mit der- 
selben, für alle Klassen einheitlich gebildeten Entfernungsstaffelzahl 
(d.h. der staffelmäßig prozentual ermäßigten. Kilometerzahl) multi- 
pliziert. 

Diese einheitlich für alle Klassen gleichmäßig geltende prozentuale 
Ermäßigung der tarifarischen Entfernungsstaffel aber entspricht in 
ihrem Ausmaße im großen und ganzen der Kostenstaffelung, d.h. dem 
Maß der Selbstkostendegression, wie es als auf die wachsenden Entfer- 
nungen tatsächlich sich ergebend durch die tarifgebenden Bahnen fest- 
gestellt! ist. — Demzufolge ist also bei solch doppeltem Staffeltarife 
zwar nicht der Ausgangspunkt: der Güterklassenansatz der Kilometer- 
einheit, wohl aber die Entfernungsstaffelbildung nach Maßgabe des 
Selbstkostengedankens getroffen; zwar nicht der grundlegende Fracht- 
preis, wohl aber die mit dem Maße der Entfernung sich ergebende Preis- 
entwicklung ist auf Selbstkostenbasis gebildet. 

Grundsätzlich ist dieses Bild des tarifarischen Aufbaues unbedingt 
glücklich. Bedeutet es doch für die Tarifberechnung eine Vereinigung 
sowohl der vom Nachfragegesichtspunkt ausgehenden Wertstaffel, wie 
der hauptsächlich unter dem (Angebots-)Gesichtspunkt der Selbstkosten- 
wahrnehmung stehenden Entfernungsstaffel. Dabei ist das Primat dem 
Nachfrage- und damit dem Betriebs- und Volkswirtschaft gemeinsamen 
Gesichtspunkt zuerkannt. Die Selbstkosten sind erst an zweiter Stelle 
preisbildend. Um aber den betriebswirtschaftlich unbedingt wahrnehm- 
baren Gesichtspunkt der Selbstkosten dann wenigstens auf alle Ent- 
fernungen in gleicher Weise durchzuhalten, wird über die ganze Ent- 
fernungsrechnung und damit über das Ganze der Beförderungen weg 
zwar nicht mit den absoluten Selbstkostenbeträgen, statt dessen aber 
überall mit dem erfahrungsmäßig gefundenen Steigerungsver- 
hältnis der Selbstkosten gearbeitet. Sind andererseits die Preis- 
ansätze für die verschiedenen Güter auf die Minimalentfernung (bzw. 
ohne Berücksichtigung der Entfernung) nach ausschließlich allgemein- 
wirtschaftlicher Werterwägung (Wertstaffel) geordnet, so wird dies 
so gefundene Wertverhältnis dank der Gestaltung der Entfernungsrech- 
nung (Entfernungsstaffel) auch für alle Beförderungsgüter und auf alle 
Entfernungen immer gleichmäßig erhalten. Grundsätzlich muß also 


1 Vgl. oben Seite 314. 
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— vorausgesetzt nur, daß der ursprüngliche Einheits-Wertansatz der 
Wertstaffel richtig bemessen worden ist — das Resultat für die betref- 
fende Eisenbahn betriebswirtschaftlich stets befriedigend ausfallen, auf 
welche Entfernungen und für welche Güter auch immer demnächst die 
Verkehrsgestaltung des Unternehmens sich entwickeln mag. Denn das 
Wertverhältnis des Güterentgelts an sich wird auf alle Entfernungen 
unverändert aufrecht erhalten und dem Auf und Ab der Verkehrsgestal- 
tung wird in allen Fällen in selbstkostenmäßiger Kurve gefolgt. 

Im Auge zu behalten aber bleibt immerhin, daß das — wie gezeigt — 
betriebswirtschaftlich befriedigende Ergebnis der Vereinigung zwischen 
Entfernungsstaffel und Wertstaffel bedingt und möglich ist nur des- 
wegen, weil nur eine einzige Entfernungsstaffel dabei vorgesehen ist, 
gleichgültig um welche Güter, seien es solche der höchsten oder solche 
der niedrigsten Wertstaffel, es sich auch handelt. Dies ist nach allem 
soeben Ausgeführten vom betriebswirtschaftlichen Selbstkostenstand- 
Punkt aus auch nicht anders als logisch. Denn die Beförderungskosten 
sind für die verschiedenen Güter stets die gleichen, gleichgültig ob eine 
Tonne geringstwertiger Düngemittel oder höchstwertigen Seiden- 
gespinstes befördert wird). Für die Beförderung muß also, will man 
betriebswirtschaftlich im gleichen bleiben, stets in allen Klassen die- 
selbe, und zwar die der Selbstkostensteigerung entsprechende Verviel- 
fachung zur Berechnung kommen. 

Vom volkswirtschaftlichen und damit vom Nachfragegesichtspunkt 
aus aber ergibt sich nicht unbedingt ein gleiches Urteil. Wie schon weiter 
oben ausgeführt wurde, richtet sich die Tarifempfindlichkeit der verschie- 
denen Güter im großen und ganzen nach dem Handelswert, und dieser ver- 
ändert sich für die verschiedenen Güter bei Beförderung auf die gleichen 
Entfernungen durchaus nicht verhältnismäßig gleich. Hochwertige Güter, 
bei denen die Frachtspesen einen geringen Anteil desGesamthandelswertes 
ausmachen, bleiben bei dem aus Wert- und Selbstkostenerwägungen kom- 
binierten Normaltarif auf viel weitere Entfernungen beförderungsfähig 
als geringwertige Güter, bei denen sich zufolge der Beförderungsspesen 
der Handelswert vielleicht schon auf verhältnismäßig sehr kurze Ent- 
fernungen verdoppelt. Das erweist sich denn auch aus den statistisch 
ermittelten praktischen Verschiedenheiten der Beförderungsweite in den 
verschiedenen Wertklassen, Beispielsweise sinkt in dem deutschen Tarif- 
system mit seinen 7 Wagenladungsklassen die mittlere Entfernungsweite 
von der obersten bis zur untersten Klasse um 50 %; d.h. wenn in der 
obersten Klasse die durchschnittliche Versandweite etwa 200 km ist, so 


1 Stellung gleicher Wagentypen — überhaupt ceteris paribus — voraus- 
gesetzt, 
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ist sie in der untersten Normalklasse nur 100 km, Auf das Ganze der 
Verfrachtung gesehen bedeutet diese Tatsache volkswirtschaftlich eine 
verhältnismäßige Mehrbelastung der unteren Klassen und damit der 
geringerwertigen Güter, je weiter hinaus die Transporte sich erstrecken. 
Denn der Verschiedenheit der Entwicklung der Tarifempfindlichkeit mit 
wachsender Entfernung bei hochwertigen und geringwertigen Gütern 
trägt der Normaltarif nach seiner Art des Zusammenwirkens von Wert- 
staffelung und Entfernungsstaffelung keine Rechnung, und die unver- 
meidliche Folge hieraus ist, daß die Transportfähigkeit der niedrigeren 
Güter früher ihr Ende findet, als die der höherwertigen Güter. Dies kann 
auch betriebswirtschaftlich für die Eisenbahn von Nachteil sein, zumal 
hierdurch die Transportmengen vielleicht nicht den Umfang annehmen, 
den sie annehmen würden, wenn auch die Entfernungsstaffel in sich noch 
einmal unter dem Gesichtspunkt der Wertstaffelung für die verschiede- 
nen Klassen nach deren verschiedenen Bedürfnissen schwächer bzw. stär- 
ker (bei den unteren Klassen) abschattiert wäre. So wie das rechnerische 
Zusammenwirken von Entfernungstaffel und Wertstaffel heute praktisch 
bei den meisten europäischen Eisenbahnen grundsätzlich gestaltet wird, 
ist die Bedeutung der Wertstaffel in km1 allein ausschlaggebend, die- 
jenige der Entfernungsstaffel an diesem Punkte gleich null. Anderer- 
seits ist auf ganz große Entfernungen, z. B. in km 900 oder 1000, das 
Verhältnis zwischen beiden Staffeln grundsätzlich fast das umgekehrte: 
Zwar besteht der Wertstaffelungsabstand, wie er in km 1 zwischen den 
verschiedenen Klassen des Normaltarifs bestand, an sich auch noch nach 
1000 km; andererseits aber sind die Frachtenbeträge kraft der Ent- 
fernungsstaffel um ein nur viel geringeres als das tausendfache, vielleicht 
nur um das reichlich fünfhundertfache! des ursprünglichen Betrags ge- 
wachsen, und damit ist dann für die oberen Klassen im Verhältnis zur 
Steigerung ihres Handelswerts noch eine Entlastung erwachsen, während 
für die unteren Klassen, die über ein gewisses, längst vor 1000 km er- 
reichtes Maß hinaus ohnedies eine Tarifbelastung überhaupt nicht mehr 
vertragen, die auf die weiten Entfernungen verminderte Frachtbelastung 
einen direkten Vorteil nicht mehr bedeutet, ja sogar umgekehrt eine 
indirekte Benachteiligung ausmachen kann, dann nämlich, wenn die auf 
jene großen Entfernungen gewährten Nachlässe im Nahverkehr durch 
allgemeinen höheren Ansatz der Werteinheitsstaffeln wieder hereingeholt 
werden müssen. 

Diese v. a. volkswirtschaftlich unerwünschte Wirkung des betriebs- 
wirtschaftlich-abstrakt idealen modernen Doppelstaffelungssystems ist 

1 Je nach der Stärke der im einzelnen praktischen Normaltarif gewählten 
Entfernungsstaffelung. (DEGT beispielsweise 45 %.) 
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denn auch bei den verschiedenen Eisenbahnen wohl nirgends verkannt 
worden. Aber umgekehrt ist man dort meist doch auch zu der Erkennt- 
nis gekommen, daß das einzige, zur Beseitigung dieser Unerwünschtheit 
bestehende Mittel betriebs- und volkswirtschaftlich viel eher eine Ver- 
‚schlimmerung als eine Verbesserung bedeuten würde: Wenn nämlich man 
— statt der einen, allen Klassen gemeinsamen — mehrere verschiedene 
Entfernungsstaffelungen für die verschiedenen Klassen einbauen und 
durch stärkere Entfernungsstaffeln in den unteren Klassen die An- 
ziehungskraft des Tarifs auf weite Entfernungen auch für niedrig- 
werlige Güter steigern wollte, Derartige Lösung bedeutete Preisgabe 
nicht nur des System-, sondern vor allem auch des Selbstkostengedankens. 
Denn die Selbstkosten verlaufen, wie immer wieder bemerkt werden muß, 
für die Beförderung aller Güter gleichmäßig in einer Linie, und als 
Selbstkostenlinie ist daher begrifflich zwingend nur eine einzige Staf- 
felung möglich. -— Bei einer der beiden (Klassen- und Entfernungs-) 
Staffelungen aber muß der Selbstkostengedanke festgehalten werden. 
Das ist vom betriebswirtschaftlichen Standpunkt aus unbedingte Not- 
wendigkeit. In der Entfernungsstaffel kann also nur eine Staffel- 
anordnung, und zwar diejenige der empirisch-praktisch nachgewiesenen 
Selbstkostendegression angesetzt werden. 


Soweit aus Anreiz- oder aus allgemein volkswirtschaftlichen Grün- 
den diese Entfernungsstaffelung nicht die optimalen Mengen eines Trans- 
portguts auf seine optimalen Entfernungen heranzieht, bleibt im Rahmen 
des Normaltarifs als besonderes Mittel nur übrig, zwar das System 
selbst, d. h. die Entfernungsstaffelung unverändert zu lassen, dafür 
aber auf der anderen Koordinate, d. h. in der Wertstaffelung, die- 
jenigen Änderungen vorzunehmen, die den nötigen Ausgleich schaffen, 
Dies ist um so gegebener, als in der Wertklassifikation ohnedies jedes 
Gut für sich gesondert aufgeführt und damit auch zwanglos die Möglich- 
keit gegeben ist, seine Einstufung zu ändern. Wie — gemäß dem früher 
dargelegten — neben dem Handelswert auch andere Momente volkswirt- 


1 Der Tarif der Österreichischen Bundesbahnen hatte in der Tat bei acht 
10-Tonnen-Wagenladungsklassen vier verschiedene Entfernungsstaffeln. Der 
Aufbau wirkte aber absolut willkürlich und war auch durchaus nur aus singulär- 
speziellen, nicht aus systematischen, geschweige denn grundsätzlichen Erwägun- 
gen verständlich, Die Staffeln verliefen durcheinander, einmal steiler, einmal 
weniger steil; so daß hieraus der auch aus anderen Gesichtspunkten sich er- 
gebende Eindruck, daß der österreichische Normaltarif sich eigentlich nur 
als ein umfassender Ausnahmetarif darstellte, vollauf Rechtfertigung fand. 
Der deutsche Eisenbahn-Gütertarif hat den Versuch, die Entfernungen verschieden 
in den verschiedenen Klassen zu staffeln, schon nach zwei kurzen Anläufen in 
den ersten beiden Jahren seines Bestehens aufgegeben. 
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schaftlicher Art bei der Klassifizierung berücksichtigt werden können, 
können auch andere, betriebs- und insbesondere tarifwirtschaftliche Ge- 
sichtspunkte bei der Einstufung mitberücksichtigt werden. Das berühm- 
teste praktische Beispiel in dieser Beziehung ist in Deutschland die — 
übrigens auf Höherklassifizierung hinauskommende — Tarifierung von 
Getreide und Mehl in derselben Klasse Dt. An sich wäre das höher- 
wertige Mehl zweifellos weiter transportfähig als das geringerwertige (und 
beim Ausmahlen zu Mehl mit Qualitätsverlust belastete) Getreide. Würde 
man daraufhin aber Getreide in der Klassifikation gegenüber Mehl be- 
günstigen, so erwüchse daraus ein Anreiz zur Versendung des unver- 
mahlenen Getreides nach den wenigen Großmühlenplätzen, der zu einer 
siedlungspolitisch (und auch eisenbahnprivatwirtschaftlich) unerwünsch- 
ten Zentralisation des Müllereigewerbes führen würde. Um demgegen- 
über die Transportfähigkeit beider Güter möglichst gleichmäßig zu 
halten, werden sie im deutschen Eisenbahn-Gütertarif in der gleichen 
Wertklasse festgehalten. — Andere Güter, wie z. B. Schwefelsäure, wer- 
den entgegen der üblichen Tarifklassenbewertung, die nach dem Handels- 
werte dieses Gutes zu einer verhältnismäßig niedrigen Tarifierung führen 
würde, in eine höhere Tarifklasse eingeordnet, damit die Fracht des 
Gutes verhältnismäßig hoch gehalten, und dem Gute (z. B. der Schwefel- 
säure) es damit erschwert wird, nach dem Normaltarif auf mehr als 
mittlere Entfernungen in Deutschland zu reisen?. (Andernfalls würden 
z. B. die verschiedenen deutschen Schwefelsäure-Produktionsgebiete sich 
zu sehr überschneiden, in zu starken Wettbewerb untereinander geraten 
und damit den auch für die Eisenbahn über alles wichtigen Wirtschafts- 
frieden gefährden.) Unterbinden also will man in Wirklichkeit nicht den 
Transport des Gutes als solehen (wofür allein von Rechts wegen eine 
hohe Wertstaffelung in Frage käme), sondern unterbinden will man nur 
den zu weiten Transport, und für diesen Zweck müßte eigentlich die 
Entfernungsrechnung tarifpolitisch entsprechend gestaltet werden. Wie 
die Dinge aber liegen, kann auch der letztere Zweck nur durch Anhebung 
des Gutes in der Wertstaffelung, d. h. — wenn man so will — am falschen 
Tariforte erreicht werden. 


Die engere betriebswirtschaftliche Selbstkostenerwägung führt also 
dahin, daß die Bahn für alle Arten beförderten Gutes die gleichen Selbst- 


1 Vgl. Spiess, „Die besondere Bedeutung der Landwirtschaft für die Syste- 
matik der Eisenbahntarife“, Archiv für Eisenbahnwesen, 1936, S. 75. Damals war 
Getreide und Mehl noch in der Klasse C. Doch bedeutet dies keine sachliche 
Änderung. 

2 Neuerdings dementgegen aus besonderen Gründen erlassene Ausnahme- 
tarife interessieren hier nicht. 
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kosten hereinzuholen hat und daß sie deshalb die Entfernungsstaffel für 
alle Güter auf alle Entfernungen gleichhalten muß. Würden die einzel- 
nen Güter auch innerhalb der Entfernungsstaffel noch einmal nach dem 
Werte abgestaffelt werden, so würde sich die tarifarische Begünstigung 
der schon in der Wertstaffel bevorzugten Güter zufolge der wiederum 
auch gemäß dem Wertgedanken vielfach variierten Entfernungsstaffel in 
einem Maße verstärken, daß sich daraus für die wenigerbegünstigten 
Güter Überschwerungen ergäben, die die Einhaltung der erträglichen 
Tarifhöhe im Sinne der praktischen Lehre (6) in diesen Fällen gefährden 
und auch betriebswirtschaftlich das Bahnunternehmen mit Nacken- 
schlägen bedrohen würden. Wie ernst diese Gefahr wäre, beweist allein 
schon die Tatsache, daß in Deutschland — während die Wertstaffel in 
der ganzen betriebs- und erst recht volkswirtschaftlichen Literatur des 
Eisenbahnwesens, soweit zu sehen, nirgends mehr angegriffen wird! — 
der Entfernungsstaffeltarif heute noch sehr vielfach zu Angriffen und 
Diskussionen Anlaß gibt: Die auf dem Rohstoff örtlich aufgebauten, 
ebenso wie die Müllereiindustrien? erklären vielfach den jetzigen deut- 
schen Entfernungsstaffeltarif als das durch allgemein volkswirtschaft- 
liche Erwägungen rechtfertigbare Maß überschreitend. Die Binnen- und 
auch die Hochsee- (Küsten-) Schiffahrt Deutschlands wenden sich gegen 
die Staffelung des Eisenbahntarifs auf die großen (mit dem nassen Wege 
hauptsächlich in Wettbewerb stehenden) Entfernungen mit der Behaup- 
tung, daß nur durch die in der Entfernungsstaffel begründete „Über- 
schwerung des Nahverkehrs“ der Fernverkehr im Wettbewerb der Ver- 
kehrsmittel den Bahnen ermöglicht werde. — Bei solchen in breitesten 
Kreisen auch der anderen europäischen Volkswirtschaften heute ver- 
nehmbaren Angriffen schon auf den nach einheitlichem Staffel- 
verhältnis für alle Güter abgestuften Entfernungstarif wird man die 
Weitertreibung des Entfernungsstaffelgedankens durch Staffelung der 
weiteren Entfernungen auch noch nach dem verschiedenen Werte der 
verschiedenen Güter — von allem anderen abgesehen — allein aus der 
praktisch bestehenden Sachlage heraus als undurchführbar erkennen 
müssen. Es gilt stehen zu bleiben bei der reinlichen Scheidung: Güter- 
wertsstaffel (Klassifikation) aus dem Gedanken des Nachfrageanreizes 
bzw. aus dem Gedanken der volkswirtschaftlichen Wertung heraus — 
dagegen Entfernungsstaffel ohne Berücksichtigung des Wertes des ein- 

1 Dies ist um so bemerkenswerter, als in der klassischen Zeit der Tarif- 
diskussionen das Wertsystem stets im Gegensatz zu dem sogenannten Selbst- 
kosten- oder Wagenraumsystem behandelt wurde. Heute ist von dem letzteren 
so wenig mehr theoretisch und praktisch die Rede, daß es an diesem Punkte der 


Darstellung füglich übergangen werden konnte. (Vgl. indessen S. 322 ff.) 
2 Vgl. oben Gesagtes. 
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zelnen beförderten Gutes unter ungefährer Zugrundelegung des Ab- 
stufungsverhältnisses der Beförderungsselbstkosten. Die heute prak- 
tische Tarifökonomie steht dementsprechend denn auch (soweit inter- 
national zu sehen) überall einerseits unter dem s o wohl durch betriebs- 
wirtschaftliche Nachfragebeachtung als damit auch durch volkswirt- 
schaftliche Rücksichten diktierten Wertgedanken; andererseits muß sie 
aber auch dem ausschließlich betriebswirtschaftlichen Gedanken 
der Selbstkostendeckung Rechnung tragen. Die beiden Gesichtspunkte 
müssen nebeneinander, sie dürfen aber nicht durcheinander berücksich- 
tigt werden, 
Die praktische Lehre (10) ist: 
Zwecks Gewährleistung der Selbstkosten- 
deekung! ist der Bildung des Güterwagen- 
ladungstarifes in der Entfernungsrechnung 
der Selbstkostengesichtspunkt (als Staffel- 
tarif im früheren engeren Wortsinne) zu- 
grunde zu legen. Mehrere Entfernungsstaf- 
feln (etwa verschiedene für die verschiede- 
nen Güterwagenklassen) sind aber mit die- 
sem Grundsatze nicht vereinbar. 


2. Selbstkosten und Wagenbewirtschaftung. 


Der Gesichtspunkt der Selbstkostenerwägungen wirkt auf den Tarif 
indessen nicht nur über das Moment der Entfernung und ihrer Über- 
windung ein, sondern auch noch: andere Umstände der Beförderung 
müssen berücksichtigt werden, welche im Sinne der Steigerung oder 
Minderung der Selbstkosten je nach der verschiedenen Gestaltung und 
Durchführung der Transporte in Betracht kommen. Vor allem ist in 
diesem Sinne der Gesichtspunkt der Wagenausnutzung zu nennen. 
Man hat diesem Momente früher eine solche Bedeutung beigemessen, daß 
man glaubte, es sogar zum grundsätzlich primären Unterscheidungspunkt 
(Klassierungsmerkmal) für den ganzen Normaltarif erheben und Fracht- 
zahlungsabstufung nicht nach Maßgabe des Gewichts des zur Beförde- 
rung aufgegebenen Gutes, sondern nach Maßgabe des Ladegewichts 
(Laderaums) des für die Beförderung verwendeten Eisenbahnwagens vor- 
sehen zu können. Für den Bereich des Landverkehrs war dies jedoch eine 
grundsätzliche Verkennung der Verteilung des wirtschaftlichen Schwer- 
gewichts zwischen Frachtinteressenten- und Frachtführer-Leistung. Im 
Hochsee- und in etwas geringerem Maße im Binnenschiffahrtsverkehr 


1 Vgl. oben praktische Lehre (7). 


Die Betriebswissenschaft des Eisenbahngütertarifs. 323 


ist freilich die Leistung des Frachtführers: sein Schiff zur Beförderung 
des Gutes darzubieten — gedanklich und wirtschaftlich so überwiegend, 
daß dem Frachtinteressenten in der Tat zugemutet werden kann, hiernach 
sich seine Entgeltpflicht für die Beförderung fast ausschließlich be- 
messen zu lassen. Im Seeverkehr hat, unbesehen, wie groß der Wert, und 
vielfach unbesehen, wie groß das Gewicht des zur Beförderung auf- 
gegebenen Gutes ist, der Frachtinteressent den Frachtraum zu bezahlen, 
den er in Anspruch nimmt; und zwar im vollen Werte, wie dieser Fracht- 
raum für den Frachtführer und in der frachtinteressierten Welt sich 
berechnet. — Demgegenüber hat im Land- und im besonderen im Eisen- 
bahnverkehr das, der Zahl nach, verhältnismäßig viel stärker vorhandene 
und von Wagen zu Wagen auch viel leichter vertretbare und viel 
schneller beschaffbare Beförderungsgefäß des Wagens nie die gleiche 
Allgemeinwertung wie das Schiffsgefäß besessen, und der Eisenbahn- 
tarif ist deswegen grundsätzlich niemals auf den Wagen abgestellt 
worden. Der sogenannte Wagenraumtarif ist ernstlich nie über die 
Theorie hinausgekommen!. Der Wagenraumgedanke findet im Eisenbahn- 
tarif also nirgends die in der Seeschiffahrt ihm zuerkannte primäre Tarif- 
einteilungsbewertung; eine gewisse, verhältnismäßig allerdings nur be- 
scheidene Berücksichtigung muß ihm aber doch zuerkannt werden. Zum 
Beispiel wären in dem heute bestehenden Reichsbahn-Güter-Regeltarif 
im Sinne der Wagenraum- und damit der durch den Wagenraum ver- 
tretenen Selbstkosten-Berücksichtigung zu nennen zwei grundsätzliche 
Tarifunterscheidungen: diejenige zwischen Haupt- und Nebenklassen, 
die abgestuft sind unter dem Gedanken der Wagenausnutzung, und die- 
jenige zwischen offenen und gedeckten Wagen. 


Der deutsche Normaltarif geht von der im großen und ganzen nor- 
malen Tragfähigkeit des derzeit noch modernen mitteleuropäischen Eisen- 
bahnwagens von 15 t aus. Für die Güter, die in Wagenauslastungen von 
15 t zur Aufgabe gebracht werden, nimmt im allgemeinen? der Tarif 
normale Selbstkostenbeanspruchung an, und der Tarif gewährt daher in 
diesem Falle, als dem eigentlich normalen, die Hauptklasse. Wird ein 
Eisenbahnwagen nur mit einer Ladung im Gewicht von 10 t zur Beförde- 
rung benutzt, so steht der selbstkostenrechnungsmäßig an sich Vorteil 
bietenden, größenmäßig aber bis zur Vernachlässigbarkeit unbedeutenden 


1 Daß in Kriegs- und ähnlichen Füllen zeitweise anderes gegolten hat, ist 
hier ohne Bedeutung. Denn unter den Waffen schweigen die Gesetze sowohl der 
Volks-, wie der Betriebswirtschaft; die Wehrwirtschaft als solche aber interessiert 
hier nicht. 

2 In einzelnen Fällen, v. a. Ausnahmetarifen, und besonders solchen für 
Kohle gilt anderes, doch interessiert dies hier nicht grundsätzlich. 
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Tatsache, daß der Traktionsaufwand für 10 t geringer ist als der für 15 t, 
der andere schwerwiegende nachteilige Umstand gegenüber, daß der 
Eisenbahn Gewinn von Frachteinnahmen aus dem ungenutzt gebliebenen 
5-t-Fassungsraum des gestellten 15-t-Wagens für die Dauer dieses 10-t- 
Transportes unmöglich ist. Aus begründetsten Selbstkostenrücksichten 
wird daher für 10-t-Ladungen nicht der Tarif der Hauptklasse, sondern 
nur eine um einen prozentualen Zuschlag! zur Hauptklasse erhöhte 
Nebenklasse gewährt. — Und das gleiche wiederholt sich dann bei 
eventuell noch weiteren, für noch geringere Wagenausnutzung bestehen- 
den Nebenklassen?. Diese sind mit einem um so höheren Zuschlage auf 
die Hauptklasse belastet, um so unzureichender die Wagenausnutzung 
sich für die Eisenbahn gestaltet. Der prozentuale Zuschlag muß dabei 
vom Selbstkostenstandpunkte aus vor allem als Ausgleich für die durch 
die ungenügende Auslastung der Wagen dem Bahnunternehmen verloren- 
gegangene Einnahmechance angesehen werden. 

Von grundsätzlich ähnlichen Gedanken getragen ist der Unterschied 
zwischen offenen und gedeckten Wagen, Dabei wird von der Annahme 
ausgegangen, daß der gedeckte Wagen in der Anschaffung teurer als der 
offene Wagen ist, und auch für die Instandhaltung wird gedanklich eine 
höhere Jahresquote angenommen. Damit werden die Kosten für Erhal- 
tung und Erneuerung, und damit dann die Selbstkosten überhaupt bei 
Beförderung in gedeckten Wagen für die Eisenbahn teurer als in offenen 
Wagen; und gerechtfertigt aus diesem Selbstkostengesichtspunkte sehen 
dann viele der modernen Eisenbahngütertarife Zuschlag bei Beförderung 
in gedeckten Wagen oder — was grundsätzlich dasselbe ist — Fracht- 
preiserleichterungen bei Verwendung offener Wagen vor, Die tarifa- 
rische Konstruktion ist bei den verschiedenen Eisenbahnen und zu ver- 
schiedenen Zeiten verschieden gewesen; der Selbstkostengedanke, der 
alle hierher gehörigen Tarifbestimmungen diktiert, aber ist grundsätzlich 
stets derselbe. Nur ergänzend mag dabei noch erwähnt sein, daß auch 
das Risiko gegenüber Diebstahl, Verderb und Verlust bei gedeckten und 
offenen Wagen verschieden beurteilt (und meist auch gesetzlich behan- 
delt) wird, und aus diesem Gesichtspunkt auch noch ein dem Gedanken 
der Assekuranzprämie paralleler Tarifunterscheidungsgesichtspunkt (der 
Nachfrage) zwischen offenen und gedeckten Wagen mit in Betracht 

1 Im deutschen Tarif heute meist 10 %. 

2 Wie etwa im Deutschen Eisenbahn-Gütertarif den 5-t-Nebenklassen. Der 
deutsche Eisenbahn-Regeltarif, auf den hier lediglich beispielgebend abgehoben 
ist, kennt bei den 6 oberen der insgesamt 7 Hauptklassen Nebenklassen zu 5 t, 
während Nebenklassen zu 10 t bei allen Hauptklassen vorgesehen sind. 


3 Je nachdem, ob der Tarif grundsätzlich von bedeckten oder offenen 
Wagen ausgeht. 
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gezogen werden kann. Immerhin tritt bei statistischer Nachprüfung des 
aus der Unternehmerverantwortlichkeit jährlich sich ergebenden Verlust- 
risikos die Bedeutung dieses letzteren Gesichtspunktes hinter den be- 
triebs- und kapitalfinanziellen Selbstkostenerwägungen des Wagen- 
dienstes größenmäßig bis zum Verschwinden zurück. 

Gesehen unter dem Selbstkostengesichtspunkte, sind, verglichen 
mit der Entfernungsstaffelung, alle diese anderen letztgeschilderten 
Punkte der Wagenraumausnutzung usw. von nur sehr untergeordneter 
Bedeutung; andererseits sind sie aber immerhin auch nicht von der- 
artiger zahlenmäßiger Bedeutungslosigkeit, daß sie nicht doch auch 
heute noch wohl bei allen Eisenbahnunternehmungen in der einen oder 
anderen Form mit Recht tarifarische Berücksichtigung finden. Der Ab- 
schnitt kann daher nicht abgeschlossen werden, ohne noch die weitere 
praktische Lehre (11) anzufügen: 

In Wahrnehmung der Selbstkostendeekung 
muß auch weiteren, insbesondere den Ge- 
sichtspunkten der Wagenbewirtschaftung 
Rechnung getragen werden, wobei dieimein- 
zelnen Falle tarifarisch sich empfehlende 
Form (ob beispielsweise Aufstellung von 
Nebenklassen oder Unterscheidung von ge- 
schlossenen und offenen Wagen oder gleich- 
zeitige Anwendung dieser beiden und ggf. 
noch anderer Verfahrenswege) in der grund- 
sätzlichen Betrachtung dahingestellt blei- 
benkann. 


III. Ausnahmsweise Tarifschöpfung. 


Da die theoretische Tarifökonomie im 1. Kapitel restlos dargestellt 
worden ist und mit dem unter I und II in diesem Kapitel Gesagten auch 
alle grundsätzlichen Gesichtspunkte der praktischen Tarifökonomie er- 
schöpft sind, so ist über das gesamte normale Tarifwesen, technisch aus- 
gedrückt: über den „Normaltarif“ weiteres überhaupt nicht mehr zu 
sagen. Eine sehr wesentliche Ergänzung der gefundenen praktischen 
Lehren bleibt für die tarifökonomische Wissenschaft aber nichtsdesto- 
weniger notwendig, weil — wie wiederholt betont — die gefundenen Er- 
kenntnisse nur ökonomisch-zweckmäßiger Natur, nicht aber mathematisch 
und logisch zwingend, und deswegen in ihren Ergebnissen nicht alle Mög- 
lichkeiten erschöpfend sind. Weder aus dem theoretischen Kapitel, noch 
aus den Punkten I und II im praktischen Kapitel ergibt sich eine zwin- 
gende Systematik, eine geschlossene Ordnung; gewonnen wurde lediglich 
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das Bild einer bestmöglichen Zweckmäßigkeitsregelung; und die Exi- 
stenzvoraussetzungen einer solchen fallen sofort in jedem einzelnen 
Sonderfall weg, in dem sich ergibt, daß aus irgendwelchem Grunde die 
gefundene Ordnung nicht die zweckmäßigste Lösung ist, diese vielmehr 
in irgendeiner anderen praktischen Form sich darbietet. 


Solche andersartigen Lösungen sind aber schon nach dem Aufbau 
der in den vorausgegangenen Abschnitten empfohlenen Systematik des 
Normaltarifs vielfach wahrscheinlich, ja sogar wohl praktisch unaus- 
weichlich. — Denn die im Vorstehenden geschilderte Ordnung trug zu 
einem guten Teile nur pauschalen Charakter; sie zog nur praktischen 
Durchschnitt durch die Summe der denkbaren einzelnen, jede für sich 
allein bestehenden Optimallösungen. Das gilt vor allem von den ein- 
zelnen vorstehend unter II gefundenen Ergebnissen, wie der Zusammen- 
halt der dabei gefundenen praktischen Lehren 6/8, 9/10 und 11 erweist. 
Nach den Lehren 6 und 8 ist besondere tarifarische Behandlung bei 
jedem einzelnen Gut Bedingung für die Erzielung des bestmöglichen 
betriebswirtschaftlichen Resultats. Nach den Lehren 9 und 10 aber 
werden die sämtlichen für die einzelnen Güter gefundenen optimalen 
Individualbehandlungen, sowohl was den Güterwert, wie was die Tarif- 
entfernung betrifft, zusammengeworfen in ein einziges Staffel- 
tarifsystem von nur wenigen Wertklassen und sogar nur einer einzigen 
Entfernungsverhältnisskala. Die Lehren des Satzes (11) sind ausschließ- 
lich aus wirtschaftsbetrieblicher Anschauung geboren; die um die Nach- 
frage besorgte volkswirtschaftliche Betrachtungsweise ist dabei zunächst 
nicht berücksichtigt. — So weitgehend nivellierendes Verfahren muß not- 
wendig erhebliche Opfer gegenüber der im Einzelfalle begrifflich best- 
möglichen und auch finanziell einträglichsten Regelung in sich schließen, 
und, wo diese Opfer zu bedeutend zu werden drohen, muß Abhilfe ge- 
funden werden. Innerhalb des geschilderten Systems kann das an 
optimaler Tarifbehandlung beim einzelnen Gut und Entfernung Geopferte 
nicht ausgeglichen werden; denn selbst der größte bei dem einen oder 
anderen Gute oder für gewisse Entfernungen in Kauf genommene Nach- 
teil wird doch alle Male noch gering geachtet werden müssen gegenüber 
jeder Art Preisgabe am System, insbesondere jeder Veränderung oder 
Verwässerung an dem grundsätzlich unersetzbaren Staffelsystem; das 
aber würde der Einbau eigentlich jeder größeren aus dem Grundsystem 
herausfallenden Variation bedeuten. Geholfen kann also werden nur 
durch Maßnahmen außerhalb des Systems; und das sind dann alles 
(im weitesten Sinne des Wortes) Ausnahmetarife. Dieser schlechterdings 
zwingende Zusammenhang zwischen Normal- und Ausnahmetarif ist denn 
auch der Grund, warum auf der ganzen Welt kein Eisenbahnunternehmen 
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auf Tarifmaßnahmen außerhalb seines eigentlichen Normalsystems ver- 
zichten kann, und warum sogar in der höchsten Blütezeit von Völkerbund 
und Ententezusammengehörigkeit Bestimmungen, die — wie die Artikel 
325 und 365 des Friedensvertrages von Versailles — praktisch auf Igno- 
rierung dieser Tatsache und Abschaffung der wesentlichsten Ausnahme- 
tarifmöglichkeiten herauskamen, praktisch einfach nicht durchführbar, 
insbesondere auch nicht durchführbar seitens der Diktatmächte selbst 
waren. — 


Geht man auf die hervorstechendsten der im Sinne des Gesagten 
sich ergebenden Ausnahmetarifgründe und -arten ein, so ist zunächst zu 
betonen, daß die einzelnen Ausnahmetarife zwar gewisse Verwandt- 
schaften und auch ein gewisses Verwandtschaftssystem nach Entstehungs- 
sinn und Notwendigkeit aufweisen, das Wesen einer praktisch geführten 
Ausnahmetarifpolitik im Grunde aber doch unbedingt Systemlosig- 
keit sein muß, zumal durch diese Tarifmaßnahmen ja gerade die sämt- 
lichen Unzuträglichkeiten, die der Systematik anhaften, ausgeglichen 
werden sollen. Dennoch wird auch für die Betrachtung der Ausnahme- 
tarife, diesen notwendigen Vorbehalt vorausgeschickt, der im Normal- 
tarif zugrunde gelegten Einteilung des Stoffes nach den Gesichtspunkten 
des Wertes und der Selbstkosten, der Güter- und Entfernungsstaffelung 
zusamt der Wagenraumausnutzung gefolgt werden können deswegen, 
weil jeder Ausnahmetarif systembedingt, d.h. gegenüber dem einen oder 
dem anderen der grundlegenden Gesichtspunkte des Normaltarifs als 
Besserung gedacht und angelegt ist. Immer aber wird bei solcher An- 
ordnung der Betrachtung im Auge behalten werden müssen, daß sie nur 
gewissermaßen aufsatztechnisch gegeben ist und daß der Ausnahme- 
tarif als solcher an das System gerade eben nicht geknüpft, und 
es ihm daher möglich ist, in sich auch entgegen den leitenden Grund- 
sätzen des Systems gestaltet zu sein, oder die verschiedenen, z.B. die 
beiden Staffelgedanken kraus durcheinander zu verwenden, dem einen 
hauptsächlich verfolgten Ziele durch irgendein Anhängsel irgendwo im 
Tarifwortlaute auch noch einen anderen Zweck anzugeheimnissen, ganz 
gleich, ob dies nun systematisch eigentlich rechtfertigbar ist oder nicht, 
u. dgl. m. — So bestechend durch diese Beweglichkeit, um nicht zu sagen: 
Eleganz der Ausnahmetarif aber auch ist: Er hat diesen Vorzug nur 
dank seines noch viel größeren Fehlers: Seiner gegen die große Ord- 
nung gerichteten Natur. An sich bleibt der Ausnahmetarif, so segens- 
reich und so fein seine Gestaltung im einzelnen Falle sein mag, ein no t~ 
wendiges Übel, und, wo immer er entbehrlich ist oder entbehrlich 
wird, hat der Tarifgeber sich der Ausnahmetarifform zu enthalten. — 
Dies wäre in der praktischen Lehre (12) auszusprechen: 
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Da kein Eisenbahngütertarifsystem in opti- 
maler Weise den Bedürfnissen des Unterneh- 
mens entsprechen kann, sind Ausnahmetarif- 
maßnahmen unter Umständen unvermeidlich. 
Sie müssen aber als systemwidrig auf das 
denkbar engste Maß beschränkt werden. 


A. Gegenüber Wertansätzen des Normaltarifs, 


Die Korrektur der Wertstaffel, d.h. die Ausgleichung von Härten 
der Güterklassifikation durch Ausnahmetarife ist erforderlich zunächst 
in den Fällen, in denen ein Gut von größerer Verkehrsbedeutung mit 
seiner Transportwertigkeit derart zwischen den bestehenden Klassen des 
Normaltarifs liegt, daß man seine Einreihung weder in die eine, höhere 
Klasse, noch in die andere, nächsttiefere Klasse als wirtschaftlich befrie- 
digend anerkennen kann, Wenn die im Normaltarifschema vorgesehenen 
Güterklassen nicht genügend eng aufeinander aufschließen, um für die 
Tarifempfindlichkeit des einen oder anderen Gutes die praktisch wirklich 
entsprechende Einstufung zu ermöglichen, andererseits aber für dieses 
Gut allein eine besondere Normaltarifklasse zu schaffen nicht angängig 
ist, so bleibt nur übrig, dieses Gut formell zwar (damit es nun einmal 
im Tarife eingereiht sei!) der höheren (und praktisch zu hohen) der 
beiden benachbarten Klassen einzureihen, im übrigen aber einen so- 
genannten „allgemeinen Ausnahmetarif“ zu erlassen, in dem nun die 
für das Gut wirklich betriebswirtschaftlich richtige Tarifpreisfolge, die 
den höchsten Transportanreiz gewährleistet, gültig für das ganze Tarif- 
netzgebiet vorgesehen wird!, Auch die tariftechnische Durchführung der 
auf S. 310 oben (unter II A) behandelten Höher- oder Niedrigerklassifizie- 
rung eines im allgemeinen in eine bestimmte :Güterklasse eingereihten 
Gutes kann sich aus den verschiedensten Erwägungen (vorübergehender 
Charakter der Detarifierung, handels-, betriebspolitische Motive u. dgl.) 
mehr im Wege des Ausnahmetarifs, als in der (oben geschilderten) Form 
formeller Herauf- oder Herabsetzung des Gutes aus einer Normalklasse 
in die andere empfehlen”. 

Weiter werden allgemeine Ausnahmetarife (allerdings in zeitlicher 
Beschränkung) in Ergänzung der Klassenstaffel auch für diejenigen ein- 

1 Diese Bedeutung hatte im Deutschen Eisenbahn-Gütertarif z. B. der Aus- 
nahmetarif 1B1 für Schnittholz bis zum 1. Januar 1934, an welchem Tage dieser 
Ausnahmetarif als neue Tarifklasse E in den Normaltarif übergeführt wurde. 

2 Vgl. im DEGT. das Beispiel des Ausnahmetarifs 4B1, um Kalkstein 


der Ziff, 9c der Tarifstelle Kalk, und Dolomit der Ziff. 3 der Tarifstelle Dolomit 
aus der Klasse F in die Klasse G zu verweisen. 
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zelnen Güter notwendig, die in dem volkswirtschaftlichen Kreislauf neu 
auftauchen und alsbald schon vor möglicher Einordnung in die Klassi- 
fikation Beförderung und damit einen ihrem Wesen angepaßten Tarif- 
preis im Normaltarif verlangen, obzwar sie zunächst vielleicht noch mehr 
oder weniger unbekannt sind und über ihre Transportwürdigkeit und 
damit ihre endgültige Tarifbewertung und Klasseneinreihung noch Un- 
klarheit herrscht. In solchen Fällen wird vielfach, um wenigstens eine 
einstweilige Tarifunterlage zu schaffen, andererseits aber eine Fest- 
legung zu vermeiden, das Gut zunächst nicht in die Normalklassifikation 
eingereiht, sondern nur mit einem allgemeinen Ausnahmetarif in un- 
gefähr der Klasse bedacht, in der man seine Normalgütereinreihung 
künftig im ungünstigsten Falle voraussieht!, 

Allgemeine Ausnahmetarife sind schließlich auch noch nötig für 
diejenigen Güter, die nach ihrem Handels- und Tarifbeförderungswerte 
aus dem Rahmen der übrigen tarifarischen Güterklassifikation so voll- 
kommen herausfallen, daß sie mit der ihnen angemessenen Tarifeinheit 
entweder bedeutend über oder erheblich unter dem Wertansatze der höch- 
sten bzw. niedrigsten Klasse der Güterklassifikation stehen. Auch in 
solchen Fällen muß, wenn man nicht den Rahmen des gesamten Tarifs 
bzw. der gesamten Güterklassifikation auseinanderziehen und vielleicht 
gefährlich und unnütz aufblähen will?, mit allgemeinen Ausnahmetarifen 
geholfen werden", 

Das Gesagte läßt sich zusammenfassen in eine praktische 
Lehre (13) folgenden Wortlauts: 

In Ausgleichung von Härten, diedie Formung 
des normalen Eisenbahngütertarifs als Wert- 
staffeltarif mit sich bringen kann, ist die 
Herausgabe von allgemeinen, d.h. für den 
ganzen geographischen Bereich des Normal- 
tarifs gültigen Ausnahmetarifen empfeh- 
lenswert und unter Umständen unvermeid- 


1 Vgl. etwa s.Z. im Deutschen Eisenbahn-Gütertarif den Ausnahmetarif 
12B13 für Zinkoxyd, unreines, zur Herstellung von Lithopone, das heute in 
Klasse F des Normaltarifs eingereiht ist, 

2 Überwert-Tarifierung kommt selbstverständlich nur für die Eisenbahn- 
tarifsysteme in Frage, die nicht ihre oberste Wertklasse schlechthin als allgemeine 
Wertgüterklasse ausgebaut haben — wie dies im deutschen Tarifsystem der Fall 
ist —, oder die nicht bei Frachtberechnung für in der Klassifikation nicht be- 
nannte Güter das Prinzip tarifarischer Analogiebehandlung vorsehen — wie dies 
z.B, auf den italienischen Gütertarif zutrifft —. 

"7 Vgl. als Beispiel eines allgemeinen Ausnahmetarifs im Sinne des Gesagten 
den Ausnahmetarif 2B1 für Kies, Grand und Sand der Klasse G. 


Archiv für Eisenbahnwesen. 1939. 22 
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lich, wenn der Normaltarif mit seinen oberen 
und unteren äußersten Schranken, oder mit 
dem Maß seiner Klassenabstände besonderen 
Bedürfnissen eines einzelnen Beförderungs- 
gutes nicht genügend Rechnung tragen kann, 
oder wenn derart Eile im Verzuge ist, daß 
eine alsbald erforderliche Tarifänderung 
nicht mit der beim Normaltarif unerläß- 
lichen Sorgfalt bearbeitet werden kann. 


B. Gegenüber den Entfernungsansätzen 
des Normaltarifs. 

Die Korrektur der aus dem Prinzip der Selbstkostendeckung er- 
wachsenen Tarifbestimmungen, zunächst und vor allem also die Aus- 
gleichung der durch die Entfernungsstaffel sich ergebenden 
Härten ist in noch viel stärkerem Maße durch Ausnahmetarife erforder- 
lich, als die Korrektur der Wertstaffel. Dies leuchtet ohne weiteres ein, 
wenn noch einmal — wie oben schon so oft — betont wird, daß für die 
Entfernungsstaffelung im Normaltarif nur eine einzige, für alle Güter- 
klassen gleiche Skala zur Anwendung kommt, während bei der Klassi- 
fikation der Wertstaffelung so viel Staffelfolgen zur Verfügung stehen, 
als das Normaltarifsystem des in Frage kommenden Eisenbahnnetzes 
Güterwagenladungsklassen vorsieht. Im heutigen deutschen Wagen- 
ladungssystem mit seinen schon wiederholt erwähnten 7 Wagenladungs- 
klassen bietet sich z.B. für ein Gut einer der mittleren Klassen, etwa 
der Klasse C oder der Klasse E, eintretendenfalls immer eine mehrfache 
Differenzierungsmöglichkeit nach oben oder nach unten schon im Nor- 
maltarif dadurch, daß das betreffende, zur Zeit in Klasse C oder Klasse E 
befindliche Gut allgemein oder in gewissen Fällen nach einer oder 
mehreren höheren Klassen (also etwa A und B) hinauf-, oder nach 
einer oder mehreren niedrigeren Klassen (F und G) hinunterversetzt 
werden kann, Derartige Veränderungsmöglichkeiten kennt die nur mit 
einer einzigen Skala rechnende Entfernungsrechnung, wie schon oben! 
ausführlich auseinandergesetzt, nicht; wenn also hier irgendwie irgendwo 
Härten empfunden werden, können sie innerhalb des Normaltarifs selbst 
nicht ausgeräumt werden, ohne dessen System selbst zu opfern. Es bleibt 
also nur der Ausnahmetarif. 

Von den vielen verschiedenen Möglichkeiten des Arbeitens mit Aus- 
nahmetarifen, die in so gedachter Korrektur der normalen Entfernungs- 
tarifrechnung sich darbieten, sind mit den allgemeinen, unter A be- 


1 Vgl. IIB, 1. s. S. 316 ff. 
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sprochenen Ausnahmetarifen noch am nächsten verwandt und teilweise 
sogar identisch diejenigen Ausnahmetarife, in denen gleichfalls mit all- 
gemeiner (d.h. für alle Verkehrsverbindungen des Eisenbahnnetzes ver- 
bindlicher) Gültigkeit nur Änderungen in dem Entfernungsstaffelbau, 
wie er der Normalstaffelungsskala zugrunde gelegt ist!, vorgenommen 
werden. Schon aus seiner Allgemeingültigkeit ergibt sich, daß ein Aus- 
nahmetarif dieser Art sehr weitgehend und daher nur zulässig ist, wenn 
die Entfernungstarifrechnung für ein Gut wirklich auf alle Entfernun- 
gen sich als praktisch nicht durchhaltbar erweist. Auch wird dabei der 
grundlegende Gesichtspunkt für die Entfernungsstaffel: daß das Selbst- 
kostenaufkommen in jedem einzelnen Falle zu gewährleisten sei, 
festzuhalten sein. Die Einzelheiten, wie dies zu geschehen habe, ent- 
sprechen dabei völlig dem, was jetzt unmittelbar auf den nächsten Seiten 
zur Darstellung kommt. Entsprechend der praktischen Lehre (13) sei 
aber zuvor schon hier die aus dem bisher Gesagten erfolgende prak- 
tische Lehre (14) verzeichnet: 


In Ausgleichung von Härten, die die Formung 
des normalen Eisenbahngütertarifs mit sich 
bringen kann, ist die Herausgabe von all- 
gemeinen Ausnahmetarifen empfehlenswert 
und unter Umständen unvermeidlich, wenn 
für ein einzelnes Beförderungsgut die Ent- 
fernungsstaffel durchaus unanwendbar ist 
und auch mit ausnahmetarifmäßiger Bildung 
dem Selbstkostengesichtspunkt noch ge- 
nügend Rechnung getragen werden kann, 


Die typischsten Fälle der Ausnahmetarifierung gegenüber dem 
Entfernungstarif sind weniger die gegen die Entfernungsstaffelung als 
solche, d.h. in ihrem ganzen Umfange gerichteten — soeben besproche- 
nen — Tarife; als vielmehr diejenigen, in denen in konkreten, nur ein- 


1 Vgl. z.B. im DEGT. den schon unter A zitierten Ausnahmetarif 2B1 
für Kies, Grand und Sand der Klasse G. Dieser Tarif sieht als allgemeiner Aus- 
nahmetarif (weil die Klasse G für derartigen Kies usw. noch untragbar wäre) 
einen über alle Entfernungen verlaufenden Ermäßigungssatz vor, Mit Rück- 
sicht aber auf besondere Frachtempfindlichkeit in den Nahentfernungen ist der 
Abschlag bis 50 km bis 11 % gesteigert, während er zwischen 51 und 100 km 
auf 8% Abschlag zurückgesetzt und von 100 km ab dann (angesichts der absolut 
zu hoch werdenden Frachtbetrüge) wieder auf 12% Abschlag von der G-Skala 
erhöht ist. Im übrigen stellt das klassische Beispiel einer Ausnahmekonstruk- 
tion sowohl gegenüber der Wert-, wie gegenüber der Entfernungsstaffel der 
Ausnahmetarif 6B1 für Kohlen dar, 
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zelnen Verkehrsbeziehungen die Verfrachtung nach dem Normaltarif 
sich als zu teuer erweist und deswegen die Eisenbahn vor der Frage 
steht, ob sie diese einzelne Verkehrsgelegenheit durch tarifarische Be- 
günstigung sich noch sichern oder die Möglichkeit, den Verkehr zu ge- 
winnen, an sich vorbeigehen lassen will. In allen Fällen dieser Art (und 
auch in allen Fällen der Beschwernis gegenüber den dem Wagenraum- 
gesichtspunkt Rechnung tragenden Gedanken des Normaltarifs) handelt 
es sich darum, daß der Transport nach dem Normaltarif für die betref- 
fende Entfernung so hoch belastet ist, daß das Zustandekommen von 
Transportgeschäften für diesen Fall sich als unmöglich erweist. Es sind 
also alles Fälle, in denen es sich grundsätzlich darum handelt, ob man, 
um die in Frage kommenden Geschäfte sich doch noch zu sichern, eine 
Korrektur des einzelnen (z.B. nach der Entfernungsstaffel) zu hohen 
Frachtpreises eintreten lassen will und eintreten lassen kann. Die all- 
gemeine Frachtberechnung (die Normaltarifierung) für das be- 
stimmte Gut wird dabei also nicht angegriffen, sondern nur der für eine 
einzelne Beförderungsverbindung oder nur für einzelne Arten 
von Beförderungsfällen auskommende Tarifsatz, bzw. Preis, — „Aus- 
nahmsweise“ in des Wortes urwirklichster Bedeutung ergibt sich hier 
das Problem, den Preis der Beförderung derart zu ermäßigen, daß das 
an sich nach dem Normaltarif auf die betreffende Entfernung nicht mehr 
transportfähige Gut die Beförderungsfähigkeit doch noch erlangt. 


Da jede Transportvermehrung nach Lehrsatz 4 (Gesetz der 
Massennutzung) und Lehrsatz 5 grundsätzlich erwünscht ist, so 
besteht über das „Ob“ der Erlassung des Ausnahmetarifs in allen diesen 
Fällen keinerlei, weiteren Studiums bedürfender Zweifel, Zu klären aber 
bleibt die das ureigentliche Problem der Ausnahmetarifierung bildende 
Frage, wie weit und in welcher Weise die aus der Rechnung 
des Normaltarifs sich ergebende Frachtpreishöhe im Wege der Ausnahme- 
tarifierung in solchem Falle äußerst abgesenkt werden kann. 

Als unterste ggf. betriebswirtschaftlich rechtfertigbare Preishöhe 
ist gemäß Lehrsatz 1 und 2 im theoretischen Teile oben! für den Tarif- 
preis (ebenso wie für alle anderen Preisformen) die Selbstkostengrenze 
erkannt worden. Gleichzeitig ist auch festgestellt worden, daß angesichts 
der begrifflichen Unbegrenztheit des Tarifpreisangebots eine zahlenmäßig 
bestimmte Selbstkostenrechnung für den Preis jeder einzelnen Beförde- 
rungsverbindung und Beförderungsart im allgemeinen nicht aufstell- 
bar ist. Deswegen ist im theoretischen Teile als kalkulatorische Grund- 
lage für die sämtlichen Tarifpreise und insbesondere für den Normal- 


3 Vgl. S. 275. 


Die Betriebswissenschaft des Eisenbahngütertarifs. 333 


tarif des Eisenbahnunternehmens nur die auf die Gesamtheit der 
Kosten, bzw. Ausgaben des Unternehmens bezogene Selbstkostenrechnung 
gefunden worden, wie sie praktisch und erfahrungsmäßig aus der Buch- 
führung für den ganzen Geschäftsbereich und für das ganze Geschäfts- 
jahr des Tarifunternehmens sich ergibt. Diese selbe Totalselbstkosten- 
preisgrenze besteht grundsätzlich zunächst auch für die Ausnahmetarife. 
Denn dieselben tatsächlichen Hindernisgründe, die der Ermittlung der 
Selbstkosten für den einzelnen Beförderungsfall bzw. für die einzelne 
Tarifbeförderungsart beim Normaltarif entgegenstehen (beliebig viele 
Leistungen an alle Personen!), stehen in aller Regel auch im Falle 
des Ausnahmetarifs der Ermittlung der durch seine Ausführung ent- 
stehenden Selbstkosten entgegen. 

Damit ergibt sich für den durch die Selbstkosten gezogenen Preis- 
rahmen bei Ausnahmetarifen schon aus den theoretischen Lehrsätzen 
heraus als erste praktische Lehre (15): 

Bis zu der allgemeinen unteren Tarifpreisgrenze, d.h. bis zu 
der allgemeinen durchschnittlichen Selbst- 
kostenhöhe kann die Preishöhe jedes Aus- 
nahmetarifs ohne Bedenken abgesenkt wer- 
den, wenn die Pflege des Nachfrageinter- 
esses dies erheischt. 

Denn bei der Absenkung bis zu diesem Betrage wird das Angebots- 
preisbildungsgesetz: Preis höher als Selbstkosten — noch unbedingt 
eingehalten. Die Bildung ist also absolut einwandfrei; sowohl die Ge- 
sichtspunkte des Angebots-, wie diejenigen des Nachfragepreises, wie sie 
im theoretischen Teile oben erörtert wurden!, sind dabei gewahrt. Im 
wesentlichen sind denn auch die großen Ausnahmetarife bei allen Eisen- 
bahnverwaltungen, zum mindesten bei denen des Vereins Mitteleuropä- 
ischer Eisenbahnverwaltungen, unter Festhaltung dieser unteren Preis- 
grenze aufgestellt. 

Mit Einhaltung dieser allgemeinen durchschnittlichen Selbstkosten- 
Durchschnittsgrenze wird aber, wie Erfahrung lehrt, in vielen Fällen 
den vom Gesichtspunkte der Transportnachfrage aus sich ergebenden 
Bedürfnissen auf Frachtermäßigung noch nicht genügend Rechnung ge- 
tragen. Viele Güter, die an sich in den Beförderungsbereich einzubeziehen 
noch dringendes Bedürfnis besteht, bleiben dabei auf viele Entfernungen 
noch transportunfähig, und bei stärkeren Ermäßigungen würde noch 
weiterer erheblicher Verkehr zu gewinnen sein. Andererseits würde 
unter Selbstkosten zu fahren den elementaren betriebswissenschaftlichen 


1 Vgl. schon S. 265/266 und später Ausgeführtes. 
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Gesetzen widersprechen, Damit wird die Frage brennend, ob und wie 
weit im einzelnen interessierenden Falle die Selbstkosten solcher noch 
als gewinnbar in Frage kommenden Transporte vielleicht besonders 
niedrig, etwa unter dem durchschnittlichen Selbstkostenrahmen, liegen. 
Denn; Sollten die Selbstkosten im einzelnen Falle ungeachtet der grund- 
sätzlichen Erwägungen, wie sie oben im theoretischen Teil! gegeben 
worden sind, doch besonders ermittelbar sein, und sollten sie sich dabei 
dann niedriger als der allgemein berechnete Selbstkostendurchschnitt 
ergeben, so besteht kein Bedenken, auch einen billigeren, unter dem 
durchschnittlichen Selbstkostenrahmen sich haltenden Ausnahmetarif 
zu erlassen, sofern nur die zur Gewinnung der Transporte erforderliche 
Preishöhe des Tarifs noch über den für die Beförderungen dieses Aus- 
nahmetariffalls besonders ermittelten speziellen Selbstkosten sich hält. 


C, Besondere Selbstkostenermittelung und 
-Bewertung. 


Die mit dem Letzten gemachte Annahme, daß für einen einzelnen 
Ausnahmetarif die Beförderungsselbstkosten in absoluten Zahlen fest- 
stellbar sein sollten, bedeutet keinen Widerspruch zu der in diesen Unter- 
suchungen wiederholt grundsätzlich festgestellten Tatsache, daß gemein- 
hin die jeweils besondere Selbstkostenhöhe der einzelnen Tarifansätze 
nicht ermittelt werden kann. Denn die wiederholt betonten Unüberblick- 
barkeitsfaktoren, die im allgemeinen der Feststellung der besonderen 
Selbstkosten für einzelne Beförderungsart und -fall im Wege stehen 
(vgl. oben S. 274), sind bei einem einzelnen bestimmt und eng umgrenzten 
Ausnahmetarif, bei dem es sich um die Gewinnung nur einer bestimm- 
ten einzelnen Transportart in nur einer einzelnen be- 
stimmten Verkehrsverbindung handelt, häufig nicht vor- 
handen; vielmehr ist hier genau gegeben, in welcher Verkehrsverbindung 
(Entfernung) und von nur welchen Verkehrsinteressenten welches Gut 
verfrachtet wird. An Hand dieser Angaben kann der in Frage stehende 
einzelne Beförderungsvorgang aus der Gesamtheit der Eisenbahn- 
geschäfte heraus spezifiziert, gewissermaßen isoliert werden, und damit 
sind dann alle notwendigen Voraussetzungen gegeben, um auch die für 
ihn allein eigenwesentlichsten Beförderungsselbstkosten besonders zu 
ermitteln. 

Die besondere Selbstkostenberechnung für den einzelnen Transport 
und Tarif wird also in Ausnahmefällen unter Umständen doch zur zu- 
verlässigen Möglichkeit und, ist dies der Fall, so kann auch ein aus- 


1 Vgl. S. 274. 
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schließlich auf derart kalkulierbare Beförderungen beschränkter Aus- 
nahmetarif unter die Grenze des allgemeinen Selbstkostendurchschnitts 
herunter bis zu dem so besonders ermittelten Betrage der Beförderungs- 
kosten als unterer Preisgrenze herab ermäßigt werden. Besondere Be- 
gründung ist hierfür nicht erforderlich, denn auch in diesem Falle hält 
sich die Preisstellung ja noch in dem allgemeinen Preisrahmen: Selbst- 
kosten plus Gewinnprozent (Lehrsatz 1). — Man kommt also zu einer 
weiteren für den Selbstkostenpreisrahmen des Ausnahmetarifs maß- 
gebenden praktischen Lehre (16): 
Die Preishöhe jedes Ausnahmetarifs kann, 
wenn die Pflege des Nachfrageinteresses es 
erheischt und wenn entsprechende kalkula- 
torische Möglichkeit sich zuverlässig bietet, 
ohne Bedenken bis zu der Höhe der besonde- 
ren Selbstkosten abgesenkt werden, die sich 
für die Transporte dieses Tarifes einwand- 
frei errechnen lassen. 


Anleitung ist jetzt noch erforderlich, wie es zu den im vorigen vor- 
ausgesetzten besonderen Selbstkostenrechnungen kommen kann und wie 
dabei das Kalkulationsobjekt: die Beförderung des Gutes, isoliert und 
spezifiziert werden soll. 

"Einmal ist möglich, daß ein Tarif in seinen Anwendungsvor- 
schriften (Bedingungen) eine so genaue Umschreibung der für den Tarif 
in Betracht kommenden Beförderungsarbeiten und Aufgaben enthält, daß 
an Hand dieser Bedingungen ohne weiteres eine besondere Selbstkosten- 
rechnung bezüglich der für ihn in Frage kommenden Transport- bzw. 
Tarifleistungen möglich ist. Wenn z. B. ein Tarif zur Beförderung von 
Steinkohlen nur von den (untereinander engst benachbarten) oberschle- 
sischen Steinkohlengewinnungsstationen nach den (tarif- und eisenbahn- 
betriebstechnisch weitgehend gleichartigen) Anschlußstationen der Ber- 
liner Groß-Gas- und Elektrizitätswerke gilt; wenn ferner dieser Tarif 
nur bei Aufgabe in geschlossenen Zügen und unter Verwendung von 
Großgüterwagen einer bestimmten Type anwendbar ist!, so sind die Vor- 
aussetzungen für die Transporte dieses Tarifs so genau spezifiziert, daß 
die Kalkulation der Selbstkosten der hier in Frage kommenden Tarif- 
transporte nicht weniger genau möglich ist, als bei jedem anderen großen 
Wirtschafts-, z. B. Kohlenkauf- oder sonstigen Lieferungsgeschäfte. Der 
Sonderaufwand der Beförderungsleistungen dieses Tarifs kann also aus 


1 DEGT. Ausnahmetarif 6B44. Der Tarif ist durchaus nicht vereinzelt. 
Es finden sich vielfach parallele Fälle. Vgl. z. B. DEGT. Ausnahmetarif 11 B 6. 
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den Gesamtkosten der Reichsbahnbetriebsaufgaben bis aufs kleinste ge- 
nau ‘herausgelöst (isoliert) und besonderer Betrachtung unterzogen 
werden. 

Für die Zwecke einer derart, wie im vorigen Absatz geschildert, 
betriebstechnisch und dann auch betriebswirtschaftlich spezialisierten 
Selbstkostenkalkulation werden in vielen Fällen v. a. jene Tarifvor- 
schriften verwendbar sein, die in den ersten Nachkriegsjahren von den 
maßgebenden mitteleuropäischen Tarifpraktikern! beim Versuche einer 
halbwegs sachgemäßen Auslegung des Artikels 365 des Versailler Diktats 
als sogenannte „echte Transportbedingungen“ angesprochen worden 
sind", Unter „echten Transportbedingungen“ werden dabei die Tarif- 


4 Mit dieser bewußt sehr allgemein gehaltenen Wendung soll v. a. auf 
den seinerzeitigen Leiter der Güter-Tarifabteilung der Deutschen Reichsbahn- 
Gesellschaft, Reichsbahndirektor und Abteilungsleiter Geheimen Regierungsrat 
Scholz, hingewiesen sein, dessen Anleitungen für alle, die unter ihm gearbeitet 
haben, stets unvergeßbar bleiben werden, 

® Der berüchtigte Artikel 365 des Versailler Diktats hatte bekanntlich den 
gegnerischen Gütern bei der Einfuhr und Durchfuhr nach oder durch Deutsch- 
land die günstigste Behandlung zugesprochen, die irgendwo in irgend- 
welcher Art für Güter gleicher Art auf deutschen Strecken galt. Einzige 
Einschränkung dieser schrankenlosen Beanspruchungsmöglichkeit deutscher Ta- 
rife war, daß die Transporte „dans des conditions semblables de transport, notam- 
ment au point de vue de la longueur du parcours“ erfolgten. Je strenger deut- 
scherseits der Begriff der Ähnlichkeit der Transportkonditionen gefaßt wurde, je 
weniger war es möglich, Berufungen von einer Strecke auf die andere, von einem 
Tarif auf den anderen zu erheben. Unter diesen Umständen gingen die deut- 
schen Auslegungsbestrebungen auf möglichst enge, die gegnerischen auf mög- 
lichst weite Auslegung des Begriffes „conditions de transport“. Den Franzosen 
kam dabei (abgesehen von anderen aus dem Worte semblables und longueur du 
parcours erfließenden linguistischen und juristischen Argumenten) zustatten, daß 
„conditions“ im allgemeinen durchaus nicht etwa nur mit dem deutschen (rechts- 
wissenschaftlichen) Begriff „Bedingungen“ sich deckt und auch in der offiziellen 
deutschen Übersetzung mit den Worten: „ähnliche Beförderungsverhält- 
nisse“ übersetzt war, — In den eisenbahnbehördlichen Diskussionen ist indessen 
die Übersetzung „Bedingungen“ deutscherseits nie aufgegeben, sondern darauf 
gestützt worden, daß sich im Wortlaut eigentlich aller Tarife stets ein Abschnitt 
„Anwendungsbedingungen“ findet, Auch unter diesen Anwendungsbedin- 
gungen wurde noch eine weitere Einschränkung gemacht, indem das Wort „trans- 
port“ mit dem deutschen „Beförderung“ übersetzt wurde, wodurch sich ein ge- 
wisser Gegensatz zwischen den Bedingungen der „Beförderung“ und etwa anderen 
Bedingungen bezüglich der „Sendung“, d. h. der Art und Beschaffenheit, Menge 
usw, des Versandgutes ergab. 

Der Begriff „echte Transportbedingungen“ hat nichts mit dem seinerzeit 
von mir aufgestellten Begriff: „echte Tarifpolitik* zu tun, der der von mir seit 
langem befürworteten klaren Trennung zwischen volkswirtschaftlicher und privat- 
wirtschaftlicher Tarifpolitik scharfen Ausdruck gibt, (Referat a. d. Tee, d. dtsch. 
u, österr, admin. höh. Eisb.-Beamten in Wien, 6. Mai 1929, Z. V. DEV. 29, S. 601.) 
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anwendungsvoraussetzungen verstanden, die in dem Tarife auf die eigent- 
lich eisenbahntechnische Seite, auf die Beförderung sich beziehen, in 
allererster Linie also die Anwendungsbedingungen, die den Beförderungs- 
vorgang selbst betreffen, z. B. „Beförderung in geschlossenen Zügen“, 
„Verladung mit besonderem Profile“ u. dgl. m. — Vom Standpunkt der 
Selbstkostenbetrachtung aus gesehen, ist einleuchtend, daß die Vorschrei- 
bung derartiger „echter Transportbedingungen“ auf die Selbstkosten des 
betreffenden Transports unmittelbar einwirken, je nach der Natur der 
Bedingung diese erhöhen oder erniedrigen, und damit Material zu einer 
gesonderten Selbstkostendarstellung bieten muß. Der Fall kann dabei 
so klar liegen, daß eine vollkommen selbständige eigene Selbstkosten- 
rechnung möglich ist, wie in dem oben angeführten Oberschlesisch-Ber- 
liner Großkohlen-Bezugstarife!. — Aber auch wenn nicht, wie dort, eine 
fast sämtliche Beförderungseinzelheiten zusammenfassende Charak- 
terisierung des Transportes durch die „echten“ Transportbedingungen 
des Tarifs erfolgt ist, so kann auch eine einzelne echte Transport- 
bedingung für sich allein schon zur Rechtfertigung eines besonders er- 
mäßigten Ausnahmetarifsatzes insofern ausreichen, also sie nach be- 
kanntem eisenbahntechnischem Erfahrungssatz eine Verminderung der 
allgemeinen bekannten durchschnittlichen Beförderungskosten®? in ganz 
bestimmter (absoluter oder prozentualer) Höhe ausmacht. Es ist in 
solchem Falle betriebswirtschaftlich einwandfrei, als Ausnahmetarifpreis 
den Betrag des allgemeinen Selbstkostendurchschnitts, vermindert 
um den Betrag, um den die Selbstkosten durch die 
Wahrnehmung der betreffenden echten Transport- 
bedingung bei der Beförderung gedrückt werden, 
anzusetzen. Denn auch bei Einhaltung nur dieses Grenzbetrags bleiben 
die konkreten Selbstkosten noch gewahrt. 

Eine der bekanntesten echten Transportbedingungen ist z. B. die 
Wagenausnutzungsklausel, deren ganz allgemeine Bedeutung 
schon daraus erhellt, daß die bessere oder schlechtere Wagenausnutzung 
sogar im Normaltarif Berücksichtigung in der weiter oben® behandelten 
Weise gefunden hat. Neben ihr steht, eng mit ihr verwandt, aber auch 
noch die Bedingung, daß ein Tarif nur bei Aufgabe einer einen 
geschlossenen Zug (oder wenigstens eine größere Zugeinheit 
u. dgl. m.) darstellenden Gütermenge gewährt wird. Diese Klausel ist 
zweifellos ein die Beförderungsselbstkosten wesentlich abminderndes 
Moment, und, ist sie in einen Ausnahmetarif aufgenommen und zuver- 


1 DEGT. Ausnahmetarif 6B 44. 
2 Praktische Lehre (15); 2, Lehrsatz. 
3 Vgl, S. 322. 
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lässig zahlenmäßig auszumitteln, so steht betriebswirtschaftlich nichts 
im Wege, auch hier einen Ausnahmetarifsatz unterhalb der Preisgrenze 
des allgemeinen Selbstkostendurchschnitts für diese Transporte zu ge- 
währen, sofern nur die unterhalb jener allgemeinen Durchschnittskosten 
weiter gegebene Ermäßigung nicht höher ist als die Prozentualermäßi- 
gung, die nach der eisenbahntechnischen Erfahrung sich aus der Tat- 
sache der Zugauslastung als betriebstechnischer Vorteil errechnet. 

Aber auch im Zusammenhang mit den sogenannten „unechten“ 
Transportbedingungen können sich besondere Selbstkostenfeststellungen 
ermöglichen lassen, „Unechte* sind dabei alle nicht als „echte“ be- 
zeichenbaren Transportbedingungen, d. h. im wesentlichen solche Tarif- 
vorschriften, die nichts bezüglich des eigentlichen „Transportvorganges“ 
bedingen, sondern die zur Spezifizierung der durch den Ausnahmetarif 
erfaßten Gütertransporte (Sendungen) aus anderen, insbesondere öko- 
nomischen und kommerziellen Gesichtspunkten dienen. — Eine der be- 
kanntesten und hier in erster Linie in Betracht kommenden derartigen 
Bedingungen ist die Mengenklausel, d. h. die Bedingung in den Tarif- 
vorschriften, daß der Tarif nur gegeben wird, wenn binnen einer be- 
stimmten Frist mindestens eine gewisse Menge des betreffenden Gutes 
aufgegeben wird. Die Mengenklausel bedeutet mehr, als daß sie nur 
dem in der allgemeinen kaufmännischen Preisbildung ziemlich ausnahms- 
los üblichen Mengenrabatt entspricht. Durch ihre Auflage soll eine 
Tarifvergünstigung auf nur wirtschaftlich ernsthafte Verfrachter be- 
schränkt werden, zumal der eisenbahntarifarische Apparat zu groß und 
zu bedeutend ist, als daß er für nebensächliche Wünschbarkeiten oder 
sogar zu frivolen Zwecken in Bewegung gesetzt werden dürfte. — Un- 
geachtet dieser ihrer weder auf Eisenbahntechnik noch zunächst auf die 
Selbstkosten abgestellten Natur können aber auch diese „unechten“ 
Transportbedingungen und insbesondere die Mengenklausel vom Selbst- 
kostenstandpunkte aus für die Kalkulation eines beantragten Ausnahme- 
tarifs besondere Unterlagen liefern; kann doch beispielsweise durch die 
Gewährleistung der Menge der mindestens zur Verfrachtung kommenden 
Güter gemäß dem Gesetze der Masgennutzung, 4. Lehrsatz!, die Höhe 
der Selbstkosten beeinflußt, praktisch gesprochen: die Vollausnutzung 
eines verkehrenden Zugparks, einer Eisenbahnstrecke gesichert und so 
auch das erforderliche Material zu einer Sonderdarstellung der Selbst- 
kosten geliefert werden. Zwar wird bei den unechten Transportbedin- 
gungen kaum sich ein Fall ergeben können, der dem oben erwähnten 
Schlesisch-Berliner Kohlentarif entsprechend sozusagen alle Gesichts- 

1 Oben S. 282. 
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punkte zu einer Aufstellung einer Sonderkalkulation der Selbstkosten er- 
schöpfend darböte. Wohl aber können in der gleichen Weise wie dies oben 
im Beispiel der Wagenauslastungsklausel dargetan war, in der Folge un- 
echter Tarifbedingungen Data für eine teilweise Sonderfeststellung 
der Selbstkosten sich ergeben und hierin dann die nötigen Unterlagen für 
die Findung einer besonderen verminderten unteren Tarifpreisgrenze ge- 
funden werden, 


Der Vollständigkeit halber darf schließlich nicht übergangen wer- 
den, daß der begrifflich erschöpfende Gegensatz zwischen echten und 
unechten Transportbedingungen in der tarifarischen Praxis sich weit- 
gehend verwischen kann. Zu denken wäre dabei beispielsweise an die 
Rückfrachtklausel und den ganzen ihr weiter zugehörenden Komplex, wie 
etwa die Kombinationstarife' im allgemeinen. (Wenn etwa von der — 
beim eigentlichen Rückfrachttarif unerläßlichen — Bedingung, daß ge- 
rade der Zug- bzw. Wagenpark, der Güter des Tarifs (z. B. Erz) in der 
einen Richtung angebracht hat, auch für die Rückfracht von Gütern 
desselben Tarifs (z.B. Kohlen) in anderer Richtung wieder benutzt 
wird — abgesehen und nur ganz allgemein die Anwendung des Tarifsatzes 
für die Zufuhr des einen Gutes — z. B. des Rohstoffs — damit gekoppelt 
ist, daß demnächst auch die Abfuhr anderen Gutes — z. B. des an- 
fallenden Fertigfabrikates — der Bahn zur Beförderung übergeben wird, 
oder dergl.). In diesen Fällen kann die Rückfrachtklausel sowohl engeren 
betriebstechnischen (echten Transportbedingungs-), wie auch allgemein 
betriebswirtschaftspolitischen Charakter (als unechte Transportbedin- 
gung) haben. Muß der mit dem Eingangsgut eingelaufene Zugpark 
selbst wieder mit Gütern der Rückfrachtrichtung ausgelastet werden, 
so ist die betriebstechnische (echte) Natur der Tarifbedingung ohne 
weiteres zu greifen. Ist eine Identität des Wagenparks für die eingehen- 
den und auslaufenden Sendungen nicht gefordert, so tritt der betriebs- 
technische (echte Transportbedingungs-) Charakter offensichtlich stark 
zurück. Es handelt sich in der Regel dann lediglich um eine kommerzielle 
Bindung des Verkehrsinteressenten für seine beiden Arten Transporte, 
sowohl des Eingangs, wie des Ausgangs. Indessen kann die weitere Ver- 
folgung und Verfeinerung dieser Gedanken hier in der grundsätzlichen 
Erörterung beiseite bleiben. Das, was entscheidend für die Feststellung 
des Selbstkostenrahmens und damit des Preisrahmens für besondere 
Fälle der Ausnahmetarife ist, das ist, daß sowohl die nach dieser Rich- 


Nicht zu verwechseln mit kombinierten Tarifen! — Beispiele für Kom- 
binationstarife im DEGT, wären etwa die Ausnahmetarife 24 B 8, 7B24 und viele 
andere. 
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tung handgreiflichen echten, wie aber auch die unechten Transport- 
bedingungen betriebswirtschaftlich gerechtfertigten Anlaß und Maß 
geben können für Absenkung der Preishöhe der Ausnahmetarife unter 
das allgemeine Selbstkostendurchschnittsmaß. 


Offen gelassen ist im vorigen noch die, in der betriebswirtschaft- 
lichen Kalkulationsdoktrin übrigens allgemein höchst problematische, 
Behandlung der Generalunkosten. — Die Preiskalkulation des Privat- 
unternehmers trägt den Generalkosten im allgemeinen durch den be- 
kannten prozentualen Generalunkostenzuschlag Rechnung’, und sie kann 
dies auch, da die prozentuale Höhe des Zuschlags für die Generalunkosten 
im Privatgeschäft sich meist nicht höher als auf etwa 10 % beläuft. Im 
Eisenbahnselbstkostenbild ist das Zahlenverhältnis bekanntlich ein 
anderes, Denn als Generalunkosten im Sinne der betriebswirtschaft- 
lichen Kalkulationslehre wird man hier anzusehen haben das, was uns 
oben zuerst auf Seite 281 begegnet ist: nämlich die festen Kosten, im 
Gegensatz zu den veränderlichen Kosten; und diese festen Kosten be- 
rechnen sich, wie dort schon betont wurde, auf 75% der gesamten 
Kosten! Es leuchtet ohne weiteres ein, daß, wenn ich von den all- 
gemeinen durchschnittlichen Selbstkosten, wie sie gemäß der praktischen 
Lehre (15) oben grundsätzlich der Preiskalkulation zugrunde zu legen 
sind, nur die (auf Grund echter oder unechter Transportbedingungen) 
verminderbaren veränderlichen Selbstkosten, das heißt jedenfalls nur 
weniger als 25 % kürzen kann, der Rahmen, innerhalb dessen ich auch 
unterhalb des allgemein-durchschnittlichen Selbstkostenansatzes der 
praktischen Lehre (15) Ausnahmetarife aufstellen kann, noch reichlich 
knapp bemessen und vor allem noch so hoch bleibt, daß ich den größten 
praktischen Bedürfnissen der Nachfrage nach Verbilligung nicht an- 
nähernd genügend Rechnung tragen kann, um mir diese Transporte zu 
sichern. Nun gilt aber auch im Eisenbahnwesen und bei ihm sogar mit 
besonderer betriebswirtschaftlicher Berechtigung derselbe Grundsatz, 
der mit geringerer wirtschaftsgesetzlicher Berechtigung, aber mit um so 

1 Vgl. hierüber insbesondere Prion, Die Lehre vom Wirtschaftsbetrieb 
Band II Seite 116 ff. — Auch Verfasser hat sich im Anschluß an die durch die 
Preistreiberei-Verordnung und Inflation in Kriegs- und Nachkriegszeit in Gang 
gekommene Debatte in „Reichsbahn“, Schriften und Mitteilungen aus dem Reichs- 
verkehrsministerium 1922 Heft III, und ZVDE. 1923, S. 501 und 517 mit einer 
Reihe hierhergehöriger Probleme auseinandergesetzt. Im übrigen ist von höch- 
stem Standpunkt unendlich viel Kluges zur Selbstkostenlehre auch bei Wieden- 
feld, Die Eisenbahn im Wirtschaftsleben, Berlin, Springer 1938, etwa S. 102 ff. 


gesagt, wo für die Eisenbahnen u. a. eine „Abhängigkeit der Gestehungskosten (!) 
von den Leistungspreisen“ festgestellt wird. 
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allgemeinerer Übung in der Privatökonomie angewandt wird, nämlich: 
Kann ich die Preisbildung unter Einschluß der Generalunkosten nicht 
bis zur wirksamen unteren Grenze herabführen, so sehe ich von Berück- 
sichtigung meiner Generalkosten in dieser Preiskalkulation eben schlech- 
terdings ab! — 

Bei dem Eisenbahnunternehmen ist derartiges Vorgehen nicht nur 
mit dem Sprichwort: Not bricht Eisen —, sondern wirtschaftsgesetzlich 
ernsthaft zu rechtfertigen. Denn es handelt sich hier in allen Ländern 
und Fällen um einen konzessionierten Betrieb mit konzessionsmäßig fest- 
gelegter Betriebspflicht, und daraus ergibt sich die folgende Sachlage: 
Die Generalkosten, hier feste Kosten genannt, als bedingt durch unerlaß- 
bare Betriebspflicht oder unvermeidliche Unterhaltung sind auch ihrer- 
seits unausweichlich, d. h. sie entstehen unter allen Umständen in allen 
Fällen der Betriebsführung in gleicher und voller Höhe. In diesem Sinne 
ist für ihr Erwachsen es also gleichgültig, ob ich nun ein bei besonders 
billiger Preisstellung mir noch zusätzlich winkendes Geschäft akquiriere 
oder nicht. Verzichte ich aus preiskalkulatorischen Skrupeln auf ein mit 
seinem Preise zwar über 25 % (veränderliche Kosten), aber unter 100 % 
(veränderliche plus feste) Gesamtkosten liegendes Geschäft, so müssen 
meine übrigen Transporte, die 12 Mio t ausmachen mögen, ihrerseits 
allein diese festen Kosten tragen, Gelingt es mir hingegen, über den 
Verkehrsbesitzstand von 12 Mio t hinaus noch weitere 2 Mio t durch 
jenen neuen Ausnahmetarif in Höhe von nur 50 % der gemäß praktischer 
Lehre (15) streng genommen deckbaren allgemeinen durchschnittlichen 
Kosten zu gewinnen, so bedeutet dies, daß die gewonnenen zusätzlichen 
2 Mio t! zwar nur 50 % der allgemeinen durchschnittlichen Selbstkosten 
aufbringen, andererseits aber in diesen 50 % aufbringen einmal die durch 
die Beförderung ihrer eigenen (Mehr-)Menge unmittelbar verursachten 
zusätzlichen 25 % veränderliche Kosten involler Höhe, und außer- 
dem weitere 25 % ihrer (auf die Totalselbstkosten ausgeschlagenen) 
anteiligen festen Selbstkosten, so daß immerhin die übrigen 12 Mio t 
Stammverkehr eine gewisse Entlastung an General- bzw. festen Kosten 
auch zu ihren Gunsten erfahren. In Zahlen ergibt sich das bekannte Bild: 
Bisher haben etwa 12 Mio t 24 Mio RM gekostet; man mußte deswegen, 
um ohne Verlust zu arbeiten, auf die Tonne 2 RM Frachtpreis mindestens 
erzielen. Demnächst werden weitere 2 Mio t außerdem noch, aber diese 
zu nur 1 RM Frachtpreis gefahren werden; es wird sich dann ergeben, 
daß insgesamt 14 Mio t gefahren werden zu 26 Mio RM Frachteinnahmen. 


1 Vorausgesetzt, daß deren spezielle Selbstkosten gegenüber der durch- 


schnittlichen Selbstkostenrechnung nicht den geringsten Vorzug oder Nachteil 
aufweisen, 


342 Die Betriebswissenschaft des Eisenbahngütertarifs, 


Was aber die Kostenlast betrifft, so werden — da die 12 Mio bisher pro t 
belastet waren mit (75 % =) La RM festen und (25 % =) 0,5 RM ver- 
änderlichen Kosten, und da durch die hinzutretenden 2 Mio t nur 0,5 Mio 
Reichsmark veränderliche Kosten im Kostensoll neu sich ergeben — die 
veränderlichen Kosten von 0,5 RM per t von dem alten und neuen Ver- 
kehr gleichermaßen, insgesamt aber nur mit (6 Mio + 0,5 Mio =) 6,5 Mio 
zu tragen sein, während eingehen werden insgesamt an Frachtpreis 
(24 + 2=) 26 Mio, so daß nach Abzug der Ga Mio RM für veränderliche 
Kosten übrig bleiben (26—6,5 =) 19,5 Mio RM, obgleich für feste Kosten, 
ebenso wie beidem früheren Besitzstande nur 18 Mio 
notwendig sind. 1,5 Mio RM erziele ich also nunmehr als einen früher 
schlechterdings nicht vorhandenen Reingewinn. Oder (bei anderer Be- 
trachtung): um 1,5 Mio RM verringert sich die feste Selbstkostenlast 
auch für die Tonnen alten Verkehrs, indem an die Stelle der bisherigen 
Belastung 18 Mio RM Kosten : 12 Mio Tonnen = 1,5 RM nunmehr 
18 Mio RM Kosten : 14 Mio Tonnen = rd. 1,4 RM tritt, was eine Verminde- 
rung um 10 Pfennige bzw. um 6, % für diese Stammverkehrstonnen 
bedeutet. 


Das Wesentliche, um kalkulatorisches In-die-Irre-gehen zu ver- 
meiden, ist bei diesen letzten Betrachtungen die Erkenntnis des rich- 
tigen Zeit- und Ausgangspunktes für die Preiskalkulation des in Frage 
stehenden neuen Tarifes. Die richtige Einstellung hier aber ist allemal, 
daß das Geschäft beurteilt werden muß vom zeitlichen und sachlichen 
Ausgangspunkte rebus sie stantibus. Wenn ich gegenüber dem 
bestehenden Zeit- und Standpunkte ohne den neuen Tarif schlechter 
stehe, als wenn ich den Tarif zur Herausgabe bringe, so ist, selbst wenn 
die Tarifbedingungen alles andere als glänzend sind, der neue Tarif für 
mich eben doch lukrativ, und er muß deswegen herausgebracht werden. 
Genau wie im theoretischen Teile bei der Betrachtung des Verhältnisses 
zwischen Tarif und Menge sich ergab: es gibt nur ein Optimum, gleich- 
gültig, ob die Intensitätsmaxima bezüglich Kosten und Verkehr günstiger 
oder ungünstiger auf den einzelnen Stufen sich gestalten, — genau so 
gibt es auch bei der Entscheidung über die Zweckdienlichkeit oder Zweck- 
widrigkeit eines Ausnahmetarifs betriebswirtschaftlich nur ein Optimum, 
und dies berechnet sich allein nach dem Status, wie er zeitlich und sach- 
lich für das Bahnunternehmen sich stellen würde, wenn bei im übrigen 
unveränderten Umständen allein das Geschäft dieses einen Tarifes aus- 
fiele. Erweist sich unter den geschilderten Gesichtspunkten ein Tarif 
noch als im absoluten Auskommen gewinnbringend, so ist der Tarif 
betriebswirtschaftlich berechtigt und muß zum Abschluß gebracht 
werden. Das Unternehmen arbeitet dann erst einschließlich dieses 
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Tarifs optimal im Sinne des an aller Spitze stehenden Wirtschaftszieles: 
größten Nutzen mit verhältnismäßig geringstem Aufwande zu erreichen. 
Und wenn so vom Angebotspreisstandpunkte aus kein Zweifel über die 
Grenze betriebswirtschaftlicher Berechtigung oder Nichtberechtigung 
des einzelnen konkreten Tarifes sein kann, so verbietet sich vom Nach- 
fragestandpunkt aus erst recht jeder Zweifel von selbst; denn nur bei 
Eingehung der nun einmal vorliegenden Ausnahmetarifbedingungen ist 
ja die Nachfrage weckbar, der erzielte größtmögliche Nutzen aus der 
Nachfrage also herauszuholen; der Abschluß des Geschäftes ist also 
berechtigt sowohl vom Angebots- wie vom Nachfragepreisgesichtspunkte 
aus. Wir kommen zu der das Selbstkosten- und das Ausnahmetarifgebiet 
abschließenden praktischen Lehre (17): 


Die Anwendungsbedingungen vieler Aus- 
nahmetarife schränken räumlich, sachlich 
und beförderungstechnisch den Anwendungs- 
kreis der betreffenden Tarife in so bestimm- 
ter Weise ein, daß über die nur durchschnitt- 
liche Selbstkostenwahrnehmung hinaus, wie 
sie v.a. beim Normal-Eisenbahn-Gütertarif 
allein durchführbar ist, auch eine besondere 
Selbstkosten-Preis-Kalkulation für diese 
Ausnahmetarife möglich wird; entweder er- 
sehöpfend, indem eine von der allgemeinen 
Durchschnittsselbstkostenreehnung über- 
haupt völlig unabhängige Rechnung auf- 
gestellt — oder nur berichtigend, indem die 
allgemeine Durchschnittsrechnung gemäß 
den durch die Anwendungsbestimmungen des 
betreffenden Ausnahmetarifs bedingten Be- 
sonderheiteninihrem auskommenden Betrage 
berichtigt wird. In beiden Fällen kann die 
Preisfestsetzung des betreffenden Aus- 
nahmetarifs betriebswirtschaftlich beden- 
kenlos bis zu der Grenze der Höhe der so 
besonders ermittelten Selbstkosten abge- 
senkt werden. — Was dabei die Berücksich- 
tigung der festen Selbstkosten betrifft, so 
ist deren möglichste Berücksichtigung er- 
wünscht, aber betriebswirtschaftsgesetzlich 
nicht zu fordern. Denn sie sind, da auch 
ohne den in Rede stehenden Ausnahmetarif 
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und seine Transporte erwachsend, nicht ur- 
sächlich zwingender Bestandteil der Son- 
derkalkulation des Ausnahmetarifs, 

Für die Praxis möchte dieses Kapitel indessen nicht abgeschlossen 
sein, ohne zu der letzten ausführlich gegebenen praktischen Lehre noch- 
mals zu betonen, daß die Unterscheidung zwischen festen und veränder- 
lichen Kosten schließlich in vielen Fällen eine reine Tatfrage ist und 
man bei ihrer Beurteilung im Zusammenhang mit dem Entscheid über 
Vertretbarkeit oder Unvertretbarkeit eines stark verbilligten Ausnahme- 
tarifsatzes gar nicht vorsichtig genug sein kann. Schon mehr als eine 
(vor allem kleinere, zentral — etwa mitten in Europa — gelegene) Eisen- 
bahn hat sich durch unvorsichtiges Urteilen beim Unterscheiden zwischen 
grundsätzlich fester Kostentragung und nur fakultativ mit festen Kosten 
belastbaren Transporten bzw. Ausnahmetarifen zu ihrem eigenen wirt- 
schaftlichen Nachteil vergriffen. Noch stärker ist der gleiche Fehler 
in Amerika gemacht worden, Der betriebswirtschaftlich urteilende Tarif- 
politiker kann sich demgegenüber nicht bei dem volkswirtschaftlichen 
Troste beruhigen, daß im langen Wege schließlich die eisenbahngüter- 
tarifpolitischen Dingen sich doch immer wieder arrangieren, und daß 
schlimmstenfalls, wenn ein erster Eisenbahnunternehmer sich zu Tode 
konkurriert, an seiner Stelle schon ein zweiter, dann mit geringeren 
(festen) Selbstkosten belasteter in die Bresche tritt!. Der betriebswirt- 
schaftliche Tarifpolitiker vertritt den einzelnen heute am Werke stehen- 
den Eisenbahnunternehmer, und von dessen Standpunkt und Wohl- 
ergehen aus ist eine ruinöse Schleudertarifierung niemals zu rechtferti- 
gen, selbst wenn der eine oder andere engere Frachtinteressentenkreis 
dabei zeitweise auf seine Rechnung kommen sollte. Indessen zu diesem 
Thema noch einige Worte im Schlußkapitel. 


3. Kapitel. 


Spekulative Tarifpolitik? 

Bei der Betrachtung der theoretischen wie bei der Betrachtung 
der praktischen Tarifökonomie ist ohne jede Ausnahme stets von, soweit 
möglich, sogar mathematisch-exakten, mindestens aber ökonomisch-kon- 
kreten, in ihrer sachlichen Zuverlässigkeit außer Zweifel stehenden Vor- 
aussetzungen ausgegangen worden. Es fragt sich, ob und inwieweit da- 

a Vgl. auch hierzu insbesondere Wiedenfeld a. a. O., etwa S. 120. Doch ist 
die Frage auch schon früher oft und gründlichst bei von der Leyen und übrigens 
auch in den öffentlichen, an die preußischen Herrenhausdebatten des Winters 


1908/09 angeschlossenen öffentlichen Erörterungen, in denen besonders Ministe- 
rialdirektor Dr. Offenberg hervortrat, behandelt worden. 
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neben das spekulative Moment, das im kaufmännischen Leben mindestens 
einer soeben abgeschlossenen Wirtschaftsepoche eine große Rolle spielte, 
auch in der Tarifökonomie zu besonderem Vorgehen und damit zu be- 
sonderer wissenschaftlicher Betrachtungsweise berechtigt. 

Die Frage ist zu verneinen. Es gibt keine spekulative Tarifökono- 
mie, was im Hinblick auf die beiden in diesem Sinne hauptsächlich in 
Betracht kommenden gedanklichen Möglichkeiten im folgenden noch kurz 
nachgewiesen sei: Einerseits das Wettbewerbsproblem, andererseits die 
verkehrswirtschaftliche Spekulation rein als solche. 


I 

Es ist nicht zu leugnen, daß im Verkehrsleben Wettbewerb zwischen 
den verschiedenen Verkehrsmitteln und auch häufig zwischen verschie- 
denen Verkehrsanstalten desselben Verkehrsmittels besteht. Anders wäre 
auch einer privatwirtschaftlichen Natur des Verkehrswesens keinerlei 
Raum gegeben, Das Gesagte gilt, wie für das privatwirtschaftliche Wett- 
bewerbsverhältnis der Eisenbahnen etwa mit Binnenschiffahrt und Kraft- 
wagen, so insbesondere auch für das praktisch ja stets noch unendlich 
viel stärker in Betracht kommende und finanziell meist viel höhere 
Summen berührende Verhältnis zwischen den verschiedenen Eisenbahnen 
unter- bzw. gegeneinander. Besondere Gesichtspunkte für eine speku- 
lative Tarifökonomie ergeben sich hieraus aber nicht. Selbstverständ- 
lich kann tatsächliche Grundlage für Erwägung und Schaffung von Aus- 
nahmetarifen in dem im Kapitel 2III behandelten Sinne sein, daß ohne 
Schaffung eines solchen Ausnahmetarifs die Bahn einen schon zu ihrem 
Besitzstande gehörigen oder als Besitzstand gewinnbaren Transport nicht 
gewinnen bzw, verlieren würde, und zwar an ein anderes mit ihr in Wett- 
bewerb stehendes Verkehrsunternehmen. Dann wird also ein Ausnahme- 
tarif gemäß Kapitel 2 III gemacht aus dem Motiv des Wett- 
bewerbes heraus. Hiergegen bestehen nicht die geringsten betriebs- 
wirtschaftlich grundsätzlichen Bedenken. — Verbindlich bleiben damit 
dann aber auch alle anderen Gesichtspunkte, wie sie in Kapitel 2 III für 
die Bildung der Ausnahmetarife niedergelegt sind, insbesondere die prak- 
tischen Lehren (15), (16) und (17), und das bedeutet: Auch aus Wett- 
bewerbsgründen kann ein Ausnahmetarif geschaffen werden nur inner- 
halb der Selbstkostenrahmenbestimmungen. Auch aus der Tatsache, daß 
ein Wettbewerb zu bekämpfen ist, rechtfertigen sich keinerlei Erweite- 
rungen der im 2, Kapitel niedergelegten Gesichtspunkte für die Schaf- 
fung von Ausnahmetarifen. Der Wettbewerb berechtigt betriebswirt- 
schaftlich insbesondere nicht zu der Spekulation, Transporte durch noch 
weitergehende als die allgemein betriebswirtschaftlich gerechtfertigten 


‚Archiv für Elsenbahnwesen. 1930, 23 
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Ermäßigungen gewinnen zu wollen. Eine gelegentlich anders geübte 
Praxis ist von der ernsthafen tariffachmännischen Seite mit Recht immer 
als unvertretbar, als Dumping abgelehnt worden. Es gibt zugunsten der 
Wettbewerbsaufnahme keine spekulative Tarifökonomie. 


u. 

Weniger anrüchig als die Frage einer Dumping-Tarifpolitik er- 
scheint die rein verkehrswirtschaftliche Spekulation in der Tarifökonomie. 
Gedankengänge, ähnlich wie sie etwa dem Friedrich Listschen Er- 
ziehungszoll zugrunde liegen, können unter Umständen auch dem Tarif- 
fachmann nahekommen. Man denke an die Erwägung, ob nicht etwa, 
um einen zur Zeit noch nicht vorhandenen, vielleicht aber durch tari- 
farische Ankurbelung weckbaren Verkehr zu schaffen, schon heute eine 
Tarifermäßigung gegeben werden sollte, die zwar nach den Selbstkosten- 
wahrungsgesichtspunkten der praktischen Lehren (15), (16) und (17) 
heute noch nicht berechtigt wäre, die aber, wenn daraufhin der Eisen- 
bahn demnächst gewaltige Transportmengen zufallen sollten, alsdann 
den heute schon erwogenen Ausnahmetarifsatz rechtfertigen würde. So 
einleuchtend derartige Tarifpolitik auf den ersten Blick erscheint, so 
sicher doch ist sie betriebswirtschaftlich nicht zu rechtfertigen, nicht 
ökonomisch, sondern nur spekulativ. Eine Tarifökonomie im Sinne des 
schon von der ersten Seite an hier als maßgebend erklärten Wirtschafts- 
gesetzes: mit kleinstem Aufwand größten Nutzen zu erzielen — liegt, 
wenn heute unter Außerachtlassung der Selbstkostenwahrungsgrundsätze 
des zweiten Kapitels ein Tarifsatz gegeben wird, nicht vor. Denn „Nutzen“ 
wird durch den geplanten (um das Wort zu gebrauchen:) Erziehungstarif 
überhaupt nicht erzielt. Im Gegenteil: eingestandenermaßen enden die 
auf Grund des geplanten Tarifs in wirtschaftlich absehbaren Zeiten und 
Verhältnissen durchgeführten Transportgeschäfte mit höheren Selbst- 
kosten als Tarifeinnahmen, also nicht mit Nutzen, sondern mit Schaden. 
Auch die Absicht, durch den trotzdem erlassenen Tarif zwar keinen 
„Nutzen“, wohl aber eine „Chance“ für spätere sonst nicht herbeiführ- 
bare Gewinnmöglichkeiten zu schaffen, trägt noch das spekulative Wesen 
zweifelfreiest an der Stirn. Der Betriebswirtschaftler kann daher ein 
derartiges Geschäft nicht billigen. Beispielsweise würde bei demnächsti- 
gem Fehlschlage der beim Tariferlaß s. Z. bestimmend gewesene Opti- 
mismus für die Verantwortlichkeit des Vorstands einer Eisenbahn-Aktien- 
gesellschaft keine schlüssige Entschuldigung sein; betriebswirtschaftlich 
ist eben auch in diesem Falle die spekulative Tarifpolitik nicht berech- 
tigt. Auf eigene Verantwortung mag der Bahnunternehmer derartiges 
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unternehmen, und der Erfolg mag ihm auch u.U. nicht versagt sein. 
Auch können sich die Gesichtspunkte von I und II in einer vom allgemein- 
kaufmännischen Standpunkt aus sehr beachtlichen Form häufen: Das 
statt auf Nutzen-, „auf Statistik“-Fahren ist in der liberalistischen Kar- 
tellzeit vor Verkehrsteilungs- und Leistungsverhandlungen ein fest- 
stehender Begriff gewesen. Um jeden Tarifpreis errungenen „Besitz- 
stand“ bei den Poolverhandlungen statistisch belegen zu können, war 
tarifpolitisch in der Tat höchst wichtig, ggf. sogar wirklich für den 
Teilungsschlüssel entscheidend. Ein streng urteilender Wirtschafts- 
prüfer, eine ernsthaft geführte Revisions- und Treuhandgesellschaft 
würde ein derartiges tarifpolitisches Vorgehen deswegen aber doch nie 
als Tarifökonomie haben gelten lassen. Und besonders heute, wo 
mit Recht so strenge der Stab gebrochen wird über jenes falsche Kartell- 
wesen, das bei äußerer Aufrechterhaltung der liberalen Fassade: Fort- 
schritt durch freies Spiel der Kräfte! — in Wirklichkeit jeden gesunden 
Sachwettbewerb zugunsten des Eigennutzes der Branche oder der Zunft! 
vernichtete . . . besonders heute kann eine im Sinne dieser falschen 
Kartellwirtschaftsrichtung geführte Tarifpolitik, wenn sie die wirt- 
schaftswissenschaftlich bestehenden (im 2. Kapitel geschilderten) Be- 
dingnisse außer acht läßt, nicht als wirtschaftlich und auch nicht als 
wirtschaftspolitisch fundiert anerkannt werden. 


Wir schließen dieses letzte kurze Kapitel mit der Feststellung: 
Es gibt keine wissenschaftlich schlüssige 
besondere spekulative Tarifpolitik, weder 
aus Wettbewerbs-, noch aus anderen betriebs- 
oder volkswirtschaftlichen Erwägungen. Was 
unter Einhaltung des Wirtschaftsgesetzes 
auf tarifpolitischem Gebiete überhaupt 
äußerst geleistet werden kann, ist restlos 
bereits ausgeschöpft durch die Ergebnisse 
des 1. und vor allem des 2. Kapitels, durch 
die theoretische und durch die praktische 
Tarifökonomie, 


Zusammenstellung der gesamten Ergebnisse, 


Der Übersichtlichkeit halber sind die gesamten gewonnenen Lehr- 
sätze und Lehren mit geringen, nur stilistisch bedingten Änderungen 
nachstehend noch einmal zusammengestellt. 

1 Brinkmann, „Staat und Wirtschaft“, Düsseldorfer Vortrag, Kohlhammer 
Berlin 1938, S. 40. 
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A. Theorie. 


1.Lehrsatz: 
Auch ein Tarifunternehmen kann ohne ein Plus des Nutzens über 
den Aufwand auf die Dauer wirtschaftlich nicht bestehen. 


2. Lehrsatz: 

Beim Tarifunternehmen müssen die gesamten Tarifeinnahmen 
gleich sein den Gesamtselbstkosten des Unternehmens plus einem 
Überschuß. 

(Die gesamten Kosten des Tarifunternehmens müssen niedriger sein 
als seine gesamten Tarifeinnahmen.) 


3. Lehrsatz: 
Die Preisform des Eisenbahntarifs gewährt, verglichen mit allen 
anderen Preisformen, dem Publikum Optimal-Anreiz und dem Bahn- 
unternehmen Optimal-Absatz. 


4. Lehrsatz: 
Die Gesamt-Selbstkosten der einzelnen Transportleistung nehmen 
mit der Zunahme der Zahl der Transportleistungen ab. 
(Nicht aber: Die Kosten des Verkehrs stehen in umgekehrtem Ver- 
hältnis zu der Dichtigkeit des Verkehrs.) 


5. Lehrsatz: 


Bei gleicher Preishöhe schafft — verglichen mit anderen Preis- 
formen — der Tarif den dichtesten Verkehr und damit die grundsätzlich 
niedrigsten Selbstkosten und damit die besten Voraussetzungen, den 
Tarifpreis minimal zu normieren. 


6. Lehrsatz: 

Ein mathematisch erfaßbares Verhältnis zwischen Dichtigkeits- 
steigerung und Kostensenkung, bezogen auf eine bestehende Verkehrs- 
menge, besteht nicht. 

7. Lehrsatz: 

Ein gesetzmäßiges Verhältnis zwischen Verkehrsmenge und Tarif 
besteht nicht. 

8. Lehrsatz: 

Eine direkte gedankliche Beziehung zwischen den Begriffen Tarif 
und Selbstkosten besteht nicht. 
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9. Lehrsatz: 

Innerhalb der einzelnen zwischen jeweiligem Intensitäts-Minimum 
und -Maximum verlaufenden Optimalperiode wirkt das als 4. Lehrsatz 
bezeichnete Preisgesetz des Verkehrs und die als 5. Lehrsatz erkannte 
Tarifbildungslehre: Der Tarif schafft dichtesten Verkehr, damit 
niedrigste Selbstkosten und damit niedrigste Preisnormierungsmöglich- 
keit — ohne jede Einschränkung. 


10. Lehrsatz: 

Unter verschiedenen Ergebnissen in den einzelnen Intensitäts- 
perioden ist immer und ausschließlich die Tarifpreisbildung als die be- 
triebswirtschaftlich beste zu beurteilen, die den größten Nutzen erzielt, 
d.h. den höchstmöglichen Reingewinn erbringt, und dies insbesondere 
gleichgültig, wie groß der dabei auf die Einheit umgesetzte Selbstkosten- 
aufwand, und gleichgültig, wie groß die dabei zum Umsatz kommenden 
Mengen sind. 

11. Lehrsatz: 

Das Risiko des Wirtschaftserfolgs der Tarifpreisfestsetzung wächst 
gegenüber dem Wachsen der Umsatzzahlen der Tarifbetriebe mit unver- 
hältnismäßig größerer Schnelligkeit. 


12. Lehrsatz: 

Jede Tariferleichterung, die das Tarifunternehmen gibt, wirkt im 
Sinne einer Verkehrsanregung; jede Verkehrsvermehrung hat eine sichere 
absolute Selbstkostenerhöhung, hingegen nur eine ungewisse Steigerung 
oder Minderung des Brutto-, und erst recht des Netto-Tarifergebnisses 
zur Folge. 

B. Praktik. 
Lehre (1): 

Bei sinkender Konjunktur verpuffen tarifarische Auffangmaß- 
nahmen meist wirkungslos, und durch die von ihnen ausgehende finan- 
zielle Schwächung des Eisenbahnunternehmens selbst beschleunigen sie 
den Verfall der Konjunktur meist sogar mehr, als sie an etwaigem Mehr- 
verkehr ihrerseits bringen. 

Lehre (2): 

In Zeiten sinkender Konjunktur empfiehlt sich nicht, Tariferhöhun- 
gen herauszubringen in der Absicht, angesichts der allgemein sinkenden 
Verkehrsmengen durch gesteigerte Einnahme auf die verbleibenden Ver- 
kehrs- und Tarifeinheiten die eigenen Eisenbahnfinanzen vor Schädi- 
gungen zu bewahren. 
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Lehre (8): 


Bei steigender Konjunktur gefährden Tariferhöhungen den Wieder- 
anstieg der Konjunktur nicht. 


Lehre (4): 


Jeder Nachweis fehlt für die oft gehörte Behauptung, bei steigender 
Konjunktur wirke eine Eisenbahntarifermäßigung derart anregend, daß 
durch sie nicht nur der Gemeinwirtschaft, sondern auch der Finanzwirt- 
schaft des Eisenbahnunternehmens mehr Nutzen als Einbuße durch die 
auf die Einheit verringerte Einnahme erwachse. 


Lehre (5): 


Ein neu in Betrieb tretendes Eisenbahntarifunternehmen findet in 
den Preisen des älteren bisher die gleiche Verkehrsbeziehung ohne Tarif 
bearbeitenden Betriebs eine Höchstgrenze, über die die Bahn ihren Tarif 
keinesfalls zu steigern braucht, um ihr Wirtschaftsziel ertragbringender 
Arbeit zu erreichen. Im übrigen finden die praktischen Lehren für den 
Fall von Eisenbahntarifänderungen (Lehren 1—4) im Falle der Neu- 
einrichtung eines Eisenbahntarifbetriebes mit der Maßgabe Anwendung, 
daß als bisheriger Tarifstand im Sinne dieser Lehren die Preishaltung 
des bisherigen Verkehrsbetriebes zu betrachten und zu bewerten ist. 


Lehre (6): 

Die betriebswirtschaftlich beste Tarifbauart wird für jedes Gut 
die Fracht im Tarife möglichst so hoch normieren, daß von dem Gute 
die denkbar größte Menge auf die denkbar größte Entfernung zum Ver- 
sand gebracht wird. 


Lehre (7): 
Vom Nachfragegesichtspunkte aus wird ein mit der Tarifempfind- 


lichkeit der verschiedenen Güter und mit der Transportentfernung 
fallendes System der Tarifsätze das Gegebene sein. 


Lehre (8): 


Ein Gut ist um so tarifempfindlicher, je geringer sein Handelswert 
sich beläuft und je näher an die ursprünglichste Rohstoffbearbeitung 
herangerückt sein Platz im gesamten volkswirtschaftlichen Umsatz- 
Prozesse ist; daneben kommen vielfach noch andere, aber mehr verein- 
zelte, weniger bedeutende und erschöpfend tatsächlich nicht aufzählbare 
Gründe für besondere Tarifempfindlichkeit in Betracht. 
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Lehre (9): 

Die praktisch geeignetste Form, um die nach den vorigen Lehren 
wünschenswerten Unterscheidungen zu treffen, bietet, sowohl was die 
Arten der Güter, wie was die Entfernung der Beförderungen betrifft, 
das System der Staffeltarifierung. 


Lehre (10): 

Zwecks Gewährleistung der Selbstkostendeckung ist der Bildung 
des Güterwagenladungstarifes in der Entfernungsrechnung der Selbst- 
kostengesichtspunkt zugrunde zu legen (Staffeltarif im früheren engeren 
Wortsinne). Mehrere Entfernungsstaffeln (etwa verschiedene für die 
verschiedenen Güterwagenklassen) sind mit diesem Grundsatz nicht 
vereinbar, 

Lehre (11): 

In Wahrnehmung der Selbstkostendeckung muß auch weiteren, ins- 
besondere den Gesichtspunkten der Wagenbewirtschaftung Rechnung ge- 
tragen werden, wobei die im einzelnen Falle tarifarisch sich empfehlende 
Form in der grundsätzlichen Betrachtung dahingestellt bleiben kann. 


Lehre (12): 

Da kein Eisenbahngütertarifsystem in optimaler Weise allen Be- 
dürfnissen des Unternehmens entsprechen kann, sind Ausnahmetarif- 
maßnahmen unvermeidlich. Sie müssen aber als systemwidrig auf das 
denkbar engste Maß beschränkt werden. 

Lehre (13): 

In Ausgleichung von Härten, die die Formung des normalen Eisen- 
bahngütertarifs als Wertstaffeltarif mit sich bringen kann, ist die Her- 
ausgabe von allgemeinen, d.h. für den ganzen geographischen Bereich 
des Normaltarifs gültigen Ausnahmetarifen unvermeidlich, wenn der 
Normaltarif mit seinen oberen und unteren äußersten Schranken, oder 
mit dem Maß seiner Klassenabstände besonderen Bedürfnissen eines 
einzelnen Beförderungsgutes nicht genügend Rechnung tragen kann, 
oder wenn derart Eile im Verzuge ist, daß eine alsbald erforderliche 
Tarifänderung nicht mit der beim Normaltarif unerläßlichen Sorgfalt 
bearbeitet werden kann. 

Lehre (14): 

In Ausgleichung von Härten, die die Formung des normalen Eisen- 
bahngütertarifs als Entfernungsstaffeltarif mit sich bringen kann, ist 
die Herausgabe von allgemeinen Ausnahmetarifen unvermeidlich, wenn 
für ein einzelnes Beförderungsgut die Entfernungsstaffel durchaus un- 
anwendbar ist und auch mit anderer Bildung dem Selbstkostengesichts- 
punkt befriedigend Rechnung getragen werden kann. 
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Lehre (15): 

Bis zu der allgemein-durchschnittlichen Selbstkostenhöhe, als der 
allgemeinen unteren Tarifpreisgrenze, kann die Preishöhe jedes Aus- 
nahmetarifs ohne Bedenken abgesenkt werden, wenn die Pflege des 
Nachfrageinteresses es erheischt. 


Lehre (16): 

Die Preishöhe jedes Ausnahmetarifs kann, wenn die Pflege des 
Nachfrageinteresses es erheischt, und wenn entsprechende zuverlässige 
kalkulatorische Möglichkeit sich bietet, ohne Bedenken bis zu der Höhe 
der besonderen Selbstkosten abgesenkt werden, die sich für die Trans- 
porte des Tarifes einwandfrei errechnen lassen. 


Lehre (17): 

Die Anwendungsbedingungen vieler Ausnahmetarife schränken 
räumlich, sachlich und beförderungstechnisch den Anwendungskreis der 
betreffenden Tarife in so bestimmter Weise ein, daß über die nur durch- 
schnittliche Selbstkostenwahrnehmung hinaus, wie sie beim Normal- 
Eisenbahn-Gütertarif allein durchführbar und dementsprechend Übung 
ist, auch eine besondere Selbstkosten-Preis-Kalkulation für diese Aus- 
nahmetarife möglich wird; entweder erschöpfend, indem eine von der 
Durchschnittsselbstkostenrechnung überhaupt völlig unabhängige Rech- 
nung aufgestellt — oder nur berichtigend, indem die allgemeine Durch- 
schnittsrechnung gemäß den durch die Anwendungsbestimmungen des 
betreffenden Ausnahmetarifs bedingten Besonderheiten in ihrem aus- 
kommenden Betrage berichtigt — erhöht oder (überwiegend) vermindert 
wird. In beiden Fällen kann, wenn die Pflege des Nachfrageinteresses 
es erheischt, die Preisfestsetzung des betreffenden Ausnahmetarifs be- 
denkenlos bis zu der so besonders ermittelten Höhe der Selbstkosten ab- 
gesenkt werden. — Was dabei die Berücksichtigung der festen Selbst- 
kosten betrifft, so ist deren möglichste Berücksichtigung betriebswirt- 
schaftlich erwünscht, aber betriebswirtschaftsgesetzlich nicht zu fordern. 


Schlußfeststellung: 


Es gibt keine besondere spekulative Tarifpolitik, geschweige denn 
Tarifökonomie; insbesondere weder aus Wettbewerbs-, noch aus anderen 
betriebs- oder volkswirtschaftlichen Erwägungen. Was auf tarifpoliti- 
schem Gebiete unter Einhaltung des Wirtschaftsgesetzes äußerst geleistet 
werden kann, ist bereits restlos erschöpft durch die vorangeführten Richt- 
sätze aus theoretischer und praktischer Tarifökonomie. 
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Der organische Aufbau des gewerblichen Verkehrs 
im Deutschen Reich. 


Von 
Dr. Bodo Ebhardt, Ministerialrat im Reichsverkehrsministerium in Berlin. 


I. 

Die Verordnung des Reichsverkehrsministers vom 25. September 1935 
hat im wesentlichen den Zustand der Organisation der Verkehrsgewerbe 
festgelegt, wie er nach den mannigfachen Versuchen der Jahre 1933 
und 1934 sich als der praktisch brauchbarste herausgestellt hatte. Die 
in der Verordnung vorgesehenen sieben Reichsverkehrsgruppen 

Seeschiffahrt, 

Binnenschiffahrt, 

Kraftfahrgewerbe, 

Fuhrgewerbe (Ende 1938 mit Kraftfahrgewerbe vereinigt), 

Schienenbahnen, 

Spedition und Lagerei, 

Hilfsgewerbe des Verkehrs 
waren im wesentlichen die gesetzliche Ausprägung der „Spitzenvertretun- 
gen“, „Reichsverbände“ usw., die dank der Einwirkung des Ministeriums 
sich im Wege der Selbstverwaltung gebildet hatten. Das Werkzeug, diese 
Entwicklung zu beeinflussen, war das „Gesetz zur Vorbereitung des 
organischen Aufbaus der deutschen Wirtschaft“ vom 27. Februar 1934 
(Reichsgesetzblatt I S. 185). Schon aus der Überschrift ist ersichtlich, 
wie vorsichtig die nationalsozialistische Regierung an die Aufgabe der 
Wirtschaftsorganisation herangegangen ist. War man sich doch von vorn- 
herein bewußt, daß man weder darauf hinauskommen durfte, „den Egois- 
mus zu organisieren“ — das hatte die Zeit vor 1933 zur Genüge besorgt —, 
noch durch gar zu schematischen Zwang die frei sich regenden, zum Er- 
folg und schöpferischen Fortschritt drängenden Kräfte der Wirtschafts- 
und Verkehrsgewerbe zu erdrücken, 

Der Staat bedurfte eines Weges, um die Wirtschaft zu führen. 
Hierzu ist die allgemeine Landesverwaltung nur insoweit geeignet, als 
sich die Regelung eines Gewerbes durch förmliche Staatsakte, Genehmi- 
gungen, aufsichtsseitige Ermächtigungen, Verbote und Strafen nicht 
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vermeiden läßt. Das eigentliche „Wirtschaften“, das „Betreiben“ der 
Geschäfte — das sich im privaten Verkehr noch vielfach unter völliger 
Gewerbefreiheit abspielt —, kann der Staat mit der gebotenen leichten 
Hand nur durch Organe steuern, die von Fachleuten, d.h. Gewerbe- 
treibenden, soweit erforderlich mit Unterstützung fachkundiger Ge- 
schäftsführer, geleitet werden. 

Hierzu boten sich die seit Jahrzehnten aus den Bedürfnissen der 
Gewerbe heraus entstandenen Verbände an. Die das Gemeinwohl stärker 
als zuvor betonende Staatsführung des Dritten Reichs schmiedete sie in 
geeignete und zuverlässige Werkzeuge um, indem sie ihre Gestalt in fol- 
gendem abänderte: 

A. 

Die grundsätzliche Kampfstellung der alten Verbände gegen den 
Staat und gegen andere — wettbewerbende, liefernde oder abnehmende — 
Wirtschaftskreise mußte gebrochen werden. 


B. 
Der Kampf mehrerer auf dem gleichen Fachgebiet nebeneinander 
bestehender Verbände gegeneinander mußte beseitigt werden. 


C. 

Die Außenseiter, die sich von den Gemeinschaftslasten freihalten- 
den, oft auch der Betreuung entbehrenden Kreise mußten angeschlossen 
werden, damit der Staat die Gewähr bekam, das ganze Gewerbe steuern 
zu können, 

D. 

Die Vertretungen des Gewerbes mußten diejenigen Tätigkeitsgebiete 
aufgeben, die in früheren Zeiten aus der Abwehr des sozialdemokratisch- 
kommunistischen Klassenkampfes entstanden waren. 


Es hätte nahegelegen und ist in Nachbarstaaten Deutschlands ver- 
sucht worden, über die Berufs- und „Standes“-Organisationen der Vergan- 
genheit zu einem ständischen Aufbau des Staates zu kommen, Der Zweck 
einer Wirtschaftsorganisation, die in erster Linie die Betriebe und ihre 
leitenden Männer zusammenschließen mußte, konnte so nicht erreicht 
werden und hätte dem Ziel eines solchen Staatsaufbaus im Wege ge- 
standen. 

„Stände“ können nur die Zusammenschlüsse aller Schaffenden eines 
Berufsgebiets bilden, die auf breiter Front Gemeinsamkeiten der Grund- 
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bedingungen ihres wirtschaftlichen Seins und der weltanschaulichen 
Ziele der Berufsausübung aufweisen. Echte Stände sind in Deutschland 
im Reichsnährstand (Gesetz vom 13. September 1933 — Reichsgesetz- 
blatt I S. 626 —), in der Reichskulturkammer (Gesetz vom 22, September 
1933 — Reichsgesetzblatt I S. 661 —) und für das breite Gebiet der wirt- 
schaftlichen Betätigung in der Deutschen Arbeitsfront (Verordnung des 
Führers vom 24, Oktober 1934) entstanden, Sie erfassen Betriebsführer 
und Gefolgschaften und pflegen den sozialen Frieden. In mancher Hin- 
sicht weist auch die Organisation des Handwerks ständische Züge auf. 
Die Stände sind nach Aufbau und Betätigung sehr verschieden — wie es 
das Leben nun einmal mit sich bringt. 

Die nach dem Umbruch in manchen Gewerben der Wirtschaft und 
des Verkehrs betriebenen Versuche, die alten Verbände in „Reichsstände“, 
„Fachstände“ usw. zu verwandeln und so Vorhandenem für zeitgemäß 
gehaltene Namen zu geben, wurden 1934 durch Verfügung von hoher 
Hand angehalten. Der Staat übernahm selbst die Führung im organischen 
Aufbau der Gewerbe. 


I. 


Das Gesetz vom 27. Februar 1934 ermächtigt den Reichswirtschafts- 
minister und (über $ 5 Abs. 2 des Gesetzes und $ 44 der Ersten Durch- 
führungsverordnung dazu vom 27. November 1934 — Reichsgesetzblatt I 
S. 1194 —) den Reichsverkehrsminister 

1. Wirtschaftsverbände als alleinige Vertretung ihres Wirtschafts- 

zweiges anzuerkennen; 

2. Wirtschaftsverbände zu errichten, aufzulösen oder miteinander 

zu vereinigen; 

3. Satzungen von Wirtschaftsverbänden zu ändern; 

4. Führer von Wirtschaftsverbänden zu bestellen und abzuberufen ; 

5. Unternehmen an Wirtschaftsverbände anzuschließen. 


Darüber hinaus gab das Gesetz den zuständigen Ministern die Er- 
mächtigung zum Erlaß von Rechtsverordnungen und allgemeinen Ver- 
waltungsvorschriften auf dem Organisationsgebiet und eine wenig an- 
gewendete Strafbefugnis. „Wirtschaftsverbände“ im Sinne des Gesetzes 
bedürfen für den Eingeweihten keiner Umschreibung. Über die „Wahr- 
nehmung wirtschaftlicher Belange“ hinaus geht der wirtschaftliche Ge- 
schäftsbetrieb der Genossenschaften und mancher Innungen, sowie die 
Tätigkeit der Kartelle und anderer, nur auf Marktregelung abgestellter 
Verbände. Diese fallen nicht unmittelbar unter die Gesetzgebung über 
den organischen Aufbau. 


356 Der organische Aufbau des gewerblichen Verkehrs im Deutschen Reich. 


Auf dem Verkehrsgebiet entstand auf Grund des Gesetzes der Auf- 
bau, wie er schließlich mit der Verordnung vom 25. September 1935 (Vo) 
bekräftigt wurde!. 

A. 

Die Reichsverkehrsgruppen haben „die Stellung rechtsfähiger Ver- 
eine“ ($ 5 Vo). Sie sind nicht Körperschaften des öffentlichen Rechts. 
Das hätte ausdrücklich gesagt werden müssen. Aus den für die echten 
„Stände“ geschaffenen Rechtsregeln kann man für die Handhabung der 
Reichsverkehrsgruppen nicht ohne weiteres Folgerungen ziehen. Jedoch 
hat sich heute unsere Auffassung über die Grenze zwischen öffentlichem 
und privatem Recht so stark zugunsten staatlicher und gemeinschafts- 
rechtlicher Gedanken verschoben, daß die Verkehrsgruppen in vielem 
zum Bereich des öffentlichen Rechts gehören. Alle einschlägigen Ge- 
werbetreibenden gehören auf Grund der bloßen Tatsache des Betriebes 
der zuständigen Reichsverkehrsgruppe an, ohne ausdrücklichen Beitritt, 
ohne Aufnahme oder Heranziehung. Ausschluß ist nicht möglich. Auch 
Juden gehörten hinein, wenn sie das Gewerbe betrieben (Pflicht- 
mitgliedschaft). Die Leiter der Gliederungen einer Reichsverkehrsgruppe 
werden kraft Führergrundsatz von dem jeweils oberen Leiter mit Zu- 
stimmung des nächst höheren Leiters bestellt. Den Leiter der Reichs- 
verkehrsgruppe bestimmt der Minister, dessen Zustimmung auch zur Er- 
nennung des stellvertretenden Leiters und der Fachgruppenleiter erfor- 
derlich ist. Die Leiter haben ihre Einheiten im Rahmen ihrer Aufgaben 
durch Anordnungen zu führen, die mit besonderer obrigkeitlicher Er- 
mächtigung auch auf die Gebiete der Marktordnung und Preisbindung 
ausgedehnt werden können. Die Fachgruppenleiter haben das Recht, 
Ordnungsstrafen festzusetzen, die mit öffentlich-rechtlichem Zwang bei- 
getrieben werden. Die letzte Beschwerdeinstanz für Ordnungsstrafver- 
fügungen ist der Leiter der Reichsverkehrsgruppe. Nimmt man hierzu 
die starke Einschaltung der ministeriellen Aufsicht, so sieht man, wie 
stark das positive Organisationsrecht des Verkehrsgewerbes mit Er- 
scheinungsformen des öffentlichen Rechts durchsetzt ist. 


1 Die Vo ist durch die Verordnungen vom 24, September und 29. Oktober 
1938 — RGBl. I S. 1201 und 1547 — auf die Ostmark und das Sudetengebiet über- 
tragen worden, Hierzu hat der Reichsverkehrsminister Anordnungen vom 4, Ok- 
tober und vom 23. November 1938 — Dtsch. Reichsanzeiger Nr. 235 und 275, 
RVerkBl, A S. 153 und 180, B S. 217 und 252 — herausgegeben, die (außer für die 
Seeschiffahrt) den neuesten Stand aller für die Organisation des Verkehrs und 
für die Sonderstellung des Werkverkehrs auf Grund der gemäß $ 7 der Aufbau-Vo 
erlassenen Anordnungen wiedergeben. 
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Zweifelhaft kann sein, ob die Beitreibung der Mitgliedsbeiträge 
durch die ordentlichen Gerichte die Beitragsverpflichtung ins Privatrecht 
verweist. Diese Frage ist zu verneinen. Die Justiz verhilft hier nicht 
nur den Reichsverkehrsgruppen zu ihrem Recht, sondern gibt zugleich 
ähnlich der Verwaltungsgerichtsbarkeit des öffentlichen Rechts Schutz 
gegen unrechtmäßige Heranziehung zur Mitgliedschaft!; ein Fall, der 
aber auf dem Verkehrsgebiet selten vorgekommen ist. 

Die Reichsverkehrsgruppen sind danach kraft öffentlichen Rechts 
Juristische Personen. 

B. 

1. Die Gliederung der Reichsverkehrsgruppen (siehe Bilddarstellung) 
ist in erster Linie fachlich aufgebaut. Zuständig für die fachliche Unter- 
teilung ist der Reichsverkehrsminister. Er bestimmt die „Fachgruppen“, 
soweit erforderlich die Fachuntergruppen. Grundsätzlich sind alle Glie- 
derungen nur Teile der Reichsverkehrsgruppe ohne eigene Rechtspersön- 
lichkeit. 

a) Ausnahmen bestehen in der Reichsverkehrsgruppe Seeschiffahrt. 
Bei ihr sind die Fachgruppen selbständige juristische Personen im Sinne 
des obengenannten $ 5 Vo. 

b) In der Reichsverkehrsgruppe Kraftfahrgewerbe ist der „Verband 
deutscher Kraftverkehrsgesellschaften“ (bisher Sitz in Dortmund) in An- 
erkennung seiner gemeinwirtschaftlichen Tätigkeit als eingetragener 
Verein, also mit eigener Rechtspersönlichkeit und damit als körperschaft- 
liches Mitglied der Reichsverkehrsgruppe, erhalten geblieben. Da die 
Mitglieder der Fachgruppe kommunaler und gemischtwirtschaftlicher 
Kraftomnibusverkehr ihm angehören müssen und durch ihn der Reichs- 
verkehrsgruppe gegenüber finanziell vertreten werden, ist praktisch diese 
Fachgruppe rechtsfähig. 

c) Eine weitere Besonderheit im Kraftfahrgewerbe ist die Fach- 
gruppe Güterfernverkehr. Ihr gehört der Reichs-Kraftwagen-Betriebs- 
verband „mit allen seinen Mitgliedern“ körperschaftlich an ($ 8 der 
Satzung der Reichsverkehrsgruppe Kraftfahrgewerbe). So haben auch 
die Unternehmen des Güterfernverkehrs mittelbar ihren Platz in der 
Reichsverkehrsgruppe. Ihre pflichtmäßige Zusammenfassung im Reichs- 
Kraftwagen-Betriebsverband, einer Körperschaft des öffentlichen Rechts, 
dient wirtschaftlichen Zwecken — technische Sicherstellung der Tarif- 
treue sowie abfertigungstechnische und einsatzmäßige Förderung des 
Güterfernverkehrs (R.Ges. über den Güterfernverkehr mit Kraftfahr- 

1 OLG. Jena, 1. Bis. Sen, Urt. vom 1. April 1938, 1 U 569/37, Juristische 
Wochenschrift 1938 S, 2148, 
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zeugen vom 26. Juni 1935 — RGBl. I S. 788 —, Durchführungsverordnung 
vom 27. März 1936 — RGBl. I S. 320 —, Verordnung über die Satzung 
des Reichs-Kraftwagen-Betriebsverbandes vom 4. Mai 1936 — Reichs- 
anzeiger Nr. 104, R.Verk.Bl. B S. 205 —). Andere Mitglieder hat die Fach- 
gruppe nicht. Der Präsident des Reichs-Kraftwagen-Betriebsverbandes, 
als solcher dem Reichsverkehrsminister unmittelbar unterstellt, ist 
zwangsläufig Fachgruppenleiter. Er untersteht insoweit den Weisungen 
des Leiters der Reichsverkehrsgruppe. Auch der Betriebsverband, sonst 
in seiner Rechtsgestalt und seinen Aufgaben vom Verband deutscher 
Kraftverkehrsgesellschaften verschieden genug, hat die Stellung einer 
rechtsfähigen Fachgruppe. 

d) Auch in der Binnenschiffahrt gibt es — aus der Erfahrung des 
Weltkrieges geboren, in der Notzeit vor 1933 wiederaufgebaut — Betriebs- 
verbände!. Auch sie sind Körperschaften des öffentlichen Rechts. Nach 
ihrem Muster ist ursprünglich der Reichs-Kraftwagen-Betriebsverband 
gestaltet worden. Die Schifferbetriebsverbände sind für einzelne Strom- 
oder andere Verkehrsgebiete errichtet. Sie haben bestimmte markt- 
regelnde Aufgaben, Hierzu unterstehen sie der Aufsicht des zuständigen 
Oberpräsidenten als Chef der Mittelbehörde der Reichswasserstraßen- 
verwaltung. Für die „Betreuung“ der Mitglieder unterstehen sie dem 
Leiter der Fachgruppe Schiffahrtbetriebe. 


e) Die Mitgliedschaft der Einzelunternehmen zur Reichsverkehrs- 
gruppe wird durch den körperschaftlichen Einbau solcher Verbände nicht 
stärker beeinflußt als durch die sonstige Fachgliederung. Der Leiter der 
Reichsverkehrsgruppe, der die laufende Führung der Fachmitglieder dem 
Fachgruppenleiter überlassen wird, kann in Fällen besonderen Bedürf- 
nisses unmittelbare Weisungen für alle Einzelunternehmen erlassen, 
Dagegen sind die Beitragsverpflichtungen dieser Mitglieder gegenüber 
Reichsverkehrsgruppe und Sonder-(Betriebs-)verband in eins ver- 
schmolzen. Die Schifferbetriebsverbände haben die Beiträge, die ihre 
Mitglieder an die Reichsverkehrsgruppe schulden, aus ihren Mitteln an 
die Reichsverkehrsgruppe zu zahlen. Sie legen diese Leistung auf ihre 
Mitglieder nach Maßgabe der für diese im einzelnen zu berechnenden 
Beitragspflicht um. Die Kosten, die den Schifferbetriebsverbänden in 


1 Anpassungsverordnung des Reichspräsidenten vom 23, Dezember 1931 
(RGBI. I S. 779 ff.), dritter Teil: Bekämpfung der Notlage der Binnenschiffahrt, 
Vo zur Erriehtung von Körperschaften des öffentl. Rechts (Schiffer-Betriebs- 
verbänden) vom 23. März 1932 (Reichsanz. Nr. 74, RVerkBl. I S. 53), Gesetz zur 
Bekämpfung der Notlage der Binnenschiffahrt vom 16. Juni 1933 — RGBl. II 
S. 317 —, dazu 29 Durchführungsverordnungen des Reichsverkehrsministers. 
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der Durchführung ihrer Aufgaben als Betreuungsorgane entstehen, sind 
aus ihren Mitteln zu bestreiten. Die Reichsverkehrsgruppe gibt Zu- 
schüsset. 


f) Eine weitere Sonderstellung haben zwei Fachorganisationen der 
Seefischerei. Die Verbände der Hochsee- und Heringsfischerei gehören 
dem Reichsnährstand an. Wegen der seemännischen Fragen haben sie 
aber zugleich die Stellung von Fachgruppen der Reichsverkehrsgruppe 
Seeschiffahrt. Daraus ergeben sich insoweit für die Mitglieder ähnliche 
Folgerungen, wie für die Mitglieder rechtspersönlich selbständiger 
Fachgruppen, 


2a) Bezirklich sind die Reichsverkehrsgruppen als solche nicht 
gegliedert, Resterscheinungen des alten deutschen Teilungswahns (Par- 
tikularismus), die in den Kämpfen um den Aufbau der Verkehrsorganisa- 
tion hervorgetreten waren, warnten davor. Nur Fachgruppen dürfen bei 
„awingendem Bedürfnis“ bezirklich gegliedert werden. Für die Reichs- 
verkehrsgruppe Kraftfahrgewerbe, teilweise auch für Spedition und 
Lagerei, passen diese Bezirke sich den Wehrkreisen an, in der See- und 
Binnenschiffahrt den Küsten- und Stromgebieten; bei den Straßenbahnen 
sind der kleinen Mitgliederzahl halber die Bezirke viel größer, die Reise- 
büros (teilweise auch Spedition) haben sich den Treuhänderbezirken an- 
gepaßt, die Eisenbahnen haben auf Bezirkseinteilung fast ganz verzichten 
können. Angemerkt sei, daß die Bezirke der Reichsbahndirektionen und 
Reichswasserstraßenmittelbehörden, wie übrigens auch der Reichspost- 
direktionen sich untereinander und mit den Bezirken der Gewerbe nicht 
decken, Einheitliche „Verkehrsbezirke“ gibt es in Deutschland nicht. Es 
kann sie bei der Vielgestaltigkeit des Lebens auch wohl kaum geben. 


b) Die Bezirke der einzelnen Fachgruppen innerhalb einer Reichs- 
verkehrsgruppe pflegen sich zu decken. So haben sich Binnenschiffahrt 
sowie Spedition und Lagerei entschlossen, „Bezirksgeschäftsstellen“ mit 
je nur einem, allen Bezirksfachgruppen gemeinsamen Geschäftsführer zu 
schaffen. Diese können der deutschen Einheit nicht gefährlich werden, 
da für jede Bezirksfachgruppe ein besonderer Leiter vorgesehen ist. 


c) Die Bezirksfachgruppen sind nicht selbständig rechtsfähig. Eine 
Ausnahme besteht im Lotsenwesen, wo wegen des Bedürfnisses nach 
weitergehender betrieblicher Disziplin sowie zur Lösung wirtschaftlicher 
Aufgaben den Bezirksgruppen besondere Rechtsformen gegeben werden 
sollen (Lotsenbrüderschaften). 


1 Erlaß des Reichsverkehrsministers vom 11, Oktober 1937 — RVerkBl. A 
Seite 203 —. 
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d) Bezirksunter- und Ortsgruppen finden sich vorwiegend in den 
Fachgruppen mit großen Mitgliederzahlen. Sie sind nirgends rechtsfähig. 


3. Im Fuhrgewerbe und in der Kraftwagenspedition sind für die 
Abwicklung geschäftlicher Angelegenheiten, Zuweisung und Abrechnung 
von Aufträgen, teilweise auch deren gemeinsame Durchführung, besonders 
bei den großen Bauten des Dritten Reichs, sowie für gemeinsame Werbung 
„Arbeitsgemeinschaften“, meist in Genossenschaftsform, entstanden 
(Agetra, Adekra, Akra usw.). Solche Aufgaben dürfen die Reichsver- 
kehrsgruppen und ihre Gliederungen angesichts ihrer vereinsmäßigen 
Rechtsnatur, praktisch wegen der unvermeidlichen Risiken nicht selbst 
übernehmen. Ein wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb ist den Reichsver- 
kehrsgruppen satzungsmäßig untersagt. Die Gestalt dieser wirtschaft- 
lichen Nebenorganisationen, die der Pflichtmitgliedschaft entbehren, ist 
noch im Werden. Vielfach verwalten führende Männer der Reichsver- 
kehrsgruppen in Personalunion Ämter im Aufsichtsrat oder Vorstand 
dieser Genossenschaften. Hieraus wird den Reichsverkehrsgruppen dann 
eine besondere politisch-moralische Verantwortung (und Aufsichts- 
pflicht) erwachsen, wenn die leitenden Männer der Gruppen als solche, 
d.h. mit Zustimmung des nächst höheren Leiters (beim Leiter der Reichs- 
verkehrsgruppe des Verkehrsministers) diese Ämter übernehmen. In 
einem noch schwebenden Falle ist für eine solche Genossenschaft der 
auf Grund des Organisationsrechts zu schaffende Beitrittszwang für 
bestimmte Gruppen von Fachmitgliedern beantragt worden. Ein rechts- 
politisch nicht unwichtiger Fall. 


©. 

1. Der Führergrundsatz und die Selbstverwaltung des Verkehrs- 
gewerbes kommen in der Rechtsstellung der Gruppenleiter zum Ausdruck. 
In der Person des Leiters muß die Fühlung mit dem praktischen Leben 
des Gewerbes sichergestellt werden. Das konnte nicht wirksamer ge- 
schehen als durch den gesetzlich nicht festgelegten, aber folgerichtig 
durchgeführten Grundsatz, als Leiter der Verkehrsgruppen und ihrer 
Gliederungen nur Männer aus dem Gewerbe, die neben den Führereigen- 
schaften große Fachkunde haben, zu bestellen. Diesen Grundsatz, den 
auch der Stellvertreter des Führers, Rudolf Heß, in einem Einzelfalle 
(am 30. Juli 1935) scharf herausgearbeitet hat, hat der Reichsverkehrs- 
minister in allen Fällen festgehalten, in denen Beteiligte aus der Ver- 
legenheit einer schwierigen Personalfrage den Ausweg über einen an- 
gestellten, hauptamtlichen Leiter suchten, so am 8. April 1937 für die 
Fachgruppe Schiffahrtsbetriebe der Binnenschiffahrt und am 31. Ja- 
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nuar 1938 für das Kraftfahrgewerbe und die Schienenbahnen. Die Ein- 
setzung hauptamtlicher Leiter würde sehr bald die Gefahr einer Ver- 
beamtung der Wirtschaft heraufbeschwören. Da zudem solche Leiter des 
Vertrauens des Ministers ständig bedürfen, könnte jede Abberufung zur 
Belastung der Gruppe mit unfruchtbaren Ruhegehaltslasten führen. 

Die Leiter sind hiernach ehrenamtlich tätig. Diese Ehrenämter 
bedeuten oft für kleinere selbständige Gewerbetreibende so erhebliche 
Opfer an privater Arbeitszeit, daß dies in Einzelfällen nicht ohne Ent- 
schädigung verlangt werden konnte. Diese ist keine „Besoldung“, ein 
Rechtsanspruch darauf besteht nicht; sie fällt im Augenblick der Ab- 
berufung oder Beurlaubung ersatzlos weg. Sie ändert nichts am Wesen 
des Ehrenamtes. 


2a) Ein Mann aber kann selten oder nie ein ganzes Gewerbe in 
allen seinen fachlichen, örtlichen und sozialen Erscheinungsformen kennen. 
Dem hieraus sich ergebenden Bedürfnis nach Beratern entspricht die 
Einrichtung der Beiräte, die jedem Leiter beigegeben sind. Diese sind 
nicht „Vorstände“. Neben „geborenen“ Mitgliedern (Leitern der nächst 
unteren Gliederungen) kann der Leiter Männer besonderer Fachkunde 
zusätzlich berufen. Unter diesen pflegt ein zuständiger Amtswalter der 
Deutschen Arbeitsfront zu sein. 


b) Die Verordnung geht davon aus, daß diese Beiratsmitglieder nicht 
„Kreaturen“ der Leiter, sondern aufrechte Männer sein werden. Sie haben 
die Pflicht, jährlich darüber zu beschließen, ob der Leiter ihr Vertrauen 
genießt. Diese Vertrauensfrage hat aber eine ganz andere Bedeutung als 
in der westeuropäischen Formaldemokratie: auch auf eine Mißtrauens- 
erklärung hin braucht der Leiter nicht sein Amt zur Verfügung zu stellen. 
Die Erklärung gibt einen tiefen Einblick in die Stimmung des Gewerbes. 
Sie kann für den nächst höheren Leiter oder den Minister nach dem 
Führergrundsatz sowohl Anlaß sein, zur Wiederherstellung der Ordnung 
scharf nach unten durchzugreifen, wie auch einen dadurch als unfähig 
enthüllten Leiter abzuberufen. 


c) Auch in Sachfragen können die Meinungen im Beirat gegen die 
Meinung des Leiters stehen. Der Leiter kann auch dann gegen den Beirat 
entscheiden. Dies ist in der Niederschrift festzuhalten. Handelt es sich 
nicht um den Beirat der Reichsverkehrsgruppe selbst, sondern nach- 
geordneter Gliederungen, so besteht Pflicht zur Meldung an den nächst 
höheren Leiter, der die Entscheidung der unterstellten Leiter aufheben 
und selbst entscheiden kann ($ 19 Abs. 3 Vo). 


Archiv für Eisenbalhnwesen. 1939. 24 
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d) Pflichtmäßig muß der Beirat gehört werden vor 

(1) Feststellung des Haushaltsplans, 

(2) Festsetzung der Beiträge, 

(3) Erwerb von Grundvermögen und ähnlichen bedeutsamen 
Geschäften, 

(4) in der Reichsverkehrsgruppe vor Bestellung und Abberufung 
des Hauptgeschäftsführers, 

(5) vor Erlaß oder Änderung der Satzung ($ 19 Abs. 2 Vo). 

Daneben hat der Beirat die Finanzführung seiner Gliederung zu 
überwachen ($ 19 Abs. 1 Vo). 

3. In den untersten Gliederungen finden Mitgliederversammlungen 
statt ($ 21). Auch in ihnen ist die Vertrauensfrage zu stellen. Bezeich- 
nend ist, daß nach den hierin einheitlichen Satzungen der Reichsverkehrs- 
gruppen im vertrauten Kreise eines Beirats offen, in der großen, zufällig 
zusammengesetzten Mitgliederversammlung geheim abgestimmt wird. 

4. Der Leiter der Reichsverkehrsgruppe ist Beschwerdeinstanz 
gegen Ordnungsstrafverfügungen der Fachgruppenleiter. Im Speditions- 
gewerbe hat diese Einrichtung infolge der viele Einzelfälle umfassenden 
Marktregelung zu so starker Arbeitsbelastung des Leiters geführt, daß 
dieser neben seinem Stellvertreter besondere auftragsweise Vertreter 
eingesetzt hat. Von diesen Vertretern — 7 an der Zahl — behandeln 
je drei die einzelne Beschwerde in Form eines Ausschusses. Aber nur 
einer von ihnen (abwechselnd) fällt „im Auftrage“ die Entscheidung, 
für die nach dem Führergrundsatz der Leiter verantwortlich bleibt. 

5. Der Gedanke der Selbstverwaltung verlangt bei aller Straffheit 
der Verbandsordnung Dezentralisation und selbständige Verantwortung 
der Unterführer, insbesondere der Fachgruppenleiter. Der Leiter der 
Reichsverkehrsgruppe soll ihnen nicht in den Ablauf ihrer täglichen 
Geschäfte hineinregieren. Bei der für das beteiligte Gewerbe bedeut- 
samen Zusammenlegung der Reichsverkehrsgruppe Fuhrgewerbe mit der 
Fachgruppe Güternahverkehr der Reichsverkehrsgruppe Kraftfahr- 
gewerbe sah sich der Minister genötigt, aus Anlaß des Entstehens einer 
sehr großen Fachgruppe die Formen dieses Zusammenwirkens eingehend 
festzulegen. Der Erlaß (vom 2. Dezember 1938 — K 19 BA. 1407/38 —) 
sei seiner grundsätzlichen Bedeutung halber hier wiedergegeben: 

„I. Im Rahmen der vom Reichsverkehrsminister geführten 
Verkehrspolitik des Reichs gebührt in den Fragen des gewerb- 
lichen Kraftverkehrs und des Fuhrgewerbes dem Leiterder 
Reichsverkehrsgruppe Kraftfahrgewerbe die oberste 
Leitung. Er ist mir für die Durchführung der Reichsverkehrs- 
politik bei den Unternehmen des Straßentransportgewerbes ver- 
antwortlich. 
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Die fachliche Betreuung der Mitglieder im Lande wird auf 
Bezirksgeschäftsstellen dezentralisiert. Diese Be- 
zirksgeschäftsstellen sind in fachlicher Hinsicht dem Haupt- 
geschäftsführer der Reichsverkehrsgruppe nicht unterstellt. Die 
fachliche Betreuung geschieht vielmehr nach den Weisungen der 
Bezirksfachgruppenleiter, die für die Wahrnehmung 
ihrer Aufgaben den Fachgruppenleitern unterstellt 
sind. Die Fachgruppenleiter sind nicht der Geschäftsführung, 
sondern ausschließlich dem Leiter der Reichsverkehrsgruppe 
persönlich unterstellt. Gegen die Vereinigung der Bezirks- 
geschäftsstellen mehrerer Fachgruppen habe ich keine Bedenken. 

II. In sachlichen Fragen liegt die Hauptarbeit bei den 
Fachgruppen. Ausgenommen sind technisch gemeinsame 
Angelegenheiten aller Gewerbezweige des Kraftverkehrs, wie 
z.B. Brennstoff- oder Bereifungsfragen, Normung von Fahr- 
zeugen u. dgl. 

Die größte Bedeutung in der fachlichen Arbeit haben die 
Berichterstattung an den Reichsverkehrsminister und die Reichs- 
regierung, und die Betreuung nach unten. Die Betreuung erfolgt 
ausschließlich durch die Fachgruppen. Nur als ihre Organe 
werden die Bezirksgeschäftsführer tätig. Bei der Berichterstat- 
tung nach oben sind, wie dies im Grundsatz schon im $ 19 Ab- 
satz 3 und 4 der Aufbauverordnung zum Ausdruck gekommen ist, 
abweichende Meinungen der Beiratsmitglieder, in be- 
sonderem Maße also der Fachgruppenleiter, mit vorzutragen. 

Ist eine Entscheidung über die künftig zu verfolgende 
Verkehrspolitik in einer bestimmten Frage ergangen, so ist diese 
ohne Rücksicht auf persönliche abweichende Meinungen fach- 
licher oder bezirklicher Leiter von allen leitenden Männern der 
Reichsverkehrsgruppen und ebenso von den Geschäftsführern 
nach außen, also auch den Mitgliedern gegenüber, zu vertreten. 

II. In wichtigen Fragen berichtet an das Reichs- 
verkehrsministerium die Reichsverkehrsgruppe; sie 
kann dabei die Urschrift von Berichten der Fachgruppen mit 
vorlegen. Die Reichsverkehrsgruppe wird mit dem 
Ministerium keine Verhandlungen in wichtigen Fachfragen 
führen, über die nicht vorher Verständigung mit den zuständigen 
Fachgruppenleitern gesucht ist und über die nicht die zustän- 
digen Fachgruppenleiter ständig auf dem laufenden gehalten 
werden. Inlaufenden Fachfragen können die Fach- 
gruppen unmittelbar mit dem Ministerium verkehren. Der 


D 
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Leiter der Reichsverkehrsgruppe hat aber ein 
Recht darauf, durch Übersendung von Abschriften über die 
zwischen den Fachgruppen und dem Ministerium schwebenden 
Verhandlungen auf dem laufenden gehalten zu werden. Er kann 
sich in die Verhandlungen einschalten, wenn die Bedeutung einer 
Frage oder ihr Übergreifen auf Belange anderer Fachgruppen 
ihm dies geboten erscheinen läßt.“ 

Die Reichsverkehrsgruppen sollen, ohne auf Führung zu verzichten, 
sich doch nicht in „Diktaturen“ verwandeln. Der Minister will die Fach- 
meinungen aus dem Gewerbe wirklich erfahren. 

6. Ist so die fachliche Führung des Gewerbes durch ehrenamtliche 
Selbstverwaltung sichergestellt, so muß die Stetigkeit der Geschäfts- 
führung durch hauptamtliche Geschäftsführer, bei der Leitung der 
Reichsverkehrsgruppen durch einen Hauptgeschäftsführer aufrecht- 
erhalten werden. Bei ihm liegt die tägliche Kleinarbeit, die technische 
Bearbeitung der Organisationsfragen und Finanzwirtschaft, sowie die 
Fachbearbeitung, soweit sie der Zentralinstanz zukommt. — Die Stellung 
aller Geschäftsführer zu den Leitern und untereinander ist durch den 
oben abgedruckten Erlaß näher umrissen. Der Hauptgeschäftsführer ist 
in seiner Verantwortung ähnlich dem Chef des Stabes hoher militärischer 
Kommandostellen herausgehoben. Seine Ernennung und Abberufung 
bedarf der Zustimmung des Reichsverkehrsministers. Entsprechend bedarf 
Ernennung und Abberufung der Gruppengeschäftsführer der Genehmi- 
gung des nächst höheren Leiters. Dies ist besonders wichtig für die Be- 
zirksgeschäftsführer mancher Gruppen, die mehreren Bezirksfachgruppen- 
leitern gleichzeitig unterstehen. 

Der Hauptgeschäftsführer ist nach den Satzungen einheitlich als 
Betriebsführer des ganzen Verwaltungsapparats und der gesamten An- 
gestelltenschaft der Reichsverkehrsgruppe im Sinne des Gesetzes zur 
Ordnung der nationalen Arbeit vom 20. Januar 1934 — RGBl. IS. 45 — 
bestimmt. Das gibt ihm aber keine fachliche Weisungsbefugnis über 
seinen eigenen Geschäftsbereich hinaus. Er ist nur Disziplinarvor- 
gesetzter. Der ehrenamtliche Leiter schwebt hiernach über dem Ganzen, 
ohne für Kleinigkeiten des täglichen Geschäftsbetriebes verantwortlich 
zu sein, solange sie Kleinigkeiten bleiben. 

Die Stellung der Geschäftsführer ist so gestaltet, daß sie das nötige 
Ansehen bei Mitgliedern und Behörden genießen. Gleichzeitig ist der 
Wiederkehr mancher früheren Zustände, die man als „Syndikuswirt- 
schaft“ zu bezeichnen pflegte, vorgebeugt. Vor allem ist den Leitern die 
Möglichkeit gegeben, einer etwaigen Geschäftsführerfronde dadurch zu 
begegnen, daß jeder Gruppenleiter mit Zustimmung des nächsthöheren 
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die Abberufung „seines“ Geschäftsführers, der Leiter der Reichsver- 
kehrsgruppe aber die Abberufung jedes Geschäftsführers verlangen kann. 
Zur Ausübung dieses Rechtes kann der Reichsverkehrsminister ihn ver- 
anlassen, der das gleiche Recht auch für alle Leiter hat. 

7. In der Praxis hat der Minister von seinen Rechten gerade in der 
Personalpolitik selten Gebrauch gemacht. Wenn nicht höhere verkehrs- 
politische oder allgemeinpolitische Gründe Anlaß zum Eingreifen geben, 
läßt der Minister den Leitern volle Selbständigkeit, auch dann, wenn ein 
Unterleiter behauptet, zu Unrecht abberufen zu sein. Die selbständigen 
erfahrenen Männer, denen man die Leitung von Reichsverkehrsgruppen 
anvertraut, sollen bei ihrer Arbeit auch wirklich Vertrauen genießen. 


D. 

Die vorstehend dargestellten Lebensformen der Reichsverkehrs- 
gruppen haben in den Satzungen, die aus der Aufbauverordnung er- 
wachsen sind, und in den Geschäftsordnungen, beide vom Leiter erlassen 
(§ 12 Vo), ihren Niederschlag gefunden. Die rechtsfähigen Fachgruppen 
haben eigene Satzungen. Die Sonderstellung des Reichs-Kraftwagen- 
Betriebsverbandes und der Schifferbetriebsverbände, die beide auf beson- 
deren Gesetzen beruhen, wird daraus ersichtlich, daß beide Satzungen 
vom Minister erlassen sind. Die Satzung des „Dortmunder Verbandes“ 
hat der Minister genehmigt. Die den Gruppen angeschlossenen und 
parallelgeschalteten Genossenschaften haben Satzungen nach normalem 
Genossenschaftsrecht. Sollte aber die Einführung von Beitrittswang 
durch Anordnung nach $ 16 Vo beantragt werden, so müßte der Minister 
sich auch Einblick in die Satzungen (einschließlich der Beitragsregelung) 


vorbehalten. 
E. 

1. Das bunte Leben bringt es mit sich, daß viele Verkehrsunternehmen 
sich auf mehreren Gebieten betätigen. Eine Ordnung der Gewerbe wäre 
nicht möglich, wenn jeder Betrieb nur einer Verkehrsgruppe angehören 
dürfte. So wird die viel angegriffene „Doppel“-Mitgliedschaft zum un- 
vermeidlichen Übel. 

a) Um aber die Unternehmer, besonders die kleineren, nicht durch 
ein Zusammentreffen von allzuvielen Beitragsrechnungen zu verwirren, 
hat der Reichsverkehrsminister im $ 15 Vo die später auch anderweit 
nachgeahmte Einrichtung der „Betreuungsgruppe“ geschaffen. Dieser 
obliegt die Betreuung des Mitgliedes in seinen nichtfachlichen Belangen 
und die Einhebung der Beiträge für alle Verkehrsgruppen in einer Summe. 
Die anderen Gruppen müssen dabei ihre Beiträge in Anbetracht der nur 
fachlichen Betreuung angemessen herabsetzen. Mitglieder mit einem 
Einkommen von weniger als 3000,— RM je Jahr zahlen nur den Beitrag 
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der Betreuungsgruppe. Das System hat sich im ganzen bewährt. Die 
Reichsverkehrsgruppe Schienenbahnen, die nur Großbetriebe umfaßt, 
braucht sich ihm nicht anzuschließen. Ebenso haben die Fachgruppen 
der Seeschiffahrt gebeten, unter sich auf das Verfahren verzichten zu 
dürfen. Dagegen gilt es zwischen dem Reichs-Kraftwagen-Betriebs- 
verband und den Reichsverkehrsgruppen. 

b) Die Verschiedenheit der Beitragssysteme hat zu mancherlei 
Schwierigkeiten geführt: Zahl der Kraftwagen oder Pferde, Tonnengehalt 
der Schiffe, Lohnsumme, Umsatz, alles kommt als Maßstab vor, je nach- 
dem, was für die Heranziehung der Mehrzahl der Betriebe am einfach- 
sten ist. Für die Betreuungsgruppen entsteht daraus eine Erschwerung, 
soweit sie sich nicht entschließen, ihren Beitrag auch von Doppelmit- 
gliedern nur nach dem eigenen Schema einzuziehen und sich mit den 
anderen Gruppen über Pauschalzahlungen zu einigen. In einigen Fällen 
sind auch die Beitragssysteme einander angeglichen worden (Fachgruppe 
Hafen- und Umschlagsbetriebe der Binnenschiffahrt an Reichsverkehrs- 
gruppe Spedition und Lagerei). All diese Maßnahmen bleiben der Selbst- 
verwaltung überlassen. 

c) Nur in Zweifelsfällen greift der Reichsverkehrsminister ein, vor 
allem bei streitigen Mitgliedschaften ($ 10 Vo) und zur Feststellung, 
wer für gewisse Betriebsformen Betreuungsgruppe ist. Denn der Aus- 
druck „Schwergewicht der fachlichen Betätigung“ ($ 15 Abs.4) bedarf in 
der Praxis gelegentlich näherer Umschreibung. Als Beispiel sei eine 
Entscheidung zwischen Binnenschiffahrt und Spedition hier wieder- 
gegeben: 

„I: Speditionsbetriebe, die eigene Umschlagsanlagen haben, 
oder denen solche zur ausschließlichen Benutzung ständig zur 
Verfügung stehen, gehören zu beiden Reichsverkehrsgruppen. 

Unter ständiger Benutzung ist eine Benutzung zu ver- 
stehen, die sich auf eine unbestimmte Zahl von Umschlagsvor- 
gängen bezieht. Unständig ist demgegenüber eine zeitweise Be- 
nutzung für bestimmte umzuschlagende Sendungen oder zum 
Löschen oder zum Beladen eines bestimmten Schiffes. 

U. Die Beiträge solcher Unternehmen werden nach der 
Lohn- und Gehaltssumme der örtlichen Betriebsstelle von beiden 
Reichsverkehrsgruppen gemeinsam errechnet. Die Betreuungs- 
gruppe richtet sich nach $ 15 der Verordnung über den organi- 
schen Aufbau des Verkehrs. Die Firmen haben sich darüber ver- 
bindlich zu äußern, wo das Schwergewicht ihrer Betätigung im 
örtlichen Betrieb liegt. 

Von dem so errechneten Beitragsaufkommen erhält die 
Betreuungsgruppe 60, die andere 40 %.“ 
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2. Auch Verkehr und „Wirtschaft“ hängen eng miteinander zu- 
sammen, 

a) Verkehr wird — vor allem in seiner gewerblichen Erscheinungs- 
form — mit wirtschaftlichen Mitteln betrieben. Man spricht von „Ver- 
kehrswirtschaft“. Ungeachtet seiner selbständigen Stellung unter der 
Führung eines besonderen Ministers gehört der Verkehr durch drei Dele- 
gierte der Reichswirtschaftskammer an, also derjenigen Spitzenorgani- 
sation, die sowohl die fachlichen (Reichswirtschafts- und Fachgruppen 
usw.) wie die örtlichen (Industrie- und Handelskammern, Wirtschafts- 
kammern) Gliederungen des organischen Aufbaues der gewerblichen 
Wirtschaft zusammenfaßt. Die Verkehrsgruppen zahlen Beiträge an die 
Reichswirtschaftskammer. Bei deren Bemessung wird der Tatsache Rech- 
nung getragen, daß die verkehrliche Facharbeit schon bei den Verkehrs- 
gruppen ihre oberste organisatorische Spitze findet und daß deren Mit- 
glieder auch den Industrie- und Handelskammern angehören, wo sie 
gleichfalls Beiträge zu zahlen haben (Kleinstgewerbetreibende wie 
Droschkenbesitzer oder Partikulierschiffer 6,— RM je Jahr). 

Auch in den Beiräten der Wirtschaftskammern, die die größeren 
Wirtschaftsbezirke zusammenfassen, ist der Verkehr durch je drei Ab- 
geordnete vertreten. Große praktische Bedeutung haben diese Beiräte 
hisher nicht aufzuweisen. 

Die zahlreichen laufenden Rundschreiben der Reichswirtschafts- 
kammer „an die Mitglieder“ gehen auch den Reichsverkehrsgruppen zu 
und gelten kraft allgemein erteilter Anordnung des Reichsverkehrsmini- 
sters auch für sie. Der Verkehrsminister hat sich aber vorbehalten, im 
Einzelfalle für den Verkehr eine Sonderregelung zu treffen, 


b) Auch an das bei den Wirtschaftskammern aufgebaute Ehren- 
gerichtssystem der gewerblichen Wirtschaft! ist der gewerbliche Verkehr 
angeschlossen®?. Es kann nur eine kaufmännische Ehre des wirtschaf- 
tenden Menschen geben. Spezialisierung der Ehrbegriffe ist nicht mög- 
lich. Die Strafbefugnisse der Ehrengerichte, in denen unter dem Vor- 
sitz eines Rechtswahrers gegebenenfalls zur Hälfte Verkehrstreibende 
sitzen, sind auf folgende beschränkt: 1. Warnung, 2. Verweis, 3. Geld- 
buße, 4. Aberkennung der Fähigkeit, in der Organisation der gewerb- 
lichen Wirtschaft (des Verkehrs) ein Amt zu bekleiden. 


1 Hierzu Graf von der Goltz in „Deutsches Recht“ Heft 11/12 vom 15. Juni 
1936 und den Nat.-soz, Schulungsbriefen 1936/10, 

7 Erlaß des RVerkM. vom 17. Juli 1937 — S 19 BA 518 — (RVerkBl. A 
S. 145, B. S. 85) und Dr. Kramel in „Motorpost“ vom November und Dezember 1937. 
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Daß der Ausschluß aus dem Gewerbe nicht verhängt werden kann, 
ist organisationsrechtlich höchst bedeutsam: hier fängt der Bereich des 
staatlichen Armes an. Die Organisation muß sich auch die Zugehörig- 
keit! unerwünschter Mitglieder gefallen lassen; ja diese ist zur Aufrecht- 
erhaltung der Zucht im Gewerbe besonders unentbehrlich. 

c) Wie zur Reichswirtschaftskammer, steht der gewerbliche Verkehr 
auch zum Werberat der Deutschen Wirtschaft? in Beziehung. Die hier 
herausgearbeiteten Richtlinien für Wahrheit und Sauberkeit in der Wer- 
bung haben auch für den Verkehr Geltung. Besonders der Personen- 
verkehr und die Reisebüros, aber auch die Spedition und Linienschiffahrt 
sind in hohem Maße werberisch tätig. 

d) Auch zwischen den Gruppen der gewerblichen Wirtschaft und 
den Reichsverkehrsgruppen bestehen Doppelmitgliedschaften. Verkehr 
und Wirtschaft sind aber zu verschieden, als daß die Einrichtung der 
Betreuungsgruppe oder die innerhalb der gewerblichen Wirtschaft gelten- 
den Bestimmungen über Doppelmitgliedschaften mechanisch auf die 
gegenseitigen Beziehungen übertragen werden könnten. Abgesehen von 
echten Doppelbetrieben (Papierhandlung — Reisebüro; Hotelportier — 
Reisemittler; Kohlenhandel — Spedition) spielt hier das Problem des 
„unechten Werkverkehrs“3 eine große Rolle. Darunter versteht man die 
Verwendung dem Werkverkehr dienender Fahrzeuge und Umschlags- 
anlagen „für andere“; wobei irgendeine Form von Gegenleistung, ohne 
weiteres vermutet wird. Diese Nebenher-Ausnutzung von Fahrzeugen 
wird vom Betrieb oft als „unerheblich“ empfunden; im Kraftverkehr 
spielt sie eine große Rolle und macht viele Fahrzeuge erst wirtschaftlich, 
fördert dadurch die Motorisierung. Da aber die Hauptkosten dieser Ver- 
kehrsform vom echten Werkverkehr getragen oder auch im Großbetrieb 
unsichtbar aufgeschluckt werden, kommt es den Unternehmern dieser 
unechten Verkehre nicht so auf ordnungsmäßige Selbstkostenrechnung 
an wie denjenigen, die von solchen Betrieben leben müssen. So wird der 
unechte Werkverkehr oft als sehr erheblicher Eindringling empfunden. 
Wer ihn ausübt, muß Mitglied der zuständigen Reichsverkehrsgruppe 
sein. Auch der Gedanke, den unechten Verkehr beitragsfrei zu lassen, 

1 Siehe oben II A. 

2 Ges. vom 12, September 1933 — RGBl. I S. 625 —, Durchf.Verordn, vom 
27. Oktober 1933 — RGBl. I S. 791 —. 

3 Werkverkehr: vgl. Gesetz über den Güterfernverkehr mit Kraftfahr- 
zeugen, Durchführungsverordnung vom 27. März 1936, $ 4 (RGBl. I S. 320, 
RVerkBl. B S. 63). Über die Organisation des Werkverkehrs: Erlaß des Reichs- 
verkehrsminister vom 16. Dezember 1936 (RVerkBl. A S.198, RVerkBl. B 1937 
S. 5), in den Einführungsanordnungen für Ostmark und Sudetenland enthalten, 
s. Anm. 1 zu S. 356. 
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hat nur in wirklich unerheblichen Fällen anerkannt werden können (Ein- 
nahme daraus unter 1500,— RM). Dagegen haben die zuständigen Mini- 
sterien einheitlich den Standpunkt vertreten, daß die Beiträge nicht dazu 
mißbraucht werden dürfen, um durch die Reichsverkehrsgruppen auf 
eigene Faust den unechten Werkverkehr zu bekämpfen. Die Beiträge 
müssen vielmehr im gerechten Verhältnis zu dem Maße stehen, in dem 
diese Verkehrsform gewerblich ist. 

Eine Besonderheit besteht in der Binnenschiffahrt, in der der Werk- 
verkehr so unmittelbar in die gesamte Verkehrsabwicklung verwoben ist, 
daß er — wie in die Marktregelung — auch in die Organisation ein- 
bezogen werden mußte. Das gilt auch für Hafen- und Umschlagsbetriebe. 
In der Seeschiffahrt ist Werkverkehr, außer in Form von Häfen, 
sehr selten. 

3. Häfen und Umschlagsanlagen werden an der See überwiegend, 
in hohem Maße auch an Binnenwasserstraßen von der öffentlichen Hand 
geschaffen und betrieben. Hier wie bei den nichtreichseigenen Schienen- 
bahnen und den kommunalen und gemischt-wirtschaftlichen Omnibus- 
unternehmen sowie bei vielen Lagerhäusern ist die Mitgliedschaft zur 
Organisation des gewerblichen Verkehrs vom. Gesetzgeber positiv ent- 
schieden ($$ 35 und 38 Vo). Ihre Sonderstellung als öffentliche Verwal- 
tungen und Mitglieder des Deutschen Gemeindetages (Gesetz vom 15. De- 
zember 1933 — RGBl. I S. 1065) bleibt dadurch unberührt. Die vom 
Reichswirtschaftsminister im Einvernehmen mit dem Reichsminister des 
Innern durch Erlaß vom 31. Januar 1938 — IV 50085/37 und Va. 798 
IV/37 (RMBIV. S. 233) — getroffene Regelung entspricht der im Verkehr 
entwickelten praktischen Handhabung. Überschneidungen traten z.B, 
auf, als es galt, einheitliche Buchhaltungsrichtlinien für Wirtschaft und 
Verkehr zu schaffen. Bei den Betrieben der öffentlichen Hand stieß die 
kaufmännische auf die kameralistische Buchführung. Sachgemäße Zu- 
sammenarbeit hat auch hier zu sachgemäßen Ergebnissen geführt. Bei 
den Großbetrieben des kommunalen Verkehrs spielt die für das Klein- 
gewerbe so wichtige Betreuung eine geringere, die technische Entwick- 
lung der Betriebsmittel durch Gemeinschaftsarbeit eine um so größere 
Rolle, Der Einsatz dagegen ist hier normalerweise überhaupt nicht Sache 
der Reichsverkehrsgruppen, sondern der zuständigen Stadt- usw. ver- 
waltungen. Daher auch die zuerst überraschende Aufteilung der — meist 
in gleicher Hand befindlichen — Omnibusse und Straßenbahnen auf zwei 
getrennte Verkehrsgruppen. So konnte in der Reichsverkehrsgruppe 
Kraftfahrgewerbe der Motorisierungsgedanke rein erhalten bleiben. 

4. a) Schwieriger zu regeln war das Verhältnis zwischen Verkehr 
und Reichsnährstand. Doppelte Eingliederung traf u.a. die gewerb- 
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lichen Lagerhalter!, soweit sie auch landwirtschaftliche Erzeugnisse 
regelmäßig einlagern (gesetzliche Pflichtmitgliedschaft zum Nährstand 
nach $ 1 Ziff. 1 der Dritten Vo, über den vorläufigen Aufbau des Reichs- 
nährstandes vom 16. Februar 1934 [RGBl. I S. 100] in Verbindung mit 
der Ergänzungsanordnung vom 26. Juni 1934 [Reichsanz. Nr. 148] und 
$ 1 Abs. 1 Nr. 2 der Vo. zur Ordnung der Getreidewirtschaft in der Fas- 
sung vom 10, Juli 1936 [RGBl. I S, 544]). Auf die Mitgliedschaft aus- 
schließlich landwirtschaftlicher Lagerhalter, wie z.B, der ländlichen 
Genossenschaften, hat der Verkehr verzichtet. Im übrigen haben sich die 
auf die Doppelmitgliedschaft gegründeten Befürchtungen in der Praxis 
nicht bewahrheitet, so groß auch die Gegensätze zeitweise werden 
mochten, wenn es galt, innerhalb der unveränderlichen Handelsspanne 
für Verteiler, Lagerei und Verkehr zu sorgen. 

b) Härten hätten sich ergeben, wenn alle „fuhrwerkenden“ Bauern 
und Landwirte in die Reichsverkehrsgruppe (heute Fachgruppe) Fuhr- 
gewerbe hineingezwungen worden wären. Soweit es sich um Fuhrgewerbe 
mit Tieren handelt, liegt hier oft so uraltes Herkommen vor, daß die 
Bauern es nicht verstanden hätten, wenn die vom Vater und den Ahnen 
überkommene Winterausnutzung ihrer Pferde, Rinder und Fahrzeuge 
plötzlich allgemein als Fuhrgewerbe bezeichnet worden wäre. So verstän- 
digten sich Verkehrs- und Landwirtschaftsminister darüber, alle Bauern 
von der Mitgliedschaft zum Fuhrgewerbe durch Erlaß vom 13. November 
1935 — RVerkBl. B S. 185 — freizustellen, die solche Fuhrleistungen nur 
in einem Umfang ausführen, der nicht über das für landwirtschaftliche 
Betriebe gleicher Art und Größe in der Gegend Herkömmliche hinausgeht. 
Diese Grenze ist überschritten, wenn die Spannviehhaltung des Bauern 
oder Landwirts über das für landwirtschaftliche Betriebe gleicher Art 
und Größe ortsübliche Maß hinausgeht oder Einrichtungen bestehen, die 
nicht durch das Bedürfnis der Landwirtschaft, sondern des Fuhrgewerbes 
bedingt sind. Für Kraftfahrzeuge einschl. Zugmaschinen gilt die Be- 
freiung nicht. Streitfälle der Ortsstellen von Nährstand und Fuhrgewerbe 
entscheidet der Landrat endgültig?. 

Von Bedeutung wurde die Mitgliedschaft zum Fuhrgewerbe, als auf 
Grund eines Erlasses des Reichsverkehrsministers vom 30. August 1935, 
der Zeit des Organisationsaufbaues, zu öffentlichen Fuhraufträgen nur 
Betriebe zugelassen werden sollten, die Mitglieder der zuständigen 
Reichsverkehrsgruppe waren. Auch hierbei mußte zugunsten der her- 

1 Reine Werklager, u.a. von Mühlen, gehören nicht zum Verkehr, 

2 Hierzu die Verfahrensvereinbarung der Reichsverkehrsgruppe Fuhr- 
gewerbe mit den zuständigen Stellen des Reichsnährstandes, abgedruckt im 
RVerkBl, B 1938 S. 176, 
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kömmlich fuhrwerkenden Bauern eine Ausnahme gemacht und den Auf- 
traggebern ein angemessener Ausgleich zwischen Gewerbe und Land- 
wirtschaft nahegelegt werden), Da praktisch durch Übernahme von 
öffentlichen Aufträgen jedermann von selbst Mitglied wird und ein 
großer Andrang zum Gewerbe bestand, wurde zur Verhütung einer Über- 
setzung des Gewerbes für die Vergebung von Beförderungsleistungen an 
Kraftfahrunternehmer durch Heer und Luftwaffe ein Stichtag bestimmt 
(der 1. Januar 1937), vor dem die Mitgliedschaft entstanden sein mußte. 
Es war dies einer der ersten Versuche, von der Organisation her zur Ord- 
nung des Gewerbes beizutragen, ohne in ländlichen Verhältnissen natur- 
haft gewachsene Gewohnheiten zu beeinträchtigen. Gemeinschaftsarbeit 
von Fuhrgewerbe und Ortsbauernschaften hat auf dieser Grundlage zu 
Ansätzen von Marktregelung zur Verhütung unvernünftiger Unter- 
bietungen geführt. In diesem Punkt sieht das Fuhrgewerbe eine der ent- 
scheidenden Aufgaben des ganzen Organisationswesens. 


5. Sozusagen als zweite Koordinate überlagert die Organisation 
des Fremdenverkehrs die Gliederungen von Verkehr und Wirtschaft. Der 
dem Reichsministerium für Volksaufklärung und Propaganda beigegebene 
Reichsausschuß für Fremdenverkehr und die Zusammenfassung der 
Fremdenverkehrsgemeinden und -betriebe, der Reichsfremdenverkehrs- 
verband, berühren beide den Verkehr. Zum Reichsausschuß sind die be- 
teiligten Spitzenorganisationen beitragspflichtig ($ 5 des Gesetzes vom 
23. Juni 1933 — RGBl. I S. 393 —, Ges. vom 25. Oktober 1935 — RGBl. I 
S. 1257 — und Ges. vom 14. November 1936 — RGBl. I S. 944 —). Der 
Verband wird von den Landesfremdenverkehrsverbänden, diese wieder 
werden von Fremdenverkehrsgemeinden finanziert (Gesetz vom 26. März 
1936 — RGBl. I S. 271 —). Neben den Gemeinden sind hier — meist 
über die örtlichen Verkehrsvereine — auch Betriebe aus dem Gebiete der 
Fremdenverkehrswirtschaft (Gaststätten usw. aus der Reichsgruppe 
Handel, Personenschiffahrtsunternehmen und Reisebüros aus den zu- 
ständigen Verkehrsgruppen) Mitglieder. 


6. Da der Verkehr zwischen allen Erscheinungen des gesamten 
Lebens, nicht nur der Wirtschaft, steht, bilden die Doppelmitgliedschaften 
ein buntes Bild. Werden aus der vielfachen Überlagerung Streitfragen 
praktisch, so genügt fast in allen Fällen ein behutsames Klären nach den 
grundsätzlichen Richtlinien; die zunächst oft behauptete „Überorganisa- 
tion“ erweist sich dann meist als örtliche Unklarheit, während die Grund- 
sätze klar und überzeugend sind. 


1 Die hergebrachten Hand- und Spanndienste für die Gemeinden wurden 
gleichfalls nicht berührt, 
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a) Dieses Verfahren ist auch auf das Verhältnis der Reichsverkehrs- 
gruppen zu den Reichsverwaltungen anzuwenden. Sie sind im Gegensatz 
zu Ländern und Gemeinden ($ 35 Vo) nicht Mitglieder der Organisation. 
Das gilt für die Reichswasserstraßenverwaltung und den Generalinspek- 
tor für das deutsche Straßenwesen oder das Unternehmen „Reichsauto- 
bahnen“ wie für die Reichsbahn und Post. Die Reichsbetriebe unterstehen 
schon auf dem Verwaltungswege unmittelbar den zuständigen Reichs- 
ministern und bedürfen nicht der Führung durch die Organisation des 
Gewerbes. Soweit erforderlich (reichs- und reichsbahneigene Häfen) 
liefern sie aber den zuständigen Verkehrsgruppen auf Anfordern Mate- 
rial, z. B. Statistiken. 

b) Die von der Reichsbahn betriebenen Privat- und Kleinbahnen 
sind aus dem gleichen Grunde von der Organisation frei. Auf die Mit- 
gliedschaft der nicht selbst betriebführenden Eigentümergesellschaften 
hat man übrigens bei den Eisenbahnen verzichtet, während z.B. in der 
Schiffahrt schon das bloße Eigentum zur Mitgliedschaft führt, 

c) Selbständige juristische Personen, selbst voll in der Hand des 
Reichs oder der Reichsbahn, gehören zum Gewerbe und sind zum Beitritt 
verpflichtet. 

7. Im übrigen stehen die Reichsverkehrsgruppen der öffentlichen 
Reichs-, Staats- und Gemeindeverwaltung sowie der Partei als Berufs- 
vertretungen gegenüber. Laufende Verhandlungen über Kontingents-, 
Steuer-, Wirtschafts-, Motorisierungsfragen führen sie unmittelbar; wich- 
tige und grundsätzliche Fragen! sind auf dem Dienstweg über den Reichs- 
verkehrsminister zu behandeln, wie überhaupt alle bedeutsameren Ver- 
handlungen der Reichsverkehrsgruppen mit Zentralstellen schon in An- 
betracht des Vertrauensverhältnisses von Aufsichtsbehörde und Gruppen- 
leitung nicht ohne Kenntnis dieses Ministers stattfinden dürfen. 


F. 

1. Vor besondere Probleme sah sich die Regierung ursprünglich 
durch das Verhältnis der in den Verkehrsgruppen zusammengefaßten 
Verkehrsträger zu den Verkehrsnutzern gestellt, 

a) Abweichend von anderen Berufen, ist der Verkehr seit Jahr- 
zehnten darauf erzogen, daß seine Preise und Geschäftsbedingungen 
sowie auch die für den Verkehr geltenden gesetzlichen Bestimmungen 
und Verordnungen nicht festgesetzt werden, ohne die Verkehrsnutzer 
anzuhören, denen er dient und die die Kosten tragen müssen. Für solche 


3 Preisfragen gehören zur unmittelbaren Zuständigkeit des Reichsverkehrs- 
ministers, der seinerseits den Beauftragten für den Vierjahresplan, Reichskom- 
missar für die Preisbildung, beteiligt. 
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Verhandlungen waren ursprünglich der Reichsverkehrsrat und die Be- 
zirksverkehrsräte vorgesehen ($$ 26—33 Vo). Heute werden formlos 
für den Einzelfall zustande gekommene Kreise herangezogen, Es finden 
Besprechungen in den Ministerien oder in Sonderausschüssen statt, wie 
ihrer einen z.B. die Reichswirtschaftskammer für die Neufassung der 
Allgemeinen Deutschen (Großdeutschen) Spediteurbedingungen zusam- 
menberufen hat!, So gewinnt das formlos praktische Leben in neuerer 
Zeit eine größere Bedeutung als Beratungen in förmlich-feierlich ge- 
gründeten Kreisen und Räten, 


b) Wo sich bestimmte Vertreter der Verkehrsnutzer nicht finden, 
wie beim Möbeltransport und der Möbellagerung, die praktisch alle Volks- 
genossen angehen, da ist es die Aufsichtsbehörde, d. h. bei Angelegen- 
heiten, die das ganze Reichsgebiet berühren, der Reichsverkehrsminister, 
die vor der Genehmigung solche Bestimmungen auf ihre Erträglichkeit 
und Lauterkeit prüft; durch die Erfahrungen mit Beamtenumzügen ist 
dabei der Reichsfinanzminister der gegebene Ratgeber. 


2. a) Bei örtlichen Maßnahmen der Verkehrsgruppen, wie den See- 
hafenspeditionstarifen®, hat sich die Einschaltung örtlicher Aufsichts- 
behörden (meist Provinzialstellen) als Aufsichtsbehörden für Einzel- 
fragen (z. B. Tarifsätze) bewährt. Solange die Reichsreform noch der 
Erledigung harrt, ist die Liste vielgestaltig genug, je nachdem, welche 
Dienststelle örtlich als verkehrserfahren in Betracht kommt. Es sind 
bestimmt worden für: 


Hamburg der Reichsstatthalter — Gemeindeverwaltung —, Ver- 
waltung für Handel, Schiffahrt und Gewerbe, 

Bremen die Behörde für Verkehr, 

Lübeck der Regierungspräsident in Schleswig, 

Stettin der Oberpräsident — Wasserbaudirektion —, Stettin, 

Mannheim 


| aas Badische Finanzministerium, Abteilung für Wasser- 


Ludwigshafen | na Straßenbau, 
Worms 
Heilbronn der Württembergische Innenminister in Stuttgart. 


Andere Behörden (Rheinstrombauverwaltung in Koblenz, Reichs- 
bahndirektionen, Preisbildungs- und Überwachungsstellen) hat die hier- 
nach federführende Behörde zu beteiligen. 


1 Vertreten sind: Reichswirtschaftskammer, Reichsverkehrsgruppe Spe- 
dition und Lagerei, Fachgruppen Banken und Versicherungen, Reichsnähr- 
stand, Reichsstelle für Getreide usw., Reichsgruppe Industrie, Reichsgruppe 
Handel und andere, 

2 S, a. G3d, S, 377. 
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b) Eine andere Form der örtlichen Staatsaufsicht zeigt sich in der 
oben zu E4b (S. 370) genannten Entscheidungsbefugnis des Landrats 
zwischen Nährstand und Fuhrgewerbe. 

3. a) Der Nationalsozialistischen Deutschen Arbeiterpartei steht 
über die Behandlung fachlicher Fragen hinaus ein maßgebender Einfluß 
insofern zu, als durch die ausdrückliche oder stillschweigende Billigung 
der zuständigen Parteistelle sichergestellt wird, daß die für leitende 
Stellen in Aussicht genommenen Männer geeignet sind, die von ihnen 
geführten Einheiten in nationalsozialistischem Geiste auszurichten. 

b) Mit der Deutschen Arbeitsfront bestehen Gegenseitigkeits- 
beziehungen. Bei einigen Reichsverkehrsgruppen werden die Referenten 
des Fachamts Energie-Verkehr-Verwaltung als Mitglieder in den Bei- 
rat berufen; die leitenden Männer und die Geschäftsführer der Verkehrs- 
gruppen sind Mitglieder der Fachbeiräte der Arbeitsfront und nehmen 
auch an deren Tagungen und Ausschußsitzungen teil. Arbeitsteilung und 
Zusammenarbeit zwischen Gruppen und Arbeitsfront haben sich rei- 
bungslos entwickelt. Für Zusammenarbeit kommt vor allem die Berufs- 
ausbildung in Betracht. 

G. 

Welche Aufgaben hat nun aber der in seiner Gestalt und seiner 
Einfügung in das Volksleben geschilderte Organisationsapparat? § 16 Vo 
gibt darauf folgende, absichtlich frei und entwicklungsfähig gehaltene 
Antwort (Auszug): 

$ 16. 

(1) Die Reichsverkehrsgruppe und ihre Gliederungen 
haben neben der Vertretung der allgemeinen Belange der Reichs- 
verkehrsgruppe ihre Mitglieder auf dem Fachgebiet zu beraten 
und zu betreuen. 

(2) Jeder Leiter hat seine Gruppe im Sinne des national- 
sozialistischen Staates zu führen. Hierbei sind die Leiter und 
Mitglieder aller Gliederungen an die Weisungen des Leiters der 
Reichsverkehrsgruppe gebunden. 

(8) Die Mitglieder der Gruppen haben den Weisungen des 
Leiters, die durch den Zweck der Gruppe und durch den Zusam- 
menschluß der Verkehrsträger bedingt sind, zu folgen. 

Die Praxis hat folgende Tätigkeiten allgemein entwickelt: 

1. Betreuung der Mitglieder in allen Fragen ihrer gewerblichen 
Tätigkeit, vor allem allgemeiner Art, technische Beratung für ihre Fahr- 
zeuge, kaufmännische Beratung für Buchhaltung, Preisbildung und Ver- 
tragsschluß, bei kleinen Unternehmen bis zur Rechtsberatung in Einzel- 
fällen und i 
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2. a) „Vertretung“ des Gewerbes anderen Gewerbezweigen, vor 
allem aber dem Staat und seinen Behörden gegenüber. Ist auch der 
frühere grundsätzliche Kampf gegen den Staat ein für allemal vorbei, 
so bleibt doch reichlich Gelegenheit, auf Grund ins einzelne gehender 
Fachkenntnis Vorstellungen zu erheben, die als Berichte aus dem prak- 
tischen Leben jedem sachlich denkenden Beamten nur willkommen sein 
können, So ist die „Vertretung“ auf das engste verbunden mit der 
dritten Tätigkeitsgruppe: 

b) der Beratung der Regierung. 

Mitraten und Mitarbeiten — je nach Art der Arbeit durch Abord- 
nung von Leitern oder von Spezialisten aus dem Gewerbe oder von Ge- 
schäftsführern — ist eine häufige Aufgabe der Verkehrsgruppen. Neben 
den Behörden und Wirtschaftskammern kommen hierfür die Landes- 
planungsgemeinschaften, die Organisationen des Fremdenverkehrs und 
ähnliche Körperschaften in Betracht. 

3. a) Über diese mehr theoretische Arbeit hinaus obliegt aber den 
Reichsverkehrsgruppen als ausgeprägt nationalsozialistische Aufgabe die 
Führung des Gewerbes. Hierzu geben im Guten $ 16, wenn es 
sein muß, im Bösen $ 17 Vo die Handhaben. In der Satzung der bis- 
herigen Reichsverkehrsgruppe Fuhrgewerbe war diese Aufgabe für die 
engere Selbstverwaltung des Gewerbes wie folgt gefaßt: 

„(1) Die Reichsverkehrsgruppe und ihre Gliederungen 
haben die allgemeinen Belange und die Selbstverwaltungsange- 
legenheiten des Fuhrgewerbes wahrzunehmen und ihre Mitglie- 
der fachlich zu beraten und zu betreuen. 

(2) Die Reichsverkehrsgruppe hat weiter die Aufgabe, die 
Reichsregierung und die Behörden in allen Fragen des Gewerbes 
zu beraten und zu unterstützen. Sie hat innerhalb ihres Ver- 
kehrszweiges nach Maßgabe der Gesetze für Ordnung und An- 
stand in Angebot und Durchführung von Verkehrsleistungen und 
für Lauterkeit im Wettbewerb unter den Berufsangehörigen und 
mit anderen Berufsgruppen zu sorgen.“ 

b) Neben die Führung durch Selbstverwaltung tritt die Auftrags- 
verwaltung, ein früher nur aus der Gemeindeverwaltung bekannter Be- 
griff. Der nationalsozialistische Staat aber hat erkannt, daß neben die 
örtliche Dezentralisierung die fachliche treten muß, neben die Staats- und 
Gemeindeverwaltung die fachliche Selbstverwaltung der Berufe, soll der 
totale Staat lebendig und praktisch regiert werden. 

So werden wichtige Ziele der Verkehrspolitik über Ermächtigungen 
und Aufträge an Reichsverkehrsgruppen verfolgt: für den Wettbewerb 
zwischen Schiene und Straße setzt die Reichsverkehrsgruppe Spedition 
und Lagerei die Kundensätze fest ($ 45 Durchf.Vo zum Güterfernver- 
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kehrsgesetz in der Fassung der Vo des RVM. vom 8. August 1938 — 
RVerkBl. B 1938 S. 174 —). Buchführungsrichtlinien erlassen alle Ver- 
kehrsgruppen, vgl. auch den gemeinsamen Erlaß des Reichswirtschafts- 
ministers und des Reichskommissars für die Preisbildung vom 11. Novem- 
ber 1937 — II Pr. 19 263/37 —, IV 9991/37 —, dem eine entsprechende 
Bestimmung des Verkehrsministers bald folgen dürfte. Die Reichsver- 
kehrsgruppe Schienenbahnen erläßt die öffentlich-rechtlichen Ausfüh- 
rungsbestimmungen zu den Abschnitten II bis IV der Bau- und Betriebs- 
ordnung für Straßenbahnen vom 13. November 1937 (RVerkBl. B 1938 
5. 59ff.). Den Erfordernissen unserer Zeit entsprechend verwalten 
mehrere Reichsverkehrsgruppen die Kontingente ihres Gewerbes an Roh- 
stoffen und Devisen (Schienen, anderes Eisen, Gummireifen, Devisen für 
Auslandsreisen usw.). Daß die Gruppen daneben auch in wehrwirtschaft- 
liche Aufgaben stark eingespannt sind, bedarf kaum der Erwähnung. 

Die Selbstverwaltung hat sich in den verschiedensten Erscheinungs- 
formen bewährt: 

c) Die Reichsverkehrsgruppen Hilfsgewerbe des Verkehrs und 
Spedition haben auf dem Gebiet der Markt- und Wettbewerbsregelung 
Gutes geschaffen. Ihre Befugnis dazu war nicht von vornherein unbe- 
stritten. Sie wurde schließlich durch Erlaß des Ministers vom 8. Juli 
1936 — S 19 BA 608/36 — (RVerkBl. A S. 109, B S. 267) positiv ent- 
schieden. Sowohl die viel besprochene, mit Genehmigung des Verkehrs- 
ministers herausgegebene „Erste Anordnung des Leiters der Reichsver- 
kehrsgruppe Hilfsgewerbe des Verkehrs“ (RVerkBl, B 1936 S. 16) wie die 
Festsetzung von Speditionstarifen für See- und Binnenhäfen® haben sich 

1 Veröffentlicht in den „RKW.-Mitteilungen“, herausgegeben vom Reichs- 
kuratorium für Wirtschaftlichkeit, Grundsätze für Buchhaltungsrichtlinien, 
November 1937 (BG. Teubner, Leipzig, Berlin). S. a. „Buchhaltungs-Richtlinien“ 
von Dr. W. Müllensiefen und Dr, H. Mende in Wirtschafts-Kartei-Handbuch, 
herausgegeben von Dr. H. Müllensiefen, Forkelverlag, Stuttgart; ferner „Deutsche 
Verkehrs-Nachrichten“, Ausg. B Heft 43 von 1938, „RVB.-Nachrichten (Mitteilun- 
gen der Reichsverkehrsgruppe Binnenschiffahrt)“ 1938 Folge 52, „Hansa“ 1938 
Heft 48 S. 2134, Schöpke in „Der gewerbliche Kraftverkehr“ 1938, Hefte 4, 6, 23. 

2 Ermächtigungen des Leiters der Reichsverkehrsgruppe durch den Minister 
vom 29. Januar 1937 (für Hamburg und Bremen) RVerkBl. A S. 18, DVN. 
(Deutsche Verkehrsnachrichten) B Nr. 6 vom 6. Februar 1937, vom 20, März 1937 
(Getreideumschlagstarif Stettin) DVN. (B) Nr. 14 vom 3. April 1937, vom 6. Mai 
1938 (für Lübeck und Stettin) RVerkBl. A S, 72, DVN. (B) Nr, 19 vom 14. Mai 
1988, vom 13. Mai 1938 (für Mannheim, Ludwigshafen und Worms) RVerkBl. A 
S. 80, DVN. (B) Nr. 21 vom 28. Mai 1938, vom 31, Januar 1939 (für Heilbronn) 
RVerkBl. A S. 48, SZ. (Spediteur-Zeitung) Nr. 5 vom 4. Februar 1939. Die 
Ermächtigungen sind — z. T. mehrfach verlängert — noch in Geltung und auf 
die Mitglieder der Ostmark und im Sudetenland ausgedehnt: Erlasse des Reichs- 
verkehrsministers vom 7. November 1938 und 30. Januar 1939, RVerkBl. A 1938 
S. 167, 1939 S. 47; B 1938 S. 243, 1939 S. 26, 
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als Maßnahmen zur Erziehung und Ordnung sowie zur Stärkung des 
Selbstbewußtseins im Gewerbe bewährt. Sie sind Beispiele verschieden- 
artiger, durch das neue Recht geschaffener Möglichkeiten: in einem 
Falle allgemeine Vorschriften ohne eine einzige Preisvorschrift, im ande- 
ren eingehende, kunstvoll aufgebaute Tarife. Die „Erste Anordnung“ des 
Hilfsgewerbes ist im Anhang gekürzt wiedergegeben. Sie spricht für sich 
selbst. 

d) Das kompliziertere Ordnungswerk der Seehafenspedition beruht 
auf Ermächtigungen des Ministers an den Leiter der Reichsverkehrs- 
gruppe Spedition und Lagerei, die Mitglieder an bestimmte Preise für 
Speditionsleistungen in Bremen, Hamburg, Lübeck, Stettin, Mannheim, 
Ludwigshafen, Worms und Heilbronn zu binden, während die von den 
Bezirks- und Ortsfachgruppen festzusetzenden Tarife der Genehmigung 
der oben zu F2a (S. 373) genannten Aufsichtsbehörden bedürfen. Es 
bestand große Besorgnis, daß diese Preisbildung die Beweglichkeit und 
damit Wettbewerbsfähigkeit der Häfen beeinträchtigen könnten. Die 
Spediteure haben dem aus der reichen Erfahrung ihres Gewerbes gewandt 
vorgebeugt. In Einzelfällen kann ein „Tarifkommissar“ (ein von der 
Bezirksfachgruppe betrauter Fachmann) nach Verständigung mit den 
anderen Häfen Ausnahmen genehmigen; für laufende Geschäfte bedarf 
es der nach eingehender Prüfung zu erteilenden Genehmigung der in 
jedem Hafen bestehenden Tarifkommission, die auch die anderen Häfen 
vorher fragt. In allen Fällen wird die Ausnahme nur gestattet, wenn es 
sich darum handelt, ein sonst unmögliches Geschäft überhaupt zustande 
zu bringen oder im Wettbewerb mit fremden Verkehrswegen zu halten, 
Gemeinsame Fragen aller Seehäfen berät ein Tarifausschuß. Immer ist 
engste Zusammenarbeit mit den Aufsichtsbehörden und den Preis- 
bildungsstellen geboten, So ist es gelungen, bei aller Gründlichkeit der 
Arbeit einen beweglichen und anpassungsfähigen Apparat zu schaffen, 

Wieder in anderer Form sind Bestimmungen für den Möbelfern- und 
Nahverkehr, für die Möbellagerung usw, durch Ermächtigung des Leiters 
der Reichsverkehrsgruppe Spedition und Lagerei ergangen (RVerkBl. B 
1937 S. 116, 1939 S. 25) oder in Kürze zu erwarten. 


e) Ein anderes Beispiel für die Anordnungsbefugnis der Gruppen- 
leiter bietet in der Binnenschiffahrt die Umstellung vom Schiffsjungen- 
auf das Lehrlingssystem durch eine Anordnung über den Lehrvertrag 
(RVB.-Nachrichten vom 9. September 1938). Der Ordnung des Kraftfahr- 
lehrerwesens diente eine Anordnung des Fachgruppenleiters über die 


Archiv für Eisenbahnwesen, 1939, 25 
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Führung von Schülerverzeichnissen (Nr. 6 S. 3/4 der „Mitteilungen des 
Reichsverbandes der Kraftfahrlehrer e. V.“ für 1935 und Merkblatt in 
Heft 10 „Der gewerbliche Kraftverkehr“ von 1938 S. 11). Für die ge- 
waltigen Verkehrsaufgaben im Spätsommer des Jahres 1938 ordnete der 
Leiter der Fachgruppe Privates Omnibusgewerbe an, daß alle Mitglieder 
auf Anfordern die im Gelegenheitsverkehr verwendeten Kraftomnibusse 
der Reichspost zur Aufrechterhaltung des Dienstes auf Kraftpostlinien 
und zur Beförderung von Arbeitern zur Baustelle zur Verfügung zu stel- 
len hatten („Der gewerbliche Kraftverkehr“ Heft 14 S. 6). 


f) Anordnungen können auch Einzelfälle betreffen, Ein Grenzfall 
aus dem rein organisationstechnischen Gebiet ist die Befugnis, Unter- 
nehmen, die vermutlich Mitglieder sind, durch Ordnungsstrafen zur Aus- 
kunft über die die Mitgliedschaft begründenden Tatsachen zu zwingen. In 
diesem Falle genügt vermutete Mitgliedschaft. Wer den negativen Beweis 
erbringt, kann wie andere Nichtmitglieder nicht bestraft werden. 

Über solche Einzelbestimmungen hinaus ist es Aufgabe der 
Reichsverkehrsgruppen, für Anstand und Ordnung im Gewerbe, Wahrheit 
und Lauterkeit in Werbung und Angebot zu sorgen. Der Reichsver- 
kehrsminister hat in seiner Ansprache auf dem Deutschen Spediteurtag 
1937 (DVN. Ausgabe B Heft 47) darauf hingewiesen, welche großen Ord- 
nungsaufgaben hier noch vor dem Gewerbe stehen. Die Praxis der Ge- 
richte, insbesondere des höchsten, hat diese Handhabung der Befugnisse 
der Leiter als rechtlich begründet anerkannt. Das Reichsgericht 
hat in einem Verfahren wegen falscher Anschuldigung geprüft, ob der 
Reichshandwerkmeister Behörde im Sinne des $ 164 StGB. ist. Das RG. 
stellt fest, daß der Reichshandwerkmeister zwar kein Reichsbeamter ist, 
aber doch als Behörde, d.i. Organ der Staatsgewalt, die nach eigenem 
Ermessen öffentliche Machtbefugnisse für Zwecke des Staates einsetzt, 
anzusehen ist und führt zur Begründung aus: „...er ist aber nicht 
nur Leiter und Vertreter einer Körperschaft des öffentlichen Rechts, des 
Deutschen Handwerks- und Gewerbekammertags, sondern auch Führer 
der Spitzenvertretung des Deutschen Handwerks und Leiter der Reichs- 
gruppe Handwerk. Als solchem liegt es ihm nach den darüber erlassenen 


1 Parallel zur Arbeit der Verkehrsgruppen arbeiten die Gliederungen der 
gewerblichen Wirtschaft. Ein bezeichnendes Beispiel ist die Reform der Bestim- 
mungen über Eigentumsvorbehalte (vgl. Dr. Peter in „Deutsches Recht“, Heft 9/10 
von 1938 S. 199, und Flieger in „Berliner Börsenzeitung“ vom 3. Januar 1939, 
Nr. 3). 
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Gesetzen und Verordnungen ob, im berufsständischen Aufbau öffentlich- 
rechtliche Aufgaben unter staatlicher Aufsicht, nämlich unter Aufsicht 
des Reichswirtschaftsministers, wahrzunehmen und besonders bei der 
einheitlichen Durchführung der das Handwerk betreffenden gesetzlichen 
Bestimmungen mitzuwirken. Er ist nach allem für die Zwecke des 
Staates tätig und als Behörde anzusehen"!, 


H. ` 

Ohne Zwangsmittel im Hintergrunde wäre solche Arbeit nicht denk- 
bar. Schon die Möglichkeit der Bestrafung genügt im allgemeinen zur 
Durchsetzung der Bestimmungen. 

1. Vor dem Erlaß der Verordnung über den organischen Aufbau des 
Verkehrs suchten sich die Verbände, z. B, in der Möbelspedition, durch ein 
sorgsam durchdachtes System von Vertragsstrafen und aus Spezialisten 
zusammengesetzten Schiedsgerichten zu helfen. Dabei handelte es sich 
um satzungsgemäße („angeordnete“) Schiedsgerichte im Sinne des 
$ 1048 ZPO. Die Rechtsentwicklung ist inzwischen weitergegangen. Aus 
den freien Verbänden mit Austrittsmöglichkeit sind Pflichtverbände ge- 
worden. Die Schiedsgerichte, die den Parteien die erforderliche Rechts- 
sicherheit bieten, sind geblieben. Sie haben auch die Anerkennung der 
Geriehte gefunden (Urteil des Reichsgerichts vom 21. November 1937, 
Band 156 S. 101, vgl. dazu „Deutsches Gemein- und Wirtschaftsrecht“ 
1938 Nr. 16 S. 241 ff.). Für den Fortfall der freien Austrittsmöglichkeit 
ist ein neuer Schutz der Mitglieder durch die Staatsaufsicht entstanden, 
die sich um die Schiedsgerichte der Verkehrsgruppen, wenn auch nicht 
im Einzelfalle, so doch nach satzungsmäßiger Gestaltung und allgemeiner 
Handhabung wird bekümmern müssen?. 


2. a) Der Gesetzgeber hat aber den Gruppen auch unmittelbare 
Strafbefugnisse zugesprochen ($ 16 Vo). Die Leiter der Fachgruppen 
führen die Ordnungsstrafgewalt (bis 1000 RM im Einzelfalle). Die Leiter 
der Reichsverkehrsgruppen sind Beschwerdeinstanz. Die Strafe dient 
auch zur Durchsetzung von Anordnungen nachgeordneter Leiter. Vor- 
aussetzung ist in allen solchen Fällen eine erfolglose Anmahnung nach 


1 RG. VI, Zivilsenat vom 25. Oktober 1937 — VI 95/37 — in JW. 1938 
S. 1237). 

® Vgl, hierzu: Frhr, v. Bechtolsheim in Deutsche Verkehrs-Nachrichten 
Ausg. B Nr. 39 vom 1. Oktober 1938 S. 611; vgl. ähnlich für den Reichsnährstand: 
RGUrt. vom 12. Mai 1936 — 1 D 816/35 — JW. 1936 S. 2319; für die Reichsschrift- 
tumskammer: RGUrt. vom 22, November 1937 — 2 D 461/97 — JW. 1938 S. 167 Nr. 8 
(vgl. D7 1938 Ausg. B 1938 Nr. 39 vom 1. Oktober 1938 S. 611. 


25* 
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Erlaß einer allgemeinen oder an ein einzelnes Unternehmen gerichteten 
Anordnung im Sinne des $ 16 Vot. 

b) Die Ordnungsstrafe wird von der Industrie- und Handelskammer 
nach den landesrechtlichen Vorschriften über die Beitreibung von Ge- 
meindeabgaben eingezogen. Die der Kammer dabei entstehenden Kosten 
sind vom Strafschuldner mit einzuziehen. Die bestrafende Reichsver- 
kehrsgruppe dagegen trägt ihre Kosten im allgemeinen selbst. 

c) Die Verkehrsgruppe Spedition jedoch, die das Anordnungswesen 
besonders weit ausgebaut hat und bei der vor allem im Sammelladungs- 
verkehr viele Straf- und Beschwerdefälle vorkommen, hat wie für die 
auftragsweise Vertretung des Leiters in der Beschwerdeinstanz (s. oben 
C 4 8.362) auch für die Kostenfrage im Ordnungsstrafverfahren eine — 
genehmigte — Sonderregelung treffen müssen. Die Satzung der Reichs- 
verkehrsgruppe ist durch folgende Bestimmung ergänzt worden: 

„1. Bei Entscheidungen des Leiters der Reichsverkehrsgruppe Spedi- 
tion und Lagerei, in denen eine Beschwerde gegen den Straf- 
bescheid eines Fachgruppenleiters als unzulässig oder unbe- 
gründet ganz oder teilweise zurückgewiesen wird, können dem 
Beschwerdeführer Gebühren auferlegt werden. 

2. Von der Erhebung einer Gebühr ist abzusehen, wenn der Be- 
schwerdeführer durch Bescheinigung der Steuerbehörde nach- 
weist, daß sein gesamtes steuerpflichtiges Jahreseinkommen 
unter 3000 RM liegt. 

3. Die Gebühr beträgt 10 % der rechtskräftig festgesetzten Ord- 
nungsstrafe, mindestens jedoch 3 RM. 

4. Die Gebühr wird mit der Ordnungsstrafe eingezogen.“ 

Hauptzweck der Bestimmung ist nicht die unmittelbare Kosten- 
deekung, sondern die Eindämmung des Entstehens von Kosten durch 
Zurückhaltung offenbar unbegründeter Beschwerden, die oft nur zum 
Zeitgewinn eingelegt werden. Wir haben auch in dieser Bestimmung 
einen kennzeichnenden Fall für die ständig vom fließenden Leben er- 
forderte und unter Mitarbeit der Aufsichtsbehörde auch hergestellte An- 
passung des Organisationsrechts an bei Erlaß der Verordnung noch nicht 
zu übersehende Umstände. 

1 Eine Sonderregelung gilt für Ordnungsstrafen der Reichsverkehrsgruppe 
Spedition und Lagerei bei Verstoß gegen die Kundensätze, die zur Regelung des 
Wettbewerbs Schiene/Straße festgesetzt sind. Hier kann ohne Mahnung sofort 
bestraft werden ($ 45 der Durchf.Vo. z. Ges. über den Güterfernverkehr mit 
Kraftfahrzeugen in der Fassung der allgemeinen Anordnung vom 8. August 1938 
— RVerkBl, B S, 174). Auch hat der Reichsverkehrsminister sich für diese Fälle 


genötigt gesehen, den Strafrahmen bis zu 5000 RM zu erhöhen (Abschnitt II der 
gleichen Anordnung). 
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d) Nicht in allem ist die bestehende Regelung schon zufrieden- 
stellend. Eine Lücke empfinden vor allem diejenigen Gruppen, die das 
Anordnungs- und Ordnungsstrafwesen sorgfältig ausgebaut haben, in 
dem wohlbegründeten Bestreben, das Ansehen der Gruppe bei den Mit- 
gliedern und besonders bei den Bestraften durch Gerechtigkeit zu 
sichern und zu heben: es ist dies die Unmöglichkeit, Nichtmitglieder zur 
Auskunft, geschweige zum Eide zu zwingen. 

Die Zwangsmittel der Gruppen sind nun einmal ihrem Wesen nach 
nur gegen Mitglieder wirksam (vgl. oben zu G3f, S. 378). Nicht er- 
wünscht wäre der von manchen marktordnenden Verbänden der gewerb- 
lichen Wirtschaft gewählte Weg: Ordnungsstrafen „auf Verdacht“ fest- 
zusetzen, um im Bestreitungsfalle durch ein Schiedsgerichtsverfahren 
zum Zeugnis- und Eideszwangsverfahren zu gelangen. 

3. Auch eine entbehrliche Bestimmung enthält die Verordnung. 
Es ist $ 24; denn wer erst durch Geldstrafe zum Erscheinen in Beirats- 
sitzungen gezwungen werden muß, ist nicht würdig, dem Beirat anzu- 
gehören. Die Bestimmung wird nicht angewendet. 


J. 

1. Bei Massenorganisationen, wie sie vor allem in den Reichsverkehrs- 
gruppen Kraftfahrgewerbe (mit allein 80 000 Mitgliedern in der Fach- 
gruppe Fuhrgewerbe!) oder Spedition vor uns stehen, bringt die Durch- 
führung ihrer Aufgaben erhebliche Kosten und — leider — deren Ein- 
ziehung von den Mitgliedern wieder erhebliche Verwaltungsarbeit mit 
sich. Die Kosten werden bei allen Reichsverkehrsgruppen durch Beiträge 
aufgebracht, die vom Leiter der untersten jeweils rechtsfähigen Einheit 
in tarifähnlicher Form festgesetzt werden. Die höheren Einheiten 
setzen die Beiträge für ihre rechtsfähigen Gliederungen und körper- 
schaftlichen Mitglieder fest. Die Maßstäbe ergeben sich aus den häufig- 
sten Erscheinungsformen der zu veranlagenden Gewerbe (vgl. oben E1, 
S. 366). 

Die unmittelbar heranzuziehenden Mitglieder erhalten zu Jahres- 
anfang von der Hauptgeschäftsstelle eine Beitragsrechnung, die meist 
auf Grund ihrer eigenen Angaben aufgestellt wird. Gezahlt wird in 
Jahressummen oder in (mindestens) monatlichen Raten. 

2. a) Bei Zahlungsverweigerung wird äußersten Falles zur Ein- 
ziehung im Schnellmahnverfahren geschritten. Gerichtsstand der Gruppen 
ist nach gesetzlicher Bestimmung ($ 17 Abs. 1 ZPO.) Berlint. Die zuerst 


f * Zur Frage des einheitlichen Gerichtsstands siehe Juristische Wochen- 
schrift 1938 S. 1790, 2462, 2464, 2465. 
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gehegte Besorgnis, die Mitglieder könnten durch den von ihrem Wohn- 
sitz so entfernten Gerichtsstand benachteiligt werden, hat sich nicht er- 
füllt. Streitigkeiten sachlicher Art sind selten. Meist herrscht das Be- 
streben, Zeit zu gewinnen oder zu einem Vergleich zu kommen. In Fällen 
sachlichen Streites aber gibt es die Möglichkeit, an Stelle des ordent- 
lichen Gerichtsverfahrens durch Schiedsurteil zu entscheiden. $ 20 der 
Bekanntmachung zur Entlastung der Gerichte vom 13. Mai 1924 (RGBl. I 
S. 552) in Verbindung mit Teil 6 Kap. I $ 10 der Dritten Verordnung des 
Reichspräsidenten zur Sicherung von Wirtschaft und Finanzen und zur 
Bekämpfung politischer Ausschreitungen vom 6. Oktober 1931 (RGBl. I 
S. 537 [564].) Hiervon hat in diesen Beitragsklagen über meist kleinere 
Summen das durch den einheitlichen Gerichtsstand sehr erfahrene Amts- 
gericht Berlin in geeigneten Fällen Gebrauch gemacht. Dadurch wird den 
Schuldnern die Notwendigkeit erspart, zur mündlichen Verhandlung per- 
sönlich zu erscheinen oder sich durch einen Anwalt vertreten zu lassen. 


b) Für Mitglieder aus der Ostmark, die nicht dem ihnen fremden 
Prozeßrecht des Altreiches unterworfen werden sollen, haben die Satzun- 
gen der Reichsverkehrsgruppen (außer Seeschiffahrt und Schienen- 
bahnen) einen einheitlichen Gerichtsstand in Linz a. D. vorgeschrieben. 
Entsprechend wird voraussichtlich für die sudetendeutschen Gebiete 
Reichenberg als Gerichtsstand bestimmt. 


3. Neben ihren eigenen Betriebs- und Verwaltungskosten, die beson- 
ders da anwachsen, wo große Mitgliederzahlen zu weitgehender Dezen- 
tralisierung der Betreuung nötigen, haben die Gruppen auch zu Gemein- 
schaftsaufgaben außerhalb ihrer selbst kostenmäßig beizutragen. Ge- 
nannt seien der beim Reichsverkehrsministerium gebildete Verkehrs- 
wissenschaftliche Forschungsrat, die Landesplanungsgemeinschaften, der 
Handelsschiffs-Normen-Ausschuß und andere. 


4. Die Verwaltung öffentlicher Gelder, die von Tausenden kleinerer 
Gewerbetreibender oft mühselig aufgebracht werden, bringt für Leiter 
und Geschäftsführer eine große, letzten Endes auch politische Verant- 
wortung mit sich. Die Rechnungsprüfung gehört zur förmlichen 
Selbstverwaltung. Sie obliegt den Beiräten, vor allem dem Beirat der 
Zentrale. Der verwickelte Buchhaltungsapparat kann aber nicht mehr im 
Wege alter Vereinstechnik von Mitgliedern unmittelbar geprüft werden. 
So schreiben die Satzungen die Zuziehung vereidigter Wirtschaftsprüfer 
oder Treuhandgesellschaften vor. Auch die Prüfstelle der Reichswirt- 
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schaftskammer! wird z. T. zugezogen. Die Entlastung dagegen obliegt 
nach dem Führergrundsatz dem Leiter der Reichsverkehrsgruppe selbst, 
dem niemand die Verantwortung abnehmen kann. 


III. 


Der lebendigen Dynamik unserer Zeit, die nicht altern und ver- 
steinern will, entspricht das ständige Werden, Wachsen und sich Wan- 
deln des Wirtschafts- und Verkehrsrechts. Auch im organischen Aufbau 
des Verkehrs stehen wir mitten im schöpferischen Tun. Die Verkehrs- 
gewerbe richten sich sorgfältig in den ihnen vom Reiche zur Verfügung 
gestellten Rechtsräumen — den Verkehrsgruppen — ein. Nicht alles 
stimmte von vornherein, Fach- und sogar Reichsverkehrsgruppen muß- 
ten geändert, aufgehoben, zusammengelegt und neu geschaffen werden, 
Der Apparat hat sich dabei als beweglich erwiesen. 

Auch auf dem wichtigsten Täligkeitsgebiet der Organisation des 
Verkehrs, der Führung ihrer Mitglieder durch Selbst- und Auftragsver- 
waltung, haben sich fortlaufend Fälle ergeben, in denen die Verordnung 
gefeilt oder geändert, oder wenigstens durch Auslegung geklärt werden 
mußte, Ständig treten neue derartige Möglichkeiten auf. Bestehen bleibt 
eins: das Bestreben, die Selbstverwaltung des Gewerbes so weit wie mög- 
lich zu erhalten, und die Selbstverantwortlichkeit des wirtschaftenden 
Unternehmers als Kraftquelle für die Förderung der Verkehrsbedienung 
voll einzuschalten. Sinnlose Kämpfe, Wettbewerb mit unlauteren Mitteln 
oder mit übertriebenen, schließlich niemand, auch dem Kunden nicht 
dienenden Unterbietungen sollen verhütet werden. Der Kunde soll sich 
auf das, was ihm angeboten wird, verlassen können. Aber dem freien 
positiven Entschluß des Verkehrskaufmanns, was er „unternehmen“ will, 
dem Vorwärtsstreben durch gute und wirtschaftliche Leistung bleibt der 
volle Spielraum erhalten. Der staatliche Verwaltungsapparat braucht auf 
dem Verkehrsgebiet nicht über Gebühr zu wachsen. In der Selbstver- 
waltungsorganisation kann der Verkehrsunternehmer mit Leitern rech- 
nen, die über ähnliche Erfahrungen verfügen wie er selbst und von denen 
er erwarten darf, daß sie seine Nöte und Sorgen und sein Vorwärts- 
streben verstehen werden. 

Zucht und Ordnung bei freier Selbstverantwortung und Entschluß- 
fähigkeit der Unterführer bis zum einzelnen Gliede: dieses soldatische 


Erziehungsideal gilt auch für das deutsche Verkehrsgewerbe und seine 
Organisation. 


* Abschn. A Ziff. 12 des Erlasses des R.Wirtsch.Min. vom 7. Juli 1986 — 
IV 18.631/38 — über die Reform der Organisation der gewerblichen Wirtschaft. 


384 Der organische Aufbau des gewerblichen Verkehrs im Deutschen Reich. 


Schrifttumsverzeichnis 


A. Verkehr: 


Dr. Ebhardt: „Organischer Aufbau des Verkehrs“, Verkehrstechnische Woche, 
Hefte 26 und 27 von 1936. 


Desgl., wie vor, neuere Fassung in „Der Verkehr“ (Wien), Folge 3/4 von 1938. 


Emmerich: „Der organische Aufbau des Verkehrs“, Wirtschafts-Karteihandbuch 
(Dr. H. Müllensiefen, Forkelverlag, Stuttgart), Abschnitt „Verkehrs-Aufbau“. 


Dr. Hein: „Güterfernverkehrsgesetz“, Berlin 1936, Franz Vahlen, 


B. Wirtschaft: 


Dr, Krause: „Organisation von Arbeit und Wirtschaft“, Otto Elsner, Berlin. 


Dr, Frielinghaus: „Aufbau der gewerblichen Wirtschaft“, Berlin 1936, C. A, 
Weller GmbH. 


Dr. Teschenmacher: „Handbuch des Aufbaus der gewerblichen Wirtschaft“, Leip- 
zig 1937, Lühe & Co. 


Dr. Müller-Henneberg: „Die Ehrengerichtsordnung der gewerblichen Wirtschaft“, 
Berlin 1937, Hauder und Spenersche Buchhandlung Max Paschke. 


Staatssekretär Brinkmann: „Staat und Wirtschaft“, Rede vom 21. Oktober 1938, 
Verlag W. Kohlhammer, Stuttgart; „Marktpolitik und Organisation“, in „Die 
deutsche Volkswirtschaft“ 1939, Sonderausgabe Januar 1939. 


Dr. Barth: Aufsätze in „Die deutsche Volkswirtschaft“ 1936 S. 633 und „Der 
deutsche Volkswirt“ 1936 S. 2085. 


Dr. Schwarz: Wirtschafts-Karteihandbuch, Forkelverlag, Stuttgart, Abschnitt 
„Wirtschaftsaufbau“. 


C. Reichsnährstand: 


Dr, Reischle und Dr. Saure: „Der Reichsnährstand, Aufbau, Aufgaben und Be- 
deutung“, Berlin 1937, Reichsnährstands-Verlagsgesellschaft. 


Dr. Baath, Dr. Merkel: Wirtschafts-Karteihandbuch, Forkelverlag, Stuttgart, 
Abschnitt „(Reichs-)Nährstand*. 


D. Reichskulturkammer: 
Dr. Schrieber: Wirtschafts-Karteihandbuch, Forkelverlag, Stuttgart, Abschnitt 
„(Reichs-) Kulturkammeraufbau“, 


Dr. Schmidt-Leonhardt: „Die Reichskulturkammer“ in „Die Verwaltungs-Aka- 
demie“ Bd. 1 Gruppe 2 Heft 20a. 


Ders.: „Kultur und Staat im Recht des neuen Reichs“ in „Deutsches Recht“ 1935 
Heft 13/14. 


Der organische Aufbau des gewerblichen Verkehrs im Deutschen Reich. 385 


Anlage I. 
Erste Anordnung 
des Leiters der Reichsverkehrsgruppe Hilfsgewerbe des Verkehrs. 
(Auszugsweise.) 


Die Aufgaben des Reisevermittlungsgewerbes verlangen von jedem 
deutschen Reisevermittler Eignung und Zuverlässigkeit in persönlicher, 
fachlicher und finanzieller Hinsicht, 

Bei der Veranstaltung und Durchführung von Reisen müssen dar- 
über hinaus besondere Anforderungen an die Reiseunternehmer gestellt 
werden. Als Leiter der Reichsverkehrsgruppe Hilfsgewerbe des Verkehrs 
ordne ich deshalb mit Zustimmung des Herrn Reichs- und Preußischen 
Verkehrsministers und des Reichsausschusses für Fremdenverkehr auf 
Grund des $ 16 der Verordnung über den organischen Aufbau des Ver- 
kehrs vom 25. September 1935 (Reichsgesetzblatt I S. 1172) für alle der 
Fachgruppe Reisevermittlung angehörenden Unternehmen und Unter- 
nehmer folgendes an: 


It 
1. Es werden folgende Arten von Reisen unterschieden: 
a) Gesellschaftsreisen, 
b) Sonderfahrten oder Sonderzüge, 
c) Pauschalreisen, 
d) Pauschalaufenthalte (Pauschalkuren), 
e) Ausflugsfahrten. 
2. Jede Reise muß mit einer dieser Bezeichnungen angekündigt 


werden. Andere Bezeichnungen für Reisen dürfen nicht verwendet 
werden, 


I. 

1. Gesellschaftsreisen sind Reisen, die für mehrere Personen aus- 
geschrieben werden. Sie müssen als Mindestleistungen Beförderung, 
Unterkunft, volle Verpflegung (bestehend aus Frühstück, Mittag- und 
Abendessen), Beförderung des Handgepäcks von der Bahnhofsvorhalle 
zum Quartier und umgekehrt, Bedienungsgelder (einschließlich Schuh- 
putzen), Kurtaxen, Steuern, Licht und Heizung einschließen. Die Reise- 
teilnehmer müssen während des wesentlichen Teiles der Reise von einem 
Reiseleiter begleitet werden. 

2. Sonderfahrten oder „Sonderzüge“ sind gelegentliche Reisen, die 
aus besonderen Anlässen für größere Gruppen mit nicht eigenen Fahr- 
zeugen ausgeschrieben werden, Sie brauchen die für Gesellschaftsreisen 
vorgeschriebenen Mindestleistungen nicht zu umfassen. 
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3. Pauschalreisen sind Reisen, die für einzelne oder mehrere Per- 
sonen ausgeschrieben werden. Sie müssen als Mindestleistungen Beförde- 
rung, Unterkunft, volle oder teilweise Verpflegung, Bedienungsgelder 
(einschließlich Schuhputzen), Kurtaxen, Steuern, Licht und Heizung ein- 
schließen, 

4. Als Pauschalaufenthalte bezeichnete Reisen müssen als Mindest- 
leistungen Unterkunft, volle oder teilweise Verpflegung, Bedienungs- 
gelder (einschließlich Schuhputzen), Kurtaxen, Steuern, Licht und Hei- 
zung einschließen. 

Wenn sie volle Verpflegung (bestehend aus Frühstück, Mittag- und 
Abendessen) sowie außerdem Beförderung des Handgepäcks von der 
Bahnhofsvorhalle zum Quartier und umgekehrt, ärztliche Beratung und 
medizinische Bäder oder Trinkkuren oder ähnliche Leistungen ein- 
schließen, können sie als Pauschalkuren bezeichnet werden. 


5. Ausflugsfahrten sind Reisen, die in die Umgebung des Aus- 
gangspunktes als Halbtages-, Tages- oder Wochenendfahrten ausgeschrie- 
ben werden. Sie müssen die Beförderung einschließen. 


II. 
1. Als Reisen im Sinne dieser Anordnung gelten nicht: usw. 


IV. 


Der Veranstaltung und Durchführung von Reisen (Reiseunter- 
nehmer-Tätigkeit) wird gleichgestellt der unmittelbare Abschluß von 
Preis- und Provisionsvereinbarungen mit Unterkunfts- und Gaststätten, 
soweit es sich nicht um Ausnahmen im Sinne des Abschnittes III, 
Ziffer 1a handelt. 

Y 

1. Reisen darf nur veranstalten und durchführen, wer Reiseunter- 
nehmer ist, 

2. Reiseunternehmer darf nur sein, wer 

a) ein Reisebüro betreibt, das nicht Teil eines nicht zum Ver- 
kehrsgewerbe gehörenden Unternehmens ist und 

b) der Fachgruppe Reisevermittlung eine mindestens drei- 
jährige Tätigkeit bei Reisebüros ih den verschiedenen Spar- 
ten des Gewerbes nachweisen kann, und 

c) in die Kollektiv-Kautionsversicherung der Fachgruppe Reise- 
vermittlung aufgenommen worden ist. 
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VI. 

Reisen, die ausschließlich dem Zweck dienen sollen, Einzelreisenden 
eine Verbilligung der tarifmäßigen Fahrpreise für Eisenbahnen oder 
andere Verkehrsmittel zu verschaffen, dürfen nicht veranstaltet und 
durchgeführt werden (Sammelreisen zwischen bestimmten Punkten). 


KL 

1. Die Reiseausschreibungen (z. B. Druckschriften) und Ankündi- 
gungen (zum Beispiel Plakate, Zeitungsanzeigen) müssen dem Grundsatz 
von Klarheit und Wahrheit entsprechen und jeden unlauteren Wett- 
bewerb vermeiden. 

2. Die Reiseausschreibungen müssen mindestens enthalten: 

a) den Namen des oder der verantwortlichen Reiseunternehmer, 

b) die Bezeichnung der Art der Reise gemäß Abschnitt I 
Ziffer 1, 

c) das Reiseziel, 

d) die Reisedauer, 

e) den Gesamtpreis, 

f) den Reiseplan, 

g) die eingeschlossenen Leistungen. 

Ankündigungen dagegen brauchen nur die Angaben zu a bis e zu 
enthalten. 

3. Wenn neben dem verantwortlichen Reiseunternehmer die An- 
Schriften bestimmter Reisemittler angegeben werden, so ist diesen An- 
schriften ein entsprechender Vermerk voranzustellen (z. B. „Buchungs- 
stellen:“ oder „Auskunft und Anmeldung bei:“). 

4. Als Reiseziel oder im Reiseplan sind diejenigen Orte bzw. Orts- 
teile anzugeben, in denen die Teilnehmer untergebracht werden. 

5. Bei der Errechnung der Reisedauer sind Abfahrts- und Ankunfts- 
tag nur als ein Tag zu zählen, wenn sie zusammen 24 Stunden nicht über- 
schreiten, 

6. Ausflüge und andere Sonderveranstaltungen, die dem Reisenden 
besondere Kosten verursachen, sind durch den Zusatz „im Gesamtpreis 
nicht eingeschlossen“ zu kennzeichnen. 

7. Eine etwaige Erhöhung des Gesamtpreises im Falle der Nicht- 
erreichung einer bestimmten Teilnehmerzahl ist in den Ausschreibungen 
unter genauer Angabe der Höhe des gegebenenfalls zu zahlenden Zu- 
schlages ausdrücklich zu bedingen. 

8. Soll eine Reise nur bei Erreichung einer bestimmten Teilnehmer- 


zahl durchgeführt werden, so ist das in den Ausschreibungen ausdrück- 
lich zu bedingen. 
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9. Die Angaben über die eingeschlossenen Leistungen müssen auch 
darüber Auskunft geben, ob die Reiseteilnehmer in Hotels, Fremden- 
heimen (Pensionen), Privatzimmern oder anderen Quartieren und dort 
wiederum in Einbett-, Zweibett- oder anderen Zimmern untergebracht 
werden. Auf etwaige Zuschläge für bessere Unterbringung ist unter 
genauer Angabe des gegebenenfalls zu zahlenden Zuschlages hinzu- 
weisen. 

10. Allen Reiseausschreibungen sind im übrigen die von der Fach- 
gruppe Reisevermittlung zusammengestellten „Allgemeinen Reisebedin- 
gungen“ zugrunde zu legen. 

IX, 

Preisnachlässe oder Rückerstattungen irgendwelcher Art an Reise- 

teilnehmer aus Wettbewerbsgründen sind unzulässig. 


X. 

1. Der Reiseunternehmer ist für die zur Deckung der ausgeschrie- 
benen Leistungen Dritter vereinnahmten Gelder nur Treuhänder. Er 
hat sie von seinen eigenen Geldern streng abgesondert zu verwahren und 
in seiner Buchführung entsprechend zu verbuchen. 

2. Der Reiseunternehmer hat die sich aus der Durchführung seiner 
Reisen ergebenden Verpflichtungen, soweit nichts anderes vereinbart 
oder bestimmt ist, bei Richtigbefund binnen einer Woche nach Leistung 
bzw. Rechnungszustellung zu erfüllen. 

3. In Fällen, in denen Zweifel über die Richtigkeit des berechneten 
Betrages bestehen, sind innerhalb einer Woche Teilzahlungen in an- 
gemessener Höhe anzubieten, 

XI. 

Bei vorsätzlichen Verstößen gegen diese Anordnung finden die 
Strafbestimmungen des § 17 der Verordnung über den organischen Auf- 
bau des Verkehrs vom 25, September 1935 (Reichsgesetzblatt I S. 1173) 
Anwendung. 

XII. 
1. Diese Anordnung tritt am 15. Januar 1936 in Kraft. 
Berlin, am 3. Januar 1936. 
Der Leiter 
der Reichsverkehrsgruppe Hilfsgewerbe 
des Verkehrs 
E, Kipfmüller. 
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Bild 2. 
Reichsverkehrsgruppe Binnenschiffahrt 


Fachgruppe 
Sondergewerbe 
der Binnenschiffahrt 


Fachgruppe 
Hafen- 
und Umschlagsbetriebe 


Bezirksgruppen 


Westdeutsche Kanäle 
und Weser 


Fachgruppe 
‚Schiffahrtsbetriebe 


Bezirksgruppen 


Westdeutsche Kanäle 
und Weser 


Fachuntergruppen 


Hafenschiffahrt 


Bezirksgruppo 
Hamburg 


Binnenlotsen und Haupter 


Mitteldeutsche 
Wasserstraßen 
zwischen Elbe und Oder 


Mitteldeutsche 
Wasserstraßen 
zwischen Elbe und Oder 


6 Bezirksgruppen 


Mitteldeutsche 
Wasserstraßen 
zwischen 
Elbe und Oder 
Oder 
und Ostdeutsche 
Wasserstraßen 


Donau 


Betrachter, Makler 
und Schiffahrtsagenturen 


Ostdeutsche Wasserstraßen 


Bezirksgruppe 
Westdeutschland 


Bezirksgruppe 
Mittel- und Ost- 
deutschland 


Selbständige 
Schiffahrtsachverstän. 


068 


tegt uayospnaq u Spa Hatt? səp nugzny ayastunFıo At 


Bild 3. 


Reichsverkehrsgruppe Kraftfahrgewerbe 
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Unter-Bezirksfachgruppen 
(wo Zusammenfassung 
von Ortsfachgruppen notwendig) 


Ortsfachgruppen 


1 Droschken und Mietwagen und Kraftfahrzeugvermietung an Selbstfahrer, Leichenbeförderung. 
2 Einschließlich Ostmark. Soweit zweckmäßig, werden für die Bezirksfachgruppen Gemeinschaftsbüros eingerichtet. 
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Bild4 
Ce? Reichsverkehrsgruppe Spedition und Lagerei 
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Fachuntergruppen 
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Ortsgruppen der Fachgruppen nach 
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1 Auch Frachterstattungsbüros. * Einschl. Ostmark. 


Fachgruppe Lagerei 
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4 Bezirksgruppen 


(keine bezirkliche Gliederung) 


Ostdeutschland Süddeutschland! 


Mitteldeutschland Westdeutschland 


3 Bezirksuntergruppen 


1 Ob infolge Hinzutritts der Ostmark Änderungen eintreten, ist noch nicht entschieden. 
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Bild 6. 


Reichsverkehrsgruppe Hilfsgewerbe des Verkehrs 


Fachgruppe 
Schlaf- und Speisewagenbetriebe 


Fachgruppe 
Reisevermittlung 


(nicht untergegliedert) 


15 Bezirksgruppen 


Dazu voraussichtlich 3 weitere 
Bezirksgruppen der Ostmark 


Der Stand der Gleichordnung von Eisenbahn- und Straßenverkehr 
in Frankreich. 


Von einem französischen Eisenbahnfachmann, 


Die ersten Maßnahmen, welche in Frankreich in den Jahren 1934 
bis 1935 zur Gleichordnung des Eisenbahn- und Straßenverkehrs ge- 
troffen wurden, sind schon früher mit einigen Einzelangaben! geschil- 
dert worden. Nachdem man die Gleichordnung im Jahre 1936 teilweise 
aufgegeben hatte, wurde sie im August 1937 wieder aufgenommen und 
hat seitdem große Fortschritte gemacht. Im folgenden werden die haupt- 
sächlichen Maßnahmen, und zwar zunächst für den Personenverkehr und 
dann für den Güterverkehr, dargestellt werden; dabei werden die bis 
heute zu verzeichnenden Ergebnisse aufgeführt werden. 


I. Personenverkehr. 

Wie schon mitgeteilt wurde!, hatten die ersten diesbezüglichen Ver- 
ordnungen (die Dekrete vom 19. April 1934 und vom 25. Februar 1935) 
die Eröffnung jedes neuen Straßenverkehrsdienstes untersagt und Be- 
zirksbeiräte (comités techniques départementaux) errichtet, denen es 
oblag, bei der Ausarbeitung der Vereinbarungen zwischen den Beförde- 
rungsunternehmern und der Überwachung ihrer Ausführung mitzu- 
wirken. Diese Vereinbarungen sollten in jedem Departement zur Auf- 
stellung von Verkehrsorganisationsplänen führen, die auf dem Grund- 
satz des Austauschs beruhten; nämlich Stillegung der Straßenverkehrs- 
dienste, welche zusammen mit der Schiene Verkehrsbeziehungen doppelt 
bedienten, und zum Ausgleich dafür Zuteilung der für den Personen- 
verkehr geschlossenen Eisenbahnstrecken an die Straßenverkehrsunter- 
nehmer. Die Vorschläge der Bezirksbeiräte sollten dann einem Zen- 
tralen Gleichordnungsausschuß (Comité Central de Coordination) unter- 
breitet werden, 

Tatsächlich sind zwar mehrere dieser Pläne ausgearbeitet, aber 
keiner von ihnen ist genehmigt worden, Der Grund hierfür war folgen- 
der: Da die neue Organisation einzig auf Vereinbarungen unter Ver- 
kehrsunternehmern beruhen sollte, umfaßten die Bezirksbeiräte nur Ver- 
treter von diesen. Daher beklagten sich die Vertreter der Verkehrs- 
nutzer — die Handelskammern, Landwirtschaftskammern und vor allem 
die Generalräte als mit der Verwaltung der Departements beauftragte 

1 Archiv für Eisenbahnwesen 1936, S. 315 ff. 
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politische Vertretungskörperschaften — lebhaft darüber, daß sie nicht 
zur Teilnahme an der Ausarbeitung der Pläne berufen worden waren 
und widersetzten sich ihrer Inkraftsetzung. Sie setzten sich durch, und 
so ordnete ein Dekret vom 14. November 1936 die Vertretung der Ver- 
kehrsnutzer in den Bezirksbeiräten und im Zentralen Gleichordnungs- 
ausschuß an. 

Inzwischen hatte ein Ministerialrundschreiben vom 12. August 1936 
die Eisenbahnen ermächtigt, in teilweiser Ausführung der Verkehrs- 
organisationspläne die völlige oder teilweise Stillegung des Eisenbahn- 
verkehrs auf bestimmten verlustbringenden Strecken und ihren Ersatz 
durch Straßenverkehrsdienste vorzuschlagen; auf Grund dieses Rund- 
schreibens wurden etwa 200 km Strecken völlig stillgelegt. 

Die Gleichordnungsarbeiten schritten dann im ersten Halbjahr 1937 
nur sehr langsam vorwärts, zweifellos deshalb, weil das Problem der 
Neuorganisation des gesamten Eisenbahnwesens damals die Aufmerk- 
samkeit des Ministeriums der öffentlichen Arbeiten beanspruchte, Gleich- 
zeitig mit der Lösung dieses Problems durch die Gründung der Natio- 
nalen Gesellschaft der französischen Eisenbahnen war mit dem Gesetzes- 
dekret vom 31. August 1937 ein neuer Abschnitt der Gleichordnung zu 
verzeichnen. 

Dieses Dekret hob den bisherigen Zentralen Gleichordnungsaus- 
schuß auf und ersetzte ihn durch einen Ausschuß für Eisenbahn- und 
Straßenverkehrswesen (Comit& des Transports ferrovaires et routiers), 
der im Rahmen des neuen Obersten Verkehrsrats errichtet wurde und 
von diesem einen ständigen Auftrag zur Regelung aller mit der Gleich- 
ordnung zusammenhängenden Fragen übertragen erhielt. Künftig, und 
das ist der Kernpunkt der Reform, sind die Generalräte der Departements 
mit der Aufstellung der Verkehrsorganisationspläne beauftragt; vor- 
behalten ist dabei, daß der Minister von Amts wegen die Aufstellung der 
Pläne betreiben kann, die innerhalb einer bestimmten Frist nicht vor- 
gelegt worden sein sollten. 

Dasselbe Gesetzesdekret unterwirft die Straßenverkehrsunter- 
nehmen dem ministeriellen Genehmigungszwang und einem Lastenheft, 
Es sieht auch die Möglichkeit vor, daß die Nationale Gesellschaft der 
französischen Eisenbahnen ganz oder teilweise den Verlust der den 
Straßenverkehrsunternehmern im Austauschwege zugeteilten Strecken 
übernimmt; dies geschieht deshalb, weil die an die Stelle der Züge tre- 
tenden Kraftwagenunternehmen auf Grund der ihnen obliegenden Ver- 
pflichtungen (Fahrpläne zur Bedienung des Arbeiterverkehrs, Betriebs- 
mittelreserven zur Sicherung des Verkehrs unter allen Umständen usw.) 
im Betrieb weniger vorteilhaft als freie Kraftwagenbetriebe sein können. 
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Um die Departements an der Aufstellung der Verkehrsorganisa- 
tionspläne zu interessieren, setzen weitere Bestimmungen (ministerielle 
Rundschreiben vom 2. September 1937 und vom 19. April 1938) den 
Departements, welche innerhalb der vorgeschriebenen Frist einen „zu- 
friedenstellenden“ Verkehrsorganisationsplan vorlegen, eine Jahres- 
prämie von 3000 Franken für jeden dem Personenverkehr entzogenen 
Kilometer Eisenbahn aus. 

Auf das Gesetzesdekret vom 31. August 1937 ist ein Ausführungs- 
dekret vom 25. Februar 1938 gefolgt, welches das Dekret vom 25. Februar 
1935 ersetzt hat. 

Nach dem Dekret vom 25. Februar 1938 besteht der Bezirksbeirat 
fort, aber nur als Auskunfts-, Prüfungs- und Überwachungsorgan; er 
legt dem Generalrat einen Vorschlag eines Verkehrsorganisationsplans 
vor und überwacht, wenn dieser vom Generalrat erlassen und vom Mini- 
ster genehmigt ist, seine Ausführung, wobei er zur Verhängung von 
Strafen ermächtigt ist. 

Der Zweck der Verkehrsplanung ist stets, die für die öffentlichen 
Finanzen und die Nationalwirtschaft des Landes schädliche doppelte 
Verkehrsbedienung zu unterbinden; von diesem allgemeinen Grundsatz 
sind jedoch zur Berücksichtigung der berechtigten Ansprüche der Ver- 
kehrsnutzer Ausnahmen zugelassen. So können Straßenverkehrsdienste 
parallel zur Eisenbahn aufrecht erhalten bleiben, wenn sie der Öffent- 
lichkeit Dienste erweisen, die die letztgenannte ihnen nicht gewähren 
kann (Bedienung von Ortschaften, die von den Haltepunkten der Eisen- 
bahn entfernt sind; Fahrt über einen kürzeren Weg usw.). 

Jedes Unternehmen für öffentlichen Personenverkehr, das für einen 
regelmäßigen Straßenverkehr bestimmt ist, muß im Besitze einer vom 
Minister der öffentlichen Arbeiten ausgestellten Genehmigung sein; ihr 
ist ein Lastenheft beigefügt, welches die besonderen Bestimmungen über 
den Betrieb und die allgemeinen Bestimmungen wiedergibt, die der Unter- 
nehmer einhalten muß. Diese Bestimmungen betreffen insbesondere die 
Linienführung, die Pflichthaltestellen, die zu erhebenden Fahrpreise usw. 
Das Dekret vom 25. Februar 1938 setzt auch die Muster fest, nach denen 
die Genehmigungen und Lastenhefte zu erstellen sind. Die Kunden der 
Straßenverkehrsunternehmen genießen so bestimmte Garantien, die den 
von der Eisenbahn gebotenen entsprechen. 

Bezüglich der Tarife sieht dasselbe Dekret im Verhältnis zwischen 
den Straßenverkehrsunternehmern und der Eisenbahn die Ausstellung 
kombinierter Fahrkarten und die durchgehende Gepäckaufgabe vor. Die 
Tarife der parallel mit der Eisenbahn betriebenen Straßenverkehrsmittel 
müssen mit der Inkraftsetzung der Verkehrsorganisationspläne minde- 
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stens ebenso hoch sein wie die niedrigsten Tarife der Eisenbahn. Die 
meisten dieser Betriebe sind gehalten, bestimmten Klassen von Reisen- 
den, welche auf der Eisenbahn Fahrpreisermäßigungen genießen, eine 
Ermäßigung von 50 % zu gewähren, nämlich den Inhabern von Arbeiter- 
und Schülerzeitkarten, Kriegsbeschädigten, Kinderreichen, Handels- 
reisenden, Angehörigen der Land- und Seestreitkräfte. Bei solchen Kraft- 
wagenbeförderungen, welche Züge ersetzen, muß diese Fahrpreisermäßi- 
gung von Rechts wegen denselben Klassen von Reisenden gewährt 
werden, 

Der Minister hat im übrigen den Präfekten genaue Vorschriften 
zwecks Ausübung einer sehr straffen Aufsicht über diejenigen Kraft- 
verkehrsunternehmen erteilt, die an die Stelle von stillgelegten Eisen- 
bahnverbindungen getreten sind. Das Publikum findet deshalb bei diesen 
Ersatzverkehren alle Erleichterungen und Annehmlichkeiten vor, die es 
berechtigterweise bei ihnen erwarten darf. Einen der schwierigsten 
Punkte der Regelung bildet die durchgehende Aufgabe des Gepäcks. In 
der Richtung Eisenbahn—Straße ist sie von der Nationalen Gesellschaft 
der französischen Eisenbahnen systematisch organisiert worden. In der 
Richtung Straße—Eisenbahn ist das Problem hingegen verwickelter, denn 
die unmittelbare Aufgabe ist nur an den Orten möglich, wo der Straßen- 
verkehr einen Agenten hat, und Sparsamkeitserwägungen verbieten eine 
allgemeine Einführung dieser Einrichtung. Andererseits haben die Kraft- 
wagenschaffner die Anweisung erhalten, an den Eisenbahnübergangs- 
bahnhöfen bei der Absendung der nicht schon aufgegebenen Gepäck- 
stücke zu helfen. Außerdem ist vorgeschrieben, das Gepäck bis zum 
Gewicht von 20 kg je Reisenden und Gepäckstück gleichzeitig mit dem 
Reisenden abzubefördern. Hinsichtlich der Fahrzeuge legt man beson- 
deren Wert darauf, daß nicht nur ihre Betriebstüchtigkeit, sondern auch 
ihr Komfort den Ansprüchen der Reisenden genügen. Ihre Leistungs- 
fähigkeit muß die Verkehrsbedürfnisse einschließlich des Spitzenver- 
kehrs befriedigen können. 

Ein Dekret vom 12. Oktober 1938 hat das Dekret vom 25. Februar 
desselben Jahres in zwei wichtigen Beziehungen geändert. Vor allem 
ist die Tarifgleichheit zwischen dem Schienenverkehr und den parallel 
dazu verlaufenden Straßenverkehren, deren Anwendung vom Inkraft- 
setzen der Verkehrsorganisationspläne abhing, mit sofortiger Wirkung 
eingeführt worden. Außerdem sind die Vorschriften über Entschädi- 
gungsmöglichkeiten aufgehoben worden, die das Dekret vom 25. Februar 
zugunsten der Straßenverkehrsunternehmer für den Fall enthielt, daß 
die Durchführung der Tarifgleichheit einen Rückgang des Verkehrs 
dieser Unternehmer zur Folge hat. 
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Im übrigen regelt das Dekret vom 12. Oktober 1938 die Tariffrage 
hinsichtlich des öffentlichen Verkehrs der Kraftdroschken oder ähnlicher 
Wagen, und zwar sowohl für den regelmäßigen wie für den Gelegenheits- 
verkehr. Zum Schutze der allgemeinen Verkehrsmittel auf Schiene und 
Straße gegen diesen Wettbewerb hat man mit Wirkung vom 1. Januar 
1939 denjenigen Kraftdroschken, die sich zur Ausführung von Gemein- 
schaftstransporten erbieten, einen Zuschlag von 20 % zu den Tarifen 
der allgemeinen Verkehrsmittel auferlegt, um die von ihnen gebotenen 
besonderen Annehmlichkeiten zu berücksichtigen. 

Besondere Erwähnung verdient schließlich der Stand der Gleich- 
ordnung beim Personenverkehr im Pariser Bezirk. Unbestreitbar war 
es notwendig, das Verkehrswesen hier neu zu organisieren, um eine Er- 
schütterung des finanziellen Gleichgewichts zu beseitigen, welche für 
die Untergrundbahn, die Allgemeine Pariser Verkehrsgesellschaft (Vor- 
ortverkehr) und die Nationale Gesellschaft der französischen Eisen- 
bahnen in einem jährlichen Fehlbetrag von insgesamt 1 Milliarde Franes 
zutage trat. Diese Lage ist großenteils darauf zurückzuführen, daß die 
verschiedenen Verkehrsmittel bisher voneinander unabhängig und ver- 
schiedenen Behörden unterstellt waren. Zur Abhilfe hat ein Gesetzes- 
dekret vom 12. November 1938 die Errichtung eines Pariser Verkehrs- 
ausschusses angeordnet, der eine für eine gesunde Betriebsführung un- 
entbehrliche Gleichordnung verwirklichen soll. Zur Durchsetzung des 
öffentlichen Interesses verfügt der Ausschuß über weitgehende Voll- 
machten bezüglich der Tarife, des Ineinandergreifens der verschiedenen 
Netze, der Fahrpläne, der Arbeits- und Beschaffungsprogramme, der Ge- 
schäftsgebarung und der Verträge jeglicher Art. Unter Leitung eines 
Rats, der aus Vertretern der beteiligten ministeriellen Ressorts, aus ge- 
wählten Vertretern der Pariser Bevölkerung und aus Verkehrsunter- 
nehmern besteht, hat dieser Ausschuß soeben zu arbeiten begonnen. 

Und welches sind nun die bisher erzielten Ergebnisse und die finan- 
ziellen Folgen, welche sich aus der Gleichordnung im Personenverkehr 
für den Haushalt der Nationalen Gesellschaft der Eisenbahnen rechne- 
risch ergeben? 

Am 1. Januar 1939 haben 85 Departements (von 89) einen Ver- 
kehrsorganisationsplan vorgelegt. In 35 Departements werden diese 
Pläne schon ausgeführt, 

Zum gleichen Zeitpunkt kann man die Länge der für den Personen- 
verkehr ganz geschlossenen Strecken auf 5170 km und diejenige der 
Strecken mit teilweiser Einstellung der Personenzüge auf 2170 km 
schätzen. Zum Ausgleich für diese Stillegung von Strecken und die Zu- 
lassung von Ersatzverkehren zugunsten bestimmter Straßenverkehrs- 
unternehmer sind etwa 3 700 km Kraftwagenlinien, die den Hauptstrecken 
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der Eisenbahn Wettbewerb bereiteten, stillgelegt worden, Andere 
Straßenverkehrsbetriebe sind veranlaßt worden, ihre Fahrstrecke zu 
ändern, um den der Eisenbahn bereiteten Wettbewerb zu verringern; da- 
bei wurde häufig gleichzeitig die Bedienung der durchquerten Gegenden 
verbessert. 

Die Durchführung des Gleichordnungsprogramms im Personenver- 
kehr, die man bei vernünftiger Schätzung für den Lauf des Jahres 1939 
voraussagen kann, wird die völlige Einstellung des Personenverkehrs 
auf etwa 9500 km Strecken mit schwachem Verkehr und die teilweise 
Einstellung von Personenzügen auf etwa 5.000 km anderen Strecken zu- 
lassen. 

Um den sich daraus für die nationale Wirtschaft ergebenden Vor- 
teil zu beziffern, hat man Berechnungen angestellt mit folgenden Ergeb- 
nissen (die Zahlen gelten je Streckenkm und Jahr): 

Einsparung hinsichtlich der Zugförderung bei Ersatz von vier Eisen- 

bahnzugfahrten durch sechs Kraftwagenfahrten, beides für die Hin- 


und Rückfahrt: 
Ersparnis für die Eisenbahn . . . er 


abzüglich der Kosten des Kıaftwagens 17500 „ 
reine Ersparnis . . . 26300 Frs. 

Ersparnisse auf der Strecke (durch Einziehung ine 
stimmter Schrankenwärterposten) `. . » . . . . 8000 Frs. 
Betriebsersparnisse "91 ia Nier 4000, 
insgesamt . . . . . . . 838300 Frs. 


Jedesmal, wenn man für einen Kilometer die Eisenbahn durch einen 
Straßenverkehr ersetzt, beträgt also die Ersparnis etwa 38 000 Francs, 

Bezieht sich die Einstellung auf einen Eisenbahnkm, der von Trieb- 
wagen bedient wurde, so erreicht die Ersparnis noch etwa 30 000 Francs 
je Kilometer. 

Um das wirtschaftliche Ergebnis der Maßnahmen für die Eisen- 
bahn festzustellen, braucht man nicht mehr die Kosten des Kraftwagens 
zu berücksichtigen ; daher ist die tatsächliche Einsparung merklich höher. 
Dagegen muß man dann den Ausfall der Einnahmen des bisherigen 
Eisenbahnverkehrs abziehen, Im ganzen erscheint es angemessen, den 
Durchschnittsbetrag von 30000 Francs je km und Jahr als reine Er- 
sparnis anzunehmen, welche die Eisenbahn durch völlige Einstellung des 
Personenverkehrs auf einer Strecke erzielt. 

Geht man hiervon aus, so würde bei völliger Einstellung auf 
9500 km Strecken die Ersparnis 285 Millionen betragen. Nimmt man 
hierzu die Ergebnisse der teilweisen Einstellungen, so wird die Gesamt- 
ersparnis aus der Durchführung der Verkehrsgleichordnung, bestimmt 
den Betrag von 300 Millionen Frances übersteigen. 
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2. Güterverkehr. 

Wie beim Personenverkehr hat eine frühere Untersuchung! die 
Entwicklung der Gleichordnung des Güterverkehrs in Frankreich bis 
zum Beginn des Jahres 1936 geschildert und insbesondere die Dekrete 
vom 13. Juli 1935 und 30. Oktober 1935 im einzelnen dargelegt. Seit 
dieser Zeit ist das Problem Gegenstand zahlreicher Verordnungen ge- 
wesen und hat sich nach einigem Aufschub seiner Lösung merklich ge- 
nähert. Ohne in eine Einzelprüfung aller dieser Verordnungen einzu- 
treten, werden im folgenden ihre Hauptgrundsätze herausgearbeitet wer- 
den, wobei vor allem die zuletzt ergangenen genauer behandelt werden 
sollen. 

Da die Fortdauer der Finanzkrise, wie zunächst hervorgehoben wer- 
den muß, im Jahre 1937 zu Finanzsanierungsmaßnahmen genötigt hatte, 
hat man durch Dekret vom 8. Juli 1937 die Gelegenheit wahrgenommen, 
um eine gleichmäßige Belastung der verschiedenen Verkehrsarten zu 
erzielen; dabei hat man die Treibstoffsteuer erhöht und einen Erlaubnis- 
zwang für die öffentlichen Transporte eingeführt. In Ergänzung dieser 
Regelung hat ein zweites Dekret vom 16. Juli 1937 den Steuersatz für 
die privaten Güterbeförderungen festgesetzt, deren Besteuerung grund- 
sätzlich früher durch Gesetzesdekret vom 30. Oktober 1935 angeord- 
net war. 

Das Dekret vom 31. August 1937, von dem beim Personenverkehr 
die Rede war, stellt auch allgemeine Grundsätze für den Güterverkehr 
auf, Im wesentlichen handelt es sich dabei um folgendes: Den kleinen 
Unternehmern und den Nahverkehrsunternehmungen, die wegen ihres 
beschränkten Tätigkeitsbereichs der Eisenbahn keinen Wettbewerb be- 
reiten können, ist große Freiheit zu belassen. Insbesondere soll das 
Fuhrwesen auf dem Lande freigestellt bleiben und nur zur Abgabe einer 
einfachen Erklärung verpflichtet sein. Bezüglich des Fernverkehrs, bei 
dem die Begrenzung des Wageneinsatzes durch die frühere Regelung ge- 
sichert war, hat man es als wirksamste Maßnahme angesehen, den Tarif- 
kampf zwischen den verschiedenen Verkehrsarten zu beseitigen, einen 
Kampf, der für die Eisenbahnen zu erheblichen Einnahmeausfällen führt. 
Zu diesem Zweck hatte man beabsichtigt, die Straßenverkehrsunter- 
nehmungen in Verbände einzuordnen, welche genehmigte Tarife an- 
wenden und über die die Aufsicht des Staats und der Gleichordnungs- 
ausschüsse leichter auszuüben wäre. 

Da hingegen kein Anlaß bestand, diese Aufsicht über die Fuhr- 
transporte auf dem Lande auszuüben, konnte dieses Gewerbe von jeg- 
licher Überwachungsförmlichkeit freibleiben, falls es genau bestimmt 

* Siehe Archiv für Eisenbahnwesen 1936, S. 315 ff. 
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und sein Tätigkeitsbereich abgegrenzt wurde. Das ist der Zweck des 
Dekrets vom 15. Dezember 1937. Um jedoch Betrügereien zu vermeiden, 
hat man mit dem Dekret vom 31. Dezember 1937 die Führung eines 
Fahrtenbuches (carnet de bord) für alle privaten Transporte, auch auf 
dem Lande, eingeführt; es besteht die Verpflichtung, in ihm die voll- 
ständigen Fahrten des privat benutzten Lastkraftwagens einzutragen 
(Ort und Zeit der Abfahrt des Fahrzeugs, Name des Absenders und 
Empfängers, Art des geladenen Guts usw.). Nun blieb noch der Erlaß 
eines Statuts für das städtische Fuhrwesen übrig; dies geschah durch 
Dekret vom 7. April 1938. Bemerkenswert ist, daß das Fuhrgewerbe auf 
dem Lande und in der Stadt von der Führung eines Fahrtenbuchs be- 
freit ist, 

Wichtige Änderungen der früheren Regelung sind durch eine Reihe 
von Dekreten getroffen worden, die das Datum des 12. Oktober 1938 
tragen und folgende Punkte behandeln: 

Fuhrwesen auf dem Lande: Die im Dekret vom 
15. Dezember 1937 aufgestellten Vorschriften sind erweitert worden, um 
die Betätigung der kleinen Verkehrsunternehmer, welche der Eisenbahn 
keinen Wettbewerb bereiten, nicht einzuschränken. 

Nahverkehr: Damit werden alle öffentlichen Gütertransporte 
auf der Straße bezeichnet, deren Belade- und Entladestellen innerhalb 
desselben Departements oder zweier aneinander grenzender Departements 
liegen. Für diese Transporte sind die vorläufigen Ausweiskarten für 
öffentlichen Verkehr, die auf Grund des Dekrets vom 13. Juli 1935 aus- 
gestellt worden waren, durch Genehmigungen mit einer Gültigkeitsdauer 
von zehn Jahren zu ersetzen, welche in Form von Ausweiskarten „für 
Nahverkehr“ erteilt werden. Innerhalb der Nahverkehrszone sind die 
Straßentransporte frei, falls sie der Eisenbahn keinen neuen Wettbewerb 
bereiten. Um dieser Bestimmung volle Wirksamkeit zu verleihen, ver- 
pflichtet das Dekret die Verkehrsunternehmungen, wenn ihre Fahrzeuge 
das Departement verlassen, ein Fahrtenblatt (feuille de route) aufzu- 
stellen; dieses soll namentlich die Absende- und Bestimmungspunkte, 
die Art und das Gewicht der beförderten Güter sowie die Namen und 
Anschriften des Absenders und Empfängers angeben. Außerdem müssen 
diese Unternehmen ein Verzeichnis führen, in dem sie für jede Sendung 
auf eine Entfernung von über 100 km dieselben Angaben und außerdem 
den angewandten Tarif eintragen, 

Fernverkehr: Gerade dieser Verkehr hat den Einnahmen der 
Eisenbahn die meisten Schäden zugefügt. So war es auch dringend not- 
wendig, hinsichtlich seiner die Tarifanarchie des Straßenverkehrs zu 
beenden. An erster Stelle sind die auf Grund des Dekrets vom 13. Juli 
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1935 ausgestellten vorläufigen Ausweiskarten durch Genehmigungen zu 
ersetzen, die für zehn Jahre gelten und in Form von Ausweiskarten „für 
Fernverkehr“ erteilt werden. Außerdem bestimmt das Dekret, daß die 
Tarife dieses Straßenverkehrs vom 1. Januar 1939 an mindestens ebenso 
hoch sein müssen wie diejenigen der Eisenbahn. Der Wettbewerb kann 
daher künftig nur noch die Güte der Verkehrsbedienung betreffen. Da 
die Eisenbahntarife äußerst verwickelt sind, war die Aufstellung ein- 
facher Vorschriften für die Festsetzung der Straßentarife nötig. Zu 
diesem Zweck hat man folgende Lösung gewählt: Das Dekret enthält 
als Anhang eine Aufteilung der hauptsächlichen Güter auf drei Klassen ; 
dabei ist für jede der drei Klassen der Kilometersatz angegeben, der bei 
den Straßentransporten von mindestens 100 kg anzuwenden ist. Die 
nicht ausdrücklich genannten Güter sind in die Klasse einzureihen, der 
sie am meisten entsprechen. Die Frachten für Sendungen unter 100 kg 
können frei bestimmt werden. Schließlich ist vorgesehen, daß mit Ge- 
nehmigung des Ministers der öffentlichen Arbeiten nicht nur die im 
Anhang bestimmten Tarife, sondern auch niedrigere Tarife angewendet 
werden können, welche ebenso hoch sind wie bestimmte kilometrische 
Ausnahmetarife auf der Eisenbahn für dasselbe Gut und dieselbe Ver- 
kehrsbeziehung (z. B. Mengentarife oder Sammelguttarife), und zwar 
unter Zuschlag der Rollkosten am Abgangs- und Bestimmungsort. 

Um anderseits die Aufgabe der Straßenverkehrsunternehmer zu er- 
leichtern, sieht das Dekret in jedem Departement die Errichtung von 
Berufsverbänden der Verkehrsunternehmer vor, die beauftragt sind, die 
Unternehmer zu überwachen und die Aufsicht in bezug auf die Tarife 
und die vorgeschriebenen Urkunden (Fahrtenblatt) auszuüben. Die- 
jenigen Unternehmer, die mit der Beteiligung an einem Berufsverbande 
nicht einverstanden sind, müssen sich über die von ihnen angewandten 
Tarife erklären, ein Verzeichnis führen, das für jede Sendung alle not- 
wendigen Auskünfte erteilt, und für jede Beförderung ein Fahrtenblatt 
aufstellen. Die fraglichen Berufsverbände sind in der Errichtung be- 
griffen, 

Schließlich bestimmt das Dekret die Modalitäten, unter denen es 
der Nationalen Gesellschaft der französischen Eisenbahnen gestattet ist, 
ihre finanzielle Hilfe zu gewähren, um die Betriebsmittel des Straßen- 
verkehrs umzubilden oder neue Betriebsmittel für die Einrichtung kom- 
binierter Eisenbahn-Straßenverkehrsdienste herzustellen. 

Straßenverkehrs-Spediteure: Ein Dekret richtet die 
Aufsicht über die Straßenverkehrs-Spediteure ein, d. h. über die, welche 
aus der Vermittlung zwischen den Lastkraftwageneigentümern und den 
Verkehrsnutzern ein Gewerbe machen. Vom 1. Januar 1939 an müssen 
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sie zur Ausübung ihrer Tätigkeit eine vom Minister der öffentlichen 
Arbeiten ausgestellte Erlaubnis erwirken und ein Verzeichnis führen, 
das von Tag zu Tag genaue Auskünfte erteilt über jede Beförderung, mit 
der sie sich befassen (Absender, Empfänger, Art und Preis des Gutes, 
erhobene Vermittlungsgebühr usw.). 

Andere Dekrete, auch datiert vom 12, Oktober 1938, beziehen sich 
auf andere Fragen, und zwar insbesondere: 

auf die Bedingungen für die Anmietung von Lastkraftwagen; 

auf die Vereinfachung der Vorschriften über das Fahrtenbuch: ein- 
geführt durch das Dekret vom 31. Dezember 1937 zur Ermöglichung der 
Aufsicht über die privaten Fahrzeuge, welche nach den geltenden Vor- 
schriften zur Ausführung öffentlicher Transporte, namentlich als Rück- 
fracht, nicht zugelassen sind, muß es künftig nur noch für die Fahr- 
zeuge geführt werden, welche der Eisenbahn oder den ordnungsmäßig 
genehmigten Verkehrsunternehmern einen tatsächlichen Wettbewerb be- 
reiten können, 

Obwohl es sich im eigentlichen Sinne nicht um eine Gleichordnungs- 
maßnahme handelt, wird doch schließlich die Mitteilung für interessant 
gehalten, daß ein Gesetzesdekret vom 12. November 1938 grundsätz- 
lich der Eisenbahn alle Transporte vorbehält, die zur Befriedigung des 
Bedarfs einer öffentlichen Gemeinschaft bestimmt sind. Diese sehr all- 
gemeine Regel bezieht sich nicht nur auf die Transporte für den Staat, 
die Departements, die Gemeinden und die öffentlichen Anstalten. Sie 
ist auch für die Privatpersonen verbindlich, namentlich für die mit 
Arbeiten beauftragten Unternehmer, hinsichtlich aller Transporte, die 
anläßlich ihrer Beziehungen zur öffentlichen Verwaltung ausgeführt wer- 
den. Einige aus praktischen Erwägungen gerechtfertigte Ausnahmen 
sind vorgesehen: Transporte über weniger als 50 km oder solche, bei 
denen die Benutzung des Eisenbahnwegs die Strecke um mehr als ein 
Drittel verlängern würde, 

Der Überblick über die Verordnungen zur Gleichordnung des Per- 
sonen- und Güterverkehrs ist vollständig, wenn wir einen letzten Erlaß 
vom 2, Dezember 1938 mitgeteilt haben. Er setzt für alle Kraftwagen 
mit Luftbereifung, deren Gesamtgewicht bei Beladung unter Einschluß 
der Anhänger mehr als 3000 kg beträgt, Höchstgeschwindigkeiten zwi- 
schen 65 und 40 km je Stunde fest, je nach dem Gewicht des Fahrzeugs 
und der Art der Beförderung (Personen oder Güter). Geschwindigkeiten, 
welche die festgesetzte um höchstens 10 km je Stunde übersteigen, 
können jedoch von den Präfekten genehmigt werden, wenn die Anschlüsse 
es erfordern und sich daraus keine Gefahr für die Sicherheit und Be- 
quemlichkeit des Verkehrs ergibt. 
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Jugoslawien im internationalen Verkehr. 


Von 
Dr. rer. pol. Hifzo Salihbegovie aus Belgrad. 


Vorwort. 

Der internationale Verkehr spielt im Wirtschaftsleben der Völker 
im Hinblick auf die Zahlungs- und Handelsbilanz eine außerordentlich 
wichtige Rolle, Es fehlt in der jugoslawischen Literatur eine gute zu- 
sammenfassende Darstellung des gesamten jugoslawischen internatio- 
nalen Verkehrs. 

Die Bearbeitung beschränkt sich beispielsweise auf die Behandlung 
des Fremdenverkehrs, oder die Fragen des Güteraustausches werden auf 
Grund der geschlossenen Verträge vom wirtschaftspolitischen Standpunkt 
aus erörtert. In den meisten Fällen werden die Wirtschaftsbeziehungen 
Jugoslawiens nur mit einzelnen Staaten behandelt. Eine allgemeine Über- 
sicht unter dem Gesichtspunkt des Verkehrswesens, ein zusammenfassen- 
des Bild des heutigen modernen Verkehrs, dem auch die neuesten Er- 
rungenschaften der Technik zur Verfügung stehen, gibt es in der jugo- 
slawischen Literatur noch nicht, obwohl eine solche Übersicht den maß- 
gebenden Behörden zur Beurteilung der Lage in der Wirtschafts- und 
Verkehrspolitik sehr große Dienste leisten könnte. 

Mit dieser Arbeit soll die aufgewiesene Lücke ausgefüllt werden, 
und es soll in einer kurzen Übersicht ein möglichst getreues Bild des 
jugoslawischen Verkehrs mit dem Auslande gegeben werden. 

Als Grundlage für die vorliegende Arbeit dienten in der Hauptsache 
statistische Unterlagen aus amtlichen und halbamtlichen Quellen und 
eigene Beobachtungen. Die statistischen Angaben sind als Mittelwerte 
über längere Perioden mit abgerundeten Zahlen eingesetzt worden, weil 
nur so ein Vergleich möglich ist. Schließlich bietet der Lebenshaltungs- 
index, der aber für die vorliegende Arbeit nur von untergeordneter Be- 
deutung ist, nur einen ungefähren Wegweiser in dem Austausch von 
Gütern zwischen den Nationen, Im einzelnen können die Verhältnisse nur 
für kurze Zeiten aufgezeigt werden, und diese sind für gewisse Gruppen 
von Gütern unterschiedlich lang. 

Das Material der zur Verfügung stehenden Unterlagen ist sehr 
unterschiedlich. Beispielsweise ist beim Seeverkehr die Statistik in der 
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Lage, ein vollkommenes Bild über Einfuhr, Ausfuhr und Transit nach 
den einzelnen Häfen und Ländern zu geben. Dieser Einblick in den See- 
verkehr ist durch die einzigartige Organisation des jugoslawischen See- 
wesens möglich. Die Hafenbehörden führen die statistischen Zusammen- 
stellungen mit größter Sorgfalt durch. Der Gesamtverkehr mit den ver- 
schiedenen Fahrzeugen, wie Dampfern, Motorschiffen, Segelschiffen, 
Booten und Flößen, die alle berücksichtigt werden, wird durch genaue 
statistische Angaben erfaßt, Die Beförderung der Personen und Waren 
ist immer getrennt behandelt, so daß man jederzeit erfahren kann, wie 
groß der von den einzelnen Fahrzeugen bzw. von den einzelnen Häfen 
geleistete Verkehr ist, Über die angekommenen und abgegangenen Schiffe 
wird von den Hafenbehörden Statistik geführt. Die Zahl der sich ein- 
und ausschiffenden Reisenden, weiterhin die Art und Menge der Waren- 
sendungen werden genau verbucht. Die statistischen Angaben werden 
monatlich der Generaldirektion des Seewesens zur Nachprüfung zu- 
gesandt. Auf Grund der einzelnen Statistiken wird jährlich ein zu- 
sammenfassender Bericht gegeben, so daß die maßgebenden Behörden ihn 
als wichtigen Anhaltspunkt zur Beurteilung des Gesamtverkehrs mit dem 
Auslande benutzen können. 

Die obigen Ausführungen und die Aussagen verschiedener aus- 
ländischer Fachleute, so besonders von der Triester Seeakademie, be- 
weisen, daß die Organisation des jugoslawischen Seeverkehrs sehr gut 
ist, Die Zusammenarbeit der einzelnen Häfen miteinander ist ausgezeich- 
net. Jeder Ort, mag er noch so klein sein, führt nach dem oben erwähnten 
Prinzip genaue Statistiken über den in seinem Hafen abgewickelten See- 
verkehr. Aus diesen mit Gründlichkeit zusammengestellten Angaben ist 
es leicht, Schlüsse zu ziehen und sie zur Beurteilung der verschiedenen 
Fragen zu verwenden. Anders ist die Statistik bei den übrigen Verkehrs- 
mitteln, z. B. bei der Eisenbahn, organisiert. Besondere Aufmerksamkeit 
wird auch hier dem Auslandsverkehr gewidmet, jedoch werden die Sta- 
tistiken nicht mit der gleichen Gründlichkeit wie beim Seeverkehr durch- 
geführt. Vor einigen Jahren wurden von den Grenzstationen nur die 
Mengen der Warensendungen verbucht, jetzt aber werden ausführliche 
und übersichtliche, nach Art der Waren eingeteilte Angaben gemacht. 
Bedauerlicherweise kann man aus diesen Angaben nicht ersehen, welcher 
Anteil auf Einfuhr, Ausfuhr oder Transit fällt, da der Transit zur Ein- 
bzw. Ausfuhr gezählt wird, Weiterhin wird die Ermittlung einer all- 
gemeinen Übersicht des Warenverkehrs durch die Tatsache erschwert, 
daß oft die Warensendungen nur mit der Bemerkung „nach dem Aus- 
lande“ versehen sind, ohne nähere Angaben, nach welchem Lande die 
Waren gesandt werden. Aus diesem Grunde ist die Genauigkeit bei der 
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Behandlung der Fragen bezüglich des Eisenbahnverkehrs begrenzt. In 
einigen wenigen Fällen, in denen der Transit nicht allzu stark vertreten 
ist, lassen sich aus den statistischen Angaben gewisse Schlüsse ziehen, 
wenn die Wirtschafts- und Verkehrsverhältnisse des Nachbarstaates der 
betreffenden Station berücksichtigt werden. Derartige Fälle kommen je- 
doch nur selten vor, da Jugoslawien eine sehr günstige geographische 
Lage besitzt. Eine große Zahl der wichtigsten Wege, die Ost und West, 
Süd und Nord verbinden, führt durch Jugoslawien. Es ist also äußerst 
schwer, ein wahres Bild über den endgültigen Bestimmungsort der Waren- 
sendungen zu gewinnen. Im folgenden werde ich mich bemühen, soweit es 
die obengenannten Umstände erlauben, den Gesamtverkehr Jugoslawiens 
mit den verschiedenen Ländern, weiterhin die Rolle, die Jugoslawien im 
internationalen Verkehr spielt, möglichst erschöpfend zu schildern. Wenn 
ich bei der Behandlung der Beziehungen mit den einzelnen Staaten den 
Verkehr mit allen Verkehrsmitteln doch sehr knapp behandeln werde, 
möge mir das oben Gesagte als Rechtfertigung gegen Einsprüche dienen. 


Allgemeine Betrachtung der Lage Jugoslawiens 
im internationalen Verkehr. 


Jugoslawien nimmt einen großen Teil der Balkanhalbinsel ein. Seine 
nördlichen und westlichen Gebiete liegen in Mitteleuropa. Wegen dieser 
geographischen Lage ist das Königreich Jugoslawien eine außerordent- 
lich wichtige Verbindung zwischen Abend- und Morgenland, denn die 
meisten Landwege in dieser Richtung führten und führen auch jetzt 
durch dieses Gebiet. In der Vergangenheit, besonders während der römi- 
schen Herrschaft, führten durch die Gebiete des heutigen Jugoslawiens 
viele Hauptwege des damaligen Verkehrs. Die Landverbindung zwischen 
den westlichen und östlichen Teilen des römischen Imperiums führte aus- 
schließlich über dieses Land. Die Überreste der Landstraßen aus dieser 
Zeit findet man auch heute noch an vielen Stellen (z. B. Salona—Skodra). 
Die Namen der Städte, durch die diese Wege führten, sind allgemein 
bekannt (Siscia, Marsonia, Cibalia, Sirmium usw.). Die Landstraßen 
gingen gewöhnlich entlang der Flußtäler oder der Seeküste, immer durch 
günstiges Gelände, größere Geländeschwierigkeiten wurden umgangen. 
An manchen Stellen führten die Wege über Gebirge und bedeuteten in 
damaliger Zeit erhebliche technische Leistungen. 


Alle diese Tatsachen haben ihren Einfluß auf die Entwicklung des 
Verkehrs ausgeübt, Der Verkehr, der zwar damals noch sehr primitiv, 
aber mit Rücksicht auf die Notwendigkeit der Verbindung zwischen der 
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Metropole und der Provinz doch bedeutungsvoll war, richtete sich ganz 
nach diesen Straßen. Von dieser Zeit an hat man dem Verkehr eine 
immer wachsende Bedeutung zugemessen, Mit der Zeit wurde der Ver- 
kehr auf immer breitere Grundlagen gestellt und mit der Entwicklung 
der Technik ständig modernisiert, 

Vor und während der Zeit der Befreiung Serbiens von der türkischen 
Herrschaft war der Verkehr auf die Landstraßen und die Flußschiffahrt 
beschränkt. 

Der allgemeine Aufschwung im Gesamtverkehr fällt in die neue 
Zeit, als nach der Beendigung des Weltkrieges Jugoslawien aus dem 
kleinen Serbien durch die Vereinigung mit Montenegro und Gebieten von 
Österreich-Ungarn gegründet wurde. Dieser neue Staat spielt nun in der 
internationalen Politik und dem internationalen Verkehr wegen seiner 
günstigen Lage und seiner Größe eine wesentliche Rolle. 

Um seinen Verkehr den Forderungen der Zeit anzupassen, bestrebt 
sich Jugoslawien genau so wie auch die anderen Länder, ihn im Rahmen 
des Möglichen zu modernisieren und zu organisieren. Man hat in der 
Vergangenheit auf den Hauptverkehrslinien Eisenbahnverkehr einge- 
führt. Dieser wird jetzt mehr und mehr ausgebaut und zeitgemäß einge- 
richtet, die See- und Flußschiffahrt wird vervollkommnet, in letzter Zeit 
gewinnt sogar der Luftverkehr eine ständig wachsende Bedeutung; aber 
auch die alten Landstraßen werden verbessert, wieder aufgebaut und 
dem modernen Kraftfahrzeugverkehr zur Verfügung gestellt. — 

Bevor ich auf die Schilderung der Verkehrsbeziehungen Jugosla- 
wiens mit dem Auslande übergehe, möchte ich kurz auf den Reichtum des 
Königreiches hinweisen und die Güter, die für die Ausfuhr in Frage kom- 
men, hervorheben, weiter die Produkte erwähnen, die aus dem Auslande 
einzuführen sind, 

Das Königreich Jugoslawien ist in erster Linie ein Agrarland; es 
verfügt über unerschöpfliche Waldgebiete, auch Erze und Mineralien sind 
reichlich vorhanden. Für die Ausfuhr kommen an erster Stelle diese 
Produkte in Betracht. Als landwirtschaftliche Erzeugnisse: Getreide 
und seine Produkte, verschiedene Speiseöle, Erzeugnisse der Viehzucht 
und der Fischerei, pflanzliche und tierische Stoffe für Gespinstfasern 
und aus diesen gefertigte Waren, Erzeugnisse der Gärtnerei usw. Des 
weiteren kommen als landwirtschaftliche Produkte in Frage: die Erzeug- 
nisse der Forstwirtschaft, so Holz und alle Fabrikate aus diesem, Holz- 
kohle, Brennholz, Bretter, Eisenbahnschwellen, Holz für die Wagen- 
industrie, Holz für die Farbenindustrie usw. 

Ferner möchte ich auf eine im Wirtschaftsleben und Verkehr wich- 
tige Tatsache, den Fremdenverkehr, hinweisen. Die Naturschönheiten 
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Jugoslawiens, die Vielgestaltigkeit seine Küste mit ewigem Frühling, 
wunderschönen Plätzen und vielen stillen Winkeln zur Erholung ziehen 
jährlich immer mehr und mehr Fremde an. Dies wird auch durch die 
Verkehrspolitik der jugoslawischen Staatsführung begünstigt, so daß es 
durch große Erleichterungen und den verhältnismäßig billigen Lebens- 
unterhalt auch den Leuten mit nicht allzu hohem Einkommen ermöglicht 
wird, ihre Erholungszeit in Jugoslawien zu verbringen, 

Da Jugoslawien ein Agrarland ist, ergibt sich der Einfuhrbedarf 
aus dem begreiflichen Wunsch, die Landwirtschaft möglichst weit zu ent- 
wickeln. In der Hauptsache sind zur Deckung der täglichen Bedürfnisse 
Industrieprodukte notwendig, die durch die verschiedensten Verkehrs- 
mittel in großen Mengen aus Industrieländern eingeführt werden. 

Die Einfuhr des Rohöls, besonders auf dem Wasserwege, ist außer- 
ordentlich lebhaft und nimmt in der Handelsbilanz einen sehr wichtigen 
Platz ein. 

Bei Betrachtung der Art und Weise dieser Verkehrsbeziehungen 
wenden wir uns zuerst dem Westen zu. Die lange und reich gegliederte 
Küste des Adriatischen Meeres mit sehr vielen Häfen gibt die Möglich- 
keit zu einem lebhaften Verkehr nicht nur mit den benachbarten, sondern 
auch mit enfernteren Ländern. An der Küste und in den Häfen 
des Königreichs Jugoslawien an der Adria wehen die Fahnen aller 
Nationen, die die Produkte der Natur und der Technik bringen und mit- 
nehmen, Im Verkehr mit dem Inneren des Landes spielt die Eisenbahn als 
Mittel zur Beförderung der Güter eine wichtige Rolle, ebenso im Verkehr 
mit den benachbarten Ländern, seien sie unmittelbare Verbraucher, Er- 
zeuger oder Transiteure. Manche benachbarte Staaten sind nur für den 
Durchgangsverkehr von Bedeutung, weil die Güter nur durch ihre Ge- 
biete transportiert werden, um ihre Bestimmungsländer zu erreichen. 
Wirtschaftlicher ist für Jugoslawien der Flußverkehr. Die Donau, die 
durch alle wichtigen mitteleuropäischen Staaten fließt, fließt auch durch 
Jugoslawien. Sie ist ein Weg, auf dem die für die mitteleuropäischen 
Länder notwendigen Güter ausgeführt und auf dem alle für den eigenen 
Bedarf erforderlichen Produkte aus den genannten Ländern eingeführt 
werden können, Des weiteren ist der rein jugoslawische Fluß Sava ein 
Weg für die Beförderung der ausgeführten und eingeführten Waren. 
Im Süden befindet sich das Königreich Griechenland, das mit Jugoslawien 
über Saloniki nur einen reinen Transitverkehr hat. Saloniki, mit der 
freien Zone für Jugoslawien, ist ein wichtiger Hafen, sowohl für die 
Ausfuhr als auch für die Einfuhr, durch den fast das ganze wirt- 
schaftliche Leben des südlichen Teiles Jugoslawiens pulsiert. Auch 
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der Landstraßenverkehr, der Luftverkehr; schließlich sind Telephonie 
und Telegraphie zu nennen, die für den gesamten Verkehr von außer- 
ordentlicher Bedeutung sind. Sie werden in allen Richtungen zur Besse- 
rung und Förderung der Verbindung zwischen den Völkern ausgebaut. 

Wegen der besseren Übersicht und Systematik der Arbeit teilen wir 
den Verkehr mit den fremden Ländern nach seiner Wichtigkeit in bezug 
auf Jugoslawien ein, und zwar ohne Rücksicht auf die zeitliche Entwick- 
lung: Eisenbahn, Seeverkehr, Flußverkehr, Landstraßen, Luftverkehr und 
zuletzt telegraphischer und telephonischer Verkehr. 


Übersicht über den Verkehr mit dem Auslande. 
1.Eisenbahnverkehrt. 


Vorkriegs-Serbien war ein landwirtschaftliches Land und leitete 
seine Erzeugnisse, besonders die Produkte der Viehzucht, vor allem mit 
Hilfe der Eisenbahn durch die Gebiete des früheren Österreich-Ungarns 
unmittelbar nach Österreich oder mittelbar nach Deutschland. Dieser 
Zustand dauerte bis zum Ausbruch des Zollkrieges 1905, den die öster- 
reichisch-ungarische Monarchie begann. Dadurch wurde Serbien von 
Mitteleuropa vollkommen getrennt und war gezwungen, seine Erzeug- 
nisse über Saloniki auf dem Wasserwege auszuführen. Das damalige 
Eisenbahnnetz war sehr spärlich und gruppierte sich in der Hauptsache 
um die Verbindungen über Budapest (Orientexpreß) und mit dem Westen 
(Simplon-Orient), die heute noch bestehen. In der Vorkriegszeit be- 
standen auf dem heutigen Gebiet Jugoslawiens verschiedene Systeme von 
Bahnverwaltungen, die verschiedenen Staaten unterstellt und private 
und öffentliche Unternehmen waren. Es waren z. B. die Bahn- 
linien Bosniens und der Herzegowina — diese Gebiete waren in poli- 
tischer Hinsicht autonom — teils militärischen, teils zivilen Behörden 
unterstellt. Zwischen diesen beiden Machtfaktoren bestand nur ein 
ganz geringfügiger Kontakt. Alle in diesen Gebieten ausgebauten 
Linien hatten neben wirtschaftlichem auch militärischen Charakter. 
Einige von ihnen sind noch während der türkischen Herrschaft ge- 
baut worden. In den Gegenden um die Sau, in denen in der Haupt- 
sache Ungarn die Regierung führte, wurden Linien in großem Um- 
fange gebaut, Dies ist verständlich, wenn man berücksichtigt, daß 
diese Gebiete des Landes außerordentlich fruchtbar sind. Die west- 
lichen, verwaltungstechnisch selbständigen Gebiete des Landes trie- 
ben eine rege Verkehrspolitik und bauten Eisenbahnlinien sowohl unter 
der Führung des Staates als auch unter der Führung von privaten Unter- 
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nehmen, so daß ein beachtliches Netz entstanden ist. Seit Kriegsende, 
also nach der Vereinigung, besitzt Jugoslawien mit allen seinen ange- 
führten Gebieten ein großes Eisenbahnnetz, das sich jetzt fast ausschließ- 
lich in den Händen des Staates befindet. Wenn dies auch anfangs nicht 
zutraf, so übernahm der Staat doch mit der Zeit alle wichtigeren Linien 
und vergrößerte durch Neubauten die Kilometerzahl seines Eisenbahn- 
netzes. Wenn die Schilderung des inneren Verkehrs in allen Einzelheiten 
nicht die Aufgabe der vorliegenden Arbeit ist, so möchte ich doch durch 
einige abgerundete Zahlen unser Eisenbahnnetz kennzeichnen, das ja für 
den internationalen Verkehr als Grundlage dient. 


In den ersten Jahren nach der Staatsgründung hat Jugoslawien 
Eisenbahnlinien mit normaler und schmaler Spurweite gehabt, und 
zwar zusammen ungefähr 8000 km, so daß mit dem Erwerb von den 
Privatgesellschaften diese Zahl heute etwa 9500 km beträgt; mit den 
privaten Linien jedoch und mit anderen staatlichen, die nicht dem jugo- 
slawischen Verkehrsministerium unterstellt sind, übertrifft die Länge die 
Zahl von 10000 km. Im Interesse des immer wachsenden Bedarfs und 
im Sinne des neuen Planes ist dieses Verkehrsnetz auf das ganze Land 
verteilt, so daß die einzelnen Gegenden günstige Verbindungen zur Aus- 
nutzung ihrer Naturschätze durch die Ausfuhr wie auch für die Einfuhr 
der notwendigen Güter haben. Alle Eisenbahnlinien, besonders die wich- 
tigeren, sind den Notwendigkeiten des Verkehrs angepaßt. Besonders be- 
rücksichtigt man dabei immer mehr und mehr die Linien, die die Adern 
des internationalen Verkehrs bilden. Auf sehr vielen Übergangsstationen 
nach dem Auslande, die gemäß der langen Grenzlinie Jugoslawiens sehr 
zahlreich sind, ist der Verkehr durch Verdoppelung der Gleise oder auf 
Grund von Vereinbarungen bezüglich der Geschwindigkeit erleichtert. 


Die Eisenbahnlinien, die nach diesen Grundsätzen gebaut sind, 
führen an die Grenzen folgender Staaten: Italien: Susak (Fiume), Rakek, 
(Postumia), Bistrica (Pedicole), Kranjska Gora (Tarvizio) ; Deutschland: 
Jesenice (Rosenbach), Prevalje (Blajburg), Dravograd (Lavamind), St. Ilj 
(Spielfeld) und Gornja Radgona. Zu den wichtigsten gehört die von 
St. ID (Spielfeld), das sowohl mit dem Hinterlande als auch über 
Ljubljana-Rakok mit Italien verbunden ist; Ungarn: Hodjos, Donja Len- 
dava, Kotoriba, Djekenjes, Barc, Noskovci, Beli Mansstir, Backi Breg, 
Ridgica Salasi, Kelebija, Horgos, Diala; Rumänien: Velika Kikinda, in 
Richtung Nakovo, Zombolj, dann die Station Jasa Tomic. Vatin, Novo 
Srediste, Braiste und Bela Crkva; Bulgarien: Caribrod (Dragoman); 
Griechenland: Devtelija (Idomeni), Kremonica; mit Albanien besteht 
keine Bahnverbindung. 


Ss 
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Wir wollen jetzt auf Grund statistischer Daten den wesentlichen 
internationalen Verkehr zeigen. Dabei soll auf den rein lokalen Grenz- 
verkehr, der sich in kleinem Umfange täglich abspielt, nicht Rücksicht 
genommen werden. Gegenüber den Nachbarländern werden wir die 
Eisenbahnlinien mit Rücksicht auf ihren Wert für den zwischenstaat- 
lichen Verkehr und für den Transport von Gütern betrachten. Schließ- 
lich wollen wir ihren Bestimmungsort ansehen, und zwar zunächst aus- 
schließlich im Hinblick auf die Ausfuhr. In zweiter Linie werden wir die 
Einfuhr — unmittelbar aus den Nachbarländern oder mittelbar aus an- 
deren Staaten — durch die gleichen Grenzstationen betrachten. Be- 
rücksichtigen wir diesen Verkehr für die Aus- und Einfuhr der Güter 
durch die einzelnen Grenzstationen, so gelangen wir zu einer Schluß- 
folgerung über den Transit, der für das Königreich Jugoslawien als Ein- 
nahmequelle außerordentlich wesentlich ist. Im allgemeinen werden wir 
in dem Verkehr mit den benachbarten Ländern die Gesamtausfuhr nach 
den einzelnen Arten der Güter aufteilen, die für die Einfuhr in Betracht 
kommen. Ebenso verfahren wir im umgekehrten Falle der Einfuhr: die 
Gesamteinfuhr über die einzelnen Grenzstationen wird mit abgerundeten 
Zahlen angegeben und ist auch im einzelnen nach Art der Güter ge- 
gliedert. 


Bei Betrachtung der Bahnverbindungen mit den schon genannten 
Ländern sind in erster Linie die Verbindungen mit Italien zu nennen, 
mit dem der Verkehr einen doppelten Charakter hat, weil außer der Aus- 
und Einfuhr noch Bahnverbindungen mitreinemTransitcharakter bestehen, 
Die wesentlichste von diesen Verbindungen geht über Rakek (Postumia). 
Dieser Linie wurde von jeher eine große Bedeutung beigemessen. Sie 
ist deswegen doppelt ausgebaut und verbindet Italien durch Jugoslawien 
mit Deutschland, und zwar auf demWege Rakek, Ljubljana—Zidanimost— 
Pragersko—St. Ilj (Spielfeld) und mit der Linie Rakek—Ljubljana— 
Pragersko—Ptuj, mit Abzweigung nach Hodos—Donja Lendava—Koto- 
riba, mit Ungarn. Noch während der Zeit der österreichisch-ungarischen 
Monarchie ist diese Linie, „Südbahn“ genannt, von Privatgesellschaften 
ausgebaut worden. Sie verband den damaligen österreichischen Bezirk 
Istrien mit dem Zentrum der Monarchie. Nicht nur vom politischen, son- 
dern auch in erster Linie vom wirtschaftlichen Gesichtspunkte wurde 
dieser Verbindung eine außerordentliche Bedeutung beigemessen, weil 
Österreich-Ungarn durch seine Häfen an der adriatischen Küste, ins- 
besondere durch Triest, alle Bedarfsgegenstände auf dem Seewege ein- 
geführt hat. Triest war in dieser Zeit einer der wichtigsten Häfen. Alle 
Produkte, die für den großen Raum der Monarchie über die Adria ein- 
geführt wurden, gingen über Triest, nur zu einem kleineren Teile durch 
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Fiume. Die Interessensphären der Doppelmonarchie waren auf politi- 
schem wie auf wirtschaftlichem Gebiete geteilt. Während Österreich den 
Hafen Triest begünstigt hat, hat Ungarn für die eigene Aus- und Einfuhr 
Fiume bevorzugt. Die kurze Verbindung über Rakek—Ljubljana—Sent 11j 
gab Österreich die Möglichkeit eines schnelleren und leichteren Transits 
und eine bessere Entwicklung des Verkehrs. Ihr entsprach für Ungarn 
die Verbindung Fiume—Zagreb—Gyekenyes, denn diese Verbindung er- 
möglicht nicht nur einen direkten und getrennten Verkehr, sondern stellt 
auch die naturnotwendige Verbindung mit Ungarn dar. In diesen geschil- 
derten Verhältnissen hat der Eisenbahnverkehr zwischen Österreich und 
Ungarn sich entwickelt und verbessert. Österreich hat zur schnelleren 
Abwicklung des Verkehrs auf der Linie Rakek—Ljubljana—Sent Ilj die 
Strecke zweigleisig ausgebaut und mit modernen Einrichtungen ver- 
sehen. Die Geländeschwierigkeiten waren wegen des günstigen Terrains 
sehr leicht zu überwinden. Demgegenüber mußte Ungarn sich mit einer 
eingleisigen Strecke zufrieden geben, weil das Gelände sehr ungeeignet 
für eine Verdoppelung war, Dieser Kampf zwischen Österreich und Un- 
garn hatte nur ein positives Resultat; und zwar, daß den Nachfolge- 
staaten nach dem Weltkriege sehr schön eingerichtete Häfen und aus- 
gezeichnete Verkehrsverbindungen zurückgelassen wurden. Es ist wahr, 
daß diese Häfen für den internationalen Verkehr die große Bedeutung, 
die sie vor dem Kriege hatten, verloren haben. Die Ursache dafür liegt 
in der politischen Aufspaltung und in dem Mangel an Hinterland, das 
für jeden Hafen eine unerläßliche Notwendigkeit darstellt. Diese beiden 
Häfen, von denen bisher die Rede war, gehören politisch zum Königreich 
Italien, also zu einem Lande, das seinen Verkehr über die alten und 
bekannten Häfen, wie Genua, Neapel, Brindisi und Venedig, geleitet hat. 
Deswegen haben Triest und Fiume fast ausschließlich nur lokalen Ver- 
kehr. Der Verkehr fiel von Jahr zu Jahr, obgleich zwischen Jugoslawien 
und Italien verschiedene Vereinbarungen bestanden haben mit dem 
Zweck, diesen Häfen die gleiche Bedeutung wie vor dem Weltkriege zu 
geben. Der Verkehr durch diese Häfen ist für alle Staaten Mitteleuropas 
frei und die Eisenbahnverbindungen haben somit internationalen Cha- 
rakter. Dadurch wurde der Verlust, der durch die neue politische Lage 
entstanden war, etwas gemildert. 


Die Verbindung Fiume—Zagreb—Gyekenyes hat für Jugoslawien 
nicht nur eine internationale Bedeutung, sondern sie ist auch die 
Hauptlinie, die Susak mit dem reichen Hinterlande verbindet. Nach 
dem Kriege und der neuen Grenzziehung zwischen Italien und Jugo- 
slawien ist aus dem östlichen Vorort Fiumes, Susak, ein großer Hafen 
Susak geschaffen worden, durch den sich 30% des jugoslawischen 
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Gesamtseeverkehrs abwickeln. Dieser Hafen wird wegen der sehr 
günstigen Eisenbahnverbindung mit dem Hinterlande bevorzugt. Da- 
durch hat er die gleiche internationale Bedeutung erhalten, die Fiume vor 
dem Kriege gehabt hat. Für Susak hat sich besonders in letzter Zeit ein 
großes Arbeitsfeld eröffnet: Die Neugestaltung der mitteleuropäischen 
Staaten und das freundschaftliche Verhältnis Jugoslawiens zu ihnen wird 
in vieler Hinsicht beitragen zur Steigerung der Aus- und Einfuhr aller 
Waren, die für den Verkehr auf dem Seewege im Hinblick auf die Ver- 
bindungen mit dem Süden in Betracht kommen. Jugoslawien ist für viele 
Staaten Mitteleuropas, wie Deutschland, die Tschechoslowakei und Un- 
garn, ein direkter Transiteur. Die meisten wichtigen Eisenbahnlinien 
führen durch jugoslawisches Gebiet und verbinden sie mit dem Adriati- 
schen Meer auf der Linie Susak—Zagreb—Gyekenyes oder mit Hilfe der 
Linie Rakek—Sent Ilj oder durch die Linie Bohinjska Bistrica—Jesenice. 
Diese letzte Linie hat für den internationalen Verkehr nicht allzu große 
Bedeutung. In Betracht kommt nur die Linie über Rakek—Sent Ilj mit 
den Abzweigen bei Pragersko und anderen ungarischen Grenzstationen. 

Ebenso wie die Linie Susak—Zagreb für die übrigen angrenzen- 
den Länder oder für den Verkehr mit dem Hinterlande bedeutungsvoll 
ist, stellt die Linie Rakek—Ljubljana—Marburg bzw. Jesenice oder 
Gyekenyes eine der wichtigsten europäischen Linien für die verschie- 
densten Verbindungen des internationalen Verkehrs dar. Mit dieser 
Linie ist die Verbindung zwischen Westen und Osten hergestellt. 
Über sie fahren internationale Personen- und Güterzüge. Des weiteren 
ist die Verbindung zwischen Italien und Deutschland über Sent Ilj 
mit Ungarn durch den Abzweig Pragersko—Kotoriba hergestellt. Ein 
Teil des Verkehrs geht von den italienischen Häfen Fiume und Triest 
nach einigen mitteleuropäischen Staaten. Die verschiedensten Waren 
kommen mit Dampfschiffen aus der ganzen Welt. Sie werden aus den 
östlichen italienischen Häfen durch jugoslawisches Gebiet in andere 
Staaten verfrachtet oder werden in Jugoslawien selbst gehandelt. Diese 
Umstände verursachten, daß schon lange vor dem Kriege der Wert dieser 
Transitlinien beachtet wurde und daß man sie später zweigleisig aus- 
baute, um eine leichtere und schnellere Abwicklung des Verkehrs zu er- 
reichen, Folgende Linien sind zweigleisig: Rakek—Sent Ilj mit den 
Gabelungen nach dem Inneren Ljubljana—Karlovac, Zidani Most—Za- 
greb; nach dem Ausland, nämlich Deutschland: Ljubljana—Jesenice 
Gelje—Prevalje, und Ungarn: Pragersko—Drei Grenzstation. 

Wir werden in erster Linie die Ausfuhr aus Jugoslawien über 
italienische Grenzstationen behandeln. Über die Stationen Fiume, Rakek, 
Bistrica, Kranjska Gora werden aus Jugoslawien ausgeführt nach 
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Italien: Landwirtschaftliche Produkte: Mais, Zwetschgen (frische und 
getrocknete), andere Obstarten, Weizen und andere Erzeugnisse der 
Landwirtschaft (15000 t); Erzeugnisse aus den landwirtschaftlichen 
Produkten: Abfälle der landwirtschaftlichen Produkte, Zuckerrüben- 
scheiben, Wein, Most, Gewürze und anderes (12500 t); Tiere: 
Schweine, Rinder und andere (25000 t); tierische Erzeugnisse: 
Eier und anderes (17000 t); Kolonialwaren, pflanzliche und 
tierische Rohstoffe für die Verarbeitung von Flachs und einfachen hand- 
werklichen Erzeugnissen, Kurzwaren, Zeder-, Bürsten- und Siebwaren 
(etwa 150 t); wirtschaftliche Produkte und Erzeugnisse aus Holz, wie: 
Schnittholz, Brennmaterial, Holzkohle, Eisenbahnschwellen, Balken, Holz 
für Farbstoffe und anderes (400 000 t); Erde, Steine, Sand, Klinker, 
Mineralien und Erzeugnisse aus diesen, Steinkohle, Mineralöl (5500 t); 
Metalle und Metallerzeugnisse (3000 t); Fahrzeuge, Maschinen, Appa- 
rate und Werkzeuge (60 t); Erze (7500 t); Teer und andere Destillate 
aus Holz, aus Steinkohle und aus Mineralöl; Salze, Säuren und andere 
chemische Produkte: Drogen, Äther, Parfüme, Farben, Firnis, Lacke, 
Klebstoffe, Kitte, Kunstdünger (9000 t); Papier (2000 t); Verschiedenes 
(4000 t). Die Gesamtausfuhr aus Jugoslawien nach Italien mit Hilfe 
des Eisenbahnfracht- und Schnellverkehrs ohne Berücksichtigung des 
täglichen lokalen Umsatzes übersteigt die Zahl von etwa 500 000 t, wäh- 
rend die Zahl 800 000 für das Jahr 1930 hinausging!. Hier ist nur die 
private Fracht in Betracht gezogen. (Es sind also nicht mit einge- 
schlossen Sendungen an staatliche, militärische Stellen usw.) Die Ur- 
sache für den Rückgang des Eisenbahntransportes muß in der Tarif- 
ordnung selbst gesucht werden; denn es ist festgestellt worden, daß 
dieser Verkehrsrückgang besonders die privaten Waren betrifft, die zu 
höheren Tarifen transportiert werden. 

Bei einer allgemeinen Beobachtung der Ausfuhr aus Jugoslawien 
nach Italien, die, wie die Zahlen zeigen, sehr groß ist, stellen wir 
fest, daß sie je nach den bei der Ausfuhr vertretenen Produkten 
mengenmäßig sehr verschieden ist. Gemäß der Reihenfolge der obigen 
Ausführungen beginnen wir mit den landwirtschaftlichen Produkten. 
Sie sind recht stark vertreten, obgleich Italien selbst mehr oder 
weniger ein landwirtschaftlicher Staat ist. Von den landwirtschaft- 
lichen Produkten spielt die Hauptrolle Mais, dann kommen verschiedene 
Obstarten, Zwetschgen, vor allem getrocknet, da diese von ausgezeich- 
neter Qualität sind, die eine Konkurrenz auf dem Weltmark durch 
die kalifornischen ausschließt; geringer ist die Ausfuhr in frischem 
Zustande. Die weiterverarbeiteten Produkte der Landwirtschaft sind in 

1 Siehe Tabellenanhang. 
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geringerem Maße vertreten, von ihnen am meisten Wein, Treber und 
Most. Italien ist ein Land des Weinbaues, daraus folgt, daß die Produkte 
dieses Zweiges der Landwirtschaft eine Konkurrenz der fremden Waren 
verhindern, es sei denn, daß sich diese wegen ihrer günstigen Preise 
für die Mischung mit den einheimischen Arten eignen. Dies ist der Fall 
bei unseren dalmatinischen Weinsorten und den Erzeugnissen aus ihnen, 
z. B. dem Most. Zuckerrübenscheiben sind bei der Ausfuhr weniger ver- 
treten, weil dieses Produkt in großem Umfange Gegenstand des inneren 
italienischen Handels ist. Nun folgen Tiere, die der Menge nach die 
bisher erwähnten Produkte der jugoslawischen Ausfuhr übertreffen. Sie 
sind für Italien bei seiner geringen Viehzucht von großer wirtschaft- 
licher Bedeutung. Besonders sind Rinder vertreten, da Jugoslawien wegen 
des günstigen Preises keine Konkurrenz auf dem italienischen Markt hat, 
Schweine werden in geringerem Umfange ausgeführt, weil in Italien 
das Schweinemästen auf einer sehr hohen Stufe steht. Am meisten 
werden aus Jugoslawien magere Schweine ausgeführt, die dann in Italien 
gemästet werden. Eier werden in erheblichem Maße ausgeführt und sind 
ohne Konkurrenz auf dem Markte. Kolonialwaren und Industrieerzeug- 
nisse sind sehr wenig vertreten, Das betrifft besonders Textilwaren. 
Nun folgen jene Materialien, die in der Hauptsache als Rohstoff für 
Zwirn aus pflanzlichen und tierischen Produkten ausgeführt werden, Die 
Kolonialwaren sind die wichtigsten Artikel des italienischen internatio- 
nalen Handels; deswegen braucht unsere nur in sehr kleinem Maßstabe 
vertretene Ausfuhr keinen Kommentar. 

Wir wenden uns jetzt einem sehr großen und wichtigen Gegenstand 
der jugoslawischen Ausfuhr nach Italien, dem Holz, zu. Italien ist ein 
waldarmes Land, und der Verbrauch für den Ausbau des eigenen Landes, 
wie auch der Kolonien, ist sehr groß. Besonders muß unterstrichen werden, 
daß die Ausfuhr der letzten Jahre mit der Vergrößerung des italienischen 
Kolonialbesitzes sehr angewachsen ist. Es ist zu erwarten, daß die Holz- 
ausfuhr, die qualitativ und quantitativ ohne Konkurrenz auf dem italieni- 
schen Markte ist, besonders dank der freundschaftlichen Beziehungen zu 
Italien von Jahr zu Jahr wachsen wird. In zweiter Linie war bis vor kurzem 
der italienische Handel Vermittler für Holz und Baumaterialien zwischen 
Jugoslawien und vielen andern Ländern, wie Spanien, nordafrikanische 
Kolonien, USA, und anderen. Durch Abschluß von direkten Handels- 
abkommen mit einigen von diesen Ländern setzt Jugoslawien auf den 
Märkten dieser Länder sein Holz selbst ab. Bei diesen Erzeugnissen steht 
an erster Stelle Schnittholz, dann folgen Brennholz, Holzkohle, Bauholz, 
Eisenbahnschwellen, Holz für die Färberei usw. Bei den Mineralien ist 
die Ausfuhr sehr klein, wenn auch Jugoslawien sehr viel von diesen 
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Produkten besitzt und sehr reiche, der Qualität nach ausgezeichnete und 
verschiedenartige Vorkommen vorhanden sind. Von diesen werden am 
meisten Steinkohle und Mineralöl ausgeführt. Die Ursache ist in dem 
entsprechenden Bedarf dieser Produkte in Italien zu suchen, wie auch 
in der Struktur der italienischen Wirtschaft. Diese Produkte werden 
meist nur für den Verkehrsbetrieb gebraucht, weil der gesamte italie- 
nische Kraftbetrieb auf die Ausnutzung der „weißen Kohle“ eingestellt 
ist, so daß nur der geringfügige Verbrauch für den Betrieb der Loko- 
motiven aus den Bodenschätzen gedeckt zu werden braucht. Die kleinen 
Mengen, die noch notwendig sind, werden über Boh. Bistrica aus Jugo- 
slawien, und zwar aus den slovenischen Kohlenbergwerken, eingeführt. 
Schließlich werden von den übrigen Ausfuhrgütern, die wir in unserer 
Übersicht nicht angeführt haben, wenn auch meistens in kleinerem Um- 
fange, Erz, Destillationsprodukte des Holzes, etwas Papier und Metalle 
ausgeführt. Von den jugoslawischen Erzen ist Eisenerz am meisten ver- 
treten, dessen Ausfuhr insbesondere nach Deutschland sehr groß ist, 
während Italien dieses Erz aus den eigenen und fremden Kolonien be- 
schafft. Ein anderes wichtiges Mineral ist Bauxit, dessen größte Fund- 
stätten in Jugoslawien liegen. Seine Ausfuhr geht meistens direkt nach 
Übersee. 

Wir werden uns im folgenden mit der Einfuhr aus Italien nach 
Jugoslawien beschäftigen. Wie wir erwähnten, resultiert der Bedarf, 
den das Königreich Jugoslawien in Italien deckt, aus seiner wirtschaft- 
lichen Struktur. So ist Italien als Land einer guten Mischung aus Land- 
wirtschaft und Industrie in der Lage, seine Handelsbilanz mit Jugo- 
slawien aktiv zu gestalten, u. a. im Hinblick auf seine Südfrüchte und 
verschiedene Industrieprodukte. Nicht nur in unmittelbarer Beziehung, 
sondern auch als Vermittler für Kolonialprodukte spielt Italien gegen- 
über Jugoslawien eine wichtige Rolle. Die wichtigsten Güter, die für die 
Einfuhr aus Italien in Betracht kommen, sind: landwirtschaftliche Pro- 
dukte, Reis, Samen, Obstarten usw. (31000 t), Erzeugnisse der Land- 
wirtschaft (4000 t), tierische Rohstoffe sowie Baumwolle, Zwirn, Abfälle 
und Textilwaren aus Baumwolle (8000 t), Manufaktur- und Galanterie- 
waren, Leder, Bürsten und Siebwaren (1000 t), Erzeugnisse aus Holz 
(200 t), andere Waren aus Holz (2500 t), Erde, Gestein, Sand, Klinker, 
Mineralien und Erzeugnisse aus ihnen, Zement, Ziegel, Dachziegel, Glas 
und Glaswaren (8000 t), Steinkohle, Mineralöl (10.000 t), Metall und 
Metallerzeugnisse (3500 t), Zugmaschinen, Apparate und Werkzeuge 
(2500 t), Erze (14.000 t), Teer und andere Destillate des Holzes, der 
Kleb- und Kittstoffe sowie auch künstliche Düngemittel; chemische Pro- 
dukte, Drogen, ätherische Öle, Riech- und Farbstoffe, Firnis und Lack, 
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Kleb- und Kittstoffe sowie auch künstliche Düngemittel: chemische Pro- 
dukte (3000 t), Salze (30 t), Teer aus Holz (2000 t), anderes (1500 t), 
Papier für Druckerei, Schreib- und Zeichenpapier (15 t), explosive und 
leicht entzündliche Stoffe (40t), schließlich verschiedene Waren 
(12 500 t). 

Von der gesamten Einfuhr fallen sofort die Erzeugnisse der italie- 
nischen Landwirtschaft, wie Reis, Obst und Samen, auf. Besondere Be- 
achtung verdienen die italienischen Obstarten (Orangen, Feigen) und 
Frühgemüse (besonders Tomaten), die im Frühjahr in sehr großen Mengen 
eingeführt werden. Italiens günstiges Klima verursacht ein sehr frühes 
Reifen. Die Gebiete des italienischen Südens, besonders die Inseln, sind 
besonders geeignet für die Züchtung der Südfrüchte, Mit besonderer 
Sorgfalt eingerichtete und gepflegte Orangenplantagen erstrecken sich 
über weite Gebiete. Reis, der kein Produkt der italienischen Landwirt- 
schaft ist, wird durch den Handel vermittelt. Die italienische reis- 
schälende Industrie konkurriert erfolgreich mit ähnlichen Industrien 
des Westens, weil schon während der Zeit der österreichisch-ungarischen 
Monarchie große Schälanstalten in Triest eingerichtet worden sind. 
Triest war für den Reis der Welthafen, Diese Bedeutung ist etwas ge- 
sunken; aber auch heute noch werden aus der ganzen Welt hierher sehr 
große Mengen von nichtgeschältem Reis zur Verarbeitung eingeführt. 
Deswegen ist die Einfuhr dieses Produktes aus Italien nach Jugoslawien 
so umfangreich. Schließlich sind verschiedene Samenarten sehr wichtige 
Handelsgegenstände, weil, wie wir schon erwähnt haben, das günstige 
Klima deren Erzeugung in großen Mengen erlaubt. Es werden besonders 
Samen von Zwiebeln, Tomaten und anderen Gemüsearten eingeführt. 
Nebenbei müssen die italienischen Tomatenkonserven, die von ausgezeich- 
neter Qualität sind, erwähnt werden. Nach der Quantität kommen für 
die Einfuhr des weiteren die Erze in Betracht, die in Jugoslawien nicht 
vorkommen. Mineralöl, das in Italien verarbeitet wird, wird für die 
chemische Industrie verwendet. In den meisten Fällen werden unsere 
Bergwerkserzeugnisse im Rohzustand ausgeführt, in Italien verarbeitet 
und als Industrieprodukte wieder zu uns eingeführt, so z. B. Teer und 
Teerderivate. Die italienische Metallindustrie ist sehr entwickelt. Des- 
wegen ist der Handel mit diesen Erzeugnissen auch recht beträchtlich. 
Besonders erwähnt werden muß die italienische Industrie der Verkehrs- 
mittel und Apparate, die in der jugoslawischen Handelsbilanz ebenfalls 
einen wesentlichen Platz einnehmen, Papierwaren werden in kleineren 
Mengen eingeführt, weil die jugoslawische Papierindustrie ausgezeichnet 
entwickelt ist, so daß sie beinahe den gesamten eigenen Bedarf be- 
friedigt. Es werden wenige Produkte der Holzdestillation eingeführt, 
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Säuren und Explosivstoffe, die in der jugoslawischen Erzeugung den 
vorhandenen Mangel ausfüllen. 

Von den Waren, die für denTransitden italienischen Eisenbahnen 
an den Grenzstationen übergeben werden, kommen an Frachtgütern in 
Betracht (in Tonnen): landwirtschaftliche Rohprodukte, Gemüse, Obst, 
Mais, Weizen, Reis, Samen (120 000); Erzeugnisse der Landwirtschaft, 
Zucker, Abfälle der landwirtschaftlichen Erzeugung, Tabak usw. 
(140 000); Tiere, Rinder und andere Vieharten (57 000); tierische Pro- 
dukte, Eier usw. (5 000); Kolonialwaren, pflanzliche und tierische Roh- 
stoffe für Zwirn, Fasern und einfache Erzeugnisse, wie Garn, Zwirn, 
Watte und Abfälle von diesen (über 3 000); Manufaktur-, Leder-, Galan- 
terie-, Bürsten- und Siebwaren (3 000); Erzeugnisse der Forstwirtschaft 
und Erzeugnisse aus Holz wie Schnittholz und verschiedene andere Arten 
(34 000) ; Erde, Steine, Sand, Klinker, Mineralien und Erzeugnisse aus 
diesen (33.000); Steinkohle, Mineralöl (29000); Metalle und Metall- 
erzeugnisse, wie Eisen, Stahl und Erzeugnisse aus diesen, und andere ein- 
fache Metalle und Erzeugnisse aus diesen (71 000); Fahrzeuge, Maschi- 
nen, Apparate, Werkzeuge (5 500) ; Teer und andere Destillate des Holzes, 
der Steinkohle und des Mineralöls, Salz, Säuren und andere chemische 
Produkte, Drogen, ätherische Öle, Firnis, Lack usw. (9000); Druck-, 
Schreib- und Zeichenpapier, Erzeugnisse aus Papier und anderes 
(78 000) ; explosive und leicht entzündliche Waren und anderes (90 000). 

Nach dem Wert des Transits fällt uns sofort der Durchgangs- 
verkehr der landwirtschaftlichen Produkte auf, an denen am meisten 
Rumänien und Ungarn interessiert sind. Ungarn ist durch Handels- 
abkommen mit Italien verbunden, so daß dessen Ausfuhr begünstigt 
wird. Rumänien und Ungarn sind landwirtschaftliche Erzeuger. Des- 
wegen müssen sie ihren Überschuß zum Ausgleich der Bilanz dorthin 
lenken, wo sie die beste Aufnahme erwarten können, Nach der 
Quantität folgen dann Metalle und Metallerzeugnisse aus Großdeutsch- 
land. Dann folgen Tiere, wie Rinder und andere Tierarten, die meistens 
aus Ungarn stammen. Ungarn ist bekannt für die Zucht von guten 
Pferden und Rindern, die nicht nur als Schlachtvieh, sondern auch für die 
Zucht verwendet werden. Besonders werden sehr gute Milchkühe, die viel 
Milch geben, gezüchtet. Danach folgt Papier als sehr bedeutungsvolles 
Transitgut aus Ländern, die sehr viel Zellulose erzeugen, wie Rumänien 
und Rußland. Produkte der Forstwirtschaft sind ebenfalls vertreten. 
Weil die gesamte jugoslawische Holzindustrie nicht den ganzen Bedarf 
der italienischen Wirtschaft zu befriedigen vermag, ist Italien gezwungen, 
diese Waren noch aus anderen Ländern zu kaufen, um seinen eigenen 
Bedarf voll zu befriedigen. Mineralien und Erzeugnisse aus diesen, Stein- 
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kohle und Öl, kommen aus Rumänien, einem Lande, das sehr reich an 
diesen Produkten ist, während die chemischen Erzeugnisse von der deut- 
schen Industrie stammen und wegen der geringen Entfernung aus Öster- 
reich eingeführt werden. 

Im Transit der eingeführten Waren befanden sich; Landwirtschaft- 
liche Produkte, wie Gemüse, Obst, Mais, Weizen, Reis, Samen (320.000 t), 
Erzeugnisse der landwirtschaftlichen Produkte, wie Zucker, Abfälle der 
landwirtschaftlichen Produkte, Tabak und anderes (108 000 t), Tiere, 
wie Rinder und anderes (70 t), pflanzliche und tierische Rohstoffe für 
Gespinste und einfache Erzeugnisse aus diesen wie Garn, Zwirn, Watte, 
sowie Abfälle (34000 t), tierische Produkte wie Eier und anderes 
(11.000 t), Kolonialwaren (7000 t), Manufaktur wie Leder-, Galanterie-, 
Bürsten- und Siebwaren (900 t), Produkte der Forstwirtschaft, Erzeug- 
nisse aus Holz, wie Schnittholz u.a. (4500 t), Erde, Gesteine, Sand, 
Klinker, Mineralien und Erzeugnisse aus diesen (9500 t), Steinkohle, 
Mineralöl (64 000 t), Metalle und Erzeugnisse aus Metallen, wie Eisen, 
Stahl und Erzeugnisse von diesen (4000 t), Fahrzeuge, Apparate, Ma- 
schinen und Werkzeuge (1300 t), Erze (56 000 t), Teer und andere Destil- 
late des Holzes und der Steinkohle, Salze, Säuren und andere chemische 
Produkte, Drogen, ätherische Öle, Riechstoffe, Farben, Firnis und Lack, 
Kleb- und Kittstoffe und künstliche Düngemittel (29000 t), Druck-, 
Schreib- und Zeichenpapiere und Erzeugnisse aus Papier (350 t), explo- 
sive und leicht entzündliche Waren (40 t), verschiedene Artikel (36 500 t). 

An der neugeschaffenen Grenze Jugoslawien—Deutschland wurden 
von Jugoslawien nach Deutschland ausgeführt: Landwirt- 
schaftliche Produkte, wie Mais, Pflaumen, andere Obstarten, Weizen 
und Verschiedenes (etwa 75 000 t), Erzeugnisse aus landwirtschaftlichen 
Produkten, wie Abfälle der Landwirtschaft, Scheiben aus Zuckerrüben, 
Wein, Treber und Most (30 000 t), Tiere, wie Schweine, Rinder und Ver- 
schiedenes (über 10000 t), tierische Produkte, wie Eier und anderes 
(15 000 t), pflanzliche und tierische Rohstoffe (etwa 2000 t), Erzeug- 
nisse der Forstwirtschaft und Erzeugnisse aus Holz, wie Schnittholz, 
Brennmaterial, Holzkohle, Eisenbahnschwellen und Bauholz, Holz für 
Farbstoffe (75000 t), Mineralien, Steinkohle, Mineralöl (20000 t), 
Metalle und Metallerzeugnisse (13 000 t), Erze (5000 t), Harze und andere 
Destillate des Holzes, des Mineralöls und der Steinkohle, Salze, Säuren 
und andere chemische Produkte, Drogen, ätherische Öle, Riechstoffe, 
Farbstoffe, Firnisse, Lacke, Kleb- und Kittstoffe und künstliche Dünge- 
mittel (über 20.000 t), Papier (300 t), verschiedene Waren etwa 6000 t). 

In der Einfuhr aus Deutschland nach Jugoslawien waren ver- 
treten: Landwirtschaftliche Erzeugnisse, wie Samen, Obstarten und Ver: 
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schiedenes (1000 t), Erzeugnisse aus landwirtschaftlichen Produkten 
(600 t), Tiere und tierische Produkte (4000 t), Kolonialwaren (300 t), 
pflanzliche und tierische Rohstoffe für Gespinste und einfache Erzeug- 
nisse aus diesen, wie Garn, Zwirn, Watte und Abfälle davon (7000 t), 
Manufaktur-, Galanterie-, Leder-, Bürsten-, Siebwaren (über 3000 t), Er- 
zeugnisse der Forstwirtschaft, Erzeugnisse aus Holz (5000 t), Ton, Sand, 
Klinker, Ziegel, Dachziegel, Zement, Glas und Glaswaren (30 000 t), Stein- 
kohle, Mineralöl (etwa 20000 t), Metall und Erzeugnisse aus Metall 
(65 000 t), Fahrzeuge, Maschinen, Apparate, Werkzeuge (13 000 t), Erze 
(8500 t), Harze und andere Destillate des Holzes, der Steinkohle, des 
Mineralöls, Salze, Säuren und andere chemische Produkte, Drogen, äthe- 
rische Öle, Riechstoffe, Farbstoffe, Firnisse und Lacke, Kleb- und Kitt- 
stoffe, künstliche Düngemittel und davon am meisten: chemische Pro- 
dukte, Salze, Holzteer und anderes (12000 t), Druck-, Schreib- und 
Zeichenpapier, wie auch Erzeugnisse aus Papier (22000 t), explosive 
und leicht entzündliche Waren (500 t) und verschiedene Waren (etwa 
25.000 t). 

Im Ausfuhrtransit zwischen Jugoslawien und Deutschland 
waren vertreten: Landwirtschaftliche Produkte, wie Grünwaren, Gemüse, 
Obstarten, Mais, Weizen, Reis, Samen und Verschiedenes (300 000 t), Er- 
zeugnisse aus landwirtschaftlichen Produkten, wie Zucker, Abfälle der 
landwirtschaftlichen Produkte, Tabak und Verschiedenes (110000 t), Tiere 
(700 t), tierische Produkte wie Eier und anderes (30 000 t), Kolonial- 
waren (6000 t), pflanzliche und tierische Rohstoffe für Gespinste und 
einfache Erzeugnisse daraus, wie Garn, Zwirn, Watte und Abfälle davon 
(30.000 t), Textil-, Galanterie-, Leder-, Bürsten-, Siebwaren (800 t), 
Erzeugnisse der Forstwirtschaft und Erzeugnisse aus Holz, wie Schnitt- 
holz und anderes (12.000 t), Erde, Gesteine, Sand, Klinker, Mineralien 
und Mineralerzeugnisse (14 000 t), Steinkohle, Mineralöl (130 000 t), 
Metall und Metallerzeugnisse, wie Eisen, Stahl und Erzeugnisse daraus 
(2000 t), Erze (55 000 t), Harze und andere Destillate des Holzes, des 
Mineralöls und der Steinkohle, Salze, Säuren und andere chemische Pro- 
dukte (20 000 t), Druck-, Schreib- und Zeichenpapier (600 t), explosive 
und leicht entzündliche Waren (50 t) und verschiedene Waren (30 000 t). 

Beim Einfuhrtransit werden aus Deutschland abgefertigt: 
Landwirtschaftliche Produkte, Grünwaren, Gemüse, Samen und anderes 
(14 000 t), Erzeugnisse der landwirtschaftlichen Produktion, wie Zucker, 
Abfälle der landwirtschaftlichen Produkte, Tabak und anderes (90 000 t), 
Tiere (50t), tierische Produkte (1000), Kolonialwaren (250), pflanz- 
liche und tierische Rohstoffe (1500t), Manufakturwaren (2500 t), Er- 
zeugnisse der Forstwirtschaft und Erzeugnisse aus Holz (35 000 t), Erde, 
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Gesteine, Sand, Mineralien und Erzeugnisse daraus (30 000 t), Steinkohle, 
Mineralöl (65 000 t), Metalle und Erzeugnisse daraus, wie Eisen, Stahl 
und Erzeugnisse daraus (65 000 t), Fahrzeuge, Maschinen, Apparate, 
Werkzeuge (6000 t), Harze und andere Destillate des Holzes, der Stein- 
kohle, des Mineralöles, Salze, Säuren und andere chemische Produkte, 
Drogen, ätherische Öle, Riechstoffe, Farbstoffe, Firnisse, Lacke, Kleb- 
und Kittstoffe, künstliche Düngemittel (7500 t), Druck-, Zeichen- und 
Schreibpapier sowie Erzeugnisse aus Papier (75000 t), explosive und 
leicht entzündliche Waren (1500 t), verschiedene Waren (etwa 80 000 t). 

Beim Eisenbahnverkehr mit Deutschland stehen bei der Ausfuhr 
im Vordergrund die Produkte der Landwirtschaft und die der Holzindu- 
strie, danach folgen die Erzeugnisse der landwirtschaftlichen Weiter- 
verarbeitung. Es sind also besonders jene Güter vertreten, über die Jugo- 
slawien als landwirtschaftliches Land in besonderem Ausmaße verfügt. 
Bei der Einfuhr aus Deutschland waren am meisten Metalle, Metall- 
erzeugnisse, verschiedene Öle, Fahrzeuge, Maschinen, Apparate sowie 
auch chemische und ähnliche Produkte vertreten. Beim Ausfuhrtransit 
aus den übrigen Balkan- und anderen Ländern über Jugoslawien nach 
Deutschland treten besonders auf: Steinkohle und Mineralöle, landwirt- 
schaftliche Produkte und Erzeugnisse, Tabak, Erze und Destillate ‚des 
Holzes. Beim Einfuhrtransit aus Deutschland für Griechenland, Bulgarien 
und die Türkei stehen an erster Stelle die Erzeugnisse der landwirtschaft- 
lichen Produktion (Zucker), danach folgen Metalle, Metallerzeugnisse, 
wie Eisen, Stahl, und Holzerzeugnisse, Gemüsekonserven, Grünwaren und 
auch Samen, 

Die Verkehrsverbindungen mit Ungarn erstrecken sich in zwei 
Richtungen. Eine Linie verbindet Jugoslawien mit den östlichen Teilen 
Ungarns über Subetiza, die andere über Djekenjesch mit den westlichen 
Teilen. Beide Linien haben neben nationaler auch internationale Bedeu- 
tung: Die erste Linie ist für den Orient am wichtigsten, die zweite für 
die südwestlichen Staaten Europas. In dem inneren Verkehr werden diese 
beiden Linien an die wichtigste Verkehrsader Beograd— Zagreb an- 
geschlossen, so daß sich diese von Beograd aus in verschiedenen Rich- 
tungen verzweigen kann, z.B. nach Saloniki, Athen, auch nach Sofia und 
Konstantinopel, während sie bei Zagreb sich nach Suschak und Fiume, 
über Rakek nach Italien und gegen Westen verzweigt. Das ganze Land 
ist außerdem für den inneren Verkehr indirekt mit diesen Linien ver- 
bunden. Das trifft besonders für die nördlichen Teile, die ein enges 
Eisenbahnnetz besitzen, zu. Letzten Endes führen beide Linien über 
Budapest; von dort aus verzweigen sie sich nach Deutschland, der 
Tschecho-Slowakei und Polen. Für Jugoslawien sind für die Verbindung 
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mit den erwähnten Ländern des Nordens und Nordwestens diese Linien 
am günstigsten. Wir müssen jetzt nach den Angaben der Statistik den 
Verkehrsumfang feststellen, der sich in der Hauptsache über folgende 
Stationen abspielt: Kotoriba, Kopriwnitza, Wirowititza, Beli Manastir, 
Subotiza, Horgos, Banatsko-Arandjelovo. 

Die Ausfuhr aus Jugoslawien nach Ungarn über die Grenz- 
stationen, in Tonnen ausgedrückt und nach der Art der Waren gegliedert, 
ist folgende: Landwirtschaftliche Produkte, wie Mais, Zwetschgen, andere 
Obstarten, Weizen und anderes (54000 t); Erzeugnisse aus landwirt- 
schaftlichen Produkten, wie Abfälle der landwirtschaftlichen Erzeugung, 
Zuckerrübenscheiben, Wein, Treber und Most (30.000) t; Tiere, wie 
Schweine und Rinder und andere (240 500 t) ; tierische Produkte, wie Eier 
und anderes (16 000 t); Kolonialwaren werden nicht ausgeführt; pflanz- 
liche und tierische Rohstoffe für Gespinste und für einfache Erzeugnisse 
aus diesen (5000 t); Manufaktur-, Galanterie-, Leder-, Bürsten- und Sieb- 
waren (50 t); Erzeugnisse der Forstwirtschaft und Erzeugnisse aus Holz, 
wie Schnittholz, Brennmaterial, Holzkohle, Eisenbahnschwellen, Bauholz, 
Holz für Farbstoffe und anderes (100 000 t); Erde, Gesteine, Sand, 
Klinker, Mineralien und Erzeugnisse aus diesen (8000 t); Steinkohle, 
Mineralöl (11 000 t) ; Metalle und Erzeugnisse aus diesen (2000 t); Fahr- 
zeuge, Apparate, Werkzeuge (300 t); Erz (3200 t); Teer und andere De- 
stillate der Steinkohle und des Mineralöls, Salze, Säuren und andere 
chemische Produkte, Drogen, ätherische Öle, Riechstoffe, Farben, Firnis, 
Lack, Kleb- und Riechstoffe und künstliche Düngemittel (80.000 t); 
Papier (100 t); Verschiedenes (4000 t). 

Nach der Quantität der ausgeführten Waren sind Holz und die Er- 
zeugnisse aus diesem am meisten vertreten. Das ist selbstverständlich, 
wenn man in Betracht zieht, daß Ungarn an Waldbesitz nicht reich ist. 
Zur Befriedigung des eigenen Bedarfes ist Ungarn gezwungen, besonders 
Eichenholz einzuführen, das im jugoslawischen Nachbargebiet vor- 
handen ist. Von besonderer Bedeutung ist für Ungarn die Einfuhr der 
Holzkohle und des Bauholzes. Außer ihnen sind die landwirtschaftlichen 
Produkte wichtige Waren für die Ausfuhr, so besonders Zwetschgen im 
frischen und getrockneten Zustande und verschiedene andere Obstarten. 
Der ausgeführte Mais dient der Schweinemast, Die Ausfuhr der Tiere 
wie Schweine und Rinder ist sehr groß. Die Tiere werden im mageren 
Zustande ausgeführt und dann in Ungarn mit Erfolg gemästet. Wie wir 
schon erwähnten, züchtet Ungarn besondere Rassen für Zucht und Mast. 
Erze werden meistens eingeführt zur Befriedigung des Bedarfes der 
Schwerindustrie, Tierische Produkte, wie Eier, sind Gegenstand eines 
umfangreichen Austausches. Wenn Ungarn auch ergiebige Kohlenvor- 
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kommen hat, so kann es doch seinen eigenen Bedarf nicht völlig befrie- 
digen. Kohle ist deswegen ein sehr wichtiges Ausfuhrprodukt nach Ungarn. 
Destillate des Holzes werden auch in großen Mengen ausgeführt, 

Die Einfuhr aus Ungarn nach Jugoslawien nach Waren- 
gattungen ist folgende: Landwirtschaftliche Produkte, wie Reis, Samen, 
Obst und anderes (7500 t); Erzeugnisse aus landwirtschaftlichen Pro- 
dukten (1500 t); Tiere (150 000 t); tierische Produkte (130 t); Kolonial- 
waren (350 t); tierische und pflanzliche Rohstoffe für Gespinste und die 
Erzeugnisse aus diesen, wie Garn, Zwirn, Watte und Abfälle aus diesen 
(1500 t); Manufaktur-, Galanterie-, Leder-, Bürsten- und Siebwaren 
(1200 t) ; Erzeugnisse der Forstwirtschaft und Erzeugnisse aus Holz, wie 
Schnittholz und anderes (5000 t); Erde, Gesteine, Sand, Klinker, Mine- 
ralien und Erzeugnisse aus diesen, wie Ton, Ziegel, Dachziegel, Zement, 
Glas und Glaswaren (15 000 t); Steinkohle, Mineralöl (17 000 t); Metalle 
und Erzeugnisse aus diesen (27 000 t); Fahrzeuge, Maschinen, Apparate 
und Werkzeuge (3300 t); Erze, Teer und andere Destillate aus Holz, 
Mineralölen und Steinkohle, Salze, Säuren und andere chemische Pro- 
dukte, Drogen, ätherische Öle, Riechstoffe, Farbstoffe, Firnis, Lacke, 
Kleb- und Kittstoffe und künstliche Düngemittel, wie chemische Produkte, 
Salze, Teer aus Holz und anderen (3400 t) ; Druck-, Schreib- und Zeichen- 
papier (4000 t); explosive und leicht entzündliche Waren, Verschiedenes 
(10 000 t). 

Nach der Quantität der eingeführten Waren stehen die Metalle und 
ihre Erzeugnisse im Vordergrund, da die ungarische Metallindustrie sehr 
gut entwickelt ist. Für Jugoslawien waren von jeher die landwirtschaft- 
lichen Maschinen, die eingeführt wurden und auch jetzt noch besonders 
aus Ungarn eingeführt werden, außerordentlich wichtig. Sehr gut ver- 
treten ist ebenfalls die Mineralölindustrie, deren Produkte für den An- 
trieb und die Schmierung der Fahrzeuge notwendig ist. Es wird auch 
in erheblichem Umfange Steinkohle eingeführt, die von besonderer Qua- 
lität und dem Anthrazit ähnlich ist und in den jugoslawischen Berg- 
werken nicht vorkommt. Glas wird in großen Mengen eingeführt, da die 
heimische Industrie den eigenen Bedarf nicht decken kann. Von den land- 
wirtschaftlichen Produkten werden in der Hauptsache Samen eingeführt, 
so besonders Samen von Zwiebeln, sog. „Arpatschik“, 

Der Transit gegenüber Ungarn ergibt folgendes Bild: Land- 
wirtschaftliche Produkte, wie Gemüse, Obst, Mais, Weizen, Reis, Samen 
und andere (51 000 t); Erzeugnisse aus landwirtschaftlichen Produkten, 
wie Zucker, Abfälle, Tabak und andere (15000 t); Vieh und anderes 
(200 t); tierische Produkte, wie Eier und anderes (3400 t); Kolonial- 
waren (1000 t); pflanzliche und tierische Rohstoffe für Gespinste und 
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einfache Erzeugnisse aus diesen, Garn, Zwirn, Watte und Abfälle von 
Garn (5100 t); Manufaktur-, Galanterie-, Leder-, Bürsten- und Siebwaren 
(30 t); Erzeugnisse der Forstwirtschaft und Erzeugnisse aus Holz, wie 
Schnittholz und anderes (3200 t) ; Erde, Steine, Sand, Klinker, Mineralien 
und Erzeugnisse aus diesen (750 t); Steinkohle, Mineralöl (18 000 t); 
Metalle und Erzeugnisse aus diesen, wie Eisen, Stahl und Erzeugnisse 
aus diesen, andere einfache Metalle und Erzeugnisse aus diesen (1700 t); 
Fahrzeuge, Maschinen, Apparate und Werkzeuge (150 t); Erz (550 t); 
Teer und andere Destillate des Holzes, der Steinkohle und des Mineralöls, 
Salze, Säuren und andere chemische Produkte, Drogen, ätherische Öle, 
Riechstoffe, Farben, Firnis, Lack, Kleb- und Kittstoffe, künstliche Dünge- 
mittel (8500 t); Druck-, Schreib- und Zeichenpapier (350 t); (explosive 
und leicht entzündliche Waren sind nicht Gegenstand des Transits); 
verschiedene Waren (10 500 t). 

Bei dem Transit kommen in erster Linie landwirtschaftliche Pro- 
dukte in Betracht, von ihnen besonders Frühgemüse, Obst und Reis, der 
auch für Jugoslawien als Einfuhrprodukt gilt. Diese werden in der 
Hauptsache über die nordwestliche Grenze Jugoslawiens geleitet. Auf 
der anderen Seite besteht die Einfuhr aus Griechenland und Bulgarien 
aus Südfrüchten, Gemüse, Riechstoffen, Tabak und ähnlichem, die über 
die nördlichen Grenzen geleitet werden. Etwas stärker vertreten sind 
bei dem Transitverkehr pflanzliche und tierische Rohstoffe, wie Garn 
und Abfälle von diesem, die für die ungarische Industrie erforderlich 
sind. Steinkohle und Mineralöl werden in großen Mengen eingeführt und 
weiterverarbeitet. 

Beim Einfuhrtransit über die ungarischen Grenzstationen 
sind folgende Waren vertreten: Landwirtschaftliche Erzeugnisse, wie Ge- 
müse, Mais, Weizen, Samen und anderes (120 000 t) ; Erzeugnisse aus land- 
wirtschaftlichen Produkten, wie Zucker, Tabak und anderes (66 500 t); 
Vieh, wie Rinder und andere (35 000 t) ; tierische Produkte, wie Eier und 
anderes (800 t); Kolonialwaren (50 t); tierische und pflanzliche Roh- 
stoffe, wie Gespinste, und einfache Erzeugnisse aus diesen, wie Garn, 
Zwirn, Watte und Abfälle aus diesen (1800 t); Manufaktur-, Galanterie-, 
Leder-, Bürsten- und Siebwaren (350 t); Erzeugnisse der Forstwirtschaft 
und Erzeugnisse aus Holz, wie Schnittholz und anderes (9000 t); Erde, 
Steine, Sand, Klinker, Mineralien und Erzeugnisse aus diesen (8500 t); 
Steinkohle, Mineralöl (4000 t); Metalle und Erzeugnisse aus diesen, wie 
Eisen, Stahl und Erzeugnisse aus diesen, andere einfache Metalle, Erzeug- 
nisse aus diesen (9000 t); Fahrzeuge, Maschinen, Apparate und Werk- 
zeuge (4000 t); Erze (40 t); Teer und andere Destillate des Holzes, der 
Steinkohle und des Mineralöls, Salze, Säuren und andere chemische Pro- 
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dukte, Drogen, ätherische Öle, Riechstoffe, Farbstoffe, Firnis, Lack, 
Kleb- und Kittstoffe und künstliche Düngemittel (2100 t); Druck-, 
Schreib- und Zeichenpapier (4700 t); explosive und leicht entzündliche 
Waren (60 t); verschiedene Waren (15 000 t). 

Beim Einfuhrtransit stellen wir fest, daß am stärksten die landwirt- 
schaftlichen Produkte, besonders Gärtnereierzeugnisse, Mais und Samen- 
arten, und die Erzeugnisse aus den landwirtschaftlichen Produkten, ins- 
besondere aus Zuckerrüben, vertreten sind. In geringeren Mengen werden 
Erzeugnisse aus Metall und Mineralien ausgeführt. Nach der Quantität 
finden wir beim Transit gleich viel Mineralöl und verschiedene Papier- 
sorten, so ebenfalls auch tierische Produkte und Erzeugnisse aus pflanz- 
lichen und tierischen Rohstoffen und Gespinste aus diesen. Die oben- 
genannten Produkte werden über nordwestliche Stationen’'nach Südwesten 
transportiert, während die anderen nach Süden und nach dem Ostbalkan 
gehen. 

Die Eisenbahnverbindung nach Rumänien führt in der Haupt- 
sache über den Knotenpunkt Velika-Kikinda, der mit dem Hinterland 
durch ein weitverzweigtes Eisenbahnnetz verbunden ist. Die Linie wird 
über Zombolj, Temesvar, mit Abzweig nach Arad und Turn Severin 
nach Bukarest und dem Innern des Landes verlängert. Außer über diese 
Hauptgrenzstation, über die fast der gesamte internationale Verkehr 
zwischen Jugoslawien und Rumänien geht, führt der Verkehr, wenn auch 
in geringem Maße, über die Stationen Jasa Tomitch, Vrsac, Bela Crkva 
mit einem Abzweig nach Braischte. In diesem Zusammenhang ist zu 
erwähnen, daß der Eisenbahnverkehr Jugoslawiens mit Rumänien nicht 
die gleiche Bedeutung hat wie der mit den anderen Nachbarstaaten, weil 
die Donau infolge ihres außerordentlich günstigen Laufes und der nied- 
rigen Beförderungskosten der Schiffahrt einen großen Teil des Eisen- 
bahnverkehrs abnimmt; auf ihr spielt sich nämlich fast der gesamte Ver- 
kehr ab. Nebenbei ist noch zu bemerken, daß alle Eisenbahnlinien 
Rumäniens an der Donau zusammenlaufen. Aus diesem Grunde machen 
jene Waren, die auf der Eisenbahn transportiert werden, trotz der großen 
Ausfuhr Rumäniens einen sehr kleinen Teil aus. 

Aus Jugoslawien werden nach Rumänien folgende Waren aus- 
geführt: Landwirtschaftliche Produkte (160 t); Erzeugnisse aus 
landwirtschaftlichen Produkten (10 t); tierische Produkte (150 t); 
pflanzliche und tierische Rohstoffe für Gespinste und einfache Erzeug- 
nisse aus diesen (20 t) ; Erzeugnisse der Forstwirtschaft und Erzeugnisse 
aus Holz, wie Schnittholz, Brennholz, Holz für Farbstoffe und anderes 
(1000 t); Erde, Gesteine, Sand, Klinker, Mineralien und Erzeugnisse aus 
diesen (250t); Metalle und Erzeugnisse aus diesen (110 t); Fahrzeuge, 


Jugoslawien im internationalen Verkehr. 427 


Maschinen, Apparate und Werkzeuge (20 t); Erze (200 t); Papier (50); 
Verschiedenes (1500 t). 

Die gleichartige wirtschaftliche Struktur Rumäniens mit Jugo- 
slawien bedingt, daß ersteres sehr wenig Interesse für jugoslawische 
Waren zeigt. Das kommt auch in den angeführten statistischen Angaben 
sehr gut zum Ausdruck. Am meisten werden Holz für die Färberei und 
andere Erzeugnisse der Forstwirtschaft eingeführt. 

Aus Rumänien werden über die Grenzstationen nach Jugo- 
slawien folgende Waren eingeführt: Landwirtschaftliche Produkte, 
Samen und Verschiedenes (1000 t) ; Erzeugnisse aus landwirtschaftlichen 
Produkten (500 t); Vieh (70t); pflanzliche und tierische Rohstoffe und 
einfache Erzeugnisse aus diesen (10 t); Manufaktur-, Galanterie-, Leder-, 
Bürsten- und Siebwaren (50 t); Erzeugnisse der Forstwirtschaft und Er- 
zeugnisse aus Holz, Schnittholz und anderes (3400t); Gesteine, Sand, 
Klinker, Mineralien und Erzeugnisse aus diesen, wie Ton, Sand, Klinker, 
Ziegel, Dachziegel, Glas, Glaswaren (170t); Steinkohle (10 000t); Me- 
talle und Metallerzeugnisse (2700t); Fahrzeuge, Maschinen, Apparate, 
Werkzeuge (100 t); Erze (2700 t); Teer und andere Destillate des Holzes, 
wie chemische Produkte, Holzteer und anderes (70t); Druck-, Schreib- 
und Zeichenpapier, Erzeugnisse aus Papier (über 700 t); explosive und 
leicht entzündliche Stoffe (2600 t) und Verschiedenes (1100 t). Auf der 
Eisenbahn führt Jugoslawien auch aus Rumänien Mineralöl, das in Ru- 
mänien sehr reich vorhanden ist, ein. Von den Erzeugnissen der Forst- 
wirtschaft werden Schnittholz und von den landwirtschaftlichen Erzeug- 
nissen Samen eingeführt. Reichlich vertreten sind auch Metalle und Er- 
zeugnisse aus Metallen, wie auch Erze. Besonders zu unterstreichen ist 
die Einfuhr von Explosivstoffen. 

In dem Ausfuhrtransit nach Rumänien kommen nach 
Quantität und Art folgende Güter in Betracht: Landwirtschaftliche Pro- 
dukte, Gemüse, Obstarten, Weizen, Reis, Samen und anderes (über 1000 t) ; 
Erzeugnisse aus landwirtschaftlichen Produkten wie auch Abfälle der 
landwirtschaftlichen Produkte, Tabak und anderes (450 t) ; tierische Pro- 
dukte und Verschiedenes (160 t); Kolonialwaren (25 t); pflanzliche und 
tierische Rohstoffe für Gespinste und einfache Erzeugnisse aus diesen, 
wie Garn, Zwirn, Watte und Abfälle von diesen (300 t); Manufaktur-, 
Galanterie-, Leder-, Bürsten- und Siebwaren (50 t); Erzeugnisse der 
Holzwirtschaft und Erzeugnisse aus Holz, wie Schnittholz und anderes 
(200 t); Erde, Steine, Sand, Klinker, Mineralien, Erzeugnisse aus diesen 
(100 t); Mineralöl (250 t); Metalle und Erzeugnisse aus Metallen, wie 
Eisen, Stahl und Erzeugnisse aus diesen, und andere einfache Metalle, 
Erzeugnisse aus diesen (120 t); Fahrzeuge, Maschinen, Apparate und 
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Werkzeuge (70 t); Harz und andere Destillate des Holzes (65 t); ver- 
schiedene Waren (600 t). 

Der Ausfuhrtransit nach Rumänien ist zwar unbedeutend aus den 
uns bekannten Verkehrsgründen, trotzdem sind u.a. folgende landwirt- 
schaftliche Produkte nach den Angaben der Statistik vertreten: Reis 
aus den südwestlichen Teilen Europas, Abfälle der landwirtschaftlichen 
Produktion aus den südlichen und südöstlichen Teilen des Balkans. Be- 
sonders Tabak besserer Qualität wird nach Rumänien eingeführt. 

Im Einfuhrtransit aus Rumänien kommen folgende Waren in 
Betracht: Landwirtschaftliche Produkte, Gemüse, Mais und anderes 
(120t) ; Erzeugnisse aus landwirtschaftlichen Produkten, Abfälle der land- 
wirtschaftlichen Produktion und andere (3500 t); Vieh, wie Rinder und 
anderes (20 000 t) ; tierische Produkte, wie Eier und anderes (1500 t) ; ver- 
schiedene pflanzliche und tierische Rohstoffe (30 t); Manufaktur-, Galan- 
terie-, Bürsten-, Leder- und Siebwaren (250 t) ; Erzeugnisse der Holzwirt- 
schaft und Erzeugnisse aus Holz und anderes (4100 t); Erde, Gesteine, 
Sand, Klinker, Mineralien und Erzeugnisse aus diesen (300 t); Mineralöl 
(1600 t); Fahrzeuge, Apparate und Werkzeuge (60t); Harz und Destil- 
late des Mineralöls und ähnliche Materialien (200 t); Druck-, Schreib- 
und Zeichenpapier (30 t); verschiedene Waren (700 t). 

Das, was wir über den Ausfuhrtransit gesagt haben, gilt auch für 
den Einfuhrtransit. Außer Vieh, das in großen Mengen über die italie- 
nische Grenze ausgeführt wird, werden auch einige Erzeugnisse der 
Forstwirtschaft, besonders Schnittholz, und Abfälle von den Erzeugnissen 
der Landwirtschaft, ausgeführt. Der Transit des Mineralöls findet in 
geringerem Umfang auf der Eisenbahn statt. s 

Es kann noch festgestellt werden, daß die Verbindung über die 
nördlichen Teile des Landes außerordentlich ungünstig und umständlich 
ist. Deswegen bieten der Ausbau der Donaubrücke bei Turn Severin, die 
schon im Bau ist, und die Eisenbahnverbindung mit dem Hinterlande 
bessere Möglichkeiten für den Eisenbahnverkehr, da dieser schneller ist 
als der Schiffsverkehr. 

Auf der anderen Seite der Donau grenzt an Rumänien Bulgarien, 
ein Agrarland, das etwa der wirtschaftlichen Struktur Jugoslawiens ent- 
spricht. Die einzige Station, durch die der Eisenbahnverkehr zwischen 
Jugoslawien und Bulgarien geht, ist Caribrod (Dragoman). Die Verbin- 
dung ist hergestellt durch die internationale Hauptlinie, die über Bel- 
grad—Sofia nach Konstantinopel und von dort einerseits neben Smyrna 
nach Bagdad als Taurusexpreß und andererseits nach Ankara führt. In 
Bulgarien sind die übrigen Eisenbahnlinien mit dieser verbunden und 
bilden mit ihr eine Einheit. Beinahe die ganze Ein- und Ausfuhr geschieht 
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auf der Eisenbahn, weil die Verbindung über das Schwarze Meer zu weit- 
läufig und langsam ist, während auf der Donau nur sehr wenig ein- 
geführt wird. Von der Ausfuhr und Einfuhr Bulgariens ist nur im 
Interesse der Vollständigkeit unserer Ausführungen zu sprechen, denn 
der Verkehr dieser Länder ist sehr unbedeutend. Der Transit spielt eine 
große Rolle. 

Von den Gütern, die nach Bulgarien zur Ausfuhr kommen, 
sind zu nennen: Landwirtschaftliche Produkte, Zwetschgen und 
anderes (30t); Erzeugnisse der Landwirtschaft, Abfälle der landwirt- 
schaftlichen Produktion (100 t) ; Verschiedenes (70 t) ; tierische Produkte 
(75 t) ; pflanzliche und tierische Rohstoffe für Gespinste und für einfache 
Erzeugnisse aus diesen (1400 t); Manufaktur-, Galanterie-, Leder-, Bür- 
sten- und Siebwaren (10 t); Erzeugnisse der Holzwirtschaft und Erzeug- 
nisse aus Holz, wie Schnittholz (50 t); Holz für die Färbereien 
(70t); Erde, Gesteine, Sand, Klinker, Mineralien und Erzeugnisse aus 
diesen (1000 t); Steinkohle, Mineralöl (10t); Metalle und Erzeugnisse 
aus diesen (370t); Fahrzeuge, Maschinen, Apparate und Werkzeuge 
(250 t); Harz und andere Destillate des Holzes, der Steinkohle, des Mine- 
ralöls, Salze, Säuren und andere chemische Produkte, Drogen, ätherische 
Öle, Riechstoffe, Farbstoffe, Firnis, Lack, Kleb- und Kittstoffe und künst- 
liche Düngemittel (235 t); Papier (15t); verschiedene Waren (2250 t). 

Bei den Einfuhr produkten zeigt Bulgarien etwas mehr Interesse 
für pflanzliche und tierische Rohstoffe, für Gespinste, die für die hei- 
mische Textilindustrie notwendig sind. Besonders ist noch der Einfuhr 
von Mineralien, Metallen und Metallerzeugnissen Beachtung zu schenken, 
sowie auch Fahrzeugen, Maschinen, Apparaten und verschiedenen Werk- 
zeugen, die besonders der landwirtschaftlichen Produktion dienen. 

Die Einfuhr aus Jugoslawien nach Bulgarien ist unbedeutend. Fol- 
gende Güter werden am meisten berücksichtigt: Landwirtschaftliche Pro- 
dukte, wie Samen und anderes (75 t); Erzeugnisse der landwirtschaft- 
lichen Produktion (25t); Vieh (610); tierische Produkte (90t); ver- 
schiedene Rohstoffe für Gespinste (30 t) ; verschiedene Holzarten (100 t); 
Erde, Ziegel, Dachziegel und Verschiedenes (80 t); Steinkohle, Mineralöl 
(100t); Metalle und Erzeugnisse aus diesen (35t); Fahrzeuge, Ma- 
schinen, Apparate, Werkzeuge (160); Druck-, Schreib- und Zeichen- 
papier (200 t); verschiedene Waren (1000 t). 

A Beim Ausfuhrtransit kommen in Betracht: Landwirtschaft- 
liche Produkte, wie Gemüse, Obstarten, Reis, Samen und anderes (150 t) ; 
Erzeugnisse der landwirtschaftlichen Produktion, wie Tabak und Verschie- 
denes (1800 t) ; verschiedene Tierarten (20 t) ; tierische Produkte, wie Bier 
und anderes (35 t) ; pflanzliche und tierische Rohstoffe für Gespinste und 
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einfache Erzeugnisse aus diesen, wie Garn, Zwirn, Watte und Abfälle aus 
diesen (720); Manufaktur-, Galanterie-, Leder-, Bürsten-, Siebwaren 
(80 t); Erzeugnisse der Forstwirtschaft und Erzeugnisse aus Holz, wie 
Schnittholz und anderes (350t); Erde, Gesteine, Sand, Klinker, Mine- 
ralien und Erzeugnisse aus diesen (2500t); Steinkohle, Mineralöl 
(1850 t); Metalle und Erzeugnisse aus Metallen, wie Eisen, Stahl und 
Erzeugnisse aus diesen (1300 t) ; Fahrzeuge, Maschinen, Apparate, Werk- 
zeuge (3500t); Harz, andere Destillate des Holzes, der Steinkohle und 
des Mineralöls, Salze, Säuren und andere chemische Produkte (650 t); 
explosive Waren (60t); verschiedene Waren (6500 t); Druck-, Schreib- 
und Zeichenpapier (500 t). 

Der nach den westlichen und nordwestlichen Staaten gerichtete 
Einfuhrtransit übertrifft mengenmäßig den übrigen Verkehr. Es 
sind vertreten: Landwirtschaftliche Produkte, wie Gemüse, Obstarten, 
Reis, Samen und anderes (12 000 t) ; Erzeugnisse der landwirtschaftlichen 
Produktion, wie Abfälle, Tabak und anderes (7500 t); verschiedene Tier- 
arten (3100 t) ; tierische Produkte, wie Eier und anderes (26 000 t); ver- 
schiedene pflanzliche und tierische Rohstoffe (80 t) ; Manufaktur-, Galan- 
terie-, Leder-, Bürsten- und andere Waren (50 t); verschiedene Erzeug- 
nisse aus Holz (210 t); Mineralöl (60 t); Eisen, Stahl und Erzeugnisse 
aus diesen (70 t); Fahrzeuge, Maschinen, Apparate, Werkzeuge (160 t); 
Erze (10 t); chemische Produkte (15 t); verschiedene Waren (5000 t). 

Bulgarien baut als Agrarland besonders die Produkte an, die die 
Landwirtschaft mit größtem Nutzen exportieren kann: Tabak und Blumen, 
wie vor allem Rosenkulturen zur Gewinnung des Rosenöls. Der Tabak ist 
von guter Qualität und findet auf allen europäischen Märkten gute Auf- 
nahme. Am bedeutendsten aber sind in Bulgarien die Gärtnerei und die 
Geflügelzucht. Das zeigt sich auch in der Ausfuhr. Die Bulgaren sind be- 
sonders gute Gärtner, ferner züchten sie eine sehr gute Rasse von Leg- 
hühnern. Deswegen nimmt die Ausfuhr von Geflügelartikeln die erste 
Stelle der gesamten Ausfuhr ein. Jugoslawien als Transiteur hat in 
Bulgarien einen ausgezeichneten Kunden, auf dessen Transitgüter es 
immer rechnen kann. 

Ein besonders großer Warenaustausch verbindet Jugoslawien mit 
seinem südlichen Nachbarn, dem Königreich Griechenland, einem 
Lande, das sich in seiner wirtschaftlichen Struktur stark von Jugoslawien 
unterscheidet. Diese Tatsache ist aber nicht in den direkten Wirtschafts- 
beziehungen begründet, Von jeher haben die südlichen Gebiete Jugo- 
slawiens wirtschaftlich nach Saloniki und dem Ausgang zum Meere ge- 
strebt, so daß die ganze heutige wirtschaftliche Tätigkeit der südlichen 
Gebiete auf den Freihafen Saloniki hin orientiert ist und der gesamte 
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Bedarf dieser Gebiete auf diesem Wege befriedigt wird. Das ist der 
Hauptgrund für den großen Grenzverkehr zwischen Jugoslawien und 
Griechenland. Allerdings spielt hierbei die Deckung des griechischen 
Eigenbedarfs keine große Rolle; denn Griechenland benötigt als ein 
kleineres Land nicht so viel wie Italien und Rumänien. Trotzdem werden 
die Wirtschaftsbeziehungen durch verschiedene Verträge gefördert. Der 
Hauptteil des Verkehrs geht über zwei Grenzstationen, vor allem über 
Djewdjelija. Über diesen Ort verbindet eine direkte Linie Griechenland 
und Jugoslawien auf der Hauptroute Saloniki—Athen. 

Der Warenverkehr umfaßt bei der Ausfuhr aus Jugoslawien nach 
Griechenland folgende Güter: Landwirtschaftliche Erzeugnisse, wie Mais, 
Pflaumen und andere Obstarten, Weizen und anderes (8700 t); Erzeug- 
nisse der landwirtschaftlichen Produktion (1200 t); Tiere, wie Schweine, 
Rinder und anderes (16 500 t); tierische Produkte, wie Eier und anderes 
(2300 t); pflanzliche und tierische Rohstoffe, wie Gespinste und einfache 
Erzeugnisse aus diesen (630 t) ; Manufaktur-, Galanterie-, Leder-, Bürsten- 
und Siebwaren (50t); Erzeugnisse der Forstwirtschaft und Erzeugnisse 
aus Holz, wie Schnittholz, Brennmaterial, Holzkohle, Bisenbahnschwellen, 
Bauholz, Holz für Färbereien und Verschiedenes (67700 t); Erde, Ge- 
steine, Sand, Klinker, Mineralien und Erzeugnisse aus diesen (6300t); 
Steinkohle (60t); Metalle und Metallerzeugnisse (720t); Fahrzeuge, 
Maschinen, Apparate, Werkzeuge (150 t) ; Erze (105 000 t); Papier (12t); 
verschiedene Waren (600 t). 

Die größten Ausfuhrziffern zeigen sich bei den Erzen, die über 
Saloniki nach den verschiedensten Ländern exportiert werden. Diese Erze 
werden in den südserbischen Bergwerken, besonders in den Kupfer- 
bergwerken, gewonnen. Nach dem Wert der Ausfuhr folgen ver- 
schiedene Holzarten, Tierarten wie auch landwirtschaftliche Produkte. 
Ein großer Teil der landwirtschaftlichen Produktion, besonders der Vieh- 
zucht, findet seinen direkten Verbraucher in Griechenland, geht also 
nicht nur zum Transit nach dem Freihafen Saloniki. 

Wir betrachten nun die Einfuhr aus Griechenland nach Jugo- 
slawien, geordnet nach Art und Gewicht der Waren: Landwirtschaftliche 
Produkte, wie Reis, Samen, Obstarten und anderes (2000 t); Erzeugnisse 
der landwirtschaftlichen Produktion (950 t); Tiere (65 t); tierische Pro- 
dukte (1200 t); Kolonialwaren (45 t); pflanzliche und tierische Rohstoffe 
für Gespinste und einfache Erzeugnisse aus diesen, wie Garn, Zwirn, Watte 
und Abfälle von diesen (1000 t); Manufaktur-, Galanterie-, Leder-, 
Bürsten- und Siebwaren (80 t); verschiedene Erzeugnisse aus Holz (25 t); 
Erde, Gesteine, Sand, Klinker, Zement, Glas und anderes (3200 t); Stein- 
kohle und Mineralöl (500); Metalle und Erzeugnisse aus Metallen 
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(1500 t) ; Fahrzeuge, Maschinen, Apparate, Werkzeuge (350 t); Harz und 
andere Destillationsprodukte des Holzes, der Steinkohle und des Mineral- 
öles, Salze, Säuren und andere chemische Produkte, Drogen, geteerte Öle, 
Riechstoffe, Farbstoffe, Firnis, Lack, Kleb- und Kittstoffe und künstliche 
Düngemittel, chemische Produkte, wie Salz, Holzteer (12 000 t); verschie- 
dene Papiersorten (30 t); verschiedene Waren (4000 t). 

Bei der Einfuhr zeigen Salz und chemische Produkte und von den 
landwirtschaftlichen Produkten Samen und Obstarten den größten Um- 
fang. Besonders groß ist die Einfuhr von getrocknetem Obst, wie Rosinen. 
Von den Mineralien und den Erzeugnissen aus diesen wird Zement in 
großen Mengen eingeführt, der in den südlichen Gebieten Jugoslawiens 
verwendet wird. Die Ursache dafür liegt darin, daß alle jugoslawischen 
Zementfabriken von den südlichen Gebieten Jugoslawiens viel zu weit 
entfernt sind, um mit Zement aus Griechenland oder anderen Ländern, 
der über den Freihafen Saloniki eingeführt wird, konkurrieren zu können. 

Beim Ausfuhrtransit sind folgende Güter vertreten: Land- 
wirtschaftliche Produkte, wie Gemüse, Obstarten und Verschiedenes 
(4000 t); Erzeugnisse aus der landwirtschaftlichen Produktion, wie Ab- 
fälle und Verschiedenes (60 t) ; Tiere (200 t) ; tierische Produkte, wie Eier 
und anderes (30 t); Kolonialwaren (15 t); pflanzliche und tierische Roh- 
stoffe (10 t) ; Erzeugnisse der Forstwirtschaft und Erzeugnisse aus Holz, 
wie Schnittholz und anderes (2500 t); Erde, Gesteine, Sand, Klinker, 
Mineralien und Erzeugnisse aus diesen (750 t); Steinkohlen, Mineralöl 
(20 t); Metalle und Erzeugnisse aus diesen, wie Eisen, Stahl und Erzeug- 
nisse aus diesen (550 t); Fahrzeuge, Maschinen, Apparate, Werkzeuge 
(1500 t); Harz und andere Destillationsprodukte des Holzes, der Stein- 
kohle und des Mineralöles wie auch chemische Produkte (30 t); explosive 
und leicht entzündliche Waren (10 t); verschiedene Waren (450 t). 

Im Einfuhrtransit sind folgende Güter am häufigsten ver- 
treten: Landwirtschaftliche Produkte, wie Gemüse, Obstarten (900 t); 
Erzeugnisse aus landwirtschaftlichen Produkten, wie Abfälle, Tabak 
(1200 t); verschiedene Tierarten (140 t); verschiedene Mineralien (25 t); 
Metalle und Erzeugnisse aus diesen, Fahrzeuge, Maschinen, Apparate und 
Werkzeuge (15 t); Papier und Papiererzeugnisse (25 t); verschiedene 
Waren (140 t), 

Auf dem Wege des griechischen Transites werden die Waren 
meistens nach Übersee verfrachtet und von dort in der Hauptsache land- 
wirtschaftliche Produkte und Erzeugnisse der Forstwirtschaft ausgeführt. 

In der Reihe der Nachbarstaaten folgt Albanien, aber da 
zwischen Albanien und Jugoslawien keine Eisenbahnverbindung besteht, 
spielt sich der geringe Verkehr auf dem Seewege oder auf den Land- 
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straßen ab. Der größte Teil des Verkehrs wird auf dem Skutari-See mit 
Dampfern durchgeführt. Die einzige Eisenbahnverbindung, die in ge- 
wisser Hinsicht dem Grenzverkehr dient, verbindet Vippa Zar am Skutari- 
See mit Bar an der Adria. 

Bei einer prozentualen Gliederung des Güterver- 
kehrs auf der Eisenbahn fallen auf die Ausfuhr 15 %, Einfuhr 5 %, 
den Transit 14 % von dem ganzen Eisenbahngüterverkehr des König- 
reiches Jugoslawien. Die restlichen 66 % fallen auf den inneren Eisen- 
bahnverkehr. 

Die Einfuhr besteht auf Grund eines Vergleiches von fünf Jahren 
in der Hauptsache in: Steinkohle, Brennmaterial, Schnittholz, Baumate- 
rial wie auch Eisenbahnschwellen, Zuckerrüben, gewöhnlichen Ziegeln 
und Dachziegeln, Gesteinen, Mais, Mehl und anderen Mühlenprodukten, 
Eisen, Stahl und Waren aus diesen, Weizen, Zement, chemischen Produk- 
ten und Zucker. Zu diesen Gütern kommen in dem Ausfuhrverkehr: Klee, 
Treber, Zuckerrübenscheiben, Holzarten für Färbereien, Wein, Maische, 
Most. Die Zunahme der Ausfuhr des Weines muß in der Hauptsache 
tariflichen Vergünstigungen zugeschrieben werden. Das gilt auch für die 
Ausfuhr von Schweinen, Pflaumen und Holzkohle. Bei der Einfuhr 
kommen außer den aufgezählten Gütern noch folgende in Betracht: Säge- 
holz, Erze und jene Produkte, die bei uns nur in geringem Maße vor- 
handen sind. Dort, wo die Erzeugung gestiegen ist, ist ein Fallen der 
Einfuhr zu bemerken, so z. B. beim Zement und der Steinkohle. Beim 
Transit fällt außer den angegebenen Waren eine Vergrößerung des Tran- 
sites von Samen, Grünwaren und Gemüsen, Tabak, Mais, Klee, Maische, 
Papier und Eiern auf. 

Auf der Eisenbahn werden neben manchen anderen vor allem drei 
Produkte ausgeführt: Schnittholz, Brennmaterial und Roherze. Ein- 
geführt werden vier Hauptprodukte, und zwar: Metalle und deren Erzeug- 
nisse, Steinkohle, Papier und Mineralöl, transitiert sieben Produkte: 
Grünwaren und Gemüse, Zucker, Mineralöl, frische und trockene Süd- 
früchte, Mais, Weizen und Papier. 

Da auch in Jugoslawien wie überall der Güterverkehr wirtschaftlich 
im Vordergrund steht, haben wir ihn zuerst behandelt. Jetzt soll der 
Personenverkehr, der für das Königreich Jugoslawien außerordentlich 
bedeutungsvoll ist, behandelt werden. 

Die Bedeutung des Personenverkehrs liegt in seiner Akti- 
vität. Während er bei anderen Nationen ‘beinahe immer bilanzmäßig 
passiv ist, ist der Personenverkehr Jugoslawiens dank einer ausgezeich- 
neten Tarifpolitik bilanzmäßig aktiv und ist heute neben dem Waren- 
verkehr eine außerordentlich große Einnahmequelle. Der innere Reise- 
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verkehr interessiert uns hier nicht. Wir betrachten vielmehr nur jene 
Linien, die internationalen Charakter haben, wie der Durchgangsreise- 
verkehr zwischen West und Ost. Auf der anderen Seite finden wir den 
saisonbedingten Touristenverkehr, der Jahr für Jahr durch das Be- 
kanntwerden der Naturschönheiten des Königreichs Jugoslawiens steigt. 
Der regelmäßige innere Verkehr eines Jahres bewegt sich im Monats- 
durchschnitt um 3% Millionen Reisende, während er in den Monaten 
Juli und August, d. h. während der Saison, über 3% Millionen steigt 
und auf Normal- und Schmalspurstrecken ein Plus von 400 000 erreicht, 
Von dieser Zahl kann ohne weiteres über die Hälfte den Reisenden aus 
dem internationalen Verkehr zugerechnet werden, ohne Berücksichti- 
gung des Transitverkehrs, also von Reisenden, die im Lande zur Som- 
merfrische bleiben. 

Zu diesem Zwecke sind im Einverständnis mit den Eisenbahndirek- 
tionen des Deutschen Reiches, der Tschechoslowakei, Italiens, Ungarns 
und Polens besondere Vorschriften erlassen worden, die im internatio- 
nalen Verkehr dieser Staaten beachtet werden. Sie dienen besonders der 
Vereinfachung und Beschleunigung der Zollrevision von zurückgehal- 
tenem Gepäck. Zusammen mit den anderen Zweigen der staatlichen Ver- 
waltung ist von neuem mit Einverständnis der interessierten deutschen 
Behörden der Grenzverkehr der Reisenden, des Gepäcks und der Waren, 
die den Übergang bei der Station St. Ilj—Staatsgrenze—Spillfeld be- 
nutzen, vertraglich geregelt worden. Außerdem ist in dem neuen Ver- 
trag die Station Maribor zur gemeinsamen staatlichen Grenzstation be- 
stimmt worden. 

Die Tarifpolitik hat die Aufgabe gehabt, den touristischen Ver- 
kehr aus dem Auslande zu vergrößern, besonders zur Hebung des 
Besuchs der adriatischen Küste und der anderen Kurorte. Besondere 
Aufmerksamkeit ist den sogenannten aquisitorisch-touristischen Vergün- 
stigungen gewidmet worden, die die Tarife der Gesellschaftsreisen um 
50 % ermäßigt haben. Es ist eine große Zahl von Sonderzügen mit 50 % 
Ermäßigung der einfachen Tarife, in manchen Fällen sogar mit 66 % 
Ermäßigung eingeführt worden. Die Organisation dieser Reisen wird 
von den Reisebüros im Einverständnis mit den zuständigen Eisenbahn- 
direktionen durchgeführt. Dazu trägt auch eine Vereinbarung zwischen 
den Eisenbahndirektionen und den Schiffahrtsgesellschaften bei, durch 
die ein kombinierter Reisetarif geschaffen worden ist. Da die Ergebnisse 
ausgezeichnet waren, werden im Interesse des weiteren Ausbaues des 
Reiseverkehrs die kombinierten Tarife auch auf den Flußverkehr aus- 
gedehnt. Dadurch wird eine günstigere Behandlung der zu Schiff ins 
Ausland Reisenden ermöglicht. Dieser Verkehr wird besonders mit Hilfe 
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von direkten Tarifen im Einverständnis mit den einzelnen Staaten ge- 
fördert und läßt hoffen, daß das Interesse für die allgemeine Touristik 
zunimmt. 

Außer diesem Verkehr ist noch der Transitverkehr wichtig, Um 
nach Möglichkeit mehr Transitsendungen zu bekommen, sind die 
direkten Tarife durch Einführung von neuen oder durch Er- 
gänzung der alten in Kraft befindlichen Tarife erweitert worden. Die 
deutschen und jugoslawischen Tarife sind in Kraft getreten, ebenso 
jJugoslawisch-rumänische Tarife; vervollständigt worden sind die jugo- 
slawisch-deutschen, so daß z.B. für Nüsse direkte Tarife gültig sind, 
Jugoslawisch-griechische, tschechoslowakisch-italienische, ungarische 
Tarife und eine neue Fassung der jugoslawisch-bulgarischen Tarife sind 
für den Transport von Eiern herausgegeben worden. Schließlich sind 
mit allen Staaten Mitteleuropas sogenannte adriatische Tarife ge- 
schlossen worden für den Warentransport von den Adriahäfen über jugo- 
slawisches Gebiet. Außerdem sind zum Zwecke der Erleichterung des 
Transitverkehrs mit den Staaten des Ostens besondere Transittarife zwi- 
schen Jugoslawien und den einzelnen Staaten geschlossen worden. Ferner 
hat Jugoslawien im Interesse seines Warentransports nach England mit 
Belgien einen Tarif für den Durchgangsverkehr aufgestellt; mit Polen 
ist ein direkter Tarif vereinbart. 

Jugoslawien hat für jede Art der Zusammenarbeit, deren Aufgabe 
die Verbesserung der internationalen Beziehungen war, immer guten 
Willen gezeigt. Deswegen wird die jugoslawische Verkehrspolitik nach 
unserer Ansicht sich besonders dahin auswirken, daß der Eisenbahn- 
verkehr zwischen den benachbarten und weiter entfernten Ländern zum 
Nutzen der interessierten Nationen immer stärker erweitert wird. 

Es kann sein, daß die Eisenbahnen ihrer Aufgabe viel schneller ge- 
recht werden würden, wenn sie nicht noch vom Staat mit vielen Steuern, 
d. h. mit Transportkosten, belastet wären. Diese Transportkosten über- 
steigen in Jugoslawien jährlich den Betrag von 300 Millionen Dinar. 
Diese Belastungen, die die Entwicklung des Eisenbahnverkehrs sehr er- 
schweren, zwingen dazu, die Befreiung der Eisenbahn von allen Taxen 
ohne Unterschied und für immer zu erreichen. Die Verkehrspolitik soll 
stets berücksichtigen, daß alle Verkehrsmittel, wie z. B. die staatlichen 
Eisenbahnen, ihre eigenen Betriebskosten decken müssen. 


2.Seeverkehr. 
Die jugoslawische Adriaküste ist etwa 600 km lang. Sie ist außer- 


ordentlich gegliedert, reich an Buchten und natürlichen Häfen. Dadurch 
bietet sie leichte Landungsmöglichkeiten für die Schiffe und guten Schutz 
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gegen stürmische Wetter. Die ausgebauten Häfen ermöglichen selbst den 
allergrößten Schiffen eine glatte Ein- und Ausfahrt. Dies ist besonders 
bei den allergrößten jugoslawischen Häfen, die an der Linie der großen 
transozeanischen Schiffahrt liegen, der Fall. An der langen Küste be- 
finden sich über 70 Häfen und Anlegestellen, von denen die wichtigsten 
sind: Split-Stadt und nördlicher „Vranize“-Hafen, Susak, Sibenik, Du- 
brovnik I und II und Metkovie. Alle diese Häfen sind für die jugoslawische 
Wirtschaft von allergrößter Bedeutung. Deswegen sind sie mit dem Eisen- 
bahnnetz des Hinterlandes verbunden. Auch für die größten Schiffe 
stehen zum Löschen und Laden der Fracht allermodernste Hafeneinrich- 
tungen zur Verfügung. Split ist in Anbetracht der Größe des Verkehrs 
der erste Hafen. Er ist durch eine Eisenbahnlinie über Zagreb mit dem 
ganzen Lande verbunden. Split war von jeher, so schon während der 
Zeit des Diocletian, als Hafenstadt bekannt. Die Überreste des damaligen 
Hafens sind heute noch vorhanden. Es spielte schon damals eine beacht- 
liche Rolle. Während der Zeit der österreichisch-ungarischen Monarchie 
sind, wie schon erwähnt, die nördlichen Häfen der adriatischen Küste, 
wie Triest und Fiume, begünstigt worden. Deswegen fand Split weniger 
Aufmerksamkeit. Mit der Errichtung des Königreichs Jugoslawien be- 
gann für Split eine neue Epoche. Die ersehnte Verbindung mit dem Hinter- 
lande durch Eisenbahnlinien wurde hergestellt, und Split, die alte Hafen- 
stadt, ist in dem neugegründeten Vaterlande wieder aufgeblüht. Sein 
Verkehr wächst; ebenso entwickelt sich der neue Hafen Susak, ein Teil 
des alten Fiume, der in nicht ganz zehn Jahren vollständig sein Aus- 
sehen verändert hat und nun dieselbe Bedeutung erlangt, die Fiume vor 
dem Kriege hatte. 

Sibenik, eine alte dalmatinische Stadt und uneinnehmbare Festung, 
mit selten schönem natürlichen Hafen, gehört in die Reihe der wichtig- 
sten jugoslawischen Häfen und steht dem Verkehr nach an dritter Stelle. 

Ebenso wie Susak über Zagreb durch eine direkte Linie mit dem 
Hinterlande verbunden ist, hat Sibenik auch eine Verbindung auf der 
Linie Split—Zagreb erhalten und sich dadurch selbst von vornherein die 
Möglichkeit zur weiteren Entwicklung gesichert. Nach ihm folgt Du- 
brovnik, der älteste Hafen an der Adria, in alter Zeit der ganzen Welt 
bekannt. Heute nimmt er den vierten Platz unter den jugoslawischen 
Häfen ein. Was die nördlichen Häfen für den nördlichen und westlichen 
Teil des Landes bedeuten, das bedeutet Dubrovnik für den mittleren Teil 
des Staates. Er ist durch eine Schmalspurbahn mit dem Hinterlande ver- 
bunden und dient unserer Wirtschaft, insbesondere der Forstwirtschaft, 
als Ausfuhrbasis und ist deshalb für diese Gegenden von lebenswichtiger 
Bedeutung, An fünfter Stelle folgt der Hafen Metkovie, welcher eine 
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ähnliche Aufgabe wie Dubrovnik hat. Er ist mit der Linie Dubrovnik— 
Sarajevo verbunden und liegt dem Hinterlande näher. Nach dem Aus- 
bau des neuen Hafens Ploze scheint es, daß dieser nicht nur den Verkehr 
Dubrovniks, sondern auch den anderer Häfen nach sich ziehen wird, 
weil er natürliche Vorbedingungen und günstige Lage für den Verkehr 
aufweist. 

Wir wollen jetzt den U m f a n g dieses Verkehrs im Durchschnitt 
von fünf Jahren (1928—1932) zahlenmäßig belegen, und zwar in Mil- 
lionen Doppelzentnernt: Split (Stadt- und nördlicher Vranize-Hafen) hat 
im Jahre 1913 einen Gesamtverkehr (Einfuhr und Ausfuhr) von etwa 
5 Mill. q gehabt, während in den Jahren 1928—1932 der Umsatz durch- 
schnittlich 8 Mill. q betrug. Im Jahre 1934 und 1935 stieg der Umsatz auf 
über 10 Mill, q an; Susak durchschnittlich 5 Mill. q, Sibenik 3 Mill. q, 
Dubrovnik 21% Mill. q, Metkovic 1 Mill. q. Es ist interessant festzustellen, 
daß der Hafen von Sibenik vor dem Kriege fast den gleichen Umsatz wie 
jetzt gehabt hat. So stieg sein Verkehr während des Jahres 1913 an- 
nähernd auf 3 Mill. q. Dubrovnik und Metkovic nähern sich ebenfalls 
dem Vorkriegsverkehr, während unsere beiden anderen Häfen vollkommen 
modernisiert worden sind. Die Ursache für diese Entwicklung haben 
wir schon erläutert. Wir können aber noch hinzufügen, daß die jugo- 
slawische Seeverkehrspolitik außerordentlich weitschauend ist und wegen 
ihrer Vergünstigungen von Jahr zu Jahr immer mehr fremde Flaggen 
heranzieht. Der Gesamtverkehr des Königreichs Jugoslawien betrug wäh- 
rend der Jahre 1928—1933 durchschnittlich 23 Mill. q, und zwar entfielen 
auf die Einfuhr etwa 7 Mill. q und auf die Ausfuhr etwa 16 Mill. q. 
Der Verkehr hat im Jahre 1935 mit über 27 Mill. q den Kulminationspunkt 
erreicht, 

Wir wollen hier nur den heutigen internationalen Seeverkehr des 
Königreichs Jugoslawien und seinen Wert für das Land erörtern. Doch 
müssen wir jene Faktoren berühren, die dazu beigetragen haben, daß 
sich der heutige Verkehr und damit auch die Seefahrt ausgezeichnet ent- 
wickelt haben. Hier haben die besten Seefahrer der Welt ihr Können 
zum Ausbau der Schiffahrt eingesetzt. Die Bevölkerung der Bucht von 
Cattaro, deren Scewesen mit seinen zahlreichen Einrichtungen noch 
heute in Cattaro und in der Bucht von Cattaro zu finden ist, die Bevölke- 
rung der Insel Lopud und die Einwohner Dubrovniks, wie auch alle 
Inselbewohner, haben zur Schaffung des Seewesens beigetragen. 

Der Küstenverkehr mit dem Auslande nach Häfen und Anlegestellen 
in Jugoslawien entlang der ganzen adriatischen Küste bewegt sich um 
etwa 17 Mill. q, und zwar Einfuhr etwa 5 Mill. q, davon auf Segelschiffen 


* Im folgenden wird die Einheit des Doppelzentners mit q bezeichnet. 
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etwa 100 000 q, das übrige auf Dampfschiffen. Die Ausfuhr beträgt etwa 
12 Mill. q, durch Segelschiffe über % Mill. q, das übrige mit Dampf- 
schiffen. Der größte Verkehr ging über folgende Häfen: Split 6,5 Mill. q, 
Susak 4,5 Mill. q, Dubrovnik 2,5 Mill. q, Sibenik über 2 Mill. q, Omis über 
850 000 q, Metkovic über 800 000 q, Cattaro und andere Häfen der Bucht 
von Cattaro über 400 000 q, Zelenika etwa 200000 q, Bakar 150 000 q, 
Tivat 135 000 q; der Rest verteilt sich auf die anderen Häfen des Adria- 
tischen Meeres. 

Zuerst werden wir die Einfuhr von Waren aus dem Auslande 
nach der Art der Waren, nach dem Ursprungslande und nach 
der Flagge der Schiffe betrachten. Als Maßeinheit benutzen wir 
einen Doppelzentner (q). Die eingeführten Waren sind nach Kategorien 
geordnet. 

Die erste Kategorie umfaßt Erzeugnisse der Land- 
wirtschaft, der Viehzucht, der Forstwirtschaft; 
andere tierische und pflanzliche Erzeugnisse und Artikel für die 
Ernährung und Futtermittel wie: Roggen, Gerste (Griechenland: 250 q); 
Reis (Holland, Italien, Spanien: 40000 q, davon am meisten aus 
Italien); Zwiebeln, Kartoffeln (Ägypten, Italien, Spanien: 2500 q, 
am meisten aus Italien); Gemüse und Linsen (Ägypten, Griechenland, 
Italien, Spanien, Palästina: 140000 q, am meisten aus Spänien); 
getrocknete Feigen (aus Algier, Griechenland, Italien, Spanien, Türkei: 
17 000 q, am meisten aus Griechenland) ; getrocknete Trauben (Griechen- 
land, Italien, Kreta, Türkei: 27 000 q, am meisten aus Griechenland) ; ver- 
schiedene frische Obstarten (Italien: 100 q); verschiedene getrocknete 
Obstarten (Griechenland, Holland, Italien, Türkei: 400 q, am meisten 
aus Italien); Johannisbrot (Griechenland, Italien, Kreta: 3000 q, am 
meisten aus Kreta) ; Ölfrüchte (Griechenland, Italien: 2000 q, am meisten 
aus Griechenland) ; Kaffee (Argentinien, Brasilien, Italien, Deutschland: 
57.000 q, am meisten aus Italien); Tee (England, Holland, Frankreich, 
Italien: 400 q, am meisten aus Italien); Pfeffer (Holland, Indien, Ita- 
lien: 1700 q, am meisten aus Italien); Gewürze (Holland, Italien: 100 q, 
am meisten aus Italien); Kakao (Frankreich, Holland, Italien, Deutsch- 
land: 4000 q, am meisten aus Italien); Heilpflanzen (Holland, Italien, 
Deutschland: 160 q, am meisten aus Italien); afrikanisches Krina-Gras 
(Algier, Frankreich, Italien, Marokko: 18000 q, am meisten aus Ma- 
rokko); Raphia (Frankreich, Griechenland, Italien, Palästina: 6500 q, 
am meisten aus Italien); Mimosen (Italien: 1400 q); von den Erzeug- 
nissen der Viehzucht: Käse (Italien: 50 q); Talg (Argentinien, Brasilien, 
England, Holland, Italien: 3400 q, am meisten aus Italien) ; Wolle (Argen- 
tinien, Brasilien, England, Italien: 5700 q, am meisten aus Italien) ; Kon- 
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densmilch (Holland: 100 q); von den Erzeugnissen der Fischerei: Stock- 
fisch (Griechenland, Holland, Italien, Deutschland: 2500 q, am meisten 
aus Italien); Heringe (England, Holland, Italien: 270 q); Konserven 
(Italien: 400 q); Fischtran (Deutschland, Japan, Italien, Indien, 
Griechenland: 10000 q, am meisten aus Japan); von den Erzeugnissen 
der Forstwirtschaft: Holz für Feinarbeiten (Argentinien, England, Hol- 
land: 36 000 q, am meisten aus Argentinien); Holzerzeugnisse (Italien, 
Deutschland: 150 q); Kolophonium (Griechenland, Italien, Spanien; 
15 000 q, am meisten aus Griechenland); Weihrauch (Ägypten, Italien, 
Spanien: 500 q, am meisten aus Spanien); Kork (Holland, Italien, Por- 
tugal, Spanien: 600 q, am meisten aus Spanien); Gummi arabicum (Ita- 
lien: 150 q); Schalen von Kokosnüssen (Italien: 6000 q); Valomea 
(Griechenland, Italien, Türkei: 6200 q, am meisten aus Griechenland) ; 
von ‘den Erzeugnissen des landwirtschaftlichen Zweiges der Industrie: 
Kleie (Albanien, Griechenland: 2600 q); Teigwaren (Italien: 40 q); 
Stärke (Holland, Italien, Deutschland: 200 q, am meisten aus Deutsch- 
land); Speiseöle (Griechenland, Holland, Italien, Deutschland: 1500 q, 
am meisten aus Deutschland); Kokosnußöl (Holland, Italien, Deutsch- 
land: 2900 q, am meisten aus Italien); Preßrückstände von Ölfrüchten 
(Albanien, Griechenland: 11000 q); Samen (Holland, Deutschland: 
1100 q); Kokoskerne (Indien, Italien, USA., Palästina: 38000 q, am 
meisten aus Indien) ; Rückstände der Palmölfabrikation (Indien: 1100 q) ; 
Wein (Italien, Spanien: 350 q, am meisten aus Spanien); verschiedene 
feine Weinsorten und Liköre (Italien: 120 q); Tabak (Holland: 1800 q). 


In der zweiten Kategorie werden die Bodenschätze zusammen- 
gestellt, wie: Steinkohle (England, Holland, Deutschland, Polen: 
2, Mill. q, am meisten aus Holland); Anthrazit (Holland, Rußland: 
64 000 q); Koks (England, Holland, Deutschland: 700 000 q, am meisten 
aus Holland); Lignit (Holland: 10 000 q); Asphalt (Ägypten, Holland, 
Italien, Mexiko, Deutschland: 62000 q, am meisten aus Mexiko); Phos- 
phate (Algier, Marokko, USA.: 240 000 q); Salpeter (Ägypten, Holland, 
Deutschland: 12 000 q, am meisten aus Deutschland); Salze (Ägypten, 
Griechenland: 135000 q); Naphtha (Italien, Rumänien: 16000 q, am 
meisten aus Rumänien); Petroleum (Rumänien: 13.000 q); Gasolin (Ru- 
mänien: 7000 q); Mineralöle (England, Griechenland, Holland, Italien, 
Deutschland, USA.: 3000 q); Teer und Pech (England, Holland, Italien: 
21500 q, am meisten aus Italien); Eisenerze (Franz. Marokko und Span. 
Marokko: 56000 q); Pyrit (Griechenland: 29000 q); Zement (Italien: 
3500 q); Erde von Santurn (Griechenland: 5500 q); Karbolöl zur Im- 
prägnierung von Eisenbahnschwellen (England, Belgien: 54 000 q); Ma- 
gnesit in Säcken (Indien: 1500 q); Kreide (Deutschland: 1200 q). 
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Die dritte Kategorie umfaßt Waren aus Wachs und Fett- 
undÖlprodukte, wie: Wachs (England, Holland, Italien, Deutsch- 
land: 1300 q, am meisten aus Italien); Paraffin (Griechenland, Italien: 
2000 q, am meisten aus Italien); Stearin (Holland, Deutschland: 150 q); 
Olein (Holland: 700 q). 

Zur vierten Kategorie werden gerechnet chemischeundphar- 
mazeutische Produkte, Farbstoffe und Erzeugnisse aus diesen, 
Firnisse, Lacke, ätherische Öle, Alkohole und ähnliches: Chemische und 
pharmazeutische Produkte (Belgien, England, Holland, Italien, Deutsch- 
land: 11000 q, am meisten aus Deutschland); Kupfersulfat (England: 
4200 q); verarbeiteter Schwefel (Holland, Italien, Deutschland: 11 000 q) ; 
Natriumsulfid, Bisulfat und Nitrat (Griechenland, Holland, Italien, 
Deutschland: 10 000 q, am meisten aus Holland) ; verschiedene Farbstoffe 
(Holland, Italien, Deutschland: 2200 q); Quebracho in Fässern und in 
Säcken (Argentinien, Brasilien, Holland, Italien, Spanien: 17000 q); 
Terpentin (Griechenland, Italien: 4000 q). 

Die fünfte Kategorie umfaßt pflanzliche und tierische Materialien 
für Erzeugnisse aus Hanf, wie: Stoffe (England, Griechenland, Italien, 
Deutschland: 10200 q, am meisten aus Italien); Garn und Garnwaren 
(Argentinien, England, Indien, Italien, USA., Spanien: 24 000 q); Hanf 
(Italien: 2000 q); Seide und Seidenwaren (Italien, Japan: 1500 q); im- 
prägniertes Leinen (England, Italien: 100 q); Zwirn (Belgien, England, 
Griechenland, Holland, Indien, Italien, Deutschland: 24 000 q, am meisten 
aus Italien); Erzeugnisse aus Kokosnuß und Jute (Belgien, Indien, Ita- 
lien, Deutschland: 1900 q) ; Taue (Belgien, Griechenland, Italien, Deutsch- 
land: 650 q); Fischnetze (England, Italien: 180 q); Jute (Italien: 
15000 q); Säcke aus Jute (Holland, Italien, Deutschland: 10000 q); 
Linoleum (England, Italien: 350 q); andere ähnliche Waren (England, 
Holland, Italien: 2000 q, am meisten aus Italien). 

Des weiteren werden eingeführt: Leder, Felle und Erzeugnisse 
aus diesen, Erzeugnisse aus Därmen (Argentinien, Belgien, Frankreich, 
Griechenland, Holland, Italien: 3500 q); Därme (Frankreich, Holland, 
Deutschland: 200 q). 


Von den Erzeugnissen aus Kautschuk und Guttapercha sind 
u, a. Autoreifen (Ägypten, England, Indien, Italien, Deutschland: 
15 000 q) zu nennen, 


Korb-, Bürsten-, Siebwaren, Besen, Materialien für die Holz- 
schnitzerei und Erzeugnisse aus diesen, wie Wohnungseinrichtungen 
(Frankreich, Deutschland, Italien: 650 q); andere ähnliche Waren (Ita- 
lien: 550 q). 
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Papier, Bücher und Papiererzeugnisse, so auch verschiedene Pa- 
piersorten (England, Frankreich, Italien, Deutschland: 1500 q); Alumi- 
niumerzeugnisse (Italien: 30 q); Säcke aus Papier (Griechenland, Hol- 
land, Italien: 15 600 q); Bücher (England, Italien, USA.: 70 q); verschie- 
dene ähnliche Waren (Griechenland, Italien: 250 q); Zellulose (Holland, 
Deutschland, Schweden: 13 000 q); Zelluloid (Deutschland: 8000 q). 

Erzeugnisse aus Steinen, auskeramischen Materialien und 
von anderen mineralischen, fossilen Materialien, wie: Schamotteziegel und 
Erde (England, Italien, Deutschland: 2400 q) ; Porzellan (Italien: 2600 q); 
Amiant (Italien: 1700 q); Asbest (Belgien, Italien, England: 1700 q); 
andere ähnliche Waren (Griechenland, Holland, Italien, Deutschland: 
1300 q); Mühlsteine (Griechenland, Italien: 1400 q, am meisten aus 
Griechenland); Gläser und Glaserzeugnisse (Holland, Italien: 2000 q); 
Glasabfälle (Belgien: 10 000 q); Perlen (Italien: 30 q). 

Metalle und Metallerzeugnisse, wie: Eisen, Eisenerzeugnisse, Block- 
eisenbarren, Eisenblech (Belgien, England, Griechenland, Holland, Ita- 
lien, Deutschland, USA.: 80000 q); Weißblech und Erzeugnisse aus 
diesem (Griechenland, Holland, Italien: 1000 q); Stahl und Stahlerzeug- 
nisse (Belgien, Italien, Deutschland: 1200 q); verschiedene Metalle und 
Erzeugnisse aus diesen (Belgien, Griechenland, Italien, Deutschland: 
3500 q, am meisten aus Deutschland: 2500 q); Zinn (Indien, Holland, 
Deutschland: 1700 q, am meisten aus Indien); Blei und Erzeugnisse aus 
Blei (Belgien, Italien, Deutschland: 800 q, am meisten aus Italien); 
Telegraphenkabel (Frankreich, Holland, Italien, Deutschland: 1300 q, am 
meisten aus Deutschland); Zink (Belgien, Holland, Spanien: 2000 q, am 
meisten aus Holland); Eisenbahnmaterialien (Belgien, Frankreich, Ita- 
lien; 12000 q, am meisten aus Belgien) ; Alteisen (Frankreich, Griechen- 
land, Holland, Franz. Marokko, USA., Türkei: 270.000 q, am meisten aus 
USA.) ; andere ähnliche Waren (Deutschland, Italien: 2600 q, am meisten 
aus Italien); Quecksilber und Apparate in Verbindung mit Quecksilber 
(Spanien, England, Italien: 30 q, am meisten aus Spanien; 20 q), 

Maschinen, Apparate, Einrichtungen, elektrotechnische Einzelteile 
und Fahrzeuge, wie: Maschinen und Maschinenteile (Belgien, Frankreich, 
Italien, Deutschland: 25000 q, am meisten auslItalien) ; Motoren und Zeile, 
(Belgien, England, Italien, Deutschland: 800 q, am meisten aus Italien); 
Motor- und Fahrräder (Italien: 200 q); Personen- und Lastautos und 
Teile davon (Belgien, Griechenland, Holland, Italien, Deutschland, USA.: 
2300 q); Schreibmaschinen (Italien, Deutschland: 25 q); Nähmaschinen 
(England, Griechenland, Italien: 1200 q, am meisten aus Griechenland) ; 
elektrische Materialien, Elektroden (Belgien, Italien: 2100 q, am meisten 


aus Italien: etwa 2000 q); andere ähnliche Waren (England, Frankreich, 
Archiv für Elsenbahnwesen. 1039. 29 
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Italien: 1000 q); wissenschaftliche Gegenstände und Apparate, Radio- 
apparate und Bestandteile davon (Italien, USA.: 50 q); Klaviere 
und andere Instrumente (Italien, Deutschland: 80 q); Materialien für 
die Telegraphie und Telephonie (England, Italien: 150 q); Taschenuhren 
(Italien: 5 q); Spiegelwaren (Italien, Deutschland: 80 q); verschiedene 
Waren (Belgien, England, Griechenland, Holland, Italien, Deutschland: 
13 500 q, am meisten aus Italien: 8000 q, Deutschland: 3000 q). 

Jugoslawien führt Waren aus folgenden Ländern, geordnet 
nach der Quantität, ein: Italien, Griechenland, Holland, Spanien, Deutsch- 
land, Belgien, Ägypten, England, Indien, Argentinien, USA., Brasilien, 
Algier, Frankreich, Tunis, Marokko, Türkei und Albanien. Daß Italien und 
Griechenland voranstehen, erklärt sich aus der günstigen Lage der be- 
treffenden Länder zum Osten und aus der leichten Transportmöglichkeit. 
Das gilt besonders für Italien, das mit hochentwickelter Industrie in 
Jugoslawien einen guten Absatzmarkt gefunden hat. 

Es bestehen nach der Quantität große Unterschiede zwischen den 
auf Seeschiffen und den auf den Eisenbahnen eingeführten Waren- 
mengen. Während mittels der Eisenbahn auch hochwertige Stückgüter in 
geringen Mengen eingeführt werden, werden mit den Dampfern nur 
Massengüter eingeführt. Am meisten werden eingeführt Kohle und Koks, 
dann folgen Salze, Phosphat, Eisenerze, Zitronen und Orangen, Alteisen, 
Kaffee, Reis, Kokosnüsse, Holz für Feinarbeiten, getrocknete Trauben, 
Baumwolle und Baumwollwaren, Stoffe, Maschinen und Maschinenteile, 
Jute und Säcke aus Jute, chemische Produkte, Papiersäcke, Kautschuk, 
Zellulose, Eisenbahnmaterialien und Glasabfälle. 

Von diesen Waren, die auf dem Seewege nach Jugoslawien ein- 
geführt werden, befördern jugoslawische Dampfer höchstens 
die Hälfte, 

Die aus Jugoslawien auf dem Seeweg erfolgte Ausfuhr, ge- 
gliedertnach der Art der Ware, dem Bestimmungslande 
sowie nach der Flagge der Schiffe, ergibt ein ganz anderes, von der 
Einfuhr abweichendes Bild. Es wird uns ein Überblick über die außer- 
ordentlich große jugoslawische Ausfuhr ermöglicht, die gemäß der 
Struktur des Landes am meisten Agrarprodukte umfaßt, und zwar 
wie folgt: 

Erzeugnisse der Landwirtschaft, der Viehzucht und der 
Forstwirtschaft, andere tierische und pflanzliche Produkte und Nah- 
rungsmittel und Futtermittel, wie: Erzeugnisse der Landwirtschaft: 
Mais (Albanien, England: 11000 q); Weizen (Albanien; 13200 q); 
Mohn (Belgien, England, Frankreich, Holland, Deutschland: 13100 q, 
am meisten nach Deutschland); Reis (Albanien, Griechenland, 
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Italien: 520 q, am meisten nach Italien); Bohnen (Albanien, Bel- 
gien, England, Frankreich, Griechenland, Holland, Italien, Kreta, 
Deutschland: 26200 q, am meisten nach Deutschland); Kartoffeln 
und andere Gemüsearten, sowie Linsen (Griechenland, Malta, Tunis: 
11 000 q, am meisten nach Malta) ; Zwiebeln (Frankreich, Italien, Tunis; 
5200 q, am meisten nach Italien); getrocknete Äpfel und Birnen (Bel- 
gien, Frankreich: 900 q, am meisten nach Belgien) ; Kirschen in Fässern 
(Frankreich, Italien, Deutschland, USA.: 5300 q, am meisten nach 
Deutschland); Oliven (Italien: 1350 q); verschiedene frische Obstarten 
(Italien: 300 q); Mandeln und andere trockene Obstarten (Frankreich, 
Italien, Deutschland, Palästina: 500 q, am meisten nach Italien); ge- 
trocknete Feigen (Italien: 2300 q); getrocknete Trauben (Albanien, 
Tunis: 250 q, am meisten nach Albanien); getrocknete Pflaumen (Bel- 
gien, Ägypten, Frankreich, Holland, Italien, Deutschland: 3500 q, am 
meisten nach Frankreich) ; Verschiedenes (England, Italien, Deutschland: 
750 q, am meisten nach England); Insektenpulver aus Blumen (England, 
Frankreich, Italien, Deutschland, USA.: 2000 q, am meisten nach Ita- 
lien) ; Insektenpulver aus Blumen pulverisiert (England, Frankreich, Hol- 
land, Italien, Deutschland, Ungarn, Rumänien, Spanien: 300 q, am meisten 
nach Spanien); Pflanzenstiele für Insektenpulver (Italien: 120 q); Wer- 
mutblätter (England, Frankreich, Italien, Deutschland, USA.: 1300 q); 
getrocknete Salbeipflanzen (England, Italien, Deutschland, USA.: 6800 q, 
am meisten nach USA.) ; Rosmarinblätter (Belgien, England, Frankreich, 
Italien, Deutschland, USA.: 400 q, am meisten nach Deutschland) ; Lor- 
beerblätter (Frankreich, Italien, Ungarn, Deutschland: 500 q, am meisten 
nach Ungarn); Lindenblüten (Argentinien, Frankreich, Italien, Deutsch- 
land: 1000 q, am meisten nach Frankreich und Deutschland); verschie- 
dene Heilpflanzen und Wurzeln (Argentinien, England, Frankreich, Hol- 
land, Italien, Deutschland, USA., Spanien und Türkei: 6500 q, am meisten 
nach Deutschland, Frankreich und Italien); Ginster (Italien: 150 q); 
Heu und andere getrocknete Gräser (Albanien, Italien, Malta, Palästina: 
2600 q, am meisten nach Italien); Verschiedenes (Belgien, Frankreich, 
Italien, Deutschland: 1200 q, am meisten nach Italien). 

Von den Erzeugnissen der Viehzucht kommen in Betracht: Lebende 
Rinder (Ägypten, Griechenland, Italien, Malta, Marokko, Palästina, 
Spanien: 105.000 q, am meisten nach Malta); lebende Pferde (Griechen- 
land, Malta, Palästina: 220 q, am meisten nach Griechenland) ` lebende 
Kälber (Griechenland, Marokko, Palästina: 260 q, am meisten nach 
Palästina); lebendes Kleinvieh (Griechenland, Malta, Palästina: 4200 q, 
am meisten nach Griechenland); Rauchfleisch (Italien 30g); Ver- 
schiedenes (Frankreich, Italien, Deutschland: 670g, am meisten nach 
Italien) ; Eier (Griechenland, Malta: 300 q). 

EM 
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Von den Fischen und Fischereierzeugnissen sind zu nennen: Lebende 
Fische (Itälien 4204); lebende Meerkrebse (Italien 2001: Fisch- 
konserven in Öl (Belgien, England, Italien, Polen, Deutschland, Nor- 
wegen, USA., Tunis: 1300 q, am meisten nach Italien); eingesalzene Sar- 
dellen (Tschechoslowakei, Holland, Italien, Deutschland: 7500 q, am 
meisten nach Italien); Verschiedenes (Italien 150 q). 

Erzeugnisse der Forstwirtschaft wie: Bauholz (Aden, Albanien, 
Algier, Argentinien, Belgien, Dodekanes, Ägypten, England, Eriträa, 
Frankreich, Griechenland, Holland, Indien, Italien, Kreta, Kanarische 
Inseln, Libyen, Litauen, Malta, Marokko, Mozambique, Deutschland, Nor- 
wegen, Palästina, Persien, USA., Somaliland, Spanien, Tanger, Tunis, 
Türkei, Uruguay: 3350 000g, am meisten nach England, Deutschland, 
Frankreich und Italien) ; Brennholz (Italien, Malta: 54 000 q, am meisten 
nach Italien); Schwellen aus Buche und Eiche (Belgien, England, 
Ägypten, Griechenland, Holland, Marokko, Tunis: 220 000 q, am meisten 
nach Belgien und Holland); Buchen- und Eichenbretter (Algier, Frank- 
reich, Griechenland, Holland, Franz, Marokko, Deutschland, Spanien: 
74000g, am meisten nach Frankreich); Telegraphenstangen (Algier, 
Argentinien, Marokko, Tanger; 10000q, am meisten nach Algier); 
Parkettholz (Griechenland, Italien, Deutschland: 5000 q, am meisten nach 
Italien); Holzerzeugnisse (Albanien, England, Holland, Italien, Deutsch- 
land, Tunis, Türkei: 12000 q, am meisten nach England); Kiefernrinde 
(Italien 200 q); Holzkohle (Italien 1400 q); Holzwolle (Albanien 750 q); 
Verschiedenes (Ägypten, England, Italien, Deutschland: 1100 q, am 
meisten nach Deutschland). 

Erzeugnisse der landwirtschaftlichen Produktion: Kleie (Belgien, 
England, Holland, Deutschland: 30 000g, am meisten nach England); 
Mehl (Albanien, Italien: 1500 q, am meisten nach Italien); verschiedene 
Samen (Albanien, England, Frankreich, USA.: 51 000 q, am meisten nach 
England etwa 50 000 q); Teigwaren (Albanien, England, Italien, Indien, 
Malta: 500 q, am meisten nach Italien) ; Wein (Belgien, England, Italien, 
Deutschland, Polen, USA. Türkei: 500 q, am meisten nach Italien); 
Likör (Argentinien, Belgien, Malta: 110 q); Sirup und Marme- 
lade (Belgien, Holland, Italien, Deutschland, Palästina: 550 q, am 
meisten nach Deutschland); Olivenöl (Albanien, England, Italien, 
Deutschland, Schweden: 400g, am meisten nach Italien); Tomaten- 
konserven (Malta, Tunis: 220g, am meisten nach Malta); Zucker 
(Albanien, Marokko: 2700 q, am meisten nach Marokko); Preßrückstände 
aus Oliven (Belgien, England, Holland, Deutschland: 85 000 q, am meisten 
nach England); Verschiedenes (Albanien, Dänemark, Italien: 350 4); 
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Tabak (Frankreich 5800q); Tabakerzeugnisse (Albanien, England, 
Frankreich, Holland, Italien, Deutschland: 150g, am meisten nach 
Italien). 

Erzeugnisse des Bergbaues; Mineralöl und Erzeugnisse aus die- 
sem, wie: Bauxit (Ägypten, England, Holland, Kanada, Norwegen, Deutsch- 
land: 2500 000 q, am meisten nach Holland und Norwegen); Schwerspat 
(Belgien, Ägypten, England, Palästina, USA.: 3700 q, am meisten nach 
Belgien); Kalk (Italien 1020 000 q); gebrannter Kalk (Algier 7000 q); 
Gips (Albanien, Ceylon, England, Südafrikanische Union: 102 000 q, am 
meisten nach England) ` Bleierze (Belgien, Deutschland, Tunis: 70 000 q, 
am meisten nach Tunis); Kupfererze (Belgien, Deutschland, USA.: 
873 000 q); Magnesit in Säcken (England, Frankreich, Holland, Deutsch- 
land, USA.: 60 200 q, am meisten nach Deutschland) ; Steinkohle (Italien: 
83 000 q); Lignin (Italien: 230 000 q); Koks (Albanien, Italien: 1800 q); 
Mineralöl und Naphtha (Albanien, Palästina: 180q); Marmorblöcke 
(Belgien, Ägypten, England, Italien: 3700 q); Marmorabfälle (Belgien, 
Ägypten, Italien, Malta, Palästina: 40 000 q, am meisten nach Ägypten); 
Verschiedenes (Albanien, England, USA.: 1200 q); Zement (wird aus- 
geführt nach über 50 Ländern in einer Menge von 3 030 000 q, und zwar 
am meisten nach der Südafrikanischen Union, Palästina, Algier, Nigerien, 
Dodekanes, Albanien, England, Marokko, Malta, USA., Kanarische Inseln 
und Ägypten). 

W a ch s erzeugnisse, tierische, pflanzliche und Mineralstoffe und 
Waren, die unter Verwendung von Fett, Öl sowie Wachs hergestellt 
werden, wie: Wachs (Deutschland 50 q); Glyzerin (Albanien, Italien 
1050 q); Seife (Albanien 15 q). 

Chemische und pharmazeutische Erzeugnisse, Farb- 
stoffe und Erzeugnisse aus diesen, Firnis, Lacke, Äther, Alkohol, äthe- 
rische Öle und Riechstoffe, künstliche Düngemittel, leicht entzündliche 
und explosive Stoffe, wie: chemische und pharmazeutische Produkte 
(Albanien, Argentinien, Frankreich, Holland, Griechenland, Deutschland, 
USA., Spanien: 700 q, am meisten nach Argentinien); Tannin (Deutsch- 
land: 100 q); Essigsäure (Albanien, England: 3000 q); Azeton (Argen- 
Unien, England, Holland, Deutschland, Schweden: 1800 q) ; denaturierter 
Alkohol (Spiritus) (Argentinien, Ägypten, Griechenland, Kreta, 
Palästina: 5000 q); Methylalkohol (Argentinien, England, Griechenland, 
Holland, Palästina: 10004, am meisten nach Argentinien); Kreosot 
(England, Holland: 180g); Albumin (England, Holland, Deutschland: 
6004); Wermut- und Lorbeeröl (England: 5q); Rosmarinöl (England, 
Holland, Italien, USA.: 604); Salbeiöl (England, Italien: 804g); 
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Schwefelöl (England, Italien, Polen: 1500 q); Weinextrakt (Italien, Eng- 
land, Deutschland: 700q); Eichenextrakt (England, Griechenland, 
Holland, Indien, Deutschland: 59000 q, am meisten nach Holland und 
Deutschland); Opium (England, USA.: 30q); Soda (Albanien: 900 q); 
Karbid (nach mehr als zehn Staaten: 102000 q zusammen, davon am 
meisten nach England, Ägypten, Argentinien, USA.); Sulfat (Deutsch- 
land: 250g); Zyanamid (Belgien, Ceylon, Holland, Indien, Cochinchina, 
Spanien: 230 000 q, am meisten nach Holland und Belgien); Antimon 
(England, Frankreich, Holland: 3900g); Terpentin (Griechenland: 
270 q) ; Verschiedenes (Albanien, Griechenland, Deutschland: 4000 q, am 
meisten nach Griechenland). 

Pflanzliche und tierische Materialien für Garn und für Erzeugnisse 
daraus, wie: Stoffe (Albanien, Italien: 1000 q, am meisten nach Alba- 
nien); Garn (Albanien, Italien, Malta: 3009); Hanf (Argentinien, Bel- 
gien, England, Frankreich, Holland, Italien, Deutschland: 34 000 q, am 
meisten nach England); Baumwolle (Italien: 4500 q); Werg (Albanien, 
England, Frankreich, Italien, Marokko, Spanien: 1500 q); Säcke aus 
Jute (Albanien, England, Italien, Spanien: 1100 q, am meisten nach 
England); Verschiedenes (Albanien, England, Griechenland, Italien: 
350 q, am meisten nach England). 

Leder und Felle und Erzeugnisse aus diesen und Darmerzeugnisse, 
wie: Leder und Felle (Belgien, England, Holland, Italien, Deutschland: 
7000 o, am meisten nach Deutschland); Därme (Frankreich, Holland, 
Italien: 70 q). 

Kautschuk und Guttapercha, wie: Gummi und Gummierzeug- 
nisse (Albanien, England, Italien: 120 q, am meisten nach Albanien). 

Korb-, Bürsten- und Siebwaren, Besen, Materialien für die Holz- 
schnitzerei und Erzeugnisse davon, so Wohnungseinrichtungen (Albanien, 
Argentinien, Ägypten, England, Griechenland, Holland, Italien, Malta, 
Marokko, Spanien, Tunis: 1200 q, am meisten nach Albanien); Holzfässer 
(England, Griechenland, Italien: 500 q, am meisten nach Italien); Körbe 
(Griechenland: 90 q). 

P a pier, Bücher und Papiererzeugnisse (Italien, Kanarische Inseln, 
Spanien: 750 q); Zigarettenpapier (Albanien, Argentinien, Belgien, 
Griechenland, Holland, Italien, Deutschland: 1850 q, am meisten nach 
Albanien und Italien); Verschiedenes (Albanien, Griechenland, Deutsch- 
land: 300 q, am meisten nach Albanien); Zelluloid (Italien: 14000 a). 

Erzeugnisse aus Gesteinen, keramischen Materialien und 
anderen fossilen und mineralischen Materialien, wie Künstlicher Schiefer 
(wird ausgeführt nach über 40 Ländern — zusammen 57 000. q, und zwar 
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am meisten nach Indien, Ceylon, Türkei, Goldküste, Argentinien, Ägypten, 
Südafrikanische Union); Ziegel, Dachziegel und anderes (Italien, Senegal, 
Tunis, Türkei, Südafrikanische Union: 3600 q, am meisten nach der 
Südafrikanischen Union); Jugolith (England, Italien, USA., Palästina: 
500 q, am meisten nach USA.); Glas und Erzeugnisse aus Glas (ausge- 
führt nach mehr als zehn Staaten: 1500 q, am meisten nach Franz. 
Marokko). 

Metalle und Erzeugnisse aus diesen, wie Eisen und Eisenerzeug- 
nisse (Albanien, Griechenland, Belgien, Holland, Italien, Kanarische 
Inseln: 1000 q, am meisten nach Albanien); verschiedene Metalle und 
Erzeugnisse (Albanien, England, Griechenland, italien: 500 q, am 
meisten nach Albanien). 

Maschinen, Apparate, Einrichtungen, elektrotechnische Einzelteile 
und Beförderungsmittel, wie Maschinen und Maschinenteile (Albanien, 
Italien: 250 q, am meisten nach Italien) ; Fahrzeuge (Albanien, Griechen- 
land, Indien, Italien, USA.: 150g, am meisten nach Italien); ver- 
schiedene Waren (Albanien, Belgien, England, Marokko, Italien, Deutsch- 
land: 3600 q, am meisten nach England). 

Das Gesamtbild, das die Ausfuhr bietet, ist im Hinblick auf die 
Tonnage dem der Einfuhr ähnlich. Von den insgesamt ausgeführten 
Waren ist auf Schiffen unter jugoslawischer Flagge etwas weniger als 
die Hälfte der gesamten Menge ausgeführt worden, der andere Teil 
wurde auf fremden Schiffen befördert. 

Der Schiffsverkehr in den Abgangs- und Ankunftshäfen ergibt im 
Hinblick auf die Bedeutung des Verkehrs folgendes Bild: Jugoslawien: 
94 000 Schiffe mit einer Tonnage von 14 078 000; Italien: 4925 Schiffe 
mit einer Tonnage von 2 600 000; Griechenland: 645 mit 580 000 t; Argen- 
tinien: 76 mit 320 000 t; USA.: 33 mit 255 000 t; England: 135 mit 230 000 
Tonnen usw. 

Die Agrarprodukte machen den Hauptteil der Ausfuhr aus, wie 
das in der Wirtschaftsstruktur Jugoslawiens begründet ist. Dann folgen 
Erzeugnisse der Viehzucht, der Forstwirtschaft und des Bergbaues, wie 
Bauxit, Schwerspat, Kupfererze und Erzeugnisse des Bergbaues, wie 
Zement, Gips und verschiedene chemische Produkte wie Zyanamid, Kar- 
bid, Eichenrindenextrakt usw. 

Von den erwähnten Ländern waren in der Hauptsache die Nachbar- 
länder und für manche Waren auch andere interessiert, und zwar, ge- 
ordnet nach der Quantität, in folgender Reihe: Italien, Deutschland, 
Belgien, England, Frankreich, Griechenland, Albanien, Holland, USA., 
Ägypten, Spanien, Argentinien, Tunis, Marokko, Algier usw. 
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Den größten Teil der jugoslawischen Ausfuhr nahmen Italien und 
Deutschland auf, was sehr verständlich ist, wenn man berücksichtigt, daß 
die Erzeugnisse der jugoslawischen Ausfuhr für die Länder, die Roh- 
stoffmangel und eine hochentwickelte Industrie haben, notwendig sind. 

Der Warenverkehr auf dem Seewege mit dem Auslande kann nach 
Herkunfts- und Verbrauchsländern mit Rücksicht auf die Wichtigkeit der 
Menge folgendermaßen gegliedert werden: Holland: Aa Mill. q mit 
26,45 %, Deutschland: 2730000 q mit 16%; Italien: 206 000 q mit 
12,05 %; England: 620 000 q mit 3,60 %; Algier: 560 000 q mit 3,30 %; 
USA.: 458000 q mit 2,7%; Belgien: 450000 q mit 2,05 %. Besonders 
zu erwähnen ist der große Einfuhrverkehr mit drei Hauptländern, und 
zwar Holland, Deutschland und Italien. Die obigen Warenmengen haben 
Schiffe verschiedener Nationen transportiert, und zwar kommt nach der 
Flagge der Schiffe an erster Stelle Jugoslawien mit 55 %, dann folgen 
Italien mit 22,5 %, Griechenland mit 7,5 %, Deutschland mit 5,3 %, Eng- 
land mit 4,60 % usw. 

Nach unseren Ausführungen über den Seeschiffsverkehr müssen wir 
noch die jugoslawischen Zonen im Freihafen von Saloniki und den 
Warenverkehr in den Häfen des Skutari-Sees betrachten. 

Der Verkehr in dem jugoslawischen Freihafen in Saloniki 
beträgt für Waren aus Jugoslawien, die für das ganze Ausland bestimmt 
sind, etwa 1 680.000 q, aus anderen Staaten 142 000 q. 

Nach Jugoslawien werden über den Freihafen von Saloniki 
145 000 q, für Griechenland 58 000 q, für andere Länder 1724 000 q ab- 
gefertigt. Nach der Tonnage und Flagge steht Jugoslawien in Prozenten 
des Gesamtverkehrs an erster Stelle (mit 21 Schiffen — 75 000 RT. — 
1112000 q — 58 %), dann folgen Griechenland (mit 77 — 74 000 RT. — 
622 000 q — 32,5 %), Italien (9 — 8100 — 102 000 — Bun %), Schweden 
(4 — 8700 — 36 000 — 1,90 %) usw. 

Folgende Waren waren am meisten im Verkehr vertreten: Zink, 
Blei, Chrom, Pyrit, Magnesit, Brennmaterial und Bauholz, Salze und 
Rinder. Im übrigen finden wir alle sonstigen Produkte der jugoslawi- 
schen Aus- und Einfuhr, die auf dem Seewege transportiert werden. Wie 
wir in dem Kapitel über den Eisenbahnverkehr erwähnt haben, stellt der 
Freihafen von Saloniki eine Lebensnotwendigkeit für den jugoslawischen 
Süden dar, da sich über ihn seine gesamte Aus- und Einfuhr abspielt. 
Diese Tatsache haben wir zahlenmäßig belegt. 

Dem Schiffsverkehr und Warentransport stehen drei jugoslawische 
Häfen des Skutari-Sees zur Verfügung: Virpazar, Plavniza, Rijeka 
Crnojevica. Auf durchschnittlich 100 Schleppkähnen werden im Durch- 
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schnitt etwa 400 q eingeführt und etwa 3000 q ausgeführt. Der Verkehr 
spielt sich in der Hauptsache auf dem Skutari-See ab oder auf dem Fluß 
Bojana, auf dem die Dampfer vom Meer in den Skutari-See gelangen. 

Bei dem Fischreichtum der jugoslawischen Gewässer spielt der 
Fischfang in der Wirtschaft eine sehr große Rolle; aber auch im Export 
sind lebende Fische, Fischkonserven, Muscheln, Schwämme und Korallen 
vertreten, Insgesamt werden etwa 6,5 Mill.kg Fische, Hummern und Krebse 
gefangen, und davon werden 610.000 kg ausgeführt; etwa 210000 kg 
Fischkonserven werden für das Ausland hergestellt; ferner 70000 kg 
Schwämme, 82 kg Korallen, 300 000 Stück Austern, von denen die Hälfte 
für das Ausland bestimmt ist; 1100 q Miesmuscheln und 10000 q 
Kunjka. Bekannt ist noch weiterhin der Fang von Aalen auf dem 
Skutari-See, 

Wie bei den anderen Verkehrsmitteln wollen wir nach der Behand- 
lung des Warenverkehrs uns dem Personenverkehr zuwenden. 
Der Transport der Reisenden auf dem Seewege unter Berührung von 
eigenen und fremden Häfen, die Eisenbahnanschluß besitzen, wird in 
Jugoslawien in der Hauptsache durch drei Gesellschaften abgewickelt, 
und zwar die Adriatische, Dubrovniksche und Montenegrinische 
Schiffahrtsgesellschaft. Hier beschränken wir uns lediglich auf den 
Küstenverkehr, der eng mit dem Verkehr an der jugoslawischen Küste 
verbunden ist, und lassen die übrige Schiffahrt außer acht, die in der 
Hauptsache auch von anderen Gesellschaften betrieben wird, wie z.B. 
dem „Jugoslawischen Lloyd“ und „Racie“. Auf dem Seewege sind 1936 
in jugoslawischen Häfen auf eigenen Dampfern 17 000 und auf fremden 
Dampfern 9000 Reisende angekommen. Für die Ausreise betragen die 
entsprechenden Zahlen 8000 und 9000. 

Der Gesamtpersonenverkehr der eigenen und fremden Linien, hier 
auch die Linien eingerechnet, die fremde Touristen befördern, betrug 
ungefähr 1,5 Mill. Personen. 

Der kombinierte Verkehr zwischen Eisenbahn und Schiffen 
ist in letzter Zeit aufgenommen worden. Die bisherigen Resultate sind 
ausgezeichnet, so daß außerdem auch internationale Seetarife, wie 
deutsch-, tschechoslowakisch-, ungarisch-, polnisch-adriatische Tarife, 
die die Transportmöglichkeiten der Waren verbessern, eingeführt 
worden sind. 

3. Flußverkehr, 

Nach der Länge seiner Wasserwege — etwa 2000 km — nimmt 
Jugoslawien den ersten Platz in der Reihe der Donauländer ein, Seine 
Hauptader bildet die Donau, die Jugoslawien in einer Länge von 600 km 
durchfließt, mit ihren Nebenflüssen Drau, Theiß und Sau; dann folgen 
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die Kanäle der Backa zwischen der Drau und Theiß und der Begej- 
Kanal, der die Theiß über Beckerek mit Temesvar verbindet. 

Nach ihrer Natur und Schiffbarkeit sind die einzelnen Wasserwege 
sehr verschieden. Sie werden aber in der Hauptsache nur mit Schlep- 
pern von einer Type befahren. 

Auch vom rechtlichen Standpunkte aus bilden diese Wege keine 
Einheit. Während die Donau mit ihren Nebenflüssen Drau und Theiß 
allen Flaggen geöffnet, d. h. internationalisiert, ist, sind die Sau und 
ihre Nebenflüsse wie auch die Kanäle der Backa für die nationale 
Schiffahrt reserviert. Der Kanal von Begej, der aus Rumänien kommt, 
besitzt ein Spezialstatut, d. h. er ist auf Grundlage einer besonderen Ver- 
einbarung auf seiner ganzen Länge für die Schiffe beider Länder frei. 

Die Donau wird wegen ihrer Größe und ihrer unmittelbaren Ver- 
bindung mit den Ländern Mitteleuropas und dem östlichen Balkan am 
meisten benutzt. Die Nebenflüsse der Donau mit Ausnahme der Theiß, 
die weniger günstige Bedingungen für die Schiffahrt aufweist, haben 
etwas geringer entwickelten Verkehr. Sie bringen in der Hauptsache 
Holz aus den großen Wäldern ihres Mittellaufs. 

Nach dem Kriege haben sich infolge von politischen Änderungen 
die Transportrichtungen auf dem Wasserwege in gewissem Umfang ver- 
ändert. Die statistischen Angaben, die im Tabellenanhang angeführt 
sind, zeigen klar einen allgemeinen Zuwachs des Verkehrs in den letzten 
Jahren. 

Die Hauptrichtung der jugoslawischen Ausfuhr geht nach Mittel- 
europa. Auf der Donau werden in der Hauptsache Getreide, Holz und 
Erz ausgeführt. Die Hauptausfuhrhäfen sind: Veliki-Beckerek an dem 
Begej-Kanal und Pancevo an der Temes (3 km von der Donau), wo fast 
das gesamte Getreide des Banats verladen wird; in Novi-Sad und in 
anderen kleineren Häfen an der Donau, der Theiß und den Kanälen der 
Backa wird die Verladung des Getreides aus der Batschka vorgenommen ; 
Smederevo ist der Ausgangspunkt an der Donau zum Tal der Morava 
usw. Die slavonischen Eichen werden auf der Sau und Drau ausgeführt. 
Pyrit aus Majdampek wird in Donji Milanovac verladen. 

Als Haupteinfuhrhafen ist Beograd anzusehen, der gleichzeitig auch 
der größte Binnenschiffahrtshafen des Landes ist. Andere wichtige 
Häfen an der Donau, die verschiedenartigen Verkehr aufweisen, sind: 
Vukovar, Novi-Sad, Zemun und Veliko Gradiste, an der Sau: Sisak und 
Bos. Brod, an der Drau: Osjek, an der Theiß: Titel. In einigen Häfen 
wird lediglich nur eine Warenart verladen. An der Donau wird in 
Beocin Zement verladen, in Kostolez Kohle in Golübaz in der Haupt- 
sache Gesteine, und Prahovo dient jetzt in der Hauptsache dem Transport 
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der in Bor vorkommenden Erze, der Einfuhr von Koks und der Ausfuhr 
von Kupfer; an der Drau dienen Belisce und Sestilovac in der Haupt- 
sache der Ausfuhr von Holz. 

Die Zuckerfabriken Veliki Beckerek, Vrbas und Crvenka transpor- 
tieren große Mengen von Zuckerrüben auf dem Wasserwege. 

Für die Einrichtung von Häfen ist die Lage ziemlich ungünstig, 
Nach dem Kriege ist die ganze Aufmerksamkeit zunächst dem Eisenbahn- 
bau als wichtigster Arbeit zugewendet worden, während bei den Wasser- 
wegen nur die unbedingt notwendigen Arbeiten für ihre Erhaltung, wie 
das Baggern der Flußbette und der Winterhäfen, ausgeführt wurden. 
Größere Investierungen sind nicht durchgeführt worden. Diese hätte 
man in der Hauptsache beim Neubau von Häfen durchführen müssen, da- 
mit der Warentransport beschleunigt, erleichtert und verbilligt würde, 
weil ja wegen der teuren und langsamen Verladung die Transportkosten 
merklich belastet sind. 

Es muß noch erwähnt werden, daß während der letzten Jahre neben 
der regelmäßigen Erhaltung und Markierung der Wasserwege auch Neu- 
bauten für die Entwicklung des Verkehrs vorgenommen wurden. Hier sind 
der Steinkai in Vel. Gradiste und die Erneuerung der Treidelanlagen 
durch das Derdap-Gebiet mit Hilfe von Dampfmaschinen an dem Kanal 
von Sip, wodurch der Verkehr wesentlich erleichtert und beschleunigt 
wurde, zu nennen. Beinahe die Hälfte des Schiffsverkehrs wird durch 
jugoslawische Schiffe durchgeführt. Von dem gesamten jugoslawischen 
Schiffspark gehört etwa zwei Drittel dem Staate, in dessen Händen auch 
die Nutzung liegt. Der staatliche Flußverkehr führt den größten Teil 
des Transportes nationaler Flagge in der Aus- und Einfuhr durch. 

Im Flußverkehr sind in Jugoslawien etwa 10000 Menschen be- 
schäftigt. Die Bewohner von Djerdap und von der Unterdonau sind für 
diese Arbeit am geeignetsten. Apatin ist ebenfalls als Lokalzentrum der 
Schiffahrt entwickelt. 

In letzter Zeit ist eine Veröffentlichung über die Statistik des 
Flußverkehrs und des Schiffsparks erschienen. In früheren Jahren, 
besonders unmittelbar nach dem Kriege, sind keine Angaben gemacht 
worden, während die späteren Notierungen während einiger Jahre 
ungenau und unvollständig waren. 

Nur für die letzten Jahre gibt es eine Statistik des Flußverkehrs 
im Königreich Jugoslawien. Sie ist ziemlich vollständig und übersicht- 
lich und in ihr sind in erster Linie der Warenverkehr und die Bewegung 
des Transports nach Erzeugungs- und Bestimmungsländern, nach der 
Flagge des Transporteurs usw. angeführt. In zweiter Linie ist der Stand 
des Schiffsparkes unserer Flagge angegeben. Hierbei werden die 
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Schiffe, die dem Verkehr dienen, und diejenigen, die zur Erhaltung der 
Wasserwege und für andere Zwecke verwendet werden, getrennt ange- 
führt. Am Schluß werden Angaben über die Flußwege, Häfen, Winter- 
häfen, Schleusen, Brücken sowie auch Fähren gebracht. 

Nach der allgemeinen Sichtung des Gesamtverkehrs betrug 
im internationalen Verkehr die Einfuhr etwa 450000 t, die Ausfuhr 
350 000 t, der Transit donauaufwärts 750 000 t, donauabwärts 320 000 t; 
Flöße aus dem Auslande 23 000 m’. 

Im Außenverkehr, spezifiziert nach der Art der transportierten Ware, 
waren bei der Einfuhr am meisten vertreten: Weizen, Mais: etwa 
12.000 t; andere Erzeugnisse der Landwirtschaft: 5500 t; Brennmaterial: 
240 t; Holz und alle Erzeugnisse aus Holz: 100 t; Kohle und Koks: 
200 000 t; metallurgische Rohstoffe und Erze: 15 t; Speisesalz und 
künstliche Düngemittel: 40000 t; Mineralöl: 70000 t; Metalle, Ma- 
schinen und Erzeugnisse aus Metall und aus Eisen: 30 000 t; Industrie- 
erzeugnisse: 3500 t; Baumaterialien: 10000 t; in Kisten verpackte 
Ware: 70 000 t; Verschiedenes: 1000 t. 

Bei der Ausfuhr waren am meisten vertreten: Weizen und Mais: 
durchschnittlich etwa 200 000 t (im Jahre 1925 überstieg die Ausfuhr 
750000 t); dann folgen andere Erzeugnisse der Landwirtschaft: 
40.000 t; Brennmaterial: 25000 t; Holz und Erzeugnisse aus Holz: 
43000 t; Koks und Kohle: 1000 t; metallurgische Rohstoffe, Erze: 
70.000 t; Metalle, Maschinen und Erzeugnisse aus Metall und Eisen: 
200 t; Industrieerzeugnisse: 13 000 t; Baumaterialien: 100 t; in Kisten 
verpacktes Material: 3500 t; verschiedene Waren: 100 t. 

Wie bei den Produkten der Landwirtschaft, so ist auch bei den 
anderen Waren zu bemerken, daß die Ausfuhr in den Jahren 1925 und 
1926 infolge der durch die Inflation verursachten Prosperität der Wirt- 
schaft in fast allen Ländern außerordentlich groß war, Dazu trugen 
noch die reichen Vorräte aus den ertragreichen Jahren bei. 

Beim Transitverkehr begegnen uns folgende Waren: Weizen und 
Mais: etwa 200000 t (von dieser Menge flußaufwärts 170000 t und 
abwärts 30000 t); andere Erzeugnisse der Landwirtschaft: 70000 t 
(Slußaufwärts 68 000 t, abwärts 2000 t); Brennmaterial: 18 000 t (nur 
flußaufwärts) ; Holz und alle Erzeugnisse aus Holz: 9000 t (flußaufwärts 
8500 t, abwärts 500 t); Koks und Kohle: 100000 t (flußaufwärts 
30.000 t, abwärts 70.000 t); metallurgische Rohstoffe und Erze 3000 t 
(nur flußaufwärts); Kochsalz und künstliche Düngemittel: 6000 t (nur 
flußabwärts); Mineralöl: 400000 t (nur flußaufwärts); Metalle, Ma- 
schinen und Erzeugnisse aus Metallen: 40.0000 t (flußaufwärts 2000 t, 
abwärts 38.000 t); Industrieerzeugnisse: 5000 t ({lußaufwärts 3000 t, 
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abwärts 2000 t); Sand, Klinker und Baumaterialien; 6000 t (flußauf- 
wärts 2000 t, abwärts 4000 t); in Kisten verpackte Waren: 100 000 t 
(£lußaufwärts 30 000 t, abwärts 70.000 t); verschiedene Waren: 300 t 
(flußaufwärts 200 t, abwärts 100 t). 

Beim Einfuhrtransit finden wir aufgeteilt nach den Flaggen 
der Transiteure folgende Warenmengen: jugoslawische etwa 
200 000 t, ungarische 12 000 t, tschechoslowakische 25 000 t, deutsche und 
österreichische 80 000 t, rumänische 40 000 t, bulgarische 500 t, albanische 
800 t, amerikanische 1000 t, belgische 2000 t, griechische 5000 t, eng- 
lische 1000 t, italienische 3000 t, französische 35 000 t, holländische 
3000 t. Im Ausfuhrtransit werden Waren auf Schiffe der nachstehenden 
Nationen verladen: jugoslawische 250 000, ungarische 25 000, tschecho- 
slowakische 40000, deutsche und österreichische 150 000, rumänische 
10 000, bulgarische 500, albanische 150, griechische 1500, englische 1000, 
italienische 300, französische 12 000, holländische 3500. 


Im Transitverkehr war nach den Flaggen des Transporteurs fol- 
gender Schiffsraumin Tonnen vertreten: Jugoslawische: 60 000 
(flußaufwärts 50 000, abwärts 10 000) ; ungarische: 150 000 (flußaufwärts 
100 000, abwärts 50000); tschechoslowakische: 90000 (flußaufwärts 
30.000, abwärts 60000); deutsche und österreichische: 400 000 (fluß- 
aufwärts 300 000, abwärts 100 000); rumänische: 100 000 (flußaufwärts 
90.000, abwärts 10 000); bulgarische: 4000 (flußaufwärts 3000, abwärts 
1000); amerikanische: 500 (nur flußaufwärts); belgische: 4000 (fluß- 
aufwärts 3500, abwärts 500); griechische: 3500 (nur flußaufwärts) ; 
englische: 5000 (nur flußaufwärts); italienische: 500 (nur flußauf- 
wärts); französische: 60000 (flußaufwärts 45000, abwärts 15 000); 
holländische: 70.000 (flußaufwärts 50.000, abwärts 20 000); schweize- 
rische: 5000 (nur flußaufwärts). 


Wir betrachten nun den Verkehr auf den einzelnen Wasser- 
wegen und stellen fest, daß auf der Donau bei der Einfuhr etwa 
350.000 t transportiert wurden, und zwar auf jugoslawischen Schiffen 
150 000 t, das andere auf ausländischen. Die Zahlen der Ausfuhr lauten 
etwa 150.000 t, davon auf jugoslawischen Schiffen 50 000 t, das übrige 
auf ausländischen, Die Zahlen für den Transit flußaufwärts etwa 
700 000 t, davon mit jugoslawischen Dampfern 30 000 t, das übrige mit 
ausländischen; beim Transit flußabwärts 300 000 t, davon auf jugoslawi- 
schen Dampfern 20.000 t, das übrige auf ausländischen, 


Auf der Donau werden aus Jugoslawien in der Hauptsache Ge- 


treide, Holz, Erze ausgeführt; eingeführt werden dagegen Industrie- 
produkte, 
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In der Ausfuhr von Jugoslawien nach Deutschland werden unter 
deutscher Flagge etwa 150000 t Schiffsraum beladen, während bei der 
Einfuhr etwa 80 000 t eingesetzt waren. Das übrige fällt auf die jugo- 
slawische Schiffahrt. ji 

Beim Transitverkehr haben Schiffe deutscher und österreichischer 
Flagge etwa 400000 t transportiert, stromaufwärts etwa 300 000 t, ab- 
wärts 100.000 t. Dieser Verkehr hat als Ziel in der Hauptsache Bul- 
garien und Griechenland. 

Der internationale Flußverkehr ergibt nach Waren und Ursprungs- 
ländern folgendes Bild: Aus Deutschland und Österreich wurden etwa 
100 000 t eingeführt. Diese Menge setzt sich aus folgenden Waren, ge- 
ordnet nach der Menge, zusammen: Kohlen, Koks, verpacktes Material, 
Metalle, Maschinen und Erzeugnisse aus Metall und Eisen, verschiedene 
Baumaterialien und Industrieerzeugnisse. Von der gesamten Ausfuhr 
Jugoslawiens auf der Donau entfielen auf Deutschland und Österreich 
etwa 70.000 t, davon besonders Weizen, Mais und andere Erzeugnisse der 
Landwirtschaft, Holz und alle Erzeugnisse aus Holz und verschiedene 
Baumaterialien. 

Die Schiffe unter deutscher und östereichischer Flagge durch das 
Djerdap-Gebiet haben stromaufwärts etwa 300 000 t transportiert, strom- 
abwärts etwa 150 000 t. Bei der Durchfahrt durch die Stromengen von 
Djerdap nimmt die deutsche und österreichische Schiffahrt den ersten 
Platz ein. H 

Auf dem zweiten internationalen Flusse, der Drau, wurden etwa 
15.000 t eingeführt, auf jugoslawischen Schiffen 7000 t, das übrige auf 
ausländischen, ausgeführt etwa 50000 t, auf jugoslawischen Schiffen 
40.000, das übrige auf ausländischen. Bei dem Transit finden wir fluß- 
aufwärts etwa 7000 t, davon auf jugoslawischen Schiffen 6000 t, das 
übrige auf ausländischen. 

Auf der Theiß wurden eingeführt 8000 t, davon auf jugoslawi- 
schen Schiffen 6000 t, das übrige auf ausländischen, ausgeführt wurden 
70 000 t, davon auf jugoslawischen Schiffen 25 000 t, das übrige auf aus- 
ländischen. Der Transit verzeichnet flußaufwärts 30 000 t, davon durch 
jugoslawische 20.000 t, das übrige durch ausländische. 

Auf den Inlandsflüssen und -kanälen, wie der Sau, 
betrug die Einfuhr 60000 t, alles auf jugoslawischen Schiffen trans- 
portiert, die Ausfuhr 25 000 t, ebenso auf jugoslawischen Schiffen. Auf 
dem Temes betrug die Einfuhr 14.000 t, davon auf jugoslawischen 
Schiffen 11.000 t, das übrige auf ausländischen, die Ausfuhr 18 000 t, 
davon auf jugoslawischen Schiffen 14 000 t, das übrige auf ausländischen. 
Auf dem Begei-Kanal betrug die Einfuhr 30 000 t, alles auf jugo- 
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slawischen Schiffen transportiert, die Ausfuhr 29 000 t, alles auf jugo- 
slawischen Schiffen, der Transit flußaufwärts etwa 10 000 t, davon auf 
jugoslawischen Schiffen 2000 t, das übrige durch ausländische trans- 
portiert. Die Kanäle der Backa, die für die nationale Schiffahrt reser- 
viert sind, zeigten eine Einfuhr von etwa 8500 t, eine Ausfuhr von 3500 t, 
alles auf jugoslawischen Schiffen. 

Außer dem Skutari-See, den wir schon im Abschnitt über die See- 
schiffahrt erwähnt haben, haben wir noch auf dem Oschridsee, auf 
dem der zwischenstaatliche Verkehr mit Griechenland sich abspielt, bei 
der Ausfuhr etwa 30 t, in der Hauptsache auf Schiffen jugoslawischer 
Flagge, transportiert. 

Der internationale Verkehr, der sich auf den Binnenwasser- 
straßen abspielt, gibt, nach Waren und dem Herkunftsland 
gegliedert, bei der Einfuhr folgendes Bild: Deutschland und Öster- 
reich; etwa 100 000 t (in folgender Reihe: Kohlen, Koks, in Kisten ver- 
packte Waren, Metalle, Maschinen und Erzeugnisse aus Metall und aus 
Eisen, verschiedene Baumaterialien und Industrieerzeugnisse) ; Tschecho- 
slowakei: etwa 150 000 t (an erster Stelle stehen Kohlen und Koks, dann 
folgen in Kisten verpackte Waren, Metalle, Maschinen, Erzeugnisse aus 
Metallen und Eisen, verschiedene Baumaterialien und etwas Weizen); 
Ungarn: etwa 45 000 t (an erster Stelle stehen Kohlen, dann folgen Koks, 
in Kisten verpackte Waren, Metalle, Maschinen, Erzeugnisse aus Metall 
und Eisen, Weizen, Mais und andere Produkte der Landwirtschaft) ; 
Rumänien: etwa 180 000 t (an erster Stelle steht Mineralöl, dann folgen 
Kohlen, Koks, Kochsalz, künstliche Düngemittel, Weizen, Mais, wie auch 
andere Produkte der Landwirtschaft). 

Wie wir schon früher erwähnt haben, spielt sich der zwischenstaat- 
liche Verkehr zwischen Rumänien und Jugoslawien in der Hauptsache 
auf der Donau und auf den Kanälen ab, die für die Schiffahrt durch 
Sonderverträge frei sind. Die Einfuhr aus Rumänien ist besonders groß 
und der größte Teil fällt auf den Verkehr mit Mineralöl, das in Spezial- 
schiffen auf dem Flußwege transportiert wird. 

Aus Bulgarien kommen etwa 1500t, und zwar in der Hauptsache 
landwirtschaftliche Produkte, aus Albanien etwa 200t, und zwar ver- 
schiedene Baumaterialien und Erzeugnisse der Landwirtschaft. 

Ausgeführt werden nach: Deutschland und Österreich etwa 
70 000: (davon an erster Stelle Weizen, dann folgen Mais, andere Erzeug- 
nisse der Landwirtschaft, Holz und verschiedene Holzerzeugnisse, ver- 
schiedene Baumaterialien); nach der Tschechoslowakei etwa 75.000 t, 
davon an erster Stelle Weizen, dann folgen Mais, andere Produkte der 
Landwirtschaft, Holz, Holzerzeugnisse, Industrieprodukte und in Kisten 
verpackte Waren, nach Ungarn etwa 160.000 t, davon an erster Stelle 
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metallurgische Rohstoffe, dann folgen Weizen, Mais, Holz und alle Holz- 
erzeugnisse, Brennmaterialien und verschiedene andere Erzeugnisse der 
Landwirtschaft, einige Industrieprodukte und in Kisten verpacktes Ma- 
terial, nach Rumänien etwa 30.000 t, davon am meisten Weizen, Mais, 
metallurgische Rohstoffe, Erze und in Kisten verpackte Waren, nach 
Bulgarien etwa 40 t, davon an erster Stelle Metalle, dann folgen Ma- 
schinen, wie auch Erzeugnisse aus Metallen und Eisen, nach Albanien 
etwa 500 t, davon an erster Stelle Holz und verschiedene Erzeugnisse aus 
Holz, dann folgen andere Erzeugnisse der Landwirtschaft, Weizen, Mais 
und Brennmaterialien, 

Bei der Ausfuhr ist ein besonders großer Verkehr mit den Ländern, 
die nicht weit entfernt sind, zu beobachten. Hier ist z. B. Ungarn, das 
besonders für Verkehr auf dem Wasserweg wegen des einfachen Trans- 
portes und der billigen Transportkosten günstig liegt, zu nennen. Nach 
ihm folgen die Tschechoslowakei, Deutschland, während Rumänien wegen 
der gleichartigen Struktur seiner Wirtschaft etwas schwächer ver- 
treten ist. 

Bulgarien kommt hier nicht sehr in Betracht, dagegen interessiert 
sich Albanien sehr für unsere Holzbau- und Brennmaterialien, weil es 
sehr arm an Waldgebieten ist. 

Wir wenden uns jetzt dem Verkehr in dem Gebiet von Djerdap 
(Eisernes Tor) zu, das mit seinem Verkehr der verschiedensten 
Flaggen außerordentlich interessant ist und durch das der gesamte 
Donauverkehr führt. 

Eins der größten natürlichen Hindernisse für die Schiffahrt auf 
der Donau war im Unterlauf das Felsengebiet von Derlap. Hier hat die 
Donau sich selbst einen Weg durch die Felsen gebahnt und damit ein 
Naturwunder geschaffen. Diese Flußstrecke ist aber von Felsen durch- 
setzt, die manchmal aus dem Wasser herausragen und ständig die Schiffe 
bedrohen, Hier verengt sich die Donau besonders stark, so daß (re 
Breite an der engsten Stelle, d. h. beim Eisernen Tor, zwischen wuchtigen 
Felsen nicht einmal 100 m beträgt, während sie bei der Einfahrt in 
Djerdap mehr als 1km breit ist. Daraus erklärt sich die große Ge- 
schwindigkeit des Wassers. Wegen der Untiefe müssen die Schiffe 
und Flöße langsam fahren, und nur ein erfahrener Steuermann ist in der 
Lage, ein Schiff ohne Gefährdung durch diese Engen zu führen. Darin 
zeichnen sich besonders die Einwohner der Umgebung aus, die in der 
Hauptsache als Schiffer beschäftigt sind. Auf dem unteren Abschnitt 
des „Djerdap“, wo sich der Fluß wieder verbreitert, befinden sich im 
Wasser ebenfalls viele Felsen, die den Verkehr erschweren, Deswegen 
ist der Kanal von Sip in internationaler Regie gebaut worden und mit 
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allen möglichen Einrichtungen für die schnellste Abwicklung des Ver- 
kehrs versehen worden. Das Treideln der Dampfer und Kähne führt eine 
Dampfzugmaschine aus, die im Besitz der jugoslawischen Eisenbahnen 
ist. Die gesamte Fürsorge für den Kanal von Sip ist dem Königreich 
Jugoslawien anvertraut, während die Beaufsichtigung des ganzen Fluß- 
laufes der Donau international ist. Diese Maßnahmen usw. geben heute 
die Möglichkeit einer sicheren und schnellen Abwicklung des Verkehrs 
durch das Felsengebiet von Derdap. 

Heute fahren Dampfer aller Flaggen, beladen mit den verschieden- 
artigsten Waren, regelmäßig durch den Kanal von Djerdap, so daß wir 
auf Grund der statistischen Angaben in der Lage sind, den Verkehr in 
diesem Abschnitt zu überblicken. Die Transporte unter den verschiedenen 
Flaggen betragen in Tonnen: Jugoslawien: flußaufwärts etwa 150 000, 
abwärts 35 000. Im Jahre 1925 und 1926 stieg die Zahl auf über 200 000. 
Rumänien: flußaufwärts 120 000 t, abwärts 60.000 t; Deutschland und 
Österreich: flußaufwärts 300 000 t, abwärts 150 000 t; Ungarn: flußauf- 
wärts 100 000 t, abwärts etwa 60 000 t; Tschechoslowakei: flußaufwärts 
30.000 t, abwärts 60000 t; Holland: flußaufwärts 70000 t, abwärts 
25 000 t; Frankreich: flußaufwärts 50 000 t, abwärts 20 000 t; Griechen- 
land: flußaufwärts 2000 t, abwärts 2500 t; England: flußaufwärts 2500 t, 
abwärts 300 t; Italien: flußaufwärts 1000 t. 

Bei dem Verkehr im Gebiet des Sektors von Djerdap stehen Deutsch- 
land und Österreich im Vordergrund. Danach folgen Jugoslawien, 
Rumänien, Ungarn, Holland usw. 

Bei der jugoslawischen Binnenschiffahrt befinden 
sich etwa 300 Dampf- und Motorschiffe mit etwa 50 000 PS bis zu einer 
maximalen Belastungsfähigkeit von 1000 t im Verkehr, ferner über 
2000 Eisen- und Holzschlepper mit einer maximalen: Tragkraft von 
500.000 t. Die größten Häfen an der Donau und den anderen Flüssen 
sind, nach ihrer Bedeutung geordnet, folgende: Beograd, Pančevo, Bos. 
Brod, Vel. Gradiste, Vel, Beckereck, Novi Sad, Osijek, Prahovo, Sisak, 
Senta, Titel, Zemun, Mitrovica, Kladovo und Bezdan, ferner Virpazar 
am Skutari-See, In allen diesen Orten befindet sich ein Hafenkommandant, 
der den Verkehr seines Gebietes regelt. 

Wir wollen nun die Ausführungen über den Warenverkehr beendigen 
und kurz den Transport von Reisenden berühren, obgleich er nicht aus- 
schließlich international ist. Im allgemeinen werden im Jahre etwa 
15.000 Reisende transportiert; davon ein guter Teil im internationalen 
Verkehr, weil neben den Hauptlinien Beograd—Budapest—Wien und 
Beograd—Radujevae noch eine ganze Reihe von 'Verbindungslinien 


geschaffen worden ist, die einen billigen und schnellen Verkehr auf dem 
Flußwege ermöglichen. 
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Der gesamte Verkehr auf den Flüssen und Kanälen wird, abgesehen 
vom staatlichen Flußverkehr in eigener Regie, von rund 20 privaten 
Unternehmen, die sich ausschließlich mit dem Transport für den Eigen- 
bedarf der jugoslawischen Industrie befassen, durchgeführt. 

Wir erinnern zum Schluß nochmals daran, daß in Jugoslawien dem 
Verkehr auf den Flüssen und Kanälen eine stets wachsende Aufmerk- 
samkeit gewidmet wird. Die Ausweitung des Verkehrs, die sich daraus 
ergeben wird, wird dem internationalen Warenaustausch zugute kommen, 
und dadurch wird wiederum der Verkehr auf den Binnenwasserstraßen 
gefördert werden. 


4. Überlandverkehr. 


Der internationale Verkehr auf den Landstraßen hat im Königreich 
Jugoslawien wie auch in anderen Ländern nicht mehr die Bedeutung wie 
in früheren Zeiten vor Einführung der modernen Verkehrsmittel. Heute 
ist er auf den Grenz- bzw. lokalen Waren- oder Reiseverkehr zurück- 
gedrängt. Erst in letzter Zeit begann der Ausbau der großen inter- 
nationalen Straßen, die an die alten Römerstraßen erinnern. Vergegen- 
wärtigen wir uns die bekannte Straße Trajans, die entlang der Donau 
führte und an manchen Stellen ein technisches Wunder bedeutete, weil 
sie an verschiedenen schmalen Stellen den Fluß auf Brücken (Porta 
aurea) überquerte. Die römischen Straßen haben die westlichen und 
östlichen Reichsteile verbunden, Bis heute haben sich Reste von ihnen 
erhalten. Alle Straßen sind damals aus den besten Materialien mit herr- 
lichem Profil gebaut worden. Im Laufe der Zeit haben die modernen 
Verkehrsmittel die frühere Bedeutung der Landstraßen eingeschränkt. 
Dagegen gewinnen heute in gewissem Sinne wieder diese alten Straßen 
an Bedeutung; besonders im Hinblick auf die allermodernsten Verkehrs- 
mittel, da diese Straßen gefährliche Konkurrenten der andren modernen 
Verkehrsmittel geworden sind. So ist heute der Automobilverkehr außer- 
ordentlich wichtig und rentabel. 

Durch internationale Vereinbarungen werden die Voraussetzungen 
für internationale Straßen, die sowohl dem Waren- als auch dem Per- 
sonenverkehr dienen werden, geschaffen. Zu internationalen Land- 
straßen sind im Königreich Jugoslawien nach einem Vertrag ausgebaut 
die Landstraßen: Horgos (ungarische Grenze)—Novi Sad—Beograd— 
Nis—Caribrod (bulgarische Grenze). In Nisch zweigt eine Straße, die 
sich jetzt im Bau befindet, nach Griechenland über Skoplje—Djevdjelija. 
Im übrigen verbindet diese Strecke im internationalen Verkehr Nordwest- 
europa mit dem Osten. Auf jugoslawischem Boden wird diese Straße 
nach den Projekten mit einer zeitgemäßen Breite von 6 m auf einem 
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Unterbau von Granitblöcken gebaut. Alle Markierungen, Kennzeichnun- 
gen und Signale sind nach internationalen Vorschriften angelegt. 

Außerdem wurde mit dem Wachsen der Touristik die Notwendigkeit 
empfunden, Straßen zu modernisieren und neu anzulegen. Deswegen ist 
im Jahre 1929 ein Gesetz über die Staatsstraßen erlassen worden, 
nach dem jährlich ein bestimmter Betrag im regulären Budget zum 
Ausbau und zur Verbesserung der Straßen vorgesehen ist. So ist auf 
Grund dieses Gesetzes der Entwurf eines Straßennetzes ausgearbeitet 
worden, der den Ausbau folgender Straßen als internationaler Strecken 
außer der schon genannten Horgos—Caribrod mit einem Abzweig nach 
Djevdjelija noch vorsieht: Zagreb—Dekenjes nach Ungarn, Zagreb— 
Sušak nach Italien, Zagreb—Ljubljana—Jesenice nach Deutschland, mit 
Verbindungsstraßen, die über Rakek—Ljubljana—Maribor Italien mit 
Deutschland als Transitlandstraße verbinden werden. Im internen Ver- 
kehr ist Zagreb mit Belgrad verbunden, von wo ebenfalls sowohl nach 
Süden wie nach Norden Abzweige vorhanden sind. Außerdem haben wir 
eine Straße nach Rumänien über Vrsac. 

Eine für den touristischen Verkehr außerordentlich wichtige 
Straße, die internationalen Charakter haben wird, wird durch Verbreite- 
rung und teilweise Neuanlage von Ljubljana über Delnice—Susak—Senj.- 
Knin—Sinj-Metkovic—Dubrovnik—Uleinj nach St. Nicola (albanische 
Grenze) ausgebaut. Diese Straße wird alle westlichen Staaten, u. a. 
Italien und Deutschland, wie auch Ungarn über Jugoslawien mit Albanien 
verbinden. Das Fundament dieser Straße ist ausgezeichnet, weil es aus 
Gestein besteht. Sie wird auch für Albanien außerordentlich wichtig 
sein, weil sie fast die einzige Verbindung des Westens mit Albanien 
ist. Albanien besitzt sonst fast gar keine Verbindung mit dem Westen 
und wickelt deswegen seinen gesamten Waren- und Personenverkehr auf 
dem Seewege ab. Außerdem wird in den südlichen Gebieten Jugoslawiens 
eine Straße mit einer modernen Fahrbahn auf der Linie Skoplje—Debar 
(albanische Grenze) mit Abzweig über Ohrid nach Resan—Stenje (alba- 
nische Grenze) geplant. Diese Straße wird an jene Hauptstraße, die 
Nordwesteuropa mit dem Orient verbindet, angeschlossen werden. Des- 
halb ist außer dem normalen Budget auch ein Kredit von einer bestimm- 
ten beträchtlichen Summe aus einer neuen Wirtschaftsanleihe des König- 
reiches Jugoslawien zur Ausführung von öffentlichen Arbeiten, zu denen 
in der Hauptsache der Ausbau der Straßen gezählt wird, vorgesehen. 


Es ist heute noch zu früh, von einem internationalen Waren- und 
Personenverkehr auf den Landstraßen zwischen den verschiedenen Ge- 
bieten des jugoslawischen Königreichs und den anderen Ländern zu 
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sprechen. Erst durch den Ausbau, den wir oben geschildert haben, wird 
er jenen Wert erhalten, der es ihm ermöglichen wird, in kurzer Zeit 
mit den anderen internationalen Verkehrsmitteln zu konkurrieren. 


5. Luftverkehr. 

Der internationale Luftverkehr zwischen dem Königreich Jugo- 
slawien und den anderen Ländern nimmt einen immer größeren Umfang 
an. Alle internationalen Verbindungen des Westens mit dem Osten und 
des Nordens mit dem Süden, die über jugoslawisches Gebiet führen, 
berühren jugoslawische Flughäfen. Im inneren und äußeren Luftver- 
kehr ist die Organisation und Durchführung einem privaten Unter- 
nehmen anvertraut, das mit dem Staat einen Vertrag geschlossen hat. 
Dieses Unternehmen, „Gesellschaft für Luftverkehr A.-G. Aeroput“, be- 
müht sich außerordentlich, unter der Leitung fachmännisch erster Kräfte 
der jugoslawischen Zivilluftflotte den Luftverkehr Jugoslawiens mit den 
anderen Staaten zu erweitern und zu entwickeln. Infolge unzureichender 
Hilfe des Staates aus Gründen des Budgets ist die Gesellschaft noch 
nicht in der Lage, ihrerseits an den großen Linien in vollem Umfange 
teilzunehmen. Deswegen ist die Frage der Verbindungen mit den 
übrigen Nachbarstaaten zunächst offen geblieben. Die maßgeblichen 
staatlichen Stellen und die Gesellschaften, die hierfür in Betracht kom- 
men, sind indessen bestrebt, alle diese Verbindungen, für die eine tat- 
sächliche Notwendigkeit besteht, nach und nach zu verwirklichen. Die 
Verlängerung des Vertrages zwischen der genannten Gesellschaft und 
dem Staate auf viele Jahre ist ein günstiges Zeichen dafür, daß man 
auf dem richtigen Wege ist. 

Bisher beteiligte sich Jugoslawien in dem internationalen Luftver- 
kehr an den Linien: Zagreb—Wien (dreimal wöchentlich), Beograd— 
Skoplje—Bitolj—Saloniki (einmal wöchentlich in beiden Richtungen). 

In Zusammenarbeit mit fremden Gesellschaften werden folgende 
Linien beflogen: Rom—Beograd—Bukarest (italienische Gesellschaft 
„Ala Littoria“), Mailand—Venedig—Zagreb—Beograd—Bukarest (rumä- 
nische Gesellschaft „Lares“). 

Neben den genannten Linien wurde in Regie der heimischen Gesell- 
schaft die Verbindung mit Albanien durch die Linie Beograd— Tirana 
eröffnet. Kürzlich wurde auch die Linie Beograd—Sofia eröffnet und 
die Linie Zagreb—Wien—Brünn—Prag verlängert. 

Die Aktivität fremder Gesellschaften auf jugoslawischem Terri- 
torium war jedes Jahr über Erwarten groß. In der Hauptsache haben 
sich folgende Gesellschaften daran beteiligt: Die deutsche Gesellschaft 
„Lufthansa“ mit etwa 230.000 geflogenen Kilometern; die französische 
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Gesellschaft „Air-France“ mit über 150 000 km; die tschechoslowakische 
Gesellschaft „C.8.A“ mit etwa 60.000 km; die holländische Gesellschaft 
„K.L.M.“ mit über 60 000 km; die deutsch-österreichische Gesellschaft 
„Alag“ mit etwa 24 000 km. 

Insgesamt sind etwa 440 000 Flugkilometer zurückgelegt worden. 
Davon haben die Flugzeuge unserer Gesellschaft im Ausland etwa nur 
5000 km geflogen, und es ist zu hoffen, daß diese Zahl in Zukunft er- 
höht wird. 

Außer dem Transport von Reisenden und Gepäck im internationalen 
Luftverkehr sind auch Postsendungen abgefertigt worden, und zwar in 
Jugoslawien etwa 340000 Stück (davon aus Deutschland 24%, aus 
Frankreich 13 %, Großbritannien 14%, der Tschechoslowakei 3 %, 
Rumänien 2 %, Griechenland, Belgien, Schweiz, Italien, Ungarn 1 %, aus 
anderen Ländern 32 %). 

"Der internationale Luftverkehr Jugoslawiens und der Verkehr im 
Lande selbst sind in der Hauptsache durch fremde Luftfahrtgesell- 
schaften ausgeführt worden. Ihre Einnahmen sind außerordentlich hoch. 
Das kann an den Provisionen, die die jugoslawischen Organisationen für 
den Fahrkartenverkauf erhalten haben, ermessen werden, Besonders 
stark waren die touristischen Verbindungen benutzt, am meisten die mit 
dem Adriatischen Meer. 4 

Erst durch die neue Orientierung in der Luftverkehrspolitik wird 
den einheimischen Gesellschaften die Möglichkeit gegeben, ihre Tätigkeit 
voll zu entfalten und eine gleichberechtigte Stellung in der Luft mit den 
fremden Staaten einzunehmen, 


6. Postverkehr. 


Der internationale Telegraphen- und Telephonverkehr des König- 
reichs Jugoslawien mit den übrigen Ländern erweitert sich von Jahr zu 
Jahr, so daß unser Land entweder direkt oder über andere Länder mit 
der ganzen Welt verbunden ist. Im folgenden werden wir uns nicht nur 
mit dem Telegraphen- und Telephonverkehr beschäftigen, sondern auch 
mit dem internationalen Postdienst, soweit wir ihn zahlenmäßig erfassen 
können. 

Infolge der Hebung der wirtschaftlichen Tätigkeit ist im Postver- 
kehr eine merkliche Belebung eingetreten, so daß in den letzten Jahren 
im internationalen Verkehr ein Zuwachs von über 50 Mill. Einheiten fest- 
zustellen ist. Es wurden nach dem Ausland abgefertigt über 20 Mill., 
aus dem Ausland erhalten über 30 Mill., davon als Transit über 1% Mill. 

Die Zahl der Briefsendungen betrug etwa 53 Mill., davon wurden 
abgefertigt 22 Mill., erhalten etwa 30 Mill. und transitiert über %, Mill, 


462 Jugoslawien im internationalen Verkehr. 


Von der Gesamtzahl der Pakete von % Mill, wurden abgeschickt 
über 25.000, erhalten etwa 300 000 und transitiert etwa 175.000. Die 
größte Zahl der Pakete wurde nach und aus Deutschland abgefertigt. 

An Geldsendungen wurden 110 000 im Gesamtwert von 160 Mill. 
Dinar befördert. Infolge der Devisenbeschränkungen hat dieser Verkehr 
beträchtlich abgenommen, 

Bei dem Telegraphenverkehr sind in letzter Zeit neben den alten 
Verbindungen auch neue eingerichtet worden, und zwar mit den Ländern 
von Ost-, Süd- und Westafrika über das sog. „Italeable“ und mit Frank- 
reich auf der Linie Beograd—Igalo—Tunis—Marseille—Paris, die von 
Igalo bis Marseille durch ein Unterseekabel hergestellt wird, 

Im Telegraphenverkehr wurden im internationalen Dienste über 
400 000 Telegramme mit etwa 7 Mill. Wörtern durchgegeben, und zwar 
abgesandt 150 000, erhalten über 130 000 und transitiert über 120 000. Es 
wird ein Sinken des internationalen Kabeltelegrammverkehrs als Folge 
einer Vergrößerung der drahtlosen Telegraphie festgestellt. 

Der Radiotelegraphendienst hatte einen Verkehr von 360 000 Radio- 
grammen, von denen etwa 120000 gesendet wurden, An erster Stelle 
steht Deutschland, dann folgen Großbritannien, Frankreich, die Tschecho- 
slowakei usw. Die Zahl der erhaltenen Radiogramme betrug etwa 150 000, 
und zwar kamen am meisten aus Deutschland, ferner aus der Tschecho- 
slowakei, Großbritannien, der Schweiz, Frankreich usw. Im Transit- 
verkehr wurden etwa 90 000 Telegramme weitergeleitet. 

Der Telephondienst spielt im internationalen Verkehr eine besondere 
Rolle, und es wird ihm deshalb im Königreich Jugoslawien große Auf- 
merksamkeit gewidmet. Maßnahmen für die Umarbeitung und Verbesse- 
rung aller Telephoninstallationen mit dem Ausland sind unternommen 
worden. Auf dem Gebiete des internationalen Telephonwesens werden 
immer bessere Fortschritte erreicht. Neben den bestehenden Telephon- 
linien wurden folgende neue Linien ausgebaut und dem Verkehr über- 
geben: Beograd—Berlin, Beograd— Paris und Beograd—Athen. Diese 
Linien haben eine außergewöhnliche Bedeutung, weil sie die erste Ver- 
bindung von Berlin und Paris mit den Balkanländern darstellen. Des 
weiteren wurde eine neue Verbindung Beograd—Wien errichtet, während 
die alte über Ungarn der Verbindung Novi Sad—Wien dient. 

Der Telephonverkehr mit den Ländern von Westaustralien ist er- 
weitert worden. Die Abonnementsgespräche mit Deutschland, Dänemark, 
Großbritannien, Litauen sind eingeführt worden, Die Gespräche, die nach 
Beendigung der telephonischen Verbindung bezahlt werden, sind mit 
Deutschland, Dänemark und der Schweiz beibehalten worden. 
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Von der Gesamtzahl der internationalen Gespräche gingen nach 
Jugoslawien etwa 170 000 Gespräche mit rund 800 000 Minuten, aus Jugo- 
slawien etwa 180 000 Gespräche mit rund 850 000 Minuten und im Transit 
etwa 32.000 mit rund 180 000 Minuten. 

Die Abrechnung wird durch 11 Kontrolltelegrammstationen mit den 
Ländern Ungarn, Deutschland, Rumänien, Bulgarien, Griechenland, Ita- 
lien, Albanien, Frankreich und außerdem mit der Gesellschaft „Italcable* 
durehgeführt. 

Die Abrechnung bei der drahtlosen Telegraphie wurde zwei jugo- 
slawischen Stationen, und zwar Zagreb und Beograd, anvertraut, ebenso 
die Kontrolle der drahtlosen Telegraphie mit Deutschland, Frankreich, 
England, der Schweiz, der Tschechoslowakei, Belgien, Polen, Albanien, 
Litauen, Beiruth in Kleinasien und der Gesellschaft für drahtlose Tele- 
graphie in Paris. 

Die Abrechnung bei dem Seeradiotelegrammverkehr war unseren 
beiden Küstenradiostationen Klinei und Sibenik anvertraut. 

Der Radiotelephonverkehr mit außereuropäischen Ländern ist durch 
die Vermittlung europäischer Länder über Berlin, Paris, London, Brüssel, 
Barcelona und Amsterdam durchgeführt worden. 

Der Austausch und die Abrechnung der Quittungen für Antwort- 
telegramme sind mit 50 europäischen und außerdem außereuropäischen 
Staaten durchgeführt worden. 

Briefsendungen wurden nach folgenden Ländern, geordnet nach dem 
Umfang des Verkehrs, abgefertigt: für Europa: an erster Stelle steht 
Deutschland, dann folgen Belgien, Frankreich, die Tschechoslowakei, 
Italien, Ungarn, Holland usw.; für Asien: Japan, China, Palästina, 
Franz. Kolonien usw.; für Afrika: Ägypten, Algier, Marokko usw.; für 
Amerika: Peru, Brasilien, Kanada, Argentinien, Uruguay usw., und für 
Australien. 

Bei den erhaltenen Sendungen waren dieselben Länder wie bei der 
Abfertigung vertreten. 

Bei dem Verkehr mit Paketen waren bei der Versendung und dem 
Empfang in erster Linie vertreten: Deutschland, danach Belgien, die 
Tschechoslowakei, Ungarn, Großbritannien, Frankreich und von den 
außereuropäischen Ländern USA. 

Auf dem Wege des internationalen Postluftverkehrs fand der größte 
Verkehr mit Deutschland statt, danach mit der Tschechoslowakei, Eng- 
land und mit den anderen Staaten in geringerem Umfange. 

Im internationalen Telegraphenverkehr steht von den europäischen 
Ländern an der ersten Stelle Griechenland, dann folgen Deutschland, 
Italien, Rumänien, Ungarn, die Tschechoslowakei, Frankreich, Groß- 


464 Jugoslawien im internationalen Verkehr. 


britannien und andere Länder. Von den afrikanischen Gebieten kommen 
in Betracht: Ägypten, Algier und Tunis, von den asiatischen Ländern: 
Britisch-Indien, Palästina und andere Länder; von den amerikanischen 
an erster Stelle: USA., Argentinien, Kanada und andere Länder. 

In dem Transit-Telegraphenverkehr kommt in erster Linie in Be- 
tracht: Griechenland, dann folgen Rumänien, Italien, Großbritannien, 
Bulgarien, Deutschland, Frankreich, Holland usw., von den asiatischen 
Ländern: Palästina, Iran, Syrien, von den afrikanischen: Ägypten, Tunis, 
Libyen, Algier, von den amerikanischen Staaten: USA., Kanada, Argen- 
tinien, Brasilien und Australien. Der Transit-Telegraphenverkehr nach 
Australien ist ganz gering. 

Bei dem drahtlosen Telegraphieverkehr, eingeteilt in Bestimmungs-, 
Empfangs- und Transitländer, steht dem Umfange nach Deutschland an 
erster Stelle, dann folgen Frankreich, die Tschechoslowakei, Großbritan- 
nien, Belgien, von den außereuropäischen Ländern USA., Ägypten, Algier, 
Palästina, Syrien, Argentinien. 

Der Telephonverkehr findet in erster Linie mit Deutschland, danach 
mit Ungarn, Griechenland, der Tschechoslowakei, Italien, Frankreich, 
Großbritannien, Rumänien und anderen Ländern statt. 


Schlußwort. 
Der Verkehr zwischen Jugoslawien und Deutschland. 


In der vorliegenden Arbeit haben wir in kurzen Zügen den inter- 
nationalen Verkehr Jugoslawiens mit den anderen Ländern dargestellt. 
Besondere Aufmerksamkeit haben wir den Beziehungen zu dem benach- 
barten Deutschland gewidmet. 

Die freundschaftlichen Beziehungen zwischen Deutschland und Jugo- 
slawien auf wirtschaftlichem Gebiete waren die Grundlage des heutigen 
herzlichen und freundschaftlichen Verhältnisses. Es hat sich gezeigt, 
daß diese beiden Länder sich vollkommen ergänzen, denn während das 
eine Land ein rein landwirtschaftliches Land ist und zur Befriedigung 
seines Bedarfes Industrieprodukte einführen muß, ist das andere vor- 
wiegend ein Industriestaat und führt für seinen Bedarf Erzeugnisse der 
Landwirtschaft ein, Die Beziehungen sind enger geworden mit dem An- 
schluß Österreichs an Deutschland, durch den zum Vorteil Jugoslawiens 
aus zwei Märkten einer geworden und aus zwei Zollgrenzen eine ent- 
standen ist. Die bisherigen Wirtschaftsbeziehungen zwischen Jugoslawien 
und Großdeutschland sind umfangreich und halten sich im Sinne der 
Handelsbilanz etwa die Waage. Während die Ausfuhr aus Jugoslawien 
nach den deutschen Ländern reichlich 35 % der gesamten jugoslawischen 
Ausfuhr beträgt, hat die Einfuhr der deutschen Länder nach Jugoslawien 
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nicht ganz diese Höhe erreicht. Wertmäßig schloß der Handel immer 
mit einem Überschuß zugunsten der deutschen Handelsbilanz ab. Beson- 
ders zu beachten war in letzter Zeit nach dem Anschluß Österreichs an 
Deutschland, daß der Verkehr schon im folgenden Monat plötzlich an- 
wuchs. Die Einfuhr nach Großdeutschland betrug etwas über 38 % der 
gesamten jugoslawischen Ausfuhr mit einem Wert von über 163 Mill. 
Dinar, während die Ausfuhr aus Deutschland nach Jugoslawien etwas 
über 39 % der ganzen jugoslawischen Einfuhr mit einem Wert von 
193 Mill. Dinar betrug. Somit steht Deutschland jetzt an erster Stelle 
auf der Liste der jugoslawischen Aus- und Einfuhr. Dieser Gesamtverkehr 
spielt sich mit allen möglichen Transportmitteln zu Lande, auf dem 
Wasser oder in der Luft ab. 

Nach den Angaben der Statistik beträgt die deutsche Balkanaus- 
fuhr etwa 10 % der gesamten deutschen Ausfuhr, während die Einfuhr 
aus diesen Ländern ungefähr 11 % beträgt. Deswegen ist der Transit 
in beiden Richtungen durch Jugoslawien außerordentlich groß. Die erste 
Ursache dafür liegt darin, daß der günstigste Weg aus allen Balkan- 
ländern durch jugoslawische Territorien führt. Die zweite Ursache ist 
die Notwendigkeit des Warenaustausches zwischen Ländern mit ver- 
schiedenartiger Produktion. Mit Rücksicht auf Jugoslawien und seinen 
Verkehr mit Deutschland muß unterstrichen werden, daß trotz der gro- 
ßen Ausfuhr die jugoslawische Handelsbilanz passiv gegenüber Deutsch- 
land ist. 

Nach dem Warenverkehr zwischen Jugoslawien und Deutschland 
ist auf alle Fälle der Reiseverkehr ein wichtiger Faktor, besonders der 
der Touristen während der Saison, die die jugoslawische Küste und 
andere Gegenden des Landes besuchen. Diese Besuche werden in erster 
Linie von Touristen aus Österreich ausgeführt. 

Die Zollformalitäten sind auf die allernotwendigste Durchsicht be- 
schränkt. So ist zum Zwecke der Erleichterung in einer gegenseitigen 
Vereinbarung Deutschlands und Jugoslawiens eine Station, und zwar 
Maribor, für die Zollrevision festgesetzt worden. Die Zollbeamten beider 
Länder üben an diesem Platze ihr Amt aus. Von den Eisenbahndirek- 
tionen der beiden Staaten sind für den Fernverkehr der Reisenden 
direkte Wagen eingeführt worden, die die Hauptstädte beider Staaten 
miteinander verbinden, 

Der Eisenbahnverkehr, auf dem Qualitätswaren am schnellsten 
transportiert werden, hat im Verkehr Jugoslawiens mit Deutschland eine 
große Zukunft, 

Im internationalen Seeverkehr zwischen Deutschland und Jugo- 
slawien haben sich ausgezeichnete Resultate gezeigt, so daß heute 
Deutschland nach dem Umfang des Verkehrs mit Jugoslawien den zweiten 
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"Platz einnimmt. Mit etwa 16 % des ganzen jugoslawischen Seeverkehrs 
ist Deutschland, wenn es auch auf dem Seewege sehr entfernt liegt, Kon- 
kurrent des italienischen Verkehrs. 

Während bei der Einfuhr am meisten Industrieartikel sowie auch 
Erzeugnisse des landwirtschaftlichen Zweiges der Industrie vertreten 
sind, liegt bei der Ausfuhr der Fall umgekehrt. Nach Deutschland wer- 
den auf dem Seewege jene Artikel eingeführt, die zur Befriedigung des 
täglichen Bedarfes erforderlich sind, und auch Rohstoffe für die Ver- 
arbeitung durch die Industrie. 

Neben dem Verkehr mit Waren auf dem Seeweg ist in letzter Zeit 
besonders der Verkehr von Fremden und Touristen aus Deutschland zu 
beobachten, die entweder mit Schiffen eigener Flagge oder mit jugo- 
slawischen Personendampfern die adriatische Küste besuchen. 

Der Hauptfluß, der dem Verkehr zwischen Deutschland und Jugo- 
slawien nach dem Anschluß Österreichs an Deutschland dient, ist die 
Donau, die in ihrem Oberlauf durch Großdeutschland fließt und dadurch 
Mitteleuropa mit dem Osten verbindet. Der Bedarf der Donaugebiete 
wird vorwiegend auf diesem Wege befriedigt. 

Auch den Reiseverkehr wollen wir erwähnen, der sehr rege ist, weil 
neben den mehr lokalen Linien die Hauptlinie Beograd—Budapest—Wien 
und zurück besteht. 

Der Luftverkehr zwischen Deutschland und Jugoslawien erhält 
von Tag zu Tag immer größere Bedeutung, besonders seit sich die 
politischen Beziehungen neben den wirtschaftlichen sehr freundschaft- 
lich gestalten. Hierbei beteiligen sich außer den heimischen Luftfahrt- 
unternehmen auch deutsche Gesellschaften, an erster Stelle die „Luft- 
hansa“, die im vergangenen Jahre mit ihren Flugzeugen in Jugoslawien 
über 230.000 km geflogen hat. Von den jugoslawischen Gesellschaften 
führt die Gesellschaft für Luftverkehr „Aeroput“ die Verbindung 
Zagreb—Wien und zurück durch. Bisher sind im Luftverkehr außer dem 
Transport von Reisenden und Gepäck im internationalen Verkehr auch 
Postsendungen und zwar aus Deutschland nach Jugoslawien etwa 24% 
des gesamten Transportes von 340000 Stück, aus Jugoslawien nach 
Deutschland etwa 17% des gesamten Transports von 220.000 Stück 
ausgeführt worden, In diesem Verkehr stand Deutschland, besonders bei 
der Abfertigung, an erster Stelle. 

Der Telegraphen- und Telephonverkehr zwischen Deutschland und 
Jugoslawien wie auch die Übermittlung von Postsendungen sind die 
besten Beweise für die enge wirtschaftliche Verflechtung zwischen 
diesen beiden Ländern. Von der Gesamtzahl der Pakete von etwa 
1 Million wurde die überwiegende Mehrzahl aus und nach Deutschland 
empfangen und abgefertigt. Bei dem drahtlosen telegraphischen Dienst 
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betrug der Verkehr über 350 000 Radiogramme in beiden Richtungen. 
An erster Stelle steht hier auch Deutschland. Im Telephonverkehr steht 
Deutschland an erster und im internationalen Telegraphenverkehr an 
zweiter Stelle. Bei der Beförderung von Postsendungen auf dem Luft- 
wege steht ebenfalls an erster Stelle Deutschland, Der gleiche Fall 
liegt vor bei den Briefsendungen. Der drahtlose Telephonverkehr mit 
außereuropäischen Ländern spielt sich meistens über Berlin ab. Alle 
angeführten Tatsachen sprechen für eine enge Verbindung zwischen 
Deutschland und Jugoslawien auf diesem Gebiete. 


Tabellenanhang. 
1. Eisenbahnverkehr im Jahresdurchschnitt (1927—1936). 
a) Ausfuhr aus Jugoslawien (in 1000 t) 
Länder 


Warenbenennung Deutsches | „|. Ru- | Bul- | Griechen- 
Reich | Italien | Ungarn FA garien | land 


Landwirtschaftl. Rohprodukte 


(Mais, Zwetschgen, Weizen) . GREIN EE | 8,7 
Tiere (Schweine, Rinder) `. — 10 25 | 240, 16,5 
Tierische Erzeugnisse (Butter, | 

Milch, srta a y ada 15 ir. kat? | 2,8 
Erzeugnisse aus Landwirtschaft 

(Zuckerrüben, Abfälle) . . . 30 125 | 30 12 


Erzeugnisse der Forstwirtschaft 
(Bretter, Schwellen, Parkett- 


BOLD in Kik eet 15 | 400 10 | 1 67,7 
Steinkohle, Mineralöl . . +. 2 n US 
Künstliche Düngemittel © . . . 20 80 
Erze (Bisenerze, Bausit) . > . 5 32 105 


Landwirtschaftliche Produkte 


(Reis, Samen) ...,... 1 | S | 2 
Baumwolle, Zwirn, Gam  .  . 7 8 | | | Jee 
Glas, Glaswaren a lei TERETE 
Mineralöl Berin 
Metall und Metallerzeugnisse , , 65 Aal Si \ y 
Erze (Verschiedene) . |. | | | 35 14 | | 
Chemische Produkte . . . . . 12 3 | 12 
Tiere (für Sucht)... 150 | eg: 
Steinkohle, Mineralöl . | 20 17 | 10 
Maschinen, Apparate . . . 13 | | | 


Papier (Schreib- und Druck-) , 22 
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c) Ausfuhrtransit (in 1000 t) 


Länder 


Warenbonennung [Dontsches| | Ru- | Bul- | Griechen- 
Reich | Italien | Ungarn werten garien| land 
T 7 
Tandwirtschaftliche Produkte | | | | 
(Mais, Weizen, Tabak u. a.). . | 300 120 Brel 4 
Erzeugnisse der Landwirtschaft | | 
(Zuckerrüben, Abfälle) . . . 110 140 15 1,8 | 
Tiere und tierische Produkte . ` | 30 5 | 
Erzeugnisse der Forstwirtschaft 
(Bretter, Schwellen, Parkett- 
Hal) nr hal 12 3 | DÉI 
Steinkohle, Mineralöl . | +. . 130 29 18 1,85 
Metalle u. Erzeugnisse aus Metall H | Er 
Papier und Erzeugnisse aus | 
(gf "Äre Ar ER 78 | | 
Explosivwaren . u... | om 
Künstliche Düngemittel ©. . « DÉI 
Maschinen, Apparate . .. . | | 3,5 1,5 
Zwirn, Garn, Watte (Rohstoffe) ER | 
d) Einfuhrtransit (in 1000 t). 
7 7 7 
Landwirtschaftliche Produkte | | | | 
(Reis, Samen) . ooo 14 320 | 120 RSA) 
Erzeugnisse der Landwirtschaft | 
(Zuckerrüben, Abfälle) . . . 90 | 108 | 66,5 3,5 | 7,5 Lë 
Garn, Zwirn, Watte . 3 2.2.» Lë | 3% 
Kolonialwaren va. 7 | 
Mineralöl stea nt es 65 DÉI 4 | 
Fahrzeuge, Apparate . . 2. » RR) H 
Erze (Verschiedene) . . 2 +» 56 | 
Künstliche Düngemittel . . . . CA E 
Tiere (Rinder, Schweine u. a.) . ss | 20 | a 
Metalle u. Erzeugnisse aus Metall | 05 | | 
Papier und Erzeugnisse ausPapier | 75 | | | | 
2. Der Seeverkehr, 
Einfuhr Ausfuhr Gesamtveorkehr 


Jahr 
in Millionen bq (dz) 


1913 

1933 16 | 21 
1934 IEN 206 
1935 19 | 27 
1936 15 23 
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3. Flußverkehr. 


Einfuhr 
Jahr 


Transitverkehr 


Ausfuhr 


Donauaufwärts | Donaunbwärte 


1923 311 
1924 282 
1925 368 
1926 398 
1927 426 
1928 479 


in 1000 t 
396 155 
267 194 
456 232 
805 256 
764 313 


4. Luftverkehr im Jahre 1936. 


a) Flugkilometer fremder Gesellschaften: 
Deutsche Gesellschaft „Luft- 


EN SET 230.000 
Französische Gesellschaft 
„Air-Frane“ ....... 156 000 


Tschechische Gesellschaft 


vi, S. A.“ 55 000 


Holländ. Gesellschaft „K. L. M.“ 60000 


Österreichische Gesellschaft 
„Elag.“ 


b) Postsendungen nach Jugoslawien, 
insgesamt 340.000 Stück, davon aus: 


Deutschland . . .. . 4% 
Großbritanien . . 2: 14% 
Frankreich © . . 13% 
and. Länder .... 49% 


Briefsondungen. 2.2... 22 000 
Pakete DR a > 25 
Telegramme . , |., 150 
Radiogramme ...,,.. 120 
Tolefongespräche . s . . 180 


30 000 500 52 500 
300 175 500 
130 120 400 
150 90 360 
170 32 382 


470 Jugoslawien im internationalen Verkehr, 


Verzeichnis der benutzten Literatur: 


Izvestaj upravnog i nadzornog odbora o radu u 1936. godini (Drustvo za vazdusni 
saobracaj A. D. „Aeroput“). 
Najvazniji podaci o stanju i radu Jugoslovenskih zeleznica za deset godina 1927— 
1936. 
Données Principales concernant l'état et le rendement des chemins de fer Jougo- 
slaves pour dix années 1927—1936. 
Pomorska Statistika Kraljevine Jugoslavije za godinu 1936 (Trgovinsko-Indu- 
strijska komora u Splitu). 
Statistique Maritime du Royaume de Jougoslavie pour l'année 1936 (Chambre 
de commerce et d'industrie à Split). 
Poslovni izvestaj i statistika posta, telegrafa i telefona za 1936, god. (Ministar- 
stvo posta, telegrafa i telefona). 
Rapport de Gestion et Statistique des postes, télégraphes et téléphones pour 
Vannde 1936 (Ministère des postes, télégraphes et téléphones). 
Statistika jugoslovenskih zeleznica za godinu 1936 (Generalna direkcija drz. 
zeleznica). 
Statistique des chemins de fer Jugoslaves pour l’annde 1936. 
Statistika plovidbe na rijekama i kanalima Kraljevine Jugoslavije za godine 1923— 
1928 (Ministarstvo saobracaja, Uprava pomorstva i recnog saobracaja). 


Statistique de la navigation intérieure du Royaume de Jougoslavie années 
1923—1928. 


ml 


Rußland und die persischen Eisenbahnbauten vor dem Weltkriege. 


Von 
Dr. phil. habil. Wilhelm Treue in Berlin, 


Der russisch-englische Kampf um Indien und Persien stammt aus 
den frühen Zeiten des Expansionsbedürfnisses beider Staaten in diesen 
Teilen Asiens. Er ist formal, jedoch keineswegs tatsächlich, durch jenes 
Abkommen von 1907 beendet worden, durch das Persien in drei Sphären 
geteilt wurde und das sich auch für die europäischen Verhältnisse inso- 
fern als überaus wichtig erwies, als von nun an die Einkreisung des 
Deutschen Reiches vollendet, die Weltkriegsvorbereitungen bündnismäßig 
abgeschlossen waren, 

Ein interessantes Kapitel aus dem Streit um Persien, darüber hinaus 
aber um den Einfluß in dem ganzen persisch-vorderindischen Raum seit 
etwa 1890 stellen die Eisenbahnbauten Englands und Rußlands dar. 
Auch hier erweist sich, wie ich in früheren Arbeiten! zu zeigen versucht 
habe, die große Bedeutung der Eisenbahn für die Einflußgewinnung und 
für die Beherrschung großer Räume. 

Schon 1890 hatte sich Rußland, den Bau einer englischen Bahn vom 
Persischen Golf in das Innere des Landes und dadurch eine Festigung 
des englischen Einflusses in Persien befürchtend, von dem damaligen 
Schah Nasreddin die Zusicherung erwirkt, „daß in den nächsten zehn 
Jahren keiner auswärtigen Macht, also auch Rußland nicht, die Geneh- 
migung zum Bau einer Bahnstrecke erteilt werden würde; nach Ablauf 
der Frist bestand Rußland 1900 auf einer Verlängerung des Überein- 
kommens für weitere zehn Jahre“. Zur gleichen Zeit wurde aber auch 
ein Vorschlag Wittes angenommen, „wonach die Integrität des persi- 
schen Hoheitsgebietes von keiner Seite verletzt werden dürfte“. Außer- 
dem erörterte man den Plan einer russischen Bahnstrecke, die Trans- 
kaukasien mit der persischen Grenze verbinden sollte, Witte und seine 
Anhänger sahen darin ein Mittel, den russischen Einfluß in Persien zu 
befestigen. Daneben wurden aber auch Stimmen laut, die eine Besetzung 
der Hafenorte am Persischen Golf forderten und eine offizielle Erklä- 
rung empfahlen, daß Rußland jeder Verletzung der persischen Souverä- 
nität entgegentreten würde”. 

1 Preuß. Jahrbücher Juli 1935; Historische Zeitschrift September 1938. 


2 Korostowetz, Graf Witte, Berlin 1929, S. 154. 
® Korostowetz a. a, O. 
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Herat war und blieb der englisch-russische Berührungs- und Ziel- 
punkt der folgenden Zeit. Das zeigt z. B. die offiziöse Kundgebung 
Wittes in seiner Eigenschaft als russischer Finanzminister, die er An- 
fang Januar 1902 dem Auswärtigen Amt übergab!. In diesem Schreiben 
setzte Witte sich mit den Einwänden gegen eine russische Eisenbahn 
nach Indien auseinander. Die Behauptung, dadurch käme Rußland in 
engste Berührung mit England und es entständen „große Nöte und Kom- 
plikationen“, wies er als „mehr alt als gerecht“ und den augenblick- 
lichen Zuständen nicht entsprechend entschieden zurück. „Wenn sich . . . 
unsere Grenzen durch eine über Herat gehende Bahn verknüpfen 
werden, wenn auf dieser Linie sich Grenzbeziehungen einstellen, auf 
deren Boden sich gegenseitige wirtschaftliche Interessen bilden, dann 
wird sich rasch’ der Nebel der früheren Mißverständnisse und Be- 
fürchtungen lichten und der auf dem Pamir liegende gordische Knoten 
des gegenseitigen Mißtrauens wird gelöst werden.“ Nun war diese Mit- 
teilung allerdings nicht so naiv, wie sie aufgemacht war. Denn das 
englische Eisenbahnnetz hatte auf der Linie Quetta—New Chaman mit 
dem Ziel Kandahar bereits die afghanische Grenze überschritten und war 
von Rußland Zug um Zug durch Gegenbauten, schließlich durch die 
Linie Orenburg—Taschkent und in Verbindung damit durch die Ver- 
längerung der südlichen Abzweigung der transkaspischen Bahn von 
Kuschk nach Chahil Dukhharan beantwortet worden. Und der letzte 
Ort lag gleichfalls bereits auf dem Wege nach Herat auf afghanischem 
Gebiet. Da die afghanische Grenze 1885/86 durch eine russisch-englische 
Grenzkommission nach Westen und Norden festgelegt worden war, er- 
schien nun zwar ein weiteres Vorrücken in das Innere Afghanistans 
nicht möglich. Aber durch die Verbindung mit der Orenburg-Tasch- 
kenter Bahn war man auch so schon in der Lage, aus dem inneren 
Rußland Truppen ohne Überschiffung des Kaspischen Meeres in kür- 
zester Zeit vor Herat zu bringen. 

Der 1901 verstorbene Emir von Afghanistan, Abdurrahman, hatte 
seinen Sohn und Nachfolger Habib Ullah stets vor der Zulassung von 
Eisenbahnbauten im Königreich gewarnt, da er genau wußte, daß die 
Unabhängigkeit Afghanistans mit dem Augenblick dahin sein würde, 
wo Fremde Eisenbahnen durch sein Land eröffneten. Er riet zum äußer- 
sten Widerstand sowohl gegen englische wie gegen russische Expan- 
sionsgelüste. Jetzt entstand die Gefahr, daß beide Staaten gleichzeitig, 
eventuell sogar verabredet, in sein Land eindringen könnten und „daß 
bei einem gemeinsamen Vorgehen Englands und Rußlands im Eisenbahn- 

1 „Die Große Politik der europäischen Kabinette“ (abgekürzt GP) 17, 
S. 539 ff. 
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bau der russische Einfluß den britischen überall sofort verdrängen 
würde“. Das hatte sich in Ostasien, in den Pamirs, Persien und der 
Türkei schon deutlich gezeigt. „Wenn erst infolge von Bahnbauten der 
Zutritt zu Afghanistan fremden Nationen gestattet ist, dann wird... 
es . . . langsam, aber sicher durch die bewährte, aus Schmeichelei und 
Drohungen zusammengesetzte russische Methode absorbiert werden“. 
Dann würde England eines Tages plötzlich zu der Erkenntnis erwachen, 
daß in dem großen Kampfe um die Vorherrschaft im mittleren Asien 
sein kluger und zäher Gegner ohne einen Schlag zu führen die russisch- 
englische Einflußgrenze vom Oxus nach dem Indus verlegt hatte und 
das Land, das bisher als der Schutzwall für Indien galt, über Nacht 
zu der Hauptausfallspforte für einen Angriff auf Indien geworden warl, 

Tatsächlich bewegte sich in dieser Linie die russische Politik der 
nächsten Zeit, wobei Witte die Aufgabe der diplomatischen Verbrämung 
des sehr unkümmerten Vorgehens des Kriegsministeriums zufiel?®. Eisen- 
bahnpläne, Kreditbewilligungen, Straßenbau-Konzessionen waren dazu 
bestimmt, dem russischen Handel und zugleich dem russischen Einfluß 
die Vorherrschaft in Persien zu sichern. Da diese Straßen z. T. in der 
Fortsetzung der im Bau befindlichen Eisenbahn Tiflis—Alexandropol— 
Eriwan lagen, bildeten sie also ein weiteres wichtiges Glied zu einer 
engeren Verbindung zwischen der kaukasischen und der transkaspischen 
Bahn, zumal Gerüchten zufolge bereits die Fortsetzung der Bahn von 
Eriwan nach Djulfa in Aussicht genommen war. Und weil die Presse 
es an Aufmunterungen zum Bau nicht fehlen ließ, auch die russisch- 
deutsche Anleihe vom März 1902 mehr als hundertfach überzeichnet wor- 
den war, bestand die Aussicht, daß mindestens für eines dieser großen 
Projekte Geld vorhanden sein würde. Auch die Begegnung des Schahs 
Muzaffer ed Din von Persien mit dem Zaren im Jahre 1902 trug dazu 
bei, daß sich die Beziehungen der beiden Staaten, wie der deutsche Ge- 
sandte in Teheran, Graf Rex, im November meldete, bedeutend intimer 
gestalteten, „naturgemäß jedoch im Verhältnis eines Gebieters zum 
Untergebenen“. Bei dieser Begegnung soll der Zar auch dem Schah 
die Zusicherung gegeben haben, innerhalb von vier Jahren den Bau einer 
Eisenbahn von der russischen Grenze nach Teheran in Angriff nehmen 
zu lassen. Auf der gleichen Reise war dagegen während des unerquick- 
lichen Aufenthaltes des Schahs in London Lansdowne persönlich vom 
Großwesir eine Eisenbahnkonzession vom Golf nach Teheran unter Hin- 
weis auf das russisch-persische Eisenbahnabkommen abgeschlagen wor- 

1 GP 17 S. 542. 


2 Korostowetz a. a, O. S. 155. 
# GP. 17 S. 551 ff. 


Archiv für Eisenbahnwesen. 1939. 31 
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den. Hardinge, der dieser Unterredung beiwohnte, konnte die Bemerkung 
nicht unterdrücken, der Großwesir hebe wohl auch diese Konzession für 
seine Freunde, die Russen, auf; worauf der Großwesir, zu Lansdowne 
gewandt, antwortete, solche Späße sei er vom Gesandten Englands ge- 
wohnt, 

Witte, der, wie erwähnt, schon früher sich um eine friedliche Ak- 
tion, wenn möglich sogar um ein Gemeinschaftsunternehmen von Ruß- 
land und England bemüht hatte, schlug nun im Herbst 1903 vor!, „mit 
England gemeinsam eine Eisenbahnstrecke zu bauen, die die Reise von 
London nach Indien um volle zehn Tage verkürzen müßte“, während der 
Zar sich mit riesigen Annektionsabsichten getragen haben soll: er plante 
die Unterwerfung der Mandschurei, die Einverleibung Koreas, das Pro- 
tektorat über Tibet und schließlich die Eroberung des Bosporus, der 
Dardanellen und Persiens?. Allerdings stießen solche Pläne stets auf 
den englischen Widerstand, der Rußland nur ein in festen Grenzen befind- 
liches Bauprogramm gestatten wollte. Man machte die Russen darauf 
aufmerksam, daß sie selbst Persien den Bau von Eisenbahnen bis 1910 
untersagt hatten. Mit Bezug auf die den Engländern vom Großwesir 
verweigerte Konzession hieß es, daß unter diesen Umständen während 
der Dauer des Abkommens auch von einer Bahn, die Persien mit dem 
Meere verbinde, keine Rede sein könne. Sollte das Verbot aber auf- 
gehoben werden und bereits irgendein Plan für eine Linie durch Süd- 
persien bestehen, so erwartete man in England etwa in Form eines 
freundschaftlichen Abkommens zugezogen zu werden, wonach England 
die Kontrolle über den südlichen Teil der Linie und ihre Zugänge zum 
Meer erhielte; in der Provinz Seistan sollten sich die Russen über- 
haupt jeder Einmischung sowie der Störung von Handelsstraßen ent- 
halten, Gleichwohl hatte man im März 1904 im englischen Kabinett z. T. 
das Gefühl eines starken militärischen Drucks Rußlands auf die indische 
Grenze? von Zentralasien aus, wohin bereits eine große Zahl von Ärzten 
geschickt worden sei. Damit stimmte die Meldung des Grafen Rex vom 
16. März überein: vor wenigen Tagen sei aus Meschhed ein in größter 
Eile befindlicher Ingenieur eingetroffen, der den geheimen Auftrag 
hatte, die Straße von Aschabad über Meschhed—Teheran—Kaswin— 
Täbris nach Djulfa daraufhin zu prüfen, ob es möglich wäre, auf der- 
selben in kurzer Zeit mit geringen Mitteln eine Schmalspurbahn zu legen, 
was er übrigens bejahend beantwortetet. Nun brach zwar in Asien kein 


1 Korostowetz a.a.0. S. 155. 
2 Korostowetz a. a. O. 

3 GP 19 II S. 646. 

4 GP 19 II S. 647. 
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Zwist zwischen Rußland und England, sondern zwischen Rußland und 
Japan aus. Aber dieser Krieg mit dem Ende der russischen Niederlage 
hatte doch eine schwere Lähmung Rußlands zur Folge, die eine Ver- 
ständigung Englands mit Rußland in der persischen Frage förderte. 
Als aber Lamsdorff in diesem Sinne Anfang Oktober 1905 mit Hardinge 
sprach!, wies dieser auf die russische Politik in Zentralasien während 
der vergangenen zehn Jahre hin. Dort habe Rußland unter großen Opfern 
ein „Eisenbahnnetz von rein strategischer Bedeutung gebaut und bis 
an die Grenze von Afghanistan, von dem die russische Regierung wieder- 
holt erklärt habe, daß es außerhalb ihrer Einflußsphäre liege, ja geradezu 
bis an die Tore von Herat geführt“. Und wenn er, Hardinge, selbst 
auch nicht an die Absicht eines Einmarsches glaube, so „bestehe aber 
unzweifelhaft die Absicht, ständig ein Mittel an der Hand zu haben, 
um durch militärische Bewegungen an der afghanischen Grenze einen 
Druck auf England auszuüben, falls sich irgendeine Ursache für Mei- 
nungsverschiedenheiten oder ein Zwischenfall ergäbe, sei es im Nahen 
Osten, in der Nordsee oder sonstwo“. Gegen diese Gefahren sei das 
englisch-japanische Abkommen geschlossen. Nach dieser Erklärung 
hatte Lamsdorff die Zeit für ungünstig zur Fortsetzung von Verhand- 
lungen zwischen Rußland und England gehalten. Und daher besitzen 
wir spätere Äußerungen erst wieder aus dem Mai 1906, wo sich die 
Fragen der Bagdadbahn neben persischen Ereignissen als förderlich für 
neue Verhandlungen erwiesen, da sich bei Grey bereits die Umrisse einer 
„Entente“, eines „allgemeinen Abkommens“ abzeichneten?, 

Persien tat, was in ähnlichen Situationen auch andere Staaten 
getan hatten: es hielt Ausschau nach weiteren Interessenten, um die 
Konkurrenz der Konzessionsbitter zu vergrößern und den Wert der 
Konzessionen zu erhöhen. Als die Hapag 1906 eine Schiffahrtsverbin- 
dung zwischen Deutschland und dem Persischen Golf vorbereitete, faßten 
die Perser dies als ein Anzeichen dafür auf, daß man in Deutschland 
gesonnen sei, den deutschen Handel mit Persien soviel wie möglich zu 
fördern”, Man machte auf die Schwierigkeit für Deutschland aufmerk- 
sam, ohne die Errichtung einer deutschen Bank in Persien mit England 
und Rußland erfolgreich zu konkurrieren, und bot geradezu dringend 
eine Bankkonzession an mit dem durchsichtigen Wunsch, die erstarken- 
den Wirtschaftsinteressen Deutschlands gegen einen drohenden englisch- 
russischen Angriff auf die persische Souveränität ausspielen zu können. 


* „Die Britischen amtl. Dokumente über den Ursprung des Weltkrieges“ 
(abgekürzt BD) Bd. 4 S. 340 ff. 


2 BD a.a. O. S. 381. 
3 GP 25 I S. 104 ff. 


31* 


476 Rußland und die persischen Eisenbahnbauten vor dem Weltkriege, 


Auf die russischen Schritte sind diese Vorgänge sicher nicht ohne Ein- 
fluß geblieben. Bald nach seiner Ernennung zum Minister des Aus- 
wärtigen erklärte Iswolski! vor dem aus hohen Beamten der verschieden- 
sten Verwaltungszweige zusammengesetzten „Finanzkomitee“, daß „wir 
bemüht sind, ein Bündnis mit England zu schließen, und daß infolgedessen 
unsere Politik in Persien mit diesen Tatsachen rechnen muß“. Diese 
offene Rückzugserklärung vor den Engländern mehr als ein Jahr vor 
dem Abkommen von 1907 erregte begreiflicherweise erhebliches Auf- 
sehen, bot aber in der Folgezeit die Grundlage der russischen Politik im 
mittleren Asien, Da brachen Ende Juli 1906 in Teheran Unruhen aus, 
die von der Geistlichkeit und der Kaufmannschaft gefördert wurden. 
Die englische Gesandtschaft nahm offen für die Aufrührer Partei und 
vermittelte sogar ihre Forderung nach Rücktritt des Großwesirs und 
nach Reformen, die bewilligt wurden. In Deutschland hielt man sich 
„jeder auch vorsichtigsten Unterstützung irgendeines Kandidaten“ für 
den Großwesir fern. Richthofen bemerkte am 6. August®, die Ereignisse 
hätten schon jetzt gezeigt, „daß zur Zeit nur zwei Mächte in der Lage 
sind, einen tatsächlichen Einfluß auf die Geschichte dieses Landes aus- 
zuüben: England und Deutschland. Rußland, das man bisher gewöhnt 
war, allein mit England in Persien handelnd auftreten zu sehen, muß 
zum mindesten auf geraume Zeit als ein wesentlicher Machtfaktor aus- 
geschieden werden.“ Und wieder suchte Persien nun in den langwieri- 
gen Verhandlungen das Gegengewicht zu England in Deutschland. Aber 
Deutschland erklärte ausdrücklich, daß es in Persien völlig uninteres- 
siert seið, Damit begab man sich freilich bis zu einem gewissen Grade 
der Möglichkeit, den Rückzug aus Nordpersien gegen eine Aufgabe der 
russischen Obstruktion in der Frage der Bagdadbahn einzutauschen. 
Inzwischen fanden zwischen England und Rußland die Verhand- 
lungen statt, die zu der Einigung von 1907 geführt haben. Aber bereits 
am Anfang dieser Besprechungen, als die Zonenaufteilung bei weitem 
noch nicht endgültig geregelt war, machte Iswolski am 23. September 1906 
den englischen Botschafter Nicolson darauf aufmerksam!, daß die 
russische Regierung es nach der endgültigen Verständigung für nötig 
halten werde, „in ihrer Zone Eisenbahnen zu bauen“. Der Krieg gegen 
Japan und der Bau der Sibirischen Bahn hatten Rußland jedoch so an- 
gestrengt, daß es das Kapital für diese Bahnen nicht selbst aufbringen 


1 Michael Frhr. v. Taube, „Der großen Katastrophe entgegen“, Berlin 1929, 
S. 94 f. 

2 GP 25 I S, 110 ff. 

* BD. a, a. O., S. 687. 

4 BD. a.a.o., S. 648. 
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konnte, sondern in Belgien und den Niederlanden, dagegen nicht in 
Frankreich zu beschaffen versuchte, da es, erklärte man fast unter- 
würfig, „sich an Länder wenden möchte, die in persischen Angelegen- 
heiten vollkommen neutral seien“. Und nach Nicolsons Jahresbericht 
über Rußland im Jahre 1906! war z.B. der Bau der projektierten Linie 
von Samarkand nach Tarmys verschoben worden, die ja wohl nicht nur 
Kabul bedroht hätte. Die Linie Taschkent—Tomsk freilich, die die 
etwaigen Kriegsschauplätze des Fernen Ostens und Zentralasiens ver- 
binden konnte, tauchte als neues Projekt auf. Am 1. Februar 1907 fand 
eine Sitzung des russischen Ministerrats statt, der sich mit dem Ab- 
schluß eines Vertrages mit England über die persischen Fragen beschäf- 
tigte®. Dabei wandte sich Iswolski gegen den „bis in die letzte Zeit“ 
auch in Regierungskreisen vertretenen Gedanken, Rußland müsse ganz 
Persien unter seinen Einfluß bringen, bis zum Persischen Golf vor- 
rücken, evtl. eine transpersische Eisenbahn bauen und am Meer eine 
befestigte Kopfstation errichten. Die Ereignisse der letzten Jahre hätten 
vielmehr bewiesen, daß jede Möglichkeit eines Konfliktes mit England 
vermieden und daher die Interessensphären-Trennung begrüßt werden 
müsse. Anschließend kam es zu strategisch sehr interessanten Ausein- 
andersetzungen über die günstigste Begrenzung der russischen Sphäre. 
Der Chef des Generalstabs stellte die später erfüllte wichtige Forderung, 
die gesamte Provinz Khorassan in die russische Einflußsphäre einzu- 
beziehen, „da wir uns auf diese Weise die in strategischer Hinsicht sehr 
wichtigen Wege nach Afghanistan, welche durch den nordöstlichen Teil 
Persiens führen, sichern“. Bei der Unterhaltung mit Nicolson über die 
Ergebnisse dieser Konferenz versuchte Iswolski dann am 18. Februar}, 
auf die afghanische Frage zu kommen, „da die persische Frage mit der 
afghanischen in solch engem Zusammenhang stehe und die eine nicht 
ohne die andere geregelt werden könne“. Von da aus kam er, als Nicolson 
keine befriedigende Antwort gab, auf die Provinz Seistan, die England 
auf jeden Fall für sich forderte, und erklärte:-„Es wäre für Rußland eine 
sehr ernste Sache, wenn außer einer Eisenbahnverbindung, sagen wir 
zwischen Nasrabad und Indien und möglicherweise bis zur Südküste 
hinunter auch von Indien nach Afghanistan hinein Eisenbahnen gebaut 
würden ... Afghanistan habe man bisher als Pufferstaat betrachtet. 
Aber angenommen, der Emir würde einwilligen, daß britische Offiziere 
seine Truppen reorganisierten, und wäre bereit, Eisenbahnen und Straßen 
bauen zu lassen? Weiter angenommen, daß späterhin zwischen Rußland 
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und Japan Streitigkeiten entstünden, und daß wir (England) als Ver- 
bündete Japans die Seite dieses Landes ergreifen würden? ...“ Und 
noch einmal kam er wenige Minuten später gerade auf die Gefahr einer 
durch England in Afghanistan gebauten Eisenbahn zurück, Diese Be- 
fürchtungen waren so offensichtlich und stark, daß Nicolson in seinem 
Bericht meinte, ohne gewisse Zusicherungen bezüglich Afghanistans 
werde eine Verständigung mit Rußland wohl kaum möglich sein. Der 
englische Gesandte in Teheran, Sir C. Spring-Rice, dem eine Abschrift 
von Iswolskis Vorschlag übermittelt wurde, bemerkte dazu am 11. April 
1907!, der Plan zeige, welche Absichten Rußland hegt: „nämlich auf 
der... auf dem linken Ufer des Heri Bud nach Kuhsan vermessenen 
Strecke eine Bahnlinie gegen Herat hin zu bauen, die Strecke entlang der 
leichten bereits vermessenen Trasse zum Golf von Oman über Kaschan 
und Jesd zu beginnen und die Verbindungsstrecke zwischen dem Kaukasi- 
schen Netz und der Bagdadbahn über Täbris, Hamadan und Chanikin 
zu bauen, was ohne Zweifel bereits mit Deutschland vereinbart ist“, 
Zwar werde es Rußland schwer fallen, dieses Programm aus eigener 
Macht auszuführen. Denn die persische Regierung werde sich weigern, 
Ausländern Konzessionen zu erteilen, die Nationalversammlung werde 
versuchen, die persischen Hilfsquellen zu entwickeln und persische Ge- 
sellschaften zu fördern, die wiederum, wenn sie auch sicher fremde Hilfe 
brauchten, sich kaum offen an Rußland wenden ‚würden. „Aber die 
Trasse, der Eisenbahnen oder Straßen folgen sollen, wird wahrscheinlich 
von der Macht bestimmt werden, welche die Kontrolle über den Sitz der 
Regierung ausübt.“ Und das werde Rußland sein. 

So scheint also Wittes Urteil über das russisch-englische Abkommen 
vom 21. August 1907 mehr von der Enttäuschung des optimistischen und 
enthusiastischen Eisenbahnpolitikers diktiert als den Tatsachen ent- 
sprechend, wenn er schreibt?: „.. im Resultat büßen wir jeden Ein- 
fluß in Persien ein. In Zukunft bieten sich uns dort keinerlei Möglich- 
keiten, weder in politischer noch in wirtschaftspolitischer Hinsicht. Ruß- 
land wird nur zeitweilig den Polizisten spielen!“ 

Sehr schnell ergaben sich aus der englisch-russischen Verständi- 
gung nun auch große Eisenbahnpläne. Schon am 17. März 1908 schrieb 
Hardinge an Nicolson®, man habe sich in England, ebenso wie in Ruß- 
land, seit einiger Zeit mit Eisenbahnprojekten für Persien beschäftigt; 
„es besteht zur Zeit ein Unterausschuß des Reichsverteidigungsaus- 
schusses, in dem Sir E. Grey sowie ich sitzen und in dem eben diese 
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Frage geprüft wird“. Freilich glaube er, daß der Plan einer an der eng- 
lischen Bahn in Indien anzuschließenden Linie von Djulfa nach Teheran 
und Kerman bei dem starken Mißtrauen der indischen Regierung noch 
verfrüht sei. Dagegen meinte er, man solle der russischen Regierung 
nahelegen, eine Eisenbahn Djulfa—Teheran—Chorremabad zu bauen, die 
dann mit einer englischen Bahn von Ahwas her verbunden werden und 
ihren Hafen in Chor Abu Musa am Persischen Golf erhalten könne, Für 
die Strecke Ahwas—Chorremabad bestand bereits eine englische Kon- 
zession. Eine solche Bahn würde „die Bagdadbahn in eine rein lokale 
Bahn reduzieren“, England bemühe sich bereits um eine Eisenbahn- 
konzession Bender—Abbas—Schiras, ja nach Westen sogar über Ahwas 
hinaus. In einer weiteren Sitzung sprach sich der Unterausschuß für 
eine englische Linie Mohammere—Schiras—Ispahan aus, die dort An- 
schluß an eine russische Eisenbahn über Djulfa und Teheran erhalten 
könne. „Der Gedanke einer Durchgangsverbindung nach Indien wurde 
als verfrüht verworfen!.“ Vorerst trug man sich nur mit der Absicht, 
„die Bagdadbahn auszustechen“, 

Nun traten allerdings Zwischenfälle ein, die eine enge Verständi- 
gung und intime Zusammenarbeit noch wesentlich verzögern sollten. Vor 
dem Revaler Besuch im Juni 1908 hatten sich Schwierigkeiten an der 
russisch-persischen Grenze ergeben?; Persien sträubte sich, die von ihm 
geforderte Genugtuung zu geben, und Iswolski bemühte sich vergeblich, 
England dafür zu interessieren. Dagegen war England entschlossen, das 
persische Geldbedürfnis für Bisenbahnkonzessionen auszunutzen. Iswol- 
ski machte auf das Ablaufen der Eisenbahnkonvention von 1900 in zwei 
Jahren aufmerksam und darauf, daß nun eine bestimmte Eisenbahnpolitik 
Englands und Rußlands in Persien dringend nötig würde. Von Hardinge 
nach seinen Vorschlägen gefragt, erwiderte er, „es gäbe nach seiner An- 
sicht nur drei mögliche Durchgangsstraßen von Rußland nach Indien: 
von Djulfa über Teheran und Kirman nach Nuschki, von Aschbad über 
Meschhed nach Seistan und von Taschkent durch Afghanistan nach 
Peschawar.“ Hardinge erklärte ihm „in der denkbar offensten Weise“, 
daß alle drei Linien für den Augenblick „gar nicht in Frage kämen, daß 
der Gedanke der Verbindung zwischen dem indischen und dem russischen 
Eisenbahnsystem zur Zeit verfrüht sei“, und schlug die bekannte Linie 
nach Mohammere vor. In einer Privataudienz, die er am 13. August 19083 
dem englischen Botschafter gewährte, setzte sich auch der Zar für eine 
Verständigung in Eisenbahnfragen ein. Wenn sich die beiden Gesandt- 
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schaften in Teheran gelegentlich nicht voll verstanden hätten, so dürften 
solche Mißverständnisse nicht fortwirken. Die Eifersüchteleien und 
Beargwöhnungen vergangener Zeiten sollten von beiden Regierungen 
aufgegeben und der Vergessenheit überantwortet werden. Und zwei Tage 
darauf nahm Rußland den Vorschlag Djulfa—Mohammere „im Prinzip“ 
ant, forderte aber für dieses Entgegenkommen angesichts der eigenen 
Geldknappheit die finanzielle Hilfe Englands. Auch hielt man eine Ver- 
bindung der Linie mit Teheran und dieser Stadt mit Rescht und Enzeli 
für nötig, „wo sich die Errichtung eines guten Hafens als Endpunkt von 
selbst empfiehlt“. Ebenso sei die Linie Ashabad—Meschhed zu bedenken. 
Aber nun erklärte England, das gar nicht bereit war, mit seinem Geld 
russische, die englische Zone und evtl. Indien bedrohende Eisenbahnen 
zu bauen, nach eingehender Prüfung dieses Memorandums am 9. Ok- 
tober plötzlich?, Rußland sei einem Mißverständnis zum Opfer gefallen: 
von Eisenbahnbauten sei gar nicht die Rede gewesen. „Abgesehen von 
der Unsicherheit der politischen Situation gibt es noch mehrere andere 
unbekannte Faktoren, welche unter den obwaltenden Umständen ein 
definitives Eisenbahnprogramm in Persien unzeitgemäß erscheinen lassen 
. .. Alle diese Erwägungen müssen abgewartet werden, bevor eine Bahn 
von Djulfa nach Mohammere mit Aussicht auf Rentabilität gebaut 
werden kann,“ 

Da sich die innere Situation Persiens weiter verschlechterte, Un- 
ruhen ausbrachen und die Fremden gefährdet wurden, marschierten 
russische Truppen in das Land ein. Von weiteren Eisenbahnverhand- 
lungen war daher monatelang nicht im entferntesten die Rede, sondern 
es kam zu sehr erheblichen Spannungen zwischen den beiden Partnern, 
zu einer „Gefährdung der Politik des Einvernehmens, die so glücklich 
von den beiden Regierungen verfolgt“ worden wart, Schließlich drohte 
man, neue russische Truppensendungen würden „England notwendiger- 
weise zwingen, auf die Politik der Entente mit Rußland zu verzichten", 
Bei einer Erwähnung von Eisenbahnfragen erhielt Poklewsky von Grey 
die Antwort, „das gute Einvernehmen zwischen uns werde durch einige 
Jahre des Vertrauens bekräftigt sein müssen, ehe die indische Regierung 
geneigt wäre, eine Durchgangseisenbahnverbindung nach Indien ohne 
die Befürchtung in Erwägung zu ziehen, daß dadurch eine Verstärkung 
unserer indischen Grenztruppen erforderlich würde“. Erst als im letzten 
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Augenblick der persische Regierungswechsel vollzogen wurde, verringerte 
sich die Gefahr sofort bedeutend. Grey bemerkte sogar, „daß unsere 
Zusammenarbeit in Persien aus der Krise gestärkt hervorginge"t, 

So gut waren die Beziehungen nun freilich nicht wieder geworden, 
daß Iswolski schon am 1. Dezember von neuem das alte Durchgangs- 
bahn-Projekt nach Indien hervorholen durfte*, Die erste Erwähnung 
hatte sofort den entschiedenen Protest der Regierung von Indien zur 
Folge, Und Nicolson mußte es zu seiner Aufgabe machen, bessere 
Pflege des Abkommens zu empfehlen: „Wenn wir es an Gegenseitigkeit 
fehlen lassen, würden wir das Einvernehmen nicht stärken, sondern eher 
schwächen.“ Was aber die viel besprochene Bahn anbeträfe, so dürfte 
„nach menschlichem Ermessen . . . viel Zeit verstreichen, ehe sie in den 
Bereich praktischer Politik tritt, und außerdem hätten wir freie Hand 
zur Wahl des Zeitpunktes, zu dem wir unsere Strecke bauen würden“. 
Er sähe daher in der „grundsätzlichen Annahme“ des Projektes „keine 
Gefahr in nächster Zukunft für die Sicherheit unserer indischen Gren- 
zen. . „während wir damit eine freundliche Gesinnung walten ließen und 
viel zur Stärkung des Einvernehmens beitrügen“, Diesen überlegenen 
Worten schloß Hardinge sich vollkommen an. Er behauptete, die in- 
dische Regierung habe leider dem Abkommen stets sehr mißtrauisch 
gegenübergestanden und ihm sogar entgegengearbeitet‘. Er wolle sich 
nunmehr selbst für die Bahn einsetzen, zumal sich der Zar kürzlich „sehr 
auf ihren Bau erpicht äußerte“. d 

Damit war nun diese Angelegenheit vorläufig erledigt. 

Auf eine neue, sofort entstehende Schwierigkeit sei hier nur kurz 
hingewiesen: Anfang Januar protestierte Deutschland gegen die Ein- 
beziehung Frankreichs in den Kreis der in Persien bevorrechteten Mächte 
unter gleichzeitiger Betonung des alten Prinzips der Offenen Tür. Wäh- 
rend die Engländer sich der Berechtigung dieses Protestes nicht ver- 
schlossen und in Zukunft das Vorgehen besser zu tarnen beschlossen, 
war der russische Gesandte in Teheran, Poklewski-Koziell, wie die Russen 
unter Iswolskis Leitung überhaupt, jedem Nachgeben abgeneigt, da er 
fürchtete, Deutschland werde diese Gelegenheit benutzen wollen, „um 
das gemeinsame Vorgehen Rußlands und Englands in Persien zu spren- 
Sen"? Als nun gar die Perser auf deutsche Unterstützung gegen Ruß- 
land zu hoffen begannen, ließ Iswolski sofort zu verstehen geben, „daß 
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der Eingriff einer dritten Macht unsere Beziehungen zu Persien noch 
verschlimmern und uns veranlassen könnte, unsere Truppen nicht abzu- 
berufen!, Dennoch fühlten sich die Perser vorübergehend durch den 
gerade damals unabhängig von Deutschland erfolgenden Einspruch 
Österreich-Ungarns und Italiens gegen die Schließung der Offenen Tür 
zu erhöhtem Widerstand ermutigt und lehnten den russischen Protest 
gegen den Abschluß einer persischen Anleihe außerhalb Englands und 
Rußlands ab?. Das Schicksal dieses Mutbeweises war freilich voraus- 
zusehen: Persien wurde die Möglichkeit genommen, Zoll- und sonstige 
Einnahmen zur Garantie anderer als russischer und englischer Anleihen 
zu benutzen, und die Vergebung von politisch und strategisch wichtigen 
Konzessionen in den beiden Einflußgebieten an Angehörige eines dritten 
Staates verboten. Inzwischen war im März 1910 auch die alte zwischen 
Rußland und Persien vereinbarte Sperrfrist für Eisenbahnbauten in Per- 
sien abgelaufen. Sasonow geriet bereits in einige Furcht, daß der in 
Persien umherreisende Vertreter der Deutschen Bank, Said Ruete, sich 
für Eisenbahnkonzessionen interessiere. Immer wieder nannte er Pour- 
talös die alten Argumente, die Rußland zwängen, unbedingt die Kontrolle 
über die Eisenbahnen in Nordpersien zu verlangen und zu behalten®. 
Zugleich häuften sich in den russischen, an Persien angrenzenden Ge- 
bieten, durch die wichtige Karawanenstraßen zogen, die Schikanen gegen 
deutsche Einfuhr nach Persien. Man war in London und Petersburg 
unbedingt darin einig, daß jeder deutsche Einfluß in Persien verhindert 
und auf Persien unter Umständen der härteste Druck ausgeübt werden 
müsse, um die strategischen Konzessionen in den Händen der Verbün- 
deten zu behalten!. Zu alledem entstand in Persien noch eine Minister- 
krisis, und es drohte die Möglichkeit, daß ein „Kabinett aus radikalen 
Elementen gebildet wird, welches Rußland und England kein Vertrauen 
einflößt“, Für diesen Fall schlug Sasonow die härtesten Maßnahmen 
vor, die einem absoluten Zwang mit Soldaten und Geld gleichkämen?. 
Als sich aber fast zur gleichen Zeit, Ende April 1910, die Möglichkeit 
ergab, daß Persien durch Beleihung der sehr wertvollen Kronjuwelen 
eine französische Anleihe erhalten und mit ihrem Ertrag die Schulden 
an Rußland begleichen konnte, erklärte Poklewski-Koziell seinem franzö- 
sischen Kollegen in Teheran ganz offen, „daß die Bezahlung der uns ge- 
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schuldeten Summen unseren Interessen durchaus nicht entsprechen 
könne, da auf diese Weise dem politischen Einfluß von Ausländern die 
Tür geöffnet werde“. 

Hardinge riet, vor irgendwelchen Maßnahmen das Ende der persi- 
schen Ministerkrisis abzuwarten, aber doch der persischen Regierung zu 
bedeuten, daß jede Handlung, die Rußland und England schaden könnte, 
einen feindlichen Akt darstellen und „für Persien die schlimmsten 
Folgen nach sich ziehen würde“, Vor der Empfehlung einer direkt krie- 
gerischen Aktion, wie etwa der Besetzung Teherans, scheute auch 
Benckendorff zurück", 

Zwischen London-Petersburg und Berlin wurde in diesen Monaten 
bei stetigem deutschem Rückzug vor der Einheitsfront der Entente 
dauernd ohne rechtes Ergebnis hin und her verhandelt. Eine Belebung 
schien einzutreten, als Metternich dem Londoner Kabinett ein politisches 
Abkommen über Persien vorschlug, nach dessen Abschluß er eine Eini- 
gung über die Bagdadbahn für verhältnismäßig einfach hielt?. Aber 
sofort antwortete ihm Grey mit kaum mißzuverstehender Schärfe, „die 
englische Regierung habe mit Rußland eine politische Entente in Persien 
abgeschlossen und könne folglich kein Abkommen mit einer anderen 
Macht abschließen; England sei in diesem Falle mit Rußland verbunden 
wie mit Frankreich in der Marokkofrage“. So ruhten die Besprechungen 
nun fast ganzi, zumal auch Wilhelm II, vorläufig Schweigen für nötig 
hielt: „Der Orientierung und Einarbeitung des Königs in alle diese 
äußeren Themata muß Zeit gegeben werden.“ Und nach längeren Aus- 
führungen über die augenblickliche Lage in England schloß der in Lon- 
don befindliche Monarch: „Eisenbahnen will ja vorläufig weder Eng- 
land noch Rußland noch wir in dem elenden Land bauen,“ Man gab sich 
in Deutschland mit einer „formellen“ Anerkennung des deutschen Meist- 
begünstigungsrechtes in Persien zufriedens. 

Als nun alles beruhigt schien, erfuhr der russische Gesandte in 
Teheran am 6. Juni 1910 plötzlich, die persische Regierung werde in der 
Befürchtung, ihr Schweigen könne von Rußland und England als Ein- 
willigung in die Konzessionsforderungen ausgelegt werden, nun doch 
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noch eine Antwort schicken, deren Entwurf natürlich ausweichend und 
für Iswolski unbefriedigend war. Da Iswolski hinter dieser neuen Aktion 
deutschen Einfluß vermutete und eine deutsche Prestigesteigerung in 
Persien um jeden Preis verhindern wollte, gab er den grotesken Rat, 
im Notfalle die Antwort zurückzuschicken „und in entsprechender Weise 
darauf hinzuweisen, daß sie nicht am Platze sei“!. Allerdings ver- 
wickelten sich die Dinge in Persien nun immer mehr?, es brachen Un- 
ruhen aus, die zwar mit der Gefangennahme der Aufrührer endeten’, 
aber doch eine allgemeine Unruhe und eine Atmosphäre des Argwohns 
und Mißtrauens hinterließen. Dabei engagierte sich der deutsche Ge- 
sandte, Graf von Quadt, trotz ausdrücklichen Gebots strenger Zurück- 
haltung so ungeschickt, daß ihm Kiderlen telegraphierte: „... Ihr in- 
struktionswidriges Verhalten erscheint um so bedauerlicher, als es er- 
strebtem Zweck nicht gedient, dagegen überflüssige Telegrammgebühren 
verursacht hat“. Im Gegensatz zu den Russen, die bei dieser Gelegen- 
heit die Teilung Persiens durchführen wollten, widersetzte sich die eng- 
lische Regierung vorläufig noch „auf das Entschiedenste“ jedem Ver- 
such, diese Notwendigkeit beschleunigt heraufzubeschwören. Für Eng- 
land, das stets mit dem Aufflammen des orientalischen Fanatismus zu 
rechnen hatte, war überhaupt weniger wichtig, was in Persien geschah, 
als daß nichts geschah, wobei eine andere Macht als England oder Ruß- 
land, besonders Deutschland oder die Türkei, eine Rolle spielte. Bencken- 
dorff machte bei dieser Gelegenheit beim Vergleichen von Rußlands und 
Englands Interessen die treffende Bemerkung: „Der Norden Persiens 
ist eine neue Mandschurei und kann ohne Krieg von uns nicht ab- 
sorbiert werden — und was für ein Krieg wäre das!“ Er sah also 
eine unbedingte Identität der Wünsche beider Mächte. Inzwischen suchte 
aber Persien selbst im Ausland gewisse Hilfen, indem es sich bemühte, 
schweizer oder, mit größerem Einverständnis Englands und Rußlands, 
amerikanische Beamte und Angestellte zu gewinnen®. Nun kam kom- 
plizierend hinzu, daß die Perser am 7. Mai doch jene verbetene unbe- 
friedigende Antwort gaben, die von den englischen und russischen Ge- 
sandten „mit einer entsprechenden Begleitnote zurückgeschickt“ wurde, 
Dadurch spitzte sich jetzt die Lage so zu, daß Sasonow einen Druck 
auf Persien für nötig hielt — sehr im Gegensatz zu Grey, was er übrigens 
jetzt nicht mehr als ausreichenden Hinderungsgrund gelten ließ”. Als 
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Grey diese Wendung bemerkte, gab er nach! und betonte sehr energisch 
Englands Vertragstreue*. Jetzt glaubte Rußland, Generalvollmachten 
zu besitzen. Und nachdem Sasonow sich ausgerechnet hatte, „daß die 
Engländer in Europa politische Ziele von vitaler Bedeutung verfolgen 
und im Notfall auf einige Interessen in Asien verzichten werden, um 
das für sie so wichtige Abkommen mit uns zu erhalten“, ging er daran, 
eine Fülle von Pressionsmöglichkeiten gegen Persien aufzunotieren?. Es 
trat also eine allgemeine Belebung der russischen Politik gegen Persien 
ein — mit dem Erfolg, daß Poklewski am 26. Oktober 1910 Anzeichen 
von Verständigungsbereitschaft bei den Persern erkannte. 

Sehr schnell kam man jetzt auch wieder mit dem alten Projekt der 
Transpersienbahn hervor. Eine russische Gruppe hatte sich wieder des 
Projekts angenommen und war mit Nicolson in Verbindung getreten, 
Anfang Dezember sprach dieser über die Angelegenheit mit Bencken- 
dorff, der ihm nicht verheimlichte, daß auch der Zar dem Projekt sehr 
zustimme. In England verschanzte man sich solcher Eile gegenüber 
einstweilen besonders hinter dem angeblichen Widerstand der indischen 
Regierung?. Und als neuestes Motiv einer verschleierten Ablehnung trat 
nun hervor, daß „eine zu nahe Verbindung der Bagdadbahn mit dem 
indischen Bahnnetz durch Persien vom englischen Standpunkt aus nicht 
ohne Nachteile“ sei. „Es würde eine strategische Hauptlinie geschaffen, 
die in der Türkei beginne. In diesen Zeiten, wo der Islam überall er- 
wache und durchaus Komplikationen erwachsen könnten, müsse dieser 
Umstand ernstlich in Erwägung gezogen werden 7 

Der englische König kam in einem Gespräch mit Benckendorff am 
28. Januar 1911 in Windsor wieder auf die Angelegenheit zurück’, Er 
stellte dabei die Frage: „Ist Rußland, wenn es eine Bahn in der Rich- 
tung des Kaspischen Meeres baut mit der Absicht, die russische Linie mit 
der indischen zu verbinden, verpflichtet, diese Linie auch mit Chanikin 
zu verbinden?“ Als der russische Botschafter ausweichend antwortete 
erklärte ihm der König, daß diese Frage „von der größten Wichtigkeit“ 
wäre, obwohl es sich um eine Bahn in der russischen Einflußsphäre 
handele. In Rußland war man natürlich unbedenklicher. Mitte Februar 
entschied der Ministerrat, daß weder gegen die Grundgedanken des 
Projektes noch gegen die Bildung einer entsprechenden Studienkommis- 
sion irgendwelche Einwände zu machen seien, sofern später bei der Aus- 

1 Benckendorff a.a.0. S. 361, 

2 Benckendorff a.a. O. S, 363 f. 

Benckendorff a, a, O, S. 364 ff. 
* Benckendorff a.a. O. S. 398 ff. 


® Benckendorff a. a. O, 'S. 406 ff. 
6 Benckendorff II S, 15 ff. 


486 Rußland und die persischen Eisenbahnbauten vor dem Weltkriege. 


führung die wirtschaftlichen Interessen Rußlands gewahrt blieben!, was 
allerdings keineswegs sehr einfach wart, 

Ende Januar 1911 hatte das Staatsdepartement der USA, der Bitte 
der persischen Regierung entgegenkommend, Persien fünf amerikanische 
Finanzsachverständige zur Anstellung empfohlen®. Jetzt fiel Sasonow 
plötzlich ein, daß diese Anstellung dem Grundsatz des Abkommens mit 
England widersprechen würde, welcher die Anstellung von Angehörigen 
einer Großmacht ausschloß!, Nun bewies Persien zwar gerade im März 
bei einem privaten französischen Vorschlag eines Eisenbahnbaues in 
Persien seine Loyalität gegenüber England und Rußland — der persische 
Gesandte erklärte Iswolski, „daß er vollkommen die Unmöglichkeit für 
Persien einsehe, in dieser Angelegenheit ohne uns zu handeln“. Aber 
bei einem anderen Eisenbahnvorschlag in den gleichen Tagen, der von 
der Anglo-persischen Petroleumgesellschaft und persischen Banken ge- 
macht wurde, war die Entscheidung zugunsten Englands und Rußlands 
nicht so sicher gestellt‘. Darüber hinaus fühlten sich die Engländer 
in ihrem Südgebiet gefährdet, weil sie keine Zusicherung über den An- 
schluß fremder Eisenbahnkonzessionen erhalten hatten. Besonders fürch- 
tete man Deutschland im Hinblick auf den Weg nach Indien’. Vermut- 
lich um mit der eigenen Aktivität jeder fremden zuvorzukommen, wurde 
daher der englische Gesandte in Teheran beauftragt, eine Konzession 
in Form eines Optionsrechts für die Erbauung eines Hafens in Ormusieh, 
sowie einer Eisenbahn von dort bis Chorremabad und eine Zweiglinie 
nach Mohammere zu beantragen®. Die Konzession lehnte die persische 
Regierung am 25. April ab mit der Begründung, „daß die Eisenbahnen 
in Persien rein kommerzielle Unternehmungen sein müssen“. Man hielte 
aber die vorgeschlagene Linie für eine politische, da die Bahn nicht in 
die russische Einflußsphäre reichen soll, „wodurch sozusagen die Tei- 
lung Persiens in Interessensphären bestätigt würde". 

Unter diesen neuerdings erschwerten Umständen wurde die An- 
stellung von Amerikanern mehr als je zu einer politischen Frage!" Der 
Versuch, durch Gewinnung eines Schweden die Schwierigkeit zu um- 
gehen, wurde von dem obersten Berater der persischen Finanzen, Shuster, 
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verhindert. In Rußland glaubte man, wieder einmal energisch bei der per- 
sischen Regierung protestieren zu sollen. Man hielt diese Angelegenheit 
für „die schwierigste aller in letzter Zeit entstandenen Fragen“!, Nun 
entstand zwar plötzlich die Möglichkeit, daß sowohl Shuster wie Stokes 
demissionieren würden®. Aber trotzdem drängte Neratow Benckendorff, 
dem Londoner Kabinett eine Einwirkung auf Stokes im Sinne des Rück- 
tritts nahezulegen®. In England erkannte man die Bedeutung der Frage 
sehr wohl‘ und forderte Stokes Ende Juli tatsächlich auf, aus dem 
englischen Dienste auszuscheiden, konnte aber nicht mehr tun und zeigte 
Verständnis für die russischen Forderungen, indem man versprach, 
russischen Kompensationsforderungen nicht entgegenzutreten?. Auch 
benachrichtigte Grey die persische Regierung von der Einigkeit der bei- 
den Mächte in dieser Frage. Freilich fand man in England, daß die 
Haltung der russischen Presse „etwas zu weit geht“®, wenn diese den 
ehrlichen Unterstützungwillen England bezweifelte. Man verweigerte 
Stokes den nachgesuchten Abschied, „bis der ganze Zwischenfall in be- 
friedigender Weise beigelegt ist“. Auch entstanden jetzt durch Moham- 
med Alis Versuch, wieder den persischen Thron zu besteigen, erneut 
Schwierigkeiten in Persien, die wiederum Möglichkeiten von Mißver- 
ständnissen boten’. Da lenkte man in Rußland wieder einë. Shuster ver- 
mochte sich dieser Front gegenüber nicht zu halten; er erklärte am 
21. August, seinen Abschied nehmen zu wollen, da es in Persien durchaus 
keine Stokes entsprechende Persönlichkeit gäbe. Er wollte es vorher 
noch einmal mit einem halbjährigen Kompromiß versuchen; und Po- 
klewski empfahl, die Angelegenheit von russischer Seite nicht zu über- 
treiben®, 


Im ganzen hat diese Frage in Zukunft wenig Zusammenhänge mit 
der Eisenbahnfrage gezeigt, sondern ist mehr und mehr ein Problem des 
Prestiges der beiden Großmächte voreinander und vor Persien geworden; 
und obgleich nicht übersehen werden soll, daß der Einfluß in Persien 
ja schließlich die Grundlage auch jeder Risenbahnpolitik bildete, können 
wir hier doch die Darstellung dieser Spezialfrage abbrechen. 
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Von neuem gefährdete man in Rußland Greys Stellung durch den Plan 
einer militärischen Expedition nach Nordpersien mit anschließender Be- 
setzung. Ein Zwischenfall in Teheran erhöhte diese Schwierigkeiten, als 
bei der Konfiskation der Besitzungen von Shah-es-Saltaneh, eines Partei- 
gängers des früheren Schahs, nicht nur die beträchtlichen russischen An- 
sprüche an diesen Besitzungen unberücksichtigt blieben, sondern auch die 
Angestellten des russischen Generalkonsulats mit Waffen bedroht wur- 
den’. Rußland drohte bei ausbleibender persischer Entschuldigung mit 
Besetzung von Gilan und des Distriktes von Talesch, was Grey sehr un- 
gelegen war“, Greys Versuche, mäßigend zu wirken, hatten keinen Erfolg. 
Die russischen Truppen rückten vor und sollten Ende November Teheran 
besetzen’, Mitten in diese Lage voller Unklarheiten und einer drohenden 
englischen Kabinettskrise machte Iswolski den Vorschlag, die Frage der 
persischen Eisenbahn und vor allem der Transitbahn „nach dieser Lehre 
für die persische Regierung“ wieder in Angriff zu nehmen. Die Grün- 
dung einer „Studiengesellschaft“ hielt er für gesichert, die finanziellen 
Fragen für weitgehend erledigt. „Aber, soweit ich informiert bin, ist 
die diplomatische Vorbereitung dieser Angelegenheit noch sehr wenig 
vorgerückt, und doch ist dies die Grundlage “š, Aber zur Behandlung 
der Eisenbahnfrage war die Zeit doch noch nicht wieder reift, Außer- 
dem lehnten nun plötzlich am 1. Dezember 1911 die Perser die russische 
Forderung ab’. Die Russen marschierten vor: und damit trat wieder 
die Möglichkeit des Bruches der Entente mit England, des Rücktritts 
von Grey in die Nähe’. Benckendorff schloß sich daher Greys Bitte um 
Mäßigung in den russischen Forderungen an0, Zugleich ließ England 
in Persien erklären, daß man von der Einigkeit mit Rußland nicht ab- 
lassen würde!!, Darauf zeigten die Perser etwas mehr Nachgiebigkeit!®, 
zumal die Russen entgegenkamen,. Unruhen in Teheran gaben Rußland 
den Anlaß zu neuen Vormarschplänen!® und England zu neuen Befürch- 
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tungen, schließlich zu dem englischen Vorschlag gemeinsamer Verhand- 
lungen über die persische Frage!. Am 22. Dezember nahmen die Perser 
alle russischen Bedingungen an”. Trotzdem wurde der russische Plan, 
Truppen vorzuschieben, nicht aufgegeben, Unruhen in einzelnen per- 
sischen Städten schienen ihn vielmehr zu rechtfertigen. Und als gar 
noch in Täbris Angriffe auf die russischen Truppen unternommen 
wurden, verlangte der russische Statthalter im Kaukasus, Worontzow- 
Daschkow, „allerstrengste Vergeltung“, 

Aber zur gleichen Zeit, am 3. Oktober 1912, wurde bekannt, daß 
ein in Persien besonders bekannter und berühmter Geistlicher, der Sikat 
ül Islam, von den Russen an einem religiösen Feiertage! hingerichtet 
worden war. Das erschwerte der persischen Regierung die Lage, bot der 
„Times“ Anlaß zu einem erregten Leitartikel® und erforderte russische 
Erklärungen, Immerhin galt die Hinrichtung als „antiislamische Hand- 
lung“ und rührte so auch wieder englische Befürchtungen auf. Wieder 
gab es zwischen England und Rußland lange Verhandlungen um das 
Ziel der Neuordnung in Persien, Dabei riet Benckendorff von dem Ver- 
such einer „mehr oder weniger versteckten Aufteilung Persiens“ ab, da 
jedes Beginnen dieser Art Greys Sturz zur Folge haben würde. Besonders 
sperrte man sich gegen alle russischen Versuche, im Verlaufe der Un- 
ruhen in Persien Gebietserweiterungen vorzunehmen’. 

Inzwischen ruhte die Frage des transpersischen Eisenbahnprojektes 
keineswegs. Poincaré wurde Mitte Juni in der Deputiertenkammer über 
die französische „Betätigung an dem Bau der transiranischen Eisenbahn, 
der sog. Linie Calais—Bombay“, interpelliert. Er erklärtes, „sie sei vor- 
teilhaft für Frankreich, hauptsächlich vom politischen Gesichtspunkt 
aus; sie diene zur Aufrechterhaltung der Interessengemeinschaft 
zwischen Rußland und England in den persischen Angelegenheiten“. Im 
September war die Lage dann schon wieder so weit geklärt, daß Sasonow 
die Aufhebung der neutralen Zone in Persien anregen konnte „in der 
Absicht, Eisenbahnkonzessionen in dieser Zone an eine dritte Macht zu 
vermeiden“, Grey hielt ihm sofort entgegen, daß die russische Zone 
schon sehr groß sei und kaum noch vergrößert werden könne, und führte 
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auch noch andere Möglichkeiten an, die man gegen den von Sasonow 
gefürchteten deutschen Einfluß besaß. 

Schließlich einigte man sich darüber, „daß es wünschenswert sei, 
den Boden (für die transpersische Bahn) durch Erlangung einer Option 
für die Société d'Etude mit Beschlag zu belegen, wodurch die beiden 
Regierungen in der Lage sein werden, zu erklären, wann und wo eine 
transpersische Linie gebaut würde“, 

Wieder verzögerten persische Unruhen den Fortschritt der Unter- 
nehmungen?*, da England eine „Aufreizung muselmanischen Empfindens“ 
befürchtete”. 

Am 31. Dezember 1913 teilte Grey über Buchanan der russischen 
Regierung seinen Standpunkt zu einer Reihe strittiger Fragen mit, die 
sich auf die Verwirklichung der transpersischen Bahn bezogen‘. Im 
Laufe des vergangenen Jahres hatte sich die englische Regierung ent- 
schieden, daß der südliche Teil der transpersischen Bahn von Teheran 
über Ispahan—Schiras und Bender-Abbas gehen, dieser Ort aber der 
Endpunkt der Bahn sein und die Frage ihrer Verbindung mit dem in- 
dischen Bahnnetz so lange offenbleiben sollte, „bis die englische Regie- 
gierung diese Verbindung für angezeigt hielte“”. Die Richtung nach 
„irgendeinem Hafen östlicher als Bender-Abbas“ war der englischen 
Regierung unerwünscht. Dem stand die „wiederholt und kategorisch“ 
geäußerte Ansicht der russischen Regierung gegenüber, „daß die Rich- 
tung nach Bender-Abbas überhaupt und die Richtung auf Ispahan— 
Schiras—Bender-Abbas insbesondere für uns und für die Société d’Etude 
völlig unannehmbar sind“. Einmal wurde der Weg um einige hundert 
Kilometer verlängert, zum andern schien den Russen diese Lage zu nahe 
an der konkurrierenden Bagdadbahn, und schließlich hatten „meridionale 
Eisenbahnen“ überhaupt eine schädliche Wirkung auf die russischen 
Handelsinteressen in Nordpersien. Überhaupt zeigte sich nun mehr und 
mehr, daß das russische Interesse an der Bahn weit größer und die 
russischen Forderungen viel umfangreicher waren als die englischen. 

Die am 12. Juni 1912 gegründete Société d’Etude du Chemin de Fer 
Transpersien bestand aus 3 Gruppen, einer französischen mit 7, einer 
englischen mit 2 Banken und einer russischen mit der Wolga-Kama- 
Bank®, Das Komitee der russischen Gruppe wies schon Anfang Mai 1913 
darauf hin, daß die Société d’Etude das Recht auf einen bestimmten Ge- 
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bietsstreifen zu beiden Seiten der geplanten Bahn mit allen darin befind- 
lichen Bodenschätzen beanspruchen müsse!, In England war man anderer 
Ansicht, und daher wandte sich die Société am 24. Dezember 1913 an 
Sasonow um Unterstützung. Und am 17. Januar 1914 wurde in einem 
Aide mémoire des russischen Auswärtigen Amtes für Buchanan erwähnt, 
„die Gesellschaft wünscht lediglich, sich das Recht auf einen bestimmten 
Landstreifen (bis zu 100 km) zu beiden Seiten der gesamten Eisenbahn- 
linie zu sichern, mit allen Bodenschätzen dieses Gebietes, gleichviel, 
in welcher Richtung die Bahn verlaufen wird“. Von einer Änderung 
dieser Forderung in dem nicht neutralen sondern englischen Teil Per- 
siens könne nicht die Rede sein, wenn man der Gesellschaft nicht die 
Kapitalaufbringung unmöglich machen wolle. In diesem Stadium der 
Verhandlungen schrieb Benckendorff am 28. Januar 1914: „Ich für 
meinen Teil bezweifle, daß es uns wirklich gelingen wird, Rußland direkt 
mit Indien zu verbinden. Dieser Gedanke findet heute einen Widerstand, 
der nicht mehr nur auf dem Widerstand der indischen Regierung beruht. 
Von dieser Seite ist er vielleicht schwächer geworden. Das alte Projekt, 
Indien zu isolieren, ist vielmehr gerade in England plötzlicher wieder 
aufgetaucht, als die Regierung gedacht hätte. Es ist damit ebenso ge- 
gangen wie mit einem anderen Projekt, von dem man so offen spricht, 
dem Tunnel unter dem Kanal. Das ist eine der eingewurzelten Ideen, gegen 
die schwer anzukämpfen ist und denen die englische Regierung unbedingt 
Rechnung tragen muß. Was aber nicht hindert, meine ich, daß man doch 
nicht darauf verzichten soll, die Zukunft vorzubereiten, und daß man 
sich, wenn auch noch nicht über das ganze, so doch über den dringend- 
sten Teil des Programms verständigt.“ Nicolson, den man bestimmt nicht 
russenfeindlicher Regungen beschuldigen kann, mußte Benckendorff im 
Februar erklären, daß er, Grey und Hardinge sich unbedingt für das 
Projekt und auch für die gerade Verbindung Rußland—Indien einsetzten, 
„Aber ganz abgesehen von dem alten englisch-indischen Geiste stieße 
man in dieser Frage noch auf denselben Insulanergeist mit seinen ein- 
gewurzelten Vorurteilen, der mehr als je sich dem Kanaltunnel wider- 
setzt. Die öffentliche Meinung sei noch zu stark, um auf diplomatischem 
Wege gebrochen werden zu können“. Und Benckendorff riet Sasonow 
dringend, nicht durch Übereilung die ganze Sache und dazu Greys Stel- 
lung zu gefährden. Trotzdem fühlte sich am 12. Februar? „das kaiser- 
liche Außenministerium gemäß der Bitte der russischen Gruppe der 
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Société verpflichtet, die ernste Aufmerksamkeit des Londoner Kabinetts 
auf die großen Verzögerungen“ zu lenken. „Den Grund dafür bilden 
offenbar Befürchtungen politischer und strategischer Natur, die an- 
gesichts der zwischen den beiden Staaten bestehenden freundschaftlichen 
Beziehungen nicht vorhanden sein dürften.“ Damit wären aber auch 
die nördlichen Eisenbahnbauten beeinträchtigt. „Ohne jetzt auf einer 
Verwirklichung des Unternehmens der transpersischen Bahn in vollem 
Umfang zu bestehen und durchaus bereit, den Bau der Bahn einstweilen 
auf das Gebiet der russischen Einflußsphäre zu beschränken, steht die 
kaiserliche Regierung doch auf dem Standpunkt, daß keine Einwände 
mehr dagegen bestehen, daß schnellstens die Option für die ganze Bahn 
nachgesucht wird, ohne Festlegung der Streckenführung im Süden.“ Es 
sollte also der Bau des Nordteils umgehend in Angriff genommen werden. 
„Wenn aber der Société . . . dieser Stand der Angelegenheit aus irgend- 
` einem Grunde nicht annehmbar erscheinen sollte, so müßte das ursprüng- 
liche Unternehmen als gescheitert gelten, und es müßte eine neue Gesell- 
schaft speziell für den Bau der russischen Bahnen in der russischen 
wie in der neutralen Zone gebildet werden; die kaiserliche Regierung 
würde sich in: diesem Falle natürlich für frei von allen Verpflichtungen 
halten, die sie im Zusammenhang mit dem Meinungsaustausch über die 
Transitbahn übernommen hatte.“ Das war eine deutliche Drohung, zu 
der am 8. April Buchanan „die endgültig formulierte Ansicht“ der eng- 
lischen Regierung mit einem sehr ernst gehaltenen Begleitschreiben 
abgab!. Darin erklärte sich England bereit, der Linienführung über 
Ispahan, Jesd und Saidabad mit einer Zweigbahn nach Kirman zuzu- 
stimmen, doch müßte die Bahn unbedingt den Golf bei Bender-Abbas 
oder westlich dieser Stadt erreichen. So schlug die englische Regierung 
als definitive Linienführung vor: Ispahan—Jesd—Anar—Bahrambad 
(Zweigbahn nach Kirman)—Saidabad—Ahmadi—Bender-Abbas oder den 
Hafen an der Clarence-Straße, den die... . Vermessungen als geeigneter 
erweisen können. Dabei gilt der Vorbehalt, daß die Frage der Weiter- 
führung der Linie östlich von Bender-Abbas Gegenstand späterer Er- 
wägungen der Regierung S. Maj. sein soll, und daß ihre Weiterführung 
unter keinen Umständen ohne deren ausdrückliche Zustimmung unter- 
nommen werden wird.“ Den eigentlichen Bau betreffend, erklärte man 
sich bereit, „daß der Bau im Norden beginnen soll, sobald die Vermessun- 
gen von Süden her beginnen, nur mit dem Vorbehalt, daß die nördliche 
Linie Teheran keinesfalls überschreiten soll, bis der Bau der südlichen 
Linie tatsächlich begonnen hat.“ Das waren die Grundfragen, „über 
welche ein Einverständnis erreicht werden muß, ehe die transpersische 
Bahn ins Dasein treten kann“. Ein anderer wichtiger Punkt war „die 
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Frage der russischen und der britischen Kontrolle in den entsprechen- 
den Abschnitten der Linie“, Die Südstrecke lag nach dem Plan vor- 
wiegend in der neutralen Zone, Bei dem 1913 aufgestellten Grundsatz 
gleicher Rechte in der neutralen Zone wäre die englische Kontrolle 
auf ein so kurzes Stück beschränkt worden, „daß sie in der Praxis ganz 
unwesentlich wäre“. Daher schlug man als „natürliche Teilung“ vor: 
russische Kontrolle von Astara bis Jesd, englische von Jesd bis Bender- 
Abbas. Diese Vorschläge, verquickt mit zahlreichen Einzelplänen, über- 
sandte das Foreign Office im Vertrauen „darauf, daß die russische Regie- 
rung den Geist, der dieses Memorandum inspiriert hat, richtig erfassen 
und würdigen wird“. Sie stellten „aber einen aufrichtigen und ernsten 
Versuch ... dar, bis zur äußersten Grenze der Zugeständnisse zu 
gehen“. 

So waren also zwar die Stellungen der beiden Staaten eindeutig auf- 
gezeigt — eine Einigung jedoch um so weiter hinausgetrieben. Denn auch 
Sasonow schrieb am 15. April!: „Die neuen englischen Vorschläge über 
die transpersische Bahn werden noch ziemlich stark umgearbeitet werden 
müssen, damit sie annehmbar werden.“ Nur „in Anbetracht ernsterer 
Angelegenheiten“ — womit der Krieg gegen Deutschland gemeint war — 
hielt Sasonow es für nötig, trotz der Verfälschung des Kontinental- 
projektes durch die Engländer, nach einer Ausgleichsformel zu suchen. 
Noch einmal gab Benckendorff interessante Begründungen zur eng- 
lischen Haltung?, blieb aber optimistisch, wenn man auch im Augenblick 
„nur Laufgräben vorschieben“ könne und vielleicht schlechter als vor 
zehn Jahren dastand. Immer wieder riet er, die Zeit und die indischen 
Zustände für Rußland arbeiten zu lassen, nie mehr zu verlangen, als die 
englische Regierung geben könne. Er sprach von psychologischer Fein- 
arbeit, schlug vor, Kaswin endgültig zu räumen — eine von keiner Seite 
geforderte und erwartete, daher auf England um so wirksamere und für 
Rußland unbedenkliche Maßnahme. 

Inzwischen machte Raffalowitsch, der Vertreter der Russisch-Asia- 
tischen Bank in Paris, bereits Einzelvorschläge über die Linienaufteilung 
zwischen der russischen und der englischen Gruppe®, und Sasonow 
drängte trotz Benckendorffs Abraten am 22. Juni auf Wunsch des Vor- 
sitzenden der russischen Gruppe Buchanan, die englische Regierung 
möge der Société sofort gestatten, mit Unterstützung der russischen, 
englischen und französischen Gesandtschaften in Teheran die notwen- 
digen Schritte zu tun für ein Gesuch „um Erteilung einer Option für 
die transpersische Bahn in großen Zügen und der Konzession für den 
Bau ihres nördlichen Abschnittes innerhalb der russischen Zone . . .* 

1 RD. a. a. O. S. 283, 

? RD. a.a. O. S. 354 ff. 

® RD. I, 3 S. 38 ff. 
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Er wies am 25. Juni auch Buchanan „auf die ernste Gefahr einer Er- 
kältung unserer Beziehungen zu England wegen der persischen Frage 
hin... 4.“ Er foreierte im Augenblick den Abschluß der Marinekonven- 
tion, wünschte danach aber so schnell wie möglich eine Einigung in 
Persien zu erzielen, wobei er bereit war, England eine „wirksame Ga- 
rantie seiner indischen Besitzungen zu geben“, 

Bald danach brach der Weltkrieg aus, und alle Fragen des asiati- 
schen Eisenbahnbaues blieben mit Ausnahme gewisser türkischer Linien 
vorläufig liegen. Zwar trat Anfang 1915 unter den Alliierten, als das 
Schicksal der Türkei im Falle eines Sieges der Entente beraten wurde, 
als eine der ersten englischen Forderungen der Wunsch auf: „die Be- 
richtigung des persischen Teils des englisch-russischen Abkommens von 
1907 . . „ so daß die jetzige neutrale Sphäre als britische Sphäre aner- 
kannt wird®.“ Aber die Entwicklung der Dinge in Persien hat weitere 
Verhandlungen zwischen England und Rußland verhindert. An der 
alten Gefahrenstelle kam es wiederum zu gegenseitigen Mißtrauenskund- 
gebungen bei jeder Truppenverschiebung. Noch einmal zeigte sich, daß 
die Wirkung des persischen Abkommens von 1907, so sonderbar es 
scheinen mag, auf Europa beschränkt blieb. In Persien selbst dauerte 
die Rivalität, der Kampf gegeneinander in den verschiedensten Formen 
unter den unerwartetsten Tarnungen von beiden Seiten an. Jeder Griff 
nach der neutralen Sphäre, meist von der russischen Seite, stieß auf die 
argwöhnische Ablehnung des Partners. England besonders hat aus 
seiner Verteidigungsstellung im Süden und von Indien her sich bis zu- 
letzt bemüht, jede Veränderung und jeden größeren Plan nicht weiter 
gedeihen zu lassen, als zur Aufrechterhaltung des russischen Glaubens 
wenigstens an Englands bedingte Verhandlungsbereitschaft unerläßlich 
schien, Wenn es dann an die praktische Durchführung der Pläne gehen 
sollte, fand man in England immer wieder Vorwände, neue Verhandlungs- 
notwendigkeiten und Unklarheiten, um die Arbeit zu verzögern und 
schließlich zu verhindern. Hier, an dieser Grenze der beiden Staaten, 
auf die am ehesten und am meisten die Bezeichnung „Imperium“ paßt 
und deren Politik beispielhaft imperialistisch war, d, h, auf Weltreichs- 
bildung bzw. Weltreichserhaltung hinzielte, hier zeigte sich in aller Klar- 
heit die Bedeutung der Eisenbahn als imperialistisches Kampfmittel. 
Angreifer wie Verteidiger, beide haben diese Bedeutung erkannt. Wo 
immer ein Kampf um Eisenbahnkonzessionen entstand, da war es ein 
Kampf um die Reiche; wo immer eine Eisenbahn gebaut wurde, da diente 
sie in erster Linie der imperialistischen Strategie. 

1 Iswolski IV, S. 137. 

2 RD. II, 7, 1 S, 320. 


495 


Die Eisenbahnen in Niederländisch-Indien. 


Von 


S, A, Reitsma, Direktor a. D. bei den Staatsbahnen in Niederländisch-Indien 
und Hauptschriftleiter von „Spoor-en Tramwegen“, 


(Mit zwei Karten.) 


Um die Bedeutung der Eisenbahnen in Niederländisch-Indien klar 
herauszustellen, muß vorweg einiges über Niederländisch-Indien gesagt 
werden, nämlich, daß die Niederlande im Südosten Asiens ein großes 
Kolonialreich von kleineren und größeren Inseln besitzen, das sich von 
95 ° bis 141 ° östlicher Länge und von 6 ° nördlicher Breite bis 11 ° süd- 
licher Breite erstreckt und das sich in einer Länge von mehr als 5000 km 
— wie ein holländischer Dichter gesagt hat — in der Form einer Girlande 
von Smaragden um den Äquator schlingt. Die Länge von Osten nach 
Westen ist also größer als der Abstand zwischen Europa und Amerika; 
die größte Entfernung von Norden nach Süden beträgt über 2000 km. 
Die Oberfläche des ganzen Inselreiches umfaßt etwa zwei Millionen 
Quadratkilometer, das ist ungefähr soviel als die Hälfte von Europa, 
wenn man Europäisch-Rußland außer Betracht läßt. 

Die weitaus bedeutendste Insel in wirtschaftlicher Hinsicht ist 
Java, das eine Fläche von rund 131000 qkm besitzt — ungefähr soviel 
wie der amerikanische Staat New York — mit einer Bevölkerung von 
40 Millionen Menschen, das sind ungefähr 300 Einwohner je Quadrat- 
kilometer. Java stellt neben Belgien das dichtestbevölkerte Land auf der 
Erde dar. Größer als Java ist Sumatra mit 420 000 qkm, was etwa 
dem Flächenraum des Königreichs Schweden entspricht. Der nieder- 
ländische Teil von Borneo — ein Teil gehört Broenei!, Sarawak, der 
British North Borneo Company und Laboean — ist 550 000 qkm groß, 
also ungefähr Frankreich gleich. Celebes hat mit rund 186 000 qkm 
ungefähr die Größe von Ceylon und Neu-Seeland zusammen, der nieder- 
ländische Teil von Neu-Guinea entspricht mit fast 400 000 qkm unge- 
fähr der Größe von Japan. Weiter besteht der Archipel aus einer Menge 
kleinerer Inseln. Von diesen gehört nur ein ganz kleines Stück von Timor 
zu Portugal. 


1 Im nachfolgenden wird, wie üblich, die holländische Schreibweise der 
geographischen Namen angewendet; „oe“ wird wie „u“ gesprochen. 
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Die eingeborene Bevölkerung der Kolonien beläuft sich schätzungs- 
weise auf 53 Millionen Menschen. Wenn man bedenkt, daß auf Java 
allein 40 Millionen Menschen leben, erkennt man, wie gering das übrige 
Niederländisch-Indien bevölkert ist. Die europäische Bevölkerung zählt 
ungefähr 250 000 Köpfe, darunter einige tausend Deutsche, die die 
gleichen politischen und wirtschaftlichen Rechte genießen wie alle 
anderen Nationen einschließlich der Niederländer. 


Niederländisch-Indien befindet sich bereits mehr als drei Jahr- 
hunderte im Besitz der Niederlande. Ursprünglich ließen sich die Hol- 
länder nur an der Küste nieder, um Handel zu treiben, Erst in der 
zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts drangen sie in das Innere vor und 
befestigten ihre Herrschaft auch im Binnenland. Allein Java war bereits 
um 1800 vollständig in Besitz genommen und wurde direkt von 
Holland verwaltet bis auf zwei Fürstentümer in der Mitte Javas, nämlich 
Solo (Soerakarta) und Djokja (Djokjakarta), die jedoch unter nieder- 
ländischer Oberhoheit standen und noch stehen (Vorstenlanden). 


Angesichts der Tatsache, daß Java ein dichtbevölkertes und intensiv 
kultiviertes Land war, wurde hier das Bedürfnis an Eisenbahnen, die 
die im Binnenland gewonnenen Produkte wie Zucker, Tabak, Chinarinde, 
Pfeffer nach den Häfen — Batavia, Semarang, Soerabaja — bringen 
sollten, zuerst fühlbar. Andererseits wurden auf Java keine Minerale 
gefunden, so daß sich ein hierauf aufgebautes Industriezentrum hier 
nicht entwickeln konnte. Weiter ist die Insel langgestreckt von Osten 
nach Westen und nicht breit, so daß keine großen Klimaunterschiede 
bestehen, so daß die einheimischen Produkte wie Reis überall gedeihen 
können und keines binnenländischen Transportes bedürfen. Die Anlage 
von Eisenbahnen war.überdies kostspielig infolge der vielen Berge und 
der schmalen Wasserläufe, die in der Regenzeit — von Oktober bis 
April — durch tropische Regengüsse zu alles vernichtenden Strömen an- 
schwellen; schließlich befürchtete man viele Schäden durch die wieder- 
kehrenden Erdbeben, denen Java, das eine Kette tätiger Vulkane auf- 
weist, dauernd ausgesetzt ist. 


So erwünscht auch Eisenbahnen auf Java waren, in gewisser Hin- 
sicht sogar unentbehrlich, so sah man doch sehr gut ein, daß ihr Betrieb 
riskant war, um so mehr, als auch die Küstenschiffahrt ihnen starken 
Wettbewerb bereiten mußte. So kam es, daß sich die Privatinitiative 
zurückhielt und daß man keine Eisenbahnen anlegen wollte ohne eine 
gehörige Rentengarantie. Und dafür hatte hinwieder die Regierung nicht 
viel Neigung. Man versuchte sich zunächst auf andere Weise zu helfen, 
so durch Einfuhr von Kamelen, Eseln, Lamas und Elefanten, die die 
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schweren Lasten schleppen mußten; man suchte die Büffelzucht zu 
beleben und erwog ein Schlachtverbot für diese Tiere, so daß die Ein- 
geborenen in dieser Zeit nur Ziegenfleisch hätten genießen müssen. Doch 
nichts half; es handelte sich allemal nur um Flickwerk. 


Die Niederlande standen stets dem Staatsbetrieb von Eisenbahnen 
im eigenen Land ablehnend gegenüber; auch für die Kolonien betrachtete 
man das Staatsbahnsystem als unerwünscht. Andererseits wollte man 
aber auch nicht das Risiko von Privatunternehmen durch den Staat 
decken. Von letztgenanntem Grundsatz ging man indessen endlich nach 
jahrelangen Debatten 1863 ab, als nach hartem Kampf in dem nieder- 
ländischen Parlament die an die Niederländisch-Indische Eisenbahn- 
Gesellschaft (N.I.S.) verliehene Konzession mit einer Rentengarantie 
ausgestattet wurde. Sie bezog sich auf eine Eisenbahn in Mitteljava, 
von den Residenzen der zwei inländischen Fürsten von Soerakarta und 
Djokjakarta nach der Hafenstadt Semarang. Es handelte sich demnach 
um eine Stichbahn von den dichtestbevölkerten und fruchtbarsten Teilen 
Javas nach der Küste, mit einer kleinen Zweiglinie nach dem Fort 
Willem I. Als Spurweite wurde 1,435 m gewählt, also die in West- und 
Mitteleuropa gebräuchliche sogenannte „Normalspur“. Da nun später 
für das Hauptnetz auf Java eine Spurweite von nur 1,067 m als „Normal- 
spur“ genommen wurde, bezeichnete man fortan die Spurweite der Nieder- 
ländisch-Indischen Eisenbahn-Gesellschaft als „Breitspur*. 


Der Bau der erwähnten Bahn hatte mit allerlei Widerwärtigkeiten 
zu kämpfen, vornehmlich solchen finanzieller Art; wiederholt drohte ein 
Zusammenbruch. Die 204km lange Linie wurde erst Mai 1873 fertig. 
Kurz danach kam gleichfalls in Betrieb eine 50 km lange Linie zwischen 
Batavia und Buitenzorg, der Residenz des Generalgouverneurs. Auch 
diese Bahn war Eigentum der Niederländisch-Indischen Eisenbahn- 
Gesellschaft. Sie wurde indessen bereits in der für den weiteren Bahn- 
bau in Niederländisch-Indien vorgesehenen 1,007 m-Spur angelegt. 


Die Privatinitiative war durch die anfänglichen Schwierigkeiten 
entmutigt und zeigte sich wenig unternehmend. Daher beschloß die Re- 
gierung endlich 1875, selbst eine Staatsbahn zu bauen, nämlich von Soera- 
baja nach Bangil und Pasoeroean mit einer Abzweigung als schwere 
Bergbahn nach Malang. Die Spurweite betrug gleichfalls 1,007 m, die 
Länge war 98 km. Diese Bahn wurde 1879 fertig. Es wurde noch während 
des Baues beschlossen, daß sie auch von dem Staat betrieben werden 
sollte. Der Staatsbetrieb wurde damit „eingeschmuggelt“, wie die Prin- 
zipienreiter damals im niederländischen Parlament sagten. 
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In dem genannten Jahr (1879) bestanden also drei Eisenbahnen 
aus dem Innern zu den Hafenstädten, ohne Verbindung untereinander. 
Zwei wurden durch die gleiche Privatgesellschaft, die dritte durch den 
Staat betrieben. 


Die erwähnten Eisenbahnen befriedigten allmählich einen bestimm- ` 
ten Bedarf. Die finanziellen Ergebnisse waren denn auch derart, daß 
dauernd mehr Linien vom Staat angelegt wurden. Im Jahr 1894 war man 
so weit, daß man mit der Bahn von Batavia über Buitenzorg (N.LS.), 
von dort über Tjiandjoer, Bandoeng (700 m hoch gelegen), Tjilatjap, 
einem ziemlich großen Hafen an der Südküste, nach Djokjakarta mittels 
Staatsbahn (= S.S.) reisen konnte. Hier mußte man in die Breitspur- 
wagen der N.I.S. umsteigen, nach 60km in Solo (Soerakarta) wieder 
in die Normalspurwagen der S.S., und dann ging es über Madioen nach 
Soerabaja. Anfänglich dauerte die Eisenbahnfahrt zwischen Batavia 
und Soerabaja 3 Tage, später 2 Tage mit einer Übernachtung in dem 
Staatshotel in Maos; dabei ist zu erwähnen, daß in Niederländisch-Indien 
aus Sicherheitserwägungen — man arbeitet großenteils mit eingeborenen 
Personen — nachts nicht gereist wurde. Gegenwärtig dauert dieselbe 
Reise noch keine 12 Stunden. Verschiedene Abkürzungslinien sind gebaut; 
seit kurzem verkehrt auch ein Nacht-Expreßzug mit komfortablen Schlaf- 
wagen. Ich komme hierauf noch zurück. 


Die Transversallinie Batavia—Soerabaja wurde wesentlich verkürzt 
durch eine Staatsbahnlinie von Batavia nach Padalarang bei Bandoeng, 
so daß die Privatbahnlinie Batavia—Buitenzorg — 1913 wurde sie durch 
den Staat angekauft — vermieden wurde, zugleich mit der Berg- und 
Talbahn Buitenzorg—Tjiandjoer—Soekaboemi—Padalarang (1906). Wäh- 
rend des Krieges, nämlich 1917, kam die Staatsbahnlinie vo Cheribon 
nach Kroja als Verlängerung der Staatsbahnlinie von Tjikampek nach 
Cheribon längs der Nordküste (1909), zustande, so daß die Entfernung 
zwischen den zwei größten Hafenstädten Javas, nämlich Batavia 
und Soerabaja, dann nur noch 821 km, davon 45 km Bergbahn, betrug. 
1905 wurde auf dem N.LS.-, d.h. auf dem Teilstück von Soerakarta 
nach Djokjakarta, eine dritte Schiene gelegt, so daß sich fortan die 
Umladung der Güter und das Umsteigen der Reisenden erübrigte. 
1929 legte die Niederländisch-Indische Eisenbahn-Gesellschaft hier 
eine besondere Bahn an mit 1,067 m Spurweite, die vom Staat gemietet 
wurde, so daß die Staatsbahnen seither über eine eigene unabhängige 
Verbindung verfügen. Durch Verstärkung der Bahn, Verbesserung der 
Sicherheitseinrichtungen und Beschaffung starker Maschinen konnte 
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gegen Ende 1929 die Reise zwischen Batavia und Soerabaja bereits in 
131% Stunden bewerkstelligt werden. In den Expreßzügen laufen Speise- 
wagen in eigener Regie. 

Darüber hinaus wurde das Staatsbahnnetz nach Westen bis zur 
Soendastraße, nach Osten bis nach Panaroekan (gegenüber der vieh- 
reichen Insel Madoera) und Banjoewangi an der Bali-Straße ausgebaut. 
Auch noch andere Linien kamen hinzu. Ferner wurden in den Nach- 
kriegsjahren die Linien um Batavia und von Tandjong Priok, dem großen 
Hafen von Batavia, nach Buitenzorg elektrifiziert (1925). Die Elektri- 
fizierung war in den Nachkriegsjahren so teuer, daß man sie später 
nicht fortführte. Das elektrische Netz ist einschließlich der Ringbahn 
um Batavia 128 km lang. 


Im vorstehenden wurde bereits die allmähliche Beschleunigung des 
Verkehrs gestreift, ein Vorgang, der sich sowohl bei den Staatseisen- 
bahnen als auch bei der Niederländisch-Indischen Eisenbahn-Gesellschaft 
wie auch auf den Linien der Samarang-Cheribon-Eisenbahn-Gesell- 
schaft vollzog. 

Neben dem Fernstreckenverkehr Batavia—Soerabaja, welche Ent- 
fernung (821km) bei der Einführung der Tages-Expreßzüge 
1929 noch in 13%, seit dem 1. November 1934 in 12 Stunden durch die 
Tages-Expreßzüge — mit luftgekühlten Wagen — überwunden wurde, 
ließen die Staatseisenbahnen seit dem 1. November 1934 täglich 4 Schnell- 
züge zwischen Batavia und Bandoeng!, der Stadt auf der Hochebene, 
sowie 5 Schnellzüge zwischen Soerabaja und dem kühlen Malang laufen. 
Die Züge erhielten den Namen „Die schnellen Vier“ bzw. „Die schnellen 
Fünf“. Die „Schnellen Vier“-Züge werden gezogen durch 2C 2-Tender- 
lokomotiven (Serie 1300) über die 102 km lange Flachlandlinie Batavia— 
Poerwakarta, die 56km lange Bergstrecke Poerwakarta—Padalarang 
(maßgebende Steigung bis zu 160/00; Krümmungen von 200m Radius) 
und die 17 km lange Flachlandlinie Padalarang—Bandoeng mit einer Ge- 
schwindigkeit von 100 km pro Stunde auf der Flachlandlinie und 55 km 
pro Stunde auf der Bergstrecke. Die „Schnellen Fünf“-Züge legen mit 
der gleichen Lokomotivengattung die 47km lange ebene Strecke Soera- 


1 Batavia ist das Regierungszentrum. In dem kühlen Bandoeng, das un- 
gefähr 700 m über dem Meer liegt, haben das Ministerium der Wehrmacht und 
das der Regierungsbetriebe (Eisenbahnen, Post, Telegraph, Telephon, Wasser- 
kraft und Elektrizität, Wasserwirtschaft, Bergbau) und die Technische Hoch- 
schule ihren Sitz. Bandoeng ist eine moderne, schöne Gartenstadt mit über 
200.000 Einwohnern, darunter über 20.000 Europäern, 
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baja—Bangil und die 49km lange Bergstrecke Bangil—Malang (maß- 
gebende Neigung auf 25km 21°/oo; Krümmungen von 200m Radius) in 
11% Stunden zurück; in dieser kurzen Zeit erreicht man von Soerabaja 
das klimatisch bevorzugte Malang. 

Um Zeit zu ersparen, setzte man das lange gehegte Vorhaben, in 
der Verbindung Batavia—Soerabaja Nacht-Expreßzüge mit be- 
sonderen luftgekühlten Schlafwagen laufen zu lassen, November 1936 
in die Tat um. Die Nachtfahrt liegt zwischen Cheribon und Madioen, 
nur auf wenigen Stationen wird gehalten. Man verläßt Batavia oder 
Soerabaja um 6 Uhr abends und ist dann morgens um 7.25 Uhr in Soera- 
baja bzw. 7.40 Uhr in Batavia. Diese Züge fahren etwas langsamer als 
die Tages-Expreßzüge. Eine größere Geschwindigkeit hatte indessen 
wenig Sinn im Hinblick auf den Beginn des Geschäftslebens und den 
unruhigeren Lauf der Schlafwagen, die — beiläufig bemerkt — äußerst 
komfortabel eingerichtet sind. Wie die Speisewagen, werden auch die 
Schlafwagen in eigener Regie betrieben. Diese Nacht-Expreßzüge haben 
gute Anschlüsse nach Malang, Bandoeng usw. 

Außer der Niederländisch-Indischen Eisenbahn-Gesellschaft ent- 
standen noch einige weitere private Schienenbahnen; 1. die Dampf- 
straßenbahn und die elektrische Straßenbahn in Batavia, die jetzt beide 
durch die Bataviasche Verkehrs-Gesellschaft betrieben werden, an der 
die Gemeinde Batavia finanziell sehr stark beteiligt ist!; 2. die Sama- 
rang-Joana-Eisenbahn-Gesellschaft (1881). Letztere Gesellschaft mit 
einer Länge von 425 km ergab sehr gute finanzielle Resultate. Als Folge 
hiervon und von einer vereinfachten Kleinbahn-Gesetzgebung, die einen 
billigeren Betrieb erlaubte, kamen bald weitere Unternehmen zustande, 
so die unter der gleichen Leitung stehende Samarang-Cheribon-Eisen- 
bahn-Gesellschaft (379 km lang), die Serajoedal-Eisenbahn (126 km lang), 
die Oost-Java-Eisenbahn (93km lang); außerdem die Malang-Eisenbahn 
(85km), die Kediri-Eisenbahn (121km), die Modjokerto-Bisenbahn 
(73 km), die Madoera-Eisenbahn auf Madoera (213 km), die Pasoeroean- 
Eisenbahn (27km) und die Probolinggo-Eisenbahn (44km). Die Babat- 
Djombong-Eisenbahn-Gesellschaft (68km) wurde 1916 durch den Staat 
angekauft. Auch die Niederländisch-Indische Eisenbahn-Gesellschaft 
fügte ihrem Netz viele solcher Nebenbahnen hinzu, ebenso wie die Staats- 
bahnen. (Diese Bahnen in Niederländisch-Indien entsprechen den Kate- 
gorien der Nebenbahnen und der Kleinbahnen in Deutschland.) Seit 1928 


* Auch die Dampfstraßenbahn wurde später elektrifiziert. Das Gesamt- 
netz war Ende 1937 ungefähr 28 km lang. 
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heißen diese Bahnen in Niederländisch-Indien „Eisenbahnen zweiter 
Klasse“, womit ihre Eigenart besser gekennzeichnet ist. Die Schnellig- 
keit, mit der sie befahren werden dürfen (Maximum 75 km pro Stunde), 
ist kleiner als die auf den Eisenbahnen erster Klasse, auf denen die 
Höchstgeschwindigkeit- 100 km beträgt. 

Auf Java haben die Staatseisenbahnen jetzt rund 2929 km in Betrieb, 
die Privatgesellschaften rund 2474 km. Sämtliche Staatsbahnlinien auf 
Java haben eine Spurweite von 1,007 m, daneben betreiben die Staats- 
bahnen noch ungefähr 90 km ländlicher Kleinbahnen mit einer Spur- 
weite von Dam m. Die größte private Eisenbahnunternehmung auf Java, 
die Niederländisch-Indische Eisenbahn-Gesellschaft, hat 261km „Breit- 
spur“ (von 1,5m) in Betrieb, dazu, nach dem Verkauf ihrer Linie 
Batavia—Buitenzorg an den Staat, 594 km mit einer Spurweite von 1,007 m. 
Ihre 1,007 m breite Linie von Solo (Soerakarta) über Magelang (in der 
Nähe des berühmten Hindutempels Boroboedor) nach Fort Willem I 
an der Breitspurlinie hat so starke Steigungen, daß hier und da Zahnrad- 
strecken eingefügt werden mußten. 

Die oben erwähnte Oost-Java-Eisenbahn besorgt u.a. auch den 
städtischen Verkehr in Soerabaja mittels eines elektrischen Netzes; der 
städtische Verkehr in Samarang wird durch die Samarang-Joana-Eisen- 
bahn-Gesellschaft mittels Dampfstraßenbahnen auf Rechnung der Ge- 
meinde bedient. 

Außer auf Java sind nur auf Sumatra Eisenbahnen angelegt. Wohl 
bestand früher ein Bähnchen auf Celebes bei Makassar; doch wurde es 
wegen der ungünstigen Betriebsergebnisse wieder abgebrochen. 

Auf Sumatra bestehen vier Eisenbahnnetze, 

Im Norden beginnend, ist an erster Stelle die Atjeh-Bahn zu nennen, 
die Eigentum des Staates ist und auch durch den Staat betrieben wird. 
Diese Eisenbahn zweiter Klasse hat ihr Entstehen militärischen Er- 
wägungen zu verdanken. Die Atjeher sind nämlich ein sehr kriegslustiges 
Volk, das sich Seeräubereien zuschulden kommen ließ. Die niederlän- 
dische Herrschaft wollten sie nicht anerkennen. Daher ein langer und 
blutiger Guerilla, der erst vor einem Vierteljahrhundert beendigt wurde. 
Noch immer flackert ab und zu der Widerstand der fanatischen Bevölke- 
rung in geringerem Umfang auf. Die Atjeh-Bahn wurde 1876 durch die 
Militärverwaltung angelegt, ursprünglich mit einer Spurweite von 
1,7m. Später wurde 1886 das Netz ausgedehnt, um die Forts-Linie um 
die Hauptstadt Koetaradja mit Lebensmitteln, Proviant usw. versehen 
zu können. Die Spurweite wurde damals im Zusammenhang mit der 
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Breite der Militärstraßen auf 0,75 m vermindert. Nach und nach wurde 
die Ringbahn,abgebrochen und eine durchgehende Linie nach dem Süden 
durchgezogen. Die von den Pioniertruppen gewählte 0,76m breite Spur 


Übersichtskarte 
der Eisenbahnen und 
der Staatsbahn-Kraft- 
wagenlinien auf 
Sumatra 


Staatsbahnen 2 Klasse in Betren, GG von 
Fer oi fangen 


ru), Kan 


dem 


wurde hierbei beibehalten. Die große Ausdehnung nach Süden erfolgte 
erst 1897. Die Linie ist jetzt 511km lang. Seit Jahren bereits wurde sie 
durch die Staatseisenbahnen von der Militärverwaltung übernommen. 
Sie ist von großer wirtschaftlicher Bedeutung und schließt seit 1917 bei 
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Besitang an das im folgenden zu nennende Netz der Deli-Eisenbahn- 
Gesellschaft an. Die Strecke von Besitang bis zu dem Hafen Pangkalan 
Soesoe wird gemeinschaftlich mit dieser Eisenbahngesellschaft betrieben. 
Sie ist hier dreischienig, weil die Deli-Bahn mit einer Spurweite von 
1,007 m angelegt ist. Die Reise von Koetaradja nach Medan, dem großen 
Kulturzentrum von Sumatra, dauert zwei Tage, wobei auf halbem Weg 
in Lhok Seumaweh übernachtet wird. Die Betriebsergebnisse sind nicht 
glänzend, so daß man schon an eine Betriebseinstellung gedacht hat, Der 
wirtschaftlichen und vor allem der militärischen Belange halber kann 
die Linie jedoch nicht entbehrt werden, 

Nach Süden schließt die Atjeh-Bahn an das Netz der Deli-Eisen- 
bahn-Gesellschaft, einer Privatunternehmung, an, die das Tabak-, Tee-, 
Palmöl- und Gummigebiet um Medan bedient. Die 1863 errichtete Gesell- 
schaft besitzt ein dichtes Liniennetz mit einer Gesamtlänge von 554 km, 
das selbst in den Krisenjahren einen angemessenen Ertrag abwirft. 
Medan ist eine europäische Stadt mit englischem Einschlag; die Nähe 
von Singapore und Penang macht sich stark bemerkbar; auch deshalb, 
weil viele Engländer in ihrem Urlaub Ruhe und Kühle suchen in Brastagi 
und an dem Toba-See auf der Batak-Hochebene. Medan ist durch eine 
Bahn verbunden mit seinem Ozeanhafen Belawan-Deli. 

Noch südlicher, auf der Westküste von Sumatra, findet man die 
Staatsbahn von Sumatras Westküste. Gegen Ende des vorigen Jahr- 
hunderts wurde diese Linie mit einer Spurweite von 1,007 m gebaut, um 
die ausgezeichneten Steinkohlen aus den Sawah-Loento-Zechen nach 
Padang und Emmahaven zu befördern. Hierbei muß das prächtige, wilde 
Gebirge, das sich längs der ganzen Westküste erstreckt, überwunden 
werden. Teilweise geschieht dies durch eine Zahnradbahn, um die starken 
Steigungen bewältigen zu können. Die Linie ist 284 km lang und besteht 
ganz für sich selbst; sie ist weder mit dem Deli-Netz noch mit dem Süd- 
netz der Staatseisenbahnen verbunden, 

Letzteres befindet sich in Süd-Sumatra. Es ist gleichfalls mit einer 
Spurweite von 1,67 m angelegt und beginnt an der Südspitze an der 
Soenda-Straße (Oosthaven) gegenüber Merak auf Java, von wo und 
wohin täglich ein Fährboot Personen und Güter übersetzt. Bei Praboe- 
moelih schließt die Linie an, die nach Kertapati an der Mündung des 
breiten wasserreichen Moesi-Flusses führt. Am gegenüberliegenden Ufer 
liegt dann die große Hafenstadt Palembang, das Indische Venedig, mit 
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bedeutendem Handel. Eine Zweiglinie der Strecke von Praboemoelih über 
Lahat nach Loeboek Linggau führt nach Tandjong Enim, wo in den 
Boekit-Asam-Zechen vortreffliche Steinkohlen, die sogenannten Lema- 
tang-Kohlen, gefördert werden. 


Die Linie, die hauptsächlich angelegt wurde, um das fruchtbare 
Land, wohin in ziemlich großem Umfang eine Auswanderung aus dem 
überbevölkerten Java stattfindet, zur Entwicklung zu bringen, erfüllt 
eine sehr nützliche Funktion und vermag sich dank dem Steinkohlen- 
transport und der Beförderung von Gummi und Pfeffer finanziell zu 
tragen, im Gegensatz zu beispielsweise der Atjeh-Bahn. Die Länge des 
Netzes beträgt rund 529 km. 


Wie sich aus den bisherigen Darlegungen ergibt, besitzen die 
Schienenbahnen in Niederländisch-Indien eine Gesamtlänge von 7383 km, 
wovon 1975 km auf Sumatra entfallen. Der größte Teil wird durch den 
Staat betrieben; ein belangreicher Teil befindet sich indessen in der 
Hand von Privatunternehmen, ohne daß sich jedoch hieraus Schwierig- 
keiten ergeben. Die Privatunternehmen werden ausgezeichnet geführt. 
Für das Publikum wird gut gesorgt, ebenso für das europäische und 
inländische Personal. 


Als Folge der Wirtschaftskrise und einer hemmungslosen Auto- 
konkurrenz gerieten verschiedene Unternehmen in finanzielle Schwierig- 
keiten. 1933 sahen z.B. die Staatseisenbahnen ihren Betriebsüberschuß 
sich in einen Betriebsverlust von annähernd 2 Millionen Gulden ver- 
wandeln, der 1934 auf rund 3 Millionen Gulden stieg, um in 1935 bis auf 
1,7 Millionen Gulden zu sinken, Durch einschneidende Sparmaßnahmen 
und Verbesserung der Wirtschaftlichkeit sank der Fehlbetrag weiter in 
1936 auf 221000 Gulden. In 1937 wurde zum ersten Male wieder ein 
Gewinn von 5518 000 Gulden erreicht. Zahlreich war das in den Ruhe- 
stand versetzte Personal. Anfang 1931 waren 44 090 Personen im Dienst, 
1936 nur noch 28 665. 


Gleiche Erscheinungen zeigten sich bei den Privatunternehmen, 
die mit einigen Ausnahmen (Madoera-, Probolinggo- und Pasoeroean- 
Eisenbahn-Gesellschaften) in normalen Jahren bedeutende Gewinne ab- 
warfen, Sie machten nun solch schwierige Zeiten durch, daß die seiner- 
zeit mächtige Samarang-Joana-Eisenbahn-Gesellschaft ihre Renten- und 
Tilgungszahlungen auf das Obligationenkapital einstellen mußte und 
ebenso wie die Oost-Java-Eisenbahn-Gesellschaft unter die finanzielle 


Kontrolle der Regierung kam, Mit dem Wiederaufleben der Weltkonjunk- 
Archiv für Eisenbahnwesen. 1939. 33 
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tur, deren günstige Rückwirkungen die kolonialen Exportkulturen spürten, 
trat eine Verbesserung ein, so daß in den letzten Jahren verschiedene 
Unternehmungen wieder einige Dividende auf das Aktienkapital aus- 
schütten konnten. 

Was die wirtschaftliche Bedeutung der Eisenbahnen auf Java und 
Sumatra betrifft, so muß man bedenken, daß die Länder außer Stein- 
kohle nur wenig Minerale produzieren — die bedeutenden Zinnablage- 
rungen auf den kleinen Inseln Banka und Billiton müssen außer Betracht 
bleiben, weil sie keinen Einfluß auf den Eisenbahnverkehr hatten —, 
vorwiegend agrarischen Charakter tragen und eine wenig kaufkräftige 
Bevölkerung aufweisen. Dank der Eisenbahnen konnten sich indes allent- 
halben im Landesinnern große Zuckerfabriken, Tee-, Tabak-, Kaffee-, 
Gummi-, Palmöl-, Chinarinde-, Kakao- und Pfefferkulturen entwickeln, 
die ihre Produkte für den Weltmarkt lieferten. Um sich eine Vorstellung 
von der Bedeutung Niederländisch-Indiens als Produktionsgebiet zu 
machen, bedenke man, daß im Jahre 1928, also in dem Jahr vor Beginn 
der Wirtschaftskrise, Java allein 1⁄7 der gesamten Welt-Rohzuckerpro- 
duktion lieferte, nämlich 2564 000 t (Tonnen zu 1000 kg), 1936 hingegen 
nur noch 2% der Weltproduktion, nämlich 998523 t (einschließlich 
Melasse). Ein großer Teil der Einnahmen der Schienenbahnen stammte 
aus der Zuckerbeförderung von den Fabriken zur Küste. 

Als Folge der Krise verschwanden mehr als 90 % der Zucker- 
fabriken und schrumpfte der Zuckerverkehr entsprechend zusammen. 
In 1937 kamen einige besonders günstig gelegene Zuckerfabriken wieder 
in Betrieb. Ein ähnlicher Rückschlag ergab sich bei den meisten anderen 
Ausfuhrprodukten. Nachstehend folgen die Ausfuhrwerte einiger Artikel 
in 1928 und daneben für das Jahr 1936. 


Ausfuhrwert in Gulden. 


1928 1986 
Zucker > oss 375 000 000 34 000 000 
Lesser 278 000 000 83 000 000 
Ree ellene a 89 000 000 37 000 000 
ERBE Te APAE 81 000 000 16 000 000 
ToP ERA I 98 000 000 43 000 000 
Chinarinde. . . . .. 7 000 000 8 000 000 
Kopra (Kokosnüsse) , . 108 000 000 41 000 000 
LE ET 9.000 000 21 000 000 
Pfeffer s DEE 43 000 000 11 000 000 


1.088 000 000 294 000 000 
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Diese Ziffern lassen erkennen, wie unter den Wirkungen der Welt- 
krise die Werte mit wenigen Ausnahmen auf katastrophale Weise sanken. 
Die Folge war, daß nicht allein der Güterverkehr der Eisenbahnen dahin- 
schwand, sondern daß auch kein Geld durch die einheimische Bevölkerung 
verdient wurde, so daß weniger gereist wurde. Die zügellose Auto- 
konkurrenz verursachte überdies gewaltigen Schaden. 

Um ein Bild zu geben von dem Rückgang des Verkehrs und der Ein- 
nahmen, zeigt die nachfolgende Uebersicht einige Ziffern von den Staats- 
eisenbahnen und einigen privaten Eisenbahnunternehmen, wobei die 
Jahre 1929, 1936 und 1937 einander gegenübergestellt sind. Diese Ziffern 
reden eine deutliche Sprache. 


Beförderte Personen | Beförderte Gütermengen 
in 1000 Zahlen in 1000 Tonnen 


1929 | 1936 | 1937 
| | 
Jan 999 24 044 31 so 
| 


öinnahmen 
in 1000 Gulden 


1929 | 1936 | 1937 | 1929 | 1936 | 1937 


8443| 3268| 4 300 |70 782) 23 218| 27 929 


Staatseisenbahnen 
auf Java . . . 
Staatseisenbahnen 
auf Sumatra . . 
Nied. Ind. Eisen- 
bahn-Gesellschaft 
Deli Eisenbahn- 
Gesellschaft. . . 
Samarang-Cheribon 
Eisenbahn-Ges. 
Samarang-Joana 
Eisenbahn-Ges. 
Kediri Eisenbahn- 
Gesellschaft. . . 
Pasoeroean Eisen- 
bahn-Gesellschaft 


6768 8611 


1858| 1232) 1534|11017) 4602) 6010 


4879| 5935| 2953 990| 131721761) 6336) 7729 
| 


| 
1014| 703| 889| 9674| 4671| 5297 


| il 


| 2113) 2701 


4 562 


1312| 460 701| 6051) 1882| 2395 


| 
6 70| 747) 664 261 300 | 4475| 1210) 1313 


| 
1744 704 903 


| HI 141 823| 187| 239 


268] 


318| 73 172 Em EI 68 


1675| 210 


In der jüngsten Vergangenheit sind wieder etwas bessere Zeiten 
angebrochen. Wenn die Wiedergesundung der Welt anhält, dann werden 
sich auch die wirtschaftlichen Verhältnisse in Niederländisch-Indien 
bedeutend verbessern und einen günstigen Einfluß auf die finanziellen 
Ergebnisse der Eisenbahnen ausüben. Andererseits werden die Eisen- 
bahnen dann wieder mehr beitragen können, um zurückgebliebene 
Gegenden zur Entwicklung zu bringen. 

Auch eine verbesserte Verkehrsgesetzgebung, durch die der mörde- 
rische Wettbewerb zwischen Straße und Schiene in geordnetere Bahnen 
geleitet wird, kann die Lage der Eisenbahnen verbessern und bedeutenden 
nutzlosen Kapitalverlust des kapitalarmen Landes verhindern. 


33* 
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Auf bewundernswürdige Weise haben sich Staats- und Privatbahnen 
an die veränderten Umstände angepaßt. Man hat dies jedoch nicht allein 
durch Abbau zu erreichen gesucht, wie dies die erwähnte Verminderung 
der Personalzahl bei den Staatsbahnen vermuten lassen könnte, sondern 
auch durch eine verbesserte, billigere Organisation, durch den Betrieb 
von Autolinien und durch Ausbau des „Dienstes am Kunden“; in dieser 
Hinsicht erwähne ich den Haus-Haus-Verkehr (Abhol- und Bestell- 
dienste), die bereits dargelegte Verkehrsbeschleunigung und die Ein- 
führung der Nachtzüge. 

Ungeachtet der erlittenen Rückschläge ist man bei den Eisenbahnen 
in Niederländisch-Indien guten Mutes und voll darauf gerüstet, um in 
besseren Zeiten die Verkehrsbedürfnisse voll befriedigen zu können. 
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Die Entwicklung der Schwedischen Staatsbahn 
in den Jahren 1936 und 1937". 


Von 
Dr, Fritz Paszkowski in Köln. 


1. Allgemeine Wirtschaftslage. 


Die Mitte 1936 eingetretene neue Belebung der an und für sich 
schon günstigen Wirtschaftslage hielt auch noch in der ersten Hälfte 
des Jahres 1937 mit unverminderter Stärke an. Begünstigt war diese Ent- 
wicklung durch die Ende 1936 eingetretene starke Preissteigerung für 
die meisten wichtigen Rohstoffe, die ihrerseits ihren Grund in der in 
den meisten Ländern eingetretenen Wirtschaftsbelebung und Rüstungs- 
beschleunigung hatte. Die Preissteigerung, die ein halbes Jahr lang viele 
Rohstoffpreise um 50 bis 100 % und mehr erhöhte, erreichte ihren Höhe- 
punkt im Frühjahr 1937. Im Herbst 1937 folgten dann stark fallende 
Preise. 

Die Industrieproduktion erreichte den bisher größten Umfang. 
Eine einzig dastehende Hochkonjunktur mit dem Höhepunkt erst im 
Herbst 1937 hatte die Eisenindustrie aufzuweisen. Gegen Jahresschluß 
ließ die Konjunktur etwas nach. Im Jahre 1937 lag die Erzeugung von 
Eisen und Stahl etwa 10 % über der des Jahres 1936. Die Ausfuhr von 
Qualitätsstahl stieg um 20 %. Der Verbrauch Schwedens an Eisen und 
Stahl — zu einem erheblichen Teil sogar durch Einfuhr gedeckt — lag 
17 % über dem des Jahres 1936 und 67 % über dem des Jahres 1929. Die 
Erzgewinnung schlug alle früheren Rekorde. Die Ausfuhr stieg um fast 
25 % auf etwa 14 Mio t. 


1 Sveriges officiella statistik. Järnvägar. Statens järnvägar Ar 1936 av 
Kungl. Jürnvägsstyrelsen. Stockholm 1937, K. L. Beckmans boktryckeri. 

Statens järnvägar år 1937 av Kungl. Järnvägsstyrelsen. Stockholm 1938, 
K. L. Beckmans boktryckeri. 

Wegen der Entwicklung der Schwedischen Staatsbahn in den Jahren 1934 
und 1935 vgl. Archiv für Eisenbahnwesen Jahrg. 1936 S, 1415 ff. 
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Die Ausfuhr an Holzwaren lag 5% über der des Jahres 1936, die 
an Papiermasse 12 %, an Pappe und Papier 11 %. 

Infolge erhöhter Kaufkraft der Allgemeinheit hatte auch die Ver- 
brauchsindustrie gesteigerten Bedarf festzustellen. Der Umsatz der 
Lebensmittelindustrie lag 6 %, der der Textilindustrie 4% über der des 
Jahres 1936. 

Die Landwirtschaft hatte 1937 eine selten günstige Ernte aufzu- 
weisen. Das gilt für Getreide, Zuckerrüben, Rübenfrüchte und Futter- 
mittel. 

Die früher nicht erreichten Steigerungen in der Produktion und 
im Handel führten zu einem Rekordverkehr für Güter und Personen, 
durch den das Transportvermögen der Staatsbahn voll in Anspruch 
genommen wurde. 


2. Verkehr. 


Im Spätsommer 1937 erreichte der Güterverkehr seinen Höhepunkt 
in der Aufstiegsperiode, die im Herbst 1933 einsetzte. Die Rückwirkun- 
gen des in der zweiten Hälfte des Jahres 1937 eingetretenen Konjunktur- 
umschlags machten sich indessen im Anfang in den Güterverkehrsziffern 
kaum bemerkbar. Während die Transporte an Gütern der Eisen- und 
Stahlindustrie sich in ungefähr gleichem Umfange 1936 und 1937 hielten, 
konnten Schnittholz, Papiermasse, Pappe und Papier ihre Verkehrszahlen 
noch steigern. Daß die Beförderungsmenge auf dem Höchststand ge- 
halten werden konnte, war auf die großen Rohstofftransporte für die 
Eisen- und Stahlindustrie zurückzuführen. Dazu kam eine neue Rekord- 
ernte, die eine um 60000 t gesteigerte Verkehrsmenge zur Folge hatte, 
vor allem infolge der günstigen Rübenernte. 


a) Personenverkehr. 

Die Entwicklung des Personenverkehrs, die beim ersten Einbruch 
des Kraftwagens fast stillstand und nur unbedeutend über dem Vor- 
kriegsstand lag, hat sich dann sehr günstig bis zur Hochkonjunktur 1929 
entwickelt, wo der Personenverkehr 37 % über dem Stand von 1913 lag. 
In der dann folgenden Krisenzeit trat eine geringe Verzögerung in der 
Steigerungstendenz ein, In den Jahren 1932 und 1933 lag er etwa 5 % 
über dem des Jahres 1929. Mit der alsdann einsetzenden neuen Kon- 
junktur trat eine erhebliche Steigerung ein. Im Jahre 1937 lag er 56 % 
über dem des Jahres 1929. Allerdings entsprach dieser Verkehrssteige- 
rung eine Einnahmesteigerung von nur 25 %. 
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Über die Entwicklung des Personenverkehrs in den letzten fünf 
Jahren gibt folgende Zusammenstellung Aufschluß: 
1937 1986 1985 1934 1938 


Reisende in Mio . . 2... 45 41,9 39,9 36,7 32,0 
Personenkm in Mio . . . . . . 2186 2015 1871 1700 1496 
Einnahmen in Mio Kr. . . . Bäu 750 709 660 60,0 
Einnahme auf den einzelnen 

Reisenden in Kr. ..... 10 17 1a Lon As 
Einnahme auf 1 Personenkm in Öre 307 ` äus 370 3,0 3,02 
Mittlere Reiseweite in km . . . 491 48,1 460 46 45,5 
Mio Zugkm in Personenzügen . . 36,2 32,7 29,3 27,6 25,0 
Mio Wagenachskm in Personen- 

Zugen nenn 5 588,5 505,5 Aën 
Platzausnutzung in % . . » . . 28,2 29,0 29,1 29,5 28,1 


Zu ermäßigten Sätzen wurden 27 % der Reisenden befördert. Von 
der Personenverkehrseinnahme entfallen 22 % auf ermäßigte Fahrpreise. 
Der Verkehr zu ermäßigten Sätzen hat sich seit 1929 mehr als ver- 
dreifacht. 


b) Güterverkehr. 

Der Güterverkehr des Jahres 1937 ist nicht nennenswert durch 
Tarifmaßnahmen beeinflußt worden. Die günstige Wirtschaftslage und 
das stark gestiegene Preisniveau gestatteten indessen einen Abbau der 
Sonderfrachtermäßigungen, ohne daß die Eisenbahn dabei nennenswerten 
Verkehr verlor. In den letzten vier Jahren zeigte der Güterverkehr (ohne 
den lappländischen Erzverkehr) folgende Entwicklung: 

1937 1936 1935 1934 


Beförderte t in Mio. .. ... 11,s 10,4 10,0 94 
Hem: jn Mio are sr wv er 2089 1800 1673 1533 

Einnahme in Mio Kr... . . . 1132 100,4 94,9 89,0 
Einnahme auf 1 t in Kr.. .. . 9,00 9,81 9,53 BEI 
Einnahme auf 1 tkm in Öre. . . 5,12 5,58 5,07 5,80 


Mittlere Beförderungsweite in km 177 172 168 163 


Im Vergleich zu 1933 ist die beförderte Gütermenge um 60,6 % ge- 
stiegen. Seit 1929 ist eine Verkehrssteigerung von 28 % trotz Abwande- 
rung auf Kraftwagen und Schiffahrt eingetreten. Läßt man die in- 
zwischen verstaatlichten Privatbahnen außer Betracht, ermäßigt sich die 
Ziffer auf 24 %. 

Die Belebung im Wirtschaftsleben führte zu einem Verkehrszuwachs 
bei allen Güterarten mit Ausnahme des Tierverkehrs. Der lappländische 
Erzverkehr ist auch hier außer Betracht geblieben: 
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Beförderte Gütermenge Einnahme 

in in Mio Kr. in % 
in10006 + gegen = Sg t gegen + Bä 

1937 1936 1936 1937 1936 1936 

Expreßgut ee Lë F 0,10 +19,1 021 + 008 +194 
Paketgut . en e 36,0 + Lon + 50 54 + 020 + 50 
Eistückgut . . x...» 80,0 + 18 + 21 Ban + 020 + Au 
Eilgut (Wagenladungen) . 392 + don +123 091 + Du + 12 


Frachtstückgut . . . . 7655 + Bine + 7,3 2518 + 20 + 91 
Frachtgut (Wagenladgen,) 10821,7 + 1279,58 + 18,4 75,54 +1018 + 16,6 
Lebende Tiere. . . . » 284 — Dun — Lë Dau + Do + 44 

Summe . . . 117824 +1338,5 +12,8 1137 +12,0 +12,8 


Von der ganzen Einnahmesteigerung im Güterverkehr in Höhe von 
12,8 Mio Kr. entfallen 10,2 Mio allein auf den Wagenladungsverkehr. 
'Tonnenkilometrisch betrachtet, wiesen Chemikalien, Steinkohle und Pa- 
piermasse im Jahre 1937 eine Steigerung von 40—50 % gegenüber 1936 
auf, Papierholz, Rundholz und Erze (ohne Lapplanderze) eine solche von 
30—40 %, Erzeugnisse der Metall- und Maschinenindustrie eine solche 
von 20—30 %. Futter- und Düngemittel wiesen dagegen einen Rückgang 
von 11 % auf. 

Schwedens Ausfuhr an Eisenerz stieg im Jahre 1937 um 24,7 % auf 
auf 14 Mio t. Von diesen 14 Mio t entfallen 10,9 Mio t auf Lapplanderze. 
Über den lappländischen Erzverkehr in den letzten Jahren 
im Vergleich zu dem Rekordjahr 1929 gibt folgende Aufstellung Auf- 
schluß: 

1937 1936 1935 1934 


Mio EE n et ee 10,8 7,4 5,1 32 
p, BEE eu he ER EERCERO 1128 760 472 
„ ES Kn tg nen. ks 29,8 21,0 14,3 9,0 
Einnahme für 1 t in Kr, ... . 2,70 2,82 2,82 2,80 
be » L Hm In äre . . . 1,77 1,86 1,88 1,91 
Zu der Einnahme Garantiezuschuß 
in Mio Kir, ere _ _ 2,8 To ps 


Enthält wiedererstatteten Zuschuß 


c) Auslands- und Fährschiffverkehr. 

Der Reiseverkehr nach und von dem Auslande hat 1937 noch er- 
heblich an Umfang zugenommen. Ebenso wie die Olympiade in Berlin 
im Jahre 1936 hat auch die Weltausstellung in Paris im Jahre 1937 den 
Reiseverkehr stark belebt. 
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Der Verkehr nach Dänemark wurde ungünstig beeinflußt durch die 
neue Schiffsverbindung von Göteborg nach Frederikshavn (Dänemark), 
auf der der Verkehr am 1. Juli 1936 aufgenommen wurde, und ferner 
durch den Flugverkehr. 

Im Jahre 1936 zeigt der Auslandsgüterverkehr eine rückläufige Be- 
wegung in der Ausfuhr, dagegen eine Steigerung in der Einfuhr. Im 
Jahre 1937 wurde diese Entwicklung noch deutlicher spürbar. 

Über die Gestaltung des Verkehrs auf den verschiedenen Fähr- 
schifflinien gibt die folgende Übersicht Auskunft (Zahlen in Tausend): 


1937 1986 1935 1934 1933 
Trälleborg—Saßnitz: 


Reisende nee ee -178 150 115 107 89 

Donnen, sri aaa 0040260, 201 213 191 159 
Malmö—Kopenhagen: 

Reisende s eene 254 265 249 234 213 

Tonnen a a ala Eer EEN 137 112 124 123 
Hälsingborg—Helsingör: 

Reisende . 2. 2.2... 976 968 806 644 686 

Tonnen... Lë e.g 51 63 78 97 107 


d) Tarifwesen. 


Tarifänderungen von größerer Bedeutung wurden in den beiden 
letzten Geschäftsjahren nicht durchgeführt. 


3. Betrieb. 


Die Betriebsleistungen mußten dem gestiegenen Verkehr angepaßt 
werden. Die Vollendung der Elektrisierung auf der Westküstenbahn 
(Malmö— Göteborg) sowie auf den Strecken Laxä—Charlottenberg und 
Södertälje—Eskilstuna im Winter 1936/37 gestattete erhebliche Fahrplan- 
verbesserungen. Auch konnten, namentlich in Nordschweden, neue 
Schienenautos eingesetzt werden, die eine Verdichtung des Fahrplans 
ermöglichten. Höhere Betriebsleistungen erforderten schließlich die am 
7. August 1937 neu eröffnete, 173 km lange Strecke Arvidsjaur—Jokk- 
mokk, das letzte Stück der sog. Inlandsbahn, die am 1. September 1937 
verstaatlichte Östra-Centralbahn (141 km) und die am 1. Oktober 1937 


verstaatlichten Bahnen Uppsala—Enköping (42km) und Sala—Gysinge— 
Gävle (99 km). 
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Welche Steigerung die Betriebsleistungen in den letzten Jahren er- 
fahren haben, charakterisiert die folgende Zusammenstellung, aus der 
sich auch der ständig steigende Anteil ergibt, den der elektrische Betrieb 
an der Transportarbeit hat: 

1937 1936 1935 1934 , 1933 


Zugkm jn Mie . o 22.0. 53,2 47,8 43,1 40,1 35,8 

Wagenachskm in Mio . . . . 1620 1400 1259 1128 967 

Bruttotkm in Mio . . . . . . 14265 12124 10 717 9511 8139 
Davon in elektrischem Betrieb in %: 

DEET urn u Dar "erger ER 64,1 58,0 52,0 42,4 35,5 

Wagenachskm . . » 2.2... 79,2 72,4 62,6 50,9 43,0 

Bruttotkm. iw same NR 80,9 74,4 64,7 52,0 44,4 


Von den bedeutenden Fahrplanänderungen, die die fortschreitende 
Elektrisierung ermöglichte, seien nur die wichtigsten angeführt, die mit 
dem für die Zeit vom 22. Mai 1937 bis 14. Mai 1938 geltenden Fahrplan 
Nr. 137 eingeführt wurden. Zwischen Stockholm und Göteborg wurde 
ein neues Tagesschnellzugpaar 47/48 eingelegt, das bis Malmö über 
Ängelholm durchgeführt wurde (Stockholm ab 124, Göteborg 1970, 
Malmö an 0%, Malmö ab 11%, Göteborg 16%, Stockholm an 22%). Im 
Zusammenhang damit wurde Schnellzug 9 zwei Stunden später gelegt: 
Stockholm ab 16%, Göteborg an 22%. Durch Elektrisierung der Strecke 
Laxä&—Charlottenberg konnten die Ankunfts- und Abfahrtzeiten für die 
Stockholmer Züge in Oslo verbessert werden. Schnellzug 31 erhielt eine 
fast einstündige spätere Abfahrtzeit von Oslo (jetzt 2010, ab Charlotten- 

29), Schnellzug 32 erreicht jetzt Charlottenberg 45%, Oslo 80% oder 
11, Std. früher. Auf der Strecke Södertälje—Eskilstuna wurden durch 
Einführung des elektrischen Betriebes die Fahrzeiten um 30 Min. gekürzt. 


Auch der Güterzugfahrplan konnte wesentlich verbessert werden. 

Zur Beurteilung des jetzigen Verkehrsumfangs im Verhältnis zur 
Vorkriegszeit, zur Depressionszeit nach dem Kriege und zum Hochkon- 
junkturjahr 1929 dienen die folgenden Zahlen aus den Jahren 1937, 1929, 
1921 und 1913. Am wesentlichsten ist in dieser Zusammenstellung bei 
einem Vergleich mit der Vorkriegszeit vielleicht die Feststellung, daß 
trotz gestiegener Betriebsleistungen (Personenkm und Tonnenkm ohne 
den lappländischen Erzverkehr) um 103 %, der Rückwirkung der Ein- 
führung des Achtstunden-Arbeitstages und des starken Netzzuwachses 
der Personalstand nur um 10 % gestiegen ist: 
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Steigerung in % 
gegen 1913 
1937 1929 1921 1913 1937 1929 1921 
Netzlänge km . . . . 76792 6538,4 5581,7 4695,9 64 39 19 
Mio Reisende 
insgesamt . . . . 4450 30,51 27,56 24,50 79 23 11 
auf Monatskarte, . 18,17 8,52 6,53 4w 221 111 56 
sonstige . . . . 31,03 21,69 21,03 20,70 50 5 2 
davon 1—10 km. : 7,50 5,00 6,57 6,21 2 —4 6 
1-80 „.. 1239 8,30 7,02 8,37 48 0 = 
81—50 „. 3,70 2,07 2,51 2,51 51 6 0 
über 50 „. . 7,20 Aan 4,08 3,01 102 2 12 
Mio Personenkm . . . 2186 1405 1176 1027 113 37 15 
Mio t beförderte Güter. Als 11,32 Tan 10,22 15 11 —28 
davon Wagenladungen 
1— 50 km. . 4,00 4,82 ERD Bu —19 —5 —32 
5-10 „.. 1,02 1,02 0,93 Lan EE 
101—200 „.. 2,11 1,64 1,10 82 41 —34 
201—400 „.. 1,70 1,38 0,66 0,50 108 60 —23 
401—700 „.. 0,56 0,6 O1 LETTRE Ve 
über 700 ».. Dan te Gar nu 179 100 21 
Lappländ. Erz Mio t. . 10,51 Ee KEE Te EET 
Güter Mio tkm. . . . 2089 1634 924 1079 9 51 —14 
Erz Mio tkm. . . . . 1681 1325 754 826 104 60 — 9 
Mio Zugkm (einschließl. 
Arbeitszüge) . . . 5310 o 2005 25,4 107 23 —19 
davon in 
Personenzügen . . 36,25 20,21 12,53 14,10 150 39 —14 
Güterzügen . . . 14,56 9,29 6,00 8,08 62 3 —27 
Erzzügn .,„.. 2,02 1,05 158 1,56 9 65  —15 
Mio Wagenachskm (ein- 
schließl. Fahrstrecken) 1627,2 1192,3 755% 1007,7 61 18 —25 
davon in 
Personenzügen, . 633,4 4090 266,5 298,5 112 37 0 —ı 
Güterzügen . . . 689,4 534,4 343,1 526,6 31 1 — 35 
Erzzügen. . . . 2839 2355 185,2 “q aua —ı7 
Personal für Betrieb und 
Unterhaltung, Zahl . 28711 27392 30436 26026 10 5 17 
Personal auf 1 Betriebs- 
kilometer, Zahl . . 3,7 4,2 55 5,5 ee Gi 


4. Finanzen. 
Mit der Verkehrssteigerung der letzten Jahre waren auch vermehrte 
Einnahmen verbunden. Im Jahre 1937 stiegen die Gesamteinnahmen auf 
239,7 Mio Kr. Gegenüber 1936 erbrachte der Personenverkehr 6,2 Mio Kr. 
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mehr, der Güterverkehr ohne den lappländischen Erzverkehr 12,s Mio Kr., 

der lappländische Erzverkehr Ss Mio Kr. und der Postverkehr usw. 

0,7 Mio Kr. 

Einer Einnahmesteigerung von 28,5 Mio Kr. im Jahre 1937 steht eine 
Erhöhung der Betriebskosten von 20,8 Mio Kr. gegenüber. Sie ist neben 
den erhöhten Betriebsleistungen namentlich auf gestiegene Personal- 
ausgabenund erhebliche Preiserhöhungen Tür Materialien zurückzuführen. 
— Nach Abführung an den Erneuerungsfonds in Höhe von 24Mio.Kr. und 
Rückerstattung von 0,2 Mio Kr. für die lappländischen Erztransporte, aber 
ohne Verzinsung des Anlagekapitals, bedeutete das finanzielle Ergebnis 
des Geschäftsjahres 1937 einen buchmäßigen Überschuß von 48,7 Mio Kr. 
Das durchsehnittliche Anlagekapital belief sich auf 1374,s Mio Kr., von 
denen 841,6 Mio. Kr. mit 3,93 % zu verzinsen sind. Die Verzinsung be- 
ansprucht also 33 Mio Kr. Das wirtschaftliche Ergebnis für 1937 be- 
deutet also erfreulicherweise, daß nicht nur die volle Verzinsung des 
zu verzinsenden Anlagekapitals erzielt wurde, sondern darüber hinaus 
noch ein Reingewinn von 15,7 Mio Kr. 

Über die finanzielle Stellung der letzten Jahre erhält man aus den 
folgenden Zahlen ein Bild (Beträge in Mio Kr.): 

Einnahmen aus: 1937 1936 1935 1934 1929 
Personenverkehr . . . . AN 82,1 75,9 70,9 66,0 65,9 
Güterverkehr ohne lappländisches Erz 97,1 90,9 108,9 
Lappländischer Erzverkehr 14,3 90 285 
Postverkehr usw. . ila 10,9 9,9 


Summe 193,4 176,8 208,2 
Ausgaben: 
Betriebsausgaben . . . 1045 Dën Mr 90,7 
Ausgaben für Unterhaltung, Y Be 
Vorräte), - sus a ee ewen Ba 39,0 37,0 
Pensionslasten . . . 12,1 98 88 . 
Absetzung an den en 24,0 19,1 18,7 16,7 
Summe . . . 1908 170,0 161,5 155,2 158,0 
Betriebsüberschuß . . . . » , 49 Ga Ba 210 49,8 


Garantiezuschuß für die Erzbahn in 
den Jahren 1936 und 1937 Rück- 


erstattungen) EIER —20 3,2 7,0 Ke 
Reineinnahme (buchmäßiger Über- 
schuß) . » - 47 382 Sr 280 (Bai 


Zinsberechnung für o erer 30 320 320 slo Mai 
Überschuß über die Verzinsung hinaus +15,7 +66 +31 —24 +17,41' 


1 Bei Zugrundelegung der neuen Bestimmungen. 
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Bei einem Vergleich des letzten Jahresergebnisses mit denen frühe- 
rer Jahre und besonders mit den Angaben des Hochkonjunkturjahres 1929 
ist zu beachten, daß bedeutende Veränderungen auf bald allen Gebieten 
des Eisenbahnwesens in den letzten Jahren eingetreten sind. Umfassende 
allgemeine und besondere Tarifermäßigungen, Kraftwagenwettbewerb, 
allmählicher Übergang zum elektrischen Betrieb, Veränderungen in den 
Löhnen und Materialpreisen, vermehrte soziale Kosten, Rückgang des 
Zinssatzes usw. haben in erheblichem Maße und in verschiedener Rich- 
tung das wirtschaftliche Ergebnis beeinflußt. 


5. Personalwesen. 


Der Personalstand mußte der starken Verkehrssteigerung und den 
vermehrten Unterhaltungsarbeiten angepaßt werden. Er stieg gegen- 
über 1936 um 1144 Köpfe auf 28 711. Immerhin ist die Kopferhöhung ver- 
hältnismäßig unerheblich gegenüber der Leistungssteigerung. 

Das Lohnkonto ist stärker als die Kopfzahl, nämlich um 7,6 % ge- 
stiegen. Das hängt mit Lohn- und Gehaltsänderungen zusammen, teil- 
weise bedingt durch ein Steigen der Indexzahl. Die Zahl der planmäßigen 
Beamten ist um 306 auf 18552 gefallen. 


6. Bauwesen. 


Die Bauten standen in den beiden Jahren 1936 und 1937 im Zeichen 
der Elektrisierung. Im Laufe des Jahres 1936 wurde auf weiteren 441 km 
der elektrische Betrieb eingeführt. Es handelte sich um die Strecke 
Halmstad— Göteborg (6. Oktober 1936), Bollnäs—Ange (2. April 1936), 
Södertälje—Eskilstuna mit den Strecken Läggesta—Mariefred und Akers 
siyckebruk—Strängnäs (20. November 1936) und Stälboga—Skebokvarn 
(3. Dezember 1936). Mit der Aufnahme des elektrischen Betriebes auf der 
Strecke Halmstad— Göteborg konnte die ganze Westküstenbahn (Malmö— 
Göteborg) elektrisch betrieben werden. Unter Berücksichtigung gleich- 
zeitiger Linienverbesserungen südlich von Varberg und südlich vor 
Falkenberg konnte die Fahrzeit von 6 Stunden vor der Elektrisierung auf 
jetzt 4⁄4 Stunden verkürzt werden. Der ausländische Kohlenbezug, der 
1932 noch 400 000 t betrug, konnte auf die Hälfte gesenkt werden. 

Auf den Hauptstrecken Stockholm—Göteborg, Stockholm—Malmö, 
Stockholm—Krylbo und Mjölby—Krylbo verstärkt man den Oberbau, um 
die Höchstgeschwindigkeit von 90 km/Std. auf 100 km/Std. heraufsetzen 
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zu können. Neuerdings beabsichtigt man diese Strecken sogar für eine 
Höchstgeschwindigkeit von 120 km/Std. auszubauen. 

Zwischen Skutskär und Harnäs auf der Strecke Uppsala—Gävle 
wurde die Linie umgelegt. 

Im Jahre 1937 machte die Elektrisierung neue Fortschritte. Auf 
weiteren 479 km wurde der elektrische Betrieb aufgenommen: Hälsing- 
borg—Ängelholm (8. Januar), Laxä—Kil (18. Januar), Kil—Charlotten- 
berg (24. April), Astorp—Mölle (21. Mai), Kil—Fryksta (15. Juni), Säve- 
näs—Fjällbo (20. August), Örebro—Svartä (6. September), Svartä— 
Svartäbruk (5. Oktober), Tomteboda—Albano (10. November), Skövde— 
Karlsborg (13. November), Uppsala—Gävle (7. Dezember). Ende 1937 
waren 3355 km oder 42 % des Netzes in elektrischem Betrieb. 

Ende 1937 wurde an der Elektrisierung folgender Strecken ge- 
arbeitet: Änge—Östersund, Bräcke—Längsele und Göteborg (Olskro- 
ken)—Uddevalla. 

Das Jahr 1937 brachte den Ausbau des schwedischen Eisenbahn- 
netzes zu einem vorläufigen Abschluß mit der Eröffnung des letzten 
Stückes der Inlandsbahn Arvidsjaur—Jokkmokk (173 km) am 7. August 
1937. Der Bau der von Kristinehamn bis Gällivare (1289 km) führenden, 
aus überwiegend strategischen Gründen angelegten Bahn hat fast 
30 Jahre gedauert. Die Kosten belaufen sich auf 181 Mio Kr, Der Er- 
öffnung des letzten Stückes der Inlandsbahn kommt nicht nur besondere 
Bedeutung zu, weil damit endlich dieser große Bahnbau zum Abschluß 
gekommen ist, sondern vor allem, weil damit ein Schlußstein für den 
Eisenbahnbau in Schweden überhaupt gesetzt wird. Die Inlandsbahn ist 
aller Voraussicht nach der letzte Staatsbahnbau wie die inzwischen ver- 
staatliche Ostküstenbahn (Gävle—Härnösand) den letzten Privatbahn- 
bau von Bedeutung darstellt. Es ist zwar noch eine Bahn in Schweden 
in Bau, die Linie Ulrieehamn—Jönköping, die aus sozialpolitischen Grün- 
den, nicht aus wirtschaftlichen oder strategischen Bedürfnissen heraus, 
gebaut wird und der keine Bedeutung beizumessen ist, 

Trotzdem ist damit die Entwicklung des Staatsbahnnetzes nicht 
etwa abgeschlossen. Noch immer stand Ende 1936 einem Staatsbahnnetz 
von rund 7500 km ein Privatbahnnetz von über 9000 km gegenüber. Die 
Schwedische Staatsbahn übernimmt seit Jahren notleidende Privatbahnen 
und solche Privatbahnen, die eine willkommene Ergänzung ihres eigenen 
Netzes bedeuten. Namentlich der vor einem Jahre in den Ruhestand 
getretene Generaldirektor Granholm war ein eifriger Förderer des 
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Verstaatlichungsgedankens. Im Jahre 1937 wurde ein Privatbahnnetz 
von 282 km verstaatlicht: am 1. September 1937 Linköping—Hultsfred 
und Bjärka Säby—Atvidaberg (Netz der Östra Centralbanen), am 1. Ok- 
tober 1937 die Bahnen Uppsala—Enköping und Sala—Hagaström. Ende 
1937 umfaßte das schwedische Staatsbahnnetz 7901 km, wozu noch 71 km 
Fährstrecken kommen, also insgesamt 7972 km. Das Privatbahnnetz ging 
dagegen zurück auf 8806 km. Es nähert sich jetzt der Zeitpunkt, wo 
Staatsbahn und Privatbahnen über ein gleich großes Netz verfügen. 


7. Fahrzeuge. 


Die Zahl der vorhandenen Fahrzeuge veranschaulicht folgende 
Übersicht (das unbedeutende Material der schmalspurigen, früheren 
Norra-Hälsingland-Eisenbahn ist nicht berücksichtigt) : 

1937 1936 1935 1934 1933 


Elektrische Lok. . 2. 2 a 421 384 342 284 232 
» Triebwagen... . 5 5 5 5 5 
Dampflokomotiven . . 2.2 2.2.. 590 652 730 768 823 
Schienenautoo "e . a... 55 34 14 6 2 
D für Zeitungstransporte „ 2 2 2 2 = 
DEA E ee 11 10 10 10 10 
Kleinlo na e Aae RA AS 81 "4 7 52 4T 
Gesamte Zugkraftseinheiten . . . . 1165 1161 1174 1127 1119 
Personenwagen eu e 1874 1854 1851 1862 1860 
Dostwanense a Ek S ae 145 145 133 132 134 
Gepäckwagen. . . s. 2... 483 485 489 491 540 
Anhänger für Schienenautos und Trieb- 

Wagen: ee it 14 7 2 1 ere 
G-Wagen ee nenn 6886 6.039 6154 6277 6436 
O-Wagen .» s.s.s 020204004 10709 10377 10474 10172 10429 
Erzwagen s s e e v2 0.0000 A BO0 3800 3800 3800 3800 
Gesamtwagenzahl . » » . . . . . 23360 22707 22903 22735 23199 
Spezialwagen s s «e o e uaa 2 26 26 81 108 


Die fortschreitende Elektrisierung wirkt sich in der steigenden 
Zahl der elektrischen Lokomotiven und der noch stärker fallenden der 
Dampflokomotiven infolge Ausmusterung oder Verkaufs aus. Dabei ver- 
dient noch Erwähnung, daß von den 590 Dampflokomotiven 319 ein Alter 
von mehr als 25 Jahren aufweisen. Der infolge Verstaatlichung der oben 
erwähnten drei Privatbahnen übernommene Fahrzeugpark ist bereits ein- 
gerechnet. 
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Von den bei Jahresanfang 1937 bestellten, aber noch nicht ge- 
lieferten 38 elektrischen Lokomotiven wurden im Laufe des Jahres 33 ge- 
liefert. Im Laufe des Jahres 1937 wurden weitere 8 elektrische Schnell- 
zug- und 35 elektrische Lokomotiven für den Zug- und Verschiebedienst 
bestellt. Die im Jahre 1936 bestellten 10 Triebwagen für den elektrischen 
Betrieb konnten noch nicht geliefert werden, 

An Personen-, Post- und Gepäckwagen wurden 66 im Jahre 1937 neu 
geliefert. Davon entfallen 6 auf BC 4 ü, 20 C 4 ü, 10 Pwpost 4 ü, 27 zwei- 
achsige Gepäckwagen und 3 Speisewagen, 64 Wagen wurden aus- 
gemustert. 

Der Güterwagenpark nahm um 628 Wagen, und zwar 296 gedeckte 
und 332 offene zu, Es handelt sich um Neulieferungen und Übernahme 
infolge Verstaatlichung. Auch hier wurden erhebliche Ausmusterungen 
vorgenommen, 


EI 
© 
> 


Kleine Mitteilungen. 


Frankreich. Elektrisierung der Strecke Paris—Bordeaux. Der 
elektrische Betrieb auf der gesamten Strecke Paris—Bordeaux ist am 
13. Dezember 1938 aufgenommen worden. Die Fortsetzung der Strecke 
von Bordeaux bis nach Hendaye war bereits in elektrischem Betrieb, so 
daß jetzt eine Strecke von insgesamt 824 km von Paris bis zur spani- 
schen Grenze zusammenhängend elektrisch betrieben wird. Der Gesamt- 
umfang des damit in Frankreich in elektrischem Betrieb stehenden 
Streckennetzes beträgt nunmehr 3400 km. 

Der elektrische Strom für die Strecke Paris—Bordeaux wird durch 
Wasserkräfte der Auvergne und der Pyrenäen gewonnen. Die Elektri- 
sierung der seit 1934 ausgebauten Strecke Paris—Bordeaux (350 km) 
bildete einen Teil eines größeren Programms zur Bekämpfung der Ar- 
beitslosigkeit in Frankreich. Im Zusammenhang mit der Elektrisierung 
der Strecke wurde auch eine große Fernleitung von 90 000 Volt zwischen 
Tours und Bordeaux angelegt. Zur Gewinnung des Fahrstroms sind an 
der neuen Strecke 14 Unterwerke errichtet. 

Der elektrische Betrieb gestattet auch hier noch Beschleunigung der 
Züge, obwohl die Fahrzeiten mancher Schnellzüge schon beim bisherigen 
Dampfbetrieb sehr günstig gewesen sind; z. B. soll der Südexpreß noch 
um 40 Minuten in seiner Fahrzeit von der spanischen Grenze bis Paris 
beschleunigt werden. 

RK Wir verzichten auf Angaben über die Höhe der Kosten dieser Elek- 
trisierung; sie würden kein richtiges Bild geben, da der Wert des fran- 
zösischen Franken im Laufe der letzten Jahre zu stark sich verändert 
hat und infolgedessen Kostenbeträge aus dem Anfang der Bauzeit mit 
solchen aus dem letzten Jahr sich nicht vergleichen lassen würden. 

Dr. Kittel. 
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Gesetzgebung. 


Deutsches Reich. Reichsgesetze: 
Vom 21. Dezember 1938. Erlaß des Führers und Reichskanzlers 
über die Neugestaltung der Hauptstadt der Bewegung. 
(Reichsgesetzblatt I, S. 1891.) 
Vom 1. Februar 1939. Gesetz über die Befugnisse der Luftfahrt- 
behörden bei Ausübung der Luftaufsicht (Luftaufsichtsgesetz). 
(Reichsgesetzblatt I, S. 131.) 


Verordnungen des Reichsarbeitsministers: 

Vom 30. Januar 1939. Vierte Verordnung über die Neugestaltung 

der Reichshauptstadt Berlin, 
(Reichsgesetzblatt I, S. 106.) 

Vom 8. Februar 1939. Verordnung über die Neugestaltung der 
Reichshauptstadt Berlin und die Hauptstadt der Bewegung 
München. 

(Reichsgesetzblatt I, S. 159.) 


VerordnungendesReichsministerdes Auswärtigen: 
Vom 19. Dezember 1938. Bekanntmachung über den deutsch- 
tschecho-slowakischen Vertrag über eine Durchgangsautobahn. 
(Reichsgesetzblatt II, S. 909.) 
Verordnungen des Reichsministers des Innern: 
Vom 17. Dezember 1938. Verordnung über die Einführung der Ge- 
setze zur Förderung des Fremdenverkehrs in den sudetendeut- 
schen Gebieten. 
(Reichsgesetzblatt I, S. 1824.) 
Vom 31. Dezember 1938. Verordnung über die Verwaltung der 
Elbe und anderer Reichswasserstraßen durch die Hansastadt 
Hamburg. 
(Reichsgesetzblatt I, S. 8.) 
Verordnungen des Reichsministers der Justiz: 
Vom 24. Dezember 1938. Vierte Verordnung zur Einführung han- 
delsrechtlicher Vorschriften im Lande Österreich. 
(Reichsgesetzblatt I, S. 1999.) 
Verordnungen des Reichsministers für Volksauf- 
klärung und Propaganda: 
Vom 14. Dezember 1938. Verordnung zur Durchführung des Ge- 
setzes über den Reichsfremdenverkehrsverband. 
(Reichsgesetzblatt I, S. 1827.) 
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Verordnungen des Reichsverkehrsministers: 


Vom 27. Dezember 1938. Achte Verordnung zur Änderung der 

Wehrmacht-Eisenbahn-Ordnung. 
(Reichsgesetzblatt II, S. 1.) 

Vom 10. Januar 1939. Bekanntmachung zu der dem Internationalen 
Übereinkommen über den Eisenbahn-Personen- und Gepäckver- 
kehr beigefügten Liste. 

(Reichsgesetzblatt II, S. 6.) 


Vom 18. Januar 1939. Schiffahrtpolizeiverordnung für das deutsche 
Rheinstromgebiet. 
(Reichsgesetzblatt II, S, 41.) 


Vom 31. Januar 1939. Bekanntmachung zu der dem Internationalen 
Übereinkommen über den Eisenbahn-Personen- und Gepäckver- 
kehr beigefügten Liste. 

(Reichsgesetzblatt II, S. 20.) 


Vom 2. Februar 1939. Neunte Verordnung zur Änderung der Wehr- 
macht-Eisenbahn-Ordnung. 
(Reichsgesetzblatt II, S. 116.) 


Vom 7. Februar 1939. Festsetzung von höheren Abfertigungsver- 


gütungen im Güterfernverkehr. Amtliches 
(Reichsverkehrsblatt Nr. 7, S. 36.) Naoiirichten- 
blatt „Die, 
Verfügungen der Deutschen Reichsbahn: SE 
Vom 23. November 1938. Reichsberufswettkampf 1939 . . 2025 
Vom 3. Dezember 1938. Richtlinien für Aufbau, Ausstat- 
tung und Herstellung von Vordrucken.. . . 2001 ' 
Vom 3. Dezember 1938. Richtlinien für Aufbau, RR 
tung, Herstellung und Änderung von Vorschriften . . 2001 
Vom 8. Dezember 1938. Statistik der Eisenbahnen im Deut- 
schen Reiche. . . 2001 


Vom 9. Dezember 1938. Beschaffung von eege 
urkunden und Kirchenbuchauszügen aus dem Ausland . 2002 
Vom 9. Dezember 1938. Errichtung von Reichsbahn-Ämtern 


in der Ostmark . . . 2002 
Vom 12. Dezember 1938. Verstaatlichung I tes 
Eisenbahn AG. . . . . 2025 
Vom 15. Dezember 1938. Reichsbahn-Amter i im Bezirk gek 
Reichsbahndirektion Regensburg. . . . 2045 
Vom 15. Dezember 1938. Allgemeine lg T Herrn 
Reichsverkehrsministers zum Erstattungsgesetz . . . 2045 
Vom 16. Dezember 1938. Straßenverzeichnisse . . . . 2046 
Vom 17. Dezember 1938. Militäranwärter . . . 2046 


Vom 30. Dezember 1938. Einrichtung und Zuständigkeiten 
der Reichsbahndirektionen Linz, Villach und Wien. Zu- 
ständigkeiten des Reichsverkehrsministeriums, Abwick- 
lungsstelle Österreich `, 1 
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Vom 8. Januar 1999. Nachrichtenschein der SA... «68° 
Vom 9. Januar 1939, Verzeichnis der anerkannten tech- 

nischen Lehranstalten . . . 81 
Vom 10. Januar 1939. Reichsbahn- Betriebsämter. in Salz. 

burgit- men w 81 
Vom 10. Januar 1939. "Eingliederung Ah Localbahn-AG. 

in München in die Reichsbahn. . . . 81 
Vom 19. Januar 1939. Verzeichnis der Anka kanntkm‘ Get 

nischen Lehranstalten . . . .. Laaupet Ad 97 
Vom 21. Januar 1939. DE EE (ale: 117 
Vom 30. Januar 1939. Gesetz über Zahlungen aus öffent. 

lichen Kassen nebst Durchführungsverordnung des 

RFM und Zusatzbestimmungen des RVM. . . ... 14 


Verordnung über die Wahrnehmung der staatlichen Hoheits- und 
Aufsichtsbefugnisse gegenüber den Eisenbahnen in Österreich. 
Vom 9. Februar 1939 (RGBl. LS 168). 


Auf Grund des Artikels III des Gesetzes über die Wiedervereini- 
gung Österreichs mit dem Deutschen Reich vom 13. März 1938 (Reichs- 
gesetzblatt I, S. 237) wird folgendes verordnet: 


ERR 
Vom 15. Februar 1939 ab übernimmt der Reichsverkehrsminister 
die staatlichen Hoheits- und Aufsichtsbefugnisse über die Eisenbahnen 
in Österreich auch insoweit, als sie ihm nicht bereits durch die Ver- 
ordnung über die Wahrnehmung der staatlichen Hoheits- und Aufsichts- 
befugnisse gegenüber der Deutschen Reichsbahn in Österreich vom 
30. Mai 1938 (Reichsgesetzblatt I, S. 605) übertragen worden sind. 


$2. 

Der Reichsverkehrsminister kann die Ausübung der Hoheits- und 
Aufsichtsbefugnisse gegenüber den Eisenbahnen in Österreich an nach- 
geordnete Behörden übertragen. 

$8. 

Die bisher vom Reichsstatthalter (Österreichische Landesregierung) 
— Ministerium für Wirtschaft und Arbeit — bewirkte Wahrnehmung der 
staatlichen Hoheits- und Aufsichtsbefugnisse gegenüber den Straßen- 
bahnen in Österreich wird gesondert goresle 

Berlin, den 9. Februar 1939. 


Der Reichsminister des Innern 
In Vertretung 
Pfundtner. 
Der Reichsverkehrsminister 
Dorpmüller. 
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Erlaß des Reichsverkehrsministers über die Wahrnehmung der staat- 
lichen Hoheits- und Aufsichtsbefugnisse gegenüber den Eisenbahnen 
und Straßenbahnen in Österreich. 


Vom 16. Februar 1939 (2Arb5). 


Mit der Verordnung des Reichsministers des Innern und des Reichs- 
verkehrsministers über die Wahrnehmung der staatlichen Hoheits- und 
Aufsichtsbefugnisse gegenüber den Eisenbahnen in Österreich vom 9. Fe- 
bruar 1939 (RGBl. I S. 168) wird angeordnet, daß der Reichsverkehrs- 
minister die staatlichen Hoheits- und Aufsichtsbefugnisse über die 
Eisenbahnen in Österreich auch insoweit übernimmt, als sie ihm nicht 
bereits durch die Verordnung über die Wahrnehmung der staatlichen 
Hoheits- und Aufsichtsbefugnisse gegenüber der Deutschen Reichsbahn 
in Österreich vom 30. Mai 1938 (RGBl. I S. 605) übertragen worden sind. 
Der Reichsverkehrsminister kann diese Befugnisse auf nachgeordnete 
Behörden übertragen. 

Auf Grund dieser Bestimmungen ordne ich folgendes an: 


A. Reichsbahn und von der Reichsbahn betriebene Privatbahnen. 


I. Dem Reichsverkehrsminister unmittelbar 
vorbehaltene Befugnisse. 


Der Reichsverkehrsminister ist zuständig: 
1. Zur Erteilung der Baugenehmigung 


a) beim Bau neuer Strecken, 

b) bei nicht anstandslosem Ergebnis der politischen Begehung, 

c) wenn der Baugegenstand einen Betrag von 100 000 RM über- 
schreitet, 

d) wenn die Art der Anlage, die durch die Bauführung be- 
dingten Rechtseingriffe, die Höhe der zu erwartenden Ent- 
schädigungsansprüche oder sonstige Umstände den Rahmen 
des Üblichen überschreiten und den Fall als außergewöhn- 
lich erscheinen lassen; es bleibt den Reichsbahndirektionen 
überlassen, die geeigneten Fälle dem Reichsverkehrsminister 
vorzutragen. 

In allen übrigen Fällen ist für die Erteilung der Bau- 
genehmigung die Reichsbahndirektion zuständig. 

k Die Einleitung des Baugenehmigungsverfahrens obliegt 

in allen Fällen den Reichsbahndirektionen. Diese entsenden 

auch den bisher vom Minister für Wirtschaft und Arbeit als 

Eisenbahnbehörde entsandten Vertreter zur politischen Be- 

gehung. Desgleichen ist der Bericht über das Ergebnis der 

politischen Begehung samt den Beilagen und mit dem Antrage 

des Landeshauptmanns (Bürgermeisters der Stadt Wien) in 

jedem Falle der zuständigen Reichsbahndirektion vorzulegen, 

2. zur Einstellung von Reichsbahnstrecken und von der Deutschen 

Reichsbahn betriebenen Privatbahnstrecken; 
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3. zur Erklärung von Reichsbahnbauten als begünstigte Bauten im 
Sinne des $ 1 der kaiserl. Verordnung vom 16. Oktober 1914 
(Österr. RGBl. Nr, 284/1914) bzw. der Verordnung vom 28, Fe- 
bruar 1915 (Österr, RGBl. Nr. 54/1915); er ist auch der fach- 
lich zuständige Minister im Sinne des $ 2 der ersterwähnten 
Verordnung; 

4. zur Erteilung der behördlichen Zustimmung zur Enteignung von 
Eisenbahngrund; 

5, zur Entscheidung über Berufungen in Eisenbahnenteignungs- 
angelegenheiten; 

6. zur Ausübung 
a) der schiedsrichterlichen Tätigkeit der Eisenbahnbehörde ge- 

mäß $ 10, Abs. 1, Punkt g) des Eisenbahnkonzessionsgesetzes 

x BGBl. Nr. 2/1929 und 

b) der entscheidenden Tätigkeit der Eisenbahnbehörde nach 
Maßgabe der Bestimmungen einzelner Eisenbahnbetriebs-, 
Anschluß-, Mitbenützungs- oder Schleppbahnverträge. 


U. Dem Reichsbevollmächtigten für Bahnaufsicht 
(RBvB) übertragene Befugnisse. 

Der Präsident der Reichsbahndirektion Wien als Reichsbevollmäch- 
tigter für Bahnaufsicht (RBvB.) ist zuständig für die Wahrnehmung der 
staatlichen Hoheits- und Aufsichtsbefugnisse in Vereins-, Konzessions- 
und aktienrechtlicher sowie in finanzieller Hinsicht gegenüber den Eigen- 
tumsgesellschaften aller von der Reichsbahn betriebenen Privatbahnen 
in Österreich, und zwar bis auf weiteres auch insoweit, als es sich da- 
bei um die Bezirke der Reichsbahndirektionen Augsburg und München 
handelt. 


II. Den Präsidenten der Reichsbahndirektionen 
übertragene Befugnisse. 


Der Präsident der örtlich in Betracht kommenden Reichsbahn- 

direktionen ist zuständig für: 

1. die in einzelnen Verwaltungsvorschriften vorgesehene Fällung 
von für andere Verwaltungsbehörden und für Gerichte bindenden 
Vorentscheidungen oder Entscheidungen bei Zusammentreffen 
von Eisenbahninteressen mit anderen öffentlichen oder öffent- 
lich geschützten Interessen (z. B. nach $ 1, Abs. 3 und $ 19, 
Abs. 2, Punkt 9 und 9a des Mietengesetzes, $ 28 Exekutions- 
ordnung und Art. XII des Einführungsgesetzes zur Exekutions- 
ordnung, $ 50, Abs. 2 des Elektrizitätsgesetzes u. ä.), ferner für 
die in einzelnen Verwaltungsvorschriften vorgesehene sonstige 
Mitwirkung bei Amtshandlungen anderer Verwaltungsbehörden 
(z. B. Erstattung des Gutachtens gemäß $ 1, Abs. 3, des Eisen- 
bahnkonzessionsgesetzes BGBl. Nr. 2/1929, Zustimmung zu Maß- 
nahmen der Wasserrechtsbehörde gemäß den $$ 31 oder 33, 

i Abs. 1 oder 4, im Zusammenhalte mit $ 110, Abs. 4, des Wasser- 
rechtsgesetzes u. ä.); 


Gesetzgebung. 527 


2. die Ausstellung von Pfandrechtssicherheitserklärungen für 
Eisenbahnbuchzwecke gemäß $ 17, Abs. 2, des Gesetzes vom 
24. April 1874 (Österr. RGBl. Nr. 49/1874 Kuratorengesetz) in 
der Fassung des Artikels 56 des Verwaltungsentlastungsgesetzes. 


IV. Den Reichsbahndirektionen übertragene 
Befugnisse, 

Die Reichsbahndirektionen sind zuständig für alle sonstigen staat- 

lichen Hoheits- und Aufsichtsbefugnisse, insbesondere: 

1. Die Erteilung der Baugenehmigung in den nicht dem Reichsver- 
kehrsminister vorbehaltenen Fällen (I, Z 1, Punkt a)—d)). 

2. Die Erteilung der nach $ 99 der Eisenbahnbetriebsordnung in 
der Fassung des Artikels 53 des Verwaltungsentlastungsgesetzes 
von der sonst zuständigen Behörde vor ihrer Entscheidung ein- 
zuholenden Bewilligung der Eisenbahnaufsichtsbehörde für 
Bauten im Anrainerbereich der Reichsbahn. 

3. Die Anerkennung der Gemeinnützigkeit von Bahnanlagen 
(Schleppbahnen) gemäß $ 1 des Gesetzes vom 18. Februar 1878 
(Österr. RGBI, Nr. 30/1878). 

4. Die eisenbahnbehördliche Mitwirkung bei der Anlegung des 
Eisenbahnbuches und bei Zuschreibungen und Abschreibungen 
sowie bei sonstigen Änderungen von Eisenbahnbucheintragungen. 


B. Privatbahnen im Privatbetrieb. 
I. Dem Reichsverkehrsminister vorbehaltene 
Befugnisse, 

Der Reichsverkehrsminister ist zuständig: 

1. zur Erteilung, Änderung und Zurücknahme von Eisenbahn- 
konzessionen; 

2. zur Einlösung oder sonstigen Erwerbung von Privatbahnlinien; 

3. zur Bewilligung der Einstellung des Betriebes auf Privatbahn- 
strecken; 

4. zur Erklärung von Privatbahnbauten als begünstigte Bauten; 

5. zur Bestätigung der obersten Betriebsleiter. 


I. Dem Reichsbevollmächtigten für Bahnaufsicht 
(RBvB) übertragene Befugnisse. 


Der RByB ist in sachlicher Hinsicht zuständig für alle nicht nach I 
dem Reichsverkehrsminister vorbehaltenen Hoheits- und Aufsichtsbefug- 
nisse gegenüber den Privatbahnen. Der RBvB ist jedoch gehalten, auch 
in nicht vorbehaltenen Angelegenheiten von besonders weittragender oder 
grundsätzlicher Bedeutung die Weisung oder Entscheidung des Reichs- 
verkehrsministers einzuholen. 

Die örtliche Zuständigkeit des Präsidenten der Reichsbahndirektion 


Wien als RBvB erstreckt sich bis auf weiteres auf das ganze Gebiet des 
Landes Österreich. 
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Straßenbahnen. 

Für die Aufsicht über die Straßenbahnen nach dem Gesetz über die 
Beförderung von Personen zu Lande in der Fassung vom 6. Dezember 1937 
(RGBI. IS. 1320) gilt für das ganze Gebiet des Landes Österreich bis auf 
weiteres folgendes: 

a) Die Verwaltungsaufsicht wird wie bisher vom Reichsstatthalter 
(Österreichische Landesregierung) — Minister für Wirtschaft 
und Arbeit — unter Beteiligung des Präsidenten der Reichs- 
bahndirektion Wien als Reichsbevollmächtigten für Bahnaufsicht 
(Ausf.Best. 11 zu $ 3 der Verordnung über den Bau und Betrieb 
der Straßenbahnen), 

b) die technische Aufsicht wird vom Präsidenten der Reichsbahn- 
direktion Wien als Reichsbevollmächtigten für Bahnaufsicht 


ausgeübt. 
In Vertretung: 
Kleinmann 


Schweiz. Bundesbeschluß über den Voranschlag der Schweizerischen 
Bundesbahnen für das Jahr 1939. 
(Bundesblatt Nr. 52, S. 1188.) 


a 
= 
E 


Bücherschau. 
Besprechungen. 


Hennig, Professor Dr. Richard. Wege des Verkehrs. Aus der 
Bücherei „Weltgeschehen“, Wilhelm Goldmann Verlag in Leipzig. 
1939. 192 Seiten, gebunden 3,50 RM. 

Dieses Buch aus der Feder eines unserer ersten Vertreter der 
wissenschaftlichen Verkehrsgeschichte und -geographie gibt in schlichter 
Darstellung einen ausgezeichneten Überblick. Es unterrichtet über die 
Entstehung des Verkehrs, über die engste Verflechtung des Verkehrs in 
seiner Entwicklung mit den geographischen Voraussetzungen und wiede- 
rum über die engen Zusammenhänge dieser Voraussetzungen mit den 
technischen Fortschritten. Der Zweck des Buches ist, einen Überblick 
zu geben, und der Verfasser tut das in der Weise, daß er eine große 
Menge interessanter Einzelvorgänge der Geschichte und Einzeltatsachen 
aus Geographie, Geschichte und Technik dem Leser vorstellt. Bei dieser 
Art der Darstellung liest sich das Buch leicht, und dabei prägt sich 
doch der Leser viel Tatsächliches ein. So gibt das Buch bei der Schilde- 
rung früherer Verkehrserscheinungen je eine kurze Darstellung der 
Wege, die der Bernstein-, der Pelz-, der Seiden- und der Teehandel ge- 
nommen haben. Damit ist am Typischen zugleich das Wesentliche auf- 
gezeigt. An anderer Stelle wird der Wandel der Verkehrs-Wege geschil- 
dert, das Entdecken neuer, besserer Wege durch die kühnen Seefahrer, 
z. B, durch das Auffinden des Weges nach Indien um das Kap der Guten 
Hoffnung, Dann der Siegeszug der Technik im Maschinenzeitalter: der 
neuzeitliche Bau der Wege für Schienenbahnen, Schiffahrt und Kraft- 
verkehr. Endlich ein guter und klarer Überblick über Entstehen und Be- 
deutung der Luftfahrt. Wir alle haben ja diese Epoche des Flugzeugs 
und des Luftschiffs selbst mit erlebt. Und doch — vielleicht gerade des- 
halb — ist es uns nicht leicht, in dieser jüngsten Entwicklung das wirk- 
lich Wesentliche zu erkennen. Da die Fliegerei „aus der Geographie 
Geometrie gemacht“ hat, hat sie auch ganz andere Wirtschaftsregeln als 
der übrige Verkehr und damit ihre eigene Verkehrsgeographie. 

Das Sprungbrett für den Orientverkehr der Flugzeuge ist z.B. 
Athen, während in der Schiffahrt die italienischen Häfen (namentlich 
Genua, Neapel und Brindisi) die Ausgangspunkte der Personenschiffahrt 
zum Orient sind. Wüsten, die für uns begrifflich der Typ des Verkehrs- 
feindlichen sind, haben durch den Luftverkehr ihre Unnahbarkeit ein- 
gebüßt. Hennig nennt Beispiele, wo der Karawanenverkehr unmittelbar 
durch den Flugverkehr abgelöst wurde und wobei dann eine Reisedauer 


e Ee auf eine solche von ebenso viel Stunden abgekürzt werden 
onnte. 
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Der Eisenbahner sollte das Hennig’sche Buch lesen, — nicht um 
unmittelbar für sein Fach etwas zu lernen. Was über die Eisenbahn an 
Tatsächlich-Geschichtlichem darin steht, das sollte und das wird auch in 
der Regel der Eisenbahner ohnehin wissen. Aber die vielen tatsächlichen 
Angaben über die Geschichte und vor allem auch über die Geographie der 
anderen Verkehrsmittel, die neuen Gesichtspunkte, die der Verfasser 
bei der Betrachtung der Zusammenhänge und der Lebensbedingungen 
der einzelnen Verkehrsarten aufzeigt, — das ist es, was dem Buch seinen 
Wert gibt und wobei jeder aus dem Buch noch dazulernen kann. Ganz 
besonders kann das Hennig’sche Buch denen empfohlen werden, die im 
Dienstunterricht in ansprechender und doch zugleich einfacher Dar- 
stellung das Wissenswerte aus der Verkehrsgeschichte und aus den 
geographischen Voraussetzungen des Verkehrs vortragen sollen. Für 
sie hat Professor Hennig mit seinem Buch geradezu ein Muster auf- 
gestellt. Kittel, 


vom Berg, Dr. C. Das deutsche Fremdenverkehrsrecht. 
Verlag Dipl.-Kfm. Erwin Müller, Berlin W 9, Potsdamer Str. 9, 
192 Seiten. Preis: 9 RM. 

Unter dem Namen „Das deutsche Fremdenverkehrsrecht“ hat der 
Verfasser alle jene Gesetze zusammengefaßt, die den organisatorischen 
Aufbau des deutschen Fremdenverkehrswesens regeln. Das sind in erster 
Linie die beiden Gesetze über den Reichsausschuß für Fremdenverkehr 
(RAF) vom 23. Juni 1933 und über den Reichsfremdenverkehrsverband 
(RFV) vom 23. März 1936. Das erste bestimmt die Gliederung und den 
Aufgabenkreis des RAF, der als oberste behördliche Spitze des deut- 
schen Fremdenverkehrs anzusehen ist, das zweite regelt den Aufbau des 
RFV und seiner Untergliederungen, der Landesfremdenverkehrsverbände 
und Fremdenverkehrsgemeinden, die den Charakter ausführender Organe 
für die vom RAF vorgesehenen Maßnahmen zur Pflege und Förderung 
des Fremdenverkehrs tragen. Diese beiden grundlegenden Gesetze wer- 
den ergänzt durch das Gesetz zur Vorbereitung des organischen Aufbaues 
der deutschen Wirtschaft, das dem in der Reichsverkehrsgruppe Hilfs- 
gewerbe des Verkehrs zusammengeschlossenen Reichsverkehrsgewerbe, 
den Reisebüros usw. die gesetzliche Grundlage gibt. 

Alle diese Gesetze nebst ihren Änderungen und Ergänzungen, die 
in erster Linie durch die Heimkehr der Ostmark und des Sudetenlandes 
erforderlich wurden, sind hier zum ersten Male zusammenfassend dar- 
gestellt und zugleich auch an Hand der Anwendungen in der Praxis er- 
läutert. Das Buch erweist sich damit als praktisches Nachschlagewerk, 
das geeignet ist, dem Fremdenverkehrsfachmann die Arbeit zu erleich- 
tern. In der organisatorischen Entwicklung des Fremdenverkehrs ist 
nach Erscheinen des Buches eine weitere wichtige Ergänzung — die 
Schaffung eines Staatssekretariats, in dem alle Angelegenheiten des 
Fremdenverkehrs zusammengefaßt werden sollen — von besonderem 
Interesse, R. Meyer. 
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Sarter-Kitte. Was jeder von der Deutschen Reichsbahn 
wissen muß. Verlag: Verkehrswissenschaftliche Lehrmittel- 
gesellschaft. 6. Auflage. Leipzig 1938. 64 Seiten. Preis 1,5 RM. 

In einem schmalen Heft von einigen sechzig Seiten eine gute Über- 
sicht über die Entstehung und Verfassung, über die Aufgaben und das 
Wirken der Deutschen Reichsbahn zu geben, setzt nicht nur vollkommene 
Beherrschung eines umfangreichen Stoffes, sondern darüber hinaus die 
Fähigkeit voraus, sich trotz der Materialfülle auf das Wesentliche zu 
beschränken und dieses Wesentliche mit sparsamen Mitteln zur Dar- 
stellung zu bringen. 

Sarter und Kittel, deren Sachkenntnis auf dem Gebiete der Organi- 
sation und Wirtschaftsführung der Reichsbahn bekannt ist, und die den 
Werdegang dieser Reichsbahn aus persönlicher Erinnerung und tätiger 
Mitarbeit heraus schildern können, hatten schon früher neben ihre grund- 
legende große Bearbeitung der Materie eine, alle Erfordernisse einer 
Kurzfassung erfüllende, kleine Ausgabe gestellt, die sich an einen brei- 
teren Leserkreis wandte. Diese Kurzfassung ist unter dem bereits ein- 
gebürgerten Titel: „Was jeder von der Deutschen Reichsbahn wissen 
muß“, in sechster, völlig neu bearbeiteter Auflage erschienen. 

Drei Ereignisse geben der Neuauflage das besondere Gepräge: Die 
Rückführung der Reichsbahn zum Reich durch die Erklärung des Füh- 
rers vom 30. Januar 1937, der Anschluß Österreichs am 13. März 1938 und 
die Befreiung des sudetendeutschen Landes am 1. Oktober 1938. 

Die Heimkehr des sudetendeutschen Landes und ihre Auswirkungen 
auf die Verwaltung der Reichsbahn konnten allerdings nur im Nachwort 
gestreift werden, da die Schrift zu jener Zeit schon im Druck war. 

Die Neuauflage der kleinen Schrift entsprach einem dringenden Be- 
dürfnis und verdient weiteste Verbreitung. Es ist bemerkenswert, daß 
die genannten Ereignisse zu keiner Neufassung des Reichsbahngesetzes 
geführt haben, das seit dem Jahre 1924 die maßgebende Rechtsquelle 
für den Aufbau und die Wirtschaftsführung der Reichsbahn geblieben 
ist, sondern daß sich das als Novelle anzusehende Gesetz vom 10. Februar 
1937 mit der Aufstellung kurzer Leitsätze für die Rückgliederung der 
Reichsbahn zum Reich begnügte. So ist es heute nicht leicht, bei dem 
Nebeneinander des Grundgesetzes und der Novelle, sowie bei den mannig- 
fachen Ansätzen zur weiteren Rechtsfortbildung durch Einzelmaß- 
nahmen, klar zu übersehen, was Rechtens ist. Hier gibt der Leitfaden 
von Sarter und Kittel eine sehr dankenswerte Hilfe. 

Welches Interesse der kleine Leitfaden sogar außerhalb Europas 
findet, wird durch die Tatsache belegt, daß schon im Jahre 1933 eine 
japanische Übersetzung erschien. 

Den treuesten Leserkreis wird das Buch selbstverständlich, wie 
bisher, unter den Angehörigen der Reichsbahnverwaltung finden, Es 
wird insbesondere für den Nachwuchs in der Beamtenlaufbahn unent- 
behrlich sein. Bei einer Gefolgschaft von 800 000 Mann ist die Zahl 
der jährlich ausscheidenden und wieder zu ersetzenden Gefolgschafts- 
mitglieder, dieses natürliche Gefälle im Verwaltungsorganismus, so 
groß, daß eine preiswerte und verständlich geschriebene Einführung 
in das Wesen und Wirken der Reichsbahn schon hierin allein seine Recht- 
fertigung findet. Ottmann. 
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Kappesser, Dr. Erich, Rechtsanwalt. Rechtshandbuch für das 
Gaststättengewerbe. Verlag: Deutsche Hotel-Nach- 
richten, Hamburg 36. 

Das Buch besteht aus drei Teilen, nämlich einer systematischen 
Darstellung des Rechtsgebietes, den einschlägigen Gesetzen und Ver- 
ordnungen im Wortlaut und dem Stichwortverzeichnis. Der erste und um- 
fassendste Teil behandelt in 5 Abschnitten die Übernahme einer Gast- 
stätte, ihre Bewirtschaftung, das einschlägige Arbeitsrecht, die Geschäfts- 
beziehungen zum Gast und zum Lieferanten und die Gerichtsbarkeit. Im 
zweiten Teil ist das Gaststättengesetz vom 28. April 1930 mit Änderungen 
vom 3. Juli 1934 und 9. Oktober 1934 ganz und dazu die wichtigsten ein- 
schlägigen Gesetze und Verordnungen auszugsweise enthalten. Das den 
dritten Teil bildende Stichwortverzeichnis geht über den Rahmen des 
üblichen Inhaltsverzeichnisses hinaus. Denn bei der Auswahl des Stoffes 
aus dem umfangreichen Rechtsgebiet ist der Verfasser von den vielen 
Fragen von Betriebsführern und Gefolgschaftsmitgliedern, Dienststellen 
und Rechtswahrern ausgegangen, die er in den letzten Jahren beantwortet 
hat. Das Stichwortverzeichnis ist aus einer Zusammenstellung dieser 
Fragen entstanden, die dann ihre Beantwortung in der systematischen 
Darstellung des ersten Teils gefunden haben. 

Nach den Ausführungen im Vorwort ist das Buch in der Absicht 
geschrieben, möglichst alle, das Gaststättengewerbe angehenden Fragen 
zu beantworten und dabei eine sowohl dem Laien verständliche wie auch 
dem geschulten Rechtswahrer nützliche Form der Darstellung zu wählen, 
Eine Durchsicht des umfangreichen Werkes ergibt, daß das Ziel einer 
allgemeinen Information über die praktischen und rechtlichen Fragen 
des Gaststättengewerbes im wesentlichen erreicht ist. Allerdings wird 
der Rechtswahrer, wenn er über solche allgemeine Information hinaus 
an die Untersuchung von schwierigen Einzelfragen des Gaststätten- 
gewerberechts herangeht, nicht ohne Zuziehung von Kommentaren aus- 
kommen. Insbesondere wird er über Bahnhofswirtschaften nur wenige 
kurze Angaben finden. Dr. Genest. 


Friebe, Kurt, Dr. jur. Eisenbahn-Verkehrsordnung (EVO) 
vom 8. September 1938. Mit einer Einführung und einem 
Sachregister. Verlag: Verkehrswissenschaftliche Lehrmittel- 
gesellschaft Leipzig. 192 Seiten. Preis: 3 RM. 


Als erster Textabdruck der neuen Eisenbahn-Verkehrsordnung er- 
scheint die angezeigte Ausgabe von dem als Transportrechtsfachmann 
rühmlich bekannten Verfasser. Sie wird, gleichgültig, welche weiteren 
Abdrucke auch demnächst noch erfolgen, sicherlich eine der für den 
Handgebrauch beliebtesten werden und bleiben, denn sie hat ein vor- 
zügliches Sachverzeichnis, sie enthält die im Einzelfall den Fachmann 
über die Änderungen zwischen bisheriger und neuer Fassung bestens 
unterrichtende amtliche Begründung, beigegeben sind ihr auch die für 
das Verständnis der Einführung im einzelnen erforderlichen Gesetze zur 
Änderung des Handelsgesetzbuchs und die Verordnungen wegen der Ein- 
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führung der Eisenbahn-Verkehrsordnung im Lande Österreich und in den 
sudetendeutschen Gebieten. Vor allem aber hat das Büchlein ein außer- 
ordentlich angenehmes Taschenformat, das gerade bei Besprechungen, 
Bereisungen u. dergl. Fällen mehr die Mitnahme aufs bequemste ge- 
stattet. Dr. W. Spiess. 


Schardt, Fr, Lehr- und Nachschlagebuch über den 
Eisenbahnverkehrs- und Kassendienst. Verlag 
Limburger Vereinsdruckerei Limburg (Lahn). 470 Seiten. Preis 
4,50 RM. 


Das Buch befaßt sich in Form von Fragen und Antworten mit den 
Vorschriften über den Eisenbahn-Personen- und Güterverkehr sowie mit 
den Kassenvorschriften der Deutschen Reichsbahn. 


Der I. Teil (S. 1—426) behandelt in 24 Abschnitten zunächst All- 
gemeines über das Verkehrs- und Tarifwesen, sodann die EVO, Personen- 
und Güter-Abfertigungs- und -Beförderungsvorschriften, Reichsbahn- 
Güter- und Tiertarif, Zoll-, Entseuchungs- und Ermittlungsvorschriften, 
Güterwagenvorschriften und, neben einigen anderen dazugehörigen Ge- 
bieten, den Behälterverkehr und Güterfernverkehr mit Kraftfahrzeugen. 
Als Anlagen sind beigefügt eine Übersicht über den Aufbau der Deut- 
schen Reichsbahn, ein Verzeichnis der Fahrpreisermäßigungen sowie eine 
Zusammenstellung der Bestimmungen über Begleitung von Gütern, 
Leichen und lebenden Tieren und der Vorschriften über Planwagen, Im 
II. Teil (S. 427—470) sind die Kassenvorschriften der Deutschen Reichs- 
bahn I und III verarbeitet. 

Der Verfasser hat es verstanden, auf verhältnismäßig engem Raume 
eine große Stoffülle zu vereinigen. Aus der Vielzahl der Vorschriften 
hat er die hauptsächlichsten herausgesucht und aus diesen wieder die 
wesentlichen Bestimmungen in Frage und Antwort behandelt. Dabei ist 
die am 1. Oktober 1938 in Kraft getretene neue EVO ebenso berücksichtigt 
wie die Neufassung der GAV. Dankenswert wäre es allerdings gewesen, 
wenn der Verfasser dabei die Neuerungen gegenüber den bisher gelten- 
den Bestimmungen angemerkt hätte, etwa in der Weise, wie es auf 
Seite 109, Nr. 48 hinsichtlich der seit 1929 (!) zugelassenen „neuen“ 
Expreßgutkarte geschieht. Überhaupt werden die Erwartungen, die der 
Leser an ein „Lehr- und Nachschlagebuch“ stellt, insofern nicht ganz 
erfüllt, als der Verfasser sich allzusehr auf die Wiedergabe des Inhalts, 
zumeist sogar des Wortlauts der Verkehrsvorschriften beschränkt. — 
Zum Teil werden in den Antworten die Vorschriften nur im Auszug mit- 
geteilt, so daß für den Lernenden wichtige Fragen offen bleiben (z.B. 
S. 67 Nr. 220 ff fehlt die Angabe, in welchen Fällen der „große“, in 
welchen der „kleine“ Frachtbrief zu verwenden ist; ferner vermißt man 
Angaben über das Frachtbriefdoppel). Bei der vom Verfasser offenbar 
beabsichtigten Kürze der Darstellung wäre deshalb wenigstens der Ver- 
merk der jeweils behandelten Stelle nach Paragraph und Absatz der 


534 Bücherschau. 


Vorschrift zweckmäßig gewesen, damit der Lernende die Bestimmungen 
selbst nachlesen kann, Zu bedauern ist auch, daß das Buch kein Sach- 
verzeichnis enthält, ein Umstand, der seine Eignung als „Nachschlage“- 
Werk beeinträchtigt. 


Bei der ständigen Weiterentwieklung des umfangreichen Gebietes 
ist es dem Verfasser nicht durchweg gelungen, den neuesten Stand der 
Dinge zu berücksichtigen. Z.B. hat er nicht überall die früheren Be- 
zeichnungen „Hauptverwaltung“, „Zentralkasse“ usw., durch die jetzt 
im Gebrauch befindlichen ersetzt (S. 7 Nr. 34, S. 21 Nr. 148, S. 428 Nr. 4, 
8S. 433 Nr. 14, S. 436 Nr. 18, S. 445 Nr. 34 und 36). In der Tabelle über 
den Aufbau der Reichsbahn (S. 386) ist als Sitz der Oberbetriebsleitung 
Süd noch Würzburg statt München angegeben. Bei Behandlung des DEGT 
Teil II auf S. 22 ist die noch vor dem 1. Oktober 1938 gültige Einteilung 
des Heftes A abgedruckt. In der neuen EVO ist der Begriff „Minderung“ 
weggefallen, der auf S. 57 Nr. 151 noch gebracht wird. Ebenso stimmen 
die auf S. 79 Nr. 286 aufgeführten Fälle der nachträglichen Verfügung 
mit $ 72 EVO nicht überein. Mehrmals ist noch von „Blei“ die Rede, wo 
heute „Metall“ zu setzen ist (S. 206/7, S, 435, S. 439/40). Auf S. 1 Nr. 3 
sind die Daten der Eröffnung der zweiten deutschen Eisenbahn nicht zu- 
treffend angegeben. Im Abschnitt „Güterfernverkehr mit Kraftfahr- 
zeugen“ sind die Antworten S. 365 Nr. 5, 367 Nr. 11 und 368 Nr. 15 durch 
die auf diesem Gebiet besonders stürmische Entwicklung überholt. Der 
Reichskraftwagen-Betriebsverband wird nicht, wie auf S. 365 und 368 
wiederholt geschehen, „RKBV“, sondern „RKB“ abgekürzt. Auch im 
II. Teil (Kassendienst) finden sich einige Stellen, die inzwischen über- 
holt sind (S. 430 Nr. 10, S. 433 Nr. 14, S. 434 Nr. 16, S. 438 Nr. 19b und 
S. 456 Nr. 7i). 

Wenn eine Anregung erlaubt ist, so wäre zu empfehlen, in einer 
späteren Neubearbeitung des Buches den Abschnitt „Güterfernverkehr 
mit Kraftfahrzeugen“ (S. 365 ff) dem Titel des Werkes entsprechend 
mehr als „Kraftverkehr der Eisenbahnen“ auszugestalten, und ‚dabei 
namentlich’ die Organisation und die Bestimmungen für den Reichsbahn- 
Kraftverkehr näher zu schildern, zumal die vorhandenen Lehrbücher 
hierüber kaum etwas bringen. Dabei dürfen die Bestimmungen der EVO 
über den Kraftverkehr der Eisenbahn ($$ 34, 562P., 75 ?una8 und 77) 
nicht vergessen werden. Auch der Personenomnibusverkehr der Reichs- 
bahn verdient Erwähnung. Endlich wäre die Behandlung des Bahn- 
speditionswesens erwünscht, um das dem Stoff nach sonst so umfassende 
Werk abzurunden. 


Die erhobenen Anstände sollen und können den Wert des Buches 
nicht in Frage stellen, Es ist eine fleißige Arbeit, die demjenigen, der 
sich mit den Eisenbahnverkehrsvorschriften bereits befaßt hat und sein 
Wissen überprüfen oder befestigen will, gute Dienste leisten wird. Auch 
im Unterricht wird das Buch mit Nutzen verwendet werden können. 

Dr. Preiser. 
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„Fünf Jahre Arbeit an den Straßen Adolf Hitlers“, herausgegeben vom 
Generalinspektor für das deutsche Straßenwesen. Volk und 
Reich-Verlag, Berlin, 1938. 96 S. Preis 4,50 RM. 


Wie in den Vorjahren, erscheint auch Ende 1938 wieder in vorzüg- 
licher Ausstattung ein reichbebildertes Werk über die Reichsautobahnen, 
die Straßen Adolf Hitlers. Es legt Rechenschaft ab über den Baufort- 
schritt des letzten Jahres, der bekanntlich seine Krönung in der Freigabe 
des 3000, Kilometers für den öffentlichen Verkehr fand, und gibt ferner 
in anschaulicher Weise Aufschluß über die Bedeutung dieses gewaltig- 
sten Baus aller Zeiten für den Kraftverkehr und seine Entwicklung. Die 
im vergangenen Jahre neu hinzugetretenen Aufgaben: der Ausbau der 
Reichsautobahnen im Lande Österreich und der Bau der Elbehochbrücke 
in Hamburg sowie die wichtigen Fragen des Anschlusses der Großstädte, 
des Reichsparteitaggeländes u.a.m. werden in besonderen Aufsätzen 
behandelt. Die beigegebenen Bilder der wachsenden Strecken und Bau- 
werke zeigen eindrucksvoll die Entwicklung des Straßenbaus zur Kunst 
und die Bedeutung des Baus als Kulturtat, was mit Recht am Schlusse 
der Einführung hervorgehoben wird. Dr. Jahnke. 


RKB-Bericht. Eine statistische Übersicht, herausgegeben 
von der Hauptverwaltung des Reichs-Kraftwagen-Betriebsver- 
bandes Berlin NW 7, Pariser Platz 6. Verlag Gustav Fischer, 
Jena. 81 Seiten, Preis 3 RM. 


Das vorliegende Buch enthält nach einer kurzen Einleitung des 
Präsidenten des RKB Dr. Scholz eine Abhandlung von Dr. Wesemann 
über „Verkehrspolitische Zusammenhänge“ und anschließend einen 
„Statistischen Bericht“ von Dr. Kellerer. 

Dr. Wesemann geht in seinen Ausführungen von einer Schilderung 
der Lage aus, die der RKB bei seiner Gründung im Jahre 1935 vorfand. 
Den ersten Versuch, den Kraftwagengüterfernverkehr in geordnete Bahnen 
zu lenken, hatte man mit der Notverordnung vom 6. Oktober 1931 ge- 
macht. Es ist richtig, daß sie ihr Ziel nicht erreicht hat, es ist auch 
richtig, daß der Grund zu ihrem Versagen zum Teil in dem Mangel einer 
einheitlichen straffenOrganisation des Güterfernverkehrsgewerbes gelegen 
hat. Es ist aber nicht richtig, wenn Dr. Wesemann glaubt, man habe die 
Organisationsfrage damals vergessen. Richtig ist vielmehr, daß der da- 
malige Staat nicht die Kraft besaß, um den schon damals vorhandenen 
Gedanken der Schaffung einer einheitlichen Organisation gegenüber 
den Widerständen, die sich ihm von allen Seiten entgegenstellten, durch- 
zuführen, Es bedurfte erst der Organisationsfähigkeit und der Macht 
des Dritten Reiches, um die vielen auseinanderstrebenden Kräfte, die 
sich im Kraftwagengüterfernverkehr betätigten, unter einen einheitlichen 
Willen zu zwingen, Dr. Wesemann gibt dann ein anschauliches Bild 
von der Größe der Arbeit, die geleistet werden mußte, um die Unter- 
nehmer des Güterfernverkehrs zusammenzufassen und aus ihnen einen 
Verband zu schaffen, der lebens- und arbeitsfähig war. Es kann vor- 
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behaltlos anerkannt werden, daß die Leitung des RKB auf diesem Ge- 
biete Vorzügliches geleistet und dem Reiche an Stelle der vielen Tausende 
von Einzelunternehmern einen einheitlich geleiteten einsatzfähigen Ver- 
band an die Hand gegeben hat, der seine Feuerprobe in der zweiten Hälfte 
des Jahres 1938 bereits bestanden hat. Dr. Wesemann befaßt sich in 
seinen Ausführungen auch eingehend mit dem Verhältnis Kraftwagen — 
Reichsbahn, besonders in Fragen des Tarifs und der Statistik, und gibt 
auch für den Außenstehenden einen Einblick in die Schwierigkeiten der 
Probleme, die in dieser Beziehung zu lösen waren und noch zu lösen sind. 
Es kann nicht Aufgabe einer kurzen Besprechung des Berichts sein, zu 
diesen Problemen eingehend sachlich Stellung zu nehmen. Es muß ge- 
nügen, festzustellen, daß die Fragen in durchaus klarer und sachlicher 
Weise vom Standpunkt der RKB aus beleuchtet werden, 

Der „Statistische Bericht“ des Dr. Kellerer bringt zunächst kurze 
Ausführungen über die Aufgaben und die Organisation des RKB, und 
zwar beantwortet er zuerst an Hand des Güterfernverkehrsgesetzes vom 
26. Juni 1935 die Frage: „Was ist gewerblicher Güterfernverkehr?*, so- 
dann gibt er eine Darstellung der verschiedenen Arten des Einsatzes der 
Fahrzeuge im gewerblichen Güterfernverkehr und ein Bild der Außen- 
organisation des RKB. Der RKB hatte zunächst das Reich in acht RKB- 
Bezirke eingeteilt, von denen aber zwei später wieder unterteilt wurden, 
so daß sich zehn Bezirke ergeben. In diesen zehn Bezirken unterhält der 
RKB Laderaumverteilungsstellen, deren Zahl vom 1. Januar 1936 bis 
1. September 1938 von 26 auf 52 gestiegen ist. Es folgt ein weiterer 
kurzer Abschnitt über die Geschichte und Methode der Statistik des ge- 
werblichen Güterfernverkehrs in Deutschland vor und nach der Gründung 
des RKB. Hier erkennt man, welche außerordentlich mühsame und ver- 
dienstvolle Arbeit der RKB auf dem Arbeitsgebiet der Statistik leistet. 
Die eigentlichen statistischen Angaben, die nun folgen, beginnen mit 
einer zahlenmäßigen Darstellung über die Entwicklung des Mitglieder- 
und Fahrzeugbestandes von 1936 bis 1938 und die Aufteilung der Fahr- 
zeuge auf die einzelnen Verkehrsgruppen. Dann folgen Angaben über 
die Verkehrsleistungen, und zwar nach Verkehrsarten, nach Güterarten 
und nach Bezirken. Das Material, das hier geboten wird, ist außer- 
ordentlich reichhaltig und wertvoll. Zahlreiche Tabellen und bildliche 
Darstellungen erleichtern Verständnis und Übersicht. Allerdings darf 
man bei der Sichtung dieser Angaben nicht außer acht lassen, daß der 
RKB eben nur Angaben über seinen Verkehr zu machen imstande ist; 
der Werkverkehr, der ja bekanntlich in Deutschland noch eine sehr große 
Rolle spielt, ist nicht mit erfaßt. Ebenso ist nicht erfaßt der Güternah- 
verkehr, d. h. der Verkehr, der sich innerhalb einer Entfernung von nicht 
mehr als 50km vom Standort des Fahrzeugs bewegt. Endlich ist auch 
der Reichsbahnlastkraftwagenverkehr, der nicht zum RKB-Verkehr ge- 
hört, in den gebotenen Zahlen nicht mit enthalten. Es ist nicht zu 
leugnen, daß man also eine allgemeine und vollständige Statistik des 
Kraftwagengüterverkehrs, die etwa für einen Vergleich mit der Güter- 
verkehrsstatistik der Schienenbahnen geeignet wäre, in den statistischen 
Zahlen des RKB nicht suchen darf. Eine derartige Statistik würde aber 
über den Rahmen der Aufgaben des RKB hinausgehen. Trotzdem ist es 
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sehr erfreulich, daß der RKB schon im dritten Jahre nach seiner Grün- 
dung so eingehende statistische Unterlagen liefert. Wenn er auf diesem 
Wege weiter fortschreitet, wird bald die Möglichkeit bestehen, die Ent- 
wicklung des gewerblichen Güterfernverkehrs laufend zu beobachten und 
damit auch wertvolle Unterlagen für weitere gesetzgeberische Arbeiten 
zu bekommen. In einer kurzen Schlußbemerkung weist Dr. Kellerer dann 
noch auf die Möglichkeiten eines weiteren Ausbaues der Statistik der 
Verkehrsleistungen des Kraftwagens hin, die bei der großen Bedeutung, 
die der Kraftwagen im deutschen Güterverkehr besonders in den letzten 
Jahren gewonnen hat, vielleicht schon bald praktische Bedeutung ge- 
winnen werden. 


So kann man das Erscheinen des Berichts nur begrüßen und das 
Buch allen, die an der Beförderung von Gütern im Deutschen Reiche 
interessiert sind — und das ist eigentlich die ganze deutsche Wirt- 
schaft — zum eingehenden Studium empfehlen, Dr. Reinige. 


Nüßle-Lechner, Kraftfahrzeuggesetzgebung. Textausgabe 
mit kurzen Erläuterungen. C, H. Beck’sche Verlagsbuchhandlung, 
München und Berlin. 1939. 416 Seiten. Preis Sa RM. 

Unter dem Titel „Kraftfahrzeuggesetzgebung“ vereinigt das nun 
in 5. Auflage erscheinende Werk alle gesetzlichen Vorschriften über den 

Verkehr mit Kraftfahrzeugen. Den breitesten Raum nehmen naturgemäß 

das Gesetz über den Verkehr mit Kraftfahrzeugen vom 3. Mai 1909, die 

Straßenverkehrsordnung vom 13. November 1937 und die Straßenverkehrs- 

zulassungsordnung vom 13. November 1937 ein. Dann folgen die Gesetze 

über die Beförderung von Personen zu Lande vom 6. Dezember 1937 und 
über den Güterfernverkehr vom 26. Juni 1935 nebst Durchführungsverord- 
nungen, der Straßenbahn-Bau- und Betriebsordnung sowie der Verord- 
nung über den Möbelfernverkehr. Anschließend ist das Reichsautobahn- 
gesetz vom 27. Juni 1933 nebst der Vorläufigen Autobahn-Betriebs- und 

Verkehrsordnung vom 14. Mai 1935 abgedruckt. Dann kommen das Inter- 

nationale Abkommen über Kraftfahrzeugverkehr vom 24. April 1926 und 

die Verordnung über internationalen Kraftfahrzeugverkehr von 1934. 

Der nächste Abschnitt enthält sieben Ergänzungsverordnungen über Aus- 

bildungs- und Gebührenfragen sowie über Maßnahmen zur Hebung der 

Verkehrszucht u. dgl. Den Schluß bilden fünf Verordnungen, die das 

Straßenverkehrsreeht des Altreichs im Lande Österreich einführen. 


Alle Vorschriften werden in ihrer neuesten Fassung gebracht, 
Kurze, bei den erstgenannten drei Vorschriften auch ausführlicher ge- 
haltene Erläuterungen erleichtern das Verständnis der einzelnen Bestim- 
mungen. Die reichhaltige und wohl auch umfassende Sammlung wird 
jedem, der sich mit Kraftfahrzeugfragen zu befassen hat, ein unentbehr- 
liches Rüstzeug sein, Die Anschaffung des Werkes ist daher unbedingt 
zu empfehlen. Dr. Jahnke. 
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Straßenverkehrsrecht. Straßenverkehrs-Ordnung, Straßen- 
verkehrs-Zulassungsordnung mit eingeschalteten Dienstanwei- 
sungen für Polizeibeamte, Gesetz über den Verkehr mit Kraft- 
fahrzeugen, Internationale Verkehrsvorschriften und andere ein- 
schlägige Bestimmungen, Textausgabe mit Verweisungen, Sach- 
verzeichnis, sämtlichen Mustern und den Verkehrszeichen in 
farbiger Wiedergabe, 41. bis 46. Tausend. C, H. Beck’sche Ver- 
lagsbuchhandlung München und Berlin. 240 Seiten, 1,50 RM. 

Neben den im Titel angegebenen Gesetzen und Verordnungen, die 
den Hauptteil des Buches darstellen, enthält die Sammlung alle für das 

Straßenverkehrsrecht wichtigen Bestimmungen. Neu aufgenommen sind 

die neue Gebührenordnung für Maßnahmen im Straßenverkehr, die Be- 

stimmungen über die Hebung der Verkehrszucht auf den Straßen und 
der 4. Runderlaß vom 19. Juli 1938 über die Feststellung von Alkohol 

im Blute. Weiterhin wurden die Verordnungen über die Einführung des 

Straßenverkehrsrechts im Lande Österreich eingefügt. Ein ausführliches 

Sachverzeichnis erleichtert das Auffinden der gesuchten Bestimmungen. 

Der alle einschlägige Vorschriften zusammenfassende handliche und 

übersichtliche Band wird den mit Straßenverkehrsrecht befaßten Be- 

hörden und den Verkehrsteilnehmern gute Dienste leisten. 
Dr. Genest. 


Pirath, Prof. Dr.-Ing, Der Weltluftverkehr, Elementedes 
Aufbaus. Verlag Julius Springer, Berlin W 9, Linkstr. 22—24. 
80 Seiten. 36 Abbildungen. Preis: 8 RM. 

Die erste W e l t luftlinie ist 1930 für den Verkehr Europa—Südost- 
asien in Betrieb genommen worden. Seitdem ist.das Weltluftverkehrs- 
netz schnell und zielbewußt ausgebaut worden, und zwar weniger unter 
dem Zeichen wirtschafts- als vielmehr machtpolitischer Bestre- 
bungen. Die letzte Zeit hat den Nachweis erbracht, daß auch die schwie- 
rigsten technischen Probleme, nämlich die Überquerungen des Großen 
Ozeans (Shanghai—Honolulu—San Francisco) und des Nord- 
atlantik (Europa—Nordamerika) als gelöst angesehen werden kön- 
nen. Der Weltverkehr steht also heute am Abschluß eines Entwick- 
lungsabschnitts: die Grundlagen für das den Erdball umspan- 
nende einheitliche Luftverkehrsnetz sind geschaffen. 

Zur rechten Zeit erscheint da die neue Untersuchung Piraths, 
die die Aufbauelemente für den kommenden Weltluftverkehr er- 
örtert. 

Zunächst werden die „Interessenzonen“ des Weltluftver- 
kehrs untersucht; sie sind in erster Linie machtpolitischer Natur; 
dazu kommen solche wirtschafts- und kulturpolitischer Art. 
Träger der Entwicklung sind: 

die europäische Ländergruppe mit Kolonialbesitz (vor- 
nehmlich England, Frankreich, Italien, Niederlande); ihre Interessen- 
sphäre wird von dem Länderring dargestellt, der sich von West nach 
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Ost von Kanada über Westeuropa—Afrika—die Monsunländer nach 
Australien erstreckt, 

die Vereinigten Staatenvon Amerika, die Mittelame- 
rika und den Großen Ozean als ihre Domäne betrachten, und 

Japan, das seine Macht in den Halbkreis Mandschurei—China— 
Australien— Südsee ausstrahlen läßt. 

Diese drei wichtigsten „Kraftfelder“ überdeckensich im süd- 
westlichen Teil des Pazifik, der hierdurch zu einer Auf- 
baufläche ersten Ranges für den Weltluftverkehr 
— und zum Zentrum der kommenden großen machtpolitischen Ausein- 
andersetzungen! — wird. Je ein Eigenleben führen im Luftverkehr 
Rußland und Südamerika. 

Von dieser Grundlage ausgehend untersucht Pirath: 

die verkehrswirtschaftliche und die betriebliche 
Charakteristik der Interessenzonen (Oberflächengestaltung, Besiedlung, 
Klima, politische Geographie, Parallelverkehr mit Schiff und Eisenbahn) ; 

das heutige Luftverkehrsnetz und seine technische Ausgestal- 
tung (Netzgestaltung, Linienführung, Betriebsverhältnisse, Bodenorgani- 
sation, Luftfahrzeuge, Zusammenhang der Weltlinien mit den kontinen- 
talen Luftverkehrsnetzen) ; 

die Betriebsorganisation (Zusammenarbeit der verschie- 
denen Völker, Sicherung, Flugplan, Verkehrsgesellschaften, Treibstoff- 
versorgung, Personalwesen) ; 

die Verkehrsleistungen (Sicherheit, Häufigkeit der Ver- 
bindungen, Reisezeiten, Verkehrsmengen, Ausnutzungsgrade) ; 

die Wirtschaftlichkeit (Wandel der Verkehrsbedürfnisse, 
Anlagekosten, Jahreskosten, Tarife, Verhältnis zwischen Einnahmen und 
Ausgaben, Subventionen) ; 

die Zusammenarbeit zwischen Luftverkehr und Übersee- 
Schiffahrt. 

Wie die vorstehende Übersicht zeigt, werden alle Fragen erörtert, 
die irgendwie für die Beurteilung des Weltluftverkehrs von maßgebender 
Bedeutung sind, und zwar alle mit jener Sachlichkeit und Klarheit, die 
von den früheren Arbeiten des Verfassers her bekannt ist. Das kleine, 
aber so inhaltsreiche Werk eignet sich ebensosehr zur einführenden Be- 
lehrung über die Gesamtfrage wie zum Nachschlagen bei Teilfragen. Die 
Ausstattung ist vortrefflich; ein besonderes Lob verdienen die sauberen, 
deutlichen Abbildungen, die offensichtlich sämtlich neu entworfen sind 
und daher das Wesentliche besonders charakteristisch herausbringen. 

Blum. 


Napp-Zinn, Dr. A. F. Die Anfänge des deutschen Rhein- 
dampferbaues. Verlag Stahleisen m. b. H. Düsseldorf, 
Postfach 664. 32 Seiten. 15 Abbildungen. Preis 3 RM. 

Das Heft gibt nach bisher wenig bekannten Akten des Historischen 
Archivs der Gutehoffnungshütte in Oberhausen und der Preußisch- 
Rheinischen Dampfschiffahrts-Gesellschaft in Köln sowie des Preußi- 
schen Geheimen Staatsarchivs in Berlin-Dahlem einen kurzen Überblick 
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über die Baugeschichte der ersten in Deutschland erbauten deutschen 
Rheindampfer. Es zeigt die schnelle Entwicklung des deutschen Dampf- 
schiffbaues auf der Ruhrorter Werft der Gutehoffnungshütte in den 
Jahren von 1829 bis 1850, die in kürzester Zeit den Vorsprung der zu- 
nächst führenden englischen und holländischen Werften einholte, und 
würdigt die Leistung der Männer, die damals diesen Erfolg trotz mannig- 
facher Schwierigkeiten und Fehlschläge erreichten. Das Werk mit 
seinen sauber wiedergegebenen alten Konstruktionszeichnungen und Bil- 
dern bietet einen wertvollen Beitrag zur Technik-Geschichte und kann 
jedem Liebhaber dieses Gebiets empfohlen werden. Zugleich wirbt es in 
ansprechender Form für die Schiffswerft Walsum der Gutehoffnungs- 
hütte, welche die Überlieferung der alten Ruhrorter Werft pflegt. 
v, d. Bussche, 


Judtmann, Otto. Motorzugförderungauf Schienen. Verlag 
Julius Springer, Berlin W 9, Linkstraße 22—24. 286 Seiten. 
108 Abbildungen. 36 Zahlentafeln. Preis: 24 RM. 

Das vorliegende Werk behandelt umfassend das Problem der Trieb- 
wagen und Fahrzeuge mit Verbrennungsmotoren als Kraftquelle. Die 
sehr eingehende Durchleuchtung aller Kernfragen des Baues von Trieb- 
wagen beschränkt sich neben den allgemeinen Erörterungen auf die Ma- 
schinenanlage, unter der heute allgemein alle zur Erzeugung der An- 
triebsleistung dienenden Einrichtungen und Hilfsbetriebe verstanden wer- 
den. Die Erfassung und kritische Prüfung aller für die Auslegung und 
Durchbildung einer Maschinenanlage und für den Gesamtentwurf eines 
Triebwagens wichtigen Fragen bildet den Aufbau des ausführlichen 
Werkes, 

Da das Gebiet der Verbrennungstriebwagen bisher erst wenig in 
zusammenhängender Form behandelt wurde, bildet das Werk ein beacht- 
liches Handbuch für den Eisenbahningenieur, für den Theoretiker wie 
für den Praktiker, dessen Wert für die Praxis durch die große Zahl der 
in fast allen Ländern verwendeten Triebwagenfahrzeuge und die 
stetig zunehmende Weiterentwicklung des Triebwagenbetriebes noch er- 
höht wird. 

Der Bestand der Deutschen Reichsbahn an diesen Fahrzeugen im 
Altreich betrug allein 657 z. Z. des Erscheinens des Buches, zu denen die 
Fahrzeuge der Ostmark und des Sudetengaues hinzukommen. Eine be- 
deutende Erhöhung dieser Zahl ist durch das Beschaffungsvorhaben der 
nächsten Jahre vorgesehen. 

Nach Angabe des Werkes über die Triebwagenverhältnisse in allen 
Ländern wird der Bestand an Motorschienenfahrzeugen Ende 1937 in der 
Welt auf 30 000—35 000 geschätzt, von denen auf öffentliche Bahnen in 
Europa etwa 3 500 entfallen. Die Zahl der Dieselfahrzeuge auf Industrie- 
und Werkbahnen ist ebenfalls sehr bedeutend und dauernd im Wachsen 
begriffen. Der Kreis der mit Dieselfahrzeugen auf Schienen befaßten 
Ingenieure ist deshalb ständig im Wachsen begriffen, so daß das Buch 
in der klaren Gliederung und Darstellung der Grundlagen einem prak- 
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tischen Bedürfnis voll entsprechen dürfte. Trotz der ausführlichen Be- 
handlung der einzelnen Abschnitte ist das Ausgewählte auf den zweck- 
mäßigsten Umfang beschränkt, so daß eine leichte und schnelle Orien- 
tierung auch dem neu in diese Fragen Eindringenden ermöglicht ist. 


Unter den Grundlagen der Zugförderung ist die Behandlung des bei 
Triebfahrzeugen für die Bemessung und Auslegung der Maschinenanlage 
wichtigen Luftwiderstandes hervorzuheben, wo alle wissenswerten Fra- 
gen ohne die umständlichen und zeitraubenden Ableitungen erläutert 
sind. Die gebräuchlichsten und in der Praxis verwendeten Formeln wer- 
den auch in ihrer Verwendbarkeit und ihrem Gültigkeitsbereich kritisch 
beleuchtet, Durch die auf die Praxis zugeschnittenen Ausführungen 
wird, wie übrigens auch bei anderen Kapiteln, die wissenschaftliche Ge- 
nauigkeit nicht eingeschränkt. 

Das sehr umfangreiche Gebiet der Dieselmotoren ist durch die 
Beschränkung auf Dieselmotoren für Schienenfahrzeuge in allen wesent- 
lichen Punkten erschöpfend erfaßt werden. Die von der Deutschen 
Reichsbahn verwendeten liegenden Motoren (vorwiegend Boxermotoren) 
sind kurz erwähnt. 

Das neuerdings in der dieselmotorischen Entwicklung immer stär- 
ker hervortretende Problem der Aufladung ist nach dem Stande der 
gegenwärtigen Eniwicklung berücksichtigt. Immer mehr setzt sich die 
Erkenntnis durch, daß die Aufladung bis 50 % durch ein leistungsabhän- 
giges Gebläse, angetrieben durch die Abgase unter teilweiser Rückgewin- 
nung der sonst in ihnen verlorengehenden Energie, eine organische Er- 
gänzung des Dieselmotors bedeutet, wobei ohne entsprechend höhere 
mechanische Beanspruchung eine Leistungszunahme und eine Verbesse- 
rung der Temperatur- und Verbrennungsverhältnisse erreicht wird. 


Nach den Erörterungen der leistungsmäßigen Grundlagen der Zug- 
förderung werden zunächst die für die kritische Beurteilung der Über- 
tragungsart maßgebenden Gesichtspunkte behandelt. Die von der Deut- 
schen Reichsbahn eingeführten und jetzt immer mehr angewendeten Be- 
griffe des „Ausnutzungsfaktors“ und „Übertragungsfaktors“ und der ver- 
schiedenen Wirkungsgrade werden erläutert. Die beiden genannten Fak- 
toren werden allgemein über der Fahrzeuggeschwindigkeit dargestellt, 
wobei der „Ausnutzungsfaktor“ als maximal erreichbare Leistung am 
Radumfang in Prozenten der Ordinate der Leistungshyperbel aus der 
Leistung an der Dieselmotorwelle erscheint. Der „Übertragungsfaktor“ 
wird als prozentualer Anteil der Leistung am Radumfang zur jeweils ver- 
fügbaren Leistung an der Dieselmotorwelle angegeben. Diese beiden 
Kurven charakterisieren die Eigenschaften der einzelnen Übertragungs- 
arten für die betrieblichen Bedürfnisse. 

Anschließend werden die drei wichtigsten Übertragungsarten, die 
mechanische, die hydraulische und die elektrische, besprochen und die 
häufig verwendeten Bauarten beschrieben. Auch hier ist die für die 
Übersichtlichkeit eines Handbuches wünschenswerte knappe Erfassung 
alles Wesentlichen gewahrt. Die einzelnen Übertragungsarten sind vor- 
urteilsfrei einander gegenübergestellt. Auch der neueste Stand der ge- 
bräuchlichen elektrischen Übertragungsarten wird behandelt. 
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Nach diesen Abschnitten, die den Konstrukteur und Betriebsmann 
in die einzelnen Faktoren der Auslegung einer Maschinenanlage für ge- 
gebene Verhältnisse einführen, sind weitere der Erörterung der Zug- 
förderung, Anfahrt, Beschleunigung und Bremsung und insbesondere den 
Brennstoffverbrauchszahlen gewidmet. Verschiedene Verfahren zur Vor- 
ausberechnung des Brennstoffverbrauches und zur Ermittlung der Be- 
schleunigungs- und Bremsverhältnisse werden angegeben. 

Nach einem zusammenfassenden theoretischen und meßtech- 
nischen Abschnitt über den maschinellen Teil des Triebwagens werden 
noch die Sonderverhältnisse für Schmalspurbahnen näher untersucht. 

Eine eingehende Untersuchung gilt ferner den einzelnen Faktoren 
der Wirtschaftlichkeitsberechnung und dem Vergleich zwischen dem 
Motor- und Dampfbetrieb, wo alle betrieblichen Einflüsse zur Geltung 
kommen, 

Ein kurzes Eingehen auf die neuen Großdiesellokomotiven und ein 
Ausblick auf die Weiterentwicklung der Dieselfahrzeuge auf Schienen 
bilden den Abschluß. 

Begrüßenswert wäre vielleicht noch eine spätere Erweiterung des 
Werkes um einen Abschnitt über konstruktive wagenbauliche Fragen, 
insbesondere solche der Laufwerksgestaltung und des Leichtbaues, da 
der Triebwagenbau in vieler Hinsicht von den gewöhnlichen wagenbau- 
lichen Grundsätzen abweicht. Wagenbaulicher Teil und Maschinenanlage 
sind im Triebwagen zu einem Ganzen durch die äußeren Bedingungen 
miteinander verbunden, Eine Behandlung der verschiedenen Wagen- 
grundrisse für das vielseitige Aufgabengebiet des Triebwagenverkehrs 
würde für den Betriebsmann ein nicht minder wichtiger Gegenstand sein. 

Zusammenfassend bildet das Werk eine handliche und klare Dar- 
stellung der wichtigsten Triebwagenfragen, die in ihrer Fassung dem 
großen mit der Triebwagenfrage befaßten und in schneller Erweiterung 
begriffenen Personenkreis leicht zugänglich ist, Im Hinblick auf die an- 
haltende Steigerung des Einsatzes von Dieseltriebwagen ist dem Werk 
eine weitere Verbreitung unter den als Konstrukteuren oder Betriebsfach- 
leuten schaffenden Ingenieuren zu wünschen. Mölbert. 


Stahlbaukalender 1939. Herausgegeben vom Deutschen Stahlbau-Ver- 
band, Berlin. Bearbeitet von Prof. Dr.-Ing. Unold, Chemnitz. 
Fünfter Jahrgang. 547 Seiten, 1188 Textabbildungen. Berlin 
1939. Verlag Wilhelm Ernst & Sohn. Preis 4,0 RM. 


Bearbeiter und Herausgeber des bekannten Kalenders, der sich in 
Fach- und Schulkreisen einer steigenden Beliebtheit erfreut, waren auch 
bei der neuen Ausgabe bestrebt, den Inhalt überall dem neuesten Stand 
der Stahlbautechnik anzupassen. Alle Vorschriften und Normen wur- 
den nach dem Stand von Ende 1938 berücksichtigt; auf die z. Z. in der 
Umarbeitung befindlichen Normen wurde durch besondere Hinweise auf- 
merksam gemacht. Im übrigen blieb der bewährte Aufbau des Kalenders 
unverändert, 
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Im Abschnitt Baustatik wurden bei der allgemeinen Behandlung 
‚der statisch unbestimmten Tragwerke die Unterschiede zwischen dem 
„Kraftverfahren“ und dem „Formänderungsverfahren“ besonders her- 
ausgearbeitet. Im Abschnitt Stahlhochbau wurden einige Beispiele von 
geschweißten Vollwandbindern und einige Ausführungen von weit- 
gespannten Dachbauten (für Flugzeug- und Kraftwagenhallen) und 
einige Fachwerkrahmen für Großbauten neu aufgenommen, Ferner wur- 
den die Tafeln für freitragende Wellblechdächer in Anpassung an die 
neuen Vorschriften für Wind- und Schneelast umgearbeitet, In den 
Abschnitten Eisenbahn- und Straßenbrücken wurden die neu erschie- 
nenen amtlichen Grundsätze für die bauliche Ausbildung auszugsweise 
wiedergegeben. Bei den Straßenbrücken sind die Belastungsannahmen 
für Autobahnbrücken neu aufgenommen; der Abschnitt über Rostbrücken 
wurde erweitert und ferner werden einige Ausführungen von Rahmen- 
brücken und Balkenbrücken mit versteiftem Stabbogen gezeigt. 

Den Fortschritten in der Schweißtechnik tragen Erörterungen über 
die Zusatzstoffe zu Schweißdrähten, über die geplante Normung der 
Schweißdrähte und über die Frage der Schweißung des hochwertigen 
Baustahls Rechnung. Ein französisch-deutsches und englisch-deutsches 
Wörterverzeichnis am Schluß dienen dem Erfahrungsaustausch auf dem 
Gebiete der Schweißtechnik mit ausländischen Fachgenosesn, 

Der Kalender gehört zu den wertvollsten Erscheinungen seiner Art. 
In seiner Handlichkeit und Übersichtlichkeit gibt er schnell auf allen 
wichtigen Gebieten des Stahlbaus Auskunft und für eingehenderes Stu- 
dium Hinweise auf das Fachschrifttum. Er wird nicht nur seinen älten 
Freunden, sondern auch dem Nachwuchs gute Dienste leisten und die 
Tagesarbeit erleichtern. Ernst, 


Jäger, Albert, Dr.-Ing. Untersuchung eines eingespann- 
ten Gewölbes und einer Gewölbereihe unter 
Berücksichtigung der Hintermauerung als 
mittragende Masse. Verlag Wilhelm Ernst & Sohn, 
Berlin W 9. 46 Seiten, 21 Abbildungen. Preis Sen RM. 

zu der vorliegenden Arbeit gab die Nachrechnung der Vor- 

Fahren e Si einer großen stählernen Eisenbahnbrücke, die vor einigen 

Wer Go ür den Lastenzug E der Deutschen Reichsbahn verstärkt wurde. 

SC Ke der Strombrücke ist ein Gewölbe von rd. 25 m lichter 

re auf der anderen. Seite sind drei Gewölbe von derselben 

Kämpfer ngage Die vier Ziegelsteingewölbe besitzen im Scheitel und 

Gei gleichbleibende Dicke von 1 m und sind mit Grauwackebruch- 

En hintermauert. Die 1 m dicken Gewölbe genügten, nach 

S astizitätstheorie für sich gerechnet, dem Lastenzug E nicht. Da 

S ne dahrungsgemäß derartig hintermauerte Gewölbe, ohne irgend- 

Rn che Schäden zu zeigen, erheblich größere Lasten aufnehmen, als die 

echnung für die Gewölbe allein ergibt, wurde eine genauere Unter- 

Kuhn unter Berücksichtigung der Aufmauerung als mittragender Kon- 

En tionsteil durchgeführt. Diese erstreckte sich den gegebenen Ver- 

ältnissen entsprechend auf das beiderseits eingespannte Gewölbe und 
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eine Gewölbereihe mit drei Öffnungen, deren Endquerschnitte an den 
Endwiderlagern und an den Füßen der Pfeiler als eingespannt ange- 
sehen wurden. Für beide Bauteile werden die Ergebnisse der Unter- 
suchung mit und ohne Berücksichtigung der Hintermauerung gegenüber- 
gestellt. Die Ergebnisse bestätigen die schon seit längerer Zeit bekannte 
und von verschiedenen Seiten nachgewiesene Tatsache, daß die Unter- 
suchung des reinen Gewölbes ohne Berücksichtigung der Hintermaue- 
rung kein richtiges Bild von der Tragfähigkeit des Bauwerks ergibt und 
daß die Berücksichtigung der Hintermauerung als mittragender Bauteil, 
wie es dem tatsächlichen Verhalten des Bauwerks entspricht, zu einer 
erheblichen Ermäßigung sowohl der Druck- als auch der für derartige 
, Gewölbe maßgebenden Zugspannungen führt. An diesem Ergebnis wird 
auch dadurch nichts geändert, daß die Wärmespannungen beim Gewölbe 
und bei der Gewölbereihe mit Hintermauerung im Scheitel und im 
Bogenviertel viel größer sind als bei den Tragwerken ohne Hinter- 
mauerung. So ermäßigten sich z. B. im vorliegenden Falle beim Ge- 
wölbe im Scheitel die größten Druckspannungen aus ständiger Last, 
Verkehrslast und Wärmeänderung von rd. 270 kg/cm? auf rd. 210 kg/cm?, 
die Zugspannungen von rd. 93 kg/cm? auf rd. 30 kg/cm? und im Bogen- 
viertel von rd. 240 kg/cm? auf rd. 165 kg/cm? bzw. von rd. 55 kg/cm? auf 
rd. 10 kg/em®. Ähnliche Verhältnisse ergeben sich bei der Bogenreihe. 

Diese rein rechnerischen Untersuchungen hat der Verfasser noch 
durch experimentelle Untersuchungen ergänzt, die nach dem bekannten 
Verfahren von Dr.-Ing. Schaechterle mit der Zeißschen Drehwinkelver- 
formungslehre durchgeführt wurden. Die Ergebnisse aus der Berech- 
nung nach der Rlastizitätstheorie und aus den experimentellen Ermitt- 
lungen werden für den eingespannten Bogen und die Bogenreihe je be- 
sonders hinsichtlich der Einflußlinien, des Eigengewichts und der Ver- 
kehrslast gegenübergestellt. Auf die Würdigung der interessanten 
Einzelergebnisse kann im Rahmen einer Besprechung nicht näher ein- 
gegangen werden. Im großen ganzen besteht zufriedenstellende Über- 
einstimmung zwischen Rechnung und Versuch besonders hinsichtlich der 
größeren Druckspannungen, während die kleinsten Druckspannungen 
und besonders die Zugspannungen stärker voneinander abweichen. Fer- 
ner weichen die Randspannungen aus ständiger Last i. a. stärker von- 
einander ab, als die aus der Verkehrslast und außerdem ist die Über- 
einstimmung bei den Spannungen aus ständiger Last beim Gewölbe noch 
hinreichend und besser als bei der Gewölbereihe, 

Da die Unterschiede in den Größtwerten der Zugspannungen haupt- 
sächlich auf die verschiedenen Werte der Kernpunktsmomente infolge 
ständiger Last zurückzuführen sind und da die Größe der Zugspan- 
nungen bei einem unbewehrten steinernen Gewölbe von wesentlicher 
Bedeutung ist, empfiehlt der Verfasser für die Gewölbereihe, die Be- 
anspruchungen aus ständiger Last zweckmäßig am eingespannten Ge- 
wölbe zu ermitteln (die Beanspruchungen aus ständiger Last sind bei 
gleichen Gewölben einer Gewölbereihe dieselben wie beim eingespannten 
Gewölbe von denselben Abmessungen), und zwar entweder auf experi- 
mentellem Wege oder noch besser ohne Auswertung von Einflußlinien 
auf Grund der Elastizitätstheorie. Die am Modell der Gewölbereihe 
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ermittelten Einflußlinien dienen dann nur zur Ermittlung der Span- 
nungen aus Verkehrslast, was immer noch eine wesentliche Verein- 
fachung gegenüber der genauen Berechnung einer Gewölbereihe nach 
der Elastizitätstheorie bedeutet. 

Der Verfasser betont am Schluß der Arbeit mit Recht, daß die Be- 
rücksichtigung der Hintermauerung als mittragender Teil auch beim 
Entwurf neuer Bauwerke unter Umständen andere Formgebung des Ge- 
wölbes und eine wirtschaftlichere Ausnutzung der Baustoffe ermöglicht, 
Voraussetzung ist natürlich eine einwandfreie Beschaffenheit der fugen- 
losen Hintermauerung und ihre gute Verbindung mit dem Gewölbe. 

Die Ergebnisse der Arbeit, die in erster Linie der Ermittelung des 
Einflusses der Hintermauerung dienen sollte, werden durch den gleich- 
zeitigen Vergleich zwischen Rechnung und Versuch etwas unübersicht- 
lich und erfordern zu ihrem vollen Verständnis ein eingehendes Stu- 
dium, Dabei werden die wertvollen Untersuchungen aber jedem Fach- 
genossen einen tiefen Einblick in die Berechnung und in die Wirkungs- 
weise derartiger Gewölbe bieten, Ernst. 


Kapferer, W., Dipl.-Ing. Tabellen der Maximalquerkräfte 
und Maximalmomente durchlaufender Trä- 
ger mit 2, 3 und 4 Öffnungen verschiedener Weite bei gleich- 
mäßig verteilter Belastung. Dritte, verbesserte Auflage. Ver- 
lag Wilhelm Ernst & Sohn, Berlin. 131 Seiten. 18 Textabbil- 
dungen. Preis 6 RM. 

Die in der Praxis schon lange bekannten Tabellen konnten aus 
der 2, Auflage (1928) unverändert übernommen werden, da sie durch die 
verschiedenen Änderungen der Vorschriften über die Berechnung von 
Bauteilen nicht berührt werden. Dagegen wurde die den Tabellen vor- 
ZE Zusammenstellung über die allgemeinen Beziehungen 
Eu aufender Träger, die Berechnung der Festpunktabstände und die 

rmittlung der den Tabellen zugrunde liegenden Formeln umgearbeitet 
und durch ein ausführliches Inhaltsverzeichnis ergänzt. 

d Die Tabellen berücksichtigen bei den Trägern über zwei Feldern 
Slützweitenverhältnisse von 1:1,1:1,1 usw. bis 1:2; bei den Trägern 
See drei Felder Verhältnisse der Stützweiten von 1 : 2 : 1, 1 : 1,9 : 1 usw. 
RA 5 :1 und bei den Trägern über vier Felder solche von1:2:2:1, 
a 9:1 usw. bis 1:0,5:0,5:1. An der Spitze jeder der drei 

ruppen stehen Abbildungen, aus denen die angewendeten Bezeich- 
nungen sowie die für das Eintreten der größten Querkräfte und Bie- 

SU Rense) maßgebenden Laststellungen ersichtlich sind. Die Ta- 

ellen sind ‚für die Berechnung von durchlaufenden Tragsystemen, die 
nur für gleichmäßig verteilte Belastung berechnet werden müssen, also 


vor allem im Hochbau, sehr zweckmäßig und können dabei dem Kon- 
strukteur viel Rechenarbeit ersparen. Ernst. 
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Neue Werke über Eisenbahnwesen 
und verwandte Gebiete. 


Blum, Prof. Dr. Die Bedeutung der Eisenbahn für die Kriegführung mit Ab- 
leitung der besonderen Forderungen, die sich hieraus an die Privat- und 
Kleinbahnen ergeben. 

Butz, Dr. Gerhard. Die Reichsautobahnen. Ein Beitrag zum besonderen Teil des 
Verwaltungsrechts, Verlag Carl Hinstorff, Rostock. 128 Seiten, Preis 
4,50 RM. 

Culemeyer, Dr.-Ing. Die Eisenbahn ins Haus. Die Beförderung von Eisenbahn- 
wagen und Schwerlasten mit Straßenfahrzeugen. Verlag Otto Elsner, Ber- 
lin SW 68, Oranienstraße 140—142. 296 Seiten, 371 Abbildungen. Preis 
28,— RM, 

Darsow-Müller-Nicolaus. Kommentar zum Luftschutzgesetz (Ergänzungsblätter). 
Verlag C. H. Beck, München 28, Wilhelmstr. 9. 110 Blatt und 2 Vordrucke. 
Preis 3,50 RM. 

Elsners Taschen-Jahrbuch für den bautechnischen Eisenbahndienst 1939. Verlag 
Otto Elsner, Berlin SW 68, Oranienstraße 140/142. 483 Seiten. Preis 2,50 RM. 

Floegel, Johannes. Straßenverkehrsrecht (Kommentare). Verlag C. H. Beck 
München 23, Wilhelmstraße 9. 606 Seiten. Preis 9,— RM. 

Hoffmann, Dr. M. Reichelt, W. O. Reiseverkehr und Gastlichkeit im neuen 
Deutschland. Verlag Deutsche Hotelnachrichten, Hamburg 36, Alsterglacis 16. 
83 Seiten. Preis 1,50 RM. 

Kühne, Dr.-Ing. e. h. Handbuch für Kesselprüfer. Verlag Otto Elsner, Berlin 
SW 68, Oranienstraße 140/142. 400 Seiten. Preis 4,50 RM. 

Leonhardt, Dr.-Ing. Fritz. Die vereinfachte Berechnung zweiteilig gelagerter 
Trägerroste. Verlag Wilhelm Ernst und Sohn, Berlin W 9, Köthener 
Straße 38. 63 Seiten. 61 Abbildungen. Preis Aen RM. 

Maßnahmen zur Abwendung von Betriebsgefahren bei Störungen im Block- und 
Stellwerksdienst und besonderen Vorkommnissen im Betriebe. Verlag 
Beamtenpresse GmbH., Berlin SW 68. 66 Seiten. Preis 1,35 RM, 

Michel, Dr. jur. Elmar. Das Gaststättengesetz vom 28. April 1930. Verlag Carl 
Heymann, Berlin W 8, Mauerstraße 44. 514 Seiten, Preis 12,— RM. 

Niederstraßer-Stürzebecher. Fragenheft zum Leitfaden für den Dampflokomotiv- 
dienst. Verlag Verkehrswissenschaftliche Lehrmittelgesellschaft, Leipzig C 1, 
Goethestraße 6. 75 Seiten, Preis 1,— RM, 

Schenck, Dr.-Ing. Wolfram. Zur Frage der Tragfähigkeit von Rammpfählen. 
Verlag Wilhelm Ernst u, Sohn, Berlin W 9, Köthener Straße 38. 64 Seiten. 
44 Abbildungen. Preis 4,50 RM. 

Scheubly, Dr. Herbert . Der Sorgfaltbegriff im deutschen Verkehrshaftpflicht- 
recht, Verlag Konrad Triltschh Würzburg-Aumühle. 59 Seiten. Preis 
3,— RM. 

Seel, Hanns, Das deutsche Beamtengesetz mit Durchführungsvorschriften und 
Beispielen für die Praxis. Verlag Franz Vahlen, Berlin W 9, Linkstraße 16. 
394 Seiten. Preis 11,50 RM. 
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Zeitschriften. 


Allgemeiner Tarif-Anzeiger. Wien. 


57. Jahrg. Nr. 51 bis 58. Jahrg. Nr. 6. Vom 20. Dezember 1938 bis 13. Fe- 
bruar 1939. 


(51:) Tarifbetrachtungen anläßlich der tschecho-slowakischen Gebiets- 
abtretungen. — (52:) Einführung des Deutschen Eisenbahn-Gütertarifs 
im Sudetengau. — Güterverkehr mit der Tschecho-Slowakei, — Vor Be- 
seitigung der Betriebsschwierigkeiten der Deutschen Reichsbahn. — (1:) 
Grenzübergänge mit der Tschecho-Slowakei. — Die tschecho-slowaki- 
schen Tarifnachlässe 1939. — (2:) Gemeinschaftssammelgutverkehr, eine 
Synthese von Schiene und Straße. — Wien—Stettin. — (3:) Allgemeines 
über den Wehrmachttarif. — Der deutsch-niederländische Gütertarif. — 
(4:) Sitzung des Tarifausschusses der CSD. — (5:) Laderaumnot und 
Frachtberechnung. — Neue Tarifpolitik der Deutschen Reichsbahn. — 
(6:) Rückvergütungsbestimmung im Deutsch-Italienischen Eisenbahn- 
Verbandtarif. + 


Die Bautechnik. Berlin. 
17. Jahrg. Heft 1 bis 7. Vom 6. Januar bis 17. Februar 1939, 


(1—6:) Der Brücken- und Ingenieurhochbau der Deutschen Reichsbahn 
im Jahre 1938, — (2—5:) Vier Jahre Baukontrolle bei der Reichsauto- 
bahn. — (4:) Betrachtungen über geschweißte Brücken. — (5:) Die 
Leichtfahrbahn beim Kreuzungsbauwerk Hermsdorf, 


Bau und Werk, Wien. 
Jahrgang 1938. Heft 51/52. Vom 30. Dezember 1938. 
300 km Straßen Adolf Hitlers. 


Bulletin des Arbeitgeber-Verbandes schweizerischer Transportanstalten. Aarau, 
9. Jahrg. Nr. 90. November/Dezember 1938. 


Frankreich bricht Schmalspurbahnen ab. — Die staatsrechtlichen Ver- 
hältnisse am Badischen Bahnhof in Basel. — Die Furka-Oberalp-Bahn, 
eine Notwendigkeit der Landesverteidigung. — Neuer Reklamefilm der 


Deutschen Reichsbahn. — Die englischen Eisenbahnen als Möbeltrans- 
porteure, 
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Chronique des transports, Paris. 
17. Jahrg. Nr. 24 bis 18. Jahrg. Nr. 3. Vom Dezember 1938 bis Februar 1939, 


(24:) Les chemins de fer allemands en 1937. — L’achövement du Mittel- 
land-Kanal et les grands travaux de canalisation en Allemagne, — (1:) 
Où en est le déficit des chemins de fer? — D’Hendaye à Paris en train 
électrique. — La discussion du budget des travaux publics à la Chambre, 
— (2:) Premières entorses au nouveau régime des chemins de fer, — 
Les trains rapides francais en 1938, — Les chemins de fer fédéraux 
suisses en 1997. 


Deutsche Justiz. Berlin. 
101. Jahrg. Nr. 2. Vom 13. Januar 1939. 


Das Problem des Versicherungszwangs im Kraftfahrzeugverkehr, — Ge- 
danken zum Begriff „Berufskraftfahrer“, 


Der deutsche Volkswirt. Berlin. 
13. Jahrg. Nr. 14 bis 20. Vom 6. Januar bis 17, Februar 1938. 
(14:) Reichsbahn in der Kostenprogression. — Verspätungen im Eisen- 
bahnverkehr. — (17:) Reichsbahnverkehr wieder flüssiger. — Der Ver- 
kehrsapparat — das Rückgrat der Wirtschaft. — 19:) Wettbewerb auch 
im Verkehrswesen. — (20:) Rationalisierung des deutschen Kraftfahr- 
wesens. 


Deutsche Wasserwirtschaft, München, 
34. Jahrg. Heft 1. Vom 1. Januar 1939. 
Sandverwehungen an der Reichsautobahn Berlin—Stettin, 


Deutsche Wirtschaftszeitung. Berlin, 
35, Jahrg. Nr, 51/52 bis 36, Jahrg. Nr. 7. Vom 29. Dezember 1938 bis 9. Fe- 
bruar 1939, 
(51/52:) Günstige Entwicklung der deutschen Kraftfahrzeugindustrie. — 
(3:) Herbstspitze und Laderaummangel im Güterverkehr, — Saison- 
mäßiger Rückgang des Personenverkehrs. — (4:) Sudetenland — ver- 
kehrsmäßig gesehen. — (7:) Angespannte Verkehrslage der Reichsbahn. 


Eesti Raudtee. Tallinn. 
17. Jahrg. Nr. 5/6. Vom 31. Dezember 1938. 
Von der Möglichkeit der Minderung der Ausgaben für die Heizung der 
Lokomotiven. — 20 Jahre Lettlands Eisenbahnen. — 20 Jahre polnische 
Staatsbahnen, 
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Engineering. London. 
Band 146. Nr. 3805. Vom 16. Dezember 1938. 


The friction of Railway brake blocks. 


E.T.Z. Elektrotechnische Zeitschrift. Berlin. 
59. Jahrg. Heft 52. Vom 29. Dezember 1938. 


Vorschriften für die Ausführung schlagwettergeschützter elektrischer 
Maschinen, Transformatoren und Geräte, 


Le génie civil. Paris. 


Band 113 Nr. 25 bis Band 114 Nr. 3. Vom 17. Dezember 1938 bis 21, Januar 
1939, 
(25:) Le répétition des signaux sur les locomotives à laide du „crocodile 
contrôle“, — (27:) L’eleetrification des chemins de fer (Klectrification 
de la Ligne Paris—Le Mans). 


Glasers Annalen. Berlin. 


62. Jahrg. Band 122 Heft 24 bis 63. Jahrg. Band 123 Heft 3. Vom 15. De- 
zember 1938 bis 1. Februar 1939. 


(24:) Die Planung neuzeitlicher Betriebswerke. — (1:) Betrachtungen 
des Chemikers über Kunststoffe im Wagenbau der Reichsbahn. — Die 
akkumulator-elektrischen Fahrzeuge der Deutschen Reichsbahn. — (2:) 
Lokomotiv-Drehkran mit neuzeitlichem dieselmechanischem Antrieb, — 
Weitere theoretische und praktische Beiträge zur Beurteilung der 
Dampfeigenschaften bei Dampflokomotiven. — (3:) Leichtmetall im neu- 


zeitlichen Fahrzeugbau, — Der Einfluß der Bremszylinderfüllzeit und der 
Durchschlagszeit auf den Bremsweg. 


The journal of the institute of transport. London. 
Band 20 Nr. 4. Vom Februar 1939, 


Acceleration of Railway services, — Transport from an industrialists’ 
point of view, 


Juristische Wochenschrift. Berlin. 
68. Jahrg, Heft. 1. Vom 7, Januar 1939, 


Die Bemessung der Entschädigung bei Enteignung von Grundstücken. 
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Manchurian Economic Review. Harbin. 
5. Jahrg. Nr, 24. Vom 15. Dezember 1938, 


Manchu Railways. 


Meddelelser fra Norges Statsbaner. Oslo. 
13. Jahrg. Nr. 6. Dezember 1938. 


(6:) Reisesparkarten, — Stand der Eisenbahnbauten am 30. Juni 1938. — 
Bahnsteigkanten. — Das Bodenproblem. — Dänischer Triebwagenzug 
auf den norwegischen Strecken. 


Monatsschrift der Internationalen Eisenbahn-Kongreß-Vereinigung. Brüssel. 
Band X, Nr. 1. Vom Januar 1989. 


Über die Laufeigenschaften von Eisenbahnfahrzeugen. — Hydrolanium 
als Baustoff für Triebwagen. — Die Schmierung bei den Eisenbahnen 
der Vereinigten Staaten. — Ein neuer dieselelektrischer Schnelltrieb- 
wagen der Deutschen Reichsbahn. 


Nordisk Järnbanetidskrift. Stockholm. 
64. Jahrg. Nr. 9 bis 11. Von September bis November 1938, 


(9:) Vereinheitlichung des schwedischen Eisenbahnnetzes. — Verkehr 
mit schnellfahrenden Triebwagenzügen in Holland, — Veränderungen in 
der wirtschaftlichen Struktur und ihre Einwirkung auf den Eisenbahn- 
verkehr. — (10:) Soll die Elektrisierung der norwegischen Eisenbahnen 
fortgeführt werden und soll das in dem schnellsten Tempo erfolgen? — 
Der Verkehr und das wirtschaftliche Ergebnis der schwedischen Privat- 
bahnen im Jahre 1937. — (10—11:) Die Eignung und Verwendungsmög- 
lichkeit von Langschienen im Eisenbahnoberbau. — (10:) Reisespar- 
karten bei der Norwegischen Staatsbahn. — (11:) Das Eisenbahnwesen 
der Baltischen Staaten. — Die Schwedische Staatsbahn im Jahre 1937, — 
Das größte private Verkehrsunternehmen der Welt, die Canadian Pacifie 
Railway Company, 


Organ für die Fortschritte des Eisenbahnwesens. Berlin. 


93. Jahrg. Heft 24 bis 94. Jahrg. Heft 3. Vom 15. Dezember 1938 bis 
1. Februar 1939. 


(24:) Beitrag zur Berechnung des Querschwellenoberbaus. — Die selbst- 
tätigen Warnanlagen an Wegeübergängen bei den niederländischen 
Eisenbahnen. — (1:) Die Grundlagen des Leichtbaues von Eisenbahn- 
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wagen. — Kraftwerkwagen. — (2:) Vierte Internationale Schienen- 
tagung in Düsseldorf. — Zweckmäßige Abnahmeprüfungen für Schienen. 
— Untersuchungen an Riffelschienen. — Über einheitliche Bedingungen 
für Prüfung und Abnahme geschweißter Schienenstöße. — Die Schienen- 
stoßschweißung bei der Deutschen Reichsbahn. — (8:) 2'D 1'-Heiß- 
dampf-Schnellzuglokomotive Klasse 23 der Südafrikanischen Bahnen. — 
Lokomotivtypen der Tschecho-Slowakischen Staatsbahnen, — Dreiteilige 
dieselmechanische Triebwagen für Brasilien. 


Railway Age, New York, 


Band 105. Nr. 24 bis Band 106. Nr. 5. Vom 10. Dezember 1938 bis 4. Fe- 
bruar 1939. 


(24:) A challenge to present rate-making practices, — Pennsylvania 
constructs engine terminal at Harrisburg. — Definite gains in buying- 
further declines in stocks. — General American lightweight all-welded 
box car, — Anderson spark eliminator shows good results, — Rail motor 
cars salve problems, — (25:) Milwaukee all-welded flat Cars. — Rock 
Island junks old equipment. — (26:) Passenger locomotives for the 
Atlantic Coast Line. — B. a. O. develops facts on causes of driver burns. 
— Controlling maintenance outlays. — Union Pacific's steam-electric 
locomotive. — (27:) Report of committee-of-six. — Installing under- 
grade bridges on heavy-traffic line. — Brinley becomes Baldwin head. — 
Efficient use of cars. — (1. Annual statistical and outlooks number:) 
The significant Railway results of 1938. — What will earnings be in 
1939? — Will liberal loans be offered? — What chances has legislation ? 
— Railroads and national defense. — High obsolescence features motive- 
Power inventory. — Margin of reserve freight-car supply again reduced. 
— Shop tool needs emphasized by repair demand prospects. — 1938 added 


to travel comforts. — More signaling-greater benefits. — Electrical 
Opportunities. — A review of Railway operations in 1938. — Slump 
in Canada not so severe, — Mexican Railways now under workers’ 


administration. — Statistical section, — (2:) Vertical, turbine type fire 
pumps for grain elevators, — 30,468,544 cars loaded in 1938. — Annual 
report of locomotive inspection bureau. — Handling Denver’s collection 
and delivery, — (3:) Novel girder design employed in grade separation 
structure, — Wet-bulb air-conditioning control. — „Transportation act 
of 1939.“ — Efficient use of locomotives, — What about the „Gypsy“- 
trucker, — Reconstructs failed ore dock wall at Cleveland. — Bureau of 
motor carriers progresses, — (5:) The Railroads and the „American 
system“. — Wood preservers meet in Washington. — Modified freight 


truck for high-speed service, — Reduction of locomotive vibration. — 
Lea transport bill hearing. 
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Railway Gazette, London. 
Band 69. Nr. 26 bis Band 70. Nr. 7. Vom 23. Dezember 1938 bis 17. Fe- 
bruar 1939, 

(26:) The future of the Railway in a national transport system, — 
Automatic signalling in France. — A unified colonial Railway service. 
— New Canadian Pacific locomotive, — (Supplement:) Diesel Railway 
traction, — (27:) Overseas Railway affairs. — Railway News Section. — 
(1:) New American 5,000 h.p. turbo-electrie condensing locomotive, — 
Railway personalities of 1839. — Sixty years of first aid on the Rail- 
ways, — Automatie signalling in New Zealand. — (Supplement:) Elec- 
tric Railway traction. — (2:) New Coronation Scot train for U.S.A. visit. 
— The Vauxhall Cross improvement. — Santa Fe co-ordinated road- 
rail services. — (3:) Reconditioning wheel sets. — Large welded German 
bridges. — Metre-gauge 2-6-4 tank locomotives, South Indian Railway. — 
(Supplement:) Diesel Railway traction, — (4:) Improvements in loco- 
motives of the Syrian Railways. — Unusual scheme for light per- 
manent way. — Token working on Victorian Railways. — Automatic 
interlocking in Germany. — Closer locomotive working, — Furnage 
installations in Railway shops. — (5:) Railway speed developments in 
1938. — Clearing points of ice and snow. — Measured shovel packing. 
— Machine tool demonstration in Glasgow. — Invalid saloon for the 
Southern Railway. — (Supplement:) Electrie Railway traction. — 
(6:) A simplified classification in Uruguay. — The German State Rail- 
way in 1938. — (7:) The North Woolwich line tunnel. — Weed-killing 
records, S. R, — Locomotive boiler explosion. — New American 4-6+ 6-4 
articulated locomotives. — (Supplement:) Diesel Railway traction. 


Railway signaling. Chicago, 
Vom Dezember 1938. 
Signaling yard leads. — New automatic blocks on the Missouri Pacific. 
— Railroad operation and Railway signaling. 


Die Reichsbahn, Berlin, 
14, Jahrg. Heft 51 bis 15. Jahrg. Heft 6. Vom 21. Dezember 1938 bis 8. Fe- 
bruar 1939. 
(51:) Zur Hundertjahrfeier der ersten westdeutschen Eisenbahn Düssel- 


dorf-Erkrath, — (52:) Neuregelung des Eisenbahnverkehrs zwischen 
Deutschland und der Tschecho-Slowakei infolge der Änderung der Lan- 
desgrenzen. — Die Europäische Fahrplan- und Wagenbeistellungs- 


konferenz 1938 in Budapest, — (2:) Reichsbahn und Reichsbahn-Berufs- 
wettkampf. — (3:) Schwerlastbeförderungen auf der Straße im Dienste 
der Ausfuhr, — (4:) Die Elektrisierung der Höllentalbahn, — Die Be- 
soldung der sudetendeutschen Eisenbahner im Dienst der Tschecho- 
Slowakischen Staatsbahnen, — (5:) Die Wohnungsfürsorge der Deut- 
schen Reichsbahn. 265000 Wohnungen mit Mitteln der Deutschen 
Reichsbahn geschaffen. — Die Hochwasserstörungen in Neiße und ihre 
Bekämpfung durch die Reichsbahn. — (6:) Die Finanzvorschriften für 
die Reichsautobahnen (Firab). — Dienstpläne für Zugbegleiter. 
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Reichsverwaltungsblatt. Berlin. 
Band 60. Nr. 1 bis 5. Vom 7. Januar bis 4. Februar 1939. 
(1:) Können die wegebaupflichtigen Körperschaften ihre Haftung für 
Verkehrssicherheit ausschließen? — (5:) Zusammenhänge auf dem 
Gebiete des Planungs-, Siedlungs- und öffentlichen Baurechts. 


Revista C, F.R. Bukarest, 
25, Jahrg. Nr. 7/8. Vom Juli/August 1938. 


Le contrôle budgétaire aux ateliers des chemins de fer roumains. — 
Aparate de controlat serviciul prestat de locomotivele. 


Revista del Consejo Administrativo de los FF.CC. Nacionales (Zeitschrift des 
Verwaltungsrats der kolumbischen Nationaleisenbahnen). Bogota. 
Hefte 59 bis 61. Vom Januar bis Dezember 1938. 

(59:) Bericht über die Arbeiten des Verwaltungsrats der kolumbischen 
Nationaleisenbahnen und über die Entwicklung des Unternehmens im 
Jahre 1937. — Betriebsergebnisse. — Bauten. — Bilanz am 31. Dezember 
1937. — Betriebs- und Verkehrsstatistiken. — Statistiken getrennt nach 
den einzelnen Bahnen, die das Unternehmen bilden. — (60:) Die Schaf- 
fung einer Schienenverbindung von 100 km zwischen Ibague und Armenia 
zur Vereinigung des östlichen und des westlichen Eisenbahnnetzes. — 
Hydroelektrische Ausnutzung des Coello-Flusses zwischen der Straßen- 
brücke Ibague—Armenia und der Brücke von Payande. — Verkehrs- 
statistiken aus dem 1. Vierteljahr 1938. — (61:) Rechnerische Unter- 
lagen und allgemeine Statistiken über das 1. Vierteljahr 1938. 


Revue générale des Chemins de fer. Paris. $ 
58. Jahrg. Nr. 1 bis 2. Vom 1. Januar bis 1. Februar 1939. 


(1): La convention de 1938 sur le transport des colis postaux. — Essais 
et application des freins de voie électro-pneumatiques. Equipment des 
gares de St.-Germain-au-Mont-d’Or et de Chasse. — L'éclairage élec- 
trique des signaux mécaniques, de la région du Sud-Est de la S.N.C.F. — 
(2:) Etude expérimentale et théorie du mouvement de lacet des loco- 
motives en courbe. — La soudure électrique par résistance dans les ate- 
liers de réparation du matériel de la Société Nationale des Chemins 
de fer français. — Wagon réfrigérant pour le transport de demi-bæufs 
suspendus, 


Ruhr und Rhein, Essen. 


19. Jahrg, Heft 50 bis 20. Jahrg. Heft 6. 


Vom 16, Dezember 1938 bis 10. Februar 1939. 
(50:) Umstellung im Güterfernverkehr. — Schrittmacher der Eisenbahn. 
— (1:) Der Kapitalbedarf der Reichsbahn. — (2:) Höchstleistungen 
des Verkehrs. — Personenverkehr der Reichsbahn. — (8:) Verkehrs- 
werbung. — Reichsbahn und Binnenschiffahrt. — (4:) Gemeinschafts- 
sammelgutverkehr. — (5:) Nordsüdverkehr im Ruhrgebiet. — (6:) Die 
Wagenzuteilung der Reichsbahn. — Lastkraftwagen der Reichsbahn. 


Archiv für Elsenbahnwesen. 1939, 36 
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S. B. B.-Nachrichtenblatt. Bern. 
15. Jahrg. Nr. 12 bis 16. Jahrg. Nr. 1. 


Vom Dezember 1938 bis Januar 1939. 
(12:) Unfälle im Werkstättendienst während der Jahre 1936 und 1937. — 
Behälterverkehr. — Die Bedeutung der Eisenbahnen im Krieg. — (1:) 
Mechanisches Verfahren für Geleisenuswechslung auf längeren Umbau- 
strecken. — Neue Gepäck-Postwagen. — Amerikas Eisenbahnen. 


Schweizerische Bauzeitung. Zürich, 
Band 131. Nr, 1 bis 3. Vom 7. bis 21. Januar 1939. 


(1:) Trains légers, series BOFZe4/6 et CF Ze2/6 de la Cie, du chemin 
de fer Berne—Lötschberg—Simplon (BLS). — 25 Jahre Lötschberg- 
bahn. — (8:) Zwei französische Großdiesellokomotiven. 


Stahl und Eisen, Düsseldorf, 
58. Jahrg, Heft 52. Vom 29. Dezember 1938. 
IV. Internationale Schienentagung Düsseldorf 1938. — Spannungen und 


deren Auswirkungen auf das Gleis. — Abnutzung von Schienen und 
deren Prüfung. — Fragen allgemeiner Bedeutung für die Schienen- 
erzeugung. — Schienenschweißung. 


Verkehrsrechtliche Abhandlungen und Entscheidungen. Berlin, 
Band 7. Heft 2, Vom Februar 1939. 


Nochmals „Luftfahrt und Pelztierzucht“, — Streifzug durch die neueste 
Rechtsprechung zum Straßenverkehrsrecht. — Verkehrshaftpflicht. 


Verkehrsrechtliche Rundschau. Berlin. 
17. Jahrg. Heft 12. 1938. 


Die Haftung des Transportunternehmers nach KVO. und EVO, — Ab 
1. Januar 1939 neue Tarife im Sudetengau. — Neuregelung des Eisen- 
bahnbeförderungsrechts. 


Verkehrstechnik, Berlin. 
19. Jahrg. Heft 24 bis 20. Jahrg. Heft 3. 


Vom 20. Dezember 1938 bis 5. Februar 1939, 

(24:) Der Massenverkehr am Reichsparteitag 1998 und seine allgemeine 
Bedeutung. — Die Bedeutung der Eisenbahn für die Kriegführung. — 
Doppeltriebwagen bei den Essener Straßenbahnen. — (1:) 3062 km 
Reichsautobahnen im Betrieb. — Die belgischen Kleinbahnen. — (2:) Der 
Massenverkehr in amerikanischen Großstädten. — Verkehrsaufgaben 
beim Umbau Berlins. — (3:) Verwendung von Heimstoffen im Fahr- 
leitungsbau. — Ein bewährter Leichtmetall-Triebwagen. — Die öffent- 
lichen Verkehrsmittel in Paris. 
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Verkehrstechnische Woche. Berlin. 
32, Jahrg. Heft 51 bis 33. Jahrg. Heft 7. 


Vom 21. Dezember 1938 bis Februar 1939. 

(51:) Das Nationalsozialistische Kraftfahrkorps im Dienste des Ver- 
kehrs. — NSKK.-Verkehrshilfsdienst. — Die Güterwagengemeinschaft 
zwischen der Deutschen Reichsbahn und den deutschen Privatbahnen. — 
(52:) Beobachtungen aus dem amerikanischen Eisenbahnwagenbau, — 
(1/2:) Hochbauten und architektonische Gestaltung von Bauwerken der 
Reichswasserstraßenverwaltung in den Jahren nach der Machtüber- 
nahme. — (3:) Die Elektrisierung Nürnberg—Halle(S.)/Leipzig. — 
(4:) Die geschichtliche Entwicklung der sudetendeutschen Eisenbahnen 
im Habsburgerstaate. — Die Tagung der Studiengesellschaft für Rangier- 
technik in Nürnberg. — (6:) Der Oder-Donau-Kanal. — Zur Weltausstel- 
lung in San Francisco: „Market Street“. — (7:) Amerikanische Kühl- 
wagen. 


Zeitschrift des Vereins deutscher Ingenieure. Berlin. 
Band 82, Nr. 53 bis Band 83. Nr. 7. 
Vom 31. Dezember 1938 bis 18. Februar 1939. 


(53:) Betriebswerte von Fahrzeug-Dieselmotoren. — (1:) Französischer 
Triebwagen. — (6:) Die deutschen Binnenwasserstraßen. 


Zeitschrift für Binnenschiffahrt. Berlin. 
70. Jahrg, Heft 11/12 bis 71. Jahrg. Heft 1/2. 


Vom November 1938 bis Februar 1939. 
(11/12:) Magdeburg als Hafen- und Schiffahrtsstadt. — Die sudeten- 
deutschen Verkehrsprobleme unter Berücksichtigung der Binnenschiff- 
fahrtsverhältnisse. — Die deutschen Wasserstraßen sechafenpolitisch 
geschen. — (1/2:) Die verkehrspolitische Lage und die Zukunft der 
deutschen Binnenschiffahrt. 


Zeitschrift für das gesamte Eisenbahn-Sicherungs- und Fernmeldewesen.' (Das 
Stellwerk.) Berlin. 
34. Jahrg. Nr. 1 bis 2. Vom 10. Januar bis 1. Februar 1939. 


a) Rückblick auf das Jahr 1938. — Die planmäßige Unterhaltung der 
Freileitungen, — Einzelsicherung von Weichen gegen Umstellen bei vor- 
zeitiger Fahrstraßenrücknahme. — Elektrische Mehrreihenstellwerke. — 
(2:) Die 'halbselbsttätigen Signale der Berliner S-Bahn. — Sicherung 
von Gleisanschlüssen außerhalb der Bahnhöfe. — Maßnahmen bei zu 
geringem Vorsignalabstand. 


Zeitschrift für den Internationalen Eisenbahnverkehr. Bern. 
47. Jahrg. Nr. 1. Januar 1939, 


Zusammentreffen von Verlust des Gutes und Lieferfristüberschreitung 
im internationalen Verkehr. 
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Zeitschrift für Verkehrswissenschaft. Berlin. 
15. Jahrg. Heft 3/4. 
Imperialistische Verkehrspolitik. — Zum Wettbewerb zwischen Binnen- 
schiffahrt und Eisenbahn bei gebrochenem Verkehr. — Eisenbahn und 
Staat in Großbritannien. — Die Raumerschließung durch die Reichs- 
autobahnen. 


Zeitung des Vereins Mitteleuropäischer Eisenbahnverwaltungen. Berlin. 
78. Jahrg. Heft 51 bis 79. Jahrg. Heft 7. 


Vom 22, Dezember 1938 bis 16. Februar 1939. 
(51:) Deutsches Triebwagenwesen. — Die Verkehrsverhältnisse in 
Deutsch-Ost- und -Südwest-Afrika unter englischer Mandatsverwaltung. 
— Beschlüsse der Ständigen Tarifkommission., — (52:) Neue Grenz- 
ziehung zwischen Staat und Verkehr in der Schweiz. — Die Beschleuni- 
gung des Güterverkehrs mittels der Dampf- und der Motorlokomotive. — 
Schnellverkehr mit Triebwagenzügen in Dänemark. — Geschäftsbericht 
der ehemaligen Österreichischen Bundesbahnen für das Jahr 1997, — 
(1:) Rückblick auf das Jahr 1938. — (5:) Das preisrechtliche Verord- 
nungswerk vom 15. November 1938. — (6:) Chinas Verkehrs-Flugwesen. 
— Der Anschlußzwang der Eisenbahnen nach schweizerischen Recht. — 


(7:) Lübeck, das deutsche Tor zur Ostsee. — Londoner Stadtverkehr 
im Jahre 1937/38. — Internationale Verkehrs-Ausstellung in Köln im 
Jahre 1940. 


Das Archiv für Elsenbahnwesen wird herausgegoben im Roiebsvarkehrsministerium Berlin. Vom Reichs- 
vorkehrsminister und Generaldirektor der Deutschen Reichsbahn sind mit der Herausgabe beauftragt: 
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Die Hauptlinien in der Entwicklung der Dänischen Staatsbahnen 
in der neuesten Zeit. 


Von 
Generaldirektor P, Knutzen in Kopenhagen. 


(Mit einer Karte.) 


I. Einleitung. 

Die Verkehrsverhältnisse Dänemarks sind in vielen Beziehungen 
durch die eigenartige Gestaltung des Landes, die aus der beigefügten 
Karte ersichtlich ist, geprägt, Das Land besteht aus dem nördlichen Teil 
der jütländischen Halbinsel und aus 490 größeren und kleineren Inseln, 
von denen 108 bewohnt sind. Der Flächeninhalt beträgt 42929 qkm und 
die Einwohnerzahl] 3,7 Mill. Das Land ist recht flach, wenn auch Ostjüt- 
land und die Inseln gewellte Oberflächengestaltung aufweisen. Mittel- 
und Westjütland bestanden bis in die neuere Zeit hinein zum großen 
Teil aus Heide- und Dünenlandschaften; diese Gebiete sind jedoch nach 
Eröffnung von Eisenbahnen in bedeutendem Umfange unter Kultur ge- 
nommen oder mit Nadelwald bepflanzt worden. Das Land erhielt um das 
Jahr 1800 ein recht ausgedehntes Netz von guten Landstraßen, die in 
den letzten 20 Jahren verbreitert und verbessert worden sind. Alle Land- 
straßen und eine große Anzahl Nebenstraßen sind mit nichtstaubenden 
Fahrbahndecken versehen. Zur Beförderung von Personen und Gütern 
zwischen den einzelnen Landesteilen hat man sowohl in früherer als 
auch in neuerer Zeit Schiffsverbindungen gehabt. Die Hauptstadt 
Kopenhagen, die mit Vorstädten etwa 1 Mill. Einwohner hat, also etwa 
Y, der gesamten Bevölkerung, liegt am östlichen Rande des Reiches; 
doch liegt die Insel Bornholm etwa 150 km östlich von Seeland in der 
Ostsee. Die längste von Kopenhagen ausgehende Staatsbahnstrecke ist 
die Strecke nach Frederikshavn in Nordjütland, die 560 km lang ist. 
Massentransporte von Gütern wie Erz, Kohle und Holz kommen nicht 
vor, und das Land ist so gut mit Häfen ausgestattet, daß nur sehr be- 
grenzte Teile über 50 km von einem Hafen entfernt liegen. Einfuhr und 
Ausfuhr von und nach den Nachbarländern Schweden, Norwegen, Finn- 
land, Deutschland und England benutzen daher in großem Umfange den 
Seeweg zum nächsten Hafen. Die regelmäßige Ausfuhr von veredelten 
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Landwirtschaftserzeugnissen nach England und die entsprechende Ein- 
fuhr von Stückgut erfolgt jedoch in der Hauptsache über Kopenhagen 
und Esbjerg. Von der außerhalb der Hauptstadt ansässigen Bevölkerung 
wohnen etwa 1 Mill. in Städten und der Rest, 1,7 Mill, in den Land- 
bezirken. 

Nachstehende Tabelle zeigt den Bestand an Kraftwagen in den 
Jahren 1921 und 1938. 


1921 1938 
Personenwagen . . . . . . . 15685 100 140 
Omnibusee H 1621 
Droschken de RE 8061 
Lastwagen i u Aai 2a APNI 4679 40 372 


Kraftfahrräder . . . . . . . 14241 29 324 
36 501 179 518 


Der Preis für Benzin beträgt in Dänemark etwa 30 Öre per Liter 
einschl. einer Abgabe von 13 Öre an den Staat. 

Die dänische Krone stand in den Jahren 1927 bis 1931 in pari, ist 
aber dann in den Jahren 1931 bis 1938 bis zu einem Goldwert von etwa 
46 Öre gefallen. 

Die erste Eisenbahn in Dänemark wurde 1847 zwischen Kopen- 
hagen und Roskilde eröffnet, Um das Jahr 1920 war der Bau von neuen 
Eisenbahnen im wesentlichen beendet. Es waren am 31. März 1921 im 
Lande etwa 2400 km Staatsbahnen, 80 km von den Staatsbahnen be- 
triebene Fährstrecken und 90 km Schiffsstrecken vorhanden. Hierzu 
kamen etwa 2200 km Privatbahnen, die fast ausschließlich Neben- 
Strecken und größtenteils normalspurig waren. Das Aktienkapital der 
Privatbahnen ist zum größten Teil im Besitz der kommunalen Insti- 
tutionen der betreffenden Gegend; einen Teil der Aktien besitzt jedoch 
der Staat, der aber an der Bezahlung eines etwaigen Betriebsunter- 
schusses nicht teilnimmt. 

Die nachstehenden Ausführungen beschränken sich auf die Dar- 
stellung der Entwicklung der Staatsbahnen in den Jahren 1921 bis 1938. 


II. Verwaltung, 


Bis 1915 war die Hauptverwaltung der Staatsbahnen außerhalb des 
Verkehrsministeriums organisiert; in diesem Jahr wurde jedoch ein 
neues Verwaltungsgesetz angenommen, wonach der Generaldirektor der 
Staatsbahnen dem Ministerium unterstellt wurde mit unmittelbarem 
mündlichem Referat an den Minister, Zugleich bestimmte das Gesetz, 
daß der Generaldirektor die oberste Leitung sowohl des Betriebes der 
Bahnen als auch der Neuanlagen hat. Hiermit ging man von der kolle- 
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gialen zur bürokratischen Verwaltung über, um so, dadurch daß man die 
Leitung einem einzelnen Mann übertrug, größere Tatkraft und Verant- 
wortung in der Leitung zu erreichen. 

Die Änderung wurde zunächst jedoch nicht restlos durchgeführt, 
indem in der Generaldirektion eine Kanzleiabteilung (Generalsekre- 
tariat) beibehalten wurde, die neben der Behandlung von Personal- und 
Finanzangelegenheiten auch noch verschiedene andere Angelegenheiten 
— insbesondere solche, die dem Minister unterbreitet werden sollten, — 
mit den schriftlichen Berichten der einzelnen Fachabteilungen als Aus- 
gangspunkt zu behandeln hatte, 

Ferner wurde die Entscheidung in den meisten Angelegenheiten, 
die dem Generaldirektor und gegebenenfalls dem Minister vorgelegt wer- 
den sollten, in Sitzungen getroffen, an denen der Generaldirektor und 
die Abteilungsleiter, gegebenenfalls auch der Minister, teilnahmen. 

Im Jahre 1925 wurde ein neues Verwaltungsgesetz erlassen unter 
dem Hauptgesichtspunkt, daß die Organisation nur in sehr großen 
Zügen festgelegt werden sollte, während die Einzelheiten vom Minister 
oder Generaldirektor festgesetzt werden sollten. Das Generalsekretariat 
wurde aufgehoben und durch eine Personalabteilung ersetzt. Die Zentral- 
verwaltung hat seitdem, abgesehen von vereinzelten Änderungen von 
weniger allgemeiner Bedeutung, aus folgenden Abteilungen bestanden: 

Betriebs- und Personalabteilung, 
Tarif- und Finanzabteilung, 
Bauabteilung, 
Maschinentechnische Abteilung, 
Einkaufsabteilung. 

Die einzelnen Abteilungsleiter sorgen dafür, daß der ihrer Ab- 
teilung unterstellte Teil der Verwaltung bzw. des Rechnungswesens 
jederzeit den Forderungen gerecht wird, die unter Berücksichtigung der 
notwendigen Wirtschaftlichkeit an ein kaufmännisch betriebenes und 
wohlgeordnetes Beförderungsunternehmen mit Recht gestellt werden 
können. Sie haben dafür zu sorgen, daß diesbezügliche Maßnahmen 
rechtzeitig in die Wege geleitet werden und daß Richtungslinien befolgt 
werden, die nicht nur den Forderungen des Augenblicks entsprechen, 
sondern auch die Zukunft berücksichtigen. 

Die obengenannten Sitzungen zur Entscheidung von Einzelfragen 
wurden im Jahre 1931 eingestellt. Jeder einzelne Abteilungsleiter legt 
jetzt dem Generaldirektor die Angelegenheiten vor, die vom General- 
direktor oder Minister entschieden werden sollen, und der General- 
direktor unterbreitet wiederum mündlich dem Minister solche Fragen, 
in denen er nicht selber die Entscheidung treffen kann. 
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Von den Abteilungsleitern wird Zusammenarbeit gefordert. Sie 
sind dem Generaldirektor verantwortlich dafür, daß andere Abteilungen, 
die an der zu behandelnden Frage interessiert sind, bei der Sachbearbei- 
tung mitgewirkt haben. Im übrigen muß die Einheit letzten Endes von 
dem Leiter der Verwaltung selbst geschaffen werden. Dies ist eine seiner 
wichtigsten Aufgaben. 

Zur Besprechung von Beförderungen bei Besetzungen höherer Stel- 
lungen und zur Behandlung von Fragen von allgemeinem Interesse 
finden regelmäßige Sitzungen statt — in der Regel einmal monatlich —, 
an denen der Generaldirektor, die Abteilungsleiter und die 2 Distrikts- 
chefs teilnehmen. 

Allein die Abschaffung der oben genannten Sitzungen zur Ent- 
scheidung von Einzelangelegenheiten bewirkte schon eine Beschleunigung 
des Geschäftsganges und konnte der Leitung die erforderliche Kraft zum 
Handeln geben. Gleichzeitig wurde der Geschäftsgang auf verschiedene 
Weise modernisiert. 

Die Losung ist Zusammenarbeit sowie die Abschaffung von Zu- 
ständigkeitsfragen und von überflüssiger Schreiberei. Die verschiedenen 
Gesichtspunkte und Interessen sollen weitgehendst durch persönliche Be- 
Sprechungen geklärt und zu einem gemeinsamen Standpunkt verarbeitet 
worden sein, und erst danach soll das Ergebnis schriftlich niedergelegt 
werden. Alte Auffassungen von Beamten-Unabhängigkeit und Individua- 
lismus sind durch Zusammenarbeit und gemeinsame Wahrnehmung der 
Interessen abgelöst, überflüssige Zwischeninstanzen wurden abgeschafft 
und das Rechnungswesen durch Anwendung moderner Büromaschinen 
umgestaltet. Das Postschecksystem wurde in ausgedehntem Maße in 
Anwendung genommen, so auch für den Zahlungsverkehr der Bahnhöfe, 
die direkt mit der Generaldirektion abrechnen. 

Selbstverständlich wurde die erforderliche Hilfe in Form von 
Stenographen und moderner Büroorganisation zur Verfügung gestellt. 

Unter dem Chef der Bauabteilung arbeiten ein Oberingenieur und 
ein Oberarchitekt, denen die Planung und bis zu einem gewissen Grad 
auch die Leitung von Neubau- und größeren Umbauarbeiten übertragen 
sind, 

Die örtliche Leitung des Eisenbahnbetriebes war in den Jahren 
1915—1931 3 Distriktschefs übertragen, im Anfang des Jahres 1932 
wurde die Zahl der Distrikte jedoch auf 2 herabgesetzt, die durch den 
Großen Belt getrennt sind. 

Auch die Distriktsleitungen hatten in den ersten Jahren Kanzleien; 
sie wurden jedoch 1922 abgeschafft. Die Distrikte sind jetzt nach ähn- 
lichen Richtlinien wie die Generaldirektion organisiert mit Betriebs-, 
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Maschinen- und Bauleitern sowie Signalinspektoren als Leiter der ver- 
schiedenen Geschäftsbereiche, Außerdem hat jeder Distrikt einen Rech- 
nungsführer, 

Der Baudienst der Distrikte führt in manchen Fällen auch Neu- 
und Umbauten aus, Um Doppelarbeit bei Planungen zu vermeiden, ist die 
Regelung getroffen, daß Pläne, die von den Distrikten entworfen sind, in 
der Generaldirektion wohl nachgeprüft aber nicht direkt umgearbeitet 
werden, während umgekehrt in der Generaldirektion entworfene Pläne 
in den Distrikten nachgeprüft aber nicht umgearbeitet werden, 

Seit 1915 war der Aufsichtsdienst für das ganze Land in Sektionen 
(Ämter) organisiert. Im Jahre 1922 wurden 15 dieser Sektionen einge- 
zogen. Jetzt besteht die Ordnung, daß in Kopenhagen und Aarhus, wo 
die Distrikte ihren Sitz haben, der Aufsichtsdienst für die vier Fach- 
gebiete von Beamten der Distriktsleitung wahrgenommen wird. Dagegen 
bestehen in Jütland-Fünen für die abgelegeneren Bezirke 3 Betriebs- und 
Verkehrssektionen, 2 Maschinensektionen und 9 Bausektionen und auf 
Seeland 2 Bausektionen, 

Der Seedienst wird von einem Seedienstchef geleitet, der der Ge- 
neraldirektion und zwar dem Leiter der Betriebs- und Personalabteilung 
unterstellt ist. Als Beihilfen sind ihm ein Schiffsinspektor und ein 
Schiffsmaschineninspektor zugeteilt. Dieser Dienstzweig ist also nicht 
den Distrikten unterstellt. 

Dem Leiter der Maschinentechnischen Abteilung (Generaldirek- 
tion) sind 2 Hauptwerkstätten (Kopenhagen und Aarhus) sowie eine 
Werkstätte in Nyborg mit Nebenwerkstätte in Esbjerg unmittelbare 
unterstellt. 

III. Personalwesen. 


Im Jahre 1919 wurde ein neues Beamtenbesoldungsgesetz durch- 
geführt, das auch für die Staatsbahnen galt. Im selben Jahr wurde eine 
Verkürzung der Arbeitszeit sowie die Gewährung eines wöchentlichen, 
dienstfreien Tages durchgeführt. 

Der Personalstand in den Jahren von 1921/22 bis 1937/38 ist aus 
nachstehender Tabelle ersichtlich. 


Personal Es entfallen auf 
ständige 1000 Zug- 100.000 
und im und Wagen- 


Im im einen 


Jahre Beamten- Bahn- 


vertan EI, gamon ` Meier d, ve 
1921/22 . . . 19290 4100 23 390 DÉI 1,00 Aer 
1924/25. . . 19004 3916 22.920 Ben 1,28 4,25 
1927/28. . . 18257 2772 21029 8,00 1,02 3,82 
1980/31. . . 17502 4425 21927 Bu 0,87 3,49 
1989/84. . . 16171 3 063 19234 Ta 0,0 Sun 


1937/388 . , „ 15174 5610 20 784 8,14 0,00 3,16 
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Diese Zahlen geben Ausdruck für die Rationalisierung, die in den 
verlaufenen Jahren vorgenommen worden ist sowohl hinsichtlich der Zu- 
rechtlegung der Arbeit als auch hinsichtlich der technischen Fortschritte 
auf verschiedenen Arbeitsgebieten (Brücken, Blitzzüge, Gleisverbesse- 
rungen usw.), worüber die folgenden Abschnitte nähere Auskunft geben 
werden. 

Im Jahre 1921 wurden die Dienstdauervorschriften etwas geändert; 
die Arbeitszeit wurde für Dienst, der in dem weit überwiegenden Teil 
der Dienstschicht Arbeit und Aufmerksamkeit erfordert, zu 208 Stunden 
per Monat mit 26 Arbeitstagen festgesetzt, und zu 234 oder 260 Stunden 
für anderen Dienst. Im Jahre 1936 fiel jedoch die Norm von 260 Stunden 
fort, Überarbeit sollte grundsätzlich durch Gewährung von Dienstbe- 
freiung im Laufe der darauffolgenden zwei Monate abgegolten werden. 
Später wurde jedoch nach einem strengen Winter, in dem das Personal 
eine sehr bedeutende Anzahl von Überstunden leisten mußte, die Rege- 
lung getroffen, daß nur die ersten 20 Überstunden im Monat durch Frei- 
zeit abgegolten werden konnten, während die überschießenden Stunden 
bezahlt werden sollten. 

Das Durchschnittslebensalter des Personals ist vor dem Jahre 1931 
nicht ermittelt worden. Da aber in der Zeit von 1921 bis Mitte der dreißi- 
ger Jahre fast gar kein Nachwuchs eingestellt wurde, trat nach und nach 
eine beunruhigende Steigerung im Durchschnittslebensalter des Perso- 
nals ein, weil eben die jungen Jahrgänge fast ganz fehlten. Seit 1931 
beträgt das Durchschnittslebensalter; 


1.11. 1981... 0.5. . „45,2 Jahre 
81, 8,.1985.. u. gl EE. A 
cn Cer rr Add, 


Als Teil der Maßnahmen zur Herabsetzung des Personalbestandes 
And gleichzeitig dem Wunsche dienend, eine Reihe leitender Stellen mit 
Jüngeren Beamten besetzen zu können, wurde vom Jahre 1933 ab die 
Altersgrenze, die bisher 70 Jahre gewesen war, vorübergehend auf 65 
Jahre herabgesetzt, Für 1938 und 1939 ist die Grenze wieder auf 66 Jahre 
und für das Jahr 1940 auf 67 Jahre erhöht, ohne daß eine Bestimmung 
darüber getroffen ist, was später geschehen soll. 

Die Besoldungsverhältnisse der Eisenbahnbeamten sind während 
des ganzen Zeitraums zusammen mit den Besoldungen für alle anderen 
Staatsbeamten durch Gesetz festgesetzt worden. Mit den Gehältern sind 
konjunkturbestimmte, veränderliche Zulagen verbunden. Dagegen hat die 
Verwaltung der Staatsbahnen nach Verhandlung mit den betreffenden 
Fachverbänden selbst die Löhne für die ständigen Arbeiter im Werk- 
stätten- und Betriebswerkdienst und für die Zeit- und Aushilfsarbeiter 
in sämtlichen Dienstzweigen festgesetzt. 
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Die Beamten und ständigen Arbeiter sind wie andere Staatsbeamte 
pensionsberechtigt für sich und ihre hinterlassenen Ehefrauen. Die 
Pensionsberechtigung tritt beim 35. Lebensjahre ein (vor 1931 beim 
30. Lebensjahre), und die Pension kann bis **/oo des Gehaltes nach dem 
63. Lebensjahre steigen, vorausgesetzt, daß die Anstellung vor dem 
30. Lebensjahre stattfand (vor 1931 betrug die höchste Pension *0/so 
beim 60, Lebensjahre). Voraussetzung für die Gewährung von Pension 
ist, daß die Verabschiedung infolge Erreichung der Altersgrenze, von 
Krankheit oder von anderen unverschuldeten Verhältnissen verursacht 
wird. Die Witwenpension beträgt 14 des Gehalts, wenn der Mann über 
35 Jahre alt war oder sein Tod durch Unfall im Dienst hervorgerufen 
wurde, sonst t/s. Hierzu kommen Zulagen für unversorgte Kinder. Als 
Pensionsbeitrag werden bereits von der Anstellung ab 5 v. H. des Gehalts 
erhoben. 

In den letzten Jahren haben die Staatsbahnen daran gearbeitet, eine 
Personalpolitik auf längere Sicht zu treiben. 

Die Erneuerung des Personals für die größten Personalgruppen ge- 
schieht durch Einstellung von jungen Leuten im Alter von etwa 20 
Jahren. 

Bei der Annahme von Eleven (Supernumeraren), die den Nach- 
wuchs für die Assistentenklasse (Inspektorenklasse der Deutschen 
Reichsbahn) stellen, und von Lokomotivführeranwärtern wird die psycho- 
technische Eignungsprüfung angewandt. Die Ausbildung ist nach neu- 
zeitlichen Gesichtspunkten umgestaltet worden. 

Für die Gruppe: Eleven — Gehilfen — Assistenten, aus der fast 
alle leitenden Beamten, die nicht Techniker sein müssen, hervorgehen, 
ist eine höhere Fachprüfung im 25.—30. Lebensjahre eingeführt worden. 
Für die Älteren innerhalb dieser Gruppe, die befördert werden, ohne eine 
derartige Ausbildung zu haben, sind besondere Vorlesungsreihen einge- 
richtet worden. Freiwillige Weiterbildungsbestrebungen innerhalb aller 
Beamtengruppen werden durch Zuschüsse und namentlich dadurch unter- 
stützt, daß die Verwaltung Beamte für die Übernahme von Vorträgen zur 
Verfügung stellt, Hierzu kommen regelmäßige Besprechungen der Ver- 
waltung mit den Stationsvorstehern zur Erörterung der vorliegenden 
allgemeinen Fragen, 

Einer der wichtigsten Beweggründe für diese ganze Wirksamkeit 
ist es gewesen, im Wege der Freiwilligkeit eine Änderung der Einstel- 
lung des Personals in zwei Richtungen hervorzurufen, Bei der Eröffnung 
der ersten Vorlesungsreihe wurde dieses seitens der Verwaltung stark 
betont. Man sagte, daß man so weit kommen müsse, daß das Personal sich 
als Mitarbeiter der Verwaltung fühle, die sowohl nach außen dem Publi- 
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kum als auch nach innen dem Personal gegenüber im Geiste der Ver- 
waltung handeln wollen, und daß das Personal einsehen könne, daß die 
Verwaltung, wenn sie für das Wohl der Eisenbahn sorge, gleichzeitig in 
hohem Maße auch für das Wohl des Personals arbeite. 

Als erstes war es also der Wunsch, innerhalb des Personals en Gc- 
fühl der Zusammengehörigkeit mit der Eisenbahn und deren Verwaltung 
zu schaffen. Das Personal der Eisenbahn soll dahin gebracht werden, 
daß es nach außen eine Einheit bildet und nach innen gut und reibungs- 
los zusammenarbeitet. Das Personal soll das Recht haben, innerhalb der 
Verwaltung selbst seine Meinung und Stellung zu äußern, es soll aber 
andererseits auch die Pflicht haben, nicht der Eisenbahn und der Ver- 
waltung in den Rücken zu fallen. 

Alsdann war es der Wunsch, die bereits seit langem begonnene 
Änderung in der Einstellung der Beamten zur Bevölkerung als Kunden 
der Eisenbahn zu beschleunigen. 

Das Ideal der Gegenwart ist, daß das Personal der Staatsbahnen in 
gleicher Weise wie der Vertreter eines privaten Geschäfts den Kunden 
gegenüber liebenswürdig und hilfsbereit auftreten soll und bereit sein 
soll, ihnen gegebenenfalls über die engsten Begriffe der Pflicht hinaus 
zu helfen. Das Personal soll sich nicht als Herren, sondern als Diener des 
Volkes fühlen. 

Obwohl, wie bereits erwähnt, im Laufe der letzten Menschen- 
alter eine ständige Bewegung in der Richtung nach diesem Ideal hin 
stattgefunden hat, ist es eine Tatsache, daß besonders die Bestrebungen 
der letzten Jahre gute Ergebnisse gezeigt haben und namentlich, daß das 
Publikum gelernt hat, das Eisenbahnpersonal zu schätzen, vgl. Näheres 
Abschnitt V, 

A Ferner ist dem Personal gegenüber hervorgehoben worden, daß 
jede Entscheidung als Glied eines Ganzen anzusehen ist, und zwar nicht 
allein des rein augenblicklichen, sondern auch bis zu einem gewissen 
Grad eines zeitlichen Ganzen, weswegen man sich bestreben soll, die 
Entwicklung zu leiten und Situationen zu vermeiden, die Veranlassung 
zu unnötigem Streit und vermeidbaren Meinungsverschiedenheiten geben, 

Das Personal soll im Dienste nach Konduite handeln können, jedoch 
darf von den betrieblichen Sicherheitsvorschriften nicht abgewichen 
werden. Es ist zu bedenken, daß die Vorschriften dem Leben dienen 
sollen und nicht umgekehrt das Leben den Vorschriften. Weicht der Be- 
amte von den Vorschriften ab, so hat er natürlich selbst die Verant- 
wortung hierfür zu tragen; er hat aber Anspruch darauf, nicht nach den 
Folgen seiner Handlung, sondern nach den im Augenblick der Beschluß- 
fassung vorliegenden Umständen beurteilt zu werden. 
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Man muß zugleich darüber im klaren sein, daß ein leitender Be- 
amter nichts ausrichten kann, wenn er sich scheut, Verantwortung zu 
übernehmen, 

Alsdann wird ein rechtes, wirtschaftliches Verständnis gefordert. 
Jeder muß so handeln, wie er tun würde, falls es sich im vorliegenden 
Falle um ein für eigene Rechnung geführtes Geschäft handeln würde, 
Jede Folgerung derart, daß es einerlei ist, was es kostet, wenn der Staat 
bezahlt, ist eins der fundamentalsten Verbrechen. 

Hieraus ist ersichtlich, daß versucht worden ist, eine Werbung 
nach innen zu schaffen, die sehr wohl mit der im Abschnitt V be- 
schriebenen Werbung nach außen verglichen werden kann. 

Eine wichtige und schwierige Frage sind die Beförderungen ge- 
wesen, Hier stehen sich gegenüber das Verlangen des Personals nach 
sehr weitgehender Rücksichtnahme auf das Dienstalter und das Inter- 
esse der Verwaltung, die Eignung berücksichtigen zu müssen. 

Es gibt natürlich große Gruppen, bei denen man ohne Nachteil das 
Dienstalter entscheiden lassen kann, vorausgesetzt, daß der Betreffende 
die allgemeine Forderung erfüllt, daß er die für das Amt erforderliche 
Achtung und das erforderliche Vertrauen besitzt. 

Sobald es sich indessen um Arbeitsleiter oder Vorgesetzte in 
höheren Stellen handelt, muß gefordert werden, daß die Beförderung auf 
Grund der Eignung erfolgt. Und wenn auch ein Teil der Anwärter im 
Laufe der Ausbildung und durch die Fachprüfungen ausgeschieden wird, 
so bleibt doch ein sehr großer Spielraum bei der Beurteilung der 
Eignung für die Beförderung. 

Bereits Anfang der zwanziger Jahre wurde von einem Ausschuß 
die Richtlinie aufgestellt und von der Regierung anerkannt, daß ein 
Amt mit dem Anwärter zu besetzen sei, den man auf die Dauer für 
die Bestreitung desselben am geeignetsten ansehen müsse. Von zwei 
gleich geeigneten Anwärtern wird der nach dem Dienstalter älteste zu 
wählen sein. Ferner soll bei einem im übrigen geeigneten Anwärter ein 
Vorsprung im Dienstalter einen gewissen Vorsprung in der Eignung bei 
einem jüngeren Anwärter aufwiegen können, wobei jedoch natürlich die 
Bedeutung der Stelle, die besetzt werden soll, wesentlich mitberück- 
sichtigt werden muß, 

Die Schwierigkeiten haben in der Regel darin bestanden, die Jün- 
geren, Tüchtigen früh genug in leitende Stellungen vorrücken zu lassen, in 
denen sie sich zur Übernahme wirklicher Leiterstellungen in einem tat- 
kräftigen Alter weiter vorbereiten können. Dagegen ist es seit mehreren 
Jahren so gewesen, daß Beförderungen nach dem 60. Lebensjahre fast 
ausgeschlossen sind. Ferner ist man sehr zurückhaltend damit gewesen, 
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Beamte zu versetzen, die das Ende der Fünfziger erreicht haben, wenn 
sie in einer langen Reihe von Jahren an ihrem bisherigen Arbeitsplatz 
tätig gewesen sind. In dieser Verbindung sei erwähnt, daß die Beförde- 
rungen zu den meisten Stellen in Dänemark nach vorheriger Ausschrei- 
bung vor sich gehen. 

Hinsichtlich gewisser Personalgruppen sind die Staatsbahnen in 
den letzten 20 Jahren vor besondere Probleme gestellt worden. Dieses 
gilt besonders für das Assistentenpersonal, d. h. das Kontorpersonal, 
das sich aus Anwärtern im 16.—18. Lebensjahre mit höherer Schul- 
bildung (Realprüfung oder Abiturium) ergänzt, die die erforderliche 
fachliche, sowohl theoretische als auch praktische Ausbildung erhalten, 
und das in geren Jahren sowohl auf den Bahnhöfen als auch in den 
Verwaltungsbüros, wo nicht besondere technische oder ähnliche Ausbil- 
dung gefordert wird, Verwendung findet, und das später in die höheren 
vorgesetzten Stellen innerhalb dieser Arbeitsgebiete aufrückt. 

Diese Gruppe (die Assistentengruppe) hat immer damit gerechnet, 
daß die meisten von ihnen in höhere Stellen aufrücken sollen, und die 
frühere starke Entwicklung des Eisenbahnnetzes gab gute Möglichkeit 
hierfür, 

Der Stillstand im Eisenbahnbau nach dem Weltkrieg änderte diesen 
Zustand, und gleichzeitig war bei dem sehr starken Verkehr der Kriegs- 
jahre und infolge der in den Jahren unmittelbar nach dem Kriege durch- 
geführten Dienstdauerregelung usw. eine sehr starke Vermehrung des 
Personals der Assistentengruppe eingetreten. 

Es wurde daher auch bald die Frage nach besonderen Maßnahmen 
zur Beseitigung dieser Schwierigkeiten aufgeworfen, Hierfür gab es zwei 
Möglichkeiten. 

Erstens konnte man gewisse Eingangsstellen in Beförderungs- 
stellen überführen. Dieses ist übereinstimmend mit der allgemeinen 
Politik des Staates im Laufe der Zeit in recht bedeutendem Umfang ge- 
schehen, Eine Aufgabe für die Verwaltung ist es hierbei gewesen, dafür 
zu sorgen, daß die Arbeit in vollem Maße der Aufrückung folgte, so daß 
der gesamte Personalbedarf nicht stieg. 

Eine noch wirksamere Lösung des Problemes wird erreicht, wenn 
man aus dem Arbeitsgebiet der Eingangsstellen gewisse Arbeiten zur 
Ausführung durch angelernte Kräfte, die nicht befördert werden sollen, 
ausscheiden kann, Dieses Verfahren kann sich indessen, wie wirksam es 
auch sein mag, erst in der nächsten Generation auswirken, d. h. für die 
Anwärter, die nach der Aussonderung der Arbeit angenommen werden. 

Es ist ferner begrenzt, was hier erreicht werden kann; man muß, 
wie auf den meisten anderen Gebieten, den goldenen Mittelweg wählen. 
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Teils begrenzt die Arbeitsmenge an den einzelnen Stellen die Aussonde- 
rung, teils muß man über eine gewisse Anzahl von Allround-Leuten ver- 
fügen, die überall eingesetzt werden können, wo Gebrauch für sie ist, 
und aus denen man die künftigen Arbeitsleiter entnehmen kann, 
Übrigens muß aufgepaßt werden, daß die Grenzen innegehalten werden 
und der Angelernte nicht zu anderen Arbeiten zugelassen wird als zu 
denjenigen, die ihm bei seiner Einübung gelehrt sind. Anderenfalls setzt 
man sich nur der Gefahr aus, daß nach Verlauf einiger Zeit die Auf- 
rückung zur Gleichstellung mit dem Fachausgebildeten verlangt wird, 
obgleich die Bedingungen hierfür gar nicht vorliegen. 

Aussonderung und Übertragung von Arbeiten aus der Assistenten- 
gruppe ist erfolgt an angelernte untere Beamte des Betriebs- und Ver- 
kehrsdienstes („Portør“), die in eine etwas höhere Klasse befördert wur- 
den, sowie an die sogenannte Kontoristgruppe. 

Diese Gruppe, die vorzugsweise aus weiblichen Kräften besteht, 
entstand in den Verwaltungsbüros für Arbeiten wie Maschinenschreiben, 
Kurzschrift, gewisse Rechnungs- und Revisionsarbeiten usw. Später 
wurde sie auch im Bahnhofsdienst verwendet. 

Nachstehende Tabelle beleuchtet zahlenmäßig die Entwicklung: 

31.3.1921 31.3.1931 31.3.1938 


Beförderungsstellen für Assistenten . 617 TAT 888 
Assistenten (einschl. Anwärter). . . 2146 1506 1127 

Zusammen . . . 2768 2258 2015 
Kontoristen (einschl. Anwärter). . . 592 Hd 532 


Die Verschiebungen im ersten Jahrzehnt zeigen die Spar- und Ra- 
tionalisierungsbestrebungen und den stillstehenden Zugang, Dieses letz- 
tere zeigt sich noch deutlicher, wenn man die einzelnen Altersklassen 
innerhalb der 1127, die sich jetzt in der Assistentengruppe befinden, be- 
trachtet, Es zeigt sich dann, daß über 500 in den Jahren 1899—1903 ge- 
boren und in den Jahren 1916—1920 angenommen sind. 

Die Zahl der Beförderungsstellen ist in den 17 Jahren um 44 % 
gestiegen, und die Kopfzahl der Assistentengruppe um 47 %, also fast 
um die Hälfte, gefallen. 

Ferner sind einzelne Schranken zwischen den verschiedenen Per- 
sonalgruppen geöffnet worden. Es ist die Möglichkeit geschaffen 
worden, daß „Portore“ und Kontoristen nach besonderer Ausbildung in 
die Assistentengruppe mit der Aussicht auf weitere Beförderung hinauf- 
rücken können. Der Bedarf der Staatsbahnen an juristisch ausgebildetem 
Personal wird in weitem Umfang dadurch gedeckt, daß fachlich vor- 
gebildete Betriebs- und Verkehrsbeamte in ihrer Freizeit an der Universi- 


Die Hauptlinien in der Entwicklung der Dänischen Staatsbahnen usw. 569 


tät Jura studieren. Dagegen besteht aus früherer Zeit die Regelung, daß 
Juristen und Diplomingenieure, die nach bestandener Staatsprüfung bei 
der Eisenbahn eintreten, keine Betriebs- und Verkehrsausbildung er- 
halten dürfen, 

Der neuen Personalpolitik, über die die vorgenannten Probleme Aus- 
druck geben, wurde wohl in ven ersten Jahren vom Personal mit einem 
gewissen Mißtrauen und Widerstand begegnet, nicht zum wenigsten weil 
Maßnahmen, die auf die Dauer zweifellos zum Vorteil des Personals sich 
auswirken, oft gewisse augenblickliche Nebenwirkungen weniger ange- 
nehmer Art mit sich führen. Nach und nach, wie die Zeit ging und man 
zugleich sah, daß die Änderungen innerhalb der Eisenbahn sich nicht 
darauf beschränkten, die Ausgaben herabzusetzen, sondern daß gleich- 
zeitig, wie es aus dem Folgenden hervorgeht, in noch höherem Maße da- 
hin gewirkt wurde, neue Einnahmen zu schaffen, die Eisenbahn vorwärts 
zu bringen und ein gutes Verhältnis zur Bevölkerung herzustellen, wurde 
der Widerstand durch Wohlwollen abgelöst. Heute kann gesagt werden, 
daß das Personal der Staatsbahnen geschlossen zur Verwaltung steht 
und mit wirklicher Arbeitsfreude an ihren Bestrebungen, die Schwierig- 
keiten der Zeit zu überwinden, teilnimmt. 


IV. Betrieb und Verkehr. 


Nachdem die Staatsbahnen in den Jahren des Weltkrieges und un- 
mittelbar danach mehrere Male wegen Schwierigkeiten in der Kohlen- 
zufuhr den Fahrplan hatten einschränken müssen, so daß er dem natür- 
lichen Verkehrsbedürfnis bei weitem nicht entsprach, wurde in den 
Jahren nach 1920 versucht, ihn wieder aufzubauen. Der Sommerfahrplan 
umfaßt folgende tägliche Anzahl Reisezugkilometer: 

1921: 30472, 
1923: 37081, 
1926: 41 606, 


Im Jahre 1929 war die Zahl auf 53001 gewachsen. Gleichzeitig 
ging in diesem Jahrzehnt eine Entwicklung in der Richtung vor sich, in 
immer stärkerem Maße und zuerst auf den Hauptstrecken den Personen- 
verkehr und den Güterverkehr voneinander zu trennen, dadurch daß 
man die Gruppe „Gemischte Züge“ einschränkte, die sowohl den ört- 
lichen Personenverkehr als auch den Güterverkehr bedienten, und die 
namentlich bei dem einsetzenden Wettbewerb des Kraftwagenverkehrs 
auf den Landstraßen unbefriedigend waren. Die Beschaffung von Motor- 
lokomotiven und Triebwagen (näheres hierüber siehe Abschnitt VII) 
begünstigte diese Entwicklung, dadurch daß die neuen Betriebsmittel als 
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kleine, im Betrieb billige Personenzüge eingesetzt werden konnten, im 
Anfang zumeist auf Nebenbahnen. 

Ferner wurde natürlich der zweigleisige Ausbau gewisser Strecken 
fahrplanmäßig ausgenutzt. Die Einführung von „Billigfahrten“ an 
Sonn- und Feiertagen (vgl. Abschnitt V) wirkte auf den Sonntagsfahr- 
plan ein. Zur Beschleunigung der Postb,-förderung in wichtigen Ver- 
bindungen wurden besondere Postzüge eingelegt, hierunter Zeitungs- 
züge, um in den Nachtstunden die Zeitungen beschleunigt von der Haupt- 
stadt in die Provinz zu befördern. 

Im letzten Jahrzehnt ist diese Entwicklung fortgesetzt worden und 
neue Formen sind hinzugekommen, insbesondere durch die Elektrisie- 
rung des Kopenhagener Nahverkehrs — mit 20-Minuten-Verkehr im 
starren Fahrplan, auf der Stadtbahnstrecke jedoch mit zwei Zügen jede 
20 Minuten —, durch Blitzzüge und durch den Bau von größeren Motor- 
wagen, Die täglich gefahrene Anzahl Reisezugkilometer betrug im Som- 
mer 1934 — dem letzten Sommer vor den bedeutenden Fahrplanände- 
rungen infolge der Inbetriebnahme der Brücke über den Kleinen Belt 
und des Einsatzes von Blitzzügen — 56867. Die Zahl ist Im Sommer 
1938 auf 67 512 gestiegen. Bei Beurteilung der Zahlen muß daran erinnert 
werden, daß in den letzten Jahren der Betrieb auf 6 Nebenbahnen mit 
im ganzen 148 km Streckenlänge eingestellt worden ist (vgl. Ab- 
schnitt VI). 


Die gefahrenen Zugkilometer in Tausenden betrugen: 


Im Personenzüge Gemischte Züge Im ganzen 
cn und höhere und niedrigere Im ganzen je Bahn- 
Geschäftsjahr Zugarten Zugarten kilometer 
1920/21 e 4573 7459 12 032 5195 
1925/26 . . . 10 291 Tara 17 765 7267 
1930/31 . . . 16 595 7932 24 527 9773 
1985/86 . . . 20 611 7107 27718 11173 
1937/38 . . . 22 263 7266 29 529 12 362 


Die Zahlen zeigen eine Vermehrung der Zugkilometer je Bahnkilo- 
meter um fast 140 % in den 17 Jahren. Diese Vermehrung entfällt zum 
ganz überwiegenden Teil auf die Reisezüge, Für die reinen Güterzüge 
ergibt sich von 1921 bis 1938 eine Steigerung der täglichen Kilometer- 
zahl von 9 201 auf 13449; dieser Steigerung steht jedoch im großen und 
ganzen ein entsprechender Rückgang in der Gruppe „Gemischte Züge“ 
gegenüber. Der Güterzugfahrplan ist recht natürlich von dem Rück- 
gang in der Güterbeförderung (vgl. Abschnitt V) beeinflußt worden. 
Die Entwicklung dieser Gruppe hat sich im allgemeinen darauf be- 
schränkt, die Züge zu beschleunigen und sie mit Rücksicht auf die mög- 
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lichst schnelle Anbringung der Frachten zum Teil auf die Nachtstunden 
zu verlegen. 

Was die Höchstgeschwindigkeit der Reisezüge und die Reise- 
geschwindigkeit dieser Züge betrifft, so lagen diese für den ersten Teil 
der letzten zwanzig Jahre einigermaßen fest. Die Höchstgeschwindig- 
keit betrug bis 1931 90 km/St. und alsdann bis 1935 (dem Jahre des Ein- 
satzes der Blitzzüge) 100 km/St. 

Die Reisegeschwindigkeit lag sehr viel niedriger, teils weil selbst 
die großen Expreßzüge jedenfalls in allen einigermaßen großen Provinz- 
städten unterwegs hielten, teils weil im Verkehr zwischen den Landes- 
teilen durch die Fährenüberfahrten große Zeitverluste entstanden, so- 
wohl durch den Schiffsbetrieb selbst, als auch durch die Rangierarbeiten 
mit den Kurswagen auf den Fährbahnhöfen. 

Die Inbetriebnahme der Brücke über den Kleinen Belt und der Ein- 
satz von Blitzzügen mit einer Höchstgeschwindigkeit von 120 km/St. 
(vgl. Abschnitt VII) führten revolutionierende Fortschritte in der Reise- 
geschwindigkeit im Verkehr zwischen den Landesteilen mit sich. Später 
wurden — durch Inbetriebnahme der Brücken über den Storström und 
den Oddesund und durch den Einsatz von schnellen Motorzügen mit An- 
schluß an die Blitzzüge — diese Fortschritte auch außerhalb der Blitz- 
zugstrecken eingeführt. 

Die Veränderungen werden am besten durch einige Beispiele be- 
leuchtet: 

Blitzzugstrecken: 


km 1934 1938 
Kopenhagen—Frederikshavn e, 560 12 St. 40 Min. 7 St. 80 Min, 
Kopenhagen—Aalborg see 475 ` 10 Bt, 20 Min 6 St. 22 Min. 
Teils Blitzzug, teils gewöhnlicher Motorzug: 
km 1934 1938 
Kopenhagen—Thisted . . . . . 456 12:8t. 53 Min. 9 St. 9 Min. 


J Auf den betreffenden Strecken liegt die Überfahrt Korsor—Nyborg. 
Die Zahlen geben daher kein richtiges Bild von der Reisegeschwindigkeit 
auf der Eisenbahn allein. Nimmt man die Strecke Kopenhagen— Aarhus 
abzüglich der Überfahrt über den Großen Belt und rechnet man die 
Überfahrtsdauer zu 1 Stunde 18 Min. — die Zeitdauer für den schnellsten 
Blitzzug —, so ergibt sich für die 309 km lange Strecke eine Reise- 
geschwindigkeit: 

1883: 35 km in der Stunde, 

1933: 48 km in der Stunde, 

1938: | Blitzzug: 96 km in der Stunde, 
Dampfschnellzug: 53 km in der Stunde. 
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Der Vorsprung der Blitzzüge ist zu einem wesentlichen Teil dadurch er- 
möglicht und erklärt, daß diese Züge auf den Fährbahnhöfen keinen Auf- 
enthalt haben, sondern direkt auf das Fährschiff hinauf- bzw. von dem 
Schiff hinunterfahren (vgl. Abschnitt VII). 

Außer der starken Beschleunigung der Einzelreisen wurde durch 
die Blitzzüge das sehr Bedeutungsvolle geschaffen, daß Reisen zwischen 
der Hauptstadt und den entfernteren Landesteilen hin und zurück am 
selben Tag vorgenommen werden können. Man kann nunmehr morgens 
von seinem Heim in Jütland nach Kopenhagen reisen, dort seine Ge- 
schäfte erledigen, an Sitzungen teilnehmen und dergleichen, und nach 
der Rückreise seinen Heimatort im Laufe des Abends wieder erreichen 
(und umgekehrt von Kopenhagen). Man spart dadurch nicht nur Zeit, 
sondern auch noch eine Übernachtung. 

Auf unserer internationalen Verbindung zwischen dem Norden und 
dem Kontinent über Gedser—Warnemünde ist durch den Bau der Stor- 
strömsbrücke (vgl. Abschnitt VI) und die Inbetriebnahme kräftiger 
Dampflokomotiven eine in Anbetracht der Länge der Strecke bedeutende 
Beschleunigung erreicht worden. Die Zeiten für die Tagesverbindungen 


betragen: 
km 1937 1938 


Kopenhagen—Gedser . . . . . . 170 3St.10 Min. 2 St. 27 Min. 


Endlich ist durch Einlegung des Motorexpreßzuges „Nordpilen“ 
(„Nordpfeil“) Frederikshavn—Flensburg eine schnelle Verbindung zwi- 
schen namentlich dem westlichen Kontinent und Nordjütland, Schweden 
(über Frederikshavn—Gotenburg) und vom Sommer 1939 Norwegen 
(über Hirtshals—Christianssand) geschaffen worden. Die 444 km von 
der Grenze bis Frederikshavn werden in 534 Stunden durchfahren. 

Zur Beleuchtung des Umfanges der Zugförderung mit Triebwagen 
soll zum Schluß bemerkt werden, daß sich die im Sommer 1938 täglich 
gefahrenen Reisezugkilometer folgendermaßen verteilten: 


Dampfzüge . . ee, 83816 km 
Blitzzüge (Schnrichwagen) en, 5090 u 
Triebwagenzüge . . — en BE ten 
Elektrische Züge . . e s» s s s. 65921 „ 


Insgesamt . . . 67512 km 


Die Dampflokomotiven haben also die Hälfte der Reisezugfahrten 
an den Motorbetrieb mit seinen verschiedenen Formen abgeben müssen. 
Gleichzeitig mit der Entwicklung des Fahrplans ist angestrebt 
worden, die geltenden Sicherheitsvorschriften und andere Bestimmungen 
den Verhältnissen der Neuzeit anzupassen und überhaupt den Betriebs- 
dienst zu rationalisieren, den Verkehrsdienst zu vereinfachen und zu 
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verbilligen und in größerem Umfang technische Hilfsmittel in Gebrauch 
zu nehmen. Um die Bedienung der kleinsten Abfertigungsstellen auf 
Nebenbahnen zu verbilligen, ist man dazu übergegangen, solche kleinen 
Bahnhöfe durch private Unternehmer verwalten zu lassen. 

Im Verhältnis zur Postverwaltung sind in verschiedenen Beziehun- 
gen grundsätzliche und für die Wirtschaftlichkeit der Staatsbahnen recht 
bedeutungsvolle Änderungen eingeführt worden. Am 1. Oktober 1933 
trat ein neues Übereinkommen über die Postbeförderung auf den Staats- 
bahnen in Kraft, durch das eine engere Zusammenarbeit zwischen Post 
und Eisenbahn zur Erweiterung und Vereinfachung der Postbeförderung 
erreicht wurde. Es wurde u. a. die Regelung getroffen, daß in Zügen, 
in denen man zwar gerne Post befördern möchte, in denen aber anderer- 
seits die Menge des Postgutes, ihre Behandlung u. ä. die Vorhaltung von 
Postwagen oder besonderen Postabteilen nicht notwendig machen, die 
Beförderung als „Zugpost“ erfolgen kann, wobei dann das Zugpersonal 
der Staatsbahnen das Auswechseln der Post besorgt. Ferner kann das 
Publikum an das Zugpersonal der meisten übrigen Züge ohne allgemeine 
Postbeförderung gewöhnliche frankierte Briefsendungen zur Besorgung 
abliefern. Gleichzeitig wurden die Bezahlungsregeln nachgeprüft, mit 
dem Erfolg, daß die Einnahmen der Staatsbahnen aus der Postbeförde- 
rung, die 1932/33 5%, Mill. Kr. betrugen, 1937/38 fast 8 Mill. Kr. aus- 
machten. 

In den Dörfern an den kleineren Bahnhöfen befinden sich in der 
Regel keine selbständigen Postabfertigungen, sondern die Postgeschäfte 
werden auf den Bahnhöfen vom Eisenbahnpersonal ausgeführt. Dieses 
geschah früher auf Grund eines Übereinkommens zwischen der Post- 
behörde und den einzelnen Bahnhofsvorstehern. Seit dem 1. April 1932 
jedoch hat die Staatsbahnverwaltung selbst die Ausführung der Post- 
#eschäfte auf den Bahnhöfen als Unternehmer übernommen. Die Arbeit 
wurde dem Bahnhofspersonal zur Dienstpflicht gemacht, jedoch bekam 
der Vorsteher eine nach dem Umfang der Postgeschäfte abgestufte Ent- 
Schädigung für die Leitung derselben und die Verantwortung, und bei 
der Festsetzung des Personalbedarfs des Bahnhofs wurde auch auf die 
Postgeschäfte Rücksicht genommen. Die Neuordnung hat der Staatsbahn 
eine bedeutende Einnahme gebracht, 

Auch das Verhältnis zu den verschiedenen auf dem Bahngebiet 
arbeitenden Erwerbsunternehmen (Bahnhofswirtschaften, Wirtschafts- 
betriebe auf Fähr- und Motorschiffen, Zeitungsverkauf, Verkaufsstände, 
Werbetätigkeit usw.) wurde nachgeprüft und die Berechnung der Ab- 
gaben nach wirtschaftlichen Gesichtspunkten neugestaltet, so daß die 
Mieten und Abgaben der Unternehmungen an die Staatsbahnen von 
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1920/21 bis 1937/38 von etwa Lo Mill. Kr. auf etwa 3, Mill. Kr. ge- 
stiegen sind. 

Hinsichtlich des Umfanges des Personen- und Güterverkehrs wird 
auf Abschnitt V verwiesen. Zur Veranschaulichung der Frage der 
Sicherheit der Reisenden seien folgende Zahlen genannt: 


Anzahl der ohne eigene. 
nzahlderohneeigenes 4 Personen- 


In den Jahren Verschulden getöteten / 
Reisenden D 
1921/22—1925/26 «s + 1 5524 Mill, 
1926/27—1930/31 . .. . 0 5452 „ 
1931/32—1936/86 . . . » 2 6100 * „ 
1936/37 17/8... . 0 202, 
Insgesamt in 17 Jahren, . 3 19.998 Mill, 


Als der Kraftwagenverkehr sich in den Jahren 1920—1930 auf den 
Landstraßen entwickelte, nahmen die Staatsbahnen nicht direkt an 
diesem Verkehr teil, sondern beschränkten sich auf eine gewisse Wett- 
bewerbstätigkeit derart, daß neue Haltepunkte errichtet sowie neue Züge, 
wie dies vorstehend bei der Besprechung des Fahrplans näher behandelt 
worden ist, eingelegt wurden. Daneben wurde versucht, eine Regelung 
des Straßenverkehrs durch den Staat zu erreichen. Diese Bestrebungen 
sind im wesentlichen mißglückt. Die Haltepunkte sind ein Hindernis 
für die glatte Abwicklung des Zugbetriebes und werden zum größten Teil 
nach und nach verschwinden. Ein 1928 unternommener Versuch, eine Rege- 
lung durchzuführen derart, daß die Kraftwagenlinien nach der nächst- 
gelegenen Landstation anstatt nach den Städten geleitet würden, führte 
wegen des Widerstandes der örtlichen Behörden zu keinem Ergebnis. 
Es ist kein Anlaß, dieses Ergebnis zu bedauern, da der Versuch, wenn 
er geglückt wäre, zu einer Durchbrechung der allgemeinen Gesetze des 
Verkehrs geführt haben würde, 

Im Jahre 1931 nahmen daher die Staatsbahnen eine ganz neue 
Verkehrspolitik auf, indem nun beschlossen wurde, alle Personenkraft- 
wagenlinien zu übernehmen, die Städte mit Staatsbahnhöfen unterein- 
ander verbanden und die einigermaßen parallel mit der Eisenbahn ver- 
liefen. Diese Linien hatten eine für fünf Jahre geltende behördliche 
Genehmigung und konnten also, wenn die erforderliche Zustimmung 
erlangt werden konnte, bei Ablauf dieses Zeitabschnittes erworben 
werden, 

Die Anzahl Linien, deren Übernahme hiernach in Frage kam, um- 
faßte etwa 80 der 800 Personenkraftwagenlinien des Landes, also nur 
etwa 10%; es muß aber zugegeben werden, daß es die größten. und 
besten Linien waren, die man zu übernehmen wünschte. 
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Der Anfang wurde mit einem Verkehrsplan für das Amt Sonder- 
borg gemacht, wo man mit der Amtsverwaltung darüber einig wurde, zwei 
Staatsbahnlinien und ein Kleinbahnnetz stillzulegen, während der Staat 
gleichzeitig eine der Kleinbahnstrecken übernahm und sie normalspurig 
ausbaute. Ferner erhielt die Staatsbahn das Alleinrecht für den Be- 
trieb von Personenkraftwagenlinien im Amtsgebiet. Nachdem dieses mit 
Zustimmung des Reichstages durchgeführt worden war, war die Bahn 
für die weitere Entwicklung frei; und im Jahre 1938 betrieben die Staats- 
bahnen etwa 3000 km Omnibuslinien, teils allein, teils gemeinsam mit 
der Privatbahn der betreffenden Gegend, 

Das Personal der Kraftwagenlinien wurde nicht in das Beamten- 
verhältnis übernommen. Die einzelnen Linien werden von einem Be- 
triebsleiter geleitet, häufig dem früheren Besitzer, der der General- 
direktion unmittelbar unterstellt ist. Das Personal wird nach Verein- 
barung mit der betreffenden Gewerkschaft gelöhnt. 

Die Übernahme ist für das ganze Land bald zum Abschluß gebracht. 
Sie hat den Staatsbahnen außer der Abschreibung und Verzinsung des 
Anlagekapitals einen nicht unbedeutenden Überschuß gebracht, und — 
was wichtiger ist — an Stelle des früheren Kampfzustandes und Wett- 
bewerbs ist Zusammenarbeit getreten. Während die Omnibusse früher 
vorzugsweise zu den Zeitpunkten verkehrten, wo den Staatsbahnen am 
meisten Verkehr entzogen werden konnte, hat man jetzt bei der Auf- 
stellung des Fahrplans auf den Zugverkehr Rücksicht nehmen können. 
An verschiedenen Stellen, wo es wirtschaftlich unvertretbar gewesen 
Wäre, Züge einzulegen, haben wichtige durchgehende Verbindungen 
Mittels Kraftwagen Anschluß von und nach der Peripherie bekommen 
können, 

Die Bedeutung der Kraftwagenlinien im Verhältnis zur Eisenbahn 
kann selbstverständlich nicht aus einer Gegenüberstellung der 3000 km 
Omnibuslinien einerseits und der 2390 km Eisenbahnstrecken und 170 km 
Schiffsstrecken andererseits ermessen werden. Man erhält eine bessere 
Grundlage für einen Vergleich, wenn man den Jahreseinnahmen aus der 
Personenbeförderung der Kraftwagenlinien — etwa 4, Mill. Kr. — die 
Staatsbahneinnahmen aus der Personen- und Gepäckbeförderung — 
60,6 Mill. Kr, — gegenüberstellt. 

k Für die Güterbeförderung auf der Landstraße hat man jedenfalls 
bis jetzt eine der Personenbeförderung entsprechende Regelung nicht 
treffen können. Der Wettbewerb rührt hier nicht so sehr von dem orga- 
nisierten Fuhrmannsgewerbe her, sondern überwiegend von den selbst- 
fahrenden Fuhrleuten oder Kleinunternehmungen mit einzelnen Kraft- 
wagenführern, die unbegrenzte Arbeitszeit und sehr niedrige Löhne 
haben, und die gleichzeitig in großem Umfang ihre Wagen überladen. 


EM 
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Bisher ist es nicht geglückt, diesen Teil des Verkehrsdienstes zu 
sanieren. Die liberale Einstellung großer Teile der Bevölkerung gerade 
auf diesem Gebiet hat sich einer Einschränkung widersetzt, die die Ent- 
faltung des freien Unternehmergeistes auf diesem Gebiete erschwert. 


Allmählich scheint jedoch das Verständnis dafür zu wachsen, daß 
es nicht sicher ist, daß eine ungeregelte Summe vieler Eigeninteressen 
gerade das größtmögliche Glück für die Gesamtheit ergibt. Und dieses 
ist kein neuer nordischer Gesichtspunkt. Bereits das jütländische Gesetz 
des Königs Valdemar aus dem Jahre 1241 enthält in seinem Vorwort das 
berühmte Wort: „Denn wäre kein Gesetz im Lande, dann hätte der am 
meisten, der am meisten erraffen könnte“, 


Bedauerlich ist es jedoch, daß die Regelung um so einschneidender 
wirken wird, je länger sie hinausgeschoben wird. 


V. Tarifwesen. 


Am 1. Juli 1922 fand eine Ermäßigung der Fahrkartenpreise statt. 
Sie betrug durchschnittlich 10—12 % für die 3, Klasse, für die hier- 
nach ein Grundpreis von 5 Öre je km (der jetzt geltende Grundpreis) 
festgesetzt wurde mit Zonensätzen nach fallender Staffel für Entfer- 
nungen über 225 km. Für Fahrkarten 2. Klasse, die früher das Doppelte 
des Fahrpreises für die 3. Klasse kosteten, wurde der Grundpreis auf 
das 1,rfache des Grundpreises für die 3. Klasse festgesetzt. Dies ent- 
sprach einer Ermäßigung von etwa 25 %. Ferner wurden die Sätze für 
Zeitkarten bedeutend herabgesetzt. 

Seit 1924 ist der billige Sonntagstarif — „Billigfahrten“ -— (Hin- 
und Rückfahrt für den Preis einer Einzelfahrt), der bisher auf einige 
besonders eingelegte Sonntagszüge beschränkt gewesen war, auf den 
gegenwärtigen Umfang ausgedehnt: Hin- und Rückreise zum Preise einer 
Einzelfahrt bei Reisen über mindestens 29 km an allen Sonn- und Feier- 
tagen (mit Ausnahme der großen Festtage) mit allen planmäßigen Per- 
sonenzügen (nicht Schnellzügen). Für einige bestimmte Strecken be- 
stehen einige Sonderbestimmungen hinsichtlich der für die „Billig- 
fahrten“ zugelassenen Züge. 

Das Gesetz vom 25. Februar 1925 ermächtigte den Generaldirektor, 
in besonderen Fällen, in denen es unter Berücksichtigung der Wirtschaft- 
lichkeit des Betriebes wünschenswert ist, die Sätze für Personenbeförde- 
rung bis zu 50 % zu ermäßigen. Von dieser Ermächtigung ist seitdem 
häufig Gebrauch gemacht worden, besonders für größere geschlossene 
Reisegesellschaften, bei der Einlegung besonderer Ausflugszüge, beim 
Verkauf von Rundreisefahrkarten usw. 
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Am 1. August 1928 wurde der Grundpreis für die 2. Klasse vom 
l,fachen auf das 1,sfache des Fahrpreises für die 3. Klasse ermäßigt, 
um der Abwanderung aus der 2. Klasse vorzubeugen, die u. a. durch die 
steigende Zahl der privaten Personenkraftwagen verursacht wurde. 


Gleichzeitig wurden Rückfahrkarten zu ermäßigten Preisen 
(1,nfacher Einzelfahrpreis) für Entfernungen bis zu 60 km, gültig zwei 
Wochentage mit anschließenden oder zwischenliegenden Sonn- oder 
Feiertagen, eingeführt. Am 1. September 1929 wurde die Ausgabe dieser 
Rückfahrkarten auf den gesamten Staatsbahnbereich ohne Begrenzung 
der Entfernung ausgedehnt, und am 1. Dezember 1932 wurde die Gültig- 
keitsdauer auf acht Tage verlängert. Auf Grund eines neuen Gesetzes 
über Arbeiterferien, nach dem die Arbeiter jährlich zwei Wochen Ferien 
bekommen können, wird die Gültigkeitsdauer der Rückfahrkarten für 
Reisen, die in der Zeit vom 1. Mai bis 30. September 1939 unternommen 
werden, auf 16 Tage verlängert werden. 


Vom 1. Dezember 1932 ab wurden mit Hinblick auf den Wett- 
bewerb der privaten Automobile Gemeinschaftskarten eingeführt, die für 
Gesellschaften von mindestens vier Personen ausgefertigt werden, die 
gemeinsam eine Reise über eine Entfernung von mindestens 30 km und 
zurück am selben Tage unternehmen, Die Ermäßigung beträgt 331% %. 
Die Gemeinschaftskarten können nicht über größere Entfernungen als 
270 km (die Entfernung, mit der jetzt der Zonentarif beginnt, vgl. nach- 
stehend) ausgestellt werden. 


Am 1. Mai 1934 wurden die Sätze für Fahrkarten und andere Fahr- 
ausweise unter Berücksichtigung der neuen Wagenklassenbezeichnungen, 
nämlich 1. Klasse (Preis der früheren 2. Klasse) und Gemeinschafts- 
klasse (Preis der früheren 3. Klasse), neu festgesetzt. Für Reisende 
in den Kurswagen in den Verbindungen mit dem Ausland, die drei 
Wagenklassen führen, werden jedoch wie bisher direkte Fahrkarten 1., 
2. und 3, Klasse verausgabt. 


Die Preise für Fahrkarten über größere Entfernungen wurden da- 
durch erhöht, daß die Grenze für die Berechnung nach dem Grundpreis 
für je 1 km von 226 auf 270 km hinaufgesetzt wurde mit der daraus 


folgenden Erhöhung der Zonensätze für Entfernungen von 270 km 
und mehr, 


Der Zuschlag für die Benutzung von Schnellzügen wurde in drei 
Zonen eingeteilt. Hierdurch wurde der Preis im Verhältnis zu dem 
früher geltenden Zuschlagspreis, der für alle Entfernungen gleich war, 
niedriger für Entfernungen bis zu 50 km, unverändert für Entfernungen 
von 51 bis 100 km und höher für größere Entfernungen. 
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Die Sätze für Zeitkarten wurden den Änderungen angepaßt. Bei 
Zeitkarten zu Reisen zwischen sämtlichen Bahnhöfen wurde der Preis 
für die Gemeinschaftsklasse erhöht, während der Preis für die 1. Klasse 
ermäßigt wurde dadurch, daß man dazu überging, für diese das 1⁄4 fache 
(früher das 1%;fache) des Preises für die Gemeinschaftsklasse anzu- 
setzen mit der Begründung, daß auf den Seitenstrecken und in den Lokal- 
zügen der Hauptstrecken die Wagen 1. Klasse eingezogen worden waren. 

Anläßlich der Elektrisierung gewisser Strecken in der Nähe Kopen- 
hagens und der Errichtung verschiedener neuer Haltepunkte in Kopen- 
hagen selbst, wodurch die Eisenbahnstrecken innerhalb der Stadt Kopen- 
hagen erhöhte Bedeutung für den Stadtverkehr bekamen, wurde der Ver- 
kauf von besonderen, billigen Fahrkarten und von Fahrscheinheften für 
Reisen auf den Stadtbahnstrecken eingeführt. 

Die Zahl der Reisen und Personenkilometer in Millionen und die 
Einnahme je Personenkilometer stellt sich wie folgt: 


Reisen 

Kopenhagener Andere Im Personen- Einnahme je 
In den Jahren Nahverkehr Reisen ganzen kilometer Personenkm 
19222 2... = RE 1051,9 6,3 Öre. 
1925/26 . . z a 1161,9 bo p 
128 me 15 28% 1057,8 Bos 
1986/87. se ta ma ` 501 1459,5 30 „ 
mag... Se 184 Ba 1462,3 CN 


Im Zeitabschnitt 1921/22—1932/33 hat sich der Umfang des Per- 
sonenverkehrs im großen und ganzen nicht geändert. Die Steigerung im 
Reisebedürfnis wurde in diesen Jahren von der fortwährend wachsenden 
Anzahl Kraftwagen auf den Landstraßen aufgewogen. Die Anzahl Reisen 
war am niedrigsten im Geschäftsjahr 1932/33, das für Dänemark den Höhe- 
punkt der Weltkrise bedeutete. Seitdem haben die großen betrieblichen 
Verbesserungen und die Elektrisierung des Kopenhagener Nahverkehrs, 
sowie die u. a. durch die Werbetätigkeit der Staatsbahnen stark ge- 
stützte Steigerung der Reiselust eine gewaltige Zunahme des Personen- 
verkehrs gebracht. Der Rückgang des Fernverkehrs 1937/38 ist durch 
die Lage des Osterfestes verursacht. Wenn dieser Umstand ausgeglichen 
wird, sind die Zahlen für beide Jahre beinahe gleich groß. 

Von den Personenkilometern des Jahres 1937/38 wurden 14 % mit 
Blitzzügen und 14% mit elektrischen Zügen im Kopenhagener Vorort- 
verkehr gefahren. 


Am 5, Juli 1921 sind die Eilstückguttarife um 19 bis 31% er- 
mäßigt worden. 
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Am 20. April 1922 wurden die Tarife für die Beförderung lebender 
Tiere um 3345 % und am 1. Mai 1922 die Frachtguttarife um durch- 
schnittlich 25 % für Frachtstückgut und um 1215 % für Wagenladungen 
ermäßigt. Ferner wurden die Staatsbahnen verpflichtet, für die Erzeug- 
nisse einer Reihe von gewerblichen Unternehmen, denen bisher das Mini- 
sterium des Innern einen Zuschuß zu ihren Frachtausgaben gewährt 


hatte, einen Frachtnachlaß von 20 % (für Torf 30 %) zu gewähren. 


Durch ein Gesetz vom 25. Februar 1925 wurde der Generaldirektor 
ermächtigt, in besonderen Fällen, in denen es unter Berücksichtigung 
der Wirtschaftlichkeit des Betriebs erwünscht ist, die Sätze für Beförde- 
rung von Gütern und lebenden Tieren bis zu 334, % zu ermäßigen. 


Hiernach gingen die Bestrebungen der Staatsbahnen darauf hinaus, 
diese Ermächtigung dazu zu benutzen, um mit den größeren Versendern 
besondere Frachtabkommen zu treffen, um dadurch zu versuchen, teils 
Transporte zu bewahren, teils solche, die der Eisenbahn entzogen ge- 
wesen waren, zu erwerben. Es wurden denn auch eine bedeutende An- 
zahl Frachtabkommen getroffen. Ferner wurden verschiedene Ände- 
rungen in den Tarifen und den Tarifbestimmungen durchgeführt, um 
eine Herabsetzung der Gebühren zu erzielen, u. a. wurde am 15. März 
1925 eine Ermäßigung der Sätze für die Versendung von einzelnen leben- 
den Tieren vorgenommen und günstigere Tarifierungsbestimmungen für 
lebende Tiere in Wagenladungen eingeführt. 


Am 1. April 1927 fand eine allgemeine Senkung der Tarife für 
Güter und lebende Tiere statt, 


Die Ermäßigung betrug für lebende Tiere etwa 30 % bei Stück- 
sendungen und etwa 25 % bei Sendungen in Wagenladungen. Die Stück- 
gutsätze wurden um gut 30 % (für die kürzesten Entfernungen, wo der 
Wettbewerb am meisten fühlbar war) bis etwa 20 % (für größere Ent- 
fernungen) ermäßigt. Für Wagenladungsgüter wurde die Ermäßigung 
in Verbindung mit einer Erweiterung der Anzahl der Wagenladungs- 
klassen von 4 bis 7 Güterklassen vorgenommen, so daß die Ermäßigung 
für die gröbsten Güter 3313 %, für andere Güter, die dem Automobil- 
wettbewerb besonders ausgesetzt waren, etwa 30 % und für die übrigen 
Güter etwa 20 % ausmachte. Die früher erwähnten besonderen, ermäßig- 
ten Industriesätze, die im Jahre 1922 eingeführt worden waren, fielen 
fort, da nach der allgemeinen Ermäßigung die gewöhnlichen Sätze ebenso 
niedrig wurden. Ebenso konnten so gut wie alle Frachtabkommen ab- 
gewickelt werden, weil die Frachten nach den neuen Sätzen sich für 
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Der immer stärker werdende Wettbewerb seitens des Kraftwagens 
bewirkte indessen, daß die Staatsbahnen trotz der bedeutenden Ermäßi- 
gungen große Schwierigkeiten hatten, den Verkehr festzuhalten, Es 
mußten daher weitere Maßnahmen getroffen werden; u. a. wurde ab 
1. Juni 1928 ein Ausnahmetarif für Frachtgut im Nahverkehr (Ent- 
fernungen bis 125 km, doch nicht über den Großen Belt) eingeführt. 
Dieser enthielt besondere um 10 % ermäßigte Frachtstückgutsätze für 
Sendungen von mindestens 1500 kg und ein besonders niedriges Mindest- 
gewicht für Wagenladungsgüter (3000 kg gegen allgemein 5000 kg). 
Außerdem wurde es in dauernd steigendem Maße notwendig, Fracht- 
abkommen mit den Versendern zu treffen. 


Im Jahre 1928 wurde eine Transportagentur errichtet, deren Auf- 
gabe es ist, in direkte, persönliche Verbindung mit den Verkehrstreiben- 
den zu treten und für die Erwerbung von Verkehr zu arbeiten. Diese 
Agentur hat ihren Sitz in Kopenhagen und eine Anzahl örtlicher Ver- 
treter rings herum im Lande, die jeder innerhalb ihres Bezirks wirken. 
Die Transportagentur ist innerhalb gewisser Grenzen ermächtigt worden, 
mit den Versendern nach näher festgelegten Richtlinien Frachtabkommen 
für Versendungen innerhalb Dänemarks zu treffen. Vereinbarungen 
grundsätzlicher oder umfassenderer Art schließt die Generaldirektion ab. 


Als Glied in den Bestrebungen der Verkehrswerbung ist durch die 
Transportagentur bei fast allen Staatsbahnhöfen bahnamtlicher Roll- 
fuhrdienst mit privaten Fuhrleuten, mit denen Verträge abgeschlossen 
sind, eingerichtet worden. Diesen Fuhrleuten gibt die Staatsbahn oft — 
in jedem einzelnen Fall entsprechend den Verhältnissen — kleinere Zu- 
schüsse, damit die Versender gegen eine angemessene Bezahlung auch 
bei Benutzung der Staatsbahnen den „Haus-Haus-Verkehr“ erlangen 
können, der im Wettbewerb die Stärke der Lastkraftwagen gewesen ist. 


Seit dem Jahre 1928 sind verschiedene Güter bei Versand als Fracht- 
gut in Wagenladungen aus Rücksicht auf den Wettbewerb detarifiert 
worden. Ferner ist — namentlich im Verkehr mit dem Auslande — eine 
Reihe von Ausnahmetarifen mit ermäßigten Sätzen für gewisse Güter, 
die in einer näher bestimmten Menge versandt werden, eingeführt worden. 
Dagegen sind allgemeine Änderungen der Tarifsätze nicht vorgenommen 
worden, da man es hinsichtlich der Verkehrsgewinnung als am zweck- 
mäßigsten ansieht, mit den bedeutenderen Versendern Sonderabkommen 
zu treffen, um durch besondere Frachtnachlässe der Eisenbahn die Trans- 
porte zu sichern. 
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Die Anzahl der beförderten Gütertonnen, der Tonnenkilometer in 
Millionen und die Einnahme je Tonnenkilometer betrug: 


Einnahme 
In den Jahren t tkm je tkm 
192122 22% Ba 581,3 16,5 Öre. 
1925/26.. > a «6,40 5715 TEAN 
1982/38 . . » . 448 486,7 82 » 
1807 E A RS 589,6 de 
1937/38 . 5,04 596,0 Mn 


Die Menge der beförderten Güter fiel ständig in dem ersten Jahr- 
zehnt, und die Weltkrise, die sich in Dänemark besonders zu einer Land- 
wirtschaftskrise entwickelte, brachte einen katastrophalen Rückgang, so 
daß die Beförderungsmenge im Jahre 1932/33 nur 41% Mill, t ausmachte. 
Die in den späteren Jahren eingetretene Besserung der Wirtschaftsver- 
hältnisse hat eine schwache Steigerung gebracht. Die Gütermenge be- 
steht zu etwa 83 % aus Wagenladungsgut, zu etwa 15 % aus Stückgut 
und zu etwa 2% aus lebenden Tieren. 


Vorstehend ist der Teil der Verkehrswerbung der Staatsbahnen 
behandelt, der durch die Transportagentur vertreten wird. Hierzu 
kommt die Werbung der Staatsbahnen der Bevölkerung gegenüber. 

Diese Werbung war bis 1931 sehr schwach entwickelt. Mittel 
Standen für die eigentliche Werbung nicht zur Verfügung, dagegen gab 
es eine Bewilligung von 35 000 Kr. für Bekanntmachungen. 

Die Organisation einer wirklichen Werbung muß natürlich etwas 
Zeit beanspruchen, dagegen konnte jede Möglichkeit für Propaganda aus- 
genutzt werden, und dies war insofern notwendig, weil man damals den 
Staatsbahnen und ihrem Personal keine Beliebtheit in der Bevölkerung 
nachsagen konnte, Es lag zweifellos in dieser öffentlichen Meinung viel 
Ungerechtigkeit; aber man kommt ja weder im öffentlichen Leben noch 
im Geschäftsleben um die Tatsache herum, daß, wenn Leute glauben, daß 
etwas verkehrt ist, dies in der Regel für das betreffende Unternehmen 
ebenso schlimm ist, als ob wirklich etwas verkehrt wäre. 

É Nun wurde jeder größere Fortschritt zur Werbung benutzt. Er- 
eignisse, die sonst hätten unbeachtet vorübergehen können, wurden auf 
diese Weise dazu benutzt, „Good-will“ für die Staatsbahnen und deren 
Personal zu schaffen. 

Der Generaldirektor sprach im Rundfunk und auf Vorträgen vor ver- 
schiedenen, bedeutenden Körperschaften über zeitgemäße Fragen. Diese 
Vorträge wurden in der Tagespresse wiedergegeben und besprochen 
und taten ihre Wirkung. Der dänische Humor stürzte sich auf die Fragen 
und die Karikaturzeichner der Zeitungen bewirkten weitere „Publicity“. 
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Daß die allgemein menschliche Neigung, die Person einem großen unbe- 
stimmten Unternehmen vorzuziehen, sich auch hier geltend machte, sei 
nur nebenbei erwähnt. 

Die Leitung der Staatsbahnen bemühte sich, alle darüber aufzu- 
klären, daß das Unternehmen kein Überbleibsel aus der Vergangenheit 
ist, sondern ein lebender und lebenskräftiger Betrieb mit dem Willen 
und der Kraft zu wirken und alles zu tun, was möglich ist, um der All- 
gemeinheit eine gute, sichere und schnelle Bedienung für einen ange- 
messenen Preis zu bieten, 

Hierzu kam die Werbung, die den Leuten die Augen dafür öffnen 
sollte, daß die Staatsbahn ihr eigenes Geschäft ist, ausgedrückt u. a. in 
einem Poststempel: „Jeder dänische Bürger ist Aktionär der D. S. B.“ 

In einigen unbenutzten Wartesälen des Kopenhagener Hauptbahn- 
hofs wurde ein Lichtspieltheater mit ununterbrochenen Vorstellungen von 
je einer Stunde und einem niedrigen Eintrittspreis (70 Öre) eingerichtet. 
Gezeigt werden dänische und ausländische Wochenschauen, Reise- und 
Naturfilme, Zeichenfilme usw. Der Name des Theaters ist „Den vide 
Verden“ (Die weite Welt). Es wird jährlich von über %, Mill. Menschen 
besucht und gibt zugleich neben einem Überschuß eine vorzügliche Reise- 
werbung, weil es ja eine Tatsache ist, daß die beste Form der Werbung 
diejenige ist, bei der man nicht merkt, daß geworben wird. 

Alsdann brachte die Verwaltung den Werbedienst selbst in Ord- 
nung, es wurden die benötigten Summen (zur Zeit 225 000 Kr. jährlich) 
bewilligt, und die Werbung begann, 

Es entstand gleich die Frage, ob die Werbung vorzugsweise im 
Inland oder im Ausland stattfinden sollte. Früher hatte man für das 
bißchen Werbung, das man unternahm, das Ausland vorgezogen; jetzt 
entschloß man sich dazu, vorzugsweise den inländischen Markt zu be- 
arbeiten, 

Es ist unbestritten, daß die für jeden gewonnenen Kunden ent- 
stehenden Unkosten im Ausland größer sind als im Inland. Die Staats- 
bahnen nahmen daher den Standpunkt ein, daß sie sich wohl an der Aus- 
landswerbung beteiligen, sie aber nicht allein tragen wollten. Hieran 
sollten sich auch Hotels, Vergnügungsunternehmer, Rundfahrten usw. be- 
teiligen. Später wurde die ganze Auslandswerbung in dem dänischen 
Fremdenverkehrsverein organisiert. 

Im Inland wurden alle möglichen Werbemittel in Gebrauch ge- 
nommen. In Tageszeitungen und Wochenschriften wurden Anzeigen ein- 
gerückt — oft in fortlaufenden Serien —, deren Eigenart oder künstle- 
rische Gestaltung oft Anlaß zu recht bedeutenden Ausführungen im Text- 
teil gaben. Bilder von typischen Vertretern der verschiedenen Beamten- 
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gruppen bei der Bahn — vom untersten bis zum obersten — mit kleinen, 
treffenden Aussprüchen oder Bilder von Arbeitern der verschiedenen 
Berufe mit kurzen, treffenden Redensarten, die der geistigen Einstellung 
des Arbeiters angepaßt sind, und alsdann ein Hinweis auf die Eisenbahn 
und das Reiseleben haben besonders großen Anklang gefunden. 

Ausstellungen, Aushänge, Werbeschriften, Werbeplakate, Bauzaun- 
reklame usw, sind benutzt worden, und es wurde eine Reihe von Werbe- 
filmen aufgenommen. 

Die Werbung hat sich in großem Umfange der privaten Werbebüros 
bedient. Man hat dadurch den Fortschritten der Werbetechnik ständig 
folgen können, und es ist die Gefahr vermieden worden, daß ein ein- 
zelner, noch so tüchtiger Beamter die ganze Werbearbeit einseitig prägt. 


Natürlich war es eine Voraussetzung für die Werbung, daß die 
Eisenbahnbeförderung in einer Weise geregelt wurde, die zufriedenstel- 
lend war. . Ehrliche Werbung wird ja auch in der Geschäftswelt ver- 
langt, dem Staat und seinen Einrichtungen gegenüber wird das Ver- 
langen nach Ehrlichkeit mit besonderer Stärke gestellt. 

Die Werbetätigkeit und selbstverständlich auch die Entwicklung, 
die den Hintergrund für die Werbung abgibt und die in den übrigen Ab- 
Schnitten dieses Artikels beschrieben ist, haben zum Ergebnis gehabt, 
daß die Stimmung gegenüber den Staatsbahnen und deren Personal einen 
vollständigen Umschwung genommen hat. Anstatt der früheren Unzu- 
friedenheit und des früheren Mißtrauens ist gegenseitiges Vertrauen 
getreten. Das Personal hat den Arbeitsmut und das Vertrauen auf die 
Zukunft wiedergewonnen, da es jetzt die Eisenbahn im Aufschwung sieht 
und nicht mehr wie früher in einem ständigen, trostlosen Rückgang. 


Damit soll durchaus nicht gesagt sein, daß Kritik nicht mehr vor- 
kommt. Es ist kennzeichnend für den Dänen, daß er einerseits seiner 
Unzufriedenheit leicht freien Lauf läßt, andererseits aber gewöhnlich 
leicht zufrieden zu stellen ist, wenn man an seinen guten Humor und an 
sein Gerechtigkeitsgefühl appelliert, 

Eine der größten Schwierigkeiten besteht in der Neigung einzelner 
Bevölkerungsteile oder Einzelpersonen, übertriebene, ja oft ungebühr- 
liche Forderungen an eine Staatsverwaltung zu stellen und zu versuchen, 
diese durch weniger zuverlässige Agitation oder auf anderem Wege auf 
Kosten des Allgemeinwohls zu fördern, 

Entsprechende Verhältnisse entstehen, wenn Nichtlebensfähiges 
entfernt werden muß, um das Unternehmen gesund zu erhalten. Die Be- 
völkerung ist, solange man nur ganz allgemein davon spricht, rührend 
einig in der Forderung, daß die großen staatlichen Erwerbsunternehmen 
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wirtschaftlich betrieben werden sollen, wenn aber Veranstaltungen im 
einzelnen durchgeführt werden sollen, meldet sich sofort der Widerstand 
unter der Losung: Gehe hin und spare bei den anderen, lasse uns aber 
frei sein, 


VI. Bahnanlagen. 


Durch Gesetze aus den Jahren 1908 und 1918 war die Anlage einer 
Reihe von Eisenbahnen genehmigt worden, von denen die meisten Privat- 
bahnen waren. Glücklicherweise war, als der Kraftwagenverkehr auf den 
Landstraßen nach Abschluß des Weltkrieges seinen Aufschwung begann, 
nur ein geringer Teil dieser Bahnen erbaut worden. Heute träumt nie- 
mand davon, sie zu erbauen. Die Gesetze sind nie aufgehoben worden, 
sondern bestehen noch und zeugen davon, daß die Mentalität der Be- 
völkerung im Jahr 1918 sich noch nicht auf die Änderung der Beförde- 
rungsverhältnisse, die kommen sollte und mußte, eingestellt hatte. Es 
wurden sogar noch im Jahr 1924 einige kleine Bahnen, die ebenfalls 
nicht erbaut wurden, genehmigt. Diese drei Eisenbahngesetze umfassen 
zusammen 44 nichtgebaute Privatbahnen und drei nichtgebaute Staats- 
bahnen mit einer veranschlagten Gesamtlänge von etwa 1300 km, 

Über die Entwicklung des Gleisnetzes der Staatsbahnen geben 


folgende Zahlen Aufschluß: 
31. März 1921 31. März 1931 31. März 1938 


km km km 
Streckenlänge . . . 2412 2534 2390 
davon zwei- oder miehrgleikig 317 514 584 
Hauptgleise: 
45 und 41 kg Schienen . . 590 1102 1396 
37 kg Schienen . . . ` 1004 1285 1238 
32 und 33,4 kg Schienen . D 782 466 230 
leichtere Schienen . . . . 353 187 142 
Insgesamt Hauptgleise . . . 2729 3040 3 006 
Steinschlagbettung . . . . 665 1605 1893 
Kies- und Sandbettung . . . 2.064 1435 1113 


Die Schienen der Form 45 kg haben immer eine Länge von 15 m 
gehabt. Im Jahr 1921 waren die 37-kg-Schienen in der Regel 12 m 
lang, die leichteren Schienen kürzer. Im Jahre 1938 verlegt man 45-kg- 
Schienen in Längen von 30 m und 37-kg-Schienen in Längen von 15 bis 
15 m. Das Schweißen der Schienen zu 30 m erfolgte früher an der Ar- 
beitsstelle durch Thermitschweißung; 1938 ist man zur elektrischen 
Schweißung übergegangen, die für das ganze Land in einer in Fredericia 
erbauten Schweißanlage ausgeführt wird. Hier werden auch das 
Geraderichten, Abkürzen und Zusammenschweißen von älteren Schienen 
zu passenden Längen ausgeführt. Im Jahre 1938 wurde beschlossen, zu 
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einem Schienengewicht von 60 kg überzugehen. Dieser Oberbau wird 
zukünftig bei Gleisumbauten auf freier Strecke der Hauptstrecken verlegt 
werden, während die 45-kg-Form wegen der Weichen weiterhin auf den 
Bahnhöfen beibehalten wird. 

Wie aus den obenstehenden Zahlen hervorgeht, hat man während 
des ganzen besprochenen Zeitraumes tatkräftig nach einer Verstärkung 
der Gleise gestrebt. Gleichzeitig ist man dazu übergegangen, fast aus- 
schließlich Schwellen aus dänischem Buchenholz, die mit Kreosot ge- 
tränkt werden, zu verwenden, Die Schienen werden ohne Unterlags- 
platten direkt auf die Schwellen aufgeschraubt. 

Die Streckenlänge für 1938 weist einen Rückgang auf. Dieses ist 
dadurch verursacht, daß die Beförderung auf der Landstraße sich so 
stark entwickelt hatte, daß gewisse Nebenbahnen — namentlich solche 
mit einer unglücklichen Linienführung — stillgelegt werden mußten. Im 
ganzen sind sechs Nebenbahnen mit einer Gesamtlänge von 148 km still- 
gelegt worden, jedoch sind auf zwei dieser Strecken die Gleise liegen- 
geblieben; sie werden nach Bedarf für die Beförderung von Gütern be- 
nutzt. Zwei der stillgelegten Bahnen sind im letzten Jahrzehnt eröffnet 
worden. 

Bei der Beurteilung der Frage der Betriebseinstellung auf diesen 
Bahnen hat man nicht privatwirtschaftlich gedacht und gesagt, daß eine 
Bahn, wenn sie sich nicht bezahlt, stillgelegt werden muß. Man hat statt 
dessen allgemeinwirtschaftliche Erwägungen zugrunde gelegt und hat die 
Entscheidung danach getroffen, ob die Bevölkerung des Hinterlandes -— 
gegebenenfalls nach einer Probezeit — gezeigt hat, daß sie das wirkliche 
Interesse an der Bahn verloren hat, so daß diese im wesentlichen nur als 
Reserve oder zur Preisregulierung gebraucht wird, während die Beförde- 
rung von Personen und Gütern in überwiegendem Maße auf der Land- 
straße vor sich geht. In solchen Fällen ist die Bahn stillgelegt worden. 
Man kann sich soziale Bahnen gefallen lassen, aber nicht asoziale. Das 
gleiche gilt für einen Teil der Privatbahnen und wird zweifellos in der 
Zukunft bewirken, daß weitere Bahnen — sowohl Staats- als auch Privat- 
bahnen — stillgelegt werden, 

Im Jahre 1936 wurde eine Kommission zur Untersuchung der Frage 
der Zusammenarbeit der Verkehrsmittel gebildet. Diese Kommission be- 
handelt auch die Frage der Stillegung von Nebenbahnen, die von der Be- 
völkerung in Stich gelassen worden sind. Der Bericht mit den Vor- 
schlägen der Kommission steht vorläufig noch aus. 

j Das bessere Gleis, das nach und nach verlegt worden ist, hat natür- 
lich eine Herabsetzung der Ausgaben für die Gleisunterhaltung mit sich 
gebracht, die jedoch auf den Hauptstrecken, wo die Geschwindigkeiten er- 
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höht sind, durch die Ausgaben für die Erhaltung einer genaueren und 
besseren Gleislage gewissermaßen aufgewogen wird. Die Gleisverbesse- 
rung hat sich fernerhin in einer Verminderung der Unterhaltungsarbeiten 
an den Betriebsmitteln ausgewirkt, vgl. Abschnitt VII. 

Im letzten Jahrzehnt ist der Bau großer Brücken eine wichtige Auf- 
gabe für die Staatsbahnen gewesen, 

Von früherer Zeit her hatte Dänemark nur eine einzige größere 
Eisenbahnbrücke, nämlich über den Limfjord zwischen Aalborg und 
und Norresundby (Länge 372 m mit einer Drehbrückenöffnung, erbaut 
1879). Im Jahre 1924 wurde der Bau einer gemeinsamen Eisenbahn- und 
Straßenbrücke (Klappbrücke) über den Alssund und einer Eisenbahn- 
brücke (Hochbrücke) über den Kleinen Belt bei Fredericia beschlossen. 
Gleichzeitig wurde eine Eisenbahnbrücke (Klappbrücke) über den 
Roskildefjord bei Frederikssund erbaut. 

Die Alssundbrücke war 1930 fertig. Die Brücke über den Kleinen 
Belt wurde erst 1935 eröffnet, Bereits vor Beginn der Bauarbeiten wurde 
im Jahre 1927 der Bauplan dahin abgeändert, daß die Brücke als gemein- 
same Eisenbahn- und Straßenbrücke mit zwei Gleisen, einer Fahrbahn 
von 5, m Breite und einem Fußsteig von 2,55 m Breite gebaut werden 
sollte. Die Brücke hat eine Länge von 1178 m und eine lichte Höhe über 
dem Wasserspiegel von 33 m. Die Gründung der Pfeiler im Belt war sehr 
schwierig, da die größte Wassertiefe etwa 35 m betrug. 

Vor Eröffnung der Brücke über den Kleinen Belt wurde im Jahre 
1932 der Bau einer Hochbrücke über den Storström von der Insel Mas- 
nedø, die mit Seeland in Eisenbahnverbindung steht, nach Falster und 
der Bau einer Klappbrücke über den Limfjord bei Oddesund im nord- 
westlichen Jütland beschlossen. Diese Brücken wurden 1937 bzw. 1938 
in Betrieb genommen. Die Storströmbrücke hat eine Länge von 3 
und eine lichte Durchfahrtshöhe von 26 m; sie überführt eine eingleisige 
Eisenbahn, eine Fahrbahn von Bu m und einen Fußsteig von Za m Breite. 
Die Oddesundbrücke hat eine Länge von 472 m, und sie überführt eine 
eingleisige Eisenbahn, eine Fahrbahn von 5,6 m und einen Fußsteig von 
2, m Breite. Gleichzeitig wurde die alte Limfjordbrücke bei Aalborg, 
deren Tragfähigkeit den Forderungen der Gegenwart nicht mehr ent- 
sprach, durch eine neue Klappbrücke (Länge 418 m) ersetzt. Hierzu 
wurde der Überbau der Brücke bei Frederikssund benutzt, der durch die 
Stillezung der betreffenden Eisenbahn überflüssig geworden war. 

Diese großen Eisenbahnbrücken haben die Dänischen Staatsbahnen 
in zwei nur durch den Großen Belt getrennte Gruppen zusammengefaßt. 
Im Abschnitt VIII wird beschrieben werden, wie man über diesen etwa 
26 km breiten Belt hinweg die beiden Netze verbindet. Durch die hier 
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erwähnten Brückenbauten und durch den im Abschnitt IV näher be- 
sprochenen schnelleren Zugverkehr ist eine wesentliche Sammlung inner- 
halb unseres kleinen, aber von Natur aus stark zerrissenen Landes erfolgt. 

In den Jahren 1929—1935 wurde der Kopenhagener Nahverkehr 
elektrifiziert. Der Strom wird von den vorhandenen Werken geliefert, zu 
1500 V Gleichstrom umgeformt und den Zügen durch eine Fahrleitung 
zugeführt. 

Im Laufe der Jahre sind große Arbeiten ausgeführt worden, um 
Kreuzungen zwischen Eisenbahn und Landstraße in Schienenhöhe durch 
schienenfreie Straßenverbindungen zu ersetzen. Die nachstehenden 
Zahlen zeigen die Entwicklung: 


1921 1938 
Straßenbrücken . - » v2... Al 879 
Bewachte Wegübergänge . . . . . . 1842 783 
Unbewachte öffentliche Wegübergänge , 409 432 
Private Überwege `. se ieo e 8019 2661 


Daß die Zahl der unbewachten öffentlichen Wegübergänge in dem 
besprochenen Zeitraum gestiegen ist, ist darauf zurückzuführen, daß man 
an einer Reihe von Überwegen auf Bahnen mit einer Zuggeschwindigkeit 
von 70 km/St und darunter infolge Verbesserung der Übersichtsverhält- 
nisse (Sichtdreiecke) oder infolge Aufstellung von Warnlichtsignalen 
die Bewachung hat aufheben können, Seit 1930 erfolgt der Bau von 
Straßenbrücken in der Regel auf Verlangen der Wegebehörden, die aus 
den Erträgen der Kraftwagensteuern die Baukosten bestreiten, während 
die Eisenbahn einen Zuschuß in Höhe ihrer kapitalisierten Erspar- 
nisse gibt, Es ist das Ziel, im Laufe einiger weniger Jahre alle Kreu- 
zungen in Schienenhöhe zwischen Hauptbahnen und Hauptstraßen sowie 
eine bedeutende Anzahl anderer Kreuzungen durch Brücken zu ersetzen. 

In den letzten Jahren sind viele Umbauten und Modernisierungen 
von Bahnhofsanlagen ausgeführt worden. Unter diesen seien insbesondere 
der völlige Umbau der Bahnhöfe in Aarhus und Fredericia hervorgehoben. 

Aarhus ist die größte Stadt Jütlands (120 000 Einwohner), und der 
Bahnhof hat daher eine große Bedeutung. Sowohl der Personenbahnhof 
als auch der Güterbahnhof sind umgebaut worden. Der neue Personen- 
bahnhof ist ebenso wie der frühere ein Kopfbahnhof. Das neue Empfangs- 
gebäude und der ganze davorliegende Vorplatz sind gehoben worden, so 
daß die Bahnsteige ein Stockwerk tiefer als die Vorhalle liegen. In Ver- 
bindung mit dem neuen Ortsgüterbahnhof ist ein neuzeitlicher Ver- 
schiebebahnhof mit Richtungsgleisen und Stationsgruppe angelegt 
worden. Er ist als Flach-Bahnhof mit zwei Ablaufbergen gebaut, von 
denen der eine mit einer hydraulischen Gleisbremse versehen ist, 
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Bei der Inbetriebnahme der Brücke über den Kleinen Belt wurde es 
notwendig, den alten Kopfbahnhof in Fredericia — einer der wichtigsten 
Eisenbahnknotenpunkte des Landes — zu verlegen. Der neue Bahnhof 
ist für die wichtigsten Verbindungen Durchgangsbahnhof. Auf dem 
Bahnhof findet eine bedeutende Umstellung von Kurswagen und ein 
reger Umsteigeverkehr statt, weil der ganze von Osten kommende Verkehr 
auf vier durch Jütland laufende Bahnlinien verteilt werden muß. An- 
läßlich des Umbaues ist auch hier ein Verschiebebahnhof angelegt 
worden, der jedoch als Gefällbahnhof gebaut worden ist. 

Bei allen derartigen größeren Bahnhofsumbauten und im übrigen 
in vielen anderen Fällen, in denen man es als wirtschaftlich vorteilhaft 
angesehen hat, sind die Sicherungsanlagen modernisiert worden dadurch, 
daß die alten mechanischen Anlagen durch neuzeitliche Kraftstellwerke 
mit Gleisisolation und beleuchteten Gleistafeln ersetzt worden sind. 

Auf einer Reihe größerer Bahnhöfe wurden die Empfangsgebäude 
durchgreifend modernisiert, wodurch nicht nur bessere Verkehrsverhält- 
nisse, bessere Büroräume, räumlichere Vorhallen usw., sondern auch Ver- 
besserungen der für die Bedienung der Reisenden bestimmten Anlagen, 
z.B. größere und schönere Bahnhofswirtschaften, mehrere Verkaufs- 
stände usw. geschaffen wurden. Auf dem Kopenhagener Hauptbahnhof 
ist ferner noch, wie bereits erwähnt, ein von den Staatsbahnen selbst 
betriebenes Lichtspieltheater eingerichtet worden. 

Um die neuen schnellfahrenden Blitzzüge und Dieseltriebwagen 
voll ausnutzen zu können, ist die Höchstgeschwindigkeit für diese Züge 
auf den Hauptbahnen von 100 auf 120 km/St. erhöht worden, Gleichzeitig 
wurden planmäßig auf diesen Strecken Linienverbesserungen mit Ver- 
besserung der Krümmungen und Überhöhungen vorgenommen. Auch auf 
Zwischenbahnhöfen wurden derartige Verbesserungen vorgenommen. 


VII. Betriebsmittel. 


Am 31. März 1921 hatten die Staatsbahnen 674 Lokomotiven, hier- 
unter 193 Verschiebelokomotiven. Nur 53 Zuglokomotiven hatten betriebs- 
fähig ein Gewicht von 70 t oder darüber (abgesehen vom Gewicht des 
Tenders). In den folgenden Jahren bis 1938 wurden 41 größere Schnell- 
und Personenzuglokomotiven, 12 Güterzuglokomotiven und 5 Verschiebe- 
lokomotiven beschafft, Gleichzeitig wurde eine bedeutende Anzahl älterer 
Lokomotiven außer Dienst gestellt, so daß der Bestand an Dampfloko- 
motiven im Jahre 1938 betrug: 

Zuglokomotiven `... 22mm nn. AB 
Verschiebelokomotiven . » » e e so soes rn. 198 


Insgesamt 588 
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Von den 415 Zuglokomotiven waren nur 351 im Betriebe eingesetzt 
oder befanden sich in der Werkstatt, während der Rest (64) unaus- 
gebessert abgestellt war und wahrscheinlich nach und nach ganz aus- 
gemustert wird, 

Diese Entwicklung ist eine Folge teils der Einführung des Motor- 
betriebes und der Elektrisierung des Kopenhagener Nahverkehrs, teils 
der Rationalisierung des Lokomotivdienstes. 

Zum letzteren soll erwähnt werden, daß die durchschnittliche 
Jahresleistung einer Dampf-Zuglokomotive seit 1921/22 von 33 855 km 
auf 60249 km (von 93 km auf 165 km täglich) gesteigert worden ist. 
Dieses wird erreicht teils durch Abkürzung der Ausbesserungszeiten, 
teils — und ganz besonders — durch Fortfall der Ordnung, wonach jeder 
einzelnen Lokomotive ein oder mehrere bestimmte Personale zugeteilt 
waren. Es ist nun allmählich die Ordnung eingeführt, daß das Personal 
die Lokomotive fährt, die in dem gegebenen Fall verfügbar ist. 

Die ersten Triebwagen wurden von den Staatsbahnen im Jahre 1925 
beschafft, und sie sind noch immer im Dienst. Diese Wagen waren zwei- 
achsig, zum Antrieb wurden Benzinmotore benutzt und die Kraftüber- 
tragung erfolgte mechanisch. Nach und nach wurden im ganzen 40 der- 
artige Wagen beschafft, von denen jedoch 9 aus dem Wagenpark der 
Staatsbahnen ausgemustert sind, meistens dadurch, daß sie an Privat- 
bahnen verkauft worden sind. 

In den Jahren 1929—30 wurden 16 vierachsige Triebwagen mit 
Benzinmotoren und elektrischer Kraftübertragung beschafft. 

Bereits früher, nämlich im Jahre 1927, hatte man Versuche mit 
dieselelektrischen Zugförderungsmitteln unternommen. Zuerst wurde 
eine Anzahl kleinerer Lokomotiven (im ganzen 10) gebaut, später, im 
Jahre 1932, 2 größere Lokomotiven (etwa 1000 PS). Im Jahre 1928 wur- 
den 6 dieselelektrische Triebwagen (180 PS), 1932 4 Wagen (250 PS) 
gebaut, und endlich kam man im Jahre 1934 und in den folgenden 
Jahren zu Bauformen, die dann in größerer Anzahl gebaut worden sind. 
Diese letzteren Wagen, von denen die Staatsbahnen im Jahre 1938 50 be- 
saßen, und von denen in den späteren Jahren etwa 10 Stück jährlich ge- 
baut worden sind, haben 2 Motore zu je 250 PS und eine Höchstge- 
schwindigkeit von 120 km/St. Sie haben sich sehr betriebsicher und wirt- 
schaftlich erwiesen, 

Der Bau der Brücke über den Kleinen Belt gab ganz natürlich die 
Veranlassung dazu, daß man die Möglichkeit der Einführung neuer Zug- 
typen untersuchte, Die ständig weiterbestehende Überfahrt über den 
Großen Belt bedeutete ja eine sehr erhebliche Herabsetzung der Reise- 
geschwindigkeit. Die Dampfzüge müssen hier aufgelöst werden, die 
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meisten Reisenden vom Zug zur Fähre umsteigen, es muß mit Kurs-, 
durchgehenden Post- und Gepäckwagen rangiert werden, und auf der 
anderen Seite des Beltes müssen entsprechende Bewegungen vorgenom- 
men werden, 

Es wurde daher im Jahre 1933 der Bau von 4 besonderen Einheiten 
(Blitzzügen), bestehend aus 2 dieselelektrischen Triebwagen und einem 
Zwischenwagen, geplant. Zahl der Plätze 36 II (I) Klasse und 132 III (Ge- 
meinschafts-)Klasse, Höchstgeschwindigkeit 120 km/St,, 4 mal 250 PS. 
Diese Züge fahren unmittelbar und ungetrennt auf die Fährschiffe hin- 
auf und fahren unmittelbar und ohne Aufenthalt von den Fähren ab. Wie 
im Abschnitt IV näher beschrieben, bedeutete dieses eine Erhöhung der 
Reisegeschwindigkeit um 100 v. H. Es sind später noch 4 Züge mit je 
2 Motorwagen und 2 Beiwagen gebaut worden. Die Hauptstadt hat durch 
diese Züge und anschließende Triebwagenzüge auf den Außenstrecken 
morgens und abends in beiden Richtungen Verbindung mit den entfern- 
testen Punkten des Landes erhalten, Mit den Fährschiffen werden in 
diesen Blitzzügen täglich 2300 Sitzplätze über den Großen Belt über- 
führt; es wird mit einer durchschnittlichen Platzausnutzung über die 
ganze Fahrstrecke von 60 % gerechnet. Die Blitzzüge fahren jährlich 
gut 200 Mill. Personenkilometer, was 14 % sämtlicher auf den dänischen 
Staatsbahnstrecken gefahrenen Personenkilometer entspricht. Die Be- 
triebssicherheit und die Pünktlichkeit dieser Züge ist sehr groß gewesen. 

Die Leistungen der Blitzzüge, einschl. Aufenthalt im Schuppen und 
in den Hauptwerkstätten, betrugen im Sommerhalbjahr 1938 täglich 
659 km pr. Zug. Entsprechende Zahlen für die dieselelektrischen Trieb- 
wagen und die Dampf-Zuglokomotive sind beziehungsweise 344 und 161 km. 

Die Blitzzüge sind vom Standpunkt des einzelnen Reisenden aus 
gesehen möglicherweise Luxuszüge. Von einem allgemeinen Standpunkt 
aus beurteilt sind sie dagegen in hohem Maße Jedermannszüge, was aus 
den ebengenannten Angaben über die Anzahl der Sitzplätze in der 1. Kl. 
und in der Gemeinschaftsklasse hervorgeht, sowie aus der Tatsache, 
daß man bei Benutzung der Blitzzüge nicht mehr bezahlt als bei der Be- 
nutzung der mit den Fähren überführten Kurswagen der Schnellzüge, 
nämlich Schnellzugzuschlag sowie eine Platzkarte zu 2 Kr, für die 
1. Klasse und 1 Kr. für die Gemeinschaftsklasse und eine Vorbestellge- 
bühr von 50 Öre, die für alle Bahnhöfe im Lande gleich ist. 

Ferner sind im Laufe der Jahre seit 1925 52 Verschiebetraktoren 
(Kleinlokomotiven) beschafft worden, teils mit Benzinmotoren, teils mit 
Dieselmotoren. 

Der Kopenhagener elektrische Nahverkehr wird mit 62 Motor- 
wagen, 8 Wagen mit Führerstand und 54 Beiwagen betrieben. 
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Für die verschiedenen Arten von Zugkraft war im Jahr 1937/38 die 
Durchschnittsleistung je Einheit: 


Dampf-Zuglokomotiven . . 22 2.2... 60249 km 
Dieselelektrische Lokomotiven . . . . . 64527 „ 
em Blitzzüge . . . . . . 215688 „ 
n Triebwagen . . . » . 11446 „ 
Benzinelektrische » DE TURN, 
Benzin . ” vr. 45008 „ 
Elektrische D veier 188529. A 


Diese Zahlen sind natürlich in gewissem Umfange davon abhängig, 
welche Zugarten mit den verschiedenen Zugförderungsmitteln gefahren 
werden, und in welchem Umfange Bereitschaft für Spitzenbelastung 
vorgehalten werden muß. 


Der Personenwagenpark ist in den letzten 18 Jahren bedeutend 
modernisiert worden. 


Am 31. März 1921 waren folgende Personenwagen vorhanden: 
1.u.2.Kl. 3.Kl. Imganzen % 


4-achsige Durchgangswagen . 166 209 375 21 
dm Abteilwagen . . . 97 101 198 11 
2- und 3- „ Durchgangswagen. 53 169 222 13 
2- „ 3- „  Abteilwagen . . . 219 751 970 55 


535 1230 1765 100 


Am 31. März 1931 war die Verteilung einschl. der Motorwagen 


fol : 
gende: 1.u.2.Kl, 3.Kl. Imganzen % 


4-achsige Durchgangswagen . 217 418 630 30 

4- „  Abteilwagen.. . . Sp 110 196 10 

2- und 3- „ Durchgangswagen, 9 399 491 24 
2- „ 3- „  Abteilwagen . . . 110 642 752 36 
505 1564 2069 100 


Im Herbst 1938 war die entsprechende Verteilung einschl. der 
Motorwagen folgende: 


Gemein- 
LKI ` sett, In o 
klasse ganzen 
4-achsige Durchgangswagen . 175 765 940 50 
A- „  Abteilwagen . . . 164 164 9 
2- und 3- „  Durchgangswagen . Dot Da 26 
2- o E „ Abteilwagen. . . 282 282 15 


175 1688 1863 100 


In allen drei Übersichten sind Wagen, die alle drei Wagenklassen 
enthalten, in die Zahl der Wagen 1. (2.) Klasse eingerechnet. 


39* 
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Die Zahl der 2-achsigen Abteilwagen wird in Bälde auf etwa 200 
herabgesetzt werden. Von diesen werden etwa 80 in Güter- und Hilfs- 
zügen benutzt, während 120 auf Nebenbahnen, wo die Zuggeschwindig- 
keit 70 km nicht übersteigt, als Verstärkungswagen Anwendung finden. 
Seit Neujahr 1939 ist eine andere Verwendung dieser Wagen verboten, 

Diese Modernisierung ist durch Neubau von Wagen und durch die 
nachstehend besprochene Änderung der Wagenklassen, wobei eine Reihe 
von Wagen 2. Klasse zur Gemeinschaftsklasse übergingen, durchgeführt 
worden. 

Bei den Wagen 1. Klasse (1. und 2. Klasse) ist die Neubeschaffung 
in den letzten 3 Jahren so durchgreifend durchgeführt worden, daß von 
Neujahr 1939 ab sich in den planmäßigen Zugstämmen kein reiner 
Wagen 1. Klasse mehr befindet, der vor Mai 1935 gebaut worden ist. 

Seit 1932 sind die neubeschafften Personenwagen als Stahlwagen 
ausgeführt worden, in den ersten Jahren mit genieteten Platten, später 
mit geschweißten Platten, und derart, daß die Wagenkästenwände einen 
Teil der tragenden Konstruktion bilden. Ein Einheitswagen dieser Aus- 
führung hat eine Länge über den Puffern von 21,7 m und wiegt etwa 36 t. 

Seit Mai 1934 ist eine grundsätzliche Änderung der Wagenklassen 
durchgeführt worden ähnlich den in vielen modernen Schiffen gebräuch- 
lichen Klassen. Die früheren 3 Wagenklassen sind durch eine erste 
Klasse und eine Touristenklasse (Gemeinschaftsklasse) ersetzt worden. 
In den Kurswagen nach dem Ausland werden jedoch die 3 Klassen 
(1. Klasse mit 4 Plätzen in jedem Abteil, 2. Klasse mit 6 Plätzen und 
3. Klasse entsprechend der Gemeinschaftsklasse mit 8 Plätzen) beibe- 
halten, Da die Änderung ohne Erhöhung der Preise für die 3. Klasse 
(Gemeinschaftsklasse) und 2. Klasse (1. Klasse) durchgeführt wurde, 
und da die Wagen der Gemeinschaftsklasse gleichzeitig dadurch mo- 
‚dernisiert wurden, daß die Holzsitze in allen 4-achsigen Durchgangs- 
wagen durch federnde Sitze, die mit echtem Leder bezogen sind, ersetzt 
wurden, ist die Neuordnung von den Reisenden mit großer Zufriedenheit 
aufgenommen worden. 

Gleichzeitig wurde die 1. Klasse auf die Schnellzüge sowie auf ein- 
zelne, über längere Strecken laufende Personenzüge beschränkt. Alle an- 
deren Züge führen nur Gemeinschaftsklasse. Hierdurch wurde eine be- 
deutende Anzahl Wagen 2. Klasse frei, und die Zugbelastung konnte er- 
mäßigt werden. Bereits vorher war die 2. Klasse aus den Triebwagen- 
zügen und gewissen Zügen des Nahverkehrs zurückgezogen worden, 
später wurde jedoch in einem Teil der Triebwagenzüge (Blitzzüge und 
andere über lange Strecken laufende Triebwagenzüge) die 1. Klasse nach 
den gleichen Gesichtspunkten wie bei den Dampfzügen eingeführt. 
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Der Rückgang in der gesamten Wagenanzahl von 2069 im Jahre 
1931 auf 1863 im Jahre 1938 trotz bedeutender Verkehrssteigerung ist 
dadurch zu erklären, daß die Einziehung der 1. (2.) Klasse im Nahver- 
kehr und auf den Nebenbahnen 330 Wagen freigemacht hat, die zudem 
durch die Überführung zur Gemeinschaftsklasse eine größere Platzan- 
zahl als bisher erhielten, daß die Brückenbauten die Möglichkeit für 
eine bessere Wagenausnutzung gaben und daß ältere Wagen, die einer 
größeren Instandsetzung des Wagenkastens unterzogen werden sollten, 
zu Wagen mit Mittelgang und 3 bzw. 2 Sitzplätzen auf jeder Seite des 
Mittelganges umgebaut wurden. Die Gesamtzahl der Sitzplätze in den 
verschiedenen Wagenklassen betrug in den drei obengenannten Jahren: 


3. Kl. (Gemein- 


1. und 2. Kl. schaftsklasse) 
To HE, OC UA Gag "1 589 
ege eh VE Eer 89 290 
E T ldhe4208 100 739 


Gleichzeitig ist eine bedeutende Modernisierung der Licht- und 
Heizungseinrichtungen der Personenwagen vorgenommen worden. Die 
Heizung wurde auf Niederdruckheizung und die Beleuchtung durch 
Akkumulatoren auf Selbstbeleuchtung durch Lichtmaschinen in den ein- 
zelnen Wagen umgestellt. Die dänischen Staatsbahnen haben in ihren 
Wagen nie Gasbeleuchtung gehabt, sondern führten in den Jahren 1892 
bis 1910 nach und nach elektrische Beleuchtung durch Akkumulatoren in 
allen Zügen ein. 

Bei den Post- und Gepäckwagen traten in dem hier behandelten 
Zeitraum folgende Änderungen ein: 


1921 1938 

Date eer 179 
2- und 3-achsige . . . . . . . 889 Du 
Insgesamt 512 650 


Die Güterbeförderung ist in dem betreffenden Zeitraum zurückge- 
gangen, wie dieses aus Abschnitt IV näher hervorgeht. Die Beschaffung 
von Güterwagen hat daher namentlich Spezialwagen, wie Kühlwagen zur 
Beförderung von Lebensmitteln, sowie eine kleinere Anzahl von neuen 
Wagen als Ersatz für ausgemusterte ältere Wagen umfaßt. 


Die Zahl der Güterwagen hat sich folgendermaßen geändert: 


1921 1938 
Gedeckte Güterwagen . . . 6307 6380 
Offene H EE Y) 5.082 


Insgesamt 11269 11462 
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In letzter Zeit haben die Staatsbahnen in Verbindung mit einer Er- 
mäßigung der Wagenmieten eine Anzahl von Privatbahnwagen in der 
Absicht übernommen, einen Einheits-Wagenpark für den inländischen 
Verkehr zu schaffen und dadurch den bedeutenden Leerlauf zu ver- 
meiden, der dadurch entstand, daß die Privatbahnwagen leer an die 
Eigentumsbahn zurückgesandt werden mußten. 


Diese Maßnahme steht in Verbindung mit der Einführung der 
Druckluftbremse in Güterzügen, die im Jahre 1936 beschlossen wurde 
und im Laufe einiger Jahre durchgeführt werden wird. Die Verhältnisse 
lagen so, daß es den Privatbahnen Schwierigkeiten bereiten würde, die 
zur Ausrüstung ihrer Wagen mit Druckluftbremse erforderlichen 
Mittel aufzubringen. 


Die jährliche Durchschnittsleistung der Wagen je Einheit hat be- 
tragen: 
Wagenachskilometer 
1921/22 1930/31 1937/38 


Personenwagen . 2... 96 500 124 300 125 900 
Post- und Gepäckwagen . . 113900 133 700 130 900 
Güterwagen ...... 21 200 24 900 24 600 


Die Ausbesserung und Untersuchung der Lokomotiven, Triebwagen 
und Wagen aller Art wird in 2 Hauptwerkstätten, in Kopenhagen und 
Aarhus, die jede etwa 1100 Arbeiter beschäftigt, ausgeführt. Die In- 
standsetzung von Güterwagen findet außerdem in einer kleineren Werk- 
statt in Nyborg und in einigen wenigen, kleinen Nebenwerkstätten statt. 
Durch die Motorisierung des Betriebes und durch die Indienstsetzung 
von Stahlwagen sind den Hauptwerkstätten neue Aufgaben auferlegt 
worden, Es findet daher jetzt eine Modernisierung der beiden Haupt- 
werkstätten unter Berücksichtigung der an sie gestellten neuen Forde- 
rungen statt. 


Die Zahl der an Dampf-Zuglokomotiven ausgeführten größeren In- 
standsetzungen hat betragen: 
1922/23 1930/31 1937/38 


Hauptausbesserungen . . 161 164 92 
Zwischenausbesserungen 
mit Abdrehen der Räder. . . . 142 147 126 


Lokomotivkilometer je Radabdrehung 59100 76 100 97 000 


Die Anzahl der Hauptausbesserungen ist zurückgegangen, weil die 
Anzahl der Lokomotiven zurückgegangen ist, und weil der Zeitraum 
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zwischen zwei Hauptausbesserungen von 3 auf 4 Jahre verlängert wor- 
den ist, was übrigens auch für Verschiebelokomotiven gilt. 


Zugleich hat ein Rückgang in der Zahl der mit Radabdrehung ver- 
bundenen Zwischenausbesserungen stattgefunden, der in Anbetracht 
dessen, daß die gesamte Dampflokomotivleistung in dem behandelten 
Zeitraum von 17, auf 21,1 Mill. Lokomotivkilometer gestiegen ist, ver- 
hältnismäßig sehr bedeutend ist, und der auf das Verlegen von schwe; 
rem Oberbau und den Einbau von Steinschlagbettung zurückzuführen ist, 
In der Zeit, da es nur 32- und 37-kg-Schienen und Kies- und Sandbettung 
gab, entstand an gewissen Treib- und Kuppelrädern der Zuglokomotiven 
ein ausgeprägter Höchstverschleiß (Abflachung), der häufiges Abdrehen 
der Räder notwendig machte. Mit dem allmählichen Verlegen von 
schwereren Schienen und dem Einbau von Steinschlag aber verschwan- 
den diese Schlaglöcher. Im Laufe von 15 Jahren wiesen die durch Rad- 
verschleiß bedingten Zwischenausbesserungen einen Rückgang von 
40 v. H. im Verhältnis zu den Fahrleistungen auf. 


Infolge der hier besprochenen Verhältnisse und weil gleichzeitig 
die Arbeit in den Werkstätten beschleunigt worden ist, wurde der Auf- 
enthalt der Dampflokomotiven in den Werkstätten seit 1922 von 38,5 auf 
23,4 Tage jährlich je Lokomotive verkürzt. 


Auch bezüglich der Untersuchungsfristen für Wagen sind Verände- 
rungen eingetreten. Abgesehen von den Wagen, die nach dem Auslande 
laufen, wurden Personen-, Post- und Gepäckwagen im Jahre 1937/38 nach 
einem Lauf von 55 000 km untersucht, Diese Zahl betrug bis zum Jahre 
1926 35 000 km. Eine Verlängerung der Frist auf 70 000 km für Wagen 
mit Kugellagern und 65000 km für andere Wagen ist vorgesehen. 
Für Güterwagen ist die Untersuchungsfrist von 3 auf 4 Jahre erhöht 
worden, was nach den vorliegenden Erfahrungen unbedenklich ist, u. a. 


weil das Holz der Wagen bei der Beschaffung gegen Fäulnis getränkt 
worden ist, 


Durch die so vorgenommene Verlängerung der Untersuchungs- 
fristen für Dampflokomotiven und namentlich für Güterwagen ist es den 
Werkstätten möglich gewesen, seit einer Reihe von Jahren die Unter- 
haltung der Triebwagen auszuführen und den durch den steigenden Ver- 
kehr sich ergebenden Forderungen zu genügen, 


Obwohl die Ausgaben für die Unterhaltung der Betriebsmittel 
selbstverständlich in hohem Maße von der Wirtschaftslage, den Bau- 
arten und dem Alter der Betriebsmittel abhängig sind, seien nachstehend 
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die Ausgaben für reine Arbeitslöhne und Stoffe (also ohne Zuschläge) 
angegeben: 
1921/22 1930/31 1937/38 


Dampflokomotiven je Lokkm . » 2» 2 2... 288 13,5 14,8 Öre 
Triebwagen je Triebwagenkm . . . . SNE 11,41 19,8? „ 
Elektrische Triebwagen je e CARNS Fen _ D e 
Personen-, Post-, Gepäck- und Güterwagen 

de Wagenachalin a Nach, a SA Ay 1,02 1,02 0,00 p, 


VIII Seedienst. 


Am 31. März 1921 umfaßte der Seedienst der Staatsbahnen 80 km 
Fährüberfahrten und 90 km Schiffsstrecke, nämlich: 
Großer Belt (Korsor—Nyborg), 
Kleiner Belt (Strib—Fredericia), 
Storström (Masnedo—Orehoved), 
Oddesund (Limfjord), 
Sallingsund (Limfjord), 
Helsinger—Hälsingborg 
Kopenhagen— Malmö 
Gedser—Warnemünde 
sowie die Schiffsstrecke Kalundborg—Aarhus. 


Gemeinsam mit den Eisen- 
bahnen der Nachbarländer, 


Der Fährschiffpark bestand damals aus folgenden Schiffen: 
3 zweigleisige Schraubenfähren, 
6 zweigleisige Radfähren, 
5 eingleisige Schraubenfähren, 
10 eingleisige Radfähren, 
2 Schraubendampfer, 
5 Eisbrecher, von denen der eine als Fähre mit 2 Gleisen 
ausgestattet war, 
1 Raddampfer, 


Insgesamt 32. 
Außerdem waren etwa 100 Eisboote u. dgl, vorhanden, die dazu be- 


stimmt waren, von der Bedienungsmannschaft über die festen Teile des 
Eises geschleppt zu werden. 


Die Fährbetten waren zu dem Zeitpunkt recht schwach gebaut. 
1 Die Zahl der Triebwagen betrug Ende in 1930/31 1937/38 


2- und 3-achsige . . . are 40 32 
4-, 5- und 6-achsige (se: Blitzzüge) . ZE 22 "1 
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Im Jahre 1938 sind die Überfahrten über den Kleinen Belt, den 
` Storstöm und den Oddesund durch Brücken ersetzt. Von den Fähren und 
Schiffen des Jahres 1921 sind nur noch folgende vorhanden: 


3 zweigleisige Schraubenfähren, die modernisiert sind, 
3 eingleisige Schraubenfähren (darunter 1 aus dem Jahre 
1916 und 1 aus dem Jahre 1920), 
2 Eisbrecher, davon 1 Fährschiff, 
Insgesamt 8. 


Dagegen sind, wenn ein im Bau befindliches Fährschiff mitge- 
rechnet wird, folgende Neubauten beschafft worden: 
4 dreigleisige Motorfähren, jede mit etwa 250 m nutzbarer 
Gleislänge, 
zweigleisige Dampffähre, 
eingleisige Motorfähre, 
eingleisige Dampffähre, 
Motorschiffe, 
3 Kraftwagen-Motorfähren, 
Insgesamt 12, so daß die Flotte jetzt aus 20 Fähren und Schiffen 
besteht. 


BHrHr 


Die Neubauten stammen mit Ausnahme der zwei Dampffähren aus 
den Jahren nach 1927. Man hat bei diesen Neubauten weitgehendst mit 
älteren Überlieferungen gebrochen, nach denen der größte Teil der 
Reisenden darauf angewiesen war, sich auf und unter dem Hauptdeck 
aufzuhalten. Jetzt sind die meisten Salons für alle Klassen über dem 
Hauptdeck mit den Eisenbahnwagen eingerichtet. 


Die neuen Fährschiffe sind so gebaut, daß sie auch bei Vereisung 
den Fahrwasser benutzt werden können, gleichzeitig steht aber bei schwie- 
rigen Eisverhältnissen ein großer Staatseisbrecher zur Verfügung, na- 
mentlich zur Aufrechterhaltung der Verbindung über den Großen Belt, 
Den alten Eisbootdienst hat man daher aufgeben können, Er beschränkt 
sich künftig darauf, unter ganz außerordentlich schwierigen Verhält- 
nissen Reisende zwischen dem Lande und einer an dem festen Eisrande 
in der Nähe des Landes liegenden Fähre zu befördern. 


Die Fähren und Schiffe sind mit neuzeitlichen Navigationsmitteln 
ausgestattet wie Radiopeilung und Echolot. Es ist daher jetzt möglich, 
auch bei Nebel u.ä. die Fahrten ohne große Verspätungen, mit denen 
in früheren Zeiten gerechnet werden mußte, auszuführen. Die Fähren 
und Schiffe sind ebenfalls mit Radiofernsprecher ausgerüstet. 
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Die größeren Fährschiffe haben den Umbau der Fährbetten am 
Großen Belt mit stärkeren Konstruktionen bedingt, wodurch den Fähren ` 
ein schnelles Anlegen im Fährbett ermöglicht wird. 

Die Fähren und Schiffe der Staatsbahnen befördern jetzt jährlich 
etwa 41, Mill. Reisende, Ferner werden auf den Decks der Fähren etwa 
235 000 Kraftfahrzeuge überführt. Hiervon entfallen über 200 000 auf 
den Großen Belt und die Überfahrt Helsingor—Hälsingborg. Man mußte 
daher zur Überführung von Kraftfahrzeugen und Reisenden hier be- 
sondere Fährschiffe einstellen, 

In den 50 Jahren, in denen die Staatsbahnen Seefahrt getrieben 
haben, hat auf den Überfahrten kein Reisender ohne eigenes Verschulden 
das Leben eingebüßt. 


IX. Finanzwesen und Wirtschaftsergebnisse. 


Das Finanzwesen der dänischen Staatsbahnen ist ein Bestandteil 
des Finanzwesens des Staates. Betriebsüberschüsse werden an die Staats- 
kasse abgeführt, und Unterschüsse werden von dieser bezahlt und aus 
den Steuererträgen gedeckt, ohne in Zukunft den Staatsbahnen in Rech- 
nung gestellt zu werden. Auch die Mittel für Neuanlagen werden durch 
Gesetz bereitgestellt, sie müssen aber späterhin von der Eisenbahn ver- 
zinst werden, doch so, daß die jeweiligen jährlichen Zinsen dem mit der 
Staatskasse zu verrechnenden Jahresabschluß belastet werden und da- 
mit aus der Welt geschaffen sind. 

In dem jährlichen Staatshaushaltsgesetz wird ein spezifizierter 
Voranschlag über die Einnahmen und Ausgaben der Staatsbahnen auf- 
gestellt, getrennt für den Betrieb und die Neuanlagen, die die reinen 
Neubauten sowie die größeren Erneuerungen umfassen. Früher setzte 
der Haushaltsplan der Handlungsfreiheit der Verwaltung recht enge 
Grenzen, seit 1925 jedoch sind diese Bande gelöst, dadurch, daß die 
Spezifikation eingeschränkt wurde und daß die Bemerkungen zu den 
Haushaltsvorschlägen nicht mehr bindend waren. 

Aller Einkauf von Lagerwaren, wie z. B. Brennstoffe, Eisen, Stahl, 
Metalle, Schwellen usw., erfolgt ohne an Bewilligungen gebunden zu sein. 
Die Geldmittel werden vom Staat auf einem Abrechnungskonto zur Ver- 
fügung gestellt und dieses Konto beim späteren Verbrauch ausgeglichen. 

Seit 1912 wird unter den Betriebsausgaben ein Betrag für Ab- 
schreibungen aufgeführt, der den Ausgaben für Neuanlagen gut- 
geschrieben wird und somit den Erneuerungen entsprechen soll, die von 
den Neuanlagen getragen werden. Im Jahre 1925 wurden diese Ab- 
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schreibungen einer näheren Untersuchung unterworfen, die mit einigen 
im Jahre 1934 vorgenommenen Änderungen meist technischer Art folgen- 
des Ergebnis hatte: 

Der Zweck der Abschreibungen ist unter Voraussetzung einer sta- 
bilen Preislage der, Mittel für Erneuerungen infolge Verschleiß oder 
Überalterung aufzubringen, dagegen nicht der, daß dadurch dem Staat 
die in den Bahnen angelegten Werte zurückgezahlt werden sollen. 
Wenn eine Bahn stillgelegt wird, weil sie nicht mehr lebensfähig ist, 
muß der Staat den restlichen Teil des Anlagekapitals in Form einer 
außergewöhnlichen Abschreibnug ausgleichen. 

Von Bedeutung für die Festsetzung der Höhe der Abschreibung ist 
es, daß große Gebiete der Erneuerung, wie die Auswechslung von 
Schienen und Schwellen gegen andere von ähnlicher Form, auf den Be- 
triebsvoranschlag als Ausgaben der Unterhaltung vorgesehen sind. 


Hiernach gelten folgende Abschreibungssätze für die Gesamt- 
summe des jährlichen Anlagekapitals: 


Grundbesitz `, 200 0 ae er none 0% 
eege dE a ai) 
Oberbu . . . a een SE h 198790) 
Gebäude und EES Bahhhofsanlagen Bug rg) 
Hafenanlagen und Küstensicherung . . . : . 1% 
Telegraph und Sicherungsanlagen, sowie Geräte 3% 
Fahrzeuge, sowie Fährschiffe und Schiffe, . . 2% % 
Kraftwagen EE 


Die Frage der Verzinsung des Anlagekapitals der Staatsbahnen ist 
im Laufe der Jahre stark umstritten gewesen. 

Bis 1925 wurde im Haushalt kein Zinsbetrag eingestellt, vom ge- 
nannten Jahr ab ging man jedoch dazu über, die Betriebsrechnung mit 
5% (später 4/4 %) des in den Bahnen angelegten Kapitals, jedoch 
abzüglich von etwa 43 Mill. Kr., die in Bahnen mit einem Verkehr 
von weniger als 100.000 Wagenachskilometer je Bahnkilometer ange- 
legt waren, zu belasten. Von diesen Bahnen wurde von vornherein an- 
genommen, daß sie sich nicht verzinsen könnten. Gleichzeitig wurden 
gewisse Anlagen aus der Zeit des Weltkrieges und der Nachkriegszeit 
außergewöhnlich abgeschrieben. 

Mit dieser Ordnung wünschte man zu erreichen, daß das Betriebs- 
ergebnis der Staatsbahnen die direkten Ausgaben der Allgemeinheit für 
die Eisenbahnen zum Ausdruck bringen sollte, und daß der Staatsbahn- 


leitung gegenüber ihre Verantwortung für den Kapitalverbrauch für 
Neuanlagen betont würde, 
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Es zeigte sich jedoch bald, daß die Entwicklung der Verkehrsver- 
hältnisse die Erfüllung dieser Forderungen unmöglich machte, was 
übrigens nicht merkwürdig sein kann, wenn man sich dessen erinnert, 
was in der Einleitung über die Gestaltung des Landes in wirtschaftlicher 
und verkehrlicher Beziehung ausgeführt worden ist. Im Jahre 1934 
wurde daher eine wesentliche Änderung der Ordnung vorgenommen. 


Es wurde gesagt, daß der Staat den Bahnen nie gestattet habe, 
eine solche Tarifpolitik zu führen, daß eine volle Verzinsung erreicht 
werden konnte, und daß der Staat ja auch von dem Kraftwagenverkehr 
auf den Landstraßen, der mit den Eisenbahnen in Wettbewerb steht, 
nicht die Verzinsung des Anlagekapitals für die Wege verlange. 


Es wurde nun in bezug auf die Verzinsung das ganze aus der Zeit 
vor 1925 stammende, unabgeschriebene Kapital mit Ausnahme eines Be- 
trages von 100 Mill. Kr. abgeschrieben. Hierdurch wurde der Betrag, 
der künftig verzinst werden sollte, von etwa 400 auf etwa 200 Mill. Kr. 
ermäßigt. Infolge der großen Neubautätigkeit in den späteren Jahren 
ist das Anlagekapital jedoch bis zum Jahre 1938 auf etwa 300 Mill. Kr. 
gestiegen. Diese Neubautätigkeit ist vom betrieblichen und verkehrlichen 
Standpunkt aus notwendig gewesen, sie ist aber auch in hohem Maße 
durch den Wunsch der Allgemeinheit, Arbeit zu schaffen, gefördert 
worden. 


Eine andere Frage, die einen recht bedeutenden Einfluß auf das 
Wirtschaftsergebnis ausgeübt hat, sind die Ausgaben für Ruhegehälter. 
Um die Jahrhundertwende herum hatten die Staatsbahnen einen Ruhe- 
gehaltsfonds gesammelt, dieser wurde aber 1906 von der Staatskasse ein- 
gezogen, so daß die laufenden Ruhegehälter hernach vom Betriebe ge- 
tragen werden sollten. Im Jahre 1919 wurden die Ruhegehälter bedeutend 
erhöht, ohne daß für die Prämienreserve, die entsprechend dem vor- 
handenen Personal hätte zur Stelle sein müssen, Deckung geschaffen 
wurde, In den folgenden Jahren stieg die Zahl der Verabschiedungen 
stark, und die Ausgabe für Ruhegehälter wuchs dadurch zu einem sehr 
bedeutenden Betrage an. Im Jahre 1934 wurde dann eine Änderung 
durchgeführt, nach der der Staat die Auszahlung der laufenden Ruhe- 
gehälter gegen eine jährliche Einzahlung von 17% der ruhegehalt- 
gebenden Gehälter übernahm. Als Prämie berechnet gibt dieser Betrag 
auf die Dauer ausreichende Deckung für das übernommene Risiko. Von 
den 17 % bezahlt das Personal 5 %. 
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Die Betriebsergebnisse sind natürlich im Laufe der Jahre durch 
die vorstehend beschriebenen Änderungen stark beeinflußt worden. Die 
Ergebnisse in Mill. Kr. sind folgende gewesen: 


(EEN DAANA 1921/22 1925/26 1932/33 1936/37 1987/38 


und Gepäckverkehr . . . . 68,5 59,7 43,6 63,4 64,7 
Einnahmen aus dem Güter- und ' 
Postverkehr ` . ı vv.» 98,6 "äu 43,0 51,5 51,0 
Andere Einnahmen . . ... 3,7 EN Ju Da Du 
170,8 137,0 91,9 122,1 123,9 
Betriebsausgaben . . .. « 138,0 105,1 1170 124,4 
Betriebsüberschuß . 04. #182 42 7.06. 
Abschreibung `... 94 10,4 6,7 6,9 
Te ETC 19,4 18,6 12,0 13,1 
Gesamtzuschuß des Staates , . 62,4 29,2 42,1 14,5 20,5 


Der sehr große Unterschuß in dem ersten Jahre ist u. a. auf ganz 
außergewöhnlich hohe Ausgaben für Brennstoff zurückzuführen, weil 
Kohlen, die zum Schluß des Weltkrieges zu außerordentlich hohen 
Preisen zur Lagerung eingekauft worden waren, jetzt verbraucht wur- 
den. Wäre in diesem Jahre Abschreibung und Verzinsung nach den 
neuen Regeln mitberücksichtigt worden, so wäre der gesamte Zuschuß 
auf etwa 85 Mill. Kr. gestiegen. 


Der Rückgang in der Abschreibung von 1932/33 bis 1936/37 ist 
hauptsächlich darauf zurückzuführen, daß man bis 1934 den Abschrei- 
bungssatz zu 200/n (n bezeichnet die Lebenszeit des Anlagegegenstandes) 
des Betrages, der am Ende jedes Jahres unabgeschrieben war, festge- 
Setzt hatte, anstatt den Abschreibungssatz zu 100/n der ursprünglichen 
Anschaffungssumme zu berechnen, Da in den späteren Jahren, wie es 
Aus den vorstehenden Abschnitten hervorgeht, eine außerordentlich 
große Modernisierung vorgenommen worden ist, ergab sich eine viel 
höhere Abschreibung als ursprünglich vorausgesetzt, wenn auch die 
beiden Abschreibungsverfahren auf die Dauer zu demselben Ergebnis ge- 
führt haben würden. 


Im übrigen ist ersichtlich, daß der Personenverkehr im Zeitraum 
1932—1938, in dem die Tarife im wesentlichen unverändert gewesen 
sind, sehr stark gestiegen ist, während die Einnahmen aus dem Güter- 
verkehr nicht mitgefolgt sind. Im Jahre 1921/22 betrugen die Einnahmen 
aus dem Personenverkehr 40 % der Gesamteinnahmen, im Jahre 1932/33 
etwa 47 % und im Jahre 1937/38 52 %. Die entsprechenden Zahlen für 
den Güter- und Postverkehr waren 59 %, 48% und 42%. Die Ein- 
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nahmen aus dem Postverkehr waren praktisch genommen in den Jahren 
1921/22, 1925/26 und 1932/33 unverändert, während sie von 1932/33 bis 
1937/38 um etwa 44 % (von etwa 5,5 auf 7,» Mill.) stiegen. Die Begründung 
hierfür ist teils in einer Erhöhung der Bezahlung, teils in der Steigerung 
des Zugverkehrs und in dem Übergang von 2-achsigen zu 4-achsigen 
Postwagen zu suchen. 

Im Jahre 1936/37 waren die Staatsbahnen so weit gekommen, daß 
sie die Betriebsausgaben und etwa 63% der Abschreibungen decken 
konnten, Nunmehr aber begannen die Preissteigerungen infolge der all- 
gemeinen Bewegung auf dem internationalen Markt, die wiederum 
schnell Lohnerhöhungen im Inlande mit sich führten. Im Jahre April 
1937 — April 1938 wurde hierdurch den Staatsbahnen eine Erhöhung 
der jährlichen Ausgaben um etwa 11 Mill. Kr. auferlegt, die sich jedoch 
im ersten Jahre nicht voll auswirkte. Da hierfür keine Deckung ange- 
wiesen wurde, mußte das Wirtschaftsergebnis sich wesentlich ungünsti- 
ger stellen, und es mußte infolgedessen aus den allgemeinen Staatsein- 
nahmen ein größerer Teil der Ausgaben der Staatsbahnen gedeckt 
werden. 
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Die Befugnisse der Wegeaufsichtsbehörden 
gegenüber der Deutschen Reichsbahn. 


Von 
Assessor Ulrich Preiß in Frankfurt (Main). 


Einleitung. 


Der Neubau oder Umbau von Bahnanlagen der Deutschen Reichs- 
bahn hat oft in weitem Umfange einen Eingriff in den Bestand der 
öffentlichen Wege zur Folge: Neue Wege werden angelegt, vorhandene 
Wege geändert, von der Eisenbahn gekreuzt, in der Längsrichtung mit- 
benutzt oder eingezogen. Wer entscheidet über diese Neugestaltung des 
Wegenetzes? Inwieweit werden die bisherigen Verpflichtungen des Wege- 
baupflichtigen durch diesen Eingriff in die Wegeverhältnisse berührt? 
Welche wegerechtlichen Verpflichtungen der Deutschen Reichsbahn ent- 
Stehen durch diese Veränderung des Wegenetzes? Wer hat die Er- 
füllung dieser Verpflichtungen zu beaufsichtigen? Welche Befugnisse 
hat hierbei die Wegeaufsichtsbehörde, deren Aufgabe es ist, die Erfüllung 
der Wegebau- oder Wegeunterhaltungspflicht zu überwachen? Die Be- 
antwortung dieser Fragen setzt voraus, daß zunächst einige Grund- 
begriffe des Wegerechts geklärt werden, da einheitliche gesetzliche Be- 
Stimmungen fehlen. Der Allgemeine Teil dieser Arbeit enthält das 
Grundsätzliche über die Entstehung und den Umfang der wegerecht- 
lichen Verpflichtungen der Deutschen Reichsbahn und über die Abgren- 
zung der Zuständigkeit der Wegeaufsichtsbehörden. Im Besonderen Teil 
werden die einzelnen Fälle behandelt, in denen die Bahnanlagen der 
Deutschen Reichsbahn mit den öffentlichen Wegen in Berührung kom- 
men, und die einzelnen Befugnisse der Wegeaufsichtsbehörde, die sich 
aus diesem Zusammentreffen ergeben. 

Bei der Prüfung der Frage, welche Befugnisse die Wegeaufsichts- 
behörde gegenüber der Deutschen Reichsbahn hat, wird von dem Rechts- 
zustand in Preußen ausgegangen und das sonstige Recht nur bei be- 
sonderen Abweichungen berücksichtigt. 
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A. Allgemeiner Teil. 
I. Die Rechtsquellen des Wegerechts. 

Das Wegerecht war ein getreues Spiegelbild unserer politischen 
Zerrissenheit bis 1933. Partikularistische Bestrebungen verhinderten ein 
einheitliches Wegegesetz und verursachten eine nicht mehr zu über- 
bietende Buntscheckigkeit. Dies galt sowohl für das materielle Wege- 
recht als auch für die Organisation des Wegewesens. Der erste Schritt 
zu einer Vereinheitlichung war der Erlaß vom 30. November 1933 (RGBl. I 
S. 1057): Die Stelle eines Generalinspektors für das Deutsche Straßen- 
wesen wurde geschaffen. Er untersteht unmittelbar dem Führer und 
Reichskanzler. Außer den Aufgaben beim Bau der Reichsautobahnen 
($$ 5, 8, 11 des Gesetzes über die Errichtung eines Unternehmens „Reichs- 
autobahnen“ vom 27. Juni 1933? [RGBl. II S. 509]) obliegt ihm die oberste 
Leitung und Aufsicht im gesamten Straßenwesen. Ein weiterer Baustein 
zur Neuordnung war das Gesetz über die einstweilige Neuregelung des 
Straßenwesens und der Straßgenverwaltung vom 26. März 1934 (RGBl. I 
S. 243). Es hat hinsichtlich der Einteilung und Verwaltung der Straßen, 
der Träger der Straßenbaulast und der Straßenaufsicht eine allgemeine 
reichsrechtliche Regelung getroffen. In einigen Punkten wird es durch 
die Durchführungsverordnung vom 7. Dezember 1934 (RGBl. I S, 1237) 
ergänzt, die z. B. die Träger der Straßenbaulast für die Landstraßen 
II. Ordnung und für die Ortsdurchfahrten bestimmt. Das Gesetz ist ein 
Organisations- und Rahmengesetz und bezeichnet sich wegen der bevor- 
stehenden Reichsreform selbst als einstweiliges Gesetz. Es gilt nur für 
die Straßen, die die Eigenschaft von Reichsstraßen und Landstraßen 
I. und II. Ordnung erlangt haben ($ 1 Durchf.VO.). Für die übrigen 
öffentlichen Wege, also für die Wege, die nicht dem Verkehr von Ort 
zu Ort dienen, sondern nur rein örtliche Bedeutung haben, wie z. B. die 
meisten Stadt- und Dorfstraßen, soweit sie nicht Ortsdurchfahrten i. S. 
des $ 2 RStrWG, und des $ 13 der Durcht. VO. sind, und für alle nicht 
ausgebauten oder unbefestigten Wege gilt das bisherige Landesrecht 
wetten, Daher gilt insoweit für die Regelung der Zuständigkeit der 
Wegeaufsichtsbehörden in Preußen weiterhin das Gesetz betr. die Zu- 
sländigkeit der Verwaltungsbehörden und Verwaltungsgerichte vom 
1. August 1883 (GS. S. 237). Die Wegeaufsichtsbehörde für die öffent- 
lichen Wege, die nicht unter das RStrWG. fallen, ist durch $ 59 der Kreis- 
ordnung für die Provinzen Ost- und Westpreußen, Brandenburg, Pom- 

1 Abgekürzt: RABG. 

2 Abgekürzt: RStrWG. 

7 Krumstroh, RVerwBl. 1935 S. 46 (47 Sp. 2 unten). 

7 Abgekürzt: ZustG. 
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mern, Schlesien und Sachsen vom 13. Dezember 1872 in der Fassung 
vom 19. März 1881 (GS. S. 180) und durch $ 62 der Städteordnung für 
die sechs östlichen Provinzen vom 30. Mai 1853 (GS. S. 261) bestimmt!, 


Die bisherige Neuregelung des Straßenwesens erstreckte sich nur in 
ihren Grundzügen und nur im großen Rahmen auf das materielle Wege- 
recht. Im übrigen gilt noch das äußerst zersplitterte Landesrecht. Aber 
auch dieses regelt nur wenige Teilfragen erschöpfend (z. B. das pr. 
Gesetz über die Reinigung öffentlicher Wege vom 1, Juli 1912 (GS. 
S. 87). Die wichtigste Rechtsgrundlage für das materielle Wegerecht 
sind die für die einzelnen Provinzen erlassenen Wegeordnungen (WO.), 
z. B. für Sachsen die Wegeordnung vom 11. Juli 1891 (GS. S. 316), für 
Westpreußen die Wegeordnung vom 27. September 1905 (GS. S. 357), für 
Posen die Wegeordnung vom 15. Juli 1907 (GS. S. 243), für Ostpreußen 
die Wegeordnung vom 10. Juli 1911 (GS. S. 99), für Schlesien das Land- 
straßen- und Wegereglement vom 11. Januar 1767 (abgedruckt bei Ger- 
mershausen Bd. II S. 137f.). Es ist im Rahmen dieser Arbeit nicht 
möglich, alle Wegegesetze aufzuzählen, da in manchen preußischen Pro- 
vinzen noch heute etwa 20 Wegegesetze gelten. Diese Aufzählung ist 
aber auch überflüssig, da in diesen Wegegesetzen jegliche Bestimmungen 
über die Anlage, Unterhaltung, Veränderung oder Mitbenutzung öffent- 
licher Wege durch die Eisenbahnen fehlen. Daher hat sich die Ver- 
waltungspraxis ganz besonders an die vom Pr. Oberverwaltungsgericht 
für das Wegerecht entwickelten Rechtsgrundsätze geklammert. Auch 
haben die mit der Aufsicht über die öffentlichen Wege und Eisenbahnen 
betrauten Behörden selbst wichtige Richtlinien für ihre praktische Tätig- 
keit erlassen. Reichsrechtlich geregelt ist nur die Wegegestaltung im 
Rahmen der Planfeststellung, also beim Bau oder bei der Veränderung 
von Reichseisenbahnanlagen, durch $ 37 des Reichsbahngesetzes in der 
Fassung vom 13. März 1930 (RGBl. II S. 369)3, ferner die Verteilung der 
Kosten zwischen der Deutschen Reichsbahn und dem Wegebaupflichtigen 
bei der Änderung von Kreuzungsanlagen durch $ 39 des Reichsbahn- 
gesetzes. Bei der Auslegung der $$ 37 und 39 bieten die „Richtlinien 
über die Planfeststellung bei Reichseisenbahnanlagen“ und über „die 
Anwendung und Auslegung des $ 39 des Reichsbahngesetzes“s wertvolle 
Anhaltspunkte und sichern für diese Sachgebiete eine einheitliche An- 
wendung des materiellen und des Verfahrensrechts. 


i Für die übrigen Provinzen siehe Germershausen Bd, I S. 398/99. 

; Voß, RVerBl. 1934 S. 750 (751 Abs. 2); Schifferer, EE, Bd, 54 S. 320 (326). 
"7 Abgekürzt: RbahnG, 

* Abgedruckt in „Die Reichsbahn“ 1934 S. 12691. 


® Rundverfügung der ehemaligen Hauptverwaltung der Deutschen Reichs- 
bahn vom 5. Januar 1935, 


Archiv für Eisenbahnwesen. 1939, 40 
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U. Die Wegebaupflicht im allgemeinen. 
1. Begriff. 


Eine reichsrechtliche Bestimmung über den Begriff der Wegebau- 
pflicht fehlt. Zwar heißt es im $ 2 des Gesetzes über die einstweilige 
Neuregelung des Straßenwesens und der Straßenverwaltung, daß die 
Träger der Straßenbaulast die Kosten der Unterhaltung und des Aus- 
baues der Straßen zu tragen haben. Dies besagt aber noch nichts Er- 
schöpfendes über die Wegebaupflicht. In Anlehnung an die erwähnten 
provinziellen Wegeordnungen läßt sich die Wegebaupflicht bestimmen 
als die öffentlich-rechtliche Verpflichtung, die öffentlichen Wege anzu- 
legen, zu verlegen und einzuziehen, sie dem Verkehrsbedürfnis ent- 
sprechend zu unterhalten, zu verbessern und zu verbreitern, Verkehrs- 
hindernisse auf ihnen zu beseitigen und die durch Anlegung, Verbesse- 
rung, Verbreiterung, Verlegung und Einziehung von Wegen oder durch 
Umwandlung von Privatwegen in öffentliche Wege gesetzlich begründete 
Entschädigung zu gewähren’, Die Wegebaupflicht erstreckt sich auch 
auf die Anlegung und Unterhaltung der „Zubehörungen“ der öffentlichen 
Wege®; hierunter fallen alle Anlagen, die zur Vollständigkeit und zum 
Schutz des Wegekörpers und zu seiner gefahrlosen Benutzung dienen 
(z. B. Gräben, Böschungen, Schutzgeländer, Warnungstafeln), ferner alle 
Vorrichtungen „zur Vermeidung von nachteiligen Folgen der Wege- 


anlage“ ?. 


a) Privatwege und öffentliche Wege, 


Aus dieser Begriffsbestimmung ergibt sich, daß die Wegebaupflicht 
und — wie noch ausgeführt wird — damit auch die Wegeaufsicht sich 
nur auf öffentliche Wege bezieht. Sie erstreckt sich also nicht auf die 
sog. echten Privatwege, d. h. auf die Wege, deren Benutzung ausschließ- 
lich dem Eigentümer des betr. Grund und Bodens zusteht. Sie erstreckt 
sich auch nicht auf die sog. tatsächlich-öffentlichen Wege; das sind die- 
jenigen Privatwege, die dem allgemeinen, jedermann freistehenden Ver- 
kehr dienen, ohne dem öffentlichen Verkehr „gewidmet“ zu sein, die also 
durch einen tatsächlichen, längere Zeit ohne Widerspruch des Eigen- 
tümers fortgesetzten Gebrauch dem Verkehr oder einzelnen Verkehrsarten 
zur allgemeinen Benutzung überlassen sindi, Der Eigentümer kann 


1 § 4 WO. für Sachsen, $ 9 WO. für Ostpreußen und für Posen, $ 10 WO. 
für Westpreußen. 

2 z.B. $ 5 WO. für Sachsen, $ 11 WO, für Ostpreußen. 

3 § 6 WO. für Sachsen, $ 10 WO, für Ostpreußen, 

4 KG. in JW. 1937 S, 1816 Nr. 79, Krug-Rindermann, Straßenverkehrsrecht 
8. 14 Ziff. 3. 


Befugnisse d. Wegeaufsichtsbehörden gegenüber d. Deutsch. Reichsbahn. 607 


jederzeit kraft seines Eigentumsrechts den Weg diesem Verkehr wieder 
entziehen. Bei einem nur tatsächlich dem öffentlichen Verkehr dienenden 
Privatweg hat der Eigentümer keine öffentlich-rechtliche Verpflichtung 
1.8. der Wegebaupflicht. Daher ist die Wegeaufsichtsbehörde, welche 
die Erfüllung der Wegebaupflicht zu überwachen hat, für diese Wege 
nicht zuständig!. Sie scheiden also aus unserer Betrachtung aus. Gegen- 
stand der Wegebaupflicht und Wegeaufsicht sind aber die rechtlich, d.h. 
im Sinne des Wegerechts öffentlichen Wege. Die Unterscheidung zwischen 
Privatwegen und öffentlichen Wegen ist von großer Bedeutung, da jede 
Anordnung der Wegeaufsichtsbehörde voraussetzt, daß es sich um einen 
rechtlich-öffentlichen Weg handelt. Die Wegeordnungen verstehen dar- 
unter solche Wege, die dem allgemeinen Gebrauch dienen und diesem 
nicht kraft Privatrechts entzogen werden können? oder — anders aus- 
gedrückt — alle Wege, die mit öffentlich-rechtlicher Wirksamkeit dem 
allgemeinen Verkehr gewidmet sind®, Das Pr. Oberverwaltungsgericht als 
Rechtsmittelinstanz in Wegebausachen hat ebenfalls eine Begriffsbestim- 
mung des rechtlich-öffentlichen Weges entwickelt und an ihr in ständiger 
Rechtsprechung festgehalten; diese Begriffsbestimmung hat sich im 
wesentlichen bewährt und ist auch im Schrifttum fast allgemein aner- 
kannt: Danach sind öffentliche Wege diejenigen Wege, die mit Zustim- 
mung der rechtlich Beteiligten, nämlich des Wegeeigentümers, des Wege- 
baupflichtigen und der Wegeaufsichtsbehörde, unter Regelung der 
öffentlich-rechtlichen Unterhaltungspflicht ausdrücklich oder still- 
schweigend dem allgemeinen Verkehr gewidmet sind‘. Diese drei Be- 
teiligten werden durch die Entstehung eines öffentlichen Weges recht- 
lich berührt: Die Befugnisse des Eigentümers sind fortan öffentlich- 
rechtlich beschränkt, der Wegebaupflichtige muß den neu entstehenden 
öffentlichen Weg unterhalten und die Wegeaufsichtsbehörde übernimmt 
neue Aufsichtsverpflichtungen. Bei diesen Wegen besteht die Öffent- 
lichkeit also nicht in der Tatsache, daß sie allgemein benutzt werden, 
sondern die Öffentlichkeit ist eine rechtliche Eigenschaft des Weges, die 
er durch bestimmte Rechtsvorgänge, nämlich die sog. Widmung, erhält, 
In wessen Eigentum diese Wege stehen (Privatperson oder Gemeinde 
usw.), ist für den Begriff des rechtlich-öffentlichen Weges und für die 


1 OVG. in VAE, 1997 S. 164 Nr. 171, Krug-Rindermann a. a. O, S. 14 Ziff. 3 
Absatz 2, 
3 $ d WO. für Sachsen, $ 2 WO. für Westpreußen. 
43.2 WO. für Posen, $ 2 WO. für Ostpreußen. 
OVG. Bd. 20 S. 215 (217/218), Bd. 58 S. 335 (336), Bd. 71 S. 347 (349), 


Bd. 85 S. 311 (313), Bd. 86 S. 312 (313), Germershausen Bd. I S. 2f., Scholz, 
Handbuch S. 627. 
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Frage, wem die Wegebaupflicht obliegt, nicht entscheidend!. Der Um- 
stand, daß Eigentümer der Grundfläche, über die der Weg führt, eine 
Privatperson ist, schließt also nicht aus, daß der Weg ein rechtlich- 
öffentlicher Weg ist; denn die Widmungserklärung des Wegeeigentümers 
enthält nicht notwendig einen Verzicht auf sein Eigentum am Wege- 
körper, Auch gibt es keinen Rechtssatz des Inhalts, daß dem Eigentümer 
eines rechtlich-öffentlichen Weges stets die Wegebaupflicht obliegt. 


b) Die Widmung. 

Die Widmung eines Weges für den allgemeinen Verkehr besteht in 
der übereinstimmenden Erklärung der drei Rechtsbeteiligten, daß der 
Weg nunmehr unbeschränkt oder der Zweckbestimmung oder Gebrauchs- 
art nach beschränkt dem allgemeinen Verkehr dienen soll. Diese Bestim- 
mung kann ausdrücklich oder stillschweigend erfolgen. Eine stillschwei- 
gende Widmung der Rechtsbeteiligten kann nicht schon dann angenom- 
men werden, wenn sie dem öffentlichen Verkehr auf dem Wege nicht 
widersprochen haben. Vielmehr bildet nur eine Duldung des Verkehrs 
in Verbindung mit besonderen hervorgetretenen Umständen eine geeignete 
Grundlage für die Annahme eines Widmungswillens; diese Umstände 
müssen den Schluß rechtfertigen, daß der übereinstimmende Wille der 
Rechtsbeteiligten auf die öffentlich-rechtliche Bestimmung für den öffent- 
lichen Verkehr unter Regelung der öffentlich-rechtlichen Unterhaltungs- 
pflicht gerichtet war?, So kann die Widmung z.B. durch die Wege- 
aufsichtsbehörde dann als gegeben angesehen werden, wenn sie durch 
bestimmte nach außen in Erscheinung getretene Handlungen oder Unter- 
lassungen zum Ausdruck gebracht hat, daß der Weg ihrer Aufsicht unter- 
liegt, z.B. bei Beschwerden über die bauliche Beschaffenheit des Weges 
den Wegebaupflichtigen zur Beseitigung der Mängel veranlaßt®. Die 
Eigenschaft als rechtlich-öffentlicher Weg fehlt, wenn der Nachweis der 
Widmung für den allgemeinen Verkehr auch nur bezüglich eines der drei 
Rechtsbeteiligten nicht erbracht werden kann; fehlt es z. B, an einem zur 
Unterhaltung öffentlich-rechtlich Verpflichteten, so ist kein öffentlicher 
Weg entstanden#, 

Bei den sog. alten Wegen, die nicht über Privateigentum führen, 
sondern im Eigentum eines Wegebaupflichtigen (z.B, einer Gemeinde) 

1 OVG. Bd. 20 S, 215 (219), Bd. 25 S. 262.(267), Bd. 85 S. 289 (292/298) 
und S. 311 (313), Müller, Straßenverkehrsrecht S, 143 oben und S, 145 Ziff. e, 

2 OVG. Bd. 86 S. 312 (313/314), Bd. 94 S. 143 (145), JW. 1938 S. 141 Nr. 45 
(142), Germershausen Bd, I S. 11, Scholz, Handbuch S. 627. 

3 OVG. Bd. 94 S. 143 (145/146), Germershausen Bd, I S. 11 Abs. 2 und 3. 

4 OVG. Bd. 32 S. 203 (204/205), Bd. 69 S. 339 (342), Bd. 76 S. 364 (369), 
Bd. 99 S. 130 (135). 
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stehen, brauchen nach anerkanntem Gewohnheitsrecht die einzelnen Wid- 
mungsvorgänge nicht genau nachgewiesen zu werden; bei diesen seit 
unvordenklicher Zeit für den öffentlichen Verkehr benutzten und als 
öffentlich behandelten Wegen wird eine in alter Zeit erfolgte Widmung 
durch die drei Rechtsbeteiligten und damit die Öffentlichkeit angenom- 
men, wenn die Benutzung unter Umständen erfolgt ist, die auf eine Wid- 
mung schließen lassen!. Diese Umstände liegen dann vor, wenn der 
Wegeeigentümer zugleich der Wegebaupflichtige ist; denn wenn über 
ein Grundstück, das im Eigentum eines Wegebaupflichtigen steht, seit 
altersher ein allgemein benutzter Weg führt, ist die Annahme gerecht- 
fertigt, daß der Wegeeigentümer den Weg in Erfüllung der Wegebau- 
pflicht für den allgemeinen Verkehr bestimmt und daß die Wegeaufsichts- 
behörde diesem Vorgang zugestimmt hat. Dagegen ist auch bei den- 
jenigen alten Wegen, die über das Grundeigentum einer Privatperson 
führen, der strenge Nachweis der Widmung erforderlich; denn für diese 
Wege gilt die Vermutung der Freiheit des Eigentums ($ 903 BGB.). Diese 
zugunsten des Wegeeigentümers bestehende Vermutung ist jedoch nur 
dann zu berücksichtigen, wenn er selbst die Öffentlichkeit des Weges 
bestreitet und damit die Freiheit seines Eigentums behauptet; in diesem 
Falle muß klargestellt werden, wer der widmende Eigentümer war und 
ob ein übereinstimmender Widmungswille der übrigen Rechtsbeteiligten 
vorlag?. 


2. Umfang der Wegebaupflicht. 

Der Umfang der Wegebaupflicht richtet sich bis zur Regelung durch 
ein Reichsgesetz noch nach Landesrecht ($ 12 DurchfVO. zum RStrWG.). 
Aber auch hier ist er nur vereinzelt näher geregelt, indem einige Wege- 
gesetze eine bestimmte Breite oder Befestigungsart des Weges vor- 
schreiben®, Im übrigen bestimmt sich der Umfang der Wegebaupflicht 
nach dem jeweiligen Verkehrsbedürfnis. Er ist also davon abhängig, was 
jeweils örtlich und zeitlich im Interesse des verkehrsicheren Zustands 
des, Weges notwendig und zweckmäßig ist. Die Wegebaupflicht beschränkt 
sich nicht auf die Erhaltung des bestehenden Zustands, sondern richtet 
sich nach den neuzeitlichen Bedürfnissen des Wegeverkehrs!. Die An- 
ordnungen der Wegeaufsichtsbehörde müssen aber auf die finanzielle 


1 OVG. Bd. 87 S, 328 (330), Bd. 99 S. 130 (133/134); OVG. in RVerBl. 1930 


5. 454 Nr. 5, 1931 S, 815 Nr. 1 und S. 816 Nr. 2, Germershausen Bd. I S. 14. 
* Wie Fußnote pA 


* z B. $ 1 des Schlesischen Landstraßen- und Wegereglements vom 11. Ja- 
nuar 1767. 


Ss SE Bd. 88 S..252 (254), Bd. 94 S. 148 (158), Germershausen Bd. I 
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Leistungsfähigkeit des Wegebaupflichtigen Rücksicht nehmen!. Zur Er- 
füllung der Wegebaupflicht gehören auch alle Einrichtungen, die erfor- 
derlich sind, um bei Wegeinstandsetzungen den Verkehr aufrechtzuer- 
halten, also z.B. der Bau von Notwegen oder bei der Sperrung eines 
Weges die Sorge für Sperrvorrichtungen, Warnungstafeln oder Be- 
wachungsmaßnahmen?, Aus der Verpflichtung des Wegebaupflichtigen, 
alles zu leisten, was die Bedürfnisse des öffentlichen Verkehrs jeweils 
erfordern, ergibt sich auch seine grundsätzliche Verpflichtung zur An- 
lage öffentlicher Wege, die der Bahnbau im Verkehrsinteresse notwendig 
macht", 


3. Die Reinigung Öffentlicher Wege 


Bei der Reinigung öffentlicher Wege ist zwischen verkehrsmäßiger 
und polizeimäßiger Reinigung zu unterscheiden. Die verkehrsmäßige 
Reinigung ist.ein Teil der Wegebaupflicht. Sie dient der Wegeunter- 
haltung und der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs auf dem Wege; 
sie ist somit ein Bestandteil der Verpflichtung des Wegebaupflichtigen, 
Verkehrshindernisse und -erschwerungen zu beseitigen‘. Die polizei- 
mäßige Reinigung dient weitergehenden Zwecken; der Anbau von Woh- 
nungen und der damit verbundene Verkehr erfordern aus allgemeinen 
polizeilichen Gründen, insbesondere im Interesse der Gesundheit der An- 
wohner und Straßenbenutzer und der Reinlichkeit eine Säuberung des 
öffentlichen Weges, die weit über das Maß hinausgeht, das zur Unterhal- 
tung für Verkehrszwecke erforderlich ist. Die polizeiliche Reinigung 
gehört nicht zur Wegebaupflicht und damit auch nicht zur Zuständigkeit 
der Wegeaufsichtsbehörde; sie ist eine selbständige, meist durch Her- 
kommen oder Observanz geregelte, den Gemeinden oder auf Grund eines 
Ortsstatuts den Anliegern obliegende Last!. Die polizeimäßige Reinigung 
ist in Preußen durch das Gesetz über die Reinigung öffentlicher Wege 
vom 1. Juli 1912 (GS. S. 187) geregelt. Dieses Gesetz bezieht sich nur auf 
vechtlich-öffentliche Wege und Plätze, und zwar nur auf solche, die über- 
wiegend dem inneren Verkehr der Ortschaft dienen ($ 1 Abs. 2). Das 
sind auf Grund der Entstehungsgeschichte und des Zwecks des Gesetzes 
stets ohne weiteres alle öffentlichen Wege innerhalb der geschlossenen 


1 OVG. Bd. 17 S. 291 (311), Bd. 88 S. 252 (253), Germershausen S, 28 Abs. 2, 
Scholz, Handbuch S. 642 Abs. 2, 

2 OVG. Bd. 41 S. 234 (238/289), OVG. in RVerBl, 1986 S. 640 Nr. 7 
(641 Sp. 1 Abs. 2), Germershausen Bd. I S. 34 oben. 

3 OVG. Bd. 32 S. 203 (207). 

4 OVG. Bd, 36 S. 237 (240 Mitte), Bd. 99 S. 116 (120), Germershausen S. 56 
und S. 57. 
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Ortslage einer Gemeinde!, ferner die Wege außerhalb der geschlossenen 
Ortslage, bei denen in einem besonderen Verfahren festgestellt ist, daß 
sie überwiegend dem inneren Verkehr dienen. Die polizeimäßige Reini- 
gung erstreckt sich nicht nur auf die Geh- und Fahrbahn, sondern auf 
alle Bestandteile des öffentlichen Weges, z. B. Gräben oder Böschungen ; 
jedoch fällt die polizeimäßige Reinigung der einen Bestandteil öffent- 
licher Wege bildenden Brücken, Durchlässe oder ähnlicher Bauwerke 
unterhalb der Oberfläche des Weges dem Wegeunterhaltungspflichtigen 
zur Last ($ 1 Abs. 1 Satz 2). 

Die polizeimäßige Reinigung schließt bei ihrem umfassenden Inhalt 
die an sich unter die verkehrsmäßige Reinigung fallenden Maßnahmen 
für die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs in sich. Soweit also 
die Pflicht zur polizeimäßigen Reinigung besteht, tritt die Verpflich- 
tung des Wegebaupflichtigen zur verkehrsmäßigen Reinigung nicht ein 
($ 1 Abs. 4). Nach $ 1 Abs. 1 umfaßt die polizeimäßige Reinigung 
unter anderem die Schneeräumung, das Bestreuen mit abstumpfenden 
Stoffen und das Besprengen zur Verhinderung von Staubentwicklung. 
Hierbei ist es unerheblich, ob es sich um eine gewöhnliche Schnee- 
räumung oder um die Beseitigung verkehrshindernder Schneemassen 
(z. B. bei Schneewehen) handelt?, Eine über die Reinhaltung hinaus- 
gehende Beseitigung von Verkehrshindernissen, die die Benutzbarkeit des 
Weges ganz oder zum Teil aufheben, sowie wegebauliche Maßnahmen 
fallen nicht unter die polizeimäßige Reinigung (z. B. die Beseitigung von 
Erdrutschen oder großen Steinhaufen) ` dies obliegt dem für diesen Weg 
Wegebaupflichtigen®. Aus $ 1 des Wegereinigungsgesetzes kann aber 
nicht gefolgert werden, daß die Schneeräumung oder das Streuen bei 
Glätte stets zur polizeimäßigen Reinigung gehört und nie Gegenstand 
der verkehrsmäßigen Reinigung sein kann. Vielmehr muß der Wegebau- 
pflichtige bei einem öffentlichen Weg, der nicht unter das Wegereini- 
gungsgesetz fällt, im Interesse der Verkehrssicherheit auch solche Maß- 
nahmen treffen, die — wie die Schneeräumung oder das Streuen bei 
Glätte — in $ 1 Abs. 1 des Wegereinigungsgesetzes als Teil der polizei- 
mäßigen Reinigung aufgeführt sindi. 


? 1 OVG. Bd. 68 S. 318 (333/334), Bd. 73 S. 316 (318), Germershausen S, 60 
Ziff. 2; Hecht, Wegereinigungsgesetz S. 33m. Anderer Ansicht das KG., 
das in jedem Einzelfall prüft, ob ein Weg innerhalb der geschlossenen Ortslage 
überwiegend dem inneren Verkehr der Ortschaft dient; Johow Bd, 46 S. 349 (351); 
RVerwBl. 1932 S, 256, 

2 OVG. Bd. 70 S, 345 (352), Germershausen S. 58, 


Sn E Bd. I S. 58; Hecht, Wegereinigungsgesetz S. 24 oben und 


4 OVG. Bd. 99 S, 116 (121), 
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4. Die Beleuchtung öffentlicher Wege. 

Die regelmäßige Beleuchtung der öffentlichen Wege ist kein Teil 
der Wegebaupflicht, da sie nicht durch den baulichen Zustand der 
Wege bedingt ist. Sie obliegt in der Regel den Gemeinden!. Die Befug- 
nisse der Polizei sind hier rein verkehrs- und sicherheitspolizeilicher 
Art. Die Beleuchtung öffentlicher Wege gehört somit nicht zur Zu- 
ständigkeit der Wegeaufsichtsbehörde. Der Wegebaupflichtige ist zur 
Beleuchtung nur bei besonderen Umständen verpflichtet, die einen die 
Verkehrssicherheit gefährdenden Zustand des Weges zur Folge haben, 
z. B. bei Wegeverbesserungen oder Umleitungen über einen Notweg?; 
denn hier wird eine Beleuchtung infolge der baulichen Beschaffenheit 
des Weges notwendig; daher hat auch die Wegeaufsichtsbehörde die ord- 
nungsmäßige Beleuchtung zu überwachen, 


5. Die Träger der Wegebaupflicht. 

Die äußerst zersplitterte Regelung, wer für die verschiedenen Arten 
von öffentlichen Wegen wegebaupflichtig ist, hat das Gesetz über die 
einstweilige Neuregelung des Straßenwesens und der Straßenverwaltung 
vereinheitlicht. Es teilt die Straßen, die dem Verkehr von Ort zu Ort 
dienen, in folgende Gruppen ein ($ 1): Die Reichsautobahnen i. S. des 
Gesetzes über die Errichtung eines Unternehmens „Reichsautobahnen“ 
vom 27. Juni 1933°, die Reichsstraßen und die Landstraßen I. und 
II. Ordnung. Die Eigenschaft einer Straße richtet sich nach der Ein- 
tragung in das Verzeichnis der entsprechenden Straßengruppe ($ 2 der 
Durchf.VO. zum RStrWG.). Träger der Straßenbaulast für die Reichs- 
autobahnen und die Reichsstraßen ist das Reich, d. h. das Reich hat aus 
Reichsmitteln die Kosten für die Herstellung, die Unterhaltung und den 
Ausbau zu tragen, für die Landstraßen I. Ordnung die Länder und 
preuß. Provinzen und für die Landstraßen II, Ordnung in Preußen die 
Kreiskommunalverbände, in den anderen Ländern die diesen Verbänden 
entsprechenden Körperschaften ($ 2 RStrWG., $ 7 Durchf.VO.). Die 
Straßenbaulast erstreckt sich nicht auf Ortsdurchfahrten durch Gemein- 
den, die bei der Volkszählung am 16. Juni 1933 mehr als 6000 Einwohner 
hatten, und beschränkt sich bei den Ortsdurchfahrten der Gemeinden 
unter 6000 Einwohner auf eine Fahrbahnbreite von 6 m ($ 2 RStrWG,., 

1 § 8 WO. für Sachsen, $ 12 Ziff, 2 WO. für Westpreußen, $ 12 WO, für 
Ostpreußen. OVG. Bd. 5 S. 404 (405/406), Bd. 36 S. 237 (240 unten), Bd. 54 
S. 335, Germershausen S. 70 $ 4. 

2 OVG. Bd, 54 S. 335 (336), Germershausen Bd. I S. 71. 

3 Siehe auch Art. I des 3. Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über die 


Errichtung eines Unternehmens „Reichsautobahnen“ vom 25. Juli 1938 (RGBl. I 
S. 951). 
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$ 16 Durch£f.VO.). Soweit die Träger der Straßenbaulast für die Reichs- 
und Landstraßen in Ortsdurchfahrten nicht wegebaupflichtig sind, trägt 
die Gemeinde die Straßenbaulast (8 17 Durchf.VO.). Die Straßenbau- 
last liegt den neuen Straßenbaupflichtigen im gleichen Umfang wie 
den bisherigen Trägern der Straßenbaupflicht ob. Wenn also z. B, für 
ein Kreuzungsstück im Zuge einer bisherigen Provinzialstraße nicht die 
Provinz, sondern die Deutsche Reichsbahn wegeunterhaltungspflichtig 
war, so hat sich hieran durch den Übergang auf die neuen Straßenbau- 
pflichtigen nichts geändert ($ 11 der Durchf.VO. zum RStrWG.)t. 

Die übrigen öffentlichen Wege, die nicht dem Verkehr von Ort zu 
Ort dienen, also nur Bedeutung für den innergemeindlichen Verkehr 
haben (z. B. die Dorf- und Stadtstraßen, die keine Ortsdurchfahrten 
sind) oder die nicht straßenmäßig ausgebaut sind, haben die bisherigen 
Träger der Wegebaupflicht, also in der Regel die Gemeinden? zu unter- 
halten. 


III. Die wegerechtlichen Verpflichtungen der Deutschen Reichsbahn 
im besonderen. 

Der Neubau, der Umbau oder die Erweiterung einer Bahnanlage 
hat oft einen erheblichen Eingriff in den Bestand der öffentlichen Wege 
zur Folge: neue Wege müssen angelegt, vorhandene verlegt, geändert, 
von der Eisenbahn gekreuzt, in der Längsrichtung mitbenutzt oder ein- 
gezogen werden. Im folgenden soll untersucht werden, inwieweit die 
Verpflichtungen des Wegebaupflichtigen durch diesen Eingriff in das 
öffentliche Wegenetz berührt werden, inwieweit also die Deutsche Reichs- 
bahn hierdurch wegebau- oder wegeunterhaltungspflichtig wird. 


1. Kraft Gesetzes. 

Aus dem Überblick über die Träger der Wegebaupflicht ergibt sich, 
daß die Deutsche Reichsbahn nach allgemeinem Wegerecht nicht Träger 
der Wegebaupflicht ist, also nicht kraft Gesetzes in den Kreis der Wege- 
baupflichtigen gehört”, Denn die Wegebaupflicht bezieht sich nicht 
auf bestimmte Wege oder Wegeteile, sondern auf die öffentlichen Wege 
ganz allgemein. Die Wegebaupflichtigen sind je nach der Art des Weges 
genau bestimmt. Die verschiedenen Wegegesetze enthalten auch keine 
Bestimmung darüber, ob und inwieweit die Deutsche Reichsbahn wege- 
unterhaltungspflichtig wird, wenn sie durch den Bau oder die Verände- 
rung von Bahnanlagen in das öffentliche Wegenetz eingreift. 


1 Krumstroh, Arch, f. Eisenb. 1938 S. 641 (650). 


* Z. B. $ 15 WO. für Ostpreußen, $ 17 WO. für Westpreußen, $$ 16, 17 und 
19 WO. für Sachsen, Sin Weed EE 


* v. Kienitz, ZVMEV. 1933 S. 813, OVG. Bd. 9 S. 186 (198 oben). 
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2. Auf Grund einer Planfeststellung. 

Die verschiedenen Einwirkungen auf das öffentliche Wegenetz, die 
der Neubau oder Umbau einer Eisenbahnanlage mit sich bringt, und die 
hieraus entstehenden wegerechtlichen Verpflichtungen der Deutschen 
Reichsbahn werden in einem besonderen Verfahren mit geregelt, nämlich 
in dem sog. Planfeststellungsverfahren. 


a) Grundsätzliches zur Planfeststellung. 

Für Preußen war die Rechtseinrichtung der Planfeststellung wenig- 
stens der Sache nach bereits in $ 4 des pr, Eisenbahngesetzes vom 3. No- 
vember 1838 (GS. S. 505) geregelt. Er bestimmte, daß die, „Genehmi- 
gung“ der Bahnlinie in ihrer vollständigen Durchführung durch alle 
Zwischenpunkte dem Handelsminister! vorbehalten wird. Zur vollstän- 
digen Durchführung der Bahnlinie durch alle Zwischenpunkte gehörte 
auch die Bestimmung über die Gestaltung der durch die Bahnanlage 
betroffenen Wege. Da hierdurch zugleich landespolizeiliche Interessen 
berührt wurden, war vorgesehen, daß der Regierungspräsident als Lan- 
despolizeibehörde die Eisenbahnbaupläne insoweit zu prüfen und dafür 
zu sorgen hatte, daß diese landespolizeilichen Interessen erörtert und 
bei der Planfeststellung berücksichtigt wurden; eine Entscheidungs- 
befugnis hatte er aber nicht. Diese stand ausschließlich dem Minister 
zu, der nicht nur über die Anlage und Linienführung der Eisenbahn, 
sondern auch über den Ausgleich der durch den Bahnbau berührten 
öffentlichen und privaten Interessen endgültig entschied? Die außer- 
preußischen Länder kannten solch eine eisenbahnrechtliche Planfest- 
stellung nicht. Soweit eine Genehmigung des Bauplanes stattfand, hatte 
sie nur Bedeutung für die technische Ausgestaltung des Bahnbaues; die 
Entscheidung über die verschiedenen wegebaulichen oder sonstigen 
öffentlichen Belange, die durch den Bau der Bahnanlage berührt wur- 
den, oblag den jeweils zuständigen Verwaltungsbehörden in besonderen 
Einzelverfahren?, 

Aus $ 4 des Pr. Eisenbahngesetzes, der heute nur noch für die 
preußischen Privatbahnen des allgemeinen Verkehrs gilt, hat sich das 
jetzige Planfeststellungsrecht entwickelt. Die alleinige Rechtsgrundlage 

1 Später dem Minister der öffentlichen Arbeiten (Erlaß vom 7. August 
1878 und Art, II des Gesetzes vom 13. März 1879 (GS. S. 25 und $. 123) und 
schließlich dem Minister für Handel und Gewerbe (Gesetz vom 15, August 1921 
[GS. S. 487]). 

2 Wegen der Einzelheiten siehe Erlaß des Ministers der öffentlichen Ar- 
beiten vom 12. Oktober 1892 (abgedr. bei Gleim, Eisenbahnbaurecht, S. 467 An- 
lage D), ferner die beiden Erlasse vom 7, Februar 1914 (EVBI. S. 33 und 36). 

3 Wachtel, Reichsbahn 1935 S. 1211 (1212). 
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für die Planfeststellung im Reichseisenbahnrecht ist nunmehr $ 37 des 
Reichsbahngesetzes. Danach erfolgt der Bau neuer oder die Verände- 
rung bestehender Reichseisenbahnanlagen auf Grund einer Planfest- 
stellung. Was unter einer Reichseisenbahnanlage im Sinne des $ 37 zu 
verstehen ist, ist gesetzlich nicht erläutert; es sind dies außer der freien 
Strecke alle Anlagen, die unmittelbar der Abwicklung und Sicherung 
des Betriebs- und Verkehrsdienstes dienen und die nicht ohne wesent- 
liche Beeinflussung des Betriebs oder Verkehrs auf der Deutschen Reichs- 
bahn geändert werden können!. Die Planfeststellung nach $ 37 des 
Reichsbahngesetzes ist ein rechtsgestaltender Verwaltungsakt; er ent- 
hält die Bestimmung, daß der Bau oder die Veränderung so ausgeführt 
werden soll, wie es im Plan vorgesehen ist, und legt die Anlage in 
ihren rechtlichen Gesamtwirkungen zur Außenwelt fest?. Die Pläne von 
Reichseisenbahnanlagen stellt der Reichsverkehrsminister fest, wenn es 
sich um den Bau neuer Reichseisenbahnanlagen handelt oder wenn bei 
der Veränderung bestehender Reichseisenbahnanlagen Meinungsverschie- 
denheiten zwischen der Deutschen Reichsbahn und den anzuhörenden 
Reichs- oder Landesbehörden entstehen. Sonst stellt die Deutsche Reichs- 
bahn die Baupläne selbst fest. Hier steht sie dem Reich nicht mehr 
als Bisenbahnunternehmer gegenüber, dem bestimmte Hoheitsrechte über- 
tragen worden sind. Durch das Gesetz zur Neuregelung der Verhält- 
nisse der Reichsbank und der Deutschen Reichsbahn vom 10. Februar 
1937 (RGBI. II S. 47) ist die Deutsche Reichsbahn in die unmittelbare 
Verwaltung des Reichs eingegliedert und selbst wieder Reichsverwaltung 
geworden. Aus dieser Verschmelzung ergibt sich, daß die Deutsche 
Reichsbahn bei der Planfeststellung die Aufgabe des Reiches als reine 
Staatstätigkeit wahrnimmt: sie plant, stellt fest und baut. Das bedeutet 
für die Zuständigkeit im Planfeststellungsverfahren, daß sich der Reichs- 
verkehrsminister und die Deutsche Reichsbahn nicht mehr als selb- 
ständige Organe gegenüberstehen, sondern daß beide nur verschie- 
dene Instanzen der gleichen Verwaltung sind. Im Rahmen der 
Planfeststellung ist dies aber nur eine interne Angelegenheit für die 
Zuständigkeitsfrage, jedoch auf die materiellen Wirkungen der Plan- 
feststellung ohne Einfluß, Berührt der Bau oder die Veränderung einer 
Reichseisenbahnanlage den Geschäftsbereich der Landespolizei, so ist 
vor der Feststellung des Planes die Landesbehörde gutachtlich zu hören; 
hierbei ist unter Landespolizei die Gesamtheit der Verwaltungsbefugnisse 
1 Ziff. 3, 6 und 7 der Richtlinien zu $ 87. 


2 Ziff. 9 und 10 der Richtlinien zu $ 37, RG. ZS. Bd. 139 S. 136 (144). 
® Koch, Arch. f, Eisenb. 1938 S. 913 (919 und 920). 
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der Länder im Gegensatz zu den Befugnissen der Reichsverwaltung zu 
verstehen! 

Die Planfeststellung umfaßt die endgültige Entscheidung über alle 
von der Plangestaltung berührten Interessen ($ 37 Abs. 2 Schlußsatz). 
Dadurch ist klargestellt, daß die Landesbehörden bei der Planfeststellung 
keine Befugnisse haben; ihre Mitwirkung erschöpft sich in einer gut- 
achtlichen Äußerung. Daher sind neben der Planfeststellung keinerlei 
Genehmigungen oder Zustimmungen erforderlich. Die grundlegende Ent- 
scheidung des Reichsgerichts vom 17. Dezember 1932 in der Streitsache 
des Reiches und des Landes Baden hat auch insoweit die letzten Zweifel 
über die Rechtsnatur und Tragweite der Planfeststellung beseitigt”. Da 
die Planfeststellung endgültig, d. h. für jedermann bindend ist, kann 
sie weder von einer Verwaltungsbehörde noch von den Gerichten ab- 
geändert werden. Durch die Planfeststellung wird ein neuer öffentlicher 
Rechtszustand geschaffen, der den im Plan angeordneten Anlagen einen 
unangreifbaren Bestand sichert. Die Endgültigkeit der Planfeststellung 
hat aber nicht zur Folge, daß Änderungen des Planes ausgeschlossen 
sind. Aber solch eine Abänderung, die durch Veränderung der dem Plan 
zugrunde liegenden Verhältnisse notwendig wird, kann nur durch die 
Planfeststellungsbehörde in einem Planänderungsverfahren erfolgen. 

Von dem Grundsatz, daß durch die Planfeststellung über die Ge- 
staltung der Reichseisenbahnanlagen endgültig entschieden wird, gibt 
es nur eine Ausnahme: nach $ 37 Abs. 4 ist es zulässig, den festgestellten 
Plan bei der Durchführung der Enteignung im Rahmen des Enteigungs- 
rechts abzuändern. Deshalb gilt die Planfeststellung in allen Fällen, 
in denen eine Enteignung erforderlich wird, als vorläufige Planfeststel- 
lung. Eine Enteignung ist notwendig, wenn sich die Deutsche Reichsbahn, 
die zur Erfüllung ihrer Aufgabe in fremde Grundstücke oder Grund- 
stücksrechte eingreifen muß, mit dem Grundstückseigentümer oder den 
sonstigen dinglich Berechtigten nicht einigen kann. Denn die Planfest- 
stellung enthält nicht die Ermächtigung, das Eigentum anderer zu be- 
nutzen, um die Anordnungen der Planfeststellung zu verwirklichen, 
Daher hat die Deutsche Reichsbahn nach $ 38 des Reichsbahngesetzes das 
Enteignungsrecht. Die Einzelheiten des Enteignungsverfahrens regeln 
sich nach den sehr verschiedenartigen landesrechtlichen Enteignungs- 
gesetzen (z. B, in Preußen nach dem Gesetz über die Enteignung von 

1 Ziff. 13 bis 16 der Richtlinien zu $ 37; Sarter-Kittel, Die Deutsche Reichs- 
bahngesellschaft Anm. Ile und d zu $ 37. 

2 RG. ZS. Bd. 139 S. 136 (144); diese Entscheidung hat durch Veröffent- 


lichung im RGBI, I 1933 S. 95 Gesetzeskraft erlangt ($ 2 des Gesetzes vom 8. April 
1920 (RGBI. I S. 510) zu Art. 13 Abs. 2 RV.). 
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Grundeigentum vom 11. Juni 1874 [GS. S. 221] und dem Gesetz für ein 
vereinfachtes Enteigungsverfahren vom 26. Juli 1922 [GS. S. 211]). Dem 
Enteignungsverfahren wird der vorläufig festgestellte Plan zugrunde 
gelegt!. 


b) Die Wegegestaltung im Rahmen 
der Planfeststellung. 


Die Aufgabe des Ministers nach $ 4 des Pr. Eisenbahngesetzes, die 
Bahnlinie in ihrer vollständigen Durchführung durch alle Zwischen- 
punkte zu genehmigen, enthielt zugleich die Befugnis, über die Gestaltung 
des von der Bahnanlage betroffenen Wegenetzes zu entscheiden. Wenn 
dies auch im Gesetz nicht besonders hervorgehoben ist, so ergab es sich 
doch aus dem Zweck des Genehmigungsverfahrens, in dem eine Instanz 
die verschiedenen durch den Bahnbau berührten Belange regeln und 
ausgleichen sollte. Hierzu gehört auch die Entscheidung über die An- 
lage, die Verlegung, Veränderung, Kreuzung, Mitbenutzung und Ein- 
ziehung öffentlicher Wege®. Da nunmehr in $ 37 des Reichsbahngesetzes 
bestimmt ist, daß die Planfeststellung die endgültige Entscheidung über 
alle von der Plangestaltung berührten Interessen umfaßt, steht fest, daß 
ausschließlich die Planfeststellungsbehörde über die erforderliche Neu- 
gestaltung des Wegenetzes entscheidet®. 


aa) Der Neubau öffentlicher Wege. 


Die Planfeststellungsbehörde bestimmt, ob und welche Wege neu 
angelegt werden müssen. Zu der Entstehung öffentlicher Wege auf 
Grund einer Planfeststellung bedarf es nicht der Widmung; sie entstehen 
auf Grund des Hoheitsaktes der Planfeststellung‘. Wenn der Wegebau- 
Pflichtige öffentliche Wege anlegen und unterhalten soll (z. B. Bahnhofs- 
zufuhrwege), so kann ihm die Verpflichtung hierzu nicht in der Plan- 
feststellung auferlegt werden; denn diese regelt nur die Verpflichtung 
der Deutschen Reichsbahn’. Übernimmt der Wegebaupflichtige nicht 
freiwillig in öffentlich-rechtlich wirksamer Weise den Bau und die Unter- 
haltung der neuen öffentlichen Wege, so muß ihn die Wegeaufsichts- 
behörde durch wegerechtliche Verfügung hierzu anhalten. Ist dies nicht 


1 Wegen der Einzelheiten siehe Kiefer, ZVMEV. 1933 S. Ont. Ziff. 24 
und 56 der Richtlinien zu $ 37 des Reichsbahngesetzes, 

7 OVG. Bd. 54 S. 314 (316), Bd. 69 S. 339 (341), Gleim, Risenbahnbaurecht 
S. 173 bis 177, Germershausen Bd. I S. 348 Ziff. 2. 

3 RG. ZS. 139 S, 136 (144), 

4 OVG. Bd. 85 S. 289 (293/294), Scholz a.a.0. S. 629 b. 

5 OVG. Bd. 32 S. 203 (206/207), Bd. 69 S. 339 (341). 
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erfolgt, und rechtfertigen die der Planfeststellung zugrunde liegenden Ver- 
hältnisse den Schluß, daß diese Verpflichtung auch nicht der Deutschen 
Reichsbahn auferlegt werden sollte, so ist kein öffentlicher Weg ent- 
standen; denn dieser setzt einen Wegeunterhaltungspflichtigen voraus, 


bb) Die Veränderung, Verlegung und Einziehung 
öffentlicher Wege. 

Durch den Eisenbahnbau kann ferner die Veränderung der Lage und 
Richtung öffentlicher Wege notwendig werden, So muß z. B. ein öffent- 
licher Weg höher oder tiefer gelegt oder verbreitert werden. Auch hier- 
über entscheidet die Planfeststellungsbehörde. Häufig muß ein öffent- 
licher Weg stellenweise auf anderes Gelände verlegt werden. Die bis- 
herige Wegstrecke verliert dann die Eigenschaft eines öffentlichen 
Weges; sie wird entwidmet, sie wird eingezogen. Diese Einziehung er- 
folgt auf Grund der Planfeststellung. Die in $ 57 des Zuständigkeits- 
gesetzes enthaltene Regelung über die Zuständigkeit der Wegeaufsichts- 
behörde und das Verfahren bei der Verlegung und Einziehung öffent- 
licher Wege gilt insoweit nicht ($ 158 Zust.G.)?. Der Ersatzweg für das 
eingezogene Wegestück wird auf Grund der Planfeststellung ein öffent- 
licher Weg; diese ersetzt die Widmung und damit eine Mitwirkung der 
Wegeaufsichtsbehörde?. 


In der Planfeststellung kann auch die Einziehung eines ganzen 
Weges angeordnet sein; eine Mitwirkung der Wegeaufsichtsbehörde 
kommt auch hierbei nicht in Frage. Auch beim Fehlen einer ausdrück- 
lichen Bestimmung in der Planfeststellung gelten alle Wege, die von der 
Bahnanlage überbaut sind, als eingezogen. Ebenso sind alle die Wege 
als eingezogen anzusehen, die in das Bahngebiet fallen; denn sie kommen 
unter den veränderten Verhältnissen für einen allgemeinen Verkehr 
nicht mehr in Frage; sie werden Privatwege der Deutschen Reichsbahnt, 
Bestehen Zweifel darüber, ob nach der Planfeststellung ein öffentlicher 
Weg eingezogen sein soll, so ist der Wille der Planfeststellungsbehörde 
aus den gesamten Unterlagen der Planfeststellung unter Berücksichti- 
gung der damaligen Verhältnisse, insbesondere der Verkehrsbedeutung 
des Weges, zu ermittelns. 

1 Siehe S. 608 der Arbeit, 

2 OVG. Bd. 31 S. 198 (206), Bd. 88 S. 275 (278). 

3 Gleim a.a,0, S. 234, Germershausen Bd. I S, 350, 

4 OVG. Bd. 31 S. 198 (206), Bd, 44 S. 272 (276), Germershausen Bd. I 


S. 350 Abs. 2. 
5 ONG Bd. 44 S. 272 (276), Bd. 99 S. 116 (124). 


Befugnisse d. Wegeaufsichtsbehörden gegenüber d. Deutsch. Reichsbahn, 619 


ec) Die Kreuzung und Mitbenutzung 
öffentlicher Wege. 

Der Neubau oder Umbau einer Reichsbahnanlage kann auch die 
Kreuzung öffentlicher Wege erforderlich machen. Hierbei kommt eine 
Kreuzung auf derselben Grundfläche, also ein schienengleicher Übergang, 
eine Plankreuzung, bei der das Kreuzungsstück zugleich als Bahn- und 
Wegekörper dient, oder die Über- und Unterführung des öffentlichen 
Weges in Betracht, Alle diese Arten der Kreuzung und die verschie- 
denen Anlagen werden ausschließlich durch die Planfeststellung geregelt, 
Besonderes gilt bei der Kreuzung einer Reichsautobahn mit einem Schie- 
nenweg der Deutschen Reichsbahn. Die ausschließliche und endgültige 
Feststellung der Baupläne für die Reichsautobahnen obliegt dem General- 
inspektor für das Deutsche Straßenwesen ($ 8 RABG, $ 12 der Ersten 
Durchf.VO.). Da aber außerdem Anlagen der Deutschen Reichsbahn 
durch die Kreuzung der Reichsautobahn betroffen werden, hat die 
Deutsche Reichsbahn ihrerseits ein Planfeststellungsverfahren durch- 
zuführen, da $ 37 RbahnG. insoweit nicht durch $ 8 RABG. außer Kraft 
gesetzt ist und hierbei wichtige Belange der Deutschen Reichsbahn auf 
dem Spiel stehen. Wer entscheidet aber endgültig, wenn kein Ausgleich 
zwischen dem Generalinspektor und dem Reichsverkehrsminister zur 
Überbrückung von Meinungsverschiedenheiten über Art und Ort der 
Kreuzung möglich ist? M. E. entscheidet in diesem Falle der Führer 
und Reichskanzler, dem der Reichsverkehrsminister und der General- 
inspektor unterstehent. 

Bei der Mitbenutzung öffentlicher Wege in der Längsrichtung läuft 
der Schienenweg ohne einen besonderen Bahnkörper auf dem öffentlichen 
Weg entlang. Die Planfeststellung regelt die näheren Verhältnisse, Hier- 
bei sind die Grundsätze zu berücksichtigen, die der Minister der öffent- 
lichen Arbeiten in seinem Erlaß vom 8. März 1881 bekanntgegeben hat?, 
Eine besondere Regelung besteht für Hessen durch das Gesetz, die 


Nebenbahnen betr. vom 29. Mai 1884 und die Ausführungverordnung vom 
13. Juni 18858, 


©) Die wegerechtlichen Auflagen. 
Die Befugnis des Ministers, in dem Genehmigungsverfahren nach 
$ 4 des Pr. Eisenbahngesetzes auch über die Anlage, Veränderung, Mit- 
benutzung oder Einziehung öffentlicher Wege zu entscheiden, wäre ohne 


1 Ähnlich Wachtel, VAE, 1936 S. 456 (463/464): Jedoch soll nach seiner 


Ansicht bei Meinungsverschiedenheiten endgültig die Reichsregierung ent- 
scheiden, 


2 EV. Bl, 1881 S, 119, 
® Groß-Herzoglich-Hessisches Regierungsblatt 1884 S. 51 und 1885 S. 128. 
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praktischen Wert geblieben, wenn er nicht gleichzeitig dem Eisenbahn- 
unternehmer wegerechtliche Verpflichtungen zum Bau und zur Unter- 
haltung dieser Wege hätte auferlegen können. Auch dies ist zwar in 
$ 4 nicht ausdrücklich gesagt. Aber Rechtsprechung und Rechtslehre 
haben sehr bald erkannt, daß diese Entscheidungsbefugnis zugleich eine 
Anordnungsbefugnis enthielt!. Dies erkennt auch $ 158 des Zuständig- 
keitsgesetzes an; denn er hebt hervor, daß die Befugnisse, die nach 
diesem Gesetz der Wegeaufsichtsbehörde zustehen ($ 55 f), im Genehmi- 
gungsverfahren dem Minister der öffentlichen Arbeiten verbleiben. Die 
Entscheidung in der Planfeststellung über alle von der Plangestaltung 
berührten Interessen umfaßt ebenfalls die Verpflichtung, die verschiede- 
nen Interessen auszugleichen, und damit die Berechtigung, der Deutschen 
Reichsbahn in der Planfeststellung wegerechtliche Auflagen zu machen. 
Soweit die Deutsche Reichsbahn die Pläne selbst feststellt, bedeutete die 
Auflage, sie habe diese oder jene wegerechtlichen Verpflichtungen zu 
erfüllen, praktisch die freiwillige Übernahme solcher Verpflichtungen?. 
Die Auflagen, die den Rechtsvorgängern der Deutschen Reichsbahn ge- 
macht worden sind, sind auf die Deutsche Reichsbahn gemäß $ 5 Abs.4 
des Reichsbahngesetzes übergegangen, soweit sie mit diesem vereinbar 
sind, und daher von ihr zu erfüllen”. Wenn in Zukunft eine Planfest- 
stellung wegerechtliche Verpflichtungen der Deutschen Reichsbahn ent- 
hält, handelt es sich nicht mehr wie bisher um eine Auflage. Denn auch 
hier folgt aus der Verschmelzung von Reich und Deutscher Reichsbahn 
auf Grund des Gesetzes vom 10. Februar 1937, daß das Reich selbst 
plant, feststellt und baut. Daher kann es auch keine Auflagen des 
Reiches an sich selbst geben. Es handelt sich vielmehr hierbei nur 
noch um Verwaltungsanordnungen des Reichsverkehrsministers an die 
ihm unterstellte Deutsche Reichsbahn, die selbst Reichsverwaltung ist". 
Da aber die bisherigen Auflagen auch heute noch die Rechtsgrundlage 
für die wegerechtlichen Verpflichtungen der Deutschen Reichsbahn und 
für die Befugnisse der Wegeaufsichtsbehörde bilden, verwende ich den 
Ausdruck „Auflage“ weiterhin in der Arbeit. 


aa) Der Inhalt der Auflagen, 

Die wegerechtlichen Auflagen, die der Deutschen Reichsbahn in 
der Planfeststellung gemacht worden sind, haben einen sehr vielseitigen 
Inhalt: ihr kann der Bau, die Unterhaltung oder Reinigung eines Weges 

1 OVG. Bd. 9 S. 186 (197/198), Bd. 10 S. 215 (217 und 220 unten), Bd. 54 
S. 314 (316) und Bd. 88 S. 275 (278), Gleim a.a.O. S. 175 bis 182, 

2 Kratz, ZVDEV. 1929 S. 532 Sp. 2. 


3 OVG, Bd. 94 S. 148 (154). 
4 Koch, Arch. f. Eisenb. 1938 S. 913 (922). 


Befugnisse d. Wegeaufsichtsbehörden gegenüber d. Deutsch, Reichsbahn. 621 


oder Wegeteils ausschließlich oder anteilsweise auferlegt worden sein. 
Ihr kann die Auflage gemacht sein, die Kosten für die Veränderung oder 
Verlegung eines Weges zu tragen und sich an seiner Unterhaltung inso- 
weit zu beteiligen, als die Unterhaltungspflicht des Wegebaupflichtigen 
durch die Veränderung oder Verlegung vermehrt worden ist. Auch kann 
ihr bei einer Wegeveränderung oder Wegeverlegung zur Pflicht gemacht 
sein, einen bestimmten, näher abgegrenzten Teil der neuen Wegstrecke 
zu unterhalten oder aber dem Wegebaupflichtigen nur eine der Mehrlast 
entsprechende Quote zu den Unterhaltungskosten für die neue Wege- 
strecke oder eine einmalige Abfindungssumme zu zahlen. Ferner kann 
der Inhalt der Auflage dahin gehen, daß die Deutsche Reichsbahn ein- 
zelne am Weg errichtete Anlagen, wie Rampen, Kreuzungsbauwerke oder 
Sicherungsanlagen, zu unterhalten hat!. Alle diese Auflagen brauchen 
nicht ausdrücklich gemacht zu sein. Sie können auch aus den der Plan- 
feststellung zugrunde liegenden Umständen hergeleitet werden, sofern 
diese auf einen bestimmten Willen der Planfeststellungsbehörde schlie- 
ßen lassen®, Hierbei ist von dem Rechtsgrundsatz auszugehen, daß jede 
Vermehrung der Lasten des Wegebaupflichtigen, die infolge des Bahn- 
baues entstehen, vermieden werden soll. Daraus folgt, daß die Her- 
stellung von Wegeanlagen, die durch den Bahnbau notwendig werden 
(Kreuzungsbauwerke, Schranken und andere der Sicherung des sich kreu- 
zenden Verkehrs dienende Eisenbahnzeichen), und die durch den Bahn- 
bau gebotenen Verlegungen oder sonstigen Veränderungen öffentlicher 
Wege nach Maßgabe des festgestellten Planes die Deutsche Reichsbahn 
auf ihre Kosten auszuführen hat. Andererseits fallen dann, wenn ein 
neuer öffentlicher Weg mit dem vorhandenen Eisenbahnnetz zusammen- 
trifft, die Kosten für die im Plan festgestellten Veränderungen der Bahn- 
anlage dem Wegebaupflichtigen zur Last. Diese Verpflichtungen sind 
trotz Fehlens einer gesetzlichen Grundlage bisher noch niemals bezweifelt 
worden®, Ferner ist auch beim Fehlen einer ausdrücklichen Bestimmung 
in der Planfeststellung als Wille der Planfeststellungsbehörde und damit 
als stillschweigende Auflage anzunehmen, daß die Deutsche Reichsbahn 
sich an den Kosten für die Unterhaltung eines durch den Bahnbau ver- 
legten, veränderten oder gekreuzten öffentlichen Weges insoweit zu be- 
teiligen hat, als seine Unterhaltung hierdurch vermehrt worden ist. 
Dagegen fallen der Reichsbahn die Kosten für eineVermehrung der Unter- 
H OVG, Bd. 68 S, 356 (860/361). 
2 OVG. Bd. 32 S, 203 (205), Bd. 88 S. 275 (279). 


aA Go Gleim, S. 235, Ottmann, ZVDEV. 1925 S. 876 (877 Sp. 2 und S. 880 Sp. 2 


r 4 OVG. Bd. 9 S. 186 (199), Bd. 30 S. 184 (188), Bd. 54 S. 314 (317), Bd. 88 
` 275 (279), Bd. 98 S. 126 (129), Germershausen, Bd. I S. 354 unten. 


Archiv für Eisenbahnwesen. 1930, al 
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haltungspflicht dann nicht zur Last, wenn diese Vermehrung nur eine 
Folge des gesteigerten Verkehrs ist, der durch den Bau der Bahnanlage 
(z. B. Bahnhof, Güterabfertigung) hervorgerufen ist; denn wenn auch 
diese Vermehrung der Unterhaltungspflicht in gewissem ursächlichen 
Zusammenhang mit dem Bau der Bahnanlage steht, so ist sie doch nicht 
eine Folge der Veränderung oder Verlegung des Weges, sondern der 
durch den Bahnbetrieb veränderten Verkehrsverhältnisse. Sie ist daher 
ausschließlich vom Wegebaupflichtigen zu tragen!, 


bb) Die rechtliche Bedeutung der Auflagen. 


Wenn der Deutschen Reichsbahn der B a u eines öffentlichen Weges 
oder Wegestücks oder von Wegeanlagen auferlegt worden ist, so ist die 
Verpflichtung, den Bau entsprechend der Planfeststellung auszuführen, 
eine öffentlich-rechtliche Verpflichtung. Es ist aber keine Wegebauver- 
pfliehtung i. S. des Wegerechts; denn diese Verpflichtung ergibt sich 
nicht aus irgendeinem Wegegesetz, da die Deutsche Reichsbahn nicht 
kraft Gesetzes in den Kreis der Wegebaupflichtigen gehört. Sie beruht 
vielmehr auf der Planfeststellung®. Wegebaupflichtiger i. S. des Wege- 
rechts ist nicht, wer einen bestimmten Weg oder ein Wegestück zu bauen 
hat; die Wegebaupflicht umfaßt die Wege ganz allgemein, und der Kreis 
der Wegebaupflichtigen ist je nach der Art der Wege gesetzlich genau 
festgelegt. 

Ist der Deutschen Reichsbahn in der Planfeststellung die Unter- 
haltung eines öffentlichen Weges oder Wegestücks in bestimmtem Um- 
fange auferlegt worden, so ist sie insoweit wegeunterhaltungspflichtig. 
Denn diese ausdrücklichen oder stillschweigenden Auflagen in der Plan- 
feststellung sind ein besonderer öffentlich-rechtlicher Titel des Wege- 
rechts®, Die Deutsche Reichsbahn hat daher den Weg grundsätzlich im 
gleichen Umfang zu unterhalten, wie jeder andere Wegeunterhaltungs- 
pflichtige, also unter Berücksichtigung des jeweiligen Verkehrsbedürf- 
nissest, Aus der Unterhaltungspflicht der Deutschen Reichsbahn folgert 
aber das Pr. Oberverwaltungsgericht, daß diese erforderlichenfalls einen 
öffentlichen Weg oder ein Kreuzungsbauwerk auf ihre Kosten verbrei- 
tern, verstärken oder sonst verbessern müsse; denn hierbei handle es 

ET ONG Bd. 17 S. 319 (323), Bd. 30 S. 184 (188 und 189), Bd. 32 S. 208 
(206), Germershausen, Bd. I S. 351 Ziff. 3 Abs. 3, 

2 ONG. Bd. 30 S. 192 (196), Mayer, Arch. öff. R. Bd. 15 S. 525, Germers- 
hausen Bd, I S. 351 Ziff. 3 Abs. 2, 

3 OVG. Bd. 54 S. 314 (316 Abs. 1), Bd. 88 S. 275 (278), Germershausen 
Bd, I S. 348 Abs. 1, S. 359. 

4 OVG. Bd. 9 S. 238 (241), Bd. 24 S. 222 (223 f.), Bd. 94 S. 148 (153), Ger- 
mershausen Bd. I S. 355. 
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sich nicht um eine neue Anlage, sondern um die Unterhaltung einer be- 
stehenden nach Maßgabe des jeweiligen Verkehrsbedürfnisses. Das Ober- 
verwaltungsgericht hat aber nicht scharf genug zwischen Wegebau- und 
Wegeunterhaltungspflicht unterschieden. Die Wegeunterhaltungspflicht 
ist nur ein Teil der Wegebaupflicht und umfaßt alle Maßnahmen, die zur 
Erhaltung des verkehrssicheren Zustandes des Weges erforderlich sind 
(z. B. die dauernde Instandhaltung und planmäßige Erneuerung der 
Wegedecke, der Wegebestandteile und des Wegezubehörs, die verkehrs- 
mäßige Reinigung). Nicht aber gehört zur Unterhaltung das Verbreitern 
oder Pflastern eines bisher ungepflasterten Weges oder das Verstärken 
eines Kreuzungsbauwerks. Dies kommt in den meisten provinziellen Wege- 
ordnungen klar zum Ausdruck; denn dort ist bei der Begriffsbestimmung 
der Wegebaupflicht zwischen der Pflicht zur Unterhaltung und der 
Pflicht zum Verbreitern oder Verbessern öffentlicher Wege geschieden!, 
Die letztere Verpflichtung gehört zu dem umfassenden Begriff der Wege- 
baupflicht. Da die Deutsche Reichsbahn dadurch, daß sie ein Wegestück 
zu unterhalten hat, nur wegeunterhaltungspflichtig ist, hat sie mangels 
einer ausdrücklichen Auflage in der Planfeststellung auch keine Ver- 
Pflichtung, den Weg zu verbreitern oder zu verstärken. Dies war auch 
von jeher die Ansicht der Rechtslehre, die zur Lösung der Frage, wer 
die Kosten späterer Änderungen zu tragen habe, verschiedene Lösungs- 
versuche entwickelt hat, z. B. die Interessen-, Verursachungs- und Priori- 
tätstheorie®. Nunmehr ist diese Frage für die Änderung von Kreuzungs- 
anlagen durch $ 39 des Reichsbahngesetzes einheitlich geregelt. Der 
hier maßgebende Grundsatz der Verursachung wird auch in anderen 
Fällen zu dem gerechtesten Ergebnis führen. Auch hat der Reichsver- 
kehrsminister in seiner Entscheidung vom 31. Mai 1933 zu $ 39 des Reichs- 
bahngesetzes in der Streitsache zwischen der Deutschen Reichsbahn und 
der Stadt Berlin betont, daß die Unterhaltung eines Weges oder einer 
Wegeanlage nicht die Verpflichtung zur Ausführung späterer Verände- 
rungen in sich schließe, 

Die Verpflichtung der Deutschen Reichsbahn auf Grund einer aus- 
drücklichen oder stillschweigenden Auflage in der Planfeststellung, die 
VermehrungderUnterhaltungslast für die durch den Bahn- 
bau veränderten, verlegten oder gekreuzten öffentlichen Wege zu tragen, 
soll nach Ansicht des Pr, Oberverwaltungsgerichts zur Folge haben, daß 
die Deutsche Reichsbahn insoweit wegeunterhaltungspflichtig wird; 
daher stünden der Wegeaufsichtsbehörde für den ganzen Weg, nicht nur 

! $ 9 WO. für Posen, $ 9 WO, für Ostpreußen, $ 4 WO, für Sachsen, 


? Siehe die Übersicht bei Ottmann, ZVDEV, 1925 S. 876 (878 Sp. 2). 
® ZVMEV. 1933 S. 727 (729 Sp. 1 Abs. 1). 


Ais 
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für einen unselbständigen Teil, mehrere Wegeunterhaltungspflichtige 
gegenüber, zwischen denen die Wegeunterhaltungspflicht im Verhältnis 
der Vermehrung zur ursprünglichen Unterhaltungspflicht geteilt seit, 
Gleicher Ansicht sind Germershausen? und Seydel-Weymann?. Gegen 
diese Auffassung bestehen aber erhebliche Bedenken, Bei der anläßlich 
eines Eisenbahnbaues eintretenden Veränderung öffentlicher Wege ist 
an sich der Wegebaupflichtige öffentlich-rechtlich zur Unterhaltung ver- 
pflichtet. Denn es gibt keinen Rechtssatz des Inhalts, daß der Eingriff 
eines Dritten in den Bestand des öffentlichen Weges zur Folge hat, daß 
der Dritte nunmehr neben dem Wegebaupflichtigen für den veränderten 
Weg unterhaltungspflichtig wirdt. Wohl aber muß der Wegebaupflich- 
tige insoweit schadlos gehalten werden, als ihm durch den Eingriff der 
Bahnanlage in die Wegeverhältnisse höhere Kosten für die Unterhaltung 
der öffentlichen Wege entstehen. Um dies zu erreichen, bedarf es aber 
nicht der Folgerung, daß die Deutsche Reichsbahn insoweit neben dem 
Wegebaupflichtigen unterhaltungspflichtig wird oder gar an seine Stelle 
tritt, wenn die durch den Bahnbau verursachte Mehrunterhaltung prak- 
tisch die gesamte Unterhaltung ausmacht. Diese Auffassung findet auch 
in $ 14 des pr. Enteignungsgesetzes, auf den sich das Oberverwaltungs- 
gericht beruft, keine Stütze. Er gilt nur innerhalb des Enteignungs- 
verfahrens und will m. E. wie die sonstigen Bestimmungen des Enteig- 
nungsgesetzes nur die Enteignung und die damit verbundene öffentlich- 
rechtliche Entschädigung regeln, nicht aber wegebauliche Verpflichtun- 
gen begründen’. Dem steht auch nicht entgegen, daß $ 14 von der dem 
Eisenbahnunternehmer obliegenden „Unterhaltung“ spricht. Denn die 
Neugestaltung des öffentlichen Wegenetzes erfolgt mit größter Gründ- 
lichkeit bereits in der vorläufigen Planfeststellung. Daher hat die vor- 
läufige Planfeststellung insoweit den Charakter einer im wesentlichen 
endgültigen Entscheidung, die die Bedürfnisse der Deutschen Reichsbahn 
mit den berührten öffentlichen oder privaten Interessen möglichst in Ein- 
klang bringt. Meist wird sich daher eine Enteignung erübrigen, da eine 
gütliche Einigung zustande kommt. Die etwaigen Abwandlungen der 
vorläufigen Planfeststellung im Rahmen der Enteignung und die damit 
verbundenen Auflagen an die Deutsche Reichsbahn werden sich kaum 
auf die in der vorläufigen Planfeststellung vorgesehene Gestaltung der 
öffentlichen Wege beziehen. Daher dürfte auch aus diesem Grunde eine 
1 OVG. Bd. 9 S. 186 (199), Bd. 54 S. 314 (817), Bd. 68 S. 356 (361/362)- 
Bd. 88 S. 275 (278/279), Bd. 98 S. 126 (129/130). 
2 Bd. I S. 354/355. 
3 in Scholz, Handbuch S. 668/669. 
4 OVG. Bd, 88 S. 275 (278), Germershausen Bd. I S. 306/307. 
5 So auch von Kienitz, ZVMEV. 1933 S. 813 (816 Abs. 2), 
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stillschweigende Auflage gemäß $ 14 des Enteignungsgesetzes als Rechts- 
grundlage für eine angebliche Wegeunterhaltungspflicht der Deutschen 
Reichsbahn nicht in Frage kommen. Ferner weist von Kienitz mit Recht 
darauf hin, daß die Wegeunterhaltungspflicht als öffentliche Last durch 
Veränderung ihres Gegenstandes nicht berührt wird und rechtlich nicht 
teilbar ist!. Die Verpflichtung der Deutschen Reichsbahn auf Grund 
einer ausdrücklichen oder stillschweigenden Auflage, die Mehraufwen- 
dungen für die Unterhaltung der veränderten oder verlegten öffentlichen 
Wege zu tragen, ist vielmehr eine öffentlich-rechtliche Entschädigungs- 
pflicht?. Dies ist für Mecklenburg ausdrücklich in $ 6 des Mecklenbur- 
gischen Enteignungsgesetzes vom 29. März 1845 hervorgehoben. Er lautet: 
„Für die Unterhaltungskosten der außerhalb des Grund und Bodens der 
Eisenbahn und der dazugehörenden Anlagen befindlichen neu angelegten 
Werke, soweit dieselben die vor Anlegung der neuen Werke bestandene 
Unterhaltungslast übersteigen, ist den Beteiligten vollständige Entschädi- 
gung zu leisten.“ In Preußen ist die Rechtsgrundlage $ 75 der Einleitung 
zum ALR., der in der erweiterten Auslegung des Art. 153 der Weimarer 
Verfassung später seine weitere Ausgestaltung gefunden hat. Er enthält 
den allgemein gültigen und allgemein angewandten? Grundsatz, daß Nach- 
teile auszugleichen sind, die ein Hoheitsakt des Staates verursacht, der 
in fremde Rechte und Rechtsverhältnisse eingreift. Die Planfeststellung 
ist solch ein Hoheitsakt. Für den Wegebaupflichtigen kann durch den 
an sich rechtsmäßigen Eingriff der Eisenbahnanlage in den Bestand der 
öffentlichen Wege eine Vermehrung der Unterhaltungspflicht entstehen. 
In Höhe der Mehrbelastung muß er entschädigt werden, Dies ist zugleich 
die Kehrseite der Verpflichtung des Wegebaupflichtigen, die in der Plan- 
feststellung angeordnete Veränderung des öffentlichen Wegenetzes zu 
dulden. Es ist unbedenklich, daß diese Entschädigung, die an sich der 
Staat nach $ 75 zu tragen hat, die Deutsche Reichsbahn leistet; denn er 
könnte auf die Deutsche Reichsbahn zurückgreifen, da die Planfeststel- 
lung in ihrem eigenen Interesse erfolgt ist (siehe $ 20 des Pr, Eisenbahn- 
gesetzes). Die Höhe der Entschädigung wird zweckmäßig durch eine Ver- 
einbarung zwischen der Deutschen Reichsbahn und dem Wegebaupflich- 
tigen geregelt. Daher soll von jeher bei der Prüfung der Eisenbahnbau- 
Pläne genau ermittelt werden, in welchem Umfang die Unterhaltungs- 
kosten eines durch den Bahnbau veränderten oder verlegten öffentlichen 


1 ZVMEV. 1983 S. 818 (816 Abs. 1). 


‚von Kienitz, a.a. O. S, 817 und Anmerkung zur Entscheidung des OVG. 
bei Eger Bd. 54 S. 28 (25). 


® Koch, Arch, f, Eisenb. 1938 S. 1175/1176, 
* Mayer, Arch. öff. R. Bd. 15 S, 511 (523—525). 
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Weges vermehrt worden sind; auf der Grundlage der festgestellten Quote 
soll dann eine Vereinbarung zwischen der Deutschen Reichsbahn und dem 
Wegebaupflichtigen über die Regelung der künftigen Wegeunterhaltung 
angestrebt werden, möglichst in der Form, daß die Deutsche Reichsbahn 
eine einmalige Entschädigung an den Wegebaupflichtigen zahlt! 

Wenn die Planfeststellung der Deutschen Reichsbahn die Unter- 
haltung eines öffentlichen Weges auferlegt, ist damit zugleich die Ver- 
pflichtung zur verkehrsmäßigen Reinigung als Teil der 
Unterhaltung verbunden, Jedoch entfällt diese Verpflichtung, soweit die 
Pflicht zur polizeimäßigen Reinigung besteht?, Hat die durch den Bahn- 
bau verursachte Veränderung der öffentlichen Wege zur Folge, daß auch 
die Kosten für die verkehrsmäßige Reinigung dieser Wege höher werden, 
so hat die Deutsche Reichsbahn auch insoweit den Wegebaupflichtigen 
zu entschädigen®. Ist diese Vermehrung aber nur die Folge des durch 
den Bahnbetrieb gesteigerten Verkehrs, so fällt sie ausschließlich dem 
Wegebaupflichtigen zur Last. 

Die Auflage in der Planfeststellung, die Deutsche Reichsbahn habe 
diesen oder jenen öffentlichen Weg zu beleuchten, begründet keine wege- 
rechtliche Verpflichtung, da die Beleuchtung öffentlicher Wege kein Teil 
der Wegebau- oder Wegeunterhaltungspflicht ist®. Daher hat die Wege- 
aufsichtsbehörde der Reichsbahn gegenüber in dieser Hinsicht auch 
keine Befugnisse, 


3. Die wegerechtlichen Verpflichtungen der 
Deutschen Reichsbahn auf Grund von Verträgen 
mit dem Wegebaupflichtigen, 

Die Deutsche Reichsbahn hat bei Kreuzungen zwischen Schienen- 
wegen und öffentlichen Wegen vielfach mit dem Wegebaupflichtigen 
Vereinbarungen über die Unterhaltung von Wegestrecken und Kreuzungs- 
anlagen getroffen. Auch bei der Veränderung oder Mitbenutzung öffent- 
licher Wege in der Längsrichtung bestehen ähnliche Wegeunterhaltungs- 
verträge. Hierbei ist zwischen privatrechtlichen und öffentlich-rechtlich 
bestätigten Verträgen zu unterscheiden. Da die Wegeunterhaltungspflicht 
eine öffentlich-rechtliche Verpflichtung ist, kann sie durch privatrecht- 
liche Vereinbarungen zwischen der Deutschen Reichsbahn und dem Wege- 

1 Erlaß des Ministers der öff. Arb. vom 5. November 1880 (EVBI, S. 537), 
vom 20. Juni 1894 (EVBl. S. 317), vom 28. März 1898 (EVBl. S. 91) und 24. Ok- 
tober 1900 (EVBl. S. 511), 

2 S, 611 der Arbeit. 

Gleim, Eisenbahnbaurecht S. 241, Germershausen Bd. I S. 355 Abs. 2. 


a 
7 S, 622 der Arbeit. 
® S. 612 der Arbeit. 
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baupflichtigen nicht beeinflußt werden. Hat also die Deutsche Reichs- 
bahn durch solch eine Vereinbarung dem Wegebaupflichtigen gegenüber 
die Unterhaltung eines Weges oder Wegestücks übernommen, so wird 
hierdurch für sie keine Unterhaltungspflicht im Sinne des Wegerechts 
bepründet. Der bisherige Wegeunterhaltungspflichtige bleibt weiterhin 
unterhaltungspflichtig!. Nur än ihn kann sich die Wegeaufsichtsbehörde 
halten; er kann dann seinerseits wieder von der Deutschen Reichsbahn 
nach Maßgabe des Vertrages Ersatz seiner Aufwendungen verlangen. 


Eine Abänderung der gesetzlich begründeten Wegebaupflicht durch 
besondere Titel ist nur möglich, wo dies in den provinziellen Wege- 
gesetzen zugelassen ist. Dies ist im allgemeinen da der Fall, wo die Ab- 
änderung durch Observanz oder Rezeß für zulässig erklärt ist?, Zu diesen 
besonderen Titeln gehören u. a. auch Vereinbarungen zwischen der Deut- 
schen Reichsbahn und dem Wegebaupflichtigen, wenn die Wegeaufsichts- 
behörde ihnen zugestimmt hat. Diese Vereinbarungen haben dann öffent- 
lich-rechtliche Wirkung. Haben also die Deutsche Reichsbahn oder ihre 
Rechtsvorgänger wegen der Unterhaltung eines Weges oder Wegestücks 
mit dem Wegebaupflichtigen einen Vertrag geschlossen, dem die Wege- 
aufsichtsbehörde zugestimmt hat, so ist dieser Vertrag ein besonderer 
Titel des Wegerechts?. Die Deutsche Reichsbahn ist dadurch an die Stelle 
des bisherigen Wegeunterhaltungspflichtigen getreten‘. Die Wegeauf- 
Sichtsbehörde kann sie daher zur Erfüllung ihrer Unterhaltungspflicht 
wie jeden anderen Wegeunterhaltungspflichtigen anhaltens, 


4. Die wegerechtlichen Verpflichtungen der 
Deutschen Reichsbahn auf Grund einer Observanz. 


Es ist schließlich noch zu prüfen, ob die Verpflichtung der Deut- 
schen Reichsbahn zur Unterhaltung öffentlicher Wege auch auf einer 
Observanz beruhen kann. Unter einer Observanz versteht man eine lang- 
dauernde, gleichmäßige tatsächliche Übung, die auf der Überzeugung 
beruht, rechtlich zu der Wegeunterhaltung verpflichtet zu seint, Die Ob- 
servanz kann sich nicht zwischen einzelnen Personen zur Begründung 
und Abgrenzung ihrer beiderseitigen Rechte und Pflichten bilden; sie 

1 Germershausen Bd, I S. 307, OVG. Bd, 32 $. 210 (211). 


2 Scholz, Handbuch S. 659/660. 

z.B. $ 41 WO, für Ostpr., $ 42 WO. für Westpr., $:48 WO, für Sachsen, 
Scholz a. a. O, S. 662 Ziff. e, 

4 OVG. Bd. 32 S. 242 (246), bei EE. Bd, 50 S. 42 (43), Germershausen 
Bd, I $. 325 Ziff. 6, WO. für Ostpr. § 11. 

® z.B. § 283 WO. für Ostpr., $ 24 WO. für Sachsen. 


© OVG. Bd. 85 S. 305 (307), Germershausen Bd. I S. 310 Ziff. 3, Scholz 
a.a. O. S. 653 Ziff, b. 
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setzt vielmehr die Teilnahme an einer bestimmten objektiven Gemein- 
schaft voraus, für die sie gilt. Die Gemeinschaft braucht aber nicht auf 
einer rechtlichen Verbindung zu beruhen; es genügt eine tatsächliche 
oder örtliche Gemeinschaft, sofern es sich nur um dauernde Verhältnisse 
handelt, die eine Regelung durch objektive Rechtsnormen zulassen!. Wenn 
die Bildung einer Observanz für die Unterhaltung öffentlicher Wege 
nach den einzelnen Wegegesetzen zulässig ist, bildet sie einen besonderen 
Rechtstitel des Wegerechts. Die neueren Wegegesetze haben die Ob- 
servanz als Rechtsquelle des öffentlichen Wegerechts meist beseitigt?, 
Soweit dies nicht geschehen ist, kann es möglich sein, daß die Deutsche 
Reichsbahn zur Unterhaltung eines öffentlichen Weges auf Grund einer 
Observanz verpflichtet ist”. Jedoch werden diese Fälle in der Praxis 
kaum vorkommen. Denn wenn die Deutsche Reichsbahn an einem öffent- 
lichen Weg Unterhaltungsarbeiten vornimmt, ohne daß ihr die Unter- 
haltung in der Planfeststellung auferlegt ist oder sie diese mit öffent- 
lich-rechtlicher Wirkung vertraglich übernommen hat, wird sie die Unter- 
haltung in der Regel nicht in Anerkennung einer Rechtspflicht, sondern 
aus Zweckmäßigkeitsgründen ausführen, insbesondere, weil sie aus be- 
trieblichen Gründen dem Wegebaupflichtigen keine Einwirkungen ge- 
statten will (z. B. bei einer Plankreuzung), Immerhin muß sie ihre Auf- 
fassung, zur Unterhaltung rechtlich nicht verpflichtet zu sein, auch zu 
erkennen gegeben haben. Denn es bedarf keines besonderen Beweises, 
daß die tatsächliche Übung auf der Überzeugung einer rechtlichen Ver- 
pflichtung beruht; diese Überzeugung ist mangels entgegenstehender Um- 
stände (z.B. Vornahme der Unterhaltung nur auf Grund von Anord- 
nungen der Wegeaufsichtsbehörde) ohne weiteres aus der langjährigen 
Übung zu entnehment. Wenn die Deutsche Reichsbahn die tatsächliche 
Übung der Wegeunterhaltung nachgeordneten Dienststellen, denen die 
Wegeunterhaltung unmittelbar obliegt (z.B. den Bahnmeistereien), ohne 
Prüfung ihrer Verpflichtungen überläßt, so muß sie deren Rechtsüber- 
zeugung von der Unterhaltungspflicht gegen sich gelten lassen. Die 
Rechtsüberzeugung kann jedoch auf einem tatsächlichen oder rechtlichen 
Irrtum beruhen. Da eine Übung, die einer gesetzlichen Vorschrift, einer 
Verpflichtung auf Grund einer Planfeststellung oder eines Wegeunter- 
haltungsvertrages entspricht, nicht zugleich die Grundlage für eine in- 

1 OVG. in JW. 1935 S. 3408 Nr. 56 (3409 Sp. 1 Abs. 2), Germershausen 
Bd, I S, 311 Ziff. a. 

2838 WO. für Ostpr., $ 39 WO. für Westpr., § 43 WO. für Sachsen, Ger- 
mershausen S, 319. 

3 OVG. Bd. 85 S. 305 (307 oben). 

4 OVG. Bd. 85 S. 305 (308), Germershausen Bd. I S. 313 Ziff. b. 

5 OVG, Bd. 85 S. 305 (309), JW. 1935 S. 3408 (3409 Sp. 1 Abs. 3). 
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haltlich gleiche Observanz bilden kann, steht jede Übung mit dem gelten- 
den Rechtszustand in Widerspruch; die Überzeugung von der rechtlichen 
Verpflichtung ist also meist durch einen Rechtsirrtum beeinflußt. Der 
Irrtum über die Sach- oder Rechtslage hindert aber die Bildung einer 
Observanz, wenn der Irrtum das Bestimmende für die Übung war. Beruhte 
also die Übung auf der Anwendung eines vermeintlichen, in Wirklichkeit 
aber nicht bestehenden Rechtssatzes, und wäre sie bei Kenntnis des Irr- 
tums unterblieben, so ist keine Observanz entstanden, Entsprang die 
Übung aber dem allgemeinen Rechtsgefühl, daß sie nach Lage der Dinge 
dem Recht und der Billigkeit entspräche, so lagen die Voraussetzungen 
für die Bildung einer Observanz vor!. 


IV. Der Inhalt der Wegeaufsicht. 


1. Verhältnis zum sonst üblichen Begriff 
der Wegebaupolizei. 

Die Träger der Wegebau- und Wegeunterhaltungspflicht müssen bei 
der Erfüllung der ihnen obliegenden Verpflichtungen überwacht und not- 
falls zu ihrer Erfüllung angehalten werden. Die Aufgabe, die ordnungs- 
mäßige Herstellung und Unterhaltung der öffentlichen Wege und die 
Wahrung ihres verkehrssicheren Zustandes zu überwachen, bezeichnete 
man in Preußen allgemein als Wegebaupolizei. Nach $ 55 des Zuständig- 
keitsgesetzes umfaßt der weitergehende Begriff der Wegepolizei die Auf- 
Sicht über die öffentlichen Wege und deren Zubehör und die Sorge dafür, 
daß den Bedürfnissen des öffentlichen Verkehrs in bezug auf das Wege- 
wesen Genüge geschieht; zur Durchführung dieser Aufgaben kann die 
Wegepolizeibehörde den Pflichtigen mit den gesetzlichen Zwangsmitteln 
anhalten oder bei Gefahr im Verzuge das Erforderliche auf seine Rech- 
nung ausführen lassen. Aus dieser Begriffsbestimmung ergaben sich 
zwei Aufgabengebiete der Wegepolizei: Die Aufsicht über den Wegebau, 
die Wegeunterhaltung und die Wegebeschaffenheit und die Aufsicht über 
den Verkehr auf den öffentlichen Wegen. Je nachdem, ob sich die poli- 
zeiliche Tätigkeit auf den Bau, die Unterhaltung und die Beschaffenheit 
der öffentlichen Wege oder auf die andern der Wegepolizei übertragenen 
Aufgaben bezog, unterschied man zwischen „Wegebaupolizei“ im beson- 
deren und der Wegepolizei im allgemeinen®. Zur allgemeinen Wegepolizei 
rechnete man alles, was nicht zur Wegebaupolizei gehörte, vor allem die 
Verkehrspolizei, welche die Aufsicht über den Verkehr auf den öffent- 

Top, Bd. 76 S. 378 (881/982), Bd. 85 S, 305 (809/310), Bd. 91 S. 24 (29), 
Germershausen Bd. I S, 814/315. 


2 OVG. Bd. 51 S. 246 (247 und 248), Bd. 52 S. 322 (326), Germershausen 
Bd. I S. 396/397. 
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lichen Wegen, die Verkehrsregelung und den Verkehrsschutz zum Gegen- 
stand hat und sich gegen die Verkehrsteilnehmer wendet. 

Das Gesetz über die einstweilige Neuregelung des Straßenwesens 
und der Straßenverwaltung spricht in $ 9 unter der Überschrift „Straßen- 
aufsicht“ von der „Straßenaufsicht und Wegebaupolizei“, die auf den 
Generalinspektor für das deutsche Straßenwesen übergehe, Worin der 
Unterschied zwischen der Straßenaufsicht und der Wegebaupolizei be- 
stehen soll, sagt das Gesetz nicht. Der aus dem preußischen Recht stam- 
mende Ausdruck „Wegebaupolizei“ bedeutet inhaltlich dasselbe wie der 
Ausdruck „Straßenaufsicht“!. Die Straßenaufsicht ist die hoheitliche 
Befugnis des Reiches, die Träger der Straßenbaulast zur Erfüllung der 
ihnen obliegenden Verpflichtungen anzuhalten. Da das Gesetz die dort 
genannten Straßengruppen (Reichsstraßen, Landstraßen I. und II. Ord- 
nung) als „Straßen“ bezeichnet, verwendet es folgerichtig auch den Be- 
griff „Straßenaufsicht“. Der Oberbegriff ist aber der Ausdruck „Weg“. 
Denn hierzu gehören außer den Straßen von Ort zu Ort nebst den Orts- 
durchfahrten und Ortsumgehungen alle sonstigen öffentlichen Wege, auf 
die sich das genannte Gesetz nicht bezieht, also alle öffentlichen Wege, 
die nicht dem Verkehr von Ort zu Ort, sondern nur dem innergemeind- 
lichen Verkehr dienen, und alle nicht straßenmäßig ausgebauten Wege?, 
Daher verwende ich auch den Begriff „Wegeaufsicht“. Unter der Wege- 
aufsicht verstehe ich diejenige staatliche Tätigkeit, die dafür zu sorgen 
hat, daß die Wegebau- und Wegeunterhaltungspflichtigen ihre wegerecht- 
lichen Verpflichtungen ordnungsgemäß erfüllen. 

Diese Tätigkeit hat mit „Polizei“ nichts zu tun. Daher kann es auch 
eine Wegebaupolizei nicht geben’. Die Polizei im neuen Staat hat die 
Aufgabe, die nationalsozialistische Ordnung des Gemeinschaftslebens zu 
schützen; die Grundlage für ihre Tätigkeit ist die Volksgemeinschaft, 
der jeder Volksgenosse verpflichtet und an die er gebunden ist!, Auch 
das Aufgabengebiet der bisher meist als Verwaltungspolizei bezeichneten 
Polizei, z. B, der Bau-, Gesundheits- oder Verkehrspolizei, ist eigentümlich 
polizeilich’, Der Bau und die Unterhaltung öffentlicher Wege ist von 
jeher als Aufgabe des Staates angesehen worden ($$ 1 und 11 IT 15 ALR.). 
Heute hat das Reich die Führung auf dem Gebiete des Straßenbaues und 
ist selbst Träger der Straßenbaulast für die wichtigsten Durchgangs- 

1 Schifferer, bei EE. Bd, 55 S. 320 (323 Abs. 3), Krumstroh, RVerBl. 1935 
5S. 46 (51 letzter Abs.). 

2 Krumstroh a.a.O, S. 47 Sp. 2 unten, 

3 Schmidt, RVerBl, 1935 S. 325 (328 Sp. 2 unten), Leitsätze für ein Deut- 
sches Wegegesetz in „Deutsche Verwaltung“ 1936 S, 218 (221 zu Ziff. 18 und 19). 

* Frank, Verwaltungsrecht S. 381 (384/385). 

6 Frank, a.a,0. S. 399, 
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straßen. Der Bau und die Unterhaltung öffentlicher Wege ist ein Teil 
der staatlichen und der Selbstverwaltung. Die Aufsicht über die ver- 
schiedenen Wegebau- oder Wegeunterhaltungspflichtigen ist somit ein 
Teil der staatlichen Aufsicht. Die Aufsicht müßte daher der dem Wege- 
bau- oder Wegeunterhaltungspflichtigen übergeordneten Behörde zu- 
stehen. Jedoch ist die Wegeaufsicht aus dem regelmäßigen Aufbau "der 
inneren Verwaltung herausgenommen und besonderen Behörden zu- 
gewiesenl, 

Die Tätigkeit der Polizei im Wegewesen kann immer nur Verkehrs- 
polizei sein. Der Verkehrspolizei obliegt die Regelung und Überwachung 
des Verkehrs auf den tatsächlich- und rechtlich-öffentlichen Wegen. Die 
Rechtsgrundlage für ihre Tätigkeit sind die Straßen-Verkehrsordnung 
und die Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung vom 13. November 1937 
(RGBI, I S. 1179 und 1215). Die Verkehrspolizei richtet sich gegen die 
Verkehrsteilnehmer. 

Die Wegeaufsichtsbehörde ist nur auf den rechtlich-öffentlichen 
Wegen zuständig. Denn nur für diese Wege besteht eine Wegebau- oder 
Wegeunterhaltungspflicht i. 8. des Wegerechts. Jedes Vorgehen der 
Wegeaufsichtsbehörde gegenüber der Deutschen Reichsbahn setzt daher 
zunächst voraus, daß es sich um einen rechtlich-öffentlichen Weg handelt. 
Die Wegeaufsichtsbehörde hat die Erfüllung der wegerechtlichen Ver- 
Pflichtungen der Deutschen Reichsbahn zu überwachen. Sie kann durch 
eine wegerechtliche Verfügung von der Deutschen Reichsbahn immer nur 
die im Einzelfall notwendige, genau bestimmte Leistung fordern. Sie 
kann ihr aber nicht aufgeben, den betreffenden Weg dauernd ordnungs- 
gemäß zu unterhalten; auch kann die Feststellung der Wegeunterhal- 
tungspflicht als solcher nicht Gegenstand einer Verfügung der Wege- 
aufsichtsbehörde sein?, Im übrigen gilt für Form und Inhalt der Ver- 
fügungen der Wegeaufsichtsbehörde gegenüber der Deutschen Reichs- 
bahn nichts Besonderes im Verhältnis zu den Verfügungen gegenüber 
den sonstigen Wegebau- oder Wegeunterhaltungspflichtigen®. Die Ver- 
fügung richtet sich an die jeweilige Reichsbahndirektion, in deren Bezirk 
der in Frage kommende Weg liegt. Gegen diese Verfügung kann die 
Deutsche Reichsbahn binnen zwei Wochen Einspruch bei derselben Wege- 
aufsichtsbehörde einlegen, die die Verfügung erlassen hat; diese ent- 
scheidet dann über den Einspruch gegen ihre eigene Verfügung. Gegen 
den Einspruchsbeschluß ist die Klage im Verwaltungsstreitverfahren zu- 


1 s, Kapitel V. 


* OVG. Bd. 40 S. 229 (232), Bd. 46 S. 289 (291), Bd. 74 S: 352 (355), Ger- 
mershausen S, 438/439. 


® Wegen der Einzelheiten siehe Germershausen S, 436 f. 
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zulässig; hält die Deutsche Reichsbahn einen anderen für wegeunterhal- 
tungspflichtig, so ist die Klage zugleich als Abbürdungsklage gegen 
diesen Dritten zu richten! ($ 56 ZustG.), 


2. Die Abgrenzung der Wegeaufsicht 


a) gegenüber den Befugnissen der Planfeststel- 
lungsbehörde und dem durch die Planfeststellung 
geschaffenen Rechtszustand. 


Die Befugnisse des Reichsverkehrsministers oder der Deutschen 
Reichsbahn, als Planfeststellungsbehörde gemäß $ 37 des Reichsbahn- 
gesetzes endgültig über alle von der Plangestaltung berührten Interessen 
zu entscheiden, schließt die Zuständigkeit aller anderen Behörden aus. 
Soweit also der Neubau, die Veränderung oder Ergänzung von Reichs- 
eisenbahnanlagen in den Bestand der öffentlichen Wege eingreift und 
die Anlage oder Veränderung öffentlicher Wege erforderlich macht, ent- 
scheidet hierüber ausschließlich und endgültig die Planfeststellungs- 
behörde. Die Wegeaufsichtsbehörde hat hierbei keine Entscheidungs- 
befugnisse; sie tritt im Rahmen der Planfeststellung nicht in Erschei- 
nung. Ihre Belange sind dadurch gewahrt, daß die „Landespolizeibehörde“ 
gutachtlich gehört wird und die Entscheidung des Reichsverkehrsmini- 
sters herbeiführen kann, falls sie sich mit der Deutschen Reichsbahn 
nicht einigt. 

Der durch die Planfeststellung geschaffene Rechtszustand ist auch 
für die Wegeaufsichtsbehörde bindend”. Sie kann also den festgestellten 
Plan nicht durch wegerechtliche Verfügungen an die Deutsche Reichs- 
bahn abändern. Ebensowenig ist sie befugt, ewaige Lücken und Unklar- 
heiten durch wegerechtliche Anordnungen an die Deutsche Reichsbahn 
zu beseitigen®, Ist im festgestellten Plan vorgesehen, daß die Deutsche 
Reichsbahn einen öffentlichen Weg anlegen, verlegen oder sonst verän- 
dern soll, so steht die Aufsicht darüber, daß sie dieser Auflage nach- 
kommt, nicht der Wegeaufsichtsbehörde, sondern dem Reichsverkehrs- 
minister zu. Denn diese Verpflichtung ist keine wegebauliche Verpflich- 
tung*, Die Wegeaufsichtsbehörde hat jedoch die Erfüllung der Ver- 
pflichtungen der Deutschen Reichsbahn, die sich aus ihrer Wegeunter- 
haltungspflicht ergeben, zu überwachen. Jedoch muß sich die Wege- 
aufsichtsbehörde stets im Rahmen der Auflagen der Planfeststellung 
halten. Sie darf also in ihren Anordnungen über diese Auflagen nicht 

1 Siehe Germershausen Bd. I S. 445 f. 

2 OVG. Bd. 88 S. 275 (278). 

3 OVG, Bd. 31 S. 198 (206/207), Germershausen Bd. I S. 351 Ziff. 3. 

7 Siehe S, 622 der Arbeit. 
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hinausgehen oder neben ihnen oder in Widerspruch zu ihnen der Deut- 
schen Reichsbahn ihrerseits wegerechtliche Auflagen machen!. Hält sie 
eine Abänderung des festgestellten Planes für erforderlich, z. B. die Er- 
setzung eines schienengleichen Überwegs durch eine Über- oder Unter- 
führung, so kann sie bei der Deutschen Reichsbahn die Einleitung eines 
Planfeststellungsverfahrens zwecks Abänderung des bisherigen Planes 
anregen. Lehnt die Deutsche Reichsbahn die Einleitung ab, weil sie die 
Änderung nicht für nötig hält, so kann sich die Wegeaufsichtsbehörde 
an den Reichsverkehrsminister wenden, damit dieser der Deutschen 
Reichsbahn die Änderung der Anlage kraft seines Aufsichtsrechts auf- 
gibt. Seine Entscheidung ist dann endgültig?, Die Wegeaufsichtsbehörde 
kann der Deutschen Reichsbahn die Änderung einer Reichseisenbahn- 
anlage (z. B. eines Kreuzungsbauwerks) auch dann nicht aufgeben, wenn 
die Anlage aus irgendeinem Grunde nicht in einem Plan festgestellt 
worden ist. Denn auch dies wäre ein Eingriff in das Planfeststellungs- 
recht gemäß $ 37, da über diese Änderung ausschließlich und endgültig 
der Reichsverkehrsminister oder die Deutsche Reichsbahn entscheidet, 


b) gegenüber den Aufsichtsbefugnissen 
des Reichsverkehrsministers. 


Die Deutsche Reichsbahn hat u.a. nach $ 9 des Reichsbahngesetzes 
die Verpflichtung, den Betrieb der Reichseisenbahnen sicher zu führen 
und die Reichseisenbahnanlagen nebst den Betriebsmitteln und dem son- 
stigen Zubehör auf ihre Kosten nach den Bedürfnissen des Verkehrs und 
nach dem jeweiligen Stand der Technik gut zu unterhalten, zu erneuern 
und weiterzuentwickeln. Die Verantwortung für die Erfüllung dieser 
Verpflichtung obliegt in erster Linie der Deutschen Reichsbahn selbst. 
Wegen der Gefahren, die die technische Eigenart des Risenbahnbetriebes 
mit sich bringt, und wegen der Bedeutung der Eisenbahn für das all- 
gemeine Verkehrs- und Wirtschaftsleben sieht das Reichsbahngesetz ein 
Aufsichtsrecht der Reichsregierung gegenüber der Deutschen Reichsbahn 
vor. Dieses Aufsichtsrecht übt namens des Reiches der Reichsverkehrs- 
minister aus, Der Inhalt dieser Aufsichtsrechte ist in SR 30 bis 35 genau 
umschrieben. Hierzu gehört u.a. die Aufsicht darüber, daß die Reichs- 
eisenbahnen samt allen Anlagen und Betriebsmitteln in betriebssicherem 
Zustand erhalten werden und daß der Betrieb zufriedenstellend geführt 
wird ($ 31 Ziff. 2). Diese Aufsicht hat dadurch, daß die Deutsche Reichs- 

1 Bd. 30 S. 192 (196), Bd. 32 S., 219 (226), Bd. 43 S. 227 (229/230), Bd. 88 
S. 275 (278), Germershausen S. 359 Ziff. 5. 


2 Ziff, 31 und 32 der Richtlinien zu $ 37, Sarter/Kittel, Reichsbahn-Gesell- 
schaft S, 115 Anm, III zu $ 39 RbahnG. 
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bahn auf Grund des Gesetzes vom 10. Februar 1937 Reichsverwaltung 
geworden ist, einen neuen Sinn bekommen: Aufsicht und Leitung der 
Deutschen Reichsbahn sind nunmehr verschmolzen. Dem Reichsverkehrs- 
minister, der als solcher zugleich Generaldirektor der Deutschen Reichs- 
bahn ist, obliegt die Aufsicht über die ihm unterstellte Reichsbahn- 
verwaltung. 

Gegenstand der Aufsicht sind die Reichseisenbahnen samt allen 
Anlagen und Betriebsmitteln. Hierzu gehören u, a. auch alle Wege inner- 
halb des Bahngebiets, da sie ein Teil der Bahnanlagen sind. Diese Wege 
sind Privatwege der Deutschen Reichsbahn und unterliegen daher nicht 
der Zuständigkeit der Wegeaufsichtsbehörde. Die Aufsicht des Reichs- 
verkehrsministers erstreckt sich auch auf die Kreuzungsfläche bei 
schienengleichen Wegeübergängen und auf die Wegeunterführungs- 
bauwerke. Denn sie sind ein Bestandteil der Reichsbahnanlage. Daher 
kann die für den öffentlichen Weg sonst zuständige Wegeaufsichts- 
behörde insoweit der Deutschen Reichsbahn gegenüber keine Anordnun- 
gen treffen’. 

c) gegenüber der Bahnpolizei. 

Die Bahnpolizei hat die Aufgabe, für die Sicherheit und Ordnung 
im Eisenbahnbetrieb und -verkehr zu sorgen. Sie richtet sich einmal 
gegen die Reisenden und die sonstigen Personen, die mit den Bahn- 
anlagen und Betriebsmitteln der Deutschen Reichsbahn in Berührung 
kommen können. Diese Tätigkeit der Bahnpolizei bedarf im Rahmen 
dieser Arbeit keiner Erörterung. Soweit die Deutsche Reichsbahn ver- 
pflichtet ist, ihre Anlagen und Betriebsmittel in betriebssicherem Zustand 
zu erhalten, handelt es sich bei den Befugnissen der Bahnpolizei um eine 
Aufsichtstätigkeit!. Die örtliche Zuständigkeit der Bahnpolizei erstreckt 
sich auf das gesamte Gebiet der Bahnanlagen ($ 75 der Eisenbahn-Bau- 
und Betriebsordnung vom 17. Juli 1928). Hierunter ist nicht der gesamte 
Grundbesitz der Deutschen Reichsbahn zu verstehen. Was zum Gebiet 
der Bahnanlagen gehört, beurteilt sich nach den Verhältnissen des Einzel- 
falles. Es ist das Gebiet, das unmittelbar dem Eisenbahnbetrieb und 
-verkehr dient und mit den Bahnanlagen i. S. des $ 6, den Bahnhöfen und 
anderen dem Betrieb und Verkehr dienenden Gebäuden einen räumlichen 
Zusammenhang bildet. Dies kommt meist dadurch zum Ausdruck, daß es 
innerhalb des eingefriedigten oder sonst nach außen abgegrenzten Bahn- 
geländes liegt®. Die Wegeaufsichtsbehörde hat innerhalb des Gebiets der 

1 Wegen der Einzelheiten siehe Abschnitt II des Besonderen Teils. 

2 Golz, Arch. f. Eisenb, 1935 S. 13 (15 oben), Fritsch, ZVMEV, 1932 
S. 177, Sp. 2. 

3 OVG. Bd. 32 S. 219 (223 oben), Bd. 56 S. 343 (344 und 345). 
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Bahnanlagen keinerlei Befugnisse. Denn die Wege innerhalb des Bahn- 
gebiets sind Privatwege der Deutschen Reichsbahn!, Ebensowenig ist sie 
für die Privatwege der Deutschen Reichsbahn, die außerhalb der Bahn- 
anlagen liegen, zuständig; denn die Wegeaufsicht bezieht sich nur auf 
die rechtlich-öffentlichen Wege. Auf den öffentlichen Wegen, die außer- 
halb des Bahngebietes liegen und die die Deutsche Reichsbahn zu unter- 
halten hat, ist die Wegeaufsichtsbehörde ausschließlich zuständig, und 
zwar auch dann, wenn diese Wege Gegenstand einer Planfeststellung 
gewesen sind. Die Entscheidung darüber, was zur Unterhaltung dieser 
Wege erforderlich ist, gehört nicht zur Zuständigkeit der Bahnpolizei, 
sondern der Wegeaufsichtsbehörde®, Bei den öffentlichen Wegen, die die 
Bahnanlagen der Deutschen Reichsbahn kreuzen, steht das Kreuzungs- 
Stück bei Planübergängen und das Wegeunterführungsbauwerk unter der 
Aufsicht der Bahnpolizei®, 


V. Die Wegeaufsichtsbehörden. 

Das Gesetz über die einstweilige Neuregelung des Straßenwesens 
und der Straßenverwaltung hat die Organisation der Wegeaufsichts- 
behörden wesentlich vereinfacht. Für die übrigen öffentlichen Wege, 
die nicht zu den in diesem Gesetz genannten Straßengruppen gehören, 
gelten noch die bisherigen landesrechtlichen Bestimmungen über die Zu- 
Ständigkeit der Wegeaufsichtsbehörde. Für die Wahrnehmung der Wege- 
aufsicht sind somit folgende Behörden zuständig: 

Straßenaufsichtsbehörde für die Reichsautobahnen ist der General- 
inspektor für das deutsche Straßenwesen ($ 15 der I. DurchfVO. zum 
RABG, vom 7. August 1933 [RGB]. II S. 521], Erlaß vom 23. Januar 1935 
[RGBI. II S, 37]). Die Straßenaufsicht für die Reichsstraßen und Land- 
straßen I, und II. Ordnung ist gemäß § 9 des RStrWG. auf den General- 
inspektor übergegangen. Er nimmt sie selbst aber nur für die Reichs- 
straßen wahr‘, Im übrigen bedient er sich zur Ausübung der Wegeauf- 
sicht der Länderverwaltungen. Diese werden hierbei nicht als Länder- 
behörden tätig, sondern üben eine Auftragsverwaltung aus’. Für die 
Landstraßen I, und II. Ordnung üben in Preußen die Regierungspräsi- 
denten, in den übrigen Ländern die obersten Landesbehörden die an sich 
dem Generalinspektor für das deutsche Straßenwesen übertragene Wege- 
Aufsicht aus ($ 28 der Durchf.VO. zum RStrWG.). 

1 Germershausen Bd. I, S. 361, Absatz 4. 

"ONG, Bd. 82, S. 219 (224), 


` Wegen der Einzelheiten siche Abschnitt II des Besonderen Teils. 
Krumstroh, RVerBl. 1985 S. 46 (51 Sp. 1, Abs, 2). 


* Schifferer, bei EE, Bd. 55 S. 320 (323 Abs. 8), Krumstroh a.a. O. 
S. 46 Sp. 2, 
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Für die übrigen öffentlichen Wege, die nicht unter das Gesetz zur 
einstweiligen Neuregelung des Straßenwesens und der Straßenverwal- 
tung fallen, also für die Stadt- und Dorfstraßen, die nicht Ortsdurch- 
fahrten sind, aber einschließlich der Teile von Ortsdurchfahrten der 
Reichs- und Landstraßen I. und II. Ordnung in Gemeinden von mehr als 
6000 Einwohnern ($ 23 Durchf.VO.), sowie für alle sonstigen öffentlichen 
Wege ist auf dem Lande der Amtsvorsteher und in Städten der Bürger- 
meister oder Polizeipräsident als Ortspolizeibehörde auch Wegeaufsichts- 
behörde ($ 59 Abs. 1 Ziff. 1 der Kreisordnung für die sieben östlichen 
Provinzen, $ 62 Abs. 1 Ziff. 1 der Städteordnung für die sechs östlichen 
Provinzen, $ 2 der I. Durchf.VO. zur Deutschen Gemeindeordnung vom 
22. März 1935 [RGBl. I S. ])!. Die bisherige besondere Zuständigkeit 
der Regierungspräsidenten als Wegeaufsichtsbehörde für die Chausseen 
(§ 1 Ziff. f und $ 7 der VO. zur Regelung der Zuständigkeit der Landes- 
und Kreispolizeibehörden vom 1. Oktober 1931 [GS. S. 213], $$ 3 und 4 
des Preuß. Polizeiverwaltungsgesetzes vom 1. Juli 1931 [GS. S. 77]) 
dürfte hinfällig sein, da die Chausseen wegen ihrer über den örtlichen 
Verkehr hinausgehenden Bedeutung wohl sämtlich unter die Regelung 
des Gesetzes über die einstweilige Neuregelung des Straßenwesens und 
der Straßenverwaltung fallen. 


B. Besonderer Teil. 


I. Die Befugnisse der Wegeaufsichtsbehörde gegenüber der 
Deutschen Reichsbahn auf Wegen, die die Bahnanlagen miteinander 
und mit dem öffentlichen Wegenetz verbinden. 


a) Auf Wegeninnerhalb des Bahngebiets. 


Beim Bau neuer oder bei der Veränderung bestehender Bahnanlagen 
(z. B. Bahnhofsgebäuden, Güterabfertigungen oder Stellwerken) hat sich 
meist die Notwendigkeit ergeben, innerhalb des Bahngebiets? Wege an- 
zulegen, welche die einzelnen Betriebs- und Verkehrsanlagen miteinander 
verbinden und den an die Eisenbahn herangebrachten Verkehr in ihre 
Betriebsmittel überleiten sollen. Solche Wege dienen dem innerdienst- 
lichen Bedarf der Deutschen Reichsbahn oder — wie die Lade- und Ver- 
bindungsstraßen innerhalb der Güterbahnhöfe — dem Verkehr der 
Reichsbahnkunden. Diese Wege sind Teile der Bahnanlage und so wenig 
wie diese selbst öffentliche Wege i. S. des Wegerechts. Sie sind Privat- 
wege der Deutschen Reichsbahn, und wenn sie vorher öffentliche Wege 
waren, als solche eingezogen, da sie unter den veränderten Verhältnissen 


1 Für die übrigen Provinzen siehe Germershausen Bd. I S. 398/39. 
2 Zu diesem Begriff siehe Abschnitt IV Ziff, Ze des Allgemeinen Teils. 
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für einen öffentlichen Verkehr nicht mehr in Frage kommen!, Innerhalb 
des Bahngebiets kann es keine öffentlichen Wege geben. Auf den Privat- 
wegen ist die Wegeaufsichtsbehörde nicht zuständig. Sie hat daher die 
Verpflichtung der Deutschen Reichsbahn, diese Wege zu unterhalten, zu 
reinigen und zu beleuchten, nicht zu überwachen. 

Diese Wege sind auch dann Privatwege der Deutschen Reichsbahn 
und der Zuständigkeit der Wegeaufsichtsbehörde entzogen, wenn sie zwar 
außerhalb des Bahngebiets liegen, aber nur als Zugangswege für die 
Bediensteten der Deutschen Reichsbahn bestimmt sind (z. B. ein beson- 
derer Zugangsweg, der ein außerhalb des Bahngebiets liegendes Aus- 
besserungswerk mit dem nächsten öffentlichen Weg verbindet und nur 
von Reichsbahnbediensteten benutzt werden darf). 


b) Auf Bahnhofszufuhrwegen und Bahnhofs- 
vorplätzen. 

Von Bedeutung für die Abgrenzung der Befugnisse der Wege- 
aufsichtsbehörde gegenüber der Deutschen Reichsbahn sind aber die 
außerhalb des Bahngebiets liegenden Wege, welche die der Öffentlichkeit 
zugänglichen Bahnanlagen mit dem öffentlichen Wegenetz verbinden und 
dadurch erst die Benutzung der Eisenbahn als öffentliches Verkehrs- 
mittel ermöglichen. Hierzu gehören die Bahnhofszufuhrwege und Bahn- 
hofsvorplätze, die insbesondere zur Anfahrt für den Wagenverkehr vom 
und zum Bahnhof und als Halteplätze dienen. Sie können öffentliche 
oder Privatwege sein?, Hiervon hängt es ab, ob die Wegeaufsichtsbehörde 
der Reichsbahn gegenüber auf ihnen irgendwelche Befugnisse hat. Es 
ist daher in jedem Einzelfall zu untersuchen, ob der Bahnhofszufuhrweg 
oder -vorplatz ein öffentlicher oder ein Privatweg ist?. Diese Prüfung 
ist dann einfach, wenn bei der Anlage des Bahnhofs das Empfangs- 
gebäude an einem bereits vorhandenen rechtlich-öffentlichen Platz er- 
richtet worden ist, der seinerseits wieder mit dem öffentlichen Wegenetz 
durch einen öffentlichen Weg verbunden war. In diesem Fall ist der 
Bahnhofsvorplatz und -zufuhrweg weiterhin ein rechtlich-öffentlicher 
Weg. Denn die vor der Anlage der Bahn bestehenden öffentlichen Wege, 
die in ihrem Fortbestand von der Bahnanlage nicht beeinflußt werden, 
gelten als in der bisherigen Art fortbestehend, sofern nicht ihre Ver- 
änderung oder Beseitigung in der Planfeststellung angeordnet ist. Daher 
wechselt auch der Träger der Wegeunterhaltungspflicht nicht. Die 


1 von Kienitz, ZVMEV. 1933 S. 813 (814), Germershausen Bd. I S. 357 


Ziff. 4, S. 361 Abs. 4, OVG. Bd, 10 S. 215 (217), Bd. 31 S. 198 (206), Bd. 44 
S. 272 (276). 


2 Öffentliche Plätze stehen wegerechtlich den öffentlichen Wegen gleich, 
3 OVG. Bd. 10 S, 215 (219). 
* OVG. Bd. 79 S. 127 (130/181). 


Archiv für Eisenbahnwesen. 1939, 42 
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Wegeaufsichtsbehörde hat hier gegenüber der Deutschen Reichsbahn 
keine Befugnisse. Insbesondere kann sie von ihr auch keine Beteiligung 
an den Mehraufwendungen verlangen, wenn der durch die Bahnanlage 
gesteigerte Verkehr die Unterhaltungslast vermehrt!. 

Zweifel über die Rechtsnatur der Bahnhofsvorplätze und -zufuhr- 
wege entstehen auch dann nicht, wenn die Planfeststellung hierüber eine 
ausdrückliche Regelung enthält. Sie kann bestimmen, daß die Deutsche 
Reichsbahn oder ihre Rechtsvorgänger den Bahnhofsvorplatz oder -zu- 
fuhrweg als Privatweg anzulegen und zu unterhalten haben. In diesem 
Falle ist er nicht der Zuständigkeit der Wegeaufsichtsbehörde unter- 
worfen. Daher kann die Wegeaufsichtsbehörde der Deutschen Reichs- 
bahn gegenüber auch keine Anordnungen treffen, die sich auf die Unter- 
haltung einer Brücke beziehen, die im Zuge eines solchen Bahnhofs- 
zufuhrweges liegt und damit dessen Zubehör ist. Ist in der Planfest- 
stellung angeordnet, daß der Bahnhofszufuhrweg oder -vorplatz als 
öffentlicher Weg herzustellen ist, so ist zu unterscheiden, wer ihn anlegen 
und unterhalten muß. Soll ihn der Wegebaupflichtige, also in der Regel 
die Gemeinde, anlegen und unterhalten, so kann ihm die Verpflichtung 
hierzu nicht in der Planfeststellung auferlegt werden; denn die Plan- 
feststellung kann nur der Deutschen Reichsbahn Auflagen machen. Er 
muß vielmehr diese Verpflichtung in öffentlich-rechtlich wirksamer 
Weise übernommen oder durch die Wegeaufsichtsbehörde auferlegt be- 
kommen haben®. Die Wegeaufsichtsbehörde hat dann gegenüber der 
Deutschen Reichsbahn keine Befugnisse, da diese mit dem Wege nichts 
zu tun hat. Sofern aber ausnahmsweise die Deutsche Reichsbahn auf 
Grund des festgestellten Planes einen Bahnhofsvorplatz oder -zufuhrweg 
als öffentlichen Weg angelegt und zu unterhalten hat, ist sie Trägerin 
der Wegeunterhaltungspflicht geworden und untersteht der Wegeauf- 
sichtsbehörde wie jeder andere Wegeunterhaltungspflichtiget. Sie hat 
sich aber bei allen Anordnungen gegenüber der Deutschen Reichsbahn 
im Rahmen des festgestellten Planes zu halten; sie darf also insbesondere 
nicht über dessen Auflagen hinausgehen oder sie abändern, da dies ein 
Eingriff in das Planfeststellungsrecht des Reichsverkehrsministers oder 
der Deutschen Reichsbahn wären, 

1 OVG. Bd. 17 S. 319 (323), Bd. 30 S. 184 (189), Gleim, Eisenbahnbaurecht 
S. 230 oben, Kratz ZVDEV. 1929 S. 532 (534). 

2 VAE, 1937 S. 96 (97). 


3 OVG. Bd, 32 S. 203 (207), Bd. 38 S. 237 (240). 
4 OVG. Bd. 10 S. 215 (217), Bd. 24 S. 222 (223), Gleim, Eisenbahnbaurecht 


S, 228 oben, S. 230. 
5 OVG. Bd. 24 S. 222 (224), Bd. 30 S. 192 (196), Ziff. 28 der Richtlinien 


zu $ 37 RbahnG, 
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Streit über die Rechtsnatur und Unterhaltung der Bahnhofszufuhr- 
wege und Bahnhofsvorplätze entsteht aber meist dann, wenn hierüber 
nichts aus der Planfeststellung zu entnehmen ist. Auf das Eigentum 
am Wegegelände kommt es nicht entscheidend an. Das Pr. Oberverwal- 
tungsgericht vertritt seit langem die Auffassung, es sei Sache des Eisen- 
bahnunternehmers, alle Wege anzulegen und zu unterhalten, die für eine 
Verbindung der Bahnanlagen mit dem öffentlichen Wegenetz unentbehr- 
lich sind; diese Wege, die erst die Benutzung der Eisenbahn ermöglichen, 
seien Teile der Bahnanlage und somit Privatwege der Deutschen Reichs- 
bahn. Das Pr. Oberverwaltungsgericht begründet seine Ansicht damit, 
daß der Eisenbahnunternehmer wie ein privater Ansiedler für einen Zu- 
gang zum Bahnhof zu sorgen habe; auch habe er nach $ 8 Ziff. 5 des 
Pr, Eisenbahngesetzes zur Herstellung dieser Wege das Enteignungsrecht 
und dieses begründe die Verpflichtung, sie anzulegen und zu unterhalten. 
Es geht daher grundsätzlich davon aus, daß beim Fehlen einer Anordnung 
in der Planfeststellung als Wille der Planfeststellungsbehörde und damit 
als stillschweigende Auflage anzunehmen sei, daß der Eisenbahnunter- 
nehmer die Bahnhofsvorplätze und Bahnhofszufuhrwege als Privatwege 
anzulegen und zu unterhalten habe. Nur dann hat das Pr. Oberverwal- 
tungsgericht die Bahnhofszufuhrwege und -vorplätze als öffentliche Wege 
und den Wegebaupflichtigen als wegebau- und unterhaltungspflichtig 
angesehen, wenn sie zugleich einer durch den Bahnbau veranlaßten Er- 
gänzung oder Verbesserung des öffentlichen Wegenetzes, insbesondere 
dem Durchgangsverkehr, dienen sollten? 

Dagegen ist der Bayrische Verwaltungsgerichtshof der Ansicht, daß 
der Wegebaupflichtige, also in der Regel die Gemeinde, die Bahnhofs- 
vorplätze und Bahnhofszufuhrwege anzulegen und zu unterhalten habe: 
die Deutsche Reichsbahn habe nur die innerhalb des Bahngebiets liegen- 
den Plätze und Zufuhrwege anzulegen und zu unterhalten; denn die An- 
lage, Unterhaltung und Benutzung dieser Wege richte sich ausschließlich 
nach den Belangen des Bahnbetriebs. 

Diese Auffassung des Bayerischen Verwaltungsgerichtshofs wird 
m. E. am besten der Verkehrsbedeutung der Bahnhofsvorplätze und Bahn- 
hofszufuhrwege gerecht. Man kann die Deutsche Reichsbahn als öffent- 
liche Verkehrsanstalt nicht mit einem privaten Ansiedler vergleichen, 
Ihre Aufgabe besteht in der Beförderung von Personen und Gütern auf 


on., „OVG: Bd. 10 S. 215 (217/218), Bd. 17 S. 312 (315 bis 318), Bd. 32 S. 208 
(205), ES 69 3. 389 (842), siehe auch Entscheidung in VAE. 1997 S. 96 (97). 
: OVG. Bd. 10 S, 215 (219), Bd. 17 S. 312 (315 f). 
D Bayr. VGH. Bd. 48 S, 10 (Plenarentscheidung) unter Hinweis auf Art. 28 
der bisherigen Bayr. Gemeindeordnung vom 17. Oktober 1927 (Bayr.GVBI. S. 298). 


ës 
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der Schiene; dies schließt aber nicht die Verpflichtung in sich, auch die 
Zugangswege zum Bahnhof herzustellen und zu unterhalten, um dadurch 
die Benutzung der Eisenbahn zu ermöglichen, Vielmehr ist es Sache des 
Wegebaupflichtigen, sich den Bedürfnissen des öffentlichen Verkehrs 
durch Anlage neuer Wege anzupassen, da sich der Umfang der Wegebau- 
pflicht nach den jeweiligen Verkehrserfordernissen richtet. Bisher ist 
man — wie von Kienitz mit Recht hervorhebt! — auch nie auf den Ge- 
danken gekommen, anderen öffentlichen Anstalten, die einen lebhaften 
Verkehr mit sich bringen z. B. bei Flugplätzen, Häfen oder Kanälen, den 
Bau und die Unterhaltung von Zufuhrwegen aufzuerlegen. Ferner ist 
dem Pr. Oberverwaltungsgericht entgegenzuhalten, daß selbst dann, 
wenn sich aus $ 8 Ziff. 5 des Pr. Eisenbahngesetzes das Recht herleiten 
ließe, den für Bahnhofszufuhrwege erforderlichen Grundbesitz zu ent- 
eignen, hieraus noch nicht die Verpflichtung zum Enteignen und zur An- 
lage und zur Unterhaltung eines Zufuhrweges folgt?. Schließlich führt 
die Auffassung, die Bahnhofsvorplätze und Bahnhofszufuhrwege seien 
ein Teil der Bahnanlagen und daher Privatwege der Deutschen Reichs- 
bahn, zu dem unmöglichen Ergebnis, daß sie geschlossen werden könnten, 
wenn es der Eisenbahnverkehr zuläßt. 

Wenn die Bahnhofsvorplätze und Bahnhofszufuhrwege auch beim 
Bau der Bahn vor vielen Jahrzehnten nur dem Verkehr vom und zum 
Bahnhof dienten, so hat sich doch mit dem Wachsen des Straßenverkehrs 
und dem Anbau von Privat- und Geschäftshäusern meist ein allgemeiner 
Durchgangsverkehr entwickelt, der mit dem Bahnhofsverkehr nichts zu 
tun hat und sonst die Anlage eines besonderen öffentlichen Weges ver- 
langen würde. Daher hat die Deutsche Reichsbahn in Anbetracht der 
Rechtsprechung des Pr. Oberverwaltungsgerichts, daß ihr die Unter- 
haltung obliege, oft angeregt, diese Wege in öffentliche Wege umzu- 
wandeln und die Unterhaltungspflicht dem Wegebaupflichtigen aufzu- 
erlegen. Hiermit hat sie aber kaum Erfolg gehabt. Denn die Zufuhr- 
wege werden nach Ansicht des Pr. Oberverwaltungsgerichts nicht schon 
dadurch öffentliche Wege, daß sie nunmehr auch als Durchgang zu an- 
deren Straßen oder als Zugang zu den an ihnen errichteten Häusern 
benutzt werden; die Eigenschaft öffentlicher Wege könnten sie u. a. nur 
durch eine Widmung, also unter Mitwirkung der Deutschen Reichsbahn, 
des Wegeunterhaltungspflichtigen und der Wegeaufsichtsbehörde, er- 
langen», Hierbei wäre vor allem Voraussetzung, daß die Unterhaltungs- 
pflicht in öffentlich-rechtlich wirksamer Weise geregelt ist, da sonst 
kein öffentlicher Weg entstehen kann. 

1 ZVMEV. 1933 S. 813 (814 Sp. 2). 


2 Gleim, Eisenbahnbaurecht S. 222, 
3 OVG. Bd. 17 S. 319 (321), Bd. 38 S. 237 (241), bei EE. Bd. 55 S. 128. 
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Die Rechtsprechung des Pr. Oberverwaltungsgerichts führte somit 
zu einer erheblichen Belastung der Deutschen Reichsbahn. Der Minister 
der öffentlichen Arbeiten, der sich die Auffassung des Pr. Oberverwal- 
tungsgerichts nicht zu eigen gemacht hat, bestimmte daher im Erlaß vom 
7. Dezember 1887, daß der Eisenbahnunternehmer die Bahnhofszufuhr- 
wege nur insoweit anzulegen habe, wie sie in das eingefriedigte Bahn- 
gebiet fallen oder vom Bahngebiet umschlossen werden oder an dessen 
Grenze entlang führen. Er ordnete ferner an, daß kein Bahnhof gebaut 
werden solle, bevor nicht geklärt sei, ob die neuanzulegenden Plätze und 
Wege öffentliche oder private Wege seien, und bevor sich nicht der 
Wegebaupflichtige zur Herstellung der Wege, die den Bahnhof mit dem 
öffentlichen Wegenetz verbinden, insoweit verpflichtet habe, wie die An- 
lage und Unterhaltung nicht Sache des Eisenbahnunternehmers sei". 
Seit diesen Erlassen sind auch in Preußen die Bahnhofsvorplätze und 
Bahnhofszufuhrwege meist nicht mehr von der Deutschen Reichsbahn, 
sondern vom Wegebaupflichtigen angelegt worden. Ihm obliegt auch die 
Unterhaltung dieser öffentlichen Wege. Auf ihnen hat die Wege- 
aufsichtsbehörde gegenüber der Deutschen Reichsbahn keine Befugnisse. 
Dasselbe gilt entgegen der Auffassung des Pr. Oberverwaltungsgerichts 
auch bei den schon vor diesen Erlassen hergestellten Bahnhofsvorplätzen 
und Bahnhofszufuhrwegen, da ihre Anlage und Unterhaltung zur Wege- 
baupflicht gehört und daher dem Wegebaupflichtigen obliegt. 

Somit ist beim Fehlen einer ausdrücklichen Regelung in der Plan- 
feststellung davon auszugehen, daß mit Ausnahme der innerhalb des 
Bahngebiets liegenden und einen Teil der Bahnanlage bildenden Plätze 
und Wege die Bahnhofsvorplätze und Bahnhofszufuhrwege öffentliche 
Wege und vom Wegebaupflichtigen zu unterhalten sind. Die Wege- 
aufsichtsbehörde hat daher nur ihm gegenüber, nicht aber gegenüber der 
Deutschen Reichsbahn irgendwelche Befugnisse. Der Wegebaupflichtige 
kann sich auch nicht darauf berufen, daß die Deutsche Reichsbahn be- 
sonders die Bahnhofsvorplätze häufig selbst unterhält, Denn sie tut dies 
im allgemeinen nicht in Anerkennung einer Unterhaltungspflicht, son- 
dern nur aus Zweckmäßigkeitsgründen?, 

Das Gesetz über die einstweilige Neuregelung des Straßenwesens 
und der Straßenverwaltung hat an dieser Rechtslage nichts geändert. 
Denn die Bahnhofsvorplätze und Bahnhofszufuhrwege sind in der Regel 
Gemeindestraßen. Auch eine Mitwirkung des Generalinspektors für das 
deutsche Straßenwesen kommt bei ihrer Unterhaltung nicht in Betracht, 

1 Erlaß vom 5, November 1880 (EVBI. S. 537), 28. März und 14. Dezember 
1898 (EVBI. S. 91 und S, 328), 

* Gleim, Eisenbahnbaurecht S, 219 unten. 
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da sich der $ 17 der 1. Durchf.VO. zum Reichsautobahn-Gesetz nur auf 
den Ausbau einer Straße, nicht aber auf deren Unterhaltung bezieht. 

In Zukunft werden beim Neubau oder Umbau eines Bahnhofs keine 
Streitigkeiten mehr über die Rechtsnatur und Unterhaltung der Bahn- 
hofsvorplätze und Bahnhofszufuhrwege und damit über die Befugnisse 
der Wegeaufsichtsbehörde auf ihnen entstehen. Denn die Aufgabe der 
Planfeststellungsbehörde, nach $ 37 des Reichsbahngesetzes ausschließ- 
lich und endgültig hierüber zu bestimmen, gewährleistet eine eindeutige 
und einheitliche Entscheidung. 


II. Die Befugnisse der Wegeaufsichtsbehörde gegenüber der Deutschen 
Reichsbahn bei der Kreuzung zwischen öffentlichen Wegen und Schienen- 
wegen, 


1. Beischienengleichen Übergängen. 


Die gewaltige räumliche Ausdehnung des Wege- und Schienen- 
netzes bringt zahlreiche gegenseitige Berührungen mit sich; die wich- 
tigste ist die Kreuzung zwischen Eisenbahnen und öffentlichen Wegen. 
Noch heute gibt es etwa 75.000 Plankreuzungen zwischen Strecken der 
Deutschen Reichsbahn und öffentlichen Wegen!. Hierdurch entstehen 
neben wichtigen verkehrspolizeilichen Fragen auch mancherlei wege- 
rechtliche Probleme, insbesondere soweit es sich um die Befugnisse der 
Wegeaufsichtsbehörden gegenüber der Deutschen Reichsbahn handelt. 


a) Auf der Kreuzungsfläche. 


Bei schienengleichen Übergängen ist zu unterscheiden zwischen der 
Kreuzungsfläche, d. h. dem Wegestück, das durch die sog. engeren Bahn- 
grenzen und durch die Breite des Weges begrenzt wird, und den dazu- 
gehörigen außerhalb des Bahngebietes liegenden Wegestrecken. Das 
Gebiet der engeren Bahngrenzen wird bei beschrankten Überwegen in der 
Regel durch die Schranken abgegrenzt”; bei unbeschrankten Überwegen 
rechnet man als Kreuzungsfläche das Gebiet bis zu 2,50 m von der Gleis- 
mitte ab. Die Kreuzungsfläche im Zuge eines öffentlichen Weges bleibt 
weiterhin ein Bestandteil dieses Weges. Hieran ändert auch die Tat- 
sache nichts, daß die Deutsche Reichsbahn meist Eigentümerin dieses 
Kreuzungsstücks ist; denn das Eigentum ist für die Frage nach der 
Öffentlichkeit eines Weges ohne entscheidende Bedeutung". 


1 Krumstroh, Arch, f. Eisenb. 1938 S. 641. 

2 OVG, Bd. 32 S. 219 (223), Germershausen S. 353. 

2 OLG, Rostock in JW. 1929 S. 794 Nr. 8, Mayer, Arch. öff. R. Bd. 16 
5. 219, Gleim S, 246. 
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Bei der Entscheidung der Frage, welche Befugnisse die Wege- 
aufsichtsbehörde gegenüber der Deutschen Reichsbahn hat, ist wieder 
von der Planfeststellung auszugehen. Diese kann die Verpflichtung des 
Wegebaupflichtigen, das Kreuzungsstück zu unterhalten, unberührt 
lassen und der Deutschen Reichsbahn nur die Zahlung einer einmaligen 
Abfindungssumme oder von bestimmten Geldzuschüssen zur künftigen 
Unterhaltung auferlegen. Die Deutsche Reichsbahn wird dadurch nicht, 
wegeunterhaltungspflichtig; sie hat nur eine Entschädigungspflicht, die 
zwar eine öffentlich-rechtliche, aber keine wegerechtliche Verpflichtung 
ist. Daher hat die Wegeaufsichtsbehörde in diesem Falle der Deutschen 
Reichsbahn gegenüber keine Befugnisse. Wenn die Planfeststellung der 
Deutschen Reichsbahn die Unterhaltung der Kreuzungsfläche auferlegt 
hat, so ist diese damit wegeunterhaltungspflichtig geworden, Jedoch gilt 
der Grundsatz, daß die Deutsche Reichsbahn dann wie jeder andere 
Wegeunterhaltungspflichtige der Zuständigkeit der Wegeaufsichts- 
behörde unterworfen ist, hier nicht. Denn das Gebiet innerhalb der 
engeren Bahngrenzen ist seiner betrieblichen und verkehrlichen Bedeu- 
tung nach in erster Linie Schienenweg, also Bahnanlage, und erst in 
zweiter Linie für den Wegeverkehr bestimmt; der Schienenweg ist der 
wichtigere Verkehrsweg. Daher muß hier dıe Zuständigkeit der Wege- 
aufsichtsbehörde den Befugnissen weichen, welche die Aufsichtsbehörde 
über die Deutsche Reichsbahn hat. Dies führt praktisch dazu, daß die 
Wegeaufsichtsbehörde der Deutschen Reichsbahn gegenüber auf der 
Kreuzungsfläche keine Befugnisse hat, Die Deutsche Reichsbahn hat bei 
der Unterhaltung der Kreuzungsfläche zugleich die Bedürfnisse des 
Wegeverkehrs und damit die Belange der Wegeaufsichtsbehörde zu be- 
rücksichtigen. Die Wegeaufsichtsbehörde kann ihr keine Anweisungen 
für die Unterhaltung des Kreuzungsstücks oder für die Einrichtung und 
Bedienung der Schranken geben®. Ebensowenig ist sie befugt, den fest- 
gestellten Plan abzuändern; sie kann deshalb der Deutschen Reichsbahn 
z.B, nicht aufgeben, eine schienengleiche Kreuzung durch eine Über- 
oder Unterführung zu ersetzen oder einen unbeschrankten Überweg mit 
Schranken zu verschen?, 

Enthält die Planfeststellung keine ausdrückliche Bestimmung dar- 
über, wer die Kreuzungsfläche zu unterhalten hat, so kann es streitig 
sein, wem die Unterhaltungspflicht obliegt. Das Pr. Oberverwaltungs- 
gericht hält die Deutsche Reichsbahn für unterhaltungspflichtig. Es ver- 


* Sichs, OVG, bei EE. Bd, 53 S. 132, Mayer, Arch. öff. R. Bd. 16 S. 219 
Mayer, Polizeiarchiv 1934 S. 323 Sp. 1. 
2 Germershausen, Bd. I S, 360. 


7 Wegen der Einzelheiten siehe Ziff, 4 dieses Kapitels. 
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tritt zwar den Grundsatz, daß die Vermehrung der Unterhaltungspflicht 
eines durch die Bahnanlage veränderten oder verlegten öffentlichen 
Weges der Deutschen Reichsbahn zur Last falle und daß diese sich an 
der Unterhaltung des in Betracht kommenden Weges neben dem Wege- 
baupflichtigen in dem Verhältnis zu beteiligen habe, in dem die Unter- 
haltung des Weges durch die Veränderung oder Verlegung vermehrt 
worden seit. Jedoch soll nach Ansicht des Pr. Oberverwaltungsgerichts 
bei der Berechnung der Mehrunterhaltungslast die Wegestrecke außer 
Betracht bleiben, die über den Bahnkörper hinwegführt, da diese die 
Deutsche Reichsbahn zu unterhalten habe?; denn die Anforderungen des 
Bahnbetriebs an den Ausbau und die Unterhaltung dieses Wegestücks 
gingen weit über die Bedürfnisse hinaus, die bei einem Weg bestehen, der 
nicht zugleich dem Bahnbetrieb dient; die Befriedigung dieser Anforde- 
rungen „absorbiere daher die Erfüllung der Wegebaulast"; außerdem 
könne dem Wegeunterhaltungspflichtigen aus Gründen der Betriebs- 
sicherheit über den Bahnkörper niemals die gleiche Einwirkungs- 
möglichkeit zugestanden werden, wie für die sonstigen Teile öffentlicher 
Wege zum Zwecke ihrer Unterhaltung. 

Ich halte die Auffassung, daß beim Fehlen einer ausdrücklichen 
Regelung in der Planfeststellung der Deutschen Reichsbahn die Unter- 
haltung des Kreuzungsstücks obliege, aus tatsächlichen und rechtlichen 
Gründen für unrichtig. Der vom Pr. Oberverwaltungsgericht vor mehr 
als 50 Jahren auf Grund der damaligen besonderen Verhältnisse ent- 
wickelte Satz, auf der Kreuzungsfläche absorbiere die Befriedigung der 
Anforderungen des Bahnbetriebs die Erfüllung der Wegebaupflicht, ist 
durch die Verkehrsentwicklung längst hinfällig geworden. Infolge der 
starken Zunahme des Autoverkehrs mußte unser Wegenetz erheblich 
ausgebaut werden. Der Straßenverkehr verlangt seit langem breite und 
fest ausgebaute Straßen, die allen Anforderungen, insbesondere denen 
des Lastkraftwagenverkehrs, gerecht werden. Daher muß auch die 
Kreuzungsfläche bei einem schienengleichen Überweg nicht nur den Be- 
dürfnissen des Eisenbahnbetriebs, sondern auch den Ansprüchen des 
Straßenverkehrs genügen; dies erfordert zugleich erhöhte Unterhaltungs- 
kosten, da die Wege durch den starken Verkehr erheblich abgenutzt 
werden. Gewiß mag je nach der Art des gekreuzten Weges die Unter- 
haltung des Wegeteils auf der Kreuzungsfläche teurer sein als die der 
anschließenden Wegestrecken, über die keine Bahn führt; denn das inner- 
halb des Bahnkörpers liegende Wegestück muß wegen der planmäßigen 


1 Seite 623 der Arbeit, 
2 OVG. Bd. 9 S. 187 (201), Bd. 54 S. 314 (320), Gleim, Eisenbahnbaurecht 
S. 236 unten, Germershausen Bd. I S. 353 oben. 
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Gleisausbesserung und Gleiserneuerung häufiger gepflastert werden!. 
Aber dies kann nicht zur Folge haben, daß der Deutschen Reichsbahn 
über die Mehraufwendungen hinaus die gesamten Unterhaltungskosten 
für das Kreuzungsstück zur Last fallen. Denn gerade bei öffentlichen 
Wegen mit starkem Fuhrwerks- und Autoverkehr werden die Kosten für 
die Mehrunterhaltung nicht mit den Kosten für die gesamte Wegeunter- 
haltung zusammenfallen. Für die Unterhaltungspflicht der Deutschen 
Reichsbahn fehlt es aber auch an einer rechtlichen Grundlage. Die Wege- 
strecke auf der Kreuzungsfläche bleibt ein Teil des Wegezuges, in dem 
sie liegt; sie nimmt nur als Durchgangsstück den Verkehr auf, der auf 
der anderen Seite weitergeht. Die Unterhaltungspflicht am gesamten 
Wegezuge erstreckt sich auch auf das innerhalb der engeren Bahngrenzen 
liegende Wegestück, das nur ein Teil dieses Weges ist. Die Deutsche 
Reichsbahn muß jedoch den Wegebaupflichtigen entschädigen, sofern 
durch die Kreuzung die bisherige Wegeunterhaltungspflicht vermehrt 
worden ist. Daher muß der Grundsatz, daß die Deutsche Reichsbahn 
die Vermehrung der Unterhaltungslast eines durch den Bahnbau ver- 
änderten oder verlegten öffentlichen Weges zu tragen habe, auch für die 
Unterhaltung der Kreuzungsfläche bei schienengleichen Überwegen 
gelten. Die Deutsche Reichsbahn hat also das Kreuzungsstück nicht zu 
unterhalten, sondern zu den Kosten der Unterhaltung nur in dem Ver- 
hältnis beizutragen, in dem die Wegeunterhaltung durch die Kreuzung 
mit dem Schienenweg vermehrt worden ist (z.B. durch Verbreiterung, 
Anrampung oder häufigeres Pflastern des Weges). 

Daher ist beim Fehlen einer ausdrücklichen Regelung in der Plan- 
feststellung als Wille der Planfeststellungsbehörde und damit als still- 
schweigende Auflage anzunehmen, daß die Deutsche Reichsbahn den 
Wegebaupflichtigen insoweit zu entschädigen hat, wie die Unterhaltung 
der Kreuzungsfläche durch die Kreuzung mit dem Schienenweg vermehrt 
worden ist, Aus Gründen der Betriebssicherheit ist es jedoch zweckmäßig, 
daß der Wegebaupflichtige seine Unterhaltungspflicht dadurch erfüllt, 
daß er die auf ihn entfallenden Kosten für die Unterhaltung der Kreu- 
zungsfläche an die Deutsche Reichsbahn zahlt und dieser die Ausführung 
der Unterhaltungsarbeiten überläßt. 

Bei der Prüfung der Frage, ob der Eingriff des Schienenweges in 
den gekreuzten Weg Mehraufwendungen für den Wegeunterhaltungs- 
pflichtigen zur Folge hat, und bei dem Ausgteich dieser Mehraufwen- 
dungen ist eine Mitwirkung der Wegeaufsichtsbehörde ausgeschlossen, 
Da jedoch das Pr, Oberverwaltungsgericht die Ansicht vertritt, daß die 
Deutsche Reichsbahn insoweit wegeunterhaltungspflichtig wird, wie sie 

* Charitius, ZVDEV. 1929 S. 905 (906 Sp. 2). 
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die Vermehrung der Unterhaltungslast für die durch den Bahnbau ver- 
änderten oder verlegten öffentlichen Wege zu tragen hat, hält es die 
Wegeaufsichtsbehörde für befugt, beim Fehlen einer besonderen Regelung 
in der Planfeststellung das Maß der Beteiligung der Deutschen Reichs- 
bahn an der vermehrten Unterhaltungspflicht für den einzelnen Fall fest- 
zusetzen und danach die Anordnung gemeinschaftlich an die Deutsche 
Reichsbahn und den Wegebaupflichtigen zu richten), Ich habe bereits 
ausgeführt*, daß die Verpflichtung der Deutschen Reichsbahn, die Kosten 
der Mehraufwendungen für die Unterhaltung der veränderten, verlegten 
oder gekreuzten öffentlichen Wege zu tragen, nicht zur Folge hat, daß 
die Deutsche Reichsbahn insoweit neben dem oder an Stelle des Wegebau- 
pflichtigen wegeunterhaltungspflichtig wird. Es handelt sich bei dieser 
Verpflichtung vielmehr um eine öffentlich-rechtliche Entschädigungs- 
pflicht. Die Wegeaufsichtsbehörde ist nicht befugt, der Deutschen Reichs- 
bahn gegenüber diese öffentlich-rechtliche Entschädigung dem Grunde 
oder der Höhe nach festzusetzen, da es sich hierbei nicht um eine wege- 
rechtliche Verpflichtung handelt. 


b) Auf demanschließenden Wegezug. 


Wenn die Planfeststellung der Deutschen Reichsbahn oder ihren 
Rechtsvorgängern die Auflage gemacht hat, bei schienengleichen Über- 
gängen außerhalb der engeren Bahngrenzen ein bestimmtes Stück des an 
die Kreuzungsfläche anschließenden Wegezuges zu unterhalten, so ist 
die Deutsche Reichsbahn dadurch wegeunterhaltungspflichtig geworden. 
Sie ist im Rahmen der Planfeststellung wie jeder andere Wegeunterhal- 
tungspflichtige der Anordnung der Wegeaufsichtsbehörde unterworfen. 
Denn dieses Gebiet liegt außerhalb des Zuständigkeitsbereichs des 
Reichsverkehrsministers und der Bahnpolizeibehörde. 

Ist in der Planfeststellung nichts über die Unterhaltung des Wege- 
zuges außerhalb der Kreuzungsfläche gesagt, so liegt die Unterhaltung 
wie bisher dem Wegebaupflichtigen ob. Das gilt auch dann, wenn der 
Schienenweg bereits vorhanden war, und erst nachträglich ein öffent- 
licher Weg über ihn geführt worden ist, Die Wegeaufsichtsbehörde hat 
daher der Deutschen Reichsbahn gegenüber keine Befugnisse. Allerdings 
hat die Deutsche Reichsbahn zu den Unterhaltungskosten der anschließen- 
den Wegestrecken in dem Maße beizutragen, in dem deren Unterhaltung 
durch die Verlegung oder Verlängerung infolge des Bahnbaues vermehrt 
worden ist. Da die Deutsche Reichsbahn dadurch aber nicht wegeunter- 

1 OVG, Bd. 40 S. 229 (232), Bd. 46 S. 289 (291), Germershausen Bd. I 


S, 360 oben, 
2 Seite 623 bis 625 der Arbeit. 
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haltungspflichtig geworden ist, sondern nur eine öffentlich-rechtliche 
Entschädigung leisten muß!, hat die Wegeaufsichtsbehörde ihr gegenüber 
bei der Ermittlung und dem Ausgleich der Mehraufwendungen keine Be- 
fugnisse, 

Haben die Deutsche Reichsbahn oder ihre Rechtsvorgänger durch 
Vertrag mit dem Wegebaupflichtigen die Unterhaltung von Kreuzungs- 
flächen oder anschließenden Wegestrecken übernommen, und hat die 
Wegeaufsichtsbehörde diesen Vereinbarungen zugestimmt, so ist die 
Deutsche Reichsbahn auf Grund dieser Wegeunterhaltungsverträge, die 
einen besonderen öffentlich-rechtlichen Titel für die Wegeunterhaltungs- 
pflicht bilden können?, wegeunterhaltungspflichtig geworden. Jedoch hat 
die Wegeaufsichtsbehörde wegen der Zuständigkeit des Reichsverkehrs- 
ministers und der Bahnpolizei auf der Kreuzungsfläche nur außerhalb 
der engeren Bahngrenzen wegerechtliche Befugnisse gegenüber der Deut- 
schen Reichsbahn. 

Es bleibt schließlich noch zu prüfen, welche Befugnisse die Wege- 
aufsichtsbehörde gegenüber der Deutschen Reichsbahn bei der Sicherung 
und Sichtverbesserung an schienengleichen Überwegen hat. 

Das wirksamste Mittel zur Bekämpfung von Unfällen an solchen 
Überwegen wäre die Beseitigung aller Plankreuzungen durch Über- und 
Unterführungen. Hierzu sind aber bei der großen Zahl der Plankreu- 
zungen Milliardenbeträge erforderlich. In Zukunft sollen aber neue 
Kreuzungen schienenfrei ausgeführt werden®. Die technischen Vorrich- 
tungen an schienengleichen Übergängen sollen erkennbar machen, daß 
man sich einer Kreuzung nähert und ob ein Zug zu erwarten ist. Diese 
Vorrichtungen sind entweder Anlagen der Deutschen Reichsbahn oder 
Anlagen der Straße. Die wichtigste Sicherung ist die Schranke ($ 18, 
Ziff, 2 der Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung®). Ihre Anlage wird in 
der Planfeststellung geregelt, Hält es die Deutsche Reichsbahn für 
erforderlich, eine Schranke ganz oder zu gewissen Tageszeiten ge- 
schlossen zu halten, so muß sie das Planänderungsverfahren einleiten. 
Denn das Schließen der Schranke ist gleichbedeutend mit einer Beseiti- 
gung des Wegeüberganges und damit einer Änderung der Planfeststel- 
lung. Die Landespolizeibehörde ist also gutachtlich zu hören; ihre Zu- 
stimmung ist nicht erforderlich". Wird für eine Schranke Fernbedienung 

* Siehe S. 623 bis 625 der Arbeit. 

7 Siehe S, 626 u. 627 der Arbeit. 

7 So sieht es der Entwurf eines Kreuzungsgesetzes vor, 

4 abgekürzt: BO, 

5 Siehe hierzu Wachtel, VAE. 1937 S. 213 (214/216, 219 IV). 


© Ziff. 21, Abs, 2 der Richtlinien zu $ 37, Sarter-Kittel a.a.0. S. 108, 
Anm. IIb zu $ 97. 
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eingerichtet, so bleibt der Überweg bestehen; es handelt sich also nicht 
um eine Änderung der Plananlage, daher kommt auch eine Mitwirkung 
der Landespolizeibehörde nicht in Frage. Damit die geschlossene 
Schranke bei verkehrsreichen Überwegen auch in der Dunkelheit gut zu 
erkennen ist, muß sie während dieser Zeit beleuchtet werden ($ 49, 
Ziff. 2, BO.). Um weder die Straßenbenutzer noch die Lokomotivführer 
zu blenden, verwendet die Deutsche Reichsbahn Tiefstrahler, die das 
Licht vorwiegend nach unten werfen und dadurch die Schranke und die 
Kreuzungsfläche beleuchten. Diese Beleuchtung ist ausschließlich Sache 
der Deutschen Reichsbahn, wenn sie auch vor allem im Interesse des 
Wegeverkehrs liegt. Die Beleuchtung haben die Aufsichtsbehörden, nicht 
aber die Wegeaufsichtsbehörde, zu überwachen. Wenn in der Planfest- 
stellung bei schienengleichen Überwegen keine Schranke vorgesehen ist, 
so ist die Wegeaufsichtsbehörde nicht befugt, der Deutschen Reichsbahn 
die Anlage von Schranken aufzugeben. Denn dies hätte eine Änderung 
des festgestellten Planes zur Folge; diese darf nur durch die Planfest- 
stellungsbehörden erfolgen. Daher kann die Wegeaufsichtsbehörde nur 
die Einleitung eines Planfeststellungsverfahrens anregen. 

Der Reichsverkehrsminister hat zur Sicherung schienengleicher 
Überwege als Ersatz für Schranken andere Sicherungsvorrichtungen ge- 
nehmigt ($ 18, Ziff. 3, Abs. 2 BO.), z. B. vom Zug selbsttätig geregelte 
Warnlichter!. Diese Vorrichtungen hat die Deutsche Reichsbahn an- 
zubringen und zu unterhalten. Wegerechtlicher Natur ist diese Ver- 
pflichtung aber nicht; daher ist ihre Erfüllung auch nicht von der Wege- 
aufsichtsbehörde zu überwachen. Das Gleiche gilt von der Verpflichtung 
der Deutschen Reichsbahn gemäß $ 46, Ziff. 5 BO., Wegeübergänge 
grundsätzlich zu bewachen, und gemäß § 18, Ziff. 9 BO., an allen be- 
schrankten und unbeschrankten schienengleichen Überwegen Warnkreuze 
aufzustellen und zu unterhalten. Die Art der Warnkreuze richtet sich 
nach Anlage A zur BO. In der Regel werden die erwähnten Warnlichter 
an den Warnkreuzen angebracht. Schließlich sieht auch die Eisenbahn- 
Signalordnung noch besondere Kennzeichen vor, die sich an die Betriebs- 
beamten wenden und ihnen zur Sicherung der Wegeübergänge Geschwin- 
digkeitsbeschränkungen oder die Abgabe von hörbaren Warnzeichen vor- 
schreiben. 

Die Kreuzungen zwischen Strecken der Deutschen Reichsbahn und 
öffentlichen Wegen sind meist gefährliche Stellen i. S. des $ 5a des 
Gesetzes über den Verkehr mit Kraftfahrzeugen vom 3. Mai 1909 (RGBl. I, 

1 Siehe die Allgemeinen Bestimmungen des Reichsverkehrsministers vom 


30. Juli 1935, in VAE. 1936, S. 157, und wegen der Einzelheiten Lamp, Arch. f. 
Eisenb. 1937, S. 571, Sperber VAR. 1936, S. 89 (9). 
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S. 437) in der Fassung vom 21. Juli 1923 (RGBl. I, S. 743). Daher sind 
diese Stellen an Wegestrecken, die dem Durchgangsverkehr dienen, durch 
Warnungstafeln zu kennzeichnen. Hierfür dienen zunächst an Reichs- 
straßen international vereinbarte Warnzeichen, weiß gestrichene Drei- 
eckstafeln mit rotem Rand, die zu beiden Seiten der Straßen angebracht 
und noch durch rechteckige Wegebaken auf beiden Seiten in bestimmter 
Entfernung vom Wegeübergang ergänzt werden!. Die Aufstellung und 
Unterhaltung obliegt dem Wegebaupflichtigen, da zur Wegebaupflicht, 
die ein Bestandteil der Verkehrssicherungspflicht ist, die Verpflichtung 
gehört, an gefährlichen Stellen zur Gewährleistung einer gefahrlosen 
Straßenbenutzung die erforderlichen Sicherheitsmaßregeln zu treffen?, 
Wegen der Kosten für die Anschaffung, Aufstellung und Unterhaltung 
dieser Baken einschließlich der Pfosten bei Übergängen an Reichsstraßen 
haben der Generalinspektor für das deutsche Straßenwesen und die 
Deutsche Reichsbahn eine besondere Vereinbarung getroffen: Danach 
übernimmt die Deutsche Reichsbahn zum Teil die Bestellung und An- 
lieferung und der Generalinspektor die Aufstellung und Unterhaltung“. 
Vor der Aufstellung der Warnungstafeln ist die Deutsche Reichsbahn 
zu hören‘. Auch dann, wenn die Deutsche Reichsbahn eine Kreuzungs- 
fläche zu unterhalten hat, ist nicht sie, sondern der Wegebaupflichtige 
zur Anbringung und Unterhaltung der Warnungstafeln für den Kraft- 
fahrzeugverkehr verpflichtet. Denn diese müssen in solcher Entfernung 
von der Kreuzungsfläche angebracht werden (etwa 80 m vom Übergang), 
daß sie wohl stets außerhalb des von der Deutschen Reichsbahn unter- 
haltenen Wegestücks liegen. 

Soweit zur Kennzeichnung schienengleicher Übergänge nicht Baken 
verwendet werden, sind die sonstigen in der Anlage 1 zur Straßenver- 
kehrsordnung aufgeführten Warnzeichen (z, B. beschrankter oder un- 
beschrankter Eisenbahnübergang) anzubringen. Wo und welche Ver- 
kehrszeichen die Wegebaupflichtigen im Einzelfall aufzustellen haben, 
bestimmen die Verkehrspolizeibehörden ($ 3, Abs. 3 u. 4 der Straßen- 
verkehrsordnung). 

Um eine möglichst gefahrlose Wegebenutzung bei schienengleichen 
Übergängen zu gewährleisten, reichen die Sicherungen, die der Deut- 
schen Reichsbahn nach der Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung oder 


| VO. des Reichsverkehrsministers über die Kennzeichnung von Eisenbahn- 
übergängen vom 24, September 1935 (RGBI, I, S. 1181). 
2 OVG. Bd, 82, S. 291 (294—296), RG. in JW. 1937, S. 1814 (1316, Spalte 2). 
® Erlaß des Generalinspektors vom 15. Oktober 1935 (MBIiV. S. 1395). 
*$ 2, Satz 2 der VO. über Warnungstafeln für den Kraftfahrzeugverkehr 
vom 8. Juli 1927 (RGBI. I, S. 177). 
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Eisenbahn-Signalordnung oder dem Wegebaupflichtigen auf Grund seiner 
Verkehrssicherungspflicht obliegen, allein oft nicht aus. Darüber hinaus 
sind zur Beseitigung der Unübersichtlichkeit eines Wegeübergangs in 
Schienenhöhe oft noch Sichtverbesserungen erforderlich, Als Maß- 
nahmen hierfür kommen z, B. das Abtragen von Böschungen, Beseitigen 
von Gebäuden, Zäunen oder Bäumen in Frage, Bereits in der Planfest- 
stellung kann das Grundstück eines Dritten, das in das Sichtdreieck 
fällt, mit einer Baubeschränkung, die die Übersicht sichern soll, belastet 
werden; denn da dieses Grundstück unmittelbar der Sicherung des Ver- 
kehrs und Betriebs auf der Eisenbahn dient, kann es auch Gegenstand 
der Planfeststellung seint. Ist zum Zwecke der Sichtverbesserung die 
Änderung einer Reichsbahnanlage erforderlich, so entscheidet nicht die 
Wegeaufsichtsbehörde, sondern die Planfeststellungsbehörde; die Plan- 
feststellung kann u. a, auch Beschränkungen gegenüber den Nachbar- 
grundstücken (z. B. Beseitigung von Gebäudeteilen oder Zäunen) an- 
ordnen. Kommt ein Planänderungverfahren nicht in Betracht, so bedarf 
es eines verständnisvollen Zusammenarbeitens zwischen der Deutschen 
Reichsbahn, der Wegeaufsichtsbehörde und der Verkehrspolizei, um die 
Sichtverhältnisse so zu verbessern, daß wenigstens das Mindest-Sicht- 
dreieck im Kreuzungswinkel von Weg und Bahn vorhanden ist?. Ist keine 
gütliche Einigung mit dem Eigentümer der benachbarten Grundstücke 
möglich, und führt auch eine Enteignung nicht zum Ziel, so kann sich 
die Deutsche Reichsbahn an die Wegeaufsichtsbehörde wenden, daß diese 
gegen den Eigentümer des sichthindernden Grundstücks vorgehen soll, 
wenn die Sichtverbesserung im Interesse des Wegeverkehrs notwendig 
geworden ist. Notfalls hat auch die allgemeine Polizei einzugreifen und 
den betr. Grundstückseigentümer durch polizeiliche Verfügung anzu- 
halten, z. B. den Zaun an der Kreuzung zu beseitigen oder eine Hecke 
auszulichten; denn sie kann zur Sicherung des Eisenbahnbetriebs und 
Wegeverkehrs an einem Bahnübergang das Eigentum im Interesse der 
Allgemeinheit beschränken, und zwar ohne Rücksicht darauf, ob dieser 
Zweck etwa auch auf andere Weise zu erreichen ist®, 

Wegen des engen nachbarlichen Verhältnisses zwischen dem Schie- 
nenweg und dem öffentlichen Weg sind hier die gegenseitigen Berührun- 
gen zwischen der Deutschen Reichsbahn und der Wegeaufsichtsbehörde 


1 Ziff, 4 der Richtlinien zu $ 97. 

2 Siehe die Richtlinien zur Nachprüfung der Sichtverhältnisse an un- 
beschrankten Wegeübergängen in Schienenhöhe, Reichsbahn 1930, S, 1253—1256, 
und 1933, S. 914. 

3 OVG. Bd. 41, S, 428 (430/431), RVerBl. Bd. 51, S. 343, Nr. 9, Bd. 56, S. 343, 
Nr. 2. 
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besonders vielseitig. Ein fruchtbringendes Zusammenarbeiten ist im 
Interesse beider von großer Bedeutung. Auch dann, wenn rechtlich keine 
Verpflichtung besteht, wird sich die Wegeaufsichtsbehörde zweckmäßig 
vorher mit der Deutschen Reichsbahn in Verbindung setzen, wenn Ver- 
fügungen an den Wegebaupflichtigen in ihrer praktischen Auswirkung 
zugleich die Abwicklung und Sicherung des Eisenbahnbetriebs und -ver- 
kehrs beeinflussen können. Dieses ist um so mehr notwendig, als die 
Beschränkung der Befugnisse der Aufsichtsbehörden auf die eigentliche 
Kreuzungsfläche nicht zugleich die Grenze bildet für die Interessen der 
Deutschen Reichsbahn, die an schienengleichen Überwegen mit den Inter- 
essen der Wegeaufsichtsbehörde in Berührung kommen. 


2. Die Befugnisse der Wegeaufsichtsbehörde gegen- 

über der Deutschen Reichsbahn bei der Über- 

führung des Schienenweges über einen öffent- 
lichen Weg. 

Die Befugnisse der Wegeaufsichtsbehörde gegenüber der Deutschen 
Reichsbahn lassen sich leicht abgrenzen, wenn in der Planfeststellung 
über die Unterhaltung der Kreuzungsanlagen besondere Bestimmungen 
enthalten sind. Beim Fehlen einer ausdrücklichen Regelung ist davon 
auszugehen, daß die Unterhaltung der Anlagen an der Kreuzung der 
Deutschen Reichsbahn insoweit obliegt, wie es sich um Bahnanlagen han- 
delt. So sieht es auch die Vereinbarung zwischen dem Reichsverkehrs- 
minister und dem Generalinspektor für das deutsche Straßenwesen vom 
Juli 1938 über die Anwendung des Entwurfs eines Kreuzungsgesetzes 
für Kreuzungen zwischen Reichsbahnstrecken und Reichsstraßen vor. 
Die Deutsche Reichsbahn hat daher das Überführungsbauwerk mit seinen 
Stützmauern, Rampen und Tragpfeilern zu unterhalten. Dieses Über- 
führungsbauwerk ist ein Bestandteil des Schienenweges und damit der 
Bahnanlage!, Die Wegeaufsichtsbehörde hat daher insoweit der Deut- 
schen Reichsbahn gegenüber keine Befugnisse. Sie kann ihr z. B. hin- 
sichtlich des Umfangs und der Art der Unterhaltung, der Entwässerung 
oder der Abdichtung des Kreuzungsbauwerks keine Auflagen machen. 
War die Eisenbahn schon da, ehe der öffentliche Weg hinzu kam, so 
fallen nicht nur die Kosten der Anlage, sondern auch die Kosten für die 
Unterhaltung der Kreuzungsanlage dem Wegebaupflichtigen zur Last. 
Denn dieser hat die Kosten der Kreuzungsanlage veranlaßt, und diese 
Anlage kann nur als dauernde Anlage ihren Zweck erfüllen, dem sich 
kreuzenden Verkehr zu dienen. Da die Deutsche Reichsbahn dem Wege- 


1 OVG. Bd. 42, S. 215 (217 Mitte), Sächs. OVG. bei EE., Bd. 58, S. 132 
und 133, Germershausen, Bd. I, S. 353, Abs. 2, 
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baupflichtigen im Interesse der Betriebssicherheit keine Einwirkungs- 
möglichkeiten auf das Kreuzungsbauwerk gestatten will, hat sie meist 
die Ausführung der Unterhaltungsarbeiten übernommen, so daß diese 
Kreuzungsbauwerke wohl ausnahmslos von der Deutschen Reichsbahn 
unterhalten werden. Stets ist aber jede Anordnung der Wegeaufsichts- 
behörde bezüglich der Unterhaltung des Kreuzungsbauwerks unzulässig; 
denn das Überführungsbauwerk ist immer eine Bahnanlage, und die 
Unterhaltung der Bahnanlagen hat die Wegeaufsichtsbehörde nicht zu 
überwachen, 

Der Wegebaupflichtige hat den überführten Weg und die Anlagen 
an der Kreuzung, die Wegeanlagen sind, zu unterhalten, und zwar aus- 
schließlich, wenn durch die Unterführung des Weges die bisherigen 
Unterhaltungskosten für den gekreuzten Weg nicht vermehrt worden 
sind. Andernfalls hat die Deutsche Reichsbahn den Wegebaupflichtigen 
insoweit zu entschädigen, als die Unterhaltung durch die Unterführung 
des Weges vermehrt worden ist (z. B. durch eine seitliche Verlegung und 
Verlängerung des Weges)!. 

Die Wegeaufsichtsbehörde darf der Deutschen Reichsbahn keine 
Auflagen machen, die einen Eingriff in die Planfeststellung bedeuten. 
Sie kann ihr z. B. nicht aufgeben, das Überführungsbauwerk zu ver- 
stärken, zu erweitern oder seine lichte Höhe zu ändern. Denn es ist eine 
Reichseisenbahnanlage im Sinne des $ 37 des Reichsbahngesetzes, da es 
konstruktiver Bestandteil der Bahnanlage ist und nicht ohne wesentliche 
Beeinträchtigung des Eisenbahnbetriebs geändert werden kannt, 


3. Die Befugnisse der Wegeaufsichtsbehörde 

gegenüber der Deutschen Reichsbahn bei der 

Unterführung des Schienenwegesunter einen 
öffentlichen Weg. 

Auch hier hat nicht die Wegeaufsichtsbehörde, sondern der Reichs- 
verkehrsminister darüber zu wachen, daß die Deutsche Reichsbahn die 
Anlagen entsprechend der Planfeststellung herstellt. Enthält die Plan- 
feststellung nichts über die Unterhaltung der Kreuzungsanlagen und 
des überführten Wegestücks, so hat der Wegebaupflichtige das Kreu- 
zungsbauwerk einschließlich des überführten Weges zu unterhalten’. 

1 So auch die erwähnte Vereinbarung zwischen dem Reichsverkehrsminister 
und dem Generalinspektor für das deutsche Straßenwesen unter Hinweis auf 


$ 8 Ziff, 2 des Entwurfs eines Kreuzungsgesetzes, 
2 OVG. Bd, 42, S. 215 (217 u. 218), Bd, 43, S. 227 (229 u. 230), EE. 


Bd. 53, S. 132 u. 133, 
3 Germershausen Bd. I, S. 353, Abs. 2, Mayer, Pol. Arch. 1934, S. 323 (324, 


Spalte 2). 
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Denn das Überführungsbauwerk ist ein Bestandteil des überführten 
öffentlichen Weges, mögen seine Pfeiler auf dem Bahnkörper oder außer- 
halb stehen!. Sofern durch die Überführung des Weges die Wegeunter- 
haltungslast an dem überführten Weg vermehrt worden ist (z. B. durch 
das Kreuzungsbauwerk, durch Anrampungen), hat die Deutsche Reichs- 
bahn insoweit den Wegebaupflichtigen auch beim Fehlen einer beson- 
deren Bestimmung in der Planfeststellung zu entschädigen. Eine Mit- 
wirkung der Wegeaufsichtsbehörde bei dem Ausgleich der Mehrunter- 
haltungskosten ist ausgeschlossen. Wenn auch die Deutsche Reichs- 
bahn wegen der unmittelbaren Einwirkung des Überführungsbauwerks 
auf den Eisenbahnbetrieb die Unterhaltungsarbeiten häufig selbst aus- 
führt, so ändert dies an der rechtlichen Verpflichtung des Wegebau- 
Pflichtigen zur Unterhaltung und an den Befugnissen der Wegeaufsichts- 
behörde nichts. 

Die Wegeaufsichtsbehörde ist nicht befugt, der Deutschen Reichs- 
bahn eine Änderung des Kreuzungsbauwerks aufzugeben, z. B. den Kreu- 
zungswinkel zu ändern. Diese Kreuzungsbauwerke sind Anlagen, die 
nicht nur dem Wegeverkehr, sondern zugleich unmittelbar der Siche- 
rung und Abwicklung des Eisenbahnbetriebs dienen. Über ihre Ände- 
rung entscheidet daher die Planfeststellungsbehörde®. 


4. Die Befugnisse der Wegeaufsichtsbehörde 
gegenüber der Deutschen Reichsbahn bei der 
Änderung von Kreuzungsanlagen. 


Ich habe bereits hervorgehoben‘, daß das Preuß. Oberverwaltungs- 
gericht den Umfang der Unterhaltungspflicht der Deutschen Reichsbahn 
von jeher äußerst weit ausgedehnt hat; hierunter sollten u. a. die Ver- 
breiterung oder Verstärkung von Kreuzungsbauwerken fallen. Die Wege- 
aufsichtbehörde leitete hieraus die Befugnis her, der Deutschen Reichs- 
bahn, die ein Kreuzungsbauwerk unterhielt, die Verstärkung oder sonstige 
Veränderung aufzugeben, wenn dies durch die Entwicklung des Wege- 
verkehrs notwendig geworden war. Das Preuß. Oberverwaltungsgericht, 
das über derartige Verfügungen der Wegeaufsichtsbehörde nach ‚Ein- 
spruch zu entscheiden hatte, wies aber sehr bald darauf hin, daß es 
solche Verfügungen aufheben müsse, wenn sie einen Eingriff in die 
Planfeststellung zur Folge hätten. Denn eine solche Veränderung von 

1 So auch der Entwurf des Kreuzungsgesetzes in $ 8 und in Artikel 5 der 
Durchf.VO, 

* Siehe S. 645 der Arbeit, 


® Wegen der Einzelheiten siehe Ziff. 4 dieses Kapitels. 
* Seite 622 der Arbeit, 


Archiv für Elsenbahnwesen. 1939. 43 
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Bahnanlagen könne nicht ohne Entscheidung des Ministers der öffent- 
lichen Arbeiten erfolgen!. Diese Rechtsprechung veranlaßte den Mi- 
nister, die Wegeaufsichtsbehörden durch Erlaß vom 20. April 1903? an- 
zuweisen, dem Eisenbahnunternehmer gegenüber keine Anordnungen 
zu treffen, die sich auf die Umgestaltung einer Eisenbahn oder ihrer 
Bestandteile erstrecken, wie dies bei der Änderung von Bahnübergängen 
in Schienenhöhe und bei Wegeüber- und -unterführungen der Fall sei. 
An diesen Grundsätzen hat sich auch unter dem geltenden Rechts- 
zustand ($ 37 RbahnG.) nichts geändert. Ebenso wie die Anordnung einer 
Kreuzung zwischen einem Schienenweg und einem öffentlichen Weg er- 
folgt auch die Änderung einer Kreuzungsanlage durch die Planfest- 
stellung. Denn „die Kreuzungsanlagen der Reichsbahn mit öffentlichen 
Wegen sind konstruktive Bestandteile der nach einem festgestellten Plan 
hergestellten Reichseisenbahnanlagen; entweder dient ein Stück der 
Gleisanlagen in besonders hergerichteter Form zugleich dem Wegever- 
kehr oder die Kreuzung ist eine Anlage, die beide Verkehrswege schienen- 
frei übereinander hinwegführt; in beiden Fällen ist sie ein Bestandteil 
des eigentlichen Eisenbahnbauprojekts“s, Die Entscheidung über die 
Notwendigkeit solcher Änderungen obliegt daher nicht der für den ge- 
kreuzten Weg zuständigen Wegeaufsichtsbehörde, sondern der Deutschen 
Reichsbahn oder dem Reichsverkehrsminister gemäß $ 37 des Reichs- 
bahngesetzes. Dies gilt auch dann, wenn die Bahnanlage, die geändert 
werden soll, nicht in einem Plan festgestellt ist; denn auch hier ent- 
scheidet ausschließlich die Planfeststellungsbehörde über die Änderung 
der Reichseisenbahnanlage!. Hält die Wegeaufsichtsbehörde eine Ände- 
rung (z.B. eine Verstärkung des Kreuzungsbauwerks) für erforderlich, 
so kann sie der Deutschen Reichsbahn die Änderung nicht etwa im Wege 
einer Verfügung aufgeben; ihr bleibt bei einem Widerstand der Deut- 
schen Reichsbahn nur übrig, sich mit dem Reichsverkehrsminister in Ver- 
bindung zu setzen, damit dieser die Änderung kraft seines Aufsichts- 
rechts anordnet5 und auf diese Weise das Planänderungsverfahren durch- 
geführt wird. Hält jedoch auch der Reichsverkehrsminister die Ände- 
rung nicht für notwendig, so muß sich die Wegeaufsichtsbehörde damit 
abfinden; denn seine Entscheidung ist endgültig. 


1 OVG. Bd. 42, S. 215 (218), Bd. 43, S. 227 (229 und 230). 

2 EVBI. 1903, S, 117, 

3 Entscheidung des Reichsverkehrsministers vom 31. Mai 1933 in ZVMEV. 
1983, S, 727 (729, Spalte 1 unten). 

4 Germershausen Bd. I, S. 354, Abs. 2; Ziff, 28 d. Richtl. zu $ 37. 

5 Sarter-Kittel, a. a. O. S. 115, Anm. III zu $ 39 RbahnG. 
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Bei der Herstellung von Kreuzungsanlagen ist nur selten etwas 
darüber bestimmt, wer die Kosten späterer Änderungen tragen soll; denn 
beim Bahnbau war die Entwicklung des Eisenbahn- und Wegeverkehrs 
meist nicht vorauszusehen. Es entstand daher häufig Streit über die 
Kostenverteilung zwischen dem Wegebaupflichtigen und der Deutschen 
Reichsbahn, Insbesondere war zweifelhaft, ob sich aus der Verpflichtung, 
ein Kreuzungsbauwerk zu unterhalten, auch die Verpflichtung zu späte- 
ren Veränderungen ergab. Jetzt regelt $ 39 des Reichsbahngesetzes die 
Kostenverteilung, wenn an einer Kreuzung der Reichsbahn mit einem 
öffentlichen Weg infolge der Vermehrung des Verkehrs oder sonstiger 
Veränderung der Verhältnisse die Anlagen an der Kreuzung geändert 
werden müssen, Entscheidend für die Kostenverteilung zwischen der 
Deutschen Reichsbahn und dem Wegebaupflichtigen ist danach, ob die 
Notwendigkeit der Änderung der Kreuzungsanlage durch den Reichs- 
bahn- oder durch den Wegeverkehr oder durch beide veranlaßt worden 
ist. Für Kreuzungen zwischen Reichsbahnstrecken und Reichsstraßen 
hat die erwähnte Vereinbarung zwischen dem Reichsverkehrsminister 
und dem Generalinspektor eine besondere Regelung getroffen; ihr liegt 
der Entwurf eines Kreuzungsgesetzes zugrunde. Auf die Einzelheiten 
der Regelung brauche ich im Rahmen dieser Arbeit nicht einzugehent. 
Denn wenn sich die Deutsche Reichsbahn und der Wegebaupflichtige 
über die Verteilung der Kosten nicht einigen können, so bestimmt nicht 
etwa die Wegeaufsichtsbehörde die Quoten, sondern endgültig der Reichs- 
verkehrsminister, unter Umständen im Einvernehmen mit dem General- 
inspektor für das deutsche Straßenwesen. 


Der Vollständigkeit halber sei hervorgehoben, daß die Deutsche 
Reichsbahn nicht wegebaupflichtig im Sinne des $ 39 des Reichsbahn- 
gesetzes ist, wenn sie eine Kreuzungsfläche oder ein Kreuzungsbauwerk 
unterhält. Mit dem Wegebaupflichtigen im Sinne des $ 39 ist der Wege- 
baupflichtige für den sich beiderseits an die Kreuzungsfläche oder an 
das Kreuzungsbauwerk anschließenden Wegezug gemeint®, Denn andern- 
falls würde die Deutsche Reichsbahn, die meist die Kreuzungsfläche oder 
das Kreuzungsbauwerk unterhält, praktisch stets die gesamten Kosten 
der Veränderung zu tragen haben. Dies würde aber den Zweck der Rege- 
lung nach $ 39 in sein Gegenteil verkehren. Diese Auffassung hat auch 


* Siehe hierzu die Richtlinien der Deutschen Reichsbahn zu $ 39, ferner 
Felsch, RVerBl. 1986, S. 157. 

2 Entscheidung des Reichsverkehrsministers vom 30. Mai 1933 in ZVMEV. 
1933, S. 729 Spalte 2; ebenso Felsch RVBI, 1936, S. 157 (162), Fritsch, ZVMEV. 
1933, S. 733 (785 zu C), RVerBl. 1933, S. 484 (485, Ziff. 4). Anderer An- 
sicht: von der Lühe, RVerBl, 1933, S. 65 und OVG. Bd. 94, S. 148 (154/155). 
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in dem erwähnten Entwurf des Kreuzungsgesetzes eine ausdrückliche 
Hervorhebung gefunden, 

$ 39 des Reichsbahngesetzes besagt nichts darüber, inwieweit die 
vor seinem Inkrafttreten abgeschlossenen Verträge oder Auflagen in 
früheren Planfeststellungen durch die Regelung des $ 39 beeinträchtigt 
werden. Kann die Deutsche Reichsbahn oder der Wegebaupflichtige eine 
Kostenverteilung nach $ 39 verlangen, obwohl einer der Beteiligten auf 
Grund eines Vertrages oder einer Auflage die Kosten späterer Ände- 
rungen allein zu tragen hat, oder ist der Reichsverkehrsminister bei 
seiner Entscheidung an diese Verträge und Auflagen gebunden? Diese 
Frage ist sehr umstritten! und auch durch die mehrfach erwähnte Ent- 
scheidung des Reichsverkehrsministers vom 30. Mai 1933 nicht geklärt. 
Aber im Rahmen dieser Arbeit braucht auf die Streitfrage nicht ein- 
gegangen zu werden, Denn sie ist bei einem Streit zwischen der Deut- 
schen Reichsbahn und dem Wegebaupflichtigen nur für die Entscheidung 
des Reichsverkehrsministers über die Verteilung der Kosten, nicht aber 
für die Entscheidung der Frage, welche Befugnisse die Wegeaufsichts- 
behörde gegenüber der Deutschen Reichsbahn bei der Änderung von 
Kreuzungsanlagen hat, von Bedeutung. Denn selbst wenn man davon 
ausgeht, daß die Verpflichtung der Deutschen Reichsbahn, z. B. auf Grund 
einer früheren Planfeststellungsauflage die Kosten für die Veränderung 
eines Kreuzungsbauwerks zu tragen, trotz der Regelung des $ 39 weiter- 
hin wirksam ist, so kann auch in diesem Fall die Wegeaufsichtsbehörde 
nicht über die Notwendigkeit der Änderung entscheiden und der Deut- 
schen Reichsbahn die Änderung unter Übergehung eines Planänderungs- 
verfahrens aufgeben. 


III. Die Befugnisse der Wegeaufsichtsbehörde gegenüber 
der Deutschen Reichsbahn bei der Mitbenutzung öffentlicher Wege 
in der Längsrichtung. 

Es kommt bei Bahnen von untergeordneter Bedeutung vor, daß die 
Eisenbahn einen öffentlichen Weg in seiner Längsrichtung derart be- 
nutzt, daß der Weg die Stelle des Bahnkörpers vertritt. Hier nimmt also 
der öffentliche Weg den Schienenweg so in sich auf, daß sich ein beson- 
derer Bahnkörper erübrigt. 

Soweit die Deutsche Reichsbahn öffentliche Wege in der Längs- 
richtung mitbenutzt, hat sie mangels einer besonderen Regelung in der 
Planfeststellung gemäß dem Verursachungsgrundsatz die Kosten der 
Anlagen und die Kosten der Unterhaltung des für die Bahnanlage be- 

3 Siehe die Übersicht bei Wachtel, Reichsbahn 1934, S. 218 £., und bei Felsch, 
Reichsverwaltungs-Bl. 1936, S. 157 (158—160). 
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nutzten Wegeteils sowie die durch die Mitbenutzung des Weges veran- 
laßten Mehrkosten der Wegeunterhaltung zu tragen. Das gleiche gilt 
für die Anlage und Unterhaltung der Sicherungsanlagen und sonstigen 
Vorkehrungen wie Einfriedigungen, Baumreihen oder Gräben zur Ver- 
hütung von Gefährdungen des Wegeverkehrs und zur Absperrung des 
öffentlichen Weges vom Schienenweg!. Bei diesen von der Deutschen 
Reichsbahn in der Längsrichtung mitbenutzten öffentlichen Wegen 
besteht eine doppelte Aufsicht: Einmal die Aufsicht der Aufsichts- 
behörden über die ordnungsgemäße Anlage und Unterhaltung der Gleise 
und des als Bahnanlage benutzten Wegestücks; insoweit hat die Wege- 
aufsichtsbehörde gegenüber der Deutschen Reichsbahn keine Befugnisse, 
Sodann besteht für den von der Deutschen Reichsbahn nicht benutzten 
Wegeteil die Aufsicht der Wegeaufsichtsbehörde. Beide Aufsichts- 
behörden müssen bei der Wahrnehmung ihrer Belange zusammenarbeiten 
und sich gegenseitig unterstützen. 


In den meisten Fällen haben die Deutsche Reichsbahn und der 
Wegebaupflichtige die verschiedenen Fragen, die sich aus dieser Mit- 
benutzung ergeben, vertraglich geregelt. So hat die Deutsche Reichsbahn 
sich z. B. oft verpflichtet, nicht nur das Wegestück innerhalb der Gleise, 
sondern auch außerhalb in einer bestimmten Entfernung von der äußeren 
Schienenkante so zu unterhalten wie das angrenzende Wegestück. Hier- 
durch wird an der Zuständigkeit der Wegeaufsichtsbehörde nichts ge- 
ändert; denn auch das Wegestück, das in einer bestimmten Entfernung 
(z.B. % m) rechts und links von der Schienenkante liegt, gehört noch 
zur Bahnanlage, da es von den Fahrzeugen bestrichen wird. Ferner hat 
sich die Deutsche Reichsbahn zum Teil verpflichtet, Anlagen, die zur 
Sicherung des Straßenverkehrs infolge der Mitbenutzung in der Längs- 
richtung notwendig werden, auf ihre Kosten herzustellen und zu unter- 
halten. Hier ist die Wegeaufsichtsbehörde nicht befugt, der Deutschen 
Reichsbahn die Erfüllung dieser Verpflichtung aufzugeben, z.B, die 
Straße durch Einfriedigungen von der Gleisanlage abzusperren, wenn 
dies zur Sicherheit des Wegeverkehrs notwendig geworden sein sollte. 
Denn hierbei handelt es sich entweder unmittelbar um eine Veränderung 
der Bahnanlage, oder die Anordnung zur Herstellung von Schutzanlagen 
auf dem öffentlichen Weg bedingt einen Eingriff in die Bahnanlage. 
Dann ist aber lediglich eine Anregung der Wegeaufsichtsbehörde an die 
Deutsche Reichsbahn möglich, das Planänderungsverfahren einzuleiten. 
Meist wird es sich bei diesen Verträgen auch nur um privatrechtliche 


"Siehe Art. 11, Abs, 6 des Hess, Nebenbahngesetzes und $ 18 der Ausf.VO. 
Soweit ‚insbesondere Art, 10 dieses Gesetzes mit dem Reichsbahngesetz unver- 
einbar ist, ist er außer Kraft gesetzt, 
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Vereinbarungen handeln, die von der Wegeaufsichtsbehörde nicht be- 
stätigt worden sind. Dann lassen sie die Verpflichtungen des Wegebau- 
pflichtigen der Wegeaufsichtsbehörde gegenüber unberührt. Er ist aber 
auf Grund der Wegebaupflicht verpflichtet, alle Vorkehrungen zu treffen, 
die zum Schutz und zur Sicherheit der Wegeanlage und ihrer Benutzung 
erforderlich sind. Diese Verpflichtung besteht auch dann, wenn Störun- 
gen oder Gefährdungen des Wegeverkehrs durch die benachbarte Eisen- 
bahn drohen!. Ob sich der Wegebaupflichtige wegen Ersatzes seiner 
Aufwendungen an die Deutsche Reichsbahn halten kann, hängt vom In- 
halt der Verträge ab*., Die Verpflichtung der Deutschen Reichsbahn, 
Einfriedigungen zwischen der Bahnanlage und ihrer Umgebung anzu- 
legen, kann auf $ 18 Ziff.1 der Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung 
beruhen. Über diese Anlage entscheidet dann die Aufsichtsbehörde, 

Die Wegeaufsichtsbehörde kann der Deutschen Reichsbahn nicht 
aufgeben, die Gleise zu verlegen oder zu entfernen. Denn diese Anord- 
nung wäre ein Eingriff in das Planfeststellungsrecht nach $ 37 des 
Reichsbahngesetzes. Wenn die Mitbenutzung durch ein Genehmigungs- 
verfahren oder eine Planfeststellung angeordnet ist, so ist hierdurch 
ein öffentlich-rechtlicher Zustand geschaffen, den allein die Planfest- 
stellungsbehörde, nicht aber die Wegeaufsichtsbehörde ändern kann. 
Dies gilt auch dann, wenn die Mitbenutzung nicht in einem Plan fest- 
gestellt worden sein sollte. Denn auch dann entscheidet gemäß $ 37 über 
die bauliche Gestaltung einer Reichsbahnanlage ausschließlich die Plan- 
feststellungsbehördet. 


IV. Die Befugnisse der Wegeaufsichtsbehörde gegenüber der 
Deutschen Reichsbahn beim Nebeneinanderlaufen des Schienen- 
weges und des öffentlichen Weges. 

Als letzte Möglichkeit eines räumlichen Zusammentreffens einer 
Reichsbahnstrecke und eines öffentlichen Weges und damit eines Ein- 
schreitens der Wegeaufsichtsbehörde gegenüber der Deutschen Reichs- 
bahn bleibt noch das Nebeneinanderlaufen des Schienenweges und des 
öffentlichen Weges zu prüfen. In diesem Fall hat der Schienenweg 
seinen besonderen Bahnkörper und ebenso der öffentliche Weg seinen 
besonderen Wegekörper. Um überhaupt die Möglichkeit eines Vorgehens 
der Wegeaufsichtsbehörde gegenüber der Deutschen Reichsbahn zu er- 
wägen, muß sich das Nebeneinanderlaufen so nahe abspielen, daß gegen- 
seitige Einwirkungen denkbar sind. 

1 OVG. Bd. 30, S. 213 (217), auch VAE. 1937, S. 40, Ziff. 30. 

® RG. bei EE, Bd. 54, S. 26. 

7 von Kienitz, Anm. zur Entscheidung des RG, bei EE, Bd. 54, S. 26 u. 27. 

4 Ziff. 28 der Richtlinien zu $ 37. 
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Aus den Rechtswirkungen der Planfeststellung, die einen für jeder- 
mann verbindlichen Rechtszustand schafft, ergibt sich, daß die Wege- 
aufsichtsbehörde in den durch die Planfeststellung geschaffenen Bestand 
der Bahnanl»ge nicht eingreifen darf. Sie kann also der Deutschen 
Reichsbahn weder die Fortführung des Betriebs untersagen, noch die 
Verlegung des Schienenweges aufgeben. Jedoch erhebt sich die Frage, 
ob die Wegeaufsichtsbehörde von der Deutschen Reichsbahn die Her- 
stellung von Anlagen verlangen kann, die einen verkehrshindernden Ein- 
griff der Eisenbahn in den öffentlichen Weg vermeiden sollen. Sind diese 
Anlagen schon beim ersten Zusammentreffen zwischen Schienenweg 
und öffentlichem Weg notwendig geworden, so wird über ihre Anlage 
und Unterhaltung in der Planfeststellung mitentschieden, da die Plan- 
feststellung alle Fragen, die sich aus der Nachbarschaft zwischen Eisen- 
bahn und Weg ergeben, regeln soll. Zur Vermeidung von Gefährdungen 
des Wege- oder Eisenbahnverkehrs können solche Anlagen (z. B. Schutz- 
zäune oder Schutzmauern) erst später notwendig werden. Soll die neue 
Anlage innerhalb der Bahnanlagen errichtet werden, so ist die Wege- 
aufsichtsbehörde für eine Anordnung nicht zuständig; denn ihre Zu- 
ständigkeit erstreckt sich nicht auf das Bahngebiet. Veränderungen 
der Bahnanlagen, die zugleich die Nachbarschaft zwischen Eisenbahn 
und Weg berühren, sind nur auf Grund einer Planfeststellung möglich. 
Die Wegeaufsichtsbehörde kann nur dem Wegebaupflichtigen aufgeben, 
außerhalb des Bahngebiets solche Schutzanlagen zu errichten!, Dies setzt 
aber voraus, daß sie keinen Eingriff in den Bestand der Bahnanlage 
zur Folge haben. Die Verpflichtung der Deutschen Reichsbahn, solche 
Einfriedigungen oder Schutzwehre anzulegen, kann sich aus $ 18 Ziff. 1 
und 2 BO, ergeben. Die Wegeaufsichtsbehörde hat der Deutschen Reichs- 
bahn gegenüber auch hier keine Befugnisse. 

Die Kosten für die Errichtung der Schutzanlagen werden mangels 
einer gesetzlichen Regelung zweckmäßig nach dem Grundsatz der Ver- 
ursachung verteilt, da er zu dem gerechtesten Ergebnis führt. Aus- 
gangspunkt für die Beurteilung sind die Verhältnisse seit der Planfest- 
stellung. Soweit die Deutsche Reihsbahn zur Anlage von Einfriedi- 
gungen nach $ 18, Ziff. 1 u. 2 BO. verpflichtet ist, hat sie wohl auch 
die Kosten für die Herstellung und Unterhaltung zu tragen, wenn auch 
$ 18 hierüber nichts ausdrücklich sagt?. Werden jedoch diese Anlagen 
erst später, d. h, nach der Planfeststellung im Interesse des Wegever- 
kehrs notwendig, so sind m. E. die Kosten auch insoweit nach dem 
Grundsatz der Verursachung zu verteilen. 

i Siehe S. 658 (oben) der Arbeit, 

2 Fritsch, RVerBl. 1933, S, 484, Spalte 2, Ziff. 2, Schilken a.a,0., S. 53. 
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Hundert Jahre Eisenbahnen in den Niederlanden. 


Von 
Dr. Overmann in Berlin, 


(Mit einer Zuhlenübersicht und acht Kartenskizzen.) 


I. 1839—1860. 


Als am 27. September 1825 Stephenson auf der Strecke Stockton— 
Darlington als der ersten Eisenbahn der Welt den Güterverkehr mit drei 
Dampflokomotiven zu eröffnen wagte — der Personenverkehr blieb da- 
mals noch den Pferden anvertraut — waren Holland und Belgien, seit 
1568 politisch voneinander geschieden durch den Wiener Kongreß, unter 
Wilhelm von Oranien als erstem König wieder vereinigt. Die grundstür- 
zenden Geschehnisse der Revolutionszeit hatten die seit 1648 gesperrte 
Schelde wieder freigemacht und Antwerpen den Zugang zur Welt wieder 
eröffnet. Indes ergab sich bald, daß Norden und Süden sich in den 
250 Jahren der Freiheit und der Fremdherrschaft so gründlich ausein- 
andergelebt hatten, daß die Verbindung nicht von Bestand war, und es 
löste wohl kaum große Verwunderung aus, als im Herbst 1830 bereits die 
früher spanischen, seit 1714 österreichischen Niederlande sich selbständig 
machten und ein neues Königreich unter dem neuen Namen Belgien 
bildeten (10. November 1830). 


Der unter englischem Einfluß stehende erste belgische König Leo- 
pold I. aus dem Hause Sachsen-Koburg erkannte sehr bald die Bedeutung 
derEisenbahnen für seinLand, besonders für den neu aufwärtsstrebenden 
Hafen von Antwerpen, der naturgemäß in scharfen Wettbewerb mit den 
holländischen Rheinmündungshäfen treten mußte und für den eine mög- 
lichst gute und unabhängige Verbindung zum Rhein die erste Lebensfrage 
war. So erteilte die neue Regierung bereits am 24. August 1831 den Auftrag, 
Pläne für eine Eisenbahn von Antwerpen nach dem Rhein und der Maas 
zu untersuchen, und schon das Gesetz vom 1. Mai 1834 legte dann den 
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Grundplan für das belgische Eisenbahnnetz mit den von Mecheln aus- 
gehenden 4 Linien nach Antwerpen, Brüssel-Bergen, Ostende und Ver- 
viers fest. 

Man darf wohl annehmen, daß die 15jährige Regierung in Brüssel, 
das Erwachen der belgischen Industrie und der Beginn der neuen Blüte 
des altberühmten Scheldehafens auf Wilhelm I. den Sohn des letzten 
Statthalters der vereinigten Niederlande aus dem seit 1559 die nördlichen 
Provinzen führenden deutschen Hause Oranien-Nassau, unter dessen 
Regierung Amsterdam durch den Nord-Holländischen Kanal mit der 
Nordsee bei den Helder verbunden war, einen tiefen Eindruck gemacht 
haben, einen Eindruck, der seine nachhaltige Wirkung auch nicht verlor, 
als die Ereignisse von 1830 den König wieder auf das angestammte Land, 
das nunmehr allein den Namen „Niederlande“ behielt, beschränkten, 
obwohl dessen wirtschaftliche Verhältnisse und vor allem die Verkehrs- 
bedürfnisse von denen Belgiens sehr verschieden waren. Und so darf 
man wohl den Namen dieses Fürsten an die Spitze der 100jährigen Eisen- 
bahngeschichte der Niederlande setzen, ohne daß damit die Bedeutung 
der Männer geschmälert werden soll, die im einzelnen Anreger, Kämpfer 
und Vollender waren. 

Tatsächlich war es der Artillerieoffizier W. A. Bake, der sich die 
Eisenbahnen in England selbst angesehen hatte und daraufhin schon 
1831! mit dem Plan hervortrat, eine Nord-Niederländische Eisenbahn 
von Amsterdam nach Köln zu bauen, eine Verbindung, die für die in jeder 
Hinsicht damals noch erste Stadt des Landes von der größten Bedeutung 
sein mußte, wollte sie ihre seit dem Ausgang des 18. Jahrhunderts bis 
auf die Grundfesten erschütterte Stellung im Wirtschaftsleben Europas 
wiedergewinnen. Es ist selbstverständlich, daß einem solchen Plane 
gegenüber sofort viele Stimmen sich erhoben, die gestützt auf die uralte 
Tradition und das große ureigene Können der Holländer es für richtiger 
hielten, statt des neuen, in seinen Auswirkungen noch schwer abzu- 
schätzenden Verkehrsmittels der Eisenbahn den Wasserweg von Amster- 
dam zum Rhein besser auszubauen, was ohne Zweifel billiger und ver- 
mutlich auch für den Benutzer wohlfeiler sein mußte. Aber schon am 
22. März 1832 griff die Regierung selbst in den Streit ein, indem sie dem 

1 Es sei der Vollständigkeit halber erwähnt, daß auf Grund der Anregungen 
der preußischen Regierung schon in den 20er Jahren der Plan einer Kohlen- 
eisenbahn von der Ruhr nach Elberfeld erwogen wurde und daß 1829 daraufhin 
die Konzession für die Verlängerung einer solchen Bahn nach Düsseldorf—Kre- 


feld—Venlo erteilt worden ist (vgl. Gleim im Archiv für Eisenbahnwesen 1888 
Seite 800). 
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in der Wasserbauabteilung des Innenministeriums! beschäftigten In- 
genieur Goudriaan? den Auftrag gab, sich mit Bake in Verbindung zu 
setzen und an Hand von Plänen die Möglichkeiten einer Eisenbahn zu 
untersuchen. Unter dem 10. Oktober 1833 legte Goudriaan seinen Bericht 
vor: die Eisenbahn sollte nach seinem Plan von Amsterdam über Amers- 
foort zur rheinisch-westfälischen Grenze bei Isselburg östlich Emmerichs 
führen; zwischen Amersfoort und Isselburg waren zwei Linien unter- 
sucht, die eine führte über Arnheim—Zevenaar—Gendringen, die andere 
mehr östlich über Dieren—Doesburg—Doetinchen durch das Ijsseltal* 
nach Isselburg; hier war der Anschluß an ein preußisches, deutsches 
‚darf man wohl nicht sagen, Eisenbahnnetz vorgesehen, das die Verbin- 
dung mit Köln weiterhin herstellen sollte. 

Bake selbst war inzwischen nicht untätig gewesen; in einer bei 
Jonckers Nieboer* Seite 233 abgedruckten Eingabe vom 18. Mai 1832 
hatte er um die Erlaubnis nachgesucht, genauere Vorarbeiten für die 
Amsterdam-Kölner Bahn vornehmen zu dürfen und dabei die Zusage er- 
beten, einen Zoll, ein Bahngeld (vgl. $$ 29—31 des preußischen Eisen- 
bahngesetzes vom 3. November 1838) erheben zu dürfen, wenn die Pläne 
-— was übrigens nie geschah — in die Tat umgesetzt werden sollten. Die 
Eingabe, die außerordentlich viel Verständnis für die Verkehrsverhält- 
nisse und Bedürfnisse der Zeit aufwies und die vor allem die Unsicher- 
heit in Rechnung stellte, die dem Wasserverkehr durch Hoch- und Nied- 
rigwasser und Eisgang anhaftet, ging davon aus, daß die fast 275 km 
lange Eisenbahnstrecke Amsterdam—Köln in 12 Stunden, also in einem 
Tage, zurückgelegt werden könne. Auch Bakes Linie ging über Amers- 
foort—Doesburg—Doetinchen zur Grenze bei Anholt— Isselburg und von 
dort über Hamminkeln zur Lippe etwas oberhalb Wesel, sowie weiter über 
Dinslaken—Duisburg—Düsseldorf—Benrath nach Köln mit einer Brücke 
über den Rhein bei Hitdorf (zwischen Worringen und Opladen). Bake 
wiederholte sein Gesuch 1834, nachdem Goudriaan seinen Bericht er- 


1 Das „Departement van Waterstaat, Handel en Nijverheid“ stammt als 
selbständiges Ministerium erst aus 1877, 

2 Der jetzige Präsident der NS. steht in keinem verwandtschaftlichen 
Verhältnis zu diesem. 

7 Die (alte) Ijssel kommt als Issel aus dem Raume Wesel—Borken (Kreis 
Rees) und geht von Dieren über Zutphen—Zwolle in die Zuiderzee, jetzt Ijssel- 
meer; die jetzige neue oder geldrische Ijssel, die den Rhein (Lek) bei Arnheim 
mit der alten Ijssel bei Dieren verbindet und jetzt die durchgehende Wasser- 
‚straße bildet, wurde 13 v, Chr, von Drusus zur Verbindung des Rheines und dem 
damals noch ein Binnenmeer bildenden Zuiderzee geschaffen. 


n “ Geschiedenis der Ned. Spoorwegen, während der Abfassung der Arbeit 
in 2, Aufl., 1938, erschienen. 
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stattet hatte und obwohl die Entscheidung des Königs im Mai dahin ging, 
daß eine Konzession erst dann erteilt werden könne, wenn eingehendere 
Unterlagen vorgelegt würden, glaubte Bake die Fragen schon hinreichend 
geklärt zu haben. Er wandte sich an die Öffentlichkeit, teilte mit, daß 
eine Kommission bereits die Statuten für eine „Ijzeren Spoorweg Maat- 
schappij“ entworfen hätte und daß 12 Mill. Gulden! nötig seien, um die 
Bahn herzustellen. Der Versuch, auf diese Weise zu dem nötigen Gelde 
zu kommen, hatte jedoch nicht den geringsten Erfolg. Man konnte den 
Geldgebern, die sich verpflichten sollten, 14 Tage nach der Zeichnung 
20 % des gezeichneten Betrages einzuzahlen, ohne daß die Konzession 
erteilt war oder Gewißheit bestand, daß sie erteilt werde, unter den 
damaligen Verhältnissen in der Tat dieses Experiment allerdings auch 
kaum zumuten, So scheiterte der großgedachte Plan Bakes, und wenn 
aber dann schließlich doch etwas aus der Sache wurde, so war dies der 
unmittelbaren Initiative des Königs selbst zu verdanken. 


Bakes Plan konnte, ganz abgesehen von seiner ungenügenden Vor- 
bereitung, von sich aus nicht zu einem guten Ende führen, er war wohl 
zu sehr auf die allerdings richtigen Endpunkte abgestellt und unterschied 
sich insofern von den meisten gleichzeitigen deutschen Projekten, die 
meist nur ein kleines Teilgebiet des im Zeitalter der Eisenbahnen immer- 
hin größer zu denkenden Vaterlandes umfaßten, In den Niederlanden 
wäre ein solches Denken im Kleinen schon eher am Platze gewesen. Auf 
diese inneren Verhältnisse nahm der Plan Bakes zu wenig Rücksicht: 
eine Bahn in Richtung Köln durfte an Utrecht und Arnheim nicht vor- 
beigehen, und wenn sich die weiteren Pläne jener Zeit weiter nach Westen 
bewegten, in jene Landschaft, die wirklich Holland heißt und die wir 
Deutschen meist im Auge haben, wenn wir von unserem schönen Nach- 
barlande sprechen, so traf man damit zweifellos schon eher das Rechte. 
Das Polderland der Provinzen Nord- und Südholland — das wild durch 
Rhein, Maas und Schelde zerrissene Zeeland mußte für den Eisenbahnbau 
auch den kühnsten Pionier abschrecken —, bot mit seinen nahe beiein- 
ander gelegenen großen Städten dem neuen Verkehrsmittel doch mehr 
Reiz: und Aussicht, mochte auch anderseits das grüne Wiesenland? mit 
seinen unzähligen Wasserläufen dem Eisenbahnbau mehr Schwierigkeiten 
entgegensetzen als der sandige, wenig fruchtbare und bevölkerte, höher- 
gelegene Rücken, den Bakes Bahn durchschnitten haben würde. 

3 Der Bau des oben erwähnten Nordholländischen Kanals hatte 18 Mill. fl 
gekostet. 


2 Das 183 qkm große Haarlemer Meer sperrte übrigens damals noch den 
direkten Weg von Amsterdam nach Leiden, es wurde erst 1848—1852 „gedempt“. 
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So hatten jene drei Männer schon recht, die 1835 den König um 
eine vorläufige Zusage baten für eine Konzession einer etwa 80 km 
langen Eisenbahn von Amsterdam über Haarlem—Leiden—den Haag— 
Delft nach Rotterdam oder wenigstens zunächst für die Teilstrecke Am- 
sterdam—Haarlem. Eine solche Zusage gab die Regierung zwar nicht, 
sie äußerte aber unter dem 12. November 1835 ihre Bereitwilligkeit, eine 
Konzession zu erteilen, wenn die Pläne sich zu einer Genehmigung eignen 
würden, Die drei wagemutigen Männer waren die Kaufleute Serrurier 
und Le Chevalier sowie der Pionieroberst Ingenieur und Architekt Brade. 
Ihre, der Verwirklichung offenbar näherkommende Arbeit einerseits und 
der Mißerfolg Bakes bei der Rheinbahn anderseits riefen dann den König 
selbst auf den Plan, ohne daß dieser schon von der Richtigkeit gerade 
des Baues der Bahn nach Haarlem und Rotterdam überzeugt gewesen 
wäre, und durch Beschluß vom 19. Februar 1836 wurde ein Ausschuß 
eingesetzt, der allgemein prüfen sollte, ob es sich empfehle, auch in Hol- 
land Eisenbahnen zu bauen, und gegebenenfalls, welche Linien anzu- 
legen wären, wie ihre Ausführung gefördert und sichergestellt werden 
müsse, und welche Stellung die Regierung dazu einnehmen müsse. Schon 
am 19. April 1836 legte die Kommission ihren Bericht vor, der zunächst 
mit einem Ehrensalut — wie Jonckers Nieboer! sagt — für die treuen, 
Jahrhunderte hindurch geleisteten Dienste der Wasserwege und Land- 
straßen, die Notwendigkeit der Eisenbahnen ohne weiteres bejahte und 
dabei gleichzeitig auch die Sorge zerstreute, die alten Verkehrsträger 
würden nun gänzlich veröden, indem die Kommission annahm, die Eisen- 
bahnen würden sich selbst ihren (Mehr-)Verkehr schaffen. Bei der Ant- 
wort auf die zweite Frage lehnte sich der Ausschuß — das ist bezeich- 
nend für den Zusammenhang — an die Verhältnisse in Belgien an und 
empfahl mit Rücksicht auf die Bedürfnisse Amsterdams, dessen Verkehr, 
im Gegensatz zu dem hinsichtlich der Wasserwege letzten Endes doch 
günstiger gelegenen Rotterdam damals anfing zurückzubleiben, in erster 
Linie den Bau der Strecke Amsterdam— Arnheim, Gedankengänge, die 
an den Plan Minden—Lippstadt denken lassen, bei denen man weniger 
auf eine reine Eisenbahnverbindung auf große Entfernung abzielte als 
an die Überbrückung eines wegen fehlender oder mangelhafter Wasser- 
wege verkehrlich schwierigen Geländes. Allerdings konnte man damals 
auch schon wohl auf einen Anschluß nach Deutschland rechnen, denn 
hier war auf Anregung Harkorts im 3. Westfälischen Landtag (1830) 
der Plan des Baues einer Eisenbahn zwischen Rhein und Weser immer 
lebhafter erörtert worden, und aus dem Gedanken Lippstadt—Minden 


22.2.0. 8.16, 
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war damals schon der große Begriff Köln—Minden geworden, den man 
auf Düsseldorf—Minden beschränken konnte, da das holländische Projekt 
auch die Strecke Düsseldorf—Köln umfaßte. Die Frage nach der Stel- 
lung des Staates zu dem neuen Verkehrsmittel hat der Ausschuß eben- 
falls eingehend behandelt und dargetan, mit welchen Mitteln der Staat 
helfen müsse und was für Pflichten als Gegenleistung dafür den Eisen- 
bahnen auferlegt werden müßten. Hier findet sich dann auch die bereits 
angedeutete und auch anderwärts in den Gesetzen vertretene Auffassung, 
daß der Eisenbahnunternehmer jedem Dritten gestatten müsse, die Bahn 
mit eigenen Betriebsmitteln für sich selbst und für andere gegen einen 
Zoll, ein Bahngeld, wie es später in Preußen hieß, zu benutzen. Ab- 
gesehen von der vorzubehaltenden Möglichkeit späterer Verstaatlichung 
hielt man indes den Bau durch den Staat wenigstens vorläufig nicht für 
erwünscht, und hier kommt die liberale Wirtschaftsauffassung der Hol- 
länder, die erst zum 1. Januar 1938 auf dem Gebiet des Risenbahnwesens 
das Feld räumte, unzweideutig zum Ausdruck, wenn auch — im Hin- 
blick auf die Erfahrungen in Frankreich — eine Teilnahme an der Auf- 
bringung der Mittel in Frage käme: Bau durch den Staat selbst dürfe 
nur in ganz seltenen Ausnahmefällen in Frage kommen, und es mag 
eigenartig berühren, daß ein solcher seltsamer Ausnahmefall gerade bei 
der einzigen hier zum Bau empfohlenen Linie Amsterdam— Arnheim nach 
Ansicht der Kommission vorlag. Man glaubte, daß der Wettbewerb mit 
Antwerpen und der neuen Eisenbahn Antwerpen—Köln die Frachtpreise 
der holländischen Linie Amsterdam—Arnheim (—Köln) so drücken 
würde, daß man die daraus im Interesse Amsterdams zu bringenden Opfer 
Privaten nicht zumuten zu können glaubte!, Übrigens hielt die Kommis- 
sion die Führung der Bahn über Utrecht für richtig, das sich nach ihrer 
Ansicht unzweifelhaft als der Knotenpunkt eines holländischen Eisen- 
bahnnetzes darstellte: Amersfoort müsse später durch eine mehr östlich 
nach Westfalen führende Bahn angeschlossen werden, 

Durch den Kommissionsbericht und die über seine „Wenn und Aber“ 
sich bald ergießende Erörterung hatten sich die drei Amsterdamer 
Pioniere nicht abhalten lassen, ihre Arbeiten an der Projektierung der 
Bahn nach Haarlem gründlich und schnell zu Ende zu führen — tat- 
sächlich zog sich die Entscheidung noch bis 1838 hin —, und so ernteten 
sie den Ruhm, die erste Konzession in den Niederlanden davongetragen 
zu haben: am 1. Juni 1836 erteilte ihnen der König die Konzession für 
die Strecke Amsterdam—Haarlem. Aus der Konzession, die Jonckers 

1 Übrigens kam die Verbindung Kölns mit dem belgischen Eisenbahnnetz 
erst am 1, Oktober 1843 mit der Eröffnung der Strecke Aachen—Herbesthal 
zustande, 
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Nieboer a.a. O. Seite 333 abdruckt, ist folgendes von Interesse. Art. 3 
gab eine Art Enteignungsrecht, Art. 4 gab dem Staat das Recht der Ver- 
staatlichung 33 Jahre nach der Betriebseröffnung. Nach Art. 5 durften 
die Eigentümer als Gegenleistung für Zins und Ablösung des Baukapitals 
und für die Unterhaltung des eisernen Weges einen „Zoll“ von den Fahr- 
gästen erheben, und zwar nicht mehr als 24, Cents je Meile und 5 Cents 
je Tonne zu je 1000 Pfund; der als Durchschnittspreis gedachte Satz 
sollte jedoch später je nach der Klasse der Wagen und der Art der Güter 
nach einem durch den König zu genehmigenden Tarif in verschiedener 
Höhe festgesetzt und gegebenenfalls geändert werden — mehr als 10 % 
Reingewinn sollten aber die Tarife nicht ermöglichen; von anderen 
„Zöllen“, Abgaben, war die Bahn frei. Neben dem „Zoll“ standen dann 
noch die „Frachten“, die vom Verkehr als solchem, d.h. für die Vor- 
haltung der Lokomotiven und Fahrzeuge und die eigentliche Beförde- 
rung, zu erheben waren, und die auf keinen Fall die Höhe des nach Art. 5 
zu erhebenden Zolles überschreiten durften, so daß in Wirklichkeit 5 und 
10 Cents je Meile erhoben wurden; abgesehen davon waren die Konzes- 
sionen in der Gestaltung des Tarifs und Berechnung der Kosten für das 
Aufbewahren, die Aufladung und Zustellung der Güter frei (Art. 9). 
Endlich mußten die Eigentümer auch Dritte gegen den durch Tarif fest- 
gesetzten Zoll zur Benutzung der Bahn zulassen nicht nur zu deren 
eigener Beförderung und ihrer Güter, sondern auch, sofern sie die dazu 
nötige besondere Erlaubnis bekommen haben würden, zur Beförderung 
von Personen und Gütern anderer auch mit eigener Dampfkraft zu 
Frachtsätzen, die die den Eigentümern gesetzte Höhe nicht überschreiten 
durften. Die Annahme, daß diese Vorschrift den Verkehr sehr anregen 
würde, veranlaßte die Regierung, unter dem 10, März 1837 anzuordnen, 
den Unterbau gleich für zwei Gleise herzurichten, im übrigen wurde 
diese, nie praktisch gewordene Bestimmung auf Drängen der Gesell- 
schaft 1845 gestrichen. 

Seltsam ist, daß gerade in den Niederlanden dieser Gedanke der 
Mitbenutzung später noch einmal zu hohen Ehren gekommen ist, aller- 
dings nicht in der damals gedachten Art der Benutzung der Bahn durch 
fremde Transportunternehmer, sondern als Mitbenutzung einzelner Bahn- 
strecken durch die Züge einer sonst mit der Eigentümerin in Wettbewerb 
stehenden anderen Risenbahngesellschaft. 

Bezüglich der Post war der Gesellschaft die gleiche Verpflichtung 
auferlegt wie den anderen Verkehrsunternehmern, d.h. die Post mußte 
unentgeltlich befördert werden, Als Spurweite war die Stephensonsche mit 
1,135 m vorgesehen, jedoch wurde Ende 1937 in gänzlich überstürzter und 

1 a.a. O. S. 236 abgedruckt. 
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offenbar unüberlegter Weise der Gesellschaft die Verpflichtung auf- 
erlegt, eine Spurweite von Loun m vorzusehen, und so geschah es auch 
zum großen Schaden der Entwicklung der Bahn. Die Herren Serrurier, 
Le Chevalier und Brade übertrugen dann ihre Konzession auf die Hol- 
ländische Eisenbahn-Gesellschaft, Hollandsche Ijzeren Spoorweg Maat- 
schappij, HSM, die am 8. August 1837 mit einem Kapital von 1,3 Mill. fl 
gegründet wurde und die ihren Namen von den Provinzen Nord- und Süd- 
holland entlehnte, die die Bahn durchqueren sollte, Die Gesellschaft hat 
bis Ende 1937 bestanden und ist somit als einzige auf der Welt bisher 
über 100 Jahre alt geworden. Als eine Seltsamkeit der Bauausführung 
meldet Jonckers Nieboer, daß zur Sicherheit des Verkehrs auf der par- 
allel laufenden Straße an der gefährlichsten Stelle ein Erdwall von 
200 m Länge und 5 m Höhe aufgeworfen werden mußte, der unten ganz 
dicht, oben mit Latten versehen war, damit die Wirkung der sausenden 
Fahrt für Mensch und Tier vermindert werde; unwillkürlich denkt man 
an das, allerdings wohl nicht historisch nachweisbare Gutachten gegen 
die Nürnberg-Fürther Eisenbahn. 

Am 25. August 1839 war die 18 km lange Linie fertig und am 20. Sep- 
tember wurde, nachdem von den vier in England bestellten Lokomotiven 
zwei angeliefert waren!, die erste Eisenbahn in den Niederlanden mit 
großen Feierlichkeiten dem Betrieb übergeben. Die Lokomotiven hatten 
eine Treibachse und zwei Laufachsen, 25—28 Minuten brauchte man 
für die Fahrt zwischen den beiden Städten; nur die Wagen der ersten 
Klasse (Diligencen) waren gedeckt und nur ihre Fahrgäste bekamen im 
Winter, wenn sie es wünschten, eine kupferne Wärmflasche, von denen 
die Gesellschaft 1844 40 Stück angeschafft hatte. Der Verkehr stieg 
bald mehr und mehr, und die Erfahrung zeigte, daß die Gründer mit 
ihrem Plan recht hatten; die Strecke Amsterdam— Rotterdam insgesamt 
und ihre Teilstrecke Amsterdam—Haarlem wurden und blieben die ver- 
kehrsreichsten im ganzen Lande. 

Der Bau der Rheinbahn war inzwischen wieder vollkommen auf 
ein totes Gleis geraten. Zwar hatte die Regierung den Bericht der Kom- 
mission vom 19. April 1836 günstig aufgenommen, und auf Grund der 
Thronrede bei der Eröffnung der Generalstaaten am 16. Oktober 1837 
brachte die Regierung am 28. Februar 1838 einen Gesetzentwurf für den 
Bau der Rheinbahn ein, dessen geldliche Gedanken auch jetzt noch und 
vielleicht gerade jetzt noch von Interesse sind. In einem Gesetz vom 
24. April 1836 hatte man die Schulden der Kolonien an das Mutterland 
als einen Teil der Ausgaben desselben für die Kolonien auf 140 Mill. fl 
festgestellt und festgelegt, daß hiervon 30 Mill., das war der noch nicht 


1 Die fünfte und die sechste Lokomotive wurden bereits in Holland gebaut. 
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ausgegebene Teil dieser Schuld, vorläufig zur Finanzierung der Aus- 
gaben für den Bau einer Eisenbahn von Amsterdam und Rotterdam über 
Utrecht nach Arnheim (sowie u.a. auch für die Trockenlegung des Haar- 
lemer Meeres) dienen solle; für die Strecke Amsterdam— Arnheim glaubte 
man, mit 9 Mill. fl auszukommen, während der Rotterdamer Zweig mit 
6 Mill, fl veranschlagt war. Die Frage, ob der Bau nicht besser Privaten 
überlassen werde, glaubte die Regierung damit abtun zu sollen, daß sie 
erklärte, die festen Lasten der Bauausgaben würden die Tarifgestaltung 
zu unbeweglich machen und dadurch die ausgesprochenen Wettbewerbs- 
absichten gegenüber Antwerpen durchkreuzen. Der Entwurf gefiel der 
Zweiten Kammer gar nicht, all die allgemeinen Gründe gegen die Eisen- 
bahnen und gegen deren Bau durch den Staat, darüber hinaus Gründe 
jeglicher Art gegen den Entwurf als solchen brachten ihn bald zu Fall, 
und in der Sitzung vom 2. April 1838 wurde er mit 46 gegen 2 Stimmen 
abgelehnt; einer der beiden Befürworter trug übrigens den Namen 
Beelaerts van Blokland. 

Der König ließ sich durch dieses niederschmetternde Ergebnis nicht 
entmutigen, obwohl er kaum denken konnte, daß der Weg zu einer Nieder- 
ländischen Staatsbahn noch 100 Jahre in Anspruch nehmen würde. Am 
30. April 1838 verkündete er, nachdem er in Amsterdam sich nochmals 
von der Notwendigkeit der Rheinbahn überzeugt hatte, daß eine Bahn 
von Amsterdam über Utrecht nach Arnheim durch den Staat gebaut 
werden solle, die später durch eine Zweigbahn von Utrecht nach Rotter- 
dam ergänzt werden könne und daß die Kosten durch eine Anleihe von 
zunächst 9 und dann nochmals 6 und 2 Mill. fl zu 4%, % bestritten werden 
sollten, für deren Zinsen, falls der Betrieb sie nicht aufbringe, er, der 
König!, aufkommen werde; nach Tilgung der Anleihe solle die Bahn in 
das Eigentum des Reiches übergehen. Daß unter diesen Umständen das 
Geld sofort zusammenkam, nahm nicht wunder, und unter dem 27. Juni 
1838 konnte im Hinblick auf die früheren Vorarbeiten bereits der Plan 
festgestellt werden, der zwischen Utrecht und Arnheim zunächst eine 
mehr südliche Linie etwa über Doorn und Wageningen den Niederrhein, 
Lek, entlang zum Hafen von Arnheim wählte, während militärische 
Gründe schließlich die dann auch ausgeführte Strecke über Driebergen— 
Ede verlangten. Daß es dann noch fünf Jahre dauerte, bis die 35 km 
lange Strecke Amsterdam — Utrecht fertig wurde, lag, wie Jonckers Nie- 
boer trefflich ausführt, nicht zum geringsten Teile an dem mangelhaften 
Enteignungsrecht, das erst durch die Gesetze vom 29. Mai 1841 in etwa 
und durch das Gesetz vom 28. August 1851 etwas besser geregelt wurde. 


; 1 Der König garantierte damit 405 000 fl, wobei zu beachten ist, daß seine 
Zivilliste damals 2,4 Mill. fl betrug. 
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Er weist auf ein für den Bau und die spätere Ausdehnung des Bahnhofs 
der Rheinbahn an der Weesperpoort in Amsterdam sehr hinderliches 
Fensterrecht hin, das erst 1881 nach unendlichen Prozessen beseitigt 
werden konnte und auf die Verpflichtung, die man in Nieuwersluis zu- 
gunsten des Verkäufers der für den Bahnbau unentbehrlichen Parzellen 
übernehmen mußte, nach der dort alle Züge halten mußten, eine Last, 
die erst in unseren Tagen abgelöst werden konnte und die ja auch in 
anderen Ländern Parallelen hat. 


Schließlich wurde, nachdem die HSM ihre Bahn bereits bis zum 
Haag fertiggestellt hatte, auch die Strecke Amsterdam—Utrecht am 
18. Dezember 1843! fertig; mit den Bahnanlagen der HSM in Amsterdam 
bestand zunächst keine Verbindung. Auch die Rheinbahn war in der 
breiten Spur der HSM gebaut und wurde durch eine besonders ein- 
gerichtete Verwaltung unter dem Innenminister betrieben. 1 Stunde und 
8 Minuten dauerte die Fahrt zwischen den beiden Städten, Als am 
17. Juli 1844 auch die Verlängerung nach Driebergen in Betrieb genom- 
men worden war, ergab sich, daß die Baumittel weit überschritten worden 
waren, die Einnahmen stiegen dagegen durchaus befriedigend. Die Frage, 
was nun zur Vollendung der Bahn zu geschehen habe, stach wieder in 
das alte Wespennest: Staat oder Privatkapital. Aber nach den Erfahrun- 
gen von 1838 konnte die Entscheidung nicht zweifelhaft sein, und unter 
dem 28. April 1845 unmittelbar vor Vollendung der Strecke bis Arnheim 
(16. Mai 1845) ordnete ein königlicher Beschluß die Übertragung der 
Konzession an eine private Gesellschaft an; dabei war gesagt, daß die 
Konzession auch auf eine Strecke von Moerdijk (Hollandsch Diep) nach 
der belgischen Grenze in Richtung Antwerpen und auf eine Verbindung 
dieser belgischen Linie mit Utrecht ausgedehnt werden könne, während 
zwischen Moerdijk und Rotterdam nur der Wasserweg offen blieb. Daß 
sich holländisches Kapital unter diesen Umständen nicht bereitfinden 
würde, in die Bresche zu springen, war nicht verwunderlich, und so blieb 
es englischem Geld und englischen Ingenieuren vorbehalten, die Bahn zu 
übernehmen, zu vollenden und zu betreiben®, Am 16. Mai 1845 wurde 


1 Von den 10 noch 1843 eingestellten Lokomotiven stammten bereits 4 
aus Holland. 

2 Der Vollständigkeit halber sei hier noch erwähnt, daß in jenen Tagen 
(12. April 1845) die Konzession für eine Bahn von Arnheim über Deventer— 
Raalte—Almelo nach der deutschen Grenze (Rheine) und einer Zweiglinie von 
Raalte nach Zwolle—Kampen (Overijsselsche Spoorweg Maatsch.) erteilt wurde, 
der Plan wurde jedoch, man darf wohl sagen zum Glück, nicht ausgeführt, auch 
die von Dr. Schmidt (Archiv 1930 S. 371) erwähnte Linie Harlingen—Leeuwarden— 
Groningen—Neuschanz—Leer—Oldenburg—Bremen—Hamburg—Lübeck der North 
and Baltic-Sea Railway, die durch eine Zweiglinie Leenwarden—Zwolle—Rheine 
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bereits die bis Ende 1898 laufende Konzession für die am gleichen Tage 
bis Arnheim vollendete Bahn einer Gruppe von Privatleuten übertragen, 
die sie in der Gründungsakte vom 3. Juli 1845 in die Niederländische 
Rhein-Eisenbahn-Gesellschaft, Nederl. Rhijnspoorweg Maatsch., RS 
(Dutch Rhenisch Railway Comp.), einbrachten; von den 100000 An- 
teilen zu je 240 fl hatten die Engländer 67 000 übernommen, Die Kon- 
zession erstreckte sich auch einerseits auf die Verlängerung der Bahn 
zum Entrepotdok in Amsterdam und anderseits bis zur Grenze bei Emme- 
rich sowie weiter auf eine Zweigbahn von Utrecht nach Rotterdam mit 
zwei Abzweigungen nach der Maas und zum Bahnhof des HSM an der 
Delftschen Poort in Rotterdam, Dabei trat die Rijnspoor in alle Pflichten 
gegenüber den Inhabern der 9-Mill.-Anleihe von 1838 ein, und die Garantie 
der Königlichen Erben blieb bis zur endgültigen Tilgung, 1881, bestehen. 
Nach Ablauf der Konzession konnte das Reich die Bahn erwerben. 

Die Versuche zur Herstellung einer Verbindung nach Deutschland 
interessieren hier nun vielleicht zunächst mehr als die großen Schwierig- 
keiten, die sich der neu gegründeten Gesellschaft bei dem Ausbau der 
Bahnanlagen in den Städten Amsterdam und Rotterdam entgegenstellten. 
Im Rheinland war, nachdem die Rheinische Eisenbahn 1843 die Fort- 
führung ihrer Linie auf dem rechten Rheinufer bis zur Landesgrenze bei 
Minden abgelehnt hatte, die Ostrheinische Gesellschaft gegründet, an 
der Hansemann sich aber nicht beteiligte; schon am 18. Dezember 1843 
wurde dann die Köln-Mindener Eisenbahn-Gesellschaft gegründet, die 
in schnellem Tempo die Strecke Deutz—Duisburg—Oberhausen!—Minden 
baute. Immerhin wurden erst 1846, nach Fertigstellung der Bahn bis 
Duisburg, 9, Februar 1846, die Verhandlungen zwischen Holland und 
Preußen über den Anschluß Hollands aufgenommen. Die Linienführung 
der Köln-Mindener Bahn mit dem Scheitelpunkt Oberhausen und der bis- 
herige Endpunkt Arnheim ließen die Führung der Verbindungsbahn über 
ergänzt wurde, 1854, kam über die Planung nicht hinaus, Ferner erhielt Dirk 
Dronkers (11. März 1846) damals die Konzession für eine Linie Vlissingen— 
Bergen op Zoom—Breda (wo ein Anschluß von Belgien gedacht war) —Helmond— 
Herzogenbusch—Veghel—Venlo—Maastricht, für deren Verlängerung nach Visé 
(Wezet) (—Lüttich) der Genannte ebenfalls bereits die Konzession hatte; auch 
projektierte man gleichzeitig eine Linie von Herzogenbusch—Veghel nach Grave— 
Nijmwegen—Arnheim, aus allen Projekten wurde jedoch nichts. 

1 Der als Anschlußbahnhof für die Ruhrorter Zweiglinie von Anfang an 
auf dem rechten Ruhrufer nordöstlich von Duisburg geplante Bahnhof auf der 
Lipperhaide erhielt beim Bau 1847 als Bahnhof Oberhausen wegen des Anschlusses 
der Holländer Bahn zunächst nur provisorische Gebäude, im Gegensatz zu dem 
auch damals schon bei Poppensiek geplanten, aber erst beim Bau der Hannover- 


schen Westbahn (Archiv 1937, S. 313) ausgeführten Bahnhof Löhne; auch Wanne 
wurde erst beim Bau der Hamburger Bahn eingerichtet. 
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Isselhorst nicht mehr in Frage kommen und so einigte man sich bald auf 
den Übergangspunkt Elten, an der letzten Erhebung im deutschen Flach- 
lande, dem Eltener Berg, seit jeher einem wichtigen Verkehrspunkt des 
Niederrheins, etwas unterhalb Emmerichs. Das war aber zunächst auch 
alles, und während anfänglich Preußen sich sehr für den Bau inter- 
essierte und Holland eine Aufforderung Preußens, die Verhandlungen 
aufzunehmen, nicht einmal beantwortete, zeigte sich Preußen, als es Juni 
1847 in Berlin endlich zu Besprechungen kam, wenig entgegenkommend: 
die Verbindung nach Belgien schien ihm jetzt wichtiger. Außerdem bot 
die Verschiedenheit der Spurweite ein erhebliches Hindernis und jahre- 
lang blieb alles beim alten, bis 1851 die Verhandlungen wieder aufgenom- 
men wurden und endlich (18. Juli 1851) Einverständnis darüber erzielt 
wurde, daß die Niederländische Regierung die Einführung der auch in 
Deutschland herrschend gewordenen Normalspur auch auf der Rhein- 
bahn durchsetzen werde; beiderseits sollte den Gesellschaften ein Zeit- 
raum von drei Jahren zur Ausführung der Bahnbauten von Arnheim und 
Oberhausen bis zur Grenze gegeben werden, und so kam im März 1852 
ein Vertrag mit der Rheinbahn zustande, in dem sich die Regierung ver- 
pflichtete, der Gesellschaft zum Umbau der Strecke Amsterdam—Arn- 
heim auf die Regelspur einen Zuschuß von 1 Mill. Gulden und eine wei- 
tere Beihilfe von 360 000 fl. für Zinsverlust während der Bauzeit 1852 
bis 1855 zu geben. Die Verhältnisse Preußens zur Köln-Mindener Bahn 
wurden durch das Gesetz vom 24. Mai 1853 geregelt und nun auch auf 
preußischem Gebiet mit der Arbeit begonnen, nachdem Preußen sich 
für die Linienführung über Millingen (Empel) statt unmittelbar über 
Rees entschieden hatte und auch die Führung bei der Festung Wesel 
festgelegt worden war. Nachdem beide Gesellschaften sich auch über 
die Betriebsführung der 11,718 km langen Grenzstrecke dahin geeinigt 
hatten, daß die Rheinbahn gegen Ersatz von 5 % der Anlagekosten den 
Betrieb bis nach Emmerich hinein übernahm, wurde endlich am 20. Okto- 
ber 1856 unter großen deutsch-holländischen Feierlichkeiten die Strecke 
Arnheim—Oberhausen (19,1 und 58,6 km lang) als erste Eisenbahnver- 
bindung zwischen den holländischen großen Städten und den deutschen 
Nachbarlanden dem Verkehr übergeben: sie ist die bedeutendste Über- 
gangslinie im Verkehr mit Deutschland geblieben, 

Inzwischen war auch, zehn Jahre glücklich nach der Konzessionie- 
rung, endlich die Zweigbahn Utrecht—Rotterdam fertig geworden, Die 
Gründe, warum die Herstellung dieser Strecke solange dauerte, waren 
verschiedener Art. Zunächst stellt sich bald heraus, daß der von der 
Regierung seinerzeit ausgearbeitete Plan auf der Strecke Utrecht—Gouda 
geändert werden und die Linie nach Norden verschoben werden mußte, 
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da man dann durch Herstellung einer kurzen, Utrecht umgehenden Ver- 
bindungsbahn leicht gleichzeitig eine gute Verbindung zwischen Amster- 
dam und Rotterdam zustande bringen konnte: so wurde Woerden Bahn- 
station, Außerordentliche Hindernisse stellten sich zunächst einer rich- 
tigen Lösung in Rotterdam entgegen. Anfänglich schien der Zusammen- 
schluß der Rheinbahn im Osten und der noch im Werden begriffenen 
Holländischen Bahn mit ihrem Bahnhof an der Delftschen Poort imWesten 
der Stadt nicht allzu schwierig. Wenn auch über die Lage des Rhein- 
bahnhofs an der Maas (Südseite Haringvliet, Oude Hoofd, wie der Re- 
gierungsplan es vorsah) im einzelnen die größten Meinungsverschieden- 
heiten herrschten, so hatte ein anderer Plan, die Bahn durch die Stadt 
mit einer Brücke über die Schie (jetzt Rotterdam Hofplein) zu führen 
und in einem mit der HSM gemeinsamen Bahnhof an der Delftschen 
Poort endigen zu lassen, viel für sich; für den Güterverkehr zur Maas 
hätte RS dann eine besondere Zweigbahn bauen müssen. Aus dem Be- 
streben, beide Wünsche zu vereinigen, entstand dann der Plan, den Rhein- 
Bahnhof an der Oostpoort (Oostplein) zu bauen, von wo es verhältnis- 
mäßig leicht war, die HSM über den Goudschen Singel oder die Stads- 
buitenvest zu erreichen. Schließlich einigte man sich zwar mit der Stadt 
auf die Lage am Ouden Hoofd (1847), aber dann schob die Rheinbahn 
den Bahnhof noch etwas östlich zurück und so entstand der jetzt noch 
vorhandene Bahnhof Maas (30. Juli 1855), der auch jetzt noch nach über 
80 Jahren unverkennbar den Stempel des provisorischen trägt. Der Über- 
gang der Rheinbahn zur Regelspur mag dem Streit um die Frage der Ver- 
bindung mit der am 3. Juni 1847 fertiggewordenen, an der Breitspur fest- 
haltenden HSM die Schärfe genommen haben. Tatsächlich hat sich die 
Rheinbahn, nachdem ein 1862 geschlossener Vertrag mit HSM über eine 
Verbindungsbahn gescheitert war, da die Kammern einer Beihilfe für 
die HSM zum Übergang auf die Regelspur nicht zugestimmt hatten, bis 
zu ihrer Verstaatlichung um den Bau einer Verbindungsbahn Maas— 
Delftsche Poort auch nach der Vereinheitlichung der Spurweite zu 
drücken verstanden; 1867 wurde sie auch formell von dieser Verpflich- 
tung gegen Übernahme der kostenlosen Postbeförderung entbunden. Erst 
um die Jahrhundertwende baute dann die HSM die Ringbahn in weitem 
Bogen rund um die Stadt, 1. Mai 1899. Eine den berechtigten Verkehrs- 
wünschen entsprechende Lösung der in jenen Kindertagen der Eisen- 
bahnen ein für allemal ziemlich verpfuschten Rotterdamer Eisenbahn- 
verhältnisse wird auch jetzt noch, aber bislang ohne Erfolg, gesucht. 
Schneller wurde dagegen die Lösung in Amsterdam gefunden, wo aller- 
dings das Interesse der Rheinbahn an einer Verbindung mit dem Hafen 
kein Zögern duldete, auch hier wollte man erst die Bahn durch die Stadt 
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führen, kam dann aber aus Gründen des Grunderwerbs zu der jetzt noch 
vorhandenen Kurve zwischen dem Personenbahnhof an der Weesper 
Poort und den Hafenanlagen; aber auch hier kam es zu einem ordnungs- 
mäßigen Zusammenschluß der Bahnen erst später. Eine endgültige Lö- 
sung, die den Kopfbahnhof WP nach rückwärts verschiebt und daraus 
den Amstel-Bahnhof in Durchgangsform macht, ist zur Zeit im Werden, 
während in Rotterdam, wie übrigens auch im Haag noch alles beim 
alten ist. 

Damit war zunächst das Bauprogramm der Rheinbahn zu Ende und 
eine weitere Belebung des Verkehrs erhoffte man in erster Linie von 
dem Bau von Anschlußbahnen durch Dritte. Es wurden damals u. a, 
konzessioniert eine Bahn von Amsterdam über Alkmaar nach den Helder 
(21. September 1856 an G. Mosel in Paris) und eine Bahn von Zevenaar 
die Grenze entlang nach Enschede und Rheine zum Anschluß an die 
Hannoversche Staatsbahn (am 20. April 1857 an de Brouwer van Hogen- 
dorp in Mecheln), während in Preußen der Bau einer Bahn von Emme- 
rich über Münster nach Paderborn erwogen wurde. Von all diesen 
Plänen kam aber nichts zustande, dagegen war von wesentlicher Be- 
deutung die Herstellung der Dampfschiffahrtsverbindung Rotterdam— 
Harwich durch die London and North Eastern Railway im Jahre 1864, die 
mit der Einrichtung der holländischen Zeeland-Linie von Vlissingen nach 
England, 1875, allerdings zunächst an Bedeutung verlor, aber später in 
dem Dienst Hoek van Holland—Harwich seit 1893 in jahrelanger und 
mühevoller Arbeit der HSM den ersten Platz im Verkehr Holland—Eng- 
land wieder verschaffte, 

Inzwischen hatte auch die Holländische Eisenbahn ihre Stammlinie, 
etwa zur gleichen Zeit, als die Rheinbahn Arnheim erreichte, fertig- 
gestellt; die Konzession für den Weiterbau nach Rotterdam hatte HSM 
noch vor Vollendung der Strecke Amsterdam —Haarlem erbeten, aber erst 
am 22. Juni 1840 erhalten. Während der Haag, 62,7 km von Amsterdam, 
bereits am 6. Dezember 1843 erreicht wurde, dauerte die Fertigstellung 
der nur 23 km Reststrecke bis Rotterdam noch bis zum 3. Juni 1847 
hauptsächlich infolge der Schwierigkeiten, die sich beim Grunderwerb 
ergaben. Von den wahrhaft seltsamen Einzelheiten, die sich damals 
abspielten, erzählt Jonckers Nieboer S. 70 auch die Geschichte von der 
krummen Linie bei Delft, die man wie die von dem berühmten Gutachten 
des Bayrischen Medizinal-Kollegiums gegen die Nürnberg-Fürther Eisen- 
bahn für einen schlechten Scherz halten sollte: da man mit dem Eigen- 
tümer einer kleinen, auf 100 fl. geschätzten Parzelle, da er 20.000 fl. für 
sie verlangte, nicht eins werden konnte, legte man hufeisenförmig eine 
530 m lange Linie um das Grundstück herum, über die am 3. Juni 1847 in 


Hundert Jahre Eisenbahnen in den Niederlanden. 677 


langsamer Fahrt der Verkehr Amsterdam—Rotterdam eröffnet wurde. 
Nun erst wurde der Eigentümer mürbe und nach vier Tagen kapitulierte 
er, so daß die Linie gerade durchgelegt werden konnte. Der Grund und 
Boden auf der Strecke den Haag—Rotterdam hat übrigens 1,» fl., d. h. 
über 2 M. je Quadratmeter gekostet, Die Endpunkte Amsterdam und 
Rotterdam machten auch der HSM viel Kummer. Wenn die Bahn in 
Amsterdam auch sogleich an den Hafen herankam, konnte eine Zusam- 
menschluß mit der Rheinbahn auch in Amsterdam lange nicht gefunden 
werden. Zunächst dachte man an den Bau einer direkten Bahn Leiden— 
Amsterdam durch das 1840—1853 trockengelegte Haarlemer Meer, mit 
der man Amsterdam im Süden umfassen und die Rheinbahn an der 
Weesper Poort erreichen konnte, ein Plan, wie er 75 Jahre mit 
den Haarlemer Meer-Linien in ungenügender Form und nicht auf 
der ganzen Linie und daher ohne Erfolg ausgeführt wurde — der Bau 
einer südlichen Umgehungsbahn ist als Teil der großen Umbaupläne 
von Amsterdam ebenfalls immer noch nicht vollendet —, dann glaubte 
man, der Sache durch den Bau der oben bereits erwähnten Linie Amster- 
dam—den Helder näher zu kommen, die ohne eine solche Verbindung 
wohl nicht lebensfähig gewesen wäre, aber auch von dieser Linie kam 
damals nichts. Tatsächlich wurde es 1880, bis die Linien in Amsterdam 
zusammengeschlossen wurden. Beinahe tragisch mutete es dagegen an, 
daß die HSM erst 1908 in Rotterdam an die Maas gelangte; man hatte 
ursprünglich an einen Hafen in Scheveningen und eine Bahn vom Haag 
dorthin und dann an eine Zweigbahn von Schiedam an die Maas gedacht, 
die für den Englandverkehr von Bedeutung hätte werden können. 
Jonckers Nieboer weist darauf hin, daß selbst die Aktionäre für eine 
Ausdehnung des Unternehmens damals nicht zu haben waren; übrigens 
war ein großer Teil der HSM-Anteile noch bis vor etwa 20 Jahren in 
deutschen Händen. 


Wichtiger war allerdings für die HSM im Augenblick wohl der 
Übergang zur Regelspur, die mit dem immer dringender werdenden Aus- 
bau des niederländischen Bisenbahnnetzes unvermeidlich wurde, falls 
HSM nicht vollkommen ins Hintertreffen kommen wollte, Die Gesell- 
schaft, die 1837 von der Regierung gezwungen war, von der ihr bereits 
konzessionierten Regelspur abzugehen, konnte wohl mit Recht auf eine 
Beihilfe der Regierung zu dem kostspieligen Umbau rechnen, zumal auch 
die Rheinbahn eine solche bekommen hatte. Den Anlaß zu solchen Ver- 
handlungen mit dem Staat bot der Wunsch des Staates, die Linien Woer- 
den—Leiden und den Haag—Scheveningen gebaut zu sehen und die Be- 
reitwilligkeit der HSM, diese Konzessionen zu übernehmen. Wenn auch 
die Linie Leiden—Woerden bald wieder aus der Erörterung verschwand, 
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da der Bau der großen Staatsbahnnetze seine Schatten bereits voraus- 
warf und alle Kräfte des Staates verlangte, brachte die Regierung Ende 
1859 doch einen Gesetzentwurf ein, nach dem HSM zum Umbau der 
Breitspur eine Beihilfe von 1420000 fl. erhalten sollte, der Entwurf 
wurde jedoch, da der Umbau für unnötig gehalten wurde, mit 33 : 26 Stim- 
men abgelehnt. Ebenso scheiterte ein zweiter, schon nach Annahme des 
Gesetzes über den Staatsbahnbau 1862 eingebrachter Gesetzentwurf, der 
sich aus dem bereits erwähnten Vertrag zwischen RS und HSM über 
den Bau der Rotterdamer Verbindungsbahn entwickelt hatte, dessen Aus- 
führung von dem Übergang der HSM auf die RS-Spur und einer Beihilfe 
des Staates dazu abhängig gemacht worden war. Schließlich mußte 
HSM, die inzwischen in den Betrieb der Staatsbahnen eingeschaltet war, 
sich bequemen, den Umbau auf die Regelspur ohne Staatsbeihilfe 1864 
bis 1866) selbst vorzunehmen, 

So bestand das „Netz“ der Niederländischen Eisenbahnen Ende 
der 50er Jahre also aus der HSM-Strecke Amsterdam—Rotterdam und 
den Strecken Amsterdam— und Rotterdam—Emmerich der Rheinbahn, 
beide Teile schon durch die verschiedene Spurweite getrennt. Dazu waren 
aber immerhin noch zwei vom Ausland her vorgetriebene Linien, die der 
Aachen-Maastrichter und der Antwerpen-Rotterdamer Eisenbahn, ge- 
kommen. Der Plan für eine Bahn.von Aachen nach Maastricht! stammt 
bereits aus dem Jahre 1842, nachdem die Rheinische Bahn ihre Stamm- 
linie Köln—Aachen am 1. September 1841 fertiggestellt hatte (am 1. Ok- 
tober 1843 bereits bei Herbesthal an das belgische Netz angeschlossen) ; 
die Bahn sollte die Staatlichen Kohlengruben bei Kerkrade (Kirchrath) 
durch eine Seitenlinie anschließen. Das Gesetz vom 19. Juni 1845 ging 
noch weiter, indem es dem Konzessionar die Übertragung des Betriebs- 
rechtes an den Zechen in Aussicht stellte gegen Zahlung eines Teiles 
ihres Reinüberschusses als Pacht und entschädigungslose Rückgabe der 
Zechen einschließlich der Bahnen nach Ablauf der Konzession. Am 
13. Februar 1846 wurde demgemäß der in Maastricht als einer holländi- 
schen und in Aachen als einer preußischen Gesellschaft am 21. Juni 1845 
gegründeten Aachen-Maastrichter Eisenbahngesellschaft die Konzession 
erteilt, die unter dem 30. Juli 1853 auf die Strecke von Maastricht west- 
lich nach Belgien in Richtung Hasselt ausgedehnt wurde, In Betrieb 
genommen wurde die Strecke Maastricht— Aachen als erste Bahnverbin- 
dung Hollands mit dem Ausland überhaupt und mit den deutschen 


1 Es darf daran erinnert werden, daß das Herzogtum Limburg bis zu den 
Napoleonischen Zeiten zu Deutschland gehörte und daß es 1830 ein Streitpunkt 
mit Belgien wurde; erst 1839 wurden die jetzigen Grenzen festgelegt und wie 
bei Luxemburg erst 1866 die Lösung aus dem Deutschen Bund vollzogen. 
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Nachbarlanden insbesondere, d.h. noch vor der Emmericher Linie, am 
23. Oktober 1853, die nach Hasselt am 1. Oktober 1856. Auch nach Süden 
bekam Maastricht noch in diesen Jahren Anschluß durch die am 30. Juli 
1856 konzessionierte Lüttich-Maastrichter Eisenbahn, deren allerdings 
nur mit 10,0 km bis Visé (Wezet) auf holländischem Boden liegende 
Strecke am 24. November 1861 in Betrieb genommen wurde. Es ist eigen- 
artig, daß die beiden alten Flußübergänge aus der Römerzeit, Maastricht, 
das Trajektum superius, die obere Furt, ähnlich der unteren Furt im 
Norden, Utrecht, Trajektum ad Rhenum, sich zu ausgesprochenen Mittel- 
punkten der neuen Eisenbahnen in den Niederlanden entwickelt haben, 
Auch der Plan für eine Bahnverbindung zwischen den beiden Hafen- 
städten Antwerpen und Rotterdam ist alt, er wurde bereits bei Konzessio- 
nierung der Rheinbahn 1845 behandelt, aber dann zurückgestellt, bis ein 
Staatsvertrag zwischen Holland und Belgien sich der Sache annahm und 
eine Bahn von Antwerpen über Roosendaal oder Breda nach dem süd- 
lichen Ufer des Hollandsch Diep genannten 24, km breiten Mündungs- 
arm des Rhein-Maas-Deltas etwa bei Moerdijk oder der sogenannten 
Roten Fahrt vorsah. Die bei einer Weiterführung nördlich nach Rotter- 
dam, am Hollandsch Diep, bei Dordrecht und bei Rotterdam selbst nötig 
werdenden großen Brückenbauten über dieRheinmündungsarme trauteman 
den Eisenbahnen nicht zu, so daß die etwa 30 km lange Strecke von Moer- 
dijk über Dordrecht nach Rotterdam dem Dampfboot vorbehalten blieb. 
Sollte die Bahn westlich über Roosendaal gehen, dann mußte die alte 
Stadt Breda durch eine Zweigbahn angeschlossen werden. Demgemäß 
wurde am 21. Juli 1852 eine Konzession erteilt, die dann einer in Brüssel 
errichteten Antwerpen-Rotterdamer Eisenbahn-Gesellschaft übertragen 
wurde. Die Strecke Antwerpen—Esschen—Roosendaal wurde bereits am 
23. Juni 1854, die Strecken Roosendaal—Moerdijk und —Breda wurden 
am 3. Mai 1855 eröffnet, nachdem der Dampfschiffsverkehr zwischen 
Rotterdam, Dordrecht und Moerdijk mit 4 Dampfern bereits am 20. Ok- 
tober 1854 aufgenommen war. Damit war auch Belgien mit Holland, 
wenn auch recht unvollkommen, durch den Schienenweg verbunden. 
Bevor dieser Abschnitt abgeschlossen wird, muß wenigstens kurz 
die Entstehung der Zentralbahn gestreift werden, die, nachdem deut- 
sches Kapital an HSM beteiligt war und englisches Geld die Rijnspoor 
geschaffen, dem französischen Geldmarkt zu danken war. Eine vorläufige, 
1858 erteilte und 1859 in eine endgültige umgewandelte Konzession für 
eine Strecke Utrecht—Amersfoort—Zwolle wurde einer am 28./29, Fe- 
bruar 1860 in Amsterdam gegründeten Nederl. Centraalspoorweg Maat- 
schappij übertragen und 1863 auf die Strecke Zwolle—Kampen erweitert. 
Die Strecke bis Hattem wurde am 20. August 1863, die Ijsselbrücke bei 
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Zwolle am 6. Juni 1864 und die Verbindung zur Ijsselmündung bei Kampen 
am 10. Mai 1865 dem Verkehr übergeben. Pläne, eine unmittelbare Ver- 
bindung von Zwolle nach Amsterdam zu bekommen durch Herstellung 
einer die Zuidersee entlangführenden Strecke Nijkerk—Amsterdam, für 
die auch bereits eine vorläufige Konzession erteilt wurde, und Zwolle 
nach Osten anzuschließen durch den Bau einer Strecke Zwolle—Almelo 
zum Anschluß an eine bereits im Bau befindliche Bahn nach Salzbergen— 
Rheine, kamen, da die Gesellschaft von vornherein geldlich schwach 
stand, nicht zustande; eine direkte Strecke Amsterdam—Nijkerk ist über- 
haupt nie gebaut worden, 

Das Ergebnis der ersten 20 Jahre der Niederländischen Eisenbahn- 
geschichte! muß, auch wenn man die besonderen Gegebenheiten des hol- 
ländischen Raumes und die Forderungen, die er an den Verkehr stellt, 
berücksichtigt, doch als recht bescheiden erscheinen, und es ist, selbst 
wenn man die Vorzüge der Wege zu Wasser und zu Lande in den west- 
lichen, dichter bevölkerten und dem Meer zugewandten Teilen des Landes 
stärker betonen will, namentlich im Hinblick auf die damals schon weit 
vorgeschrittene Entwicklung des Eisenbahnwesens in Mitteleuropa und 
in den Nachbarländern doch durchaus unbefriedigend. Die anders ge- 
lagerten Verkehrsbedürfnisse können dieses Zurückbleiben allein auch 
nicht hinreichend begründen, und die Hauptursache wird man wohl in 
dem nirgends so wie in Holland ausgesprochen betonten Freihändlertum 
finden müssen, das auch hier glaubte, mit einem Mindestmaß staatlichen 
Eingreifens zugunsten der Initiative der einzelnen auskommen zu können, 
obwohl doch ein, allerdings heute noch ebenso wie damals schon getrübter 
Blick auf die anderen Verkehrswege jedem hätte sagen können, daß auch 
Landwege und Wasserstraßen nicht dem wirtschaftlichen, auf die Er- 
tragsfähigkeit abgestellten Interesse einzelner ihre Entstehung ver- 
dankten, daß die Allgemeinheit sie vielmehr, durchweg ohne auf Ersatz 
der Bau- und Betriebskosten Bedacht zu nehmen, allen zur Verfügung 
stellte. Die Idee der allgmeinen Benutzung der Bahn — wenn auch 
gegen ein Bahngeld — verschwand nur zu schnell nicht nur vor betrieb- 
lichen, sicher berechtigten Gründen, sondern auch vor dem Geist, den 
man hier allerdings wohl etwas schief als Kapitalismus bezeichnen mag. 
Was Wilhelm I. im Zeitalter des beginnenden Parlamentarismus nicht 
einmal durchzusetzen vermochte, haben seine Nachfolger (seit 1840) gar 
nicht mehr versucht, Und so bietet die Zeit bis 1860 ein buntes Gewirr 
von Plänen mannigfacher Art, die mehr oder weniger unterbaut und 


1 Die Kartenskizzen 1—4 zeigen die Entwicklung des Eisenbahnnetzes und 
die Verteilung der Bahnen auf die großen Betriebsgesellschaften, die Karten I—IV 
verdeutlichen den Weg des Staatsbahngedankens. 
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durchdacht, über kurz oder lang wieder verschwanden: über 100 Anträge 
wurden damals behandelt, und bitter weist Jonckers Nieboer darauf hin, 
daß HSM einen starken deutschen (übrigens nicht nur geldlichen) Ein- 
schlag hatte, daß die Rijnspoor fast englisch genannt werden konnte 
und daß belgisches Kapital die Verbindung Rotterdam— Antwerpen her- 
gestellt hatte und daß jetzt französisches Geld dabei war, die Zentral- 
bahn zu bauen, daß holländisches Geld aber lieber "/ıo der für Rußlands 
Eisenbahnen gebrauchten Geldmittel aufbrachte, ais das eigene Land 
dem neuen Verkehrsmittel zu erschließen, von dessen Bedeutung an sich 
doch alle durchdrungen waren, 

Im Jahre 1857 schien die Regierung sich endlich zu besinnen, daß es 
so nicht weitergehen könne; am 10. Juli kam es zu drei Gesetzesvorlagen, 
die 100000 fl zur Vorbereitung von Plänen für Eisenbahnbauten, 
10 Mill. fl zur Unterstützung und Förderung solcher Unternehmungen 
und die Zustimmung zur Freistellung von Steuern, Abgaben usw. beim 
Bau und beim Betrieb von Eisenbahnen verlangten. Die Regierung stellte 
dabei zunächst selbstverständlich fest, daß endlich Eisenbahnen gebaut 
werden müßten, sie hatte auch bereits einen Plan! für die in erster und 
zweiter Linie nötig werdenden Bahnen aufgestellt, glaubte selbst aber, 
daß die Kosten hierfür, 174 Mill. hfl, nicht vom Staate, sondern von dem 
privaten Unternehmungsgeist herbeigeschafft werden möchten, den auch 
die Regierung so hoch schätzte, und empfahl als Mittel, diesen anzu- 
vegen: die Gewährleistung eines bestimmten Ertrags, Beteiligung des 
Staates, ohne daß dabei auf Verzinsung dieser Beteiligung zu bestehen 
wäre, Herstellung des Unterbaues durch den Staat und Vollendung durch 
Dritte und schließlich staatliche Beihilfe je nach Art dem Einzelfall an- 
gepaßt. Die Einzelheiten des Vorgehens interessieren jetzt, wenigstens 
an dieser Stelle, wohl kaum noch; erwähnt soll nur werden, daß dabei 
ein aus dem Jahre 1856 stammender Betrag von 28 500 000 fl eine Rolle 
spielte, den die Kolonien eingebracht hatten. Auch die zweite Kammer 
war nicht für Staatsbahnen zu haben, und so kamen schließlich zwei Kon- 


1 Die Regierung hielt damals für nötig in erster Linie: Harlingen—Neu- 
schanz, Leeuwarden— und Groningen—Meppel—Zwolle—(Kampen--)Deventer— 
Zutphen—Arnheim—Nijmwegen, Nijmwegen—Kleve, Nijmwegen—Venlo—Maas- 
tricht—Lüttich, Zevenaar—Rheine, Vlissingen—Breda—(Utrecht—) Venlo, Amster- 
dam—Den Helder, Rotterdam—Moerdijk, Leiden—Woerden und den Hang—Sche- 
veningen sowie weiter in zweiter Linie: Utrecht—Zwolle (Zentralbahn!), 
(Zwolle—)Raalte—Almelo—Rheine, Breda—Turnhout—belgische Grenze, Breda— 
Bindhoven— Maastricht, Herzogenbusch—Nijmwegen und Castricum (Uitgeest)— 
Haarlem, alles Linien, die bis auf Zevenaar—Rheine später, wenn auch manchmal 
in abgewandelter Form und vielleicht zu spät, gebaut wurden. Daß eine wirklich 
brauchbare Randbahn Zevenaar—Rheine fehlt, ist nur zu bedauern. 
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zessionen für ein nördliches und ein südliches Eisenbahnnetz zustande, 
doch, während die zweite Kammer mit 39 : 32 Stimmen der Regierung zu- 
stimmte, lehnte die erste Kammer im Februar 1860 den Entwurf mit 20 :17 
Stimmen ab, aus geldlichen Gründen und auch, weil ihr die Linienführung 
und u.a. der Brückenschlag über die großen Schiffahrtswege nicht 
genehm war, wobei besonders die Unmöglichkeit, bei Culemborg südlich 
Utrecht den Lek zu überqueren, hervorgehoben wurde, Die Regierung 
trat zurück und neu» Männer verlangten, nachdem es mit dem Bau durch 
Private nichts geworden war, den Bau eines richtiggehenden Netzes durch 
den Staat selbst: der Wendepunkt der niederländischen Eisenbahn- 
geschichte war gekommen, von dem ab die Entwicklung wenn auch lang- 
sam, so doch folgerichtig innerhalb der nächsten 70 Jahre weiterging. 


II. 1860—1890 (—1934). 


Der Gesetzentwurf vom April 1860 sah den Bau folgender Linien 
durch den Staat vor: Arnheim—Zutphen—Deventer—Zwolle—Meppel- 
Leeuwarden, Harlingen—Leeuwarden—Groningen—Winschoten—han- 
noversche Grenze—Aschendorf (Strecke Rheine—Leer), Zutphen—Hen- 
gelo—Enschede mit einem Übergang oder zwei Linien nach Deutschland 
(Gronau und Rheine), Maastricht— oder Meerssen (Strecke Maastricht 

Aachen?) —Roermond—Venlo—Eindhoven— Boxtel— Tilburg— Breda, 
Roosendaal—Vlissingen, Venlo—preußische Grenze bei Kaldenkirchen, 
Maarsbergen (südlich Amersfoort an der Strecke Utrecht—Arnheim)— 
Amerongen—Tiel—Herzogenbusch—Boxtel, Rotterdam— Dordrecht — 
Willemsdorp—Moerdijk—Breda sowie Amsterdam —Haarlem oder Zaan- 
dam—Alkmaar—den Helder ` jährlich sollten mindestens 10 Mill. hfl für 
den Bau ausgegeben werden. Bemerkenswert bei dem Projekt war, daß 
statt der im früheren Plan bekämpften Brücken bei Moerdijk—Willems- 
dorp und bei Tiel Dampffähren über das Hollandsche Diep und die Waal 
gedacht waren, aus denen dann allerdings noch während des Bahnbaues 
doch feste Brücken wurden. Bei den Kammerverhandlungen wurde alles 
Für und Wider nochmals ausgekramt und durchgehechelt, dabei wurde 
vor allem die Linie Meppel—Groningen wieder zugefügt und die Fest- 
legung auf den (hannoverschen) Anschlußpunkt Aschendorf beseitigt 
und der Weg für Verhandlungen freigelassen, der dann etwas mehr nörd- 
lich nach Neuschanz—Ihrhove und in die Richtung auf Leer—Emden 
und —Oldenburg führte, Endlich wurde aus der Linie Maarsbergen— 
Herzogenbusch mit dem Waalübergang Tiel die Strecke Utrecht—Her- 
zogenbusch, und zwar doch mit der Lekbrücke bei Culemborg und der 
Waalbrücke bei Zalt Bommel. Damit war es dann geschafft. Die zweite 
Kammer war am 27. Juli mit 49 : 23, die erste Kammer am 17. August 
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sogar mit 34 : 6 Stimmen für die Regierung, noch am 18. August 1860 
erschien dann endlich das erste Staatsbahngesetz. Am 22. Oktober 1861 
legte der König den Grundstein für das große, 981 km umfassende Werk, 
und zwar für den linksufrigen Landpfeiler der Ijsselbrücke bei Zutphen 
im Zuge der Bahnen Zutphen—Deventer und —Hengelo, an 7 weiteren 
Stellen wurde gleichzeitig die Arbeit begonnen. 

Über eine Frage hatte sich das Gesetz ausgeschwiegen, über die 
nämlich, wer die Bahnen betreiben sollte. Die Kammerverhandlungen 
hatten die Regierung allerdings darüber nicht im unklaren gelassen, 
daß man einen Betrieb durch den Staat nicht wünsche, sondern sich ihn 
durch eine Privatgesellschaft ausgeführt vorstellte. Die Regierung schloß 
sich ohne vieles Zögern dieser vielleicht etwas seltsam anmutenden Auf- 
fassung an; ihr Interesse schien, nachdem der Bau der Bahnen gesichert, 
befriedigt, die Frage des Betriebes von untergeordneter Bedeutung zu 
sein, und als sie Anfang Februar 1863 entsprechende Gesetzentwürfe 
vorlegte, hatte sie bereits mit der Rheinbahn, der Zentralbahn und auch 
mit mehreren wohl in Frage kommenden Gesellschaften und Einzel- 
personen verhandelt. Mit 51:12 nahm die zweite Kammer, mit allen 
Stimmen die erste Kammer den Grundgedanken der Verpachtung an, und 
auch über die Bedingungen herrschte bald Einverständnis, so daß am 
11. August 1863 der Maatschappij voor Spoorweg materieel im Haag und 
dem Herrn Bredius für eine noch zu gründende Gesellschaft Nationale 
Nederl. Spoorweg Maatschappij in Amsterdam die Konzession für den 
Betrieb aller nach dem Gesetz vom 18. August 1860 zu erbauenden Linien 
erteilt werden konnte mit Ausnahme der ganz abseits gelegenen Linie 
Amsterdam—den Helder, die HSM betreiben sollte. Die beiden Konzes- 
sionare sollten die Konzession einer besonders zu gründenden Gesell- 
schaft übertragen. Demgemäß wurde am 26. September 1863 die Maat- 
schappij tot Exploitatie van Staatsspoorwegen, SS, Staatseisenbahn- 
betriebsgesellschaft im Haag, gegründet, schon am 5. Oktober konnte sie 
als erste Staatsbahn die Strecke Breda—Tilburg eröffnen, und noch im 
gleichen Jahre 1863 folgten hoch im Norden Harlingen—Leeuwarden 
am 27. Oktober und dann wieder im Süden Roosendaal—Bergen op Zoom 
am 23, Dezember, 

Nach der Konzession stellte der Staat die Eisenbahnen, SS die Be- 
triebseinrichtungen und die Fahrzeuge. Die laufende Unterhaltung war 
Sache der SS, Erweiterungs- und Ergänzungsanlagen, zu denen auch die 
außergewöhnlichen Erneuerungen der großen Brücken gehören, fielen 
dem Staat zur Last. Die Aufteilung der Einnahmen, d.h. die Berechnung 
der Pacht, war so geregelt, daß SS bei einer Einnahme bis zu 3000 fl 
je Meile alle Einnahmen behielt, bei steigenden Einnahmen erhielt der 
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Staat stets steigende Prozentsätze, die bei 28 001 fl je Meile 65 % er- 
reichten. Die nach Zahlung dieser Pachtsummen verbleibenden Gelder 
galten als Reingewinn, der zu vier Fünfteln dem Staat und zu einem 
Fünftel der Betriebsunternehmerin zufloß, 

So kam das seltsame, für Holland charakteristische System der Ver- 
pachtung der Staatsbahnen an mehrere Gesellschaften zustande, und 
wenn es über 75 Jahre dem Eisenbahnwesen der Niederlande den Stempel 
aufgedrückt hat, so wird damit doch wohl gesagt, daß es den Bedürf- 
nissen und den auf einen Ausgleich zwischen dem nun einmal als unver- 
meidbar erkannten Eingreifen der öffentlichen Hand und der grundsätz- 
lich vorgezogenen Betätigung privaten Unternehmungsgeistes gerichteten 
Wünschen der Allgemeinheit entsprach, und daß, wenngleich seine Fehler 
offenkundig waren, es nicht bloß dem reinen Beharrungsvermögen zuzu- 
schreiben ist, wenn es nicht früher einem anderen System Platz machte. 
Die großen Vorzüge einer elastischen, von der sonstigen Staatsführung 
und seinem Haushaltsrecht unabhängigen Geschäftsführung, die ja auch 
in Deutschland nicht unbekannt geblieben sind, leuchteten allen Beteilig- 
ten offenbar so sehr ein, daß man an der doch sicherlich nicht zu einer 
hohlen Schale gewordenen Form unbedenklich und ohne Zögern fest- 
hielt, als man am Ende des ersten Jahrhunderts der niederländischen 
Eisenbahnen das private Kapital auch in der Betriebsführung aus- 
schaltete, Im übrigen ging die Entwicklung der 75 Jahre bis zu diesem 
zweiten Wendepunkt zwar langsam, aber auch durchaus folgerichtig, 
beschleunigt lediglich durch den Krieg und seine die Eisenbahnfinanzen 
auch Hollands völlig verwüstenden Folgen. Die Teilung der Aufgaben 
zwischen Staat und Gesellschaft war zwar an sich richtig gesehen, die 
Aufteilung der Einnahmen, 1863 vom grünen Tisch gemacht, dagegen 
auch durch die Praxis nie richtig zu lösen. Wenn man bedenkt, daß 
der Staat die Bahnen im wesentlichen aus den kolonialen Überschüssen 
bauen konnte und daher nicht auf Verzinsung des Baukapitals im ganzen 
gesehen zu bestehen brauchte und — vielleicht in diesem allerdings 
ungewöhnlichen Fall — auch nicht hätte bestehen sollen: so hat man 
das Betriebsrecht der Gesellschaften, das sich in der Pacht ausdrückt 
und an sich auch ausdrücken darf und soll, von Anfang an zu hoch 
bewertet und damit die Gesellschaften vermögensmäßig zu hoch belastet. 
Dazu kam, daß das SS-Netz die ersten 30 Jahre hindurch betrieblich zu 
zerrissen und zu unwirtschaftlich aufgebaut war, So kam es, wie es 
kommen mußte: Die ewigen Meinungsverschiedenheiten, die sich übrigens 
bei den Pachtverträgen der Betriebsgesellschaften mit den zahlreichen, 
meist verkehrsarmen und wenig leistungsfähigen, kapitalmäßig weniger 
günstig gestellten Privatbahnen wiederholten, führten zu keinem befrie- 
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digenden Ergebnis, der Staat mußte weitere Bahnen bauen, um das Netz 
zu vollenden, ohne aber das Gesamtnetz der SS betrieblich dadurch ein- 
heitlich gestalten zu können, dazu war schließlich die Verstaatlichung 
der Rheinbahn nötig, die gleichzeitig dazu benutzt wurde, das gesamte 
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Netz unter SS und HSM so zu verteilen, daß, wie man glaubte, ein ge- 
sunder Wettbewerb zwischen beiden Gesellschaften eintreten und das 
Verkehrsleben befruchten würde, 1890. Die folgenden 25 Jahre führten 
dann, durch den Krieg beschleunigt, betriebswirtschaftlich zu einer Zu- 


sammenfassung der beiden Gesellschaften in den Niederländischen Eisen- 
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bahnen, die den Wettbewerb beseitigte, ohne dabei jedoch das finanzielle 
Eigenleben derselben formal zu vernichten. Die Not der Nachkriegszeit 
zwang dann zu weiteren Verstaatlichungen und Ankäufen von Privat- 
bahnen durch die beiden Gesellschaften, ohne daß dadurch allein eine 
Gesundung der Eisenbahnfinanzen eintreten konnte, bis dann, fast genau 
100 Jahre nach der Eröffnung der ersten Eisenbahn und 75 Jahre nach 
dem Entschluß, Staatsbahnen zu bauen, aber nicht selbst zu betreiben, 
der Staat doch die restlichen Eisenbahnen übernahm, SS und HSM auf- 
löste und selbst eine Betriebsgesellschaft errichtete, deren Kapital er 
allein besaß. Dieser Weg, der mit Erörterungen, Enquöten und Berichten 
reichlich gepflastert war, der aber durch inländisches und ausländisches 
Schrifttum kaum erhellt wurde und der erst in den letzten 25 Jahren 
in schnellerem Tempo zurückgelegt worden ist, braucht hier im ein- 
zelnen nicht dargestellt zu werden, zumal seit Jahrzehnten das Archiv 
für Eisenbahnwesen darüber, wenn auch nicht zusammenfassend, so doch 
laufend berichtet. Es mag genügen, die Hauptpunkte hervorzuheben und 
dabei auch der allgemeinen Eisenbahngesetzgebung kurz zu gedenken. 

SS konnte sich von Anfang an der Einsicht nicht verschließen, daß 
sie durch die HSM- und besonders auch durch die Rheinbahn-Linien in 
ihrem Verkehrsgebiet sehr eingeengt war, und so suchte sie von vorn- 
herein nach neuen Wegen, vor allem ins Ausland. Sie glaubte, solche zu 
finden durch die Betriebsübernahme der Strecken Eindhoven—Hasselt— 
Lüttich der Lüttich-Limburger Eisenbahngesellschaft nach Belgien und 
Almelo—Salzbergen der gleichnamigen, mit Hilfe Hannovers zustande 
kommenden Gesellschaft nach Deutschland (1864). Der Betrieb der 
belgischen Grenzstrecke, die außerdem Zweigbahnen nach Ans und Flé- 
malle aufwies, war jedoch von Anfang an für SS verlustreich, nicht 
zuletzt wegen der zu hohen, nur auf die Roheinnahmen abgestellten, nicht 
die Betriebskosten berücksichtigenden Pacht, so daß SS die Bahn gern 
abgestoßen hätte, was jedoch erst 1898 zu erreichen war, Schlecht, wenn 
auch nicht ganz so schlimm, ließ es sich zunächst auch mit Almelo— 
Salzbergen an. Die Regierung hatte ihre Ostlinie an sich wohl richtig 
auf das bedeutendere Enschede gerichtet, ohne indes sicher zu sein, daß 
die Fortsetzung auf deutschem Gebiet nach Münster und, was noch wich- 
tiger war, an den hannoversch-westfälischen Knotenpunkt Rheine ge- 
sichert war. Die Linie Enschede—Gronau—Ochtrup— Rheine kam leider 
— darf man wohl sagen — damals jedoch nicht zustande (sie wurde erst 
viele Jahre später durch Preußen, und auch nur als Nebenbahn, gebaut, 
eröffnet am 15. Oktober 1905). Vielmehr wurde die Verbindung durch 
eine Privatbahn unter gleichzeitigem Anschluß Almelos, von Hengelo 
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über Oldenzaal—Bentheim nach Salzbergen auf hannoverschem Gebiet! 
geschaffen, wo der Anschluß nach Rheine (—Osnabrück und —Münster) 
erreicht wurde. Zwar war mit der Eröffnung dieser Strecke (16. Ok- 
tober 1865) und der Linie Arnheim—Hengelo (1. November 1865) die 
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Verbindung Amsterdam— und Rotterdam—Rheine—Hannover—Magde- 
burg—Berlin hergestellt worden, seit 1867 lief hier auch bereits ein durch- 
gehender Schnellzug, doch war SS bei ihrem Verkehr durchaus auf die 


1 Vgl. Archiv für Risenbahnwesen 1929, S. 1185. 
45* 
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Emmerich schon seit zehn Jahren ihre gute Verbindung auch nach Nord- 
deutschland besaß, konnte SS bei der unvermeidbaren Gleichstellung der 
Frachten über Rheine und Emmerich zunächst nicht einmal die Betriebs- 
kosten durch die Einnahmen decken. 30 Jahre dauerte es auch hier, 
bis der Übergang Rheine nach der Betriebsübernahme der Almelo-Salz- 
bergener Bahn durch HSM und dem Ausbau der Strecke Apeldoorn— 
Almelo im Kampfe mit dem Übergang Emmerich zu seinem natürlichen 
Recht kam, 

Seltsam war auch die Entwicklung im Südwesten, wo die Linien 
der belgischen Grand Central Belge (Antwerpen-Rotterdamer Eisenbahn) 
den Weg von Rotterdam nach Antwerpen versperrten, deren Linien über- 
dies zwischen der SS-Linie Vlissingen—Roosendaal und —Breda lagen. 
Zwar erreichte SS am 1. Juli 1866 den Moerdijk und fuhr nun im Wett- 
bewerb mit der Grand Central Belge mit eigenen Dampfschiffen von dort 
nach Rotterdam: die Fertigstellung der Bahn von Rotterdam nach dem 
Nordufer des Hollandsch Diep ließ mit den riesigen Brückenbauten noch 
lange auf sich warten. Schließlich entschloß man sich doch, das Hol- 
landsch Diep, 1% km breit, zu überbrücken; nun erreichte aber die 
Brücke nicht Moerdijk selbst, sondern stieß östlich von Moerdijk in Zwa- 
luwe auf die SS-Bahn Moerdijk—Breda, so daß eine richtige Verbindung 
nach Belgien doch nicht zustande kam. Es mußte eine neue Verbindung 
der Strecken Roosendaal—Zevenbergen—Moerdijk und Breda—Zwa- 
luwe—Moerdijk geschaffen werden, nachdem die zunächst der GCB er- 
teilte Konzession Zevenbergen—Zwaluwe eingezogen worden war. Dem 
Verlangen der SS, die Strecke Roosendaal—Breda mitzubenutzen, stellte 
GCB das Verlangen, die SS-Strecke bis Rotterdam hinein mitbenutzen zu 
dürfen, entgegen. Versuche, die GCB anzukaufen, mißlangen, und als 
1872 die Moerdijkbrücke mit der Strecke bis Dordrecht eröffnet worden 
war, entschloß sich die Regierung, die 8 km lange Strecke Zevenbergen— 
Zwaluwe selbst zu bauen (2. Staatsbahngesetz vom 21. Mai 1873). Als 
dann am 1. Mai 1877 die Brücken bei Rotterdam auch fertig waren, war 
das erste Staatsbahnnetz endlich fertig; aber noch bis 1878 fuhr GCB 
mit ihren Schiffen zwischen Moerdijk und Rotterdam, das Mitbenut- 
zungsrecht der Staatsbahnstrecke nach Rotterdam hatte man ihr nicht 
zugestanden, 1880 wurden die Strecken von Moerdijk und Breda nach 
Roosendaal—Esschen verstaatlicht, und damit wurde erst der Weg für SS 
nach Belgien frei; die Strecke Zevenbergen—Moerdijk wurde dann über- 
flüssig. Außer der Moerdijk-Linie ordnete das 2. Staatsbahngesetz auch 
den Bau der Strecke Arnheim—Nijmwegen an, die, obwohl nur 18 km 
lang, die beiden großen Brücken über Lek und Waal enthielt, und 
ohne Staatshilfe nicht zustande kommen konnte; der Staat mußte sich 
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daher entschließen, dieses für das Staatsbahnnetz unentbehrliche Stück 
selbst zu bauen und den Betrieb der SS zu übertragen. 

Mit dem 2, Staatsbahngesetz von 1873 war die Erörterung des Eisen- 
bahnausbaues wieder in Fluß gekommen und auch privates Kapital inter- 
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essierte sich nun wieder für den Bahnbau, doch entschloß sich die Regie- 
rung nach Überlegung mit SS und HSM, zunächst noch folgende Linien 
selbst zu bauen: Zwolle—Almelo, Dordrecht— Tiel—Elst (Arnheim und 
—Nijmwegen), Amersfoort—Wageningen—Nijmwegen, Nijmwegen— 
Venlo sowie die Strecke Amsterdam—Hoorn— Enkhuizen und auf der 
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anderen Seite der Zuiderzee, mit ihr durch eine Fähre zu verbinden, die 
Strecke Stavoren—Leeuwarden in Westfriesland. Die 2. Kammer fügte 
die Linien (Rotterdam—)Schiedam—Maassluis, Breda—Herzogenbusch 
und Groningen—Delfzijl hinzu, und so wurde es am 10. November 1875 
als drittes und letztes Staatsbahngesetz verkündet ; doch wurde die Strecke 
Amersfoort—Nijmwegen bereits westlich in Kesteren an die Strecke von 
Dordrecht angeschlossen und die Strecke längs des damals im end- 
gültigen Ausbau befindlichen Nieuwen Waterwegs bis zum Hoek van 
Holland durchgeführt. Die Länge der nach dem 3. Gesetz zu bauenden 
Staatsbahnen betrug damit 400 km, so daß insgesamt rund 1400 km Eisen- 
bahnen in jenen Jahren vom Staat gebaut wurden. Die Strecken Amster- 
dam—Enkhuizen (—Zuiderzee), Schiedam—Hoek van Holland, Dordrecht 
—Elst und nach hartem Kampf auch Amersfoort—Kesteren kamen an 
HSM, die anderen Linien erhielt SS in Pacht. 

Von den Linien, deren Bau durch den Staat damals weiter noch 
verlangt worden ist, und die Jonckers Nieboer a. a, O. S. 132 aufzählt, 
seien hier erwähnt: Harlingen—Heerenyeen—Hoogeveen—Coevorden 
deutsche Grenze (Nordhorn—Rheine), und die von Eindhoven über 
Weert—Sittard—Heerlen nach Aachen. 

Inzwischen war aber das private Kapital einschließlich der Rhein- 
bahn nicht untätig geblieben, und endlich war auch HSM aus ihrer Er- 
starrung erwacht. Die Entwicklung darf hier noch kurz nachgetragen 
werden, obwohl es ein buntes Durcheinander ist, das sich dabei vor- 
stellt und das kaum in eine Ordnung zu bringen ist. Der Bau der Zen- 
tralbahn wurde bereits oben (Seite 679) erwähnt, die Mehrheit ihrer Aktien 
ging später (1884) auf die Rheinbahn über. Von der Erweiterung des 
Rheinbahnnetzes darf hier zunächst der Bau der Strecke Kleve—Welle— 
Elten durch die (deutsche) Rheinische Eisenbahn-Gesellschaft (1. Ja- 
nuar 1868) erwähnt werden, deren Betrieb die Rijnspoor übernahm und 
mit der sie sich an das linksrheinische Eisenbahnnetz anschloß. Obwohl 
die Züge auf einer Fähre den Niederrhein überschreiten mußten, wußte 
die Rijnspoor sich doch einen beachtenswerten Schnellzugsverkehr in Ver- 
bindung mit der Rheinischen Bahn zum linken Rheinufer einzurichten. 
Bald nach 1860 tauchten wieder Pläne für eine direkte Linie Amsterdam— 
Rotterdam auf, die mehrfach konzessioniert und durch den Plan den Haag— 
Alphen— Utrecht ergänzt wurden!. Nun mußte RS sich rühren, und sie er- 
hielt am 27. Mai 1867 die Konzessionen den Haag—Gouda und die für die 

1 Die Nederl. Intern. Spoor- en Haven Maatsch, erwog 1865 den Bau einer 


Bahn von Scheveningen über Leiden—Woerden—Utrecht—Amersfoort—Deventer 
nach Almelo mit Abzweigungen den Haag—Leiden und Amsterdam—Amersfoort. 
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bereits früher erwähnte 8 km lange Verbindungsbahn Harmelen—Breu- 
kelen, so daß nicht nur endlich der Haag an das Rheinbahnnetz an- 
geschlossen, sondern auch eine zweite direkte Linie Amsterdam—Rotter- 
dam geschaffen wurde, die zwischen den Rheinbahnhöfen Weesperpoort 
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und Maas mit 72 km kürzer war als die HSM-Linie, die 84 km lang war. 
Wenn auch die Verkehrsbedeutung dieser neuen Verbindung enttäuscht 
haben mag, so liefen doch 1914 noch 3 Schnellzugpaare über diese Strecke. 
Endlich beteiligte sich RS geldlich an dem Zustandekommen der Leiden- 
Woerdener Eisenbahn-Gesellschaft, deren Linie sie 1878 in Betrieb nahm. 
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Auch die HSM, die 1864 den Umbau auf die Regelspur beschlossen 
hatte und die den Betrieb der Staatsbahnlinie in Nordholland (Amster- 
dam—Uitgeest—den Helder) bekommen sollte, erhielt gleichzeitig damit 
die Konzession für ihre erste Erweiterungslinie, die 17 km lange Verbin- 
dungsbahn Haarlem—Uitgeest. Die weiteren Ausbaupläne führten not- 
wendigerweise zu einer Zusammenarbeit mit SS mit einer gewissen, 
gemeinsamen Spitze gegen RS. Nachdem zunächst ein Zusammenschluß 
beider Linien in Rotterdam gesichert war und ein gemeinsamer Bahnhof 
der Nordholländischen Bahn und der Stammlinie in Amsterdam selbst- 
verständlich war, mußte beiden, SS und HSM, viel an einer von RS unab- 
hängigen Verbindung Amsterdam—Utrecht liegen, und so erhielt HSM, 
weit darüber hinausgehend, am 30. März 1870 die Konzession für die 
Ostbahn: Amsterdam—Hilversum— Amersfoort—Apeldoorn—Zutphen 
(99 km) mit einer Zweigbahn Hilversum— Utrecht (18 km) zum Anschluß 
an die SS-Linie dortselbst nach dem Süden. Die Strecken wurden bis 1876 
fertig, während die Fertigstellung der nordholländischen Bahn (den 
Helder—) Zaandam—Amsterdam und der Zusammenschluß mit der 
Stammbahn sich noch bis 1878 hinzog, so daß am 15. Dezember 1879 ein 
HSM-Zentralbahnhof! am Westerdok in Amsterdam entstand; 1880 kam 
hier auch die Verbindung mit dem Rheinbahnhof an der Weesperpoort 
zustande. Am 1. Mai 1877 war auch der Zusammenschluß von HSM 
und SS in Rotterdam Delftsche Poort nach Fertigstellung der Maas- 
brücken und des Viadukts durch die Stadt bereits zur Wirklichkeit ge- 
worden. Es darf gleich hier erwähnt werden, daß die Strecke Amster- 
dam—Zutphen, die in Zutphen an die SS-Staatsbahn nach Hengelo 
Deutschland anschloß, bald erweitert wurde durch die Nederlandsch- 
Westfaalsche Spoorweg Maatsch., die die Strecken von Zutphen nach 
Winterswijk und von dort nach Bocholt (17,7 km) und nach Borken— 
Bismarck (59 km lang) zum Anschluß an die Köln-Mindener Bahn 
Bocholt—Wesel und an die Bergisch-Märkische Bahn von Bismarck nach 
Gelsenkirchen und Wanne baute. HSM bekam den Betrieb der Strecke 
bis Winterswijk (21. Juni 1880), während die übrigen Strecken des 
Unternehmens von der unter königl. Preuß. Verwaltung stehenden Ber- 
gisch-Märkischen Bahn zum Betrieb übernommen wurden. Es liegt auf 
der Hand, daß diese, zwischen der Emmericher RS und der Rheiner 
SS-Linie liegende Strecke? besonders für den Güterverkehr von der 

1 Ursprünglich war ein Kopfbahnhof auf dem Jon. Dan. Meijerplein geplant. 

2 Das Unternehmen hatte zunächst seine Absichten weit gefaßt: es sollte 
auf holländischem Gebiet eine Verbindung zur Rheinbahn nach Zevenaar ge- 
schaffen und die Bahn ostwärts in Deutschland über Hamm und Detmold nach 
Hameln zum Anschluß an das Netz der Hannover-Altenbekener Bahn (vgl. Archiv 
1937 S. 320) verlängert werden; die schlechten wirtschaftlichen Verhältnisse der 
70er Jahre ließen es nicht zur Vollendung kommen, obwohl die Konzessionen 
bereits vorlagen. 
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größten Bedeutung für HSM werden mußte. Schließlich darf in diesem 
Zusammenhang noch der Bau der Strecke Nijmwegen—Kleve erwähnt 
werden, eigentlich der ersten Strecke dieses Zeitraumes (1860—1875), 
deren deutscher Teil einschließlich der Strecke Krefeld—Kleve bereits 
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am 5. März 1856 der Rheinischen Bahn konzessioniert worden war, die 
daraufhin 1859 die anschließende Köln-Krefelder Bahn erwarb. Am 
14. September 1863 gelang es allerdings erst, die Gründung der Nijm- 
wegenschen Eisenbahngesellschaft unter starker Beteiligung der Stadt 
Nijmwegen zustande zu bringen, die dann die Konzession der holländi- 
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schen, 14, km langen Strecke Nijmwegen—Cranenburg erhielt und die 
die ganze, bis Kleve 27,2 km lange Strecke ausbaute, Den Betrieb der 
am 9. August 1865 zugleich mit der Strecke Kleve—Krefeld eröffneten 
Bahn übernahm die Rheinische Bahn und nach deren Verstaatlichung 
(1. Januar 1886) und nach einer kurzen Betriebsführung durch die Ge- 
sellschaft selbst am 1. Juli 1886 die HSM, die auf den Strecken Nijm- 
wegen— Rotterdam und Amsterdam bereits den Betrieb führte. 


Von wesentlicher Bedeutung für den innerholländischen Verkehr 
war hier nur noch die Strecke Tilburg—Herzogenbusch—Nijmwegen, 
die in dem Staatsbahnplan von 1860 fehlte, in einem ordnungsmäßigen 
Netze aber nicht fehlen durfte. Obwohl die Linie bereits 1864 und 1869 
konzessioniert worden war, und 1871 für ihren Bau die Niederl. Südost- 
bahn (Zuid-Ooster Sp. M.) gegründet worden war, konnte die 65,771 km 
lange Linie erst 1881 eröffnet werden, 1883 übernahm SS den Betrieb. 
Im übrigen waren alle anderen in diesem Zeitraum bis 1875 zustande 
gekommenen Eisenbahnen Grenzverbindungen. Von größter Bedeutung 
an sich war dabei die Linie Boxtel—Wesel der Nord-Brabant-Deutschen 
Eisenbahn-Gesellschaft, und doch bildet ihr Werden, ihre Blüte und ihr 
Vergehen wohl das betrüblichste und unverständlichste Kapitel in der 
an seltsamen Erscheinungen doch nicht ganz armen Geschichte der Nie- 
derländischen Eisenbahnen. Die Konzessionen für diese Linie, die be- 
reits aus dem Jahre 1860 stammt, übernahm die ebenfalls bereits 1869 
in Rotterdam gegründete Nord Brabant Deutsche Eisenbahn-Gesellschaft 
(NBDS), die, von vornherein unter finanziellen Schwierigkeiten, die 
Linie von Boxtel über Gennep nach Büderich 1878 eröffnete und für den 
Rheinübergang die Brücke der Köln-Mindener Eisenbahn benutzte; die 
ebenfalls von Gennep nach Kleve bereits konzessionierte Strecke konnte 
die Gesellschaft nicht fertigstellen, die Strecke ist auch nie gebaut wor- 
den. Obwohl die Strecke der NBDS die unmittelbare und geradlinige 
Fortsetzung der Vlissinger Strecke in den deutschen Industriebezirk bil- 
dete, und jahrelang den gesamten Englandverkehr über Vlissingen be- 
sorgte, kam sie doch zu sehr zwischen die Räder der übrigen deutsch- 
holländischen Übergänge, sie hat die Nöte des Krieges und der Nach- 
kriegszeit nicht überstanden und ist nach der sachlich kaum gerecht- 
fertigten Ausschaltung aus dem Vlissinger Verkehr zu einer Nebenbahn 
ohne Bedeutung herabgesunken. Seltsamerweise ging es einem der da- 
mals geschaffenen drei Übergänge Venlo—Deutschland noch schlechter. 
Die Preußisch-Niederländische Verbindungsbahn erhielt bereits 1863 die 
Konzession Viersen—Kaldenkirchen—Grenze bei Venlo und 1865 die Kon- 
zession Kempen—Kaldenkirchen—Grenze bei Venlo; die Gesellschaft 
übernahm es auch, die als niederländische Staatsbahn geplante 3 km 
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lange Strecke von Venlo zur Grenze zu bauen, und sie bekam demgemäß 
1864 die holländische Konzession für die Strecke von Venlo nach der 
Grenze bei Kaldenkirchen. Noch während des Baues verkaufte die Ge- 
sellschaft das nördliche Gleis und die Strecke nach Kempen an die Rhei- 
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nische Eisenbahn, das südliche Gleis und die Strecke nach Viersen der 
Bergisch-Märkischen Eisenbahn, die die Strecken vollendeten und in Be- 
trieb nahmen. Dann kam die dritte der großen Gesellschaften, die Köln- 
Mindener, und baute in dem ganz großen, allerdings nie ausgefüllten 
Rahmen der Hamburg-Venloer, Pariser Bahn die Strecke von Venlo zur 
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Grenze (Ba km) und weiter nach Geldern—Wesel—Haltern zum Anschluß 
an ihre gleich zur viel bedeutenderen Hauptbahn gewordenen Streeke 
(Köln—)Wanne—Hamburg (1874). Wurde aus dem kühnen Traum 
Paris—Hamburg schon nichts, so ist es immerhin doch erstaunlich, daß 
die Grenzstrecke Venlo—Geldern 1936 ihren Betrieb gänzlich einstellte, 

Für den Verkehr mit Belgien wurden zunächst von zwei besonderen 
Gesellschaften die Verbindungen von dem auf dem linken Scheldeufer 
gelegenen holländischen Hafenstädtchen Terneuzen mit Gent und Me- 
cheln gebaut, 1869 und 1871 eröffnet; die Strecken, die mit 14, und 
23, km in der holländischen Provinz Zeeland liegen, stehen mit dem 
übrigen niederländischen Eisenbahnnetz in keiner unmittelbaren Ver- 
bindung und können hier aus der weiteren Erörterung daher ausscheiden. 
Ferner spielt die 1867 von der Gesellschaft Nord de la Belgique eröffnete 
Strecke von Tilburg über Baarle Nassau nach Turnhout weiter keine 
Rolle. Dann muß die von der Nord de la Belgique gebaute Antwerpen- 
Gladbacher Eisenbahn erwähnt werden, die mit der 48 km langen Strecke 
Hamont—Budel—Roermond—Vlodrop—Dalheim die Provinz Limburg 
quer durchschneidet, 1879 fertiggestellt. Für den deutschen Grenzver- 
kehr wurden damals gebaut die Strecken über Enschede und Neuschanz. 
Die Strecke Hengelo—Enschede war schon seit 1866 im Betrieb, ohne daß 
die vom Gesetz von 1860 in Aussicht genommene Verlängerung zur Grenze 
vorgenommen werden konnte, als am 23. Dezember 1871 die Münster- 
Enscheder Eisenbahn-Gesellschaft in Burgsteinfurt endlich die Kon- 
zession für die Strecke von der Grenze über Gronau nach Münster und 
wenige Monate später die Dortmund-Gronau-Enscheder Eisenbahn-Gesell- 
schaft ebenfalls die entsprechende Konzession bekam (8. Juni 1872), die 
Gesellschaften bauten die Strecke Gronau—Grenze gemeinsam. Sofort 
nahm auch der Staat den Bau der nur Ze km langen Strecke Enschede— 
Grenze in Angriff und SS eröffnete am 1. Januar 1878 den Betrieb auf 
der Gesamtstrecke Enschede—Gronau. Der ursprünglich zur hannover- 
schen Zeit, 16. November 1864, mit Aschendorf in Aussicht genommene, 
dann aber offen gelassene Anschlußpunkt an die hannoversche Staats- 
bahn wurde nach dem Übergang Hannovers an Preußen schließlich nach 
einem erbitterten Kampf von Leer und Papenburg um den unmittelbaren 
Anschluß, 1874, in Ihrhove gefunden und die Oldenburgische Staats- 
bahn! (nicht Preußen als Nachfolger Hannovers) baute die Strecke 
(Leer—)Ihrhove—Grenze Neuschanz und übernahm auch den Betrieb 
auf der 875 m langen niederländischen Teilstrecke (Vertrag vom 17. März 
1874), eröffnet am 26. November 1876; Holland gab dazu einen Zuschuß 
von 750.000 fl, Preußen einen solchen von 300.000 Talern. Auch hier 


1 Vgl. Dr. Schmidt, Archiv für Eisenbahnwesen 1930, S. 378. 
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sind weitgespannte Pläne Pläne geblieben, nicht einmal ein durchgehen- 
der Verkehr Amsterdam—Bremen—Hamburg hat sich, vor dem Kriege 
und auch später mehrfach versucht, durchsetzen können. 

Bevor die Entwicklung des Eisenbahnwesens in dem zweiten Teil 
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dieser Periode, d. h. in der Zeit von 1875—1890, dargestellt wird, eine 
Entwicklung, die zweckmäßig gleich bis in die Jetztzeit verfolgt wird, 
darf hier kurz der in das Jahr 1875 fallenden Gründung der Dampfschiff- 
fahrtsgesellschaft „Zeeland“ in Vlissingen gedacht werden, die durch 
die Einrichtung der Schiffahrtsverbindung für den schnellen Personen- 
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verkehr nach England auch für den Verkehr zwischen England und 
Deutschland von großer Bedeutung geworden ist. Die Entwicklung selbst 
braucht hier nicht dargestellt zu werden, es darf auf die eingehenden 
Ausführungen im Archiv 1925, S. 667, hingewiesen und auch erwähnt 
werden, daß die Gesellschaft bis zum Kriege den Verkehr immer mehr 
zu steigern und zu verbessern vermochte und auch im Kriege lange Zeit 
noch trotz des Verlustes viele Schiffe durchgehalten hat, daß aber dann 
der Lohn doch ausblieb und sie vor der englischen Verbindung über 
Hoek van Holland die Segel streichen mußte und nun ihr gegenüber als 
reine Tagesverbindung den zweiten Platz einnimmt. Die Beteiligung der 
SS an dem Zeelandkapital, das etwa die Hälfte der Anteile umfaßte, 
war inzwischen 1920 auf den Staat übergegangen, der sich auch an der 
letzten Kapitalerhöhung aus Anlaß des Baues der neuen Schiffe 1938 
entsprechend beteiligte, 

Von den größeren Netzen, die seit 1875 noch gebaut wurden, hat 
für den großen Verkehr nur das der Königl. Nederl. Locaal Eis, B. 
Willem III. (KNLS) mit ihrer Hauptlinie Apeldoorn—Almelo eine Be- 
deutung erlangt. Diese 53 km lange Hauptlinie und auch die Seitenlinie 
(Zwolle—) Hattem—Apeldoorn—Dieren, 59 km, waren zunächst als Neben- 
bahnen gebaut und der Betrieb an HSM verpachtet. Seit dem von Anfang 
an vorbehaltenen Umbau der Strecke Apeldoorn—Deventer—Almelo auf 
den Hauptbahnbetrieb, 1. Oktober 1892, bildet die Linie ein Hauptstück 
der HSM-Linie Amsterdam— Rheine. Etwa gleichzeitig entwickelte sich 
im Anschluß an die alten Pläne Zevenaar—Rheine, für die eine bald 
darauf aber wieder eingezogene Konzession der Niederland.-Hannover- 
schen Eisenbahn-Gesellschaft am 15. März 1858 erteilt war!, auf Grund 
der Konzessionen von 1880 das Netz der Geldersch Overijsselschen Locaal 
Spoorw. M. (GOLS) mit den Nebenbahnlinien Zevenaar—Doetinchem— 
Varsseveld—Winterswijk—Groenlo—Neede, Doetinchem—Ruurlo—Neede, 
Neede—Boekelo— Enschede und —Hengelo, ergänzt durch die Strecke 
Enschede—Oldenzaal der gleichnamigen Nebenbahn-Gesellschaft und 
später durch die Strecken Enschede—Ahaus der Ahaus-Enscheder Eisen- 
bahn-Gesellschaft und Dinxperlo—Varsseveld der Nebenbahn-Gesell- 
schaft Dinxperlo-Varsseveld; alle diese Gesellschaften übertrugen ihren 
Betrieb der HSM, doch hat keine der Strecken, auch nicht etwa die 
Linien Zevenaar—Hengelo oder —Oldenzaal die früher von ihnen er- 
wartete Bedeutung gewonnen. Das gleiche gilt für das Netz der eben- 
falls von HSM zum Betriebe übernommenen nordfriesischen Neben- 

1 1878 hatte eine belgische Gesellschaft den Bau einer Linie Rotterdam— 
Münster über Schoonhoven—Jutphas—Wageningen—Arnheim—Winterswijk er- 
wogen. 
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bahnen, das nördlich der Linie Harlingen—Leeuwarden 1899—1904 er- 
baut wurde und von den von SS nach langem Kampf mit der HSM über- 
nommenen Linien der Nord-Ost-Nebenbahnen (NOLS), zwischen Almelo, 
Zwolle, Marienberg, Coevorden und Stadskanaal—Zuidbroek—Deltzijl. 
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Von Bedeutung wurden indes einige, wenn auch kleinere Linien, die 
von den verschiedenen Seiten gebaut, das Netz von HSM und SS wesent- 
lich verstärkten. So baute HSM damals (1883) von Velsen die Ver- 
bindung zu dem neuen Fischereihafen an der Mündung des 1865—1876 
fertiggestellten Amsterdamer Nordseekanals, Ijmuiden, 3,7 km lang, und 
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übernahm den Betrieb auf der (1889) als Nebenbahn gebauten, später 
(1908) zur Hauptbahn umgebauten Strecke Haarlem—Zandvoort, 8,7 km 
lang. Auch die wichtige, 23,4 km lange Verbindungsbahn Alkmaar— 
Hoorn, von HSM selbst erbaut (1898), muß hier genannt werden, die 
die Strecke Rotterdam—Haarlem—den Helder an die 1886 von HSM er- 
öffnete Zuiderzee-Fährverbindung Enkhuizen—Stavoren (1898) an- 
schloß; die Schiffslinie (22 km), die für den Personenverkehr und die 
Güterfährverbindung große Bedeutung erhielt, wurde bis 1896 von einem 
Privaten, Bosman, seitdem von HSM selbst durch diesen betrieben. Da- 
mals wurde auch die Verbindung zwischen den beiden Bahnhöfen im 
Haag (SS und HS) hergestellt, und zwar durch den Staat, 1896 durch 
SS eröffnet, und endlich kam auch die zweigleisige, für den Schnellzugs- 
verkehr eingerichtete, 15,7 km lange Verbindungsbahn in Rotterdam zu- 
stande, 1899, die die empfindliche, seit Jahrzehnten beklagte Lücke 
schloß; HSM hat die Linie schließlich gebaut, die für ihren Verkehr mit 
Hoek van Holland von großer Bedeutung war. Endlich trat auch SS als 
Schöpferin einer Bahn auf, indem sie sich die preußischen und holländi- 
schen Konzessionen für die wichtige Bahn von Sittard durch den Kohlen- 
bezirk von Südlimburg und deren Mittelpunkt Heerlen nach Herzogen- 
rath, 28,7 km, geben und durch die Nederl. Zuider Sp. M. die Strecke 
bauen ließ, 1896; 1899 übernahm sie die Linie in ihr Eigentum. Von 
zwar örtlicher, aber doch erheblicher Bedeutung wurde dann die 33,5 km 
lange Linie Rotterdam—den Haag—Scheveningen von der Zuid Holl. 
Elektrischen Sp. M. als Vollbahn gebaut, noch während des Baues von 
HSM 1901 erworben und dann von ihr vollendet und 1907 zunächst mit 
Dampf, 1908 elektrisch in Betrieb genommen. Die große Bedeutung der 
Bahn für den Verkehr der beiden Großstädte untereinander und mit 
Scheveningen ist auch durch die spätere Elektrisierung der alten Haupt- 
bahn Rotterdam—Delft—den Haag kaum geschmälert worden, 

Als völlige Fehlschläge erwiesen sich jedoch die Haarlemer-Meer- 
linien (1912—1915) und die Linien auf Zuid Beveland um Goes in Zeeland 
an der Strecke Roosendaal—Vlissingen (1927); sie konnten im Zeitalter 
des Kraftwagens bei den kurzen Entfernungen dem Wettbewerb nicht ge- 
wachsen bleiben und haben größtenteils den Verkehr wieder einstellen 
müssen. Als einzige wichtige Erweiterung des Staatsbahnnetzes gei schließ- 
lich die 29,0 km lange Verbindungsbahn Eindhoven—Weert erwähnt (1912), 
die die Entfernungen der holländischen Großstädte und vor allem Rotter- 
dams mit dem limburgischen Kohlenbezirk durch die Umfahrung Venlos 
wesentlich kürzte, und als letzte Staatsbahnlinie die Nebenbahn Gouda— 
Alphen (1934). 
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Während so die Geschichte des Eisenbahnbaues! in den Nieder- 
landen vergleichbar mit dem Lauf der großen Ströme des Landes langsam 
versandete und an Interesse verliert, und das Gestaltende mehr in den 
Vordergrund tritt, ist die Auflösung des Knotens, wie er mit dem Bau 
der Staatsbahnen (1860—1875) und mit dem unheilvollen Entschluß des 
Staates, Eisenbahnen zwar wohl zu bauen, aber nicht selbst zu betreiben, 
seschürzt worden war, in der Art, wie sie in Jahrzehnten vor sich ging, 
eigenartig genug, um in den Grundgedanken hier dargestellt zu werden. 
Dabei wird es genügen, die Entwicklung bis in die Kriegsjahre ein wenig 
eingehender auszuführen, während die der letzten 25 Jahre im Archiv 
laufend verfolgt worden ist und daher kürzer gefaßt werden kann. Es 
darf jedoch vorher noch erwähnt werden, daß unter dem 9. April 1875 
ein neues Eisenbahngesetz verkündet wurde, das das alte vom 21. August 
1859 aufhob und das durch ein Gesetz vom 9. August 1878 nach dem 
Vorbild anderer Länder durch ein Nebenbahngesetz ergänzt wurde. 

Die Beschäftigung der Öffentlichkeit mit diesen Gesetzen, der Bau 
der Staatsbahnen selbst, die anfänglich schlechten Ergebnisse der SS, 
der Ablauf der Konzession für die HSM-Stammlinie, die Erörterung der 
Betriebsfrage selbst, alles das ließ lange Zeit die Eisenbahnfrage nicht 
aus der Erörterung in der Öffentlichkeit verschwinden, und so nimmt es 
nicht wunder, daß die Regierung 1881 auf Antrag der 2. Kammer eine 
Kommission einsetzte, die die gesamte Eisenbahnfrage untersuchen und 
Vorschläge zur Besserung der Verhältnisse machen sollte. Die Kommis- 
sion erstattete nach eingehenden Verhandlungen unter dem 9. Oktober 
1882 ihren Bericht und verlangte u.a, eine Stärkung des Aufsichts- 
rechtes des Staates und eine stärkere Zusammenfassung der Betriebs- 
gesellschaften und wies auf das Mitbenutzungsrecht von Eisenbahnlinien 
durch mehrere Gesellschaften zur Förderung des Wettbewerbsgedankens 
hin. Immerhin dauerte es noch neun Jahre, bis ein gründlicher Neubau 
des Eisenbahnwesens zustande kam. 


III. 1890—1939. 


Wenn es so lange dauerte, bis die Regierung zu einer Lösung 
kam, die ihr eine brauchbare Grundlage für die weitere Entwicklung auf 
lange Sicht zu sein schien und die es auch auf Jahrzehnte geblieben wäre, 
wenn nicht der Krieg mit rauher Hand nach 25 Jahren eingegriffen und 


* Dabei ist nicht zu verkennen, daß das niederländische Risenbahnnetz, 
ER es auch im Verhältnis zur Einwohnerzahl wohl die kleinste Anzahl von 
Streckenkilometern aller zum Vergleich billigerweise heranziehbarer Länder auf- 
Weisen, schließlich doch noch im großen und ganzen richtig und ausreichend 
geworden ist; vermißt werden könnte aber wohl noch die früher in Aussicht 
genommene, aber immer wieder zurückgestellte Bahn über den Zuiderzee- 
Abschlußdamm und ein Ausbau der Anlagen von Rotterdam mit einer Bahn 
Gouda—Dordrecht. 


Archly für Eisenbahnwesen. 1939, 46 
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die Entwicklung allerdings durchaus folgerichtig in der 1880/1890 an- 
gegebenen und eingeschlagenen Weise beschleunigt hätte, so lag das wohl 
daran, daß der von der Enquöte-Kommission angegebene Weg und auch 
die von einzelnen ihrer Mitglieder gemachten Vorschläge — Betrieb durch 
den Staat selbst oder Betrieb durch eine Gesellschaft — nicht ohne 
weiteres gangbar waren und daß der später gewählte Weg sich dann 
ganz unerwartet durch die Verhältnisse selbst darbot und so plötzlich 
eine ganz andere Entscheidung herbeiführte. Und das kam so. Die Be- 
deutung der Rheinbahn, die unbestreitbar sowohl im Innern als auch im 
Auslandsverkehr das Rückgrat des holländischen Eisenbahnnetzes 
bildete, war mit der Vollendung der beiden Staatsbahnnetze, deren An- 
schluß der SS an die HSM in Rotterdam, durch den Bau der Zentralbahn 
— deren Anteile sie 1885 zum größten Teil erwarb — und durch die 
Einrichtung der Vlissinger Linie langsam geschwächt worden, und da 
anderseits ihre Konzession Ende 1898 ablief, bemühte sich die immer noch 
tatkräftige, noch von den energischen Gründern geleitete Gesellschaft 
um die Verlängerung der Konzession, bevor sie Entschlüsse über dringend 
nötige und teilweise auch verlangte Erweiterungs- und Umbauanlagen 
fassen wollte. Mit der Regierung wurde die Gesellschaft zwar 1886 einig, 
doch war die 2. Kammer mit dem Vorgehen der Regierung nicht einver- 
standen, so daß aus der Konzessionsverlängerung nichts wurde. Gleich- 
wohl widmete sich RS erneut ihren Plänen, wozu u.a. der Bau einer 
Linie Hoek van Holland—Delft—Richtung Gouda gehörte, Die Beschäfti- 
gung mit der Rheinbahnfrage brachte dann aber die Regierung auf einen 
ganz neuen Weg, nämlich den, statt der anbefohlenen Beibehaltung der 
3 Gesellschaften oder des angeregten Betriebs aller Bahnen durch eine 
Gesellschaft die Bahnen unter 2 Gesellschaften so aufzuteilen, daß unter 
gleichzeitiger Einführung des Mitbetriebsrechtes von Strecken einer 
Gesellschaft durch die andere dem Wettbewerbsgedanken der Enquöte- 
kommission von 1880 Rechnung getragen wurde. So kam man zwangs- 
läufig zur Verstaatlichung der Rheinbahn, dem einzigen Mittel, das übrig 
blieb, wollte man ihr Netz nicht einer der anderen Gesellschaften oder 
gar beiden anderen ganz oder teilweise irgendwie zum Mitbetrieb mit 
zur Verfügung stellen. Nachdem man den Entschluß einmal gefaßt hatte, 
kam die Regierung mit den 3 Gesellschaften über die Grundgedanken der 
Regelung, besonders aber auch mit der eben zu neuen Taten ausholenden 
Rheinbahn schnell zu einer Verständigung, die in den drei Verträgen 
vom 21. Januar 1890 niedergelegt wurden, die, ergänzt durch einen Ver- 
trag vom gleichen Tage zwischen SS und HSM und bestätigt durch das 
Gesetz vom 22. Juli 1890, auf Jahrzehnte die Grundlagen des Nieder- 
ländischen Eisenbahnwesens wurden, 
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Die Verträge brauchen hier im einzelnen nicht dargestellt zu werden, 
es darf auf die Veröffentlichungen im Archiv 1892 S. 459 und die späteren 
Einzeldarstellungen über die HSM: 1912 S. 1237, die Rheinbahn: 1913 
S. 846, die SS: 1913 S. 1491 und über die Zentralbahn und die Nord- 
Brabant-Deutsche: 1916 S. 200 verwiesen werden. 

Mit der Übernahme der Rheinbahn, die ja auch die Aktienmehrheit 
der Zentralbahn besaß und die ferner die Leiden-Woerdener Bahn auf 
Grund ihrer Kapitalbeteiligung sowie die deutsche Strecke Elten—Kleve 
betrieb, und mit ihrer Einfügung in die SS war die Grundlage der Neu- 
ordnung gegeben, dazu kam die Abgabe der SS-Strecken Dordrecht—Elst 
(—Arnheim und —Nijmwegen) und Leeuwarden—Stavoren (—Enkhuizen) 
sowie die endgültige, heiß mit SS umstrittene Übertragung der Staats- 
bahn Amersfoort—Kesteren an HSM und — das war das grundsätzlich 
Neue — die Einführung des Mitbenutzungsrechtes! einzelner SS-Strecken 
durch HSM und umgekehrt. Dadurch und durch die gleichzeitige Ein- 
beziehung der Zentralbahn in dies System wurde erreicht, daß alle durch- 
gehenden Linien in die Hand einer der beiden Gesellschaften kamen, 
daß aber gleichzeitig jede Gesellschaft die Möglichkeit erhielt, zwischen 
den Hauptplätzen des Landes selbst und auch im Verkehr mit dem Aus- 
lande eigene Verbindungen einzurichten. Von Bedeutung dafür war auch 
die endgültige Lösung der Rotterdamer Eisenbahnfrage dadurch, daß 
HSM es übernahm, gegen einen Staatszuschuß von 1,2 Mill. fl die Ver- 
bindungsbahn zwischen Maas und Delftsche Poort herzustellen (1. Mai 
1899 in Betrieb genommen) sowie der Übergang des Betriebs der Strecke 
Almelo—Salzbergen(—Rheine) von SS auf HSM. Außer dem Mit- 
benutzungsrecht dieser beiden Strecken sollte SS mitbenutzen dürfen 
die HSM-Linien Zevenaar—Winterswijk der GOLS und die Strecke Nijm- 
wegen—Kleve, während HSM Verbindungen einrichten konnte auf den 
8S-Strecken Rotterdam—Utrecht, Rotterdam—Esschen (belg. Grenze), 
Arnheim—Elst (—Kesteren), (Kesteren—) Ressen-Bemmel—Nijmwegen— 
Venlo, Arnheim— Emmerich, Hengelo—Gronau sowie auf der Zentral- 
bahnstrecke Utrecht—Amersfoort; am 15. Oktober 1890 trat die Neu- 
ordnung in Kraft. 

Es war nicht zu verkennen, daß die ganze Neuordnung und Ver- 
teilung der Bisenbahnlinien 1890 mehr konstruktiv gedacht als organisch 
geworden war, und so konnte es nicht wundernehmen, daß zwar das 
Verschwinden der Rheinbahn und ihre Einfügung in den SS-Betrieb sich 
für deren gesamte Betriebs- und Wirtschaftsführung gut auswirken 
mußte, aber der Gedanke des Wettbewerbs, wie stets im Eisenbahnverkehr, 

1 Es sei hier nachgetragen, daß auf Grund der gesetzlich stets aufrecht- 
erhaltenen Bestimmungen trotz der Aufhebung der entsprechenden Bestimmungen 


der Konzessionen auf Grund einer Vereinbarung von 1871 zwischen Amsterdam 
und Utrecht (Rheinbahn) einige SS-Züge der Strecke Utrecht—Boxtel verkehrten. 
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auch hier nicht recht zum Zuge kommen wollte. Immerhin hat doch, 
namentlich im Verkehr mit Deutschland und nach Fertigstellung der 
Strecke (Rotterdam—) Schiedam—Hoek van Holland, 1. Januar 1893, 
auch im Verkehr mit England (Vlissingen gegen Hoek van Holland) die 
Wettbewerbsmöglichkeit dem Verkehr manche Vorteile und Entwick- 
lungen gebracht, die auch nach Überwindung des Systems von 1890 zum 
Besten des Verkehrs beibehalten wurden. Daß dabei trotzdem manche 
Unzuträglichkeiten in Kauf genommen werden mußten — die Führung 
der HSM-Züge nach dem Haag von Amersfoort aus über Amsterdam oder 
Rotterdam und die der Amsterdamer SS-Züge von Zwolle aus nach 
Utrecht ohne Aufenthalt in dem wichtigen und eigentlichen Anschluß- 
punkt Amersfoort zur Vermeidung eines Übergangs dort, soll nicht uner- 
wähnt bleiben. So setzte sehr bald die Kritik ein, die an einem so kom- 
plizierten Gebilde wie den Eisenbahnen an sich immer schon hinreichende 
Ansatzpunkte erspäht und der es in den Niederlanden ohnehin nicht 
erschwert wurde, sich Gehör zu verschaffen, und so hätte es der bedauer- 
lichen und auch von der Regierung wenig glücklich behandelten Streik- 
erscheinungen von 1903 kaum bedurft, um die gesamten Fragen wieder 
in Bewegung zu bringen. Das führte indes noch nicht zu irgendeiner 
Änderung, aber immerhin zu umfangreichen Erhebungen in der Sache 
durch eine von der Regierung 1908 eingesetzte Kommission, die 1911 einen 
Bericht erstattete!, der zwar feststellte, daß die Gedankengänge von 1890 
sich durchaus bewährt hätten und daß der Betrieb als solcher allen An- 
forderungen entspreche, der aber an der Tatsache der wenig günstigen 
wirtschaftlichen Lage der Eisenbahnen und der Betriebsgesellschaften 
nicht vorbeisehen konnte, ohne eine Besserung derselben für die Zukunft 
in Aussicht stellen zu können. Von den 15 Mitgliedern der Kommission 
waren schließlich 4 für die Einführung des Staatsbetriebes auf den 
Eisenbahnen, eines sprach sich dabei für das Pachtsystem aus, wobei 
jedoch die Einführung des Staatsbetriebes als Endzweck anzusehen sei; 
ein weiteres Mitglied stimmte für beides. Ferner erklärten sich 5 Mit- 
glieder für die Beibehaltung des damaligen Systems (Pacht durch zwei 
Gesellschaften) und endlich 4 für die Pacht durch nur eine Gesellschaft. 
Bei der Schlußabstimmung wurde schließlich die Einführung des Staats- 
betriebes mit 5 zu 10 Stimmen abgelehnt und die Einführung des Be- 
triebes durch eine Gesellschaft mit 8 gegen 7 Stimmen empfohlen, ohne 
daß sich indes selbst diese 8 Männer über die wesentlichen Gesichts- 
punkte der vorgeschlagenen Regelung einig gewesen wären, 

Das war 1911, und, waren sich die 8 Männer in ihrem dunklen 
Drange auch des rechten Weges im einzelnen wohl nicht bewußt, das 
Ziel schien richtig gesehen, aber die Atempause, die das Weltgeschehen 
jener Zeit der ruhigen Überlegung noch gab, ging, unterstützt von dem 


1 Vgl, Archiv für Eisenbahnwesen 1912 S. 40. 
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wirtschaftlichen Aufschwung dieser Jahre (die Einnahmen der SS stiegen 
von 31,0 im Jahre 1909 auf 41,0 fl im Jahre 1913 und bei HSM von 23,6 
auf 31,7 Mill. fl) vorbei, ohne daß eine Entscheidung fiel, bis dann die 
verheerenden Wirkungen des Krieges 1916 die beiden Gesellschaften 
endgültig mit Wirkung zum 1. Januar 1917 wenigstens betrieblich und 
geldlich! zu einer Einheit zusammenführte (Vertrag vom 25. November 
1916), wie der Kommissionsbericht es empfohlen hatte”; der Betrieb der 
Zentralbahn ging dabei auch auf die SS über (Betriebs-Überlass.-Vertrag 
vom 30. Dezember 1916, endgültige Regelung zum 1. Mai 1919), und mit 
dem 1. Juni 1919 übernahm die Betriebsgemeinschaft über die SS auch 
den Betrieb der Nord-Brabant-Deutschen Eisenbahn’, so daß seitdem 
unter dem Namen „Niederländische Eisenbahnen“ eine einheitliche Be- 
triebsverwaltung aller niederländischen Bahnen, mit Ausnahme der links- 
scheldischen Bahnen Zeelands um Terneuzen, vorhanden ist. 

Nun ging die Entwicklung erst langsam, dann merklich schneller 
den vorgezeichneten Weg. Die Anforderungen des Staates aus Anlaß 
der Mobilisierung, die durch Einzelabrechnung der Leistungen hätten 
ausgeglichen werden müssen, waren zu Anfang des Krieges dadurch 
erledigt worden, daß der ganze Eisenbahnbetrieb als auf Staatskosten 
geführt betrachtet wurde. Erhebliche Meinungsverschiedenheiten führten 
dann Anfang 1915 zu der Regelung, daß der Staat die gesamten Betriebs- 
verluste der Bahnen (1919: 16 Mill. fl bei einem Aktienkapital von 18 
und 221, Mill. fl bei SS und HSM) in der Form übernahm, daß er unter 
Verzicht auf jede weitere Abrechnung den beiden Gesellschaften eine 
Summe zur Verfügung stellte, die hingereicht hätte, eine Dividende von 
4% auszuschütten, während sich die Gesellschaften verpflichteten, nicht 
mehr als 3 % zu bezahlen, Unter diesen Umständen gewann der Gedanke 
der Verstaatlichung der Unternehmen wieder Raum, und zwar zunächst 
in der Art, daß die Aktien der Gesellschaften, von denen man annehmen 
konnte, daß sie unter den Umständen verhältnismäßig billig zu haben 
seien, durch den Staat angekauft werden sollten (1918). Die Sache kam 

Die tatsächliche Verschmelzung der kleineren, stark zentralisierten, wohl 
etwas starr und konservativ geleiteten HSM und der, schon ihrer örtlich und 
sachlich größeren Geschäftskreises wegen mehr auf Dezentralisation eingestell- 
ten, geschmeidigeren und liberaleren SS war nicht so ganz einfach, zumal der 
HSM-Einfluß von oben her zunächst wohl etwas einseitig überwog; der Aus- 
gleich konnte erst langsam geschehen, indem man erkannte, daß beide Arbeits- 
methoden ihre Vorzüge und Nachteile hatten. 

2 Vgl. Archiv 1917 S. 534 und 977. 

7 Vgl. Archiv 1918 S. 115; 1925 wurde die Bahn, soweit sie auf nieder- 
lündischem Boden lag, von SS käuflich erworben (28. Februar), zum 1. Januar 1934 
erwarb der Staat die Zentralbahn, 

* 1915 und 1916 brauchte dieses Abkommen nicht in Anspruch genommen 
zu werden, die Gesellschaften konnten, noch aus dem Vollen schöpfend, 5 % Divi- 
dende verdienen. 
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jedoch! nicht zustande, und so kam es dann, nachdem die militärische 
Inanspruchnahme der Bahnen aufgehört haite und die wirtschaftliche 
Lage immer bedrohlicher wurde, zu dem Vertrage vom 11. Dezember 1920, 
nach dem SS und HSM ihr Kapital von 18 und 221% Mill. fl um 22 und 
27% Mill, fl auf 40 und 50 Mill. fl erhöhten, wobei der Staat — aller- 
dings nur unter Einzahlung von 10 % — die gesamte Kapitalerhöhung 
auf sich nahm und damit die tatsächliche Verfügungsgewalt über die 
Gesellschaften erhielt2; er konnte damit die Direktoren und die Mehr- 
zahl der Aufsichtsratsmitglieder ernennen. Gleichzeitig wurden die Rechte 
der Gesellschaften, die Verstaatlichung zu erzwingen, beseitigt und der 
Staat übernahm als Gegenleistung dafür die Gewähr für eine Dividenden- 
zahlung von 5%. Das Eigenleben der Gesellschaften selbst, die Inter- 
essengemeinschaft als solche und die privatwirtschaftliche Form der 
Geschäftsführung blieben dabei unverändert bestehen. Die Dividenden- 
garantie hatte in der Folgezeit für die Jahre 1921, 1922 und 1923 noch 


* Archiv 1918 S, 681. 2 Archiv 1921 S. 204 und 1922 S. 467. 
zen Im See 
tioba- | sonal- |, j 1 | je Be jo Bo- 
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Durch- | des | meter meter 
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Zuzahlungen von 32,9, 30,5 und 22,9 Mill. fl zur Folge, dann gelang es 
den Bahnen noch einmal, das finanzielle Gleichgewicht wieder herzu- 
stellen. Der allgemein sinkende Zinsfuß machte sogar ab 1931 die Herab- 
setzung des gewährleisteten Dividendensatzes von 5 auf 4% möglicht, 
doch die gleichzeitig einsetzende Weltwirtschaftskrise brachte die Bahnen 
infolge des Verkehrs- und Einnahmerückgangs in eine geldlich immer 
schwierigere Lage, zumal als unmittelbare Folge der Abmachungen mit 
dem Staate seit 1890 die Abschreibungen den wirklichen Bedürfnissen 
nicht entsprochen hatten und dadurch die kapitalsmäßige Belastung der 
Gesellschaften zu hoch geworden war, ohne daß eine Aussicht bestand, 
hier je zu einer Besserung zu kommen; auch die Ausstattung des Pen- 
sionsfonds erschien geldlich durchaus unzureichend. So wollte es trotz 
radikaler, bei dem immer ungeregelter werdenden Wettbewerb des Kraft- 
wagens aber nicht zu vermeidender Betriebseinschränkungen und Ver- 

1 Dabei wurde den Inhaberaktionären Gelegenheit gegeben, ihre Aktien 
gegen Obligationen der anderen Gesellschaften umzutauschen; von diesem Recht 


machten damals fast sämtliche Aktionäre Gebrauch, vgl. Archiv 1933 $. 83. 
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einfachungsmaßnahmen! einerseits und bewundernswerter Modernisie- 
rung des Betriebsapparates anderseits (Umstellung auf den elektrischen 
Betrieb, Einführung von Dieselzügen, Neugestaltung des Stückgutver- 
kehrs und des Personenzugfahrplans, Einschaltung in den Kraftwagen- 
verkehr? usw.) nicht gelingen, das wirtschaftliche Gleichgewicht wieder 
herzustellen und ohne Anforderungen an den Staat zu den nötigen Über- 
schüssen zu kommen, die einen gerechten Lohn für die Arbeit darstellten, 
ohne den nun einmal auf die Dauer nicht auszukommen ist. 

Die Mittel, mit denen der Staat schließlich eingriff und die zum 
1. Januar 1938, ein Jahr vor dem hundertjährigen Bestehen der Eisen- 
bahnen, im 101. Jahre der 1837 gegründeten HSM und im 75. Jahre der 
seit 1863 bestehenden SS, der Geschichte der Privatbahnen in den Nieder- 
landen ein Ende machten: Gründung einer ausschließlich dem Staat 
gehörenden A.-G. „Niederl. Eisenbahnen“ (2. August 1937) und Über- 
nahme der gesamten Staatsbahnen und des Eigentums der beiden 
dabei aufgelösten Gesellschaften auf diese, unter gleichzeitiger starker 
kapitalmäßiger Entlastung der Eisenbahnen sind noch kürzlich hiert 
erörtert worden, sie dürfen als bekannt vorausgesetzt werden. Damit 
geht das erste Jahrhundert der niederländischen Eisenbahnen in die Ge- 
schichte ein, aber der kurze, hier genommene und hiermit abgeschlossene 
Rückblick auf die ersten hundert Jahre berechtigt zu der sicheren Ge- 
währ, daß auch in der neuen, den veränderten Zeitumständen angepaßten 
Form die Eisenbahnen in den Niederlanden auch weiterhin ihre Auf- 
gabe, die ersten Diener des Verkehrs zu sein, getreulich erfüllen werden, 
wenn es gilt, gerüstet mit den reichen Erfahrungen der Vergangenheit 
zu neuen Taten auszuholen. 


Ergebnisse der Niederländischen Eisenbahnen seit 1914. 

Die Übersicht enthält die Ergebnisse der SS und der HSM, ab 1917 
auch die der Zentralbahn und ab 1919 auch die der Nordbrabant-Deut- 
schen Eisenbahn. Vgl. dazu die Übersicht im Archiv 1917 Seite 982/983 
sowie die Zusammenstellungen Archiv 1918 S. 1002 und 1920 S, 1278. In 
Verbindung mit den Angaben über die HSM (Archiv 1912 S. 1237), die SS 
(Archiv 1913 S. 1491), die Rheinbahn (Archiv 1915 S. 846) sowie über 
die Zentralbahn und die Nord-Brabant-Deutsche Eisenbahn (Archiv 1916 
S. 200) ergibt sich eine zusammenfassende Übersicht (s. S. 706 u. 707). 

1 Archiv 1983 S, 73 und 1937 S. 391. 

2 Seit 1927 besitzen die Gesellschaften in der Ato, „Algem. Transp. Onder- 
neming“, ein eigenes Kraftfahrunternehmen, 

3 Nachdem zum 1. Mai 1938 auch das Netz der Noord-Ooster Locaal-Bahnen 
von den Niederl. Eisenbahnen erworben worden ist, stehen von den 3342 km Eisen- 
bahnen nur noch 133 km (62 km Nebenbahnen und 71 km Kleinbahnen) nicht im 
Eigentum des Staates, inzwischen ist auch die Verstaatlichung der Strecken 
Sauwerd—Roodeschool 26,8 km, Groningen—Slochteren—Weiwerd 36,7 km und 
Alkmaar— Warmenhuizen 12,0 km, zusammen 76,1 km lang, eingeleitet worden. 

4 Archiv 1936 S. 1131. 
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Eine Kleinbahn-Studie von Oberreichsbahnrat i. R. Carl Grospietsch in Hannover. 


(Mit einer Übersichtskarte.) 


1. Allgemeines. 


Die Grenzen zwischen einer Bahn des allgemeinen und des nicht 
allgemeinen Verkehrs sind oft flüssig; häufig versagen charakteristische 
innere Merkmale, und man beantwortet die Frage nach der Zuge- 
hörigkeit zu der einen oder anderen Gruppe dann einfach nach dem 
Gesetz: Die dem preußischen Gesetz vom 3. November 1838 unter- 
stehenden Bahnen sind Nebenbahnen, Bahnen des allgemeinen Ver- 
kehrs, die dem preußischen Gesetz vom 28. Juli 1892 unterstehenden 
Bahnen sind Kleinbahnen, d. h. solche des nicht allgemeinen Verkehrs; 
letzteres so lange, als nicht der Reichsverkehrsminister von seinem 
Rechte Gebrauch macht, eine solche Bahn zur Bahn des allgemeinen 
Verkehrs zu erklären, 

Ein Schulbeispiel für einen solchen Grenzfall mit allen seinen 
Einzelheiten bei der Gründung, beim späteren Ausbau und Verkehr und 
mit zahlreichen hieraus entspringenden Eigentümlichkeiten der äußeren 
und inneren Organisation bietet die HohenzollerischeLandes- 
bahn A.-G. Die merkwürdigen Verkehrs- und Wirtschaftsfragen der 
im Südwesten Deutschlands, unweit des Bodensees laufenden Bahn waren 
seit dem Entstehen der Bahn um die Jahrhundertwende bis in die 
jüngste Zeit ein Spielfeld für Meinungskämpfe über ihr Wesen. Dieses 
„in der Geschichte schwankende Charakterbild“ wird sich voraussicht- 
lich endgültig erst festigen mit der Festigung oder vielmehr dem voll- 
ständigen Aufgehen der Ländergesetzgebung in der des Reichs. Denn 
die oben angedeuteten Zweifelsfragen haben ihren eigentlichen tiefsten 
Grund in den eigenartigen kleinstaatlichen Beziehungen zwischen dem 
Preußischen Hohenzollernlande und dem Staate Württemberg. Und 
wenn auch die Hohenzollerische Landesbahn als „freie Tochter“ des 
Verkehrs sich über gewisse Länder grenzen hinweggesetzt hat, so hat 
sie die „Bierschalen“ der Länder g e setz gebu n g doch erst allmählich 
und bisher noch nicht ganz abgestreift. Eine für Fernerstehende nicht 
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leicht verständliche Über-Organisation in der äußeren Verwaltung, 
vor allem in der Aufsicht, war die eine Folge. Aber auch der Aufbau 
und die Entwicklung der inneren Organisation war nicht immer 
übersichtlich und einfach und hat sich erst in den letzten Jahren er- 
freulich gewandelt. 

2. Strecken und Land. 

Die normalspurige Landesbahn ist zur Zeit 107,43 km lang; 92,53 km 
davon liegen auf preußischem Gebiet, in dem von Württemberg um- 
schlossenen Land Hohenzollern; 14,00 km liegen in Württemberg, und 
zwar ragt die Bahn zum Teil mit ihren auslaufenden beiden nördlichen 
Spitzen in dieses Land hinein, zum Teil durchläuft sie einen wiederum 
von Preußen umschlossenen württembergischen Gebietsteil: eine Enklave 
in der Enklave. 

Das Donautal unweit der Donaueschinger Quellen mit zahlreichen 
kleinen und kleinsten Zuflüssen, das bewaldete Hügelland der Schwä- 
bischen Alb und Ausläufer des Neckarlandes geben der Landschaft 
ihr charakteristisches romantisches Gepräge, 

Die Reichsbahnstrecken im Süden der württembergischen Landes- 
hauptstadt Stuttgart umspannen in einem unregelmäßigen Kreis Hohen- 
zollern, es teilweise auch kreuzend: Stuttgart—Horb--Tultlingen-—Sig- 
maringen—Ulm—Plochingen—Stuttgart, mit der Querverbindung Plo- 
chingen— Reutlingen— Tübingen— Hechingen— Balingen— Sigmaringen. 
Keine dieser Haupt- und Nebenbahnen aber erschließt besser und 
schöner die reizvolle Landschaft und das Verkehrsgebiet als die Landes- 
bahn, 

Der gebogenen Form ihres Landes folgt sie von der im Süden ge- 
legenen Landeshauptstadt Sigmaringen zunächst nordwärts gerichtet bis 
zum Ort Gammertingen, dem betrieblich wichtigsten Bahnknotenpunkt; 
sie wendet sich dann nordwestlich über Burladingen nach Hechingen; 
bei dem uralten Städtchen Haigerloch vorbei erreicht diese Strecke die 
württembergische Grenze nach im ganzen 78,03 km und endet, 4,7 km 
von ihr entfernt, bei dem württembergischen Neckarort Eyach; Über- 
gang zur Reichsbahn. 

Die beiden wichtigsten Städte des Landes liegen an dieser 
Strecke: Sigmaringen mit etwa 5500 Einwohnern ist Landeshauptstadt 
als Sitz des preußischen Regierungspräsidenten; er untersteht unmittel- 
bar dem Minister des Innern und ist zum Teil mit oberpräsidialen Be- 
fugnissen ausgestattet; in letzterer Eigenschaft ist ihm auch der Landes- 
kommunalverband, an dessen Spitze ein Landesdirektor steht, angeglie- 
dert. Die Stadt ist auch Wohnsitz des Fürsten von Hohenzollern im 
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malerisch auf steilem Felsen über der Donau gelegenen, an Kunst- 
schätzen reichen Schloß; von diesen ist allerdings vor einigen Jahren 
ein Teil in auswärtige Museen, hauptsächlich in das Städelsche Institut 
in Frankfurt am Main abgewandert. Der derzeitige Älteste der Familie 
ist mit einer Tochter des letzten Sachsenkönigs verheiratet; mehrere 
Denkmäler der einst mit gewissen landesherrlichen Vorrechten ausge- 
statteten Fürsten und zahlreiche alte Hoflieferantenschilder geben dem 
ganzen Ort den Charakter einer verträumten kleinen Residenz verflos- 
sener Zeiten, 

Das im Tal des Flüßchens Lauchert belegene, dem Fürsten ge- 
hörende Hüttenwerk verbindet mit der Strecke Sigmaringen—Eyach eine 
besondere 9,07 km lange Linie, die bei dem etwa 4 km südlich von Sigma- 
ringen liegenden Keichsbahnhof Sigmaringendorf die Reichsbahn 
berührt 

Die Schwesterstadt Hechingen, mit gleicher Einwohnerzahl 
wie Sigmaringen, Sitz eines Landrats — noch vor nicht allzulanger Zeit 
besaß das kleine Land vier Landräte, die die Berufsbezeichnung Ober- 
amtmann führten —, liegt am Fuß eines von der Stammburg Hohen- 
zollern gekrönten Bergkegels. Die Stadt ist Sitz des Landgerichts, das bis 
zum 1. April 1938 in der Rechtsmittelinstanz zum Oberlandesgericht 
Stuttgart, in der Justizverwaltung zum Oberlandesgericht Frankfurt am 
Main gehörte; seit diesem Tage sind beide Zuständigkeiten in Stuttgart 
vereinigt. Hechingen ist eine der wichtigsten Verkehrsstädte, an der 
Schwelle zwischen Alb und Neckarland gelegen, mit eigener Industrie, 
vor allem Textilfabriken; die Reichsbahn aus Richtung Tübingen kreuzt 
hier die Landesbahn, 

Vom oben schon erwähnten Knotenpunkt der Landesbahn Gammer- 
tingen, auch Hauptstützpunkt der maschinentechnischen Anlagen, führt 
nach Norden die 19,7 km lange Strecke bis zum württembergischen End- 
punkt Kleinengstingen. Sie „schwankt“ besonders abwechslungsreich zwi- 
schen den beiden Ländern: Zunächst 0,92 km Preußen, dann Sau km Würt- 
temberg, nämlich die bereits erwähnte „Enklave in der Enklave“, dann 
wiederum Sen km Preußen, endlich Jus km Württemberg: Auslauf zum 
Übergangsbahnhof Kleinengstingen. Die Linie ist in ihrer fast völligen 
Industrielosigkeit von um so höherem landschaftlichen Reiz der Einsam- 
keit, bei dem idyllisch gelegenen letzten preußischen Haltepunkt Haid- 
kapelle zur Wanderung nach dem sagenumwobenen Schloß Lichtenstein 
einladend; die Burg ist allerdings in ihrer jetzigen Gestalt gegenüber 
der von Wilhelm Hauff besungenen mittelalterlichen Historie gänzlich 
erneuert. 
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Die Landesbahn führt über 38 eiserne und 25 steinerne Brücken, 
von denen die schön geschwungene Donaubrücke bei Sigmaringen den 
Namen ihres Erbauers und Bahnmitbegründers, des ersten Vorstandes 
Geheimen Baurats Max Leibbrand trägt. 


3. Verkehr. 


Das Hauptindustriewerk des Landes und der Bahn, das Fürstlich 
Hohenzollerische Hüttenwerk im Lauchertal, besteht bereits seit dem 
Jahre 1708; es hat eine Belegschaft von etwa 900 Mann. Seine Haupt- 
erzeugnisse sind Stahl in Stangen und Ringen für Schrauben- und Zünd- 
kerzenfabriken, ferner Bronze in Stangen und Rohren für Maschinen-, 
Automobil- und Flugzeugbau, endlich Lager aus Bleibronze für schnell- 
laufende Explosionsmotoren. Die Hütte ist Hauptträgerin des Auslands- 
verkehrs der Landesbahn; sie hat daneben noch eine mit etwa 350 Mann 
belegte Zweigstelle in Berlin. 

In ihrer Nähe befinden sich noch zwei Holzstoff-Fabriken kleineren 
Umfanges und eine kleine Brauerei-Maschinenfabrik. 

Zwischen Gammertingen und Hechingen ist die Textilindustrie an- 
gesiedelt in Haupt- und Filialbetrieben. Der Ort Burladingen allein be- 
sitzt zehn Textilfabriken mit einer Belegschaft von rund 2000 Köpfen, 
meistens Frauen und Mädchen. In Hechingen liegen sechs Textilwerke 
mit etwa 1600 Gefolgschaftsmitgliedern. Die Hechinger Industrie be- 
fand sich ursprünglich, im Gegensatz zu Burladingen, fast ganz in jüdi- 
schen Händen; jetzt sind diese Werke durchweg in arischen Besitz über- 
gegangen, Erwähnenswert ist daneben noch etwas Peitschenfabrikation 
Sowie Feinmechanik für Präzisionswaagen und ähnliche Geräte. 

Auf der Strecke Hechingen—Eyach liegt ein Salzbergwerk, das 
Steinsalz im Tiefbau mit 100 m Fördersohle unter Erdoberfläche fördert. 
Die Saline ist preußischer Staatsbesitz und wurde bis 1924 vom Staate 
selbst betrieben. Zur Hebung der bis dahin sehr geringen Fördermenge 
hat man das Bergwerk mit gutem wirtschaftlichen Erfolg an die che- 
mische Industrie in München verpachtet. Nicht weit davon liegt ein 
kleines Bad, Imnau, mit drei Mineralwasserwerken, deren früher recht 
guter Versand heute auf den Lastkraftwagen abgewandert ist. Das alte 
Städtchen Haigerloch — vor kurzem noch mit einem recht unlieblichen 
Ghetto — besitzt eine Makkospinnerei mit etwa 100 Gefolgschaftsmit- 
gliedern, 

Allgemein ist für das gesamte Verkehrsgebiet ein starker Holzver- 
sand bemerkenswert, im Langholzverkehr zur Zeit mit starker Kraft- 
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wagen-Abwanderungstendenz. Im übrigen wird alles das auf der Bahn 
verfrachtet, was im Empfang und Versand zur Landwirtschaft in Be- 
ziehung steht. 

Die Bevölkerung, die neben einigem Ausflugsverkehr in der Haupt- 
sache den Personen ehr der Landesbahn bildet, besteht überwiegend 
aus Kleinbauern, die sich zusätzlichen Verdienst durch Beschäftigung 
in der Industrie suchen; die klimatischen Verhältnisse auf der Alb, die 
lange Jahre den Zusatz „rauh“ trug, sind im allgemeinen dem landwirt- 
schaftlichen Anbau nicht gerade günstig. 


Im Bahngebiet liegen je zwei männliche und weibliche Arbeits- 
dienstlager und ein Landjahrmädellager. 

An Verkehrsmengen, die hier nur angedeutet werden sollen, zählten 
— vergleichsweise — das Jahr 1913 rund 685 000 Personen, 12000 t 
Eil- und Frachtstückgut, 107000 t Wagenladungen, das Jahr 1937: 
rund 797080 Personen, 12800 t Eil- und Frachtstückgut, 157000 t 
Wagenladungen. Die Gesamteinnahmen betrugen 1913 rund 463 000 M 
gegenüber 357 000 M Ausgaben und 1937 926 000 RM gegen 749 000 RM 
Ausgaben ohne Rücklagen und Abschreibungen. 1938 sind die Gesamt- 
einnahmen auf 1032880 RM gestiegen gegen 758 800 RM Ausgaben. 

Vom Gesamtverkehr ist im Durchschnitt 3 bis 5% Binnenverkehr. 
Von dem übrigen Verkehr entfallen auf das Ausland 8 bis 10 %, dank 
vor allem der Hütte. An ihm sind beteiligt: Italien, Frankreich, die 
Schweiz, Ungarn, Holland, die Tschecho-Slowakei, vor allem das ja jetzt 
als „Ausland“ nicht mehr in Frage kommende Österreich. 


4. Entstehung und Entwicklung der Bahn. 


Die Bevölkerung Hohenzollerns hatte in früheren Zeiten versucht, 
den Bau von Bahnen im Lande im Anschluß an die Bestrebungen des 
Verkehrs in den benachbarten württembergischen und badischen Gebiets- 
teilen zu erreichen. Der Bau preußischer Staatsbahnen war bei dem 
kleinen Umfang des Landes und seinem Enklave-Charakter ausge: 
schlossen. Ebensowenig kamen preußische Privatbahnen in Frage, da 
sie zur Gewinnung der Anschlüsse an die Staatsbahnen wiederum würt- 
tembergisches und badisches Gebiet berühren mußten. Dort aber hatte 
sich der Staat den Bau aller rentablen und wirtschaftlichen Linien vor- 
behalten; Privatbahnen wurden nur ganz ausnahmsweise konzessioniert. 

Dem Drängen der Bevölkerungskreise nachgebend und in der Ab- 
sicht, das Staatsbahnnetz wirtschaftlich auszugestalten, kamen in den 
Jahren 1866 bis 1877 einige Hohenzollern querende Staatsbahnen 
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zustande: Horb—Sulz, Tübingen—Hechingen—Sigmaringen, Sigmarin- 
gen—Ulm, Sigmaringen—Radolfzell, Altshausen—Pfullendorf (vgl. auch 
die Ausführungen unter Ziffer 2). Die Führung der Linien erfolgte 
lediglich nach den Bedürfnissen der betreffenden Staatsbahnen, ohne 
besondere Berücksichtigung der hohenzollerischen Interessen. 

Es blieb also nur der Weg von „Unternehmer-Bahnen“ übrig; da 
aber die Rentabilität der Linien bei lediglich lokalem Verkehr recht 
mäßig war, stellten die Baugesellschaften sehr weitgehende finanzielle 
Forderungen. Die Ausführung der auf den geringsten Umfang be- 
schränkten Linien mußte auch bei bescheidenster Ausstattung scheitern, 
wenn nicht der Landeskommunalverband und der Staa t hel- 
fend eintraten, 

Um mit geringsten Mitteln den dringendsten Bedürfnissen abzu- 
helfen, wurden zunächst vier kurze unzusammenhängende 
Linien projektiert von insgesamt rund 53 km Länge. 

Nun trat der Hohenzollerische Landesausschuß auf den Plan; aber 
sein Antrag an den Staat Württemberg, diese Linien mit Unterstützung 
des preußischen Staates und des Hohenzollerischen Landesverbandes 
zu bauen und zu betreiben, wurde im Januar 1898 abgelehnt, ebenso eine 
in mündlicher Audienz nachgesuchte Beitragsleistung des württembergi- 
schen Staates zu den Bahnen, soweit sie auf württembergisches Gebiet 
fallen, mit der Begründung, daß Württemberg auf preußischem Ge- 
biet eine Anzahl Bahnen ohne Unterstützung Preußens gebaut habe, daß 
es also nur „logisch und billig“ sei, daß nunmehr Hohenzollern die 
Bahnen auf württembergischem Gebiet ebenfalls ohne württembergische 
Unterstützung baue. 

Der „ganze Jammer“ unseliger Kleinstaaterei faßt einen an, wenn 
man die von dem damaligen Landesbaurat Leibbrand verfaßte 
Denkschrift über den Bahnbau liest, der die vorstehenden Aus- 
führungen entnommen sind. 

Nun beschloß, um endlich einigermaßen selbständig zum Ziele zu 
kommen, der Kommunallandtag: 

Es solle eine Aktiengesellschaft, die Hohenzollernsche Kleinbahn- 
gesellschaft, für die sämtlichen Linien gegründet und von dieser der 
Bau der Linien der Westdeutschen Eisenbahngesellschaft in Köln als 
Vertreterin der Firma Lenz & Co. übergeben werden; die Westdeutsche 
Eisenbahngesellschaft sollte auch den Betrieb der Linien auf Rechnung 


der Hohenzollernschen Kleinbahngesellschaft übernehmen und einen 
Anteil der Aktien decken, 
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Nachdem der Preußische Minister der öffentlichen Arbeiten 50 % 
der Aktien auf den Kleinbahnfonds übernommen, auch die Gemeinden 
und Amtsverbände die freie Hergabe des Grund und Bodens zuge- 
sichert hatten, genehmigte der Kommunallandtag die Übernahme von 
25 % des Aktienkapitals und die Übernahme einer 3%%prozentigen Zins- 
garantie für die von der Westdeutschen Eisenbahngesellschaft über- 
nommenen Aktien. 

Um einen späteren Zusammenschluß der vier Linien möglich zu 
machen, wählte man eine Spur, die Normalspur. 

Nunmehr waren die vier Linien finanziert, sie wurden gebaut und 
im März 1900 sowie im März, Juni und November 1901 eröffnet: Es 
waren dies die Strecken Sigmaringendorf—Bingen (nördlich von Sig- 
maringen), Hechingen—Burladingen, Eyach—Stetten, Kleinengstingen 
bis Gammertingen. 

Konzessioniert sind die Linien, soweit sie in Preußen liegen, durch 
den Regierungspräsidenten am 28. Juni 1899, und zwar als Klein- 
bahnen. Für die auf württembergischem Gebiet liegenden 
Teile wurden sie durch das württembergische Ministerium am 8. Juni 
1900 konzessioniert, und zwar als Nebenbahnen, gemäß dem Würt- 
tembergischen Gesetz vom 18. April 1843, das dem Preußischen Gesetz 
von 1838 entspricht. 

Bis zum Jahre 1912 wurden dann die Verbindungsstrecken gebaut, 
so daß seit dieser Zeit die Hohenzollerische Landesbahn — den Namen 
führt sie seit 1907, bis dahin hieß sie Hohenzollernsche Kleinbahngesell- 
schaft — ihre jetzige Gestalt hat. Die drei preußischen Konzessionen 
wurden am 5. Januar 1912 ineiner Urkunde zusammengefaßt, 


5. Charakter der Bahn; äußere Verwaltung. 


Schon aus der stückweisen unzusammenhängenden Entstehung 
kann man erkennen, daß die Linien nicht als Bahnen des allgemeinen, 
sondern nur des örtlichen Verkehrs ursprünglich gedacht waren. Sie 
waren nicht nur konzessionsmäßig, sondern auch in ihrem inneren Ver- 
kehrswesen Kleinbahnen ; sie gehörten daher zum Aufsichtsbereich 
des Preußischen Ministers für Handel und Gewerbe. Da aber einige 
Teile der Linien, und zwar gerade der Stammlinien, nicht im preußischen 
Gebiet lagen, konnten diese Teile nicht vom preußischen Ministerium 
abhängen; sie mußten daher einer württembergischen Instanz zugeteilt 
werden. Diese aber konnte, mangels eines dem preußischen Kleinbahn- 
gesetz von 1892 gleichenden oder ähnlichen württembergischen Gesetz, 


Die Hohenzollerische Landesbahn. TIT 


ihren Teilen nicht den Charakter einer Kleinbahn geben; und daraus 
entsprang die Konzessionierung dieser Teile als Nebenbahn.Innerlich 
war diese Charakterisierung nicht begründet, denn man konnte doch 
wohl kaum behaupten, daß die in ihrer Hauptlänge eben noch dem ört- 
lichen Verkehr dienende Bahn beim Überschreiten der zufällig in ihren 
Verkehrsbereich fallenden Landesgrenze plötzlich ihren Verkehrs- 
charakter änderte und dem allgemeinen Verkehr auf wenige Kilometer 
diente, Aber der Dualismus war nun einmal formal in den Konzessions- 
urkunden besiegelt und zeitigte einige Merkwürdigkeiten, zunächst in 
der äußeren Verwaltung. 


Es gab zwei Zentralaufsichtsbehörden: Für die Kleinbahn der Preu- 
Bische Minister für Handel und Gewerbe, für die Nebenbahn (Privat- 
bahn) der Reichsverkehrsminister. Diese zweifache Zuständigkeit 
pflanzte sich fort in die Provinzialinstanzen, Vom preußischen Mini- 
sterium durfte keine württembergische Eisenbahndirektion abhängen, 
also mußte eine preußische Direktion Kleinbahnaufsicht werden; die 
nächstgelegene Direktion war Frankfurt am Main, die als „Preußische 
Kleinbahnaufsicht“ mit diesen Geschäften betraut wurde. Andererseits 
durfte diese preußische Direktion keine württembergischen Nebenbahnen 
beaufsichtigen; diese fielen daher der Direktion Stuttgart unter der 


Firma: „Der Präsident als Reichsbevollmächtigter für Privatbahnauf- 
sicht“ zu. 


So standen für die verhältnismäßig kleine Verwaltung zwei örtlich 
getrennte Organe nebeneinander. Gewiß ist das Zusammenarbeiten im 
Lauf der Jahre stets reibungslos vor sich gegangen. Ganz klar war die 
Lage beispielsweise bei örtlich bedingten landespolizeilichen Angelegen- 
heiten, in denen Preußen mit der Direktion Frankfurt am Main, Württem- 
berg mit Stuttgart zusammenging. In anderen Fällen gab es allerdings 
gelegentlich einen gewissen Organisationsleerlauf. So war beispiels- 
weise nach der Preuß. Genehmigungsurkunde vom 5. Januar 1912 über 
das gesamte Bahnunternehmen eine einheitliche Rechnung zu 
führen, soweit es zu einem zusammenhängenden Bahnnetz vereinigt war. 
Es wurden jedoch, und zwar unabhängig von der Zugehörigkeit zu den 
zwei Ländern, für die einzelnen Teilstrecken besondere Rechnungen 
gelegt. Die Aufsicht in Frankfurt a. Main bedurfte hierzu der Zustim- 
mung von Stuttgart, die grundsätzlich damit einverstanden war; immer- 
hin gab es dabei Vorbehalte bezüglich der Feststellung des Anlagekapitals 


der württembergischen Strecken, also eine gewisse Geschäftserschwernis. 
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Für die Bahn selbst einschneidender waren in der Doppelorgani- 
sation beruhende Schwierigkeiten in der Tarifgestaltung. 


Es war nicht zu verkennen, daß die Landesbahn durch den end- 
gültigen Zusammenschluß der ursprünglich „gestückelten“ Strecken all- 
mählich aus dem örtlichen Verkehrscharakter herausgewachsen war. Der 
Bahn waren auch, diesem Zustand Rechnung tragend, direkte Tarife, und 
zwar unter Auflassung der halben Abfertigungsgebühr, zugebilligt. 


Aber der — oben schon erörterte — Auslandsverkehr trieb die Bahn 
weiter im Bestreben nach Aufnahme ihrer Strecken in das inter- 
nationale Übereinkommen über den Eisenbahnfrachtverkehr, 
Im Jahre 1925 stellte die Bahn einen entsprechenden Antrag. Nach den 
damaligen Grundsätzen, die schon in einem im Einvernehmen mit dem 
Reichseisenbahnamt gegebenen Erlaß des Ministers der öffentlichen Ar- 
beiten vom 20. März 1896 ihren Niederschlag gefunden hatten, war dies 
wohl für Privat-Nebenbahnen, nicht aber für Kleinbahnen zulässig. (Der 
Gedanke des alten Erlasses war ja logisch, denn „örtlicher Verkehr“ und 
„Auslandsverkehr“ waren eben zwei grundsätzlich ganz verschiedene 
Begriffe.) Also war die Zubilligung internationaler Tarife wohl für die 
württembergische Nebenbahn, nicht aber für die preußische Kleinbahn 
möglich. Eine Teilung nach Stationen war aber wiederum praktisch aus- 
geschlossen, da es für die Verfrachter nicht verständlich gewesen wäre, 
wenn einige wenige Stationen einer Strecke in den internationalen Tarif 
aufgenommen worden wären, andere an der gleichen Strecke belegene 
preußische Stationen (die Laucherthütte als wohl wichtigste internatio- 
nale Station lag beispielsweise in Preußen) aber nicht. Der Antrag 
mußte demnach zunächst abgelehnt werden. 


Immerhin gab er und die ständig nach außen in die Erscheinung 
tretende merkwürdige Struktur der Bahn Anlaß zur Aufrollung des ge- 
samten Verkehrsproblems. Die vom Reichsverkehrsminister kategorisch 
gestellte Frage: Welchen Verkehrscharakter hat die 
HohenzollerischeLandesbahn ?, durfte auf die Dauer nicht 
ex lege allein beantwortet werden, sondern das ganze Wesen der Bahn 
war verkehrlich zu untersuchen. 


Diese Untersuchung wurde im Oktober 1926 mit größter Gründ- 
lichkeit vorgenommen; an der Bereisung aus diesem Anlaß und der Aus- 
sprache über alle wesentlichen Punkte beteiligten sich nicht weniger als 
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20 Herren, auch ein Zeichen wohl für die Organisationsüberspannung, 
an der die Bahn litt. Das Ergebnis war nicht vollständig abschließend. 
Wohl wurde „ein erhebliches Bedürfnis für die Anknüpfung internatio- 
naler Beziehungen“ festgestellt, auf der anderen Seite entsprach aber 
die Bahn trotz an sich guter technischer Anlagen den Anforderungen 
einer Bahn des allgemeinen Verkehrs noch nicht ganz. Insbesondere gab 
es einige zu scharfe Krümmungen, die unbedingt vor einer etwaigen 
Erklärung zur Bahn des allgemeinen Verkehrs hätten beseitigt werden 
müssen, 


Da fand sich nun niemand, der diese immerhin auf einige hundert- 
tausend Reichsmark geschätzten Kosten für die vollkommen ausreichende 
bauliche Änderung übernehmen wollte; weder die Westdeutsche Eisen- 
bahngesellschaft, noch die Hohenzollerische Landesverwaltung oder die 
Preußische Regierung waren dazu bereit, Einen Zwang etwa auf die 
Bahn in der Hinsicht anzuwenden, daß sie „offiziell“ zur Bahn des all- 
gemeinen Verkehrs erklärt würde und dann in der Folge die technischen 
Ausführungen hätte vornehmen müssen, wurde vom Reichsverkehrs- 
ministerium abgelehnt. 


So blieb auch nach diesem Klärungsversuch der Doppelcharakter 
bestehen. Aber die Hohenzollerische Landesbahn wurde trotzdem nun- 
mehr zur Förderung der Wirtschaft und des internationalen Verkehrs 
in die Liste der Eisenbahnstrecken, auf die das internationale Überein- 
kommen über den Eisenbahnfrachtverkehr Anwendung findet, aufgenom- 
men. Die Bahn ist nunmehr an allen direkten Verkehren Großdeutsch- 
lands und an folgenden Auslandsverkehren beteiligt: deutsch-nieder- 
ländischer, -tschecho-slowakischer, -polnischer, -schweizerischer, -franzö- 
Sischer, -Juxemburgischer, Donau-Umschlagverkehr. 


Hiermit waren die tarifarischen Haupiwünsche der Bahn erfüllt 
und die Frage nach ihrem eigentlichen Verkehrscharakter blieb weiter 
in der Schwebe. Eine gewisse Organisationsvereinfachung trat vom 
1. Januar 1936 ab ein: Die jetzt vom Reichsverkehrsminister ausgehende 
Gesamtaufsicht auch über Kleinbahnen unter der Firma „der Reichs- 
bevollmächtigte für Bahnaufsicht“ ging auch für die preußischen 
Strecken der Landesbahn auf die Reichsbahndirektion Stuttgart über, 


1 Die amtliche Niederschrift vom 9. Oktober 1926 zählt allerdings nur 
19 Namen; dabei ist der sehr maßgeblich beteiligt gewesene Tarifreferent der 
Reichsbahn-Hauptverwaltung aber nicht genannt worden, 


dis 
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so daß dieser Dualismus weggefallen ist und nur noch eine Reichs- 
bahndirektion, wenn auch immer noch unter der Herrschaft verschie- 
dener Landesgesetze, die Gesamtaufsicht führt, 


6. Innere Organisation. 


Man goß beim Bau der vier Stammlinien schon die Landesbahn 
in die Form einer Aktiengesellschaft; diese Form wurde — wie die unter 
Abschnitt 4 erwähnte Denkschrift sagt — gewählt, „da dem Hohen- 
zollerischen Kommunalverband bei dem geringen Umfange seiner Ver- 
waltung die erforderlichen Kräfte zur Ausführung des Baues und zur 
Übernahme des Betriebs nicht zur Verfügung standen, und die Annahme 
von bau- und betriebstechnischen Kräften für den besonderen Fall nicht 
die Gewähr einer tüchtigen Ausführung und sachgemäßen Leitung bot, 
wie dies eine Unternehmung größeren Stils zu tun vermochte“. 

Der innere Ausbau dieser Aktiengesellschaft war allerdings zeit- 
weilig etwas umständlich. Das hatte seinen inneren Grund jedoch 
weniger in dieser Form selbst, als in ihrer Überspitzung durch die 
Art der Betriebsführung. 

Von den drei im Gesetz vorgeschriebenen Organen einer Aktien- 
gesellschaft: Vorstand, Aufsichtsrat, Generalversammlung — in der 
neuesten Fassung des Aktiengesetzes heißt sie „Hauptversammlung“ — 
war zunächst das zuletzt genannte verhältnismäßig einfach zu „hand- 
haben“. Das bei der Entstehung 3240000 Mark betragende Aktien- 
kapital (es beträgt jetzt 6372100 RM) lag nur in drei Händen: dem 
Preußischen Staat, der Kommunalverwaltung und der Westdeutschen 
Eisenbahngesellschaft, so daß Abstimmungen und Beschlüsse keinen 
großen Verwaltungsaufwand erforderten. Letzterer ist nach dem Aus- 
scheiden der Rechtsnachfolgerin der Westdeutschen Eisenbahngesell- 
schaft aus dem Aktienbesitz durch die Umleitung auf nur zwei Gruppen 
noch geringer geworden. 

Auch der Aufsichtsrat war einfach gebaut: Neben Vertretern der 
drei Aktionärgruppen waren in ihm Vertreter der Landesindustrie und 
Mitglieder der Reichsbahn als Eisenbahnsachverständige vorhanden, 

Komplizierter war das Kapitel „Vorstand und Betriebsführung“: 
Da die Westdeutsche Eisenbahngesellschaft maßgeblich am Bau und an 
der Finanzierung beteiligt war (vgl. Abschnitt 4), wurde ihr vertraglich 
die Betriebsführung übertragen. Hier interessieren nicht so sehr die 
Einzelheiten der Vertragsdauer, der Entschädigung usw., als vielmehr 
die Personalfragen, die sich aus diesem Vertrag für Betriebsleitung 
und Vorstand entwickelten. 
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Bis zum Jahre 1923 unterhielt die „Westdeutsche“ — Sitz in Köln — 
als Betriebsführerin eine Betriebsabteilung in Stuttgart. Als deren 
Leiter im Jahre 1923 starb, löste sie diese Betriebsabteilung auf und 
richtete eine örtliche Betriebsdirektion in Hechingen ein. Alsdann hatte 
ein technisches Mitglied der Betriebsdirektion seinen Sitz in Köln, 
sein bautechnischer Vertreter wohnte in Konstanz, ein Mitglied, 
Offizier a. D., kleinbahntechnisch vorgebildet, war örtlicher Betriebs- 
leiter inHechingen, sein ständiger Vertreter war in Stuttgart, 
ein maschinentechnischer Sachverständiger wohnte in Karlsruhe. 
Der Vorstand selbst, ein im Ruhestand lebender Bürgermeister, wohnte 
in Stuttgart. 

Als im Jahre 1926 die „Westdeutsche“ liquidierte, trat an ihre 
Stelle ihre Tochtergesellschaft, die Vereinigte Kleinbahn-Aktiengesell- 
Schaft mit Sitz in Frankfurt a. Main; dieser Ort trat an die Stelle 
von Köln. 

Dieser zum mindesten recht schwerfällige Apparat drängte zur 
Vereinfachung. Für sie bot sich im Jahre 1932 die Möglichkeit durch 
Lösung des Betriebsführungs-Vertrages mit der Vereinigten Kleinbahn- 
Aktiengesellschaft, die nach längeren, hier nicht im einzelnen zu er- 
örternden Verhandlungen zum 1. Juli 1933 „im Wege freundschaftlicher 
Vereinbarung“ erfolgte. 

Der Aufsichtsrat ergriff diese Gelegenheit — zumal der Vorstand 
in Stuttgart und der den Betrieb leitende Beamte in Hechingen in den 
Ruhestand traten —, die Bahn ineigene Regie zu nehmen. Hierbei 
wurden Vorstand und Betriebsleitung in Personalunion verschmolzen in 
einem technisch voll ausgebildeten und mit reicher Kleinbahnerfahrung 
ausgestatteten Regierungsbaumeister, neben dem ein mit der Bahn seit 
Jahrzehnten verwachsener Amtmann als Vertreter steht. Rücksichten auf 
Eisenbahnkonzerne sind entfallen, zumal die Aktien der Vereinigten 
Kleinbahn-Aktiengesellschaft im Jahre 1929 bereits an den Kommunal- 
verband veräußert worden waren, so daß sich das gesamte Aktienkapital 
— wie bereits oben hervorgehoben wurde — nur noch in zwei „öffent- 
lichen Händen“ = Staat und Kommunalverwaltung befindet. 

Im Rahmen des mehr als bisher auf Grundsätze des Führerprinzips 
eingestellten neuen Aktiengesetzes führt der Vorstand die Geschäfte und 
den Betrieb in sehr vereinfachter Verwaltung. Dies hat sich, vor allem 
auch in der Tarifpolitik, in der Fürsorge für die Gefolgschaft und in 
der Überwachung von Bau und Betrieb einschließlich der Erneuerung 


des rollenden Materials in jeder Hinsicht, auch allgemein-wirtschaftlich, 
bewährt. 
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7. Schlußgedanken. 


An Hand der Lage und Entwicklung der Hohenzollerischen Landes- 
bahn sollte zu zeigen versucht werden, wie leicht auf dem Gebiet der 
Privatbahnen — das Wort steht diesmal allgemein im Gegensatz zu 
„Staats- oder Reichsbahn“ — ein organisatorisches Übermaß entstehen 
kann, das nicht im richtigen Verhältnis zur Bedeutung des einzelnen 
Unternehmens stehen dürfte. Man läßt hier mangels einheitlicher 
Grundsätze und Gesetze dem „Spiel der freien Kräfte“ oft allzusehr die 
Zügel schießen. Vielleicht bietet sich für die staatliche Überwachung 
hier in der Zukunft die Möglichkeit stärkerer Einflußnahme mit dem 
allgemeinen Ziel der Vereinfachung. 


Die Entwicklung des Verkehrs außerdeutscher Kraftfahrzeuge 
im Deutschen Reich. 


Von 
Dipl.-Kfm. Dr, rer. techn. A. von Neuhoff-von der Ley, 
Referent im Statistischen Reichsamt, 


(Mit 5 Schaubildern.) 


Der Verkehr außerdeutscher Kraftfahrzeuge, der sich im Herzen 
Europas abspielt, hat sich, wie es der nachstehenden Zahlenübersicht zu 
entnehmen ist, in der großen Linie aufwärts entwickelt. Es ist jedoch 
zu beachten, daß die Zahlenreihen der einzelnen Jahre nicht ohne wei- 
teres miteinander vergleichbar sind, da die Zählmethoden — auf die im 
einzelnen noch eingegangen wird — im Laufe der Zeit mehrmals ge- 
ändert wurden. Immerhin sind diese Zahlenreihen von nicht zu ver- 
kennender Bedeutung, da sie im großen und ganzen ein klares Bild des 
Gesamtverkehrs der ausländischen Kraftfahrzeuge in Deutschland (vgl. 
Übersicht 1) und des Anteils der verschiedenen Herkunftsländer der 
Fahrzeuge an diesem Verkehr (vgl. Übersicht 2) geben. 

Die Vorkriegserhebungen wurden nach den Verzeich- 
nissen über Ausgabe der Erkennungsnummern, ab 1910 (nach 
Abschluß des Internationalen Abkommens über den Verkehr von Kraft- 
fahrzeugen vom 11. Oktober 1909) nach den Erlaubniskarten vor- 
genommen. Die letzte Erhebung vor dem Kriege (Oktober 1912 bis Sep- 
tember 1913 einschließlich) ergab für das damalige Reichsgebiet einen 
Verkehr von 24647 außerdeutschen Kraftfahrzeugen, und zwar 1522 
Krafträdern, 22893 Personen- und 232 Lastkraftwagen. Nach mehr- 
jähriger Unterbrechung wurde die Erhebung ab 1. Juli 1922 
wieder aufgenommen. Diesmal erfolgte die Erhebung auf Grund der 
Listen über die von den ausländischen Kraftfahrzeugbesitzern zu 
lösenden Steuerkarten. Es wurden also die eingegangenen Kraft- 
fahrzeuge ihrer Zahl oder der Zahl ihrer Übertritte in deutsches Gebiet 
nach insofern nicht genau erfaßt, als Doppelzählungen bei Nachlösung 
von Steuerkarten nicht vermieden, andererseits mehrfache Übertritte 
eines Kraftfahrzeugs während der Gültigkeitsdauer einer Steuerkarte 
nicht berücksichtigt werden konnten. Die Erhebung erstreckte sich auch 
diesmal wieder getrennt auf Krafträder, Personenkraftwagen (einschließ- 
lich Omnibusse) und Lastkraftwagen. Steuerfreie Kleinkrafträder 
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1. Grenzeingang außerdeutscher Kraftfahrzeuge in das Deutsche Reich 


nach Kraftfahrzeugarten. 


Krafträder 


davon 


Erhebungsjahr | Kraftfahrzeuge 

insgesamt 

5.086 

241017 

28 008 

10.409 

1924/25 37719 
1925/26 43 322 
1926/27 64.333 
1927/28 90366 
1928/29 76325 
1929/30 108119 
1930/31 130 877 
1931/32 130 447 
1932/33 135 908 
1933/34 121 902 
1934/351 518 602 
1935/36t 543 904 
1936/377 650 315 
1937/381 660 146 


432 
1522 
3045 
1213 
2460 
3043 
5371 
8410 
6795 
10 251 
12 286 
13 171 
13 354 
9 647 
37 108 
37 376 
47 669 
53 120 


N Lastkraftwagen 

sus | 

22808 | 

23687 | 

8 344 

31 256 | 

mm | 

53192 | 

74133 | 

65685 | 

| 92797 | 
112992 | 5.659 
110 859 6417 
115 360 7254 
103 845 8410 
424 844 56 650 
462 462 45.066 
5620855 | 40561 
558 532 T 48494 


1 Ohne Österreich (vgl. Fußnote 1 im Text). 


Herkunftsländer 


Insgesamt. o.oo 24 647 
davon aus: 

N T rg 1873 
Dänemark. var 2. - 

Danzig < n pye t g i 
Frankreich . . +. À 7 685 
Großbritannien 2» » 723 
Italien , . e ; 
Litauen und Memelgebiet . i 
Luxemburg > > 2220. ji 
Niederlande . . © <.. 2268 
Österreich ner 7.300! 
BE 2 ? 
Schweiz a. ce: 2962 
Tschechoslowakei . >. + S 
Verein, St. v. Amerika 342 


E Österreich-Ungarn. 


1912/13]1922/23]10: 


28 068 | 10.409 
| 

el. 
973 495 
927 | 1625 
1136| 749 
wel n 
153 | 157 
485| 408 

8 D 
1967 1107 
3105 1052 
| 3439 | 1259 
1901 | 1534 
13 626 1 618 
“| P 


Grenzeingang außerdeutscher Kraftfahrzeuge 


|1924/25 7| 1927/28 

37719 |43322 | 64333 | 00.306 
| | | 

1309 | 2251 | 3501 | 5754 
1082 | 1665 | 3753 | 5.005 
8946 | 9005 |11 520 |15 810 
4783 | 5294 | 7241 | 9836 
ml 420 | 815| 1372 
662 422 539 920 
1176| 807| 2055| am 
1493| 979| 1180| 2059 
4877 | 5516 | 8577 |13 095 
3481 | 3615 | 5065 | 7154 
2203 | 2198 | 3000 | 3735 
3189 | 5447 | 9101 |12 602 
3305 | 4914 | 6463 | 9736 
| ml 286 488 | 908 
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konnten jedoch nicht miterfaßt werden. Im Jahre 1922/23 — dem ersten 
Erhebungsjahr nach dem Kriege — konnten für den Bereich einiger 
Hauptzollämter im besetzten und Einbruchsgebiet keine oder nur lücken- 
hafte Angaben gemacht werden. An dem gesamten Verkehr dieses 


fen, 
$ busse 
ES 
eza 
ES KH 


(?Juni- 3.Juni) 
Abb. 1. 


ESCH 


Jahres war am stärksten die Tschechoslowakei beteiligt, die die Hälfte 
aller ausländischen Kraftfahrzeuge stellte; doch war ihr Anteil an dem 
Lastkraftwagenverkehr (12,3 %) von Polen (41,5 %) und der Schweiz 
(26,2%) um ein mehrfaches übertroffen worden und erreichte auch den 


in das Deutsche Reich nach wichtigeren Ländern, 


1928/29 | 1920/30 | 1930/31 | 1931/32] 1932/33 1933/34 | 1934/35 1935/36 | 1936/37 |1037/38 
EE 
T T 


76325 ge 119 130877 (130447 |135 968 121902 541 972 [603313 797413 |819 356 


3011 4893 5810 5655| 9011 5684 | 47943 | 48519 | 51 603 | 51 049 
3868 | 5219 0386 | 6444| 4840 5071 | 34490 | 46 286 | 54785 | 68 239 
1 308 1097 | 2130| 2424 1903 | 2490 | 27311 | 28 866 | 32126 | 33 111 
8711 | 10016 | 13279 | 10776 9582 8322 | 55353 | 40427 | 59 848 | 53 326 
234 3709 | 4276 | 3740 | 3094 | 30623 | 9428 | 16979 | 39357 | 37346 


| | 
1273 | 1931| 2963| 2106 | 2905 | 3102 | 6743 | 9050 | 22300 | 12511 
1075 2 093 2359 599 402 348 603 500 941 598 
1408 | 1921| 2166| 2984| 3416 | 3482 | asııı | 22300 | 21704 | 20.058 
14 042 | 22211 | 30067 | 36527 | 42001 | 46233 102642 149 838 144700 |144 243 
8230 | 13144 | 13680 | 13942 | 13819 | 6447 | 23370 | 59409 147098 |159 210 


3023 | 2444| 2413| 2275| 1780| 1086 | 10451 | 15082 | 28077 | 20055 
13844 | 17910 | 22820 | 22914 | 20453 | 21451 | 82078 | 82'646 | 91025 | 85 664 
9614 | 15315 | 17 247 | 15628 | 11892 | 9339 | 44153 | 63381 | 77584 | 09406 
1516 | 1892| 2223| 1016| 1450| 1140) 2154| 3161| 5427| 6187 
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von Österreich (13,5 %) erzielten nicht. In. den einzelnen Monaten 
schwankte der Anteil der einzelnen Länder an dem Gesamtverkehr viel- 
fach erheblich. So war der hohe, im weiteren Verlauf auch annähernd 
nicht wieder erreichte Anteil Dänemarks im Juli 1922 bemerkenswert. 
Polen vergrößerte bis zum Februar 1923 seinen Anteil beständig und 
erreichte dank seines regen, auch in den Wintermonaten unverändert 
fortgeführten Lastkraftwagenverkehrs in den sonst verkehrsarmen Mo- 
naten (Dezember, Januar und Februar) seinen größten Anteil am Ge- 
samtverkehr. 

Die auffallend kleinen Verkehrszahlen von 1923/24 beruhen darauf, 
daß infolge der Besetzung der Pfalz und des Kölner Gebiets durch die 


Abb, 2. 


Alliierten die Erhebungen im Bereiche zahlreicher Hauptzollämter außer- 
ordentlich mangelhaft durchgeführt werden konnten. 


Die Zahlen des-Jahres 1928/29 lassen sich nicht ohne weiteres mit 
denen des Vorjahres vergleichen, weil 1928/29 eine wesentliche Änderung 
des Zählverfahrens eingetreten war. Im Jahre 1927/28 wurde nämlich 
bei den aus Danzig ins Reich gelangten Fahrzeugen der jedesmalige 
Grenzübertritt gezählt, beim Verkehr mit dem Memelgebiet und dem Saar- 
land nur der erste Übertritt; die Fahrzeuge der anderen Länder wurden 
unverändert auf Grund der gelösten Steuerkarten, infolgedessen unter 
Umständen mehrfach nachgewiesen. Ab 1928/29 wurden dagegen sämt- 
liche Fahrzeuge aus dem Auslande und dem Saargebiet grundsätzlich 
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nur einmal, und zwar beim jeweils ersten Grenzübertritt erfaßt. Die im 
Jahre 1928/29 gegenüber 1927/28 um rund 14 000 geringere Zahl der aus 
dem Ausland eingereisten Kraftfahrzeuge bedeutet daher keinen Rück- 
gang des Auslandverkehrs. Schaltet man nämlich allein den Danziger 
Verkehr aus den Gesamtzahlen beider Jahre aus, so zeigt sich schon eine 
höhere Ziffer als im Vorjahr. Da auch in den hohen Zahlen der Fahr- 
zeuge aus den an Deutschland angrenzenden Staaten, wie den Nieder- 
landen, der Schweiz, der Tschechoslowakei, Frankreich und Österreich, 
im Jahre 1927/28 Doppelzählungen enthalten sind, so bedeuten die im 


Grenzeingang außerdeutscher Kraftfahrzeuge in das Deutsche Reich 
1906/07 bis 1933/34 nach Kraftfahrzeugarten, 


Jahre 1928/29 annähernd gleichgebliebenen und zum Teil gestiegenen 
Zahlen eine wesentliche Verkehrssteigerung. 

Der sich im Jahre 1933/34 zeigende verhältnismäßig große Rück- 
gang gegen 1932/33 hängt unter anderem mit den Devisen- und anderen 
Schwierigkeiten beim Reiseverkehr zusammen. In diesem Zusammen- 
hang erlitt z. B. der Personenkraftwagenverkehr eine Einbuße von 10,0 % 
und der Kraftradverkehr eine solche von sogar 27,5%. Im Gegensatz 
zum Personenwagen- und Kraftradverkehr hatte der Lastkraftwagenver- 
kehr dagegen zugenommen, und zwar um 15,9%. Diese Tatsache er- 
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3. Grenzeingang außerdeutscher Kraftfahrzeuge 


nach Ländern und 


Ee 


Herkunftsländer 


Belgien 
Bulgarien 
Dänemark. . . 
Danzig 
Estland A 


Finnland 

Frankreich 
Griechenland 
Großbritannien... . . » 
Irischer Freistaat . . . » 


Ttall De re 
Jugoslawien . >,- 
Lettland 
Litauen u. Memelgeb. 
Luxemburg 


Niederlande 
Norwegen 

Polen >is. A Sg rb 
Portugal 
Rumänien . 22.0. . 


Sch 
Schwei 
Spanien 0... EN 
Tschechoslowakei... 


Ungarn 
And, europ. Länd 
Albanien 
Liechtenstein 
Monaco 
Türkei 


Vor, St. v. Amerika... 
And, amerik, Länder 
Afrikanische» 
Asiatische u. 
Australische —;, 


Zusammen . . . + - 


1 Ohne Österreich. 


Kraftfahrzeuge 
insgesamt 


| Verände- 
1.7. 1936 | 1.7.1937 


rung 
bin bis 1937/38 

130. 6. 7 30. 6. 1938| Regen 
1937/30. 6. 193; 1090/97 


51603 | 51049 |— 554 
267 OH 
54785 | 68239 418454 
32126 | 33111 |+ 985 
353 288 |— 85 
501 549 |+ 48 
59848 | 53326 — 6522 
240 32 |— 208 
39357 | 37346 — 2011 
99 3. u 
22309 | 12511 — 9708 
1792 s41 — 951 
684 02 | 42 
94l 598 |— 343 
21704 | 20658 |— 1046 


6 20 4 
6099 | 8275 |+ 2176 
91025 | 85664 — 5361 

703 145 |— 558 
7584 | 99466 +21 882 
2945 | 3065 |+ 120 

14 6 8 
1533 305 |— 1138 

27 n =e 

193 70 |— 123 


5427 


) 1 630 


650 315 


660 146 


davon 


Krafträder 
(einschl. Kleinkrafträder) 


| Verände- 


1.7.1936 |1, 7.37] rung 
bis bis | 1937/38 


30. 6. 1937 30.6.38| gegen 
% | 1936/37 


3169 | 3256| + 87 


2 | — |— 22 
3286 | 5191| +1 905 
2752 | 2353| — 399 

30 1— 3 

Llegir 8 
2184 1346 — 838 

16 | — — 16 
2445 | 1331) —1 114 
== a ama S 

| 
3198 | 1200| —1 998 

21 101 + 57 

15 + 2 
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Kraftfahrzeugarten, 
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scheint im Hinblick auf die allgemeine starke Drosselung des über die 
Grenze gehenden Warenaustausches zunächst auffällig, doch findet sie 
ihre Erklärung in der bei allen Ländern nach und nach zunehmenden 
Güterbeförderung auf der Landstraße. 

Wenn auch auf Grund der Erhebungsmethoden bis 1933/34 wert- 
volle Unterlagen für die Beurteilung des Umfanges des Verkehrs außer- 
deutscher Kraftfahrzeuge im Deutschen Reich gewonnen werden konnten, 
so wiesen sie jedoch noch einen erheblichen Mangel auf, da sie keinen 
Aufschluß über den tatsächlichen Verkehr, d. h, über die Häufigkeit der 
Grenzübertritte, gaben. Dieser Mangel wurde mit Wirkung vom 1.Juli 
1934 behoben, Von diesem Zeitpunkt wird nunmehr jeder Grenz- 
eingang von außerdeutschen Kraftfahrzeugen (ausgenommen ist der 
kleine Grenzverkehr!) statistisch erfaßt. Diese neue Erhebungsmethode 
bildet einen großen Fortschritt und verdient insofern große Beachtung, 
als auf Grund dieser ermittelten Ergebnisse wahrheitsgetreue Schät- 
zungen hinsichtlich der Zahl der Reisenden sowie des Umfanges des 
grenzüberschreitenden Güterkraftverkehrs ermöglicht werden; auch 
lassen sich unter Zuhilfenahme der Statistik des Güterfernverkehrs mit 
Kraftfahrzeugen interessante Schlüsse über Art und Menge der einzelnen 
Transportgüter ziehen. 


Die Verkehrsergebnisse von 1937/38. 
Kraftfahrzeugverkehr. 


Der Verkehr außerdeutscher Kraftfahrzeuge im Deutschen Reich, 
der in den letzten Jahren ständig an Umfang und Bedeutung gestiegen 
ist, war auch in der Zeit vom 1. Juli 1937 bis 30. Juni 1938 verhältnis- 
mäßig rege (vgl. Übersicht 3). In dieser Zeit waren nämlich ins- 
gesamt 660146 im Auslande beheimatete Kraftfahrzeuge in 
das Gebiet des Deutschen Reichs zu vorübergehendem Aufenthalt ge- 
kommen!. (Die ausländischen Kraftfahrzeuge, die im „kleinen Grenz- 
verkehr“, d. h, aus einem benachbarten ausländischen Grenzbezirk in 
den deutschen Grenzbezirk eingetreten waren, sind in diesen Zahlen 
jedoch nicht enthalten.) Der Verkehr war mithin im Berichtsjahr leb- 
hafter als in der gleichen Zeit der drei vorhergegangenen Jahre. Im 
Vergleich mit 1936/37 waren es insgesamt 9 831 oder 1,5 %, im Vergleich 
mit 1935/36 116 242 oder 21,4 % und im Vergleich mit 1934/35 141 544 oder 


1 In diesen Zahlen sind die des Grenzübertritts aus Österreich (159 210) 
nicht enthalten; der leichteren Vergleichbarkeit wegen sind die entsprechenden 
Zahlen auch für die Zeitabschnitte 1936/37 (147 098), 1935/36 (59409) und 1934/35 
(23 370) abgesetzt worden. 
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27, % mehr fremdländische Kraftfahrzeuge. Ein Vergleich mit den 
weiter zurückliegenden Jahren, der zweifelsohne sehr interessant gewesen 
wäre, ist infolge der bereits besprochenen verschiedenen Zählmethoden, 
die seinerzeit zur Anwendung gelangten, nicht gegeben. 

Da 93 % dieses Verkehrs allein auf den reinen Personenverkehr 
entfallen, wird die monatliche Entwicklung durch diesaisonmäßige 
Bewegung des Reiseverkehrs bestimmt. Am stärksten war der Ver- 
kehr in den Monaten Juli und August 1937. Beginnend mit dem Sep- 


Grenzeingang außerdeutscher Kraftfahrzeuge in das Deutsche Reich 
1912/13 bis 1933/34 nach wichtigeren Ländern. 


5000| — z nl 


1933/34 


Les 
EE? 
GE? 

tember 1937 zeigt der Verkehr bis zum Januar 1938, wo er seinen Tief- 

stand erreichte, abfallende, vom Februar bis Juni steigende Tendenz. 
Die Verkehrsentwicklung war bei den einzelnen Kraftfahrzeugarten 
nicht einheitlich, Während — im ganzen genommen — die Zahl der 

Krafträder gegen das Vorjahr um 5451 (+ 11,4 %), die der Personen- 

kraftwagen um 324 (+ 0,06 %) und die der Lastkraftwagen um 7933 

(+ 19,6 %) zugenommen hat, ist die Zahl der Kraftomnibusse um 3.877 

— 13,5%) zurückgegangen. 

Betrachtet man den Gesamtverkehr — d. h. den Verkehr aller Kraft- 
fahrzeuge zusammen — bei den einzelnen Ländern mit größerem Ver- 
kehr, so zeigt sich im großen und ganzen ein konstanter Verkehr bei 
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Belgien, Danzig, Großbritannien, Luxemburg, Holland und Polen; größere 
Abnahmen ergeben sich lediglich bei Frankreich, bei Italien und bei 
der Schweiz, größere Zunahmen bei Dänemark und bei der Tschecho- 
slowakei. Zergliedert man jedoch den jeweiligen Gesamtverkehr der 
einzelnen Länder nach Verkehrsarten, so stellt man fest, daß auch hier 
bei den verschiedenen Kraftfahrzeugarten die Entwicklung in nicht glei- 
cher Richtung verlief. Der sich bei verschiedenen Ländern im Verkehr 
Grenzeingang außerdeutscher Kraftfahrzeuge in das Deutsche Reich 
1934/35 bis 1937/38 nach wichtigeren Ländern. 
H 
760000| Österreich 


750000 Se 


'Miederlande 


Abb. 5. 


mit Kraftfahrzeugen für den Personenverkehr — insbesondere im Kraft- 
omnibusverkehr — zeigende, zum Teil erhebliche Rückgang gegen 1936/37 
steht vor allem mit den im August 1936 in Berlin veranstalteten Olym- 
pischen Spielen — z. T. auch mit den Sonderveranstaltungen in Schle- 
sien — im engen Zusammenhang, die einen recht lebhaften Fremden- 
verkehr in Deutschland bewirkt hatten. Die beachtliche Zunahme des 
Lastkraftwagenverkehrs beruht darauf, daß in allen Ländern die Güter- 
beförderung auf der Landstraße in den letzten Jahren eine außerordent- 
liche Ausdehnung erfahren hat, 
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Im einzelnen zeigt sich hier, daß beim Verkehr mit Kraft- 
rädern der Grenzeingang aus der Tschechoslowakei besonders stark 
zugenommen hat; er hat sich gegen 1936/37 mehr als verdoppelt (+ 6 752 
oder 106,5 %). Auch der Eingang aus Dänemark (+ 1905 oder 58,0 %) 
und aus den Niederlanden (+ 1243 oder 16,9%) war beachtlich ge- 
stiegen. Größere Abnahmen waren lediglich bei Italien (— 1998 oder 
62,5 %), bei Großbritannien (— 1114 oder 45,6%) und bei Frankreich 
(— 838 oder 38,4 %) eingetreten. Betrachtet man den Grenzeingang der 
Personenkraftwagen, so zeigen sich im Berichtsjahr — 1937/38 
— im Vergleich zu 1936/37 beachtliche Zunahmen bei der Tschechoslo- 
wakei (+ 13734 oder 20,4 %) und bei Dänemark (+ 10 593 oder 26,5 %), 
ferner bei Schweden (+ 2184 oder 39,5 %), bei Norwegen (+ 1311 oder 
54,9 %) und bei Danzig (+ 1735 oder 6,3 %). Die größten Abnahmen 
ergaben sich bei Italien (— 7131 oder 39,4 %), bei Frankreich (— 6 825 
oder 12,2 %), bei der Schweiz (— 5 594 oder 8,1 %), bei den Niederlanden 
(— 5403 oder 4,7%) sowie bei Jugoslawien (— 1005 oder 58,1 %) und 
bei Polen (—1945 oder 9,4%). Beim Kraftomnibusverkehr 
hebt sich durch eine besonders starke Zunahme Dänemark (+ 526 oder 
18,3 %) hervor. Den größten Rückgang haben dagegen Großbritannien 
(—1 059 oder 63,7 %), die Schweiz (— 573 oder 24,1 %), Italien (— 639 
oder 65,9%), Frankreich (— 463 oder 46,8%), die Tschechoslowakei 
(—412 oder 22,1%), Danzig (—314 oder 37,1%), Luxemburg (— 258 
oder 36,4%) und Polen (— 269 oder 4,1%) zu verzeichnen. Im Last- 
kraftwagenverkehr stand an führender Stelle Holland, das in 
der Zeit vom 1. Juli 1937 bis 30. Juni 1938 die beachtliche Zahl von 
19798 Fahrten (+ 3676 oder 22,5%) nach Deutschland durchgeführt 
hatte. Aber auch Dänemark nimmt mit 9182 Fahrten (+ 430 oder 
4,0%) einen beachtlichen Platz ein, ferner die Schweiz mit 7 291 Fahrten 
(+ 697 oder 10,6%). Besondere Beachtung verdient der Eingang von 
Lastkraftwagen aus Frankreich, der sich gegen 1936/37 mehr als ver- 
dreifacht hat (+ 1604 oder 244,1 %), ferner der Eingang aus Polen 
(+ 249 oder 143,0 %), der sich mehr als verdoppelt hat, sowie der Ein- 
gang aus der Tschechoslowakei (+ 1808 oder 86,1%), der sich fast 
verdoppelt hat, Der Grenzeingang aus Belgien, der etwas zurück- 
gegangen war, war mit 3722 Fahrten (— 92 oder 2,4%) und der aus 
Danzig mit 925 Fahrten (—37 oder 3,8%) fast ebenso groß wie in 
1936/37. Bei den übrigen Ländern mit schwächerem Lastkraftwagen- 
verkehr sind die Abnahmen mit Ausnahme von Luxemburg, bei dem der 
Rückgang ein größeres Ausmaß (— 360 oder 27,3%) erreichte, jedoch 
kaum erwähnenswert. 

Archly für Eisenbahnwesen. 1939. 48 
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Personenverkehr. 

Nimmt man an, daß unter den Krafträdern die einsitzigen und zwei- 
sitzigen etwa gleich stark vertreten waren, so dürften im Berichtsjahr 
(1937/38) allein mit dem Kraftrad rd. 69700 Personen zu einem kurz- 
fristigen Aufenthalt nach Deutschland gekommen sein. Bei den Per- 
sonenkraftwagen kann es sich — unter Zugrundelegung von drei Per- 
sonen je Fahrzeug — um rd. 1601400 und bei den Kraftomnibussen — 
bei einer durchschnittlichen Stärke von 25 Fahrgästen je Omnibus — 
um rd. 618400 Auslandsbesucher handeln. Bei den Lastkraftwagen, bei 
denen wohl im allgemeinen mit zwei Personen (Kraftwagenführer und 
Begleiter) je Fahrzeug zu rechnen ist, kann die Personenzahl etwa rd. 
97.000 betragen. Die Gesamtzahl aller Fremdländer, die mit ihren 
Kraftfahrzeugen vorübergehend in das Gebiet des Deutschen Reichs in 
der Zeit vom 1. Juli 1937 bis 30. Juni 1938 eingereist waren, könnte mit- 
hin auf rd. 2,4 Mill. geschätzt werden, 


Güterverkehr. 

Die Zahlen über den Grenzeingang außerdeutscher Lastkraftwagen 
in das Deutsche Reich verdienen insofern große Beachtung, als sie 
einen Anhaltspunkt für eine verhältnismäßig zuverlässige Schätzung des 
Umfanges des grenzüberschreitenden Güterver- 
kehrs der ausländischen Unternehmer bieten. Be- 
achtet man nämlich, daß die ausländischen Unternehmer im grenzüber- 
schreitenden Güterfernverkehr in der Zeitspanne Juli 1937/Juni 
1938 mit rund 15 000 Fahrten (15 000 Hinfahrten und 15 000 Rückfahrten) 
rd. 72.000 t Güter befördert hatten (was einer Gesamtleistung von 4 bis 
5 t je Fahrt, d. h. Hin- und Rückfahrt zusammen, entspricht), so kann 
man annehmen, daß sich die Verkehrsleistung aller 48 494 außerdeutschen 
Lastkraftwagen — im Fern- und Nahverkehr — für den behandelten 
Zeitabschnitt unter Zugrundelegung einer durchschnittlichen Transport- 
menge von 2 t je Hinfahrt und Rückfahrt pro Fahrzeug auf mindestens 
rd. 194 000 t belaufen haben müßte. (Im Vergleich zum entsprechenden 
Zeitraum des Vorjahres würde sich die Beförderungsmenge mithin um 
rund 32.000 t oder 20 % erhöht haben.) Hieraus ist zu schließen, daß 
der Güter n a h verkehr der ausländischen Unternehmer in 1937/38 die 
beachtliche Menge von etwa 120.000 t betragen haben dürfte. Da sich 
der Auslandversand zum Auslandempfang im Güterfernverkehr mit 
Kraftfahrzeugen nicht nur bei den ausländischen Unternehmern, son- 
dern auch beim gewerblichen Güterverkehr und beim Werkverkehr im 
Jahre 1937 wie 1:2 verhielt, kann dieses Verhältnis wohl auch jetzt für 
den Nahverkehr angenommen werden. Demzufolge dürften sich die ins- 
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4. Ausländerverkehr und Güterverkehr 
mit außerdeutschen Kraftfahrzeugen im Deutschen Reich! 
1.7.1937 bis 30. 6.1938 


Personenverkehr 


| Mit Last- | Güter- 
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gesamt beförderten 194 000 t auf 64 000 t Auslandversand und 130 000 t 
Auslandempfang aufgliedern. Nimmt man ferner an, daß die Zusam- 
mensetzung hinsichtlich der einzelnen Güterarten beim Nahverkehr die 
gleiche wie beim Fernverkehr ist, so dürften den Löwenanteil des Ver- 
kehrs die Nahrungs- und Genußmittel mit (57 %) rd. 110 600 t und die 
Industrieerzeugnisse (35 %) rd. 67900 t ausmachen; die industriellen 
Rohstoffe machen nur einen ganz unwesentlichen Teil aus (etwa 6.000 t 
oder 3%). Unter den Nahrungs- und Genußmitteln, die fast ausnahms- 
los auf den Auslandempfang entfallen, sind bei Dänemark hauptsäch- 
lich Fische, Fleisch und Eier sowie bei Holland Fleisch, Eier, Gemüse, 
Obst, Südfrüchte und Milcherzeugnisse zu nennen. Im Auslandversand 
spielt eine beachtenswerte Rolle Holland, wohin insbesondere größere 
Transporte von Bier, chemischen Erzeugnissen, Glaswaren und verschie- 
denen Eisenerzeugnissen gehen. 

Wie groß die Zahl der Personen, die 1937/38 aus den einzelnen 
Ländern zu einem kurz befristeten Aufenthalt nach Deutschland gekom- 
men sind, gewesen sein kann und welchen Umfang die Gesamtleistung 
der Lastwagen der einzelnen fremden Länder gehabt haben dürfte, ist der 
beigefügten Übersicht zu entnehmen (vgl. Übersicht 4 S. 735). 


Ständige militärische Lazarettzüge. 


Von 
Oskar Dost in Berlin, 


(Mit 5 Abbildungen.) 


Alle Bisenbahnländer der Welt haben Lazarettzüge vorbereitet, die 
bei Ausbruch eines Krieges aus vorhandenen Wagen des allgemeinen Ver- 
kehrs durch Umbau hergerichtet werden. Der Umbau nimmt 8 bis 
14 Tage, zuweilen 4 Wochen in Anspruch, so daß bis zu ihrer Indienst- 
stellung ein sorgfältiger Krankentransport auf Eisenbahnen nicht statt- 
finden kann. Wenn Verwundete und Kranke in den ersten Wochen eines 
Krieges abbefördert werden müssen, kann das nur auf behelfsmäßige Art 
geschehen, etwa auf Strohlagernin Güterwagen. Trotz aller 
vorbereitenden Maßnahmen vor dem Kriege 1870 bedurfte es erst des 
energischen Eingreifens der Königin Augusta, um Lazarettzüge in der 
wirklich notwendigen Zahl auszurüsten und an die Front zu schicken. 
Selbst im Weltkriege dauerte es Wochen und Monate, bis Lazarett- 
züge auf deutscher Seite in ausreichender Zahl vorhanden waren, und 
noch Ende August mußten zuweilen die Verwundeten behelfsmäßig in die 
Heimat befördert werden. 

Solange es Lazarettzüge gibt, d. h. seit dem Sezessionskrieg in Nord- 
amerika, hat man überall sehr wohl an den Übelstand gedacht, daß bei 
Verwendung von nur kriegsmäßig einzurichtenden Lazarettzügen bis zum 
Zeitpunkt ihrer Fertigstellung mit unzureichenden Behelfsmitteln gear- 
beitet werden muß. Man konnte sich jedoch trotzdem nicht dazu ent- 
schließen, ständige, also friedensmäßige, Lazarettzüge zu schaffen, ob- 
wohl man von ihren großen Vorzügen überzeugt war. Das mag bei ober- 
flächlicher Beurteilung befremden, ist aber einleuchtend, wenn man sich 
der Sachlage nach allen Richtungen hin bewußt wird, denn auch der 
friedensmäßige Zug hat seine Nachteile, sogar so schwerwiegende, 
daß sie vielfach die großen Vorzüge aufzuheben imstande sind. Es han- 
delt sich dabei in weitaus erster Linie und fast ausschließlich um die 
Unwirtschaftlichkeitder ständigen Züge, die bei ihrem hoh en 
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Werte ein allzu kostspieliges totes Kapital darstellen, als daß 
man ihre Einführung in großem Umfange verantworten könnte. Nach 
dem Kriege 1870/71 hat sich selbst ein Förderer des Lazarettzuggedan- 
kens wie Dr. Billroth gegen ständige Lazarettzüge ausgesprochen, 
da sie „nicht ausführbar und bestimmt wenig praktisch“ seien, Auf der 
Wiener Privatkonferenz der Krankenpflege von 1874 wurde eine Ent- 
schließung des Inhalts gefaßt, daß Lazarettzüge im Frieden überflüssig 
und zu teuer wären, nur Arztwagen müßten vorrätig gehalten werden. 
Von Zeit zu Zeit müßten übungsweise Lazarettzüge aufgestellt werden, 
um das Personal auszubilden und Erfahrungen zu sammeln. Man warf 
gegen die Bereitstellung von friedensmäßigen Zügen gar die Bedenken 
ein, daß sie bei Ausbruch eines Krieges durch Überlastung der dem Auf- 
marsch dienenden Eisenbahnstrecken und Bahnhöfe vielfach gar nicht 
an die Front vorgezogen werden könnten. 

Den ersten Vorschlag, ständige Lazarettzüge 
einzurichten, machte eine Studienkommission in Italien auf Grund 
ihrer Eindrücke im Deutsch-französischen Kriege 1870/71. Die unzu- 
reichende Versorgung der Verwundeten während der ersten Wochen und 
Monate des Krieges gab den Anlaß dazu. Nachdem der Vorschlag ab - 
gewiesen worden war, sah sich die Venetianische Gesell- 
schaft der öffentlichen Arbeiten veranlaßt, die Frage im 
Jahre 1881 erneut aufzuwerfen. Sie schlug vor, mindestens einenZug 
einzurichten, der bestehen sollte aus Kohlenwagen, Gepäckwagen, Per- 
sonalwagen (3. Kl.), Apotheke, Küche, 30 Krankenwagen (1.2. Kl.), 
Verbandzeugwagen, Lebensmittelwagen, Arztwagen und Vorratswagen. 
Es sollten vorwiegend Wagen benutzt werden, die mit Übergängen 
und Durchgang versehen waren und aus 2 Abteilen 1, Klasse mit 
Kabinett am Seitengang, Zugführer- und Gepäckraum sowie 2 Abteilen 
2. Klasse bestanden. Nach Entfernung der Sitze sollten Betten in 2 Lagen 
übereinander eingebaut werden, und zwar sollten die oberen Betten auf 
Konsolen ruhen. Auch dieser Vorschlag wurde verworfen, was 
schon bei der beträchtlichen Länge des Zuges nicht wunder- 
nehmen kann, 

Ein gewisser Dauererfolg war nur den Zügen beschieden, die 
auf Veranlassung des verdienstvollen Professors Dr. med. Baron 
v. Mundy eingerichtet worden waren, der führend in der freiwilligen 
Krankenpflege in Wien und Paris tätig war. Sie wurden aus Anlaß der 
Wiener Weltausstellung 1873 gebaut und dienten später als 
Schulzüge: es handelte sich um je einen Zug der französischen 
Heeresverwaltung und der österreichischen Malteser-Ritter, die 
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beide gleicher Beeinflussung zufolge in den Grundzügen und gewissen 
Einzelheiten gleichartig eingerichtet waren. Der „Schulzug“ der 
Malteser führte: 
Packwagen, 
Wagen für Kommandant und Arzt 
Vorratswagen 
Küchenwagen 
Speisewagen 
Ambulanzwagen 
Magazinwagen 
Ambulanzwagen 
1 Schlußsignalwagen, also zusammen 
16 Wagen, die aus gedeckten Güterwagen mit Über- 
gängen umgebaut worden waren (Waggonfabrik Simmering). Die 
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Abb, 1. Wagen des Schulzuges der Malteser 1873. 


Wagen hatten eine Gestell-Länge von 7900 mm, eine Kastenlänge von 
6566 mm und einen Radstand von 3,5m. Ihr besonderes Merkmal waren 
die „Laternen“, d.h, 3 Oberlichtkästen auf dem Wagendach, die neben 
der Beleuchtung die Lüftung des Wagens sicherstellten. Sie führten 
neben dem roten Kreuz und der Bezeichnung des Wagens die Ursprungs- 
zeichen „S.M.R.O.v.B.“ (Souveräner Malteser-Ritter-Orden von Böhmen). 
Die Bahren waren 2100 mm lang und 645 mm breit, jeder Wagen nahm 
10 Bahren auf, so daß der Zug 100 liegende Kranke fassen konnte. Der 
Vorratswagen war in einer Hälfte für 4 höhere Offiziere nach Art des 
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Arztwagens sorgfältig eingerichtet. Der Küchenwagen mit seiner reich- 
haltigen Einrichtung wog 9750 kg. Der Speisewagen nahm 4 Tische auf 
und einBrausebad, Der Zug fand kriegsmäßigen Einsatz 
bei der Besetzung von Bosnien als Spitalzug A vom 1. August 
1878 ab. Er legte in 17 Fahrten 10532 km zurück und beförderte 
1765 Kranke. Nach Beendigung des Feldzuges wurde der Zug in der 
Ordensdomäne Strakonitz abgestellt. 

Der französische Musterzug der Wiener Weltausstellung 

1873 bestand aus: 
1 Arztwagen, 
1 Küchenwagen, 
1 Magazinwagen, 
1 Proviantwagen, 
4 Krankenwagen (statt 20). 

Die Wagen hatten Übergänge und wiesen ähnliche Formen auf wie 
die österreichischen. Die Krankenwagen nahmen ebenfalls 10 Bahren 
auf, die zwischen 4 abnehmbaren Pfeilern ruhten; dazu kam die not- 
wendige Einrichtung wie Ofen, Eimer, Schemel, Laternen und Wand- 
bretter. Statt in zwei Schichten konnten die Bahren auch zu dreien über- 
einander angeordnet werden, so daß der Wagen 15 statt 10 Tragen auf- 
nehmen konnte. Im Notfall konnten in dem freien Raum weitere drei 
Lagerstätten an Seilen aufgehängt werden. An Stelle einiger Kranken- 
wagen konnten gewöhnliche Personenwagen für 40 sitzende Kranke ein- 
gestellt werden. Bei der Ausrüstung des ausgestellten Wagens war die 
Société de secours aux blessés beteiligt gewesen. Neuartig 
war an ihnen die Anordnung doppelter Wände, in deren Hohlräumen 
zu Zeiten der Nichtbenutzung die Ausrüstungsstücke untergebracht 
werden sollten. Der Preis der Krankenwagen betrug 5000 fres., der des 
Arztwagens 10 000 fres., der Küche 5750 fres., ebenso des Magazinwagens. 
Die P.L.M.-Gesellschaft ließ sechs von ihr ausgerüstete Küchen- 
wagen nach Beendigung des Krieges 1870/71 zur Verfügung der 
Heeresleitung in Bereitschaft stehen, doch entwickelte sich hieraus kein 
organisierter Dauerzustand. 

Im Jahre 1880 schlugen Dr Redard und Ingenieur Chevalier 
dem französischen Kriegsministerium ein Verfahren vor, das einen 
gewissen Übergang zu dem System ständiger Züge darstellte. Es sollten 
G-Wagen Typ 6 der EST-Gesellschaft, 5930 mm lang im Kasten, 2520 mm 
breit, 1900 bis 2180 mm hoch, 30,535 cbm Rauminhalt, mit Kopftüren 
von 1,90 m Höhe und 0,55 m Breite versehen werden, die für gewöhnlichen 
Gebrauch durch eine Eisenstange verschlossen zu halten waren. Vor der 
Tür führte eine 55cm lange und 58cm breite Brücke unmittelbar, 
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d.h. ohne Plattform, zum nächsten Wagen. Jeder Wagen sollte 8 Betten 
in 2 Schichten aufnehmen, die an gefederten Seilen hingen. Ein Lazarett- 
zug sollte an Wagen mitführen: 

1 G als Apotheke und für Vorräte, 

1 Schlafwagen (dreiachsig) für Ärzte, 

1 C-Wagen für Personal, 

6 G als Krankenwagen, 

1 G als Küche, 

6 G als Krankenwagen, zusammen 

16 Wagen mit 33 Achsen. Er konnte 96 bis 114 Betten und 72 
bis 84 sitzende Kranke aufnehmen. Zu einer Ausführung zwecks end- 


Abb. 2, Französischer Musterwagen der EST-Gesellschaft 1880, 


gültiger Abnahmen kam es auch hier nicht, es blieb bei einer Probe- 
vorführung. 

Besseren Erfolg hatte der gemeinsame Vorschlag des Ingenieurs 
M. Ameline von der OUEST und des Arztmajors Dr. Granjux. Sie 
wollten eine Einrichtung schaffen, die den friedensmäßigen Lazarett- 
zügen an Einsatzbereitschaft nahezu gleichkam, ohne damit 
den Nachteil toten Kapitals zu verbinden. Man gab den Wagen des 
Zuges daher einen doppelten Zweck, im Frieden den der Eilgut- 
beförderung (denrées = Lebensmittel), im Kriege den des Kranken- 
transports. Ameline und Granjux entwarfen dazu einen zweiachsigen 
Wagen in der Bauart der Packwagen,d.h. für leichtes Ladegewicht 
(6 t) und mit blechbekleideten Wänden. In der Mitte der Längswand war 
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eine Schiebetür angeordnet, das Dach trug einen breiten Oberlicht- 
aufsatz (Einfluß Mundy!). Die Wagen trugen das Gattungszeichen D, 
hatten 3,76 m Radstand bei 6300 mm Länge des Untergestells. Der 
Kasten war 5700 mm lang und 2670 mm breit, licht 2530 mm. Die 
OUEST-Bahn ließ in den Werkstätten Desouches, David & Cie. 23 Wagen 
dieser Art bauen und 4 Ersatzwagen; von diesen waren 16 Kranken- 
wagen, 2 waren Packwagen am Anfang und Ende für Vorräte. Die Wa- 
gen hatten sichere Übergänge mit festen Geländern, zum Teil auch mit 
Plattformen. Sie trugen offen die Bezeichnung: „Ne doit pas sortir 
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Abb. 3. Wagen des ständigen Lazarettzuges 1 der OUEST 1887. 


du réseau Ouest!“ und verdeckt „Train sanitaire No. 1 — Ouest“ mit 
dem roten Kreuz. Der Krankenwagen faßte 8 Betten, der Zug 128 Kranke, 
begleitet durch zwei Ärzte, einen Apotheker und einen Zahlmeister. Am 
4. Juli 1887 wurde der Zug in einer Probefahrt den Militärbehörden vor- 
geführt, wobei Dr. Granjux Chefarzt war. Auf der Strecke Paris— 
Le Havre wurden Ladeversuche unternommen, bei denen vier Kranken- 
wärter zwei Wagen in % Stunde be- und entluden. Die Einrichtung 
kostete 60.000 Fres., der ganze Zug 175000 Fres. Vergleicht man ihn 
mit früheren Versuchen, muß man feststellen, daß er ebenso kost- 
spielig ist wie ein „ständiger Zug“ im wörtlichen Sinne, ohne die 
Vorzüge eines solchen zu gewähren. Obwohl er ein „train permanent“, 
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wie er in Frankreich bezeichnet wird, durchaus nicht ist, rechnet man 
ihn zu den ständigen Lazarettzügen, weil er ihnen recht nahe kommt, 


In der Neuzeit haben sich nur wenige Staaten bereitgefunden, 
ständige Lazarettzüge einzurichten. Der polnische Lazarettzug 
führt 40 Wagen, davon 26 Packwagen (Güterwagen) und 4 Personen- 
wagen (CL BC für Schwestern, 3D für Personal). Die 26 Packwagen 
verteilen sich in 15 Krankenwagen mit je 10 Schwerverletzten, 4 Sitz- 
wagen für je 25 Leichtverletzte, Wäschedepot, Vorrat, Küche, Elek- 
trowagen, 3 Wagen für Personal. Der Zug ist 310 m lang und durch- 
gängig, das Laden geschieht von der Seite (am günstigsten) und vor 
Front, er soll mit 60 km/Std. Geschwindigkeit verkehren, 

Die Türkei besitzt einen Hospitalzug, der 350 m lang ist, seine 
Krankenwagen fassen 12 oder 24 Kranke, Der Zug enthält außer den 
üblichen Fahrzeugen einen Operationswagen. 


Schließlich besitzt Rußland bereits im Frieden Lazarettzüge, 
die 23 Wagen führen mit 52 Achsen, und zwar: 


2 Krankenwagen für Liegende, 

10 Krankenwagen mit Betten oder Sitzen, 
1 Operationswagen, 

1 Küchenwagen, 

4 Personalwagen, 

3 Vorratswagen, 

1 Elektrowagen, 

1 Kühl- oder Heizwagen. 


Sie sind 370 m lang und fassen 326 bis 450 oder 275 bis 400 Kranke, 
je nach der Zahl der sitzenden Kranken. Das Personal ist 60 Kopf 
stark, es wird geführt durch den Chefarzt, dem ein Chirurg, ein Apo- 
theker und sechs Schwestern zur Seite stehen. 

Betrachtet man abschließend diese Sachlage, drängt sich die Frage 
auf: „Warum können diese Staaten Dauerzüge einrichten?“ Fast 
ebenso naheliegend ist aber auch eine andere Frage: „Warum wollen 
sie es?“ Um diese vorweg zu nehmen: wer wünschte wohl nicht, daß bei 
Ausbruch eines Krieges Lazarettzüge bereitstehen, um sofort für die 
ersten Kampfhandlungen eingesetzt werden zu können? Sie verhüten 
es, daß die Verwundeten für die lange Zeit behelfsmäßig transportiert wer- 
den müssen, innerhalb derer die Kriegslazarettzüge hergerichtet werden. 
Wenn in allgemeingehaltenen militärsanitären Abhandlungen immer wie- 
der davon die Rede ist, daß die Neuzeit von friedensmäßigen Lazarett- 
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zügen abgekommen sei, trifft solche Stellungnahme nicht den Sinn des 
Problems. Man erweist der sanitären Fürsorge einen schlechten Dienst, 
wenn man resigniert zu dem Ergebnis kommt, ständige Sanitätszüge 
seien überflüssig, nur weil man noch kein Mittel gefunden hat, um ihre 
erheblichen Nachteile zu beheben. Trotz dieser Schattenseiten bleibt 
er erstrebenswert. Man sollte daher mit Eifer und Sorgfalt Wege suchen, 
um zu einem Kompromiß zwischen ständigen und halbständigen La- 
zarettzügen zu gelangen. Das ist wohl schwer, aber keineswegs unmög- 
lich. Auf dem Wege dazu war die Lösung 1873 auf französischer Seite, 
die versteckten Zubehörteile. Wenn zu einer solchen Bau- 
weise Maßnahmen treten, die eine ständige Bereitschaft der Wagen ge- 
währleisten, wird die Umbauzeit auf wenige Tage herabgedrückt, Das 
kann geschehen durch Auferlegen der Bezirkssperre wie bei den neueren 
Ouest-Wagen oder durch Erklärung zum Stationswagen („Nach Ent- 
ladung zurück zur Heimatstation!“). Derartige Wagen brauchen nicht 
die Bauart der Personen- und Packwagen zu erhalten, wenn sie nur 
Übergänge haben. Als Ladeöffnung gibt es keine bessere als die breite 
Schiebetür an der Längsseite oder Doppelflügeltüren. 

Wie könnte ein Vorhaben, halbständige oder fastständige 
Lazarettzüge zu schaffen, in die Tat umgesetzt werden? Leitend müßte 
dabei der Gedanke bleiben, daß dietoten Kapitalmassen auf ein 
Mindestmaß herabgedrückt werden und daß versucht wird, eine mög- 
lichst kurze Einbauzeit zu gewinnen. So kommt man, weiter- 
bauend auf den verdienstvollen Vorbereitungen der Vorläufer, zu einer 
Bauform, die auf der Doppelverwendung beruht, soweit es sich 
um die eigentlichen Krankenwagen handelt, und auf die ständige 
Bereithaltung einiger Sonderwagen, die jedoch großenteils eben- 
falls bis zu einem gewissen Grade doppelt verwendet werden können. 
Wenn man etwa in den neuartigen Gl-Wagen der Deutschen Reichs- 
bahn Kopftüren ausreichender Breite mit Übergängen und an 
einer Kopfwand zwei Kabinen einbaut (deren eine zugleich Abort 
werden kann), macht man damit den Wagen für seinen Friedenszweck 
in keiner Weise ungeeignet; in den Kabinen sollen ständig (im Frieden) 
die Bestandteile der Betten und alles Zubehör untergebracht werden, 
so daß der Zug als totes Gewicht und totes Kapital nur das 
unbedeutende Ladegut dieser Einrichtungsstücke mit sich trägt. Eine 
Beschränkung allerdings kann dem Wagen und seiner Verwen- 
dung nicht erspart werden, das ist dieEinschränkungderFrei- 
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zügigkeit, damit er im Einsatzfalle auch tatsächlich innerhalb 
kurzer Zeit bereitsteht. Es genügt aber die Rücklaufklausel, 
Beschränkung auf einen engen Bezirk ist nicht einmal notwendig. Bei 
hinreichender Zahl der Wagen könnte sogar jede Einschränkung zurück- 
gezogen werden, weil dann mit hinreichendem Ausgleich der aus- 
gerüsteten Wagen zwischen den Direktionsbezirken gerechnet werden 
kann. Ob alle Bezirke derartige Wagen ausrüsten oder für das ganze 
Reich nur eine Direktion, ist eine Frage untergeordneter Bedeutung; sie 
ist keineswegs entscheidend’. 

Wieviel derartiger Wagen sollten vorhanden sein? Zwar lehrt die 
Erfahrung des Weltkrieges und der früheren Feldzüge, daß bereits bei 


Beginn der Kriegshandlungen möglichst viele — tunlichst alle der über- 
haupt zu schaffenden — Lazarettzüge vorhanden sein sollten. Dieses 
Ideal läßt sich aber weder verwirklichen, noch ist es unbedingt erforder- 
lich. Man kommt wohl für den ersten Bedarf mit einer Zahl von zwei 
Zügen für jedes Korps aus, also bei deutschen Verhältnissen von einem 
bis zwei Zügen für jeden Direktionsbezirk. Wie das Oberkommando des 
deutschen Heeres dem Internationalen Komitee des Roten Kreuzes in 
Genf mitgeteilt hat (veröffentlicht in der Revue des R.K., Heft 217 von 
1937), soll der aus Personenwagen bestehende deutscheLazarett- 
zug für den Kriegsfall 28 Krankenwagen führen; dieselbe Zahl oder 


1 Anm, des Verf.: Eine Zwischenlösung stellt der Wagen dar, den deutsche 
Waggonfabriken als Gi-Wagen für Serbien gebaut haben; er hat Übergänge 
Ohne Plattform oder Vorplatz und ist mit einem eisernen Ofen versehen. 
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weniger braucht man an Güter-Krankenwagen gemäß dem Vorschlage, 
indem jeder von ihnen mindestens 14 Betten (bis 16) aufnimmt, der 
Offiziers-Krankenwagen deren 8, zusammen 386 Lagerstellen, Jede 
Direktion hätte mithin einschließlich der Wagen für das Pflegepersonal 
höchstens 30 Wagen je Zug auszurüsten oder zu verwalten, was gewiß 
nicht übermäßig viel ist, verglichen mit dem Wagenbestand der Bahn- 
verwaltung überhaupt. Diese Wagen erhalten am einfachsten die Gat- 
tungsbezeichnung „Gli“ und bei den Maßangaben den Zusatz „14 Kran- 
kenbetten“. Empfehlenswert ist Einbau von Dampfheizkörpern an 
den Scheuerleisten und Vorbereitung elektrischer Beleuch- 
tung mit Steckkontakten. Ein Klappschild trägt in Ruhestellung (her- 
untergeklappt und verriegelt) den Sperr- oder Rücklaufvermerk, herauf- 
geklappt das rote Kreuz mit der Bezeichnung „Lazarettzug ...“ und 
„Krankenwagen ...“. Die Kabinen nehmen eine Ladefläche von etwa 
3 qm in Anspruch und sind imstande, alle Zubehörteile aufzunehmen. 
Im Falle einer Mobilmachung oder eines Übungseinsatzes werden die 
rollenden Wagen zurückgesandt und eingerichtet, was nur einige Stun- 
den in Anspruch nimmt. Reicht die Zahl der zufällig am Ort und in 
der Nähe befindlichen Wagen für die Bildung eines Zuges oder eines 
wesentlichen Teiles nicht aus, dauert die Einrichtung mehrere Tage, 
entsprechend der Rücklaufzeit der Wagen. Im ungünstigsten Falle 
dauert die Bereitstellung eines Zuges für unsere Verhältnisse drei Tage, 
im günstigsten Falle zwei Stunden, falls Personal vorhanden ist. Einer 
Mobilmachung geht stets ein Zustand der „Spannung“ voraus, der 
eine willkommene Vorbereitungszeit darstellt. Es gibt heute zwar eine 
Kriegführung ohne Kriegserklärung, aber keinen Krieg ohne vorher- 
gehende Spannungszeit. Diese Zeitspanne kann bereits für die Aus- 
rüstung von Lazarettzügen dadurch ausgenutzt werden, daß die Kran- 
kenwagen gar nicht mehr zum Güterverkehr benutzt werden oder nur in 
beschränktem Umfange. 

Zum Lazarettzug gehören zwingend notwendig einige Hilfswagen, 
zwei Arztwagen, Operations- und Apothekenwagen, Küchenwagen, Sol- 
datengepäck- und Vorratswagen, ein bis zwei Heizwagen. Ihre Bereit- 
stellung berührt Probleme des Lazarettzugwesens: die Meinungen 
der Fachleute der Welt (Militärärzte und Chirurgen) sind durchaus ge- 
teilt über die Notwendigkeit von Operationswagen. 
In Deutschland sind sie bisher für erforderlich gehalten worden, wenn 
sie auch praktisch nur als äußerster Sicherheitsfaktor sanitärer Für- 


Ständige militärische Lazarettzüge. TAT 


sorge gelten konnten. Durch die Einführung höherer Geschwin- 
digkeiten infolge Schaffung der Güterzugbremse (Kuntze-Knorr- 
Druckluftbremse), schwerer und schneller Lokomotiven und schweren 
Oberbaues haben sich die Transportverhältnisse grundlegend geändert. 
Die Militärtransporte aller Art können ungleich schneller durchgeführt 
werden als zu Zeiten des Weltkrieges. Damit ist die Frage der Ver- 
pPflegung während der Fahrt für Truppentransporte wesentlich er- 
leichtert worden. Bei Krankentransporten kann man wohl damit rechnen, 
daß sie bis zu 12 Stunden Fahrtdauer eine warme Ve rpflegung 
entbehren können. Da bei den großen Entfernungen des Deutschen 
Reiches diese Fahrtdauer vielfach im Kriegsfalle, schon infolge der Ver- 
stopfungen der Strecken, überschritten werden muß, bleibt Küchenver- 
pflegung für Lazarettzüge eine Notwendigkeit. Küchenwagen be- 
dürfen jedoch sorgfältiger Einrichtung und können nicht innerhalb von 
zwei Stunden improvisiert werden, auch von 24 Stunden nicht. Man 
sollte sie daher ständig, d. h. friedensmäßig, herrichten und kann 
sie aus Wagen mit geschlossenen Vorplätzen (statt mit offenen Platt- 
formen) gewinnen, da Bahren nicht hindurchzutragen sind. Man geht 
dabei fehl in der Befürchtung, solche Wagen seien allzu unwirtschaft- 
lich, als daß man zwei für jede Direktion tot abstellt. Die Deutsche 
Reichsbahn unterhält (gemäß unlängst verbreitetem Rundfunkbericht) 
rund 100 Bau-Wohnzüge für Streckenunterhaltung, denen die Mili- 
tär-Küchenwagen für den Friedensdienst zugeteilt werden können. Das 
erschwert nicht die Heranziehung im Kriegsfalle, weil die Wohnzüge 
im Direktionsbezirk bleiben und jederzeit greifbar sind. 


Eines Operationswagens im engeren Sinne bedarf es heute 
nicht mehr. Wie schon hier und da im Weltkriege, tritt an seine Stelle 
ein Verband- oder Behandlu ngs- Wagen, in welchem sich eine 
völlige Ordinationseinrichtung befinden muß, also auch ein einfacher 
Operationstisch für kleinere Operationen, zum Abbinden von Gefäßen 
und Erneuern von schwierigen Verbänden. Auch dieser Wagen muß 
friedensmäßig vorhanden sein. Er kann im Frieden den Bahnärzten 
zur Verfügung gestellt werden, zumal die „Arztwagen“ der Hilfszüge 
ihren Standort nicht verlassen dürfen. Arzt-Wohnwagen können 
im Mobilmachungsfalle behelfsmäßig hergerichtet werden, Jeder Bezirk 
sollte für jeden Lazarettzug einen Heizwagen unterhalten, der mit 
Dynamo-Aggregat zur Zugbeleuchtung ausgestattet ist, 
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Von den Krankenwagen kann jeder dritte mit Vorplatz ver- 
sehen werden, was das Ein- und Aussteigen der Pfleger und Ärzte er- 
leichtert und beschleunigt. Die Schiebetüren bleiben an einer 
Seite verstellt und verschlossen, an der anderen offen, und zwar muß 


dieses Freihalten von Ladeöffnungen wechselseitig geschehen, so 
daß von jeder Tür aus ein ganzer und links und rechts davon je ein 
halber Wagen beladen werden. 

Dieser Vorschlag beruht auf früheren Erfahrungen aus aller Welt 
und auf Vorarbeiten. Er will Wege zeigen zu einem längst erstrebten 
Ziel sanitärer Fürsorge und ist wirtschaftlich tragbar. 
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Die Verkehrsmittel und die belgische Ausfuhr. 


Die größtmögliche Förderung des Außenhandels war von jeher das 
Bestreben der belgischen Wirtschaftspolitik, Sie ist zwangsläufig be- 
dingt durch die wirtschaftliche Struktur des Landes. Belgien ist das 
industriereichste und daher auch das am dichtesten bevölkerte Land 
Europas. Von seinen Biz Mill. Einwohnern entfallen 275 auf den Qua- 
äratkilometer; von 100 Berufstätigen sind 50 in Industrie und Bergbau 
beschäftigt. 

Unter den wirtschaftspolitischen Maßnahmen spielt der Ausbau der 
Verkehrsmittel, insbesondere auch ihre Tarifgestaltung, eine entschei- 
dende Rolle. Dies im einzelnen zu untersuchen, ist Gegenstand der Ab- 
handlung des Generalsekretärs im belgischen Verkehrsministerium, M a r- 
celCastiau, „Les Transportsetl’exportation Belge“, 
veröffentlicht in dem von der belgischen Nationalbank monatlich heraus- 
gegebenen Bulletin d’Information et de Documentation, Ausgabe Oktober 
1938. Der Gedankengang seiner verkehrspolitischen Betrachtungen ist 
folgender: 

1. Schon die ersten Förderer des Eisenbahnbaus in Belgien ver- 
folgten mit ihren Plänen in erster Linie die Belebung und Erleichterung 
des Außenhandels. Es waren Lütticher Industrielle, an der Spitze der 
bekannte John Cockerill, die, von diesem Gedanken geleitet, schon im 
Jahre 1829 eine Eisenbahnverbindung zwischen der Maas und Antwerpen 
Propagierten. Nachdem dann noch ein Kanalprojekt Antwerpen—Lüt- 
tich, etwa in der Linienführung des heutigen Albertkanals, mit an- 
schließender Eisenbahnverbindung bis Köln zur Erörterung gestanden 
hatte, kam man im Jahre 1831 wieder auf die Eisenbahnpläne zurück, die 
feste Gestalt gewannen, als am 21. März 1832 durch königliche Verord- 
nung die Regierung ermächtigt wurde, die Konzession zu einer Eisen- 
bahn Antwerpen—Veryiers als erstem Abschnitt der durchgehenden Ver- 
bindung nach Köln zu erteilen. Auch bei diesem Projekt war der wesent- 
liche Antrieb die Förderung der Ausfuhr; sie hatte den Vorrang vor der 
in dem endgültigen Projekt vorgesehenen Verbindung mit der Hauptstadt 
Brüssel. 

Mit der Ausdehnung des Eisenbahnnetzes traten bald die Tarif- 


fragen in den Vordergrund. Es war von jeher das Bestreben der belgi- 
Archivy für Elsenbahnwesen. 1939, 49 
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schen Regierung, die Tarife so niedrig wie möglich zu halten. In dem 
den gesetzgebenden Körperschaften jährlich zu erstattenden Bericht des 
Ministers der öffentlichen Arbeiten vom 4. Februar 1841 wird aus- 
geführt, daß man zwar im Hinblick auf die im Vergleich zu den an- 
grenzenden Ländern niedrigen Tarife der belgischen Eisenbahnen daran 
denken könne, sie zur Erzielung besserer Erträge zu erhöhen, daß sie aber 
auf alle Fälle unter den Sätzen der Nachbar- 
staaten bleiben müßten, 

Nachdem das Eisenbahnnetz bis zu den Grenzen der Nachbarländer 
ausgebaut war, erhob sich bald die Frage von Tarifvergünstigungen zur 
Förderung der Ausfuhr. In dem Bericht des Ministers der öffentlichen 
Arbeiten an die Kammern vom Jahre 1843 wird empfohlen, die Tarife 
für den reinen Binnenverkehr auf ausreichender Höhe zu halten, um die 
Tarife für die Einfuhr von Rohstoffen, die Ausfuhr einheimischer Güter 
und für den Durchgangsverkehr ermäßigen zu können. Dieser Gedanke 
wurde schon im gleichen Jahre durch Bewilligung eines Frachtnachlasses 
von 20 % auf die fraglichen Güter verwirklicht. Auch in der Folge war 
es stets das Bestreben aller belgischen Regierungen, die Transportmittel 
so leistungsfähig wie möglich zu gestalten, um sie zur Förderung des 
Außenhandels weitgehendst einsetzen zu können, 

2. Um nach diesem kurzen historischen Rückblick im einzeinen den 
Einfluß der Transporttarife auf den Außenhandel beurteilen und sich 
Rechenschaft darüber ablegen zu können, ob weitere Tarifnachlässe mög- 
lich sind, ohne die Finanzlage der Verkehrsunternehmungen zu gefährden, 
werden die Leistungen und die finanzielle Lage der einzelnen Transport- 
mittel einer Prüfung unterzogen und insbesondere die Verhältnisse der 
Jahre 1935—1938 mit denen der Vorkriegszeit, der Jahre des wirtschaft- 
lichen Aufschwungs 1929, 1930 und der Krisenjahre 1932, 1933 verglichen. 


a) Die nationale Gesellschaft der belgischen 
Eisenbahnen. 

Sie betreibt 94,35 % der normalspurigen Eisenbahnen. Ihre finan- 
zielle Lage ist nichts weniger als glänzend. Ihr Binnenverkehr unterliegt 
im Personen- wie Güterverkehr dem Wettbewerb des Kraftwagens; hinzu 
kommt der Wettbewerb der Binnenschiffahrt, so daß die Gesellschaft, um 
ihren Besitzstand zu wahren, zu Tarifsenkungen genötigt ist. Ihr Per- 
sonenverkehr arbeitet mit Defizit, kann aber im Interesse der Wirtschaft 
des Landes nicht eingeschränkt werden und ist auch für die Bewältigung 
von Massentransporten unentbehrlich. Alle diese Umstände bringen ihr 
finanzielles Gleichgewicht in Gefahr und beschränken sie in der Gewäh- 
rung neuer Vergünstigungen für die Ausfuhr. 
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Die Statistik des Güterverkehrs gibt folgendes Bild: 


Verkehr in Millionen 
Tonnenkilometern 
(Schwergut) 


in % 


% 


1913 
1929 
1930 
1933 
1935 
1936 
1937 
1938 
(7 Monate) 


5200 
8386 
7133 
4440 
4757 
5331 
6230 
2958 


Für die ersten 7 Monate des Jahres 1938 beträgt der Rückgang 
17 % gegenüber dem gleichen Abschnitt des Vorjahres, womit annähernd 
die Verkehrszahlen des Jahres 1913 erreicht sind. Es wird also voraus- 
sichtlich die tonnenkilometrische Leistung des Jahres 1938 etwa die 
gleiche sein wie im Jahre 1913, und zwar trotz des Wettbewerbs der Bin- 
nenschiffahrt und der ständig wachsenden Ausdehnung des Lastkraft- 
wagens. Wie die Personentarife, sind auch die Gütertarife sehr niedrig 
im Vergleich zu den Nachbarländern; hierfür einige Beispiele: 


1937. Fracht für 1 t in belg. Fr. 


Mehl (bei Versand von 15 t) 


100 km 


200 km 


E en 
Frankreich „. a acor 
Deutschland ..... 
Niederlande . . . . SCH 
Elte EE 


Kohle (bei Versand von 20 t) 


50,20 
48,00 
88,10 
39,00 
43,36 


69,30 
83,00 
152,30 
61,05 
80,05 


100 km 


200 km 


(E a ia 
Frankreich |, 2 222 = 
Deutschland `... 


Niederlande 


Italien 


Kohle aus Niederländisch-Limburg. 
* Kohle anderer Herkunft (Einfuhr). 


32,70 
48,20 
51,20 
42,001 
57,75% 
39,30 


41,20 
73,10 
84,50 
64,001 
ER 
68,20 


49* 
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Erz (in täglichen Zügen zu 960 t in Privatwagen) 


100 km | 200 km 


Belgien ne 13,00 | 20,30 
Frankreich `... 36,80 | 19,42 
Deutschland .. s... 46,40 73,80 
Niederlande . . 2.2. + 42,00 Dun 
allen Mc EC 33 79,50 


Stahl und Walzeisen (bei Versand von 20 t zur Seeausfuhr) 


j 
100 km 200 km 


Bee ATT MOAN 2 25w ` 1 on 
Frankreich s s o a e a 36,80 53,90 
PR E E R enges 
Niederlande...» » 2.» T 07,35 


elen de ele ain 


Trotz dieser sehr niedrigen Frachtsätze werden für die Seeausfuhr 
besonders ermäßigte Sätze zur Verfügung gestellt, wobei das Verhältnis 
der Beförderungskosten zum Wert des Gutes Berücksichtigung findet. 
Nachstehend einige Beispiele für September 1938: 


Wert pro t 
Kohle NEN ER NE EN ere RR FEN 
Fracht pro t 
Normaltari 9 e Bän Fr. 
Spezialtarif 401 DE an ren EE 
Mittlere Versandweite: Warp 
e RER Ee Eet, ENT A A re TSF ZDUNKIARES 
Fracht pro t 
Normaltarf To sa. 0 nun 27,00 Fr. 
Spezialtarif 408/508 . . . . .. . . . . . 48,80 Fr. 
Mittlere Versandweite: 60 km. 
Wert pro t 
Makadam ER 
Fracht pro t 
Normalbarit sans TA E O S 
Spezialtarif 404/504 ee 10,00 Fr 
Mittlere Versandweite: 100 km. 
Wert pro t 
ZEMEnE OAT E E E 
Fracht pro t 
e LE, Beie EEN EE 55,10 Fr. 
Spezialtari£ 455. . . vu. o wien 13,00 Fr. 


Mittlere Versandweite: 100 km. 
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Darüber hinaus sind noch weitere ermäßigte Tarife zur Förderung 
der Ausfuhr erstellt, z. B. der Spezialtarif 412/312, metallurgische Pro- 
dukte bei Versand von 10 t: 17,7 centimes pro tkm; der Tarif 519, guß- 
eiserne Röhren: 10 centimes pro tkm; der Spezialtarif 521, Mineralerze 
im Transit in ganzen Zügen: 11 centimes pro tkm. 


Diese Tarifpolitik der Eisenbahnen wird von der Binnenschiffahrt 
scharf kritisiert, indem sie der Eisenbahn vorwirft, daß sie ihre Sätze 
unter die Selbstkosten lediglich zu dem Zweck senke, die Binnenschiff- 
fahrt im internationalen Verkehr zu unterbieten. Ohne auf die umstrit- 
tenen Selbstkostensätze näher einzugehen, stellt der Verfasser lediglich 
fest, daß weitere Tarifnachlässe zur Förderung des Außenhandels wohl 
an den Einsprüchen der Schiffahrt scheitern würden. Im übrigen weist er 
zur Rechtfertigung der Tarifpolitik der Eisenbahnen darauf hin, daß die 
Selbstkosten für die Versandeinheit um so günstiger sind, je größer die 
Versandweite ist, da der Anteil der festen Kosten keineswegs proportional 
ist zur Entfernung. 


Für die ersten sieben Monate des Jahres 1938 ergeben sich im 
Binnen-, internationalen und Durchgangsverkehr mittlere Versandweiten 
von je 57, km, 101,3 km, 179,6 km mit einer entsprechenden mittleren 
Einnahme pro tkm von 0,345, 0,205, 0,198 Fr. Diese Unterschiede sind 
durchaus normal und bieten nach Auffassung des Verfassers keinen An- 
laß zur Kritik, Sie entsprechen dem mit ihr verfolgten Zweck der Stützung 
der Wirtschaft und rechtfertigen sich auch im Hinblick auf die fallende 
Tarifstaffel, 


Was die Verteilung des Verkehrsaufkommens nach tkm auf Binnen-, 
internationalen und Durchgangsverkehr anbelangt, ergeben sich folgende 


Vomhundertsätze: 
EREN er WE IT RUE TER BB N 


Durchgungs- Internationaler 


| Binnen- 
verkehr ` Verkehr | verkehr 
j | 

1929 | 39,1 404 
1930 39,0 40,7 
1931 | 42,6 | 38 
1933 | Au 38,8 
1934 | 39,5 39,7 
1935 | 37,7 | 41,8 
1936 | 38,0 413,0 
1937 | 40,1 | ge 
1938 30, | 39,4 
(7 Monate) | 35,5 me 
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Aus der Aufstellung geht hervor, daß die Verteilung des Verkehrs, 
abgesehen vom Jahre 1931, keine wesentlichen Abweichungen aufweist 
trotz der großen Unterschiede in der absoluten Höhe der gefahrenen 
Tonnenkilometer und der ständig wachsenden Hindernisse im Außen- 
handel. Besonders bemerkenswert ist der unbedeutende Unterschied 
zwischen den Jahren 1929 und 1933, während die gefahrenen Tonnen- 
kilometer des letzteren Jahres nur 53 % des ersteren erreichten. 


b) Der Kraftwagen. 


Er entzieht der Schiene das höherwertige Gut in den hohen Tarif- 
klassen. Während sich nach Schätzung des Generaldirektors der natio- 
nalen Gesellschaft der belgischen Eisenbahnen das Verkehrsaufkommen 
nach Tonnenkilometern im Jahre 1930 zu nur 4% auf den Kraftwagen, 
zu 74 % auf die Schiene und zu 22 % auf die Binnenschiffahrt verteilte, 
haben sich die entsprechenden Vomhundertsätze im Jahre 1937 wie folgt 
verschoben: 7 %, 66 % und 27 %. 

Durch königliche Verordnung vom 5. März 1936 und das General- 
reglement vom 29. Mai 1936 ist der Kraftwagenverkehr der regierungs- 
seitigen Genehmigung unterworfen. Es ist daraufhin zahlreichen Kraft- 
wagenunternehmern, die bereits vor 1936 bestanden, die Genehmigung 
erteilt worden. Zahlreiche neue Anträge mußten allerdings zurück- 
gewiesen werden, weil ihre Genehmigung zu einer Übersetzung des Ge- 
werbes und zu gegenseitigen Unterbietungen geführt haben würde. 

Im ganzen gesehen hat der Kraftwagenverkehr in seiner jetzigen 
Ausgestaltung kaum nennenswerten Einfluß auf den Güteraustausch mit 
dem Ausland, 


ec) Die Nationale Gesellschaft der Kleinbahnen 
(chemins de fer vieinaux). 
Sie unterliegt dem Wettbewerb des Kraftwagens in verstärktem 


Maße. Die von ihr beförderten Gütermengen sind aber vergleichsweise 
gering, auch sind ihre Tarife für den Außenhandel ohne Bedeutung. 


d) Luftverkehr. 

Er hat für die Ausfuhr kaum Bedeutung. Dagegen leistet er wert- 
volle Dienste im Kongo und in der Verbindung des Mutterlandes mit 
dieser Kolonie (im wesentlichen Beförderung von Post und Reisenden). 

Im eigentlichen Güterverkehr fällt dem Flugzeug im wesentlichen 
die Beförderung von bestimmten, insbesondere hochwertigen Gütern ZU, 
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die ohne die besonders schnelle Beförderung an ihrem Handelswert erheb- 
lich einbüßen würden. 

Wie in fast allen Ländern, erhält auch in Belgien der Luftverkehr 
staatliche Unterstützung, ohne die er nicht lebensfähig wäre. 

Für die Sabena beläuft sich der staatliche Zuschuß für das an- 
gebotene Tonnenkilometer auf Aus Fr. 1936 und Ban Fr. 1937. Hinzu- 
kommen die Ausgaben des Staats für Flugplätze — Bau, Unterhaltung, 
Personalkosten, Funk-, Wetterdienst, Befeuerung u. dgl. —, etwa 7 bis 
8 Mill, Fr. pro Jahr. 

Auf dem bei weitem wichtigsten Flugplatz Brüssel landeten 1937 
5899 Handelsflugzeuge mit 9745 Reisenden im Ortsverkehr und 16 248 
Reisenden im Durchgang. Im Abgang belief sich die Zahl der Reisenden 
auf 9341 (Ortsverkehr) und 15 775 (Durchgang) ; im Ortsverkehr beträgt 
die Zahl der Reisenden pro Tag im ganzen 54, davon entfällt etwa je die 
Hälfte auf Abgang und Ankunft. 

Der Ortsverkehr des Postguts belief sich 1937 in Brüssel auf 25 t 
in Abgang und 50 t in Ankunft, die entsprechenden Zahlen für den Durch- 
gang sind 92 t und 95 t. An Gütern wurden 1937 im Ortsverkehr 233 t 
und im Durchgang 443 t befördert. 

Mengenmäßig spielt hiernach der Luftverkehr, gemessen an dem 
Gesamtverkehrsaufkommen, eine untergeordnete Rolle und ist daher auch 
für die Ausfuhr ohne nennenswerte Bedeutung. 


e) Die Seeschiffahrt. 


Die Lage der Seeschiffahrt läßt in allen Ländern erheblich zu 
Wünschen übrig, auch sind die Aussichten für eine baldige Besserung 
gering, Der Grund läßt sich in einem Wort zusammenfassen: Inflation, 


Der Tonnengehalt der Welthandelsflotte betrug am 30. Juni 1914 
45 404 000 t. Nach dem Weltkriege nahm er schnell zu, so daß er schon 
1920 auf 57313000 t angestiegen war, Ein Jahr später betrug er 
61974 000 t, 1927: 65 192 000 t, um im dauernden Anstieg 1931 den höch- 
sten Stand von 70 131 000 t zu erreichen. Er fiel dann bis zum Jahre 1935 
auf 64 885 000 t, erhöhte sich jedoch bis 1938 auf 67 846 000 t, d. s. 50 % 
mehr als im Jahre 1914. Hierbei ist der erhöhte Wirkungsgrad dieser 
größeren Tonnenzahl noch nicht berücksichtigt. Er geht weit über eine 
Steigerung von 50 % gegenüber der Vorkriegszeit hinaus. Dies ist auf 
verschiedene Umstände zurückzuführen, Einmal ist die Durchschnitts- 
geschwindigkeit der meisten Schiffe weit höher als vor 24 Jahren. Hinzu- 
kommen die erheblichen Verbesserungen und Erweiterungen der Hafen- 
anlagen, wie Bau neuer und geräumiger Schleusen, Vergrößerung der 
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Hafenbecken, wodurch die Manöver erleichtert werden. Dies hat zur 
Folge, daß die Zahl der jährlichen Reisen erheblich vermehrt werden 
kann. Während früher die Entladung und Aufnahme neuer Ladung 
mehrere Tage in Anspruch nahm, kann das Schiff heute wenige Stunden 
nach Ankunft den Hafen mit neuer Ladung wieder verlassen, So hat sich 
der Wirkungsgrad der Handelsflotte, unabhängig von der Vermehrung 
der Tonnage, mehr als verdoppelt, vielleicht verdreifacht. Bei dem infolge 
des Überangebots an Schiffsraum unvermeidlichen Rückgang der Frach- 
ten ist trotz Senkung der Selbstkosten infolge der höheren Fahrgeschwin- 
digkeit und der Beschleunigung des Ladegeschäfts, der übrigens zum Teil 
durch die Erhöhung der sozialen Lasten für die Besetzung wieder aus- 
geglichen wird, ein Gewinn im Reedereigeschäft nicht zu erwarten. 


Man hat dann in den meisten Ländern auf künstlichem Wege dem 
Übel abzuhelfen gesucht, und zwar einmal durch das Auflegen von 
Schiffsraum; z. B, wurden in Frankreich allein in den ersten Monaten 
des Jahres 1938 220 000 t aus dem Verkehr gezogen, während noch 1937 
aufgelegter Schiffsraum kaum vorhanden war, Oder man sucht der ein- 
heimischen Schiffahrt durch gewisse Zwangsmaßnahmen Fracht zu 
sichern. So sind in Frankreich im Verordnungswege alle Transporte des 
Staats oder der Konzessionsinhaber öffentlicher oder aus öffentlichen 
Mitteln unterstützter Unternehmungen der einheimischen Flagge vor- 
behalten. Auch sind die Kohlentransporte an Private zu 40 % an die 
französische Flagge gebunden. Durch eine weitere Verordnung ist das 
Privileg der einheimischen Flagge auf alle für die Landesverteidigung 
arbeitenden Unternehmungen ausgedehnt worden. 


In Belgien hat der Staat seit 1934 zur Förderung und Indienst- 
stellung aufgelegten Schiffsraumes mit Unterstützungen eingegriffen, 
und zwar in Höhe von 0,50 Fr, pro Tonne und Tag. Es wurden in den 
Jahren 1934—1937 jährlich 20—25 Mill. zu diesem Zwecke ausgegeben. 
Da dieses System aber zur Konservierung veralteten Schiffsraums bei- 
trug, während gerade eine Verjüngung der Handelsflotte für notwendig 
gehalten wurde, suchte der Staat die Neubautätigkeit mit Krediten zu 
niedrigem Zinssatz und mit langer Lauffrist zu fördern. Diese Maß- 
nahmen müssen zwar in Anbetracht der oben bereits dargelegten Über- 
setzung der gesamten Welthandelsflotte als unwirtschaftlich erscheinen, 
sie waren aber im Hinblick auf die Unentbehrlichkeit einer leistungs- 
fähigen einheimischen Handelsmarine für die Lebensmittelversorgung im 
Kriege und für die Sicherung einer ausreichenden Verbindung mit den 
Kolonien nicht zu umgehen. 


Die Verkehrsmittel und die belgische Ausfuhr. 757 


Für die Schiffsbewegung in Antwerpen und seine seewärtige Ein- 
und Ausfuhr ergeben sich folgende Zahlen: 


In Millionen Tonnen: 


a | Side Ausfuhr 
(t Moorson) | EE a 
1913 10,210 8,001 
1929 12,558 13,008 
1933 10,098 8,800 
1934 | 10 10,106 
1935 | Alm 
1936 1200 | 
1937 Wu | Wa 
1938 | gegen 16,495 für 8 Monate 
(8 Monate) des Jahres 1937 
In Prozenten gegenüber 1913: 
1913 10. | 100 100 
1929 172 123 158 
1933 148 99 102 
1934 150 104 | 118 
1935 161 100. | 140 
1936 108 122 147 
1937 180 140 102 


Die Statistik zeigt, daß der Schiffsraum heute schlechter aus- 
genutzt ist als 1913. Die Zahlen entsprechen auch keineswegs den Er- 
wartungen, die man an die Ausdehnung der Hafenanlagen glaubte 
knüpfen zu können. Während von 1913 auf 1937 die Tonnage im Ein- 
gang eine Steigerung um 80 % erfahren hat, sind die entladenen Güter 
um 40 % und die Güter im Ausgang um 60 % gestiegen. Die Entwick- 
lung des Güterverkehrs steht also keineswegs in einem angemessenen 
Verhältnis zu den Erweiterungen und Verbesserungen der Hafenanlagen. 


Ein Vergleich mit den Wettbewerbshäfen Hamburg und Rotterdam 


ergibt folgendes Bild, wobei die in Tonnen Moorson ausgedrückten Ver- 
kehrszahlen für Antwerpen um 18 % ermäßigt sind: 
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Tonnengehalt im Eingang: 


1913 
1929 
1033 
1035 
1936 
1037 


1913 
1929 
1933 
19: 
1936 
1937 


Hamburg 


14 186 
21 956 
17 822 
18 215 
19 216 
19 745 


100 


Rotterdam 


13 036 
21 544 
15 286 
17 868 
20 445 
23 425 


100 
166 
118 
138 
158 
180 


In Prozenten gegenüber 1913: 


Antwerpen 


12.026 
20 676 
17 373 
18 730 
19 587 
21 353 


100 
172 
148 
161 
168 
180 


Nach dem Tonnengehalt des Schiffsraumes weist hiernach der Ver- 
kehr von Rotterdam und Antwerpen im Vergleich der Jahre 1913 und 
1937 die gleiche Steigerung auf, während Hamburg demgegenüber zu- 
rückbleibt. Die wirklich beförderten Tonnen im Ein- und Ausgang sind 


folgende: 


1913 
1929 
1933 
1935 
1936 
1937 


1913 
1929 
1933 
1935 
1936 
1937 


Hamburg 


Einfuhr 
16 548 
18.084 
12 606 
13454 
14 816 
16 669 


8910 
8802 
6417 
6.498 
7219 
8 588 


Rotterdam 


Antwerpen 


zur See (in Tausend t) 


22 061 
22 947 
13 399 
15312 
18 016 
22 440 


7 358 
14 884 
9096 
12 780 
15 208 
19913 


10 210 
12 442 
10 054 
11 061 
12 426 
14312 


Ausfuhr zur See (in Tausend t) 


8 661 
13 624 
8 899 
12 110 
12771 
14 119 
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In Prozent gegenüber 1913 


Rotterdam | Ant 

Einfuhr 
1913 100 100 | 100 
1929 110 104 123 
1933 77 6 99 
1935 81 70 109 
1936 89 | 82 | 122 
1937 100 102 140 

Ausfuhr 
1913 100 100 100 
1929 100 200 | 158 
1933 72 124 | 102 
1935 73 | 174 140 
1936 81 | 205 147 
1937 77 270 162 


Antwerpen schneidet also hinsichtlich der Einfuhr am besten ab, 
während Hamburg und Rotterdam 1937 gerade die Zahlen von 1913 er- 
reichen. In der Ausfuhr bleibt Hamburg weit hinter 1913 zurück, wo- 
gegen bei Rotterdam eine starke Steigerung zu verzeichnen ist. 

Was das Verhältnis der seewärtigen Ein- und Ausfuhr zueinander 
angeht, so stellt es sich wie folgt dar: 


1913 1,88 | 30 Lu 
1929 2,01 | Lu 0,0 
1933 1,98 | 1,47 1,16 
1035 2,08 Lu 1,04 
1936 2,06 | Le | oo 
1937 Lu Lu | 10 


Antwerpen weist hiernach die rationellste Ausnutzung des Schiffs- 
raums auf, aber auch bei Rotterdam hat sich die Ausnutzung seit 1913 
wesentlich gebessert. Für Hamburg ist das Zahlenverhältnis weniger 
günstig. 


Die Verkehrszahlen der Häfen Gent, Brügge und Seebrügge liegen 
bedeutend niedriger. 
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f) Die Binnenschiffahrt. 


Die Güterbewegung in Ein- und Ausfuhr auf den Binnenwasser- 
straßen zeigt trotz der Krise eine steigende Tendenz, wie sich aus 
folgender Aufstellung ergibt: 


Antwerpen: 


Güterverkehr in Tonnenkilometern : 


Einfuhr auf Ausfuhr auf 
Binnonwasserstraßen | Binnenyasserstraßen 
1913 2887 650 | 1 889 939 
1929 4 922 997 2613 790 
1933 3 746 430 2725413 
1934 4 458 364 2 989 357 
1935 5 042 034 3 347 825 
1936 4791 660 3 695 782 
1937 5 624 306 | 5.064.207 


Eine entsprechende Steigerung ist für die Häfen Gent und Brüssel 
festzustellen. Aus den Ziffern erhellt die Bedeutung der belgischen 
Binnenschiffahrt für den Außenhandel; dies gilt insbesondere für den 
Rheinverkehr. Die tonnenkilometrische Leistung der Eisenbahn erreicht 
demgegenüber im Jahre 1937 nur drei Viertel des Verkehrsanteils 
von 1929. 


Dieser Erfolg der Binnenschiffahrt ist auf den Ausbau der Binnen- 
wasserstraßen, die der Staat seit 1926 unter Aufwand von 34%, Milliarden 
systematisch gefördert hat, zurückzuführen. Es fragt sich jedoch, ob 
hieraus die Binnenschiffahrt wirklich Nutzen ziehen kann. Ihre Lei- 
stungsfähigkeit wird zwar mit dem Ausbau der Wasserstraßen und der 
entsprechenden Zunahme und Verbesserung des Kahnraums dauernd an- 
steigen; so wird nach Fertigstellung des Albertkanals die Fahrt von 
Lüttich nach Antwerpen statt 8 bis 12 Tage nur 2 bis 3 Tage in Anspruch 
nehmen, wobei die Tragfähigkeit der Schiffe von 450 t auf 1350 t und 
später auf 2000 t erhöht werden wird. Demgegenüber ist aber zu be- 
denken, daß keinerlei Aussicht besteht, den Anteil des Schwerguts, das 
in der Binnenschiffahrt bekanntlich überwiegt, in entsprechendem Ver- 
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hältnis zu steigern. So wird sich z. B. der Getreidekonsum in Zukunft 
nicht wesentlich ändern, da die Bevölkerung im westlichen Europa kaum 
zunehmen wird und auch Veränderungen in der Ernährung eingetreten 
sind. Ferner wird der Verbrauch an Brennstoffen, dem wichtigsten 
Transportgut der Binnenschiffahrt — 1935 entfielen hierauf 34 % der 
gefahrenen Tonnenkilometer — trotz der erheblichen Besserung der 
Lebenshaltung der großen Masse der Bevölkerung keineswegs ent- 
sprechend ansteigen. Setzt man den Verbrauch 1913 auf 100 an, betrug 
er 1900 79 und 1937 116; für 1938 wird diese Ziffer nicht einmal erreicht 
werden. Zudem erfährt der Transport der Brennstoffe steigende Ein- 
schränkungen durch den weiteren Ausbau der Ferngasleitungen und des 
elektrischen Leitungsnetzes. Als Ergebnis des weiteren Ausbaus der 
Wasserstraßen ist nach Auffassung des Verfassers mit Sicherheit zu 
erwarten, daß vermehrte Stillegungen von Kahnraum mangels aus- 
veichenden Gutanfalls eintreten werden. 


Es kann auch nicht durch Senkung der Frachten geholfen werden; 
sie findet ihre Grenze in der Wirtschaftlichkeit. Aber auch wenn die 
Frachten für den Export noch ermäßigt werden könnten, würden die 
Nachbarländer der Exportausweitung durch Gegenmaßnahmen begegnen, 
Vielleicht werden, wie der Verfasser meint, die Interessenten selbst bei 
der Regierung beantragen, entsprechend einer in Frankreich ergangenen 
Verordnung aus dem Jahre 1934 anzuordnen, daß jeder Neubau von 
Kähnen abhängig gemacht wird von einer entsprechenden Abwrackung 
veralteten Schiffsraumes. 


3. Schlußfolgerung. 


Nach diesem Rückblick auf die Lage der Verkehrsmittel und der 
von der Regierung seit der belgischen Unabhängigkeit verfolgten Wirt- 
schaftspolitik zur Förderung der Ausfuhr kommt der Verfasser zu dem 
Ergebnis, daß eine Ausdehnung des internationalen Güteraustausches 
weder durch eine Verbesserung der Verkehrswege, noch durch weitere 
Tarif- und Frachtermäßigungen zu erwarten ist. Abgesehen von den 
in der Lage der belgischen Verkehrswirtschaft liegenden Gründe sieht 
er ein Haupthindernis in den immer mehr um sich greifenden Autarkie- 
bestrebungen. Jeder Erweiterung des Außenhandels eines Landes wird 
seitens der Wettbewerbsländer mit Gegenmaßnahmen, wie Verschärfung 
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der Kontingentierung und dergl. begegnet werden. Ehemals, als die wirt- 
schaftlichen Schutzmaßnahmen sich noch in bescheidenen Grenzen 
hielten, konnten die Regierungen versuchen, mit Hilfe der Eisenbahn- 
tarife, von Schiffahrtsprämien, Bau und Verbesserung von Wasserstraßen 
und dergl. den Außenhandel auf einer gewissen Höhe zu halten. Dieser 
Weg ist heute versperrt. Die Freiheit des Güteraustausches. besteht 
nicht mehr. Der gegen Belgien gerüstete Protektionismus beruft sich 
auf die niedrigen belgischen Löhne und Transportkosten. 

Allein durch den Abschluß von Handelsverträgen 
von längerer Dauer ist nach Auffassung des Verfassers 
eine Belebung des internationalen Güteraus- 


tausches zu erwarten. 
Dr. von Renesse. 
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Die Königlich Ungarischen Staatsbahnen 
in den Geschäftsjahren 1935/36 und 1936/37. 


Mehr und mehr treten die Wirtschafts- und Verkehrsverhältnisse 
Ungarns in das deutsche Blickfeld. Deutschland und Ungarn sind nach 
dem Anschluß Österreichs an das Altreich unmittelbar angrenzende 
Länder mit verstärktem Güteraustausch geworden und Ungarn ist gleich- 
zeitig Durchgangsland für einen vermehrten Verkehr aus und nach den 
Südosteuropastaaten. 

Die beiden zuletzt erschienenen Jahresberichte der Ungarischen 
Staatsbahnen über den Zeitraum Juli 1935 bis Juni 1937 lassen im Zu- 
sammenhang mit der Wirtschaftslage des Landes eine günstige Entwick- 
lung des Staatsbahnwesens erkennen. 


Während die beiden letzten im Archiv für Eisenbahnwesen 1937 
Seite 433 besprochenen Geschäftsjahre 1933 bis 1935 ein Absinken der 
Betriebseinnahmen von 209 auf 197 Millionen Pengö zu ver- 
zeichnen hatten, ist es das sinnfälligste Merkmal der hier zu behandeln- 
den Jahre, daß die Einnahmen sowohl gegen das Vorjahr 1934/35 als 
auch im Verlauf der Berichtsjahre selbst eine Steigerung erfahren haben. 
Es erhöhten sich die Einnahmen aus dem Personenverkehr von 62,6 Mio 
Pengö in 1934/35 auf 66460 556 im ersten und dann sprungartig auf 
70 032 870 Pengö im zweiten Berichtsjahr. Hand in Hand mit dem Per- 
sonenverkehr konnten sich die Einnahmen aus dem Gepäckverkehr gut 
entwickeln, der 767306 bzw. 813 925 Pengö erbrachte. Aus den später 
noch darzustellenden Gründen wirkte sich die Besserung der Wirt- 
schaftslage vor allem aber auf die Einnahmen des Güterverkehrs aus, 
der in der Berichtszeit Jahresergebnisse von 136 114 503 und 158 750 571 
Pengö zeitigte. Die Berichte führen als sonstige Betriebseinnahmen noch 
15 762 510 bzw. 17 810 024 Pengö an, die aus Vermietungen, Einnahmen 
aus gemeinsamer Betriebsführung, Zugförderung für fremde Bahnen 
usw. bestanden. 

Die Zusammenrechnung aller vier Faktoren ergibt, daß die Gesamt- 
betriebseinnahmen ein kräftiges Anziehen von 197 Mio Pengö auf 
219 104 875 bzw. 247 407 790 Pengö aufwiesen. 
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Es war selbstverständlich, daß die Steigerung des Verkehrs ver- 
mehrte Ausgaben im Gefolge hatte, als Zeichen äußerster Sparsam- 
keit ist es aber anzusehen, daß einem Anwachsen der Einnahmen von 
50 Mio Pengö nur eine Ausgabesteigerung von 261 Mio auf 263 225 490 
und 273 574 953 Pengö gegenübertrat. 


Ein Vergleich der Einnahmen mit den Ausgaben zeigt, daß die 
Staatsbahnen noch immer mit einem Fehlbetrag arbeiten. Als Erfolg der 
Berichtsjahre ist es aber anzusehen, daß der Fehlbetrag sich beträcht- 
lich vermindern konnte, Über die Gründe der Passivität geben Aus- 
führungen des Ungarischen Wirtschaftsjahrbuchs Auskunft, die im Archiv 
für Eisenbahnwesen 1937 Seite 436 wiedergegeben sind. Es handelt sich 
dabei in der Hauptsache um die politische Last der sogenannten 
Trianoner Ruhegehälter in Höhe von jährlich etwa 25 Mio Pengö und um 
die Opfer des tariflichen Entgegenkommens im Interesse der Volkswirt- 
schaft, deren beider Ausschaltung die Aktivität ergeben würde. Da mit 
weiterer Besserung der Einnahmen gerechnet wird, ist das Defizit für 
1938/39 mit nur 20 Mio Pengö veranschlagt. Im einzelnen stellen sich 
die Betriebsausgaben der beiden Berichtsjahre wie folgt: 


1935/36 1936/37 
Personalausgaben . . » » . 2... . 72691798 Pengö 73 389 818 Pengö 
Sachausgaben . . . Bacher 2584243 „ 2679477 u 
Betrieb, Instandhaltung ei een 77127664 „ 82554095 „ 
Verschiedenes und Ruhegehälter . . . 80686291 „ 82421757 » 
Zinsen- und Schuldendient . . . . . 8018549 „ 32529806 „ 


263 225 490 Pengö 273574953 Deng, 


Das Anlagekapital der im Betrieb befindlichen Strecken von 
7823 km gibt der Jahresbericht nach dem Stand vom 30. Juni 1937 fol- 
gendermaßen an: 


Baukosten `. + + . . 554659093 Pengö 
Kosten der Seen 2. 6528714108 „ 
Fahrbetriebsmittel . . . +... 578817174 „ 
Davantarı nun sure danuta. ate Karen EEN un 
ERAN Let ae ege Ku de ett BLOOD, 
Interkalarzinsen . . 2» 2.2.2. 21816321 „ 
Kraftwagenbetrieb . . . . . . . 4019429 „ 
Wertpapiere e, 9038164 p 


Das ausgewiesene Betriebskapital von 60797196 Pengö (Wert der 
Materialvorräte, Kassenbestände, Betriebsforderungen und Einnahme- 
rückstände) stammte aus Anleihen, da das eigene Betriebskapital infolge 
der Fehlbeträge der letzten Jahre gänzlich geschwunden war. 
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Die Betriebszahl konnte sich im Laufe der Berichtsjahre von 
120,14 auf 110,58 verbessern. 

Wie bereits ausgeführt, sind die Einnahmen aus dem Güter- 
verkehr recht erheblich gestiegen. Die beförderte Menge Eilgut, 
Frachtstückgut und Wagenladungsgut wird für die beiden Jahre auf 
16 660 867 t und 19325 654 t angegeben, einschließlich des Regiegutes 
handelte es sich um 20 514 858 bzw. 23 158 310 t. Die Steigerung gegen 
das betreffende Vorjahr belief sich in 1935/36 auf 10,9 % und in 1936/37 
auf 12,4%. 

Nach dem Tiefstand der ungarischen Wirtschaft in den Jahren 
1932 und 1933 trat mit den Jahren 1934 und 1935 eine Besserung der 
Wirtschaftslage ein. Die Privatwirtschaft erstarkte, die aufsteigende 
Konjunktur übertrug sich auf die Gemeindehaushalte und den Staats- 
haushalt und damit setzte auch eine Aufwärtsentwicklung des Bedarfs 
der Wirtschaft und somit des Verkehrsvolumens ein. Die Jahresberichte 
bringen wiederkehrende Übersichten über die beförderten Mengen ge- 
trennt nach 95 Güterarten, die die Wirkung des wirtschaftlichen Auf- 
schwunges gut verfolgen lassen. Das Ansteigen der beförderten Tonnen- 
zahl belief sich im ersten Berichtsjahr 1935/36, um nur einige besonders 
hervorstechende Güterarten zu nennen, bei Erzen auf 93 %, Eisen und 
Eisenwaren auf 46 %, Zement auf 37 %, Getreide auf 24 %, Schnittholz 
auf 23 %, Baumaterial auf 22 %, Obst auf 19 %, Kohle auf 6,5 %, Kar- 
toffeln auf 16 %, Lebendvieh auf 12% ; im zweiten Berichtsjahr 1936/37 
bei Zuckerrüben auf 57 %, Wein auf 55 %, bei Brotgetreide auf 54 %, 
bei Gerste und Hafer auf 69 %, bei Hülsenfrüchten auf 15 %, Gemüse 
auf 41%, Obst auf 13%, Speck und Fett auf 65 %, Kartoffeln auf 
34 %, Kohle und Koks auf 16%, Bauholz auf 17%, Zement auf 8%, 
bei Ziegelsteinen auf 16 % und bei Erzen auf 24 %. 

Dazu ist allgemein zu sagen: Die Produktion der Landwirtschaft 
und Industrie hat sich von den Folgen der Weltwirtschaftskrise weit- 
gehend erholen können. Der Nominalwert des Volkseinkommens steigerte 
sich seit seinem Tiefstand in 1933 bis 1937 um 26 % und der Mengen- 
index der erzeugten Güter stand bedeutend höher als in allen Jahren 
seit dem Kriege, Die Wirtschaftspolitik sieht die Förderung der Produk- 
tion als wichtigste Aufgabe an. Die Lage der Fabrikindustrie stand in 
beiden Berichtsjahren unter einem günstigen Zeichen. Die Anzahl der 
fabrikmäßigen Anlagen erhöhte sich in 1936 um 138, in 1937 um 177 Be- 
triebe, besonders waren hieran die Eisenindustrie, die Webereien und 
Spinnereien beteiligt. Entsprechend stieg die Anzahl der industriell be- 
schäftigten Arbeiter, Die Schwerindustrie gewann durch die Investi- 
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tionstätigkeit, das großzügige staatliche und private Investierungs- 
programm machte sich stark bemerkbar. Der Kohlenverbrauch in der 
Eisen- und Stahlerzeugung stieg mit dieser, ihr Produktionswert erhöhte 
sich um 26 % auf 171 Mio Pengö; bei den Metallfabriken lagen die Ver- 
hältnisse ähnlich. Die Belebung der Bautätigkeit zeitigte einen Auf- 
schwung der Stein-, Ton-, Glas- und Holzindustrie und auch die Papier- 
industrie entwickelte sich kräftig. Die Petroleumraffinerien waren im 
Zusammenhang mit der Steigerung des Autoverkehrs stark beschäftigt. 
Mit dem Anstieg der industriellen Erzeugung ging der Kohlenverbrauch 
Hand in Hand, bei den Verkehrsunternehmen spielten die erhöhten 
Gütertransporte und der lebhafte Personenverkehr eine Rolle. Der 
Kohlenverbrauch der Staatsbahnen stieg seit 1935 von 126457 auf 
127 069 und dann auf 146590 Wagenladungen. Die Kohlenverladungen 
erfuhren auch durch den verstärkten Hausbrandverbrauch eine Steige- 
rung. Die Ausfuhr von Kohle, die meist nach Österreich lief, wuchs von 
20 668 auf 25338 Wagen, die Kohleneinfuhr war erheblich stärker und 
bestand in beiden Berichtsjahren aus 46 504 und 57 907 Wagen. Die Er- 
zeugung der Holzindustrie ist gestiegen, dagegen hat die Drosselung 
des Brennholzverbrauchs ein Gleichbleiben der beförderten Mengen 
herbeigeführt. 

Trotz der Fortschritte der Industrialisierung hat Ungarn aber den 
Charakter eines Agrarlandes beibehalten und noch bedeutungsvoller als 
die Lage der Industrie ist für den Verkehr die Entwicklung der Land- 
wirtschaft. Hier ist nach einer Besserung im ersten Berichtsjahr im 
Laufe des zweiten ein Stillstand eingetreten. Die Ernte des ersten Jahres 
war gut, das Ergebnis des zweiten mittelmäßig zu nennen, es blieb um 
20 % zurück. Die Verwertungsmöglichkeit der landwirtschaftlichen Er- 
zeugnisse war aber in beiden Jahren gut, die agrarischen Ausfuhrtrans- 
porte sind gestiegen, da die Preise einen Anreiz zur Ausfuhr boten. 
Trotz des Zurückbleibens der Ernte des zweiten Berichtsjahres sind die 
Beförderungen an Getreide bei Gerste von 63 665 auf 130 315 t, bei Rog- 
gen von 32620 auf 110 094 t gestiegen. Allgemein ist von der Ausfuhr 
zu sagen, daß sie um 9,2 bzw. 16,3 % steigen konnte. Ungarn, dem durch 
den Friedensvertrag von Trianon seine Rohstoffquellen und kauf- 
kräftigen Inlandsmärkte für landwirtschaftliche Erzeugnisse verloren 
gegangen waren, war von jeher auf einen regen Warenaustauschverkehr 
mit dem Auslande angewiesen, die zunehmende Bevölkerungsdichte hat 
andererseits die Entwicklung einiger Gewerbebetriebe notwendig ge- 
macht, die in Ungarn nicht erzeugte Rohstoffe verarbeiten, also in stei- 
gendem Maße einführen müssen. 
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Diese Darstellung der Wirtschaftsverhältnisse, insoweit sie für den 
Eisenbahnverkehr bedeutungsvolle Güter betreffen, ist den Ungarischen 
Wirtschaftsjahrbüchern 1937 und 1938 entnommen und zeigt zur Genüge, 
daß dievermehrtenLeistungen der Staatsbahn in unmittelbarem Zusammen- 
hang mit der erstarkenden Wirtschaft des Landes standen. Von großem 
Interesse ist ferner, daß der Durchfuhrverkehr eine auffallend 
gute Entwicklung zeigte und eine Steigerung von 47,33 % aufzuweisen 
hatte. Man geht wohl nicht fehl, hier bereits Auswirkungen des stärkeren 
deutschen Verkehrs mit den Südosteuropastaaten zu erkennen. Der 
Durchfuhryerkehr stellte sich auf 163 693 620 tkm, um dann im zweiten 
Berichtsjahr beträchtlich auf 241 162 180 tkm emporzuschnellen. An Ein- 
fuhrgut wurden in den gleichen Jahren 2 197 532 und 2 148 629 t, an Aus- 
fuhrgut 1254 778 und 1 656 337 t befördert. 


So ist es zu verstehen, daß der Wagendienst der Staatsbahnen eine 
gute Ausnutzung aller Wagengattungen zu verzeichnen hatte, der Wagen- 
bedarf wurde aber in beiden Jahren noch voll befriedigt. Erwähnenswert 
ist ein gewisser weiterer Ausbau des Behälterverkehrs. Der Wagen- 
bestand war am Ende beider Geschäftsjahre ziemlich der gleiche, er 
stellte sich Ende 1936/37 auf 15 683 gedeckte und 24 389 offene Wagen. 
Die durchschnittliche Versandweite betrug 126,2 und 128,5 km. Die Er- 
weiterung der mittleren Beförderungslänge wird auf das starke Anziehen 
des Durchfuhrverkehrs zurückgeführt. 


Im Gefolge des Güterverkehrs zeigte auch der Personenver- 
kehr eine gute Entwicklung in der Zahl der beförderten Personen von 
65 615 865 auf 71154 744. Es wird von zunehmender Reiselust des Publi- 
kums und einer guten Entwicklung des Bäderverkehrs berichtet. Fahr- 
Preisermäßigungen unterstützten das sich immer mehr bemerkbar 
machende Interesse für Ungarn als Reiseziel, so zeigte insbesondere der 
deutsche Zustrom nach Budapest eine Zunahme. Neuen Anschlüssen und 
der Einstellung von Kurswagen wurde besondere Aufmerksamkeit ge- 
widmet. Zu erwähnen sind die verbilligten „Hellerschnellzüge“ zwischen 
Budapest und dem Lande, 1936/37 wurden ferner 32 sogenannte Kultur- 
sonderzüge und im internationalen Austauschverkehr 39 Züge mit 
14 689 Personen aus Ungarn und 49 Züge mit 18 083 Fahrgästen nach 
Ungarn gefahren. Die Zahl der Reisenden II. Klasse hat sich im letzten 
Berichtsjahr zugunsten einer stärkeren Benutzung der I. Klasse ver- 
ringert, der Hauptanteil an der Verkehrssteigerung entfiel jedoch auf die 
II. Wagenklasse. Die durchschnittliche Reiseentfernung betrug 30,83 
bzw. 30,93 km. 
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Die Bautätigkeit der Staatsbahnen wurde durch die be- 
obachtete Sparsamkeit stark beeinträchtigt und beschränkte sich auf die 
dringendsten Ausgaben. Es wurden 126 km mit neuem und 64 km mit ge- 
brauchtem Oberbaumaterial versehen, 

Die Zahl der Lokomotiven erfuhr in beiden Geschäftsjahren 
trotz des erheblich ansteigenden Verkehrs kaum eine Veränderung, sie 
belief sich am Ende des Geschäftsjahrs 1936/37 auf 1806 Dampf- und 
31 elektrische Lokomotiven. Der Bestand an Triebwagen blieb unver- 
ändert. Lokomotiv- und Wagenpark konnte in den letzten Jahren nicht 
genügend ergänzt werden. Im Rahmen des ungarischen Fünfjahresplans 
wird der Erneuerung des rollenden Materials eine bedeutende Summe 
zugewandt werden, die Eisenbahninvestitionen sehen innerhalb der Ge- 
samtsumme des Fünfjahresplans von 1 Milliarde Pengö den Betrag von 


96 Mio Pengö vor. 
Dr. Wehde-Textor. 
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Amtliche Eisenbahnstatistik des ehem. Bundesstaates Österreich für 
das Jahr 1937. Das Ministerium für Wirtschaft und Arbeit hat vor kurzem 
die „Amtliche Eisenbahnstatistik des ehem. Bundesstaates Österreich für 
das Jahr 1937“ der Öffentlichkeit übergeben, Sie ist eine Einjahres- 
statistik mit bahnweiser Anführung der wichtigeren Angaben; wesent- 
liche Veränderungen in Form und Anordnung gegenüber der Statistik für 
das Jahr 1936 sind nicht erfolgt. 

Da es sich um die letzte Eisenbahnstatistik des selbständigen Staates 
Österreich handelt — die Eisenbahnstatistik für 1938 wird nicht mehr 
gesondert gedruckt, sondern in die Reichsstatistik eingearbeitet wer- 
den —, ist ein kurzer historischer Rückblick auf die Eisenbahnstatistik 
in Österreich überhaupt, wohl am Platze. 

Schon seit den 40er Jahren des vorigen Jahrhunderts wurden in 
Österreich statistische Angaben über die Eisenbahnen bekanntgegeben, 
die seit 1870 wie in den übrigen Ländern als selbständige Eisenbahn- 
statistiken zur Veröffentlichung gelangten. Als letzte derartige Eisen- 
bahnstatistik des alten Österreich war die für das Berichtsjahr 1913 er- 
schienen, Während des Weltkrieges mußte aus leicht begreiflichen Grün- 
den eine Ausarbeitung oder gar Veröffentlichung von Eisenbahnstati- 
stiken unterbleiben. Aber auch nach dem Kriege verhinderten die Unbe- 
stimmtheit der Staatsgrenzen und damit des österreichischen Linien- 
bereiches sowie die jahrelange Ungewißheit hinsichtlich der Zugehörig- 
keit des Fahrparkes zunächst jede Aufstellung einer Eisenbahnstatistik, 
die im Zusammenhang mit der Geldentwertung, den Wirtschaftskrisen 
und ‚Unregelmäßigkeiten im Betrieb und Verkehr nur ein verzerrtes und 
wenig brauchbares Bild ergeben hätte. 

. , Die trotzdem ununterbrochen bestandene Absicht, nach Wiederkehr 
einigermaßen normaler Verhältnisse, gleich den übrigen Eisenbahn- 
ländern, eine Bisenbahnstatistik auszuarbeiten und erscheinen zu lassen, 
konnte zum erstenmal erst wieder für das Berichtsjahr 1927 verwirklicht 
werden. Diese erste Eisenbahnstatistik der Republik Österreich über- 
haupt war zwar gegenüber der letzterschienenen Eisenbahnstatistik des 
Jahres 1913 wesentlich vereinfacht worden, enthielt aber immerhin alle 
wichtigen Angaben. Besonders hervorhebenswert erscheinen eine Dar- 
stellung der historischen Entwicklung des österreichischen Eisenbahn- 
wesens, eine Zusammenstellung der Grenzübergänge der österreichischen 
Eisenbahnen, der Eröffnungstage aller Bahnlinien in chronologischer 
Reihenfolge und über die Betriebsführung fremder Bahnen. Auch die 
wichtigsten Eisenbahngesetze waren mit ihrem vollen Wortlaut ab- 
gedruckt. Die Seilschwebebahnen, die damals neueste Art von Eisen- 
bahnen, hinsichtlich deren Österreich das führende Land war, wurden in 
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einem besonderen Abschnitt ausführlich behandelt. Auch umfangreiche 
Angaben über Schleppbahnen sowie beschränkt-öffentliche Eisenbahnen, 
das sind Bahnen, auf denen auf Grund besonderer Bewilligung bestimmte 
Personen oder Gruppen von Personen befördert werden dürfen, waren 
aufgenommen. 

Die Eisenbahnstatistik für das Jahr 1928 war im wesentlichen der 
des Jahres 1927 angepaßt. Einzelne Angaben, die erfahrungsgemäß 
keine oder nur wenige Veränderungen von einem auf das andere Jahr 
aufweisen, wurden weggelassen, Die wirtschaftliche Lage Österreichs in 
den nächsten Jahren zwang zur Herausgabe einer Eisenbahnstatistik in 
verringertem Umfange und zwar als Bahngruppen- und Vierjahres- 
statistik für die Jahre 1929 bis 1932. 

In gleicher Weise ausgearbeitet erschien sodann eine gemeinsame 
Eisenbahnstatistik für die Jahre 1933 und 1934, bei der die Angaben 
über die Haupt- und Lokalbahnen bereits wesentlich vermehrt werden 
konnten. 

Erst für das Jahr 1935 konnte an Stelle der bahngruppen- 
weisen Mehrjahresstatistiken wieder eine Einjahresstatistik mit 
bahnweiser Anführung der wichtigeren Angaben veröffentlicht wer- 
den. Zugleich erfuhr der allgemeine Teil der Statistik durch Beifügung 
einer Zusammenstellung wichtiger Betriebseinnahmen für das Jahr 1935 
sowie einer Zusammenstellung von Summarangaben für die einzelnen 
Jahre seit dem Erscheinen einer amtlichen Eisenbahnstatistik des Bundes- 
staates Österreich (1927 bis 1935) eine wertvolle Bereicherung. Auch 
konnten die Angaben über die beschränkt-öffentlichen Eisenbahnen und 
über die Schleppbahnen erweitert werden. 

Die Eisenbahnstatistiken für die Jahre 1936 und 1937 sind sodann 
ohne bemerkenswerte Veränderungen in Form und Anordnung gegenüber 
der Statistik für 1935 bearbeitet und herausgegeben worden. 


Aus dem Inhalt der eben erschienenen Statistik 1937, der letzten 
des selbständigen Staates Österreich, seien folgende Angaben hervor- 
gehoben: 

Mit Ende des Jahres 1937 betrug die Baulänge aller Eisenbahnen 
Österreichs 8137 km; sie hat sich gegenüber 1936 einerseits durch ver- 
schiedene Längenveränderungen geringen Umfanges erhöht, anderer- 
seits durch den Abfall von im Betrieb eingestellten Schleppbahnen ver- 
ringert, so daß sich eine schließliche Gesamtverminderung der Baulänge 
gegenüber 1936 um 15 km ergibt. e 

Von der Gesamtbaulänge von 8137 km entfielen auf die österreichi- 
schen Bundesbahnen und die von ihnen betriebenen Bahnen 5972 km, auf 
die Privatbahnen 728 km, auf die Kleinbahnen mit elektrischem, Dampf- 
und Benzinbetrieb und die Standseilbahnen 437 km, auf die Seilschwebe- 
bahnen 27 km, auf die beschränkt-öffentlichen Eisenbahnen 106 km und 
auf die Schleppbahnen 867 km, 

Von den Eisenbahnen Österreichs sind 7054 km oder 86,00 % der 
Baulänge regelspurig und 1055 km oder 12,97 % der Baulänge schmal- 
spurig; 27 km oder 0,34 % der Baulänge entfallen auf Seilschwebebahnen. 
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Zwei- und mehrgleisig waren im ganzen Strecken im Ausmaße von 
1800 km; hiervon entfielen auf die österreichischen Bundesbahnen und 
die von ihnen betriebenen Bahnen 1458 km, auf die Privatbahnen 32 km, 
auf die Kleinbahnen mit elektrischem Betrieb 287 km, auf die Seil- 
schwebebahnen 23 km (zwei Fahrbahnen). 

Die Betriebslänge aller österreichischen Eisenbahnen betrug mit 
Ende 1937 bei einfacher Berechnung der gemeinsam benützen Strecken 
8088 km; hiervon entfielen 6168 km (76,26 %) auf Reibungsbahnen mit 
Dampfbetrieb, 1687 km (20,56 %) auf Reibungsbahnen mit elektrischem 
Betrieb und 233 km (2,88 %) auf sonstige Bahnen, wie Zahnradstrecken, 
Standseilbahnen, Seilschwebebahnen, mit Verbrennungsmotoren, Zugtieren 
und Menschenkraft betriebene beschränkt-öffentliche Eisenbahnen und 
Schleppbahnen. 

Es standen 12 beschränkt-öffentliche Eisenbahnen und 1037 Schlepp- 
bahnen im Betriebe; letztere waren ihrer Art nach 54 Montan-, 456 Indu- 
strie-, 118 land- und forstwirtschaftliche Schleppbahnen und 409 Schlepp- 
bahnen für private Zwecke. 

Ende 1937 standen von den österreichischen Eisenbahnen 7035 km 
(86,98 %) für den Personenverkehr und 7673 km (94,87%) für den 
Güterverkehr in Benützung. 

Der Gesamtstand der mit Ende 1937 vorhandenen eigenen Fahr- 
betriebsmittel der öffentlichen Bahnen in Österreich betrug 2001 Dampf- 
lokomotiven, 234 elektrische Lokomotiven und 16 Benzin- bzw. Diesel- 
lokomotiven, ferner 8943 Personenwagen mit insgesamt 418430 Sitz- 
plätzen, 1690 Gepäckwagen, 14 482 gedeckte Güterwagen, 20 945 offene 
Güterwagen und 209 Postwagen. 

Auf den öffentlichen Bahnen Österreichs ist vom Jahre 1936 auf 
das Jahr 1937 die Zahl der Zugkilometer von 121,0 auf 124,5 Mill. (um 
2,80 %), der Wagenachsenkilometer von 1720 Mill. auf 1953 Mill. (um 
13,54 %), der Gesamtlasttonnenkilometer von 14 178 Mill. auf 16 865 Mill. 
(um 18,95 %), die Zahl der beförderten Personen von 572,0 auf 572,5 Mill. 
(um 0,08 %), der geförderten Personenkilometer von 4419 Mill. auf 
4670 Mill. (um 3,98 %), die Zahl der beförderten Tonnen Gepäck, Expreß- 
gut und Güter von 25,5 Mill. auf 30,7 Mill. (um 20,50 %) und die Zahl 
der geförderten 'Tonnenkilometer von 2978 Mill. auf 4234.Mill. (um 
42,17 %) gestiegen, 

Im Zusammenhang damit haben sich die Einnahmen aus dem Per- 
sonenverkehr von 240,0 auf 245,1 Mill. S (um %), jene aus dem Ge- 
päck-, Expreßgut- und Güterverkehr von 287,5 Mill. auf 344,6 Mill. S 
(um 19,86 %) erhöht. Die Betriebsausgaben sind von 600,1 auf 613,5 Mill. S 
(um 2,23 %) gestiegen, 

Der Stand des aktiven Personals erhöhte sich von 74 011 auf 75 130 
(um 1,51 %); der Stand der Pensionsparteien von 91301 auf 91600 (um 
0,18%). Der Personalaufwand für die aktiven Bediensteten und Pen- 
sionsparteien zusammen ist von 502,1 Mill. auf 508,0 Mill. S (um 1,17 %) 
gestiegen. Von letzterem Betrage entfielen 410,5 Mill. 8 oder 80,57 % auf 
die Unternehmung „Österreichische Bundesbahnen“, 79,8 Mill, S oder 
15,71 % auf die Gemeinde Wien—städtische Straßenbahnen und die rest- 
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lichen 17,4 Mill, S oder 3,42 % auf die übrigen öffentlichen Eisenbahnen 
Österreichs. 

Im Jahre 1937 ereigneten sich auf den öffentlichen Eisenbahnen 
Österreichs 1060 Unfälle, wobei 105 Personen getötet und 607 Personen 
verletzt wurden. Dr. Sauter. 


Bestrebungen der englischen Eisenbahnen nach größerer Freiheit 
in ihrer Tarifgestaltung. Für die vier großen britischen Eisenbahngesell- 
schaften war das Geschäftsjahr 1938 wenig befriedigend. Hatten die 
ersten Monate sich im Zeichen einer aufsteigenden Wirtschaft günstig 
für sie angelassen, so trat bald ein Umschwung ein und die Verkehrs- 
einnahmen entwickelten sich im weiteren Verlauf des Geschäftsjahres 
unerwartet schlecht. Nach den bisher vorliegenden Ergebnissen sind 
1938 rund 8 Mio £ weniger als 1937 eingenommen worden. Auch der Ab- 
schluß wird infolge wesentlich vermehrter sächlicher und persönlicher 
Aufwendungen weit ungünstiger ausfallen als 1937. Diese trübe Lage 
veranlaßte die Aufsichtsratsvorsitzenden der vier Gruppenbahnen schon 
am 24. November 1938 zu der folgenden öffentlichen Erklärung: 


„Die Eisenbahnen dieses Landes sind unentbehrlich in Friedens- 
zeiten, lebensnotwendig in Kriegszeiten. Sie beschäftigen unmittelbar 
600.000 Männer und Frauen. Sie stellen einen Kapitalaufwand von 
1,2 Milliarden £ dar. Tag für Tag bieten sie der Allgemeinheit ihre 
Dienste, die — welches auch immer ihre Mängel im einzelnen sein mögen 
— heute im ganzen wirkungsvoller und den allgemeinen Erfordernissen 
besser angepaßt sind als zu irgend einer anderen Zeit in der Geschichte 
der Eisenbahnen. Aber die heutigen Verhältnisse und Bedingungen sind 
für die Eisenbahnen so ungünstig, daß es zukünftig unmöglich sein wird, 
das bisherige Maß von Erfolg in Friedenszeiten aufrecht zu erhalten, und 
daß es ihnen erst recht nicht möglich sein wird, die zusätzlichen Auf- 
gaben zu erfüllen, die in Kriegszeiten zweifellos von ihnen gefordert 
würden, 

Die hauptsächlichste Ursache des anhaltenden Rückgangs ist der 
Kraftverkehrswettbewerb, ganz besonders in der Güterbeförderung. 
Gegen den. Wettbewerb als solchen beschweren sich die Eisenbahnen 
nicht, im Gegenteil erkennen sie seinen belebenden Einfluß an. Sie sind 
auch nach wie vor der Überzeugung, daß der Verfrachter die Möglichkeit 
haben soll, das Verkehrsmittel zu wählen, das er benutzen will. In keinem 
Fall haben die Eisenbahnen nach einer Vorzugsstellung gestrebt und sie 
erfreuen sich auch keinerlei Bevorzugung; wir glauben, daß im Gegen- 
teil die Wagschalen ungleichmäßig und zu ungunsten der Eisenbahnen 
belastet sind. 

Andere Güterverkehrsmittel sind frei in ihrer Entscheidung bzw. 
in der Verständigung mit ihren Verfrachtern über die Frachten für die 
von ihnen zu leistenden Dienste. Die Eisenbahnen besitzen eine solche 
Freiheit nicht. Sie sind durch eine Kette von Satzungen und Vorschriften 
gebunden, welche das Arbeiten des Eisenbahnapparats hemmen und zu- 
sätzliche Kosten und unnütze Verzögerungen mit sich bringen. 
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Diese Beschränkungen mögen zu einer Zeit wünschenswert ge- 
wesen sein, in der die Eisenbahnen in hohem Maße eine Monopolstellung 
innehatten, sie haben jedoch heute keine Berechtigung mehr, wo der 
Wettbewerb des Kraftverkehrs sich auf jede Güterart und auf jeden Teil 
des Landes erstreckt. 

Die Eisenbahnen drängen darauf, daß als Voraussetzung für ihre 
künftige erfolgreiche Wirksamkeit im Dienste der Allgemeinheit alle diese 
Einschränkungen aufgehoben und daß sie genau derselben Freiheiten 
wie andere im Wettbewerb stehende Verkehrsmittel teilhaftig werden 
sollten.“ 

Im Sinne dieser Ausführungen erstrebten die Gruppenbahnen ur- 
sprünglich die gänzliche Befreiung von jeglicher staatlichen Tarifkon- 
trolle. In Kürze begrenzten sie jedoch ihre Forderungen angesichts der 
ablehnenden Kritik der Verfrachter. 


Der auf Grund des Eisenbahn- und Kraftverkehrsgesetzes 1933 ein- 
gesetzte besondere Beirat (Transport Advisory Council) des britischen 
Verkehrsministers stellte am 13. Januar 1939 folgendes fest: 


Im Verlauf von Verhandlungen zwischen den Gruppenbahnen und 
einzelnen Gruppen von Verfrachtern sind die ursprünglichen Vorschläge 
der Eisenbahngesellschaften, die auf eine vollständige Gleichstellung der 
verschiedenen Verkehrsmittel im Gütertarif bedacht waren, in nach- 
stehendem Sinne ergänzt worden: 


q 1. Die Eisenbahnen erstreben keine Änderung des Gesetzes hinsicht- 
lich ihrer Beförderungspflicht, der durchgehenden Tarifierung sowie der 
üblichen Beförderungsbedingungen. 


2. a) Durch regelmäßige Zusammenkünfte zwischen den verschiede- 
nen Gruppen der Verkehrstreibenden und den Eisenbahngesell- 
schaften soll eine enge Fühlung und zwanglose Verständigung 
zur Erörterung der Eisenbahntarifsätze, der Marktpreise und 
aller Fragen von allgemeinem Interesse sichergestellt werden. 
Jeder Teil verpflichtet sich, dem anderen alle erforderlichen 
Einzelheiten über die zur Rede stehenden Punkte zu unterbreiten 
und ein Einvernehmen im Wege freundschaftlicher Verhandlung 
mit allen Kräften anzustreben. 

Sollte keine Einigung zu erzielen sein, so würde eine Schieds- 
stelle, wie z. B. das Tarifamt, angerufen, die befugt ist, über die 
Rechtmäßigkeit des strittigen Tarifs zu entscheiden. 

©) Um dieses Vorgehen zu verankern, wären gewisse gesetzgebe- 

rische Maßnahmen notwendig und zwar in Form 


b 


aa) einer Bestimmung, welche die Eisenbahngesellschaften er- 

mächtigt, Tarife zu erheben, die sie für angemessen halten, 

bb) einer weiteren Bestimmung, die einer Schiedsstelle, z.B. 

dem Tarifamt, auferlegt, in strittigen Fällen verantwortlich 

de zu entscheiden, ob gewisse Tarife angemessen sind und 
wenn nicht, angemessene Tarife neu festzusetzen. 


774 Kleine Mitteilungen. 


d) Jedem Verfrachter bzw. jeder Gruppe von Verfrachtern steht 
das Recht der Berufung über die Angemessenheit zu, wenngleich 
erwartet wird, daß im allgemeinen derartige Fälle vor einer Be- 
rufung in der einen oder anderen der zu diesem Zweck einge- 
richteten Zusammenkünfte zwischen den Verkehrstreibenden und 
den Eisenbahngesellschaften zur Erörterung gestellt werden. 

Mit diesem Vorschlag halten die Gruppenbahnen den Verfrachter 
gegen übertriebene Tarife und ungerechte Behandlung für weitreichend 
geschützt — jedenfalls in mindestens demselben Maße, wie sie ihrerseits 
ihren Anspruch auf Gleichstellung mit anderen Verkehrsmitteln berück- 
sichtigt sehen wollen. Während es auch heute noch dem Kraftverkehrs- 
unternehmer unbenommen bleiben soll, ohne Bindungen an Satzung oder 
Vorschrift seinen Frachtpreis anzubieten, wollen sich die Gruppen- 
bahnen mit dem Recht bescheiden, angemessene Frachtsätze mit ihren 
Kunden in gemeinsamen Besprechungen zu vereinbaren mit der Möglich- 
keit für den Verfrachter, eine Schiedsstelle anzurufen, falls er sich für 
übervorteilt hält. Dieselbe tarifarische Freiheit erstreben sie für den 
sehr umfangreichen Teil des Werkverkehrs, der auf der Schiene besser 
als mit dem Kraftfahrzeug zu befördern ist. 

Die Eisenbahngesellschaften haben in langwierigen Verhandlungen 
die grundsätzliche Zustimmung zu ihrem Vorschlag sowohl von seiten 
der Küstenschiffahrt und der Häfen wie auch von seiten der Ver- 
frachtergruppen — einstweilen noch mit Ausnahme der Gruppe Berg- 
werksunternehmen — erhalten. Die hierzu getroffenen ergänzenden 
Sondervereinbarungen liegen dem oben genannten Beirat zur endgültigen 
Berichterstattung an den britischen Verkehrsminister vor. 

Der Verkehrsminister läßt seinerseits die Berichte durch seine 
Organe prüfen und hofft einen Ausgleich zwischen den verschiedenen 
Verkehrsmitteln in der Tariffrage zu erzielen. Die schwierigen Auf- 
gaben, nämlich die Ausarbeitung der Richtlinien für die Tarifgestal- 
tung und -anwendung auf der Schiene und Straße mit den verwickelten 
Abgrenzungen und Unterschieden in Verkehrsarten, Güterarten, Ver- 
kehrsverbindungen, Verkehrsbezirken usw., ebenso wie die damit zu- 
sammenhängenden organisatorischen Fragen sind zur Zeit noch nicht 
gelöst. 

Es wird zweckmäßig sein, auf die Entwicklung dieser Probleme des 
britischen Verkehrswesens zu einem späteren Zeitpunkt zurückzukommen. 
Aus der Fülle der auch uns nicht unbekannten Gesichtspunkte sei zum 
Schluß ein Mahnwort von Lord Stamp angeführt, mit dem er Bedeutung 
und Dringlichkeit der Forderungen der Gruppenbahnen begründet: 

„Wenn den Eisenbahnen keine Erleichterungen in den satzungs- 
mäßigen Beförderungsbedingungen von heute gewährt werden, wird ihre 
Leistungsfähigkeit herabgesetzt. Die Betriebsführung britischer Eisen- 
bahnen war stets von hohem Rang. Ich bin der Überzeugung — und 
meine Meinung ist vom britischen Verkehrsminister öffentlich be- 
stätigt — daß ein gut arbeitender Eisenbahnverkehr für ein rühriges 
Land unerläßlich ist. Trifft dies für Friedenszeiten zu, um wieviel mehr 
für Zeiten der Gefahr. Zweifellos wird von den Eisenbahnen verlangt 
werden, daß sie die Hauptlast der Kriegsbeförderungsaufgaben des Lan- 
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des auf sich nehmen. In einer künftigen Notlage ist Geschwindigkeit 
Voraussetzung des Erfolges. Die Anforderungen an die Beförderungen 
von Mann und Material werden außergewöhnlich sein; und zwar so 
außergewöhnlich, daß nur die Eisenbahnen dank ihrer Fähigkeit, Massen- 
beförderungen zu bewältigen, ihnen gerecht werden können. Auch hier 
ist die Frage der Leistungsfähigkeit von lebenswichtiger Bedeutung. 
Wird die innere Stärke der Eisenbahnen in Friedenszeiten durch ein- 
engende Vorschriften geschwächt und ihr Kredit für die Schaffung 
neuer Anlagen vermindert, so ist die Schlagkraft ihrer Organisation als 
Teil der Verteidigung untergraben. Das Eisenbahnwesen von 1914 ent- 
sprach kaum den Ansprüchen. Den Eisenbahngesellschaften obliegt es, 
dafür zu sorgen, daß sie in einem künftigen Bedarfsfall bereitstehen. 
In diesem Sinne unterbreiten sie ihre neuen Vorschläge, 

Ohne die bedeutsamen Aufgaben des Kraftverkehrs in einem 
Kriegsfall zu verkleinern, ist nach den Äußerungen des Verkehrsministers 
nicht zu verkennen, daß weitreichende organisatorische Maßnahmen im 
Kraftverkehr unerläßlich wären, ehe dieser die Erfordernisse der Nation 
unter kriegsmäßigen Verhältnissen erfüllen könnte. Derartige lang- 
fristige Maßnahmen fallen bei den Eisenbahnen weg, die sich unverzüg- 
lich von ihren friedensmäßigen Aufgaben auf den kriegsmäßigen Ein- 
satz umzustellen vermögen. Schon heute arbeiten die Eisenbahngesell- 
schaften eng zusammen, und ein Federstrich genügt, um die Einheit in 
der Betriebsführung sicherzustellen. 

Außerdem ist der Kraftverkehr von der Einfuhr des Brennstoffs 
abhängig, während die Eisenbahnen nur auf heimische Kohle angewiesen 
sind. Jeder Lastkraftwagen und jeder Kraftomnibus benötigt seinen 
Fahrer. Ein Zug befördert die hundertfache Last mit drei Mann Be- 
Satzung. Gerade im Rahmen der Landesverteidigung ist die Wirtschaft- 
lichkeit beim Einsatz menschlicher Arbeitskraft ein ausschlaggebender 
Faktor.“ Dr. Hardt, 
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Rechtsprechung und Gesetzgebung. 
Rechtsprechung. 


Haftpflicht, 


Auszug aus dem Urteil des Reichsgerichts I. Zivilsenat vom 24. November 1937 
— I. 168/37 —. 


Zusammenstoß eines Kahnes mit einem am Hafenufer errichteten Elevator., Bedeutung der für 
die Errichtung erteilten Genehmigung einer Verwaltungsbehörde für die Verschuldensfrage. 

Am 5. August 1936 wurde im Dortmunder Hafen der von dem Beklagten L. 
geführte leere Kahn „Mies“ durch den Wind mit dem Heck gegen die Ufer- 
böschung des Grundstücks der Klägerin gedrückt und stieß mit dem Rüssel des 
am Ufer stehenden Elevators der Klägerin zusammen. Dieser wurde erheblich 
beschädigt, Die Klägerin macht für den Schaden die Beklagten verantwortlich. 

Die Beklagten haben u. a. eingewandt, der Schaden sei auch darauf zu- 
rückzuführen, daß der Elevator in den Kanal hineingeragt habe, 

Das Landgericht hat die Beklagten als Gesamtschuldner, den Beklagten 
zu 1. jedoch haftend nur mit Schiff und Fracht in Höhe von drei Viertel des 
Schadens verurteilt. 

In den Entscheidungsgründen wird ein Verschulden des Beklagten zu 2., 
aber auch ein mitwirkendes Verschulden der Klägerin im Sinne des $ 254 BGB. 
festgestellt. Es komme nicht darauf an, ob der Elevator von der Hafenver- 
waltung abgenommen oder ob er von einer in solchem Bau bewanderten Firma 
aufgebaut worden sei. Der Elevator hätte so aufgebaut werden müssen, daß 
eine Berührung mit einem Schiff unter allen Umständen ausgeschlossen wurde, 
und zwar auch dann, wenn, wie im vorliegenden Falle, der Elevator ordnungs- 
gemäß gänzlich eingezogen gewesen und der Zusammenstoß nur durch die 
schräge Lage eines Kahnes mit ausgebuchtetem, hoch überbautem Heck er- 
möglicht worden sei. Der Schaden sei zu einem Viertel der Klägerin, zu drei 
Vierteln den Beklagten aufzuerlegen. 

Das Oberlandesgericht hat die Beklagten in voller Höhe verurteilt, den 
Beklagten zu 1. jedoch nur haftend mit Schiff und Fracht. 

Das Reichsgericht hat das Berufungsurteil aufgehoben. 


Aus den Gründen: 

“000, Mit Recht beanstandet die Revision die unzulängliche Behandlung 
der Frage des der Klägerin zur Last gelegten mitwirkenden Verschuldens durch 
das Oberlandesgericht. Dieses will die Klägerin damit entlasten, daß der Ele- 
vator von einer Firma erbaut sei, die stets solche Anlagen ausführe, und dal 
die Anlage von der zuständigen Behörde genehmigt sei. Dabei beruft sich das 
Vordergericht auf die in der Juristischen Wochenschrift 1936 S. 2652 Nr. 11 
abgedruckte Entscheidung des Reichsgerichts, aber zu Unrecht. Dort handelt es 
sich darum, daß der Ernährer der Klägerinnen eineungesicherte Keller- 
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treppe hinabgestürzt war, deren Zustand die Baupolizeibehörde nicht 
beanstandet hatte und deren Sicherung sie nicht für erforderlich hielt. In 
diesem Zusammenhang hatte das — die Schadensersatzpflicht der Hauseigen- 
tümer feststellende — damalige Berufungsgericht nicht verkannt, daß die Auf- 
fassung der Baupolizeibehörde über die Gefährlichkeit oder Ungefährlichkeit 
eines Bauwerks in zweifelhaften Fällen nicht unbeachtlich ist und deshalb unter 
Umständen das Verschulden der sonst verantwortlichen Privatpersonen aus- 
schließen kann, aber erwogen, daß es im dort vorliegenden Fall keiner techni- 
schen Kenntnisse zur Erkenntnis der Gefahr bedurft und daß die Gefahr un- 
zweifelhaft vorgelegen habe. Das hat der VI, Zivilsenat des Reichsgerichts 
rechtlich nicht beanstandet: daß die Auffassung der Baupolizeibehörde im ein- 
zelnen Falle durchaus beachtlich sein könne, wenn es sich darum handele, ob 
der nach bürgerlichem Recht Verantwortliche schuldhaft gehandelt habe, sei 
nicht zu bezweifeln; eine verschiedene Auffassung über diese Frage auf seiten 
der Rechtsprechung einerseits und der Baupolizeibehörde andererseits werde sich 
aber, wenn sie auch nicht gerade häufig sei, niemals ganz vermeiden lassen. 
Wenige Tage vorher (Juristische Wochenschrift 1936 S. 2911 Nr. 3) hatte 
derselbe Senat in einem Falle, wo jemand durch den elektrischen 
Strom aus einer einen Kanal überquerenden ungeschützten Hochspan- 
nungsleitung getötet worden war, ausgesprochen: rechtlich nicht zu 
beanstanden sei die Ansicht des Berufungsgerichts, das verklagte — wegen Fahr- 


lässigkeit zum Schadenersatz verurteilte — Elektrizitätswerk könne sich nicht 
damit entlasten, daß die Anlage durch die zuständige Behörde genehmigt und 
seitens der Wasserpolizei nicht bemängelt sei. — Auch schon in der Leipziger 


Zeitschrift 1918 Spalte 624 Nr. 18 hatte der VI. Zivilsenat des Reichsgerichts 
ausgeführt, daß der Unternehmer eines Baues an einer dem 
öffentlichen Verkehr dienenden Straße sich darauf, daß er der 
Übung und den polizeilichen Anordnungen genügt habe, erst dann berufen könne, 
wenn er selber zuvor geprüft habe, was nach Maßgabe des besonderen Einzel- 
falles zur Sicherung des Verkehrs zu geschehen habe, ob er nicht weitergehende 
Schutzmaßnahmen durchzuführen habe, als sie sonst üblich oder vorgeschrieben 
seien und wann diese Frage zu verneinen sei. 

An diesen Rechtsgrundsätzen ist festzuhalten, Die Stellungnahme 
einer Verwaltungsbehörde kann wertvolle Anhaltspunkte dafür 
bieten, welche Sorgfalt im Verkehr erforderlich ist ($ 276 Satz 1 BGB.). Sie kann 
aber grundsätzlich weder den verantwortlichen Privat- 
Personen noch den Gerichten die ihnen obliegende 
eigene Prüfung abnehmen. Erfordert die Beurteilung einer mög- 
lichen Gefahrenlage eine besondere Sachkunde, die bei der zuständigen Ver- 
waltungsbehörde vorausgesetzt werden darf, so kann dadurch die Hinzuziehung 
eines anderen Sachverständigen entbehrlich werden, Im vorliegenden Falle 
dürfte aber die Klägerin allein in der Lage gewesen sein, ohne fachmännische 
Beratung den richtigen Standort des Elevators auszuwählen und die Möglichkeiten 
seiner Berührung durch vorüberfahrende Schiffe zu erkennen. 

Das Vordergericht äußert sich nicht näher darüber, welche Genehmigung 
welcher „zuständigen Behörde“ gemeint ist, wodurch das Mitverschulden der 
Klägerin ausgeschlossen sein soll. In Ermangelung entgegenstehender Anhalts- 
punkte ist anzunehmen, daß an die Genehmigung der Städtischen Hafenver- 
waltung Dortmund gedacht ist. ..... . Das Berufungsgericht hat aber über- 
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sehen, mindestens nicht erörtert, daß diese Genehmigung gemäß § 9 der All- 
gemeinen Bedingungen für die Vermietung von Plätzen im Hafen von Dortmund 
erteilt worden ist, Es muß daher einstweilen angenommen werden, daß die 
Hafenverwaltung sich bei der Erteilung der Genehmigung wenigstens in erster 
Reihe von ihren Belangen als Vermieterin hat leiten lassen; zum mindesten 
hätte darauf eingegangen werden müssen, ob und inwiefern auch andere als rein 
wirtschaftliche Gesichtspunkte aus dem Bereich des Privatrechts Berücksichti- 
gung gefunden haben. Als unwahrscheinlich kann aber schon jetzt bezeichnet 
werden, daß die Hafenverwaltung sich berufen gefühlt haben sollte, die Be- 
lange der Klägerin als Eigentümerin des Elevators zu wahren, Gerade darauf 
kommt es aber an, denn das mitwirkende Verschulden im Sinne des $ 254 BGB. 
besteht nicht in der Verletzung einer Rechtspflicht gegenüber dem Schädiger 
(im vorliegenden Falle also vorbeifahrenden Schiffahrttreibenden), sondern darin, 
daß der Geschädigte in eigener Angelegenheit diejenige Sorgfalt außer acht 
gelassen hat, die ein ordentlicher und verständiger Mensch zur Vermeidung 
eigenen Schadens anzuwenden pflegt (vgl. RGZ. Bd. 100 S. 44; Bd. 112 S. 287; 
RG. in JW. 1936 S. 36 Nr, 5). 

R . . (es folgen Ausführungen über den Umfang der Sorgfaltspflicht 
des Eigentümers der Anlage). 


Gesetzgebung. 


Deutsches Reich. Reichsgesetze: 

Vom 25. Februar 1939, Erlaß des Führers und Reichskanzlers über 

die Erweiterung des Kaiser-Wilhelm-Kanals. 
(Reichsgesetzblatt I, S. 322.) 
Vom 16. März 1939. Erlaß des Führers und Reichskanzlers über das 
Protektorat Böhmen und Mähren. 
(Reichsgesetzblatt I, S. 485.) 
Vom 20. März 1939. Zollgesetz (ZG.). 
(Reichsgesetzblatt I, S. 529.) 

Vom 22. März 1939. Verordnung zum Erlaß des Führers und 

Reichskanzlers über das Protektorat Böhmen und Mähren, 
(Reichsgesetzblatt I, S. 549.) 

Vom 23. März 1939. Gesetz über die Wiedervereinigung des Memel- 

landes mit dem Deutschen Reich. 
(Reichsgesetzblatt I, S. 559.) 

Vom 25. März 1939. Gesetz zur Änderung des Deutschen Beamten- 
gesetzes. 

(Reichsgesetzblatt I, S. 577.) 

Vom 25. März 1939. Verordnung zur Änderung der Verordnung zur 
Durchführung des Gesetzes über die einstweilige Neuregelung 
des Straßenwesens und der Straßenverwaltung, 

(Reichsgesetzblatt I, S. 629.) 
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Vom 25. März 1939. Gesetz über die Gliederung der sudetendeut- 

schen Gebiete. 
(Reichsgesetzblatt I, S. 745.) 

Vom 30. März 1939, Erlaß des Führers und Reichskanzlers über die 

Einführung einer Beamtenuniform. 
(Reichsgesetzblatt I, S. 761.) 

Vom 31. März 1939. Gesetz über die Statistik des Warenverkehrs 

mit dem Ausland (Außenhandelsstatistik — HStatG. —). 
(Reichsgesetzblatt I, S. 645.) 

Vom 31. März 1939. Gesetz zur Änderung der Notverordnung über 

Enteignungen auf dem Gebiete des Städtebaues. 
(Reichsgesetzblatt I, S. 649.) 

Vom 31. März 1939. Gesetz über die Haushaltsführung im Reich 

im Rechnungsjahr 1939. 
(Reichsgesetzblatt II, S. 618.) 

Vom 13. April 1939. Verordnung zur Durchführung des Erlasses 
des Führers und Reichskanzlers über die Erweiterung des 
Kaiser-Wilhelm-Kanals. 

(Reichsgesetzblatt I, S. 749.) 

Vom 14. April 1939. Gesetz über den Aufbau der Verwaltung in 

der Ostmark (Ostmarkgesetz). 
(Reichsgesetzblatt I, S, 777.) 

Vom 14. April 1939. Gesetz über den Aufbau der Verwaltung im 

Reichsgau Sudetenland (Sudetengaugesetz). 
(Reichsgesetzblatt I, S. 780.) 


Verordnungen des Reichsarbeitsministers: 
Vom 17. Februar 1939. Verordnung über Garagen und Einstell- 
plätze (Reichsgaragenordnung —RGaO. —). 
(Reichsverkehrsblatt Nr. 11, S. 79.) 
Vom 28. Februar 1939. Verordnung über Baubeschränkungen zur 
Sicherung der Gewinnung von Bodenschätzen. 
(Reichsgesetzblatt I, S. 381.) 


Verordnungen des Reichsfinanzministers: 
Vom 28. März 1939. Verordnung über das Zollwesen im Memelland. 
(Reichsgesetzblatt I, S. 654.) 
Verordnungen des Reichsministers des Innern: 


Vom 21, März 1939, Verordnung über das Zollwesen im Protektorat 
Böhmen und Mähren. 
(Reichsgesetzblatt I, S. 551.) 


Verordnungen des Reichsverkehrsministers: 


Vom 4. Februar 1939. Zeichen für das Mitführen von Anhängern 
an Kraftfahrzeugen der Deutschen Reichsbahn. 
(Reichsverkehrsblatt Nr. 8, S. 38.) 
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Vom 13, Februar 1939. Verordnung über den Betrieb von Kraft- 

fahrunternehmen im Personenverkehr. 
(Reichsgesetzblatt I, S. 231.) 

Vom 13. Februar 1939. Zehnte Verordnung zur Änderung der 
Wehrmacht-Eisenbahn-Ordnung und Verordnung zum Wehr- 
machttarif für Eisenbahnen, 

(Reichsgesetzblatt II, S. 119.) 

Vom 17. Februar 1939. Verordnung zum Wehrmachttarif für Eisen- 
bahnen. 

(Reichsgesetzblatt II, S. 122.) 

Vom 28. Februar 1939. Reichskraftwagentarif. Verzeichnung der 
Ladungsgüter, die ohne Bedeckungszuschlag befördert werden. 

(Reichsverkehrsblatt Nr. 12, S. 101.) 

Vom 6. April 1939. Verordnung zur Änderung der Verordnung 
über die Zulassung von Personen und Fahrzeugen zum Straßen- 
verkehr (Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung — StVZO. — 


(Reichsgesetzblatt I, S. 735.) Saal 
tt 
rfügungen der Deutschen Reichsbahn: 
D 
Vom 7. Februar 1939. Zeitschrift „Familie, Sippe, Volk“. . 161 
Vom 8. Februar 1939. Abkürzungen im Schriftverkehr. . . 162 
Vom 14. Februar 1939. Zuständigkeiten der Reichsbahndirek- 
tionen Linz, Villach und Wien. . . . 162 


Vom 15. Februar 1939. einsehen nennen 10 in Wien 162 


Vom 23. Februar 1939. Einrichtung einer Elektrischen Ober- 
betriebsleitung (EObl.) und Elektrischer Betriebs- 


leitungen (EBL) . . . d . 225 
Vom 11. März 1939. Ëer ar (Dienstgenäude Ze U ER 
Vom 14. März 1939. Fachbuchwerbung . . . . . . . . 285 
Vom 16. März 1939. Sudetendeutsche Monatshefte . . . . 285 
Vom 23. März 1939. Auflösung der Überleitungsstelle 

BET er ea ei 29 


Vom 24. März 1939. Reichsbahnzentralschule Kirchmöser . 305 

Vom 27. März 1939. Auflösung der Abwicklungsstelle 
Österreich . RT DÉI ar RI 9 

Vom 28. März 1939. Leistungsförderung bei der Deutschen 
Reichsbahn und Zusammenarbeit mit der Deutschen 
AE EE, helle ee a Be 

Vom 31. März 1939. Einrichtung der Elektrischen Ober- 
betriebsleitung Innsbruck und der Elektrischen Betriebs- 
leitungen dat Zeg 

Vom 31. März 1939. Arbeitsstättenzählung 1939 . Pa: 323 

Vom 3. April 1939. Statistik des Reichsbahngilterverkehrs 
mit Kraftfahrzeugen; hier: Lochkartenverfahren . 
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Bücherschau. 
Besprechungen, 


Maunz, Prof. Dr. Theodor. Verwaltung. In der Sammlung Grund- 
züge der Rechts- und Wirtschaftswissenschaft, Reihe A: Rechts- 
wissenschaft. Herausgegeben von G. Dahm, K. A. Eckhardt 
und E.R. Huber. Hanseatische Verlagsanstalt Hamburg. 1937. 
332 Seiten. Preis 6,50 RM, geb. 7,50 RM. 


I. Der Umbruch des Jahres 1933 war zunächst und in erster Linie 
eine Umwälzung der Staatsverfassung. Aus dem Zwischenreich libera- 
listischer Prägung wurde das nationalsozialistische Dritte Reich, Als 
zweiter Schritt folgte der äußeren Machtergreifung die Durchsetzung 
der nationalsozialistischen Grundsätze im ganzen Volk — eine umfas- 
sende Aufgabe der Organisation und der Erziehung. Ihr diente der Auf- 
bau der Partei und ihr diente vor allem auch die Durchdringung des 
Staatlichen Verwaltungsapparates mit den Grundgedanken des National- 
Sozialismus. 

Die Staatsverwaltung ist in allen ihren Zweigen mehr oder weniger 
ausgeprägt die praktische Betätigung der Innenpolitik des Staats und 
seiner Regierung. So war von jeher die Tätigkeit der Verwaltungs- 
behörden und das Verwaltungsrecht als die äußere Regelung dieser Ver- 
waltungstätiekeit in besonderem Maße ausgerichtet auf die Ziele und 
Grundsätze der politischen Staatsregierung überhaupt. 

~ Das hat auch immer seine unmittelbare Rückwirkung auf die Theo- 
rien des Verwaltungsrechts in den verschiedenen Zeitabschnitten politi- 
scher Staatsgeschichte gehabt. Das Verwaltungsrecht des Polizeistaats 
baute sich auf ganz anderen Grundsätzen auf und war in seinen Rechts- 
einrichtungen völlig verschieden vom Verwaltungsrecht der parlamen- 
tarisch-liberalen Zeit, die von der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts 
bis zum Weltkrieg dauerte, Nach Maunz ist die Auffassung vom Wesen 
der Verwaltung ein Ausfluß des Staatsbegriffs (8. 14), und deshalb steht 
der nationalsozialistische Verwaltungsbegriff als Ausfluß nationalsozia- 
listischen Staatsdenkens in scharfem Gegensatz zum Verwaltungsbegriff 
früherer Staatsauffassungen (S. 15). Vor allem sind das System der 
Gewaltentrennung (Gesetzgebung — Rechtsprechung — Verwaltung) 
und der Dualismus von Gesellschaft und Staat mit dem in der Gegen- 
wart lebenden deutschen Begriff „Verwaltung“ nicht mehr vereinbar. 

So hat der Verfasser es sich zur Aufgabe gestellt, die Grundzüge 
des neuen, im Nationalsozialismus fußenden deutschen Verwaltungs- 
rechts systematisch darzustellen. 


Archiv für Eisenbahnwesen. 1930. 
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II. Die Rechtslehre des Verwaltungsrechts ist als strenge Wissen- 
schaft erst verhältnismäßig spät entstanden. Sie hat — aus den da- 
maligen Verhältnissen und staatspolitischen Anschauungen heraus — 
Bearbeitungen gefunden, die an sich sehr gut gewesen sind; die Namen 
Otto Mayer und Fleiner hatten einen guten Klang. Aber auch ihre 
grundlegenden Werke waren zeitgebunden, Sie können nur in bestimm- 
ten Abschnitten heute noch als Quelle der Erkenntnis dienen — und als 
„Lehrbücher“ sind sie schon deshalb nicht mehr geeignet, weil eben der 
Ausgangspunkt der „Lehre“, die Auffassung vom Staat und seinen Be- 
ziehungen zum Volk, nicht mehr zutrifft, 

Daß dieses „Veralten“ der Wissenschaft auf dem Gebiete des Ver- 
waltungsrechts in besonderem Maße und weit mehr als auf dem Gebiete 
des bürgerlichen Rechts gilt, das ist aus den oben dargelegten Gründen 
des besonders engen Verhältnisses zum Staat und zur Staatspolitik 
heraus ohne weiteres verständlich. 

Deshalb ist es gerade für das Verwaltungsrecht in besonderem 
Maß ein Bedürfnis unserer Zeit, daß streng wissenschaftliche Bearbei- 
tungen der Rechtstheorie herausgebracht werden, sowohl als Lehrbücher 
für die Jugend wie als grundlegende Werke für die Praxis. 

III. Das Maunzsche Buch behandelt zunächst in einem einleitenden 
Abschnitt die allgemeinen Grundlagen und Grundgedanken des Verwal- 
tungsrechts; dabei wird im besonderen die interessante Frage der öffent- 
lichen Körperschaften näher erörtert, deren Entwicklung zum Begriff der 
„Gemeinschaft“ anzustreben wäre. Dem folgen drei weitere Abschnitte: 

Die Organisation der Verwaltung (Staatsverwaltung, Parteiverwal- 

tung, Selbstverwaltung der Gemeinden, Selbstverwaltung der 
Wirtschaft). 

Die Tätigkeit der Verwaltung (Verwaltungshandlungen, Verwal- 

tungsrechtsfragen, Polizei). 

Die Mittel der Verwaltung (Personen und Sachen des öffentlichen 

Dienstes, Verwaltungszwang). 

So ist das Buch in der Tat ein vollständiges und zugleich ein zeit- 

gemäßes Lehrbuch des deutschen Verwaltungsrechts. 


Aus dem reichhaltigen Inhalt im einzelnen beschränken wir uns 
hier auf die Behandlung einiger weniger Fragen, die allgemein oder für 
die Leser unseres Archivs von besonderem Interesse sind: 

Bei den Behörden und ihrer Tätigkeit unterscheidet der Verfasser 
die Organisationsgewalt von der Amtsgewalt und von der Dienstgewalt 
(8. 78). Die „Organisationsgewalt“ ist gerichtet auf das 
Schaffen von Grundlagen für die Ausübung der Amtsgewalt (nicht um- 
gekehrt). Die „Amtsgewalt“ steht dem Amtsinhaber kraft seines 
Amtsauftrages zu und bezieht sich auf die Vornahme der Tätigkeit der 
eingerichteten Behörde, Unter „Dienstgewalt“ versteht man die 
Ausübung einer Herrschaft (Erteilung von Befehlen) über unterstellte 
Amtsinhaber. 

Bei den Organisationsformen weist der Verfasser besonders auf 
die Wichtigkeit richtiger Dezentralisation hin. Es gibt heute 
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im Deutschen Reich neben Verwaltungen mit eigenen Mittel- und Außen- 
behörden als unmittelbaren Reichsbehörden (Finanzverwaltung, Wehr- 
macht usw.) auch solche Verwaltungen, die sich der Länderbehörden für 
die Mittel- und Außeninstanz bedienen (z. B. Bauverwaltung, Zollver- 
waltung, Wasserstraßenverwaltung). Die Verteilung der Verwaltungsauf- 
gaben auf diese beiden Formen der Verwaltung folgt nicht irgendeinem 
bestimmten rationalen Grundsatz; sie ist vielmehr nur historisch zu er- 
klären. Ebenso ist es nur historisch begründet, daß die Länder, die 
ihrer rechtlichen Natur nach nur noch Amtsbezirke sind, die Fassade 
von „juristischen Personen“ haben, und zwar von juristischen Personen, 
die lediglich noch formell Vermögensträger sind, dagegen die Organi- 
sationsgewalt und die Befugnis, sich selbst zu verwalten (auch ihr Ver- 
mögen selbst zu verwalten), vollkommen verloren haben und „ihren“ 
sogenannten Willen vom Reich ableiten (S. 103). 

In dem Abschnitt über die Selbstverwaltung der Wirtschaft be- 
handelt der Verfasser die sogenannten ständischen Verwaltun- 
gen. Der Stand ist im nationalsozialistischen Reich nicht Träger einer 
politischen Macht und nicht Gestalter politischer Entscheidungen. Von 
einem „Ständestaat“ heute zu sprechen, ist daher zum mindesten irre- 
führend. Das Reich ist kein auf Ständen aufgebauter Organismus. Sein 
Kern und innerer Halt ist die volktragende Bewegung. Die ständische 
Verwaltung, d. h. die Verwaltung, die von einer ständischen Gemein- 
Schaft aus gebildet und getragen wird, ist zusammen mit den Verwal- 
tungen anderer Gemeinschaften ein Glied im Bau der Gesamtverwaltung 
des Volkes (S. 165). Die Selbstverwaltung der Verkehrswirtschaft 
(S. 171) entspricht im allgemeinen in ihrem Aufbau der der übrigen 
gewerblichen Wirtschaft. Eine Besonderheit besteht allerdings inso- 
fern, als in der Verkehrswirtschaft in ausgedehntem Maße neben den 
Privaten gewerblichen Betrieben öffentlich verwaltete Verkehrsbetriebe 
des Reichs vorhanden sind, die dem Aufbau und der Verwaltung des 
ganzen verkehrswirtschaftlichen Bereichs ein besonderes Gepräge geben 
müssen, Berufsständische Ziele sind hier mit verkehrspolitischen Maß- 
nahmen aufs engste verschmolzen. Das zeigt sich z. B, in der Ein- 
Schaltung der mit verkehrspolitischen Aufgaben befaßten Bezirksver- 
kehrsräte und des Reichsverkehrsrats in den berufsständischen Aufbau. 
d Von unmittelbarem Interesse für die Verwaltung der Eisenbahnen 
ist endlich die Lehre von den „Sachen des öffentlichen 
Dienstes“ (S. 285ff.). Die frühere Verwaltungsrechtswissenschaft 
bemühte sich um den Begriff des „öffentlichen Eigentums“ und die 
daraus hergeleitete, stark von Frankreich her beeinflußte Lehre (domaine 
Public). Heute ist die Konstruktion eines besonderen Rechtsträgers jener 
Güter, der ein Rechtssubjekt sein müßte und nur der Staat oder eine 
andere Körperschaft des öffentlichen Rechts sein könnte, schlechthin 
entbehrlich geworden. Die Vorstellung des „öffentlichen Dienstes“ be- 
seitigt aber auch die Notwendigkeit einer Scheidung des öffentlichen 
vom privaten Recht bei den Sachen des öffentlichen Dienstes. Damit 
wird sie zu einem bedeutsamen Vorstoß des neuen Gemeinschaftsdenkens 
im Recht (S. 287). Für uns heute in Deutschland ist das Ausschlag- 
gebende, daß eine Sache „dem öffentlichen Dienst gewidmet“ ist; meist 
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beruht dies auf einem Widmungsakt (z. B. bei öffentlichen Wegen). 
Dabei gibt es keineswegs nur Sachen des öffentlichen Dienstes, die der 
freien Benutzung offen stehen, sondern ebensogut auch solche, bei denen 
die Benutzung grundsätzlich ausgeschlossen ist (z. B. bei Festungs- 


werken). 
Bemerkenswert sind endlich auch die grundsätzlichen Darlegungen 
des Verfassers über die Enteignung (S. 292 {f.). Kittel, 


Eisenbahn-Verkehrsordnung vom 8. September 1938 mit allge- 
meinen Ausführungsbestimmungen, Textausgabe 
mit Anmerkungen. 5. Auflage. Herausgegeben von Dr. jur. 
W. Weirauch, Direktor der Deutschen Reichsbahn. Taschen- 
format. X, 433 Seiten. 1939. Verlag Walter de Gruyter & Co., 
Berlin W 35. Geb. 8 RM. (Guttentagsche Sammlung Deutscher 


Reichsgesetze Nr. 91.) 

„Ich gehöre zu den Lesern Weirauchs, welche, nachdem sie die 
erste Seite von ihm gelesen haben, mit Bestimmtheit wissen, daß sie alle 
Seiten lesen und auf jedes Wort hören werden, das er überhaupt gesagt 
hat. Mein Vertrauen zu ihm war sofort da und ist jetzt noch dasselbe 
wie vor zwanzig Jahren. Ich verstand ihn stets, als ob er für mich ge- 
schrieben oder gesprochen hätte. Daher kommt es, daß ich nie in ihm 
eine Paradoxie gefunden habe, obwohl hier und da einen kleinen Irrtum. 
Weirauch will nie scheinen: denn er schreibt für sich, und niemand will 
gern betrogen werden, am wenigsten ein Eisenbahner, der sich zum Ge- 
setze macht: betrüge niemanden, nicht einmal dich selbst! Selbst nicht 
mit dem gefälligen wissenschaftlichen Diskutierbetrug, den fast jede 
unserer Schriftstellereien mit sich bringt und den fast alle Schriftsteller 
einer dem anderen unbewußt nachahmen, Sondern Weirauch redet mit 
sich: oder, wenn man sich durchaus einen Zuhörer denken will, so denke 
man sich den Sohn, welchen der Vater unterweist. Es ist ein redliches, 
derbes, gutmütiges Aussprechen, vor einem Hörer, der mit Liebe hört. 
Das kräftige Wohlgefühl des Sprechenden umfängt uns beim ersten Tone 
seiner Stimme; es geht uns ähnlich wie beim Eintritt in den Hochwald, 
wir atmen tief und fühlen uns auf einmal wiederum wohl. Hier ist eine 
immer gleichartige stärkende Luft, so fühlen wir; hier ist eine gewisse 
unnachahmliche Unbefangenheit und Natürlichkeit, wie sie Menschen 
haben, die in sich zu Hause, und zwar in einem sehr reichen Hause 
Herren sind: im Gegensatz zu den meisten anderen Schriftstellern, 
welche sich selbst am meisten wundern, wenn sie wirklich einmal geist- 
reich waren, und deren Vortrag dadurch etwas Unruhiges und Natur- 
widriges bekommt.“ — Treffender als mit vorstehend Nietzsches unzeit- 
gemäßer Betrachtung Schopenhauers als Erzieher fast wörtlich ent- 
nommenen Worten kann Weirauchs Schreibweise nicht charakterisiert 
werden. Zum mindesten ist dies des Rezensenten persönliche Erfahrung 
und innerstes Gefühl. Überall fühlt man sich bei Weirauch aufs beste 
und vor allem aufs ehrlichste angeleitet. Dieser heute nicht zum ersten- 
mal empfangene Eindruck des Kommentars steigert sich von Auflage zu 
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Auflage, je älter und je mehr aus der bloßen Tagesarbeit herausgerückt 
Verfasser und Werk sich darbieten. Ursprünglich ein aus der prakti- 
schen Arbeit heraus geborener und auf deren Erfahrungen — gerade in 
den von Weirauch bearbeiteten Auflagen — fußender Kommentar, kom- 
men jetzt auch die theoretisch-grundsätzlichen Fragen mehr und mehr 
at die Spitze, und das ist gerade wissenschaftlich besonders erfreulich. 
Ob dem bei späteren Auflagen nicht auch im Format Rechnung getragen 
werden könnte? Die Guttentagsche Sammlung hat doch auch schon 
andere Reichsgesetze in größerem Format herausgebracht, und dies — 
Sydow-Busch! — doch wahrhaftig nicht zum Nachteil von Verfasser 
und Verlag. — Trotz der vertieften wissenschaftlichen Durchdringung 
hält Weirauch im ganzen Werke aber doch die grundsätzlich dem Kom- 
mentar zukommende Linie und Schranke ein: Erschöpfende Unterrich- 
tung über jedes Problem, jede streitige Frage; aber nur kurze eigene 
Stellungnahme, oder sogar nur Andeutung, in welcher Richtung Wei- 
rauch die richtige oder zukünftige Entwicklung sieht; nirgends aber 
ein Unternehmen, das Gesetz selbst, seine Stoffbehandlung und Anord- 
nung durch Betrachtung von eigenem freigewähltem Standpunkt zurück- 
oder ganz zu verdrängen — ein Fehler, in den sonst gerade die großen 
älteren deutschen Rechtskommentatoren — v.a. Staub, aber auch Löwe 
und Gaupp-Stein — so leicht und so häufig verfallen sind. 

Als zusammenfassenden Beleg des gesamten vorstehend Gesagten 
vergleiche man v.a. den besonders schön behandelten $ 6, den Referent 
erklärlicherweise zunächst im Auge hat, aber auch die sonstigen grund- 
sätzlichen Paragraphen, wie $ 1, $ 3, $ 82 und all die anderen mehr. — 
Wenn zum Schlusse auch eines „kleinen Irrtums“ in dem oben aus 
Nietzsche zitierten Sinne Erwähnung getan werden soll, so sei bemerkt, 
daß die Begründung der neuen Verkehrsordnung doch wohl nicht, wie 
Weirauch auf S. 15 annimmt, die Ausdrücke „höhere Gewalt“ und „Um- 
Stände, welche die Eisenbahn nicht abzuwenden und denen sie auch 
nicht abzuhelfen vermochte“ als gleichbedeutend ansehen wollte. Die 
Begründung macht allerdings bei $ 3 Absatz Lei keine weitere Aus- 
führung, wenn sie vermerkt, daß der bisherige Ausdruck „höhere Ge- 
walt“ durch die Worte „Umstände, welche die Eisenbahn nicht abzu- 
wenden und denen sie auch nicht abzuhelfen vermochte“ ersetzt wor- 
den ist. Hieraus aber zu folgern, daß die Begründung jene beiden Be- 
griffe als sinngemäß gleich angesehen hätte, geht zu weit; die Er- 
setzung der beiden Ausdrücke erklärt sich schon aus dem grundsätz- 
lichen, in der Begründung niedergelegten Zweck der neuen Verkehrs- 
ordnung: die Fassung der einzelnen Vorschriften zur Erzielung einer 
SE Auslegung den inhaltlich gleichen Bestimmungen der inter- 
a Übereinkommen möglichst wörtlich auch an solchen Stellen 
SS en, wo bisher noch im deutschen Recht andere Ausdrücke 
eleh A EEN Die Begründung läßt an der angeführten Stelle dem 
herigen SE ie Zusatz folgen, daß eine sachliche Änderung der bis- 
des Eer SC Bestimmungen hierdurch nicht beabsichtigt sei; aber 
slände Be an den Begriffen „höhere Gewalt“ und „Um- 
nen e die isenbahn nicht abzuwenden und denen sie nicht 

en vermochte“ ist doch schon für das Recht der bisherigen 
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Eisenbahn-Verkehrsordnung so zweifelsfrei und allgemein anerkannt ge- 
wesen (vgl. Weirauch 4. Auflage, Anmerkung 5 zu $ 37 und Kittel/ 
Friebe/Hay zu $ 37 alter Verkehrsordnung Anmerkung 7 und zu $ 82 
alter Verkehrsordnung Anmerkung 82 Abs. 2), daß, wenn auf die Er- 
setzung des einen durch den anderen Begriff zusatzlos in der Begrün- 
dung zur neuen Verkehrsordnung hingewiesen wird, der damit eing- 
führte Unterschied auch ohne ausdrückliche Betonung doch kaum weni- 
ger verkennbar ist, als wenn die Begründung etwa an anderer Stelle 
kommentarlos darauf hingewiesen hätte, daß der Ausdruck „vorsätzlich“ 
durch „grob fahrlässig“ ersetzt worden sei. Mit anderen Worten: die 
Unterschiede sind so notorisch, daß auch der nur ganz allgemein ge- 
dachte und im allgemeinen auch zweifellos richtige Zusatz in der Be- 
gründung: eine sachliche Änderung der bisherigen deutschen Bestim- 
mungen sei durch Anpassungen der Fassungen an das IUG. nicht be- 
absichtigt gewesen — hieran nichts ändern oder einschränken kann. 
Es ist ein bemerkenswert glücklicher Umstand, daß nunmehr schon 
seit langem zwei verschiedene, aus berufensten amtlichen Federn flie- 
Bende Kommentare zur EVO. nebeneinander ihr uneingeschränktes 
Lebensrecht in immer neuen Auflagen bejahen. Bei der diesmaligen 
Neufassung der EVO. erscheint der Weirauchsche Kommentar als erster 
auf dem Platze; und damit, ganz abgesehen von der persönlichen Hal- 
tung und Größe seines Schöpfers, erwächst auch die gern erfüllte 
Obliegenheit, ihn als den ersten freudig zu begrüßen. So wenig dem 
Verkehrsordnungsgesetze selbst die ja leider nur zu schnell immer 
wieder nötig werdenden Neufassungen zu wünschen sind, so sehr wün- 
schen wir dem Weirauchschen Kommentar fünfter Auflage zahlreiche 
weitere, aus derselben Hand und demselben Geiste verfaßte sechste, 
siebente und noch fernere Auflagen. Der Erfolg wird ihnen immer 
sicher sein. Dr. W. Spiess. 


Hoffmann, Dr. M., Reichelt, W.O.ReiseverkehrundGastlich- 
keit im neuen Deutschland. 83 Seiten. Verlag: 
Deutsche Hotelnachrichten, Hamburg 36, Alsterglacis 16. Preis: 
1,50 RM. 

Die Schrift bringt nach einer Betrachtung über das Wesen und den 
Inhalt des Fremdenverkehrs sowie über die Zusammenhänge zwischen ihm 
und dem Gaststätten- und Beherbergungsgewerbe einen ausführlichen 
Bericht über die Tätigkeit der Stellen und Organisationen, die zur 
Leitung und Betreuung dieses Gewerbes seit der Machtübernahme ein- 
gesetzt sind. Die dabei erzielten Erfolge auf dem Gebiet des klaren Preis- 
angebotes, Feststellung des Inhalts und der Steigerung der Leistungen 
sowie der Eindämmung ungesunden Wettbewerbes sind für alle die- 
jenigen, die als Gast mit dem Gaststätten- und Beherbergungswesen in 
Berührung kommen — und wer gehörte nicht dazu — von Interesse und 
Wichtigkeit. 

Vorausgeschickt ist den Ausführungen ein ausführlich gehaltenes 
„Vorwort“ des Hauptgeschäftsführers der Wirtschaftsgruppe Gast- 
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stätten- und Beherbergungsgewerbe, Dr. A, Ringer, in dem er die 
doppelte Aufgabe der Wirtschaftsgruppe hervorhebt. — einmal als staat- 
liches Organ, dem die verantwortliche Durchführung der einschlägigen 
Gesetze und Verordnungen gegenüber der Wirtschaftsgruppe übertragen 
ist, sodann als die Stelle, welche die Mitglieder in allen Fragen des Ge- 
werbes zu beraten und zu betreuen hat — sowie eine „Einführung“ 
durch den Geschäftsführer der Gruppe, Dr. C. Kühne, der kurz die 
vielseitigen Aufgaben des Gaststätten- und Beherbergungsgewerbes skiz- 
ziert, um sodann die Mitglieder, als die örtlichen Träger des Fremden- 
verkehrs, auf die Notwendigkeit hinzuweisen, auch durch ihre Tätigkeit 
dazu beizutragen, den Reiseverkehr nicht nur in seinem gegenwärtigen 
Umfange zu erhalten, sondern ihn noch zu steigern und vor allem dem 
Ausländerverkehr einen noch weiteren Rahmen zu geben, — Sodann 
kommen die beiden Verfasser der Schrift „Reiseverkehr und Gastlichkeit 
im neuen Deutschland“, Dr. Hoffmann und W. O. Reichelt, zum 
eigentlichen Thema zum Wort. 


Im ersten Abschnitt „Vom Fremdenverkehr und seiner Entstehung“ 
stellen die Verfasser zunächst fest, daß eine allgemein anerkannte und 
befriedigende Definition des Begriffes „Fremdenverkehr“ (oder auch 
„Reiseverkehr“), wie ihn das neue Deutschland auffaßt, noch nicht ge- 
funden sei (sie ist — wie hier eingeschaltet sein mag — u. a. gelegent- 
lich von Ressortbesprechungen über eine „Ergänzungsverordnung über 
die Aufgaben des Reichsministeriums für Volksaufklärung und Propa- 
ganda“ Gegenstand längerer Erörterungen gewesen, die aber auch nicht 
zum Ziele geführt haben). Die Unterteilung des Begriffs „Fremdenver- 
kehr“ in Geschäfts- und Erholungs- oder Vergnügungsverkehr, Inländer- 
und Ausländerverkehr, Durchgangs- und Dauerverkehr, die für das Gast- 
stätten- und Beherbergungsgewerbe von einer gewissen Bedeutung sein 
können, hat im übrigen nur theoretischen Wert. Schließlich kommt es ja 
aber auch nicht auf die formale Begriffsbestimmung, sondern auf die 
wirtschaftliche und politische Bedeutung und Auswirkung des Fremden- 
verkehrs an, und hier können die Verfasser mit Recht feststellen, daß 
der Fremdenverkehr — insbesondere nach dem Weltkrieg — für die 
meisten Völker, namentlich diejenigen Europas, ein wirtschaftlicher 
Faktor ersten Rangs geworden ist, zumal dann, wenn er internationalen 
Charakter trägt. Nicht minder wichtig als seine wirtschaftliche ist aber 
auch seine politische und kulturelle Seite einzuschätzen. So hat denn 
auch diedeutscheReichsregierung wiederholt betont, daß sie 
dem Reiseverkehr sowohl im allgemeinen, als auch insbesondere dem 
Reiseverkehr zwischen Deutschland und anderen Ländern, die größte 
Bedeutung beimesse, wobei sie neben dem wirtschaftlichen Erfolg, ins- 
besondere für die Zahlungsbilanz, namentlich Gewicht auf seine völker- 
verbindende Wirkung legt, die am besten dazu beiträgt, das gegenseitige 
Verständnis der Völker für ihre Eigenart zu fördern, Mißverständnisse 
und Vorurteile zu beseitigen und der gegnerischen Hetz- und Lügenpro- 
Paganda entgegen zu arbeiten. 


. Die Verfasser bezeichnen als die drei wichtigsten Faktoren, auf 
die sich der Fremdenverkehr aufbaut, eine gute Verkehrswer- 
bung, sodann vorzügliche Leistungen derverkehrsver- 
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mittelnden Stellen (Transportunternehmen) und schließlich ein 
vorbildliches Gaststätten- und Beherbergungs- 
wesen. Jeder dieser Faktoren bedürfe der ständigen Fürsorge und Auf- 
merksamkeit aller zuständigen Stellen, vor allem aber der verständnis- 
vollen Mitarbeit der unmittelbar Beteiligten. Für das Gaststätten- und 
Beherbergungsgewerbe bedeute dies u. a, daß es alles daran setzen 
müsse, daß der Fremde (die Bezeichnung „Kunde“ wird abgelehnt) 
nicht nur versorgt wird, sondern daß er sich auch umsorgt und ge- 
borgen fühle. An die Spitze aller dieser Bestrebungen sei der vom Leiter 
der Fachgruppe des Beherbergungswesens, Fritz Gabler in Heidelberg, 
geprägte und von ihm eifrig propagierte Grundsatz der deutschen 
Gastlichkeit zu setzen. 

Im weiteren Abschnitt „Deutschland als Reiseland“ wird insbe- 
sondere dargelegt, welche bedeutenden Werte sowohl für die Allgemein- 
wirtschaft, wie insbesondere für das Gaststätten- und Beherbergungs- 
gewerbe im Fremdenverkehr liegen, daß es daher auch im eigensten 
Interesse des Gewerbes liege, an seiner weiteren Entwicklung und Inten- 
sivierung mitzuarbeiten. Die Verfasser weisen hierbei darauf hin, daß 
sich seit der Machtübernahme die Gästemeldungen in Deutschland 
von 14,35 Millionen im Jahre 1932/33 auf 27,s Millionen im Jahre 1936/37, 
also rund um 89 v. H. und die Gästeübernachtungen in den deut- 
schen Beherbergungsbetrieben von 49,55 Millionen auf 104,47 Millionen 
oder um 110 v. H. erhöht haben. Die hierin enthaltenen Gäste- 
ziffernausdem Ausland weisen eine noch stärkere Steigerung 
auf, nämlich bei den Meldungen von 962 000 auf 2,36 Millionen, also 
um 145 v. H. und bei den Übernachtungen von 2,4 auf 6,7 Mil- 
lionen, also um 179 v. H. Das Berichtsjahr 1937/38 brachte bei den 
Fremdenmeldungen eine weitere Steigerung gegenüber dem Vorjahr um 
11,5 v. H., bei den Übernachtungen um 13 v. H., bei den Meldungen aus 
dem Ausland um 4,9 v. H. was um so höher zu bewerten ist, als der Be- 
such im Jahr 1936/37 infolge der olympischen Spiele schon besonders 
hoch gewesen war. 

Die Gesamtsumme der Ausgabenderausländischen Be- 
sucher wird für das Jahr 1937 für Verkehr, Hotelrechnungen, Ein- 
käufe, Besichtigungen und Sonstiges auf 400 Mill. RM. gegenüber 375 
und 350 Millionen RM. in den Vorjahren geschätzt, so daß das Olympia- 
jahr 1936 auch hier noch übertroffen wurde, 

Der Umsatz der deutschen Beherbergungsbetriebe wird für 
das Jahr 1937 auf 1,5 bis 1,6 Milliarden RM. geschätzt, der Gesamtumsatz 
der deutschen Gaststätten der, soweit die Beherbergungsbetriebe 
auch Verpflegungsstätten unterhalten, schon in der Umsatzziffer dieser 
Betriebe mitenthalten ist, im gleichen Jahre auf 5,2 Milliarden RM. 

Bei diesen gewiß sehr erfreulichen Zahlen, aus denen ersichtlich 
ist, wie sich die Leistungen der deutschen Beherbergungsbetriebe ge- 
hoben haben, glauben die Verfasser aber doch betonen zu müssen, da 
in den Umsatzsteigerungen zwar viele Voraussetzungen für eine 
Ertragsbesserung gegeben seien, daß der wirtschaftliche Erfolg aber 
noch stark zurückgeblieben sei. Die Hauptursache hierfür seien die Fol- 
gen des Substanzverlustes durch Überschuldung insbesondere in den 
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Jahren vor der Machtübernahme, weiter die Folgen der erheblichen Ka- 
pitallücken und nicht zuletzt das Ausbleiben der erhofften Kosten- 
degression. Hand in Hand mit der Umsatzsteigerung seien im Gegenteil 
sehr viele Posten der Ausgabeseite gestiegen, so vor allem Steuern, 
Kapitallasten, Investitionen, Umstellungen in der Ernährungswirtschaft, 
Lebensmittelbeschaffungen, z. T. auch Löhne und soziale Aufwendungen. 

Der folgende Abschnitt „Förderer, Mittler und Träger des Reise- 
verkehrs“ verhält sich über die Tätigkeit der Reichsbahnzen- 
trale für den deutschen Reiseverkehr, der vorzugsweise 
die Werbung für Deutschland im Ausland obliegt (rd. 2000 Ver- 
tretungen und Stützpunkte) und des Reichsfremdenverkehrs- 
verbandes, der seit dem 1. 11. 33 die Tätigkeit des früheren „Bundes 
deutscher Verkehrsverbände und Bäder“, soweit sie sich auf die Wer- 
bung des Inlandreisenden erstreckte, übernommen hat. Die Tätigkeit 
beider Organisationen und die damit erzielten Erfolge werden ebenso 
dankbar anerkannt, wie die der deutschen Reisebüros (rd. 600, 
außerdem etwa 4000 selbständige Reisemittler). Im Zusammenhang hier- 
mit erwähnen die Verfasser auch die Organisation „Kraft durch Freude“ 
(die, wie bekannt, namentlich zu Beginn ihrer Tätigkeit von den Gast- 
stätten- und Beherbergungsbetrieben mit einiger Sorge betrachtet 
wurde). Es wird festgestellt, daß die Organisation die ihr ursprünglich 
gestellte Aufgabe, zusätzlichen Reiseverkehr zu bringen — (zu- 
sätzlich sowohl hinsichtlich des Personenkreises, wie der Zeit (außer- 
halb der Saison) und des Ortes (Notstandsgebiete) — längst auf eine 
erheblich breitere Basis gestellt hat. Dadurch aber, daß die Organisation 
alljährlich viele Millionen Volksgenossen zugemeinschaftlichen 
Reisen zusammenbringt, warb sie auch für die Einzelreise. Am 
Schluß dieses Abschnittes bringt die Schrift die Begriffsmerkmale für 
die Gliederung der Betriebe und ihre Zahl (im Jahre 1933 rd. 26 000 
Hotels und Gasthöfe und rd. 23 000 Fremdenheime), die der Betriebs- 
statistik entnommen ist, aber als zu niedrig angezweifelt wird. Der Zu- 
wachs durch das Hinzukommen der wichtigen Reisegebiete in der Ost- 
mark und im Sudetenland wird auf 25- bis 30 000 beziffert. 

Während sich die im vorstehenden behandelten ersten drei Ab- 
schnitte der Schrift mit den Voraussetzungen, dem Inhalt und der Be- 
deutung des Reiseverkehrs beschäftigen, handeln die weiteren drei Ab- 
schnitte von den Aufgaben, die dem Hotel- und Gaststättengewerbe als 
Trägern des ortsgebundenen Reiseverkehrs gestellt sind. Der 4. Ab- 
schnitt „Die fremdenverkehrsfördernde Arbeit der Fachgruppe Beher- 
bergungsgewerbe im Wettbewerb und in der Werbung“ stellt fest, daß 
die vom Leiter der Fachgruppe, Fritz Gabler, bei Übernahme seines 
Amtes aufgestellten Ziele seiner Arbeit, nämlich 

Herbeiführung der Wahrheit im Wettbewerb und insbesondere in 
der Werbung, Hebung der Qualität der Leistung, Durchdringung mit 
` dem Begriff der deutschen Gastlichkeit, 
im wesentlichen erreicht seien. Es seien hierzu drei Anordnungen er- 
gangen, Die erste dieser Verordnungen zur Erzielung voller Wahrheit 
im Wettbewerb und in der Werbung stammt aus April 1935 und enthält die 
Forderung des klaren Preisan gebotes. Das Angebot muß nach 
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einem Mindest- und einem Höchstpreis je Übernachtung erfolgen, unter- 
schieden nach Haupt- und Außersaisonpreisen. Die Bett- und Zimmer- 
preise, die sich immer ohne Frühstück verstehen, sind vor Beginn der 
örtlichen Organisation der Wirtschaftsgruppe zu melden, die die Inne- 
haltung des Preisangebotes zu überwachen hat. Willkürliche Preisbil- 
dung durch Unterbietung bei schlechtem Besuch und durch Überhöhung 
bei starker Nachfrage wird als besonders schädlich für den ganzen 
Fremdenverkehr untersagt. Zu dem angekündigten Mindestpreis sind 
mindestens 10 v. H. der vorhandenen Zimmer vorzuhalten. 

Durch die angekündigten Preise gelten alle mit der Beherbergung 
zusammenhängende Dienstleistungen als abgegolten; Zuschläge dürfen 
daneben nur erhoben werden in Gestalt der Bedienungsgeldablösung der 
ehemaligen Trinkgeldempfänger und für Leistungen, die außerhalb des 
Beherbergungsvertrages liegen, wie Gepäcktransport von und zum Bahn- 
hof, Botengänge außerhalb des Hotels usw. 

Die Verordnung, die noch nähere Angaben über die Bildung des 
„redlichen“ Preises, insbesondere auch bei Betrieben enthält, die durch 
Subventionen aus öffentlichen Mitteln oder durch Steuerfreiheit Sonder- 
vorteile genießen, schließt mit dem Hinweis, daß ehrenhafte Betriebs- 
führung voraussetze, daß der Wettbewerber sich aller Methoden ent- 
halte, die mit dem Grundsatz von Treu und Glauben unvereinbar seien. 
Als solche seien u. a. zu betrachten: jede Propaganda, die der Wahr- 
haftigkeit entbehrt oder die den Konkurrenten herabsetzt, alle Verstöße 
durch Zugabewesen, durch Anreißertum oder sonstige illegale Mittel 
zwecks Zuführung und Empfehlung von Gästen. 

Die seit langem angestrebte einheitliche Regelung des Bedienungs- 
zuschlags im Reich ist durch eine zweite Verordnung vom 1. Mai 1936 
erfolgt. Danach erheben gewerbsmäßige Beherbergungsbetriebe zu dem 
angekündigten Grundpreis einen erkennbaren Zuschlag zur Abgeltung 
aller Leistungen innerhalb aes Vum be: gungsvertrages, der auf den 
Preis für Zimmer und Frühstück bis höchstens 15 v. H. beträgt, auf den 
Preis für sonstigen Verzehr 10 v. H. 

Die dritte Verordnung der Fachgruppe vom 1. Mai 1937 legt den 
Inhalt der einzelnen im Beherbergungsgewerbe üblichen Leistungen fest, 
also Zimmerangebot (das stets zugleich Licht, Heizung und Putzen der 
Schuhe umfaßt), Frühstücksangebot, Vollpension, Halbpension — u. 2: 
durch ins einzelne gehende Vorschriften (beispielsweise: das Früh- 
stücksangebot umfaßt warme Getränke nach Wahl, reichliche Auswahl 
an Brot, Butter, ferner Honig oder Marmelade nach Belieben des Gastes. 
Eier oder Aufschnitt sind in dem Angebot grundsätzlich nicht ent- 
halten usw.). — Der Reichsstatthalter in Österreich hat unter dem 
15. Dezember 1938 die Bestimmungen über das klare Preisangebot und 
die Leistungsarten in ihren Grundzügen auch auf die Ostmark über- 
tragen. 

Nachdem so die Grundlage für einen geordneten Leistungswettbe- 
werb geschaffen war, wurde zur Herbeiführung einer wirkungsvollen 
Sammelwerbung und Herstellung einer Werbungsgemeinschaft aller 
Hotels usw. mit dem Reichsfremdenverkehrsverband ein Abkommen über 
die Aufstellung einheitlicher Unterkunftsverzeichnisse ge- 
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schaffen, die durch gleichmäßige Form, einheitliches Schema usw. es 
dem Gast ermöglichen, sich in einfacher und übersichtlicher Weise über 
die Einrichtungen und Preise der darin aufgeführten Gaststätten zu ver- 
gewissern. Auch für die Aufstellung von Hausprospekten (zur Eigen- 
werbung der Gaststätten) würden gemeinsam mit dem Werberat der 
deutschen Wirtschaft Richtlinien über Form und Inhalt geschaffen, die 
unter anderem die Werbung mit Superlativen und Vergleichen unter- 
sagen (also z. B. nicht: das „schönste“ Haus im Schwarzwald oder das 
„größte“ Haus an der Ostsee.) Zur Bebilderung der Prospekte sollen — 
abgesehen vom Titelblatt — nur naturgetreue photographische Auf- 
nahmen Verwendung finden usw. 

Schließlich ergingen im November 1938 durch Erlaß des Reichs- 
wirtschaftsministeriums eingehendere Begriffsbestimmungen für die Be- 
triebsarten Hotel, Gasthof, Hospiz, im August 1938 auch für Fremden- 
heime, die sowohl vom Gesichtspunkt des Fremdenverkehrs wie auch des 
Konzessionsrechts von Bedeutung sind und verhindern, daß ein Betrieb 
sich Bezeichnungen zulegt, ohne die hierzu erforderlichen Voraus- 
setzungen zu besitzen. 

Die weiteren vom Leiter der Fachgruppe Fritz Gabler aufgestell- 
ten Forderungen der Leistungssteigerung und der Gast- 
lichkeit sind in einem 6. Abschnitt behandelt (der übrigens ohne er- 
kennbaren Grund von den Ausführungen über die Maßnahmen zur 
Sicherung des klaren Preisangebotes durch einen Abschnitt getrennt ist, 
der Programmpunkte für die weitere Entwicklung aufstellt). Zur Hebung 
der Gaststättenkultur, insbesondere zur Verbesserung der Ausstattung 
und Einrichtung der Betriebe, ist in jedem Wirtschaftskammerbezirk 
eine KommissionzurBesichtigungderBetriebe gebildet, 
der u. a. auch der Leiter oder ein Beauftragter des Landesfremdenver- 
kehrsverbandes, der Bürgermeister des betr. Ortes und ein Beauftragter 
der Partei angehören sollen. Die Kommission besichtigt die Betriebe, um 
festzustellen, ob Ausstattung und Einrichtung den billigerweise zu 
stellenden Anforderungen der Gäste entsprechen. In einer Niederschrift, 
von der der Betriebsführer Abschrift erhält, wird das Ergebnis der Be- 
sichtigung festgelegt; Mängel, deren Beseitigung im Rahmen des Mög- 
lichen und Zumutbaren veranlaßt werden soll, werden bezeichnet und 
es wird eine Frist gestellt, in der die Beseitigung der Mängel er- 
wartet wird. Welche Gesichtspunkte zu beachten sind, um das Äußere 
und das Innere der Gaststätten zu verbessern, ist an Beispielen dar- 
getan, Bei der Aufstellung der Forderung nach einer guten Küche und 
einem guten Keller als Grundlage jeden Gasthauses wird die Pflege 
bodenständiger Gerichte und Getränke („Spezialitäten“) besonders emp- 
fohlen. — Weitere Ausführungen beschäftigen sich mit der Ausbil- 
dung des Betriebsführers und der Gefolgschaftsmitglieder. Zur Er- 
ziehung des Nachwuchses ist eine „Reichsarbeitsgemeinschaft für Be- 
rufserziehung im deutschen Gaststättengewerbe“ gegründet worden. — 

$ In dem Abschnitt „Ein Programm des deutschen Wirtes“ wird auf 
die strukturellen Wandlungen hingewiesen, die der Reiseverkehr in 
neuester Zeit durch das stärkere Anwachsen des Gesellschaftsreisever- 
kehrs gegenüber der Einzelreise, durch die schnell zunehmende Motori- 
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sierung und durch die territorialen Erweiterungen des Reiches erfahren 
hat. Diese Entwicklung stellt das Gaststättengewerbe vor immer neue 
Aufgaben; hier werden sich die Betriebe vielfach wandeln und teilweise 
schnell Umstellen müssen, um nicht den Anschluß zu verpassen. Dies 
muß jedoch der eigenen Initiative der Betriebsführer überlassen bleiben. 
Als von der Organisation noch einheitlich zu lösende Fragen werden be- 
zeichnet die Erlaubnispflicht der Privatzimmervermietung — ein schwie- 
riges, für die Hotels und Gasthöfe aber vom Wettbewerbsstandpunkt 
aus brennendes Problem —, die Regelung der Werbung der Betriebe im 
Ausland und der Benzinzoll. — Die technische Voraussetzung für ein 
klares Preisangebot ist die richtige Kalkulation, und diese setzt richtige 
Buchführung voraus. Die Festlegung der Buchführungspflicht 
für das gesamte Gasthausgewerbe steht nach Mitteilung der Verfasser 
bevor. Für die mittleren und kleineren Betriebe sind bereits vorgedruckte 
Bücher, für die großen Betriebe Kontenrahmen ausgearbeitet worden, 
welche zur Verbesserung des Rechnungswesens und einheitlicher Gestal- 
tung der Buchführung beitragen sollen, 

Zum Schluß erörtern die Verfasser die (nicht nur für das Gast- 
stätten- und Beherbergungsgewerbe wichtige) Frage, ob die Entwicklung 
des Reiseverkehrs künftig mehr in der Richtung der Gemeinschaftsreise 
als der Einzelreise liegen wird, wobei vom Standpunkt des Gaststätten- 
gewerbes ein Rückgang der Einzelreisen bedauert werden würde, zumal 
diese im allgemeinen die Basis für die Aufbringung der zusätzlichen 
Kosten der Betriebsführung und für einen Gewinnüberschuß bilden 
müßten, während die Gemeinschaftsreisen im wesentlichen nur hülfen, 
die festen Kosten aufzubringen. — 

Die Lesbarkeit der Schrift wird etwas beeinträchtigt durch häufige 
Wiederholungen und durch Überschneidungen in den einzelnen Artikeln, 
wohl die Folge der Vielheit der Verfasser. Sie vermittelt aber ein abge- 
rundetes Bild von den Bestrebungen auf den verschiedensten Gebieten, 
den guten Ruf der Deutschen Gaststätten zu erhalten und sie immer 
mehr zu Stätten wirklicher Gastlichkeit zu machen. 0. Knebel. 


Verkehrsrechtliche Abhandlungen und Entscheidungen, herausgegeben 
von Geh, Regierungsrat Ernst Meyer und Geh. Regierungsrat 
Dr, F. Müller im Albert Limbach Verlag, Berlin W 35. Jahr- 
gang 1938 (Band 5 und 6, 12 Hefte.) Preis je Band 20 RM. 

Wie schon in der vorjährigen Besprechung (Archiv 1938, Seite 497) 
angekündigt wurde, erscheint die Zeitschrift jetzt in 12 (früher in 8) 
Heften jährlich. Damit ist bei etwa gleichbleibendem Umfang des Jahr- 
gangs eine günstigere Verteilung des Stoffes und eine gewisse Zunahme 
des den Aufsätzen vorbehaltenen Raumes verbunden, 

Inhaltlich kann die Zeitschrift nach wie vor als eine umfassende 
Fundgrube des deutschen Verkehrsrechts und namentlich des Verkehrs- 
haftungsrechts bezeichnet werden. Die einschlägigen zivilrechtlichen 
Entscheidungen des Reichsgerichts und der Oberlandesgerichte sind 
nahezu vollständig abgedruckt; daneben finden sich die wichtigsten 
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in Betracht kommenden Gerichtsentscheidungen aus anderen Rechts- 
gebieten, wie Verwaltungsrecht, Strafrecht und anderem öffentlichen 
Recht. Schon bei flüchtigem Lesen des reichhaltigen Stoffes gewinnt 
man einen anschaulichen Eindruck von der Vielfältigkeit der auftauchen- 
den Fragen und der Verwandtschaft mancher bei verschiedenen Ver- 
kehrsmitteln sich ergebender Rechtsprobleme, Neben den Entscheidun- 
gen enthält die Zeitschrift zahlreiche Aufsätze aus sachkundiger Hand, 
welche einen Überblick über bestimmte Rechtsgebiete vermitteln oder 
zu wichtigen Fragen der Praxis Stellung nehmen. 

Ein verhältnismäßig großer Teil der Aufsätze ist dem Postrecht 
gewidmet, das in letzter Zeit verschiedene bemerkenswerte Neuerungen 
zu verzeichnen hat. So ist durch Verordnung des Reichspostministers 
vom 6, Juli 1938 zur Änderung und Ergänzung der Postordnung u.a. 
die auf überholten Bestimmungen beruhende Haftung der Deutschen 
Reichspost für Personenschäden im Postreisedienst neu geregelt worden. 
Mit diesem neuen, jetzt der üblichen Haftung nach dem Kraftverkehrs- 
gesetz angeglichenen Posthaftungsrecht befaßt sich Schuster unter 
vergleichendem Hinweis auf die allgemein im Verkehrsrecht geltenden 
Haftungsgrundsätze. Der gleiche Gegenstand wird in Hellmuths 
Aufsatz „Zur Änderung der Haftung der Deutschen Reichspost für Per- 
sonenschäden im Postreisedienst“ behandelt, und zwar unter Gegen- 
überstellung des bisherigen und des neuen Rechtszustandes im einzelnen. 
Mit Recht weist H. u.a. darauf hin, daß die nach dem Muster des 
Kraftverkehrsgesetzes übernommene Gefährdungshaftung insofern über 
diejenige des Kraftverkehrsgesetzes hinausgeht, als sie gerade den mit 
dem Kraftfahrzeug beförderten Personen zugute kommt, für welche 
sonst nach deutschem Recht ($ 8 KFG.) grundsätzlich nur bei Verschul- 
den gehaftet wird. 

Aus den Ausführungen von Neugebauer über das Schwarz- 
sendegesetz und seine Bedeutung für das Fernmelderecht ist zu ersehen, 
daß der bisher nicht genügend wirksame Rechtsschutz gegenüber 
unerlaubten Sendern wesentlich erweitert worden ist, So sind jetzt 
nicht nur das „Betreiben“ von Funksendeanlagen, sondern auch ihre 
Herstellung, der Handel mit ihnen und ihr bloßer Besitz genehmigungs- 
pflichtig; Verstöße gegen diese Vorschriften können nunmehr erheblich 
schärfer bestraft werden. Im Gegensatz zu diesem in einem einheitlichen 
Gesetzeswerk geregelten Rechtsgebiet ist man bei dem Schutz gegen Rund- 
funkstörungen noch auf die bestehenden allgemeinen Gesetze ange- 
wiesen. Bei Besprechung der sich hieraus ergebenden Zweifelsfragen 
und Schwierigkeiten legt Orth (,„Geltendes Recht im Kapfe gegen 
Rundfunkstörungen“) die Unzulänglichkeit der vorhandenen rechtlichen 
Handhaben (Fernmeldeanlagengesetz, Bürgerliches Gesetzbuch usw.) 
dar und befürwortet eine Neuregelung, die vom Ausschuß für Rund- 
funkrecht der Akademie für Deutsches Recht schon bearbeitet wird. — 
Auf zwei weitere postrechtliche Aufsätze von Hellmuth wird unten in 
anderem Zusammenhang noch eingegangen werden, 

N Über die wichtigen „Ergebnisse der vierten Staatenkonferenz über 
internationales Luftprivatrecht“, die im September 1938 getagt hat, be- 
richtet Bülow unter Darlegung der geschichtlichen Zusammenhänge 
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und der einzelnen Ergebnisse der genannten Konferenz. Namentlich geht 
er auf das Zusatzprotokoll zum „Römischen Haftungsabkommen“ ein, 
in welchem man die obligatorische Haftpflichtversicherung für Luft- 
fahrzeuge unter Ausgleich der Belange der Luftfahrzeughalter, der 
Versicherer und der Drittgeschädigten ausgestaltet hat. Bemerkenswert 
ist dabei u.a. daß die Einwendungen der Versicherungsgesellschaften 
gegen Haftpflichtansprüche der Drittgeschädigten nach Möglichkeit ein- 
geschränkt worden sind. Ein weiteres in Brüssel geschlossenes Ab- 
kommen, das im Anschluß an das vor 28 Jahren zustande gekommene 
Brüsseler Seerechtsabkommen über die Hilfeleistung für Schiffe jetzt 
auch die Hilfeleistung und Bergung von Luftfahrzeugen oder durch, 
Luftfahrzeuge in Seenot regelt, ist ebenfalls eingehend erläutert. Am 
Schlusse des Aufsatzes sind das Zusatzprotokoll und das neue Brüsseler 
Abkommen auf deutsch und französisch abgedruckt. Einer Sonderfrage 
ist Schleichers Aufsatz über „Luftfahrt und Pelztierzucht“ ge- 
widmet, nämlich derjenigen, ob der Halter eines Luftfahrzeugs haftet, 
wenn Silberfüchse ihre Jungen aus Furcht vor den die Farm über- 
fliegenden Fahrzeugen totbeißen. Diese nicht nur in Deutschland strei- 
tige Frage verneint der Verfasser im allgemeinen, weil weder ein 
adäquater Kausalzusammenhang noch ein „Unfall“ im Sinne der Luft- 
haftungsvorschriften vorliege. 

Von den elf Aufsätzen zum Eisenbahnrecht befassen derjenige 
von Jösch „Der rechtliche Einfluß der Handelsverträge auf die Eisen- 
bahntarife“ und derjenige von Weber „Zur Frage der Auswirkung 
von Auslobungen“ sich mit wichtigen Problemen des internationalen 
Eisenbahntarifrechts. Jösch untersucht namentlich die Voraussetzun- 
gen, unter denen staatliche Handelsverträge innerstaatliche Wirkungen, 
insbesondere Rechtsansprüche der Staatsbürger, hervorrufen. Neben 
dem zunächst nur völkerrechtlich wirksamen Handelsvertrag ist, wie 
Jösch zutreffend ausführt, hierfür eine innerstaatliche Grundlage nötig. 
Dabei genügt nach J. mangels einer tarifförmlichen Veröffentlichung 
auch die Veröffentlichung des Handelsvertrags als Gesetz, sofern diesem 
Gesetz nicht nur die Bedeutung eines programmatischen Leitsatzes zu- 
kommt. — Unter kritischer Würdigung mehrerer in der Zeitschrift ver- 
öffentlichter Urteile des schweizerischen Bundesgerichts über die Trag- 
weite von Auslobungen im Wettbewerb gegen ausländische Bahnen ver- 
tritt Weber den Standpunkt, daß mit der Auslobung grundsätzlich nur 
die ausländischen Frachten, nicht aber die von der ausländischen Bahn 
verlautbarten Frachtrückvergütungsvorschriften als Erstattungsgrund- 
lage übernommen würden. 

Anläßlich des 100jährigen Bestehens des preußischen Gesetzes 
über die Eisenbahnunternehmungen vom 5. November 1938 hat Sper- 
ber die geschichtliche und gegenwärtige Bedeutung dieses Gesetzes dar- 
gelegt, welches auch über das eigentliche Eisenbahnrecht hinaus weg- 
weisend gewesen ist. Das „Neue großdeutsche und internationale Eisen- 
bahnverkehrsrecht“ behandelt Friebe. Seine Ausführungen über die 
Eisenbahnverkehrsordnung vom 8. September 1938 befassen sich mit 
der räumlichen und sachlichen Erweiterung ihres Geltungsbereichs 
(namentlich ihrer Erstreckung auf die Bahnen des nicht allgemeinen 
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Verkehrs), mit ihrer Angleichung an die neuen internationalen Überein- 
kommen und mit der Änderung gewisser wichtiger Vorschriften, wie 
der Neufassung des Irrtumsbegriffs und der anderen Regelung des 
Übergangs des Verfügungsrechts beim Frachtvertrag. Einen Überblick 
über „Die Rechtsgrundlagen der Zulassung zu Eisenbahnunternehmun- 
gen, insbesondere zu Kleinbahnen“ gibt List. Im Anschluß an und 
teilweise unter Kritik der neueren Rechtsprechung arbeitet Golter- 
mann die frachtrechtlichen Grundsätze über die „Beschränkte Güter- 
haftung der Reichsbahn bei besonderen Gefahren“ heraus. Auch die 
unabhängig vom Frachtvertrag bestehende Sachschadenshaftung der 
Eisenbahn gibt nach wie vor Anlaß zu Zweifelsfragen. So beschäftigt 
Biermann sich mit der „Haftung der Eisenbahn für Sachschäden 
nach preußischem Recht“. Er stellt dabei die nicht unbestrittene 
These auf, $ 25 des preußischen Eisenbahngesetzes von 1838 regele die 
Sachschadenshaftung der Eisenbahn als Sondergesetz in dem Sinne 
abschließend, daß auch bei Verschulden beider Beteiligter (also der 
Eisenbahn und des Geschädigten) eine Haftung der Eisenbahn nach den 
allgemeinen Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches ($$ 823, 
831 usw.) nicht in Betracht komme. In diesem Zusammenhang sei zu 
einer anderen wichtigen Frage der Sachschadenshaftung auf eine auch 
methodisch interessante Entscheidung des Kammergerichts (S. 228 ff. 
der Zeitschrift) hingewiesen. Während das Reichsgericht in ständiger 
Rechtsprechung die verschärfte Sachschadenshaftung der Eisenbahn 
im Rahmen des preußischen Eisenbahngesetzes auch bei geringstem 
eigenen Verschulden des Geschädigten deshalb ablehnt, weil sie in ganz 
Preußen gleichmäßig gelten müsse, diese Gleichmäßigkeit aber bei 
Zulassung der vor 1900 in den verschiedenen preußischen Landesteilen 
abweichenden Vorschriften über den Schadensausgleich bei mitwirken- 
dem Verschulden des Geschädigten entfallen würde, bejaht das Kammer- 
gericht unter Berufung auf die heutige Rechtsauffassung die Möglich- 
keit der genannten Haftung. Die Entscheidung ist damit begründet, daß 
seit 1900 die Ausgleichung reichsrechtlich einheitlich durch 
N 254 BGB, geregelt sei und daher auch für den Bereich des preußischen 
Eisenbahngesetzes von 1838 kein Grund mehr gegen die Schadensver- 


teilung bei mitwirkendem eigenem Verschulden des "Geschädigten 
bestehe. 


Wohl durch verschiedene Urteile über Unfälle an Eisenbahnüber- 
gängen und durch die sich daran anknüpfenden Erörterungen in der 
Öffentlichkeit angeregt, befassen drei Aufsätze sich mit dem Verkehr 
an Eisenbahnübergängen, So erörtern Innerlohner das „Verhalten 
vor beschranktem Eisenbahnübergang“ und Abitz-Schultze „Die 
gesetzliche Sorgfaltspflicht des Kraftfahrers auch vor beschranktem 
Eisenbahnübergang“, beide unter sorgfältiger Prüfung der sich aus der 
Straßenverkehrsordnung und der Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung 
ergebenden Rechtslage, namentlich des Umfangs der Sorgfaltspflicht des 
Kraftfahrers auch bei geöffneter Schranke, und beide unter kritischer 
Würdigung des Schrifttums und der Rechtsprechung (vgl. dazu auch 
das Urteil S. 191f, mit Anmerkung von Maase und die Urteile auf 
S. 228, 243 und 363 der besprochenen Zeitschrift). Duden behandelt 
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das „Vorrecht der Eisenbahn an unbewachten Bahnübergängen“ und 
weist dabei mit Recht gewisse Versuche der neueren Rechtsprechung 
zurück, die auf eine Überspannung der Sorgfaltspflicht des Lokomotiv- 
führers bei Beobachtung des Straßenverkehrs und bei Warnung anderer 
Verkehrsteilnehmer hinauslaufen, ja sogar ein Bremsen des Lokomotiv- 
führers bei bloßer Gefahrmöglichkeit verlangen. 

Wachtels Ausführungen über „Häuserschäden durch Grund- 
wassersenkung“ vertiefen ein von ihm schon im vorangehenden Jahr- 
gang angeschnittenes Thema, das durch die großen unterirdischen 
Eisenbahnbauten in Berlin und München erhebliche Bedeutung ge- 
wonnen hat. Er befürwortet dabei eine der Billigkeit entsprechende 
Schadensteilung unter dem Gesichtspunkt des nachbarlichen Gemein- 
schaftsverhältnisses, wobei alle mitwirkenden Faktoren heranzuziehen 
seien. 

Zum Straßenverkehrsrecht (im weiteren Sinne) behandelt Gel- 
bert „Das Vorfahrtsrecht auf Reichsstraßen“ und Booß die öffent- 
lich- und privatrechtliche Bedeutung des 1934 geschaffenen Kraftfahr- 
zeugbriefs. Derselbe Verfasser verneint in einem anderen Aufsatz die 
Zulässigkeit einer „Entziehung der Fahrerlaubnis auf Zeit“; Vesper, 
der dieselbe Frage in seiner weiter gespannten Untersuchung über 
„Bedingung und Befristung bei der Fahrerlaubnis“ mitbehandelt, kommt 
hierbei freilich teilweise zu anderen Ergebnissen. Einen Überblick über 
den Stand von „Kraftfahrzeughaftpflicht-Recht und -Versicherung im 
In- und Ausland“ gibt Küsters im Anschluß an ein gleichnamiges 
Werk von Jannot. Unter rechtsvergleichenden Hinweisen geht der Ver- 
fasser dabei auf den Umfang der Haftung, auf den Versicherungszwang, 
den Umfang des Versicherungsschutzes und schließlich auf die Möglich- 
keit sonstiger Ausgleichsinstitutionen ein, durch die der Geschädigte 
Ersatz erlangen kann. 

Das Verkehrsrecht der Reichsautobahnen ist mit zwei Aufsätzen 
vertreten. Fischer ist in der Abhandlung „Winkerbedienung auf der 
Reichsautobahn“ der Auffassung, daß der Winker beim Überholen auch 
auf der Reichsautobahn nur dann bedient werden müsse, wenn im Ein- 
zelfall sonst det Verkehr durch das Überholungsmanöver gefährdet 
werden könne; derselbe Verfasser behandelt auch eingehend die Rechts- 
fragen im Zusammenhang mit „Unfällen infolge haltender Kraftfahr- 
zeuge auf der Reichsautobahn“, einer der Hauptgefahrquellen des Auto- 
bahnverkehrs, 

Schließlich ist ein Aufsatz von Gülde über den „Radfahrer im 
deutschen Straßenverkehr“ zu verzeichnen, 

Auf die Fülle der Entscheidungen zum Eisenbahn- und 
Kraftfahrrecht, aber auch zum sonstigen Verkehrsrecht im weitesten 
Sinne, kann hier im einzelnen nicht eingegangen werden, Wie in den 
Vorjahren sind namentlich die eisenbahnrechtlichen: Entscheidungen 
vom Mitherausgeber mit Anmerkungen versehen, die zum Vergleich und 
zur kritischen Überprüfung anregen. Zahlreiche sich mit der Gefähr- 
dungshaftung der Eisenbahn befassende Entscheidungen grenzen den 
Begriff des Betriebsunfalls ab (ein solcher wird verneint z.B. bei 
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Tötung eines Arbeiters, der die Schienenabladevorrichtung für Gleis- 
umbauarbeiten bedient, S.30, und beim Sturz auf einer Rolltreppe, 
S. 141; bejaht bei Abrutschen vom Trittbrett, S. 512, bei Verletzung 
durch Hinauswerfen von Sachen aus dem fahrenden Zug, S. 337, und 
bei Kraftwagenunfall infolge Sichtwegnahme durch Lokomotivrauch, 
S. 16); auch mit dem Begriff der sogenannten erhöhten Betriebsgefahr 
wird bei Unfällen auf Eisenbahnübergängen (S. 25, 178, 284, 288) und 
in anderen Fällen, übrigens auch zu Lasten des Kraftwagens (S. 355), ge- 
arbeitet. Bemerkenswert ist weiter die Frage nach den Grundlagen der 
Haftung von Hoheitsverwaltungen, wie Reichsbahn, Reichspost usw., 
welche in diesem Jahrgang Gegenstand mehrerer Aufsätze und Entschei- 
dungen war. Während die Rechtsprechung früher manche heute als 
öffentlich-rechtlich behandelte Rechtsbeziehungen privatrechtlich auf- 
faßte und dementsprechend auch die Haftung nur nach den Vorschriften 
des Privatrechts beurteilte, neigt sie im Zuge der gegenwärtigen Hervor- 
hebung öffentlich-rechtlicher Wertungen manchmal dazu, die zum Teil 
strengere Haftung für Amtspflichtverletzungen öffentlicher Beamter bei 
Ausübung öffentlicher Gewalt zugrunde zu legen, Dabei scheint zuweilen 
nicht hinreichend beachtet zu werden, daß man auch bei Hoheitsverwal- 
tungen (z, B. der Deutschen Reichsbahn und der Deutschen Reichspost) 
nur dann von solchen Amtspflichtverletzungen sprechen sollte, wenn die 
betreffenden Beamten im Einzelfallin Ausübung öffentlicher 
Gewalt und nicht nur bei Gelegenheit solcher Tätigkeit ohne Bean- 
Spruchung hoheitlicher Vorrechte tätig geworden sind. Um die Abgren- 
zung beider nach deutschem Recht begrifflich grundverschiedener 
Rechtsbereiche bemüht sich Hellmuth in den Aufsätzen „Die Verkehrs- 
versicherungspflicht der Deutschen Reichspost“ und „Verletzt ein Post- 
beamter, der bei der Führung eines Postkraftwagens den Unfall eines 
Fußgängers schuldhaft hervorruft, eine dem Fußgänger gegenüber be- 
stehende Amtspflicht in Ausübung öffentlicher Gewalt?*. Für die 
Deutsche Reichsbahn ist die entsprechende Frage für den Grenzfall der 
Tätigkeit eines Schrankenwärters praktisch bedeutsam geworden (S. 228). 
— Einen noch breiteren Raum nehmen naturgemäß die Entscheidungen 
zum Kraftfahrrecht ein, die sich mit allen Fragen befassen, die bei den 
zahlreichen Verstößen gegen die Straßenverkehrsordnung täglich auf- 
tauchen. — Von den wenigen schiffahrtsrechtlichen Entscheidungen sei 
hier nur die Reichsgerichtsentscheidung auf S. 413 genannt, die u. a. 
den Bereich der deutschen Gerichtsbarkeit bei Schiffsunfällen betrifft, 
die durch ein von einem fremden Staat gechartertes Schiff verursacht 
worden sind. 

‚Die Zeitschrift hält im Rechtsschrifttum die richtige Mitte zwischen 
einer zu allgemeinen und damit leicht farblosen Darstellung und einer 
allzu spezialisierten, den Blick für das Ganze einengenden Stoffsamm- 
lung. Sie ist geeignet, den Blick für die Bedürfnisse aller Verkehrs- 
beteiligten zu schärfen und damit auch zu einem gerechten Ausgleich im 
Verkehrswesen beizutragen, 


Kruchen, 


Archiv für Eisenbahnwesen. 1939. 
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Floegel, Johannes, Reichsanwalt am Reichsgericht. Straßenver- 
kehrsrecht. 6. durchgesehene und ergänzte Auflage. C. H. 
Beck’sche Verlagsbuchhandlung München und Berlin 1939. 
606 Seiten und farbiger Tafelanhang. Preis 9,— RM. 

Noch vor Ablauf eines Jahres nach Erscheinen der 5., völlig neu- 
bearbeiteten Auflage des Kommentars von Floegel, in der das gesamte 
seit dem 1. Januar 1938 geltende Straßenverkehrsrecht dargestellt worden 
war, liegt uns die 6. Auflage dieses für Wissenschaft und Praxis gleich 
trefflichen Erläuterungsbuches vor. Allein die zeitlich kurze Aufein- 
anderfolge der Auflagen läßt den Wert und die Beliebtheit des Werkes 
erkennen, das wieder als Band 5 der handlichen, übersichtlichen und hier 
mehrfach gelobten Beck’schen Kurz-Kommentare erschienen ist. In der 
neuen Ausgabe, die sich nach der Erweiterung des Anwendungsbereichs 
des deutschen Straßenverkehrsrechts auf das Land Österreich und die 
sudetendeutschen Gebiete mit Fug die erste großdeutsche Ausgabe nennt, 
hätte sich Floegel auf die Einarbeitung der dadurch erforderlich gewor- 
denen gesetzlichen Bestimmungen und die inzwischen eingetretenen Ge- 
setzesänderungen (z.B. die Verordnung vom 13. Oktober 1938 über die 
„Stoppstraßen“) beschränken können. Er hat jedoch in dankenswerter 
Weise auch die Fortentwicklung der Rechtsprechung im vergangenen 
Jahre in seinen Erläuterungen auf den Stand vom 15. Januar 1939 ge- 
bracht und die Erläuterungen im übrigen durchgesehen und zum Teil 
ergänzt. Neben der sorgfältig ausgewählten Anführung einer Fülle von 
Entscheidungen erfreut wiederum der Hinweis auf die für jede Bestim- 
mung maßgebenden ministeriellen Ausführungserlasse, Runderlasse usw. 
und der Hinweis auf die Dienstanweisung für Polizeibeamte vom 17. De- 
zember 1937. Ihre Kenntnis ist nicht nur für die mit der Durchführung 
der Gesetze betrauten Stellen erforderlich, sondern gerade auch für jeden 
Verkehrsteilnehmer von Nutzen. Ein Abdruck der Dienstanweisung hätte 
sich vielleicht empfohlen. 

Bedauerlich erscheint jedoch, daß Floegel seine ausführlichen Be- 
merkungen über die Haftpflicht des Kraftfahrzeughalters in den Erläute- 
rungen zum Kraftfahrzeuggesetz abgeschlossen hat, ohne auf die zur Zeit 
gerade hier noch von der des Altreichs im Lande Österreich und in den 
sudetendeutschen Gebieten erheblich abweichende Rechts- und Gesetzes- 
lage hinzuweisen. Gewiß wäre jeder Kraftfahrzeughalter, der in seinem 
Kraftwagen diese Gebiete bereist oder sein Fahrzeug dort eingetzt, für 
einen Abdruck und einige kurze Erläuterungen der wesentlichsten Haft- 
pflichtbestimmungen des österreichischen Gesetzes über die Haftung für 
Schäden aus dem Betriebe von Kraftfahrzeugen vom 9. August 1908 
(RGBl. 162) in der Fassung der Novelle vom 3. Mai 1922 (BGBl. 300) 
und der ihm entsprechenden Bestimmungen des tschechischen Gesetzes 
vom 26. März 1935 dankbar gewesen. Es sei hier nur auf die vom Alt- 
reich völlig verschiedene Regelung der Fragen der Insassenhaftung, der 
Haftungshöchstbeträge und des vertraglichen Ausschlusses der Haftung 
verwiesen, Wenn auch Floegel — ebenso wie allen mit Haftpflichtfragen 
Befaßten — eine Beseitigung der Rechtsverschiedenheiten dringend er- 
forderlich erschienen sein mag, so daß er bewußt auf diese Erläuterung 
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verzichtet hat, so wird notwendigerweise die Durchführung einer Ver- 
einheitlichung des Kraftfahrzeug-Haftpflichtrechts für das gesamte 
Reichsgebiet noch einige Zeit in Anspruch nehmen. 

Es würde nicht verwundern, wenn das Floegelsche Erläuterungs- 
buch schon bald erneut aufgelegt werden müßte. Genrich. 


Der Sorgfaltsbegriff im deutschen Verkehrshaftpflichtrecht. Dr. Herbert 
Scheubly. Konrad Triltsch, Verlag, Würzburg-Aumühle. 1938. 
59 Seiten. Preis 3 RM. 


In knapper, jedoch eindringlicher und übersichtlicher Darstellung 
gibt der Verfasser in einem ersten Teil einen Überblick über die gesetz- 
lichen Haftpflichtvorschriften, soweit sie für das Verkehrsrecht von 
Interesse sind. Neben den Vorschriften des BGB. finden sich u. a. die 
besonderen Haftungsvorschriften für Eisenbahnen und Kraftfahrzeuge 
wie auch Vorschriften für die Haftung der Deutschen Reichspost, der 
See- und Binnenschiffahrt oder die für Spediteure und Lagerhalter maß- 
geblichen Haftungsvorschriften. Ein weiterer kurzer Teil faßt die Vor- 
schriften zusammen, die den Begriff der Sorgfalt enthalten. Die Prü- 
fung der „ordentlichen Sorgfalt“ des HGB. hat mit Hilfe des generell zu 
messenden Sorgfaltsbegriff, die der Sorgfalt des BGB. und des Kraft- 
fahrzeuggesetzes („jede nach den Umständen des Falles erforderliche 
Sorgfalt“), mit Hilfe der Begriffe „Sorgfalt“ und „Opfer“ („Durch 
welches Verhalten könnte ein Schaden von der Art des eingetretenen 
vermieden werden? Kann ein solches Opfer von dem Verkehrsteilnehmer 
dieser Verkehrsart gefordert werden?“) zu geschehen. Von besonderem 
Interesse sind die an bedeutsamen Einzelfällen entsprechend überprüften 
Ausführungen des Verfassers, mit denen er die bereits in Gesetzesform 
vorhandenen Sorgfaltsbegriffe zu klären versucht. Erwähnenswert sind 
hier besonders zwei mit der höchstrichterlichen Rechtsprechung aller- 
dings noch nicht zu vereinbarende Ergebnissätze: 

1. Die Haftpflicht der Bahnen nach dem Reichshaftpflichtgesetz 
erlischt, sobald ein Verschulden des Verletzten hinzutritt (Aus- 
nahme $ 17 KFG.). 

Wird eine Abwägung von Betriebsgefahren und Sorgfalts- 
pflichten erforderlich, so ist das Schwergewicht auf die Sorg- 
faltverletzungen zu legen. 


Sinn der vorliegenden Arbeit soll es sein, eine Klärung des Sorg- 
faltsbegriffs zu versuchen und auf diese Weise dazu beizutragen, daß 
im Einzelfall die Beantwortung der Frage erleichtert wird, wie weit die 
Sorgfaltspflichten der Verkehrsteilnehmer gehen. Mit dieser Zielsetzung 
hat der Verfasser eine Schrift geschaffen, die insbesondere Richtern und 


Verkehrswissenschaftlern, aber auch den Verkehrsteilnehmern gute 
Dienste leisten kann. Dr W. Vollmer. 


re 


KO 
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Deutscher Verkehrs-Kalender 1939. Abreißkalender (55 Blätter). Kon- 
kordia-Verlag Reinhold Rudolph, Leipzig. Preis 2 RM. 

Der „Deutsche Verkehrs-Kalender“, der im ersten Jahrgang vor- 
liegt, will dem gesamten deutschen Verkehrswesen, allen Verkehrs- 
mitteln zu Lande, zu Wasser und in der Luft, gewidmet sein und dem 
Gedanken der Zusammenarbeit aller Verkehrsmittel zum Nutzen des 
großdeutschen Vaterlands und der deutschen Nation dienen. Die ab- 
wechslungsreiche Auswahl schöner Bilder und die vorzügliche druck- 
technische Ausgestaltung werden dem Kalender schon für das erste 
Jahr einen sicheren Absatz geben, Kittel. 


Güttner, Richard, Dipl.-Ing. Das Feinblech und seine Ver- 
wendung im Karosseriebau. Verlag Karl Langbein KG. 
Berlin SW 68, Wilhelmstr. 148. 155 Seiten, 106 Abbildungen, 
5 Zahlentafeln. Preis Zen RM. 

Die vorliegende Schrift wurde als Heft 1 der Fachschriften für den 
Karosserie- und Fahrzeugbau von der Schriftleitung der Fachzeitschrift 
„Fahrzeug- und Karosseriebau“ herausgegeben. 

Einleitend kennzeichnet der Verfasser die Bedeutung des Fein- 
bleches für die Entwicklung des Karosseriebaues vom Holzgerippe mit 
Blechbekleidung zur Ganzstahlkarosserie, die etwa 1927 ihren Einzug in 
Deutschland hielt. Das Feinblech kann wegen der hervorragenden Tief- 
zieheigenschaften mittels Formgesenken in fast jede gewünschte Form 
gebracht werden und sehr widerstandsfähige Körper bilden. Die einzel- 
nen Teile werden durch Schweißen auf die einfachste Weise zusammen- 
gefügt. Voraussetzung für große Preßteile ist eine genügend große 
Stückzahl, damit die kostspieligen Gesenke wirtschaftlich werden. Inter- 
essant ist der verhältnismäßig große Materialentfall bei der Herstellung 
von Karosserien aus Feinblech (ungefähr 38 %). Die Gründe hierfür 
liegen in den modernen Karosserieformen, die viele Kurventeile enthalten, 
und darin, daß man die Karosserien aus möglichst wenig Teilen herstellt. 
Für die Konstruktionsteile wird die berechtigte Forderung erhoben und 
an Beispielen erläutert, daß ein Materialfluß möglich ist, daß scharfe 
Kanten nach Möglichkeit unterbleiben und die Ziehradien über die erfor- 
derliche Größe verfügen. 

Ausführlich werden dann Walzanlagen und Walzverfahren ge- 
schildert: Die Entwicklung vom Zwei- und Dreiwalzengerüst zur voll- 
mechanisierten Breitbandwalzstraße, die Bänder bis 1,; mm Dicke in 
einer Hitze herunterwalzt und schätzungsweise 30.000 t und mehr im 
Monat liefert. Die verschiedenen Blechqualitäten, die dazu notwendigen 
Arbeitsgänge und Hilfsmittel werden beschrieben. Im folgenden werden 
die Ansprüche an die äußere Beschaffenheit der Feinbleche im einzelnen 
und die verschiedenen Prüfungsverfahren angegeben. 

Der Abschnitt „Arbeitsmaschinen, Werkzeug und Werkstoff in der 
Preßtechnik“ gibt praktische Winke für die wirtschaftliche Ausnutzung 
des Werkstoffes und erklärt Einzelheiten für das Schneiden, Ziehen und 
Biegen von Profilen, Winkeln und anderen Teilen. 
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Eingehend werden die Schwierigkeiten bei der Verarbeitung von 
Feinblechen und die auftretenden Fehler gezeigt. Interessant sind die 
Ausführungen über die Alterung von Feinblechen. Manche Bleche sind 
schon nach einigen Monaten Lagerzeit für schwierige Teile nicht mehr 
brauchbar, wenn sie nicht besonderen Behandlungen unterzogen werden. 
Eine Tabelle vermittelt einen Überblick über diese Einflüsse. 


Im letzten Abschnitt werden die verschiedenen Schweißverfahren 
für Feinbleche und die Erfahrungen mit ihnen in der Praxis behandelt. 

Der Text des vorliegenden Heftes wird durch eine große Anzahl 
von Abbildungen und mehrere Zahlentafeln gut ergänzt, 

Die preiswerte Schrift wird besonders dem Berufsnachwuchs im 
Karosseriebau, aber auch allen Fahrzeugbauern, die mit Feinblechen zu 
tun haben, interessante Hinweise geben. Nach dem Eindruck des ersten 
Heftes kann man die Fachschriftenreihe für den Karosserie- und Fahr- 


zeugbau als eine Bereicherung des Fachschrifttums begrüßen. 
Daus. 


Maßnahmen zur Abwendung von Betriebsgefahren bei Störungen im 
Block- und Stellwerksdienst und besonderen Vorkommnissen 
im Betriebe. Verlag Beamtenpresse G. m. b. H., Berlin SW 68, 
66 Seiten. Preis 1,35 RM. 


Das in dem Buch zusammengestellte Material dürfte für das 
Stellwerkspersonal wertvolle Dienste durch die Gewinnung eines 
schnellen vollständigen Überblicks über die bei plötzlich auftretenden 
Störungen erforderlichen Maßnahmen leisten. Die durch Störung der 
Sicherungsanlagen entstehenden Unregelmäßigkeiten sind insofern er- 
schöpfend behandelt, als die bei Drahtbruch oder Ungangbarkeit von 
Weichen usw. verursachten Störungen sich mittelbar als Unbedienbar- 
keit der Signale auswirken und die in diesen Fällen erforderlichen Maß- 
en bei den Fällen „Unbedienbarkeit des Signals“ besprochen 

erden. 


ne Das Buch beschränkt sich im allgemeinen auf die durch Störung 
ES Sicherungsanlagen (einschl. Signale und Blockanlagen) verursachten 
hregelmäßigkeiten und behandelt als besondere Vorkommnisse im Be- 
ie EN das Fehlen des Zugschlusses und die Aus- oder Ein- 
Sn en in Fahrstraßen, für die keine Signale vorhanden sind oder für die 
e Stellbarkeit der Signale nicht vorgesehen ist. Eigentliche Betriebs- 
unfälle werden nicht behandelt, 


E E 29 Buche enthaltenen Vorbemerkungen sowie bei der Be- 
SE d Se Fälle vermißt man den Hinweis für das Stell- 
SS Ge auf die so außerordentlich wichtige Verpflichtung zu 
A SEL des Gleisbesetzungszustandes und zur Verfolgung der 

gfahrten durch persönliche Wahrnehmung. Diese Forderung wird 
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vermutlich als selbstverständlich vorausgesetzt. Da jedoch erfahrungs- 
gemäß ein großer Teil der Unfälle auf mangelhafte Prüfung der Be- 
triebslage durch Augenschein zurückzuführen ist, würde es sich emp- 
fehlen, bei der Behandlung von Unregelmäßigkeiten besonders beim 
Widerruf von Signalen, bei Fahrten ohne Signal und gesicherte Fahr- 
straße, bei Einführung des Rückmeldeverfahrens usw. diese Verpflich- 
tung nochmals zu betonen, Dr. Chaussette, 


„Handbuch für Kesselprüfer“, bearbeitet von Fachleuten der Deutschen 
Reichsbahn. 1939, Otto Elsner Verlagsgesellschaft, Berlin. 
397 Seiten. 


Das Buch bringt in Taschenbuchformat alle vom Kesselprüfer der 
Reichsbahn zu beachtenden Vorschriften, Richtlinien, Arbeitsanweisun- 
gen und Bestimmungen im Abdruck. Es soll nach dem Willen von Schrift- 
leitung und Verlag ein unentbehrlicher Ratgeber für den Kesselprüfer 
sein und darüber hinaus weiten Kreisen einen Einblick in die Organi- 
sation des Prüfwesens für Kessel, Druckgefäße, Hebezeuge, Aufzüge 
u, a, m. geben. Über jeden Abschnitt sind die maßgebenden Reichsbahn- 
dienstvorschriften angegeben, aus denen die Auszüge stammen. 


Die Zusammenfassung vieler Einzelvorschriften in einem hand- 
lichen Taschenbuch erleichtert Übersicht und Anwendung in sehr er- 
wünschtem Maße, kann aber natürlich bei der steten Entwicklung, die 
auf dem behandelten Gebiet herrscht, den Prüfer nicht davon entbinden, 
sich dauernd über den Stand der Vorschriften selbst unterrichtet zu 
halten, 


Das Buch ist als zusammenfassende Darstellung des interessanten 
Arbeitsgebietes, durch die Beigabe zahlreicher Zeichnungen und Bilder 
ein beredter Ausdruck der großen Gemeinschaftsarbeit, die innerhalb der 
Reichsbahn insbesondere auf dem schwierigen Gebiet der Erhaltung und 
damit der Betriebssicherheit der Kessel bei Aufbau der Vorschriften, 
Richtlinien usw. geleistet worden ist, Der Erfolg dieser Arbeiten findet 
eigenartigerweise wenig auffällig und damit fast als selbstverständlich 
gewertet in der negativen Feststellung seinen Ausdruck, daß wir Kessel- 
explosionen so gut wie gar nicht kennen. Diese Feststellung ist um 50 
weniger selbstverständlich, als es heute noch Länder mit hochent- 
wickeltem Eisenbahnwesen gibt, in denen Kesselexplosionen eine durch- 
aus bekannte Erscheinung sind, 

Dem hohen Ziel, das Erreichte zu halten, auszubauen und die ge- 
wonnenen Erkenntnisse zu vertiefen, wird das Buch dienen. Ihm ist 
hierzu eine möglichst weite Verbreitung zu wünschen. Witte. 
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Neue Werke über Eisenbahnwesen 
und verwandte Gebiete, 


Baumbach, Dr, Adolf, Handelsgesetzbuch, Verlag C. H. Beck, München 23, 
Wilhelmstr. 9. 922 Seiten. Preis 13,50 RM. 


Elsners Taschenjahrbuch für den Werkstätten- und Betriebsmaschinendienst bei 
der Deutschen Reichsbahn. Verlag Otto Elsner, Berlin SW 68, Oranien- 
straße 140-142, 584 Seiten, Preis 3,50 RM. 


Garbe, Wasserbaudirektor. Die Steigerung der Leistungsfähigkeit der west- 
deutschen Kanäle. Verlag Verkehrs-Seminar beim Institut für Wirtschafts- 
und Sozialwissenschaften der Universität Münster i. W. 16 Seiten. Preis 
Lon RM. 


Roß, Dr. Friedrich, Steigende Verkehrsleistungen Ostpreußens. Verlag Institut 
für Osteuropäische Wirtschaft am Staatswissenschaftlichen Institut der 
Allıertus-Universität Königsberg (Pr.), Mitteltragheim 31. 130 Seiten. Preis 
3,50 RM, 


Wenzel, Oberreichsbahnrat. Die Gütertarifpolitik der Deutschen Reichsbahn, 
mit besonderer Berücksichtigung des Ruhrgebiets. Verlag Verkehrswissen- 
schaftliche Gesellschaft an der Westfälischen Wilhelms-Universität in 
Münster i. W., Johannisstr. 9. 31 Seiten, Preis 1,50 RM. 


Wicdenfeld, Dr. Kurt, Die Raumbeziehungen im Wirtschaften der Welt, Verlag 
Julius Springer, Berlin W9, Linkstr. 22-24. 225 Seiten. Preis 12,00 RM, 


Zeitschriften. 


Der Bahn-Ingenieur. Berlin. 
56. Jahrg, Nr. 10/11 bis 17. Vom 5, März bis 28. April 1939. 


(10/11:) Die große Technische Messe und Baumesse Leipzig. 5. bis 
13. März 1939. — 60 Jahre Dieselmotor. — Neue deutsche Riesenloko- 
motiven. — Neuartige Schmalspurtriebwagen. — (12:) Weitere Fort- 
schritte auf dem Gebiet des Schweißens im Stahlbau. — Bewegliche 
Stehbolzen, — Ein neuer Bautitelplan. — Nochmals: Müngel und Fehler 
bei Oberbauarbeiten im Hinblick auf den Vierjahresplan. — (13:) Mehr- 
fachsprechen auf Fernsprechleitungen. — Die neue Preis- und Gütever- 
ordnung für das Werkstättennutzholz der DRB, — Ein Beitrag zur Ober- 
bauwirtschaft und Anregungen für die Gestaltung von Gleisplänen, — 
Neues Meßgerät zur Verwendung beim Gleisbau, — (14:) Optisches 
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Vermessen der Reisezugwagen-Drehgestelle. — Prellbock mit Kies- 
polster. — Übergangsbogenrechner und Übergangsbogen im Korbbogen. 
— Entwässerungstrichter für massive Bauwerke. — (16:) Neuer Sinn 
des Fachbuch-Lesens. — Konstruktion, Fertigung und Unterhaltung der 
Wagenradsätze im Zeichen der Geschwindigkeitssteigerung. — Güte- 
zeichen für vorbildliche Betriebseinrichtungen. — Verschönerung des 
Ortsbildes. — Neue Bestimmungen über die Länge der Bahnsteiggleise. 
— (17:) Die Entwicklung der Kreuzungsweichen mit außerhalb des 
Kreuzungsvierecks liegenden Zungenvorrichtungen. — Riffelschienen und 
Zylinderzugkräfte. — Beitrag zum Vierjahresplan. — Holzersparnis im 
Bauwesen. 


Der Bauingenieur. Berlin, 
20. Jahrg. Heft 7/8 bis 13/14. Vom 1. März bis 7. April 1939. 


(7/8:) Dampf- und Motorlokomotiven. — (13/14:) Die Einwirkung von 
Wind und Wetter auf Bögen und Gewölbe, 


Die Bautechnik. Berlin. 
17. Jahrg. Heft 9 bis 16. Vom 3. März bis 14. April 1939. 


(9:) Die Gestaltung der Reichsautobahnbrücke über das Fuldatal bei 
Kassel. — (10:) Die Triebtalbrücke im Zuge der Reichsautobahn Chem- 
nitz—Plauen—Hof. — Brücken der Reichsautobahn aus Spannbeton, — 
(11 bis 15:) Holz im Lehrgerüstbau bei den Brücken der Reichsauto- 
bahn. — (11:) Der Brücken- und Ingenieurhochbau der Deutschen Reichs- 
bahn im Jahr 1938. — (13:) Die Entwicklung der Stahlbrücken bei den 
Reichsautobahnen. — (16:) Der Straßentunnel und seine Ausrüstung. 


Bulletin des Arbeitgeber-Verbandes schweizerischer Transport-Anstalten, Aarau. 
10. Jahrg. Nr. 91, Vom Januar/Februar 1939. 
Bedeutet die Hochrheinregulierung eine Gefahr für den schweizerischen 


Gütertransit? — Der Hotel-Plan und die schweizerischen Eisenbahn- und 
Dampfschiff-Verkehrsanstalten. — Lawinenunglück auf der Berninabahn. 


Chronique des transports. Paris. 
18. Jahrg. Nr. 4 bis 7. Vom 25. Februar bis 10. April 1939. 


(4:) L'organisation des transports dans l'agglomération londonnienne. — 
L'accord du rail et de la route en Grande-Bretagne. — (5:) La coordi- 
nation des transports au Sénat. — Les chemins de fer japanois. — (6:) 
L'aménagement des sorties de Paris. — Les chemins de fer italiens en 
1936/37. — (7:) Le tunnel sans le Manche. — Le mouvement de natio- 
nalisation des chemins de fer étrangers en Argentine. 
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Deutsches Gemein- und Wirtschaftsrecht. Berlin. 
1939. Nr. 4 bis 7. Vom 15, Februar bis 1. April 1939. 


(4:) Verkehrsunfall und Adhäsionsprozeß. — (7:) Verlängerter Laden- 
schluß in ländlichen Gebieten während der Erntezeit. 


Deutsches Recht vereinigt mit Juristische Wochenschrift. Berlin. 
9, Jahrg. Heft 8/9. Vom 8./15, April 1939. 
Neuregelung der Haftpflicht der Eisenbahn für Sachschäden. 


Der deutsche Volkswirt. Berlin. 
13, Jahrg. ‚Nr. 25 bis 27. Vom 24. März bis 6. April 1939, 


(25:) Reichsbahn in der „Rangordnung“, — (26:) Fremdenverkehr in 
neuer Form. — (27:) Das neue deutsche Zollrecht, 


Deutsche Wasserwirtschaft. München. 
34. Jahrg. Heft 4. Vom 1. April 1939, 


Die Verkehrsaufgaben und die bauliche Durchführung des Mittelland- 
kanals, 


Deutsche Wirtschaftszeitung. Berlin. 
36. Jahrg. Nr. 8 bis 16. Vom 16. Februar bis 13. April 1939. 
(8:) Der Lastkraftwagen in der Organisation des deutschen Güterver- 
kehrs. — (10:) Die Deutsche Reichspost in den sudetendeutschen Ge- 
bieten. — (11:) Internationale Verkehrsausstellung Köln 1940. — (14:) 
Wenig veränderte Wagengestellung. — (15/16:) Hamburger Industrie und 
Freihafen, — Hamburg als Binnenschiffahrtshafen. 


Eesti Raudtee, Tallinn. 
18, Jahrg, Nr. 1. Vom Januar 1939. 


Rückblick auf das Jahr 1938, — Über das Verkehrswesen in der 
Tschecho-Slowakei, 


Le génie civil, Paris, 
Band 114. Nr. 7 bis 11, Vom 18. Februar bis 18. März 1939. 
(7:) Welectrification de la ligne de chemin de fer de Paris à Irun 
(Espagne). — Achevement du dernier tronçon Tours—Bordeaux, — 
(10:) Les aspects administratifs du problöme des autoroutes en France. 
— DI) La mise en service de la dernière section du Mittelland-Kanal. 
L’ascenseur à bateaux de Rothensee, prös de Magdebourg. 
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Glasens Annalen. Berlin. 


63, Jahrg. Heft 5 bis 7. Vom 1. März bis 1. April 1939. 


(5:) Reichsbahn und Werkzeugmaschinenbau in den letzten Jahre: 
Gleichfräsen. — Leipziger Frühjahrsmesse vom 5. bis 13. März 1939, — 
(6:) Neue Lokomotiven der Achsenanordnung 2 DU (Mountain) für 
Übersee, — Neuere Maschinen und Geräte zum Herstellen bituminöser 
Straßendecken, — (7:) Beleuchtung der amerikanischen Personenwagen. 
— Die Oberflächenhärtung von zylindrischen Stahlteilen durch Hoch- 
frequenzströme, 


The journal of the institute of transport. London, 


Band 20. Nr. 5 bis 6. März bis April 1939. 


(5:) Passenger transport by rond in relation to Railway services, — 
Current transport problems. — (6:) The interavailability of tickets by 
rail, road, sea and air. — Transport in relation to the agricultural and 
fishing industries. — Comfort in travel by road. 


Die Lokomotive. Bielefeld. 


36. Jahrg. Nr. 1. Vom April 1939. 


Die Entstehung der Dampflokomotiv-Typisierung in Deutschland, — Die 
neusten Henschel-Gelenk-Lokomotiven (Baujahr 1937) für die Brasilia- 
nische Zentralbahn. — 2'D2’h3-Schnellzug-Lokomotive Reihe 06 der 
Deutschen Reichsbahn, gebaut von Fried. Krupp A.-G., Essen. — Wirt- 
schaftliche Thermodynamik der Dampflokomotive. 


Monatsschrift der Internationalen Eisenbahn-Kongreß-Vereinigung. Brüssel. 


Band 10. Nr. 2. Vom Februar 1939. 


Dieselelektrische Schnellokomotiven der Nationalen Gesellschaft der fran- 
zösischen Eisenbahnen. — Die neuen dieselelektrischen Stromlinienzüge 
„City of Los Angeles“ und „City of San Francisco“ für den Reisedienst 
nach der Pazifischen Küste, — Dieselelektrische Hauptbahnlokomotive 
für Rumänien. — Wirksamkeit der Sicherung von schienengleichen Weg- 
übergängen, — Die neuen Holzgastriebwagen der Nationalen Gesell- 
schaft der französischen Eisenbahnen, — Fahrstraßenfestlegung und An- 
näherungsverschluß. — Kurvenbeweglichkeit vielachsiger Lokomotiven. 
— 1D 1-Heißdampf-Güterschnellzuglokomotive, Reihe 41 der DRB. 


Organ für die Fortschritte des Eisenbahnwesens. Berlin, 


94. Jahrg. Heft 5 bis 7. Vom 1, März bis 1. April 1939. 


(5:) Die Laufsicherheit geschobener Züge nach Untersuchungen mit 
dem Schwingungsmeßwagen. — (5-6:) Das Einfahren von 1 E 1-Loko- 
motiven mit vorderem und hinterem Eckhardt-Gestell in Gleisbögen. — 
(6:) Elektrisch gesteuerte Triebwagenbremsen, — (7:) Laufeigen- 
schaften besonders leicht gebauter Fahrzeuge, 
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Railway Age. New York. 
Band 106. Nr, 6 bis 13. Vom 11, Februar bis 14, April 1939. 


(6:) Small rail car is tested in light mixed branch line service, — 
Wheeler issues second rail report, — Montreal Terminal improvement 
project revived by C. N.R. — Flight of traffic „tapering off“, — (7:) 
Fiddling with railroad problem., — What will the traffic bear? — Sea- 
bord air line inaugurates „Silver meteor“, — Senate receives more 
wheeler reports. — Wheeler offers new rail regulatory bill. — (9:) A 
century of express service. — How the Railway express agency has 
modernized its operations, — Restore concrete tunnel lining by „in- 
trusion“ process. — (10:) Federal grade crossing program moves stea- 
dily forward. — $ 45 000 000 more for maintenance in 1939, — Intensive 
locomotive use pays Union Pacific big returns. — (11:) What well the 
traffic bear? — Steam or Diesel-electries? — Chicago Great Western 
rans A.A.R, — Uses auto-railer to advantage — T-Z brake hanger 
wear blocks. — (12:) Relation of locomotive design to rail maintenance. 
— I.C. C. legislative proposals. — Greyhound takes over N. E. T, through 
routes. — What will the traffic bear? — Reports on deferred mainte- 
nance. — (13:) The British „Coronation Scot“ now touring America, — 
Counting the cost of special switching service. — $ 678 322000 for rail 
supplies and equipment in 1938. — Chesapeake a Ohio develops new 
track inspection car. 


Railway Gazette, London. 
Band 70. Nr. 8 bis 15. Vom 24. Februar bis 14. April 1939. 


(8:) The Belgo-Dutch frontier at Baarle-Nassau. — Extensive resignall- 


ing on the Southern Railway. — Improved electric tail lamp. — New 
German light-coupled express locomotives. — (9:) Projected St. Al- 
bans Railway of 1817. — Train-lighting generator transmission, — The 
Millwall extension Railway. — New Beyer-Garratt locomotives for the 


Ivory Coast, — Reflooring a road-rail bridge in India, — (Supplement): 
Electric Railway traction. — (10:) Containers in France. — Handling 
containers on the Netherlands Railways, — (11:) Problems connected 
with locomotive design, — A district engineer's central depot organi- 
sation. — Screen wipers for locomotives. — Power signalling in Portugal. 
— (Supplement:) Diesel Railway traction, — (12:) Winter sport attrac- 
tions in Switzerland. — Problems connected with locomotive design. — 
Northamptons first Railway. — Eliminating hammer blow. — Vacuum 
brake demonstration plant, — (Supplement:) Financial and operating 
results of the British group Railways in 1938, — (13:) Problems connected 
with locomotive design. — Erench locomotive with velox boiler, — New 
passenger stock, New Zealand Railways, — An up-to-date foundry. — 
(Supplement:) Electric Railway traction, — (14:) Problems connected 
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with locomotive design. — A.T.C, on the German State Railway. — 
(15:) A new Railway carriage fitting. — Locomotive tests on the 
L.M. S.R. — New G. $.R. 4-6-0 locomotives. — Scenes on the German 
State Railways. — (Supplement:) Diesel Railway traction. 


Raumforschung und Raumordnung. Berlin. 
3. Jahrg. Heft 2 bis 3. Vom Februar bis März 1939. 


(2:) Die Abwanderung der Bevölkerung aus der Berliner Innenstadt und 
die künstliche Gestaltung der Beziehungen zwischen Arbeitsort und 
Wohnort, — (3:) Zur Frage der Industrieverlagerung. 


Die Reichsbahn. Berlin. 
15. Jahrg. Heft 7 bis 16. Vom 15. Februar bis 19. April 1939. 


(7/8:) Die Eingliederung der Beamten der Österreichischen Bundes- 
bahnen in den Personalkörper der Deutschen Reichsbahn. — (9:) Die 
Reichsautobahn durch das rheinisch-westfälische Industriegebiet. — (10:) 
Die neuen Vorschriften über die Preisbildung bei öffentlichen Aufträgen. 
— Die Eisenbahnbücher nach dem Stande der Gesetzgebung in der 
Tschecho-Slowakei. — (11:) Die neue Wirtschaftsvorschrift. — (12:) 
Die Bahnunterhaltung im Kampf gegen die Betriebsgefahren im Hoch- 
gebirge. — (13:) Versuche bodenständiger Bauweise, — Der Erweite- 
rungsbau des Verwaltungsgebäudes der Reichsbahndirektion Mainz. — 
Reichsbahn und Omnibusbetrieb. Neue Betriebsvorschriften für Kraft- 
fahrunternehmen im Personenverkehr. — (14/15:) Das vergrößerte Netz 
der Reichsbahn und ihr Verkehrszuwachs 1938/39 im Spiegel der Sta- 
tistik. — Der Personenzugfahrplan der Deutschen Reichsbahn zum 
15. Mai 1939. — (16:) Zwanzig Jahre Bahnschutz. 


Reichsverwaltungsblatt, Berlin, 
Band 60. Nr. 11 bis 15. Vom 18. März bis 15. April 1939, 
(11:) Die Verfügung des Trägers der Straßenbaulast über die Sonder- 


nutzung an der öffentlichen Straße. — (13:) Der Begriff der Enteignung. 
— (15:) Nochmals: „Vorrechte der Schienenbahnen.“ 


Revue générale des chemins de fer. Paris, 
58. Jahrg. 1. Halbj. Nr. 3 bis A. Vom März bis April 1939, 


(3:) Un grand constructeur: M. Séjourné, — Description d'une voiture 
permettant d'effectuer, à grande vitesse, l'auscultation des voies de 
chemins de fer. — Une nouvelle méthode rationelle de formation des 
apprentis. — Les Chemins de fer Algériens. — La suralimentation dans 
les moteurs Diesel. — (4:) Cent ans de banlieue. — La banlieue Ouest, — 
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Le Chemin de fer franco-&thiopien de Djibauti à Addis-Abeba. — Voi- 
tures métalliques de grandes lignes de la Région du Nord de la $.N.C.F. 
— Équipement économique d'une gare de voie unique située sur une 
ligne parcourue par des express. 


Ruhr und Rhein, Essen. 
20. Jahrg. Heft 7 bis 15. Vom 17, Februar bis 14. April 1939. 


(7:) Internationale Verkehrsausstellung. — Gemeinwirtschaft im Vor- 
kehr, — Wagenmangel 1874. — (8:) Erfolgreiche Motorisierung. — (9:) 
Behebung des Wagenmangels. — Oz) Berufsverkehr, — (11:) Reichs- 
autobahnen im Rheinland. — (12:) Fahrzeugprogramm der Reichsbahn. 
— (15:) Aufgaben im Südostverkehr. 


SBB. Nachrichtenblatt. Bern. 
16. Jahrg. Nr. 2 bis 3. Vom Februar bis März 1939. 
(2:) Verkehrsgeographie der Ostschweiz. — Umkartierungsarbeiten. — 
Amerikas Eisenbahnen. — Sanierung der Niederländischen Eisenbahnen. 
— (8:) Vom Disziplinarverfahren. — Betriebsdefizite im Straßentrans- 
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Schweizerische Bauzeitung. Zürich. 
Band 113. Nr. 7. Vom 18. Februar 1939. 
Der Umbau der Parsenn-Bahn in Davos. 


Türkische Eisenbahnzeitschrift (Demiryollar Dergesi). 
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(162:) Gründe für die Erhöhung des Budgets der türk. Staatsbahnen 
(für 1938 35 789400 Lies, gegenüber 1937 29870 850 Ltqs:). — Beförde- 
rung von frischem Obst und Gemüse auf den türk. Staatsbahnen. — 
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Verkehrsrechtliche Abhandlungen und Entscheidungen (VAE.). Berlin. 
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verkehr auf den Reichsautobahnen, — (5:) Der Reichsbahn-Omnibus- 
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Verkehrsmittel im deutschen Wirtschaftsleben. — Die Eisenbahnen 
Amerikas zu Beginn des Jahres 1939. — (13:) Leistungen des Reichs- 
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Zeitschrift des Vereins deutscher Ingenieure. Berlin. 
Band 83, Nr. 13 bis 14. Vom 1. bis 8, April 1939, 


(13:) Leichtfahrbahndecken für Straßenbrücken. — (14:) Die Reichs- 
bahn im Jahre 1938, 


Zeitschrift für Binnenschiffahrt. Berlin. 
Jahrg. 1939. Heft 3. Vom März 1939. 


Die Eigenbetriebsverordnung und die gemeindlichen Hafenverwaltungen. 


Zeitschrift für das gesamte Eisenbahn-, Sicherungs- und Fernmeldewesen. (Das 
Stellwerk.) Berlin. 


34. Jahrg. Nr. 3 bis 5. Vom 20. Februar bis 10. April 1989. 


(3:) Über die Grenzen der Bremswirkung bei Schienenbahnen. — Die 
halbselbsttätigen Signale der Berliner S-Bahn. — (4-5:) Gleismelder mit 


Altersstufen. (Entwicklungsgeschichtliche Betrachtung.) — (4:) Zur 
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schaffungspläne, — Förderband- oder Karranlage? — (11:) Südwest- 
chinesische Verkehrsprobleme. — Beschlüsse der Ständigen Tarifkom- 
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Verantwortlichkeit für Schäden aus dem Zusammentreffen des Bahn- 
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zeit in den sudetendeutschen Gebieten geltenden Rechte. — (13:) Die 
Beherrschung des Luftzustandes im Eisenbahnwagen während der 
warmen Jahreszeit. — Der Schutz der Arbeiter auf Werkgleisen., — 
Sowjet-Eisenbahnverkehrswesen 1938, — (14:) Verkehrsverlagerungen im 
Ostseeraum. — Die neuen ABest, ABL. — Älteste deutsche Ferneisen- 
bahn 100 Jahre im Betrieb. — (15:) Die Ausdehnung der deutschen 
Seehafentarife auf die Ostmark und den Sudetengau, — Die japanischen 
Eisenbahnen im Geschäftsjahr 1936/37. — (16:) Die Entwicklung des 
ungarischen Eisenbahntarifs. — Die Zukunft der Niederländischen 
Eisenbahnen. 
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Das Reichsbahngesetz vom 4. Juli 1939. 


Von 
Dr. Theodor Kittel in Berlin, 


I. Entstehung und Sinn des neuen Gesetzes. 


1. Das Reichsbahngesetz, das bisher galt, stammt aus dem Jahre 
1924. Es weckt in uns böse Erinnerungen an ganz andere Verhältnisse, 
an die Zeit der Ruhrbeseizung und der erzwungenen Reparationsleistun- 
gen. Dieses Reichsbahng:setz vom 30. August 1924 war aus dem Dawes- 
Plan entstanden; es hatte die Reichsbahn-Gesellschaft, den Repa- 
rationsapparat und als sine Folge die Zahlungen von Hunderten von 
Millionen Goldmark jährlich gebracht, die auf dem Weg über die Eisen- 
bahnfahrgelder und -fradhten aus der deutschen Wirtschaft heraus- 
gezogen werden mußten. So ist das Reichsbahngesetz, das bis jetzt noch 
bestehen geblieben war, für uns ein unliebsamer Zeuge aus der Zeit des 
Reparationssystems gewesen, 


2. Daneben war das Reichsbahngesetz von 1924 zugleich auch die 
erste zusammenfassende jeichsrechtliche Regelung der deutschen 
Eisenbahnverfassung. Die Reichseisenbahnen waren aus dem Weltkrieg 
erwachsen und in den Jahrın 1919/20 mitten im schlimmsten politischen 
Zusammenbruch entstanden Es ist bezeichnend für die damaligen inner- 
politischenVerhältnisse Deutschlands, daß es wegen der übertriebenen par- 
lamentarischen Forderungeı der Parteien und wegen partikularistischer 
Widerstände der Länder bis1924 überhaupt nicht gelungen war, zu einer 
gesetzlichen Regelung der Verhältnisse der neuen Reichsbahn zu ge- 
langen‘, Als nun im Jahre 924 wegen des Dawes-Plans ein Reichsbahn- 


* Die alleinige reichsrechliche Grundlage für die verfassungsmäßige Stel- 
lung der Reichseisenbahnen bileten einerseits die wenigen Sätze der Weimarer 
Verfassung (1919), Art. 89 ff., aulerseits der Staatsvertrag (1920) über den Über- 
gang der Staatseisenbahnen au! das Reich, der die Reichsbahnverfassung aber 
nur unter dem Gesichtspunkt dr Wahrung besonderer Interessen der Länder, 
dh rein partikularistisch, behadelte. Daneben gab es nur eine reichsrecht- 
liche Vorschrift, die für den Sonlerfall der Enteignungen für Reichsbahnzwecke 
aus dringendem Bedarf heraus te Zuständigkeiten der Reichsregierung gegen- 
über den Ländern regelte (Reichhaushaltsgesetz vom 26. März 1921 $ 17). 
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gesetz gemacht werden mußte, sind bei dieser Gelegenheit auch die vom 
rein deutschen Standpunkt aus nötigen Vorschriften für die Rechts- 
stellung und die Organisationsgrundlagen der Reichsbahn in dieses 
Gesetz mithineingenommen worden. 

3. Die Reichsbahn-Gesellschaft wurde erst Anfang 1937 
beseitigt, als der Führer und Reichskanzler durch seine bekannte Er- 
klärung vom 30. Januar 1937 im Reichstag das ersehnte Ende des Repara- 
tionssystems und die restlose Eingliederung der Reichsbahn und der 
Reichsbank in die uneingeschränkte Hoheit des Reichs verkündigte. Die 
Wiedereingliederung der Reichsbahn in die unmittelbare Reichsverwal- 
tung wurde kurz danach durch das Gesetz vom 10. Februar 1937 voll- 
zogen. Dieses Gesetz brachte die Verschmelzung der Reichsbahnleitung 
mit dem Reichsverkehrsministerium, nachdem schon am 2. Februar 1937 
der Generaldirektor der Reichsbahn zum Reichsverkehrsminister bestellt 
worden war. Das Gesetz machte die Reichsbahnbeamten zu unmittelbaren 
Reichsbeamten, und es ließ die Reichsbahn-Gesellschaft unter dem neuen 
Namen „Deutsche Reichsbahn“ als ein Sondervermögen des 
Reichs verwalten. 

Damit war in den Grundzügen die neue Reichsbahnverfassung 
bereits fertig. Sie hat sich im Laufe der inzwischen verflossenen zwei 
Jahre eingespielt; infolgedessen hatte nun auch das neue Gesetz hieran 
nichts Wesentliches zu ändern. 

4. Aus alledem ergab sich als die Aufgabe des neuen Reichsbahn- 
gesetzes vom 4, Juli 1939 

a) alles das zu beseitigen, was das alteReichsbahngesetz an völker- 
rechtlichem und an verfassungsrehtlichem Inhalt hatte; also 
namentlich auch die Beziehungen Reichsbahn — Reich sowohl 
im verfassungsmäßigen Aufbau vie in den finanziellen Be- 
ziehungen völlig anders zu gestaltin als nach dem alten Gesetz 
von 1924/1930. Im übrigen aber 
die Regelung, wie sie das Gesetz vim 10. Februar 1937 kurz um- 
schrieben hatte, nämlich die Wielereingliederung der Reichs- 
bahn in die unmittelbare Reichsveiwaltung und den finanziellen 
Einbau der Reichsbahn in die Rüchsfinanzen als ein Sonder- 
vermögen mit eigener Rechtsordnung beizubehalten und weiter 
auszugestalten, endlich auch 
die Eingliederung der über das Altreich hinaus dazu gekom- 
menen Staatsbahnen der Ostmaı, des Sudetenlandes und des 
Memelgebiets endgültig gesetzliel zu regeln. 

So ist das vorliegende neue Gesetz vom A. Juli 1939 das Reichsbahn- 
gesetz Großdeutschlands gewordin. 


b 
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II. Die Befreiung der Reichsbahn vom Reparationszwang. 


Das deutsche Reichsbahngesetz hatte von jeher seine Bedeutung 
darin, die Stellung der Reichsbahn im Reich und zum Reich zu regeln. 
Das war schon von Anfang an der Inhalt der ersten Entwürfe eines 
Reichsbahnfinanzgesetzes in den Jahren 1921 bis 1923 gewesen; das war 
auch der Sinn der Notverordnung über das Unternehmen Deutsche 
Reichsbahn vom 12. Februar 1923; und das ist jetzt wieder der haupt- 
sächliche Zweck des neuen Reichsbahngesetzes von 1939. Dazwischen 
lag die Zeitspanne von 1924 bis 1937, die in ihrem ersten Teil durch den 
Aufbau und in ihrem zweiten Teil durch den Abbau des Reparations- 
apparats in der Reichsbahn gekennzeichnet war. Der Zeitfolge nach sind 
dafür folgende Daten zu vermerken: 

April 1924 wurde der deutschen Regierung der Dawes-Plan vor- 
gelegt, durch den die Einrichtung der Reichsbahn-Gesellschaft als 
Aktiengesellschaft zum Herauswirtschaften von Reparationstributen 
gefordert wurde, und in dessen Folge wurde am 

3 


11.Oktober 1924 zur Errichtung der Deutschen Reichsbahn-Ge- 
sellschaft führte. 

Diese Deutsche Reichsbahn-Gesellschaft hatte jährlich 660 Mil- 
lionen Goldmark für die Reparationsschuldverschreibungen aufzu- 
bringen, und außerdem wurden noch jährlich rund 300 Millionen RM 
Beförderungssteuer über die Reichsbahn aufgebracht, die ebenfalls 
in den „Reparationstoyf“ flossen. Zur Sicherung dieser Tribut- 
zahlungen war ein ausländischer Eisenbahnkommissar eingesetzt, 
und in dem Verwaltungsrat der Reichsbahn hatte das Ausland die 
Hälfte der Sitze zu beseizen. 

Das Reparationssyitem erwies sich bald als undurchführbar, 
weil selbst der stärkste Reparationszwang nicht vermochte, die Trans- 
ferfrage zu lösen, Das Reparationssystem hatte sich totgelaufen, 
Man wollte es noch einnal flottmachen durch den Young-Plan. 
Auf ihm beruhte am 

13. März 1930 die Abänderung des Reichsbahngesetzes 
in bezug auf die Form dẹ Reparationszahlungen und den Abbau des 
Reparationsapparats. Au! Grund des Young-Plans wurden die Repa- 
rationsschuldverschreibunzen in eine „Reparationssteuer“ umgewan- 
delt, und auch der auslänlische Kommissar sowie die ausländischen 
Mitglieder im Verwaltungrat verschwanden. Die Reparationszahlung 
selbst aber blieb in Gestat der Reparationssteuer noch bestehen, — 
allerdings nur für kurze Zit; denn schon nach Jahresfrist ergab sich 

CM 


S 


. August 1924 das Reichsbahngesetz erlassen, das am 
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die Unmöglichkeit der Zahlungen; der sogenannte Hoover-Plan 
brachte dann noch vorübergehend die Verlegenheitslösung einer 
„Stundung“ — eine Stundung, bei der sehr bald alle Beteiligten zu 
der Überzeugung kamen, daß ihr nie wieder Zahlungen folgen würden. 
Denn inzwischen war 


1933 der politische Umbruch gekommen und mit ihm die immer größere 
Verbreitung des nationalen Gedankenguts: daß es nicht nur wirt- 
schaftlich zu einer tatsächlichen Unmöglichkeit führte, sondern daß 
es auch national eine unwürdige Zumutung war, Deutschland 
Reparationszahlungen anzusinnen. 


Februar 1937 brachte das kurze Gesetz über die Neuregelung der Ver- 
hältnisse der Reichsbank und der Reichsbahn eine Änderung auch 
des Reichsbahngesetzes. Dieses Gesetz vom 10. Februar 1937 enthält 
für die Reichsbahn nur einen Artikel, der in wenigen, allerdings 
sehr inhaltsreichen Sätzen die Rücküberführung der Reichsbahn und 
ihrer Gefolgschaft in unmittelbare Reichsverwaltung, die Bildung 
des Sondervermögens und die Vereinigung der Posten des Verkehrs- 
ministers mit dem Generaldirektor anordnete. Auch dieses Gesetz 
von 1937 ließ aber im übrigen das Reichsbahngesetz noch unverändert 
bestehen, 

Fernerstehende mögen sich wundern, daß und sie mögen fragen, 
warum man erst im Jahre 1939 das Reichsbahngesetz erneuert 
habe. Der Grund dafür, daß die lange übzrholten Reparationsbestim- 
mungen des Reichsbahngesetzes erst jetzt so verhältnismäßig spät 
förmlich beseitigt worden sind, liegt in folgendem: Das Reichsbahn- 
gesetz war seinerzeit, wie die ganze G»setzgebung auf Grund des 
Dawes-Plans, international gebunden. Ps bedurfte erst der Erstar- 
kung des Dritten Reichs und des darau’ gegründeten Machtspruchs 
des Führers, der in der denkwürdigeı Reichstagserklärung vom 
30. Januar 1937 die uneingeschränkte Hoheit des Reichs über die 
Reichsbahn (wie auch über die Reichsyank) verkündete und damit 
einer rein deutschen Regelung der Reichsbahn- wie der Reichsbank- 
Organisation die Wege ebnete. 


1 


S 


II. Die Gesamttendenz (es Gesetzes. 


Das Reichsbahngesetz von 1924 waı eine unmittelbare Folge des 
Dawes-Plans, Während die Verordnung om 12. Februar 1923 nur die 
Verfassung des „Unternehmens Deutsche Reichsbahn“ mit seiner wirt- 
schaftlichen Selbständigkeit behandelte, brachte das Reichsbahngesetz 
von 1924 neben ähnlichen Bestimmunga über die sog. „Autonomie“ 
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für die Reichsbahn-,Gesellschaft“ auch noch die lästigen Bestimmungen 
über die Reparationsleistungen der Reichsbahn. Daher erklärt es sich, 
daß das Reichsbahngesetz einen stark liberalistisch-kapitalistischen 
Einschlag hatte. Zwar war schließlich das Reichsbahngesetz von 1924 
gegenüber dem Dawes-Plan selbst gerade in dieser Hinsicht etwas ab- 
gemildert worden, weil es bei den Verhandlungen über das Gesetz ge- 
lungen war, der deutschen Anschauung von der öffentlichen Bedeutung 
der Eisenbahnen einigermaßen Anerkennung zu verschaffen. Das Gesetz 
gewährleistete eine deutsche Leitung (Generaldirektor und Vorstand) 
der Reichsbahn-Gesellschaft und stellte als Programm auf, daß neben 
den Reparationsinteressen auch die Interessen der deutschen Volkswirt- 
schaft zu wahren seien; auch wurde trotz entgegenstehender Anschauung 
des Auslands das Berufsbeamtentum in der Reichsbahn erhalten, Aber 
trotzdem stand im Vordergrund des Gesetzes doch wesentlich der Ge- 
sichtspunkt der Reparationserfüllung. 

Das Gesetz von 1924 war entstanden unter der Herrschaft des demo- 
kratischen Parlamentarismus. Der deutschen Leitung der Reichsbahn 
stand, in innerpolitischen Fragen oft mit entgegengesetzten Zielen, der 
Parlamentarisch gebundene Verkehrsminister gegenüber. Eine ver- 
trauensvolle Zusammenarkeit zwischen der Reichsregierung und der 
Leitung der Reichsbahn war vor 1933 nicht möglich; denn der Reichstag 
erhob grundsätzlich den Anspruch darauf, die letzten wichtigsten Ent- 
scheidungen zu treffen oder wenigstens zu beeinflussen, während nach 
dem Reichsbahngesetz die Verantwortung für die Führung der Reichs- 
bahn in allem Wesentlichen beim Generaldirektor und beim Verwaltungs- 
rat lag. 

Im Jahre 1933 wurde nit dem politischen Umschwung auch sogleich 
die Beziehung der Reichsbehn zum Reich von Grund aus anders. Das 
Führerprinzip brachte den Ausgleich, und die personelle Gleichschaltung 
wirkte in derselben Richtung. So konnte sich von 1933 an stillschweigend 
schon vieles in der Praxis ändern, ohne daß es einer förmlichen Ände- 
rung des Gesetzes bedurfte. Die innere Annäherung an das Reich, an die 
Reichspolitik ging nach und nach in der Stille vor sich und führte zu 
einer allmählichen Einordnung der Reichsbahnverwaltung in die Reihe 
der übrigen, unmittelbaren Beichsverwaltungen. Trotzdem blieben aber 
zunächst noch bis 1937 der Name und die Verfassung der Reichsbahn- 
Gesellschaft mit dem Verwalungsrat als dem obersten Organ aufrecht 
erhalten; auch das Reichsbihngesetz blieb, weil es international ge- 
bunden war, bestehen, und damit war nach außenhin vor allem auch die 
Trennung der Aufsicht durch ien Reichsverkehrsminister von der Leitung 
der Reichsbahn durch den Geieraldirektor und den Verwaltungsrat bei- 
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behalten. Auch bei gutem Willen ließ sich dadurch Doppelarbeit zwischen 
dem Ministerium und der Leitung der Reichsbahn nicht vermeiden, und 
die letzte Verantwortlichkeit war und blieb unklar. 

Bei einer so großen Verwaltung, wie sie die Reichsbahn darstellt, 
ist die Aufsicht immer in der Hinterhand gegenüber der Leitung. Die 
Leitung hat die unmittelbare Erfahrung aus der Praxis und damit auch 
die überlegene Sachkenntnis; die Leitung hat außerdem den Apparat, 
mit dem die Dinge in der Praxis durchgeführt werden, in der Hand. 
Schon aus diesem Grund kann sich eine auf Aufsicht beschränkte Stelle 
schwer durchsetzen. Im Führerstaat kommt noch hinzu, daß sich die 
unmittelbare Beziehung zwischen dem Führer und dem Chef einer 
so großen Verwaltung nicht abschneiden läßt. Die Zwischenschaltung 
des Ministers führt unvermeidlich zu Schwierigkeiten; denn die Stellung 
des Führers duldet es nicht, ihn vom unmittelbaren persönlichen Ver- 
kehr mit dem Verwaltungschef zu trennen; und für den Chef der Ver- 
waltung ist es gleichfalls unmöglich, sich unter einen Aufsichtsminister 
zu stellen, weil eine Teilung der Verantwortung da nicht denkbar ist, 
wo begrifflich nur der Verwaltungschef selbst die volle Verant- 
wortung tragen kann. Aus dieser Lage heraus ergab sich mit Notwendig- 
keit eine Änderung der Verfassung der Reichsbahn, die Beziehungen der 
Reichsbahnleitung zur Reichsregierung mußten geändert werden, 
sobald Deutschland stark genug war, sich über die internationale Bin- 
dung des Reichsbahngesetzes hinwegzusetzen. Das geschah am 30. Ja- 
nuar 1937, als der Führer im Reichstag die Rückübernahme von Reichs- 
bank und Reichsbahn in die volle Hoheit des Reichs verkündete. Daraus 
entstand die zwar nur sehr kurze und vorläufige, aber doch sehr ein- 
schneidende Novelle zum Reichsbahngesetz vom 10. Februar 1937, deren 
Artikel 2 die Verhältnisse der Reichsbahn behandelte (Artikel 1 behan- 
delt die Rückgliederung der Reichsbank). 

Der Zweck des Gesetzes vom 10. Febnıar 1937 war ein doppelter: 

a) Nach außen mußte endlich Schluß gemacht werden mit der 

Reparations-Bindung, auch wenn sie damals schon lange nur 
noch auf dem Papier stand. Den Reichsbahngesetz nach be- 
standen die Reparationssteuer-Verpflichtungen noch. Sie mußten 
in aller Form beseitigt werden. Außerdem nahmen bis dahin 
die Reparationsmächte in Anspru:h, daß sie infolge der inter- 
nationalen Bindung des Reichsbahngesetzes vor jeder Änderung 
dieses Gesetzes befragt werden müßten. Diese Bindung bedeutete 
zugleich die Bindung der Reichsbihnorganisation und im beson- 
deren auch der „Gesellschafts“-Form der Reichsbahn an die 
Genehmigung des Auslands. 
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b) Als das innenpolitisch Wichtigste brachte das Gesetz vom 10. Fe- 
bruar 1937 die endgültige Beseitigung der Trennung von Auf- 
sicht und Leitung bei der Reichsbahn. Es war eine unmittelbare 
und in gewissem Sinne auch unvermeidliche Folge der Repara- 
tions-Bindungen gewesen, daß Aufsicht und Leitung getrennt 
werden mußten. Das eine Übel „Reparation“ hatte das andere 
„doppelte Leitung“ (nämlich Ministeraufsicht neben dem Gene- 
raldirektor) mit sich gebracht. Es war klar, daß, sobald der 
außenpolitische Druck verschwunden war, das Reich auch in 
dieser grundlegendsten Organisationsfrage den natürlichen 
Zustand wieder herstellte, nämlich den Zustand, daß der Res- 
sortchef innerhalb der Reichsregierung zugleich auch der oberste 
Verwaltungschef der Reichsbahn ist, und daß damit die oberste 
Willensbildung und die letzte Verantwortung nicht mehr ge- 
spalten und nicht mehr geteilt sind. 

Wie der Führer von oben nur einen Ressortchef und verantwort- 
lichen Berater für die Verkehrsverwaltung und für die Verkehrspolitik 
haben kann, so kann auch. von unten gesehen, die staatliche Verkehrs- 
verwaltung nur einen die Verwaltung führenden Chef haben. Heut- 
zutage hat dies ganz besondere Bedeutung, weil heute die staatliche 
Verkehrsverwaltung sich aıs verschiedenen Zweigen zu einem großen 
Verkehrsapparat mit gemeinsamen Verkehrsaufgaben zusammensetzt. 


IV. Die Bedeutung der Rückgliederung zum Reich. 


Wenn nunmehr mit dem neuen Reichsbahngesetz aus der vorläufi- 
gen überschläglichen Regelung durch das Gesetz vom 10. Februar 1937 
eine endgültige Form und Verfassung der Reichsbahn herausgebildet 
worden ist, ist es an der Zeit, sich einmal über die grundlegende B e- 
deutung der „Rückgliederung“ bei der Reichsbahn Rechen- 
schaft zu geben. Die Rücksliederung hat im wesentlichen in zwei Be- 
ziehungen Grundlegendes geindert: 

a) Zunächst ist damit die völlige Identität zwischen Reichsbahn 
und Reich hergestellt, namentlich auch in Zweck und Ziel der 
Verwaltungsführung Dieses Ziel ist jetzt nicht mehr Wahrung 
der öffentlichen Interessen neben der Erfüllung der Repara- 
tion, sondern jetzt „ist die Erfüllung der Aufgaben der Reichs- 
bahn öffentlicher Ditmst“, wie es wörtlich im $ 3 Absatz 1 des 
Reichsbahngesetzes Heißt. Es gibt nur ein Ziel: Das Beste für 
Volk und Volkswirtschaft, frei von jeder privatwirtschaftlichen 
Tendenz. 
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b) Der andere große Grundgedanke der Rückgliederung ist: Die 
Eingliederung auch des Vermögens der Reichsbahn in das Ver- 
mögen des Reichs. Die Reichsbahn ist nicht mehr „juristische 
Person“ oder öffentliche „Körperschaft“ neben dem Reich. Sie 
gehört selbst zum Reich; sie ist ein Vermögen des Reichs un- 
mittelbar und wird ohne Zwischeninstanz vom Reich als „Ver- 
waltung des Reichs“ verwaltet. Mit der Reichsbahn-,Gesell- 
schaft“ ist zugleich auch die autonome, d.h. von einem eigenen, 
nicht zum Reich gehörenden Verwaltungsapparat — nämlich 
der Hauptverwaltung und dem Verwaltungsrat — gesteuerte 
Verwaltung verschwunden, oder richtiger, zu einem Teil der 
Reichsverwaltung geworden. 


V. Die Bedeutung des „Sondervermögens“, 


In der Zeit der Reichsbahn-Gesellschaft waren in der Reichs- 
bahn zwei getrennte Vermögenswerte verkörpert: 


1. das alte Reichseisenbahnvermögen, d.h. die Grundstücke, An- 
lagen, Fahrzeuge und sonstiges Zubehör, die zusammen den 
Betriebsapparat Reichsbahn bilden, und 

2. das Vermögen der Deutschen Reichsbahn, das sog. Gesellschafts- 
vermögen. 


Diese beiden Gruppen von Vermögenswerten haben im Grunde zwar 
schon immer dem Reich, mindestens wirtschaftlich „zum“ Reich gehört. 
Schon als es 1924 zu der Gesellschaft kam, wär es das Bestreben Deutsch- 
lands, bei der Durchführung des Dawes-Plans die damals vom Ausland 
erstrebte Verschiebung der Reichsbahnwerte in Privathand auf dem Weg 
über die Bildung einer Aktiengesellschaft und den Verkauf der Stamm- 
aktien zu unterbinden. Deshalb wurde eine Veräußerung der Stamm- 
aktien durch das Reichsbahngesetz ausdrücklich ausgeschlossen, Dem ist 
es zu verdanken, daß auch noch im Jahre 1937, als man die Gesellschaft 
beseitigte, alle Stammaktien in der Hand des Reichs waren und daß auf 
diese Weise das Reich der alleinige Rückfallberechtigte für das Ver- 
mögen der Reichsbahn-Gesellschaft war. Trotzdem darf man nicht ver- 
gessen, daß die Gesellschaft in den 13 Jahren ihres Bestehens juristisch 
und wirtschaftlich ihr Eigenleben neben dem Reich führte, Sie hatte 
als öffentliche Körperschaft ihre eigenen Organe, sie hatte auch ihre 
eigenen Dienststellen, mit denen sie ihren Betrieb der Reichsbahn 
führte. Das Reich sollte keinen Einflu3 auf die Wirtschaftsführung 
und auf das Vermögen der Gesellschaft haben können; deshalb ging 
die vom Dawes-Plan gewollte Autonomie ṣo weit, daß bei etwaigen Mei- 
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nungsverschiedenheiten zwischen der Gesellschaft und dem Reich über 
Fragen der Reparationsfähigkeit und der Reparationsleistung sogar ein 
internationaler Schiedsrichter gesetzt werden sollte. Im übrigen hat 
noch bis 1937 ein besonderes Reichsbahngericht (beim Reichsgericht) 
bestanden, das die Instanz zum Ausgleich zwischen Reichsregierung und 
Reichsbahnleitung bildete. Der Sinn alles dessen war, daß die Reichs- 
bahn-Gesellschaft nicht etwa nur ein Sondervermögen des Reichs zu ver- 
walten hatte, sondern daß sie selbst ihr eigenes Vermögen besaß, das sie 
zwar im Interesse des Reichs, aber doch ganz nach ihrem eigenen pflicht- 
mäßigen Ermessen verwaltete. Bildlich ausgedrückt war die Reichsbahn- 
Gesellschaft etwas ähnliches wie ein Pfleger, der in aller Unabhängig- 
keit das Vermögensobjekt „Reichsbahn“ für das Reich verwaltete, und 
der internationale Schiedsrichter und das Reichsbahngericht hatten etwa 
die Funktionen eines Vormundschaftsrichters. 


Heute ist das glücklich beseitigt. Heute verwaltet wieder das Reich 
selbst mit seinem Behördenapparat den Vermögenskomplex Reichs- 
bahn, Das Reich hat aber aus Zweckmäßigkeit die Rechnungs- und Wirt- 
schaftsführung dieses Vermögens nicht einfach mit der seines übrigen 
Vermögens verschmolzen, sondern es läßt dieses Vermögen in sich ge- 
schlossen für sich bestehen. Aber die Menschen, die im Dienst der 
Reichsbahn-Gesellschaft standen, sind 1937, ohne daß sich ihre Tätigkeit 
änderte, in den Dienst des Reichs übernommen, die Reichsbahnbeamten 
sind kraft ausdrücklicher gesetzlicher Vorschrift zu unmittelbaren 
Reichsbeamten geworden. 


Das vorläufige Gesetz von 1937 hatte die Rechtsordnung des Son- 
dervermögens nur in einigen Richtlinien umrissen. Das Gesetz von 1939 
baut diese Rechtsordnung jetzt aus. Nach dem Gesetz von 1937 sollte 
das Reich die Deutsche Reichsbahn-Gesellschaft als „Sondervermögen“ 
verwalten. Die Reichsbahn-Gesellschaft war bis dahin unzweifelhaft eine 
eigene juristische Person gewesen. Für die Zeit von 1937 bis 1939 blieb 
die Frage offen, ob die „Deutsche Reichsbahn“ als Verwaltung des 
Reichs noch juristische Person war — was an sich nicht undenkbar ge- 
wesen wäret, Jetzt ist in dieser Hinsicht Klarheit geschaffen: Das neue 
Reichsbahngesetz macht die „Deutsche Reichsbahn“ nicht zu einer juri- 
stischen Person, sondern zu einem Stück der Reichsverwaltung. Was die 
Deutsche Reichsbahn tut, sind Handlungen des Reichs, die Rechte und 


s 1 Diese Frage war im Gesetz von 1937 absichtlich offen gelassen, Einer- 
seits wollte man eine förmliche Liquidation der Gesellschaft vermeiden, ander- 
seits hielt man es nicht für zweccmäßig, durch Betonung des Charakters einer 


selbständigen juristischen Person den Abstand der Reichsbahn vom Reich künst- 
lich zu vergrößern, 
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Pflichten der Reichsbahn sind solche des Reichs und das Vermögen 
„Reichsbahn“ ist ein Vermögen des Reichs. Trotzdem wurden im Gesetz 
die Selbständigkeit der Wirtschaftsführung und die vom Reichsfinanz- 
ministerium getrennte Verantwortung des Reichsverkehrsministers für 
das Wirtschaften der Reichsbahn klar und deutlich herausgestellt. Das 
Reichsbahngesetz enthält eine besondere Rechtsordnung des 
Sondervermögens, wie sie bisher in dieser Vollständigkeit im 
deutschen Recht noch nicht vorhanden war. Es handelt sich dabei um 
folgende Gesetzesbestimmungen:; 


1. 


die Bestimmung, daß im rechtsgeschäftlichen Verkehr die 
Deutsche Reichsbahn, obwohl sie nicht juristische Person ist, 
dennoch unter ihrem Namen handelt ($ 2 Abs. 1); 


die Vorschrift, daß 

a) das Reichseisenbahnvermögen vom übrigen Vermögen des 
Reichs getrennt zu halten ist, 
und daß 

b) sogar das Reich nur mit dem Reichseisenbahnvermögen für 
Verpflichtungen der Deutschen Reichsbahn haftet, wie um- 
gekehrt dieses Sondervermögen nicht für sonstige Verpflich- 
tungen des Reichs haftet ($ 1 Abs. 3). Daraus folgt ohne 
weiteres, 

c) daß die Deutsche Reichsbahn ihre Wirtschaft so zu führen 

hat, daß sie ihre notwendigen Ausgaben selbst bestreiten 

kann ($ 6 Abs. 2), und endlich hängt damit unmittelbar zu- 

sammen, 

daß die Deutsche Reichsbahn In der Lage sein muß, selb- 

ständig Kredite aufnehmen zu können ($ 8); 


d 


die Vorsorge, daß die Leistungen der Reichsbahn für andere 

Verwaltungen des Reichs und umgekehrt gegenseitig angemessen 

abgegolten werden ($ 14). 

Geradezu selbstverständlich ergibt sich aus dem Begriff des 

„Sondervermögens“, daß dieses von dem übrigen Vermögen des 

Reichs getrennt gehalten wird, indem 

a) die Rechnung der Reichsbahn von der des Reichs getrennt 
geführt wird (Wirtschaftsplar, Bilanz, Gewinn- und Verlust- 
lustrecehnung), und daß für die Prüfung der Wirtschafts- 
und Reehnungsführung ein eigener unabhängiger Prüfungs- 
dienst beibehalten wird, 


Das Reichsbahngesetz vom 4. Juli 1939. 823 


b) die Haushaltsordnung und die übrigen Finanz-, Rechnungs- 
und Wirtschaftsvorschriften des Reichs für die Reichsbahn 
nicht gelten, 

c 


der Geldausgleich zwischen der Reichsbahn und den übrigen 
Reichsfinanzen fest geregelt ist, nämlich in einer zahlen- 
mäßig festgesetzten „Abgabe der Reichsbahn an die all- 
gemeine Reichskasse“, deren Höhe sich nach der Höhe der 
Verkehrseinnahmen richtet (§ 12). 


Mit dieser Rechtsordnung ist das Sondervermögen „Deutsche Reichs- 
bahn“ einesteils als Vermögen des Reichs unmittelbar in die Reichsver- 
waltung hineingefügt, und andernteils ist die Wirtschaftsführung von 
der allgemeinen Reichsfinanzwirtschaft soweit, aber auch nur soweit los- 
gelöst, als dies die verantwortliche Leitung durch den Fachminister in 
möglichst naher Verbindung mit der beteiligten Wirtschaft erfordert. 


VI. Die Reichsbahn im öffentlichen Dienst. 


Der Nationalsozialismus betont im Gegensatz zu Anschauungen 
früherer Zeiten den unbedingten Vorrang des Gemeinnutzes vor den 
Interessen einzelner. Das ist keineswegs gleichbedeutend mit der Ver- 
neinung wirtschaftlicher Grundsätze für das Gebiet des öffentlichen 
Lebens und der öffentlichen Verwaltung. 

Dies gilt auch für das Verkehrsleben, und im besonderen für die 
Eisenbahnen als das Verkehrsmittel, bei dem die öffentlichen Interessen 
besonders stark hervortreten. Es gibt im Verkehr Zweige, die dem Ver- 
kehrsgewerbe, d. h. der privaten Unternehmensform, überlassen sind, 
und es gibt Verkehrszweige, die ganz oder überwiegend der öffentlichen 
Wirtschaft vorbehalten sind. Aber überall, wo Privatwirtschaft den Ver- 
kehr gewerblich betreiben darf, ist sie mit der Auflage belastet, sich in 
die öffentliche Verkehrspolitik des Reichs einzuordnen und den öffent- 
lichen Anforderungen vor den privatwirtschaftlichen den Vorrang zu 
lassen. 

Solange es in Deutschland Reichseisenbahnen gibt, stehen sie von 
jeher in dem Bereich der öffentlichen Wirtschaft. Schon bei den alten 
deutschen Staatsbahnen war dies nie angezweifelt, denn gerade des- 
Dogen war ja die Verstaatlichung der Privatbahnen (in Preußen 1875 
bis 1895) durchgeführt worden, Der Dawes-Plan allerdings wollte die 
Reichsbahn privatwirtschaftlich umformen zu einer echten Aktiengesell- 
schaft. Schon 1924, als aus dem Dawes-Plan das Reichsbahngesetz ge- 
macht wurde, begegnete dieses Bestreben des Reparations-Auslands deut- 
schem Widerstand: die Deutsche Reichsbahn-Gesellschaft wurde keine 
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Aktiengesellschaft, sondern eine Körperschaft des öffentlichen 
Rechts. Aber sie war in ihrem finanziellen Aufbau im Zusammenhang 
mit den Reparationspflichten in privatwirtschaftliche Wirtschaftsformen 
hineingestellt, Sie sollte ($ 2 RBahnG.) „unter Wahrung der Interessen 
der deutschen Volkswirtschaft nach kaufmännischen Grundsätzen ihren 
Betrieb führen“. Die Richtlinie „nach kaufmännischen Grundsätzen“ ist 
als Leitlinie für ein Reichs-Unternehmen, das dem öffentlichen Nutzen 
zu dienen hat, oft angefochten worden. Diese abfällige Kritik ist aller- 
dings nur zum Teil und nur bedingt berechtigt. Richtig ist, daß das 
Ziel einer staatlichen Verkehrsanstalt, mag es sich um eine Eisenbahn 
oder um einen anderen Verkehrszweig handeln, nicht darin bestehen 
darf: Geld zu verdienen. 

Gleichwohl soll im Vordergrund der Verwaltungsaufgaben jeder 
derartigen staatlichen Verkehrsanstalt und im besonderen der Reichs- 
bahn stehen, sie so zu verwalten, daß sie wirtschaftlich gesund 
bleibt und daß sie mit ihren eigenen Einnahmen ihre Ausgaben voll 
decken kann. Dieser Programmpunkt ist auch beim neuen Reichsbahn- 
gesetz für so wichtig angesehen worden, daß deswegen die wirtschaft- 
liche Selbständigkeit der Reichsbahn als eines vom Reichsverkehrs- 
minister für sich verwalteten Sondervermögens aufrechterhalten wurde. 
Öffentlicher Dienst und Gebot der Wirtschaftlichkeit sind durchaus 
keine Gegensätze, sondern vertragen sich sehr gut. Denn es ist auch ein 
wichtiges öffentliches Interesse, daß ein Verkehrsmittel wie die Reichs- 
bahn leistungsfähig bleibt. 


Anmerkung. Der Text des Reichsbahngesetzes vom 4. Juli 
1939 ist unten auf Seite 1040 dieses Heftes abgedruckt. Das Gesetz ist im Reichs- 
gesetzblatt Teil I Nr. 123 Seite 1205 am 11. Juli 1939 verkündet worden, Zu- 
gleich mit dem Gesetz ist eine Durchführungsverordnung vom 4. Juli 
1939 erlassen worden (Reichsgesetzblatt I S. 1213). Sie ist ebenfalls unten 
Seite 1049 abgedruckt. 


Das neue deutsche Zollgesetz. 


Von 
Dr, Karl Herr in München, 


1. Einleitung. 


Das Vereinszollgesetz vom 1. Juli 1869 ist mit Wirkung ab 1. April 
1939 durch ein seit langem fälliges deutsches Zollgesetzt ab- 
gelöst worden. 


Seine Bedeutung liegt nicht so sehr in verschiedenen, mehr for- 
malen Änderungen der Zollverfahren, als in der juristisch vervollkomm- 
neten Erfassung und Ordnung des Stoffes und in der schärferen Fest- 
legung der Zollgrundbegrifie, die dem VZG. fehlte, aber seit der RAO. 
1919 für den Bereich des übrigen deutschen Abgabenrechtes durch Recht- 
Sprechung und Schrifttum geschaffen wurde. 


Für den Verkehr auf den Eisenbahnen bringt das Gesetz 
gegenüber der bisherigen Rerhtsentwicklung zwar ebenfalls keine durch- 
greifenden Änderungen in dən Grundlagen des Zollrechtes und Zollver- 
fahrens. Gleichwohl wird ein Überblick über die wesentlichsten Vor- 
schriften des Zollgesetzes und der ergänzenden Sonderordnungen will- 
kommen sein, zumal nun auch für diesen Teil der deutschen Rechts- 
ordnung eine für das Gesamtgebiet von Großdeutschland geltende Kodi- 
fikation geschaffen ist. 


1 Zollgesetz vom 20. März 1939 (RGBl. I 529). Amtliche Begründung 
hierzu: Reichsanzeiger Nr, 76 von 2, April 1939. — Abkürzungen: AZO. (Durch- 
führungsbestimmungen zum Zollgesetz — Allgemeine Zollordnung). EZO. Eisen- 
bahn-Zollordnung). RAO. (Reichsabgabenordnung). VZG, (Vereinszollgesetz). 
ZAnwO, (Zollanweisungsordnung), ZG. (Zollgesetz). 

Schrifttum: Erläuterungen zum ZG, von Siegert in Pfundtner-Neubert: 
Neues Reichsrecht 1939 unter V.c4, — Die guten Kommentare zum VZG. von 
Hoffmann-Trautvetter (Berlin 1912) und Jensen (Berlin 1934) haben im all- 
gemeinen nur mehr geschichtlichen Wert, 
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2. Zoll und Eisenbahn nach dem Vereinszollgesetz. 


Der Übergang von Waren aus einem Staatsgebiet in ein anderes 
wird, rein wirtschaftlich gesehen, durch die Zollabfertigung verlangsamt 
und erschwert. Da sie aber wichtigen finanz- und wirtschaftspolitischen 
Zwecken zu dienen hat, müssen die Verkehrsrücksichten an sich zurück- 
treten. Doch wird der Staat als Träger oder Förderer der Verkehrsein- 
richtungen (Eisenbahn, Post, Schiffahrt, Luftfahrt) dafür zu sorgen 
haben, daß die Behinderung des Verkehrs durch die Wahrung der Zoll- 
belange auf ein Mindestmaß beschränkt wird, 

Dies gilt im besonderen für die Eisenbahnen als wichtiges 
Werkzeug der Güterbeförderung. Betrug doch 1937 von der deutschen 
Gesamteinfuhr' mit über 72 Millionen t der Übergang auf den Bahnen 
(trockene Grenze) 15,0 Millionen (direkt abgefertigte Sendungen), der 
Eingang zur See 29,s Millionen, der aber ebenfalls die Bahn zu einem 
erheblichen Teil zolldienstlich in Anspruch nimmt, weiter die Eisenbahn- 
durchfuhr 1,4 Millionen t. 

Das VZG. legte den an der Einfuhr Beteiligten, im Eisenbahnver- 
kehr also dem Warenführer als Inhaber des Gutes, insbesondere eine Ge- 
stellungspflicht und eine Deklarationspflicht auf, deren Verletzung 
ohne Rücksicht auf etwaiges Verschulden neben strafrechtlichen Fol- 
gen unter Umständen die Haftung des Warenführers für den höchsten 
tarifmäßigen Zoll nach sich zog. Dabei machten die Vorschriften des 
VZG. über den Verkehr auf den Eisenbahnen keinen Unterschied in der 
Zollbehandlung bei öffentlichen Verkehrsunternehmen oder privaten Wa- 
renführern, was bei steigendem Verkehr suf den Grenzübergängen zu 
Beschwerden wegen umständlicher Zollabfertigung, insbesondere über- 
steigerter Ansprüche auf Zollsicherung führte. 

Erst die EZO.1912 brachte für die Eisenbahnen, die damals schon 
zu 90 % im Staatsbetrieb waren, verschiedene Vereinfachungen, die dem 
Eisenbahnbetrieb und -verkehr zugute kamen®. Gleichwohl waren Klagen 
über Schwierigkeiten bei der Eisenbahnzollbehandlung, so z. B. über zu 
strenge Anforderungen auf Verwiegung oder Verschlußanlegung bei 


1 Statistisches Jahrbuch für das Deutsche Reich 1938 S, 252; der Rest mit 
26 Millionen t trifft auf den Wasserstraßenyerkehr. 

2 So konnten Zollbleie an Raumverschluwagen auch von Staatseisenbahn- 
beamten angelegt und abgenommen werden; im Verkehr mit deutschen Staats- 
eisenbahnen durfte das von ihren Beamten festgestellte Gewicht als Grundlage 
für die Zollabfertigung übernommen werden; Güter des freien Verkehrs konnten 
in Wagen mit Raumverschluß zugeladen werden. Auch die Haftung für den 
höchsten tarifmäßigen Zoll wurde beschränkt auf die Haftung für den höchsten 
(nach Sachlage) in Betracht kommenden Zoll, 
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offen verladenen Gütern, über mangelnde Anpassung der Dienststunden 
der Zollstellen an die der Eisenbahnen, auch in der Geltungszeit der 
EZO. 1912 nicht onbekannt). 


3. Die neuen Rechtsgrundlagen. 


Im Gegensatz zum VZG. bringt das neue Zollgesetz alle grund- 
legenden Vorschriften auf dem Gebiete des Zollrechtes (Be- 
gründung S. 3). Mißlich war bisher insbesondere, daß das VZG., ver- 
mischt mit grundsätzlichen Bestimmungen, auch unwichtige Abferti- 
gungseinzelheiten enthielt, und daß wichtige Vorschriften, wie Zoll- 
bemessung oder Zollbefreiung, im Zolltarifgesetz (1902) zu suchen waren, 
oder daß neue Vorschriften, z. B. über das Ausfuhrzollrecht, nicht in 
das VZG. eingearbeitet wurden, sondern in Sonderordnungen geregelt 
waren, was störend wirkte und zu Auslegungszweifeln Anlaß gab. Auch 
fehlten einheitliche Durchführungsbestimmungen, so daß wegen der 
Fülle der erforderlichen Verordnungen und Erlasse die Einzelheiten des 
Zollrechtes für die am Vollzug Beteiligten, insbesondere auch für die 
Eisenbahnverwaltungen, schwer zu überblicken waren. In diesem Zu- 
Sammenhang ist auch die Übernahme des eigentlichen Zollstrafrechtes 
in die RAO. zu erwähnen (s. 10). 


Das neue Gesetz, als Rahmengesetz aufgezogen (Begründung S. 3) 
enthält in seinen ersten drei Abschnitten: Zollverfassungsrecht, Zoll- 
schuldrecht und Zollverfahrensrecht den gesamten Rechtsstoff. Dabei ist 
aber doch zu beachten, daß die Reichsabgabenordnung als Grundgesetz 
des deutschen Abgabenrechtes nach $ 1(2) auch für Zölle gilt, so daß 
in einer Reihe wichtiger Fragen wieder auf die RAO.? zurückgegriffen 
werden muß. Man wird sich im Hinblick auf die geschichtliche Entwick- 
lung des Reichsabgabenrechtes mit dieser an sich unerwünschten Tren- 
nung abfinden müssen. 


Ein Vorzug des neuen Gesetzes ist die scharfe Festlegung aller 
Zollbegriffes, 


~ _ ` Die hier einschlägigen Fragen behandelt eingehend der Aufsatz von 
Fischer in der „Reichsbahn“ 1930 (S, 66, 86, 105, 672). 
2 Z.B. Vertretung ($$ 102, 108), Haftung der Ware ($ 121), Verjährung 
($ 144), Pflichten der Steuerpflichtigen ($$ 166—174), Strafverfahren ($$ 447 ff). 
 _* Z. B. Zollverkehr und Zollteförderung (ZG. $ 16), Zollschuld ($$ 45, 46). 
Die Rechtsanwendung wird bei Einzelheiten, wie den Bestimmungen über die 
bedingte Zollschuld oder den Übergang der Begleitscheinnehmer- oder Waren- 
führerhaftung ($$ 46, 89) auch künftig nicht immer leicht sein, 
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Zum Zollgesetz sind neu erlassen: Die Durchführungsbestimmungen 
zum Zollgesetz (Allgemeine Zollordnung) vom 21. März 1939 (RMBl. 
S. 313) und sodann als Sonderzollordnungen: die Eisenbahn-Zollordnung 
und die Zollanweisungs-Ordnung, je vom 21. März 1939 (RMBI. S. 511 und 
S. 461), dann die Zollager-Ordnung vom 24, März 1939 (RMBI. S. 557), 
die Zollvormerk-Ordnung vom 24. März 1939 (RMBI. S. 595), die Tara- 
Ordnung vom 21. März 1939 (RMBI. S. 545). Vielfach überschneiden 
sich die Stoffgebiete der Ordnungen; auf ihr Ineinandergreifen, ins- 
besondere bei der ZAnwO. und der EZO., muß daher geachtet werden!, 

Aufgehoben sind das VZG. und das Zolltarifgesetz, ferner das öster- 
reichische Zollrecht, insbesondere das Zollgesetz vom 10. Juni 1920 (ZG. 
$ 113). 


4. Zollhoheit, Zollgebiet. 


Das Hoheitsgebiet des Deutschen Reiches, in dem die Zoll- 
hoheit (Zollgesetzgebung, Zollverwaltung, Zollrechtsprechung) wirk- 
sam ist, umfaßt das Zollinland, also das Gebiet des Altreichs, das Land 
Österreich, die sudetendeutschen Gebiete und das Memelgebiet, dann die 
Zollausschlußgebiete, insbesondere die Freihäfen?, 

Zum Zollgebiet®, in dem der deutsche Zolltarift gilt, gehören 
Zollinland und etwaige Zollanschlüsse, Sind auf Grund zwischen- 
staatlicher Vereinbarungen deutsche Zollstellen in das Ausland vor- 
geschoben, so gilt ihr Amtsbereich einschließlich der von der Zollgrenze 
zu ihnen im Ausland führenden Eisenbahnen für die Ein-, Aus- und 
Durchfuhr als deutsches Zollgebiet, so daß also die Zollhängigkeit nicht 
erst beim Überschreiten der Reichsgrenze, sondern bereits im Amts- 
bereich solcher Stellen entsteht. Das Gesetz hat hier die aus Anlaß der 
früheren Rechtsprechung des Reichsfinanzhofs erforderlich gewordene 
Änderung des VZG. $ 18 (2) übernommen®, 

1 So sind zahlreiche Bestimmungen über Begleitscheingut, die für die 
Eisenbahn Erleichterungen bringen, nicht in der EZO., sondern in der ZAnwO, 
enthalten, z. B. ZAnwO. $ 6 Nämlichkeitssicherung, $ 45 Mitwirkung der Eisen- 
bahnbeamten. 

2 ZG. $$ 1, 2(1), 5. Auch das Gebiet des Protektorates Böhmen 
und Mähren gehört zum Zollgebiet des Deutschen Reiches und untersteht seiner 
Zollhoheit (Art. 9 des Erlasses des Führers und Reichskanzlers vom 16, März 
1939, RGBl. I S. 485). Nach der Verordnung vom 21. März 1939 (RGBI. I S. 551) 
bleibt aber die bisherige Zollgrenze zwischen dem Deutschen Reich und dem Ge- 
biete des Protektorates bis auf weiteres bestehen. 

2 ZG. § 2 (2). 

4 ZG. $$ 49, 108. 

5 ZG. § 1 (3). Ausführlich über vorgeschobene Eisenbahn- 
zollstellen: Fleischmann in Zeitschrift für Zölle 1936, S. 121. 
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5. Lasten der Verkehrsunternehmer. 


Das VZG.! legte den Eisenbahnverwaltungen für die erforder- 
lichen Zollräume und Einrichtungen an der Grenze und im Innern weit- 
gehende Bau- und Unterhaltungslasten auf. Sie gaben 
infolge der Verkehrsentwicklung häufig zu Meinungsverschiedenheiten 
zwischen den beiden Verwaltungen, insbesondere über das Ausmaß der 
Leistungen, Anlaß. Dabei standen die Bahnen auf dem Standpunkt, daß 
ihnen die Mitentscheidung über die Notwendigkeit der Anlage oder Er- 
weiterung oder über die Art der Durchführung gesichert sein müsse. 
Die Abgeltung dieser Leistungen nach Maßgabe des Reichsbahn- 
gesetzes war zuerst von der Reichszollverwaltung abgelehnt?, seit 1928 
aber durch Zahlung eines jährlichen Pauschbetrages von 2 Millionen RM 
zugestanden. 

Das ZG. sieht nunmehr in $ 44 vor, daß die Reichsbahn sowie die 
zu Zollhilfsorganen bestellten, dem öffentlichen Verkehr dienenden Unter- 
nehmen für die Abfertigung der von ihnen zu befördernden Personen 
und Waren und für die einstweilige Niederlegung der Waren die vom 
Oberfinanzpräsidenten als nötig bezeichneten Anlagen und Behelfe wie 
Rampen, Räume, Büro- und Kassenräume, Lagerplätze, Brücken, Wiege- 
geräte unentgeltlich zu stellen, sie erhalten, reinigen und soweit erfor- 
derlich beleuchten, heizen und abschließen zu lassen haben. Erweiternd 
bestimmt ZG. $ 44 Ziff. 2 sogar, daß die Eisenbahnen für die Abferti- 
gungsbeamten Unterkunft gegen Entschädigung zur Verfügung zu stellen 
haben, soweit es die örtlichen Verhältnisse erfordern; die Begründung 
zu į 44 schränkt die Beschaffung solcher Räume allerdings auf außer- 
gewöhnliche Verhältnisse ein. Die übrigen Verpflichtungen nach 
ZG, $ 44 Ziff. 3—6 (zollsichere Einrichtung der Beförderungsmittel, 
Ermöglichung der zollamtlichen Überholung oder Bewachung der Wagen, 
Freifahrt für die Zollbeamten bei Dienstreisen, Zutritt zu den Anlagen, 
Mitteilung der Fahrpläne) sind gegenüber dem bisherigen Recht im 
wesentlichen unverändert geblieben. 

Da die Zollverwaltung auch beim übrigen Verkehr, insbesondere 
auf den Landstraßen, für die Beschaffung und Unterhaltung ihrer zur 
Zollerhebung notwendigen Anlagen aufzukommen hat, müßte sie diese 
Last an sich auch auf den Eisenbahnzollstraßen tragen, zumal es sich 
gerade bei diesen um einen geordneten Massenverkehr handelt, Aber 
auch wenn der bisherigen Entwicklung Rechnung getragen werden soll, 

1 VZG. $ 59, EZO, alt $ 5. 

* Reichsbahngesetz $ 13; Gutachten des Reichsfinanzhofs vom 21, De- 


zember 1926 (JW. 1927 S. 1776), dazu aber Sarter-Kittel, Reichsbahngesetz 
dritte Aufl., S. 252. 


Archly für Elsenbahnwesen, 1939, 54 
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kommt in Betracht, daß jeder Staatsverwaltungszweig für die Durch- 
führung seiner Aufgaben finanziell selbst aufzukommen hat und daß 
vom Standpunkt einer geordneten Haushaltführung aus für unentgelt- 
liche Leistungen eines Verwaltungszweiges an einen anderen kein Raum 
ist, Das Verhältnis der Eisenbahnen zur Militärverwaltung ist hier rich- 
tungweisend, wie es sich aus der Wehrmachteisenbahnordnung und dem 
Wehrmachttarif ergibt. Die Lösung der Frage durch das Gesetz kann 
hiernach nicht befriedigen. 

Aus Anlaß des Inkrafttretens des ZG. haben Reichsfinanz- und 
Reichsverkehrsministerium vereinbart, daß auch künftig Anforderungen 
von Räumen und sonstigen baulichen Einrichtungen für Zollzwecke nur 
nach Einvernehmen mit der Reichsbahn gestellt werden (wie übrigens die 
Einrichtung eines Zollbahnhofs oder die Schaffung einer Eisenbahnzoll- 
stelle immer gegenseitiges Benehmen voraussetzen wird). Bei Anforde- 
rungen auf Grund von $ 44 Ziff. 1, die den laufenden Betrieb betreffen, 
soll dem Geist kameradschaftlichen Zusammenarbeitens beider Verwal- 
tungen und dem Gesichtspunkt der Sparsamkeit Rechnung getragen wer- 
den. Hinsichtlich des Umfanges der Leistungen bleiben sonach die Ver- 
einbarungen von 1931 und 1933! bis auf weiteres maßgebend. 

Soweit die Zollverwaltung zur Erleichterung der Zollaufsicht für 
Grundstücke an der Zollgrenze Bau- und Anlagenbeschränkungen auf- 
erlegen oder selbst Zollsicherungseinrichtungen, z.B. Sperren, schaffen 
kann, ohne hierfür Entschädigung gewähren zu müssen, gelten diese 
Vorschriften nicht für Anlagen der Deutschen Reichsbahn (ZG. $ 18). 


6. Zollhängigkeit und Zollschuld. 


Die juristisch-technische Verbesserung gegenüber dem VZG. tritt 
am meisten in den Abschnitten: Auswirkung und Ausübung der Zoll- 
hoheit, Entstehung der Zollschuld, hervor. Das Gesetz unterscheidet 
zwischen zollbaren Waren, für die ein Ein- oder Ausfuhrzoll fest- 
gesetzt ist, und zollhängigen Waren. Diese Eigenschaft erhält 
eine Ware, auch wenn sie nicht zollbar ist, mit dem Einbringen über die 
Zollgrenze oder der Gestellung bei der vorgeschobenen Zollstelle; sie 
wird dadurch Zollgut (Gegensatz: Freigut als Gut im freien Verkehr). 
Zollgut darf nur während der Zollstunden ein- und ausgeführt werden; 
vom Zollstundenzwang befreit ist jedoch der fahrplanmäßige Eisenbahn-, 
Post-, Kraftfahrzeug- und Schiffsverkehr und jeder Reiseverkehr. 

Zollgut ist der zuständigen Zollstelle zu gestellen, die es in 
Besitz nimmt oder dem Warenführer beläßt oder einem Dritten in 


1 Abgedruckt bei Fritsch: Eisenbahngesetze 1930, S. 573. 
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Besitz gibt. Ausdrücklich ist jetzt festgelegt, daß die Reichsfinanzver- 
waltung für Beschädigung und Verlust von Waren in ihrem unmittel- 
baren Besitz nach den Vorschriften des Bürgerlichen Rechtes über unent- 
geltliche Verwahrung haftet (ZG. $ 13 [1])!. 


Die Gestellung obliegt dem Warenführer, d.h. dem, der die 
Waren befördert oder in seiner Anwesenheit durch andere befördern 
läßt? 

Die Zollhängigkeit erlischt nur durch Übertritt des Zollgutes in den 
freien Verkehr, außerdem durch Untergang (nicht Abhandenkommen!) 
oder Vernichtung der Ware unter Zollaufsicht. 

Erst durch die Abfertigung zollbaren Zollgutes zum freien Verkehr 
entsteht dieZollschuld (ZG. $ 45); bis dahin besteht einerseits eine 
Haftung der Ware (RAO. $ 121), andererseits eine Haftung des Waren- 
führers oder des Begleitscheinnehmers für den Zoll. Für nicht gestelltes 
Zollgut entsteht die Zollschuld kraft Gesetzes dadurch, daß über das Gut 
erstmals vorschriftswidrig so verfügt wird, als wäre es im freien Ver- 
kehr (Zollhinterziehung). 


Zollschuldner ist, wer als Zollbeteiligter (s. 7) die Abferti- 
gung zum freien Verkehr beantragt. Tritt hierbei der Antragsteller er- 
kennbar für den Empfänger oder Absender auf, so wird dieser Zoll- 
schuldner. (Begründung S. 27 zu $ 47). Im Gegensatz zur Übung bis 
1932 und erstmals in Anknüpfung an die Praxis bei Erwirkung von 
Steuergutscheinen für die Ausgleichssteuer — bringen jetzt die deut- 
schen Bahnen im Antrag auf Abfertigung zum freien Verkehr durch die 
Worte: „in Vertretung“ zum Ausdruck, daß sie den Antrag für den 


1 Für die bisherige Rechtslage vgl. RGZ. Bd. 74 S. 344 und Bd. 115 S. 419. 

#2 ZG. § 13 (8). Nach der Begründung zu § 89 (S. 55) ist jedoch „im Eisen- 
bahnverkehr als Warenführer im Gegensatz zum bisherigen Recht des Altreichs 
nicht mehr der einzelne Eisenbahnbedienstete, sondern die Eisenbahn anzusehen“. 
Diese Regelung läßt sich mit dem Wortlaut des Gesetzes („Anwesenheit“) und 
auch mit der Fassung verschiedener Bestimmungen der EZO. (z. B. $ 12 Zug- 
führer, Risenbahn-Zollanmelder) nicht in Einklang bringen. Sie verdient aber 
doch den Vorzug vor der bisherigen Regelung, da sie die unter Umständen un- 
gerecht wirkende Haftung des letzten an der Beförderung beteiligten Be- 
diensteten beseitigt und auch in Übereinstimmung mit einem Grundgedanken 
der EVO,, der Haftung der Eisenbahn für ihre Leute ($ 4) steht. 

3 Damit ist auch den Belangen der Wirtschaft gedient, während Ent- 
stehung der Zollschuld schon beim Überschreiten der Zollgrenze diese Belange 
schädigen würde; allerdings hat sich der Verkehr mit den erschwerenden Aus- 
Wirkungen der Zollhängigkeit abzufinden. Vgl. auch die eingehenden Ausfüh- 
tungen über die grundsätzliche Frage nach Natur und Entstehung der Zollschuld 
in der Begründung S. 6/7 (Ablehnung der Passierzolltheorie und der Theorie des 
Übergangs in die freie Wirtschaft). 
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Zollzahler, d.h. denjenigen stellen, der nach Maßgabe der Frachtbrief- 
vorschrift für die Zollzahlung aufzukommen hat. Sie haben sich damit 
aus der lästigen Fessel der eigenen Zollhaftung, insbesondere bei Zoll- 
nachforderungen, befreit, und damit auch von der Notwendigkeit, selbst 
Zollprozesse! für Empfänger oder (ausländische) Absender führen zu 
müssen. Auch frachtrechtlich sind gegen diese Übung durchgreifende 
Bedenken nicht zu erheben, Sie kann vielmehr jetzt wohl als Handels- 
gebrauch (HGB. $ 346) angesehen werden, da die Verkehrtreibenden, 

deren Belangen die Maßnahme durchweg dient, seither nie widersprochen 
haben? 

Die Vorschriften über Bemessung (maßgebender Zeitpunkt, Zoll- 
gewicht), Fälligkeit und Tilgung der Zollschuld, dann über Zollbefrei- 
ungen, bisher zerstreut in VZG. und Zolltarifgesetz, sind im neuen Ge- 
setz (§§ 49 bis 70), sachlich fast unverändert, zusammengestellt. Neu 
ist, daß für Waren, die im Zolltarif weder genannt noch inbegriffen sind, 
die Tarifvorschriften der Waren gelten, denen sie nach Beschaffenheit 
am nächsten stehen. 

Für den Eisenbahnverkehr kommen an Zollbefreiungen 
hauptsächlich in Betracht: die Einfuhr von Dienstgegenständen im Ver- 
kehr der Behörden des Reichs, die Einfuhr von Bau- und Betriebsstoffen, 
die von im Zollausland gelegenen Dienststellen deutscher Bahnen ein- 
gehen, von Baubedarf, Betriebsmitteln und sonstigen Dienstgegenständen, 
die für die Anschlußstrecken und Dienststellen ausländischer Bahnen 
eingehen, die Einfuhr von Gegenständen, die Reisende zum eigenen Ge- 
brauch mit sich führen, dann von Nahrungs- und Genußmitteln zum 
Reiseverbrauch®., 


7. Das Zollverfahrensrecht. 


Steht bei der Einfuhr in Auswirkung der Zollhoheit die Gestellungs- 
pflicht und damit der Warenführer im Vordergrund, so legt das Zollver- 
fahrensrecht dem Zollbeteiligten, d.h. dem, der zollbare Waren 
in unmittelbarem oder mittelbarem Besitz hat, die Sorge für den weiteren 
Betrieb des Verfahrens auf. Es wird dies im Eisenbahnverkehr häufig 
der Warenführer sein, es kann aber auch unter Umständen an der Grenze 


1 Über Zollprozesse: Trierenberg in ZVD, EisenbVerw. 1930 S. 1318. 

2 Das Recht der Eisenbahn, die Abfertigung zum freien Verkehr für den 
Zollzahler zu beantragen, beruht übrigens ausschließlich auf dem ZG. und der 
RAO. Aus der Fassung der EVO. $ 65 (6), wonach die Eisenbahn unterwegs die 
Zollvorschriften für den Absender zu erfüllen hat, kann dieses Recht nicht ab- 
geleitet werden. S. auch das unter 9 erwähnte Urteil des Reichsfinanzhofs. 

3 ZG. § 69 (1) Ziff. 11, 21, 22, 25, dazu AZO. $$ 121, 124—126. 
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vor Abschluß des Frachtvertrags der Absender und nach Ankunft des 
Gutes am Bestimmungsort der Empfänger sein, wenn er nach Maßgabe 
der Frachtbriefvorschrift die Zollbehandlung zu betreiben hat. 

Der Zollbeteiligte hat nach der Gestellung der Waren rechtzeitig 
den Zollantrag zu stellen, d.h. die nach Sachlage in Betracht kommende 
Abfertigung (s. 8) zu beantragen, die Waren anzumelden und darzu- 
legen. Soweit nicht mündliche Antragstellung zugelassen ist, also z.B. 
im Reiseverkehr oder bei der Abfertigung zum freien Verkehr durch eine 
Grenzzollstelle, wenn der gesamte Zoll nicht mehr als 20 RM beträgt, 
ist der Antrag schriftlich in der Zollanmeldung zu stellen. Im Eisen- 
bahnverkehr dient hierzu die „Internationale Anmeldung“, 
die grundsätzlich vom Absender (Absendererklärung) in zwei Stücken 
beigegeben sein soll. Erleichternd ist in Anlehnung an die bisherige 
Praxis zugelassen, daß die Waren auch nach Sprachgebrauch oder Han- 
delsübung angemeldet werden können. Erschwerend ist vielleicht, daß 
ein Antrag auf „amtliche Beschau“ (VZG. $ 27) nicht mehr möglich ist; 
doch gibt ZG. $ 72 (Begründung S. 49) durch Vorbesichtigung des Zoll- 
gutes und Probeentnahmen dem Zollbeteiligten die Möglichkeit, sich von 
der Natur des Gutes Kenntnis zu verschaffen; auch kann die Zollanmel- 
dung bis zum Beginn der Zollbeschau berichtigt werden. 


Auf Grund der Zollabfertigung, die äußere oder innere Zollbeschau 
z voraussetzt (ZG. § 80), wird dann die schriftliche Zollanmeldung von der 
Zollstelle entweder für die Abfertigung zum freien Verkehr verwendet 
oder sie wird zum Begleitschein B (bisher Begleitzettel) oder Begleit- 
schein A (bisher Begleitschein I) vervollständigt. Die weitere Behand- 
lung der Begleitscheine und der zugehörigen Waren, insbesondere die 
Einzelheiten über Wechsel des Warenführers, Umladung, Teilung des 
Gutes, Übergang in einen neuen Zollverkehr sind nunmehr in der Zoll- 
anweisungs-Ordnung übersichtlich und ausführlich behandelt. 


Begleitscheine II, durch die ein bereits festgesetzter Zoll 
zur Zahlung an eine andere Zollstelle, in der Regel die des Wohnortes 
des Empfängers, überwiesen wurde, gibt es nicht mehr, An ihre Stelle 
tritt der Zollschuld-Überweisungsschein: 

Die Bestimmungen über die Nämlichkeitssicherung (ZG. $ 82, 
ZAnwO. $ 6) sind unverändert geblieben. Die Nämlichkeit von Zollgut 
wird in der Regel durch Zollverschluß (Raum- oder Packstückverschluß) 
gesichert. In Übereinstimmung mit dem bisherigen Recht kann die Zoll- 


7 Se Zollfrachtbrief: Siegert in Zeitschrift für Zölle 1930 Nr. 1, Zeitschrift 
für die internationale Risenbahnbeförderung (Bern) 1932 S. 377. 
2 ZG. $ 67, AZO. $$ 94 ff., Begründung S. 36. 
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stelle zulassen, daß Eisenbahnbeamte das Einladen, Ausladen oder Um- 
laden von Zollanweisungsgut überwachen, Zollverschlüsse anlegen, prüfen 
und die entsprechenden Bescheinigungen in den Zollurkunden abgeben 
(ZAnwO. $ 45). DieErleichterung des österreichischen Zollrechtes, wonach 
Eisenbahnverschlüsse genügten, ist leider nicht übernommen worden, 
ebenso nicht dieBesonderheit des österreichischen Zollrechtes, wonach für 
Durchfuhrgut von Ausfertigung eines Begleitscheins überhaupt abgesehen 
wurde und zollamtliche Abstempelung des Frachtbriefes genügte. Bei 
den auf Zollbegleitschein A abgefertigten Stückgütern, die mit der Eisen- 
bahn oder mit eisenbahnamtlichen oder eisenbahnseitig gemieteten Kraft- 
fahrzeugen befördert werden, wird vom Packstückverschluß und von 
Sicherheitsleistung wie bisher abgesehen!, 

Die erleichterte Zollabfertigung von Fahrzeugen, Zubehör- 
stücken, Ausrüstungsstücken, Lademitteln und Behältern deutscher und 
ausländischer Eisenbahnverwaltungen, der Mitropa und der Internatio- 
nalen Schlafwagengesellschaft, von Eisenbahndienstbriefen, von Bau- und 
Betriebsstoffen, die von einer im Zollausland gelegenen deutschen Eisen- 
bahndienststelle eingehen, behandeln EZO. $ 17 und Zollvormerk-Ordnung 
$ 100 (Befreiung von Zollantrag, Zöllanmeldung oder Zollabfertigung) ; 
die Überwachung des Verbleibs ausländischer Privatgüterwagen im deut- 
schen Zollgebiet ist dabei vereinfacht worden. Erwähnenswert sind aus 
der EZO. noch die Bestimmungen über die Abfertigung der Speisewagen- 
vorräte zur Durchfuhr ($ 15) und aus der ZAnwO,. die über Abfertigung ` 
lebender Fische in Eisenbahnfischversandwagen ($ 10), 

Zollräume der Reichsbahn werden zollamtlich grundsätzlich 
nicht verschlossen (EZO. 2[2]). Die bisher geforderte Übernahme der 
Haftung nach dem Sollbestand der eingebrachten Gegenstände und dem 
höchsten Satz des Zolltarifs durch die Eisenbahn wird nicht mehr ge- 
fordert, da der Warenführer oder derjenige, dem die Zollstelle die Waren 
in Besitz gegeben hat, ohne weiteres für den Zoll von Waren, die bis zum 
Beginn des Zollverfahrens abhanden gekommen sind, nach dem höchsten 
in Betracht kommenden Zollsatz halten. 


8. Arten des Zollverfahrens. 


Das ZG. unterscheidet zwischen endgültigen und vor- 
läufigen sowie Hilfszollverfahren. Im einzelnen sind nur die Bezeich- 
nungen der Verfahren, nicht aber Form und Inhalt wesentlich geändert. 
Zu begrüßen ist dabei die schärfere Unterscheidung und Festlegung der 
einzelnen Arten, insbesondere beim Zollvormerkverfahren. 


1 ZAnwO. $ 6 (4) in Verbindung mit $ 18 (2), $ 12 (3). 
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Zweck des endgültigen Zollverfahrens ist, die zollhängig gewordenen 
Waren, seien sie vom Warenführer bei der Grenzzollstelle gestellt oder 
im Zollanweisungsverfahren (s. unten) einer Binnenzollstelle zugeführt, 
aus der Zollhängigkeit zu lösen und in den freien Verkehr zu überführen, 
Die Abfertigung zum freien Verkehr vollzieht sich auf 
Grund des Antrags des Zollbeteiligten und nach innerer Beschau durch 
Zollfreischreibung oder Verzollung. Wie nach bisherigem Recht kann 
das von Eisenbahnbediensteten in ihrer Eigenschaft als Personal von 
Zollhilfsorganen auf der Gleis- oder Dezimalwaage ermittelte Gewicht in 
den Zollbefund übernommen werden, wobei Verwiegung auf der Gleis- 
waage für Waren mit einem Zollsatz bis zu 15 (bisher 6) RM für den 
Doppelzentner zugelassen jet), 

Von den vorläufigen Zollverfahren (Zollbindungs- und Zollvormerk- 
verfahren) kommt für die Eisenbahn besonders das Zollanwei- 
sungsverfahrenin Betracht. Der Begleitschein A, den jedermann 
erwirken kann, wird von der Eisenbahn hauptsächlich im Stückgutver- 
kehr erwirkt (bisher Begleitschein I ohne Stückverschluß, EZO. alt $ 40), 
der Begleitschein B (für den Wagenladungsverkehr EZO. alt $ 27) ist 
der Eisenbahn vorbehalten (ZG. $ 88). 

Der Begleitscheinnehmer haftet für den Zoll nach ZG. $ 89 (2), der 
Warenführer, der zugleich auch Begleitscheinnehmer sein kann, hat das 
Zollanweisungsgut einer zur Erledigung des Begleitscheins befugten 
Zollstelle innerhalb bestimmter Frist (regelmäßig 1 Monat) wieder zu 
gestellen. Bemerkenswert ist, daß nach ZAnwO. $ 18 (3) Warenführer 
auch der Empfänger des Zollanweisungsgutes sein kann, wenn er an 
dessen Beförderung teilnimmt, z.B. bei Gleisanschlüssen, Die Bestim- 
mung gilt nach ihrem Wortlaut allerdings nur für den Zollbegleitschein A; 
die Begründung zu ZG. $ 89 Abs. 5 enthält diese Einschränkung, 
die gerade den wichtigen Wagenladungsverkehr von der Vergünstigung 
ausschließen würde, nicht. 

Außer dem Zollanweisungsverfahren, das die Wiedergestellung von 
Zollgut sichert, ist als weitere Art des Zollbindungsverfahrens das Zoll- 
gewahrsamsverfahren zu erwähnen, Es sichert Zollagerung in öffent- 
lichen Zollagern (oder zolleigenen Lagern), Zollveredelung und Zollver- 
wendung unter Zollraumverschluß oder Zollbewachung gegen vorschrifts- 
Widrige Verfügung. Die Einzelheiten regelt die Zollager-Ordnung. 

Das Zollvormerkverfahren ist für Waren bestimmt, die 
im unmittelbaren Besitz des Zollbeteiligten — im Eisenbahnverkehr der 
Frachtpartei — Zollagerung, Zollveredelung oder Zollverwendung erfahren 


1 ZG. $ 43, EZO, $$ 22, 25, 19. 
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sollen (ZG. $ 101); näheres enthält die Zollvormerk-Ordnung. Abferti- 
gung im Zollvormerkverfahren (auf Zollvormerkschein) wird die Eisen- 
bahn in der Regel nur aus Anlaß besonderer Angaben in den Begleit- 
papieren veranlassen, Abfertigung auf Niederlage auch dann, wenn die 
Abfertigung zum freien Verkehr auf fracht- oder zollrechtliche Hinder- 
nisse stößt. 

Im Hilfszollverfahren werden nichtausfuhrzollbare Waren 
behandelt, die aus dem Zollgebiet ausgeführt und zollfrei wieder ein- 
geführt werden sollen, z. B. Marktgut, oder die vom Zollgebiet durch das 
Zollausland nach dem Zollgebiet bloß befördert werden sollen. Hierfür 
dienen Anmelde- und Zwischenscheine!, Auch hier sind die Anträge des 
Absenders im Frachtbrief für die Stellung des Zollabfertigungsantrags 
durch die Eisenbahn maßgebend. 

Als vereinfachtes Zollanweisungsverfahren (ZAnwO, $ 58) kommt 
dann noch die Abfertigung von Reisegepäck und Ex- 
preßgutin Betracht. Können sie zum freien Verkehr nicht im Grenz- 
bahnhof abgefertigt werden, so werden sie wie bisher ohne besondere 
Sicherung, wie Beschau oder Verschluß, mit „Verzeichnis über Reise- 
gepäck und Expreßgut, das einer Zollstelle zur Zollabfertigung oder zur 
Überwachung des Ausgangs zu gestellen ist“ auf hierfür geeignete 
Binnenbahnhöfe mit Eisenbahnzollstelle überwiesen (EZO. $$ 12, 14). 
Gut und Beförderungspapier erhalten grüne Bezettelung (s. auch 
unten 12). 


9. Das Ausfuhrzollverfahren, 


Die Bestimmungen des VZG. über die Behandlung ausfuhrzollbarer 
Waren 4 und 71) erlangten praktische Bedeutung erst mit der 
Wiedereinführung von Ausfuhrzöllen im Jahre 1932. Die Ausfuhrzoll- 
ordnung vom 21, März 1932 (Reichszollblatt S. 110) enthielt in $$ 4 und 8 
die für die Eisenbahn praktisch undurchführbare Vorschrift, daß Waren- 
führer ausfuhrzollbare Waren in das Zollausland nur annehmen 
dürfen, wenn die Waren zur Ausfuhr abgefertigt sind. Der in den Ver- 
kehrsrechtlichen Abhandlungen und Entscheidungen 1936 8.550 be- 
handelte Streitfall, in dem die Eisenbahn von der Zollverwaltung zur 
Nachzahlung des Ausfuhrzolles bei einer Sendung verhalten wurde, für 
die ein Ausfuhrzoll zwei Tage vor Annahme des Gutes veröffentlicht und 
zwei Tage nach Annahme zur Beförderung in Kraft getreten war, wäh- 
rend die Klage der Reichsbahn auf Zollersatz gegen den Absender nur 
zur Hälfte durchdrang, weil die Bahn wegen nicht rechtzeitiger Anweisung 
des Grenzbahnhofs auch Verschulden treffe, — beleuchtet die Schwierig- 


1 ZG. $ 104, AZO. ER 227—252. 
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keiten der Lage für die Bahn, Dabei wäre die Zollstelle doch wohl in der 
Lage gewesen, aus den statistischen Anmeldepapieren bei der Ausfuhr 
selbst die Art der Sendung und damit ihre Zollbarkeit ohne weiteres fest- 
zustellen. Andere Schwierigkeiten ergaben sich, wenn aus der Inhalts- 
angabe im Frachtbrief die Zugehörigkeit des Gutes zu einer Nummer des 
Ausfuhrzolltarifs (z.B. Strickmaschinen) von der Bahn nicht erkannt 
werden konnte. Vgl. auch das Urteil des Reichsfinanzhofs in Zeitschrift 
für Zölle 1937 S, 141. 

Das neue Zollgesetz hat die Verpflichtungen der Eisenbahn bei Be- 
förderung ausfuhrzollbarer Waren gemildert!, Zur Gestellung solcher 
Waren ist nunmehr der Versender, d.h. derjenige verpflichtet, der 
die Waren für eigene Rechnung über die Zollgrenze bringen läßt. 
Neben dem Versender als Ausfuhrzollschuldner haftet der Warenführer 
für den Ausfuhrzoll, wenn er ausfuhrzollbare Waren, die nicht zollamt- 
lich abgefertigt sind, über die Zollgrenze bringt und die Ausfuhrzollbar- 
keit nach der Beschaffenheit der Sendung oder aus den Beförderungs- 
urkunden erkannt hat oder erkennen mußte. Die Eisenbahn wird hier- 
nach die Zollverwaltung zunächst an den Versender verweisen können. 

Die Abfertigung ausfuhrzollbarer Waren zur Ausfuhr mit Ausfuhr- 
zollanmeldescheinen regeln AZO. §§ 157 (2) und 219. Wegen Behandlung 
solcher Waren, wenn sie zum Zwischenauslandsverkehr (Deutschland— 
Ausland Deutschland) abgefertigt werden sollen vgl, ZG. $ 87 und 
AZO. $ 221. 

10. Das Zollstrafrecht. 

Während im VZG. (Abschnitt XX: Strafbestimmungen) das ge- 
samte Zollstrafrecht geregelt war, wobei insbesondere zwischen Bann- 
bruch (Ein- und Ausfuhr verbotener Waren), Zollhinterziehung und den 
sogenannten Vermutungstatbeständen unterschieden wurde, sind 1919 
die Bestimmungen über die Zollzuwiderhandlungen im engeren Sinn in 
die Reichsabgabenordnung übernommen worden?, Die Zerreißung des 
Rechtsstoffes war mißlich, wie sich dies unter anderm mittelbar bei der 
zwischen Reichsfinanzhof und Reichsgericht lang umstrittenen, nun- 
mehr bejahten Frage zeigte, ob Steuerhinterziehung auch bei solchen 
Waren begangen werden kann, deren Einfuhr verboten ist (RAO. 
$ 396 [6]). 

1 ZG. $ 11, 48, 87 (8); Begründung S. 8 und 28, 

A 2 Die Begründung zum ZG. (S. 3) hatte in Aussicht gestellt, daß durch 
eine Novelle zur RAO, die noch im VZG, enthaltenen Strafvorschriften in die 
RAO. eingearbeitet werden. Nach Verordnungen des Reichsfinanzministeriums, 
zuletzt vom 27. Mai 1939 (Reichszollblatt S. 624), bleiben die Bestimmungen 


des VZG. ER 134—164, soweit sie noch gelten (Bannbruch usw.), noch bis zum Ab- 
lauf des 30. Juni 1939 in Kraft. 
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Hervorzuheben sind als im Eisenbahnzollverkehr hauptsächlich in 
Betracht kommende strafbare Handlungen: die Steuergefährdung (fahr- 
lässiges Bewirken der Verkürzung von Steuereinnahmen, $ 402) und die 
Übertretung sonstiger steuergesetzlicher oder Verwaltungsvorschriften 
($ 413), die durch Ordnungsstrafen geahndet wird. Doch werden sie 
nicht verhängt, wenn festgestellt wird, daß Strafausschließungsgründe 
vorliegen oder daß die Zuwiderhandlung auf einem unabwendbaren Zu- 
fall beruht. Diese Fassung im Zusammenhang mit der bisherigen Übung, 
wonach von Bestrafung abgesehen wird, wenn insbesondere eine Zoll- 
hinterziehung nicht in Frage kommt und das Verschulden des Eisenbahn- 
bediensteten gering ist, wird auch künftig wesentlich zur Diensterleich- 
terung beitragen. 

Neben der Strafbarkeit der Bediensteten besteht dann noch die 
Haftung des Geschäftsherrn für die gegen seine Bediensteten ver- 
hängten Geldstrafen; sie tritt aber nicht ein, wenn festgestellt wird, daß 
die Zuwiderhandlung ohne Wissen des Geschäftsherrn begangen wurde 
und er bei Auswahl und Beaufsichtigung der Angestellten die erforder- 
liche Sorgfalt aufgewandt hat ($ 416 [2]). Unberührt von den Straf- 
bestimmungen bleibt die Haftung des Warenführers für den Zoll selbst. 


11. Sonstige Rechtsgebiete. 


In Verbindung mit der Zollbehandlung — sei es bei der Abfertigung 
zum freien Verkehr oder im Zollanweisungsverfahren — haben die Zoll- 
organe auf Grund des ZG. $ 106 (Verbote und Beschränkungen für den 
Warenverkehr über die Reichsgrenze) oder von Sondergesetzen noch be- 
sondere Aufgaben wahrzunehmen, 

Anzuführen sind hier folgende, in der letzten Zeit in neuer Fassung 
ausgegebenen Vorschriften: 

1. das Gesetz über Ein- und Ausfuhrverbote vom 25. März 
1939 (RGBl. I S, 578) ; 

2. das Gesetz über die Statistik des Warenverkehrs 
mit dem Ausland (Außenhandelsstatistik — HStatG.) vom 31. März 1939 
(RGBI. I S. 645) ; 

3. die Ausgleichsteuerordnung (Durchführungsbestim- 
mungen zum Umsatzsteuergesetz) vom 23. März 1939 (RGBl. I S. 615); 

4. das Gesetz über die Devisenbewirtschaftung vom 
12. Dezember 1938 (RGBl. I 8. 1733), mit der Verordnung zur Devisen- 
bewirtschaftung (Richtlinien) vom 22. Dezember 1938 (RGBl. I 8.1851); 
im Zollabfertigungsverfahren kommen hier insbesondere die Export- 
valutaerklärungen (Ausfuhrdevisenkontrolle) und die Devisenbeschei- 
nigungen (Einfuhrdevisenkontrolle) in Betracht. 
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Die Sorge für Beachtung aller dieser Vorschriften während der 
Beförderung, wie Bereithaltung der Papiere, Stellung der Abfertigungs- 
anträge z. B. auf Untersuchung von Vieh, Fleisch, Wein usw. zur Fest- 
stellung der Einfuhrfähigkeit obliegt auch hier in der Regel dem Waren- 
führer, 


Auf Grund der Verbrauchssteuergesetze (Tabak, 
Zucker, Zündwaren usw.) dürfen noch nicht versteuerte Waren nur unter 
Steueraufsicht mit Steuerbegleitsche'n versandt werden. Die Eisenbahn 
hat bei diesen Gütern nur die Pflichten eines Warenführers (Gestellung). 
Erwirkung und Erledigung der Steuerbegleitscheine ist Sache des Ab- 
senders und Empfängers. 


12. Schlußwort. 


Das Genfer Zollabkommen von 1923! bezeichnet es als seine Auf- 
gabe, die internationalen Handelsbeziehungen nicht durch übertriebene, 
nutzlose oder willkürliche Zollformalitäten einzuengen. Im Vergleich mit 
den übrigen europäischen Zollgesetzgebungen trägt das deutsche Zoll- 
recht dieser Forderung und damit den Belangen von Wirtschaft und Ver- 
kehr durchweg Rechnung; hier sei nur auf die Möglichkeit, die Ab- 
fertigung zum freien Verkehr soweit nur tunlich erst im Innern des Zoll- 
gebietes vornehmen zu können (oben 6) und auf die nach Form und 
Inhalt vereinfachte „Internationale Zollanmeldung“ hingewiesen. 


Von den für die Eisenbahn im Zollverkehr aufkommenden Lasten ist 
eine besonders fühlbare, die eigene Zollschuldhaftung bei der Ab- 
fertigung zum freien Verkehr, durch das Recht der Eisenbahn, den Ab- 
fertigungsantrag in Vertretung dessen zu stellen, den es angeht, be- 
seitigt. 

Dagegen werden Warenführer- und Begleitscheinnehmerhaftung 
wohl unabwälzbar bleiben, da sich die Zollverwaltung aus praktischen 
Gründen nicht an den ihr unbekannten Eigentümer oder wirtschaftlich 
Verfügungsberechtigten, sondern an den Warenführer als Inhaber oder 
den Begleitscheinnehmer hält, der der Zollverwaltung gegenüber eine 
schriftliche Haftungserklärung abgegeben hat. 


Nicht einzusehen ist dagegen, warum das vereinfachte Über- 
weisungsverfahren für Reisegepäck und Expreßgut (oben 8) nicht auch 
auf Frachtgut angewendet werden kann. Mag vielleicht die Zollverwal- 
tung ihr Risiko bei Abhandenkommen des meist zollfreien Reisegepäcks 
nicht hoch bewerten, so daß sie angesichts der Haftung der Bahn auf 


1 RGBI. 1925 II 672. 
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besondere Sicherungsmaßnahmen verzichtet, so trifft diese Erwägung 
schon nicht mehr bei Expreßgut zu, das in der Regel zollbare Waren ent- 
halten wird, 

Seit Einführung der internationalen Anmeldung, deren Vorhanden- 
sein von der Eingangszollstelle festgelegt wird, und im Hinblick auf die 
von der Reichsbahn im eigenen Interesse vorgesehenen Sicherungen 
(Zwangsverwiegung bei Stückgut, Verschluß der Stückgutwagen, Ermitt- 
lungsverfahren bei fehlenden oder heschädigten Gütern usw.) sollte man 
annehmen können, daß zum mindesten bei Frachtstückgut, soweit die 
Bahn hierfür einen Begleitschein erwirkt, eine der Zollabfertigung von 
Expreßgut ähnliche Zollbehandlung müßte genügen können, 

Als Warenführer tritt doch nicht mehr wie im vorigen Jahrhundert 
ein unbekannter Lastfuhrmann der Zollverwaltung gegenüber, sondern 
ein einheitlich organisiertes staatliches Unternehmen, dessen Beamte — 
im Dienste des nationalsozialistischen Einheitsstaates stehend — wohl 
nicht minder verantwortungsbewußt sind wie die der Zollverwaltung, 
ganz abgesehen davon, daß es sich um eine Rechtspersönlichkeit, das 
Deutsche Reich, handelt. Dabei soll zunächst nur an die Möglichkeiten 
der Dienst- und Verkehrserleichterung gedacht sein, und erzielbare Ein- 
sparungen nicht in Betracht gezogen werden. 

Für die Gegenwart wird es Sache der Reichsbahn und der Privat- 
bahnen sein, durch Anweisung und Belehrung des Personals dafür zu 
sorgen, daß das im Gewahrsam der Bahn stehende Zollgut genau nach 
Maßgabe der neuen staatlichen Zollvorschriften und der von den 
Bahnen hierzu erlassenen Zollabfertigungsvorschriften 
(Kundmachung 6 des Deutschen Eisenbahnverkehrsverbandes) behandelt 
wird, Bei verständnisvollem Zusammenarbeiten der Zoll- und Eisenbahn- 
organe im Dienste des Staates werden sich nennenswerte Schwierigkeiten 
auch künftig vermeiden lassen, 


Die Größenbemessung von Stückgutumladestellen. 


Von 
Oberreichsbahnrat Dr. Karl Ottmann in Hannover. 


(Mit 3 Abbildungen.) 


1. Die Fragestellung. 


Bei der Reichsbahn bilden 67 Umladestellen, auf denen rund 
55000 Tonnen täglich umgeschlagen werden, die Stützpunkte des Stück- 
gutverkehrs. Die Leistungen dieser Umladestellen sind im einzelnen sehr 
verschieden groß, sie schwanken zwischen 200 und 2000 Tonnen täglich. 
In drei Gruppen zerlegt, ergeben sich 15 Umladestellen mit einer durch- 
schnittlichen Tagesleistung von mehr als 1200 Tonnen, 27 mittelgroße 
Umladestellen mit 600 bis 1200 Tonnen, und schließlich 25 Stellen mit 
einer unter 600 Tonnen bleibenden Tagesleistung. Seit der Verreich- 
lichung der Ländereisenbahnen, also seit dem Jahre 1920, hat man die 
früher fast unübersehbare Zahl von Umladestellen allmählich auf diesen 
Stand von 67 zurückgeführt und bei dieser einzigartigen Flurbereinigung 
den Gedanken der Großumladestelle in den Vordergrund gerückt. 
Dieser Gedanke entsprach so sehr der allgemeinen Überzeugung von der 
Überlegenheit der Großbetriebe überhaupt, daß eingehende Unter- 
suchungen über die Arbeitsweise großer Umladestellen zunächst unter- 
blieben, 

Nachdem ein gewisser Beharrungszustand eingetreten war, kam 
auch die systematische Kleinarbeit zu ihrem Recht. Eine im Jahre 1934 
begonnene planmäßige Untersuchung der Arbeitsvorgänge auf den Um- 
ladestellen, herkömmlicherweise gern als „Durchleuchtung“ der Umlade- 
stellen bezeichnet, brachte eine Fülle von Beobachtungsmaterial zusam- 
men, dessen kritische Auswertung auch für die Frage nach der zweck- 
mäßigsten Größenbemessung der Umladestellen von Bedeutung ist. 

Die Arbeiten können in dieser Hinsicht um so segensreicher wirken, 
als die auf den Großbetrieb hindrängenden Kräfte die Neigung haben, 
über das Ziel hinauszuschießen. Sobald in einzelnen Bezirken der Ehrgeiz 
Platz greift, im Wettlauf mit anderen Bezirken „die größte“ Umladestelle 
zu besitzen, wird das Maß des wirtschaftlich Gerechtfertigten leicht über- 
‚schritten, Es bedarf demgegenüber keiner weiteren Darlegung, daß der 
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Ehrgeiz nicht auf ein Maximum, sondern auf ein Optimum ausgerichtet 
sein sollte. Für die Bemessung des Optimums eine einwandfreie Formel 
zu finden, ist allerdings schwierig, da die räumliche Ausdehnung der 
Wirtschaftsgebiete, ihre Struktur und Verkehrsdichte eine sehr unter- 
schiedliche Beurteilung des Optimums der Umladestellen notwendig 
machen. 

Selbst wenn wir unserer Untersuchung feste Daten, und zwar das 
deutsche Wirtschaftsgebiet in seiner Gesamtheit und die Verhältnisse 
der Reichsbahn zugrunde legen, wird es sich bei der Frage nach der opti- 
malen Größenbemessung nur um das Abstecken von Grenzen handeln 
können, in denen das Optimum des Einzelfalls zu suchen ist. 


2. Das Zentralladesystem. 


Die systematische Einstellung der gesamten Frachtstückgutbeförde- 
rung auf eine möglichst klein zu haltende Zahl großer Umladestellen, 
die im Zentrum eines ihnen zugeteilten Sammel- und Verteilungsgebietes 
liegen, wird als Zentralladesystem bezeichnet. Das Zentralladesystem, 
dessen Entwicklung zur vollen begrifflichen Klarheit man sich als einen 
langsamen, heute noch nicht abgeschlossenen Prozeß vorzustellen hat, 
ist das in Deutschland herrschende System geworden. 

Die Kenntnis seiner Grundbegriffe ist Vorbedingung für eine Stel- 
lungnahme zur Größenbemessung der dem System einzuordnenden Um- 
ladestellen;-und da sich die Grundbegriffe am anschaulichsten an einem 
konkreten Beispiel erläutern lassen, setzen wir das Bild einer solchen in 
Norddeutschland gelegenen Umladestelle an den Ausgangspunkt unserer 
Überlegungen. Hierbei kommt es nicht darauf an, mit dem Bild eine 
getreue Kopie der Wirklichkeit zu geben, sondern das Typische heraus- 
zuheben. 

Jede UmladestelleerfülltimZentralladesystem 
einedoppelte Aufgabe, Sie hat in dem ihr zugeteilten Verkehrs- 
gebiet das Versandgut zu sammeln, sowie das Empfangsgut zu verteilen; 
und sie hat zwischen dem eigenen Verkehrsgebiet, dessen Mittelpunkt 
sie ist, und den übrigen Umladestellen des Reichs, als den Zentren der 
anderen Stückgutverkehrsgebiete, eine Verbindung herzustellen. 


Bei Erfüllung der ersten Aufgabe gleicht jedes Verkehrsgebiet 
einem Einzellebewesen, das seine eigene, durch das Sammeln und Ver- 
teilen gekennzeichnete Dynamik hat, und die Umladestelle ist der Kern 
dieses Einzelwesens. Alle Güterabfertigungen eines solchen Verkehrs- 
gebietes hängen mit „ihrer“ Umladestelle zusammen und werden von der 
lebendigen Kraft dieser Stelle beeinflußt und getragen. An die Umlade- 
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stelle geben sie ihre Güter, soweit sie nicht unmittelbar dem Endziel zu- 
geführt werden können, ab, und von dort erhalten sie den Zustrom 
fremder Güter. 

Die zweite Aufgabe der Umladestelle, das eigene Verkehrsgebiet 
mit der Gesamtheit der übrigen Stückgutverkehrsbezirke zu verknüpfen, 
entspricht dem Aufgehen eines Einzelwesens in der Gemeinschaft, und 
setzt neben die eigene Dynamik des Sammelns und Verteilens die um- 
fassende Dynamik des das ganze deutsche Wirtschaftsgebiet beherrschen- 
den Güteraustauschs. 

Der doppelten Aufgabe jeder Umladestelle, Bindeglied zwischen 
den einzelnen Teilen Deutschlands und Mittelpunkt eines eigenen 
Verkehrsgebietes zu sein, sucht die in den Abbildungen 1 und 2 gegebene 
zeichnerische Darstellung in der Weise gerecht zu werden, daß die erste 
Abbildung den Zusammenhang der als Beispiel gewählten Umladestelle 
mit den übrigen deutschen Umladestellen zeigt, während die zweite Ab- 
bildung dieselbe Umladestelle im Rahmen ihres engeren Wirkungs- 
bereichs darstellt. 

Die Verknüpfung der Umladestellen untereinander erfolgt beförde- 
rungsdienstlich am einfachsten und idealsten durch eine direkte Stück- 
gutwagenbildung von Umladestelle zu Umladestelle. Wo eine solche 
direkte Wagenbildung aber aus Mangel an einem entsprechenden Gut- 
aufkommen nicht durchführbar ist, muß man sich mit einer Verladung 
auf eine vorgelegene Umladestelle begnügen, die in solchem Falle die 
Rolle einer Vermittlungsstelle übernimmt. 

Abb. 1 zeigt die als Beispiel gewählte Umladestelle (das Beispiel 
lehnt sich an die tatsächlichen Verhältnisse der Umladestelle Magdeburg- 
Rothensee an) im Kranz der übrigen 66 deutschen Umladestellen, und 
deutet die Verkehrsbeziehungen, in denen eine direkte Wagenbildung 
möglich ist, durch 32 von der Umladestelle strahlenförmig ausgehende 
Strecken an. Die in der Zeichnung isoliert dastehenden 34 Umladestellen 
werden nur mittelbar unter Einschaltung einer der 32 erstgenannten 
Stellen erreicht. Um die Zeichnung übersichtlich zu halten und nicht mit 
Material zu überlasten, ist von einer in die Einzelheiten gehenden Dar- 
stellung dieser indirekten Verbindungen Abstand genommen, zumal es 
im Prinzip gleichgültig ist, über welche Vermittlungsstelle diese oder 
jene Umladestelle von M aus erreicht wird. 

Aus dem gleichen Grunde einer Vereinfachung der Skizze ist auch 
darauf verzichtet, die neben der Bildung von Umladewagen eine nicht 
unbedeutende Rolle spielende Ortswagenbildung zur Darstellung zu 
bringen. Es ist eine Selbstverständlichkeit, daß unsere Umladestelle M 
in allen Fällen, in denen sie in der Lage ist, zielreine Ortswagen zu bilden, 
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das in Frage kommende Gut nicht erst auf eine weitere Umladestelle 
wirft, sondern direkt dem Ziel zuführt, mag es auch das entfernteste Ziel 
in irgendeinem fremden Verteilungsgebiet sein. So ergeben sich in der 
Praxis für den Platz M neben den in der Abbildung wiedergegebenen 
66 Zielen noch eine Anzahl weiterer Fernziele, die keine Umladestellen 
sind und in die Zeichnung nicht aufgenommen wurden, weil diese sich 
auf die Darstellung der Verknüpfung der Umladestellen untereinander 
beschränkt, 


Abb, 1, Die Fernverbindungen einer Umladestelle, 


Die dem eigenen Verkehrsgebiet oder, wenn man so will, dem Nah- 
verkehr unserer Umladestelle gewidmete A b b. 2 geht in der Wiedergabe 
der Wagenbildung stärker in die Einzelheiten. Sie bringt in einer beson- 
deren, fast wie eine militärische Aufmarschskizze wirkenden zeich- 
nerischen Form die Verteilung des Empfangsgutes zur Darstellung, kann 
aber im Prinzip ebensogut auch zur Veranschaulichung des Sammelns 
verwendet werden, da das Sammeln nur ein Spiegelbild des Verteilens ist. 

Die Besonderheit der Wagenbildung im eigenen Verkehrsgebiet der 
Umladestelle gegenüber der Verknüpfung der Verkehrsgebiete unter- 
einander liegt darin, daß sie nicht nur, wie der Fernverkehr, auf Ziele 
abgestellt ist, für die genügend Gut zur Bildung von Orts- und Umlade- 


Die Größenbemessung von Stückgutumladestellen. 845 


wagen aufkommt, sondern daß sie auf sämtliche, auch die kleinsten Plätze 
des Bezirks Rücksicht zu nehmen hat; auch auf solche, für die vielleicht 
nur gelegentlich und selbst dann nur wenig Gut anfällt. Zu diesem Zweck 
tritt neben die Orts- und Umladewagen, wie wir sie auch im Fernverkehr 
kennen, die Gruppe der nur dem Nahverkehr vorbehaltenen Kurswagen. 
Die Orts- und Umladewagen kann man, um den Gegensatz zu den Kurs- 
wagen gut herauszuarbeiten, auch als „geschlossene Stückgutwagen“ 
bezeichnen. Die Bezeichnung hat mit der Bauart der Wagen selbstver- 
ständlich nichts zu tun, sondern besagt, daß diese Wagen, weil sie jeweils 
nur Gut für ein einziges Ziel enthalten, geschlossen bis zu diesem Ziel 


OrUmladewagen % 
@-Ortswagen N 


Abb. 2. Das Verkehrsgebiet einer Umladestelle, 


durchgeführt werden. Im Gegensatz dazu werden die Kurswagen, die man 
nach österreichischem Sprachgebrauch auch Streckenwagen nennt, auf 
ihrem Lauf wiederholt geöffnet, damit auf den Zwischenstationen aus- 
geladen werden kann. 

Dieser Systematik entsprechend benötigt Abb. 2 zur Darstellung der 
Wagenbildung besondere Zeichen, und zwar zwei verschiedene Arten von 
Kreisen und Pfeilen. Die geschlossenen Wagen sind durch Kreise sym- 
bolisiert, die, soweit sie schraffiert sind, Ortswagen, soweit sie nicht 
schraffiert sind, Umladewagen bedeuten, und jeweils an ihren Zielorten 
in die Zeichnung eingetragen wurden. Zur Wiedergabe der Kurswagen 
sind im Gegensatz zu den geschlossenen Wagen, da sie nicht einen 
Punkt, sondern eine Strecke bedienen, Pfeile gewählt worden, die 
in ihrer Längenausdehnung die vom Kurswagen bediente Strecke kenn- 
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zeichnen. Auf eine Eintragung aller an diesen Strecken liegenden Plätze, 
an denen aus den Kurswagen ausgeladen wird, wurde verzichtet; handelt 
es sich doch in dem als Beispiel gewählten Gebiet um rund 400 solcher 
Plätze, für die nur Splittermengen aufkommen, die diesen Plätzen in 
Kurswagen zugeführt werden müssen. Die Eintragung von 400 Punkten 
in der Zeichnung würde die Klarheit der Darstellung nachteilig beein- 
flußt haben, 

Daß, wie aus der Zeichnung ersichtlich, auch im Nahverkehr zahl- 
reiche Umladewagen gebildet werden, ist eine auf den ersten Blick be- 
fremdlich anmutende Erscheinung. Durch diese Wagenbildung entstehen 
im Verkehrsgebiet einer Umladestelle weitere Umladestellen, die im ge- 
gebenen Fall als Unterverteilungsstellen fungieren. Man könnte meinen, 
daß die Einschaltung solcher Unterverteilungsstellen ebenso wie ihr 
Gegenstück, die Vorsammelstellen, einen Bruch mit den Grundsätzen des 
Zentralladesystems bedeuten, Das ist jedoch nicht der Fall, sondern die 
Unterverteilung und das Vorsammeln ist in vielen Fällen ein unentbehr- 
licher Behelf, um das Zentralladesystem, also die Ausrichtung des ganzen 
Stückgutverkehrs auf wenige große Umladestellen überhaupt durchzu- 
führen. Die betreffenden Stellen erfüllen ihre Aufgabe in räumlich weit 
gespannten Sammel- und Verteilungsbezirken dadurch, daß sie die un- 
erfreulichen Kurswagenläufe auf ein erträgliches Maß zurückführen. 
Fassen wir beispielsweise die Unterverteilungsstelle Nr. 5 ins Auge, so 
sehen wir von hier zwei mit Kurswagen bediente kurze Strecken aus- 
gehen. Als Kurswagenläufe, die von einer Unterverteilungsstelle und 
nicht von der Hauptumladestelle ausgehen, sind sie in der Zeichnung 
durch gestrichelte Pfeile wiedergegeben. Von den beiden auf diesen 
kurzen Strecken laufenden Kurswagen dürfen wir annehmen, daß sie 
fast immer schlecht ausgelastet sind. Würde man die Bildung dieser 
Kurswagen zur Umladestelle M verlegen, so würden diese schlecht be- 
lasteten Wagen nicht nur die kleinen Anschlußstrecken, sondern auch 
die lange Strecke von der Hauptumladestelle bis zur Unterverteilungs- 
stelle zu durchlaufen haben. Eine zweite nicht minder wichtige Recht- 
fertigung finden die Hilfsumladestellen!, wie man die Unterverteilungs- 
und Vorsammelstellen zusammenfassend bezeichnen kann, durch die 
Überlagerung der Verkehrsgebiete der großen Um- 
ladestellen. Hiermit hat es folgende Bewandnis: Würde man im 
Fall unserer Abbildung 2 ein von Westen kommendes und für die beiden 
Anschlußstrecken bei Punkt 5 bestimmtes Gut zunächst bis zur Umlade- 


1 Auf sämtlichen Hilfsumladestellen der Reichsbahn werden schätzungs- 
weise täglich 15.000 Tonnen umgeladen. Wenn man von Umladestellen schlecht- 
hin spricht, pflegen die Hilfsumladestellen nicht mit einbezogen zu sein. 
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stelle M durchlaufen lassen, um es von dort wieder in westlicher Rich- 
tung zurückzutransportieren, so würde das einen unnötigen Kraft- und 
Zeitverlust bedeuten. Um derartige Rückläufe zu vermeiden, werden 
solche Güter der Unterverteilungsstelle 5 nicht von M aus, sondern von 
einer westlich gelegenen, in der Abbildung nicht verzeichneten Umlade- 
stelle zugeführt, und die Unterverteilungsstelle erfüllt die Aufgabe, die 
beiden aus verschiedener Richtung kommenden Ströme in einer selb- 
ständigen Kurswagenbildung zu vereinigen. 

Alle in unserer Zeichnung außerhalb des besonders umrandeten, 
engeren Verteilungsgebietes gelegenen Strecken gehören in dieser Weise 
außer zum Verteilungsgebiet der Umladestelle M auch noch zum Ver- 
teilungsgebiet anderer Umladestellen. Die Überlagerung der Verkehrs- 
bereiche verschiedener Umladestellen erweckt ebenfalls leicht den An- 
schein, als stände sie im Widerspruch mit dem Zentralladesystem, Trotz- 
dem ist auch eine solche Überlagerung mit dem Zentralladesystem nicht 
nur vereinbar, sondern in vielen Fällen der einzig gangbare Weg, große 
Umladestellen zu Zentralpunkten des Verkehrs auszugestalten. Während 
kurze Rückläufe geradezu zum Wesen des Zentralladesystems gehören, 
würde eine auf übermäßig langen Rückläufen aufgebaute Organisation 
systemwidrig sein, weil sie dem Grundgedanken der Beschleunigung und 
Rationalisierung des Stückgutverkehrs nicht entspräche. Von einem 
Bruch mit dem Zentralladesystem und damit von einer Anomalie kann 
man nur in jenen, heute allerdings noch häufig zu beobachtenden Fällen 
sprechen, in denen zur Vermeidung selbst kleiner Rückläufe gewisse 
Kurswagenstrecken von zwei Unterverteilungsstellen aus zwei ver- 
schiedenen Richtungen bedient werden; also wenn in dem von uns ge- 
wählten Beispiel etwa die Strecke zwischen den Unterverteilungsstellen 2 
und 5 von Norden und Süden gleichzeitig durch zwei Kurswagen erfaßt 
würde, statt, wie wir es hier annehmen, ausschließlich vom Punkt 5 aus. 
Dakurze Rückläufe zum Wesen des Zentralladesystems gehören, wider- 
spricht es diesem System, wenn man zur Vermeidung unbedeutender 
Rückläufe die Kurswagenbedienung übermäßig differenziert. 


3. Die Bedeutung der Ladekraft für die Größenbemessung 
der Umladestellen. 


Wenn die hier als Beispiel gewählte Umladestelle M einen verhält- 
nismäßig kleinen Teil der anderen Umladestellen mit direkter Wagen- 
bildung erreicht und zur Erfüllung ihrer Aufgaben weitgehend auf Ver- 
mittlungsstellen angewiesen ist, so liegt der Rückschluß nahe, daß die 
Umladestelle eine nicht ausreichend bemessene Ladekraft besitzt und in- 
soweit die Erfordernisse einer optimalen Größenbemessung nicht erfüllt. 
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M stellt eine Umladestelle mit einer durchschnittlichen Tagesleistung von 
700 Tonnen dar, d. h. sie hat 700 Tonnen im Eingang und 700 Tonnen im 
Ausgang. Eine Umladestelle von 700 Tonnen ist in der Tat nur als mittel- 
groß zu bezeichnen und nur in beschränktem Umfang in der Lage, auch 
auf entferntere Ziele direkte Wagen zu bilden, 

Die Tagesleistung einer Umladestelle ist von zwei Faktoren ab- 
hängig: von der räumlichen Ausdehnung des ihr zugeteilten 
Verkehrsgebietes einerseits und von der Verkehrsdichte in diesem 
Gebiet andererseits, Die räumliche Abgrenzung des Gebietes ist eine 
organisatorische Maßnahme, die von der Eisenbahnverwaltung nach 
ihrem Willen gestaltet und nötigenfalls abgeändert werden kann. Die 
Verkehrsdichte ist demgegenüber von der Eisenbahn als gegebene Größe 
hinzunehmen, Wo sich die Ladekraft einer Umladestelle zu schwach er- 
weist, liegt der Gedanke nahe, das Sammel- und Verteilungsgebiet zu er- 
weitern, um die mangelnde Verkehrsdichte, die die Eisenbahn nicht 
ändern kann, durch die Erweiterung des Gebietes auszugleichen. Bei 
der Erweiterung des Einflußgebietes einer Umladestelle stößt man jedoch 
leider bald auf gewisse Grenzen, bei deren Überschreitung nur noch die 
‚Umlademenge, aber nicht mehr die Ladekraft steigt. Um diese scheinbar 
paradoxe Tatsache zu erklären, vergegenwärtige man sich, daß die Ab- 
wicklung des Stückgutgeschäftes maßgebend von dem Willen der Ver- 
sender und von Handelsgewohnheiten bestimmt ist. Die Wünsche der 
Versenderschaft decken sich keineswegs immer mit dem, was vom Stand- 
punkt der Eisenbahn aus für eine glatte Abwicklung des Stückgut- 
geschäfts zweckdienlich erscheint. Während es z. B. im Interesse der 
Eisenbahn liegen würde, die Auflieferung der Stückgüter räumlich auf 
wenige Punkte zukonzentrieren, sie aber zeitlich möglichst 
auf den ganzen Tag zu streuen, gehen die Wünsche der Versender 
auf das Gegenteil hinaus. Indem die Versender kürzere Wege zur Güter- 
abfertigung anstreben, kommen sie zu dem Wunsch nach zahlreichen Ab- 
fertigungsstellen, also zu einer räumlichen Streuung; und 
indem die Versender ihre gesamte Tagesproduktion abschließend nach- 
mittags in einem Arbeitsgang zur Güterabfertigung zu bringen belieben, 
kommen sie zu einer zeitlichen Konzentration. 

Die Konzentration der Auflieferung auf die späten Nachmittags- 
stunden hat zur Folge, daß das Sammeln in der Regel nicht vor der 
Stunde 18 begonnen werden kann. Will man das bis zur Stunde 18 auf- 
gelieferte Gut von der zuständigen Umladestelle noch in der gleichen 
Nacht weiterbefördern, so steht für die Zuführung vom Versandplatz zur 
Sammelstelle nur die Zeit von 18 Uhr bis 21 Uhr zur Verfügung. In zwei 
bis drei Stunden läßt sich aber bei der räumlichen Streuung des Gutauf- 
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kommens auf zahlreiche Güterabfertigungen kaum eine größere Ent- 
fernung als 50 km überwinden. Orte, die weiter als 50 km von der 
Sammelstelle entfernt liegen, erreichen die Nachtausfuhr auf der Um- 
ladestelle nicht mehr, sondern das Gut verläßt die Sammelstelle in der 
Regel erst am nächsten Mittag. Da der Beförderungseffekt auch bei 
dieser Mittagsausfuhr immerhin noch erträglich ist, denken wir uns das 
Sammelgebiet nochmals um 50 km erweitert, so daß wir Strecken von 
100 km Länge in die Sammlung einbeziehen. Das Gut, was jenseits dieser 
Entfernung aufkommt, kann auch die Mittagsausfuhr nicht mehr er- 
reichen, und würde erst der Nachtausfuhr des zweiten Tages zufallen, 
falls mansichnichtentschließt, mehrals zwei Aus- 
fuhren innerhalb 24 Stunden vorzunehmen. Tut man 
dies aber, so führt die Zersplitterung der Ausfuhren dahin, daß sich 
trotz wachsender Umlademengen keine weitere Steigerung der Ladekraft 
ergibt. 

Wenn wir eine 100-km-Entfernung als obere Grenze eines Sammel- 
gebietes annehmen, so ist es selbstverständlich nicht angängig, sich das 
Sammelgebiet als einen Kreis mit 100 km Halbmesser vorzustellen. Da 
die Strecken, auf denen das Gut zu sammeln ist, nicht radial auf die 
Sammelstelle zulaufen, sondern in vielfältigen Querverbindungen ver- 
schlungen sind, könnte man theoretisch allenfalls mit einem Kreis von 
60 km Halbmesser rechnen, praktisch aber wird es eine völlig unregel- 
mäßig gestaltete Gebietsfläche sein, die bis zu 12 000 qkm groß sein kann, 
um unter dem Gesichtspunkt der beförderungstechnischen Erreichbarkeit 
der Umladestelle noch tragbar zu erscheinen. Die Fläche entspricht etwa 
der Größe Thüringens oder der halben Größe der Provinz Sachsen, 

Da Deutschland (ohne das Protektoratsgebiet) einen Flächenraum 
von 585 433 qkm umfaßt, würden theoretisch 50 Umladestellen genügen, 
wenn man allen Stellen ein Verkehrsgebiet von 12000 qkm zuteilen 
wollte, Die Leistungen dieser Umladestellen würden aber noch viel 
größere Unterschiede aufweisen, als das heute bei den 67 Umladestellen 
der Fall ist, weil die Verkehrsintensität in den auf 12.000 qkm gleich- 
mäßig zugeschnittenen Gebieten außerordentlich ungleich sein würde. 

Die Verkehrsintensität würde etwa ebenso verschieden sein, wie die 
Bevölkerungsdichte in den fraglichen Gebietsteilen. Daß die Bevölke- 
rungsdichte und die Verkehrsdichte in einer funktionellen Abhängigkeit 
voneinander stehen, ist eine bekannte Erscheinung. Nach einem alten 
Erfahrungssatz rechnet man insgesamt in Deutschland auf den Kopf der 
Bevölkerung mit einem Stückgutaufkommen von jährlich 500 kg. In land- 
wirtschaftlichen Bezirken beträgt der Stückgutanfall jedoch nur 300 kg 
je Kopf; bei gemischt landwirtschaftlichen und industriellen Bezirken 
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steigt die Kopfquote auf über 400 kg und in rein industriellen Bezirken 
werden bis zu 1000 kg erreicht. 

Nimmt man für ländliche Bezirke eine Bevölkerungsdichte von 70 
bis 80 Einwohnern auf einen qkm an, so würde sich für ein Einflußgebiet 
von 12000 qkm bei rein landwirtschaftlicher Struktur eine Einwohner- 
zahl von weniger als 1 Million und ein Stückgutempfang und Versand 
von täglich etwa 1000 Tonnen ergeben. Von diesem Gesamtanfall würde 
das, was nicht in Ortswagen sein Ziel direkt erreichen kann, auf der zu- 
ständigen Umladestelle verarbeitet werden müssen. Man kann annehmen, 
daß das etwa die Hälfte des Gesamtaufkommens ist. So kämen wir zu 
einer Leistungsgröße von 500 Tonnen für eine Umladestelle mit einem 
rein ländlichen Verkehrsgebiet von 12000 qkm. 

Bei gemischtwirtschaftlichen Bezirken, die in dem Flächenraum von 
12 000 qkm auch schon Mittelstädte und die eine oder andere Großstadt 
aufzuweisen haben, wäre mit etwa 1,5 Millionen Einwohnern und 2500 
Tonnen Stückgut täglich zu rechnen. Nimmt man an, daß auch hier 
wieder die Hälfte der Umladestelle zufällt, so ergäbe sich für die Um- 
ladestelle mit einem industrialisierten Verkehrsgebiet von 12000 qkm 
eine Leistung von 1250 Tonnen täglich. 

Bei Bezirken, in denen mehrere Großstädte dicht gedrängt liegen, 
und deren Einwohnerzahl die 2-Millionen-Grenze überschreitet, muß mit 
einer Stückgutmenge von 6000 bis 12 000 Tonnen gerechnet werden, und 
wir kämen zu Umladestellen mit einer Leistung von 3000 bis 6000 Tonnen 
täglich. 

Die Größenbemessung der Umladestellen in dem gedachten rein 
landwirtschaftlichen Bezirk ist mit 500 Tonnen vom Standpunkt der Lade- 
kraft sicher nicht ideal, aber da wir in Deutschland rein landwirtschaft- 
liche Gebiete im Umfang von 12 000 qkm kaum kennen, und fast überall 
eine industrielle Durchsetzung stattgefunden hat, bildet die 500-Tonnen- 
Umladestelle kein Problem mehr für uns. Wo wir heute noch Umlade- 
stellen dieses Größenumfangs haben, handelt es sich nicht um Mittel- 
punkte landwirtschaftlicher Gebiete des erwähnten Ausmaßes, sondern 
um Stellen mit einem unter 12000 qkm liegenden Einflußgebiet, dessen 
Abgrenzung sich nur aus irgendeinem, nicht immer durchsichtigen ge- 
schichtlichen Werdegang erklärt. Das andere Extrem, die Umladestelle 
eines hochindustrialisierten Verkehrsgebietes von 12000 qkm Umfang 
mit Tagesleistungen von 6000 Tonnen bildet demgegenüber für uns sehr 
wohl ein Problem, da Deutschland zahlreiche solche Gebiete hat. Trotz- 
dem dürfte feststehen, daß eine 6000-Tonnen-Stelle, wie wir sie übrigens 
praktisch noch nirgends kennen, das Optimum der Größenbemessung 
zweifellos überschreiten würde, Selbst wenn eine solche Stelle vom 
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Standpunkt der Ladekraft aus ideal wäre und eine ausgezeichnete Wagen- 
bildung ermöglichte, würde man zu ihrer Ablehnung kommen müssen, 
Die Vorteile bei der Wagenbildung sind keineswegs sicher, da bei großem 
Gutanfall in einzelnen Verkehrsbeziehungen sehr bald ein Sättigungs- 
punkt erreicht wird, bei dem Mehrfachwagen erforderlich werden, die 
kaum weniger Arbeit machen, als die gefürchtete Parallelwagenbildung 
benachbarter Umladestellen; selbst wenn man aber eine sich aus der zu- 
sammengeballten Ladekraft möglicherweise ergebende günstige Wagen- 
bildung als Aktivum unterstellt, bliebe bei einer 6000-Tonnen-Stelle das 
Passivum, daß sie einen viel zu teuer und schwerfällig arbeitenden Koloß 
darstellen würde, der durch Beschränkung seines Verkehrsgebietes auf 
weniger als 12000 qkm der optimalen Größenbemessung nähergebracht 
werden müßte, 


4. Der Einfluß der Betriebsgröße auf die Wirtschaftlichkeit 
der Umladestellen. 


Die Tatsache, daß unter dem Gesichtspunkt der Wirtschaftlichkeit 
die Größenbemessung einer Umladestelle anders zu beurteilen ist als 
unter dem Gesichtspunkt der Ladekraft, läßt sich sehr einfach durch den 
Hinweis auf die mit der Größe der Umladestellen fallenden Kopf- 
leistungen des Ladepersonals belegen. Auf kleinen Güterböden werden 
nicht selten 10 Tonnen je Kopf geleistet, während auf großen Umlade- 
stellen die Leistung bis auf 5 Tonnen herabsinkt. 

In dieser Erscheinung erschöpft sich aber die mit der Betriebsgröße 
steigende Unwirtschaftlichkeit noch nicht, sondern sie kommt, nur 
weniger in die Augen springend, auch in allen anderen Kostenfaktoren 
zum Ausdruck, 

Daß die großen Stellen teurer arbeiten als die kleinen, steht nur 
scheinbar im Widerspruch mit den Erfahrungen bei der industriellen 
Produktion. Wenn dort die Großbetriebe rationeller und billiger arbeiten 
als die kleinen, so erklärt sich diese Überlegenheit aus der bei den großen 
Betrieben durchgeführten Arbeitsteilung und Mechanisierung, In allen 
Geschäftszweigen, in denen diese beiden Vorteile nicht ausgenutzt werden 
können, bringt auch bei der industriellen Produktion der Großbetrieb 
keine Vorteile, und es halten sich denn auch, allen gegenteiligen An- 
sichten zum Trotz, leistungsfähige Kleinbetriebe neben den Groß- 
betrieben. 

Das ist vor allem überall dort der Fall, wo das handwerkliche 
Können im Vordergrund steht. Handwerksarbeit bildet den Gegensatz zu 
den mechanisierten Handgriffen der Arbeiter an den Maschinen einer 
großen Fabrik, 
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Die Handwerkerarbeit trägt individuellen und vielseitigen Cha- 
rakter; sie ist nicht auf wenige mechanische Griffe abgestellt, und der 
Einsatz von Maschinen spielt bei ihr nur eine untergeordnete Rolle. 

Alle diese Merkmale finden sich bei der Arbeit auf den Umlade- 
stellen. Es macht das Wesen des Umladegeschäfts aus, daß jedes ein- 
zelne Stück der umzuladenden Güter seiner Art und Verpackung ent- 
sprechend angefaßt, aus dem Eisenbahnwagen, in dem es angekommen 
ist, entladen und in einen anderen Eisenbahnwagen, mit dem es weg- 
gehen soll, wieder verladen und sachgemäß verstaut werden muß. Dieses 
Entladen und Verladen ist Handarbeit, die Kraft, Geschicklichkeit und 
Verständnis für die Zusammenhänge des Ladegeschäfts erfordert. Es ist 
eine Arbeit, die gelernt werden muß, wie jedes Handwerk. Da maschinelle 
Vorrichtungen weder beim Verladen noch beim Entladen eingesetzt 
werden können und höchstens beim Überwinden des Karrwegs vom Ein- 
gangswagen zum Ausgangswagen eine Rolle spielen, so ist auch das für 
jedes Handwerk sehr charakteristische Merkmal einer geringen Mechani- 
sierung festzustellen. 

Es ergibt sich aus der notwendigerweise individuellen Behandlung 
der einzelnen Güter im Umladegeschäft, daß eine Steigerung des Gutauf- 
kommens keine Arbeitsersparnisse bringt. Das Gesetz der Massen- 
produktion, nach dem für die Produkteinheit bei größer werdenden 
Massen mit einer Kostenminderung zu rechnen ist, versagt hier. Im 
Gegenteil, je größer die zu behandelnde Umlademenge ist, desto 
schwieriger wird die Arbeit des Entladens, des Veystauens und das Zu- 
rechtfinden. Auf einer großen Umladestelle sind die Anforderungen, die 
man an die Gefolgschaft stellen muß, weit größer, als auf einer kleinen 
Stelle, aber gerade bei den großen Stellen, wo man die besten Kräfte nötig 
hätte, ist es schwer, sich gutes Personal in ausreichender Menge zu 
sichern, Es ist nicht nur der viel häufigere Wechsel im Personal, unter 
dem die großen Stellen leiden, und den die kleinen Stellen, wo die Ver- 
hältnisse gefestigter und patriarchalischer zu sein pflegen, in dem Maße 
nicht kennen; sondern auf den kleinen Stellen ist es auch viel leichter, 
neues Personal anzulernen, da hier alles übersichtlicher ist, und die 
Person des Einzelnen nicht in der großen Menge untergeht. 

Die Übersichtlichkeit bei den kleinen Stellen bringt es weiter mit 
sich, daß zur Anspornung minder leistungswilliger Arbeiter die oft 
kritisierte, auf großen Stellen aber gar nicht zu entbehrende Gedinge- 
arbeit nur eine untergeordnete Rolle spielt. Die handwerkliche Arbeit 
des Güterbodenarbeiters ist an sich wenig für ein Gedinge geeignet, das 
besser dort am Platz ist, wo es nur darauf ankommt, gleichmäßige und 
mechanische Handgriffe zu machen. Die Gedingearbeit ist ein not- 
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wendiges Übel, dessen Schattenseiten um so stärker hervortreten, je 
größer die Umladestelle ist, weil sich die Ermittlung angemessener Stück- 
zeiten bei den verwickelten Verhältnissen der großen Stellen sehr 
schwierig gestaltet, 

Ausschlaggebend für die Verteuerung des Umladegeschäfts bei den 
großen Stellen ist jedoch das Problem der progressiv wachsen- 
den Karrwege. Um hiervon eine Vorstellung zu gewinnen, genügt 
folgende Rechnung: 

Nehmen wir an, auf einer Umladestelle sollen 30 in einer Reihe 
stehende Wagen mit je 3 Tonnen, zusammen also 90 Tonnen, umgeladen 
werden, indem sie auf 30 andere Wagen, die, durch eine 6m breite 
Zwischenrampe getrennt, ebenfalls in einer Reihe den Eingangswagen 
gegenüberstehen, zu verteilen sind. In einem solchen Falle beträgt der 
kürzeste Karrweg 6m und der längste Karrweg etwas mehr als 300 m, 
Im ganzen werden die 90 Tonnen auf eine mittlere Entfernung von 100 m 
zu befördern sein, und die Karrleistung wird im ganzen rund 9 Tonnen- 
kilometer betragen. 

Denken wir uns die Umladestelle nun durch ein weiteres Gleis, eine 
weitere Zwischenrampe und weitere 30 Wagen im Ein- und Ausgang ver- 
größert'!, dann ist es erforderlich, um Gut vom ersten Gleis zum dritten 
Gleis zu bringen, zwei Rampen und das mittlere Ladegleis zu überqueren. 
Das möge auf zwei Brücken geschehen, Diese Brücken zwingen zu Um- 
wegen und führen zu einer gegenseitigen Behinderung im Karr- 
geschäft, die sich um so nachteiliger bemerkbar macht, je intensiver auf 
der Umladestelle gearbeitet wird. Die Umwege in Verbindung mit der 
größeren Breitenausdehnung der ganzen Anlage verlängern den mittleren 
Karrweg auf 150m und die Karrleistung steigt damit auf 27 Tonnen- 
kilometer. Sie hat sich also verdreifacht, während die Umlademenge nur 
verdoppelt wurde. 

Bei einer dritten und vierten Zwischenrampe treten immer wieder 
nicht nur der durch Rampenbreite und Gleisbreite gegebene Mehrweg, 
sondern auch die durch die Brücken erzwungenen Umwege und Behinde- 
rungen in Erscheinung und die steigenden Karrleistungen wirken sich 
immer nachteiliger aus. 

Erwähnen wir abschließend noch, daß große Umladestellen empfind- 
licher als kleine Stellen auf etwaige Unregelmäßigkeiten und Fehler 
reagieren, mögen diese die bauliche Anlage oder die Organisation be- 
treffen; und daß die Auswahl geeigneter Persönlichkeiten zur Leitung 

1 Für die weiteren 30 Eingangswagen braucht ein besonderes Gleis nicht 


vorgesehen zu werden, da sie nach Entladung der ersten 30 Wagen in dasselbe 
Gleis gestellt werden können, 
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großer Stellen erhebliche Schwierigkeiten macht, während sich für 
kleinere Stellen genügend Durchschnittsbegabungen finden lassen, so ist 
hinreichend dargetan, daß vom Standpunkt der Eigenwirtschaftlichkeit 
aus die kleinen Stellen stets vor den großen Stellen den Vorzug verdienen, 
und daß große Umladestellen nur soweit gerechtfertigt sind, als die mit 
ihnen verbundenen wirtschaftlichen Nachteile unzweifelhaft durch 
beförderungsdienstliche Vorteile aufgewogen werden. Nach den bis- 
herigen Erfahrungen wird die Grenze, bei der die betriebswirtschaft- 
lichen Nachteile anfangen, stärker ins Gewicht fallen, als die mit zu- 
nehmender Größe der Umladestelle steigenden beförderungsdienstlichen 
Vorteile, bei einer Durchschnittsleistung von 2000 Tonnen liegen, wobei 
zu berücksichtigen ist, daß eine solche Durchschnittsleistung gelegent- 
liche Spitzenleistungen von 3000 Tonnen täglich notwendig macht. Aus 
der flächenmäßigen Beschränkung des Verkehrsbezirks einer Umlade- 
stelle auf höchstens 12 000 qkm ergibt sich, daß 2000 Tonnen nur in hoch- 
industrialisierten Gebieten erreichbar sind. In weniger industrialisierten 
Gebieten, in denen der 12 000 qkm Fläche nur etwas über 1000 Tonnen 
Umladung entsprechen, muß eine auf 1000 Tonnen abgestellte Größen- 
bemessung als relativ beste Lösung angesehen werden. 

In dieser Weise läßt sich, mit allen in den rohen Schätzungen und 
in den Vereinfachungen bei der Rechnung begründeten Vorbehalten, für 
das Optimum der Umladestellen eine obere Grenze von 2000 Tonnen und 
eine untere Grenze von 1000 Tonnen feststellen, oder in Spitzenleistungen 
ausgedrückt: eine obere Grenze von 3000 und eine untere Grenze von 
1500 Tonnen. Das so begrenzte Optimum wird, wie man annehmen darf, 
in absehbarer Zeit seine Rechnungsgrundlagen nicht verlieren, da man 
von organisatorischen und technischen Neuerungen epochemachende 
Überraschungen bei der Ausgestaltung der Umladestellen kaum er- 
warten darf. 

Es entspricht eben dem handwerklichen Charakter des Umlade- 
geschäfts, daß es ein großes Beharrungsvermögen zeigt und ganz be- 
sonders für technische Wunder wenig Raum gibt. 


5. Die Lage und bauliche Ausgestaltung der Umladestellen. 


So sind es in technischer Hinsicht immer wieder die gleichen 
seit Jahrzehnten bekannten Fragen, vor denen man bei den Umlade- 
stellen steht: 

1. Ist es richtiger, die Umladeanlage ausschließlich für das Um- 

ladegeschäft vorzusehen oder mit einer Ortsgüterabfertigung zu 
verbinden? 
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2. Soll bei der Raumbemessung innerhalb der Umladeanlage mehr 
Wert auf Bewegungsfreiheit oder auf kurze Karrwege gelegt 
werden? 

3. Wie sind die für die betriebliche Bedienung der Umladestelle 
vorzunehmenden Gleisanlagen zu gestalten? 

Die beiden ersten Fragen sind alternativ. Man muß sich entweder 
für die Selbständigkeit der Umladestelle oder für ihre Vereinigung mit 
einer Ortsgüterabfertigung entscheiden; und man muß sich klar sein, 
daß eine größere Bewegungsfreiheit auf dem. Güterboden nur mit Ver- 
längerung der Karrwege zu erkaufen ist, 


Die dritte Frage enthält kein „entweder — oder“, da die in Deutsch- 
land übliche Trennung von Betrieb und Verkehr nicht die Gegenüber- 
stellung verschiedener Interessen bedeutet, sondern nur für ein einheit- 
liches Arbeitsgebiet eine zweckmäßige Arbeitsteilung bringt. Die best- 
mögliche Ausgestaltung der Betriebsanlagen ist für die Leistungsfähig- 
keit jeder Umladestelle geradezu der ausschlaggebende Faktor. 


Im einzelnen ist zu den Fragen zu bemerken: 


In der Beurteilung der Vorzüge reiner Umladestellen 
einerseits und mit einem Ortsverkehr kombinierter Umlade- 
stellen andererseits haben die Meinungen stets geschwankt, 
und es hat den Anschein, als ob das Urteil jeweils stark abhängig von 
der gefühlsmäßigen Einstellung zur weiteren Verkehrsentwicklung war. 
In den Zeiten, in denen eine optimistische und weiteren Verkehrsauf- 
schwung erwartende Einstellung vorherrschte, neigte man zu den selbst- 
ständigen Umladestellen. Überwog die pessimistische Auffassung, daß 
das Verkehrsvolumen seinen Höhepunkt überschritten habe und jeden- 
falls einer nennenswerten Steigerung nicht mehr fähig sei, so gab man 
den kombinierten Umladestellen den Vorzug. Wenn wir heute beide 
Systeme, also reine Umladestellen und kombinierte Umladestellen neben- 
einander haben!, so ist das sicher vielfach nur aus der Entstehungszeit 
der einzelnen Anlagen zu erklären. 


Die wechselnde Einstellung zu den beiden Systemen ergibt sich dar- 
aus, daß bei rückläufigem Verkehr die schwindende Ladekraft der ein- 
zelnen Stellen den Gedanken der Zusammenlegung nahe bringt. Bei 
steigendem Verkehr verliert sich die Sorge um eine unzureichende Lade- 
kraft und macht der Sorge um eine hinreichende räumliche Ausgestaltung 
der Umladestellen Platz. Diese wird aber stets bei Trennung der Orts- 


1 Wir haben heute 23 reine Umladestellen, neben 44 kombinierten Stellen. 
Auf den ersteren werden etwa 45 % der gesamten Umschlagsmenge verarbeitet, 
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güterabfertigung vom Umladegeschäft und Verlegung der Umladehalle 
aus dem Stadtkern hinaus in freies Gelände leichter zu erreichen sein. 

Es wird sich jedoch empfehlen, bei der Frage, ob dem einen oder 
anderen System der Vorzug zu geben ist, die immer auf unsicherem Boden 
stehende Abschätzung der zukünftigen Verkehrsentwicklung möglichst 
beiseite zu lassen, und von folgenden Überlegungen auszugehen: 

Da keine Umladestelle eine Durchschnittsleistung von 2000 Tonnen 
überschreiten sollte, ist der kombinierten Anlage stets der Vorzug zu 
geben, falls die Möglichkeit besteht, eine Anlage von 
solcher Leistungsfähigkeit im Stadtgebiet unterzubringen. 

Sinkt der Verkehr, so wird die kombinierte Anlage um so mehr 
gerechtfertigt sein, Steigt der Verkehr, so muß, da eine Anlage über 
diese Leistungsfähigkeit hinaus auch dann unangebracht wäre, wenn sie 
sich schaffen ließe, ohnehin der Bau einer neuen und zusätzlichen Um- 
ladestelle in die Wege geleitet werden. 

Wo die Verhältnisse den Bau einer 2000-Tonnen-Stelle im Stadt- 
gebiet aber unmöglich machen, empfiehlt es sich, einer reinen Umlade- 
stelle außerhalb des Stadtgebietes in Verbindung mit einem Verschiebe- 
bahnhof (der aus räumlichen Gründen ebenfalls außerhalb des Stadt- 
gebiets angelegt werden muß) den Vorzug zu geben, besonders dann, 
wenn man die Möglichkeit hat, die Umladehalle auch dort von einer 
Straße her zugänglich zu machen. 

Führt die weitere Verkehrsentwicklung aufwärts, so werden sich 
bei der Lage außerhalb der Stadt kaum Schwierigkeiten ergeben, die An- 
lagen bis zur obersten Grenze der optimalen Leistungsfähigkeit, also bis 
zu 2000 Tonnen, auszubauen. Fällt der Verkehr, so sind die sich aus der 
Zersplitterung der Ladekraft ergebenden Nachteile um so eher zu er- 
tragen, je mehr es gelingt, den Ortsverkehr unter Benutzung der Straßen- 
anfuhrmöglichkeit der Umladestelle auszuführen, Bei schwachem Ver- 
kehr verlieren weite Anfuhrwege für die Interessenten an Bedeutung, 
da dann der Fuhrpark und die zur Verfügung stehenden Kräfte an dem 
betreffenden Platze weniger für andere Zwecke in Anspruch genommen 
zu sein pflegen. 

DieRaumbemessung bei Umladestellen, bei der auch 
heute noch vielfach entscheidender Wert auf kurze Karrwege gelegt zu 
werden pflegt, sollte von dieser nicht mehr zeitgemäßen Forderung ge- 
löst werden, da sie in der Regel nur zu einer unerträglichen Einschrän- 
kung der Bewegungsfreiheit führt. Die Raumbemessung hat von der 
Zahl der notwendigen Wagenstandplätze auszugehen, und 80- 
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dann für das Karrgeschäft und ein vorübergehendes Abstellen der Güter 
eine möglichst reichliche Rampenbreite abzustecken!, 


Die Zahl der Wagenstandplätze ist aus der Gesamtumschlagsmenge 
und der Zahl der Ziele abzuleiten. Als dritter bestimmender Faktor tritt 
die Zahl der vorzusehenden Gleisauswechselungen hinzu, denn es macht 
einen Unterschied, ob die gesamte Umschlagsmenge in einem Ar- 
beitsgang aus den Schuppengleisen abgezogen wird, oder ob die Gleise 
häufiger von den fertiggestellten Wagen geräumt werden. Nehmen wir 
als Beispiel eine Umladestelle mit einem Ausgang von 900 Tonnen an, 
die sich auf 200 Ziele verteilen mögen, und setzen wir den Fall, daß für 
diese Umladestelle zwei Ladeabschnitte vorgesehen sind, so sieht die Be- 
rechnung der Wagenstandplätze wie folgt aus: 


Die Mindestzahl der Wagenstandplätze für die ausgehenden Wagen 
deckt sich mit der Zahl der Ziele und beträgt mithin 200. Diese 200 Wagen 
werden einem Ausgang von 600 Tonnen entsprechen, da wir mit einer 
Durchschnittsbelastung von 3 Tonnen je Wagen rechnen dürfen. Die 
übrigen 300 Tonnen verteilen sich auf die gleichen Ziele, auf die dann 
Mehrfachwagen abgerichtet werden, und die Zahl dieser Mehrfachwagen 
beläuft sich bei der gleichen Durchschnittsbelastung von 3 Tonnen auf 
nochmals 100 Wagen. 

Die Aufteilung in zwei Ladeabschnitte ermöglicht es nunmehr, sich, 
trotz der im ganzen abzurichtenden 300 Wagen, auf die Mindestzahl 
von 200 Wagenstandplätzen zu beschränken, falls die Menge des im 
ersten Ladeabschnitt anfallenden Gutes die Fertigstellung von 100 Aus- 
gangswagen zuläßt. 


Bei der Platzberechnung für die Eingangswagen, die das zur Um- 
ladung bestimmte Gut heranbringen, ist es nicht nötig, alle 300 Eingangs- 
wagen zugleich zur Entladung zu stellen, selbst wenn sie alle zugleich 
eintreffen sollten; sondern es genügt, zwei Entladegleise vorzusehen, 
die wechselseitig bedient werden, so daß immer ein Gleis von leeren 
Wagen geräumt und mit neuen vollen Wagen besetzt wird, während 
auf dem anderen Gleis entladen wird. Die Gleislänge ergibt sich dabei 
aus der Gesamtlänge der Anlage, Für diese sind wieder die Ausgangs- 
wagen, nicht die Eingangswagen maßgebend. 


Für 200 Ausgangswagen muß man im ganzen mit 2000 m Gleis rech- 
nen. Um die Gesamtanlage nicht zu lang und zu schmal werden zu lassen, 


1 Im folgenden ist nur an eine reine Umladestelle gedacht. Für den Orts- 
güterverkehr vgl. Remy, Die Größenbestimmung reiner Versand- und Emp- 
fangsschuppen (1910). Obwohl teilweise veraltet, bietet die Abhandlung auch 
noch heute brauchbares Material. 
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teilt man die 2000 m etwa in 10 Gleise zu je 200 m Länge auf, und gibt 
den beiden für die Entladung vorzusehenden Wechselgleisen selbstver- 
ständlich die gleiche Länge. Die Gesamtanlage würde also 12 Gleise mit 
200 m Länge erhalten. 

Die vorstehenden Berechnungen sind nur als Beispiel gedacht, um 
die Ermittlung der Zahl der Wagenstandplätze zu konkretisieren. Im 
Einzelfall werden die Überlegungen sehr verschieden aussehen, aber 
auch hier gilt der Satz: Plus ga change, plus c’est la même chose. 


Was die Zwischenrampen zwischen den Gleisen betrifft, so sollten 
sie keinesfalls schmaler als 6 m und möglichst 8 m breit sein. Bedauer- 
licherweise gibt es nicht viel Umladestellen in Deutschland, die dieses 
Maß erfüllen, aber es ist bisher auch selten genügend Rücksicht darauf 
genommen, daß heute, anders als noch vor 50 Jahren, der Stückgut- 
verkehr die Umladung von Behältern kennt, die Platz in Anspruch 
nehmen, und über mechanische Einrichtungen zur Über- 
windung des Karrwegs verfügt, so daß lange Karrwege ihre Schrecken 
verloren haben. Als Einrichtungen zur Überwindung des Karrwegs kom- 
men Elektrokarren und Förderbandanlagen in Betracht. 


Der Siegeszug des Elektrokarrens ist bisher viel weniger 
durch den mit ihm verbundenen Kostenaufwand! aufgehalten worden, als 
durch das Fehlen der nötigen Bewegungsfreiheit auf den zu engen Um- 
ladehallen. Die beengten Schuppenverhältnisse führten dazu, auf 
schmale Bauart und Wendigkeit der Elektrokarren entscheidenden Wert 
zu legen, Man ging in der Plattformbreite teilweise bis auf 1000 mm 
herab und verlangte eine Wendigkeit, die es gestattet, rechtwinklig in 
schmale Gänge einzubiegen. Das Ergebnis sind dann allerdings Kon- 
struktionen, bei denen noch nicht einmal 40 % des anfallenden Gutes 
„elektrokarrenfähig“ ist, während 60 % weiterhin mit Stechkarren ver- 
arbeitet werden müssen, Möbel, lange Eisenstangen, Maschinenteile und 
viele andere Gegenstände sind eben breiter, oder länger und weniger 
wendig, als die Elektrokarren selbst. Dazu tritt störend die Ladehöhe 
der Karren, die das Aufsetzen und Absetzen der Güter erschwert. Bei 
den Anhängern läßt sich diese Höhe mindern, und es wäre denkbar, die 
Anhänger überhaupt so auszugestalten, daß mit ihnen alle Güter be- 
fördert werden können, sofern nur für ausreichende Karrbahnen gesorgt 
wird. Diese müßten eine Breite von mindestens 2 m, sowie weite Kurven 
mit Halbmessern nicht unter 15 m haben. Die Kreuzung verschiedener 
Karrwege müßte weitgehend ausgeschlossen sein. 


1 Ein Elektrokarren kostet 3000 bis 4000 RM; seine jährliche Unterhaltung 
rund 1000 RM und der tägliche Stromverbrauch etwa 2 RM, 
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In besonderer Weise suchen die für die Güterbewegung auf Um- 
ladestellen vorgesehenen Förderbänder diese Forderungen zu ver- 
wirklichent, Es handelt sich bei ihnen genau genommen nicht um 
Bänder, sondern um eine endlose Kette aneinandergekoppelter Karren, 
die auf Schienen in einem Kanal laufen, so daß die Ladefläche in Flur- 
höhe liegt, und die Karren in einer Art Rundverkehr alle Punkte der 
Umladestelle erreichen. Wenn die Bandbreite ausreichend ist, und die 
Kurven der Fahrbahn den nötigen Halbmesser erhalten, sind sämtliche 
Güter „förderbandfähig“. Ein besonderer Vorteil gegenüber den Elektro- 
karren liegt darin, daß durch die Schienenführung der Lauf der Wagen 
stoßfrei wird, was zur Schonung der Güter beiträgt; und daß der Fort- 
fall jeder Ladehöhe das Auf- und Absetzen der Güter so vereinfacht, daß 
dies während der Fahrt geschehen kann. 

Selbstverständlich hat das Band den Elektrokarren gegenüber auch 
einige Nachteile. Zwar ist der Kostenaufwand beim Förderband keines- 
falls größer als beim Elektrokarreneinsatz®, aber ein Nachteil dürfte 
die Empfindlichkeit der ganzen Anlage sein. Störungen, wie sie bei 
der großen Zahl beweglicher Teile nicht ausbleiben können, führen beim 
Bandbetrieb zu Behinderungen des ganzen Umladegeschäftes. Auch ist 
zu beachten, daß bei einer Inanspruchnahme der Umladestelle über ihre 
eigentliche Leistungsfähigkeit hinaus, sobald die Güter auf dem Band 
gestapelt werden, Stockungen in der Ladearbeit eintreten. Die Lei- 
stungsgrenze ist bei der Bandarbeit weniger ela- 
stisch als beim gewöhnlichen Karrbetrieb. Doch ist es fraglich, ob 
hierin nur ein Nachteil zu sehen ist, oder ob man nicht eine klare Lei- 
stungsgrenze, deren Überschreitung sofort sinnfällig in Erscheinung tritt, 
dem schleichenden Übel einer ständigen versteckten Überlastung einer 
Umladestelle vorziehen sollte. 

Als wichtigsten Faktor für die Leistungsfähigkeit einer Umlade- 
stelle hatten wir eine ausreichende Bedienung dureh den Be- 
trieb bezeichnet. Dieser Faktor ist so wichtig, daß er selbst über 
eine sonst fehlerhafte und unzureichende Anlage hinweghelfen kann. 
So kann z, B. ein Mangel an Wagenstandplätzen durch schnelles, jeder- 
zeitiges Wagenein- und -aussetzen ausgeglichen werden, Auch zu knapp 


1 In Deutschland haben wir bei drei Umladestellen Förderbänder, in Linz, 
Magdeburg-Rothensee und Hannover. Hannover ist die größte bisher ausgeführte 
Anlage. 

2 Die Anlage in Hannover kostet rd. 500000 RM und der tägliche Strom- 
verbrauch 50 RM. Bei Elektrokarrenbetrieb hätte man mindestens 30 Elektro- 
karren mit 150 Anhängern einsetzen müssen. Der Kapitalaufwand hätte hierfür 
zwar nur 120 000 RM ausgemacht, aber der tägliche Stromverbrauch 60 RM, und 
die Unterhaltungskosten wären etwa die gleichen gewesen, wie beim Förderband. 
Dazu wäre für 60 Elektrokarrenführer ein Lohnaufwand von jährlich- 125 000 RM 
hinzugekommen. 
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bemessene Zwischenrampen wirken sich weniger nachteilig aus, wenn 
die Beweglichkeit der betrieblichen Bedienung das Abstellen von Gütern 
auf den Rampen unnötig macht. Das ist z. B. dann der Fall, wenn der 
Betrieb die Eingangswagen nicht ungeordnet zustellt, sondern besondere 
Wünsche über die Stellung bestimmter Wagen zu berücksichtigen in der 
Lage ist. 

Für die betriebliche Beurteilung macht es einen großen Unter- 
schied, ob die Umladestelle in der Stadt liegt, oder ob sie außerhalb des 
Stadtgebietes mit einem Verschiebebahnhof verbunden ist. 

Wo wir die mit dem Ortsverkehr kombinierte und im Stadtkern 
liegende Umladestelle haben, ergibt sich der Nachteil, daß die Anlage 
in der Regel nur als Kopfanlage ausgebaut werden kann, und daß mei- 
stens der Raum fehlt, um dieser Kopfanlage eine ausreichende Gleis- 
anlage! vorzuschalten. Wo die Umladeanlage außerhalb der Stadt liegt 
und in den Verschiebebahnhof eingegliedert ist, ist in der Regel mehr 
Platz vorhanden. Außerdem kann dort die vor der Umladeanlage vor- 
geschaltete Gleisgruppe wesentlich einfacher gehalten werden. 

Besonders fällt aber ins Gewicht, daß sich im Verschiebebahnhof 
die Umladeanlage meist zweiseitig anschließen lassen wird, so daß hier 
eine Durchschubanlage (Durchgangsform) entsteht, die nicht nur den 
Vorteil hat, daß man die Bedienung mit Hilfe eines wirklichen Durch- 
schiebens beschleunigen und flüssig gestalten, sondern daß man bei 
dieser Anlage auch von zwei Seiten zugleich heran kann, um Wagen ab- 
zuziehen oder zuzustellen. In solchem Falle wird die Anlage dann wie 
zwei gegeneinander gekehrte Kopfanlagen benutzt. Das erleichtert den 
Ladedienst wesentlich. 

Fügen wir noch hinzu, daß die Durchschubanlage gegen Störungen 
weniger empfindlich ist, da man, wenn auf einer Seite die Bedienung 
stockt, sich vorübergehend mit der anderen Seite behelfen kann, und 
daß sich in Notfällen (z. B. Brand) der Schuppen leichter räumen läßt, 
so ist dieser Punkt gerade bei großen Anlagen, deren Empfindlichkeit 
gegen Unregelmäßigkeiten wir als wichtiges Moment für die Begrenzung 
der Leistungsfähigkeit kennen lernten, recht bedeutungsvoll®. 


1 Diese Gleisanlage entspricht den Übergabe- und Übernahmegruppen bei 
großen Anschlüssen oder den Ein- und Ausfahrgleisen eines Bahnhofs, Sie muß 
also die größte vorkommende Wagenzahl aufnehmen können. Mit annähernder 
Genauigkeit kann man sagen, daß die Gleislänge der Umladeanlage zweimal 
außerhalb dieser Anlage, einmal für das Zustellen und einmal für das Abholen 
der Wagen, wiederholt werden muß. 

2 Der vielfach vertretenen Formulierung, daß der Kopfform vom ve": 
kehrs-, der Durchgangsform vom betriebstechnischen Standpunkt der Vor- 
zug zu geben ist (so z. B. O, Blum, Personen- und Güterbahnhöfe 1930, S. 224), 
möchten wir nicht beipflichten, da sie von der Fiktion eines Interessengegen- 
satzes zwischen Betrieb und Verkehr ausgeht, der in Wirklichkeit nicht besteht. 
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6. Entwicklungstendenzen. 


Die Überlegungen über die optimale Größenbemessung der Stück- 
gutumladestellen müssen, wenn man die eingangs gebrachten Angaben 
über die tatsächlichen Leistungen unserer Umladestellen ansieht, zu 
dem Schluß führen, daß an dem Bestehenden noch vieles zu ändern ist. 
Der in der Stückgutorganisation der Reichsbahn seit 1934 erreichte Be- 
harrungszustand wird in der Tat ebensowenig von ewiger Dauer sein, 
wie der einer ständigen Fortentwicklung unterliegende Verkehrsstatus 
überhaupt. 

Eine Zeitlang werden vielleicht auch weiterhin noch grundlegende 
Änderungen in der Stückgutorganisation hinausgeschoben werden 
müssen, da die vorhandenen und vielfach unzureichenden Umladeanlagen 
nur unter Einsatz großer Mittel wirklich zu modernisieren sind. Eine 
Zeitlang wird auch die Unsicherheit über den zukünftigen Verkehrs- 
umfang lähmend wirken. Auf die Dauer aber werden die vorwärts- 
treibenden, auf eine Anpassung an die veränderten Verhältnisse drän- 
genden Kräfte sich wieder durchsetzen. 

Wohin geht die Entwicklung? 

Die Auffassung, daß das ganze Transportvolumen im deutschen 
Wirtschaftsraum und damit auch der Stückgutverkehr der Eisenbahn 
keiner nennenswerten Steigerung mehr fähig ist, findet man seit Jahren 
vertreten, ohne daß jedoch bisher für diese Auffassung eine schlüssige 
Begründung gegeben worden wäre, Nicht nur die tatsächliche Verkehrs- 
entwicklung der letzten Jahre, sondern auch alle aus den wirtschaftlichen 
Zusammenhängen geschöpften Überlegungen sollten aber eher dazu 
führen, die gegenteilige Schlußfolgerung zu ziehen, und ein weiteres 
Wachstum des Verkehrsvolumens, ja sogar ein weiteres Ansteigen der 
auf den Kopf der Bevölkerung umgerechneten Transportquote voraus- 
zusagen, 

Das Transportvolumen, also die Gesamtheit der in einem bestimmten 
Zeitabschnitt hin- und hergehenden Gütertransporte, richtet sich nach 
dem Umfang und der Zusammensetzung der volkgwirtschaftlichen Pro- 
duktion und ist insbesondere ein Ausdruck der räumlichen Arbeitsteilung. 
Weder in der Produktion, noch in der für die Ergiebigkeit der Produktion 
eine hervorragende Rolle spielenden räumlichen Arbeitsteilung sind die 

1 W, Teubert: „Der Güterverkehr und seine Veränderungen in der 
Nachkriegszeit“ (1928) glaubte schon vor zehn Jahren voraussagen zu müssen, 
daß das Transportvolumen höchstens noch einer Steigerung fähig wäre, wie sie 
etwa der Bevölkerungsdichte entspricht, Die Entwicklung ist anders verlaufen. 


Trotzdem hält Teubert in der Zeitschrift „Der Vierjahresplan“ Jahrgang 1938 
Seite 402 die Voraussage im Grundsatz aufrecht, 
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Entwicklungsmöglichkeiten erschöpft; und die derzeitige Störung welt- 
wirtschaftlicher Beziehungen führt zwar zur Einschränkung zwischen- 
staatlicher Transporte, doch wird dieser Rückgang mehr als aufgewogen 
durch einen intensivierten innerstaatlichen Güterverkehr, der sich um so 
voller entfalten kann, als er im abgeschlossenen Raum von manchen 
Hemmungen befreit ist, denen die Transporte bei freiem internationalen 
Wettbewerb unterliegen, 

Schwieriger als die Frage nach dem Gesamttransportvolumen ist 
die Frage zu beantworten, wie sich die Aufteilung dieses wachsenden 
Volumens auf die verschiedenen Verkehrsträger gestalten, und wie der 
Eisenbahnstückgutverkehr in Zukunft aussehen wird, Diese 
Frage ist deshalb so schwierig, weil für die Verkehrsteilung keineswegs 
wirtschaftliche Erwägungen allein maßgebend sein können. Es hieße 
die mächtigen Impulse verkennen, die von neuen Verkehrsmitteln auszu- 
gehen pflegen und Phantasie und Tatkraft eines Volkes beflügeln, wenn 
man sich nicht von Rechnungsmethoden freizumachen verstünde, die nur 
für eine statisch gedachte Wirtschaft passen. 

Wie aber auch immer die Verkehrsteilung zwischen Eisenbahn, 
Schiffahrt und Kraftwagen endgültig aussehen mag, für den künftigen 
Eisenbahnstückgutverkehr, seine Organisation und die 
Dimensionierung der Umladestellen fällt entscheidend ins Gewicht, daß 
sowohl die Schiffahrt wie der Kraftwagenfernverkehr ihr Hauptarbeits- 
gebiet nicht im Stückgutgeschäft, sondern im Ladungsverkehr haben. 
Das Stückgutgeschäft hat für beide Verkehrsträger nur dann Interesse, 
wenn vorab die Zusammenfassung zahlreicher Einzelsendungen zu 
Ladungen erfolgt ist, also nur in der Form des Sammelladungs- 
verkehrs. Trotz dieser Beschränkung auf den Sammelladungsverkehr 
ist die Auswirkung der neuen Verkehrsmittel auf den Eisenbahnstückgut- 
verkehr natürlich nicht unerheblich, und es ist nicht beabsichtigt, ihn 
mit unseren Feststellungen zu bagatellisieren. Um die Auswirkung zahlen- 
mäßig abzuschätzen, vergegenwärtige man sich, wie das Stückgutauf- 
kommen heute aussehen könnte, wenn es mit der Produktion von konsum- 
reifen Fertigfabrikaten (aus denen die Stückgüter in der Regel bestehen) 
Schritt gehalten haben würde, Die deutsche Verbrauchsgütererzeugung 
gestaltete sich, wenn man das Jahr 1928 als Basisjahr gleich 100 setzt, 
wie folgt: 


Jahr Index Jahr Index 
1926 . .. 8 192... 74 
1927...» 101 GER a CR EI 
198... 100 kl e er 93 
1929 ... 97 1985...» 90 
1930. eos » 91 1986 . . » 97 


dÉ Zuse WER E ZA 103 
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Im Jahre 1928 hatte die Reichsbahn einen Stückgutverkehr von 
15, Mill. Tonnen*. Berechnet man von dieser Zahl ausgehend den Stück- 
gutverkehr, wie er ausgesehen haben würde, wenn er dem Produktions- 
index gefolgt wäre, und stellt man dann die tatsächlich erreichten Stück- 
gutmengen daneben, so ergeben sich folgende Zahlenreihen; 


Mill. Tonnen Mill. Tonnen 
Jahr errechnet erreicht Jalir errechnet erreicht 
1926. 124 12,5 1982... 1s Ba 
1999... 15a 15,4 1983.. 001% 122 9,5 
1928... 153 15,4 194... 142 11,3 
1929, . . 148 14,6 195... 1838 11,3 
1980. . . 180 12,6 1986... 148 12,0 
1981... 125 10,4 1987... 7188 12,6 


Abb. 3 veranschaulicht das Ergebnis der Rechnung in graphischer 
Darstellung und gestattet ohne weiteres abzulesen, daß der Stückgut- 


Mill, Tonnen 
1 


Theoretisches Stückgutaufkommen 
D II Tatsächliches — » 


H 
Jahr 1928 27 28 29 W N 3 B W F F 37 
Abb, 3. Strukturänderungen im Stückgutverkehr 1926—1937, 


verkehr seit dem Jahre 1930 hinter der theoretischen Erwartung in 
ständig wachsendem Ausmaße zurückblieb. 

Mit diesem relativen Rückgang des Stückgutaufkommens (absolut 
ist der Stückgutverkehr, wie die Tabelle und die graphische Darstellung 
zeigen, gestiegen und wird er weiter steigen!) ist die Auswirkung der 
Verkehrsverlagerungen jedoch nicht erschöpft. Gerade für die Frage der 
Stückgutumladung ist es wichtig festzustellen, daß jedem Rück- 
gang im Stückgutaufkommen bisher noch immer eine Steigerung 
der Umlademengen entsprochen hat. Diese Tatsache erklärt sich daraus, 
daß bei schwächerem Gutaufkommen die Bildung geschlossener Stück- 


1 Ohne Eilstückgut und ohne das zu Ausnahmetarifen abgefertigte Stückgut. 


IM 
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gutwagen unmittelbar auf die Endziele immer schwieriger wird. Da 
Schiffahrt und Kraftwagen ihrer Natur nach aber auf den Sammel- 
ladungsverkehr eingestellt sind, muß die Tendenz zur Steigerung der 
Umladungen um so stärker hervortreten, als Sammelladungsverkehre 
gerade jene Teile aus dem Eisenbahnstückgutverkehr herauszubrechen 
pflegen, die sich zur Bildung zielreiner Stückgutwagen eignen. 

Fügen wir noch hinzu, daß mit der Ausdehnung des deutschen Wirt- 
schaftsraums eine Zunahme der durchschnittlichen Transportweite ver- 
bunden ist, die sich ebenfalls in vermehrten Umladungen ausdrücken 
muß, so ist hinreichend dargetan, daß die Stückgutbeförderung, wie auch 
immer die Verkehrsteilung in Jahr und Tag aussehen mag, stärker noch 
als in der vergangenen Zeit von dem Problem der Umladungen und damit 
auch von der Frage der optimalen Größenbemessung der Umladestellen 
beherrscht sein wird, 
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Die Schweizerischen Bundesbahnen in den letzten zwölf Jahren 
(1926—1938). 


Von 
Generalsekretär Dr. jur. Fritz Heß in Bern. 


Einleitung. 


Am 1. Januar 1927 haben die Schweizerischen Bundesbahnen die 
fünfundzwanzigste Wiederkehr des Tages gefeiert, an dem der Staats- 
betrieb begann. Sie standen in jenem Zeitpunkt als ein technisch und 
sozial fortschrittliches Unternehmen da, das im ersten Vierteljahrhundert 
seines Bestehens der schweizerischen Volkswirtschaft unschätzbare 
Dienste geleistet hatte. Zu wünschen übrig ließen dagegen schon damals 
die durch den Weltkrieg und seine wirtschaftlichen Nachwirkungen sowie 
den immer fühlbarer werdenden Kraftwagenwettbewerb gestörten finan- 
ziellen Verhältnisse. Über die Entwicklung in den ersten 25 Jahren und 
den Stand des Unternehmens Ende 1926 orientieren der in den „Annalen 
der Gemeinwirtschaft“! erschienene Aufsatz des Verfassers „25 Jahre 
Staatsbahnbetrieb in der Schweiz“ und die im Auftrage der Generaldirek- 
tion herausgegebene Denkschrift von Dr. A. Welti „25 Jahre Schweize- 
rische Bundesbahnen“ (Zürich, 1927). Im folgenden soll versucht wer- 
den, eine gedrängte Zusammenfassung der Veränderungen in den seither 
verflossenen weiteren zwölf Jahren zu geben. Soweit beim Abschluß der 
Arbeit die Zahlen für das Jahr 1938 noch nicht bekannt waren, wird auf 
diejenigen des Jahres 1937 abgestellt. 

Der Schilderung der jüngsten Entwicklung des größten schweize- 
rischen Unternehmens seien noch einige Angaben vorausgeschickt, aus 
denen die Bedeutung der Schweizerischen Bundes- 


18, Jahrgang (1927), Heft 1, Seiten 28—58. Vgl. die Besprechung im 
Archiv für Eisenbahnwesen 1928, S. 536/37. Der Aufsatz erschien auch in eng- 
lischer, französischer und spanischer Sprache in den entsprechenden Ausgaben 
des Jahrgangs 1927 der „Annalen“, 
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bahnen im Rahmen des gesamtschweizerischen 
Eisenbahnverkehrs hervorgeht. Das der Eisenbahngesetzgebung 
des Bundes unterstellte schweizerische Eisenbahnnetz setzte sich Ende 
1937 wie folgt zusammen: 


Bigentums- Davon: 

linge an| Priv. a 

a ER länge | Bundesbahnen] Privatbahnen 
Nr, 

8 37 D % von % von 

Ende 1937 a tar "has GE 

Jeta Dit H 

Normalspurbahnen 3640 78 | 19) 22 

Schmalspurbahnen . . . . . . . . | 1609 5 |1635| 95 

Zahnradbahnen .........| 10| 2 — | 10| 100 

Trambahnen ERA E —.|.— | 465 | 100 

Standseilbahnen . 2.2.2... 61 = -= | 6l | 100 


6 Zusammen | 5884 | 100 | 2915 | 49, | 2969 | 50,5 


Sieht man von den nur dem Ortsverkehr dienenden Trambahnen 
und Standseilbahnen ab, so sind für die Beurteilung der Bedeutung der 
Schweizerischen Bundesbahnen im Vergleich zu den Privatbahnen (d. h. 
den privaten Normalspur-, Schmalspur- und Zahnradbahnen) insbeson- 
dere die in nebenstehender Tabelle enthaltenen Zahlen von Bedeutung, 


Diese Zahlen zeigen, daß die Bundesbahnen im schweizerischen 
Eisenbahnverkehr eine weit größere Rolle spielen, als zunächst auf 
Grund der Ausdehnung ihres Netzes im Vergleich zu demjenigen der 
übrigen Eisenbahnen des Landes anzunehmen wäre, Obschon ihre Eigen- 
tumslänge nur 54 % derjenigen aller in Betracht fallenden Eisenbahnen 
ausmacht, verfügen sie, weil die meisten Gemeinschaftsbahnhöfe mit 
größeren Gleisanlagen ihnen gehören, über 67% der gesamten Gleis- 
länge und 81 % des gesamten Bestandes an Schienenfahrzeugen; bei den 
Güterwagen allein beträgt ihr Anteil sogar 85%. Betrachtet man die 
Fassungskraft der Fahrzeuge, so verfügen die Bundesbahnen über 72 % 
aller Plätze für Personen und 86 % des Ladegewichts aller Lastwagen. 
Das Bild verschiebt sich weiter zu ihren Gunsten, wenn man die Ver- 
kehrsleistungen berücksichtigt, von denen 86 % aller Personenkilometer 
und 93 % aller Gütertonnenkilometer auf die Leistungen der Staatsbahn 
entfallen, Auch an den Einnahmen aus dem Güterverkehr sind die Pri- 
vatbahnen trotz ihrer teilweise bedeutend höheren Tarife nur mit rund 
W% des Gesamtbetrages beteiligt. 


Schweiz. Bundesbahnen in den letzten zwölf Jahren (1926—1938). 


Bestand 


Nr, 
bzw. Leistungen 1937 


Anlagen 
Eigentumslänge, in km . . . 
Gleislänge, in un... 
3 | Gesamtbaukosten, in Mio. Fr, 


Fahrzeuge 
4 | Schienenfahrzeuge (Gesamtz.) 
5| Elektrische Lokomotiven 
(Anzahl). 2... 2... 
Dampflokomotiven (Anzahl) 
Personenwagen (Anzahl) 
Güterwagen (Anzahl) 
Fassungskraft der Personen- 
wagen (Anzahl Plätze) 
10 | Ladegewicht der Lastwagen, 
inTomen nun... 


e e A e 


Betriebsleistungen 


11 | Tausend Zugkilometer. . . . 
12 | Tausend Lokomotivkilometer 


Verkehrsleistungen 


13 | Millionen Personenkilometer 
14 | Millionen Gütertonnen- 
kilometer ee 


Finanzielle Ergebnisse 
15 | Einnahmen aus dem Personen- 
verkehr, Mio. Fr... . + 
16 | Einnahmen aus dem Güter- 
verkehr, Mio. Fr... . . . 
17 | Ausgaben für die Kapital- 
verzinsung!) Mio, Fr. . . . 


Total 


5 358 


9 075 


3 556 


31 427 


671 
580 
5089 
20 939 


304 113 


273 428 


63 686 
57 400 


3 306 


2164 


168 


218 


123 
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Privatbahnen 


Davon 
Bundesbahnen | 
| % von 
Sp. 1 | 
3 
| 
2915| 54 | 2443 | 
vuam) oe | 2008| 
2 697 76 859 
| 
25 301 81 6 036 
| | 
493] 73 | 178 
| mi a 
3633| 71 | 1456 
17708 | 85 | 3171 
219088 | 72 | 85025 
| 
236173 | 86 | 37255 
| 
44810 | 70 | 18876 | 
49940 | 87 7460 | 
| 
| 
| | 
2850| 86 7 
2003| 93 161 | 
| | 
| 
Im 79 | 35 
| 
| 
190 CSN 28 | 
109| 89 14 | 


| % von 
Sp. 1 


D 


46 
33 
2 


1 Verzinsung der festen Anleihen und schwebenden Schulden, inbegriffen 
Finanzunkosten, Dividenden und Verzinsung von Dotationskapitalien. 
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I. Organisation. 


Während die Schweizerischen Bundesbahnen in den ersten 22 Jah- 
ren ihres Bestehens eine schwerfällige, sich allzu eng an die Ordnung 
bei den verstaatlichen fünf Hauptbahnen anlehnende Organisation be- 
saßen (Verwaltungsrat von 55 Mitgliedern mit ständigem Ausschuß von 
11 Mitgliedern, 5 Generaldirektoren, 5 Kreisdirektionen mit je 3, also 
zusammen 15 Kreisdirektoren, 17 Dienstabteilungen bei der Generaldirek- 
tion und 35 Dienstabteilungen bei den Kreisen, 5 Kreiseisenbahnräten 
mit je 15 Mitgliedern), brachte das am 1, Januar 1924 in Kraft getretene 
Bundesgesetz über die Organisation und Verwaltung der Schweizerischen 
Bundesbahnen, das noch heute den äußeren Rahmen für die Or- 
ganisation der Bundesbahnverwaltung bildet, wesentliche Vereinfachun- 
gen: Verminderung der Zahl der Mitglieder des Verwaltungsrates auf 
15, der Generaldirektoren auf 3, der Kreise auf 3 mit je einem Kreis- 
direktor an der Spitze und einem Kreiseisenbahnrat als begutachtendem 
Organ. Gleichzeitig wurde die Zahl der Abteilungen bei der General- 
direktion von 17 auf 13 und bei den Kreisen von 35 auf 9 herabgesetzt. 

Der durch das Organisationsgesetz vom 1. Februar 1923 und seine 
Vollziehungsverordnung vom 9. Oktober 1923 gegebene Rahmen hat in 
den letzten zwölf Jahren nur wenige Veränderungen erfahren. So wur- 
den gestützt auf einen Bundesbeschluß vom 20. Dezember 1934 die Kreis- 
eisenbahnräte Ende 1935 aufgehoben. Auf 1. März 1938 wurde sodann 
die bie dahin dem I. Departement der Generaldirektion unterstellte Ab- 
teilung für Elektrifikation dem III. Departement zugeteilt. Am 3. Sep- 
tember 1938 beschloß endlich der Verwaltungsrat, die eben genannte 
Abteilung mit Wirkung ab 1. Januar 1939 mit der Abteilung für Bahnbau 
zu einer einheitlichen „Abteilung für Bahnbau und Kraftwerke“ zu ver- 
schmelzen. Die obersten Organe der Schweizerischen Bundesbahnen 
setzen sich daher seit 1. Januar 1939 wie aus nebenstehender Tabelle 
ersichtlich zusammen, 

Weit größeren Veränderungen als der äußere Rahmen war die 
innere Organisation der Bundesbahnen ausgesetzt. Der Zwang, 
in der gesamten Betriebsführung bedeutende Ersparnisse zu erzielen, 
wirkte sich in einer ganzen Reihe von organisatorischen Maßnahmen 
aus, die heute zum Teil abgeschlossen, zum Teil aber erst noch in Durch- 
führung begriffen sind. Von den zahlreichen Maßnahmen dieser Art, 
die bereits durchgeführt sind, seien an dieser Selle nur einige der wich- 
tigsten erwähnt: Zentralisierung des Drucksachenwesens bei der Druck- 
sachenverwaltung in Bern und Schaffung einer zentralen Materialein- 
kaufsstelle in Basel, Zentralisierung der Kreisbuchhaltungen und des 
Kassenverkehrs bei der Hauptbuchhaltung und der Hauptkasse in Bern, 
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Verwaltungsrat 


Generaldirektion 
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pea Seenen 


(Abteilungen) 


Generaldirektion: 
Präsidium 
I. Finanz- und Perso- 
naldepartement 


II, Kommerzielles und 
Rechtsdepartement 


III. Bau- und Betriebs- 
departement 


Pr 


e 


Dame — omg: 


Kreisdirektionen 


Abteilungen: 


. Generalsekretariat 
. Rechnungskontrolle und 


Hauptbuchhaltung 
Hauptkasse und Wert- 
schriftenverwaltung 


. Abteilung für Personal- 


angelegenheiten 


. Abteilung für den bahn- 


ärztlichen Dienst 
Abteilung für das Rechts- 
wesen 

Abteilung für den Kom- 
merziellen Dienst 


, Verkehrskontrolle 
. Materialverwaltung 
. Abteilung für Bahnbau 


und Kraftwerke 
Abteilung für den Sta- 
tions- und Zugdienst 


. Abteilung für den Zug- 


förderungs- und Werk- 
stättedienst 


Werkstätten sua 


Kreis- 
direktionen: 
Abteilungen: 
a) Verwaltungs- 
abteilung 


b) Bauabteilung 


c) Betriebsabteilung 


c Stations- und 
Zugdienst 


vi Zugförderungs- 
dienst 
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die vollständige Umgestaltung des Dienstes auf den Bahnhöfen, die Neu- 
organisation der Güterbeförderung, die weitgehende Zentralisierung des 
Verschiebedienstes, die Aufhebung einer ganzen Anzahl von Zugpersonal- 
und Lokomotivpersonaldepots, die Aufhebung von sieben Bahningenieur- 
bezirken, 26 Bahnmeisterbezirken und 71 Vorarbeiterstrecken, die Ver- 
minderung der Zahl der Hauptwerkstätten von neun auf sechs und die 
Aufhebung von neun Depotwerkstätten. Wegen der Einzelheiten sei 
auf den von der Generaldirektion der Schweizerischen Bundesbahnen 
im April 1937 herausgegebenen Bericht über „Die Rationalisierungs- und 
Sparmaßnahmen der Schweizerischen Bundesbahnen seit dem Jahre 1920 
und ihre finanziellen Auswirkungen“ verwiesen, 


II. Anlagen. 


Der Umstand, daß die verstaatlichten Privatbahnen beim Rückkauf 
zum Teil in einem sehr mangelhaften Zustand an die Bundesbahnen über- 
gingen, sowie die stets wachsenden Anforderungen an die Eisenbahnen 
zwangen die Bundesbahnen, zur Anpassung ihres Netzes an den modernen 
schnellen Verkehr große Anstrengungen zu unternehmen. So wurde das 
Bundesbahnnetz schon in den ersten 25 Jahren seines Bestehens unter 
Aufwendung bedeutender Mittel verbessert!; diese Anstrengungen 
wurden auch in den Jahren 1927 bis 1932 noch in beträchtlichem Maße 
fortgesetzt; betrugen doch die gesamten Jahresaufwendungen für Er- 
weiterung und Erneuerung der Anlagen (mit Einschluß derjenigen zu 
Lasten der Betriebsrechnung und des Erneuerungsfonds) in den Jahren 
1927 bis 1932 durchschnittlich je 87 Mio Fr. Der 1931 einsetzende 
Einnahmenrückgang hatte zur Folge, daß die Bauausgaben stark einge- 
schränkt werden mußten; sie betrugen 1933 noch 50, 1934 noch 40 und 
1935 bis 1938 durchschnittlich nur noch rund 28% Mio Fr, oder weniger 
als ein Drittel der durchschnittlichen jährlichen Aufwendungen in den 
vorangegangenen acht Jahren, 

An wichtigeren Bauten®, die seit 1926 vollendet oder in Angriff 
genommen wurden, sind vor allem zu nennen: die neuen Bahnhöfe in 
Genf und Neuenburg, der Güterbahnhof Weiermannshaus in Bern, die 
Erweiterung des Hauptbahnhofs Zürich, der große Verschiebebahnhof 

1 Vgl. Walter Wachs, Die Aufwendungen der Schweizerischen Bundes- 
bahnen für ihre Anlagen und Ausrüstung, Sonderdruck aus der Schweizerischen 
Bauzeitung, Jahrg. 107 (1936), S. 99 ff. 

2 Alle wichtigen Bauobjekte und die sonstigen technischen und betrieb- 
lichen Neuerungen sind durch meist mit Bildern veranschaulichte Aufsätze der 
zuständigen Fachbeamten in dem seit dem Jahre 1924 vom Generalsekretariat der 
Schweizerischen Bundesbahnen in Bern in den drei Landessprachen heraus- 
gegebenen „SBB-Nachrichtenblatt“ sowie in der Fachpresse näher beschrieben. 
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auf dem Muttenzerfeld bei Basel. Durch Ausbau von 157 km Linien auf 
Doppelspur wurde die Gesamtlänge der doppelspurig betriebenen Linien 
auf 1125 km erhöht. Im Jahre 1937 wurde zudem die Verlegung der 
östlichen Zufahrt zum Bahnhof Bern in Angriff genommen; der Plan 
sieht zwischen Wilerfeld und Bern einen Ausbau auf vier Gleise sowie 
eine neue, ebenfalls für die Aufnahme von vier Gleisen bestimmte, 
216 m lange und 44 m hohe Aarebrücke vor, Die Verstärkung der 
Brücken zur Anpassung an die höhere Belastung und die größeren Fahr- 
geschwindigkeiten wurde fortgesetzt. Nachdem die Bundesbahnen als 
Ersatz für schienengleiche Wegkreuzungen schon früher über 600 Über- 
und Unterführungen erstellt hatten, haben sie in den letzten zwölf 
Jahren, zum Teil mit Unterstützung von Bund, Kantonen und Gemeinden, 
gegen 400 weitere solche Bauten ausgeführt; ihre Gesamtaufwendungen 
für diesen Zweck belaufen sich bis jetzt auf über 109 Mio Fr. Im übrigen 
wurde der Sicherung der schienengleichen Wegkreuzungen durch 
optische und akustische Signale vermehrte Aufmerksamkeit geschenkt. 
Die Sicherungsanlagen erfuhren eine wesentliche Erweiterung 
und Verbesserung durch die Einrichtung von automatischen Kraftstell- 
werkanlagen, die Ausdehnung des elektrischen Streckenblocks und der 
elektrischen Weichen- und Signalbeleuchtung, die Einführung von Licht- 
tagessignalen, vor allem aber durch die heute auf sämtlichen Haupt- 
linien durchgeführte automatische Zugsicherung, System Signum, die 
sich bis jetzt ausgezeichnet bewährt hat. Nicht wenig Arbeit und Kosten 
verursachte auch die Wiederherstellung von durch Naturereig- 
nisse zerstörten Bahnanlagen; Erwähnung verdienen insbesondere die 
mehrfachen Ausbrüche des St. Barthelemy-Baches im untern Rhonetal, 
des Wildbaches „Große Schlieren“ an der Brüniglinie, der Bergsturz vom 
Motto d’Arbino bei Bellinzona und der im Frühjahr 1937 eingetretene 
Erdrutsch bei Court im Berner Jura, der mehrere hundert Meter Gleise 
in einer Art und Weise zerstörte, daß die Wiederherstellungsarbeiten 
mehr als ein Jahr in Anspruch nahmen. Schließlich sei noch darauf 
hingewiesen, daß die Bundesbahnen durch ein Bundesgesetz vom 17. März 
1937 von der ihnen durch ein früheres Gesetz vom 23, Dezember 1915 
auferlegten Pflicht zum Bau der sog. Surbtalbahn (Linie Niederwenin- 
gen—Döttingen) befreit wurden; es wurde ihnen damit eine drückende 
Last abgenommen, allerdings nicht, ohne daß sie zum Ausgleich beträcht- 
liche Opfer auf anderem Gebiete zu bringen hatten. 

Der Fahrzeugpark erfuhr in den letzten zwölf Jahren eben- 
falls eine stetige Erneuerung und Verbesserung. Während infolge der 
fortschreitenden Elektrifikation die Zahl der normalspurigen Dampf- 
lokomotiven um 351 auf 381 abnahm, stieg die Zahl der elektrischen 
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Lokomotiven von 282 auf 497, d. h. um 215; ferner wurden zu den im 
Jahre 1926 vorhandenen 17 Traktoren weitere 126 solcher Kleinbetrieb- 
fahrzeuge angeschafft, die namentlich für den leichteren Verschiebe- 
dienst verwendet werden. Die Gesamtzahl der Personenwagen vermehrte 
sich von 3527 auf 3649, von denen 578 seit 1926 neu in Dienst gestellt 
worden sind. Der Bestand an Gütirwagen betrug Ende 1938 
18 470 Stück, von denen 1642 aus den letzten zwölf Jahren stammen. Die 
Schweizerischen Bundesbahnen besitzen damit 85 % des Gesamtbestandes 
an Güterwagen aller schweizerischen Eisenbahnen. Die technischen 
Verbesserungen erstreckten sich vor allem auf die Ausrüstung 
der Triebfahrzeuge mit den Geräten für die automatische Zugsicherung, 
die Einführung der durchgehenden Güterzugbremse, System Drols- 
hammer, die vermehrte Ausrüstung der Personenwagen mit elektrischer 
Heizung und den Umbau zahlreicher älterer Personenwagen I/II. Klasse 
in solche III. Klasse. Einer besonderen Beliebtheit erfreuen sich die 1935 
in Dienst genommenen Schnelltriebwagen, die sog. „Roten Pfeile“, die 
seit 1937 in den Städtezügen Zürich— Genf verwendeten Leichtstahlwagen, 
die auch bei großen Geschwindigkeiten einen sehr ruhigen Lauf auf- 
weisen, und endlich die seit 1938 verkehrenden dreiteiligen Schnelltrieb- 
züge, mit denen auf besonders geeigneten Strecken Geschwindigkeiten bis 
175 km pro Stunde erzielt wurden. Der Schiffpark auf dem Bodensee 
wurde in den letzten Jahren durch Ausmusterung von zwei Raddampfern 
und Indienstnahme eines modernen Dieselmotorschiffes sowie eines 
Motortrajektkahns erneuert. 

Nachdem die erste Etappe der Elektrifikation mit Aus- 
rüstung von 1666 km des Bundesbahnnetzes vollendet war, wurde 1929 
die Inangriffnahme eines zweiten Elektrifikationsprogramms beschlossen, 
bei dessen Durchführung seither weitere 483 km elektrifiziert wurden, 
so daß heute 2149 km des Bundesbahnnetzes = 73 % der Betriebslänge 
des gesamten Netzes für die elektrische Zugförderung eingerichtet sind. 
Auf diesen elektrisch betriebenen Linien sind dabei im-Jahre 1938 87 % 
aller Zugkilometer und 94 % aller Bruttotonnenkilometer der Bundes- 
bahnen ausgeführt worden. Es wird also noch ein weit größerer Anteil 
des Verkehrs mit elektrischer Zugkraft bewältigt, als nach dem Anteil 
der elektrisch betriebenen Strecken am gesamten Netz anzunehmen wäre. 
Zur Sicherung der Energieversorgung haben die Bundesbahnen neben 
der Erweiterung einzelner bereits vorhandener bahneigener Kraftwerke 
in den Jahren 1932 bis 1937 gemeinsam mit den Nordostschweizerischen 
Kraftwerken mit einem Kostenaufwand von 65 Mio Fr. das Etzelwerk 
bei Einsiedeln gebaut, das am 1. Oktober 1937 in Betrieb genommen 
wurde und eine mittlere Jahresproduktion von 152 Mio kWh aufweist. 
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Die Bundesbahnen haben im ersten Betriebsjahr 1937/38 ab Etzelwerk 
92,5 Mio kWh verbraucht. Insgesamt betrug der Energieverbrauch der 
Bundesbahnen ab Unterwerk für die elektrische Zugförderung im Jahre 
1938 539 Mio kWh. Weitere Angaben enthält der Aufsatz von Ober- 
ingenieur Dr, H. Eggenberger: „Die Energieversorgung der Schwei- 
zerischen Bundesbahnen“ im Bulletin des Schweizerischen Elektrotech- 
nischen Vereins, Jahrgang 1934, S. 245 ff. 


III. Betrieb. 


Hand in Hand mit der Vervollkommnung der Bahnanlagen gingen 
auch wesentliche Verbesserungenim Betrieb. In diesem Zu- 
sammenhang ist namentlich die im Jahre 1936 begonnene und trotz leich- 
ten Verkehrsrückgangs noch nicht abgeschlossene Fahrplanreform zu 
nennen, die neben einer beträchtlichen Beschleunigung der Reisezüge 
eine weitere Auflockerung und Verdichtung des Personenzugfahrplans 
brachte. Die Zahl der täglich verkehrenden Reisezüge je Kilometer Be- 
triebslänge, die 1926 mit 22,04 schon beträchtlich mehr betrug als bei 
den meisten anderen Eisenbahnverwaltungen, wurde dabei bis 1938 auf 
32,7 gesteigert; diese Leistung ist um so beachtenswerter, als der Ver- 
dichtung des Fahrplans wegen des Fehlens der durchgehenden Doppel- 
spur auf wichtigen Linien gewisse Grenzen gesetzt sind. 


Der Verbesserung der Güterbeförderung diente außer der Förde- 
rung des Behälterverkehrs vor allem der Ausbau eines auch die von der 
Bahn abgelegenen Ortschaften erfassenden lückenlosen Haus-Haus- 
Dienstes für Stückgüter. Die Beförderung der Stückgüter und der 
Wagenladungsgüter erfuhr zudem eine vollständige Neuorganisation. 
In Verbindung mit der weitgehenden Zentralisation des Verschiebe- 
dienstes erfolgte sodann auch eine Umgestaltung des Güterzugfahrplans. 
Der planmäßigeren Verwendung des Personals und der Betriebsmittel 
wurde die größte Aufmerksamkeit geschenkt; durch entsprechende 
organisatorische Maßnahmen konnte eine wesentlich bessere Ausnützung 
der vorhandenen Personen- und Güterwagen erzielt werden. Durch die 
Ausrüstung größerer Stationen mit Traktoren, die vom Stationspersonal 
einmännig bedient werden, wurde es möglich, Verschiebelokomotiven 
einzusparen und die Aufenthalte der Güterzüge auf den Stationen zu 
kürzen. Die Ausnutzung der Zuglokomotiven und die Verwendung des 
Lokomotiv- und Zugpersonals wurden dadurch verbessert. 

Die Betriebsleistungen haben, wie aus nachstehender 
Übersicht hervorgeht, trotz des fortgesetzten Personalabbaues eine be- 
trächtliche Steigerung erfahren. 
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| Güter- Wagenachs- 


k | 
Reisezüge | Güterzüge| Total 


| Reisezüge | züge kilometer Min 
Jahr Gesamt. | Anzahl Brutto- 
Zugkm auf l km] "zahl | auf 1 km | tonnen 


Mio Zugkilometer 


Betriebs- 


Betricbslänge 
ia länge 


in Min km 


1926 7882 |3434 387 411 9,10 
1929 8802 |4215 1,45 477 502 11,03 
1930 9227 |4256] 1,7 484 962 11,87 
1936 10837 |3 588 1,28 423 893 10,63 
1937 11261 | 3898 1,18 494 108 12,40 
1938 456 989 11,76 


11918 | 3770 


Neben der absoluten Steigerung der Betriebsleistungen fällt vor 
allem der hohe Anteil der Reisezüge an den gesamten zugkilometrischen 
Leistungen der Schweizerischen Bundesbahnen auf: er betrug 1938 
76 % der gesamten Leistungen, während auf die Leistungen der Güter- 
züge nur 24 % der Gesamtleistungen entfielen, 

Hervorgehoben sei schließlich noch die trotz des dichten Verkehrs 
hohe Betriebssicherheit, die insbesondere in der verhältnis- 
mäßig geringen Zahl von Unfällen der Reisenden zum Ausdruck kommt. 
So wurden im Jahre 1937, das mit Bezug auf die Größe des Verkehrs ein 
Rekordjahr darstellt, bei Unfällen im Bereich der Schweizerischen 
Bundesbahnen insgesamt 7 Reisende getötet und 14 verletzt, während im 
gleichen Jahre bei Straßenverkehrsunfällen in der Schweiz 397 Insassen 
von Kraftfahrzeugen ums Leben kamen und 9129 verletzt wurden. 


IV. Verkehr. 


1. Über die Entwicklung der Verkehrsleistungen gibt nach- 
stehende Übersicht Auskunft: 


Personenverkehr Güberverkehr 


Yan Lie Porsonenkm | Reisende Mio Tonnenkm | Tonnen 

Nm Sa im Ian lm) im "at ln zw (md Un) im [auf 1 km 
Ise Betriebs- | ganzen | Betriebs- Ze Betriebs- | ganzen | Betriebs- 

ganzen] Jingo (ës Mio)| Ange |EMZEN) junge | (inMio) | Wun 


5 (REN ES ARTEN WERT 


1926 | 2377 
1929 | 2937 


0,808 35 008 
0,000 126,5 43 030 
1930 |3029 1,030 127,9 | 43492 
1936 | 2642 0,901 106,9 | 36.459 
1937 | 2850 | 0,979 112,0 | 38 330 
1938 | 2867 0,989 | 39 072 


2 209 | 0,751 19,3 
2066| 0,703 18,5 
1435| 0,489 12,8 
2003| 0,080 15,9 
1585| 0,47 13,9 


| 
0,507 16,8 
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Die Tabelle zeigt ein allmähliches Anwachsen der Personen- 
verkehrsleistungen bis zum Jahr 1930, in dem mit 3029 Mil- 
lionen Personenkilometern der Höhepunkt erreicht wird. In den folgen- 
den Jahren sanken die Leistungen fortwährend, um im Jahre 1936 mit 
2642 Millionen Personenkilometern einen neuen Tiefstand zu erreichen, 
der immerhin noch bedeutend über dem Niveau des Jahres 1926 lag. 
Das Jahr 1937 brachte sodann infolge der im September 1936 durchge- 
führten Abwertung des Schweizerfrankens einen Aufschwung, der auch 
1938 noch anhielt. Noch ausgeprägter zeigt sich die Abhängigkeit des 
Verkehrs der Schweizerischen Bundesbahnen von der allgemeinen Wirt- 
schaftslage und äußeren Faktoren beim Güterverkehr. Hier folgte 
dem Ansteigen der Verkehrsleistungen bis zum Hochkonjunkturjahr 1929 
ein Abgleiten weit unter den Stand von 1926. Die Belebung der Binnen- 
wirtschaft nach der Abwertung und eine durch außergewöhnliche Um- 
stände bedingte Zunahme des Transitverkehrs trieben im Jahre 1937 die 
Verkehrsleistungen plötzlich wieder auf eine Höhe von über 2000 Mil- 
lionen Tonnenkilometer hinauf; es entspricht dies einer Zunahme von 
rund 40 % gegenüber dem Vorjahr. Dieser erfreulichen Verbesserung 
folgte indessen schon im Jahre 1938 wieder ein beträchtlicher Rückgang. 

2.Tarifpolitik. Während früher bei der Gestaltung der Tarife 
hauptsächlich volkswirtschaftliche und soziale Gesichtspunkte im 
Vordergrund standen, wurde in den letzten zwölf Jahren die Tarifpolitik 
der Bundesbahnen in immer stärkerem Maße auch durch den zunehmen- 
den Kraftwagenwettbewerb beeinflußt, der die Eisenbahnen allgemein 
zu tarifarischen Abwehrmaßnahmen nötigte. 

a) Im Personenverkehr wurde zunächst der Organisation 
von Gesellschaftsreisen und Verwaltungsextrazügen durch die Stationen 
vermehrte Aufmerksamkeit geschenkt. Nachdem 1927 besondere Tax- 
nachlässe auf dem Tarif für Gesellschaften und Schulen bewilligt 
worden waren, erfolgte 1929 und 1935 eine vollständige Revision dieses 
Tarifs. Eine weitere beträchtliche Vergünstigung brachte die Einfüh- 
rung von Sonntagskarten (Hin- und Rückfahrt zur Taxe einfacher 
Fahrt), die erstmals in Form von Sportkarten im Winter 1929/1930 
während 4%, Monaten ausgegeben wurden. Später wurde die Abgabe- 
zeit fortwährend ausgedehnt, so daß sie in den letzten Jahren in der 
Regel 8 bis 8%, Monate betrug; die Beschränkung auf den Sportverkehr 
wurde schon 1933 fallen gelassen, An weiteren Tarifmaßnahmen von 
allgemeiner Bedeutung sind vor allem zu nennen: die Einführung von 
Familienkarten und die Gewährung besonderer Ermäßigungen auf 
Schülerabonnementen für mehrere Kinder aus der gleichen Familie 
(1938/31/33), die Herabsetzung der Taxen für die Beförderung von 
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Kranken (1928/38), die Ausdehnung der Fahrbegünstigungen für Blinde 
und Invalide, den Hilfsdienst des Verbandes schweizerischer Studenten- 
schaften (1930), sowie die Arbeits- und Lehrstellenvermittlung (1931), 
die Gewährung einer Ermäßigung von einem Drittel für die Beförderung 
der Fahrräder von Abonnenten (1931), die Gewährung von besonderen 
Taxermäßigungen an Ausländer (1931: 10 %, seit 1933: 30 %), die Ein- 
führung eines neuen Tarifs für Streckenabonnemente mit neuen Abonne- 
mentsarten (persönliche Abonnemente für 10 Hin- und Rückfahrten 
innerhalb drei bis sechs Monaten, sowie unpersönliche Abonnemente für 
20 einfache Fahrten innerhalb drei Monaten) und besonderen Vergünsti- 
gungen für Arbeiter und Angestellte (1933), die Ermöglichung der Ver- 
längerung der Gültigkeitsdauer der zehntägigen Hin- und Rückfahrts- 
karten gegen Bezahlung eines kleinen Zuschlags (1933), die mehrmalige 
starke Herabsetzung der Tarife für die Beförderung von Motorrädern 
und Personenkraftwagen als Reisegepäck, namentlich durch die großen 
Alpentunnels (1933, 1934, 1936, 1937), die Einführung eines neuen Tarifs 
für die Ausführung von Extrazügen auf Bestellung (1935), die Veran- 
staltung besonderer „Reise-Wochen“ in sonst verkehrsschwachen Zeiten 
(Schweizer Reisewochen 1933 und 1934; Jugend-Reisewoche 1934). Der 
Förderung des Personenverkehrs dienten ferner die Neuherausgabe des 
internen Personen-, Gepäck- und Expreßguttarifs auf 1. April 1927, der 
Ausbau der direkten Tarife von und nach dem Ausland, Erleichterungen 
für den Flug-Eisenbahn-Verkehr (1928, 1932) und der Ausbau des direk- 
ten Verkehrs zwischen den Bahnstationen und den von den Kraftwagen- 
linien der eidg. Postverwaltung bedienten Ortschaften. 1935 erfolgte 
sodann erstmals die Ausgabe von Geschenkgutscheinen, die zum Bezuge 
von Bahnfahrkarten berechtigen und sich zunehmender Beliebtheit er- 
freuen, Nachdem 1929 das achttägige Generalabonnement eingeführt 
und 1930 Erleichterungen für die Übertragung von Generalabonne- 
menten auf andere Personen des gleichen Geschäftes bewilligt worden 
waren, wurden 1936 die Preise für die Generalabonnemente gleich wie 
diejenigen für die Abonnemente zum Bezuge von Fahrkarten halber 
Taxe allgemein herabgesetzt. In den Jahren 1937 und 1938 beteiligten 
sich die Bundesbahnen auch mit einigen Strecken an den von verschie- 
denen privaten Transportanstalten eingeführten regionalen Ferien- 
abonnementen. Über eine allgemeine Reform des Personentarifs schweben 
seit Frühjahr 1938 Verhandlungn, die indessen noch nicht zum Ab- 
schluß gebracht werden konnten. 

Die durchschnittliche Einnahme für einen Reisenden ist wegen 
der zahlreichen Taxerleichterungen von 1,55 Fr. im Jahre 1926 auf 1,16 Fr. 
im Jahre 1938 gesunken, während sie im Jahre 1921 noch Lon Fr. be- 
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tragen hatte. Die durchschnittliche Einnahme für den Personenkilometer 
betrug 1938 noch 4,60 Rappen gegenüber 5,7s Rappen im Jahre 1926 und 
6,77 Rappen im Jahre 1921 (Höchststand). Am Rückgang dieser durch- 
schnittlichen Einnahmen war nicht zuletzt auch die hauptsächlich mit 
der Vermehrung der Kraftwagen zusammenhängende fortgesetzte Ab- 
wanderung der Reisenden der Polsterklassen beteiligt; über die zahlen- 
mäßige Entwicklung orientiert nachstehende Übersicht: 


Anzahl Reisende Einnahmen in % der gesamten 


Wogenklasso in % der Gesamtzahl Personenverkehrseinnahmen 
1913 1926 | 1988 1913 | 1926 | 1938 
| | 
1 0,08 0,87 0,18 Wa | Bu 1,79 
1 Aus | 3,01 26,25 18,72 14,81 
II Dim | 95,25 96,20 67,10 76,10 | 
Zusammen 100 100 | 


Der Umstand, daß bis jetzt von einer allgemeinen Revision der 
Personentarife abgesehen wurde, während man anderseits namentlich 
zur Erhaltung der besonders dem Kraftwagenwettbewerb ausgesetzten 
Teile des Verkehrs zahlreiche Sonderermäßigungen gewährte, tritt vor 
allem darin in Erscheinung, daß im Jahre 1938 die Verwendung der ge- 
wöhnlichen Hin- und Rückfahrkarten mit 20 % Ermäßigung zugunsten 
der weitergehenden Sonderermäßigungen einen wesentlichen Rückgang 
aufweist, so daß nur noch rund ein Drittel aller Reisenden mit Fahr- 
karten einfacher Fahrt und gewöhnlichen Hin- und Rückfahrtkarten be- 
fördert wurden, während zwei Drittel im Genusse besonderer Vergünsti- 
gungen (Abonnementstarife, Schul- und Gesellschaftstarif, Sonntags- 
karten usw.) waren. Über den Gang der Entwicklung gibt nachstehende 
Übersicht Auskunft: 


Einnahmen in 

der gesamten 

Personenverkehr 
einnahmen 


1913 | 1926 | 1938 


Fahrten 


Art des Fahrausweises in % aller Fahrten 


1926 | 1938 


1913 


a) Fahrkarten Fahrt zum 
EE ae, aa en Karl 
b) Hin- und Rückfahrkarten mit 20%, 
Ermäßigung `... N. 


Zusammen  — 


Fahrkarten mit besonderer Ermäßigung . 
KE 
ele | 100 | 100 


Archiv für Eisenbahnwesen. 1939. e 
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b) Im Güterverkehr, der unter dem Kraftwagenwettbewerb 
noch mehr gelitten hat als der Personenverkehr, erfuhren die allge- 
meinen Tarife auf 1. August 1929 einen Abbau, mit dem auch eine Er- 
mäßigung des Tiertarifs und der Nebengebühren verbunden war. Diese 
Maßnahmen erlegten den Bundesbahnen allein einen Einnahmenausfall 
von rund 15 Millionen Franken auf. Weitere Erleichterungen für die 
Verfrachter brachten die neuen Vorschriften über den Haus-Haus-Dienst 
(zuletzt der Tarif für den Sesa-Franko-Domizil-Dienst von 1937) und den 
Behälterverkehr (1937). Die auf 1. Januar und 1. Juli 1938 in Kraft ge- 
setzten neuen allgemeinen Tarifvorschriften mit einer neuen Güter- 
klassifikation enthalten nicht nur zahlreiche Änderungen mehr formeller 
Natur, sondern auch bedeutende Taxermäßigungen für eine Reihe von 
neu eingereihten Gütern. 

Die Gütertarifpolitik der letzten zwölf Jahre wird außer durch 
zahlreiche Maßnahmen zur Förderung der inländischen Produktion haupt- 
sächlich gekennzeichnet durch die Gewährung einer immer größeren An- 
zahl von Ausnahmetarifen und Ausnahmetaxen namentlich für Güter und 
Verkehrsrelationen, die dem Kraftwagenwettbewrb besonders ausgesetzt 
sind. Über die Auswirkungen dieser Maßnahmen kann man sich am 
ehesten Rechenschaft geben, wenn man den Anteil der zu Normaltarifen 
und zu Ausnahmetarifen beförderten Güter in verschiedenen Zeitpunkten 
miteinander vergleicht. Dabei ergibt sich folgendes Bild; 


Beförderte Güter in Tonnen 


1913 | 1920 | 1937 


Normaltarife = 29,7%, 
(4124 529 t) 


Normaltarife = 27,7%, 
(4 453 307 t) 


Normaltarife = 19,0% 
(2 988 090 t) 


| | 
Ausnahmetarifel) = 70,8%, | Ausnahmetarife!) = 73,3% | Ausnahmetarifot) = 80,4%, 
(9744 355 t) | (11 635 838 t) (12 272 908 t) 


1 einschl. Tarife für den internationalen Transitgüterverkehr, 

Zu den Normaltarifen im Sinne der vorstehenden Aufstellung sind ge- 

rechnet: 

a) im Stückgutverkehr 
die Tarifklasse für Eilstückgut, 
die Tarifklassen 1 und 2 für Frachtstückgut; 

b) im Wagenladungsverkehr 
die allgemeinen Tarifklassen A und B, 
die Spezialtarife I, II und III, 
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Im Jahre 1938 hat sich das Verhältnis zwischen den zu Normal- 
tarifen und den zu Ausnahmetarifen beförderten Gütern wegen des un- 
gleichartigen Verkehrsrückganges (besonders starker Rückgang des ganz 
zu niedrigen Ausnahmetarifen abgewickelten Transitverkehrs) etwas 
verschoben, ohne daß indessen das allgemeine Bild der Entwicklung seit 
der Vorkriegszeit wesentlich verändert worden wäre. Es wurden näm- 
lich im letzten Jahre 2 727 371 t oder 20,5 % der gesamten Gütermenge zu 
Normaltarifen und 10 567 106 t = 179,5 % zu Ausnahmetarifen befördert, 

Der wachsenden Bedeutung der vorwiegend aus Konkurrenzgründen 
immer mehr ermäßigten Ausnahme- und Transittarife entsprechend sind 
auch die durchschnittlichen Einnahmen für den Tonnenkilometer be- 
trächtlich gesunken. Während im reinen Güterverkehr die durchschnitt- 
liche Einnahme für den Tonnenkilometer, die im Jahre 1921 mit 20,23 Rap- 
pen ihren Höchststand erreicht hatte, schon bis 1926 auf 11,02 Rappen 
gefallen war, betrug sie im Jahre 1937 nur noch 8,45 Rappen, d. h. wenig 
mehr als im Jahre 1913 (8,05 Rappen). Im Jahre 1938 ist sie infolge des 
stärkeren Rückganges des besonders niedrig tarifierten Transitverkehrs 
wieder auf Ost Rappen angestiegen; es bedeutet dies gegenüber dem 
letzten Vorkriegsjahr noch eine Vermehrung um 22 %, gegenüber dem 
Jahre 1921 jedoch einen Abbau um 52 %. 

Die Bundesbahnen erhielten also 1937 und 1938 im Durch- 
schnitt für die Einheit der Verkehrsleistung einen nur um 5 bzw. 
22 % höheren Beförderungspreis als im letzten Vorkriegsjahr, trotzdem 
bestimmte Taxen der Normaltarife noch mehr als 100 % teurer sind als 
vor dem Weltkriege. Die durchschnittliche Einnahmenverbesserung ist 
deshalb so gering, weil bei den ohnehin immer zahlreicheren Ausnahme- 
tarifen zum Zwecke der Erhaltung des Verkehrs vielfach auf Taxansätze 
zurückgegangen werden mußte, die nicht mehr höher sind als diejenigen 
der Vorkriegszeit (bei einzelnen Ausnahmtarifen liegen sie für größere 
Entfernungen sogar darunter). Das Unbefriedigende daran liegt in dem 
Umstande, daß unter dem Zwange zur möglichsten Aufrechterhaltung 
des finanziellen Gleichgewichtes einerseits und dem Druck des Kraft- 
wagenwettbewerbes anderseits die Ermäßigungen vielfach nicht dort ge- 
währt werden konnten, wo es volkswirtschaftlich am meisten gerecht- 
fertigt gewesen wäre, sondern dort bewilligt werden mußten, wo der 
Druck der Konkurrenz sich am stärksten fühlbar machte. Dem durchaus 
berechtigten Begehren nach einem Abbau auch der heute noch über- 
höhten Tarifpositionen werden die Bundesbahnen indessen erst ent- 
Sprechen können, wenn sie durch entsprechende Änderung der für ihre 
Geschäftsführung maßgebenden Gesetze in den Stand gesetzt werden, die 
entstehenden Ausfälle ohne neue Erschütterung ihres Finanzhaushaltes 
zu tragen, 
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3. Wettbewerb anderer Verkehrsmittel. Daß der 
Kraftwagenwettbewerb auf die betrieblich-organisatorischen 
Maßnahmen und die Tarifpolitik der Bundesbahnverwaltung in den letz- 
ten zwölf Jahren von bedeutendem Einfluß war, wurde bereits mehrfach 
erwähnt. Nachzutragen ist noch, daß von den Bundesbahnen in Verbin- 
dung mit den Privatbahnen im Jahre 1926 die Sesa (Schweizerische 
Expreß A.-G.) gegründet wurde, mit dem Ziel, an der Eingliederung des 
Kraftwagens in den Eisenbahnverkehr mitzuwirken. Die Sesa widmete 
sich zunächst der Verbesserung und Verbilligung des Rollfuhrdienstes 
und der Einführung von Eisenbahnergänzungsdiensten nach Ortschaften 
ohne Eisenbahnstation. Sie wirkte außerdem in weitgehendem Maße mit 
bei der Handhabung und Anpassung der Gütertarife an die durch den 
Kraftwagenwettbewerb bedingten Verhältnisse und bei der Prüfung der 
infolge dieses Wettbewerbs durchzuführenden Reformen im Bahnbetrieb. 
Die Geschäftsberichte der Bundesbahnen enthalten im übrigen seit 1927 
beständige Hinweise auf die Notwendigkeit einer gesetzlichen Regelung 
des ungezügelten Kraftwagenwettbewerbs. Im November 1930 schritt die 
Bundesbahnverwaltung zur Herausgabe einer in großer Auflage ver- 
breiteten Aufklärungsschrift „Bundesbahnen und Automobil“ (Caveant 
Consules“), der im Jahre 1933 ein einläßlicher gedruckter Bericht des 
Verwaltungsrates und der Generaldirektion über den gleichen Gegen- 
stand folgte, nachdem sich inzwischen die schweizerischen Eisenbahnen 
am 29. Mai 1933 mit einer Vertretung der Kraftwageninteressenten auf 
einen Vorentwurf für ein Verkehrsteilungsgesetz geeinigt hatten. Dieser 
Gesetzesentwurf wurde vom Bundsrat mit Botschaft vom 23. Januar 1934 
ohne wesentliche Änderungen an das Parlament weitergeleitet, das ihn 
am 28. September 1934 beinahe einstimmig annahm. Gegen das Gesetz 
wurde jedoch das Referendum ergriffen und in der Volksabstimmung vom 
5. Mai 1935 wurde es von einer ganz heterogen zusammengesetzten 
Gegnerschaft mit großem Mehr verworfen. Die Verwerfung hatte zu- 
nächst eine Verschärfung der tarifarischen Abwehrmaßnahmen der 
Eisenbahnen zur Folge. Wegen der immer unhaltbarer werdenden Ver- 
hältnisse im Kraftwagengewerbe (Unterbietung der seriösen Firmen 
durch zu Schleuderpreisen arbeitende Gelegenheitstransporteure) er- 
tönte aus diesem selbst immer stärker der Ruf nach einer Regelung der 
Straßenbeförderung im Sinne einer Gewerbeschutzordnung. Ein erster 
Vorentwurf des Post- und Eisenbahndepartements für eine solche, vom 
21. September 1936, blieb allseits stark umstritten. In der Folge wurden 
durch einen Beschluß der Bundesversammlung vom 24. April 1936 stati- 
stische Erhebungen über den Umfang der Güterbeförderung auf der 
Straße angeordnet, die sich auf den Zeitraum vom 1. Juli 1936 bis 30. Juni 
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1937 erstreckten. Mit Botschaft vom 18. Juni 1937 unterbreitete alsdann 
der Bundesrat den eidg. Räten den Entwurf zu einer Straßentransport- 
ordnung!, welche die Konzessionierung der gewerbsmäßigen Unter- 
nehmer und ein Verbot des sog. unechten Werkverkehrs vorsieht. Die 
Vorlage wurde am 30. September 1938 von der Bundesversammlung ange- 
nommen; sie wird jedoch voraussichtlich frühestens auf den 1. Januar 
1940 in Kraft gesetzt werden und alsdann einstweilen für eine fünf- 
jährige Versuchsperiode gelten. 

Nicht zuletzt im Hinblick auf den wachsenden Wettbewerb anderer 
Verkehrsmittel wurde auch die Revision der in zahlreiche Erlasse zer- 
splitterten, veralteten schweizerischen Eisenbahngesetzgebung 
in Angriff genommen, mit dem Ziele, namentlich diejenigen Bestimmun- 
gen den veränderten Verhältnissen anzupassen, die noch auf der heute 
nicht mehr zutreffenden Vorstellung von einem faktischen Beförderungs- 
monopol der Eisenbahnen beruhen. Hinsichtlich der Einzelheiten sei auf 
meinen in der Vereinszeitung, Jahrg. 1938, S. 181 ff., erschienenen Auf- 
satz „Die Revision der Eisenbahngesetzgebung in der Schweiz“ verwiesen. 

Der Wettbewerb der Luftfahrt hat sich bis jetzt in der Schweiz 
gegenüber den Eisenbahnen noch nicht in besonders starkem Maße fühl- 
bar gemacht, weil ein innerschweizerischer Luftverkehr größeren Aus- 
maßes wegen der kleinen Ausdehnung des Landes nicht zu entstehen ver- 
mochte und anderseits der internationale Luftverkehr in der Haupt- 
sache an die drei größten Flugplätze Basel, Genf und Zürich gebunden 
war, die alle an der Peripherie des Landes liegen, so daß für die Fort- 
setzung der Reise im Innern des Landes in erster Linie immer noch die 
Eisenbahn in Frage kam. Doch muß damit gerechnet werden, daß sich 
diese Verhältnisse mit der fortschreitenden technischen und ökonomi- 
schen Entwicklung der Luftfahrt auch in der Schweiz in nicht allzu 
ferner Zeit zuungunsten der Eisenbahnen ändern. 

Auch von einem nennenswerten Wettbewerb durch die Schiff- 
fahrt waren die Bundesbahnen bis jetzt nicht bedroht; dies würde sich 
jedoch mit einem Schlage anders gestalten, wenn die zur Zeit diskutierten 
Vorschläge über die Schiffbarmachung des Oberrheins zwischen Basel 
und dem Bodensee ihre Verwirklichung fänden. Die Bundesbahnen wür- 
den in diesem Falle nicht nur einen beträchtlichen direkten Frachten- 
ausfall, sondern auch finanziell noch schwerer ins Gewicht fallende 
indirekte Schädigungen erleiden. 

1 Vgl. über diesen Entwurf und seine Vorgeschichte die Aufsätze von Dr. 
F. Wanner in der Zeitung des Vereins Mitteleuropäischer Bisenbahnverwal- 


tungen (im folgenden abgekürzt „Vereinszeitung“ zitiert), Jahrg. 1936, S. 917 ff.; 
Jahrg, 1937, S. 584 ff., und Jahrg, 1938, S. 919 ff. 
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4, Verkehrswerbung. Die bis dahin in der Hauptsache durch 
den Publizitätsdienst der Schweizerischen Bundesbahnen getragene allge- 
meine Auslandswerbung erfuhr eine beträchtliche Stärkung durch den 
Ausbau der bereits bestehenden Agenturen in New York, Paris und Wien ` 
(1928), Kairo (1935), Berlin (1936) und die Eröffnung neuer Agenturen 
in Mailand und Rom (1933), Amsterdam (1935), sowie in Brüssel, Prag 
und Stockholm (1938). Bestrebungen, die Auslandswerbung, an der neben 
dem Publizitätsdienst der Bundesbahnen auch die 1917 gegründete 
schweizerische Verkehrszentrale in Zürich beteiligt ist, einer Einheits- 
organisation anzuvertrauen, führten zunächst im Jahre 1933 zu einer 
Werbegemeinschaft der Bundesbahnen, der Post- und Telegraphenver- 
waltung und der Verkehrszentrale. Im Jahre 1938 einigten sich die Be- 
teiligten alsdann auf die Schaffung einer schweizerischen Zentrale für 
Verkehrsförderung, welche die Form einer besonderen Körperschaft des 
öffentlichen Rechtes annehmen und in Zukunft die gesamte Auslands- 
werbung allein besorgen soll; zu diesem Zwecke werden ihr die bisher 
vom Publizitätsdienst der Bundesbahnen betriebenen Auslandsagenturen 
abgetreten werden. Eine entsprechende Vorlage ist vom Bundesrat mit 
Botschaft vom 17. Januar 1939 der Bundesversammlung unterbreitet 
worden, 

Im Jahre 1927 wurde die monatlich erscheinende illustrierte Reise- 
zeitschrift „SBB-Revue“ ins Leben gerufen, die in allen Eisenbahnwagen 
aufliegt und sich einer großen Beliebtheit erfreut; seit 1934 wird sie 
unter dem Titel „Die Schweiz“ von der schweizerischen Verkehrszentrale 
herausgegeben. Auch der Filmwerbung wurde vermehrte Aufmerksam- 
keit geschenkt. Die Inlandswerbung wurde im Jahre 1933 durch Er- 
öffnung einer im Innern der Stadt liegenden Agentur in Zürich ge- 
fördert; die damit gemachten guten Erfahrungen haben die General- 
direktion veranlaßt, im Frühjahr 1939 auch in Basel eine Stadtagentur 
zu errichten. Im Jahre 1938 wurde überdies beim Kommerziellen Dienst 
eine besondere Stelle für Güterverkehrswerbung eingesetzt, 
deren weiterer Ausbau bevorsteht. 


V. Personal. 


1. Bestand und Zusammensetzung. Der Personal- 
bestand, der im Jahre 1913 im Jahresdurchschnitt 38 279 Köpfe betragen 
hatte, erreichte mit 39 676 Einheiten im Jahre 1920 seinen Höchststand. 
In der Folge wurde er in Zusammenhang mit der fortschreitenden 
Elektrifikation und zahlreichen Rationalisierungsmaßnahmen stark ge- 
senkt. So erreichte er 1926 im Jahresdurchschnitt noch 35171 Köpfe, 
um 1938 auf 27 631 Einheiten (d.h. 12 045 oder 30 % weniger als 1920) 


Schweiz. Bundesbahnen in den letzten zwölf Jahren (1926—1938). 883 


zu fallen. Von den im Jahre 1938 im Jahresdurchschnitt beschäftigten 
27631 Bediensteten waren 23314 Beamte, 1029 Angestellte, 2965 Ar- 
beiter und 323 Lehrlinge. 

2.Dienstverhältnis. Das Dienstverhältnis der Bundesbahn- 
beamten erfuhr durch das am 1. Januar 1928 in Kraft getretene Bundes- 
gesetz über das Dienstverhältnis der Bundesbeamten vom 30. Juni 1927 
(Beamtengesetz) eine umfassende Neuordnung. Bis dahin hatte für die 
Besoldungen der Beamten der Bundesbahnen ein besonderes, von der 
Regelung für das Personal der allgemeinen Bundesverwaltung abweichen- 
des Gesetz gegolten; die übrigen Seiten des Dienstverhältnisses waren zur 
Hauptsache nur in einigen Reglementen der Bundesbahnverwaltung und 
zudem unvollständig geregelt. Dies wurde mit der Einführung des Be- 
amtengesetzes anders. Das ganze Personal des Bundes mit Einschluß 
desjenigen der Bundesbahnen, der Post- und Telegraphenverwaltung so- 
wie der übrigen Regiebetriebe des Bundes wird hier in 26 Besoldungs- 
klassen eingereiht. Den untersten Besoldungsklassen gehören auch zahl- 
reiche Arbeiterkategorien (z.B. Stationsarbeiter, Güterarbeiter, Lager- 
hausarbeiter, Wagenreiniger, Rangierarbeiter) an, denen auf diese Weise 
Beamtencharakter verliehen wurde. Die näheren Vorschriften über die 
Einreihung enthält die vom Bundesrat am 5. Oktober 1929 erlassene 
Ämterklassifikation. Die Löhne der Werkstättenarbeiter der Bundes- 
bahnen sind in der ebenfalls vom Bundesrat erlassenen Lohnordnung I 
vom 4. Oktober 1930 geregelt. Am 24. Oktober 1930 erließ der Bundesrat 
überdies in Vollziehung des Beamtengesetzes die ausschließlich für die 
Beamten der Bundesbahnen geltende Beamtenordnung II, deren Inhalt 
sich indessen weitgehend mit der gleichzeitig für das Personal der 
übrigen Bundesverwaltung erlassenen Beamtenordnung I deckt. Dazu 
kommen interne Ausführungbestimmungen der Bundesbahnverwaltung 
wie die von der Generaldirektion erlassene Beförderungsordnung vom 
31. Oktober 1931 und die neuen Vorschriften über die Anweisung, Ver- 
mietung und Benützung von Dienst- und Mietwohnungen vom 11. Dezem- 
ber 1931. 

Die durch das Beamtengesetz geschaffene Besoldungsordnung er- 
fuhr schon vom Jahre 1934 an eine Abänderung durch die von der 
Bundesversammlung zur Wiederherstellung des finanziellen Gleich- 
gewichtes im Bundeshaushalt beschlossenen außerordentlichen Maß- 
nahmen, die sog. Finanzprogramme I—IV, die einen Abbau der gesetz- 
lichen Besoldungsansätze brachten. Einen weiteren Einbruch in die vom 
Beamtengesetz vorgesehene Ordnung brachte für den Bereich der Bundes- 
bahnen der Bundesbeschluß vom 20. Dezember 1934 über vorübergehende 
Maßnahmen zur Vorbereitung der Reorganisation und Sanierung der 
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Schweizerischen Bundesbahnen, der u.a. dem Bundesrat die Befugnis 
einräumte, die Bundesbahnverwaltung zu ermächtigen, die nach dem 
1, Januar 1935 neu in ihren Dienst tretenden Bediensteten nur noch als 
Angestellte oder Arbeiter anzustellen, auch wenn für die dauernde Be- 
sorgung der betreffenden Obliegenheiten in der Ämterklassifikation Be- 
dienstete mit Beamtencharakter vorgesehen sind, Man wollte damit die 
raschere Anpassung des Personalbestandes an Verkehrsschwankungen 
fördern, übersah jedoch, daß der juristische Charakter des Anstellungs- 
verhältnisses für diese Anpassung nur von sehr untergeordneter Bedeu- 
tung ist. Denn einerseits erlaubt auch ein starker Rückgang der Ver- 
kehrsleistungen im Eisenbahnbetrieb nicht bei allen Dienstzweigen ohne 
weiteres einen entsprechenden Personalabbau, weil ein großer Teil der 
Dienstleistungen sich gleich bleibt, ob der Verkehr größer oder kleiner 
sei. Anderseits bietet die bloße Möglichkeit, ein Dienstverhältnis 
rechtlich einwandfrei mit einer relativ kurzen Kündigungsfrist wieder 
aufzuheben, keinerlei Gewähr dafür, daß davon auch tatsächlich Ge- 
brauch gemacht wird. Die Erfahrung hat vielmehr gezeigt, daß selbst 
bei Ablauf der dreijährigen Amtsdauer der Beamten, wo eine Nicht- 
erneuerung des Dienstverhältnisses rechtlich von jeher ohne weiteres 
möglich gewesen wäre, Nichtwiederwahlen wegen Verkehrsrückgangs nie 
vorgekommen sind. Es war dafür nicht zuletzt auch die Erwägung maß- 
gebend, daß die durchgehende Anpassung des Personalbestandes an einen 
Verkehrsrückgang der Verwaltung auf lange Sicht zum Nachteil ge- 
reichen müßte. Denn, wenn man den Personalbestand bei einem Rück- 
gang des Verkehrs bei allen Dienstzweigen ohne weiteres auf den abso- 
luten Mindestbedarf herabsetzen wollte, wären beim nächsten Verkehrs- 
aufschwung sogleich wieder zahlreiche Neuanstellungen notwendig. Da- 
für stünden jedoch in der Regel nicht genügend geschulte Leute zur Ver- 
fügung und dies würde sich auf die Abwicklung des Betriebes und des 
Verkehrs sehr nachteilig auswirken. Daß von einem Jahr zum andern 
sehr starke Verkehrsschwankungen auftreten können, hat gerade die Ent- 
wicklung der letzten drei Jahre gezeigt. Dazu kommt, daß bei einem 
Personalbestand von der Größe desjenigen der Schweizerischen Bundes- 
bahnen die natürlichen Abgänge durch Tod und Versetzung in den Ruhe- 
stand für die Anpassung der Zahl der Bediensteten an die Bedürfnisse 
des Verkehrs einen weiten Spielraum geben, wie der 1920—1938 durch- 
geführte Abbau des Personals um mehr als 30 % zur Genüge gezeigt hat. 

Das Disziplinarrecht der Bediensteten der Bundesbahnen 
hat durch das auf den 1. März 1929 in Kraft gesetzte Bundesgesetz über 
die eidgenössische Verwaltungs- und Disziplinarrechtspflege vom 11, Juni 
1928 ebenfalls eine durchgreifende Neuordnung erfahren, Zu seiner Aus- 
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führung erließ der Bundesrat am 4. Oktober 1930 noch eine Verordnung 
über die Disziplinarkommissionen, die für den Bereich der Bundesbahnen 
vier Disziplinarkommissionen (je eine für die Generaldirektion und die 
drei Kreise I—III) vorsieht, Den Disziplinarkommissionen stehen begut- 
achtende Befugnisse zuhanden der im Dienststrafverfahren tätig werden- 
den Beschwerdeinstanzen zu. Die erwähnten Vorschriften und die vom 
Verwaltungsrat und der Generaldirektion der Bundesbahnen dazu er- 
lassenen Ausführungsbestimmungen wurden zuletzt noch in einer von 
der Generaldirektion am 7. April 1933 erlassenen Allgemeinen Dienst- 
vorschrift (Disziplinarordnung) zusammengefaßt. 


3. Personalfürsorge. Die schon früher in weitherzigstem 
Sinne ausgebauten Personalfürsorgeeinrichtungen (Pensions- und Hilfs- 
kasse, Krankenkassen, Unfallversicherung, Sparkasse, Speiseanstalten, 
Wohnungsfürsorge) entfalteten auch in den letzten zwölf Jahren eine 
segensreiche Wirksamkeit. Überdies wurde am 1. März 1928 bei der Ab- 
teilung für Personalangelegenheiten der Generaldirektion ein besonderer 
Unfallverhütungsdienst eingerichtet, der von Anfang an sehr 
gute Erfolge aufzuweisen hatte und daher zu wiederholten Malen eine Er- 
weiterung erfuhr. Um eine bessere Auslese des Personals zu ermöglichen, 
wurde ferner der Abteilung für Personalangelegenheiten am 1. Sep- 
tember 1928 noch eine Dienststelle für psychotechnische Eignungs- 
prüfungen angegliedert. 

Das besondere Sorgenkind der Verwaltung bildet seit Jahren die auf 
dem Kapitaldeckungsverfahren aufgebaute Pensions- und Hilfs- 
kasse, die ein steigendes versicherungstechnisches Defizit aufweist, 
weil die bei der Verstaatlichung bestehenden Kassen der Privatbahnen 
zu ungünstigen Bedingungen mit bereits erheblichen Fehlbeträgen über- 
nommen werden mußten, vor allem aber, weil die Besoldungserhöhungen 
in der Teuerungsperiode der Nachkriegszeit ohne entsprechende Nach- 
zahlung in die Versicherung einbezogen und weil im Jahre 1921 die 
Werkstättenarbeiter ohne Einlage eines entsprechenden Gegenwertes 
in die Kasse aufgenommen wurden, Dazu kam die unvollständige Ver- 
zinsung der entstandenen Fehlbeträge, welche diese beträchtlich weiter 
anwachsen ließ, Eine Statutenrevision vom Jahre 1928 brachte zwar 
eine bedeutende Verbesserung der Lage der Kasse; sie reichte jedoch 
nicht aus, um den durch die Revision von 1921 eingetretenen Verlust 
auszugleichen. Das durch Sanierungsmaßnahmen zu beseitigende ver- 
sicherungstechnische Defizit betrug auf Ende des Jahres 1938 bei An- 
nahme eines technischen Zinsfußes von 4 % 697 Millionen Franken. Die 
Beseitigung dieses Fehlbetrages wird sowohl Beiträge des Bundes als 
auch der Bundesbahnverwaltung und des Personals erfordern; das Per- 
sonal wird insbesondere eine Erhöhung seiner Beiträge auf 7 % des ver- 
sicherten Jahresverdienstes auf sich zu nehmen haben. 
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VI. Finanzlage. 


Die finanziellen Ergebnisse der Schweizerischen Bundesbahnen, die 
während des Weltkrieges und der Wirtschaftskrise der ersten Nach- 
kriegsjahre stark gelitten hatten, wiesen zu Anfang der Berichtsperiode 
eine befriedigende Entwicklung auf, folgten doch auf das nach drei 
Überschußjahren eingetretene Fehlbetragsjahr 1926 neuerdings vier 
Jahre mit Überschüssen (1927 bis 1930). Mit dem Jahre 1931 setzte je- 
doch eine noch andauernde weitere Defizitperiode ein, die bis Ende 1938 
einen Gesamtrückschlag von 328 Millionen Franken brachte. Zur Ver- 
anschaulichung des Ganges der Entwicklung werden bei der nachfolgen- 
den Schilderung der Betriebsrechnung, der Gewinn- und Verlustrechnung 
und der Bilanz jeweils die Zahlen des Ausgangsjahres unserer Betrach- 
tung (1926), der Kulminationsjahre 1929 und 1930 und der letzten drei 
Jahre (1936 bis 1938) angegeben. 

1. DieBahnbetriebsreechnung umfaßt die Betriebsergeb- 
nisse des Bahnbetriebes im engeren Sinne. Die Kraftwerke werden seit 
1931 und die Werkstätten seit 1932 gleich wie schon früher der Schiffs- 
betrieb auf dem Bodensee als Nebengeschäfte behandelt, deren Ergeb- 
nisse nicht mehr in der Betriebsrechnung des Bahnbetriebes ausgewiesen 
werden. Die Reinerträge oder Fehlbeträge der Nebengeschäfte werden 
vielmehr unmittelbar auf die Gewinn- und Verlustrechnungen über- 
tragen. Um die Ergebnisse der Jahre 1936 bis 1938 mit denjenigen der 
Jahre 1926, 1929 und 1930 vergleichbar zu machen, wurden von den in 
den gedruckten Rechnungen und Statistischen Tabellen für die Jahre 
1926, 1929 und 1930 ausgewiesenen „Verschiedenen Einnahmen“ der 
Bahnbetriebsrechnung die Roherträge der Kraftwerke und Werkstätten 
in Abzug gebracht; die gesamten Betriebseinnahmen und der Betriebs- 
überschuß sind daher ebenfalls um die entsprechenden Beträge geringer 
als in der gedruckten Rechnung der betreffenden Jahre. Die so be- 
reinigte Bahnbetriebsrechnung weist folgende Ergebnisse auf: 


Bahnbetriebsergebnisse in Millionen Franken 


Verkehrseinnahmen Ver- 
"1 schiedene 
Ein- 


Jahr 2 Betriebs- Betriebs- 
Personen- | C ausgaben | überschuß 


verkehr verkehr 


nahmen | Olnnahmen 

1926 37,4 5 a 206,8 95,1 
1929 i D 280,4 131,6 
1930 s 291,4 109,0 
1936 ,2 1 224,7 66,7 
1937 8 224,6 113,7 


1938 3 229,5 93,6 
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Die Personenverkehrseinnahmen erreichten im Jahre 1930 mit 
159,ı Millionen Franken ihren Höhepunkt; bis 1936 gingen sie um 
38, Millionen Franken oder um 24 % zurück. Das Jahr 1937 brachte 
gegenüber dem Vorjahre wieder einen bedeutenden Aufschwung, ohne 
indessen an das Ergebnis des Jahres 1926 heranzureichen; auch im 
Jahre 1938 vermochte der Personenverkehr seine Position im wesent- 
lichen zu halten. BeimGüterverkehr sind die höchsten Einnahmen 
mit 245,7 Millionen Franken im Jahre 1929 zu verzeichnen; wenn schon 
das Jahr 1930 einen bedeutenden Rückschlag brachte, so ist dies nur 
zum kleineren Teil auf einen etwelchen Verkehrsrückgang zurückzu- 
führen, in erster Linie vielmehr auf den am 1. August 1929 durch- 
geführten allgemeinen Abbau der Gütertaxen, der sich im Jahre 1930 
zum erstenmal voll auswirkte. Von 1929 bis 1936 verminderten sich die 
Güterverkehrseinnahmen um 86,5 Millionen Franken oder 35 % ; 1937 trat 
eine bedeutende Verbesserung um 31,5 Millionen Franken ein, während 
das Jahr 1938 im Gegensatz zum Personenverkehr wieder mit einem 
starken Rückschlag um 15,3 Millionen Franken abschloß, der hauptsäch- 
lich auf den Rückgang des Transitverkehrs zurückzuführen ist. Die ge- 
samten Betriebseinnahmen erfuhren von 1929 bis 1936 einen 
Rückgang um 120,0 Millionen Franken oder 29 %; entsprechend der Ent- 
wicklung der Verkehrseinnahmen stiegen sie 1937 wieder um 46,9 Mil- 
lionen Franken an, um 1938 neuerdings um 16,9 Millionen Franken zu- 
rückzugehen. Die Betriebsausgaben konnten von 1930 bis 1937 
um 66,3 Millionen Franken oder 23 % gesenkt werden; sie nahmen wegen 
der infolge der Abwertung gestiegenen Materialpreise und der Milderung 
des Lohnabbaus für das Personal im Jahre 1938 wieder etwas zu. Be- 
sondere Hervorhebung verdient die Tatsache, daß der gegenüber dem 
Vorjahr wesentlich gesteigerte Verkehr des Jahres 1937 ohne Vermehrung 
der Betriebsausgaben bewältigt werden konnte, Der Betriebsüber- 
schuß sank von 1929 bis 1936 fast um die Hälfte, um 1937 von einem 
Jahr auf das andere eine Verbesserung um 47 Millionen Franken oder 
70 % zu erfahren, während das Jahr 1938 wieder einen Rückschlag um 
24 Millionen Franken brachte; es zeigt dies, wie sehr der Haushalt der 
Bundesbahnen von der Konjunktur und anderen äußeren Einflüssen 
abhängig ist. 

2. Die Entwicklung der Gewinn- und Verlustrechnung 
in den letzten zwölf Jahren weist folgendes Bild auf: 
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Ergebnisse der Gewinn- und Verlustrechnung 
Rubrik in Millionen Franken 


1926 | 1929 | 1930 | 1936 | 1937 | 1938 


j 
Verzinsung der festen Anleihen |... + 107,4 | 1da | PA 114,0 | 103,4 | 97,5 
Verzinsung der schwebenden Schulden . . A 0,7 0,9 1,1 4,0 5,0 7,1 
Übrige Ausgaben . . 2.2. « Eër Glaf 30,4) 77,6| al dAëanl al 51,8 
Gesamte Ausgaben >. > nee 138,5 | 193,6 | 153,2 | 163,0 | 156,8 | 156,4 
Einhabmen arten tt sand. At 128,0 | 208,0 | 154,8 | 95,3 | 141,8 | 121,1 
Überschuß der Ausgaben `... Bal =| — | 67,1 | 14,5 | 35,3 

a der Einnahmen ....... — | 150| 16 SEI Si 


Die Einnahmen der Gewinn- und Verlustrechnung, die zur 
Hauptsache aus dem Überschuß der Bahnbetriebsrechnung und dem 
Reinertrag der Nebengeschäfte bestehen, bedürfen keiner weiteren Er- 
läuterung. Unter den Ausgaben kommt der Verzinsung der 
Schulden die größte Bedeutung zu. Infolge der auf Anlagerechnung 
getragenen Ausgaben für die Erweiterung und Verbesserung der Bahn- 
anlagen und der Nebenbetriebe und der Anhäufung der Fehlbeträge der 
Kriegs- und Nachkriegszeit sowie der 1931 beginnenden neuen Defizit- 
periode stieg die Zinsenlast bis zum Jahre 1935 ständig an. Erst im 
Jahre 1936 erfuhr sie erstmals einen kleinen Rückgang. Die 1937 und 
1938 zu beobachtende wesentliche Erleichterung hängt mit den nach 
der Abwertung vom September 1936 geänderten Kapital- und Geldmarkt- 
verhältnissen zusammen, die einige günstige Konversionen langfristiger 
Anleihen erlaubten. Gleichzeitig trat eine Verschiebung zwischen An- 
leihen und schwebenden Schulden ein, die zu einer bedeutsamen Abnahme 
der festen Anleihen und einer Zunahme der schwebenden Schulden 
führte, wobei die letzteren in der Hauptsache lediglich zu dem äußerst 
niedrigen Diskontsatz der Schweizerischen Nationalbank (1938: 2%) 
verzinst werden mußten. Der Verwaltungsrat hat in seinem Bericht an 
den Bundesrat über den Geschäftsbericht der Generaldirektion vom 
Jahre 1937 jedoch mit Recht darauf hingewiesen, daß der Vermehrung 
der schwebenden Schulden neben dem Vorteil der Zinsersparnis auch 
Gefahren anhaften, die eine baldige Konsolidierung wenigstens eines 
Teils davon ratsam erscheinen lassen. 

Einen Einblick in den Haushalt des gesamten Unternehmens 
„Schweizerische Bundesbahnen“ (Bahnbetrieb mit Einschluß der Neben- 
betriebe) ermöglicht die seit 1986 dem Geschäftsbericht beigegebene ein- 
heitliche Aufwands- und Ertragsrechnung, in der die in 
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der Bahnbetriebsrechnung, den Rechnungen der Nebenbetriebe und der 
Gewinn- und Verlustrechnung enthaltenen gesamten tatsächlichen Er- 
trägnisse und Aufwendungen zusammengefaßt werden, unter möglichster 
Ausscheidung aller derjenigen Posten, die nur eine buchmäßige Ver- 
rechnung zwischen den Rechnungen des Bahnbetriebes und der Neben- 
betriebe sowie der Gewinn- und Verlustrechnung darstellen, Diese 
Betrachtungsweise erlaubt es insbesondere, die Veränderungen im Kosten- 
aufbau des gesamten Unternehmens „Schweizerische Bundesbahnen“ im 
Lauf der Jahre zu verfolgen. Bei Vergleichen mit anderen Unter- 
nehmungen darf jedoch nicht außer acht gelassen werden, daß diese 
Gesamtrechnung sich aus den Rechnungen sehr verschiedenartiger Be- 
triebe (Bahnbetrieb, Schiffsbetrieb, Kraftwerke, Werkstätten usw.) zu- 
sammensetzt, von denen jeder wieder seinen besonderen Kostenaufbau 
aufweist. Die nach den erwähnten Gesichtspunkten berechneten ge- 
samten Erträgnisse und tatsächlichen Gesamtaufwendungen erreichten 
folgende Beträge: 


Gesamte Erträgnisse und Aufwendungen in Millionen Franken 
Rubrik 1926 D 
Mio Fri % [Mio 


1930 1936 1937 1938 


Mio Fr.) % [Mio Fr.) % [Mio Fr.| % [Mio Fr.) % 


| | 
931402,0 92|307,6 92 


Verkehrseinnahmen . . » 391,2 | 931279,3 WT 1323,06 
Nebeneinnahmen . . . « | 7| 324| 7| 29,7} 7265| 9| 296| 8| 28,2] 8 
Gesamte Erträgnisse . . Dana 1100434,4 1001420,9 1001305,8 100/353,2 (100335,8 100 


Personalkosten | | | 
Slfëetege aoni. an ia 45|191,7 | 46[149,1 | 40/146,7 | 40/147,2 | 40 
b) Soziale Ausgaben . . . A 8| 30,6 | 7| 35,6] 9| 37,1 | 10] 38,8 10 

KRIS ER SE EB E 

210,8 | 541220,8 | 53l222,» | 58l184,7 | 40]183,5 | 501186,0 | 50 

10| 43,8 | 10) aeni 9| 36 | 10| 38,9 | 11 
7 Si) 7 7 

33|114,5 | 311116 30 


Zusammen 


Suchkosten . , 2... 
Abschreibungen... . . 
Kapitalkosten 


41,0 | 11| 43,8 
2 27,0| 7) 26,8] 68) 20,4 


122,8 | 201120,6 | 201122,7 


Rücklagen... kaal U 80 10881 2) ai 2] al 2 2 
terre 
Gesamte Aufwendungen . [380,9 1001419,4 11001419,» 11001373,» "lag. |1001371,0 100 


Bei den in Rubrik 2 ausgewiesenen Nebeneinnahmen handelt 
es sich in der Hauptsache um Pacht- und Mietzinse sowie Einnahmen 
aus Gemeinschaftsverhältnissen mit anderen Eisenbahnen (1938: 
19,5 Millionen Franken) und den Ertrag der Wertbestände und Guthaben 
(1938: 1,3 Millionen Franken) sowie den Ertrag der Nebenbetriebe, Die 
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Personalkosten zerfallen zunächst in die Bezüge im engeren Sinne 
(Besoldungen, Löhne, Orts- und Kinderzulagen, Dienstaltergeschenke und 
Besoldungsnachgenüsse) und die Nebenbezüge mit Einschluß der Ver- 
gütungen für Dienstreisen, Nachtdienstentschädigungen und Dienst- 
kleider. Die Bezüge erforderten im Jahre 1938 Aufwendungen von 
137,s Millionen Franken, die Nebenbezüge 9,4 Millionen Franken. Dazu 
kommen die sozialen Ausgaben für das Personal, zu denen die ordent- 
lichen und außerordentlichen Einlagen in die Pensions- und Hilfskasse, 
die Leistungen für die Kranken- und Unfallversicherung und für die 
Wohlfahrtseinrichtungen (Speiseanstalten usw.) zu rechnen sind. Zu 
den Sachkosten gehören die Aufwendungen für Brenn-, Schmier- 
und Beleuchtungsmaterial sowie das Material für den Unterhalt der 
festen Anlagen, der mechanischen und elektrischen Einrichtungen und 
der Fahrzeuge. Als Abschreibungen wurden die Einlagen in den 
Erneuerungsfonds sowie die Abschreibungen für untergegangene An- 
lagen und für Kursverluste in Rechnung gestellt. Zu den Kapital- 
kosten wurden außer den Aufwendungen für die Verzinsung der An- 
leihen und schwebenden Schulden auch diejenigen für die Tilgung der 
Anleihenskosten und die Finanzunkosten gerechnet. Als Rücklagen 
wurden endlich die gesetzliche Tilgung des Anlagekapitals und die Ein- 
lagen in den Feuer- und Unfallversicherungsfonds angesehen. 
Bei einem Vergleich der Ergebnisse der einzelnen Jahre fällt 
" vor allem das ständige Anwachsen der sozialen Ausgaben für das Per- 
sonal auf. Es ist dies ausschließlich auf die Erhöhung der außerordent- 
lichen Beiträge an die Pensions- und Hilfskasse zurückzuführen. Diese 
Erhöhung hängt in den letzten Jahren vor allem mit dem Sinken des 
Zinsfußes für die Wertbestände der Pensions- und Hilfskasse zusammen. 
Da die Bundesbahnen gemäß einem Beschluß des Verwaltungsrates vom 
1. Oktober 1921 einen fünfprozentigen Ertrag dieser Wertbestände garan- 
tiert haben, erhöht sich der außerordentliche Beitrag der Verwaltung 
an die Pensions- und Hilfskasse beim Sinken des Zinsfußes ohne weiteres 
um den geringeren Zinsertrag., Die Sachkosten haben sich unter dem 
Einfluß der mit der Abwertung zusammenhängenden Verteuerung 
namentlich der aus dem Ausland eingeführten Materialien 1937 und 
1938 gegenüber früher etwas vermehrt, während die Kapitalkosten aus 
den schon früher erwähnten Gründen zurückgegangen sind. 


3. Die Bilanz hat sich in den letzten zwölf Jahren wie folgt 
entwickelt: 
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K Bilanzposten in Millionen Franken 
Rubrik $ 
1926 1930 1936 1937 1938 
Aktiven | 
Anlagen) `... ` | 2492,2 2558,0 2794,0 2804,8 2817,5 
Abschreibungen! . , . I 111,8 ER OT 189,1 198,1 209,4 
Reiner Buchwert der 
Anlagen . 2... 2262,5 | 2380,0 2443,8 | 2604,8 2606,2 2608,1 
Wertbestände und | | | 
Guthaben u. | ma | mal ou | uzos | 1280 | 122s 
Zu tilgende | | 
Verwendungen? , — 350,8 206,7 | 290,0 573,8 | GE 626,8 
Passiven | | 
Feste Anleihen® . . . | 2500,7 i? 2718,7 | mo, | 2917,7 | 2097,4 | 2078,0 
Schwebende Schulden 71,5 115,8 120,7 282, 518,7 560,1 
Rücklagen? . 2...» L Bal a ze | 1070) 188 | 194 
Total der Passiven GEI 6 | 2907,2 | 2909,1 3303,1 | 3323,9 3357,2 


Die einzelnen Bilanzposten sind in der vorstehenden Übersicht in 
Abweichung vom Schema der gedruckten Rechnung nach ihrer wirt- 
schaftlichen Bedeutung etwas anders gruppiert; worin im einzelnen die 
Abweichungen von der Rechnung bestehen, geht aus den Anmerkungen 
hervor. 

Über die Zusammensetzung der unter „Anlagen“ zusammen- 
gefaßten verschiedenen Anlagekonten Ende 1938 gibt nachstehende Auf- 
stellung Auskunft: 


E 
Art der Anlagen 


Bahnanlagen und feste Einrichtungen 
(einschließlich allgemeine Kosten) . . .. 0... + 8 
Kraftwerke, Übertragsleitungen und Unterworke 


1841,8 05,4 
235,3 


2077,1 
628,4 


Zusammen 


Rollmaterial . . « ` Äert E E 
Materialverwaltung, ohiffedienst. Kei Werkstätten 

Mobiliar und Gerätschaften een 
Unvollendete Bauobjekte ee 


Baukonto mit Einschluß der unvollendeten Bauobjekte und der Verwen- 
dungen auf Nebengeschäfte, 
Erneuerungsfonds. 

3 Mit Einschluß des Überschusses des Rückkaufpreises über die Anlage- 
kosten sowie des Passiv-Saldos der Gewinn- und Verlustrechnung. 

* Mit der Schuld an den Fonds zur Deckung von Unfallrenten, 

5 Getilgtes Schuldkapital sowie Feuer- und Unfallversicherungsfonds. 
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Von den gesamten Anlagekosten entfallen somit rund drei Viertel 
auf die festen Anlagen des Bahnbetriebes und der Kraftwerke und etwas 
mehr als ein Fünftel auf das Rollmaterial, während die übrigen Posten 
zusammen nur 4% des Gesamtbetrages ausmachen. Die Hochbauten, 
über deren Bedeutung im Gesamtrahmen der Bundesbahnanlagen noch 
vielfach irrtümliche Vorstellungen herrschen, sind mit Einschluß der 
mechanischen Einrichtungen (Beleuchtungsanlagen, Wasserversorgungs- 
und Reinigungsanlagen im Freien, Hebekranen, Brückenwaagen usw.) 
an den gesamten Anlagekosten nur mit 8,5 % (235,1 Millionen Franken) 
beteiligt; sie werfen überdies infolge von Vermietung und Verpachtung 
zahlreicher Räume einen bedeutenden Ertrag ab. 

Das Anwachsen des Anlagekontos um 461,s Millionen 
Franken von Ende 1926 bis Ende 1938 ist zu etwa vier Siebentel auf 
die Aufwendungen für die in Abschnitt II geschilderte Verbesserung 
der festen Bahnanlagen und Einrichtungen zurückzuführen, zu zwei 
Siebentel auf die Anschaffung von neuem Rollmaterial (namentlich 
elektrische Lokomotiven und Personenwagen, die im Baukonto Ende 1938 
mit einem um 152,5 Millionen Franken höheren Wert aufgeführt sind als 
Ende 1926, während im gleichen Zeitraum der Wert der Dampflokomo- 
tiven im Baukonto um 28,1 Millionen Franken zurückgegangen ist) und 
zu ein Siebentel auf die Investitionen in Kraftwerkanlagen. Der Um- 
stand, daß sich der reine Buchwert der Anlagen seit 1935 ziemlich stabil 
um die Summe 2605 Millionen Franken herum bewegt, hängt damit zu- 
sammen, daß seit der starken Drosselung der Bauausgaben die jährlichen 
Abschreibungen den Anlagezuwachs des betreffenden Jahres aufwiegen 
oder sogar übertreffen. Die auf Baukonto getragenen jährlichen Bau- 
ausgaben, zu denen nach der Terminologie des schweizerischen Eisen- 
bahnrechnungsgesetzes nicht nur die Ausgaben für die Hoch- und Tief- 
bauten, sondern auch diejenigen für die Anschaffung von Einrichtungen 
aller Art, Rollmaterial, Mobiliar und Gerätschaften zählen, hatten näm- 
lich in den Jahren 1920 und 1921 die für schweizerische Verhältnisse 
sehr hohe Summe von 122 Millionen Franken erreicht und noch 1926, 
dem Ausgangsjahr unserer Betrachtung, 101 Millionen Franken betragen, 
während sie in den Jahren 1935 bis 1938 nur noch die Summe von 15 bis 
19 Millionen Franken ausmachten. Dieser — aus finanziellen Rücksichten 
unvermeidliche — starke Rückgang der Investitionstätigkeit der Schwei- 
zerischen Bundesbahnen, der mit gleichen Erscheinungen von ähnlichem 
Ausmaß in der schweizerischen Elektrizitätswirtschaft zusammenfiel!, 
hat im Zusammenhang mit dem starken Abbau des Bahnpersonals nicht 
wenig zur Belastung des schweizerischen Arbeitsmarktes beigetragen. 


1 Vgl. M. Villars, „50 Jahre schweizerische Elektrizitätswirtschaft“, in der 
Festgabe für alt Bundesrat Edmund Schulthess, Zürich 1938, S. 376 ff. 
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Unter dem Posten Wertbeständeund Guthaben ist in der 
Bilanz auf Ende 1938 ein Betrag von 12 Millionen Franken für Aktien 
enthalten. Der größte Teil davon, nämlich 11 Millionen Franken, ent- 
fällt auf die Beteiligung an der Etzelwerk A.-G., von deren Aktien- 
kapital 55 % in den Händen der Schweizerischen Bundesbahnen und 
45 % in denjenigen der Nordostschweizerischen Kraftwerke A.-G. liegen, 
Der Rest entfällt auf Beteiligungen an kleineren, mit dem Bahn- 
betrieb in Zusammenhang stehenden Unternehmungen wie die SESA, die 
Bahnhofkühlhäuser in Basel und Genf, die Schweizerische Reederei A.-G. 
in Basel, verschiedene Privatbahnen usw. Der Wert der Materialvorräte 
und Ersatzstücke betrug Ende 1938 28 Millionen Franken. Die „zu 
tilgenden Verwendungen“ stellen die zum Ausgleich des Fehl- 
betrages unter die Aktiven der Bilanz eingesetzten „Non-valeurs“ dar, 
deren Beseitigung anläßlich der angestrebten Sanierung in erster Linie 
zu erfolgen haben wird. Von der Verschiebung zwischen festen An- 
leihen und schwebenden Schulden war bereits in den Bemerkungen 
zur Gewinn- und Verlustrechnung die Rede. 


VII. Sanierung. 


1. Interne Rationalisierungs- und Sparmaß- 
nahmen. Daß die Anhäufung der Fehlbeträge während des Welt- 
krieges und in den ersten Nachkriegsjahren die Bundesbahnen schon 
seit 1920 zu einschneidenden Rationalisierungs- und Sparmaßnahmen 
zwang, wurde bereits am Schluß von Abschnitt I erwähnt. Diese Maß- 
nahmen bestanden jedoch nicht nur aus den geschilderten Änderungen 
der äußeren und inneren Organisation des Unternehmens. Dazu kam 
nämlich noch eine weitgehende Verbesserung der Arbeitsmethoden im 
Rahmen dieser Organisation. Um zu diesem Ziel zu gelangen, wurden die 
verschiedenen Dienstzweige zu wiederholten Malen durch besondere, aus 
in- und außerhalb der Verwaltung stehenden Sachverständigen zu- 
sammengesetzte Kommissionen systematisch untersucht. Die Ergebnisse 
dieser Untersuchungen gaben wertvolle Fingerzeige für eine zweck- 
mäßigere Organisation und Arbeitsgestaltung. Mit Bezug auf Einzel- 
heiten sei auch hier auf den schon früher erwähnten Rationalisierungs- 
bericht der Generaldirektion vom April 1937 verwiesen, Zur Veranschau- 
lichung der Ergebnisse der getroffenen Maßnahmen sollen an dieser 
Stelle nur einige wenige statistische Angaben dienen: 


Archiv für Eisenbahnwesen. 1039. 58 


894 Schweiz. Bundesbahnen in den letzten zwölf Jahren (1926—1938). 


Personalbestand (Köpfe) 
1925 | 1930 | 1935 | 1937 | 1038 


$ 1,09 | 0,84 DÉI 


Einheit der Betriebsleistung 


920 | 


Auf 1000 Zug... Wu | 0,0 


Auf 100.000 Wagenachskm: . . ~ aa | äm | Za Le | 1,00 

Auf 1 Mio Bruttotonnenkm: . .| 68 | Am e | ën | 2e | 297 
Bahnbetriebskosten in Rappen 

Aufl Zuge. ans 1949 | 1194 | 1051 | 958 | au | 824 

Aufl Achskmi oooi a ae 568 län | 29,0 | 20,5. | -25,8 Gs 


Auf 1 Bruttotonnenkmi. > . + » Tut ER An Aa | 3a | Au 


Aus diesen Zahlen geht hervor, daß die im Jahre 1937 anfallenden 
außergewöhnlich hohen Betriebsleistungen mit einem Personalbestand 
ausgeführt wurden, der auf die Einheit der Betriebsleistung bezogen nur 
noch etwa ein Drittel desjenigen ausmacht, der 1920 für die gleiche Be- 
triebsleistung erforderlich war. Gleichzeitig konnten die Bahnbetriebs- 
kosten (einschließlich Kapitalkosten und betriebswirtschaftlich notwen- 
dige Abschreibungen) je Einheit der Betriebsleistung auf etwas weniger 
als die Hälfte derjenigen von 1920 gesenkt werden. 

2. Die finanzielle Sanierung. Die unablässigen Be- 
mühungen der Geschäftsleitung, durch Rationalisierungs- und Sparmaß- 
nahmen eine Besserung der Finanzlage des Unternehmens herbeizu- 
führen, genügten leider nicht, um das durch eine Reihe von schwer- 
wiegenden Ursachen dauernd gestörte Gleichgewicht der Einnahmen 
und Ausgaben wieder herzustellen. Neben dem durch die Störungen der 
allgemeinen Wirtschaftslage und die gleichzeitige starke Zunahme des 
Kraftwagenwettbewerbs bedingten Einnahmenrückgang wirkten sich da- 
bei auf der Ausgabenseite früher begangene Fehler wie die Überzahlung 
der Privatbahnen beim Rückkauf!, der von Anfang an zu starre Kapital- 
aufbau (ausschließliche Finanzierung durch fremde Gelder statt teil- 
weise durch ein variabel verzinsliches Dotationskapital), zu geringe Ab- 
schreibungen, die Auferlegung ungerechtfertigter Lasten zugunsten an- 
derer Verwaltungszweige und die ungenügende Entschädigung für die 
außerordentlichen Leistungen der Bahn in den Kriegs- und Nachkriegs- 
jahren? sowie die Beeinflussung der Beschaffungs-, Bau-, Personal- und 

1 Vgl. Dr. Ernst A. Diethelm, Die Verstaatlichung der schweizeri- 
schen Privatbahnen durch den Bund und ihre finanziellen Auswirkungen auf die 
Schweizerischen Bundesbahnen (Lachen, 1930). 

2 Die Bundesversammlung sprach den Bundesbahnen unter dem Eindruck 
der — leider nur vorübergehenden — Besserung der Einnahmen im Jahre 1929 
am 6. Juni 1929 statt der verlangten Entschädigung von 459 Millionen Franken 
nur eine solche von 35 Millionen Franken zu. Vgl. Näheres bei Dr. Hans 
Theler, Die Liquidation des Kriegsdefizits der Schweizerischen Bundesbahnen, 
verglichen mit der Regelung in England, den Vereinigten Staaten von Amerika, 
Frankreich, Holland, Italien und Deutschland (Zürcher Volkswirtschaftliche For- 
schungen, Band 15), Zürich 1929. 
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Tarifpolitik durch betriebswirtschaftlich nachteilige Rücksichtnahme 
auf öffentliche Interessen — und nicht zuletzt die Vermehrung der an- 
gehäuften Fehlbeträge durch ihre Zinsen und Zinseszinsen — ungünstig 
aus. Der Vorsteher des eidgenössischen Post- und Eisenbahndeparte- 
mentes ersuchte daher die Generaldirektion schon am 22. März 1932 um 
einen Bericht über die Maßnahmen, die zu treffen seien, um den Bundes- 
bahnen eine gesunde Finanzlage zu sichern, um ihnen normale Abschrei- 
bungen zu ermöglichen und sie in die Lage zu versetzen, der schweize- 
rischen Volkswirtschaft die besten Dienste zu leisten. Verwaltungsrat 
und Generaldirektion erstatteten in der Folge den sog. Finanzbericht vom 
7. Februar 1933, in dem sie sich einläßlich über die gestellten Fragen 
äußerten!, Da die im Bericht enthaltenen Vorschläge eine Abänderung 
des geltenden Bundesbahnorganisationsgesetzes vom 1. Februar 1923 be- 
dingten, wurden unverzüglich die Vorarbeiten für eine Änderung dieses 
Gesetzes in Angriff genommen, Ein erster Entwurf vom 1. Juni 1934, 
den der Vorsteher des Post- und Eisenbahndepartementes zusammen mit 
dem damaligen Präsidenten der Generaldirektion ausgearbeitet hatte, 
wurde dem Verwaltungsrat der Bundesbahnen zur Äußerung unterbreitet 
und von diesem mit einem Bericht vom 16. Oktober 1934 begutachtet. 
Die Versuche zur Abklärung der Frage Schiene/Straße, die durch die 
Verwerfung des Verkehrsteilungsgesetzes in der Volksabstimmung vom 
5. Mai 1935 zunächst scheiterten, sowie die alsbald einsetzenden Be- 
strebungen, auch die wichtigeren Privatbahnen® mit Hilfe des Bundes 
finanziell wieder aufzurichten, bewirkten, daß der erwähnte Gesetzes- 
entwurf zunächst nicht weiter verfolgt wurde. Nachdem sich verschie- 
dene, das Reorganisationsproblem betreffende Fragen weiter abgeklärt 
hatten, unterbreiteten Generaldirektion und Verwaltungsrat der Bundes- 
bahnen dem Post- und Eisenbahndepartement mit Bericht vom 23. März 
1936 einen neuen Gesetzesentwurf, in dem die dem Entwurf von 1934 
zugrundeliegende Idee der vollständigen Verselbständigung der Bundes- 
bahnverwaltung durch Verleihung der eigenen Rechtspersönlichkeit 
fallen gelassen wurde. Dieser Entwurf der Bundesbahnverwaltung be- 
ruhte in der Hauptsache auf dem Gedanken, daß der in der Bilanz der 
Bundesbahnen ausgewiesene Gesamtbetrag an festen und schwebenden 
Schulden auf den Bund übergehen würde. An seine Stelle hätte alsdann 
eine feste Schuld der Bundesbahnen gegenüber dem Bund im Betrage 

1 Vgl. die Inhaltsangabe in der Vereinszeitung Jg. 1933, S. 212. 

2 Vgl. den Aufsatz von Dr. F, Wanner in der Vereinszeitung, Jg. 1937, 
S, 477 ff. 

3 Näheres darüber im Aufsatz von Dr. F. Wanner, Die organisatorische 


und finanzielle Neugestaltung der Schweizerischen Bundesbahnen, in der Ver- 
einszeitung, Jg. 1936, S. 393 ff. 
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von 2 Millionen Franken und ein nur bedingt und höchstens mit 3% % 
verzinsliches Dotationskapital von 500 Millionen Franken treten sollen. 
Der Bundesrat wandte sich in der Folge am 24. November 1936 mit einer 
das ganze Problem einläßlich erörternden, vom verstorbenen Kreis- 
direktor der Schweizerischen Bundesbahnen in Zürich, Dr. Robert Herold, 
verfaßten Botschaft! an die Bundesversammlung mit einem Gesetzes- 
entwurf, der von demjenigen der Bundesbahnverwaltung namentlich im 
Bereich der Neuordnung der finanziellen Beziehungen zwischen Bund 
und Bundesbahnen wesentlich abwich. Nach dem Entwurf des Bundes- 
rates hätten die Bundesbahnen auch künftig die Zinsen ihrer Anleihen 
und schwebenden Schulden selber zu bezahlen. Doch würde ihnen der 
Bund von den gegenwärtigen Schulden einen Teil abnehmen, welcher 
der Höhe der auf der Aktivseite der Bilanz ausgewiesenen „Non-valeurs“ 
entspräche; er würde sie außerdem mit einem nur bedingt mit höchstens 
3% % verzinslichen Dotationskapital von 700 Millionen Franken aus- 
rüsten und ihnen auch noch einen dieser Summe entsprechenden Betrag 
ihrer gegenwärtigen Schulden abnehmen. Die Sanierung der Pensions- 
und Hilfskasse würde besonderen Maßnahmen des Bundes vorbehalten. 
Um den Bund besser instandzusetzen, seinen Verpflichtungen aus der 
kommenden Sanierung der Bundesbahnen und der Privatbahnen nachzu- 
kommen, wurden in die eidgenössische Staatsrechnung seit 1936 jedes 
Jahr besondere Rücklagen für die Eisenbahnsanierung eingestellt. Die 
zu diesem Zweck gebildeten Spezialfonds (Bundesbahn-Sanierungsfonds 
und allgemeiner Eisenbahnfonds) wiesen Ende 1938 zusammen einen Be- 
stand von 134, Millionen Franken aus; in den Jahren 1939 bis 1941 
werden in den allgemeinen Eisenbahnfonds jährlich weitere 35 Millionen 
Franken eingelegt werden. 

Die parlamentarische Beratung des Entwurfes des Bundesrates für 
ein neues Bundesbahngesetz konnte bis jetzt noch nicht zu Ende geführt 
werden. Während der Nationalrat die Vorlage im Februar und März 
1938 in erster Lesung verabschiedete, wird mit der Beratung im Stände- 
rat erst in der Juni-Session 1939 begonnen werden. Für das weitere 
Schicksal des Entwurfes wird es entscheidend sein, ob es gelingt, die 
umstrittenen Fragen der Ordnung des Dienstverhältnisses des Personals 
und der Sanierung der Pensions- und Hilfskasse durch eine Teilrevision 
des Beamtengesetzes und ein besonderes Bundesgesetz getrennt zu 
ordnen, wie dies neuerdings beabsichtigt ist. Im Interesse der Bundes- 
bahnen und des ganzen Landes ist zu hoffen, daß die endgültige Lösung 
nicht mehr allzu lange auf sich warten läßt. 


3 Bundesblatt 1936, III, S. 213 £f.; Inhaltsangabe ferner bei Dr, F, Wan- 
ner, in der Vereinszeitung, Jg. 1936, S. 1049 ff. 
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Nebenbahnprobleme. 
Von 


Dr. A, Tork in Kopenhagen. 


Mit dem Auftreten des Kraftwagenwettbewerbs sind für die Bahnen 
viele Probleme entstanden, von denen das wichtigste wohl die Frage 
einer Ersetzung der Bahnen durch Kraftwagenbetrieb ist. Diese Maß- 
nahme kann entweder darauf abzielen, den ganzen Bahnverkehr auf be- 
stimmten Strecken durch Kraftwagenverkehr zu ersetzen, oder nur dar- 
auf, bestimmte Beförderungsarten durch Beförderung mit dem Kraft- 
wagen zu ersetzen. 

Auf jeden Fall stehen die Bahnen denselben Problemen gegenüber 
wie bei jedem anderen Übergang von einer niedrigeren zu einer höheren 
Technik, und der entscheidende Gesichtspunkt ist hier wirtschaftlicher 
Art, da die Wirtschaftlichkeit der Maßstab für die technische Voll- 
kommenheit ist. 

Steht Übergang von der Bahn zum Kraftwagenbetrieb in Frage, so 
ist es deshalb unumgänglich notwendig, jede Veränderung mit dem Hin- 
weis auf eine verbesserte Wirtschaftlichkeit zu begründen, die in der 
Regel in verminderten Unkosten bei unveränderter Leistung, nämlich Ver- 
kehrsleistung, bestehen wird. 

Der Kraftwagenwettbewerb hat, was natürlich ist, besonders die 
Wirtschaftlichkeit der Nebenbahnen getroffen, und es ist deshalb für die 
meisten Bahnen eine Frage geworden, ob viele der Nebenbahnen im 
Augenblick mit wirtschaftlichem Vorteil betrieben werden und ob es 
eventuell erwünscht sein könnte, die Wirtschaftlichkeit durch neue Be- 
triebsformen, vor allem durch Ersetzung des Bahnbetriebs durch Kraft- 
wagenbetrieb zu verbessern. 

Im folgenden soll versucht werden, einige der wesentlichen Seiten 
der dabei auftretenden Probleme zu behandeln. 


Berechnung der Wirtschaftlichkeit von Nebenbahnen. 


Wenn man die Frage nach einer wirtschaftlichen Beurteilung einer 
einzelnen Bahnstrecke zum Gegenstand einer Untersuchung machen will, 
wird der natürliche Ausgangspunkt eine Darlegung der wirtschaftlichen 
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Betrachtungen sein, welche ursprünglich die Grundlage für die Anlage 
der einzelnen Strecke gebildet haben, da zu erwarten ist, daß der Aus- 
gangspunkt für eine Berechnung der Wirtschaftlichkeit einer Nebenbahn 
sich auf dieselbe Grundlage stützen muß. 


Das ursprüngliche Bahnnetz, d. h. die sogenannten Stammbahnen, 
werden in der Regel unter einem gemeinsamen Wirtschaftlichkeits- 
gesichtspunkt angelegt sein, und eine Feststellung der Wirtschaftlich- 
keit dieser Strecken hat an vielen Stellen keine besonderen Schwierig- 
keiten verursacht. Erst wenn man das Bahnnetz durch neue Strecken 
ausbauen will, die als selbständige wirtschaftliche Unternehmungen un- 
rentabel sind, trifft man auf die Frage, ob eine solche Erweiterung wirt- 
schaftlich sein kann, wenn sie im Anschluß an ein schon vorhandenes 
Bahnnetz erfolgt, 

Das wird oft der Fall werden können, teils deswegen, weil ein Teil 
der Ausgaben, welche die Bahn als selbständiges Unternehmen haben 
würde, fortfällt, zum Teil auch deswegen, weil das ursprüngliche Bahn- 
netz mit einem Verdienst aus dem Verkehr der neuen Strecke mit den 
ursprünglichen Strecken rechnen kann. Es kann nur gefordert werden, 
daß die mit dem neuen Verkehr verbundenen Ausgaben entweder auf 
der Nebenbahn selbst oder auf anderen Strecken aus den Einnahmen 
gedeckt werden, welche dieser neue Verkehr den Bahnen neu ver- 
schafft. Wenn und soweit dieses Ziel nicht erreicht wird, wird die 
Anlage der Nebenbahn einen direkten Verlust von der Größe der Diffe- 
renz bedeuten; was hingegen über die Steigerung der Ausgaben hinaus 
einkommt, dient zur Verbesserung der Wirtschaftlichkeit des vorhandenen 
Bahnnetzes. 


Da also auf den alten und neuen Strecken eine ausgeprägte Ge- 
meinschaftsarbeit geleistet wird, wird es, wirtschaftlich gesehen, keinen 
Sinn haben, von einer Wirtschaftlichkeitsberechnung für eine einzelne 
Strecke zu sprechen, vielmehr von der Wirtschaftlichkeit des neuen Ver- 
kehrs auf dem gesamten Bahnnetz (Nebenbahnverkehr), 


Es geschieht bei der Anlage einer Nebenbahn dasselbe, was in 
einem gewöhnlichen Produktionsunternehmen vor sich geht, wo man die 
Anlage um mehrere und vielleicht verbesserte Maschinen erweitert; auch 
hier wird man mit Recht nicht eine Wirtschaftlichkeitsberechnung für 
die neu hinzugekommenen Maschinen gesondert anstellen können, son- 
dern diese Maschinen müssen im Zusammenhang mit dem übrigen Be- 
trieb betrachtet werden, da die Anlage des ganzen Betriebes zusammen- 
wirkt, um das gemeinsame wirtschaftliche Resultat herbeizuführen, 
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Um die Wirtschaftlichkeit einer vorgesehenen Nebenbahn zu beur- 
teilen, müssen die Einnahmen für sämtliche Beförderungen zwischen 
dieser Nebenbahn und den übrigen Strecken den Ausgaben gegenüber- 
gestellt werden, die durch diesen Verkehr entstehen, 

Diese Ausgaben rühren von folgenden Posten her: 

a) Bewegliche Kosten der Nebenbahn. D 

b) Feste Kosten der Nebenbahn, 

vi Die Kosten des Anschlusses der Nebenbahn an die Hauptbahn 

(Knotenbahnhof). 

d) Die beweglichen Kosten, die sich aus der Beförderung auf den 

anderen Strecken ergeben. 

e) Ein Anteil an den Generalunkosten, 

Über diese Ausgaben ist im besonderen folgendes zu bemerken: 


ad ci 
Da die Hauptbahn schon bestanden hat, bevor die Anlage der 
Nebenbahn aktuell wurde, kann man bei der Anlegung einer Seitenbahn 
nur verlangen, daß diese die besonderen mit dieser Anlegung verbundenen 
Mehrausgaben decken kann, und das bedeutet, daß in der Regel nur von 
beweglichen Kosten die Rede sein kann. 


ad d) 


Die betriebsmäßigen beweglichen Kosten werden bei den Haupt- 
bahnen in den meisten Fällen proportional zur Verkehrsmenge variieren, 
weil in der Regel eine Reihe Nebenbahnen vorhanden sein werden, deren 
Verkehr nach der Hauptbahn soviel bedeuten wird, daß man damit 
rechnen muß, daß der Nebenbahnverkehr verhältnismäßig dieselben Be- 
triebsleistungen erfordert wie der Hauptbahnverkehr. Im allgemeinen 
wird z. B, in gleich hohem Maße der Verkehr der Nebenbahnen wie der 
der Hauptbahnen eine eventuelle Anlegung von Doppelgleisen erfordern, 

Es kann jedoch in diesem Verhältnis ein Unterschied zwischen der 
Personen- und der Güterbeförderung bestehen, da der planmäßige Zug- 
verkehr der Personenbeförderung häufig nicht so sehr vom Verkehrs- 
umfang bestimmt ist wie von den Reisemöglichkeiten, so daß der be- 
stehende planmäßige Zugverkehr der Personenbeförderung in vielen 
Fällen den neuen Nebenbahnverkehr aufnehmen können wird ohne Aus- 
gaben für neue Züge und möglicherweise auch ohne größeren Einsatz 
von Wagen. 

ad e) 

Die Generalunkosten (Gemeinkosten) sollen nur mitgerechnet wer- 

den, sofern sie vom Verkehr der Nebenbahn beeinflußt werden, was 
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oft bei vielen Ausgaben der Fall sein wird, z.B. Kontrolle der Rech- 
nungsführung, Druck von Fahrkarten und Formularen, Personalange- 
legenheiten u.ä, 

Bezüglich der festen Kosten für das Hauptbahnnetz soll gleich 
daran erinnert werden, daß diese schon gedeckt sind, da das Hauptbahn- 
netz als rentabel vorausgesetzt wird. Da der Zweck bei der Anlegung 
der Nebenbahn eine Erhöhung der Einnahmen des Bahnsystems ist, muß 
auch eine Steigerung dieser Einnahmen, wenn selbst nur von geringem 
Umfang, angesetzt werden. 

Aus dem Obenstehenden dürfte hervorgegangen sein, daß Anlage 
und Betrieb einer Nebenbahn eher wirtschaftlich sein werden, wenn 
Anlage und Betrieb in Verbindung mit einem bestehenden Bahnnetz er- 
folgen, als wenn die Nebenbahn als selbständiges Unternehmen angelegt 
wird. In diesem Umstand beruht denn auch einer der vielen Gründe 
dafür, daß eine zentralisierte Bahnanlage die zweckmäßigste Betriebs- 
form für den Bahnbetrieb eines Landes ist. Es wäre möglich, bei der 
Wirtschaftlichkeitsberechnung den Vorteil außer Ansatz zu lassen, der 
sich aus dem Verdienst der Hauptstrecken an dem Nebenbahnverkehr er- 
gibt, wenn man die Transporte der privaten Nebenbahn auf der Haupt- 
bahn zu deren beweglichen Kosten ansetzen würde; aber da es immer mit 
einiger Unsicherheit verbunden sein wird, die tatsächlichen Ausgaben 
festzustellen, wird diese Ansatzweise nicht so zweckmäßig sein, und be- 
sonders dann nicht, wen die übrigen Vorteile beim Gemeinschaftsbetrieb 
in Betracht gezogen werden. 

Auch wenn es nach dem Vorstehenden keinen Sinn hat, nach der 
Wirtschaftlichkeit einer Nebenbahn für sich allein zu fragen, kann man 
doch nicht umhin, Berechnungen über deren Wirtschaftlichkeit anzu- 
stellen, und besonders in zwei verschiedenen Hinsichten. 

Zuerst, um dadurch Klarheit darüber zu gewinnen, ob es möglicher- 
weise vorteilhaft wäre, den Betrieb auf der Nebenbahn mit den sich 
daraus ergebenden Folgen in den Einnahmen und Ausgaben des gesamten 
Bahnnetzes ganz und gar aufzugeben, 

Zum zweiten wird es auch in vielen Fällen der Fortsetzung des Be- 
triebes einer Nebenbahn sich fragen, ob das Verhältnis zwischen den 
Einnahmen und Ausgaben verbessert werden kann entweder dadurch, 
daß man den Bahnbetrieb auf der Nebenbahn ganz oder teilweise durch 
Kraftwagenbetrieb ersetzt, oder dadurch, daß man den Betrieb auf der 
Nebenbahn auf anderem Wege rationalisiert. 

Wenn man sich eine Meinung von der Wirtschaftlichkeit des Fort- 
betriebs einer Nebenbahn bilden will, kann kein Zweifel darüber herr- 
schen, daß die richtigste Art der Meinungsbildung die ist, die mit den 
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Prinzipien übereinstimmt, welche der Einrichtung einer Nebenbahn zu- 
grunde liegen, und eine Untersuchung über die Wirtschaftlichkeit einer 
Nebenbahn muß deshalb darauf ausgehen, die oben erwähnten Ausgaben- 
gruppen der Gesamtheit der Einnahmen für die Beförderung, die in 
ursächlichem Zusammenhang mit der Nebenbahn stehen, gegenüberzu- 
stellen. 

Auf diese Weise gewinnt man Klarheit darüber, ob die Nebenbahn 
für das Bahnsystem wirtschaftlich ist oder ob ein Unterschuß besteht, 
den man durch neue Betriebsformen zu decken versuchen muß, um die 
Nebenbahn so erhalten zu können. 

Da die Methode, die bei einer Aufstellung dieser Art benutzt wer- 
den muß, im Prinzip dem oben Angegebenen entspricht, sollen hier nur 
einige Zusätze gemacht werden. 

Die Ausgaben auf der Nebenbahn können summarisch zusammen- 
gestellt werden, und werden in der Regel aus der Buchführung hervor- 
gehen, aber sie muß für bewegliche und feste Kosten gesondert erfolgen 
infolge des besonderen Einflusses der letzteren auf die Frage der even- 
tuellen Fortsetzung des Bahnbetriebes (vgl. hierüber später im Ab- 
schnitt: Wirtschaftliche Überlegungen usw.). 

Für die Ausgaben an der Anschlußstation muß eine besondere Auf- 
stellung erfolgen, die aber keine größeren Schwierigkeiten machen kann, 
weil nur die beweglichen Kosten berücksichtigt werden sollen, Die Auf- 
stellung muß jedoch so genau wie möglich vorgenommen werden, da der 
Betrag, absolut gesehen, im Verhältnis zu den übrigen Ausgaben der 
Bahn bedeutend werden kann. 

Eine Aufstellung der beweglichen Verkehrsausgaben auf den übri- 
gen Strecken wird bei der Personenbeförderung im Wechselverkehr mit 
dem übrigen Bahnnetz stark variieren können infolge der oben berührten 
Verhältnisse. Es wird von Bedeutung sein, ob der Anschluß an den plan- 
mäßigen Zugverkehr der Hauptbahn möglicherweise den planmäßigen 
Personenzugverkehr hier in Form einer Verschiebung beeinflußt hat, die 
gewisse Ausgaben mit sich bringt, die dann der Nebenbahn angerechnet 
werden müssen, 

Im allgemeinen kann nicht die Rede davon sein, auf anderen Neben- 
bahnen besondere Transportausgaben für den Personenverkehr der zur 
Berechnung stehenden Nebenbahn anzusetzen. Denn die Betriebsleistun- 
gren des Personenverkehrs auf einer Nebenbahn sind durch örtliche Ver- 
hältnisse und mehr durch die Reisemöglichkeiten bestimmt als durch den 
Verkehrsumfang. Der Personenverkehr auf einer Nebenbahn ist deshalb 
durch den Verkehrsumfang, der von anderen Nebenbahnen herrührt, 
nicht beeinflußt. 
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Die Aufstellung der beweglichen Transportausgaben der Güter- 
beförderung auf den Hauptstrecken wird meist in der Weise vorge- 
nommen werden müssen, daß der Verkehr der Nebenbahn einen propor- 
tionalen Teil der Ausgaben für die verschiedenen Zugarten im Verhältnis 
zur Zahl der Tonnenkilometer bei diesen übernimmt. Hierbei wird mög- 
licherweise der Umstand Bedeutung gewinnen können, daß der Verkehr 
der Nebenbahn ein Saisongepräge anderer Art besitzt als derjenige der 
Hauptbahn. 

Für den Rechenansatz des auf andere Nebenstrecken übergehenden 
Güterverkehrs dürfte man schwerlich etwas Allgemeines sagen können; 
dieser Verkehr wird aber in den meisten Fällen so unbedeutend sein, daß 
nicht damit gerechnet zu werden braucht, ausgenommen in den be- 
sonderen Fällen, in denen nachweisbare Ausgaben vorkommen. 


Bezüglich der örtlichen Ausgaben für die Abfertigung u. dgl. 
braucht man nur zu sagen, daß mit diesen Ausgaben nur auf den 
größeren Stationen gerechnet werden muß. Die Abfertigungs- u. dgl. 
Ausgaben auf den kleineren Stationen werden im allgemeinen durch die 
Beförderungen der Nebenbahn unbeeinflußt sein. 

Eine Aufstellung der oben beschriebenen Art wird mit einer Ge- 
nauigkeit durchgeführt werden können, die für den Zweck mehr als aus- 
reichend ist. Die Einnahmen können ganz genau angegeben werden, 
und von den Ausgaben werden diejenigen, die von der Bahn selbst und 
von der Übergangsstation herrühren, gleichfalls recht genau aufgestellt 
werden können, und diese Ausgaben bilden einen nicht unwesentlichen 
Teil sämtlicher Ausgaben, mit denen gerechnet werden muß. Bedient 
man sich des Lochkartensystems, dann wird es mit einer unbedeutenden 
Arbeit möglich sein zu bestimmen, welche anderen Strecken die Beförde- 
rungen der verschiedenen Beförderungsarten berührt haben, und damit 
annäherungsweise zu berechnen, welche Ausgaben mit diesen Beförde- 
rungen verbunden waren, 

Es ist selbstverständlich, daß eine Aufstellung der Ausgaben auf 
anderen Strecken leichter vorzunehmen sein wird, auf denen im voraus 
allgemeine Unkostenberechnungen ausgeführt worden sind als dort, wo 
das nicht der Fall ist. 

Die im vorigen geschilderte Methode ist, wie schon weiter oben 
gesagt, die natürlichste, aber bei der Bestimmung der Ausgaben für die 
Beförderungen der Nebenbahn auf anderen Strecken bietet sie doch eine 
Schwierigkeit und Unsicherheit, und das besonders dort, wo es sich um 
viele Strecken und Strecken mit sehr verschiedener Verkehrs- und Be- 
triebsintensität handelt. Deshalb ist es allgemein üblich, daß man eine 
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einfachere Methode benutzt, die darauf hinausläuft, die tatsächlichen 
Einnahmen zwischen der Nebenbahn und den übrigen Strecken zu teilen. 

Eine solche Methode läßt sich jedoch nur unter der bestimmten 
Voraussetzung anwenden, daß ein recht genauer Maßstab für eine Ver- 
teilung der Einnahmen zwischen den einzelnen Bahnstrecken gefunden 
werden kann, und das ist nuų dort möglich, wo die Tarife in rationeller 
Weise und auf der Grundlage der tatsächlichen Unkosten aufgebaut sind. 

Um zu verstehen, in welcher Weise eine solche Aufstellung vorge- 
nommen werden kann, wird es sicherlich zweckmäßig sein, zuerst daran 
zu erinnern, daß ein rationeller Tarif sich in erster Linie in Überein- 
stimmung mit den beweglichen Unkosten befinden soll, indem sie ent- 
sprechend deren Verteilung zwischen Abfertigungs- und Beförderungs- 
ausgaben aufgebaut wird, und danach werden die sämtlichen sich er- 
gebenden Beträge um Beiträge zur Deckung der festen Unkosten erhöht, 
und zwar in einer solchen Größe, daß diese Beiträge die sämtlichen 
festen Ausgaben decken. 

Unter der Voraussetzung eines rationell aufgebauten Tarifsystems 
würde es theoretisch gesehen möglich sein, eine Verteilung des Bruch- 
teiles der Einnahmen vorzunehmen, welcher die beweglichen Kosten dar- 
stellt, auf der Grundlage der einzelnen Bestandteile — örtliche Abferti- 
gungs- und Beförderungsausgaben —, indem eine halbe Abfertigungsaus- 
gabe der Nebenbahn angerechnet wird und die Beförderungsausgabe 
unter die betreffenden Strecken im Verhältnis zur Bahnlänge verteilt 
wird. 

Der Anteil der Tarife, der die auf den Verkehr nach allgemeinen 
preispolitischen Gesichtspunkten verteilte Deckung für feste Kosten und 
deshalb auch für eine ausgeprägte gemischte Dienstleistung darstellt, 
kann als Gegenwert einer solchen Ausgabe nicht auf die verschiedenen 
Strecken verteilt werden, über die der Verkehr erfolgt ist. Sondern nur 
die von den Nebenbahnen direkt herrührenden festen Kosten dürfen als 
solche angerechnet werden, da die Deckung dieser Kosten eine Voraus- 
setzung für die Anlegung der Nebenbahn gewesen ist. 

Da die Tarife indessen auf Durchschnittswerten der beweglichen 
Kosten auf Strecken mit verschiedener Verkehrsmenge und Ausnutzung 
der Betriebsleistungen aufgebaut sind, sind die Abfertigungs- und Be- 
förderungsausgaben auf den Hauptbahnen nicht dieselben wie auf den 
Nebenbahnen bzw. den Zwischenstationen der Hauptbahnen, Diese Aus- 
gaben werden den Ausgaben der Hauptbahnen am nächsten liegen, weil 
die wesentlichsten Beförderungen hier erfolgen. Für die Nebenbahnen 
bzw. für Zwischenstationen auf den Hauptbahnen werden sowohl Trans- 
Port- als auch örtliche Abfertigungs-Ausgaben größer sein als die Be- 
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träge, welche der Tarifbildung zugrunde gelegt sind. Infolgedessen wird 
der Beitrag, der zur Deckung der festen Kosten des Bahnsystems ge- 
leistet wird, für Beförderungen in Verbindung mit Nebenbahnen geringer 
sein als für Beförderungen, die allein auf Hauptbahnen erfolgen. 
Es erfolgt also hier eine Differenzierung des Preises zwischen Haupt- 
und Nebenbahntransporten, und häufig w.rd es wahrscheinlich so sein, 
daß der Nebenbahnverkehr nicht nennenswert zur Deckung der festen 
Kosten der Stammbahnen beiträgt. 

Da die beiden Bestandteile der geltenden Transportgebühren also 
keinen Ausdruck für die Unkosten auf der Nebenbahn geben, muß ein 
Zusatz zu dem Betrag vorgenommen werden, den man der Nebenbahn 
anrechnet, und das gilt besonders bei der Personenbeförderung, da 
deren Gebührensystem in der Regel nicht mit einem Unterschied 
zwischen Abfertigungs- und Streckenbeförderungsausgabe aufgebaut ist, 
weil die erstere bei der Personenbeförderung von relativ geringer Be- 
deutung ist. Der Betrag, der zugesetzt werden soll, geht aber aus den 
Unkostenberechnungen hervor, welche die Grundlage für die Beförde- 
rungsgebühren gebildet haben, da man durch diese Berechnungen zur 
Klarheit gelangt ist über den funktionellen Zusammenhang zwischen 
Beförderungsmenge und Unkosten. 

Wenn man die Einnahmen auf die einzelnen Strecken verteilen 
will, muß das gesondert für jede einzelne Beförderungsart und Preis- 
klasse geschehen und für jede einzelne Beförderungsentfernung. Für die 
Beförderungsarten und die Gebührenklassen, weil das Verhältnis 
zwischen örtlicher Abfertigungs- und Transportausgabe verschieden ist, 
und für die Beförderungsentfernung einmal, weil der Beitrag zur 
Deckung der festen Kosten in der Regel für die verschiedenen Ent- 
fernungen verschieden ist — relativ klein auf größere Entfernungen — 
und zum anderen, weil die Transportausgaben auch verschieden sein 
können. 

Der Einnahmenbetrag, auf den man in der beschriebenen Weise für 
die Nebenbahn gekommen ist, muß dann den Ausgaben der Nebenbahn 
gegenübergestellt werden, die in gleicher Weise wie unter I geschildert 
aufgestellt werden können, Ergibt sich ein Unterschuß, dann muß dieser 
den Ausgangspunkt für die Veränderungspläne bilden, die man im Be- 
trieb der Nebenbahn durchführen will, um diesen so wirtschaftlich wie 
möglich zu machen. 

Es gibt auch noch eine dritte Methode, mit deren Hilfe man be- 
stimmen kann, um wieviel die Wirtschaftlichkeit einer Nebenbahn ver: ` 
schlechtert ist, aber unter derselben Voraussetzung wie bei der zuletzt 
besprochenen Methode. 
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Wenn der Verkehr auf einer Nebenbahn sich vermindert hat, werden 
sowohl örtliche als auch eigentliche Transportausgaben eine Verände- 
rung in Form einer Steigerung erfahren haben, weil die örtliche und die 
Transportarbeit in der Regel nicht entsprechend eingeschränkt werden 
konnte, und für einige Stationen der Nebenbahnen wird das Verhältnis 
in höherem Maße als früher das geworden sein, daß die gesamte örtlich 
notwendig werdende Arbeit in gemischtem Dienste vor sich geht, ohne 
daß eine Möglichkeit bestünde, für bestimmte Beförderungsarten be- 
stimmte Beträge anzurechnen. 

In diesem Falle steht es von vornherein fest, daß die Wirtschaft- 
lichkeit der Nebenbahn um einen Betrag verschlechtert ist, der den 
Unterschied zwischen den Abfertigungs- und den Transportausgaben 
darstellt, welche dem Gebührensystem zugrunde gelegt sind (mit einer 
kleineren Erhöhung, weil es eine Nebenbahn ist) und den jetzigen ent- 
sprechenden Ausgaben, 

Wenn man über ein genaues Unkostenmaterial verfügt, wird diese 
Methode leicht anzuwenden sein. Weiterhin wird die Anwendung in 
den Fällen sich empfehlen, wo man nicht durch das Lochkartensystem 
sich mit unbedeutender Arbeit eine Aufstellung verschaffen kann über 
die in Verbindung mit der Nebenbahn erfolgten Versendungen, verteilt 
nach Beförderungsart, Gebührenklasse, Kilometerabstand und Beförde- 
rungsweg. 

Es dürfte aus dem Vorstehenden hervorgehen, daß eine Wirtschaft- 
lichkeitsberechnung für Nebenbahnverkehr sich am leichtesten durch- 
führen läßt, wo eine allgemeine Unkostenberechnung vorliegt, da die 
Wirtschaftlichkeitsberechnung sich auf den Elementen der Unkosten- 
berechnung aufbauen muß, 


Wirtschaftliche Überlegungen bei der Stillegung von Nebenbahnen. 

In vielen Fällen, in denen man Berechnungen über die Wirtschaft- 
lichkeit einer Nebenbahn anstellt, wird man zu dem Ergebnis kommen, 
daß es nicht möglich ist, die Wirtschaftlichkeit der Bahn in einem 
solchen Maße zu verbessern, daß der weitergeführte Betrieb in dem 
Sinne wirtschaftlich werden kann, daß alle Ausgaben durch die Ein- 
nahmen gedeckt werden. 

Ein solches Resultat wird jedoch nicht in allen Fällen gleich- 
bedeutend damit sein, daß der Betrieb sofort aufgegeben werden muß, 

Nach allgemein üblichen wirtschaftlichen Prinzipien ist es für 
eine vorläufige Fortsetzung des Betriebes nicht notwendig, daß die 
festen Kosten gedeckt werden. Da die Bahnanlagen sich in der Regel 
nicht zu anderen Zwecken verwenden lassen werden, können diese An- 
lagen nicht realisiert werden, und die Bahn kann ihre Wirtschaftlich- 
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keit durch Aufgabe des Betriebes nicht verbessern. Wo Deckung für 
sämtliche festen Kosten fehlt, besteht also in der Fortsetzung des Be- 
triebes zwar kein privatkapitalistischer Vorteil. Dagegen wird eine Fort- 
setzung des Betriebes einen sozialen Vorteil bieten, da es der Gemein» 
schaft vorläufig erspart bleibt, Kapital in neuen Verkehrsanlagen zur 
Bestreitung desselben Verkehrs zu investieren. 

Wo es von vornherein feststeht, daß eine Nebenbahn nicht vor 
einer Reinvestierung steht, wird eine Wirtschaftlichkeitsberechnung also 
vereinfacht werden können, da nur der Zweck in Frage steht, die be- 
weglichen Kosten zu bestimmen, die mit den Transporten der Neben- 
bahn verbunden sind. 

Falls Reinvestierungen vorgenommen werden müssen, damit der 
Betrieb fortgesetzt werden kann, ergibt sich die Frage, ob unter solchen 
Voraussetzungen Gründe für eine Weiterführung des Betriebes bestehen 
können. 

Rein privatkapitalistisch gesehen muß eine Bahn ihren Betrieb ein- 
stellen, wenn nicht eine zinsmäßige Garantie für eine selbst kleine Re- 
investierung gegeben werden kann. Fehlt der Bahn die Erneuerung von 
nur einem Kilometer Schienen oder einem Motorwagen, und ist sie nicht 
in der Lage, die Kaufsumme zu verzinsen und abzutragen, dann wird 
sie sich diese Dinge nicht beschaffen können und ihren Betrieb ein- 
stellen müssen. 

Will man jedoch eine Entschließung treffen, die mehr auf die Ge- 
meinschaft Rücksicht nimmt, so wird die Entscheidung eine andere sein; 
bei der Beurteilung von Reinvestierungen wird es in diesem Falle am 
richtigsten sein, in gleicher Weise vorzugehen wie der private Betriebs- 
führer, der nur darauf sieht, wie eine wirtschaftliche Maßnahme seine 
gesamten Ausgaben beeinflußt. 

Unter Beachtung solcher Voraussetzungen muß die Öffentlichkeit 
in gewissen Fällen der Bahn die fehlende Anlage beschaffen, und, falls 
die Lebensdauer der neuen Anlage nach der älteren angepaßt ist, wird 
eine solche Lösung bedeuten, daß die Gemeinschaft die Bahnanlage, die 
sie einmal beschafft hat, bis zu ihrer vollen Leistungsfähigkeit ausnutzt, 
bevor sie Geld ausgibt zur Bestreitung derselben Arbeit durch Anlage 
von Straßen und Kraftwagenpark. 

Falls man bei der Beurteilung der Reinvestierungen von der Ana- 
logie zwischen dem privaten Wirtschaftsführer und dem Staate aus- 
geht, muß die Grenze für das Interesse der Gemeinschaft an Reinvestie- 
rungen nach den allgemein geltenden wirtschaftlichen Gesichtspunkten 
hiernach der Zeitpunkt sein, an dem die jährlichen beweglichen Kosten 
sowie die mit den Reinvestierungen verbundenen Abschreibungs- und 
Verzinsungsausgaben beim Bahnbetrieb größer sind als die gesamten 
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Ausgaben bei der Ersetzung des Bahnbetriebes durch Kraftwagenbetrieb 
(vorausgesetzt, daß die Einnahme nicht berührt wird). 

Der gemeinwirtschaftliche Gesichtspunkt hat also stärker kapital- 
ersparende Sinneseinrichtung als der privatkapitalistische. 

Wenn man den sozialen Wertmesser anlegt, muß man in seiner 
Zurückhaltung aber sogar noch einen Schritt weiter gehen bei der Be- 
urteilung der Tunlichkeit der Ersetzung des Bahnbetriebes durch Kraft- 
wagenbetrieb. 

Die privatkapitalistische Erkenntnis, es sei richtig, zu einer höheren 
Technik überzugehen, weil das notwendige Kapital und die notwendigen 
Betriebsausgaben durch die Betriebseinnahmen herbeigeschafft werden 
könne, genügt nicht immer. Es muß auch in Betracht gezogen werden, 
ob nicht die Gemeinschaft möglicherweise für das erforderliche Kapital 
eine bessere Verwendung zu anderen Dingen hat. 

Es kann sozial gesehen nicht richtig sein, daß man, um auf eine 
unbedeutend geringere Ausgabe pro Verkehrseinheit herunterzukommen, 
große Kapitalien in den Kraftwagenbetrieb investiert, wenn man sich 
mit weit geringeren Reinvestierungen in die bestehende Eisenbahnanlage 
begnügen kann. 

Ist der Übergang vom Bahn- zum Kraftwagenbetrieb kapitalver- 
brauchender als eine Reinvestierung, dann wird durch die Weiterführung 
des Bahnbetriebs in unverändertem Umfang Kapital erspart, und da 
hierdurch der Gemeinschaft mehr Kapital zur Verfügung stehen wird, 
wird diese Art des Vorgehens in den meisten Fällen eine reichlichere 
Bedarfsdeckung bedeuten. 

Die Grenze für dieses Vorgehen muß dort liegen, wo die Bedarfs- 
deckungsfähigkeit — d. h. die Verkehrskapazität — bei Bahnbetrieb im 
Vergleich zum Kraftwagenbetrieb so sehr abnimmt, daß die Vorteile 
durch die gesamte Kapitalersparnis nicht mehr durch das eventuell 
größere Aufgebot an Arbeit und übrigen Verbrauch aufgewogen werden. 

Ein Abwägen dieser Verhältnisse gegeneinander bietet natürlich 
viele Schwierigkeiten, weil die mangelhafte Bedarfsdeckung durch den 
Bahnbetrieb, die Bedeutung der Kapitalersparnis für eine neue Be- 
darfsdeckung und die Mehraufwendung von Arbeit und Verbrauchs- 
gegenständen usw. keinen gemeinsamen Maßstab haben, so daß die Ent- 
scheidung hier nur durch rein gutachtliche Einschätzung der Verhält- 
nisse getroffen werden kann, die dabei von Bedeutung sind. 

Es bleibt noch übrig, darauf hinzuweisen, welchen Einfluß es auf 
eine Fortsetzung des Betriebs der Nebenbahn haben wird, wenn Deckung 
für einen Teil der beweglichen Kosten fehlt. Die Beantwortung dieser 
Frage ist jedoch schon in dem Hinweis darauf gegeben, daß in weitest 
Möglichem Umfange auf Kapitalersparnis hingewirkt werden muß, um 
dadurch Investierungen in neue Verkehrsanlagen zu vermeiden, 
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Berechnung der Wirtschaftlichkeit einer Beförderungsart. 

Wenn eine Nebenbahn mit Unterschuß betrieben wird, kann das 
durch einzelne Beförderungsarten verursacht sein, so daß die Wirt- 
schaftlichkeit der Bahn verbessert werden kann, indem man die be- 
treffende Beförderungsart zur Kraftwagenbeförderung übergehen läßt, 
falls das billiger ist. 

Man wird deshalb in vielen Fällen gezwungen sein, Berechnungen 
über die Wirtschaftlichkeit der einzelnen Beförderungsarten vorzu- 
nehmen, 

Da die hierbei benutzte Methode im großen gesehen mit der ge- 
wöhnlichen Unkostenberechnung zusammenfällt, soll hier nicht auf 
Einzelheiten eingegangen werden, sondern es sollen nur einige besondere 
Verhältnisse hervorgehoben werden, die in diesem Zusammenhang Be- 
deutung gewinnen können, 

Durch eine Berechnung wie diejenige, von der hier die Rede ist, 
muß bestimmt werden, welcher Betrag erspart werden könnte, falls eine 
Beförderungsart aufgegeben würde, und die Methode muß darin bestehen, 
daß man zu bestimmen sucht, welche Leistungen eine direkte Folge der 
betreffenden Beförderungsart sind. Die Ausgaben, die mit diesen Ar- 
beiten verknüpft sind, werden als Ersparung angeführt, es sei denn, daß 
nicht gleichzeitig mit der Aufhebung der betreffenden Beförderungsart 
Erweiterungen oder Einschränkungen der restlichen Beförderungsarten 
vorgenommen werden sollen. Wenn das notwendig ist, muß die be- 
rechnete Ersparnis um die Ausgaben für solche Erweiterungen ver- 
mindert werden. Das kommt z. B, vor, wenn man bei der Aufhebung der 
Personenbeförderung einen neuen täglichen Güterzug einlegen muß zur 
Bestreitung der Beförderung von Eilgut oder leicht verderblichen Waren, 
Ist der Umstand dagegen der, daß die Aufhebung einer Beförderungsart 
die Einschränkung der übrigen Beförderungsarten ermöglicht, dann er- 
höht sich die Ersparnis um diesen Betrag. Das kann z. B, vorkommen, 
wenn man bei der Aufhebung der Güterbeförderung die Stationsbedie- 
nung ganz aufgibt, indem man den Fahrkartenverkauf an das Zugpersonal 
übergehen läßt, oder wenn man durch Aufhebung einer Beförderungs- 
art gleichzeitig eine Station in eine niedrigere Klasse versetzt. 

Die wesentlichsten Ersparnisse bei der Einstellung einer Beförde- 
rungsart kommen beim Zug-, Lokomotiv- und Werkstättendienst vor 
(Unterhaltung des Materials), und hier liegt gemischter Dienst, Ge- 
meinschaftsproduktion, im allgemeinen nur in recht begrenztem Um- 
fang vor, da die Personen- und Güterbeförderung für den wesentlichsten 
Teil des Verkehrs in besonderen Zügen bestritten wird. Deshalb werden 
die berechneten Ersparnisse im wesentlichen ein Ausdruck für Unkosten 
sein, welche direkt den betreffenden Beförderungsarten zugerechnet 
werden können. 
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Ein gemischter Dienst von recht bedeutendem Umfang kann jedoch 
vorliegen, wenn die Personenzüge Eilgut und leicht verderbliche Waren 
befördern. Wenn die Beförderung dieser Waren von relativ geringer 
Bedeutung ist, werden die Ausgaben, die in diesem Falle der Güter- 
beförderung zugeschrieben werden können, unbedeutend sein im Ver- 
hältnis zu den Einnahmen, welche diese Beförderungen ergeben, und 
die Eilgutbeförderung wird in der Regel nicht mitbestimmend gewesen 
sein für die Einsetzung der betreffenden Personenzüge. Es liegt also 
keine eigentliche Gemeinschaftsproduktion vor, sondern man darf die 
Güterbeförderung am ehesten als ein Akzessorium oder Nebenprodukt 
auffassen, welches deshalb nur die Mehrausgaben tragen soll, die es für 
die Personenzüge verursacht. 

Ist die Beförderung von Eilgut und leichtverderblichen Waren da- 
gegen von größerer Bedeutung und erfordern Eilgut und leichtverderb- 
liche Waren eine häufige Beförderungsmöglichkeit genau wie die Per- 
sonenbeförderung, dann wird es das wirtschaftlich Richtige sein, diese 
beiden Beförderungsarten als in einer gemeinsamen Dienstform vor sich 
gegangen aufzufassen, bei der nur sehr wenige Ausgaben jeder ein- 
zelnen zugerechnet werden können. Im allgemeinen wird es deshalb 
wirtschaftlich richtig sein, die Personen-, Reisegut-, Post- und Eilgut- 
beförderung als eine Einheit zu betrachten und die Einnahmen hierfür 
den Ausgaben für die Personenzüge gegenüberzustellen. Dies wird um 
so richtiger sein, als die Beförderung von Eilgut und leicht verderb- 
lichen Waren als Stückgut und Wagenladung nur in recht geringem Um- 
fang in den reinen Güterzügen erfolgt oder den Zügen, welche über- 
wiegend der Frachtgutbeförderung dienen. 

Unter der Voraussetzung, daß bei den Berechnungen zwischen Per- 
sonenzugbeförderung und Güterzugbeförderung unterschieden wird, wird 
ein zusammengefaßter Verkehr nur in geringem Umfang bei Stations-, 
Zug-, Lokomotiv- und Werkstättendienst vorkommen, und eine Berech- 
nung der Ersparnis durch die Aufhebung einer Beförderungsart gibt in 
diesem Falle einen Ausdruck für die Unkosten, welche den beiden Be- 
förderungsarten direkt zugerechnet werden können. 

Die Ausgaben, welche von der oben behandelten Unkostenberech- 
nung nicht berührt sind, sind eine Folge des zusammengefaßten Verkehrs 
der Beförderungsarten, die deshalb von allen Beförderungsarten zu- 
sammen mit den Beiträgen gedeckt werden sollen, welche jede für sich 
zu leisten imstande ist. Die Bahn ist doch auch rein entwicklungs- 
geschichtlich unter der Voraussetzung entstanden, daß die verschiedenen 
Beförderungsarten mit Bezug auf die Deckung der für sie gemeinsam 
erforderlichen Ausgaben solidarisch waren. 

Archiv für Eisenbahnwesen. 1930, 59 
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Es kann bei solcher Betrachtungsweise fraglich erscheinen, ob man 
die eine Beförderungsart zur Aufrechterhaltung der anderen beitragen 
lassen kann, wenn sie die Möglichkeit hat, sich durch den Übergang 
zur Kraftwagenbeförderung eine billigere Beförderung zu beschaffen. 
Zwar sind die Bahnen unter der Voraussetzung entstanden, daß sämt- 
liche Beförderungsarten zur Deckung der gemeinsamen Unkosten bei- 
tragen würden, jede nach ihrem Vermögen, aber ob das dazu berechtigt, 
zwangsmäßig eine Beförderungsart zu verhindern, an dem technischen 
Fortschritt teilzuhaben, den die Kraftwagen in vielen Fällen bedeuten, 
das dürfte eine Frage sein, die beantwortet werden muß. 

Bei einer rein privatkapitalistischen Entscheidung wird jede Be- 
förderungsart sich die Beförderung suchen, welche für sie die billigste 
ist, ohne Rücksicht auf die Bahnen, deren sie sich bisher bedient hat; 
und die Beförderungsarten, welche für die Bahnen übrig bleiben, müssen 
dann mehr für die Bahnbeförderung bezahlen oder diese aufgeben. 

Wenn man nach sozialen Richtlinien vorgehen will, muß derselbe 
Gesichtspunkt angelegt werden, wie ihn der private Wirtschaftsführer 
hat, der zwischen verschiedenen technischen Hilfsmitteln nach ihrer 
wirtschaftlichen Bedeutung für seinen Betrieb wählt. 

Der private Wirtschaftsführer wird erst zu der höheren Technik 
übergehen, wenn er dadurch seine Unkosten herabsetzen kann, und das- 
selbe muß auch für die hier vorkommenden Erwägungen gelten, wenn 
die Öffentlichkeit Inhaber von Bahn- und Straßenanlagen ist. 

Der soziale Vorteil bei dieser Entscheidung ist nicht der, daß ein 
eventueller Überschuß für die Allgemeinheit reserviert wird, sondern 
daß das ganze Beförderungswesen einheitlich gesehen wird, wobei der 
Transportbedarf in bester und billigster Weise zufriedengestellt wird 
und besonders durch die früher erwähnten Kapitalersparnisse. 

Wenn man durch die Berechnung der Unkosten bei Bahn- und 
Kraftwagenbeförderung zu dem Resultat gekommen ist, daß die Kraft- 
wagenbeförderung das Wirtschaftlichste ist, muß angestrebt werden, daß 
die Bahngesellschaft selbst die Beförderung mit eigenen Kraftwagen 
besorgt, und zwar aus folgenden Gründen: 

1. Sie vergrößert sich als Unternehmen und hat damit die Mög- 
lichkeit, den Kraftwagenpark und das gefahrene Wagenkilo- 
meter in relativ hohem Maße auszunutzen. 

2. Sie muß sich ein faktisches Monopol schaffen können und dabei 
eine Preisdifferenzierung durchführen, so daß die Preise bei 
Kraftwagenbeförderung den früheren Eisenbahnsätzen so nahe 
wie möglich liegen werden. 

3. Die Wirtschaftlichkeit der Eisenbahn wird verbessert. 

4. Eventuelle Beiträge zu den festen Kosten fließen stets der 
Bahn zu. 
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Eisenbahnen im Dienst der Strategie. 
Eine geschichtliche Studie aus dem Weltkrieg. 


Von 
Ernst Marquardt in Münster i. W, 


de 
Die Bedeutung der Verkehrsmittel für die Landesverteidigung. 


In einer Denkschrift vom Jahre 1892 führte der spätere Generäl- 
stabschef der schweizerischen Armee, Sprecher von Bernegg, aus, daß 
die Schweiz ihre Ostgrenze vorteilhafter durch ein gut angelegtes Eisen- 
bahnnetz im Kanton Graubünden schütze als durch die damals geplante 
Befestigung des oberen Rheintals. Die Eisenbahn könne den Schutz des 
ganzen Landes nicht nur ebenso sicher und wesentlich billiger gewähr- 
leisten als schnell veraltende Festungswerke, sie ermögliche auch die 
Verteidigung der Grenzen des Kantons, während die Festung fast dessen 
ganzes Gebiet als Vorfeld dem Feinde preisgebe, und werde schließlich 
wirtschaftlich segensreich wirken. Ohne Zweifel war das im Sinne 
Moltkes und Schlieffens gedacht: die Eisenbahn als Mittel der Strategie; 
Bewegung und Überraschung als Voraussetzungen eines Sieges auf dem 
Schlachtfeld. 

Beschäftigt man sich heute mit dem Schrifttum über die militä- 
rische Bedeutung der Eisenbahn, findet man, daß die wenigen wahren 
Kenner dieser Frage ungern schreiben, die Eisenbahner sich nicht mit 
der Strategie, und die Strategen wenig mit der Eisenbahn beschäftigen. 
Nun springt in Friedenszeiten die wirtschaftliche Aufgabe der Eisen- 
bahn mehr ins Auge als ihre militärische, aber diese Tatsache sollte für 
den Soldaten ohne Bedeutung sein, Die Generalstäbe aller Heere haben 
eine Eisenbahnabteilung, die überall von den Soldaten jeden Grads mit 
derselben scheuen Hochachtung als eine Stätte angesehen wird, in der 
besonders hohe Anforderungen gestellt werden, und deren Arbeit als eine 
Art Geheimwissenschaft gilt, die nur für den Sachverständigen bestimmt 
ist; was hier vor sich geht, scheint für den Außenstehenden ein mit 
sieben Siegeln verschlossenes Buch. Diese Meinung ist für die Sache 
recht nachteilig, und der davon herrührende Mangel an Verständnis bei 
den Stäben und in der Truppe hat sich im militärischen Eisenbahnbetrieb 
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im Jahre 1914 zu Beginn des Weltkriegs oft recht störend bemerkbar 
gemacht, Die Eisenbahn war nun einmal vor dem Krieg das einzige 
Mittel, um Armeen rasch zu bewegen, sie ist es heute noch und wird es 
wohl für eine recht ferne Zukunft bleiben. 

Mit dieser Feststellung soll die Bedeutung der übrigen Verkehrs- 
mittel nicht herabgesetzt werden. In einem einheitlich zusammen- 
gefaßten und geleiteten militärischen Verkehrssystem wird im Krieg 
jedes Verkehrsmittel nach seiner Eigenart da eingesetzt werden, wo es 
seine Höchstleistung erreicht. Darum kann die Frage: Eisenbahn oder 
Kraftwagen? gar nicht gestellt werden, denn beide Verkehrsmittel sollen 
einander ergänzen und sich gegenseitig dienen. Aufgabe der Eisenbahn 
ist der Massentransport; dazu ist sie befähigt durch die große und 
leistungsfähige Transporteinheit, den Truppenzug, der wenig Bedienung 
erfordert, ein Höchstmaß von Schnelligkeit und Sicherheit darstellt, von 
Jahreszeit und Wetter fast völlig unabhängig ist, nach einem genauen 
Plan fährt und in jedem Augenblick und an jedem Ort für jeden 
Befehl erreichbar ist. Auch für den Nachschub, soweit er Massengüter- 
verkehr ist, — das muß der Vollständigkeit halber gesagt sein — kann 
nichts den Schienenweg ersetzen; es liegt jedoch außerhalb des Rahmens 
dieser Arbeit, die Eisenbahn als Lebensader des Heers von der Heimat 
zur Front zu schildern. 

Das Feld des Kraftwagens ist der Einzeltransport bei der Mobil- 
machung, beim Aufmarsch und beim Nachschub. Im Abwehrkampf ist 
er als Retter in der Not berufen, die Reserven heranzuführen. Ein- 
drucksvoll hat ein französischer Fachmann die beiden Gebiete abge- 
grenzt mit der Feststellung, daß man wohl die Infanterie einer Division 
mit dem Kraftwagen befördern könne, und dies selbstverständlich auch 
in jedem Notfall tun werde, daß diese aber von 44 Zügen, die eine Divi- 
sion benötige, nur 12 in Anspruch nehme, Allgemein gesprochen wird 
die Vollspurbahn in großen Räumen der Strategie dienen, während die 
Straße mit dem Kraftwagen und die Schmalspurbahn im beschränkten 
Rahmen den taktischen Bewegungen erhöhte Schnelligkit zu gewähren 
vermögen. Die Wasserstraßen schließlich werden vorwiegend den Massen- 
verkehr der Wehrwirtschaft und der Volksernährung, bei dem es auf 
Geschwindigkeit nicht ankommt, zu übernehmen haben. 

In dem Maß, in dem die übrigen Verkehrsmittel im Krieg die 
Eisenbahn entlasten, wird diese für ihre operativen Aufgaben zur Ver- 
fügung stehen. Es genügt in diesem Zusammenhang ein Hinweis auf 
die ungeheure Inanspruchnahme der deutschen militärischen Verkehrs- 
mittel durch die Anforderungen des Hindenburgprogramms vom Jahre 
1917 an, die den endlichen Zusammenbruch unserer Eisenbahnen ein- 
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leitete. Es bleibt im Ergebnis gleich, ob man diesen Zusammenbruch 
mehr organisatorisch und weniger technisch bedingt ansieht oder umge- 
kehrt; jedenfalls war er durch eine vernichtende Überlastung hervor- 
gerufen: die Menschen waren zermürbt, und was an Material nicht völlig 
verbraucht war, mußte dem Feind ausgeliefert werden. Der Weltkrieg 
hat uns jedenfalls gelehrt, daß der Wert eines ausgebauten Auto- und 
Wasser-Straßennetzes als Ergänzung und Unterstützung des Schienen- 
wegs nicht zu ermessen ist. 

Die Eisenbahn hat im Ernstfall drei große Transportbewegungen 
zu leisten: bei der Mobilmachung, beim ersten Aufmarsch und während 
der Kampfhandlung. Militärische Operationen im eigentlichen Sinn sind 
Aufmärsche und Kampfhandlungen. 


II. 


Aufmarsch, Eisenbahn und Politik. 


Wir kennen heute die Aufmarschpläne des Grafen Schlieffen und 
wissen, daß die vielfachen Wandlungen, denen sie in den fünfzehn 
Jahren seiner Amtstätigkeit unterlagen, zum Teil durch die Eisenbahn 
hervorgerufen waren. Im Plan des Jahres 1903 reichte der Aufmarsch 
des deutschen Westheeres im Norden bis in die Gegend von Gerolstein’, 
Die verhältnismäßige Schwäche des entscheidenden Flügels entsprach 
nicht den Wünschen des Generalstabschefs, und so frug er den Leiter der 
Eisenbahnabteilung des großen Generalstabs, Oberstleutnant, später 
General der Infanterie von Staabs, ob die Zahl von sechs Korps, die als 
Höchstgrenze für den Aufmarsch nördlich der Mosel genannt worden 
sei, nicht erhöht werden könne, Dieser wies die Möglichkeit hierzu nach 
durch eine bessere Ausnutzung der vorhandenen Schienenwege und eine 
Ausdehnung des Aufmarschs nach Norden, empfahl gleichzeitig den 
Ausbau der vorhandenen Linien in der Eifel und regte die Errichtung 
einer zweiten Transportstraße in dieser Gegend an. Dieser letztgenannte 
Plan war freilich, da er eine neue Brücke südlich Köln erforderte, ein 
großes Unternehmen, das erst in Angriff genommen wurde, nachdem 
der wirtschaftliche Nutzen einer Erschließung der Eifel nachgewiesen 
war. Andererseits bestärkte gerade der damalige Ausbau des links- 
rheinischen Netzes in Frankreich den Argwohn eines deutschen Ein- 
marschs in Belgien. Der schließliche Erfolg für die Strategie war, daß 
im August 1914 nördlich der Mosel zwanzig aktive und Reservekorps 
und vier Kavalleriedivisionen ausgeladen wurden, Der Aufmarsch 


Set ` Vgl. hierzu: H. von Staabs, General der Inf.: Aufmarsch nach zwei 
»eiten, Auf Grund der Operationspläne von 1871—1914. Berlin, bei Mittler, 1925. 
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reichte nun nördlich bis in die Gegend von Krefeld, der holländischen, 
nicht mehr der belgischen Grenze gegenüber. Damit war aber auch 
eisenbahntechnisch die Grenze des Möglichen erreicht. Eine weitere 
Verstärkung des rechten Heeresflügels hätte nur noch durch die Bil- 
dung einer zeitlich und räumlich abgesetzten, zweiten Staffel erfolgen 
können. Es waren auch damit nicht alle militärischen Eisenbahnwünsche 
erfüllt: der letzte Chef der Eisenbahnabteilung, Oberstleutnant, später 
Generalleutnant Groener strebte für jedes aktive Korps beim Aufmarsch 
im Westen eine eigene Transportstraße an. Die Franzosen hatten damals 
dieses Ziel schon erreicht und genossen zudem den Vorteil kürzerer An- 
fahrten. Man glaubte deshalb bei uns Grund zu haben zur Annahme, 
daß die Franzosen zeitweise in ihrem Aufmarsch einen Vorsprung bis 
zu zwei Tagen hatten. Ihn aufzuholen, scheint uns in diesem unsicht- 
baren Krieg der Eisenbahnen durch die Beschleunigung der Fahrzeit 
und die dichtere Belegung der Transportstraße gelungen zu sein. 


Ebenso wichtig wie der Ausbau des Netzes war die Weiterbildung 
des Personals. Die Vertreter der Eisenbahnverwaltungen bei den 
Militäreisenbahnbehörden und die Linienkommandanten wurden durch 
die Mobilmachungsarbeiten, dienstliche Besprechungen und Kriegsspiele 
geschult. Das beruhigende Ergebnis dieser Ausbildung war, daß selbst 
bei der Annahme von zwei zerstörten Rheinbrücken der Aufmarsch im 
Westen nicht wesentlich gestört erschien. Da der Militärfahrplan für 
jeden Tag eine mehrstündige betriebsfreie Pause vorsah, und die Strecke 
nur zu zwei Dritteln ihrer Leistungsfähigkeit ausgenützt war, ermög- 
lichte der so gewonnene Spielraum auch zeitraubende Umleitungen. 
Angestrebt wurde, dem Verfahren seine Starrheit durch eine freie Be- 
arbeitung der Transportbewegung zu nehmen, und die Züge nicht nach 
gedruckt vorliegenden Plänen und Listen, sondern nach dem jeweiligen 
Erfordernis von Linie zu Linie zu fahren. Das Verfahren wurde am 
Abtransport der Truppen aus den Kaisermanövern erprobt und bewährte 
sich unter Verhältnissen, die dadurch erschwert waren, daß die Militär- 
transporte den Normalbetrieb nicht stören durften, 

Der Aufmarsch im Westen war im Frieden bis ins kleinste vor- 
bedacht und ausgearbeitet. Hier war nichts dem Zufall überlassen. Mit 
der Regelmäßigkeit eines Uhrwerks rollten 11000 Transporte an die 
Grenzen Deutschlands. Der Militärfahrplan wurde auf die Minute ein- 
gehalten: in regelmäßigen Abständen, mit derselben Geschwindigkeit, 
in derselben Richtung fuhren die Züge gleicher Länge. Vergleichsweise 
war diese Aufgabe leichter zu lösen als die Bewältigung der Mobil- 
machung, bei der 20 000 Transporte kreuz und quer durch Deutschland 
gefahren werden mußten. 
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Ein so dichtes Bahnnetz und ein so gut geschultes Personal ließen 
die Annahme zu, daß im Krieg gegen Frankreich die Lehre des Grafen 
Moltke, Fehler im Aufmarsch würden sich während des ganzen Feldzugs 
nicht mehr gutmachen lassen, keine volle Geltung haben würde. Im 
Westen jedenfalls konnten auf jeden Wink der Obersten Heeresleitung 
Armeen bewegt werden. Denn vier Transportstraßen, als Querverbin- 
dung westlich und östlich des Rheins, ermöglichten es, innerhalb von 
drei Tagen die fechtenden Truppen von vier Korps von Metz nach Aachen 
zu fahren, 

Im Krieg läßt sich über die ersten Wochen hinaus mit Sicherheit 
kein Plan aufstellen, immerhin glaubte der deutsche Generalstab nach dem 
Aufmarsch bald mit großen Transportbewegungen rechnen zu müssen. 
Generaloberst von Moltke hatte den Plan des Grafen Schlieffen dahin 
abgeändert, daß er auf Kosten des rechten Heeresflügels Elsaß-Lothrin- 
gen wirksam zu schützen gedachte. Sollten jedoch die Franzosen ent- 
gegen der deutschen Annahme hier nicht angreifen, so standen hinter 
der Front die Züge bereit, um die 6. und 7. Armee zu anderer Verwen- 
dung abzufahren. Ferner, dachte man, müßte sich eine große West- 
Ost-Bewegung ergeben, wenn nach der Niederringung Frankreichs das 
deutsche Heer mit seinen Hauptkräften gegen Rußland einzusetzen wäre. 
Sie zu bewältigen, sollte die Aufgabe von vier großen Transportstraßen 
quer durch Deutschland sein, die sich östlich der Weichsel auf zwei ver- 
Tingerten. 

Trotz dieser Möglichkeiten war der deutsche Aufmarschplan 1914 
starr; es war nicht die Schuld der Eisenbahnfachleute, denn eisenbahn- 
technisch war die Maschine in vollkommener Ordnung, war wendig, zur 
höchsten Leistung befähigt und jedes Winks ihres Meisters gewärtig, 
eisenbahnstrategisch jedoch lief sie aus militärischem und politischem 
Zwang nach Westen, In den letzten Jahren vor dem Krieg nämlich 
war der große Ostaufmarsch nicht mehr bearbeitet worden. Er war ge- 
dacht gewesen für den Fall, daß das deutsche Heer, geteilt in etwa zwei 
gleiche Hälften, gegen Frankreich sich abwehrend verhalten und gegen 
Rußland zusammen mit Österreich vorgehen würde. Die Entscheidung 
war endgültig so gefallen, daß im Westen angegriffen, im Osten aber in 
der Verteidigung gekämpft werden sollte; damit war die militärische und 
politische Leitung Deutschlands der Freiheit ihrer Entschlüsse beraubt. 
Der Druck auf den Knopf würde mit der Mobilmachung ohne Zweifel 
cine großartige militärisch-organisatorische Leistung auslösen; wie aber, 
wenn der Aufmarsch nicht zur politischen Lage paßte?, wenn er sich 


mit den Hauptkräften gegen die Seite richtete, von der gar nicht die 
größte Gefahr drohte? 
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Es hat in den Mobilmachungstagen im August 1914 einmal für einige 
Stunden so ausgesehen, als sollte dieser Fall eintreten, und die Eisen- 
bahn vor die Belastungsprobe einer völligen Änderung des Aufmarsch- 
plans gestellt werden’, Generaloberst von Moltke hat sie ihr erspart. 


Am 1. August 1914 hatte eine Meldung aus London in Berlin den 
Glauben erweckt, England werde neutral bleiben, wenn Deutschland 
Frankreich nicht angreife. Daraufhin erörterte der Kaiser den Ge- 
danken, im Westen in der Verteidigung zu bleiben und die luxemburgische 
und belgische Neutralität zu achten, dagegen mit den deutschen Haupt- 
kräften gegen Rußland aufzumarschieren. Der Generalstabschef wider- 
setzte sich mit Heftigkeit: eine derartige Störung des Aufmarschs sei 
völlig undenkbar, die ganze Transportbewegung müsse, solle nicht eine 
völlige und nicht mehr zu entwirrende Unordnung entstehen, unter allen 
Umständen aus eisenbahntechnischen Gründen genau so, wie sie vor- 
gesehen sei, ablaufen. Erst wenn man den letzten Mann planmäßig nach 
dem Westen gefahren habe, könnten beliebig große Teile des Heers nach 
dem Osten transportiert werden. Die Entwicklung gab zwar dem Ge- 
neralstabschef recht: es blieb bei dem Westaufmarsch und dem sofortigen 
Angriff gegen Frankreich, denn die englische Meldung hatte sich schon 
nach wenigen Stunden als Mißverständnis herausgestellt; auch sprachen 
viele strategische Gründe dafür, daß die Vernichtung des russischen 
Heers doch nicht gelungen wäre, denn dieses hatte, wie sich später 
herausstellte, den Auftrag, einer Entscheidung durch den Rückzug in 
das Innere des Reichs auszuweichen. Aber all das ändert nichts daran, 
das die eisenbahntechnische Begründung des Generalobersten von Moltke 
nicht stichhaltig war. Er hatte, ehe er sie vertrat, seinen Feldeisenbahn- 
chef nicht zu Rate gezogen. Oberstleutnant Groener hätte ihm wohl ge- 
sagt, es sei im äußersten Notfall unter dem Zwang eines politischen 
Gebots möglich, die Hälfte des deutschen Heers — die andere war ja zur 
Verteidigung gegen Frankreich im Westen unentbehrlich — auch ohne 
einen ausgearbeiteten Aufmarschplan an die russische Grenze zu fahren. 
Freilich nicht so reibungslos wie bei der geschlossenen Transport- 
bewegung nach dem Westen; wahrscheinlich hätte es Verstopfungen und 
Verspätungen aller Art gegeben, aber man hätte doch damit rechnen 
können, daß das große Ostheer noch rechtzeitig für den russischen Vor- 
marsch am 15. Mobilmachungstag verwendungsbereit gewesen wäre. Das 
kleine Ostheer war es am 10. 


Der deutsche Generalstabschef war im Gegensatz zu seinen beiden 
großen Vorgängern, Moltke und Schlieffen, kein Mann der Eisenbahn; 


1 H. v. Staabs, a.a. O. 
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ihm fehlte der Sinn für dieses erste und wichtigste Hilfsmittel zeit- 
genössischer Millionenheere. So, wie ihm der Glaube an seinen Stern 
mangelte, so mißtraute er seiner Eisenbahnabteilung und den Leistungen, 
die sie ihm für den Ernstfall in Aussicht stellte. 

Tatsächliche Bedeutung gewann auf diese Weise der große Ost- 
aufmarsch nicht, der aus dem Stegreif hätte ausgeführt werden müssen, 
aber als Lehre für die Zukunft sollten wir ihn nicht vergessen. Weder 
die politische Leitung noch der Generalstab können mit völliger Sicher- 
heit sagen, unter welchen Bedingungen ein Krieg beginnen wird. Für 
Deutschland, das Land der Mitte, ist es von der größten Bedeutung, daß 
seiner militärischen und politischen Leitung die Freiheit des Ent- 
schlusses gewahrt bleibt. Es ist denkbar, daß Deutschland in einer 
kriegerischen Verwicklung von allen Seiten von Feinden umgeben sein 
wird, aber diese werden schwerlich vom gleichen Vernichtungswillen be- 
seelt sein. Einer von ihnen wird der gefährlichste sein, gegen den sich 
das deutsche Heer mit überlegener Kraft zu wenden hat. Wo steht er, 
wie stark ist er?, was beabsichtigt er?, niemand weiß es im voraus. 
Jedenfalls darf nicht der militärische Aufmarsch als drohende Geste aus 
einem zögernden Nachbarn einen entschlossenen Feind machen. Soldat 
und Eisenbahn dienen der Politik; diese kann nicht nachträglich recht- 
fertigen, was jene getan haben, Wenn der Staatsmann den Feind be- 
zeichnet hat, marschiert der Soldat gegen ihn auf, und die Eisenbahn 
bürgt, daß dies schnell und sicher geschieht. Darum muß die Eisen- 
bahn in der Lage sein, die Hauptkräfte dorthin zu fahren, wo der stärkste 
Feind vermutet wird. An anderen Fronten wird ein dünner Schleier 
den Feind zu täuschen versuchen, und weit, vielleicht in den heimatlichen 
Standorten zurückgehaltene Reserven werden zur Verfügung stehen, um 
schnell an bedrohte Punkte geworfen zu werden, wo sie trotz großer 
Entfernungen schneller eintreffen können als Truppen, die hinter den 
vorderen Linien bereitgestellt sind. Denn fast immer hat es die wirt- 
schaftliche Entwicklung mit sich gebracht, daß die von den Mittelpunkten 
eines Lands zu den Grenzen laufenden Linien zahlreicher und leistungs- 
fähiger sind als die Querverbindungen. 

Deutschland kämpft im Mehrfrontenkrieg auf der inneren Linie; 
ihm droht deshalb die Gefahr, erdrückt zu werden, aber es winkt ihm 
auch die Möglichkeit, durch kühne Operationen seine Feinde einzeln zu 
schlagen. Die Mahnung Napoleons an seine Marschälle in solchen Lagen 
lautete: activité, activité, vitesse! Der Heerführer, der heute in einem 
europäischen Krieg diesem Ruf folgen will, wird sich des Schienenwegs 
bedienen müssen. 


918 Eisenbahnen im Dienst der Strategie. 


III. 


Operative Ausnutzung der Eisenbahn während der Kampfhandlung, 


Mit der Beendigung des Aufmarschs beginnt für den Heerführer 
die Ungewißheit, und welche Aufgaben von diesem Zeitpunkt an der 
Eisenbahn warten, läßt sich nicht erraten, Vorgänge gibt es keine, und 
die Lehren des letzten Kriegs werden für den nächsten nur bedingte 
Richtigkeit haben, Zu vermuten ist, daß, wenn beim Aufmarsch Fern- 
feuer und Bombenabwurf zur Ausladung im Hinterland zwingen, der 
Kraftwagen zu Hilfe gerufen wird. Wie das aber im einzelnen sich ab- 
spielen wird, ist unklar, Manöver werden sich weder zeitlich noch räum- 
lich noch zahlenmäßig so gestalten lassen, daß Truppenverschiebungen 
großen Ausmaßes mit der Eisenbahn dargestellt werden könnten. Es 
wird deshalb auch nicht möglich sein, für zukünftige operative Bisen- 
bahnbewegungen, womöglich noch in Verbindung mit Kraftwagentrans- 
porten, ein Arbeitsverfahren zu finden und zu erproben. Der An- 
passungsfähigkeit der Eisenbahnmilitärbehörden und der Eisenbahnver- 
waltungen bleibt es deshalb überlassen, welche Aushilfen sie finden 
werden. In jedem Fall wird eine Eisenbahnoperation einen neuen Auf- 
marsch darstellen, nur daß ihm nicht wie zu Beginn des Kriegs eine 
lange und sorgfältige Friedensvorbereitung zugrunde liegt, sondern eine 
wahrscheinlich unter äußerst erschwerten Umständen geleistete Arbeit 
von wenigen Stunden oder höchstens Tagen. 


Solche Bewegungen wird man, wenn in diesem Zusammenhang eine 
Begriffsbestimmung versucht werden darf, Eisenbahnstrategie nennen, 
im Gegensatz zur Eisenbahntaktik, unter der, um ein Beispiel anzuführen, 
das Heranführen von Reserven zum sofortigen Einsatz im Gefecht zu 
verstehen wäre. Der Kampf um die Flanke von der Aisne bis zum Meer 
im Herbst 1914 war darnach, um das Ergebnis unserer Untersuchungen 
vorweg zu nehmen, für beide Gegner trotz ihrer zahlenmäßigen Stärke, 
abgesehen von der Versammlung der 4. Armee in Flandern, reine Eisen- 
bahntaktik, während wir im Osten den Aufmarsch der 9, Armee in 
Oberschlesien im September und deren Versammlung in der Linie 
Thorn—Posen im November 1914 als Eisenbahnstrategie vollendeter Art 
bezeichnen dürfen. 


Begrifflich wird man ferner zu unterscheiden haben zwischen 
einem positiven und einem negativen Zweck des Schienenwegs, in dem 
Sinne, daß nicht nur — positiv — seine größtmögliche Ausnutzung auf 
der eigenen Seite angestrebt, sondern auch — negativ — versucht wird, 
dem Gegner seinen Gebrauch durch zerstörende Einwirkung vom Boden 
oder von der Luft aus zu erschweren oder ganz unmöglich zu machen. 
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Die Erfahrungen des Weltkriegs haben gelehrt, daß nur solche Zer- 
störungen von strategischem Nutzen sind, die nach eingehender Vor- 
bereitung und von sachkundiger Hand an Kunstbauten, Brücken und 
Tunnels vorgenommen werden; Unterbrechungen des Oberbaus lassen 
sich mit bereitgelegtem Gerät rasch ausbessern. Daß aber Zerstörungen 
in der Tat nachhaltig sein können, mußten die Franzosen erkennen, als 
sie nach der Marneschlacht das vorher geräumte Gebiet bis zur Aisne 
wieder besetzten und dabei am eigenen Leib erfuhren, wie gut sie ihr 
Vernichtungswerk verrichtet hatten; ebenso die Deutschen, die viel Mühe 
hatten, die Eisenbahn in Südpolen wieder herzustellen, die von ihnen 
selbst vorher bei dem Rückzug von Warschau zur oberschlesischen Grenze 
im Oktober 1914 zerstört worden war, 

Zu Beginn des Weltkriegs kam es im Westen noch in der Zeit des 
Aufmarschs dadurch zur ersten unvorhergesehenen Transportbewegung, 
daß das XV. Korps, das bei Straßburg stand, in der Gegend von Mühl- 
hausen benötigt wurde. Wenige Tage später, nachdem die Franzosen 
in den Festungsbereich von Belfort zurückgedrängt waren, wurde dieses 
Korps zusammen mit dem XIV. in die Gegend von Zabern und Saarburg 
gefahren. Wichtige Erfahrungen auf einem bis dahin unerforschten Ge- 
biet waren dadurch gemacht worden. Was hier ohne starke Reibungen 
in verhältnismäßig kleinem Rahmen und auf beschränkte Entfernung 
geglückt war, mußte sich auch auf große Verbände und beliebige Ent- 
fernung übertragen lassen. Straffste Führung der ganzen Transport- 
bewegung durch die Organe des Feldeisenbahnchefs schien allerdings 
unerläßlich: die Truppe hätte zu gerne nach ihrem Gutdünken über die 
Einrichtungen der Eisenbahn verfügt, und alle Kommandobehörden 
zeigten die Neigung zu Eingriffen in den Betrieb, die jedenfalls unzu- 
lässig und häufig verhängnisvoll waren. Generalstabsoffiziere und 
höhere Führer waren mit dem Wesen und den Regeln des militärischen 
Eisenbahnverkehrs nicht so vertraut, daß ohne weiteres ihre verständnis- 
volle Mitarbeit bei den großen Transportbewegungen vorausgesetzt wer- 
den durfte. Mehr als einmal mußte der Feldeisenbahnchef nachdrück- 
lich auf seine Zuständigkeit für den ganzen Eisenbahnbetrieb hin- 
weisen, 

Der rasche Vormarsch des deutschen rechten Heeresflügels im 
August 1914 hatte dem weichenden Gegner die nachhaltige Zerstörung 
seiner Schienenwege nicht erlaubt, so daß für den Nachschub in einem 
zunächst ungeregelten Verkehr eine recht leistungsfähige Linie von 
Aachen über Lüttich und Brüssel nach Valenciennes und weiter bis zur 
Front zur Verfügung stand. Deutsche Eisenbahner stießen zusammen 
mit der Kavallerie in den ersten Tagen des September bis südlich Com- 
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piegne vor. Aber es handelte sich doch noch um ganz andere Dinge: der 
siegreiche Vormarsch hatte die Kräfte in großem Maß verzehrt. Am 
linken Flügel lagen die deutschen Armeen vor der französischen 
Festungslinie unbeweglich, am rechten wurde der letzte Mann gebraucht. 
Es ist hier nicht der Platz, zu untersuchen, wie es zu diesem Ergebnis 
kam, noch weniger, Kritik zu üben an der Obersten Heeresleitung, an 
ihrer Beurteilung der Lage und ihren Entschlüssen von der Eröffnung 
des Feldzugs bis zur Schlacht an der Marne, vom Standpunkt der Eisen- 
bahn ist nur zu sagen, daß die Möglichkeit vorhanden war, dem rechten 
Flügel auf dem Schienenweg noch rechtzeitig Kräfte zuzuführen. Wenn 
auch der nur behelfsmäßig brauchbare Weg über Brüssel sehr weit war, 
so konnten doch starke Kräfte der 6. und 7. Armee entnommen und durch 
Bahntransport auf voll leistungsfähigen deutschen Linien aus der Gegend 
Straßburg— Saarburg nach Metz—Diedenhofen gefahren werden. 
Setzte man sie dann hier am Drehpunkt des Schwenkungsflügels ein, 
und ließ alle Armeen westlich Metz nach halbrechts vormarschieren, 
verschob sich das Schwergewicht von selbst auf den rechten Flügel. 

Nach der Marneschlacht war die deutsche Heeresleitung vor eine 
überaus schwierige Lage und sehr weittragende Entschlüsse gestellt. 
Der Gedanke des Grafen Schlieffen, auf dem rechten Flügel die Ent- 
scheidung zu suchen, war noch nicht unmöglich gemacht. Wollte General 
von Falkenhayn auf ihn zurückkommen, so stand für die hierzu nötige 
Eisenbahnoperation das deutsche Netz und die französischen und belgi- 
schen Linien des besetzten Gebiets zur Verfügung. Jenes in ausgezeich- 
neter Verfassung, diese teilweise beschädigt, jedenfalls nicht voll ge- 
brauchsfähig; die Strecke und die Kunstbauten waren an vielen Stellen 
nur behelfsmäßig ausgebessert, und die Einrichtungen des Nachrichten- 
und Signalwesens blieben auch nach ihrer Wiederherstellung dem deut- 
schen Personal geraume Zeit ungewohnt. Da aber, wie wir noch sehen 
werden, auch das französische Eisenbahnnetz keineswegs auf der Höhe 
seiner ursprünglichen Leistungsfähigkeit stand, wird man der Ansicht 
des Generals Groener beipflichten dürfen, daß die beiden zur Verfügung 
stehenden Linien des besetzten Gebiets ausgereicht hätten, um eine neue 
Stoßgruppe, weitab vom Gegner, bei Mons und Valenciennes, zu ver- 
sammeln, ohne dadurch die unentbehrliche Versorgung der Front zu 
gefährden. Die nördliche Linie führte, wie schon erwähnt, von Aachen 
über Lüttich und Brüssel nach Valenciennes, die andere verband Dieden- 
hofen mit Libramont, endigte zunächst bei der zerstörten Brücke von 
Namur und war nach deren Wiederherstellung vom 30, September 1914 
an gleichfalls weiter bis zur Front zu benutzen. 
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Das Angriffsziel der so versammelten Armee wäre nach dem Über- 
schreiten der unteren Somme die Gegend westlich Paris gewesen. Die 
für diesen Aufmarsch nötige Zeit hätte dadurch gewonnen werden 
müssen, daß der bisherige rechte Heeresflügel fächerförmig, hinhaltend 
fechtend sich nach Norden und Nordosten zurückgezogen hätte. Graf 
Schlieffen hatte gelehrt, daß der strategische Erfolg in der Bewegung 
und der Überraschung liegt, und war um des großen Ziels willen bereit, 
weite Strecken eigenen Gebiets vorübergehend zu opfern, und schreckte 
selbst vor einer Räumung Ostpreußens und des Elsaß nicht zurück. Die 
Operation war jahrzehntelang Aufgabe und Zweck der Arbeit und Aus- 
bildung des Generalstabs gewesen, sie war die eigentliche Stärke der 
deutschen Armee, 

Dem General von Falkenhayn stellte sich die Sache anders dar. 
Er glaubte auf keinen Fußbreit eroberten Bodens verzichten zu dürfen. 
Die freiwillige Preisgabe einer Stellung erschien ihm als das Eingeständ- 
nis der Niederlage und als kaum zu ertragende seelische Belastung des 
deutschen Soldaten, der durch die ununterbrochenen Kämpfe der ver- 
gangenen Wochen und die schweren blutigen Verluste in seiner Kampf- 
kraft stark geschwächt war. Nach kurzem Schwanken entschloß er sich 
deshalb, seinen rechten Flügel unter allen Umständen an der Aisne fest- 
zuhalten, und begegnete der drohenden Überflügelung seiner offenen 
Flanke durch eine immer weitere Ausdehnung der Front nach Norden, 
So wie die Truppen ausgeladen wurden, erfolgte ihr Einsatz, regimenter- 
weise, teilweise sogar in einzelnen Bataillonen. Die auf diese Weise 
gegen den Willen der deutschen obersten Heeresleitung erzwungene Ab- 
wehr ließ für Wochen den Gedanken des Angriffs mehr und mehr zu- 
rücktreten, bis er wieder mit dem Einsatz der 4. Armee in Flandern 
auflebte, Dies war der Wettlauf nach dem Meer. Die beiden vorhande- 
nen Eisenbahnlinien wurden bis zum äußersten ausgenutzt, unter fast 
übermenschlichen Anstrengungen hielten die deutschen Eisenbahner den 
Betrieb aufrecht. Die 7. Armee wurde zunächst zur Verstärkung der 1. 
und 2. und dann zur Schließung der zwischen beiden entstandenen Lücke 
herangefahren, die 6. verlängerte in täglichen, erbitterten Kämpfen den 
rechten Flügel immer weiter nach Norden. Bis Mitte Oktober beförderte 
die Eisenbahn vom linken Flügel und der Mitte der Front nach dem 
rechten Flügel fünfzehn Infanterie- und vier Kavalleriedivisionen in 
mehr als 1200 Truppenzügen, von diesem Zeitpunkt an bis Mitte Novem- 
ber zehn weitere Infanteriedivisionen. Auch während dieser Bewegungen 
hatten die militärischen Bisenbahnbehörden des besetzten Gebiets Grund, 
über die unbefugten Eingriffe der höheren Stäbe zu klagen. Es war in 
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erster Linie die häufige unbefugte Benutzung der Eisenbahnnachrichten- 
mittel für die Truppenführung, die die Zugleitung in großem Umfang 
erschwerte. 

Unsere Darstellung bezweckt aber auch hier keine Kritik der Füh- 
rung, sondern versucht, gestützt auf die Sachkenntnis des Generals 
Groener, den Nachweis, daß die Eisenbahn wohl in der Lage gewesen 
wäre, eine neue große Operation einzuleiten. Aber auch wer die Ver- 
sammlung einer neuen Angriffstruppe im Raume Mons—Valeneiennes 
im Herbst 1914 für undurchführbar hält, wird zugeben, daß die Verwirk- 
lichung einer derartigen Operation desto leichter wurde, je weiter der 
Aufmarsch der deutschen Kräfte nach Osten — und damit dem heimat- 
lichen Eisenbahnnetz näher — gerückt wurde, 

Auf der französischen Seite sahen die Dinge ähnlich wie auf der 
deutschen aus. In Ausnutzung seines Erfolgs an der Marne, durch den 
er den deutschen Vormarsch zum Stehen gebracht hatte, wollte der fran- 
zösische Oberkommandierende den feindlichen rechten Flügel aufrollen 
und führte deshalb seinem linken alle Truppen zu, die er in der Mitte 
und an dem östlichen Teil seiner Front entbehren zu können glaubte. 
Da schon in den letzten Augusttagen zu erkennen war, daß der Festungs- 
gürtel der französischen Ostfront von den Deutschen nicht durchbrochen 
werden konnte, war es für General Joffre unbedenklich, seinen rechten 
Flügel zu entblößen. Bei dieser Transportbewegung kam es durch Un- 
fälle und unerwartete Feindwirkung zu vielen gespannten Lagen und 
kühnen Improvisationen auf zerstörten Kunstbauten und überlasteten 
Strecken. Die nicht planmäßigen Eisenbahntransporte setzten hinter 
der französischen Front am 17. August ein; an diesem Tage wurde be- 
gonnen, das 18. französische Korps von Toul nach Maubeuge zu fahren. 
Diese und die folgenden Bewegungen kreuzten, da sie von Ost nach 
West liefen, die großen Nachschublinien von Paris an die Front und ver- 
ursachten dadurch große Reibungen und Schwierigkeiten. Auf die Ver- 
sammlung der VI. Armee bei Amiens und Chaulnes im September 1914 
dürfen die französischen Bahnen stolz sein, denn zu dieser Zeit waren 
alle irgendwie in Betracht kommenden Linien mit Flüchtlingszügen über- 
belegt. Im Durchgangsverkehr des Bahnhofs Laon zählte man in 
wenigen Tagen 100 000 Zivilpersonen, und durch Paris wurden in den 
Tagen vor der Marneschlacht 1% Millionen Flüchtinge befördert. Eine 
französische Quelle gibt die Transportbewegung während des Wettlaufs 
zum Meer vom 15. September bis 20. November 1914 auf 2170 Truppen- 
züge an. Es kam jedoch bei unseren Gegnern ebenso wenig wie bei uns 
zur Ausführung großer operativer Gedanken. 
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Voll gebrauchsfähig war das französische Eisenbahnnetz in diesen 
Wochen keineswegs. Bei der großen Rückzugsbewegung von der Grenze 
bis zur Marne waren bis tief ins Hinterland an Kunstbauten Zerstörungen 
vorgenommen worden, die in der Folge zu großen Umwegen nötigten 
und starke Verspätungen verursachten. Die Engländer beispielsweise 
hatten am 3. September 1914 bei Trilport die Marnebrücke der Linie 
Straßburg—Paris nachhaltig zerstört und damit für Wochen die Ost- 
West-Bewegung schwer beeinträchtigt. Ein noch größeres Hindernis war 
bei Laversine die gesprengte Oisebrücke der Strecke von Paris nach 
Creil über Chantilly, die von den drei großen Linien Paris—Calais, 
Paris—Lille und Paris—Maubeuge benutzt wurde, und schließlich war 
auch der Verkehr Rouen—Amiens lahmgelegt durch den Ausfall der 
Brücke von Pois. So standen auch den Franzosen nur zwei leistungs- 
fähige Linien zur Verfügung für diesen Zweikampf der Eisenbahnen, 
wobei sie allerdings den Vorteil hatten, daß sie sich im eigenen Lande 
befanden, ihre Entfernungen im allgemeinen kürzer waren, das Per- 
sonal die Strecke kannte, und die Nachrichtenmittel reibungslos ar- 
beiteten. 


Das große Ringen um die Flanke endete unentschieden im Stel- 
lungskrieg. Diese Tatsache ist geeignet, nachdenklich zu stimmen, aber 
sie wird doch nicht den Schluß zulassen, daß es die Eisenbahnlage war, 
die beiden Gegnern die große Operation unmöglich machte. Wie dem 
aber auch sei, im Sinne unseres Themas können wir die Frage auf sich 
beruhen lassen, denn ihre Bejahung sowohl als ihre Verneinung beweisen 
ja den ausschlaggebenden Wert der Verkehrsmittel für die militärischen 
Operationen. Die Entscheidung war jedenfalls auf einen späteren Zeit- 
punkt verschoben. Für Deutschland freilich arbeitete die Zeit nicht; auf 
der Gegenseite war es anders. Lord Kitchener, um ein Beispiel zu nennen, 
der für die Aufstellung seiner Armeen mit einem Zeitraum von drei 
oder noch mehr Jahren rechnete, mochte den Aufschub der Entscheidung 
leichter verschmerzen. 


Als die Fronten im Dezember 1914 endgültig erstarrten, waren die 
Eisenbahnen auf beiden Seiten voll verwendungsfähig. Schon Ende 
Oktober hatte die Versammlung der neugebildeten deutschen 4. Armee 
in Flandern der Eisenbahn keine Schwierigkeiten mehr gemacht. Die 
„Jugendkorps“ waren die letzte strategische Reserve der Obersten 
Heeresleitung, mit der General von Falkenhayn noch einmal versuchte, 
die Entscheidung des Feldzugs gegen Frankreich zu erzwingen. Der 
Angriff mißlang; vielleicht wären seine Aussichten größer gewesen, 
wenn man diese in der Eile nur halb ausgebildeten Truppen an eine 
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ruhige Front gefahren hätte, um durch ihren Einsatz kriegsgewohnte 
Divisionen frei zu machen. Diese Transportaufgabe wäre damals für 
die Eisenbahn ohne Gefährdung des Nachschubs unschwer zu lösen ge- 
wesen, aber der Generalstabschef glaubte, den unumgänglichen Zeitver- 
lust nicht verantworten zu können. 


Auch wenn der Westen keine Eisenbahnoperation mehr sah, so hat 
doch während der folgenden Kriegsjahre der Schienenweg noch Großes 
geleistet, Im Stellungskrieg ließ sich keine Eisenbahnstrategie treiben, 
und selbst in der großen Schlacht in Frankreich im März 1918 kam es 
nicht mehr zur Operation; wie unentbehrlich aber die Eisenbahn — nicht 
nur im Bewegungskrieg — für die Versorgung großer Heere und für 
Truppenverschiebungen aller Art ist, geht daraus hervor, daß franzö- 
sische Bisenbahnregimenter in vier Kriegsjahren 7500 km neue Strecken 
— etwa ein Sechstel des gesamten französischen Netzes — gebaut haben, 
um durch diese Verbindungen den durch die deutsche Besetzung ver- 
lorenen organischen Zusammenhang der französischen Nord- und Ost- 
bahnen wieder herzustellen. Was sie anlegten, waren vorwiegend Quer- 
verbindungen längs der Front, nicht Zubringerlinien. 


Auf dem östlichen Kriegsschauplatz wurden die Eisenbahnen nach 
anderen Gesichtspunkten verwandt als im Westen. Der erste Aufmarsch 
an der Grenze verlief, obwohl das Bahnnetz östlich der Weichsel viel 
dünner war als am Rhein, ohne Reibungen, da ja auch die Zahl der 
Truppen beschränkt war. Gemessen an dem russischen Netz war aber 
die deutsche Überlegenheit unbestreitbar, und es blieb lange für die 
deutsche Heeresleitung ein strategischer Vorteil, daß ein russischer Vor- 
marsch aus der Gegend Warschau in westlicher Richtung durch die Mög- 
lichkeiten der ostpreußischen Bahnen in der Flanke stark bedroht war. 


Als nach der Schlacht bei Gumbinnen im August 1914 die Absicht 
des deutschen Armeeoberkommandos erkennbar wurde, die Front hinter 
die Weichsel zurückzuverlegen, brachte neben der planmäßigen Räumung 
der Provinz der nicht vorgesehene Strom der Flüchtlinge den Eisen- 
bahnbetrieb in die Gefahr völliger Stockung, und es bedurfte sehr tat- 
kräftiger Eingriffe der militärischen Eisenbahnbehörde, um den Be- 
fehlen der neuen Führung nachkommen zu können. Unter diesen schwie- 
rigen Verhältnissen war der Eisenbahntransport des I. Korps von Gum- 
binnen nach Deutsch-Eylau eine ausgezeichnete Leistung. Einladung 
beim Rückzug unter den Augen des Gegners und Ausladung auf freier 
Strecke zum sofortigen Vormarsch 6 km von den russischen Vorposten 
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entfernt! Die seelische Spannung derer, die um die Bedeutung dieses 
Einsatzes wußten, stieg aufs höchste, denn von dem rechtzeitigen Ein- 
treffen der Truppen hing bei Tannenberg die Schlachtentscheidung ab. 
Nun mußten aber die Züge, die ursprünglich von Königsberg über Marien- 
burg hinter die Weichsel befohlen waren, östlich des Stroms in die 
Gegend von Deutsch-Eylau umgeleitet werden, wodurch kostbare Zeit 
verging. Hinderlich war auch, daß beim Rückzug die Kolonnen zuerst 
eingeladen worden waren und dementsprechend am Bestimmungsort vor 
den kämpfenden Truppen eintrafen. In dieser Bedrängnis entschloß sich 
die Linienkommandantur Königsberg kurzerhand, die eingleisige Neben- 
linie Zinten—Wormditt—Osterode von allen Transporten freizumachen, 
um auch auf ihr der Kampffront die so dringend benötigten Truppen 
zuzuführen, und scheute dabei nicht vor dem Wagnis zurück, die zu- 
gelassene Höchstgeschwindigkeit zu verdoppeln. Die Anerkennung des 
Oberbefehlshabers der Armee, die Leistung der Eisenbahn habe entschei- 
dend zu dem großen Erfolg beigetragen, war wohl verdient. 


Eine vorbildliche, wahrscheinlich die großartigste Eisenbahnopera- 
tion des Weltkrieges war der Aufmarsch der 9. Armee in Oberschlesien 
im September 1914 und, unmittelbar anschließend an den Feldzug in Süd- 
polen, die Versammlung derselben Armee in der Linie Thorn—Posen. 
Etwa fünf Armeekorps und eine Kavalleriedivision wurden von Königs- 
berg auf zwei Transportstraßen in 14 Tagen und 765 Truppenzügen auf 
eine durchschnittliche Entfernung von 800 km an die oberschlesische 
Grenze in die Nähe von Krakau gefahren. Der siegreiche Vormarsch 
führte bis vor die Tore Warschaus, wo das Armeeoberkommando vor 
überlegenen russischen Kräften sich zum Rückzug entschließen mußte, 
Am 30. Oktober erreichte die Armee die deutsche Grenze wieder, nach- 
dem sie die Eisenbahnen des aufgegebenen Gebiets gründlich zerstört 
hatte, um den nachfolgenden Russen möglichst lange Aufenthalt zu 
bereiten. Am 3. November faßte der Oberbefehlshaber Ost den Ent- 
schluß, den neuen Stoß gegen den Nordflügel des aus Warschau gegen 
Westen vorgehenden Gegners in der Richtung auf Lodz zu führen und 
hierzu seine Kräfte bei Hohensalza zu versammeln. Am 11. November 
wurde der Vormarsch angetreten. Vom 6. bis 13. November wurden in 
467 Truppenzügen die Hauptkräfte der 9. Armee aus Oberschlesien her- 
beigefahren, Verstärkungen kamen in 251 Zügen aus Ostpreußen und 
aus dem Westen in 68, Es gelang auch, durch Scheintransporte den 


feindlichen Nachrichtendienst über die Richtung der ganzen Transport- 
bewegung zu täuschen. 


Archiv für Eisenbuhnwesen. 1939, 60 
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Wie es zu den großen Erfolgen einer Minderheit gegen drückende 
Übermacht im Herbstfeldzug 1914 im Osten kommen konnte, sagt in 
klassischer Kürze General Ludendorff: „Wir vervielfältigten durch Ope- 
rationen unsere Kraft, d. h. durch Beweglichkeit und Willen“, 


IV. 


Voraussetzungen einer Strategie der Schiene. 


Wir haben gefunden, daß es eine taktische und eine strategische 
Verwendung der Verkehrsmittel gibt. Bei jener handelt es sich um die 
Beförderung der fechtenden Truppe zum oder im Gefecht, und bei ihr 
kann ohne Zweifel der Kraftwagen in steigendem Maß die Eisenbahn 
ergänzen und teilweise ersetzen. Bei dieser jedoch, die die großen Auf- 
märsche und Verschiebungen ganzer Heeresteile umfaßt, wird die Vor- 
herrschaft der Eisenbahn unumstritten bleiben. Nur der Schienenweg 
ermöglicht die Bewegung und das überraschende Auftreten von Mil- 
lionenheeren, mit seiner Hilfe nur kann ein neuer Schwerpunkt für den 
Angriff gebildet, und die Operation in Bewegung gehalten werden. Des- 
halb ist die Eisenbahn die Waffe des an Zahl schwächeren, der seine 
Kräfte da, wo er siegen will, zu einer mindestens zeitweiligen Überlegen- 
heit zusammenfaßt. 

Soll jedoch die Brauchbarkeit dieses Kriegsinstruments den Erwar- 
tungen entsprechen, bedarf es schon im Frieden des Ausbaus und der 
sorgfältigen Pflege, denn dies ist, soweit das europäische Festland als 
Kriegsschauplatz in Frage kommt, eine der wesentlichsten Lehren des 
Weltkriegs für den militärischen Eisenbahnfachmann: nicht nur den 
zur Grenze führenden Linien, die, für den Aufmarsch bestimmt, wie 
eine Angriffswaffe auf das Herz des Gegners gerichtet sind, kommt 
strategische Bedeutung zu, sondern im gleichen Maß den Strecken, die 
die Aufmarschräume der Länge nach durchschneiden oder hinter ihnen 
zur Grenze gleichlaufen; ihre Aufgabe wird während des Kriegs die 
Verschiebung starker Kräfte von einem Flügel zum andern sein, Für 
Deutschland sind dies im großen und ganzen alle Nord-Süd-Linien, 

Die Verwendung des Schienenwegs im Ernstfall ist außerdem noch 
an gewisse andere Voraussetzungen gebunden. Es ist klar, daß die tech- 
nischen Bedingungen eines reibungslosen Betriebs der militärischen 
Eisenbahnen für beide Arten der Verwendung, die taktische und die 
strategische, die gleichen sind. Die Eisenbahn bedarf zu ihrer Leitung 
im Kriege der Hand eines Kenners und Meisters. Der Mensch erzwingt 
kraft seines Willens das unmöglich Scheinende. Die Leistung der Ma- 
schine ist begrenzt und berechenbar, wer mehr als dies verlangt, zer- 
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stört sie. Die Überlastung der Eisenbahn führt zur Verstopfung der 
Linien und zum völligen Stillstand des Verkehrs; kein militärischer Be- 
fehl und kein noch so rücksichtsloses Durchgreifen werden dann den 
Knoten entwirren, sondern nur eine geduldige und sachkundige Hand. 
Wer hier die Verantwortung trägt, muß das Instrument beherrschen: 
technisch, verstandesmäßig und seelisch. 

Vielleicht zeigen einige Zahlen deutlicher als lange Ausführungen, 
welcher Leistungen Eisenbahn und Eisenbahner im Krieg fähig waren: 
Um in den Herbsttagen des Jahres 1914 nordöstlich Paris die neugebil- 
dete Armee Manoury zu bilden, mußten drei französische Korps von 
einem Heeresflügel zum anderen gefahren werden. Dazu wurden täglich 
170 Züge benötigt. Es muß sehr schwierig gewesen sein, auf der fran- 
zösischen Ostbahn, deren Querverbindungen im Verhältnis zu den zur 
Grenze laufenden Strecken überhaupt schlecht ausgebildet waren, diese 
Transporte durchzubringen, auf überlasteten Linien, über notdürftig 
ausgebesserte Kunstbauten und dicht hinter einer Front, die in diesen 
Tagen keineswegs sicher stand. Die Hindernisse auf deutscher Seite 
waren gewiß nicht geringer, als am 2. Oktober 1914 die 6. Kavallerie- 
division in Mons ausgeladen werden sollte, und plötzlich nach endloser 
Verspätung, nach Zusammenstößen und Entgleisungen alle 45 Minuten 
ein Zug zur Entladung eintraf. Bei der französischen Mobilmachung 
gab es Bahnhöfe, durch die alle vier Minuten ein Zug rollte, und über 
die Hohenzollernbrücke in Köln fuhren beim Aufmarsch 2150 Truppen- 
züge, das will besagen, daß 16 Tage lang im Durchschnitt in jeder 
10. Minute ein Zug daherkam. Wem aber bedeuten solche Zahlen etwas? 
Wem geben sie ein Bild einer wahrhaft denkwürdigen kriegerischen Lei- 
stung? Wahrscheinlich nur einem Vorstellungsvermögen, das in der 
Eisenbahn einen lebendigen Organismus zu sehen vermag, und einer 
künstlerisch veranlagten und gleichzeitig streng geschulten Phantasie. 


Versetzen wir uns zum Schluß für einen Augenblick in Gedanken 
in das große Hauptquartier in einem Krieg der Zukunft an einem Tag 
weittragender Entschlüsse und hören die Unterhaltung des Heerführers 
mit seinem Feldeisenbahnchef: Vielleicht wird jener fordern, eine Armee 
sei dort zu versammeln, wo er zu einer neuen Operation ansetzen will; 
wie dies auf schnellstem Wege geschehen könne? — Es ist aber auch 
denkbar, daß der Feldeisenbahnchef an der Hand einer Eisenbahn-, Auto- 
bahn- und Straßenkarte ausführt, an welchem Punkt am schnellsten 
die stärksten Kräfte versammelt werden können, wo also die Aussicht, 
den Gegner zu überraschen, am größten ist. In beiden Fällen ist es 

DM 
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nötig, daß der Feldherr den Sinn hat für das Wesen und die Möglich- 
keiten der Verkehrsmittel und insbesondere der Eisenbahnen, der Feld- 
eisenbahnchef dagegen vom Feldherrntum einen Hauch verspürt. 

Kriegführung ist Kunst und Wissenschaft zugleich, Eingebung, 
Verstand und Herz. Die Vereinigung aller Feldherrngaben findet sich 
nur im Genie, dessen Schaffung das Geheimnis der Natur bleibt. Moltkes 
Antwort auf diese Schicksalsfrage war: Genie ist Arbeit! Eine der- 
artige Vereinfachung mag dem Genie selbst erlaubt sein, für den ge- 
wöhnlichen Menschenverstand ist sie unzulässig. Da wir dieses Rätsel 
nicht lösen können, wird es für unsere Erkenntnis bei den Worten des 
Generals Groener zu verbleiben haben: 

„Ein wirkliches Feldherrngenie wird von den Eisenbahnen den rich- 
tigen Gebrauch machen.“ 
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Von 
Reichsbahnrat Höfl in Berlin. 


(Mit 6 Abb, und 1 Karte.) 


Das Wort Argentinien ruft in uns in erster Linie die Vorstellung 
unendlicher Ebenen wach, die mit ihren wogenden Getreidefeldern und 
ihren mehrtausendköpfigen Herden eine der reichsten Korn- und Fleisch- 
kammern der Welt sind. Es löst bei uns vor allem auch die Erinnerung 
an die zehntausende Deutscher aus, die dort eine zweite Heimat ge- 
funden und es in großer Zahl zu Wohlstand und Ansehen gebracht 
haben. Und schließlich erweckt es in uns das Gefühl der Achtung, die 
man einem Land zollen muß, das im Weltkriege allen Drohungen und 
Lockungen der Feinde Deutschlands standhielt und sich der Welt, die 
gegen uns stand, nicht anschloß. 

Aber dann wird man sich auch bald dessen bewußt werden, daß seit 
Jahren in unseren Zeitungen kaum mehr Berichte über die innere Ent- 
wicklung Argentiniens erschienen sind und auch, daß man kaum von 
Leuten hört, die in dieses Land auswandern. Was wir in den letzten 
Jahren über Argentinien erfuhren, hat fast ausschließlich seine auswär- 
tigen Beziehungen zum Gegenstand: Die Anerkennung Argentiniens 
als Großmacht durch die Großmächte, die nunmehr fast sämtlich in 
Buenos Aires durch Botschafter vertreten sind; die geringe Gegen- 
liebe, die den panamerikanischen Bestrebungen der Vereinigten Staaten 
sowie dem Völkerbund, aus dem Argentinien bereits 1920 wieder austrat, 
entgegengebracht wird; schließlich die führende Rolle, die es jüngst bei 
der Beilegung des Krieges zwischen Paraguay und Bolivien gespielt 
hat und das Ansehen, das es hierbei gewonnen hat, nachdem alle Be- 
mühungen der Vereinigten Staaten, den Schiedsrichter zu spielen, kläg- 
lich gescheitert waren, Man könnte versucht sein, die Spärlichkeit der 
Nachrichten, die zu uns über die inneren Verhältnisse Argentiniens ge- 
kommen sind, einer sehr ruhigen und stetigen Entwicklung zuzu- 
schreiben. In Wahrheit aber ist unser Interesse nur abgelenkt durch 
die uns viel stärker berührenden Spannungen auf der nördlichen Halb- 
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kugel, die Fragen Mitteleuropas, des Mittelmeeres, des Indischen Ozeans, 
Ostasiens und des westlichen undfnördlichen Pazifischen Ozeans; denn 
tatsächlich ist die Entwicklung, die Argentinien in den letzten 20 Jahren 
genommen hat, keineswegs ruhig und stetig, wie sie es in der Vorkriegs- 
zeit im wesentlichen war, Die „Pronunciamentos“, in denen die inneren 
Auseinandersetzungen ihren Ausdruck fanden, waren viel seltener, als 
in den übrigen latein-amerikanischen Staaten, hatten aber im Grunde 
die gleichen lokalen Ursachen. Die große Revolution, welche die Ver- 
einigten Staaten von Nordamerika unter dem Namen Sezessionskrieg 
durchtobt und diese als einzigen kolonialen Tochterstaat zur hochkapita- 
listischen Weltmacht gemacht hat, ist Argentinien erspart, oder wenn 
man will, versagt geblieben. So wenig aber wie irgendein anderes 
Land konnte sich Argentinien der Umwertung aller Werte, die mit dem 
Jahre 1914 einsetzte, entziehen, 

Der Weltkrieg, in dem die Einwanderung plötzlich aufhörte, die 
Kapitaleinfuhr stockte, die Ausfuhr weitgehend gelähmt war und in 
dem andererseits Kohlen und hochwertige Industriegüter, die man ein- 
führen mußte, ausblieben, setzte unter die Jahre eines unerhörten Auf- 
schwunges den Schlußstrich. Das Wiederaufblühen in den Nachkriegs- 
jahren bis 1929 hat vielleicht die eingetretenen Wandlungen nicht klar 
zutage treten lassen. Nach den Krisenjahren von 1930 bis 1933 aber 
kann auch die Prosperität der Jahre 1936 und 1937, die im wesentlichen 
den Mißernten auf der nördlichen Halbkugel und den in einer Kriegs- 
psychose vorgenommenen Vorratsanhäufungen von Lebensmitteln zu 
verdanken ist, nicht mehr darüber hinwegtäuschen, daß die ruhige 

. und stetige Entwicklung endgültig zu Ende ist. Daß in einem Lande, 
das gut 100 Millionen Menschen ernähren könnte, heute bei 121% Mil- 
lionen Einwohnern sogar schon eine nennenswerte Rückwanderung in 
die übervölkerten alten Länder stattfindet, ist ebenfalls ein unüberseh- 
bares Zeichen. 

Die Gründe dieser tiefgreifenden Wandlungen sind einmal die 
Wechselwirkungen, die sich im Weltkriege und seiner Folgezeit aus dem 
Ausbau eigener Verbrauchsgüter-Industrien ergeben haben. Damit ver- 
minderte sich die Abnahmefähigkeit der Rohstoffländer für die Pro- 
dukte der Industrieländer, für diese damit wiederum die Abnahmefähig- 
keit für die Erzeugnisse der Rohstoffländer. Dazu kommen die aus 
kriegswirtschaftlichen Gründen den verkehrsungünstig gelegenen Län- 
dern wie dem Deutschen Reich und Italien gebotenen Autarkiebestre- 
bungen und schließlich für Argentinien besonders die Auswirkungen 
der Ottawa-Verträge und des englisch-amerikanischen Handelsvertrages 
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vom November 1938. Dieser Entwicklung hat auch die Umstellung von 
Ländern mit starker und wachsender Bevölkerung auf erhöhten Weizen- 
verbrauch, wie Rußland und Ostasien, nicht entgegenarbeiten können, da 
diese Länder ebenfalls bestrebt sind, ihren Verbrauch selbst zu decken 
und auch keine Gegenwerte bieten können. 

Es müssen aber auch noch andere und tiefere als diese nur wirt- 
schaftlichen Gründe dafür verantwortlich gemacht werden, daß die Ent- 
wicklung in neue Bahnen gekommen ist. Der Fortschritt Argentiniens 
war, wie der aller neuen Länder, vor dem Kriege befruchtet von dem 
Fortschritt in den alten Ländern, und zwar in jeder, nicht nur in mate- 
rieller Hinsicht. Heute ist in den alten Ländern das, was man am 
besten mit Pionierwille bezeichnen kann, zum großen Teil erloschen, 
wobei unter Pionierwille nicht nur der Wille des einzelnen, im fernen 
Lande Fuß zu fassen, verstanden sein will, sondern auch der Wagemut 
des Kaufmanns, des Forschers, des Industriellen und des Kapitalisten 
in der Heimat. Und für das Erlöschen dieses Pionierwillens liegt der 
letzte Grund wohl darin, daß eine alternde Welt ihre ganzen Kräfte 
heute im Kampf um eine gerechte Verteilung der vorhandenen Reich- 
tümer zusammenfaßt. 

Wenn auch immer ein gewisser Austausch zwischen den Ländern 
der alten Welt und den unabhängigen Rohstoff-Staaten erhalten bleiben 
wird, so ist doch ein Zeitpunkt erreicht, an dem diese jungen Staaten 
im wesentlichen auf sich selbst gestellt sind und bleiben werden, Dies 
bedingt für Argentinien wie für andere Rohstoffländer große Umstel- 
lungen. Das Problem wird sich hier aber mehr als sonstwo auf ein 
innerpolitisches beschränken. Denn das Land ist reich und kann fast 
in jeder Beziehung Selbstversorger werden, braucht somit niemand an- 
zugreifen und infolge seiner überaus günstigen geopolitischen Lage auch 
nicht in der Furcht vor Angreifern zu leben. 

Nichtsdestoweniger sind die Aufgaben, die das Land zu meistern 
hat, schon gewaltig genug. In den Krisenjahren hat sich ein zahlreiches 
Proletariat gebildet, Da viele an sich tüchtige Elemente darunter sind, 
die in der Hoffnung auf leichten Erwerb in den großen Städten ein 
Unterkommen gesucht haben und dort der Arbeitslosigkeit anheimfielen, 
wird es in erster Linie darum gehen, diese Kräfte an der richtigen 
Stelle dem Produktionsprozeß zuzuführen. Es wird sich also auch dort 
schließlich und endlich darum handeln, die Entwicklung nach überindi- 
viduellen Gesichtspunkten zu lenken und die Neugestaltung unter Hintan- 
stellung der Wünsche des einzelnen durchzuführen, Es sind auch be- 
reits Kräfte in dieser Richtung tätig. 
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Vorerst zeichnet sich die zukünftige Entwicklung in der Einführung 
einer Devisenbewirtschaftung ab, die die Einfuhr aus den Ländern be- 
günstigt, die gute Kunden Argentiniens sind. Mit großer Energie wird 
auch die Ausbeutung der nationalen Treibstoffversorgung gefördert. 
Ferner wird der Touristenverkehr, der bisher im großen Umfang ins Aus- 
land ging, planmäßig in die mit großartigen Naturschönheiten begnadete 
Bergwelt Argentiniens gelenkt. 

Schließlich steht die Verstaatlichung der überwiegend im Besitz 
ausländischen Kapitals befindlichen Eisenbahnen im Begriff, einige ent- 
scheidende Schritte vorwärtszukommen. Da gerade die Eisenbahnen eine 
Stellung ersten Ranges im gesamten argentinischen Leben und damit 
auch im Rahmen jeder Neuordnung einnehmen, sei im gegenwärtigen 
Zeitpunkt ein Überblick über Argentiniens Eisenbahnwesen gegeben. 

Zum besseren Verständnis der späteren Ausführungen sei jedoch 
zunächst eine kurze Beschreibung des Landes und seiner Wirtschaft ge- 
geben. 


Landeskunde und Wirtschaft. 


Argentinien bedeckt eine Fläche von 2797113 km?. Es ist damit 
nach China, den Vereinigten Staaten von Amerika, Rußland und Bra- 
silien das fünftgrößte selbständige Land. Sein Flächenraum ist größer 
als der Frankreichs, Deutschlands, Großbritanniens, Spaniens, Nor- 
wegens und Schwedens zusammengenommen. Es reicht nördlich bis 
zum 22. und südlich bis zum 55. Breitengrad. Diese Längenausdehnung 
entspricht, auf europäische Verhältnisse übertragen, einer Ausdehnung 
vom Nordkap bis zur Südspitze von Sizilien, gleich einer Länge von 
3650 km. Die Breite ist geringer, sie ist im Norden mit 1700 km am 
größten und nimmt bis zum äußersten Süden auf 250 km ab. 

Der Oberfläche nach zerfällt Argentinien in die ungeheure 
Ebene des Ostens und die sich der ganzen Westgrenze entlang erstrecken- 
den Kordilleren, jedoch sind die Ebenen des Ostens in drei geologisch, 
klimatisch, vegetationsmäßig und damit auch wirtschaftlich stark von- 
einander abweichende Gebiete zu scheiden: Der Gran Chaco, die 
Pampa und Patagonien, 

Der Gran Chaco beginnt bereits in den nördlichen Nachbar- 
staaten Bolivien und Paraguay und erstreckt sich in Argentinien noch 
südlich bis zum 29. Breitengrad. Er ist eine subtropische Wald- und Sa- 
vannenlandschaft; künstlich bewässert, wäre er eine äußerst fruchtbare 
und zukunftsreiche Gegend. Die Wälder liefern das besonders für Eisen- 
bahnschwellen geeignete eisenharte Holz des Quebrachobaumes, dessen 
Rinde und der daraus gewonnene Gerbstoffextrakt einen schon immer 
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wichtigen Ausfuhrartikel Argentiniens bilden. Heute ist der Baum- 
woll-, Mais- und Zuckerrohranbau von wachsender Bedeutung geworden. 

Anschließend bis zum 35. Breitengrad dehnt sich die steppenartige 
Pampa, ein flach gewelltes, streckenweise mit Salzsümpfen durch- 


1000km 


Abb. 1. 


setztes, aber im ganzen fruchtbares Lößgebiet. Wo die Niederschläge 
ausreichen oder aus dem fast überall in geringer Tiefe angetroffenen 
Grundwasser ein Brunnen gebohrt werden kann, dehnen sich die Ge- 
treidefelder. Doch ist der Weizen vielfach nur die Vorfrucht für den An- 
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bau von Alfala (Luzerne), für die sich allmählich immer mehr verfei- 
nernde Viehzucht. Die Niederschlagsmengen nehmen von der Küste nach 
demInland zu stark ab. Westlich einerLinie, die von BahiaBlanca in nord- 
westlicher Richtung bis Cordoba gezogen werden kann, werden die 
Niederschläge so gering, daß dort die mit Steppengräsern bedeckten 
Flächen nur für eine extensive Viehzucht nutzbar sind. Bezeichnend ist 
auch, daß diese Linie, die von 24 vom La Plata ausgehenden Eisenbahn- 
strecken erreicht wird, nur von sechs dieser Linien überschritten wird. 

Im Süden folgt dann das auf weite Strecken wüstenähnliche Tafel- 
land Patagonien. Es ist fast ausschließlich der Schafzucht nutzbar. 

Eine Sonderstellung nimmt schließlich noch das sogenannte „Meso- 
potamien“, das Land zwischen den Flüssen Paranà und Uruguay im 
Nordosten ein. Es ist weithin mit Sümpfen und Lagunen bedeckt, im 
übrigen aber von großer Fruchtbarkeit. Das sich im äußersten Nord- 
osten anschließende Territorium Misiones ist ein bewaldetes Hügelland 
von tropischem Charakter, das morphologisch schon zum Innern Bra- 
siliens gehört. 

Ebenso wie bei den Ebenen lassen sich auch bei den Kordil- 
leren drei Abschnitte herausstellen. Während die Kordilleren im 
Süden, mit Kap Horn beginnend, ganz Patagonien entlang eine große 
Kette bilden, wenn auch mit einigen Quertälern, ist der nördliche Teil 
von wesentlich verwickelterem Aufbau. Besonders zwischen dem 27. und 
dem 37. Breitengrad entsenden die Kordilleren eine ganze Reihe von 
zum Teil mächtigen Gebirgszügen, die sich vielfach Hunderte von Kilo- 
metern weit ost- und südostwärts in die Pampa erstrecken und daher 
den Namen Pampine Sierren führen. Weiter im Norden schließlich ver- 
laufen die Kordilleren in mehreren Längsketten, 3000 bis 4000 m hohe 
Hochplateaus wie die Wüste Atacama einschließend. 

Von den Flüssen besitzen außer dem gewaltigen, noch 700 km 
von der Mündung für Seeschiffe befahrbaren Paranä-Paraguay, 
der sich mit dem Uruguay zu dem gewaltigen Mündungstrichter des La 
Plata vereinigt, nur die aus den Kordilleren dem Paraguay und Paranä 
zufließenden Rio Pilcomajo und Rio Bermejo für den Schiffsverkehr 
einige Bedeutung. Doch leiden die beiden letzten stark unter ungleich- 
mäßigen Wasserständen. Die in den mittleren Kordilleren entspringen- 
den Flüsse erreichen sämtlich nicht dasMeer, sondern beenden ihrenLauf 
in den Lagunen und Salzsümpfen der Pampa. Sie sind insbesondere 
Bewässerungszwecken dienstbar. Erst von den patagonischen Kordil- 
leren eilen wieder mehrere wasserreiche Flüsse dem Atlantischen Ozean 
zu, Sie erlauben jedoch wegen ihrer reißenden Geschwindigkeit keinen 
bedeutenderen Schiffsverkehr. b 
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Die Bevölkerung ist bis auf ganz geringfügige Reste india- 
nischer Abstammung von fast rein europäischem Ursprung. Die erste, 
aus dem Mutterlande Spanien stammende Einwanderung vollzog sich 
nur sehr langsam, 1810, als sich Argentinien mit den anderen südameri- 
kanischen Provinzen von Spanien löste, war noch keine halbe Million 
Menschen im Lande. Erst in den sechziger Jahren begann der große 
Einwandererstrom, er fällt also zeitlich mit dem Beginn des Baues der 
Eisenbahnen zusammen. Aus den nachstehenden beiden Darlegungen 
geht deutlicher, als es Worte schildern können, die gleichlaufende Ent- 


Betriebslängen aller argentinischen Eisenbahnen und 
Einwohnerzahlen von 1860 - 1937 
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wicklung dieser beiden für den Fortschritt des Landes bedeutsamsten 
Faktoren heryor, 

Die Einwanderung ist, abgesehen von einigen außergewöhn- 
lichen Nachkriegsjahren, mit dem Weltkrieg praktisch zu Ende. Wäh- 
rend sich in den Jahrzehnten vor 1914 der Bevölkerungszuwachs zum 
überwiegenden Teil aus der Einwanderung rekrutierte, ist heute die 
allerdings recht ansehnliche Geburtenziffer von durchschnittlich 25, in 
mehreren Provinzen über 30 und in einigen bis zu 45 jährlichen Lebend- 
geburten auf das Tausend der Bevölkerung seine Quelle. 

b Die Hälfte aller Einwanderer in den letzten 80 Jahren stellte Italien 
mit etwa Ze Millionen, dann folgt Spanien mit etwa 1, Millionen, und 
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erst in weitem Abstand das übrige Europa. Neuerdings sind unter den 
Einwanderern auch Armenier, Syrier und Türken in geringer Zahl, 

Die Besiedlungsdichte der einzelnen Landesteile ist 
äußerst unterschiedlich. Die Großstädte beanspruchen die runde Hälfte 
der Gesamtbevölkerung von 12760880 Einwohnern, davon allein die 
Bundeshauptstadt Buenos Aires mit den organisch, wenn auch nicht poli- 
tisch zugehörigen Vororten 2,; Millionen. Auf dem flachen Lande ein- 
schließlich der Städte bis zu 50000 Einwohnern ist die durchschnitt- 
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liche Dichte nicht höher als ein Einwohner je Quadratkilometer. Diese 
Zahl erhöht sich in den dichter bevölkerten Provinzen am La Plata und 
am Fuß der mittleren Kordilleren zwar auf 5, 10 und auch 15, sie sinkt 
jedoch im Chaco und in Patagonien bis auf Zahlen von 0,05, d. h. einen 
Einwohner auf 20 km®. Ein Vergleich mit der Besiedlung des Deutschen 
Reichs mag die argentinischen Verhältnisse anschaulich machen: Das 
Deutsche Reich, besiedelt mit der Bevölkerungsdichte Argentiniens, 
hätte nur rund zwei Millionen Einwohner, umgekehrt hätte Argentinien, 
besiedelt mit der Bevölkerungsdichte Deutschlands, rund 440 Millionen 
Einwohner. 
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In der Wirtschaft Argentiniens stehen an erster Stelle Acker- 
bauund Viehzucht. Dabei kommt, innerwirtschaftlich gesehen, der 
Viehzucht die größere Bedeutung zu. Im Durchschnitt der letzten zehn 
Jahre wurden 8 Millionen Pferde, 30 Millionen Stück Großvieh und 
50 Millionen Schafe gezählt. Jedoch treten neuerdings tierische Erzeug- 
nisse, wie Fleisch und Fleischextrakt, Wolle, Häute und Häutereiprodukte 
im Außenhandel an Bedeutung hinter Weizen, Mais, Leinsaat und anderen 
pflanzlichen Erzeugnissen immer mehr zurück. Die Stellung Argen- 
tiniens am Weltweizenmarkt im Durchschnitt der letzten sechs Jahre 
zeigt folgende Zusammenstellung: 


nerzeugung | Weizenüberschuß 
Bund in Mill. t in Mill. ¢ 
Rußland `... Au | 0,5 
EEN f | 0,0—5,0 
Kanáda een 2 | 5,1 
Argentinien 2.22 + + s | 5,2 


Der Zuckerrohr-, Wein- und Früchteanbau dient im wesentlichen der 
Deckung des eigenen Bedarfs, dagegen ist die Ausfuhr von Quebracho- 
holz und -extrakt stets bedeutend gewesen, und neuerdings wird auch der 
Anbau von Baumwolle für die Ausfuhr immer wichtiger. Nachstehende 
Übersicht zeigt die überragende Bedeutung des Anteils landwirtschaft- 
licher Erzeugnisse an der Ausfuhr: 


Wert 1937 | Anteil an der Gesamt- 
Ausfuhrgegenstand ` Lu) Papierpeso| Ausfuhr in % 


= (0,56 RM) 1937 | 1913 


Lebende Tiere e | 05 


e PAP A A E | 
Hinten a ayo giosa i | | 
DN | | 
Milchprodukte . . 2 2 2 4 + | 
Sonstiges nennen | | 
rische Erzeugnisse insges. Ji 31, | 38,7 
Getreide und Leinsaat . - - [alle DÉI | 
Mehl, Kleie usw. .. 2.224 + 40,7 Lu 
Bonten... e 36,7 | 10 
Agrar-Produkte insg 1488,6 | 645 | 58,1 
Forsterzeugnisse . . 2 9 + 45,0 20| 18 
EE A 16,7 o| Os 
Fischerei und Jagd . . 2 . ~ Sa) WT 10 
Sonstiges `. ai at ie e 2, 10 | 


a a 


Insgesamt: 2310,9 | 100,0 | 100,0 
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Demgegenüber spielte der Bergbau, anders als in den übrigen 
spanischen Besitzungen in Südamerika, schon zur Zeit der Conquista eine 
wesentlich geringere Rolle. Damals war, noch mehr als heute, die weite 
Entfernung der Fundstätten von der Küste ein Hindernis für ihre Aus- 
beutung. Der Abbau der Kupfer-, Mangan- und Wolframerze hat auch 
in neuerer Zeit keinen größeren Umfang angenommen. Viele der meist 
in den mittleren und nördlichen Kordilleren gelegenen Minen liegen still. 
Nur in Zeiten eines erhöhten Weltverbrauchs, wie während des Welt- 
krieges, wurden auch sie in Betrieb genommen. Außerdem sind die 
Bodenschätze des Landes erst in geringem Umfange erforscht und in 
einer wohl noch fernen Zukunft können sie die Grundlage einer eigenen 
Industrie werden. 


Von gegenwärtiger Bedeutung ist dagegen die Förderung von 
Brennstoffen. Während des Weltkrieges ist die Notwendigkeit, in 
dieser Hinsicht vom Ausland (England) unabhängig zu werden, ein- 
deutig klar geworden. Da damals der Schiffsraum für die Einfuhr nicht 
vorhanden war, blieb schließlich nichts anderes übrig, als Weizen auf 
den Rosten der Lokomotiven zu verbrennen. Die heute bekannten Vor- 
kommen an Kohle liegen leider außerordentlich verkehrsungünstig und 
sind auch zum großen Teil von geringer Güte (hoher Schwefelgehalt). 
So ist Kohle noch immer ein wichtiges Einfuhrgut. 1937 wurden 3,1 Mil- 
lionen t Steinkohle und 40 000 t Koks eingeführt. Eine erfreuliche Ent- 
deckung waren daher die Ölquellen an der patagonischen Küste, die seit 
1907 eine ständig wachsende Ausbeute geliefert haben, 1936 wurden 
2457094 t Öl gefördert, während noch rd. 1,7 Millionen t eingeführt 
werden mußten. 


Gegenüber der landwirtschaftlichen tritt auch deindustrielle 
Produktion zurück. Jedoch ist die seit dem Weltkriege entstandene 
Verbrauchsgütererzeugung ein beredtes Zeugnis für die eingangs ge- 
schilderten Wandlungen Argentiniens. Lederwaren, Schuhe, Bekleidung, 
einfachere technische Artikel des täglichen Bedarfs usw. werden zum 
großen Teil im Lande selbst erzeugt. Was heute noch eingeführt werden 
muß, sind im wesentlichen — von Textilien, chemischen Produkten, 
Papier, Kohle und Luxusartikeln abgesehen — Produktionsgüter, Schiffe, 
Eisenbahn- und Rüstungsmaterial, Kraftwagen usw., da diese nur von 
sehr hoch entwickelten Industrien hergestellt werden können, Nach- 
stehende Einfuhrübersicht zeigt vielleicht besser, als Produktionszahlen 
es könnten, die Bedeutung der argentinischen industriellen Erzeugung. 
Die beigefügten Prozentzahlen für 1913 lassen die seither eingetretenen 
Strukturwandlungen erkennen. 
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Wert 1937 Anteil an der 
Einfuhrgegenstand (1 Papierpeso | Gesamteinfuhr in %, 
=0,56 RM) | 1937 | 1918 
Nahrungsmittel | © s o senon 141,5 9 12,6 
Tabak, Rauchwaren v2 22.0. 10,9 0,7 1a 
Gotränke . . . . + Ee ii MaA 9 mu 3,7 
Textilien AI vk EE e be 358,8 21,0 
Chemikalien, Arzneien, Säuren, Farben 88,6 | 8 
Papier 22... Aus ES 63,9 ETI 
Holz und Holzwaren . vv cn... 80,1 | bäi 
Eisen und Eisenwaren v2 2.2... 234,1 | 16 
Maschinen, Fahrzeuge usw © 2.2.2... 195,5 3.2 
andere Metalle und daraus hergestellte 
WE OR RUE ALLAH HERE Ee 79,0 3,0 
Steine, Erde . 5,8 
Bronnstollan ne E a E Aa 6,1 
Verschiedene . . ey rec... 10,4 
Insgesamt: 100,0 100,0 


Der Handel, von dem das Hauptgewicht auf dem Außenhandel 
liegt, ist, was seine warenmäßige Zusammensetzung betrifft, durch die 
vorstehenden Ausführungen charakterisiert. Den beiden folgenden Zu- 
Sammenstellungen und der bildlichen Darstellung sind der Anteil, den 
die einzelnen Handelspartner an Argentiniens Einfuhr und Ausfuhr 
haben, und die in den letzten 25 Jahren in dieser Beziehung eingetretenen 
Verschiebungen sowie die Entwicklung der Handelsbilanz in den letzten 
zehn Jahren zu entnehmen. 


Anteil der wichtigsten Länder an Ein- und Ausfuhr. 


Land 


Großbritannien 
USA a 
Deutsches Reich 
Frankreich `... 
Italien 22 0. 


Niederlande . . 
Britisch Indien 
Japan `... 
Andere Länder 


Anteil in % an der 
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Du | 18,9 27,8 
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16,0 | 10,0 67 
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Handelsbilanzen 1928 bis erstes Halbjahr 1938. 


| 
Ausfuhr | Einfuhr 


Ausfuhr- | Einfuhr- 
Jahr überschuß | überschuß 
Peso | Peso Peso Peso 
113 EEPE S, 2396,6 | 1901 | 495,0 = 
der E | 2167,8 | 1959,1 | 208,5 _ 
Më Ee 1395,7 | 1679,9 — 284,2 
LOBI N. e oa o SR 1455,8 1173,5 
1287,4 836,3 
1120,8 897,2 


1438,4 | 1109,9 Kä 
1569,4 | 1175,0 | — 
Ter RR 1655,7 | 1116,7 | 539,0 er 
DB éi 2310,9 | 1557,7 | 753,8 = 
erstes Halbjahr 1938 . | 712,5 747,3 — 34,8 


Der Einfuhrüberschuß des ersten Halbjahres 1938, der sich im 
zweiten Halbjahr noch erheblich fortgesetzt hat, kann ohne weiteres aus 
der in den letzten Jahren bis zu einer Höhe von 4% Milliarden Pesos zu- 


H 
1928 32 W 37 
Abo. 4. 


gunsten Argentiniens angewachsenen Clearingspitze, die sich zur Zeit 
noch auf etwa 21% Milliarden Pesos beläuft, gedeckt werden. Selbst wenn 
die rückläufige Bewegung der Ausfuhr bei gleichbleibender oder viel- 
leicht sogar noch wachsender Einfuhr infolge der gegenwärtigen Depres- 
sion noch einige Jahre andauern sollte, wird die Zahlungsbilanz ausge- 
glichen bleiben. Schließlich wird aber doch eine Besserung der Handels- 
bilanz unumgänglich werden. Denn den genannten Guthaben Argen- 
tiniens aus dem Warenverkehr stehen gegenüber die langfristigen Ver- 
pflichtungen an das Ausland, die aus einer Gesamtauslandsverschuldung 
in Höhe von rd. 13 Milliarden Pesos stammen und einen jährlichen 
Zinsentransfer von rd. 600 bis 700 Millionen Pesos erfordern. 
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Mit einer Erhöhung der Ausfuhr ist jedoch leider nicht zu rechnen. 
Ist doch heute trotz schärfster Proteste Argentiniens in Washington so- 
gar der Getreidemarkt des Nachbarlandes Brasilien infolge des nord- 
amerikanischen Weizendumpings im Begriff, verloren zu gehen. Wenn 
auch Argentinien nach dem Vorbilde Brasiliens sich gewisse Erleichte- 
rungen hinsichtlich der Auslandsschulden verschaffen können wird, so 
wird im übrigen doch nur eine Verringerung der Einfuhr den not- 
wendigen Ausgleich bringen können. Die damit zusammenhängende Um- 
stellung auf Selbstversorgung mit industriellen Waren dürfte, wie ein- 
gangs erwähnt, ein wesentlicher Faktor bei der weiteren Entwicklung des 
Landes werden. 


Unter den Eisenbahnländern der Erde steht Argentinien hinsicht- 
lich der Streckenlänge mit 39 830 km hinter den Vereinigten Staaten von 
Amerika, Rußland, Deutschland, Britisch-Ostindien, Kanada, Frankreich 
und Australien an 8. Stelle, in der Personenbeförderung nimmt es den 
15. und in der Güterbeförderung den 13. Platz ein. Unter den südamerika- 
nischen Ländern steht Argentinien an erster Stelle. In wenigen Ländern 
der Welt ist die gesamte Entwicklung des Landes so eng mit der der 
Eisenbahnen verknüpft, wie hier, und in der weiteren Entwicklung des 
Landes wird ihnen ebenfalls eine bedeutsame Rolle zufallen, 


Verfassungsmäßige und rechtliche Stellung der argentinischen 
Eisenbahnen, 


Der Betrachtung des gegenwärtigen Standes des argentinischen 
Eisenbahnwesens sei ein kurzer Abriß der verfassungsmäßigen 
und rechtlichen Grundlagen des Eisenbahnwesens voran- 
gestellt. In den fünfziger Jahren des vorigen Jahrhunderts schlossen 
sich Argentinier und Engländer zur „Sociedad del Camino de Hierro de 
Buenos Aires“ zusammen und erhielten am 12. Januar 1854 von der 
Regierung der Provinz Buenos Aires, zu der damals auch Buenos Aires 
(jetzt Bundes-Distrikt) selbst gehörte, die Konzession zum Bau einer 
10 km langen Eisenbahnstrecke. Diese Konzession enthält bereits sämt- 
liche Gesichtspunkte, nach denen später das Eisenbahnrecht Argentiniens 
geformt wurde, so die Auflage freier Postbeförderung, freier Beförde- 
rung von bewaffneter Macht und Kriegsmaterial, Bestimmungen über die 
Dauer der Konzession (50 Jahre), über die Zollfreiheit des zum Bau 
und Betrieb benötigten einzuführenden Materials, die kostenlose Grund- 
abtretung, das Enteignungsrecht usw. 

Archiv für Eisenbahnwesen. 1939, 6l 
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Grundlegend für das Eisenbahnrecht ist der Artikel 67 der 
Verfassung, der den Kongreß ermächtigt, Pläne für Eisenbahnbauten 
aufstellen zu lassen und ausländisches Kapital für solche Unternehmun- 
gen aufzunehmen. Ferner begründet dieser Artikel die weitere gesetz- 
geberische Tätigkeit zur Erteilung von Konzessionen und Privilegien, zur 
Festsetzung von Entschädigungen usw. sowie zum Schutz der privaten 
Eisenbahnunternehmungen und deren ausländischen Kapitalien. Durch 
den Artikel 107 der Verfassung haben zwar die Provinzen ihrerseits das 
Recht erhalten, Einzelverträge mit privaten Eisenbahnunternehmungen, 
die sich nicht über die jeweilige Provinzgrenze erstrecken, einzugehen 
und ausländisches Kapital dafür zuzulassen; aber dieses Recht ist in 
jedem Einzelfalle an die Zustimmung des Kongresses und der National- 
regierung gebunden, und daher sind diese beiden letzten Endes doch die 
ausschlaggebenden Faktoren, 

Das erste Staatsgesetz, das auf Grund dieser beiden Artikel der 
Verfassung erging, war das vom 8. September 1872. Es hatte zwar nur 
die Staatsbahnen, die es der Überwachung der Nationalregierung direkt 
unterstellte, zum Gegenstand; es verfügte aber auch die Nationalisierung 
aller Eisenbahnen in den Territorien! und derjenigen Privatbahnen, die 
aus Staatsmitteln erbaut, aber von Privaten betrieben wurden. 

Das argentinische Eisenbahngesetz vom 24. November 1891 enthält 
die heute noch gültigen grundlegenden Bestimmungen. Es schied, wie 
eS bereits Artikel 107 der Verfassung vorsah, die Bahnen in solche, die 
dem provinzialen und solche, die dem staatlichen Recht unterliegen, 
Unter den letzteren, hinfort als „nationale“ bezeichneten Bahnen sind 
Ohne Rücksicht darauf, ob es sich um Staats- oder Privatbahnen handelt, 
diejenigen zusammengefaßt, die die Grenzen einer oder mehrerer Pro- 
vinzen überschreiten. Das Gesetz unterwarf ferner sämtliche Eisen- 
bahnen der Aufsicht der Nationalregierung hinsichtlich der Gestaltung 
der Tarife, Fahrpläne und anderer die Allgemeinheit berührenden An- 
gelegenheiten, hinsichtlich der Genehmigung von Neubauten, der Auf- 
nahme und Einstellung des Betriebs und der technischen Überwachung 
Jedoch nur die nationalen Bahnen. Es regelt schließlich die Einfluß- 
nahme des Staates auf Personalfragen, Betriebssicherheit, Linienführung, 
Ausbildung der Kreuzungen mit anderen Verkehrswegen und setzt das 
Recht des Staates auf freie Postbeförderung und militärische Benutzung 
der Bahnen fest. Es ersetzte das Gesetz vom 8, September 1872. Dazu 
erging eine Ausführungsverordnung am 10. September 1894. 

1 Argentinien besteht neben 14 Provinzen aus 10 Territorien. Die Territo 
rien sind Gebiete mit weniger als 40.000 Einwohnern und haben keine Sitze im 
Kongreß, Sie nehmen jedoch etwa die Hälfte der gesamten Fläche Argentiniens 
ein. 


DM 
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Am 17. September 1903 wurde durch ein weiteres Gesetz den Eisen- 
bahnen die Errichtung von Lagerhäusern in allen Getreidegegenden auf- 
erlegt. 

Das sogenannte „Mitre“-Gesetz vom 1. Oktober 1907 verstärkte die 
Aufsichtsbefugnisse der Regierung und machte zum erstenmal durch 
Einführung einer Abgabe in Höhe von 3 % des Reingewinnes die Eisen- 
bahnen steuerpflichtig. Weitere Einschränkungen der Abgabefreiheit er- 
folgten 1919. 

Nachdem schon 1917 erhebliche Geldbußen für Verstöße der Gesell- 
schaften gegen diese Gesetze vorgesehen worden waren, kam es 1922 
zur Belegung verschiedener Gesellschaften mit hohen Strafen. 

Seit 1924 besteht für die Regierung die Möglichkeit, die Herab- 
setzung von Tarifen zu erzwingen, wenn die Roheinnahmen einen ge- 
wissen Prozentsatz des Anlagekapitals überschreiten. 

Gesetze über Pensionskassen, Arbeitsverhältnisse und Arbeitsdauer 
wurden in den Jahren 1915—1921 erlassen. 

Das jüngste Gesetz, das für die Eisenbahnen von besonderer Wichtig- 
keit ist, ist das Koordinationsgesetz, das den Wettbewerb der 
verschiedenen Verkehrsmittel regeln soll. Es ist nach vielen Kämpfen 
angenommen worden, über seine Auswirkungen kann jedoch, da es 1937 
noch nicht in Kraft war, nichts gesagt werden. Jedoch scheint es den 
Eisenbahnen verhältnismäßig günstig zu sein, da es von den übrigen Ver- 
kehrstreibenden, insbesondere von seiten des Kraftfahrverkehrs, heftig 
angegriffen wird. 

Nachdem bereits im Jahre 1888 einnationalesEisenbahn- 
amt zur Leitung der Staatsbahnen und zur Prüfung der Konzessions- 
anträge für Privatbahnen geschaffen worden war, wurde am 11. Oktober 
1909 zur Überwachung der Durchführung der Eisenbahngesetze im Be- 
reich der nationalen Eisenbahnen innerhalb des Ministeriums der öffent- 
lichen Arbeiten die „Direceion General de Ferrocarriles“ errichtet. Sämt- 
liche privaten Unternehmungen sind verpflichtet, dieser Behörde regel- 
mäßige Angaben über ihre Einnahmen und Ausgaben einzureichen und 
bei Bauvorhaben, Beschaffungen, Tarifänderungen und anderem ihre 
Genehmigung einzuholen, 

Dieses Generaldirektorium, dessen Sitz Buenos Aires ist, 
verfügt über einen umfangreichen Kontrollapparat für örtliche Fest- 
stellungen, jedoch über keine ständigen örtlichen Unterorgane, abgesehen 
natürlich von den Dienststellen der Staatsbahnen. Die Inspektions- 
beamten werden vielmehr von Fall zu Fall zu den privaten Unter- 
nehmungen entsandt. An der Spitze des Generaldirektoriums steht der 
Generaldirektor, dem vier Generalinspektoren, davon einer als sein Ver- 
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treter und je einer für Betrieb, technische Angelegenheiten und Verwal- 
tung, unterstehen. Ferner sind dem Generaldirektor unmittelbar die 
Leiter der verschiedenen Staatsbahnnetze unterstellt. 


Geschichte der argentinischen Eisenbahnen. 


Die ersten Anfänge des argentinischen Eisen- 
bahnbaues fallen in den Beginn der fünfziger Jahre des vorigen 
Jahrhunderts; als nach der Schlacht von -Caseros langjährige Wirren 
ihr Ende fanden, waren die Vorbedingungen für eine gedeihliche Ent- 
wicklung des Landes gegeben. Die weitere Voraussetzung für den Fort- 
schritt war der Bau von Verkehrswegen. Im Jahre 1853 schlossen sich 
Argentinier und Engländer zur „Sociedad del Camino de Hierro de 
Buenos Aires“ zusammen und erhielten am 12. Januar 1854 von der Re- 
gierung der Provinz Buenos Aires die Konzession. Das nach und nach 
eingezahlte Kapital betrug 4900 000 Pesos, von dem die Gesellschafter 
jedoch nur 3,6 Millionen aufbrachten. Für den Rest mußte die Provin- 
zialregierung einspringen. Das Material stammte aus England und war 
eigentlich für den Krimkrieg bestimmt. Daher rührt es, daß heute noch 
mehr als die Hälfte der argentinischen Strecken die russische Breitspur, 
1,076 m, haben. Anfang 1855 nahm der englische Ingenieur Bragge mit 
160 englischen Arbeitern den Bau des ersten 10 km langen Abschnitts 
auf. Die Arbeiten waren im August 1857 beendet, die Bahn erhielt den 
Namen „Ferrocarril del Oeste“, den sie heute noch führt. Die erste 
Lokomotive, die ebenfalls für den Krimkrieg bestimmt war, war von 
Manning & Wardle in Leeds erbaut; sie hatte ein Gewicht von 12,07 t und 
zwei gekuppelte Treibachsen. Die Schienen wurden von Channel & Barlow 
geliefert und waren ohne Schwellen verlegt. 

Nach Ankunft einer zweiten Lokomotive erfolgte auf dem ersten 
10 km langen Abschnitt am 30. August 1857 die Inbetriebnahme mit zwei 
Lokomotiven, fünf Personenwagen und einem Güterwagen, Innerhalb 
von zwei Wochen wurden 15 000 Fahrgäste befördert, Zwei Monate später 
wurden 40 Güterwagen von England bestellt, und im Mai 1858 zwei 
weitere Lokomotiven aus England und einige Personenwagen aus den 
Vereinigten Staaten. Die Roheinnahmen des ersten Betriebsjahres be- 
liefen sich auf 473 280 Pesos, die Ausgaben auf 311400 Pesos. 

Nach und nach baute die Gesellschaft mit Unterstützung der Pro- 
vinzialregierung die Linie weiter über Mercedes in das Innere der Pro- 
vinz Buenos Aires, Später übernahm die Provinzregierung einige Zeit 
selbst den Betrieb der Bahnen, seit 1890 wird sie jedoch wieder von pri- 
vater Seite betrieben und hat jetzt eine Streckenlänge von 3019 km, 
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Ebenfalls 1854 reichte der Nordamerikaner William Wheelwright, 
diesmal bei der Staatsregierung, um die Konzession für den Bau einer 
Bahn von Rosario nach Cordoba ein. Sie wurde ihm am 2, April 1855 er- 
teilt, und diese Konzessionsurkunde ist das erste argentinische Staats- 
dokument, das sich mit der Eisenbahn befaßt. Wheelwright hatte zu- 
nächst die große Schwierigkeit, Geldgeber zu finden, Schließlich gelang 
es ihm, in England die Finanzierung zu sichern. Erst 1863 konnte mit 
dem Bau begonnen werden, aber schon 1864 wurde der erste Strecken- 
abschnitt in Betrieb genommen. Heute ist diese Bahn in der zentral- 
argentinischen Bahn aufgegangen. 

Die ersten argentinischen Bahnbauten wurden seitens des Staates 
bzw. der Provinzen durch Einnahmegarantien, Baudarlehen oder auch 
verlorene Zuschüsse gefördert. Vielfach wurden neben kostenloser 
Grundabtretung den Gesellschaftern noch erhebliche Ländereien längs 
der Trasse übereignet. Die Einnahmegarantien beliefen sich gewöhnlich 
auf einen Betrag in Höhe von 7 %, bezogen auf das eingebrachte Kapital. 
Die Einnahmegarantien wurden später meist in Landrechte umgewandelt. 
Ferner wurden die Unternehmungen durch Zollfreiheit auf eingeführtes 
Bau- und rollendes Material begünstigt. 


Der Staat betätigte sich erstmalig selbst im Eisenbahnbau durch 
den am 14. Oktober 1868 beschlossenen Bau der Linie von Tucuman nach 
Jujuy. Die Strecke wurde jedoch erst am 5. November 1872 in Bau ge- 
geben, und erst im März 1885 konnten Teilstrecken in Betrieb genommen 
werden. 

Sämtliche Bahnbauten Argentiniens wurden anfänglich in russi- 
scher Breitspur durchgeführt. Erst 1872 wurde für die Cordoba-Tucuman- 
Linie die Meterspur und zwei Jahre später für die Nordostbahn die 
Normalspur gewählt. 

Die meisten Eisenbahngesellschaften sind übrigens, so wie sie 
heute bestehen, aus der Verschmelzung zahlreicher kleinerer Privat- 
unternehmen hervorgegangen. Sie besitzen auch heute noch drei Viertel 
des gesamten Eisenbahnnetzes. Der Staat baute nur dort Bahnen, wo es 
sich um politische und militärische Belange oder um Gebiete handelte, 
die erst erschlossen werden mußten, wo das Kapital also nicht durch eine 
sofortige Rente angelockt wurde. 


Argentiniens gegenwärtiges Eisenbahnnetz. 


Ein Blick auf die Karte läßt auch heute noch erkennen, daß fast 
sämtlichen Bahnbauten die Absicht zugrunde lag, die Verbindung vom 
Landesinnern zur Küste, im wesentlichen also zu den La Plata-Häfen, 
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herzustellen, Daher läuft das Netz strahlenförmig in Buenos Aires zu- 
sammen. Das Netz in seiner Gesamtheit steht zwar, wie oben schon er- 
wähnt, mit seinen 39830 km Länge an achter Stelle unter den Eisen- 
bahnen der Welt, hinsichtlich der Dichte je km? steht es aber erst an 
zwanzigster Stelle, Einer hohen Dichte im Mündungsgebiet des La Plata 
steht das nahezu vollständige Fehlen von Eisenbahnen in den Territorien 
Chaco, Formosa und Misiones im Norden, Los Andes im Westen und Rio 
Negro, Pampa, Chubut, Santa Cruz und Feuerland im Süden gegenüber, 
Das ist verständlich, wenn man bedenkt, daß in Patagonien zum Beispiel 
auf 800 000 km? nur rund 100 000 Menschen wohnen. Die weitere, vorhin 
erwähnte, auffällige Tatsache des Zusammenlaufens der Bahnen im 
Mündungsgebiet des La Plata und des Fehlens von Querverbindungen ist 
zwar darin begründet, daß die wirtschaftliche Bedeutung der Bahnen im 
Transport der Ausfuhrgüter an die Häfen besteht, aber sie benachteiligt 
den Verkehr der übrigen Städte untereinander, wenn sie nicht gerade 
an einer und derselben dieser Radialbahnen liegen, ganz außerordentlich. 
Es ist vielfach unmöglich, überhaupt mit der Eisenbahn von einer Pro- 
vinz zur anderen zu gelangen, ohne den Weg über Buenos Aires oder 
einen anderen großen Umweg zu machen. So fehlen unmittelbare Ver- 
bindungen zwischen Salta, La Rioja, Catamarca, San Juan u. a. Im 
Süden, wo es sich nur um Stichbahnen von den Häfen ins Landesinnere 
handelt, fehlt eine Längsverbindung völlig. Eine Erschwerung bildet 
auch das Fehlen von Brücken über die großen Ströme, den Parana, Para- 
guay und Uruguay, über die der Verkehr nur durch zwei Fährbootverbin- 
dungen, die eine von Zarate nach Ibicuy an der La Plata-Mündung, die 
andere rund 800 km weiter oberhalb bei Encarnacion vermittelt wird. 

In die Augen fällt schließlich auch die Verschiedenheit 
derSpurweiten, die sich allerdings im Binnenverkehr Argentiniens 
nicht so ungünstig auswirkt wie bei den unten beschriebenen Ver- 
bindungen Argentiniens mit seinen Nachbarländern. Die Meterspur 
herrscht im ganzen Nordwesten, sonst nur im Netz der Cia General de 
Buenos Aires, die von Buenos Aires in die Pampa führt. Die zu den 
Staatsbahnen gehörende Chubut — Zentralbahn — in Patagonien hat 
0,75 m Spur. Die Normalspur findet sich vor allem in den zwischen den 
Flüssen Uruguay und Parana gelegenen Provinzen. Die Breitspur hat 
ihre Verbreitung in den zentralen westlich und südwestlich Buenos Aires 
gelegenen Gebieten, 

Die folgende Zusammenstellung gibt eine Übersicht über den An- 


teil der verschiedenen Gesellschaften und des Staates am Netz der 
nationalen Eisenbahnen, 
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Betriebalängen 


Eigentümer 


Normal- Breit- 
spur spur 


0,75 Spur (1,0 m Spur| 


Private Gesellschaften: 


BE Déeg Areal: CN, MESS ROHAN ha NEC 6938 
Zentralargentinisc) Be ts 5994 
Buenos Aires Pacific-Bahn und Große West- 

bahn une Annan an Butt AECH 4523 
Llegir 2 FE 3019 
regen Geck bere 2.005 
Cordoba-Zentral-Bahın . .. KC SE 1880 
Sin. General de Buenos Aires 2 o- + | 2188 | 
Bahia Blanca und Nordostbahn . 2 2 + + | 1170 
Nordostbahn n eu rahmen nenn ae 1129 
Date Ride un ae 965 
Rosario-Puerto Belgrano . . 2.22. 826 
Central de Buenos Aires e, 379 
Transandino Argentino (z. Zt. eingestellt) 179 | 


Privatbahnen insges.: 2473 


Staatsbahnen: 


Puerto DeseadoT nl... ala ala» 
Chutbut Central » sisis nenn. 
Comodore Rivadavia A 


7273 1329 
473 12 525 3 033 23 799 


Staatsbahnen insges. 


Betriebslängen insgeı 


Einzelbeschreibungen der Entstehung und der baulichen Verhält- 
nisse der einzelnen Netze sind zwar in Deutschland noch nicht er- 
schienen. Sie würden aber den Rahmen dieses Aufsatzes überschreiten. 
Im allgemeinen standen den Eisenbahnbauten, abgesehen von den in die 
Kordilleren und Pampinen Sierren eindringenden Strecken keine be- 
sonderen Geländeschwierigkeiten gegenüber. Auch wurden bisher, wie 
bereits vorhin erwähnt, die großen Flüsse nicht überbrückt, Von be- 
sonderem technischen Interesse sind daher nur die vorgenannten Gebirgs- 
bahnen. Da sie auch gleichzeitig die internationalen Eisenbahnver- 
bindungen Argentiniens mit seinen Nachbarländern darstellen, sei auf 
sie und besonders auf diejenigen, die die Verbindung mit Chile und 
Bolivien herstellen, näher eingegangen. 
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Die Transandinische Bahn von Mendoza nach Los Andes 
ist in den 27 Jahren ihres Bestehens trotz mancher Verbesserungen nie 
eine wirklich leistungsfähige, moderne Verbindung gewesen, wie man sie 
sich als die einzige Eisenbahnverbindung zwischen den beiden südlichen 
Großmächten Südamerikas vorstellen möchte, Denn sie litt jeden Winter 
unter langwährenden Schneeverschüttungen — erreicht sie doch am 
Scheiteltunnel eine Höhe von über 3000 m — und war dadurch durch- 
schnittlich drei Monate lang im Jahre unfahrbar. 1933 schließlich zer- 
störten Grundlawinen und damit im Zusammenhang stehende Rutschungen 
die Strecke auf einige zehn Kilometer völlig. Seither besteht zwischen 
Mendoza und Punta de Vacas auf der chilenischen Seite nur mehr ein 
Kraftwagendienst. 

Trotz der ungünstigen klimatischen Verhältnisse wäre es denkbar, 
die Bahn mit stellenweise verbesserter Linienführung und mit umfang- 
reichen Schutzbauten wiederherzustellen. Daß es nicht geschah, rührt 
von den übrigen Unzuträglichkeiten, unter denen die Strecke litt und die 
sich nicht beseitigen lassen, her. 

Einmal hat die Strecke Meterspur, die in Mendoza an- 
schließende argentinische ebenso wie die in Calera anschließende 
chilenische Strecke sind aber breitspurig. Das bedeutet zweimaliges 
Umsteigen der Fahrgäste bzw. Umladen der Frachten. Wenn, was bevor- 
steht, die zum Meterspur-Netz der Staatsbahnen gehörige, im Bau befind- 
liche Strecke von Pie de Palo nach Mendoza fertiggestellt sein wird, fällt 
das Umsteigen bzw. Umladen auf der argentinischen Seite fort. Dagegen 
muß aller Verkehr, der für den Norden Chiles bestimmt ist, in Chile noch 
ein weiteres Mal vom Breitspurnetz auf das nordchilenische Meterspur- 
netz übergehen, so daß dieser Verkehr dreimaligem bzw. künftig zwei- 
maligem Umsteigen bzw. Umladen unterliegt. Ein zweites Hindernis für 
die Wiederherstellung der Bahn sind die durch die hohen Anlage- und 
Betriebskosten bedingten Tarife, die als die höchsten der Welt gelten und 
deshalb einem Anwachsen des Verkehrs hinderlich sind. Die hohen 
Betriebskosten sind bedingt durch Steigungen bis zu 80 %/oo. Dies hat in 
verschiedenen Abschnitten Zahnstangenbetrieb zur Folge. Des weiteren 
sei hier aus dem später folgenden Abschnitt über die argentinischen 
Tarife vorweggenommen, daß sich hier das Übel der nicht durchgehen- 
den Tarife besonders hemmend auswirkt. Schließlich litt die Bahn auch 
noch erheblich unter den starken Schwankungen im Güterverkehr. Dieser 
bestand zu einem großen Teil in Viehtransporten nach Chile, die, wenn 
dort Mangeljahre waren und infolgedessen die Zölle gesenkt wurden, 


30.000 t und mehr jährlich betrugen, in anderen Jahren aber vollständig 
ausblieben, 
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1936 hat die argentinische Regierung mit der chilenischen Regierung 
ein Abkommen zur Wiederherstellung der Verbindung auf dauerhafterer 
und sicherer Grundlage getroffen. Durch dieses sollen nicht nur die 
technischen, sondern auch die wirtschaftlichen Schwierigkeiten, die dem 
Wiederaufbau der Bahn entgegenstehen, beseitigt werden. Doch wird 
man niemals erwarten können, daß das Unternehmen ohne ständige 
Staatszuschüsse bestehen kann. Die Erhaltung der Bahn ist eben mehr 
oder weniger eine Prestigefrage. 

Bereits 1920 hat Argentinien mit dem Bau einer zweiten trans- 
andinischenBahn begonnen, die bei Huaytiquina in der Hochebene 
von Atacama, also im Norden, die chilenische Grenze erreichen soll. Der 
schwierigste Teil dieser Strecke ist bereits mit einem Kostenaufwand von 
90 Millionen Pesos fertiggestellt. Die chilenische Regierung hat eben- 
falls alle Anstrengungen gemacht, den Bau des auf sie entfallenden Teil- 
stückes von Augusta Victoria bis Huaytiquina vorzutreiben. Es fehlen 
noch rund 300km, doch ist auch hier der Abschnitt mit den größten 
Geländeschwierigkeiten, der Aufstieg zur Hochebene von Atacama, be- 
reits fertiggestellt. Die Bahn wird nach ihrer Fertigstellung für die wirt- 
schaftliche Entwicklung der Provinzen Tucuman, Jujuy und Salta von 
großer Bedeutung werden. Besonders wird davon der dortige Bergbau 
den Vorteil haben, da die Bahn die Verbindung zum Hafen Antofagasta 
am Pazifischen Ozean herstellt, aber auch für die Landwirtschaft werden 
sich im Norden Chiles, einem landwirtschaftlichen Zuschußgebiet, gute 
Absatzmöglichkeiten eröffnen, Um auch von der Tarifseite her der Aus- 
nutzung der Bahn günstige Vorbedingungen zu schaffen, haben die be- 
teiligten beiden Regierungen ein Abkommen getroffen, auf Grund dessen 
die Höhe der Tarife nicht mit der Verzinsung und Tilgung der infolge 
des gebirgigen Charakters der zu überwindenden Zonen sehr erheblichen 
Baukosten verquickt werden soll. Im übrigen findet diese Linie gegen- 
über der tansandinischen Linie von Mendoza nach Las Cuevas nicht nur 
wirtschaftlich bessere Verhältnisse vor, sie hat auch den Vorzug, auf 
beiden Seiten an Netze gleicher Spur (Meterspur) anzuschließen. 
Schließlich lassen die klimatischen Einflüsse infolge der nördlichen Lage 
nahe des Wendekreises, trotzdem die Bahn auf über 200km Länge in 
Meereshöhen von 3000 m und mehr verläuft, keine besonderen Schwierig- 
keiten erwarten, zumal die Niederschläge in dieser Gegend äußerst gering 
sind. Die Betriebsaufnahme auf der gesamten Strecke war für 1940 vor- 
gesehen, es wird jedoch voraussichtlich noch etwas länger dauern, bis 
die Bahn fertiggestellt sein wird. 

Endlich besteht noch das Projekt einer dritten Verbindung 
von Argentinien nach Chile. Diese, die sogenannte Lonquimay- 
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Linie, würde in der Verlängerung der Südbahn über Zapala bis nach Cura- 
cautin auf der chilenischen Seite bestehen, wo der Zusammenschluß mit 
der chilenischen Südbahn erfolgen würde. Zwar ist auf chilenischer 
Seite mit dem Bau bereits begonnen worden, die Arbeiten sind jedoch in- 
zwischen wieder eingestellt worden, weil offensichtlich auf argen- 
tinischer Seite ziemliche Bedenken hinsichtlich der Wirtschaftlichkeit des 
Projekts entstanden sind. Einmal liegen hier die Spurverhältnisse ähn- 
lich ungünstig wie bei der Bahn von Mendoza nach Las Cuevas, sodann 
ist zwar die Scheitelhöhe geringer als dort, dafür sind aber zwei Pässe 
zu überwinden, und es muß wegen der um rund 750 km südlicheren Lage 
in den Wintermonaten von vornherein mit Unterbrechungen gerechnet 
werden. 

Mit Bolivia ist die Verbindung seit 1926 durch die Linie 
von Jujuy über LaQuiaca hergestellt, die jedoch wie die bisherige 
Verbindung nach Chile nicht befriedigt, zumal die Existenz dieser Linie 
nicht, wie bei der transandinischen Linie von Mendoza nach Las Chuevas 
vorwiegend eine Prestigeangelegenheit ist. Wenn dem Bau der Linie 
auch gewisse überwirtschaftliche Gedankengänge zugrunde gelegen 
haben mögen, insofern als sie ein Teilstück einer zukünftigen pan- 
amerikanischen Linie darstellt, so liegt ihre Bedeutung doch zunächst 
darin, daß sie Bolivien, das seit 1883 seines Zuganges zum Pazifischen 
Ozean beraubt ist, mit den La Plata-Häfen verbindet. Außerdem ver- 
bindet sie mittelbar das nördliche Argentinien mit dem nördlichen Chile, 
was von Bedeutung ist, solange die vorhin genannte Verbindung über 
Huaytiquina nach Antofagasta noch nicht fertiggestellt ist, Durch das 
bolivianische Netz ist endlich auch der Anschluß an das peruanische 
Netz hergestellt. Der Hauptmangel der Strecke besteht in den Unter- 
brechungen, die in der Gegend von Jujuy in den sehr regenreichen 
Frühlingsmonaten durch Schlamm- und Steinlawinen verursacht werden, 
Den Betrieb erschweren und verteuern auch die großen Steigungen, die 
zwischen den Stationen Léon und Volcán sogar im Zahnradbetrieb über- 
wunden werden müssen. Da es sich um eine Staatsbahn handelt, können 
wenigstens die Tarife niedrig gehalten werden. Seit Jahren befaßt man 
sich jedoch mit dem Studium einer Variante, die vor allem die Beseiti- 
gung der Zahnradstrecke zum Ziele hat. 

Außer dieser in den Hochtälern und Hochebenen der Kordilleren 
in Höhen von bis zu 4000 m und darüber verlaufenden Strecke hat die 
Staatsbahn durch den Bau der Chaco-Bahnen und insbesondere der 
Bahn von Embarcacion nach Yacuiba an der bolivianischen 
Grenze auch die Erschließung des fruchtbaren ostwärtigen Tieflandes 
Boliviens in den Bereich der Möglichkeiten gerückt. Die weiteren Vor- 
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bedingungen müßte nunmehr Bolivia durch die Fortsetzung dieser Linie 
von Yacuiba bis nach Santa Cruz schaffen. Da dieses Projekt auf 
bolivianischer Seite starkem Interesse begegnet, besteht die Aussicht, daß 
hier einmal ein Verkehrsweg von großer wirtschaftlicher Bedeutung für 
beide Länder entsteht. 

Die bereits genannte Fähre über den Parana zwischen den Städten 
Encarnacion und Posadas vermittelt den Eisenbahnverkehr Argentiniens 
mit Paraguay, 

Mit den beiden Nachbarstaaten Brasilien und Uruguay be- 
steht zur Zeit überhaupt noch keine Eisenbahnverbindung, Erst im Jahre 
1936 wurde zwischen der brasilianischen und ‚der argentinischen 
Regierung ein Übereinkommen über den Bau einer Brücke über den 
Uruguay abgeschlossen. Die Brücke soll zwar als Straßen- und Eisen- 
bahnbrücke gebaut werden, sie kann jedoch für den Eisenbahnverkehr 
kaum große Bedeutung gewinnen, weil auf argentinischer Seite das 
Normalspurnetz der Entre Rios-Bahnen, auf brasilianischer Seite aber 
ein Schmalspurnetz anschließt, so daß der Verkehr nur insoweit er- 
leichtert wird, als es sich dann nur mehr um ein unmittelbares Umladen 
von Waggon zu Waggon handeln wird. 


Bautechnische Ausrüstung. 


Die bautechnische Ausrüstung der Bahnen ist naturgemäß sehr 
unterschiedlich. Die bestausgerüsteten Strecken sind die der großen 
Breitspurnetze: der Zentralargentinischen Bahn, der Südbahn, der 
Westbahn und der Buenos Aires-Pacificbahn. Der Oberbau dieser 
Bahnen entspricht mit einem schwersten Schienenprofil von 49,6 kg je 
laufenden Meter auf den meisten Hauptgleisen mit Normallängen von 
10 und 12 m den in Europa und den USA üblichen Normen. Entsprechend 
sind auch die Schwellenzahlen je km mit Normen von 1230, 1300, 1400, 
1477 und 1500 Schwellen je km je nach der Belastung der Strecken fest- 
gesetzt. 1933 waren 20 224,077 km, das sind 84,07 % aller Breitspurstrecken 
mit Hartholz- (Quebracho-) schwellen, nur 3148,s48 km, das sind 13,38 %, 
mit Eisenschwellen und 513,119 km, das sind 2,15 %, mit Stühlen aus- 
gerüstet. Letztere sollen mit der Zeit völlig verschwinden, und auch die 
Eisenschwellen werden mehr und mehr durch die Hartholzschwelle, für 
die Regelabmessungen von 270 (280) cm auf 25 cm auf 12 cm festgesetzt 
sind, verdrängt. Dagegen findet sich Schotterbettung nur auf den dich- 
test belegten Hauptstrecken in der Provinz Buenos Aires. 

Die Mindesthalbmesser der Kurven liegen bei den Breit- 
spurbahnen um 350—400 m, abgesehen von Anschlußgleisen. Dies ist 
ebenso wie die Geringfügigkeit der Steigungen dadurch bedingt, daß diese 
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Bahnen im wesentlichen in den weiten hindernisfreien Ebenen liegen. 
Liegen doch z. B, bei der Buenos Aires-Pacificbahn 336 km zwischen den 
Stationen Saforcada und McKenna völlig in der Geraden, die damit wohl 
die längste Gerade der Welt ist, und von den gesamten argentinischen 
Bahnen einschließlich der im Gebiet der Kordilleren verlaufenden Ge- 
birgsstrecken liegen 90,57 % in der Geraden und 29,56 % in der Waage- 
rechten. Die Steigungen bei den großen Breitspurnetzen über- 
schreiten im allgemeinen nicht 4 bis 5%o0, es sei denn auf Längen von 
wenigen hundert Metern, wie auf Brückenrampen. 

Der Oberbau der Normalspur- und Meterspurnetze 
ist wesentlich einfacher ausgestaltet, am besten davon wohl der der staat- 
lichen Nordargentinischen Zentralbahn. Hier und auf der Transandini- 
schen Bahn sind Schienen von bis zu 37,2kg Metergewicht eingebaut. 
Von den normalspurigen Bahnen liegen 2782,0sı km, das sind 87,19 % auf 
Holzschwellen, 231,115km, das sind 7,28% auf Holzschwellen und 
176,105 km, das sind Ban % zur Zeit noch auf Stühlen. Von den privaten 
Meterspurbahnen liegen 12 332,000km, das sind 97,1% auf Hartholz- 
schwellen, 170,510 km, das sind 1,34 % auf Eisenschwellen und nur 0,93 % 
auf Stühlen. Von den Staatsbahnen schließlich liegen 8820,00 km, das sind 
98,24 % auf Hartholzschwellen und nur 158,399 km, das sind 1,76 % auf 
Eisenschwellen. Es ist verständlich, daß der Staat in der Verwendung 
des inländischen vorzüglichen Quebrachoholzes, das ohne weitere Behand- 
lung ein hervorragendes Schwellenmaterial liefert, führend ist, aber 
auch die privaten Gesellschaften wenden sich diesem Material in 
wachsendem Maße zu. Hinsichtlich der Bettung sind die Normal- und 
Meterspurnetze im allgemeinen besser als die Breitspurnetze ausgestattet, 
da die von ihnen durchfahrenen Gebirgsgegenden billigen Schotter 
liefern, Dagegen gehen die Normalspurbahnen schon bis zuMindest- 
halbmessern von 180m und die Meterspurbahnen sogar bis zu 
solchen von 100 m (bei der Transandinischen Bahn) herunter, Ebenso 
sind, da es sich zum Teil um regelrechte Gebirgsbahnen handelt, bei der 
Nordargentinischen Zentralbahn z. B. größte Steigungen von 38,5 Wlan 
und bei der Transandinischen Bahn von bis zu 80%o0 auf längere Strecken 
vorhanden, 

DieBrückenbauten sind, wie bereits erwähnt, nicht sehr be- 
deutend. Außer 18769 Durchlässen von durchschnittlich 2,28 m lichter 
Weite besitzen die argentinischen Bahnen 5895 Brücken mit einer Ge- 
samtlänge von 125823m. Die Überbauten sind meist eiserne Balken- 
brücken, die in allen Teilen von den europäischen und nordamerika- 
nischen Brückenbauanstalten geliefert werden. Nur die Nordostbahn 
hat noch eine Holzbrücke von 60m Länge in Betrieb. Manche Unter- 
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nehmungen, wie die Südbahn, haben die Brückenlängen auf 5, 10, 20 und 
31m normiert, was die. Lieferung erleichtert. An bemerkenswerten 
Brückenbauten sind zu nennen: die rund 8km lange Hochbrücke der 
Buenos Aires-Paeificbahn zur Einführung ihrer Strecke nach Buenos 
Aires, die in massiven Bogen ausgeführt ist; die 2050 m lange eiserne 
Brücke der Zentralargentinischen Bahn über den Rio Salado auf der 
Strecke von Irigoyen nach Santa F& und zwei 50 m lange Brücken über 
den Segundo River auf den Strecken von Rosario nach Cordoba und von 
Despenadores nach San-Jos6; die 400 m lange Brücke der Cordoba-Bahn 
bei Valderrama und die 60 m lange eiserne Brücke derselben Bahn bei 
Graneros; die 1348 m lange Brücke der Santa F6-Bahn über den Rio 
Salado; schließlich die 350 m lange Brücke der Großen Südbahn über den 
Rio Neuquen auf der Strecke von Bahia Blanca nach Zapala und eine 
Brücke von 60m Spannweite derselben Gesellschaft über den Rio 
Colorado auf der Strecke von Bahia Blanca nach Patagones. 

Noch geringere Bedeutung hat der Tunnelbau für die argen- 
tinischen Bahnen bekommen. Von den insgesamt 38 Tunnels entfallen 
allein 23 mit zusammen 3580 m Länge auf die Nordargentinische Zentral- 
bahn und 11 mit zusammen 2577 m Länge auf die Transandinische Bahn. 

Zweigleisig sind ausschließlich die von Buenos Aires aus- 
gehenden großen Stammlinien und Vorortbahnen, so die Zentral- 
argentinische Bahn von Buenos Aires über Rosario gegen Cordoba zu auf 
eine Länge von 500 km, die Große Südbahn von Buenos Aires bis La Plata, 
die Buenos Aires-Pacificbahn auf etwa 550 km und von den Meterspur- 
bahnen die Cordoba-Bahn von Buenos Aires bis Boulogne. 

Die Gesamtzahl der Bahnhöfe beträgt 2696. Demnach 
trifft durchschnittlich auf 14,79 km Strecke ein Bahnhof, Doch sind die 
Bahnhofabstände in den weniger erschlossenen Gebieten wesentlich 
größer. Der längste Abstand von 72km findet sich in Patagonien. 

Alle Bahnhöfe sind mit Kreuzungsgleisen und sonstigen 
Nebengleisen reichlich ausgestattet. Auf den Breitspurnetzen ist 
die Länge der Kreuzungsgleise nicht unter 500 m, vielfach sind sogar 
850 m und 1000 m die Regel. Auch auf den Meterspurbahnen des Staats 
und auf der Cordoba-Bahn haben die Kreuzungsgleise Längen von 500 m, 
700 m und mehr, Die Gesamtlänge der Kreuzungs-, Neben-, Ladegleise 
usw. beträgt bei der Zentralargentinischen Bahn rund 1300 km, bei der 
Großen Südbahn rund 1250 km, bei der Paeificbahn 1200 km, bei der 
Westbahn 850 km, bei der Nordargentinischen Zentralbahn 570 km und 
bei der Cordoba-Bahn 420 km. Von den insgesamt 25 Verschiebe- 
bahnhöfen mit mehr als 30 Gleisen sind als größte zu nennen: die 
Bahnhöfe Port Ingeniero White der Großen Westbahn in Bahia Blanca, 
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der der größte Argentiniens und Südamerikas überhaupt ist, sodann 
„Kilometer 5“ derselben Bahn bei Buenos Aires, Rosario, „Kilometer 16“ 
und Villa Constitucion der Zentralargentinischen Bahn, Haedo der Süd- 
bahn, Alianza der Buenos Aires-Pacificbahn und Santa F& der Staats- 
bahn, Die Breitspurnetze besitzen ferner in Buenos Aires große O rts- 
güter- und Hafenbahnhöfe, so die Große Westbahn die Bahn- 
höfe Caso Amarilla und Central Dock, die Zentnalargentinische Bahn die 
Bahnhöfe Retiro und Victoria, die Buenos Aires-Paeificbahn die Bahnhöfe 
Retiro und Palermo und die Südbahn den Bahnhof Caballito. Der beson- 
dere Stolz der Bahnen und gleichsam ihre Visitenkarte sind schließlich 
die großen Personenbahnhöfe in Buenos Aires, wie die Bahnhöfe 
Retiro der Zentralargentinischen Bahn, Plaza Constitueion der Großen 
Südbahn und Once der Großen Westbahn. Der erstgenannte hat ins- 
gesamt acht Bahnsteige, davon drei mit 350 m und fünf mit 250 m Länge. 
Die Bahnsteighalle ist 250 m lang und besteht aus zwei Bogen mit je 25 m 
Spannweite. 


Sicherungswesen. 


Alle Bahnhöfe sind mit Signalen ausgerüstet. Fast überall er- 
folgt die Bedienung mittels Drahtzug, jedoch sind höchstens die Ein- 
gangsweichen durch Drahtzugverriegelung von den meist mehrflügeligen 
Signalen in Abhängigkeit gebracht. Auch sind die meisten Strecken 
wegen der geringen Fahrgeschwindigkeit nicht mit Vorsignalen aus- 
gerüstet. Moderne Stellwerkanlagen finden sich fast nur auf den vorhin 
genannten großen Personenbahnhöfen in Buenos Aires. So ist im Bahn- 
hof Retiro eine zentralbediente elektro-pneumatische Anlage eingerichtet. 
In einem Stellwerk sind 258 Hebel untergebracht. Zur Überwachung der 
Weichen- und Signalstellungen dient eine 25 Perioden-Einphasen- 
Wechselstromanlage. Die Fahrstraßenauflösungen erfolgen selbsttätig 
durch die Züge. Die gleiche etwas kleinere Anlage ist auf dem Bahnhof 
Plaza Constitucion eingerichtet. Der Bahnhof Once ist mit einer großen 
elektromechanischen Anlage ausgerüstet. 

Streckenblockung findet sich nur auf den Vorortstrecken 
von Buenos Aires, Jedoch sind alle Strecken mit Telegraph und fast alle 
Strecken mit Fernsprecher gut ausgerüstet. 


Hochbau. 


Die Ausführung der insgegamt 645 Empfangsgebäude ist 
meist sehr einfach. Nur die großen Zentralbahnhöfe in Buenos Aires 
sind wiederum mit allem Komfort für die Reisenden ausgestattet, so der 
Bahnhof Retiro mit einem Empfangsgebäude von 74 000 qm überbauter 
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Fläche, einer monumentalen Front von Lët: m Länge und einem Haupt- 
wartesaal von 145 m Länge, 25 m Breite und 19 m Höhe. Dagegen ist 
die Ausrüstung auch der kleinsten Bahnhöfe mit Güterschuppen schon 
durch Landesgesetz vorgeschrieben, Ihre Zahl, 5359 mit insgesamt 
3171443 qm überbauter Fläche, übertrifft die Zahl der Bahnhöfe um 
das Doppelte. Die meisten kleineren Schuppen haben 250 qm überbaute 
Fläche, In den Hafenplätzen unterhalten die großen Gesellschaften 
riesige Getreide-Lagerhäuser und Verladeanlagen mit 
SilosundElevatoren. So besitzt die Zentralargentinische Bahn in 
Buenos Aires zwei Anlagen von je 27 000 t Fassungsvermögen. Bei der 
einen Anlage erfolgt die Verladung aus dem Lagerhaus mittels Kran auf 
die Schiffe mit einer Tagesleistung von 4000 t, bei der anderen aus dem 
Silo mittels Elevatoren mit einer Tagesleistung von 9000 t. Von ähn- 
licher Größe sind zwei Anlagen der gleichen Gesellschaft in Rosario. Die 
Südbahn besitzt in Port Ingeniero White bei Bahia Blanca einen Silo mit 
28 000 t Fassungsvermögen, aus dem mittels Elevatoren an der im Be- 
sitz der Gesellschaft befindlichen großen Mole gleichzeitig 10 Schiffe 
beladen werden können. Die tügliche Leistung ist 9000 t. Eine noch 
größere Anlage besitzt die Gesellschaft im Süddock von Buenos Aires. 
Der dortige 50 000 t fassende Getreidespeicher ermöglicht mit Elevatoren 
eine stündliche Ladeleistung von 1200 t. Dazu kommt noch eine kleinere 
Anlage in Santiago. Die Westbahn hat in Ingeniero Brian eine Anlage 
von 26 000 qm überbauter Fläche für Getreidelagerung. 

Die bautechnische Ausrüstung wird ergänzt durch insgesamt 4470 
Wohngebäude für Bedienstete, 2226 Bahnwärterhäuser und 
2979 Wassertürme. Die letzteren sind meist in Eisenbeton aus- 
geführt. Sie sind infolge der Wasserarmut weiter Gebiete von großem 
Fassungsvermögen. Im Durchschnitt kommt ein Wasserturm auf 19,14 km 
Streckenlänge. 


Anlagen für den Vorortverkehr in Buenos Aires, 


Besondere Erwähnung verdienen schließlich die Anlagen für den 
Stadt- und Vorortverkehr der Bundeshauptstadt, Im Jahre 1884 ent- 
schloß sich die Zentralargentinische Bahn zu einer 50prozentigen Fahr- 
preisermäßigung für Baustoffsendungen nach den Vororten von Buenos 
Aires und zur Gewährung freier Fahrt während der Wintermonate auf 
ihren Vorortstrecken für die Dauer von fünf Jahren. Dies begünstigte 
das Entstehen eines weiten Ringes von Villenvororten rings um die 
Bundeshauptstadt. Dem Beispiel der Zentralargentinischen Bahn, die 
heute außer der zweigleisigen Strecke von Buenos Aires nach Tigre mit 
30 km Länge noch die Strecke nach Villa Ballester mit 21 km Länge und 
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die Querverbindung von Villa Ballester nach Tigre betreibt, folgten bald 
die anderen großen Gesellschaften, so die Große Südbahn mit der vier- 
gleisigen Vorortbahn von Buenos Aires nach San Vicente und deren zwei- 
gleisiger Fortsetzung bis Temperley und die Westbahn mit der 36 km 
langen Strecke von Once nach Moreno und einer Zweiglinie von Villa 
Luro nach Versailles. Insgesamt 113 km zweigleisige Vorortstrecken sind 
heute elektrifiziert, und zwar mit Gleichstrom von 800 bzw. 825 Volt. Die 
Stromzuführung erfolgt ähnlich der bei der Berliner S-Bahn, abgesehen 
von der 5 km langen Untergrundstrecke der Westbahn vom Bahnhof 
Once zum Hafen, die mit Oberleitung ausgerüstet ist und dem Güterver- 
kehr dient. Die Bahnen haben bei der Elektrifizierung keine Kosten ge- 
scheut. So hat die Zentralargentinische Bahn, die am 24. August 1916 
zum elektrischen Betrieb überging, bereits in den Jahren von 1926 bis 
1930 wieder rund 20 Millionen Pesos für die Verbesserung ihrer An- 
lagen ausgegeben. Sie besitzt ein eigenes Bahnkraftwerk mit einer 
Leistung von 30.000 kW. Dafür reisen allein auf den Vorortstrecken 
dieser Gesellschaft durchschnittlich 100 000 Personen täglich. Der Strom- 
verbrauch sämtlicher Vorort-, Untergrund- und Straßenbahnen von 
Buenos Aires beträgt jährlich etwa 260 Mill. kWh. 


Fahrzeuge. 


Das rollende Material der argentinischen Bahnen ist, schon weil 
es sich um eine Anzahl verschiedener Gesellschaften handelt, uneinheit- 
lich. Dazu haben einzelne Gesellschaften noch viele Fahrzeuge von 
Unternehmungen übernommen, die jetzt in ihnen aufgegangen sind. 
Weiterhin macht sich auch die verschiedene Herkunft des Materials be- 
merkbar. Neben England und den Vereinigten Staaten von Nordamerika 
(raten auch Deutschland, Frankreich, Belgien und selbst die österreichi- 
schen Nachfolgestaaten als Lieferländer auf. Ein großer Teil des rollen- 
den Materials muß auch als veraltet angesehen werden. In den Jahren 
von 1914 bis 1924 wurden so gut wie keine neuen Fahrzeuge beschafft, 
und die dann von den meisten Gesellschaften eingeleiteten Beschaffungs- 
Programme erlitten durch die Krise von 1930 starke Einschränkungen 
und wurden erst in den letzten Jahren wieder aufgenommen. Immerhin 
ist das Streben nach Vereinheitlichung des Fahrzeugparkes sowohl der 
einzelnen Gesellschaften als auch das Streben nach gemeinsamen Nor- 
men für alle Netze gleicher Spur vorhanden. So ist bei den Breitspur- 
netzen hinsichtlich der Pufferabstände und der Höhe des Wagenbodens 
über der Schienenoberkante und durch die Einführung der staatlich vor- 
geschriebenen automatischen Kupplungen und der Druckluftbremse in 
dieser Richtung bereits viel geschehen. 
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Von dem gesamten Bestande von 4151 Lokomotiven sind 
697 Personenzuglokomotiven (davon 433 mit Schlepptender), 1205 Loko- 
motiven für den gemischten Dienst (davon 1130 mit Schlepptender), 
1578 Güterzuglokomotiven (davon 1460 mit Schlepptender) und 671 Ver- 
schiebelokomotiven. Den besten Lokomovitpark besitzen die Breitspur- 
netze, so die Zentralargentinische Bahn, die als gebräuchlichste Per- 
sonenzuglokomotive eine Maschine vom Paeific-Typ mit der Achsanord- 
nung 2-C-1 und einem Dienstgewicht samt vierachsigem Tender von 138 t, 
'Treibrädern von 1,s0 m Durchmesser und 90 km/Stunde Höchstgeschwin- 
digkeit im Dienst hat, während ihre stärkste Güterzuglokomotive eine 
Heißdampf-Verbundmaschine mit der Achsanordnung 2-C, Ölfeuerung 
und einem Dienstgewicht samt vierachsigem Tender von 147 t ist. Ähn- 
lich ist der Lokomotivbestand der Buenos Aires-Pacific-Bahn, die übrigen 
Breitspurnetze haben als stärkste Personenzuglokomotive meist eine mit 


der Achsanordnung 2-C und als Güterzuglokomotive eine solche mit der 
Achsanordnung 1-D Verhältnismäßig leicht sind die Lokomotiven der 
normalspurigen Bahnen. Die Meterspurnetze der Cordoba- und der 
Staatsbahn haben dagegen in ihrem, im übrigen sehr mannigfaltigen 
Lokomotivpark — die staatliche Nordargentinische Bahn hat allein 
48 Typen im Dienst — einige sehr schwere Typen, wie die Lokomotive 
vom Santa-F&-Typ mit der Achsanordnung 1-E-1 und 125 t Dienstgewicht 
samt Tender. Besondere Bedeutung besitzt für die argentinischen Bah- 
nen die Brennstofffrage. Argentinien ist, was die Steinkohle betrifft, 
völlig von überseeischer Einfuhr abhängig. Als daher einige Jahre vor 
dem Kriege ergiebige Ölfunde gemacht wurden und als dann die Kriegs- 
jahre selbst die Unzuträglichkeit der Abhängigkeit von der Einfuhr ge- 
igt hatten, schien es, als ob die Ölfeuerung die Kohlenfeuerung bald 
völlig verdrängen würde. Daß heute noch jährlich rund 1,10 Millionen t 
Steinkohle und 0,46 Millionen t Holz, aber nur 0,17 Millionen t Öl ver- 
braucht werden, und in den letzten 15 Jahren eigentlich nur die Holz- 
feuerung in größerem Umfang durch die Ölfeuerung ersetzt wurde, 
dürfte in der Hauptsache folgende Gründe haben: Einmal sind einzelne 
Gesellschaften mit englischen Kohlengruben kapitalmäßig verflochten, 
sodann stellt sich die Erzeugung der gleichen Wärmemenge mit Stein- 
kohle im allgemeinen um etwa 10 bis 15 % billiger als mit Öl, und end- 
lich ist durch die Motorisierung des Straßenverkehrs und der Landwirt- 
schaft der Bedarf Argentiniens an flüssigem Brennstoff so sehr ge- 
wachsen, daß trotz der ständig steigenden Ölförderung Argentiniens ein 
erheblicher Einfuhrüberschuß an Öl und Benzin besteht. 


z 
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Der gesamte Personenwagen -Bestand der argentinischen 
Bahnen beläuft sich auf 3573 Wagen 1. und 2. Klasse und 3393 Pack- 
wagen. Außerdem sind noch 439 Salon-, Schlaf- und Speisewagen vor- 
handen, Die Personenwagen sind ausschließlich vier- und sechsachsige 
Drehgestellwagen. Sie sind durchweg mit Westinghouse-Bremse aus- 
gerüstet und haben elektrische Beleuchtung nach dem Stone-System mit 
einer Stromstärke von 24 Watt. Die großen Breitspurnetze haben auch 
hier das beste Material. Ihre Personenwagen haben bis zu 70 000 kg Leer- 
gewicht. Viele Wagen sind mit elektrischen Ventilatoren versehen, da- 
gegen sind noch keine Luftverbesserungsanlagen wie in den Vereinigten 
Staaten von Nordamerika eingeführt, obwohl die Staubplage das Öffnen 
der Fenster nicht gestattet. Die Rahmen sind durchweg aus Stahl, die 
Wagenkasten dagegen aus Holz. 


Die Züge der Vorortbahnen in Buenos Aires setzen sich aus Ein- 
heiten zusammen, die aus je einem Trieb- und einem Steuerwagen be- 
stehen. 


Seit 1935 hat die Staatsbahn mehrere Verbrennungs-Trieb- 
Wagen im Dienst. An die Einführung von Schnelltriebwagen ist noch 
nicht herangegangen worden. 


Der gesamte Güterwagen bestand beträgt 82757 Wagen, von 
denen 43515 gedeckte, 26 246 offene mit Bordwänden, 5924 Plattform- 
Wagen und 7272 gedeckte Viehwagen sind. Auch diese Wagen sind 
größtenteils vierachsig. Die Zentralargentinische Bahn gibt für ihre 
vierachsigen Wagen zulässige Ladegewichte von 40 t, für ihre zwei- 
achsigen von 20 t, für die Plattformwagen von 11 t an. Die Buenos Aires- 
Pacific- und die Westbahn haben Wagen von 45, 40 und 20 t Ladegewicht. 
Daneben gibt es aber bei diesen Bahnen und auch bei allen übrigen 
Bahnen eine große Zahl von Typen mit verschiedenen Ladegewichten. 
Zu diesem Wagenpark treten noch rund 900 Spezialwagen, davon 600 
Tankwagen für die Wasserbeförderung mit Fassungsvermögen bis zu 
60 000 Litern. Die Rahmen aller Güterwagen sind aus Stahl, dagegen hat 
nur die Zentralargentinische und die Staatliche nordargentinische Bahn 
einige Typen von offenen Wagen mit stählernen Seitenwänden, während 
die meisten Wagenkasten aus Holz sind. 


Die Wagen werden in allen Stahlteilen von Übersee geliefert. Der 
Zusammenbau findet jedoch erst in den Werkstätten Argentiniens statt, 
in denen auch meist die Holzteile hergestellt werden. 

Erwähnt seien hier auch noch die drei Fährboote der Entre 
Rios-Bahn, die den Verkehr über den Parana vermitteln und je 12 Per- 


sonenwagen bzw. 22 Güterwagen zu je 30 t fassen. 
Or 
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Beschaffungswesen. 


Bei den Staatsbahnen besteht im allgemeinen das System der öffent- 
lichen Ausschreibung und des Zuschlags an den Billigsten. Freihändige 
Auftragserteilungen sind nur in Ausnahmefällen und wenn es sich um 
die Beschaffung von Gegenständen handelt, für die nur ein einziger 
Lieferant in Frage kommt, gestattet. Zwar sollen argentinische Anbieter 
bevorzugt werden, aber die Generaldirektion der Staatsbahnen ist nicht 
unbedingt dazu verpflichtet, Für die Bezahlung ist in der Regel eine Frist 
von sechs Monaten nach Lieferung vorgesehen, dafür erhält der Lieferant 
ein Disagio. Käufe, die aus den Betriebseinnahmen bestritten werden 
können, werden von der Eisenbahnverwaltung abgeschlossen. Beschaf- 
fungen, die eine langfristige Auslandsfinanzierung erfordern, bedürfen 
der Zustimmung des Kongresses oder des Präsidenten der Republik. 

Bei den privaten Gesellschaften werden alle Angebote größeren 
Umfanges durch die Londoner und Pariser Direktionen der betreffenden 
Unternehmungen eingeholt. Die argentinischen Stellen geben diesen 
Direktionen nur die Art und Menge der benötigten Gegenstände an. Da 
die Einfuhr allen Eisenbahnmaterials zollfrei ist, ist es für die privaten 
Gesellschaften, die nicht wie die Staatsbahnen gehalten sind, ihre Be- 
dürfnisse möglichst im Inland zu decken, vorteilhafter, möglichst alles 
unter Ausschaltung des Zwischenhandels unmittelbar bei den Herstellern 
in Europa und den Vereinigten Staaten von Nordamerika zu bestellen. 
Die wichtigsten, vom Auslande zu beziehenden Gegenstände sind nächst 
Kohlen: Schienen, Brücken, Radsätze, Kupplungen, Hölzer für den 
Waggonbau und Schmieröle. Abgesehen von Brennstoffen, deren Ver- 
brauch keinen großen Schwankungen unterliegt und deren Beschaffung 
in den Ausgaben den größten Anteil beansprucht, und abgesehen von 
Fahrzeugen, Brücken, Maschinen und Fernmelde- und Sicherungs- 
material, über deren Beschaffung genauere Zahlen nicht vorlagen, 
wurden folgende Stoffe beschafft: 


1930 1931 | 1932 1933 

Sohlenen `, e s oe .. t 72 614 22 462 _ 12 872 
Stahlschwellen `... + t 1.099 su 672 413 
Holzschwellen |.. . Stück | 658044 | 451674 | 571273 | 491 113 
Weichen und | | 

Kreuzungen srs p 1548| (äm 1057 840 
Sohmieröðl e, t| 3066| 2847 2722 2457 
Bette no, t 2| 29 36 33 
Wag sihin. ee t 554 | 540 | 712 475 


Petroleum 4-44 > t 161 | 100 166 81 
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Werkstättenwesen. 


Das Werkstättenwesen der argentinischen Eisenbahnen ist in den 
letzten Jahren wesentlich verbessert und rationalisiert worden. Dies 
kommt vor allem darin zum Ausdruck, daß es heute nur noch 32 gegen- 
über rund 80 Ausbesserungswerken in den Jahren vor 1923 gibt. Die 
größten davon sind die der Südbahn in Remedios de Escalada bei Buenos 
Aires mit 2500 bis 3000, die der Buenos Aires-Pacific-Bahn bei Junin 
(250 km westlich Buenos Aires) mit 2200, die beiden der Zentralargenti- 
nischen Bahn in Rosario (für Wagen) mit 2000 und in Perez bei Rosario 
(für Lokomotiven) mit 1500, die der Staatsbahn in Tucuman mit 2000, 
die der Westbahn in Liniers bei Buenos Aires mit 1700 und die der 
Cordoba-Bahn in Alta Cordoba mit 1000 Mann Belegschaft. Ein Beispiel 
für Einrichtung und Leistung der großen Ausbesserungswerke geben die 
beiden Werkstätten der Zentralargentinischen Bahn in Perez bei Rosario 
und in Rosario selbst. 


Die Gorton-Werkstätten in Perez bedecken eine Fläche 
von rund 280 000 qm und dienen der Ausbesserung von Lokomotiven und 
stählernen Güterwagen und außerdem der Montage der aus Übersee ge- 
lieferten neuen Fahrzeuge beider Arten. Monatlich können 20 große und 
10 kleine Ausbesserungen von Lokomotiven vorgenommen werden und 
50 bis 100 Güterwagen ausgebessert und weitere 50 montiert werden. 
Außer den Montagehallen sind vorhanden: ein Maschinenhaus, eine 
Gießerei, Schmiede, Maschinenwerkstatt, Kesselschmiede, Kupfer- 
Schmiede, eine Anlage für das Aufziehen von Radreifen, ein Sägewerk, 
Malerwerkstatt usw. Alle Maschinen haben elektrischen Antrieb mit 
500 Volt Wechselstrom. Außer einem 95 t-Laufkran sind mehrere Krane 
von 50 t, 40 t und weniger Tragfähigkeit vorhanden. Organisation, Ar- 
beitskontrolle usw. sind durchaus modern. Man rechnet für die große 
Ausbesserung einer Lokomotive 63 Tage. Die meisten argentinischen 
Bahnen haben regelmäßige Untersuchungen für ihre Lokomotiven vor- 
gesehen, Die Zentralargentinische Bahn schickt ihre neuen Lokomotiven 
nach einem Lauf von 150000 km in die Untersuchung, ihre alten Loko- 
motiven nach je 100 000 km. 


Die Werkstätte von Rosario bedeckt eine Fläche von rund 
300.000 qm und dient der Wagenausbesserung. Monatlich können rund 
100 Hauptausbesserungen von Güterwagen durchgeführt werden. Außer- 
dem erfolgt in dieser Werkstätte der Zusammenbau neuer, meist in drei 
Teilen aus Übersee gelieferter Personenwagen, und schließlich auch der 
Neubau von Waggons auf alten Rahmen. Auch hier sind außer den 
Montagehallen ein Maschinenhaus, eine Schmiede, Schweißerei, Maler- 
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werkstatt, Sägemühle, Tischlerei usw. und schließlich auch eine Lehr- 
werkstätte vorhanden. Alle Maschinen haben elektrischen Antrieb mit 
500 Volt Gleichstrom, der im Maschinenhaus erzeugt und über eine 
20.000 Volt Dreiphasen-Wechselstromleitung auch zu den Gorton-Werk- 
stätten in Perez geleitet wird. Für die Güterwagen sind bei der Zentral- 
argentinischen Bahn Untersuchungen nach einem Lauf von 18 Monaten 
vorgesehen, 

Die argentinischen Werkstätten haben durch die Abschließung von 
den Lieferländern während des Weltkrieges sehr an Bedeutung ge- 
wonnen, Man kann sagen, daß sie heute imstande sind, jeden Einzelteil 
herzustellen und daß es sowohl technisch als auch hinsichtlich der Lei- 
stungsfähigkeit des Personals durchaus möglich wäre, normale Loko- 
motiven und Wagen vollständig in Argentinien selbst herzustellen, 


Betrieb. 


Die Betriebsleistungen sind besonders im Güterverkehr 
sowohl in den einzelnen Jahren als auch jahreszeitlich sehr unter- 
schiedlich. 


1000 | 1000 1 1000 

ann Lo- Personen- Pacl Güter- 
komotiv- | wagen- | wagen- | wagen- 

km achs-km | achs-km | achs-km 


1924 86 572 | 929 521 551 834 | 4.459 863 
1925 86 918 976 510 556 637 | 4 438 261 
1926 89044 | 1014 914 586672 | 4361776 

| 4732755 


1927 93 065 | 1 051 927| 615 382 
1928 95505 | 1 102981! 635360 | 4857202 
1929 99577 | 1175334 653203 | 5005469 
1930 94356 | 1168791 601 643 | 4454 193 
1931 89464 1118110 525541 4350884 
1932 81435 | 1017491, 499 342 | 3963 074 
1933 79 094 971 686| 536 482 | 3 904 800 


Jahreszeitlich bringen die Monate Januar, Februar und März den 
meisten Bahnen die größten betrieblichen Anforderungen. Dies rührt 
von der in diesen Monaten stattfindenden Abfuhr der Getreideernte, die 
sich nicht im Inlande stapeln läßt, her. Dieser ausgesprochene Stoß- 
verkehr läuft ausschließlich in der Richtung zum La Plata, während 
der Verkehr in der Gegenrichtung jahreszeitlich keine allzu großen 
Unterschiede aufweist und im ganzen gesehen überhaupt wesentlich ge- 
ringer ist. 
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Es sind keine einwandfreien Zahlen über den Verkehr in den beiden 
Richtungen von und zur Küste erhältlich, Aber zweifellos liegt in der 
Notwendigkeit, während einer verhältnismäßig geringen Zeitdauer jähr- 
lich große Betriebsleistungen und diese noch dazu nur in einer Richtung 
zu vollbringen, ein Hauptproblem der argentinischen Bahnen begründet, 


Leider sind keine Zahlen über die Wagengestellung erhältlich, aber 
man kann sich, da auch in den Häfen so gut wie keine Stapelung statt- 
findet, aus den täglichen Verschiffungen in den Wintermonaten ein Bild 
machen. Durchschnittlich verlassen 20 bis 30 Schiffe mit zusammen bis 
zu 50.000 t Getreide täglich die La-Plata-Häfen. Dies entspricht einer 
täglichen Anfuhr von 2500 Wagen à 20 t. 


Die zugelassenen Zuglasten sind ziemlich hoch. So läßt die 
Zentralargentinische Bahn Regellasten von 1800 bis 2000 t zu und eine 
Höchstlast von 2500 t, die Buenos Aires-Paeific-Bahn solche von 1200 t 
bei höchstens 200 Achsen, die Staatliche Nordargentinische Bahn von 
1400 t bzw. 45 Wagen und die Cordoba-Bahn von 1000 t. Auf den Ge- 
birgsstrecken sind die Höchstlasten natürlich erheblich geringer, so zum 
Beispiel 220 t bzw. 15 Wagen auf den Strecken der Staatlichen Nord- 
argentinischen Bahn in den Provinzen Salta und Jujuy. 


Die Höchstgeschwindigkeiten sind ziemlich niedrig. 
Sie liegen bei einigen Schnellzügen bei 90 km/Stunde, im allgemeinen aber 
liegt die Höchstgeschwindigkeit bei Personenzügen zwischen 60 und 
70 km/Stunde und bei Güterzügen bei 40 km/Stunde. 


Dichte Zugfolgen von 5 und 10 Minuten haben nur die Vorort- 
strecken von Buenos Aires. Auf den Querstrecken und den weiter vom 
La Plata entfernten Strecken laufen meist nur wenige durchgehende Per- 
Sonenzüge, oft sogar nur einer, in der Woche, 


Wie bei allen Eisenbahnen steigen die Unfallzahlen in den 
Jahren mit besonders hohen Betriebsleistungen. So sind die Entglei- 
sungen von einer Gesamtzahl von 4011 im Jahre 1928 auf 1544 im Jahre 
1933 zurückgegangen, die Zusammenstöße von 139 auf 92, die übrigen 
Unfälle einschließlich der Unfälle auf Wegübergängen von 5488 auf 4117. 
Die auf Grund dieser Unfälle von den Bahnen zu zahlenden Entschädi- 
gungen sind ebenfalls von 1090286 Pesos auf 449 744 Pesos zurück- 
gegangen. Um die Sicherheit mit der auf anderen Bahnen vergleichen 
zu können, sei die Zahl der ohne und mit eigenem Verschulden getöteten 
bzw. verletzten Reisenden angegeben; sie betrug 1928 0,3 bzw. 1, und 
1933 0,5 bzw. 2,7 Reisende je eine Million Zugkilometer. 
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Verkehr. 


Wie in betrieblicher Hinsicht, so sind auch im Verkehr Schwan- 
kungen sowohl zwischen den einzelnen Jahren als auch jahreszeitlich zu 
verzeichnen. So stehen im Personenverkehr den 4358 364 350 
Personen-km des Jahres 1929, davon 2.069 702 610 bzw. 49,19 % in der 
1. Klasse die 3524 598474 des Jahres 1933, davon 1628 991 359 bzw. 
46,22 % in der 1. Klasse gegenüber; gleichzeitig fiel die mittlere Reise- 
weite von 26 km auf 25 km und die Zahl der verkauften Bettplätze von 
830 823 auf 564 689. 


Die Personentarife sind teils Kilometertarife mit zwei 
Stufen, z. B. bei Entfernungen bis 100 km und mehr als 100 km (nur die 
Südbahn kennt eine weitergehende Staffelung), teils reine Kilometer- 
tarife. Sie halten sich im allgemeinen zwischen 0,06 und Das Pesos/km in 
der ersten Klasse und 0,035 und 0,05 Pesos/km in der zweiten Klasse. Eine 
Ausnahme macht die Transandische Bahn mit einem Kilometersatz von 
Dag Pesos/km in der ersten Klasse und 0,s4s75 in der zweiten, was wohl 
einen Rekord darstellen dürfte. 

An Gepäck und Eilgut wurden 1933 1870109 tkm mit einer 


mittleren Reiseweite von 161 km bzw. 184 233 705 tkm mit einer mitt- 
leren Reiseweite von 233 km befördert. 


Noch größer als im Personenverkehr war der Abfall der Verkehrs- 
leistungen im Güterverkehr. Hier ist von 1929 bis 1933 ein Rück- 
gang von fast 14 Milliarden Netto-Tonnenkilometer auf rund 10 Mil- 
liarden-Netto-Tonnenkilometer eingetreten, der mit der gleichzeitigen 
Herabsetzung der Tarife einen fühlbaren Einnahmerückgang ver- 
ursacht hat. 


Entwicklung des Güterverkehrs und der Einnahmen aus dem 
Güterverkehr in den Jahren von 1927 bis 1936, 
EE 


| 1927 Netto-tkm 1927 Einnahmen | 1927 | Binnahme 1927 
= 100 1000 -100 Pesos —100) jo tkm 100 


Juhr Netto-t 


| 
1927 | mme aal 100 | 13202843 | 100 | 453 144 036 | 100 100 
1928 | 52458807 | 98 | 13586634 |103 | 460911 334 | 102 ” 
1929 | 51456927 | 96 | 13874543 | 105 | 452001 086 | 100 95 
1930 | 42441856 | 70 | 11243641 | 85 | 361423438 | 80 KI 
1931 44 964723 | 84 11874566 | 90 | 375062138 | 83 92 
1932 | 30927 064 | 74 | 10542710 | 80 | 331026722 | 73 92 
1033 | 38776005 | 72 | 10074885 | 76 | 344921029 | 69 H 
1934 | 41980850 | 77 | 11085056 | 84 | 313127809 | 76 90 
1035 | 44482382 | 83 | 11701693 | 89 | 353147795 | 78 | 88 
1936 | 44948785 | 84 | 12047745 ou 6024237 | 78 | | m 
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Die Landwirtschaft ist mit 54,5% aller Verfrachtungen der 
größte Kunde der argentinischen Bahnen, davon entfallen fast 40 % 
auf den Getreideverkehr. Mit rund 27 % folgen Baustoffe, und nur 11 % 
der beförderten Waren sind industriellen Ursprungs, der Rest Brenn- 
material usw. 


Die Gütertarife sind ein besonders wunder Punkt im argen- 
tinischen Wirtschaftsleben. Sie haben vor allem den Fehler, nicht ein- 
heitlich zu sein, Im allgemeinen bestehen außer den vier billigsten Tarif- 
klassen D, C, B und A acht bis zwölf weitere Tarifklassen, von denen die 
höchste jeweils die erste Klasse ist. 


N 


nahmen aus dem 
Güterverkehr 


Ein 


seed 
1927 1928 1929 1930 1931 193; 


2 1933 1934 1935 GR 


Abb. 5. 


Diese erste Klasse hat gewöhnlich die siebenfache Höhe der 
Klasse D. Manche Bahnen haben reine Zonentarife, andere Staffeltarife 
auf der Kilometer-Grundlage. Die Einreihung der einzelnen Güter in 
die verschiedenen Klassen ist ferner bei jeder Bahn anders, Dazu kommt 
noch eine ständig wachsende Zahl von Ausnahmetarifen, besonders für 
den Verkehr von den Häfen ins Innere. 


Ganz besonders störend ist das Fehlen jeglicher Durchgangstarife, 
Abgesehen von der Umständlichkeit, die die Neuabfertigung bei dem 
Übergang von einer Bahn zur anderen mit sich bringt, wird jedes Gut, 
das auf der einen Bahn beispielsweise schon 800 km befördert worden 
und damit in den Genuß der geringsten Tarife gekommen ist, wieder von 
neuem mit den hohen Anfangstarifen belastet. 
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Die Privatbahnen sind in den Jahren nach 1933, als die Preise für 
die landwirtschaftlichen Erzeugnisse wieder anzogen, ständig um die 
Genehmigung zur Wiedererhöhung der in den Krisenjahren erheblich 
gesenkten Tarife vorstellig geworden. Die Regierung hat sich aber diesen 
Wünschen gegenüber verschlossen gezeigt, und zwar nicht nur aus wirt- 
schaftlichen Gründen, sondern auch weil erhöhte Gewinne der in aus- 
ländischem Besitz befindlichen Bahnen erhöhte Devisenabflüsse be- 
deuten. Dagegen besteht für den Staat Aussicht, die Bahnen bei geringer 
Rentabilität oder gar Verlustabschlüssen verhältnismäßig billig in seine 
Hand zu bringen, wie es auch schon in einigen Fällen, z. B. bei der Cor- 
doba-Bahn, geschehen ist. 

Der Wettbewerb zwischen Schiene und Straße hat trotz 
der rasch fortschreitenden Motorisierung Argentiniens noch keine sehr 
scharfen Formen angenommen. Daran sind sowohl die ungeheuren Ent- 
fernungen schuld als auch die Art der zu befördernden Massengüter und 
schließlich der Mangel eines dichten Wegenetzes. 

Immerhin haben sich die Eisenbahnen gezwungen gesehen, zur Er- 
haltung des für ihre Rentabilität unerläßlichen Verkehrs hochwertiger 
Güter ins Inland ihre Tarife für die Richtung La Plata—Inland bis zu 
50% herabzusetzen. Über die Auswirkungen des vielumstrittenen Ge- 
setzes über die Koordination des Transportwesens kann wegen der kurzen 
Zeit, in der es in Kraft ist, wie bereits erwähnt, noch nichts gesagt 
werden. 

Personal. 


Der Personalbestand der argentinischen Bahnen bewegte 
sich in den Jahren nach dem Weltkrieg zwischen 130 000 und 155 000 Be- 
amten, Angestellten und Arbeitern. 

Die argentinischen Bahnen beschäftigten im Jahre 1933 insgesamt 
134 755 Beamte, Angestellte und Arbeiter. Das sind rund 3,36 Köpfe auf 
den Kilometer gegenüber rund 12 Köpfen bei der DR.; dagegen treffen 
bei den argentinischen Bahnen rund 10 Köpfe auf 1 Million Netto- 
Tonnen-km, während bei der DR. auf die gleiche Leistungseinheit nur 
8 bis 9 Köpfe entfallen. Hinsichtlich des Personenverkehrs ist das Ver- 
hältnis bei den argentinischen Bahnen noch wesentlich ungünstiger. 
Vom Gesamtpersonal enfallen 7828 Köpfe bzw. 5,8 % auf die Verwaltung, 
34 296 Köpfe bzw. 25,4 % auf die bauliche Unterhaltung der Bahnanlagen, 
47608 Köpfe bzw. 35,1% auf das Betriebs- und Verkehrspersonal und 
29 014 Köpfe bzw. 21,5 % auf das Lokomotivpersonal. Die übrigen 16 009 
Köpfe bzw. 11,9 % entfallen auf das Werkstättenpersonal, davon sind 
12 676 gelernte und 3333 ungelernte Arbeiter. 


Die Eisenbahnen Argentiniens. 96T 


Von den persönlichen Ausgaben von insgesamt 114 920 410 
Goldpesos (= 4,05 RM) entfielen auf die Verwaltung 10 263 888 Gold- 
pesos bzw. 8,9%, auf das Bau- und Unterhaltungspersonal 16 967 252 
Goldpesos bzw. 14,5 %, auf das Betriebs- und Verkehrspersonal 41 011 125 
Goldpesos bzw. 35,7%, auf das Lokomotiv- und Werkstättenpersonal 
46 678 145 Goldpesos bzw. 40,6%. Auffallend ist die gute Entlohnung 
des Lokomotivpersonals. 

Die großen Breitspurnetze beschäftigen übrigens allein mehr als 
60 % des gesamten argentinischen Eisenbahnpersonals, und die von ihnen 
ausbezahlten Gehälter und Löhne übersteigen sogar 70 % der gesamten 
persönlichen Ausgaben der argentinischen Bahnen. 

Seit dem Ende des Weltkriegs sind auch die privaten Gesellschaften 
der Sozial-Gesetzgebung unterworfen und die Arbeitsbedin- 
gungen, das Pensionskassen- und Wohlfahrtswesen sind durchaus auf 
neuzeitlicher Höhe. In den entlegenen Gegenden ist auch der Woh- 
nungsbau für das Personal von besonderer Bedeutung geworden. 
Vorbildlich ist hier die bei den Werkstätten der Staatsbahn in Tucuman 
entstandene Siedlung geworden, die eine eigene kleine Stadt mit Sport- 
anlagen, Bädern, Kinos und anderen Vergnügungsstätten bildet. 


Dank dieser fortschrittlichen Einstellung sind die argentinischen 
Bahnen seit längerer Zeit von größeren Streiks usw. verschont geblieben. 


Betriebseinnahmen und Betriebsausgaben. 


Die jährlichen Roheinnahmen aller argentinischen Bahnen 

bewegen sich seit dem Ende des Weltkriegs zwischen 200 Millionen als 
unterer und 290 Millionen Goldpesos als oberer Grenze. Die beigefügte 
Skizze veranschaulicht deutlicher als es Zahlen vermögen, die Entwick- 
lung der Einnahmen im Zeitraum 1931 bis 1934. Für die späteren Jahre 
sei hier auch auf die Tabelle, enthaltend die Entwicklung des Güter- 
verkehrs in den letzten 10 Jahren, hingewiesen. 
Von den Gesamteinnahmen entfallen durchschnittlich 25 % auf den Per- 
sonen-, Gepäck- und Expreßgutverkehr, 70 % auf den Güterverkehr und 
5% auf Nebeneinnahmen. Dieses Verhältnis ist bis auf geringfügige 
Abweichungen, die 1 % kaum überschreiten, im Lauf der letzten 15 Jahre 
konstant geblieben, Die Schwankungen in der Höhe der Einnahmen haben 
also auf ihre Zusammensetzung so gut wie keinen Einfluß gehabt. 


Im einzelnen entfielen von den Einnahmen aus dem 
Personenverkehr 78% auf den Reiseverkehr einschließlich der 
Schlafwagen, 21,1 % auf den Expreßgutverkehr, dessen Anteil steigende 
und 0,6 % auf die Gepäckbeförderung, deren Anteil fallende Tendenz hat. 
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Die Nebeneinnahmen setzen sich zu 55% aus den Tele- 
grafengebühren (die argentinischen Bahnen besorgen einen großen Teil 
des privaten Telegrafenverkehrs, der jedoch wie überall so auch hier 
ständig zurückgeht), zu 13,1 % aus Lagergebühren, zu 2% aus dem 
Betrieb der Bahnhofswirtschaften, von denen nur wenige bestehen, zu 
8,3% aus dem Betrieb der Speisewagen, zu 1,7% aus Reklameerträg- 
nissen, zu 17,6 % aus Verschiedenem, zu 13,5 % aus der Vermietung von 
Gebäuden und Lagerplätzen, zu 3,4 % aus der Vermietung von Lok und 


Bay Roheinnahmen ` 
1921 2 ae zer 
(in Mill.Goldpeso) 


1921 22 23 24 25 26 27 28 29 30 31 32 33 34 


Abb. 6, 


Wagen, zu 7,5% aus Wagenstandgeldern, zu 9,5 % aus Hafengebühren 
und zu 17 % aus dem Betrieb der Elevatoren zusammen, 

Über den Anteil der einzelnen Güterarten am finanziellen Ergebnis 
des Güterverkehrs fehlen Unterlagen. Ihr mengenmäßiger Anteil 
ist in dem Abschnitt über den Güterverkehr bereits gestreift. 

Sind beim Gesamtergebnis der argentinischen Bahnen die 
Anteile der drei Hauptgruppen Personenverkehr, Güterverkehr und 
Nebeneinnahmen im Lauf der letzten 15 Jahre fast völlig konstant ge- 
blieben, so gilt dies nicht für die Anteile dieser drei Hauptgruppen 
an den Ergebnissen der einzelnen staatlichen und privaten Netze. 
So beträgt der Anteil des Güterverkehrs an den Gesamteinnahmen von 
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29,2% bei der Transandischen Bahn bis zu 90,98 % bei der Rosario- 
Puerto-Belgrano-Bahn. Einen besonders hohen Anteil des Güterverkehrs 
von über 80 % am Gesamtergebnis haben insbesondere die staatlichen 
Bahnen im Norden und Süden des Landes, die neuerdings verstaatlichte 
Cordobabahn und die Bahia-Blanca-Nordwestbahn. Geringer als 50% 
ist der Anteil des Güterverkehrs am Gesamtergebnis, abgesehen von der 
Andenbahn mit ihren weiter oben geschilderten ganz abnormen Verkehrs- 
verhältnissen, nur bei der Chubutbahn, 


Die jährlichen Rohausgaben aller argentinischen Bahnen für 
Betrieb, Unterhaltung und Erneuerung bewegen sich seit dem Ende des 
Weltkrieges zwischen 155 Millionen Goldpesos als unterer und 215 Mil- 
lionen Goldpesos als oberer Grenze. In der oben eingefügten Skizze ist 
die Entwicklung der Ausgaben im Zeitraum 1921/1934 veranschaulicht. 


Während die Verteilung der Gesamteinnahmen der argentinischen 
Bahnen auf Personen, Güter und Sonstiges im Lauf der letzten 10 Jahre 
konstant geblieben ist, ist die Verteilung der Gesamtausgaben auf die 
einzelnen Sachgebiete von Jahr zu Jahr zum Teil erheblichen Änderungen 
unterworfen. 


So war in den Jahren der Wirtschaftskrise der Anteil der per- 
Sönlichen Ausgaben stark gestiegen, während umgekehrt 
der AnteildersächlichenAusgabenstarkzurückging. Aber 
auch der Anteil der Ausgaben für die Unterhaltung und Erneuerung der 
Bahnanlagen und der Ausgaben für die Zugförderung ging in diesen 
Jahren stark zurück, während der Anteil der nicht drosselbaren Aus- 
gaben für den Betrieb und besonders für den Verkehr stark anwuchs. 


Die Ausgaben sind in der argentinischen Eisenbahnstatistik wie 
folgt gegliedert: 


a) Ausgaben für die Bahnunterhaltung und Erneue- 
rung ; hierzu gehören persönliche und sächliche Ausgaben für 
die Erhaltung und Erneuerung des Bahnkörpers, des Oberbaus, 
der Kunstbauten und der Gebäude, für das Sicherungswesen und 
die Unterhaltung und Erneuerung der Werkstätten. 

b 


Ausgaben für die Zugförderung; hierzu gehören persön- 
liche und sächliche Ausgaben für das Lokpersonal einschließ- 
lich der Prämien, das Personal der Betriebswerke, den Betrieb 
der Werkstätten, also die Erhaltung und Erneuerung der Fahr- 
zeuge — jedoch nur der Lokomotiven — und für Lokomotivkohle, 
öl usw. 
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ch Ausgaben für den Betrieb; hierzu gehören persönliche und 
sächliche Ausgaben für das Zugpersonal, die Unterhaltung der 
Fahrzeuge im Betrieb und die Unterhaltung der Fahrzeuge 
(Wagen) in den Werkstätten. 

d) Ausgaben für den Verkehr; hierzu gehören persönliche und 
sächliche Ausgaben für den Betrieb auf den Betriebsstellen, die 
Bahnbewachung, für Drucksachen usw. 

In den Ausgaben für die vorstehenden Sachgebiete sind auch die jeweils 
dafür aufgewandten persönlichen und sächlichen Kosten für die örtliche 
Überwachung und die Rücklagen für die Erneuerung enthalten. 

Schließlich enthält die Statistik die Ausgaben für die Ge- 
schäftsleitung. Hierzu gehören außer den persönlichen und säch- 
lichen Ausgaben für die Verwaltung auch Entschädigungen, Mieten und 
auch die Ausgaben für die Direktionen in London, Paris und Buenos 
Aires. 

Der Anteil der persönlichen Ausgaben der argentinischen 
Bahnen an den Rohausgaben betrug 1933 60,26 %, der Anteil der säch- 
lichen Ausgaben 26,95 % und der Anteil der Barausgaben für 
Mieten, Schadensersatzleistungen, die Rücklagen usw. 12,76 %. 

Unter den Ausgaben in Höhe von 22193273 Goldpesos für die 
Bahnunterhaltung nahmen 1933 die für den Oberbau mit 
9286 125 Goldpesos bzw. 40 % der gesamten Ausgaben für die Bahn- 
unterhaltung den ersten Platz ein. Auf den Kilometer gerechnet sind das 
233,32 Goldpesos. Es folgen die Rücklagen für die Erneuerung mit 
4.001258 Goldpesos, die Ausgaben für die Überwachung mit 3 816 351 
Goldpesos, für Hochbauten und das Sicherungswesen mit 2811 552 Gold- 
pesos, für das Fernmeldewesen mit 973 382 Goldpesos, für Arbeitsgeräte 
mit 809 331 Goldpesos, für Kunstbauten mit 756 206 Goldpesos, für den 
Bahnkörper mit 480 552 Goldpesos und schließlich für die bauliche Unter- 
haltung der Werkstätten, Bahnbetriebswerke und sonstigen Zubehör- 
anlagen mit 258 516 Goldpesos, 

Bei den großen Breitspurnetzen sind die Ausgaben für die Über- 
wachung, das Sicherungswesen, Werkstättenunterhaltung und — wegen 
ihres privatwirtschaftlichen Charakters — die Rücklagen für die Er- 
neuerung verhältnismäßig höher als bei den Staatsbahnen, deren noch 
in der Entwicklung begriffene Netze einen höheren Anteil für Kunst- 
bauten und Bahnkörper erfordern, besonders infolge der in gebirgigen 
Gegenden häufig durch die Naturgewalten erfolgenden Zerstörungen. 


Unter den Ausgaben für die Zugförderung in Höhe von 
59 728 865 Goldpesos standen 1933 die Löhne, Prämien usw. für das Lok- 
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personal mit 22 508 228 bzw. 37,9 % an der Spitze. Es folgten Kohlen, 
Holz und Öl mit 17 179 218 Goldpesos und Erhaltung und Erneuerung 
der Lokomotiven einschließlich der Rücklagen für die Erneuerung mit 
13 882 649 Goldpesos. Am günstigsten stehen hier die großen Breitspur- 
netze und die staatliche Nordargentinische Zentralbahn sowie die Cor- 
dobabahn mit Zugförderungskosten von 0,006 Goldpesos für den Netto- 
Tonnen-km und weniger, während bei der Transandinischen und den 
Patagonischen Bahnen die gleiche Leistungseinheit das Vier- und bei 
den letzteren sogar das Siebenfache erfordert. 

Von den Ausgaben für den Betrieb in Höhe von 25 425 044 Gold- 
Pesos entfielen 1933 auf die Unterhaltung und Erneuerung der Fahrzeuge 
14 045 892 bzw. 55,2 %, davon 7 589 869 auf die Güterwagen und 6 456 023 
Goldpesos auf die Personenwagen. Die Ausgaben für den Zugdienst be- 
trugen 9339 681 Goldpesos, wovon 6475 755 Goldpesos auf die Bezüge 
des Zugbegleitpersonals entfallen, und die Ausgaben für den Wagen- 
dienst 2039471 Goldpesos. Auch hier schneiden die großen Breitspur- 
netze, die staatliche Nordargentinische, die Zentralbahn und die Cordoba- 
bahn, im Vergleich mit der Transandischen und den Patagonischen Bah- 
nen hinsichtlich der Kosten für den Netto-Tonnenkm günstig ab. 

Von den Ausgaben für den Verkehr, die 1933 insgesamt 
36 241 805 Goldpesos betrugen, entfällt der größte Anteil, nämlich 
27 774 854 Goldpesos bzw. 76,5 %, auf den Bahnhofsdienst, der, wie be- 
reits erwähnt, auch den ganzen stationären Betriebsdienst umfaßt. 

Die Gesamtkosten für die Geschäftsleitung betrugen 1933 
14 767 698 Goldpesos. Etwas mehr als die Hälfte entfiel auf die Ge- 
Schäftsleitung selbst, während der Rest sich auf Entschädigungen, 
Mieten, Steuern, Gerichtskosten, den ärztlichen Dienst, Geschäfts- 
Prüfungen, Versicherungen und einige kleinere Posten verteilt. Auf- 
fallend gering sind die Aufwendungen der Staatsbahnen für die Ge- 
schäftsleitung, selbst wenn man berücksichtigt, daß diese weder durch 
doppelte Direktionen wie die in ausländischem Besitz befindlichen Privat- 
bahnen noch durch Steuern belastet sind und außerdem geringere Löhne 
bezahlen, 

Die Rohertragsentwicklung der argentinischen Bahnen 
zeigt das Schaubild auf Seite 968. Angesichts der Verhinderung von 
Tariferhöhungen in den Jahren nach 1933 durch die staatlichen Auf- 
sichtsbehörden. haben sich die Ertragsverhältnisse trotz des seither ge- 
stiegenen Verkehrs nicht wesentlich verbessert. So werden Spitzen- 
erträge wie 1927 in Höhe von 80 706 121 Goldpesos in der Zukunft wohl 
nie mehr erreicht werden. In dem Gesamtergebnis aller argentinischen 
Bahnen im Jahre 1933 in Höhe von 33 401 460 Goldpesos sind die von ein- 
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zelnen Bahnen in Höhe von 622258 Goldpesos ausgewiesenen Verluste 
inbegriffen. Defizite entstanden ausschließlich bei den Staatsbahnen, 
von denen nur die San-Antonio-Bahn in Patagonien mit einem geringen 
Gewinn abschloß, und bei der Transandinischen Bahn, Von den großen 
Gesellschaften hat die Südbahn mit einem Überschuß von 14 147 356 
Goldpesos und die Bahia-Blanca-Nordwestbahn mit einem Überschuß von 
2969 064 Goldpesos abgeschnitten, was Renditen von 3,60 % bzw. 4,78 % 
entspricht. Im übrigen hat keine andere Gesellschaft eine bessere Ren- 
dite als 2 % erreicht, und die Ertragsverhältnisse der Cordobabahn, die 
mit einer Rendite von 0,5% an letzter Stelle unter den Privatbahnen 
stand, hat sich weiter so ungünstig entwickelt, daß sie Ende 1938 an den 
Staat fiel. Die Ergebnisse der mit einer mittleren Rendite von 1,07 % bzw. 
2,07 % abschließenden Geschäftsjahre 1933 und 1934 haben ihresgleichen 
nur in den Ergebnissen der Kriegsjahre und des Endes der 80er Jahre 
und des Beginns der 90er Jahre des vorigen Jahrhunderts. Der absoluten 
Höhe nach ist das Ergebnis des Jahres 1934 mit 53 393 832 Goldpesos 
dabei zwar höher als jedes Vorkriegsergebnis, aber es muß berücksich- 
tigt werden, daß seither das investierte Kapital von La Milliarden Gold- 
pesos auf 2 Milliarden 1936 anstieg. 


Kapital und Reingewinne. 


Infolge des Überwiegens des privaten Eigentums an den argentini- 
schen Bahnen ist das in den staatlichen Bahnen angelegte Ka- 
pital in Höhe von 362 591 912 Goldpesos 1933 am Gesamtkapital aller 
Bahnen in Höhe von 1985 643 092 Goldpesos mit nur 19,1 % beteiligt. 
Die Aufbringung des Kapitals der staatlichen Bahnen erfolgte auf dem 
Anleihewege auf dem argentinischen Geldmarkt. Die Verzinsung und 
Tilgung ist in den Staatshaushalt eingebaut, 

Das in den Privatbahnen angelegte Kapital erreichte 1933 
1 623 051 180 Goldpesos, davon sind 1532 846 295 Goldpesos konsolidiert. 
Von den Verwaltungsräten der Gesellschaften ist die Aufnahme von Ka- 
pital bis zur Gesamthöhe von 1 699 545 710 Goldpesos genehmigt. 

729 705 214 Goldpesos bzw. 47,7 % des konsolidierten Kapitals 
entfielen auf 3- bis 6% ige Obligationen, 235 402 792 Goldpesos bzw. 15,4% 
auf 4- bis 7 %ige Vorzugsaktien, 3 585 569 Goldpesos bzw. 0,2 % auf Bons 
und 564 152 720 Goldpesos bzw. 36,7 % auf die Stammaktien, 

Da sich der Dienst der festverzinslichen Obligationen 
und Vorzugsaktien 1933 allein auf 42136 591 Goldpesos belief, schloß 
bei einem Überschuß der Betriebsreehnung von 33401 460 
Goldpesos für dieses Jahr die Gewinn- und Verlustrechnung mit einem 
Abgang von 8 270 277 Goldpesos ab. 
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Aber auch beim Betriebsüberschuß des Jahres 1934 wurde.nur ein 
Reinüberschuß von 11 237 341 Goldpesos bzw. nicht ganz 2% der divi- 
dendenberechtigten Stammaktien erzielt. Das bedeutet, besonders ange- 
sichts der Verlustvorträge aus den Vorjahren, daß im allgemeinen an die 
Inhaber der Stammaktien auch in diesem Jahr keine Ausschüttungen vor- 
genommen werden konnten. 


Von den einzelnen Gesellschaften hatte 1933 nur die Südbahn einen 
Reingewinn zu verzeichnen, der nach Abzug des Dienstes für Obliga- 
tionen und Vorzugsdividenden 5 902 146 Goldpesos betrug. Das entspricht 
nicht ganz 4 % der 161 280 000 Goldpesos Stammaktien. Von den übrigen 
Gesellschaften konnte nicht eine einzige einen Reingewinn buchen. Wäh- 
rend die Westbahn gerade noch ohne Verlust abschloß, wiesen die klei- 
neren Netze der Entre-Rios-Bahn und der Nordostbahn schon größere 
Verluste auf, und bei drei großen Gesellschaften, der Buenos-Aires- 
Pacific- & Großen Westbahn, Cordobabahn und der Zentralargentinischen 
Bahn, kam es zu ganz erheblichen Defiziten. Sie betrugen bei der Buenos- 
Aires-Pazific- & Großen Westbahn 3,7 Millionen Goldpesos, bei der 
Cordobabahn, deren ganz besonders schlechte Lage schon verschiedent- 
lich gestreift wurde, 3,5 Millionen Goldpesos (das sind mehr als 11% 
des Stammaktienkapitals) und bei der Zentralargentinischen Bahn 
2,6 Millionen Goldpesos. 


Die Bewertung der Aktien kann heute, wo zu allem noch die Schwie- 
Tigkeiten der Transferierung etwaiger Gewinne auf die größtenteils im 
ausländischen Besitze befindlichen Stammaktien und die Auswirkungen 
der Devalvationen in verschiedenen Ländern die Kursbildung beein- 
flussen, vielleicht nicht mehr ganz als Maßstab für den wirklichen 
Wert, der in den argentinischen Bahnen steckt, angesehen werden, Trotz- 
dem sei der Vollständigkeit halber nachfolgende Übersicht über die Ent- 
wicklung einiger wichtiger Papiere gebracht: 
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Die vorstehende Schilderung der argentinischen Bahnen fußt im 
wesentlichen, besonders soweit Zahlen aufgeführt sind, auf der „Estadi- 
stica de los Ferrocarriles in Explotación“ der Generaldirektion der 
Staatsbahnen, die wie alle argentinischen Statistiken zuverlässig und 
sehr eingehend ist. Zahlreiche Angaben sind auch der Monographie der 
argentinischen Bahnen entnommen, die 1926 im Auftrage des Handels- 
amts der Vereinigten Staaten von Nordamerika von G. S. Brady verfaßt 
wurde. Dieses kleine Werk gibt einen hervorragenden Überblick und 
kommt u. a. auch sehr den Bedürfnissen des Importeurs entgegen. 

Allgemein für die Beurteilung der Wirtschaftslage Argentiniens 
wertvolles Material findet sich außer in den sonstigen staatlichen Stati- 
stiken in den von der großen Zeitung „La Razon“ herausgegebenen Jahr- 
büchern, in der „Revista de Economia Argentina“ und in der „Economic 
review“ des Banco Central de la Republica Argentina. 

An argentinischen Untersuchungen über Teilprobleme des Ver- 
kehrswesens sind hervorzuheben „La Coordinacion Nacional de los 
Transportes — Mas Opiniones de la Prensa del Pais“ vom Oktober und 
November 1936, die „Investigaciones“ von Celestino E. Corti und die im 
Auftrage der La-Plata-Universität im Jahr 1937 von Nicanor Alurralde 
verfaßte Broschüre „Los Problemos del Transporte en la Republica 
Argentina“, 

Im vorstehenden wurde danach getrachtet, nur einwandfreie Zahlen 
und Daten zu geben. Wo sich jedoch die einzelnen Quellen wider- 
sprachen und Zahlen aus der staatlichen Statistik nicht vorlagen, wur- 
den die Zahlen eingesetzt, die der Wirklichkeit am nächsten zu kommen 
schienen, um wenigstens einen Begriff der in Frage stehenden Größen- 
ordnungen zu geben. 
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Das Verkehrswesen in den Niederlanden. 


Von 
S. A, Reitsma, Chef-Redakteur „Spoor- en Tramwegen“ in Utrecht, 


(Mit einer Karte und drei Tabellen.) 


Wenn ich über die jetzigen Verkehrsverhältnisse in Holland 
schreibe, so muß ich mit der nachdrücklichen Erklärung beginnen, daß 
diese sehr unerfreulich sind, wenigstens wenn man die Dinge vom finan- 
ziellen und organisatorischen Standpunkt aus betrachtet. Die Eisen- 
bahnen arbeiten mit einem großen Fehlbetrag, die Binnenschiffahrt ist 
notleidend, das Kraftfahrwesen fordert gewaltige Opfer, der Luftver- 
kehr — ich betrachte allein den inländischen Verkehr -— ist noch lange 
nicht eigenwirtschaftlich. Und alle diese Zweige des nationalen Trans- 
portapparates bekämpfen einander in heftigstem Wettbewerb. 

Was sind die Gründe hierfür? In erster Linie natürlich die Aus- 
wirkungen der Weltkrise und der wirtschaftlich-politischen Wandlungen, 
denen zufolge verschiedene benachbarte Staaten sich den Autarkie- 
gedanken mehr oder weniger zu eigen machten oder machen mußten. 

Für ein kleines Land wie Holland, das seit Menschengedenken auf 
den Freihandel schwur und diesem auch die gewaltige Entfaltung seiner 
nationalen Kräfte zu verdanken hat, für ein Land, dessen Blüte großen- 
teils auf seiner natürlichen Lage und der Fruchtbarkeit seines Bodens 
beruht und das daher auf den Durchgangshandel und auf die Ausfuhr 
hochwertiger Qualitätsprodukte von Landwirtschaft, Gartenbau und Vieh- 
zucht angewiesen war, mußten der finanzielle Zusammenbruch von West- 
und Mitteleuropa in den dreißiger Jahren, die Schließung der Grenzen, 
die Kontingentierungen in den Nachbarstaaten, die Behinderungen des 
Zahlungsverkehrs höchst verhängnisvoll werden. Vor allem für das so 
konjunkturempfindliche Verkehrswesen, das zum Teil — ich habe hier 
insbesondere die Eisenbahnen im Auge — einer großen Kapitallast, also 
hohen festen Kosten, unterliegt. 

Hierzu kam, daß sich in diesem kritischen Zeitpunkt eine neue 
Verkehrsart entwickelte, nämlich der Kraftverkehr. Der Kraftwagen 
besitzt nun einmal große natürliche Vorteile, die ich an dieser Stelle 
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nicht aufzuzählen brauche. Dieser neue Straßenverkehr beanspruchte 
einen beträchtlichen Teil des zusammengeschrumpften Personen- und 
Güterverkehrs für sich. „Viele Schweine machen den Spülicht dünn“, 
sagt ein holländisches Sprichwort. Der Spülicht, nämlich das Schweine- 
futter, war aber an sich schon dünn, zu dünn. Man kann sich leicht 
vorstellen, welche katastrophalen Folgen dies hatte in einem Land, wo 
nicht der Grundsatz gilt „Alles für die Gesamtheit“, sondern wo das 
individualistische Prinzip vorherrscht: „Jeder zunächst für sich selbst 
und Gott für uns alle!“ 

Auch der Luftverkehr begann einen wenn auch zunächst nur 
kleinen Teil des Verkehrsvolumens auf sich zu ziehen. Dies machte die 
Sache nicht einfacher. 

In Deutschland ist der wissenschaftliche Lehrsatz bereits lange 
Gemeingut geworden, daß der Verkehr „an sich“ kein Ziel darstellt, 
vielmehr nur ein Mittel, um Handel und Industrie zur Entfaltung zu 
bringen, zweitens daß das Verkehrswesen eine Einheit bildet und daß 
es erwünscht ist, diese Einheit sich auf möglichst wirtschaftliche Weise 
spezialisieren zu lassen. Weiter, daß es zu einer grenzenlosen Vergeu- 
dung führt, wenn die einzelnen Verkehrszweige sich unter womöglich 
noch ungleichen Wettbewerbsbedingungen bekämpfen, anstatt einander 
zu ergänzen. 

In dem individualistischen Holland ist man noch nicht so weit. 
Da verlangt ein großer Teil der Volksgemeinschaft, daß die Verkehrs- 
mittel, die man am liebsten für sich sieht, einander auf den Tod be- 
kämpfen, um selbst den direkten Nutzen in Gestalt von größerer Ge- 
mächlichkeit oder — tatsächlich — zu niedrigen Frachten zu haben. 

Daß die Verluste letzten Endes irgendwie getragen werden müssen, 
daß private Verkehrsunternehmen unnötigerweise zugrunde gehen, daß 
öffentliche Verkehrsanstalten finanziell gestützt werden müssen, daß 
man die Verluste auf seinem Steuerzettel — und auf den Steuerzetteln 
anderer Leute, die von dem Kampf überhaupt keinen Vorteil haben — 
wiederfindet, das geht den wenigsten ein. Das große Publikum denkt 
nun einmal nicht volkswirtschaftlich, und von Regierungsseite wird 
diesem Mangel nicht durch öffentliche Aufklärung begegnet. Ein 
Nationalökonom aus der älteren französischen Schule, Bastiat, hat ein- 
mal eine seiner Veröffentlichungen betitelt: „Ce qu'on voit ce qu'on ne 
voit pas“ = „Was man sieht und was man nicht sieht“, Was man sieht, 
ist der individuelle Vorteil. Was man nicht sieht, ist der Schaden, den 
die Gesamtheit und damit auch wieder der einzelne erleidet. In dieser 
Hinsicht ist sehr richtig, was der frühere englische Verkehrsminister 
Herbert Morrison, der Mann, der einen so bedeutenden Anteil an dem 
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Zustandekommen der London Passenger Transport Bill hatte, in seinem 
Buch „Socialisation and Transport“ gesagt hat: „The truth is that there 
exist a considerable degree of muddle-headedness on this question.“ 
Jedermann ist zwar gegen Vergeudung von Geld und Arbeit; doch hindert 
dies nicht, daß jeder einen Autobus der richtigen Linie an seiner 
Straßenecke zu jeder Zeit oder eine Untergrundbahnhaltestelle höchstens 
drei Minuten von seiner Wohnung erwartet. Jeder will die Vorteile 
des Wettbewerbs ohne seine Nachteile. „Indeed, there is a temptation 
for every body to think that competition is a good thing in every business 
but hisown“, d. h. „Wettbewerb ist gut auf jedem Gebiet, nur nicht 
auf dem eigenen“, 


Dieser Drang nach Konkurrenz, der bis zu einem bestimmten Maß 
gut ist, weil andernfalls die Gefahr besteht, durch Selbstgenügsamkeit 
einzuschlafen, liegt eigentlich jedem Individuum im Blute. Dies ist eine 
internationale Erscheinung. Aber wo dieser Drang zu Auswüchsen führt, 
und wo die Gesamtheit zeitweise oder dauernd die nachteiligen Folgen 
fühlen muß, da ist es gut, daß der Staat zwingend eingreift und von 
einem höheren Standpunkt Normen aufstellt, innerhalb derer er der 
sogenannten Freiheit, die im Wesen Anarchie ist, die Richtlinien an- 
gibt, nach denen sich die freie Wirtschaft zu bewegen hat, und Zwangs- 
maßnahmen vorsieht, um die Vorschriften in die Tat umzusetzen. 


In Holland hat es an einer wissenschaftlichen Behandlung der Ver- 
kehrswirtschaft immer stark gemangelt. Über das „Wie“ und „Warum“ 
hat man sich den Kopf niemals viel zerbrochen. Der Säugling bekam 
bereits gleich nach der Geburt die typisch Thorbeckische Weisheit — 
Thorbecke verkörperte als Staatsmann im vorigen Jahrhundert in Hol- 
land den Liberalismus — eingeflößt, „daß der Staat die Finger von der 
Wirtschaft lassen soll, wenn die Privatinitiative schon das Nötige tun 
kann“, Hierin gipfelte auch die liberal-volkswirtschaftliche Weisheit bei 
der Ergreifung von Maßregeln auf dem Verkehrsgebiet. So daß, als vor 
hundert Jahren überall Eisenbahnen gebaut wurden und diese nach 
langem Streit auch in Holland als erwünscht betrachtet wurden — im 
September dieses Jahres werden wir das hundertjährige Bestehen der 
Eisenbahnen in Holland feiern! —, man ein zweckmäßiges Bisenbahnnetz 
nur dadurch erlangen zu können glaubte, daß man Konzessionen für die 
Eisenbahnen an Private erteilte. Da man andererseits eine zu starke 


f * Vergleiche dazu Archiv für Eisenbahnwesen, Jahrgang 1939, Heft 3, 
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Machtstellung der Privatunternehmen fürchtete, schnürte man sie in ein 
Netz zwingender Vorschriften ein. Dies geschah auch in Deutschland, 
Aber während man hier sehr bald das Unwahre dieser Zwiespältigkeit 
einsah und zielbewußt zur Verstaatlichung überging, also zum Staats- 
betrieb der Eisenbahnen, verfolgte man in den Niederlanden weiter den 
verkehrten Weg. Selbst in der Weise, daß man künstlich Wett- 
bewerb züchtete. Nach jahrelangem Kampf war man 1890 so weit, daß 
durch Ausschaltung einer der drei großen Gesellschaften zwei Privat- 
gesellschaften entstanden, die Hollandsche IJzeren Spoorweg Maat- 
schappij und die Maatschappij tot Exploitatie van Staatsspoorwegen. 
Die Übereinkommen dieser Gesellschaften mit dem Staat waren ge- 
gründet auf das Prinzip „Concurrentie en concentratie“, d. h. „Kon- 
kurrenz und Konzentration“. Man wollte vorn und hinten sparen — in 
Holland sagt man typisch „Kohl und Ziege sparen“ —, von zwei Tellern 
essen, und kombinierte dadurch zwei diametral einander gegenüber- 
stehende Grundsätze. Mit dem natürlichen Ergebnis, daß einzelne 
von dem auf die Spitze getriebenen Wettbewerb Vorteil hatten, daß aber 
alle die Nachteile spürten und daß die schöne Illusion im November 
1916 wie eine Seifenblase platzte, als die zwei Gesellschaften das Un- 
sinnige des Wettbewerbs einsahen und eine Interessengemeinschaft 
schlossen, wenngleich jede für sich bestehen blieb. 1917 trat diese Inter- 
essengemeinschaft, unzutreffend „Fusion“ genannt, in Kraft. Ihr folgte 
1920 ein weiterer Schritt zur Verstaatlichung hin, von der man 1890 
noch nichts hatte wissen wollen, nämlich durch ein Übereinkommen mit 
dem Staat, wodurch dieser sich an dem Kapital der Eisenbahnen beteiligte 
und die Stimmenmehrheit in dem Raad van Commissarissen (Verwal- 
tungsrat) bekam, während die Aktienbesitzer eine Rentengarantie von 
5% (später auf 4% vermindert) erhielten als Entschädigung für das 
bisher ihnen zustehende Recht, den Staat zu einer Verstaatlichung der 
Gesellschaften unter bestimmten ungünstigen finanziellen Umständen 
zu zwingen, Man kam also 1920 zu einer Art Staatsbetrieb in Form 
einer „Naamlooze Vennootschap“, d. bh, Aktiengesellschaft, einer Form, 
die in der deutschen Literatur bekannt ist als „gemischt private und 
öffentliche Unternehmung“, wobei das eigenartige war, daß die beiden 
zusammengehenden Gesellschaften bestehen blieben. Was die Unter- 
nehmungsform des sogenannten gemischten Betriebs betrifft, so darf ich 
unter anderem verweisen auf R. Passow, der diese Betriebsform im Hin- 
blick auf Elektrizitäts- und Gasversorgung sowie Straßenbahnen in 
Deutschland im Jahre 1923 untersucht hat. 
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Unter dem Einfluß der gewaltigen Eisenbahndefizite erfolgte am 
1. Januar 1938 der Übergang zum vollen Staatsbetrieb durch Liquidation 
der beiden bestehenden Gesellschaften, nämlich der Maatschappij tot 
Exploitatie van Staatsspoorwegen und der Hollandsche IJzeren Spoor- 
weg Maatschappij, und Errichtung der N. V. Nederlandsche Spoorwegen. 
Hiermit wurde die Unternehmungsform gewählt, wie sie früher in 
Deutschland in der Periode der „Deutschen Reichsbahn-Gesellschaft“ 
bestand. Die holländischen Eisenbahnen haben sich also nach an- 
nähernd hundertjährigem Bestand zu einem Staatsbetrieb in Gesell- 
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Tabelle 1, Ergebnisse der Betriebsrechnung 1928—1938 in Millionen Gulden. 


schaftsform entwickelt. In der letzten Zeit hat sich dieser Entwicklungs- 
prozeß rasch vollzogen. Seit 1890 ist er, als Folge harter finanzieller 
Notwendigkeiten, mit immer zunehmender Geschwindigkeit in der Rich- 
tung des Staatsbetriebes verlaufen, trotz theoretischer Einwendungen. 
Damit hatte sich die alte und gern gehegte Existenzform selbst überlebt. 

Welches waren die finanziellen Umstände (vgl. Tabelle 1 und 2), 
die allzeit und überall eine überzeugendere Sprache für die große Menge 
reden als akademische Beweismittel? 

Als Folge der Verluste in den Nachkriegsjahren hätten die 
Privatunternehmen nach einigen Jahren zufolge den Übereinkommen 
mit dem Staat ihre Verstaatlichung verlangen können. Da der Staat 
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dies nicht wünschte, kamen die Übereinkommen von 1920 zustande — ich 
wies hierauf bereits hin —, wodurch die gemischt private und öffentliche 
Unternehmung entstand und der holländische Staat zugleich für die Ver- 
luste verantwortlich wurde. Diese betrugen 1921 ungefähr 33 Mil- 
lionen Gulden, 1922 ungefähr 30% Millionen Gulden und 1923 un- 
gefähr 23 Millionen Gulden. Als Ergebnis einschneidender Sparmaß- 
nahmen und einer vorübergehenden Konjunkturbelebung wurde 1924 
wieder eine ausgeglichene Rechnung erzielt. Dies blieb vorläufig so. 
In jener Zeit war jeder mit der bestehenden Betriebsform zufrieden. 
1929, in dem Rekordjahr, lesen wir in dem Reichsetat für 1930, daß „der 
Zustand der Eisenbahnen wieder kerngesund war“. Wenn dies nur 
wahr gewesen wäre! Denn in den sieben mageren Krisenjahren, die nun 
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angebrochen waren, sanken die Einnahmen aus dem Güterverkehr auf 
zwei Fünftel, die aus dem Personenverkehr auf zwei Drittel (vgl. Ta- 
belle 3), so daß der Staat zuzahlen mußte: 


1931 rund 2,6 Millionen Gulden 


a a S 
1998 „ BT m nn 
1934 p 324 D D 
1995 „ 207 m 
EN y ENT k 
1087: BR e D 
1988. m. BB m » (Folge der Schuldenübernahme 
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Wir sehen nun sich das Verlangen geltend machen, zu einer end- 
gültigen Betriebsform zu kommen, die denn im Januar 1938 ihre Ver- 
wirklichung fand. Da gleichzeitig ein Teil der Schulden der Nederland- 
sche Spoorwegen, die infolge von Regierungsmaßnahmen entstanden 
waren, durch den Staat übernommen wurde und ferner die wirtschaft- 
liche Lage des Landes sich etwas verbesserte, ist das Defizit für 1938 
auf 23 334 653 Gulden gesunken, Verschiedene verlustbringende Betriebs- 
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verträge mit privaten Neben- und Kleinbahnen wurden im Laufe der 
Jahre aufgehoben, Sparmaßnahme auf Sparmaßnahme wurde ein- 
geführt — so sank die Personalzahl von rund 51 000 auf rund 30 000 —, 
man suchte den Personen- wie den Güterverkehr zu beleben; dennoch 
blieb der Betriebskoeffizient nach wie vor ungünstig. Letzteres vor- 
nehmlich als Folge der immer drückenderen Konkurrenz anderer Ver- 
kehrsmittel. Der „schwarze Fleck im Reichshaushalt“, wie der Finanz- 
minister einmal das Eisenbahndefizit bezeichnete, blieb bestehen, wenn- 
schon man bedenken muß, daß die Übernahme von Eisenbahnschulden 
durch den Staat eigentlich ein Zahlenkunststück ist, wenn auch ein 
Kunststück, durch das man ein klareres Zahlenbild, richtigere Daten er- 
hält um die Wirtschaftsergebnisse des Betriebes in dem großen Rahmen 
der gesamten Verkehrswirtschaft, die eine Einheit bildet, beurteilen zu 
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können. Daher habe ich dann auch im Juli 1938 in der Zeitschrift „D e 
Economist“ den Gedanken verfochten, die gesamten Eisenbahn- 
schulden von noch 289 Millionen Gulden durch den Staat übernehmen 
zu lassen, womit die ganze große Rentenlast für die Eisenbahnen in 
Wegfall käme. Dieser Vorschlag wurde bei der Beratung des Reichs- 
etats für 1939, die Ende Dezember 1938 stattfand, in den Generalstaaten 
ausführlich besprochen, wenngleich er von Regierungsseite keine prin- 
zipielle Entgegnung, aber auch nicht viel Unterstützung fand. Meines 
Erachtens zu unrecht. Denn es handelt sich um eine wohlgerecht- 
fertigte Übertragung von Schulden von einem Portefeuille auf das 
andere, Schulden, die überdies durch eine verkehrte Eisenbahnpolitik der 
Regierung verursacht worden sind. 

Die Sparmaßnahmen wurden straff durchgeführt. Außer einer 
Einschränkung der Personalausgaben wurden nicht nur zahlreiche un- 
bedeutende und verlustbringende Linien stillgelegt, sondern zugleich 
eine Menge weniger bedeutender Stationen für den Personen- oder Güter- 
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verkehr, zum Teil auch für beide Verkehrsarten, aufgehoben. Letzteres 
ergibt sich aus der Zahl von Stationen, die 1926 noch 860 betrug, 1938 
aber auf 372 zurückgegangen ist; der Verkehr von Reisenden und Gütern 
wurde auf den kleineren Bahnhöfen der nicht stillgelegten Strecken dem 
Autobus und den Lastkraftwagen überlassen. Demgegenüber wurde der 
Dienst am Kunden in beträchtlichem Maß verbessert, so durch die Ein- 
führung der Kunze-Knorr-Bremse bei den Güterzügen, verbesserte Zug- 
förderungsmethoden, die Einführung des Gruppensystems in der Güter- 
beförderung, die Verwendung von Behältern, vereinfachte Wagenver- 
teilung, Tarifermäßigungen, Errichtung einer Tochtergesellschaft, der 
Algemeene Transport Onderneming (A, T. O.) 1927, der 1928 das alt- 
bekannte private Bahnspeditionsunternehmen van Gend & Loos angeglie- 
dert wurde — ich komme hierauf noch zurück —, Einführung des Diesel- 
betriebs, Ausdehnung des elektrischen Netzes in 1937 von 235 km auf 
512 km, Erhöhung der Zuggeschwindigkeiten auf 125 km pro Stunde, 
einen Stundenverkehr, später Halbstundenverkehr auf den wichtigsten 
Strecken usw. Die Betriebsausgaben sanken dadurch von 194 Millionen 
Gulden 1921 auf 88,5 Millionen 1938. Dem stand gegenüber, daß die Ein- 
nahmen von gleichfalls 194 Millionen Gulden in derselben Periode auf 
100,9 Millionen Gulden sanken, Der geringe Betriebsüberschuß ist natür- 
lich allemal unzureichend, um die Kapitallasten zu decken, Daher dann 
die unerquicklichen Eisenbahnfehlbeträge. 

Gegenwärtig umfassen die „Niederl. Eisenbahnen“ 2397 km; sie 
besitzen ferner 783 km Nebenbahnen und 135 km Kleinbahnen. In 
Seeländisch-Flandern an der belgischen Grenze besteht noch eine kleine 
belgische Gesellschaft, die die 36 km lange Linie Mecheln—Gent— 
Terneuzen betreibt. Ferner gibt es noch 20 Überland-Kleinbahnen und 
7 städtische Straßenbahnen in der Hand von verschiedenen Privatgesell- 
schaften und Gemeinden, die allmählich ihren Betrieb ganz oder teil- 
weise auf Autobus- oder Lastkraftwagenbetrieb umstellen. Infolge der 
Finanznöte dieser Betriebe — hauptsächlich hervorgerufen durch die 
Kraftwagenkonkurrenz — sind in den letzten Jahren zahlreiche Über- 
land-Kleinbahnen aufgehoben, durch Autobusdienste ersetzt oder zu 
Gruppen vereinigt worden. 

Vielleicht fällt es auf, daß das Eisenbahnnetz, vgl. die Karte, in Hol- 
land so klein ist. Wenn man den Flächenraum oder die Bevölkerung der 
Niederlande durch die Anzahl Betriebskilometer der Eisenbahnen teilt, 
dann ist man erstaunt, daß der Quotient so klein ist im Verhältnis zu den 
gleichartigen Ziffern anderer mittel- und westeuropäischer Länder. Hier- 
aus abzuleiten, daß Holland auf dem Verkehrsgebiet rückständig sei, wäre 
indessen falsch. Man findet hier eine praktische Bestätigung des Satzes, 
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von dem ich vorhin sprach, daß das Verkehrswesen eine Einheit bildet, 
die Landwirtschaft und Gewerbe dient. Man soll nämlich nicht ver- 
gessen, daß Holland ein Land ist, das durch große befahrbare Ströme 
und zahllose Kanäle durchzogen wird, so daß hier sich von alters her 
eine sehr lebhafte Binnenschiffahrt entwickelte. Kein Land der Erde 
verfügt über ein derartig dichtes Wasserstraßennetz. Der deutsche 
Volkswirt Teubert sagt auf Seite 201 seines Werkes Die Binnen- 
schiffahrt: „Betreffs Dichte des Wasserstraßenetzes steht Holland 
mit 1 km auf 7,19 qkm der Landfläche an der Spitze aller Staaten.“ Seit 
er dies schrieb, ist die Verhältnisziffer noch günstiger geworden. Die 
Ziffern, die Reinhard einige Jahre zuvor (1929) in seiner Weltwirt- 
schaftlichen und politischen Erdkunde veröffentlichte, 
sind nicht mehr zutreffend. Er berechnete damals, daß die Nieder» 
lande 140, Belgien 56, England 38, Deutschland 26, Frankreich und Ruß- 
land 22, Finnland 15 und die Vereinigten Staaten von Amerika 6,7 km 
Wasserstraße auf 1000 qkm Fläche aufwiesen. Ebenso wie die Teubert- 
schen Ziffern ist diese Zahl für Holland so ungünstig, weil seitdem zahl- 
reiche neue Großschiffahrtswege angelegt wurden. Die Holländer sind 
nun einmal nicht glücklich, wenn sie keine Kanäle graben und Schleusen 
bauen können. Die neueste Ausgabe des Wegweisers für die 
Binnenschiffahrt beziffert die für die Schiffahrt in Betracht 
kommenden Wasserstraßen — also ohne die allein der Entwässerung 
dienenden Kanäle — auf 7498 km. Aus diesen Ziffern kann man die Be- 
deutung des Wasserstraßennetzes und des sich auf ihm abwickelnden 
Verkehrs ableiten, wobei ich bemerken will, daß in Holland der Wasser- 
durst noch immer anhält. 

Selbst in den Notjahren, die hinter uns liegen, dehnte sich die 
Binnenflotte noch aus. Am 1. März 1934 wurden 17133 Binnenschiffe 
mit einer Ladefähigkeit von 3118 000 Tonnen gezählt, drei Jahre später 
lauteten diese Zahlen 18941 Schiffe mit 3764 000 Tonnen, wovon an- 
nähernd die Hälfte motorisiert ist. Wahrscheinlich ist diese Erscheinung 
zurückzuführen auf den umfangreichen Bau kleiner Küstenfahrer, die zu- 
gleich in der Binnenschiffahrt auftreten und die namentlich den kleine- 
ren Binnenschiffen, die allmählich verschwinden, scharfen Wettbewerb 
bereiten. 

Es ist daher verständlich, daß der Güterverkehr in Holland großen- 
teils dem Wasserweg und nicht dem Schienenweg folgte. Wie die tat- 
sächlichen Verhältnisziffern zwischen den beiden Verkehrszweigen lau- 
ten, ist niemals statistisch festgestellt worden. Auf Grund von Schätzun- 
gen nimmt man vielfach an, daß ungefähr 80 % des Güterverkehrs in 
Holland den Wasserweg benutzen. Hierin ist zugleich die Erklärung für 
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die Tatsache zu finden, daß in Holland die Eisenbahnen für den Güter- 
verkehr viel weniger wichtig waren als in anderen Ländern. Zugleich 
erklärt das auch, daß die Eisenbahnen in Holland immer, selbst in den 
besten Jahren, eine so mäßige Verzinsung auf das in ihnen investierte 
Kapital abwarfen, weil der Massengutverkehr — der in anderen Ländern 
den größten Teil der Einnahmen ergibt — als Folge der geographischen 
Verhältnisse in Holland auf den Schienenwegen sehr gering ent- 
wickelt war, 

Allmählich bin ich nun zu der Binnenschiffahrt gekommen, die sich 
zwar so stark entfaltet hat, aber eigentlich niemals eine Periode großer 
wirtschaftlicher Blüte kannte; einige Ziffern und Betrachtungen gab ich 
bereits im Vorangehenden. Im Gegenteil, immer wieder befand sich die 
Binnenschiffahrt in einem Notzustand, so daß von dieser Seite ununter- 
brochen auf eine Herabsetzung oder Beseitigung der auf den Wasser- 
straßen erhobenen Abgaben gedrängt wurde. 1900 beschloß die Regie- 
rung endlich, die Zölle und sonstigen Abgaben auf den Reichswasser- 
straßen — und auf den Reichsstraßen — aufzuheben. Wirtschaftliche 
Gründe wurden dafür nicht angegeben. Man hielt es einfach für über- 
flüssig, die Schiffahrt für den Gebrauch des Reichswasserstraßennetzes 
bezahlen zu lassen. Rente und Amortisation der in Reichskanälen — 
und Reichsstraßen — investierten Kapitalien, die Unterhaltung wie die 
Bedienung der Brücken und Schleusen wurden seit diesem Zeitpunkt 
nicht mehr durch die Benutzer, sondern von der Volksgesamtheit bezahlt. 
Der Finanzminister, der seinen Etat infolge dieses Einnahmeausfalles 
nicht ausgleichen konnte, begegnete diesem durch Einführung einer 
Stempelsteuer, d.h. durch eine Steuermaßnahme, die mit dem Verkehr 
nichts zu tun hatte, Überflüssig zu sagen, daß hierdurch die Wett- 
bewerbsbedingungen zwischen Eisenbahn und Wasserstraßen in beträcht- 
lichem Umfang gestört wurden, ohne daß dem Schiffsverkehr, in dem die 
Konkurrenz Orgien feierte, damit auf die Dauer geholfen war, und zwar 
um so weniger, weil ein wesentlicher Teil des Kanalnetzes sich in der 
Hand von Provinzen, Gemeinden, Wasserschaften und Privatunternehmen 
befand, die nicht daran dachten, ihre Einnahmen aus dem von ihnen 
getragenen Wasserstraßennetz aufzugeben. Der Zustand ist dann auch 
noch immer so, daß in einigen Provinzen, namentlich im Nordosten des 
Landes, nach wie vor Wasserstraßenabgaben erhoben werden, welche von 
der Schiffahrt als drückend und ungerechtfertigt betrachtet werden, 
während in anderen Landesteilen, wo hauptsächlich Reichskanäle vor- 
handen sind, die Schiffahrt vollständig frei ist, Ein Schleppmonopol 
wie auf einigen deutschen Flüssen und Kanälen gibt esin Holland nicht, 
so daß man sagen kann, daß die Schiffahrt auf den Reiehswasserstraßen 
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keine Lasten trägt. Einen Vergleich der Verhältnisse in Holland, 
Deutschland, Frankreich, England und den Vereinigten Staaten habe ich 
1934 auf dem 10. Niederländischen Binnenschiffahrtskongreß in einem 
sehr eingehenden Gutachten, DieBinnenschiffahrtsabgaben 
und der Gesetzentwurf für den Verkehrsfonds, ge 
geben’, 

Unbeschadet dieser Vorzugsstellung geriet die Binnenschiffahrt in- 
folge der Wirtschaftskrise und des Kraftwagenwettbewerbs in noch be- 
drängtere Umstände, die dazu führten, daß 1933 das Gesetz betreffend 
„eine möglichst gleichmäßige Frachtverteilung in der Binnenschiffahrt“ 
zustande kam, das sich jedoch allein auf die sogenannte „Wilde Fahrt“, 
also den unregelmäßigen Bedarfsverkehr, bezog. Der Linienverkehr und 
der Werkverkehr zu Wasser fielen nicht darunter. Das Gesetz zeitigte, 
wie man sagte, eine „Verteilung der Armut“. Höheren Frachten standen 
längere Wartezeiten gegenüber. Hinzu kam, daß das Gesetz wegen inter- 
nationaler Verträge auf dem Rhein hier und da keine Anwendung fand. 
Und als die Rechtsprechung des Hoogen Raads, des Obersten Gerichts- 
hofes der Niederlande, soweit ging, zu dem Rhein auch die gesamten 
Mündungen der großen Flüsse zu rechnen, da war es ganz aus, und das 
Gesetz hatte praktisch wenig Bedeutung mehr. Gleichwohl wurde die 
Gültigkeit des Gesetzes 1938 abermals verlängert in Erwartung einer 
Verkehrskoordination, zu der auch ein Konzessionssystem für die 
Binnenschiffahrt gehören soll. 

Ich hoffe, im Vorangehenden nicht zu ausführlich geworden zu sein 
Wer über die Binnenschiffahrt in Holland mehr wissen will, den darf 
im verweisen auf das ausgezeichnete Buch des früheren Leiters des 
Instituts für Verkehrswissenschaft an der Universität Köln, Professor 
Dr. A. F. Napp-Zinn: Binnenschiffahrtspolitik der Nie- 
derlande® In Holland besteht kein einziges Buch auf diesem Gebiet 
und es ist recht bemerkenswert, daß ein deutscher Gelehrter im Auftrag 
des „Verkehrswissenschaftlichen Forschungsrates beim Reichsverkehrs- 
ministerium“ erst eine solche Studie schreiben mußte, Ich, der ich die 
Zustände im Schiffahrtswesen der Niederlande sehr gut kenne und selbst 
verschiedene Monographien über Teilgebiete geschrieben habe, kann nicht 
umhin, hier meine volle Anerkennung für die Arbeit eines Ausländers 
zum Ausdruck zu bringen. 

Zurückkommend auf den Wasserverkehr darf ich hier noch zufügen, 
daß die Regierung in den letzten Jahrzehnten durch Neubauten das Netz 

1 Vgl. dazu Archiv für Eisenbahnwesen 1934, S. 1223. 


2 Vgl. Zeitung des Vereins Mitteleuropäischer Eisenbahnverwaltungen 
1939 S. 590. 
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der abgabenfreien Reichskanäle beträchtlich vergrößerte, wobei sie von 
dem Wunsch ausging, den sogenannten „billigen“ Wassertransport zu 
fördern, ohne zu bedenken, daß die Kosten dieser Wasserstraßen durch 
keine einzige Einnahme seitens der Benutzer gedeckt werden. In der 
Jüngsten Zeit liegt das Streben zutage, alle Plätze von einiger Bedeutung 
durch Großschiffahrtskanäle an das bestehende Netz anzuschließen und 
diese Städte sämtlich zu einer Art Rheinhäfen zu machen. Infolgedessen 
sind Millionen in die Kanäle gesteckt worden. Zum Beispiel kosteten: 
1905 der Wilhelmina-Kanal (Schiffe von 600 Tonnen) . . 24 Millionen Gulden 
1915 Maas-Waal-Kanal, Maas-Kanalisation (2000 Tonnen, 

kann erweitert werden für Schiffe von 3000 Tonnen) 

und Kanal Wessem—Nederweert (600 Tonnen). . . 46 ei 
1919 Twente-Kanal (1350 bis 1800 Tonnen, kann erweitert 

werden für Schiffe bis 2000 Tonnen) . . . DCH D » 
1921 Juliana-Kanal (2000 Tonnen, kann GE Gan 

für Schiffe bis 3000 Tonnen). . . - ve 81 a 
1931 Amsterdam-Rhein-Kanal für Schiffe bis 4000 Wonnen 

(noch nicht ganz fertig) s=. s si 22 u... ...50 Dt 


neben den provinzialen Kanälen in Süd- und Nordholland, Friesland und 
Groningen. Überdies steht noch eine Reihe von Kanälen auf dem Bau- 
Programm. Von einer Rentabilitätsberechnung ist niemals die Rede ge- 
wesen. Das Ergebnis war eine fühlbare Frachtermäßigung für Versender 
und Empfänger der Güter, soweit ihre Betriebe an oder dicht bei den 
Wasserstraßen lagen, ohne daß die Binnenschiffahrt, die übrigens auch 
niemals die Kanäle gefordert hatte, aus ihrer Notlage befreit wurde. 
Unter dem Einfluß erleichterter Schiffshypothekengewährung dehnte 
sich die Flotte immer mehr aus, ohne daß das Verkehrsaufkommen in 
gleichem Schritt stieg. Hingegen ging der Güterverkehr der Eisenbahnen 
zurück, da diese einen Teil ihres bisherigen Verkehrs entschwinden sahen, 
Überdies mußten sie ihre Tarife ermäßigen, um den übrigen Verkehr zu 
behalten. Vor einem Jahr berechnete man, daß beispielsweise die Anlage 
der Juliana- und Twente-Kanäle dem Lande jährlich 6,5 Millionen Gulden 
an Rente, Tilgung, Unterhalt und Bedienung kostete, und weiter, daß die 
Eisenbahnen durch den durch sie hervorgerufenen geringeren Kohlen- 
versand einen Nettoverlust von 6,5 Millionen Gulden erlitten, was zu- 
sammen einen Verlust von 13 Millionen Gulden für den Fiskus aus- 
macht. Stellt man dem gegenüber, daß die Frachtersparnis rund 6 Millio- 
Den Gulden betrug, dann heißt dies, daß der Steuerzahler jährlich ohne 
Not 7 Millionen Gulden aufbringen muß. Erwähnt man hier noch, daß 
die Regierung den Kohlenzechen die Erlaubnis gab, eigene Zechenbahnen 
nach den Umschlaghäfen an der Maas anzulegen, während bereits aus- 
reichende Eisenbahnverbindungen bestanden, wodurch also der Verkehr 
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über die Strecke den Eisenbahnen, an denen der Staat finanziell so stark 
interessiert war, ebenfalls entzogen wurde, dann sieht man, wie der Staat 
sich selbst benachteiligte. Diese ruinöse Politik wurde und wird ver- 
teidigt unter Berufung auf die „indirekte Rentabilität“, einen Begriff, 
mit dem sich jede Maßnahme verteidigen läßt, und die, wie ich an einem 
konkreten Beispiel zeigte, äußerst gefährlich sein kann, 

Erst in allerjüngster Zeit zeigt sich die Regierung gegenüber der- 
artigen uferlosen Kanalplänen ablehnend. Die öffentliche Meinung ver- 
langt indessen immer wieder neue Kanäle, unterstützt durch deren Er- 
bauer „in spe“. Und das Resultat ist, daß dann die schwache Regierung 
jedesmal wieder nachgibt und neue Kredite bewilligt, wobei Krokodils- 
tränen vergossen werden über die Eisenbahndefizite und die notleidenden 
Schiffer, denen allein geholfen werden könnte durch Einschränkung der 
Neubauten und Abwrackung unwirtschaftlicher Schiffe, also Verkleine- 
rung der Tonnage, die um so nötiger ist, als durch die Motorisierung die 
Umlaufsgeschwindigkeit der Schiffe erhöht worden ist, und durch Ein- 
führung eines straffen Konzessionssystems. 

Als ich in 1932 in einem Vortrag vor dem Königlichen Institut der 
Ingenieure gleichfalls hierfür eintrat, wurde ich als töricht verlacht. 
Jetzt sind wir soweit, daß die Regierung dieselben Maßregeln erwägt. 
Wohlbemerkt: erwägt. Das heißt, daß noch recht viel Wasser den Rhein 
hinunterfließen muß, bis der Gesetzgeber entscheidende Maßnahmen er- 
griffen haben wird. Wenn ich erwähne, daß erst in allerjüngster Zeit un- 
vollständige statistische Daten über die Binnenflotte und ihre Verkehrs- 
leistungen veröffentlicht worden sind, obschon nichtsdestoweniger bereits 
1879 im Parlament dafür Zusicherungen gegeben worden waren, dann 
brauche ich nicht zu sagen, daß in dieser Hinsicht pessimistische Gefühle 
obwalten, und ebensowenig, daß ich, so wenig wie irgend jemand anders, 
ein ziffernmäßig genaues Bild von der Bedeutung der Binnenschiffahrt 
geben kann. Lediglich kann ich feststellen, daß sie stark frachtensenkend 
gewirkt hat und daß zugleich in diesem Betriebszweig die größte Armut 
herrscht, weil durch den Überfluß an Verkehrsmitteln das Frachten- 
niveau unter eine lohnende Höhe gesunken ist. 

Wenn ich in dem Vorhergehenden in großen Zügen dargelegt habe, 
welchen Einfluß Binnenschiffahrt und Eisenbahn aufeinander ausübten, 
so sei doch erwähnt, daß im Lauf der Jahre sich ein gewisser Gleich- 
gewichtszustand herausgebildet hat. Verhängnisvoll wurden die Ver- 
hältnisse erst, als sich noch ein weiteres Verkehrsmittel hinzugesellte, 
nämlich der Kraftverkehr, der durch seine plötzliche Entwicklung eine 
Revolution auf dem Verkehrsgebiet hervorrief. Ursprünglich wurde die 
Bedeutung des Kraftverkehrs unterschätzt. Er sollte teuer und unsicher 
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sein, das Straßennetz sollte für die Anwendung großer Geschwindigkeiten 
nicht geeignet sein usw. Erst nach dem Weltkrieg kam die große Um- 
wandlung und der Straßenverkehr strebte nach dem Platz, zu dem ihn 
die technische Entwicklung des Motors befähigte. 

In 1926 ergab sich der Zustand, daß die durch die alles vernichten- 
den Autos verursachten Straßenkosten unerträglich wurden. Daher 
wurde beschlossen, den Kraftverkehr zu den Kosten für die Verbesserung 
und Unterhaltung des Straßennetzes erster Ordnung, das hauptsächlich 
durch das Reich verwaltet wird, beitragen zu lassen. Anfang 1927 wurde 
ein „Straßenfonds“ eingerichtet, aus dem die Modernisierung des Reichs- 
straßennetzes bezahlt werden sollte. Die Provinzen bekamen für die Ver- 
besserung, Bau und Unterhaltung der ihnen obliegenden Straßen zweiter 
Ordnung aus dem Straßenfonds (neuerlich bekommen sie auch noch 
Einkünfte aus dem noch zu nennenden Verkehrsfonds für die Ver- 
besserung usw. der sogenannten Straßen dritter Ordnung) einen 
für ihr Gebiet zu kleinen Anteil, so daß sie selbst Anleihen aufnehmen 
mußten. Die Gemeinden bekamen nichts, ebenso wenig die Wasser- 
schaften, Polder, und die privaten Wegeunterhaltspflichtigen. Als Ein- 
nahme des Fonds kamen in Betracht eine Straßensteuer der Kraftfahr- 
zeuge nach dem Gewicht, eine Fahrradsteuer und ein Reichsbeitrag 
(außerdem Reichsvorschüsse). Ursprünglich betrugen die Einnahmen 
12 Millionen Gulden aus der Straßensteuer, 7 Millionen Gulden aus der 
Fahrradsteuer, 4 Millionen Gulden Reichsbeitrag. Man achte auf das 
groteske Verhältnis von 12 und 7 Millionen Gulden zwischen dem Auf- 
kommen der beiden Zwecksteuern. Die Bezeichnung „grotesk“ hierfür 
stammt übrigens von dem Stuttgarter Hochschulprofessor Dr.-Ing. Carl 
Pirath, 

In dem gleichen Jahr 1927 trat auch ein stark dezentralisiertes Kon- 
zessionssystem für Autobusse in Kraft, auf Ersuchen der zuverlässigen 
Autobusunternehmungen und der Eisenbahnen. Letztere besaßen inner- 
halb dieses rudimentären Systems kein Vorzugsrecht. 

Die Ausgaben für die Verbesserung des Straßennetzes, das aus rund 
3300, 4400 und rund 18 000 km Straßen erster, zweiter und dritter Ord- 
nung bestand, stiegen derartig, daß man die Straßensteuer der Autos er- 
höhen mußte, Indessen gelangte man nicht zu einem ausgeglichenen 
Etat. Man hatte also in diesen Jahren große Risenbahndefizite, große 
Schiffahrtsdefizite — wenn diese auch nicht in den Etats zum Ausdruck 
kamen — und große Straßendefizite, dazu noch die Luftfahrtdefizite. Der 
Zustand wurde also unhaltbar, obgleich in die allgemeine Staatskasse 
auch der Benzinzoll und, seit 1931, nach dem gewaltigen Sturz der Benzin- 
Preise, auch die „zeitlich begrenzte besondere“ Einfuhrsteuer auf diesen 
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Brennstoff flossen. Die Regierung, die auch mit anderen finanziellen 
Schwierigkeiten zu kämpfen hatte, setzte eine Sparkommission ein, die 
nach ihrem Vorsitzer, dem gegenwärtigen Kolonialminister Welter, „Kom- 
mission Welter“ genannt wurde. 

Es ist das große Verdienst dieser Kommission, daß sie erstmalig 
in den Niederlanden darauf hinwies, daß der inländische Verkehr eine 
Einheit bilde. Sie empfahl verschiedene Maßnahmen, um Einsparungen 
zu erzielen, unter anderem durch Zusammenfassung aller Ausgaben und 
Einnahmen des Staates für den Verkehr und aus dem Verkehr in 
einem Fonds, dem sog. Verkehrsfonds, Dieser Verkehrsfonds, in dem 
der frühere Straßenfonds aufging, wurde durch Gesetz geschaffen, Eine 
Beratungs- und Unterstützungskommission unter Vorsitz des Professors 
Dr. F. de Vries von der Handelshochschule Rotterdam wurde eingesetzt, 
um dem Verkehrsminister mit Rat und Tat bei Verkehrsfragen zur Seite 
zu stehen, 

Zweifelsohne bedeutete die Einrichtung eines Verkehrsfonds in ver- 
waltungsmäßiger Hinsicht einen ersten Schritt auf das richtige Ziel. 
Aber es kam nicht viel dabei heraus. Um so weniger, als, wie bereits 
gesagt, in dem Verkehrsfonds nur die Ausgaben und Einnahmen des 
Staates erfaßt wurden und die ebenso bedeutenden Ausgaben der 
Provinzen, Gemeinden und Wasserschaften nicht darin erscheinen, und 
lediglich ein kleiner Teil der Ausgaben als Unterstützungen der Pro- 
vinzen. Für die Finanzen der Gesamtheit als Ganzes war die Einrichtung 
des Verkehrsfonds ohne Nutzen, er gibt vielmehr noch immer zu falschen 
Vorstellungen Anlaß. 

Für den beschleunigten Bau von Brücken über die großen Ströme 
wurden noch 60 Millionen Gulden nötig erachtet. Zur Deckung der Vor- 
schüsse wurde kein Brückengeld eingeführt, wie dies ursprünglich be- 
absichtigt war, statt dessen ein kleiner Zuschlag auf die Benzinsteuer er- 
hoben. Dieser kleine Teil der Benzinsteuer dient also zur Speisung des 
Verkehrsfonds — des „verkehrten“ Fonds, wie er scherzweise gelegent- 
lich genannt wird —. Dieser Teil der Benzinsteuer ist also ebenso wie 
die inzwischen erhöhte Kraftfahrzeugsteuer, die früher Straßensteuer 
hieß, eine Zweckbelastung. 

Während der Geltung des 1926 abgeänderten „Gesetzes betreffend 
die öffentlichen Verkehrsmittel“ stieg die Zahl der konzessionierten 
Autobusse von 3094 im Jahre 1928 auf 3841 im August 1937. Das 
Fassungsvermögen stieg von 57.000 auf 98 000 Sitzplätze. Ein Konzes- 
sionssystem für Lastkraftwagen bestand und besteht noch immer nicht. 
Ich erwähnte bereits oben, daß die Eisenbahnen sich auch im Kraftver- 
kehr betätigen, Infolge der gegen sie eingestellten Arbeit der Provinzen 
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erhielten sie indessen fast keine Konzessionen für den Autobusverkehr, 
Im Jahre 1938 besaß die Algemeene Transport Onderneming (A.T. O.), 
von der ich oben bereits sprach, nur zehn Konzessionen, Sie unterhielt 
(Ende 1938) mit 70 Autobussen einen Verkehr über eine Gesamtstrecken- 
länge von nur 270 km. Was den Lastkraftwagenverkehr betrifft, so be- 
trieb die gleiche Unternehmung regelmäßige Frachtdienste über 5335 km 
Straßenlänge mit 453 Lastkraftwagen, darunter 21 Schleppern, Gegen- 
über einer Gesamtzahl von rund 10 000 Lastkraftwagen in 1925, 26 843 in 
1928, 47 160 am 1. August 1935 und 50 998 Lastkraftwagen am 1. August 
1938 sind dies unbedeutende Zahlen. 

Aus diesen Zahlen kann man übrigens auch ersehen, daß die Zahl 
der Lastkraftwagen in den letzten Jahren nur eine geringe Steigung auf- 
weist. Automobil- und Benzinkreise führen diese auf zu hohe Lasten 
zurück, obschon der Kraftverkehr noch lange nicht eigenwirtschaftlich 
ist. Überdies ist der Benzinpreis an den Tankstellen nicht hoch. Als 
Ergebnis des Wettbewerbkampfes der Benzingesellschaften beträgt der 
Nettopreis 6% Cents pro Liter. Die gesamte Benzinbelastung macht 
71% Cents aus, so daß der Preis auf 14 Cents zu stehen kommt, also auf 
ungefähr 23 Pfennig, die Reichsmark zu 60 Cents gerechnet. Sicherlich 
nicht hoch im Vergleich mit anderen Ländern. Die Benzinsteuer kommt 
indessen größtenteils nicht dem Verkehrsfonds, also nicht direkt dem 
Straßenbau zugute. Dieselöl unterliegt keiner Besteuerung; indessen 
werden seit kurzer Zeit die schweren Dieselwagen besonders besteuert, 
um diese Kraftfahrzeuge und die mit Benzin betriebenen in ein etwa 
gleiches Besteuerungsverhältnis zu bringen. Dies ist auch der Fall mit 
motorischen Fahrzeugen, die auf andere Weise als mit Benzin betrieben 
werden (Holzgas usw.). 

Oben sagte ich bereits, daß die dezentralisierte Konzessionsgesetz- 
gebung für Autobusse im Linienverkehr (seit 1928) nur mäßig befrie- 
digte. Das Gesetz wurde in ziemlich großem Umfang umgangen, Um 
hiergegen anzugehen, machte der Verkehrsminister von der ihm 1935 
durch Gesetz gegebenen Befugnis, die Konzessionserteilung in eine Hand 
zu bringen, Gebrauch. Dies konnte geschehen durch königliche Verord- 
nung mit Berufungsmöglichkeit an die Krone. Eine Kommission wirkte 
dabei beratend mit. Diese Regelung durch Notverordnung, die bis 
15, Februar 1939 in Kraft treten sollte, hat sich zu einem wahren Trauer- 
spiel entwickelt. Die Verordnung, betreffend die Autobeförderung von 
Personen (R.A.P.) wurde juristisch angefochten, gewogen und zu leicht 
befunden. Von diesem Augenblick an schossen nicht-konzessionierte, 
sogenannte „wilde“ Autobusunternehmungen wie Pilze in die Höhe. 
Wiederholt wurde der Text des R.A.P. geändert ; immer wieder entdeckten 
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die juristischen Berater der Autobusunternehmer neue Löcher zum Hin- 
durchschlüpfen. Die Eisenbahnen und Straßenbahnen und die konzessio- 
nierten Autobusbetriebe strengten darauf gegen die ihrer Ansicht nach 
unlauteren Wettbewerber Zivilprozesse wegen Schädigung ihrer Belange 
an, wobei sie sich auf das ursprüngliche Gesetz stützten, Manche Richter 
gaben den Antragstellern recht und untersagten den weiteren Betrieb, 
andere taten hinwieder das Gegenteil und erklärten dieVerordnung für un- 
verbindlich, Die Folge davon war, daß Autobusdienste von Unternehmern 
aus Amsterdam auf der Strecke Amsterdam—den Haag verboten waren, 
die von Unternehmern aus dem Haag über die gleiche Strecke hingegen 
nicht. Der Justizminister verbot alsdann alles und verhinderte Verkehre 
auf solchen Strecken, für die in der einen Richtung ein Verbot galt. Nun 
nahmen die Autobusunternehmen den Staat ihrerseits wegen Schädigung 
in Anspruch. Das Seltsamste war, daß ein Richter auf Grund des neuen, 
verbesserten R.A.P. einen Autobusunternehmer strafrechtlich freisprach, 
ihn jedoch verurteilte für die Periode, während der der Dienst unter 
Wirksamkeit des verfallenen R.A.P. ausgeübt worden war, das als unzu- 
länglich betrachtet worden war. 

Als im Herbst letzten Jahres eine Reihe von Touristen-Autobussen 
aus dem Betrieb genommen wurden, wurden diese sofort benutzt, um 
damit unkonzessionierte Linien zu organisieren, die auf den lohnenden 
Strecken einander, den konzessionierten Autobussen und den Eisen- 
bahnen schärfste Konkurrenz bereiteten, Man gründete Reisegesell- 
schaften, Clubs, deren Mitglied man werden konnte, um dann unent- 
geltlich zu reisen, wodurch sich die Unternehmer der Erfassung als 
Betriebsführer gegen Entgelt entzogen. Man gewährte Gratisreisen und 
verkaufte Spielsachen im Wert einer Fahrt. Um einander in den Grund 
zu bohren, gewährte man gelegentlich Gratisfahrten hin und zurück. 
Manchmal bekam der Reisende noch eine Tasse Kaffee umsonst dazu. 
Dieser irrsinnige Zustand gab zu vielen Karikaturen Anlaß. Beispiels- 
weise erschien der Justizminister auf einer Lokomotive als Sankt Georg, 
wie er den Drachen, einen Lindwurm von Autobussen, bekämpfte. 

Als nun Anfang Dezember 1938 der Hooge Raad (das Reichs- 
gericht) das R.A.P. in seiner letzten Fassung (vom Juni 1938) für 
unverbindlich erklärte, reichte die Regierung ein „Notgesetz“ bei der 
Volksvertretung ein, das der Umgehung des RB. A. P. ein Ende bereiten 
sollte durch Ausdehnung der Vollmacht, die 1935 verliehen war. Hier- 
mit erklärte sich die Volksvertretung nicht einverstanden; sie ergänzte 
die bestehende Vollmacht so, daß sie die strafrechtliche Haftbarkeit von 
juristischen Personen ausdrücklich feststellte. Diese Gesetzabänderung 
wurde allgemein angenommen, und daraufhin erschien eine neue Aus- 
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gabe des R. A.P., in dem nicht die Beförderung mit jeglichem Motor- 
fahrzeug, sondern nur das Betreiben von bestimmten Arten von Auto- 
transporten (Autobusdiensten, Ausflugsfahrten, Taxen und Mietautos) 
an eine Erlaubnis geknüpft wurde. Dennoch lebten die „wilden Auto- 
busse“ wieder frisch und froh weiter bis im Mai 1939, solange der 
höchste Richter entschied, daß die strafrechtliche Bestimmung verbind- 
lich war. 

Gegenwärtig (Mitte Juni) sind zwei Gesetzentwürfe eingebracht. 
Der eine zielt darauf ab, den Autobus-Linien- und Ausflugsverkehr und 
den Taxi-Betrieb nicht länger durch das R. A. P., sondern durch Gesetz zu 
regeln, der andere darauf, das Ermächtigungsgesetz von 1935 zu ver- 
bessern, auf dieser Grundlage ein Konzessionssystem für den Lastkraft- 
wagenverkehr und die Binnenschiffahrt zu schaffen und das gebrechliche 
Gesetz betreffend die gleichmäßige Frachtverteilung in der Binnenschiff- 
fahrt etwas zu verbessern. Die jetzt ausgeschalteten „wilden“ Autobus- 
unternehmer hoffen bereits, Löcher in den Gesetzen entdecken zu können 
und ihren Wettbewerb mit den konzessionierten Unternehmungen und 
den Eisenbahnen ungestraft aufs Neue aufnehmen zu können. 


Die Regierung hofft, daß Minimum- und Maximum-Tarife festge- 
stellt werden können. Sie übersieht, daß die Binnenschiffahrt und der 
Kraftverkehr, die nicht in Verbände mit Zwangsgewalt zusammengefaßt 
sind, sich nicht an die vereinbarten Tarife halten werden. Als ob dies 
möglich wäre, bei tausenden nicht organisierter Einzelunternehmen! 
Außerdem, was bestimmt die Höhe der Tarife mit? Unter anderem die 
Soziallasten der Betriebe! Aber die Löhne, die Dienst- und Ruhezeiten, 
die Urlaubs- und Pensionsregelungen, die gesetzliche Haftpflicht bei Un- 
fällen, die Beförderungspflicht, sie entbehren bei Binnenschiffahrt wie 
Lastkraftwagenverkehr der gesetzlichen Festlegung. Teilweise selbst bei 
dem konzessionierten Autobusverkehr. Dies alles muß erst geregelt 
werden, wenn man zu vernünftigen Tarifübereinkommen kommen will. 
Außerdem befürchtet die Regierung eine außergewöhnliche Zunahme des 
Werkverkehrs, wenn sie dem übrigen Verkehr zu viel Lasten auferlegt. 
Andererseits will sie hinwieder den Werkverkehr nicht einschränken, 
weil sie eine Erstarrung des Verkehrswesens befürchtet. 

Fügt man hier noch hinzu, daß der inländische Luftverkehr, der 
nach Professor Pirath erst über 500 km rentabel ist, auf den Beinen 
gehalten werden muß mit Subventionen und kostenloser Zurverfügung- 
stellung von Flugplätzen durch die Gemeinden und daß jede Stadt einen 
eigenen Flugplatz haben möchte, so trägt dies zur Vermehrung des 


994 Das Verkehrswesen in den Niederlanden, 


Durcheinanders bei. Allerdings ist zuzugeben, daß bei dem Luftverkehr 
einige andere Forderungen mitsprechen, so die Landesverteidigung und 
die Verbindung mit den Kolonien. u 

In Deutschland hat man ähnliche Zustände gekannt. Die hierauf 
bezügliche unerquickliche Literatur habe ich so ziemlich ganz durch- 
gearbeitet. Kürzlich las ich nochmals, was der Kölner Professor Dr. 
Ernst Esch 1932 darüber geschrieben hat in seinem zusammenfassen- 
den Büchlein „Verkehrsmonopol oder freie Verkehrs- 
wirtschaft“. Ungefähr die gleichen Zustände, wie sie dort skiz- 
ziert wurden, herrschen jetzt in den Niederlanden, Nur sind sie etwas 
ernster, weil die Eisenbahnfinanzen in Deutschland damals noch durch 
einen Posten belastet waren, der gestrichen werden konnte, nämlich die 
Reparationsverpflichtungen. Bei uns ist der Eisenbahnbetrieb immer 
nur wenig rentabel gewesen als Folge des Binnenschiffahrtswett- 
bewerben. Überdies ist die Denkungsart des Durchschnitt-Holländers 
anders als die des Durchschnitt-Deutschen. Der Deutsche schwört 
auf Organisation. Der Holländer steht ihr grundsätzlich ablehnend 
gegenüber. Eine Folge hiervon ist die Zügellosigkeit, die das Durch- 
einander auf dem Verkehrsgebiet unlösbar macht. Es fehlt eben in 
Holland an einer starken Staatsgewalt. 
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Von 
Dr. habil. P, H. Seraphim, Dozent an der Universität in Königsberg i. Pr. 


I. Verkehrswirtschaftliche Entwicklung und Bedeutung Litauens. 
1. Dieallgemeine Bedeutung, 

Seinem Umfang und seiner Entwicklung nach ist der Verkehrs- 
organismus des litauischen Staates in seinem heutigen Umfang! einer 
der kleinsten und am schwächsten ausgebildeten in Europa. Trotzdem 
ist eine — sogar relativ eingehende — Betrachtung des litauischen Ver- 
kehrswesens gerechtfertigt, denn die Wichtigkeit eines Verkehrsmechanis- 
mus liegt ja keineswegs in seinem absoluten Umfang, sondern vielmehr 
in seiner verkehrsgeographischen Lage zu anderen 
benachbarten Verkehrsräumen. In dieser Beziehung nun kommt dem 
kleinen litauischen Verkehrsgebiet eine besondere Bedeutung zu: stellt 
es doch das gegebene Durchgangsgebiet des am weitesten vorgeschobenen 
ostpreußischen Flügels des nordostdeutschen Verkehrsnetzes zum ost- 
baltischen Verkehrsgebiet dar. Die Landverbindungswege von Deutsch- 
land ins Baltikum, nach Estland, Lettland und weiter nach Finnland, 
vor allem aber auch nach der UdSSR laufen über Litauen, das damit ver- 
kehrswirtschaftlich eine bedeutsame Mittler- und Schlüsselstellung ein- 
nimmt. Ebenso verlaufen die natürlichen Verkehrswege von Ostpreußen 
nach Nordostpolen über litauisches Gebiet, und nach der Beseitigung der 
unnatürlichen verkehrstoten Zone an der polnisch-litauischen Grenze 
durch die Bereinigung des zwischen beiden Staaten stehenden Wilna- 
problems treten gerade auch diese Verkehrsrelationen als überaus 
Wichtig hervor. Die Mittler- und Zwischenstellung Litauens für den 
Verkehr zwischen Polen und den anderen baltischen Staaten ist handels- 
und verkehrsmäßig im Vergleich dazu nicht so bedeutsam, wenngleich 
die Aufnahme des direkten Verkehrs über Litauen die bisher notwendige 
Benutzung des volkswirtschaftlich naturgemäß unrationellen Umweges 
S 1 Also ohne das Memelgebiet, das auch in den folgenden statistischen 

aten nach Möglichkeit herausgerechnet worden ist, Sofern das bei Gesamt- 


angaben früherer Jahre, die das Memelgebiet einschließen, nicht erfolgen konnte, 
ist das besonders bemerkt, 
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über den direkt an Lettland angrenzenden Wilnakorridor entbehrlich 
macht. Dagegen kommt dem Verkehrsstrom aus dem großen Holzüber- 
schußgebiet Nordostpolens, der auf die Ostsee hinzielt, eine erheblichere 
Bedeutung zu, zumal hier neben den Eisenbahnwegen durch Litauen ja 
die jedenfalls ausbaufähige Wasserstraße des Memelflusses als Ver- 
kehrsweg in Frage kommt, Aus dieser seiner Zwischenlage heraus kommt 
dem litauischen Verkehrsmechanismus eine recht erhebliche 
handels- und transitmäßige Bedeutung zu. 

Für die Anlage des litauischen Verkehrsapparates sind die natür- 
lichen Gegebenheiten bestimmend gewesen: Der Memelfluß mit seinen 
Nebenflüssen entwässert das Gebiet Litauens zur Ostsee und stellt gleich- 
zeitig eine natürliche, annähernd s-förmig das gesamte Staatsgebiet auf- 
schließende Verkehrsader dar. Die von nur wenigen diluvialen Auf- 
schüttungen und Auswaschungen unterbrochene, fast durchweg ebene 
Bodenformation erleichtert die Anlage von Landwegen und Kunststraßen 
ebenso wie den Bau von Eisenbahnlinien. Mit Ausnahme der Überwin- 
dung des Memelflusses und einiger tiefer einschneidender Täler kleiner 
Flußläufe bestehen keine bedeutsamen natürlichen Brückenhindernisse, 
So sind die natürlichen Voraussetzungen für die Anlage 
eines allseitig und gleichmäßig ausgebauten Verkehrsnetzes in Litauen 
zweifellos gegeben. 


2. Die geschichtliche Entwicklung. 


Wesentlich ungünstiger sind die geschichtlichen Voraussetzungen 
des Entstehens des litauischen Verkehrswesens, Litauens Verkehrsnetz 
war bis zum Kriege bekanntlich ein kleiner Teil des großen russischen 
Verkehrsgebietes, sein Ausbau war den großrussischen, in nichts aber 
den litauischen, Verkehrs- und Wirtschaftsbedürfnissen angepaßt. Über- 
dies war das alte russische Gouvernement Kowno, das den Hauptteil des 
heutigen litauischen Staates ausmacht, ein verkehrswirtschaftliches 
Stiefkind Rußlands. Es ist bekannt, daß die russische Wirtschafts- 
politik trotz der natürlich sich bietenden günstigen Möglichkeiten, einen 
großzügigeren Ausbau seiner Wasserstraßen unterlassen hat. Das gilt 
sowohl von den innerrussischen Wasserstraßen (Wolga, Dnjepr, Don) 
wie von den der Ostsee zustrebenden größeren Flüssen (Düna, Memel, 
Weichsel). Bei den beiden letztgenannten mochte noch hinzukommen, 
daß ihre Mündungen in der Hand eines fremden Staates (Deutschland) 
waren und Rußland aus militärischen Gründen einem planmäßigen Aus- 
bau der Flußläufe abgeneigt war. Der Memelfluß wurde jedenfalls 
(mit Ausnahme des zu Preußen gehörenden Mündungsteils) durchaus 
vernachlässigt; abgesehen von kleinen Behelfsarbeiten gegen Hochwasser 
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wurden größere Regulierungsbauten nicht begonnen. Der Fluß befand 
sich deshalb in einem noch fast ganz „wilden“ Zustand und kam infolge- 
dessen fast nur für die Talfahrt und ganz überwiegend überhaupt nur 
für die Flößerei in Betracht. In bezug auf das Wegenetz ist die 
gleiche Vernachlässigung Litauens durch die russische Regierung fest- 
zustellen. Während in den nördlich angrenzenden baltischen Gouverne- 
ments Liv-, Est- und Kurland die deutsche Provinzialselbstverwaltung 
ein vergleichsweise immerhin brauchbares Wegenetz geschaffen hatte, 
fehlten provinzielle Kunststraßen in Litauen gänzlich. Die Landwege, 
dürftig, zum Teil auch gar nicht befestigt, waren in den Herbst- und 
Frühlingsmonaten der sog. „Wegelosigkeit“ vielfach kaum benutzbar. 
Nur zwei große Steinstraßen durchzogen das Land in nordöstlich-süd- 
westlicher Richtung, die beiden Staatsstraßen (Kronchausseen) Peters- 
burg—Warschau, die auf litauischem Gebiet von Dünaburg über Kowno 
bis Mariampol—Seyny verläuft, und Tilsit—Riga, die Litauen von Tau- 
roggen über Schaulen bis zur lettischen Grenze südlich Mitau berührt. 
Der litauische Staat übernahm somit zwei völlig unzusammenhängende 
Teilstücke der alten russischen „Kurierstraßen“, die in nichts den Be- 
dürfnissen und wirtschaftlichen Gegebenheiten des litauischen Staates 
und der litauischen Wirtschaft entsprachen. 


Auch das Eisenbahnnetz Litauens zeigt die Folgen 
dieser Vernachlässigung in russischer Zeit. Das Eisenbahnnetz Polens 
wurde vor allem im Laufe der letzten beiden Vorkriegsjahrzehnte, wenn 
auch nicht unter wirtschaftlichen, sondern unter rein strategischen Ge- 
sichtspunkten ausgebaut. Litauen blieb davon unberührt, da es nicht im 
eigentlichen Aufmarschgebiet Rußlands gegen Österreich-Ungarn und 
Deutschland lag. Im nördlichen Nachbarraum, den russischen Ostsee- 
Provinzen, wurde der Eisenbahnbau durch wirtschaftliche Erwägungen 
angeregt, Mit der steigenden Verkehrsbedeutung der Häfen Reval, Riga, 
Windau und Libau und der allgemeinen Verkehrserschließung Rußlands 
ging der Ausbau der Bahnen Hand in Hand, die diese Häfen mit dem 
Inneren Rußlands verbanden; die aufsteigende Entwicklung in diesem 
Raum führte zur Entwicklung eines relativ dichten Eisenbahnnetzes 
lokalerer Bedeutung. In Litauen fiel alles das fort, zumal der dem litau- 
ischen Hinterland zunächst liegende Ostseehafen Memel nicht zu Ruß- 
land gehörte und überdies einer direkten Verbindung mit Litauen er- 
mangelte, während der Königsberger Hafen, verkehrsmäßig und tarif- 
politisch günstiger gestellt, den Hauptteil des nicht über die russischen 
Häfen gehenden Ostseeverkehrs anzog. So besaß Litauen zu Kriegs- 
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beginn lediglich Teilstücke der Libau-Romnyer Bahn, die den Libauer 
Hafen über Schaulen—Kowno—Wilna mit dem südrussischen Export- 
gebiet verband, den Anschluß von Kowno bis Eydtkau nach Königsberg 
und die Teilstrecke Schaulen—Ponewesch—Dünaburg. Erst während des 
Weltkrieges wurde durch die deutsche Militärverwaltung der Bau der 
beiden wichtigen Bahnen Memel—Priekuln—Libau, die Litauen aller- 
dings nur ganz kurz berührte, und Pogegen—Monkuszki—Schaulen— 
Mitau vollendet, jener Strecke, der nach dem Kriege die größte Transit- 
bedeutung unter den litauischen Bahnen zukommen sollte. Die Auf- 
schließung der Landschaft Schamaiten, d. h. des nordwestlichen Litauen, 
erfolgte schließlich erst 1932 durch die von der deutschen Besatzungs- 
verwaltung zwar in Aussicht genommene, aber nicht mehr durchgeführte 
Bahn Schaulen—Telsche—Memel, die eine direkte Verbindung Nord- 
litauens zum Memeler Hafen schuf, 


II. Ausdehnung, Verkehr und Finanzleistung der litauischen 
Eisenbahnen. 


1. Ausdehnung. Betriebsmittelpark. 


Das litauische Eisenbahnnetz erreichte am 1. Januar 1938 (ohne 
Memel) eine Streckenlänge von 968 km normalspuriger (1435 mm) und 
429 schmalspuriger (600 bzw. 750 mm) Staatsbahnen und 24km normal- 
spuriger bzw. 129 km schmalspuriger Privatbahnen. Sein Gesamtumfang 
beträgt somit 1550 km oder rund 30 km je 1000 qkm Fläche, Die gesamte 
Gleislänge betrug zur gleichen Zeit 1463 km Normalspur und 473 km 
Schmalspur, zusammen 1936 km Gleise, 


Die Ausstattung des Betriebsmittelparkes ist im Vergleich mit an- 
deren Ländern bescheiden. 153 normalspurige und 52 Schmalspurlokomo- 
tiven stellten neben 13 Triebwagen am 1. Januar 1938 (einschließ- 
lich Memelgebiet) den Zugpark Litauens dar. Die Zahl der Personen- 
wagen belief sich gleichzeitig auf 313 mit insgesamt 1020 Achsen und 
11 810 Plätzen, die der Gepäckwagen auf 59 mit 171 Achsen; auf 1 km Be- 
triebslänge entfallen nur 0,2 Personen- und 0,04 Gepäckwagen. Der Güter- 
wagenpark besteht aus 3812 normalspurigen und 539 schmalspurigen 
Güterwagen mit insgesamt 9582 Achsen, auf 1 km Betriebslänge entfallen 
3,14 normalspurige und 1,25 schmalspurige Güterwagen. Fast ein Drittel 
des Güterwagenparks sind ungedeckte Wagen, die Zahl der Spezialwagen 
beläuft sich auf insgesamt 206. Der gesamte Personalbestand der Eisen- 
bahnen Litauens beträgt (wiederum einschließlich des Memelgebietes) 
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7384 Personen, ohne Memel wahrscheinlich weniger als 7000 Arbeiter, 
Angestellte und Beamte; je km Betriebslänge entfallen bei den normal- 
spurigen Bahnen 5,7, bei den Schmalspurbahnen 1,3 je 1000 Zugkm 1,6 
bzw. 0,7 je 100 000 Achskm 4,1 bzw. 2,4 Menschen, 


2. Die Betriebsleistungen, 


Nur wenige Ziffern mögen die Betriebsleistung der litauischen 
Eisenbahn verdeutlichen, wobei das letzte statistisch erfaßte Betriebs- 
jahr 1937 zugrunde gelegt ist (Angaben in 1000 km): 


Normalspurige Schmalspurige 


Bahnen 

Zahl der geleisteten Zugkm . . . . 42850 779,5 
davon Personenzugkm . . , , . 2 686,8 293,0 
Lokomotivdurchlauf . . . . ., 5 500,5 960,7 
davon mit Zügen . ., oao. 4 292,4 181,0 
Wagendurchlauf . . . . . . . . 66485,6 6115,2 
davon Personenwagen. . . . . . 136211 936,7 
Güterwagen . . , . . . 48288,0 4 456,9 
Geleistete Achskm . . . . . . . 156449,5 23 018,6 
davon Personenwagen . . . . . 45945,9 3 616,6 
Güterwagen ` s so. =i. 96924,9. 16 560,5 


Diese absoluten Zahlen der reinen Zug-, Lokomotiv- und Wagen- 
leistung besagen, daß die litauischen Eisenbahnen in ungleich höherem 
Maße ihren Betriebsmittelpark anspannen müssen als andere Länder. Da 
wegen der völlig verschiedenen Struktur des deutschen Eisenbahnwesens 
ein Vergleich mit Deutschland untunlich ist, nehmen wir das benach- 
barte Polen (und zwar nur die Normalspurbahnen beider Länder). Wäh- 
rend hier auf eine Lokomotive rund 21.000 Lokomotivkm jährlich ent- 
fallen, sind es in Litauen 28 000, während in Polen die Zahl der geleiste- 
ten Wagenachskm je Wagen 28100 jährlich betrug, bezifferte sie sich 
in Litauen auf 38100. Mit anderen Worten: Die litauische Eisenbahn 
muß mit unzureichendem Betriebsmitteleinsatz eine 
relativ hohe Verkehrsleistung durchführen. Das ist 
naturgemäß nur möglich durch eine Heranziehung aller irgend verfüg- 
baren Betriebsmittel und einer Verlangsamung des Tempos der Züge, um 
einen vermehrten Materialverschleiß zu vermeiden, 

Die Personen- und Gütertransportleistung der litauischen 
Eisenbahnen wurde durch folgende summarische Ziffern (Betriebsjahr 


1937 einschließlich des Memelgebietes) gekennzeichnet (Angaben in 
1000): 


1000 
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Normalspurige Schmalspurige 


Bahnen 

Beförderte Personen 8379,7 292,0 

davon Transitverkehr 45,7 Fa 
Anteil der III. Klasse - Pasbngiere an der 

Gesamtzahl 96,9 % 99,1% 
Personenkm insgesamt E 210 235 12 234 
Personenkm je 1000 km Betri jeballinge Rb 178 29,2 
Durchschnittliche Reisestrecke je Person . 62,2 km 41,5 km 
Gepäckverkehr in 1000 t . 109 0,5 
Güterverkehr in 1000 t (ohne Seege 

Verkehr) soh äi 1901,3 250,0 

davon Transityerkehr . ` 145,3 E 

Geleistete Tonnenkm (in 1000) . , 275 872 12 660 
Tonnenkm je 1000 km Betriebslänge (in 

1000) 247,5 35,5 
Dürchschnittliche Entfernung des Güter- 

verkehrs N a) 145 km 51 km 


Vergleicht man, um diese Beförderungsleistung der litauischen Bah- 
nen bewerten zu können, sie wiederum mit der der Eisenbahnen des be- 
nachbarten Polen, so zeigt sich, daß der Personenverkehr der Normal- 
spurbahnen Polens beträchtlich höher ist als der Litauens, nämlich 269 
zu 173 Personenkm je 1000 km Betriebslänge, daß dagegen die Wagen- 
ausnutzung im Personenverkehr in Litauen wesentlich höher ist als in 
Polen, da hier je Personenwagen auf den Normalspurbahnen 9340 Rei- 
sende, hier 14 030 Reisende entfielen. Trotz eines an sich also kleineren 
Reiseverkehrs müssen die litauischen Bahnen infolge des Mangels an Be- 
triebsmitteln ihren Wagenpark stärker heranziehen, als das in Polen 
nötig ist., Im Güterverkehr steht einer durchschnittlichen Verkehrs- 
leistung Litauens von 247500 tkm je km Betriebslänge eine solche von 
1 Mill, je km in Polen gegenüber. Der Anfall des Güterverkehrs ist 
somit in Litauen ganz wesentlich geringer. 

Eine kurze Betrachtung sei schließlich noch für den wichtigsten 
Teil des litauischen Eisenbahnverkehrs, den Güterverkehr, vor- 
genommen. Der weitaus größte Teil des Güterverkehrs ist natur- 
gemäß Binnenverkehr (nämlich rd. 1769 000 t von insgesamt 2 150 000 t), 
davon entfallen 1519000 t auf die Normalspurbahnen. Die wesentlich- 
sten Güterarten dieses Verkehrs sind: Getreide (80 000 t), Zuckerrüben 
(124 000 t), Zucker, Melasse (79 000 t), Tiere (146 000 t), Holz und Holz- 
material (441 000 t), Kohle (91 000 t). 

Der Wechselverkehr mit dem Ausland war demgegen- 
über beträchtlich geringer: er erreichte in der Zufuhrrichtung 158 100, in 
der Abfuhrrichtung 79 000 t, davon entfallen 78% bzw. 26% auf den Ver- 
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kehr mit Rußland und 28% bzw. 49% auf den Verkehr mit Deutschland, 
der Rest auf den Wechselverkehr mit Estland und Lettland. Der Tran- 
sitverkehr Litauens erreichte 1937 einen Umfang von insgesamt 
rund 185 000 t. Die Zusammensetzung dieser Transitgütermengen ist 
aber überaus einseitig, da 143 000 t auf den Ost-West-Transit, aber nur 
2271 t auf den West-Ost-Transit entfielen. Wichtigstes Transitland ist 
Lettland (143 000 t west-östlich und 1600 t ost-westlich), doch dürfte 
dabei deshalb eine Fehlangabe vorliegen, weil ein Teil der als aus Lett- 
land deklarierten Gütermengen dorthin aus der UdSSR zugeführt sein 
dürften, Sind auch die ausgewiesenen Transitgütermengen absolut ge- 
nommen nicht übermäßig groß, so darf man doch feststellen, daß sie 
den wichtigsten und sicherlich ihrer Güterzusammensetzung nach hoch- 
wertigsten Warentransport der UdSSR insbesondere nach Deutschland 
umfassen. 


Tarifwesen, 


Der 1936 eingeführte und noch gegenwärtig gültige Personen- 
tarif der litauischen Staatsbahnen ist ein degressiver Kilometertarif. 
In der Entfernung bei 200 km beträgt er in den drei Wagenklassen 15, 9 
und 6 Cent je km, in der Entfernungszone von 201—300 km ermäßigt er 
sich um 20 %, in weiteren Entfernungen um 30 %. Der ähnlich gebaute 
Gepäcktarif ist am 1. März 1937 durch Gewährung einer Reihe von Aus- 
nahmen und Ermäßigungen umgebaut worden. Der Eisenbahn güter- 
tarif von 1936 (novellisiert 1937) gliedert sich in einen Binnentarif 
und einen internationalen Tarif, Der erste ist nach und nach durch 
eine Reihe von Ausnahmetarifen ergänzt, die die Zufuhr von inländi- 
schen bzw. seewärtig importierten Waren nach den Hauptkonsumplätzen 
(Kowno) erleichtern, vor allem aber der Anregung des seewärtigen Ex- 
ports (Hafen von Memel) dienen sollen. Internationale Tarif- 
abreden hat Litauen abgeschlossen: 1. mit Deutschland, 2. mit dem 
Deutschen Reich einerseits und Lettland, Estland andererseits, 3. mit 
dem Deutschen Reich auf der einen, der UdSSR auf der anderen Seite, 
4. mit Deutschland, Lettland, Estland, China und Japan auf dem Transit- 
wege über Rußland. 


Finanzen. 

In finanzwirtschaftlicher Hinsicht stellen die litauischen Staats- 
bahnen keine bedeutsame Binnahmequelle des Staates dar, da 
der geringe Überschuß durch ein annähernd gleich hohes Defizit der 
Schmalspurbahnen aufgezehrt wird. Die Gesamteinnahmen betrugen 1937 
33,8 Mill. Lit und waren damit nicht wesentlich höher als in den Vor- 
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jahren. Die wichtigste Einnahmequelle ist naturgemäß der Güterver- 
kehr mit 20 Mill. Lit, während der Personenverkehr 10,2 Mill. erbrachte, 
der Rest auf sonstige Verkehrsleistungen entfiel. Bei den Ausgaben mit 
insgesamt 33, Mill. Lit stehen Betriebsausgaben (25,4 Mill. Lit) an erster 
Stelle. Die Betriebsausgaben je km belaufen sich auf 19 200 Lit, je Zugkm 
auf 5, Lit. Für den Reparaturdienst und den Streckenumbau wurden 
insgesamt 1937 Bur Lit verausgabt. i 


Zusammenfassung. 


Überblicken wir nach dem Vorgesagten Entwicklung und Bedeu- 
tung des litauischen Eisenbahnwesens, so ergeben sich folgende Fest- 
stellungen: 

1. Litauen hat bei der Übernahme seines Eisenbahnnetzes eine 
schwierige Erbschaft, nämlich uneinheitliche Teilstücke des 
russischen Netzes, übernommen, das zudem gerade hier von geringer 
Dichte war. 

2. Litauen war finanziell nicht in der Lage, umfangreichere Bahn- 
neubauten durchzuführen. Die Wiederherstellung der kriegszer- 
störten und im Kriege vernachlässigten Bahnen in Altlitauen und der 
Neubauten der Strecke Telschi—Memel sind bei den finanziellen Voraus- 
setzungen Litauens schon nicht unbeträchtliche Leistungen. 

3. Der Betriebsmittelbestand der litauischen Staats- 
bahnen ist für die Betriebsleistung zu gering, die Beanspruchung des 
Lokomotiv- und Wagenparks verhältnismäßig bedeutend. 

4. Der VerkehrsumfangLitauens ist der überwiegend agrari- 
schen Struktur und der Kleinheit des Landes entsprechend absolut ge- 
nommen nicht groß. Für den zur Verfügung stehenden Apparat ist 
er eine beträchtliche zu erfüllende Leistung. Die litauischen Bahnen 
stellen das Rückgrat des Gesamtgüterverkehrs Litauens dar. Der Aus- 
lands- und Transitverkehr hat für Litauen relativ hohe Bedeutung, was 
sich aus der schlüsselhaften Transitlage des Landes ergibt. 

5. Das Tarifwesen ist entsprechend der Kleinheit des Appa- 
rates relativ unkompliziert, den Ex- und Importbedürfnissen ist durch 
eine Reihe von Ausnahmetarifen Rechnung getragen, zahlreiche Ver- 
bandstarife mit den Nachbarländern weisen auf die Transitbedeutung 
Litauens hin. Die Finanzergebnisse der litauischen Staatsbahnen zeigen 
einen jährlich ziemlich konstanten Ausgleich der Einnahmen und Aus- 
gaben. Die Abschreibung von Rücklagen kann nur in sehr begrenztem 
Umfang erfolgen. 
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III. Der Binnenschiffahrtsverkehr Litauens, 


Es wurde bereits eingangs darauf hingewiesen, daß Litauen über 
ein von Natur aus günstiges System von Binnenwasserstraßen verfügt. 
Von den 19 Flüssen mit einer Länge von 2757 km sind allerdings nur 
fünf mit einer Länge von 599 km überhaupt beschränkt schiffbar, der 
Rest kommt lediglich für die Flößung in Betracht, Verkehrs- 
wirtschaftlich bedeutsam ist eigentlich nır der Memelfluß mit 
seinen großen Nebenflüssen Neris, Jura und Nemunel, seine Länge be- 
trägt 478 km, sein Stromgebiet 97 500 qkm, die (beschränkt) schiffbare 
Länge 429 km. Von den großen Memelnebenflüssen ist die Jura mit 
180 km Länge (schiffbar nur 4 km) und die Wilja (Neris) 122 km lang 
(nur 45 km schiffbar) zu erwähnen, von den künstlichen Wasserstraßen 
der 25 km lange Wiljakanal. 


Die Rechtslage für die litauische Binnenschiffahrt war zu- 
nächst völlig unklar. Nach dem russischen Gesetz gehörten sämtliche 
Flüsse den Anliegern, nach dem gleichfalls in Teilen Litauens geltenden 
Code Napoléon, soweit sie schiff- und flößbar waren, dem Staat. Erst 
am 1. April 1936 wurde durch ein Gesetz die Regelung der Schiffahrt 
und Flößerei einheitlich der Aufsicht des Verkehrs- 
ministers übertragen, der Schiffahrtsunternehmungen für die ein- 
zelnen Verkehrsbereiche konzessioniert. Der ausländischen Schiffahrt 
steht der Verkehr auf der Memel frei, da der Strom durch Art. 332 des 
Versailler Vertrages internationalisiert ist, 


Der Ausbau der Memelwasserstraße, die, wie betont, 
in russischer Zeit völlig vernachlässigt worden war, soll nach einem 
1937 aufgestellten Zehnjahrplan erfolgen. Geregelt werden soll 
das Flußbett zwischen Kowno und der ostpreußischen Grenze bei Schmal- 
leningken, also eine Länge von rund 100 km. Der finanzielle Aufwand 
ist auf 15 Mill. Lit veranschlagt. Einengung des Strombettes, Befesti- 
gung der Ufer, Begradigung und Vertiefung der Fahrrinne sollen eine 
Binnenschiffahrtsstraße schaffen, durch die ein Verkehr von Dampfern 
mit einem Tiefgang bis zu 2 m ermöglicht werden soll, während gegen- 
wärtig nur auf dem’ostpreußischen Teil der Memel Fahrzeuge mit einem 
Tiefgang von 1,10 m auch bei sommerlichem Kleinwasser verkehren 
können, in Litauen der Tiefgang aber stellenweise 70 em nicht über- 
schreitet. Im Bau befinden sich gegenwärtig gegen 20 km Uferstrecke 
östlich Schmalleningken und einige Kilometer in der Nähe von Kowno. 
Hier soll gleichzeitig mit den wasserbaulichen Arbeiten der Memel- 
vegulierung ein neuzeitlicher Binnenschiffahrtshafen entstehen, der auch 
über Eisenbahngleisanschlüsse verfügen wird, während bisher die ge- 
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löschten Güter, sofern die Schiffe nicht unmittelbar an der Vytautas- 
brücke festgemacht hatten, mit Fuhrwerken zur Bahn befördert werden 
mußten, 

Solange die genannten wasserbaulichen Arbeiten noch nicht durch- 
geführt sind, stellt die Memel auch bis Kowno allerdings eine nur be- 
schränkt ausnutzbare Verkehrsstraße dar, zumal bei 
Kleinwasser die Ausnutzung der Schiffsgefäße nur sehr unvollkommen 
möglich ist. Der weitere Oberlauf der Memel und die Memelnebenflüsse 
sind zur Zeit nur flößbar. Insgesamt verkehrten 1938 auf der litauischen 
und der ostpreußischen (damals memelländischen) Memel und dem Kuri- 
schen Haff 14 Passagier-, 5 Frachtdampfer und 4 Motorschiffe. Die 
Eigner der Dampfer, die zwischen Kowno und Schmalleningken ver- 
kehren, sind in einem Syndikat vereinigt, es handelt sich dabei fast 
durchweg um litauische Juden. Außerdem wird die litauische 
Memelstrecke auch einmal wöchentlich von einer Memeler und einer 
Königsberger Firma befahren. 

Wie gering der Personenverkehr infolge dieses zurück- 
gebliebenen Zustandes der Wasserwege und des Schiffsparks ist, zeigen 
die Verkehrszählungen beim ostpreußischen Grenzdurchgang Schmal- 
leningken, wo 1937 nur 2600 Personen in der Fahrt nach Kowno und 
4000 Personen in der Fahrt aus Kowno gemeldet wurden. Der relativ 
recht bedeutende Personenverkehr in Kowno (1937: 139 800 Personen in 
der Berg- und 144 500 Personen in der Talfahrt) ist allein auf den Ver- 
gnügungs- und Ausflugsverkehr zurückzuführen. 


Auch der Warenverkehr auf Binnenschiffen ist recht be- 
scheiden. Erreicht er in Schmalleningken noch 155.000 t (Berg- und 
Talfahrt zusammen), so beträgt er in Kowno nur noch 78 000 t. Dieser 
Verkehr wird in der Richtung strom auf durch Steine und Erzeugnisse 
der keramischen Industrie, Metall und Metallwaren, Kunstdünger und 
verschiedene Konsumwaren, in der Richtung stromab vor allem durch 
bearbeitetes Holz und Holzerzeugnisse bestimmt. Es betrug 1937 (in 
1000 t): 

Der Verkehr in Der Verkehr in 


‚Schmalleningken Kowno 

zu Berg zu Tal zu Berg zu Tal 
Gesamt 4 nn i ena an AT 83,9 39,3 Ech 

davon: S 

Holz und Holzwaren, Zellulose . . . RÉI 53,0 Za 275 
Steine und mineralische Erzeugnisse 16,0 4,4 94 2 
Metalle und Metallwaren... .. "A 2,0 5,0 1,4 
Chemische Erzeugnisse . 2 2.2... 5,0 3,2 07 H 


Sonstige Waren. © =. w sne Be 20,7 16,6 EN 
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Einzig der Flößerei kommt, wie es bei der Beschaffenheit der 
litauischen Wasserwege auch nicht anders sein kann, eine verkehrswirt- 
schaftlich größere Bedeutung zu. Auf den litauischen Wasserstraßen 
zusammen wurden 1937 306000 cbm Nadelholzstämme, 124000 cbm 
Papierholz (Weichholz) und 38500 cbm Brennholz verflößt. Dabei ist 
in den letzten Jahren ein gewisser Wandel in der Zusammensetzung der 
Floßholzmengen erkennbar. 1935 noch überwog die Weichholzverflößung 
(227 000 cbm) über die von Harthölzern (192000 cbm), man kann somit 
ein starkes Wachstum der Verflößung hochwertigeren Holzmaterials, ein 
Sinken der Papierholzflößung feststellen. Der weitaus größte Teil der 
Floßholzmengen (1937 181000 cbm Hart- und 49000 cbm Weich- und 
15000 cbm Brennholz) entfällt dabei auf den Memelstrom, neben dem 
"och der Neris (83 000 cbm Hart- und 54 000 cbm Weich- und 15 000 cbm 
Brennholz) und der Nemumel (38 000 cbm Hart-, 20 000 cbm Weich- und 
9000 cbm Brennholz) als Floßstraßen in Frage kommen. Der Hauptteil 
der Flößung ist litauischer Binnenverkehr oder Verkehr nach dem 1937 
noch zu Litauen gehörenden Memelgebiet, während die Floßholz-Transit- 
mengen (nach Ostpreußen) nach wie vor sehr gering sind (1937 
11 000 cbm Hart-, 6200 cbm Weich- und 6000 cbm Brennholz). Nach der 
Rückgliederung desMemelgebieteswird das naturgemäß anders werden ` ein 
bedeutender Teil, sogar wesentlich der größere, des litauischen Floßholz- 
verkehrs wird Exportverkehr nach Deutschland werden. 


Ob und in welchem Tempo der Transitverkehr nordost- 
Polnischen Holzes durch Litauen nach Memel aller- 
dings in Gang kommen wird, kann mit Sicherheit noch nicht vorher- 
gesagt werden. Für eine wesentliche Verkehrssteigerung wäre das 
allerdings die unerläßliche Voraussetzung, da Litauen vergleichsweise 
nicht übermäßig waldreich ist (996 000 ha Wald = 18,8 % der Gesamt- 
fläche), während die benachbarte polnische Wojewodschaft Wilna eines 
der geschlossensten und größten Waldgebiete Europas ist. Im Prinzip 
ist durch die 1938 erfolgte Aufnahme wirtschaftlicher Beziehungen die 
Möglichkeit gegeben, diesen Holzverkehr in Gang zu setzen, der ja vor 
dem Kriege für den Memelverkehr entscheidend war, da von den 
Lu Mill. t Floßholz, die bei der ostpreußischen Grenze bis Schmalle- 


ningken 1912/13 durchgingen, der Hauptteil auf die Exporte aus dem 
heutigen Nordostpolen entfiel, 
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IV. Straßenverkehr. 


1.Das Wegewesen. 


Wie eingangs hervorgehoben, entspricht das Wegewesen 
Litauens, aus russischer Zeit stammend, den Bedürfnissen des neuen 
Staates nicht. Insgesamt verfügte Litauen 1936 über 573,5 km Land- 
wege, das bedeutet: die Dichte der Pflasterstraßen auf 1000 qkm betrug 
11, die Dichte der Chausseen 25, die Dichte der Landwege 576. Wie 
gering die durchschnittliche Wegedichte, insbesondere die Chausseen- 
dichte, ist, zeigt ein Vergleich mit dem benachbarten ehemaligen Memel- 
land, wo auf 1000 qkm 157 km Pflaster- und Schotterstraßen entfielen, 


Diese allgemeinen Durchschnittszahlen verdeutlichen aber noch 
nicht die schwierige Lage des litauischen Wegewesens. Diese ergibt 
sich vielmehr aus einer sehr ungleichen Dichteindenein- 
zelnen Gebietsteilen Litauens. So beträgt 1937 die Länge 
der Chausseen in den Kreisen Olita 289, Kowno 218, Mariampol 159, 
Seiny 110, Schaulen 107, Raseinen 92 km, dagegen Troki 30, Schaken 27, 
Keidany 20, Krottingen 18, Moscheiki 10, Rakischki und Telschen nur 
6 km; in den übrigen Kreisen Litauens schwankt sie zwischen 40 und 
60 km’. Schon aus diesen Angaben geht hervor, wie ungleich ver- 
teilt die Straßen in Litauen sind. Allgemein läßt sich feststellen, daß 
die den Westen Litauens durchlaufende Steinstraße Tilsit—Riga des 
Anschlusses an den wirtschaftlichen Mittelpunkt des Landes Kowno 
und damit an das südlitauische Straßennetz ermangelt. In Südlitauen 
ist das Straßennetz allgemein besser entwickelt als im Norden des 
Landes. Besonders wichtig ist die Straße Wirballen—Mariampol— 
Kowno — Wilkomir (Ukmerge) — Neu-Alexandrowsk (Zarasai), die 
weiter über Dünaburg nach Leningrad führt, Durch diese Straße wird 
eine Reihe größerer litauischer Städte mit dem wirtschaftlichen Zentrum 
des Landes Kowno verbunden, Die übrigen Strecken im Süden Litauens 
bildeten Verbindungswege in dem früher für die Russen militärisch 
wichtigen Viereck Suwalki—Grodno—Wilna—Kowno, die zum Teil noch 
nicht zu Ende gebaut waren, Durch die Grenzziehung mit Polen verlor 
dieses Chausseenetz drei von vier Ausgangspunkten und büßte somit 
seine Bedeutung für das Land größtenteils ein. Gerade bei dem letzten 
Stützpunkt Kowno wie auch bei Wilna war das Chausseenetz nicht voll- 
ständig ausgebaut. So führt die Chaussee Grodno—Mereez—Olita nur 
bis Rumschischki. Die Streeke Rumschischki—Kowno in einer Länge 


1 Die Angaben über das Wegewesen Litauens nach „Osteuropäische 
Lageberichte“, Heft 3, März 1939, herausgegeben vom Institut für Osteuro- 
päische Wirtschaft an der Universität Königsberg/Pr., S. 781f. 
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von nur 23 km blieb unausgebaut. Die Abzweigung von Kruonis über 
Schischmory nach Koschedary, die bis Wilkomir geführt werden sollte, 
und somit das Gebiet rechts der Memel an die Strecke Suwalki—Düna- 
burg anschließen sollte, blieb zwischen Koschedary und Wilkomir eben- 
falls unausgebaut. 

Nur einige Strecken erhielten eine wirtschaftliche Bedeutung. So 
verbindet die Strecke Kowno—Preny—Olita und ihre Fortsetzung über 
Serrey nach Lazdijai—Kowno mit den wichtigsten Ortschaften Süd- 
litauens. Daneben ist das in Mariampol zusammenlaufende Straßennetz 
als verkehrswirtschaftlich bedeutsam zu nennen. Dagegen hatten 
die wichtigsten Wirtschaftszentren Litauens: Kowno, Schaulen und 
Ponewesch sehr schlechte oder gar keine Chausseeverbindungen. 
So hatte Kowno überhaupt keine Chausseeverbindungen mit den 
benachbarten Kreisstädten Keidany, Raseinen und Koschedary. Be- 
sonders stark fühlbar war das Fehlen einer Straßenverbindung mit 
Raseinen, da hier auch eine Eisenbahnverbindung fehlte. Die Kreis- 
stadt Schaken konnte von Kowno aus nur über Mariampol—Wilko- 
wischken erreicht werden. Die Luftlinie zwischen Kowno und Schaken 
beträgt nur 57 km, während auf der Chaussee 123 km zurückgelegt wer- 
den müssen. Von Kowno nach Norden und Westen führte keine einzige 
Chaussee, so daß Schaulen, Ponewesch, Tauroggen und die anderen 
nördlichen und westlichen Städte nur mit der Eisenbahn erreicht wer- 
den konnten. 

In den ersten Jahren nach dem Weltkriege war Litauen nicht im- 
stande, sich um sein Straßennetz zu kümmern, geschweige denn es 
Auszubauen. Da in der Kriegs- und Nachkriegszeit diese Straßen 
stark gelitten hatten, mußte der litauische Staat diese Straßen wieder 
instandsetzen. Insgesamt hat Litauen in der Zeit von 1923 bis 1937 
1409,5 km Chausseen und Pflasterstraßen ausgebessert, d. h. 114,0 % 
des Chausseenetzes. Der Aufwand betrug insgesamt 39,5 Mill. Lit, er 
war deshalb so hoch, weil in dem ersten Jahre die Instandsetzung der 
Straßen einem Neubau der Chausseen gleichkam, Der Zu- 
Stand der Straßen ist, da die einfache Makadamkruste dem auf ein- 
zelnen Straßen ziemlich regen Autoverkehr nicht lange standhalten 
kann, eher schlecht als genügend zu bezeichnen. Asphaltstraßen, mit 
Ausnahme einer kurzen Strecke bei Kowno, gibt es in Litauen nicht. 

Mit dem Bau von neuen Chausseen begann Litauen erst sehr spät. Bis 
1929 sind nur 6,1 km neuer Kunststraßen erbaut worden, In den folgenden 
zehn Jahren wurden an neuen Chausseen insgesamt rund 250 km ge- 
baut. Zunächst wurden die an der Grenze des Memelgebietes liegenden 
Ortschaften Polangen, Krottingen, Schwekschna, Neustadt und Georgen- 
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burg an das Straßennetz des Memelgebietes angeschlossen. Ferner wurde 
Raseinen mit der Bahnstation Widukle durch eine 18 km lange Straße 
verbunden, die später bis zur Chaussee Tauroggen—Schaulen weiter- 
geführt wurde. Andere Städte erhielten kurze Strecken örtlichen 
Charakters, 

Da die litauische Regierung sich zum Bau von großen Chausseen 
nicht entschließen konnte, ergriffen die Kreiskommunalverwaltungen die 
Initiative, doch sind die Ergebnisse dieser Bemühungen bei dem viel- 
fach vorliegenden Widerstreit der Interessen der Kommunalverbände 
nur gering geblieben. Schließlich entschloß sich auch die Regierung, 
das Straßennetz Litauens planmäßig auszubauen. Ein Zehnjahres- 
plan zum Bau von etwa 600 km Kunststraßen wurde auf- 
gestellt. Diese Straßen wollen das Grundnetz des litauischen Straßen- 
systems darstellen, das später weiter ausgebaut werden soll. Nach 
diesem Plan soll Kowno ein Zentrum des Straßennetzes von ganz 
Litauen werden. Zunächst wird es durch eine direkte 202 km lange 
Straße über Raseinen mit Memel verbunden. Die Straße ist bereits bis 
Grasden, wo sie sich an das Chausseenetz des Memelgebietes anschließt, 
fertiggestellt und wird zum größten Teil bereits befahren. Weiter sollte 
Kowno über Keydany und Ponewesch mit Birsen verbunden werden. 
Diese Straße ist in ihren Teilstrecken Kowno—Keidany—Ramigala— 
Ponewesch bereits fertig. Es fehlt nur noch die Verbindung Keidany— 
Ramigala, an der zur Zeit noch gearbeitet wird. Zwischen Ponewesch 
und Birsen werden zwei Chausseen gebaut. Die Strecken Ponewesch— 
Pumpenai (24 km) und Pasewalk—Birsen (20 km) sind schon fertig. 
Es fehlt nur noch die Verbindung Pasewald—Pumpenai (16 km). Die 
zweite Chaussee von Birsen bis Wabalninkas (25 km) ist auch schon 
fertig, aber auch hier fehlt noch die Verbindung Wabalninkas—Pone- 
wesch (35 km). An beiden Verbindungsstrecken wird gearbeitet. Von 
Birsen aus wird die Chaussee bis nach Germanischken an der lettischen 
Grenze geführt werden, Da von Skaistkalne auf der lettischen Seite 
eine Chaussee nach Riga führt, wird diese Straße nach ihrer Fertig- 
stellung die kürzeste Verbindung zwischen Kowno und Riga darstellen. 
Der Bau dieser Chaussee war auf einer litauisch-lettischen Wegekonfe- 
renz vereinbart worden, 

Die dritte Straße, die Kowno mit dem Norden Litauens verbinden 
soll, ist die Chaussee Kowno—Keidany—Radziwilischki—Schaulen. Durch 
diese Straße erhält Kowno eine direkte Verbindung mit dem zweitgrößten 
litauischen Wirtschaftszentrum Schaulen und einen zweiten Anschluß 
an die Strecke Tauroggen—Schaulen—Riga. Die weiteren Straßen ver- 
laufen nach dem Zehnjahresplan in ost-westlicher Richtung, münden alle 
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in die Chaussee Kowno—Memel und dienen somit dem Anschluß des 
Memeler Hinterlandes an diese Hafenstadt. Alle erwähnten Bauvor- 
haben sollen bis zum Jahre 1942 ausgeführt sein, 

Nach der Wiederherstellung der Beziehungen zu Polen entstanden 
neue Verkehrsprobleme, die im Zehnjahresplan nicht vorgesehen waren, 
und zwar die Notwendigkeit der Straßenverbindung Kowno—Wilna. Auf 
der polnischen Seite wird die 29 km lange Landstraße von der Grenze 
bei Zawiasy über Rykanty bis zur Chaussee Troki—Wilna in eine 
Chaussee umgebaut. Von Kowno bis Rumschischki besteht ein guter 
Kiesweg, der, je näher er der polnischen Grenze kommt, immer schlechter 
wird. Die Regierung hat sich nun entschlossen, die Straße zu einer 
Chaussee auszubauen. Es erwies sich daher als notwendig, den plan- 
mäßig vorgesehenen Bau der Chaussee Keidany—Schaulen vorläufig 
zurückzustellen, 

2. Der Automobilverkehr. 

Bei diesem Stand des Wegewesens ist es erklärlich, daß die Ent- 
wicklung der Motorisierung Litauens nur langsam vor 
Sich gegangen ist und daß Litauen, nicht nur absolut genommen, son- 
dern auch im Vergleich mit seinen baltischen Nachbarländern, einen 
überaus geringen Bestand an Kraftfahrzeugen aufweist. Es betrug: 


KE SE Autobusse Motorräder 

auf 1000 auf 1000 auf 1000 auf 1000 

Zahl Gen, Zahl ing, Zah Hin, Zahl Sie, 
Litauen 197 687 Qu 88 ton 116 Ge 126 ou 
Litauen 1986 1034 Ou 297 01250 to 888 ` e 
Lettland 1985 2281 11. 1668 00 259 Or 191 10 
Estland 1936 2097 1,8 1445 1,9 _ _ 1211 14 

ehem. Memel- 

gebiet 1986 ` au 20 m te 32 te 228 1w 


Erst die allerletzten Jahre zeigen ein relativ starkes Ansteigen des 
Autobestandes, So erhöhte sich beispielsweise von 1936 bis 1937 die 
Zahl der Personenautos von 1037 auf 1419, die Zahl der Autobusse von 
250 auf 286, die Zahl der Motorräder von 888 auf 1133. Bezeichnend ist, 
daß im letzten Jahre 58 % aller Personenwagen, die Hälfte der Auto- 
busse, über %, aller Lastkraftwagen und mehr als 1⁄4 aller Motorräder 
Litauens auf die Stadt Kowno entfielen. Den Marken nach über- 
wiegen bei weitem amerikanische Typen. 

Die verkehrswirtschaftliche Leistung des Kraft- 
Wagens in Litauen ist entsprechend seiner geringen Entwicklung nicht 
übermäßig groß. Es muß aber in Betracht gezogen werden, daß der 
Automobilverkehr als Zubringer für die Eisenbahnen, vor allem aber 
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als Ergänzung des dünnmaschigen und ungleichmäßigen litauischen 
Eisenbahnnetzes für den Personenverkehr eine auch heute schon erheb- 
liche Rolle spielt. Für die Zukunft ist mit einem weiteren Wach- 
sen dieser Bedeutung zu rechnen, insbesondere wenn im Zuge 
des litauischen Straßenbauplanes neue Chausseen entstehen bzw, vor- 
handene Wege umgebaut werden. Auch heute schon verkehren ins- 
besondere im chausseearmen Gebiet von Kowno auf den Landstraßen bei 
günstiger Jahreszeit Autobusse, naturgemäß nicht regelmäßig, sondern 
von der Witterung abhängig. 

Statistische Angaben liegen nur über Umfang und Betriebs- 
leistungen des gewerblichen Autobusverkehrs vor. Man 
unterscheidet in Litauen zwischen konzessionierten Linien, von denen 
es 10 gibt und die den Fernverkehr besorgen, und 17 nicht konzessio- 
nierten Unternehmungen, die, von wenigen Ausnahmen abgesehen, eine 
Strecke von weniger als 100 km befahren. Dabei ist die Verkehrsbedeu- 
tung der erstgenannten Linie um ein Vielfaches größer als die der sich 
im wesentlichen auf Zubringerdienste beschränkenden nicht konzessio- 
nierten Linien, Insgesamt beläuft sich die Streckenlänge der litauischen 
Autobuslinien auf 4125 km, die von 201 Autobussen befahren werden, 
Von den 27 Autobuslinien haben sieben ihren Ausgangspunkt in Kowno, 
die wichtigsten sind die Linien Kowno—Olita, Kowno—Schaulen— 
Birsen und die Schamaitenlinie Kowno—Memel. Die Zahl der Kilo- 
meter beläuft sich 1937 auf 5,0 Mill.; befördert wurden insgesamt 
1, Mill. Personen, geleistet 63 Mill. Personenkm. Die Einnahmen der 
Autobusunternehmungen bezifferten sich auf 4,4 Mill. Lit. 

Neben dem Auto- und Autobusverkehr spielt der Fuhrwerks- 
verkehr in Litauen eine sehr bedeutende Rolle, und zwar sowohl im 
Stadtverkehr (Droschken) wie im Überlandverkehr. Doch liegen brauch- 
bare Ermittlungen über die Intensität und Größe dieses Verkehrs 
nicht vor, 

5. Der Flugverkehr, 

Der Anschluß Litauens an das europäische Luftverkehrsnetz datiert 
vom Jahre 1923 ab. Damals wurde ein beschränkter regelmäßiger Ver- 
kehr von Königsberg über Memel nach Kowno von den deutschen Ge- 
sellschaften Junkers, Deutsche Lufthansa und Deutscher Aerolloyd auf- 

` genommen. Die. wichtige Transitstellung Litauens für den Verkehr 
zwischen Deutschland und dem weiteren Osteuropa (Rußland), die 
vor allem auch durch ablehnende Haltung Polens, deutschen Flugzeugen 
das Überfliegen polnischen Hoheitsgebietes zu gestatten, gesteigert 
wurde, führte 1924 zur Aufnahme einer direkten Flugverbindung Ber- 
lin—Königsberg—Kowno—Riga—Moskau, die von der gemischten 
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deutsch-russischen Luftverkehrsgesellschaft „Deruluft“ betrieben wurde. 
Dieser Verkehr entwickelte sich bis 1928 recht zufriedenstellend, doch 
trat dann eine Stockung ein, da der Kownoer Flugplatz für den steigen- 
den Luftverkehr technisch sich als unzulänglich erwies, die Kownoer 
Stadtverwaltung eine Subventionierung der an sich unrentablen Linie 
aber ablehnte, da über die Richtung der Flugstrecke (Kowno—Memel— 
Königsberg, wie von litauischer Seite gefordert, oder Kowno—Tilsit— 
Königsberg, wie die Deruluft wünschte) keine Übereinstimmung erzielt 
werden konnte. Der deutsch-russische Flugverkehr mied in diesen 
Jahren Litauen und ging direkt auf dem Wege über Lettland; Litauen 
war dadurch genötigt, Flugpostsendungen auf dem Bahnweg nach 
Königsberg zu expedieren, wo sie erst Anschluß an das Flugnetz 
fanden. Erst nach Behebung der technischen Schwierigkeiten und 
der finanziellen Auseinandersetzungen wurde der Verkehr über Kowno 
im Sommer 1930 wieder aufgenommen, doch wurde der Verkehr bis zum 
Jahre 1930 nur in den Sommermonaten durchgeführt, erst von da ab 
wurde der Verkehr ganzjährig eröffnet. Mit der Erweiterung des 
Flugnetzes im osteuropäischen Raum (Fluglinien Riga—Reval—Helsing- 
fors, Riga—Leningrad) stieg auch Bedeutung und Frequenz der litau- 
ischen Durchgangsstrecke. 

Zu Beginn des Jahres 1936 wurde die gemischte deutsch-russische 
Luftverkehrsgesellschaft „Deruluft“ in gemeinsamem Einvernehmen 
aufgelöst, der Verkehr auf der wichtigen Strecke wurde aber weiter 
aufrechterhalten, wobei die Deruluft die Strecke Kowno—Berlin, die 
russische Aeroflot die Strecke Kowno— Moskau übernahm, später wurde 
die Flugstrecke der deutschen Gesellschaft bis Riga verlängert. Wie be- 
deutend der Luftverkehr über Litauen gestiegen ist, mag ein Vergleich 
der wichtigsten Verkehrsziffern des Luftverkehrs des Kownoer Flug- 


hafens zeigen. Es betrug: 1930 1937 
Zahl der Landungen `, : v0. 331 488 
Personenbeförderung 

Anflug in Kowno . «ce. 29 580 

Abflug in Kowno “ren re. 33 632 

Durchflug durch Litauen. . 22 2. + 435 2441 
Postbeförderung (in kg) 

Eingang in Kowm e, 262 1645 

Versand aus Kowno ee 44 541 

WERE rise a 7127 9345 
Frachtgutverkehr (kg) 

Eingang in Kowno . . o. 1873 8914 

Versand aus Kowno; . 2 2.2.2... 1169 23 389 

Trant yusto A ERTES T ge 20 800 20 820 
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Die Wandlungen des Verkehrs sind überaus interessant: Der Per- 
sonenverkehr ist außerordentlich gestiegen, ebenso ist der Frachtgut- 
und Postverkehr von und nach Litauen beträchtlich gewachsen. 

Eine wesentliche Erweiterung wird der litauische Flugverkehr im 
Zusammenhang mit der Aufnahme der Wirtschaftsbe- 
ziehungen Litauens mit Polen nehmen. Bereits jetzt ist ein 
Flugverkehr Kowno—Wilna in Gang gebracht, so daß Litauen Anschluß 
an das relativ gut ausgebaute polnische Flugnetz gefunden hat; ab 
1. September 1939 wird eine direkte Flugstrecke Kowno—Warschau er- 
öffnet werden, wodurch sich die Flugdauer zwischen beiden Haupt- 
städten von bisher 216 Stunden auf 1 Stunde 35 Minuten vermindert. 
Kowno wird damit Durchgangsstation für das von der polnischen Luft- 
verkehrsgesellschaft „Lot“ betriebene Flugnetz, das zu den längsten 
europäischen Flugstrecken überhaupt gehört (Helsingfors—Riga— 
Kowno—Warschau—Athen—Haifa—Bagdad). Ein litauisches Binn en- 
flugnetz hat es bisher nicht gegeben. Der Anfang dazu wurde im 
Herbst 1938 durch Eröffnung einer Fluglinie Kowno—Polangen ge- 
macht, die damit eine Verkehrsverbindung nach Memel darstellt. Die 
Flugzeit beträgt damit 55 Minuten. Es ist beabsichtigt, die Verbindung 
zu einer täglich zweimal verkehrenden auszubauen. Zu einem weiteren 
Ausbau eines litauischen Binnenflugnetzes fehlen sowohl die techni- 
schen Voraussetzungen (benutzbare Zivilflughäfen) wie auf absehbare 
Zeit ein Verkehrsbedürfnis. 
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Eisenbahnen und Verkehrspolitik in Rumänien 
seit dem Weltkriege. 


Von 
Ion Miclescu, Dipl.-Ingenieur, Generalinspektor in Bukarest. 


(Mit 5 Schaubildern.) 


Bevor ich in die Prüfung dieses Themas eintrete, halte ich es für 
nötig, von Anfang an die zwei Gesichtspunkte, unter welchen die Politik 
und die Tätigkeit unserer Eisenbahnen betrachtet werden muß, zu unter- 
scheiden: den rein kommerziellen und den wirtschaftlichen. 

Das Gesetz für die Schaffung der autonomen Verwaltung der rumä- 
nischen Eisenbahnen vom Jahre 1929 hat die Eisenbahn in ein selb- 
ständiges kommerzielles Unternehmen verwandelt, so daß sie in seinem 
Sinne nicht mehr verpflichtet war, unter Selbstkosten zu befördern, damit 
sie sich aus eigenen Mitteln ohne Unterstützung des Staatshaushaltes 
erhalten könne, Die Eisenbahn hat aber doch nicht aufgehört, auch 
Weiterhin eines der bedeutendsten Instrumente der Nationalwirtschaft 
zu bleiben. Sie konnte die höheren Staatsinteressen nicht unberück- 
sichtigt lassen und wird dies auch künftig nicht können, selbst wenn 
damit eine Aufopferung ihrer eigenen Interessen verbunden wäre, 

Bei Prüfung der Politik und Entwicklung unserer Eisenbahnen 
nach der Kriegszeit werde ich zwei Etappen unterscheiden, die erste 
bis zum Jahre 1929, und die zweite von 1929 bis zur Gegenwart — aus 
dem Grunde, weil das Jahr 1929 einerseits den Anfang der wirtschaft- 
lichen Weltkrise markiert, andererseits aber und insbesondere, weil dieses 
Jahr gleichzeitig eine radikale Änderung in der Politik und Auffassung 
unserer Eisenbahnen durch ihre Reorganisierung auf Grund des in 
diesem Jahre erlassenen Gesetzes der Autonomie kennzeichnet. 

Wenn bis 1929 die Eisenbahn die finanziellen Ergebnisse ihres Be- 
triebes weniger berücksichtigte, so wurde sie mit Beginn des Jahres 
1929 durch das Gesetz der Autonomie verpflichtet, nicht mehr unter 
eigenen Selbstkosten zu befördern und ihre Ausgaben auf ihre Ein- 
nahmen zu beschränken, mit anderen Worten: das Gleichgewicht ihres 
Haushaltes herzustellen. — Infolgedessen war auch die Tarifpolitik der 
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Eisenbahnen im ersten Zeitraum nicht eine gewinnverfolgende, ja, ins- 
besondere bis zum Jahre 1926, nicht einmal eine den Ausgleich der Ein- 
nahmen und Ausgaben verfolgende, 

Während der Wert des Lei rasch fiel und der ‘Teuerungsindex im 
gleichen Maße stieg, wurden die Tarife der Eisenbahnen nur von Zeit 
zu Zeit entweder allgemein oder nur teilweise, für bestimmte Artikel, und 
in einem besonders verkleinerten Ausmaße für die die Grundlage ihres 
Güterverkehrs bildenden Massenartikel, gesteigert. 


Tafel: ` wë 1998 1924 1985 
Index des Schweizerfranks . » » 2»... 17 3705 San Aug 
Teuerungsindex . . . 2. . re 


Mittelindex der Erhöhungen der Gütertarife . 75 13 21 27 
Index der Erhöhungen für Kohle. . . 4 _ 85 11 
Index der Erhöhungen für Brennholz . . . 5,4 Mae: 15,2 
Index der Erhöhungen für Schnittholz . 4 52 17 _ 


Diese Politik der billigen Tarife sowohl im Personen- als auch im 
Güterverkehr hat für die Eisenbahnen selbstverständlich ein Zurück- 
bleiben der Einnahmen zur Folge gehabt, während die Ausgaben parallel 
mit dem Entwertungsprozeß des Lei und der Verteuerung des Lebens 
sich fast normal aufwärts entwickelten (graphische Darstellung Nr. 1). 


Außer den normalen Ausgaben, die der laufende Betrieb aufzu- 
weisen hatte, benötigten unsere Eisenbahnen in der Nachkriegszeit für 
die Schaffung eines guten und normalen Betriebes erhebliche Geld- 
beträge zu ihrer Vervollständigung und Wiederherstellung. — Der Welt- 
krieg hinterließ den größten Teil der Einrichtungen und Bauten zerstört, 
Lokomotiven und Wagenpark waren ungenügend und erschöpft und die 
Strecken wurden während des Weltkrieges nicht entsprechend erhalten. 
Es bestand ein sehr dringendes Bedürfnis nach neuen Verbindungen 
zwischen dem Eisenbahnnetz des Altreichs und den neuen Gebieten, 
um den wirtschaftlichen, politischen und militärischen Interessen des 
vergrößerten Reichs zu entsprechen. Die hierfür von den Eisenbahnen 
benötigten erheblichen Geldbeträge waren im eigenen, ohnedies nicht im 
Gleichgewicht befindlichen Haushalt nicht zu finden, 

Die Wiederherstellungsarbeiten und der wirtschaftliche Auf- 
schwung, den das Reich nach dem Kriege genommen hat, forderten von 
den Eisenbahnen große Leistungen, die ihre technischen und finanziellen 
Mittel weit überschritten. — Ungeachtet der Tariferhöhungen aus den 
Jahren 1926 und 1928, denen zufolge im Jahre 1926 der Multiplikations- 
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koeffizient der Einnahmen die Goldparität sogar überschritt (graphische 
Darstellung 1), blieb die finanzielle Lage der Verwaltung weiter schlecht. 
Die Ausfälle ergaben sich weiterhin, weil einerseits sämtliche Wieder- 
herstellungsausgaln dem gewöhnlichen Jahreshaushalt angelastet wur- 
den und andererseits die Betriebsausgaben viel zu groß waren. 
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Das Ergebnis dieser Zustände war eine ganze Reihe von Ausfällen, 
welche indessen erst nach 1929 bekannt wurden, da bis dahin die ein- 
zelnen Jahresrechnungen der Nachkriegszeit nicht abgeschlossen worden 
waren; Ausfälle, welche im Jahre 1929 einen Gesamtbetrag von etwa 
8 Milliarden Lei darstellten, größtenteils in Form von Schulden bei 
verschiedenen Lieferanten und Unternehmern der Verwaltung. 
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Im Jahre 1929 erhielten die Eisenbahnen aus der Stabilisations- 
anleihe den Betrag von 11 713 346 497 Lei, mit welchem sie: 


einen Teil der verjährten Schulden , . . ... 3575400 Lei, 
Beiträge für Betriebsrechnung . . » . . . . . 1978422066 „ 
Beiträge für Tilgungen . » 2» 2 . .  DÉL AR DDR „ 
verschiedene Anlagen . .» » . 2 2.2.2.2... 5859170971 „ und 
eine Postenübertragung . . . vv... 48 885262 „ 


bezahlten. 


Mit den beglichenen Schulden der Vergangenheit, mit verfügbaren 
beinahe 7 Milliarden Lei und kraft des Gesetzes vom Jahre 1929, welches 
ihnen die finanzielle und administrative Autonomie sicherte, sollten die 
Eisenbahnen im Sinne des Autonomiegesetzes ihren Jahreshaushalt ins 
Gleichgewicht bringen und künftig auch halten, also aufhören, eine Last 
für den Staatshaushalt zu sein. — Das Jahr 1929 sollte für die Eisen- 
bahnen eine neue Ära bedeuten. 


Die Erwartungen haben sich nicht erfüllt. Auch in den folgenden 
Jahren bis 1932 entstanden noch Ausfälle, die erst vom Jahre 1932 an 
begannen, sich zu vermindern, bis sie im Jahre 1935 ganz verschwanden. 
— Die Ausfälle jener letzten Jahre, die durch die Nichtzahlung von Lie- 
feranten entstanden, wurden teils durch Ausgabe von Schuldscheinen in 
Höhe von 1600 Millionen Lei liquidiert, teils sollten sie von den even- 
tuellen nächsten Überschüssen bezahlt werden. 


Das jetzige Gleichgewicht ihres Haushaltes konnte die Eisenbahn 
beinahe ausschließlich durch eine erschöpfende Einschränkung ihrer 
Betriebsausgaben erreichen, welche von: 

14 000 000 000,— des Jahres 1929 bis auf 
9 256 000 000,— im Jahre 1935 
vermindert wurden. 


So z. B. verfügte die Eisenbahn im Jahre 1930 über 110 946 Beamte 
und Angestellte aller Art bei einem Verkehr von 52 829 554 Zugkilometer. 
— Im Jahre 1935 waren in Dienst nur 82122 Beamte und Angestellte, 
während der Zugbetrieb sogar 57895 212 Zugkilometer erreichte. Mit 
anderen Worten: während der Betrieb sich um 9,50 % vergrößerte, wurde 
das Personal um 35 % vermindert. Die Betriebs- und Verkehrsausgaben, 
größtenteils Personalausgaben stellen bei unseren Eisenbahnen nur 
15,5 % der Gesamtausgaben dar, der kleinste Prozentsatz in ganz Europa, 
während dieser Prozentsatz 20—30 bei anderen Eisenbahnverwaltungen, 
und in Deutschland sogar 39 % erreicht. Die Ausgaben für die Strecken- 
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und Einrichtungserhaltung stellen bei unseren Eisenbahnen 12,7 % dar, 
während sie bei anderen Eisenbahnen 25 % erreichen. Die Personal- 
ausgaben stellen bei unseren Eisenbahnen 42,1 % dar, während diese bei 
anderen Eisenbahnen 60 %, 70 % und sogar 80 % erreichen. 


Nur die Ausgaben zur Erhaltung des rollenden Materials und für 
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Brennstoff sind bei uns höher als bei anderen Bahnen, und zwar stellen 
sie sich für das Jahr 1935 mit 48,6 % dar, während bei anderen Verwal- 
tungen diese nur 30 % und noch weniger ausmachen, 

Ein Bild über das Verhältnis der rumänischen Bahnen gegenüber 
allen anderen europäischen Bahnen gibt die Tafel 5. 
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Der Personenverkehr war im ständigen Rückgange bis 1924, in 
welchem Jahre er den niedrigsten Punkt erreichte; seitdem ist er bis 
1932 im ständigen Aufstiege. Die Einnahmen aus diesem Verkehr er- 
reichten den Höchststand im Jahre 1928, verminderten sich dann aber 
auch wieder ständig bis zum Jahre 1932; dann wurde der Rückgang viel 
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langsamer, um sich vom Jahre 1934 ab wieder in eine Erhöhung umzu- 
wandeln. (Graphische Darstellung Nr. 2). 

Die Erhöhung der Einnahmen folgt aber einem viel langsameren 
Rhythmus als die des Verkehrs; erklärlich ist dies durch die vielfältigen 
Ermäßigungen, die gerade zur Förderung dieses Verkehrs in den letzten 
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Jahren den Reisenden gewährt wurden; diese Ermäßigungen hatten eine 
ständige Verminderung der Durchschnittseinnahmen pro Reisenden und 
Kilometer zur Folge. Der Güterverkehr war und blieb während der 
ganzen Nachkriegszeit in fast ständigem Wachsen. Die Einnahmen für 


DER HANDELSVERKEHR „| 
nach der Art der Güter in Jahren: 1913/14 und 1936 in % gegenül 
der Gesamtsumme 


Baumaterial (©) 
ISchnit- 
Holz nee 


Ik Zement Mehl- 
Pe Gees erzeugnis« 
und industrie: Tierische Leber 
asy maschinen ahr: nde o 


das Tonnenkilometer aus diesem Verkehr sind aber seit 1927, wo sie den 
Höchstpunkt erreichten (graphische Darstellung 3) mit 2,35 Lei, im stän- 
digen Rückgange bis 1,18 Lei im Jahre 1935. Die Gesamteinnahmen des 
Güterverkehrs fielen im Jahre 1928, um in 1929 plötzlich wieder zu 
steigen und um dann sich zu vermindern bis zum Jahre 1932, Seit 1932 
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sind die Einnahmen aus dem Güterverkehr im ständigen Steigen dank 
des großen Anwachsens dieses Verkehrs. 

Der Aufstieg des Güterverkehrs ist ausschließlich erklärlich durch 
den Erdölverkehr, der gegenüber einem Anteil am ganzen Güterverkehr 
von Gen % (den er im Jahre 1925 darstellte) im Jahre 1935 auf 32,51 % 
(Säule VII der graphischen Darstellung 4) gestiegen ist. Ungefähr 85 % 
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von diesem Verkehr entfallen auf die Ausfuhr und bis 1928 wendete 
die Eisenbahn für die Ausfuhr ihren Binnentarif mit 50 % Erhöhung 
an, während sie umgekehrt seit 1928 für die Ausfuhr viel niedrigere 
Tarife als für den Binnenverkehr zur Verfügung gestellt hat. 
Eine andere Ursache, auf die ich weiter unten nochmals eingehen 


werde, ist, daß die Güter mit höherem Werte, für welche die Eisenbahn 
höhere Tarife anwendet, sich immer mehr dem Straßenverkehr zu- 


See Srasten 
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wenden, der Eisenbahn aber immer mehr nur die Güter mit geringem 
Werte, welche mit niedrigeren Tarifen befördert werden, verbleiben, 

Schließlich wurde das Sinken der Einnahmen pro Tonne und Kilo- 
meter auch durch das Ansteigen der Durchschnittsentfernung bei der 
Beförderung der Güter beeinflußt. Wegen der Konkurrenz der Straße 
befördert die Eisenbahn immer weniger Güter auf kurze und sogar 
mittlere Entfernungen: und demzufolge kommt ihr dank der Staffelung 
der Tarife bei Anwachsen der durchschnittlichen Entfernungen der 
Transportlängen ein kleinerer Satz für die Einheit der Tonne des Kilo- 
meters als bei kürzeren Entfernungen zu. Gerade nach dem Kriege, als 
die Eisenbahnen besonders viel Geld für die Wiederherstellung und Er- 
gänzung der Mängel ihres Apparates benötigt haben und als im Augen- 
blicke des wirtschaftlichen Aufschwunges eine Fiskalpolitik auch durch- 
aus möglich war, hat die Eisenbahn eine Politik ohne irgendwelche Fis- 
kalität geführt, indem sie Ausfälle und Schulden anhäufte, welche sie 
Später aus einer Anleihe decken mußte, die gerade im Zeitpunkte des 
Ausbrechens der Krise und ohne Sicherheit für die Durchführbarkeit der 
Rückzahlung aufgenommen wurde, 

Die Frage, ob der Betrieb der Eisenbahn ein gewinnbringendes 
Unternehmen für ihre Besitzer sein soll, wird viel erörtert. Aber die 
Eisenbahn schafft dem Staate und der Volkswirtschaft schon genug 
Quellen indirekter Einnahmen und Vorteile durch die Erschließung, Ver- 
wertung und wirtschaftliche Förderung der Gebiete, die sie bedient, als 
daß von ihr selbst auch noch Überschüsse verlangt werden dürften. Und 
selbst wenn dies in Zeiten steigenden Wohlstandes auch möglich ist oder 
wäre, — in Zeitpunkten der Depression, wie in denen seit 1929, ıst dies 
schwer möglich. Trotz des Autonomiegesetzes, das die Eisenbahn in ein 
kommerzielles Unternehmen umwandelte, darf die Frage der Rentabilität 
nicht allein vom Standpunkte der eigenen Bahninteressen betrachtet 
werden, es darf die Bahn ihre Aufgabe als Hauptfaktor im Getriebe der 
Volkswirtschaft nicht vergessen. Ungeachtet aller Autonomie ist die 
Eisenbahn doch verpflichtet, möglichst einheimische Rohstoffe zu ge- 
brauchen, wenn auch teuerer zu bezahlen und dadurch ihre Betriebskosten 
gegenüber den Beschaffungsvoraussetzungen eines wirklichen Privat- 
Unternehmens zu verteuern. Gleichzeitig aber soll sie unter den Selbst- 
kosten oder sogar kostenfrei, Beförderungsaufgaben vielerlei Art auf sich 
nehmen, weil es so die Interessen des Landes, die sie nicht unberücksich- 
tigt lassen kann, am besten fördert. In solchen Lagen, in welchen das 
Ökonomische mit dem Kommerziellen in Konflikt gerät, ist das Auto- 


nomieprinzip der Eisenbahn schwer gefährdet, meist sogar zum Zurück- 
treten verurteilt. 


Archiv für Eisenbahnwesen, 1950. 66 
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Zu allen diesen Schwierigkeiten, in welchen sich unsere Eisenbahnen 
seit 1929 befanden, kam die Straßenkonkurrenz noch dazu. Bis zum Er- 
scheinen der Kraftwagen hat die Eisenbahn das Transportmonopol inne 
gehabt. Unter dem Schutze dieses Monopols konnten die Eisenbahnen 
unbehindert die Tarifpolitik führen, die sowohl ihnen als auch den all- 
gemeinen Interessen nützlich war. Die Eisenbahntarife waren in einem 
gewissen Verhältnis zum Werte der Waren (Wertklassifikation) aufge- 
baut, wie sie es weiterhin grundsätzlich geblieben sind. Für teuerere 
Güter werden höhere Tarife angewendet, damit die Eisenbahn die Opfer, 
die sie bei den billigeren Gütern bringt, für die sie viel niedrigere Tarife 
anwendet, ausgleichen kann. — Mit Erscheinen des Kraftwagens verliert 
aber die Bisenbahn immer mehr die wertvollen Sendungen, welche wegen 
ihres kleinen Rauminhaltes sich auch für die Beförderung mit dem Kraft- 
wagen eignen, hingegen verbleiben ihr verhältnismäßig Güter von ge- 
vingerem Wert (Massengüter) auf längere Entfernungen zur Beförde- 
rung. Gegenüber solcher Konkurrenz befinden sich unsere Eisenbahnen 
in einer ganz besonders schwierigen Lage, welche jeden Widerstands- 
versuch erschwert und sehr oft vereitelt. Unser Netz ist unvollständig 
und mangelt an genügenden Verbindungen zwischen den verschiedenen 
Zentren und Gebieten des Landes. Demzufolge erfolgt die Beförderung 
mit der Eisenbahn häufig auf Umwegen, was Verteuerungen nach sich 
zieht, gegenüber dem Kraftwagen, welcher über direkte Straßen — also 
den kürzesten Weg — fährt. Unser Netz umfaßt ungefähr 70 % Neben- 
strecken mit einem verminderten Verkehr und einer Betriebsführung, 
welche größtenteils, für sich allein betrachtet, passiv ist, und nur 30 % 
Hauptlinien, welche Überschüsse bringen. In anderen Ländern wird nun 
der Verkehr auf den Nebenstrecken, die passiv sind, eingestellt und durch 
Kraftwagen ersetzt. Bei uns, sei es aus politischen, sei es aus wirt- 
schaftlichen oder militärischen Rücksichten und auch schon deswegen, 
weil wir noch nicht über solche guten Straßen verfügen, wie jene Länder, 
die sich diesen Luxus erlauben, ist dieses unmöglich. So muß die 
Eisenbahn auch weiterhin das Opfer mit dem Betriebe dieser Strecken 
tragen, obwohl sie dadurch Schaden erleidet. 

Überhaupt muß die Eisenbahn aus Rücksichten, die unabhängig von 
ihrer kommerziellen Vernunft sind, eine Menge von Opfern tragen, die 
sie nicht umgehen kann, von denen aber die Kraftwagen verschont wer- 
den. Die Eisenbahnsendungen sind durch unendliche Arten von Fiskus-, 
Gemeinde-, Straßen-, Luftschiffahrts- und anderen Abgaben betroffen, 
während die Sendungen mit Kraftwagen von solchen Abgaben entweder 
befreit sind oder aber die Möglichkeit für ein Ausweichen finden. 
Selbstverständlich, daß in allen diesen Fällen, wo die Straße eine Mög- 
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lichkeit zur Umgehung solcher Lasten findet, die Eisenbahn, welche 
Tarifermäßigung sie auch immer zu gewähren geneigt, ist, um- 
gangen wird. 

Nicht unbedeutend und nicht außer acht zu lassen ist auch die 
Konkurrenz, welche die Landfuhrwerke der Eisenbahn nicht nur auf 
kurze, sondern auf beachtenswert lange Entfernungen machen. Die Ar- 
beit des Bauern, die Leistung seines Viehes, und die Abnutzung des Fuhr- 
werkes werden eben nicht berücksichtigt und von niemandem bezahlt. 

Unter derartigen Verhältnissen ist der Kampf zwischen Eisenbahn 
und ihren Straßenkonkurrenten oft durchaus ungleich und schadenbrin- 
gend, nicht zuletzt für die allgemeinen Interessen, welche schließlich 
die Folgen zu tragen haben. Es liegt mir der Gedanke fern, die einfache 
Abschaffung des Kraftwagens zu fordern, um dadurch die Konkurrenz 
zu beseitigen. Der Kraftwagen ist das Beförderungsmittel der Zukunft; 
er bildet einen tatsächlichen Fortschritt der Eisenbahn gegenüber, und 
den Lauf des Fortschritts können wir nicht hemmen. Da der Übergang 
von einem Beförderungsmittel zum anderen aber nicht von einem Tag 
zum anderen geschaffen werden kann, und da die Eisenbahn eines der 
bedeutsamsten Stammvermögen des Staates bildet, in welchem Reihen 
von Generationen ihre Ersparnisse angelegt haben, und weil vom wirt- 
schaftlichen Standpunkte und auch hauptsächlich aus Verteidigungsrück- 
sichten eine sichere Befördeung auf der Eisenbahn notwendig ist, ist 
eine Zusammenarbeit zwischen beiden Beförderungsmitteln unbedingt er- 
forderlich. Der Kraftwagen darf nicht die Eisenbahn zerstören, son- 
dern er muß sie ergänzen und darf sie nur im Rahmen der allgemeinen 
Interessen ersetzen. 

Die gegenwärtige Gesetzgebung, sowohl jene der Straßen, als auch 
jene des öffentlichen Fuhrwesens, ist ungenügend und mangelhaft, In 
die Einzelheiten der Kritik will ich nicht eingehen; die Gesetze müssen 
einer Revision unterzogen, vereinheitlicht und ergänzt werden mit einem 
alleinigen Ziel: „Das allgemeine Interesse“. 

Wenn die Eisenbahn im Binnenverkehr mit der Straßenkonkurrenz 
zu kämpfen hat, so steht sie im internationalen Verkehr im Konkurrenz- 
kampf mit der Donau, besonders bezüglich einer Reihe von Einfuhr- 
gütern. 
` Aus dem Vorgehenden geht wohl genügend klar der — freilich auch 
in anderen Ländern oft beklagte — Mangel einer übereinstimmenden 
Zusammenarbeit zwischen den verschiedenen Beförderungsmitteln her- 
vor. Eine Zentralstelle für Zusammenarbeit der Transportunternehmun- 
gen und für Festlegung der Richtlinien unserer Beförderungspolitik muß 
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geschaffen werden, weil nur ein derartiger Organismus, ausgerüstet mit 
der erforderlichen Autorität, dem ein umfangreicher Informationsdienst 
zur Verfügung steht, entscheiden könnte, welche Aufgabe jedes Trans- 
portunternehmen im Rahmen der allgemeinen Interessen zu erfüllen hat. 
Gleichzeitig hätte dieser Organismus auch die Aufgabe, die verschiedenen 
Streitigkeiten und Mängel, welche sich in der Ausübung der Beförde- 
rung ergeben, zu erledigen und eine Organisation zu bilden, welche sämt- 
liche Interessen des Landes zur möglichsten Übereinstimmung zu bringen 
hätte, Zu diesem Zwecke wäre es aber nötig, das in Kraft stehende 
Gesetz zur Schaffung der Autonomie der Eisenbahn einer Revision zu 
unterziehen, mit dem Ziel, daß diese Autonomie in erster Reihe den all- 
gemeinen Interessen entsprechen soll. 


Die Starrheit des Gesetzes der staatlichen Buchführung und die 
jeder Staatsverwaltung anhaftenden bürokratischen Förmlichkeiten 
einerseits, und das Eingreifen der Politik anderseits, waren die maß- 
gebenden Gründe, welche unsere Regierenden seinerzeit veranlaßt haben, 
die neue Verwaltungsreform für unsere Eisenbahn zu schaffen. 


In der Verwaltung der Eisenbahn unterscheiden wir zwei große 
Gruppen von Aufgaben: 


Eine Gruppe mit lokal administrativem Charakter, für welche die 
weiteste Autonomie nicht übertrieben wäre, eine zweite aber, die mit 
dem allgemeinen Charakter, mit der allgemeinen Politik des Landes und 
mit seinen höheren Interessen eng verbunden ist, und für welche die 
Autonomie als solche untunlich und auch nicht durchführbar ist. Haben 
wir ja doch weiter oben schon festgestellt, daß trotz des Gesetzes der 
Autonomie die Eisenbahn nicht jede Tarifpolitik führen kann und darf, 
zumal die Tarife der Eisenbahnen nun einmal einen Teil der allgemeinen 
Politik des Landes darstellen und nicht nur durch das Prisma der Inter- 
essen der Eisenbahnen zu betrachten sind, sondern in der Tat nicht außer- 
halb des Rahmens der Pflege der allgemeinen Interessen bestehen kön- 
nen, Die Eisenbahn kann ihrem Netz nicht nur die aus kommerziellen 
Rücksichten erwünschte Entwicklung geben, sondern sie ist oft ge- 
zwungen eigene kommerzielle Interessen zu opfern, hingegen das Inter- 
esse, sei es strategischer, sei es politischer Natur, wahrzunehmen. Nicht 
einmal die ihr nötigen Brennstoffe und andere Materialien kann die 
Eisenbahn dort kaufen, wo sie diese billigst findet, sondern sie muß sie 
dort beschaffen, wo der Kauf der wirtschaftlichen Politik des Landes 
oder anderen Interessen am besten paßt, jedenfalls aber unter Gesichts- 
punkten, die dem Interesse der Betriebsführung der Eisenbahn 
fremd sind. 
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Diese große Gruppe der Aufgaben in der Leitung der Eisenbahnen, 
welche den Rahmen der Autonomie übersteigen und dem Bereiche der 
allgemeinen Politik des Landes angehören, sollte ebenso wie die ab- 
stimmende Tätigkeit zwischen allen Transportunternehmungen im Rah- 
men der allgemeinen Politik des Landes in ihrem ganzen Umfang be- 
trachtet werden, mit einem Worte: alle Richtlinien der Verkehrs- und 
Beförderungspolitik im allgemeinen sollten Aufgaben des schon oben 
vorgeschlagenen Zentralorganismus sein, der den gegenwärtig bestehen- 
den höheren Rat des Verkehrswesens ersetzen würde. 

Für die zweite Gruppe der Aufgaben lokalen Charakters techni- 
scher, administrativer und kommerzieller Natur wäre ein Ausschuß zu 
beauftragen, der ausschließlich aus Fachleuten, und zwar aus verant- 
wortlichen Leitern der Verwaltung gebildet werden sollte, und diesem 
Ausschuß könnte die weiteste Autonomie gegeben werden. Nach wie 
vor sollte als anstrebbares Wunschziel der Betriebsführung der Eisen- 
bahnen das Gleichgewicht des Haushaltes bestehen bleiben, aber ohne 
daß darüber die viel höheren allgemeinen Interessen bloßgestellt oder 
gefährdet werden dürften. Das Gleichgewicht des Betriebshaushaltes 
sollte durch eine tiefstgehende Rationalisierung erreicht werden, soweit 
dies irgend möglich ist, ohne eine anstandslose Tätigkeit des Apparates 
und die Sicherheit des Verkehrs zu gefährden. Tarifpolitik aber sollte 
jene sein, welche den allgemeinen Interessen der Volkswirt- 
schaft angepaßt wäre, und zu deren Fortentwicklung die Eisenbahnen 
in erster Reihe mitzuwirken berufen sind. 

Das Jahr 1936 war für die Eisenbahnen ein Jahr voller Hoffnung 
auf Neubelebung des Verkehrs sowohl für den Güter- als auch für den 
Personenverkehr, und dank der eingetretenen Belebung hat dann auch 
die Eisenbahn den Betrag von einer Milliarde Lei mehr als im vorigen 
Jahre eingenommen, Aber die wirtschaftliche Weltkrise, hervorgerufen 
durch den Wegfall des Gleichgewichtes zwischen Verbrauch und Er- 
2eugung, ist von einer Lösung noch weit entfernt und die Belebung der 
Geschäfte ist größtenteils nur auf den eingetretenen schärferen Rhyth- 
mus der Rüstungen der letzten Zeit zurückzuführen, der nur vorüber- 
gehend sein kann, und der am Ende vielleicht die Krise noch mehr ver- 
tiefen wird, 

Was uns anlangt, müssen wir berücksichtigen, daß, wenn der Ver- 
kehr nach dem Kriege in ständigem Wachsen war, das ausschließlich 
dem Wachsen der Produktion und der Ausfuhr der Erdölproduktion zu 
verdanken war, ein Anwachsen, das übrigens allem Anschein nach sei- 
nen Höhepunkt erreicht hat. Ausgenommen den, aber gänzlich unvorher- 
gesehenen Fall einer Überraschung, zufolge derer ein Herabsinken des 
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Ölverkehrs durch Wachsen anderer Verkehre ausgeglichen würde, würde 
ein Rückschlag im Erdöltransport sehr unangenehme Rückwirkungen auf 
die Einnahmen der Verwaltung haben. Aus der graphischen Darstel- 
lung 4 ist es ersichtlich, in welchem Maße der Verkehr auf unseren 
Eisenbahnen durch die wirtschaftliche Fortentwicklung des Landes nach 
dem Kriege beeinflußt wurde, 

Während vor dem Kriege das Getreide 27,21 % des gesamten Güter- 
verkehrs darstellte, stellt es im Jahre 1935 nur noch 8,2 % dar. Gleich- 
zeitig aber stellten die Erdölerzeugnisse im Jahre 1913/14 18,14% des 
Güterverkehrs dar, während sie im Jahre 1935 32,71 % erreichten. 

Trotzdem behält und wird auch weiterhin unser Land seinen vollen 
landwirtschaftlichen Charakter behalten, welchen Charakter auch der 
Prozeß der fortschreitenden Industrialisierung schließlich nicht unbe- 
achtet lassen kann, zumal gerade die wirtschaftliche Seite unserer 
Nationalwirtschafts- und besonders unserer Eisenbahneinnahmen die 
einzige Möglichkeit gibt, wie im Falle einer Verminderung des Erdöl- 
verkehrs ein Ausgleich gefunden werden kann, 
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Kreuzungen von Eisenbahnen und Straßen. Mit dem neuen Gesetz 
über die Deutsche Reichsbahn vom 4. Juli 1939 ist gleichzeitig im Reichs- 
gesetzblatt Teil I (S. 1211) ein Gesetz über Kreuzungen von Eisenbahnen 
und Straßen in Kraft getreten. Zu diesem Gesetz ist eine ausführliche, 
mit bildlichen Erläuterungen versehene Begründung (in Nr. 158 des 
Deutschen Reichsanzeigers und Preußischen Staatsanzeigers vom 12. Juli 
1939) veröffentlicht worden. Das Gesetz berührt über den Kreis der 
Eisenbahnen und Träger der Straßenbaulast hinaus weite Kreise der 
Verkehrsnutzer. Das bisherige Reichsbahngesetz enthielt bereits eine 
Kostenbestimmung für den Fall, daß an Kreuzungen zwischen Reichs- 
bahnstrecken und öffentlichen Verkehrswegen Änderungen infolge 
einer Vermehrung des Verkehrs oder sonstiger Veränderungen der Ver- 
hältnisse notwendig wurden. Mit der Neufassung des Reichsbahngesetzes 
Wurde nunmehr diese Materie in einem besonderen Gesetz geregelt, das 
cine umfassende, nicht nur auf die Kostenfrage beschränkte Regelung 
der sich aus der Herstellung und Änderung von Kreuzungen zwischen 
Eisenbahnen und Straßen ergebenden Fragen enthält. Insbesondere er- 
fordert die ständig steigende Entwicklung der Verkehrsdichte und Ver- 
kehrsgeschwindigkeiten auf Eisenbahnen und Straßen durchgreifende 
Maßnahmen zu einer modernen Ausgestaltung der vorhandenen Kreu- 
zungen. Vor allem mußte die bisher noch fehlende Möglichkeit ge- 
schaffen werden, durch Anordnungen, die sich gegen den Träger der 
Straßenbaulast und den Eisenbahnunternehmer gemeinsam richten, die 
erwünschte, neuzeitlichen Erfordernissen des Verkehrs Rechnung tra- 
gende Veränderung bestehender Kreuzungen, nötigenfalls gegen den 
Willen eines oder beider Beteiligten, mit den sich aus dem Gesetz er- 
gebenden Kostenfolgen zu erzwingen. 

So hat das Gesetz in der Hauptsache zwei Aufgaben: Bestimmungen 
über die Herstellung neuer Kreuzungen und die Änderung oder Er- 
#änzung bestehender Kreuzungen zu geben und daneben Kostenbestim- 
mungen zu treffen, die sich ebenfalls auf die Herstellung neuer oder 
die Änderung oder Ergänzung bestehender Kreuzungen beziehen und 
die sich weiter mit den durch die Herstellung oder Änderung von Kreu- 
zungen für die beteiligten Eisenbahnunternehmer und Träger der 
Straßenbaulast veränderten Unterhaltungslasten befassen. 

Für neue Kreuzungen zwischen Eisenbahnen und Straßen sieht das 
Gesetz für die Zukunft grundsätzlich Schienenfreiheit vor. Das Gesetz 
läßt indes Ausnahmen in Einzelfällen und für bestimmte Arten von 
Kreuzungen zu. Damit ist die Möglichkeit gegeben, den Grundsatz der 
Schienenfreiheit je nach der Verkehrsbedeutung der verschiedenen Arten 


sich kreuzender Eisenbahnen und Straßen so einzudämmen, wie es zur 
Vermeidung von Härten erforderlich ist. 
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Die Hauptbedeutung des Gesetzes liegt in den Bestimmungen, die 
Änderungen oder Ergänzungen bei bestehenden Kreuzungen vorsehen. 
Für solche Kreuzungen kann zur Verbesserung der Abwicklung des 
Eisenbahn- oder Straßenverkehrs angeordnet werden, daß die beteiligten 
Eisenbahnunternehmer und Träger der Straßenbaulast 


1. höhengleiche Kreuzungen durch schienenfreie ersetzen, 

2. schienenfreie Kreuzungen ändern, 

3. an höhengleichen Kreuzungen bis zu ihrer schienenfreien Um- 
gestaltung Eisenbahn- oder Straßenanlagen ändern oder er- 
gänzen, 

4. höhengleiche Kreuzungen — durch Wegeverlegungen oder er- 
satzlose Aufhebung — beseitigen oder 

5. an höhengleichen Kreuzungen zum Zwecke ihrer verkehrlichen 
Entlastung ohne Änderung oder Ergänzung der Kreuzung 
selbst sonstige bauliche Maßnahmen treffen, durch die sich eine 
sonst notwendige Änderung oder Ergänzung der Kreuzung er- 
übrigt. 

Die Befugnis zur Anordnung aller dieser Änderungen gibt nunmehr 
die Möglichkeit, die durch die Verkehrsentwicklung notwendig werden- 
den Baumaßnahmen einheitlich gegenüber Eisenbahnunternehmer und 
Träger der Straßenbaulast durchzusetzen. Die Anordnungsbefugnis steht 
dem Reichsverkehrsminister im Einvernehmen mit dem Generalinspektor 
für das deutsche Straßenwesen zu. Bei den Anordnungen wirken der 
Reichsminister des Innern und der Reichsminister der Finanzen in den 
Fällen mit, in denen die Anordnungen Träger der Straßenbaulast oder 
Eisenbahnunternehmer berühren, deren finanzielle Gebarung ihrer Auf- 
sicht und u. U. ihrer helfenden Betreuung unterliegt. 


Die Kostenbestimmungen des Gesetzes, die sich auf neu herzustel- 
lende Kreuzungen beziehen, legen gleichmäßig in allen Teilen des Reichs 
als landesrechtliches Gewohnheitsrecht anerkannte Normen zum ersten- 
mal reichsgesetzlich fest. Auch hier liegt die Hauptbedeutung des Ge- 
setzes bei den Kostenvorschriften, die Änderungen und Ergänzungen 
zum Gegenstande haben. Die für Kreuzungen von Reichsbahnstrecken 
mit anderen öffentlichen Verkehrswegen bisher geltenden Bestimmungen 
($ 39 des bisherigen Reichsbahngesetzes) legten den Beteiligten die 
Kosten in dem Verhältnis auf, in dem ihr Verkehr — Straßen- oder Eisen- 
bahnverkehr nötig werdende Änderungen veranlaßte. Da diese 
Veranlassung in den letzten Jahrzehnten in den weitaus meisten Fällen 
durch die Steigerung des Straßenverkehrs und die starke Erhöhung 
der Geschwindigkeiten auf der Straße gegeben war, wurde bei dieser 
Regelung die Straße überwiegend, in vielen Fällen sogar allein zu den 
Kosten herangezogen, Diese an sich theoretisch gerechte Bestimmung 
hat sich in der Praxis oft hemmend auf die Durchführung notwendiger 
Verkehrsverbesserungen ausgewirkt. Das neue Kreuzungsgesetz geht 
davon aus, daß Straßen und Eisenbahnen gleichwertige Verkehrswege 
sind und daß Umgestaltungen an ihren Kreuzungen stets der Abwick- 
lung des Verkehrs auf beiden Verkehrswegen dienen, auch wenn nur 


Kleine Mitteilungen. 1029 


die Verkehrsverhältnisse eines der beteiligten Verkehrswege die Um- 
gestaltung erforderlich machen. Das Gesetz legt daher die Kosten von 
Änderungen und Ergänzungen von Kreuzungen gleichsam als Kosten von 
Gemeinschaftsanlagen zu gleichen Teilen auf beide Beteiligte, 
ohne Rücksicht darauf, wer im Einzelfall den Anlaß zu der Verände- 
rung gegeben hat und welcher Verkehrsweg zuerst hergestellt worden ist, 


Straßenbahnen, die den Verkehrsraum einer solchen öffentlichen 
Straße benutzen, deren Kreuzung mit einer Eisenbahn geändert werden 
soll, sind an der Teilung der Änderungskosten nach dem Gesetz nicht 
beteiligt. Wieweit sie dem Träger der Straßenbaulast hinsichtlich des 
Kostenanteils, den dieser nach dem Gesetz zu tragen hat, erstattungs- 
bflichtig sind, regelt sich nach den internen Beziehungen zwischen beiden 
Teilen, Soweit Straßenbahnen außerhalb des Verkehrsraumes einer 
öffentlichen Straße liegen und sich hierbei eine Kreuzung ihres Straßen- 
bahnkörpers mit Eisenbahnen ergibt, haben sie alle einem Träger der 
Straßenbaulast obliegenden Verpflichtungen. 


Über Meinungsverschiedenheiten der Beteiligten bei der Anwen- 
dung des Gesetzes entscheidet der Reichsverkehrsminister im Einver- 
nehmen mit dem Generalinspektor für das deutsche Straßenwesen. Ihre 
Anordnungen und Entscheidungen binden die Gerichte und die Ver- 
Waltungsbehörden. 


. Bringt das Gesetz somit eine wesentlich umfassendere Regelung, als 
sie die Einzelbestimmung des bisherigen $ 39 des Reichsbahngesetzes 
enthielt, so hat sich das Gesetz doch Begrenzungen auferlegt, die im 
Reichsbahngesetz nicht enthalten waren. Die Kostenregelung des alten 
Reichsbahngesetzes umfaßte auch Kreuzungen mit Wasserstraßen. Diese 
sind in die vorliegende Regelung nicht eingeschlossen worden, da die 
Frage noch nicht entscheidungsreif ist, inwieweit hier die Anwendung 
der Kostengrundsätze des Gesetzes erwünscht ist. 


Das Gesetz gilt für alle Eisenbahnen, die dem öffentlichen 
Verkehr dienen und darüber hinaus auch für die sogenannten Anschluß- 
bahnen, bei denen ein Übergang von Betriebsmitteln auf Eisenbahnen 
des öffentlichen Verkehrs möglich ist. Straßen im Sinne des Gesetzes 
Sind dagegen nur die öffentlichen Wege, die nach der Beschaffenheit 
ihrer Fahrbahn geeignet und dazu bestimmt sind, einen allgemeinen 
Kraftfahrzeugverkehr aufzunehmen. Das Gesetz schließt somit vor allem 
unbefestigte oder in ihrer Befestigung nicht auf Bedürfnisse des Kraft- 
Tahrzeugverkehrs abgestellte Gemeindewege aus. Für diese Wege gilt 
das Gesetz nicht. Kreuzen solche Wege Eisenbahnen, so gilt für Ände- 
"ungen bestehender Kreuzungen der sich aus allgemeinen Rechtsgrund- 
Sätzen ergebende Rechtssatz, daß die Kosten vom Veranlasser zu tragen 
sind. Diese Anwendungsbegrenzung des Gesetzes war notwendig, da 
die finanzielle Leistungsfähigkeit solcher Wegebaupflichtigen dem Tei- 
Ungsgrundsatz des Gesetzes in der Regel nicht gewachsen sein würde. 
Sie ist aber auch praktisch richtig, da solche, nur dem örtlichen und 
nachbarörtlichen Verkehr dienende Wege, solange sie nicht zu Straßen 
im Sinne dieses Gesetzes ausgebaut werden, fast nie das Bedürfnis von 

nderungen ihrer Kreuzungen mit Eisenbahnen hervorrufen, sondern 
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nötig werdende Änderungen solcher Kreuzungen fast stets durch Bedürf- 
nisse des allgemeinen Verkehrs der Eisenbahnen ausgelöst werden. 


Die Inkraftsetzung des Gesetzes für die Ostmark und die sudeten- 
deutschen Gebiete ist vorerst noch vorbehalten, dürfte aber in abseh- 
barer Zeit durchgeführt werden. 


Die irakischen Staatsbahnen im Jahre 1937/38. (Vgl. Archiv für 
Eisenbahnwesen, Jahrg. 1938, S. 1014 u. ff., und die Übersichtskarte der 
Eisenbahnverbindungen Iraks im Jahrg. 1938 S. 451.) Die irakischen 
Eisenbahnen sind seit dem 31. März 1936 endgültig in das Eigentum und 
die Verwaltung des Irakischen Staates übergegangen. Die Stelle des 
Generaldirektors dieser Bahnen ist zwar gemäß dem den Kauf der Eisen- 
bahnen betreffenden englisch-irakischen Staatsvertrag mit einem Englän- 
der besetzt (Colonel I. C. Ward). Auch die leitenden Stellen des techni- 
schen Dienstes sind in den Händen von Engländern. Diese Engländer 
gelten aber als irakische Staatsbeamte und sind als solche dem irakischen 
Verkehrsministerium gegenüber verantwortlich. Es ist erkennbar, daß 
nach dieser Neuordnung des Eisenbahnwesens der englische Einfluß auf 
die Entwicklung des Verkehrswesens im Königreich Irak nicht mehr allein 
entscheidend ist, wie es bisher der Fall war. Das kommt besonders da- 
durch zum Ausdruck, daß sich der Bau der Verbindung zwischen den 
irakischen Eisenbahnen und dem syrisch-türkischen Eisenbahnnetz und 
die Neuorientierung des irakisch-iranischen Außenhandels nach den 
Häfen des Mittelmeeres trotz des jahrelangen englischen Widerstandes 
jetzt durchgesetzt hat. Die englischen Interessen gingen dahin, diesen 
Verkehr für Basra und den iranischen Golf zu erhalten. 


Der Bau der neuen Bahn Baiyi—Mossul-—Tell Kolt- 
scheck steht gegenwärtig im Vordergrund der irakischen Verkehrs- 
arbeiten und der allgemeinen Handels- und Wirtschaftsinteressen des 
Landes, Ba iyi ist eine Station an der früheren deutschen Bagdadbahn- 
strecke Bagdad—Samara. Mossul, das wichtigste Verkehrszentrum 
der fruchtbaren Provinz Kurdistan, hatte bisher keine Bahnverbindung. 
Es wird durch die neue Bahn nach Bagdad und besonders durch die Ver- 
bindung zu den Häfen des Mittelmeeres wesentliche Verkehrserleichte- 
rungen bekommen. Tell Koltscheck ist die Endstation der bereits 
vor einigen Jahren auf syrischem Gebiet bis an die irakische Grenze ver- 
längerten früheren deutschen Bagdadbahnstrecke Aleppo—Nissibine. Die 
englischen Berater der irakischen Regierung haben sich für die Verlänge- 
rung der syrischen Bahnen über Mossul nach Kirkuk in der 1-m-Spur 
eingesetzt, wodurch eine Umladung in Tell Koltscheck erforderlich ge- 
worden wäre. Die irakische Regierung hat sich aber für den Bau der 
neuen Bahn in der Regelspur entschieden, wodurch Bagdad an das 
regelspurige türkische Eisenbahnnetz und dadurch auch an das euro- 
päische angeschlosen wird, ohne daß Umladung nötig wird. Auch wird 
dadurch die Möglichkeit gegeben, den Schlafwagendienst des Simplon- 
Orient-Expreßzuges bis Mossul und Bagdad ausdehnen zu können, 
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In dem Geschäftsbericht der irakischen Staatsbahnen für 1937/38 
wird die Erwartung ausgesprochen, daß das gesamte Wirtschaftsleben des 
Irak durch die neue Bahn entscheidend beeinflußt werden wird. Der 
Auslandsverkehr wird aus der Nord-Süd-Richtung (über den Iranischen 
Golf) auf die Ost-West-Richtung (über die Häfen des Mittelmeeres) abge- 
leitet werden. Die Verkehrsbeziehungen zu Syrien und der Türkei sowie 
den europäischen Ländern werden dadurch wesentlich verbessert. 


Die Strecke von Tell Koltscheck nach Mossul ist 115 km, die von 
Mossul nach Baiyi 190 km lang. Die letztere Teilstrecke ist bereits für 
den Güterverkehr eröffnet. Von Mossul wird die Verbindung mit den 
öyrischen Bahnen erst Ende 1939 hergestellt werden. Die Bauarbeiten 
haben unter dem Mangel an Arbeitskräften in den dünn oder überhaupt 
nicht bewohnten Wüstenstrecken und durch ungünstige Witterungsver- 
hältnisse Verzögerungen erfahren, Zur Beschleunigung der Erdarbeiten 
sind mehrere Dammbaumaschinen neuester Bauart verwendet worden, 


Die Kosten des Bahnbaues sind teils aus laufenden Mitteln des 
Staates, teils aus einer Anleihe von 1 Million L., die London der iraki- 
schen Regierung bewilligt hat, bestritten worden. 


o Abgesehen von verschiedenen Betriebsunterbrechungen, wie sie fast 
jedes Jahr durch die Überschwemmungen der großen Flüsse, des Euphrat 
und Tigris, vorkommen, ist die Betriebslage der irakischen Eisen- 
bahnen im Rechnungsjahr 1937/38 durchaus günstig gewesen. Die Ge- 
treideernte, durch die die gesamte Wirtschaftslage Iraks wesentlich be- 
einflußt wird, war durchaus gut. Zeitweise trat auf den Eisenbahnen 
Sogar Wagenmangel ein. Es ist deshalb die Neubeschaffung weiterer 
Lokomotiven und Wagen beschlossen worden. Die bevorstehende Inbe- 
triebnahme der neuen Bahn macht auch die Neubeschaffung von Lokomo- 
tiven und Wagen in der normalen Spurweite notwendig. 


d Der Trajektverkehr über den Tigris bei Bagdad, durch den 
Jetzt der Wagendurchgang zwischen den rechts und links des Tigris lie- 
genden schmalspurigen Strecken vermittelt wird, hat sich immer mehr als 
unzureichend erwiesen. Es ist daher jetzt der Bau einer festen Eisen- 
bahnbrücke über den Tigris beschlossen worden, Mit dem Bau wird im 
Jahre 1939 begonnen. 


Zur Bedienung der nicht direkt von der Eisenbahn berührten Gegen- 
den hat die Eisenbahnverwaltung eine Anzahl Lastkraftwagen beschafft, 
die den Zubringerdienst versehen sollen. 


Der Transitverkehr von Ira n, der von jeher für den Han- 

del Bagdads eine wichtige Rolle gespielt hat, nimmt immer mehr den 
. direkten Weg über Mossul zum Mittelmeer, anstatt über Basra und den 
Tranischen Golf, und zwar vorläufig unter Benutzung von Kraftwagen auf 
den Wüstenstrecken zwischen Mossul und Tell Koltscheck, Durch 


niedrige Ausnahmetarife ziehen die syrischen Eisenbahnen diesen Ver- 
kehr nach dem syrischen Hafen Tripolis. 
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Die Verkehrseinnahmen der irakischen Staatsbahnen be- 
trugen i. J. 1937/38: 
aus dem Personenverkehr 202449 I.Ds. (im Vorjahr 188351 1.Ds.) 
» »„ Güterverkehr 457127 „ (a D 407554 „ ) 
schiedenem 18641 „ (n D 1072 


Im ganzen 678217 Lis, (im Vorjahr 606626 1.Ds.) 


Die Betriebsausgaben betrugen 581 398 I.Ds. gegen 558 310 I.Ds. im 
Vorjahr, Infolge eines neu erlassenen Arbeitsgesetzes sind die Personal- 
ausgaben um rd. 30.000 I.Ds. gestiegen, Die Betriebszahl konnte von 
88,57 % im Vorjahr auf 81,78 % verbessert werden. 


Durch den Simplon-Orient-Expreßzug und den türkischen Taurus- 
Expreßzug stehen die irakischen Eisenbahnen in direkten Beziehungen 
zu den europäischen und türkischen Eisenbahnen, Die Zahl der Reisen- 
den, die diesen direkten Verkehr benutzt haben, betrug i. J. 1937/38 2885 
gegen 2072 im Vorjahr. Dieckmann. 


Die südafrikanischen Eisenbahnen und Häfen im Jahre 1937/38. 
(Vgl. Archiv für Eisenbahnwesen Jahrg. 1938, S. 769 ff.) Als eine un- 
mittelbare Folge der außerordentlichen Aktivität in den südafrikani- 
schen Minengebieten, besonders im Witwatersrand, sowie der sich hier- 
aus ergebenden erhöhten Baulätigkeit und als Folge einer Rekordernte 
an Mais und anderen Bodenerzeugnissen hat sich der Verkehr auf den 
südafrikanischen Eisenbahnen im Geschäftsjahr 1937/38 wieder sehr 
günstig gestaltet. Das Jahr 1932/33 stand auch in Südafrika noch unter 
dem Druck der allgemeinen Weltwirtschaftskrisis. Schneller und kräf- 
tiger, als andere Länder es konnten, hat sich aber die Union von dieser 
erholt. Seit Juni 1937 hat der Eisenbahnverkehr an Reisenden und 
Gütern von Monat zu Monat erheblich zugenommen. Er erreichte seinen 
Höchststand im September 1937 und ließ auch in den folgenden Monaten 
bis Dezember nicht nach, wie es in früheren Jahren regelmäßig der Fall 
war. Im Geschäftsbericht der S, A. R. werden über den Verkehrsumfang 
und die Verkehrseinnahmen der Eisenbahnen in den letzten Jahren die 
folgenden Zahlen bekanntgegeben, 


Zug- u. 


Jahr Ebi Bef, Güter Kohlen Zu- Einnahmen 
Meilen Reisende Tonnen sammen £ 

1987/38 . . 77749189 105475637 20155000 9819807 29974816 33388777 

1936/37 . . 70284151 96496033 17461986 9612201 27074187 31892791 

1935/36 . . 65401610 89800870 16725608 9522294 26247902 30049854 

1932/33 . 50629829 69921653 11476544 6545500 18022044 20619878 


geg. 1936/37 . + Wutz + 9m% +1542% + 216% +107% + 4,00% 
geg. 1935/86 . + 7,10% + Tao% + 4,40% + 0,9% + 315% + 6,13% 
Beg. 1932/38 . + 2918% +2843% +45,4% +45, + Ab + 45,73% 
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Trotz der Erhöhung des Verkehrsvolumens i. J. 1937/38 sind die 
Verkehrsstockungen, die im Jahr vorher einen größeren Umfang ange- 
nommen hatten, vermieden worden. Die zur Verbesserung der Betriebs- 
verhältnisse besonders in dem verkehrswichtigen Minengebiet von Wit- 
waterrand getroffenen Maßnahmen haben ihre günstige Wirkung auf 
die Abwicklung des Verkehrs nicht verfehlt. Die Gleisanlagen der wich- 
tigeren Bahnhöfe sind verbessert worden, Neue Gleisanschlüsse wurden 
gebaut. Weitere Strecken wurden elektrisiert. Zweite Gleise wurden 
gebaut. 

Die finanziellen Ergebnisse des Betriebes der Eisen- 
bahnen, Häfen, Dampfschiffe und des Flugverkehrs zusammen zeigen die 
folgenden Zahlen: 


1937/38 1936/87 
s £ 

Einnahmen der Eisenbahnen . 36 800 253 34 998 700 
E gek, 2154412 2.034 191 
Dampfschiffe . . . . . . 122316 106 437 
Flugzeuge 22.22.22. 156658 103 821 

Zusammen 39.233 639 37243149 
Ausgaben der Eisenbahnen . 31218 147 28 534 679 
ee EISES 1356777 
Dampfschiffe . . . . . . 114535 109185 
Flugzeuge . 2.2... 807302 171 822 

Zusammen 33075 555 30172463 
Kapitalabschreibungen, Pen- 
Sionsfonds, pp, . . . . . 5822952 5 340 204 

Zusammen 38 898 507 35 512.667 
ee 335 182 1730 482 


Es wird die Meinung ausgesprochen, daß die bisherige allgemeine 
Blüte des Wirtschaftslebens und der Hochstand des Verkehrs auf den 
Verkehrsmitteln nicht von Dauer sein wird. In den ersten Monaten des 
Jahres 1938 hat bereits die Bautätigkeit etwas nachgelassen. Auch hat 
ng große Trockenheit die Ergebnisse der Landwirtschaft beeinträchtigt. 
Die Verwaltung der Eisenbahnen und Häfen hat für diesen Fall Vorsorge 
getroffen und ihre Reservefonds aus den Überschüssen reichlich auf- 
gefüllt. Immerhin sind zur Verbesserung des Bestandes an rollendem 
Material für 1988/39 noch reichliche Aufwendungen vorgesehen, Es sind 
vom Ausland bestellt worden 146 Dampflokomotiven, 36 elektrische Loko- 
motiven, 2 Elektromotorwagen, 500 Schemelgüterwagen, 1000 vierachsige 
Güterwagen, deren Gesamtkosten sich auf 2819 338 £ belaufen. 


` Besondere Beachtung verdient die günstige Entwicklung des 
PAVAN eni Luftverkehrs in Südafrika, der unter der Kontrolle der 
Südafrikanischen Eisenbahnen steht. Dieser Luftverkehr wird seit vier 
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Jahren von deutschen Junkers-Flugzeugen hedient. Wenn die noch lau- 
fenden Bestellungen ausgeführt worden sind, wird der Bestand an Flug- 
zeugen betragen: 11 Ju 52-Maschinen, 18 Ju 86-Maschinen, 2 Ju 90-Ma- 
schinen und 3 einmotorige Maschinen für verschiedene Zwecke. Von 
1934/35 bis 1937/38 haben im Flugverkehr zugenommen die Zahl der be- 
förderten Reisenden von 3074 auf 21 049, das Gewicht der Postgüter von 
18 223 lb auf 2118 353 Ib, des Frachtgutes von 22722 auf 78394 lb, des 
Gepäcks von 98464 auf 823 212 lb, die Länge der beflogenen Strecken 
von 266 494 Meilen auf 1339 267 Meilen. Diese Zahlen lassen erkennen, 
eine wie große Bedeutung der zivile Flugverkehr bereits in kurzer Zeit 
auch in der südafrikanischen Union gewonnen hat. Vorläufig ist er 
allerdings noch ein Zuschußbetrieb, denn den Ausgaben von 307 301 £ 
stehen Einnahmen von nur 156 658 £ gegenüber. 


Dieckmann. 
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Rechtsprechung und Gesetzgebung. 
Rechtsprechung. 


Haftpflichtrecht. 


Urteil des Reichsgerichts, VI. Zivilsenats, vom 8. Februar 1939 in Sachen der 

Witwe B., Klägerin und Revisionsklägerin, gegen die Deutsche Reichsbahn, ver- 

treten durch die Reichsbahndirektion H., Beklagte und Revisionsbeklagte. 
— VI. 206/38. — 


Keine Haftung der Bahn aus dem Reichshaftpflichtgesetz, wenn der Reisende deswegen Eile hat, 
weil er erst kurz vor der Abfahrt seines Zuges auf dem Bahnhof eintrifft. 

Höhe der Anforderungen an die Sorgfaltspflicht, mit der bei einem dem öffentlichen Verkehr 
dienenden Bahnhofsgebäude für die Sicherheit des Verkehrs auf einer außerhalb des Gebäudes 
befindlichen Treppe bei Schneeglätte gesorgt werden muß. 
Tatbestand. 

Der Ehemann der Klägerin, der Kaufmann H. B., ist am 6. März 1937, 
als er mit dem um 9Uhr 2Minuten von A. abgehenden Zuge nach B. fahren 
wollte, auf einer Treppe zum Bahnhofsgebäude in A. gefallen, hat sich dabei 
einen Fußknöchelbruch zugezogen und ist am 15. März 1937 infolge einer nach 
der Annahme des Berufungsgerichts von dem Bruch herrührenden Embolie 
gestorben. Das Landgericht hat die Klägerin mit ihrer Klage auf Zahlung von 
1800 RM Schadenersatz, die sie als Ersatz für den Verlust ihres Unterhalts- 
anspruchs gegen ihren Ehemann für die ersten beiden Vierteljahre nach seinem 
Tode in Höhe von je 900 RM forderte, abgewiesen. Im zweiten Rechtszuge hat 
die Klägerin ihren Anspruch auf eine gleich hohe Rente für die ersten 7 Viertel- 
jahre mit zusammen 6300 RM erweitert. Das Oberlandesgericht hat ihre Berufung 
zurückgewiesen, sie auch mit den weiteren Ansprüchen abgewiesen und auf die 
mit der Anschlußberufung erhobene Widerklage der Beklagten festgestellt, daß 
der Klägerin aus dem Unfall ihres Ehemannes keinerlei Ansprüche gegen die 
Beklagte zustehen, weder aus Vertrag noch aus unerlaubter Handlung. 

Mit der Revision beantragt die Klägerin, das Urteil des Oberlandesgerichts 
aufzuheben und nach ihren im Berufungsverfahren gestellten Anträgen zu er- 
kennen, d. i, die Beklagte zur Zahlung von 6300 RM zu verurteilen und die Wider- 
klage abzuweisen. Die Beklagte bittet um Zurückweisung der Revision. 


Entscheidungsgründe, 


Der von der Klägerin erhobene Anspruch auf Ersatz für den Verlust des 
Unterhaltsanspruchs gegen ihren Ehemann kann nicht aus Vertrag hergeleitet 
werden, da aus vertraglichem Verschulden nur der Vertragsgegner selbst An- 
sprüche herleiten kann, die Klägerin aber nicht Vertragsgegner der Beklagten 
gewesen ist, auch kein Vertrag ihres Mannes zu ihren Gunsten in Frage kommt. 
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Gleichwohl bedarf es wegen der verneinenden Feststellungswiderklage der Prü- 
fung, ob der Klägerin, sei es aus eigenem Recht, sei es als Rechtsnachfolgerin 
ihres Mannes, infolge seines Todes Ansprüche aus irgendeinem Rechtsgrunde 
gegen die Beklagte zustehen, 

Mit Recht verneint das Berufungsgericht eine Haftung der Beklagten aus 
dem Reichshaftpflichtgesetz, weil der Unfall nicht bei einem Betriebsvorgang 
der Eisenbahn und auch nicht im Zusammenhang mit einer dem Eisenbahnbetrieb 
eigentümlichen Betriebsgefahr entstanden ist. Solcher Zusammenhang wird 
nicht, wie die Revision meint, dadurch hergestellt, daß der Unfall sich kurz 
vor 9 Uhr ereignet hat, der Zug 9 Uhr 2 Min, fahrplanmäßig abfahren sollte, 
und, wie die Revision unterstellen will, der Verunglückte eine gewisse Eile ent- 
wickelt hat. Die Rechtsprechung hat zwar einen Zusammenhang zwi- 
schen der Eile eines Reisenden und dem Betriebe der 
Eisenbahn in Fällen anerkannt, in denen der Reisende durch den Betrieb 
zu besonderer Eile genötigt und dadurch erhöhter Gefahr ausgesetzt wiri 
besondere bei einem notwendigen Umsteigen aus einem Zuge in einen anderen, 
aber nicht in Fällen, in denen der Reisende nur deshalb 
Eile hat, weiler erst kurz vor der Abfahrt des Zuges vor 
dem Bahnhof eintrifft, Im übrigen hat die Klägerin auch nicht einmal 
behauptet, daß der Unfall irgendwie durch Eile mitverursacht sei. Und wenn 
der Verunglückte infolge von Eile gefallen wäre, würde das nicht von der Be- 
klagten, sondern von der Klägerin zu vertreten sein, weil die Eile nicht durch 
den Eisenbahnbetrieb bedingt wurde. 

Ob dem Verunglückten Ansprüche gegen die Beklagte aus vertraglichem 
Verschulden zugestanden haben, kann unerörtert bleiben, da das Berufungs- 
gericht ohne Rechtsirrtum verneint, daß solche Ansprüche, wie die Revision 
meint, auf die Klägerin übergegangen seien. Das Berufungsgericht legt in Über- 
einstimmung mit dem Erbschein des Amtsgerichts in A. vom 15. Juni 1937 das 
gemeinschaftliche Testament vom 18. August 1914 dahin aus, daß die beiden 
Söhne je zur Hälfte die Erben geworden sind und der Klägerin nur durch Ver- 
mächtnis lebenslang der Nießbrauch und die Verwaltung zugewandt worden sind. 
Tatsachen, die diese Auslegung als rechtsirrig erscheinen lassen könnten, hat 
die Klägerin nicht vorgebracht und vermag auch die Revision nicht aufzuzeigen. 

Danach kann die Klägerin Schadenersatzansprüche gegen die Beklagte nur 
haben, wenn eine Haftung der Beklagten nach den Vorschriften des Bürgerlichen 
Gesetzbuches für unerlaubte Handlungen zu bejahen ist. 

Das Berufungsgericht nimmt zugunsten der Klägerin als erwiesen an, daß 
ihr Ehemann auf der Bahnhofstreppe deshalb gestürzt ist, weil die Treppe, nach- 
dem sie am Morgen vor 8 Uhr gereinigt worden war, bis gegen 9 Uhr von neuem 
heschneit war, sich dadurch neue Glätte gebildet hatte und die vielen anderen 
Reisenden den liegengebliebenen Schnee festgetreten hatten, und bejaht deshalb 
den ursächlichen Zusammenhang zwischen dem Liegenlassen des nach der ersten 
Reinigung gefallenen Schnees und dem Tode des Verunglückten, Es verneint 
aber, daß der mit dem Reinigen der Treppe von Schnee betraute Bahnhofs- 
arbeiter S. irgendetwas versäumt habe. Es führt aus, S. habe, wenn — wie am 
Unfalltage — durch neufallenden Schnee ständig neue Glätte entstanden sei, 
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zwar mehrfach nach dem Rechten sehen müssen, habe aber nicht ununterbrochen, 
auch nicht vor dem Einlaufen jedes Zuges, zu fegen brauchen. Es habe vollauf 
genügt, wenn er alle paar Stunden einmal nachgesehen habe, denn es habe damals 
nicht Glatteis geherrscht, sondern nur viel weniger gefährliches Schneewetter 
(wässeriger Tauschnee, sog. Söhlackerschnee). Nach der ersten Reinigung gegen 
8 Uhr habe 8. also nicht schon vor 9 Uhr noch einmal zu fegen brauchen. 

Der Revision kann nicht zugegeben werden, daß das Berufungsgericht 
damit zu geringe Anforderungen an die Sorgfalt stelle, mit der bei einem dem 
öffentlichen Verkehr dienenden Bahnhofsgebäude bei Schneeglätte für die Sicher- 
heit des Verkehrs auf den Treppen gesorgt werden muß. Die Häufigkeit der 
Reinigung muß sich nach den jeweiligen Umständen richten. Es läßt sich des- 
halb nicht allgemein sagen, in welchen zeitlichen Abständen der Schnee beseitigt 
werden muß. Seine Beseitigung ist erforderlich, so oft er eine ernstliche Gefahr 
für den zu erwartenden Verkehr bedeutet. Das ist aber erst dann der Fall, wenn 
eine solche Gefahr auch für jemanden besteht, der eine im Freien liegende Treppe 
bei Schneetreiben mit derjenigen Vorsicht benutzt, die nun einmal bei solchem 
Wetter erforderlich ist. Zu verhindern, daß bei anhaltendem 
Schneefall überhaupt keine Schneeglätte entsteht, ist 
praktisch nicht möglich, weil es ein ununterbrochenes 
Entfernen des Schnees erfordern würde, das nicht ver- 
langt werden kann. Daß das Berufungsgericht geringere Anforderungen 
gestellt hätte, ist nicht ersichtlich, Daß etwa ein ungewöhnlich starkes Schnee- 
treiben geherrscht habe oder der Verkehr so stark gewesen sei, daß der einzelne 
Benutzer der Treppe dadurch in der Anwendung der gebotenen Vorsicht behin- 
dert gewesen sein könnte, ist nicht festgestellt und auch nicht behauptet worden. 
Das Berufungsgericht konnte deshalb annehmen, daß die Treppe, nachdem sie 
gegen 8 Uhr von Schnee gereinigt worden war, trotz des anhaltenden Schnee- 
falls auch noch zur Zeit des Unfalls in einem Zustand gewesen ist, der für einen 
sich dem Wetter anpassenden Benutzer keine ernstliche Gefahr bedeutete, und 
konnte deshalb ohne Rechtsirrtum verneinen, daß die Treppe schon vor dem 
Unfall von neuem hätte gefegt werden müssen. 

Damit entfällt jegliche Haftung der Beklagten, ohne daß es noch einer 
Erörterung der Fragen bedarf, ob S. mit der erforderlichen Sorgfalt ausgewählt, 
mit den erforderlichen Anweisungen versehen und genügend überwacht 
Worden ist, 

Der von der Revision erhobene Vorwurf, das Berufungsgericht habe die 
Frage des Umfangs der Glitte nicht genügend aufgeklärt, weil es das Beweis- 
angebot dafür, daß an dem Tage des Unfalls ein Pferd auf der Straße mehrfach 
infolge Glatteises ins Rutschen gekommen sei, abgelehnt habe, ist nicht be- 
gründet, Das Berufungsgericht konnte auf Grund der Aussagen des Zeugen K., 
daß die Treppe gegen 8 Uhr sauber und naß gewesen sei, und auf Grund der 
Auskunft des Reichswetterdienstes, nach der die Lufttemperatur etwas über 0° 
gelegen hat, annehmen, daß auf der Treppe kein Glatteis gewesen ist, auch wenn 
an anderer Stelle auf der Straße Glatteis gewesen sein sollte. 

Danach mußte der Revision der Erfolg versagt werden. 
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Gesetzgebung. 


Deutsches Reich. Reichsgesetze: 
Vom 25. März 1939. Gesetz über die Technische Nothilfe. 
(Reichsgesetzblatt I, S. 989.) 


Vom 15. Juni 1939. Gesetz über die Deutsche Reichsbank. 
(Reichsgesetzblatt I, S. 1015.) 


Verordnungen des Reichsministers des Auswär- 
tigen: 

Vom 26. Mai 1939. Verordnung über die vorläufige Anwendung 
eines Warenabkommens, eines Verrechnungsabkommens und 
eines Grenzabkommens zwischen dem Deutschen Reich und der 
Republik Litauen. 

(Reichsgesetzblatt II, S. 789.) 

Vom 31, Mai 1939. Bekanntmachung zum Internationalen Abkom- 
men zur einheitlichen Feststellung von Regeln über die Immuni- 
täten der Staatsschiffe und dem zugehörigen Zusatzprotokoll 
(Ratifikation durch Norwegen). 

(Reichsgesetzblatt II, S. 821.) 


Verordnungen des Reichsfinanzministers: 
Vom 26. April 1939. Durchführungsverordnung zum Neuen Finanz- 
plan. 
(Reichsgesetzblatt I, S. 829.) 


Verordnungen des Reichsministers des Innern: 
Vom 30. April 1939. Verordnung über das Inkrafttreten einzelner 
Vorschriften der Straßenverkehrs-Ordnung im Memelland. 
(Reichsgesetzblatt I, S. 872.) 
Vom 3. Mai 1939. Verordnung zur Änderung der Verordnung über 
das Verhalten im Straßenverkehr (Straßenverkehrsordnung). 
(Reichsgesetzblatt I, S. 874.) 


Vom 4. Mai 1939. Verordnung über den Reiseverkehr nach Spanien, 
(Reichsgesetzblatt I, S. 905.) 
Vom 26. Mai 1939. Siebente Durchführungsverordnung zum Gesetz 
über Groß-Hamburg und andere Gebietsbereinigungen. 
(Reichsgesetzblatt I, S. 961.) 


Verordnungen des Reichswirtschaftsministers: 
Vom 8. Mai 1939. Zweite Verordnung zur Durchführung des Ge- 
setzes über die Ausübung der Reisevermittlung. 
(Reichsgesetzblatt I, S. 895.) 
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Verordnungen des Reichsverkehrsministers: 
Vom 12. April 1939. Deutsche Binnenschiffahrtpolizeiverordnung. 
(Reichsgesetzblatt II, S. 655.) 

Vom 19. April 1939. Verordnung über die Wahrnehmung der staat- 
lichen Hoheits- und Aufsichtsbefugnisse gegenüber den Eisen- 
bahnen in den sudetendeutschen Gebieten. 

(Reichsgesetzblatt I, S. 800.) 

Vom 26. April 1939. Vierte Verordnung zur Eisenbahn-Verkehrs- 
ordnung. 

(Reichsgesetzblatt II, S. 739.) 

Vom 8. Mai 1939. Bekanntmachung zu der dem Internationalen 
Übereinkommen über den Eisenbahnfrachtverkehr beigefügten 
Liste. 

(Reichsgesetzblatt II, S. 752.) 

Vom 11. Mai 1939. Ausführungsbestimmungen für die Inanspruch- 
nahme von Kraftfahrzeugen durch Bedarfsstellen der Wehr- 
macht und außerhalb der Wehrmacht auf Grund des Wehr- 
leistungsgesetzes und für die Heranziehung von Kraftfahrern. 

(Reichsverkehrsblatt Nr, 23, S. 182.) 

Vom 15. Mai 1939. Fünfte Verordnung zur Eisenbahn-Verkehrs- 
ordnung. 

(Reichsgesetzblatt II, S. 753.) 

Vom 17. Mai 1939. Verordnung zum Wehrmachttarif für Eisen- 
bahnen, 

(Reichsgesetzblatt II, S. 781.) 

Vom 17. Mai 1939. Elfte Verordnung zur Änderung der Wehrmacht- 
Eisenbahn-Ordnung. 

(Reichsgesetzblatt II, S. 782.) 

Vom 19. Mai 1939. Sechste Verordnung zur Eisenbahn-Verkehrs- 
ordnung. 

(Reichsgesetzblatt II, S. 782.) 


Vom 8. Juni 1939. Begriffsbestimmungen für die Typenbegrenzung, 
(Reichsverkehrsblatt Nr. 26, S. 205.) Amtliches 


Nachrichten- 
Jio 


Verfügungen der Deutschen Reichsbahn: Ze 
wito 
Vom 6. April 1939. Reichsbahn-Kameradschaftswerk . . . 579 
Vom 18. April 1939. Verzeichnis der anerkannten tech- 
nischen Lehranstalten . . . 409 
Vom 22, April 1939. See en an er. 
sonenwagen Së , 433 
Vom 26. April 1939. Rälkhewerhe: gon EE 1989 . Ri) 
Vom 2. Mai 1939. Änderung einer Amtsbezeichnung . . . 461 
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Vom 20. Mai 1939. Einführung RA EE in SE 
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Vom 23, Mai 1939, Bezeichnung der Behörde der Reichs- 
statthalters im Sudetengau . . . Eeer eg 537 
Vom 23, Mai 1939. Elektrischer Sege ST? 537 
Vom 5. Juni 1939. Elektrische Oberbetriebsleitung und Elek- 
trische Betriebsleitungen . . . ; 569 
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Gesetz über die Deutsche Reichsbahn 
(Reichsbahngesetz). 


Vom 4, Juli 1939. 


Die Reichsregierung hat das folgende Gesetz beschlossen, das hiermit 
verkündet wird: 


ER) 


Deutsche Reichsbahn, Reichseisenbahnvermögen 


(1) Das Reich verwaltet unter dem Namen „Deutsche Reichsbahn“ das 
Reichseisenbahnvermögen als ein Sondervermögen des Reichs mit eigener Wirt- 
schafts- und Rechnungsführung. 


(2) Das Reichseisenbahnvermögen besteht aus 
1. dem Vermögen des Reichs, das nach Artikel 2 des Gesetzes vom 


2, 


10, 


Februar 1937 (Reichsgesetzbl. II S. 47) als Sondervermögen des 


Reichs verwaltet wird, Dieses Vermögen setzt sich zusammen aus 


a) 


b) 


a) 


dem Vermögen des Reichs, das dem Betrieb der Reichseisenbahnen 
gewidmet und in ihm erworben ist, 

dem Vermögen der bisherigen Deutschen Reichsbahn einschließlich 
aller öffentlichen und privaten Rechte und Verbindlichkeiten. Zum 
Reichseisenbahnvermögen gehören auch 


das bis zum 17. März 1938 von der Unternehmung „Österreichische 
Bundesbahnen“ treuhänderisch verwaltete österreichische Bundes- 
vermögen und das Vermögen des Wirtschaftskörpers „Österreichische 
Bundesbahnen“ einschließlich aller öffentlichen und privaten Rechte 
und Verbindlichkeiten dieser beiden Vermögen, die auf Grund der 
Verordnung vom 17. März 1938 (Reichsgesetzbl. T S, 252) von der 
Deutschen Reichsbahn als Sondervermögen des Reichs verwaltet 
werden, 


Rechtsprechung und Gesetzgebung. 1041 


b) die Eisenbahnen und deren Nebenbetriebe in den sudetendeutschen 
Gebieten, soweit sie nach der Verordnung vom 19. Oktober 1938 
(Reichsgesetzbl. I S, 1446) Teil des Reichseisenbahnvermögens 
geworden sind, und die bisherigen Staatseisenbahnen und deren 
Nebenbetriebe im Memelland. 

(3) Das Reichseisenbahnvermögen ist von dem übrigen Vermögen des 
Reichs, seinen Rechten und Verbindlichkeiten getrennt zu halten. Für die Ver- 
bindlichkeiten der Deutschen Reichsbahn haftet das Reich nur mit dem Reichs- 
eisenbahnvermögen; dieses haftet nicht für die sonstigen Verbindlichkeiten 
des Reichs. 

$2 
Rechtsgeschäfte, Gerichtsstand 

(1) Im rechtsgeschäftlichen Verkehr handelt die Deutsche Reichsbahn 
unter ihrem Namen; im besonderen kann sie Verträge schließen, klagen und 
verklagt werden, 

(2) Der allgemeine Gerichtsstand der Deutschen Reichsbahn wird durch 
den Sitz der Behörde bestimmt, die nach der Verwaltungsordnung berufen ist, 
die Deutsche Reichsbahn im Rechtsstreit zu vertreten, 


E) 

Leitung und Aufgaben der Deutschen Reichsbahn 

(1) Leiter der Deutschen Reichsbahn ist der Reichsverkehrsminister, Er 
führt als solcher die Bezeichnung Generaldirektor der Deutschen Reichsbahn. 
Er ist für die Geschäftsführung der Deutschen Reichsbahn verantwortlich. 

(2) In der obersten Leitung stehen ihm ein Staatssekretär des Reichs- 
verkehrsministeriums (Stellvertretender Generaldirektor) und Ministerialdirek- 
toren des Reichsverkehrsministeriums (Vorstandsmitglieder) zur Seite. 

(3) Die Deutsche Reichsbahn ist zum Nutzen des deutschen Volkes und 
der deutschen Wirtschaft zu verwalten; dabei sind die Belange der Landes- 
Verteidigung zu wahren, Die Erfüllung der Aufgaben der Deutschen Reichsbahn 
ist öffentlicher Dienst, 

ER) 
Verwaltungsvorschriften 
„ Der Reichsverkehrsminister erläßt die allgemeinen Verwaltungsvorschriften 
für die Deutsche Reichsbahn. Die Grundzüge der Organisation regelt er durch 
die „Verwaltungsordnung der Deutschen Reichsbahn“. 


ER 
Beirat 

(1) Ein „Beirat der Deutschen Reichsbahn“ wird gebildet mit der Auf- 
Babe, den Reichsverkehrsminister in wichtigen Fragen der Deutschen Reichsbahn 
zu beraten, Den Vorsitz in dem Beirat führt der Reichsverkehrsminister. 

(2) Der Beirat besteht aus vierzehn Mitgliedern, die erfahrene Kenner 
des Wirtschaftslebens oder des Verkehrswesens sein sollen. Zwölf Mitglieder 
werden von der Reichsregierung jeweils auf drei Jahre ernannt, zwei davon 
auf Vorschlag des Stellvertreters des Führers. Zwei Mitglieder sind Vertreter 
der Inhaber der von der Deutschen Reichsbahn-Gesellschaft ausgegebenen Vor- 
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zugsaktien auf Grund der Ausgabebedingungen. Wird infolge Einziehung von 
Vorzugsaktien die Zahl der Vertreter der Inhaber der Vorzugsaktien vermindert, 
so wird die Zahl der von der Reichsregierung zu ernennenden Mitglieder ent- 
sprechend höher. Die Mitglieder des Beirats sind ehrenamtlich tätig. 

(3) Der Reichsminister der Finanzen kann zu den Sitzungen des Beirats 
einen Vertreter entsenden. 

(4) Die Wahlordnung für die Vertreter der Inhaber der Vorzugsaktien 
erläßt der Reichsverkehrsminister im Einvernehmen mit dem Reichsminister 
der Finanzen. 

$6 
Geschäfts- und Wirtschaftsführung 

(1) Die Deutsche Reichsbahn wird nach gemeinwirtschaftlichen Grund- 
sätzen geführt. Dabei ist den Anforderungen des Verkehrs Rechnung zu tragen 
und der Betrieb sicher zu führen; die Anlagen der Deutschen Reichsbahn nebst 
den Betriebsmitteln und dem sonstigen Zubehör sind nach den Bedürfnissen des 
Verkehrs sowie nach dem jeweiligen Stand der Technik gut zu unterhalten, 
zu erneuern und weiter zu entwickeln. Den Anforderungen für Zwecke der 
Landesverteidigung ist Folge zu leisten. 

(2) Die Deutsche Reichsbahn hat ihre Wirtschaft so zu führen, daß sie 
die zur Erfüllung ihrer Aufgaben und Verpflichtungen notwendigen Ausgaben 
selbst bestreiten kann. 

(3) Aus der Rechnung muß die Finanzlage jederzeit mit Sicherheit fest- 
gestellt werden können. 

(4) Die Reichshaushaltsordnung und die Finanz- und Rechnungsbestim- 
mungen sowie die sonstigen Vorschriften des Reichs über die Wirtschaftsführung 
finden auf die Deutsche Reichsbahn keine Anwendung. 


$7 
Geschäftsjahr, Wirtschaftsplan 

(1) Das Geschäftsjahr der Deutschen Reichsbahn ist das Kalenderjahr. 

(2) Für jedes Geschäftsjahr ist rechtzeitig vor seinem Beginn als Pro- 
gramm für die gesamte Geschäfts- und Wirtschaftsführung ein Wirtschaftsplan 
aufzustellen, in den alle voraussichtlichen Einnahmen und Ausgaben aufzu- 
nehmen sind, 

(3) Der Wirtschaftsplan wird von dem Reichsverkehrsminister im Ein- 
vernehmen mit dem Reichsminister der Finanzen festgesetzt. Zu Änderungen 
des Wirtschaftsplans im Laufe des Geschäftsjahrs ist das Einvernehmen mit 
dem Reichsminister der Finanzen erforderlich, wenn durch sie das ursprünglich 
erwartete Wirtschaftsergebnis voraussichtlich wesentlich beeinflußt werden wird. 


$8 
Kreditaufnahme 

(1) Die Deutsche Reichsbahn ist berechtigt, selbständig Kredite auf- 
zunehmen. Die Aufnahme von Krediten erfolgt durch Ausgabe von Schuldver- 
schreibungen oder Schatzanweisungen, durch Eingehung von Wechselverbind- 
lichkeiten oder durch Aufnahme von Darlehen gegen Schuldschein. o 

(2) Schuldverschreibungen oder Schatzanweisungen dürfen nur im Ein- 
vernehmen mit dem Reichsminister der Finanzen ausgegeben werden. 
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(3) Die Schuldverschreibungen und Schatzanweisungen der Deutschen 
Reichsbahn stehen den Schuldverschreibungen und Schatzanweisungen des 
Reichs gleich. 

(4) Die Verwaltung der Schulden der Deutschen Reichsbahn kann im 
Einvernehmen zwischen dem Reichsverkehrsminister und dem Reichsminister 
der Finanzen der Reichsschuldenverwaltung übertragen werden, 

(5) Die allgemeinen Grundsätze über die Anlegung der flüssigen Mittel 
bestimmt der Reichsverkehrsminister im Einvernehmen mit dem Reichsminister 
der Finanzen, 


ER) 
Verpflichtungen aus Krediten und Vorzugsaktien 
(1) Die Verpflichtungen aus den von der Deutschen Reichsbahn-Gesell- 
schaft aufgenommenen Krediten und den von ihr ausgegebenen Vorzugsaktien 
sind von der Deutschen Reichsbahn zu erfüllen. 


(2) Die Verpflichtung zur Zahlung der Dividende auf die Vorzugsaktien 
und der Zinsendienst der Kredite stehen im Range gleich. 


DÉI 
Wirtschafts- und Rechnungsprüfung 


(1) Die Wirtschafts- und Rechnungsführung der Deutschen Reichsbahn 
Wird durch ein Hauptprüfungsamt und durch örtliche Prüfungsämter der Deut- 
schen Reichsbahn geprüft, 

(2) Der Prüfungsdienst ist in seiner Prüfungstätigkeit unabhängig und 
insoweit nicht an Weisungen des Reichsverkehrsministers gebunden. Der Leiter 
des Prüfungsdienstes wird vom Reichsverkehrsminister im Einvernehmen mit 
dem Reichsminister der Finanzen und dem Präsidenten des Rechnungshofs des 
Deutschen Reichs bestellt. Das gleiche gilt für seine Zurückziehung aus dem 
Prüfungsdienst. 

(s) Der Reichsminister der Finanzen und der Präsident des Rechnungshofs 
des Deutschen Reichs können von dem Leiter des Prüfungsdienstes jede Auskunft 
verlangen, Anregungen für die Prüfung geben und Wünsche äußern, Bei 
Meinungsverschiedenheiten zwischen dem Reichsminister der Finanzen oder dem 
Präsidenten des Rechnungshofs des Deutschen Reichs und dem Leiter des 
Prüfungsdienstes der Deutschen Reichsbahn entscheidet der Reichsverkehrs- 
Minister im Einvernehmen mit dem Reichsminister der Finanzen. 

(4) Die Einzelheiten der Ausführung des Prüfungsdienstes durch das 
Hauptprüfungsamt und die Prüfungsimter regelt eine Rechnungsprüfungs- 
ordnung, die vom Reichsverkehrsminister im Einvernehmen mit dem Reichs- 
Minister der Finanzen und dem Präsidenten des Rechnungshofs des Deutschen 
Reichs erlassen wird. 


su 
Jahresabschluß 
(1) Über jedes Geschäftsjahr stellt die Deutsche Reichsbahn zur Ermitt- 
lung des wirtschaftlichen Ergebnisses eine Bilanz und eine Gewinn- und Verlust- 


rechnung auf. Dieser Jahresabschluß ist so zu gliedern, daß er einen klaren 
Einblick in die Lage der Deutschen Reichsbahn gewährt. Dabei ist die Rechnung 
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des Betriebs in der Gegenüberstellung der Betriebseinnahmen und der Ausgaben 
für die Betriebsführung sowie für die Unterhaltung und für die Erneuerung 
der Bahnanlagen und Fahrzeuge besonders darzustellen, 

(2) Die Vorschriften des Handelsrechts gelten nicht für die Aufstellung 
des Jahresabschlusses der Deutschen Reichsbahn. 

(a) Das Hauptprüfungsamt der Deutschen Reichsbahn prüft den Jahres- 
abschluß und legt seinen Prüfungsbericht dem Reichsverkehrsminister vor. Dieser 
übermittelt dem Reichsminister der Finanzen den Jahresabschluß, den Bericht 
des Hauptprüfungsamts und eine Begutachtung des Jahresabschlusses durch den 
Präsidenten des Rechnungshofs des Deutschen Reichs, 

(4) Der Jahresabschluß wird von der Reichsregierung festgesetzt. 

(5) Die Bilanz und die Gewinn- und Verlustrechnung sind zu veröffent- 
lichen. Dies soll innerhalb von sechs Monaten nach Ablauf des Geschäftsjahrs 
geschehen. 

§ 12 
Ablieferungen an die allgemeine Reichskasse 


(1) Die Reichsbahn leistet an die allgemeine Reichskasse für jedes 
Geschäftsjahr eine Abgabe, die sich nach der Höhe der Verkehrseinnahmen 
richtet. Beträgt die Verkehrseinnahme 4600 Millionen Reichsmark, so sind 3 vom 
Hundert dieser Einnahme als Abgabe zu leisten. Ist die Verkehrseinnahme in 
einem Geschäftsjahr höher oder niedriger als 4600 Millionen Reichsmark, so 
erhöht oder ermäßigt sich die Abgabe um 10 vom Hundert des von 4600 Millionen 
Reichsmark abweichenden Betrags; sie beträgt jedoch mindestens 100 Millionen 
Reichsmark. 

(2) Bis zum Betrag von 120 Millionen Reichsmark ist die Abgabe in der 
Betriebsrechnung zu verrechnen. Die 120 Millionen Reichsmark übersteigende 
Abgabe ist gemäß $ 13 Nr. 3 aus dem Überschuß zu leisten. 

(a) Auf die Ablieferungen werden monatliche Vorauszahlungen bis zum 
Ersten des folgenden Monats geleistet, 


$18 
Gewinn- und Verlustrechnung 

Der nach Erfüllung des Dienstes der Kredite und Vorzugsaktien und der 
notwendigen Rückstellungen für rechtliche Verpflichtungen in der Gewinn- und 
Verlustrechnung verbleibende Überschuß ist wie folgt zu verwenden: 

1. Es ist eine allgemeine Rücklage (Ausgleichsrücklage) zu schaffen., Der 

Rücklage sind jährlich 2 vom Hundert der Betriebseinnahmen zu über- 
weisen, bis sie den Betrag von 600 Millionen Reichsmark erreicht oder 
wieder erreicht hat, In früheren Geschäftsjahren etwa unterbliebene 
Zuweisungen an die Rücklage sind in Höhe von jährlich 1 vom Hundert 
der Betriebseinnahmen nachzuholen. Wenn die Ausgleichsrücklage auf 
600 Millionen Reichsmark aufgefüllt ist, können ihr im Einvernehmen 
mit dem Reichsminister der Finanzen weitere Beträge zugewiesen 
werden, 
Zur Einziehung der Vorzugsaktien ist eine besondere Rücklage anzu- 
sammeln, Ihr sind jährlich 36 Millionen Reichsmark zuzuführen, In 
früheren Geschäftsjahren etwa unterbliebene Zuweisungen sind nach- 
zuholen, 
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3. Soweit die nach $ 12 Abs. 1 und 2 errechnete Abgabe an die allgemeine 
Reichskasse den Betrag von 120 Millionen Reichsmark übersteigt, ist 
sie aus dem nach Erfüllung der Verpflichtungen in Nr, 1 und 2 ver- 
bleibenden Gesamtüberschuß zu leisten, 

4. Außerdem sind im Einvernehmen mit dem Reichsminister der Finanzen 
Sonderrücklagen zu bilden, soweit sie wirtschaftlich geboten sind, 

5. Über die Verwendung des nach diesen Zahlungen und Überweisungen 
verbleibenden Gewinns befindet der Reichsverkehrsminister im Ein- 
vernehmen mit dem Reichsminister der Finanzen, 


$14 
Leistungen für andere Verwaltungen 

Leistungen der Deutschen Reichsbahn für die Deutsche Reichspost und 
für sonstige Verwaltungen des Reichs, für Unternehmen des Reichs, für Ver- 
waltungen und Unternehmen der Länder, Gemeinden (Gemeindeverbände) 
und Körperschaften des öffentlichen Rechts sowie deren Leistungen für die 
Deutsche Reichsbahn sind gegenseitig unter den üblichen Bedingungen angemessen 
abzugelten. Bestehende Regelungen, auch die Vergünstigungen für Wehrmacht- 
transporte, bleiben aufrechterhalten, solange und soweit sie nicht durch neue 
Vereinbarungen abgeändert werden. 


RI? 
Öffentliche Abgaben 
(1) Auf die Verpflichtung der Deutschen Reichsbahn, Beiträge und Ge- 
bühren an das Reich, die Länder, die Gemeinden (Gemeindeverbände) und Körper- 
schaften des öffentlichen Rechts zu entrichten, finden die allgemein für die Reichs- 
verwaltungen geltenden Vorschriften Anwendung. 
(2) $ 4 Nr. 1 Buchst. b des Grundsteuergesetzes vom 1. Dezember 1936 


(Reichsgesetzbl. I S. 986) wird durch $ 3 Abs. 3 Satz 2 dieses Gesetzes nicht 
berührt, 


$ 16 
Gewerberecht 

(1) Die Deutsche Reichsbahn ist kein Gewerbebetrieb. 

(2) Für den Reichsbahnbetrieb einschließlich der Nebenbetriebe, die den 
Bedürfnissen von Betrieb und Verkehr der Deutschen Reichsbahn zu denen 
bestimmt sind, gelten nicht die Gewerbeordnung und das Gaststättengesetz vom 
28. April 1930 (Reichsgesetzbl. I S. 146). 


$17 
Reichsbehörden 


Die Dienststellen der Deutschen Reichsbahn sind Reichsbehörden; die Ver- 
waltungsordnung kann Ausnahmen festsetzen. 


ERD 
Reichsbahnbeamte 
(1) Die Reichsbahnbeamten sind unmittelbare Reichsbeamte. Für sie gelten 


die allgemeinen beamtenrechtlichen Vorschriften, soweit sich nicht aus diesem 
Gesetz etwas anderes ergibt, 
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(2) Oberste Dienstbehörde der aktiven und ehemaligen Beamten der Deut- 
schen Reichsbahn ist der Reichsverkehrsminister. 

(3) Der Reichsverkehrsminister ist auch oberste Dienstbehörde der ehe- 
maligen Beamten 

1. der früheren deutschen Staatseisenbahnen und der früheren Reichs- 
eisenbahnen in Elsaß-Lothringen, 
der Reichseisenbahnverwaltung aus der Zeit vom 1. April 1920 bis zum 
12. Februar 1924, 
8. des Unternehmens Deutsche Reichsbahn, 
4. der Deutschen Reichsbahn-Gesellschaft, 
5. der früheren Unternehmung „Österreichische Bundesbahnen“ und ihrer 

Rechtsvorgänger, 

6. der früheren tschecho-slowakischen Staatseisenbahnverwaltung, soweit 
die Deutsche Reichsbahn die Versorgungslasten trügt, 
der bisherigen Staatseisenbahnen im Memelland, soweit die Deutsche 
Reichsbahn die Versorgungslasten trägt. 


P 


E 


$19 
Verwendung auf anderen Dienstposten 


Der Reichsverkehrsminister kann einen Reichsbahnbeamten vorübergehend 
auf einem anderen Dienstposten von geringerer Bewertung unter Belassung 
seiner Amtsbezeichnung und seines Diensteinkommens verwenden, wenn wirt- 
schaftliche Gründe dies erfordern, 


EN 
Dienstbezüge 


(1) Spätestens vom 1. Oktober 1939 ab gelten für die Dienstbezüge der 
Reichsbahnbeamten das Reichsbesoldungsgesetz und die Reichsbesoldungsvor- 
schriften. Der Besoldungsplan für die Reichsbahnbeamten wird als besondere 
Besoldungsordnung eine Anlage des Reichsbesoldungsgesetzes, Die hierzu 
erforderlichen Übergangsbestimmungen und Änderungen der Besoldungsvor- 
schriften erläßt der Reichsminister der Finanzen im Einvernehmen mit dem 
Reichsverkehrsminister, Bis dahin sind die Vorschriften der Deutschen Reichs- 
bahn auf dem Gebiet des Besoldungsrechts maßgebend. 

(2) Über Reise- und Umzugskosten erläßt der Reichsverkehrsminister im 
Einvernehmen mit dem Reichsminister der Finanzen besondere Vorschriften. 


$21 
Prämien, Vergütungen 
(1) Der Reichsverkehrsminister erläßt Richtlinien über die Gewährung 
von Prämien in besonderen Fällen. Zu solchen Fällen gehören unter anderem; 
wirtschaftliche Behandlung der Lokomotiven, außerordentliche Stoffersparnisse, 
Entdeckung und Verhütung von Schäden, besondere Rangierleistungen, außer- 
gewöhnlich anstrengende Arbeit bei Spitzenverkehr. 
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(2) Der Reichsverkehrsminister erläßt im Einvernehmen mit dem Reichs- 
minister der Finanzen und dem Reichsminister des Innern allgemeine Grundsätze 
darüber, inwieweit für die Tätigkeit auf besonders schwierigen Dienstposten und 
für außergewöhnliche Leistungen, wie sie die Verhältnisse der Deutschen Reichs- 
bahn bedingen, widerrufliche Vergütungen gewährt werden. 


$ 2 
Dienstzeit 
In den Fällen, in denen für vermögensrechtliche Ansprüche der Beamten 
und für sonstige Regelungen die Dienstzeit im Beamtenverhältnis maßgebend ist, 
gilt der Dienst bei der bisherigen Deutschen Reichsbahn-Gesellschaft als Reichs- 
dienst und der Dienst bei der Hauptverwaltung der Deutschen Reichsbahn- 
Gesellschaft als Dienst bei einer obersten Reichsbehörde, 


ECH 
Planfeststellung 

(1) Vor der Feststellung der Pläne für den Bau neuer oder die Ver- 
änderung bestehender Reichseisenbahnanlagen ist der höheren Verwaltungs- 
behörde Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben, wenn die Pläne ihren Geschäfts- 
bereich berühren. Wird der Geschäftsbereich einer anderen Behörde berührt, 
so hat die höhere Verwaltungsbehörde diese Behörde zu beteiligen und deren 
Stellungnahme herbeizuführen, 

(2) Die Pläne werden festgestellt 

a) vom Reichsverkehrsminister, wenn sich aus der Äußerung der höheren 
Verwaltungsbehörde ergibt, daß zwischen ihr oder einer anderen 
beteiligten Behörde und der Deutschen Reichsbahn Meinungsverschie- 
denheiten bestehen, 

b) vom Reichsverkehrsminister oder von einer durch ihn ermächtigten 
Reichsbahnbehörde, wenn sich aus der Äußerung der höheren Ver- 
waltungsbehörde ergibt, daß zwischen ihr oder einer anderen beteiligten 
Behörde und der Deutschen Reichsbahn keine Meinungsverschieden- 
heiten bestehen. 

(3) Die Planfeststellung umfaßt die endgültige Entscheidung über alle 

von der Plangestaltung berührten Interessen, 


EE) 
Bauten, Betriebsmittel 
Die Deutsche Reichsbahn hat dafür einzustehen, daß die Reichseisenbahn- 
anlagen einschließlich der Bauten und die Betriebsmittel allen Anforderungen 


der Sicherheit und Ordnung genügen. Abnahmen durch andere Behörden finden 
nicht statt, 


EE 
Enteignung, Zwangsverfahren gegen die 
Deutsche Reichsbahn 


(1) Die Deutsche Reichsbahn hat zur Erfüllung ihrer Aufgaben das Ent- 
eignungsrecht, 

(2) Die zwangsweise Entziehung oder Beschränkung des Eigentums an 
Teilen des Reichseisenbahnvermögens und die Zwangsvollstreckung gegen die 
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Deutsche Reichsbahn sind nur nach vorheriger Genehmigung des Reichsverkehrs- 
ministers zulässig. 


$ 26 
Übergangs- und Schlußbestimmungen 
(1) Der Reichsarbeitsminister erläßt im Einvernehmen mit dem Reichs- 


verkehrsminister die zur Anpassung der Reichsversicherungsgesetze an dieses 
Gesetz erforderlichen Vorschriften, 


(2) Das Reichsbahngesetz vom 30, August 1924 in der Fassung vom 
13. März 1930 (Reichsgesetzbl, IT S. 369) und das Reichsbahn-Personalgesetz 
vom 80, August 1924 (Reichsgesetzbl. II 8. 287) treten außer Kraft. 


(s) Bis zur allgemeinen reichsgesetzlichen Regelung für alle Eisenbahnen 
gilt für das Enteignungsrecht bei der Deutschen Reichsbahn $ 27 dieses Gesetzes. 


$27 
Enteignungsrecht 

Die Zulässigkeit der Enteignung im Einzelfall wird auf Antrag der Deut- 
schen Reichsbahn durch den Führer und Reichskanzler festgestellt. Die end- 
gültige Entscheidung über die Zulässigkeit der Inanspruchnahme fremder Grund- 
stücke zur Ausführung von Vorarbeiten sowie über die Art der Durchführung 
und den Umfang der Enteignung trifft der Reichsverkehrsminister nach An- 
hörung der höheren Verwaltungsbehörde, Im übrigen gelten die Enteignungs- 
gesetze der Länder, 


DE? 
Inkrafttreten, Ausführungsbestimmungen 
(1) Die $$ 12 und 13 Nr, 3 treten mit Wirkung vom 1. Januar 1939 in 
Kraft, im übrigen tritt dieses Gesetz am Tage nach der Verkündung in Kraft. 


(2) Der Reichsverkehrsminister erläßt im Einvernehmen mit dem Reichs- 
minister der Finanzen die zur Durchführung und Ergänzung dieses Gesetzes 
erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften. 


Berlin, den 4. Juli 1939. 


Der Führer und Reichskanzler 
Adolf Hitler 


Der Reichsverkehrsminister 
Dorpmüller 


Der Reichsminister der Finanzen 
Graf Schwerin von Krosigk 


Der Reichsminister des Innern 
Frick, 
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Verordnung zur Durchführung des Gesetzes über die Deutsche Reichsbahn. 
Vom 5. Juli 1939. 


Zur Durchführung des Gesetzes über die Deutsche Reichsbahn (Reichs- 
bahngesetz) vom 4. Juli 1939 (Reichsgesetzbl. I 8. 1205) wird folgendes 
bestimmt: 

$1 

Die Aufgaben des Beirats werden von den bisherigen Mitgliedern des 
Beirats der Deutschen Reichsbahn so lange wahrgenommen, bis die Mitglieder 
des Beirats nach $ 5 von der Reichsregierung ernannt und durch die Inhaber 
der Vorzugsaktien gewählt sind. 

ER? 
Die Deutsche Reichsbahn führt die Selbsthilfe- und Wohlfahrtseinrich- 


tungen auf Grund der Gesetze, Satzungen und Bestimmungen im Sinne der bis- 
herigen Grundsätze weiter. 


$3 
Die Entscheidung darüber, ob eine Eisenbahn als solche des allgemeinen 
Verkehrs zu gelten hat, trifft der Reichsverkehrsminister. 


$4 

(1) Die Deutsche Reichsbahn darf nur im Einvernehmen mit dem Reichs- 
minister der Finanzen 
1. Eisenbahnen erwerben, 

2. andere Unternehmungen gründen oder erwerben, sofern dafür mehr als 

eine Million Reichsmark aufgewendet werden, 

3. sich an anderen Unternehmungen beteiligen, sofern der Wert der Be- 

teiligung eine Million Reichsmark übersteigt. 

(2) Die Eingehung von Wechselverbindlichkeiten, die Aufnahme von Dar- 
lehen gegen Schuldschein ($ 8 Abs. 1 des Gesetzes), die Bestellung von Sicher- 
heiten und Bürgschaften erfolgt im Einvernehmen mit dem Reichsminister der 
Finanzen, soweit es sich um Geschäftsvorgänge handelt, die nach Umfang und 
Bedeutung den üblichen Rahmen der Wirtschaftsführung der Deutschen Reichs- 
bahn überschreiten, 

(3) Vor einer Verfügung über Gegenstände, die zum Reichseisenbahn- 
vermögen gehören und deren Wert 250 000 Reichsmark übersteigt, ist die Deutsche 
Reichsbahn verpflichtet, die Zustimmung des Reichsministers der Finanzen 
einzuholen. 


ER) 
Die Deutsche Reichsbahn leistet für enteignete Grundstücke Landentschädi- 
gung wie folgt: 


1. Die Entschädigung für enteignete Grundstücke wird in Land gewährt, 
soweit geeignetes Land für diesen Zweck zur Verfügung steht und 
eine Entschädigung in Land tunlich erscheint. 

2. Ist Gegenstand der Enteignung ein Erbhof, so ist Landentschädigung 
zu leisten, es sei denn, daß nach Entscheidung der Anerbenbehörden 
die Lebensfähigkeit des Erbhofs durch die Enteignung nicht beein- 
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trächtigt wird. Der Reichsverkehrsminister hat darüber die Ent- 

scheidung des Anerbengerichts herbeizuführen. Das Anerbengericht 

soll vor der Entscheidung den Kreisbauernführer hören, Gegen die 

Entscheidung des Anerbengerichts ist nur die sofortige Beschwerde 

des Kreisbauernführers und gegen die Entscheidung des Erbhofgerichts 

nur die sofortige weitere Beschwerde des Landesbauernführers zulässig. 

Die Anerbenbehörden haben das Verfahren tunlichst zu beschleunigen. 

Das Verfahren ist kostenfrei. 

Die Deutsche Reichsbahn hat das Recht, die Ausdehnung der Ent- 

eignung auf solche Grundstücke zu verlangen, die zur Erfüllung der 

ihr nach Nr. 1 und 2 obliegenden Verpflichtungen erforderlich sind, 
wenn ihr freihändiger Erwerb ohne unverhältnismäßige Kosten nicht 
möglich ist. Dabei dürfen Erbhöfe in ihrer Lebensfähigkeit nicht beein- 
trächtigt und Betriebe in ihrem Bestand nicht gefährdet werden; 

Erbhofland darf dabei nur enteignet werden, wenn die Anerben- 

behörden entscheiden, daß diese Voraussetzung vorliegt. Nr. 2 gilt 

entsprechend. 

4. Ist Landentschädigung festgesetzt, so kann der Rechtsweg nur wegen 
der Leistung, Erhöhung, Minderung oder des Fortfalls einer zusätz- 
lichen Geldentschädigung beschritten werden, Bei der Bemessung der 
Geldentschädigung sind die Gerichte in der Bewertung des Entschädi- 
gungslandes frei. 

5. Soweit in den Enteignungsgesetzen der Länder die Hinterlegung der 
Entschädigung vorgeschrieben ist, tritt bei Gewährung von Land- 
entschädigung an deren Stelle eine ausreichende Sicherung des Ersatz- 
landes. 


Berlin, den 5, Juli 1939. 


Gi 


Der Reichsverkehrsminister 
Dorpmüller 


Der Reichsminister der Finanzen 
Graf Schwerin von Krosigk, 
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Bücherschau. 
Besprechungen. 


Baumbach, Dr. jur. Adolf. Handelsgesetzbuch mit Neben- 
gesetzen und Einführungsverordnungen für Österreich und Su- 
detenland ohne Seerecht. Vierte, umgearbeitete und vermehrte 
Auflage. C. H. Beck’sche Verlagsbuchhandlung München und 
Berlin 1939. 922 Seiten. Preis 13,50 RM. 


Es kann als ein Beweis für die wachsende Beliebtheit von’ Kurz- 
kommentaren angesehen werden, wenn der von Senatspräsident beim 
Kammergericht a. D. Dr. Adolf Baumbach herausgegebene Kommentar 
zum Handelsgesetzbuch und seinen Nebengesetzen bereits in 
vierter Auflage erscheint. Der Grund für das stärkere Hervortreten von 
Kurzkommentaren ist nicht nur ein äußerer. Auch auf dem Gebiet des 
Rechts liegt heute der Schwerpunkt in der schöpferischen Tätigkeit, vor 
allem in der Durchsetzung des neuen Rechtsdenkens in der Gesetzgebung. 
So müssen naturgemäß großangelegte, umfassende Erläuterungswerke, 
die einen gewissen Abschluß der Entwicklung voraussetzen und Muße 
der Betrachtung erfordern, einstweilen vor Kurzkommentaren zurück- 
treten. 

In dieser Hinsicht haben gerade in den letzten Jahren die Baum- 
bachschen Kurzkommentare ihren Zweck in hervorragender Weise er- 
füllt, weil es ihrem Verfasser in besonders reichem Maße gegeben ist, 
in der knappsten Form die wesentlichen Gesichtspunkte herauszu- 
arbeiten, die zum Verständnis und zur praktischen Handhabung der ge- 
setzlichen Vorschriften erforderlich sind. Diese besonderen Vorzüge 
treten auch in der vierten Auflage seines Kommentars zum HGB. in 
Erscheinung. Baumbach ist dabei mit Erfolg bemüht gewesen, die 
neuen Rechtsgedanken bei seinen Erläuterungen auch dort zum Aus- 
druck zu bringen, wo die Vorschriften des HGB. seit dessen Erscheinen 
äußerlich unverändert geblieben sind. Es handelt sich also auch von 
der geistigen Einstellung heraus um eine wirkliche Umarbeitung der bis- 
herigen Auflagen. 

Die Neuauflage bringt stofflich eine Erweiterung des bisherigen 
Inhalts des Buches. Neu aufgenommen sind u. a. die Handelsregister- 
Verfügung und die Buchführungsrichtlinien des Reichswirtschaftsmini- 
sters. Die Sicherungsübereignung und der Eigentumsvorbehalt sind in 
einem besonderen Abschnitt behandelt, ebenso sind die Vorschriften des 
BGB. über das Differenzgeschäft sowie der Orderlagerscheinverordnung 
erläutert. 
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Für die Leser dieser Zeitschrift wird es von besonderem Interesse 
sein, daß der Verfasser nicht nur den durch das Gesetz vom 4. September 
1938 (RGBI. I Seite 1149 ff.) abgeänderten 7. Abschnitt des dritten Buches 
des HGB. über die Beförderung von Gütern und Personen auf den Eisen- 
bahnen des öffentlichen Verkehrs ($$ 453 bis 460), sondern auch die 
auf Grund des neuen $ 458 vom Reichsverkehrsminister erlassene neue 
Eisenbahnverkehrsordnung vom 8. September 1938 (RGBl. II 
Seite 663ff.) unter Weglassung der sich auf die Beförderung von Per- 
sonen, Leichen und lebenden Tieren beziehenden Vorschriften wieder- 
gegeben und mit knappen treffenden Erläuterungen versehen hat. 


Baumbach hebt dabei auch die wichtigste Änderung der neuen 
EVO. hervor, nämlich die Einbeziehung der Kleinbahnen in ihren 
Geltungsbereich. Außerhalb der EVO, stehen jetzt nur noch die Eisen- 
bahnen des nichtöffentlichen Verkehrs, insbesondere die Privatanschluß- 
bahnen, Gruben- und Werkbahnen. Baumbach verwendet für diese Bah- 
nen den Sammelbegriff „Privateisenbahnen“ (vgl. die Einführung vor 
$ 453 S. 743). Die Einführung dieses Begriffs für die Bahnen des 
nichtöffentlichen Verkehrs, der in Fachkreisen m. W. nicht üblich ist, 
führt m.E. zu Verwirrungen, weil man unter Privatbahnen — wie dies 
auch Baumbach hervorhebt — sonst diejenigen Bahnen des allgemeinen 
Verkehrs versteht, die im Unterschied zur Deutschen Reichsbahn im 
Eigentum von Privaten stehen. Diese Privatbahnen fallen aber unter 
den Begriff der Eisenbahnen des öffentlichen Verkehrs und damit auch 
unter den Geltungsbereich der EVO. Es erscheint hiernach nicht zweck- 
mäßig, die Eisenbahnen des nichtöffentlichen Verkehrs unter einem fast 
völlig gleichlautenden Sammelbegriff zusammenzufassen. Man wird des- 
halb die nicht unter die EVO. fallenden Eisenbahnen nur unter dem Be- 
griff der Eisenbahnen des nichtöffentlichen Verkehrs zusammenfassen 
können, solange sich hier nicht ein anderer, eine Verwechslung mit den 
Privatbahnen nicht hervorrufender Sammelbegriff eingebürgert haben 
wird. 

Das Buch verdient wegen seiner besonderen Vorzüge die weiteste 
Verbreitung, Dr. Friebe. 


Wenzel, Oberreichsbahnrat. Die Gütertarifpolitik der Deut- 
schen Reichsbahn mit besonderer Berück- 
sichtigung des Ruhrgebietes. Verlag Gustav Fischer. 
31 Seiten. Preis 1,50 RM. 

In der Einleitung seiner — einen Vortrag an dem Verkehrs-Seminar 
an der Universität Münster (Westf.) wiedergebenden — Abhandlung 
befaßt sich der Verfasser zunächst mit der gemeinwirtschaftlichen Ge- 
schäftsgebarung der Deutschen Reichsbahn im allgemeinen (Beförde- 
rungspflicht, Staffeltarif, Klasseneinteilung usw.), um sich alsdann in 
speziellerer Betrachtung dem Ruhrgebiet mit seinen Hauptverkehrssäulen 
Kohle und Eisen zuzuwenden. Imponierende Zahlen werden vor Augen 
geführt: 
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Von der Förderung des gesamten deutschen Kohlenbergbaues des 
Altreichs entfallen allein 68 % auf das Ruhrrevier. Seine Kohlenförde- 
rung betrug in den beiden letzten Jahren je über 127 Millionen Tonnen. 
Etwa neun Zehntel der gesamten deutschen Ausfuhr an Kohle und Koks 
entfallen auf den Ruhrbezirk, Nach der Eisen-, Stahl-, Maschinen- und 
Farbenindustrie ist der Steinkohlenbergbau der drittgrößte Devisenträger 
in Deutschland, Das weitaus größte Ausfalltor für den Ruhrkohlen- 
export ist der Rhein, dessen gewaltige Verkehrskraft im Jahre 1937 68 % 
der Gesamtruhrkohlenausfuhr an sich zu ziehen vermochte. Demgegen- 
über muß der durch die Ausnahmetarifpolitik der Reichsbahn den deut- 
schen Seehäfen aus übergeordneten nationalwirtschaftlichen Gründen 
zugeführte Verkehrsanteil des Kohlenexports mit nur 12% als sehr 
bescheiden und den Belangen des Rheins wohl zumutbar bezeichnet 
werden. Das Interesse, welches darüber hinaus die Reichsbahn der 
Kohlenausfuhr überhaupt zuwendet, ist aus der Zahl der Exporttarife 
und der Höhe der Verkehrszahlen ersichtlich. 

Bei der zweiten großen Säule der rheinisch-westfälischen Wirt- 
schaft, der Eisen- und Stahlindustrie, sind besonders die zahlreichen 
Erzausnahmetarife zur Befreiung von ausländischer Abhängigkeit zu er- 
wähnen. Gerade die Billigkeit dieser Erzfrachten — von denen die 
Reichsbahn noch 7 % an Verkehrssteuern abzuführen hat — beweist mit 
besonderer Deutlichkeit, in welchem Maße sich die Reichsbahn in die 
übergeordneten staatlichen Belange, vornehmlich diejenigen des Vier- 
jahresplanes, eingeordnet hat. Weitere Ausführungen unterstreichen 
ganz besonders diese Tatsache. 

Die kurze, aber inhaltreiche Schrift fesselt auch durch den Schwung 
ihrer Darstellung. Bringt sie dem Fachmann auch nichts wesentlich 
Neues, so bedeutet sie doch für den Fernerstehenden eine Quelle 
schätzenswerter Belehrung. Dr. Adolph. 


Die Bedeutung der Eisenbahnen für die Kriegführung mit Ableitung der 
besonderen Forderungen, die sich hieraus an die Privat- und 
Kleinbahnen ergeben. Sonderdruck des Vortrages von Herrn 
Professor Dr.-Ing. Dr.-Ing. E.H. Blum, gehalten auf der 
37. fachwissenschaftlichen Tagung der Betriebsleiter-Vereini- 
gung Deutscher Privateisenbahnen und Kleinbahnen am 4. No- 
vember 1938 in Hamburg. 

Verfasser geht von dem Wesen des Krieges aus, um danach die 
Bedeutung des Verkehrs für die Landesverteidigung zu erkennen. Er 
erörtert kurz und allgemein verständlich die Begriffe „Taktik“ und 
„Strategie“, wobei er als Ziel der militärischen Maßnahmen das Brechen 
des feindlichen Widerstandswillens nennt. Zweck des Krieges aber ist 
die Erlangung eines besseren Friedens. U, a, ist ein Friedenszustand 
schlecht, wenn natürliche Volksteile gewaltsam abgedrängt oder wenn 
die Grenzen schlecht sind, wenn eine gesunde Handelspolitik verhindert 


und wenn vernünftige verkehrspolitische Maßnahmen durchkreuzt wer- 
den können. 
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Die Verbesserung der Verkehrseinrichtungen wird neben einer star- 
ken Aufrüstung und dem Schaffen einer ausreichenden Rüstungsindu- 
strie stets ein Mittel zur Verbesserung des Friedenszustandes sein. 

Dies kann wieder rückwirkend ein neues Ziel für die hohe Strategie 
ergeben, wie es beispielsweise das jahrhundertelange Streben Rußlands 
nach einem eisfreien Hafen zeigt. 

Verkehrswege haben im Kriege immer eine große Rolle gespielt; 
aber erst die Eisenbahn und die elektrischen Nachrichtenmittel, zu denen 
sich neuerdings noch Flugzeuge und Kraftwagen gesellen, haben die 
Kriegführung über große Räume und mit großen Heeren ermöglicht. 

Auch die Verwendung neuer Waffenarten (Maschinenwaffen, 
schwere Artillerie, Panzerwagen) ist von leistungsfähigen Verkehrs- 
anlagen — insbesondere von Schienenbahnen — abhängig. 

Eingehend wird dann die Eignung der einzelnen Verkehrsmittel 
für verschiedene Aufgaben behandelt, z. B. für die Durchführung der 
Mobilmachung, des Nachschubes, der Truppenverschiebung u.a.; auch 
die Inbetriebnahme neuer Verkehrsnetze, der Schutz und die Zerstörung 
der Verkehrsanlagen werden erwähnt. 

Quantitativ steht die Leistungsfähigkeit der besten Binnenwasser- 
straße einer erstklassigen zweigleisigen Eisenbahn nicht nach, diese 
Wasserstraßen sind aber selten. 

Eine Straße hat im Weltkriege etwa die Leistungsfähigkeit einer 
Feldbahn erreicht. Die Leistungsfähigkeit der Straßen ist im Dritten 
Reiche anerkannt gestiegen; bei unseren Nachbarn ist sie aber noch 
nicht besser geworden, und auch das ist zu berücksichtigen. 

Auch qualitativ steht die Eisenbahn über den anderen Verkehrs- 
mitteln, da sie verschiedenartige Frachten (Menschen, Pferde, Munition, 
Geschütze u. a.) schnell, sicher, pünktlich und ohne besondere Qual für 
Menschen und Tiere befördert. Gerade dadurch wird es der Truppen- 
führung erst ermöglicht, einen beabsichtigten Einsatz der Kampfkräfte 
auf die Minute zur richtigen Zeit und am richtigen Orte vorzunehmen, 

Dies gilt nicht nur für die Vollbahn, sondern auch für die schmal- 
spurige Feldbahn, deren Anwendung mit nicht zu schmaler Spurweite 
(75 oder 100 cm) vom Verfasser für den Vormarsch besonders befür- 
wortet wird. 

Kurz gesagt: eine lehrreiche Betrachtung über den Wert der Eisen- 
bahnen für die Landesverteidigung. Mützelburg. 


Moormann, Dr. jur. Karl. Leitfaden fürden Verkehrsdienst 
Heft 1: Das Tarifwesen. 5. Aufl, Leipzig 1939, Verlag: Ver- 
kehrswissenschaftliche Lehrmittelgesellschaft m. b. H, Leipzig 
C 1, Goethestr, 6. 98 Seiten, Preis 1,7; RM. 

Die Schrift stellt eine Einführung in das Eisenbahn-Tarifwesen dar 
und ist in erster Reihe für die in Ausbildung befindlichen Eisenbahn- 
bediensteten bestimmt. Entsprechend diesem Zweck wird im Vorwort 
mit Recht hervorgehoben, daß der Leitfaden das Studium der Dienstvor- 
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schriften nicht ersetzen, sondern nur erleichtern kann. In der Einleitung 
wird ein Überblick über die geschichtliche Entwicklung des Verkehrs- 
und Tarifdienstes gegeben, die trotz ihrer Kürze für Anfänger recht 
instruktiv ist. Überhaupt bemüht sich der Verfasser, die behandelten 
Probleme durch kurze und frische Darstellung und Hervorhebung der 
leitenden Gesichtspunkte dem auszubildenden Personal leicht verständ- 
lich zu machen. Im Hauptteil „Tarifwesen“ folgen sodann zunächst all- 
gemeine Darlegungen über die allen Tarifen gemeinsamen Grundsätze 
und Begriffe, wie Erklärung der Grundbegriffe, rechtliche und wirt- 
schaftliche Bedeutung der Tarife, gesetzliche Vorschriften über das 
Tarifwesen, Fortbildung der Tarife, Tarifverbände, Veröffentlichung, 
Preisbildung, Selbstkosten, Tarifentfernungen. Besonders anschaulich 
sind die Ausführungen über die wirtschaftliche Bedeutung der Tarife 
und die Preisbildung. Berechtigt ist die Kritik an den für den Anfänger 
unklaren Begriffen „horizontale“ und „vertikale Staffel“. Sodann werden 
in besonderen Abschnitten die Gütertarife, Tiertarife, Personen-, Gepäck- 
und Expreßguttarife sowie die Kraftwagentarife eingehend behandelt. 
Den Schluß bilden eine Aufstellung von Prüfungsfragen, die dem Leser 
eine Wiederholung und Einprägung des dargelegten Stoffes erleichtern, 
sowie eine Reihe von Anlagen mit Mustern von Tarifen, Entfernungs-, 
Preis- und Leitungstafeln in gedrängter, aber glücklicher Auswahl. Die 
gegenüber der letzten Auflage bis zum Druck eingetretenen Verände- 
rungen sind überall berücksichtigt. Ein Vergleich mit der ersten Auf- 
lage zeigt, daß der Verfasser ständig bestrebt ist, die Darstellung des 
behandelten Stoffs zu verbessern und entsprechend der fortschreitenden 
Entwicklung fortzubilden. Die neue Auflage wird ebenso wie die bis- 
herigen ihren Zweck vollkommen erfüllen und die Ausbildung des Per- 
sonals im Interesse sowohl der Verwaltung als auch ihrer Angestellten 
erleichtern und fördern. Holız. 


Seel, Hans. Das deutsche Beamtengesetz. 2. ergänzte und 
erweiterte Auflage. Berlin 1939. Verlag Franz Vahlen, Berlin 
W 9, Linkstr. 16. 394 Seiten. Preis 11,50 RM. 

Dem Beamtenrechtler ist der Verfasser kein Unbekannter. Seel hat 
1933 einen in zwei Auflagen erschienenen Kommentar zum Gesetz zur 
Wiederherstellung des Berufsbeamtentums und anschließend mehrere 
Schriften über das Beamtentum in der Schriftenreihe „Das Recht der 
nationalen Revolution“ veröffentlicht. Zusammen mit Schönebeck und 
Krauthausen hat er das allgemeine Beamten- und das Besoldungsrecht 
der Kommunalbeamten behandelt. Kurze Zeit nach dem Erscheinen des 
Deutschen Beamtengesetzes unterbreitete er der Öffentlichkeit einen 
Kommentar zu diesem Gesetz. Dieser ist nunmehr in zweiter ergänzter 
und wesentlich erweiterter Auflage erschienen, 

In dem jetzigen Werk hat Seel die zahlreichen Änderungen und Er- 
gänzungen der Durchführungsverordnung vom 29, Juli 1937 durch die 
Verordnung vom 13. Oktober 1938, die seit Herbst 1937 erschienenen um- 
fangreichen Gesetze, Erlasse, Verordnungen und sonstigen Bestimmungen 
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über das Beamtentum sowie Schrifttum und Rechtsprechung berück- 
sichtigt. In einer Einleitung hat der Verfasser die Grundgedanken des 
Deutschen Beamtengesetzes zusammenfassend dargestellt. Vor dem Ge- 
setz selbst wird die amtliche Begründung zum Deutschen Beamtengesetz 
abgedruckt. Ein Anhang enthält die Verordnung über die Einführung 
von Vorschriften auf dem Gebiet des Beamtenrechts im Lande Österreich 
vom 28. September 1938, das Erstattungsgesetz vom 18. April 1937 nebst 
Durchführungsvorschriften, einen Auszug aus dem Wehrmachtfürsorge- 
und -versorgungsgesetz vom 26. August 1938 und den Durchführungs- 
bestimmungen hierzu, die zweite Verordnung zur Durchführung des 
Deutschen Beamtengesetzes vom 13. Oktober 1938 und einen Auszug aus 
der Reichsdienststrafordnung vom 26. Januar 1937. Ein ausführliches 
alphabetisches Verzeichnis erleichtert den Gebrauch des Erläuterungs- 
werkes wesentlich. 

Der Reichsminister des Innern, Dr. Frick, hat dem Buch ein Geleit- 
wort geschrieben, und darin lobend hervorgehoben, daß zur Auslegung 
des Deutschen Beamtengesetzes in nationalsozialistischem Sinne vor 
allem Männer berufen seien, die, wie der Verfasser, von Anfang an das 
Beamtenrecht des Dritten Reiches hätten aufbauen und gestalten helfen. 


Auch dem neuen Werk von Seel sind die Vorzüge eigen, die wir 
bereits bei seinen früheren Veröffentlichungen feststellen konnten. Die 
Darstellung ist knapp und doch erschöpfend. Der Verfasser hat alle den 
Praktiker in erster Linie interessierenden Fragen behandelt und überall 
für die Lösung Wege gewiesen, die in gleicher Weise den berechtigten 
Belangen des Staates und der Partei wie des Beamten selbst Rechnung 
tragen. Der Wunsch Seels, den jetzt vereinten Beamten Großdeutsch- 
lands Vermittler ihres Rechts zu sein, wie auch den Behörden und Dienst- 
stellen ein brauchbares Rüstzeug zu bieten, wird sicherlich uneinge- 
schränkt in Erfüllung gehen. Dr. Haustein. 


Verzeichnis der oberen Reichsbahnbeamten 1939. 35. Jahrgang. Zu- 
sammengestellt nach Unterlagen der Eisenbahnabteilungen des 
Reichsverkehrsministeriums und abgeschlossen im April 1939. 
Verlag der Verkehrswissenschaftlichen Lehrmittelgesellschaft 
m.b. H. Leipzig 1939. 595 S. 2 Bildnisse. Preis 10,30 RM. 

Der 35, Jahrgang enthält erstmalig nach Aufnahme der oberen Be- 
amten des ostmärkischen und sudetendeutschen Netzes ein Verzeichnis 
aller oberen Reichsbahnbeamten Großdeutschlands und ist damit in 
seiner Art auch ein Abbild des Wachstums Deutschlands zum Groß- 
deutschen Reich. Das Geleitwort weist auf die im vergangenen Jahr ein- 
getretene Vermehrung des Streckennetzes um 20 % und das Anwachsen 
der im Dienst der Deutschen Reichsbahn tätigen Männer und Frauen auf 
nahezu 900 000 hin und betont, daß das vergrößerte Arbeitsfeld, die ver- 
mehrten Aufgaben und die gesteigerte Verantwortung in ganz besonders 
hohem Maße den Beamten des oberen Dienstes dem Führer Großdeutsch- 
lands gegenüber verpflichten. 
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Der Aufbau des Verzeichnisses ist der gleiche geblieben wie im Vor- 
jahr. Der neue Jahrgang enthält wieder die vollständige Aufzählung des 
Beirats der Deutschen Reichsbahn und der oberen Beamten der Eisen- 
bahnabteilungen des Reichsverkehrsministeriums, der Reichsbahndirek- 
tionen, Reichsbahn-Zentralämter, Ämter, Ausbesserungswerke usw. Zu- 
gleich gibt er in den Übersichten über die Besetzung der einzelnen Be- 
zirke der Betriebsverwaltung, unter denen erstmalig die ostmärkischen 
Reichsbahndirektionen Linz, Villach und Wien erscheinen, ein gutes Bild 
von der Organisation der genannten Behörden. Im Anhang sind Vor- 
stand, Direktion, Oberste Bauleitungen und Bauabteilungen der Reichs- 
autobahnen angegeben. 

Das Verzeichnis ist diesmal wegen der erstmaligen Aufnahme der 
oberen Reichsbahnbeamten der Ostmark und des Sudetenlandes und der 
Übersichten über die Besetzung der ostmärkischen Reichsbahndirektionen 
für alle Reichsbahnbeamten und für jeden, der an der Deutschen Reichs- 
bahn interessiert ist, von besonderem Wert. Dr. Genest. 


Michel, Elmar, Dr. jur, Ministerialdirigent im Reichswirtschafts- 
ministerium. Das Gaststättengesetz vom 28. April 
1930 in der Fassung der Gesetze vom 3. Juli 1934, 9. Oktober 1934 
und 27. September 1938 und die wichtigsten reichs- und landes- 
rechtlichen Ausführungs- und Nebenbestimmungen. Dritte neu 
bearbeitete und ermeuerte Auflage. Carl Heymann’s-Verlag, 
Berlin 1938. 514 Seiten, Preis 12 RM. 

Der bekannte Michelsche Kommentar zum Gaststättengesetz ist 
Ende 1938 in seiner dritten Auflage erschienen. Die seit der zweiten 
Auflage (1935) erlassenen Gesetze und Verordnungen, die den Inhalt des 
Gaststättengesetzes unmittelbar oder mittelbar berühren, sind in der Neu- 
auflage berücksichtigt und die Ergebnisse der Verwaltungspraxis und 
Rechtsprechung sowie das wissenschaftliche Schrifttum sind in den Er- 
läuterungen verarbeitet worden, So gibt der umfangreiche Kommentar 
eine vollkommene Übersicht über das Gaststättenrecht und Antwort auf 
die aus diesem Gebiete entstehenden Rechtsfragen. 

Für die Deutsche Reichsbahn hat das Gaststättengesetz nur be- 
schränkte Bedeutung, da nach $ 27 Abs. 1 Ziff. 3 die Vorschriften dieses 
Gesetzes keine Anwendung finden auf Bahnhofswirtschaften, Speise- 
wagen, Kantinen und Fahrpersonalküchen, soweit diese nach $ 16 Abs. 5 
des Gesetzes über die Deutsche Reichsbahn-Gesellschaft vom 30. August 
1924 den Bestimmungen der Gewerbeordnung nicht unterliegen. In der 
ausführlichen Erläuterung zu dieser Gesetzesbestimmung bekennt sich 
der Verfasser entschieden zu der herrschenden und in der Praxis jetzt 
wohl allgemein anerkannten Auffassung, daß diese Ausnahmebestim- 
mung für alle Bahnhofswirtschaften, gleichgültig ob vor oder hinter der 
Sperre gelegen, und für die Behandlung aller Gäste, gleichgültig ob 
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Reisende oder Nichtreisende, gilt und daß es unerheblich ist, ob der Be- 
trieb der Wirtschaft für Rechnung der Reichsbahn durch Angestellte 
oder von Pächtern auf eigene Rechnung geführt wird. Die im Wege der 
Vereinbarung zwischen der Hauptverwaltung der Deutschen Reichsbahn- 
Gesellschaft und dem Reichsrat im Jahre 1926 aufgestellten Richtlinien 
für die Behandlung der Bahnhofswirtschaften und der Bahnhofsver- 
kaufsstellen, die auch nach dem Inkrafttreten des Gaststättengesetzes 
noch weiter gelten, sind am Schluß der Erläuterungen zu $ 27 Abs. 1 
Ziff. 3 wörtlich abgedruckt. 

Bei den von Zeit zu Zeit immer einmal wieder auftretenden Schwie- 
rigkeiten mit unteren Verwaltungsstellen wegen der Behandlung von 
Bahnhofswirtschaften wird eine Bezugnahme auf die erwähnten Aus- 
führungen Michels, die sich im wesentlichen mit dem Standpunkt der 
Reichsbahn decken, von Nutzen sein, Dr. Genest. 


Gewerbeordnung mit Handwerks- und Einzelhandelsrecht. Textausgabe 
mit Einleitung und Sachregister. 3. Auflage. Stand von Ende 
Februar 1939. Guttentagsche Sammlung deutscher Reichsgesetze 
Nr. 211. Berlin 1939, Walter de Gruyter & Co. 270 S. Preis 
8,80 RM. 

Die vorliegende Textausgabe beschränkt sich nicht auf die Wieder- 
gabe der Gewerbeordnung unter Berücksichtigung aller Änderungen bis 
zum Februar 1939, sondern sie bringt außerdem eine ganze Anzahl 
Gesetze und Verordnungen über Gebiete, die zwar zum Gewerberecht 
gehören, aber außerhalb der Gewerbeordnung geregelt sind. Es sind das: 
das Gesetz über den vorläufigen Aufbau des deutschen Handwerks, das 
Gesetz zum Schutz des Einzelhandels, das Gesetz über Heimarbeit, das 
Gesetz über Kinderarbeit und über die Arbeitszeit der Jugendlichen, das 
Gaststättengesetz, das Gesetz zur Verhütung von Mißbräuchen auf dem 
Gebiete der Rechtsberatung mit 5 Ausführungsverordnungen, das Gesetz 
über das Versteigerergewerbe, das Gesetz über Arbeitsvermittlung, Be- 
rufsberatung und Lehrstellenvermittlung, das Gesetz über die Ausübung 
der Reisevermittlung, die Verordnung über das Schornsteinfegerwesen, 
das Gesetz über den Verkauf von Waren aus Automaten und das Gesetz 
zur Beseitigung von Mißständen im Auskunfts- und Detektivgewerbe, 

Unter diesen Gesetzen sind es besonders das Einzelhandelsschutz- 
gesetz, das Gaststättengesetz und das Automatengesetz, mit denen auch 
der Reichsbahnbeamte, der die gewerblichen Nebenbetriebe der Reichs- 
bahn zu betreuen hat, sich befassen muß, auch wenn diese Gesetze 
— ebenso wie die Gewerbeordnung selbst — nicht unmittelbar für die 
Deutsche Reichsbahn gelten, Die Zusammenfassung dieser Gesetze in 
einer handlichen Textausgabe gibt den mit gewerberechtlichen Fragen 
befaßten Beamten ein geeignetes Hilfsmittel. Dr. Genest. 
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Warneyers Jahrbuch der Entscheidungen auf dem Gebiete des 
Zivil-, Handels- und Prozeßrechts einschließlich der Gesetze 
zum Aufbau der Wirtschaft, der Neugestaltung des Rechts u.a. 
Herausgegeben von Dr, jur. Otto Warneyer, Reichsgerichts- 
rat a.D. in Leipzig und Dr. jur. Fritz Koppe, Rechtsanwalt. 
37. Jahrgang, enthaltend Schrifttum und Rechtsprechung vom 
Herbst 1937 bis 1938. Umfang 426 Seiten. Industrieverlag 
Spaeth und Linde, Berlin/Wien. Preis gebunden 11 RM. 

Der neue Band des bekannten Jahrbuchs bringt in der bewährten 
Form der früheren Jahrgänge wieder eine umfassende Darstellung des 
Schrifttums und der Rechtsprechung auf dem Gebiete des Zivil-, Handels- 
und Prozeßrechts und des neueren Reichsrechts, das ist das Reichserbhof- 
recht, das Entschuldungsverfahren, die Ordnung der nationalen Arbeit, 
der Aufbau der Wirtschaft, die Neugestaltung des Rechts, die Auf- 
wertung und anderes. Die maßgebenden Stellen der Entscheidungen 
sind unter Anlehnung an ihren Wortlaut wiedergegeben und als Quellen 
die Zeitschriften oder Sammlungen genannt, in denen die Entscheidungen 
veröffentlicht sind. Außerdem sind die wichtigsten Abhandlungen aus 
den einzelnen Rechtsgebieten aufgeführt. So bietet das Jahrbuch wieder 
eine gute Übersicht über die Rechtsentwicklung des Berichtsjahres und 
bildet einen laufenden Kommentar zu den darin behandelten Gesetzen. 

Dr. Genest. 


Culemeyer, Dr.-Ing. Die Eisenbahn ins Haus. Die Beförderung 
von Eisenbahnwagen und Schwerlasten mit Straßenfahrzeugen. 
Verlag Otto Elsner, Berlin SW 68, Oranienstr. 140—142. 296 Sei- 
ten. 371 Abbildungen. Preis 28 RM. 

Als Einleitung schickt der Verfasser seinem Werk zwei Leitge- 
danken voraus, von denen er den einen mit „Zweck der Schrift“ und 
den anderen mit „Die Verknüpfung von Schiene und Straße“ bezeichnet. 
Der Zweck der Schrift soll nach der Absicht des Verfassers sein, ge- 
schichtliche Angaben über die Vorläufer des Straßenfahrzeuges für Eisen- 
bahnwagen zu bringen, dann Konstruktionsrichtlinien für solche Fahr- 
zeuge und die Grundlagen für ihre Verwendungsmöglichkeiten aufzu- 
zeichnen. In dem zweiten Teil der Einleitung werden die Beweggründe 
angedeutet, welche den Anlaß dazu gaben, „kraftbewegte Straßenfahr- 
zeuge besonderer Art zu entwickeln, um mit diesen ganze Eisenbahn- 
wagen dort, wo eine Schienenverbindung nicht vorhanden ist, über die 
Straße zum Haus des Empfängers zu fahren“ und auch größte und 
schwerste Einzellasten im Haus-Haus-Verkehr zu befördern, so daß die 
Eisenbahnen nunmehr in die Lage versetzt seien, den Bedürfnissen des 
Verkehrs weitgehendst Rechnung zu tragen. r 

Um diesen umfangreichen Stoff möglichst übersichtlich zu ge- 
stalten, ist das Werk in 11 Abschnitte gegliedert, Von diesen behandeln 
die Abschnitte I bis III vornehmlich die geschichtliche Seite. Ab- 
schnitt IV zeigt die zweckmäßigsten Verwendungsmöglichkeiten für die 
Straßenfahrzeuge und ihre Vorzüge im Haus-Haus-Verkehr, Die Ab- 
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schnitte V und VI behandeln die konstruktive Seite und die bisherigen 
Ausführungsformen von Straßenfahrzeugen bei der Deutschen Reichs- 
bahn und der Abschnitt VII die Schlepper für solche Fahrzeuge. Im Ab- 
schnitt VIII sind die Voraussetzungen für den öffentlichen Verkehr mit 
Straßenfahrzeugen behandelt, wobei zunächst die maßgebenden gesetz- 
lichen Bestimmungen, dann die einzuhaltenden Fahrzeugbegrenzungen 
und die bei Straßen und Brücken auftretenden Beanspruchungen erörtert 
werden. Abschnitt IX behandelt Betrieb und Verkehr mit Straßenfahr- 
zeugen für Eisenbahnwagen. Dabei werden zunächst die Gesichstpunkte 
niedergelegt, nach denen solche Fahrzeugtransporte nach der tech- 
nischen, verkehrlichen und wirtschaftlichen Seite hin zu beleuchten und 
zu prüfen sind. Ferner sind in diesem Abschnitt die notwendigen bau- 
lichen Einrichtungen zum Bereitstellen und Überladen der Güterwagen 
auf den Bahnhöfen und den Werkhöfen der Empfänger an Musterbei- 
spielen erläutert. Der Abschnitt X behandelt die Beförderung von schwe- 
ren Einzellasten mit Straßenfahrzeugen. Die reiche Bebilderung und die 
zahlreichen Beispiele erläutern treffend die universelle Verwendbarkeit 
dieser Fahrzeuge auch für schwerste und sperrigste Lasten. Abschnitt XI 
mit der Überschrift „Ausblick“ faßt noch einmal abschließend die Vor- 
teile und Verwendungsmöglichkeiten der vielräderigen Straßenfahrzeuge 
kurz zusammen, wobei im Hinblick auf die bisherigen großen Erfolge 
und wegen der großen volkswirtschaftlichen Bedeutung mit einer weiten 
Ausdehnung dieser Verkehrsart gerechnet wird. 

Der Zweck der Schrift, den der Verfasser in seinem dem Werk 
vorangesetzten Leitgedanken angedeutet hat, ist, wie die erschöpfende 
Behandlung des Stoffes zeigt, in hohem Maße erreicht. 

Wer sich für die geschichtliche Seite des behandelten Fragen- 
gebietes besonders interessiert, wird in den ersten Abschnitten des 
Buches manch wertvolle und aufschlußreiche Anregung finden. Die 
baulichen, betrieblichen und verkehrlichen . Ausführungen, die ja das 
Schwergewicht des Buches darstellen, sind bei der reichen Erfahrung 
des Verfassers von seltener Gründlichkeit und Ausführlichkeit. Die am 
Schluß des Buches angeführten, mit vielen Bildern versehenen Aus- 
führungsbeispiele zahlreicher, mittels Culemeyerscher Straßenfahr- 
zeuge durchgeführten Schwertransporte zeigen besonders augenfällig, 
von welch vielseitiger Verwendbarkeit diese Fahrzeuge sind, so daß die 
Zuversicht, die der Verfasser in dem Schlußabschnitt des Buches über 
die Aussichten dieser Verkehrsart ausspricht, durchaus berechtigt er- 
scheint. Das Werk ist daher nach seinem Aufbau und seinem Inhalt in 
des Wortes bester Bedeutung sowohl für Studierende, die sich den großen 
Verkehrsaufgaben unserer Zeit widmen wollen, wie auch für alle Ver- 
kehrsfachleute und nicht zuletzt auch für die große Zahl derjenigen, die 
sich von Berufs wegen nur mittelbar mit neuzeitlichen Verkehrsfragen 
zu befassen haben, eine wertvolle Fundgrube. Wer aber einmal Gelegen- 
heit hatte oder haben wird, Transporte mit den Culemeyerschen Straßen- 
fahrzeugen zu beobachten und dabei ihre bewundernswerte Sicherheit, 
Schnelligkeit und Eleganz aus eigener Anschauung kennenzulernen, 
der wird sicherlich mit dem Unterzeichneten, der es selbst verschiedene 
Jahre hindurch als seine Aufgabe zu betrachten hatte, Transporte 
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schwerer und schwerster Lasten mittels dieser Fahrzeuge zu bearbeiten, 
zu überwachen und zu leiten, derselben Meinung sein, daß, wenn dieses 
Fahrzeug nicht bereits erfunden, es höchste Zeit wäre, diese Lücke in 
der neuzeitlichen Verkehrsbedienung durch den Einsatz solcher Fahr- 
zeuge baldigst auszufüllen, 


Dem ausführlichen und erschöpfend geschriebenen Werk ist wei- 
teste Verbreitung zu wünschen. Schließlich darf auch nicht unerwähnt 
bleiben, daß die außerordentlich reiche und vorzügliche Bebilderung, 
sowie der klare, saubere Druck das Studium des Werkes zu einer beson- 
deren Freude macht. Opifieius. 


Schenck, Dr.-Ing. Wolfram. Zur Frage der Tragfähigkeit 
von Rammpfählen. Verlag Wilhelm Ernst & Sohn, Ber- 
lin W 9, Köthener Straße 38. 64 Seiten, 44 Abbildungen. Preis 
4,80 RM. 

Zur Bestimmung der Tragfähigkeit von Pfählen sind eine große 
Zahl von Formeln vorhanden, die sich meist auf den Beobachtungen 
beim Rammen der Pfähle aufbauen. Diese lediglich auf dynamischer 
Grundlage entwickelten Rammformeln haben bekanntlich große Schwä- 
chen. Seitdem mit den ständig wachsenden Gründungstiefen und den 
zunehmenden, in den Untergrund zu übertragenden Auflasten immer 
größere statische und konstruktive Anforderungen an die Rammpfähle 
gestellt werden, bemühte man sich daher, die Erkenntnisse aus den Erd- 
drucktheorien zur Bildung neuer Tragfähigkeitsformeln für Pfähle 
heranzuziehen; die bekanntesten von diesen sind die Formeln von Dörr 
und Krey. Inzwischen hat die Untersuchung und Klärung bodenmecha- 
nischer Fragen wesentliche Fortschritte gemacht. Der Verfasser hat 
sich für die vorliegende Schrift, die als Dissertation entstanden ist, 
die Aufgabe gestellt, von diesem Gesichtspunkt aus die Verhältnisse um 
einen Rammpfahl zu betrachten. Mit Rücksicht auf den Umfang seiner 
Arbeit beziehen sich die Ergebnisse seiner Untersuchung jedoch ledig- 
lich auf die Verhältnisse beim Einzelpfahl. 


Der Inhalt der Schrift ist in drei Abschnitte gegliedert: 
1. Druckverteilung im Boden, 
2. Setzungen der Pfähle im Boden, 
3. Trennung von Spitzenwiderstand und Mantelreibung. 


Im Abschnitt 1 ist der Versuch unternommen, auf rein mathemati- 
schem Wege über Größe und Verteilung der lotrechten Normalspan- 
nungen des Bodens im Einflußbereich eines Pfahles Aufschluß zu er- 
halten. Die Ergebnisse dieser Untersuchungen bestätigen die praktische 
Erfahrung, daß sich infolge Belastung eines Pfahles dicht um diesen 
eine Zone erhöhten Bodendrucks bildet, der natürlich mit wachsender 
Entfernung vom Pfahl rasch abfällt. Da die lotreehten Normalspan- 
nungen als Ausgangsgrößen für die elastischen Formänderungen des 


Bodens allein in Betracht kommen, so war ihre Bestimmung zunächst 
erforderlich. 
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Aufbauend auf den im ersten Abschnitt entwickelten Formeln wer- 
den im zweiten Abschnitt die elastischen Formänderungen des Bodens 
behandelt, und zwar einmal das elastische Verhalten des Bodens am 
Mantelumfang und zweitens unterhalb des Pfahlfußes. Anschließend 
folgt die Untersuchung über die Eigenelastizität des Pfahles, nämlich 
der elastischen Formänderungen des Pfahles infolge Mantelreibung und 
infolge Spitzenwiderstand. Der Verfasser kommt zu dem Schluß, daß 
die entwickelten Verfahren zur rechnerischen Erfassung der einzelnen 
Setzungskomponenten von Pfahl und Boden infolge Mantelreibung und 
infolge Spitzenwiderstand keinen Aufschluß über die prozentuale Anteil- 
nahme der einen oder anderen Kraftwirkung an der jeweiligen Größe 
der Gesamtsetzung geben können. Mit Hilfe dieser abgeleiteten Glei- 
chungen ist man lediglich in der Lage, die Größe der Setzungen gegen- 
einander abzugrenzen und allgemeine Folgerungen in bezug auf die 
natürlichen Verhältnisse zu ziehen. 


Diese Überlegungen zeigen erneut, daß es unmöglich ist, allein auf 
theoretischem Wege das Problem der Pfahlbelastungen zu lösen. Alle 
bisher durchgeführten Probebelastungen von Pfählen haben jedoch den 
Mangel, daß aus ihnen über den mengenmäßigen Anteil von Mantel- 
reibung und Spitzenwiderstand an der Tragkraft sowie über die Ver- 
teilung der Mantelreibung über die Pfahllänge niemals etwas Genaues 
zu ersehen ist. 


Der Verfasser entwickelt nunmehr im dritten Abschnitt dieser 
Schrift ein neues Verfahren, das unter Umständen erlaubt, mit Hilfe 
einer Probebelastung in jedem einzelnen Falle die beiden Kraftwirkungen 
Mantelreibung und Spitzenwiderstand und ihren anteilmäßigen Einfluß 
einwandfrei zu trennen, Dieses Verfahren wird den charakteristischen 
Beiwerten entsprechend als f-Methode bezeichnet. Dafür, ob diese hier 
erörterte Theorie durch die Praxis bestätigt wird, fehlt jedoch noch jeg- 
licher Beweis. 


Außerdem bleibt noch zu untersuchen, wie sich die Verhältnisse 
bei einer Pfahlgruppe gestalten; denn die Überlegungen bez. eines Einzel- 
pfahls lassen sich nicht auf eine Pfahlgruppe übertragen, da bei dieser 
sich die durch die Einzelpfähle erzeugten Spannungszustände überlagern. 
Ihre Setzungen werden folglich größer als die des Einzelpfahles. Ebenso 
sind auch die besonderen Verhältnisse zu berücksichtigen, die eine zu- 
sätzliche Belastung der Pfähle durch negative Mantelreibung begün- 
stigen. Eine solche wird vorliegen, wenn Pfähle durch tonige Boden- 
schichten gerammt werden, die sich unter dem Einfluß jüngerer Über- 
schüttungen noch im Zustande fortschreitender Verfestigung befinden. 


Immerhin bietet diese Schrift einen wertvollen Beitrag zur wei- 
teren Klärung aller ausstehenden, äußerst wichtigen Fragen, die die 
Tragfähigkeit von Rammpfählen betreffen. Kuhnke. 
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Krauskopf, Reichsbahnrat. Die Entwicklung und der Stand 
der Zugbeeinflussung bei der Deutschen 
Reichsbahn. Verlag Otto Elsner, Berlin SW 68, Oranien- 
straße 140-142. 168 Seiten, Preis Gan RM. 

Wie der Verfasser einleitend treffend bemerkt, hat selten ein tech- 
nisches Problem weite Kreise der Öffentlichkeit so stark beschäftigt wie 
die Frage der Zugbeeinflussung, wobei hierunter die zusätzlichen Siche- 
rungseinrichtungen zur Verhinderung des Überfahrens von Haltesignalen 
zu verstehen sind. Selten mußte jedoch auch bei der Lösung einer tech- 
nischen Frage, die dem Nichtfachmann auf den ersten Blick so einfach 
erscheint, eine derartige Fülle von Schwierigkeiten überwunden werden. 
Es mußten Tausende von Vorschlägen aus Erfinderkreisen verworfen 
werden, da die meisten Vorschläge auch nicht annähernd den mannig- 
fachen Erfordernissen des Eisenbahnbetriebes Rechnung trugen. 

Nachdem heute eine einwandfreie und bereits außerordentlich weit 
entwickelte Lösung gefunden ist und die Anlagen durch mehrjährige 
Erprobung im Betriebe ihre Zuverlässigkeit und Zweckmäßigkeit bewiesen 
haben, ist es sehr zu begrüßen, daß das Gebiet der Zugbeeinflussung von 
einem berufenen Fachmann der Reichsbahn, der die Entwicklung in den 
entstehenden Stadien langjährig geleitet hat, zusammenfassend und er- 
schöpfend in Buchform behandelt wurde. Hierdurch wird die Literatur 
des Eisenbahnsicherungswesens, die — soweit überhaupt durch geschlos- 
sene Werke vertreten — leider heute infolge der stürmischen Entwick- 
lung der letzten Jahre auf diesem Fachgebiete entweder als veraltet oder 
mindestens als sehr lückenhaft bezeichnet werden muß, zweifellos um 
ein sehr wertvolles modernes Werk bereichert. 

Der Verfasser behandelt im Teil I seines Buches die allgemeinen 
Grundlagen der Zugbeeinflussung und bringt die E terung und Ab- 
leitung der maßgebenden Begriffe und die Gründe für ein System, das 
dem Lokomotivführer volle Freiheit für sein fahrtechnisch richtiges 
Handeln lassen will. Als zweckmäßigste Lösung wird die Zugbeeinflus- 
sung nach dem vereinigten Wachsamkeits- und Geschwindigkeitsüber- 
wachungssystem entwickelt, die heute in ihrer feinsten bei Fernstrecken 
mit verschiedenen Zuggattungen und Geschwindigkeiten überhaupt noch 
praktisch durchführbaren und wirtschaftlich vertretbaren Form unter 
Beibehaltung des Wachsamkeitsgrundsatzes eine fortlaufende Geschwin- 
digkeitsüberwachung zwischen Vor- und Hauptsignal erzielt, 

Da der Teil I bei dem speziell in der Sicherungstechnik weniger 
vorgebildeten Leser sicherlich von allen Abschnitten des Buches das 
größte Interesse finden dürfte, wäre es zweckmäßig, am Ende dieses 
Teiles einmal kurz die grundsätzlichen Bedingungen zusammenzufassen, 
die heute von einer Zugbeeinflussung bei der Reichsbahn erfüllt werden 
müssen. Diese Bedingungen sind zwar in den anderen Abschnitten des 
Buches enthalten. Sie sind jeweils bei den einzelnen Entwieklungsstufen 
aufgeführt und man kann die allmähliche Steigerung der Ansprüche auf 
Grund der am Ende eines Entwicklungsabschnittes vorliegenden prakti- 
schen Erfahrungen verfolgen. Neben diesen etwas verstreut zu findenden 
Grundsätzen wäre jedoch eine knappe vollständige Aufzählung der Be- 
dingungen an geeigneter Stelle zu begrüßen. 
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Im Teil II werden zunächst die Zugbeeinflussungseinrichtungen der 
Stadt- und Vorortbahnen beschrieben. Wegen der einheitlichen Zug- 
gattungen und verhältnismäßig niedrigen Geschwindigkeiten mit ent- 
sprechend kurzen Bremswegen und der Anordnung der Signale auf vollen 
Bremswegabstand vom Gefahrenpunkt kommt man mit einer einzigen Be- 
einflussung mit rein mechanischen Mitteln aus. Als Beispiele sind die 
Fahrsperren der staatlichen und städtischen Stadt- und Vorortstrecken in 
Berlin und Hamburg behandelt, 


Die Zugbeeinflussung auf den Fernbahnen wird in die rein mecha- 
nischen, elektromechanischen und rein elektromagnetischen Anlagen 
unterteilt. Von den rein mechanischen Einrichtungen wird neben der 
historisch sehr wertvollen Zusammenstellung der zahlreichen Versuche 
mit mannigfachen Konstruktionen die van Braamsche Zugbeeinflussung 
ausführlicher beschrieben, da sie den Forderungen damals am weitesten 
entsprach und in größerem Umfange praktisch erprobt wurde, Die 
elektromechanischen Anlagen, bei denen durch mechanische Berührung 
mit gleichzeitigem Stromübergang lediglich ein Zeichen auf das Fahrzeug 
übertragen wurde, sind nur kurz behandelt, da sie keine nennenswerte 
Bedeutung erlangt haben. Beiden Gruppen gemeinsam war die Empfind- 
lichkeit gegen Witterungs- und andere Fremdeinflüsse und der Mangel, 
den Aufgabenkreis erweitern zu können. 


Der überwiegende Teil des Werkes ist naturgemäß der rein elektro- 
magnetischen Zugbeeinflussung, bei der keinerlei mechanische Berührung 
zwischen Strecken- und Fahrzeugeinrichtung erforderlich ist, gewidmet. 
Nach kurzer Schilderung der Versuchsausführungen mit Druckluft, 
Dampf und Schallwellen als Übertragungsmittel erfolgt die außerordent- 
lich erschöpfende Behandlung der Einrichtungen, die mit elektromagneti- 
schen Feldern arbeiten. 


Die ersten Anlagen dieser Art waren lediglich als Wachsamkeits- 
anlagen ohne Einwirkung auf die Bremse ausgebildet. Im Jahre 1925 
wurden reichsbahnseitig auf Grund der damals vorliegenden praktischen 
Erfahrungen grundsätzliche Bedingungen aufgestellt. Nach dieser scharf 
umrissenen Aufgabenstellung setzte ein sehr bemerkenswerter Auftrieb 
in der Frage der Zugbeeinflussung ein, der mit allen Einzelheiten der 
Entwicklung eingehend geschildert wird. 


Man erfährt die Gründe, die von der Gleichstrom- zur Wechsel- 
stromanlage führten und erkennt, wie sich aus den Entwicklungsarbeiten 
der hauptsächlich beteiligten Firmen VES, Lorenz und Knorrbremse all- 
mählich eine Einheitlichkeit im grundsätzlichen Aufbau der Anlage her- 
ausbildet. Man erkennt die planmäßige Leitung der Entwicklung seitens 
der Reichsbahn und den Übergang in die letzten Stufen der Entwicklung 
auf Grund der im Jahre 1928 herausgegebenen erweiterten Grundbedin- 
gungen. Man sieht, wie schließlich hauptsächlich durch das Auftreten 
des Schnelltriebwagenproblems mit der erforderlichen Verfeinerung der 
Geschwindigkeitsüberprüfung aus der Einfrequenzbauart die Zwei- bis 
Fünffrequenzbauart mit mehreren verschiedenartigen Beeinflussungen 
entsteht. 
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Die mit Erläuterung ihres jeweiligen Zweckes bis ins kleinste be- 
handelten Einzelheiten der Anlagen sowie die Schilderung ihres Werde- 
ganges auf Grund von geforderten Bedingungen, und umgekehrt die 
ständige Höherschraubung der Anforderungen auf Grund günstiger Er- 
fahrungen aus Versuchen geben ein sehr anschauliches Bild von den zahl- 
losen Schwierigkeiten, die durch mühselige Kleinarbeit zu überwinden 
waren, Das Buch gibt, wie sein Titel besagt, nicht nur eine erschöpfende 
Darstellung der heutigen hochgezüchteten und bereits mehrjährig be- 
währten Zugbeeinflussungsanlage, sondern bietet auch einen sehr inter- 
essanten umfassenden Überblick über die gesamte Entwicklung in allen 
ihren Zwischenstufen. Man kann dem Buche nur eine möglichst weite 
Verbreitung wünschen. Dr.-Ing. Chaussette. 


Leonhardt, Fritz, Dr.-Ing. Regierungsbaumeister. Die verein- 
fachte Berechnung zweiseitig gelagerter 
Trägerroste, Verlag Wilhelm Ernst & Sohn, Berlin W 9. 
1939. 63 Seiten, 61 Textabbildungen. Preis 4,80 RM. 

Unter Trägerrost versteht man ein System von sich kreuzenden 
zweiseitig oder vierseitig gelagerten Balkenträgern, die an den Kreu- 
zungspunkten so miteinander verbunden sind, daß die Träger an den 
Knoten unter jeder Last gleiche Durchbiegungen zeigen. Obwohl das 
Problem der Trägerroste theoretisch und mathematisch gelöst ist, wurden 
Tragkonstruktionen aus Haupt- und Querträgern bisher im allgemeinen 
unter der Annahme gelenkig angeschlossener Querträger berechnet, weil 
der große Arbeitsaufwand bei der schwierigen Berechnung als Träger- 
rost nach dem genauen Verfahren oft in keinem Verhältnis zur Größe 
des Bauwerks stand und weil zudem die Ansicht herrschte, daß die ein- 
fachere Berechnung ohne Mitwirkung der Querträger auf der sicheren 
Seite liege und so eine erwünschte Sicherheitsreserve ergebe. Diese 
Annahme ist aber, wie der Verfasser nachweist, nicht immer zutreffend; 
z. B, können die Randträger und die lastverteilenden Querträger unter 
Umständen erheblich stärker beansprucht sein als die übliche verein- 
fachte Berechnung mit gelenkig gelagerten Querträgern ergibt. Die 
Abweichungen der wirklichkeitsgetreuen Rechnung gegenüber der üb- 
lichen Annahme gelenkig angeschlossener Querträger sind um so größer, 
je kleiner das Eigengewicht des Tragwerks im Verhältnis zur Nutzlast ist 
und wenn schwere Einzellasten für die Berechnung maßgebend sind. 
Bei einer Straßenbrücke mit vier Hauptträgern und normal bemessenen 
Querträger sind z. B. die im Trägerrost auftretenden Kräfte um 60 bis 
80 % niedriger als bei Berechnung ohne Rostwirkung, so daß hier er- 
hebliche Baustoffverschwendung vorliegen kann, während umgekehrt bei 
anderen Teilen des Rostes die Kräfte um 40 bis 50 % größer sind, also 
diese Teile bedeutend überbeansprucht werden. Da nun in letzter Zeit 
trotz dem ständigen Anwachsen der Verkehrslasten in zunehmendem 
Maße Tragwerke mit geringem Eigengewicht entwickelt wurden und 
derartige leichte Fahrbahntafeln und -beläge besonders bei den großen 
und breiten Brücken der Reichsautobahnen weite Verbreitung gefunden 
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haben, ergibt sich die zwingende Notwendigkeit, solche unzulässigen 
Abweichungen durch genauere, aber für die allgemeine praktische Ein- 
führung nicht zu umfangreiche Berechnungsmethoden zu vermeiden, 

In der vorliegenden Arbeit entwickelt der Verfasser eine solche ver- 
einfachte Berechnung für die Praxis, mit der hinreichend genaue Ergeb- 
nisse ohne besondere Schwierigkeiten und ohne mühevolie Rechenarbeit 
erzielt werden. Er geht dabei von dem neuerdings im Ingenieurbau 
vielfach verwendeten Modellverfahren aus, bei dem die Durchbiegungen 
der Knoten des Modells gemessen werden. Die Genauigkeit des Ver- 
fahrens wurde an Modellen überprüft, die den von Ostenfeld 1930 in 
seiner Arbeit „Lastverteilende Querverbände“ gerechneten Beispielen 
entsprechen. Dabei wurde festgestellt, daß die Genauigkeit der Werte 
der Modellmessungen für alle praktischen Erfordernisse ausreicht. 


Von den verschiedenen Wegen, auf denen man von den Modell- 
messungen zu den Kräften im Tragwerk selbst gelangen kann, empfiehlt 
der Verfasser als den einfachsten und bequemsten den, bei dem die 
Querverteilung der Lasten auf die einzelnen Hauptträger gemessen wird 
(sogenannte Querverteilungszahlen), so daß jeder dieser Träger nach 
den üblichen Methoden berechnet werden kann. Mit diesen Quervertei- 
lungszahlen lassen sich auch ohne weiteres die Einflußflächen der Mo- 
mente und Querkräfte am Querträger angeben. Die Untersuchungen 
werden für Trägerroste mit einem Querträger durchgeführt; für Roste 
mit mehreren symmetrischen Querträgern schlägt der Verfasser ver- 
einfachte, aber für die Praxis ausreichend genaue, auf der sicheren 
Seite liegende Näherungsverfahren vor, bei denen nur die Quervertei- 
lungszahlen für einen (mittleren) Querträger ermittelt werden müssen. 
Die dabei auftauchenden Fragen der gegenseitigen Beeinflussung der 
Querträger hinsichtlich ihrer Querverteilung und der Änderung der 
Querverteilung zwischen den Querträgern durch unmittelbare Belastung 
der Haupiträger zwischen den Querträgeranschlüssen, werden zum Teil 
rechnerisch, zum Teil durch Modellmessungen geklärt. Dabei wird u.a. 
festgestellt, daß die Querverleilung mit Lage der Querträger zum Auf- 
lager hin rasch abnimmt und hinter 0,2 1 schon ganz unbedeutend ist, 
Bei gleichem Querträgerabstand sollten also unabhängig von der Spann- 
weite nicht mehr als vier bis fünf lastverteilende Querträger gewählt 
werden, und da die Querverteilung eines Querträgers in der Mitte der 
Spannweite am größten ist, sind Trägerroste mit drei oder fünf Quer- 
trägern solchen mit zwei, vier oder sechs Querträgern vorzuziehen, 

In einem weiteren Abschnitt werden für die vielen Fälle symme- 
trischer Trägerroste geschlossene Ausdrücke für die Querverteilungs- 
zahlen bei drei und vier Hauptträgern ermittelt, so daß sich das Her- 
stellen eines Modells in vielen praktischen Fällen erübrigt. Für später 
stellt der Verfasser solche Ausdrücke auch für fünf bis acht Haupt- 
träger in Aussicht. 

Sämtliche am Balken auf zwei Stützen gefundenen Zusammenhänge 
gelten auch für Tragwerke mit durchlaufenden oder eingespannten 
Trägern. Die Querverteilungszahlen werden dabei am einfachsten mit 
Modellen gemessen. Es wird aber auch ein Weg gezeigt, wie die Aus- 
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drücke für die Querverteilungszahlen des Balkens auf zwei Stützen 
durch Berücksichtigung gewisser Faktoren verwendet werden können. 

Von besonderer Bedeutung sind die Folgerungen, die aus den Unter- 
suchungen hinsichtlich der baulichen Durchbildung solcher Tragwerke 
in Stahl und Eisenbeton gezogen werden müssen und die in mancher 
Hinsicht von den bisherigen Anschauungen abweichen, Zum Schluß 
wird an mehreren durchgerechneten Beispielen gezeigt, daß durch Nicht- 
beachtung der querverteilenden Wirkung der Querträger Fehler begangen 
werden, die viel größer sind als allgemein angenommen wird. 

Das vom Verfasser entwickelte Verfahren, das noch ausbaufähig 
ist und sicher zu weiteren Arbeiten auf diesem Gebiel anregen wird, 
ist geeignet, die Berechnung von Überbauten mit mehr als zwei Haupt- 
trägern und Querträgern als Trägerrost so weit zu vereinfachen, daß 
künftig allgemein, zum mindesten aber im Brücken! die Berücksichti- 
gung der lastverteilenden Wirkung der Querträger im Interesse einer 
wirklichkeitsgetreuen Berechnung und von Gewichts- und Kostenerspar- 
nissen gefordert werden sollte. Es zeigt wohl zum erstenmal einen für 
die Praxis brauchbaren Weg, so daß das eingehende Studium des Buches 
jedem Brückenbauer nur dringend empfohlen werden kann. Die Direk- 
tion der Reichsautobahnen hat in Ergänzung von Din 1072 — Be- 
lastungsannahmen für Straßenbrücken — für die Berechnung der Haupt- 
träger von Reichsautobahnbrücken besondere Vorschriften erlassen, in 
denen u. a. bereits gefordert wird, daß bei Überbauten mit mehr als 
zwei Hauptträgern und biegungssteifen Querträgern die lastverteilende 
Wirkung dieser Querträger auf die Hauptträger zu berücksichtigen und 
die dadurch entstehende Querträgerbeanspruchung nachzuweisen ist. 


Ernst, 


Elsners Taschenjahrbuch für den Werkstätten- und Betriebsmaschinen- 
dienst bei der Deutschen Reichsbahn 1939. Verlag Otto Elsner, 
Berlin SW 68, Oranienstr. 140-142. 584 Seiten. Preis 3,50 RM. 
Vorzugspreis für Eisenbahner 2,50 RM. 

Wie bisher jedes Jahr bringt auch diesmal das Taschenbuch wieder 
eine Fülle neuer Abhandlungen aus dem Gebiet des Betriebsmaschinen- 
und Werkstättendienstes. Es legt damit erneut Zeugnis ab für die Viel- 
seitigkeit der Aufgaben, die diesen maschinentechnischen Dienstzweigen 
obliegen und gleichzeitig wird das neue Taschenbuch eine willkommene 
Ergänzung der bereits in den zurückliegenden Jahren herausgebrachten 
Bücher, die es nicht ersetzt, sondern ergänzt. Durch Beigabe eingehender 
Verzeichnisse der aus den frühe Ausgaben des Taschenbuchs noch 
gültigen Abschnitte mit gleichzeitiger Seitenangabe der früheren Aus- 
gaben wird das Auffinden der betreffenden Stellen wesentlich erleichtert. 

Nach eingehender Behandlung der Lokpumpen folgen zahlreiche 
Merkblätter aus dem Werkstättendienst, insbesondere über Schweißung. 
In einem besonderen Abschnitt werden der Wagendienst, Zuführung zu 
den Ausbesserungswerken und die Erhaltungsarbeiten behandelt, schließ- 
lich die Werkstoffprüfung nach dem Magnetpulververfahren, anschlie- 
Bend die Altstoffwirtschaft in den Werken. Wichtige weitere Abschnitte 
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betreffen den Betriebsmaschinendienst, hier besonders die Behandlung 
der stählernen Feuerbuchsen, die Pflege schnellfahrender Lok, Unter- 
haltung der Druckausgleichkolbenschieber, Vorwärmer u.a.m. Im Ab- 
schnitt technischer Verwaltungsdienst sind unter anderem die Umgestal- 
tung der Finanzvorschriften behandelt worden, die Werkstättenbuchfüh- 
rung und die Gedingeordnung. 


Die Aufzählung aller dieser Abschnitte zeigt schon die Bedeutung 
des neuen Taschenbuchs für den Praktiker, der hier in handlicher Form 
bei guter Ausstattung und für einen tragbaren Preis alle die Fragen 
beantwortet findet, die fast täglich an ihn herantreten. So wird das 
Taschenbuch zu einem guten Vermittler zwischen den vielen Einzelvor- 
schriften und den anwendenden Stellen. In beiderseitigem Interesse 
für die Verwaltung wie für die Gefolgschaft ist dem Buch weite An- 
wendung zu wünschen, die bei der Verbreitung, die die früheren Aus- 
gaben gefunden haben, nicht ausbleiben wird. Witte, 


Liechty, Hermann, Ingenieur. Die Lokomotive für große 
Fahrgeschwindigkeiten. Verlag A. Franke A.-G., 
Bern. 59 Seiten. Preis 5,20 RM. 

Der Verfasser ist in allen Ingenieurkreisen, die sich mit Fragen der 
Verbesserung der Laufeigenschaften von Schienenfahrzeugen befassen, 
als eifriger Förderer dieses Problems wohlbekannt, nicht zuletzt durch 
die bereits ausgeführten Triebwagen und Straßenbahnwagen mit Achs- 
anordnungen nach seinem Vorschlag, die die Zweckmäßigkeit praktisch 
bewiesen haben, Auf der anderen Seite stellen Steigerung der Fahr- 
geschwindigkeit und wachsende Größe der Lokomotiven dem Lokomotiv- 
konstrukteur schwierige lauftechnische Probleme, denn es unterliegt 
keinem Zweifel, daß in dieser Beziehung die Lokomotive mit starrem 
Rahmen, also gerade die Dampflokomotive noch stark verbesserungs- 
bedürftig ist. 

In der vorliegenden Schrift hat der Verfasser zur Frage der An- 
wendung seines Systems der Achsanordnung bei der Lokomotive für hohe 
Fahrgeschwindigkeiten Stellung genommen. Nach eingehender Behand- 
lung der historischen Entwicklung besonders vom Standpunkt des Lauf- 
werkes aus bis zur Gelenklokomotive und der meist nur durch Dreh- 
gestelle an den Enden geführten Lokomotive bringt Verfasser Vorschläge, 
bei denen die Antriebsmaschinen in vorn und hinten geführten Schwenk- 
rahmen angeordnet sind, Sicher bedeutet die Anwendung des Verfahrens 
eine größere Vielteiligkeit der Lokomotive. Schließlich verlangen aber 
auch höhere Anforderungen einen entsprechenden Aufwand, so daß ins- 
gesamt die Wirtschaftlichkeit wieder z. B. durch Verminderung des Ver- 
schleißes an Fahrzeugen und Gleisen sichergestellt ist. So verlohnt es sich 
zweifellos, die Anwendung des Systems auf Dampflokomotiven ernsthaft 
zu prüfen, besonders im Zusammenhang mit dem von verschiedenen 
Seiten aus bereits für hohe Fahrgeschwindigkeiten vorgeschlagenen 
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Einzelachsantrieb der Dampflokomotive. Es wird eine der Zukunftsauf- 
gaben der Industrie für den Lokomotivbau sein, die praktische Anwend- 
barkeit des Verfahrens zu prüfen. 


Bei den interessanten Anregungen, die das Buch vermittelt, ist ihm 
eine weite Verbreitung zu wünschen. Witte, 


Niederstraßer-Stürzebecher. Fragenheft zum Leitfaden für 
den Dampflokomotivdienst. Verlag Verkehrswissen- 
schaftliche Lehrmittelgesellschaft Leipzig C 1, Goethestraße 6. 
75 Seiten. Preis 1 RM. Eisenbahner-Vorzugspreis 0,00 RM. 


Zu dem bereits in zweiter Auflage erschienenen Leitfaden für den 
Dampflokomotivdienst von Niederstraßer haben die beiden genannten 
Verfasser ein Fragenheft herausgegeben. Dieses Fragenheft erfüllt 
vielfach geäußerte Wünsche unseres technischen Nachwuchses. Die Ver- 
fasser geben Dienstanfängern und allen Interessierten durch zahlreiche 
Fragen aus allen Abschnitten des sehr beliebten Leitfadens Gelegenheit, 
sich bei der Vorbereitung zu Prüfungen usw. Klarheit darüber zu ver- 
schaffen, wieweit sie in den umfangreichen Stoff eingedrungen sind und 
wo noch eine Vertiefung der Kenntnisse notwendig ist. Dadurch, daß 
hinter jeder Frage die Stelle angegeben ist, wo der Stoff im Leitfaden 
sowohl in der ersten als auch in der zweiten Auflage beschrieben ist, 
können auch Lernende, die die erste Auflage des Leitfadens besitzen, 
das Fragenheft mit großem Nutzen verwenden. 


Die Verfasser empfehlen mit Recht in ihrem Vorwort zum Fragen- 
heft, sich die einzelnen Fragen auch außerhalb ihrer Reihenfolge vorzu- 
legen, weil sich hierbei erfahrungsgemäß am ersten Lücken im Wissen 
bemerkbar machen. Unseren Dienstanfängern des technischen Dienstes 
möchte zur nutzbringenden Erarbeitung des Stoffes darüber hinaus noch 
dringend empfohlen werden, sich bei den Fragen, die dazu geeignet sind, 
daheim auch durch Anfertigung einfachster Skizzen über den ge- 
fragten Gegenstand (z. B. bestimmte Bauteile der Lokomotive) Rechen- 
schaft darüber abzulegen, ob sie in der Lage sind, bestimmte Einrichtun- 
gen der Lokomotive mit wenigen Strichen in ihrer grundsätzlichen Bau- 
art zu beschreiben. Dieses Verfahren wird das rein gedanklich er- 
arbeitete noch fester im Gedächtnis haften lassen. 


Bei einer Neuauflage des Fragenheftes — dasselbe gilt auch für 
den Leitfaden selbst — würde ein kurzes Eingehen auf die Einrichtungen 
der Zugbeeinflussung und ihrer verschiedenen Bauarten sicherlich dank- 
bar begrüßt werden. 


Wir möchten das Fragenheft allen jungen Eisenbahnern, die sich 
über den Aufbau und Betrieb der Dampflokomotiven unterrichten wollen 
oder müssen, nachdrücklich empfehlen. Röhrs. 
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Neue Werke über Eisenbahnwesen 
und verwandte Gebiete, 


Ebhardt, Dr. Bodo. Der organische Aufbau des gewerblichen Verkehrs im Deut- 
schen Reich (Sonderdruck aus „Archiv für Eisenbahnwesen“ 1989, Heft 2). 
Verlag Julius Springer, Berlin W9, Linkstraße 22—24, II + 42 Seiten. 
Preis 1,50 RM. 

v. Eheberg-Boesler, Grundriß der Finanzwissenschaft. Verlag A. Deichert, 
Leipzig C 1, Königstraße 17. 375 Seiten. Preis geh. 10,50 RM, geb. 12,— RM. 

Finanz- und Rechnungswesen der Deutschen Reichsbahn. Verlag Beamtenpresse 
GmbH., Berlin SW 68. 245 Seiten. Preis Zen RM. 

Justrow, Karl. Der technische Krieg II. Band. Wirkung und Kampfesweise im 
Zukunftskrieg. Verlag Rudolf Claassen, Berlin W35, Bülowstraße 88. 
216 Seiten. 100 Bilder. Preis Au RM. 

Spiess, Dr., Dipl.-Kfm. W. Die Betriebswissenschaft des Eisenbahngütertarifs 
(Sonderdruck aus „Archiv für Eisenbahnwesen“ 1939, Heft 2). Verlag Julius 
Springer, Berlin W9, Linkstraße 22—24. XII + 88 Seiten, Preis 3,00 RM, 

Wehe, Dr. Wolfgang. Die Anlagevermögen-Rechnung der Privat-Eisenbahnen. 
Verlag für Politik und Wirtschaft GmbH., Berlin C2, Oberwallstraße 20. 
88 Seiten, Preis 7,50 RM. 


Zeitschriften. 


Allgemeiner Tarifanzeiger. Wien. 
58. Jahrg. Nr. 16 bis 23. Vom 24. April bis 12. Juni 1939. 

(16:) Ostmarkanschluß und Balkanfrachten. — Deutsche „Glt“-Wag- 
gons keine Spezialwagen, — (17:) Ab 1 Mai Durchrechnung über das 
Reichsprotektorat. — (18:) Zur Aufhebung der Elbeumschlagtarife im 
Sudetengau bzw. im Protektorat Böhmen/Mähren. — (19:) Untersuchun- 
gen zur Verkehrsteilungsfrage Bahn—Auto in der Schweiz mit Be- 
rücksichtigung ausländischer Verhältnisse. — (20:) Die Zahlung der 
Kosten im zwischenstaatlichen Verkehr. — Zum Jahresabschluß der 
Deutschen Reichsbahn 1938. — (21:) Durchrechnung über das Protektorat 
Böhmen und Mähren. — (22:) Die Zahlung der Kosten im zwischen- 
staatlichen Verkehr. — Die „Sesa“ hat ihre Aufgaben erfüllt. — (23:) 
Schadensersatz der Eisenbahn bei unrichtiger Frachtberechnung im inter- 
nationalen Verkehr. — Immer wieder ungelöste Privatwagenfrage. 


Der Bahningenieur, Berlin, 
56. Jahrg. Nr. 18 bis 25/26. Vom 30. April bis 25. Juni 1939. 
(18.) Wohin gehört die Eckentafel? — Leistungssteigerung durch Vet- 
besserung der Werkstatteinrichtungen, — Die Bestimmùngen für die 
Aufstellung und die Abwicklung von Kostenanschlägen (Drucksache 
215/VI). — (19:) Arbeitsforschung und Stückzeitermittlung bei gleich- 
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zeitiger Bedienung von mehreren Maschinen durch einen Arbeiter, — Be- 
schreibung der Dachausbildung. der neuen Lokomotiv-Richthalle des 
Reichsbahn-Ausbesserungswerks Seestadt Rostock, — (20:) Der Umbau 
der Müglitztalbahn von Schmalspur auf Vollspur. — Geisingtunnel. — Ab- 
lösung der Unterhaltungslasten von Wegen und Straßenbrücken, — 
(21/22:) Die Erziehungsaufgaben in der Betriebsgemeinschaft im Blick- 
feld des Dienststellenleiters. — Unterhaltung von Eisenbahntriebwagen 
mit eigener und fremder Kraftquelle und von Straßenkraftomnibussen 
mit eigener Kraftquelle. — Werkstättenwesen. — (23:) Planmäßige Be- 
wirtschaftung und Erhaltung des Werkzeugmaschinenparks in den 
Reichsbahn-Ausbesserungswerken. — Verbesserung des Betons durch 
feinkörnige Grubensande, — (24:) Großstädtische Bahnhofsanlagen im 
Spiegel der Stadtentwicklung. — (25/26:) Einfluß des Oberbaues auf 
die zulässige Fahrgeschwindigkeit. — Sicherheitsgürtel. — Vorschläge 
zur Änderung und Ergänzung der DV 833. — Ofen zum Abbrennen der 
Leitungsrohre von Lokomotiven. — Neuartige Rad- und Achsdruckwaage, 


Der Bauingenieur. Berlin. 
20. Jahrg. Heft 19/20. Vom 19, Mai 1939, 


Die städtebauliche Formung Lübecks durch den Wasserbau. — Die bau- 
liche Entwicklung der Lübecker Häfen. — Wasserstraßenplanungen 
zwischen Hamburg und Lübeck. 


Die Bautechnik. Berlin. 


17. Jahrg. Heft 17 bis 25. Vom 21. April bis 16. Juni 1939, 


(17—22:) Die Bauwerke der Reichsautobahnstrecke Ingolstadt—München. 
(17:) Gekrümmte Stahlbrücken im Zuge der Reichsautobahn Hamburg— 
Lübeck. — (18—23:) Geschweißte Stahlbogenbrücken über die Reichs- 
autobahnrennstrecke bei Dessau. — (25): Instandsetzung einer ge- 
wölbten Brücke, 


Braunkohle, Halle/S, 
38. Jahrg. Heft 17. Vom 29, April 1939, 
Ist die Beförderung von Gefolgschaftsmitgliedern genehmigungs- 
pflichtig? 
Bulletin des Arbeitgeber-Verbandes schweizerischer Transport-Anstalten, Aarau, 
10, Jahrg. Nr. 92. Vom März/April 1939. 
Internationaler Kongreß der N.I, T. in der Schweiz, — Die Deutsche 
Reichsbahn im Jahre 1938. 
Chronique des transports. Paris, 
18. Jahrg. Nr. § bis 11. Vom 25. April bis 10, Juni 1939. 


(8:) Les chemins de fer allemands en 1938, — (9:) L'industrie maritime 
en France et dans le monde en 1938. — Les d6crets-lois et les transports, 
— La ligne Silesie—Baltique et l'extension du réseau polonais. — (10:) 
L'effort de la S, N. C. F. — Les chemins des fer italiens en 1937—38, — 
(11:) Le nouveau régime de travail dans les chemins de fer. — Le 
chemin de fer Congo—Oesan. 


OM 
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Deutsche Bauzeitung. Berlin, 
73. Jahrg. Nr. 20. Vom 17. Mai 1989. 
Das Weilsche Verfahren, 


Deutsches Recht vereinigt mit Juristische Wochenschrift. Berlin. 
9. Jahrg. Heft 10 bis 18. Vom 22, April bis 17. Juni 1939, 


(10:) Die Feststellung der angemessenen Entschädigung in der Ent- 
eignungspraxis. — Schadensreglung beim Bau der Reichsautobahnen. — 
Schadensersatzansprüche bei Verlust und Beschädigungen von Gütern 
im Gepäckverkehr nach der EVO v. 8. 9, 1938. — (15:) Unfallneurose und 
Reichsgericht, — (18:) Neubau des Reichs, 


Der deutsche Volkswirt. Berlin. 
13, Jahrg. Nr. 33. Vom 19. Mai 1939. 
Gemeinwirtschaftliche Reichsbahn. 


Deutsche Wasserwirtschaft, Stuttgart. 
34. Jahrg. Heft 5 bis 6. Vom 1. Mai bis 1. Juni 1939. 


(5:) Die Verkehrsaufgaben und die bauliche Durchführung des Mittel- 
landkanals. — (6:) Aufgaben des deutschen Verkehrswasserbaus seit 


1933. 


Deutsche Wirtschaftszeitung. Berlin. 
36. Jahrg. Nr. 17 bis 24. Vom 20, April bis 8, Juni 1939. 


(17): 1988, ein Großkampfjahr der Reichsbahn. — (18:) Der Ausbau der 
Binnenwasserstraßen im Großdeutschen Reich. — (19:) Steigende Wagen- 
gestellung der Reichsbahn. — (21:) Normale Verkehrsentwicklung bei 
der Deutschen Reichsbahn, — (24:) Die Reichsbahnfinanzen, 


Eesti Raudtee. Tallinn, 
18. Jahrg. Nr. 2, Vom März/April 1939. 


Richtlinien für die zeitgemäße Ausgestaltung des Wagenparks der est- 
nischen Staatsbahnen. — Bemerkungen zum estnischen Eisenbahngesetz. 


Elektrotechnische Zeitschrift. ETZ. Berlin. 
60. Jahrg. Heft 22. Vom 1, Juni 1939. 


Die Entwicklung der Elektrotechnik in der letzten Zeit. — Elektrische 
Bahnen, 


Engineering. London, 
Band 147. Nr. 3827, Vom 19. Mai 1939. 
The electrification of the Mount Pilatus Railway. 


Le génie civil. Paris. 
Band 114. Nr. 19. Vom 13. Mai 1939. 
La locomotive Garratt des Chemins de fer de la Côte d'Ivoire. 
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Glasers Annalen. Berlin. 
63. Jahrg. Heft 8 bis 11. Vom 15. April bis 1. Juni 1939. 

(8:) Brennstoffuntersuchungen bei der Deutschen Reichsbahn. — (9:) 
Über mechanische und elektrische Verfahren zum Messen rasch veränder- 
licher Vorgänge. — (10:) Waschmaschinen für Fahrzeug-Untergestelle 
und Laufwerksteile. — Die Neuordnung des technischen Überwachungs- 
wesens im Deutschen Reich, — (11:) Neuere Entwicklungslinien im 
Dampflokomotivbau. — Entwicklung und Fortschritt im Personenwagen- 
bau der Deutschen Reichsbahn. — Neuere Entwicklung der Verbren- 
nungstriebwagen bei der Deutschen Reichsbahn. — Neuere Entwicklungs- 
richtungen im Güterwagenbau. — Neuerungen auf dem Gebiet des Brems- 
wesens. — Neuere französische Lokomotiven. 


Glückauf. Essen. 
75. Jahrg, Nr. 21. Vom 27. Mai 1939. 
Zur Schlagwettersicherheit der Diesellokomotiven. 


The journal of the institute of transport. London. 
Band 20. Nr. 7 bis 8. Vom Mai bis Juni 1939. 
(7:) London passenger transport board, 1933—38. — Operation and 
control of a road haulage undertaking. — Comfort in travel by rail. — 
(8:) Some incidentals of a Railway electrification scheme. — Street 
transport and electricity, 


Die Lokomotive, Berlin. 
36. Jahrg. Nr. 2 bis 3. Vom Mai bis Juni 1939. 

(2:) Die Lokomotiven der Eisenbahn-Schiffbrücken über den Rhein. — 
Neueste 1E1-h3-Güterzug-Lokomotive der Deutschen Reichsbahn 
Baureihe 45. — 2E1-Schwartzkopff-Lokomotiven für die Araraguara- 
Bahn. — Parität zwischen Lokomotive und Kraftwagen? — Die Eisen- 
bahn Kairo—Suez. — (3:) 1D1-Lokomotive Reihe 41 der Deutschen 
Reichsbahn für den Güterschnellverkehr. — 3 BB 3-Versuchs-Schnell- 
zug-Lokomotive der Pennsylvania-Bahn. — Tropische Hölzer und Na- 
tional-Kohle als Lokomotivbrennstoff in Brasilien. — Die ersten Loko- 
motiven der DR aus der Ostmark, — Die Lokomotiven der Eisenbahn- 
Schiffbrücken über den Rhein, 


Meddelelser fra Norges Statsbauer. Oslo. 
14. Jahrg. Nr. 1 bis 2, Februar bis April 1939. 


(1:) Behälterverkehr für Stückgut. — Befestigung von Schwellen- 
schrauben, — Der Triebwagenverkehr bei der Staatsbahn, — (2:) Die 
Tunnelstrecke Bergen—Arna—Tunestveit, 


Monatsschrift der Internationalen Eisenbahn-Kongreß-Vereinigung. Brüssel, 
Band X. Nr. 4/5. April bis Mai 1939. 
(4:) Unter welchen Gesichtspunkten müssen vom Standpunkt des Allgemein- 
interesses und des Interesses der Eisenbahnverwaltungen in Zukunft die 
Fragen der Betriebsvereinfachung betrachtet werden? — Die Fahraus- 
weise. — (5:) Mittel zur Beschleunigung der Reisezüge und dadurch ver- 
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ursachte Kosten, insbesondere Triebwagenbetrieb und dessen Bilanz. — 
Unter welchen Gesichtspunkten müssen vom Standpunkt des Allgemein- 
interesses und des Interesses der Eisenbahnverwaltungen in Zukunft die 
Fragen der Betriebsvereinfachung betrachtet werden? — Wettbewerb 
durch Kraftwagen, Schiff und Flugzeug. — Leichtzüge der Berner Alpen- 
bahn Bern—Lötschberg—Simplon, — Dreiteiliger dieselhydraulischer 
Zug für die London Midland and Scottish Railway. — 2-C-2-Lokomotiven 
der New York Central-Bahn verkörpern eine hohe Leistungsfähigkeit, — 
Untersuchung von Fachwerken aus geschweißtem Stahl und Eisenbeton 
unter statischen und Dauerbeanspruchungen, — Elektrische Weichen- 
heizung an einer Abzweigstelle der Rock-Island-Eisenbahn beweist ihre 
Brauchbarkeit in schwerem Schneesturm, 


Nordisk Järnbanetidskrift. Stockholm. 
64. Jahrg. Nr. 12 bis 65. Jahrg. Nr. 3, Dezember 1938 bis März 1939. 


(12:) Das Schienenwandern. Seine Natur und Folgen sowie Mittel zur 
Vorbeugung und Verminderung. — Neue Karosserien für die Kraftwagen- 
linien der Schwedischen Staatsbahn. — Noch schnellere Verbindung von 
Deutschland nach Schweden. — Der für 1939 berechnete Überschuß der 
Schwedischen Staatsbahn. — ( Konjunkturaussichten für 1939. — Die 
Bedeutung der Stromlinienform für den Schnellverkehr der Eisenbahnen. 
— (1—2:) Hauptzüge im Rechnungs- und Kassenwesen der Dänischen 
Staatsbahn. — (2:) Versuche mit Kohlensäureeis bei der Norwegischen 
Staatsbahn. — Die Vereinheitlichung des schwedischen Eisenbahnwesens. 
— Versuchsweise Erhöhung der Fahrpreise bei der Norwegischen Staats- 
bahn. — (3:) Die Hauptlinien in der Entwicklung der Dänischen Staats- 
bahnen in der neuesten Zeit (Abdruck aus dem Archiv für Eisenbahn- 
wesen), — Die norwegischen Eisenbahnen im Geschäftsjahr 1937/38. — 
Die Sicherungsanlagen des Hauptbahnhofs in Uppsala, 


Organ für die Fortschritte des Bisenbahnwesens. Berlin. 
94. Jahrg. Heft 8/9 bis 11. Vom 20. April bis 1. Juni 1939. 


(8/9:) Die sächsischen Schmalspurbahnen. — Die Grundlagen für den voll- 
spurigen Ausbau der Schmalspurlinien Heidenau—Altenberg. — Die 
Tunnelbauten der neuen Vollspurbahn Heidenau—Altenberg. — (10:) Bau 
und Betrieb beim vollspurigen Ausbau der Linie Heidenau— Altenberg. — 
Die Brücken der Linie Heidenau—Altenberg. — Die Hochbauten der 
Linie Heidenau—Altenberg. — Die Lokomotive für Heidenau—Altenberg: 
— Die neuen Personenwagen der umgebauten Müglitztalbahn. — (11:) 
Festigkeitsversuche mit besonders leicht gebauten Drehgestellen. — Die 
hydraulische Dreipunktstützung von Kranbühnen auf Drehgestellen. 


Railway Age. New York. 
Band 106. Nr. 14 bis 22. Vom 8. April bis 3. Juni 1939. 


(14:) Route interlocking on the C. R.R. of N. J. — Creosote mixtures 
used for wood preservation. — Hearing on senate transport bills. E 
House sub-committee to consider rail bills. — Pacific type locomotive 
hauls „Coronation Scot“. — Arizona overnight. — (15:) Railway inven- 
tories down almost 70 million dollars, — B.a.O. makes extensive use 
of insulation in buildings. — Commission issues sinking fund study. — 
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How car conditions affect safety. — (16:) Railroads at Golden Gat fair, 
— Architectural details feature grade separation at Toledo. — Would 
wipe out entire equity of C.a, N. W, — Senate committee hears East- 
man, — (17:) C.B.a.Q. installs Ninth Zephyr. — Communication men 
compare notes on recent progress, — Lea sees more regulation only 
cure for chaos. — (18:) Prospective transport legislation and Railway 
net earnings. — „Golden spike days“ honor Union Pacific. — Open union 
passenger terminal at Los Angeles, Cal. — Hearings begun on wheeler 
rail revamping measure, — Hudson type passenger locomotives for the 
Canadian Pacific. — (19:) Signaling for a train a minute on San Fran- 
cisco bridge. — Long Island gets modernistic station at world’s fair, — 


Rail-highway co-ordination brings business. — (20:) Designing new 
passenger cars. — Water treatment — what savings in fuel and boiler 
repairs? — Supply trade at N. Y. world's fair. — Freight station section 
meets after fife years, — First quarter Railway buying. — (21:) 
Dr. Meyer on transportation problems No. 1 and 2, — B, H. Meyer speaks 
his mind. — Floodproof powerhouse built at Pittsburgh. — „Railroads 
at work“ at the fair. — U. Pis newest storehouse well equipped. — 
Poppet valves in Europe, — (22:) World’s fair track exhibits. — Damage 
claims drop 3 millions. — Senate passes revamp court and Chandler 


bill. — Fred W. Sargent resigns, — Better ties at lower cost. — 1938 
rail output at a fife-year low, 


Railway Gazette. London. 
Band 70. Nr. 16 bis 24. Vom 21. April bis 16. Juni 1939. 


(16:) Locomotive power and efficiency. — Safe signal circuits. — New 
Belgian high-speed locomotives. — The operation of motor gang trolleys. 
— Improvements at Liverpool street in 1938. — Streamlined trains in 
Tasmania, — (17:) Electric lighting for mechanical signals. — New 
works at Bruges and Ostend. — Painting of rolling stock by contract. — 
Light polarising glass for train windows. — (Supplement:) Electric Rail- 
way traction. — (18:) Route mileage of the German State Railways. — 
Railways at the New York world’s fair. — (19:) Locomotive wheel centre 
design. — Automatic signalling in France. — Modern shunting loco- 
motive in America, — Photography and the engineer. — (Supplement:) 
Diesel Railway traction. — (20:) The L.M. S.R. locomotive test runs, 
— L. N. E. R. camping coaches. — Needle roller bearings. — Resignalling 
at Coleraine, L. M. S.R. — (21:) The „square deal“ report, — The first 
George Stephenson locomotive. — New union limited and union express 
trains for South Africa. — (Supplement:) Electric Railway traction. — 
(22:) Resilient thrust pad arrangement for axleboxes. — New 2-8-2 type 
locomotives for South Africa, — (23:) London passenger fares, — The 
Hiawatha of the Milwaukee road. — New station at Mulhouse, Al- 
sace, — New 4-6-2 locomotive, Gold Coast Government Railway. — Im- 
provements at King's Cross, L. N. E R, — (Supplement:) Diesel Railway 
traction. — (24:) Railway rates tribunal, — The institute of transport 
at Southampton. — Resignalling between Northallerton and Darlington. 
— Compressed air in locomotive workshops. — Terminal handling of 
fuel and mineral traffic. 
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Railway signaling. Chicago. 
April 1939. 


San Franeisco-Oakland bay bridge interlocking plants, — Speeding up 
train operation with signaling. — Alton petition denied. — Electric 
lights for semaphores. — Motor car windshield. — Remote control of 
crossing signals saves train stops. 


Raumforschung und Raumordnung. Heidelberg. 
3. Jahrg. Heft 4/5. April/Mai 1939. 


Die natürlichen Grundlagen der deutschen Verkehrswirtschaft, — Die 
Verkehrspolitik als ein Hebel der Raumordnung. — Gegenwärtige Auf- 
gaben der Verkehrspolitik in der deutschen Raumordnung. — Zur Ge- 
schichte des Verkehrsdenkens. — Die geschichtliche Entwicklung des 
Verkehrs und ihre Bedeutung für die Raumordnung. — Die Zusammen- 
arbeit der Verkehrsmittel. — Die künftige Verkehrsentwicklung als Vor- 


aussetzung der Planung. — Der Einfluß der Binnenschiffahrt auf die 
Gestaltung des deutschen Lebens- und Wirtschaftsraums. — Die Reichs- 
bahn im Verkehrssystem. — Der Kraftwagen in der Raumordnung. — 


Luftverkehr und Raumordnung. — Die Verkehrsproblematik im Westen. 
— Das niedersächsische Verkehrsgebiet. — Der Verkehr und Ostdeutsch- 
land. — Mecklenburg — die Brücke zum Norden. — Verkehrsprobleme 
Ostpreußens. — Die Zukunft des Verkehrsnetzes der Ostmark, — Süd- 
deutsche Wasserstraßenpolitik. — Verkehrsprobleme im Planungsraum 
Württemberg-Hohenzollern. — Die Verkehrslage des Saarlandes. — Wirt- 
schaft und Verkehr im mitteldeutschen Raum. — Besondere Verkehrs- 
probleme am Mittellandkanal-Südflügel. — Verkehrsprobleme in einem 
Grenzgebiet, gezeigt an Untersuchungen im oberbadischen Wirtschafts- 
raum, — Bisenbahngütertarifpolitik und Notstandsgebiete, — Verkehrs- 
probleme im Ruhrkohlenbezirk, 


Die Reichsbahn. Berlin. 
15. Jahrg. Heft 17 bis 24. Vom 26. April bis 14. Juni 1939. 


(17:) Vom Bau der Berliner Nordsüd-S-Bahn. — Berufserziehung bei 
der Deutschen Reichsbahn. — 50 Jahre Versicherungsverein Deutscher 
Eisenbahnbediensteten a. G. 1889—1939. — (18:) Der Umbau der Schmal- 
spurbahn Heidenau—Altenberg im Osterzgebirge auf Vollspur, — Die 
Bedienung des Güterverkehrs auf der Müglitztalbahn während der Be- 
triebspause, — (19:) Nürnberg—Saalfeld elektrisch! — Die Deutsche 
Reichsbahn im Unterricht der Schule. — (20/21:) Der Rechnungsabschluß 
der Reichsbahn im Spiegel des Aktiengesetzes. — (22:) Der Weg zur 
jüngsten Reichsbahn-Schnellzuglokomotive, Baureihe 06. — Die wirt- 
schaftliche Bedeutung des Reichsbahndirektionsbezirks Regensburg. — 
(23:) Leistungssicherung in der Erhaltungswirtschaft der Deutschen 
Reichsbahn. — (24:) Entscheidungen des Reichsdienststrafhofs, — Die 
Anwendung der Reise- und Umzugskostenvorschriften der Deutschen 
Reichsbahn auf die in den Reichsbahndienst übernommenen Beamten der 
ehemaligen Österreichischen Bundesbahnen. 
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Reichsverwaltungsblatt. Berlin 
Band 60. Nr. 17 bis 23. Vom 29. April bis 10, Juni 1939. 
(17:) Die Wegeaufsicht und Wegepolizei bei Reichsautobahnen, Reichs- 
Stralen und Landstraßen I, und II. Ordnung. — Luftfahrt, Luftrecht, 
Luftpolitik. — (20:) Der Werberat der deutschen Wirtschaft und die 
Richtung der Wirtschaftswerbung. — Werberecht und Polizeirecht. — 
(22:) Pflichten der Verkehrspo auf der Reichsautobahn, — (23:) 
Kreuzung der Reichsautobahnen mit Elektrizitätsversorgungsanlagen, 


Revue generale des Chemins de fer, Paris, 
58. Jahrg. 1, Halbj. Nr. 5 bis 6 Vom Mai bis Juni 1939. 
(5:) Cent ans de banlieue, La banlieue Ouest, — Locomotives électriques 
de butte, — Evolution des postes à pouvoir, — (6:) Locomotive à chau- 
dière velox de la S.N.C.F, — Un appareil de freinage entièrement 
automatique pour voies de triage par la gravité, — La soudure des rails 
à la Région du Nord de la S. N. C. F. 


Ruhr und Rhein. Essen. 
20. Jahrg. Heft 16 bis 23. Vom 21. April bis 9. Juni 1939, 
(16:) Die Dampflokomotive. — (17:) Die Bank der Bahnen. — (18:) 
Autobahnverkehrsrecht. — (19:) Das Industriegebiet im Sommerfahrplan. 
— (20:) Reiseverkehrsabkommen mit dem Ausland. — (21:) Omnibusse 
auf der Autobahn. — (22:) Rheinschiffahrtsverkehr 1938. — (23:) Be- 
schaffung von Baumaschinen. 


SBB.-Nachrichtenblatt. Bern. 
16. Jahrg. Nr. 4 bis 5. Vom April bis Mai 1939. 
(4:) Humor und Herz im Bahndienst. — Der neue Triebwagen Ce 2/4 
Nr, 701 der SBB. — Die Sesa hat ihre Aufgaben erfüllt. — Automobil- 
transport durch den Gotthardtunnel. — Vom Aushang der Plakatfahr- 
plüne, — (5:) Die Wagenbrände und ihre Bekämpfung. — Saubere Wagen 
für Papierholztransporte, 


Schweizerische Bauzeitung. Zürich, 
Band 113. Nr. 16 bis 21. Vom 22. April bis 27. Mai 1939, 
(16:) Brennstoffeinfuhr, Blektrizitätserzeugung und Heizwärmebedarf 
der Schweiz. — (20:) Ursachen und Bedeutung der Rißbildung an Eisen- 
betontragwerken. — Eidgenössisches Amt für Verkehr, — (21:) Eid- 
genössisches Amt für Elektrizitätswirtschaft, 


Verkehrsrechtliche Abhandlungen und Entscheidungen (VAE.). Berlin. 
Band 7. Heft 5 bis 6 Vom Mai bis Juni 1939, 
(5:) Neuregelung der Straßenanliegerbeiträge, — Rechtsgrund und Um- 
fang der Schadenshaftung der Deutschen Reichspost im Postreisedienst. 
— (6:) Die Rechtsprechung des Reichsgerichts zur Unfallneurose, — Die 
Drahtfunkverordnung vom März 1939, — Das neue deutsche Zollrecht, 
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Verkehrsrechtliche Rundschau, Berlin. 
18. Jahrg. Heft 4 bis 5. 1939, 


(4:) Wann liegen die Voraussetzungen für die Erhebung eines Fracht- 
zuschlags vor? — Güterwagenbeschaffung der Reichsbahn. — Die Auf- 
lösung der Abwicklungsstelle Österreich des Reichsverkehrsministeriums. 
— Wann ist ein Kraftfahrzeug unpfändbar ? — Die Organisation für das 
gesamte Kraftfahrwesen, — Die Beförderung von Gefolgschaftsmit- 
gliedern in werkeigenen Fahrzeugen. — Was ist ein „Anhänger“? — 
Die „Allgemeinen deutschen Spediteurbedingungen“ (AdSp.) in der 
Rechtsprechung. — (5:) Die Bedeutung der Verkehrsmittel im deutschen 
Wirtschaftsleben. — Die gesetzliche Haftung des Schiffers für Transport- 
schäden, — Die Inanspruchnahme von Kraftfahrzeugen durch die Wehr- 
macht. — Die Gefahr der Überlastung des Kraftwagens. — Bedarf es zur 
Beförderung von Gefolgschaftsmitgliedern der Genehmigung nach $ 2 
PBefG.: — Der Wegeherr. 


Verkehrstechnik. Berlin. 
20. Jahrg. Heft 8 bis 12. Vom 20, April bis 20. Juni 1939. 


(8:) Die Privat- und Kleinbahnen des Altreichs nach der Statistik des 
Jahres 1937. — Die Verkehrsunfallstatistik und ihre Lehren. — (9:) Das 
Massenverkehrsproblem von Groß-Prag. — Der Prager Nahverkehr und 
seine künftige Neugestaltung. — (10:) Gleisanschluß oder Straßenfahr- 
zeug? — Die öffentlichen Verkehrsbetriebe im Saarland, — Die rheinisch- 
westfälische Schnellbahn Köln—Dortmund. — Der Kampf gegen den Ver- 
kehrsunfall. — (11:) Die Deutsche Reichsbahn im Jahre 1938, — Der 
Lastkraftwagenverkehr als ein Kriterium für die Wirtschaftsstruktur der 
Verkehrsgebiete. — (12:) Weiträumige Verkehrsbedienung durch den 


Kraftomnibus. — Die neue Dienstanweisung zur St.V.Z.0. — Das 
neue Bahnhofsgebäude der Niederbarnimer Eisenbahn-A.-G. in Berlin- 
Wilhelmsruh. — Die Zugsteuerung von Triebwagen mit Verbrennungs- 


motor und mechanischer Kraftübertragung. 


Verkehrstechnische Woche, Berlin 
33. Jahrg. Heft 16 bis 23. Vom 19. April bis 7. Juni 1939, 


(16:) Adolf Hitler und das deutsche Verkehrswesen. — Die Kraftverkehrs- 
entwicklung auf Reichsautobahnen, Reichs- und Landstraßen, — (17:) An- 
passung des Kraftwagens an den Straßenverkehr. —(18:) Die Bedeutung 
der Organisation der Arbeitsweise der Güterumladestellen der Reichs- 
bahn für die Höhe der Kosten der Stückgutumladung. — (19:) Eisenbahn- 
durchzugsstrecken an Großdeutschlands Grenzen. — (20:) Mehr Sicher- 
heit im Omnibusverkehr. — Technik des Treibgasbetriebes, — (21:) 
Diesel-elektrischer Antrieb von Fahrgastzügen mit 7 bis 8 D-Wagen. = 
Der Überlandverkehr der Hansa, — (22:) Die Verkehrspolitik der Eid- 
genossenschaft im Umbruch, — (23:) Fahrpreise für Massenbeförderung 
des großstädtischen Verkehrs und ihr zweckmäßiger Einsatz. 
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Zeitschrift des Vereins deutscher Ingenieure. Berlin. 
Band 83, Nr. 17 bis 24. Vom 29, April bis 17, Juni 1939, 
(17:) Dreiachs-Straßenzugwagen der Reichsbahn. — (22:) Schalter-Fahr- 
kartendrucker. — (24:) Unterlochplatten und Gleisrücklaschen für 
Baggerschwellen, 


Zeitschrift für Binnenschiffahrt. Berlin. 
71. Jahrg. Heft 4 bis 5. Vom April bis Mai 1939, 
(4:) Der Oder-Donau-Kanal, seine verkehrspolitische und volkswirtschaft- 
liche Bedeutung. — Der Elbe-Oder-Donau-Kanal. — Die Schiffahrts- 
straße Rhein-Main-Donau in ihrer Bedeutung für Großdeutschland und 
als Mittel zur wirtschaftlichen Erschließung des europäischen Industrie- 
raums. — Wie kann der Mittellandkanal seine Aufgabe erfüllen? — (5:) 
Stand der Bauarbeiten an der Rhein-Main-Donau-Großschiffahrtsstraße, 
— Wirtschaft und Wasserwirtschaft, 


Zeitschrift für das gesamte Bisenbahn-Sicherungs- und Fernmeldewesen. (Das 
Stellwerk.) Berlin. 
34. Jahrg. Nr. 6 bis 8. Vom 1. Mai bis 10. Juni 1939. 

(6:) Sicherung von Weichen außerhalb der Bahnhöfe auf der haupt- 
bahnähnlichen Nebenbahn Kreuz—Stargard (Pom.) — Strecken- 
blockung vereinfachter Bauart für eingleisige Bahnen. — (6—8:) Gleis- 
melder mit Altersstufen, Entwicklungsgeschichtliche Betrachtung. — (7): 
Die Sicherungs- und Streckenblockanlagen österreichischer Bauart, — 
Bahnhofsblockschaltung mit Gruppenblockfeldern. — (8:) Die Fahr- 
signallöschung bei den selbsttätigen Signalanlagen der Berliner S-Bahn. 


Zeitschrift für den Internationalen Eisenbahnverkehr. Bern, 

47. Jahrg. Nr. 4 bis bis 5. Vom April bis Mai 1939. 
(4:) Ausscheidung der beförderungsrechtlichen Bestimmungen der inter- 
nationalen Übereinkommen aus den eigentlichen Staatsverträgen zwecks 
Erleichterung und Beschleunigung der Ratifikation der auf den Revisions- 
konferenzen beschlossenen Änderungen. — Zur Frage der Nachforderung 
von Zollkosten nach dem IÜG. beim Empfänger, die nach der Ablieferung 
des Gutes geltend gemacht wird. — (5:) Die Verwendung des Gutes im 
internationalen Verkehr und die Anwendung der Tarife und Auferlegung 
von Frachtzuschlägen. — Haftpflicht für Handgepäck, insbesondere für 
Sportgeräte. 


Zeitschrift für Erdkunde. Frankfurt a. M. 
7. Jahrg, Heft 9/10. Vom 3. Mai 1939. 
Ingenieurgeographie ? 
Zeitschrift für Verkehrswissenschaft. Berlin. 
16. Jahrg, Heft 1. 1939. 


Deutschland und Südosteuropa nach Rückgliederung der Ostmark und 
der Sudetenländer, verkehrspolitisch betrachtet. — Die Haftung für Per- 
sonenschäden im deutschen Verkehrsrecht. 
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Zeitung des Vereins Mitteleuropäischer Eisenbahnverwaltungen. Berlin. 
79. Jahrg. Heft 17 bis 24. Vom 27. April bis 15. Juni 1939. 


(17:) Eisenbahnbeförderung leicht verderblicher Lebensmittel in Nord- 
amerika. — Zur Tarifbildung im Personenverkehr. — (18:) Reichsbahn 
und Reichsautobahn. — Verbesserte Ladebrücke und ihre Verwendung 
bei der Deutschen Reichsbahn. — (19:) Die Berner Linienverlegung der 
Schweizerischen Bundesbahnen, der Bau der größten viergleisigen Eisen- 
betonbrücke Europas. — Die Eisenbahnen Lettlands in den letzten fünf 
Jahren, — Abkommen über eine Verkehrsteilung zwischen der Eisenbahn 
und der Rheinschiffahrt. — (20:) Eisenbahn und Staat in Frankreich. — 
Betrachtungen zum Kapitel Kraftfahrer vor Eisenbahnübergängen. — 
Das Licht ersetzt den Zeichner. — (21:) Investitionen und Finanzen. — 
(22:) Die Verkehrslage in Afrika südlich der Sahara. — Vergnügungs- 
verkehr in London. — (23:) Der organisatorische Neuaufbau der schwei- 
zerischen Auslands-Verkehrswerbung. — Neue Wege zu einheitlicher Ver- 
kehrspolitik, — (24:) Die Heimkehr des nordöstlichen Karpathengebietes 
zu Ungarn. — Die Schadenersatzansprüche der Reichsbahn gegen ihre 
Bediensteten. 


Zentralblatt der Bauverwaltung, Berlin. 
59. Jahrg. Heft 15. Vom 12. April 1939. 


Verlag von Julius. 


"Das Archiv für Bisenbahnwoson wird herausgegeben im Meichsvorkehraministerlum Borlin, Vom Reich 
verkehrsminister und Generaldirektor der Deutschen Reichsbahn sind mit der Herausgabe 


Der Südflügel des Mittellandkanals. 


auftragt: 


Minis 


igent Dr. Kittel, Ministerlalrat Dr, Spiess, Ministerlalrat Dr, Sommer 
ger, Berlin W.— Druck der Ernst Steiniger Druck- und Verlagsanstalt, Borlin Sum 
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Geschichte der Verkehrspolitik im süddeutschen Raum. 
Eine kritische Studie. 
Von 
Reichsbahnrat Dr.-Ing. Hahn in Stuttgart, 


(Mit 8 Abbildungen.) 


Literaturverzeichnis. 


A. Amtliche Quellen. 


Belege aus amtlichen Quellen, so vor allem aus den Verhandlungen der 
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Einleitung. 

Die Linienführung der Verkehrswege in Süddeutschland und mit 
ihr die Leitung der Verkehrsströme wurden in hohem Maße beeinflußt 
von der Natur des Landes, seinen wirtschaftlichen Verhältnissen und 
seiner verkehrsgeographischen Lage. Zu diesen drei Faktoren gesellte 
sich im Laufe des 18. Jahrhunderts ein weiterer, die Territorialpolitik 
der süddeutschen Staaten. Entstanden in einer Zeit politischer Zer- 
rissenheit Süddeutschlands in eine Unmenge größerer und kleinerer 
Herrschaftsgebiete, sollte gerade dieser Faktor seine einschneidende Be- 
deutung auch im Zeitalter der Eisenbahnen behalten, obwohl verschie- 
dene politische und wirtschaftliche Umwälzungen zu Beginn des 19. Jahr- 
hunderts die Grundlage für ein einheitliches Vorgehen auf dem Gebiet 
des Verkehrswesens zu schaffen schienen’, 

1 Der Lüneviller Friede und der darauffolgende Reichsdeputationshaupt- 
schluß v. J. 1803, die Friedenschlüsse von Preiiburg (1805) und Wien (1809), 
sowie der Wiener Kongreß verminderten namentlich die große Zahl süddeutscher 
Herrschaftsgebiete erheblich; der am 1. Januar 1834 gegründete deutsche Zoll- 


verein beseitigte die Zollschranken in Deutschland und damit ein Hindernis, das 
lange die Entwicklung eines freien, innerdeutschen Verkehrs gehemmt hatte. 


"us 
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Zeigte sich bereits im 18. und zu Beginn des 19. Jahrhunderts, daß 
unter dem Einfluß der Territorialpolitik, zum Teil bei der Anlage neuer 
Verkehrswege, zum Teil bei der Leitung des Personen- und Gütertrans- 
ports auf bereits vorhandenen, öfters Richtungen eingeschlagen wurden, 
die im Gegensatz standen zu den natürlichen Verkehrsgrundlagen des 
Landes, so trat diese Erscheinung zunächst bei der Ausgestaltung der 
Schienennetze und später auch bei der Verkehrsleitung, insbesondere des 
Durchgangsverkehrs noch mehr in den Vordergrund. Der Interessen- 
kampf wurde zwar zwischen weniger Staaten, aber um so erbitterter aus- 
gefochten, da jede Landesregierung vor allen Dingen das Wohl ihres 
eigenen Territoriums im Auge hatte. Die Gestaltung der Verkehrsver- 
hältnisse innerhalb der Einzelstaaten erfolgte teilweise ohne Rücksicht 
auf den Nachbarn, in welchem man oft nur einen lästigen Konkurrenten 
sah, und ohne Rücksicht auf ein zweckmäßig angelegtes, zusammen- 
hängendes und vorteilhaft ineinandergreifendes, allgemein süddeutsches 
Eisenbahnnetz. So entstand zunächst, entsprechend der überaus scharfen 
Betonung einzelstaatlicher Interessen und unter dem Einfluß der selb- 
ständigen Eisenbahnpolitik, die jeder Staat machte oder vielmehr zu 
machen versuchte, ein Gewirr von Eisenbahnlinien, die verhältnismäßig 
lange ohne jeden Zusammenhang blieben. Erst im Laufe der Zeit wuchsen 
sie zu großen Durchgangsrouten zusammen, die aber, weil nicht orga- 
nisch aufgebaut, sondern künstlich zusammengesetzt, anfänglich viele 
und große Mängel aufwiesen, Später, als die verschiedenen Verwaltungen 
erkannten, daß die Vorteile der Eisenbahnen sich erst auf leistungs- 
fähigen Durchgangslinien voll entfalten können, mußten solche erst 
durch teuere Maßnahmen -- Bau von Abkürzungslinien, von Gemein- 
schaftsbahnhöfen usw. — gewonnen werden. 

Um heute, nachdem das Schienennetz im wesentlichen ausgebaut 
ist und die Linien des Durchgangs- und direkten Verkehrs sowohl, als 
auch die der Neben- und Lokalbahnen die süddeutschen Staaten nach 
allen Richtungen durchziehen und ein ausgedehntes Landstraßennetz 
für weitere Verästelung sorgt, zu einer richtigen Würdigung der in der 
Entwicklung der Verkehrswege und -leitungen so überaus bedeutungs- 
vollen Territorialpolitik zu kommen, ist es notwendig, einen Überblick 
über die natürlichen Grundlagen des Verkehrs im Gebiete der zu be- 
trachtenden Staaten Baden, Bayern und Württemberg mit Hohenzollern 
zu gewinnen. 

In keinem deutschen Gebiet sind wohl die verkehrsgeographischen 
und verkehrswirtschaftlichen Momente in so hervorragendem Maße aus- 
schlaggebend für die zweckmäßigste Linienführung der Verkehrswege 
als gerade im süddeutschen, wo Hoch- und Mittelgebirge, Flach- und 
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Hügelland, Hoch- und Tiefebenen hart aneinander grenzen und die Ent- 
stehung der verschiedenartigsten Wirtschaftsgebiete auf verhältnismäßig 
kleiner Fläche bedingen. Nirgends mußten sich infolgedessen — vom 
Standpunkt einer nationalen Verkehrshandhabung aus betrachtet — Ab- 
weichungen bei der Linienführung der Verkehrswege von den von der 
Natur vorgezeichneten Routen nachteiliger auswirken, als hier. Es ist 
deshalb für die Beurteilung der Abweichungen, die unter der Einwirkung 
territorialer Interessen tatsächlich gemacht wurden, von Wichtigkeit, 
den Einfluß der natürlichen Verkehrsgrundlagen Süddeutschlands auf 
die Gestaltung der Verkehrsverhältnisse klarzulegen. 


I. Die verkehrsgeographischen und verkehrswirtschaftlichen 
Verhältnisse Süddeutschlands und ihr Einfluß auf die Linien - 
führung der Land- und Wasserwege. 


1. Verkehrsgeographische Verhältnisse. 


Die Bodengestaltung Süddeutschlands ist überaus mannig- 
faltie. Während der Südosten dem Alpengebiet angehört, bildet das 
mittlere und weitaus größte Gebiet einen Teil der deutschen Mittel- 
gebirge und das westliche, die Flußtäler des Rheins und Mains um- 
fassende, eine zusammenhängende Tiefebene. 

Das süddeutsche Alpengebiet setzt sich zusammen aus den 
bayrischen Alpen und dem Alpenvorland, der schwäbisch-bayrischen 
Hochebene. 

Die größten Verkehrsschwierigkeiten bieten die bis zu einer Höhe 
von 3000 m ansteigenden bayrischen Alpen, welche die Anlage von Ver- 
kehrswegen nur in tiefeingeschnittenen Flußtälern und über möglichst 
niedrige Wasserscheiden oder Pässe zulassen. Insbesondere stößt man 
bei dem Bau von Verkehrswegen in der Streichrichtung der Alpen auf 
die größten Naturhemmnisse, während der Nordsüdverkehr unverhält- 
nismäßig leichter den zahlreichen Quertälern folgen kann. Bedeutung 
haben die Alpen vor allen Dingen als Quellgebiet der Ströme Rhein und 
Donau und als Verkehrsschranke mit den für Süddeutschland wichtig- 
sten Alpenpässen Brenner und Gotthard. 

Dieschwäbisch-bayrische Hochebene mit einer mitt- 
leren Höhe von 5—600 m dacht sich nach der Donau hin allmählich 
ab und ist keineswegs vollkommen eben, sondern vorwiegend in nörd- 
licher und nordöstlicher Richtung von Hügelreihen durchzogen, in die 
Flußtäler einschneiden (Ifler-, Günz-, Wertach-, Isar-, Inntal), Größere 
Schwierigkeiten für den Verkehr bilden die wasserreichen Alpenflüsse 
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mit starkem Gefälle und in Verbindung mit ihnen ausgedehnte Moore 
(Donauried, Donaumoos, Dachauer, Erdinger und Rosenheimer Moos). 
Die gesamte Länge des Alpenvorlands, das sich am Nordrand der Alpen 
von Genf bis Linz entlangzieht, beträgt rund 700 km, seine durchschnitt- 
liche Breite in Württemberg 50, in Bayern 100 km, Trotz dieser beträcht- 
lichen Ausdehnung und seiner großen Einheitlichkeit in der Lage und 
in den Höhenverhältnissen wirkt es nicht als geschlossenes Verkehrsband 
etwa so, wie die oberrheinische Tiefebene. Die Gründe hierfür sind in 
den obengenannten Geländeschwierigkeiten, seiner Höhenlage als Vor- 
land der Alpen! und darin zu suchen, daß die, Wasserscheide zwischen 
Rhein (Bodensee) und Donau das Land in zwei Hauptgebiete, ein süd- 
westliches und ein östliches teilt. Ferner ist die schwäbisch-bayrische 
Hochebene in sich zu stark gegliedert, auch sind die Flüsse — genau 
wie bei den Alpen — dem Längs-, d.h. Westostverkehr, wenig günstig. 
Immerhin ist ihm verkehrliche Bedeutung nicht abzusprechen, die noch 
durch verschiedene Öffnungen? in den Randgebirgen erhöht wird. 

Das nördlich sich anschließende Gebiet umfaßt einen Teil der 
deutschenMittelgebirge, die infolge ihrer reichen Gliederung 
und mäßigen Höhen bei zweckmäßiger Linienführung der Verkehrswege 
keine wesentlichen Hindernisse bieten. Sie zerlegen aber Süddeutsch- 
land in eine Reihe von Landschaften (Gebirge, Täler, Beckengebiete, 
Ebenen und Terrassen), die namentlich in den einzelnen, wirtschaftlich 
bedeutendsten Beckengebieten in ihren Produktions- und Kulturverhält- 
nissen stark voneinander verschieden sind. Außerdem weisen sie dem 
Handel und Verkehr ganz bestimmte, durch Zwangspunkte festgelegte 
Bahnen, Solche natürlichen Zwangspunkte sind beispielsweise beim 
Nordsüdverkehr in Bayern die Täler der Wörnitz — mit günstigem 
Donauübergang bei Günzburg und Donauwörth —, der Altmühl und der 
Nab; in Württemberg die Täler der Brenz, der Fils und des oberen 
Neckars — letztere mit den schwierigen Gebirgsstrecken Stuttgart— Ulm 
und Horb—Singen; in Baden vor allem das Rheintal. Ebenso im West- 
ostverkehr der genannten Staaten das Main-, Pegnitz-, Donau- und obere 
Rheintal, die Täler, die durch die Nebenflüsse des Neckars gebildet 
werden, die Schwarzwaldpässe (Kniebis—Murgpaß, Kinzig—Höllental) 
und andere, 

Verkehrshemmend fällt ins Gewicht, daß die einzelnen Gebirgs- 
ketten teils alpine (z.B. schwäbischer und fränkischer Jura), teils her- 

1 Als tiefste maßgebende Punkte sind zu nennen: Bodensee + 395, Augs- 
burg + 467, München + 500, Passau + 290 m ü. N.N. 

2 Nach der oberrheinischen Tiefebene durch den Rheindurchbruch zwischen 
Bodensee und Basel, nach Franken durch die Juradurchbruchstäler Wörnitz und 
Altınühl, nach Österreich und dem Balkan durch das Donautal. 
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zynische (Thüringer und Böhmerwald), teils meridionale (Schwarzwald, 
Vogesen) Streichrichtung haben und dadurch die verschiedenen Ver- 
kehrszüge noch mehr an bestimmte Zwangslinien fesseln. So bilden der 
schwäbische Jura für den Südnordverkehr, der Schwarzwald für den 
Westostverkehr, beide übrigens hauptsächlich in ihrem breiteren und 
höheren südöstlichen bzw. südlichen Teil natürliche Verkehrsschranken, 
die eben nur auf ganz bestimmten, meist durch Flußtäler vorgezeich- 
neten Linien zweckmäßig überschritten werden können, 


Ein weiteres Hemmnis sind die verschiedenen Abdachungen der 
Gebirge. Während sich z. B, der rechtsrheinische Gebirgszug Schwarz- 
wald— Odenwald nach Osten zum Terrassenland von Schwaben und 
Franken bzw. zum Neckar- und Maintal allmählich abstuft, fällt er 
ziemlich steil in das Rheintal hinunter. Ebenso senkt sich die schwä- 
bische Alb, die von SW (900m durchschnittliche Höhe) nach NO 
(6—700 m durchschnittliche Höhe) ständig an Höhe abnimmt, senkrecht 
zu dieser Richtung schwach von NW nach SO gegen die Donau, wogegen 
sie nach NW steil in das Neckartal abfällt. Diese Erscheinung, die an 
den meisten süddeutschen Gebirgen wahrzunehmen ist, übt namentlich 
auf die Linienführung der Verkehrswege einen großen Einfluß aus und 
verteuert ihre Anlage erheblich!, wenn sie sie nicht überhaupt unwirt- 
schaftlich oder unzweckmäßig macht. 


Unverhältnismäßig günstiger als im Osten liegen die Verhältnisse 
im Westen Süddeutschlands, insbesondere für den Nordsüdverkehr. 
Diesen vermittelt in einfachster und bequemster Weise die oberrheinische 
Tiefebene. Entstanden durch die Auffüllung eines ehemaligen Binnen- 
sees, stellt diese Ebene der Anlage von Verkehrswegen keinerlei Schwie- 
rigkeiten entgegen. Ihre natürliche Fortsetzung im Süden erhält sie 
durch die burgundische Pforte, eine Lücke zwischen dem Wasgenwald 
und dem Schweizer Jura. Weitere Lücken in den zu beiden Seiten der 
oberrheinischen Tiefebene laufenden Gebirgszügen sichern ausgezeich- 
nete Anschlußwege nach Osten und Weien", 


Ersieht man aus dem Vorstehenden, daß schon die Bodengestaltung 
im Innern Süddeutschlands einen bedeutenden Einfluß auf die Linien- 
führung der Verkehrswege ausüben mußte, so tritt diese Tatsache an 
den Grenzen in verstärktem Maße in Erscheinung. Das süddeutsche 


1 Vgl. die bad,-württ. Schwarzwaldbahnen in der Ostwestrichtung. 


® Nach Osten das Main- und Neckartal, die Kraichgauer Senke und die 
oben erwähnten Schwarzwaldtäler und -Pässe, sowie das Rheintal zwischen Basel 
und dem Bodensee; nach Westen das Speyer- und Queichtal, die Pässe von Nieder- 
bronn-Bitsch, Zabern, Schirmeck, Markirch, Münster und St. Amarin, 
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Gebiet ist fast vollständig von Gebirgen eingeschlossen!, die an und für 
sich genau so, wie z, B. der Schwarzwald und die schwäbische Alb ver- 
kehrsfeindlich sind. Die vertikale Gliederung der Grenzgebirge ermög- 
licht jedoch eine verhältnimäßig sichere, einfache und billige Leitung der 
Verkehrsströme, wenn man bei der Trassierung der Verkehrswege die 
von der Natur gebotenen Vorteile wahrnimmt. Während nämlich im 
Süden die wichtigsten Alpenpässe” und die Burgundische Pforte die 
Fixpunkte der südnördlichen Verkehrsrouten darstellen, weisen auch die 
nördlichen, östlichen und westlichen Grenzgebirge verschiedene Täler 
und niedrige Wasserscheiden auf, welche die Anlage von Verkehrswegen 
wesentlich erleichtern. Für den Verkehr nach Mittel- und Norddeutsch- 
land, Belgien, den Niederlanden und England stehen das Rheintal, das 
Tauber- und Maintal in Verbindung- mit der Frankfurt-Marburger-Pforte, 
dem Kinzig-, Werra-, Fulda- und Wesertal (Porta Westphalica), weiter 
die bequeme Pforte zwischen Thüringer- und Frankenwald, endlich das 
Saaletal zwischen Frankenwald und Fichtelgebirge zur Verfügung. Die 
Pässe über die Vogesen im Verkehrszug Süddeutschland—Frankreich 
sind bereits genannt, im Osten war die Umgehung bzw. Überschreitung 
der Grenzgebirge im Verkehr mit Österreich und dem Balkan am leich- 
testen durch das Donautal, im Verkehr mit Böhmen durch das Regental, 
den Paß von Neumarkt-Taus und die Egerpforte möglich. 


Nachdem so die Einfalltore für den durchgehenden und direkten 
Verkehr gegeben waren, kam es lediglich darauf an, zweckmäßige Zu- 
fahrtlinien zu ihnen vom Innern Süddeutschlands aus zu schaffen. Diese 
Zufahrtlinien waren — wie wir weiter oben gesehen haben — zum Teil 
ebenfalls von der Natur vorgezeichnet, so daß die Bodengestaltung Süd- 
deutschlands gewissermaßen das ganze Netz der Binnen- und Durch- 
gangsverkehrsrouten zwangsmäßig festlegte. 


Bei dem Bau von Verkehrswegen stieß man auf mancherlei Schwie- 
rigkeiten, welche die geologischen Verhältnisse mit sich brachten. So 
stellten z. B. der in Württemberg vielfach anzutreffende Knollenmergel, 
die breiigen Moorschichten der schwäbisch-bayrischen Hochebene und 
sonstige Gebirgsformationen, wie einzelne Schichten des braunen und 
schwarzen Juras (Rutschgelände) hohe Anforderungen an das technische 


1 Im Süden liegen die Alpen, im Osten die Randgebirge Böhmens — Fichtel- 
gebirge und Böhmerwald —, im Norden das Thüringer Bergland, der Thü- 
ringer- und Frankenwald, Teile des hessischen Berglands, die Hohe Rhön, der 
Vogelsberg und der Spessart, ferner der Taunus; im Westen das linksrheinische 
Gebirgssystem, bestehend aus den Vogesen und dem Hardt. 


2 Brenner, Reschen Scheideck, Arlberg, Splügen, Bernhardin, Luckmanier, 
Gotthard, Grimsel, Simplon, Großer St. Bernhard. 
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Wissen und Können der Erbauer von Eisenbahnen, Straßen und Kanälen. 
Die Sicherung der Dämme und Einschnitte erfolgte meist durch flach 
ausgezogene Böschungen, durch Anlage geeigneter Entwässerungen, 
Sieckerdolen, durch Vor- und Unterlagen aus Steinwerk, durch Stütz- oder 
Futtermauern und nicht selten durch Verlegen der ursprünglich ge- 
planten Trasse!. 


Auch die Anlage der zahlreichen Eisenbahntunnel war oft durch 
großen Gebirgsdruck und starken Wasserandrang erschwert. So boten 
die beiden Tunnel der Fichtelgebirgsbahn bei Langentheilen (760 m lang) 
und bei Oberwappenöst (840 m lang), die durch zersetztes, quellen- 
reiches Gebirge der Phillitformation vorgetrieben wurden, hinsichtlich 
der Entwässerung und Auszimmerung beträchtliche Schwierigkeiten. Im 
erstgenannten Tunnel mußten beim Vollausbruch innerhalb einer druck- 
reichen Strecke sogar eiserne Rahmen und Bühnenträger (nach dem 
System Rziha) verwendet werden. 


Die seitherigen Betrachtungen haben den Einfluß der Bodengestalt 
Süddeutschlands und seiner geologischen Verhältnisse namentlich auf 
Landverkehrswege gezeigt. Im folgenden soll nun die Bewässerung des 
Landes, die Bedeutung seiner natürlichen Schiffahrtsstraßen und die 
Möglichkeit der Anlage von Kanälen umrissen werden. 


Süddeutschland liegt im Oberlauf zweier, streng genommen dreier 
großer Stromgebiete, dem des Rheins, dem der Donau und dem der Elbe. 
Da zum Stromgebiet der Elbe aber lediglich die Saale im bayrischen 
Franken gehört, die für die Schiffahrt keinerlei Bedeutung hat, kann 
dieses übergangen werden. 


Der Rhein ist der bedeutendste Schiffahrtsstrom Deutschlands, 
hat jedoch als Alpenstrom in seinem Oberlauf (bis Basel) zwar zu allen 
Zeiten eine reichliche Wasserführung, aber auch ein die Schiffahrt hin- 
derndes Wildwassergebiet. Er kann daher erst von Basel ab mit klei- 
neren Flußschiffen, von Mannheim ab mit größeren und von Köln ab 


1 So wurde der Bau der Südbahn Ulm—Friedrichshafen, welche eine Zeit- 
lang wegen der befürchteten Abrutschung des Kuhbergs bei Ulm eine bedeutend 
längere Trasse über das Blau- und obere Donautal nach Schussenried erhalten 
sollte, nur dadurch, entsprechend dem ersten Projekt Ulm—Biberach möglich, 
daß man nicht das in Bewegung befindliche, schlüpfrige Gelände des Kuhbergs 
anschnitt, sondern die Bahn vor dieses in das Bett der Donau verlegte und 
letztere korrigierte, Trotzdem ergaben sich sowohl beim Bau, als später beim 
Betrieb der Strecke namentlich bei Dämmen ungleichmäßige Setzungen durch 
Ausweichen des Untergrundes, schlimmeren Folgen wurde aber durch Eintwässe- 
rung oder Aushub des verschieblichen Untergrundes und seitlich auf angemessene 


Tiefe angelegte Wasserabzugsgräben vorgebeugt. (Vgl. Lit.--Verz. 27, S. 46 ff. 
und S, 62.) 
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mit kleineren Seedampfern befahren werden. Von seinen süddeutschen 
Nebenflüssen sind nur der Neckar und der Main in ihrem Unterlauf 
schiffbar, alle anderen höchstens der Flößerei zugänglich. 

Die Donau ist der wichtigste Wasserweg quer durch den Kontinent. 
Von Ulm an befahrbar (Ulmer Schachteln), ist sie jedoch auf süddeut- 
schem Gebiet bislang ein Schiffahrtsstrom von sehr geringem Wert ge- 
wesen. Ihre Nebenflüsse, namentlich die von den Alpen herkommenden, 
mit ihrem unausgeglichenen, verhältnismäßig starken Gefälle, führen be- 
sonders zur Zeit des Hochwassers starke Mengen Gebirgsschutt mit, die 
sie im Donaubette aufhäufen, welches dadurch ein sehr unregelmäßiges 
Gefälle (Strudelbildungen) erhält, während die Wassertiefe der Donau 
stark veränderlich ist (Untiefen)!, 

Besser als bei der Donau selbst liegen die Verhältnisse bei einem 
linksseitig einmündenden Nebenfluß, der Altmühl, die deshalb auch zum 
Ausgangspunkt einer Kanalverbindung mit dem Main bzw. Rhein wurde. 


Der von den Alpengletschern der Bernina und Silvretta gespeiste 
Inn, der wasserreichste der rechts einmündenden Nebenflüsse, hat zwar 
ein starkes Gefälle und bietet daher der Bergfahrt große Schwierigkeiten, 
trotzdem befahren ihn kleine Kähne bis Innsbruck. 

Damit sind die von Natur aus der Schiffahrt zugänglichen Wasser- 
wege Süddeutschlands bereits aufgezählt. Ihre Hauptbedeutung lag bis 
heute, von einem Teil des Rheins abgesehen, nicht in ihrer Ausnutzung 
als Schiffahrtsstraßen, namentlich nicht als Welthandelsstraßen, sondern 
darin, daß sie in Verbindung mit größeren und kleineren Nebenadern 
das süddeutsche Gebirgsland weitgehend gliedern und damit große Ge- 
biete erschließen, für ausreichende Bewässerung sorgen und nicht zu- 
letzt eine bedeutende Energiequelle (weiße Kohle) sind. 

Der Anlage von künstlichen Wasserwegen stellen die natürlichen 
Verhältnisse des Landes große Schwierigkeiten entgegen, so daß Kanäle 
überhaupt erst mit der Erfindung der Kammerschleuse möglich wurden, 

Schon das erste Projekt, das in dieser Hinsicht im Jahre 793 zur 
Ausführung gelangte und eine Verbindung des Rheins mit der Donau 
mittels der später nach seinem Erbauer (Karl dem Großen) benannten 
„Fossa Carolina“ versuchte, scheint einerseits infolge technischer 
Schwierigkeiten, andererseits aus Mangel an politisch-wirtschaftlicher 
Kraft gescheitert zu sein, 


1 Besonders bekannt geworden ist die Felsenstrecke von Vilshofen bis 
Passau, das sogen. „Kachlet“; ein Schiffahrtshindernis, das nach Durchführung 
langwieriger und kostspieliger Regulierungsarbeiten in der zweiten Hälfte des 
letzten Jahrhunderts schließlich erst durch den Bau der Kachletstaustufe über- 
staut werden konnte. 
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Von den beiden, bereits alten Projekten, die eine Verbindung der 
zwei Stromgebiete mit Hilfe eines Donau-Main- bzw. Donau-Neckar- 
Kanals vorsahen, kam zunächst das erstere zur Ausführung. 


Der in den Jahren 1836—45 erbaute, von Kehlheim an der Altmühl 
bis Bamberg an der Regnitz führende 176 km lange Ludwigskanal hat 
wegen zu geringer Querschnittsabmessungen und zu spärlicher Wasser- 
versorgung nie eine große Bedeutung erlangt. Auch hatte der Main, 
der als weiteres Verbindungsstück den Wasserweg Donau—Rhein ver- 
vollständigte, einen zu gewundenen und darum unverhältnismäßig langen 
Lauf und vergrößerte dadurch die ohnehin durch 94 Kammerschleusen 
des Ludwigskanals bedingte große Transportzeit noch mehr. Die Trag- 
fähigkeit der auf ihm verkehrenden Schiffe beträgt nur 120 Tonnen". 


Die Rhein-Neckar-Donau-Verbindung, welche über die schwäbische 
Alb oder das Rems—Brenztal erfolgen soll und deren Bau das Reich 
und die beteiligten süddeutschen Länder in Aussicht genommen 
hatten, wurde erst in jüngster Zeit in Angriff genommen. Zunächst 
wird der Neckar von Mannheim bis Plochingen kanalisiert. Der 
Höhenunterschied von rund 160 m auf der 212 km langen Strecke wird 
durch 26 Staustufen mit Gefällsunterschieden von 3 bis 11,10 m und 
Längenunterschieden von 2,7 bis 11,7 km überwunden. Die Anlagen sind 
so gewählt, daß 1200-Tonnen-Schiffe auf dem Neckar verkehren können. 


1 Mit der Schaffung des Großdeutschen Reichs hat die Frage der Rhein- 
Main-Donau-Verbindung ein anderes Gesicht erhalten (vgl. hierzu den Vortrag 
des Oberbürgermeisters Willy Liebel, Nürnberg, auf der Gemeinschaftstagung 
des Ungarischen Schiffahrtsbundes, des Ungarischen Binnenschiffahrtsvereins 
und der Ungarischen Flachlandkommission am 24. Januar 1938 in Budapest, ver- 
öffentlicht unter dem Titel: „Die Bedeutung der Rhein-Main-Donau-Großschiff- 
fahrtsstraße für Mitteleuropa“ in der Zeitschrift für Binnenschiffahrt, 70. Jahr- 
gang, Heft 2/3, S. 36—41). Erst die veränderten Gebiets- und damit auch D 
verhältnisse am Donaustrom und die Aufgaben, die der deutschen Ostmark im 
Rahmen des großdeutschen Wirtschaftsaufbaus zufallen, vor allem aber die 
geballte politische und wirtschaftliche Kraft des Dritten Reichs, vermochten die 
Schwierigkeiten politischer, finanzieller und wirtschaftlicher Art zu überwinden, 
die dem gewaltigen Projekt bisher entgegenstanden. Nach dem „Gesetz über 
die Rhein-Main-Donau-Verbindung und den Ausbau der Donau vom 11. Mai 1938“ 
(Reichsgesetzblatt II, S. 149) soll die Großschiffahrtsstraße bis zum Jahre 1945 
fertiggestellt und gleichzeitig die Donau bis zur Reichsgrenze als Großschiff- 
fahrtsweg ausgebaut werden. Über die technische Durchführung und die Aus- 
maße der Wasserstraße, die Schwierigkeiten der Betriebswasserbeschaffung, 
seiner Zuführung und Scheitelhaltung und über die Linienführung der Kanal- 
strecke gibt ein Aufsatz des Geh. Baurats Dr.-Ing. K, Dantscher, München, über 
die „Großschiffahrtsstraße Rhen—Main—Donau“ in der Zeitschrift des Vereins 


Deutscher Ingenieure, Jahrgang 1938, Bd. 82, Nr. 33, S. 954—958 eingehend 
Aufschluß. 
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Den erforderlichen hohen Baukostenaufwand sucht man durch die gleich- 
zeitige Ausnutzung der anfallenden Wasserkräfte herabzumindern. 

Wie bei den beiden oben erwähnten, stößt man auch bei allen 
übrigen süddeutschen Kanalbauprojekten (vgl. Bild 1) auf bedeutende 
Schwierigkeiten geomorphologischer und geologischer Art, welche den 
Ausbau eines umfassenden und zusammenhängenden süddeutschen 
Netzes von Großschiffahrtsstraßen bis heute verhinderten, Diese natur- 
gegebenen Schwierigkeiten werden die vielen „Kanalwünsche“ der süd- 


Südwestdeutsches Wasserstraßengebiet 


Bild 1. 


deutschen Gaue wohl auch künftig — wenn überhaupt — so nur langsam 
zur Reife gelangen lassen. 

Zweifellos ist die Bodengestaltung Süddeutschlands für die Anlage 
von durchgehenden Landverbindungen unverhältnismäßig geeigneter als 
für die von Schiffahrtskanälen, welche einen durchgehenden Wasser- 
transport ermöglichen sollen. In der süddeutschen Verkehrsgeschichte 
spielen daher auch die Landverkehrswege eine ausschlaggebende Rolle. 
Bis zur Mitte des 19. Jahrhunderts waren die Kunststraßen die eigent- 
lichen Träger des Verkehrs; mit dem Aufkommen der Eisenbahnen ver- 
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loren sie namentlich für den Transport auf große Entfernungen mehr 
und mehr an Bedeutung zugunsten des neuen Verkehrsmittels. Nach 
dem Weltkrieg traten sie wegen der zunehmenden Bedeutung des Kraft- 
wagenverkehrs wieder ernstlich in Wettbewerb mit den Schienenwegen! 
Die Straße, die an und für sich den ungünstigsten Geländeverhältnissen 
am leichtesten anzupassen ist, weil die auf ihr sich bewegenden Ver- 
kehrsmittel keine größeren Massen befördern, besitzt gerade in Süd- 
deutschland unbestreitbare Vorteile. Die Eisenbahnen, die in ihren An- 
forderungen an vorhandene Geländeverhältnisse den heutigen Land- 
straßen ziemlich nahe kommen, verbinden mit diesen Vorteilen noch die 
Möglichkeit, die Verkehrsmengen, die Größe des Einzelgewichts und die 
Geschwindigkeit erheblich zu steigern. Die Wasserstraßen dagegen 
— namentlich die künstlichen — können sich nur in flachem Gelände, 
im Gebiet des Mittel- und Unterlaufs von Strömen voll entwickeln, da 
nur dort ihre Hauptvorteile — Billigkeit der Beförderung, Einsetzung 
größtmöglicher Transportgefäße usw. — gegeben sind. 

Die Gebirgsseen Süddeutschlands haben auf die Entwicklung des 
Verkehrs eher einen hemmenden als einen fördernden Einfluß gehabt, 
da sie die in ihrer Umgebung liegenden wichtigeren Landverkehrswege 
entweder zu bedeutenderen Umwegen zwangen oder zeitraubende Um- 
ladungen bedingten®. 


Eine hervorragende verkehrliche Bedeutung für den Landtransport 
kommt den Flußtälern in Süddeutschland zu. Jedoch sind nicht alle süd- 
deutschen Flußtäler für den Landverkehr in der Längsrichtung geeignet, 
im Gegenteil, manche erschweren sogar die zweckmäßige Führung von 
Land- und Schienenstraßen außerordentlich. So sehr aber auch z. B. die 


1 Erst die Bereinigung des Verhältnisses zwischen Schiene und Straße 
durch den Führer und Reichskanzler Adolf Hitler, aus Anlaß der Inangriff- 
nahme des ganz Deutschland durchzichenden, großartigen Reichsautobahnnetzes 
hat diesen unfruchtbaren Wettbewerb beendet. Trotz der mit allen Mitteln 
beschleunigten und geförderten Motorisierung des Verkehrs und der Vervoll- 
kommnung des deutschen Land- und Wasserstraßennetzes ist eine Schädigung 
des Verkehrs auf der Reichsbahn nicht eingetreten. Die z. T. völlig neuen Auf- 
gaben, die diesem Massenverkehrsmittel im Dritten Reich gestellt werden, sind 
im Gegenteil immer umfangreicher geworden und heute noch im Steigen begriffen. 

2 So erfährt die Eisenbahnlinie Nürnberg—Crailsheim—Ulm—Friedrichs- 
hafen—Zürich, bzw. Arlberg eine künstliche Unterbrechung durch den Bodensee, 
Die Strecke Friedrichshafen—Lindau kam zudem unter dem Einfluß territorialer 
Interessen erst 1895 zustande (Eröffnung 1. Oktober 1899). Die nunmehrige 
Eisenbahnlinie, die um den Bodensee herumführt, macht sowohl in der Richtung 
nach Innsbruck, als auch besonders nach Zürich einen so erheblichen Umweg, 
daß vor allem der Personentransport trotz der mit dem Umsteigen verbundenen 
Unbequemlichkeit zum größten Teil über den Bodensee erfolgt. 
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Eisenbahnen die Nachbarschaft von Strömen und Flüssen im allgemeinen 
suchen, so sehr meiden sie ihre Nähe dann, wenn dieselben die Schienen- 
wege durch einen zu gewundenen Lauf zu kleinen Krümmungen oder 
vielen Überbrückungen zwingen oder ihre Anlage durch Sümpfe oder Über- 
schwemmungen erschweren. Das Haupteinfalltor für den Verkehrszug 
Rheinland—Württemberg (—Mittel- und Südbayern) ist beispielsweise 
nicht etwa, wie man annehmen sollte, das untere Neckartal geworden, 
da die Landverkehrswege unter den vielen Windungen des Neckars 
leiden, sondern das weiter südlich liegende zweite Tor, die Kraichgauer 
Senke. Die Eisenbahnlinie Frankfurt—Würzburg folgt nicht durchweg 
dem Tale des Mains, sondern schneidet eine seiner großen Schleifen 
durch die quer durch den Spessart führende Strecke Aschaffenburg — 
Gemünden ab. Aus demselben Grunde folgt die Karlsruhe-Stuttgart- 
Münchner bzw. Zürich-Stuttgart-Würzburger Bahn auf dem Teilstück 
Stuttgart—Bietigheim nicht dem Lauf des Neckars. Auf dem rechts- 
seitigen Ufer der Donau zwischen Ulm und Ingolstadt treffen wir keine 
eigentlichen Donaubahnen an, weil ihre Anlage durch Sümpfe und Moore 
erschwert ist, sondern nur Alpenvorlandbahnen, 

Das Klima Süddeutschlands ist im ganzen gemäßigt. Der Norden 
und vor allem der Westen haben ein milderes Klima als der Süden, am 
mildesten ist es in der Rheinebene, im Main-, Neckar- und Donautal, 
am rauhesten in den Gebirgen (Alpen, Böhmerwald, Fichtelgebirge, 
Spessart, Rhön, Schwarzwald und schwäbische — rauhe — Alb). Die 
schwäbisch-bayrische Hochebene verdankt ihr kälteres und unfreund- 
licheres Klima der Nähe der Alpen. Entsprechend den klimatischen Ver- 
hältnissen des Landes erfolgt die Leitung der Verkehrsströme am zweck- 
mäßigsten durch die geschützten Täler der Flüsse und Ströme. Bei 
Gebirgs- und Paßstraßen, sowie Eisenbahnen über die Alpen und die 
Mittelgebirge, besonders den Schwarzwald, den Böhmerwald und die 
schwäbische Alb, mußten geeignete Vorkehrungen gegen klimatische Ein- 
flüsse, besonders Schneeverwehungen, getroffen werden’. 

Die Bodengestalt Süddeutschlands, seine Grenzen, seine Bewässe- 
rung, seine klimatischen und geologischen Verhältnisse, kurz die Natur 
des Landes lassen erkennen, daß die Anlage von Verkehrswegen am 
leichtesten in den Tälern und Ebenen der Flüsse möglich ist. Die Ver- 
knüpfung dieser Talwege zu einem zusammenhängenden Netz kann über 
meist niedrige Pässe erfolgen. 

1 Dies war z.B. notwendig bei der Überschienung der Alb, wo nicht nur 
bei Einschnitten, sondern auch bei 20 m hohen Dämmen eine Schneeüberlagerung 
des Planums von 0,5 m Höhe eintrat, der man durch Anlage einer dreireihigen, 


etwa 1,5 m vom Bahnrand abstehenden Fichtenpflanzung vorbeugte (vgl. Lit.- 
Verz. 27, S, 55). 
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Im folgenden werden wir sehen, daß die wirtschaftlichen Verhält- 
nisse Süddeutschlands, was ihren Einfluß auf die Linienführung von 
Verkehrswegen und die Leitung der Verkehrsströme anbetrifft, im großen 
und ganzen mit dem seither Besprochenen übereinstimmen, da sich zu- 
erst die Landwirtschaft in den für sie ertragsreichen Beckengebieten 
ansiedelte, der später mit Rücksicht auf die billigste Energiequelle, das 
strömende Wasser, die Industrie folgte. 


2. Wirtschaftliche Verhältnisse. 

In wirtschaftlicher Hinsicht mußten die süddeutschen Staaten nach 
dem Dreißigjährigen Krieg bis zum Beginn des Eisenbahnzeitalters als 
ausgesprochene Agrarstaaten bezeichnet werden und sind es zum Teil 
heute noch, wie z. B. Bayern, wo zwei Drittel des Landes dem Ackerbau 
dienen und beinahe die Hälfte der Bevölkerung landwirtschaftlich 
tätig ist. 

Da eine Ausbreitung des Großgrundbesitzes wegen der gebirgigen 
Verhältnisse des Landes und der Form der Grundherrschaft nicht nahe- 
gelegt war, entwickelten sich in der Hauptsache nur mittlere und kleinere 
Betriebe, die sich namentlich in den für landwirtschaftliche Zwecke 
günstigen Beckengebieten, im Donau-, Main- und Neckartal mit ihren 
Einzugsgebieten, sowie am Bodensee, ferner auf der schwäbisch- 
bayrischen Hochebene und im Rheintal ausbreiten. Neben dem Ackerbau 
werden in diesen Landesteilen noch Garten-, Obst- und Weinbau getrieben 
und verschiedene Handelspflanzen, wie Tabak, Hopfen, Flachs und Hanf 
angebaut. 

Bedeutend ist die Viehzucht (Rinder, Pferde, Geflügel), die ihren 
Hauptsitz auf den Almen der bayrischen Alpen und im Alpenvorland hat. 

Die ausgedehnten Wälder Süddeutschlands, welche die Gebirge 
(Alpen, Böhmerwald mit bayrischem Wald, Fichtelgebirge mit Franken- 
wald, schwäbisch-fränkischer Jura, Schwarzwald) bedecken, sichern 
einen reichen Holzertrag, der teils an Ort und Stelle verarbeitet, teils 
als Bauholz zu Wasser (Flößerei) und zu Land abtransportiert wird. 

Die Erträgnisse des Bergbaus sind unbedeutend, Namentlich fehlen 
Kohlen und Erze, die für Massentransporte eine große Rolle spielen, 
fast vollständig. Bedeutender ist die Gewinnung von Steinsalz!, Sudsalz* 
und von Steiner", 


1 Gewinnungsplätze: Stetten in Hohenzollern, Berchtesgaden in Bayern, 
Wilhelmsglück und Friedrichshall in Württemberg, Dürrheim und Rappenau 
in Baden, 

2 Gewinnungsplätze: Rosenheim, Reichenhall. 

7 Sandsteine, Granit, Basalt, lithographischer Schiefer bei Solnhofen, 
Marmor bei Berchtesgaden, 
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Die Erzeugnisse der Land- und Waldwirtschaft und des Bergbaus 
werden aber zum größten Teil im Lande selbst verbraucht, und die 
Massenausfuhr beschränkt sich daher auf wenige Artikel wie Holz, 
Steine, Salz, Getreide und Vieh. Dementsprechend war die Handels- und 
Verkehrsbewegung vor dem Aufkommen der Industrie wohl im Innern 
des Landes entwickelt, nach dem Ausland jedoch in der Hauptsache auf 
wenige Linien festgelegt, die zudem noch hauptsächlich dem Durch- 
gangsverkehr dienten!, 

Hand in Hand mit dem Ausbau der Eisenbahnnetze in Süddeutsch- 
land ging das Aufblühen von Handel, Gewerbe und Industrie. Nament- 
lich im Westen Süddeutschlands, in Baden und Württemberg, hat sich 
— dank der fortschreitenden Entwicklung der Verkehrsnetze — im Ver- 
lauf des letzten Menschenalters der Übergang von vorwiegenden Agrar- 
zu überwiegenden Industriestaaten vollzogen. 

Dieser Umschwung zugunsten eines Wirtschaftszweigs, der noch 
vor einem Jahrhundert in Süddeutschland eine untergeordnete Bedeutung 
besaß, hat seinen tieferen Grund in der Rührigkeit der Bevölkerung und 
darin, daß neben weiten Landstrichen mit fruchtbarem und ertrags- 
reichem Boden ausgedehnte Gebiete vorhanden sind, die weder der Land- 
und Waldwirtschaft noch dem Bergbau in so hohem Maße zugänglich 
sind, daß sie der Bevölkerung den erforderlichen Lebensunterhalt 
sichern, andererseits aber das Aufblühen von Industrie und Gewerbe 
durch zahlreiche vorhandene Wasserkräfte begünstigen. Aber diese 
Gründe hätten wohl kaum ausgereicht, die Industrie zu so großer Blüte 
zu bringen, zumal Süddeutschland außerordentlich arm an Urprodukten, 
wie Kohlen und Erzen ist, wenn nicht die Verkehrswege, insbesondere 
die Eisenbahnen, alle Wirtschaftsgebiete weitgehendst erschlossen 
hätten. Dabei kann als Verdienst der Staatsbahnpolitik angesprochen 
werden, daß sie es war, welche durch möglichst gleichmäßige Er- 
schließung aller Landesteile für eine Dezentralisierung der Industrie 
sorgte. Andererseits übten jedoch die bereits vorhandenen oder neu auf- 
tauchenden Industriebezirke einen mächtigen Einfluß auf die Linien- 
führung der Verkehrswege aus. 

Entsprechend den natürlichen wirtschaftlichen Verhältnissen Süd- 
deutschlands — Mangel an Kohlen, Erzen usw. — ist die Industrie 
namentlich verarbeitender Natur. Die Rohstoffe, soweit sie nicht das 
Land selbst birgt, werden z.T. aus überseeischen Ländern bezogen, 
2. T., vor allem Kohlen und Erze, aus dem Ruhr- und Saargebiet, bzw. 
Sachsen und Schlesien herbeigeführt. Die Bezugsquellen für die Indu- 


` 3 Vgl, die Routen entlang dem Rhein-, Main-, Donau-, Neckartal und die 
Linie Brenner—Nürnberg. 
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strie liegen also fast ausschließlich im Norden. Der Verkehrszug nach 
dorthin wird deshalb der stärkste sein, besonders da die überseeischen 
Rohstoffe vornehmlich den Weg über die norddeutschen Seehäfen Ham- 
burg und Bremen oder den Rhein nehmen und auch der Abtransport der 
Halb- und Fertigfabrikate großenteils in dieser Richtung erfolgt. Weitere 
Absatzgebiete Süddeutschlands sind Böhmen, Österreich, die Balkan- 
staaten und Frankreich für industrielle und die Schweiz für landwirt- 
schaftliche Erzeugnisse. 


Wenn die Industrie auch über das ganze süddeutsche Gebiet ver- 
teilt ist, begünstigte sie doch mehr noch als das mittelalterliche Gewerbe- 
und Zunftwesen die Entwicklung größerer Städte!, Diese Industrie- 
zentren übten auf die in ihrer Nähe liegenden Verkehrsrouten eine An- 
ziehungskraft aus und wurden so im Laufe der Zeit zu wichtigen Ver- 
kehrsknotenpunkten. 

Eine ähnliche Bedeutung für den Verlauf der Verkehrsströme, wie 
die Industriestädte in jüngster Zeit, hatte schon im Mittelalter die durch 
lokale Verhältnisse (günstige Verkehrslage, zentrale Lage inmitten eines 
bedeutenden Wirtschaftsgebiets) zu erklärende Blüte größerer Handels- 
plätze wie München — in der Nachbarschaft der reichsten Ackergegend 
Bayerns; Augsburg — am Lech und der Wertach, vor dem Splügen und 
Brenner. Ebenso Ulm, an der Donau, vor dem Splügen und am bequem- 
sten Übergang über den schwäbischen Jura; Nürnberg, an der Pegnitz 
und an der Stelle, wo sich das Main-Regnitz-Tal am stärksten dem Donau- 
Strome nähert, in ertragreichem Hopfengebiet; Mannheim, am Zusam- 
menfluß von Neckar und Rhein und andere. 

Der Handel, der sich früher auf die Erzeugnisse der Land-, Wald- 
und Bergwirtschaft und des Gewerbes beschränkte, hat in dem Vertrieb 
industrieller Erzeugnisse, weit über die Landesgrenzen hinaus, eine 
beträchtliche Erweiterung erfahren. 

Der unmittelbare Einfluß der wirtschaftlichen Verhältnisse Süd- 
deutschlands auf die Linienführung der Verkehrswege und die Leitung 
der Verkehrsströme liegt klar auf der Hand; sind doch Wirtschaft und 
Verkehr untrennbar miteinander verbunden. Der Verkehr und mit ihm 
die Ausbreitung und Bedeutung der Verkehrswege wachsen mit den wirt- 
schaftlichen Kräften eines Landes. Wirtschaftlich bedeutende Bezirke 
ziehen Verkehrswege, auch Durchgangsrouten an, selbst auf Kosten einer 
vielleicht kürzeren und zweckmäßigeren Linienführung und bedingen 
direkte Verbindungen mit kulturell und produktiv anders gearteten 


* München, Nürnberg-Fürth, Bamberg, Würzburg, Stuttgart-Eßlingen, 
Reutlingen, Freiburg, Pforzheim, Karlsruhe und andere, 
Archiv für Eisenbahnwesen. 1039, H 
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Gegenden zwecks Austausch und Absatz ihrer Erzeugnisse. Die Viel- 
gestaltigkeit der einzelnen süddeutschen Wirtschaftsgebiete ist es gerade, 
die ein reges Verkehrsbedürfnis im Innern des Landes wachruft. Der 
Mangel an Rohstoffen für die Industrie und das Bedürfnis, geeignete 
Absatzgebiete für die wirtschaftlichen Erzeugnisse, welche nicht im 
Land selbst verbraucht werden, zu finden, verstärkt und erweitert dieses 
Verkehrsbedürfnis auf die in der näheren und ferneren Umgebung 
liegenden Länder, 

Den Verkehr selbst wird die Wirtschaft im allgemeinen auf Bahnen 
zwingen, die hinsichtlich der Anlage zweckmäßig, d.h. wirtschaftlich sind. 
Sie wird alle mit unnötigen Kosten verbundenen Umwege, verlorenen Stei- 
gungen und sonstigen natürlichen oder künstlichen (z, B. politischen) 
Hindernisse meiden, Unter dem Einfluß wirtschaftlicher Kräfte werden 
zwischen zwei zu verbindenden Punkten so lange Konkurrenzwege ent- 
stehen, bis der vorteilhafteste (kürzeste, leistungsfähigste) gefunden ist. 
Ein Beispiel hierfür bietet die Verschiebung der früheren Nordsüd- 
Handelsstraße von Augsburg durch das Lechtal, über den Seefeld- und 
Fernpaß ins Inntal, dieses aufwärts bis Finstermünz über die Reschen- 
Scheideck ins Etschtal und nach Oberitalien. Diese Straße wurde durch 
den Bau der 

1. niedrigere Pässe suchenden, also wirtschaftlicheren, 

2. durch ein erträgnisreicheres Gebiet ziehenden 
Brennerbahn ostwärts verlegt, über München—Kufstein—Innsbruck— 
Brenner—Eisacktal—Etschtal. Damit wurde übrigens auch die Vormacht- 
stellung Münchens in Bayern gegenüber seiner älteren Handelsrivalin 
Augsburg besiegelt. Zu Hilfe kam dabei München noch seine Verkehrs- 
lage an der günstigsten Übergangsstelle über die Isar. (Nördlich und 
südlich von München finden sich natürliche Hindernisse in Gestalt von 
Seen, Mooren, Steilufern, Wasseradern, dünnbesiedelten, wasserarmen 
Landstrichen. Siehe Bild 2.) Außerdem sprach für München seine Lage 
in einem Brennpunkt der elliptisch gestalteten oberbayrischen Hochebene. 


3. Die verkehrsgeographische Lage Süddeutschlands in Europa. 


Die verkehrsgeographische Lage Süddeutschlands macht es zum 
natürlichen Mittler der Handels- und Verkehrsbeziehungen Norddeutsch- 
lands, oder weiter gefaßt, des nordwestlichen Europa mit der Schweiz 
und den Mittelmeerländern, insbesondere Italien einerseits und dem 
westlichen mit dem südöstlichen Europa, einschließlich Asien anderer- 
seits. Trotz der besonders für die südnördlichen Kulturströmungen un- 
günstigen Lage am Nordrand eines Verkehrshindernisses ersten Ranges, 
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nämlich der Alpen, waren es gerade die Griechen und Römer, welche 
als erste in die Verkehrsentwicklung Süddeutschlands eingriffen, indem 
sie dieses zur Basis für die Kolonisierung der übrigen germanischen 
Länder machten. Der vorwiegend südnördliche Verkehrszug hielt im 
Mittelalter noch an, und erst die Neuzeit, die den Schwerpunkt des Welt- 
verkehrs vom Mittelländischen Meer auf den Atlantischen Ozean ver- 
schob, wirkte sich auch auf die Verkehrsverhältnisse Süddeutschlands 
aus. Hatten die seitherigen Ostwest-Verkehrswege lediglich der Verbin- 
dung zweier oder mehrerer Nordsüd-Linien gedient, so wuchsen sie nun 
zu selbständigen, durchgehenden Routen zusammen, die bald den ersteren 
an Bedeutung nicht mehr nachstanden, 


Wasserarme 
Gegend 


Verkehrshindernisse nördlich u.südlichvon München 


Bild 2. 


Die Kulturströmungen von Rom, Griechenland und Frankreich 
fanden zunächst in Süddeutschland Eingang, und die europäische Han- 
delsbewegung vollzog sich und vollzieht sich noch heute zu einem großen 
Teil durch süddeutsches Gebiet, weil durch den Mittelpunkt die geraden 
und kürzesten Routen zur Verbindung der peripherischen Teile führen, 
Mit den Verkehrsbeziehungen zwischen Südfrankreich und Rußland (Ost- 
europa), zwischen Dänemark und Italien, zwischen Holland, Belgien 
und England einerseits und den südosteuropäischen Staaten anderer- 
seits ist das letztere tatsächlich in vielen Beziehungen der Fall, und die 
fortschreitende technische Vervollkommnung der Landverkehrsmittel 
wird diesen Vorteil der kürzesten Verbindung immer mehr in den Vorder- 
grund stellen. Der verkehrsgeographischen Lage Süddeutschlangs ist es 
deshalb auch vor allen Dingen zuzuschreiben, daß dessen Wirtschaft 


us 
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und Kultur schon frühzeitig auf einer hohen Entwicklungsstufe stand 
und auch heute noch eine hervorragende Stellung in Deutschland ein- 
nimmt, Ihr ist auch zu verdanken, daß das süddeutsche Verkehrsgebiet, 
obwohl es nirgends ans offene Meer grenzt, mit zu den wichtigsten im 
Herzen Europas zählt. 


II. Verkehrsentwicklung in Süddeutschland 
bis zum 19. Jahrhundert. 


1. Vorgeschichtliche Wege. 


Die ersten kunstmäßig angelegten Straßen in Deutschland, Frank- 
reich und der Schweiz stammen von den Römern. Vor diesen gab es in 
jenen Ländern zweifellos betretene Wegrichtungen, die hauptsächlich 
des Handelsverkehrs wegen nicht selten eine große Ausdehnung besaßen, 
aber nach den von Forschern angestellten Untersuchungen keinerlei 
Befestigung aufwiesen. Der Anfang dieser Naturstraßen lag meistens 
am Mittelmeer, das Ende an der Nord- und Ostsee. 

Die Richtungen, in denen sich die damaligen Handelszüge bewegten, 
hingen ab von der Gangbarkeit des Terr: Man wählte sie so, daß 
sich der Verkehr möglichst leicht und sicher abwickeln konnte. 


Die wichtigsten prähistorischen Wege durch Süddeutschland, deren 
Verlauf mit Hilfe lokaler Forschungen und zahlreicher Altertumsfunde 
rekonstruiert wurde, sind’: 

1. Von der griechischen Kolonie Nizza nach der Rheinmündung: 
Nizza—Col di Tenda-Paß—Turin—Ivrea—Aosta—Großer St. Bernhard— 
Martieny—Genfer See bei Villeneuve--Vevey—Neuenburger See—Basel. 
Hier teilte sich der Weg in zwei Arme, links und rechts des Rheins, lief 
einerseits bis Neuß, andererseits bis Essenberg (bei Duisburg), von wo 
aus der Wasserweg eingeschlagen wurde. 

2. Von Genua bis zur Elbemündung: Genua—Mailand—Comersee— 
Splügenpaß—Chur—Bregenz—Lindau, durch Bayern und Württemberg 
den — später römischen — Pfahlgraben entlang (Schwabenpfädle) über 
Ulm— Aalen bis Miltenberg, wo der Main überschritten wurde; dann 
über den Engelberg und Spessart, immer auf der Wasserscheide bleibend 
nach Gedern, über den höchsten Teil des Vogelsberges nach Alsfeld und 
bis in die Nähe Kassels. Weitere Fortsetzung über Hannover an die 
Nordsee. 

3. Aus Italien in nördlicher Richtung bis zur Ostsee — einer der 
ältesten Wege, auf denen die etruskischen Kunsterzeugnisse aus Italien 


1 Vgl. Lit.-Verz. 38, Hefte 3, 4, 5, 6, 7, 9; weiter Lit.-Verz. 2, 23, 25, 32, 
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nach dem Norden gebracht wurden: Verona—Etschtal—Eisacktal, über 
den Brenner nach Innsbruck, Hier teilte sich die Linie in zwei Arme: 

a) Östlicher Weg: Innsbruck—Hallstadt—Leoben—Bruck- 
Mürzzuschlag nach Carnuntum an der Donau zwischen Wien 
und Preßburg, hier Spaltung des Wegs in einen in gerader nörd- 
licher Richtung zur Ostsee und einen in nordwestlicher Rich- 
tung zur Nordsee führenden, 

WestlicherWeg: Innsbruck—Inntal—Zirl—Partenkirchen 
—Lechtal—Augsburg—-Bamberg—Coburg—Erfurt—Neuhaldens- 
leben—Grabow—an die Ostsee bei Wismar. 

Diese Routen wurden später von den Römern zum Teil ausgebaut 
und erweitert durch Anlage richtiger Straßenzüge, namentlich für 
militärische Zwecke, zum Teil dienten sie noch lange Zeit in ihrer be- 
stehenden Form dem römischen Handel mit dem Norden. 


b 


2. Römische Verkehrswege!. 


Das süddeutsche Straßennetz der alten Römer, dessen Erforschung 
sich einerseits auf die noch erhaltenen Überreste römischen Straßen- 
baus, andererseits auf die aufgefundenen Denkmäler gründet, wobei die 
römischen Itinerarien, namentlich die sogenannten Peutingerschen 
Tafeln und das Itinerar des Antoninus? wertvolle Fingerzeige lieferten, 
ist uns im wesentlichen bekannt. Es zeigt als Hauptverkehrsader das 
Rheintal. Soweit der Verlauf der einzelnen Straßenzüge nach den sehr 
eingehenden Forschungen von J. Nacher, E. v, Paulus und J. Schneider 
im übrigen festliegt, ist er für Süddeutschland und das Elsaß aus Bild 3 
ersichtlich. 

Schiffahrt trieben die Römer auf dem Rhein, dem Main und Neckar, 
sowie auf der Donau. 

Da die Römerstraßen in Süddeutschland vorwiegend militärischen 
Zwecken dienten und auch die Handelszüge der alten Römer, wie die 
der prähistorischen Zeit in hohem Maße von der Sicherheit gegen etwaige 
Überfälle abhingen, finden wir bei allen Straßen- bzw. Wegrichtungen 
der römischen und vorrömischen Zeit als kennzeichnendes Merkmal das 
Bestreben, sie so anzulegen, daß sie nicht von der Umgebung beherrscht 
werden konnten. In engen tief eingeschnittenen Flußtälern werden wir 
daher nie römische Straßen antreffen. So mieden die Römer z. B. das 
Nagoldtal, obwohl ihnen Pforzheim (der Schlüssel zum Schwarzwald) 
eine wichtige Station war. Selbst die warmen Wasser von Zell und Wild- 
bad, denen sie sonst immer nachzogen, vermochten ihre Scheu vor der 


Vgl. Lit.-Verz. 2, 7, 16, 23, 32, 33, 34, 38, 39. 
2 Marschverzeichnis aus dem Ende des 3. Jahrhunderts. 


Römische Heer - und Handelswege in Süddeutschland und im Elsaß 


zusammengestellt auf Grund der Lokalforschungen von J. Naeher, Ev Paulus und J. Schneider 
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tiefen Talschlucht der Nagold nicht zu überwinden. Ebensowenig konnten 
im Tal der oberen Donau Römerstraßen festgestellt werden. Das viel- 
gewundene und zum Teil enge Neckartal weist im allgemeinen ebenfalls 
keine Überreste von Römerwegen auf. Die Straßen liefen durchweg auf 
den zu beiden Seiten des Neckars liegenden Gebirgszügen und zeigen — 
namentlich die Heerstraßen — eine bedeutend gestrecktere Linienführung 
als die heutigen Land- oder Schienenstraßen. 

Täler wurden nur dort und meist senkrecht überschritten, wo sie 
genügend breit waren; nie aber dort, wo sie enge Schluchten bildeten. 
Wurde ausnahmsweise einmal eine Straße in Serpentinen eine steile 
Höhe hinab- und eine andere hinaufgeführt, so wurde die das dazwischen- 
liegende Tal beherrschende Kuppe befestigt. 


Sonst liefen die Straßen im Gebirge stets über die Höhen (vgl. z. B. 
die Wasserscheiden zwischen Rhein und Weser, Donau und Neckar oder 
Donau und Rhein — Bodensee —, welche fast ausschließlich Reste römi- 
scher Straßen aufweisen. In der Ebene wurden nach Möglichkeit Mo- 
räste und Bruchgegenden vermieden, ebenso die Überschwemmungs- 
gebiete des Rheins und der Donau. 


Neben der Sicherheit des Verkehrs übte die Schnelligkeit desselben 
einen nachhaltigen Einfluß auf die Linienführung der Verkehrswege 
aus. Daraus erklären sich die gestreckten, meist schnurgeraden Straßen- 
züge der alten Römer, welche zum größten Teil den vorgeschichtlichen 
Höhenwegen folgten. i 

Die Anlage von Straßen, wie deren bauliche Ausgestaltung richtete 
Sich ganz nach herrschenden und vorhandenen Bedürfnissen. Im Flach- 
land ragte der Straßendamm nur wenig oder nicht über die Umgebung 
hervor, war auf gangbarem Boden nicht, auf schwer gangbarem mit Holz 
oder Steinen befestigt (Bohlenweg, Steinstraße). In welligem Gebiet be- 
stand die Straße aus einem 2 bis 2,5 m hohen, auf der Krone 4 bis 4,5 m 
breiten Erdwalle. Dieser war beiderseits durch in der Sohle 1 bis 1,3 m 
breite Gräben begrenzt und auf diese Gräben folgten Wälle, die noch 
Jetzt vielfach eine Breite von 1,9 m haben, Steile Bergwände hinan 
fehlten die Seitenwälle, ebenso wenn die Straße über eingerammte Pfähle 
(pontes) oder Seitendämme durch Sümpfe zog". 


Der Straßendamm selbst, nicht aber die nur aus Erde ausgeführten 
Schutzdämme, war nach den Bedürfnissen des Verkehrs verschieden 
stark. Vom einfachsten Knüppeldamm bis zur vollendetsten Steinstraße 
finden sich z. B. am Rhein alle Übergangsformen vertreten”. 


1 Vgl. Lit.-Verz. 38, Heft 1, S. 4ff. und Lit.-Verz. 29, S. 32 ff. 
? Die in Lit,-Verz. 38, Heft 1—10 beschriebenen Straßen. 
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Sowohl Schneider, als auch Naeher und Baer! sehen in der Aus- 
gestaltung der Römerstraßen, sowie in den dabei vorkommenden Erd- 
arbeiten den Einfluß von strategischen, d. h. von Sicherheitsrücksichten. 
Daß tatsächlich verkehrswirtschaftliche Gründe bei der Linienführung 
der Römerstraßen eine untergeordnete Rolle spielten, werden wir im 
folgenden sehen. Der Grund dafür ist darin zu erblicken, daß: 

1. die Straßen in der Hauptsache für den „Marsch der Legionen“ 

angelegt waren, und 

2. die Beförderungsmittel der Römer in Germanien, sowie die Art 

des zu transportierenden Gutes stärkere Steigungen ohne wei- 
teres zuließen. 

Stephan® führt z. B. über die römische Staatsverkehrsanstalt, den 
„cursus publicus“ aus, daß dieser die Beförderung „stationsweise mit 
Wechsel der Transportmittel zu Fuß, zu Pferd oder Wagen, sowohl für 
Versendungen von Depeschen, Akten, Staatsgeldern, Proviant, Armatur- 
und Montierungsstücken, als auch für Reisen des römischen Kaisers und 
seines Hofes, sowie höherer Militärpersonen und sonstiger Staatsbeamten 
im Dienst“ wahrzunehmen hatte. 

Man wechselte also das Transportmittel, und zwar ist anzunehmen, 
daß man sich des einen Transportmittels nur solange bediente, als es 
für die betreffende Strecke brauchbar war und dann eine Umladung 
vornahm. 

Konkurrenzstraßen wie im 18. und 19. Jahrhundert treffen wir bei 
den Römern keine an. Die große Anzahl der Nordsüdverbindungen — 
es laufen auch noch Nordsüdstraßen durch Frankreich und Österreich- 
Böhmen — erklärt sich daraus, daß die Römer eine möglichst direkte 
Verbindung aller beherrschten Gebiete mit dem Mutterlande anstrebten, 
um jederzeit in der Lage zu sein, bei kriegerischen Maßnahmen außer- 
halb ihres Machtbereiches liegender Völkerstämme die erforderlichen 
'Truppenverschiebungen rasch vornehmen zu können, 

Die Linienführung der Römerstraßen, insbesondere der römischen 
Heerwege, stand demnach außerordentlich unter dem Einfluß militäri- 
scher Gesichtspunkte, Die Straßen wurden so geführt, daß sie erstens 
eine möglichst sichere Leitung des Handels- und Militärverkehrs gewähr- 
leisteten und zweitens eine möglichst kurze, d. h. geradlinige Verbindung 
zwischen zwei strategisch wichtigen Stützpunkten herstellten. Betrachten 
wir z. B. die römische Herrstraße von Cannstatt nach Pforzheim und 
weiter nach Ettlingen (—Straßburg), so werden uns diese für die 

1 Lit.-Verz. 2, 29 und 38, 

2 Vgl. Stephan, H.: „Das Verkehrsleben im Altertum“, In Fr. v. Raumers 
historischem Taschenbuch 9. Jahrgang, Leipzig 1868. 
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Trassierung römischer Wege allgemein gültigen Grundregeln am deut- 
lichsten klar!. 

Die betreffende Straße kommt von dem römischen Kastell bei Cann- 
statt, welches auf der Altenburger Steige, also links vom Neckartal, lag 
und führt, immer auf der Höhe bleibend, über Feuerbach nach Botnang 
und der Solitude, läuft dann eine kurze Strecke mit der Landstraße 
Solitude—Leonberg, hierauf aber geradeaus, während die Landstraße in 
vielen Windungen nach Leonberg hinabführt. Die Römerstraße über- 
schreitet das Glemstal in der Mitte zwischen Eltingen und Leonberg, 
steigt auf der andern Seite einen Hügelrücken hinan und führt dann in 
vollkommen gerader Linie über Rutesheim--Perouse, den Höllberg, den 
Dreb, zwischen Friolzheim und Tiefenbronn hindurch und dann durch 
den Hagenschieß an Obertiergarten vorbei nach dem Kastell bei Pforz- 
heim. Auf der ganzen Strecke zwischen Leonberg und Pforzheim ist die 
Römerstraße so geführt, daß sie die zahlreichen, rechts und links vor- 
handenen Talvertiefungen (der Bäche, die zur Nagold und Enz führen) 
meidet und fast immer genau über die Wasserscheide zieht. Auf der 
andern Seite der „Dreitä “ steigt die Straße sofort wieder auf 
den Wallberg hinauf und ist über den Schönbühl, Bannwald, Dieten- 
hausen, Hermannswald, Bocksberg und Busenbach bis in die Nähe Ett- 
lingens immer über möglichst hohe Punkte geführt und erst kurz vor 
Ettlingen in das Tal der Alb hinab gelenkt. 


Verfolgt man die Führung dieser Straße auf einer so langen Strecke 
und über ein so mannigfaltig gestaltetes Terrain, so erkennt man bald, 
daß eine solche Anlage nur von einem des Straßenbaus vollkommen 
kundigen Volke herrühren kann. Die Straße geht von ihrem Anfang 
bis zu dem betrachteten Endpunkt in der Richtung von OSO. nach WNW. 
geradeaus, wobei sie slets unter möglichster Vermeidung des Über- 
schreitens von Tälern mit großer Kunst über die Höhen geführt und 
mit größter Vorsicht so gelegt ist, daß sie, ausgenommen bei Talüber- 
gängen, von keiner benachbarten Bergkuppe beherrscht werden kann. 
Nur ausgedehnte örtliche Studien und große Gewandtheit in der Aus- 
führung solcher Anlagen auf einem so stark wechselnden Gelände 
konnten es ermöglichen, die gerade Führung der Straße unter den an- 
gegebenen Bedingungen auf diese lange Strecke zu bewirken. 

Mit den heutigen Trassierungsgrundsätzen läßt sich allerdings die 
Führung dieser und anderer römischer Hauptstraßen nicht vereinen, 
denn es würde wohl keinem Straßenbautechniker einfallen, eine Haupt- 
straße über die höchsten Berge zu führen, wenn ihm bequemere Tal- 


i Vgl. die entsprechende Karte Lit,-Verz, 32, sowie Lit.-Verz, 2, S, 141 ff. 
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wege zur Verfügung stehen!. Berücksichtigt man jedoch die für die 
Anlage der Römerstraßen in erster Linie maßgebenden strategischen 
Gründe’, so erkennt man, daß die Trassierungskunst der Römer auf 
einer Höhe stand, wie sie das ganze Mittelalter hindurch in Deutschland 
nicht wieder erreicht wurde, 


Wie die Bauwerke der Kulturvölker aller Zeiten sich jeweils nach 
den mehr oder weniger ausgebildeten geistigen und materiellen Inter- 
essen gestalteten, so haben auch die römischen Hauptstraßen, welche 
fast ausschließlich Militärzwecken dienten, ein hiermit übereinstimmen- 
des, besonderes Gepräge. Die Trassierung derselben beruht — ohne 
Schonung der Zugkraft — auf Kürze und Beherrschung der Gegend durch 
Umschau. Die Erzielung eines nationalökonomischen Effektes, wie sie 
die heutige Wasser- und Landstraßenbaukunst zu lösen sucht, war den 
Römern fremd. Ebenso das Problem der Ausgleichung von Auf- und Ab- 
trag, das eine Grundregel der heutigen Straßen- und Eisenbahnbau- 
technik ist und das Anschmiegen an das Gehänge einer Talwandung zur 
Erzielung einer mäßigen Steigung”. Man schlug den Mehraufwand an 
Kraft viel geringer an, als die Durchführung einer möglichst geraden 
Richtung, welche die kürzeste Entfernung zwischen den Ausgangs- 
punkten einer Straße darstellte. Die Frage des Kraftaufwandes, die 
heutzutage bei der Trassierung von Verkehrswegen so schwer in die 


1 Der Landstraßenverkehr Leonberg—Pforzheim bewegt sich heute in der 
Hauptsache auf der Staatsstraße, die dem Zinsenbach- und Würmtal entlang führt. 


2 Es ist allerdings auch zu bedenken, daß bei der Führung dieser und 
anderer Höhenstraßen in Süddeutschland — neben den für alle Römerstraßen 
maßgebenden militärischen und Sicherheitsrücksichten — der historischen Tat- 
sache eine ausschlaggebende Rolle zuzumessen ist, daß es in der vorgeschicht- 
lichen Zeit unmöglich war, die Straßen durch die Sümpfe und Urwälder der 
üppigen oder versandeten Täler zu führen. Die Täler waren ursprünglich auch 
kulturlos und siedlungsfrei. Jahrtausendelang lagen die prähistorischen Sied- 
lungen auf den Höhen, deren Boden zwar naturwissenschaftlich ärmer, aber 
wirtschaftlich reicher, d. h. mit den Mitteln jener Zeit (Steinzeit), mit Hilfe der 
Brandwirtschaft anbaufähig war, Da die Römerstraßen vielfach den vorgeschicht- 
lichen Wegen bzw. Siedlungen folgten, ergab sich schon daraus ihre Führung 
über die Höhen der süddeutschen Gebirgszüge. 


7 Vgl. Lit.-Verz, 29, S. 32ff,, wo es heißt: „Bei den römischen Straßen 
findet man weder eine Ausgleichung des Gefälles durch Anschmiegen an die 
Bergwand, noch ein Einschneiden in der Höhe zum Zweck der Anschüttung in 
der Tiefe. Möglichst gerade Richtung und Behauptung der Höhenrücken zur 
Beherrschung der Umgebung durch Aussicht sind die Hauptfaktoren der römi- 
schen Straßentrassierung (siehe die Straße von Straßburg nach Zabern). Bis 
zu 15% wurden die vorspringenden Bergnasen erstiegen, die man mit Leichtig- 
keit hätte umgehen können.“ 
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Waagschale fällt und z. B. bei Hauptstraßen eine Steigung nicht über 
5% bedingt, war den Römern Nebensache. 

Noch stärker als bei der Linienführung, zeigen sich die macht- 
politischen Grundsätze der Römer bei der Netzbildung ihrer germani- 
schen Verkehrswege, namentlich der mit ihrer Hauptverkehrsader, dem 
Rheintal, zusammenhängenden. 

Die Hauptstraßen gehen vom Mittelländischen Meer (Marseille, 
Genua, Nizza) zum Rhein, vom Rhein zu den rechtsrheinischen Flüssen 
(Neckar, Main, Weser, Elbe), oder von einem Hauptort zum andern 
(Augst— Utrecht, Mailand— Augsburg usw.). Die Nebenstraßen beginnen 
am Rhein und münden in eine Haupt- oder eine andere Nebenstraße 
ein; die Verbindungsstraßen laufen in gerader Richtung von einer Straße 
zur andern, dienen also zunächst nicht der Verbindung der Römerorte, 
sondern der Römerstraßen, Diese Tatsache, die Schneider! wiederholt 
hervorhebt, findet meines Erachtens ihre Erklärung darin, daß die Römer 
es vermeiden wollten, daß ihre Sicherungspunkte (Kastelle, Warten und 
dergl.) von verschiedenen Richtungen her angegriffen werden konnten 
und damit die Verteidigung erschwert wurde. 

Die rechtsrheinischen Haupt- und Nebenstraßen beginnen alle am 
Rhein, alle sind sie Fortsetzungen von linksrheinischen Straßen. Wäh- 
rend aber die Straßen des linken Ufers von diesem aus nach dem Innern 
Galliens auseinanderlaufen, fallen die rechtsrheinischen im Innern 
Deutschlands alle zusammen. Sie dienten also dazu, große Heermassen 
aus den verschiedensten Teilen Galliens, das ja eine gesicherte römische 
Provinz war, und den Nachbarprovinzen rasch ins Herz Deutschlands 
zu werfen. Denselben Zweck hatten die vielen Rheinübergänge der 
Straßen. Da bei wenigen Festungen stehende Brücken waren, so mußten 
die Truppen auf Fähren übergesetzt werden. Um dieses Übersetzen zu 
beschleunigen, liefen die den Rhein überschreitenden Straßen auf dem 
linken Ufer in einzelnen Strahlen auf den Fluß aus. Jenseits führten 
die Einzelzüge bald wieder zur ursprünglichen Straße zusammen? Nur 
bei Köln liefen viele linksrheinische Straßen zusammen, bei Deutz die 
rechtsrheinischen auseinander, Aber Köln und Deutz waren bekanntlich 
durch eine stehende Römerbrücke verbunden. 

Aus dem Vorstehenden ist ersichtlich, daß man die Linienführung 
und Netzbildung der Römerstraßen als ein meisterhaft gelöstes Problem 


1 Vgl. z. B. Lit.-Verz. 38, Heft 10, S. 12, 
2 2 Vgl. hierzu die in Lit.-Verz. 38, Heft 5, beigefügte Schneidersche Karte 
über das Römerstraßennetz im nördlichen Teil der Rheinprovinz, welche die 


divergierenden und konvergierenden Straßenbündel rechts-und links des Rheins 
deutlich zeigt, 
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der damaligen Kriegskunst der Römer betrachten muß, eigen in seiner 
Art, vollständig den damaligen Anschauungen und Kriegsbedürfnissen 
entsprechend. 

Mit dem Zerfall des römischen Imperiums setzte die Völkerwande- 
rung ein, die den bestehenden Landverkehr durch Süddeutschland, samt 
dem Netz der Römerstraßen, wenn auch nicht ganz, so doch zum Teil, 
vernichtete. 

Die deutschen über Donau und Rhein in Gallien, Panonien, Vinde- 
lizien, Rhätien usw. sich ausbreitenden Stämme zerstörten und ver- 
wüsteten bei ihren Kämpfen viele Städte und Verkehrswege. Die Mero- 
vinger waren im frühen Mittelalter nicht imstande, sie wieder vollständig 
aufzubauen oder in den früheren Stand zu setzen’. Manche Städte, die 
nicht zugrunde gegangen waren, sanken zu verkehrslosen Dörfern herab?; 
andere jedoch, hauptsächlich die an schiffbaren Flüssen und Strömen 
liegenden, sowie die Pfalzen, Bischofsitze und Märkte, konnten sich ver- 
hältnismäßig rasch wieder erholen und — wenn auch langsam — zu an- 
sehnlichem Handelsverkehr gelangen”. 


3. Mittelalterliche Verkehrswege‘. 


Die Zeit des Mittelalters weist als mächtigste Verkehrsförderer die 
Kreuzzüge vom 12. bis 14. Jahrhundert auf. 


Schon vor den Kreuzzügen — vom 7. bis 11. Jahrhundert — bestand 
eine bedeutende Überlandroute von Ostindien nach Europa. Der Ver- 
kehr bewegte sich hauptsächlich auf der Donau und dem Dnjepr mit den 
Haupthandelsplätzen Hainburg, Enns, Passau und Regensburg. Von 


1 Vgl. hierzu auch K, Weller: „Die Reichsstraßen des Mittelalters im 
heutigen Württemberg“ in den Württ, Vierteljahrsheften für Landesgeschichte, 
XXXIII. Jahrgang, 1927, S. 1, wo es heißt: 

„In der deutschen Zeit wurden zunächst die alten Straßen weiterbenutzt. 
Man hat beobachtet, daß die frühmittelalterlichen gerne die Bahn der vorrömi- 
schen einschlagen und wieder mehr dem Gelände Rechnung tragen; die neuen 
Landesbewohner verstanden noch nicht, die Römerstraßen zu erhalten, die für 
rein militärische Zwecke angelegt waren und den nunmehrigen Bedürfnissen 
nicht weiter entsprachen. Natürlich verlangte der Verkehr auch in der früh- 
mittelalterlichen Zeit neue Wege, die freilich nach Anlage und Pflege hinter 
den römischen weit zurückstanden.* 

2 Vgl. z. B. Augusta Rauracorum—Dorf Augst, Vindonissa—Windisch, Bri- 
gobannae—Hüfingen a. d. Brege usw. 

3 Vgl. hierzu: „Die Wirtschaftsentwicklung der Karolingerzeit vornehm- 
lich in Deutschland“ von Alfons Dopsch, Teil 1 und 2, Weimar 1921/22; ersch. 
bei Hermann Böhlaus Nachf, 

4 Vgl. Bild 4. 


Bedeutendere mittelalterliche Verkehrswege in und durch Süddeutschland 
yandstraßen Wasserstraßen 
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Regensburg lief eine Straße über Bamberg—Magdeburg—Braunschweig 
nach Hamburg, die andere über Würzburg—Tauberbischofsheim nach 
den Handelsstädten am Main und Rhein (Frankfurt, Mainz, Köln usw.). 

Die Kreuzzüge selbst, deren Ursprung in Nordeuropa (England, 
Deutschland, Frankreich) liegt, hoben Süddeutschland verkehrlich ins- 
besondere deshalb hervor, weil sie die italienischen Handels- und Ver- 
kehrsplätze in den Vordergrund schoben. Die Handelszüge aus der Le- 
vante, die sich zu Beginn des Mittelalters größtenteils auf der oben er- 
wähnten Donaustraße bewegten, verließen diese infolgedessen und 
nahmen ihren Weg in südnördlicher Richtung über Italien. Dabei blühten 
die drei alten Römer- und Welthandelsstraßen: 


1. über den großen St. Bernhard oder durch die burgundische 
Pforte, den Rhein entlang bzw. über Schaffhausen—Rottweil—Pforz- 
heim— (Heilbronn)—Heidelberg— Frankfurt usw., sowie 

2. über den Splügen und Septimer; endlich 

3. über den Brenner nach Augsburg—Nürnberg bzw. Ulm 
zum zweitenmal auf. 


Der Haupthandelszug über den Brenner führte von Venedig über 
Bozen, Innsbruck und Füssen nach Augsburg, Kempten und Ulm und 
weiter nach Nürnberg. Nürnberg wuchs zu hoher Bedeutung und war 
der Hauptknotenpunkt der damaligen Handelszüge. Neben dem Südnord- 
verkehr Hamburg— Venedig, kreuzten sich dort noch die Linien Leipzig— 
Südwestdeutschland und Köln—Wien, so daß es zur Hauptvermittlerin 
des Donau—Rhein—Elbe-Verkehrs wurde. 


Daneben entwickelten sich bis zum Ende des 14. Jahrhunderts noch 
westliche Straßen, die durch Schwaben und Baden nach Worms, Straß- 
burg, Metz und Verdun führten. 


Der europäische bzw. deutsche Südnordverkehr auf den angegebe- 
nen Hauptlinien war aber bis zum Ende des 17. Jahrhunderts der maß- 
gebende und erst von da ab gewann der Westostverkehr mehr und mehr 
an Boden, da sich die Welthandelsrichtung allmählich nach West-Ost 
drehte — eine natürliche Folge der zunehmenden Bedeutung des Atlanti- 
schen Ozeans — und den Südnordverkehr sogar überflügelte. Damit 
konnte auch z. B. Württemberg in erhöhtem Maße am Transithandels- 
verkehr teilnehmen, da der kürzeste Weg von den Handelszentren im 
Südosten Deutschlands — Bayern und Österreich — nach dem Westen 
(Basel, Straßburg, Frankfurt a. M.) z. T. über württembergisches Gebiet 
führt, Zu den verschiedenen Westostverbindungen, welche damit in 
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Württemberg aufkamen!, gesellten sich als weitere im Norden die so- 
genannte Mainroute von Frankfurt über Würzburg nach Nürnberg— 
Regensburg usw.; die Tauberstraße, die auf dem Teilstück Crailsheim— 
Roth a, See—Herbsthausen—Mergentheim—Tauberbischofsheim den be- 
deutenden Durchgangsverkehr von Regensburg, München, Augsburg und 
Ulm nach Frankfurt und dem Niederrhein erhielt“, sowie die Nürnberg— 
Speyerer-Straßen, und zwar die obere über Ansbach—Ellwangen—Pforz- 
heim—Durlach und die untere über Ansbach—Heilbronn—Eppingen— 
Bretten. Endlich sind noch aus dem fränkischen und karolingischen Zeit- 
alter der alte, unter dem Namen Sachsen- oder Leipziger Straße bekannte 
Handelsweg Magdeburg (Leipzig—Dresden)—Hof—Bamberg— Würzburg 
nach Frankfurt a, M, bzw. Distelhausen—Königshofen—Boxberg—Adels- 
heim—Mosbach—Neckarelz—Sinsheim— Bruchsal und die Bergstraße 
Frankfurt—Basel, bzw. Frankfurt— Straßburg anzuführen. 


Die im Vorstehenden aufgeführten Verkehrsrouten durch Süd- 
deutschland stellen lediglich eine Auslese aus den wichtigsten Verbin- 
dungen des Mittelalters dar, genügen aber, um zu erkennen, daß sie — 
das gilt namentlich von den Nordsüdverbindungen — teilweise vorrömi- 
schen Datums sind, größtenteils aber von den Römern selbst angelegt 
oder benutzt wurden. Diese Tatsache erklärt sich daraus, daß die Kultur- 
plätze der alten Römer in Süddeutschland vielfach ihre Bedeutung auch 
im Mittelalter wieder erlangten — auch wohl nie ganz verloren hatten — 
und die noch teilweise erhaltenen alten Römerstraßen die Anlage neuer 
Siedlungen in ihrer unmittelbaren Nähe begünstigten. 


Vor der Entdeckung Amerikas und des Seewegs um Afrika nahm 
der große Handelszug aus der Levante nach Nordeuropa seine Richtung 
nach dem Bodensee, dem Rhein, Main und Neckar zu. Bis zu diesem 
Zeitpunkt erfolgte die Beförderung überseeischer Handelsartikel in der 
Hauptsache auf den genannten Flüssen, weil: 


17, B. von Wien, Passau, München, Augsburg, bzw. Brenner, Augs- 
burg nach: 
Ulm—Cannstatt—Heilbronn—Sinsheim—Wiesloch—Frankfurt; oder von Sins- 
heim über Neckargemünd—Heidelberg—Bergstraße nach Frankfurt, 
Ulm—Stuttgart—Kniebis—Oppenau—Oberkirch—Renchen— Straßburg (im Mit- 
telalter „Heergäßli und alte Straße“ genannt). 
Ulm—Stuttgart—Pforzheim—Ettlingen— Straßburg. 
Ulm—Schaffhausen—Basel—Burgundische Pforte—Chalon. 
Ulm—Stockach—Villingen—Freiburg—Breisach— Elsaß. 
Augsburg—Ravensburg—Meersburg—Konstanz—Basel, 
2 Noch im Anfang des 18, Jahrhunderts war der Personen- und Güter- 
transport auf dieser Straße so bedeutend, daß der Posthalter in Mergentheim 
tüglich bis zu 80 Pferde für Vorspann stellen mußte. (Vgl, Lit.-Verz, 2, S. 117.) 


1112 Geschichte der Verkehrspolitik im süddeutschen Raum. 


1. die Landverkehrswege in außerordentlich schlechtem Zustand 

waren, 

2. die Flüsse, bei der Richtung, in welcher der Verkehr erfolgte, 

dem Frachtführer den Vorteil einer beladenen Talfahrt boten. 

Später, als mit dem Aufkommen Londons und Amsterdams der Han- 
delsverkehr nach und durch Süddeutschland die umgekehrte Richtung 
einschlug, kam der Vorteil der Schiffahrtsstraßen zum größten Teil in 
Wegfall und wir sehen daher in der folgenden Zeit eine steigende Über- 
handnahme des Landverkehrs, der sich z. T.auf den obenerwähnten Routen 
bewegte, Immerhin verblieb den Schiffahrtsstraßen noch ein erheblicher 
Teil von Frachten, wenn auch lange nicht mehr in dem Umfange wie 
zuvor, 

Bei der Linienführung neuer Landverkehrswege und vor allem bei 
der Leitung der Verkehrsströme auf vorhandenen Land- und Wasser- 
straßen machten sich im Verlauf des Mittelalters mehr und mehr Ein- 
flüsse geltend, die mit der Territorialpolitik der süddeutschen Staaten 
in der neueren Zeit und ihrem Einfluß auf die Gestaltung der Verkehrs- 
verhältnisse eine gewisse Ähnlichkeit haben. Waren es später größere 
Staaten (Bayern, Baden, Württemberg), die den Verkehr auf ganz be- 
stimmte Bahnen zwangen, so spielten damals einzelne Städte in Ver- 
bindung mit der Verleihung gewisser Sonderrechte an sie (Grundruhr, 
Zwangsstapel, Straßenzwang, Zollstationen, Schiffahrtsmonopol auch für 
einzelne Schiffergilden usw.) seitens der deutschen Fürsten, eine ähn- 
liche Rolle. 

So hielt z. B. der Durchgangsverkehr von Regensburg, München, 
Augsburg und Ulm nach Frankfurt a. M. und dem Niederrhein zeitweise 


1 Es waren meist alte, verfallene Römerwege, die entweder nicht oder nur 
notdürftig instand gesetzt worden waren. Im frühen Mittelalter wurde über- 
haupt nicht besonders viel für den Straßenbau getan. Die urkundlich nach- 
gewiesenen Bemühungen der fränkischen ige, insbesondere Karls des Großen, 
für die Wiederherstellung guter Straßen, hatten keinen dauernden Erfolg. Die 
Ausbesserung der Straßen lag im alten Deutschen Reich demjenigen ob, der 
die Zölle und Mauten zu genießen hatte, dem Staatsschatz, den Grundobrigkeiten, 
ten, Märkten innerhalb ihres Burgfriedens (Patent Rudolfs II. von 1594, 
Ferdinands II. von 1630). War nun Handel und Wandel sehr gering oder wurden 
Zölle und Maut nur als Rente betrachtet, so verfielen Straßen und Wege. Im 
Patent Rudolfs II. von 1594 heißt es: „Wie übel es an vielen Orten mit Land- 
straßen und Brücken stehe, also daß viele Reisende . . . zumalen, wenn ein Un- 
gewitter einfallt ohne sonderer Leibs- oder Lebensgefahr nicht wandeln können.“ 
Man ging über Felder und Grundstücke, was zur Folge hatte, daß die Reisenden 
durch den gerechten Widerstand der Beeinträchtigten oft in geführliche Rauf- 
händel und Schlägereien verwickelt wurden. (Vgl. Lit,-Verz. 23.) 
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fast ausschließlich die Richtung über Mergentheim—Tauberbischofs- 
heim—Külsheim—Neukirchen—Miltenberg ein, ja selbst die Nürnberger 
und Rothenburger benutzten diese Straße, trotzdem sie größere Stei- 
gungen aufwies! und in einem sehr schlechten Zustand war, weil der 
Main mit Zöllen überlastet?, oftmals allerdings auch wegen Wasser- 
mangels nicht benutzbar und außerdem unsicher war und der Weg über 
Heidelberg--Frankfurt wegen der vielen Plackereien in den verschie- 
denen Hoheitsgebieten gemieden wurde’, Ähnlich wie in diesem, verhielt 
es sich in vielen anderen Fällen. Die Handelszüge durch Süddeutsch- 
land benutzten immer wieder andere Wege, sobald ihnen einer durch 
hohe Abgaben, Anlage von Zwangsstapelplätzen oder sonstige territoriale 
Maßnahmen versperrt worden war. Der alte, vielleicht zweckmäßigere 
Verkehrsweg verfiel, ein neuer tauchte auf, bis ihn dasselbe Schicksal 
ereiltet, 


Beispiele hierfür liefern die vielen weiter oben z. T. aufgeführten 
Straßen von Nürnberg nach Speyer’ oder der Zerfall einzelner Straßen- 
züge, wie z. B. der von Frankfurt nach Basel führenden rechtsrheinischen 
Haupthandelsstraße. Diese befand sich, abgesehen von den die Mark- 
grafschaft Baden und den Breisgau durchschneidenden Strecken, in 
einem völlig zerfallenen Zustand, da sie noch zu Beginn des 19. Jahr- 
hunderts nicht weniger als 20 reichsunmittelbare Gebiete durchzog, deren 
Beherrscher den Lauf des Verkehrs nur hemmten und die Handelsartikel 


1 Ein besonders starkes Gefäll hatte die sogenannte Eichlersteige. (Baer 
nennt Steigungen von 10—16 % und mehrere Gegenfälle,) Erst 1774 wurde die 
Steigung auf Grund eines fränkischen Kreisausschreibens von 1764 von der 
Löwensteinischen Regierung ermäßigt (Lit.-Verz. 2, S. 11811.). 

2 Vgl. Lit.-Verz. 2, S. 117: „Zwischen Bamberg und Frankfurt bestanden 
1521 26 Zollstellen am Main“, 

® Vgl. Lit.-Verz. 28, S. 39 und 117. 

4 Die gegenseitige (freie) Konkurrenz der Herrschaften wirkte ebenfalls 
mit, diese suchten durch Vergünstigungen, gelegentlich auch durch Verbesse- 
tungen der Straßen den Verkehr und die damit für sie selbst oder ihre Unter- 
tanen verbundenen Einnahmen an sich zu ziehen. 

5 Vgl. Lit.-Verz. 28, S. 178, wo es heißt: „Die Straßen des näheren Kurses 
— die sogenannte untere Nürnberger Straße — über Bretten—Heilbronn wurden 
unter dem Einfluß territorialer Interessen mit der Zeit derart verwahrlost, daß 
der (Post-) Kurs auf diesem nicht mehr aufrecht erhalten werden konnte. Man 
ließ ihn deshalb die Richtung über Schwäbisch-Gmünd—Stuttgart—Pforzheim— 
Durlach—Rastatt—Kehl, also die obere Nürnberger Straße, einschlagen, die 
Baden und Württemberg mit vielen Kosten in besseren Stand gesetzt hatten.“ 
(Anfang des 18. Jahrh.) 


Archiv für Eisenbahnwesen. 1939. 72 
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mit einer Unmenge Zoll belasteten, sich aber wenig oder gar nicht um 
die Unterhaltung der Straßen kümmerten!. Die Folge davon war, daß 
der Verkehr Frankfurt—Basel sich mehr und mehr über die bedeutend 
weniger mit Zoll- und Weggeld belastete linksrheinische Straße bewegte, 
während die kilometrisch kürzere Linie auf der rechten Rheinseite 
verfiel®, 


Meist waren die mittelalterlichen Handelszüge aber gezwungen, be- 
stimmte Routen einzuhalten, selbst wenn Stapelzwang, Zollstationen, 
Schiffahrtsmonopole oder schlecht unterhaltene Straßen den Verkehr 
hemmten und die Waren verteuerten. Dieser sogenannte Straßenzwang 
kommt am deutlichsten zum Ausdruck in dem Reichstagsabschied von 
1235, in dem es u. a. heißt: „Wir (die Reichsstände) gebieten, daß man 
die recht Straß far“ (stratae antiquae), d. h., man durfte nur die Straßen 
fahren, die von altersher dem Verkehr dienten. Wie scharf diese Ver- 
ordnung auch noch im 16, Jahrhundert gehandhabt wurde, geht aus einer 
Bekanntmachung des Kurfürsten Johann des Beständigen von Sachsen 
vom Jahre 1521 hervor, in der er dem Zwickauer Rat eröffnet, daß er 
alle süddeutschen Fuhrleute, welche die von Hof über Plauen, Zwickau 
oder Werdau, Altenburg und Borna nach Leipzig führende Handelsstraße 
verlassen würden, mit hohen Strafen belegen wolle. Als dann im Jahre 
1551 Nürnberger und Regensburger Fuhrleute von Hof aus auf einer 
allerdings weniger bequemen, aber auch durch weniger Zollstationen 
führenden Route längs der Saale über Schleiz, Gera, Zeitz und Pegau 


1 Im Jahre 1721 bezahlte man von einem mit 8 Pferden bespannten Güter- 
wagen (= 50-60 Zentner) von Freiburg nach Frankfurt a. M. 37 fl. 21 kr. 
Wegzoll, Chaussee- und Brückengeld an insgesamt 39 Erhebungsstellen. Im Jahre 
1765 bezahlte man von Frankfurt nach Basel auf der rechtsrheinischen Straße 
58 fl. 6 kr.; auf der linksrheinischen durch das Elsaß nur 27 fl. 28 kr. für einen 
Wagen an Zoll-, Chaussee- und Brückengeld, (Vgl. Baer, Chronik über Straßen- 
bau und Straßenverkehr im Großh. Baden, Berlin 1878, S. 63.) 

2 Trotzdem die rechtsrheinische Linie kilometrisch kürzer war, brauchte 
man zu der Strecke Basel—Frankfurt einen Tag mehr als auf der linksrheini- 
schen. Die Schuld daran trugen die vielen Zollerhebungen und der immer größere 
Verfall der Straße. In Lit.-Verz. 23 werden Fälle angeführt, nach denen noch 
1794 bei Weinheim, Lützelsachsen und Neuenheim fast täglich versunkene Fuhr- 
werke mit Winden gehoben werden mußten. „Zwischen Offenburg und Emmen- 
dingen waren im Jahre 1795 40 Güterwagen versunken. Der Knecht desPosthalters 
in Friesenheim war sogar im Straßenkot erstickt, kaum konnten die Pferde ge- 
rettet werden,“ (Lit.-Verz, 23, S. 116.) Nur der unerbittliche Zwang des den 
Durchgang durch Straßburg verbietenden französischen Gesetzes konnte bei 
dieser Sachlage den Verkehr auf die rechtsrheinische Seite zurücklenken. 
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nach Leipzig zu gelangen suchten, wurde diese Bestimmung wiederholt 
und verschärft!, 

Manche Straßen wurden absichtlich schlecht unterhalten, um die 
Märsche der Kriegsvölker abzulenken, und verfielen damit ganz. Auf 
andern wurde der Straßenverkehr zugunsten eines Wasserwegs gewalt- 
sam zurückgehalten. So einigten sich im Jahre 1349 die vier Kurfürsten 
am Rhein dahin, daß die Benutzung der Landstraßen neben dem Rhein 
von den Niederlanden auf- und abwärts nicht zu gestatten sei?. 

Der mangelhafte Zustand der süddeutschen Verkehrswege bis in 
das 18. Jahrhundert hinein findet andererseits aber auch darin seine 
Erklärung, daß die Ingenieurkunst noch wenig entwickelt war". Es fehlte 
vor allem dem untergeordneten Baupersonal an den Kenntnissen in der 
Meßkunst', es fehlte ferner an zuverlässigem Kartenmaterial, das bei 


1 Lit.-Verz. 16. Vgl. auch Lit.-Verz. 2, S. 13, wo es heißt: „In den Kreis- 
viertels-Conventen hat man noch bis über die Mitte des 18. Jahrhunderts mit 
großer Gewissenhaftigkeit darnach (nämlich nach den Vorschriften über die 
Benutzung der ‚rechten‘ Straßen) gehandelt und ängstlich darüber gewacht, daß 
durch Änderung der alten Straßenzüge nicht Beeinträchtigungen der beteiligten 
Hoheitsgebiete eintraten, so daß selbst die zweckmäßigsten Verbesserungen der 
Straßenzüge unterbleiben mußten.“ 

Ebenso Baer, „Die Straßenbauverwaltung“, 1870. „Straßen, die nicht die 
rechten (ältesten) waren, wurden Ausbruchstraßen genannt und meist mit Erfolg 
angegriffen.“ 

2 Lit,-Verz. 23, S. 36. 

3 Vgl. Baer, „Wasser- und Straßenbauverwaltung“, 1870, S. 315: „Der 
Brückenbau wurde mit dauerndem Erfolg nur dort betrieben, wo die Felsen als 
Widerlager dienten, Bei den geringen Kenntnissen im Wasserbau wurden die 
meisten Brücken und Dohlen entweder rasch zerstört oder vom Wasser um- 
gangen,“ 

Ferner; Lit.-Verz. 2, S. 61. „Die meisten Übergänge über Wasseradern, 
Bäche und Flüsse erfolgten durch Furten.“ So erfolgte der Übergang über den 
Main bei Mainz noch im 13. Jahrhundert durch eine Furt unterhalb dem Leon- 
hardstor, daher 794 der Name der Stadt: „Franconsfurd“. 

* Wie außerordentlich weit zurück gerade die Meßkunst in Süddeutschland 
noch im 18. Jahrhundert war, zeigt ein Beispiel, das Baer (Lit.-Verz. 2, S, 496) 
anführt. Es handelte sich um den Neubau einer Gebirgsstraße im badischen 
Schwarzwald in den Jahren 1776/78. Die Straße wurde „oben und unten am Berg 
gleichzeitig begonnen und solange fortgesetzt, bis man sich überzeugte, daß der 
obere und der untere großenteils mit Trockenmauern ausgeführte Straßenteil 
der verschiedenen Höhenlagen wegen nicht miteinander vereinigt werden 
konnten“, Der mit vieler Mühe erstellte Bau wurde als unbrauchbar aufgegeben. 
Er wies überdies Steigungen von 15 bis 20 % auf. „Daß ein Straßenbau in dem 
Gebiet der Abtei St.Gallen derart mißglücken konnte“, schreibt Baer weiter, 
„ist um so auffallender, als die Bauleitung gewöhnlich den, in der Mathematik 
tüchtigen Conventualen übertragen wurde und auch unter Abt Gerbert der in der 


Mathematik hervorragende Pater Franz Kreitler solche Aufgaben zu besorgen 
hatte,“ 


72° 


1116 Geschichte der Verkehrspolitik im süddeutschen Raum. 


den Straßenprojektierungen hätte benutzt werden können, Erst im 
18. Jahrhundert erschienen Karten über die einzelnen süddeutschen 
Kreisel, die aber noch viele Unrichtigkeiten enthielten. Das ganze Mittel- 
alter hindurch mangelte es außerdem an einer geordneten Straßenver- 
waltung?. Der Ausdruck „schlechte Straßen“ bezog sich lediglich auf 
den Zustand der Fahrbahnen; die Gefälle, verlorenen Steigungen usw, 
wurden meist als ein in den Terrainverhältnissen liegender, nicht zu 
beseitigender Mißstand hingenommen’, 


Neben dem trostlosen Zustand der Land- und Wasserwege und den 
anderen erwähnten Verkehrshindernissen beeinflußte das ganze Mittel- 
alter hindurch bis in die Neuzeit hinein, die Unsicherheit, namentlich auf 
den Landverkehrswegen, die Leitung der Verkehrsströme. Waren es zu- 
nächst die Raubritter und sonstige „Schnapphähne“, die bis ins 15. Jahr- 
hundert ihren unfreiwilligen Tribut auf der Landstraße erhobent, so 
brachten die späteren dauernden Kriegswirren keine Besserung in dieser 
Hinsicht. Als besonders unsicher in Süddeutschland galten die Gebirgs- 
straßen durch den Schwarz- und Odenwald, ein Teil der Bergstraße, 
der Böhmerwald und die schwäbische Alb, Überhaupt boten die gebirgi- 
gen Gegenden Süddeutschlands genügend Unterschlupf für räuberisches 
Gesindel. Wie groß die Bedeutung der Unsicherheit für die Leitung des 
Verkehrs war, mag folgendes Beispiel erhellen: 


Der Rhein zwischen Laufenburg und Mainz stellte während des 
Mittelalters bestimmt keinen vorteilhaften Verkehrsweg dar. Lagen an 
dieser Strecke doch 5 Städte, die das Zwangsstapelrecht besaßen (Basel, 
Straßburg, Speyer, Worms und Mainz), d.h. die Kaufleute mußten die 
verschifften Waren ausladen und während bestimmter Fristen am Platze 


1 Im Jahre 1743 erschienen erstmalig Karten über den schwäbischen Kreis, 
solche über die einzelnen Länder des schwäbischen Kreises folgten jedoch erst 
bedeutend später (vgl. Lit.-Verz. 28). 

2 Spuren einer solchen finden wir z.B. in Baden erst gegen Ende des 
16. Jahrhunderts. Baer behauptet in seinem Werk: Die Wasser- und Straßen- 
bauverwaltung im Großherzogtum Baden (Karlsruhe 1870), daß erstmals im 
Bezirk der Stadt Offenburg im Jahre 1586 ein Wegmeister auf „der Hochstraß“ 
aufgestellt worden sei. Diese Behauptung scheint nicht ganz zuzutreffen, denn 
Löffler (Lit.-Verz. 23) führt einen Passus aus dem Eidbuch der Stadt Villingen 
von 1573 an, der folgendermaßen lautet: „Wegmaister welche zue Wegmaister 
genommen werden, die sollen schwören, der Landstraß und Weg wol acht zuo 
haben und zuo besichtigen, wo noth .... zue bessern und wesentlich zuo 
halten . . , .“ (vgl, hierzu „oberrheinische Stadtrechte“ II; Schwurrechte, erstes 
Heft, S. 144). Augsburg hatte übrigens schon 1545 einen Straßenmeister. 

3 Vgl. Lit,-Verz. 2, S. 25. 

4 Die Bündnisse der Städte von 1319 und 1381 hatten die Unsicherheit 
zwar etwas herabgemindert, aber nicht beseitigt (Lit.-Verz, 2, S. 17). 
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feilbieten. Konnten die Waren an diesen erzwungenen Marktplätzen 
während der vorgeschriebenen Frist nicht verkauft werden, so mußte 
der Kaufmann sie bis zum nächsten Zwangsstapelplatz weiterführen, 
wo sich dann dasselbe wiederholte, oder einem Bürger der betreffenden 
Stadt in Kommission geben, oder in einem Lagerhaus unterbringen, bis 
er zu der nächsten Frist wiederkam. Scheiterte sein Schiff in dem ge- 
fährlichen Strombett des Oberrheins, so gehörten alle gestrandeten 
Waren, sobald sie das Ufer berührten, dem Grundherrn des betreffenden 
Gebiets (Grundruhr). Auf der Strecke Laufenburg—Mainz bestanden 
weiterhin — wenn auch nicht gleichzeitig — 30 Zollstationen!. Allein 
auf der Strecke Straßburg—Mainz sind im Jahre 1393 10 Zölle auf- 
geführt, und um 1450 mußte der Schiffer von Laufenburg bis Mainz 
mehr als zwanzigmal beidrehen, um Zoll zu bezahlen, Dazu kam noch 
das ausschließliche Recht einzelner Städte oder mächtig gewordener 
Schiffahrtsgilden unter städtischem Schutz (Straßburger Schifferzunft, 
Breisacher Schiffergesellschaft usw.), den gesamten Schiffahrtsbetrieb 
auf einer bestimmten Strecke auszuüben, welches zu mancherlei Aus- 
wüchsen führte. Auch wies der Rhein selbst viele natürliche Hindernisse 
auf und die Leinpfade waren außerordentlich mangelhaft”. 


Trotz aller dieser Nachteile blieb der Oberrhein eine belebte Haupt- 
und Handelsstraße, weil seine Mängel noch leichter zu ertragen waren 
als die des Landverkehrs. Insbesondere war es die größere Sicherheit 
der Rheinstraße, die von der Kaufmannschaft hoch angeschlagen wurde? 
und sie immer wieder davon abhielt, zweckmäßigere Landverkehrswege 
zu benutzen. 


Die Linienführung der Verkehrswege und die Leitung der Verkehrs- 
ströme im Mittelalter und auch am Anfang der neuen Zeit wurden, wenn 
man die obigen Betrachtungen zusammenfassen will, beeinflußt von: 


1 Nämlich Laufenburg, Säckingen, Rheinfelden, Basel, Istein, Kems, 
Neuenburg, Breisach, Biesheim, Limburg, Weisweil, Straßburg, Lichtenau- 
Gauelsbaum, Söllingen, Beinheim, Selz, Hausen (aufgegangen in Mannheim), 
Merfeld, Lauterburg, Neuburg, Stülen (b. Mühlburg), Speyer, Mannheim, Worms, 
Gernsheim, Oppenheim und Mainz (vgl. Schulte, „Geschichte des mittelalterlichen 
Handels und Verkehrs“, S. 431, 32 ff.). 

2 Vgl. Lit.-Verz. 23, S. 32. 

® Die Hinwegräumung der natürlichen Hindernisse der Schiffahrt begann 
erst unter Maria Theresia. Früher blieben Baumstämme, Klötze usw. im Fahr- 
wasser liegen, „verursachten nicht selten Untergang der Schiffe mit Menschen 
und Waren und zerstörten, von höheren Wassern fortgewälzt, die schlecht ge- 
bauten Brücken“ (vgl. Lit.-Verz. 23, S. 34 und „Die Verkehrswege unserer 
Gegenden in früheren Jahren“ von Anton Ritter von Spaun, Linz 1848, bei 
Wimmer). 

4 Vgl, Lit.-Verz. 23, S. 32. 
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1. der Finanzpolitik, sowie den widerstreitenden Interessen der 
vielen Gebietsherren, 


re 


. der Entwicklung bedeutender Handels- und Messeplätze unter 
der Gunst einzelner deutscher Fürsten in Verbindung mit dem 
Kampf um die Vormachtstellung (Zwangsstapel, Straßenzwang, 
Einfluß auf die Verkehrsleitung durch Abschluß von Handels- 
verträgen mit anderen Städten! usw.), 

3. dem Mangel einer geordneten Straßenverwaltung, der sich be- 
sonders insofern fühlbar machte, als manche Straßen, auch 
Wasserwege, in einem derartigen Zustand waren, daß sie nicht 
mehr benutzt werden konnten und dafür neue entstanden, die 
meist eine andere Richtung einschlugen, 

4. der Rückständigkeit der Ingenieur-, namentlich der Meßkunst, 

5. dem Wettkampf der Land- und Wasserwege um die Einnahmen 
aus dem durchgehenden Verkehr, 

6. der mangelhaften Verkehrssicherheit, namentlich auf den Land- 

verkehrswegen. 


4. Verkehrswege im 18. und zu Beginn des 19. Jahrhunderts. 


Von erheblicher Bedeutung für die Ausgestaltung des süddeutschen 
Eisenbahnnetzes waren die Verkehrsverhältnisse kurz vor der Ein- 
führung der Eisenbahnen in Süddeutschland, d. h, zu Ende des 18. und 
zu Beginn des 19. Jahrhunderts. 

Die Leitung des Verkehrswesens, soweit es den Nachrichten-, Reise- 
und Gepäckverkehr umfaßte, lag um die Jahrhundertwende fast aus- 
schließlich in der Hand der Thurn und Taxisschen Reichspost, Daneben 
bestanden in den einzelnen Ländern noch staatlich privilegierte Güter- 
und Botenfuhrwerke, sogenannte Landkutschen; sowie Marktschiffe, die 
aber im allgemeinen nur dort geduldet waren, wo die Reichsposten nicht 
verkehrten, Das schwere Güterfuhrwesen blieb meist dem Privatunter- 
nehmen überlassen und wurde von den Staaten überwacht. 

Die einzelnen Regierungen hatten sich aber durchweg einen be- 
deutenden Einfluß auf die Verkehrsentwicklung gesichert, da sie immer 
mehr den volkswirtschaftlichen Wert erkannten, den der Verkehr über- 
haupt und insbesondere der durchgehende für ihre Länder mit sich 

= t So hatte Nürnberg im 14, Jahrhundert Vereinbarungen mit Bern, Frank- 
furt a. M., Oppenheim, Mosbach, Trier, Aachen, Metz, Straßburg, Speyer, Worms, 
Mainz, Wimpfen, Koblenz und Köln zustande gebracht, die gegenseitige Zoll- 
freiheit festlegten und daher Nürnbergs Handel bedeutend hoben (Lit,-Verz. 2, 
Seite 102). 
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brachte. Die Thurn und Taxisschen Lehensposten waren durch Staats- 
verträge an bestimmte Routen gebunden und durften ohne Einwilligung 
der Landesherren weder einen neuen Postkurs eröffnen noch einen be- 
stehenden aufheben. Ebensowenig durften Änderungen in den Post- 
stationen oder Posteinrichtungen vorgenommen werden. 


Im ersten Jahrzehnt des 19. Jahrhunderts gingen die süddeutschen 
Staaten nacheinander dazu über, die Thurn und Taxissche Reichspost zu 
verstaatlichen und verstärkten damit ihren Einfluß auf die Gestaltung 
der Verkehrsverhältnisse im Innern ihrer Landesgebiete und auch im 
Verkehr mit den Nachbarländern, 


Zuvor brachten noch der Lüneviller Friede und der auf ihn fol- 
gende Reichsdeputationshauptschluß vom Jahre 1803 für die süddeut- 
schen Staaten insofern günstigere Verkehrsverhältnisse, als sie die 
kleineren Besitztümer aufhoben und den größeren einverleibten. Dadurch 
war der nachteilige Einfluß der kleinen Territorien auf die Leitung der 
Verkehrsströme wenigstens etwas gemildert!, 


Die Verkehrspolitik der so entstandenen größeren Staaten befaßte 
Sich in der Hauptsache mit dem Bau guter Verkehrswege, unter Be- 
nutzung vorhandener und noch zu schaffender Wasserstraßen, um den 
Handelsverkehr ins Land und durchs Land zu ziehen. Weiterhin regelten 
die einzelnen Staaten das Güterfuhrwesen und das Speditionswesen über- 
haupt, die beide seit der Mitte des 18. Jahrhunderts einen beträchtlichen 
Aufschwung genommen hatten, 


Mit der wachsenden Staatsgewalt hatte auch die Sicherheit auf den 
Straßen zugenommen und ihre frühere Bedeutung für die Verkehrs- 
leitung verloren. 


In wirtschaftlicher Hinsicht war ein Umschwung zugunsten frei- 
heitlicher Bestrebungen eingetreten, da das früher herrschende Mer- 
kantilsystem mit seiner alles bevormundenden Staatsmacht von dem 


1 Wie groß dieser Einfluß war, wird besonders klar ersichtlich, wenn 
man den Vorsprung betrachtet, den einheitlich verwaltete Staaten, wie z. B. 
Frankreich, im Straßen- und später auch im Eisenbahnbau vor den deutschen 
Staaten hatten. So dienten bekanntlich die unter Ludwig XIV, errichteten 
prachtvollen französischen Straßen den Deutschen als Vorbild. Der württem- 
bergische und badische Staat beriefen — wie wir später schen werden — fran- 
zösische Straßenbauingenieure für die Verbesserung und Neuanlage von Straßen 
in ihr Land, weil dieselben bereits zu einem Zeitpunkt über einen umfangreichen 
Schatz von Erfahrungen im Straßenbau verfügten, als man sich in Süddeutsch- 
land noch von veralteten Grundsätzen leiten ließ. (Lit.-Verz. 2, S. 134 ff.) 

Der schwäbische Kreis erließ im Jahre 1737 eine Information zur Ver- 
besserung der Wege nach französischem Muster. (Lit.-Verz. 2, S. 133.) 


1120 Geschichte der Verkehrspolitik im süddeutschen Raum. 


physiokratischen Wirtschaftssystem (Adam Smith) abgelöst wurde. Nicht 
mehr Beschränkung der Gewerbetätigkeit und Schaffung von Monopolen 
war jetzt die Losung, sondern freier Handel und freier Verkehr auf allen 
Gebieten. 

Diesen veränderten wirtschaftspolitischen Verhältnissen trugen die 
einzelnen Regierungen Rechnung, indem sie bestrebt waren, den freien 
Verkehr nicht durch hohe Abgaben, Pachtgelder oder Verleihung von 
Sonderrechten an bestimmte Personen oder Körperschaften aufzuhalten. 
Man sah vielmehr gerade in der Konkurrenz der einzelnen Frachtfuhr- 
leute die sicherste Gewähr für die Erzielung billiger Frachtsätze. 

Wenn man in diesen Maßnahmen für den Verkehr im Innern der 
einzelnen Staaten auch ein zeitgemäßes Hinwirken auf drei wichtige 
Grundsätze des modernen Verkehrswesens, nämlich Schnelligkeit, Sicher- 
heit und tunlichste Billigkeit erblicken muß, so kann man doch wohl 
kaum von einem wesentlichen Fortschritt im Verkehrsleben Süddeutsch- 
lands am Anfang des 19. Jahrhunderts sprechen. Seinen tieferen Grund 
hat das m. E. darin, daß: 

1. der Verkehr innerhalb Süddeutschlands und durch Süddeutsch- 
land seit der Entdeckung der neuen Welt und der steigenden Überhand- 
nahme des Westostverkehrs zugunsten Norddeutschlands an Bedeutung 
verlor, weil die Bodengestaltung Süddeutschlands dem Westostverkehr 
größere Schwierigkeiten bietet. Beschleunigt wurde dieser Verkehrsrück- 
gang durch den 30jährigen Krieg, den spanischen Erbfolgekrieg und die 
napoleonischen Kriege, die den süddeutschen Handel, sowie Gewerbe und 
Industrie vernichteten, den Transit hemmten und in der Richtung von 
und nach Frankreich zeitweise sogar vollständig lahmlegten; 

2. die einzelnen Staatsregierungen, trotz aller freiheitlichen Be- 
strebungen, sobald es sich um den direkten Verkehr mit den Nachbar- 
staaten oder den durchgehenden Verkehr handelte, den engbegrenzten 
Horizont der Verkehrsanschauungen vergangener Jahrhunderte nicht zu 
überschreiten vermochten. Diese Tatsache äußerte sich in immer noch 
hohen Taxen und Nebengebühren (Trinkgeld, Schmiergeld, Chaussee- 
und Brückengeld, Packkreuzer, Scheingebühren), die in ihrer Mannig- 
faltigkeit von der Bevölkerung nicht zu übersehen waren; in der Lang- 
samkeit der Beförderung, die immer noch durch Zollerhebungen an den 
Grenzen, oder die patriarchalische Neugier der Polizeiorgane über das 
Woher, Wohin, den Namen und Stand der Reisenden aufgehalten wurde; 
in ungeeigneten Kursregelungen, Mangel an sicheren Anschlußverbin- 
dungen, in den verschiedenen Währungen und schließlich in der Rück- 
ständigkeit der Beförderungsmittel. Auch kannte man noch kein Ent- 
eignungsrecht und außerdem machte sich das Fehlen einer zentralen 
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Stelle für die verschiedenen bestehenden Verkehrsanstalten nachteilig 
bemerkbar; 

3. mit dem Aufkommen größerer Staatsgebiete in Süddeutschland 
die einzelnen Regierungen bestrebt waren, den durchgehenden Verkehr 
durch allerhand Maßnahmen auf die Verkehrswege ihrer Länder zu 
ziehen, um den Wohlstand der Bevölkerung zu heben und sich selbst eine 
einträgliche Einnahmequelle zu sichern. 

Im Zusammenhang mit dem letzten Punkt stehen die Verkehrs- 
umgehungen in Süddeutschland, sowie die Leitung der Verkehrsströme 
überhaupt und die Richtlinien, die beim Bau vieler neuer Straßenzüge 
der damaligen Zeit maßgebend waren. 

Einen deutlichen Einblick in die Schwierigkeiten, die sich dem Bau 
neuer Verkehrswege und der Verbesserung alter damals entgegenstellten, 
geben die Versuche, die Straßenzüge Nürnberg—Straßburg zu ver- 
bessern!. Als diese Frage nämlich allmählich dringend wurde, gerieten 
die beteiligten Landesherrschaften alsbald in Streit darüber, welcher 
von den beiden Straßenzügen zu verbessern sei. Es handelte sich um 
die bereits erwähnte obere? oder untere® Nürnberger Route. Im Jahre 
1777 kam nach langwierigen Verhandlungen zwischen Kurpfalz-Bayern, 
dem Markgrafen von Ansbach-Bayreuth und den Fürsten von Hohen- 
lohe-Waldenburg, Kirchberg, Neuenstein und Bartenstein der sogenannte 
„Chausseerezeß“ zustande, nach dem sich diese verpflichteten: „Die von 
Nürnberg nach Straßburg, durch ihre Lande ziehende, alte Straße binnen 
5 Jahren 28 Fuß breit mit einer Fahrbahn von 24 Fuß herzustellen und 
zur Instradierung einer anderen Straße nach Nürnberg weder die Hand 
zu bieten noch solche zuzulassen“, Dagegen erhoben der schwäbische 
Bund und der Markgraf von Baden Einspruch, da ihnen mehr an der 
Verbesserung der oberen Nürnberger Straße lag und Württemberg den 
bedeutenden Gütertransport von Straßburg nach Nürnberg nicht ganz 
verlieren wollte. Kurpfalz-Bayern hatte außerdem die Absicht, von der 
unteren Nürnberger Route eine Abzweigung zur Donau nach Donau- 
wörth oder Lauingen anzulegen. Dadurch hätte Württemberg auch noch 
einen Teil seiner Gütereinfuhren, die seither von Straßburg über Stutt- 
gart—Ulm nach Augsburg gingen, an die neue Straße verloren. 

1 Als Quellen für das Folgende wurden die im Lit,-Verz. unter 2, 12, 23, 39 
aufgeführten Werke benutzt. 

3 Nürnberg—Ansbach—Feuchtwangen—Dinkelsbühl—Ellwangen—Aalen— 
Gmünd—Cannstadt—Stuttgart— Vaihingen a, Enz—Pforzheim—Durlach—Karls- 
ruhe— Straßburg. 

"7 Nürnberg—Ansbach— Crailsheim— Hall— Oehringen—Weinsberg— Heil- 
bronn—Eppingen—Bretten—Karlsruhe—Straßburg. 

* Badische Landesarchivakten und Lit.-Verz. 2, S. 128. 
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Da jedoch sowohl Pfalz-Bayern als auch Württemberg gemeinsam 
eine weitere Gefahr für ihren Transit dadurch drohte, daß der Verkehr 
vom Rhein her und von Frankfurt sich immer mehr auf dem Main über 
die Speditionsplätze Würzburg, Marktbreit, Marktfest und Kitzingen be- 
wegte!, um von hier aus zu Lande entweder seinen Weg nach Nürnberg 
und Regensburg usw. oder nach Donauwörth und Augsburg zu nehmen, 
und beide Staaten ohnehin in einem Vertragsverhältnis wegen des gegen- 
seitigen Austausches ihres Weins und Salzes standen, welches im Juni 
1781 zu Ende ging, verbanden sie mit den Kommerzialverhandlungen 
auch die wichtige Rücksicht auf die Straßenleitungen. Diese Verhand- 
lungen verfolgten das Endziel, den Güterverkehr vom Rhein her an die 
Donau und nach Oberschwaben wie seither zu behaupten und zugleich 
„zum Besten der Württemberger Lande“ den Bau der unteren Nürn- 
berger Straße durchs Hohenlohesche abzuwenden. In dem am 16. Juli 
1782 abgeschlossenen Hauptvertrag wurde deshalb im 4. und 5. Artikel 
festgelegt: 


1. weder die untere noch die obere Nürnberger Straße zu chaus- 
sieren; 

2. „Alles was zur Wiederemporbringung der seit vielen Jahren 
gänzlich zerfallenen, so natürlichen und bequemen, als für die 
beiderseitige Lande und Untertanen ersprießlichen Kommunika- 
tion zwischen den beiden Hauptflüssen, der Donau und dem 
Rhein, gereichen könne, gemeinschaftlich in Anwendung zu 
bringen und insonderheit das Augenmerk auf die Wiederherstel- 
lung der Neckarschiffahrt zwischen Mannheim und Cannstatt 
zu richten, um dadurch den Güterzug nach der an der Donau 
liegenden Stadt Lauingen einzuleiten.“ 


Tatsächlich wurde durch diesen Vertrag erreicht, daß lange Zeit 
keine von den beiden Nürnberger Straßen verbessert wurde, bis zuletzt 
Österreich und Preußen aus militärischen Gründen im Jahre 1793 unter 
Androhung der Exekution die Verbesserung der Strecke Heilbronn— 


1 Die Ursache für die Belebung der Mainschiffahrt ist in den am 5. Juli 
1764 zwischen Kurmainz und dem Fürstentum Ansbach und am 6. September 1766 
zwischen Kurmainz und dem Bistum Würzburg abgeschlossenen Verträgen zu 
erblicken. Der erstere bezweckte: „Die vollkommene Freiheit des Handels auf 
dem Main gänzlich herzustellen“, der zweite: „Die Rückleitung auf den Main 
des von diesem auf andere Verkehrsstraßen übergegangenen Handelsverkehrs, 
d. h, den österreichischen, tiroler, bayerischen, Regensburger, Nürnberger und 
in erster Linie den schwäbischen Güterverkehr, der in dem letzten Jahrzehnt 
mehr oder minder vom Main auf den Neckar übergegangen war, ersterem zu- 
rückzugewinnen.“ (Vgl. Lit.-Verz, 39, S. 6.) 
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Eppingen verlangen und den Rezeß für nichtig erklären mußten, „weil 
es nach den Reichsgesetzen keinem Landesherren zustehe, den Lauf 
offener Flüsse oder die Passage in seinem Lande zu hemmen“!, 

Zweifellos hätte die untere Nürnberger Straße den näheren und 
durch die Geländeverhältnisse gegebenen Weg zwischen Straßburg und 
Nürnberg dargestellt” und er wurde auch trotz seines schlechten Zu- 
standes viel benutzt, jedoch bewegten sich ebenso viele Güterfuhrwerke 
auf anderen Straßen, obwohl sie meist länger waren als diese, oder doch 
größere Geländeschwierigkeiten zu überwinden hatten. Die wichtigsten 
dieser Straßen sind neben der oberen Nürnberger Route: 


1. Straßburg— Durlach— Bretten—Neckarelz—Mosbach—Tauber- 
bischofsheim—Würzburg— Nürnberg (—Regensburg— Passau 
oder —Leipzig) ; 

2, Straßburg — Offenburg — Kinzigtal — Freudenstadt — Stuttgart 
und dann entlang der oberen Nürnberger Route. 


Übrigens hatte der ganze Streit über die Straßenleitungen Straß- 
burg—Nürnberg ein Vorspiel, das schon früher die Instandsetzung der 
oberen Nürnberger Route verhinderte. Die schwäbische Kreisversamm- 
lung vom Jahre 1737 hatte nämlich, ebenso wie der Kreisviertelsrezeß 
von 1756 bestimmt, daß der alte Handelsweg Straßburg—Pforzheim— 
Cannstatt zu verbessern sei. Die Reichsstadt Heilbronn legte jedoch, 
unterstützt von der Pfalz, 1769 durch ein gedrucktes Promemoire bei 
allen Höfen Protest hiergegen ein, indem sie darauf hinwies, daß die 
untere Nürnberger Straße die eigentliche Handelsstraße sei und deshalb 
allein Beachtung verdiene, 

Was nun den zweiten Punkt des am 16. Juli 1782 abgeschlossenen 
Hauptvertrags zwischen Bayern und Württemberg anbetrifft, so liefert 


1 Vgl. Lit.-Verz. 28, S. 112. 

2 Die untere Nürnberger Straße war um 12 Stunden (= 53 km) kürzer 
als die obere. (Lit.-Verz. 2, S. 128.) 

7 Die Teilstrecke Eppingen—Bretten der unteren Nürnberger Straße war 
übrigens, trotz des Widerspruchs Württembergs und der Kurpfalz chaussiert 
worden, und da Bretten bereits 60.000 fl. hierfür aufgewendet hatte, kam man 
unter dem 8. Januar 1785 überein, daß: 

1. zwischen Bretten und Eppingen in den Gemarkungen Gölshausen, Flö- 
hingen, Sickingen, Sulzfeld und Zaisenbausen zu chaussieren sei; 

2, daß dies aber in den Gemarkungen Weingarten, Eppingen, Stebbach, 
Schluchtern, Gondelsheim, Gemingen und Schweigern zu unterbleiben habe; 

3. daß in Gemarkung Rinklingen nicht chaussiert und überhaupt nicht an 
die Straße von Durlach angebunden werden dürfe, auch sonst nichts zum Nach- 
teil der Cannstatter (obere Nürnberger) Straße auszuführen und 

4. daß der begonnene Wegbau von Eppingen nach Stebbach einzustellen 
und die Straße nur notdürftig zu unterhalten sei. (Vgl. Lit.-Verz, 2, $. 129.) 
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auch er, wenn man ihn weiter verfolgt und seinen Ursachen nachspürt, 
interessante Einblicke in die einzelstaatliche Verkehrspolitik der da- 
maligen Zeit. 


Der Güterzug vom Rhein und von Frankfurt an die Donau und 
nach der Schweiz und Italien war nämlich einer der bedeutendsten, und 
es bemühten sich deshalb viele Staaten darum, ihn über ihr Gebiet zu 
leiten; namentlich auch Baden, das ja im Rheintal die Naturstraße be- 
saß, die den Nordsüdverkehr am leichtesten vermitteln konnte, 


Württemberg und Kurpfalz-Bayern hatten daher falsch kalkuliert, 
wenn sie glaubten, diesen Güterzug an die neue Route! fesseln zu können, 
denn sie hatten Baden vergessen, zumal dessen Interesse an der Neckar- 
schiffahrt gering war, wie schon aus einem württembergischen Regie- 
rungsgutachten aus jener Zeit hervorgeht. 


Wohl wurde württembergischerseits alles versucht, um durch Wie- 
derherstellung und Verbesserung der Neckarschiffahrt, sowie durch Zoll- 
ermäßigungen und Frachtnachlässe den Verkehr auf der vereinbarten 
Route zu beleben®?. Die beiden Regierungen kamen sogar überein, die 
beiden Handlungshäuser Gsell & Co. in Heilbronn und Reinhardt Söhne 
in Stuttgart für die Güterspedition auf der Straße zu privilegieren, weil 
sie von geeigneten Speditionshandlungen in Cannstatt und Lauingen er- 
hofften, daß diese die voraussichtlichen Konkurrenzkämpfe wegen des 
neuen Güterverkehrs eher bestehen würden. 


1 Der Güterzug sollte vom Rhein durch pfälzische und württembergische 
Lande teils mittels der Neckarschiffahrt, teils mittels Landfracht nach Cannstatt 
geleitet werden, um dann auf der deshalb so genannten „Konventionalstraße* 
über Schorndorf, Aalen und Heidenheim nach Lauingen zu gelangen, von wo 
aus der Weitertransport nach dem Osten und Süden über Augsburg—München 
bzw. Augsburg—Brenner erfolgen sollte, 

2 Vgl. hierzu Lit.-Verz, 39, S. 11 und 19, wo es heißt: „Um den Waren- 
verkehr zwischen Kurpfalz—Bayern zu erleichtern und zu fördern, schlug Karl 
Theodor (gemeint ist Kurfürst Karl Theodor von der Pfalz, der 1777 auf den 
bayerischen Thron berufen wurde) eine neue Handelspolitik ein, die sich in einer 
zollpolitischen Maßnahme äußerte. Nach dieser wurde für alle nach Bayern be- 
stimmten und die Kurpfalz, also die Neckar- und nicht die Mainroute passieren- 
den Güter eine Zollprämie gewährt, was ein Steigen des Neckarhandels und ein 
Fallen des Mainhandels zur Folge hatte.“ Außerdem wurde Ausgang des 
18, Jahrhunderts von Württemberg und Kurpfalz—Bayern die den Neckarschil- 
fern 1789 bewilligten Frachtzulagen wieder aufgehoben, sowie angeordnet, „dal 
rücksichtslos an den kurpfälzischen Zollstationen Oppenheim, Mannheim und 
Germersheim die Verzollung der die Schröckher Route passierenden Güter“ vor- 
genommen werde, 

3 Vgl. hierüber eine Artikelserie im Stuttgarter Beobachter 1904, Nr, 14 
bis 76; außerdem Lit,-Verz. 12, 
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Der Erfolg dieser Einrichtung blieb zwar nicht aus und es wurde 
ein bedeutender Güterverkehr auf die Konventionalstraße Stuttgart— 
Lauingen geleitet, aber nicht lange vom Neckartal her. Baden befürch- 
tete — wohl nicht mit Unrecht —, daß Württemberg mit der Hebung 
der Neckarschiffahrt nicht nur eine zweckmäßige Verbindung mit den 
Donaustaaten anstrebte, gegen die es an und für sich nichts gehabt 
hätte, sondern auch mit dem Gedanken umging, den Nordsüdverkehr nach 
Oberschwaben und der Schweiz von der Rhein- und Kinzigtallinie weg 
und in sein Gebiet zu leiten. 

Das Haus Baden war zwar bald darauf an der Neckarschiffahrt in- 
sofern interessiert, als nach dem Reichsdeputationshauptschluß vom 
Jahre 1803 Teile der Pfalz in seinen Besitz übergingen und damit nicht 
nur die Neckarschiffer größtenteils seine Untertanen wurden, sondern 
auch der Handel Heidelbergs und Mannheims mit dem Stand der Neckar- 
schiffahrt eng verkettet war. Andererseits beabsichtigte es aber schon 
lange, die Rheinschiffahrt auszugestalten. Zu diesem Zweck sollte in 
Schröckh am Rhein ein Hauptstapelplatz errichtet werden, um von dort 
aus den Güterzug in die Schweiz und an den Bodensee auf dem Land- 
wege ganz durch badisches Gebiet zu leiten. Die diesem Plan früher ent- 
gegenstehenden Hindernisse des pfalzbayerischen Straßensystems waren 
mit den territorialen Veränderungen, die zu Beginn des 19. Jahrhunderts 
eintraten, behoben und die Rücksicht auf einige wenige Orte am Rhein 
und Neckar mußte dem zu erwartenden Vorteil gegenüber verschwinden!. 

Ebenso versuchte Baden aus Mannheim einen Speditions- und Han- 
delsplatz zu machen, indem alle den Rhein heraufkommenden Güter dort 
hätten ausgeladen und dann weiter befördert werden müssen. Auch 
dieser Plan gelang ihm? wie der erstere, trotzdem seine Ausführung nach 
dem Reichsgesetz unzulässig war. 

In Württemberg wußte man wohl, daß in dem Verhältnis, in dem 
der Mannheimer Speditionshandel zunehmen, derjenige Heilbronns ab- 
nehmen werde, Tatsächlich kam der Neckarhandel durch den Mann- 
heimer Umschlagszwang in Verbindung mit Fracht- und Zollmaßnahmen 
der badischen Regierung ganz in die Hände der Mannheimer Kaufleute 
und Spediteure, wodurch der Handelsstand dieser Stadt auf Kosten des 
Heilbronner einen großen Aufschwung nahm’, 

1 Ein Vorteil der badischen Rheinschiffahrt war, daß diese in jener Zeit 
nicht in zünftlerische Fesseln gebunden war wie die württembergische Neckar- 
schitfahrt, (Vgl. Lit,-Verz. 39, S. 7.) 

2 Durch badische Verordnung vom 17. März 1808, die bestimmte, dafs alle 
in Mannheim ankommenden Güter ausgeladen werden müssen und nur von 


Mannheimer Kaufleuten bzw. Spediteuren weitergesandt werden dürfen, 
9 Vgl. Lit.-Verz. 39, 
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Damit ist aber dieser Kampf zwischen Baden und Württemberg um 
den Nordsüdverkehr noch nicht beendet, wenigstens was den Post- und 
Reiseverkehr anbetrifft. Wie bereits erwähnt, hatten die süddeutschen 
Staaten in den Jahren 1800—1810 durchweg eigene Staatsposten ein- 
gerichtet. Taxis war es aber 1819/20, nach dem Tode König Friedrichs, 
wieder gelungen, das württembergische Postwesen an sich zu ziehen, 
während er auf eine Wiedererlangung des Postwesens in Baden nicht 
mehr zählen konnte. Seinen Bemühungen gelang es nun, Schaffhausen, 
das seit 1812 mit Baden in einem Vertragsverhältnis wegen Beförderung 
der Schweizer Post und Güter nach Frankfurt am Main und Nord- 
deutschland stand, dafür zu gewinnen, ihm die Beförderung des Schwei- 
zer Post- und Reiseverkehrs, der dort zusammenlief, zu überlassen. Da- 
mit nahm der Verkehr von Frankfurt nach der Schweiz und umgekehrt 
wieder eine Zeitlang seinen Weg über württembergische Straßen. Jedoch 
nicht lange, denn Baden hatte sich mittlerweile bemüht, eine direkte 
Verbindung mit Zürich zustande zu bringen. Seine Bemühungen waren 
erfolgreich, und bald teilte sich der Verkehr von und nach der Schweiz 
zwischen einer Linie, die über Schaffhausen und die württembergischen 
Straßen! führte, während die andere, unter Umgehung des vertrags- 
brüchigen Schaffhausen von Zürich über Eglisau—Stühlingen—Blumberg 
in das badische Straßennetz lief. 


Wie wenig die Taxis übrigens auch sonst vor Verkehrsver- 
schlechterungen zurückschreckten, wenn es galt, einer anderen Postver- 
waltung Eintrag zu tun, zeigen die Umleitungen des Brief- und Reise- 
verkehrs von Frankreich—Baden nach Bayern—Österreich, kurz nach- 
dem 1805 Württemberg Taxis die Post abgenommen und in eigene Ver- 
waltung übergeführt hatte. Während das Teilstück Kehl—Augsburg 
dieser Route vorher täglich von der Taxisschen Post auf dem direkten 
Weg über Stuttgart befahren wurde, machte dies jetzt den beträcht- 
lichen Umweg von Kehl über Karlsruhe—Heidelberg—Tauberbischofs- 
heim—Nördlingen nach Augsburg, nur um Württemberg die Transit- 
gebühren nicht zukommen zu lassen. Die Folge davon war, daß der 
Postwagenkurs nur noch dreimal wöchentlich verkehren konnte, da die 
Beförderungsdauer sich von dreimal 24 Stunden auf 6 Tage erhöhte. 
Das Porto eines Briefes, der von Augsburg nach Karlsruhe, Heidelberg 
usw. zu befördern war, stieg dadurch außerdem von 14 und 12 kr. auf 
18 und 16 kr.?. 


1 Über Tübingen—Stuttgart—Heilbronn bzw. Illingen nach Frankfurt a. M. 


2 Vgl. „Beleuchtung der patriotischen Wünsche des Postwesens in Deutsch- 
land betreffend.“ 1814. 
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Zum Teil machten sich zwar Kräfte bemerkbar, die mit den ver- 
alteten Anschauungen brechen wollten, aber alle Maßnahmen, die zur 
Verbesserung der Verkehrsverhältnisse getroffen wurden, blieben Ver- 
suche. So wurde bei einer bayrisch-württembergischen Übereinkunft vom 
Jahre 1810 zum erstenmal der Grundsatz aufgestellt, „zur Verbilligung 
des Portos und Beschleunigung der Beförderung die Korrespondenz auf 
dem direktesten und billigsten Wege weiterzuleiten“, Allein schon der 
Nächstbeteiligte — Taxis — weigerte sich, dieser Übereinkunft beizu- 
treten. Er befürchtete nämlich einen Ausfall von 20 000 Gulden Transit- 
gebühren, die Württemberg, das ja damals die Post selbst verwaltete, 
zufallen würden. 

Ähnlich wie mit diesem Versuch auf dem Gebiete des Postwesens 
verhielt es sich mit anderen, die eine Verbesserung der Leitung des 
Güterverkehrs auf vorhandenen oder neugeplanten Land- und Wasser- 
straßen anstrebten. Der Güterverkehr bewegte sich vielfach, ohne Rück- 
sicht auf die von der Natur vorgezeichneten zweckmäßigsten Linien nur 
deshalb auf einer bestimmten Straße, weil sie chaussiert und in gutem 
Zustand war. 

Einen gewissen Vorsprung vor den Nachbarländern hatte in dieser 
Hinsicht Württemberg. Die württembergischen Herzöge waren nämlich 
seit Anfang des 18. Jahrhunderts zugleich auch Oberste des schwäbi- 
schen Kreises. Als solche hatten sie u.a. die Unterhaltung und Ver- 
waltung des Straßenwesens in diesem Bezirk unter sich und konnten 
damit auch ihren Einfluß geltend machen, wenn es sich darum handelte, 
neue Straßenzüge anzulegen. So kam es, daß Württemberg frühzeitig — 
vor Mitte des 18. Jahrhunderts — mit dem Bau chaussierter, für das 
Deichselfuhrwerk (im Gegensatz zum Gabelfuhrwerk) geeigneter 
Straßen unter der technischen Leitung von französischen Straßenbau- 
ingenieuren begonnen hatte. Diesem Umstand verdankte es auch den 
verhältnismäßig bedeutenden Transitverkehr durch sein Gebiet zu Be- 
ginn des 19. Jahrhunderts. 

Bemerkenswert ist in diesem Zusammenhang ein Gutachten, das der 
damalige Kurfürst von Württemberg im Jahre 1805, anläßlich der Er- 
neuerung des Postvertrags mit dem Hause Taxis von seiner Regierung 
forderte. Es waren in diesem Gutachten verschiedene Fragen zu beant- 
worten, u. a. auch die: 

„Was die kurfürstliche Regierung für die Erhaltung und 
Vermehrung des seitherigen Güterzuges durch Württemberg, so- 
wie des Landeswohlstandes und der öffentlichen Einkünfte in 
Vorschlag zu bringen hätte.“ 


1 Lit.-Verz. 28, S, 319, 
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In Beantwortung dieser Frage verbreitet sich die Regierung zu- 
nächst darüber, ob das Güterfuhrwesen an das fürstliche Haus Thurn 
und Taxis, an den Meistbietenden oder unmittelbar zu verpachten sei. 
Sie kommt zu dem Schluß, daß es am zweckmäßigsten sei, wie seither 
auf allen Hauptrouten des Landes „ordinäre Güterfuhren, durch privi- 
legierte, tüchtige, beim handelstreibenden Publikum im Vertrauen 
stehende Fuhrleute landesherrlich aufzustellen und dieselben zu einer 
hinlänglichen Kaution und zu einer gesetzmäßigen Verantwortlichkeit 
wegen der ihnen anvertrauten Waren anzuhalten“!. Außer diesen landes- 
herrlich privilegierten, ordinären Frachtfuhren, die einige Vorrechte 
besaßen, solle dagegen „alles übrige Güterfuhrwerk der allgemeinen 
Gewerbefreiheit überlassen bleiben“. Es folgen dann einige Vorschläge 
über die Beaufsichtigung der Fuhrleute, sowie über die Festsetzung der 
Frachtsätze. Eine solche hält die Regierung bei der starken Konkurrenz 
der Fuhrleute für überflüssig und glaubt, sie der freien Übereinkunft 
zwischen Spediteur und Frachtführer überlassen zu können. Das Gut- 
achten befaßt sich dann mit dem Neubau von Straßen und fordert die 
baldmöglichste Herstellung der bereits zur Ausführung genehmigten 
neuen Kommerzialstraßen: 

1. von Stuttgart über die Alb an die Donau und die dort an- 

stoßenden Straßen, 


2. von Stuttgart nach Basel über den Schwarzwald durch Fort- 
setzung der schon bestehenden Freudenstädter Chaussee von 
Dornstetten über Alpirsbach ins Kinzigtal nach Freiburg®, 

3. von Stuttgart über Heilbronn nach Würzburg, 


4. von Heilbronn nach Miltenberg (—Frankfurt). 


1 Für dieses und das Folgende vgl. Lit.-Verz, 12, 

2 Württemberg beabsichtigte schon seit 1781 mit Hilfe der Straßen 2 
und 3 eine direkte Verbindung Basel—Würzburg herzustellen und hatte zu 
diesem Zwecke bereits einen Vertrag mit Basel abgeschlossen. (Vgl, Löffler, 
Lit.-Verz. 23.) Diese Linie war insbesondere deshalb von großer Bedeutung, 
weil Basel nicht nur der Stapelplatz für einen großen Teil schweizerischer 
Handelsartikel war, sondern auch den südfranzösischen Warenzug von Lyon— 
Genf—Lausanne—Bern und Solothurn und den oberitalienischen über den Simplon 
aufnahm und nach Norddeutschland weiterleitete. Bis dahin waren die von Basel 
aus ins nördliche Deutschland bestimmten Güter entweder über Schaffhausen— 
Stockach—Meßkirch—Ulm und Nürnberg befördert worden oder durchs Badische 
—Pfälzische—Hessische über Frankfurt a, M, Beide Linien waren aber bedeu- 
tend länger als die geplante neue durch Württemberg. Auch war damals noch 
keine Konkurrenzstraße durch Baden etwa von Straßburg her über Durlach 
—Eppingen—Neckarelz nach Würzburg zu befürchten, die infolge ihrer gün- 
stigeren Linienführung der geplanten württembergischen Straße den Verkehr 
entzogen hätte. Aus diesen Verhältnissen erklärt sich das Drängen der Regie- 
rung, die Straße so schnell wie möglich zu bauen. 


Geschichte der Verkehrspolitik im süddeutschen Raum. 1129 


Zur Belebung des Handelsverkehrs auf diesen Straßen schlägt die 
Regierung vor, neben einem regelmäßigen Postwagenkurs auch ordinäre 
Güterfuhren einzuführen, da sich dadurch „höchstwahrscheinlich der 
Transit sehr vermehren und besonders der Handelsverkehr zwischen dem 
Norden und Süden Deutschlands durch Württemberg geleitet“ werde. 


Noch größer seien die Vorteile für Württemberg, wenn auf der 
Route von Frankfurt nach Augsburg eine Abkürzung der Straße statt- 
fände, ebenso eine Zollerleichterung für den Transit. Hierbei verdiene 
eine Straße von Göppingen nach Heidenheim den Vorzug, weil sie ein 
sicheres Mittel sei, einen großen Teil der auf der Straße Mergentheim— 
Crailsheim usw. nach Donauwörth und Augsburg gehenden Fuhren für 
Württemberg zu gewinnen, zumal dadurch auch der beträchtliche Ulmer 
Zoll umgangen werden könne!, 


Zur Herabsetzung der Fracht würde auch beitragen, wenn das 
Chausseegeld auf den Haupthandelsstraßen, wenn nicht ganz, so doch 
für das Güterfuhrwesen ins Ausland und aus dem Ausland aufgehoben 
würde und auch die Kommunen veranlaßt würden, dies zu tun. 


Zum Schluß des Gutachtens über diesen Punkt schlägt die Regie- 
rung noch vor, in Zukunft kein solches Chaussee-, Weg- und Brücken- 
oder Pflastergeld mehr als Privileg zuzugestehen, wenigstens nicht für 
die Güter nach und von dem Ausland. 


Solche vorzugsweise auf Förderung des äußeren Verkehrs ab- 
zielenden Anstalten, Einrichtungen und Maßregeln wurden auch von 
anderen süddeutschen Staaten getroffen, und das Ergebnis der einzel- 


staatlichen Bemühungen war ein ausgedehntes Netz von Konkurrenz- 
Straßen, 


Wie man sieht, stand der Bau neuer Verkehrswege und insbesondere 
die Leitung der Verkehrsströme auf vorhandenen am Ende des 18. und 
zu Beginn des 19. Jahrhunderts außerordentlich unter dem Einfluß 
einzelstaatlicher Interessen. Zwar hatten die im 17. Jahrhundert begon- 
nenen und im 18, fortgesetzten Verbesserungen der Verkehrswege in ver- 
kehrstechnischer Hinsicht manches Erfreuliche gezeitigt?, aber die Ver- 
kehrspolitik der einzelnen Staaten hinderte die freie und ungezwungene 
Entwicklung eines süddeutschen Verkehrsnetzes und zwang den Verkehr 


1 Seitdem stand dem Bau dieser Straße der vorerwähnte Handelsvertrag 
mit Pfalz-Bayern vom 16. Juli 1782 im Wege, 

2 Ermäßigung der Steigungen, Anlage von gesicherten Talwegen, Be- 
festigung und Verbreiterung der Fahrbahn, Bau von Brücken, Beseitigung von 
Stromschnellen und Untiefen. (Binger Loch), Flußkorrektionen usw. (Vgl. Lit.- 
Verz, 2, S. 20 ff., und II, Abtlg., Chronik einzelner Straßen.) 


Archly für Bisenbahnwesen, 1939, 73 
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vielfach auf Straßen, welche erhebliche Abweichungen von der direkten 
Linie bedeuteten oder den Betrieb durch starke Steigungen usw. ver- 
teuerten!, 

Wenn wir nun im folgenden zu der Entwicklung des süddeutschen 
Eisenbahnnetzes übergehen, so geben gerade die Verkehrsanschauungen 
des vorstehend beschriebenen Zeitabschnitts manche Aufschlüsse über 
die inneren Zusammenhänge sowie die Gesichtspunkte, die bei der Linien- 
führung der Schienenwege maßgebend waren. Auch werden wir sehen, 
daß die Verkehrsumleitungen, die schon die Verkehrspolitik Süddeutsch- 
lands am Anfang des 19. Jahrhunderts kennzeichnen, in dessen weiterem 
Verlauf eine ähnliche Rolle spielen. 


III. Die Entwicklung der Eisenbahnen unter dem Einfluß 
territorialer Interessen. 


1. Allgemeines. 


Der Bau von Eisenbahnen in den drei süddeutschen Ländern Bayern, 
Baden und Württemberg verzögerte sich ebenso, wie in den übrigen 
Staaten des „Deutschen Bundes“, außerordentlich lange. Während Nord- 
amerika, Frankreich und Belgien bereits in den zwanziger Jahren des 
letzten Jahrhunderts die Bedeutung des neuen Verkehrsmittels erkannt 
und von England? übernommen hatten, verhielten sich die deutschen 
Regierungen und mit ihnen die breite Masse des Bürgertums noch ein 
Jahrzehnt lang den englischen „Railways“ gegenüber durchaus ablehnend. 
Erst allmählich wurde auch in Süddeutschland der Bau von Eisenbahnen 
aufgenommen® aber nur zögernd und tastend und ohne großzügige, 
gemeinsame Richtlinien hinsichtlich der Gründungsweise, der Linien- 
führung, der Netzbildung, des Verwaltungssystems und der Betriebs- 
führung. 

Die Ursachen der von Anfang an wenig befriedigenden Entwick- 
lung des süddeutschen Eisenbahnwesens liegen vor allen Dingen in den 
politischen und wirtschaftlichen Verhältnissen der damaligen Zeit. Wohl 
hatten Bayern, Württemberg und Baden ihre Landesgebiete teils mit 
Hilfe Napoleons#, teils durch den Wiener Kongreß (1815) auf ihren 


1 Vgl. die Straßen von Straßburg und Speyer nach Nürnberg. 

2 England konnte mit Hilfe seiner auf der Seeschiffahrt aufgebauten 
Kapitalkraft großzügiger an den Bau von teuren Eisenbahnen herangehen. 

3 Die ersten betriebsfertigen Eisenbahnen Süddeutschlands waren; In 
Bayern: Nürnberg—Fürth (1835); in Baden: Mannheim—Heidelberg (1840); in 
Württemberg: Cannstatt—Untertürkheim (1845). 

4 Im Frieden von Preßburg (1805) und Wien (1809). 
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heutigen Umfang vergrößern können! und damit die große Zahl süd- 
deutscher Herrschaftsgebiete auf drei herabgedrückt, wohl waren sie 
dem „Deutschen Bund“ beigetreten und so Glieder eines Reiches ge- 
worden, trotzdem aber konnten sie sich zu einem gemeinsamen Vorgehen 
auf dem Gebiet des Verkehrswesens nicht entschließen. Der Deutsche 
Bund war nur eine lose Verbindung von 34 Staaten und vermochte die 
Einigkeit innerhalb Deutschlands weder in politischen, noch in wirt- 
schaftlichen oder Verkehrsfragen herzustellen. Die einzelnen Staaten 
waren vielmehr von heftigen inneren Kämpfen um politische Freiheiten 
erfüllt, die sich unter dem Druck der Metternichschen Reaktion immer 
mehr steigerten und die Kräfte der Regierungen und des Volkes nutzlos 
vergeudeten. 

Weit davon entfernt, eine politische Einheit zu bilden, schlossen 
sich die neu erstandenen süddeutschen Staaten schroff voneinander ab 
und zwangen den Verkehr und das wirtschaftliche Leben vielfach in die 
engen Grenzen des eigenen Territoriums. Eine Entwicklung des Eisen- 
bahnwesens unter Berücksichtigung der geographischen Verhältnisse 
auf den von der Natur und Geschichte vorgezeichneten Routen war 
infolgedessen nicht möglich, da meist die zufällig vorhandenen Landes- 
grenzen im Wege standen, Dieser Mangel mußte sich in Süddeutschland 
in erhöhtem Maße fühlbar machen, weil seine Bodengestaltung geradezu 
zu einem gemeinsamen Vorgehen zwingt, 

Württemberg, das auf allen Seiten von Baden und Bayern um- 
schlossen ist und im Innern selbst noch von einem langen Streifen preußi- 
schen Gebiets durchzogen wird, hatte unter dieser partikularistischen 
Verkehrspolitik eigentlich immer zu leiden. Verweigerten ihm die benach- 
barten Eisenbahnverwaltungen — wie wir noch schen werden — in den 
Anfangszeiten des Bahnbaus zweckmäßige Anschlüsse an ihre Netze zur 
Herstellung durchgehender Verbindungen, so versuchten sie später durch 
allerhand Maßnahmen den Verkehr von seinen Linien abzuziehen und 
auf ihre eigenen zu leiten. Dazu kommt noch, daß Württemberg durch 
Seine Höhenlage der Anlage von Schienenwegen mancherlei Schwierig- 
keiten bietet und zudem ein geographisch reichlich verwickeltes Gebiet 
ist. Gehört es doch vier verschiedenen Landschaften? und ebensovielen 
Flußsystemen? an. Mit dem Schwarzwald und Alpenvorland reicht es 
außerdem noch in verkehrsgeographische Einheitsflächen hinein, deren 
organischer Zusammenhang dadurch gestört ist. 

1 Die Größe der politischen Raumeinheit war also für ein einheitliches 
Eisenbahnnetz nicht so ungünstig wie in den vergangenen Jahrhunderten. 

2 Schwarzwald, schwäbisch Alb, oberschwübische Hochebene, Neckarland, 


7 Mit etwa 57% dem Neckar, 30% der Donau, 10% dem Rhein und 
Bodensee und 3% dem Main. 


73% 
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Zu den politischen Hemmungen, die sich dem Ausbau eines um- 
fassenden süddeutschen Eisenbahnnetzes entgegenstellten, kam noch ein 
weiteres, das namentlich den Beginn des Eisenbahnbaus innerhalb der 
einzelnen Staaten immer wieder hinausschob, nämlich die Unsicherheit 
der Regierungen in der Wahl des Eisenbahnsystems in organisatorischer 
Hinsicht. Während die Mitglieder der Regierungen, sowie die der Par- 
lamente anfänglich dem Privatbahnsystem den Vorzug gaben und damit 
Schrittmacher der individualistisch-manchesterlichen Bestrebungen jener 
Zeit waren, setzten bald darauf oppositionelle Strömungen ein, die dem 
Staatsbahnsystem das Wort redeten., Durch diese Kontroverse über die 
Eisenbahnsysteme, in Verbindung mit der Abneigung einzelner Herrscher 
— z. B. Ludwig I, von Bayern — gegen die Eisenbahnen überhaupt, traten 
Verschleppungen in der Behandlung privater Konzessionsgesuche ein, 
die Regierungen suchten alle möglichen Ausflüchte und legten den neuen 
Eisenbahnprojekten zum Teil sogar bewußt Hindernisse in den Weg), 
Als dann die Privatunternehmungen nach einigen Fehlschlägen finan- 
zieller Art? mehr und mehr in den Hintergrund traten und die Staaten 
den Bau der Eisenbahnlinien notgedrungen selbst übernehmen mußten, 
erfolgte dies lediglich nach den zwingenden Geboten der fortgeschritte- 
nen Verkehrsverhältnisse, namentlich aber, um den benachbarten süd- 
deutschen Staaten keinen Vorsprung in verkehrlicher und wirtschaft- 
licher Hinsicht zu lassen und dadurch selbst ins Hintertreffen zu kommen. 
So wurde z.B die rechtsrheinische Rheintallinie erst gebaut, als das 
Projekt einer linksrheinischen greifbare Gestalt annahm. Unter diesen 
Umständen ist es nicht verwunderlich, daß die einzelnen Länder zunächst 


1 So bemühten sich Joseph von Baader, Joseph von Utzschneider (1832) 
und auch Friedrich List darum, die Eisenbahnen in Bayern einzuführen und die 
Konzession für Bau und Betrieb einzelner Linien zu erhalten, worauf könig- 
licherseits die direkte Anweisung erging, die Betreffenden von der Ausführung 
von Eisenbahnen fernzuhalten (vgl. Lit.-Verz. 26). List und der Mannheimer 
Kaufmann Newhouse wollten 1835 die Konzession für die Mannheim-Baseler 
Linie erlangen, wurden aber von der badischen Regierung hingehalten und zuletzt 
abgewiesen, 

2 Näheres siehe Lit,-Verz. 26, S. 14ff.; Lit.-Verz. 28, S. 8ff. und RÉI, 
Dazu kam noch, daf. die Wirtschaft in den süddeutschen Staaten wenig ent- 
wickelt war und die Privaten daher keine sichere Gewähr für die Rentabilität 
der teuren Eisenbahnen hatten. Auch waren die Auswirkungen der wirtschaft- 
lichen Krisis der Jahre 1846—47 und der darauffolgenden Revolutionsjahre 1848 
und 1849, welche tief in das Wirtschaftsleben eingriffen, das Vertrauen er- 
schütterten, den Kredit untergruben und die Tätigkeit in Handel und Gewerbe 
lähmten, nicht dazu angetan, zu neuen Risenbahnunternehmungen zu ermuntern: 
Endlich hat auch wohl der Inhalt der Konzessionsbedingungen (Baden forderte 
z.B. u.a, den einstigen unentgeltlichen Heimfall der Bahnen) dazu beigetragen, 
das Privatkapital fernzuhalten, 
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wenig leistungsfähige Verkehrsgebiete für sich blieben, die sich, getrennt 
voneinander, bestimmte Verkehrszentren schufen (München— Nürnberg, 
Stuttgart—Ulm, Heidelberg—Mannheim) und den Nachbarn zu ignorie- 
ren oder zu schädigen versuchten!, 


Der politischen Lage Süddeutschlands entsprachen auch die wirt- 
schaftlichen Verhältnisse. Bayern, Württemberg und Baden waren aller- 
dings dem 1834 gegründeten Zollverein beigetreten, der die Zollschranken 
innerhalb Deutschlands für immer beseitigte, ja Bayern und Württem- 
berg hatten schon 1828 einen Zollvertrag abgeschlossen, Noch hatten 
sich aber Handels- und Gewerbefreiheit nicht richtig eingelebt, noch 
mangelte es an Kapital und Wagemut im Handel und Verkehr, noch fehlte 
vor allem ein belebendes Mittel für die rasche Entwicklung des Eisen- 
bahnwesens — die Industrie. Süddeutschland war noch ein reines Acker- 
bauland und empfand als solches kein allzu großes Bedürfnis nach neuen 
Verkehrsmitteln, Die Erzeugnisse der Landwirtschaft und des Gewerbes 
wurden meist im eigenen Land verbraucht, große Kohlen- oder Rrzlager, 
die einen Massentransport hätten ins Leben rufen können, waren nicht 
vorhanden, und von einer verarbeitenden Industrie sah man erst un- 
bedeutende Anfänge, Städte im heutigen Umfang kannte man nament- 
lich in Süddeutschland noch nicht, es war deshalb nicht der Zu- und 
Abfluß bedeutender Ansiedlungen zu besorgen. Die Bevölkerung ver- 
teilte sich mehr auf mittlere Städte und größere Dörfer, deren Wirt- 
schafts- und Handelsbeziehungen selten über die Grenzen ihrer Mutter- 
staaten hinausreichten. 


Daß unter solchen, der Ausbreitung eines neuen Verkehrsmittels 
wenig günstigen politischen und wirtschaftlichen Verhältnissen die ein- 
zelnen Staatsregierungen, sowie die überwiegende Mehrzahl des Volkes 
den Wert zusammenhängender Eisenbahnnetze nicht voll erkannten oder 
erkennen wollten, ist erklärlich. Wie weit die Kurzsichtigkeit der maß- 
gebenden Stellen aber ging, wird erst deutlich, wenn man bedenkt, daß 
sich z.B, ein Land wie Baden, dessen natürliche Bodengestaltung in 
erster Linie auf die Leitung des Nordsüdverkehrs hinwies, durch die 
Wahl einer eigenen Spurweite von 1,00 m den unbedingt erforderlichen, 
direkten Anschluß an andere Bahnen unmöglich machte?; oder daß nicht 
weniger als insgesamt 13 Jahre umfassende Verhandlungen notwendig 
waren, um eine Verkehrsroute erster Ordnung, wie sie die Karlsruhe- 
Stuttgart-Münchner Linie darstellt, zustande zu bringen. 


1 Vgl. hierzu III. Abschnitt, 2. und 3. 


2 Der Umbau der badischen Spurweite auf 1,135 m erfolgte erst in den 
Jahren 1854/55. 
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Wie beim Auftauchen jeder Neuerung fehlte es auch nicht an 
Stimmen aus Regierungs- und Volkskreisen, welche die Eisenbahnen an 
und für sich schon von vornherein verurteilten oder doch die Notwendig- 
keit ihrer Einführung bezweitelten!, 

Wenn das Eisenbahnwesen trotz dieser Zustände und Anschauungen 
auch in Süddeutschland mehr und mehr an Boden gewann und die ein- 
zelnen Staaten sich allmählich auch zu Anschlüssen an die Nachbar- 
netze entschlossen, so war das neben dem unwiderstehlichen Zwang der 
in der Eisenbahn selbst liegenden verkehrlichen Eigenschaften das Ver- 
dienst einzelner weitblickender Männer. Neben dem badischen Staats- 
mann und Gelehrten Nebenius, dem bayerischen Oberstbergrat und 
Maschinendirektor von Baader und dem württembergischen Minister 
von Schlayer, die sich mehr innerhalb ihres engeren Vaterlandes in den 
Dienst der neuen Sache stellten, war es vor allen Dingen Friedrich List, 
der große schwäbische Volkswirt und Vorkämpfer für ein deutsches 
Eisenbahnsystem, welcher unermüdlich wirkte, um dem neuen Verkehrs- 
mittel in Deutschland Eingang zu verschaffen und die vorhandenen 
Hindernisse durch Schriften und Taten wegzuräumen. Sein Wirken 
beschränkte sich aber nicht auf Württemberg oder Süddeutschland allein, 
nein ihm, dem Patrioten und Vorkämpfer für ein deutsches Schutzzoll- 
system, der schon der Gründung des Zollvereins durch Aufklärung der 
Handelswelt die Wege geebnet hatte, schwebte Größeres vor. Seine 
Pionierarbeit auf dem Gebiete des Eisenbahnwesens in ihren Erfolgen 
und Mißerfolgen beleuchtet am besten die Einstellung der maßgebenden 
Kreise zu Eisenbahnfragen überhaupt und insbesondere zu der Herstel- 


1 So richtete z, B, der Freiherr von Haynau in Baden eine Eingabe nebst 
Abhandlung: „Über die Errichtung der Eisenbahn im Großherzogtum Baden, 
sowie über die Vorteile und Nachteile derselben“ an die Stände, Er suchte nach- 
zuweisen, daß zwar in Amerika und Rußland, wo die Bevölkerungsdichte sehr 
gering und der Stand der Bodenkultur noch weit zurück sei, die Eisenbahnen 
große Vorteile gewähren könnten, die aber in dem „gesegneten“ Baden mit seiner 
dichten Bevölkerung nicht zu erwarten seien. Im Gegenteil, durch die Schnellig- 
keit der Personen- und Güterbeförderung mit Hilfe von Eisenbahnen werde sich 
der Verkehr von Land- und Wasserstraßen abwenden und die Gewerbe, welche 
sich seither mit dem Transport von Personen und Waren beschäftigten, schädigen. 
Auch seien die Einwirkungen dieser und anderer Nachteile auf die Landwirt- 
schaft von den traurigsten Folgen, „Schon der von der Eisenbahn verursachte 
Luftzug und Kohlendampf“, schreibt er, „müssen nachteilig auf die Pflanzen 
wirken.“ Die Eisenbahngegner in der württembergischen Ständeversammlung 
vom 16. bis 30. Januar 1843 bezeichnen die Eisenbahnen als Luxusartikel, der 
dazu diene, dem Volke noch mehr Steuerlasten aufzubürden, außerdem befürchten 
sie eine Steigerung des Holzpreises von der Feuerung der Lokomotiven und den 
Ruin der Frachtfuhrleute (vgl. den Bericht der Sitzung der Kammer der württ. 
Abgeordneten vom 16. bis 30. Januar 1843, Band X). 
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lung eines einheitlichen, deutschen Eisenbahnnetzes. Es erscheint daher 
wichtig, auf sie näher einzugehen. 

Schon im Jahre 1828 ließ Friedrich List der Gedanke, daß man die 
Eisenbahnen zur Grundlage eines großen, nationalen Transportsystems 
machen müsse, nicht los. 

„Mitten in den Wildnissen der blauen Berge Amerikas“!, schrieb 
er später, „träumte mir von einem deutschen Eisenbahnsystem, es war 
mir klar, daß nur durch ein solches die Handelsvereinigung in volle 
Wirksamkeit treten könne. Diese Ideen machten mich mitten im Glück 
unglücklich. Notwendig mußte die finanzielle und national-ökonomische 
Wirksamkeit in Deutschland um so größer sein, je unvollkommener vor- 
her die Transportmittel im Verhältnis zu der Kultur, Größe und In- 
dustrie der Nation waren. 

Früher hatte ich die Wichtigkeit der Transportmittel nur gekannt, 
wie sie von der Werttheorie gelehrt wird, ich hatte nur den Effekt der 
Transportanstalten im einzelnen beobachtet und mit Rücksicht auf Er- 
weiterung des Marktes und Verminderung des Preises der materiellen 
Güter. Jetzt erst fing ich an, sie aus dem Gesichtspunkt der Theorie 
der produktiven Kräfte und in ihrer Gesamtwirkung als Nationaltrans- 
portsystem, folglich nach ihrem Einfluß auf das ganze geistige und 
politische Leben, den geselligen Verkehr, die Produktivkraft und die 
Macht der Nationen zu betrachten. Jetzt erst erkannte ich, welche 
Wechselwirkung zwischen der Manufakturkraft und dem National- 
transportsystem bestehe, und daß die eine ohne das andere nirgends zu 
hoher Vollkommenheit gedeihen könne. Dadurch war ich in den Stand 
gesetzt, diese Materie — ich darf es wohl behaupten — umfassender 
abzuhandeln, als irgendein anderer Nationalökonom vor mir, und nament- 
lich die Notwendigkeit und Nützlichkeit ganzer Nationaleisenbahn- 
systeme in klares Licht zu stellen, ehe noch irgendein Nationalökonom 
in England, Frankreich oder Amerika daran gedacht hatte, sie aus diesem 
höheren Gesichtspunkte zu betrachten.“ 

Einen Beweis dafür, daß er sich schon damals ernstlich mit der 
Frage eines gemeinsamen deutschen Eisenbahnsystems beschäftigte, 
geben die kurzen Aufzeichnungen, die sich aus jener Zeit unter seinen 
Papieren befinden und vor allem der Briefwechsel mit dem bereits er- 
wähnten bayerischen Techniker von Baader. Gerade in dem schriftlichen 
Verkehr mit Baader wird die Eisenbahnfrage eingehend an Hand einzelner 

1 List war 1825, verfolgt und geächtet von seinen Landsleuten, nach 


Amerika ausgewandert, hatte sich dort ein Vermögen und reiche Kenntnisse in 


Eisenbahnsachen erworben und kehrte 1830 als amerikanischer Bürger und Konsul 
nach Deutschland zurück. 
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Beispiele erörtert; kühne Projekte wurden entworfen, in denen man in 
Deutschland damals und noch viele Jahre später nichts als „Wind- 
beutelei und Schwindelei“ erblicken wollte. Im Jahre 1829 verhandelten 
z.B., List und Baader bereits über eine Eisenbahnverbindung zwischen 
Rhein und Weser, um auf diese Weise Mitteldeutschland und Bayern 
mit der Nordsee zu verbinden. Zugleich opponierten beide gegen das 
damals vielfach auftauchende Kanalsystem, Sie behaupteten, 'daß die 
Herstellung großer Eisenbahnverbindungen viel nachhaltiger auf den 
Verkehr in Deutschland hinwirken werde als Kanäle, In Lists „Mit- 
theilungen aus Amerika“! wurde namentlich gegen die bayerischen 
Kanalprojekte Stimmung gemacht und die Vorteile eines bayerischen 
Eisenbahnsystems als Glied des deutschen hervorgehoben. Ja, List 
wandte sich sogar an den bayerischen König Ludwig I. selbst und teilte 
ihm seine Erfahrung über Eisenbahnen und Kanäle in einem ideen- 
reichen Schreiben 1829 mit*. 

Jedoch vermochte Lists Schreiben, ebensowenig wie die persön- 
lichen Bemühungen Baaders, den König von seiner Lieblingsidee, dem 
Donau-Main-Kanal, nicht abzubringen. Baader erhielt vielmehr die be- 
stimmte Weisung, das Projekt in keiner Weise zu bekämpfen», 

Ersieht man schon aus dem Vorstehenden, daß es List vor allen 
Dingen auf ein zusammenhängendes, deutsches Eisenbahnnetz ankam 
— ein nationales Transportsystem, wie er sich ausdrückt —, so zeigt sich 
diese Absicht nach seiner Rückkehr aus Amerika nach Deutschland 
immer deutlicher, Ununterbrochen bis zu seinem Tode kämpfte er für 
das Ideal, das ihm vorschwebte. Mit unbeugsamer Energie verfolgte er 
sein Ziel. Nichts konnte ihn von seinem an Kränkungen und Ent- 
täuschungen reichen Weg abbringen. Bald sehen wir ihn als Agitator, 
bald als journalistischen oder literarischen Schriftsteller‘, als Mitglied 
von Eisenbahnkomiteen, bald als geschätzten oder angefeindeten Berater 
in Eisenbahnsachen, immer wieder als Verfechter des „Deutschen 
Nationaltransportsystems“ tätig. 

1 Herausgegeben von Weber und Arnoldi, Hamburg, in den Jahren 
1828 und ff. 

2 Vgl. Lit.-Verz, 15, Seite 166 ff. 

3 Lit.-Verz, 26, S. 10 und 11. 

4 So gründete er am Ende des Jahres 1835 das Eisenbahnjournal, das im 
Jahr 1837 von der österreichischen Regierung verboten wurde und damit einging, 
da es in Österreich die größte Verbreitung gefunden hatte. Schon 1833 korrespon- 
dierte er mit allen größeren Städten wegen Einführung der Eisenbahnen und 
brachte Artikel in den angesehensten deutschen Zeitungen. 1839 bis 1843 er- 
schienen Aufsätze von ihm in der Allgemeinen Zeitung (Augsburg) über Eisen- 
bahnfragen, außerdem in der deutschen Vierteljahreszeitschrift, später im Zoll- 
vereinsblatt usw. 
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Von besonderer Bedeutung aus seinem literarischen Nachlaß ist 
eine Skizze geworden, die den Entwurf eines deutschen Eisenbahnnetzes 
darstellt. List, der im Jahre 1833 von Hamburg nach Leipzig über- 
gesiedelt war, um dort den Anstoß zum Bau der Eisenbahnlinie Leipzie— 
Dresden zu geben, hatte eine Broschüre „Über ein sächsisches Eisenbahn- 
system als Grundlage eines allgemeinen deutschen Eisenbahnsystems“ 
herausgegeben, um das Interesse der Stadt Leipzig und seiner Bevölke- 
rung für seine Pläne wachzurufen. In dieser Schrift bekämpft er zu- 
nächst die herrschenden Vorurteile gegen die Eisenbahnen überhaupt 
in überzeugender Weise und entwickelt hierauf den Gedanken eines 
deutschen Eisenbahnnetzes. In der beigelegten Eisenbahnkarte hatte er 
ein Netz von Eisenbahnlinien entworfen, wie sie tatsächlich kaum 
20 Jahre später größtenteils ausgeführt wurden!, trotzdem viele in 
seinem Entwurf noch ein Jahrzehnt lang ein Hirngespinst sahen und 
trotz der vielen politischen Hindernisse, die sich dem Bau der einzelnen 
Linien entgegenstellten. 

Für Süddeutschland hatte er in richtiger Erkenntnis der wirtschaft- 
lichen und geomorphologischen Verhältnisse des Landes als Hauptrouten 
folgende Eisenbahnlinien vorgesehen: 

1. (Leipzig—Weimar—Erfurt)—Bamberg— Augsburg, bzw. Mün- 

chen—Lindau. 

2. (Hannover—Cassel—Hersfeld bzw. Leipzig—Weimar—Gotha— 

Hersfeld) —Frankfurt—Darmstadt— Mannheim— Karlsruhe — 


Kehl—Basel. 
3. Karlsruhe—Stuttgart—Ulm—Augsburg—München?. 
Diese drei Linien zählen — soweit sie das süddeutsche Gebiet 


durchschneiden — heute noch zu den ertragreichsten Süddeutschlands 
und sind internationale und FD-Zugstrecken der Deutschen Reichsbahn®, 

Lists spezielle Tätigkeit in der süddeutschen Eisenbahnfrage unter- 
scheidet sich nicht von seiner übrigen, für das gesamte Deutschland ent- 
falteten, Seine gemeinschaftliche Tätigkeit mit dem bayerischen Techniker 
von Baader ist bereits gewürdigt. Außerdem bemühte er sich um die Er- 
langung der Konzession für den Bau und Betrieb der Strecke Mannheim— 
Basel, die ihm als wichtiges Glied seines deutschen Eisenbahnnetzes 


a * Allerdings nicht im Sinne seines „Nationalen Transportsystems“, wie es 
ihm von jeher vorschwebte und in seiner 1838 erschienenen Abhandlung: „Das 
deutsche Nationaltransportsystem in volks- und staatswirtschaftlicher Hinsicht“ 
vollendet zum Ausdruck kommt. 

2 Die Trassierung erfolgte, wie man sieht, in der Hauptsache nach wirt- 
schaftlichen Grundsätzen, also nach der Stärke der für die Eisenbahnen wich- 
tigsten Verkehrsquelle, List war ja auch in erster Linie Nationalökono 

® Ausgenommen die Strecke Augsburg—Lindau, bzw. München—Lindau. 
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erschien. Auch eine Verständigung zwischen den süddeutschen Ländern 
in Anschlußfragen suchte er in Wort und Schrift zu erreichen, jedoch 
seine Bemühungen scheiterten an der bekannten Einstellung der ein- 
zelnen Regierungen!, 

Friedrich Lists unbestreitbares Verdienst auf dem Gebiete des 
Eisenbahnwesens liegt vor allen Dingen darin, daß er wohl als erster in 
Deutschland die große volkswirtschaftliche Bedeutung der Eisenbahnen 
im allgemeinen und eines zusammenhängenden, zweckmäßig ineinander- 
greifenden Eisenbahnnetzes im besonderen erkannte. So schreibt er noch 
in einem Artikel der Augsburger Allgemeinen Zeitung vom Jahre 1842: 

„Was wir z.Z. in Deutschland an Eisenbahnen besitzen, ist gut 
als Spielzeug für unsere Städte und um dem deutschen Publikum einen 
Begriff von der Sache zu geben. Der eigentliche Nutzen dieses neuen 
Transportmittels aber, sein Einfluß auf die Agrikultur, die Industrie, 
den Wegbau, auf den inneren und äußeren Handel kann in großartiger 
Weise erst hervortreten, wenn der Osten mit dem Westen, der Norden 
mit dem Süden wenigstens durch vier Nationallinien verbunden sein 
wird.“ 

Er weist dann außerdem noch auf die Bedeutung der Eisenbahn 
als nationales Verteidigungssystem hin, indem er sagt: 

„Es sprechen die gewichtigsten Gründe dafür, daß die deutschen 
Regierungen die noch übrige Friedenszeit zur Befestigung der deutschen 
Nationalintegrität benützen. Ja, es ist zu hoffen, durch ihr unverzüg- 
liches und energisches Einschreiten in dieser Sache und durch offenes 
Kundgeben ihres Entschlusses werde bedeutend auf die fernere Erhaltung 
des Friedens gewirkt, Wenigstens wüßten wir nicht, wie Deutschland, 
bei dem gegenwärtigen Stand der Dinge, den Franzosen das Vertrauen 
in seine Kraft besser zu bestätigen vermöchte, als durch das Angreifen 
eines solchen Friedenswerkes.“ 

Wenn es List auch nicht gelang, seine Zeitgenossen von dem Vor- 
teil eines nationalen Transportsystems zu überzeugen, weil sie dem hohen 
Flug seines Geistes nicht zu folgen vermochten, oder ihm nicht folgen 
wollten, so hat ihm doch die Entwicklung der Eisenbahnen immer mehr 
Recht gegeben. 

1 Vgl. auch „Friedrich List und die württ. Eisenbahnen“ von Dr. Max 
Hoeltzel in der besonderen Beilage des württ. Staatsanzeigers, Jahrgang 1928, 
Nr, 18. Hier ist ein Brief des bayerischen Kabinettschefs an List vom 21. Mai 1843 
aufgeführt, in dem es u.a, heißt: — „Der gegenwärtige bayerische Minister 
des Innern von Abel wirkt aus bekannten politisch-religiösen Gründen einer 
näheren Verbindung mit Württemberg zu einem gemeinschaftlichen Eisenbahn- 
system, so fest auch die gegenseitigen Interessen beider Staaten hierfür sprechen, 
entgegen.“ — Vgl. ferner den Brief des württ. Geschäftsträgers in München, 
Hauptmann von Maucler, an den Staatsrat von Goes vom 31. August 1843 (aus 
derselben Abhandlung). 
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Am meisten hinderlich war den großen Gesichtspunkten, unter 
denen er die Eisenbahnen betrachtete, die kleinliche Abgeschlossenheit 
der einzelnen Territorien, und mehr als einmal hat er sich über die Eng- 
herzigkeit der deutschen Kleinstaaterei bitter beklagt. 


2. Der Einfluß der Territorialpolitik auf die Linienführung 

der Eisenbahnen, 

a) Das süddeutsche Eisenbahnnetz bis 1860. 

Wie in anderen Ländern, in denen Eisenbahnen gebaut wurden, 
hatte auch in Deutschland von jeher die Auffassung bestanden, daß es 
eine wichtige Aufgabe des Staates sei, in die Entwicklung und Wirk- 
samkeit des Eisenbahnwesens in maßgebender Weise einzugreifen. Die 
Gründe, die hierfür sprachen, waren rechtlicher, volkswirtschaftlicher, 
finanzpolitischer und nationaler Art!, 

So finden wir auch in Süddeutschland bereits seit dem Beginn des 
Eisenbahnbaues eine ausgeprägte einzelstaatliche Eisenbahnpolitik. Die 
Art und Weise, wie sich der Anteil der einzelnen Staaten an der Grün- 
dung, der Anlage und dem Betrieb der Eisenbahnen äußerte, war aller- 
dings verschieden, jedoch hatten sich sowohl Baden und Württemberg, 
als auch Bayern immer einen umfassenden Einfluß auf die Gestaltung 
der innerhalb ihrer Landesgrenzen liegenden Eisenbahnen gesichert. 

Im Gegensatz zu den meisten norddeutschen Staaten, hatten Würt- 
temberg und Baden von Anfang an, teils aus grundsätzlichen Erwägun- 
gen heraus, teils gezwungen: das Staatsbahnprinzip — wenigstens für 
die Hauptlinien — angenommen, während sich das rechtsrheinische 


1 Der Staat mußte Enteignungsgesetze schaffen, gesetzliche Vorkehrungen 
zum Schutz der Allgemeinheit treffen, Anschlußverhandlungen mit den benach- 
barten Ländern führen, die Tarife regeln, da bei der Monopolstellung, welche 
die Risenbahn damals unter den Verkehrsmitteln einnahm, leicht eine Ausbeutung 
durch die Privatwirtschaft hätte stattfinden können. Außerdem erforderte der 
Eisenbahnbau große Kapitalien, deren Beschaffung für Privatunternehmer 
schwierig war, der Staat mußte Zuschüsse gewähren und war deshalb auch finan- 
ziell interessiert; die Eisenbahnen waren endlich ein Mittel zur Hebung des 
Volkswohlstandes und im Kriegsfalle ein Beförderungsmittel von großer natio- 
naler Bedeutung . 

2 In Baden und auch in Württemberg versuchte man in den vierziger und 
fünfziger Jahren verschiedentlich private Unternehmungen für den Bau von 
Eisenbahnen zu interessieren, (Vgl. Lit,-Verz. 28, S, 52 ff. und S. 87.) „Aber mit 
dem ersten Rausche war auch bald die Zeit verflogen, in der es nur der Er- 
teilung einer Erlaubnis zur Anlage von Eisenbahnen bedurfte, um diese erstehen 
zu sehen.“ (Vgl. Lit.-Verz. 28, S. 53.) Die Regierungen von Baden und Württem- 
berg mußten den Bau von Eisenbahnen daher notgedrungen selbst übernehmen. 
Außerdem spielten dabei die auf S. 1132, Fußnote 2, angegebenen Umstände eine 
ausschlaggebende Rolle, 
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Bayern erst nach wechselvollen Kämpfen und Anschauungen 1874 dem 
Staatsbahnprinzip in reinster Form anschloß, indem es alle Bahnen, 
auch die mit lokalem Charakter, verstaatlichte!. 

Während demnach die südwestdeutschen Regierungen ihren Einfluß 
auf die Entwicklung und Gestaltung des Eisenbahnwesens unmittelbar 
ausüben konnten, erfolgte dies in Bayern, soweit Bau und Betrieb der 
Eisenbahnen Privaten überlassen wurde, auf dem Wege der Konzessio- 
nierung. Die Konzession wurde aber vom Staate nur unter gewissen 
Bedingungen erteilt. Diese Bedingungen bestanden bis zum Jahre 1855 
in der Einhaltung der vom Staate erlassenen „Fundamentalbestimmungen 
für sämtliche Eisenbahnstatuten in Bayern“?, Außerdem hatte der Unter- 
nehmer die Pläne und alle übrigen Unterlagen dem Staate zur Genehmi- 
gung vorzulegen, meist eine Kaution zu stellen und sich noch anderen, 
in der Konzession einzeln aufgeführten Vorschriften zu unterwerfen. 

So gab also auch die bayerische Regierung in Eisenbahnfragen 
innerhalb ihres Landesgebietes den Ausschlag und es lag deshalb in der 
Hand der drei Staaten, ihre Eisenbahnlinien im Sinne eines allgemeinen 
süddeutschen Eisenbahnnetzes auszugestalten. Allein schon die aller- 
ersten Anfänge des Eisenbahnbaus in Süddeutschland lassen deutlich 
die Tendenz erkennen, die Eisenbahnpolitik unter genau denselben Ge- 
sichtspunkten weiterzuführen, die früher die Merkmale der Verkehrs- 
politik der Binzelstaaten waren. 

Baden verlegte den Mittelpunkt seines Eisenbahnverkehrsnetzes 
nach Norden (Heidelberg—Mannheim—Karlsruhe) und versuchte seit 
Anfang der 40er Jahre, entsprechend der natürlichen Bodengestaltung 
seines Landes, den gesamten westlichen Nordsüdverkehr nach der 
Schweiz, Frankreich und der Bodenseegegend auf der projektierten 
Rheintallinie bzw. Schwarzwaldbahn an sich zu reißen®. Zu diesem 


1 Bayern hatte bis zum Ende des Jahres 1845 das Privatbahnsystem, von 
1845 bis 1850 das Staatsbahnsystem und von da ab bis 1874 das gemischte 
System. 1874 verstaatlichte Bayern, das ja der hauptsächlichste Gegner des 
Bismarckschen Reichseisenbahnprojektes war, seine rechtsrheinischen Bahnen 
alle, weil es glaubte, so am wirksamsten den Verreichlichungsbestrebungen ent- 
gegentreten zu können, Die linksrheinischen Eisenbahnen Bayerns gingen erst 
im November 1905 in Staatsbesitz über, 

2 Diese Fundamentalbestimmungen traten mit Wirkung vom 28. September 
1836 in Kraft und waren von der bayerischen Regierung, gemeinsam mit Bevoll- 
mächtigten der Städte München, Augsburg, Nürnberg, Bamberg und Lindau, 
sowie verschiedenen damals bereits genehmigten Eisenbahngesellschaften auf- 
gestellt worden. 

# Der Staatsrat Nebenius, die treibende Kraft im badischen Eisenbahn- 
wesen, äußerte in einem ausführlichen Gutachten (1837) über die bei Einführung‘ 
von Eisenbahnen im Großherzogtum Baden in Betracht kommenden privat- und 
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Zwecke hatte es schon am 10. Januar 1838 mit Hessen und der Freien 
Stadt Frankfurt einen Staatsvertrag „zur Regulierung einer Eisenbahn- 
verbindung zwischen Neckar und Main“ abgeschlossen, in welchem sich 
Hessen verpflichtete, eine Aktiengesellschaft zu bilden, die binnen vier 
Jahren Frankfurt, Darmstadt und Mannheim „möglichst in geraden Rich- 
tungen“ durch eine Bahn verbinden sollte. Dieser Vertrag wurde aber 
später hinfällig, da die Aktiengesellschaft, der man den Bau der Strecke 
überlassen hatte, weder von den einzelnen Staaten, noch von Frankfurter 
oder Mannheimer Geldgebern hinreichend unterstützt wurde und deshalb 
1841 von dem Unternehmen zurückgetreten war. Hessen brachte außer- 
dem im Juni 1842 ein Gesetz heraus, wonach der Bau und Betrieb aller 
Haupteisenbahnen auf Staatskosten erfolgen mußte. Endlich wollte es 
von einer möglichst geradlinigen Verbindung Darmstadts mit Mannheim 
nichts mehr wissen, sondern die Eisenbahnlinie entlang der wirtschaft- 
lich bedeutenderen Bergstraße führen. Baden und Frankfurt waren des- 
halb gezwungen, ein neuesAbkommen mit Hessen zu schließen (am 25. Fe- 
bruar 1843), nach dem die Main-Neckarbahn, die eine der leistungs- 
fähigsten in Deutschland werden sollte, ihre nicht gerade glückliche 
Linienführung! mit dem künstlich geschaffenen Endpunkt Friedrichsfeld 


volkswirtschaftlichen Fragen u. a.: „Was den Transit- und Speditionshandel mit 
der Schweiz anbetrifft, so wird die Bahn (Mannheim—Basel) selbst Güter, 
welche auf den konkurrierenden württembergischen Landstraßen einen um 20 
bis 30 Stunden (1 badische Stunde = 4,144 km) Kürzeren Weg als auf der Eisen- 
bahn und den von ihren Endpunkten auslaufenden Landstraßen zurückzulegen 
haben, ableiten können, weil sie für ihre ganze Länge von zirka 56 Stunden 
nur ungefähr die Hälfte der gewöhnlichen Landfracht verlangt und dabei noch 
eine 4—5mal größere Geschwindigkeit des Transports ermöglicht.“ (Bericht des 
Komitees für Eisenbahnen im Großherzogtum Baden an das Großherzogl. Mini- 
sterium des Innern, Karlsruhe 1837, Als Manuskript gedruckt.) 


1 Die Längen der verschiedenen von Darmstadt nach Mannheim und Heidel- 
berg projektierten Eisenbahnlinien betragen (vgl hierzu Lit.-Verz, 28, S, 32 bis 
49 und Bild 5): 

1a. Darmstadt—Heppenheim—Weinheim—Friedrichsfeld— Mannheim 

= 59,820 km. 

1b, Darmstadt—Heppenheim—Weinheim—Friedrichsfeld—Heidelberg 

= 60,050 km. 

2. Direkte Bahn: Darmstadt—Lorsch—Mannheim = 45,510 km. 

8. Darmstadt—Heppenheim—Weinheim—Virnheim—Mannheim 

= 53,220 km. 

4. Darmstadt—Heppenheim—direkt nach Mannheim = 47,170 km. 

5. Darmstadt—Heppenheim—Weinheim—Schriesheim—Heidelberg 

= 53,820 km, 

Aus den Längen der einzelnen Trassen ist ersichtlich, daß bei Annahme 
des Spaltungspunktes bei Weinheim, die Linie von Weinheim nach Heidelberg. 
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erhielt. Die badischen Stände und insbesondere die Abgeordneten der 
Stadt Mannheim, hatten sich mit dem größten Nachdruck gegen die 
Führung der Bahn entlang der Bergstraße ausgesprochen!. Nur dem 
Einfluß des Staatsrats Nebenius war es zu verdanken, daß auch sie — 
unter dem 8, Mai 1844 — den von der Regierung bereits genehmigten 
Vertrag anerkannten. 

Am 1, August 1846 wurde der Betrieb auf der ganzen Strecke Frank- 
furt—Friedrichfeld eröffnet, nachdem schon im Juli die aus Mitgliedern 
der drei Staaten bestehende, gemeinschaftliche Eisenbahndirektion zu- 
sammengetreten war. 

Der Anschluß der badischen Hauptlandesbahn an die Main—Neckar- 
linie sollte bis 1850 der einzige Anschluß der badischen an andere Eisen- 
bahnen bleiben, 

Württemberg, dem Baden und Bayern im Westen und Osten 
bis 1850 Anschlüsse versagten, sah sich gezwungen, seine Eisenbahn- 


von 24,500 km (über Friedrichsfeld) auf 17,460 km (über Schriesheim), also um 
6,840 km, diejenige nach Mannheim von 24,160 km (über Friedrichfeld) auf 
16,360 km (über Virnheim), also um 6,600 km, verkürzt worden wäre. Dabei 
wäre an Neubaustrecke (bei zunächst eingleisigem Bau) lediglich eine Mehrlänge 
von 1,290 km erforderlich gewesen. Zu der Bedeutung, welche die Abkürzung 
namentlich für die bedeutendste Handelsstadt Badens — Mannheim — gehabt 
hätte, kam noch, daß alle wirtschaftlich bedeutenderen Orte der Bergstraße trotz- 
dem an die Main-Neckarbahn zu liegen kamen und außerdem noch gleichzeitig 
zwei weitere wertvolle Gebiete erschlossen worden wären. Die Führung der Bahn 
von Heppenheim direkt nach Mannheim hat den Nachteil, daß eine solche Linie 
ohne Nutzen für den inneren Verkehr Badens gewesen wäre, da sie die ganze 
badische Bergstraße mit ihrer recht beträchtlichen Bevölkerung seitwärts liegen 
läßt und die Verbindung Frankfurt—Heidelberg, mit dem direkten Zuge ver- 
glichen, um zirka 13 km mit der gewählten Richtung über Friedrichsfeld um 
6 km verlängert und diejenige nach Mannheim nur um 5,5 km (mit der Linie 
Weinheim—Virnheim-—Mannheim verglichen) verkürzt hätte. Die direkte Ver- 
bindung Darmstadt—Mannheim kam nach den neuen Vereinbarungen sowieso 
nicht mehr in Frage. Man sieht aus dem Vergleich der Projekte, daß die Linie 
mit dem Trennungspunkt Weinheim kilometrisch und wirtschaftlich die beste 
gewesen wäre. Dazu kommt, daß die Geländeverhältnisse dieselben waren, wie 
bei dem ausgeführten Projekt, Die Friedrichsfelder Trasse wurde aber von 
Hessen verlangt und Baden mußte zustimmen, wollte es nicht den langgehegten 
Wunsch einer Verbindung Mannheims und Heidelbergs mit der Handelsmetropole 
Frankfurt scheitern sehen, 

1 Mannheim bot sogar für den Fall, daß die vertragsmäßige Linie auf- 
gegeben und die Bahn von Weinheim aus ohne Abzweigung nach Heidelberg 
direkt nach Mannheim geführt würde, einen Barzuschuß von 100.000 fl (= rund 
170.000 M) an, außerdem das für die Eisenbahn erforderliche Terrain, soweit es 
auf der Gemarkung der Stadt lag und die Mitbenutzung der im Bau begriffenen 
Neckarbrücke, 
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Längen der verschiedenen 
von Darmstadt nach 

Mannheim und Heidelberg 

projektierten Eisenbahnlinien 


1a) 

Von Darmstadt bisHeppenheim 2600km 
»» Heppenheim » Weinheim 9,860.» 
m Weinheim bis Friedrichsfeld 14,730 » 
» Friedrichsfeld bis Mannheim Aug: 


Së 


1b) 
Von Darmstadt bisFniedrichsfeld 5090km 
% Friedrichsfeld bis Heidelberg 8,570 » 
60,660km 


2) 
Direkte Bahn: 
Von Darmstadt nach Mannheim 45,510km 


3) 
Von Darmstadt über Weinheim 
und Virnheim nach Mannheim 53220km 


4) 
Von Darmstadt über 
Heppenheim nach Mannheim ago 


5) 
Von Darmstadt über 
Weinheim nach Heidelberg 


Bild 5. 


linien über die Verkehrsmittelpunkte Heilbronn!'—Stuttgart—Ulm und 
Friedrichshafen zunächst ebenfalls auf die Nordsüdrichtung zuzuschnei- 
den, obwohl es von Anfang an erkannte, daß die Westostrichtung die 
Wichtigste Verkehrslinie für Württemberg barg. Das geht z. B. deutlich 


* Bis Heilbronn erfolgte der Transport vom Rhein her mittels der Neckar- 
Schiffahrt, 
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aus dem Regierungsvortrag des Ministers Schlayer vom 7. März 1842 
hervor!. Der Minister führt darin u. a. aus: 
„Zwischen den zwei größten deutschen Stromgebieten, 
denen des Rheins und der Donau, vermittelt diese Linie (von 
Westen nach Osten) auf ihrem Zug durch Württemberg die kür- 
zeste Verbindung; sie bildet ein Glied in einer Verkehrsbahn 
höherer Ordnung, die nach W. und O. einer außerordentlichen 
Verlängerung fähig ist, deren äußerste Grenzen erst an den 
Küsten zweier Meere, des Atlantischen Ozeans und des Schwar- 
zen Meeres, gesteckt sind.“ 

Als den nächst wichtigen Verkehrsweg für Württemberg bezeichnet 
er die Strecke Heilbronn—Stuttgart—Ulm— Friedrichshafen und hofft 
auf eine Fortsetzung dieser Linie auf dem „von der Natur selbst vor- 
gezeichneten Weg“ durch das obere Rheintal, über den Splügenpaß nach 
Mailand und Oberitalien. Endlich weist er noch auf den Zusammenklang 
hin, der auf diesen Linien zwischen dem rein württembergischen Binnen- 
verkehr und dem Durchgangsverkehr bestehe. Er verkennt die Schwie- 
rigkeit der Anschlußverhandlungen nicht, tröstet sich aber mit dem Ge- 
danken, daß 

„eine den Neckar und die Donau auf den Anfangspunkten ihrer 
Schiffahrt (Heilbronn und Ulm) verbindende Linie, für sich 
selbst und ganz unabhängig von weiteren Fortsetzungen und 
Anknüpfungspunkten an andere Eisenbahnen und fremde Sy- 
steme, ein Ganzes mit selbständiger ihre Ausführung für sich 
allein vollkommen motivierender Bestimmung“ bilde. 

Damit ist auch die Einstellung der württembergischen Regierung 
in Eisenbahnfragen, wie überhaupt die Eisenbahnpolitik Württembergs 
in den ersten Jahren des Eisenbahnbaues gekennzeichnet. = 

In Bayern waren die Aussichten für ein gemeinsames süddeut- 
sches Eisenbahnnetz noch schlechter als in Württemberg und Baden. 
Während die Regierungen der letzteren Staaten wenigstens die Rich- 
tungen ihrer Hauptlandesbahnen planmäßig festlegten, war man in 
Bayern lediglich bestrebt, möglichst viele größere Städte zu verbinden, 
ohne Rücksicht auf die Entfernungen oder die günstigsten Betriebsver- 
hältnisse und ohne Bedachtnahme auf die Schaffung eines einheitlichen, 
wohldurchdachten Eisenbahnnetzes®, 


1 Vgl. Kammer d. württ, Abg. 23. Bd. (IV. Beil.-Heft) S. 1£f, Ministerial- 
vortrag. 

2 Auf diese Weise entstanden jene bedeutenden Umwege, welche die 
bayerische Nordsüdbahn (sächsische Grenze—Hof—Kulmbach—Lichtenfels— 
Bamberg— Nürnberg—Nördlingen—Donauwörth— Augsburg —Kempten— Lindau) 
und die Westbahn (Bamberg—Schweinfurt—Würzburg—Gemünden—Aschaffen- 
burg— (Frankfurt) aufweisen. Vgl. Lit.-Verz. 26. 
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Da unter diesen Umständen Anschlüsse in der Westostrichtung 
bis zum Jahre 1850 nicht zustande kamen, versuchten zuerst Baden und 
Württemberg, später auch Bayern, die Schweizer Grenze möglichst rasch 
mit ihren Eisenbahnlinien zu erreichen, um die schweizerischen Kantone 
zu entsprechenden Fortsetzungen zu veranlassen. Württemberg, das mit 
dem Bau seiner Bahnen zuletzt begonnen hatte, war zuerst damit fertig, 
indem es schon Mitte des Jahres 1850 den Bau der 250 km langen Strecke 
Heilbronn—Stuttgart—Ulm—Biberach—Ravensburg— Friedrichshafen zu 
Ende geführt hatte. Bayern konnte 1853 seine 566 km lange Nordsüdbahn 
dem Verkehr übergeben, während Baden, das zuerst mit dem Bau seiner 
Rheintallinie begann, nicht weniger als 17 Jahre zu ihrer Fertigstellung 
benötigte (1838 bis 1855). Die Ursache dieser Verzögerung lag einer- 
seits in falscher Sparsamkeit begründet‘, andererseits in der Wahl einer 
eigenen Spurweite von 1,6 m. Zum Glück ist keiner der anschließenden 
Nachbarn auf denselben Fehler verfallen, obwohl Baden versuchte, z. B. 
Württemberg bei den Anschlußverhandlungen die Bedingung zu machen, 
dieselbe Spurweite einzuführen. Erst als ihm dies nicht gelang, und 
auch die Main-Neckar-Bahn und die Schweizer Nordbahngesellschaft 
die allgemein übliche Spurweite von 1,43; m ihren Eisenbahnlinien zu- 
grunde legten, sah sich Baden gezwungen, gleichzeitig mit dem Verlegen 
des 2, Gleises im Jahre 1854 den Umbau seines Oberbaus und seiner 
Betriebsmittel in die Wege zu leiten. Im April 1855 konnte der Umbau 
bei einem Kostenaufwand von rund 2,7 Millionen oK beendet werden. Da 
die badische Hauptlandesbahn schon damals ziemlich stark befahren 
Wurde, läßt sich leicht denken, wie groß die Betriebsschwierigkeiten vor 
und hauptsächlich während der Umbauperiode waren. 


Die württembergische Nordsüdbahn erlangte wohl für den Binnen- 
und Nachbarschaftsverkehr mit der Schweiz einige Bedeutung, besonders 
nachdem die Bodenseedampfschiffahrtsgesellschaft immer mehr aus- 
gebaut wurde, einer bedeutenderen Entwicklung war sie jedoch nicht 
fähig, Der Trajektverkehr auf dem Bodensee konnte eine Landverbindung 
nicht ersetzen, im Norden verweigerte Baden jeden Anschluß und außer- 


1 Da man in Baden anfänglich, wie in allen Ländern, die Bausumme für 
die Rheintallinie viel zu niedrig veranschlagt hatte (auf 13 Millionen fl, während 
sie endgültig auf 32 Mill. fl zu stehen kam), wollte man sparen. Man sparte 
aber am verkehrten Ende — nämlich an Bauzinsen —, indem man langsam, 
abschnittweise baute, anstatt an vielen Stellen gleichzeitig zu beginnen und die 
Bahn möglichst rasch fertigzustellen. 

2 Die Bodenseedampfschiffahrtsanstalt wurde im Jahre 1824 vom württem- 
bergischen Staat begründet, später einer Aktiengesellschaft überlassen und im 
Jahre 1854 vom Staat wieder zurückgekauft und mit vermehrten Betriebsmitteln 
ausgestattet, 


Archiv für Eisenbahnwesen. 1939. m4 


1146 Geschichte der Verkehrspolitik im süddeutschen Raum. 


dem trug die Richtung Stuttgart—Ulm mehr den Charakter einer West- 
ostverbindung. Württemberg hatte sich deshalb schon lange darum be- 
müht, der eigentlichen Bestimmung seiner Hauptbahn — der Verbindung 
des Rheins mit der Donau — näherzukommen, Zu diesem Zweck hatte 
die württembergische Regierung schon seit dem Jahre 1836 Projekte 
ausarbeiten und von in- und ausländischen Ingenieuren teils abändern, 
teils begutachten lassen!, Diese Projekte sahen im wesentlichen den An- 
schluß gegen Baden bei Pforzheim—Durlach—Karlsruhe oder bei 
Bretten—Bruchsal, den gegen Bayern bei Nördlingen (durch das Rems-, 
Kocher- und Brenztal) oder bei Ulm (durch das Filstal) vor, wobei je 
die ersteren Anschlüsse von Baden und Bayern, die letzteren von Würt- 
temberg bevorzugt wurden. 

Baden begründete seinen Standpunkt mit lokalen Interessen der 
Städte Pforzheim und Karlsruhe. Tatsächlich befürchtete es von einem 
Anschluß in Bruchsal, der mehr einer Nordsüdverbindung entsprach, 
eine Beeinträchtigung des Verkehrs auf seiner „teueren“ Rheintallinie 
und der projektierten Schwarzwaldbahn Offenburg—Konstanz?. Es 
konnte sich deshalb auch nicht dazu verstehen, einem Wunsch Württem- 
bergs zu entsprechen, der eine Verbindung der beiden Netze in Durlach 
und Heidelberg vorsah. 

Gemeinsame Untersuchungen der beiden Staaten in den vierziger 
Jahren ergaben, daß Württemberg die Pforzheimer Linie für unzweck- 


1 Etzel, Seeger, Bühler (Württemberg), Negrelli, Klein (Österreich), 
Vignoles (England) und andere. Württemberg war übrigens der einzige süd- 
deutsche Staat, der zur Begutachtung seiner Eisenbahnprojekte ausländische 
Techniker kommen ließ, 

2 Vgl, den von Nebenius namens der Kommission der ersten badischen 
Kammer erstatteten Bericht (Verhandlungen, 1843—44, I. Kammer 2, Beil.-Heft, 
S. 271—293), in dem u.a. ausgeführt wird: „Wir können im Interesse der Haupt- 
zweige des großen Verkehrs zwischen Osten und Westen, noch weit entschiedener 
im Interesse des nachbarlichen Verkehrs zwischen Württemberg und Baden und 
des inneren Personen- und Güterverkehrs, auf das wir ein ganz vorzügliches 
Gewicht legen müssen, sodann im Interesse unseres Transithandels in der Rich- 
tung sowohl nach dem Elsaß, als nach der Schweiz, im Interesse der Frequenz 
unserer Nordbahn (Mannheim—Karlsruhe), im wohlverstandenen Interesse der 
Unternehmung in finanzieller Hinsicht und wie nach allen diesen Beziehungen 
im allgemeinen Landesinteresse, so auch im besonderen Interesse der Erhaltung 
des Wohlstandes einer der bedeutendsten Städte des Landes (gemeint ist Pforz- 
heim) nur wünschen, daß der vorliegenden Bitte dieser Stadt (nämlich der Bitte 
um Führung der Anschlußlinie über Pforzheim) entsprochen werde, — Wir 
würden, wenn die Herstellung der Bahn über Bretten uns gar nichts kostete, 
dennoch keinen Augenblick anstehen, die Richtung über Pforzheim vorzuziehen. 
da nicht nur mindere Vorteile, sondern zugleich wesentliche Verluste und Ge- 
fahren, womit uns die Wahl der ersten Zugslinie bedroht, in Betracht kommen.“ 
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mäßig hielt, Baden andererseits mußte zwar zugeben, daß die Linien- 
führung der Bahn Schwierigkeiten bietet, der Weg von Karlsruhe über 
Pforzheim nach Ludwigsburg sei jedoch 3% Stunden kürzer als der über 
Bretten, der außerdem einer Ostwestbahn überhaupt nicht entspreche, 
Bei der Untersuchung der Bruchsaler Linie, deren Ergebnis in einem 
gemeinsamen Gutachten 1844 zusammengestellt wurde, betonen beide 
Techniker, daß der Bruchsaler Linie in technischer Hinsicht der Vor- 
rang gebühre, während der württembergische Techniker aber in der 
Führung dieser Anschlußlinie die beste Lösung für die Verkehrsbeziehun- 
gen seines Landes mit dem Ober- und Unterrhein sah, behauptete der 
badische, daß die Pforzheimer Linie für die gleichzeitige Wahrung des 
Binnen- und großdeutschen Verkehrs besser sorge. Dieser Ansicht 
stimmten sowohl die badischen Kammern (mit dem Bemerken, daß Würt- 
temberg im Falle eines Anschlusses die badische Spurweite von Jun m 
von Pforzheim—Ulm vorzuschreiben sei), als auch die Regierung zu. Die 
letztere äußerte sich auch nach wiederholtem Anfragen der württem- 
bergischen Regierung in einer Erklärung vom 6./8. April 1845 dahin- 
gehend, daß sie von ihrem Standpunkt nicht abweichen könne. Sogar 
das Anerbieten Württembergs, dem Anschluß in Durlach zuzustimmen, 
wenn Baden seine Mitwirkung zum Bruchsaler zusagen würde, wurde 
abgewiesen. Baden stellte sich nach wie vor auf den Standpunkt, sein 
Einverständnis nur dann zu geben, wenn es die Gewähr dafür bekam, 
daß dadurch keine Konkurrenzbahn für die Rheintallinie bzw. Schwarz- 
waldbahn entstand, d. h, mit anderen Worten, es war für einen Anschluß 
überhaupt nur dann zu gewinnen, wenn Württemberg sich dazu verstand, 
mit der Führung seiner Bahn kundzutun, daß es ihm vornehmlich auf 
den Nachbarschaftsverkehr mit seinen oberrheinischen Landesteilen 
ankam. 


Schließlich kam aber doch am 4. Dezember 1850 ein Staatsvertrag 
zustande®, der den Anschluß in Bruchsal festlegte. Die Gründe, wes- 
Wegen Baden doch noch nachgab, sind zunächst darin zu erblicken, daß 
seine Rheintallinie vor den Toren Basels stillstand, weil die Schweiz 
einen Anschluß verweigerte und für die projektierte Schwarzwaldbahn 
kein Unternehmen zu finden war, das den Bau übernahm, um damit den 
Eisenbahnverkehr nach der Bodenseegegend eröffnen zu können. Baden 
trug sich nämlich damals, nach den finanziellen Erfahrungen, die es mit 
Seiner kostspieligen Hauptlandesbahn gemacht hatte, mit dem Gedanken, 


1 Ein größerer Tunnel bei Pforzheim und eine Steigung von 1:67 (gegen 


max, 1:100 auf der Bruchsaler Linie) auf eine Strecke von etwa 7 km waren 
unvermeidlich, 


7 Vgl. Reg.-Blatt des Großh. Baden, 1851, S. 519. 
KEN 
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private Unternehmungen für den weiteren Ausbau seines Eisenbahn- 
netzes zu interessieren. Seine Bemühungen, eine Aktiengesellschaft für 
den Bau der Schwarzwaldbahn zustande zu bringen, waren aber erfolglos. 
Es gelang ihm — trotz günstiger Konzessionsbedingungen! — nicht ein- 
mal, Bewerber für die später getrennt ausgeschriebene Teilstrecke Offen- 
burg—Hausach zu finden. Deshalb blieb ihm nichts anderes übrig, als 
seinen Verkehr mit dem Süden und Südosten Deutschlands über württem- 
bergisches Gebiet zu leiten. Trotz der nachteiligen Lage, in der es sich 
gegenüber Württemberg, dem die Gründe seiner Nachgiebigkeit nicht 
unbekannt waren, bei den Anschlußverhandlungen befand, wußte Baden 
sich doch erhebliche Vorteile zu sichern. So hatte Württemberg nach 
Artikel 2 des Staatsvertrags die gesamte Anschlußstrecke zu bauen und 
zu betreiben, mußte sich aber gleichzeitig verpflichten, die auf badischem 
Gebiet liegende Strecke gegen einjährige Kündigung und Ersatz des 
Wertes an Baden abzutreten®, Außerdem sicherte sich Baden nach 
Artikel 1 und 22 die Möglichkeit des Anschlusses einer Seitenbahn 
Pforzheim—Mühlacker, mit den gleichen Vorrechten, welche Württem- 
berg bei der Bruchsaler Bahn eingeräumt erhielt. 


Württemberg hatte seine im Lauf der Jahre gefestigtere Stellung 
Baden gegenüber nicht ausgenutzt, sonst hätte es sich dieselben Rechte 
zum Bau der Seitenbahn Pforzheim—Mühlacker wie Baden ausbedungen* 
und die Interessen Heilbronns ebenso nachdrücklich gewahrt, wie Baden 
dies für Pforzheim getan hatte, 


Heilbronn, dessen verkehrsgeographische Lage als verhältnismäßig 
günstig anzusprechen ist und das infolgedessen schon eine alte Handels- 


1 Vgl. Lit.-Verz. 28, S. 104. 

2 Baden machte später von diesem Vorbehalt Gebrauch, und am 15, No- 
vember 1878 ging die Strecke Bretten—Bruchsal in seinen Besitz über, nachdem 
sich die badische Regierung von der Rentabilität der Linie überzeugt hatte und 
ihr die fremde Verwaltung im eigenen Land unbequem wurde, 

# Dieser und alle anderen Staatsverträge, in denen ein Staat den Bau einer 
Strecke auf fremdem Gebiet übernahm, enthielten neben den hier besonders auf- 
geführten Vereinbarungen meist die gleichen Bestimmungen über die Wahrung 
der Hoheits- und Rückkaufsrechte, die Unterstützung bei den Expropriationen, 
die Handhabung der Betriebspolizei, die Beförderung der Postsachen. Außer- 
dem wurde dem fremden Staat, in welchem gebaut wurde, das Recht der Ge- 
nehmigung aller Pläne und der Mitbeaufsichtigung des Baus, sowie die Gleich- 
berechtigung der gegenseitigen Stantsangehörigen bei Vergebung von Arbeiten 
und Anstellung von Beamten zugesichert, die Umlagenfreiheit für die Bahn 
gewährleistet und endlich zur Schlichtung von Streitigkeiten unter den beteiligten 
Staaten die Bildung von Schiedsgerichten festgestellt. 

4 Diese Vorsichtsmaßnahme hätte Württemberg die Anschlußverhandlungen 
wegen der Enz- und Nagoldbahn seinerzeit sehr erleichtert. 
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stadt und Knotenpunkt bedeutender Verkehrsstraßen war, verfolgte über- 
haupt seit dem Aufkommen der Eisenbahnen, wie schon vorher, ein eigen- 
artiges Mißgeschick. Es wurde bereits erwähnt, daß zu Beginn des 
19. Jahrhunderts vor allen Dingen der Kampf mit Mannheim seinen 
Handel zu vernichten drohte. Bei den Anschlußverhandlungen zwischen 
Baden und Württemberg wegen der gegenseitigen Verknüpfung der Eisen- 
bahnnetze sah sich Heilbronn durch die Führung der Anschlußlinie über 
Bretten—Bruchsal erneut gefährdet, da es eine Abwanderung des Per- 
sonen- und Güterverkehrs auf die neue, vorteilhaftere Eisenbahnlinie 
befürchten mußte, zumal die Neckarschiffahrt einer dringenden Verbesse- 
rung bedurfte und immer noch durch Zölle und Abgaben belästigt wurde. 
Heilbronn versuchte deshalb gemeinsam mit Calw, das in der Führung 
der Anschlußlinie über Pforzheim eine Erleichterung seiner Verkehrs- 
beziehungen mit dem Rhein sah, alles, um den württembergischen Inter- 
essen entgegen und in Übereinstimmung mit den badischen, den Anschluß 
Pforzheim—Durlach zustande zu bringen. Seine Bemühungen waren 
jedoch vergeblich. Der Bruchsaler Anschluß kam zustande und der 
Staatsvertrag von 1850 beeinträchtigte seine Handelsbeziehungen da- 
durch noch mehr, daß Württemberg nach Artikel 13 und 14 drückende 
Zugeständnisse im Fahrplan- und Tarifwesen machen mußte*, 


Als Heilbronn, das sich lange Zeit dagegen sträubte, Durchgangs- 
Station für den Eisenbahnverkehr zu werden, weil es als Endstation? und 
Umschlagshafen größere Vorteile zu genießen glaubte, dann einen An- 
schluß gegen Heidelberg erstrebte, standen diesem die Interessen Badens 


1 Solche innerpolitischen Gegensätze („Kirchturmspolitik“) finden wir in 
allen süddeutschen Staaten. So traten in Baden z. B. gerade wegen des An- 
schlusses Mühlacker—Pforzheim—Karlsruhe die Städte Bretten, Bruchsal und 
Mannheim auf und verlangten die Ausführung der von Württemberg vorgeschla- 
genen Trasse über Bretten—Bruchsal, weil sie eine Beeinträchtigung ihres Han- 
dels durch Karlsruhe befürchteten, 

2 Art, 13 legt fest, daß die Bruchsal—Friedrichshafener Bahn als eine 
einheitliche Strecke zu betreiben sei und die von und nach Bruchsal gehenden 
Züge auf der Einmündungsstation nicht abstoßen, sondern als Hauptzüge durch- 
laufen sollten, Der Verkehr mit Heilbronn und dem Norden litt außerordentlich 
unter dieser Bestimmung, da bis zum Abschluß eines Zusatzvertrags am 15. De- 
zember 1878 keine direkten, sondern nur Abstoßzüge von der Hauptbahn nach 
Heilbronn geführt werden durften. 

Art. 14 lautet: Württembergischerseits dürfen die Fahrpreise (für Per- 
sonen, Tiere und Güter aller Art), sowie die Lagergebühren auf der nach Bruch- 
sal führenden Verbindungsbahn nicht höher gestellt werden, als jene auf der 
Heilbronn—Friedrichshafener Bahn im allgemeinen und soll der Verkehrsrichtung 
von und nach Heilbronn keine Begünstigung eingeräumt werden, die nicht auch 
jener von und nach Bruchsal eingeräumt wird. 

® Heilbronn hatte zuerst einen Kopfbahnhof. 
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gegenüber und es kam schließlich zu einer „Vergleichslinie“ nach Bruch- 
sal, Diese Linie verlor aber bald darauf ihre Bedeutung, da sie durch die 
Pforzheimer Bahn eine Abkürzung erfuhr. Später wurde statt der von 
Heilbronn erhofften direkten Heilbronn—Neckarelz—Eberbacher Linie 
eine Gabelbahn nach Heidelberg und Osterburken ausgeführt und damit 
in nächster Nähe Heilbronns ein künstlicher, seinen Verkehr schädigen- 
der Knotenpunkt geschaffen. Endlich machte sich noch eine weitere 
Gefahr bei der Beratung über die Linienführung der Hohenloher Bahn 
bemerkbar. Man beabsichtigte nämlich damals in Württemberg, diese 
bei Neckarsulm abzuzweigen, Dadurch hätte Heilbronn die unangenehme 
Aussicht gehabt, in Neckarsulm einen weiteren Neckarhafen und Eisen- 
bahnknotenpunkt entstehen zu sehen, der seinen Verkehr empfindlich 
schädigen konnte. Mit Rücksicht auf die Erhaltung seines Handels hatte 
Württemberg sich schließlich aber doch für eine Abzweigung der Hohen- 
loher Bahn von Heilbronn aus entschlossen, obwohl der schwierige 
Weinsberger Tunnel und größere Steigungen in Kauf genommen werden 
mußten. Man erhielt damit allerdings eine etwas kürzere Linie als über 
Neckarsulm—Neuenstein. 

Glücklicher als Heilbronn, das im Jahrhundert der Eisenbahnen 
unter einem seltenen Unstern stand, war die schwäbische Donaustadt 
Ulm daran. 

Württemberg hatte sich schon 1843 mit Rücksicht auf die zweit- 
größte Stadt des Landes — Ulm —, die von jeher ein bedeutender Han- 
delsplatz und Knotenpunkt alter Verkehrsstraßen war und im Hinblick 
auf eine möglichst kurze Verbindung mit dem Bodensee und Ober- 
schwaben für die Führung seiner Ostbahn nach Ulm durch das Filstal 
entschlossen und den Umweg durch das Rems-, Kocher- und Brenztal 
verworfen. Nach den von seinen Oberingenieuren Etzel, Klein und Knoll 
angestellten Untersuchungen hatte es dadurch eine Zeitersparnis in der 
Beförderung von einer Stunde und 40 Minuten erwirkt, 

Allerdings stellte die Überschienung der Alb mit einer Maximal- 
steigung von 1 :44,5 zwischen Geislingen und Amstetten für damalige 
Verhältnisse eine außerordentlich kühne Lösung dar. Die Bahn nach 
Ulm wurde aber gebaut und dadurch befand sich Württemberg Bayern 
gegenüber bei den Anschlußverhandlungen in etwas festerer Position 
als dies gegenüber Baden der Fall war. 

Bayern wünschte nämlich den Anschluß an das württembergische 
Netz ursprünglich nicht bei Ulm, sondern bei Nördlingen. Es führte des- 
halb seine Nord-Südlinie auf einem nicht unerheblichen Umweg von 
Nürnberg über Nördlingen nach Augsburg, Mit diesem Anknüpfungs- 
punkt wäre nach der Ansicht Bayerns nur eine einzige Anschlußlinie, 
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sowohl in Richtung nach Nürnberg als auch nach Augsburg— München, 
notwendig gewesen. Diese Anschlußlinie war für Bayern insofern gün- 
stiger, als sie den Verkehr möglichst lange an seine Nord-Südlinie 
fesselte. Da aber Württemberg ungeachtet der Absichten und Maß- 
nahmen Bayerns seine Bahn bereits gebaut hatte, mußte sich dieses 
schließlich zu einem Anschluß in Ulm verstehen, der auch durch Staats- 
vertrag vom 25. April 1850 festgelegt wurde. 

Danach wurde Ulm Gemeinschaftsbahnhof, Württemberg hatte die 
Strecke von Ulm bis zur Landesgrenze zu bauen, mit den für den aus- 
schließlichen Gebrauch der bayerischen Betriebsverwaltung nötigen 
Räumlichkeiten auf Bahnhof Ulm, da Bayern der Betrieb für die gesamte 
Strecke Ulm— Augsburg zugesichert werden mußte. Bayern machte den 
Bau der Strecke Augsburg—Ulm außerdem von dem Ausgang der würt- 
tembergisch-badischen Anschlußverhandlungen abhängig, die erst % Jahr 
später zum Abschluß kamen. 

Weiter sicherte es sich nach Artikel 19 eine Verbindung von 
Meckenbeuren nach Lindau, da es eine Zeitlang die Absicht, seine Nord- 
südbahn von Augsburg nach Lindau weiterzuführen, aufgegeben hatte. 
Dieser Plan hatte sich aber bis zur Vorlage des Vertrags an die württem- 
bergischen Stände schon wieder geändert, Hätte nun damals Württem- 
berg — wie von der Finanzkommission der Abgeordnetenkammer und 
mehreren Kammermitgliedern gewünscht wurde — versucht, sich eben- 
falls einen Anschluß an das südbayerische Netz zu sichern, so wären 
später die mühseligen Anschlußverhandlungen — von denen noch die 
Rede sein wird — nicht notwendig gewesen. 

Zu Ende des Jahres 1850 war damit das Zustandekommen der ersten 
süddeutschen Westostbahn und Verbindung des Rheins mit der Donau 
auf dem Schienenwege gesichert. Die ersten Verhandlungen zwischen 
Baden und Württemberg reichen zurück bis auf das Jahr 1838. In den 
2wölf Jahren, welche zwischen dem Beginn und Abschluß dieser Ver- 
handlungen lagen, zeigte sich die ganze Schwierigkeit, die sich dem 
Ausbau eines einheitlichen süddeutschen Eisenbahnnetzes entgegenstellte, 
Jeder Staat versuchte, je nach der mehr oder weniger günstigen Lage, 
in der er sich dem Nachbarland gegenüber befand, so viele Vorteile als 
möglich zu erlangen, selbst auf Kosten einer zweckmäßigeren technischen 
oder kommerziellen Trasse der Bahnlinie oder einer sachdienlicheren Ge- 
staltung des Betriebs. 

So wie die Verhältnisse damals lagen, wies die neue Rhein—Donau- 
verbindung zwar eine zum Teil kühne, aber im großen und ganzen rich- 
tige Linienführung auf. Um zunächst die Gründe zu beleuchten, die 
den Anschluß der württembergischen Westbahn über Bretten—Bruchsal 
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an die badische Hauptlandesbahn rechtfertigen, sei vor allen Dingen auf 
die wirtschaftlichen Beziehungen Württembergs und Südbayerns mit 
Mannheim, Frankfurt und dem Mittel- und Unterrhein hingewiesen. Der 
Weg vom Rhein zur Donau war von jeher eine der wichtigsten Verkehrs- 
straßen Süddeutschlands, sei es nun, daß sich die Handelszüge vom 
Mittelmeer oder vom Fernen Osten nach dem Norden Europas bewegten. 
Im Zeitalter der Eisenbahnen mußte sich daher das Bedürfnis einer 
Schienenverbindung in dieser Richtung um so mehr bemerkbar machen, 
als die übrigen Land- und Wasserwege durch Württemberg, auf denen 
sich dieser Verkehr seither bewegte, vollkommen unzulänglich waren. 
Zu dem kam noch, daß die junge, aufstrebende Industrie Württembergs 
und Bayerns, die im wesentlichen verarbeitender Natur war, immer mehr 
auf das Ruhr- und Saargebiet, sowie auf die überseeischen Länder wegen 
des Bezugs von Rohstoffen angewiesen war. Der gesamte Verkehr aus 
diesen Gebieten lief aber damals über Frankfurt und Mannheim. Es war 
daher verständlich, daß Württemberg die Richtung über Bruchsal an- 
streben mußte, da sie die kürzeste Entfernung nach den fraglichen Ge- 
bieten aufwies. Die Handelsbeziehungen Württembergs und Bayerns 
mit dem Oberrhein und dem übrigen Baden traten gegenüber diesem 
erheblich wichtigeren Verkehrszug in den Hintergrund. Auch lag die 
große internationale Orientlinie damals noch in weiter Ferne, da erst 
1860 die Strecke Wien—Salzburg—München und die Rheinbrücke bei 
Kehl eröffnet werden konnten, 

Die Bruchsaler Linie war außerdem kürzer, führte über ein weit 
günstigeres Terrain als die Pforzheimer, und kam daher billiger in der 
Anlage und im Betrieb. 

Als bloße Seitenverbindung mit dem Zweck, den nachbarlichen Ver- 
kehr zwischen Baden und Württemberg zu erleichtern und zu fördern, 
das Nagold- und Enztal wirtschaftlich zu erschließen und möglichst 
vielen größeren Städten und Ortschaften die Vorteile der Eisenbahnen 
zu vermitteln und dadurch die Frequenz der Bahn im Binnenverkehr zu 
steigern, hätte allerdings die Pforzheimer Linie mehr Vorteile geboten. 
Allein bei der Bedeutung der Bahn als Durchgangs- und direkte Linie im 
Verkehr mit dem Rheinland hatten diese mehr lokalen Interessen, die 
vorderhand noch durch die vorhandenen Verkehrswege und -mittel be- 
friedigt werden konnten, zu schweigen, zumal man in dem verhältnis- 
mäßig geringen Umweg nach dem Oberrhein über Bruchsal ein ver- 
kehrshemmendes Moment von größerem Einfluß nicht erblicken konnte. 

Es soll andererseits nicht verkannt werden, daß die richtigere 
Lösung der Anschlußfrage die gewesen wäre, die Verbindung der beider- 
seitigen Bahnen durch zwei Anschlußlinien — etwa eine über Mühl- 
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acker—Pforzheim und eine über Heilbronn—Sinsheim—Wiesloch (oder 
Heidelberg) — zu bewerkstelligen‘, Baden war aber für eine derartige 
Lösung aus zweierlei Gründen nicht zu haben: 


1. befürchtete es — wie bereits erwähnt — die Konkurrenz der 
württembergischen Bahnen für seinen Durchgangsverkehr nach 
der Bodenseegegend und der Schweiz?, und 


2. hätten ihm diese Projekte zu große finanzielle Lasten auf- 

gebürdet. 

Einer der wichtigsten Punkte, welche die badische Regierung mit 
veranlaßten, dem Anschluß in Bruchsal zuzustimmen, war nämlich der, 
daß Württemberg sich verpflichtet hatte, den Bau der Bahn auf seine 
Kosten zu übernehmen. 


Was die technische Linienführung der Anschlußbahn anbetrifft, 
fällt vor allen Dingen die starke Abbiegung nach Osten zwischen Bietig- 
heim und Mühlacker auf und man fragt sich, ob diese in der heute noch 
bestehenden Form notwendig gewesen wäre. 


Die Trasse wurde von Baden mit Rücksicht auf einen späteren 
Anschluß in der Richtung nach Pforzheim verlangt. Die württem- 
bergische Regierung hatte sich ursprünglich, nach eingehenden Unter- 
suchungen über die Terrain-, Bevölkerungs- und sonstigen Verhältnisse 


1 Außerdem hätte man später noch durch den Bau der kurzen Verbin- 
dungsstrecke Bretten—Pforzheim auf dem Schienenweg Frankfurt—Bruchsal— 
Bretten—Pforzheim—Nagoldsbahn—Immendingen—Konstanz (bzw. Schaff- 
hausen—Zürich) eine Verkürzung der Entfernung Frankfurt—Konstanz (bzw. 
— Zürich) um etwa 10 km erreichen können, 

2 Die Befürchtung Badens war tatsächlich begründet, wenigstens so lange, 
bis seine Rheintallinie den Anschluß an die schweizerische Nordbahn durch die 
Überbrückung des Rheins bei Waldshut gefunden hatte. Das geht ohne weiteres 
aus der Bewegung des Güterverkehrs in Württemberg und Baden zwischen 1851 
und 1861 hervor. Die Dichtigkeit des Güterverkehrs in Baden betrug: 1851: 
46930 t/km, 1854: 101484 t/km, 1855: 99 117 t/km (obwohl Baden die Spurweite 
von 1,435 m angenommen und seine Rheintalbahn bis in die Nühe Basels vor- 
getrieben hatte), 1858: 84405 t/km, 1859: 88 316 t/km. 

Am 18, August 1859 war der Anschluß an das schweizerische Netz her- 
gestellt, in den nächsten Jahren machte sich deshalb eine rapide Steigerung des 
badischen Güterverkehrs bemerkbar. Dieser betrug: 1860: 115 634 t/km, 1861: 
151 808 t/km. 

Die Dichtigkeit des württembergischen Güterverkehrs dagegen stieg mit 
dem Anschluß an das badische Netz bei Bruchsal von 1853: rd. 57600 t/km auf 
1858: rd. 141300 t/km (obwohl die durchschnittliche Betriebslänge der württem- 
bergischen Bahnen in dem betrachteten Zeitabschnitt gleich blieb = 305,230 km), 
um dann nach dem Anschluß der badischen Hauptlandesbahn im Betriebsjahr 
1859/60, trotz Zunahme der durchschnittlichen Betriebslänge von 305,230 km auf 
331,990 km) auf rund 128 100 t/km zurückzugehen. (Vgl. Lit.-Verz. 27, 28 und 40.) 


1154 Geschichte der Verkehrspolitik im süddeutschen Raum. 


seitens seines Oberbaurats Etzel, für die Richtung durch das Mettertal 
und über Maulbronn nach Knittlingen oder Kleinvillars und die badische 
Landesgrenze entschieden, weil das mehr bevölkerte Mettertal und die 
günstigeren Steigungsverhältnisse dies wünschenswert erscheinen ließen 
(vgl. Bild 6). Die Trasse, die für die Bruchsaler Linie allein zweifellos 
vorteilhafter gewesen wäre, war auch so gelegt, daß der Anschluß in 
der Richtung nach Bruchsal oder nach Pforzheim zweckmäßig erfolgen 
konnte, Die Bahn Bietigheim— Pforzheim durch das Mettertal wäre aber 
7 km länger geworden, weil die Abzweigung nach Pforzheim einen Um- 
weg gegen den Eckenweiher Hof (bei Mühlacker) notwendig gemacht 
hätte. Deshalb hielt die badische Verwaltung an der Führung der Linie 
über Illingen fest. Denkt man an die heutige Bedeutung der Orientbahn, 


Badisches u.Württ.Anschlußprojekt Bietigheim - Bretten 
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Bild 6. 


so muß in der Forderung Badens eine günstige Einwirkung der terri- 
torialen Interessen auf die Linienführung dieser Eisenbahn erblickt 
werden, obwohl Baden damals nur seine eigenen, nicht aber allgemein 
süddeutsche Interessen leiteten. 


Ähnlich wie beim westlichen Anschluß lagen die Verhältnisse beim 
östlichen. Wie Baden, wünschte auch Bayern den Anschluß an das 
württembergische Netz lange Zeit nur an einem Punkt, und zwar bei 
Nördlingen, Dies hätte, wenn die Verbindung der beiden Bahnen zweck- 
mäßig werden sollte, württembergischerseits den Bau der Linie Stutt- 
gart—Gmünd— Aalen (-—Nördlingen) vorausgesetzt. Württemberg ande- 
rerseits hatte sich nach reiflicher Überlegung für die Führung seiner 
Ostbahn durch das Filstal und den Anschluß in Ulm entschlossen. Wenn 
es aber in Württemberg zwei Linien gibt, deren technische und kommer- 
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zielle Trassierung immer wieder eingehend untersucht und verglichen 
wurde, so sind es gerade diese beiden. Die Ergebnisse dieser Unter- 
suchungen finden wir besonders klar in einem Bericht der württ. Ober- 
bauräte Etzel, Klein und Knoll an die königl. württ, Bisenbahnkom- 
mission: „Über die Richtung der Ostbahn“ zusammengestellt, Dieser Be- 
richt umfaßt nicht nur Untersuchungen über die Bahnlängen, die Stei- 
gungen und Krümmungen, die Anlage- und Betriebskosten, die Dauer 
der Fahrten, die Betriebsstörungen durch Schneeverwehungen, zu erwar- 
tende Rutschungen usw., sowie über alle sonstigen, auf die technische 
Trassierung einwirkenden und für sie maßgebenden Einflüsse bei den 
beiden Bahnen, sondern beschäftigt sich auch mit den Verkehrsverhält- 
nissen auf den vorhandenen Landstraßen in den betreffenden Richtungen 
und mit der Frage des Anschlusses an das bayerische Netz. Die württem- 
bergischen Techniker kommen zu folgendem Schluß; 

„Beide Linien stehen sich hinsichtlich der Steigungen und Krüm- 
mungen, sowie der möglichen Störungen des Betriebs durch die Ungunst 
namentlich der Winterwitterung gleich, in jeder anderen Hinsicht be- 
findet sich aber die Filstalbahn gegenüber der Remstalbahn im ent- 
schiedendsten Vorteil.“ 

Ferner sprächen für den Bau der Filstalbahn noch folgende 
„schwerwiegende Gesichtspunkte“; 

1. „daß sie die Verbindung des Mittelpunktes unseres Landes mit 
dem oberen Neckartal auf die einfachste Weise und ohne weitere Kosten 
herstellt; 

2. daß sie die kürzest mögliche Linie von dem Mittelpunkte nach 
der zweitbedeutendsten Stadt des Landes, nach Ulm, beschreibt: 

3. daß sie dort gleichfalls auf dem kürzesten Weg und auf würt- 
tembergischem Grund und Boden die Verbindung mit den südlichen 
Landesteilen, ferner 4 

4. mit der Schweiz und Italien, 

5. durch die Donauschiffahrt mit einem Teil von Bayern, Öster- 
reich und den Donauländern vermittelt“, 

Diesen mehr für die internen württembergischen Interessen maß- 
gebenden Punkten, welche die Führung der Ostbahn durch das Filstal 
rechtfertigten, stand noch die Tatsache zur Seite, daß sich der Verkehr 
durch das Filstal zu dem durch das Remstal an Personen wie 3% zu 1, 
an Gütern wie 3 zu 1 verhielt; ja, eine von dem Finanzrat Autenrieth 
in jener Zeit vorgenommene Revision der diesbezüglichen Tabellen, die 
von einem Kaufmann Fischer aufgestellt waren, ergab noch eine wesent- 
liche Verschiebung zugunsten der Filstal-Route. Bedenkt man weiter, 
daß der Verkehr von München und Augsburg nach Württemberg und 
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dem Rhein seinen Weg von jeher und zum größten Teil über Ulm nahm, 
daß endlich der Verkehr von Nürnberg in derselben Richtung noch nie 
über Nördlingen oder Ulm ging, so läßt sich nicht bestreiten, daß der 
Anschluß Augsburg—Ulm der einzig gegebene war. Ebenso leuchtet ein, 
daß dieser Anschluß nicht der einzige bleiben konnte, wie dies Bayern 
damals und noch lange Zeit darauf gewünscht hat. Die weitere Ent- 
wicklung und die Beibehaltung der Hauptbahnlinie über Ulm, auch nach- 
dem die Remstalbahn gebaut war, hat der Auffassung der württem- 
bergischen Regierung recht gegeben, und heute noch bildet diese kür- 
zeste Westostverbindung über Ulm einen der wichtigsten Verkehrswege 
durch Süddeutschland, dessen Bedeutung seit der Elektrisierung der 
Bahn noch gestiegen ist. 

Hinsichtlich der betrieblichen und verwaltungstechnischen Ver- 
hältnisse auf der neuen Dreiländerbahn waren an beiden Anschluß- 
punkten wesentliche Unterschiede. 

Bei der Anschlußstrecke Mühlacker—Bruchsal waren Bau-, Be- 
triebs- und Bigentumsverwaltung zunächst in einer Hand! vereinigt und 
damit wenigstens nur eine einmalige Übergabe von Personen und Gütern 
notwendig, die gleichzeitig mit der Zugbetriebsgrenze zusammenfiel®. 
Trotzdem brachte der Übergang auf die badische Hauptlandesbahn 
vielerlei Umstände und Aufwendungen mit sich, da die verschiedenen 
Spurweiten zu teuren Anlagen zwangen und den ohnehin zeitraubenden 
Betrieb auf dem Anschlußbahnhof Bruchsal noch umständlicher ge- 
stalteten. 

Im Osten beim Anschluß Bayern—Württemberg war die Trennung 
zwischen Bau und Betrieb durchgeführt. Diese Art der Betriebsregelung 
sollte bis zum Jahr 1887 der Grundzug aller Anschlußverträge zwischen 
Bayern und Württemberg bleiben, nicht zum Nutzen eines gesicherten 
und geregelten Betriebs?. 

Nach dieser Norm hatte jeder Staat jeweils die auf seinem Gebiet 
liegende Strecke zu bauen, der Betrieb der ganzen Anschlußlinie bis zu 
einem bestimmten Punkt — meist einer größeren Station — wurde aber 


1 Bis zur Übernahme der Strecke Bretten—Bruchsal in die badische Ver- 
waltung am 15. Oktober 1879. 

2 Hätte Baden die Strecke Bruchsal—Bretten selbst gebaut und — was 
anzunehmen ist — Bretten zum Wechselbahnhof gemacht, so wäre die Übergabe 
in Bretten erfolgt und in Bruchsal hätten Personen umsteigen und Güter um- 
geladen werden müssen wegen der verschiedenen Spurweiten der beiden Bahnen. 

7 1887 wurde anläßlich der Verhandlungen zwischen Bayern und Württem- 
berg wegen der Verbindung der südöstlichen württembergischen und südwest- 
lichen bayerischen Landesteile eine neue Betriebsregelung zwischen den beiden 
Staaten vereinbart. 
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einer Verwaltung allein überlassen, wobei diese dann als Betriebs- 
pächterin der auf fremdem Gebiet liegenden Strecke erschien. 


Die Anschlußbahnhöfe selbst waren als Wechselbahnhöfe aus- 
gebildet, wobei jede Verwaltung den für sie anfallenden Verkehr selbst 
bedienen mußte. Das hatte zur Folge, daß auf ein- und demselben 
Bahnhof verschiedene Anlagen doppelt ausgeführt werden mußten, ein 
Erfordernis, das den Bau erheblich verteuerte und die Bahnhöfe unüber- 
sichtlich und verhältnismäßig ausgedehnt gestaltete. Damit war der 
oberste Grundsatz leistungsfähiger Übergangsbahnhöfe, nämlich daß 
einer Verwaltung die Leitung des Betriebs auf den gemeinschaftlich zu 
benutzenden Gleisen und damit die Verantwortung für den Gesamtdienst 
zufällt, durchbrochen. Ja, sogar der zweckmäßige Weiterausbau der 
Bahnhöfe wurde von dem guten Willen der einen oder anderen Ver- 
waltung abhängig gemacht, da jede Änderung oder Erweiterung der 
vorhandenen Anlagen von beiden Verwaltungen genehmigt werden 
mußte. Für den auf württembergischem Gebiet liegenden Teil der Linie 
Augsburg—Ulm, deren Unterhaltung Bayern zufiel, mußte dieses Würt- 
temberg — nach dem weiter oben Angeführten — Pachtzins bezahlen. 
Es war natürlich, daß Bayern versuchte, denselben möglichst vorteilhaft 
herauszuwirtschaften. Die Folge davon war, daß der württembergische 
Teil seiner „Betriebsstrecke“ möglichst wenig Unterhaltungskosten ver- 
ursachen durfte, was sich später in dem mangelhaften Zustand der 
Strecke äußerte. 


Ihre heutige Gestalt erhielt die Westostbahn erst durch Staats- 
vertrag vom 6. November 1860', als Baden von dem im Staatsvertrag 
von 1850 vorbehaltenen Recht des Baus der Strecke Pforzheim—Mühl- 
acker Gebrauch machte und diese Linie dann über Durlach—Karlsruhe 
bis zum Anschluß an die Rheintallinie verlängerte, 


Die heutige Belastung der Strecken Bruchsal—Bretten—Mühlacker 
und Karlsruhe—Pforzheim—Mühlacker (vgl. die Streckenbelastungs- 
karten der Reichsbahndirektionen Karlsruhe und Stuttgart) zeigt, daß 
beide sehr wohl nebeneinander bestehen können und im Vergleich mit 
‚anderen Hauptbahnen (z. B. Neckarelz—Meckesheim oder Steinsfurt— 
Jagstfeld) sogar gut ausgenutzt werden. Aus den Streckenbelastungs- 
karten ist ferner ersichtlich, daß auf der Bruchsaler Linie auch heute 
noch der Haupteinfall nach Württemberg an Gütern und Personen von 
Mannheim, Frankfurt und dem Rheintal her erfolgt, während die Linie 


1 Württ, Regierungsblatt von 1861, 8. 3. 
2 Der Betrieb auf der genannten Strecke Durlach—Mühlacker wurde am 
1. Juni 1863 aufgenommen. 
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Karlsruhe—Pforzheim— Mühlacker mehr den Westost-Verkehrszug auf- 
nimmt. Die Nettotonnen des Güterverkehrs auf beiden Linien lassen uns 
endlich erkennen, daß in der Richtung Saargebiet bzw. Ruhrgebiet— 
Württemberg ein starker Güterverkehr (Kohlen, Erze) besteht, während 
auf den umgekehrten Richtungen in der Hauptsache der Rücktransport 
der Leerwagen erfolit. 


Während der fünfziger Jahre des letzten Jahrhunderts kamen An- 
schlußverträge zwischen den innerhalb der einzelnen Grenzen sich immer 
mehr vergrößernden Netzen von Bayern, Baden und Württemberg nicht 
zustande, obwohl verschiedentlich Verhandlungen gepflogen wurden. 
Besonders Württemberg versuchte immer wieder geeignete Anschlüsse, 
vor allem an das bayerische Netz, zu erhalten. Doch Bayern, das um 
das Wohl seiner Nordsüdbahn ebenso bangte wie Baden um das seiner 
Rheintallinie, konnte sich lange zur Gewährung eines weiteren An- 
schlusses nicht entschließen. In Württemberg waren damals verschiedene 
Projekte entworfen worden, die die Erschließung der Täler des oberen 
Kochers und der Brenz durch einen Anschluß an die Westostbahn im 
Auge hatten. 


In den genannten Tälern, in denen sich neben staatlichen Hütten- 
werken (z. B. Wasseralfingen) bedeutendere industrielle und gewerbliche 
Unternehmungen angesiedelt hatten, empfand man schon lange den 
Mangel einer geeigneten Eisenbahnverbindung mit Stuttgart, Ulm und 
den bayerischen Städten Nördlingen, Augsburg, München und Nürn- 
bergi, Um eine solche ins Leben zu rufen, schlug die Regierung ent- 
weder eine Linie von Lonsee über Heidenheim, Aalen nach Wasser- 
alfingen, und weiter nach Nördlingen vor; oder eine bei Göppingen von 
der Ostbahn abzweigende, die über Gmünd nach Aalen geführt hätte 
und von dort aus südlich nach Heidenheim, nördlich nach Wasser- 
alfingen und östlich nach Nördlingen weitergegangen wäre. 

Bayern, das — wie erwähnt — vor jeder weiteren Verbindung 
seiner Nordsüdbahn mit den württembergischen Bahnen Abneigung 
empfand, verweigerte aber den Anschluß beider Linien. 


Daraufhin lehnten die württembergischen Stände das Lonsee- 
projekt übereinstimmend ab und befürworteten das Göppingen-Gmünder 
Projekt. Sie hofften, daß so am ehesten noch ein Anschluß zu erreichen 
sei, da diese Linie mit der bayerischen Nordsüdbahn weniger in Wett- 
bewerb stehe, sondern mehr dem bayerisch-westöstlichen Verkehr von 
Leipzig—Hof—Bamberg—Nürnberg über Nördlingen nach Mannheim— 


1 Das geht ohne weiteres aus den vielen Petitionen der Kocher- und Brenz- 
städte an den württembergischen Landtag hervor, 
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Karlsruhe— Straßburg und Basel entspreche!. Die heutige Nebenbahn 
Göppingen—Gmünd hat diese ihr damals zugedachte Bedeutung wegen 
des inzwischen erfolgten Baus der Remstalbahn nie erlangen können, 
Sie dient heute lediglich der Befriedigung lokaler Zwecke, 

Außerdem schlugen die Stände noch eine direkte Verbindung des 
Brenz- und Kochertals von Cannstatt das Remstal entlang nach Nörd- 
lingen vor, da hierfür nach einer offiziellen Erklärung Bayerns der An- 
schluß zu erwarten sei?. Mit dieser letzteren Linie beabsichtigte Württem- 
burg nicht nur den Westostverkehr des nördlich der Donau liegenden 
Bayern mit dem Mittel- und Unterrhein zu gewinnen, sondern auch den 
mit dem Oberrhein und der Westschweiz über seine Linien zu leiten‘, 
Zu diesem Zweck und außerdem wegen der dort ansässigen Industrie 
beabsichtigte die württembergische Regierung möglichst bald den Bau 
der Linie Plochingen—Reutlingen zu beginnen und diese Bahn später 
nach Schaffhausen fortzusetzen. Der Bau der Oberneckarbahn bis Reut- 
lingen erlangte am 6. Mai 1857 Gesetzeskraft und die Linie konnte am 
20. September 1859 dem Betrieb übergeben werden. Ebenso gelangte die 
von den Ständen vorgeschlagene Remstalbahn Cannstatt—Gmünd— 
Wasseralfingen durch das zweite der vier grundlegenden württembergi- 
schen Eisenbahngesetze vom 17. November 1858 zur Ausführung. 

Durch diese Maßnahmen, die Bayern zeigen sollten, daß Württem- 
berg nicht beabsichtigte, Verkehr von der bayerischen Nordsüdlinie ab- 
zuziehen, gelang es tatsächlich auch am 21. Februar 1861', einen Staats- 
vertrag wegen des Anschlusses in Nördlingen zustande zu bringen. 
Dieser Vertrag lieferte ein klassisches Beispiel dafür, daß Anschluß- 
verträge in Süddeutschland überhaupt nur dann zustande kamen, wenn 
der Anschluß von beiden Staaten gleich dringend erwünscht wurde oder 
sich der Staat, der den Anschluß dringender benötigte, dem andern voll- 
ständig auslieferte, Württemberg mußte sich nämlich in dem genannten 
Staatsvertrag dazu verpflichten (Artikel 37): 

„innerhalb eines Zeitraumes von 12 Jahren, vom Tage der Eröffnung 
der Cannstatt-Nördlinger Eisenbahn an, keine Schienenverbindung 
zwischen dieser Bahnlinie und der Cannstatt-Ulmer Eisenbahn herzu- 
stellen oder herstellen zu lassen, durch welche die württembergische 
Bahnlinie von Nördlingen bis Friedrichshafen kürzer würde als die 
bayerische Linie von Nördlingen bis Lindau.“ 

1 Vgl. Württ, Kammer der Abgeordneten 1857, Prot, 15 und 16, Komm. 
Ber. I, Beil.-Bd., S. 37 und Prot. 10. 

2 Vgl. Württ, Kammer d. Abg. 1856/61 I. Beil.-Bd., 1. Abtlg., S. 441, 459, 
521 und 529. 

3 Die verschiedenen Konkurrenzbahnen in derselben Richtung ließen diese 
Absicht nicht zur Reife kommen. 

* Württ. Reg.-Bl. von 1861, S. 165. 
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Württemberg, das auf den Anschluß aus den bereits weiter oben 
angeführten Gründen nicht verzichten wollte und konnte, mußte sich 
schließlich dieser Bedingung, die ihm die Verkehrsfreiheit im eigenen 
Lande nahm, fügen. Ursprünglich verlangte Bayern sogar einen Zeit- 
raum von 15 Jahren, und erst in langwierigen Verhandlungen gelang es 
der württembergischen Regierung, drei Jahre „wegzufeilschen“t, 

Den Bau der Strecke Aalen—Heidenheim, auf die es Württemberg 
in der Hauptsache ankam, verbot der Staatsvertrag übrigens nicht, nur 
der Anschluß an die Stuttgart—Ulmer Bahn durfte nicht hergestellt 
werden, 

Die übrigen Bestimmungen des Staatsvertrags decken sich im 
wesentlichen mit denen vom Jahr 1850. Nördlingen wurde alleinige und 
gemeinsame Wechselstation. Jeder Staat sollte die Strecke bis zur Landes- 
grenze bauen. Die betrieblichen Verhältnisse waren ähnlich geregelt wie 
beim Anschluß der Westostbahn in Ulm, nur übernahm Württemberg 
diesmal den Betrieb bis Nördlingen und mußte die bayerische Strecke 
mit 4% des Anlagekapitals verzinsen. Die bauliche Unterhaltung für 
die auf seinem Gebiet liegende Strecke Landesgrenze—Nördlingen 
(= 3,7 km) hatte übrigens Bayern klugerweise selbst übernommen. 

Ein Vierteljahr vorher, am 6. November 1860, waren auch die Ver- 
handlungen zwischen Baden und Württemberg wegen des Pforzheimer 
Anschlusses zu Ende geführt worden. Bei den Verhandlungen, die dem 
Vertrag vorausgingen, versuchte Württemberg für seine projektierten 
Schwarzwaldbahnen (Enz- und Nagoldbahn) günstige Anschlußbedin- 
gungen zu erlangen. Zu diesem Zweck war schon am 17. Dezember 1857 
ein Vertrag zwischen den beiden Staaten „für den Fall des Baus der 
Strecke Pforzheim—Mühlacker“ ausgearbeitet und von den Regierungen, 
vorbehaltlich der Genehmigung der Kammern, ratifiziert worden, In 
diesem Vertrag räumte Baden Württemberg verschiedene Vergünstigun- 
gen ein, namentlich sicherte es ihm zu, daß die badische Regierung „dem 
Bau und der Einmündung von Seitenbahnen aus dem Enz- und Nagoldtal 
auf badischem Gebiet kein Hindernis in den Weg stellen werde“. Der 

1 Württemberg hat sich ununterbrochen, bis zum Ablauf der zwölfjährigen 
Frist, darum bemüht, diese lästige Bedingung wegzubringen; so besonders bei 
den Verhandlungen mit Bayern wegen der Verbindung der beiderseitigen Bahnen 
über Crailsheim—Ansbach (Staatsvertrag vom 12, Dezember 1868), Allein unver- 
'hältnismäßig große Opfer — Anschluß der württ. Allgäubahn an das bayerische 
Bahnnetz in Memmingen, statt des für Württemberg günstigeren in Kempten 
oder Gestattung des Baus einer den Verkehr des württ, Allgäu ganz an die 
bayerische Bahn ausliefernden Linie Hemmingen—Hergatz — wurden von Bayern 


für eine Vertragsänderung gefordert, so daß Württemberg es vorzog, den Ablauf 
der Frist abzuwarten. 
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Vertrag scheiterte aber an dem energischen Widerstand der badischen 
ersten Kammer. Diese stellte sich auf den Standpunkt, daß das im 
Staatsvertrag von 1850 festgelegte Vorbehaltsrecht des Baus einer Bahn 
Pforzheim—Mühlacker Baden zu dem Bau dieser Linie berechtige, ohne 
daß es deshalb besonderer Abmachungen bedürfe, in denen Württemberg 
noch vollkommen neue Bedingungen stelle. 


Württemberg, das anfangs den Bau der Strecke Pforzheim—Mühl- 
acker selbst ausführen wollte, von Baden aber die Einwilligung hierzu 
nicht erhalten konnte, erreichte in dem Staatsvertrag von 1860 nur, daß 
der Pforzheimer Bahnhof eine größere räumliche Ausdehnung und eine 
etwas tiefere Lage, als geplant, erhielt. Dadurch war wenigstens die 
Möglichkeit des Anschlusses der Schwarzwaldbahnen gesichert. Der von 
der Stadt Pforzheim aufgestellte Stadtplan sollte ebenfalls entsprechend 
umgestaltet werden. Die Bau- und Betriebsverhältnisse waren genau 
dieselben wie beim Anschluß in Bruchsal, nur daß diesmal Baden den 
Bau und Betrieb der Strecke Mühlacker—Pforzheim übernahm und 
Württemberg sich das Recht vorbehielt, den auf württembergischem 
Gebiet liegenden Teil der Strecke nach einjähriger Kündigung und gegen 
Erstattung des Anlagekapitals für sich zu erwerben’, 


Es ist zuzugeben, daß Württemberg damals in vollkommen loyaler 
Weise gehandelt hat, besonders deshalb, weil in dem Staatsvertrag von 
1850, den Badens erste Kammer immer wieder als Rechtsunterlage her- 
anzog, zwar ein Anschluß für eine Zweigbahn von Pforzheim an die 
Ostwestbahn bewilligt worden war, nicht aber der einer durchgehenden 
Hauptbahn Karlsruhe—Durlach—Pforzheim—Mühlacker, die der würt- 
tembergischen Bahn nach Bruchsal naturgemäß den gesamten Verkehr 
mit dem badischen Oberrhein und Frankreich wegnahm. Baden mußte 
im Lauf der Verhandlungen sogar zugestehen, daß selbst der Anschluß- 
punkt noch nicht festgelegt war und daß deshalb und wegen der Art 
der Ausführung des Baus auf württembergischem Gebiet noch eine Ver- 
ständigung zu erfolgen habe. Trotzdem hatte Baden sich lange geweigert, 
auf einen Anschluß der Schwarzwaldbahnen in Pforzheim Rücksicht zu 
nehmen, weil es für seinen Durchgangsverkehr nach der Schweiz, der 
bereits unter dem Wettbewerb der linksrheinischen Bahnen litt, in einer 
Nagoldbahn einen weiteren Konkurrenten sah. Erst als Württemberg 
versicherte, es denke gar nicht daran, den Transitverkehr auf die Nagold- 
bahn, d.h. an seinen Verkehrszentren vorbeizuleiten, sondern bezwecke 
mit dem Bau seiner Schwarzwaldbahnen lediglich die Schaffung von 


1 Vgl. Kammer der württ, Abgeordn. 1856/61, I. Beil-Bd. III. Ais, 
S. 1607 ff. 


Archiy für Eisenbahnwesen. 1939. 
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Absatzwegen für seine Schwarzwaldtäler und deren Holzreichtum, gab 
Baden nacht, Der Anschluß der beiden Schwarzwaldbahnen wurde dann 
auch mit Staatsvertrag vom 18. Februar 1862 sichergestellt und die Linie 
Wildbad—Pforzheim am 11. Juni 1868, die Nagoldbahn am 1. Juni 1874 
dem Betrieb übergeben. 


b) Die württ, Oberneckarbahn undihr Anschluß 
an die badische Schwarzwaldbahn. 

Neue Schwierigkeiten ergaben sich bei der Fortführung der württ. 
Oberneckarbahn von Reutlingen bis zum Anschluß an die badische 
Schwarzwaldbahn, Die Fortsetzung dieser Linie hatte die württ. Regie- 
rung bereits in dem Gesetzentwurf vom 6. Dezember 1861 „über den Bau 
weiterer Eisenbahnen in der Finanzperiode 1861/64“ vorgesehen, „zur 
Verbesserung der direkten Beziehungen Württembergs mit Zürich und 
der Mittelschweiz“. 

Wollte nun Württemberg der Strecke Reutlingen—Rottweil nicht 
eine ganz unzweckmäßige Linienführung geben, so mußte es sie ober- 
halb Horbs durch einen schmalen Streifen preußischen Gebiets leiten. 
Dazu waren Verhandlungen mit Preußen notwendig, die der württ. Re- 
gierung aber nicht angenehm waren, weil Hohenzollern sich schon seit 
Jahren um eine Linie von Tübingen oder Reutlingen nach Hechingen be- 
mühte und bei den Verhandlungen die Führung der Oberneckarbahn 
durch sein Gebiet zunächst von dem Bau jener Bahn abhängig machte*. 
Sigmaringen wäre nach dem preußischen Projekt an die badische Bahn 
Stockach—Meßkirch angeschlossen worden. 

Die württ. Regierung hätte sich schließlich zu der Bedingung 
Preußens verstanden, wenn sie die Gewähr dafür bekam, daß die Hechin- 
ger Bahn ohne ihre Einwilligung nicht an eine badische angeschlossen 
würde, weil sie sonst mit der Oberneckarbahn konkurriert hätte. 

Der Kommissionsbericht der württ. Abgeordnetenkammer wollte 
aber von solchen Verhandlungen nichts wissen und empfahl, die Ober- 
neckarbahn lieber um Preußen herumzuführen, d. h. unterhalb Horbs aus 
dem Neckartal mit der Linie in die Höhe zu steigen, sie über Schopfloch— 
Bittelbronn zu leiten und bei Sulz wieder ins Neckartal hinabzulenken. 
Die Oberneckarbahn, die dem gewundenen Lauf des Neckars folgte und 
außerdem durch die im Interesse Reutlingens angelegte Ausbiegung 


1 Vgl. Kammer der württ, Abg. 1856/61, I. Beil.-Bd. III. Abtlg., S. 1703 tf. 

2 Vgl. hierzu Lit.-Verz. 41. Das Manuskript gibt die nicht offizielle Wieder- 
gabe der diesbezüglichen geheimen Kammerverhandlungen wieder, Vgl. außer- 
dem auch die Eisenbahnzeitung 1863, Nr. 7, S. 95. 
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schon ohnehin eine unverhältnismäßig lange Trasse erhalten hattet, 
wäre dadurch noch länger geworden. Zieht man noch die außerordent- 
lich ungünstigen Steigungs- und Krümmungsverhältnisse in Betracht, 
die dieser neue Umweg mit sich gebracht hätte, so ist das Hinarbeiten 
des mit den Projektierungsarbeiten betrauten württembergischen Ober- 
baurats von Gaab auf eine Verständigung mit Preußen nur zu begrüßen. 
Diese kam auch zustande, und zwar durch den Staatsvertrag vom 3. März 
1865*, der auf folgender Grundlage abgeschlossen wurde: 

„Das gesamte preußisch-hohenzollernsche Gebiet wird dem 
württembergischen Bahnbau eröffnet. Die Hohenzollernbahn 
zweigt auf Wunsch Preußens in Tübingen von der Oberneckar- 
bahn ab und stellt die Verbindung der südwestlichen mit den 
südöstlichen Bahnen Württembergs über Hechingen—Sigmarin- 
gen her.“ 

Das Plenum der württembergischen Abgeordnetenkammer wollte zu- 
erst — um der Hohenzollernbahn jede Möglichkeit einer Konkurrenz mit 
der Oberneckarbahn zu nehmen — den Abzweigungspunkt nach Bieringen 
verlegen, jedoch ging Preußen nicht darauf ein. Deshalb übernahm 
Württemberg den Bau der Bahn Tübingen—Sigmaringen selbst. Auch 
hatte sich die württembergische Regierung die Verbindung seiner süd- 
westlichen und südöstlichen Bahnen anders gedacht, und zwar von Reut- 
lingen oder Urach über die Alb und von Horb über Eyach—Balingen— 
Ebingen ins Donautal. 


Hatte Württemberg in dem Staatsvertrag auf den Bau dieser Ver- 
bindungsbahnen, die mehr in seinem Interesse gelegen wären, verzichtet 
und die beiden bedeutendsten Städte Hohenzollerns unter sich und mit 
seinen übrigen Bahnen verbunden, so mußte Hohenzollern andererseits 
folgende Zugeständnisse machen: 

1. Die württembergische Regierung ist berechtigt, an ihre Bahnen 

von Tübingen über Hechingen nach Balingen auch innerhalb des 
K. preußischen Gebietes jedem Eisenbahnunternehmen, welches 
der Frequenz der Bahn von Hechingen über Balingen und 
Ebingen nach Sigmaringen Abbruch tun würde, bis zum Schluß 
des Jahres 1899 den Anschluß zu versagen. Preußen selbst kann 


1 Die Hauptbahn Stuttgart—Tübingen—Horb verläßt bei Nürtingen das 
Neckartal, biegt mit Steigungen bis 1:96 über Reutlingen aus, um alsdann mit 
83 m verlorener Steigung zum Neckartal bei Lustnau wieder herabzusteigen. 
Die fehlende 23,7 km lange Talstrecke Nürtingen—Lustnau ergibt eine Du km 
kürzere Verbindung ohne verlorene Steigung und einem Steigungsverhältnis von 
etwa 1 : 600. 


2 Vgl. Württ. Reg.Bl. v. 1865, S. 190. 
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auf seinem Gebiet an die württembergische Bahn eigene an- 
schließen oder überführen. 

2. Die Oberneckarbahn, die Donautalbahn (Sigmaringen—Scheer— 

Mengen) und die Linie Stockach—Aulendorf! dürfen über preu- 
Bisches Gebiet geführt werden, ebenso die projektierten Linien 
Freudenstadt—Neckarhausen, Bittelbronn—Schopfloch, Horb— 
Haigerloch—Balingen und Wilflingen—Rottweil oder Wilf- 
lingen—Spaichingen. 

Mit dieser Regelung der Eisenbahnverhältnisse in Hohenzollern 
war also auch das Hindernis für die Oberneckarbahn beseitigt und diese 
konnte auf dem Talweg bis Rottweil bzw. Tuttlingen fortgesetzt werden. 

Der Anschluß an das badische Netz in Immendingen war durch 
Staatsvertrag vom 15. Februar 1865 zwar bereits genehmigt, wurde aber 
von Baden verzögert, so daß das Schlußglied erst am 26. Juli 1870 be- 
triebsfertig war. Baden hatte den Bau der Strecke Tuttlingen—Immen- 
dingen von der Fertigstellung der Linie Rottweil—Villingen abhängig 
gemacht, die mehr seinen Verkehrsinteressen entsprach. 

Verfolgt man die Geschichte der Oberneckarbahn, so erkennt man, 
daß Württemberg versuchte, mit Hohenzollern ebenso zu verfahren, wie 
Baden und Bayern es früher mit ihm selbst zu tun beabsichtigten. Es 
ist augenscheinlich, daß der von der Kommission der württembergischen 
Abgeordnetenkammer vorgeschlagene Umweg über Schopfloch—Bittel- 
bronn einen großen Fehler bedeutet hätte, denn abgesehen von dem 
Umweg an und für sich mit seinen ungünstigen Steigungs- und Krüm- 
mungsverhältnissen ist noch weiter zu bedenken, daß die württembergi- 
schen Städte Horb und Sulz hätten umgangen werden müssen. Die Be- 
dingungen, die Württemberg nach dem Anschlußvertrag von 1865 über- 
nommen hatte, erscheinen im Hinblick auf die notwendige Erschließung 
des hohenzollernschen Gebiets gerechtfertigt, wenn auch Württemberg 
große finanzielle Lasten übernahm. Der Albübergang war in dieser 
Richtung noch am leichtesten möglich, denn die von Württemberg ge- 
planten Linien von Reutlingen oder Urach über die Alb ins Donautal 
hätten beide Zahnradstrecken im Gefolge gehabt, die den Bau und Be- 
trieb beträchtlich verteuert hätten. 

Die Anschlüsse der Oberneckarbahn an die Schwarzwaldbahn bei 
Villingen und Immendingen sind beide unter dem Einfluß der badischen 
Verkehrspolitik unglücklich gewählt. Der Anschluß in Immendingen 

1 Die Verhandlungen mit Preußen fanden in Karlsruhe statt, da sich Baden 
zum Teil ebenfalls daran beteiligte, soweit Bahnen durch sein Gebiet in Betracht 
kamen. (Staatsvertrag mit Baden vom 18, Februar 1865, s. Württ. Reg.Bl. von 
1865, S. 169.) 
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entsprach den Wünschen Badens überhaupt nicht, da es von ihm eine 
Verkehrsablenkung auf die Oberneckarbahn befürchtete. Die badische 
Regierung bevorzugte deshalb den Anschluß in Villingen. Der Verkehr 
Schweiz—Württemberg blieb seiner Schwarzwaldbahn so länger erhalten 
und der Durchgangsverkehr durch Württemberg wurde unterbunden, da 
er über Villingen—Rottweil einen zu großen Umweg machen mußte. Aus 
demselben Grund verlegte Baden den Anschluß der Rottweil—Tuttlinger 
Strecke von Tuttlingen nach Immendingen und zwang Württemberg so 
zur Anlage einer Spitzkehre, die erst 1933 unter Aufwendung beträcht- 
licher Geldmittel beseitigt wurde. Da beide Anschlüsse der Oberneckar- 
bahn auf diese Weise in der Hand der badischen Verwaltung lagen, 
konnte diese den Verkehr Schweiz—Württemberg über diejenige An- 
schlußlinie leiten, die ihr die meisten Vorteile brachte. 

Die Linienführung der oberen Neckarbahn wurde auf diese Weise 
wenig glücklich. Hatten schon die natürlichen und wirtschaftlichen Ver- 
hältnisse zu bedeutenden Umwegen gezwungen, so ließen die Anschlüsse 
an das badische Netz auf eine geringe Ertragsfähigkeit mit Sicherheit 
schließen. Tatsächlich betrug die Durchschnittsrente der Oberneckar- 
bahn z. B. im Rechnungsjahr 1892/93 auch nur: 

a) für Plochingen—Immendingen 1,96 % 


Sr 
b) für RottweilVillingen EL Ee 


ei Die Odenwaldbahn. 


Bereits im Jahre 1854 wurde von Baden die Herstellung einer Ver- 
bindung der badischen Hauptbahn mit den bayerischen Eisenbahnen an- 
gestrebt. Mehrere Odenwaldstädte hatten bei den badischen Kammern 
petitioniert, weil sie hofften, daß die Odenwaldbahn von großem Ein- 
fluß auf eine regere Entfaltung von Landwirtschaft, Gewerbe und Indu- 
strie sei und der meist ärmlichen Bevölkerung dieses Landesteils wirt- 
schaftlich aufhelfen würde. Die Kammern hatten diese Petitionen der 
badischen Regierung empfehlend überwiesen, weil sie der Odenwaldbahn 
gleichzeitig auch eine außerordentliche Bedeutung für den Ostwest- 
Durchgangsverkehr beimaßen. 

Die Strecke Heidelberg—Meckesheim—Mosbach wurde dann auch, 
nachdem sich kein Privatunternehmen für den Bau gefunden hatte, von 
Baden selbst gebaut und am 23. Oktober 1862 eröffnet. Die erhofften 
Vorteile in volkswirtschaftlicher und finanzieller Beziehung konnte die 
Bahn aber nur bringen, wenn sie auch den gewünschten Anschluß in 
Würzburg fand. Allein die diesbezüglichen Verhandlungen Badens mit 
Bayern blieben lange ergebnislos. Bayern hatte wohl insofern ein Inter- 
esse an der Odenwaldbahn, als sie eine Verbindung mit seiner Rheinpfalz 
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herstellte und auch im Kriegsfall Gelegenheit bot, rasch größere 
Truppenmassen an den Rhein zu werfen!, allein die Führung der Bahn 
über Eubigheim, Lauda nach Würzburg konnte seinen Beifall nicht 
finden. Die bayerische Regierung verlangte vielmehr, daß die Bahn die 
Richtung der sogenannten Mainlinie von Würzburg über Wertheim, Mil- 
tenberg, Amorbach und Eberbach bzw. Mosbach nach Heidelberg erhalte, 
Außerdem forderte Bayern als Vorbedingung für den Abschluß eines 
Anschlußvertrags den Bau einer Eisenbahnverbindung mit seiner Rhein- 
festung Germersheim und endlich, daß Baden die bayerischen Truppen 
und Militäreffekten auf seinen Bahnen zu demselben Tarife befördere, 
wie es selbst auf den bayerischen Bahnen’. 

Baden widersetzte sich diesen Bedingungen und so wurden im 
Oktober 1859 die Verhandlungen beider Regierungen abgebrochen. 


Dies ist um so weniger zu bedauern, als die Odenwaldbahn, wenn 
sie die Richtung erhalten hätte, die Bayern verlangte, eine außerordent- 
lich ungünstige Linienführung erhalten mußte, da das Gelände, das sie 
durchschnitten hätte, starke Krümmungen und große Steigungen be- 
dingt hätte. 

Seit dem März 1861 wurden aber die Verhandlungen — zuerst schrift- 
lich — wieder aufgenommen. Sie führten am 27. Januar 1862 zur Unter- 
zeichnung zweier Verträge „über die Herstellung einer Eisenbahnverbin- 
dung zwischen den beiderseitigen Staatsbahnen in der Richtung von 
Würzburg nach Heidelberg? und über den Bau einer festen Rheinbrücke 
zwischen Mannheim und Ludwigshafen“, Der letztere Vertrag war 
zustande gekommen, weil Bayern sonst auf den ersten nicht ein- 
gegangen wäre. 

In dem Vertrag wegen des Anschlusses der Odenwaldbahn wurde 
festgelegt, daß dieselbe über Gerlachsheim und Heidingsfeld führen und 
die Grenze bei Kirchheim überschreiten sollte. Die Festlegung der Rich- 
tung der Bahn wurde im übrigen dem Ermessen der einzelnen Regie- 
rungen überlassen. Bayern hatte von Würzburg bis an die Grenze zu 
bauen und diese Strecke gegen eine Rente von 4% des aufgewendeten 
Baukapitals Baden zu überlassen. Die Tarifsätze für Militärtransporte 
wurden so vereinbart, daß auf den Linien Würzburg—Mannheim und 


1 In jener Zeit wurden vielfach strategische Interessen bei dem Bau und 
der Linienführung neuer Bahnen in den Vordergrund gestellt, 

2 Der bayerische Tarif für Militärtransporte war niederer als der badische, 
so daß Baden die bayerischen Truppen usw, hätte billiger befördern müssen als 
seine eigenen, 

7 Bad, Reg.Bl. von 1862, S. 304. 

4 Bad. Reg.Bl. von 1862, S. 310. 
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Würzburg—Bruchsal in jedem Landesgebiet die Sätze zugrunde gelegt 
wurden, die für die eigenen Landestruppen im Gebrauch waren. 

Baden führte seine Bahn nach anfänglichem Schwanken über die 
einzuschlagende Richtung! über Eubigheim, Königshofen nach Kirch- 


Die verschiedenen badischen Eisenbahnprojekte zwischen 
Seckach und Gerlachsheim 
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Bild 7. 


* Man war sich namentlich über die Führung der Bahn zwischen Seckach 
und Gerlachsheim nicht im klaren. In Frage kamen drei Linien: 

1. Seckach—Buchen—Walldürn—Tauberbischofsheim—Gerlachsheim. 

2. Seckach — Adelsheim — Osterburken — Eubigheim — Buch a. A.—Gißig- 

heim—Königheim—Tauberbischofsheim—Gerlachsheim, 

3. Von Seckach bis Eubigheim wie 2., dann über Boxberg und Königshofen 

nach Gerlachsheim (vgl. Bild 7). 

Die südliche Linie über Königshofen (3) war die kürzeste und bot die wenig- 
sten Terrainschwierigkeiten. Für die mittlere Linie über Tauberbischofsheim 
sprach die Bedeutung dieser Stadt. Die nördliche Bahn war, sowohl was die 
Boden- als auch die wirtschaftlichen Verhältnisse des durchzogenen Gebiets an- 
betraf, die ungünstigste. Bigenartigerweise gab die Kommission der badischen 
Abgeordnetenkammer gerade dieser in volkswirtschaftlicher Beziehung den Vor- 
zug. (Vgl. Verhandlungen der badischen Stände-Vers. 1861/63 II, 6. Beil.-Heft 
S. 261). Sie stellte sich auf den Standpunkt, man müsse den industriell weniger 
entwickelten Landesteilen helfend unter die Arme greifen, eine Ansicht, die in 
dem Augenblick falsch ist, wo dies auf Kosten wirtschaftlich bedeutenderer 


Gebiete erfolgen soll. Baden hat sich dann auch für die südliche Linie ent- 
schieden. 
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heim an die bayerische Grenze, während Bayern das Reststück bis Würz- 
burg, wie vereinbart, baute. 


Die gesamte, von Heidelberg bis Würzburg rund 160 km lange 
Odenwaldbahn! stand am 1. November 1866, also 12 Jahre nach den 
ersten Verhandlungen zwischen Baden und Bayern, im Betrieb. Die Be- 
deutung, die man der Bahn ursprünglich beimaß, hat sie nie erlangt, 
das ergibt sich schon aus der Tatsache, daß die Rente, die sie abwarf, 
seit ihrem Bestehen immer unter der Durchschnittsrente der badischen 
Staatsbahnen blieb®, 

Die Steigungsverhältnisse (bis 1:66), die kleinen Krümmungen 
(830—390 m Radien), sowie insgesamt 13 Tunnels? und viele Brücken 
haben den Bau der Bahn verteuert bzw. den Betrieb erheblich er- 
Schwert, Immerhin liegen die Verhältnisse so noch wesentlich günstiger, 
als wenn die Bahn nach der ersten Forderung Bayerns gebaut wor- 
den wäre, 


d) Die württembergisch-badisch-hessischen Ver- 
handlungen wegen Anschlüssen an die Odenwald- 
bahn. 


Am 31. März 1864 wurden zwischen Baden und Württemberg und 
zum Teil auch Hessen drei Staatsverträge abgeschlossen!, die Heilbronn 
statt dem gewünschten und von Baden bereits zustimmend aufgenom- 
menen Anschluß nach Norden an die Odenwaldbahn über Jagstfeld nach 
Neckarelz gleich zwei (Heilbronn—Jagstfeld—Wimpfen—Sinsheim- 
Meckesheim und Heilbronn—Jagstfeld—Möckmühl—Osterburken) be- 
scherten und Baden den Anschluß von Königshofen nach Mergentheim an 
Württembergs östliche Nordsüdlinie sicherten. Die Vorgeschichte dieser 
Verträge, die bis in die fünfziger Jahre zurückreicht, läßt wieder deut- 
lich den unheilvollen Einfluß der Territorialpolitik der süddeutschen 
Staaten — diesmal Badens — auf die Linienführung der Eisenbahnen 
erkennen. 


Wie erwähnt, hatte die badische Regierung bereits ihre Zustim- 
mung zu dem Neckarelzer Anschluß in Aussicht gestellt. Über die 


1 Durch den Bau der Strecke Heidelberg—Eberbach—Neckarelz wurde die 
Länge der Bahn Heidelberg—Würzburg unerheblich — um 1 km — verringert. 

2 Die Durchschnittsrente der badischen Staatseisenbahnen in den Jahren 
1862/74 war z. B. 3,33 %, die der Odenwaldbahn 0,81 %; 1875/87 4,09 % bzw. 2,10 %; 
im Jahre 1899 4,81 % bzw. 3,16 % usw. 

3 Der größte davon — unter dem Heidelberger Schloßberg — hat eine 
Länge von 780 m, 

4 Württ, Reg.Bl. von 1865, S. 33/65. 
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Motive, die sie dann zur Aufgabe dieses Planes bestimmten, führte sie 
vor den Ständen aus! 

„Der Anschluß über Neckarelz war früher in den Vordergrund 
gestellt worden, weil man auf die baldige Herstellung einer Verbindung 
Heilbronns mit der Odenwaldbahn großen Wert gelegt hatte. Man hatte 
gehofft, früher zum Ziel zu gelangen, wenn die zu erbauende Bahn 
möglichst kurz und infolgedessen wenig kostspielig wäre. Bevor noch 
Verhandlungen mit Württemberg wegen des Baues der Neckarelz-Heil- 
bronner Bahn stattgefunden hatten, wurde nun angeregt, die Saline 
Rappenau durch eine Pferdebahn mit der Odenwaldbahn zu verbinden, 
damit der nicht unbedeutende Bedarf der Saline an Steinkohlen und 
sonstigen Materialien billiger bezogen werden und sie mit den benach- 
barten hessischen und württembergischen Salinen besser konkurrieren 
könnte, Die Stände gaben ihre Zustimmung und bewilligten im Budget 
die auf 450 000 fl. veranschlagten Kosten. Bei den Vorarbeiten stellte 
sich jedoch heraus, daß diese Summe bei weitem nicht ausreichen 
würde, insbesondere dann nicht, wenn die Bahn hinsichtlich der Stärke 
des Bahnkörpers, der Steigung und der Kurven so angelegt würde, daß 
später ohne große Veränderungen vom Betrieb mit Pferden zu dem mit 
Lokomotiven übergegangen werden könnte. Da aber der Betrieb mit 
Pferden viel schwerfälliger, unsicherer und langsamer gewesen wäre, 
auch bedeutend höhere Tarifsätze erfordert hätte, andererseits aber 
die Bodengestaltung für eine von der Odenwaldbahn abzweigende 
Eisenbahn nicht ungünstig war, so gab man letzterer den Vorzug. Die 
Kosten wurden für die Linie Waibstadt—Rappenau auf 1140 000 fl., 
für die als wesentlich vorteilhafter erachtete Meckesheim—Sinsheim— 
Rappenau auf 1840 000 fl. geschätzt, 

Die weitere Erwägung, daß für,die Bahn von Neckarelz an die 
Grenze etwa 900 000 fl, würden aufgewendet werden müssen, drängte 
zu der Frage, ob nicht diese Bahn überhaupt aufzugeben und statt 
ihrer die Rappenauer Bahn fortzusetzen sei. Verschiedene Gründe 
hätten die Regierung für dieses Projekt sich entscheiden lassen. Die 
Verbindung Heilbronns mit Mannheim, sowie den weiteren Verkehrs- 
punkten Nürnberg und Nördlingen werde auf einer um 13 km kürzeren 
und wegen günstigerer Steigungsverhältnisse leichter zu betreibenden 
Linie erzielt. Somit seien in doppelter Beziehung weniger Betriebs- 
kräfte erforderlich. Es seien daher billigere Taxen möglich, und hier- 
durch werde der Verkehr, der überhaupt durch jede Verkürzung einer 
Bahnlinie zwischen zwei Hauptplätzen vermehrt werde, viel lebhafter 


1 Vgl. Verhandlungen der badischen Ständeversammlung 1863/65, II. 6. Beil.- 
Heft, S. 426, 
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werden, als dies je auf der Neckarelzer Linie der Fall sein würde. Zu- 
gleich werde ein neues Gebiet, der durch die Produktivität seines 
Bodens und die Wohlhabenheit seiner Bevölkerung bekannte Elsenz- 
und Kraichgau, dem Eisenbahnverkehr eröffnet und damit diesem 
Landesteile ein bedeutender volkswirtschaftlicher Vorteil zugeführt. 
Auch die württembergische Saline Friedrichshall und die hessische 
Wimpfen würden ohne besonderen Aufwand an eine Bahn gebracht. 
Alle diese Umstände seien geeignet, den Mehraufwand gegenüber der 
Neckarelzer Bahn mehr als aufzuwiegen. In letzter Linie werde durch 
das Aufgeben der letzteren eine von der hessischen Regierung neuer- 
dings geplante und im hessischen Landtag bereits zur Sprache ge- 
brachte Bahn von Frankfurt—Hanau durch das Mümlingstal über 
Eberbach und Neckarelz nach Heilbronn, welche sowohl der Main- 
Neckar-Bahn als der Odenwaldbahn von Heidelberg bis Mosbach und 
selbst der Rheintalbahn eine sehr unerwünschte Konkurrentin werden 
würde, aus dem Bereich der Ausführbarkeit gebracht.“ 

Gerade in der Furcht der badischen Regierung vor dieser so- 
genannten „Mümlingsbahn“ ist der Hauptgrund zu erblicken, warum 
diese von dem Neckarelzer Anschluß nichts mehr wissen wollte. 
Bei allen Verhandlungen zwischen den beiden Staaten, die wegen An- 
schlüssen an der Nordgrenze Württembergs geführt wurden, bildete 
die Besorgnis Badens um seine eigenen Nordsüdlinien den Haupthinde- 
rungsgrund für eine rasche und gedeihliche Zusammenarbeit der ein- 
zelnen Regierungen. So war es auch in diesem Fall. Baden war sich 
darüber klar, daß es Württemberg einen Anschluß an die projektierte 
Linie (Frankfurt bzw. Fulda—Hanau—Erbach—Eberbach) auf die Dauer 
nicht vorenthalten konnte, besonders da die natürliche Fortsetzung dieser 
Linie nach Heilbronn wies!. Durch die Linie über Neckarelz wäre in Ver- 
bindung mit der Heilbronn-Friedrichshafener Bahn zum größten Teil 
in den Händen Württembergs und Hessens eine Linie entstanden, die, 
weil erheblich kürzer, den Verkehr auf der Rhein- und Kinzigtalbahn von 
Mainz, Frankfurt a. M. und Norddeutschland her schmälern konnte, 

Baden mußte deshalb ein Mittel finden, um dieser Gefahr, die ihm 
außerdem den seitherigen Verkehr der unteren Neekargegenden mit 
Heidelberg und Mannheim entfremden konnte, vorzubeugen. Das Mittel 
hierzu war die Jagstfelder Gabelbahn. Baden erklärte einfach in be- 

1 Dieser Anschluß kam tatsächlich ein Jahrzehnt später, am 29. Dezember 
1873 (württ. Reg.-Bl. v. 1875, S. 265), trotz aller Vorsichtsmaßnahmen Badens 
zustande. 

2 Der badische Minister Frhr. v. Roggenbach sprach in der geheimen 
Sitzung vom 14, Juli 1864 von einem „Millionenausfall“ für die badische Staats- 
kasse, wenn die Mümlingsbahn zustande komme. 
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stimmter Weise, der Neckarelzer Anschluß entspreche nicht mehr den 
beiderseitigen Verkehrsinteressen und bot Württemberg die Gabelbahn 
an. Da Württemberg damals an das Zustandekommen der Eberbach- 
Hanauer Linie wegen der vorhandenen Geländeschwierigkeiten nicht 
glaubte und einen Anschluß an die Mümlingsbahn noch gar nicht ins 
Auge gefaßt hatte, erklärte es sich mit dem Vorschlag Badens einver- 
standen. Hessen mußte im Interesse seiner Saline Wimpfen zustimmen, 
sonst wäre es einfach umgangen worden. 

Nach dem Staatsvertrag wurde Jagstfeld Wechselbahnhof, der Bau 
und Betrieb der Strecke Heilbronn—Jagstfeld fiel Württemberg, der 
übrige Teil gegen Heidelberg Baden zu, Die Linie Jagstfeld—Oster- 
burken war, trotzdem sie auf einem bedeutenden Stück über badisches 
Gebiet und durch stark gekrümmte Täler führte, ganz von Württemberg 
zu bauen und zu betreiben. Das erscheint um so verwunderlicher, als 
Baden sowohl Hessen als Württemberg für die teilweise Beschaffung des 
Anlagekapitals der zum größten Teil auf sein eigenes Gebiet entfallenden 
Strecke Jagstfeldl—Rappenau herangezogen hatte. Die übrigen Bestim- 
mungen sind dieselben, wie in den früheren Anschlußverträgen. 

Es besteht kein Zweifel, daß die Bahn Heilbronn—Neckarelz—Eber- 
bach, den damaligen Verhältnissen entsprechend, die bessere gewesen 
wäre, obwohl die Linie Würzburg—Osterburken—Heilbronn—Stuttgart 
Später eine größere Bedeutung erlangen sollte, als damals allgemein und 
speziell von Baden geglaubt wurde. 

Wohl bot der kürzere Anschluß Heilbronn—Neckarelz einige Ge- 
ländeschwierigkeiten, allein auch beim Bau der Strecken Jagstfeld— 
Meckesheim und Jagstfeld—Osterburken! stieß man auf bedeutende 
natürliche Hemmnisse. Was den Neckarelzer Anschluß mit Fortsetzung 
über Eberbach und die Mümlingsbahn damals vor der Gabelbahn aus- 
gezeichnet hätte, wäre die gleichzeitige Verbindung Heilbronns und mit 
ihm der übrigen württembergischen Städte mit Heidelberg, Würzburg 
und Frankfurt durch eine einzige Anschlußlinie gewesen. Die Rich- 
tungen nach Heidelberg und Würzburg wären in Verbindung mit der 
Odenwaldbahn wohl etwas länger geworden?, aber die Möglichkeit einer 


1 Der Strecke Jagstfeld—Rappenau boten der Übergang in das Neckartal 
und die Überbrückung des Neckars verhältnismäßig große und kostenverur- 
sachende Schwierigkeiten. Die Route Jagstfeld—Osterburken führte entlang den 
Tälern der Jagst, Seckach und Kirnau, die stark gekrümmt waren und infolge- 
dessen sehr viele Bauarbeiten in Felsen, in Flußkorrektionen, Brücken usw. 
bedingten, 

2 Heilbronn—Heidelberg über Jagstfeld— Sinsheim = 67,3 km. 
Heilbronn—Heidelberg über Neckarelz—Meckesheim = 805 km. 
Heilbronn—Heidelberg über Eberbach—Neckargemünd = 70,4 km. 
Heilbronn—Osterburken üb. Jagstfeld—Möckmühl—Adelsheim = 49,7 km. 
Heilbronn—Osterburken über Neckarelz—Mosbach—Seckach = 59,6 km, 
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direkten Verbindung der württembergischen Nordbahn mit Hanau, 
Frankfurt und Norddeutschland wog diese geringfügigen Nachteile 
reichlich auf. 

Außerdem entstanden auf diese Weise in der Richtung Heilbronn— 
Heidelberg zwischen Jagstfeld und Neckarelz — also auf einer Ent- 
fernung von 17,5 km — in einem Zeitraum von 17 Jahren 3 Parallel- 
linien, die alle als Hauptbahnen gebaut, ausgerüstet und betrieben 
wurden, von denen aber zwei (Neckarelz—Meckesheim und Jagstfeld— 
Sinsheim) ihrem Verkehr gemäß lediglich als Nebenbahnen zu bezeichnen 
sind!. Wenn sich die badische, württembergische und hessische Regie- 
rung demnach von Anfang an auf eine Linie geeinigt hätten, die als 
Hauptbahn zu bauen und zu betreiben war, während eine zweite oder 
auch zwei weitere als Nebenbahnen gebaut und betrieben worden wären, 
so hätten diese drei Parallellinien billiger und zweckentsprechender her- 
gestellt und ebenso der Betrieb auf ihnen wirtschaftlicher gestaltet 
werden können. Wenn sich dann später das Bedürfnis einer direkten 
Verbindung der Odenwaldbahn und der württembergischen Nordbahn 
über Möckmühl—Adelsheim fühlbar gemacht hätte, wäre dieser An- 
schluß bald hergestellt gewesen und man hätte wohl mit Rücksicht auf 
die Bedeutung der Bahn etwas energischer trassiert, als dies damals 
erfolgt ist?. 

Badens Territorialpolitik schloß aber eine Regelung der Anschluß- 
frage in diesem Sinne von vornherein aus. Ob es mit seiner kurzsichtigen 


1 Die Linie Meckesheim—Neckarelz ergab, nachdem der Verkehr auf der 
Odenwaldbahn über Eberbach geleitet wurde, in der Periode 1875/87 ein Defizit 


61888 #100 _ gang ME 
von 61888 A, d.h. "905 646 0,753 % des Anlagekapitals, im Jahre 1899 
zit — 51175 x 100 
7 511 = 0, 4 
51175 Defizit GE ois % des Anlagekapitals. 


Die Linie Neckargemünd—Sinsheim—Jagstfeld ergab in der Periode 1875/87 


ein Defizit von 23499 Au = 23499 x 10 — 0 205% des Anlagekapitals, im 


Jahre 1899: 71287 A Überschuß = 71 aan = 0,0% des Anlagekapitals, 
während die Durchschnittsrente des Anlagekapitals in Baden im Zeitraum 1875/87: 


4,09 %, im Jahre 1899: Aen % betrug. (Die Rente der gesamten Odenwaldbahn 
Heidelberg—Eberbach—Würzburg betrug 1875/87: 2,10 %; 1899: 3,10 %.) 

(Obige Daten sind den jährlichen Betriebsnachweisungen bzw. den Jahres- 
berichten der großherzoglich-badischen Staatsbahnen entnommen.) 

2 Wäre die Jagstfeld—Eberbacher-Linie früher zustande gekommen, so hätte 
Württemberg den Anschluß seiner Nordbahn in Osterburken wohl kaum an- 
gestrebt, da die Bahn Heilbronn—Würzburg schon in Möckmühl württembergi- 
eches Gebiet verläßt. Es wäre eher anzunehmen gewesen, daß es seine Bahn 
durch das Kocher- und Jagsttal nach Mergentheim geführt und von dort aus 
den Anschluß gesucht hätte. 
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Eisenbahnpolitik greifbaren Nutzen errungen hat, erscheint zweifelhaft, 
wenn man die finanziellen Ergebnisse der einzelnen „Hauptbahnen“ 
betrachtet. 

Ebenso wie diese beiden Verträge zwischen Baden und Württem- 
berg, rückte auch der dritte, am selben Tag unterzeichnete, die Art und 
Weise, wie Baden die Linienführung der Eisenbahnen zu beeinflussen 
suchte, in ein eigenartiges Licht. Wie erwähnt, handelte es sich bei 
diesem Vertrag um den Anschluß der Taubertalbahn Wertheim—Lauda— 
Königshofen an die projektierte württembergische Linie Crailsheim— 
Mergentheim. Der Anschluß lag im Interesse beider Staaten. Jedoch 
hatte Württemberg die Linienführung seiner Bahn noch nicht endgültig 
festgelegt. Baden brachte nun folgende Bestimmung in den Vertrag: 


„Sollte Württemberg, unabhängig von der Mergentheim—Crails- 
heimer-Bahn, den Bau der Strecke Lauda—Mergentheim wünschen, 
so hat es für die letztere Strecke, falls die ganze Bahn Mergentheim— 
Wertheim nicht 4 % Rente abwirft, eine bare Summe zuzuschießen. 
Die Höhe dieses Zuschusses soll dem Anteil entsprechen, der zur Er- 
zielung einer Aprozentigen Rente der gesamten Strecke Mergentheim— 
Wertheim auf das Teilstück Mergentheim—Königshofen entfällt.“ 


Da jedoch die Strecke Wertheim—Königshofen erheblich teurer in 
der Anlage war, weil größere Geländeschwierigkeiten überwunden 
werden mußten! und außerdem eine Rente von 4% auf der Bahn Mer- 
gentheim—Wertheim nie zu erwarten stand®, hätte diese Bestimmung 
Württemberg zugunsten Badens große finanzielle Opfer auferlegt. Wollte 
Württemberg diese vermeiden, so mußte es entweder auf einen Anschluß 
ganz verzichten oder die Linie Mergentheim— Crailsheim so anlegen, daß 
ein Anschluß in der Richtung nach Königshofen möglich war, d.h. mit 
anderen Worten: Württemberg hat sich die Richtung, in der seine öst- 
liche Nordsüdlinie verlaufen sollte, von Baden indirekt vorschreiben 


1 Gesamtanlagekapital der Strecke Königshofen—Mergentheim bis zum 
Jahre 1899 1280 581 A: Länge = 7,4 km, daher Anlagekapital pro km 173 051 A. 
Gesamtanlagekapital der Strecke Lauda—Wertheim (Mitte Mainbrücke) = 
8356155 A, Länge = 33,07 km, daher Anlagekapital pro km 252 681 A = 146% 
des Anlagekapitals der Strecke Königshofen—Mergentheim. (Da die Kosten nach 
dem Stande der erstmaligen vollständigen Herstellung bei den vor 1872 eröff- 
neten Bahnen von der großherzoglich-badischen Staatsbahnverwaltung nicht 
geführt wurden, so wurde ein beliebiges Jahr [1899] gewählt.) Die Anlagekapi- 
talien umfassen also alle bis zum Jahre 1899 entstandenen Kosten für den eigent- 
lichen Bahnbau. 

2 Die Bahn Mergentheim—Königshofen brachte im Jahre 1899 eine Rente 
von 0,82% des Anlagekapitals, die Linie Lauda—Wertheim 0,21 %, während die 
Durchschnittsrente sämtlicher badischer Staatsbahnen Aen % betrug. 
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lassen, Wenn die Bestimmung auch mit keinem weiteren Nachteil ver- 
bunden war, da Württemberg die Bahn Crailsheim—Mergentheim baute 
und auf einen Anschluß nach Königshofen leicht Rücksicht nehmen 
konnte, so zeigt sich doch deutlich, wie groß der Einfluß der einzelnen 
Regierungen auf die Linienführung der Schienenwege in Süddeutsch- 
land war, 


e) Anschlußverhandlungen wegender Verbindung 
der südöstlichen würtiembergischen und südwest- 
lichen bayerischen Bahnen, 

— Bodenseegürtelbahn. — 


Dieselbe vorsichtige Haltung, die Baden gegenüber Württemberg 
im Nordwesten Süddeutschlands bei Anschlußverhandlungen einnahm, 
zeigte sich schon von jeher bei den Verhandlungen zwischen Bayern und 
Württemberg wegen der Herstellung von Eisenbahnanschlüssen zwischen 
den südöstlichen württembergischen und den südwestlichen bayerischen 
Landesteilen. 

Der Staatsvertrag vom 10. Februar 1887! zwischen Bayern und 
Württemberg: „Über den Bau von Eisenbahnen von Leutkirch über 
Aitrach und Buxheim nach Memmingen und einer solchen von Wangen 
im Allgäu nach Hergatz“ kam deshalb erst nach insgesamt 22jährigen 
Verhandlungen zustande?. 

Die lange Vorgeschichte des Vertrags beginnt mit dem Jahre 1865, 
als Württemberg einen Eisenbahnanschluß Memmingen—Leutkirch an- 
regte, während bayerischerseits das Anschlußprojekt Wangen—Hergatz 
bevorzugt wurde. Eine Einigung konnte damals nicht erzielt werden. 
Später beabsichtigte Bayern seinen Verkehr vom Osten und Nordosten 
seines Landes an den Bodensee über die württembergische Südostecke 
— von Memmingen nach Hergatz — zu leiten, verlangte aber, daß ihm 
die Betriebsverwaltung allein überlassen werde. Infolge der Abneigung 
Württembergs, eine bayerische Betriebsführung auf der zum größten Teil 
über württembergisches Gebiet führenden Linie zuzugestehen, machte 
sich bei Bayern seit 1876 die Meinung geltend, die Abkürzung Mem- 
mingen—Hergatz von und nach dem Bodensee sei entbehrlich und für 
Bayern auch nicht vorteilhaft. Der Anschluß wurde deshalb bayrischer- 
seits davon abhängig gemacht, daß Württemberg die Kosten, welche 
durch den Umbau oder die Verlegung des Bahnhofs Memmingen und die 
Einführung der neuen Bahn erwachsen würden, ganz auf sich nähme. 

1 Württ, Reg.-Bl. vom Jahre 1887, S. 103. 

2 Für dieses und das folgende vgl. Kammer d. württ. Abg. 1886/88 I. Beil- 
Bd. I. Ange, S. 364, Ministerialvortrag. 
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Württemberg hielt zwar „eine Fortsetzung der Allgäubahn durch eine 
Verbindung zwischen Leutkirch und Memmingen aus verkehrspolitischen 
Rücksichten, eine Verbindung von Wangen nach Hergatz wenigstens im 
Interesse des lokalen Verkehrs“ für erstrebenswert, jedoch „weder für 
die unmittelbar beteiligten Landesteile, noch für die Verkehrsentwick- 
lung des bestehenden Eisenbahnnetzes“ für besonders bedeutungsvoll 
und großer finanzieller Opfer wert. Die Verhandlungen waren damit 
wiederum auf einem toten Punkt angelangt. 

Neuen Antrieb erhielten sie dadurch, daß die deutsche Heeres- 
verwaltung den Anschluß bei Memmingen an die württembergische Bahn 
als eine Notwendigkeit für die Landesverteidigung bezeichnete. Jedoch 
auch strategische Rücksichten hätten damals wohl kaum vermocht, die An- 
schlußverhandlungen zu Ende zu führen, wenn die bestehenden württem- 
bergisch-bayerischen Prinzipien hinsichtlich des Betriebs der Verbindungs- 
bahnen und der Verhältnisse auf den Wechselbahnhöfen dem Vertrag 
zugrunde gelegt worden wären, Es war daher eine Verständigung auf 
anderer Grundlage zu suchen und neue Grundsätze über den Betrieb 
der Anschlußstrecken und -bahnhöfe aufzustellen. Die Notwendigkeit 
der Änderung der bisherigen Verhältnisse führte dann schließlich zu 
dem Staatsvertrag von 1887, der gleichzeitig auch die betrieblichen Zu- 
Stände der übrigen bayerisch-württembergischen Anschlüsse sowie die 
Bestimmungen über die Verhältnisse auf den Bahnhöfen Ulm, Crails- 
heim, Nördlingen, Memmingen und Hergatz neu regelte. 

Nach den früheren Staatsverträgen! hatte jeder Staat die auf 
Seinem Gebiet gelegene Strecke der Anschlußbahn zu bauen; der Betrieb 
der Bahnen auch über die Landesgrenze hinüber bis zu einer bestimmten 
Anschlußstation wurde jedoch einer der beteiligten Eisenbahnverwal- 
tungen übertragen, welche dann für die auf fremdem Gebiet gelegene 
Teilstrecke der Anschlußbahn als Betriebspächterin erschien. Die An- 
schlußbahnhöfe waren als Wechselbahnhöfe eingerichtet, wobei das Ver- 
hältnis der beiderseitigen Verwaltungen grundsätzlich so gedacht war, 
daß jede derselben den auf dem Wechselbahnhof für sie anfallenden 
Verkehr selbst zu bedienen hatte, zu welchem Zweck der Anschluß- 
verwaltung die erforderlichen Bahnhofsteile, teils zu ausschließlichem 
Gebrauch, teils zur gemeinschaftlichen Benutzung mit der Eigentums- 
verwaltung eingeräumt wurden. 

Die Mängel dieses Systems sind schon weiter oben beleuchtet. Tat- 
sächlich war auch schon seit längerer Zeit eine Änderung der Verhält- 
nisse eingetreten. Infolge besonderer Dienstgemeinschaftsverträge zwi- 
schen Bayern und Württemberg wurde nämlich der Dienst auf den drei 


1 Vgl. z.B. Anschluß Ulm— Augsburg. 
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Wechselbahnhöfen Ulm, Crailsheim und Nördlingen gegen entsprechende 
Vergütung ganz oder zum Teil der Eigentumsverwaltung übertragen. 
In tarifarischer Hinsicht waren Ulm und Crailsheim für den Verkehr 
von und nach Bayern interne bayerische Stationen, während Nördlingen 
für den Verkehr von und nach Württemberg interne württembergische 
Station war, 

In dem neuen Vertrag wurde nun der Begriff des Betriebspachtes 
beseitigt. „Bau, Last und Nutzen für die auf jedem Staatsgebiet liegenden 
Anschlußstrecken werden der Territorialverwaltung überwiesen und es 
wird das Risiko für die auf fremdem Staatsgebiet gelegene Bahnstrecke 
nicht mehr der die Anschlußstrecke betreibenden Verwaltung auferlegt. 
Unterhaltung und Bewachung der Bahn, der Stations-, Rangier- und Ab- 
fertigungsdienst auf den Betriebsendstationen wird durch die Organe 
und auf Kosten der Eigentumsverwaltung besorgt, wogegen derselben 
auch alle Transporttaxen und Nebennutzungen je für ihre Bahnstrecken 
unmittelbar zufallen.“ Die betreffenden „Betriebsendstationen“ werden 
„ausschließliche Stationen der Territorialverwaltung“. Die Einheitlich- 
keit des Betriebs beschränkt sich lediglich auf den Fahrdienst, der von 
und bis Nördlingen, Memmingen und Hergatz von der württembergischen 
Verwaltung, von und bis Crailsheim und Ulm von der bayerischen Ver- 
waltung nach dem Prinzip der Naturalausgleichung besorgt wird®. Die 
neuen Grundsätze traten am 1. Januar 1890 in Kraft. 

Ob sie eine wesentliche Verbesserung der Verhältnisse im Sinne 
eines gemeinsam zu betreibenden süddeutschen Eisenbahnnetzes gebracht 
haben, erscheint fraglich. Zwar wurde der Begriff der Wechselstationen 
beseitigt und einer Verwaltung der Betrieb auf den gemeinschaftlich 
zu benutzenden Gleisen und damit die Verantwortung über den Gesamt- 
dienst überlassen, auch waren die Bahnverwaltungen bei notwendigen 
Bahnhofsumbauten freier gestellt, als dies der Charakter der bisherigen 
Wechselstationen zuließ, der zu Umbauten die Zustimmung auch der 
anderen, den Bahnhof mitbenutzenden Verwaltung erforderte, allein die 
neuerstandenen „Verbandsstationen“® waren nach wie vor Betriebs- 
endstationen. Diese Betriebsendstationen lagen aber nicht dort, wo sie 
naturgemäß hingehörten. Ihre Lage war vielmehr gesucht und künstlich 


1 Das war seither schon der Fall. 

2 Die Fahrdienstleistungen auf sümtlichen württembergischen-bayerischen 
Anschlußstrecken wurden nach der Zahl der auf die fremde Bahn übergehenden 
Betriebsmittel und Bediensteten und ihrer kilometrischen Leistungen ausgeglichen, 
für etwaiges Mehr trat Vergütung nach kilometrischen Sätzen ein, Württemberg 
erhielt außerdem für seine Mehrleistung bei Bedienung des Ulmer Bahnhofs- 
verkehrs jährlich 65 000 N entschädigt. 

3 Ulm, Crailsheim, Nördlingen, Memmingen, Hergatz. 
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erzwungen und zum Teil nicht durch Verkehrsinteressen geboten, sondern 
durch zufällige politische, mit den wirtschaftlichen keineswegs zusam- 
menfallende Grenzen bedingt. 


Die Linienführung der Memmingen-Hergatzer Verbindungs- und 
Abkürzungsbahn wurde noch beeinflußt durch den Wunsch Württem- 
bergs, einer Linie nach Ochsenhausen—Biberach leichteren Anschluß 
zu ermöglichent, Die Linie wurde dann schließlich auch trotz des 
Umwegs, mit Rücksicht auf wirtschaftliche Interessen über die Ort- 
schaften Buxheim, Mooshausen und Marstetten—Aitrach geleitet und 
die ganze Strecke Memmingen—Hergatz am 15. Juli 1890 dem Betrieb 
übergeben. 

Das württembergische Allgäu hatte damit die seit 25 Jahren er- 
strebte Bahn, die jedoch eine der teuersten in Württemberg wurde und 
sich infolge ihres hohen Anlagekapitals schlecht rentierte, zumal ihr 
von Bayern nie der Verkehr zugewiesen wurde, der ihr infolge ihrer 
bautechnischen Vorzüge gegenüber der Linie über Kempten, Immenstadt 
nach Lindau gebührte?. 

Die Verhandlungen wegen des nördlichen Teils der Bodensee- 
gürtelbahn reichen ebenso wie die wegen der Allgäubahn Memmingen— 
Hergatz bis auf das Jahr 1865 zurück. Die badische und die württem- 
bergische Regierung hatten bereits in den Staatsverträgen vom 18. Fe- 
bruar 1865° und 29. Dezember 1867! Vereinbarungen getroffen, wonach 
der württembergischen Regierung das Recht zustand, innerhalb eines 
bestimmten Zeitraums eine Bahn von Friedrichshafen in westlicher Rich- 
tung zum Anschluß an die von Baden projektierte Bodenseebahn zu 
bauen. Durch spätere Vereinbarung ist die Frist zur Erstellung der 
Bahn verlängert worden. Während Baden und Württemberg demnach 
der Herstellung des auf deutschem Gebiet liegenden Teils der Bodensee- 
gürtelbahn nichts in den Weg stellten, erachtete die bayerische Regierung 
die Verbindung der Städte Friedrichshafen und Lindau bis Mitte der 
neunziger Jahre des letzten Jahrhunderts als ihren Verkehrsinteressen 
nicht entsprechend, obwohl die Verbindung seit der Fertigstellung der 
Arlbergbahn im Jahre 1883 dringend erwünscht war. Erst am 31. Ok- 
tober 18955 gelang es Württemberg nach jahrzehntelangen Verhandlungen 
mit Bayern einen Staatsvertrag abzuschließen, der den Anschluß Fried- 

1 Diese Anschlußlinie ist bis heute noch nicht gebaut und wird es wohl 
auch kaum jemals werden, 

# Näheres siehe S, 1197, Fußnote 1. 

7 Württ, Reg.-Bl. von 1865, S. 169. 


4 Württ. Reg.-Bl. von 1867, S. 265. 
Württ. Reg.-Bl. von 1896, S. 5. 
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richshafen—Lindau sicherstellte. Am 11. November 18971 folgte diesem 
Staatsvertrag ein solcher mit Baden, der die Herstellung einer Eisenbahn 
von Überlingen nach Friedrichshafen und damit die Schließung des 
Eisenbahnrings um den Bodensee bezweckte. 

Der letztere Vertrag ist deshalb erwähnenswert, weil in ihm eben- 
falls neue Grundsätze hinsichtlich des Baus und Betriebs zwischen 
Baden und Württemberg aufgestellt wurden, die den Wunsch der Regie- 
rungen erkennen lassen, eine größere Einheitlichkeit, wenigstens auf dem 
Gebiete der Betriebsführung, anzustreben. Der Bau und Betrieb der 
einzelnen Strecken sollte nämlich von jedem Staat für sein Gebiet über- 
nommen werden, der Betrieb selbst aber, unter Wegfall eines Wechsel- 
bahnhofs, an der Grenze ein einheitlicher sein und die Betriebsführung 
auf der ganzen Linie bis Friedrichshafen der badischen Eisenbahnver- 
waltung überlassen werden. Leider wurden diese Grundsätze nicht auf 
die anderen badisch-württembergischen Anschlußbahnen übernommen. 


f) Rückblick. 


Im vorstehenden wurde versucht, an Hand der Verhandlungen über 
den Bau und Betrieb einzelner Anschlußlinien den außerordentlichen 
Einfluß der Territorialpolitik der süddeutschen Staaten Baden, Bayern 
und Württemberg auf die Linienführung der Schienenwege, sowie die 
Betriebsverhältnisse auf den süddeutschen Anschlußbahnen innerhalb 
verschiedener Zeitperioden klarzulegen. Es wurden dabei absichtlich 
Bahnen von größerer und geringerer Bedeutung — Haupt- und Neben- 
bahnen — gewählt, um zu zeigen, wie weit sich dieser Einfluß erstreckte, 
daß er mit seinen häufig schädigenden Wirkungen nicht einmal vor den 
Bahnen haltmachte, die lediglich lokale Bedeutung besaßen. 

Die Mängel, die infolge der überaus scharfen Betonung einzel- 
staatlicher Interessen dem süddeutschen Eisenbahnnetz — als Ganzes 
gesehen — anfänglich anhafteten, wurden zwar hinsichtlich der Aus- 
gestaltung desselben im wesentlichen schon im Lauf des 19. Jahrhunderts 
beseitigt, jedoch nur mit erheblichen finanziellen Mehraufwendungen. 
Wenn die einzelnen Staatsregierungen auch im allgemeinen versuchten, 
die Eisenbahnlinien, was die Netzbildung im Innern ihrer Länder an- 
betrifft, immer zweckdienlicher unter Berücksichtigung verkehrstech- 
nischer und verkehrsgeographischer sowie bautechnischer Momente aus- 
zugestalten, so hörten diese Grundsätze doch dann auf, wenn eine Bahn- 
linie, die über die Grenzen ihres Territoriums hinauslief, ihrem eigenen 
Verkehr schaden konnte. Es traten Verschleppungen in den Staats- 


1 Württ, Reg.-Bl. von 1898, S. 164. 
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verhandlungen ein, die sich hierauf meist endlos in die Länge zogen, 
Wurden schließlich Staatsverträge abgeschlossen, so waren es meist 
Kompromisse, die von der einen Seite widerwillig eingegangen wurden 
und der anderen oft die für sie nachteiligsten Bedingungen auferlegten. 
Eine wirklich zweckmäßige Eisenbahnlinie, wie sie den natürlichen und 
wirtschaftlichen Verhältnissen entsprach, konnte nur dann ohne lästige 
Bedingung für den einen oder anderen Staat entstehen, wenn sie die 
Wirtschafts- und Verkehrsinteressen aller beteiligten Länder in gleichem 
Maß befriedigte. 

Was die betrieblichen und verwaltungstechnischen Verhältnisse 
auf den verschiedenen Anschlußlinien anbetrifft, so herrschte hier die 
größte Mannigfaltigkeit. Was aber dem Betrieb am hinderlichsten war, 
bestand darin, daß die Wechselstationen infolge zufällig vorhandener 
politischer Grenzen meist an Stellen lagen, an die sie nicht hingehörten. 
Zwar war von einzelnen Mitgliedern der süddeutschen Regierungen und 
Kammern verschiedentlich versucht worden, eine Verbesserung an den 
bestehenden Betriebsverhältnissen vorzunehmen, allein diese Versuche 
scheiterten meist an der Einstellung der großen Mehrzahl. 

So hatte die Eisenbahnkommission der württembergischen Abgeord- 
netenkammer anläßlich der Verhandlungen mit Baden wegen der An- 
schlüsse Heilbronn—Eppingen—Karlsruhe und Jagstfeld—Neckarelz— 
Eberbach in den Jahren 1870 bis 1873! den Vorschlag gemacht, den Be- 
trieb der ganzen Linie Karlsruhe—Heilbronn Baden zu überlassen, in der 
Voraussetzung, daß dann Baden den bisher von ihm ausgeübten und 
dabei — wegen der Enz- und Nagoldbahn — für württembergische Ver- 
kehrsinteressen so vielfach lästigen Betrieb der Linie Pforzheim—Mühl- 
acker an Württemberg abtrete, Ferner sollte gleichzeitig mit diesem 
Betriebsaustausch festgelegt werden, daß Baden die ganze Heilbronn- 


Heidelberger, Württemberg dafür die ganze Heilbronn-Eberbacher Bahn 
betreibe, 


Tatsächlich wären durch diesen Vorschlag die Wechselstationen an 
zweckmäßigere Verkehrspunkte gekommen, Auch wären die Nachteile 
gemildert worden, die z. B. dem Heilbronner Verkehr aus der großen Nähe 
der Umschlagstationen Crailsheim und Eppingen, sowie Bietigheim und 
Jagstfeld entstanden waren. Denn dadurch, daß der flüssige Lauf des 
Verkehrs auf den verschiedenen Eisenbahnlinien, die sich in Heilbronn 
kreuzten, in unmittelbarer Nähe dieses Knotenpunktes künstliche Unter- 

1 Vgl. Bericht und Beratung über die Gesetzesvorlage A und B der würt- 
tembergischen Regierung vom 16. März 1872; Kammer der württembergischen 


Abgeordneten 1870/74 T. Beil-Bd., IV. Abtlg. S. 2142, 2147, 2333, 2410 und 
207. Sitzung. 
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brechungen erfuhr, wurde der Wert des Besitzes einer größeren Anzahl 
von Schienenwegen für Heilbronn beträchtlich herabgemindert. 

Der diesbezügliche Kommissionsantrag scheiterte aber in der würt- 
tembergischen Kammer. Der Verkehr von Nordostwürttemberg, Heilbronn 
und zum Teil auch von Bayern nach dem Mittelrhein hatte nämlich seit- 
her den Weg über Crailsheim—Hall—Oehringen—Heilbronn—Bietig- 
heim—Bruchsal genommen und sollte nun eine neue Route durch die 
sogenannte Murrtalbahn von Hall über Gaildorf—Backnang—Marbach— 
Bietigheim—Bruchsal bekommen. Die Abgeordnetenkammer befürchtete 
nun — mit Recht —, daß, wenn Baden der gesamte Betrieb der Heil- 
bronn-Eppinger Linie überlassen werde, die kürzer als die Heilbronn- 
Bietigheimer und gerade so lang wie die Murrtalbahn war!, innerhalb 
Württembergs eine Konkurrenzlinie in badischen Händen entstehe, die 
den Verkehr auf den württembergischen Routen schwer schädigen könne. 
Konkurrenzlinien aber dürfe der Staat nur aus ganz besonderen Gründen 
anderen Verwaltungen überlassen, in vorliegendem Fall nur dann, wenn 
Baden zugestehe, daß „Hessen und Württemberg sich für Bau und Be- 
trieb der Heilbronn-Eberbacher Bahn unmittelbar die Hand reichen 
dürfen“, Dazu hätte aber Baden nie und nimmer seine Einwilligung 
gegeben, weil ja dann die Möglichkeit bestanden hätte, daß der Verkehr 
zwischen dem Norden Deutschlands und Württemberg sowie der Schweiz 
„ungehindert“ stattfinden konnte. Denkt man an die große Sorge Badens 
für seinen Nordsüdverkehr, so versteht man, daß*unter diesen Umständen 
jeder Versuch, eine zweckentsprechendere Gestaltung der Betriebsver- 
hältnisse in Süddeutschland einzuführen, an dem unerschütterlichen 
Widerstand der einzelnen Staatsregierungen scheitern mußte, 


So stand also die Sache eines allgemein-süddeutschen Eisenbahn- 
netzes am Ausgang des letzten Jahrhunderts nicht allzu günstig. Der 
Bau von Eisenbahnlinien, die Ausstattung mit Haupt- und wichtigen 
Nebenbahnen in den einzelnen süddeutschen Staaten war zwar im großen 
und ganzen beendet und mancher Fehler in der Linienführung der 
Schienenwege, der seinerzeit unter dem Einfluß der Territorialpolitik 
gemacht wurde, ausgeglichen; von einer Einigkeit und Gemeinsamkeit 
auf dem Gebiete des Eisenbahnverkehrs war jedoch wenig zu sehen. Nach- 
dem die wichtigsten Verbindungen zwischen den Netzen der süddeut- 
schen Staaten hergestellt und durch den Bau von Abkürzungslinien zum 
Teil auch leistungsfähige Durchgangsrouten entstanden waren, wäre 
anzunehmen gewesen, daß sich der Verkehr nun derjenigen Linien be- 


1 Hessental—Heilbronn—Eppingen—Bretten = 108,6 km. 
Hessental—Heilbronn—Bietigheim—Bretten = 130,4 km. 
Hessental—Backnang—Bietigheim—Bretten = 108,2 km. 
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dienen würde, die für ihn die zweckmäßigsten — kürzesten oder leistungs- 
fähigsten — darstellten. Jedoch weit gefehlt. Noch hatten die einzelnen 
Staaten in der Gestaltung des Fahrplans, der Tarife, sowie in besonderen 
verwaltungs- und betriebstechnischen Maßnahmen und Anordnungen 
Waffen in der Hand, um den durchgehenden und direkten Verkehr 
zwischen zwei bestimmten Punkten auf Bahnen zu zwingen, die ihnen 
genehm waren. 


Von den vielen Faktoren, die zusammen den Einfluß der Terri- 
torialpolitik auf die Leitung der Verkehrsströme auf den Eisenbahnen 
Süddeutschlands ausmachten, hatte zwar einer — der Einfluß auf die 
Gestaltung des Eisenbahnnetzes — an Bedeutung verloren, dafür machten 
sich in der Folge die andern — bezüglich der Verkehrsleitung — um so 
mehr geltend. 


3. Der Einfluß der Territorialpolitik auf die Leitung 
der Verkehrsströme bei den Eisenbahnen. 


a) Allgemeines. 


Die seitherigen Untersuchungen haben gezeigt, daß Bayern, Würt- 
temberg und Baden schon bei der Anlage und Ausgestaltung des süd- 
deutschen Eisenbahnnetzes — sofern man in diesem Zusammenhang von 
einem solchen sprechen kann — bemüht waren, den Lauf der Verkehrs- 
ströme zugunsten ihrer eigenen Territorien zu beeinflussen, In den An- 
fangsjahren des Eisenbahnbaus war die Verkehrspolitik jedes Einzel- 
Staates mehr oder weniger darauf gerichtet, sich möglichst unabhängig 
von den Nachbarstaaten ein Netz von Eisenbahnlinien zu schaffen, das 
lediglich den Bedürfnissen seines internen Verkehrs entsprach. Nach- 
dem dann Verkehr und Produktion über die engen Grenzen der einzelnen 
Länder hinausgewachsen waren und das steigende Verkehrsbedürfnis 
den Anschluß an benachbarte Netze unumgänglich notwendig machte, 
suchten sich die süddeutschen Staaten bei den Anschlußverhandlungen 
gleich von vornherein einen nachhaltigen Einfluß auf die Verkehrs- 
leitung zu verschaffen. 


Das Mittel, mit Hilfe dessen ihnen dies tatsächlich auch gelang, 
bestand zunächst darin, daß sie dem Anschluß suchenden Nachbarn im 
allgemeinen einen solchen an ihr eigenes Netz nur dann gewährten, 
wenn sie volle Sicherheit dafür bekamen, daß durch den Anschluß der 
Verkehr auf ihren eigenen Risenbahnlinien in keiner Weise benachteiligt 
wurde. Wie weit ihre Vorkehrungen in dieser Hinsicht gingen und wie 
sie sich auf die Gestaltung des süddeutschen Eisenbahnnetzes an sich, 
sowie auf die betrieblichen und verwaltungstechnischen Verhältnisse der 
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Bahnen auswirkten, ist im einzelnen bereits im letzten Kapitel beschrie- 
ben. Zusammenfassend wäre über die Maßnahmen, die von den einzelnen 
Eisenbahnverwaltungen zur Sicherung ihrer eigenstaatlichen Verkehrs- 
interessen damals getroffen wurden, noch zu sagen, daß sie: 


1. die Übergangs- oder Wechselstationen meist so wählten, daß es 
dem Staat, der das Zustandekommen des Anschlusses scheinbar 
oder tatsächlich weniger dringend benötigte, jederzeit möglich 
war, auf die Leitung des durchgehenden oder direkten Verkehrs 
einzuwirken, und zwar dergestalt, daß eine Verkehrsumleitung 
in der Richtung von und nach einem innerhalb oder außerhalb 
der beiden Staaten liegenden wichtigen Wirtschaftsgebiet zwar 
für ihn selber, nicht aber für den anschließenden Nachbarn 
möglich wurde. Diesem Umstand ist es vor allem auch zuzu- 
schreiben, daß die Wechselstationen und Eisenbahnknotenpunkte 
vielfach an kleinere Plätze gelegt wurden, deren wirtschaftliche 
oder verkehrsgeographische Lage dies keinesfalls rechtfertigte 
(vgl. z. B. die badisch-württembergischen Wechselstationen bzw. 
Eisenbahnknotenpunkte Immendingen, Osterburken, Jagstfeld 
und Singen). Andere wirtschaftlich und verkehrsgeographisch 
bedeutendere Plätze in unmittelbarer Nähe der Grenze, wie z. B. 
Heilbronn, wurden hingegen vernachlässigt. 

2. die Trasse der anschließenden Linie durch einen solchen, künst- 
lich fixierten Anschlußpunkt in einer bestimmten Richtung, in 
welcher der anschließende Nachbar als Konkurrent auftreten 
konnte, möglichst zu verlängern oder betrieblich nachteilig zu 
gestalten suchten, um dadurch eine Konkurrenz zu erschweren. 
(Anschluß der Oberneckarbahn in Immendingen, der württem- 
bergischen Nordbahn in Osterburken und Jagstfeld anstatt in 
Eberbach usw.). 


3, nicht selten den Anschluß einer Abkürzungslinie jahrzehnte- 
lang hinauszögerten (Allgäubahn, Bodenseegürtelbahn, Oden- 
waldbahn) oder den Anschluß einer Bahn nur dann gewährten, 
wenn sich der anschließende Staat bereit erklärte, auf den Bau 
einer anderen zu verzichten (Anschluß in Nördlingen). 


4. endlich Anschlüsse nur bei weitgehenden Zugeständnissen des 
Staats, der den Anschluß suchte, in tarifarischer und betrieb- 
licher Hinsicht gestatteten (Anschluß der württembergischen 
Westbahn bei Bruchsal, der badischen Odenwaldbahn bei Würz- 
burg usw.). 
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Alle diese bereits bei den Anschlußverhandlungen getroffenen Maß- 
nahmen und zwangsmäßig festgelegten Vereinbarungen baulicher, be- 
trieblicher und verwaltungstechnischer Art gaben den einzelnen Staaten 
ein Mittel in die Hand, mit der fortschreitenden Entwicklung des Eisen- 
bahnwesens und dem Ausbau des deutschen Eisenbahnnetzes eine Eisen- 
bahnpolitik zu betreiben, die lebhaft an die Verkehrshandhabung jener 
Zeit erinnert, in der noch Zollschranken die einzelnen Staaten vonein- 
ander trennten und Stapelwesen und Siraßenzwang den freien Verkehr 
in Deutschland hemmten. 

Es kann zugegeben werden, daß der Wettbewerb, der zweifellos in 
der Natur getrennter Eisenbahnverwaltungen liegt, bei den einzelnen 
süddeutschen Eisenbahnverwaltungen sich in dem Bestreben äußern 
mußte, den Verkehr von den fremden Linien ab- und den eigenen zuzu- 
leiten. Nur hätten sich die Konkurrenzmaßnahmen in loyalen Grenzen 
bewegen müssen. Das ist jedoch, wie wir im folgenden sehen werden, 
nicht immer geschehen. 

Bei der Frage der Verkehrsumleitungen in Süddeutschland ergibt 
Sich von selbst die Unterscheidung zwischen Maßnahmen zur Umleitung 
des Personen- und solchen zur Umleitung des Güterverkehrs. Das natur- 
gemäße Prinzip bei der Leitung der Güter ist die Benutzung der kürze- 
sten und leistungsfähigsten Linie zwischen dem Versendungs- und Be- 
Stimmungsort. Demgemäß hätte jede süddeutsche Verwaltung grundsätz- 
lich und zum Wohl und im höheren Interesse des gesamten deutschen 
Verkehrs ihre Frachtgüter der anderen Verwaltung zuleiten müssen, 
sobald letztere eine kürzere oder betrieblich bessere Zufahrt zu der End- 
station besaß, Ebenso hätte man dem reisenden Publikum Gelegenheit 
geben müssen, durch entsprechende Fahrplangestaltung und Tarif- 
gebarung sich des Vorteils der kürzesten und leistungsfähigsten Linie zu 
bedienen. Die Sonderinteressen und das an und für sich begreifliche, 
selbstsüchtige Bestreben der süddeutschen Staaten, den Personen- und 
Güterverkehr möglichst auf die eigenen Strecken zu leiten, suchten aber 
die elementarsten Regeln einer vom Standpunkt der deutschen oder 
auch nur der süddeutschen Volkswirtschaft aus betrachteten zweck- 
mäßigen Gestaltung des inneren Eisenbahndienstes durch tarifarische 
oder betriebliche Maßnahmen zu umgehen. Jede einzelne Verwaltung 
war vielmehr bestrebt, ihre an einem bestimmten Verkehrszug — oft 
scheinbar — anteilberechtigte Strecke, mochte sie auch noch so kurz sein, 
zur Geltung zu bringen. 

Darunter hatte namentlich das von allen Seiten flankierte Württem- 
berg zu leiden, an dessen Gebiet die nach dem Süden Bayerns und Badens, 
sowie nach der Schweiz bestimmten Personen und Güter zum Teil auf 


1184 Geschichte der Verkehrspolitik im süddeutschen Raum, 


Umwegen vorbeigeführt wurden!, Dadurch wurde der württ. Verwaltung 
ein Teil des ihr naturgemäß zukommenden Verkehrs bis zum Ausbruch 
des Weltkriegs systematisch entzogen und manche Linie — wie z. B, die 
Nagold- und Brenzbahn — in ihrer Leistungsfähigkeit geschmälert. Die 
Nachteile, die aus diesen Maßnahmen für einzelne Verkehrsgebiete ent- 
standen, beschränkten sich aber nicht nur auf den Betrieb, sondern wirk- 
ten sich auch auf Handel und Industrie, wie überhaupt auf die ganze einzel- 
staatliche Volkswirtschaft aus. Der Transport wurde auf der einen Seite 
künstlich verlangsamt, auf der andern wurden Linien mit geringem Ver- 
kehr nicht ausreichend benutzt, während für andere, durch Umleitungen 
überlastete Strecken (Rheintallinien) neue Gleisanlagen erforderlich 
wurden. Entlang der württ. Grenze laufen z. B. zwei wichtige Transit- 
routen: Lauda—Crailsheim—Ulm und Bretten—Calw—Immendingen. 
Der Durchgangsverkehr auf diesen Linien war aber immer äußerst ge- 
ring, während Baden z. B. die von Würzburg nach Konstanz bestimmten 
Güter ausschließlich über Basel auf einer über 100 km längeren Strecke 
laufen ließ, 

Wie mannigfach die Verkehrs-Kleinstaaterei ein Hindernis für die 
zweckmäßige Gestaltung des Betriebs überhaupt war, dafür liefern ge- 
rade der württ. Durchgangsverkehr — auf den weiter unten noch näher 
eingegangen wird — und die Geschichte fast eines jeden mittelstaat- 
lichen Schnellzugs, sowie die Leitungsvorschriften hinsichtlich des Ver- 
kehrs entlang den Grenzen der einzelnen Verwaltungen anschauliche 
Beispiele. 

Mit welchen Mitteln dieser Konkurrenzkampf zwischen den einzel- 
nen süddeutschen Staaten geführt wurde, bildet ein Kapitel für sich. 
Einerseits bestanden sie, wie bereits erwähnt, in tarifarischen, anderer- 
seits in betrieblichen Maßnahmen der Verwaltungen. 


1 Die Kölnische Volkszeitung charakterisierte im November 1901 die ver- 
kehrlichen Zustände in Süddeutschland mit folgenden Worten: „Die partikula- 
ristische Eifersüchtelei der süddeutschen Staaten ist heute noch so groß, wie zu 
Zeiten des seligen Bundestags. Bei der Güterbeförderung arbeiten Baden und 
Bayern in dem Umgehen der württ. Linien, selbst wenn die direkte Route quer 
durch Württemberg führt, einträglich zusammen.“ 

Ebenso in der Zeitung des Vereins deutscher Eisenbahnverwaltungen vom 
Jahre 1901, S. 615: 

„Württemberg ist eingekeilt zwischen Baden und Bayern. Diese beiden 
Staaten leiten aber ihren beiderseitigen Verkehr, wenn irgend möglich, nicht über 
Württemberg, sondern über ihre eigenen, wenngleich längeren Linien. Auch an 
sonstigen Verkehrslinien, bei denen Württemberg als Durchgangsland beteiligt 
ist oder nach seiner Lage beteiligt sein könnte, waren und sind heute noch der- 
artige Umleitungen unter gänzlicher oder teilweiser Beiseiteschiebung NEE 
bergs zu verzeichnen, sowohl in nordsüdlicher als in westöstlicher Richtung. 

2 Nicht genügende Ausnutzung von Strecken. 
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b)KonkurrenzmaßnahmenintarifarischerHinsicht. 

Eine Darstellung der wechselvollen geschichtlichen Entwicklung 
des süddeutschen Tarifwesens würde über den Rahmen dieser Abhand- 
lung hinausgehen. Es kann sich hier nur darum handeln, den Einfluß 
der Tarifgebarung Württembergs, Badens und Bayerns auf die Leitung 
der Verkehrsströme in Süddeutschland zu beleuchten. 

Wie im übrigen Deutschland bestand auch hier für die Personen- 
beförderung bis zum Jahre 1907 keine materielle Tarifeinheit. Wohl 
hatten sich die süddeutschen Staaten schon früher auf das Tarifschema: 
a) Einfache Fahrt 1. Klasse: 8,0 Pfg./km 

2. Klasse: 5, Pfg.-km 
3. Klasse: 3,4 Pfg./km 
b) Hin- u. Rückfahrt 1. Klasse: 114 Pfg./km (Bayern: 13, Pfg./km) 
2. Klasse: 8,0 Pfg./km 
3. Klasse: 5,3 Pfg./km 
geeinigt. 

Jedes der genannten Länder besaß jedoch von jeher wichtige Tarif- 
abweichungen, die bis um die Jahrhundertwende eine solche Bedeutung 
erlangten, daß auf sie die größere Hälfte der Einnahmen aus dem Per- 
sonenverkehr entfiel. Es waren dies zum Teil spezielle Ausnahmetarife 
für Arbeiter, Schüler, Militär, Gesellschaftsfahrten, Abonnementsbücher 
usw., zum Teil allgemeine und grundsätzliche Abweichungen vom Nor- 
maltarif, so in Bayern der „Vorortstarif“, in Württemberg „die Landes- 
karte“, in Baden „das Kilometerheft“. 

Gerade mit diesen grundsätzlichen Abweichungen verstanden sich 
die einzelnen Verwaltungen zu verhältnismäßig bedeutenden Tarif- 
ermäßigungen, größtenteils mit der Nebenabsicht, den Personenverkehr 
ihren Bahnen zuzuführen und benachbarten Verwaltungen, namentlich 
in den Grenzgebieten, abspenstig zu machen. 

Die deutsche Personentarifreform des Jahres 1907 vermochte eben- 
falls keine volle Einheitlichkeit im Personentarifwesen zu bringen, Die 
Nachteile, die sich aus den Abweichungen vom Normalschema! er- 
gaben, waren gerade in Süddeutschland so groß, daß von einer Reform 
eigentlich nicht gesprochen werden kann. Neben den Sätzen des all- 
gemeinen Tarifschemas bestanden nach wie vor Ausnahmetarife in aus- 
gedehntester Mannigfaltigkeit. 

"1. Klasse: 7 Pfg./km, 2. Klasse: 4, Pfg./km, 3. Klasse: 3 Pfg./km, 
4. Klasse: 2 Pfg,/km (Abweichungen in Süddeutschland: Württemberg erhöht 


nachträglich den Satz für die 4. Klasse auf 2,3 Pfg./km; Bayern und Baden, 


welche die 4, Klasse nicht einführten, übernahmen den 2-Pfg.-Tarit auf die 
3, Klasse der Personenzüge). 


1186 Geschichte der Verkehrspolitik im süddeutschen Raum, 


Nach der badischen Reform wurde zwar das badische Zeitkarten- 
system den übrigen deutschen Systemen angeglichen und außerdem auch 
eine einheitliche Preisgestaltung für die drei benachbarten Netze: Reichs- 
bahn (Elsaß), Pfalz und Baden erzielt, so daß wenigstens innerhalb 
dieses Verkehrsgebietes die Ausgabe direkter Zeitkarten keinen tarifari- 
schen Schwierigkeiten mehr begegnete. Aber für den größeren Teil der 
innerdeutschen Nachbar- und Verbandsverkehre bestanden diese Schwie- 
rigkeiten noch weiterhin infolge der vielfachen Unterschiede in den 
Tarifgrundsätzen!, wie in der Preisberechnung. Ähnlich, wenn auch 
nicht ganz so schlimm, lagen die Verhältnisse hinsichtlich der tarifari- 
schen Regelung des Arbeiterverkehrs, der Ausgabe von Sonntags- 
karten usw. 

Bei der Bestimmung des Verhältnisses zwischen Fahrpreis und 
Reiseweg bestand ebenfalls die größte Mannigfaltigkeit. Je nachdem 
ein Reiseweg zwischen zwei Stationen viel oder wenig befahren wurde, 
kam der kürzeste, längste oder ein Mittelweg, manchmal auch ein rech- 
nerischer Durchschnitt zwischen mehreren möglichen Wegen in Anrech- 
nung. Der längste oder ein Mittelweg wurden meist im Binnenverkehr 
oder dann berechnet, wenn zwischen zwei Punkten ein Weg besondere 
Vorteile bot. Anders lagen die Verhältnisse, wenn es sich um Wett- 
bewerbsrouten zweier Verwaltungen handelte. Hier wurde meist der 
auf Grund der kürzeren Konkurrenzlinie errechnete Fahrpreis auch auf 
den längeren Wettbewerbsweg unverändert übernommen (Beispiel: 
rechts- und linksrheinische Eisenbahnlinien). 

Ebenso fühlbar wie diese Tarifgebarung waren die Unzuträglich- 
keiten, die sich aus der oben gekennzeichneten Durchbrechung des 
Wagenklassensystems ergaben. Hier handelte es sich um Schwierigkeiten 
im Nachbarverkehr beim Übergang von den Bahnnetzen Badens und 
Bayerns (rechtsrheinisch), welche als niederste Klasse in den Personen- 
zügen nur die 3. Klasse kannten und für deren Benutzung den 2-Pfg.- 
Satz erhoben, nach solchen, die zu diesem Fahrpreis die 4. Klasse führ- 
ten. Da die Grenzbahnhöfe durchaus nicht immer zugleich die Zug- 
bildungsstationen waren, mußten die nach der Nachbarbahn durch- 
laufenden Personenzüge neben den Wagen 3. Klasse schon von der Zug- 
ausgangsstation aus auch solche 4. Klasse führen, in die dann das zu 

1 Bei einigen Verwaltungen gab es Monatsnebenkarten für Familienmit- 
glieder, dann bestanden grundsätzliche Verschiedenheiten in der Zulassung von 
Schnellzügen. So durften auf der bayrischen Strecke Eger—Franzensbad 2. B. 
die Zeitkarten in den sächsischen Schnellzügen, welche diese Strecke ebenfalls 
befuhren, nur gegen Bezahlung des Zuschlags benutzt werden, während sonst 
die bayrische Verwaltung die Schnellzüge für Zeitkarten ohne weiteres frei- 
gegeben hatte, 
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dem 2-Pfg.-Satz reisende Publikum unterwegs umzusteigen hatte. Das 
bedeutete aber neben der überflüssigen Verstärkung der Zugausrüstung 
eine erhebliche Belästigung der Reisenden. Mit der Zeit hatte man sich 
zwar durch zwei Maßregeln zu helfen versucht; diese zeigen wohl aber 
am deutlichsten die Unhaltbarkeit des damaligen Zustandes. Die eine 
bestand darin, daß sogenannte gemischte Fahrkarten für solche Reisende 
herausgegeben wurden, welche für die auf den Anschlußbahnen zurück- 
zulegende Zugstrecke den Fahrpreis für die 3. Klasse, also den 3-Pfg.- 
Satz zu bezahlen bereit waren, die andere suchte einen Ausweg aus diesen 
Schwierigkeiten dadurch, daß die Wagen in einem Verwaltungsbezirk 
als solche 3. Klasse, im anderen als solche 4. Klasse liefen. 


Die materielle Gütertarifeinheit zwischen den einzelnen süddeut- 
schen Staaten wurde bis zum Übergang der Staatsbahnen auf das Reich 
überhaupt nie erreicht!. Diese Tatsache machte sich gerade hinsichtlich 
der Verkehrsumleitungen in um so stärkerem Maße fühlbar, als der 
Güterverkehr bald nach der Einführung der Eisenbahnen den Personen- 
verkehr beträchtlich überflügelte®. 


Daß diese „Verkehrsumleitungen“ bereits vor den Versuchen, seit 
1890 eine Verkehrsverbesserung auf diesem Gebiet mit Hilfe des Deut- 
schen Reichs zuwege zu bringen, eine wesentliche Rolle gespielt haben, 
zeigt schon die Geschichte der mühsamen Einführung von Durchgangs- 
tarifen® und Durchgangsverbindungen und vor allen Dingen die bereits 
erwähnte Vielgestaltigkeit der Tarife, 


Es rief eine allgemeine Bewegung hervor, als der preußische Mi- 
nister von Maybach Mitte der siebziger Jahre erklärte, daß damals nicht 
weniger als 1395 verschiedene Tarife in Deutschland existierten. Damit 
aber nicht genug, gab es neben den offiziell bekannten und veröffent- 
lichten Tarifen — deren Zahl bis 1876 auf 1510 stieg! — noch eine Menge 
ganz- oder halbgeheimer, ganz- oder halbpersönlicher Vergünstigungen, 
die von keinem Beteiligten jemals zugegeben, aber doch aller Welt 


1 Für den reinen Güterverkehr von 100 km Beförderungsweite an ist die 
Materielle Tarifeinheit 1890 zustande gekommen, aber nur soweit, als nicht Aus- 
nahmetarife in Betracht kamen. 

2 So wurden die Einnahmen aus dem Personenverkehr in Bayern bereits 
im Jahre 1865 von denjenigen aus dem Güterverkehr um das Doppelte über- 
flügelt (vgl, Lit.-Verz. 26, S. 149). Im Jahr 1906 entfielen in Deutschland auf 
den Güterverkehr 66,05% der Gesamtbetriebseinnahmen, Geleistet wurden 
504300 Personen-km und 807500 Tonnen-km (vgl. Statist. Jahrbuch für das 
Deutsche Reich, 1909, S. 42 und 43). 

7 Vgl. Lit,-Verz. 18, S. 142. 

* Vgl. Lit.-Verz. 18, S, 139. 
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bekannt waren. Mit einem Wort, das geheime Refaktienwesen, die „Boni- 
faktionen“ wucherten, und zwar oft scharf an der Grenze dessen, was 
gesetzlich noch erlaubt war. 


Die Gewährung von Refaktien im Güterverkehr, wie überhaupt die 
Tarifgebarung der Einzelstaaten in jener Zeit wurde beherrscht von dem 
Grundsatz rücksichtslosester Konkurrenz zwischen den deutschen Ver- 
waltungen, an der sich nicht nur die preußischen Privatbahnen, sondern 
auch die süddeutschen Staatsbahnen in gleichem Maße beteiligten. Nach 
der Verstaatlichung der preußischen Privatbahnen und der Einführung 
des Reformgütertarifs hörten zwar die Konkurrenzfriktionen im Güter- 
verkehr innerhalb Preußens — später auch Hessens — auf, in Süd- 
deutschland bestanden sie aber, wenn auch in etwas erträglicheren 
Formen, weiter. Der Reformtarif, der zunächst nur die formelle, später 
allerdings auch zum Teil die materielle Einheit im Gütertarifwesen für 
alle deutschen Bahnen brachte, ließ nämlich das Recht der einzelnen 
Verwaltungen, Ausnahmetarife innerhalb ihres eigenen Bahngebiets 
nach Belieben zu schaffen, unberührt. Von diesem Recht wurde denn 
auch — besonders in Süddeutschland — der denkbar ausgiebigste Ge- 
brauch gemacht, und zwar zeigte sich bis zum Ausbruch des Weltkriegs 
eine fortschreitende Entwicklung der Ausnahmetarifpolitik, so sehr, 
daß 1914 über die Hälfte aller Gütersendungen nach solchen Ausnahme- 
tarifen abgefertigt wurden. 


Eng im Zusammenhang mit diesen Ausnahmetarifen im Güter- 
verkehr, wie mit den Ermäßigungen im Personenverkehr standen die 
Verkehrsumleitungen in Süddeutschland, obwohl damit nicht gesagt sein 
soll, daß die betreffenden Maßnahmen der einzelnen Verwaltungen aus- 
schließlich mit Rücksicht auf den Wettbewerb mit benachbarten Bahnen 
getroffen wurden. Es haben dabei zweifellos auch die Verschiedenheit 
der wirtschaftlichen Bedürfnisse — auch innerhalb der einzelnen Ver- 
waltungsgebiete — und volkswirtschaftliche Erwägungen sowie die Kon- 
kurrenz mit anderen Verkehrsmitteln eine Rolle gespielt. Ganz deutlich 
tritt jedoch die Konkurrenzabsicht und ihre Auswirkung auf die Leitung 
des Güterverkehrs bei der Berechnung der Frachtgebühren zutage. 


Im Jahre 1890 war als Ergebnis der Verhandlungen der „Ständigen 
Tarifkommission“ die Festsetzung der Tarifsätze für den Transport von 
Gütern über mehr als 100 km erfolgt. Die deutschen Eisenbahnverwal- 
tungen hatten nun nichts Eiligeres zu tun, als die ganze Wirkung dieses 
einheitlichen Abkommens zunichte zu machen. Sie hielten sich wohl an 
die Preise des Tarifs, legten aber der Frachtberechnung vielfach die 
kilometrisch kürzeste Entfernung zwischen zwei Punkten zugrunde, auch 
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wenn die Beförderung auf einem großen Umweg erfolgte. Um die Jahr- 
hundertwende wurde dieses Prinzip der sogenannten „kürzesten Route“ 
für den deutschen Güterverkehr sogar offiziell angenommen? Der 
Schaden und Gewinnentgang, der dadurch Handel und Industrie ent- 
stand, war zwar nur latent. Die Lieferfristen z. B. waren so hoch an- 
gesetzt, daß sie auch bei längeren Wegen eingehalten werden konnten, 
die Fracht wurde sowieso nach der kürzesten Linie berechnet. Die Ein- 
buße aber blieb — vom Standpunkt der gesamten deutschen National- 
wirtschaft aus betrachtet — doch bestehen. Eisenbahnfachleute des 
praktischen Dienstes hatten darauf auch eindringlich aufmerksam 
gemacht”, 


e) Konkurrenzmaßnahmenin betrieblicher 
Hinsicht. 

Der Einfluß der betrieblichen Maßnahmen der einzelnen süddeut- 
schen Verwaltungen auf die Verkehrsleitung ergab sich zunächst un- 
mittelbar an jeder Landesgrenze durch das hemmende Moment, das 
jedesmal eintrat, wenn Personen und Güter von einer Bahn auf die 
andere übergingen. Zwar wurden schon frühzeitig Vereinbarungen 
getroffen, die den Durchlauf beladener Güterwagen, sowie von Schnell- 
zügen im Durchgangsverkehr sicherstellten. Es war jedoch eine nutz- 
lose Verschwendung an Zeit und Geld, daß bloß deshalb, weil die Landes- 
grenze erreicht war, z.B. die geheizte Lokomotive durch eine andere, 
oder das Dienstpersonal durch anderes ersetzt werden mußte. Außer- 
dem erforderte die Übergabe von Bahn zu Bahn Zeit. Waren es bei Per- 
Sonenzügen nur Minuten, die auf Übergangsbahnhöfen vergeudet wurden, 
50 verlängerte sich dieser unfreiwillige Aufenthalt bei großem und 
mannigfaltigem Verkehr von Personen und Gütern für letztere auf 
Stunden und Tage. Zum Teil mußten Personen umsteigen und Güter um- 
geladen werden, Es war daher verständlich, daß der Verkehr solche 
Zwangshaltepunkte, die zudem — wie wir bereits gesehen haben — viel- 
fach nicht mit wirtschaftlichen Schwerpunkten zusammenfielen, nach 
Möglichkeit mied. Die einzelnen Verwaltungen erreichten daher auf ein- 
fache Weise, daß sich z. B. das reisende Publikum möglichst lange der 
Strecken bediente, die zusammenhingen, d. h, einer Verwaltung gehörten, 


1 Die für die Fracht nach einem bestimmten Punkt in Anrechnung kom- 


mende Kilometeranzahl wurde in sogenannten „Kilometerzeigern“ bekannt- 
gegeben. 


2 Vgl. hierzu die Denkschrift des württ. Handelskammertags vom 27. Sep- 
tember 1901. 


® Vgl. Zeitung des Vereins deutscher Eisenbahnverwaltungen Nr. 29, Jahr- 
gang 1899 und Nr. 44, Jahrgang 1900, 
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um sich nicht der Unannehmlichkeit mehrmaligen Umsteigens unter- 
ziehen zu müssen, Die Leitung des Güterverkehrs lag ohnehin ganz in 
der Hand der einzelnen süddeutschen Verwaltungen’. Darunter hatte 
namentlich Württemberg zu leiden, da es durch seine Lage inmitten 
Bayerns und Badens hinsichtlich des Güterdurchgangsverkehrs mehr 
oder weniger auf die Gnade dieser Staaten angewiesen war. Zwar wurden 
1901 die Umleitungen im Güterverkehr durch „freie Vereinbarung“ der 
deutschen Eisenbahnverwaltungen beschränkt; wie wenig sich aber 
Bayern und Baden um diese Abmachungen kümmerten, geht deutlich 
aus dem Bericht der 195. Sitzung der württembergischen Kammer der 
Abgeordneten vom 22. Juni 1903 hervor, 


Der Abgeordnete Haußmann bezeichnete in dieser Sitzung „das 
Verhalten der Nachbarstaaten, ihre völlige Boykottierung Württembergs“ 
als „höchst illoyal“ und erhob „ausdrücklich Anklage gegen Bayern und 
Baden“, daß sie sich „gegen die Bestimmungen der Artikel 42 und 44 
der Reichsverfassung“ verfehlten?. 

Der württembergische Minister v. Soden bemerkte in seinem Bericht 
über den Stand des württembergischen Eisenbahnwesens zu dem Wett- 
bewerb durch Umleitung, daß durch Verwirklichung der Artikel 42 und 44 
an sich nicht abgeholfen werden könne, da die Umleitung auch durch 
Verkehrsrücksichten geboten sein könne, wo sie aber den fiskalischen 
Interessen einzelner Verwaltungen diene, müsse sie unterbunden werden. 
Die Umleitung aus letzteren Gründen liege weder im Sinne der Reichs- 
verfassung, noch im allgemeinen volkswirtschaftlichen Interesse. Da 
man aber über diese Frage streiten könne, so müsse durch Verträge 


1 Dies trifft in erhöhtem Maße auch für die preußisch-hessische Eisen- 
bahnverwaltung zu. Zur Illustrierung, wie weit die Macht dieser Verwaltung 
in dieser Hinsicht ging, sei ein Fall erwähnt, der in dem Bericht der Handels- 
kammer Rottweil vom Jahr 1900 angeführt wird, Danach drohte Württemberg 
1899 durch die Veränderung in der Verkehrsleitung, welche als Folge der An- 
gliederung der hessischen Ludwigsbahn an die preußischen Staatsbahnen ein- 
getreten war, ein Frachtausfall von 175000 A, zu dessen Verminderung auf 
82.000 A es längerer Verhandlungen bedurfte. Der Ausfall Badens wurde sogar 
auf 650.000 A geschützt, 

2 Vgl. Schwäb. Merkur, Jahrgang 1903, Nr. 284 vom 23. Juni 1908, 

3 Artikel 42 der Reichsverfassung setzte fest; Die Bundesregierungen 
verpflichten sich, die deutschen Eisenbahnen im Interesse des allgemeinen Ver- 
kehrs wie ein einheitliches Netz zu verwalten , . - und die entsprechenden Maß- 
nahmen zu treffen“. d 

Artikel 44 schrieb vor: „Die Risenbahnverwaltungen sind verpflichtet, die 
für den durchgehenden Verkehr und zur Herstellung ineinandergreifender Fahr- 
pläne nötigen Personenzüge mit entsprechender Fahrgeschwindigkeit auszu- 
statten.“ 
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geholfen werden. Durch solche Verträge sei die Umgehung bis zu einer 
gewissen Grenze über die kürzeste Linie hinaus festgelegt worden, Diese 
Grenze werde aber von Bayern bis um das Doppelte überschritten. Die 
Schritte der württembergischen Verwaltung reichen bis in die neunziger 
Jahre zurück und seien fortgesetzt worden bis auf die neueste Zeit, aber 
ohne greifbares Ergebnis. Zur Zeit werde die Frage von einer Kom- 
mission von Beamten verschiedener norddeutscher Verwaltungen be- 
handelt, und es sei nicht ausgeschlossen, daß die hier vereinbarten 
Grundsätze auch auf den badisch-bayrischen Verkehr Anwendung finden 
könnten. Die Regierung werde nicht locker lassen, besonders da die 
Gründe Badens und Bayerns nicht stichhaltig seien. Württemberg habe 
einen Umweg von 10 % und einen Frachtausfall von 20 % für zulässig 
erklärt, Bayern aber mache jetzt bis zu 40 % Umweg. Nach einer Auf- 
stellung der Generaldirektion betragen die Ausfälle für Württemberg 
etwas über 1 Million Mark, hier seien jedoch alle Umleitungen, auch die, 
die berechtigt wären, inbegriffen. 

Ähnlich wie beim Güterverkehr lagen die Verhältnisse auch bei der 
Leitung des Personenverkehrs, allerdings nur in abgeschwächtem Maße, 
weil das Publikum sich nicht so geduldig auf diese oder jene Linie diri- 
gieren ließ, wie die Fracht. Aus diesem Grund waren Umleitungen im 
Personenverkehr nur dann möglich, wenn es der konkurrierenden Bahn- 
verwaltung gelang, eine größere Entfernung für den gleichen Fahrpreis 
zu fahren und mindestens dieselbe Fahrzeit einzuhalten, die auf der 
kürzeren Linie eingehalten wurde. An Belegen, daß auch dies Bayern 
und Baden bei der Umgehung Württembergs gelang, fehlt es nicht. 

Die tarifarischen Maßnahmen, die in dieser Hinsicht getroffen 
Wurden, sind schon weiter oben beleuchtet, Die betrieblichen richteten 
Sich weniger darauf, die Fahrzeit auf der konkurrierenden längeren 
Strecke durch erhöhte Fahrgeschwindigkeit, wenige Haltestationen und 
geringe Aufenthaltszeiten zu verkürzen, als vielmehr darauf, die Fahr- 
zeit auf der kürzeren Route durch möglichst verworrene Fahrplan- 
gestaltung! zu verlängern und damit und durch andere Maß- 


! Die in der Verweigerung geeigneter Zuganschlüsse bestehenden Wett- 
werbsmethoden lassen sich vielleicht am besten an dem Fall Ulm—Crailsheim— 
Würzburg zeigen, bei dem Württemberg der leidende und Baden der verur- 
sachende Teil war und der geradezu als ein Schulbeispiel bezeichnet werden 
kann. In den letzten Jahren vor Kriegsausbruch führte die württembergische 
Verwaltung einen durchgehenden Eilzug 18/521 Friedrichshafen (ab Gu, Uhr 
yorm.)—Ulm—Crailsheim—Bad Mergentheim mit Eilzugsanschluß Stuttgart (ab 
«=0 vorm.)—Aalen in der klar erkennbaren Absicht, einen günstigen Anschluß 
an den D89 München Hamburg, und zwar auf der badisch-bayrischen Über- 
Bangsstätion Würzburg, herzustellen. Nun wäre doch zu erwarten gewesen, daß 


bewerl 
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nahmen! auch die Bequemlichkeit des Reisens zu vermindern. Die Klagen 
in Süddeutschland — namentlich in Württemberg — über diese unhalt- 
baren Zustände hörten zwar nicht auf, hatten aber wenig Erfolg. 


Den besten Beweis für die tatsächliche Unzulänglichkeit der Per- 
sonenbeförderungsverhältnisse in Süddeutschland liefert der durch- 
gehende Nordsüdverkehr nach der Schweiz und dem Gotthard, an dem 
Baden, Bayern und Württemberg gleichermaßen beteiligt waren und der 
deshalb von jeher der Zankapfel zwischen den süddeutschen Staaten 
wart, Jede Verwaltung suchte diesen Verkehr in möglichst großem Um- 


die badische Verwaltung entweder den württembergischen Eilzug auf der ihrem 
Netz angehörenden 54 km langen Zwischenstrecke Bad Mergentheim— Würzburg 
in gleicher Ausrüstung weitergeführt oder daß sie doch wenigstens einen gleich- 
wertigen badischen Anschlußzug geführt hätte, Statt dessen wurden die in 
Mergentheim um 11,01 Uhr vormittags ankommenden Reisenden dieses Zugs auf 
einen Personenzug verwiesen, der nach nochmaligem Umsteigen in Königshofen 
12.15 Uhr nachmittags endlich in Würzburg ankam, wo dann zuguterletzt die 
Gefahr der Anschlußversäumnis an den 5 Minuten später schon abgehenden 
D-Zug 89 drohte. Selbstverständlich konnte eine derartig verunstaltete Zugver- 
bindung keine allzu große Anziehungskraft auf diejenigen Fernreisenden aus- 
üben, denen noch irgendeine andere bessere Möglichkeit des Fortkommens zu 
Gebote stand; und der Zweck, den die badische Verwaltung mit ihrem passiven 
Widerstand in diesem Fall verfolgte, wird sofort deutlich, wenn man sich die 
gleichzeitige Zuglage auf der badischen Wettbewerbsstrecke über Karlsruhe— 
Frankfurt a,M. vergegenwärtigt, die insbesondere den Stuttgarter Reisenden 
ohnehin leicht und bequem erreichbar war. 

i Verweigerungen von Kurs- und Speisewagen auf württembergischen 
Durchgangszügen (vgl. die Artikelserie von Dr. Paul Haußmeister im Schwäb. 
Merkur, Jahrgang 1913, Nr. 137 und 138: „Zukünftige württembergische Eisen- 
bahnpolitik“). Verweigerungen von fahrplanmäßigen Anschlüssen. Einführung 
vieler Zwischenhalte bei Durchgangszügen. So verlangte z.B. Baden bei Ein- 
führung des Städteschnellzugpaares Berlin—Stuttgart am 1. Mai 1914 Zwischen- 
halte in Lauda und Osterburken, obwohl es bei den Vorverhandlungen über die 
Einführung dieser Züge auf jeden Zwischenhalt auf der 78 km langen badischen 
Durchgangsstrecke Würzburg—Osterburken verzichtet hatte, 


2 Bei den innerdeutschen Wettbewerbsbeziehungen handelte es sich von 
jeher hauptsächlich um die jeweiligen Anteile an den großen Strömen des Nord- 
südverkehrs, wogegen der Ostwestverkehr, soweit sein natürlicher Verlauf sich 
nicht von selbst auf dem großen, seit der Verstaatlichung in sich abgeschlossenen 
Verkehrsnetz der preußisch-hessischen Linien hielt, sondern vorwiegend auf die 
süddeutschen Eisenbahnnetze angewiesen war, die hemmenden Folgen des Wider- 
streits der einzelstaatlichen Sonderinteressen nur bei Verhandlungen mit dem 
Ausland erfahren mußte. Der Grund dieser Erscheinung ist nicht nur in der 
größeren Dichtigkeit und der daraus folgenden größeren Ergiebigkeit des Nord- 
südverkehrs gegenüber dem Westostverkehr zu erblicken, sondern er ist wohl 
zum vorwiegenden Teil in der geographischen Tatsache zu suchen, daß die 
größere Längenachse aller süddeutschen Einzelnetze in der Nordsüdrichtung ver- 
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fang an sich zu ziehen und die Konkurrenzlinie des Nachbarn, gleich- 
gültig ob sie kürzer oder leistungsfähiger war als seine eigene, matt- 
zusetzen!, 


Vor allem waren es Baden und Württemberg, deren Nordsüdverkehr 
durch den Konkurrenzkampf die schwersten Schädigungen erlitt. Baden 
hatte für seine Hauptlinie Mannheim—Basel mit ihren für die Verkehrs- 
entwicklung äußerst günstigen bau-, betriebs- und verkehrstechnischen 
Vorzügen einen überlegenen Konkurrenten in dem Schienenweg: Frank- 
furt a. M.—Ludwigshafen— Straßburg —Basel®, überlegen nicht nur durch 
kürzere Fahrzeiten, sondern vor allem durch den Zusammenhang der 
elsässischen mit den preußisch-hessischen Bahnen. Der entscheidende 
Einfluß, welchen die durch die Personalunion des preußischen Eisen- 
bahnministers vereinigten Bisenbahnverwaltungen von Preußen, Hessen 
und dem Elsaß auch auf die Leitung des Nordsüdverkehrs durch Süd- 


läuft, so daß es von vornherein das ganz natürliche Bestreben jeder einzelnen 
Verwaltung sein mußte, einen möglichst großen Anteil dieses Nordsüdverkehrs 
in größtmöglichster Streckenausdehnung auf ihre Linien zu bannen. Aus gleich- 
gerichteten Erwägungen heraus mußte sich demgegenüber ihr Interesse an dem 
Ostwestverkehr darin erschöpfen — gewissermaßen zur Korrektur der geogra- 
phisch so ungünstig bedingten Beteiligungsquote —, die im Verkehrsbedürfnis 
selbst gegebene Ostwestrichtung für ihren Streckendurchlauf nach Möglichkeit 
abzuschrägen und der für sie einträglichen Nordsüdriehtung anzunähern. 

1 So verlangsamte Bayern die über Nürnberg laufenden württembergischen 
Schnellzüge D 45 und 46, die nach jahrelangen Verhandlungen endlich als durch- 
gehende Züge Berlin—Zürich eingeführt wurden, künstlich, um ein Jahr darauf 
ein paralleles Schnellzugpaar von Nürnberg über Augsburg—Lindau nach Zürich 
zu fahren (D145 und 146). Der direkte Mailänder Wagen wurde dann in Nürn- 
berg abgehängt und auf dem Parallelkurs nach Zürich geführt, wo er wieder 
mit dem württembergischen Zugteil zusammentraf. Die durch Württemberg 
fahrenden Reisenden mußten in Zürich wieder in den bayerischen Teil des Zugs 
umsteigen, Die meisten zogen es deshalb vor, über Augsburg—Lindau zu fahren. 
Die Fahrgeschwindigkeit der Züge D45 und 46 war außerdem derart gering 
(zwischen Singen und Tübingen wenig über 40 km), daß noch 1913 der fast 
2 Stunden später abfahrende D42 über Frankfurt—Straßburg—Basel nur eine 
halbe Stunde später Mailand erreichte, obwohl er einen erheblich längeren Weg 
zurlickzulegen hatte, 

7 Auf dieser Linie leitete übrigens die preußisch-hessische Eisenbahn- 
verwaltung schon seit dem 1, Januar den Güterverkehr nach Südwestdeutschland 
und der Westschweiz. Vorher war die Main-Neckar-Bahn von dem Güterverkehr 
in der südwestdeutschen Ecke überreichlich bedacht gewesen, Auf Grund neuer 
Vereinbarungen der beteiligten Regierungen trat aber am 1. Januar 1899 eine 
neue Regelung der Verkehrsleitung in Kraft, wonach diese Bahn einen großen 
Teil ihrer Transporte an die sehr leistungsfähige Linie Frankfurt—Mannheim 
abgeben mußte, und zwar mit der Wirkung, daß für die Main-Neckar-Bahn die 
Jahreseinnahmen von „5 auf 3,4 Millionen Mark zurückgingen“ (vgl. Lit,-Verz. 18, 
Seite 70). 


Archiv für Eisenbahnwesen. 1930. 77 
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deutschland gewannen, zeigt sich z.B. deutlich im Sommerfahrplan von 
1913. Der Vormittagsschnellzug Basel—Straßburg—Frankfurt (D 5, 
Basel S.B. Bf. ab 9.» Uhr, Frankfurt a.M. an 14.41 Uhr; Entfernung 
357 km wurde beispielsweise so beschleunigt, daß er die Gesamtstrecke 
in kürzerer Zeit zurücklegte als der Karlsruher Parallelzug (D 95, Basel 
S. B. Bf. ab 9.13 Uhr, Frankfurt a. M. an 14.41 Uhr, Entfernung 344 km), 
der außerdem nur aus Wagen 1. und 2. Klasse zusammengesetzt war; 
während der Elsässer Zug auch die 3. Klasse führte”. 

Im Verkehr von den Rheinlanden und Köln nach Basel war zwar 
die Bingerbrück-Neustädter Linie der Mainz-Karlsruher wesentlich an 
Kürze überlegen, aber schon im Verkehr Wiesbaden—Basel zeigte sich 
wieder die Rivalität zwischen dem rechten und linken Rheinufer und die 
Benachteiligung Badens infolge des Konkurrenzkampfes zwischen elsäs- 
sischer (preußischer) und badischer Verkehrsverwaltung im Berlin— 
Gotthard-Verkehr. Bei diesem selbst kann man die Unterdrückung der 
badischen Rheintallinie aus folgenden Tatsachen entnehmen (Sommer- 
fahrplan 1913): 

1. war die Zahl der über Straßburg verkehrenden direkten Züge 

größer als die der über Karlsruhe laufenden, 

2. hatten von den drei guten Schnellzugspaaren mit nur 1. und 
2. Klasse zwischen Mailand und Basel sämtliche über Straßburg 
direkte Anschlüsse von und nach Berlin, über Karlsruhe dagegen 
je nur einer?, 

3. durften in den meisten badischen D-Zügen, namentlich in dem 
Tagesschnellzugspaar D 11/12, keine Wagen 3. Klasse geführt 
werden, obwohl deren Anschlußzüge nach Mailand solche be- 
saßen, während die beiden elsässischen Tageszüge zwischen 
Frankfurt und Basel auch Wagen 3. Klasse führten, obwohl die 
in Basel an sie anschließenden Gotthardzüge nur aus Wagen 
1. und 2. Klasse bestanden. 

1 Da im links- und rechtsrheinischen Nordsüdverkehr Süddeutschlands 
nahezu sämtliche Schnell- und Eilzüge auf diese Weise als Wettbewerbszüge 
gefahren wurden, so konnten nur wenige dem Binnenverkehr vorbehalten bleiben. 
Deshalb wurde z.B. auch auf der Strecke Karlsruhe—Freiburg—Basel über 
mangelhafte Bedienung der mittleren Städte durch Eil- und Schnellzugshalte 
geklagt. Ebenso verkehrten auf der linksrheinischen Parallelstrecke Ludwigs- 
hafen—Speyer—Straßburg (1913) neben 12 Luxus- und D-Zügen von Ludwigs- 
hafen nach Straßburg nur ein einziger, in der Gegenrichtung überhaupt kein 
Eilzug. 

É Zwar hatten die beiden anderen Züge über Karlsruhe in der Richtung 
nach Hamburg-Altona Anschluß, jedoch bei den Nachtschnellzügen nur mit 
Schlafwagen Basel—Frankfurt, so daß von einem vollwertigen Ersatz nicht die 
Rede sein konnte. 
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Diese von Baden vielfach auf das Konto „Umgehung durch 
Preußen“ gesetzte Bevorzugung der linksrheinischen Bahnen hatte ihren 
tieferen Grund aber auch in der Begünstigung dieser Routen durch die 
Schweiz. Da Baden nämlich der Schweiz durch die Schwarzwaldbahn 
und die rechtsrheinische Linie Basel—Konstanz einen fühlbaren Wett- 
bewerb bereitete, während die elsässischen Bahnen ihr allen Verkehr 
zuführten, den sie dann auf dem weitesten schweizerischen Schienen- 
strang! weiterleiten konnte, war es nicht verwunderlich, daß diese die 
linksrheinische Bahn hinsichtlich zweckmäßiger Anschlüsse bevorzugte 
und Baden trotz seiner 5 schweizerischen Eingangstore? einen nur 
geringen Anteil am Durchgangsverkehr zur inneren Schweiz zuwies. 


Zeigte sich demnach schon bei Baden der ungünstige Einfluß der 
Maßnahmen benachbarter Verwaltungen auf die Leitung des durch- 
gehenden Personenverkehrs auf Kosten der kürzesten Linie, so trat diese 
Erscheinung in Württemberg noch ausgeprägter zutage. 


Der Personenverkehr durch Württemberg wurde von dessen Nach- 
barn offensichtlich vernachlässigt, Insbesondere läßt sich dies an den 
Routen Köln—Würzburg bzw. Stuttgart—München (—Triest) und am 
Nordsüdverkehr Berlin—Schweiz nachweisen. 


Was die erstere Route anbetrifft, so war Württemberg hier weniger 
in den Fahrzeiten und Anschlüssen benachteiligt als im Kurswagen- 
dienst, Durchschnittlich war die Reisedauer München—Köln über Würz- 
burg und Stuttgart ungefähr gleich. Dagegen zeichnete sich die bayrische 
Strecke durch einen reichen Kranz direkter Wagen nicht nur Köln— 
München, sondern auch Vlissingen— Triest, Amsterdam— München usw. 
aus, während über Württemberg noch 1914 kein einziger direkter Kurs 
Köln—München, geschweige nach oder von ferneren Stationen lief, 
D 51 enthielt wohl einen württembergischen Kurswagen, dieser lief sich 
aber in Ulm tot. 


Im Nordsüdverkehr war es vor allen Dingen die Qualität der Ver- 
bindungen, die — unter dem Einfluß der rivalisierenden Nachbarn — 


1 Basel—Gotthard—Chiasso = 320 km, 

2 Basel, Schaffhausen, Konstanz, Waldshut, Singen und Etzweilen. 

t Daß die betriebstechnisch ebenso leistungsfähige und dazu noch 10 km 
kürzere Route über Stuttgart lange Zeit auch in den Anschlüssen benachteiligt 
wurde, ergibt sich aus der Tatsache, daß die bayrische Verwaltung noch im 
Winter 1908 den dringend gewünschten Anschluß (in Ulm) nach München ver- 
weigerte, und noch 1913 wurde dem Zug 53 von Vlissingen—Köln über Stuttgart— 
Ulm der Anschluß an den Tauernbahnschnellzug 129 versagt, obwohl zwischen 
Abfahrt des Zugs D129 und Ankunft des Zugs 53 in München ein zu über- 
Windender Zeitunterschied von nur 10 Minuten lag. 
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sehr zu wünschen übrig ließ. Bis zum 1. Mai 1913 benötigten z.B, die 
beiden Nachtschnellzüge D37 und 38 (Berlin—Würzburg—Stuttgart— 
Zürich—Mailand) eine derart lange Zeit, daß man, zwei Stunden später 
in Berlin abfahrend, auf der bedeutend längeren Strecke über Frank- 
furt—Basel! zur selben Zeit in Mailand eintraf, bzw. umgekehrt zur 
selben Zeit in Mailand abfahrend über Basel 2 Stunden früher nach 
Berlin kamt, Das lag daran, daß die Linie über Würzburg —Stuttgart 
zwischen Preußen und der Schweiz einmal das Verwaltungsgebiet 
Bayerns und zweimal dasjenige Badens durchkreuzen mußte. Jede dieser 
beiden Verwaltungen suchte aber die württembergische Linie möglichst 
auch für den eigenen Verwaltungsbereich nutzbar zu machen. Die Züge 
wurden mit vielen Seitenanschlüssen beschwert und die Aufenthalte ent- 
sprechend ausgedehnt, worunter ihr internationaler Charakter litt. Zu 
alledem kamen auch noch zahlreiche Spitzkehren an Verkehrsknoten 
2. Ranges? und verschiedene starke Steigungen“, 


Die Route Berlin—Nürnberg—Stuttgart—Zürich—Gotthard weist 
der Würzburger Linie gegenüber mehrere Vorzüge auf, namentlich in 
der Linienführung, aber infolge der bereits geschilderten Maßnahmen 
Bayerns und Badens zugunsten ihrer eigenen Nordsüdlinien vermochte 
auch sie nur eine bescheidene Rolle im internationalen Gotthardverkehr 
zu spielens, 


Was aber in Württemberg von jeher als besonders mißliebig emp- 
funden wurde, war die sichtliche Vernachlässigung der kürzesten Ver- 
bindung Berlin—Zürich—Mailand über Halle—Nürnberg—Crailsheim— 
Friedrichshafen, die bis Arth-Goldau nur 923 km lang ist (über Donau- 
wörth—Neuoffingen nur 893 km) und auch nicht, wie die konkurrierende 
bayrische Strecke im Allgäu, mit Geländeschwierigkeiten zu kämpfen 


1 Entfernung Berlin—Arth-Goldau über Erfurt—Stuttgart—Schaffhausen 

= 943 km, über Frankfurt—Heidelberg—Karlsruhe = 1006 km. 

2 Siehe Reichskursbuch 1913. Vom 1. Mai 1913 ab lagen die Verhältnisse 
für D37 und 38 bedeutend günstiger. Die Fahrzeit Berlin—Mailand über Würz- 
burg— Stuttgart oder Frankfurt—Heidelberg war genau gleich (= 24 Std. 
12 Min.), während die Fahrzeit in der umgekehrten Richtung über Frankfurt 
immer noch 50 Min. kürzer war als über Würzburg. 

# Meiningen, Schweinfurt, Würzburg, Immendingen und Singen, 
die veraltete Kopfbahnhofanlage bei Stuttgart, 

4 Überschreitung des Thüringer Waldes, ferner Strecke Stuttgart— 
Vaihingen a. F. 

5 Die beste Tagesverbindung Berlin—Stuttgart (D6, 86, 51) führte noch 
1913 über Frankfurt—Karlsruhe (Umweg 119 km). 


sowie 
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hat!, Aber Bayern suchte im finanziellen Interesse seiner Bahnen und 
wegen der Städte Augsburg und München die besten Verbindungen zu 
der Schweiz und zum Gotthard auf seine Lindauer Linie zu bannen; es 
hatte sich deshalb auch nur dazu verstanden, ein durchlaufendes Wagen- 
paar Berlin—Bayreuth—Nürnberg—Friedrichshafen an Württemberg ab- 
zutreten®, Da die internationalen D-Zugverbindungen von und nach 
Friedrichshafen fehlten, war auch an die Einrichtung des geplanten 
Trajektverkehrs Friedrichshafen—Romanshorn nicht zu denken. Die 
Schweiz, mit der Württemberg bereits Verhandlungen deswegen an- 
geknüpft hatte, scheute offenbar vor dem Unternehmen zurück, weil sie 
— allerdings mit Recht — befürchtete, der süddeutsche Partikularismus 
werde nie einen einwandfreien Durchgangsverkehr zwischen Friedrichs- 
hafen und Berlin ermöglichen. Tatsächlich bestand zwischen diesen 
Städten auch nur eine einzige Durchgangsverbindung, und diese war 
vollständig ungenügend. Der Zug in nördlicher Fahrtrichtung hatte eine 
Geschwindigkeit von wenig über 50 km in der Stunde, außerdem fehlte es 
an jeder Art von Bequemlichkeit (Schlaf-, Speisewagen). 


1 Bayern weigerte sich ja bekanntlich sogar, seinen Personenverkehr über 
die bautechnisch weit überlegene Abkürzungslinie Memmingen—Hergatz zu 
leiten. Die Strecke München—Lindau ist 220,8 km lang, durchzieht in äußerst 
ungünstiger Führung das Allgäu über Kempten—Immenstadt mit 420 m ver- 
lorener Steigung und einer Höchststeigung von 1:100, welche auf sehr langen 
Strecken vorkommt. Benutzt man dagegen zwischen Buchloe und Hergatz die 
durch Württemberg führende Strecke Memmingen—Leutkirch—Kißlegg—Her- 
gatz—Lindau, so ergibt sich bei einer Abkürzung der Verbindung München— 
Lindau um 22,6 km eine verlorene Steigung von nur 244 m, während dieselbe 
Höchststeigung 1:100 in erheblich geringerer Länge vorkommt. Dabei ist diese 
Linie besser trassiert als die bayerische Hauptbahn. Die Benachteiligung 
der württembergischen Abkürzungslinie Memmingen—Hergatz wurde von 
Württemberg um so unangenehmer empfunden, als bei Schneeverwehungen 
und sonstigen Betriebsstörungen auf der Kemptener Route die Schnellzüge über 
die betriebstechnisch vorteilhaftere württembergische Linie gelenkt werden 
mußten, Dies geschah beispielsweise im Februar 1907 und im Juni 1910, wo 
überdies eine Zeitersparnis von 30 bis 80 Minuten gegenüber der Führung über 
Kempten erzielt werden konnte (vgl. Bericht über die Sitzung der Sonderkom- 
mission des deutschen Handelstags betr. Vereinheitlichung des deutschen Eisen- 
bahnwesens vom November 1913, Seite 33). 

l " Bis zum 1, Mai 1908 verkehrte noch ein direkter Wagen Breslau—Fried- 
richshafen auf der Strecke; Bayern überwies diesen seit 10 Jahren laufenden 
Kurswagen zu dem genannten Zeitpunkt jedoch seiner eigenen Linie über Augs- 
burg—Kempten nach Lindau, „obwohl der bayrische Weg mit weit stärkeren 
Streckenwiderständen zu kämpfen hat als die im übrigen mindestens gleich- 
wertige Strecke über Ulm“ (vgl. Bericht über die Sitzung der Sonderkommission 


des deutschen Handelstags betr. Vereinheitlichung der deutschen Eisenbahnen 
vom 18, November 1913). 
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Ähnlich wie mit dieser östlichen württembergischen Nordsüdlinie 
stand es mit der westlichen — der Nagoldbahn —, die trotz ihres ein- 
gleisigen Zustandes z.B. der zweigleisigen badischen Schwarzwaldbahn 
unbedingt überlegen ist!. Während aber die letztere reichlich mit direkten 
und Durchgangszügen bedacht war, lief auf der Nagoldbahn — genau 
wie heutzutage — noch nicht einmal ein Durchgangswagen, geschweige 
denn ein Durchgangszug. 

Auch im Westostverkehr durch Süddeutschland ließen sich Beispiele 
für die zahlreichen Umleitungen leicht anführen. Erwähnt sei nur die 
Vernachlässigung der württembergischen und badischen Eisenbahnlinien 
im Verkehrszug München—Basel seitens Bayerns. Dieser Verkehr nahm 
seinen Weg nicht etwa in der Hauptsache — wie es zu erwarten wäre — 
über Württemberg und Baden, sondern benutzte die Auslandsroute über 
Lindau—Bregenz—Rorschach— Zürich. Es ist zwar zuzugeben, daß der 
Wettbewerb mit der letztgenannten Route erst dann hätte aufgenommen 
werden können, wenn der nördliche Weg durch eine entsprechende Aus- 
gestaltung (insbesondere des württembergischen Eisenbahnnetzes) erheb- 
lich abgekürzt und für den Durchgangsverkehr ausgebaut worden wäre. 
Der Widerstand jedoch, der von bayrischer Seite aus diesem Plan ent- 
gegengesetzt wurde, äußerte sich so deutlich, daß kurz vor Kriegsaus- 
bruch sogar ein ausländisches Blatt, die „Neue Züricher Zeitung“, 
schreiben konnte; 

„Wir brauchen keine Angst zu haben, daß der Schweiz durch eine 
Linie Freiburg—Memmingen—München der Verkehr entzogen wird, 
denn der bayrische Nationalismus und Fiskalismus wird es nie zu- 
lassen, daß der in Betracht kommende Verkehr erst in Memmingen 
statt schon in Lindau an Bayern übergeht.“ 

Betrachtet man die Umgehungen in Süddeutschland im Personen- 
und Güterverkehr vom Standpunkt der deutschen Volkswirtschaft aus, 
so ist allerdings auf drei Hauptgesichtspunkte Rücksicht zu nehmen, 
welche z. B. die Vernachlässigung der württembergischen Strecken wenig- 
stens zum Teil rechtfertigen. Diese Gesichtspunkte sind bahnbau-, ver- 
kehrs- und betriebstechnischer Art, 

Den Ausgangspunkt für jede Erörterung bilden die bahnbautech- 
nischen Verhältnisse. Ein durchgehender Schnellbetrieb wird gerade 
in Württemberg mit seinen zahlreichen Gebirgsbahnen (mit starken 

1 Der im Sommerfahrplan 1929 verkehrende direkte Zug D 153 fuhr in 
Singen 17.00 Uhr ab und kam 23.11 Uhr über Offenburg in Karlsruhe an, mit 
D 37 (Singen ab 17.47. Uhr) und Eilzug 934/48 über Pforzheim konnte man schon 
22.17 Uhr in Karlsruhe sein. Entfernung Singen—Karlsruhe über Offenburg — 
220 km, über Eutingen = 212 km. Heute beträgt die Fahrzeit übrigens nur noch 
etwa 4 Stunden, 
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Steigungen und kleinen Krümmungen) wesentlich erschwert, Wohl 
weisen auch die benachbarten Eisenbahnnetze eine beträchtliche Anzahl 
von Gebirgs- und Zahnradbahnen auf, jedoch hat z.B. Baden in seiner 
Rheintallinie einen Schienenweg, der bahnbautechnisch alle anderen süd- 
deutschen Nordsüdlinien weit hinter sich läßt. Und gerade dieser Vorteil 
wiegt die bei manchen Verkehrsbeziehungen größere Länge der Rhein- 
tallinie (z.B. im Berlin-Gotthard-Verkehr) großenteils auf, Denn aus 
dem geometrischen Satz, daß die gerade Linie die kürzeste zwischen zwei 
Punkten ist, läßt sich keineswegs das bahnbautechnische Dogma ab- 
leiten, daß diese Linie auch die beste ist. Die Schwierigkeiten, welche 
die Geländeverhältnisse im westlichen Württemberg dem Bau einer 
leistungsfähigen Gotthardzufahrt entgegenstellen, können zwar bei dem 
derzeitigen hohen Stand der Ingenieurwissenschaften technisch wohl 
bewältigt werden; der Aufwand, der erforderlich wäre, um diese Gebirgs- 
in eine ebenso leistungsfähige Durchgangslinie umzuwandeln, ist jedoch 
so groß, daß ein solches Projekt selbst bei stärkerem Verkehr einer auch 
nur flüchtigen Prüfung nicht standhalten könnte. Anders ist es im Osten 
Württembergs, wo die Nordsüdlinie bahnbautechnisch jeden Vergleich 
mit der bayrischen Linie zum Gotthard aushalten kann und die Verhält- 
nisse sogar so günstig liegen, daß z.B. die Strecke Friedrichshafen— 
Crailsheim—Bamberg genau in derselben Zeit von einem guten D-Zug 
durchfahren werden kann, wie die etwa gleich lange Strecke Basel— 
Straßburg—-Offenbach?. Trotz dieses Vorteils verstand es aber die 
bayrische Eisenbahnverwaltung, durch die oben beschriebenen Mäß- 
nahmen den Verkehr zum größten Teil auf die bahnbautechnisch un- 
günstigere Strecke Nürnberg—Augsburg— Lindau zu ziehen. 

Was die Eisenbahnnetze Badens und Bayerns lange Zeit und zum 
Teil auch heute noch vor dem württembergischen auszeichnet, ist der 
doppelgleisige Ausbau der Durchgangslinien. Baden und Bayern waren 
erheblich früher als Württemberg an den Vollausbau ihrer durchgehen- 
den Strecken gegangen und hatten deren Leistungsfähigkeit durch den 
Bau geeigneter Abkürzungslinien gesteigert. 

Von fast ebenso großer Bedeutung ist die verkehrstechnische Lage 
der einzelnen Linien. An den Verkehrszügen durch Württemberg lagen 
zu wenig große und verkehrsanziehende Punkte. Es besitzt auch heute 
noch nicht so bedeutende Personenumschlagsplätze wie Frankfurt und 
Basel auf der Rheinroute oder Nürnberg und München an der bayrischen 
Nordsüdlinie, zu welchen sich notwendig ein starker Verkehrsstrom in 


. ,_ Namentlich auch im Güterverkehr, bei dem die wirtschaftliche Zug- 
förderung eine so ausschlaggebende Rolle spielt. 
2 Vgl. Lit.-Verz. 18, S. 51. 
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zahlreichen internationalen Zügen drängen mußte. Wohl gilt für den 
internationalen Durchgangsverkehr der Grundsatz, daß der Weg der 
geeignetste ist, welcher am wenigsten durch Zwischenverkehr belastet 
ist, wohl sind die internationalen Durchgangsreisenden gewissermaßen 
als Stamm für jeden internationalen Zug zu betrachten; trotzdem wird 
beispielsweise ein Kurswagen Berlin—Mailand nur zum kleinsten Teil 
von Personen bevölkert, welche diese ganze Strecke zurücklegen, viel- 
mehr findet normalerweise an den großen Verkehrspunkten der Nordsüd- 
routen, wie Frankfurt, Mannheim, Heidelberg, Basel usw., ein lebhafter 
Austausch von Reisenden statt. Um einer solchen durchgehenden Ver- 
bindung eine auch nur notdürftige Rentabilität zu sichern, ist man daher 
gezwungen, möglichst viele Großstädte und Knotenpunkte in die Linie 
einzubeziehen!. Das kommt dann insofern auch wieder dem Publikum 
zugute, als bei stärkerer Frequenz täglich mehrere Züge gefahren und 
Kurswagen nach ausstrahlenden Zweiglinien eingestellt werden können. 
So wird etwa das oberrheinische Verkehrsfeld zwischen Wiesbaden— 
Mainz, Frankfurt und Mannheim—Ludwigshafen bis Karlsruhe, nament- 
lich aber Frankfurt a. M. selbst, sich als ein wichtiges Zentrum für den 
deutschen Nordsüdverkehr niemals ausscheiden lassen, ebensowenig wie 
Basel als Sammelpunkt für die nordsüdlichen Verkehrsströme zum 
Gotthard. 

Was endlich die dritte Gruppe, die betriebstechnischen Fragen, unter 
Berücksichtigung der einzelstaatlichen süddeutschen Verkehrsverhält- 
nisse anbetrifft, so werden die hierfür maßgebenden Anforderungen zum 
größten Teil durch die innerhalb der beiden anderen Gruppen gegebenen 
Bedingungen bestimmt. Die langen Fahrzeiten auf den württembergi- 
schen Strecken — wie sie z. B. aus dem Sommerfahrplan 1913 ersichtlich 
sind — erklären sich zum Teil aus den ungünstigen Streckenverhält- 
nissen® der württembergischen Bahnen und daraus, daß die durch- 
gehenden Züge, auch innerhalb Württembergs, mit zeitraubendem Zwi- 
schenverkehr belastet werden mußten, um eine entsprechende Rente ab- 
zuwerfen. Das rechtfertigt jedoch keineswegs die Tatsache, daß gerade 
die württembergischen Durchgangszüge auch außerhalb des Landes 
durch die vorstehend beschriebenen Maßnahmen der Nachbarstaaten 

1 Diese Stützen zur Einrichtung eines intensiveren Schnellzugverkehrs, 
welcher die Scheidung in schnelle internationale Züge und solche für den inneren 
Verkehr erlauben würde, fehlen auf der württembergischen Nordsüdlinie Er- 
furt—Stuttgart— Schaffhausen, abgesehen von Würzburg, Heilbronn und Stutt- 
gart, ganz. So mußten die bestehenden wenigen Schnellzüge auch den Zwischen- 


verkehr der mittleren Städte bedienen. o 
2 Große Steigungen, Spitzkehren, Kopfbahnhof Stuttgart, zum Teil nur 


eingleisige Linien. 
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künstlich verlangsamt wurden. Auch die offensichtliche Benachteiligung 
Württembergs in der Gewährung von Kurswagen und geeigneten An- 
schlüssen dürfte wohl kaum allein auf „betriebstechnische Schwierig- 
keiten“ zurückzuführen sein. Endlich ist noch darauf hinzuweisen, daß 
2. B. eine stärkere Belegung der Nordsüdlinie Nürnberg—Friedrichs- 
hafen, deren Vorzüge im Berlin—Gotthard-Verkehr, trotz der Bodensee- 
überquerung, schon in ihrer Kürze und ihrem günstigen Längenprofil 
liegen, betriebstechnisch wohl möglich, ja vielleicht sogar richtig ge- 
wesen wäre, weil dadurch eine Entlastung der stark befahrenen Rhein- 
tallinien erfolgt wäre. 

Das Gesamtbild, das sich aus der Handhabung der Verkehrsleitung 
auf den süddeutschen Bahnen unter dem Einfluß territorialer Interessen 
— bei Berücksichtigung aller maßgebenden Gesichtspunkte — ergibt, 
ist folgendes: 

Das oberste Prinzip sowohl bei der Leitung des Personen- als auch 
des Güterverkehrs gipfelte in dem Bestreben, ohne Rücksicht auf den 
Nachbarn und dessen in mancher Hinsicht vielleicht zweckmäßigeren 
Eisenbahnrouten, den Verkehr in möglichst großem Umfang an sich zu 
ziehen. Der Erfolg dieser Bestrebungen war gegründet auf das Recht 
des Stärkeren. Besonders benachteiligt war in jeder Hinsicht Württem- 
berg und so ist es nicht zu verwundern, daß gerade hier der Gedanke an 
die Einheit im deutschen — oder zum mindesten im süddeutschen — 
Eisenbahnwesen nicht zur Ruhe kam. 

An dem Problem einer größeren Vereinheitlichung des deutschen 
Eisenbahnwesens wurde aber auch in allen anderen deutschen Staaten 
von jeher gearbeitet. Der allen Kulturstaaten gemeinsame Prozeß der 
Konsolidation mußte auch in Deutschland, trotz aller gegenteiliger Be- 
strebungen, um so mehr an Boden gewinnen, als sich die Mißstände, die 
sich auf den einzelnen Teilgebieten des Eisenbahnwesens infolge der 
Vielgestaltigkeit ergaben, mit der fortschreitenden Entwicklung der 
deutschen Eisenbahnen immer mehr fühlbar machten. 


IV. Vereinheitlichungsbestrebungen auf dem Gebiete 
des deutschen Eisenbahnwesens. 


Schlußbetrachtung. 


2 Der Ruf nach Vereinheitlichung der deutschen Bahnen hinsicht- 
lich des Baus, der Verwaltung und der Betriebsführung ist im Grunde 
genommen schon so alt, wie die deutschen Eisenbahnen selbst und ver- 
stärkte sich seit Beginn des 20. Jahrhunderts immer mehr. Die Zeit- 
verhältnisse und nicht zum wenigsten die Verkehrsinteressen selbst 
drängten die Verkehrsverwaltungen zur Vereinheitlichung und zu Ver- 
einfachungen und verlangten gebieterisch die Einstellung des volkswirt- 
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schaftlich unverantwortlichen Konkurrenzkampfes, wenn nicht die 

Finanzen der mittleren und kleineren deutschen Staaten ernstlich ge- 

fährdet werden sollten. 

Die hervorragendsten Marksteine in der Entwicklung der Einheits- 
bestrebungen auf dem Gebiete des deutschen Eisenbahnwesens sind 
chronologisch geordnet: 

1830—46. Die Tätigkeit Friedrich List’s, namentlich seine Propaganda- 
schrift: „Über ein sächsisches Eisenbahnsystem als Grundlage 
eines allgemeinen deutschen Eisenbahnsystems“ vom Jahre 
1833, in der zum erstenmal der Einheitsgedanke im Eisenbahn- 
wesen zu vollstem Ausdruck gebracht wurde. 

1846—47. Die Gründung des Vereins deutscher Eisenbahnverwaltungen 
(ursprünglich Verband der preußischen Bahnen), dessen 
Zweckbestimmung lautete: „Die Bestrebungen der Eisenbahn- 
verwaltungen durch Einmütigkeit zu fördern und dadurch 
ebensosehr den eigenen Interessen, als denen des Publikums 
zu dienen“. 

Die Tätigkeit des Vereins war zunächst darauf gerichtet, 
einheitliche Vereinbarungen technischer Art zu treffen. Jedoch 
bald wurden auch andere Zweige des Eisenbahnwesens in sein 
Wirkungsfeld mit eingezogen und in besonderen Ausschüssen 
verschiedene reglementarische Vorschriften ausgearbeitet!. 
Seine regste Wirksamkeit entfaltete der Verein, der sich schon 
frühzeitig auf die Eisenbahnen Österreich-Ungarns, Hollands, 
Luxemburgs und Rumäniens ausbreitete, aber auf dem Ge- 
biete des Durchgangs- und Auslandsverkehrs. In der Ge- 
schichte der deutschen Eisenbahneinheitsbestrebungen spielt 
diese internationale Organisation (die noch heute in etwas ge- 
änderten Grenzen in Wirksamkeit ist) daher nur insofern 
eine Rolle, als sie den verschiedenen Eisenbahn-Einzelver- 
bänden, die in der Folge aufkamen, Richtlinien für ihre Ver- 
einbarungen lieferte. 

1848—64. Die Gründung verschiedener Eisenbahn-Einzelverbände, 850 
des norddeutschen, mitteldeutschen, westdeutschen, bayrisch- 
württembergischen, rheinischen, hannoverisch-, bayrisch- 
österreichischen und süddeutschen, sowie des Main-Neckar- 
verbandes, welche alle unter Zugrundelegung der Vereins- 


1 So z, B, die Normalbestimmung für den Personentransport vom 1. Juli 
1547; das Reglement für den Güterverkehr vom 1. Juli 1850; das Regulativ über 
die gegenseitige Wagenbenutzung auf den Vereinsbahnen; die technischen Ver- 
einbarungen über den Bau und die Betriebseinrichtungen der Haupt- und Neben- 
bahnen usw. 


1849. 


1867. 


1867—68. 


1871. 
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einrichtungen des Vereins deutscher Eisenbahnverwaltungen 
eine einheitliche Regelung der Personen- und Güterbeförde- 
rung und des Tarifwesens nach und von den innerhalb des 
Gebiets einzelner Verwaltungen liegenden Stationen an- 
strebten, Diese Verbände haben aber dem Einheitsgedanken 
mehr geschadet als genutzt, da sie sich untereinander mit 
Tarifunterbietungen (Refaktien) bekämpften, um den Ver- 
kehr möglichst auf ihre Strecken zu bringen. 

Der Reichsverfassungsentwurf der Frankfurter Nationalver- 
sammlung mit den Eisenbahnparagraphen, der weitgehende 
Bestimmungen über das Aufsichtsrecht des Reichs in Eisen- 
bahnsachen vorsah, aber mit der Auflösung der Nationalver- 
sammlung hinfällig wurde. 

Die Verfassung des „Norddeutschen Bundes“ mit den später 
in die Reichsverfassung vom Jahr 1871 übernommenen Eisen- 
bahnartikeln 41/47. 

Der Entwurf des Fürsten Hohenlohe für die Gründung eines 
deutschen Eisenbahnvereins, der die Einheit im deutschen 
Eisenbahnwesen auf föderativer Grundlage anstrebte, jedoch 
scheiterte, da der süddeutsche Staatenbund, der zu diesem 
Zweck gegründet und mit dem „Norddeutschen Bund“ ver- 
einigt werden sollte, nicht zustande kam. 

Die Verfassung des „Deutschen Reichs“, die in dem Artikel 4, 
Abs. 8 und im Abschnitt 7, Art. 41/47 vom Eisenbahnwesen 
handelt. Bismarck erläuterte die Bedeutung der Reichsver- 
fassung in bezug auf das Eisenbahnwesen mit folgenden 
Worten’: 

„Die Reichsverfassung will somit der nationalen Idee, 
wie den Bedürfnissen des Verkehrs und der Landesverteidi- 
gung entsprechend, ein einheitlich geordnetes Eisenbahn- 
system, die Erhebung der Eisenbahnen zu einer wahrhaft 
nationalen Verkehrsanstalt.“ 

Allein die Bestimmungen der Reichsverfassung ließen 
eine ziemliche Unklarheit über den beabsichtigten Umfang der 
Reichsaufsicht bestehen. Sie stellten nicht etwa eine reichs- 
gesetzliche Normierung des Eisenbahnwesens dar, sondern 
konnten höchstens als Richtlinien für später zu erlassende 
Reichsgesetze dienen. Die Verfassungsbestimmungen selbst 


SC 1 Votum vom 8, Januar 1876, betr. die Abtretung des gesamten Eisenbahn- 
Sitzes Preußens an das Reich. Vgl. von Poschinger, Aktenstücke zur Wirt- 
schaftspolitik des Fürsten Bismarck, 1, Band, S. 209, 


1204 


1871. 


1871. 


1873. 


Geschichte der Verkehrspolitik im süddeutschen Raum, 


enthalten kein zwingendes Recht. Das Reich hatte tatsäch- 
lich kein Mittel in der Hand, die Durchführung der in den 
Eisenbahnartikeln „vorgesehenen“ einheitlichen Bestimmun- 
gen für die Eisenbahnen Deutschlands zu erzwingen. Es be- 
stand noch nicht einmal die Möglichkeit, ein Gesetz zu schaffen, 
das dem Reich eine exekutive Gewalt in Eisenbahnsachen ver- 
lieh, als auf Bayern, dem insofern Reservatrechte zugebilligt 
worden waren, nur die Artikel 4, Absatz 8; 41, 47 und in 
beschränktem Umfang auch Artikel 42 der Reichsverfassung 
Anwendung fanden. 

Der Erwerb der Eisenbahnen in Elsaß-Lothringen durch das 
Deutsche Reich. Einen entscheidenden Einfluß auf die Ver- 
waltung dieser Bahnen erhielt jedoch — nicht zum Nutzen 
Süddeutschlands, namentlich Badens — der preußische Eisen- 
bahnminister in seiner gleichzeitigen Eigenschäft als Chef 
des Reichsamtes für die Verwaltung der Reichseisenbahnen in 
Elsaß-Lothringen (gegründet 1879). 

Die Herausgabe des Bahnpolizei-Reglements, das ab 1892 den 
Namen „Betriebsordnung für die Haupteisenbahnen Deutsch- 
lands“ führte und ab 1905 Bestandteil der Bau- und Betriebs- 
ordnung wurde. Das Reglement enthielt einheitliche Bestim- 
mungen über die bauliche Ausrüstung sowie die Betriebs- 
führung der deutschen Eisenbahnen, die für das ganze Reichs- 
gebiet an Gesetzes Statt galten. 

Die Errichtung des Reichseisenbahnamtes, das zunächst vor 
allen Dingen zwei Aufgaben lösen sollte, die Sanierung des 
Tarifwesens und die Einführung eines im Geiste der Reichs- 
verfassung wirksamen Reichseisenbahngesetzes. 

Der Entwurf eines deutschen Eisenbahntarifgesetzes in 
den Jahren 1876/79 gelangte jedoch wegen des Widerstands 
im Bundesrat nicht einmal an den Reichstag, ebensowenig wie 
die 1874/75 im Reichseisenbahnamt ausgearbeiteten Entwürfe 
eines Reichseisenbahngesetzes. Das Reichseisenbahnamt 
konnte eine umfassende Tätigkeit überhaupt nicht entfalten, 
da das Reichsgesetz, welches ihm die Unterlage für ein kräf- 
tiges Vorgehen geben sollte, nicht durchzubringen war". 


Der württ, Reichstagsabgeordnete von Hieber äußerte in der Reichstags- 


sitzung vom 18, Januar 1905 über das Reichseisenbahnamt (vgl. Reichstagsbeil. 
des Schwäb. Merkurs vom 19. Januar 1905): 


„e. obwohl wir alle recht gut wissen, daß das Reichseisenbahnamt so gut 
wie machtlos ist, wenn es gilt, einen Fortschritt in Richtung der weiteren 


Ein- 


heit unseres Eisenbahnwesens zu erzielen, daß vielmehr einzig maßgebend die 
partikularen Eisenbahnverwaltungen sind“. 


1874, 


1875, 


1876, 


1876—77. 


1878. 


1886, 
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Die Herausgabe des Betriebsreglements für die Eisenbahnen 
Deutschlands, welches 1893 „Eisenbahnverkehrsordnung“ be- 
nannt und neu ergänzt herausgegeben wurde. 


Die Herausgabe der Signalordnung für die Eisenbahnen 
Deutschlands, die das Signalwesen in Deutschland einheitlich 
gestaltete. 


Bismarcks Reichseisenbahnprojekt, welches ebenso wie die 
vom Reichseisenbahnamt in den Jahren 1874/75 ausgearbei- 
teten Projekte an der Ablehnung der Reichseisenbahnidee 
durch Regierungen und Parlamente der deutschen Mittel- 
staaten scheiterte, Nach der Ablehnung setzte die großzügige 
Verstaatlichungsaktion der preußischen Eisenbahnen (1878 
bis 1895) ein. 


Die Abhaltung der ersten Generalkonferenz der deutschen 
Eisenbahnverwaltungen, welche im Jahre 1877 die formelle 
Gütertarifeinheit mit der Einführung des sogenannten „Re- 
formtarifs“ schuf. Der Reformtarif mit seinem einheitlichen 
Schema (Klasseneinteilung) brachte aber nicht auch zugleich 
die materielle Tarifeinheit, da er über die Höhe der Fracht- 
sätze keinerlei Bestimmungen enthielt. Allerdings wurde 
diese für die Klassen des allgemeinen Tarifschemas nach und 
nach in den Verhandlungen der ständigen Tarifkommission 
zum größten Teil erreicht, jedoch verblieb den einzelnen 
Staaten immer noch das Recht, außerhalb des allgemeinen 
Tarifschemas für ihr eigenes Bahngebiet Ausnahmetarife ver- 
schiedenster Art aufzustellen. Die Wirkungen dieser Aus- 
nahmetarife auf die Verkehrsleitung sind — wenigstens für 
Süddeutschland — im vorstehenden bereits kritisch beleuchtet. 


Die Herausgabe der Bahnordnung für deutsche Bahnen unter- 
geordneter Bedeutung, die ab 1905 einen Bestandteil der Bau- 
und Betriebsordnung bildete!, 


Die Gründung des deutschen Eisenbahnverkehrsverbandes, der 
namentlich auf Herbeiführung eines einheitlichen Abferti- 
gungsverfahrens hinwirkte und zu diesem Zweck von den Ver- 
bandsverwaltungen frei vereinbarte „Kundmachungen“ her- 


T Sowohl die Bestimmungen des Betriebsreglements für die Eisenbahnen 


Deutschlands, 
und der Betriebsordnun; 
teils bereits früher 
bahnverwaltungen 


als auch die der Bahnordnung für die Nebenbahnen Deutschlands 
g für die Haupteisenbahnen Deutschlands sind größten- 
— unter anderem Namen — von dem Verein deutscher Eisen- 
für seine Mitglieder aufgestellt worden. 
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1887, 


1896—97. 


1901. 
1905. 


1907. 


1907. 


1909. 
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ausbrachte, (Kundmachung I: „Allgemeine Abfertigungsvor- 
schriften“, Abschnitt I und II: Abfertigung von Personen usw., 
Abschnitt III: Abfertigung von Eil- und Frachtgütern.) 
Herausgabe der Militäreisenbahnordnung, und zwar am 26. Ja- 
nuar 1887 der Kriegstransportordnung, der am 11. Februar 
1888 die Friedenstransportordnung folgte. Beide brachten ein- 
heitliche Bestimmungen für deutsche Militärtransporte nebst 
Militärtarifen, 
Die Gründung der preußisch-hessischen Betriebs- und Finanz- 
gemeinschaft. 
Der Main-Neckar-Vertrag. 
Die Beschränkung der Verkehrsumleitungen im Güterverkehr 
durch freie Vereinbarung der deutschen Eisenbahnverwal- 
tungen, Nach dieser Vereinbarung sollten die zugunsten einer 
oder mehrerer Bahnen gefahrenen Umwege künftig nicht mehr 
als 20 % des jeweils der Frachtberechnung zugrunde gelegten 
kürzesten Weges betragen dürfen. Die Bestimmung hat aber 
keine wesentliche Einschränkung der Umleitungen gebracht, 
da sich die meisten Staaten — insbesondere die süddeutschen 
— nicht daran hielten. 
Die Personentarifreform, welche die Einigung aller deutschen 
Staatsbahnverwaltungen auf die Skala: 

1. Klasse (Eil- oder Personenzüge) = 7,0 Pfg./km 

2. Klasse (Eil- oder Personenzüge) = 4,5 Pfg./km 

3. Klasse (Eil- oder Personenzüge) = Zu Pfg./km 

4. Klasse (Personenzüge) = 2, Pfg./km 
brachte, (Eine Ausnahme machten nur die mecklenburgische 
Verwaltung, die sich geringfügige Taxerhöhungen vorbehielt, 
die bayrische Verwaltung für ihr Eisenbahnnetz rechts des 
Rheins, und ebenso die badische, welche die 4. Klasse nicht 
einführten und die 2-Pfg.-Taxe auf die 3. Klasse Personenzug 
übernahmen, während die 3. Klasse Eilzug 3 Pfg./km kostete. 
Nachträglich wurde endlich der Tarifsatz für die 4. Klasse 
von der württ, Staatsbahnverwaltung auf 2, Pfg./km erhöht.) 
Die Errichtung des (preußischen) Eisenbahnzentralamts. 
(Später Zentralstelle des Staatsbahnwagenverbandes.) 
Die Gründung des „Deutschen Staatsbahnwagenverbandes ` 
den Güterverkehr“ (Güterwagengemeinschaft), welcher die 
Leerläufe der Güterwagen herabminderte, einen rascheren 
Wagenumlauf und ausgiebigereGüterwagenzustellung sicherte, 


für 
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die Herstellung und Beschaffung einheitlicher Güterwagen- 
typen regelte, sowie ein Abkommen über die Unterhaltung der 
Wagen und die Reparatur in den Verbandswerkstätten schuf. 

Die Bemühungen einzelner Regierungen und Männer 
waren zuerst darauf gerichtet, eine volle Betriebsmittel- 
gemeinschaft zustande zu bringen, die eine möglichst ratio- 
nelle Ausnutzung der Betriebsmittel, namentlich der Fahr- 
zeuge, gewährleisten sollte, Die Betriebsmittelgemeinschaft, 
in welcher die gegenseitige Benutzung aller deutschen Loko- 
motiven und Personenwagen festgelegt und das ganze Werk- 
stättenwesen vereinheitlicht werden sollte, kam aber nicht zu- 
stande. Die Güterwagengemeinschaft schuf nur die Freizügig- 
keit des Güterwagenparks der deutschen Staatsbahnverwal- 
tungen. Die zentralisierte Verfügungsgewalt wurde dem be- 
reits genannten Eisenbahnzentralamt übertragen. 

1910, Die Schaffung der deutschen Gütertarifgemeinschaft gegen- 
über dem Ausland, die dafür sorgte, daß es den fremdländi- 
schen Bahnen nicht mehr möglich war, aus den Interessen- 
gegensätzen innerhalb Deutschlands auf dem Gebiete des 
Tarifwesens Nutzen für sich zu ziehen. 

1911. Die Gründung der deutschen Gepäckeinnahmegemeinschaft, 
die eine Vereinfachung des Abrechnungswesens im Gepäck- 
verkehr brachte, indem eine summarische Verteilung der Ein- 
nahmen auf Grund bestimmter Verhältniszahlen vorgenommen 
werden sollte. 

1918, Die Aufstellung gemeinsamer Dienstvorschriften für das 
badische und württembergische Zugpersonal. 

1918, Die Gründung einer ständigen Vertreterkonferenz der deut- 
schen Eisenbahnverwaltungen zur Beratung gemeinsamer An- 
gelegenheiten. Auf der ersten Konferenz im Jahre 1913 wurde 

p 1 Bemühungen des Königs von Württemberg und des deutschen Kaisers. 

Heidelberger Ministerkonferenz vom 29. Oktober 1904 zum Zwecke der Gründung 

einer Betriebsmittelgemeinschaft. Auch nachdem die Betriebsmittelgemeinschaft 

&0scheitert war, hörten die Versuche, eine solche doch noch zustande zu bringen, 

nicht auf, Vgl. hierzu die Schriften von Kirchhoff: „Die deutsche Eisenbahn- 

et Stuttgart und Berlin 1911; „Vereinheitlichung des deutschen 

1810 Eed ebenda 1913; Endreß: „Die deutsche Eisenbahnfrage , Mainz 

1918 (bei e und Wehrmann: „Die Verwaltung der Eisenbahnen“, Berlin 

'pringer). Außerdem die Bemühungen des Deutschen Handels- 


tags, der 1911 eine Sonderkommission betr. „Vereinheitlichung des deutschen 


Eisenbahnwesens“ einsetzte, welche- eine Denkschrift in dieser Hinsicht aus- 
arbeiten sollte, 
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namentlich über das Fahrdienstübereinkommen und die wei- 
tere Einschränkung der Güterverkehrsumleitungen beraten. 

1914, Die Schaffung des deutschen Fahrdienstübereinkommens, das 
eine möglichst durchgehende Verwendung der Lokomotiven 
und Personenwagen, sowie des Fahrpersonals anstrebte. 

Verfolgt man die Geschichte der deutschen Einheitsbestrebungen 
auf dem Gebiete des Eisenbahnwesens, so sieht man, daß wohl eine 
Einigung auf Teilgebieten zustande kam, die eine wesentliche Verein- 
fachung des Baus, Betriebs und der Verwaltung der Eisenbahnen im 
Gefolge hatten. In keiner dieser Einrichtungen und Maßnahmen der 
deutschen Staaten ist jedoch eine befriedigende Lösung der deutschen 
Eisenbahnfrage zu erblicken. Jeder Versuch, eine volle Einheit zu 
schaffen, verlief ergebnislos. Waren bis in die achtziger Jahre des 
letzten Jahrhunderts die vielgestaltige Eisenbahnpolitik und die passive 
Haltung, namentlich der süddeutschen Staaten, die Haupthindernisse 
für den Ausbau einer deutschen Reichseisenbahn, so verlor Preußen nach 
seiner großzügigen Eisenbahnverstaatlichung mehr und mehr an Inter- 
esse, sein einträgliches Eisenbahnnetz mit demjenigen weniger glücklich 
arbeitender Mittel- und Kleinstaaten zu verschmelzen. 

Erst der Zusammenbruch des Deutschen Reichs und seiner Wirt- 
schaft nach dem Weltkrieg zwang die deutschen Einzelstaaten dazu, den 
Kampf gegen die Verreichlichung ihrer Bahnen aufzugeben!. 

Am 1. April 1920 erstand aus den alten deutschen Staatseisenbahnen 
nach der Vorschrift der Nationalversammlung vom Jahre 1919 die 
Deutsche Reichsbahn, die am 30. August 1924 unter dem Druck der 
finanziellen Verhältnisse des Deutschen Reiches sowie der früheren 
kriegsgegnerischen Staaten in eine Gesellschaft, die „Deutsche Reichs- 
bahn-Gesellschaft“, übergeführt wurde. 

Der so lange, teils erhoffte, teils bekämpfte Zustand, die Eisen- 
bahnen Deutschlands in eine einheitlich verwaltende Hand zu bekommen, 
war damit erreicht, allerdings unter Verhältnissen, welche die weitere 
Entwicklung der Bahnen stark beeinträchtigen mußten. 

Die großen Kriegslasten, die auf den dereinst so ertragsreichen 
Staatsbahnen lagen, zwangen die Deutsche Reichsbahn-Gesellschaft, aus 
dem ihr verbliebenen Rest von Eisenbahnlinien und Betriebsmitteln 
alles herauszuwirtschaften, was möglich war, bei weitgehendster Ein- 
schränkung aller Ausgaben für Erneuerung, Erweiterung und Unter- 

` 1 Schon im Jahre 1917 fanden zwischen den deutschen Staatsbahnen Ver- 
handlungen statt, welche die Errichtung eines auf föderativer Grundlage 


ruhenden „Deutschen Staatsbahnbundes“ im Auge hatten, Der Ausgang des 
Weltkriegs ließ jedoch den Plan nicht zur Reife kommen. 
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haltung ihrer Anlagen und Rationalisierung des gesamten Betriebs- 
apparates!, Selbstverständlich waren unumgänglich notwendige Aus- 
gaben für eine geregelte und sichere Fortführung des Betriebs nach wie 
vor erforderlich, denn nur ein mit allen Mitteln neuzeitlicher Technik 
ausgestattetes Eisenbahnnetz war in der Lage, den erhöhten Anforde- 
rungen, die an seine Wirtschaftlichkeit gestellt wurden, zu entsprechen. 

Die Maßregeln und Grundsätze in baulicher und betrieblicher Hin- 
sicht, die zu diesem Zweck getroffen worden sind, ermöglichten vor allen 
Dingen eine wirtschaftliche Ausnutzung des Reichsbahnverkehrsnetzes. 
Der erste Grundsatz der Reichsbahn-Gesellschaft mußte sein: Jeder 
Neubau von Konkurrenzlinien innerhalb des deutschen Reichsgebiets 
fällt künftig weg. Für die Verkehrsleitung durfte lediglich die innere 
Zweckmäßigkeit (kürzeste Strecke, leistungsfähigste Linie usw.) maß- 
gebend sein, Alle unnötigen Umladungen und Zugbewegungen waren 
zu vermeiden, Die durchgehenden Strecken mußten nach und nach mit 
einem einheitlichen Oberbau versehen werden, der den gegebenen An- 
forderungen entsprach. 

Übergangsstationen im Sinne der früheren, mit Übergabe einzelner 
Wagen auf besonderen Übergabegleisen, die bei großem und mannig- 
faltigem Verkehr von Reisenden, Tieren und Gütern vermehrte Bau- 
kosten und einen umständlichen und teuren Betrieb erforderten, wurden 
überflüssig, Der örtliche Dienst einer großen Anzahl von früheren Über- 
gangsstationen wurde vereinfacht durch den Wegfall der Übergabe von 
Bahn zu Bahn; durch Zusammenlegung wurden Dienststellen entbehr- 
lich, Der Lauf der Wagen wurde durch Vermeidung des Aufenthalts 
auf den Übergangsstationen und durch zweckmäßige Zugbildung (Ver- 
schiebebahnhöfe) beschleunigt. Der Wagen- und Lokomotivpark konnte 
bedeutend mehr ausgenutzt werden. Sowohl Wagen- wie Lokomotiv- 
leerfahrten wurden nach Möglichkeit vermieden; dem größeren Wagen- 
bedarf an bestimmten Stellen zu Zeiten starken Verkehrsandrangs konnte 
besser entsprochen werden. Die Grenzen der Einzelstaaten bildeten 
nicht mehr zugleich auch die Zugbetriebsgrenzen, dadurch wurde der 
Zugbetrieb in Beziehung auf den Durchgang der Züge und des Dienst- 
personals vereinfacht. 

1 Die Gründe, welche zur Übertragung des gesamten deutschen Staats- 
bahnbesitzes auf das Reich geführt haben, waren also finanzielle, weil nach der 
schweren Erschütterung durch den Krieg und die Revolution der Eisenbahnbesitz 
lür die Länder zu einer unerträglichen Last geworden war, betriebstechnische, 
weil nur einheitliche Zusammenfassung und Ausnutzung der vorhandenen und 
planmäßige Beschaffung neuer Verkehrsmittel das Verkehrswesen retten konnten, 


endlich nationalpolitische, weil ein einheitliches nationales Wirtschaftsleben eines 
einheitlichen Verkehrsnetzes bedarf. 


Archiv für Eisenbahnwesen, 1939, 27 
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Automatisch fielen mit dem Übergang der Staatsbahnen auf das 
Reich alle Abrechnungen zwischen den einzelnen Verwaltungen weg, 
insbesondere im Personen- und Güterverkehr, bei der gegenseitigen 
Wagenbenutzung und bei der Wagenreparatur, auf den Gemein- 
schaftsstrecken und -stationen, Damit wurden auch alle Vorarbeiten 
für die Abrechnungen, alle Aufschreibungen bei den Dienststellen, die 
Aufstellung der verschiedenartigen Tarife, die Berechnung der Anteils- 
tabellen und die Verabredungen über Leitungs- und Abfertigungs- 
vorschriften entbehrlich oder wesentlich vereinfacht. 

Durch Aufstellung einheitlicher Personen- und Gütertarife und 
-fahrpläne wurde dem reisenden und verkehrtreibenden Publikum wie 
der Deutschen Reichsbahn-Gesellschaft in gleichem Maße geholfen. 
Durch einheitliche Bauarten (Normierung und Typisierung) und gemein- 
same Bestellung neuer Betriebsmittel, Betriebsstoffe, Ober- und Unter- 
baumaterialien usw. wurden Ersparnisse der Ausgaben erzielt. Viele 
technische Konstruktionsbüros konnten zusammengelegt werden, Repara- 
turen erfolgten in zweckmäßig eingerichteten Werkstätten, deren Zahl 
erheblich vermindert werden konnte. 

Die Umstellungen in der Verwaltung und Bewirtschaftung, in der 
Verkehrspolitik und Verkehrshandhabung, in der technischen und wirt- 
schaftlichen Betriebsführung, im Eisenbahnbauwesen und in der Bahn- 
und Betriebsmittelunterhaltung usw. sollten der Deutschen Reichsbahn- 
Gesellschaft Mittel in die Hand geben, allen ihren finanziellen Verpflich- 
tungen nachzukommen. Daneben wurde aber auch an den weiteren Aus- 
bau der deutschen Eisenbahnen gedacht, denn das Bedürfnis nach Ver- 
dichtung und Verbesserung des Eisenbahnnetzes im Deutschen Reich ist 
noch keineswegs befriedigt. Die finanziellen Mittel, welche die Bisen- 
bahnverwaltung zu diesem Zweck bis 1933 aufbringen konnte, waren 
indessen so gering, daß sie fast ausschließlich zu Ausführungen benötigt 
wurden, die unter Zulassung erhöhter Geschwindigkeiten und vermehrter 
Zuglasten zur sicheren und wirtschaftlichen Betriebsführung auf 
den vorhandenen Bahnen unbedingt erforderlich waren. Weitere Geld- 
mittel wurden durch die Bewilligung der Ausgabe von Vorzugsaktien 
der Deutschen Reichsbahn-Gesellschaft und durch Gewährung billiger 
Darlehen seitens des Reichs, der Länder, Kommunalverbände, Kreise und 
Gemeinden gewonnen, soweit diese die Ausführung neuer, erfolgver- 
sprechender Pläne unterstützten oder — wie das Reich — die Fort- 
setzung bereits früher begonnener Neubaustrecken und Erweiterungs- 
bauten auf den vorhandenen Bahnen wünschten. 

Jedoch machten sich auch in diesem Abschnitt deutscher Eisenbahn- 
geschichte bei dem Weiterausbau des Reichsbahnnetzes Schwierigkeiten 
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an den Grenzen der einzelnen Staaten in Gestalt des immer noch be- 
stehenden Partikularismus bemerkbar, die nicht dazu angetan waren, 
die Zuschußfreudigkeit von Ländern und Kommunen zu heben. Der Ver- 
fasser hatte während seiner Tätigkeit im Dienst der Deutschen Reichs- 
bahn-Gesellschaft selbst Gelegenheit, diese Schwierigkeiten zu beob- 
achten und gleichzeitig wahrzunehmen, daß die Territorialpolitik ein- 
zelner Staaten immer noch versuchte, einen schädigenden Einfluß auf 
die Linienführung der Schienenwege auszuüben. 


Es handelte sich um die Ausmerzung eines Fehlers bei der Linien- 
führung der oberen Donaubahn!, der gemäß Staatsvertrag vom 15. Fe- 
bruar 1865 zwischen Württemberg und Baden aus finanz- und verkehrs- 
politischen Gründen Badens gemacht wurde — um die Beseitigung der 
Spitzkehre in Immendingen. Diese Spitzkehre, die den direkten Be- 
ziehungen Stuttgarts und Württembergs mit Zürich und der Mittel- 
schweiz von jeher hinderlich war und es mit dem Bau der Gäubahn 
Stuttgart—Horb, die den Weg der Oberneckarbahn wesentlich abkürzte, 
immer mehr wurde, sollte auf Wunsch Württembergs und der Reichs- 
bahn-Gesellschaft dadurch umgangen werden, daß der Anschlußpunkt 
an die badische Schwarzwaldbahn von Immendingen nach Hattingen ver- 
legt wurde. 


In Anbetracht der Bedeutung der Bahn auch als Durchgangslinie 
Berlin- Würzburg—Stuttgart—Zürich— Gotthard und namentlich wegen 
der wirtschaftlichen Beziehungen Württembergs und der Schweiz, ent- 
schloß sich der württembergische Staat, mit der Deutschen Reichsbahn- 
Gesellschaft am 23./24. Februar 1927 einen Vertrag: „Über den zwei- 
gleisigen Ausbau der württembergischen Nordsüdstrecke Osterburken— 
Stuttgart Tmmendingen 

Hattingen“ 


abzuschließen. 


Seit dem Abschluß des Staatsvertrags zwischen Württemberg und 
der Deutschen Reichsbahn-Gesellschaft, in welchem der württembergische 
Staat und die Stadt Stuttgart weitgehende finanzielle Lasten auf sich 
genommen hatten", um den seit vielen Jahren erhofften Ausbau und die 


1 Vgl. II, Abschnitt, 2.) b) der vorliegenden Abhandlung. 

7 Württemberg hegte diese Absicht schon seit 1870, 
a d Vgl, $ 1 des oben erwähnten Staatsvertrags, nach dem sich Württemberg 
ereit erklärte, „der Deutschen Reichsbahn-Gesellschaft für den zweigleisigen 
Ausbau der Reichsbahnstrecken Horb—Rottweil und Rottweil—Tuttlingen— 
Hattingen ein Darlehen in Höhe von 30 Millionen RM bei 4prozentiger Verzinsung“ 
zur Verfügung zu stellen, „Ebenso mußte sich die Stadt Stuttgart verpflichten“, 


für den Ausbau des Hauptbahnhofs Stuttgart „ein Darlehen von 5 Millionen RM 
unter denselben Bedingungen“ zu gewähren. 
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gleichzeitige Verbesserung der Linienführung der Würzburg-Stuttgart- 
Züricher Linie endlich zu erreichen, machten sich aber in Baden Strö- 
mungen gegen das Projekt bemerkbar. Die Opposition setzte zunächst 
bei den daran interessierten badischen Gemeinden unter Führung Immen- 
dingens ein. Die betreffenden Gemeinden erblickten in der Führung der 
oberen Donaubahn von Tuttlingen direkt nach Hattingen eine schwere 
Schädigung ihrer wirtschaftlichen Interessen, „da das Projekt in hohem 
Maße dazu geeignet sei, der badischen Schwarzwaldbahn Verkehr zu 
entziehen und sie zur Nebenbahn zu stempeln“t, 


Der Gemeinderat Immendingen und mit ihm der Verband der 
badischen Gemeinden richteten aus diesem Grund eine Beschwerdeschrift 
an den badischen Landtag, welche dieser in seiner 45. Sitzung am 
29. Juli 1927 befürwortend und mit dem Ersuchen, weitere Schritte zu 
unternehmen, an die badische Regierung weitergab. Diese wandte sich 
durch ihren Finanzminister am 3. März 1928 an das Reichsverkehrs- 
ministerium in Berlin. In ihrem Schreiben führte die badische Regierung 
aus, daß eine Anhörung der badischen Landesbehörde im Sinne des 
Artikels 94, Absatz 1 der Reichsverfassung für den Bahnneubau Tutt- 
lingen—Hattingen erforderlich, aber noch nicht erfolgt sei. Sie weist 
dann auf das Gesuch der badischen Gemeinden hin und schließt mit 
den Worten: 

„Bei dieser durch den Beschluß des badischen Landtags ge- 
gebenen Sachlage ersuche ich den Herrn Reichsverkehrsminister schon 
jetzt, kraft der ihm durch $ 37 Reichsbahngesetz gegebenen Zuständig- 
keit, die Belange des badischen Landes durch die Zustimmung zu den 
Anträgen des Gesuchs? und durch entsprechende Einwirkung auf die 
Hauptverwaltung wahrzunehmen.“ 

Die Hauptverwaltung der Deutschen Reichsbahn-Gesellschaft, wel- 
cher eine Abschrift dieses Schreibens zuging, stellte sich aber nach wie 
vor auf den Standpunkt, daß: 

„der Ausbau der Verbindungskurve Tuttlingen—Hattingen gine 
Verbesserung des durchgehenden Schnellzugsverkehrs durch Beseiti- 
gung der betrieblich nachteiligen und unwirtschaftlichen Kehre in 
Immendingen bringe’, Ferner rechtfertige der Umfang des Verkehrs 


1 Vgl, „Badische Landtagsberichte“ 1927, 45. Sitzung, S. 1954/55, wo auch 
die Petition der badischen Gemeinden im Wortlaut angeführt ist, d 

2 Das Gesuch verlangt den zweigleisigen Ausbau der Linie Tuttling‘ 
Immendingen und die Belassung der Spitzkehre bei Immendingen. à e 

3 Vgl. Schreiben der Hauptverwaltung vom 16. Januar 1928 an die Ges , 
Karlsruhe, der es überlassen blieb, dasselbe an die badische Regierung weiter- 
zuleiten. 


en— 
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auf dem Bahnhof Immendingen und die Bedeutung Immendingens! 
und seines Hinterlandes die von der Gemeinde Immendingen und dem 
Verband badischer Gemeinden geforderte Beibehaltung der jetzigen 
Betriebsweise keineswegs. Die Verbesserung der Betriebsverhältnisse 
brauche im übrigen keine Verschlechterung für Baden in verkehrlicher 
Hinsicht zu bringen, indem auf die badische Wutachtal- und Schwarz- 
waldbahn die erforderliche Rücksicht genommen werden könne.“ 


Eine Zustimmung Badens zu dem Bau der Strecke Tuttlingen— 
Hattingen erfolgte jedoch nicht. Die badische Regierung versuchte im 
Gegenteil, auf Drängen des badischen Landtags und der interessierten 
Schwarzwaldgemeinden, durch den Reichsverkehrsminister zu erzwingen, 
daß die Spitzkehre in Immendingen nicht beseitigt, sondern die Linie 
Tuttlingen—Immendingen zweigleisig ausgebaut werden sollte. Das 
Reichsverkehrsministerium hat den Forderungen Badens jedoch glück- 
licherweise nicht nachgegeben und dadurch verhindert, daß der Tras- 
sierungsfehler, der seinerzeit unter dem Einfluß der badischen Verkehrs- 
politik gemacht und dessen Beseitigung bis dahin von der badischen 
Eisenbahnverwaltung erfolgreich hintertrieben wurde, verewigt werden 
konnte, Immerhin lag es in dieser Zeit noch durchaus im Bereich der 
Möglichkeit, den Bau einer betrieblich besseren Eisenbahnlinie, die mit 
verhältnismäßig geringen Mitteln? hergestellt werden konnte, bloß des- 
halb zu verhindern, weil zufällig vorhandene Grenzschranken im Wege 
standen. 

Der Hauptgrund, weswegen der badische Staat und die badischen 
Schwarzwaldgemeinden die Beseitigung der Immendinger Kehre be- 
kämpften, ist wohl darin zu erblicken, daß man befürchtete, dadurch 
der Ausführung des Hegaubahnprojektes den seither ängstlich ver- 
Sperrten Weg zu ebnen. Dieses Projekt, das die Beseitigung der weiteren 
Spitzkehre bei Singen zum Ziel hat, würde die württembergische Nord- 


1 Immendingen, wo damals alle D-Züge halten mußten, hat 1300 Ein- 
wohner, seine Bevölkerung treibt vorwiegend Landwirtschaft. Tuttlingen hat 
18 500 Einwohner, die in der Hauptsache in der ansässigen Industrie tätig sind. 

" Die finanziellen Mittel wurden außerdem zu äußerst niedrigem Zinsfuß 
und bei weitgehendstem Entgegenkommen hinsichtlich der Tilgung von Würt- 
non zur Verfügung gestellt. Bedenkt man weiter, daß der zweigleisige Aus- 
2 der Strecke Tuttlingen—Immendingen mit den notwendigen Erweiterungen 
der Bahnhöfe Möhringen und Immendingen, sowie einigen notwendigen Straßen- 
über- bzw, -unterführungen aus eigenen Mitteln der Deutschen Reichsbahn-Gesell- 
schaft hätte hergestellt werden müssen, da Baden wohl kaum bereit war, einen 
Zuschuß zu leisten und die kleinen badischen Gemeinden hierfür sowieso nicht 
in Frage kamen, so sieht man, daß die finanzielle Belastung der Reichsbahn- 


en für den Bau beider Strecken keinen großen Unterschied ergeben 
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südlinie Osterburken—Tuttlingen(—Schaffhausen), deren zweigleisiger 
Ausbau in den nächsten Jahren beendet sein wird, tatsächlich zu einer 
leistungsfähigen Zufahrtslinie zum Gotthard machen. Verkürzt sie doch 
die Fahrzeit Stuttgart—Zürich bei Dampfbetrieb um 97 Minuten, bei 
elektrischer Zugförderung sogar um 110 Minuten und stellt sowohl finan- 
ziell wie betrieblich die beste Lösung der direkten Verbindung Stuttgarts 
mit Zürich dar. N 

Die Linienführung der Hegaubahn! weist zwar größere Steigungen 
auf, darunter auch eine verlorene?, was aber nicht so sehr ins Gewicht 
fällt, wenn man daran denkt, daß die Elektrisierung der Strecke nur 
eine Frage der Zeit ist. Zur Vermeidung dieser Steigungen 
wurde schon ins Auge gefaßt, einen Basistunnel zwischen dem 
Donautal bei Möhringen und dem Mauenheimertal mit Anschluß an die 
alte Strecke bei Talmühle anzulegen und die Gradienten dadurch auf 
max. 1:150 zu ermäßigen®. Im Hinblick auf die elektrische Zugförde- 
rung erscheint jedoch die Anlage des teuren Basistunnels, überflüssig, 
zumal die anschließende Strecke bei Zugrundelegung einer Maximal- 
steigung von 1:150 eine ganz bedeutende Längenentwicklung erfahren 
müßte, die erfahrungsgemäß immer eine beträchtliche Zahl von Kurven- 
strecken erhält. 

Da bei einer gewissen Verkehrsdichte die im Betrieb bei elektrischer 
Zugförderung gegenüber dem Dampfbetrieb erzielten Ersparnisse den 
Kapitaldienst für das Anlagekapital des elektrischen Betriebs selbst 
tragen, so hat man beim Bau der billigeren Linie gegenüber der teuren 
die ganze Ersparnis an Baukosten gewonnen und doch, dank der Lei- 
stungsfähigkeit der elektrischen Lokomotiven, betrieblich dasselbe er- 
reicht, wie mit der teuren Linie. Die elektrische Lokomotive kann auf 
einer Steigung 1:60 einen Schnellzug mit 500 t Anhängegewicht noch 
mit etwa 75 km Stundengeschwindigkeit ohne Schiebedienst befördern. 
Der Fahrt mit hoher Geschwindigkeit stellen sich bei der elektrischen 
Zugförderung nicht so sehr die Steigungen, als vielmehr die Krüm- 
mungen einer Linie hindernd in den Weg. Wenn man daher heute eine 

` neue Bahn durch bergiges Gelände plant, so ist es ein Gebot der Weit- 
sicht, sie von vornherein für elektrische Zugförderung mit möglichst 

1 Vgl. die nebenstehende Skizze (Bild 8), 

2 Die verlorene Steigung zwischen Hattingen und Engen (bestehende 
Strecke) ist 1:60 geneigt. 

3 Dieses Projekt, das von Oberreg.-Baurat Weber, Koblenz, stammt, Ist 
etwa dreimal so teuer, als das vom Hegaubahnausschuß geplante, erfordert aus- 
gehend vom Bahnhof Tuttlingen bis zur Station Neuhausen bei Schaffhausen 
eine Neubaustrecke von nahezu 50 km und würde die bisherigen Bahnanlagen 
nur bei den Stationen Talmühle und Herblingen berühren. 
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flachen Krümmungen und ohne ängstliche Rücksichtnahme auf Stei- 
gungen zu projektieren. Sie ergibt trotz hoher Steigungen die geringsten 
Fahrzeiten, die niedrigsten Betriebs- und Unterhaltungskosten und die 
kleinsten Anlagekosten. Und gerade der letztere Punkt wird für die 
Ausführung des Hegaubahnprojektes auch heute noch von ausschlag- 
gebender Bedeutung seint. Die Gesamtlänge der Hegaubahn? beträgt 18 


n.Freiburg 


Bestehende Bahnen 
Neueres Projekt 


Bild 8. 


E d Von diesen Gesichtspunkten geht auch eine Denkschrift der General- 
SE tion der schweizerischen Bundesbahnen vom Jahre 1926 aus, in welcher die 
E der Randenbahn, der Bibertalbahn und der Hegaubahn (vgl, 

ild 8) eingehend untersucht werden und in der die Hegaubahn als die allein 
bauwürdige Linie bezeichnet wird. 


2 5 
Wenn man Herblingen und Engen als Anschlußstationen nimmt. 


1216 Geschichte der Verkehrspolitik im süddeutschen Raum, 


bis 20 km, wovon etwa die Hälfte auf die Schweiz entfällt. Außer einer 
Neubaustrecke von 8 bis 10 km käme daher für die Deutsche Reichsbahn 
nur noch die Erweiterung des Bahnhofs Engen in Frage. Während 
das Projekt früher — ganz abgesehen von der Schwierigkeit der Kapital- 
beschaffung — an dem unüberwindlichen Widerstand Badens gescheitert 
wäre, das in jeder Verbesserung der Verkehrsverhältnisse im südlichen 
Schwarzwald eine Bedrohung seiner Rheintallinie erblickte, sind die Vor- 
aussetzungen für den Bau der Bahn heute gegeben, zumal auch die 
Schweiz ein erhebliches Interesse am Zustandekommen der Hegaubahn 
hat!, Mit Rücksicht auf die Bedeutung der Bahn als kilometrisch kür- 
zestes Verbindungsglied im Berlin—Gotthard-Verkehr, als Abkürzungs- 
strecke im Verkehr Stuttgart--Zürich und München—Basel? wäre aber 
zu wünschen, daß das nun bald 50 Jahre alte Hegaubahnprojekt zur Aus- 
führung gelangen würde. Die Rentabilität der Strecke ist offensichtlich, 
wenn man die Besetzung der Schnell- und Personenzüge — namentlich 
der Saisonschnellzüge — beobachtet, die dauernd stark belegt sind und 
in steigendem Maße von Durchgangsreisenden benutzt werden. Der 


1 Neuerdings wird von der Schweiz angeregt, eine Zwischenlösung dadurch 
zu schaffen, daß man die Beseitigung der Spitzkehre bei Singen „durch eine 
Schnellzugskurve am Fuße des Hohentwiels vorsehe“, Das Projekt, das übrigens 
schon sehr alt ist, hat aber den Nachteil, daß mit der Beseitigung der Spitzkehre 
nicht auch zugleich eine wesentliche Abkürzung Stuttgart—Zürich bzw. Mün- 
chen—Basel erreicht wird, 

? Die Abkürzung beträgt rund 12 km. Die verschiedenen Verkehrswege 
München—Basel sind: 


München—Stuttgart—Karlsruhe—Basel S.B.B. = 532 km 
München — Ulm — Mengen — Tuttlingen — Donaueschingen— Frei- 
burg—Basel S.B.B. = 459 km 


München—Ulm—Mengen—Tuttlingen—Immendingen—Waldshut- 
Basel S.B.B. = 427 km 


Dieselbe über Schaffhausen = 440 km. Nach Ausführung des 


Hegaubahnprojekts minus 12 km, also = 428 km 
München—Ulm—Mengen—Radolfzell—Schaffhausen—Basel S.B.B. = 416 km 
(Auf dieser kürzesten, auch bautechnisch günstigen Linie fahren 
auch heute noch keine Schnellzüge.) 
München — Ulm — Friedrichshafen — Radolfzell — Schaffhausen — 
Waldshut—Basel S.B.B. = 489 km 


München—Buchloe—Lindau— Friedrichshafen—Radolfzell— Schaff- 
hausen—Waldshut—Basel S. B. B. = 434 km 
München—Buchloe—Lindau—Bregenz—Konstanz—Basel $.B.B, = 449 km 

München — Buchloe — Lindau — Bregenz —Winterthur — Eglisau— 
Basel S.B.B. eg 

München — Buchloe — Lindau — Bregenz — Winterthur — Zürich — 
Basel S.B.B, = 447 km. 
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Verkehr braucht also nicht erst geschaffen werden, er ist schon da und 
deshalb ist eine Verbesserung der Linie voll gerechtfertigt. 


Überbliekt man die gesamte Entwicklung der deutschen und im 
Rahmen vorliegender Betrachtung insbesondere der süddeutschen Ver- 
kehrsverhältnisse und -anschauungen von der neuesten Zeit bis zurück 
ins Mittelalter, so erkennt man, daß die Territorialpolitik der einzelnen 
Staaten immer einen vorwiegend nachteiligen Einfluß! sowohl auf die 
Linienführung der Verkehrswege als auch auf die Leitung der Verkehrs- 
ströme ausgeübt hat. Ja, noch bis zur Gründung des Dritten Reichs hatte 
dieser partikularistische Konkurrenzneid, der unter Voranstellung pri- 
vatwirtschaftlicher Interessen der deutschen Volkswirtschaft so ungemein 
geschadet hat, eine große Anzahl von Anhängern. 


Die Verkehrsgeschichte der einzelnen deutschen Länder zeigt je- 
weils ein getreues Abbild der politischen Verhältnisse in Deutschland, 
und weiter — als kennzeichnendes Merkmal —, daß Einigungsbestre- 
bungen auf dem Gebiete des Verkehrswesens meist nur in den Jahren 
politischer oder wirtschaftlicher Not — in denen sich die einzelnen 
Staaten plötzlich daran erinnerten, daß sie Glieder eines Reichs waren — 


1 Es darf an dieser Stelle nicht vergessen werden, daß die Dezentralisation 
der früheren deutschen Staatsbahnen auch Fortschritte gezeitigt hat, vor allem 
in der technischen Entwicklung der Risenbahnanlagen und -fahrzeuge. Die An- 
lagen, Leistungen und Erträgnisse der deutschen Staatsbahnen fanden auch im 
Ausland Beachtung. Es trat dies besonders auf den in der Vorkriegszeit häufigen 
Weltausstellungen und mehr noch dadurch zutage, daß sich eine große Zahl 
von Eisenbahnverwaltungen des Auslands durch sachverständige Kommissionen 
über das deutsche Eisenbahnwesen zu unterrichten suchte. Bei der Würdigung 
des Staatsbahnsystems für die deutsche Volkswirtschaft kann daher — ohne 
Überschätzung seiner Bedeutung — als Gesamturteil wohl behauptet werden, 
daß die Staatsbahnen einen guten Teil zur vorkriegszeitlichen Blüte der deut- 
schen Wirtschaft und zur Stärkung der Staatsgewalten beigetragen haben. Aller- 
dings ist damit nicht bewiesen, daß die Entwicklung der deutschen Bahnen in 
einer einheitlich verwaltenden Hand nicht zum mindesten ebenso vorteilhaft von- 
statten gegangen wäre. Einzelne Vorteile haben jedoch die einzelstaatlichen 
Eisenbahnverwaltungen sicher mit sich gebracht, und zwar vor allem die, daß: 

a) der Eisenbahnverkehr in Deutschland nicht in dem Maße, wie z. B. 
in Frankreich auf einen einzigen zentralen Punkt (Paris) zugeschnitten 
wurde, (Das mag in Frankreich zwar z. T, auch darin seinen Grund 
haben, daß der wirtschaftliche und kulturelle Schwerpunkt des Landes 
eben Paris ist.) 

b) die deutschen Eisenbahnen vor Erstarrung in veralteten Formen be- 
wahrt blieben, sondern die einzelnen Verwaltungen unablässig ge- 
zwungen und genötigt waren, die Fortschritte auf dem Gebiete der 
Technik zu verfolgen und den berechtigten Verkehrsforderungen der 
Zeit Rechnung zu tragen. 
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zu vorübergehenden oder dauernden Besserungen in den Verkehrsverhält- 
nissen Deutschlands führten. 

Gerade die über hundertjährige Entwicklungsgeschichte der Eisen- 
bahnen in Süddeutschland liefert eine Reihe von Beispielen, aus denen 
ersichtlich ist, daß es lange dauerte, bis die Klein- und Mittelstaaten 
sich der besseren politischen und wirtschaftlichen Einsicht großer 
Männer (wie List, Bismarck und anderer) unterordneten und sich end- 
lich zu dem entschlossen, wozu sie die natürliche und geschichtliche 
Notwendigkeit und ihr eigenes Interesse mit zwingender Gewalt hin- 
drängten, zur Vereinheitlichung im Eisenbahnwesen, 

„Mit einer Verblendung sondergleichen“, führte der Professor und 
Geschichtsschreiber Heinrich von Treitschke in seinen Preußischen Jahr- 
büchern von 1872 und 1880 aus, „täuschten sich Regierungen und Be- 
völkerung der deutschen Klein- und Mittelstaaten regelmäßig über ihr 
eigenes und ihres Vaterlandes Wohl, um jedesmal, sobald der gefürchtete 
Anschluß an Preußen oder das Reich endlich vollzogen war, die Not- 
wendigkeit der Änderung nachträglich dankbar anzuerkennen. Ebenso 
regelmäßig verdeckte der Partikularismus seine Selbstsucht hinter dem 
schönen Wort Freiheit; bald nahm er die Freiheit des Handels und Ver- 
kehrs, bald das freie Selbstbestimmungsrecht, bald auch beides zugleich 
zum Vorwande.“ 

Die letzten Jahrzehnte haben dem deutschen Eisenbahnwesen 
manche Verbesserungen gebracht, die Nachkriegszeit bis 1933 sogar den 
Zusammenschluß aller Staatsbahnen, allerdings unter außergewöhnlichen 
Verhältnissen. 

Dem Führer und Schöpfer des Dritten Reichs, Adolf Hitler, blieb 
es vorbehalten, die letzten einzelstaatlichen, parlamentarischen und 
parteipolitischen Fesseln abzustreifen und der heutigen „Deutschen 
Reichsbahn“ wie den übrigen Verkehrsträgern den Weg freizumachen 
für eine einheitliche, großdeutsche Verkehrsentwicklung und Verkehrs- 
politik, 
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Einfluß der Verkehrsmittel, 
insbesondere der Eisenbahn auf den Verlauf der Marneschlacht!. 


Von 
Professor Dr.-Ing. Louis Jänecke, Techn. Hochschule, Breslau. 


(Mit 4 Karten? und 2 Tabellen.) 


Über die Marneschlacht im Jahre 1914 ist bei ihrer geschichtlichen 
Bedeutung für den Verlauf des Weltkrieges schon außerordentlich viel 
geschrieben und geredet worden. Eine zusammenhängende Darstellung 
des Einflusses der Verkehrsmittel fehlt dagegen noch. Es soll deshalb 
einmal versucht werden, die Bedeutung der Verkehrsmittel, insbesondere 
der Eisenbahn, auf den Ansatz und Verlauf der Marneschlacht zu zeigen. 

Zunächst ein paar Worte über den Verlauf der Schlacht. 
Im Siegeslauf eroberten die deutschen Truppen Belgien und das nord- 
östliche Frankreich. Unter der zielsicheren Führung Ludendorffs fiel 
bereits am 15. August Lüttich. Weiter stürmten die Truppen vor und 
schlugen in den Tagen vom 21. bis 24. August die Franzosen und Eng- 
länder bei Mons und Namur. Am 24. August meldeten die 1. Armee der 
Obersten Heeresleitung: „Umfassung eingeleitet. Fluchtartiger Rückzug 
der Engländer. Angriff auf Namur siegreich durchgeführt“ und die 
2. Armee; „Der Feind entscheidend geschlagen“. Nach solchen von der 
ganzen Front eingelaufenen Siegesmeldungen glaubte man damals am 
25. August 1914 bei der Obersten Heeresleitung, die Feldzugsentscheidung 
im Westen sei zugunsten der deutschen Truppen gefallen. In dieser 
Stimmung faßte man den verhängnisvollen Beschluß, zwei Korps vom 
rechten Flügel nach dem Osten abzubefördern. Die in den nächsten 
Tagen einlaufenden Meldungen ließen jedoch keinen Zweifel darüber, 
daß der Gegner im großen ganzen kampffähig geblieben war, Trotzdem 
hielt Moltke die Truppen nicht zurück, obwohl sie noch auf dem Marsch 

1 Verfasser, Professor für allgemeines Verkehrswesen, Eisenbahnbau und 
Betrieb an der Technischen Hochschule Breslau, war im Kriege von 1914 bis 
1918 als Feldeisenbahner eingezogen. Zuerst in der Betriebsabteilung der 
Militär-Bisenbahndirektion I Brüssel bzw. Lille, später in den Jahren 1917 bis 
1918 Vorstand des Militär-Eisenbahn-Betriebsamtes Laon/Wassigny. Für die 
Arbeit erhielt er von der Gesellschaft für Wehrpolitik und Wehrwissenschaft 
bei dem Preisnusschreiben 1938 eine Prämie, 

2 Siehe am Schluß des Heftes. 
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zu den Einladebahnhöfen waren. Die siegreiche Armee des rechten 
Flügels folgte in Gewaltmärschen dem zurückflutenden Gegner, konnte 
ihn aber am planmäßigen Zurückgehen auf seiner Rückzugslinie nicht 
hindern. Am 2. September befahl die Oberste Heeresleitung, die Fran- 
zosen in südöstlicher Richtung von Paris zu umfassen. Am 4. September 
stieß Kluck mit der ersten Armee, den Flankenschutz gegen Paris nur 
schwachen Kräften überlassend, an Paris vorbei vor. Da erhielt er am 
5. September von seinem rechten Flügel vom IV. Reservekorps die uner- 
wartete Meldung von überlegenen feindlichen Angriffen. In Erkenntnis 
der gefahrvollen Lage und in der Überzeugung, daß die Defensive kein 
ausreichender Schutz sei, befahl er: „Die ganze Armee rechts auf- 
marschieren“, Der glänzenden Führung der 1. Armee und dem über- 
legenen Kampfgeist unserer Truppen gelang es, den Feind in der Schlacht 
am Oureq (7.—9. September) entscheidend zu schlagen. Allerdings war 
durch die kühnen Operationen Klucks eine Lücke zwischen der 1. und 
2. Armee entstanden, die bei der ungenügenden Zerstörung der Brücken 
über die Marne und der fehlenden Verständigung zwischen der 1. und 
2. Armee große Gefahren in sich barg. 

Die Oberste Heeresleitung saß in dieser kritischen Zeit, 150 km 
von der Front entfernt, in Luxemburg, ohne jede Fernsprechverbindung 
mit der 1. und 2. Armee, und ohne sich ein klares Bild von der Lage an 
der Front machen zu können. Von einem modernen Alexander, von dem 
Schlieffen spricht, der, auf einem bequemen Stuhle sitzend, die Karte 
des gesamten Schlachtfeldes vor sich hat und zündende Worte an die 
Truppen spricht, war also nicht die Rede. 

Anfang September hatte die Oberste Heeresleitung aus Flug- und 
Zeitungsmeldungen und Agentennachrichten Kenntnis von Truppenver- 
schiebungen hinter der französischen Front in der Richtung nach Paris 
erhalten. Weiter wurde ein Befehl Joffres aufgefunden, in dem er für 
den 6. September die Entscheidungsschlacht für die französische und 
englische Armee an der ganzen Front befahl. Zur Klärung der Sachlage 
wurde daher in einer Besprechung bei Moltke beschlossen, den Oberst- 
leutnant Hentsch nach der 1. und 2. Armee zu entsenden. Über den 
Wortlaut der Weisung Hentsch bestehen bei den Beteiligten die ver- 
schiedensten Ansichten. Moltke sagt, Hentsch hätte den Auftrag er- 
halten: „Wenn der Rückzug der 1. Armee nötig sein sollte, die Armee in 
der Richtung Fismes—Soissons zurückzunehmen“, Tatsächlich befahl 
Hentsch dann, wie bekannt, am 9. September: „In Vollmacht der Obersten 
Heeresleitung“, trotz des Widerspruchs des Heerführers, der 1. Armee 
den Rückzug. Die Franzosen und Engländer folgten den überraschend 
abziehenden deutschen Truppen zunächst nur langsam. Auch von feind- 
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lichen Fliegern wurden die zurückmarschierenden deutschen Armeen 
kaum belästigt. Sie erreichten am 14. September die Aisne. Dort machte 
das Heer kehrt. Es begann das Rennen nach dem Meer und anschließend 
der Stellungskrieg. Der Bewegungskrieg hatte ein Ende. Damit war für 
uns der erhoffte entscheidende Sieg im Westen nicht erreicht, 

In welchem Maße haben nun die Verkehrsmittel, 
insbesondere die Eisenbahnen, den Ansatz und Ver- 
lauf der soeben kurz geschilderten Marneschlacht beein- 
flußt? 

Betrachten wir zunächst den Einfluß der Verkehrsmittel auf 
deutscher Seite. Clausewitz schreibt: „Man muß so konzentriert 
und schnell wie möglich angreifen“. Der deutsche Aufmarsch im Welt- 
kriege war auf den Eisenbahnen aufgebaut und von ihren Leistungen ab- 
hängig. Er verlief planmäßig ohne jede Störung. Feindliche Flieger- 
angriffe gab es damals kaum. Der rechte deutsche Flügel wurde zwar 
nicht so stark gemacht, wie es Schlieffen wollte. Der Aufmarsch brachte 
uns also nicht die von ihm geplante Zahl von Divisionen auf dem rechten 
Flügel. Wir hatten aber doch eine große Überlegenheit über den feind- 
lichen linken Flügel, über das englische Expeditionsheer, die belgischen 
Divisionen und den linken Flügel der französischen Armee. Nach dem 
Reichsarchiv hatten wir dort 107 Bataillone, 66 Eskadrons und 1044 Ge- 
schütze mehr als der Gegner. (Siehe Tabelle 2 8.1240). Die Voraus- 
Setzung für den Sieg war also auch durch den Auf- 
Mmarschplan Moltkes dank der vorzüglichen Vor- 
arbeiten der Eisenbahnabteilung des großen Gene- 
ralstabes, und dank der glänzenden Leistungen der 
Bahn und der deutschen Eisenbahner gegeben. Im 
Siegeslauf wurden Belgien und ein großer Teil von Frankreich erobert. 
Am 25. August standen wir bei Maubeuge und am 6. September an 
der Marne, 

WelchenEinflußhattennundie Verkehrsmittel, 
das Nachrichtenwesen, die Luftwaffe, die Kolonnen und Trains und das 
Feldeisenbahnwesen auf den weiteren Verlauf der Kämpfe, 
und besonders der Marneschlacht? 

Bei dem Vormarsch des rechten Flügels bis zur Maas war das 
Nachrichtenwesen so ausgebaut, daß die Oberste Heeresleitung 
über den Verlauf der Kämpfe immer genau unterrichtet war und jeder- 
zeit eingreifen konnte. Das änderte sich aber mit dem weiteren schnellen 
Vordringen unserer Truppen nach Belgien und Frankreich hinein. Bei 
den Kämpfen an der Marne riß die Fernsprechverbindung von der Ober- 
sten Heeresleitung mit der 1. und 2. Armee und dieser Armeen unter- 
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einander ab. Oberst Jochim beschreibt in seinem vorzüglichen Buche 
über die Operationen der rückwärtigen Verbindungen der deutschen 
1. Armee in der Marneschlacht 1914 die außerordentlichen Schwierig- 
keiten des Nachschubwesens der 1. Armee während und nach der Marne- 
schlacht, bei dem mehrfachen Verwerfen der Front, und dem starken 
Munitionsverbrauch bei den erbitterten Kämpfen, Gleichzeitig geht er 
auch auf die Mängel des Nachrichtenwesens ein. Er führt in seinem 
Buche aus: „Wenn auch die Anstrengungen bei den Gewaltmärschen und 
Kämpfen bei dem rechten Heeresflügel in der zweiten Hälfte des August 
ungewöhnlich groß gewesen sind, wenn auch die Armee-Telegraphen- 
abteilungen unzweckmäßig organisiert, die Fernsprechabteilungen unge- 
nügend mit Gerät und Material ausgerüstet und von der Heimat nicht 
schnell genug versorgt worden waren, so hätte doch mehr geleistet wer- 
den können. Es fehlte für den deutschen Schwenkungsflügel der ein- 
heitlich durchdachte Plan für die Anlage der Nachrichtenverbindungen, 
der den beabsichtigten Operationen Rechnung trug. Man hätte auch 
dafür sorgen müssen, die längs der deutschen Grenze von Aachen über 
'Trier—Diedenhofen nach Metz führenden Leitungen auf Höchstleistun- 
gen zu bringen, um von Anbeginn an eine gute Querverbindung hinter 
den vorrückenden Armeen zu besitzen. Nach Beginn des Vormarsches 
bedurfte es grundlegender Anweisungen für die planmäßige Ausnutzung 
und Ausgestaltung des in Feindesland bestehenden Leitungsnetzes. So 
baute jede Armee nach Belieben, und zwar wenig zweckmäßig für die Bil- 
dung eines einheitlichen Netzes. Daher kam es, daß die Verbindung der 
1. Armee nach rückwärts zwischen Condé und Cambrai in der Zeit vom 
25.—30. August vollkommen abriß. Die belgischen Fernsprechapparate 
waren schlecht, die Verbindungen durch Belgien daher in der ersten Zeit 
nicht gut. Man muß schon beim Aufmarsch Vorrat an Gerät bereit- 
halten, das sofort eingesetzt werden kann. Vor allem muß der Chef der 
Feldtelegraphie immer wieder auf durchlaufende Querverbindungen zwi- 
schen den Armeen dringen. 

Der häufige Wechsel der Hauptquartiere, der Oberkommandos und 
Korps erschwerte den Ausbau des Nachrichtennetzes ungemein, besonders 
wenn Oberkommando und Korps gleichzeitig vorgingen. An Schaffung 
von Querverbindungen dachte niemand, obwohl die schmalen Vormarsch- 
räume der Armeen geradezu dazu aufforderten. 

Ein für die deutsche Sorglosigkeit recht bezeichnender Fall sei noch 
erwähnt. Das belgische Haupt- und ein anderes Fernsprechamt in Brüssel 
waren nach der Besetzung der Stadt durch deutsche Truppen vom 20. bis 
25. August ohne jede Überwachung mit belgischem Personal in voller 
Tätigkeit. Sie wurden erst am 25. August früh durch die Et.-Telegraphen- 


Einfluß der Verkehrsmittel, insbesondere der Eisenbahn usw. 1223 


direktion der 1. Armee außer Betrieb gesetzt, nicht ohne ernste Aus- 
einandersetzung mit dem deutschen Gouverneur von Brüssel, der jenen 
Zustand geduldet hatte.“ Wir sehen, das Nachrichtenwesen war bei der 
Marneschlacht unzureichend. Hätte damals eine Fernsprechleitung von 
der Obersten Heeresleitung zur 1. und 2, Armee bestanden, so brauchte 
man nicht einen Offizier mit einem Kraftwagen zur Erkundung der 
militärischen Lage und zur Übermittlung wichtigster Befehle nach der 
1. und 2, Armee zu entsenden. Wäre Ludendorff noch Oberquartier- 
meister der 2. Armee gewesen, so würde bei dem großen Wert, den er auf 
eine gute Verständigung zwischen der 1, und 2. Armee legte, das Nach- 
tichtenwesen voraussichtlich besser ausgebaut worden sein. Das 
Nachrichtenwesen hat während der Marneschlacht 
versagt und eine entscheidende, für uns ungün- 
Stige, verhängnisvolle Rolle gespielt. 

Die Luftwaffe war bei Beginn des Weltkrieges auf deutscher 
und französischer Seite noch wenig ausgebaut. Unsere Flieger haben zwar 
beim Kriegsausbruch die feindlichen Verkehrsanlagen, z.B. die Bahn- 
höfe Sedan, Troix, Belfort und die Stadt Paris mit Bomben belegt. 
Militärischer Schaden wurde dadurch aber nicht angerichtet. Weit wich- 
tiger war ihre Aufklärungsarbeit. So meldete am 1. September ein deut- 
Scher Flieger feindliche Truppentransporte hinter der Front nach Nor- 
den. Ähnliche Fliegermeldungen gingen am 3. September ein. Sie be- 
stätigten einlaufende ausländische Zeitungsnachrichten und Agenten- 
meldungen von Truppenverschiebungen und der Aufstellung einer neuen 
Armee bei Paris. 

Wir sehen, die Aufklärungstätigkeit unserer Flie- 
ger war für die Oberste Heeresleitung bei der 
Marneschlacht von großer Bedeutung. 

Clausewitz sagt: Das Heer bleibt, wenn es fortschreitet, immer von 
der Quelle seiner Verpflegung und Ergänzung in Abhängigkeit.“ Wie 
stand es nun während der Marneschlacht mit dem Nachschub, den 
Leistungen der Kolonnen und Trains, dem Feld-Kraft- und Feld-Eisen- 
bahnwesen? Bei der Abhängigkeit zwischen den Anforderungen an die 
Kolonnen und die Leistungen der Bahn, wollen wir bei Besprechung des 
Nachschubes beide gleichzeitig betrachten. Beim Vormarsch hatten wir 
das Glück, daß die Zerstörung der Bahnstrecken Aachen, Brüssel, Lüttich, 
Mons, Cambrai und St. Quentin nur geringfügig waren, Diese Eisenbahn- 
linien konnten daher bald wieder in Betrieb genommen werden’). Bei den 

1 Die Karte 1 zeigt die Front der deutschen und feindlichen Armeen am 


25. August vor der Marneschlacht und Karte 2 am 9. September während der 
Marneschlacht und die Bisenbahnnachschublinien. 
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Kämpfen an der Maas am 25. August (Karte 1) lagen die Endpunkte der 
Bahn noch verhältnismäßig dicht hinter der Front. Ganz anders, wesent- 
lich ungünstiger, gestalteten sich dagegen die Verhältnisse für den Nach- 
schub des deutschen rechten Flügels bei der eigentlichen Marneschlacht 
(Karte 2). Bis zu 300 km weit von Aachen entfernt standen die Truppen in 
Feindesland. Am besten versorgt werden konnte der äußerste rechte 
Flügel der 1. Armee (Karte 2), trotz der sehr gefährdeten Lage der 
Bahnen, die weit durch Feindesland führten und soeben erst in Betrieb ge- 
nommen waren, Hier wurde der Nachschub auf der Eisenbahn, 250 km weit 
durch Belgien und Frankreich nach Roye, St. Quentin vorgeführt. Oberst 
Jochim zeigt in seinem bereits erwähnten Buche, daß die Anforderungen 
an den Nachschub bei dem schnellen Vormarsch und dem starken Bedarf 
der Armee von Anfang an sehr groß waren, um so mehr, als die Zahl der 
Kraftwagen sehr gering war, und wesentlich mehr Kraftwagen gebraucht 
wurden, als zur Verfügung standen. Weiter führt er aus, daß die Ver- 
hältnisse um so schwieriger wurden, je weiter die Armee nach Frank- 
reich vordrang. Er hebt aber klar hervor: Beiden Kämpfenan 
der Marne Anfang September 1914 war der Nachschub 
der 1. Armee geregelt, denn außer den in Roye zur Entladung 
bereitstehenden 2% Zügen mit Artilleriemunition, 1 Zug mit Feld- 
haubitzenmunition in Valenciennes und 2 Zügen mit Artillerie- und % Zug 
mit Infanteriemunition in St. Ghislain, waren weitere Züge im Anrollen. 
Die 1. Armee hatte also genügend Munition in erreichbarer Nähe. Auch 
bestand, nach seinen Ausführungen, an Verpflegung kein Mangel. Es 
gelang also den Eisenbahnen, die Züge 250 km weit durch Feindesland 
vorzuführen. Trotz der gewaltigen Anforderungen und der noch ver- 
bleibenden weiten Entfernungen von den Eisenbahnendpunkten und des 
Wechsels der Operationsrichtungen bei der 1. Armee in der Zeit vom 5. bis 
9. September aus südlicher in nordwestlicher Richtung sind die Kolonnen 
mit der Verpflegung und Munition nachgekommen und haben die Trup- 
pen ausreichend mit beiden versehen, 


Ungünstiger waren dagegen die Nachschubver- 
hältnisseder2,und3. Armee. Wie die 1. Armee, so waren auch 
diese Armeen im September 300 km weit in Feindesland vorgedrungen. 
Hier in der Mitte des Heeres waren aber an der französischen Grenze die 
Eisenbahnbrücken bei Hirson über die Oise und bei Charleroi und Sedan 
über die Maas und bei Montmedy gesprengt. Die Wiederherstellung dieser 
großen zerstörten Brücken dauerte lange Zeit. In der Karte 2 ist ein- 
getragen, wann sie wieder benutzbar waren, Sie wurden erst längere 
Zeit nach der Marneschlacht wieder fahrbar. Bis zu diesen Brücken, 
150 km weit in Feindesland, wurde auch hier der Eisenbahnbetrieb nach 
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kurzer Zeit durchgeführt. Aber von den Endbahnhöfen der 2. und 
3. Armee waren es dann noch über 100 km bis zur Front (Karte 2). Die 
Kolonnen und Trains hatten es also hier noch schwerer als bei der 
1. Armee, die Versorgung und den Nachschub sicherzustellen. Erleichtert 
wurde es ihnen nur durch das gut ausgebaute französische Straßennetz. 
Über die Regelung des Nachschubes und seine Schwierigkeiten bei diesen 
Armeen in der kritischen Zeit vom 25. August bis 9. September sind mir 
leider keine genauen Veröffentlichungen bekannt. Ich muß mich daher 
auf die allgemeineren Ausführungen des Reichsarchivs beschränken, 
welches sagt: „Außerordentlich ungünstig gestaltete sich beim weiteren 
Vormarsch die Heeresversorgung der 2. Armee durch die nachhaltige 
Zerstörung der Brücken bei Hirson. Während der Marneschlacht war 
die fechtende Truppe fast 150 km von den Eisenbahnpunkten Fournes und 
Anor entfernt, Erschwerend kam hinzu, daß die Versorgung der 1., 2. 
und 3, Armee des rechten Flügels von der einen einzigen Etappenlinie 
Aachen, Lüttich abhing.“ Während der Ausfälle der Belgier bei Tirle- 
mont fiel die Strecke über Brüssel aus, und so mußten alle Nachschub- 
züge über die ungünstigere Strecke Charleroi—Mons geleitet werden. 
Ferner ließen die Belgier Sandzüge von unbesetzten Strecken auf unsere 
in Betrieb genommenen Bahnen ab. Die Züge entgleisten und sperrten 
einige Zeit die Strecke. Falkenhayn weist also mit Recht darauf hin, daß 
diese Nachschublinie für die feindlichen Angriffe schutzlos offen lag, 
und es eigentlich ein Wunder war, daß englische und französische Reiter- 
divisionen diese Umstände nicht ausnutzten. Die Nachschubver- 
hältnisse des rechten Flügels unseres Heeres, besonders bei der 
2. und 3. Armee, waren also während der Marneschlacht 
Schwierig. Es ist aber nirgends davon die Rede, daß sie versagt 
hätten, 

In den Veröffentlichungen über die Marneschlacht wird da- 
gegen vielfach auf die geringe Leistung der Eisenbahn im 
besetzten Gebiet hingewiesen. Es erscheint mir daher notwendig, 
diese Frage einmal genauer zu untersuchen. Dabei sollen die Verhält- 
nisse nicht besser geschildert werden, als sie wirklich waren, weil man 
aus Fehlern, die damals gemacht wurden, nur lernen kann. 


Wie stand es nun mit ihrer Leistung im besetzten Gebiet während 
der Marneschlacht? 

Die Leistung eines Eisenbahnnetzes hängt in der 
Hauptsache von drei Umständen ab; erstens von den baulichen An- 
lagen, den Streckenverhältnissen und Bahnhofsanlagen; zweitens von 
der Art der Betriebsführung, dem Betriebspersonal 
und den zur Verfügung stehenden Betriebsmitteln, und drittens 

Archiv für Eisenbahnwesen. 1939. H 
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von den verkehrlichen, d. h. im Kriege von den militärischen 
Anforderungen an die Bahn. 


In welchem baulichen Zustande waren nun die Strecken 
und Bahnhöfe nach unserer Inbetriebnahme? Das Reichsarchiv (Feld- 
eisenbahnwesen Band 1) zeigt, welche Eisenbahnstrecken bei den 
Kämpfen an der Maas am 25. August (Karte 1) und am 11. Sep- 
tember bei der Marneschlacht (Karte 2) von uns in Betrieb genommen 
waren. Während der Marneschlacht (Karte 2) war die zweigleisige 
Strecke Aachen/Lüttich über Brüssel bzw. Charleroi nach Mons und 
weiter nach St. Quentin, nach Roye 250 km weit in Feindesland hinein 
wieder betriebsfähig. Sie ermöglichte einen ausreichenden Nachschub 
für die 1. Armee, Auf der Strecke Aachen—Lüttich lag gleichzeitig auch 
der Nachschub für die 2. und 3. Armee, FürdenNachschubder 
dreiersten Armeen stand somit nur eine einzige zwei- 
gleisige Bahn über Aachen/Lüttich zur Verfügung. 
Durch die Belagerung von Maubeuge und die dortige Brückensprengung 
über die Sambre und die Oise und die Maas mußte der Nachschub der 
2. und 3. Armee auf wenig leistungsfähigen Strecken (eingleisigen) von 
Charleroi bis Anor und Le Trompoise 150 km von der damaligen Front 
vorgebracht werden. Die Ausladebahnhöfe für die 4. Armee konnten 
durch die Brückensprengung bei Sedan auch nur von Libramont aus ein- 
gleisige Strecken benutzen (siehe Karte 2). Auch von hier aus zur Front 
waren noch über 100km. Durch die Brückensprengung über die Maas 
bei Namur (Karte 2) fehlte auch jede Rochadelinie für Truppen- 
transporte in Belgien und Frankreich hinter der Front. Es mußten da- 
her alle Heeresverschiebungen zu den Armeen unseres rechten Flügels 
durch den Engpaß Aachen—Lüttich hindurch. Die Leistung dieser 
Strecke war dabei außerdem durch die Steilrampe hinter Lüttich 
bei Ans von 1 : 30 erheblich eingeschränkt. Das wirkte sich betrieblich 
um so ungünstiger aus, als uns die Streckenverhältnisse in Belgien und 
Frankreich völlig unbekannt waren. Erst durch Festsitzen der Züge und 
Unfälle wurden wir auf diese starken Steigungen aufmerksam, denen 
unsere Lokomotiven mit den schweren Transportzügen nicht gewachsen 
waren. Zwei Lokomotiven mußten vor und zwei hinter den Zug 
gespannt werden, um die Steigung überhaupt zu überwinden. Ähn- 
lich erging es uns auf der Strecke Charlerois—Mons. Auch hier wurden 
wir erst durch Betriebsschwierigkeiten auf die Streckensteigung 1:40 
hingewiesen. Außerdem wurde hier aus Unkenntnis über das belgische 
Eisenbahnnetz zuerst die kürzere, aber schon im Frieden wegen ihrer un- 
günstigen Steigungen nur als Nebenbahn benutzte Linie besetzt, bei der 
die Züge in Manage Kopf machen mußten. Erst später wurde der Betrieb 
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auf die schon im Frieden als Schnellzugstrecke benutzte zweigleisige 
Hauptlinie über Luttre geleitet. Die Leistungen der Bahn im besetzten 
Gebiet mußten also schon wegen der Streckenverhältnisse geringer sein 
als in Deutschland. Neben der Strecke hängt die Leistung eines Bahn- 
netzes entscheidend von der baulichen Gestaltung der Bahnhofsanlagen 
ab. Die Bah nh öf e in Belgien und Frankreich waren nur einfach durch- 
gebildet. Mündeten mehrere Linien in einen Bahnhof, so wurden sie 
meist nicht selbständig eingeführt. SchienengleicheKreuzun- 
gen behinderten den Betrieb in den großen Knotenpunkten. Die Uber- 
holungs- und Kreuzungsgleise waren zudem für unsere langen Militär- 
züge zu kurz. Infolgedessen mußten sie und die Verwundeten- und Ver- 
Pflegungszüge vielfach, z. B. in Charleroi, in den Hauptgleisen behandelt 
werden. Durch die lange Zeit, die hierfür erforderlich war, wurde der 
Zugverkehr natürlich sehr behindert. DaslichteRaumprofilder 
Eisenbahnen in Belgien war ein anderes als bei uns in 
Deutschland. Auch das mußten wir erst durch Entgleisungen und Un- 
fälle erfahren und dabei feststellen, daß die Beladung in der Höhe ein- 
geschränkt werden mußte. Die Schneeräumer unserer Lokomotiven 
konnten durch die Radlenker der Weichen nicht fahren und entgleisten. 
Erst als die Radlenker abgeschweißt waren, war diese Gefahr beseitigt. 
Vor allen Dingen waren aber auf den Bahnhöfen und Strecken die Fern- 
Sprechanlagen, Stellwerke usw. fast überali zerstört. Es fehlten die 
Signale und telegraphischen Einrichtungen, die Fernsprechverbindungen, 
die Stellwerke waren ungenügend, vielfach unbrauchbar. Durch die 
Zerstörung der Fernsprechanlagen versagte die Verstän- 
digung auf den Strecken sehr oft vollkommen. 

Die Betriebsführung gestaltete sich bei solchen Störungen 
der Verständigungsmittel und Zerstörung der Stellwerksanlagen außer- 
ordentlich schwierig. Das war um so nachteiliger, als die Wiederher- 
stellung der Anlagen sehr lange dauerte, denn bei Kriegsausbruch 
standen hierfür keine ausreichenden Kräfte zur Verfügung. Noch wäh- 
rend der Marneschlacht mußten alle Zugmeldungen und Betriebsmeldun- 
gen über den Lauf der Nachschub- und Truppentransporte, die Vor- 
meldung der Verpflegung von Truppen und Pferden, von Verwundeten- 
und Gefangenenzügen auf einer einzigen Fernsprechleitung erfolgen, 
die zudem noch oft beschädigt und durch feindliche Einwirkungen zer- 
stört worden war. Man kann sich denken, wie schwer es da wurde, auch 
nur die notwendigsten, für die Durchführung der Züge erforderlichen 
Zugmeldungen durchzubringen. Dabei mußten in den Bahnhöfen, durch 
die Zerstörung der Stellwerksanlagen, die Weichen von Hand gestellt 
werden. Delephonische Verbindungen zwischen den einzelnen Bahnhofs- 
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bezirken wären also noch dringender nötig gewesen als im Friedens- 
betriebe. Ihr Fehlen erschwerte die Zugbildung und Abfertigung außer- 
ordentlich, Es war klar, daß bei diesen Schwierigkeiten auf den Bahn- 
höfen auch die Leistungen hinter denen deutscher Bahnen zurückbleiben 
mußten. Schon aus all diesen Gründen war die Betriebsführung außer- 
ordentlich schwierig und gehörten Unfälleund Entgleisungen 
zum täglichen Brot. Besonders erschwerend kam der mehrfache 
Personalwechsel in der Besetzung der Bahnhöfe 
hinzu. Zuerst führten Baukompanien, dann Betriebskompanien, dann 
Betriebskolonnen den Betrieb. Sie alle mußten sich immer wieder neu 
einarbeiten. Schwierigkeiten entstanden auch durch die Strecken- 
unkenntnis des Lokomotiv- und Zugpersonals, zumal nicht alle 
Bahnhöfe besetzt und die Signale nicht im Betrieb waren, Im Frieden 
darf bekanntlich kein Lokomotivführer eine Strecke befahren, die er 
nicht kennt. Hier kannte der Lokomotivführer weder Bahnhöfe noch 
Strecken. Weiter war auch der Zugförderdienst, der Lokomotiv- 
und Personalwechsel auf den schnell in Betrieb genommenen Strecken 
im besetzten Gebiet die erste Zeit überhaupt nicht ge- 
regelt. Ein Glück war es dabei noch, daß die Wasserstationen, von 
Ausnahmefällen — z.B. auf der Strecke nach Antwerpen — abgesehen, 
nicht zerstört waren. Auch die Kohlenbansen trafen wir vollgefüllt an. 
Im übrigen fuhren aber die Nachschubzüge, den Wünschen der Truppen 
entsprechend, immer weiter nach Belgien und Frankreich hinein, ohne 
daß Lokomotiv- und Personalwechsel möglich war und das Personal ab- 
gelöst werden konnte, Das Leermaterial und die Lokomotiven kehrten 
von den Spitzenbahnhöfen, auf denen die Lokomotiven zum Rangieren 
benutzt wurden, nur langsam zurück. Die Wagen verstopften die Bahn- 
hofsanlagen. Lokomotivführer und Heizer kamen oft tagelang nicht von 
den Maschinen. Bis zur Marneschlacht wurden keine Lokomotiven er- 
beutet. Bei dem schlechten Rücklauf der Lokomotiven und aus all den 
anderen betrieblichen Erschwernissen herrschte daher bald ein großer 
Lokomotivmangel. Zwar wurden Lokomotiven und Personal dann zu- 
nächst in kleiner und später in steigender Zahl von den deutschen 
Verwaltungen überwiesen. Aber es dauerte doch eine ganze Zeit, bis 
ein geordneter Zugförderdienst und geregelter Personal- und Lokomotiv- 
dienst durchgeführt werden konnte, 

Zu diesen betrieblichen Schwierigkeiten kamen die feindlichen 
Binwirkungen. Dabei hatten wir noch viel Glück. Fliegerangriffe 
gab es damals noch sehr selten. Dafür wurden, wie schon erwähnt, Sand- 
züge aus unbesetzten Strecken von den Belgiern auf unsere soeben in 
Betrieb genommenen Anlagen abgelassen. Auch die Telegraphen- und 
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Telephonanlagen wurden oft zerstört. Durch den Ausfall der Belgier 
aus Antwerpen, bei Tirlemont/Löwen, mußte der Betrieb zwischen Lüt- 
tich— Brüssel zeitweilig eingestellt werden. 

Schon aus all diesen Gründen mußten die Betriebsleistungen der 
Bahnen im besetzten Gebiet natürlich geringer sein, als auf den Bahnen 
in Deutschland. Damit wurde aber nicht gerechnet. Entgegen den Mah- 
nungen des alten Moltke: „Man soll den Eisenbahnen nicht mehr Trans- 
port zuführen, als sie verarbeiten können“, wurden die Bahnen im be- 
setzten Gebiet stark überlastet. Durch den schnellen Fortgang der 
Wiederherstellungsarbeiten der Bahnen durch die Bau- und Betriebs- 
kompanien in Belgien und Frankreich wurden die Betriebsschwierig- 
keiten erheblich unterschätzt. Die Anforderungen an die 
Bahnen im besetzten Gebiete waren nicht gerin- 
ger, sondern stärker als in Deutschland, und gin- 
gen weitüberihr Leistungsvermögen hinaus. Mußten 
doch die Nachschübe für drei Armeen auf einer einzigen Transport- 
straße, Aachen—Lüttich, bewältigt werden. Der Zulauf war so stark, 
daß der Chef des Feldeisenbahnwesens eingriff und den Nachschub zeit- 
weilig einzuschränken suchte (vgl. Reichsarchiv), ohne daß dadurch aber 
eine wesentliche Entlastung eintrat. Eine ständig wiederkehrende Er- 
scheinung war die Überfüllung der Spitzenbahnhöfe, da der Zulauf an 
Zügen und Wagen stärker war, als die Bahnhöfe mit ihren beschränkten 
Gleisanlagen verarbeiten konnten. Auch sollten alle Güter immer gleich 
auf den vordersten Bahnhöfen entladen werden. Durch die Überlastung 
der Bahnhöfe stauten sich die Züge auf der Strecke. Die Folge der 
Überbeans pruchung der Bahnhöfe und Strecken waren wieder 
Unfälle und Entgleisungen, ungeregelte unwirtschaft- 
liche Betriebsführung ohne Einhaltung eines Fahr- 
Plaus und damit wieder ein weiterer Rückgang ihrer Leistungen. Die 
Leistungen der Bahn im besetzten Gebiete mußten 
80 geringer sein als in Deutschland. Sie hätten viel- 
leicht größer sein können, wenn vor allen Dingen Fernsprech-, Signal- 
und Stellwerksanlagen schneller wieder hergestellt worden wären, und 
wenn man einen Wechsel des Betriebspersonals vermieden hätte. Besonders 
nachteilig wirkte sich der Personalwechsel dadurch aus, daß man über 
die Bahnhofs- und Streekenverhältnisse in Belgien und Frankreich so 
schlecht unterrichtet war. Während Ludendorff in Lüttich die Lage der 
Forts so genau kannte, daß er die Truppen nachts richtig führen konnte, 
waren uns die Eisenbahnanlagen völlig unbekannt. Aber selbst wenn wir 
sie vorher genauer studiert hätten, konnte man auf neu besetzten 
Bahnen die erste Zeit nie gleiche Leistungen erreichen wie in Deutsch- 
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land. Ebensowenig wie ein Soldat ein fremdes Gewehr und Geschütz 
gleich so gut bedienen kann wie sein eigenes, mit dem er ausgebildet 
wurde, ebensowenig kann die Leistung eines Eisenbahners auf neu be- 
setzten Bahnhöfen und Strecken so groß sein wie auf alten, lange in 
Betrieb befindlichen. Diese Tatsache der geringeren Leistung neu in 
Betrieb genommener Strecken und Bahnhöfe muß man auch im Frieden 
immer wieder feststellen. Es braucht eben ganz erklärlicherweise eine 
gewisse Zeit, bis sich die Eisenbahner in neue Bahnhofsanlagen ein- 
gearbeitet haben. Man besetzt deshalb neue Strecken und umgebaute 
Bahnhöfe schon vor der eigentlichen Betriebseröffnung oder macht 
Modelle von den Bahnanlagen, damit das Personal sich mit den neuen 
Betriebsverhältnissen schon vor Eröffnung der Bahnhöfe vertraut 
machen kann. 

Wie waren nun die tatsächlichen Leistungen 
der Bahn im besetzten Gebiet? Bei den geschilderten Be- 
triebsschwierigkeiten wäre es nicht verwunderlich gewesen, wenn die 
Bahn ganz versagt hätte. Das war aber keineswegs der Fall. Sie hat 
mehr geleistet, als man bei den schwierigen Betriebsverhältnissen eigent- 
lich erwarten konnte. Nach den Ausführungen des Obersten Jochim war 
die Versorgung des Nachschubes bei der 1. Armee durch die Bahn 
ausreichend. Die Nachschubzüge wurden 250 km weit durch Feindes- 
land vorgeführt (Karte 2). Bei den Armeen in der Mitte des rechten 
Flügels konnten durch die Brückensprengung bei Hirson, Charleroi und 
Sedan die Eisenbahnzüge nur bis zur Maas fahren. Von dort waren, wie 
wir sahen, noch 100—150 km zur Front, Die Verhältnisse lagen hier 
also zweifellos schwieriger als bei der 1. Armee, Von einem Versagen 
der Bahn kann aber auch nicht geredet werden. 


Außer dem Nachschub waren auch Truppentransporte vor 
und während der Marneschlacht auf den besetzten Bahnen zur Front 
durchzuführen. Die Karten 1 und 2 geben zunächst einen Überblick über 
die Stellung der deutschen und feindlichen Armeen am 25, August und 
9. September vor und während der Marneschlacht. In den Karten sind 
weiter die Nachschublinien eingetragen. Die Karten 3 und 4 zeigen die 
auf deutscher und feindlicher Seite gefahrenen Truppentransporte, mit 
Eintragung der Transportstraßen. Schon in der Zeit vom 22. August 
bis 27. August mußte das IX, Reservekorps (Karte 3), das zunächst 
in Schleswig geblieben war, über Aachen, Lüttich, Landen nach Tirle- 
mont vorgeführt werden. Trotz der schwierigen Betriebslage erreichten 
die Transporte ohne wesentliche Störung ihr Ziel, Allerdings war das 
nur dadurch möglich, daß der Nachschub während dieser Zeit eingestellt 
wurde, Auch hatte man auf den Bahnhöfen den Kunstgriff ausgeführt, 
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alle in das Hauptgleis einmündenden Weichen in abweisender Stellung 
zu vernageln, um den Transport nicht durch Rangierbewegungen oder 
losgelassene Sandzüge der Belgier von unbesetzten Strecken her zu 
gefährden. Bei der Transportbewegung war also nur das eigentliche 
Hauptgleis benutzbar. Diese im allgemeinen planmäßig verlaufene Vor- 
führung des IX. Reservekorps auf der Bahn hatte allerdings den Nach- 
teil, daß sich nach ihrer Beendigung die abgestellten und zurückgehal- 
tenen Nachschubzüge um so hemmungsloser auf das belgische Bahnnetz 
stürzten und dadurch große Stockungen hervorriefen. Zur gleichen Zeit 
wurden (Karte 3) auf dem linken Flügel einsetzende Truppenbewegungen 
(XIV. und XV. Korps) durchgeführt. Außerdem fällt in diese Zeit der 
Po verhängnisvolle Abtransport des Garde-Reserve-Korps und 
des XI. Korps und der 8. Kavallerie-Division vom Westen 
nach dem östlichen Kriegsschauplatz (Karte 4). Der einzige weitere 
Transport auf deutscher Seite auf den besetzten Bahnen, der noch in 
die Zeit der Marneschlacht bis zum 9. September fällt, war die Vor- 
führung der 7. Kavallerie-Division (32 Züge in der Zeit vom 7. 
bis 9. September, Karte 4). Die Züge wurden unmittelbar hinter dem 
rechten Flügel in St. Quentin ausgeladen. Eingeleitet war noch der Ab- 
transport des XV. Korps von Saarburg nach St. Quentin. Die ersten 
Züge fuhren am 9. September 1914 von den Einladebahnhöfen ab. Sie 
kamen also für die eigentliche Marneschlacht zu spät. Wie schwierig 
damals die Betriebsverhältnisse auf den besetzten Bahnen waren, zeigen 
einige charakteristische Ausführungen des Reichsarchivs über die Durch- 
führung des XV. Korps: „Die ersten Züge erlitten am 9. September 
durch Entgleisung einer Lokomotive in Mons und Versagen der Zug- 
meldeleitung zwischen Mons und Valenciennes mehrstündige Verspätun- 
gen, Erhebliche Störungen traten am folgenden Tage ein. Nachdem 
bereits am frühen Morgen durch Zusammenstoß zweier Züge bei Mons 
eine längere Sperrung der Transportstraße erfolgt war, kamen im Laufe 
des Vormittags gelegentlich eines Ausfalls aus Antwerpen Züge in feind- 
liches Feuer und lagen schließlich auf der Strecke zwischen Lüttich 
und Brüssel ganz fest. Vier Bataillone, eine Eskadron und vier Batterien 
Wurden in Löwen und Tirlemont zur vorübergehenden Teilnahme an der 
Abwehr des belgischen Vorstoßes ausgeladen, und die folgenden Trans- 
porte ebenso wie der bisher über Lüttich—Löwen—Brüssel gefahrene 
Nachschub von Lüttich über die nunmehr äußerst stark belastete Linie 
Namur—Charleroi—Mons umgeleitet, Am 11. September mittags gelang 
einer feindlichen Radfahrer-Abteilung die Zerstörung der Telegraphen- 
und Fernsprechleitungen und die Sprengung eines Durchlasses zwischen 
Tirlemont und Löwen. Die Strecke wurde hierdurch in beiden Gleisen 
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unterbrochen und die Benutzung der Bahn über Lüttich—Brüssel vor- 
übergehend unmöglich gemacht!. Durch einen erneuten Zugzusammen- 
stoß bei Mons am 12. September, durch den Abtransport von zahlreichen 
Kriegsgefangenen der Festung Maubeuge sowie durch die Notwendig- 
keit, Verpflegung, Munition und Ersatz den drei Armeen des rechten 
Flügels nunmehr neben den Transporten des XV, Armeekorps auf der 
einen Strecke über Namur—Charleroi zuzuführen, ergaben sich auf ihr 
außerordentlich schwierige Betriebsverhältnisse. Obwohl der Chef des 
Feldeisenbahnwesens wiederholt und eindringlich die betriebsführenden 
Stellen anwies, „an Zügen vorzuschieben, was vorzuschieben ist, damit 
rückwärts keine Stockung eintritt“ (ein Befehl, über dessen Richtigkeit 
man nach den früheren Schilderungen der Ursache der Betriebsschwie- 
rigkeiten auf den besetzten Bahnen sehr streiten kann), traten gerade 
dadurch Störungen im Zugverkehr ein, sie pflanzten sich bis weit in die 
heimatlichen Grenzgebiete fort und führten zu erheblichen Verzöge- 
rungen der Transporte. Vorübergehend stockte der Ablauf der Züge 
auf der Linie Aachen—Herbesthal vollständig, so daß zum Teil Um- 
leitungen über Malmedy—Rivage erfolgen mußten. Am 13. September 
mittags war die Bewegung um etwa 25 Stunden, in der Nacht vom 14. 
zum 15. um mehr als 36 Stunden im Rückstande. Zu letzterem Zeitpunkt 
warteten allein in Herbesthal 21 und in Malmedy 5 Züge auf Vorführung. 
Störend wirkte vor allem die Notwendigkeit, in die Transportbewegung 
dringende Ersatz- und Nachschubzüge für die Armeen des rechten 
Heeresflügels einzugliedern. Die Verteilung der gefahrenen Züge wurde 
am 13, September nachmittags so geregelt, daß hinter je zwei Truppen- 
transporten ein Zug mit Munition, Verpflegung oder Ersatz fuhr. Als 
am 13. September nach Instandsetzung der von den Belgiern unter- 
brochenen Bahn Tirlemont—Löwen die Bewegung mit Teilen wieder 
über Brüssel geleitet wurde, begannen sich die Betriebsverhältnisse zu 
bessern. 

Wie groß waren nun die Leistungen eigentlich damals auf den 
Bahnen im besetzten Gebiete? Dies zeigen von mir damals gemachte 
Auszüge aus dem Zugmeldebuch des Bahnhofs La Louvière. Danach 
wurden auf der Strecke Charleroi—Mons in der Richtung zur Front am 


18. September 383 Vollzüge, 19. September 29 Vollzüge, 
20. » San hi 21. 2 AAT 
22. D 831 D ga 23. D 34 nm 


gefahren, Das Beispiel zeigt, daß die Leistungen der Bahn im besetzten 
Gebiet, wie nicht anders zu erwarten, geringer war als auf den Bahnen 


1 Vgl. Zeitung des Vereins deutscher Eisenbahnverwaltungen 1916, S. 51. 
Jänecke: Eisenbahnbetrieb in Feindesland. 
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in Deutschland. Aber unter Berücksichtigung der erwähnten damaligen 
großen Betriebsschwierigkeiten auf den Eisenbahnen im be- 
setzten Gebiet wurden doch, wie man sieht, recht beacht- 
liche Leistungen vollbracht. 


Eins ist allerdings richtig. Die Nachschub- und Transportzüge 
konnten bei den damaligen Betriebsschwierigkeiten gleichzeitig nur im 
beschränkten Umfang durchgeführt werden. Auch war bei Betriebs- 
schwierigkeiten mit einer so pünktlichen und reibungslosen Durch- 
führung der Züge wie in Deutschland nicht zu rechnen, 


Wie waren nun die Leistungender Verkehrsmittel, so 
insbesondere der Eisenbahnen, auffeindlicher Seite? Wie 
bei uns, so war auch dort der Aufmarsch auf den Leistungen der 
Eisenbahn aufgebaut. Die 5 französischen Armeen wurden auf zehn 
Transportstrecken, von kleinen unwichtigen Störungen abgesehen, plan- 
mäßig zur Front gebracht. Daneben wurde die englische Armee, 3 Korps 
mit rund 120 000 Mann, vom 15. August ab auf zwei Transportstraßen 
von den französischen Häfen zur Front gefahren. Die Züge des 1. Korps 
liefen von Boulogne über Amiens nach Hirson, und die des 2. Korps und 
der 1. englischen Kavalleriebrigade von Le Havre über Amiens nach 
Maubeuge. Das 3. Korps und 2. Kavalleriekorps trafen erst Ende August 
in Frankreich ein. Alle Züge erreichten ohne Störung ihr Ziel. Durch 
die Leistungen der Eisenbahn konnte also der fran- 
z2ösischeundenglischeAufmarschplanmäßigdurch- 
geführt werden. 


Der Krieg fand in Feindesland statt. Die Bevölkerung hatte dar- 
unter sehr zu leiden. Für die Leistung der Verkehrsmittel hatte das 
aber gewisse Vorteile. So stand der französischen Heeresleitung vor 
und währendder Marneschlacht ein im Frieden ausgebautes, 
vom öffentlichen Netz unabhängiges besonderes Fernsprechnetz 
für die Kriegführung zur Verfügung. Der französische Oberbefehlshaber 
war dadurch während der Marneschlacht immer über die militärische 
Lage bei den einzelnen Armeen genau unterrichtet und konnte sofort 
eingreifen und Verstärkungen nach den bedrohten Punkten schicken. 
Dabei kam den Franzosen auch noch der ausgedehnte Spionagedienst zu 
Hilfe, der dadurch erleichtert wurde, daß unser Vormarsch in Feindes- 
land stattfand. So erfuhr Joffre z. B. auch sehr bald von dem Abtrans- 
port der beiden Korps von unserem rechten Flügel nach dem Osten. 
Das Nachrichtenwesen war also währendderMarne- 
Schlacht auf französischer Seite, da der Krieg im 
eigenen Lande stattfand, gut ausgebaut im Gegensatz 
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zu den damaligen Verhältnissen auf deutscher Seite in den besetzten 
Gebieten, 

Die französischen Flugzeuge spielten bei Kriegsbeginn bei den 
Franzosen dieselbe Rolle wie bei uns. Militärischen Schaden haben ihre 
Fliegerbomben kaum angerichtet. Für die Aufklärung beim 
Rückzug und späteren Vormarsch, z.B. zur Wiederherstellung des zer- 
störten Bahnnetzes, war die Fliegertätigkeit dagegen 
sehr wichtig. 

Der Nachschubstellte an die Kolonnen auf feindlicher Seite 
wesentliche geringere Anforderungen als bei uns, da die 
Etappenlinien vor und während der Marneschlacht im eigenen Lande 
immer bis zur Front im Betrieb waren und da die Ausladebahnhöfe un- 
mittelbar hinter der Front lagen. Die Franzosen hatten auch im eigenen 
Lande nicht unter all den baulichen und betrieblichen Schwierigkeiten 
und den feindlichen Einwirkungen zu leiden wie wir im besetzten Gebiet. 
Fernsprech-, Signal- und Stellwerksanlagen waren intakt, das Bahnhofs- 
und Streckenpersonal gut eingearbeitet und der Zugförderdienst genau 
geregelt. Ihre Bahnen waren aus diesem Grunde natürlich erheblich 
leistungsfähiger. DafürverlorendiefranzösischenBahnen 
aber mit unserem Vormarsch eine Rochade-Linie nach der 
anderen. Zunächst die über Verdun, dann über Mennehould, dann 
über Reims usf. (siehe Karte 1 und 2). Wäre unsere Armee noch weiter 
über die Seine vorgestoßen, so wären die Eisenbahnverhältnisse bei den 
Franzosen noch schwieriger geworden. Denn dann hätten die Franzosen, 
da fast alle Eisenbahnlinien in Frankreich wie bei einer Spinne im Netz 
in Paris zusammenliefen, weitere wichtige Rochade-Linien verloren. 

Die Bahnen waren mit Räumungs-, Flüchtlings- 
zügen und Transporten zur Versorgung von Paris 
stark belastet. Durch unseren schnellen Vormarsch mußten die 
Depots, Waffenlager, Lazarette, Magazine geräumt und das anrollende 
Material der Bahnen zurückgebracht werden. Dazu kam die Abbeförde- 
rung der fliehenden Bevölkerung aus den Einfallgebieten. Aus Paris 
allein wurden damals 200000 Flüchtlinge nach den Provinzen ab- 
befördert. Dann mußte Paris mit Rücksicht auf eine drohende Belagerung 
mit Lebensmitteln versorgt werden. Zu diesen Transporten kamen die 
zahlreichen Verwundetenzüge. Am 30. August waren vom Bahnhof 
Nouvions Le Sec allein 15 und am 10. September vom Bahnhof Troyes 
21 Verwundetenzüge abzufahren. Gleichzeitig mußte die Versorgun g 
des Heeres mit Lebensmitteln, Munition und Mannschaften sicher- 
gestellt werden. Dabei überstieg der Munitionsverbrauch in den ersten 
Wochen, wie bei uns, alle Erwartungen. Durch den Verlust der Rochade- 
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Linien und die Belastung der Strecken mit Räumungszügen usw. war 
also die Leistung der Bahn herabgedrückt und die Durchführung der 
Nachschübe erschwert. 


Zu alledem kamen die hohen Anforderungen der Heeresleitungen 
an Truppentransporten, die sofort nach Beendigung des Auf- 
marsches einsetzten. Schon während des Aufmarsches faßte am 
14. August die Oberste Heeresleitung den Plan, den Schwerpunkt des 
Heeres, der schon beim Aufmarsch durch die Ausladung des XII. und 
XVII. Korps nach Norden verlegt war, noch weiter durch die Beförde- 
rung des XVII. Korps von Toul nach Maubeuge zu verschieben. Die 
Durchführung dieser Transporte war dadurch besonders schwierig 
(110 Züge), daß der Aufmarsch noch im vollen Gange und die Betriebs- 
mittel und das Personal noch unterwegs waren. Trotzdem wurde er in 
der Zeit vom 17. bis 21. August zur vollen Zufriedenheit durchgeführt 
(Karte 3). Derreibungslose Verlaufdieser Transport- 
bewegung wurde von besonderer Bedeutung. Denn er zeigte 
den Franzosen, welch machtvolles Werkzeug die 
Eisenbahnen im Kriege sind und veranlaßte sie, 
die Bahnen im allergrößten Umfange bei der 
Marneschlacht einzusetzen. Während man noch mit der 
Durchführung der Transporte des XVIII. Korps beschäftigt war, wurde 
Schon die Abbeförderung des IX. Korps von Nancy nach Sedan, Charle- 
ville (Karte 3) angeordnet. Durch die Kämpfe an der Front mußte der 
Lauf der Züge, nachdem sie zur Hälfte über Verdun geführt waren, ge- 
ändert und der Rest der Züge über Reims geleitet werden. Die Transport- 
bewegung verlief im übrigen normal. Den Schluß dieser ersten Trans- 
porte bilden die Beförderungen der 44. Division von Belfort nach 
St. Die (Karte 3). 


Am 25, August entschloß sich Joffre nach unserem 
Siege bei Mons und Namur zu einem planmäßigen Rückzuge der Fran- 
zosen und Engländer und zu einer grundlegenden Um- 
gruppierung des französischen und englischen 
Heeres, zur Verstärkung des linken Flügels und 
Bildung einer neuen Armee in der Gegend von 
Amiens, mit der eine neue Offensive eingeleitet werden sollte. Den 
Rückzug der Armee kündete er mit den Worten an: „Der Angriffsplan 
hat durch Fehler in der Durchführung sein Ziel nicht erreicht. Dadurch 
Wird der Krieg länger. Aber wir haben volle Freiheit in der Benutzung 
unseres Bahnnetzes bewahrt.“ Schon diese Worte zeigen, welche Be- 
deutung er dem Einsatz der Eisenbahnen zumaß. Ohne die Bahnen wäre 
die Durchführung seiner Pläne unmöglich gewesen. Nicht weniger als 
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533 Transportzüge sind so in der Zeit vom 25. August bis 9. September 
durchgeführt, Von diesen Transporten verdienen die Beförderung des 
IV., XXI. und XV. Korps besonderes Interesse. Das IV. Korps wurde 
in der Zeit vom 2. bis 4. September nach Paris befördert (siehe Karte 4). 
Der Transport war dadurch besonders schwierig, daß sich die Armeen 
schon im vollen Rückzuge befanden, und die Einladungen im Rückzugs- 
gebiet erfolgten. Beim Eintreffen des Korps in Paris mußte es bei den 
schweren Kämpfen an der Marne sofort an die Front gebracht werden. 
Der Transport des ganzen Korps auf den Bahnen stieß auf Schwierig- 
keiten. Man entschloß sich deshalb, die Hälfte der 
7. Division (6000 Mann), mit in Paris requirierten 
600 Taxisnachvornzu befördern. Die Durchführung dieses 
Kraftwagentransportes erfolgte in der Nacht vom 7. zum 8. September, 
Es war das erste Mal, daß man den Kraftwagen im Weltkriege zur 
Truppenbeförderung einsetzte. Der Transport verlief reibungslos. Die 
Truppen trafen am 8. September früh an der Front ein und konnten so- 
fort in den Kampf eingesetzt werden. Gleichzeitig wurde von der 1. Armee 
das XXI. Korps zur 4. Armee befördert (Karte 4). Bei den Kämpfen 
an der Front mußte es umgeleitet und bei Joinville ausgeladen werden. 
Während noch die Züge des XXI. Korps rollten, sollte das XV. Korps 
von Lothringen zur Verstärkung nach der 3. Armee gebracht werden. 
Diese Truppenverschiebung erfolgte zum Teil auf der Landstraße und 
zum Teil mit der Bahn und verdient besonderes Interesse. Die Truppen 
trafen am 7. September 7 Uhr abends in Gouzecourt ein. Es wäre nicht 
möglich gewesen, ihnen nach einem Tagemarsch noch 40—50 km Nacht- 
marsch zuzumuten, Man entschloß sich daher, unter Benutzung der Leer- 
züge des XXI. Korps, nachts die Truppen von Gouzeeourt aus zur Front 
zu bringen. Auf dem Bahnhof Gouzecourt wurden gleichzeitig immer 
zwei Züge beladen und dann in 20 Minuten Zugfolge zur Front gebracht. 
Tatsächlich konnten die Truppen am nächsten Tage in die Schlacht ein- 
greifen. Es ist eines der vielen Beispiele auf feindlicher und deutscher 
Seite im Weltkrieg für den einschneidenden Eingriff der Eisenbahnen 
in die Operationen (Karte 4). 

So rollten ununterbrochen Transportzüge auf den verschiedenen 
Rochade-Linie der französischen Bahnen, Außer den fünf Korps, dem 
XVIIL, IX., IV., XXI., XV. Korps, deren Durchführung wir kennen lernten, 
wurden noch sieben Divisionen, die 55., 56., 42., 14., 63., 64. und 
74.DivisionundzweiKavallerie-Divisionen,die10.und 
8. auf den verschiedensten Transportstraßen vom rechten zum linken 
französischen Flügel befördert. Gleichzeitig hatten die Bahnen von 
Bordeaux aus den Kolonien aus A f r i k a vier Divisionen, die 37., 38., 45. 
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undMarokkaner-Division,und von Le Havreaus England 
das II, englische Korps und die englische Kavallerie- 
Division zur Verstärkung des linken Flügels zur Front zu bringen. 
Die Transportstraßen, auf denen die Truppen befördert wurden, sind aus 
den Karten 3 und 4 zu ersehen. Man erkennt, wie mit dem Vordringen 
unserer Truppen und dem Verlust wichtiger feindlicher Eisenbahnlinien 
die Transporte immer mehr nach Süden verschoben werden mußten. Trotz 
der Schwierigkeiten, die sich hieraus bei der großen Zahl der Züge er- 
gaben und den weiten Umleitungen, die nötig waren, wurde dieser neue 
Aufmarsch des französischen Heeres, denn von einem solchen kann 
man wohl mit Recht sprechen, während der Kämpfe ohne wesent- 
liche Störungen durchgeführt. Das ist zweifellos eine glänzende 
Leistungder französischen Bahnen. Durch diese umfang- 
reichen Truppenverschiebungen, die schwieriger waren als der seit langer 
Zeit vorbereitete französische Aufmarsch bei Kriegsbeginn, trat eine 
vollständige Verschiebung im Kräfteverhältnis auf dem 
rechten Flügel ein. Dies geht klar aus der folgenden Zusammen- 
Setzung (Tabelle1l) hervor. Sie bringt eine Gegenüberstellung des 
Stärkeverhältnisses der deutschen und feindlichen Armeen an der West- 
front beim Aufmarsch und bei der Marneschlacht am 9. September 1914. 
Die Tabelle zeigt die Gliederung der Heere in die einzelnen Armeen. 
Man sieht, wie stark die sich gegenüberstehenden Kräfte an den einzelnen 
Frontabschnitten beim Aufmarsch und bei der Marneschlacht waren. Es 
ist im einzelnen angegeben, wieviel Kavallerie-Divisionen, Korps, 
Divisionen und Landwehr-Brigaden die einzelnen Armeen vor und 
Während der Marneschlacht hatten. Durch Schraffur erkennt man ferner 
die Änderung der Armeen, von der Zeit des Aufmarsches bis zu den 
Kämpfen an der Marne. Die schwarzen Karos zeigen die Truppenver- 
schiebungen vom rechten zum linken französischen und vom linken zum 
rechten deutschen Flügel an. Die karierten Felder bezeichnen die fran- 
zösischen Truppentransporte von Le Havre (England), Bordeaux (aus 
den Kolonien) und von Paris und die neu aufgestellten französischen 
Divisionen. Auf deutscher Seite finden wir weiter eine einfache Schrift- 
farbe. Sie charakterisiert die deutschen Truppenverschiebungen von der 
Westfront nach dem Osten, und zeigt uns die vor Antwerpen und Mau- 
beuge stehenden Korps, die an der Marneschlacht nicht teilnahmen. Nicht 
besonders gekennzeichnet sind die Änderungen in der Zusammensetzung 
der einzelnen französischen Armeen, die durch einen Überschritt von der 
einen zur anderen französischen Armee, also z. B. von der 5. zur 6. sich 
ergaben (siehe Tabelle 1). Vergleichen wir nun die Stärke der fran- 
zösischen Armeen beim Aufmarsch und bei der Marneschlacht, so sehen 
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wir welche entscheidende Änderung durch die französischen Eisenbahn- 
transporte eingetreten ist. An Stelle der belgischen Armee, die sich nach 
Antwerpen zurückgezogen hatte, bildete man mit Hilfe der durch die 
Bahnen zugerollten Truppen auf feindlicher Seite eine neue 6. Armee 
am äußersten linken französischen Flügel. Sie bestand aus drei 
Kavallerie-Divisionen (1., 3., 5.) und einer Division (3.) der früheren 
5. Armee, zwei Divisionen (14., 16.) der 1. Armee und einem Korps (IN? 
und zwei Divisionen (55.,56.) der 3. Armee. Außerdem erhielt sie aus Afrika 
über Bordeaux die 55. Division und aus Paris noch die 61. und 62, Division, 
An die 6. Armee schlossen sich die englischen Armeen an. Die Eng- 
länder wurden durch das II. Korps und eine Kavallerie-Division 
verstärkt. Die 5. Armee hatte schon vor dem 25. August das 
XVII. Korps von der 2. Armee erhalten. Bis zum 9. September trafen 
noch zwei Divisionen aus Afrika ein (37. und 38. Division), ferner das 
8. Kavallerie-Korps von der 1. Armee und das 10. Kavallerie-Korps von 
der 2. Armee, Zwischen die 4. und 5. Armee schob man eine neue 
9. Armee unter Fords ein. Sie setzte sich aus Teilen der 4. und 5. Armee 
zusammen. Außerdem rollten auf der Bahn die Züge des IX. Korps von 
der 2. Armee und der 42. Division von der Armee und der Marokkaner- 
Division von Le Havre herein. Die anschließende 4. Armee erhielt 
Verstärkung durch das XXI. Korps von der 1. Armee, Die 3. Armee 
mußte zwar ein Korps und drei Divisionen abgeben, bekam dafür aber 
das XV, Korps von der 2. Armee und drei neu aufgestellte Divisionen 
(65., 67., 75.). Sie behielt also die gleiche Stärke wie beim Aufmarsch. 
Die 2, und 1. Armee wurde dagegen erheblich, um vier Korps, zwei 
Divisionen und zwei Kavallerie-Divisionen geschwächt (siehe Tabelle 1). 
Als Ergebnis der Umgruppierung der feindlichen Heere sehen wir, daß 
der linke feindliche Flügel, wenn man von der belgischen 
Armee, die in Antwerpen lag, absieht, beider Marneschlachtfast 
doppelt sostark war wie beim Aufmarsch (siehe Tabelle 
1 und 2 und vergl. Karten 1—4). 

Welche Änderungen waren nun in der gleichen 
Zeit vom Aufmarsch bis zur Marneschlacht bei 
den deutschen Armeen eingetreten? Die nachstehende 
Tabelle 2 gibt einen Überblick über die Stärke der deutschen und feind- 
lichen Armeen auf dem rechten deutschen bzw. linken französischen 
Flügel beim Aufmarsch und während der Marneschlacht. Beim Auf- 
marsch hatten wir auf unserem rechten Flügel fünf Kavallerie-Divisionen, 
21 Korps und 7 Landwehr-Brigaden. Ihnen standen auf feindlicher Seite 
T Kavallerie-Divisionen, 9 Korps und 11 Divisionen gegenüber. Auch 
beim Moltkeschen Aufmarschplan waren wir dem Feind also erheblich 
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überlegen. An der Marne hatte sich das Bild vollständig geändert. 
Verstärkung erhielt unser rechter Flügel nur durch die 7. Kavallerie-Divi- 
sion von der 6. Armee. Das aus Deutschland zugeführte XI. Korps lag vor 
Antwerpen (Karte 1). Während man aber den linken französischen Flügel 
so wesentlich verstärkte, wurde unser rechter Flügel erheblich geschwächt. 
Am einschneidendsten war der bekannte Abtransport zweier Korps, des 
G.R.K. der 2. Armee und des XI. Korps der 3. Armee von unserem rechten 
Flügel (Karte 4, Tabelle1) vom westlichen nach dem östlichen Kriegs- 
schauplatz, Weiter war durch die Belagerung von Antwerpen das 
II. Res.-Korps von der 1. Armee und das IX. Res.-Korps und das Marine- 
Korps, durch die Belagerung von Maubeuge das VII. Res.-Korps und 
ein Viertel des VII. Korps von der 2. Armee festgelegt. Unser rech- 
ter Flügel war somit beider Marneschlacht um eine 
Kavallerie-Division verstärkt, aber um vier Korps 
geschwächt (siehe Tabelle 2). 
Tabelle 2 
Stärke des deutschen rechten und feindlichen linken Flügels. 


a) beim Aufmarsch 
N N N Mh rn EBEN 


Deutsche Armeen len. K. 


Feindliche Armeen 


Belgier 2... 1 | l, Armee... 
Engländer. ...| 1 EW 3. Armee 
5. franz, Armee .| 4 | 4 | 2 Ia Aenee 
4. franz. Armee ue? 3 LA Armee... . 

Summe,..| 7 | ao | u Summe. , 


6, franz. Armee 1, Armee... . 2 5 | kb 
Engländer. . . - 8. Arpmes — | 2. | 41702 
5. franz. Armee 3 | 3. Armee. ... Ele 
9. franz, Armee 4.Armee....| 2 BECH 


4. franz, Armee 


Summe, . | 9 | 14 | 16 


| Summe, .| 6 |17 
Stärkung bzw. Schwächung 
d 
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ion; K. = Korps; D. = Division; L.B, = Landwehr-Brigade 


K.D. = Kavallerie-Div 


Weshalb haben wir nun die Marneschlacht nicht gewonnen? Liegt die 
Schuld in der Abweichung von dem Schlieffenschen Aufmarschplan oder 
in dem Rückzugsbefehl des Obersten Hentsch? Welchen Einfluß haben 
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die Eisenbahnen gehabt? Die Änderung des Schlieffenschen Aufmarsch- 
planes durch Moltke ist vielfach untersucht worden. Meist wird dabei die 
Ansicht vertreten, daß es ein Fehler war, von ihm abzuweichen, General 
Gröner hat die Frage genau untersucht, wie der Krieg voraussichtlich 
verlaufen wäre bei Einhaltung des Schlieffenschen Planes und kommt zu 
der Ansicht, daß wir dann den Krieg gewonnen hätten. 

In vorliegender Arbeit soll zu dieser Frage nicht Stellung genommen 
werden, ebenso wenig wie zu der Frage, ob der Rückzugsbefehl des 
Obersten Hentsch richtig oder falsch war. Zwar hatten wir, wie 
dargelegt, bei Erteilung des Rückzugsbefehles unsere zahlenmäßige 
Überlegenheit auf dem rechten Flügel verloren. Tatsache aber auch ist 
es, daß es Kluck gelang, über die neugebildete französische 6. Armee 
auch mit schwächeren Kräften bei der Siegeszuversicht der Truppen 
unter seiner glänzenden Führung den Sieg zu erringen. Es ist daher 
natürlich, daß der Rückzugsbefehl von Hentsch von vielen für falsch 
gehalten wird. Denn es kommt nicht nur auf die Zahl, sondern auch auf 
den Geist der Truppen und ihrer Führung an. 

Wir wollen hier nur die Frage untersuchen, 
welchen Einfluß die Verkehrsmittel, insbesondere 
dieEisenbahnenaufden Verlaufder Marneschlacht 
ausgeübt haben. 

Fest steht zunächst, daß auf deutscher Seite das Nachrichtenwesen 
während der Marneschlacht versagt hat. Man hätte sonst nicht Hentsch 
mit einem Kraftwagen zur Erkundung der militärischen Lage an die 
Front schicken müssen. Bei ausreichenden Verständigungsmitteln hätte 
er dann auch nicht den Rückzugsbefehl erteilen können. 

Welchen Einfluß haben nun die Eisenbahnen 
auf deutscher und französischer Seite auf den Ver- 
lauf der Marneschlacht gehabt? Auch der Aufmarsch 
nach dem Moltkeschen Plane brachte uns eine erhebliche Überlegenheit 
unseres rechten Flügels. Bei der Marneschlacht am 9, September 1914 
hatte sich dagegen das Bild vollständig gewandt, während der Marne- 
schlacht war der linke französische Flügel stärker als unser rechter 
Flügel. Während unsere Armeen nur um eine Kavallerie-Division ver- 
stärkt, aber um vier Korps geschwächt und nur noch 6 Kavallerie- 
Divisionen, 17 Korps und 7 Landwehr-Brigaden stark waren, stand ihnen 
an der Marne ein um 2 Kavallerie-Divisionen, 5 Korps und 5 Divisionen 
verstärkter Flügel auf der linken feindlichen Seite mit 9 Kavallerie- 
Divisionen, 14 Korps und 16 Divisionen gegenüber. Die zahlen- 
mäßige Überlegenheit unseres rechten Flügels 
beim Aufmarsch war also an der Marne durch die 
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Truppenverschiebungen auf französischen Bahnen, 
den Abtransport deutscher Korps nach dem Osten 
und die Festlegung stärkerer Kräfte vor den 
Festungen vollständig verlorengegangen. 

Die Verschiebung des Kräfteverhältnisses ist auf deutscher Seite 
darauf zurückzuführen, daß wir unseren rechten Flügel entgegen dem 
Geiste des Schlieffenschen Planes durch Abgabe von Truppen nach dem 
Osten und durch Festlegung zu starker Truppenteile vor Antwerpen und 
Maubeuge und im übrigen besetzten Gebiete erheblich schwächten. 
Dabei hatte Ludendorff auf die Verstärkung durch die abtransportierten 
Korps verzichtet, Sie kamen ja auch tatsächlich zur Schlacht von 
Tannenberg zu spät. Auch sprachen die Begleitumstände bei ihrem 
Abtransport dagegen, sie vom rechten Flügel fortzunehmen. Als 
nämlich am 25. August nach dem Fall von Namur die Oberste 
Heeresleitung sich entschloß, die zwei Korps vom rechten Flügel nach 
dem Osten zu befördern und an die Bahn im besetzten Gebiet die For- 
derung stellte, die Truppen in Belgien einzuladen, wurde dies bei der 
damaligen schwierigen Betriebslage von der Bahn abgelehnt. Die 
Truppen mußten daher vier Tage von Namur nach 
Aachen marschieren, um dann auf den Bahnhöfen 
in Deutschland verladen zu werden. Deutlicher konnte 
kaum die damalige Beschränkung in den Leistungen der Bahn im be- 
setzten Gebiet zutage treten. Auch das hätte warnen müssen, Kräfte 
vom rechten Flügel fortzunehmen. Sah man doch daraus, wie schwer 
es später sein mußte, wieder Truppen durch Belgien und Frankreich 
zum rechten Flügel durchzubringen, Hätten Hindenburg und Ludendorff 
damals schon an der Spitze des deutschen Heeres gestanden, so wäre 
diese Sünde gegen den Schlieffenschen Plan, die Schwächung unseres 
rechten Flügels durch den Abtransport der Korps nach dem Osten, ver- 
mieden worden. Sie hätten die Clausewitzsche Forderung, an der Stelle 
der Entscheidung so stark wie möglich zu sein, nicht aus dem Auge ver- 
loren. Die Schwächung unseres linken Flügels lag ferner in der Fest- 
legung starker Truppen vor Antwerpen und Maubeuge und im übrigen 
besetzten Gebiet. Ob dies in dem Umfang nötig war, möchte ich nicht 
entscheiden, aber auf eine Äußerung Ludendorffs hinweisen. Er sagt 
nämlich in seiner Schrift „Das Marnedrama“, daß er nicht so erhebliche 
Kräfte aus dem rechten Flügel zu anderen Zwecken in Belgien und 
im nördlichen Frankreich zurückgelassen hätte. Auch hätte er durch 
Eisenbahntransporte von der 6. und 7. Armee in der Richtung des rechten 
Flügels diesen zu stärken versucht. Auf Kosten des Nachschubes wäre 
die Durchführung dieser Transporte auch in gewissem Umfange möglich 
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gewesen, so aber, wie die Operationen tatsächlich verliefen, wurde unser 
rechter Flügel erheblich geschwächt. Den Eisenbahnen im besetzten 
Gebiet und dem Eisenbahnbetriebe kann man aber, wie wir sehen, hierfür 
keine Schuld zumessen. Wären die zwei Korps im Westen 
geblieben, so wären wir an der Marne zahlenmäßig 
stärker und bei dem Siegeswillen unserer Truppen 
dem Feinde überlegen gewesen. 

Unsere zahlenmäßige Überlegenheit haben wir 
ferner dadurch eingebüßt, daß es den Franzosen 
gelang, was in der deutschen Literatur kaum be- 
kannt, unter schwierigsten Betriebsverhältnissen 
eine völlige Umschichtung ihres Heeres durch- 
zuführen, und den linken Flügel um 5 Korps und 
5 Divisionen in kurzer Zeit zu verstärken, 


Hierdurch haben die französischen Bahnen 
entscheidend in den Verlauf der Schlacht einge- 
griffen. Ihren Leistungen ist es zum großen Teil 
zuzuschreiben, daß wir an der Marne nicht siegten 
und daß den Franzosen ein Cannae erspart blieb. 
Diese Leistung des französischen Bahnnetzes hat man entschieden auf 
unserer Seite unterschätzt, obwohl Schlieffen warnte: „Man muß heute 
seine Aufmerksamkeit nicht so sehr der Anzahl der Batterien des Geg- 
ners zuwenden als vielmehr der Zahl der Eisenbahnen. Man muß nicht 
allein die Stärke der Bewaffnung des Feindes kennen, sondern auch die 
Leistungen der Bahnen des Gegners vergleichen.“ Hätte man mit stärke- 
ren Truppentransporten gerechnet, so wäre Kluck durch die Angriffe 
der neugebildeten 6. französischen Armee auf sein 4. Reservekorps nicht 
50 überrascht gewesen. 


Die Leistung, der Bahnen im besetzten Gebiet 
steht hinter denen der französischen Bahnen 
nicht zurück. Wir sehen, wieviel schwieriger dem Eisenbahn- 
betriebe in Deutschland und Frankreich gegenüber der Eisenbahnbetrieb 
in Feindesland aus den verschiedensten Gründen die erste Zeit auf den 
zum Teil zerstörten, uns völlig unbekannten Bahnen bei den gewaltigen 
Anforderungen des Heeres waren. 


Hätte bei den Kämpfen der I. Armee am Oureq die Bahn die Muni- 
tion nicht bis dicht hinter den Flügel der I. Armee vorgeführt, so wäre 
es Kluck nicht möglich gewesen, die Franzosen am Oureq zu schlagen. 
Welche verhängnisvollen Folgen das für uns hätte haben können, braucht 
nicht weiter dargelegt zu werden. Den Eisenbahnern im besetzten Gebiet 
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und den Kolonnen ist es gelungen, den Anforderungen der Armee hin- 
sichtlich des Nachschubes im allgemeinen gerecht zu werden. Bei all 
den Schwierigkeiten bei Vorführung des Nach- 
schubes durch Belgien und Frankreich habendie 
Bahnen mehr geleistet, als man eigentlich erwar- 
ten konnte, Hätten die Bahnen versagt, so wären 
wir an der Marne geschlagen und die deutschen 
Armeen hätten sich nicht in ihren rückwärtigen 
Stellungen an der Aisne halten können. Sie wären 
erst, wie Joffre und die Franzosen hofften, am 
Rhein zum Stillstand gekommen. 
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Das britische Transportwesen an der Westfront im März 1918. 
Von 
Dr. Arthur Kühn in Berlin. 


(Mit 6 Abbildungen.) 


It is a common belief that in wartime the heaviest work on the 
railway transport directorate occurs during the period of large troop 
movements. Experience showed that the maintenance of a force 
in the field was a more complicated traffie problem than a strategie 
troop movement. (A. M. Henniker; Transportation on the Western 
Front.) 

Der Weltkrieg rief Großbritanniens Wehrmacht auf auswärtige 
Kriegsschauplätze. Daß der Haupteinsatz auf französischem Boden er- 
folgen würde, stand schon in der Vorkriegszeit fest und fand in britisch- 
französischen Generalstabsbesprechungen seinen Niederschlag. Diese 
Tatsachen bestimmen die Eigenart und Problematik des britischen mili- 
tärischen Transportwesens: Verbindungen über See für die Entsendung 
der Fronttruppen wie für den gesamten vom Mutterland zu stellenden 
Nachschub einerseits und Ausnutzung eines Bahn-, Straßen- und Binnen- 
wasserstraßen-Netzes auf dem Kriegsschauplatz, das einer auswärtigen 
Macht unterstand, auf der andern Seite. Im Weltkrieg sollten sich die 
aus solchen Verhältnissen sich ergebenden Aufgaben namentlich für die 
britischen Armeen an der Westfront und deren Versorgung aufs schärfste 
herauskristallisieren. Die Kriegsgeschichte des britischen Transport- 
und Nachschubwesens ist deshalb für das Verständnis der operativen 
Vorgänge unentbehrlich, Sie zeigt uns das Zusammenwirken von Heimat- 
und Frontdienststellen, von Häfen, der Flotte, den Voll- und Schmalspur- 
Eisenbahnen, den Straßen und Kanälen in geradezu klassischer Zu- 
Sammenfassung und gestattet die Erarbeitung zahlreicher Lehren, die 
für alle Zeit auswertbar sind. 

Namentlich gilt das für das letzte Kriegsjahr. Im Frühjahr 1918 
hatte die Organisation und Leistungsfähigkeit des gesamten britischen 
Transportwesens nach dreieinhalbjähriger Erfahrung einen besonders 
hohen Stand erreicht. Frühere Fehlerquellen waren ausgemerzt. Zwar 
liefen eine Menge Ausbau- und Ergänzungs-Vorhaben, aber im großen 
und ganzen lief die ungeheure und empfindliche Maschinerie befrie- 
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digend. Da brachen die beiden deutschen Großangriffe im März und 
April 1918 gegen die britische Front los, und nun mußte sich zeigen, ob 
das mühsam und kostspielig ausgebaute Transportwesen sich auch unter 
besonders erschwerten Umständen bewährte. 

Dieser Frage soll in den nachfolgenden Ausführungen nach- 
gegangen werden, Wenngleich dabei das Schwergewicht auf die Lei- 
stung der Eisenbahnen gelegt wird, verlangt die eigenartige Organi- 
sation des britischen Transportwesens auch auf die übrigen Träger des 
Nachschubs und Verkehrs — Häfen, Flotte, Straße und Kraftwagen und 
Binnenwasserstraßen — einzugehen. Sie alle bilden eine untrennbare 
Einheit und sind im Laufe von fast vier Kriegsjahren auf das feinste 
aufeinander eingespielt. 


1. Die Entwicklung des britischen Transportwesens 
in den ersten Kriegsjahren. 


Zum Verständnis der im Frühjahr 1918 bestehenden Organisation 
des Verkehrs und des Nachschubs ist eine gedrängte Übersicht über die 
bisherige Entwicklung der britischen Organisation unentbehrlich. 

England hatte 1914 zunächst 5, dann 6 Divisionen an der Westfront 
eingesetzt. Die Verantwortung für die Überführung vom Mutterland 
nach Frankreich trug die Flotte, für den Transport auf dem Festland die 
französische Militärbehörde. Le Havre, Rouen und Boulogne waren be- 
reits in Vorkriegsabkommen als Ausschiffungshäfen festgelegt. Sowohl 
die Truppenverschiffung wie der Eisenbahnaufmarsch im August 1914 
erfolgte reibungslos. Von 343 Transportzügen, die Amiens durchliefen, 
passierten nur 36 diese Station mit einer halbstündigen Verspätung. 

Die Niederlage der Engländer bei Mons und der Vormarsch der 
Deutschen zur Marne führten zu einer ungeheuren Verwirrung des 
ganzen britisch-französischen Transportwesens. Die Kopfbahnhöfe 
mußten beinahe stündlich zurückverlegt werden, sogar Amiens — bisher 
wichtigste Verteilerstation — wurde am 27. August 1914 geräumt. 
Schließlich gab man die bisherigen Ausschiffungshäfen preis: das in 
Le Havre, Rouen und Boulogne aufgestapelte Gerät wurde über See nach 
St. Nazaire und Nantes, den neuen Vertragshäfen, geführt. Die Rück- 
verlegung der Häfen und Kopfbahnhöfe bedingte eine folgenschwere 
Überlastung und Verstopfung der Pariser Ringbahn, der Ceinture, Auch 
nach dem Ausgang der Marneschlacht und beim Wettlauf zum Meer sollte 
sich diese Verstrickung in Paris hindernd auswirken. Mitte September 
bestanden zwischen den neuen britischen Kopfbahnhöfen und der Front 
Entfernungen von 50—70 km, die der Nachschub auf zerstörten Straßen 
nur mühsam und unzureichend überwand. In Nordfrankreich verzögerten 
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die im August beim Rückzug vorgenommenen Zerstörungen von Brücken 
und Bahnanlagen erheblich die Wiederinbetriebsetzung selbst der großen 
Eisenbahnlinien. Zeitraubende Umleitungen waren noch nach Monaten 
notwendig, als längst Le Havre und Rouen als Ausschiffungshäfen 
wieder eröffnet waren. Boulogne und Calais konnten den Engländern 
erst im Frühjahr 1915 zur Verfügung gestellt werden, 


Fast’zwei Jahre hindurch wurde unablässig an der Instandsetzung 
des Bahnnetzes und seiner Ausweitung und Ergänzung durch die Briten 
und Franzosen gearbeitet. Noch trug die Bahn nahezu die Hauptlast des 
gesamten Verkehrs und Nachschubs. Durch die friedensmäßige Organi- 
sation, die den Franzosen die Verantwortung und Leitung des Eisenbahn- 
wesens überließ, den Engländern lediglich die Benutzung und teilweise 
Instandsetzung gestattete, kam es im Laufe namentlich des Jahres 1916 
zu schwerwiegenden Differenzen. Sie vermehrten sich, als durch den 
Stellungskrieg, die immer mehr anwachsende Verstärkung der britischen 
Fronttruppen auf zuletzt 60 Divisionen und den in solchem Ausmaß nie- 
mals vorausgeahnten Bedarf an Munition, Verpflegung und Gerät das 
gesamte Transportwesen von den Häfen aufwärts versagte und die not- 
wendigen Transport- und Entladeleistungen nur zu 50—60 % erreicht 
wurden. Schiffe mit dringend benötigtem Gut lagen 17—21 Tage un- 
gelöscht auf der Reede. Der Eisenbahnverwaltung fehlte es an Loko- 
motiven, Waggons und Personal. Die Straßen-Verwaltung, durch die zu- 
nehmende Motorisierung bedeutend an Wert gewachsen, verfügte nicht 
einmal über ausreichendes Wegebaumaterial, um die notwendigsten 
Reparaturen ausführen zu können, so daß dringend notwendige Neu- 
bauten ganz ausfallen mußten. 

Aus diesen Schwierigkeiten konnte nur eine völlige Änderung der 
bisherigen Organisation befreien. In Sir Eric Geddes fand die britische 
Regierung den Mann, der durch seine einflußreiche Stellung bei den 
Heimatbehörden wie durch sein organisatorisches Talent im Front- 
hinterland das britische Transportwesen in den Stand setzte, den An- 
forderungen der Armeen zu genügen. 


Sir Eric begann mit einer grundlegenden Verbesserung der Lade- 
und Entlade-Einrichtungen in den Häfen und steigerte in wenigen 
Monaten die wöchentlichen Ausladungen von 130 000 t auf 224 000 t.. Der 
Einsatz von seefesten Schleppzügen, die von britischen Heimathäfen aus 
den Kanal querten und ohne Umladungszwang die französischen Binnen- 
wasserstraßen befahren konnten, trug zur Hafenentlastung wesentlich 
bei. Diese Schleppzüge beförderten mit 1400000 t — vor allem Muni- 
tion — 8% des gesamten Nachschubs! Eine weitere Arbeitsersparnis 
brachte die 1916 in Bau, aber erst im Februar 1918 in Betrieb genommene 
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Eisenbahnfähre England—Frankreich. Sie erübrigte das Ein- und Aus- 
laden von Schwerstgütern — Tanks, Eisenbahngeschützen, Lokomotiven 
— von der Bahn aufs Schiff und wieder auf die Bahn. 


Auch das Eisenbahnwesen wurde durch Sir Erie Geddes den ge- 
steigerten Ansprüchen angepaßt. Ihm gelang das für unmöglich Gehal- 
tene: die Anfuhr von tausenden von Kilometern Vollspur- und Schmal- 
spurgleisen, wofür bei dem britischen Stahlmangel allerdings über- 
seeische Hilfe weitgehend in Anspruch genommen wurde. Eine Fülle 
von Neubauten war die Folge. Die Erfahrungen der beiden ersten 
Kriegsjahre und die Vorbereitungen der großen britischen Offensiven, 
die mit einem Höchsteinsatz von Munition und Gerät durchgeführt 
wurden, bestimmten Richtung und Umfang dieser Ausbauten. An Voll- 
spurbahnen wurden für die Sommeschlacht etwa 90 km, für Arras etwa 
105 km, für Flandern etwa 145 km neu gelegt. Eine erhebliche Be- 
lastung des Eisenbahntransportwesens bildeten die täglichen Kohlen- 
züge, die von den nordfranzösischen Gruben ganz Frankreich versorgen 
sollten und die in 24 Stunden tagein tagaus 50 Volltransporte benötigten. 
Namentlich der Nord-Süd-Verkehr mit Amiens als wichtigstem Knoten- 
punkt wurde hierdurch behindert. 

Dem empfindlichen Mangel an rollendem Material wurde durch 
großzügigste Neulieferungen abgeholfen. Zunächst 20.000 englische 
Waggons, später insgesamt 54 000 Eisenbahnwagen ließ Geddes von Eng- 
land nach Frankreich überführen. Die Zahl der Volspurlokomotiven 
stieg durch große Bestellungen in England, Canada und USA. von etwa 
200 auf 1200. Riesig waren die Anlieferungen für die weit verzweigten 
Netze der Kleinbahnen, die während der Großoffensiven ihren Wert be- 
wiesen hatten und hinfort aus dem britischen Feldtransportwesen nicht 
mehr wegzudenken waren. 


Das in Nordfrankreich vorhandene, von Zerstörungen wenig be- 
troffene Netz der Binnenwasserstraßen erfuhr ab 1916 gleichfalls eine 
verstärkte Ausnutzung. Dieser Binnenwasserverkehr trug wesentlich 
zur Entlastung der nach wie vor überbeanspruchten Eisenbahnen bei. 


So wichtig und unentbehrlich die Straßen und Wege im britischen 
Fronthinterland waren, so sehr ihre Bedeutung durch die zunehmende 
Motorisierung noch gewonnen hatte, für die Eisenbahn bildete ihr Aus- 
bau und ihre Instandhaltung eine nie abreißende Sorge und Belastung. 
Waren hierfür bereits 1915 täglich 3370 t Wegebaumaterial erforderlich 
— das vorwiegend über See angeliefert und mit der Eisenbahn verteilt 
werden mußte —, so stieg der Bedarf im Winter 1917/18 auf über 10 000 t 
täglich. 
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Alle diese Fragen und vielfältigen Aufgaben, ihre Planung und 
ihre Lösung bedingten eine bis ins Kleinste aufeinander eingespielte 
Organisation im Mutterland wie auf dem Kriegsschauplatz. Sie hatte 
auf britischer Seite im Laufe des Krieges mancherlei Wandlung durch- 
gemacht. Der stärkste Einschnitt erfolgte Ende 1916, als Frankreich 
das bisherige Transportabkommen kündigte und den Briten nunmehr ihr 
gesamtes Verkehrswesen, einschließlich der Eisenbahnen, allein unter- 
stand, Es fehlt an Raum, auf diese organisatorischen Fragen näher ein- 
zugehen. Nur zwei Zahlenangaben mögen zum Vergleich herangezogen 
werden: 1914 wies das Büro des britischen Transportdirektoriums etwa 
drei Dutzend Offiziere und Angestellte auf. An Eisenbahnpionier- 
truppen waren zwei Kompagnien vorhanden. 1917 war die Zahl der im 
Transportwesen beschäftigten Personen auf 76.000, die der Eisenbahn- 
Pioniere auf 22 Kompagnien, die des leitenden Personals auf über 5000 
angestiegen. 


2. Der Winter 1917/18. 


Für die Entwicklung und den Weiterausbau des britischen Trans- 
Portwesens im Bereich der Westfront sollten während des letzten Kriegs- 
winters zwei Ereignisse von entscheidender Bedeutung werden: der für 
England so bedrohliche Erfolg des deutschen U-Boot-Krieges und die im 
Entente-Lager von Woche zu Woche zunehmende Befürchtung einer 
deutschen Großoffensive in Frankreich. 


Die britischen Schiffsverluste wirkten sich auf alle Zweige der 
englischen Seezufuhr aus. Hiervon konnte auch das militärische Trans- 
portwesen über See nicht ausgenommen werden. Eine scharfe Ein- 
schränkung der Schiffszufuhren von England und Übersee nach Frank- 
reich setzte ein. Ihr stand jedoch ein dauerndes Wachsen von Transport- 
forderungen seitens der Frontarmeen gegenüber, Aus solchem Mißver- 
hältnis ergab sich die Notwendigkeit, einerseits die Seezufuhr-Verhält- 
nisse zu prüfen und nötigenfalls leistungsfähiger zu gestalten, anderer- 
seits die Forderungen der Front nach Munition, Lebensmitteln, Gerät, 
Baumaterialien für die Instandhaltung und den Ausbau des Transport- 
Wesens zu beschneiden und der Dringlichkeit nach zu ordnen. 

Diese Prüfungsmaßnahmen ergaben einige überraschende Fest- 
stellungen. Für die Versorgung der britischen Westfront waren ständig 
300 Dampfer (bis zu den höchsten Tonnenzahlen) eingesetzt. Allein für 
den Transport von Lokomotiven, Wagen, Eisenbahn- und Straßenbau- 
Material und -Gerät waren 70 Schiffe beschäftigt. Das Transportwesen 


benötigte also fast 25 % des für den Nachschub überhaupt zur Verfügung 
stehenden Schiffsraumes, 
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Die Direktion des Transportwesens erließ deshalb scharfe Anord- 
nungen, die dem bisherigen Ausbau neuer Eisenbahnen und Straßenzüge 
einschneidende Beschränkungen auferlegten und Neubauten nur nach 
vorheriger Prüfung durch eine Zentralstelle gestatteten. Die Instand- 
haltung des vorhandenen Verkehrsnetzes erforderte immerhin noch einen 
hohen Prozentsatz des Schiffsraumes als Eigenbedarf des Transport- 
wesens. 

Eine besondere Ausbauförderung erfuhr lediglich das Schmalspur- 
system der Feldeisenbahnen, Im Laufe des Winters wurden die so lange 
selbständig arbeitenden Systeme der einzelnen Armeen miteinander ver- 
bunden. Das bedeutete eine wesentliche Erleichterung von Seitwärts- 
verschiebungen der Munition und des Geräts, falls solche Schwerpunkts- 
verlagerungen oder der Abtransport notwendig sein sollten. 

Gleichen Aufgaben dienten die beiden neuen strategischen Straßen- 
bzw. Wegezüge, die anfänglich 6000 m parallel der Front, später auch 
12000 m hinter der Kampflinie ausgebaut wurden und namentlich der 
raschen Truppenverschiebung zugute kommen sollten, 

Die Vollspurbahnen und das Binnenwasserstraßen-Netz erfuhren 
dagegen nur wenige Veränderungen. Neuartig war die Schaffung zahl- 
reicher großer Depots von Munition und Gerät längs den Schmalspur- 
linien. Sie dienten der Aufnahme der riesigen zuströmenden Munitions- 
mengen, deren Stapelung in den Häfen und in den Hauptdepots die 
Armeen der Transportschwierigkeiten wegen vorsichtshalber aufgegeben 
hatten. Diese Notdepots kurz hinter der Front sollten in den entschei- 
denden Märztagen eine große Bedeutung erlangen. 

Über Ort und Zeit der Monate vorher befürchteten deutschen Groß- 
offensiven waren sowohl die Franzosen wie die Engländer bis zuletzt 
im Unklaren. Ihr Nachrichtendienst arbeitete seit Januar 1918 fieber- 
haft, um zuverlässige Informationen zu bekommen, die eingehenden 
Nachrichten blieben aber so verwirrend, daß schließlich für nahezu alle 
Frontabschnitte deutsche Großangriffe erwartet wurden. Die zahl- 
reichen auf deutscher Seite gefaßten Pläne bestätigen übrigens, daß auch 
auf Seiten des Angreifers die Wahl des Angriffsgeländes lange Pr" 
schwankt hat. Skizze 1 zeigt die verschiedenen deutschen Angriffs 
vorhaben. 

So unsicher das bei den Briten einlaufende Nachrichtenmaterial 
war, genügte es doch, die britische Heeresleitung im Winter 1918 zu ein- 
schneidenden Änderungen der strategischen Auffassungen zu bewegen: 
Der Winter stand ausschließlich im Zeichen der Defensive. Die hierzu 
erlassenen Maßnahmen berührten auch in vielfältiger Weise das Trans- 
portwesen. 
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Hierzu gehörte an erster Stelle die Einteilung des gesamten briti- 
schen Frontabschnittes und seines unmittelbaren Hinterlandes in drei 
Verteidigungszonen. Die eigentliche Frontlinie wurde zur Vorfeldzone, 
ihr schloß sich in einer Tiefe von drei bis fünf Kilometern die Schlacht- 
feldzone an, der dann eine dritte, rückwärtige Verteidigungszone folgte. 
Diese drei Abschnitte wurden nicht allein mit rein militärischen Befesti- 
gungsanlagen, Grabensystemen und Batterie-Stellungen ausgestattet. 


DÖWKIRCHEN. 


AWIENS 


Skizze 1. Die deutschen Angriffspläne Frühjahr 1918. 


Ihr Verlauf und ihre Gliederung war vielfältig von den Transportanlagen 
abhängig, sei es, daß wichtige Bahnlinien oder Knotenpunkte unter allen 
Umständen geschützt und gehalten werden sollten, sei es, daß die Dichte 
und Leistungsfähigkeit des Verkehrsnetzes in Rechnung gezogen werden 
konnte. Umgekehrt bedingte die Errichtung der drei Zonen umfangreiche 
Neuanlagen, namentlich von Entladebahnstationen und von Depots, denn 
jede der Zonen sollte verkehrsmäßig voll leistungsfähig bleiben, auch 
wenn die Vorzone ausgefallen war. 
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Überall im Hinterland der britischen Front schossen deshalb Maga- 
zine und Depots empor. Ihre Belieferung bildete eine Zusatzbelastung 
großen Ausmaßes für das gesamte britische Transportwesen, namentlich 
wieder für die Eisenbahn. Allein für die Zweite Armee ergab eine Prü- 
fung der neuen Bestände etwa 20 000 t Munition in den verschiedenen 
Depots. Sorgfältige Berechnungen und Pläne bereiteten den Einsatz 
dieser Munitionsmengen in der Abwehrschlacht oder deren Rückführung 
vor, Auch hierbei oblag die Hauptlast den Eisenbahnen. Nicht weniger 
gründlich waren die Vorbereitungen für den Transport des übrigen 
Geräts, dessen Menge ein Vielfaches der Munitionsbestände ausmachte 
und für welches ebenfalls Transporte zur Front und Rückführungen 
gleichzeitig vorgesehen werden mußten, 

Die An- und Abtransporte der Truppen, die Verwundeten- und Ge- 
fangenen-Rückführung, namentlich aber die zum ersten Mal im größeren 
Umfang auftretende Frage des Abtransports der Zivilbevölkerung er- 
forderten eingehende Vorarbeiten. Diese Evakuation der Zivilbevölke- 
rung war für die verschiedenen Armeen eine erhebliche Sorge. Im Be- 
reich der in Flandern stehenden Zweiten Armee wohnten in der eigent- 
lichen Kampfzone 70 Zivilisten, in der mittleren Zone 16 000 und in der 
dritten — mit den Städten Poperinghe und Bailleul — 21500. Diese Zahl 
von 37570 Zivilisten wurde weit überschattet von den mehr als 200 000 
Einwohnern, welche im Gebiet der Ersten Armee die solange hartnäckig 
gehaltenen Bergbaustädte bewohnten, Bei der vorauszusehenden Be- 
lastung aller Transportmittel während eines etwaigen Rückzuges war es 
den englischen Behörden unmöglich, der an dieser Frage lebhaft inter- 
essierten französischen Regierung den sicheren Abtransport dieser Zivi- 
listen zu garantieren. Die endgültigen Abmachungen nahmen schließlich 
auf diesen Notstand Rücksicht, ein Verfahren, das sich im März und 
April verhängnisvoll auswirken sollte. 

Über den Umfang der im Fronthinterland im Winter 1917/18 unter- 
haltenen Kopfbahnhöfe, Magazine und Depots gibt Skizze 2 einen guten 
Überblick. Dabei umfaßt dieser Kartenausschnitt lediglich die rückwär- 
tigen Organisationen im Gebiet der britischen Dritten und Fünften 
Armee. 

Je länger der deutsche Angriff auf sich warten ließ, desto fieber- 
hafter wurden die letzten britischen Vorbereitungen durchgeführt. Zu 
den eigentümlichsten hiervon zählt die Tatsache, daß trotz des dauern- 
den Mangels an Lokomotiven zuletzt jedem Eisenbahngeschütz eine 
ständig unter Dampf stehende Lokomotive beigegeben war. Sie sollte 
für den etwa notwendig werdenden Abtransport des Geschützes immer 
zur Verfügung stehen. 
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3. Das Transportwesen während der deutschen Märzoffensive. 


Am frühen Morgen des 21. März 1918 brach über die von der 
britischen Dritten und Fünften Armee gehaltenen Frontabschnitte im 
Gebiet des alten Somme-Schlachtfeldes der deutsche Großangriff herein. 


—MEHRELEISIGE VOLLSPURBAHN 
—EINGLEISIGE VOLLSPURBAHN 


L FELDBAHN MIT 1m SPURWEITE 
= FRONTVERLAUF Set DÈR DEUTSCHEN 


STT FRONTVERLAUF NACH BE- 
ENDIGUNG 
e MAGAZINE, DEPOTS, KOPF BAHNHÜFE 


Ga 
OFFENSIVE 


Skizze 2. Größere Depots, Magazine und Kopfbahnhöfe im Hinterland 
der Britischen Dritten und Fünften Armeo März 1918 


Die Offensive begann mit einer stundenlangen schweren Be- 
schießung der Frontstellungen wie der wichtigen Verbindungslinien und 
Knotenpunkte im Hinterland der beiden bezeichneten Armeen. Roisel, 
eine kleine Station östlich Péronne, wurde bei diesem Beschuß Stunden 
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hindurch mit schwerstem Granatfeuer zugedeckt. Der Bahnhof und seine 
nähere Umgebung erhielten in der Minute 7—8 Einschläge. Hier wie 
überall im Gebiet der Angriffe waren im Nu die meisten Strecken, vor 
allem aber sämtliche Fernsprechleitungen, zerstört. Diese Unterbindung 
des Nachrichtendienstes wirkte sich in allen Schlachttagen besonders 
empfindlich aus und war die Ursache für manche kopflos anmutende 
Maßnahme der unteren Dienststellen aller Zweige des Transportwesens, 
So unterblieben z. B. fast alle vorbereiteten Sprengungen von Kunst- 
bauten der Bahnen, Straßen und Kanäle, weil der zerschlagenen Tele- 
phonverbindungen wegen die Anordnungen der oberen Behörden nicht 
eintrafen. 


Im Bereich der Dritten und der Fünften Armee, welche beide zuerst 
vom Stoß der deutschen Offensive betroffen wurden, fiel infolge des 
raschen deutschen Vordringens das Schmalspurnetz sofort aus. 


Das führte zu einer erheblichen Mehrbelastung des Vollspurnetzes, 
das nun alle An- und Abtransporte fast allein bewältigen mußte. Unter 
diesen Umständen war die Bergung der Eisenbahngeschütze eine be- 
sondere Leistung. Die Dritte Armee verfügte über 23 schwere Eisen- 
bahngeschütze, für die, nach hinten gestaffelt, insgesamt 54 Klauen- 
stellungen vorbereitet waren. Die meisten der vorn eingesetzten Ge- 
schütze konnten geborgen werden, nahmen in der zweiten Zone von 
neuem Stellung und rückten abermals nach hinten, als auch diese Posi- 
tionen unhaltbar wurden, 


Weniger erfolgreich war bei der zunehmenden Verwirrung die Rück- 
führung der in den Depots aufgestapelten ungeheuren Gütermengen aller 
Art. Hunderte von Lagern konnten nicht geräumt werden und gingen in 
Flammen auf. Mehr als 300 Lokomotiven und Zugmaschinen mußten zu- 
rückgelassen werden. Das Personal machte sie durch Abmontieren wich- 
tiger Teile unbrauchbar. Ungefähr 2000 beladene Güterwagen wurden 
in Brand gesteckt. 


Vom dritten Schlachttag an konzentrierten sich die britischen Be- 
mühungen darauf, die aufgegebenen Strecken und Brücken für den immer 
noch unaufhaltsam vordringenden Gegner unbenutzbar zu machen. Eine 
Unzahl von Sprengungen erfolgte, so daß schon am nächsten Tage die 
britischen Bestände an Sprengmaterial völlig geräumt waren, diese 
Sprengvorhaben deshalb an den folgenden Tagen wieder unterbleiben 
mußten. 

Viel Verwirrung verursachte der gerade in den kritischsten Stunden 
erforderlich gewordene Abtransport der zahlreichen im unmittelbaren 
Fronthinterland beschäftigten Arbeiterbataillone, die aus Kriegsgefan- 
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genen und vorwiegend chinesischen Kulis zusammengesetzt waren. Die 
britische Transportleitung wurde dieser unvorhergesehenen Verstrickung 
nur mit größter Mühe Herr. 


Dagegen erfolgte im Gebiet der Dritten und Fünften Armee der 
Abtransport der Zivilbevölkerung verhältnismäßig reibungslos, vorwie- 
gend durch die Einsparung von Lazarettzügen, die nicht annähernd im 
vorgesehenen Umfang eingesetzt zu werden brauchten und deshalb durch 
andere Transportzüge ersetzt werden konnten. 


Auch verdient die enorme Leistung des britischen Eisenbahnnetzes 
im Hinterland in diesen kritischen Schlachttagen volle Anerkennung. 
Unablässig rollten Verstärkungen an Truppen heran, mußten ab- 
gekämpfte Frontdivisionen verladen werden. Riesig waren die Bestände 
an Güterzügen mit gerettetem Gerät, an Lokomotiven und leeren Wag- 
gons, die sich auf den rückwärtigen Hauptverkehrslinien stauten und 
doch rasch abgestellt werden mußten, um den notwendigen Durchgangs- 
verkehr nicht zu hindern. Mit der Versteifung des britischen Wider- 
Standes wuchs der Munitionsbedarf. Allein die Dritte Armee benötigte 
täglich 18 volle Zugladungen an Artilleriemunition, deren Entladung 
häufig auf offener Strecke erfolgen mußte, weil die vorgesehenen Ent- 
ladestationen längst den Deutschen in die Hände gefallen oder vom 
Artilleriefeuer zerstört waren. Die Leistungsfähigkeit der rückwärtigen 
großen Bahnhöfe überraschte niemand mehr als die Briten selbst. Ihre 
amtliche Kriegsgeschichte unterstreicht objektiv die Verdienste der 
Franzosen, deren Transportorganisation dem Bewegungskrieg angepaßt 
War und die durch den Rückzug notwendig gewordenen Improvisationen 
erleichterte. 


Am wenigsten hatten im Sommegebiet die Binnenwasserstraßen ge- 
litten. Das Personal konnte sich retten, einige Schleppzüge versenkte 
man, Vor Amiens wurden Vorbereitungen für eine Überschwemmung des 
benachbarten Geländes getroffen. 


Erheblich schwieriger gestalteten sich die gleichen Fragen für die 
Binnenwasserstraßen in Flandern, wo am 9. April 1918 der zweite 
deutsche Großangriff gegen die britischen Stellungen einsetzte. Hier, 
bei einem wesentlich dichteren Kanalnetz (s. Skizze 3), hatte schon 
Immer während des Krieges der Transport auf den Flüssen und Ka- 
hälen eine größere Rolle gespielt, als an den übrigen Frontabschnitten. 
Hier war deshalb auch besonders umfangreiches Material an den Ka- 
nälen gelagert, hier befanden sich mehr als anderswo die Bestände an 
Schleppzügen. Ihre Rückführung war nicht immer möglich, obwohl in 
diesen Apriltagen die Organisation des Transportwesens besser arbeitete 
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als während der Märzoffensive. Die Vorbereitungen für umfangreiche 
Überschwemmungen erschwerten die Bergung der Schleppzüge, von 
denen deshalb manche versenkt werden mußten, auch wenn sie mit wert- 
vollem Gut beladen waren. 

Auch die Eisenbahn im Bereich der vom Angriff betroffenen Ersten 
und Zweiten Armee arbeitete in den kritischen Apriltagen reibungsloser 
als im Sommegebiet. Namentlich konnte in Flandern fast das gesamte 
rollende Material geborgen werden, allerdings geschah diese Rettung 
auf Kosten der Depots und Magazine, die mehr noch als an der Somme 
in Flammen aufgingen. Die Sprengung des riesigen Munitionsdepots 
bei Vieux Berquin zählt zu den größten Zerstörungen an der Westfront. 


Skizze 3. Binnenwasserstraßen in Nordfrankreich, 


Wenngleich auch in Flandern der deutsche Angriff rasch Gelände 
gewann und das deutsche Artilleriefeuer die Telephonverbindungen zer- 
schlagen hatte, sind hier doch die vorgesehenen Zerstörungen von 
Straßen und Brücken programmäßiger und einheitlicher erfolgt als an 
der Somme. 


Die Rückverlegung der Front zwang zur völligen Umorganisation 
der rückwärtigen Verbindungen überhaupt, namentlich aber des Bahn- 
transportes. Mit französischer Hilfe ist auch hier diese schwierige Auf- 
gabe vorbildlich gelöst worden. Sie war um so dringender, als von ihrer 
Lösung die ungestörte Heranführung der Reserven aus dem Süden ab- 
hing, wobei — wie noch gezeigt wird — wieder die Eisenbahn die Haupt- 
last trug. 
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4. Einzelfragen. 
a) Truppentransporte, 

Am 21. März 1918 standen von den an der Westfront angesetzten 
58 britischen Divisionen 30 im Bereich der vom Angriff zuerst getrof- 
fenen Dritten und Fünften Armee und 28 Divisionen im Norden, im Ab- 
schnitt der Ersten und Zweiten Armee, Die Wucht des deutschen An- 
griffes gerade während der ersten Offensivtage fegte die Fünfte Armee 
fast völlig vom Schlachtfeld. Das so entstandene Vakuum galt es schleu- 
nigst zu füllen, und in weniger als drei Wochen waren vom Norden 
18 Divisionen südwärts transportiert, um den britischen Widerstand 
zwischen Amiens und Arras zu versteifen. Gleichzeitig mußten 18 im 
Sommeabschnitt abgekämpfte britische Divisionen aus dem ohnehin über- 
füllten Hinterland abtransportiert werden: man verschob sie nach Nor- 
den in vorläufige Ruhequartiere. Wenn bei diesen starken Truppen- 
verschiebungen, die unter stärkstem Druck seitens des Gegners erfolgten, 
auch durch Märsche und Lastwagentransporte die Bahn entlastet wurde, 
die Hauptmasse der Truppen wurde doch von der Bahn bewegt. Es 
bleibt mit Recht eine der stolzesten Leistungen der britischen Feldeisen- 
bahnverwaltung, zusammen mit den französischen Behörden diese Trans- 
portaufgaben in jenen kritischen Tagen bewältigt zu haben. Mit un- 
endlicher Mühe nur gelang es, die wenigen großen Verschiebestrecken 
von den beim Rückzug hier abgestellten Güterzügen mit gerettetem Ge- 
rät zu säubern, diese auf Nebenstrecken zu verteilen und die wichtigen 
Transportzüge mit einiger Regelmäßigkeit verkehren zu lassen. Alle 
Bemühungen aber mußten verdoppelt und verdreifacht werden, als im 
März französische Verstärkungen in Höhe von zunächst 22 Infanterie- 
und 2 Kavalleriedivisionen heranrollten und schleunigst eingesetzt wer- 
den sollten, im April dann der deutsche Angriff im Norden erfolgte und 
nun die anfänglich nach Süden verschobenen Reserven und die franzö- 


sischen Verstärkungen in größter Eile nach Norden geworfen werden 
mußten. 


Bei diesen Transportbewegungen darf nicht vergessen werden, daß 
namentlich die Haupt-Nord-Südstrecke auch durch Nord-Süd-Verschie- 
bungen von Gerät und Munition, durch die schon erwähnten Kohlenzüge 
und durch schwere Verstopfungen der Knotenpunkte ohnehin über- 
belastet war. Selbstverständlich fehlte es deshalb nicht an schweren 
und verhängnisvollen Störungen. Im großen gesehen erfolgten aber 


gerade die Truppentransporte ausreichend und auch verhältnismäßig 
pünktlich. 


Archiy für Eisenbahnwesen. 1030. al 
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b) Räumungstransporte. 


Einen ungefähren Begriff dieser Belastung der Strecken allein 
durch die Rückführung des geretteten Gerätes geben jene Zahlen, die 
von den Materialbeständen einzelner Depots aktenmäßig überliefert sind. 


Skizze 2 zeigt neben der Verteilung der bis zum März 1918 an- 
gelegten Lager und Depots im vormals britischen Fronthinterland der 
Dritten und Fünften Armee gleichzeitig jene Linie, die von den deut- 
schen Truppen im Angriff erreicht und damit jenes Gebiet, das ein- 
schließlich der Depots in deutschen Besitz genommen wurde. Wenn auch, 
wie erwähnt, eine Unmenge des hier aufgestapelten Geräts und der 
Munition von den Fronttruppen und Sprengkommandos in Brand gesetzt 
worden ist, andere ungeheure Bestände den Deutschen unversehrt in 
die Hände fielen — riesengroß blieben dennoch die Mengen, die aus 
diesem verlorenen Gebiet und den neuen Frontabschnitten in Hast und 
Eile nach hinten geschafft wurden. Hierfür standen im wesentlichen 
die Ost-West-Verbindungen zur Verfügung, aber wenn auch zahlreiches 
Material zunächst auf Feldeisenbahnen abgerollt werden konnte — ein- 
mal mußte es die Vollspurbahnen erreichen, mußte umgeladen und in 
die Häfen oder rückwärtige Depots abgeschoben werden. Wo diese West- 
Ost-Linien die Nord-Süd-Verbindung kreuzten, stauten sich in den ersten 
Rückzugstagen Züge an Züge. Die Verwirrung konnte nur allmählich 
gelöst werden, so fieberhaft daran gearbeitet wurde; denn wichtiger 
als Materialrettung war die ungestörte Heranführung der Verstärkungen, 
der Abtransport von Verwundeten, der abgekämpften Divisionen, nament- 
lich aber auch der Arbeiter- und Gefangenenbataillone und des zahl- 
reichen Bahnpersonals. 

Auch bei diesen Räumungstransporten zeigte sich ein grundlegen- 
der Unterschied in den Verhältnissen bei der Dritten und Fünften Armee 
und denjenigen bei der Ersten und Zweiten Armee, Trotz der großen 
Gelündeverluste blieb der Dritten und Fünften Armee — im Gebiet 
des ehemaligen Sommeschlachtfeldes — noch im Hinterland Raum ge- 
nug, um das gerettete Material zunächst in provisorischen Depots zu 
bergen oder die beladenen Güterzüge einfach auf eiligst errichteten 
Seitengleisanlagen im Hinterland abzustellen. In Flandern dagegen ver- 
bot Raumknappheit und die Verstopfung des ja auch mit Truppen über- 
füllten Hinterlandes solche Behelfsmaßnahmen. Neben den Häfen waren 
es einzelne rückwärtige Depots, wie Zeneghem und Audruieq, in denen 
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das gerettete Material zusammenströmte, während gleichzeitig die hier 
aufgestapelten Munitionsbestände nach vorn abgegeben wurden. Zene- 
ghem wies Mitte April etwa 110 000 t Transportgerät und 65 000 t Muni- 
tionsbestände auf. Gerettetes Gerät floß in solchem Maße zu, daß in 
wenigen Tagen diese Bestände sich nahezu verdoppelt hatten, während 
die Munition durch tägliche Abgaben von etwa 3000 t rasch zusammen- 
schmolz. Ähnlich waren die Zustände in Audruieq, und als Berechnungen 
über die weitere Rückführung der allein in diesen beiden Depots ge- 
lagerten Bestände durchgeführt wurden, ergaben sie für Zeneghem die 
Zahl von 243 Zügen, für Audruicq von 322 Vollzügen. Einer solchen 
Transportabwicklung waren weder die Stationen von Zeneghem und 
Audruieg noch die Bahnstrecken überhaupt gewachsen, auch hätten die 
Häfen diese Mengen gar nicht mehr aufnehmen können. Es wurden des- 
halb Dringlichkeitspläne aufgestellt, in denen alles Gerät in verschiedene 
Wertklassen eingeteilt war und für den Ernstfall der Termin der Rück- 
führung festgesetzt wurde. 


Ein außerordentlich interessantes und aufschlußreiches Problem 
bilden die britischen Pläne, die im April und Mai 1918, in Erwartung 
weiterer erfolgreicher deutscher Angriffe, für die Rettung oder Zer- 
störung der Lager, Depots, Transport- und Hafenanlagen im gesamten 
britischen Hinterland nördlich der Somme ausgearbeitet wurden. Die 
Preisgabe dieses Gebiets ist ernstlich in Erwägung gezogen. Diese Über- 
legungen fanden ihren Niederschlag in einem umfangreichen Räumungs- 
plan, dem „Schema Z“, Das Schema Z ist nie verwirklicht worden. 


©) Rocade-Linien und die Somme-Übergänge, 


Eine Eigentümlichkeit des Einsatzes der britischen Divisionen an 
der Westfront bleibt die Tatsache, daß die britischen Truppen vom Okto- 
ber 1914 an nahezu vier Jahre hindurch fast den gleichen Frontabschnitt 
— mit nur geringen Verschiebungen im Norden und im Süden — besetzt 
hielten. Der britische Sektor erstreckte sich im großen gesehen von 
Flandern bis südlich von St. Quentin. Vorwiegend in diesem Raum trug 
England seine Großangriffe aus, hier wurde es von den deutschen März- 
und Apriloffensiven getroffen, hier erfolgten die Truppenbewegungen, 
Nur zweimal im Laufe des Krieges war der Transport größerer britischer 
Truppenmassen aus diesem Sektor südwärts notwendig geworden: 1915, 
als fünf britische und zwei indische Divisionen über Marseille ins Mittel- 

81* 
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meer für das Saloniki-Unternehmen abgegeben werden mußten, und im 
Dezember 1917, als die italienische Niederlage die Entsendung von fünf 
englischen Divisionen nach Italien bedingte. 


Mit der Übernahme des einheitlichen Oberbefehls durch Foch 
sollten sich diese Verhältnisse noch während der deutschen Märzangriffe 
grundlegend ändern. Foch betrachtete die gesamte Westfront als eine 
Einheit. Er hatte von der Einsatzfähigkeit namentlich der Eisenbahn 
eine ganze bestimmte, hohe Meinung und machte in allen Krisenzeiten 
auch weitgehend Gebrauch von diesem Mittel neuzeitlicher Truppen- 
bewegung. Vom 22. März bis zum 10. April verschob er 46 Divisionen 
mit der Bahn nach Nordfrankreich, während der Aprilangriffe in Flan- 
dern wurden abermals 29 Divisionen verladen. 


Diese Transportleistungen waren nur möglich durch eine sorgfältig 
vorbereitete Organisation namentlich der sogenannten „lignes de rocade“, 
An ihrem Ausbau durch ganz Frankreich war unablässig gearbeitet 
worden, sıe waren mit allen technischen Einrichtungen für die Abwick- 
lung großer Transporte versehen. Nördlich der Somme bestanden An- 
fang März 1918 drei dieser Rocade-Linien, südlich der Somme vier, 
welche die drei nördlichen Strecken bei Amiens aufnahmen. Skizze 4 
zeigt den Verlauf dieser Linien, deren Nachteile sich beim ersten Blick 
ergeben: Amiens und Paris als überbeanspruchte Knotenpunkte, beide 
zudem in bedenklicher Nähe der Front. Die Pariser Ringbahn, die Cein- 
ture, hatte sich bereits 1914 als unzureichend für die stoßweise ein- 
setzenden Massentransporte erwiesen: obwohl täglich 146 Truppentrans- 
portzüge die Ceinture berührt hatten, mußten erhebliche Truppenmengen 
auf Kraftwagen verladen zur Front geschickt werden. Ergänzende tech- 
nische Verbesserungen hoben allerdings im Laufe der vier Kriegsjahre 
die Leistungsfähigkeit. Seit März 1918 benutzten in Zeiten höchster 
Spannung täglich bis zu 181 Truppentransportzüge die Ceinture. 


Eine ähnliche Verkehrsmassierung wies in allen Kriegsjahren 
Amiens auf. Einschließlich der Kohlenzüge passierten vor der März- 
offensive täglich etwa 140 Transporte die beiden Somme-Übergänge- 
Während der Großangriffe erhöhte sich diese Zahl bis zu 210 Zügen täg- 
lich, Hiervon berührten vier Fünftel die drei Bahnhöfe von Amiens: 
St. Roch, Amiens und Longueau. Der Rest passierte Abbeville (Strecke 
Boulogne—Abbeville—Le Treport), dessen Bahnhof im Höchstfall etwa 
70 Transportzüge in 24 Stunden bewältigen konnte, Ein unbedeutender 
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eingleisiger Somme-Übergang bestand noch bei Longpr6, westlich von 
Amiens. Die kleine Station, mit der nächsten Hauptstrecke südlich der 
Somme durch eine eingleisige Linie verbunden, war im Höchstfall im- 


nn STRATEGISCHE BAHNEN 


< FRONTVERLAUF ENDE APRIL 
Tam u gg 


Skizze 4. Die englisch-französischen strategischen Rocade-Linien 
Frühjahr und Sommer 1918. 


Stande, 12 Transportzüge in 24 Stunden abzufertigen. Die verwickelten 
Linienverhältnisse südlich der Somme, soweit sie für die Aufnahme der 
Transporte über Abbeville und Longpr& in Frage kommen, zeigt Skizze 5. 
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Die ganze Notlage kam den beteiligten Stellen im März 1918 zum 
Bewußtsein, als die drei Bahnhöfe von Amiens unter deutschem Artil- 
leriefeuer lagen und der Verkehr auf den notdürftig reparierten Strecken 
nur nachts abgewickelt werden konnte. Vom 27. März ab, dem Tag der 
ersten schweren Beschießung, wurden deshalb hinfort nur Militär- 
transporte über Amiens geleitet und wie immer in solchen Krisenstunden 
setzten eilige Untersuchungen und Forderungen ein, den Materialtrans- 
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Skizze 5. Die Somme-Übergänge Ende März 1918. 


port über See abzuwickeln. Aber selbst als im März und mehr noch im 
April 1918 Vorkehrungen getroffen waren, wonach britische Kohle in 
Dieppe und Rouen ausgeladen (50.000 t im Monat) und 120.000 t nord- 
französische Kohle über See verschifft wurden, blieb es immer noch 
notwendig, täglich 30 Kohlenzüge über Amiens zu leiten. Für andere 
Transportgüter erwies sich die Umladung in den Häfen und die Ver- 
schiffung als so langwierig und zeitraubend, daß diese Entlastungsmög- 
lichkeit praktisch ausfiel. 
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Engländer und Franzosen gingen deshalb ungesäumt daran, die 
Eisenbahnverhältnisse nördlich und südlich der Somme den gesteigerten 
Erfordernissen in großzügiger Weise anzupassen, Mit größter Beschleu- 
nigung begann der Bau neuer Somme-Übergänge und neuer Verbindungs- 
strecken, wurden bisherige eingleisige Linien zu zweigleisigen, zwei- 
gleisige Strecken zu viergleisigen ausgebaut. Longpr6, Abbeville und 
Noyelles waren hinfort Somme-Übergänge, die wenigstens annähernd 
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Skizze 6. Die Somme-Übergänge Mitte August 1918. 


den bisher über Amiens geführten Nord-Süd-Verkehr aufnehmen und 
abwickeln konnten. Die neue Linienführung gestattete die tägliche Ab- 
wicklung von 144 Transporten in beiderlei Richtung. Der Vergleich der 
Skizzen 5 und 6 zeigt treffender als alle Worte die durch den Ausbau 
geschaffenen Veränderungen. 

Die Bauarbeiten wurden von Engländern und Franzosen gemein- 
sam durchgeführt. Am 2. Mai 1918 in Angriff genommen, konnten die 
Neubaustrecken am 15. August endgültig dem Verkehr übergeben werden. 
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Die inzwischen einsetzenden Operationen, die zur wesentlichen Ent- 
lastung von Amiens führten, machten diese neuen Linien keineswegs 
überflüssig. Für die anhaltenden Nord-Süd-Verschiebungen blieben sie 
nach wie vor von großer Bedeutung — mochten auch bald neue Auf- 
gaben locken, andere Forderungen an das Transportwesen gestellt wer- 
den. Einzelne dieser Linien hat Frankreich nach dem Kriege beibehalten. 


5. Schlußbetrachtung. 


Versucht man, sich ein Urteil über die Leistung des britischen 
Transportwesens während der deutschen Großangriffe im März 1918 an 
Hand der obigen Ausführungen zu bilden, so ist es notwendig, noch ein- 
mal die Eigentümlichkeit und Einmaligkeit der Gesamttransportverhält- 
nisse an der britischen Westfront zu unterstreichen. Die englische 
Heeresleitung mußte sich 1914 einer zwar verbündeten, aber selbständig 
gebliebenen Transportorganisation anvertrauen — der französischen. 
Frankreich oblag die Verantwortung für die Abwicklung aller Transport- 
belange des britischen Feldheeres, beginnend mit dessen Ausschiffung 
in den französischen Häfen. Bereits der kurze Bewegungskrieg im Som- 
mer 1914 zeigte die verhängnisvolle Ausrichtung des französischen Bahn- 
netzes auf Paris, ein Umstand, dem auch das britische Feldheer trotz 
seiner Kleinheit seinen Tribut zahlen mußte. Die Räumung der Häfen 
Le Havre, Rouen und Boulogne ist ein erstes Anklingen eines ebenso 
schwerwiegenden Problems: der Kleinräumigkeit des Hinterlandes in 
Nordfrankreich in allen Fällen, wo der rechte Flügel eines Gegners mit 
Übermacht vorrückte. 


Der einsetzende Stellungskrieg überließ den Briten ein wieder auf- 
zubauendes umfangreiches Verkehrsnetz, in seinen Hauptverbindungen 
nach wie vor auf Paris ausgerichtet, deshalb mit Nord-Süd-Verbindungen 
besser ausgestattet als mit Ost-West-Linien, wie die Front sie in hohem 
Maße benötigte. Zusammen mit den französischen Behörden erfolgte in 
drei Kriegsjahren die Herrichtung des gesamten Transportwesens den 
Kriegsverhältnissen angepaßt. Die Übernahme der französischen Eisen“ 
bahnlinien im Dezember 1916 durch die Engländer bleibt hierbei ein 
wichtiger Schrittstein. Die britischen Großangriffe von 1916 und 1917 
ergaben die Grundlagen für die endgültige Gestaltung des britischen 
Verkehrswesens. Anfang 1918 war es derart vollkommen organisiert, 
daß es allen Ansprüchen der Front gerecht werden konnte — trotz der 
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immer mehr ansteigenden Ansprüche der Armee — und außerdem wich- 
tige Nord-Süd-Verbindungen offen hielt. 


Über dieses vielfältig miteinander verknüpfte Hinterland brachen 
im März und April 1918 die beiden deutschen Großangriffe. Große Sek- 
toren des Transportwesens fielen dabei aus, wichtigste rückwärtige 
Knotenpunkte gerieten durch den britischen Rückzug in den unmittel- 
baren Frontbereich (Hazebrouck und Amiens) und drohten auszufallen, 
Die Räumung der riesigen Magazine, so unzureichend sie blieb, die 
Stauung auf den rückwärtigen Linien zeigte jetzt krasser noch als 1914 
die Engräumigkeit des zwischen Front und Meer eingeengten britischen 
Hinterlandes, dessen Preisgabe ernstlich erwogen werden mußte. Allein 
der Verlust der wichtigen Somme-Übergänge in und bei Amiens bestätigte 
die alte Wahrheit, daß eine Organisation nur so stark ist wie ihre 
schwächste Stelle. Und hier in Amiens, dem Knotenpunkt für die lebens- 
wichtige Verbindung nach Süden, lag die Schwächestellung des gesamten 
britischen Transportwesens, mochte es im eigentlichen Fronthinterland 
auch noch so umfangreich ausgebaut worden sein. 


Es ist das Verdienst der Franzosen, die Verwirrung im britischen 
Hinterland — auch hinsichtlich des Transportwesens — relativ rasch 
beseitigt zu haben. Französische Hilfe wurde in den Monaten nach den 
Großangriffen die Grundlage für die weitere Verteidigung Nordfrank- 
reichs und entsprechend für die Anpassung des Verkehrsnetzes an die 
neuen Verhältnisse. Die Vermehrung der Somme-Übergänge und der 
Ausbau weiterer Nord-Süd-Verbindungen ist der stärkste organisato- 
rische Ausdruck hierfür. 


Den Engländern gebührt der Ruhm, trotz des unvorhergesehenen 
Ausmaßes der deutschen Angriffserfolge, die rückwärtigen Verbindungen 
50 gut es ging aufrechterhalten zu haben. Die Erfolge dieser britischen 
Bemühungen liegen mehr im Lokalen und im einzelnen, aber ohne diese 
Kleinarbeit wäre der mehr ins Auge fallende großzügige Einsatz der 
französischen Hilfe unmöglich gewesen. 


Als Erkenntnis von größter taktischer Bedeutung bleibt die Tat- 
sache, daß die Zerstörung der Nachrichtenverbindungen schwerwiegende 
Folgen zeigte. Namentlich dort, wo unteren Behörden Verantwortungs- 
freudigkeit und eigene Initiative mangelten, führte die fehlende Ver- 
bindung mit den oberen Stellen zu falschen, oft sinnlosen Maßnahmen, 
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Die britischen Quellen geben offen die niedergedrückte, rein defen- 
sive Stimmung wieder, die in den Monaten nach den deutschen Früh- 
jahrsoffensiven über Engländern und Franzosen in Nordfrankreich lag. 
Nicht ohne Wehmut verfolgt der deutsche Leser die eingehenden briti- 
schen Betrachtungen über die Folgen weiterer deutscher Angriffe in 
Flandern oder in der Picardie. Es hat ja Monate gedauert, bis das Trans- 
portwesen die neue Front einwandfrei versorgen konnte — immer wieder 
zeigten sich neue Schwierigkeiten, Rückfälle. Von den Folgen der deut- 
schen Märzangriffe hatte sich das britische Transportwesen noch nicht 
erholt, als im August 1918 die Schicksalswendung eintrat. 
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Wirtschaftliche Lage der englischen Eisenbahnen 
und ihre Ausgleichsbestrebungen im Verkehrswesen. 


Von 
Ministerialrat Dr.-Ing. F. C. Hardt in Berlin. 


Ungünstiges Geschäftsjahr 1938. 


Das Jahr 1938 war für die englischen Eisenbahnen unbefriedigend 
und reich an Enttäuschungen. Während in den ersten zehn Wochen die 
Verkehrseinnahmen gegenüber dem gleichen Zeitraum des Jahres 1937 
um rund 3,6 % angestiegen waren, trat im weiteren Verlauf des Jahres 
ein starker Einnahmeabfall ein, der dazu führte, daß das Jahr 1938 
8 Mio £ Bruttoeinnahmen weniger einbrachte als das Vorjahr. Als 
Hauptgründe hierfür gelten der Rückschlag im Welthandel, die Verluste 
an wettbewerbende Verkehre und zusätzliche Tarifbegünstigungen aus 
Wettbewerbsanlaß. 


Diese Entwicklung erscheint besonders ungünstig angesichts der 
ab 1. Oktober 1937 eingeführten Tariferhöhung in Höhe von 5 %, die 
8. Zt. durch die angewachsenen Betriebskosten und durch die nachträg- 
liche Auszahlung der Gehalts- und Lohnabzüge mit rückwirkender Kraft 
vom 16. August 1937 ab bedingt war. Die Stellungnahme zu den Auswir- 
kungen der Tariferhöhung ist sehr verschiedenartig. Teilweise wurde 
die Ansicht vertreten, daß die Eisenbahnen dadurch in erheblichem Maße 
an Verkehr verloren hätten, insbesondere an Personenverkehr auf kurze 
Strecken, aber auch an Güterverkehr, der auf andere Verkehrsmittel ab- 
gewandert sei. 


Einzelergebnisse 1938. 


Vermögensrechnung: Im Jahre 1938 entfalteten die vier Gruppen- 
bahnen eine rege Neubautätigkeit. Die London Midland und Scottish- 
Eisenbahn gab u.a. 881.000 £ für Neubauanlagen, 1, Mio £ für Fahr- 
zeuge, 72000 £ für Lastkraftwagen und 96.000 £ für Zuschüsse an Per- 
sonen- und Güterkraftunternehmen aus. 54 000 £ investierte diese Gesell- 
schaft für den Ausbau ihrer Hotels, besonders in Edinburgh und Leeds. 
Die London und North Eastern-Eisenbahn verausgabte 3,2 Mio £ gegen- 
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über einem Voranschlag von 8,4 Mio £. La Mio £ wurden für Neubau- 
anlagen verwandt, darunter 845 000 £ für die Elektrisierung ihrer Lon- 
doner Vorortstrecken. Mit 1,7 Mio £ dotierte diese Gesellschaft den Aus- 
bau ihres Eisenbahnfahrzeugparks, und zwar vornehmlich für 500 neue 
Personen- und Speisewagen. Die Berichte über den Arbeitsfortschritt 
bei der Blektrisierung lauten günstig, insbesondere im Bereich der Lon- 
doner Vorortstrecken und der Elektrisierung der Strecke Manchester— 
Sheffield—Wath. Auch die Great Western-Eisenbahn hat die Elektrisie- 
rung ihrer Vorortstrecken fortgesetzt. Für Neubauanlagen wandte sie 
1938 0, Mio £ und für Werkstätten 120 000 £ auf. Die Southern-Eisen- 
bahn kam mit rd. 2 Mio £ für Neubauten ihrem Voranschlag am näch- 
sten; 211 000 £ dienten dem Ausbau ihres Hafens Southampton, 362 000 £ 
den elektrischen Betriebsmitteln und 1 Mio £ der Fortsetzung der Elek- 
trisierung. Am 3. Juli 1938 nahm sie den vollelektrischen Betrieb zwischen 
London und Portsmouth über Chichester und zwischen Brighton und 
Portsmouth auf. 

Für das laufende Kalenderjahr sehen die London Midland und 
Scottish-Eisenbahn in ihrem Wirtschaftsplan 2,3 Mio £, die London und 
North Eastern-Eisenbahn 5,3 Mio £, die Great Western und die Southern- 
Eisenbahn je 1,5 Mio £ vor. 

Betriebsrechnung insgesamt: Während das Geschäftsjahr 1937 den 
vier Gruppenbahnen Ss Mio £ mehr als 1936 eingebracht hatte, sanken 
im Jahr 1938 gegenüber 1937 die Einnahmen um 7,9 Mio £. Im Vergleich 
zu 1937 gingen die Einnahmen der London Midland und Scottish und der 
London und North Eastern-Eisenbahn um 20 % bzw. 31% zurück, die 
der Great Western-Eisenbahn um 21 %, während die Southern-Eisenbahn, 
welche zu 75 % Personenverkehr bedient, nur einen Abfall der Einnah- 
men von 4% aufwies. In bezug auf das investierte Kapital lag die Ver- 
zinsung bei den verschiedenen Gesellschaften — in derselben Reihen- 
folge — auf 2,4, 1,7, 2,5 und 2,9 %. 

Reiseverkehr: Innerhalb des reinen Eisenbahnverkehrs — unter 
Beiseitelassen der Nebenbetriebe — haben die London Midland und 
Seottish-Eisenbahn und die Southern-Eisenbahn ihre Einnahmen im 
Reiseverkehr erhöhen und die London und North Eastern und die Great 
Western-Eisenbahn die Rückgänge gering halten können. Da der Ver- 
kehrsverlust im Bereich des Güterverkehrs liegt, konnte der Personen- 
verkehr seinen Einnahmeanteil verbessern, Im Reiseverkehr der I. und 
III. Klasse ging die Zahl der beförderten Personen zurück, die Einnahme 
je Person stieg jedoch an, was voraussichtlich auf Abwanderung von 
Kurzstreckenreisenden zurückzuführen ist. Bei der London Midland und 
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Seottish-Eisenbahn wurde die II. Klasse nunmehr vollständig beseitigt; 
ebenso im Vorortverkehr der London und North Eastern-Eisenbahn. 


Güterverkehr: In der Güterbeförderung fielen die Tonnen beim 
Kohlen- und Viehverkehr um rd. 8%, beim allgemeinen Güterverkehr 
um rd. 11 % und beim Verkehr von Baumaterialien und Steinen (Klassen 
1 bis 6) sogar um 19 %. Wieviel hiervon im einzelnen auf den Rückgang 
in Handel und Industrie bzw. auf Abwanderung zurückzuführen ist, ist 
nicht bekannt. Jedenfalls wirkte sich der Wettbewerb im Verkehr der 
Klassen 1 bis 6 besonders stark aus. Nichtsdestoweniger nahm die Ein- 
nahme je Tonne infolge der Tariferhöhung vom Oktober 1937 etwas zu. 


Betriebszahlen: Auf der Ausgabenseite konnte nur die London Mid- 
land und Scottish-Eisenbahn ihre Betriebsausgaben um ein weniges, und 
zwar um 0,5 %, senken. Als einziger der vier Gruppenbahnen gelang es 
ihr, die Personalausgaben herabzudrücken. Die Betriebsausgaben der 
übrigen drei Gesellschaften stiegen um rd. 2 bis 3% an. Infolge dieser 
Entwicklung ergaben sich für die vier Gesellschaften folgende Betriebs- 
zahlen: 


1937 1938 
London Midland und Scottish Eisenbahn . 79,72 83,09 
London und North Eastern-Eisenbahn . . 80,55 86,59 
Great Western-Eisenbahn . . . 2... 7152 82,72 
Southern-Eisenbahn . . . s.. s o.. . 77,98 80,58. 


Nebenbetriebe: Im Rollfuhrdienst zeigten die Gruppenbahnen — 
abgesehen von der Southern-Eisenbahn — ungünstige Abschlüsse. Die 
Umstellung auf motorisierten Rolldienst bei gleichzeitiger Abschaffung 
der Pferdegespanne wurde fortgesetzt. Bei den Wirtschaftlichkeits- 
ergebnissen der Rollfuhrdienste spielten die wesentlich angewachsenen 
Unterhaltungskosten der Lastkraftwagen und ihrer Motoren eine Rolle, 
desgleichen die erhöhten Lizenzgebühren. 


Anders war das Bild im Personen- und Güterkraftverkehr. Ohne 
Berücksichtigung der auf Vermögensrechnung ausgegebenen Beträge 
wiesen hier die Abschlüsse positive Ergebnisse aus. Um weiteren Ein- 
fluß auf die Entwicklung des Kraftverkehrs zu gewinnen, hatten sich 
bekanntlich die Gruppenbahnen durch Kapitalzahlungen an unabhängigen 
Kraftverkehrsunternehmen beteiligt. So erzielte im Jahre 1938 die 
London und North Eastern-Eisenbahn von ihren Einzahlungen im Per- 
sonenkraftverkehr 14,2 % Verzinsung und im Güterkraftverkehr 5,12 %. 
Ähnlich verzinsten sich die Einzahlungen der Great Western-Eisenbahn 
mit rund 9 %. 

In den Hafenbetrieben führte das Geschäftsjahr 1938 gegenüber 
dem Vorjahr zu Einnahmeabfällen von rund 10 %. Die Gruppenbahnen 
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schränkten daher ihre Ausgaben so weit wie möglich ein. Die London 
Midland und Scottish-Eisenbahn schloß trotzdem mit einem Verlust von 
25 000 £ ab, während die London und North Eastern rund 83 000 £, die 
Great Western rund 202 000 £ und die Southern-Eisenbahn rund 337 000 £ 
Überschuß erzielten, Auch in den Hotelbetrieben verschlechterte sich 
die Lage, wenngleich die Abschlüsse noch Betriebszahlen zwischen 89 
und 94 auswiesen, 

Im Flugdienst hat eine organisatorische Änderung durch Zu- 
sammenschluß der von den Eisenbahngesellschaften betriebenen Luft- 
verkehrslinien mit Privatgesellschaften stattgefunden. Insgesamt be- 
wegten sich die Einnahmen im Jahre 1938 rückläufig. Auf einer der 
wichtigsten Fluglinien der London Midland und Seottish-Eisenbahn, der 
Strecke London—Belfast—Glasgow, wurden 1938 z. B. 470.000 Flug- 
mellen geleistet und 7000 Fluggäste und 540 000 engl. Pfund Stückgut 
befördert. Während der britischen Reichsausstellung in Glasgow wurde 
ein unmittelbarer Sonderflugdienst zwischen London und Glasgow über 
Liverpool betrieben. Insgesamt blieb aber der Flugbetrieb der engli- 
schen Bahnen ein starker Zuschußbetrieb, 


Rückblick 1928 bis 1937. 

Blickt man über das ungünstige Geschäftsjahr 1938 hinaus weiter 
nach rückwärts, so ergibt sich, daß die englischen Eisenbahnen unter 
Anwendung ihrer am 1. Januar 1928 genehmigten Tarife in dem De- 
zennium 1928 bis 1937 Einnahmen erzielten, welche um rund 150 Mio & 
unter dem Betrag lagen, der ihnen auf Grund des Eisenbahngesetzes 
von 1921 als berechtigt zustand. Ein stetig wachsender Einnahme- 
schwund führt zwangsläufig über kurz oder lang zu der Notwendigkeit 
einer staatlichen Unterstützung der Eisenbahnen oder zu einem Ver- 
sagen in der Erfüllung ihrer privat- und staatswirtschaftlichen Auf- 
‚gaben. 


Forderung der Gruppenbahnen auf Milderung der gesetzlichen 
Bestimmungen im Eisenbahngütertarif. 

Angesichts dieser seit Jahren sehr ernsten Lage unterbreiteten 
die vier Gruppenbahnen im November 1938 dem englischen Verkehrs- 
minister ein Memorandum, in dem sie die Abschaffung zahlreicher ge- 
setzlicher Bindungen in bezug auf den Eisenbahngütertarif forderten. 
Ihre Bestrebungen liefen u. a. auf einen Tarifausgleich zwischen Schiene 
und Straße hinaus, der bisher im englischen Verkehrswesen nicht er- 
reicht worden ist. Ihre am 24. November 1938 der Öffentlichkeit über- 
gebene Erklärung hatte folgenden Wortlaut: 
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„Die Eisenbahnen dieses Landes sind unentbehrlich in Friedens- 
zeiten, lebensnotwendig in Kriegszeiten. Sie beschäftigen unmittelbar 
600 000 Männer und Frauen. Sie stellen einen Kapitalaufwand von 
1,2 Milliarden £ dar. Tag für Tag bieten sie der Allgemeinheit ihre 
Dienste, die — welches auch immer ihre Mängel im einzelnen sein 
mögen — heute im ganzen wirkungsvoller und den allgemeinen Erforder- 
nissen besser angepaßt sind als zu irgendeiner anderen Zeit in der Ge- 
schichte der Eisenbahnen, Aber die heutigen Verhältnisse und Be- 
dingungen sind für die Eisenbahnen so ungünstig, daß es zukünftig un- 
möglich sein wird, das bisherige Maß von Erfolg in Friedenszeiten 
aufrechtzuerhalten, und daß es ihnen erst recht nicht möglich sein 
wird, die zusätzlichen Aufgaben zu erfüllen, die in Kriegszeiten zweifel- 
los von ihnen gefordert würden. 

Die hauptsächlichste Ursache des anhaltenden Rückganges ist der 
Kraftverkehrswettbewerb, ganz besonders in der Güterbeförderung. 
Gegen den Wettbewerb als solchen beschweren sich die Eisenbahnen 
nicht, im Gegenteil erkennen sie seinen belebenden Einfluß an. Sie sind 
auch nach wie vor der Überzeugung, daß der Verfrachter die Möglich- 
keit haben soll, das Verkehrsmittel zu wählen, das er benutzen will. 
In keinem Fall haben die Eisenbahnen nach einer Vorzugsstellung ge- 
strebt, und sie erfreuen sich auch keinerlei Bevorzugung; wir glauben, 
daß im Gegenteil die Waagschalen ungleichmäßig und zuungunsten der 
Eisenbahnen belastet sind. 


Andere Güterverkehrsmittel sind frei in ihrer Entscheidung bzw. 
in der Verständigung mit ihren Verfrachtern über die Frachten für die 
von ihnen zu leistenden Dienste. Die Eisenbahnen besitzen eine solche 
Freiheit nicht, Sie sind durch eine Kette von Satzungen und Vorschriften 
gebunden, welche das Arbeiten des Eisenbahnapparates hemmen und zu- 
sätzliche Kosten und unnütze Verzögerungen mit sich bringen, 

Diese Beschränkungen mögen zu einer Zeit wünschenswert gewesen 
sein, in der die Eisenbahnen in hohem Maße eine Monopolstellung inne- 
hatten, sie haben jedoch heute keine Berechtigung mehr, wo der Wett- 
bewerb des Kraftverkehrs sich auf jede Güterart und auf jeden Teil des 
Landes erstreckt. 


Die Eisenbahnen drängen darauf, daß als Voraussetzung für ihre 
künftige erfolgreiche Wirksamkeit im Dienste der Allgemeinheit alle 
diese Einschränkungen aufgehoben und daß sie genau derselben Frei- 


heiten wie andere im Wettbewerb stehende Verkehrsmittel teilhaftig 
werden sollten,“ 
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Prüfung der Vorschläge der Eisenbahnen durch den Beirat des 
englischen Verkehrsministers. 


Der englische Verkehrsminister überwies die amtliche Eingabe der 
Eisenbahnen seinem auf Grund des Eisenbahn- und Kraftverkehrsgesetzes 
1933 eingesetzten Beirat (Transport Advisory Council) zur beschleu- 
nigten Prüfung. Von vornherein hielt er die Notwendigkeit zur Milde- 
rung der den Eisenbahnen auferlegten gesetzlichen Tarifbindungen für 
gegeben, allerdings unter Berücksichtigung des übergeordneten Ziels der 
Gleichstellung der verschiedenen Verkehrsmittel. Ein Arbeitsausschuß 
des Beirats von 20 Fachmännern übernahm die umfangreiche Prüfung 
und Berichterstattung. 

Auf Anregung des Beirats verhandelten die Gruppenbahnen über 
ihre Forderung auf weitgehende Beseitigung ihrer gesetzlichen Bin- 
dungen mit Vertretern der anderen Verkehrsmittel (Küstenschiffahrt, 
Häfen, Kraftverkehrsunternehmen usw.) und mit den Vertretungen der 
verfrachtenden Wirtschaft (Eisen- und Stahlindustrie, Handel, Berg- 
bau usw.). In gemeinschaftlichen Vereinbarungen mit den Gruppen- 
bahnen stimmten die verschiedenen Gruppen von Verkehrstreibenden 
und Verfrachtern — mit Ausnahme der Gruppe Bergbau — den An- 
sprüchen der Eisenbahnen grundsätzlich zu. Zu diesen Einzelabkom- 
men traten schriftliche Ausarbeitungen sowie Zeugenvernehmungen, und 
am 4. April 1939 wurde der Bericht des Beirats dem englischen Ver- 
kehrsminister unterbreitet. 


Bericht des Beirats vom 4, April 1939. 

Der Beirat gliedert seine dem englischen Verkehrsminister vorge- 
legten Empfehlungen zur Änderung der bestehenden gesetzlichen Vor- 
schriften, insbesondere des Eisenbahngesetzes 1921 und des Eisenbahn- 
und Kraftverkehrsgesetzes 1933 nach 

a) Vorschlägen in bezug auf den Schutz von Industrie und Handel 

(einschließlich Landwirtschaft) und 

b) Vorschlägen in bezug auf den Schutz anderer Verkehrsmittel. 

Zu a) Normaltarife: Die Bestimmungen über die Einteilung der 
Güter und über die Normaltarife sollen abgeschafft werden. Selbstver- 
ständlich werden die Eisenbahnen freiwillig in ihrem eigenen Interesse 
und dem ihrer Kunden eine Klassifizierung der Güter beibehalten, jedoch 
in einer Form, die frei ist von den bisherigen starren gesetzlichen Bin- 
dungen. Dadurch wird eine größere Beweglichkeit und vor allen Dingen 
der Fortfall der weitgehenden Schwierigkeiten erzielt werden, die durch 
die Festlegung der Normaltarife auf Grund der bestehenden Güterein- 
teilung entstehen, 
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Ausnahmetarife: Folgerichtig sollen ebenso die Vorschriften über 
Ausnahmetarife und über die Vereinbarungstarife abgeschafft werden, 
Heute sind die Eisenbahnen gezwungen, die Genehmigung des Eisen- 
bahntarifamts einzuholen, ehe sie einen um mehr als 40 % gegenüber 
dem Regeltarif ermäßigten Tarif anwenden können, ferner dem Ver- 
kehrsminister sämtliche Ausnahmetarife zu melden und Einzelheiten 
über alle in Aussicht genommenen Vereinbarungstarife zu veröffent- 
lichen und danach in öffentlicher Sitzung die Zustimmung des Eisen- 
bahntarifamtes zu erwirken. Diese Bestimmungen, denen kein anderes 
Verkehrsunternehmen unterworfen ist, bilden für die Eisenbahnen ein 
schweres Hemmnis. 

Normaleinnahmen: Da die heutige Art der Tarifierung abgeändert 
werden soll, werden die gesetzlichen Bestimmungen, mit Hilfe deren 
das Eisenbahntarifamt, soweit irgend möglich, durch Angleichung der 
Tarife Normaleinnahmen sicherstellen soll, ungeeignet und müssen da- 
her beseitigt werden. Ebenso empfiehlt der Beirat den Fortfall der 
heute gültigen Vorschriften in bezug auf Preferenztarife. Denn die 
durch diese Vorschriften angestrebten Ziele werden durch ein neues 
Verfahren sichergestellt werden, das in Verhandlungen zwischen den 
Eisenbahnen, den anderen Verkehrsmitteln sowie Industrie und Handel 
festgelegt worden ist und dessen Annahme der Beirat empfiehlt. 


Angemessene Tarife: Dieses neue Verfahren ist durch eine ge- 
setzliche und eine kommerzielle Seite gekennzeichnet. Zunächst soll 
der Eisenbahnfrachtsatz angemessen sein. Falls der Verfrachter eine 
Fracht für nicht angemessen hält, kann er das Eisenbahntarifamt an- 
rufen, das alsdann die als angemessen anzusehende Fracht festsetzt. 
Bei seiner Beurteilung wird das Eisenbahntarifamt folgende Punkte 
berücksichtigen: 


ob der Tarif gegen das allgemeine Interesse ist, 
Veränderungen der Währung, 
die Selbstkosten der zu bezahlenden Beförderungsleistung, 


die Möglichkeit einer anderen Beförderungsart und die Kosten 
hierfür, 

die Auswirkung des Tarifs auf die finanzielle Lage der be- 
teiligten Parteien sowohl allgemein wie von Fall zu Fall, 

den für eine gleiche Leistung einem anderen Verfrachter be- 
rechneten Tarif, soweit der betreffende Kunde hiervon be- 
rührt wird. 
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Regelmäßige Besprechungen: Der zweite Teil des Verfahrens, der 
zeitlich vorausgeht, ist mehr verkehrlicher Natur und gestattet die Be- 
handlung der Tarifregelung im Wege freundschaftlicher Erörterung. Er 
sieht regelmäßige Besprechungen zwischen den Eisenbahnen und Ver- 
tretungen von Handel und Industrie zwecks Aussprache über Fragen von 
allgemeiner Bedeutung einschließlich solcher des Eisenbahntarifs vor. 
Von den Eisenbahnen für notwendig erachtete Tariferhöhungen sollen 
in diesen Sitzungen erörtert werden, ehe die Eisenbahnen ihre Absicht 
hierzu öffentlich bekanntgeben. Auch können Änderungen besonderer 
Gebühren des Gütertarifs in den Zusammenkünften besprochen werden. 
Ferner sollen diese nicht nur dazu dienen, Reibungen zwischen Eisen- 
bahnen und Verfrachtergruppen und Einzelkunden zu verhindern, son- 
dern auch die Voraussetzungen für eine engere Zusammenarbeit schaffen. 
Jedem Verfrachter wird es künftig möglich sein, unmittelbar oder durch 
eine geeignete Fachvertretung strittige Fragen aufzuwerfen und klären 
zu lassen. 

Schutz für den Verfrachter: Das vorgeschlagene Verfahren stellt 
— soweit überhaupt möglich — für den Verfrachter sicher, daß jedwede 
Änderung eines Eisenbahntarifs berechtigt und angemessen sein wird. 
Der Beirat schlägt in seinen Empfehlungen zwar die Beseitigung der 
allzu straffen Bindungen der Eisenbahnen vor, jedoch unter Beibehaltung 
des Gesetzwerkes, soweit es den Schutz der Allgemeinheit sichert. 


Zu b) Vereinbarungen mit anderen Verkehrsmitteln: Der Bericht 
enthält auch mehrere Empfehlungen über das Verhälfnis zwischen den 
Eisenbahnen und anderen Verkehrsmitteln, Sie gründen sich in der 
Hauptsache auf die Vereinbarungen, die in Verfolg der Verhandlungen 
in den letzten Monaten zwischen den beteiligten Parteien getroffen 
wurden. 

Als wichtigste Vereinbarung zwischen Schiene und Straße ist die 
Aussprache über gemeinsame Fragen einschließlich der freimütigen Er- 
örterung von Schwierigkeiten und der Besprechung konstruktiver Maß- 
nahmen vorgesehen. Zu diesem Zweck ist bereits eine beratende Körper- 
schaft unter dem Namen „Straßen- und Schienen-Zentralausschuß“ ein- 
gesetzt zur Beratung der Grundsätze, nach welchen zwischen Schiene 
und Straße freie Vereinbarungen über die für die Beförderung von 
Gütern (allgemein oder im Einzelfall) zu erhebenden Tarife abge- 
schlossen werden können. Die auf dieser Grundlage getroffenen Ver- 
einbarungen sollen — sei’s für Güter aller Art oder für Güter besonderer 
Klassen— die Beförderungsbedingungen, die Frachtsätze und die Fälle, 
in denen diese Bedingungen und Tarifsätze angewendet werden, fest- 
legen. Es wird betont, daß hierbei für die gleiche Dienstleistung nicht 
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notwendigerweise von Schiene und Straße der gleiche Beförderungspreis 
erhoben wird, daß jedoch die Tarife aufeinander abgestimmt werden 
und daß jedes Verkehrsmittel einen seiner Leistung angemessenen Preis 
erheben wird. 


Einhaltung der Tarifvereinbarungen unter gesetzlichem Zwang: 
Durch die große Zahl der im Straßenverkehr tätigen Betriebe wird es 
kaum möglich sein, sich auf die freiwillige Einhaltung einer Tarifverein- 
barung, besonders seitens derer, die nicht Vertragspartner sind, zu ver- 
lassen. Auf Veranlassung der Straßenverkehrsunternehmer soll daher 
die Einhaltung der Tarifabkommen gesetzlichem Zwang unterliegen. 
Auch wird empfohlen, daß diese Tarifvereinbarungen bei den regel- 
mäßigen Besprechungen zwischen den Eisenbahnen und den Vertretern 
aller beteiligten Zweige von Handel und Industrie erörtert werden sollen. 
Die Abkommen zwischen Schiene und Straße sollen der Zustimmung 
einer Aufsichtsbehörde unterliegen. 


Kanäle: Da sich ein Teil der gesetzlichen Vorschriften für die 
Eisenbahnen auch auf Kanäle bezieht, sollten alle den Eisenbahnen 
zugestandenen Erleichterungen auch auf die Kanäle ausgedehnt werden, 
Verhandlungen zwischen Eisenbahnen und Kanälen haben zu einem 
Memorandum geführt, welches den Abschluß freiwilliger Abkommen 


zwischen den beiden Parteien auf einer weiteren Grundlage als bisher 
vorsieht. 


Küstenschiffahrt: Ähnliche Abmachungen sind zwischen den 
Eisenbahnen und den Vertretern der Küstenschiffahrt getroffen worden, 
Regelmäßige Besprechungen zwischen beiden sind vorgesehen und eben- 
so die Erörterung aller Abmachungen zwischen Schiene und Straße, so- 
weit sie die Küstenschiffahrt berühren. Bis ein allgemeineres Ver- 
fahren eingeführt wird, soll engste Fühlungnahme zwischen allen Ver- 
kehrsmitteln aufrechterhalten werden, was mit Hilfe der angeführten 
Empfehlungen und der bereits getroffenen Vereinbarungen erreicht 
werden kann, 


Arbeitsschutz; Im Sinne des Arbeitsschutzes soll bei einer Erhöhung 
der Eisenbahnaufwendungen infolge Gewährung verbesserter Bezahlung 
und besserer Arbeitsbedingungen das Eisenbahntarifamt nicht berech- 
tigt sein, die Angemessenheit dieser Verbesserungen in Trage zu stellen, 
Das Eisenbahntarifamt muß auf Grund anderer Faktoren bestimmen, ob 
ein Tarif angemessen ist oder nicht. 


Gesetzliche Regelung auf begrenzte Zeit: Als wesentlichste Schutz- 
maßnahme hat der Beirat empfohlen, daß die Gültigkeit jedes Gesetzes, 


Bän 
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das in Verfolg seines Berichts erlassen wird, auf eine Zeit von nicht 
mehr als fünf Jahren beschränkt wird oder auf einen solchen kürzeren 
Zeitraum, der eine so weitgehende Zusammenarbeit sicherstellt, daß un- 
nötige Überschneidungen der Dienstleistungen sowie unwirtschaftlicher 
Wettbewerb vermieden werden. 

Wie aus dem Bericht des Beirats ersichtlich, geht sein Inhalt über 
die Forderungen der Eisenbahnen vom November 1938 auf Milderung 
ihrer gesetzlichen Bindungen weit hinaus und bedeutet einen entschie- 
denen und gemeinsamen Schritt aller am Verkehrsgewerbe beteiligten 
Parteien zur Gleichstellung ihrer Dienste zum Wohl und Nutzen der 
Allgemeinheit. 
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Friedrich List und die deutsche Verkehrswirtschaft. 


Von 
Dr. P. Brock in Reutlingen. 


Daß Friedrich List der Schöpfer des deutschen Eisenbahnsystems 
geworden ist, an dessen Schaffung er nicht nur durch Anregungen, Be- 
rechnungen, Gründungen, Finanzierungen, Denkschriften, Audienzen usw. 
fast zwei Jahrzehnte im In- und Auslande gearbeitet hat, sondern das 
er auch bis in die Einzelheiten der Linienführung weitgehend beeinflußt 
hat, ist inzwischen Gemeingut des deutschen Volkes geworden. Wie er 
aber auch auf dem Gebiete der Gewerbe- und Handelsförderung keines- 
wegs beim deutschen Binnenmarkt stehenblieb, sondern darüber hinaus 
den Bundesregierungen wie den Kaufleuten und Fabrikanten den Blick 
zu schärfen versuchte für die Notwendigkeit eines lebhaften Güteraus- 
tausches und für die Schaffung ausgedehnter Welthandelsbeziehungen auf 
der Grundlage starker und entfalteter Nationalwirtschaften, so plante er 
auch auf dem Gebiet des Verkehrs nicht nur ein deutsches Verkehrsnetz, 
Sondern ein wohlbegründetes europäisches Eisenbahnsystem und schließ- 
lich mit einer Eisenbahnlinie von Ostende durch Zentraleuropa und Ruß- 
land nach Bombay, sowie von London nach Kalkutta die Verbindung der 
beiden Kontinente: Europa und Asien. Diese überraschenden Betrach- 
tungen der Verkehrsproblematik seiner Zeit konnte Friedrich List gewiß 
nicht aus schwäbischer und reichsstädtischer Enge schöpfen. Man darf 
wohl behaupten, daß dieses gewaltige wissenschaftliche und politische 
Werk, das Friedrich List im letzten Drittel seines Lebens mit unvergleich- 
lich weiter Perspektive geplant und zum Teil auch verwirklicht hat, nicht 
denkbar gewesen wäre ohne seine enge Berührung mit den eigentlichen 
Schrittmachern in der Schaffung moderner Verkehrsmittel und Verkehrs- 
wege um die Wende des 18. und 19. Jahrhunderts, nämlich England und 
den Vereinigten Staaten, die er als aus seiner Heimat Vertriebener und 
Heimatloser kennenlernte. So wurde gewissermaßen die Tragödie seines 
Lebens, die in der Verbannung des politischen Reformators aus seiner 
schwäbischen Heimat und für lange Zeit auch aus dem Gebiet der deut- 
schen Bundesstaaten in das europäische und überseeische Ausland lag, 
zugleich zu einer unerhörten Quelle der Erfahrung und zum Ausgangs- 
Punkt seines Lebenswerkes auf dem Gebiete der modernen Verkehrs- 
wirtschaft. 
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England und die Vereinigten Staaten hatten schon um 1820 damit 
begonnen, die Produktivkräfte ihrer Länder mit Hilfe von Eisenbahnen 
und Kanälen zu gewaltiger Entfaltung zu bringen. Der bedeutsame Vor- 
sprung, den namentlich der’britische Steinkohlenbergbau, das englische 
Eisenhüttenwesen und die britische Seeschiffahrt und damit der Wohl- 
stand des britischen Volkes und die Bedeutung seines Welthandels in der 
ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts errangen, beruhte nicht zuletzt auf 
der Überlegenheit ihrer Transportmittel. 

Die erste Werbetätigkeit, die Friedrich List für das deutsche Ver- 
kehrsnetz entfaltete, ging von seinem Aufenthalt in den Vereinigten 
Staaten namentlich in den Jahren 1827 und 1828 aus und fand ihren 
Niederschlag in seinen „Mitteilungen aus Amerika“, die in der Haupt- 
sache seinen lebhaften Gedankenaustausch mit Ritter Joseph von Baader 
in München, dem Direktor des Berg- und Hüttenwesens und der Gewerbe- 
förderung in Bayern, von Reading aus wiedergaben. In diesem Gedanken- 
austausch interessiert uns Heutige nicht nur die Tatsache, daß Bayern, 
was Friedrich List wie Ritter von Baader damals richtig erkannten, ein 
Zentralknotenpunkt im gesamtdeutschen Eisenbahnverkehr in der Nord- 
Süd- wie in der West-Ost-Richtung werden mußte, sondern namentlich 
die damals die Öffentlichkeit lebhaft beschäftigende Streitfrage, ob die 
Eisenbahn den Kanälen vorzuziehen sei oder umgekehrt. Auch für diese 
Frage brachte Friedrich List sowohl aus seiner vorübergehenden An- 
schauung der englischen Verhältnisse, die im Hinblick auf die hier früh- 
zeitig zu befördernden schweren und billigen Massengüter: Steinkohlen, 
Eisenerze usw. eine planvolle Verbindung von Eisenbahn, Wasserstraßen 
und Kanälen geschaffen hatten, wie namentlich aus seiner industrie- 
schöpferischen Tätigkeit in Pennsylvanien das Erlebnis eigener Kanal-, 
Eisenbahn- und Industrieförderungsplanungen mit. Er konnte hier nicht 
nur die zweckmäßigsten Methoden der Erstellung von Eisenbahnlinien, 
ihrer Finanzierung, der unvermeidbaren Bodenenteignung usw. an den 
großen amerikanischen Kanal- und Eisenbahnbauten gerade in Penn- 
sylvanien studieren, sondern namentlich auch die Notwendigkeit einer 
zweckmäßigen Verbindung von Kanal und Eisenbahn, ja darüber hinaus 
eines wohlausgebauten Landstraßensystems für die Heranschaffung von 
Erzen, Mineralien, Holz und Nahrungsmitteln auf weite Landstrecken 
an die Kanäle, und mit ihrer Hilfe auf dem billigsten Wege an die Küste. 
Dabei gab er unter Hinweis auf die entsprechenden Erfahrungen in Ohio, 
Illinois, Indiana und Michigan wie auch in Belgien und Frankreich dem 
öffentlichen Regiebau vor dem Privatunternehmen zwecks Sicherstellung 
der Verkehrsinteressen vor dem Gewinnstreben unzweideutig den Vorzug. 
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Im Meinungsstreit um Kanal und Eisenbahn gelangte Friedrich 
List im Gegensatz zu Ritter von Baader in München, der bis an sein 
Lebensende das ökonomische Übergewicht der Eisenbahn gegenüber den 
Kanälen zu verteidigen suchte und dabei unterlag, im Laufe seiner um- 
fassenden literarischen und praktischen Arbeit für die Erstellung 
moderner Verkehrswege in Deutschland und namentlich in Bayern dazu, 
zwar in erster Linie die Eisenbahn als das zuverlässigste, rascheste, 
stets anwendbare Verkehrsmittel zu empfehlen. Daneben empfahl er aber 
auch eine planmäßige Verbindung der Hauptlinien und insbesondere der 
wichtigsten natürlichen Wasserstraßen: Donau, Main und Rhein durch 
Kanäle zwecks Herstellung eines billigen Transportweges für die schon 
erwähnten Massengüter, wie auch für die Verbindung und Belebung des 
in den Hansestädten vereinigten Überseehandels mit Südosteuropa. 

In all den Jahren seines Kampfes um die Modernisierung des Ver- 
kehrs schwebten List deutlich vier gewaltige, weitgesteckte Ziele vor 
Augen: 

1. Die Weekung und stärkste Förderung der Produktivkräfte der 
Nation in Industrie, Handel, Landwirtschaft und Reiseverkehr, die nach 
seiner Überzeugung nur mit Hilfe moderner Verkehrsmittel und Ver- 
kehrswege möglich war; 

2. die Einigung der deutschen Stämme zu einer großdeutschen 
Nation; 

3. die Gewährleistung einer erhöhten militärischen Sicherheit der 
Nation gegenüber der Gefahr eines Krieges und namentlich eines Zwei- 
fronten-Krieges gegen Frankreich und Rußland, und 

4. die Verfolgung großer außenpolitischer Ziele und Aufgaben mit 
Hilfe der Verkehrsgestaltung. 

Hinsichtlich der ökonomischen Bedeutung der Eisenbahnen und 
Kanäle für die Entfaltung der Produktivkräfte der Nation darf auf das 
oben schon Gesagte Bezug genommen werden. 

Immer wieder vernehmen wir die Klagen Friedrich Lists über die 
unheilvolle Zersplitterung der deutschen Volksstämme. Immer wieder 
verweist er auf die gewaltige politische und wirtschaftliche Entfaltung, 
die England und Frankreich dank ihrer Nationaleinheit errungen hatten, 
und immer wieder, auch im Zusammenhang mit der Schaffung der die 
einzelnen Volksstämme in Deutschland miteinander verbindenden Eisen- 
bahnlinien, hält er den deutschen Bundesregierungen die Notwendigkeit 
stärkster nationaler Einheit vor Augen, die erst die Voraussetzung für 
die Entwicklung der Nation zu einer Machtstellung wirtschaftlicher und 
politischer Art sei, wie sie die deutschen Volksstämme, „ihre Sprache, 
ihre Sitten, ihr Charakter, ihre Gefühle, ihre Literatur und ihre Bildung 
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überhaupt“ erforderten. Dabei richtete Friedrich List schon während 
seiner Tätigkeit als Konsulent des deutschen Handels- und Gewerbs- 
vereins bei seinen Reisen an die Höfe der deutschen Bundesfürsten sein 
Augenmerk nicht nur auf die deutschen Bundesstaaten und auf die öster- 
reichischen Lande, die für ihn nach Sprache, Volkssitte und Geschichte 
zum Großdeutschen Reiche gehörten, sondern darüber hinaus in den süd- 
osteuropäischen Raum, in welchem er schon damals eine unentbehrliche 
Quelle der Ernährung für das deutsche Volk erblickte, das seinerseits 
von der Natur dazu berufen sei, seine hohe kulturelle Begabung für diese 
Länder Südosteuropas nutzbar zu machen. Dabei richtete er sein Haupt- 
augenmerk zunächst auf Ungarn, dem er nicht nur bei persönlichen Be- 
suchen, sondern in Aufsätzen und Denkschriften wertvolle Ratschläge 
für die Entwicklung seines Transportsystems im Anschluß an das 
deutsche Eisenbahn- und Kanalnetz und für die Entfaltung seiner Pro- 
duktivkräfte erteilte. 

Die militärische Bedeutung eines ausgebauten Eisenbahnsystems, 
bei dem er besonderen Wert auf eine enge Verbindung der westlichen 
und östlichen Grenzen des Reiches legte, suchte er namentlich um 1840 
der preußischen Regierung, König Friedrich Wilhelm IV. und dem Kron- 
prinzen darzulegen. In seiner Denkschrift über „Deutschlands Eisenbahn- 
system in militärischer Beziehung“ spricht er darüber folgende durchaus 
moderne, strategische Gedanken aus: „Bei einem guten Verteidigungs- 
system, in welchem energische Gegenangriffe die Glanzpunkte sind, ist 
aber die beschleunigte Bewegung der Streitkräfte nicht bloß in den 
Grenzen, sondern auch im Inneren notwendig, zumal wenn der Fall ein- 
treten sollte, daß Deutschland zugleich von Frankreich und England 
(Rußland?) in einem Angriff bedroht würde.“ 

Aus dieser schicksalsschweren Vorausschau des kommenden deut- 
schen Zweifronten-Krieges folgert er die Forderung nach 6 großen Eisen- 
bahnlinien, die Böhmen und Ungarn mit einschließen. 

Die Großzügigkeit des Listschen Gedankenfluges bekundet sich am 
deutlichsten in einer kühnen, weit über ein Jahrhundert hinausschauen- 
den Verbindung verkehrspolitischer und außenpolitischer Erwägungen. 
Schon in der Frühzeit faßte er bei seiner Betrachtung einer Verbindung 
Europas mit Asien durch eine Eisenbahn den Plan einer „Bagdad-Bahn“, 
deren Schaffung dem 20. Jahrhundert noch vorbehalten blieb. Er projek- 
tierte dabei die Linie: Iskenderun—Aleppo—Bir—Hit in Verbindung mit 
einer Schiffahrtslinie auf dem Euphrat nach Basra und damit eine durch- 
gehende Verbindung nach Syrien, Innerwestasien und dem Persischen 
Golf, Dabei verfolgte in jener Frühzeit seiner Eisenbahnpläne Friedrich 
List außenpolitisch das Ziel einer Sicherung Deutschlands und Öster- 
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veichs gegen England und Rußland, während er das gleiche Projekt in 
den letzten Jahren seines Lebens zu einem Werkzeug der handelspoli- 
tischen und außenpolitischen Annäherung zwischen Deutschland und 
England insbesondere in seiner Denkschrift „Über den Wert und die 
Bedingungen einer Allianz zwischen Großbritannien und Deutschland“ 
zu machen suchte. Er machte England den Vorschlag, Deutschland freie 
Hand im europäischen Besitz der Türkei zu lassen und dafür seinen Land- 
weg nach Ostindien von London bis Bombay über Deutschland und das 
deutsche Einflußgebiet in Südosteuropa durch eine Eisenbahnlinie zu 
sichern. Er faßt dieses weitgesteckte Ziel in die folgende Perspektive 
zusammen: „Durch Ausdehnung der neuen Kommunikationsmittel, 
namentlich der Eisenbahnen auf Asien und Afrika, sind die Länder am 
Nil und am Roten Meer, am Euphrat und am Persischen Meerbusen der 
englischen Küste so nahe zu bringen, als es vor 20 Jahren die Länder 
an der Schelde, am Rhein, an der Weser und Elbe, die Häfen von Bombay 
und Kalkutta, so nahe, als damals Lissabon und Cadix gewesen sind.“ 

Für Rußland plant er in der gleichen Zeit nicht nur ein russisches 
Eisenbahnsystem mit dem Zentralpunkt Moskau und Ausstrahlungen 
nach Petersburg, Warschau, dem südlichen Wolgagebiet und nach dem 
inneren Russisch-Asien, sondern auch die Fortführung dieser Bahn min- 
destens bis zur chinesischen Grenze oder gar nach China hinein mit dem 
Ziel, Rußland von seinen europäischen Interessen abzulenken und ihm 
die Aufgabe zuzuweisen, sich an die Spitze der asiatischen Länder zu 
stellen. Damit stellte Friedrich List eine verkehrspolitische Forderung 
auf, die das neuere Rußland mit der Transsibirischen Bahn erfüllt hat. 

Sein Projekt einer Verbindung Europas und Asiens kennzeichnet 
Friedrich List in seinem Artikel „Asien“ im Staatslexikon, wiederum in 
weiter Vorausschau verkehrspolitischer Probleme unserer Zeit, mit den 
Worten; „Die natürliche Straße aus dem inneren Europa nach dem west- 
lichen Asien führt die Donau entlang über das Schwarze Meer nach der 
Kaukasischen Küste. Auf dieser Straße ist Regensburg vom Kaukasus 
nicht viel weiter entfernt als Pittsburg von Neu-Orleans . . .*. 


Auch bei diesem Projekt, an dessen Verwirklichung mindestens in 
weiten europäischen Teilstrecken das Dritte Reich Adolf Hitlers heran- 
zugehen im Begriffe ist, schwebt ihm u.a. zugleich immer eine Wieder- 
belebung und Festigung der Handelstätigkeit der bayerischen Städte 
Augsburg, Nürnberg, Regensburg vor Augen, die schon im Mittelalter 
einen der bedeutendsten Handelswege zwischen West- und Osteuropa 
wie zwischen Europa und Asien kennzeichneten. 

Wirtschaftliche Erfolge blieben Friedrich List, trotzdem er die 
bayerischen Bahnlinien entscheidend beraten, trotzdem er die sächsische 
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Eisenbahn in ihren Grundzügen vorgezeichnet und in der Durchführung 
entscheidend mitgeleitet hatte, trotzdem er am preußischen Hof alle ent- 
scheidenden Vorschläge darlegte und dafür die volle Sympathie großer 
Berliner Bank- und Handelshäuser gewann, wobei es namentlich um die 
Eisenbahnlinie Leipzig—Magdeburg—Berlin—Hamburg ging, trotzdem 
er die thüringische Bahn bis ins einzelne projektierte, hier wie auch auf 
anderen Gebieten, versagt. Es war dabei besonders tragisch, daß unter 
seinen Gegenspielern im Kampfe um ein preußisches Eisenbahnnetz bei 
der preußischen Regierung die Stadt Halle war, vertreten durch ihren 
Stadtrat Wucherer, der aus der gleichen ehemals freien Reichsstadt Reut- 
lingen stammte wie Friedrich List. Man darf sich deshalb nicht wundern, 
wenn List am Schluß seiner Arbeit „Über ein allgemeines Eisenbahn- 
system in Frankreich“ im Jahre 1832 die Zerrissenheit Deutschlands mit 
folgenden Worten beklagt: 

„Als Deutscher muß man nur bedauern, daß die politischen Ver- 
hältnisse sowie die unpraktische Richtung und der Kleinlichkeitsgeist 
der Nation uns keine oder doch wenig Hoffnung geben, daß etwas 
Großes dieser Art bei uns zustande komme, da wir doch als der eigent- 
liche Mittelpunkt von Europa, als die fleißigste, erfinderischste Nation, 
als ein Land, dessen Natur und Reichtümer unermeßlich sind, dem ganzen 
europäischen Kontinent mit gutem Beispiel vorangehen sollten ; bedauern 
muß man, daß unsere eigenen Söhne, in Ermangelung eines Feldes für 
die Übung ihrer Tatkraft im Vaterland, gezwungen sind, an der Größe 
fremder Nationen bauen zu helfen.“ 

Nachdem heute gerade ein Jahrhundert seit Lists wichtigsten Ar- 
beiten am deutschen Eisenbahnsystem vergangen ist, das in allen wesent- 
lichen Zügen die Verwirklichung seines wissenschaftlichen Lebenswerkes 
gebracht hat oder doch nunmehr im Dritten Reiche Adolf Hitlers in Aus- 
sicht stellt, vom Eisenbahnsystem über den Rhein-Main-Donau-Kanal, 
das Großdeutsche Reich bis Südosteuropa und die Ausrichtung der deut- 
schen Außenpolitik auf den Fernen Osten als den verwundbarsten Punkt 
der britischen Weltmachtstellung, neigen wir in Ehrfurcht unser 
Haupt vor den Manen Friedrich Lists, des tragischen Deutschen, dessen 
Schaffen auch im Hinblick auf seine weit vorausschauenden verkehrs- 
politischen Arbeiten Eheberg bei der Einweihung des List-Denkmals in 
Kufstein 1906 mit den Worten kennzeichnete: „Vom Leben angeregt 
und auf das Leben wirkend.“ 


Eisenbahngesetzgebung in Frankreich. 


Von 
Geh. Regierungsrat Wernekke in Berlin. 


Auf Grund einer Ermächtigung, die die gesetzgebenden Körper- 
schaften unter dem 5. Oktober 1938 der Regierung erteilt haben, hat die 
französische Regierung im November 61 Notverordnungen erlassen, 
deren Ziel die Gesundung der wirtschaftlichen Lage des Landes ist. Von 
einer solchen Gesetzgebung muß natürlich auch das Verkehrswesen be- 
troffen werden, dieses wichtige Werkzeug für Handel und Verkehr und 
damit eine der Grundlagen des Wirtschaftslebens. An erster Stelle unter 
den Verkehrsmitteln eines Landes stehen aber die Eisenbahnen, und das 
gilt auch von Frankreich, in dessen Staatseisenbahn-Gesellschaft jetzt die 
beiden Staatsbahnen, die alte Staatsbahn und die Eisenbahnen von Elsaß- 
Lothringen mit den alten Gesellschaftsnetzen zusammengeschlossen sind. 
Auf die Staatseisenbahn-Gesellschaft bezieht sich daher auch ein sehr 
erheblicher Teil der neuen Gesetzgebung, und von diesem gehören zu den 
wichtigsten Abschnitten diejenigen, die sich mit der milderen Hand- 
habung der Bestimmungen über die 40-Stunden-Woche und auf den Ab- 
bau der Belegschaft beziehen. 

In bezug auf die 40-Stunden-Woche, die durch ein Gesetz vom 
21. Juni 1936 eingeführt worden war, wird in der Einleitung zu den 
November-Notverordnungen gesagt, sie sei eine Maßnahme zur Bekämp- 
fung der Arbeitslosigkeit gewesen, habe aber zu einer Verminderung der 
Leistungen geführt. Sie sei auch falsch gehandhabt worden, indem die 
40 Stunden auf fünf Tage zusammengedrängt wurden und die Fabriken, 
Betriebe und Läden an zwei Tagen der Woche geschlossen blieben. Die 
neue Verordnung über die 40-Stunden-Woche bringt daher zwar an ihrer 
Spitze die Bestimmung, daß die gesetzliche Arbeitsdauer für alle Unter- 
nehmen in Frankreich auf 40 Stunden in der Woche festgesetzt bleibt, 
daß aber die Grundlage für die Arbeit einer Woche die Woche zu sechs 
Arbeitstagen ist. Weiter läßt die Notverordnung für die Dauer von drei 
Jahren insofern Milderungen zu, als unter der Arbeitszeit von 40 Stunden 
die tatsächliche Arbeitszeit verstanden werden soll, also unter Aus- 
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schluß der Zeit zum Umkleiden, zur Einnahme von Mahlzeiten und von 
Zeiten, in denen es, wie es besonders bei den Verkehrsbetrieben vor- 
kommt, für die Arbeiter nichts zu tun gibt. Für die Eisenbahn bedeuten 
die neuen Bestimmungen, daß im Betriebe eine Arbeitsperiode stalt 
50 Stunden 56 Stunden umfassen darf, daß die tatsächliche Arbeitszeit an 
einem Tage von 8% Stunden auf neun Stunden verlängert und daß die 
Ruhezeit in der Heimat von 40 auf 38 Stunden verkürzt werden kann. 
Hierdurch soll der Betrieb der Staatseisenbahn-Gesellschaft verbilligt 
werden; damit aber die Ausgaben für Löhne in einer wirklich ins Ge- 
wicht fallenden Weise vermindert werden, muß auch die Zahl der be- 
schäftigten Arbeitskräfte vermindert werden. Die Eisenbahnen hatten, 
durch gesetzgeberische Maßnahmen gezwungen, Arbeiter, die aus Anlaß 
von Ausständen entlassen worden waren, wieder einstellen müssen, ob- 
gleich ihre Posten mittlerweile anderweit besetzt worden waren, und 
zwar mußten sie diese Arbeiter unter Wahrung ihrer früher erworbenen 
Rechte, also mit einem Dienstalter und einem Lohn einstellen, als ob 
sie nie ausgeschieden gewesen wären. Die Eisenbahnen waren also über- 
besetzt, durften aber, wiederum auf Grund von gesetzlichen Bestim- 
mungen, keine Arbeiter entlassen. Nunmehr sollen die 40.000 Mann, 
die durch die Neuregelung der Arbeitszeit bei der Staatseisenbahn- 
Gesellschaft entbehrlich werden, in die Rüstungsbetriebe überführt 
werden. Sie scheiden nicht aus dem Eisenbahndienst aus, sondern gelten 
nur als abgeordnet, alle ihre Rechte in bezug auf Ruhegeld, auf freie 
Fahrt oder Fahrpreisermäßigung bleiben ihnen gewahrt; ebenso rücken 
sie im Lohn auf wie bisher, und sie haben ein Vorrecht in bezug auf 
die Wiederaufnahmen der Beschäftigung bei der Staatseisenbahn-Gesell- 
schaft, 


Durch die Arbeitsgesetzgebung war in Frankreich ein bezahlter 
Urlaub eingeführt worden, und diese Neuerung hatte dazu geführt, daß 
die Pariser Fabriken im August 1938 auf 14 Tage geschlossen wurden. 
Infolgedessen hatte die Eisenbahn einen Riesenverkehr zu bewältigen. 
Von der bekannten Kraftwagenfabrik Renault gingen allein 35 000 Mann 
auf einmal auf Urlaub, die noch dazu von Frau und Kind begleitet waren. 
und es mußten für diesen Verkehr 250 Sonderzüge von Paris aus mit 
den Seebädern und Sommerfrischen als Ziel gefahren werden. Nunmehr 
ist angeordnet, daß die bezahlten Urlaube gestaffelt werden sollen, was 
sowohl den Urlaubern wie der Eisenbahn zugute kommen wird. Über 
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die Staffelung ist zwischen den beteiligten Betrieben eine Vereinbarung 
zu treffen, die der Minister der öffentlichen Arbeiten oder der Präfekt 
zu genehmigen hat, Kommt eine solche Vereinbarung nicht zustande, so 
setzt der Minister oder der Präfekt die Staffelung fest. 

Nach den Vereinbarungen und dem Gesetz, das zur Gründung der 
Staatseisenbahn-Gesellschaft geführt hat, muß diese das Gleichgewicht 
zwischen Einnahmen und Ausgaben herstellen, und zwar ist eine der zu 
diesem Zweck vorgesehenen Maßnahmen eine Erhöhung der Tarife. Da- 
mit ist auch zunächst ein Anfang gemacht worden, man hat aber erkannt, 
daß dies eine verfehlte Maßnahme war, die mehr Schaden als Nutzen 
anrichtet. Es muß daher ein anderer Weg gefunden werden, um die 
Ausgaben der Staatseisenbahn-Gesellschaft mit den Einnahmen in Ein- 
klang zu bringen. Da aber auch der Weg der Einsparungen bereits so weit 
betreten ist, daß auf ihm nicht weitergegangen werden kann, versuchen 
die Notverordnungen andere Wege einzuschlagen. So sollen alle Fracht- 
sendungen des Staates, der Departements, der Gemeinden oder anderer 
öffentlicher Körperschaften, die über 50 km hinausgehen, der Eisenbahn 
zugewiesen werden. Hiervon kann nur mit Genehmigung durch das für 
die betreffende Verwaltung zuständige Ministerium im Einvernehmen mit 
dem Ministerium der öffentlichen Arbeiten abgewichen werden, es sei 
denn, daß der Weg auf der Eisenbahn um ein Drittel länger ist als der 
Weg auf der Straße oder zu Wasser. Ausgenommen sind auch die Sen- 
dungen im Zusammenhang mit der Landesverteidigung. 

Die französischen Eisenbahnen stellten bisher Jahrespläne für ihre 
Beschaffungen auf, während die Lieferwerke danach strebten, daß diese 
Pläne für längere Zeiträume aufgestellt würden, Letzteres würde für sie 
leicht erkennbare Vorzüge haben, darunter die Möglichkeit, zu niedrigeren 
Preisen zu liefern, was andererseits der Bestellerin zugute kommt. Nun- 
mehr ordnet eine der Notverordnungen an, daß ein Vierjahresplan auf- 
gestellt wird, und zwar in bezug auf die Arbeiten zu Lasten des Anlage- 
kapitals, für die Beschaffung von Betriebsmitteln und sonstigem Eisen- 
bahnbedarf. Zu seiner Durchführung werden 4 Mia Fr, bereitgestellt, 
verteilt auf die Jahre 1940 bis 1942. Diese Beträge dürfen aber nur auf- 
gewendet werden, wenn durch die mit ihnen bezahlten Bauten oder An- 
schaffungen Betriebsersparnisse erzielt werden oder die Betriebssicher- 
heit erhöht wird, 

Unter anderem wird auch die Staatseisenbahn-Gesellschaft, da sie 
nunmehr als ein Staatsbetrieb angesehen wird, davon befreit, der Staat- 
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lichen Versicherungsanstalt das Kapital zu ersetzen, dessen diese bedarf, 
um Unfallrenten zu bezahlen. 

Um die Bautätigkeit zu fördern, soll der Bau der Eisenbahn 
St. Moritz—Wesserling wieder aufgenommen werden, der im Jahre 1934 
wegen Schwierigkeiten beim Durchstich der Vogesen eingestellt worden 
war. Der Minister der öffentlichen Arbeiten wird ermächtigt, mit der 
Staatseisenbahn-Gesellschaft und den örtlich in Frage kommenden 
Stellen, die sich zur Beteiligung an den Kosten bereit erklärt haben, 
Vereinbarungen wegen Fortsetzung des Baus und der Tragung der Kosten 
zu treffen, Gegebenenfalls kann zur Deckung der Baukosten, wie es in 
Frankreich auch sonst häufig geschieht, ein Zuschlag zu den Fahrpreisen 
in der Gegend des Baus erhoben werden, 


Zur Erhöhung der Einnahmen der Staatseisenbahn-Gesellschaft soll 
das Verbot dienen, Fahrpreisermäßigungen, die mehr als 50 % betragen, 
zu gewähren. Ausgenommen sind die Fahrpreisermäßigungen und Frei- 
fahrten, die den Eisenbahnbeamten und ihren Familien sowie einer An- 
zahl von anderen Beamtengruppen zustehen. 


Abgesehen von der Überführung in die Rüstungsbetriebe soll auch 
eine Versetzung von Eisenbahnbeamten und -arbeitern in den Ruhestand 
dazu dienen, die Belegschaft der Staatseisenbahn-Gesellschaft der Zahl 
nach dem Bedürfnis anzupassen. Voraussetzung ist, daß der abzubauende 
Beamte oder Arbeiter ruhegeldberechtigt ist. Dazu gehört in Frankreich 
ein Alter von 55 Jahren und eine Dienstzeit von 25 Jahren. Um aber 
Härten zu vermeiden, erhalten die vom Abbau betroffenen Beamten und 
Arbeiter, die erst 22, 23 und 24 Dienstjahre haben, bis drei Jahre „ge 
schenkt“, um sie ruhegeldberechtigt zu machen, und dem Dienstalter 
derjenigen, die zwar weniger als 55 Jahre alt sind, aber 22 Dienstjahre 
haben, werden drei Dienstjahre hinzugefügt. Mindestens müssen diese 
letztgenannten aber 15 Dienstjahre haben, und ihr Ruhegeld wird ent- 
sprechend ihrem Dienstalter berechnet. Ein Beamter mit zwölf Dienst- 
jahren erhält auf diese Art ein Ruhegeld, das 15/50 seines Gehalts aus- 
macht. Ist er das Oberhaupt einer Familie, so kann ihm für jedes Kind 
ein halbes Jahr Dienstzeit gutgebracht werden. Für Witwengelder be- 
stehen entsprechende Bestimmungen. Unter diesen Bedingungen in den 
Ruhestand tretenden Kriegsteilnehmern werden außer den eben ge- 
nannten drei Dienstjahren noch zwei Dienstjahre, die ihnen auf Grund 
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einer Verordnung vom 17. Juni 1938 zustehen, zu ihrem Dienstalter hin- 
zugefügt, doch müssen sie die Beiträge zur Ruhegeldkasse für diese 
beiden Jahre selbst tragen. Von den eben genannten Vergünstigungen 
werden auch diejenigen Arbeiter betroffen, die, wie schon erwähnt, nach 
Ausständen entlassen und dann wieder in den Eisenbahndienst ein- 
gestellt worden sind. 

Die Beamten und Arbeiter der Staatseisenbahn-Gesellschaft werden 
auch von einer Neuregelung der Kinderzulagen betroffen, die ebenfalls 
durch die Notverordnungen vom November 1938 vorgenommen worden 
ist. Bei Familien mit einem einzigen Kind hört die Gewährung der 
Kinderzulage auf, wenn dieses das Alter von fünf Jahren erreicht hat; 
wird dann aber noch ein weiteres Kind geboren, so ist alsbald die Kinder- 
zulage für zwei Kinder zu zahlen. Es liegt also hier eine bevölkerungs- 
politische Maßnahme zur Bekämpfung der Einkinderehe vor. 


Die Gewerkschaften wollten die vorstehend kurz besprochenen und 
die sonstigen Verordnungen des November mit einem allgemeinen Aus- 
stand beantworten, und die Eisenbahn-Gewerkschaft ordnete an, daß 
dieser Ausstand am 30. November von 4 Uhr bis 19 Uhr dauern sollte. 
Kein Zug sollte während dieser Zeit verkehren. Niemand außer dem 
zuständigen Stellwerkswärter dürfe während dieser Zeit ein Stellwerk 
betreten, was durch Posten aus den Reihen des Strecken- und Betriebs- 
dienstes erzwungen werden sollte. Arbeiterausschüsse sollten für die 
Wiederaufnahme des Betriebs, so gut wie es ginge, nach 19 Uhr sorgen. 
Die Regierung sah diesen Ausstand zutreffenderweise als eine politische 
Kundgebung an, die sich gegen die Münchener Abmachungen und gegen 
die Notverordnungen richtete, und griff tatkräftig ein. Sie erklärte alle 
Verkehrsmittel für beschlagnahmt und berief die gesamle Belegschaft 
zum Heeresdienst ein. Am 28. und 29. November erhielt jeder Ange- 
hörige der Verkehrsbetriebe einen von einer Befehlsstelle des Heeres 
ausgehenden Befehl, seinen Dienst am 30. November nach den geltenden 
Dienstplänen zu versehen. Infolgedessen brach der Ausstand zusammen. 
Die Eisenbahnzüge verkehrten regelmäßig; sie waren allerdings, 
namentlich im Fernverkehr, schwach besetzt, weil die Reisenden Un- 
regelmäßigkeiten im Verkehr befürchtet hatten und daher ihre Reisen, 
soweit es möglich war, aufschoben. Unter den 510000 Arbeitern der 
Eisenbahn, von denen 465 000 Dauerarbeiter sind, folgten nur 2000 bis 
3000 der Aufforderung, die Arbeit zu verweigern. Über die Bestrafung 
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dieser Arbeiter hat der Minister der öffentlichen Arbeiten in der Kammer 
auf Grund eines Berichts, den der Generaldirektor der Staatseisenbahn- 
Gesellschaft ihm erstattet hat, folgende Mitteilung gemacht: 1150 Ar- 
beiter sind zum Dienst zwar erschienen, haben aber den ganzen Tag bei 
ihrer Verweigerung der Arbeit verharrt; die meisten von ihnen haben 
einen Verweis erhalten, und ihre Bezüge sind gekürzt worden, 1096 Ar- 
beiter haben nur während eines Teils des Tages die Arbeit verweigert; 
sie sind milder bestraft worden. 221 Arbeiter haben sich schwere 
Verstöße gegen die Dienstordnung zuschulden kommen lassen, 
die bei 75 von ihnen besonders schwer waren. Das Verfahren 
gegen sie war am 20. Dezember, als der Minister der öffent- 
lichen Arbeiten vor der Kammer sprach, noch nicht abgeschlossen; der 
Minister erklärte aber, er werde sich die Akten über diese Fälle vor- 
legen lassen und zusammen mit dem Generaldirektor der Staatseisen- 
bahn-Gesellschaft die Schwere der Verstöße, deren sie beschuldigt 
werden, untersuchen. Es werde ihnen keine Strafe auferlegt werden, 
ohne daß er sich vorher mit den gesetzgebenden Körperschaften in Ver- 
bindung setzen werde. Im allgemeinen sprach er dabei aus, daß zwar 
Milde herrschen solle, diese aber mit der nötigen Festigkeit gepaart 
sein müsse. 

Die wichtigste Aufgabe, die der französischen Staatseisenbahn- 
Gesellschaft bei der Durchführung ihres Auftrags, die Eisenbahnen 
Frankreichs zu betreiben und zu verwalten, gestellt ist, besteht in der 
Herstellung des Gleichgewichts zwischen Einnahmen und Ausgaben, also 
in der Beseitigung des bisherigen Wirtschaftens mit Fehlbeträgen. 
Freilich kann dieses Ziel nicht sofort erreicht werden, sondern es ist ihr 
dazu eine Übergangszeit gegeben, in der sie noch den Staatshaushalt 
belastet, Sie ist bekanntlich am 1, Januar 1938 ins Leben getreten, und 
im ersten Jahr sollte sie nur das sogenannte kleine Gleichgewicht her- 
stellen, worunter die Deckung der Betriebskosten durch die Betriebs- 
einnahmen verstanden wird, während der Kapitaldienst sie erst vom 
zweiten Jahr an, und zwar zunächst mit einem Fünftel, in jedem der 
weiteren Jahre mit einem weiteren Fünftel belasten sollte. Das Gesetz 
über den Staatshaushalt für das Jahr 1939 schiebt aber den Zeitpunkt, 
von dem an die Staatseisenbahn-Gesellschaft den Kapitaldienst zu über- 
nehmen hat, auf ein Jahr hinaus, was für sie eine Entlastung, für den 
Staatshaushalt aber eine Belastung bedeutet. Nach den Bestimmungen, 


Eisenbahngesetzgebung in Frankreich. 1289 


die die gesetzliche Grundlage für die Staatseisenbahn-Gesellschaft 
bilden, hat sie mit Genehmigung des Ministers der öffentlichen Arbeiten 
ihre Tarife so zu gestalten, daß durch ihre Einnahmen die Ausgaben ge- 
deckt werden; versagt der Minister diese Genehmigung, so hat der Staats- 
haushalt für den Betrag aufzukommen, um den die Einnahmen hinter den 
Ausgaben zurückbleiben. Man hat es aber aus naheliegenden Gründen 
nicht für angebracht gehalten, eine Erhöhung der Eisenbahntarife zuzu- 
lassen. Im Haushaltsgesetz für 1939 ist also ein Betrag von 3750 Mio Fr. 
für den Kapitaldienst der alten Eisenbahngesellschaften vorgesehen, 
während nach den ursprünglichen Bestimmungen ein Fünftel dieses Be- 
trags von der Staatseisenbahn-Gesellschaft hätte getragen werden sollen 
und der Staatshaushalt um den entsprechenden Betrag hätte entlastet 
werden sollen. 


Der eben genannte Betrag ist aber nicht der einzige, mit dem die 
Staatseisenbahn-Gesellschaft den Staatshaushalt belastet. Der Staat hat 
gegenüber der Staatseisenbahn-Gesellschaft auch die Verpflichtung über- 
nehmen müssen, die Fehlbeträge aus dem Eisenbahnbetrieb der Jahre 
1921 bis 1925 zu tilgen; hierfür sind in den Staatshaushalt 320 Mio Fr. 
eingesetzt. Im Jahre 1921 war mit den Eisenbahngesellschaften eine 
ähnliche Vereinbarung getroffen worden, wie sie jetzt für die Staats- 
eisenbahn-Gesellschaft besteht. Die Eisenbahn-Gesellschaften sollten 
sich, nachdem sie mit Fehlbeträgen abgeschnitten hatten, selbst voll 
erhalten, und das gelang ihnen auch in den Jahren 1926 bis 1929. Dann 
entstanden aber neue Fehlbeträge, und auch für diese hat der Staats- 
haushalt aufzukommen. Zu ihrer Tilgung sind 1482 Mio Fr. vorgesehen. 
Endlich hat der Staatshaushalt den Fehlbetrag des Eisenbahnbetriebs 
aus dem Jahre 1938 zu übernehmen, wofür vorsorglicherweise 8115 Mio 
Fr. in den Haushalt eingesetzt sind. 


Da das Ziel, den Haushalt des Staates und den der Staatseisenbahn- 
Gesellschaft voneinander zu trennen, noch nicht erreicht ist, setzt das 
Haushaltsgesetz auch die Beträge fest, die die Staatseisenbahn-Gesell- 
schaft im Wege der Anleihe aufbringen darf, um ihre Anlagen und deren 
Ausrüstung zu ergänzen und zu erweitern. Sie belaufen sich auf 
1039 Mio Fr. Für Neubauten ist unter ihnen nur der geringe Betrag 
von 21 Mio Fr. vorgesehen, ein Zeichen dafür, daß das französische 
Eisenbahnnetz so gut wie ausgebaut ist, Neubauten also nicht ausgeführt 
zu werden brauchen. Dagegen sind für die Ausgestaltung der vorhan- 
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denen Anlagen 410 Mio Fr. und für die Beschaffung von Betriebsmitteln 
430 Mio Fr. ausgesetzt. Dazu kommen noch 250 Mio Fr, für andere Be- 
schaffungen zur Ausrüstung der Eisenbahnen und 146 Mio für weitere 
nicht näher bezeichnete Ausgaben. Von diesen Beträgen gehen aber 
218 Mio Fr. ab, die einer Erneuerungsrücklage zugeführt werden müssen. 
Der eben genannte Betrag für die Beschaffung von Betriebsmitteln 
reicht aber für diesen Zweck nicht aus, und der Minister der öffentlichen 
Arbeiten kann der Staatseisenbahn-Gesellschaft die Genehmigung er- 
teilen, im Jahre 1939 für 585 Mio Fr. neue Betriebsmittel zu bestellen, 
wobei der Unterschied zwischen diesem und dem vorgesehenen An- 
leihebetrag augenscheinlich aus der Betriebsrechnung aufgebracht 
werden soll. 
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Die Neuordnung des Eisenbahnwesens in Algerien, Auf einer 
Fläche von 2,2 Mio km, die nur von Gu Mio Menschen bewohnt wird, 
hat Algerien ein Eisenbahnnetz von 4457 km Länge, teils in Regel-, 
teils in Schmalspur von 0,00 bis 1,06 m, Die erste Eisenbahn in Algerien 
wurde von einer Eisenbahngesellschaft in den Jahren 1860 bis 1862 
gebaut, ihr Betrieb wurde von der Paris-Lyon-Mittelmeer-Eisenbahn 
übernommen, die sich bis zu der hier zu schildernden, am 1. Januar 1939 
in Kraft getretenen Neuregelung mit der Verwaltung der Staatsbahnen 
in das Eisenbahnnetz des Landes teilte. Ihr Netz erstreckt sich von Algier 
nach Oran und an die Grenze von Marokko, während das Staatsbahnnetz 
Böne mit Algier und der Grenze gegen Tunis verbindet, dabei einen 
Fühler landeinwärts über die Oase Biskra bis Tuggurt ausstreckend, 
und von Oran ausgehend bis Kenadsa reicht. Die wirtschaftlichen Ver- 
hältnisse dieses Eisenbahnnetzes werden zur Genüge durch die Angabe 
gekennzeichnet, daß im Jahre 1937 die Betriebseinnahmen 283 Mio Fr., 
die Betriebsausgaben 497 Mio Fr. betrugen, so daß ein Fehlbetrag von 
214 Mio Fr. entstand und die Betriebszahl rd. 175 betrug. Dieser Um- 
stand und die Neuregelung des Eisenbahnwesens in Frankreich, durch 
die die Staatseisenbahn-Gesellschaft ins Leben gerufen wurde und die 
Paris-Lyon-Mittelmeer-Eisenbahn als Betriebsunternehmen zu bestehen 
aufhörte, gaben Anlaß, auch das Eisenbahnwesen von Algerien neu zu 
regeln. Dies ist nach Verhandlungen, die sich während des ganzen Jahres 
1938 hinzogen, durch Verordnungen vom 31. Dezember 1938 geschehen, 
durch die dem Staat der Betrieb aller Eisenbahnen von Algerien über- 
tragen wird und durch die das Verhältnis dieser Eisenbahnen zur Franzö- 
sischen Staatseisenbahn-Gesellschaft geregelt wird. 

` ` Die Neuordnung des Eisenbahnwesens von Algerien lehnt sich, wie 
nicht anders zu erwarten, eng an die Neuregelung in Frankreich an, und 
eine der ersten Aufgaben, die hier wie dort der Leitung gestellt werden, 
ist die Herstellung des Gleichgewichts zwischen Einnahmen und Aus- 
gaben. Zu dieser Leitung wird in Algerien die Verwaltung der Algeri- 
schen Eisenbahnen geschaffen, die die Eisenbahnen auf Kosten des 
Staates betreibt, dabei alles Eigentum und alle Verpflichtungen der bis- 
herigen Staatsbahnen und der von der Paris-Lyon-Mittelmeer-Eisenbahn 
gepachteten Eisenbahnen übernehmend. Obgleich es sich um einen 
Staatsbetrieb handelt, bilden die Eisenbahnen von Algerien eine selbstän- 
dige juristische Person und haben auch einen eigenen Haushalt. Sie 
unterstehen dem Generalgouverneur, an ihrer Spitze steht ein von diesem 
ernannter Direktor, der bei seiner Arbeit von der Direktion und einem 
Beirat unterstützt wird. 


KM 
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Die Direktion besteht aus vier Mitgliedern, die auf drei Jahre vom 
Generalgouverneur ernannt werden. Sie werden aus der Finanzverwal- 
tung oder aus dem technischen Dienst entnommen oder sollen sich Ver- 
dienste um das Eisenbahnwesen erworben haben. Zwei Beauftragte der 
Regierung nehmen an den Beratungen der Direktion mit beratender 
Stimme teil und üben die Aufsicht über den Betrieb aus. Die Direktion 
berät den Haushalt, Bau- und Beschaffungspläne, Tariffragen, den Zug- 
verkehr und die Fahrpläne, ferner Arbeitsbedingungen, Besoldungsfragen 
usw. der Belegschaft. In bezug auf Beschaffungen beginnt ihre Zu- 
ständigkeit bei 500 000 Fr. 

Der Beirat hat 22 Mitglieder, unter denen die Generalräte, die 
Handels- und Landwirtschaftskammern vertreten sind; ferner gehören 
ihm Beamte der Finanzverwaltung und des technischen Dienstes, auch 
der Eisenbahnen und zwei Mitglieder an, die sich Verdienste um das 
Eisenbahnwesen erworben haben. Der Vorsitzende der Direktion ist zu- 
gleich Vorsitzender des Beirats, der Direktor nimmt mit beratender 
Stimme an den Sitzungen des Beirats teil. Kein Mitglied darf Abgeord- 
neter oder Senator oder an Lieferungen für die Eisenbahnen beteiligt 
sein. Zur Zuständigkeit des Beirats gehören Tarif- und Fahrplanfragen, 
sowie Neubauten und Beschaffungen. 

Die Verhältnisse der Belegschaft der Staatsbahnen von Algerien 
sind durch einen Tarifvertrag zu regeln. Die Bestimmungen über den 
Übertritt in den Ruhestand und über Unterstützungen bedürfen der Ge- 
nehmigung durch den Generalgouverneur. Das Vermögen der Ruhe- 
gehalts- und Unterstützungskasse ist steuerfrei. Die Verwaltung der 
Staatsbahnen kann algerische und französische Beamte, sowie Beamte 
der Französischen Staatseisenbahn-Gesellschaft nach besonderen Be- 
stimmungen zu ihrem Dienst heranziehen. 

Das Gleichgewicht zwischen Einnahmen und Ausgaben, dessen Her- 
stellung, wie schon erwähnt, die Hauptaufgabe der neuen Verwaltung 
ist, soll in Algerien auf dieselbe Weise hergestellt werden wie in Frank- 
reich, nämlich einerseits durch Sparmaßnahmen, andererseits durch An- 
passung der Tarife an die Betriebskosten. Widerspricht der General- 
gouverneur einer Erhöhung der Tarife, die zu diesem Zweck nötig ist, 80 
muß ebenso wie in Frankreich der Staatshaushalt für die Mehreinnahme 
eintreten, die der Eisenbahn entgeht. Nur Ausgaben zu Lasten des 
Anlagekapitals und auch diese nur zum Teil dürfen durch Anleihen gê- 
deckt werden, A 

Bis zum 15. Oktober jeden Jahres ist dem Generalgouverneur ein 
von der Direktion aufgestellter Entwurf eines Jahresvoranschlags der 
Staatsbahnen vorzulegen, Er ist bis zum 1. Dezember an die Minister des 
Innern und der Finanzen weiterzuleiten. Falls diese nicht bis zum 
31. Dezember zu ihm Stellung nehmen, wird er durch einen Erlaß des 
Generalgouverneurs genehmigt und tritt alsbald in Kraft. Kommen die 
veranschlagten Einnahmen und Ausgaben einander nicht gleich, s0 sind 
Tariferhöhungen vorzusehen. Über sie sind ein Conseil Supérieur des 
transports, der nach dem Muster der gleichnamigen Einrichtung in 
Frankreich mit dem 31. Dezember 1938 geschaffen worden ist, sowie 
einige andere beratenden Stellen zu hören. Die Tariferhöhungen treten 
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in Kraft, wenn der Generalgouverneur nicht innerhalb eines Monats 
Widerspruch erhebt. Tut er dies, so muß der Staatshaushalt sofort die 
Beträge bereitstellen, die die Staatsbahn durch die Tariferhöhungen ihren 
Einnahmen zuführen wollte. Geschieht auch dies innerhalb zweiundein- 
halb Monaten nicht, so treten die Tariferhöhungen in Kraft. Nehmen im 
Laufe des Betriebsjahres die Betriebsausgaben um mehr als 5 % zu oder 
die Betriebseinnahmen entsprechend ab, so ist ebenso zu verfahren wie 
bei Aufstellung des Jahresvoranschlags, 

Der Staatshaushalt von Algerien hat für die Verpflichtungen auf- 
zukommen, die aus dem Eisenbahnbetrieb oder aus Verträgen vor dem 
1. Januar 1939 herrühren, Ferner hat er für die Hälfte der sich aus 
Anleihen ergebenden Lasten aufzukommen, wenn diese Anleihen für 
einen Ausbau des Netzes aufgenommen sind, der für den regelmäßigen 
Betrieb der Eisenbahnen nötig ist, Dient der Ausbau einem Sonderzweck, 
worunter vermutlich im wesentlichen militärische Maßnahmen zu ver- 
stehen sind, so hat der Staatshaushalt die vollen sich daraus ergebenden 
Lasten zu tragen. Diese Regelung ist zunächst für einen Zeitraum von 
zehn Jahren vorgesehen; nach deren Ablauf kann der Generalgouverneur 
im Einvernehmen mit dem Minister des Innern und dem Finanzminister 
die Kosten für den Ausbau des Netzes anders verteilen. Neben diesen 
Kosten, die der Staatshaushalt endgültig zu übernehmen hat, hat er aber 
auch vorschußweise zu den Betriebskosten der Jahre 1939 bis 1949 beizu- 
tragen, indem er nämlich im Jahre 1939 225 Mio Fr. und in den folgenden 
Jahren einen um je 15 Mio Fr. verminderten Betrag bis auf 75 Mio Fr. 
im Jahre 1949 überweist. Diese Beträge sind aber dem Staat aus späteren 
Überschüssen zurückzuerstatten, ebenso wie die Beträge, die er deshalb 
hat übernehmen müssen, weil die von der Eisenbahn vorgeschlagenen 
Tariferhöhungen nicht zugelassen wurden und der Staat daher für die 
der Eisenbahn entgangenen Einnahmen aufkommen mußte. Ergibt sich 
ein Überschuß aus dem Eisenbahnbetrieb, so ist er zu 80 % für die Rück- 
zahlungen an den Staat zu verwenden, während die verbleibenden 20 % 
einer Erneuerungsrücklage zuzuführen sind. Im Laufe eines Betriebs- 
jahres auftretende Fehlbeträge sind durch Staatsvorschüsse zu decken, 
die zur Hälfte als Ausgabe in den Voranschlag des nächsten Jahres 
aufzunehmen, zur Hälfte vom Staat zu tragen sind. 

Für die Belegschaft ist eine Betriebsprämie vorgesehen, die bis 
6% der Einnahmen gehen kann; 5 % dieses Betrages kommen darüber 
hinaus den leitenden Beamten zugute. 

Ausgaben für Neuanlagen und für die Beschaffung von Betriebs- 
mitteln, die das Anlagekapital der Eisenbahnen belasten, bedürfen der 
Genehmigung durch den Generalgouverneur. Die Mittel für solche Aus- 
gaben sind, sofern sie 200 000 Fr. nicht überschreiten, als Betriebskosten 
anzusehen, größere Beträge sind der Erneuerungsrücklage zu entnehmen 
und, wenn diese nicht ausreicht, durch Anleihen aufzubringen. 

Außer durch die Genehmigung der eben erwähnten Ausgaben von 
mehr als 200 000 Fr. übt der Generalgouverneur und mit ihm die Regie- 
rung ein Aufsichtsrecht über den Eisenbahnbetrieb sowohl in technischer 
wie in wirtschaftlicher Beziehung durch ihre zwei Vertreter bei der 
Direktion aus. Nähere Vorschriften über die Staatsaufsicht hat ein Erlaß 
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des Generalgouverneurs zu bringen. Die Eisenbahn hat die nötigen Maß- 
nahmen zu treffen, damit der Generalgouverneur Monat für Monat die 
Ausgaben und Einnahmen verfolgen und sich über die Betriebsergebnisse 
der einzelnen Strecken unterrichten kann, Alle Ausgaben der Eisenbahn 
werden von der die Staatsausgaben überwachenden Stelle geprüft. Für 
Beschaffungen über 400 000 Fr, besteht ähnlich wie bei den Eisenbahnen 
Frankreichs ein Einkaufsausschuß. Das Rechnungswesen der Staatsbahn 
unterliegt der Prüfung durch die das Rechnungswesen des Staates prü- 
fende Behörde. 

Algerien ist zwar unbeschränkter Herr seiner Eisenbahn und muß 
auch das mit ihrem Betrieb verbundene Risiko allein tragen, die Eisen- 
bahnverwaltung von Algerien und die Französische Staatseisenbahn- 
Gesellschaft sind aber gehalten, alle den Betrieb beider Netze berühren- 
den Fragen gemeinschaftlich zu bearbeiten. Die Staatsbahnen von 
Algerien können sich dabei gegen eine angemessene Entschädigung der 
Französischen Staatseisenbahn-Gesellschaft bedienen. Diese eröffnet 
auch ein Konto für die Staatsbahn in Algerien. Sie wird auf Antrag Be- 
amte nach Algerien abordnen, soweit sie dies ohne Benachteiligung ihrer 
eigenen Belange tun kann, und sie übernimmt Beamte der Eisenbahn von 
Algerien, um sie in ihrem Beruf auszubilden. 

Die Neuregelung des französischen Eisenbahnwesens durch die 
Zusammenfassung der Eisenbahnen in der Staatseisenbahn-Gesellschaft 
hat im ersten Betriebsjahr nicht den Erfolg gehabt, der damit erzielt 
werden sollte. Die Ursache war weniger im System und wohl noch weniger 
bei der Staatseisenbahn-Gesellschaft zu suchen, als vielmehr im Verhalten 
der Regierung, die z. B. nicht wagte, die Tariferhöhungen zuzulassen, die 
die Staatseisenbahn-Gesellschaft zur Herstellung des Gleichgewichts 
zwischen ihren Einnahmen und Ausgaben beantragte. Ob es in Algerien 
anders sein wird, kann mindestens zweifelhaft sein. Jedenfalls kommt es 
hier wie dort weniger darauf an, welche Maßnahmen zur Neuregelung 
des Eisenbahnwesens vorgesehen sind, als vielmehr, wie sie gehandhabt 
werden, Wernekke. 
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Rechtsprechung. 


Nachbarrecht. 


Urteil des Reichsgerichts, V. Zivilsenats vom 9. Januar 1939 in Sachen der 

Frau M., Klägerin, Revisionsbeklagte und Anschlußrevisionsklägerin, gegen die 

Reichsautobahnen, Oberste Bauleitung K., Beklagte und Revisionsklägerin. 
V: 154/38. 


Belästigungen und Schädigungen benachbarter Grundstücke und Gebäude durch den Verkehr 
auf der Reichsautobahn. 
Für nachbarrechtliche Auseinandersetzungen mit dem Unternehmen „Reichsautobahnen“ ist der 
ordentliche Rechtsweg ME Keine Abwehrklage gegenüber Einwirkungen lebenswichtiger 
Betriebe, jedoch bei Überschreitung des Zulässigen Anspruch auf Schadenersatz. Störer im 
Sinne des § 1004 BGB ist auch der, durch dessen Willen der Zustand geschaffen wurde, der die 
Eigentumsbeeinträchtigung zur Folge hatte, 
‚Grenzen zulässiger Einwirkungen. 


Tatbestand. 


Die Klägerin ist Eigentümerin eines in L. bei Köln an der M.-Straße 
gelegenen Hauses. Die Kurze Straße, die am Hause der Klägerin von der M.- 
Straße abzweigte, wurde inzwischen geschlossen. Im Jahre 1934 wurde die 
Reichsautobahnstrecke Köln—Düsseldorf gebaut. Sie führt an der Westseite des 
Hauses im Zuge der Kurze Straße vorbei und verläuft dort auf einem 4 m 
hohen Damm. Die Klägerin behauptet, die Entfernung von ihrem Hause betrage 
nur 4,80 m, während der Beklagte angibt, der Ansatz der Böschung liege in 
einer Entfernung von 4,80 m bis 5,20 m, die Fahrbahn aber sei 8,20 bis 8,80 m 
entfernt, Die Klägerin trägt vor: Ihr Haus habe durch die Anlage der Auto- 
bahn und den Fahrbetrieb auf dieser stark gelitten. Ihm seien Licht und Luft 
entzogen; Geräusche, Erschütterungen, grelle Lichtscheine, Staub, Regenspritzer, 
Motorgase wirkten stark belästigend und schädigend auf das Haus und seine 
Bewohner ein. Verschiedene Mieter des Hauses hätten erklärt, die Wohnung 
räumen zu müssen; andere wollten den Mietzins herabgesetzt haben, So sei das 
Haus, das etwa 50.000 RM wert gewesen sei, um mindestens die Hälfte entwertet. 
Dafür sei der Beklagte schadenersatzpflichtig; dies um so mehr, als die Pläne 
für die Autobahnanlage nicht offen gelegt worden seien und sie, die Klägerin, 
50 keine Gelegenheit gehabt habe, ihre Einwendungen vorzubringen. Im Jahre 
1931 sei der Plan für eine Autostraße Köln—Düsseldorf festgestellt und der 
Einspruch der Klägerin dagegen zurückgewiesen worden; diese Straße habe 
aber in einer Entfernung von 14 m am Hause vorbeiführen sollen. 

Die Klägerin begehrt Verurteilung des Beklagten, ihr einen von einem 
gerichtlichen Gutachter zu ermittelnden Betrag, mindestens aber 6500 RM nebst 
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4% Zinsen seit Klagezustellung als Ersatz des Schadens zu zahlen, den das 
Haus durch die Reichsautobahn erlitten habe und noch erleiden werde. 

Der Beklagte bestreitet, daß die Klägerin an ihrem Hause, dessen Um- 

` gebung schon früher sehr laut gewesen sei, die von ihr behauptete Schädigung 

durch die Reichsautobahn erleide, Er trägt weiter vor: es handle sich jeden- 
falls um Einwirkungen regelmäßigen, wenn auch gesteigerten Verkehrs, die die 
Klägerin hinnehmen müsse. Er, der Beklagte, sei zudem nur für die Anlage 
verantwortlich und diese sei so zweckmäßig geführt worden, wie es in jener 
stark bebauten Gegend möglich gewesen sei. Gegen die Streckenführung (Tras- 
sierung) könne nicht im Rechtswege angegangen werden. Für die Folgen des 
Fahrbetriebs sei er nicht haftbar, da er ihn nicht unterhalte, er vielmehr lediglich 
den Straßenzug dem allgemeinen Gebrauch zur Verfügung stelle. 

Das Landgericht erkannte dahin: 

„Die Klage wird insoweit dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt, 
als die Klägerin Schadensersatz dafür verlangt, daß die im ersten, zweiten 
und dritten Stockwerk ihres Hauses L., M.-Straße, zur Autobahn hin 
liegenden Wohnungen durch das Geräusch auf der Autobahn fahrender 
Fahrzeuge beeinträchtigt werden, 

Die weitergehende Klage wird abgewiesen,“ 

Der Beklagte legte Berufung, die Klägerin Anschlußberufung ein. Die Klägerin 
stellte den Hilfsantrag, 
eventuell den Beklagten zu verurteilen, geeignete Vorrichtungen zur Ver- 
meidung von Einwirkungen des Betriebs der Reichsautobahn durch Ge- 
räusche, Erschütterungen, Staub, Regenspritzer, Motorgase, Scheinwerfer- 
licht und dergleichen anzubringen. 
Das Berufungsgericht erkannte: 

„Unter Zurückweisung der weitergehenden Berufung des Beklagten 
wird das vorerwähnte Urteil dahin abgeändert: Die Klage wird insoweit 
dem Grunde nach zur Hälfte für gerechtfertigt erklärt, als die Klägerin 
Schadensersatz dafür verlangt, daß die im ersten, zweiten und dritten 
Stockwerk ihres Hauses L., M.-Straße, an der Seite zur Autobahn ein- 
schließlich der an der Hinterseite des Hauses liegenden Wohnungen durch 
das Geräusch auf der Autobahn fahrender Fahrzeuge beeinträchtigt werden. 

Die weitergehende Klage wird abgewiesen.“ 

Der Beklagte hat Revision mit dem Ziel voller Klageabweisung eingelegt. Die 
Klägerin hat sich der Revision angeschlossen und beantragt, 
das Berufungsurteil, soweit es zu ihrein Nachteil erkannt hat, aufzu- 
heben und auch insoweit nach ihren Anträgen in der Berufungsinstanz 
zu erkennen, 


Jede Partei bittet um Zurückweisung des Rechtsmittels der Gegenseite, 


Entscheidungsgründe 
1. Landgericht und Oberlandesgericht haben den Rechtsweg für den von der 
Klägerin erhobenen Anspruch ohne weiteres für zulässig erachtet. Der Revision 
erscheint dies mit Rücksicht auf die besondere Stellung des Unternehmens 
„Reichsautobahnen“ bedenklich. Dieser Frage ist auch von Amts wegen nach- 
zugehen. Der Rechtsweg wäre nach $ 13 GYG. unzulässig, wenn es sich nicht 
um eine „bürgerliche Rechtsstreitigkeit“ im Sinne dieser Bestimmung handelte 
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oder wenn durch besondere Vorschriften die Zuständigkeit von Verwaltungs- 
behörden begründet wäre. Die übrigen in $ 13 vorgesehenen Ausschlußfälle 
kommen hier von vornherein nicht in Betracht, Eine bürgerliche Rechtsstreitig- 
keit läge dann nicht vor, wenn mit der Klage Unterlassung von Handlungen oder 
Maßnahmen begehrt würde, die in Ausübung staatshoheitlicher Aufgaben ge- 
schehen (RGZ. Bd, 44 S. 225; Bd. 59 S. 70; Bd. 62 S. 131; Bd. 73 S. 270; 
Warn Rspr. 1908 Nr. 380; 1910 Nr. 282). Auch eine Klage auf Vornahme von 
Handlungen oder Anbringung von Einrichtungen bei einem in Erfüllung staats- 
hoheitlicher Aufgaben geführten Betriebe wäre dann unzulässig, wenn mit den 
begehrten Änderungen eine wesentliche, vom Betriebsinhaber nicht gewollte 
Änderung des Betriebes verbunden wäre (vgl, RG. JW. 1938, S. 2969 Nr. 28, und 
dortige Hinweise). Denn mit Begehren solcher Art würde unmittelbar in die 
Ausübung staatshoheitlicher Rechte und in die Erfüllung der daraus entsprin- 
genden Pflichten eingegriffen werden. Das auf Gesetz vom 27. Juni 1933 
(RGB). II S. 509) über die Errichtung eines Unternehmens „Reichsautobahnen“ 
— RABG. — beruhende Unternehmen „Reichsautobahnen“ ist eine juristische 
Person des öffentlichen Rechts. Es erfüllt mit dem Bau und dem Betriebe 
der Kraftfahrbahnen öffentliche und hoheitsrechtliche Aufgaben. Aber es steht 
doch auch mit seinem Grundbesitz im Bereich des privatrechtlichen Bigentums 
und ist mit diesem den dies betreffenden Regeln des bürgerlichen Rechts, ins- 
besondere denen des Nachbarrechts, unterworfen, soweit das nicht seinen öffent- 
lichrechtliehen Aufgaben widerstreitet und soweit nicht Sonderbestimmungen ein- 
greifen. Das ist in bezug auf andere Betriebe, die Staatsaufgaben erfüllen, wie 
2. B. die Eisenbahn und die Post, niemals zweifelhaft gewesen. Sie 
stehen wie alle anderen Personen in der nachbarlichen Gemeinschaft; nur 
erheischt dabei ihre sich aus ihren Aufgaben ergebende Sonderstellung 
Beachtung, 

Aus diesen Gesichtspunkten heraus besteht kein Bedenken dagegen, daß 
die Klägerin den ordentlichen Rechtsweg geht, um Schadensersatz in Geld für 
Zuführungen zu erstreiten, die sie nach den Regeln des Nachbarrechts für 
rechtswidrig erachtet, Auch nicht dagegen, daß sie in diesem Verfahren den 
Hilfsantrag auf Anbringung geeigneter Schutzvorrichtungen stellt, wobei sie 
eben die Entscheidung darüber, was geeignet ist, dem Beklagten überlassen will. 


Die Revision meint, der Gesetzeswille, den ordentlichen Rechtsweg für 
solche Ansprüche, auszuschließen, ergebe sich aus $ 8 des Gesetzes vom 27, Juni 
1933 und $ 8a in der Fassung des Gesetzes vom 25. Juli 1938 (RGBl. I S. 951). 
$ 8 lautet: 

„Der Generalinspektor für das deutsche Straßenwesen stellt nach Anhörung 
der Landesbehörden die Baupläne fest. Die Planfeststellung umfaßt die end- 
gültige Entscheidung über alle von der Plangestaltung berührten Interessen“. 
$ 8a bestimmt, daß Bauanlagen in einer Entfernung von 100 m von der Autobahn 
und gewisse Betriebe in einer Entfernung von 500 m nur mit Genehmigung 
des Generalinspektors errichtet oder wesentlich verändert werden dürfen, und 
sieht für die Fälle der Versagung die Möglichkeit einer Billigkeitsentschädigung 
vor, über die der Generalinspektor unter Ausschluß des Rechtswegs zu ent- 
scheiden hat. 

Die Bestimmung des $ 8a scheidet ohne weiteres aus; denn sie betrifft 
einen Sonderfall anderer Art. Vorliegend handelt es sich um Schädigung eines 
vorhandenen Hauses, nicht aber um die Hinderung einer für die Zukunft er- 
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strebten Ausnutzung durch eine vom Generalinspektor ausgesprochene Ver- 
sagung. Näherer Betrachtung bedarf der $ 8. Der Schadensersatzanspruch der 
Klügerin beruht ja wesentlich mit darauf, daß die Bahn in solcher Nähe ihres 
Hauses angelegt wurde, Aber es erscheint doch schon begrifflich ausgeschlossen, 
daß die Planfeststellung, d. h, die Bestimmung des Generalinpektors, wo und 
wie die Bahn zu führen ist, eine Entscheidung über einen aus späteren Vor- 
gängen des Betriebs hergeleiteten Schadensersatzanspruch enthalten sollte, mag 
auch die Schadenswirkung wesentlich auf der Linienführung beruhen. Daß die 
Entscheidung über Ansprüche dieser Art den Gerichten entzogen sei und dem 
Generalinspektor zustehen sollte, wurde nirgends ausgesprochen. 


Weiter ergeben die mit $ 8 in Zusammenhang stehenden Verwaltungs- 
bestimmungen, daß derartiges auch nicht die Auffassung der Leitung des 
Beklagten ist, In dem die Planfeststellung bei der Reichsbahn behandeln- 
den $ 37 des Reichsbahngesetzes vom 30. August 1924 (RGBl. II S. 272) in der 
Fassung des Gesetzes vom 13. März 1930 (RGBl. II S. 359) ist die gleiche Be- 
stimmung enthalten; „Die Planfeststellung umfaßt die endgültige Entscheidung 
über alle von der Plangestaltung berührten Interessen“. Mit der Bedeutung 
dieser Vorschrift im Zusammentreffen mit Landesrecht befaßt sich der Beschluß 
des erkennenden Senats vom 17. Dezember 1932 (RGZ. Bd. 139 S. 136). Dort 
wurde auf S. 147 ausgesprochen: „Die Planfeststellung erledigt nur die polizei- 
lichen öffentlichen Interessen; nicht dagegen ergibt sie eine Befugnis zu ent- 
schädigungslosem Eingriff in Privatrechte.“ Diese Auffassung hat sich der 
Reichsverkehrsminister in den von ihm erlassenen Richtlinien 
über die Planfeststellung zu eigen gemacht (bei Schäfer, „Die 
Gesetze der Reichsautobahnen“ S. 67flg.), indem dort unter Nr. 23 ausgeführt 
wird, die Planfeststellung entscheide lediglich über die Zulässigkeit und die 
bauliche Gestaltung der Anlage, daneben sei aber noch die privatrechtliche Aus- 
einandersetzung zwischen der Reichsbahn und demjenigen, dessen Privatrechte 
durch die Anlage berührt würden, erforderlich. Und weiter unter Nr. 25, wo 
die Erhebung eines Rechtsanspruchs wegen Eingriffs der Planfeststellung in 
Privatrechte für zulässig erachtet wird. Im Erlaß vom 2. September 1935 (bei 
Schäfer 8.91) hat dann der Generalinspektor für das deutsche Straßenwesen 
diese Richtlinien für sinngemäß anwendbar auf das Planfeststellungsverfahren 
bei den Kraftfahrbahnen erklärt, So zeigt sich deutlich, daß bei $8 des Gesetzes 
nicht an einen Ausschluß des Rechtswegs für Ansprüche gedacht ist, die sich aus 
Eingriffen der Planung in Privatrechte, also auch das Eigentum, ergeben könnten. 
Eine andere, unten zu erörternde Frage ist die Bedeutung der Planfeststellung 
für die sachliche Berechtigung eines solchen Anspruchs. 


2. Zu dem von der Klägerin erhobenen Anspruch sagt das Oberlandes- 
gericht: Licht und Luft werdem dem Hause nicht abgesperrt; für die durch den 
Autobahndamm verursachte Aussichtserschwerung könne keine Entschädigung 
gewährt werden. Etwaige Beeinträchtigungen des Hauses durch Staub, Regen- 
spritzer, Liehtscheine, Motorgase und Erschütterungen seien unwesentlich. Aller- 
dings seien Risse an Wänden und Decken entstanden; diese seien aber gering- 
fügig, auch könne kaum oder doch nur mit erheblichen Kosten festgestellt 
werden, ob die Risse auf Bau und Betrieb der Autobahn oder ob sie auf andere 
Ursachen, wie etwa den starken Verkehr in der M.-Straße, zurückzuführen 
seien. Sehr stark und lästig dagegen wirke das Geräusch der auf der Bahn 
vorbeifahrenden Kraftwagen in den dorthin gelegenen Wohnungen. Zwar würde 
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der Verkehr am Hause der Klägerin auch ohne die Autobahn sehr stark und 
ständig im Wachsen sein; aber die Bahn habe doch die Sachlage insofern zu 
Ungunsten der Klägerin verändert, als sie eine Zusammenballung des Kraft- 
wagenverkehrs bewirke. Das so verursachte größere Geräusch sei nicht die 
Folge einer natürlichen Entwicklung aus sich selbst, sondern die Wirkung einer 
künstlich geschaffenen Anlage. Dazu sei es namentlich durch die Nähe der 
Autobahn gekommen, die nur 4,50 m vom Hause entfernt verlaufe, Diese Pla- 
nung, die eine der Klägerin nachteilige Abweichung von dem Verlauf darstelle, 
den die im Jahre 1931 geplante Autostraße in einer Entfernung von 14 m vom 
Hause nehmen sollte, sei vor dem Bau nicht offengelegt worden, so daß die 
Klägerin ihre Belange nicht hätte wahrnehmen können, Zwar würde sie kaum 
eine andere Linienführung erreicht haben; vielleicht wäre ihr aber doch eine 
Entschädigung zugebilligt worden. Wegen der in großer Nähe des Hauses er- 
folgten Konzentrierung des Lärms sei der Klägerin auf der gesetzlichen Grund- 
lage des $906 BGB. und des $75 Einl. Preuß, ALR. eine Entschädigung zuzu- 
billigen. Da sich aber die Klägerin doch mit dem allgemeinen Anwachsen des 
Autoverkehrs und der damit verbundenen Vergrößerung des Lärms wie jeder 
andere Volksgenosse abzufinden habe, so müsse sie einen Teil des Schadens selbst 
tragen. Eine Erstattung der Hälfte des durch Geräuscheinwirkung auf die zur 
Autobahn hin gelegenen Wohnungen enstandenen Schadens entspreche den ört- 
lichen Verhältnissen, während der Anspruch im übrigen unbegründet ist. 


Die Revision bezweifelt, daß die Voraussetzungen des $906 BGB. und des 
$75 EinlALR. vorlägen. Sie meint: Die Klägerin habe kein ihr zustehendes 
Recht aufgeopfert. Infolge der Lage ihres Hauses an der öffentlichen Straße 
müsse sie sich den Verkehr und seine fortwährende Steigerung gefallen lassen. 
Die Autobahn nehme nur den sowieso vorhandenen Verkehr auf. Der Beklagte 
stelle lediglich die Bahn dem Verkehr zur Verfügung, habe aber keinen Einfluß 
auf dessen Umfang. Die Linienführung der Bahn sei durch die allein dazu be- 
rufene Stelle erfolgt. 

Die Anschlußrevision beschwert sich darüber, daß hinsichtlich des durch 
Geräusch verursachten Schadens eine Teilung stattfinden solle und daß die 
übrigen Beeinträchtigungen unberücksichtigt geblieben seien. Die Kosten einer 
Beweisaufnahme über die Verursachung der Risse im Hause hätten nicht von 
Ermittlungen darüber abhalten dürfen, 

8. Die Revision der Beklagten mußte Erfolg haben, während die Anschluß- 
revision unbegründet ist, 

Keine Bedenken bestehen gegen die grundsätzliche Auffassung des Be- 
rufungsgerichts, daß der Beklagte auf Schadensersatz in Geld in An- 
spruch genommen werden kann, wenn von seiner Bahn aus Einwirkungen auf 
die Umgebung stattfinden, die das nach $ 906 BGB, zulässige Maß überschreiten. 
Beeinträchtigungen “des Nachbarn dieser Art sind allgemein rechtswidrig 
(RGZ. Bd.139 8.33). Das gilt gegenüber jeder Körperschaft des öffentlichen 
Rechts, wenn sie als Grundeigentümerin im Kreise nachbarlicher Gemeinschaft 
steht, so gut wie für den Fiskus und wie für jede Privatperson. Dann 
finden auf diese Beziehungen auch die Regeln des bürgerlichen Rechts Anwen- 
dung, soweit nicht etwa besondere Gesetze eingreifen (z. B. die Gesetze über 
Beschränkung der Nachbarrechte vom 13. Dezember 1938 — RGBl. I S. 1058 — 
und vom 18. Oktober 1935 — pop. I 8.1247 —). Aus der öffentlich- 
rechtlichen Stellung des Unternehmens folgt jedoch, ebenso wie 
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für andere Betriebe, die für das allgemeine Wohl unentbehrlich 
oder doch von besonderer Bedeutung sind (sogenannte lebenswichtige Betriebe), 
daß gegenüber solchen Einwirkungen, obwohl sie die Grenzen des Zulässigen 
überschreiten, doch keine Abwehrklage stattfindet, Aber dann tritt ganz 
allgemein an die Stelle dieser aus besonderen Gründen versagten Abwehrklage 
ein Anspruch auf Ersatz des Schadens, der durch die Einwirkung, so- 
weit sie den Rahmen des rechtlich Zulässigen überschreitet, verursacht wurde 
(RGZ. Bd. 101 S. 105; Bd. 122 S. 137; Bd. 155 S. 156). Dieser vom Nach- 
weis schuldhaften Handelns unabhängige Aufopferungs- 
anspruch ergibt sich aus dem in $75 EinlALR,, sowie in $26 GewO, ent- 
haltenen Rechtsgedanken, ohne daß es dabei auf die Voraussetzungen des $ 75 
EinlALR. im einzelnen ankommt, Unerheblich ist auch die Begrenzung, die die 
Rechte eines Straßenanliegers in der Rechtsprechung gefunden haben (vgl. RGZ. 
Bd. 145 S. 107). Wesentlich ist allein, ob und in welchem Maße Einwirkungen 
vom Grundstück des Beklagten aus stattfinden, die über das nach $ 906 BGB. 
Gestattete hinausgehen, Die Befugnis, sich dagegen zu wehren, folgt 
aus der Rechtsstellung, die der Nachbar als Grundeigentümer inne hat ($ 1004 
BGB.). Wenn aber dieser regelmäßige Rechtsbehelf wegen der besonderen Stel- 
lung des Einwirkenden, also aus höheren Rücksichten, geopfert 
werden muß, so besteht dafür die Verpflichtung zum 
Schadensersatz in Geld. 

Die Abwehrklage und damit auch die sie ablösende Schadensersatzklage 
richtet sich gegen den „Störer“ ($1004 BGB.). Mit der Frage, ob der Beklagte 
als solcher anzusehen sei, hat sich das Oberlandesgericht nicht weiter befaßt. 
Nach dem Zusammenhang seiner Entscheidungsgründe will es sie bejahen, wäh- 
rend der Beklagte dies mit dem Hinweis darauf leugnet, daß er für den die 
angeblichen Belästigungen bewirkenden Betrieb nicht 
verantwortlich sei. Die Auffassung des Berufungsgerichts ist aber richtig. 
Als Störer im Sinne des $ 1004 ist nicht nur derjenge anzusehen, der die störende 
Einwirkung unmittelbar hervorbringt, sondern auch der, durch dessen 
maßgebenden Willen der Zustand geschaffen wurde und 
aufrechterhalten wird, der die Eigentumsbeeinträchtigung zur Folge 
hat (RGZ. Bd. 134 S. 231; Bd. 155 S. 319; WarnRspr. 1908 Nr. 286; 1917 Nr. 245; 
RG. JW. 1910 S. 619 Nr. 18). Im gegenwärtigen Falle beschwert sich die Kläge- 
rin nicht darüber, daß einzelne Betriebsvorgänge auf der Autobahn für sich 
störend wirkten; vielmehr soll die Häufung des Verkehrs die schädigenden Wir- 
kungen hervorbringen, über die sie sich beklagt. Diese Zusammenfassung un- 
beschränkt ausgedehnten Fahrens aber ist gerade der Zweck der Reichsauto- 
bahn, Für einen solchen Verkehr in Massenausdehnung wurde sie geschaffen und 
wird sie unterhalten, $ 1 RABG. ermächtigt den Beklagten „zum Bau und Be- 
trieb eines leistungsfähigen Netzes von Kraftfahrbahnen“, Die Bahngrundstücke 
stehen im Eigentum des Beklagten; ihm obliegt die dauernde, das Befahren 
ermöglichende Unterhaltung; er ist Herr des Betriebs, einschließlich aller 
Nebenbetriebe ($ 8 der 1. Duscht VO, vom 7. August 1988 — RGBl. US. 521). 
Deswegen ist der Beklagte der Störer hinsichtlich etwaiger vom Betriebe 
der Autobahn stattfindender unzulässiger Einwirkungen und muß sich ein darauf 
gegründeter Anspruch gegen ihn richten. Dies um so mehr, als der gestörte 
Nachbar weder rechtlich noch tatsächlich in der Lage ist, sich an die einzelnen 
Teilnehmer des Kraftfahrverkehrs, die nur jeder zu einem geringen Teil zur 
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Gesamtwirkung beitragen, zu halten. Daran ändert auch der Umstand nichts, 
daß dem Reich die Ausübung der auf die Autobahnen bezüglichen staatlichen 
Hoheitsrechte einschließlich des Verordnungsrechts zusteht ($10 RABG.). 


4. Trotz dieser für einen Schadensersatzanspruch der Klägerin gegebenen 
rechtlichen Möglichkeiten muß ein solcher daran scheitern, daß, auch wenn die 
Klagebehauptungen überall als richtig unterstellt werden, sich doch keine 
Einwirkung von der Reichsautobahn auf das Haus ergibt, diedieGrenze 
des nach $ 906 BGB. Zulässigen überschreitet. Dies gilt auch 
dann, wenn zugunsten der Klägerin davon ausgegangen wird, daß die Einwir- 
kungen, über die sie sich beklagt, die Benutzung ihres Grundstücks wesentlich 
beeinträchtigen, was das Berufungsgericht hinsichtlich eines großen Teils der 
angeblichen Störungen verneint. Aber alles das, worüber sich die Klügerin be- 
schwert, wird herbeigeführt durch eine Benutzung des anderen Grundstücks 
— nämlich der Reichsautobahn —, die nach den örtlichen Verhältnissen bei 
Grundstücken dieser Lage gewöhnlich ist und die deswegen jeder Nachbar hin- 
nehmen muß. 


Die Reichsautobahn ist ein Verkehrsweg, wie die Eisenbahn oder eine Land- 
straße, der mit dem Willen der für die Linienführung allein zuständigen Stelle, 
des Generalinspektors, die Lage und Gestalt bekommen hat, wie sie jetzt besteht, 
Man wird nicht auf den Gedanken eines Zweifels daran kommen, daß die Be- 
nutzung einer städtischen Straße oder einer Fernverkehrsstraße durch den Ver- 
kehr, der dort auf Grund der örtlichen Gegebenheiten herrscht, die bei Grund- 
stücken dieser Lage nach den örtlichen Verhältnissen gewöhnliche Benutzung 
ist, mag auch der Verkehr noch so massenhaft und geräuschvoll sein. D er- 
artiges muß sich jeder Straßenanlieger gefallen lassen. 
Er muß sich auch mit unerwarteten Aenderungen abfinden; wenn z. B. eine bis 
dahin ruhige und abgeschlossene Straße durch die Entwicklung des Verkehrs 
oder durch Veränderungen im Straßennetz (etwa Anlegung einer Ausfallstraße 
aus einer Großstadt) Trägerin starken Verkehrs wird (vgl. RGZ. Bd. 133 S. 152). 
Gleiches hat die Rechtsprechung für Straßenbahnlinien und Eisenbahn- 
strecken hinsichtlich der Einwirkungen entwickelt, die vom allgemeinen Fahr- 
betrieb ausgehen. Anders kann hier die Sache dann liegen, wenn es sich um einen 
ungewöhnlichen, konzentriertenBetriebandereinzelnen Stelle, 
wie Wagenhallen und Lokomotivschuppen, handelt; dann kann eine be- 
sondere Beurteilung je nach den örtlichen Verhältnissen geboten sein (RGZ. 
Bd. 57 S. 224, Bd. 70 S. 150). Die Anlage der Reichsautobahnen beruht zwar auf 
einem gegenüber der bisherigen Art des Straßenbaus neuen Gedanken, stellt 
aber doch eine angesichts des immer mehr zunehmenden Kraftwagenverkehrs 
notwendige Ausgestaltung des Straßennetzes dar. Weil die alten Landstraßen 
mit ihrer Zugänglichkeit für jedermann und für jedes Fuhrwerk den Erforder- 
nissen des Kraftwagenverkehrs immer weniger gewachsen waren, wurden neue 
Straßen geschaffen, die in höchster Zweckmäßigkeit der Linienführung und Aus- 
gestaltung den vorhandenen und für die Zukunft zu erwartenden Bedürfnissen 
des Kraftwagenverkehrs angepaßt sind. So handelt es sich bei ihnen um eine 
durch die Verkehrssteigerung notwendig gewordene Fortentwicklung 
des bisherigen Straßenwesens. Solche Änderungen, die auf der 
einen Seite dem Volksganzen große Vorteile bringen, können mit Nachteilen 
für den einzelnen verbunden sein. Es besteht aber kein Rechtssatz, daß jeder 
80 entstehende Schaden zu ersetzen ist. In einem Falle wie hier, wo es sich 
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nicht um Wegnahme des Eigentums, sondern nur um eine von außen kommende 
Einwirkung darauf handelt, tritt das nach den oben entwickelten Rechtsregeln 
nur dann ein, wenn die Einwirkung über die im Gesetz ($ 906 BGB.) gegebenen 
Grenzen der Rechtmäßigkeit solchen Tuns hinausgeht. Das ist aber bei dem 
sich auf einer Reichsautobahn regelrecht abwickelnden laufenden Verkehr nicht 
der Fall. Mit der Vorschrift des § 906 BGB., daß eine solche Einwirkung dann 
nicht untersagt werden kann, wenn sie durch eine Benutzung des anderen Grund- 
stücks herbeigeführt wird, die nach den örtlichen Verhältnissen bei Grundstücken 
in dieser Lage gewöhnlich ist, wird zunächst auf die Art der Benutzung des 
schädigenden Grundstücks abgestellt (RGZ. Bd, 139 S. 31). Da ist nun nicht zu 
bezweifeln, daß die Benutzung von Gelände zur Anlage eines notwendigen Ver- 
kehrswegs und dann weiter die Benutzung der so geschaffenen Bahn durch 
Kraftwagen und Motorräder im regelrechten Verkehr namentlich in Gegenden 
mit starker Verkehrsentwicklung ortsüblich ist, Dies gilt auch dann, wenn der 
Verkehr zu besonderen Gelegenheiten und Veranstaltungen außergewöhnlich stark 
und geräuschvoll ist. Auch solche zeitweisen Steigerungen liegen im Rahmen 
des allgemein Verkehrsüblichen. Das ist einfach die Folge des Zusammenlebens 
von Menschen und des Fortschreitens in der Technik der Verkehrsmittel. So 
ergibt sich nach der Grundregel des $ 906 BGB., nach der es auf die Orts- 
üblichkeit der Benutzung des schädigenden Grundstücks ankommt, keine Hand- 
habe für einen Anspruch der Klägerin für Schädigungen durch den sich auf 
der Autobahn regelmäßig, wenn auch in großer Dichte und Stärke abwickelnden 
Verkehr, 


Nun hat die Rechtsprechung des Reichsgerichts in Anlehnung an den Ge- 
danken der Volksgemeinschaft und insbesondere den eines nachbarlichen Ge- 
meinschaftverhältnisses dem $ 906 eine erweiterte Auslegung dahin gegeben, 
daß bei Prüfung der Ortsüblichkeit der Benutzung auch die in der in Betracht 
kommenden Gegend allgemein bestehenden örtlichen Verhältnisse zu berück- 
sichtigen seien. Es wurde ausgesprochen, daß in einer Gegend, wo sowohl In- 
dustrie als auch Landwirtschaft ortsüblich sind, Einwirkungen eines Industrie- 
werks von solcher Art und solchem Maße, daß sie die Lebensbedingungen der 
Landwirtschaft zerstören müssen, nicht als rechtmäßig im Sinne des $ 906 an- 
gesehen werden könnten (RGZ. Bd. 154 S. 161). Die Anwendung dieses Gedankens 
auf eine Ortsgestaltung, wie sie hier gegeben ist, wo die Reichsautobahn in einer 
Gegend starken Verkehrs durch Wohngegenden hindurchführt, läßt Pflichten 
der Rücksichtnahme erkennen, die dem Unternehmen der Reichsautobahn ob- 
liegen. Die Streckenführung muß jedenfalls so vorgenommen werden, daß die 
Nachbarn so weit geschont werden, wie das mit den Bedürfnissen des Verkehrs 
und mit der Ortslage vereinbar ist. Liegt zwar die Plangestaltung allein dem 
Generalinspektor ob, so könnte doch eine starke Einwirkung auf Nachbarn, die 
bei schuldiger Rücksichtnahme vermeidbar gewesen wäre, nicht mehr als recht- 
mäßig angesehen werden, Allerdings ist das ein bloß gedachter Fall, der kaum 
praktisch werden wird, weil die Planführung Sache pflichtgemäßen Ermessens 
der zuständigen Stelle ist und weil eine die Pflicht zur Schadlos- 
haltung auslösende Störung des Nachbarverhältnisses nur bei o ffen- 
sichtlich und in hohem Maße verfehlter Ausübung sol- 
chen Ermessens (vgl. RGZ. Bd. 147 S. 183) angenommen werden könnte. 
Davon kann hier, auch nach den Behauptungen der Klägerin, keine Rede sein. 
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In einer dicht bebauten Gegend muß die Strecke notwendig nahe an Ge- 
bäuden vorübergehen und kann nicht auf einzelne bereits vorhandene Häuser 
Rücksicht genommen werden. Der Umstand, daß die im Jahre 1931 geplante 
Autostraße in etwas größerer Entfernung am Hause der Klägerin vorbeilaufen 
sollte, besagt nichts dafür, daß die jetzige Streckenführung unsachgemäß sei. 
Die größere Nähe ergab sich aus der vermehrten Breite der Reichsautobahn, 
Bedeutungslos ist auch der Umstand, daß die Plänenichtoffengelegen 
haben und daß so die Klägerin keine Gelegenheit hatte, sich vor der Ausführung 
zu der Planung zu äußern. Die Offenlegung ist ein Teil des landespolizeilichen 
Prüfungverfahrens. Die Mitwirkung der Landesbehörden hat aber überhaupt nur 
die Bedeutung einer Begutachtung (vgl. RGZ. Bd. 189 S. 144), Für die 
Rechtmäßigkeit der Planfeststellung ist es unerheb- 
lich, ob die Landespolizeibehörde richtig verfahren ist. 


Als nicht mehr ortsüblich und daher nicht in den nach $ 906 BGB, er- 
` laubten Grenzen liegend, möchten ferner Einwirkungen angesehen werden, die 
zu einer Zerstörung oder einer dem nahekommenden Beeinträchtigung der wirt- 
schaftlichen Lebensbedingungen des Nachbars führen, die dieser sonst in der 
allgemeinen örtlichen Beschaffenheit findet, Das wäre etwa der Fall, wenn 
bei einem in einer üblichen Wohngegend zu Wohnzwecken errichteten Hause 
eine Ausnutzbarkeit in dieser Art durch Geräusche und Erschütterungen beseitigt 
oder wenn das Haus der Standfestigkeit beraubt wäre. Alsdann könnte die Be- 
rücksichtigung der Daseinsberechtigung beider Fälle dazu führen, daß die von 
der Autobahn ausgehenden Einwirkungen, auch wenn sie nur durch den regel- 
mäßigen Verkehr verursacht sind, doch wegen ihrer ausnahmsweise starken 
Wirkung im Verhältnis zu dem einzelnen betroffenen Nachbarn nicht mehr als 
vollberechtigt anzusehen wären und daß ein gewisser Teil des Schadens dem 
Autobahnunternehmen in Gestalt einer nach Billigkeit zu bemessenden Ent- 
schädigung zur Last fiele. Dieser Gedanke stellt aber eine erweiterte 
Auslegung des $ 906 BGB. dar und kann nur in Ausnahmefällen Platz 
greifen. Er ist keinenfalls berechtigt in einem Falle, wo ein Wohnhaus nicht 
in dem oben beschriebenen Rahmen beeinträchtigt ist. Dann handelt es sich um 
ein ungünstiges Ereignis, mit dem jeder Hauseigentümer für den Fall der Ent- 
wicklung oder einer Umlenkung des Verkehrs zu rechnen hat, und es muß dabei 
bleiben, daß Einwirkungen, die von der Reichsautobahn als Folgen regelmäßigen, 
laufenden Verkehrs ausgehen, von den Anliegern ohne Entschädigung hinzu- 
nehmen sind. Es würde eine unerträgliche Hemmung der Verkehrsentwicklung 
bedeuten, wenn man eine solche fortschrittliche Neuerung, die für das Volks- 
ganze geboten ist, mit von vornherein unabsehbaren Schadensersatz- 
ansprüchen belasten wollte. Die Zubilligung solcher muß eine seltene Aus- 
nahme bleiben, die nur dann eintreten kann, wenn der Nachbar grundlegend 
in seinem wirtschaftlichen Bestehen getroffen wird. So ist der $ 906 BGB. in 
der ihm durch die Rechtsprechung des erkennenden Senats zuteil gewordenen 
Auslegung anzuwenden. 

Auch bei Zugrundelegung der von der Klägerin aufgestellten Behauptung 
kann von Beeinträchtigungen grundlegender Art und vernichtender Wirkung nir- 
gends die Rede sein, Durch Erschütterungen sollen einzelne Risse verursacht wor- 
den sein; die Bewohnbarkeit und dementsprechend die Vermietbarkeit sollen 
durch Geräusch, Staub, Geruchbelästigungen, Lichtschein und Störung der Aus- 
sicht verschlechtert worden sein. Der Gutachter, den die Klägerin zugezogen 
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hat, spricht von einem „Verlust von nahezu 50%, immerhin wohl 8000 bis 
10000 RM“, den die Klägerin am Hause erlitten habe, Derartiges ist nicht so 
schwerwiegend, daß von einer Vernichtung der Daseinsgrundlage eines Wohn- 
hauses gesprochen werden könnte. Dann aber gilt der Regelfall, daß solche 
Einwirkungen, wie sie hier der Behauptung der Klägerin gemäß als vorhanden 
unterstellt werden, durch eine ortsübliche Benutzung des Geländes der Reichs- 
autobahn herbeigeführt wurden. 

Daraus ergibt sich die Abweisung der Klage, die Zurückweisung der An- 
schlußrevision und die Kostenentscheidung nach $ 91 ZPO. 


Gesetzgebung. 


Deutsches Reich. Reichsgesetze: 
Vom 4. Juli 1939. Gesetz über die Deutsche Reichsbahn (Reichs- 
bahngesetz!, 
(Reichsgesetzblatt I, S. 1205.) 
Vom 4. Juli 1939. Gesetz über Kreuzungen von Eisenbahnen und 
Straßen? 
(Reichsgesetzblatt I, S. 1211.) 


Vom 5. Juli 1939, Gesetz über die Vereinheitlichung im Behörden- 
aufbau. 
(Reichsgesetzblatt I, S. 1197.) 
Vom 1. August 1939. Dritte Verordnung zur Ausführung des Er- 
lasses über einen Generalbauinspektor für die Reichshauptstadt- 
(Reichsgesetzblatt I, S, 1336.) 


Verordnungen des Reichsministers des Auswär- 
tigen: 
Vom 30. Juni 1939. Bekanntmachung über die Technische Einheit 
im Eisenbahnwesen, 
(Reichsgesetzblatt II, S. 912.) 


Verordnungen des Reichsarbeitsministers: 
Vom 28. Juni 1939. Verordnung über die Neugestaltung der Hanse- 
stadt Hamburg, 
(Reichsgesetzblatt I, S. 1074.) 


Vom 14. Juli 1939. Verordnung über die Neugestaltung der Stadt 


Dresden. 
(Reichsgesetzblatt I, S. 1266.) 


1 Dieses Gesetz ist auf S, 1040 flgde. abgedruckt. 
2 Dieses Gesetz ist auf S. 1307 flgde. abgedruckt. 


Rechtsprechung und Gesetzgebung. 1305 


Vom 2. August 1939. Anordnung über die Ernennung der dem 
Reichsverkehrsministerium unterstehenden unmittelbaren 
Reichsbeamten, der unmittelbaren Reichsbeamten der Reichs- 
wasserstraßenverwaltung und der preußischen Verwaltung der 
Häfen, Brücken und Führen sowie die Beendigung ihres 
Beamtenverhältnisses. 

(Reichsgesetzblatt I, S. 1356.) 

Vom 5. August 1939. Verordnung über die Neugestaltung der Stadt 

Linz a, d. Donau, 
(Reichsgesetzblatt I, S. 1350.) 


Verordnungen des Reichsministers der Finanzen: 
Vom 20. Juni 1939. Verordnung über die Aufhebung der Finanz- 
prokuratur Wien. 
(Reichsgesetzblatt I, S. 1040.) 


Verordnungen des Reichsministers der Luftfahrt: 
Vom 17. August 1939. Neunte Durchführungsverordnung zum Luft- 
schutzgesetz (Behelfsmäßige Luftschutzmaßnahmen in be- 
stehenden Gebäuden). 
(Reichsgesetzblatt I, S. 1391.) 

Vom 17. August 1939. Erste Ausführungsbestimmungen zum $1 
der Neunten Durchführungsverordnung zum Luftschutzgesetz 
(Bestimmungen über die behelfsmäßige Herrichtung von Luft- 
schutzräumen in bestehenden Gebäuden). 

(Reichsgesetzblatt I, S. 1398.) 


Verordnungen des Reichskommissars für Preis- 
bildung: 
Vom 16. Juni 1939. Verordnung über die Baupreisbildung (Bau- 
preisverordnung). 
(Reichsgesetzblatt I, S. 1041.) 
Vom 16. Juni 1939. Verordnung über Höchstmieten für Baugeräte. 
(Reichsgesetzblatt I, S. 1043.) 
Verordnungen des Reichsverkehrsministers: 
Vom 7. Juni 1939. Verordnung zum Wehrmachttarif für Eisen- 
bahnen. 
(Reichsgesetzblatt II, S. 835.) 
Vom 7. Juni 1939. Tarif für den Möbelfernverkenr. 
(Reichsverkehrsblatt Nr. 27, S. 219.) 
Vom 9. Juni 1939. Reichskraftwagentarif; Tarifentfernung. 
(Reichsverkehrsblatt Nr. 27, S. 219.) 
Vom 14. Juni 1939. Siebente Verordnung zur Eisenbahn-Verkehrs- 
ordnung. 
(Reichsgesetzblatt II, S. 836.) 
Archiv für Eisenbahnwesen. 1939. 84 
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Vom 23. Juni 1939. Sammelgutverkehr auf Schiene und Kraft- 
wagen. 
(Reichsverkehrsblatt Nr. 29, S. 235.) 


Vom 28. Juni 1939. Verordnung zur Änderung und Ergänzung der 
Verordnung über den einheitlichen Anstrich der Fahrzeuge des 
Güterfernverkehrs. 

(Reichsgesetzblatt I, S. 1066.) 


Vom 3. Juli 1939. Reichsverkehrsgruppe Spedition und Lagerei; 
Anschrift. 
(Reichsverkehrsblatt Nr. 31, S. 248.) 


Vom 5. Juli 1939. Verordnung zur Durchführung des Gesetzes über 
die Deutsche Reichsbahn. 
(Reichsgesetzblatt I, S. 1213.) 


Vom 5. Juli 1939, Verordnung zur Durchführung des Gesetzes über 
Kreuzungen von Eisenbahnen und Straßen, 
(Reichsgesetzblatt I, S. 1215.) 


Vom 7. Juli 1939. Maßnahmen zur Entlastung der Verkehrsspitzen 
bei den öffentlichen Nahverkehrsmitteln. 
(Reichsverkehrsblatt Nr. 32, S. 251.) 


Vom 12. Juli 1939. Bekanntmachung zu der dem Internationalen 
Übereinkommen über den Eisenbahn-Personen- und Gepäck- 
verkehr beigefügten Liste, 

(Reichsgesetzblatt II, S. 937.) 


Vom 13. Juli 1939. Bekanntmachung zu der dem Internationalen 
Übereinkommen über den Eisenbahnfrachtverkehr beigefügten 
Liste. 

(Reichsgesetzblatt II, S. 940.) 


Vom 17. Juli 1939. Bekanntmachung zu der dem Internationalen 
Übereinkommen über den Eisenbahn-Personen- und Gepäck- 
verkehr beigefügten Liste. 

(Reichsgesetzblatt II, S. 938.) 
Vom 18, Juli 1939. Abschleppen von Kraftfahrzeugen im Güter- 


fernverkehr. 
(Reichsverkehrsblatt Nr. 33, S. 262.) 


Vom 19. Juli 1939. Einführung einheitlicher Haltestellenzeichen 
für Straßenbahnen und Kraftfahrlinien. 
(Reichsverkehrsblatt Nr. 33, S. 253.) 


Vom 4. August 1939. Verordnung über den Möbelfernverkehr mit 
Kraftfahrzeugen. 
(Reichsgesetzblatt I, S. 1387.) 
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‚Amtliches 
Nachrichten, 
Verfügungen der Deutschen Reichsbahn: Roiehsbahn“ 
Seiti 
Vom 7. Juni 1939. Reichstreubund ehemaliger Berufs- ai 
Glen PAUTAT EE GT D ent Nu 
Vom 20. Juni 1939. Verzeichnis der anerkannten techni- 
schen Lehranstalten . . . TE 1646) 
Vom 27. Juni 1939. Unterrichtswesen. Lehrhefte. . . . 665 
Vom 4, Juli 1939. Gesetz über die Deutsche Reichsbahn 
(Reichsbahngesetz) ue nme wall 
Vom 4. Juli 1939. Gesetz über Kreuzungen von Eisenbahnen 
und Straßen eu .. SE INNERE u” ua 1899. 
Vom 5 Juli 1939. Verordnung zur Durchführung des Ge- 
setzes über die Deutsche Reichsbahn . . » . . . . 698 


Vom 5. Juli 1939. Verordnung zur Durchführung des Ge- 
setzes über Kreuzungen von Eisenbahnen und Straßen . 701 


Vom 10. Juli 1939. Verwaltungsordnung der Deutschen 
Reichsbahn . 3 rs 


PE er CHE 4720, 
Vom 11. Juli 1939. Rechnungsprüfungsordnung für die 
Deutsche Reichsbahn (RPO) Ableck ere 
Vom 18. Juli 1939. Reichsbahn-Kleiderkasse; hier Reichs- 
bahnzuschuß und Mitgliederbeitrag 1939 . . . . . 773 
Vom 18. Juli 1939. Beilage zur Lohnrechnungsvorschrift 
(LoRevo Beilage — DV zu 214) . 2 2 2 22 BEL 
Vom 24. Juli 1939. Zementnormen Be ENG 


Gesetz über Kreuzungen von Eisenbahnen und Straßen. 
Vom 4, Juli 1939. 


Die neuzeitliche Entwicklung des Verkehrs auf Eisenbahnen und Straßen 
erfordert die planmäßige Beseitigung höhengleicher Kreuzungen und durch- 
greifende Maßnahmen zu einer allen Bedürfnissen des Verkehrs entsprechenden 
Ausgestaltung der vorhandenen schienenfreien und der noch höhengleich ver- 
bleibenden Kreuzungen. Die Reichsregierung hat daher das folgende Gesetz 
beschlossen, das hiermit verkündet wird: 


A, Geltungsbereich, 
SL 


(1) Dieses Gesetz gilt für Eisenbahnen, die dem öffentlichen Verkehr 
dienen, für nicht dem öffentlichen Verkehr dienende Eisenbahnen nur, wenn ein 
Übergang von Betriebsmitteln auf Eisenbahnen des öffentlichen Verkehrs statt- 
finden kann (Anschlußbahnen). 


KM 
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(2) Straßen im Sinne dieses Gesetzes sind die im Gesetz über die einst- 
weilige Neuregelung des Straßenwesens und der Straßenverwaltung vom 
26. März 1934 (RGBl. I S. 243) behandelten Straßen sowie sonstige öffentliche 
Wege, die nach der Beschaffenheit ihrer Fahrbahn geeignet und dazu bestimmt 
sind, einen allgemeinen Kraftfahrzeugverkehr aufzunehmen. ' 


B, Herstellung und Änderung von Kreuzungen, 


EE? 

Neue Kreuzungen zwischen Eisenbahnen und Straßen sind schienenfrei 
auszuführen. Ausnahmen können in Einzelfällen und für bestimmte Arten von 
Kreuzungen zugelassen werden. 

$8. 
(1) Bei bestehenden Kreuzungen zwischen Eisenbahnen und Straßen kann 
zur Verbesserung der Abwicklung des Eisenbahn- oder Straßenverkehrs an- 
geordnet werden, daß die beteiligten Eisenbahnunternehmer und Träger der 
Straßenbaulast 
1. höhengleiche Kreuzungen durch schienenfreie ersetzen, 
2. schienenfreie Kreuzungen ändern, 
3. an höhengleichen Kreuzungen bis zu ihrer schienenfreien Umgestaltung 
Eisenbahn- oder Straßenanlagen ändern oder ergänzen, 

4. höhengleiche Kreuzungen beseitigen oder 

5. an höhengleichen Kreuzungen zum Zwecke ihrer verkehrlichen Ent- 
lastung ohne Änderung oder Ergänzung der Kreuzung selbst sonstige 
bauliche Maßnahmen treffen, durch die sich eine sonst notwendige Ände- 
rung oder Ergänzung der Kreuzung erübrigt. 

(2) Träger der Straßenbaulast im Sinne dieses Gesetzes sind die für die 
Straßenstrecken beiderseits der Kreuzungen öffentlich-rechtlich Unterhaltungs- 
pflichtigen. 

ERR 

Entscheidungen und Anordnungen nach den $$ 2 und 3 trifft der Reichs- 
verkehrsminister im Einvernehmen mit dem Generalinspektor für das deutsche 
Straßenwesen, Soweit Länder als Träger der Straßenbaulast betroffen werden, 
ist auch Einvernehmen mit dem Reichsminister der Finanzen und, soweit straßen- 
baupflichtige Gemeinden oder Gemeindeverbände oder dem öffentlichen Verkehr 
dienende Eisenbahnen betroffen werden, an denen Gemeinden oder Gemeinde- 
verbände überwiegend beteiligt sind, Einvernehmen mit dem Reichsminister des 
Innern erforderlich, 

C. Kostenregelung. 


1. Kosten baulicher Maßnahmen. 


$5. 

(1) Die bei der Herstellung neuer Kreuzungen erwachsenden Kosten sind 
von dem Unternehmer des neu hinzukommenden Verkehrswegs zu tragen. Zu 
ihnen gehören auch die Kosten der durch die neue Kreuzung erforderlichen Ände- 
rungen des anderen Verkehrswegs. 

(2) Die bei Änderungen oder Ergänzungen ($ 3 Abs, 1 Nr. 1 bis 5) an 
bestehenden Kreuzungen erwachsenden Kosten sind vom Eisenbahnunternehmer 
und vom Träger der Straßenbaulast je zur Hälfte zu tragen, soweit die Ände- 
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rungen oder Ergänzungen durch die Überschneidung des Verkehrs erforderlich 
werden. Dies gilt auch für Änderungen und Ergänzungen, die ohne eine Anord- 
nung im Einverständnis der Beteiligten ausgeführt werden. 

(5) Im Falle des $ 3 Abs. 1 Nr. 5 beschränkt sich die Beteiligung des Eisen- 
bahnunternehmers oder des Trägers der Straßenbaulast an den baulichen Maß- 
nahmen am anderen Verkehrsweg auf den Kostenanteilsbetrag, der sich für ihn 
bei Vornahme der ersparten Änderung oder Ergänzung der Kreuzung’ selbst 
ergeben würde, 

6 

(1) Wird eine neue Kreuzung zwischen einer Eisenbahn und einer Straße 
vorgesehen, die beide neue Verkehrswege sind und an der Kreuzung noch her- 
gestellt werden müssen, so sind die Kosten der Anlagen beider Verkehrswege 
vom Eisenbahnunternehmer und dem Träger der Straßenbaulast je zur Hälfte 
zu tragen, soweit die Anlagen durch die Überschneidung des Verkehrs erforder- 
lich werden. 

(2) Ist an einer solchen Kreuzung eine Anschlußbahn beteiligt, so ist sie 
hinsichtlich der Kostenlast gegenüber der beteiligten Straße als neu hinzu- 
kommender Verkehrsweg zu betrachten. 


$7. 

(1) Werden nicht zu den Straßen gehörende öffentliche Wege zu Straßen 
im Sinne dieses Gesetzes ausgebaut, so gelten die dadurch erforderlich werdenden 
Änderungen oder Ergänzungen an bestehenden Kreuzungen solcher Wege mit 
Eisenbahnen hinsichtlich der Kostenlast als neue Kreuzungen im Sinne dieses 
Gesetzes (vgl. $5 Abs. 1). Der auszubauende Weg ist dabei als neu hinzu- 
kommend zu behandeln, 

(2) Entsprechendes gilt, wenn 

1. Straßen, die keine Reichsautobahnen sind, zu Reichsautobahnen oder 

2. Anschlußbahnen zu Eisenbahnen des öffentlichen Verkehrs ausgebaut 

werden. 
2. Unterhaltungskosten. 


ECH 

(1) Die Unterhaltungslast liegt für die Anlagen an Kreuzungen, soweit sie 
Eisenbahnanlagen sind, dem Eisenbahnunternehmer, soweit sie Straßenanlagen 
sind, dem Träger der Straßenbaulast ob, unbeschadet der Mitheranziehung des 
anderen Beteiligten zu den Kosten der Unterhaltung nach Abs.2 und 3. Die 
Unterhaltungslast umfaßt die Inbetriebhaltung und die Erneuerung. 

(2) Wird eine neue Kreuzung mit einem schon vorhandenen Verkehrsweg 
hergestellt, so hat der Unternehmer des neu hinzukommenden Verkehrswegs dem 
Unternehmer des anderen Verkehrswegs eine durch die erforderlichen Ände- 
rungen eintretende Erhöhung der Kosten der Unterhaltung seiner Eisenbahn- 
oder Straßenanlagen zu erstatten. 

(3) Bei Änderungen oder Ergänzungen an bestehenden Kreuzungen hat 
jeder Beteiligte seine veränderten Unterhaltungskosten ohne Ausgleich zu tragen, 
Soweit es sich jedoch um wesentliche Änderungen oder Ergänzungen im Sinne des 
$3 Abs.1 Nr.1 bis 3 handelt, sind die Kosten späterer Erneuerungen der ge- 
änderten oder ergänzten Kreuzungsanlagen wie die Kosten einer Änderung 
($5 Abs. 2) zu teilen. 
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3. Abweichende Regelungen. 


EEN 

(1) Die Bestimmungen über die Kosten baulicher Maßnahmen und über die 
Unterhaltungskosten ($$5 bis 8) finden keine Anwendung, soweit über ihre 
Verteilung eine andere Vereinbarung getroffen wird, 

(2) Bei Inkrafttreten dieses Gesetzes bestehende, von den Grundsätzen des 
$5 Abs.2 und 3 und des $7 abweichende Regelungen über die Kosten der Her- 
stellung von Änderungen und Ergänzungen bestehender Kreuzungen treten außer 
Kraft; bestehende, von dem Grundsatz des $8 Abs.1 abweichende Regelungen 
über die Unterhaltung von Anlagen an Kreuzungen bleiben so lange in Kraft, 
bis an der Kreuzung eine wesentliche Änderung oder Ergänzung vor- 
genommen wird. 

(3) Abweichende Regelungen im Sinne des Abs. 2, die sich auf Kreuzungen 
zwischen Straßen und Anschlußbahnen beziehen, bleiben unberührt. 


D. Entscheidungen auf Grund des Gesetzes. 


§ 10. 

(1) Der Reichsverkehrsminister kann im Einvernehmen mit dem General- 
inspektor für das deutsche Straßenwesen bestimmen, welche Anlagen an Kreu- 
zungen Eisenbahnanlagen und welche Straßenanlagen sind. 

(2) Der Reichsverkehrsminister entscheidet im Einvernehmen mit dem 
Generalinspektor für das deutsche Straßßenwesen, wenn sich zwischen den Be- 
teiligten Meinungsverschiedenheiten bei der Anwendung des Gesetzes ergeben. 


Su. 
Anordnungen und Entscheidungen auf Grund dieses Gesetzes binden die 
Gerichte und Verwaltungsbehörden. 


E. Straßenbahnen, 


$12. 
(1) Straßenbahnen außerhalb des Verkehrsraums einer öffentlichen Straße 
sind im Verhältnis zu den Eisenbahnen den Straßen gleich zu erachten; im 
übrigen gelten Straßenbahnen nur als Benutzer der Straße, in der sie liegen. 
(2) Bei Straßenbahnen außerhalb des Verkehrsraums einer öffentlichen 
Straße treffen die nach diesem Gesetz dem Träger der Straßenbaulast ob- 
liegenden Verpflichtungen den Straßenbahnunternehmer, 


F. Übergangs- und Schlußbestimmungen. 


$13. 

Die Kostentragung für Änderungen und Ergänzungen, die bei Inkrafttreten 
des Gesetzes bereits in der Ausführung begriffen sind, wird nach den bisherigen 
gesetzlichen Bestimmungen oder den getroffenen Regelungen behandelt, soweit 
nicht die Beteiligten etwas anderes vereinbaren, 


DEI 


Der Reichsverkehrsminister erläßt im Einvernehmen mit den beteiligten 
Reichsministern und mit dem Generalinspektor für das deutsche Straßenwesen 
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die zur Durchführung dieses Gesetzes erforderlichen Rechts- und Verwaltungs- 
vorschriften. Er kann in gleicher Weise auch ergänzende Vorschriften erlassen. 


RED 
Die Inkraftsetzung dieses Gesetzes für das Land Österreich und die 
sudetendeutschen Gebiete bleibt vorbehalten. 


Berlin, den 4. Juli 1939. 


Der Führer und Reichskanzler 
Adolf Hitler 


Der Reichsverkehrsminister 
Dorpmüller 


Der Reichsminister des Innern 
Frick 


Der Reichsminister der Finanzen 
Graf Schwerin von Krosigk 


Der Reichsminister der Justiz 
Dr. Gürtner 


Der Reichswirtschaftsminister 
Walther Funk 


Verordnung zur Durchführung des Gesetzes über Kreuzungen von Eisenbahnen und Straßen. 
Vom 5. Juli 1939. 


Auf Grund des $14 des Gesetzes über Kreuzungen von Eisenbahnen und 
Straßen vom 4. Juli 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 1211) wird im Einvernehmen mit 
den beteiligten Reichsministern und dem Generalinspektor für das deutsche 
Straßenwesen verordnet: 

Artikel 1. 
Zu $ 3 des Gesetzes, 

(1) Durch Anordnungen nach $3 des Gesetzes werden Bestimmungen über 
eine landespolizeiliche Prüfung oder Begutachtung der Pläne, über das Verfahren 
zu ihrer Feststellung sowie über die Befugnisse der Verkehrspolizeibehörden auf 
Grund der Verordnung über das Verhalten im Straßenverkehr (Straßenverkehrs- 
Ordnung) vom 13. November 1997 (Reichsgesetzbl. I S.1179) nicht berührt, 

(2) Bei Anordnungen nach $ 3 des Gesetzes kann entschieden werden, 

a) welches Ziel durch die auszuführende Baumaßnahme erreicht werden 
soll und welche allgemeinen baulichen Grundsätze bei ihrer Durchfüh- 
rung zu beachten sind, 

b) wer die Entscheidung der zuständigen Behörden über die Plangestaltung 
nach den bestehenden Bestimmungen herbeizuführen hat, 

c) wer den die Baumaßnahme im einzelnen darstellenden Entwurf ein- 
schließlich des Kostenanschlags aufzustellen hat, 

d) wem die Bauausführung obliegt, erforderlichenfalls auch, 
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e) wie der der Entscheidung über die Plangestaltung zugrunde zu legende 
Plan aufzustellen und wie der die Baumaßnahme im einzelnen dar- 
stellende Entwurf zu gestalten und auszuführen ist, 
(G) Die Aufgaben nach Abs. 2 Buchst, b bis d sind im Benehmen mit dem 
anderen Beteiligten auszuführen, 
(4) Die für die Entscheidung über die Plangestaltung zuständigen Behörden 
können von dem Inhalt einer nach $ 3 des Gesetzes ergangenen Anordnung nur 
mit Genehmigung der für ihren Erlaß zuständigen Stellen abweichen. 


Artikel 2, 
Zu $4 des Gesetzes. 
Länder im Sinne dieser Bestimmung sind auch Reichsgaue, denen Aufgaben 
eines Trägers der Straßenbaulast obliegen oder zugewiesen werden, 


Artikel 3. 
Zu den $$ 5 bis 7 des Gesetzes. 

(1) Zu den bei der Herstellung neuer Kreuzungen oder bei Änderungen 
oder Ergänzungen an bestehenden Kreuzungen erwachsenden Kosten gehören 
auch die besonderen baulichen und persönlichen Aufwendungen, die zur Auf- 
rechterhaltung des Verkehrs während der Ausführung der Baumaßnahme er- 
forderlich sind. 

(2) Änderungen der Unterhaltungslast, die als Folge von Änderungen oder 
Ergänzungen an bestehenden Kreuzungen eintreten, gehören nicht zu den nach 
$5 Abs.2 des Gesetzes erwachsenden und zu verteilenden Herstellungskosten. 

(s) Jeder Bauausführende, der nach den Vorschriften der $$5 bis 7 des 
Gesetzes von dem anderen Beteiligten eine teilweise oder gänzliche Übernahme 
von Kosten verlangt, hat dem anderen Teil über seine Baumaßnahme Rechnung 
zu legen, Entsprechendes gilt im Falle des $5 Abs. 3 des Gesetzes für den Eisen- 
bahnunternehmer oder Träger der Straßenbaulast hinsichtlich der Berechnung 
des Kostenanteilsbetrags, der sich für ihn bei Vornahme der ersparten Ände- 
rung oder Ergänzung der Kreuzung selbst ergeben würde, 


Artikel4 
Zu $8 des Gesetzes, 
Bei der Erneuerung von wesentlich geänderten oder ergänzten Kreuzungs- 
anlagen besteht die Rechnungslegungspflicht wie bei Änderungen oder Ergän- 
zungen nach $5 Abs.2 des Gesetzes, 


Artikel 5. 
Zu $10 des Gesetzes. 

(1) An höhengleichen Kreuzungen gehören zu den Straßenanlagen ins- 
besondere die Warnzeichen und Merktafeln (Baken) sowie die Sichtdreiecke, zu 
den Eisenbahnanlagen das gleichzeitig dem Eisenbahn- und Straßenverkehr 
dienende Kreuzungsstück, die Schranken, Warnkreuze und Warnlichter sowie 
andere der Sicherung des sich kreuzenden Verkehrs dienende Eisenbahnzeichen. 

(2) An schienenfreien Kreuzungen gehören Eisenbahnüberführungen zu den 
Eisenbahnanlagen und Straßenüberführungen zu den Straßenanlagen. 

Berlin, den 5. Juli 1939. 


Der Reichsverkehrsminister 
Dorpmüller 
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Begründung zum Gesetz über- Kreuzungen von Eisenbahnen und Straßen. 


A. Allgemeines. 

Die Entwicklung des Verkehrs hat zu einer erheblichen Steigerung der Ge- 
schwindigkeiten auf Eisenbahnen und Straßen geführt, Auch die Dichtigkeit des 
Verkehrs nimmt allgemein zu. Als Folge ergeben sich erhöhte Gefahren an den 
Kreuzungen beider Verkehrswege. Daher sind durchgreifende Maßnahmen zur 
Sicherung und glatten Abwicklung des sich kreuzenden Verkehrs geboten, zumal 
der Verkehr auf beiden Verkehrswegen weiter wachsen wird. Schienenfreiheit 
muß für verkehrswichtige höhengleiche Kreuzungen ein anzustrebendes Ziel, bei 
Herstellung neuer verkehrswichtiger Kreuzungen die Regel sein. Bis zur Er- 
reichung dieses Zieles sollen geeignete Maßnahmen eine möglichst gefahrlose 
und ungehinderte Abwicklung des Verkehrs an höhengleichen Kreuzungen ge- 
währleisten. Daneben muß aus den gleichen Gründen auch die Beseitigung von 
höhengleichen Kreuzungen oder ihre verkehrliche Entlastung durch sonstige ver- 
kehrsverbessernde bauliche Maßnahmen gefördert werden. 


Das Gesetz gibt in $ 4 dem Reichsverkehrsminister im Einvernehmen mit 
dem Generalinspektor für das deutsche Straßenwesen die Möglichkeit, diese Ziele 
durch Anordnung gegenüber Eisenbahnen und Straßen einheitlich durchzusetzen 
($8$ 2 und 3 des Gesetzes). Für diese Anordnungen ist auch Einvernehmen mit 
dem Reichsminister des Innern oder dem Reichsminister der Finanzen erforder- 
lich, soweit durch die Anordnung deren Hoheitsbefugnisse auf dem Gebiete des 
Finanzwesens berührt werden können, 


Der Anordnungsbefugnis tritt eine Kostenregelung zur Seite, die die Durch- 
führung der Ziele des Gesetzes erleichtern soll. Das gilt namentlich für die 
Kostenaufbringung im Hauptanwendungsfall des Gesetzes: bei Änderungen und 
Ergänzungen an bestehenden Kreuzungen zur Verbesserung der Verkehrsabwick- 
lung ($ 3 Ziffer 1 bis 5 des Gesetzes). Das Gesetz geht hier von dem Gedanken 
aus, daß Straßen und Eisenbahnen für den Verkehr gleichwertige Verkehrswege 
sind und daß Umgestaltungen an ihren Kreuzungen der Abwicklung des Ver- 
kehrs auf beiden Verkehrswegen gemeinsam dienen, selbst wenn die Verkehrs- 
verhältnisse nur eines der beteiligten Verkehrswege die Umgestaltung auslösen. 
Die Kosten der Änderungen und Ergänzungen von Kreuzungen beider Verkehrs- 
wege sollen deshalb von dem Eisenbahnunternehmer und dem Träger der Straßen- 
baulast nach $ 5 Absatz 2 des Gesetzes grundsätzlich je zur Hälfte aufgebracht 
werden, ohne Rücksicht darauf, welcher Verkehrsweg im Einzelfall den Anlaß zu 
einer Änderung gegeben hat und welcher Verkehrsweg zuerst hergestellt worden 
ist. Durch diese Neuregelung wird für die nichtreichseigenen Eisen- 
bahnen eine Rechtsunsicherheit beseitigt, die bisher für die Kostenverteilung in 
Ermangelung gesetzlicher Vorschriften bestand. Zugleich wird damit im Verhält- 
nis der Reichseisenbahnen zu den Straßen die Regelung des $ 39 des bis- 
herigen Reichsbahngesetzes abgelöst. 

Das Gesetz findet keine Anwendung, soweit Änderungen oder Ergänzungen 
nicht durch die Verbesserung der Abwicklung des sich überschneidenden Verkehrs, 
sondern durch andere Anforderungen notwendig werden, In solchen Fällen hat 
nach allgemeinen Rechtsgrundsätzen der Verursacher die Kosten zu tragen. 

Für die Kosten der Herstellung neuer Kreuzungen zwischen einem schon 
vorhandenen und einem neu hinzukommenden Verkehrsweg werden die bisher 
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schon gewohnheitsrechtlich anerkannten Grundsätze ausdrücklich festgelegt, d. h. 
der Unternehmer des neu hinzukommenden Verkehrsweges trägt die Kosten der 
Herstellung der Kreuzung einschließlich der dem Unternehmer des anderen Ver- 
kehrsweges dadurch erwachsenden Änderungskosten ($ 5 Absatz 1 des Gesetzes). 


B. Besonderes. 
Zus 

Das Gesetz bezieht außer den dem öffentlichen Verkehr dienenden Eisen- 
bahnen auch die sogenannten Privatanschlußbahnen einschließlich der Gruben- 
und Hafenanschlußbahnen in seinen Geltungsbereich ein, da aus deren Kreu- 
zungen mit Straßen für die Verkehrsabwicklung gleiche Probleme wie aus Kreu- 
zungen von Straßen und Eisenbahnen des öffentlichen Verkehrs erwachsen 
können. 

Der Begriff Straße im Sinne dieses Gesetzes ist wesentlich weiter als der 
Straßenbegriff des Gesetzes über die einstweilige Neuregelung des Straßen- 
wesens und der Straßenverwaltung vom 26. März 1934 (Reichsgesetzblatt I 
S. 243). Das Straßengesetz von 1934 behandelt neben den Reichsautobahnen, den 
Reichsstraßen und den Landstraßen 1. und 2. Ordnung nur die städtischen 
Straßen insoweit, als sie Ortsdurchfahrten der vorgenannten Straßengruppen sind. 
Andererseits umfaßt das vorliegende Gesetz nicht alle öffentlichen Wege, indem 
es sich auf die dem Straßengesetz von 1934 nicht unterliegenden öffentlichen 
Wege nur insoweit erstreckt, als sie nach der Beschaffenheit ihrer Fahrbahn 
geeignet und dazu bestimmt sind, einen allgemeinen Kraftfahrzeugverkehr auf- 
zunehmen. 


Zu § 2. 

Satz 2 gibt die Ermächtigung für alle Kreuzungen, die zwischen den ver- 
schiedenen Arten von Straßen und Eisenbahnen möglich sind, zu bestimmen, 
in welchem Umfange neue Kreuzungen schienenfrei herzustellen und inwieweit 
Ausnahmen zulässig sind. Die Zulassung von Ausnahmen wird noch in erheb- 
lichem Umfange notwendig sein, da bei der Verwirklichung des Grundsatzes 
der Schienenfreiheit neuer Kreuzungen auch auf die geldlichen Anforderungen 
an die Beteiligten durch sonstige Aufgaben Rücksicht genommen werden muß. 


Zus 

Änderungen schienenfreier Kreuzungen (Absatz 1, Ziffer 2) können z. B. 
nötig werden, wenn das Eisenbahn- oder Straßenüberführungsbauwerk den ver- 
stärkten Lasten des Eisenbahn- oder Straßenverkehrs nicht mehr genügt, wenn 
eine Linienverbesserung der Straße oder der Eisenbahn eine Änderung erfordert 
oder wenn Verbreiterungen des Straßen- oder Bahnkörpers an einer Kreuzung 
oder Vergrößerungen der lichten Höhe eines Kreuzungsbauwerks durchgeführt 
werden müssen. 

Unter Absatz 1 Ziffer 3 fallen z. B. Anpassungen des beiden Verkehrs- 
wegen dienenden Kreuzungsstücks an die sonstige Breite des Straßenzuges oder 
an eine veränderte Breite des Bahnkörpers, sonstige Änderungen an der gemein- 
samen Fahrbahn des Kreuzungsstücks (s. als Beispiel Bild 1) oder Verbesse- 
rungen der Sicherung der Kreuzung durch Neuaufstellung oder Änderung von 
Schranken, Warnlichtern und Warnkreuzen sowie von Warnzeichen und Merk- 
tafeln (Baken). 
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Keue Höhenlage der Straße 
‚mit veränderter Ölislage 


‚Höhenlage der Straße 
sränderung ungünstiger Gefüllsverhältnisse der Straße 
bei höhengleichen Kreuzungen in Risenbahnbögen. 


Bild 1, 


Bei Absatz 1 Ziffer 5 ist an Fälle gedacht, in denen an einer Kreuzung 
der Straßenzug oder die Eisenbahnstrecke zur Verbesserung der Abwicklung 
des Durchgangsverkehrs verlegt werden, der alte Straßenzug oder die bisherige 
Eisenbahnstrecke aber trotz wesentlicher Entlastung von ihrem bisherigen Ver- 
kehr für restliche Verkehrsaufgaben, z. B, für die Bedienung örtlichen Verkehrs, 
bestehen bleiben sollen (s. Bild 2a und b). 


destehenNeibende 


höhengleiche Kreuzung 


Bild 2a, Neue Umgehungsstraße für Durchgangsverkehr; alter Straßenzug 
bleibt unverändert für Ortsverkehr. 


Haftnanschluß 


Bild 2b. Linienverbesserung für den Eisenbahndurchgangsverkehr; Aufrechterhaltung 
des Anschlußverkehrs über die bisherigen Kreuzungen. 


Änderungen von Kreuzungen im Sinne des Gesetzes sind nicht nur die 
Änderungen der gemeinsamen Fahrbahn einer höhengleichen Kreuzung oder des 
eigentlichen Bauwerks einer schienenfreien Kreuzung, sondern alle baulichen Aus- 
wirkungen, die die Änderung dieser Kreuzungsanlagen für beide Verkehrswege 
notwendigerweise zur Folge hat. So kann die Änderung einer Kreuzung durch 
die dabei notwendig werdende Veränderung der Höhenlage der Eisenbahn oder 
der Straße oder beider Verkehrswege auch die Änderung der Höhenlage einer 
benachbarten Kreuzung erfordern (s. Bild 3), eine Kreuzungsänderung kann auch 
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die Beseitigung von Häusern oder die Veränderung benachbarter Bahnhofs- 
anlagen erforderlich machen, Selbstverständlich ist, daß es sich stets nur um 
unvermeidliche Auswirkungen der Änderung der eigentlichen Kreuzungsanlage 
handeln darf. Ob und in welchem Umfang sich solche Auswirkungen ergeben, 
entscheidet, sofern sich dies nicht schon aus einer Anordnung nach $4 des Ge- 
setzes ergibt, der Reichsverkehrsminister im Einvernehmen mit dem General- 
inspektor für das deutsche Straßenwesen im Streitfall nach $10 Absatz 2 des 
Gesetzes. 


"teg 
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Bild 3. Ersatz einer höhengleichen Kreuzung durch ein Kreuzungsbauwerk macht 
Änderung der Höhenlage einer benachbarten Kreuzung erforderlich. 


Absatz 2 des $3 stellt klar, daß die Aufgaben und Lasten, die das Gesetz 
dem Träger der Straßenbaulast zuweist, einen Eisenbahnunternehmer nicht etwa 
deswegen treffen, weil er z, B. nach einer bei Inkrafttreten dieses Gesetzes be- 
stehenden Regelung das Kreuzungsstück einer höhengleichen Kreuzung oder 
die Überführung einer Straße über eine Eisenbahnstrecke unterhält, Träger 
der Straßenbaulast im Sinne des Absatzes 2 ist stets, wer an der Kreuzungsstelle 
der Straße ohne das Vorhandensein einer Kreuzung mit einem anderen Verkehrs- 
weg Träger der Straßenbaulast sein würde. 


Zu$5, 

Satz 2 des Absatzes 2 soll lediglich einer Auslegung des Gesetzes vor- 
beugen, daß die Kostenteilung nach Absatz 2 nur Anwendung findet, wenn 
eine Anordnung nach $4 des Gesetzes vorausgegangen ist. 

Bei baulichen Maßnahmen an höhengleichen Kreuzungen, die ein Beteiligter 
zum Zweck ihrer verkehrlichen Entlastung ohne Änderung oder Ergänzung der 
Kreuzung selbst (vgl. $3 Absatz 1 Ziffer 5 des Gesetzes und Bild 2a und b) 
vornimmt, sieht Absatz 3 eine Einschränkung der Beteiligung des anderen 
Verkehrsweges auf den Kostenanteilsbetrag vor, der sich für ihn bei Vornahme 
einer sonst notwendigen Änderung oder Ergänzung der Kreuzung ergeben würde. 
Würde dieser Anteilsbetrag im Einzelfall ausnahmsweise höher sein als der 
sich bei Teilung der ganzen Herstellungskosten der baulichen Maßnahme nach 
Absatz 2 ergebende Betrag, so bleibt es für die Kostentragung bei der Teilung 
der ganzen Herstellungskosten. 


zus 6 

Entsteht eine neue Kreuzung zwischen einer Eisenbahn und einer Straße 
aus der Neuanlage beider Verkehrswege, z. B, eine neu herzustellende Eisenbahn 
trifft auf eine im Bau begriffene Umgehungsstraße, und beide Verkehrswege 
sind an der Kreuzung noch herzustellen, so sollen die Herstellungskosten je zur 
Hälfte geteilt werden. Ist in solchem Fall jedoch eine Anschlußbahn beteiligt, 
so muß sie sich gegenüber der Straße hinsichtlich der Kostenlast wie ein neu hin- 
zukommender Verkehrsweg behandeln lassen, weil sie als nicht dem öffentlichen 
Verkehr dienende Eisenbahn gegenüber der Straße als Träger öffentlichen Ver- 
kehrs nicht als gleichwertiger Verkehrsweg angesehen werden kann. Der Unter- 
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nehmer der Anschlußbahn hat also die ganzen Herstellungskosten und die Mehr- 
unterhaltungskosten, die dem anderen Teil durch die Herstellung der Kreuzung 
erwachsen, zu tragen ($5 Absatz 1 und $8 Absatz 2 des Gesetzes). 


Zus. 

Die Vorschrift gibt eine Sonderregelung hinsichtlich der Kostenlast, wenn 
Änderungen an bestehenden Kreuzungen durch den Ausbau von Verkehrswegen 
erforderlich werden und wenn mit diesem Ausbau deren Verkehrsaufgabe und 
Verkehrsbedeutung wesentlich geändert wird, Es sind zwei Fälle zu unterscheiden: 
1. Ein nicht unter das Gesetz fallender öffentlicher Weg, der eine dem Gesetz 
unterliegende Eisenbahn kreuzt, wird so ausgebaut, daß er zu einer Straße im 
Sinne dieses Gesetzes wird ($7 Absatz 1 des Gesetzes). Die infolge des Aus- 
baus zu ändernde oder zu ergänzende Kreuzung wird in diesem Fall hinsichtlich 
der Kostenlast wie eine vom Träger der Straßenbaulast des auszubauenden 
Weges neu herzustellende Kreuzung behandelt, 2. Ein diesem Gesetz unter- 
liegender Verkehrsweg, der einen anderen Verkehrsweg im Sinne dieses Ge- 
setzes kreuzt, wird ausgebaut. In diesem Fall wird die infolge des Ausbaus zu 
ändernde oder zu ergänzende Kreuzung hinsichtlich der Kostenlast nur dann wie 
eine vom Unternehmer des auszubauenden Verkehrsweges neu herzustellende 
Kreuzung behandelt, wenn eine sonstige Straße zu einer Reichsautobahn oder 
eine Anschlußbahn zu einer Eisenbahn des öffentlichen Verkehrs ausgebaut wird, 
wenn also durch den Ausbau dem Verkehrsweg eine grundsätzlich veränderte 
erweiterte Verkehrsaufgabe zugewiesen wird ($ 7 Absatz 2 Ziffer 1 und 2 des 
Gesetzes). 


AECH 

Satz 2 des Absatzes 1 gibt dem Begriff der Unterhaltungslast den Umfang, 
den er bereits im Wegerecht für die Unterhaltungslast öffentlicher Wege hat, 
und stellt gleichzeitig durch den Begriff Inbetriebhaltung klar, daß an einer 
Kreuzung der Betrieb der öffentlichen Anlagen eines Verkehrswegs (z. B. die 
Bedienung der Schranken oder die Beleuchtung der Straße) zur Unterhaltung 
im Sinne des Absatzes 1 gehört, dagegen nicht der Betrieb auf dem Verkehrsweg 
selbst. Absatz 1 erhält seine praktische Bedeutung im Zusammenhang mit $10 
Absatz 1 des Gesetzes, der dem Reichsverkehrsminister im Einvernehmen mit 
dem Generalinspektor für das deutsche Straßenwesen das Recht gibt, durch 
Rechts- oder Verwaltungsverordnungen zu bestimmen, welche Anlagen an 
Kreuzungen Eisenbahn- und welche Straßenanlagen sind. 

Dem Grundsatz der Teilung der Herstellungskosten (vgl. $ 5 Absatz 2 des 
Gesetzes) würde es entsprechen, daß auch erhöhte Unterhaltungskosten, die 
durch Änderungen und Ergünzungen bestehender Kreuzungen eintreten, zwischen 
den Beteiligten je zur Hälfte geteilt werden. Die Durchführung dieses Grund- 
satzes würde aber schwierig sein und voraussichtlich auch häufig Meinungs- 
verschiedenheiten auslösen. Absatz 3 Satz 1 belastet daher jeden Teil mit den 
erhöhten Unterhaltungskosten, die an dem seinem Verkehrswege zuzurechnenden 
Teil der Kreuzungsanlagen entstehen, läßt ihm andererseits aber auch etwaige 
Ersparnisse an Unterhaltungskosten zugute kommen, die als Folge von Ände- 
rungen oder Ergänzungen eintreten. Nur für die spätere Erneuerung wesentlich 
geänderter oder ergänzter Kreuzungsanlagen ist in Absatz 3 Satz 2 eine Kosten- 
teilung vorgesehen, und zwar nicht nur eine Teilung der als Folge der früheren 
Änderung oder Ergänzung eintretenden Erneuerungs mehrkosten, sondern der 
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ganzen Kosten der Erneuerung. Diese Regelung vermeidet die sonst in viel Fällen 
zu erwartenden Streitigkeiten über die Höhe der Mehrkosten; sie ist auch zweck- 
mäßig, da in den meisten Fällen, in denen nach wesentlichen Änderungen oder 
Ergänzungen an einer Kreuzung eine Erneuerung notwendig wird, eine so lange 
Zeit verstrichen sein wird, daß in der Regel auch bereits wieder durch die 
Anforderungen des sich kreuzenden Verkehrs wesentliche Änderungen erforder- 
lich geworden sein dürften, also schon aus diesem Grunde die Voraussetzungen 
der Kostenteilung (vgl. $ 5 Absatz 2 des Gesetzes) ganz oder in wesentlichem 
Umfang gegeben sein werden, 


zus. 

Absatz 1 läßt für die Zukunft Vereinbarungen zu, die von den gesetz- 
lichen Bestimmungen über die Kostenverteilung abweichen, also Vereinbarungen, 
die bei Kenntnis der durch dieses Gesetz geschaffenen Rechtslage im Einzelfall 
für zweckmäßig erachtet werden, 

Absatz 2 beseitigt dagegen abweichende Regelungen aus der Vergangen- 
heit über Kosten der Herstellung von Änderungen oder Ergänzungen. Be- 
stehende abweichende Regelungen über die Unterhaltung von Anlagen an 
Kreuzungen sollen erst dann den gesetzlichen Vorschriften weichen, wenn an 
der Kreuzung nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes wesentliche Änderungen 
oder Ergänzungen vorgenommen werden. Diese Bestimmung soll Härten beim 
Inkrafttreten des Gesetzes verhindern, insbesondere soll vermieden werden, daß 
die Unterhaltung der zahlreichen Straßsenüberführungsbauwerke, die auf Grund 
früherer Regelungen bisher meist den Eisenbahnen oblag, sofort von den Trä- 
gern der Straßenbaulast übernommen werden muß, wenn Straßenüberführungs- 
bauwerke, wie beabsichtigt ist, auf Grund des $ 10 Absatz 1 des Gesetzes zu 
Straßenanlagen erklärt werden. 

Absatz 3 läßt für Kreuzungen zwischen Straßen und Anschlußbahnen ab- 
weichende Regelungen aus der Vergangenheit grundsätzlich unberührt, Solche 
Regelungen sind gerade hier bei der Herstellung der Kreuzungen sehr häufig 
getroffen worden. Ihre Aufhebung erschien nicht angezeigt, da die Anschluß- 
bahnen keine öffentlichen Verkehrswege sind. 

Regelungen im Sinne des $9 Absatz 2 und 3 können Vereinbarungen der 
Beteiligten und Auflagen auf öffentlich-rechtlicher Grundlage sein. 

Zu $10, 

Meinungsverschiedenheiten können sich bei Anwendung des Gesetzes 
zwischen den an einer Kreuzung Beteiligten zum Beispiel darüber ergeben, ob 
es sich um eine neue Kreuzung oder um Änderungen oder Ergänzungen an einer 
bestehenden Kreuzung oder um eine Erneuerung einer bestehenden Kreuzung 
handelt, ob und in welchem Umfang Änderungen oder Ergänzungen durch die 
Überschneidung des Verkehrs erforderlich werden, ferner darüber, was wesent- 
liche Änderungen oder Ergänzungen im Sinne des $ 8 Absatz 3 oder des $ 9 
Absatz 2 des Gesetzes sind, 


Zu § 12. 

Straßenbahnen gehören als ausschließlich oder überwiegend dem öffent- 
lichen Personenverkehr innerhalb der Orte oder dem Nachbarortsverkehr 
dienende Schienenbahnen seit dem Inkrafttreten des Gesetzes über die Beförde- 
rung von Personen zu Lande vom 4. Dezember 1934 (Reichsgesetzblatt I S. 1217) 
nicht mehr zu den Eisenbahnen des öffentlichen Verkehrs. Als solche gelten nur 
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noch die dem öffentlichen Verkehr von Ort zu Ort dienenden Schienenbahnen. 
Die Straßenbahnen werden daher durch die Kostenvorschriften dieses Gesetzes 
nicht unmittelbar berührt. Sie sind weder Eisenbahnen noch Straßen im Sinne 
dieses Gesetzes, Lediglich in den verhältnist ig seltenen Fällen, in denen sich 
Straßenbahnen außerhalb des Verkehrsraumes einer öffentlichen Straße, also 
als besondere Verkehrswege, mit Eisenbahnen kreuzen, werden sie nach der be- 
sonderen Vorschrift des $ 12 Absatz 1 als Straßen behandelt, so daß ihre Unter- 
nehmer dann im Verhältnis zu den Eisenbahnunternehmern die gleichen Ver- 
pflichtungen wie die Träger der Straßenbaulast haben. 


Regierungsverordnung 
vom 13. Juli 1939, Nr. 178 der Gesetzessammlung, betreffend die Protek- 
toratsbahnen Böhmen und Mähren und die Protektoratspost Böhmen 
und Mähren. 


Die Regierung des Protektorats Böhmen und Mähren verordnet auf 
Grund des Art. II des Verfassungs-Ermächtigungsgesetzes vom 15. De- 
zember 1938, S.d.G. u. V. Nr. 330: 


Ch 

Die Regierungsverordnung vom 20. Jänner 1939, Sie. II Nr. 2, über 
die Regelung der Kompetenz des Verkehrsministeriums und über die 
Organisation der staatlichen Verkehrsunternehmertätigkeit sowie die 
Regierungsverordnung vom 24. Februar 1939, Sig. II Nr. 30, womit für 
den Bereich des früheren Ministeriums für Post- und Telegraphenwesen 
die Angelegenheiten der Staatshoheit und die Funktionen, die den 
Charakter einer Unternehmung haben, abgegrenzt und einige hiermit 
zusammenhängende Verfügungen getroffen werden, werden aufgehoben. 


$ 2. 
(1) Die Angelegenheiten der bisherigen staatlichen Betätigung im 
Bereich der Eisenbahnen verwalten die Protektoratsbahnen Böhmen und 
Mähren. 


(2) Die Angelegenheiten des Post- und Fernmeldewesens verwaltet 
die Protektoratspost Böhmen und Mähren, 


§ 3. 
(1) Die Protektoratsbahnen Böhmen und Mähren und die Protek- 
toratspost Böhmen und Mähren unterstehen, dem Verkehrsminister. 
(2) An der Spitze der Protektoratsbahnen Böhmen und Mähren 
steht ein Generaldirektor, 
(3) An der Spitze der Protektoratspost Böhmen und Mähren steht 
ein Generaldirektor. 
(4) Beide Generaldirektoren sind dem Verkehrsminister unmittel- 
bar unterstellt. 
$4. 


~ Das Verkehrsministerium ist Eisenbahnverwaltungsbehörde im 
Sinne des Eisenbahngesetzes. 
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$5. 

Für die Protektoratsbahnen Böhmen und Mähren und die Protek- 
toratspost Böhmen und Mähren gelten die Bestimmungen des Gesetzes 
vom 18. Dezember 1922, S.d.G. u. V. Nr. 404, betreffend die Regelung 
der Gebarung in den staatlichen Betrieben, Anstalten und Einrichtungen, 
die nicht vorwiegend Verwaltungsaufgaben zu erfüllen haben, und der 
Regierungsverordnung vom 25. September 1924, S.d.G. u. V. Nr. 206, zur 
Durchführung des Gesetzes, betreffend die Regelung der Gebarung in 
den staatlichen Betrieben, Anstalten und Einrichtungen, die nicht vor- 
wiegend Verwaltungsaufgaben zu erfüllen haben. 


§ 6. 

(1) Unter Abänderung der betreffenden Bestimmungen der Regie- 
rungsverordnung vom 2. März 1939, Sig. Nr. 61, betreffend die Zu- 
sammenfassung der Kompetenz in Angelegenheiten der Geldanstalten 
und Geldunternehmungen beim Finanzministerium sowie betreffend die 
Regelung einiger Verhältnisse im Geldwesen, wird die Postsparkasse der 
Postverwaltung angegliedert. 

(2) Bei der Postsparkasse wird der Rechtszustand nach dem Gesetz 
vom 23. September 1930, S.d.G. u. V. Nr. 143, betreffend die Postspar- 
kasse, im vollen Umfange wiederhergestellt. 


$7. 
Diese Verordnung tritt mit dem Tage der Kundmachung in Wirk- 
samkeit; sie wird vom Verkehrsminister im Einvernehmen mit dem 
Finanzminister durchgeführt. 
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Bücherschau. 
Besprechungen. 


Wiedenfeld, Dr. Kurt, Geh. Legationsrat, Ord. Professor (em.) der Volks- 
wirtschaftslehre, Senator der Deutschen Akademie Die 
Raumbeziehungen im Wirtschaften der Welt. 
DieGrundformendesWirtschaftslebensinder 
Gegenwart. Berlin, Verlag von Julius Springer, 1939. 
225 Seiten, Preis 12,00 RM. 

Um Enttäuschungen von vornherein auszuschließen, sei begonnen 
mit der Feststellung: Wiedenfelds Buch ist kein Buch über Raumpolitik 
im modernen wissenschaftlichen Sinne. Sondern ungeachtet des ersten 
Titels beschreibt Wiedenfeld viel mehr entsprechend dem zweiten Über- 
schriftssatz die „Grundformen des Wirtschaftslebens“ als etwa gerade 
ihre geopolitischen Ursachen und Voraussetzungen. Ja, man hat sogar 
wiederholt beim Lesen den Eindruck, daß der von Wiedenfeld gewollte 
raumpolitische Rahmen, ja sogar die (grundsätzlich gewahrte) nur all- 
gemein geopolitische Grundtönung ihm wiederholt eine zu enge Fessel 
geworden, und nur der ganze Kosmos im Humboldtschen Sinne sein Aus- 
gangs- und Blickpunkt ist. Man versteht Wiedenfeld je besser, je weiter 
man bei ihm Feld und Einstellung voraussetzt. Binnenländische Be- 
schränkung im Besonderen ist nun einmal ganz und gar nicht Wieden- 
felds Sache: nicht nach seiner ganzen Persönlichkeit, und erst recht 
nicht in vorliegendem Buche. Wer als Schüler der staatswissenschaft- 
lichen Fortbildungs-Kurse in Köln etwa ums Jahr 1908 Wiedenfeld über 
die gesamten damaligen Weltwirtschaftsbeziehungen hat sprechen hören, 
der wird in dem heutigen neuesten Buche des 30 Jahre älteren Wieden- 
feld den Weitgeist jener Frühzeit unverändert bis ins kleinste wieder- 
erkennen. Dieselbe Leidenschaft und Geschicklichkeit des Umfassens, 
des „Begreifens“ aller großen weltwirtschaftlichen Tatsachen, dieselbe 
Inbeziehungsetzung all dieser Dinge untereinander und dieselbe Be- 
wertung im ganzen für das Ganze, — Ob nicht doch eine gewisse Resi- 
gnation hinter der heutigen Behauptung Wiedenfelds steht, selbst für 
die letzte Zeit vor dem Weltkrieg sei nicht der Charakter wirklicher 
Weltwirtschaft, sondern nur einer Weltmarktwirtschaft anzuerkennen ge- 
wesen? — Vielleicht handelt es sich auch bei der damit gemachten Unter- 
scheidung, wenn man wirklich wirtschaftlich und nicht staatswissen- 
schaftlich urteilt, im Grunde nur um einen Streit um Worte, um Fas- 
sungen, wie Wiedenfeld sie von jeher sehr genau genommen, diesmal aber 
ganz besonders scharf herausgearbeitet hat. — Denn von den drei Teilen 
des Wiedenfeldschen Buches ist der erste Teil eigentlich ausschließlich 
enzyklopädisch gedacht und gefaßt, erkenntnismäßig analysierender 
Natur für alle jemals gewesenen Wirtschaftsstufen und Standorte im 
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Spiegel der Wirtschaft und auch des Verkehrs. Dabei sei aber für die 
Leser des Archivs die Bemerkung nicht zurückgehalten, daß der uns in 
den letzten anderthalb Dezennien gerade verkehrswirtschaftlich so be- 
sonders wertvoll gewordene Wiedenfeld im diesmaligen Buche die Ge- 
sichtspunkte der engeren Verkehrswissenschaft durchaus und (ent- 
sprechend Titel und Aufgabe des Werkes) mit Recht zurückstellt. All- 
gemein volks-, nicht etwa betont verkehrswirtschaftlich wird aus den 
ur-urwirtschaftlichsten Formen heraus bis zu der Form des „raumge- 
bundenen Wirtschaftslebens mit lebenswesentlichem Güteraustausch“ das 
Wirtschaftswesen als Ganzes — im zweiten Teile — behandelt und über 
all diese Stufen hinweg dann das nach Wiedenfeld den Vorkriegs- 
abschluß bildende Grundwesen des „raum-unabhängigen Wirtschafts- 
lebens“ (bedeutet das nicht eigentlich doch Weltwirtschaft?) entwickelt, 
das dann im ersten Abschnitt des dritten Teiles dargestellt ist. Folgt 
ein Abschnitt Kriegswirtschaft, worauf dann die nunmehr modernste, 
mindestens für den zentraleuropäischen Raum in weitestem Sinne herauf- 
gekommene Form des „staatsraumbezogenen Wirtschaftslebens“ die Ar- 
beit krönt und abschließt. — 

Einzelheiten über das Buch zu geben, ist vielleicht im allgemeinen, 
und besonders an dieser Stelle, zumal es, wie gesagt, weder ein spezi- 
fisches Verkehrs- noch gar eisenbahnwissenschaftliches Werk ist, eigent- 
lich wohl nicht angezeigt. Dem ganzen Buche sind die besonderen Reize 
des Wiedenfeldschen Zielens und Wirkens aber doch wiederum so auf- 
geprägt, daß man an mancher besonders fesselnden Fassung ohne ein 
Wort dankbarer Erwähnung nun einmal nicht vorbeikommt: Man beachte 
etwa die Gegenüberstellung auf Seite 9: „Läßt sich die Technik als 
derjenige Tätigkeitsbereich begreifen, der für die Deckung des mate- 
riellen Bedarfs die Güter zubereitet und bereitstellt, und das Recht als 
derjenige Bereich, welcher die Bedarfsdeckung von der öffentlichen Ge- 
walt her auf eine sichere Grundlage stellt, so bedeutet Wirtschaften 
die organisatorische Aufgabe, die Bedarfsdeckung selbst herbeizuführen, 
die Gewinnung der Güter und ihrer Umwandlung in die Bedarfsgestalt 
durch Zusammenfügen der Produktionselemente aufzubauen, sowie — als 
letztes Ziel — die Güter an die begehrenden Menschen heranzubringen, 
die Menschen in der ganzen Mannigfaltigkeit ihres Bedarfs zu befriedi- 
gen.“ — Andere besonders interessante und dabei prägnantest kurze 
Ausführungen beleuchten den weltwirtschaftspolitischen Vorsprung des 
niedrigen Diskontzinssatzes und der hieraus erfließenden vielfachen 
„Zinsknechtschaft“ (bei Wiedenfeld findet sich das Wort nicht!) der 
Welt gegenüber dem Platze London (Seite 111/2). Auch die besonders 
wertvollen, weil in unserer jüngeren Generation schon stark verblassen- 
den Reminiszenzen an die Entwicklung der inneren deutschen Wirt- 
schafts-Organisation vor dem Kriege, wie etwa die Schilderung des 
Gegensatzes zwischen Zentralverband deutscher Industrieller und Bund 
der Industriellen (S. 122) oder die Anführungen über den Kampf um das 
Schleppmonopol in der Kanalpolitik (S. 125), sollen hier in ihrer be- 
sonderen Vorzüglichkeit ausdrücklich erwähnt werden. Freilich stehen 
gerade auch sie ein wenig neben dem eigentlichen geopolitischen 
Leitmotiv. 
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Am bedeutsamsten in dem ganzen Werke aber ist doch wohl der Ge- 
danke, der auf Seite 130 gerade vor Eintritt in den Abschnitt „Kriegs- 
wirtschaft“, und man kann daher auch sagen als Abschluß und Er- 
gebnis der Wirtschaft der Vorkriegswirtschaft gegeben wird: Wirt- 
schaftlich war der Katastrophe von 1914 der Boden insofern bereitet, als 
allüberall Staat und Wirtschaft sich weitestgehend auseinander ent- 
wickelt und der Staat dabei sein selbständiges Bewußtsein und vor 
allem auch sein Selbstbewußtsein gegenüber der Wirtschaft eingebüßt 
hatte. — Schon Bismarck hat die Parlamentsparteien in der Zukunft be- 
kanntlich nur noch als wirtschaftliche Parteien, als Dietrichs „Inter- 
essentenhaufen“ gesehen, und nun hat zufolge Wiedenfeld „die wirt- 
schaftliche Vernachlässigung des Staatsgefüges jene Bewegungen aus- 
gelöst, die umgekehrt den Staats- und Volksraum zur maßgeblichen Unter- 
lage auch des Wirtschaftslebens gemacht sehen wollen und den Beziehun- 
gen zur ‚übrigen‘ Welt nur die Bedeutung einer Ergänzung zubilligen, 
die aber innerhalb dieses Staats- und Volksraums die Landschaften auch 
nur als Teile eines Ganzen werten und so auch für die einzelnen Staats- 
und Volksangehörigen am überlandschaftlichen Güteraustausch als 
Lebensgrundlage festhalten“. Primat der Politik des Staates, und zwar 
des Einheitsstaates über die Wirtschaft! Incipit Nationalsozialismus. — 

Die Gedanken Wiedenfelds sind wahrhaftig schon groß genug. Und 
da sein Wissen und seine Stoffbeherrschung nicht geringer sind, so be- 
grüßen wir denn auch diesmal wieder ein Meisterwerk aus seiner Feder. 


Dr. W. Spiess. 


Locklin, D. Philip, Ph. D., Associate Professor of Economics, Univer- 
sity of Illinois. Economics of Transportation. Re- 
vised Edition, Chicago, Business Publications, Inc. 1938. Preis 
4,— $. 

Schon beim ersten Durchblättern drängt sich der Vergleich mit 
den „Principles of Inland Transportation“ von Daggett auf, die auf 
Seite 1570 ff. des Jahrgangs 1928 des Archivs besprochen worden sind. 
In dem in durchgearbeiteter Zweitauflage erschienenen Locklin ist 
Daggett ein wohl ebenbürtiges Seitenstück erwachsen. Beurteilung und 
Abschätzung des größeren oder geringeren Wertes im einzelnen bei den 
beiden in ihrer Themastellung und auch in ihrer Behandlung sehr ähn- 
lichen Werken ist freilich für den Außenstehenden mit größter Schwie- 
tigkeit verknüpft. Denn der amerikanische Verkehrsstoff besitzt allein 
schon nach seinem Umfange und in der Aufgabe seiner tatsächlichen 
Darstellung ein derartiges Gewicht, daß über letztere hinaus auch über 
die wissenschaftliche Behandlungsweise zu einer unterscheidenden Be- 
wertung zu kommen, dem gewissenhaften europäischen Beurteiler fast 
unmöglich ist. Im ganzen scheint Daggett mehr systematisch zu denken 
und zu arbeiten, während Locklin vor allem pragmatisch und dokumen- 
tarisch darstellt. — Was indessen nicht ausschließt, daß auch Locklin 
eine geschlossene Anschauung des Verkehrswesens in seiner begriff- 
lichen Gesamtheit vermittelt. Die besonders große Stoffbeherrschung 
bei Locklin erweist schon rein äußerlich der Umfang der am Schlusse 
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jedes seiner 36 Kapitel gegebenen „References“, die ungeachtet des 
Zusatzes „Selected“ offenbar allemal fast eine erschöpfende Biblio- 
graphie des amerikanischen Stoffes bedeuten. Dem besonders positiven 
Inhalt des Locklinschen Werkes entspricht es auch, daß es sich fast 
restlos auf die amerikanischen, und zwar nordamerikanischen Verhält- 
nisse beschränkt, während bei Daggett, abgesehen von der auch ver- 
hältnismäßig breiteren geschichtlichen Einleitung, drei Kapitel aus- 
schließlich den Eisenbahnverhältnissen in England, Frankreich und 
Deutschland gewidmet sind. Bei Locklin wird, was ausländische Ver- 
hältnisse betrifft, nur ganz gelegentlich einmal auf die Verhältnisse in 
Kanada zurückgegriffen; die Eisenbahnverhältnisse der übrigen Welt 
aber werden nur einmal, nämlich bei der Frage: Staatsbahn- oder Privat- 
bahnsystem? (welche Locklin übrigens sehr glücklich überhaupt nicht 
als Frage des Grundsatzes, sondern als Frage der Zweckmäßigkeit aus 
den einzelnen politischen und Länderverhältnissen heraus erkennt) in 
knapper Form vergleichend gestreift. Im übrigen aber ist, ebenso wie 
bei Daggett, der weitaus größte Teil des Locklinschen Buches gewidmet 
der Frachtpreisbildung, also der Tarifpolitik. Die einleitende geogra- 
phische, oder vielleicht besser gesagt: allgemeintheoretisch raumpoli- 
tische Darstellung ist zwar außerordentlich interessant, vor allem auch 
wegen ihrer ausgesprochen kaufmännisch-politischen Abwägungs- 
methode; aber das Wesentliche geben doch erst die dann folgenden tarif- 
politischen Kapitel als solche. Erst nach diesem, zwanzig Kapitel um- 
fassenden Tarif- und Frachtdarstellungsteil folgen vier verhältnismäßig 
kurze bilanz- und finanzpolitische sowie beförderungstechnische und 
juristische Kapitel. 

Im tarifpolitischen Hauptteil macht das Verfolgen des Gedanken- 
ganges, wie er etwa entsprechenden europäischen Arbeiten zugrunde 
gelegt werden würde, bei Locklin deswegen besondere Schwierigkeiten, 
weil die betriebs- und volkswirtschaftlichen Gedanken hier in einer 
Weise durcheinander gehen, die mindestens dem deutschen Leser heute 
schon sehr fremd geworden ist, und überhaupt die Grenze zwischen 
volks- und privatwirtschaftlichem Sehen ganz anders als in Europa ger 
zogen ist. Locklin sucht überall in einer übrigens an sich durchaus 
nicht unklaren, uns nur vollkommen fremd gewordenen Denkweise die 
Erreichung der wünschenswerten volkswirtschaftlichen Ziele durch An- 
setzen und Wecken des privatwirtschaftlichen Interessengedankens s07 
wohl der Verfrachter wie der Eisenbahnunternehmungen zu sichern. 
Deswegen z. B. die erkenntnistheoretisch an sich vorzüglichen Dar- 
legungen betreffs elastischer und unelästischer Beförderungs-, aber auch 
Warennachfrage. In gleichem Sinne ausgedeutet auch die geographi- 
schen Isotim-Linien für Gleichheit der Marktpreise durch das ganze 
Unionsgebiet hindurch, die Stärke- und Einflußverhältnisse in den Inter- 
essensphären der einzelnen Marktgebiete, und vieles dergleichen mehr. 
Daß dem an sich doch völlig frei von Ort zu Ort beweglichen und ver- 
legbaren Handel bzw. Zwischenhandel eine fast gleiche raum-stabile 
standortspolitische Bedeutung zuerkannt wird wie der Produktion, auf 
die bei europäischen Schriftstellern man sich in diesen Fragen eigent- 
lich fast ganz allein beschränken würde, ist nur verständlich aus der 
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im liberalen Wirtschaftsgebiet äußerst bedeutsamen Stellung des Kunden 
als solchen, während in Ländern mit planpolitischen Einwirkungsmög- 
lichkeiten der jeweils im Besitze eines Geschäftes befindliche Mann und 
Platz fast vernachlässigungsfähige Größen sind. Aber auch wenn Locklin 
sich in uns geläufigen Gedankengängen bewegt, bietet seine Darstellung 
doch vielfach sehr beherzigenswert Neues. Verdienstlich ist z.B. un- 
bedingt seine Bemerkung bezüglich der Unrichtigkeit des alten Satzes 
„Charging what the traffic will bear“; er erklärt dies für eine viel miß- 
brauchte Phrase und findet es richtiger, wenn man die Eisenbahntarif- 
politik charakterisiert als zielend auf ein „Not charging, what the 
traffie will not bear“, Tatsächlich ist die wirtschaftliche Belastungs- 
fähigkeit stets und überall nur äußerste Grenze der Tarifpolitik, niemals 
aber die mit dem Tarif ideal angestrebte Höhenmarke. Immerhin ver- 
fällt in der weiteren Beurteilung Locklin auch hier wieder auf einen 
rein privatwirtschaftlichen Ansatz, koordinatenmäßig darzustellen, wie 
hoch im privatwirtschaftlichen Sinne eben die äußerste Belastungsmög- 
lichkeit des Verkehrs beim einzelnen Verkehrsgut von Fall zu Fall sich 
stellt. Im großen und ganzen bleibt deswegen aber doch den Locklin- 
schen tarifpolitischen Gesichtspunkten von der Seite der Nachfrage her 
beizupflichten. Bei den Preisstellungsgesichtspunkten von der Seite des 
Eisenbahnunternehmers her erscheinen die bekannten Gesichtspunkte 
über volle Selbstkosten und out-of pocket-costs, womit die Amerikaner 
ungefähr dasselbe wie wir mit unseren bloßen Betriebskosten ausdrücken. 
Überhaupt ist in der üblichen Tariflehre Locklin in den Erkenntnissen 
weitestgehend identisch mit unseren europäischen Schriftstellern; ja 
seine Darstellung und seine Ergebnisse gehen sogar in der ganzen Einzel- 
darstellung, trotzdem er so ausschließlich amerikanisch arbeitet, viel 
weiter noch parallel mit den europäischen Auffassungen als etwa Dag- 
gett. Immerhin mag dies auch durch den.Zeitabstand zwischen Daggett 
und Locklin bedingt sein. In seiner Drastik ganz vorzüglich ist Locklin, 
wenn er die Bemerkung prägt: „Enthusiasten für die Zugrundelegung 
der Kosten bei der Tariffestsetzung sind groß an Zahl unter den Inge- 
nieuren und den Accountants (Rechnungsmännern), aber lange nicht so 
zahlreich unter den Wirtschaftlern.“ Die letzten zehn Jahre Eisenbahn- 
geschichte sind nicht spurlos an den amerikanischen Bahnen und Ver- 
waltungen vorübergegangen. Locklin geht sogar so weit, von den sechs 
Perioden, die er in der amerikanischen Eisenbahn unterscheidet, die 
letzte und neueste erst von dem auch für uns so wichtigen Umbruchjahr 
1933 ab zu datieren. Während er die vorige Periode als diejenige der 
aufbauenden Regierungskontrolle (Affirmative Control) von 1920 bis 
1933 ansetzt und sie dahin charakterisiert, daß in ihr der einheitliche 
nationalpolitische Regierungsgesichtspunkt und -wille zugunsten der 
Eisenbahn, wenn auch unter Belastung der in der Vorkriegszeit ziemlich 
selbständigen einzelnen Eisenbahngesellschaften zum Ausdruck ge- 
kommen sei, ist die neueste Eisenbahnzeit von 1933 an nach seiner 
Meinung nicht mehr eigentlich aufbauend, sondern nur mehr erhaltender 
Natur. Mit anderen Worten: Seit 1933 faßt auch die amerikanische Re- 
gierungspolitik die Situation der Eisenbahnen als durch die anderen 
Verkehrsmittel, und zwar sowohl durch den Straßenmotor als auch durch 
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die Binnenschiffahrt bedroht auf; und die neuere Tätigkeit der Interstate 
Commerce Commission, deren Zuständigkeit mehr und mehr auf die 
anderen Verkehrsmittel, ja sogar schon über die Küstenschiffahrt teil- 
weise auch auf die Panamakanal-Schiffahrt ausgedehnt wird, sucht nun- 
mehr vor allem über das tarifpolitische Gebiet den Einklang der ver- 
schiedenen Verkehrsmittel-Betätigungen in Nordamerika zu sichern, 
Die Einzelheiten, die das Buch dabei gibt, auch nur in der großen Linie 
darzustellen, ist im Rahmen einer Besprechung unmöglich. Denn Locklin 
läßt sich weniger durch einen großen Grundgedanken als durch die 
Fülle des sich bietenden Stoffes leiten. Es wird wohl gesagt werden 
können, daß keine einzige größere Verwaltungsentscheidung der Inter- 
state Commerce Commission und auch keine einzige der vielfach hinter, 
aber gelegentlich auch neben der Interstate Commerce Commission sich 
aufbauenden Erkenntnisse der hohen amerikanischen Gerichtshöfe, ge- 
schweige denn schließlich einer der eigentlich großen amerikanischen 
Gesetzgebungs- und Regierungsakte nicht breitestens und vielfach sogar 
An Wortauslegung bei Locklin dargestellt und behandelt ist. Und trotz- 
dem geht das große Buch nicht etwa in diesen Einzelheiten unter. Die 
für die amerikanische Tarifpolitik grundsätzlich und im Ausmaß ihrer 
einzelnen Betätigung maßgebenden, bei uns tarifpolitisch freilich kaum 
interessierenden Gesichtspunkte, wie etwa die Verschiedenheiten 
zwischen Ertragswert, Anlagewert der Tarifunternehmungen, der Be- 
griff des kaufmännischen Anstandswertes (fair value), der Expropria- 
tionswert, — sie alle sind an Hand der entsprechenden Entscheidungen 
der Interstate Commerce Commission allerdings meist mehr tarif- als 
allgemein finanzpolitisch entwickelt. Für den amerikanischen Praktiker 
wird das Buch in diesen Punkten sicher eine Fundgrube der Unter- 
richtung und praktischen Anleitung sein. Der ziemlich anspruchslos 
geschriebene Teil über die Haftung des Frachtunternehmers ist inter- 
essant, klar und kurz, und zu ihm höchstens zu bemerken, daß die 
zwischenzeitlich durch die Internationale Handelskammer durchgesetzte 
Schaffung des einheitlichen Hochseekonnossements-Formulars Berück- 
sichtigung auf 8.661 noch nicht gefunden hat. — Im Rahmen des Buches 
von untergeordneterer Bedeutung, für den europäischen Leser aber um 
so interessanter ist das Kapitel über die „Pipe Lines“, das sich übrigens 
nicht nur auf die Öl- u. dgl. Leitungen beschränkt, sondern auch schon 
den Ferngasleitungen Rechnung trägt. Die Kapitel über die Transport- 
schiffahrt treten demgegenüber an Bedeutung zurück; schließt ja doch 
Locklin auch selbst seine statistischen Zahlenzusammenfassungen hier- 
über mit dem Ergebnis ab, daß, abgesehen von dem Küsten- und dem 
großen Seenverkehr, die Schiffahrtsbeförderung in den Vereinigten 
Staaten von keiner großen Bedeutung ist, Sogar eine starke Reserve 
kann man, wie nebenbei bemerkt sei, aus Locklin gegenüber dem in 
Amerika zur Zeit offenbar bestehenden Kanalenthusiasmus herauslesen ; 
mindestens sieht Locklin die Gefahren und Kosten dieser Verkehrsstraßen 
in durchaus der gleichen Weise, wie sie auch in den mitteleuropäischen 
Untersuchungen des vorigen Jahrzehnts zu dieser Frage bei der da- 
maligen Sachlage herausgearbeitet worden sind. Bei dem Landstraßen- 
und dem Lufttransport haben uns die amerikanischen Verhältnisse und 
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entsprechend auch Locklin verhältnismäßig sehr wenig Neues zu geben. 
Die entscheidenden Unterschiede liegen hier in der Größe der Räume. 
Diesem geographisch und damit geopolitisch zwingend gegebenen Unter- 
schied gegenüber tritt alles, was an Administrative und kleinerer 
Politik etwa ab- und zugetan wird, vollkommen zurück. 

Das Locklinsche Buch tatsächlich durchzuarbeiten, wird jeden 
wirklich ernsthaft strebenden deutschen Leser gut und gern einen Monat 
Zeit kosten. Aber das Buch ist solchen Zeitaufwand wert; der euro- 
päische Verkehrsmann sieht sich dabei, was die Tatsachen betrifft, 
einem enorm vergrößernden, was andererseits die Betrachtungsweise an- 
greht, einem vielfach wesentlich verkleinernden Spiegel gegenüber. Aber 
beides, die vergrößernden und die verkleinernden Elemente, erhöhen 
nur die anregende und vor allem auch die belehrende Bedeutung des 
Buches. Es wäre zu wünschen, daß derartige Lektüre möglichst großen 
Kreisen unserer verkehrspolitisch Gebildeten zugänglich gemacht werden 
könnte, Dr. W. Spiess. 


Gutsche, Heinz, Dr. rer. pol., Diplomvolkswirt. Die Southern Paci- 
fie Company, ihre Geschichte, Finanzierung 
und Rentabilität. Eine betriebswirtschaftlich-statistische 
Untersuchung in der Folge „Betrieb und Unternehmung“. 
Wirtschaftswissenschaftliche Abhandlungen, herausgegeben von 
Dr. sc. pol., Dr. jur. A. Hoffmann, ord. Professor der Betriebs- 
wirtschaftslehre an der Universität Leipzig. Band 16. — 
166 Seiten und Anhang mit zahlreichen Tabellen, 3 graph. Dar- 
stellungen sowie 1 Karte. Preis 7,50 RM. A. Deichertsche Verlags- 
buchhandlung, Leipzig 1939. 

Fast wie ein einzelnes praktisches Musterbeispiel zu dem vorstehend 
besprochenen Locklinschen Werke bietet die deutsche Monographie 
Gutsches über die Southern Paeific-Eisenbahn sich dar. Der allgemeinen, 
vorzüglich die volkswirtschaftliche Seite berücksichtigenden Eisenbahn- 
geschichte der ersten etwa hundert Seiten des Locklinschen Werkes steht 
hier im ersten Kapitel die Geschichte des Aufbaus und der Entwicklung 
der Southern Pacific, und zwar sowohl ihres verkehrstechnischen Netz- 
systems, wie ihrer eigentlichen Finanz- und Kapitalgesellschaft gegen- 
über. Der dominierende Ton in der Darstellung aber liegt hier ent- 
sprechend auch der Überschrift des Werkes nicht auf der volkswirt- 
schaftlichen, sondern auf der betriebs-, auf der privatwirtschaftlichen 
und auf der kommerziellen Seite. Dementsprechend ist auch der zweite, 
ein reichliches Drittel der Arbeit umfassende Teil des Werkes der Finan- 
zierung des Unternehmens in all ihren verschiedenen einzelnen Typen 
und in der zusammenfassenden Kapitalstruktur gewidmet. Ergebnis: Die 
Southern Pacific hat zwar von vornherein sowohl mit Aktien, wie mit 
mehr oder weniger den börsenmäßigen Charakter von Obligationen 
tragenden Schulden gearbeitet. Aber je länger je mehr hat sich das 
Schwergewicht von der Aktiengeldbeschaffung auf die Obligationen- 
Geldeindeckung verlegt. Daneben hat übrigens besonders in der Nach- 
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kriegszeit eine immer stärkere Selbstfinanzierung durch Reserve- 
stellungen stattgefunden. Doch interessiert das letztere in diesem Zu- 
sammenhang weniger. Gutsche hebt speziell auf das Verhältnis zwischen 
Aktien- und Obligationen-Kapital ab. Der Obligationenanteil am Eigen- 
kapital ist seit 1900 von rund 60 auf rund 65% im Verhältnis zur 
Aktien-Investition gestiegen. Grund für diese Entwicklung ist weniger 
wohl, daß die Southern Pacific von 1908 bis 1930 in ihrer Dividenden- 
politik ganz gleichmäßig den Satz von 6 % durchgehalten, mit anderen 
Worten: ihr Aktiengeld sich etwa Limal so teuer als das meist zu 4 % 
erhältliche Obligationengeld gemacht hat, — als vielmehr das allgemeine 
Mißtrauen, das gegen Eisenbahnaktien nach den schlimmen Erfahrungen 
des vorigen Jahrhunderts nun einmal in der gesamten Finanz- und Kapi- 
talistenwelt Amerikas besteht, und für dessen Charakterisierung auch 
bei Gutsche wieder eine ganze Reihe von — zum Teil neuen — Tat- 
sachen sich findet. Es ist nun einmal so, daß bei den großen, dem öffent- 
lichen Wirtschaftsdienst besonders nahestehenden Betrieben, also früher 
v. a. den Eisenbahnen und heute auch den sog. Public Utilities, in Ame- 
rika dem Schwindel der Phantasie und dem phantastischen Schwindel 
immer weitester Spielraum sich geboten hat und bietet. Hat man es doch 
anfangs der Dreißiger Jahre dieses Jahrhunderts noch beispielsweise 
bei der Associated Gas and Electric Company erlebt, daß eine Neugrün- 
dung auf die andere getürmt, ein Kapitalinvestment in das andere ein- 
gebaut wurde, und am Schlusse dann sich die berühmte überwässerte 
Aktienkapitalisierung ergab, die den Besitzern der common shares aller- 
bestenfalls die Chancen eines in allerfernsten Zukünften praktisch 
werdenden Besserungsscheines bietet. Bei den Eisenbahnen war dies 
seinerzeit in noch viel stärkerem Maß der Fall, vorzüglich im Zusammen- 
hang mit den riesigen Landdonationen, und auch die Ursprungsgesell- 
schaften der Southern Pacific, insbesondere die Central Pacific konnte 
ein Lied davon singen: Gutsche bemerkt Seite 56, am Ende der Bau- 
periode enthielt die Central Pacific 70 bis 75 % „Wasser“! — So scheint 
denn heute und wohl auch für die Folge die Ausgabe von Schuld- 
verschreibungen der für die Southern Pacific gegebene wesentliche Weg 
der Kapitalbeschaffung zu sein, und dies, volkswirtschaftlich gesehen, 
auch nicht mit Unrecht; denn die Eisenbahngesellschaften als die 
* größten, mächtigsten Säulen im Staatswirtschaftskörper müssen immer 
mehr von einer Gewinn- auf eine gleichmäßige Haushaltungspolitik ab- 
kommen, und dann ist es besser, vom einen zum anderen Jahr gewisser- 
maßen kameralmäßig fest mit 4 % Zinslast zu rechnen, als mit den mehr 
spekulativen Formen billigerer Geldbeschaffung zu liebäugeln, die das 
Aktiengeld entweder durch entsprechendes Kursagio oder durch unter 
dem landesüblichen Zinssatz gehaltene Dividendenhöhe bieten kann. 

In die Einzelheiten der Betriebsrechnung im Gegensatz zur Kapital- 
rechnung (im Sinne etwa der heute bei uns üblichen Finanzbetrachtung) 
führt dann erst das dritte, letzte, aber auch umfangreichste Kapitel der 
Gutscheschen Arbeit hinein, Um den kommerziell-privatwirtschaftlichen 
Gedankengang zu Ende zu führen, sei dabei zunächst auf die Resultate 
der Betrachtungen des Verfassers eingegangen: In klarer Weise werden 
herausgezogen die Rentabilität des Aktienkapitals als solchen, des Eigen- 
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kapitals und schließlich des gesamten Unternehmungskapitals (Working 
Capital). Dabei ergibt sich, daß das Aktienkapital sich in seiner Renta- 
bilität, wenn auch lange nicht auf den glatten Prozentsatz wie die Jahres- 
dividende, so doch auf Durchschnittsbeträge fortlaufend stellt, die gün- 
stiger sind als die für die gesamten Eisenbahnen der Vereinigten Staaten 
berechneten Durchschnitte sich stellen. Auch das Eigenkapital liegt in 
seiner Rentabilität mit nur einmaliger Unterbrechung in den Jahren 1932 
und 1933 positiv, wenn auch naturgemäß niedriger als das bloße Aktien- 
kapital, da in jenem auf die gleichen Erträge auch die ständig stark wach- 
senden Reserven mit angerechnet sind; umgekehrt weist das gesamte 
Unternehmungskapital wieder erheblich bessere Verzinsung auf als nur 
das Eigenkapital, weil hier bei der über das Gesamtunternehmen gezoge- 
nen Gesamtrentabilität die Differenz zwischen den auf die Debentures 
u. dergl. gewährten niedrigeren Zinssätzen und dem vollen Ertrag zu- 
gunsten der Rentabilitätsrechnung ins Gewicht fällt. Nach allen diesen 
drei Berechnungen ist also die Southern Pacific heute im wesentlichen 
gesund und auch noch ertragbringend, wenn freilich Gutsche im Schluß- 
wort mit seinem Urteil für die Zukunft in dieser Beziehung nicht mit 
Unrecht sehr vorsichtig ist. Das Schicksal der gesamten Eisenbahnen 
Amerikas, selbst so gesunder und guter wie der Southern Pacific, wird 
eben nicht zum wenigsten von der weiteren staatlichen Verkehrspolitik 
Amerikas abhängen; doch ist diese, wie ja noch oben die Besprechung 
des Locklinschen Buches ergab, zur Zeit durchaus nicht eisenbahn- 
unfreundlich und in der langen Linie gegenüber der volkswirtschaft- 
lich unbedingt notwendigen Existenz der Eisenbahnen verständnisvoll. 

In dem damit erschöpfend geschilderten Gesamtrahmen des Werkes 
nehmen die Einzelheiten der Betriebsführung der Southern Pacific, so- 
wohl was die Ausgaben, wie auch was die Einnahmeseite bzw. das Tarif- 
wesen betrifft, einen verhältnismäßig nur sehr schmalen Raum ein. Aber 
auch hier ist alles, was von Gutsche vorgetragen wird, bestfundiert und 
von einem ebenso reifen wie praktischen Urteile zeugend. Volkswirt- 
schaftlich durchaus beherzigenswert ist schon die als Ausgangspunkt 
gegebene grundsätzliche Gegenüberstellung Gutsches europäischer und 
amerikanischer Tarifpolitik (S. 96): die entstehenden europäischen 
Bahnen hätten nur die Aufgabe gehabt, entlang alter Handelsstraßen 
bereits bestehenden Güteraustausch zu fördern und zu verbessern; die 
amerikanischen Transkontinentallinien hingegen und die Bahnen im 
Süden und Norden der nördlichen Kontinentshälfte im besonderen hätten 
Handelsbeziehungen erst aufbauen, erst eine planmäßige Besiedlung und 
wirtschaftliche Eroberung des Landes bewirken müssen, Die Folgerung, 
die er rückblickend hieraus tarifpolitisch zieht, ist zweifellos richtig: 
Die amerikanischen Bahnen konnten gar nicht von so, von Anfang an 
festen und zuverlässigen Tarifen wie die europäischen ausgehen; es 
mußte dort mit zunächst außerordentlich elastischer Tarifpolitik, bald 
höher, bald vor allem aber auch niedriger gearbeitet werden. Es war nach 
Gutsche also ein ganz ähnliches „Tasten“ in der Tarifpolitik notwendig, 
wie es z.B. Wiedenfeld auch bei uns heute wieder angesichts neu sich 
anbahnender Umstände (Verhältnis Kraftwagen zu Eisenbahn) als cha- 
rakteristisch erkennt. In ähnliche Richtung weist übrigens auch eine 
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Seite bei Gutsche weiter die Bemerkung, daß die amerikanische Tarif- 
politik mehr auf die persönliche Arbeitsfähigkeit, als auf die sachliche 
Tragfähigkeit abgestellt wäre. Er stellt dabei der Tarifnorm „To charge 
what the traffie will bear“ die andere interessante persönlich abgestellte 
Formulierung „To keep every-one in business“ gegenüber. Sonst freilich 
finden wir bei Gutsche hier nur in Kürze und unter dem gleichen ameri- 
kanischen Gesichtswinkel gesehen dasselbe, was breiter und fach- 
männisch vielleicht noch vollendeter auch bei Locklin sich bietet. Immer- 
hin ist bei der Gutsche gebotenen Kürze manches, z. B, die kurze Schil- 
derung der amerikanischen Tarifklassifikation für den Europäer, minde- 
stens Deutschen, bei Gutsche fast instruktiver als bei Locklin. Gutsche 
hat die Gabe, die einzelnen besonders charakteristischen Ziffern aus 
der Gesamtheit des eisenbahnbetriebs- und -verkehrstechnischen Zahlen- 
wustes herauszufühlen. Ebenso betriebswirtschaftlich wie auch 
tarifpolitisch richtig wirft er dem Leser z. B, die Tatsache besonders 
unterstrichen entgegen, daß die durchschnittliche Fassungskraft des 
amerikanischen Güterwagens heute 47, t gegenüber derjenigen in 
Europa von wenig mehr als 15 t, mit anderen Worten: das Dreifache 
des europäischen Betrags beträgt. In Übereinstimmung mit europäischen 
Beobachtungen steht die bei Gutsche registrierte langsame Reaktion der 
Eisenbahneinnahmewirtschaft auf Krisen und Konjunkturrückschläge: 
Die Krise von 1893 wirkte sich erst 1894, diejenige von 1907 erst 1908 
und auch der Beginn des 1929 einsetzenden Konjunkturverfalls erst 1930 
in den Eisenbahneinnahmen aus. Kurz und gut, nicht nur der Eisenbahn- 
fachmann, sondern überhaupt der Eisenbahnpraktiker, mag er dem 
Zweige des Betriebs oder demjenigen des Verkehrs angehören, findet 
bei Gutsche ein außerordentlich umfangreiches Material von Anregungen 
und Unterrichtungen. Da sich hier auch nicht die bei Locklin eben doch 
unverkennbare sprachliche Schwierigkeit bietet, so kann jedem, der sich 
einen Überblick über amerikanisches Eisenbahnwesen verschaffen will, 
nur dringend diese Darstellung des für Amerika so ganz besonders reprä- 
sentativen Eisenbahnsystems der Southern Pacific empfohlen werden. 
Dr. W. Spiess. 


Bach, Erwin. Das Verkehrsnetz Thüringens. Verlag Max Niemeyer, 
Halle (Saale) 1, Postfach 88. 134 Seiten. Preis 7 RM. 

In einer sorgfältigen und eingehenden Abhandlung behandelt der 
Verfasser die Bedeutung und den Umfang des Verkehrsnetzes Thüringens. 
Er beschränkt seine Arbeit von vornherein auf das Lan d verkehrsnetz 
— dies hätte zweckmäßig allerdings auch im Titel der Arbeit zum Aus- 
druck gelangen sollen — und scheidet daher das Flugnetz Thüringens 
und ebenso die Schiffahrt auf der Unstrut, Saale und Werra und auch 
den Flößverkehr aus. Das Werk ist äußerlich in drei Teile gegliedert. Es 
werden zunächst die geographischen Voraussetzungen für die Ausbildung 
des thüringischen Verkehrsnetzes geprüft, und hierbei werden einmal 
die Lage verhältnisse Thüringens und die sich daraus ergebenden Ver- 
kehrsmöglichkeiten und ferner die wichtigsten Form eigentümlich- 
keiten des geographischen Raumes und ihr Einfluß auf die allgemeinen 


Bücherschau. 1331 


Verkehrsriehtungen erörtert. Die rein geometrische Lage des Ver- 
kehrsraumes Thüringens kennzeichnet der Verfasser als die mitteleuro- 
päische und deutsche Mittellage oder, wie er recht treffend einmal sagt: 
man könne unter Anwendung des Zirkels feststellen, daß Thüringen 
„gewissermaßen ins Schwarze der mitteleuropäischen Kreisscheibe“ falle. 

Er glaubt, nur eine Hauptverkehrsrichtung als thüringische Zwangs- 
durchgangslinie annehmen zu dürfen, nämlich die Hauptdiagonale in 
südwest-nordöstlicher Richtung (Verbindung von Mainzer und Leipziger 
Bucht). Hierin erblickt er eine gewisse Abschwächung der Vorteile der 
an sich so günstigen geometrischen Mittellage, ist sich aber durchaus 
bewußt, daß diese eine Hauptverkehrsrichtung eine Monopolstellung wie 
kaum eine zweite in Deutschland besitzt, gerade als die große Verbindung 
zwischen dem Westen und Osten des Reiches auf der Linie Frankfurt— 
Leipzig. In rein geographischer Hinsicht findet er dann auch die Vor- 
rangstellung des westöstlichen Durchgangsverkehrs durch die Unter- 
suchung der Oberflächen gestaltung des durchzogenen Raumes nur 
verstärkt. 

Im zweiten Teile beschäftigt sich der Verfasser mit den ge- 
schichtlichen Grundlagen des heutigen thüringischen Verkehrs- 
netzes und zeigt hier die Entwicklung von den vor- und frühgeschicht- 
lichen Handels- und Wanderwegen über die Heer- und Handelsstraßen 
des Mittelalters bis zu den Post- und Kunststraßen der Voreisenbahnzeit. 

Der dritte und ausführlichste Teil der Abhandlung ist dem heu- 
tigen Netz des Landverkehrs in Thüringen gewidmet, und die Unter- 
suchungen des Verfassers über die thüringische Eisenbahn finden hier- 
bei sicherlich das besondere Interesse des Risenbahners. Gerade die Dar- 
legungen über die Lokalbahnen bieten jedem, der der engeren, in vieler 
Hinsicht recht besonderen Verkehrsgestaltung Thüringens einmal nach- 
gehen möchte, gute Anregungen. Der Verfasser erörtert dann weiter die 
Grundlagen des thüringischen Straßenwesens, ihre Netzgestaltung und 
Linienführung, ihr Verhältnis zu den Oberflächenformen, zu den Sied- 
lungen und zur Eisenbahn, und bespricht auch die Lage und Bedeutung 
der Reichsautobahnen. Einige abschließende Kapitel behandeln noch in 
allgemeiner Weise die Bahn- und Straßenerschließung des Thüringer 
Landes und die Abhängigkeit der Landverkehrswege von der Boden- 
beschaffenheit und von der politischen Flächeneinteilung. 

Über die thüringischen Eisenbahnen, insbesondere über ihre ge- 
schichtliche Entwicklung und ihre volkswirtschaftliche Bedeutung, aber 
auch bereits über ihre geographischen und geologischen Verhältnisse 
liegen schon einige z. T. allerdings ältere Arbeiten vor: trotzdem wird 
man gern mit dem Verfasser die Frage bejahen, daß eine nochmalige 
umfassende Behandlung sich durchaus rechtfertigt — vor allem in 
diesem Zeitalter des stärksten Anwachsens des Verkehrs ist sogar eine 
solche neue Bearbeitung der Verkehrsgrundlagen sehr erwünscht. 

Der Verfasser hat nun allerdings seine Arbeit — und zwar wohl- 
bewußt — von vornherein eingeschränkt, indem er einen ganz be- 
stimmten Blickpunkt, nämlich den geographischen, 
wählte, Dies kommt ja auch deutlich in dem Titel der Abhandlung zum 
Ausdruck — und solch eine nun keineswegs im landläufigen Sinne „ein- 
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seitige“ Betrachtungsweise hat gewiß ihre außerordentlichen Vorzüge. 
Sie durchleuchtet die tatsächlichen Verhältnisse und die wissenschaft- 
lichen Fragen wirklich grundlegend von einem der möglichen Gesichts- 
punkte aus. Und trotzdem ist sich der Verfasser, wie sich aus seinem 
Vorwort schon ergibt, darüber klar, daß eine rein geographische Betrach- 
tung nicht genügte, sondern daß diese jedenfalls durch geschichtliche 
Untersuchungen gestützt werden müsse, Absichtlich aber sieht er davon 
ab, das eingehend zu würdigen, was er die „anthropogeographischen Ver- 
hältnisse“ nennt, in denen er Fragen etwa der Bevölkerungsdichte und 
-verteilung, der Siedlungen und der Wirtschaft zusammenfaßt. Und er 
glaubt diese Einschränkung so rechtfertigen zu können: ein Eingehen 
auf diese Verhältnisse empfehle sich wohl für eine Arbeit, die gleich- 
zeitig die Wirtschaft ihres Gebietes behandle, aber die anthropogeogra- 
phischen Verhältnisse erschienen für eine rein verkehrsgeogra- 
phische Darstellung, die sich noch dazu das Verkehrs netz und nicht 
den Verkehrselbst zum Ziele ihrer Betrachtung gesetzt hätte, nicht 
nur überflüssig, sondern auch abwegig. 


Hier ist nun der Punkt, wo eine recht grundsätzliche Anmerkung 
nicht erspart werden kann; denn man wird es dem Eisenbahner, der nun 
einmal die volkswirtschaftliche Grundlage des deutschen Eisenbahn- 
wesens (und nicht nur des Eisenbahnverkehrs selbst, sondern auch der 
Bildung des jetzigen Verkehrsnetzes) nicht nur aus der geschicht- 
lichen Entwicklung seiner Eisenbahn, sondern auch aus dem unmittel- 
baren frischen Erlebnis seiner praktischen Tätigkeit kennt, kaum ver- 
übeln können, daß er einem der „anthropogeographischen“ 
Faktoren, nämlich unserer Volkswirtschaft, für die Entstehung 
und Gestaltung des Eisenbahnverkehrs eine ganz außerordent- 
liche Bedeutung beimißt: Denn gerade das gemeinwirtschaftlich auf- 
gebaute Tarifsystem des deutschen Gütertarifs, das die Preisbildung der 
Verkehrsleistung zum Gegenstand hat, läßt doch eben den innigsten Ein- 
klang von Verkehr und Wirtschaft in geradezu klassischer Weise er- 
kennen. Der Wirtschaftsimpuls ist nun einmal die primäre Grundlage 
jeden Verkehrs, und die geographischen Verhältnisse sind doch nur eine 
— wenn auch noch so bedeutsame — Bedingung seiner Weg- 
gestaltung. Und mit einer gewissen Genugtuung erkennt man denn 
auch, daß der Verfasser die anthropogeographischen Faktoren doch, 
worauf er selbst im Vorwort hinweist, jeweils im Zusammenhang der 
verkehrsgeographischen Darstellungen erwähnt und sich über die 
dauernden Wechselbeziehungen zwischen Wirtschaft und Verkehr klar 
ist. Daß aber die wirtschaftliche Grundlage des Eisenbahnverkehrs in 
dieser Abhandlung zu kurz kommen muß, verstehe man also aus der 
bewußt eingeschränkten, eben der geographischen Zielsetzung des 
Werkes selbst. 

Bei seiner kurzen einleitenden Betrachtung der Baugeschichte der 
ersten Eisenbahnen in Thüringen glaubt der Verfasser zu erkennen, daß 
man in Thüringen wie im übrigen Deutschland nie an die Trassierung 
ganzer Netze gedacht, sondern immer danach gestrebt habe, Plätze von 
wirtschaftlicher und handelspolitischer Bedeutung miteinander zu ver- 
binden, und zwar unter Mitnahme möglichst vieler ertragreicher Zwi- 
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schenstationen. Daß trotzdem „im großen und ganzen ein brauchbares 
Netz“ vorliege, ist nach seiner Auffassung „allein dem Umstand zu ver- 
danken, daß man bei der Trassierung der ersten Strecken schon aus 
Rentabilitätsgründen den alten vorgezeichneten Handelswegen nach- 
ging“. Nun sei gewiß zuzugeben, daß im Anfang der Eisenbahn- 
geschichte — entsprechend der privaten Initiative der Bahnbauten — 
recht viel nach der Rente und den Dividenden der Unternehmer gefragt 
wurde. Aber es darf doch in keiner Weise übersehen werden, daß 
— trotz allem wirtschaftsliberalistischen und politisch-partikularistischen 
Denken der damaligen Zeit — eben doch auch Pläne und wirklich durch- 
geführte Planungen im Eisenbahnbau entstanden, die das Kennzeichen 
wahrhaft volkswirtschaftlichen und gesamtdeutschen Schauens tragen; 
und es genügt wohl, in diesen Blättern allein den unvergeßlichen Namen 
Friedrich Lists anzurufen, um das anzudeuten, was hier gemeint ist — 
und vielleicht sei noch der bloße Hinweis auf den Titel seiner hoch- 
bedeutsamen Schrift aus dem Jahre 1833 gestattet: „Über ein sächsisches 
Eisenbahnsystem als Grundlage eines allgemeinen deutschen Eisenbahn- 
systems“! Der Verfasser hat ja übrigens List in seinem Werke auch 
einmal erwähnt. Aber er ist sich im ganzen wohl der Bedeutung Fried- 
rich Lists und seines universalen Denkens gerade auch für die Thüringer 
Eisenbahnen nicht voll bewußt geworden. Wir aber wissen, mit welcher 
tiefen Anteilnahme gerade dieser Große sich auch für die thüringischen 
Eisenbahnverhältnisse einsetzte, und wie es besonders auch seinen Be- 
mühungen und seiner Tatkraft zu verdanken war, daß eben jene nicht 
„rein preußisch-hessische“ südliche Trasse der Bauausführung zugrunde 
gelegt wurde, also die Linie über Weimar, Erfurt und Eisenach — so wie 
es sich List schon in seiner soeben angeführten Schrift im Jahre 1833 
vorgestellt hatte. (Wir wissen allerdings auch um das bittere Schicksal 
der Verkennung, das ihm auch in Thüringen ward, und das den Genialen, 
aber doch allzu leicht Reizbaren zu jenem erschütternden Menschen- 
untergang hinleitete.) 

Der Verfasser fühlt sich — wie er im Vorwort bemerkt — der 
Reichsbahn verpflichtet, da sie ihm wertvolles Material zugänglich 
machte. Die Reichsbahn stellt solchen wissenschaftlichen Arbeiten gern 
ihre amtlichen Unterlagen zur Verfügung und freut sich, wenn sie in 
wissenschaftlicher Form ausgewertet werden — besonders wenn es in 
so verständiger Weise geschieht, wie es der Verfasser getan hat. Gerade 
aber darum mag er es recht verstehen, wenn ich seine kritische Betrach- 
tung über die Auffassung der Reichsbahndirektion Erfurt in der Frage 
der Abbrucharbeiten des Finstergrundtunnels (S, 122 der Abhandlung) 
immerhin im Rahmen dieses Buches als unnötig ansehe, 

Zusammenfassend sei nochmals gern zugestanden, daß das Buch 
uns Freude gemacht hat, und daß wir es als einen wertvollen Beitrag 
zur Erforschung des thüringischen Verkehrsraumes anerkennen. Auch 
das sorgfältige Kartenmaterial und die im Text eingeführten Zeich- 
nungen ergänzen die Gedankengänge des Verfassers ausgezeichnet, 

Dr. Prinz. 
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Gesetz über die Deutsche Reichsbahn (Reichsbahngesetz) vom 4. Juli 
1939. Gesetz über Kreuzungen von Eisenbahnen und Straßen 
vom 4. Juli 1939. Vom Reichsverkehrsministerium autorisierte 
Textausgabe mit der amtlichen Begründung und den Durch- 
führungsverordnungen vom 5. Juli 1939 zu beiden Gesetzen so- 
wie einem Sachverzeichnis. Leipzig 1939. Verkehrswissen- 
schaftliche Lehrmittelgesellschaft m. b. H. 

Der Inhalt des Büchleins ist aus dem vorstehenden Text zu ersehen. 

Sein Wert liegt darin, daß es die neuen Gesetze, die für die Reichsbahn 

von außerordentlicher Wichtigkeit sind, in einer handlichen kleinen 

Taschenausgabe in so übersichtlicher Form und mit so ausführlichem 

Sachverzeichnis bringt, daß das Auffinden gesuchter Bestimmungen und 

das Einarbeiten in die neuen Gesetze sehr erleichtert ist. Dr. Genest. 


Sarter, Dr., und Kittel, Dr. Was jeder von der Deutschen 
Reichsbahn wissen muß. Verlag: Verkehrswissen- 
schaftliche Lehrmittelgesellschaft mbH. 7. erweiterte Auflage. 
Leipzig 1939. 72 Seiten. Preis kart. 1,5 RM. 

Die neue Auflage erscheint rund 10 Monate nach der 6. Auflage, 
die im Archiv 1939 auf Seite 531 besprochen worden ist. Der Grund für 
diese schnelle Aufeinanderfolge liegt, abgesehen von der regen Nach- 
frage nach der Schrift, darin, daß im Juli das neue Reichsbahngesetz 
erschienen ist. Dieses Gesetz, das die Grundlage der jetzigen Reichsbahn- 
verfassung bildet, ist am Ende des Büchleins abgedruckt und im Texte 
berücksichtigt worden. Auch sonst läßt die Darstellung den neuesten 
Sachstand ersehen. So finden sich Hinweise auf die Erstreckung der 
einheitlichen Reichsbahnorganisation auf das Land Österreich, auf die 
Übernahme der sudetendeutschen und im Memelland gelegenen Staats- 
eisenbahnen, auf die jetzt innerhalb des Deutschen Reichs betriebenen 
Protektoratsbahnen Böhmen und Mähren, sowie auf das gleichzeitig mit 
dem Reichsbahngesetz erlassene Gesetz über Kreuzungen von Eisen- 
bahnen und Straßen. 

Das handliche Büchlein wird besonders jetzt, nachdem die Rechts- 
entwicklung zu einem gewissen Abschluß gekommen ist, als zuverlässiges 
Mittel einer schnellen Unterrichtung über die wichtigsten die Deutsche 
Reichsbahn betreffenden Fragen dienen und kann für diesen Zweck 
bestens empfohlen werden. Kruchen. 


Ebhardt, Dr. Bodo. „Der organische Aufbau des gewerb- 
lichen Verkehrs im Deutschen Reich.“ 42 Seiten. 
Verlag: Julius Springer, Berlin W 9, Linkstraße 22-24. Preis: 

1,50 RM. 
Es ist erfreulich, daß der im Archiv 1939 Seite 353 ff. erschienene 
Aufsatz nunmehr auch als Büchlein herausgegeben und dadurch einem 
weiteren Kreise zugänglich gemacht wurde; denn jedem, der mit den 
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Fragen des ständigen Aufbaues des Verkehrsgewerbes befaßt ist, wird es 
von Nutzen sein, diese Schrift zu lesen, 

Der Verfasser knüpft an die Vergangenheit an und legt dar, in 
welcher Weise die früheren Spitzenvertretungen und Reichsverbände um- 
gebildet werden mußten, damit sie ihre neue Aufgabe erfüllen können: 
den Staat bei Leitung der Wirtschaft zu unterstützen und als Selbstver- 
waltungskörper das eigene Gewerbe zu vertreten, zu leiten, zu beraten 
und für die innere Ordnung zu sorgen, ohne doch das eigentliche Wirt- 
schaften den berufenen Fachleuten aus der Hand zu nehmen, Die Recht- 
stellung und Gliederung der Reichsverkehrsgruppen werden erläutert; es 
wird gezeigt, wie die Verordnung vom 25. September 1935 versucht hat, 
scheinbare Gegensätze miteinander in Einklang zu bringen, so z, B, un- 
beschadet des Führergrundsatzes den Geführten Gelegenheit zur Be- 
kundung ihres Vertrauens oder Mißtrauens zu dem Führer zu geben, 
neben einer straffen Organisation eine gesunde Dezentralisation durch- 
zuführen und trotz ehrenamtlicher Leitung durch Fachmänner den Vor- 
teil sachkundiger Hauptgeschäftsführer nicht preiszugeben. Der Ver- 
fasser behandelt das Verhältnis der Verkehrsgruppen zu den Verkehrs- 
nutzern und die Abgrenzung der Zuständigkeit der Verkehrsgruppen 
sowohl untereinander wie auch gegenüber den Wirtschaftsverbänden, 
dem Reichsnährstande und der Organisation des Fremdenverkehrs. Die 
Aufgaben, die in der Verordnung selbst nur mit wenigen Sätzen umrissen 
sind, werden durch Beispiele veranschaulicht, aus denen zu ersehen ist, 
wie die Entwicklung den allgemein gesteckten Rahmen ausgefüllt und 
erweitert hat. Da die Verkehrsgruppen zur Durchführung ihrer Anord- 
nung Zwangsmittel und zur Erfüllung ihrer Aufgaben Beiträge nicht ent- 
behren können, wird auch deren Regelung dargestellt und teilweise einer 
kritischen Würdigung unterzogen. 

Der Wert des Büchleins wird durch die Beigabe eines Schrifttums- 
verzeichnisses und durch Schaubilder über die Gliederung der einzelnen 
Verkehrsgruppen, ferner durch den beispielsweisen Abdruck einer An- 
ordnung erhöht, die der Leiter einer Verkehrsgruppe zur Lösung einer 
wichtigen und schwierigen Frage erlassen hat. Es fällt in der Schrift 
angenehm auf, daß der Verfasser nicht bloß eine nüchterne Erläuterung 
der Bestimmungen bringt, sondern auch die Praxis häufig zu Wort 
kommen läßt. Daneben beleben Rückblicke in die Vergangenheit und Aus- 
blicke in die zu erwartende Entwicklung die Darstellung. Reiser, 


Eheberg, K. Th. v., Dr. rer. pol, Dr. jur. he, em. o, Professor an der 

Universität Erlangen, und Boesler, Felix, Dr. rer. pol, planm. 

a.o, Professor an der Universität Königsberg/Pr. Grundriß 

der. Finanzwissenschaft. A. Deichertsche Verlags- 

buchhandlung, Leipzig © 1, Königstr, 17, 8, wesentlich erweiterte 
Auflage. 375 Seiten, Preis 10,50 RM, geb. 12,— RM. 

Sowohl die Grundlagen der finanzwissenschaftlichen Methodik als 

auch das geltende Finanz- und Steuerrecht haben seit 1933 eine grund- 

legende Umwälzung und Neugestaltung erfahren. Die schwierige Auf- 
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gabe, sich ein Bild von dieser Entwicklung der letzten 5 Jahre und von 
dem jetzigen Stande der Finanzwissenschaft und Finanzwirtschaft zu 
machen, wird durch den vorliegenden Grundriß außerordentlich erleich- 
tert. In 5 Abschnitten behandelt er: Haushalt und Finanzverwaltung, 
die Ausgaben, die Staats- und Gemeindeeinnahmen, den Staatskredit und 
das Gesamtbild der deutschen Finanzwirtschaft. Unter dem Abschnitt 
Einnahmen ist den staatlichen Verkehrsbetrieben ein besonderer Ab- 
schnitt gewidmet. Dieser enthält eine auf 10 Seiten zusammengedrängte 
ausgezeichnete Darstellung der Entwicklung und jetzigen Lage der Deut- 
schen Reichsbahn in finanzwirtschaftlicher Beziehung. Der Verfasser 
schildert hier unter anderem die großen finanziellen Aufgaben der 
Reichsbahn, die in der kommenden Zeit den Kapitalbedarf wohl wesent- 
lich steigern würden. In Übereinstimmung mit der Ansicht der Reichs- 
bahn sagt er in diesem Zusammenhang: „Die Beschaffung dieser Mittel 
wird die Möglichkeit der Verfügung über den Kapitalmarkt notwendig 
machen und allein aus der Selbstfinanzierung — auch bei größter Ratio- 
nalisierung der Finanzgebarung — kaum möglich sein.“ 

Den größten Teil des Buches nimmt der Abschnitt Abgaben ein, 
unter dem nach kurzen Abhandlungen über die Gebühren und Beiträge 
die Steuern behandelt werden. Nach einer Darstellung der allgemeinen 
Steuerlehre und der Grundzüge und Grundbegriffe des deutschen all- 
gemeinen Steuerrechts — unter Berücksichtigung der Reichsabgaben- 
ordnung, des Steueranpassungsgesetzes, des Reichsbewertungsgesetzes 
und des Bodenschätzungsgesetzes — werden die einzelnen Steuern, die 
zur Zeit im Deutschen Reich in Gültigkeit sind, geschildert. Es entspricht 
dem Wesen eines Grundrisses, daß hier die verschiedenen Steuergesetze 
nicht bis ins einzelne behandelt werden können. Der Abschnitt vermittelt 
aber eine ausgezeichnete Übersicht über die jetzt geltenden Steuern, ihre 
geschichtliche Entwicklung, ihre Zusammenhänge und ihre hauptsäch- 
lichen Merkmale und Bestimmungen. Allerdings muß hier darauf hin- 
gewiesen werden, daß dem Verfasser bei der Darstellung der für die 
Deutsche Reichsbahn besonders wichtigen Grundsteuer ein Versehen 
unterlaufen ist, wenn er auf Seite 200 sagt: „Befreit sind allgemein... . 
der zum Reichseisenbahnvermögen gehörende Grundbesitz des Reiches, 
soweit er von der Deutschen Reichsbahn für ihre Betriebs- oder Ver- 
waltungszwecke benutzt wird (nicht dagegen Vorratsgelände, Bahnhofs- 
hotels, vermieteter oder verpachteter Grundbesitz usw.).“ Diese Rege- 
lung wurde allerdings von der Deutschen Reichsbahn seinerzeit angestrebt 
und wäre zweifellos auch die richtige Lösung, wenn man berücksichtigt, 
daß die Erfüllung der Aufgaben der Deutschen Reichsbahn öffentlicher 
Dienst ist (Reichsbahngesetz vom 4. Juli 1939 $ 3 Absatz 3) und daß der 
Grundbesitz des Reiches, soweit er vom Eigentümer für einen öffent- 
lichen Dienst oder Gebrauch benutzt wird, von der Grundsteuer ganz 
befreit ist. Das Grundsteuergesetz vom 1. Dezember 1936 hat aber aus 
Gründen, die hier nicht näher erörtert werden sollen, im $ 4 Ziffer 1b 
bestimmt, daß nur der Grundbesitz des Reiches, der zum Reichseisenbahn- 
vermögen gehört und von der Deutschen Reichsbahn für ihre Verwal- 
tungszwecke benutzt wird, von der Grundsteuer ganz befreit ist, 
daß sich aber die Befreiung bei dem Grundbesitz, der für Betriebs- 
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zwecke benutzt wird, auf die Hälfte der an sich zu entrichtenden 
Steuern beschränkt. An dieser Rechtslage ist auch durch das neue 
Reichsbahngesetz vom 4. Juli 1939 nichts geändert (vgl. $ 15 (2) RBG. 
und Begründung dazu). Eine Richtigstellung in der nächsten Auflage 
wird notwendig sein. 

Auf eine Kleinigkeit, die bei der nächsten Auflage ebenfalls zu 
berücksichtigen wäre, sei noch hingewiesen. Das sehr umfangreiche Sach- 
register, das die Benutzung des Grundrisses als Nachschlagewerk wesent- 
lich erleichtert, bringt unter Reichsbahn zahlreiche Seitenzahlen, 
läßt aber die Seite 205, auf der die wichtige Freistellung der Reichsbahn 
von der Gewerbesteuer behandelt wird, vermissen. 

Ein wesentlicher Vorteil des Buches ist es, daß den einzelnen Ab- 
schnitten Literaturangaben angefügt sind, die dem Leser Hinweise geben, 
wo und wie er der behandelten Frage gegebenenfalls weiter nachgehen 
kann, Auch das Archiv für Eisenbahnwesen befindet sich unter dem an- 
gezogenen Schrifttum. 

Zusammenfassend ist zu sagen, daß der vorliegende Grundriß in 
glücklicher Weise die Darstellung der Grundlagen der Finanzwissen- 
schaft mit der Darstellung des geltenden Finanz- und Steuerrechts ver- 
einigt. Das außerordentlich interessant und anregend geschriebene Buch 
ist sowohl als Lehrbuch für das Studium, wie als Nachschlagewerk für 
die Praxis von hohem Wert. Es ist ihm weiteste Verbreitung auch bei der 
Reichsbahn zu wünschen. Dr. Genest. 


Stationsverzeichnis der Eisenbahnen Europas (früher Dr. Kochs Stations- 
verzeichnis) mit Ausnahme von Großbritannien. Unter Angabe 
der Anschriften der Eisenbahnverwaltungen, der Entfernungen 
der Stationen untereinander, ihrer Abfertigungs- und sonstigen 
Befugnisse im Eisenbahn-Güterverkehr sowie ihrer geographi- 
schen und politischen Lage nebst Anhang: Verzeichnis der 
Kraftwagenhilfsstellen. 52. neu bearbeitete und erweiterte Auf- 
lage, herausgegeben von der Geschäftsführenden Verwaltung des 
Vereins Mitteleuropäischer Eisenbahnverwaltungen 1939. Verlag 
von Barthol & Co., Berlin-Wilmersdorf, Prinzregentenstraße 53. 
1050 Seiten. Preis 23,— RM. 


Gegenüber der 1936 erschienenen 51. Auflage des Stationsverzeich- 
nisses (besprochen im Jahrgang 1936 S. 970) enthält die vorliegende 
52. infolge der politischen Neugestaltung in Mitteleuropa sowie durch die 
außergewöhnlichen zahlreichen Veränderungen in der Einteilung der 
Eisenbahnstrecken, in den Abfertigungsbefugnissen und in der Schreib- 
weise der Stationsnamen, eine solche Fülle von Änderungen, wie bisher 
kaum eine Auflage. Besonders sind die großen Umgestaltungen hervor- 
zuheben, die durch die Eingliederung der Bahnen Österreichs, des 
Sudetenlandes und des Memellandes in die Deutsche Reichsbahn und 
durch die Aufteilung der ehemaligen Tschecho-Slowakischen Staats- 
bahnen in Bahnen des Protektorats Böhmen und Mähren und in die 

ahnen des neu gebildeten Slowakischen Staates veranlaßt sind. Dazu 


Archiv für Eisenbahnwesen. 1939. 86 
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kommen die Änderungen infolge der Übergabe eines Teils dieser Gebiete 
an Ungarn und Polen und die mit den politischen Änderungen verbun- 
denen sprachlichen Änderungen von Stationsnamen. 

Ferner brachte die Aufteilung der Bundesbahndirektion Innsbruck 
auf die benachbarten Direktionen große Veränderungen, ebenso die Auf- 
lösung der Reichsbahndirektion Ludwigshafen, die Umbenennung der 
Reichsbahndirektion Altona in Hamburg und die Verstaatlichung der drei 
wichtigen Privatbahnen: Münchener Lokalbahnen, Lübeck-Büchener 
Eisenbahn und Lausitzer Eisenbahn. 

Neue Eisenbahnstrecken wurden hauptsächlich aufgenommen bei 
den Eisenbahnen Schwedens, die auch verschiedene Privatbahnen in 
ihren Betrieb übernommen haben, ferner bei Belgien, Finnland, Griechen- 
land, Lettland, Norwegen, Polen, Portugal und Rumänien; dagegen wur- 
den Eisenbahnstrecken stillgelegt, insbesondere bei den Bahnen der 
Niederlande, ferner bei den Bahnen Dänemarks, Italiens und der Schweiz. 

Durch den Zusammenschluß der französischen großen Privat- und 
Staatsbahnen in der „Nationalen Gesellschaft der Französischen Eisen- 
bahnen“ wurde bei allen französischen Stationen eine Änderung der 
Netzbezeichnung notwendig. 

Auch in den Angaben über die Betriebseinrichtungen der Eisen- 
bahnen — insbesondere der Gleiswaagen und Rampen — waren infolge 
der bei fast sämtlichen Eisenbahnverwaltungen vorgenommenen Ver- 
besserungen viele Änderungen notwendig. 

Die Anordnung des geographischen Teils, in dem bisher zuerst die 
Vereinsbahnen und dann die Bahnen der übrigen Länder Europas auf- 
geführt waren, ist mit Rücksicht auf den erweiterten Kreis der Vereins- 
mitglieder dahin geändert worden, daß jetzt nach Deutschland alle 
übrigen Länder in alphabetischer Reihenfolge erscheinen. Dadurch ist 
das Auffinden der einzelnen Länder wesentlich erleichtert. 

Als weitere Verbesserung des Werkes ist zu erwähnen, daß bei den 
Grenzübergangsbahnhöfen die Hinweisnummer auf den benachbarten 
fremden Übergangsbahnhof aufgenommen worden ist. Hierdurch ist die 
Auffindung des gegenüberliegenden Grenzbahnhofs vereinfacht. 

Der Anhang „Eisenbahneigener Güterkraftwagenverkehr“, der die 
von den Eisenbahnen selbst betriebenen Kraftwagenlinien nach Orten, 
die keine Eisenbahnstation sind, mit Entfernungsangaben von und nach 
den Eisenbahn-Anschlußstationen enthielt, ist unter Berücksichtigung 
der erheblichen Vermehrung dieser Orte in ein „Verzeichnis der Kraft- 
wagenhilfsstellen der Eisenbahnen“ umgewandelt worden, wobei jetzt die 
Entfernungen zu den Eisenbahnanschlußstationen jeweils mitaufgeführt 
sind. Durch diese Neugestaltung ist das Auffinden der einzelnen Hilfs- 
stellen und Eisenbahnübergänge wesentlich vereinfacht. 

Das Verzeichnis, das schon lange als amtliches Handbuch bei vielen 
Eisenbahndienststellen im Gebrauch ist, ist auch in seiner neuen Auflage 
ein gutes Hilfsmittel für den Eisenbahner sowie für Speditionsgeschäfte 
und alle Handelskreise, die mit der Eisenbahn zu tun haben. 

Dr. Genest. 


Bücherschau. 1339 


Straßenverkehrsrecht. Straßenverkehrs-Ordnung, Straßenverkehrs- 
Zulassungs-Ordnung mit eingeschalteten Dienstanweisungen für 
Polizeibeamte, Gesetz über den Verkehr mit Kraftfahrzeugen, 
Verordnung über den Betrieb von Kraftfahrunternehmen im 
Personenverkehr, Internationale Verkehrsvorschriften und zahl- 
reiche einschlägige Bestimmungen. Mit sämtlichen Mustern und 
den Verkehrszeichen in farbiger Wiedergabe. Textausgabe 
mit Verweisungen. 47—54. Tausend. München und 
Berlin 1939. Verlag C. H. Beck. XVI, 260 Seiten und 16 Tafeln. 
Taschenformat. Roter Leinenband 1,so RM. 

Die letzte, Anfang 1939 erschienene Auflage dieser Textausgabe 

(41. bis 46. Tausend) ist in Heft 2 dieses Jahrgangs besprochen worden. 

Sie ist in der jetzt vorliegenden Neuauflage noch erweitert worden. Neu 

aufgenommen wurde die umfangreiche und wichtige Verordnung über 

den Betrieb von Kraftfahrunternehmen im Personenverkehr mit den Bau- 
und Verkehrsvorschriften für Omnibusse, Droschken usw. und der Erlaß 
über den Kreisverkehr vom 20. Februar 1939. Außerdem sind bei der 

Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung auch die Änderungen der VO. vom 

6. April 1939 und die Neufassung der Dienstanweisung vom 23. Mai 1939 

berücksichtigt. Die Auslegungsbestimmungen zu den neuen Geschwin- 

digkeitsvorschriften sind ebenfalls bereits wiedergegeben. Da die neue 

Ausgabe auch das Einführungsrecht für Österreich, Sudetenland und 

Memelland enthält, stellt sie eine umfassende Sammlung des groß- 

deutschen Straßenverkehrsrechts dar, die ebenso wie ihre offenbar 

schnell vergriffene Vorgängerin wegen ihrer Zuverlässigkeit, Handlich- 
keit und Preiswürdigkeit gern benutzt werden wird. ? Dr. Genest. 


Rohlfing-Schraut, Arbeitsgesetze der Gegenwart. Zweiter 
Nachtrag. 96 Seiten. 1939. Walter de Gruyter & Co., Berlin 
W35. Preis Zo RM. 

Der 2. Nachtrag des hier früher besprochenen Werks umfaßt die 
wichtigeren Gesetze, Verordnungen und Anordnungen aus dem Gebiete 
des Arbeitsrechts bis einschließlich April 1939. Es sind wieder zahlreiche 
gesetzgeberische Maßnahmen darunter, die das Bild unseres Arbeits- 
lebens erheblich umformen. Der Ausbau der Arbeitsverfassung (Arbeits- 
ordnungsgesetze) tritt zurück, Maßnahmen zur Bekämpfung des Arbeiter- 
mangels und seiner Ausnutzung — durch Lohnsteigerung und Ab- 
werbung — stehen im Vordergrund. Hierzu gehören besonders die Ver- 
ordnung zur Sicherstellung des Kräftebedarfs für Aufgaben von beson- 
derer staatspolitischer Bedeutung vom 13. Februar 1939 und die Durch- 
führungsverordnungen dazu sowie die Notdienstverordnung. Der straffen 
Arbeitslenkung dient auch die, alle älteren Anordnungen zusammen- 
fassende, neue Verordnung über das Arbeitsbuch vom 22. April 1939. 
Aber auch auf dem Gebiet des Arbeitsschutzrechts ist auf den beiden 
grundlegenden Gesetzen des Vorjahrs, der Arbeitszeitordnung und dem 
Jugendschutzgesetz, weiter aufgebaut worden. Der Nachtrag enthält die 


Ki 
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umfangreichen Ausführungsverordnungen zu beiden Gesetzen, die auch 
für den Eisenbahner wichtig sind, ferner die Glashüttenverordnung und 
eine Ausführungsverordnung zum Gesetz über die Unterkunft bei Bauten. 
Wichtig für alle Arbeitsverhältnisse ist die in sorgfältiger Abwägung 
aller Belange zustandegekommene neue Wehrmachtsübungs-Verordnung 
vom 15. März 1939. 

Alles für den Arbeitsrechtler allgemein Bedeutsame ist in dem Nach- 
trag vereinigt. Aber das Werk wird freilich wohl auch mit dieser Ergän- 
zung kaum mit den Loseblattausgaben Schritt halten können. Das Arbeits- 
recht der Jetztzeit ist zu schnellebig, um in festen Bänden auf den jeweils 
neuesten Stand gebracht werden zu können. Unter den Anordnungen, 
die die Sammlung enthält, sollte auch zweckmäßig — was schon früher 
vermißt wurde — die sie erlassende Behörde (Beauftragter für den Vier- 
jahresplan, Reichsarbeitsminister usw.) angegeben sein. Theobald. 


Butz, Dr. Gerhard. Die Reichsautobahnen. Ein Beitrag zum 
besonderen Teil des Verwaltungsrechts. Carl Hinstorffs Verlag, 
Rostock 1938. Preis 4,50 RM. 

Die Arbeit — eine Dissertation — ist in der Rechtswissenschaft- 
lichen Reihe der Rostocker Abhandlungen erschienen. Sie behandelt in 
der Hauptsache die verwaltungsrechtlichen Streitfragen, die sich an die 
Begriffe „öffentliches Unternehmen“ und „öffentliche Anstalt“ knüpfen. 
Die Darstellung des Aufbaus der Reichsautobahnen bildet dazu nur den 
äußeren Rahmen. Der Verfasser unterscheidet das „öffentliche Reichs- 
autobahnunternehmen“ von dem Unternehmensträger, der „öffentlichen 
Anstalt“, d.i. der Gesellschaft Reichsautobahnen. 

Die öffentliche Anstalt bestimmt er dabei wie folgt: Sie ist „eine 
auf öffentlich-rechtlicher Grundlage stehende, aus persönlichen und säch- 
lichen Mitteln zusammengesetzte nichtkorporative Verwaltungseinheit 
eigenwirksamen Gepräges, der auf außerwirtschaftlichem Gebiet das 
Merkmal der Nutzbarkeit (Benutzung), auf wirtschaftlichem das der 
verliehenen hoheitlichen Befugnisse wesentlich ist“, 

Soweit die sehr ausführlichen Erörterungen sich mit dem Aufbau 
der Reichsautobahnen befassen, sind sie größtenteils überholt, da sie 
vor der dritten Änderung des Reichsautobahngesetzes geschrieben worden 
sind. Als Beitrag zur Lehre von der öffentlichen Anstalt sind sie durch- 
aus lesenswert. Dr. Jahnke. 


Weber, Hans, Adolf. Verkehrsdienstder DeutschenReichs- 
bahn in Frage und Antwort. 144 Seiten. Verlag: Be- 
amtenpresse GmbH., Berlin SW 68, Friedrichstr. 41/42. Preis: 
1,60 RM. 

Die in fortlaufender Folge in der „Reichsbahn-Beamtenzeitung“ 
in Form von „Frage und Antwort“ erschienenen Zusammenstellungen 
des wichtigsten Wissenstoffs auf dem Gebiete des Eisenbahnverkehrs- 
dienstes sind zu einem kurzen Handbuch zusammengefaßt, das vorwie- 
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gend für Zwecke des Dienstunterrichts und des Selbststudiums bestimmt 
ist. In der gegenwärtigen Verkehrslage, in der die Reichsbahn in großem 
Umfange genötigt ist, neues Personal einzustellen, werden geeignete 
Unterrichtsbehelfe besonders nötig gebraucht, um neu eintretenden Be- 
diensteten das Zurechtfinden in der Vielzahl der Vorschriften und Tarife 
zu erleichtern. Auch die Erweiterung des Reichsbahnnetzes in der Ost- 
mark, im Sudetenland und im Memelland stellt die dort tätigen Eisen- 
bahner vor die Notwendigkeit, sich mit den für die Reichsbahn maß- 
gebenden Bestimmungen vertraut zu machen. Das Erscheinen des vor- 
liegenden Unterrichtsbuches, das sich durch seine knappe und übersicht- 
liche Darstellung als Einführung in die Hauptgebiete des Eisenbahn- 
verkehrsdienstes besonders gut eignet, kommt somit einem fühlbaren 
Bedürfnis entgegen. Das Buch wird besonders in allen den Fällen von 
Nutzen sein, in denen es sich um eine möglichst zeitsparende, kurze 
Unterweisung über die wesentlichsten, von Eisenbahn-Verkehrsbeamten 
zu beachtenden Bestimmungen handelt. Für eine künftige Auflage wäre 
es empfehlenswert, die Übersicht über die Tarife auf S. 9/10 zu ergänzen, 
da die jetzige Fassung, die nur eine sehr enge Auswahl wiedergibt, durch 
die Form der gestellten Frage — hierin zeigt sich ein Nachteil dieser 
Darstellungsweise — den Anschein erweckt, als handle es sich um eine 
vollständige Zusammenstellung. Bei den Personentarifen dürfte z.B. 
eine Erwähnung der Ausland-, Privatbahnwechsel- und Bädertarife, vor 
allem aber — weil in der täglichen Praxis unentbehrlich — des Wehr- 
macht- und des Ostpreußentarifs angebracht sein. v. Gersdorff. 


Finanz- und Rechnungswesen der Deutschen Reichsbahn. Herausgegeben 
vom Verband Deutscher Eisenbahn-Fachschulen. 2. Auflage. 
Berlin 1939. Verlag Beamtenpresse G. m. b. H., Berlin SW 68. 
245 Seiten. Preis 2,55 RM. 

Das im Verlag der Beamtenpresse, Berlin, in zweiter Auflage er- 
schienene Lehrstoffheft über das „Finanz- und Rechnungswesen der 
Deutschen Reichsbahn“ enthält eine zusammenfassende Darstellung der 
auf den einzelnen Gebieten des Finanz- und Rechnungsdienstes er- 
gangenen Dienstvorschriften, über die in neun Abschnitten in großen 
Zügen ein Überblick gegeben wird. 

Im ersten Abschnitt „Wirtschaftswesen“ werden nach eini- 
gen allgemeinen Bemerkungen u. a. die Aufstellung von Voranschlag 
und Wirtschaftsplan, die Barmittelwirtschaft und die Überwachung der 
Wirtschaftsführung erörtert. Der zweite Abschnitt „Buchungs- 
wesen“ bringt eine Übersicht über das Buchungsverfahren der Reichs- 
bahn, einmal nach Ausgabearten, zum anderen nach Sachgebieten. Wei- 
tere — erheblich kürzere — Abschnitte sind dem Geräte-, Druck- 
sachen-, Kleiderkassen- und Stoffwesen gewidmet. Der 
weitaus umfangreichste Abschnitt behandelt sodann das Rechnungs- 
wesen, und zwar zunächst die allgemeinen und anschließend die be- 
sonderen Rechnungsbestimmungen. Dabei folgt die Darstellung bei den 
besonderen Rechnungsbestimmungen den Verrechnungsstellen des 
Buchungsplans. Mit anderen Worten: Zu jeder Verrechnungsstelle des 
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Buchungsplans werden zunächst die in Betracht kommenden Sachvor- 
schriften und sodann die ergänzenden Rechnungsbestimmungen zu- 
sammengestellt. Die letzten Abschnitte des Heftes „Kassenwesen“ 
und „Werkstättenrechnungswesen“ enthalten schließlich 
eine gedrängte Übersicht über die Kassenvorschriften und über den Ent- 
wurf der Werkvorschrift. 

Die zur Zeit geltenden Vorschriften über das Finanz- und Rech- 
nungswesen zusammenzustellen, ist gerade im gegenwärtigen Augen- 
blick eine schwierige und undankbare Aufgabe, befindet sich doch dieses 
ganze große Gebiet in einer tiefgreifenden, noch nicht abgeschlossenen 
Neugestaltung und Umarbeitung. So ist es denn auch kein Wunder, daß 
die Darstellung des Lehrstoffheftes nicht überall dem neuesten Stand 
entspricht, so daß es leider stellenweise im Augenblick des Erscheinens 
schon wieder überholt ist. So sind z. B. ($ 7 S. 8) die Bestimmungen 
über Stellung und Aufgaben des Finanzdezernenten heute in die Wirt- 
schaftsvorschrift eingearbeitet; im Abschnitt „Gerätewesen“ (§§ 33 ff. 
S. 59 ff.) fehlen Hinweise auf die „Richtlinien über die Buchführung für 
Geräte, Werkzeuge, Maschinen und maschinenartige Anlagen“ (DV 222) 
und auf die „Richtlinien für die Buchführung über die Vorratsbestände 
in den Gerätelagern im Durchschreibeverfahren“ (DV 277); und im Ab- 
schnitt „Stoffwesen“ ($$ 48ff. S. 67ff.) sind der Erlaß des RVM. 45 
Stao. 333 vom 20. Dezember 1938 und die Dienstvorschrift für die Be- 
wirtschaftung der Oberbaustoffe (DV.255) übersehen. 

Auch sonst haben sich einige sachliche Unrichtigkeiten einge- 
schlichen: 

a) § 3 S. 2: Die Haushalts- und Rechnungsvorschriften des Reichs 
gelten für die Reichsbahn nicht (vgl. $ 30 (3) des alten und 
$ 6 (4) des neuen RBahnG.). Mit der „Reichswirtschaftsvor- 
schrift“ sind anscheinend die „Wirtschaftsbestimmungen für die 
Reichsbehörden“ gemeint. 

b) $7S. 11 Ziff. 14a: Dem Hauptprüfungsamt obliegt u. a. die Prü- 
fung der Bilanzen von Unternehmen mit eigener Rechtspersön- 
lichkeit, an denen die Deutsche Reichsbahn beteiligt ist. 

e) $ 15 S. 25: Die Betriebsrechnung nach Sachgebieten umfaßt 
nicht nur die Ausgaben für Betriebsführung. 

d) $ 93 S. 125: Muß heißen: „Deutsches Beamtengesetz“. 

e) $ 123 S. 154: Für die Bezüge der Beamten und Ruhestands- 
He gelten andere Pfändungsgrenzen als für den Arbeits- 
ohn. 

f) $ 193 Anm. 1 S. 240: Die Werkvorschrift ist nur in zwei Be- 
zirken versuchsweise eingeführt. 

g) § 196 S. 245 Buchungsnummer 8: Muß heißen: 

c) Vorratskonto „Geräte und Werkzeuge“, 
d) Vorratskonto „Fahrzeugausrüstungen“. 

Immerhin handelt es sich, von diesen und anderen Unstimmigkeiten 
abgesehen, bei der Neuausgabe des Lehrstoffheftes um eine verdienst- 
volle Arbeit, die namentlich für den Anfänger als Lehrheft wie als Nach- 
schlagebuch gleich nützlich sein wird. Dr. Finger. 


Bücherschau. 1343 


Justrow, Karl. Der technische Krieg. I. Band. Wirkung und 
Kampfesweise im Zukunftskrieg. 216 Seiten. 100 Bilder. Verlag 
Rudolf Claassen, Berlin W 35, Bülowstraße 88. Preis 4,» RM. 

Aus den Erfahrungen des Weltkrieges schöpfend, behandelt der 
Verfasser die Technik als verlängerten Arm des Soldaten und ihre mit- 
ausschlaggebende Bedeutung für die neuzeitliche Kriegführung. Von 
dem richtigen Einsatz der taktisch und strategisch zusammengefaßten 
körperlichen, geistigen und materiellen Kampfmittel und von ihrer ver- 
nichtenden Wirkung hängt im Kriege jeder Erfolg ab. 

An zahlreichen Beispielen führt der Verfasser zunächst aus, daß 
bei Beginn des Weltkrieges die Waffen und die technischen Geräte keines- 
wegs zur höchsten Vollkommenheit entwickelt waren, obwohl die Voraus- 
setzungen dazu schon lange geschaffen waren. Auf beiden Seiten ließen 
erst die Erfahrungen des Krieges die Erkenntnis von der geringen oder 
sogar vielfach falschen Einschätzung der Technik und ihrer Hilfsmittel 
reifen. Diese Erfahrungen und ihre systematische Auswertung nach dem 
Kriege bildeten einen wertvollen Beitrag zu den heutigen Erkenntnissen 
über Konstruktion, Wirksamkeit und Anwendung der neuzeitlichen 
Kampfmittel. 

Eingehend und durch eine große Anzahl lehrreicher Bildtafeln er- 
läutert werden dann die Leistung und die Wirkung unserer heutigen 
Hand- und Maschinenfeuerwaffen erörtert. Betrachtungen über die Auf- 
gaben der Feuerwaffen und den richtigen taktischen Einsatz sind ein- 
geflochten. 

Der Luftwaffe, der ein besonderes Kapitel eingeräumt ist, kommt 
nach den Ausführungen des Verfassers doch nicht die entscheidende 
Bedeutung zu, die ihr von den Generälen Douhet und Fuller zuerkannt 
wurde. Nur ein gewaltiger Masseneinsatz kann zu einem größeren Er- 
folg der Luftwaffe im gegnerischen Hinterland führen. Die neuzeitliche 
aktive und passive Luftabwehr vermindert die zerstörende und zer- 
mürbende Wirkung des Luftkampfes immer mehr. 

In dem Bestreben, immer wieder Neues zu ersinnen, um den Gegner 
mit neuartigen Wirkungserscheinungen zu überraschen, werden jedoch 
die Technik und die Möglichkeiten ihrer Anwendung vielfach überschätzt. 
Alle die wirklichkeitsfremden, von laienhaften Erfindern vorgeschlagenen 
Kampfmittel, z. B. die Todesstrahlen, können als Utopien beiseite gestellt 
werden. 

Eine Betrachtung über das Zusammenwirken der Waffen in der 
Zukunftsschlacht und über das Durchbrechen von Befestigungslinien 
schließt mit einem abwägenden Urteil über den Wert der einzelnen 
Waffen im Verhältnis zueinander, das der Artillerie und ihrer vielseitigen 
Verwendungsmöglichkeit eine überragende Rolle zuerkennt. 

Das Buch ist für jeden militärisch interessierten Nichtfachmann 
lehrreich und bringt ihn allen Fragen der Wehrtechnik, ihrer Bedeutung 
im zukünftigen totalen Krieg und für den Aufbau der Wehrwirtschaft 
im Frieden näher. Doll. 


1344 Bücherschau. 


Elsners Taschenjahrbuch für den bautechnischen Eisenbahndienst. Ver- 
lagsgesellschaft Otto Elsner, Berlin SW 68, Oranienstr. 140/142. 
84 Seiten, Preis gebunden 2,5 RM, Vorzugspreis für Reichs- 
bahner 1,50 RM. 

Das kleine Werk gliedert sich in drei Abschnitte. Im Abschnitt A 
werden Weichen, Kreuzungen, einfache und doppelte Gleisverbindungen 
mit Schienen 8a (Preußen-Hessen), mit Schienen 140 (Baden) auf Eisen- 
schwellen, mit Schienen E (Württemberg) auf Eisenschwellen aufge- 
zeichnet. Außerdem werden für die Weichen aus 140 mm hohen Schienen 
mit Federschienenzungen nach Iol 33 (Form X Bayern, Form E Württem- 
berg, Form 140 Baden), die Absteckmaße und weiter die Lagepläne für 
Weichen mit 140 mm hohen Schienen nach Iol 33 mit Führung des Bogens 
durch das Herzstück gebracht. Vervollständigt wird dieser Abschnitt 
durch Nachträge zum Jahrgang 1938 für Weichen mit Schienen 8a im 
Anschluß an Reichsbahnweichen und durch die bis Oktober 1938 heraus- 
gegebenen Regelanordnungen der Reichsbahnweichen in Gleisverbin- 
dungen mit anschließenden Reichsbahnweichen. Hiermit ist die Zu- 
sammenstellung der Reichsbahnweichen auf den neuesten Stand ge- 
bracht und die im Jahre 1938 begonnene Arbeit, einen Überblick über die 
Weichenformen der Länder zu verschaffen, in anerkennenswerter Weise 
fortgesetzt. 

Der Abschnitt B macht auf die wesentlichsten Änderungen auf- 
merksam, die durch das Normblatt DIN 5903 Blatt 2 bei den Laschen- 
schrauben eingetreten sind, und bringt weiter auch einige kleine Ände- 
rungen an Haken- und Kuppelschrauben, Klemm- und Unterlagsplatten. 
Was aber den Abschnitt B besonders wertvoll macht, sind die Angaben 
über die Schienen der Ostmark. In einer Übersicht sind die wichtigsten 
Abmessungen (auch Schienenbohrungen und Lochdurchmesser und das 
Gewicht zusammengefaßt), während in einer zweiten die Angaben über 
die Trägheits- und Widerstandsmomente enthalten sind. 

Dem Fernsprechwesen ist im Abschnitt C ein breiter Raum ge- 
widmet, wobei das Gebiet der‘ Mehrfachausnutzung der Fernsprech- 
leitungen durch Trägerfrequenztelefonie erschöpfend behandelt ist. 
Weiter ist alles Wissenswerte über Eisenwasserstoffwiderstände, Fre- 
quenzwandler, Mittel zur Trennung verschiedener Frequenzen auf- 
geführt. Eine Stromlaufbeschreibung der E-, M-, Et-, Mk- und Ek-Ver- 
bindung schließt sich an, Der Abschnitt C behandelt weiter die Grund- 
sätze des Baus, der Unterhaltung und der Untersuchung der Träger- 
leitungen und bringt zum Schluß noch Richtlinien für den Bau von 
Streckenfernmeldekabelanlagen unter besonderer Berücksichtigung der 
Elektrisierung von Strecken. Auch dieser Abschnitt wird von allen Fach- 
kameraden warm begrüßt werden, zumal die Darstellung allgemein ver- 
ständlich gehalten und mit zahlreichen guten Abbildungen und Skizzen 
ausgestattet wurde. 
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Dem Inhaltsverzeichnis ist auch in dieser Ausgabe ein Inhaltsver- 
zeichnis der Jahrgänge 1932—1938 angegliedert. Es gibt ein anschau- 
liches Bild, welch große Aufgabe bisher schon von dem kleinen Taschen- 
buch geleistet wurde; gleichzeitig drängt sich aber die Frage auf, ob es 
nicht zweckmäßiger und übersichtlicher wäre, wenn diese Inhaltsüber- 
sicht nicht nach Jahrgängen, sondern nach Sachgebieten geordnet würde, 

Alles in allem gesehen wird das kleine Werk, das in diesem Jahre 
zum ersten Male mit neuem, ihm besser gerecht werdenden Namen er- 
schienen ist, allen bautechnischen Eisenbahnern gute Dienste leisten und 
kann daher bestens empfohlen werden. Huber, 


Kleinlogel, A., Prof. Dr.-Ing., Darmstadt. Rahmenformeln. Ge- 
brauchsfertige Formeln für alle statischen Größen zu allen prak- 
tisch vorkommenden Einfeld-Rahmenformen aus Eisenbeton, 
Stahl oder Holz. Achte vollständig neubearbeitete, wesentlich 
erweiterte Auflage. Berlin 1939. W. Ernst & Sohn. Geh. 23 RM, 
geb. 25 RM. 

In den ersten 5 Auflagen des Buches waren für die verschiedenen 
Rahmenformen durchweg fertige Formeln für ganz bestimmte Be- 
lastungsfälle angegeben. Da diese Art der Behandlung den Anwendungs- 
bereich der Formeln naturgemäß etwas einschränkte, wurde das Buch 
in der 6. und 7. Auflage durch Einführung der „Belastungsglieder“ 
grundsätzlich umgearbeitet, wodurch die allgemeine Verwendbarkeit 
erheblich erweitert, allerdings die Rechenarbeit vergrößert und das Zu- 
rechtfinden etwas erschwert wurde. Die vorliegende achte Auflage 
macht sich die Vorteile beider Methoden insofern zunutze, als zum Teil 
auf die Form der 5 ersten Auflagen zurückgegriffen wurde, ohne jedoch 
auf den Vorzug der allgemeineren Verwendbarkeit der 6. und 7. Auflage 
zu verzichten. 

Für sämtliche Rahmenformen werden zunächst die Formeln für die 
allgemeinen Stabbelastungen angegeben, mit denen beliebig viele Be- 
lastungsfälle erledigt werden können. Daneben sind aber für die wich- 
tigeren, am häufigsten vorkommenden Rahmenformen die fertigen For- 
meln für alle praktisch vorkommenden Belastungen angegeben. Die 
Formeln selbst sind gegenüber den älteren Auflagen insofern ausführ- 
licher gehalten, als für alle Stäbe auch die Momente an beliebiger Stab- 
stelle und zum Teil auch Formeln für die Quer- und Achsialkräfte an- 
geschrieben sind. Der bisherige Abschnitt „Belastungsglieder“ wurde 
zu einem kurzen Auszug im Anhang zusammengedrängt. Auf diese Weise 
konnte die Zahl der bisher behandelten 72 Rahmenformen nunmehr 


auf 114 und im Zusammenhang damit die Zahl der Abbildungen von 1387 
auf 1643 vermehrt werden. 
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Die „Rahmenformeln“ sind ein sehr beliebtes unentbehrliches Hilfs- 
mittel sowohl für rasche Überschlagsrechnungen als auch für ausführ- 
liche statische Untersuchungen und haben sich in der Praxis schon lange 
den ihnen gebührenden Platz erworben. Sie bedürfen auch nur noch 
insofern einer besonderen Empfehlung, als sie sich in hervorragendem 
Maße dazu eignen, die gegenwärtigen Schwierigkeiten und Nöte infolge 
des starken Ingenieurmangels zu mildern. Ernst. 


Niederstrasser, Leopold. Leitfaden für den Dampfloko- 
motivdienst. Dritte, durchgesehene und erweiterte Auflage. 
Verlag: Verkehrswissenschaftliche Lehrmittelgesellschaft mbH., 
Leipzig. 491 Seiten. Preis geb. 8,50 RM, Vorzugspreis für Eisen- 
bahner 7,— RM. 


Die Zeit seit Erscheinen der zweiten Auflage des Leitfadens ist 
außerordentlich kurz. Die technische Entwicklung dieses kurzen Zeit- 
raumes erübrigte infolgedessen eine grundsätzliche Umarbeitung gegen- 
über den früheren Auflagen, Als neuer Abschnitt ist aber die induktive 
Zugbeeinflussung aufgenommen, die bereits bei einer namhaften Anzahl 
von Lokomotiven eingebaut ist. 


Die Neuherausgabe erfolgt mit einem halben Jahr Abstand nach 
Erscheinen der zweiten Auflage so schnell, daß dieser Umstand allein 
schon ein Beweis für die Aufnahme ist, die der Leitfaden in weiten 
Leserkreisen gefunden hat. Witte, 


Zeitschriften, 


Allgemeiner Tarifanzeiger. Wien. 
58. Jahrg. Nr. 24 bis 32, Vom 19. Juni bis 12. August 1939. 
(24:) Die Verbandsgütertarife und die verladende Wirtschaft, — Die 
Reichsbahn als Helfer bei Durchführung der Erzeugungsschlacht zur 
Sicherstellung der Volksernährung. — (25:) Anpassung der EVO. an 
das neue Zollgesetz vom 1. April 1939. — Zur Gegenwartslage des 
Warenverkehrs Deutschland. Spanien. — (26:) Zweifelsfragen aus $ 60 
der EVO. „Frachtzuschläge*. — (27:) Zur Frage der Nachforderung 
von Zollkosten nach dem IÜG. beim Empfänger, die nach der Abliefe- 
rung des Gutes geltend gemacht wird. — Frachtzahlungsbestimmungen 
in Ungarn. — (28:) Die Eingliederung des Sudetenlandes in den Ent- 
Ternungsanzeiger der Deutschen Reichsbahn. — (28/29:) Dringende 
Probleme der Verkehrsbedienung., — (29:) Vor der Endregelung 
Schiene—Straße. — Die Umwandlung der Slowakischen Donau- 
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schiffahrt-A.-G. — (30:) Einheitliches Eisenbahnrecht und einheitliche 
Eisenbahntarife im Deutschen Reich, — (31:) Zur Frachtzahlung im 
Transitverkehr durch Deutschland. — Gütertarif und Raumordnung. — 
(32): Lieferfristverlängerung, — Eisenbahngütertarife im Protektorat 
Böhmen-Mähren. 


Der Bahningenieur, Berlin. 
56. Jahrg. Nr. 27 bis 34. Vom 2. Juli bis 20. August 1939. 


(27:) Wie können Schäden an Dampflokomotiven im Betrieb festgestellt 
werden? — Die Durchführung von Bauten im Betrieb. — Die Sonder- 
stellung des Steinkohlenteeröles unter den Holzkonservierungsmitteln. 
— Die Umgestaltung der Berliner Bahnanlagen. Gegenwärtiger Bau- 
zustand. — Neue Bautrupp-Dilo. — (28:) Entwürfe für Brücken- und 
Ingenieur-Hochbauten. — Die Brinell-, Rockwell- und Vickersprüfung — 
eine Gegenüberstellung. — Praktische Erfahrungen beim Setzen von 
Bahnschienen in Gleisbögen bei Ausführung von Gleis- und Schwellen- 
erneuerungen. Beschaffung von Baumaschinen und Geräten. — (29/30:) 
Grundsätze für den Bau einer Einheits-Bahnselbstanschlußanlage. — 
Prüfstand für Elektrokarrenmotoren. — Dammrutsch an der Strecke 
Berlin—Dresden. — (31:) Wie arbeite ich Staubringtaschenverschlüsse 
wirtschaftlich auf? — Neuzeitliche Trinkwasserversorgung bei der 
Reichsbahn. — (32:) Die Vermittlungseinrichtungen der Einheits-Bahn- 
selbstanschlußanlagen. — Die Wirtschaftlichkeit neuzeitlicher Metall- 
waschmaschinen bei der Fahrzeugunterhaltung. — (33:) Aufarbeiten von 
Reibbacken der Reibungspuffer. — Schalltechnik im Hochbau. — Stoß- 
dämpfer (Bauart Quellmalz) und Schwimmerstoßdämpfer (Bauart 
Knorr), — (34:) Die Sondereinrichtungen der Einheits-Bahnselbst- 
anschlußanlagen (Basa). — Arbeitsvereinfachungen in der Elektrokalt- 
schweißerei. — Lokomotivfeuerschirme, 


Der Bauingenieur, Berlin. 
20. Jahrg. Heft 31/32. Vom 11. August 1939. 
Die Hafenanlagen der Insel Kuba. 


Die Bautechnik, Berlin. 


17, Jahrg. Heft 26/27 bis 34. Vom 23. Juni bis 11. August 1939. 


(26/27:) Die neue Straßenbrücke über den Götaälf in Gothenburg. — 
(81/32:) Die verkehrliche Leistungsfähigkeit der Reichsautobahnen, insbe- 
sondere der Autobahnknotenpunkte. — (30 u. 32:) Der Umbau der Rhein- 
brücke in Konstanz. — (33:) Der Elbe-Havel-Kanal. — (34:) Das Gabe- 
lungsbauwerk der Reichsautobahn bei Hattenbach in Kurhessen, 
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Der Behälter, Paris. 
Nr, 17. Juni 1939. 


Die Entwicklung des Behälterverkehrs in Europa im Jahre 1938. — Neue 
Vorschriften für die Zollbehandlung von Behältern in Frankreich. — 
Neuregelung des Behältertarifs im belgischen Binnenverkehr, — Tarif 
für die Beförderung von Behältern auf den Linien der jugoslawischen 
Staatsbahnen. — Die finanzielle Lage des Internationalen Behälter- 
Büros im Jahre 1938, 


Betriebsleiter-Vereinigung Deutscher Privateisenbahnen und Kleinbahnen, 


Bericht über die 38. fachwissenschaftliche Tagung am 5. und 6, Mai 1939 in 
München, Ausgabe 1. Juni 1939, 


Rasse, Raum und Sozialordnung. — Die Notwendigkeit der Selbst- 
kostenrechnung für Eisenbahnen, — Achsbrüche an Eisenbahnfahrzeugen 
und ihre Ursachen, — Eisenbahnunfälle und deren Verhütung. — Be- 
inerkenswerte Bauausführungen bei den Reichsautobahnen. — Technik 
und Betriebsführung von Bergbahnen. — Erfahrungen mit dem 
Dettmer-Schienenstoß. 


Braunkohle. Halle/Saale. 
38. Jahrg. Heft 28. Vom 15. Juli 1939, 


Erhebliche Ausweitung des Reichsbahnkraftverkehrs. 


Bulletin des Arbeitgeber-Verbandes schweizerischer Transportanstalten. Aarau. 
10. Jahrg. Nr. 93. Vom Mai/Juni 1939, 


(93:) Schweizerische Eisenbahngesetzgebung. — Der heutige Stand der 
Gesetzgebung zur Beordnung des Konkurrenzverhältnisses zwischen 
Schiene und Straße. — Die Haftpflicht der Eisenbahnen aus Unfällen 
bei Verdunklungsübungen. — Die Aufgaben des Zentralamts für den 
internationalen Eisenbahnverkehr in Bern, — Schweizerische Privat- 
bahnen, — Die Entwicklung der konzessionierten Automobilunternehmun- 
gen (Überlandlinien). — Die Eisenbahn im Kampf. — Verbesserungen 
im Gleisbau bei den schweizerischen Bahnen in den letzten 40 Jahren. — 
Trübe Betrachtungen über die heutige Lage und die ferneren Aussichten 
der Nebenbahnen. 


Chronique des transports. Paris, 


18. Jahrg. Nr. 12. Vom 25. Juni 1939. 


Le rapport du conseil consultatif des transports britanniques sur le 
„square deal“. — Les chemins de fer des États-Unis en 1938. 


Bücherschau. 1349 


Deutsche Bauzeitung. Berlin. 
3. Sonderheft — Berufsrecht des Architekten. 
73, Jahrg. Heft 31. Vom 2. August 1939. 


Die Anlieger der Reichsautobahnen. — Die Verwirklichung der Rang- 
ordnung bei Bauvorhaben. — Kölns Hauptbahnhof kommt auf das andere 
Rheinufer, 


Deutsches Recht. Berlin. 
9. Jahrg. Heft 19 bis 25. Vom 24. Juni bis 5. August 1939. 2 


(19:) Die Vertretungsverhältnisse bei der Deutschen Reichsbahn. — 
(25:) Die Steuergutscheine nach dem Neuen Finanzplan. 


Der deutsche Volkswirt. Berlin. 
13. Jahrg. Nr. 46. Vom 18. August 1939. 
Reichsbahn vor den Herbstaufgaben. 


Deutsche Wasserwirtschaft. München. 
Jahrg. 34. Heft 7 bis 8. Vom 1. Juli bis 1. August 1939. 


(7:) Zusammenschluß der Wasserstraßen Deutschlands und Südost- 
europas. — (8:) Das Frostschutzproblem des Straßenbaues. — Planung 
im Verkehrswasserbau und Ausbau des Dortmund-Ems-Kanals, 


Deutsche Wirtschaftszeitung. Berlin. 
#6. Jahrg. Nr. 25 bis 33. Vom 15. Juni bis 10. August 1939. 
(25:) Erheblich verkürzte Versandweite im Reichsbahngüterverkehr. — 
Gestiegener Personenverkehr der Reichsbahn. — (26—28:) Grundlagen 
und Entwicklungsrichtungen der deutschen Verkehrswirtschaft. — (27:) 
Die Grenzen der Zulässigkeit der vergleichenden Reklame. — (30:) Die 
internationale Schiffahrtslage. — Der Aufschwung des Weltluftverkehrs 
(aus Bergwerkszeitung). — (31:) Einsatzformen des Lastkraftwagens. 
— (83:) Steigende Anforderungen im Güterverkehr. 


Engineering. London. 


Band 147. Nr. 3832 bis Band 148. Nr. 3838. Vom 23. Juni bis 4. August 1939. 


(8832:) The Haiphong-Yunnan Fu Railway. — (3835:) The international 
water exhibition at Liège. — Diesel-electrie shenting-locomotive. — 
(3838:) Buffet-restaurant car for York-Swindon service. 


Le génie civil, Paris. 


Band 114. Nr. 24 bis Band 115. Nr. 4. Vom 17. Juni bis 22. Juli 1939. 


(24:) Les leçons de l'expérience ferroviaire américaine après un voyage 
aux États-Unis. — (1:) Pont en béton armé de Villeneuve—Saint-Georges 
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sur la Seine, prés de Paris. — (2:) La locomotive 230, à chaudière Velox, 
de la Société nationale des Chemins de fer français. — (4:) L’exposition 
internationale de l'eau à Liège. 


Glasers Analen. Berlin. 
63, Jahrg. Heft 12 bis 15. Vom 15. Juni bis 1, August 1939. 


(12:) Der Spannungsverlauf im Achshalterausschnitt der Schienen- 


fahrzeuge. — (13:) Neuere Entwicklung der Verbrennungstriebwagen 
bei der Deutschen Reichsbahn. — Neuerungen auf dem Gebiet des 
Bremswesens, — (14:) Verfahren zur Ermittlung der Lokomotiv- 
Charakteristik. — Die technische Entwicklung der Fahrkarten-Druck- 
maschine. — (15:) Entgleisungssicherer Ultraschnellverkehr mit mehr 
als 300 km/h, 


Glückauf. Essen. 
75. Jahrg. Nr. 27. Vom 8. Juli 1939. 


Großraumförderwagen von 15 t Fassungsvermögen. — Sitzung des 
Ausschusses für Gebirgsbewegungen und Bodensenkungsfragen. 


Industrielle Psychotechnik. Berlin. 
16. Jahrg. Heft 4/5. April 1939. 
Die Bedingungen der Genauigkeit psychophysischer Leistungen, 


The journal of the institute of transport. London. 
Band 20. Nr. 9. Vom Juli 1939, 


National aspects of transport, — The port of Southampton. — Indian 
Railways: an outline of their history and development. — Port admi- 
nistration, — French Railway refrigerated rolling stock. 


Die Lokomotive, Bielefeld. 
36. Jahrg. Band 1. Nr. 3 bis 5. Vom Juni bis August 1939. 


(3:) 1'D1'-Lokomotive Reihe 41 der Deutschen Reichsbahn für den 
Güterschnellverkehr. — 3BB3-Versuchs-Schnellzug-Lokomotive der 
Pennsylvania-Bahn. — Tropische Hölzer und National-Kohle als Loko- 
motiv-Brennstoff in Brasilien. — Die ersten Lokomotiven der DR. aus der 
Ostmark. — Die Lokomotiven der Eisenbahn-Schiffbrücken über den 


Rhein. — (4:) Die Leistungssteigerung der deutschen Lokomotiv- 
Industrie. — Dampflokomotiven mit Veloxkessel. — Breitspur-Tender- 
Lokomotiven für Hafenanlagen. — Große amerikanische Güterzug- 


Lokomotiven. — 10 Jahre Deutsches Lokomotivbildarchiv. — (5:) Wo 
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stehen wir heute? — Werkstoff und Konstruktion im Eisenbahnbau, — 
Diesel-Lokomotive für Peru. 


Metals and Alloys. New York. 
Band 10, Nr. 7. Juli 1939. 
The continous welded rail-extended abstract, 


Organ für die Fortschritte des Eisenbahnwesens, Berlin. 

94. Jahrg. Heft 12 bis 15. Vom 15, Juni bis 24. Juli 1939. 
(12:) Verfahren zur Bestimmung der Lokomotivleistung mit einfachen 
Hilfsmitteln. — Geschweißte Lokomotivzylinder, — (13:) Das Ver- 
halten von Drehgestellwagen mit Wiegen in Gegenbögen. — Liechtys 
Studien und Messungen der Bogenläufigkeit von Eisenbahnfahrzeugen. 
— (14/15:) Die Elektrisierung Nürnberg—Saalfeld. — Die neuen elek- 
trischen Lokomotiven der Deutschen Reichsbahn. — Aus der Entwick- 
lung neuerer elektrischer Triebfahrzeuge der vormaligen öster- 
reichischen Bundesbahnen. 


Railway Age. New York, 
Band 106 Nr. 24 bis Band 107 Nr. 6. Vom 17. Juni bis 5. August 1939. 
(24:) How much reduced railway purchases have injured business. — 
1.C.C. Signal inspection regulations, — Poppet valve gear for steam loco- 
motives in America. — 1.C.C. goes in for self-reform. — The making of 
a railway officer. — Air-conditioning for perishable produce. — Railway 
supply forces renew war on waste. — (25:) More quick remedies for rail- 
roads, — The white light of publicity. — Grand trunk rebuilds its L.C.L. 
facilities at Milwaukee. — High-capacity locomotive for fast service, — 
More net on less gross, — (1:) Big business socialists versus private 
enterprise, — Mechanical division research projects. — Mechanical 
division holds three-session meeting at New York. — More about rail 
joints, — Commissioner Miller again urges merger. — (2:) The parade 
to Moscow, — Orders in first half. — The tax-gatherer versus the owner, 
Additional sleepers for the denver zephyrs. — Checking materials for 
R. R. use, — Speed means more merchandise, — Accountants hear about 
transport equality movements. — (3:) The situation regarding proposed 
transportation legislation. — CNR. builds more longspan concrete 
bridges. — How accurate are advisory board estimates? — Diesel-Loco- 
motive operation. — House transport bill ready, — S.P. trucks in Texas. 
— (4:) Government financial „Aid“ to the railways. — More passenger 
station modernization, — Adult education on the C.P.R. — Ten Morrell 


refrigerators made of Douglas fir plywood. — Less wood treated in 
1938. — Railroad construction indices für 1938, — Presidents discuss 
motor transport. — Pennsylvania installs retarders in yard at Harris- 


burg, Pa. — A monumental cost analysis job in California, — Hale 


Bücherschau. 


holden retires. — House gets transport bill. — (5:) Transportation 
follies of 1939. — Union Pacific air conditions its general offices, — 
The Lehigh valley's „John Wilkes“, — R.L. Williams appointed chief 
executive officer of C. & N. W. — S. 2009 passed by house, — Prize 
papers discuss coal and storekeeping. — Profitable tours. — (6:) Con- 
gress has not yet tackled the real Railroad problem, — Running fast. — 
Rail investigation uncovers more valuable data, — What the Railroads 
are doing to prevent smoke, 


Railway Gazette, London. 
Band 71. Nr. 25 bis Band 72, Nr. 7. Vom 23. Juni bis 18, August 1939. 


(25:) The Basle connecting line. — New Atlantic coast 4-8-4-locomotives. 
— Experimental shock-absorbing wagons G.W.R.-Railway vehicle acces- 
sories. — (26:) The Nottingham and ‘Derby Railway, 1839. — New 
blast arrangements on Southern Railway locomotives. — Eucharistic 
festival traffic in Victoria. — Resignalling of Victoria station, Southern 
Railway. — (Supplement:) Southern Railway, electrification extension. — 
(1:) Indian Pacific locomotive committee report. — Beginning of the 
gauge controversy. — Signal sighting in difficult locations, — 4-8-2 type 
locomotives for Brazil. — Coaches convertible as ambulances, — 
Detecting train movements by radio. — (Supplement:) Diesel Railway 
traction. — (2:) Kowloon—Canton Railway / british section in 1938. — 
Kearney tubes as air raid shelters. — Special train working extra- 
ordinary in South Africa. — Automatic couplers for elektrie stock, — 
Lifting locomotives for repair work, — The trans-Iranian Railway. — 
(4:) Single-line automatie signalling in USA. — Automatic locomotive 
fuel regulation, — Electro-mechanieal signal box in France, — Road 
transport section. — New larne-stranraer motorcar ferry. — New 
Standard double-deck bus. — London transport country servic 
(5:) Train resistance at high speeds, — New western australian ad- 
justable coupler. — New L.N.E.R. buffet cars, York-Swindon service, — 
New Nile bridge, Egyptian State Railways. — Spezial fietures at hor- 
wich works, L,M.S.R. — (Supplement:) Diesel Railway traction, — 
(6:) British Railway statistics. — Locomotive brake block pressures, — 
Rail welding in South Africa. — The Road and Rail Conference, — 
Hasselt bridge collapse. — (7:) Mechanisation of Toton Down mar- 
shalling yard, L.M.S.R. — (Supplement:) Electric Railway traction. 


Railway signaling. Chicago, 
Juni 1939. 


1.C.C, issues rules, standards and instructions for signalling. — Rock 
detector protection on the Western Pacific, — Drag detectors protect 
bridges. — Automatic gates on the Illinois Central. — I.C.C. permits 
removal of derails. 
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Die Reichsbahn. Berlin. 
15. Jahrgang. Heft 25 bis 33. Vom 21. Juni bis 16. August 1939. 

(25:) Die Reichsbahn und die Westbefestigungen. A. Vom ‘Standpunkt 
des Betriebes, B. Vom Standpunkt des Verkehrs. — (26:) 5 Jahre 
Reichsbahn-Werbeamt für den Personen- und Güterverkehr, — (27:) 
Wohnungsverwaltung der Reichsbahn, Die neue Wohnungsvorschrift, — 
(28:) Das neue Reichsbahngesetz. — Das Gesetz über Kreuzungen von 
Eisenbahnen und Straßen. — (29/30:) Das Schweißen im Brückenbau 
und im Ingenieurhochbau. — (31:) 100 Jahre Eisenbahn Köln—Müngers- 
dorf. Zum Jubiläum der ersten Teilstrecke der Rheinischen Eisenbahn- 
Gesellschaft am 2. August 1939. — (32:) Die Haftung der Reichsbahn- 
bediensteten gegenüber der Verwaltung (Erstattungsgesetz und „Ersa“). 
— (33:) Musterbeispiele zur Lohnrechnungsvorschrift (Beilage zur 
LoRevo). 


Reichsverwaltungsblatt. Berlin. 
Band 60. Nr. 24 bis 31. Vom 17, Juni bis 5. August 1939. 
(24:) Das Gesetz über die Technische Nothilfe. — Die Luftaufsicht, — 
(26:) Jagdrecht und Jagdausübungsrecht, — (27:) Anliegerbeiträge nach 
$ 9 des Kommunalabgabengesetzes in allgemeiner moderner Problematik. 
— Einschreiten gegen illegale Bauten. — (31:) Bedarf es zur Beförde- 
rung von Gefolgschaftsangehörigen der Genehmigung nach dem PBefG.? 


Revue générale des Chemins de fer. Paris, 
58. Jahrg. 2. Halbj. Nr. 1 bis 2. Juli bis August 1939. 

(1:) L'équilibre financier d'une exploitation ferroviaire. — La normali- 
sation et l'unification à la S.N.C.F, — Allégement des voitures métalli- 
ques de banlieue de la région du Sud-Est. — La locomotive „Santa Fe“ 
(1-5-1) de la région de l'Est de la S.N.C.F. — Emploi de la méthode 
des flèches dans les traversées de gare, — Aménagements et agrandisse- 
ments de la gare maritime de Calais. — Quelques observations au sujet 
du mouvement de lacet des locomotives en courbe. — (2:) Relations 
Paris—Londres, le service franco-anglais Dieppe—Newhaven, paquebots 
et cargo de la S.N.C.F. — Les transports de marée au départ de Bou- 
logne-sur-Mer. — Unification des règlements de sécurité de la S.N.C.F, 
— Le problème du guidage des essieux dans les courbes. — L'adoption 
par la S.N.C.F. de l'acier pour la construction des foyers de locomotives. 
— Délectrifiction de la ligne de Massy—Palaiseau à St. Rémy-lès- 
Chevreuse, 


Ruhr und Rhein. Essen, 


20. Jahrg. Heft 24 bis 32. Vom 16. Juni bis 11. August 1939. 
(24:) Pauschalierte Beförderungssteuer. — (25:) Wagenbeschaffung bei 
der Reichsbahn. — (26:) Unternehmen „Reichsautobahnen“. — Wirt- 
schaftlichkeit des Luftverkehrs. — (29:) Zielsichere Verkehrspol 
(31:) Trhöhter Einsatz der Binnenschiffahrt, — Autobahntarife, — 
(32:) Zusammenfassung des Güternahverkehrs. 
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8. B. B.-Nachrichtenblatt. Bern. 
16. Jahrg. Nr. 6 bis 7. Vom Juni bis Juli 1939. 


(6:) Zweites Geleise Emmenbrücke—Sentimatt. — Das eidgenössische 
Zollwesen im Basler Eisenbahn-Güterverkehr, — Neuzeitliche Planums- 
abdichtungen unter Bahngeleisen. — (7:) Der Doppelschnelltriebwagen 


Re 4/8 Nr. 301. — Das eidgenössische Zollwesen im Basler Eisenbahn- 
Güterverkehr. — Vom Basler Rheinhafen in Kleinhüningen. 


Schweizerische Bauzeitung. Zürich. 
Band 113. Nr. 23 bis Band 114. Nr, 6. Vom 10. Juni bis 5. August 1939, 
(23:) Die neuen Metadyne-gesteuerten Gleichstrom-Triebwagen der Lon- 
doner Untergrundbahn. — (1/2:) Zum Problem der Autostraßentunnel. 
— (3:) Der Doppelschnelltriebwagen Re 4/8 Nr. 301 der S. B. B. — Der 
Transport von Eisenbahnwagen auf der Straße. — (6:) Die Zürichsee- 
Schwebebahn der Schweizer Landesausstellung. 


Verkehrsrechtliche Abhandlungen und Entscheidungen. Berlin. 
Band 8. Heft 1 bis 2 Vom Juli bis August 1939. 
(1:) Der Schwerhörige als Radfahrer und Kraftfahrer. — Jugendliche 
im Verkehrsrecht. — (2:) Das neue Reichsbahngesetz. — Kreuzungen 
von Eisenbahnen und Straßen. — Verantwortlichkeit für die Aufstellung‘ 
von Verkehrszeichen. 


Verkehrsrechtliche Rundschau. Berlin. 
18. Jahrg. Heft 6. 1939. 
Schadensersatz der Eisenbahn bei falscher Frachtberechnung. — Die 
Haftung der Reichsbahn bei Rangierstößen, — Die Inanspruchnahme 
von Kraftfahrzeugen durch die Wehrmacht, — Stückzahl und Gewicht 
bei Speditions-, Fracht- und Lagergeschäften. — Die Tarifsätze bei See- 
und Binnenhafen-Speditionstarifen. — Der Wegeherr. 


Verkehrstechnik, Berlin. 
20. Jahrg. Heft 13 bis 15. Vom 5. Juli bis 28. Juli 1989. 

(13:) Fahrgastabfertigung und Wagennormung. — I.V. A, Köln 1940: 
Grundsteinlegung der Hallen des Personennahverkehrs, — Der Personen- 
linienverkehr mit Kraftfahrzeugen im Jahre 1938, — (14:) Der künftige 
Nahverkehrseinsatz in der Reichshauptstadt Berlin. — Die öffentlichen 
Verkehrsmittel in Rom. — Die elektrischen Gelenklokomotiven der 
Montreux-Berner Oberland-Bahn. — Der Dieselbetrieb auf den dänischen 
Eisenbahnen. — (15:) Die Wirtschaftlichkeit heimischer Kraftstoffe im 
Vergleich zum Benzin- und Dieselbetrieb. — Die Entwicklung der Be- 
triebsanlagen an den Reichsautobahnen. — Geschwindigkeiten im Nah- 
verkehr. — Die belgischen Kleinbahnen im Jahre 1938, 


Bücherschau. 1355 


Verkehrstechnische Woche, Berlin. 
33. Jahrg. Heft 24/25 bis 32. Vom 14./21. Juni bis 9. August 1939. 


(24/25——27:) Wirtschaftliche und geographische Grundlagen für den Ent- 
wurf von elektrischen Bahnen für die deutschen Kolonialgebiete in Afrika. 
— (26:) Wie groß ist die Breite der Bühnen von Eisenbahnstückgut- 
umladeanlagen zu bemessen? — (27:) Die Reichsbahn und die West- 
befestigungen. — (28:) 100 Jahre Eisenbahnen in den Niederlanden. — 
(29/30:) Das neue Reichsbahngesetz. — (31/32:) Die architektonische Ge- 
staltung des neuen Bahnhofs „Potsdamer Platz“ der Berliner Nordsüd- 
S-Bahn. 


Vierteljahreshefte zur Wirtschaftsforschung. Hamburg. 
14. Jahrg. Heft 1. Vom 27. Juli 1939. 


Die Wirtschaftslage in Deutschland: Der Zwang zur Leistungssteigerung 
in der Verkehrswirtschaft, 


Weltwirtschaftliches Archiv. Jena. 
50. Band. Heft 1. Juli 1939. 
Neue Verkehrsvorschläge in den Vereinigten Staaten. 


Zeitschrift des Vereines deutscher Ingenieure, Berlin. 
Band 83. Nr. 26 bis 32. Vom 1. Juli bis 12. August 1939, 


(26:) Reichsautobahn Königsberg—Elbing. — (29:) Einfluß neuzeit- 
licher Baugrunduntersuchungen auf Planung und Ausführung großer 
Werkanlagen. — (32:) Die Straßentunnel am Berliner Achsenkreuz. 


Zeitschrift für Binnenschiffahrt. Berlin. 
Heft 6. Juni 1939. 


Die Privatschiffahrt des Oderstromgebietes. — Braucht eine planmäßig 
geregelte Wirtschaft einen planmäßig geregelten Verkehr? 


Zeitschrift für das gesamte Eisenbahn-Sicherungs- und Fernmeldewesen. (Das 
Stellwerk.) Berlin. 
34. Jahrg, Nr. 9 bis 10. Vom 10. Juli bis 1. August 1939. 
(9:) Das sächsische Blocksystem. — Der Ureichkreis „Sfert“, — (9—10:) 
Die Sicherungs- und Streckenblockanlagen österreichischer Bauart, — 
(10:) Widerstandsmessungen an Holzschwellen. — Die Fernmelde- 
einrichtungen auf der neuen Vollspurlinie Heidenau—Altenberg. 


Zeitschrift für den internationalen Eisenbahnverkehr, Bern. 
47. Jahrg. Nr. 6 bis 7. Vom Juni bis Juli 1939. 


(6:) Zur Frage der Revision der internationalen Übereinkommen über den 
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Die Grundkarte stammt aus Stegemann: „Geschichte des Weltkrieges.” Band I, die Karte „Der Vormarsch im Westen?" 


Tafel I 


Truppentransporte vom 25. August 1914 
bis 9.September 1914 


a) auf deutscher Seite: 
© GRK.von Aachen über Duisburg nach dem Osten. 


@ XI. A.K. von St.Vith (b. Aachen) über Kassel 
nach dem Osten. 
EI 8.KD. von Diedenhofen über Berlin nach dem Osten. 
© T.K.D. von Remilly bis St Quentin. 
[6) Am? September begann der Abtransport des 
XV.A.K. von Saarburg nach St.Quentin. 


b) auf französischer Seite: 
© 55.u.56.R.D.von Lérouville b Verdun nach Montdidier, 
© 14.u63.D.vonden franz. Armee über P.L.M. 
nach Paris. 
3 42D. von Chauny nach St. Erme, 


8.K.D. von Epinal nach Châlons. 
10.K.D. von Nancy nach Epernay. 
OI N. AK. von St.Menehould nach Paris; von dort 
1Division mit Taxis zur Front. ` 
© Territorialtruppen aus Afrika über Bordeaux 
nach Paris (37.38. u.45. Marokk) ` 
TL.engl.A.K.u.2.K.D.von Le Havre nach Amiens. 
XXLA.K.von La Chapelle (b Epinal) nach Gondrecourt. 
@® XV.AK. Fußmarsch nach Gondrecourt ‚von dort 
mit der Eiserfbahn nach Longeville. 
OD 64.74.D. Armee des Alpes. 


Ver lag von Julius Spring 


Danzig als freier Zugang Polens zum Meere. 
Ein Rückblick. 


Von 
Staatsrat Büttner in Danzig. 


Aus der politischen, wirtschaftlichen und zollrechtlichen Einheit 
des deutschen Reichsgebiets wurde Danzig nach der bekannten Note 
Clemenceaus vom 16. Juni 1919 gelöst, weil es angeblich kein anderes 
mögliches Mittel gab, Polen den freien und sicheren Zugang zum Meere 
zu verschaffen. Der Versailler Vertrag sah hierzu im Artikel 104 u.a. 
vor, daß in einem noch abzuschließenden Vertrage 

1. die Freie Stadt Danzig in die Zollgrenzen Polens einzu- 

schließen sei, 

2. Polen die freie Benutzung des Danziger Hafens in jeder Be- 

ziehung zu gewährleisten und 

3. Polen die Überwachung und Verwaltung der Eisenbahnen des 

Danziger Gebiets zu übertragen sei und Polen das Recht haben 
sollte, einen eigenen Postdienst mit dem Hafen Danzig einzu- 
richten. 

Durch die im Versailler Vertrag vorgesehene Vereinbarung, die 
sogenannte Danzig-polnische Konvention vom 9, November 1920, wurden 
die vorgenannten Bestimmungen des Artikels 104 des Versailler Ver- 
trages durchgeführt mit dem Ergebnis, daß die Freie Stadt in die 
stärkste wirtschaftliche Abhängigkeit von Polen geriet, daß von einer 
„Freien Stadt“ von vornherein kaum gesprochen werden konnte, So eng 
und schmal die Lebensbasis der Freien Stadt Danzig nach dem Vertrag 
vom 9. November 1920 war, so blieb sie trotzdem nicht unangefochten. 
Vom ersten Tage ihrer Begründung an hat die Freie Stadt um sie 
kämpfen müssen. Die Beziehungen Danzigs und Polens standen von An- 
fang an im Zeichen dieses Kampfes. Er ist durch zwei Jahrzehnte, 80- 
lange Danzig dem Schicksal des Versailler Vertrages unterworfen blieb, 
nicht zum Stillstand gekommen, weil Polen das politische Ziel, das es 
sich im Jahre 1919 gesteckt hatte und das es in Paris und Versailles 
nicht erreichen konnte, Danzig dem polnischen Staate einzuverleiben, 
niemals aufgegeben hat. Die Rechtsstellung aber, die Polen durch den 
Versailler Vertrag und die Danzig-polnische Konvention in der Freien 
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Stadt erhielt, war geradezu ein Anreiz, das einmal gesteckte Ziel der 
Eroberung Danzigs mit aller Zähigkeit weiterzuverfolgen. Der Angriff 
Polens wurde da angesetzt, wo niemand es hätte erwarten sollen, beim 
Danziger Hafen, dem „freien Zugang Polens zum Meere“. Über seinen 
Hafen glaubte man, Danzig politisch erobern zu können, Im Falle des 
Widerstandes von Danziger Seite wollte man, wie der polnische General 
Gorecki es in einer Rede in Danzig ausdrückte, dafür sorgen, daß im 
Danziger Hafen Gras wuchs, Es wurde ein Kampf auf lange Sicht, der 
klug und sorgfältig vorbereitet wurde, bei dem man sich vor überstürzten 
Maßnahmen hütete, so daß namentlich in Anbetracht der Entwicklungs- 
möglichkeiten, die sich dem Danziger Hafen als Zugang Polens zum 
Meere im Laufe der Jahre mehrfach boten, sein letztes Ziel sogar vielen 
Danzigern erst nach Jahren bewußt wurde. 

Zunächst sah es so aus, als wenn dem Danziger Hafen als Zugang 
Polens zum Meere eine günstige Entwicklung beschieden sein könnte. 
Vor dem Kriege, d.h. im Durchschnitt der letzten drei Vorkriegsjahre, 
waren im Danziger Hafen rund 2,; Mill. t umgeschlagen worden, wobei 
die Einfuhr nach Danzig fast genau der Ausfuhr über Danzig entsprach 
und der größte Teil dieses Güterumschlags Eigenhandel des Danziger 
Platzes war. Im Jahre 1924 hat der seewärtige Warenverkehr den Um- 
fang der letzten Vorkriegsjahre wieder erreicht. Im Gegensatz zur Vor- 
kriegszeit bildete sich nun aber ein starkes Mißverhältnis zwischen der 
Einfuhr und der Ausfuhr heraus als Ergebnis der Handelspolitik 
Polens, die mit Rücksicht auf die polnische Handelsbilanz bei gleich- 
zeitiger Förderung der Warenausfuhr die Einfuhr zu drosseln bemüht 
war.und damit zur ausgesprochenen Handelsbilanzpolitik wurde. Zwei 
Ereignisse sind es dann gewesen, die den Hafen Danzig in die Lage ver- 
setzten, innerhalb kurzer Zeit seinen Verkehr zu steigern: der um die 
Mitte des Jahres 1925 ausbrechende deutsch-polnische Zollkrieg und der 
Streik der Kohlenbergarbeiter Englands im Jahre 1926. Diese Ereignisse 
führten zu einer Hochkonjunktur für den polnisch-oberschlesischen 
Kohlenbergbau und zu einer Hochkonjunktur auch für den Danziger 
Hafen, da der oberschlesische Kohlenbergbau den Absatz für seine Kohle 
in den Ländern um die Ostsee suchte und fand. Hierzu kommt in den 
Jahren 1926 und 1927 eine Hochkonjunktur für die Holzausfuhr über 
Danzig, die im Jahre 1927 auf fast 1,7 Mill. t anwächst, im Jahre 1928 
bereits wieder um die Hälfte zurückgeht. Auch die Einfuhrmengen 
konnten in diesen Jahren sich erheblich vergrößern, hauptsächlich durch 
Steigerung der Einfuhr von Erzen, Düngemitteln und Schrott. Im Jahre 
1928 hat diese starke Aufwärtsentwieklung des Güterumschlages im 
Danziger Hafen mit einem Jahresumschlag von 8,6 Mill. t ihren Höhe- 
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punkt erreicht. Dann trat ein Stillstand ein, der langsam in einen Ab- 
stieg überging, obgleich der Umfang des überseeischen polnischen 
Außenhandels bis zum Jahre 1931 im Ansteigen blieb und im Jahre 1931 
fast 14 Mill. t erreichte. 

Woher kam nun Stillstand und Abstieg? Versagte der Hafen von 
Danzig? Reichten seine Umschlagseinrichtungen nicht mehr aus, den 
überseeischen Warenumschlag Polens zu bewältigen? Durchaus nicht! 
Nach der Danzig-polnischen Konvention vom 9. November 1920 mußte 
der Hafen von Danzig so erhalten und ausgebaut werden, daß er jeder- 
zeit den gesamten überseeischen Warenverkehr Polens bewältigen 
konnte. Die Verwaltung des Hafens von Danzig lag in der Hand des 
paritätisch zusammengesetzten Danziger Hafenausschusses. Die Dan- 
ziger Mitglieder dieses Hafenausschusses sind immer bemüht gewesen, 
die technischen Einrichtungen des Hafens zu modernisieren und seine 
Leistungsfähigkeit mit dem Verkehrsbedürfnis und dem mutmaßlichen 
Verkehrszuwachs in Einklang zu halten. Das war nicht leicht und hat 
mehrfach zu Konflikten zwischen Danzig und Polen geführt, die bis an 
den Rat des Völkerbundes gebracht werden mußten, da die Vertreter 
Polens im Hafenausschuß und die Polnische Regierung den Ausbau des 
Hafens durch allerlei Schwierigkeiten, insbesondere bei der Aufnahme 
von Anleihen, immer wieder zu hemmen versuchten. Trotzdem ist es ge- 
lungen, bis zum Jahre 1931 die Umschlagsfähigkeit des Danziger Hafens 
auf 15 Mill. t zu steigern, und zwar so zu steigern, daß sowohl Aus- 
fuhr wie Einfuhr je nach den besonderen Bedürfnissen des einzelnen 
Umschlagsgutes bewältigt werden konnten. Ganz besonders war man 
darauf bedacht, durch großzügigen Ausbau des Danziger Freibezirks, 
durch reichliche Ausstattung dieses Hafenteils mit Kränen und Lager- 
schuppen den wertvollen Stückgutverkehr zu fördern. 

Wenn seit 1928 in der Entwicklung des Danziger Hafenumschlags 
ein Stillstand eingetreten ist und diesem Stillstand bis 1933 ein steti- 
ger Rückgang folgte, so liegt der Grund darin, daß Polen in- 
zwischen an der eigenen polnischen Küste in nur 14 km Entfernung von 
der Danziger Hafeneinfahrt den polnischen Hafen Gdingen geschaffen 
hatte, 

Als im Jahre 1919 Polen in Paris mit seiner Forderung nach Ein- 
verleibung Danzigs nicht durchdrang, erklärten die polnischen Ver- 
treter in Paris, Polen werde nunmehr gezwungen sein, an seiner eigenen 
Küste einen eigenen Hafen zu bauen, in dem es völlig eigener Herr 
wäre. Das war keine leere Drohung, wie man zunächst, namentlich in 
Danzig, anzunehmen geneigt war. Bereits im Jahre 1921 hat Polen mit 
dem Bau des Hafens von Gdingen begonnen. Schon im Jahre 1924 war 
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festzustellen, daß Polen sich bemühte, den Verkehr vom Hafen Danzig 
nach Gdingen abzulenken, um dem neuen Hafen Verkehr zuzuführen. 
Als Mittel der Ablenkung dienten die Eisenbahntarife. Danzig wehrte 
sich gegen die eisenbahntarifarische Bevorzugung des Hafens von 
Gdingen, deren Zweck klar zutage lag. Dieser Vorstoß Danzigs gab dem 
damaligen Völkerbundskommissar MacDonnell Anlaß, sich in einem 
Bericht vom November 1924 an den Rat des Völkerbundes zur Frage des 
Verhältnisses der Häfen Danzig und Gdingen allgemein und grund- 
sätzlich zu äußern. Er verwies darauf, daß sein Amtsvorgänger, der 
englische General Sir Richard Haking, Polens Verpflichtungen gegen- 
über dem Hafen Danzig bei Eröffnung anderer Häfen an der Ostsee- 
küste in seiner Entscheidung vom 15. August 1921 bereits festgelegt 
habe mit den Worten: „The Polish Government will engage to make 
full use of the Port of Danzig, whatever other Ports she may open in 
the future on the Baltic coast.“ MacDonnell nahm selbst wie folgt 
Stellung: „If, however, the development of Polish trade were such as to 
make it necessary for Poland, while making full use of the Port of 
Danzig, to make special arrangements at Polish or other ports for 
surplus trade which could not be dealt with at Danzig, this could not 
be at variance with the decision of the High Commissioner.“ 


Die Danziger Regierung hätte vielleicht gut getan, wenn sie damals 
auf Grund dieser Meinungsäußerung MacDonnells um eine grundsätz- 
liche Entscheidung gebeten hätte. Sie hat davon abgesehen, weil sie, 
wie in allen Streitfragen, so auch in der Frage des Hafens Gdingen, 
kein Mittel unversucht lassen wollte, um mit Polen auf gütlichem Wege 
zu einer Einigung zu kommen. In den nächsten Jahren wurden deshalb 
wiederholt von Danzig Versuche gemacht, Polen an den Verhandlungs- 
tisch zu bringen. Polen verstand es aber, bis zum Januar 1929 sich allen 
Verhandlungen zu entziehen. Erst nachdem der Bau des Hafens Gdingen 
weit fortgeschritten war, die Umschlagsfähigkeit Gdingens bereits 
4 Mill, t erreicht hatte, stellte es sich zu Verhandlungen, bei denen es 
den Standpunkt einnahm, daß es völlig frei sei, ob es den Hafen Danzig 
oder einen anderen Hafen benutzen wolle. Versuche, die Rechtslage bei- 
seite zu lassen und eine praktische Lösung zu finden, mißlangen. Es 
blieb der Freien Stadt schließlich nichts anderes übrig, als durch einen 
Anfang Mai 1930 gestellten Antrag an den Völkerbundskommissar zu- 
nächst die Rechtslage durch Entscheidung der Völkerbundsinstanzen zu 
klären. Danzig hat dabei für seinen Hafen eine Vorzugsstellung derart 
in Anspruch genommen, daß Polen verpflichtet sein sollte, für den 
Umschlag des überseeischen polnischen Außenhandels den Hafen 
Danzig zu benutzen, solange und soweit er in der Lage sei, diesen Um- 
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schlag zu bewältigen, daß Polen ein Recht auf Benutzung des Hafens 
von Gdingen nur habe, solange und soweit der Hafen von Danzig den 
gesamten Umschlagsverkehr nicht bewältigen könne. Der Antrag Dan- 
zigs verlangte mit anderen Worten von Polen, sich so zu verhalten, daß 
bei einem für mehrere Häfen nicht ausreichenden Umschlagsverkehr das 
Risiko der Nichtausnutzung den Hafen von Gdingen treffe. Diese soge- 
nannte Risikothese Danzigs deckte sich völlig mit der Rechtsansicht des 
Völkerbundskommissars MacDonnell. 

Der Streit um den Hafen Gdingen vor den Völkerbundsinstanzen 
hat sich bis zum Jahre 1933 hingezogen. Die Behandlung dieses Streit- 
falles durch die Völkerbundsinstanzen ist typisch für die schwerfällige 
Art, in der die Danziger Fragen von den Völkerbundsinstanzen erledigt 
wurden, und zeigt, wie wenig der Rat des Völkerbundes geneigt war, in 
Streitfällen zwischen Danzig und Polen das klare Recht Danzigs zur 
Anerkennung zu bringen. Dreimal haben Sachverständige des Völker- 
bundes sich zur Frage Danzig-Gdingen gutachtlich geäußert. Zwei Ent- 
scheidungen sind ergangen, eine Entscheidung des Völkerbundskommis- 
sars vom Oktober 1931 und ein Beschluß des Rats des Völkerbundes vom 
Mai 1932. Der Standpunkt Polens, keine Verpflichtungen gegenüber 
dem Danziger Hafen zu haben, ist verworfen worden. Der Ratsbeschluß 
vom Mai 1932 hat nochmals festgestellt, daß Polen verpflichtet ist, den 
Hafen von Danzig voll auszunutzen. Derselbe Ratsbeschluß hat jedoch 
die Danziger Risikothese abgelehnt und hat die Frage, was unter der 
Verpflichtung Polens zur vollen Ausnutzung des Danziger Hafens zu 
verstehen ist, der weiteren Prüfung durch technische und juristische 
Sachverständige vorbehalten. Der daraufhin zusammenberufene Sach- 
verständigenausschuß hat sich viel Mühe gegeben, die ihm übertragene 
Aufgabe zu lösen. Von der Feststellung ausgehend, daß zwei Häfen in 
der Lage von Danzig und Gdingen, die auf dasselbe Hinterland und die 
gleichen Verkehrswege angewiesen sind, sich im freien Wettbewerb ver- 
nichten müßten, haben die Sachverständigen Vorschläge gemacht, um 
einen freien Wettbewerb zu unterbinden. Der praktische Wert der ein- 
zelnen Vorschläge war jedoch sehr bedingt. Das haben die Sach- 
verständigen selbst empfunden, wie aus den Schlußsätzen ihres Gut- 
achtens hervorgeht, die mit kaum verhüllten Worten zum Ausdruck 
brachten, daß für Danzig eine von Grund aus unhaltbare Situation be- 
stehe, die bei den allgemeinen Danzig-polnischen Beziehungen kaum zu 
einem erträglichen Zustand gewandelt werden könne. 

So gering der Erfolg des jahrelangen Streits vor den Völkerbunds- 
instanzen hiernach zu veranschlagen ist, so hat doch Danzig das eine er- 
reicht, daß Polen einer unmittelbaren Verständigung mit Danzig nicht 
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mehr ausweichen konnte. Im August 1933 hat es sich bereitgefunden, 
die Hand zu einer praktischen Lösung zu bieten. Es hat sich verpflich- 
tet, ein weiteres Absinken des Umschlagsverkehrs im Danziger Hafen, 
der unter den Wirkungen des weiteren Ausbaus Gdingens inzwischen bis 
auf 5 Mill. t zurückgegangen war, zu verhindern und es hat für die 
Zukunft dem Hafen Danzig eine gleiche Beteiligung am polnischen über- 
seeischen Verkehr garantiert, Auf Grund dieses Übereinkommens wurde 
eine gewisse Verkehrsteilung nach bestimmten Warenarten in längeren 
Verhandlungen zunächst für die Dauer eines Jahres vereinbart. Diese 
Vereinbarungen wurden in den Jahren 1934 und 1935 unverändert und 
Anfang 1937 mit gewissen Abänderungen für die Dauer von drei Jahren 
erneuert. Es ist jedoch Danzig nicht gelungen, durch diese Vereinbarungen 
zu verhindern, daß dem Hafen von Danzig zum Vorteil von Gdingen Ver- 
kehr abgezogen wurde. Polen hat trotz der getroffenen Abmachungen 
seine Bemühungen fortgesetzt, den Verkehr Gdingens auf Kosten von 
Danzig nicht nur mengenmäßig zu vergrößern, sondern auch den Um- 
schlagverkehr Gdingens auf Kosten von Danzig vielseitiger zu gestalten. 
Die Zahl der Warenarten wurde im Danziger Hafen dauernd geringer, 
während sie im Hafen von Gdingen dauernd anstieg. Hierbei ist Polen 
stets bemüht gewesen, dem Hafen Gdingen auf Kosten Danzigs insbe- 
sondere solche Warenarten zuzuführen, die als Stückgut für das Danziger 
Speditionsgewerbe wertvoll waren und die außerdem noch vom Danziger 
Großhandel umgesetzt wurden. Diese Entwicklung, die zu bannen Danzig 
nicht die Kraft hatte, war für den Hafen Danzig und die Freie Stadt 
um so bedrohlicher, als der Handel selbst immer mehr in polnische Hände 
überging, Danzig, das früher ein bedeutender Handelsplatz war, immer 
mehr nur noch Umschlagsplatz wurde und auch das nur für einen Teil 
der im polnischen Außenhandel bewegten Warenarten. So sah man in 
Danzig trotz zeitweisen Ansteigens der Umschlagsmengen von Jahr zu 
Jahr die Lage des Hafens als ernster und bedrohlicher an, zumal der 
weitere Ausbau des Hafens von Gdingen von der polnischen Regierung 
energisch und zielsicher gefördert wurde und damit das Risiko der 
Nichtausnutzung für den Danziger Hafen von Jahr zu Jahr sich 
steigerte. 


Betrachtet man die Sorgen und Befürchtungen Danzigs wegen der 
Entwicklung seines Hafens in den zurückliegenden Jahren ohne Zu- 
sammenhang mit den sonstigen Gefahren für Danzig aus seiner wirt- 
schaftlichen. Verbindung mit Polen, so mag man — besonders rück- 
schauend — geneigt sein, sie für übertrieben zu halten. Sie waren jedoch 
leider nur zu gerechtfertigt, wenn man die weiteren Gefahren, die der 
Freien Stadt aus der Einbeziehung in die Zollgrenzen und die Wirt- 
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schaftsgrenzen Polens erwuchsen, kennt und in Betracht zieht. Deshalb 
seien auch diese weiteren Gefahrenmomente zur Abrundung des Gesamt- 
bildes hier noch kurz gestreift. 

Aus der Einbeziehung Danzigs in das polnische Zoll- und Wirt- 
schaftsgebiet hat nur Polen Vorteile gezogen, denn es gewann damit 
einen zwar kleinen, aber kaufkräftigen Absatzmarkt. Für Danzig fehlten 
für eine Ausbreitung und Betätigung auf dem polnischen Markt von 
vornherein die Grundbedingungen des Erfolges: gleiche Last und gleiche 
Chancen. Danzig fand in der Zoll- und Wirtschaftsunion mit Polen nicht 
Anlehnung und Ergänzung, sondern Konkurrenz und ungleiche Bedin- 
gungen. 

Konkurrenz fand Danzig nicht nur für seinen Handel und Verkehr 
besonders in dem vor seinen Toren neuerrichteten Hafen Gdingen, son- 
dern auch für seine Landwirtschaft bei den großen landwirtschaftlichen 
Überschußgebieten Polens und für seine Industrie in den neuen polni- 
schen Unternehmungen, die Polen in dem Streben nach Autarkie mit 
allen Formen der Staatshilfe (Subventionen, Ausfuhrprämien, Steuer- 
und Zollvergünstigungen, Zwangssyndikate usw.) errichtet und gefördert 
hat. Dabei sind zu jeder Zeit die Bedingungen für die wirtschaftliche 
Betätigung Danzigs im gemeinsamen Zoll- und Wirtschaftsgbiet außer- 
ordentlich ungleich gewesen. Danzig war von jeher vorbelastet mit den 
hohen sozialen Abgaben der deutschen Gesetzgebung und mit Löhnen, 
die dem überkommenden Kultur-, Besitz- und Bedürfnisstand seiner Ar- 
beitersehaft entsprachen. Eine ungeheure Vorbelastung für Danzig be- 
deutete weiter die Tatsache, daß das Zollrecht der Danzig-polnischen 
Zollunion von Polen allein gesetzt und einseitig durch die polnischen 
Interessen bestimmt wurde. Dazu kommen bevorzugte Behandlung der 
polnischen Unternehmungen durch die polnische exekutive Zentral- 
instanz bei der Gewährung von Zollermäßigungen aller Art, bevorzugte 
Behandlung der polnischen Unternehmungen bei der Bewilligung von 
Kontingenten ein- und ausfuhrverbotener Waren, schließlich eine dau- 
ernde schwere Benachteiligung der Danziger Wirtschaftsbetriebe durch 
den privaten, aber amtlich geduldeten Boykott von Danziger Waren in 
Polen, 

Auch diesen Schwierigkeiten hat man in Danzig in den Jahren 
uach 1930 durch Anrufung der Völkerbundsinstanzen zur Klärung der 
Rechtslage zu begegnen versucht. Man hat dabei zwar beachtliche theo- 
retische Erfolge errungen, insofern als verschiedene vom Völkerbund 
eingesetzte Sachverständigenausschüsse sich Mühe gegeben haben, die 
offensichtliche Benachteiligung Danzigs im Danzig-polnischen Wirt- 
schaftsverbande klarzustellen und Danzig gegenüber dem sehr viel 
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stärkeren Partner Polen in gewissem Sinne zu schützen. Aber gegen- 
über dem Umstande, daß Polen auf den Gebieten des Zolls und der Wirt- 
schaft über die Exekutive verfügte und dadurch das Heft in der Hand 
hatte, mußte Danzig auch auf diesen Gebieten den dornenvollen Weg der 
Verhandlungen mit dem Ziele einer unmittelbaren Verständigung gehen. 
Die Verständigung ist im August 1934 erreicht worden durch eine Reihe 
von Abkommen wirtschaftlicher Art, die Danzig für seine wirtschaftliche 
Betätigung innerhalb der Zoll- und Wirtschaftsgemeinschaft mit Polen 
wieder eine gewisse Bewegungsfreiheit gaben, die aber mit schweren 
Opfern, besonders mit dem politisch sehr bedenklichen Opfer einer noch 
engeren Verknüpfung mit dem polnischen Wirtschaftssystem, erkauft 
werden mußten. 

Um die Mitte des Jahres 1935, als nach Abwertung des Danziger 
Guldens Polen die Einfuhr über den Danziger Hafen durch das Verbot 
der Verzollung im Danziger Hafen lahmlegte, machte Danzig in Abwehr 
dieser polnischen Maßnahme den Versuch, durch Verlegung der Zoll- 
grenze auf die politische Grenze sich aus der zoll- und wirtschafts- 
politischen Verbindung mit Polen gewaltsam zu befreien. Dieser Versuch 
mußte aufgegeben werden. Danzig war genötigt, wieder einzulenken in 
den Weg der Verhandlungen, und ist diesen Weg weitergegangen, bis der 
Tag seiner Rückkehr zum Reich anbrach. 

Der Kampf Danzigs um die Lebensbasis, die der Versailler Vertrag 
ihm gelassen hatte, ist zu Ende. Aus dem Konkurrenzhafen Gdingen 
ist Gotenhafen geworden, das berufen ist, mit dem Danziger Hafen aufzu- 
gehen in eine Hafengemeinschaft, die als ein großer Hafen ihrem wirt- 
schaftlichen Hinterlande zu dienen haben wird. 
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Von 
Geh, Regierungsrat Wernekke in Berlin. 


Die zehn Jahre von 1928 bis 1937 sind für die Eisenbahnen der Ver- 
einigten Staaten insofern eine ereignisreiche Zeit gewesen, als sich in 
ihnen der Übergang von der sorat der Zeit, in der Handel und 
Gewerbe blühte, zu einem Tiefstand des Wirtschaftslebens abgespielt hat. 
Von beiden Zuständen konnten die Eisenbahnen nicht unbeeinflußt 
bleiben. Die „prosperity“ brachte ihnen Verkehr und steigende Ein- 
nahmen, die mit dem Rückschlag verbundene Verminderung ihrer Ein- 
nahmen, die nicht durch Drosselung der Ausgaben ausgeglichen werden 
konnte, hat sie in große Schwierigkeiten gebracht. Sie können zwar im 
allgemeinen noch ihre Betriebskosten decken, aber ihre Aktionäre gehen 
zum großen Teil leer aus. Ein Drittel der Eisenbahnen der Vereinigten 
Staaten, an der Länge der Strecken gemessen, ist bankrott und befindet 
sich in Zwangsverwaltung. Trotzdem nehmen sie den Ruhm für sich in 
Anspruch, daß sie den Verkehr immer ausreichend bedient haben und 
daß sie ihre Anlagen und deren Ausrüstung stets in einem Zustand er- 
halten haben, der nicht nur die volle Betriebssicherheit gewährleistete, 
sondern der sie auch in den Stand gesetzt hätte, eine neue Hochflut des, 
Verkehrs aufzunehmen, wenn diese, mit einer neuen, immer erhofften 
Blüte des Wirtschaftslebens einsetzend, aufgetreten wäre. Die vor- 
stehend angedeutete Entwicklung des Eisenbahnwesens in den Vereinig- 
ten Staaten zahlenmäßig zu beleuchten, soll die Aufgabe der folgenden 
Darlegungen sein. Die statistischen Unterlagen dazu hat eine Veröffent- 
lichung des Committee on Publie Relations of the Eastern Railroads 
„A Yearbook of Railroad Information“ geliefert, dessen Ausgabe 1938 
Anfang 1939 verteilt worden ist. 

Die Vereinigten Staaten haben ein zwar sehr langes, aber auch 
sehr weitmaschiges Eisenbahnnetz. Auf einer Fläche von Ze Mio km? 
mit 123 Mio Einwohnern war es nach dem Stande von Ende 1937 
384 048 km lang; 1 km Eisenbahn kam also auf 20,5 km? der Fläche, Der 
größte Bundesstaat ist Texas mit rd, 689 000 kmê, er ist auch am reich- 
lichsten mit Eisenbahnen bedacht, nämlich mit 26588 km. Mit seiner 
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niedrigen Einwohnerzahl von 5,s Mio hängt es aber zusammen, daß hier 
1 km Eisenbahn auf 25, km? entfällt. Anders die Industriestaaten Illi- 
nois, Pennsylvanien und New York mit 19423 km, 17258 km und 
12 907 km langen Eisenbahnen, wo 1 km Eisenbahn 7,6 km?®, Ge km? und 
10 km? der Fläche gegenüberstehen; dafür beträgt aber die Bevölke- 
rungszahl 52, 82 und fast 100 auf 1 km?, Zum Vergleich sei angeführt, 
daß in Belgien mit seinem dichten Eisenbahnnetz 5,9 km, in Großbritan- 
nien mit Irland Sa km? 1 km Eisenbahn aufnehmen; begründet ist diese 
Dichte des Eisenbahnnetzes durch die hohe Dichte der Bevölkerung, die 
in Belgien rd. 270, in Großbritannien mit Irland 170 Einwohner auf 1 km? 
beträgt. Die Eisenbahnen der ganzen Welt werden in unserer Quelle 
mit rd. La Mio km Länge angegeben; sie hebt mit Stolz hervor, daß der 
Anteil der Vereinigten Staaten an der Fläche der ganzen Erde nicht 
ganz 6%, der Anteil an der Bevölkerung ungefähr ebensoviel beträgt, 
daß aber die Vereinigten Staaten mit mehr als 30 % am Eisenbahnnetz 
unserer Erde beteiligt sind. 

Der Streckenlänge der Eisenbahnen der Vereinigten Staaten von 
384 048 km steht eine Gleislänge von 667461 km gegenüber. Wenn man 
bedenkt, daß in dieser Zahl alle Bahnhofs- und sonstigen Nebengleise 
enthalten sind, erkennt man, daß weite Strecken der Eisenbahnen ein- 
gleisig sein müssen. Im Jahre 1928 betrug die Gleislänge 688 677 km; 
sie hat dann bis 1931 noch bis auf 692 015 km zugenommen, ist aber dann 
auf die eben genannte Zahl von 667461 km zurückgegangen. 

Von den vorstehend nach ihrer Strecken- und Gleislänge angeführ- 
ten Eisenbahnen gehören 95 % den Eisenbahnen I. Klasse an, d.s. die- 
jenigen Eisenbahnen, deren Betriebseinnahmen eine Million Dollar über- 
schreiten. Ihre Einnahmen machen insgesamt 97 % der Gesamteinnahmen 
aller amerikanischen Eisenbahnen aus, und es gibt kein unrichtiges Bild 
vom Eisenbahnwesen der Vereinigten Staaten, wenn im folgenden meist 
nur die Eisenbahnen I, Klasse behandelt werden. Sie umfassen die Haupt- 
und Fernbahnen, und die wenigen anderen sind von untergeordneter Be- 
deutung, ändern aber nichts an der Größenordnung der nachstehend 
aufgeführten Zahlen. 

Auf den Gleisen der Eisenbahnen I. Klasse rollten Ende 1937 
44.683 Lokomotiven, 40259 Personen- und 1743834 Güterwagen. Die 
Zahl der Lokomotiven ist seit 1924 dauernd zurückgegangen. Im Jahre 
1928, am Anfang des hier betrachteten Zeitraums, betrug sie 59 470, die 
Zugkraft der einzelnen Lokomotive ist aber in diesem Zeitraum von 
19900 kg auf 22433 kg gestiegen, die einzelne Lokomotive war also 
leistungsfähiger, so daß man mit einer geringeren Zahl der Lokomotiven 
hätte auskommen können, auch wenn der Verkehr auf der gleichen Höhe 
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geblieben wäre. Dies war aber nicht der Fall, und so war es möglich, 
daß die gesamte Zugkraft der Lokomotiven in den zehn Jahren 1928 
bis 1937 von 1171 Mill. kg auf 979 Mill, kg zurückging. Die Zahl der 
Lokomotiven war also im Jahre 1937 um 24,8 % niedriger als im Jahre 
1928, ihre Leistungsfähigkeit, ausgedrückt in der Zugkraft, aber nur 
um 16,4%. Die einzelne Lokomotive ist aber in der Zeit des Verkehrs- 
rückgangs, der zu Sparmaßnahmen im Betriebe zwang, stärker ausgenutzt 
worden, so daß trotz fallender Zahlen von Fortschritten in der Lokomotiv- 
wirtschaft der amerikanischen Eisenbahnen gesprochen werden kann. 

Die Zahl der Personenwagen ist in der Zeit von 1928 bis 1937 von 
53.097 auf die schon genannte Zahl von 40 259 zurückgegangen. In dieser 
Zahl ist aber der Bestand der Pullman-Gesellschaft nicht enthalten, der 
möglicherweise einen gewissen Ausgleich herbeigeführt hat. 

Die Vereinigten Staaten sind bekanntlich das Land der großen 
Güterwagen. Die durchschnittliche Ladefähigkeit eines Güterwagens 
betrug 1937 49,2 t, also fast 50 t, was in anderen Ländern eine Zahl ist, 
die nur von Wagen besonderer Bauart erreicht wird und nur von einer 
geringen Zahl überschritten wird. Die Zunahme ist hier nicht groß 
gewesen; 1928 war die durchschnittliche Ladefähigkeit 45,8 t, also auch 
damals gab es schon 'Großgüterwagen in erheblicher Zahl. Hier hat 
neben dem Rückgang des Verkehrs und neben der immerhin nicht ganz 
unbeträchtlichen Vermehrung der Ladefähigkeit eine bessere Ausnutzung 
des Güterwagenparks dazu beigetragen, daß man im Jahre 1937 mit der 
genannten Zahl von 1743 834 Güterwagen gegen 2 297 589 im Jahre 1928 
Auskommen konnte. 

Zu Lasten ihres Anlagekapitals haben die Eisenbahnen I. Klasse 
der Vereinigten Staaten in den zehn Jahren 1928 bis 1937 5017 Mill. 
Dollar aufgewendet. Einer Zahl von 677 Mill. im Jahre 1928 stehen 
510 Mill. im Jahre 1937 gegenüber. Der Tiefstand war im Jahre 1933 
mit 104 Mill. Dollar erreicht. Bis 1936 war der Aufwand wieder auf 
299 Mill. gestiegen, so daß die Zahl des Jahres 1937 eine erhebliche 
Steigerung gegen das Vorjahr bedeutet. Während aber dabei die Auf- 
Wendungen für die Beschaffung von Lokomotiven und Wagen von 
209 Mill, Dollar auf 314 Mill. Dollar gestiegen sind, sind die Ausgaben 
für neue Gleise und für Verstärkung des Oberbaus von 179 Mill. Dollar 
auf 51 Mill. Dollar zurückgegangen. Nähere zahlenmäßige Angaben 
liegen erst seit dem Jahre 1932 vor. In dem sechsjährigen Zeitraum 1932 
bis 1937 sind nur Hauptgleise von zusammen 1071 km Länge gebaut 
worden, ein Beweis dafür, daß das Eisenbahnnetz der Vereinigten Staaten 
schon 1932 so gut wie ausgebaut war, Es sind sogar in diesem Zeitraum 
Hauptgleise von zusammen 15 825 km Länge als für den Verkehr ent- 
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behrlich abgebrochen worden. Auf dem so verkleinerten Streckennetz 
wurden 798 neue Lokomotiven eingestellt, aber 11 868 alte ausgemustert ; 
142 358 Güter- und 1295 Personenwagen wurden beschafft gegen 599 679 
Güter- und 9649 Personenwagen, die verschrottet wurden, Der Betriebs- 
mittelpark ist also, wenn auch verkleinert, so doch verjüngt worden. 

Das gesamte in den Eisenbahnen I. Klasse der Vereinigten Staaten 
angelegte Kapital betrug Ende 1937 26 064 Mill. Dollar gegen 25 442 Mill. 
Dollar zehn Jahre vorher. Dabei ist der auf 1 km Streckenlänge ent- 
fallende Anteil von 1927 bis 1936 von 158 033 Dollar auf 170 534 Dollar 
gestiegen. In den letztgenannten Zahlen sind neben den festen Anlagen 
auch deren Betriebsmittel, auch die Werkstätten, Signalanlagen usw. 
enthalten. Sie beziehen sich auf alle Eisenbahnen der Vereinigten 
Staaten, nicht nur auf die I. Klasse. Die besonderen Gesellschaften, die 
z.B. zum Bau eines Gemeinschaftsbahnhofs u. dgl. geschaffen worden 
sind, sind aber nicht berücksichtigt. Hier fehlen die Angaben für das 
Jahr 1937, so daß hier der Vergleich für den Zehnjahreszeitraum 1927 
bis 1936 angestellt werden mußte. Die Zahlen beleuchten den Vorgang, 
daß das Eisenbahnnetz nicht verlängert, sondern besser ausgestattet 
worden ist. 

Es besteht ein Unterschied zwischen dem in den Eisenbahnen wirk- 
lich angelegten Kapital, also dem Wert, den die Eisenbahnen haben, 
gemessen an den Kosten für Bau und Beschaffungen, soweit sie zu 
Lasten des Kapitals aufgewendet worden sind, und dem Anlagekapital, 
ausgedrückt in Aktien, Schuldverschreibungen und sonstigen Wert- 
papieren der Eisenbahngesellschaften. Das Anlagekapital in dem eben 
angegebenen Sinne betrug im Jahre 1928 18 511 Mill. Dollar, ist bis 1933 
auf etwas über 18830 Mill. Dollar gestiegen, mittlerweile aber bis 1937 
wieder auf 18319 Mill. Dollar zurückgegangen. Diese Zahlen beziehen 
sich auf alle Eisenbahngesellschaften mit Ausnahme der schon erwähnten 
Bahnhofsunternehmen. Wirklich angelegt in dem Eigentum der Eisen- 
bahngesellschaften waren aber 25 636 Mill. Dollar nach dem Stand von 
Ende 1937. Unter Hinweis auf diese Zahl verwahren sich die Eisen- 
bahnen der Vereinigten Staaten gegen den Vorwurf, der oft vorgebracht 
wird, ihr Kapital sei verwässert. Das mag früher zuweilen der Fall 
gewesen sein, obgleich sie bestreiten, daß für diese Behauptung zahlen- 
mäßige Unterlagen vorliegen, aber jetzt, wo das wirkliche Anlagekapital 
die Aktien, Schuldverschreibungen usw. um mehr als 7 Milliarden über- 
trifft, liegt für einen solchen Vorwurf kein Anlaß mehr vor. 

Nun zu den Verkehrsleistungen der amerikanischen Eisenbahnen 
I. Klasse. 
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Die Zahl der beladenen Güterwagen betrug im Jahre 1928 51 589 887, 
hatte damit also den Stand von einer Million in der Woche beinahe er- 
reicht, ein Stand, von dessen Überschreitung im Jahre 1929 mit 52 827 925 
beladenen Wagen die Eisenbahngesellschaften viel Aufhebens machten. 
In den nächsten Jahren ging der Verkehr, gemessen an der Zahl der 
beladenen Wagen, stark zurück, und erreichte im Jahre 1934 mit 30 845 960 
Wagen einen Tiefstand. Seitdem hat der Güterverkehr sich etwas erholt, 
indem die Zahl der beladenen Wagen im Jahre 1937 wieder auf 37 992 928 
gestiegen ist, wobei er aber doch nur wenig mehr als zwei Drittel der 
bisher erreichten Höchstzahl ausmacht. Am größten war der Sprung 
von 1935 zu 1936; die Zahl der beladenen Wagen stieg von 31504 134 
auf 36 062 675, was eine neue Blüte des Verkehrs erhoffen ließ. Diese 
Erwartung wurde aber getäuscht, indem die Zunahme des Jahres 1937 
gegen das Vorjahr nur 1930 253 Wagen gegenüber einer Zunahme um 
41558 541 Wagen von 1935 zu 1936 betrug. Das Jahr 1937 bedeutete über- 
haupt eine Enttäuschung. Die Zunahme entstand lediglich in den ersten 
40 Wochen des Jahres, dann setzte der Rückschlag ein, und der Verkehr 
blieb in den letzten zwölf Wochen hinter dem des Vorjahres zurück. 
In den hier betrachteten zehn Jahren war der Verkehr um 13 596 959 
Wagen zurückgegangen, und gegen den Höchststand des Jahres 1929 
blieb das Jahr 1937 um 14 834 997 Wagen zurück, ein schwerer Verlust. 


Beim Verkehr der Eisenbahnen der Vereinigten Staaten, gemessen an 
der Zahl der beförderten Tonnen, muß zwischen der zur Beförderung auf- 
gelieferten Menge und der beförderten Menge unterschieden werden. Da 
das Netz der amerikanischen Eisenbahnen in eine erhebliche Zahl von 
Einzelnetzen zerfällt, geht nämlich ein Gut häufig über die Netze meh- 
rerer Eisenbahngesellschaften und wird bei der beförderten Menge auf 
jedem dieser Netze, also mehrfach, gezählt, während es als aufgeliefert . 
in der Gesamtzahl selbstverständlich nur einmal erscheint. Die auf- 
gelieferte Menge kann also, da die Eisenbahn immer als ein Barometer 
des Wirtschaftslebens gelten kann, als ein Maßstab für Handel und 
Gewerbe dienen, während die beförderte Menge ein Maßstab für die 
Leistungen der Eisenbahnen ist. Gebührenpflichtig wurden im Jahre 
1928 zur Beförderung aufgeliefert 1286 Mill. t Gut. Die Zahl stieg im 
nächsten Jahr noch auf 1339 Mill. t, sank dann 1930 auf 1153 Mill. t 
und blieb bis 1936 unter der Milliarde. Den Tiefstand brachte das Jahr 
1932 mit 646 Mill. t, Im Jahre 1937 wurde die Milliarde wieder mit 
1016 Mill. t aufgeliefertes Gut überschritten, die Zunahme gegen das 
Vorjahr betrug aber nur 57 Mill. t, Unter der Menge des Jahres 1937 
waren 570 Mill. t Bergwerkserzeugnisse, also Kohle und Erze, 148 Mill. t 
Erzeugnisse der Land- und Forstwirtschaft ohne Vieh, das mit seinen 
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Erzeugnissen noch 15 Mill. t ausmachte, 265 Mill, t Fabrik- und andere 
Fertigerzeugnisse und 17 Mill. t Stückgut. 

Diesen Zahlen gegenüber steht aber die beförderte Gütermenge mit 
2362 Mill. t im Jahre 1928 und 1825 Mill. t im Jahre 1937. Auch hier 
war der Höchststand im Jahre 1929 mit 2452 Mill. t erreicht, und den 
Tiefstand brachte das Jahr 1931 mit 1605 Mill. t. Geleistet wurden 
dabei 696 993 Mill. tkm im Jahre 1928 und 580 600 Mill. tkm im Jahre 
1937 mit einem Tiefstand von 376 703 Mill. t im Jahre 1932. Die Güter- 
züge legten im Jahre 1928 971 Mill, km, im Jahre 1937 aber nur 807 Mill. 
Kilometer zurück, der Tiefstand fiel auch hier in das Jahr 1932 mit 
632 Mill. Zugkilometern. Die Güterwagen legten leer und beladen im 
Jahre 1928 45 691 Mill. km, im Jahre 1937 aber 37 350 Mill. km zurück. 
Die Zunahme von 1936 zu 1937 betrug bei den Tonnenkilometern 34 413 
Mill. km, bei den Zugkilometern 25 Mill. km und bei den Güterwagen- 
kilometern 1744 Mill. km. 

Der Personenverkehr umfaßte die Beförderung von 790 327 447 Rei- 
senden im Jahre 1928 gegen 497 288 366 Reisende im Jahre 1937. Sie 
legten in den beiden Jahren 50 873 Mill. km und 39 695 Mill. km zurück. 
Die Personenzüge leisteten dabei 912 Mill. Zugkilometer und 670 Mill. 
Zugkilometer, die Personenwagen 6197 Mill. Wagenkilometer und 4959 
Mill. Wagenkilometer. Während also der Personenverkehr, gemessen an 
der Zahl der Reisenden, in den betrachteten zehn Jahren auf 62,9 % ge- 
sunken ist, ist die Zahl der Personenkilometer nur auf 78,0 % zurück- 
gegangen. Der einzelne Reisende hat also eine größere Entfernung zu- 
rückgelegt. Die Zahl der Zugkilometer ist auf 73,1%, die der Wagen- 
kilometer auf 80,0 % zurückgegangen, Züge und Wagen sind also besser 
ausgenutzt worden, und die Wagen sogar in höherem Maße als die Züge. 
Der 'Tiefstand wurde hier erst im Jahre 1933 erreicht, der Personen- 
verkehr hinkte also dem Güterverkehr etwas nach; die niedrigsten Zahlen 
waren 432979887 Reisende, 26308 Mill. Personenkilometer, 616 Mill. 
Zug- und 4132 Mill, Wagenkilometer. Den größten Sprung brachte hier 
der Verkehr des Jahres 1935 zu 1936 mit einer Zunahme der Reisenden 
um 44 219 017 oder 9,0 %, während die Zahl der Personenkilometer um 
6352 Mill. oder 21,1 % stieg. Die Zahl der Personenzugkilometer war da- 
bei um 27 Mill. oder Aa %, die Zahl der Wagenkilometer um 336 Mill. 
oder 7,7% gestiegen. Von 1936 zu 1937 nahm die Zahl der Reisenden 
um 7197039 oder 1,5% zu. Die Zahl der Personenkilometer ist dabei 
um 3597 Mill. oder um 9,0% gestiegen. Die Zugkilometer wiesen ein 
Mehr von 19 Mill. oder 2,9 %, die Wagenkilometer ein Mehr von 259 Mill. 
oder 5,5 % auf. Der Personenverkehr, gemessen an der Zahl der Rei- 
senden, hat also nur wenig zugenommen, aber an der von ihnen zurück- 
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gelegten Strecken gemessen, ist er erheblich stärker gestiegen als die 
Zahl der Züge, der Verkehr ist also mit einer verhältnismäßig niedrigen 
Zahl von Zügen bewältigt worden; die Züge sind aber verstärkt worden, 
was daraus hervorgeht, daß die Zahl der Wagenkilometer fast doppelt so 
stark zugenommen hat wie die Zahl der Zugkilometer. Wenn aber die 
Gesamtzahlen des Personenverkehrs im Jahre 1937 gegenüber denen des 
Jahres 1936 eine bessere Zukunft erwarten ließen, so sah man sich hier 
ebenso wie beim Güterverkehr enttäuscht. Die Zunahme im ganzen Jahr 
war auch hier darauf zurückzuführen, daß die ersten acht Monate einen 
Zuwachs gebracht hatten, während in den letzten vier Monaten des 
Jahres 1937 der Verkehr schwächer war als in der entsprechenden Zeit 
des Vorjahrs. Neben der ungünstigen Lage des Wirtschaftslebens hat 
zu dem Verkehrsrückgang sowohl im Personen- wie im Güterverkehr die 
steigende Zahl der Kraftwagen ihr Teil beigetragen. 

Der Verkehrsrückgang hat natürlich seinen Einfluß auf die Ein- 
nahmen der Eisenbahnen nicht verfehlt, und dieser Einfluß ist noch 
dadurch verschärft worden, daß seit 1921 die Frachtsätze und Fahr- 
Preise abgebaut worden sind. Eine Tonnenmeile (1 Meile = Lan km) 
brachte im Jahre 1921 im Durchschnitt 1,275 Cents, im Jahre 1937 aber 
nur 0,935 Cents, also 27 % weniger, ein, und im Personenverkehr waren 
die entsprechenden Zahlen 3,036 Cents und 1,795 Cents, was einen Rück- 
gang um 42 % bedeutet. Während aber 1 t im Durchschnitt des Jahres 
1928 für die Eisenbahnen eine Einnahme von 1,9 Dollar, im Jahre 1937 
aber nur von 1,s5 Dollar, also 6,5 % weniger, bedeutete, mußte 1 t im 
Jahre 1937 auf 318,1 km befördert werden, während sie im Jahre 1928 
nur auf 295,1 km, also auf eine um 7,2 % kleinere Entfernung befördert 
u werden brauchte, Ähnlich im Personenverkehr. Hier nahm der Durch- 
schnitts-Fahrpreis, den ein Reisender bezahlte, von 1928 bis 1937 von 
1,14 Dollar auf Den Dollar, also um 22,0 %, ab, während der einzelne 
Reisende statt auf 64,4 km auf 79,5 km Entfernung reiste, also auf einer 
um 23,9 % größeren Strecke befördert werden mußte, Leistung und Ein- 
heitseinnahme der Eisenbahnen standen also in einem umgekehrten 
Verhältnis, 


Nun zu den Einnahmen und Ausgaben der Eisenbahnen I. Klasse 
im ganzen. 

Das Jahr 1928 hatte Betriebseinnahmen im Betrage von 6 111 735 511 
Dollar und Betriebsausgaben im Betrage von 4427 995.036 Dollar ge- 
bracht. Bis 1937 waren diese Beträge auf 4166068 602 Dollar und 
3119 064 934 Dollar zurückgegangen. Während also die Einnahmen um 
31,8% gesunken waren, betrug die Verminderung der Ausgaben nur 
29,6%. Den Tiefstand der Einnahmen und Ausgaben hatte das Jahr 
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1933 mit 3095403904 Dollar und 2249 231779 Dollar gebracht. Das 
Jahr 1937 wies gegen das Jahr 1936 Mehreinnahmen von 113 334 463 
Dollar, aber Mehrausgaben von 187 639 878 Dollar auf, und hier hatten 
das Mehr der Einnahmen lediglich die ersten neun Monate des Jahres 
gebracht, während sie in dem vierten Vierteljahr hinter denen des glei- 
chen Zeitraums im Vorjahr zurückblieben. 

Von den Einnahmen des Jahres 1928 entfielen 4 691 147 326 Dollar 
auf den Güter- und 902 329 865 Dollar auf den Personenverkehr, im Jahre 
1937 waren die entsprechenden Zahlen 3377908424 Dollar und 
442 809308 Dollar. Die Einnahmen aus dem Güterverkehr sind also um 
28,0 %, die aus dem Personenverkehr sogar um 50,9 % zurückgegangen. 
Das Verhältnis zwischen den Einnahmen aus dem Personen- und aus 
dem Güterverkehr hat sich dabei etwas verschoben; während es im Jahre 
1928 83,0 : 16,1 war, betrug es im Jahre 1937 88,4 : 11,6. Die niedrigsten 
Einnahmen aus dem Güterverkehr brachte das Jahr 1932 mit 
2450 829 130 Dollar, während der Tiefstand im Personenverkehr erst im 
folgenden Jahre mit 329341830 Dollar auftrat. Im Jahre 1938 waren 
die Einnahmen aus dem Güterverkehr um 69 367 728 Dollar, die aus dem 
Personenverkehr um 30430 326 Dollar höher als im Vorjahr. 

Nur nebenbei sei darauf eingangen, daß die Eisenbahnen der Ver- 
einigten Staaten im Jahre 1937 für die Beförderung der Post 97 983 876 
Dollar, für die Bedienung des Verkehrs der Expreßgesellschaft 57 682 926 
Dollar bezogen haben. 

Die Eisenbahnen der Vereinigten Staaten heben gern die hohen 
Beträge hervor, die sie für die Unterhaltung ihrer Strecken aufwenden. 
Sie rechnen sich die Höhe der Unterhaltungskosten als ein Verdienst an, 
indem sie darauf hinweisen, daß sie auf diesem Wege alles tun, um die 
nötige Sicherheit des Eisenbahnbetriebes zu gewährleisten. Die Strecken- 
unterhaltung hat im Jahre 1928 837 905 747 Dollar erfordert; der Betrag 
ist bis 1933 auf 322 236 197 Dollar gesunken, dann aber wieder allmählich 
gestiegen, bis er im Jahre 1936 454 810166 Dollar und im Jahre 1937 
495 593 913 Dollar erreicht hat. Ähnlich verliefen die Aufwendungen für 
die Unterhaltung der Betriebsmittel. Für diesen Zweck wurden im 
Jahre 1928 1166 941920 Dollar, im Jahre 1933 598 709 128 Dollar, im 
Jahre 1936 782999 586 Dollar und im Jahre 1937 826 708 825 Dollar ver- 
ausgabt. An beiden Posten ist also in den letzten fünf Jahren stark 
gespart worden. 

Eine beständige Klage der amerikanischen Eisenbahnen ist ihre 
hohe Besteuerung, wobei sie unter Steuern allerdings auch ihre Beiträge 
zur Sozialversicherung u. dgl, verstehen. Der Aufwand für diesen Zweck 
betrug 389432415 Dollar im Jahre 1928, ist dann bis zum Jahre 1935 
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bis auf 236 944 985 Dollar gefallen, aber nur, um bis 1937 wieder auf 
325 665 165 Dollar zu steigen. In der letztgenannten Zahl waren 
39585 126 Dollar Beiträge zu Versicherungen auf Grund der einzelstaat- 
lichen und Bundesgesetzgebung, sowie 27128 088 Dollar für Beiträge 
zu Ruhegehältern enthalten. Waren die Ausgaben auf diesem Gebiet im 
Jahre 1937 auch niedriger als im Jahre 1928, so sind sie doch bei weitem 
nicht in dem Maße zurückgegangen wie die Einnahmen. Die Besteuerung 
machte im Jahre 1928 6,4 % der Roheinnahmen aus, stieg dann bis 1932 
auf Bes % und verzehrte im Jahre 1937 7,8 % der Roheinnahmen. 


Der Betriebsüberschuß der Eisenbahnen I. Klasse betrug im Jahre 
1928 1172864 100 Dollar; er stieg dann zwar noch im folgenden Jahre, 
fiel aber dann bis 1934 auf 462652379 Dollar. Die nächsten Jahre 
brachten wieder eine Steigerung, und zwar das Jahr 1936 bis auf 
667 347 115 Dollar, aber für 1937 ist wieder ein Rückgang, und zwar auf 
590 203 925 Dollar, zu verzeichnen. Gegen 1928 bedeutet das einen Rück- 
gang um 50,3 %, gegen 1936 um 11,5%. Der Rückgang gegen 1928 auf 
ungefähr die Hälfte ist geradezu erschreckend. In jenem Jahr verzinste 
Sich das in den Eisenbahnen arbeitende Kapital, in das auch die Bar- 
bestände, Vorräte und Ersatzteile eingerechnet sind, durch den Betriebs- 
überschuß mit 4,61 %, im Jahre 1937 aber nur mit 2,2 %. Dazwischen 
liegt ein Tiefstand von 1,24 % im Jahre 1932, dann stieg der Ertrag bis 
1936 wieder auf 2,57 %, aber das Jahr 1937 schnitt wieder ungünstiger ab. 
Keine der zuletzt genannten Zahlen kann als eine auch nur einigermaßen 
angemessene Verzinsung der Beträge angesehen werden, die der Geld- 
markt den Eisenbahnen zur Verfügung gestellt hat. 

Die Aktionäre der amerikanischen Eisenbahnen erhielten im Jahre 
1937 als Gewinnanteil 167902034 Dollar auf ein Aktienkapital von 
7.068 862 752 Dollar ausgezahlt. Im Jahre 1932, dem Jahre mit der nied- 
tigsten Dividende, hatten sie sich mit 92 354 322 Dollar bei einem Aktien- 
kapital von 7.057 936 301 Dollar begnügen müssen, während das Jahr 1928 
ihnen 430125 673 Dollar bei 7084945 045 Dollar Aktienkapital ein- 
gebracht hatte. Daß sie mit diesem Ergebnis wenig zufrieden waren, 
liegt auf der Hand. An diese Zahlen knüpft unsere Quelle die Klage, 
daß die Steuern im Jahre 1937 ziemlich genau doppelt so hoch waren 
wie die Dividenden. Freilich muß man bei diesen Zahlen beachten, daß 
manche Eisenbahngesellschaften Aktien einer anderen Gesellschaft be- 
sitzen, so daß sie Einnahmen aus diesem Aktienbesitz beziehen, die sie 
in Form von Dividenden ihres eigenen Unternehmens weitergeben. Diese 
Erträge erscheinen also im Gesamtbetrag der Dividenden doppelt. Sie 
machten im Jahre 1937 37141612 Dollar aus; für andere Jahre liegen 
keine zahlenmäßigen Angaben vor. Die Dividenden machten im Jahre 
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1928 5,3 % des Aktienkapitals aus, stiegen dann in den beiden folgenden 
Jahren auf 6%, gingen aber dann bis 1932 auf 1,1% zurück. In den 
Jahren 1936 und 1937 haben sie gleichmäßig 2,1 % betragen. 

Die Bedeutung der Eisenbahnen für das Wirtschaftsleben eines 
Landes erschöpft sich nicht in ihrer Eigenschaft als Verkehrsunter- 
nehmen, ohne das eine Güterverteilung, wie sie die Neuzeit fordert, un- 
möglich wäre, Sie gehören vielmehr andrerseits zu den Großabnehmern 
für einen erheblichen Teil-der Gütererzeugung und üben insofern einen 
maßgeblichen Einfluß auf das Wirtschaftsleben aus. Die Eisenbahnen 
der Vereinigten Staaten verbrauchen 23 % der geförderten Kohle, 19 % 
des Öls für ihre Feuerungen. Sie kaufen selbst 16 % des von der Forst- 
wirtschaft erzeugten Holzes, aber daneben verarbeiten ihre Lieferwerke 
noch erhebliche Holzmengen auf Bestellung der Eisenbahnen. Am Ver- 
brauch von Stahl und Eisen sind die Eisenbahnen mit 17 % beteiligt. 
Im Jahre 1937 haben sie 966 383 000 Dollar für die Beschaffung von 
Bau-, Betriebs- und Werkstoffen, von Betriebsmitteln, Ersatzteilen usw. 
aufgewendet, Bis 1930 übertraf dieser Posten die Milliarde. Von 1928 
bis 1932 fiel er von 1271 341 000 Dollar auf 445 000 000 Dollar, um dann 
mit einigen Schwankungen wieder auf die genannte Zahl des Jahres 1937 
zu steigen. 

Die Betriebszahl war im Jahre 1928 80,5 % ; sie stieg dann bis 1932 
auf 89,0 %, ist aber seitdem bis 1937 wieder auf 83,5 % zurückgegangen. 
Diese Zahlen können an sich nicht als ungünstig bezeichnet werden. 
Leider reicht aber der Überschuß, der aus dem Eisenbahnbetrieb ver- 
bleibt, nicht aus, um den Zinsverpflichtungen nachzukommen und eine 
auskömmliche Dividende auszuschütten, und dadurch sind die Eisen- 
bahnen der Vereinigten Staaten in die mißliche Lage geraten, die ein- 
gangs geschildert wurde. 

Neben ihrer Bedeutung als Auftraggeber für die erzeugenden und 
verarbeitenden Gewerbe kommt den Eisenbahnen noch geradezu aus- 
schlaggebende Bedeutung für das Wirtschaftsleben in ihrer Eigenschaft 
als Arbeitgeber zu. Die Eisenbahnen der Vereinigten Staaten haben im 
Jahre 1937 ein Heer von 1114663 Köpfen beschäftigt. Außer in den 
Jahren 1933 und 1935 hat diese Zahl stets die Million überschritten. 
1928 betrug sie 1656411. Durch ihre Verminderung tragen die Eisen- 
bahnen nicht wenig zu der Arbeitslosigkeit in den Vereinigten Staaten 
bei. An dieses Heer wurden im Jahre 1937 an Löhnen und Gehältern 
1985 446 718 Dollar gezahlt. Seit 1933, wo mit 1408840 833 Dollar der 
Tiefstand erreicht wurde, ist diese Zahl wieder stetig gestiegen, bleibt 
aber entsprechend dem Abbau der Belegschaft weit hinter der Zahl des 
Jahres 1928, die 2826 590 471 Dollar war, zurück. Dabei haben sich die 
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Verhältnisse für den einzelnen Mann im Dienste der Eisenbahnen gün- 
stiger gestaltet. Er ist im Durchschnitt im Jahre 1928 für 2604 Arbeits- 
stunden, im Jahre 1937 aber für 2512 Arbeitstunden bezahlt worden, hat 
dabei aber bei einem durchschnittlichen Stundenlohn von 65,5 Cents im 
Jahre 1928 und von 70,9 Cents im Jahre 1937, in den beiden genannten 
Jahren 1706,5 Dollar und 1781,21 Dollar durchschnittlich verdient. 

Daß die Betriebsmittel neuerdings besser ausgenutzt worden sind, 
was zum Teil deshalb möglich war, weil leistungsfähigere Einheiten 
beschafft worden sind, ging schon aus einigen der vorstehend genannten 
Zahlen hervor. Hierfür noch einige weitere Angaben, die aber nur für 
den Zeitraum von 1929 bis 1937 gemacht werden können. 

Im Jahre 1929 waren 164% der Güterzuglokomotiven außer 
Dienst gestellt. Der Rückgang des Verkehrs und das Bemühen, die 
Ausgaben zu vermindern, gaben Anlaß, daß diese Zahl bis 1934 auf 
33,0 % stieg, seitdem ist sie aber bis 1937 wieder auf 25,5 % gesunken. 
Ähnlich stand es mit den Güterwagen. Von 6%, die 1929 als nicht 
betriebsfähig abgestellt waren, stieg diese Zahl bis 1934 auf 14,6 %, um 
dann wieder auf 10,1% zurückzugehen. Ein Güterwagen, die nicht 
brauchbaren abgerechnet, legte im Jahre 1929 im Durchschnitt täglich 
55,4 km zurück; sein täglicher Weg fiel bis 1932 auf 35,7 km und stieg 
dann wieder auf 58,9 km, eine Zahl, die noch nicht dagewesen war. Dabei 
beförderte der einzelne Güterzug in den Jahren 1929, 1932 und 1937 
804 t, 663 t und 796 t; er bestand dabei aus 49, 45 und 48 Wagen. Die 
Reisegeschwindigkeit der Güterzüge ist in den letzten Jahren dauernd 
gesteigert worden. Sie betrug im Jahre 1929 21,2 km, im Jahre 1937 aber 
25,9 km. 

Der Lokomotivbetrieb der amerikanischen Eisenbahnen ist in den 
letzten Jahren sehr erheblich wirtschaftlicher gestaltet worden. Um 
1000 t Frachtgut einschließlich der dazugehörigen toten Last auf 1 km 
zu befördern, waren im Jahre 1929 77,6 kg Kohle, im Jahre 1937 aber 
nur noch 72,7 kg nötig. Ein Personenzug verbrauchte im Jahre 1929, 
am, 1 km zurückzulegen, im Durchschnitt 9,3 kg Kohle, und diese Menge 
ist seitdem ungefähr gleichgeblieben. 

Mit großer Genugtuung pflegen die amerikanischen Eisenbahnen 
hervorzuheben, wie sicher ihr Betrieb sich abspielt, und als einen zahlen- 
mäßigen Beweis dafür sehen sie es an, daß ihre Entschädigungen für 
unterwegs beschädigtes Gut verhältnismäßig gering sind und von 1929 
bis 1934 dauernd zurückgegangen sind; dann sind sie allerdings wieder 
angestiegen. Im Jahre 1929 wurden derartige Entschädigungen im Be- 
trage von 36 113 903 Dollar gezahlt. Bis 1934 gingen sie auf 16185 105 
Dollar zurück, aber 1937 waren 23 467 657 Dollar für diesen Zweck zu 
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zahlen. Diese Beträge erscheinen zwar an sich hoch, man muß bei ihrer 
Würdigung aber den Riesenumfang des Güterverkehrs, sowohl was die 
beförderte Menge wie was die Entfernung, auf die sie befördert wird, 
berücksichtigen. An der Erhöhung des Entschädigungsbetrags in den 
letzten Jahren haben die Preissteigerungen ihr Teil, und natürlich hat 
auch die gewisse Erholung des Verkehrs nach dem Tiefstand ihr Teil 
dazu beigetragen. Auf den beladenen Güterwagen entfiel im Jahre 1929 
ein Betrag von 0,68 Dollar als Entschädigung für beschädigtes oder 
verlorengegangenes Gut; in den Jahren 1933 und 1934 war dieser Betrag 
0,52 Dollar, seitdem ist er auf 0,62 Dollar gestiegen. 

Soviel über den Zeitraum von 1928 bis 1937. Nun noch ein kurzer 
Blick auf das Jahr 1938, für das allerdings die endgültigen Zahlen zu 
dem Zeitpunkt, als diese Zeilen niedergeschrieben wurden, noch nicht 
feststanden. Es können daher nur die Ergebnisse der ersten acht Monate 
mit denen des entsprechenden Zeitraums des Vorjahrs verglichen werden. 

Die ersten acht Monate des Jahres 1937 brachten einen Verkehr 
von 391657 Mill. tkm und 26625 Personenkilometern; 1938 waren die 
entsprechenden Mengen 292 265 tkm, also 25 % weniger, und 23 596 Mill. 
Personenkilometer, also 11% weniger. Die Einnahmen gingen dabei 
von 2811 Mill. Dollar auf 2251 Mill. Dollar, also um 20 % zurück, die 
Ausgaben von 2093 Mill. Dollar auf 1783 Mill. Dollar, also nur um 15 %; 
die Folge war ein Rückgang des Betriebsüberschusses um 35 %, nämlich 
von 718 Mill. Dollar auf 468 Mill. Dollar. Steuern und Abgaben waren 
von 219 Mill. Dollar auf 226 Mill. Dollar, also um 3 % gestiegen, und 
nach deren Abzug blieb ein Überschuß von 499 Mill. Dollar in den ersten 
acht Monaten 1937 gegen 241 Mill. im gleichen Zeitraum 1938. Werden 
aber die nicht mit dem Betrieb zusammenhängenden Lasten berücksich- 
tigt, so steht einem Überschuß von 65 Mill. Dollar im Jahre 1937 ein 
Fehlbetrag von 183 Mill. Dollar im Jahre 1938 gegenüber, was also einen 
Minderertrag von 248 Mill. Dollar bedeutet. Daß unter diesen Umständen 
die Eisenbahngesellschaften der Vereinigten Staaten mit Besorgnis in 
die Zukunft blicken und daß diese Besorgnis auch von weiten Kreisen 
außerhalb der Eisenbahnen geteilt wird, ist nur zu erklärlich. 
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Die New York Central Eisenbahn. 
Grand Central Terminal. 


Von 
Ernest G. Rademaker in Bronxville, 


Für den Europäer gibt es schlechterdings nichts, das ihm nüch- 
terner erscheint, als die Weltstadt New York, und am nüchternsten das 
Herz dieser Steinwüste, der Grand Central Bahnhof an der 42. Straße. 
Wenig sagt es den vielen Hunderttausenden, die täglich durch seine viel- 
verzweigten, meilenlangen Gänge strömen, daß man der Avenue an seiner 
Westseite den Namen „Vanderbilt Avenue“ und dem Riesenhotel an seiner 
Ostseite den Namen „Commodore“ gegeben hat — zu Ehren des Com- 
modore Cornelius Vanderbilt, Schiffersknecht, Fährbootbesitzer und 
schließlich Eisenbahnmagnat, Vater des New York Central-Systems und 
reichster Mann seiner Zeit. 

Nur für den Eingeweihten ist dieses Herz von New York nicht ganz 
frei von Romantik! Da ist zunächst die Geschichte dieses Fleckens Erde 
mit seinem viele Meilen langen und teilweise 300 Meter breiten Bahn- 
körper. Daß dieser Bahnhof gerade hier, an der 42. Straße, gelegen ist, 
an der Schlagader New Yorks, wo die Grundstücke so teuer sind, daß sich 
ihr Preis nach der Anzahl der 1000-Dollar-Noten richtet, mit denen man 
ihre Grundfläche bedecken kann, ist allein schon eine romantische Tat- 
sache, die dem Weitblick des Mannes, der diesen Platz ausgesucht hat, 
alle Ehre macht. Heute wäre dieser Platz und der breite Bahnkörper, 
der von hier mitten durch den wertvollsten Teil der Stadt — Park 
Avenue — bis nach Westchester County hinausreicht, für viele Dollar- 
milliarden nicht zu erkaufen. Und um dieses wertvolle Gelände sind 
Schlachten geschlagen worden, nicht nur solche in den Kanzleien der 
Gesellschaft und der Behörden mit all den unliebsamen Erscheinungen 
wie Einschüchterung und Bestechung, sondern regelrechte Kämpfe 
zwischen den Banden Vanderbilts und denen rivalisierender Gesellschat- 
ten, die sich gegenseitig den Besitz dieses wertvollen Wegerechtes streitig 
machten. 

Sind schon die Katakomben Roms romantisch genug, um Scharen 
von Italienreisenden anzuziehen, um wieviel mehr sollten erst die Kata- 
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komben von New York alle diejenigen anlocken, die Sinn für die Groß- 
taten moderner Ingenieurkunst haben! Was hier beim Bau des Grand 
Central Terminal geleistet worden ist, wird schwerlich von, einem Bau 
gleicher Art übertroffen. Die ganze Bahnhofsanlage ist unterirdisch. 
Zwei riesige Geschosse nehmen die Kopfbahnsteige auf, das obere Ge- 
schoß, 24 Fuß unter der Straße, ist für den Fernverkehr, das untere Ge- 
schoß, 24 Fuß unter dem oberen, für den Nahverkehr bestimmt. Eine 
mächtige Empfangshalle, ganz mit Marmor verkleidet, mehr einer Kathe- 
drale als einer Bahnhofshalle gleichend, die hoch über das Siraßenniveau 
hinausgetragen ist, nimmt die Mitte dieses gigantischen Baus ein, und 
mehrere Meilen lang sind die eleganten Straßen, die sich durch beide 
Geschosse ziehen, deren von Licht übergossenen Läden und Gaststätten 
in keiner Weise ihren oberirdischen Konkurrenten nachstehen. 

Einen wirklichen Begriff von der hier geleisteten Ingenieurarbeit 
bekommt der aufmerksame Beobachter aber erst, wenn er mit einem 
Zuge langsam aus diesem Bahnhof hinausgleitet. So weit wie das Auge 
reicht, sieht man hier — tief in den Katakomben New Yorks — Tausende 
von Lichtern, nicht anders, als wenn man zur Nachtzeit den Bahnhof 
irgendeiner deutschen Großstadt durchfährt. Wer mit offenen Augen 
durch diesen Tunnel fährt, bemerkt, daß dessen Decke häufig schwerste 
Stahlpanzerung erkennen läßt, und auf Befragen erfährt er, daß er die 
untere Seite der Kellergeschosse von Hochhäusern gesehen hat, die über 
dem Bahntunnel errichtet sind. Drei Meilen lang ist dieser Tunnel im 
Herzen von New York, allmählich verengt er sich, um an der 100. Straße 
zuerst in einen offenen Einschnitt und dann in einen Viadukt überzu- 
gehen, der schließlich bei der 132. Straße in die Brücke über den Harlem 
überleitet, von wo der Bahnkörper dann teils durch das Häusermeer des 
Stadtteils Bronx nach Norden zustrebt, teils in westlicher Richtung das 
linke Ufer des Hudson erreicht. 


Dies ist jedoch nur der eigentliche Bahnhof, während der gesamte 
Besitz des Grand Central Terminal weit umfangreicher ist. Ursprüng- 
lich auf flachem Grunde, ja weit entfernt von der Nordgrenze des da- 
maligen New York erbaut, sah sich der Bahnhof in den folgenden Jahr- 
zehnten von den gierigen Fingern der wachsenden Metropole immer 
enger umklammert. So hoffnungslos wurde die Lage für das Bahnunter- 
nehmen, nachdem Dutzende von Querstraßen gebieterisch das Wegerecht 
über seine Schienenstränge forderten, daß es nur noch die eine Lösung 
gab, nämlich mit Bahnhof und Zufahrt tief unter der Erde zu verschwin- 
den. Aber ein meilenlanger Tunnel und Dampfzüge mit einer Zugdichte 
von 600 Zügen am Tage vertrugen sich nicht miteinander, und als sich 
im Januar 1902 ein furchtbares Unglück im Tunnel ereignete, weil die 
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Lokomotivführer wegen des Rauches die Signale nicht erkennen konnten, 
entschloß sich die Gesellschaft, ganze Arbeit zu leisten und zum elek- 
trischen Betrieb innerhalb der Stadt überzugehen. Sie erwarb umfang- 
reichen Grundbesitz, der an die Bahnanlagen grenzte, und verlegte den 
Bahnhof tief unter die Oberfläche. Das Dach der gesamten Anlage aber 
bestand aus einem Gitterwerk von Stahlschienen, über die die Quer- 
straßen geführt wurden. Die Erbauer dieses Wunderwerks hätten jedoch 
nicht Amerikaner sein müssen, wenn sie inmitten eines Geländes, wo 
Baugrund mit Gold aufgewogen wurde, diesen künstlich geschaffenen 
Baugrund ungenutzt gelassen hätten. So reifte langsam der Plan, durch 
Ausfüllung der Öffnungen dieses riesigen Gitterdaches Baugelände zu 
schaffen, und auf diesem Dach nunmehr selbst Hochhäuser zu errichten, 
und bald entstanden die Wolkenkratzer rings um Grand Central Terminal, 
40stöckige Bürohäuser, Wohnbauten und Hotels mit direktem unter- 
irdischem Zugang zu den Bahnsteigen. 


Die Geschichte des New York Central Systems. 


Der Schöpfer dieses Bahnsystems war kein anderer als Cornelius 
Vanderbilt, Schiffersknecht, Fährenbesitzer, Schiffahrtsunternehmer und 
schließlich Eisenbahnmagnat und 300facher Dollarmillionär! Allerdings 
haben viele andere vor ihm Pionierarbeit geleistet, denn Vanderbilt ist 
erst in Erscheinung getreten, als die Eisenbahnen schon die ersten Kin- 
derkrankheiten überwunden hatten. 

Weit zurück gehen die Anfänge der Bahn, auf die im Jahre 1826 ge- 
gründete Mohawk & Hudson Eisenbahn und die im Jahre 1832 gegründete 
New York & Harlem Eisenbahn. Freilich, wenn wir in diesem Zusammen- 
hange von Eisenbahnen sprechen, so dürfen wir nicht vergessen, daß 
damals zuerst Pferde und nicht Dampflokomotiven die treibenden Kräfte 
Waren, Die erste Dampflokomotive, die im Staate New York erprobt 
wurde, war die De Witt Clinton Maschine (die heute noch im Grand 
Central Terminal ausgestellt ist), die auf der Mohawk & Hudson Bahn 
am 8, September 1831 den ersten Dampfzug beförderte, Die New York 
& Harlem Eisenbahn wurde zu dem Zwecke gegründet, die landwirtschaft- 
lichen Erzeugnisse des weit im Vorgelände liegenden Dorfes Harlem 
Schneller und unabhängiger von Straßenverhältnissen und Witterungs- 
einflüssen an die „Großstadt“ New York heranzubringen. Diese „Groß- 
stadt“ reichte damals allerdings nur vom Südende der Insel Manhattan, 
der Battery, bis etwa zur Canal Street, und der Bahnhof der neuen Eisen- 
bahn wurde „vor den Toren“ der Stadt, etwa in der Gegend der heutigen 
City Hall (Park Row) angelegt. Niemand konnte damals ahnen, daß die 
Gegend von Park Row in 100 Jahren einmal „Untere Stadt“ genannt 
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werden, und daß Harlem, das heutige Negerviertel, sich dann genau in 
der Mitte zwischen Battery und Nordgrenze der Stadt New York be- 
finden würde. 

Schon im Herbst des Gründungsjahres 1832 wurde die erste Teil- 
strecke der Bahn — bis zur heutigen 14. Straße — eröffnet, keinesfalls 
zur ungeteilten Freude der gesamten Bevölkerung; denn für viele be- 
deutete die Neuerung nur einen weiteren Beweis für den Verfall der 
guten alten Sitten, und andere wieder sahen in dem neuen Verkehrsmittel 
einen höchst überflüssigen Wettbewerb für ihre eigenen Lohnfuhrwerke, 
Besonders die Fuhrherren, wohlhabende Leute, die ein gewichtiges Wort 
in der Stadtverwaltung mitzureden hatten, leisteten zunehmenden Wider- 
stand, der schließlich in Gewalt ausartete, als eines Nachts ein großer 
Teil der Eisenbahnschienen — dünne Eisenstreifen, die wenig dauerhaft 
auf der Straßenoberfläche befestigt waren — aufgerissen wurden. Kläg- 
lich muten uns heute die Bestrebungen der Bahnverwaltung an, bei dem 
großen Publikum um mehr Verständnis für die Eisenbahn zu werben. 
Doch die Zeit arbeitete nun mächtig zu deren Gunsten. New Yorks Wachs- 
tum übertraf alle Erwartungen, und von Tag zu Tag wurden Verkehrs- 
mittel aller Art notwendiger als je zuvor. Im Jahre 1833 lief bereits eine 
Dampflokomotive bis zur Gegend der heutigen 26. Straße, und bis zum 
‚Jahre 1837 wurde die Bahn im Zuge der heutigen 4. Avenue (Park Ave- 
nue) bis nach Harlem ausgebaut. Natürlich verlief die Strecke überall 
im freien Gelände, ohne erhöhten Bahnkörper, bis sie in der Gegend der 
heutigen 92. Straße auf einen massiven Granitkegel stieß, der weder 
überstiegen noch umfahren werden konnte. So wurde die erste wirklich 
großartige Ingenieurarbeit geleistet, es wurde ein Tunnel von 600 Fuß 
Länge gebohrt und damit der Anfang geschaffen zu dem meilenlangen 
Tunnel, der die Zufahrt zum Grand Central Terminal von der 100. bis 
zur 42. Straße bildet. Damals, in den dreißiger Jahren des vorigen Jahr- 
hunderts, rührte sich der Bahnbau mächtig in den Staaten, und die erste 
Dampflokomotive war von Peter Cooper im Jahre 1829 gebaut worden. 
Bald hatte sich auch die New York & Harlem auf Dampfbetrieb um- 
gestellt, sehr zum Verdruß der Anwohner im Stadtgebiet, die von neuem 
anfingen, Sturm gegen die qualmenden Dampfzüge zu laufen. So kam es 
zum Verbot von Dampfzügen im Stadtgebiet. Zunächst wurde die Gegend 
südlich der 14. Straße, später (1884) sogar die ganze Gegend südlich der 
32. Straße für Dampfzüge verboten, und auf diesen Teilstrecken mußte 
zum Pferdebetrieb zurückgekehrt werden. 

Das ist die Pionierarbeit, die von New-Yorker Seite aus geleistet 
wurde, und die später für den Eintritt der New York Central Eisenbahn 
ins Herz von New York von so großer Bedeutung sein sollte, 
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Entstanden ist die New York Central jedoch aus der 1826 gegrün- 
deten Mohawk & Hudson Eisenbahn mit 20 Meilen Länge und einem ein- 
zigen Zuge. Von hier ist es ein weiter Weg bis zur Konsolidierung von 
über 315 Eisenbahnen in das New York Central System. Der Mann, der 
die Hauptarbeit dabei geleistet hat, war, wie schon erwähnt, Commodore 
Cornelius Vanderbilt, der in der Schiffahrt Millionen verdient hatte, 


Vanderbilt und die New York Central Eisenbahn. 


Cornelius Vanderbilt (geb. 1794, gest. 1877) ist eine der interessan- 
testen Persönlichkeiten im Amerika des 19. Jahrhunderts. Von einem 
unbeugsamen Willen beseelt, reifte in seiner in drückendster Armut ver- 
brachten Jugend der Entschluß, reich und mächtig zu werden. So stark 
war sein Auftrieb, daß er noch im Alter von fast 70 Jahren, schon damals 
ein mächtiger Mann und vielfacher Millionär, sich einer neuen Tätigkeit 
zuwandte, dem Ankauf und Betrieb von Eisenbahnen, wobei er in etwa 
15 Jahren sein Vermögen verzehnfachte und mit 300 Millionen Dollar der 
damals reichste und mächtigste Mann Amerikas wurde. 

Als armer Junge hatte sich Vanderbilt als Schiffersknecht auf 
einem Fährboot, das den Verkehr auf dem Hudson besorgte, seinen 
Lebensunterhalt verdient. Mit sicherem Blick hatte er den Bedarf nach 
einer Fähre zwischen New York und Staten Island (seinem Geburtsort) 
erkannt. Ein kleines Kapital, erhungert und zusammengeborgt, verhalf 
dem damals Sechzehnjährigen zum Erwerb seines ersten Fährbootes. 
Wenige Jahre später betreibt er nicht nur eine Anzahl von Fährbooten 
im New-Yorker Nahverkehr, sondern er hat bereits eine regelmäßige Ver- 
bindung mit Segelschiffen für Personen- und Güterverkehr auf dem 
Hudson zwischen New York und Albany, der Regierungshauptstadt des 
Staates New York, eingerichtet. Er fängt an, seine Schiffe selbst zu 
bauen, und sein schon damals ansehnliches Kapital erlaubt es ihm, für 
geraume Zeit jedes andere Unternehmen zu unterbieten und sich auf 
diese Weise unbequemen Wettbewerb schnell vom Halse zu schaffen. 
Durch seine Erfolge ermutigt, richtet er nunmehr regelmäßige Schiffs- 
linien zwischen den Häfen der Ostküste des Kontinents und eine Linie 
nach Californien ein, wobei die Fahrgäste bei Nicaragua vom Atlan- 
tischen zum Stillen Ozean über die Landenge transportiert wurden. Es 
heißt, daß die Jahre des Goldrausches in Californien ihm ein Vermögen 
von 10 Millionen Dollar eingebracht haben. Im Jahre 1817 hatte er schon 
einen Versuch mit einer Linie nach Canada gemacht; im Krimkrieg ließ 
er seine Schiffe nach Le Havre laufen, und, als um die Mitte des vorigen 
Jahrhunderts die Massenauswanderung von Europa nach Amerika ein- 
setzte, warf sich Vanderbilt mit aller Macht auf das Riesengeschäft, das 
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dem Unternehmer winkte, der in Kürze den nötigen Schiffsraum zur Be- 
förderung der Hunderttausende von Auswanderern zur Verfügung stellen 
konnte. Vanderbilt war der Mann, dem die Mittel und die Erfahrung zur 
Verfügung standen, und er organisierte sofort einen regelmäßigen 
Schiffsdienst für Auswanderer, ein Geschäft, das ihm weitere Millionen 
einbrachte, 

Inzwischen brach der Bürgerkrieg in den Vereinigten Staaten aus, 
und Vanderbilt ließ sich die Gelegenheit, durch Kriegslieferungen und 
Truppentransporte neue Millionen zu verdienen, nicht entgehen. Lange 
Zeit vorher jedoch hatte die Dampfmaschine begonnen, sich die Schiff- 
fahrt zu erobern, und voll Hohn soll Vanderbilt die ersten Versuche von 
Dampfschiffen auf dem Hudson beobachtet haben. Nur widerstrebend 
hatte auch er sich zum Dampfschiff bekehren lassen, nie jedoch, so 
schwor er, wollte er etwas mit den Dampfeisenbahnen zu tun haben, die 
er mit schlecht verhehltem Zorn am Ufer des Hudson entlang fahren und 
seine schnellsten Dampfer überholen sah. Schließlich siegte jedoch bei 
ihm die kühle Erwägung, daß mit Eisenbahnen noch viel Geld zu ver- 
dienen sei, und nun erst, im Jahre 1862, als ein alter Mann von fast 
70 Jahren, wandte er sein Interesse den Eisenbahnen zu. Er entschloß 
sich, die New York & Harlem Eisenbahn zu erwerben, deren Aktien da- 
mals infolge Mißwirtschaft der Verwaltung auf 9 % gefallen waren. Mit 
Hilfe seines großen Kapitals — sein Vermögen wurden damals auf 
20 Millionen Dollar geschätzt — war es für ihn ein leichtes, die Mehr- 
heit des Aktienkapitals an sich zu bringen, ein Geschäft, das sich sofort 
glänzend bezahlt machte, als bekannt wurde, daß Vanderbilt die Bahn 
erworben und durch seinen Einfluß bei der Stadtverwaltung sich eine 
Anzahl von wertvollen Freibriefen für den Betrieb von Bahnen im Gebiet 
der Stadt New York gesichert hatte. In kurzer Zeit wurden seine Aktien 
an der Börse mit 50 % und später sogar mit 100 % bewertet. Wieder 
wurde der Name Vanderbilt mit ehrfurchtvoller Hochachtung in Wall 
Street genannt, und diejenigen schienen recht behalten zu wollen, die 
vorausgesagt hatten, daß eine Großspekulation in Bahnaktien die einzige 
Absicht Vanderbilts beim Erwerb der N. Y. & Harlem Eisenbahn gewesen 
sei. Wie erstaunt war man daher in Wall Street, als Vanderbilt allen 
Ernstes daran ging, die Bahn viergleisig auszubauen, neue Lokomotiven 
und Wagen zu kaufen und eine ordentliche Verwaltung einzuführen! 


In schneller Folge erwarb er nunmehr eine Reihe von kleineren 
Gesellschaften, u.a. die Lake Shore, die Canada Southern, die N. Y. 
& Hudson River, die Michigan Central und einen kontrollierenden Anteil 
an der New York Central Eisenbahn. Dagegen gelang es ihm nicht, auch 
die Erie Eisenbahn an sich zu reißen, hier mußte sogar ein Vanderbilt 
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gegenüber den größten Hochstaplern, die die Geschichte der amerika- 
nischen Eisenbahnen je gesehen hat, Daniel Drew, James Fisk J. und 
Jay Gould, den kürzeren ziehen. 

Im Besitz dieser Bahnen reifte in Vanderbilt nun der Entschluß, sie 
zu einem einzigen großen System zusammenzuschweißen, das seinen Aus- 
gangspunkt in New York haben sollte, Gleichzeitig mit den langwierigen 
Vorarbeiten für den Zusammenschluß seiner Gesellschaften plante er den 
New Yorker Bahnhof, den er im Geiste als ein neues Weltwunder im zu- 
künftigen Herzen der Metropole entstehen sah. Wo aber würde in Jahr- 
zehnten dieses Herz von New York gelegen sein? Damals — um die Mitte 
des 19. Jahrhunderts — erstreckte sich New York von der Südspitze der 
Insel Manhattan, der Battery, etwa bis zur heutigen 14, Straße. Vander- 
bilt aber erwarb als Baugelände für seinen Bahnhof ein Stück Land, das 
gut zwei Meilen „vor den Toren“ der Stadt lag, in der Gegend der 
heutigen 42, bis zur 50. Straße. Die Auswahl dieses Geländes und Vander- 
bilts Meinung, daß diese Gegend einmal das Herz der Weltstadt New York 
Sein werde, erregte selbst im optimistischen New York ungläubiges Kopf- 
schütteln. Der neue Bahnhof, den er „Grand Central Terminal“ nannte, 
hatte zwölf Bahnsteige, daran schloß sich ein Rangierbahnhof von 
30 Gleisen, alles zu ebener Erde, Dieser erste „Grand Central Terminal“ 
ist im Jahre 1871 fertiggestellt worden. Damit war der damals groß- 
artigste Bahnhof der Welt für das riesige Bahnsystem vollendet worden, 
das Vanderbilt aus den kleinen Anfängen der New York Central Eisen- 
bahn entwickelt hat. 

Schon am 2. April 1853 war durch ein Sondergesetz die Konsolidie- 
rung von zehn Gesellschaften in eine einzige unter dem Namen „New 
York Central Railroad Company“ genehmigt worden. Diese zehn Gesell- 
schaften waren: 

1. die Albany & Schenectedy (früher Mohawk & Hudson) Eb. 

(gegr. 1826, eröffnet 1831), 

2. die Schenectedy & Troy Eb., gegründet 1836, eröffnet 1842, 

3. die Utica & Schenectedy Eb., gegründet 1833, eröffnet 1839, 

4. die Mohawk Valley Eb., gegründet 1852, eröffnet 1852, 

5. die Syracuse & Utica Eb., gegründet 1836, eröffnet 1839, 
die Syracuse & Utica Direct, gegründet 1836, eröffnet 1839, 
die Rochester & Syracuse, gegründet und eröffnet 1836, ent- 
standen aus der Auburn & Rochester und der Auburn & Syracuse 
Eisenbahn, 

8. die Buffalo & Rochester, entstanden aus der 1832 gegründeten 
Tonawanda Eisenbahn und der 1836 gegründeten Attica & Buf- 
falo Eisenbahn, 


ae 
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9. die Rochester, Lockport & Niagara Falls Eisenbahn, gegründet 
1850, 

10. die Buffalo & Lockport Eisenbahn, gegründet 1852 und eröffnet 
1854. 

Schon bei der Konsolidierung dieser Gesellschaften trat die un- 
geheure typisch amerikanische Verwässerung des Kapitals in Er- 
scheinung. Während die Konstruktionskosten aller dieser kleinen Bahnen 
etwa 10 Millionen Dollar betragen haben mögen, wurden Aktien im 
Nominalwert von 35 Millionen Dollar ausgegeben und vom Publikum 
gierig gekauft! 

Damit hatte die Bahngesellschaft nun eine direkte Verbindung 
zwischen Buffalo (am Erie See) und Albany, der Regierungshauptstadt 
des Staates New York. Vanderbilt ging nun an die Arbeit, die von ihm 
kontrollierten Linien, die New York & Harlem und die New York & Hud- 
son Eisenbahnen, die er in der Zwischenzeit z. T. viergleisig ausgebaut 
hatte, an dieses System anzuschließen, um ein einheitliches Bahnsystem 
von New York nach dem Mittelwesten zu schaffen. Nachdem er 1867 
Präsident der New York Central geworden war, wurde der Zusammen- 
schluß der beiden Bahnsysteme unter dem Namen: New York Central & 
Hudson River Railroad Company durchgeführt. 

Am 22. und 23. Dezember 1914 wurde die gesetzmäßige Ver- 
schmelzung dieses Bahnsystems mit den folgenden Gesellschaften vor- 
genommen! 

Lake Shore & Michigan Southern Railway Co., 

Geneva, Corning & Southern Railroad Co., 

Terminal Railway Company of Buffalo, 

Dunkirk, Allegheny Valley & Pittsburgh Railroad Co., 

Chicago, Indiana & Southern Railroad Co., 

Detroit & Chicago Railroad Co., 

Detroit, Monroe & Toledo Railroad Co., 

Kalamazoo & White Pigeon Railroad Co., 

Northern Central Michigan Railroad Co., 

Swan Creek Railroad Co. of Toledo. 

Das folgende Jahr brachte die Verschmelzung mit den folgenden 
Gesellschaften: 

Jamestown, Franklin & Charfield Railway Co., 

Cleveland Short Line Railway Co., 

Sturgis, Goshen & Saint Louis Railway Co., 

Elkhart & Western Railway Co. 

Im Jahre 1917 wurden die Dolgeville & Salisbury Railway Company 
und die Cornwall Bridge Company dem System einverleibt. Dagegen über- 
ließ die Gesellschaft im Jahre 1916 ihre Aktienmehrheit in der New York 
Chicago & Saint Louis Railroad Company und im’Jahre 1922 ihren Besitz 
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an Aktien der Lake Erie & Western Railroad Company an die Van 
Sweringens, Eisenbahnmagnaten in Cleveland, Ohio. 

Überdies hat die Gesellschaft eine große Anzahl kleinerer Gesell- 
schaften in Pachtbetrieb genommen, und sie kontrolliert durch Aktien- 
besitz eine weitere Anzahl von Gesellschaften, die getrennt betrieben 
werden, darunter die 

Michigan Central Railroad Co., 1871 Meilen, 

Cleveland, Cincinnati, Chicago & Saint Louis Ry. Co, 2391 Meilen, 

Pittsburgh & Lake Erie Railroad Co., 231 Meilen, 

Chicago River & Indiana Railroad Co., 19 Meilen, 
und andere Linien, in deren Kontrolle sie sich mit anderen Gesellschaften 
teilt, so z.B. die Rutland Railroad Co, (413 Meilen), die zusammen mit 
der New York New Haven & Hartford Eisenbahn betrieben wird. Alle 
diese getrennt verwalteten Linien haben eine Länge von insgesamt 
6207 Meilen, während die direkt betriebenen Strecken eine Länge von 
6930 Meilen aufweisen, insgesamt 13137 Meilen, ungerechnet die etwa 
6000 Meilen Rangiergleise. 


Das Streckennetz. 


Vom Grand Central Bahnhof im Herzen New Yorks unterfährt die 
Bahn die Stadt von der 42. bis zur 100. Straße, kreuzt an der 132. Straße 
den Harlem River und verläuft dann am linken Ufer des Hudson (am 
Amerikanischen Rhein) in prächtiger Landschaft nördlich nach Albany, 
der Regierungshauptstadt des Staates New York, wo sie auf einen 
anderen Zweig trifft, der von Boston aus seinen Anfang nimmt. Von 
Albany wendet sich die Bahn in genau westlicher Richtung im Tale 
2Wischen dem Catskill- und dem Adirondack-Gebirge nach der Südost-Ecke 
des Erie-Sees, wo Buffalo über Utica, Syracuse und Rochester erreicht 
wird. Die Strecke folgt dann dem Südufer des Erie-Sees über Dunkirk 
und Cleveland bis Toledo an der Südwest-Ecke des Erie-Sees, und von 
hier über Fayette, Goshe und South Bend, entlang am Südufer des 
Michigan-Sees, nach Chicago. Eine andere Hauptstrecke zweigt hinter 
Albany bei Herkimer nach Norden ab und endet in Montreal, Canada, Bei 
Buffalo teilt sich die Stammlinie und ein nördlicher Arm führt am Nord- 
ufer des Erie-Sees entlang über Detroit nach Chicago. Im Staate Indiana 
bildet Indianopolis den Schnittpunkt der Hauptstrecken von Chicago nach 
Cincinnati, von Cleveland nach St. Louis und von Peoria (Illinois) nach 
Springfield (Ohio). Zahlreiche Nebenstrecken bis hinauf nach Mackinaw 
City am Zusammenfluß des Michigan- und Huron-Sees verbinden das 
Streckennetz. 

Außerdem betreibt die New York Central einen kombinierten Eisen- 


bahn- und Flugdienst von New York nach Los Angeles mit den folgenden 
Flugdienst-Gesellschaften: 
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American Air Lines, 

United Air Lines, 

Western Air Express, 

Transcontinental & Western Air, Inc., 

New York Minneapolis Northeast Airways, 
New York Milwaukee—Pennsylvania Air Lines. 

Im September 1935 erwarb die Gesellschaft die Central Greyhound 
Lines, Inc., eine Tochtergesellschaft der Greyhound Corporation, deren 
Überlandomnibusse ein weitverzweigtes Streckennetz von der Küste des 
Atlantischen bis zur Küste des Pazifischen Ozeans und von Canada bis 
zur Grenze von Mexico befahren, 


Wettbewerb. 

Eine Besonderheit, an der das amerikanische Eisenbahnwesen 
krankt, sind die zahlreichen Parallelstrecken von im Wettbewerb stehen- 
den Gesellschaften. Fachleute sagen, daß es in den Vereinigten Staaten 
30 000 Meilen unnötiger und vollkommen überflüssiger Bahnstrecken gibt. 
So verbinden etwa ein Dutzend Linien die beiden größten Städte des 
Kontinents, New York und Chicago, und dies ist selbst für Amerika 
zu viel! 

Die wichtigsten Mitbewerber der New York Central sind: 

1, Die Pennsylvania Eisenbahn, deren Hauptstrecke von New York 
(Pennsylvania Bahnhof) nach Pittsburgh führt, von wo ein Arm 
nach Chicago abzweigt und ein anderer über Columbus (Ohio) 
St. Louis erreicht. Zahlreiche Nord—Süd-Verbindungen ver- 
mitteln den Verkehr von den Häfen der Großen Seen mit den 
Industriegebieten der Staaten Ohio und Pennsylvania. 

2. Die Baltimore & Ohio Eisenbahn, deren Groß-New Yorker Bahn- 
hof in Jersey City (New Jersey) gelegen ist, von wo eine Haupt: 
strecke über Philadelphia, Baltimore, Washington und Cineinnati 
nach St. Louis geht, während eine andere Hauptstrecke dicht am 
Südufer des Erie-Sees von Buffalo und Rochester ausgehend 
parallel mit der Strecke der New York Central nach Chicago 
führt. 

3. Die Erie Eisenbahn, deren Groß-New Yorker Bahnhof gleichfalls 
in Jersey City gelegen ist, von wo aus die Hauptstrecke der 
Grenzlinie zwischen den Staaten New York, New Jersey und 
Pennsylvania in nordwestlicher Richtung folgt, um dann südlich 
der Hauptstrecke der New York Central (im Zuge der Baltimore 
& Ohio) gleichfalls Chicago anzulaufen. 

4. Die Greyhound Corporation, eine riesige Transportgesellschaft, 
deren prachtvoll eingerichtete Motoromnibusse auf allen Auto- 
straßen der Union verkehren. 


Die New York Central Eisenbahn. 


Das Geschäftsjahr 1938. 
Gewinn- und Verlust-Rechnung, 


mu 
Gewinnvortrag 


Zugang: 


Gewinn aus d. Verkauf v, früh. abgeschrieb, Material 1 725 220,77 
Nennungen er Ee 16 945,98 | 
Abgang: 
Verlust im Jahre 1888 `... 20 154 357,20 
Verlust beim Verkauf ' on Ausrüstungsgegen- 
ständen unter Buchwert . 2 2.22 2. En 3 216 831,22 
Verschiedene nn aANT 718 834,55 
Gowinnvortrag a ann 


Einnahmen und Ausgaben. 


1938 1937 
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194 657 969,49 


1742 166,75 
196 400 136,24 


24 090 022,97 
172 310 113,27 


Zunahme 


Abnahme 
$ $ $ 
Betriebseinnahmen ......... 298 681 195,21 |366 226 126,46 | 67 544 931,25 
Betriebsausgaben u oo. 237 502 382,80 |284 000 438,88 | 46 498 056,08 
Netto-Betriebseinnahmen . . . . . . 61 178812,41 | 82225 687,58 | 21 046 875,17 
Verhältnis Einnahmen/Ausgaben 79,52% 77,55% 1,9% 
EE le A e» + . | 32723 604,74 | 32 160527,04| 563 077,70 
Mieten und Pachten (Ausgaben) . . . |:28455 207,67 | 50 065 160,54 | 21.609 952,87 
Ausrüstungsgegenstände . |, 10 106 754,72 | 10722 837,00) 616 083,18 
Gemeinsame Bahnanlagen . . ...... 2765 977,20 | 3314 055,8 648 078,10 


Andero Einnahmen 
Mieten, Pachten, Dividenden, Zinsen und 


15 582 475,75 | 36 028 207,85 | 20 445 791,50 


Verschiedenes `... 15 173 666,89 | 24 317 395,60 | 9 143 729,36 
Gesamteinkommen `... 30 756 142,08 | 60 345 662,94 | 29 589 520,86 
Verschiedene Ausgaben vu... 1679 735,08 | 1795 986,77 116 251,74 

S FE E 
Nettoeinkommen verfügbar zur Bo- 
ftiedigung von festen Lasten . . . | 20076407, 58 549 676,17 | 29 473 269,12 
Feste Lasten 
Mieten und Pachten für gepachteto Bahnen 
„und doren Ausrüstung, |, 2... 0, 22 472 195,15 | 25163018,97| 2.690 823,52 
Zinsen — fundierte Schulden `` 25 297 503,10 | 26 404 466,26| 1.106 96, 


- | Lä) äm)  629578,9| 831 487,01 
Tnsgosamt , . una. Be: 49 230 764,25 | 52 197 064,22 | 2 966 299,07 
BULLET aa a A CAA Aion EANNA ` |20 154 357,20| 6352 611,05 | 26 506 969,15 


(Gewinn) 
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Vermögen. 


Bahnanlagen 222. 

Ausrüstung . . . er? 

a) Gepachtete Bahnen (Wert der 

eigenen Anlagen und Bauten) 

Hinterlegte Gelder I - 

e BER SH. 

Wir Immobilien `... 

6)! Beteiligungen (Tochtergesell- 
schaften) 

e. (andere Gesell- 
schaften) 


Jesamtbetrag fester Geldanlagen 


Bankguthaben `... 
Depositenl. TEES 
O EEE Tee 
Forderungen aus Vorschüssen 
und Rechnungen `... 
Forderungen an andere Bahn- 
gesellschaften (Betriebsrech- 
nungen) . . - 
Noch nicht abgelie 
nahmen 
Verschiedene ausstehende 
Forderungen `... 
Materialien und Betriebsgegen- 
CTT KK Leeën 
Ausstehende Zinsen und’ 
Dividenden `... tana Sei 
Ausstehende Pachten , . . . » 
Sonstiges . . . 


Gesamtbetrag flüssig. Geldanlagen 


Betriebsvorschüßse , . . 2.2... 
Versicherungen >... a... 
Vorausbezahlte Pachten und 
Versicherungsprämien . . . , 
Schwebende Posten . . . . . 


Gesamtbetrag schwebender Posten 


1 727 919 599,83] 


1938 
$ 


694 954 049,89 
385 024 867,71 


145 424 404,91 
180 678,02 

107 987,11 

38 365 921,00 
414 628 942,14 


49 232 748, 


28 053 275,00) 
45 000,00 
2702 136,46 


57 649,77 


2 180 683,25 
4 038 515,29 
8 160 850,10 
27 050 755,30 
2 442 827,14 


341 485,04 
257 996,54) 


75331 174,07) 


185 303,54 
1 514 130,04 


40 770,52 
17 039 487,19 


18 779 692,13 


1 822 030 466,18 


1 Unterteilung siehe S. 1390. 


693 180 469,40 
396 108 513,00 


146 244 684,87 
229 544,48] 

61 029,77 

37 525 037,92 
414 508 903,39 


47 681 533,02] 

1 735 539 715,91 
18 712 700,59) 
70 000,00] 

4 129 120,38) 


80 912,02 


1 866 317,14 
3 753 418,21 
9174 778,15) 
30 527 218,78) 
2 220 019,19 


346 732,54 
427 029,97 


71 308 246,71 


189 092,00 
1 515 130,94 


52 767,98) 
20 820 584,87 


22 577 575,74 


1 829 425 538,50 


Zunahme 
Abnahme 
$ 


1 773 580,87 
7 668 719,36 


4 235 206,16 
48 866,16 
46 957,94 

840 883,08 


120 039,05 


1 551 215,86 
7 620 116,58 
9 340 574,47 

25 000,00 
1 426 983,77 


23 262,85 


314 366,11 
285 097,08 
1013 927,08 
3.476 403,94 
222 808,01 


5.246,00 
169 033,99 


4.022 027,90 


3788,40 
1.000,00 


11 997,11 
8781 097,74 


3 797 883,01 


7 395 072,93 
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Schulden, 


` Zunahme 
1938 1937 


Abnahme 
$ $ $ 
Aktienkapital `... 502 332 642,10, 562 332 122,40 520,00 
Vorschüsse der Bundes- 
regierung für Bauten . . 885 406,19 753 807,41 131 598,72 
Fundierte Schuld .... 634 507 200,00 040 043 200,00 3 536 000,00 
Verpflichtungen gegenüber 
Tochtergesellschaften . — 56 103 302,85, 55 808 661,05 294 731,80 
Gesamtkapital ... 1 253 828 641,98] 1 258 937 790,80) 5 109 149,15 
Laufende Verbindlichkeiten | 
Kurzfristige Anleihen . . . + + 20 000 000,00. 20 000 000,00 
Aufgelaufene Betriebsrechnungen 5621 475,001 5479 850,98 141 624,08 
D EE 15 177 434,84 19567 089,17] 4.300 554,93 
D Alters- und Arbeits- | 
losenversicherung . 2004 735,0) 2724 094,50 119 358,71 
Fällige Zinsen. 2.2.2.2. 2 485 615,05) 2479 799,41) 5816,24 
» Dividenden 2.20. : 154 723,42] 155 397,42) 674,00 
»  Schuldobligationen . . - 220 490,00 456 090,00) 235 600,00 
Aufgelaufone Zinsen `... + 5363 322,0) 5385 852,81 22 530,15 
` Pachten .. .. - 2032 pl 2242 302,58 209 827,10 
Verschiedenes . |... 5 919 617,48) 5 909 430,45, 10 186,98 


59 579 998,70 44 400 807,88 15 179 082,82 
Später fällige Verbindlich- 

Ne, OT me ae 37 470 604,95) 35 106 492,67. 2 364 111,68 
Sonstigen | 
Bire. Dg 20 314483,9 20 128 674,48 185 808,61 
Versicherungs-Roservon >... 5302 507,18) 4 925 097,77) 376 899,11 
Reserve für Abschreibungen: | 

teg Gg 2 413 085,07 2 469 372,04 56 687,57 

Ausrüstung . ...... —. 184 507 KE 184 276 68,50, 231 274,54 

Einrichtung usw. . . d 3487 970,6 3408918, ` 10 974,75 

Verschiedenes . 2 20. 73 257 423,46] 718758210] 1 381 601M 


j 289 283 902,54! 287 174 953,73) 2 108 948,77 
Gesollschaftsvormögen 


Zugang AED R NAN 7 856 260,03 7 446 469,83 409 790,70 
Sondorreserve , osa an, 1701 054,90, 1 701 054,00 
Gewinn- und Vorlust-Rechnung . | 172 310 113,27) 194 657 969,49. 22 347 85 


181 867 428,20| 203 805 493,78 21 938 06; 


1 822 030 466,13) 1 829 425 538,30 7395 072,91 
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Anlagen 


a) Eigene Anlagen und Bauten $ 
auf gepachteten Bahnanlagen (44 Gesellschaften) . — 145 424 404,54 


b) Immobilien 
New York: 


New York Central Gebäude Kri, mp 14.417 401,00 
Hotel Biltmore Br KEE $ Gs 3.290 130,80 
Hotel Commodore ba TORE NE 6 2787 08 
Hotel Waldorf Astoria ` — Al aal en Ch ` 1 971 612,05 
Graybar m a A E, 640 361, 
247 Park Avenuo A an A ME EN E 210 397,14 
250. „ D » 54,03 
Brose, a ` Dee Gë 1 689 960,10 
EE i a TARA RAA. BEE 388 196,45 
RW Su ELE N er 195 515,10 
299 „ PR A EE GE Gë 1 565 941,28 
EN EN è Zeg 225 470,16 
Van, dier Se Sa E 3 832 281,11 
340—350 Park Avenue Du PERA NTT darii 305 730,89 
379 Madison Avenue Ge: ETT ET 
3 „ H = AEs IE aadi 2 u: 
33 Ost 48. Straße o Ou ën LG SEL 115 348,76 
Hotel Roosevelt Pr N; 226 103,50 
115 Ost 48. Straße 2 (Barclay Park) . . . . o 111 833,75 
Vanderbilt Concourse p è aa... 5 RE 47 479,01 
Yale Club ee TEE € 51 027,1 
111 West End Avenue „Su me rer a 115 471,75 
62—64 West End Avenue Gebäude . 2 ns scene 296 302,41 
Grundstücke und Gebäude an Leroy, Morton und West Straße 681 516,20 
Ecke 30, Straßesund 10. Avenue Gebäude vw 358 147,77 
tie (Ze IK e Es his: 688 592,05 
Putnam Brücke über den Harlem Fluß Lë u. Va 250 000,00 
Verschiedene Grundstücke . «v - E 118 046,40 
31 474 523,81 
Außerhalb New York , a ss sanra A > Ara 6.891 307,10 


a. 38 305 921,00 
c) Beteiligungen er 


Tochtergesellschaften: H 
Aktien (55 Gesellschaften) . . | 161.538 147,18 
Schuldobligationen (13 m (e? 19 523 227,38 
Schuldscheine (8 i Jaa 34 579 182,18 
Vorschüsse (33 o ). . | 198 988 385,10 | 414 028 942,04 
d) Andere Gesellschaften: Fe 
Aktien (6 N ) 26.019 733,08 
Schuldobligationen (7 n ya 9 047 729,10 
Schuldscheine (10 m Tis: 1 130 811,66 
Vorschüsse (9 ) 12 901 674,94 


798,05 49 232 748,88 


Versch) 
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Gewinn- und Verlust-Rechnung — Zehn Jahre — 1929 bis 1938. 


1920 1930 ` | 1931 1932 | om 
$ | $ $ $ | $ 


Gewinn-Vortrag 
Zugang 


Insgesamt . . . 
Abgang |... 


258 798 616,08 
79 460 731,74 
338 259 348,02 
43 248 909,09 


Jewinn-Vortrag [295 010 378,10) 


295 010 378,40 loso 783 925,88) 


35 608 802,21 3 945 728,10] 


330 619 270,61|290 729 654,28 
43 835 344,70, 23 037 818,70) 
T 


286 783 925,891207 691 835,49 


207 691 835,10! 


238 624 521,10 
5221 455,00) 208 388,84 


272913 291,89|238 832 909,94 
34 288 770,29| 12 851 270,70 


238 624 521,10) 25 981 639,18 


2 


Gewinn-Vortrag 
Zugang 


Insgesamt . . . 
Abgang .. 
Gewinn-Vortrag 


Ve 


Gesamt- 
einkommen 

Zahl der Ange- 
stellten 


H 


Löhne und 
Gehälter 

Material (einschl. 
Brennstoff) 

Abnutzung 

Alle anderen Be- 
triebsausgaben 

Steuern . . 

Miet. u. Pachten 


Gesamtausgaben 
Netto Betriebs- 
einnahmen . . 


Insgesamt... 
Netto Betriebs- 
einnahmen | . 
Andere Ein- 
nahmen . , 
Verfügbar für 
feste Lasten . 
Feste Lasten , . 


Gewinn od. Verl. 


1934 
$ 


225 981 639,18 
778 243,42 


Dän 759 882,00 
26 860 420,94 


199 899 462,26) 
rhältnis d 
1934 


295 084 881 


93 331 


EI 
Y% 
46,21 


16,79 


5,05 


7,98 
8,42 
5,0 


ou | 


DÉI 
100,00 


9,88 


8,10 


18,08 
20,04 


2,61 


1935 1936 | 
$ | $ Í 
199 899 402,00 195 968 343,14 


2200 833 al 11 123 740,77 


1202 160 296,25 207 092 084,21! 
6191.952,81) 17 963 702,50 


195 968 343,41|180 128 381,00] 
er Ausgaben zum Ein 


1935 | 1936 
7 7 


| 
310 192 980 | 361 063 872 | 


89711 95 801 
| 
% | % 
47,74 | 46,48 
14,86 16,06 
Ba DN 
8,54 
Ge | 
4,08 | 
88,15 | Sa 
11,85 12,54 
100,00 100,00 
11,85 12,54 
7,50 6,22 
| 
19,85 18,70 | 
19,51 16,29 
0,04 Zar 


1938 


$ 


1937 
$ 


189 128 381 
3 371 038, 


202 499 419,95 
7 841 450,49) 


194 657 969,49/172 310 113,27 


94 657 969,49 
1742 166,75 


Ki 400 136,24 


24 090 022,97 


kommen, 
1937 1938 


366 226 126 | 298 681 195 


101 451 84.031 
D D 
Yo % 
48,00 51,69 
17,75 15,14 
4,54 5,50 
0,00 7,18 
8,78 10,06 
Se 1 Aa 
Dun | 94,78 
Da | 5,22 
100,00 100,00 
| 
sa | Aa 
6,0 5,08 
10,90 
17,05 
| Kid 
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Statistische Einzelheiten. 


Güterverkehr 


Bezahlte Frachten fame)... 
Eigene u 3 
ee SC LE EL e e 


Befahrene Streckenlänge (ellen)... 
Durchschnittliche Reisclänge 1 t Fracht . . 
Durchschnittliche Anzahl der Wagen 


eeh ET ten 
Durchschnittliche Anzahl der beladenen 
Wagen jo Zug Mei... 
Durchschnittliche Anzahl der leeren Wagen 
TE Te en 
Durchschnittlicher Erlös je Tonne . . . $ 
en „ je Tonne je Meile £ 


Durchschnittlicher Erlös je Streckenmeile $ 
Durchschnittlicher Erlös je Zug-Meile . . $ 


Personenverkehr 


Fahrgäste im Fernverkehr . . 2 2.2.2.» 
nm Orteverkoht n i eaa ViA 
m o » Vorortverkebr . 2.2 2. 


Tnagasinn c; AND TA A 


Befahrene Streckenlänge (Meilen) . . . » + 
Durchschnittliche Reiselänge je Fahrgast 
(Meilen) . . . » Ke 
Durchschnittliche Anzahl von Fahrgästen 
je Zug Mei... ei 
Durchschnittliche Anzahl von Personen- 
wagen je Zar Moie... 


Durchschnittliche Anzahl von Personen- 
wagen je Personenzug » 2. - 
Durchschnittlicher Erlös je Fahrgast 


ee, ne... > nn A5 fl 
Durchschn, Erlös je Fahrgast `... . $ 
5, i Streckenmeile |, , $ 


w Zuele... $ 


Zunahme 


1938 | 1937 
‚Abnahme 
| 
| 
98 593 108 | 131 549 445 | 32 965 337 
11 265 211 14 522 782 3257 571 
109 858 319 | 146. 072 227 | 36 213 908 
11 004,58 11 017,78 13,26 
224,20 215,01 9,10 
54,58 55,10 0,61 
31,86 32,06 1,1 
21,72 21,22 0,50 
2,06 1,96 0,10 
0,928] 0,918 0,01 
18 427,18 23 375,08 4947,95 
6,97 7,23 0,26 
2455 126 2 820 308 365 182 
16492222 | 18 215 931 1723 709 
29 268 096 | 30135 590 867 494 
48 215444 | 51 171 829 2 956 385 
7718,16 7 865,55 147,00 
| 
57,85 61,57 Aa 
75 78 8 
6,18 6,36 0,06 
8,83 8,08 | Wun 
2,102 2,1 08 0,054 
1,25 1,80 0,05 
10 398,12 11 312,82 914,70 
1,08 | Zu 9,0 
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Zug-Meilen 
Güterzüge 
Personenzüge (Fahrgäste) 
(Milchtransport) 
(Anderes) 


Betriebszüge 


Insgesamt 


Lokomotiv-Meilen 
Güterzüge 
Personenzüge (Milch) 

y (Anderes) 
Rangierzüge ina e A AT T 
Rangierbahnhof-Lokomotiven 
Betriebszüge 


Insgesamt 


Wagen-Meilen 
Güterwagen in Güterzügen 
Güterwagen in Personenzügen 


29 109 782 
36 997 739 
698 746 

2 795 107 


69 601 374 | 
911 639 
70 513 013 


32 479 025 
751135 | 
39 501 689 | 
4 488 083 | 
21 698 456 | 
1 023 976 | 


99 942 964 


1 587 989 670 
781 932 


35 603 554 
40.233 731 | 

768 154 
3.081 751 | 


79 687 190 | 
1 601 375 
81 288 565 


39 719 018 
833 080 
43 312 573 
5193 065 | 
26 858 774 
1 833 614 


117 750124 | 


1 964 001 388 
884 703 


6 493 772 
3 235 992 
59 408 
286 611 
10 085 816 
689 736 


10 775 662 


993 
81 945 

3 810 884 
704 382 

ő 160 318 
809 638 
17 807 160 


376 011 718 
102 771 


E E Er E 1 588 771 602 | 1 964 886 091 
Personenwagen in Personenzügen . . . . - 357 551 636| 380 873 047 
Personenwagen in Güterzügen `... 8.023759, 6954 830 
Personenwagen EE 365 575 395 | 387 827 877 
EE Ee 1 956 182 156 | 2 355 987 936 
Rollendes Materia 
Lokomotiven Stromlinienzug 
Für Güterzüge `... 1716 Tageswagen `... 
s» Personenzüge 2 2 2» 608° Sulonwagen `... 
Rangiermaschinen . . . . 976 ah EE 
Elektrische Maschinen 146 7, 
H 

‚Diesel-olektrische Maschinen . MET 

Betriebswagen. ..... 
Insgesamt `... 3.492 w fah 

zeuge 

Güterwagen oa. ee E 
Personenwagen Schlepper... . % dch 
Tageswagn `... , 1800 ` Dampfboote . 2.2... > 
Speisewagen 2 222... 185 ` Dieselboote ....,... 
Postwagen u Pu 279  Kranboote....... Gong 
Gepäck- und Expreßgutwagen 1765  Getreidetransport-Boote . » + 
Andere Personenwagen 44 Fähren für den Transport von 
Triebwagen Güterwagen `... & bi? 
ATA EPE AE A A ET IRLS n 
Sonstige. WA DE T Ip Insgesamt». oo o o a 


376 114 489 
23 321411 
1 068 929 
22 262 482 
399 805 780 
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Bemerkungen zum Geschäftsbericht. 
Einnahmen. 

Die im Geschäftsbericht für 1938 veröffentlichten Zahlen spiegeln 
den schweren Rückschlag im Wirtschaftsleben der Vereinigten Staaten 
wider, der im Sommer 1937 einsetzte, um erst im Herbst 1938 einer 
leichten Besserung zu weichen, Die Betriebseinnahmen sanken um 
67544 931 $ (18,14%) unter diejenigen des Vorjahres. Die Güterverla- 
dungen betrugen 98 593 108 t, 32 956 337 t (25,05 %) weniger als im Vor- 
jahre und die entsprechenden Einnahmen betrugen 202 781 708 $ oder 
54759743 $ (21,2 %)weniger als im Vorjahre. Die Anzahl der Fahr- 
gäste ging auf 48 215 444 oder um 2 956 385 (5,78 %) zurück, während die 
entsprechenden Einnahmen um 6091670 $ (9,17%) auf 60313893 $ 
sanken. 

Das Einkommen aus anderen Quellen betrug 15 173 666 $, ein Rück- 
gang von 9143729 $ gegen das Vorjahr, und das Einkommen aus Divi- 
denden ging um 6219871 $ auf 5455 252 $ zurück. Allein die Detroit 
Terminal Railroad Company zahlte der Gesellschaft 3 595 639 $ weniger 
an Dividenden als im Vergleichsjahre, und eine Anzahl von Gesell- 
schaften, die der New York Central im Vorjahre 2624 232 $ an Divi- 
denden eingebracht hatten, gingen dividendenlos aus. 

Das Einkommen aus anderen Wertpapieren ging um 1420928 $ 
zurück, hauptsächlich infolge Ausbleibens der Zinszahlungen in Höhe von 
1101727 $ seitens der Hudson River Connecting Railroad Corp., und 
Einkommen aus anderen Guthaben war um 826 601 $ geringer. 


Ausgaben. 

Auf der Ausgabenseite berichtet die Gesellschaft eine Gesamt- 
abnahme von 46 498 056 $ in Verwaltungskosten, obwohl 6 150 134 $ mehr 
für Löhne und 1137680 $ mehr für Materialien (infolge Preissteige- 
rungen) aufgewandt werden mußten, Die folgende Tabelle zeigt die 
Höhe der Verwaltungskosten und deren Veränderung im Vergleich mit 
dem Vorjahre: 


Betrag Abnahme 
$ $ 


Instandhaltung-Bahnanlagen 


und Gebäude 33 054 305,85 8 130 285,40 (19,74 %) 

È Ausrüstung . 59 475 859,14 19 901 512,02 (25,07 %) 
Vorkehrsverwaltung . . . . . - 6 624 833,82 155 840,19 ( 2,30 %) 
Botriebskosten-Bahn `... 123 265 821,18 16 295 021,08 (11,07 %) 

4% “andere Betriebe . . 5.346 833,09 375 169,77 ( 6,58 %) 
Allgemeine Unkosten. | . . « 9774 193,93 1 667 717,32 (14,08 %) 
Verschiedenes (Credit) . . . . 39 463,51 27 490,0 


237 502 382,80 46 498 056,08 
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Der Rückgang der Instandhaltungskosten für Bahnanlagen und 
Bauten spiegelt das aufs äußerste eingeschränkte Bau- und Reparatur- 
programm wider, das durch den schlechten Geschäftsgang nötig wurde, 
zumal in dieser Abteilung die erhöhten Löhne sich mit 182 618 $ bemerk- 
bar machten, und außerdem Flutschäden und größere Schneeverwehun- 
gen Mehrausgaben von 621919 $ und 107 601 $ nötig machten. 


Die geringere Inanspruchnahme der Ausrüstungsgegenstände ließ 
eine wesentliche Ersparung an Reparaturkosten zu, und der Rückgang 
des Verkehrs erlaubte Ersparungen an Kohle und Öl im Betrage von 
3185 370 $, an Betriebskosten einschließlich Löhne und Gehälter in Höhe 
von 11090 576 $, an Betriebskosten für Wasserfahrzeuge in Höhe von 
522 983 an Entschädigungszahlungen für Unfälle im Betrage von 
981 067 $ und sonstige Ersparnisse im Betrage von 515 023 $. 


Die geringere Anzahl von Speisewagen im Betrieb brachte Erspar- 
nisse von 255 052 $ und der Rückgang im Verbrauch von elektrischem 
Strom senkte die Erzeugungskosten um 91 601 $. 


Unter den allgemeinen Unkosten berichtet die Gesellschaft den 
Fortfall von Pensionszahlungen in Höhe von 1046714 $, nachdem mit 
dem 1. Juni 1937 die staatliche Versicherung für Eisenbahner in Kraft 
getreten ist. 

Dagegen betrug die Gesamthöhe der verschiedenen Steuern 
32 723 604 $ oder 563 077 % mehr als im Vorjahre, hauptsächlich infolge 
der Erhöhung der Arbeitslosenversicherung um 1 % oder 1 024 763 $, wo- 
zu noch Mehraufwendungen in Höhe von 943 657 $ infolge höherer Steuer- 
sätze für Grund- und Eigentumsteuern traten. Auf der anderen Seite 
konnten infolge der geringeren Einnahmen auch wesentliche Steuer- 
ersparungen gemacht werden. 


Feste Lasten betrugen 49 230 764 $ oder 2 966 299 $ weniger als im 
Vorjahre. Im einzelnen konnten erspart werden: an Mieten und Pachten 
für Bahnanlagen, rollendes Material und Ausrüstungsgegenstände 
2 690 823 $; an Zinsen und Dividenden von Pachtgesellschaften, zu deren 
Zahlung sich die New York Central verpflichtet hatte, 2033 236 $; an 
solchen Pachtbeträgen, die einen Prozentsatz des Einkommens bilden, 
703418 $. Dagegen mußten 126 274 $ mehr an Bundessteuern für Pacht- 
gesellschaften aufgewandt werden und Mehraufwendungen für Mieten 
und Pachten in verschiedenen Fällen beliefen sich auf 106 665 $. 


Die Zinszahlungen auf feste Schulden beanspruchten 25 297 503 $ 
oder 1106 963 $ weniger als im Vorjahre infolge des Ausscheidens ver- 
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schiedener Serien von fälligen Schuldobligationen und günstigerer Zins- 
bedingungen beim Umtausch von Fälligkeiten in neue Anleihen. 

Zinszahlungen auf schwebende Schulden stiegen um 831487 $ auf 
1 461 066 $ hauptsächlich infolge einer Anleihe von 20 000 000 $, die von 
den folgenden Banken gewährt wurde: 


$ 
The First National Bank of the City of New York . . Taq 5 000 000 
Guaranty Trust Company of New York. 5 000 000 
Irving Trust Company . . Ni SO EA 5.000.000 
The Chase National Bank of the City of New York . . p 2,500 000 
dP Morgan & Co: e, I R al: 2,500 000 


An Zinsen für diese und andere Bankanleihen wurden im Berichts- 
jahre 509 348 $ mehr als im Vorjahre aufgewandt. Außerdem hatte die 
Gesellschaft an die Stadt New York 259681 $ für den Austausch von 
Grund und Boden zu zahlen und 70932$ an den Staat New Jersey als 
Verzugszinsen für unbezahlte Steuern. Auf 50175 $ belief sich der Bei- 
trag der Gesellschaft zur Beseitigung von Niveaukreuzungen, wobei die 
Arbeiten von der Nothilfe des Staates New York ausgeführt wurden, 


Um weitere Arbeit zu beschaffen, nahm die Gesellschaft eine andere 
Anleihe in Höhe von 5 000 000 $ von der National City Bank auf. Diese 
Anleihe wurde von der bundesstaatlichen Reconstruction Finance Corp. 
garantiert. 


Die Bilanz ist offensichtlich mit größter Vorsicht aufgemacht. 
Kenner New Yorker Verhältnisse werden überrascht sein festzustellen, 
daß alle Immobilien zusammen, darunter riesige Hotels, Büro- und Wohn- 
gebäude sowie das gewaltige Bahngebäude — alle im Herzen der Stadt 
New York — nur mit etwas über 31 Millionen Dollar zu Buche stehen. 
Man darf wohl sagen, daß in diesem Posten allein stille Reserven von 
mehreren hundert Millionen Dollar enthalten sind. 


Bauten. 


Infolge der Notwendigkeit, mehr Arbeit zu beschaffen, hat die Stadt 
New York seit Jahren ein großzügiges Verschönerungsprogramm in An- 
griff genommen. Die New York Central wurde insoweit hiervon betroffen, 
als sie ihre gesamten Gleisanlagen vom Ufer des Hudson an der West- 
küste der Insel Manhattan beseitigen mußte, um den Ausbau einer groß- 
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artigen Automobilstraße für Schnellverkehr zu ermöglichen. Diese Straße 
(Henry Hudson Parkway) ist im wesentlichen fertiggestellt und die da- 
mit für die Gesellschaft verbundenen Arbeiten können als beendet be- 
trachtet werden. Für den hergegebenen Grund und Boden jist die Gesell- 
schaft durch Hergabe von städtischen Grundstücken entschädigt worden. 
— Nach Aufgabe des Güterbahnhofs an der 41. Straße und Entfernung 
der Güterbahngleise von den städtischen Straßen sind Gleise nur noch 
auf Straßen südlich der 30. Straße zu finden. Ein Viadukt ist im Bau 
über die 11. Avenue zwischen der 34. und 37, Straße, dessen Fertigstellung 
für dieses Jahr vorausgesehen wird. Ein neuer Abstellbahnhof in der- 
selben Gegend wurde im Berichtsjahr zum Teil fertiggestellt, seine Voll- 
endung ist für dieses Jahr'in a genommen. In Verbindung mit 
diesen Veränderungen wurde das Köntorgebäude an der 30. Straße ab- 
gerissen und durch Um- und Anbauten neue Räume an der 28. bis zur 
30, Straße geschaffen. 


In New York wurde das der Gesellschaft gehörende Wohnhaus 
Nr. 320 Park Avenue gänzlich modernisiert, eine neue Kraftstation wurde 
an der 126, Straße errichtet und zwei Bahnsteige im Grand Central Bahn- 
hof verlängert, um Züge mit 16 Wagen abfertigen zu können, 


Beseitigung von Niveaukreuzungen. 


Gegen die für Amerika typischen Niveaukreuzungen in Städten wie 
auf dem flachen Lande ist infolge der vielen tödlichen Unfälle seit Jahren 
von der Öffentlichkeit angekämpft worden. Im Arbeitsbeschaffungs- 
Programm der verschiedenen Regierungen steht daher die Beseitigung 
möglichst vieler Niveaukreuzungen an erster Stelle. Der Staat New York 
hat ein öffentliches Interesse an der Beseitigung dieser Gefahrenstellen 
anerkannt und durch Gesetz vom November 1938 (das am 1. Januar 1939 
in Kraft getreten ist) bestimmt, daß die im Staate New York betriebenen 
Bahnen nur ingoweit zur Mittragung der Kosten (höchstens 15 %) heran- 
gezogen werden können, als derartige Verbesserungen einen Wertzuwachs 
für die Bahngesellschaften bedeuten, Im Berichtsjahr hat die Gesell- 
schaft auf Veranlassung des Staates New York 16 Niveaukreuzungen be- 
seitigt, Die Gesamtkosten betrugen 3 444 000 $ und der Anteil der Gesell- 
schaft 1687 000$. Ferner wurden auf Verlangen der Bundesregierung 
zwei weitere Niveaukreuzungen beseitigt und eine Brücke im Staate Penn- 
Sylvania erneuert. Der Anteil der Bahn an den Gesamtkosten in Höhe 
von 841 Vun 5 beträgt nur 96.600 $, alles übrige wird von der Bundes- 
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regierung bezahlt. In anderen Fällen von Verbesserungen betragen die 
Kosten 1166 000 $, wovon auf die Gesellschaft nur 56 000 $ fallen. Ähn- 
liche Verbesserungen wurden im Staate New Jersey ausgeführt, und die 
Gesellschaft rechnet mit Ausgaben in Höhe von 47 600 $, während sich 
die Gesamtkosten auf 411000 $ belaufen werden, wovon die Bundes- 
regierung 165 000$ und den Rest der Staat New Jersey aufbringen 
werden. 


Frachtraten. 


Seit mehreren Jahren hat die staatliche Aufsichtsbehörde (1. ©. C.) 
ihren ganzen Einfluß aufgeboten, um die Eisenbahnverwaltungen zur 
Herabsetzung der Personentarife und der Frachtraten'zu bewegen. Nur 
unter stärkstem Druck willigten die Bahnen des Ostens in eine Herab- 
setzung der Personentarife von 3,6 ¢ auf 2 ¢ je Meile mit Wirkung vom 
1. Juni 1936 ein. Infolge der überraschend günstigen Wirkung dieser 
Maßnahme sprach die I. C. C, noch im selben Jahre ein Machtwort, indem 
sie die im Jahre 1935 bewilligten Frachtratenzuschläge mit Wirkung vom 
31. Dezember 1936 aufhob, Seitdem haben die Bahnen nicht aufgehört, 
gegen diese Verfügung zu protestieren, und schließlich gewährte die 
1.C.C. am 19. Oktober 1937 mit Wirkung vom 15. November und 
20. Dezember 1937 gewisse Zuschläge auf Kohle und andere Rohprodukte. 
Hiermit gaben sich die Bahnverwaltungen keineswegs zufrieden, sondern 
sie forderten eine allgemeine Erhöhung der Frachtraten um 15 % und 
weitere Zuschläge auf Kohle, Holz, Zucker, Früchte und Gemüse, Am 
8. März 1938 willigte die I.C.C. in eine 10prozentige Erhöhung der 
Frachtraten ein, mit Ausnahme von gewissen landwirtschaftlichen Er- 
zeugnissen, bei denen die Erhöhung nur 5 % beträgt. Auf Kohle, Koks 
und Erze wurde kein Frachtzuschlag bewilligt, jedoch auf Anthrazitkohle 
ein solcher von 10 ¢ je Tonne. Diese Zuschläge traten im März und April 
des Berichtsjahres in Kraft. Gleichzeitig wurde ein Zuschlag von 10 % 
für die Berechnung anderer Dienstleistungen der Bahnen gewährt. 


Ferner wurde die am 19. Oktober 1937 erteilte und bis zum 31. De- 
zember 1938 begrenzte Genehmigung eines Extrazuschlages auf Weich- 
kohle auf unbestimmte Zeit verlängert. 


Die Bahnverwaltungen machen geltend, daß sie gezwungen waren, 
diese Ratenerhöhungen zu fordern, da ihre Verwaltungskosten infolge 
höherer Preise und Löhne erheblich gestiegen seien, und daß die er- 
wartete Mehreinnahme nur einen Teil ihrer Mehrausgaben decken wird. 
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Verwaltung und Angestellte. 


Am 1. April 1935 lief der Arbeitsvertrag zwischen den Eisenbahn- 
gesellschaften und den Gewerkschaften ab, der eine zeitweilige Lohn- 
senkung von 10 % zum Gegenstand hatte, so daß die Bahnen von diesem 
Tage an wieder volle Löhne zahlen mußten. Diese, einer Lohnerhöhung 
von 10 % gleichkommende Mehrbelastung konnten die Bahnen ertragen, 
weil gerade Ende 1935 eine bedeutende Geschäftsbelebung einsetzte, die 
bis zum Sommer 1937 anhielt. Inzwischen empfanden die Angestellten im 
Hinblick auf die gebesserten Einnahmen der Bahnen und die Verteuerung 
der Lebenshaltung ihre Entlohnung als unzureichend, und nach 
stürmischen Verhandlungen mußten sich die Verwaltungen zu Lohn- 
zuschlägen entschließen, die gerade in Kraft traten, als die günstige 
Geschäftslage einem allgemeinen Rückschlag weichen mußte, Als sich 
die wirtschaftliche Lage immer weiter verschlechterte und schließlich 
für die Bahnen ungemein bedrohlich wurde, kündigten die Verwaltungen 
am 12. Mai 1938 den Lohnvertrag und gaben eine beabsichtigte Lohn- 
kürzung von 15 % bekannt. Verhandlungen mit den Gewerkschaften zer- 
schlugen sich, so daß das bundesstaatliche Schlichtungsamt angerufen 
werden mußte. Als auch dies ohne Erfolg blieb und die Bahnverwaltungen 
die Lohnkürzung erzwingen wollten, beschlossen die Gewerkschaften, 
am 1. Oktober alle Bahnen stillzulegen. In zwölfter Stunde wurde eine 
Wirtschaftskatastrophe von ungeahnten Ausmaßen verhütet, als der 
Präsident der Ver. Staaten persönlich eingriff und am 27. September 1938 
den Streitfall einem Sonderausschuß übergab. Die Verhandlungen zogen 
sich vom 30. September bis zum 17. Oktober 1938 hin, und am 29. Oktober 
verkündete der Ausschuß seine Entschließung, daß Lohnkürzungen in 
Zeiten allgemeinen Geschäftsrückgangs um jeden Preis vermieden werden 
müßten. 


Wie vorher erwähnt, stiegen die von der Gesellschaft zu entrichten- 
den Steuern hauptsächlich infolge der Erhöhung der Lohnsteuer um 1%. 
Es darf in diesem Zusammenhange daran erinnert werden, daß seit dem 
1, Januar 1937 ein alle Angestellten der Vereinigten Staaten einschließen- 
des Erwerbslosenfürsorge- und Altersrentengesetz besteht (Social Secu- 
rity Act). Der erste Teil dieses Gesetzes, nämlich die Erwerbslosen- 
fürsorge, trat für die Bahnen schon am 1. Januar 1937 in Kraft. Ob das 
ganze Gesetz für die Eisenbahnen Geltung haben wird, hängt von dem 
Ausfall der Klage der Verwaltungen ab, die sie gegen die Regierung an- 
gestrengt haben, um das unter dem Namen „Railroad Retirement Act of 
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1935“ bekannte Sondergesetz zur Versorgung von im Ruhestand lebenden 
Eisenbahnern zu Fall zu bringen. 

Die vom Gesetz vorgesehene Lohnsteuer für Erwerbslosenfürsorge 
betrug 1% für das Jahr 1936, 2% für das Jahr 1937 und 3% für das 
Jahr 1938, während die Lohnsteuer für die Altersrente (von der die 
Bahnen nicht betroffen werden) 1% für den Arbeitgeber und 1% für 
den Versicherten beträgt. (Für das Jahr 1940 sind 2% in Aussicht ge- 
nommen, jedoch wird über die Beibehaltung von 1% noch verhandelt.) 
Für die Bahnen ist jedoch der „Railroad Retirement Act of 1935“ in 
Kraft, der sowohl dem Arbeitgeber wie dem Versicherten eine Lohnsteuer 
von 3%, % (unter 300 $ monatlich) auferlegt. 


Schlußbetrachlungen. 


Es hätte wenig Zweck, sich über die Aussichten eines einzelnen 
Bahnunternehmens auszulassen, wenn alle Eisenbahnen einen Kampf auf 
Leben und Tod führen. In der bewegten Geschichte der amerikanischen 
Eisenbahnen hat es wohl kaum eine solche anhaltende Zeit des Nieder- 
ganges gegeben wie die vergangenen 7 oder 8 Jahre. Eine Zeitlang wurde 
die Notlage der Eisenbahnen nicht als ein Kapitel für sich, sondern nur 
als eine Teilerscheinung der schweren Wirtschaftsstörung angesehen, 
die 1929 einsetzte. Als aber die gesamte Wirtschaft eine kräftige Er- 
holung zeigte, ohne daß die Eisenbahnen folgten — bezeichnenderweise 
leitete die Automobilindustrie die Besserung der Wirtschaftslage ein — 
begann die Lage der Eisenbahnen sich als Sondererscheinung im Krank- 
heitsbilde der amerikanischen Wirtschaft zu entpuppen. Dies alarmierte 
die amerikanischen Wirtschaftsführer, die alle Hoffnungen auf eine 
dauernde Erholung wieder schwinden sahen. Gesetzgebung und Bahnver- 
waltungen begannen nun, mit Aufbietung aller Kräfte an dieses Problem 
heranzugehen, die Gesetzgebung hauptsächlich durch bundesstaatliche 
Regelung des Kraftomnibusverkehrs und durch Erzwingung billiger Per- 
sonentarife und Frachtraten bei den Eisenbahnen. Die Bahnverwaltungen 
halfen durch Einführung modernster Stromlinienzüge, Anwendung von 
Luftkühlung in weitestem Maße und andere Verbesserungen, In den 
Jahren 1936 und anfangs 1937 schienen die Bahnen einen großen Teil 
des verlorenen Gebietes wiedererobert zu haben. Um so furchtbarer war 
die Enttäuschung für das gesamte amerikanische Wirtschaftsleben, als 
im Jahre 1937 und noch mehr im Jahre 1938 ein so katastrophaler Rück- 
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gang der Einnahmen bei den Eisenbahnen eintrat, daß selbst die ge- 
sündesten Gesellschaften an den Rand des Konkurses getrieben wurden. 

In dem furchtbaren Krisenjahr 1932 schlossen die zur „Klasse I“ 
gehörenden Eisenbahnen mit einem Gesamtverlust von 139 Millionen $ ab. 
Niemand hätte es für möglich gehalten, daß 6 Jahre später die Lage der 
Bahnen so verzweifelt sein würde, daß der Rekordverlust von 1932 bei- 
nahe von neuem erreicht werden würde. Und doch zeigte der Gesamtaus- 
weis dieser Klasse einen Verlust von 123 Millionen $ für das Jahr 1938. 
Gegenüber diesem Verlust für die Aktionäre stehen 341 Millionen $ 
Steuern, die dieselben Gesellschaften in demselben Jahre gezahlt haben. 
Rechnet man gar mit den letzten 8 Jahren, so zeigen die Bahnen der 
Klasse I einen Gesamtüberschuß von 120 Millionen $, die Steuerein- 
nehmer jedoch trugen 2291 Millionen $ davon. 


Die Eisenbahnen lassen keine Möglichkeit unversucht, sich selbst 
aus dieser verzweifelten Lage zu helfen. Nachdem sie mit Verbilligung 
und Wiedererhöhung der Personentarife und Frachtraten experimentiert 
haben, mit Entlassungen und solchen Materialersparnissen und Verzöge- 
tungen von Reparaturen, daß dies bereits die Sicherheit des Betriebes 
gefährdete, versuchen sie es jetzt mit der Stillegung aller Nebenlinien, 
die sich nicht selbst erhalten können. Die New York Central hat im Be- 
Tichtsjahre von der I. C. C. die Genehmigung erhalten, 28 Meilen Neben- 
strecken stillzulegen und sie hat einen Antrag auf Stillegung weiterer 
16,65 Meilen gestellt. Andere derartige Maßnahmen sind beabsichtigt. 


Die Presse und damit die Öffentlichkeit verfolgen den Kampf der 
Eisenbahnen mit größtem Interesse, und jede kleine Erholung wird mit 
großen Hoffnungen auf dauernde Besserung der Lage begrüßt. Der Aus- 
weis der Bahnen in Klasse I für die ersten 4 Monate d. J. zeigt einen 
Nettoverlust von 71% Millionen $ gegen 139 Millionen $ im vorigen 
Jahre, Die New York Central berichtet für die ersten 6 Monate d. J. Roh- 
einnahmen von 155 970 720 $ gegen 138 942439 $ im vorigen Jahre und 
Nettoeinnahmen von 8 689 953 $ für dieselbe Periode gegen 108 187 $ im 
Jahre 1938. Im Monat Juni d. J. brachte der Personenverkehr 6 Mil- 
lionen Dollar ein, gegen 5,3 Millionen Dollar im Vorjahr, und die Ein- 
nahmen aus dem Güterverkehr in demselben Monat stiegen von 15 Mil- 
lionen Dollar im Vorjahr auf 17% Millionen Dollar im laufenden Jahr. 

Dies alles ist sehr erfreulich und doch wollen die Stimmen nicht 
schweigen, die darauf hinweisen, daß die amerikanischen Eisenbahnen 
heute dasselbe Schicksal erleiden, das sie selbst ihren Vorläufern auf dem 
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Gebiete des Transportwesens bereitet haben: den Kanälen und Post- 
kutschen. Aus diesem Standpunkt heraus bereitet sich langsam, so 
scheint es, im Volk ein Nachlassen des erbitterten Widerstandes gegen 
den Gedanken einer Verstaatlichung der Eisenbahnen vor. Die Ver- 
waltungen wehren sich dagegen mit allen Kräften, denn sie wissen es 
besser als das Publikum, welchem Schicksal die Eisenbahnen anheim- 
fallen würden, wenn sie ein Spielball für amerikanische Innenpolitik 
werden sollten. 

So bleibt die Frage der Zukunft der amerikanischen Eisenbahnen 
so undurchsichtig wie zuvor. Sicher ist nur eins, daß nämlich die Ent- 
scheidung nicht mehr lange hinausgezögert werden kann, 
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Die Entwicklung des Personen-Linienverkehrs mit Kraftfahrzeugen. 


Von 


Dipl.-Kfm. Dr, rer, techn. A. von Neuhoff-von der Ley, 
Referent im Statistischen Reichsamt, Berlin. 


A. Die Entwicklung bis zur Einführung der Reichsstatistik. 
1. Reichspost. 

Der Personenverkehr im Deutschen Reich wird von der Deutschen 
Reichsbahn, von den Privateisenbahnen und von den Straßenbahnen 
schon seit längerer Zeit eingehend statistisch beobachtet. Über den 
Personenverkehr mit Kraftfahrzeugen dagegen werden zunächst noch 
keine umfassenden Erhebungen durchgeführt. Angaben liegen 
nur für einen Teil des öffentlichen Kraftfahrzeugverkehrs, nämlich für 
die Personenbeförderung auf den Kraftfahrlinien vor. 

Der erste Verkehrsträger, der die Personenbeförderung mit Kraft- 
fahrzeugen im Linienverkehr in größerem Umfange begonnen hatte, ist 
die Post. Im letzten Vorkriegsjahr (am 31. März 1914) betrug die ge- 
Samte Streckenlänge der Kraftpostlinien (Überlandverkehr ohne Land- 
kraftposten) 3248 km!. Davon entfielen 2314 km allein auf Bayern und 
479 km auf Württemberg, während von der Reichspost im übrigen Reich 
455 km betrieben wurden; eingesetzt waren dabei 315 Kraftomnibusse. Im 
ganzen Rechnungsjahr (1. April 1913 bis 31. März 1914) wurden 5,98 Mill. 
Wagenkilometer gefahren und hierbei 4,ı Mill. Personen befördert. Nach 
dem Kriege begann der Personenverkehr mit Kraftfahrzeugen verhältnis- 
mäßig rasch zu wachsen. Am 31. März 1923 — also unmittelbar vor 
dem Ruhreinbruch — hatte die Reichspost bereits 461 Kraftpostlinien 
mit einer Linienlänge von 10064 km (210 % mehr als im Rechnungs- 
Jahr 1913) in Betrieb, auf denen 866 Kraftomnibusse (+ 175 %) ver- 
kehrten; die Zahl der zurückgelegten Wagenkilometer war in dem kurz 
zuvor abgelaufenen Rechnungsjahr 1922 bis auf 11,4 Mill, (+ 91 %) und 
die Zahl der beförderten Personen bis auf 9,6 Mill. (+ 135 %) gestiegen. 
Der sich im Jahre 1923 zeigende verhältnismäßig große Rückgang hängt 
mit der Ruhrbesetzung durch die Alliierten zusammen. In den folgenden 
Jahren (insbesondere seit 1925, in dem sich die Zahl der beförderten 
Personen gegenüber 1924 verdreifachte) nahm der Kraftpostverkehr un- 
unterbrochen außerordentlich stark zu. Die Rekordleistungen vor der 


T Außerdem betrieben damals auch die Sächsischen Staatseisenbahnen ein 
Liniennetz von mehr als 200 km mit Kraftomnibussen. 
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wirtschaftlichen Depression erreichte die Reichspost im Jahre 1930. In 
diesem Jahre verfügte nämlich die Reichspost schon über 2354 Kraft- 
postlinien, die einem Liniennetz von 46483 km entsprachen, Für den 
Personenverkehr waren 3939 Kraftomnibusse eingesetzt, Bei einer Fahr- 
leistung von 82,5 Mill. Wagenkilometer wurde dabei die beachtliche Zahl 
von 87, Mill. Personen befördert. In der Zeit der Wirtschaftskrise ging 
die Zahl der Fahrgäste trotz des z. T. erweiterten Verkehrsapparates 
empfindlich zurück, In diesem sich von Jahr zu Jahr ergebenden Rück- 
gang der Personenbeförderung spiegelt sich deutlich das fortschreitende 
Anwachsen des Arbeitslosenheeres während der Systemzeit. Im Jahre 
1933, in dem der Rückgang zum Stillstand gekommen war (das Jahr 1933 
hatte nur noch eine unwesentliche| Abnahme zu verzeichnen), lag die 
Fahrgastzahl um 32 % unter der des Jahres 1930. Die Verkehrszahlen 
für das Jahr 1934 lassen den beginnenden Wiedereinsatz der Arbeits- 
kräfte in die wiederauflebende deutsche Wirtschaft bereits klar erkennen. 


2. Kommunale und gemischt-wirtschaftliche 
Unternehmen. 


Als weitere größere Träger des Personenverkehrs auf den Kraft- 
verkehrslinien traten im Jahre 1926 der „Kraftverkehr Deutschland“, 
im Jahre 1928 der „Verband deutscher Kraftverkehrsgesellschaften“ und 
im Jahre 1930 der „Verband deutscher Verkehrsverwaltungen“ hinzu, 
d. h. die in diesen Verbänden zusammengeschlossenen kommunalen und 
gemischt-wirtschaftlichen Kraftverkehrsunternehmen. Diese Unterneh- 
men, die man bei dieser Betrachtung im Gegensatz zur Reichspost — als 
Reichsunternehmen — der Einfachheit halber im weiten Sinne des Wortes 
wohl schlechthin als „Privatunternehmen“ bezeichnen kann, besorgten 
im Jahre 1926 — dem ersten Jahr der statistischen Erfassung des nicht 
reichseigenen Personenkraftverkehrs — die Personenbeförderung im 
Überlandverkehr auf 300 Linien, deren Linienlänge 5418 km betrug, mit 
748 Kraftomnibussen; ihre Verkehrsleistungen erreichten 18,8 Mill. 
Wagenkilometer, wobei 32,, Mill. Reisende befördert wurden, In den 
folgenden Jahren hatte sich der Personenkraftverkehr der Privatunter- 
nehmen außerordentlich günstig entfaltet, und zwar wesentlich besser 
als bei der Reichspost. Hierbei ist jedoch zu beachten, daß die Reichs- 
post, ihrem Wesen als Reichsunternehmen zufolge, vielfach gezwungen 
ist, aus übergeordneten Gesichtspunkten auch unrentable 
Verkehre in abgelegenen, dünn besiedelten und verkehrsarmen Gegenden 
aufzunehmen oder aufrechtzuerhalten, während von den privaten Kraft- 
verkehrsunternehmern billigerweise eine Verkehrsbedienung nicht ver- 
langt und nicht erwartet werden kann, bei der die privatwirtschaftliche 
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Gewinn- und Verlustrechnung nicht aufgeht. Ferner ist auch zu berück- 
sichtigen, daß den Kraftomnibussen der Reichspost neben der Personen- 
beförderung auch die Beförderung der Postsachen obliegt. 

Die Höchstleistungen im Überlandverkehr vor der wirtschaftlichen 
Depression erzielten die Privatunternehmen im Jahre 1929, Insgesamt 
wurden in diesem Jahre von den Privatunternehmen 755 Linien 
(+ 151,7 % gegen 1926 — d. h. gegen das erste Erhebungsjahr —) mit 
einem Liniennetz von 12 260 km (+ 126,3 %) betrieben, wobei 1678 Kraft- 
omnibusse (+ 124,3 %) eingesetzt waren; dabei wurden 53,9 Mill. Wagen- 
kilometer (+ 186,2 %) gefahren und 104,1 Mill. Fahrgäste (+ 222,9 %) 
befördert. Anschließend gingen von Jahr zu Jahr die Fahrleistungen 
und die Fahrgastbeförderung stark zurück. Der Tiefstand wurde eben- 
falls wie bei der Reichspost im Jahre 1933 erreicht, in dem im Überland- 
verkehr bei einer Fahrleistung von 40,9 Mill. Wagenkilometer (— 24,1 % 
gegen 1929 — das Jahr der Höchstleistung vor der Wirtschaftskrise —) 
die Zahl der beförderten Reisenden bis auf 53,3 Mill. (— 49,0 % gegen 
1929) sank. 

Die nicht reichseigenen Kraftverkehrsunternehmungen, die im 
„Verband deutscher Kraftverkehrsgesellschaften“ und im „Verband 
deutscher Verkehrsverwaltungen“ einschließlich „Kraftverkehr Deutsch- 
land G. m. b. H.“ zusammengeschlossen waren, hatten für das Kalender- 
jahr 1930 erstmalig neben dem eigentlichen Überlandverkehr auch den 
Stadt- und Vorortverkehr nachgewiesen. Wenn beim Überlandverkehr 
dieser Gesellschaften im Jahre 1930 die Zahl der gefahrenen Wagen- 
kilometer und der beförderten Personen gegenüber den Vorjahrszahlen 
zurückbleiben, so mag dies zum Teil darauf zurückzuführen sein, daß 
Verkehre, die in den Vorjahren als Überlandverkehre nachgewiesen wor- 
den waren, nunmehr dem Stadt- und Vorortverkehr zugerechnet wurden. 
Im Jahre 1930 wurden bei den Privatunternehmen im Stadt- und Vorort- 
verkehr insgesamt 381 Linien mit einer Linienstrecke von 2893 km ge- 
zählt; für die Bewältigung des Personenverkehrs waren 1888 Kraft- 
omnibusse eingesetzt; dabei wurden 89,2 Mill. Wagenkilometer erzielt 
und 360,0 Mill, Reisende befördert, Die Zahlen für die drei folgenden 
Jahre ergeben — entsprechend der allgemeinen schlechten Wirtschafts- 
lage — ein anhaltendes starkes Zurückgehen der Verkehrsleistungen bei 
einer ‘verhältnismäßig nicht sehr ins Gewicht fallenden Einschränkung 
der Verkehrsmittel und bei einer im Jahre 1933 im Vergleich zu 1932 sogar 
erfolgten geringen Vermehrung der Linien und Erweiterung des Linien- 
netzes, Der Tiefstand der Personenbeförderung trat hier gleichfalls im 
Jahre 1933 ein, in dem die Fahrgastzahl nur noch rd. 193,0 Mill, aus- 
machte (mithin um 167,0 Mill. oder 46,4 % unter den Ergebnissen des 
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Jahres 1930 lag). Dieser Personenverkehr wurde auf 329 Linien, deren 
Länge 2507 km betrug, mit 1644 Kraftomnibussen unter Zurücklegung 
von 66,1 Mill. Wagenkilometern durchgeführt. Das Jahr 1934 brachte auch 
hier wieder einen leichten Aufstieg der Verkehrszahlen. 


3. Reichsbahn. 

Im Jahre 1928 war als weiterer Träger der Personenbeförderung 
auf den Kraftfahrlinien die Deutsche Reichsbahn hinzugekommen. In 
diesem Jahre verfügte die Reichsbahn über 45 Überlandlinien (davon 
11 bahneigene) mit einer Linienstrecke von 838 km (196), auf denen 
59 Kraftomnibusse (17) verkehrten. Im ganzen Jahre 1928 wurden von 
der Reichsbahn auf den Kraftfahrlinien 1,2 Mill. Wagenkilometer (davon 
im bahneigenen Verkehr Da Mill. km) gefahren und 2,2 Mill. Fahrgäste 
(davon im bahneigenen Verkehr 0, Mill.) befördert. Während bei der 
Reichspost in den ersten Jahren nach 1929 und bei den Privatunter- 
nehmen nach 1930 die Zahl der beförderten Personen von Jahr zu Jahr 
stark sank, zeigte sich beim Personenkraftverkehr der Reichsbahn nicht 
die gleiche Entwicklung. Im Jahre 1931 — d. h. im ersten Jahr der 
Wirtschaftskrise — war zwar auch beim Reichsbahn-Kraftwagenverkehr 
trotz des vergrößerten Umfanges der dem Personenverkehr dienenden 
Verkehrsmittel (Linien, Linienlänge, Omnibusse) die Fahrgastzahl zu- 
rückgegangen (250.000 Reisende weniger als 1930). Die Entwicklung 
des Reichsbahn-Kraftwagenverkehrs im Jahre 1932 sticht jedoch von 
der der übrigen Verkehrsträger insofern stark ab, als in diesem Jahre 
die Reichsbahn die Höchstleistung der Personenbeförderung im Kraft- 
wagenverkehr — und zwar mit 6,0 Mill. (d. s. 178% mehr als 1928) — 
erzielte. Diese günstige Entwicklung des Reichsbahn-Kraftwagenver- 
kehrs beruht jedoch nur zum geringen Teil auf der Entfaltung des bahn- 
eigenen Verkehrs (der bahneigene Verkehr war vor der Wirtschafts- 
krise nur in den Jahren 1928 bis 1930 stark gestiegen!) ; hauptsächlich 
ist sie aber auf den großen Zuwachs des Gemeinschaftsverkehrs der 
Reichsbahn mit der Reichspost und den privaten Verkehrsunternehmen 
zurückzuführen, Betrachtet man den bahneigenen Verkehr für sich 
allein, so sieht man, daß auch bei ihm der Höchststand der Personen- 
beförderung in das Jahr 1930 fällt. Nach diesem Jahr geht auch beim 
bahneigenen Verkehr die Fahrgastzahl von Jahr zu Jahr stark zurück; 
im Jahre 1933 betrug sie nur noch 0,4 Mill., d. h. 50 % weniger als 1930. 

Im Jahre 1930, in dem die Reichsbahn im bahneigenen Verkehr, wie 
bereits erwähnt, ihre Höchstleistungen vor der Wirtschaftskrise erreichte, 
zählte sie insgesamt 100 Personenkraftverkehre, von denen 14 auf die 
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bahneigenen, 57 auf die gemeinsam mit der Reichspost und 29 auf die 


mit anderen Unternehmern betriebenen entfielen, 


Wenn auch im Jahre 1933 die Zahl der beförderten Personen im 


Reichsbahn-Kraftwagenverkehr (bahneigener und Gemeinschaftsverkehr) 
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nochmals zurückging, so lag sie dennoch — im Gegensatz zur Reichs- 


Post und zu den Privatunternehmen — zum Teil erheblich über den Er- 


Das Jahr 1934 zeigte auch beim 


Reichsbahn-Kraftwagenverkehr bereits einen Ansatz zur neuen Belebung 


gebnissen der Jahre 1929 bis 1931. 
des Personenverkehrs. 


DM 
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B. Die Entwicklung nach der Einführung der Reichsstatistik, 
Einführung der Statistik. 

Wenn auch die im ersten Abschnitt besprochenen Statistiken ein 
nahezu umfassendes Bild des Personenverkehrs mit Kraftfahrzeugen im 
Deutschen Reich wiedergaben, so wuchs dennoch mit der Ausbreitung 
des Kraftfahrzeuges, insbesondere seitdem die nationalsozialistische Re- 
gierung die Motorisierung des Verkehrs energisch verfolgt, eine Lücke 
im Gesamtrahmen der Personenkraftverkehrsstatistik, und zwar haupt- 
sächlich dadurch, daß den bereits genannten Kraftverkehrsverbänden 
nur die kommunalen und gemischt-wirtschaftlichen Betriebe, nicht da- 
gegen auch sämtliche private Unternehmen des Kraftlinienverkehrs an- 
geschlossen waren. Diesem Mangel wurde dadurch abgeholfen, daß 
auf Grund des Erlasses des Reichsverkehrsministers Nr. S. 11 v. 4681/35 
vom 23. November 1935 mit Wirkung vom 1. Januar 1936 eine Sta- 
tistik des Personen-Linienverkehrs mit Kraftfahr- 
zeugen eingeführt wurde, die im Statistischen Reichsamt bearbeitet 
werden sollte. 

Der Personen-Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen findet seine 
Rechtsgrundlage in dem „Gesetz über die Beförderung von Personen zu 
Lande“ vom 4. Dezember 1934. Während das Gesetz die Inbetriebnahme 
von Kraftpersonenlinien grundsätzlich von der Erlangung einer in jedem 
Einzelfall nachzusuchenden Konzession abhängig macht, stellt es die 
Reichspost und die Reichsbahn von diesem Konzessionszwang frei. Aller- 
dings schreibt das Gesetz diesen beiden staatlichen Verkehrsträgern vor, 
ihre Linienvorhaben rechtzeitig einander sowie den zuständigen Regie- 
rungspräsidenten — im sogenannten „Anzeigeverfahren“ — mitzuteilen. 
Damit ist jede Einzelplanung an und für sich auch hier der Beurteilung 
von dritter Seite nach verkehrswirtschaftlichen und verwaltungsdienst- 
lichen Gesichtspunkten unterworfen. Den benachrichtigen Stellen steht 
das Recht zu, innerhalb von vier Wochen Einspruch zu erheben, über 
den in letzter Instanz der Reichsverkehrsministr entscheidet. 

Wie dem Wortlaut dieses Erlasses zu entnehmen ist, sollte die neue 
Statistik nicht den gesamten Personenkraftverkehr umfassen, sondern 
vorerst lediglich auf den linienmäßig betriebenen Kraftverkehr 
zur Beförderung von Personen beschränkt bleiben. Außerhalb der Sta- 
tistik bleibt somit der gesamte Gelegenheitsverkehr mit Kraftfahrzeugen 
sowie der ganze auf Privatfahrzeugen sich abspielende (nicht gewerbs- 
mäßige) Personenverkehr. 

Als Unterlagen der Statistik dienen Fragebogen, die von den Unter- 
nehmen des Personen-Linienverkehrs mit Kraftfahrzeugen monatlich aus- 
gefüllt und über die höheren Verwaltungsbehörden (in der Regel Regie- 
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rungspräsidenten), die die Zulassungsgenehmigungen erteilt haben, an 
das Statistische Reichsamt eingesandt werden. Die Unterlagen für den 
von der Reichspost und der Reichsbahn betriebenen Personen-Linienver- 
kehr besorgen die Reichspost- und Reichsbahn-Direktionen. Im Statisti- 
schen Reichsamt werden die wichtigsten Angaben für alle drei Verkehrs- 
träger zusammengestellt und in kurz gefaßter Form (unter Beschrän- 
kung auf Reichsangaben, auf die Verkehrsträger, auf Orts- und Über- 
landverkehr) monatlich sowie etwas eingehender (nach Ländern und 
Landesteilen) vierteljährlich in der Zeitschrift „Wirtschaft und Sta- 
tistik“ veröffentlicht; eine ausführliche Darstellung dieses Verkehrs 
wird einmal jährlich in den „Vierteljahrsheften zur Statistik des Deut- 
schen Reichs“ gebracht. 


Allgemeine Feststellung. 

Der Personen-Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen hat sich in den 
Jahren 1936 bis 1938 in der großen Linie aufwärts entwickelt. In ein- 
zelnen Monaten sind allerdings saisonmäßig bedingte Rück- 
schläge festzustellen oder es hat sich die Zahl der Fahrgäste gegen 
den Vormonat verringert, weil der Monat weniger Kalendertage zählt. 
Besonders treten beim Ortsverkehr die Monate Januar und Dezember 
hervor; der Grund hierfür liegt darin, daß u. a. in dieser Jahreszeit 
viele, die sich in wärmeren Jahreszeiten des Fahrrades bedienen, den 
Kraftomnibus als Verkehrsmittel wählen. Außerdem weist beim Orts- 
verkehr noch der August 1936 einen besonders starken Personenverkehr 
auf, der 1936 durch die Olympischen Spiele bedingt wurde; in Auswir- 
kung dieser festlichen Veranstaltungen hatte der Personenverkehr mit 
Kraftfahrzeugen im Linienverkehr in Berlin allein schon eine Zunahme 
von Zen Mill. Fahrgästen erfahren. Auch beim Überlandverkehr treten 
die Monate Januar und Dezember stärker in Erscheinung; der Grund 
hierfür ist im wesentlichen der gleiche wie beim Ortsverkehr, Außer- 
dem heben sich im Überlandverkehr die Monate Juli und August in er- 
höhtem Maße heraus, in denen die Überlandlinien sehr stark von Ur- 
laubsreisenden in Anspruch genommen werden. 


Gesamtumfang des Verkehrsapparates und der 
Verkehrsleistungen. 
Im Januar 1936 — also bei Beginn dieser Reichsstatistik — gab es 
im Deutschen Reich 4251 Kraftomnibuslinien mit einer 
Linienlänge von 76401,; km. Inzwischen haben sich diese Zahlen 
beachtlich erhöht. Im Dezember 1938 bestanden bereits 5035 Linien mit 
einer Gesamtlänge von 98 892,1 km (vgl. Übersichten Nr. 1 und 2). Mit- 
hin wurden seit Januar 1936 bis Dezember 1938 784 Omnibuslinien oder 
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1. Liniennetz der Schienenbahnen und des 


Schienenbahnennetz (Ende 1937) 


Eisenbahnen Straßenbahnen 
Länder Aut je Auf je 
and 1000 qkm | 100.000 1000 qkm | 100.000 
Handonsoite | Zange | BÉ | „Ei, | Langa | Ga | hie 
entfallen entfallen 
km km km km 
Ostpreußen . . . . . | 4196,08) (äu | 178,1 75,45 | Au 
Berlin u. Brandenburg | 5.576,00 | 130,5 | 79,4 756,9 | 19,5 | 10,8 
Pommern? `... 4903,05 | 127,7 | 207,8 74,81 I) 
Schlesien . 2.2... 5120,50 | 141,0 | 105,8 210,10 | B,7 4,3 
Land Sachsen. . . . | 3317,90) 221,4 63,1 434,05 | 28,0 32 
Provinz Sachsen 4.206,97 | 167,1 122,8 200,51 7,9 5,1 
Thüringen .. .. . | 1786,06 | 151,8 105,8 65,79 5,6 3,0 
o ERRO 400,95 | 173,8 | 107,5 18,10 7,0 An 
Mecklenburg . . | 1649,58 | 102,9 199,7 24,26 1,5 2,9 
Schleswig-Holstein . . | 2202,91 | 140,5 124,8 81,00 52 5,5 
Hamburg. . . . . . | 230,35 | 308,8 13,5 199,03 | 266,8 11,0 
Hannover 2.....| 4600,82) 118,9. | 1329 | «318,42 8,2 9 
Oldenburg ez 723,58 | 134,2 138,1 2,36 0,4 0,5 
Braunschweig . . 778,18, 211,9 149,7 37,02 9,8 Zu 
Bremen `... 90,65 | 351,4 23,9 70,73 | 274,1 18,5 
Westfalen 2.2 4 - 4032,08 | 199,5 77,5 "gäe | 39,2 15,1 
E nn. 117,55 | Da | Ga 43,50 | 85,7 23,8 
Schaumburg-Lippe. . 69,22 | 203,6 135,7 _ _ _ 
Hessen-Nassau 2745,87 | 163,0 104,1 191,81 | Uu 7,8 
Land Hessen . . ... | 1581,25 | 205,0 108,0 116,98 | 15,8 Zu 
Rheinprovinz . . . . | 5339,22 | 218,1 ma | 1447,21 | 591 18,2 
Saarland . ..... 471,10 | 246,8 57,0 159,26 82,8 19,1 
Bayern links d, Rh. . 904,08 | 164,7 88,1 28,01 5,2 25 
Boden v2... a. | 2445,08 | 162,2 98,9 183,16 | 12,2 T4 
Hohenzoll. Lande , , 183,17 | 160,4 1 247,5 ma hir, — 
Württemberg . . . „| 2382,00 | 122,1 86,3 194,82 | 10,0 7,0 
Bayern r. d. Rh. 2 mia 113,2 115,7 255,16 3,6 3,7 
Deutsches Reich . . | 68 105,80 | 144,7 100,8 5980,22 12,7 8,8 
Dagegen 1937. . kW 
» 1936. . |68225,02 | 144,9 | 100, | 5964,70 | 12,7 8,8 


1 Einschließlich der kommunalen und gemischt-wirtschaftlichen Betriebe. 
® Einschl, der Grenzmark Posen-Westpreußen. 


Die Entwicklung des Personen-Linienverkehrsmit Kraftfahrzeugen. 1411 


Personen-Linienverkehrs mit Kraftfahrzeugen, 


Omnibusliniennetz (Ende 1938) 


Privatunternehment Reichspost Reichsbahn 
Auf je Auf je Auf je 
1000gkm| 100. 000 are vi 000 1000gkm! 100 000 
> Länge | Grund- | Ein- | Lange rund- | Ein- Länge | Grund, | Ein. 
DÉI | Asche | wohner| — 8% | Aäche | wohner "8° | che | wohne 
entfallen entfallen | entfallen 
km km km km km | km 
e E ER R  RELE 
1 791,6 73,1 2008,0 | Aa | 81,0 3402| 92 | 13,9 
2032,2 29,0 2579,0 | 65,9 | 36,8 Sal la DÉI 
1401,0 | 50,4 2025,8 | 52,7 85,8 Al 1,1 1,8 
1032,6 | 21,0 | 72730 | 198,2 | 148,2 228,0 | Ga 4,6 
447, 30,4 | 4990,0 | 332,8 | 94,5 4219| 28,1 8,0 
2 535,9 72,4 | | 
1 203,4 70,5 3276,0 | 82,7 | 58,7 | | Su 
437,8 116,4 Í | 
470,9 56,4 1529,0 | 97,3 | 188,1 
2025,6 137,4 
497,5 29,1 | 
0 2226,2 06,4 ` ën 
2328 be 6819,0 | 105,8 | 85,6 | 34 3,1 
511,5 | 97,8 | | 
| 54,1 14,2 
2623,1 49,9 
206,1 113,2 2331,0 | 107,1 | 43,5 — = - 
19,0 37,8 
913,2 34,1 
502,4 382 d 4003,0 | 165,6 | 98,4 1261,8 | Dia | 806 
3 920,8 49,8 | 45670 | 186,0 | 57,5 1531| 68 | 1p 
287,4 34,4 708,0 | 308,0 | 84,7 RN d 
299,0 29,1 1579,0 | 105,8 | 153,9 hl EH Eh 
817,1 32,8 SCH 
144,5 192,7 2425,0 | 149,6 91,8 100,8 10,0 0,2 
4184,0 150,2 2341,0 | 120,0 84,1 159,0 8,2 5,7 
3736,9 Du 7 825,0 88,3 ja | 10,8 
1 
38413,9 | 81,0 | 56, | 56338,0 | 119,8 | 828 | 41405 | 88 6n 
| 
37 6811 | 80,1 55,4 48 977,0 | 104,1 71,9 4 494,8 Dä Gw 
348422 | 740 51,2 | 46793, | Da 68,7 2474,2 Bu | 6 
| 


1412 Die Entwicklung des Personen-Linienverkehrs mit Kraftfahrzeugen. 


2. Personen-Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen 1938 nach Verkehrsarten 
und Verkehrsträgern sowie nach Verkehrsmitteln und Verkehrsleistungen, 


Wagen- 


Linien? Omnibusse! | Fahrten?| kilo. | Duhr. 
me gästet 
Ce Länge | zu Sitz- 
ee (km) Zahl | plätze in 1000 
A. Ortsvorkohr 
Reichspost . 43| 201, 5) 1492) 294) 1205| 4171 
Reichsbahn . . . . . 1 2 2 55 13 33 157 


Privatunternehmen ® 762 | 4602,9 2381) 80194] 18677) 113765) 436 740 


18 984| 115.008] 441 068 


Gesamtverkehr 
Veränderung 1938 
gegen 1936 
a) Absolute Zahlen 


Reichspost . . 2. . 10 25,0 më 219+ 57 
Reichsbahn `... |+ ot mi Alt ner at 5 
Privatunternehmen® |4- 340 + 1944,9- + 6.037)4 30.333 +125046 


Gesamtverkehr , |+ 33014 19194 837+ 25626|-- 5965|-+ 30 116|+125673 

b) Verhältniszahlen 
Reichspost , . . . . 18,9 DÉI 18,8 gd 19> 15a} 161 
Reichsbahn EE Ro o+ 100,04 96+ di Gët 46,7 
Privatunternehmen ® |+ F 78, 40,1 


Gesamtverkehr 


Überlandverkehr 


Reichspost . ..... 2421 | 56 137,0| 3967| 104 224| 5724| 96205| 93686 
Reichsbahn . . . . . » 4 138,5 173) 5651 220 10 191 4209 
Privatunternehmen ® . , 33 811,0) 2566) 79861 5849) 83091) 116381 


Gesamtverkehr . 4229 


Veränderung 1938 
gegen 1936 

a) Absolute Zahlen B 

Reichspost . , . . + +12 521,0)+ DEIES 17 885[-+ oi 15 997) + 30 087 

Reichsbahn... . |+ 346 133+ 4550| 1224 040414 2958 

Privatunternohmen ® Dr 16478|4- _ 500|-+ 10 790|-+ 34 386 


Gesamtverkehr . |4- -+20571,2|4++ melt 38 913|- 1 298|-+ 33 260|-+ 67 431 


94 086,5 6706| 189736| 11 802| 189487| 214336 
| | 


b) Verhältniszahlen 
Roeichspost . . . » + + elt, asa asop goa 13t 1 ars 
Reichsbahn* 512,1 332,54 413,8[4- 114,0 173,414 225,0 


Privatunternehmen ® 15,7 


28,0 


121 Salt, 
16,114 < 25,8- 


9,5 Wat A4 


+ 45,9 


Gesamtverkehr 


1 Im Dezember 1938. — ? ‚Jahressummen. — ® Einschließlich der kommunalen 
und gemischt-wirtschaftlichen Betriebe. — * Die Vermehrung beruht im wesentlichen 
auf dem Linienverkehr der Reichsautobahnen. 
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18,4 % neu eingerichtet und dabei das Liniennetz um 22491,ı km oder 
29,4 % erweitert. Während sich zu Beginn des Jahres 1936 für die 
Personenbeförderung nur 7378 Kraftomnibussemit 206 938 Sitz- 
plätzen in Betrieb befanden, verkehrten im Dezember 1938 schon 
9143 Kraftomnibusse mit insgesamt 271 477 Sitzplätzen, also 1765 Omni- 
busse oder 23,9 % mehr mit einem Zuwachs von 64 539 Sitzplätzen oder 
311%. Die Zahl der Fahrten nahm von rd. 1,6 Mill. im Januar 
1936 auf rd. 2,70 Mill. im Dezember 1938 zu, das heißt um 0,03 Mill. oder 
50,0 %, wobei sich die geleisteten Wagenkilometer von rd. 18,8 Mill. 
auf rd. 28,1 Mill“, das heißt um 9,; Mill. oder 49,5 % vermehrt haben. 
Die Fahrgastzahl erhöhte sich von rd. 36,5 Mill, auf rd. 70,5 Mill., 
mithin um 34,0 Mill. oder 93,3 %. 

Vergleicht man die Gesamtergebnisse der Statistik des Personen- 
Linienverkehrs mit Kraftfahrzeugen der ersten drei Jahre hinsichtlich 
der Fahrleistungen und der Personenbeförderung miteinander, so stellt 
man folgende Veränderungen fest: 


ee mens Zunahme 1938 
1936 1937 | 1938 GE 
— nah 
Pn 1937 ER 1936 
F | Jee 

ER EEN 26, | 308 16,7 
Wagenkilometer 268,7 | 304,5 13,3 
Ur 546,0 655,4 20,1 


Diese Zahlenreihen zeigen deutlich die von Jahr zu Jahr steigende 
Bedeutung des Kraftlinienverkehrs, wurden doch im Jahre 1938 bereits 
rund 655,4 Mill. Fahrgäste im Personen-Linienverkehr mit Kraftfahr- 
zeugen befördert, was einer Zunahme gegenüber 1937 um 20,1% und 
gegenüber 1936 sogar um 41,8 % entspricht. Auch vom privatwirtschaft- 
lichen Standpunkt betrachtet weist der Personen-Linienverkehr mit 
Kraftfahrzeugen von Jahr zu Jahr eine günstigere Entwicklung auf. 
Während z. B. im Jahre 1938 die Zahl der Fahrten um 31,1 % und die 
Zahl der gefahrenen Wagenkilometer um 26,3 % über den Leistungen 
des Jahres 1936 lagen, betrug die Zunahme der beförderten Personen 
Sogar 41,8%. Noch deutlicher spiegelt sich dieser günstige Verlauf, 
wenn man nämlich die Zahl der Reisenden mit den Zahlen der Fahr- 
leistungen (Fahrten, Wagenkilometer) in Verbindung bringt. Hierbei 
ergibt sich, daß im Jahresdurchschnitt auf je eine Fahrt im Jahre 1936 
19,7 Reisende, im Jahre 1937 20,7 Reisende und im Jahre 1938 21,3 Rei- 
sende entfielen; auf je einen Wagenkilometer kamen in den entsprechen- 
den Zeitabschnitten 1,0 Fahrgäste, 2,0 Fahrgäste und 2,2 Fahrgäste, 

Ein (wenn auch verhältnismäßig kleiner) Teil der Zunahme bei den 
Ergebnissen des Personen-Linienverkehrs mit Kraftfahrzeugen beruht 
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allerdings darauf, daß eine Anzahl von Linien, die im Jahre 1936 schon 
bestanden, erst im Laufe der Jahre 1937 und 1938 in die Statistik ein- 
bezogen worden ist. 

Verkehrsarten. 

Beim Personen-Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen sind die beiden 
Verkehrsarten, und zwar der Ortsverkehr (d. h, der Verkehr, der 
sich innerhalb oder überwiegend innerhalb der Ortsgrenzen bewegt) und 
der Überlandverkehr (d. h, der Verkehr, der sich außerhalb oder 
überwiegend außerhalb der Ortsgrenzen abspielt) voneinander scharf 
zu trennen, da sich bei beiden sowohl hinsichtlich der Betriebsmittel 
(Linien, Omnibusse) und der Verkehrsleistungen (Fahrten, Wagenkilo- 
meter) als auch im Hinblick auf den Umfang der Personenbeförderung 
wesentliche Unterschiede ergeben. Zum Teil hängen diese Unterschiede 
damit zusammen, daß sowohl die Reichspost als auch die Reichsbahn 
als gemeinwirtschaftliche (staatliche) Unternehmen zahlreiche weniger 
häufig benutzte Linien in dünn besiedelten Gebieten unterhalten müssen, 
während der Ortsverkehr den regelmäßigen Pendelverkehr der Berufs- 
tätigen zwischen Wohnung und Arbeitsstätte weitgehend zu bewältigen 
hat. Im Ortsverkehr ist die Zahl der Linien, die Zahl der eingesetzten 
Kraftomnibusse und die Sitzplatzzahl sowie die Zahl der gefahrenen 
Wagenkilometer bei weitem kleiner als im Überlandverkehr. Während 
z. B. Ende Dezember 1938 das Liniennetz im Ortsverkehr 4806 km betrug, 
machte es im Überlandverkehr die beträchtliche Zahl von 94 086 km aus; 
zur gleichen Zeit waren im Ortsverkehr 2437 Kraftomnibusse, im Über- 
landverkehr dagegen 6706 eingesetzt. An Wagenkilometern wurden im 
ganzen Jahre 1938 im Ortsverkehr rd. 115 Mill., im Überlandverkehr da- 
gegen rd. 189 Mill. geleistet. Vergleicht man jedoch den Ortsverkehr 
und Überlandverkehr hinsichtlich der Zahl der bei jeder dieser beiden 
Verkehrsarten beförderten Personen, so zeigt sich, daß die Fahrgast- 
zahl im Ortsverkehr diejenige im Überlandverkehr erheblich übertrifft; 
den im ganzen Jahre 1938 im Überlandverkehr gezählten rd. 214 Mill, 
Fahrgüsten stehen im Ortsverkehr rd. 441 Mill., also mehr als das Dop- 
pelte an Fahrgästen gegenüber, 


Verkehrsträger und deren Anteile an der Personen- 
beförderung. 

Der Personen-Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen wird teils von der 
DeutschenReichspostund der Deutschen Reichsbahn, 
teils von Privatunternehmen — einschließlich der kommunalen 
und gemischt-wirtschaftlichen Betriebe — durchgeführt. Dabei wird 
der Ortsverkehr, wie es der Übersicht Nr. 2 zu entnehmen ist, fast aus- 
schließlich von Privatunternehmen usw. bewältigt, während im Überland- 
verkehr die Privatunternehmen und die Reichspost hinsichtlich der Zahl 
der beförderten Personen etwa in gleicher Stärke nebeneinander stehen. 
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Der Verkehr der Deutschen Reichsbahn, der sich überwiegend als 
Überlandverkehr abspielt, ist im Vergleich zu den anderen Verkehrs- 
trägern zunächst noch verhältnismäßig gering. Trotzdem verdient 
gerade dieser Verkehrsträger ganz besondere Beachtung, da sich seine 
Verkehrsleistungen in einer außerordentlich scharfen Kurve aufwärts 
entwickeln. Diese günstige Entwicklung erklärt sich u. a. daraus, daß 
die Reichsbahn besonderes Gewicht auf die Pflege und Förderung solcher 
Omnibuslinien legt, die über die Reichsautobahnen laufen, zumal diese 
Aufgabe zur Zeit ausschließlich ihr überlassen ist. Über die Entwick- 
lung des Reichsbahn-Kraftwagen-Linienverkehrs auf den Reichsauto- 
bahnen geben nachstehende Zahlen Auskunft: 


Reichsbahn-Kraftomnibus-Linienverkehr auf den 
Reichsautobahnen 1985 bis 1938, 


Linien p 
225 Zahl Länge (km) Fahrgäste 
195... - 6 341 38 548 
21088. . 23 2122 221437 
sg 34 3822 484 206 
198... 39 4120 698 328 


Hiernach hat sich in der Zeit von 1935 bis 1938 die Zahl der Reichs- 
autobahnlinien um das 6Ysfache vermehrt und das Liniennetz um das 
121,fache ausgedehnt, wobei die Zahl der Fahrgäste sogar um das 
18fache gestiegen ist. Diese Tatsache ist ein klarer Beweis für den An- 
klang, den die Straßen des Führers gefunden haben. Auf allen fertig- 
gestellten und dem Verkehr freigegebenen Teilstrecken des großen neuen 
deutschen Straßennetzes errichtet die Reichsbahn unter Einsatz modern- 
ster Fernschnellomnibusse fortlaufend neue Verkehre, teils um damit 
einem bestehenden Verkehrsbedürfnis Abhilfe zu schaffen, teils aber 
auch, um durch Eröffnung neuer Beförderungsmöglichkeiten neuen Ver- 
kehr zu wecken, 

Ferner hat die Reichsbahn u. a. auch eine beachtliche Zahl von 
sogenannten Schienenersatzstrecken (d.h. im wesentlichen parallel zur 
Eisenbahnroute verlaufenden Verkehr) eingerichtet, die in erster Linie 
dazu berufen sind, die Abwanderung des Personenverkehrs von der 
Schiene aufzuhalten. 

Die wesentlich günstigere Entfaltung des Reichsbahn-Kraftwagen- 
verkehrs gegenüber den anderen Verkehrsträgern zeigt sich deutlich, 
wenn man die jeweiligen Anteile eines jeden Verkehrsträgers am Ge- 
samtverkehr in den letzten Jahren miteinander vergleicht. Dabei ergibt 
sich folgendes Bild: 
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Anteile der Verkehrsträger am Personenverkehr. 


Reichspost | Reichsbahn |Privatunternehmen 
Fahrt e m 
Ortsverkehr | 
1036. . . in 1000 | 3594 107 311 094 
in% 1,14 0,08 | 98,83 
1937. . . . . in 1000 | 3883 135 | 364708 
in% 1,08 Wun | 98,01 
1938 . in 1000 | 4171 157 | 436 740 
In %, 0,0 | 0,04 99,02 
Überlandverkehr 
EU DR re N in 1000 | 63599 1311 | 81995 
in% 43,29 Ven 55,81 
1937 . in 1000 | 78434 2254 96 691 
in% ae | Le | DA 
1938. .. .. . . In 1000 | 93686 4 209 | 116 381 
in% 43,71 1,00 | 54,90 


Wenn sich auch — wie dieses den Zahlen der obigen Übersicht zu 
entnehmen ist — die Beteiligung der einzelnen Verkehrsträger am Per- 
sonenverkehr mit Kraftfahrzeugen im Linienverkehr in den Jahren von 
1936 bis 1938 bei den beiden Verkehrsarten — Ortsverkehr und Überland- 
verkehr — (mit Ausnahme der Reichsbahn im Überlandverkehr) nicht 
wesentlich verändert hat, so verdient doch die Tatsache, daß die Ent- 
wicklung des Anteils bei den Verkehrsträgern im einzelnen nicht in 
gleicher Richtung verlaufen ist, ganz besondere Beachtung. 
Während bei der Reichspost der Anteil im Ortsverkehr im behandelten 
Zeitabschnitt (1936 bis 1938) ununterbrochen zurückgegangen ist, zeigt 
sich bei den Privatunternehmen gerade das umgekehrte Bild. Im Über- 
landverkehr hat in der gleichen Zeitspanne der Anteil der Reichspost 
Schwankungen zu verzeichnen, bei den Privatunternehmen nahm er sogar 
ständig ab. Im Gegensatz zu den Privatunternehmen und zur Reichs- 
post hat der Anteil der Reichsbahn indessen bei beiden Verkehrsarten 
eine steigende Tendenz aufzuweisen, und zwar insbesondere im Über- 
landverkehr, wo er sich von 1936 bis 1938 sogar mehr als verdoppelt hat. 


Die Verteilung der Personenbeförderung auf die 
einzelnen Gebiete des Deutschen Reichs. 

Der Personen-Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen verteilt sich recht 
ungleichmäßig über das ganze Deutsche Reich. Besonders gilt dies für 
die Privatunternehmen. Beobachtet man nämlich den von den Privat- 
unternehmen durchgeführten Personen-Linienverkehr mit Kraftfahr- 
zeugen hinsichtlich der Fahrgastzahl in den einzelnen Ländern und 
Landesteilen, so sieht man, daß besonders stark Berlin hervor- 
tritt, auf das 1938 rd. 33,8 % der von allen privaten Unternehmern be- 
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förderten Personen entfielen; hierbei handelt es sich fast ausschließ- 
lich um den Personenverkehr, der von der BVG — Berliner Verkehrs- 
Gesellschaft — bewältigt wird. Ferner ist das Land Sachsen, dessen An- 
teil an der Personenbeförderung aller Privatunternehmen 11,2 % be- 
trug, und die Rheinprovinz, wo die Fahrgastzahl 8,9 % ausmachte, her- 
vorzuheben. Aber auch die übrigen westlichen Industrieprovinzen West- 
falen und Hessen-Nassau, ferner Schleswig-Holstein und Bayern rechts 
des Rheins weisen großen Verkehr auf privaten Kraftfahrlinien auf, 
Beim Verkehr der Reichspost, der sich im wesentlichen etwas gleich- 
mäßiger auf die Länder und Landesteile verteilt, treten vor allem gleich- 
falls das Land Sachsen mit 14,3 % und die Rheinprovinz mit 9,0 % stärker 
hervor; außerdem ist noch Bayern rechts des Rheins mit einem Anteil 
von 10,4 % zu erwähnen, 

Vergleicht man die Entwicklung des Personen-Linienverkehrs mit 
Kraftfahrzeugen von 1936 bis 1938 in den einzelnen Ländern und Landes- 
teilen, so zeigen sich auch hier — wie es der Zahlenübersicht Nr. 3 zu 
entnehmen ist — sehr starke regionale Unterschiede. Insbesondere ist 
der Verkehr der Privatunternehmen in den östlichen, meist 
agrarischen Gebieten stärker angestiegen. So zeigt Ostpreußen eine Zu- 
nahme um 142 %, Pommern um 140,7 %, Brandenburg um 102,7 % ; auch 
in Oldenburg, das überwiegend agrarischen Charakter trägt, ist die Ver- 
kehrszunahme ganz besonders stark gewesen. Ebenfalls erheblich, doch 
nicht in gleichem Ausmaße wie in den Agrargebieten, hat der Verkehr 
der Privatunternehmen in den mittel- und westdeutschen Gebieten zuge- 
nommen. In der Provinz Sachsen zeigt sich eine Zunahme von 96,5 %, 
in Thüringen von 132,0 %, in Anhalt von 154,2 % und in Braunschweig 
von 135,8 % ; in der Rheinprovinz ist der Verkehr um 87,5 % und in West- 
falen um 78,0 % angewachsen, Auch in Baden und insbesondere in 
Bayern rechts des Rheins, wo der Urlaubsreisenverkehr erheblich ist, 
liegen nennenswerte Zunahmen (105,3 % bzw. 124,1 %) vor. Trotz dieser 
sehr starken Ausweitung ist der Verkehr der Privatunternehmen im 
ganzen Deutschen Reich von 1936 bis 1938 nur um 40,5 % angewachsen, 
weil in Berlin, auf das weitaus die größte Fahrgastzahl unter allen 
Landesteilen entfällt, nur eine Zunahme von 9,8 % eingetreten ist. 

Die starke Zunahme, die sich in Hamburg zeigt, steht mit der am 
1. April 1937 erfolgten Bildung der Hansestadt Hamburg in Beziehung, 
derzufolge einige bisher schleswig-holsteinische Linien nach Hamburg 
einbezogen worden sind. 

Bei der Deutschen Reichspost ist im Reichsdurchschnitt 
der Personenverkehr auf den Kraftfahrlinien um 45,6 %, d. h. stärker 
gestiegen als bei den Privatunternehmen. Doch zeigen sich hier im 
allgemeinen geringfügige Abweichungen der Zunahmeziffern in den ein- 
zelnen Landesteilen. Verhältnismäßig am stärksten hat der Verkehr in 
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Bayern links des Rheins (+ 74,4%), in Bayern rechts des Rheins 
(+ 67,7) und in Mecklenburg (+ 56,7 %) zugenommen, 

Bei der DeutschenReichsbahn liegt die durchschnittliche 
Zunahme der — im ganzen allerdings geringen — Personenbeförderung 
im Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen beachtlich höher als bei den 
Privatunternehmen und bei der Deutschen Reichspost; sie erreichte 
212,1 %. Am größten waren die Zunahmen in Ostpreußen, im Land 
Sachsen und in Württemberg. 


3. Personenbeförderung mit Kraftfahrzeugen im Linienverkehr 1938 
nach Ländern und Laudbetellen; 


Privatunternehmen! Bel ciel hepost Reichsbahn 
Länder 1938 Zunahme 1938 Zunahme 1938 
und 1938 gegen 1938 gegen 1938 gegen 
Landesteile | 1937 | 1936 1937 | 1936 1937 | 1936 
in 10000 in% Jin 10000 in% nimm in, 
Ostpreußen . . . . | 8718 142,0| 1503| 16,2) 36,1 83. 69,112666,7 
EENEG 186695 re S 
Brandenburg `... | 11718) 102,4) esas) 1,9) 25l] T 77 62,1 
Pommern. . >.. 7811| ua 895) Zu 45) 62| 210 87,8 
Schlesien . |... 15538) 53,01 8362 "Da 40,0] 231| oe 111,9 
Land Sachsen . . . | 61726 36,0| 14392) 17,6) 36,8] 294 1 125,0 9 700,0 
Provinz Sachsen . . | 11677) 96,5 
Thüringen. . . » » 8293| 132,0] % 7392 14,0) 34,8] 111| 282,8] 552,0 
Aa ME mun 154,2 | 
Mecklenburg . . . | 7947 57,1] 1309 19, 56,7 | 
Schleswig-Holstein . 18964) Au | | 
Hamburg. , . . + | 14737) 193,7 
Hannover `... [14240 27, | 
$ 0: SA 30,1% 264 461,7) 956,0 
Oldenburg. 2... 3038| ESP a ea we A Kaya 
Braunschweig , . . | 5877 135,8 
Bremen .. .. . | 1055| 30,1 | 
Westfalen `... . | 32423 78,0 
Lippe T A 1010| 25,87 4127 17,5) 85,8 6 
Se haumburg-Lipps 99 25,3 | | 
Hessen-Nassau, , . 26208; 24,5] a 3 
3 ? 129,3 
Land Hessen... | 6178 Ka es LE [Er I 
Rheinprovinz . . . 49110) 87,0] 8799) 14,8 29,8] 266 7,8) 144,0 
Saarland 2... . | 3248| IA 3966| 73.0 . 248,5 
Bayern L d. Dh. . | 3375 A, mei ad aa 209" 
Baden . . Dar: 6990) 105,8] 9 
| V 33 o| 208,9 
Hohenzoller. Lande, | 178) Se E WEE e DAS 
Württemberg . . . 11700) Mat 4285| 20,0 (94 50) 117,4|1 150,9 
Bayern r, d. Rh. . | 29733) 124,2| 10164) 30.) mad o  56,7| 168,8 
Insgesamt . 553119) 19,0) ` A0 4420 85,0 24 


1 Einschl. der kommunalen und gemischt-wirtschaftlichen Betriebe. 
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Vergleich des Personen-Linienverkehrs mit Kraft- 

fahrzeugen mit dem Straßenbahnverkehr, 

Betrachtet man die zwei großen Gruppen der Verkehrsmittel 
des Ortsverkehrs — Omnibus und Straßenbahn —, so zeigt sich, 
daß ihre Liniennetze im ganzen genommen nicht wesentlich voneinander 
abweichen. Während nämlich die Streckenlänge des Omnibus-Linien- 
verkehrs im Ortsverkehr Ende 1938 rd. 4800 km betrug, machte das Netz 
der Straßenbahnen Ende 1937 rd. 6000 km aus. Hierbei ist jedoch zu 
beachten, daß von dem Straßenbahnnetz rd. 700 km dem Güterverkehr 
dienen. Läßt man mithin diese Strecke außer acht, so entfallen auf das 
dem Personenverkehr dienende Straßenbahnnetz nur rd. 5300 km; somit 
übersteigt es das Omnibus-Liniennetz lediglich um 500 km oder 10,4 %. 
Bei einem Vergleich dieser beiden Verkehrsträger hinsichtlich der Zahl 
der beförderten Personen ergibt sich jedoch, daß die Verkehrsleistungen 
der Straßenbahnen diejenigen des Personen-Linienverkehrs mit Kraft- 
fahrzeugen um das achtfache übertreffen. Während nämlich im Jahre 
1938 im gesamten Ortsverkehr mit Kraftfahrzeugen im Linienverkehr 
rd. 441,1 Millionen Personen befördert wurden, betrug die Fahrgastzahl 
der Straßenbahnen rd. 3,06 Milliarden. 


Omnibus-Linienverkehr und Straßenbahnverkehr 
in den deutschen Großstädten. 

Bei der Betrachtung des Ortsverkehrs des Personen-Linienverkehrs 
mit Kraftfahrzeugen zeigt sich — wie es sich aus der Zahlenübersicht 
Nr. 4 ergibt —, daß rd. 83,5 % dieses Verkehrszweiges allein auf den sich 
in den deutschen Großstädten abspielenden Personenverkehr entfallen. 
Unter den 51 Großstädten mit Omnibusverkehr steht Berlin mit rund 
186,4 Mill, Fahrgästen, d. h. 42,3 % des gesamten Ortsverkehrs und 50,7 % 
des gesamten Großstadtverkehrs, an erster Stelle. Außerdem weisen noch 
Dresden (19, Mill.), Wiesbaden (16,4 Mill.), Hamburg (14,0 Mill.), Köln 
(13,4 Mill.) und Nürnberg (12, Mill.) eine besonders starke Personen- 
beförderung mit Kraftfahrzeugen im Linienverkehr auf. Am schwächsten 
war der Omnibus-Linienverkehr in Bremen (141 000 Fahrgäste) und in 
Düsseldorf (131.000). 

Bringt man die für alle deutschen Großstädte insgesamt ermittelte 
Gesamtzahl der Fahrgäste, die mit Kraftfahrzeugen im Linienverkehr 
befördert worden sind, mit der Gesamtzahl der Wohnbevölkerung dieser 
Städte in Verbindung, so ergeben sich je Einwohner 17, Fahrten im 
Jahr. Bei den Großstädten im einzelnen weichen die entsprechenden 
Ergebnisse jedoch zum Teil erheblich von obiger Durchschnittszahl ab. 
Beachtlich über dem Durchschnitt lagen die Fahrgastzahlen je Ein- 
wohner bei Wiesbaden (99,6), ferner bei Lübeck (61,5), bei Berlin (43,3), 
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bei Rostock (39,0), bei Dresden (30,2) und bei Nürnberg (30,1). In den 
meisten Großstädten war jedoch die Fahrtenhäufigkeit je Kopf der Be- 
völkerung außerordentlich gering; in 30 Großstädten entfielen sogar 
weniger als 10 Fahrten je Einwohner; die kleinsten Ergebnisse wurden 
in Bremen (0,4) und in Düsseldorf (0,3) erzielt. 

Beim Straßenbahnverkehr ergibt sich für alle Großstädte insgesamt 
eine wesentlich größere Durchschnittszahl der Fahrten je Kopf der Be- 
völkerung als beim Personen-Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen; je 
Einwohner entfallen bei den Straßenbahnen nämlich 162,4 Fahrten, also 
etwa neunmal soviel als beim Omnibus-Linienverkehr. Aber auch beim 
Straßenbahnverkehr weisen die für die einzelnen Großstädte sich er- 
gebenden Zahlen der Fahrtenhäufigkeit je Kopf der Bevölkerung erheb- 
liche Unterschiede auf. Am größten war die Zahl der je Einwohner ent- 
fallenden Fahrten in Düsseldorf (269,2), ferner in Stuttgart (255,6), in 
Dresden (236,8), in Saarbrücken (230,0), in Bremen (210,0), in Berlin 
(207,0), in Nürnberg (206,8), in München (203,6) und in Leipzig (203,4). 
Unter 100 Fahrten je Einwohner hatten nur 15 Städte zu verzeichnen. 
Die kleinsten Resultate weisen Oberhausen (46,5), Gelsenkirchen (46,5), 
Beuthen (32,0), Wiesbaden (29,0) und Hindenburg (12,0) auf. 

Die Ergebnisse des Omnibus-Linienverkehrs und des Straßenbahn- 
verkehrs in den deutschen Großstädten im einzelnen sind aus der 
beigegebenen Zahlenübersicht zu ersehen, 

Bei dieser Betrachtung sind allerdings mancherlei Umstände, die 
bei verschiedenen Städten eine mehr oder weniger große Rolle spielen, 
mitzuberücksichtigen, z. B. die Eigenart der einzelnen Städte, der Aus- 
bau der einzelnen Verkehrsmittel sowie nicht zuletzt der Fremden- 
verkehr. D 


Die neue Statistik des Personen-Linienverkehrs mit Kraftfahrzeugen 
erlaubt uns, wie wir zu zeigen versucht haben, schon tiefere Ein- 
blicke in den Charakter des Personenkraftver- 
kehrs. Sie bezieht sich zwar nur auf einen seiner Teile und betrifft 
von den insgesamt im Deutschen Reich zugelassenen rd. 18 500 Kraft- 
omnibussen zunächst nur die rd. 9200 im Personen-Linienverkehr ein- 
gesetzten Omnibusse, Doch darf ihre Bedeutung nicht an diesen beiden 
Zahlen abgemessen werden, da ja der Linienverkehr den überwiegenden 
Teil der Personenbeförderung des gesamten gewerbsmäßig betriebenen 
Personenkraftverkehrs ausmacht (im Gelegenheitsverkehr wurden im 
Jahre 1937 rd. 140,61 Mill. Wagenkilometer gefahren und dabei rd. 31,01 
Mill, Personen befördert). Ob es überhaupt einmal möglich oder auch 
notwendig sein wird, die übrigen Zweige des Personenkraftverkehrs in 
eine Statistik einzubeziehen, dürfte erst noch zu prüfen sein. 
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4. Omnibus-Linienverkehr und Straßenbahnverkehr 
in den deutschen Großstädten 1938, 


Es Omnibus-Linienverkehr Straßenbahn- 
G eind A 7 am verkehr 

o, H H Pahr- 
Kratt- | Fahr- | Wagen- | Fahr- a e 
ten | kilometer | site ften jej Fahr- Man? 


völke- 
Großstädte rung 


omni- 


1.1.1938] | | Ein- Le | ton je 
à busso Bin- 
SS in 1000 wohner| in Mill, |wohner 


T 
EE x 4200 | 605 | 3407| 37484 | 186449 | 43,1 | 800,50 207,0 
Hamburg , . . . | 1677 | 145 | 1005| 74712 | 13004 | au 240,07 141,8 


Ban are. bes 765| 58 | mm 3478 | 13300 | 17,5 | 140,2 
München ....| 760| 50| 575| 1917 7302| nal 162,9 | 203,6 
Leipzig sii s 0. 69| 18| 275| 1150 4229| oul 1424 | 203,4 
Eason ! e ons ml 2| 175| 107% 3254| Ael 8 120,7 
Dresden . . . ki 638 72 578, 5008ë 19 256 | 30,2 | 142,1 236,8 
Breslau .. ... | 623| 44| 326| 19916 7554| 121 | 87,8 | 146,8 
Frankfurta, M. . | 551| al wan 2467 | 6733| 12,2 | 104, | 173,7 
Dortmund. . . . | 546| 33| 288| 1642 457| Sal 45,2 | 90a 
Düsseldorf . . . . | 523 1 6 51 131 | 0,8 | 1346 | 269,2 
Hannover . . . . | 462| 32| 345| 1699 5068 | 11,0 
Duisburg .... 439 26 | 198| 14008 | 3332| 7, 
Stuttgart o.. » 452 | 243 935 2734 6,0 
Wuppertal. ...| 406| 24 | 193| 1505 5498 | 13,5 
Nürnberg ....| 413| 36| 562| 24420 | 12637 | 30,0 
Chemnitz .....| 334| 28| 139| 1408 3469 | 104| 46,2 
Bremen... a 3a j| 35 3 EA 141| mal 630] 
Gelsenkirchen . . | 324 zl e 552 13,9 
Königsberg .. . | 339| 10| 198| 571 1 869 548| 
Bochum... 314 8| al ga 1042 43a | 
Magdeburg .. . | 32] 16| 123| 516 2.090 55, | 
Mannheim... . | 279 8| 121| 336 1996| me | Sam 
Stettin `... . 274 6f 75| 300 832| 30 | 44 | 138,0 
lt; 250| 13 ml mm Lal Aal 3 112,5 
Hate... 1 ma 6| 108| 285 634| 30| 35,9 | 179,5 
Oberhausen `. | 194 3 19| 126 218| 11| 98| 46 
Augsburg ,. 182 7 17 s | 327 109,5 
Kassel ,....| 208 s| 188| 723" 900 | 119,0 
Braunschweig 178 1 846 5 203 107,0 
Übertrag: | 17 681 |1436 [10753 | 79457 | 316 588 


Unterschiede zwischen den Aufrechnungen der Einzelzahlen und der Gesamtzahlen 
ergeben sich durch Auf- und Abrundungen. — ! Außerdem Anhängerkm, 3055. — * Desgl, 
448 293. — 3 Desgl, 218 740. — * Desgl. 38 806. — 3 Desgl. 35 382. — ® Desgl. 268 924. 

7 Desgl. 308. — $ Desgl. 40 115. — Desgl. 65 386. — 1 Desgl. 532 812. — ™ Desgl. 10 942, 
T 2 Desgl. 26 505. — 19 Dosgl. 25433. — 4 Desgl. 730. — 13 Binschl. Gelsenkirchen, 
1 Einschl. 260,4 Mill. mit U-Bahn. — 1 Desgl. 72,4 Mill. mit Hochbahn. — 1% Desgl, 
15,6 Mill. mit Schwebebahn. — 2 Einschl. Ludwigshafen a. Rh. 

Archiv für Eisenbahnwesen. 1030, 92 
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Großstädte 


Übertrag: 


Krefold-Uerd, 
Aachen St 
Wiesbaden . . . 
Karlsruhe |... 
Hagen 
Erfurt 
Mainz...» 
Solingen . . 
Lübeck $ 
Mülheim... . - 
Hindenburg 
Münster 
Saarbrücken . 
M.-Gladbach . . . 
Bielefeld . . 
Gleiwitz 
Plauen v2... 
Dessau 
Rostock 
Beuthen. |.. 
Remscheid... - 
Würzburg . . . . 
Freiburg i. Br. . . 
Bonn 
Darmstadt. | » 


Insgesamt 


1 Außerdem Anhängerkm 9160, — * 


* Dosgl. 2178 522, 


Be- 
völke- 


rung 
1.1.1938] 
in 1000 


17 681 


171 
163 
165 
160 
152 
153 
144 
142 
147 
135 
128 
139 
129 
128 
126 
115 
111 
115 
113 

99 
106 
107 
105 
102 
111 


20 947 


Kraft- 
omni- 
busse 


1436 
11 


1720 


Omnibus-Linienverkehr 


Fahr- | Wagen- 
ten | kilometer | 
in 1000 


10753 | 79457 
m al 
mm 3378 
69 141 
ai a 
68 208 | 
78|. au 
60 563 
437| 2227 
D 109 
146, mmm 
m um 
36 208 
123| 701 | 
al ao) 
155) eg 
241| (um) 
36 191 
33 85 
6 200 
146| 560 


Inn 


Desgl. 3 


Fahr- 
giste 


316 588 
1017 


16 434 
531 
665 
583 

1408 
1452 
9 034 


5 
2 200 
1317 
365 
2836 
2191 
2341 
4407 
688 
357 
805 
1300 


1 207 
368 080 


4 237, 


Straßenbahn- 


—| verkehr 
Fahr- 
ten jo | Fahr- | Fahr- 
Ei 1° | gisto [ten je 
SE Ein- 


, |wohner 


5,0 
99,6 
3,3 
112,0 
125,0 
67,0 
125,0 
12,0 
74,0 
230,0 
195,0 
168,0 
130,0 
= el 77,0 
20,4 4,8 42,0 
39,0 10,0 | 100,0 
6,0 32 32,0 
34 78 | "äu 
aal 57 | 570 
12,4 HI 94,0 
end 16,9 169,0 
129,0 
3395,0 H 


— 3 Desgl. 09550. — 
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Das Verkehrswesen der Südafrikanischen Union 
seit dem Krisenjahr 1933. 


Von 
W. Paschen in Kiel. 


(Mit zwei Kartenskizzen,) 


Der Aufschwung der südafrikanischen Wirtschaft und damit die 
Steigerung des Eisenbahn-, Hafen-, Kraft- und Luftverkehrs (deren Ver- 
waltungen sämtlich in einer Hand vereinigt sind), die nach dem Krisen- 
jahr 1933 einsetzte, hat auch in dem am 31. März 1938 beendeten Betriebs- 
jahr angehalten, wie eine Übersicht über die Hauptkomponenten des 
Eisenbahnverkehrs zeigt: 


| Bin- 
SEN ` ` Zahtender Güterverkehr | Death 


Loko- | Personen- | [nahmen d. Bahnen 
Betriebsjahr | motiv- | Reisen | und sonstige 
Meilen. | Güter | Kohle | Gesamt | Dienste 
Mio Meilen) Mio Zahl | Miot | Miot | Miot | Mio p 
| 
1937/38 `... 105,48 20,16 | am | 33,59 
1936/37 `. . 1 70,28 96,50 17,46 DÉI 27,07 | Au 
1935/36 . |, | 65,40 89,80 16,73 9,52 | 264 | 30,0 
1932/33... 1 50,08 | 69,9 11,48 oun | 18,02 | 20,02 
Prozentuale | | | 
Zunahme | 
1937/38 | | 
kogen 1936/37 10,88 | Aa 15 | 210 10,71 4,00 
1936/37 | | 
gegen 1935/36 7,16 Ta | Aen 0,9 ERD 6,18 
1935/36 | 
‚gegen 1932/33 29,18 | 28,43 45,74 45,18 45,04 45,78 


In vielen Fällen wurden die bisherigen Höchstziffern i. J. 1937/38 
wiederum übertroffen, so stiegen die Zugmeilen (alle Arten Züge) auf 
60,10 Mio Meilen (gegen 1936/37 + San Mio) und die Tonnenmeilen (nur 
zahlender Verkehr: allgemeine Güter, Mineralien, Kohle, Vieh) auf 7,14 
Milliarden Tonnenmeilen (1936/37: 5,77 Milliarden Tonnenmeilen). 


Dër 
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1937/38 1936/37 1934/35 
a Mio ` Ju Mio In; Mio en, d Mio 
Mio €) Meilen [MiO H Meilen [E0 H t-Moilon [10 t] 1.Meiten 
A. Zuhlender | 
Verkeh | 
allgemeine Güter u. 
Materialien (außer 
CHE) N o ea 20,16 | 4.038,75 |17,46 | 3 565,89 Wan) 3442,88 [15,92 | 3.058,91 
BONO ua 9,82 | 2283,88 | 9,61) 2100,80 | 9,52| 2051,10 | 8,41) 1837,57 
lebendes Vieh . . . | 0,88| 115,57 | 0,84] 107,89 | 0,85 | 136,09 | 0,28 80,94 
Gesamt: A. . . . [30,86 5774,07 |26,00| 5 630,02 124,06 | 4 98: 
B. Freiverkehr: 
Kohle 22.2... lä) 3,57) 1415,74 | 3,98 | 1382,61 | 2,00) 1229,00 
Vorräte u.Materialien | 1,88 | Lë) 282,94 | 1,14| 212,86 
Gesamt: B. . . . | 5,89 An) 1665,55 | 4,18| 1 441,26 
AundB .... pa 31,47 | 7 295,57 |28,19| 6424,08 
| 


Die ungewöhnlich starke Verkehrssteigerung verlangte aber gleich- 
zeitig die Lösung schwieriger Probleme, die sich aus Verkehrsstockungen 
ergaben. Letztere sowie die damit zusammenhängende Desorganisation 
des Verkehrs gingen vom Randgebiet aus und erreichten im Juni/Juli 1937 
ihren Höhepunkt, Die Verkehrsmittel sind im Rand hinter den schnell 
steigenden Anforderungen des Verkehrs sehr zurückgeblieben, trotz aller 
Anstrengungen der Bahnen, sich der Lage anzupassen. Wenn die 
Stockungen noch über dieses Gebiet hinausgingen — die Linien nach Wit- 
bank und Pretoria wurden ebenfalls in Mitleidenschaft gezogen, weil 
der Güterverkehr aus dieser Richtung seine Bestimmungsorte im Minen- 
gebiet nicht erreichen konnte —, so lag die Ursache doch im zentralen 
Randgebiet. 

Die Verkehrsschwierigkeiten wurden noch verstärkt durch umfang- 
reiche Neuanlagen im Minengebiet, an denen etwa 800 Europäer und 
5000 Eingeborene seit zwei Jahren arbeiteten. Mit Beginn dieser Arbeiten 
mußten Beschränkungen der Fahrgeschwindigkeit vorgenommen und 
Teile des Netzes für die Bauleitung freigemacht werden. Das führte zur 
Verlangsamung des Verkehrs. Der starke Verkehr im ersten Halbjahr 
1937 verhinderte die Verwaltung auch, wie bisher üblich, Reserve- 
Kohlenlager für die Zeit des jährlichen Höchstverkehrs in.den verschie- 
denen Depots anzulegen. Die Folge war, daß während des Höchstver- 
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kehrs auch noch besonders große Mengen an Lokomotivkohle in die über 
das Land verteilten Depots geschafft werden mußten. Das vermehrte 
die Verkehrsstockungen. Zeitweilig waren einige Kohlendepots bis auf 
einen Tagesbedarf erschöpft. 

Die Knappheit an rollendem Material (Güterwagen und Loko- 
motiven) in der Zeit des Höchstverkehrs trug wesentlich zur Desorgani- 
sation des Verkehrs bei. Die Durchführung der intensiven Rüstungen 
in Europa bewirkte, daß die Lieferung der rechtzeitig in Auftrag ge- 
gebenen Lokomotiven und Fahrgestelle für Güterwagen mit großer Ver- 
zögerung erfolgte. Um den Verkehr in Gang zu halten, wurden die Loko- 
motiven solange wie irgend möglich in Dienst gehalten, Schließlich mußte 
dann als Folge eine große Zahl zur Grundüberholung aus dem Verkehr 
gezogen werden. 

Die starke Kälte, welche das Randgebiet im Juni/Juli 1937 heim- 
suchte, erhöhte die Schwierigkeiten ebenfalls, weil die Leistungsfähig- 
keit des Personals in den Werkstätten und Depots bei kalter Witterung 
sehr leidet. Der Krankenstand am Witwatersrand war 1937 ungewöhn- 
lich hoch. 


In den fünf Wochen vom 1. Juni bis 3. Juli 1937 mußten im Wit- 
watersrand 154000 t mehr als im gleichen Zeitraum 1936 befördert 
Werden. Das fiel mit den Schulferien und der „Saison“ in Natal zu- 
Sammen, welche die Abfertigung vieler Personen-Sonderzüge bedingt. 
Die Lokomotiven wurden dem Güterverkehr entzogen. Die Rekordausfuhr 
von Mais trug ebenfalls zur Belastung der Verkehrsmittel bei. 


Die wichtigsten Notmaßnahmen zur Behebung dieser Zustände und 
zur Besserung der Verkehrslage waren folgende: Die Fertigstellung der 
Neuanlagen im Randgebiet wurde beschleunigt, Abstellgleise, Lade- und 
Entladegelegenheiten auf vielen Stationen in kürzester Zeit vergrößert 
und vermehrt. Oft entstanden diese Anlagen in einer Woche nach Auf- 
tragserteilung. Ein Ladekontrollsystem und andere Maßnahmen zur Be- 
schleunigung des Ladens wurden eingeführt. Der Verkehr wurde von 
überlasteten Linien abgelenkt. Durch Umstellung des Langstrecken- 
verkehrs vom Rand nach Kapstadt auf die kürzeren Strecken nach Dur- 
ban und Lourenço Marques wurden in 6 Monaten über 300 Mio Brutto-t- 
Meilen erspart. So konnten durch Umlenkung der Ausfuhr von Früchten 
aus Transvaal nach Lourenço Marques in der Zeit vom August bis 
Oktober 1937 18,50 Mio t-Meilen, ebenso durch Umlenkung großer 
Mengen von Mais für die Ausfuhr nach Durban 105,4 Mio t-Meilen 
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erspart werden. Lokomotivkohle wurde, anstatt mit der Bahn von den 
Gruben in Transvaal nach den Depots am Kap, nach Lourenço Marques 
und dann mit Schiff nach Kapstadt befördert; die Ersparnis betrug 
87 Mio t-Meilen. Die Zugkräfte wurden bis zum Höchstmaß ausgenutzt, 
die Aufliegezeiten der Güterwagen scharf kontrolliert, durch besondere 
Maßnahmen der Transitverkehr mit verderblichen Gütern und Vieh 
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sichergestellt. Der Güterverkehr für die lebenswichtigen Industrien, wie 
Kraftwerke, Goldgruben, wurde scharf überwacht und provisorische 
Rangier- und Abstellgleise sowie Rampen geschaffen. 


In Anbetracht der akuten Knappheit an Lokomotivkohle, deren 
Ursachen bereits erwähnt sind, war die Verwaltung gezwungen, große 
Mengen Kohle, die im Transit nach den Häfen gingen und für Ausfuhr, 
Bunkerzwecke oder den Handel bestimmt waren, für eigene Zwecke zu 
übernehmen, um Lokomotiven und Betriebe in Gang halten zu können, 
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Auf Grund der Ziffer 14 des Gesetzes Nr. 30/1930 erließ der Minister 
für Handel und Industrie auf Ersuchen der Eisenbahn- und Hafen- 
verwaltung ein allgemeines Ausfuhrverbot für Kohle, das am 1. Juli 1937 
in Kraft trat und bis Ende 1937 beschränkt sein sollte. Die Ausfuhr von 
Kohle wurde nur mit besonderer Erlaubnis gestattet. 


Maßnahmen zur dauernden Verbesserung des Verkehrs. 


In Voraussicht der zu erwartenden starken Ansprüche des Verkehrs 
hatte die Verwaltung in den letzten Jahren ein umfangreiches Programm 
für die Beschaffung von neuem rollenden Material und die Errichtung 
neuer Anlagen, Werkstätten u.a. aufgestellt. Dieses wurde nun nach 
Überwindung der Krise schleunigst zur Ausführung gebracht. Die 
Leistungsfähigkeit der Linien wurde durch Doppelgleise an verschie- 
denen Stellen, Blektrifizierung von Strecken, Einführung von farbigen 
Signalanlagen, Verbesserung und Erweiterung der Werkstätten, Depots 
und Rangieranlagen erhöht. Insgesamt wurden seit März 1933 bis 
31. Januar 1937 180 neue Lokomotiven und 11774 kurze, flache Güter- 
wagen eingestellt sowie 404 neue Lokomotiven und die Bestandteile für 
9780 Güterwagen in Auftrag gegeben. 

Die vom 1. April 1933 bis 31. März 1937 errichteten Anlagen und 
das neue rollende Material erforderten 17,5. Mio £. Die Kosten der seit- 
dem unternommenen Arbeiten und des in Auftrag gegebenen rollenden 
Materials sind auf 26,51 Mio £ veranschlagt. Von diesen 43,97 Mio £ ent- 
fallen etwa 20,1 Mio £ auf neues rollendes Material, 16,1 Mio £ auf neue 
Anlagen an betriebsfähigen Linien und 4,2 Mio £ auf Hafenverbesse- 
rungen, Im Witwatersrand sind allein 5 Mio £ für Arbeiten wie Doppel- 
gleise, Verbesserung von Kurven und Weichen, neue Gleise, Bau neuer 
Linien wie Elsburg—Germiston, Springs—Nigel, Crown—Langlaagte, 
Germiston— Jupiter und Midway/Bank verausgabt oder bewilligt. 

Die Natal-Hauptlinie wird auf der ganzen Strecke von Durban bis 
Volksrust elektrisch betrieben, ebenso der Abschnitt Daimana—Harri- 
Smith der Hauptlinie von Natal nach dem Oranje-Freistaat. 


Bau von rollendem Material in Südafrika. 


Seit einer Reihe von Jahren ist die Verwaltung dazu übergegangen, 
Personen- und Güterwagen möglichst in eigenen Werkstätten in Süd- 
afrika bauen zu lassen. Die Baukosten liegen günstig gegenüber den 
Preisen für das aus Übersee bezogene Material, wie folgender Vergleich 
zeigt (Report 1938, S. 60): 
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Materialtyp ee 
in Südafrika in Übersee 
D D 

Salonwagen I. Klasse der Hauptlinien . . . 3815 4174 

D m „ D 3358 3895 

” I. und II. Klasse dir Hauptlinien 3212 4683! 
Kohlen-Trichterwagen . . . .. 665 726 
Vierrädriger Güterwagen mit EE ah 3 286 260° 

o stählener Güterwagen mit Klapp- 

seiten .. . KEN 287 241? 
Vierrädriger GE mit Klappseiten ka 258 2612 
Benzin-Tankwagen, 8000 Gall. fassend . . . . 670 11441 
Vierachsiger Güterwagen mit Klappseiten, 

für Schmalspur a san "e 308 285 


Organisations- und Verwaltungsfragen der 
südafrikanischen Bahnen. 


Am 31. März 1938 hatte das von der Verwaltung der South African 
Railways & Harbours (S. A. Rwys & H.) betriebene Netz in der Südafri- 
kanischen Union und Südwestafrika (einschl. einer 50 Meilen langen, von 
der Natal-Zululand Railway Co. gepachteten Strecke) eine Länge von 
13 263 Meilen. 


Spurweiten 


ER 3 Pub ë Zell: 2Fuß: Gesamt: 

Linien der South African Railways 

inder Union ..» , .... 11221 530 11 751 

in Südwestafrika . . . . . 1108 354 1462 
Privatbahnen . < .. 2... 680 — 680 

Gesamt: 13009 884 13893 Meilen 

Die von der Verwaltung betriebenen Privatbahnen sind folgende: 

Vryburg—Bulawayo (Rhodesia Rwys.) . . . . 597 Meilen 

Verulam—Tugela (Natal-Zululand Rwy.) . . . 50r u 

Wizecht-Zweiglinie et o sepa cs ar ger un BE Sa 

Milnerton-Zweiglinie `... T: 


Gesamt: 680 Meilen. 


Notwendige Änderung der Verwaltung der Bahnen und Häfen. 


Die Canadian National Rwy. — ein staatliches Unternehmen mit 
einem Schienennetz von 23707 Meilen — sind seit einigen Jahren der 
direkten Kontrolle der Regierung entzogen und einem sieben- 


1 Annähernder Preis. 2 In Südafrika montiert. 
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köpfigen Direktorium (Board of Directors) unterstellt. Ein 
Direktor wird von dem Generalgouverneur zum Vorsitzenden bestellt. 
Diese Neuorganisation hält zwar unverändert an der parlamentarischen 
Kontrolle der Ausgaben und der allgemeinen Verkehrspolitik durch den 
Verkehrsminister (Minister of Transport) fest, aber die Verwaltung der 
C. N. Rwy. ist unbeeinflußt von unerwünschten parteilichen und anderen 
fremden Interessen. Dieses System arbeitet gut! (S. A. Rwys. & H., 1938.) 


Die Schwierigkeiten, welche in Kanada zu dieser Organisations- 
änderung geführt haben, finden in Südafrika bis zu einem gewissen 
Grade ihr Gegenstück. Schon 1907 hatte der Gouverneur der Kap-Kolonie 
auf Beschluß der Volksvertretung durch eine Kommission die Frage 
einer zukünftigen Änderung der Verwaltung prüfen lassen. Diese war 
von der Notwendigkeit einer weitgehenden Befreiung der Eisenbahnen 
von parteipolitischen Einflüssen überzeugt, ohne aber die gesetzliche 
Kontrolle der Volksvertretung anzutasten. 


Auch in den Verwaltungsberichten 1934 und 1935 wird die Not- 
wendigkeit eines koordinierenden Überwachungssystems des südafrikani- 
Schen Verkehrswesens durch einVerkehrsministerium (Ministry 
of Transport) betont. „Auf Grund der seitherigen Erfahrungen und der 
heutigen Verhältnisse ist nach Ansicht der Bahnverwaltung die Zeit für 
eine Neuorganisation, die alle Formen des öffentlichen Verkehrs im 
Interesse der Gesamtheit koordiniert, längst gekommen. Die Verwaltung 
der südafrikanischen Bahnen und Häfen muß von vielen äußeren Ein- 
flüssen befreit werden, welche die Aufrechterhaltung der Disziplin und 
Leistungsfähigkeit sowie die Verwaltung der Bahnen nach kaufmänni- 
schen Grundsätzen zunehmend erschweren.“ (Report 1938, S. 19/20.) 


Änderung der Ausgabenkontrolle. 


Nach dem Zusammenschluß zur Union wurde die Ausgabenkontrolle 
durch einen Beamten im Stabe des „General-Manager“ ausgeübt, 1928 
wurde dieses Amt mit dem des Oberrechnungsführers (Chief Accoun- 
tant) vereinigt. Die starke Erweiterung der Geschäfte infolge des un- 
vergleichlichen wirtschaftlichen Aufschwungs Südafrikas machte es 
nötig, die Ausgabenkontrolle wieder direkt durch einen Beamten im 
Stabe des Generaldirektors auszuüben. Die ständig wachsenden Aus- 
gaben und Anforderungen an den Verkehr, die großen Kapitalaufwand 


erfordern, sind auf diese Weise besser in angemessenen Grenzen zu 
halten. 
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im Vergleich mit 1909, dem letzten Jahr vor Zusammenschluß 
ENEE 


3 Verkehrsleistung 
Der |i Se | Kohle l 
dobs- ei ER Zug- nT Eisenbahn- | 
Jahr HIT | pital- | we. Lea | wl | Ontor] JE, | Kohle. | lebend. 
endend Anlage | tähigo m | verkehr Bodart | Game | una Vieh 
Kal nl ` a] 1 es 
Mio £ | in 1000 & [Mio Meil.|Anz. Mio) Mio t | Mio t | Mio t Mio t (Am, Mio 
31. Dez. 1909 | 6804| 73,0: 10,00. | 19,00 | 28,10 | Aa | 5,20 1 Ba | im 2m 
31. März 1930 | 12923| 142,98] 11,02 | 50,88 | 80,58 | 12,58 | 9,08 | 22,51 | Aa 3,70 
31. „ 1931 [13098] 146,08] 11,15. | 47,86 | 76,29 | 12,01 | 8,90 | 21,01 Aen 3,01 
31. „1032 [18151] Wien 11,20 | 42,00 | 72,00 | Ha | 7,67 Wun! An 
31. 1933 Lu 151| 148,101 11,26 | 39,58 | 69,92 | 11,48 | 6,55 | 18,02 | 3,00 
31. 1934 [13180] 148,76] 11,24 | 43,05 | 75,70 | 13,20 | 7,28 | 20,02 Aen 
21. 1935 | 13 215| 149,87 11,34 | 46,71 | 83,28 | 15,07 Ban 23,70 | 4,12 
31. „1936 |13239| 151,85] 11,42 | 51,42 | 89,80 | 16,73 | 9,52 | 26,05 | A | 
31. „ 1937 [13260] 153,51] 11,00 | 54,77 | 96,50 | 17,46 | 9,61 | 27,07 | Su 
31. „ 1938 |13263| 156,70) 11,82 | 60,10 [105,48 | 20,16 | 9,82 | 20,07 | ban 
Zunahme | 
1938 gegen | 
1909 6369| 83,08) 1,217 | 40,73 | 77,28 | 16,42 | 4,02 | 21,04 4,56 Za 
% 92,88 | 114,46| 11,18 |207,17 [274,14 [439,18 | 88,94 (235,46 | 341,00 Jana 
— — EE 
Ausgaben 
ye LEE r |, (pen) Betriebskosten 
triebe-, e — 3 _— 
Jahr endend | wal- |oinsohl. | kosten jo nouo- 
8 d Dareh- | e e je 
Kr | nuer | meh | Gesamt Ka Zug- | Tongs |Gesame | Duron 
abfuhr 1 rialien Hehe Notzmeilo 
Mio € | Mio £ | Met (et! £ Mio £ | Mio £ D n d 
31. Dez. 1909 | 1,50 | 1,42 0,29 520| 762/5 An 07| 5,08 831 |5 95 
31. März 1930 | 54| Al 1m [18,00 | 1482 |7 64] 1,00 | 20,08 | 1630 |8 Ae 
3l. m 1031| 490| 4| 15 |1742 |1339 |7 aal 189 |199| 1484 18 Dë 
31. » 1932| Aal Aal Lon [150 |1189|7 Aa Ja (fal 1339 |8 30 
31. Dë Aal 377| Le Tan | 1008 17 Lal 1, | 1500| 1186 |7 108 
a. n 1934| Aal 300 | ase |1514 |1151 |613) 1,78 |169| 1286 |7 90 
31. „ 1935| 459| 44 1,28 16,33 | 1237 | 6 11,0] 2,01 | 18,94 1389 |7 108 
31. „ 1936| 502 | Aal lw | 17,01 | 1332 16.100] 2,04 | 19,00 | 1487 |7 Ti 
3. „ 1937| 50 | 52] je | 18,60 | 1396 16 91| 20| 20,00 | 1553 |7 6? 
a. 1938| 627| Aal jo |210 |1584 |611| 2 |232| 1751 |7 8# 
Zunahme 
1938 gegen 
1909 dal 40 1,08 1 Sal 1,73 | 17,54 920 1119 
% Dison [315,77 | 346,23 31,50 1367,75 (309,10 | 110,71) 33.10 
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African Railways 1930—1938 
der Länder zur Südafrikanischen Union am 31, Mai 1910. 


Por- 


| 
Mio in mg) 


2,50 


4,00 
Jun 
4,58 
4,01 
Am 
Ki 
5,1 


3,23 
129,78 


Einnahmen aus: 


| | Mieten 
Paket- | Post- | Güter- Lagerge- 
5 lebend | VI 
Kohle | Yon | "Vor 
verkehr schier 
| dones 
in1000£| Mio £ Mio £ in 1000 £in 1000 £ 
Iooo,ao | 99,28 | 56| 1,08 1970,08 (272,15 
105,0: 1177,70 | 14,97 | Aen ` Wu (759,57 
645,97 [178,07 | 13,02 | Aug 1596,00 1712,01 
594,89 |180,10 | 12,837 | 2,06 1559,50 1687,81 
544,82 |179,92 | 11,89 | 2,66 ‚582,26 656,75 
1555,12 1179,77 | 13,9 | 2,07 761,09 728,30 
1601,19 [178,85 | 16,06 | Am ‚568,20 1772,09 
649,17 (178,00 | 18,00 | 3,01 726,02 
685,87 [178,47 | 20,08 | 3,74 790,11 
682,30 1180,80 | 21,40 | Aan (872,03 
| | 
| | | | 
1422,10 | 87,54 | 16,14 | 2,05 1384,26 1600,18 
162,25 | 88,18 |307,01 |121,58 101,23 220,89 


etc 
Zeit, Iw 
der Ein- 
Bo. | nahmen 
trieba. | „Aber 
koeffi- | Brutto- 
zent |Betriebs- 
kosten 
D Mios 
Da | Aa 
79,0 Aan 
Wa | Sa 
79,0 Au 
75,0 | 5,08 
Ta | 6, 
67,9 | 8,08 
65,4 | 10,30 
64,0 | 11,50 
69,5 | 10,17 
15, | 5,0 
27,90 [112,75 


Ausgaben 


Gewinn | Prozent- 
RS Zinsen- oder satz des 
A dienst Verlust Roh- 
lono | dos mach [rewinnes| „, 
SE Anlage- | Zinsen- | vom we 
netto \kapitals| dienst | Kapita | MI 
nmn gl mio £ | Mor [end 
152,4) 2,51 6 10 1122710 
152,5 | 5,35 3 18 10| 53 250 
225,1 | Ban 3 7 8| 51 808| 
85,2 | 5,08 3 2 0148755) 
85,6 | Sau) — 0,007 |3 9 145478 
363,3 | 5,04 | + 1,814 [416.5] 46.270 
369,6 | 5,16 | + 3,889 |6 1 3] 48 820) 
351,6| 5,18 | + Sen |7 1 11] 51 969) 
2172| 5,05 | + 6,404 |7 9 9] 54502) 
349,4 | 4,98 | -+ 5,082 |614 3] 58.308) 
197,0 | 2,08 | + äm | 42 
129,28 |114,08 | 115,45 | 3,20 


Durch- 
nohnitte- 

Ein- 

| Gosamt | nahmen 
je Notz- 

DO 

[Moe] £ 
10,46 | 1531 
20,13 | 2040 
24,02 | 1869 
22,04 | 1676 
20,02 | 1568 
23,71 | 1802 
27,02 | 2047 
30,05 | 2273 
31,80 | 2405 
33,90 | 2517 
22,93 | 986 
219,38 | 64,4 


Nioht- 
SE her) Gosamt 


16 854| 30 504 


2891482 164 
26 905| 78713 
20977 69732 
18 949| 64427 
18 767| 65.037 
19 923| 68 743 
2077272 741 
21 520 76.082 
23 228| 84 591 


Ausgaben: 
Einnahmen | Unter- | Unter- 
je haltung | haltung 
Sec | sehen. | role 
metz u.) do 
Anlagen | torial 
s d, | Moe | Miot 
10 zu | 008 | 101 
10 45 | 280| 4, 
10 230 4,07 
10 5,0 3,18 
10 5, 2,95 
10 10,5 3,19 
11 Ga 
11 ga 3,80 
IL 7,8 3,05 
110,7 4,1 
— Bu ET AY P San 
Am [215,85 1337,85 


Personal 


Rollondes Material 


Lokomo- Per- | 

tiven | ponen. | Oter- 
pennt wagon | mn 
2008 95 

2118| 95| 
2090) 95) — 
2066 95| — 
2039) 95| — 
2051| 95| — 
aen 98| — |3759% 
2075| 116 | 4183 |41 382 
2082| 123| 4443 |43 121 
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Der Stand der Elektrifizierung. 


Am 15. Oktober 1938 hatte das elektrifizierte Netz eine Gesamtlänge 
von 590 Netzmeilen (oder 1217 Schienenmeilen, unter Berücksichtigung 
der Doppelgleise). Die Elektrifizierung erstreckt sich auf drei Haupt- 
gebiete: Natal, Kapstadt und Umgegend, sowie den Witwatersrand in 
Transvaal. 

Die Elektrifizierung von Teilen der südafrikanischen Bahnen begann 
1923, zunächst mit einer 171 Meilen langen Strecke (Schienenmeilen) der 
Hauptlinie in Natal. 1931 wurden weitere 26 Meilen und 1934 60 Meilen 
hinzugefügt. Heute sind die Hauptlinie von Durban, Natal, bis Volkrust 
auf dem Transvaal-Hochland (5429 Fuß über dem Meer), ferner ver- 
schiedene ihrer Zweiglinien, wie die 60 Meilen lange von Ladysmith nach 
Harrismith in der Oranje-Freistaat-Provinz, elektrifiziert. 


Ursprünglich sollten durch die Elektrifizierung von Teilen des 
Netzes die Verkehrsstauungen behoben werden. Die großen Kohlen- 
transporte von den Gruben in Natal nach Durban hatten wesentlichen 
Einfluß auf die Elektrifizierungsprojekte. Im Hauptdepot Daimana bei 
Ladysmith sind 125 elektrische Lokomotiven, jede von 66 t Gewicht und 
1200 PS. Drei zusammengekuppelte Lokomotiven ziehen ein Zuggewicht 
von 1500 t bei einer Steigung von 1: 75 mit 22 Meilen Stundengeschwin- 
digkeit. Die Bodengestaltung in Natal bedingt scharfe Kurven und starke 
Steigungen. Zwischen den Häfen und dem Innern muß bergiges Gelände 
überwunden werden. Die aufspeichernde Arbeit auf der Talfahrt der 
Lokomotiven ist bedeutend, Selbst bei Steigungen von 1:30 fahren die 
Züge von 850 t Gewicht ohne Anwendung der Bremsen mit einer gleich- 
mäßigen Stundengeschwindigkeit von 15 bis 17 Meilen. Die jetzt durch- 
gehend elektrifizierte 323 Meilen lange Natal-Hauptlinie Durban—Volks- 
rust hat 19 Tunnel, einige über 1 km lang. Bei Kohlenbeheizung wäre 
die Rauchentwicklung störend ; unter jetzigen Verhältnissen ist die Fahrt 
angenehm und sauber, 

Den Strom für Bahn, ebenso wie für die Städte und Fabrikanlagen 
an der Strecke liefert die Zentral-Kraftstation Colenso am Tugela, deren 
Leistung 60 000 kW beträgt. Von dort gehen etwa 500 Meilen lange 
Leitungen von 88.000 Volt Spannung nach 25 Umformerstationen, die 
Gleichstrom von 3000 Volt an die Oberleitung abgeben. Die Anlagen, 
Kraftwerk und Leitungsnetz, sind Eigentum der Electricity Supply Com- 
mission, welche sie auch betreibt. 

Das zweite Elektrifizierungsgebiet ist Kapstadt mit Vorstädten. Hier 
sind bis jetzt 45 Meilen elektrifiziert, auf denen 1937/88 fast 35 Mio Per- 
sonen befördert wurden. Das Netz hat die Form eines „A“ mit Kapstadt 


Das Verkehrswesen der Südafrikan. Union seit dem Krisenjahr 1933, 1433 


als Spitze, Ein 22 Meilen langer Schenkel (1928 elektrifiziert) führt durch 
die Vororte am Fuß des Tafelberges unter Berührung der Seebäder an 
der False-Bay nach Simonstown. Der berühmte Ausflugsort Muizenberg, 
15 Meilen von Kapstadt, ist mit Expreßzug in 19 Minuten zu erreichen. 
Der andere Schenkel von 13 Meilen, 1933 fertiggestellt, reicht an der 
Hauptlinie bis Bellville. Das Verbindungsstück bildet die 10 Meilen lange 
Linie nach Cape Flats, 1934 elektrifiziert. Den Strom liefert das Kraft- 
werk Salt River der Electricity Supply Commission und 6 Umformer- 
stationen. Der Gleichstrom hat 1500 Volt. 


Die Zahl der Personenfahrten auf beiden Strecken betrug: 


1937/38 1936/37 
Kapstadt—Simonstown . . 28,30 Mio 26,00 Mio 
Cape Flats-Linie . » + . 6,24 Mio 5,0 Mio 


Der gewaltige Aufschwung des Goldbergbaues am Witwatersrand 
hatte eine beträchtliche Steigerung des Vorort-Personenverkehrs im 
Randgebiet zur Folge. Wegen der Überlegenheit des elektrischen Zuges 
und zur Entlastung der Linien wurde 1935 die Elektrifizierung der Vor- 
Ortstrecken zwischen Randfontein und Springs beschlossen. 1936 folgte 
der Abschnitt Germiston—Pretoria. In der Zeit vom 6. Dezember 1937 
bis 30. Mai 1938 wurden die folgenden Strecken fertiggestellt: Lang- 
laagte—Roodeport ; Roodeport—Krügersdorp; Krügersdorp—Randfon- 
tein; Germiston—Kempton Park und Kempton Park—Pretoria. Auch die 
Blektrifizierung der Bluff-Linie (Hafen von Durban) zwischen Booth und 
Wests wurde Ende Mai 1938 beendet, ebenso die des Verschiebebahnhofs 
Congella. Zwei probeweise in den elektromechanischen Werkstätten Dai- 
mana und Pietermaritzburg der Bahnverwaltung erbaute Rangierlokomo- 
tiven bewährten sich; 10 weitere dieses Typs wurden bestellt. Die Elek- 
trifizierung der Strecke Braamfontein—Germiston—Pretoria für die Be- 
förderung von Güterzügen ist ebenfalls beendet. 


.  Nachstehende Zusammenstellung gibt die Meilenzahl der elektri- 
fizierten Linien der Bahnen der Südafrikanischen Union nach dem Stande 
vom 15. Oktober 1938 wieder: 


` entsprechende Länge 
Teil der Linie Netzmeilen eingleisig Gesamt- falls 


im Betrieb im Bau im Botrieh im Bau Netzmeilen eingleis. 
Natal-Hauptlinie: Dur- 


ban—Volksrust . . 323 "el 581 _ 323 581 
Booth—Wests . . . . 7 ‚= 13 j 7 18 
Rossburgh—Hillerest . _ 23 _ 33 23 33 
Danskraal—(Natal)— 

Harrismith . . . — D — m — 60 an 


EE 


Übertrag: 390 23 665 33 413 698 
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entsprechende Länge 


Netzmeilen Gesamt- falls 


Teil der Linie im Betrieb im Bau ET y Netzmeilen eingleis. 
Übertrag: 390 23 665 33 413 698 
Cape Town—Simonstown 
(Vorortverkehr) . . 22 — "1 _ 22 71 
s: Maitland— 
er (Vorortver- 
Dec 10 8 12 3 18 15 
Salt River—Bellville 
(Hauptlinie) . . . 10 = 31 = 10 DI 
Transvaal: Witwaters- 
rand (Goldminengeb.) 95 m 253 53 9% 306 
Germiston—Pretoria— 
Pretoria West . 8 29 16 80 37 96 
Gesamt: 535 55 1048 169 590 1217 
Stand am 15. Okt, 1937 491 69 905 159 560 1064 
Bestand an rollendem Material am 15. Oktober 1938: 
In Betrieb., . . . 144 elektrische Lokomotiven 
» Montage ... 12 di e 
„Auftrng `... 29 
Gesamt: 179 elektrische Lokomotiven 
In Betrieb . . . . 189 Motor-Triebwagen 
» Auftrag . . 20 D n 


Gesamt: 219 Motor-Triebwagen 


Die Kosten der Stromversorgung. 


Die Gesamtkosten des elektrischen Stromes, den die Bahnen von den 
Kraftwerken Colenso und Salt River für Zugzwecke beziehen, betrug: 


% 
Jahr Stromkosten Zunahme geg. Vorj. Stromverbrauch ogor 
hi 
1935/36 , . . 462658 £ = — 17751983 Einheiten — 
1936/37 . . . 490227£ 27569'£ 599% 195168196 , 9,70 
1937/38 . . . 636616 £ 46389£ 90% 2383643677 u 1971 


Die Kostensteigerung ist auf erhöhten Stromverbrauch infolge star- 
ker Steigerung des Güterverkehrs in Natal und die Inbetriebnahme des 
elektrifizierten Abschnitts Durban—Cato Ridge zurückzuführen. Der 
Güterverkehr stieg von 7,00 Mio t i. J. 1935/36 auf 7,10 Mio t (+ 1,15 %) 
auf 8,15 Mio t i. J. 1937/38 (+ 13,79 %). Das Verhältnis zwischen Mehr- 
verbrauch an Strom und den Kosten ist befriedigend. Die Kosten des 
Mehrverbrauchs 1937/38 + 38,18 Mio Einheiten stellen sich auf 0,0 d je 

` Einheit, die Gesamtkosten je elektrischer Einheit: 
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Pence je Einheit Pence je Einheit 
Jahr Kraftwerk Colenso Kraftwerk Salt River 
1935/36 . . . . 05706 0,7562 
1936/37 . . . . 0,5556 = — 0,21% 0,7405 = — 2,08 % 
1937/38 . . . . 0,5055 = — 9,91 % 0,7120 = — 3,87 % 


Verkehrsverbesserungen. 
Personenverkehr. 

Die Bestrebungen zur Verbesserung des Personenverkehrs, beson- 
ders im Hinblick auf eine Vermehrung der Züge und Verkürzung der 
Fahrzeiten wurden in den letzten Jahren fortgesetzt. Die Zahl der ge- 
fahrenen Züge betrug: 

Klassifizierung der Züge: 1937/38 1936/37 1935/36 1934/35 


Hauptlinien-Züge. . . 29914 28 100 24 972 22 310 
Lokalzüge . .. » - 53 221 53 353 50.101 47672 
Gemischte Züge . . . 63 909 65 425 62 804 63 391 
Vorortzüge une. 435.088 424 208 403 109 390 796 
Triebwagen. . . » - 6841 6044 6808 6752 


Die Steigerung der Gesamtzahl an Personenzügen ist meist durch 
den Vorortverkehr bedingt, besonders im Randgebiet. Die Zahl der im 
Handel, der Industrie und der Hauswirtschaft beschäftigten Eingebore- 
nen steigt weiter. 

Wichtigere Fahrzeitverkürzungen wurden 1937/38 auf folgenden 


Strecken vorgenommen; 
Beschleunigung 


Strecke: um 
Stunden Minuten 

Johannesburg Bulawayo ebe EE 20 Schnellzug, Freitags 
Bulawayo—Johannesburg. CES de E WE) 50 Schnellzug, Sonnabends 
Kapstadt —Bulawayo 2 2 2.2.0. 14 25 Schnellzug, Donnerstags 
East London—Bulawayo DE. SEN ek 1 40 Personenzug, Mittwochs 
Durban—Bulawayo EE ill 45 Schnellzug, Donnerstags 
Bulawayo—Durban `... 9 25 Schnellzug, Sonnabends 
Johannesburg—Mossel-Bay . . >: 2 57 Personenzug, dreimal 

wöchentlich 
Johannesburg—Kapstadt . . . . . : 1 49 Union Limited, wöchentl. 
Kapstadt—Johannesburg |... 1 47 Union Expreß, wöchentl. 
Durban—Kapstadt ne, A 44 Schnellzug, Mittwochs 
Mossel-Bay—Johannesburg 1 18 Personenzug, dreimal 

wöchentlich 
Durban—Bulawayo TE, 1 5 Dreimal wöchentlich 
Durban— Johannesburg GE ET: äi 5 Täglich, abends 
Durban—Johannesburg 22... — 30 Täglich, nachmittags 


Johannesburg—Port Elizabeth an. 25 Schnellzug, Sonnabends 


1436 Das Verkehrswesen der Südafrikan, Union seit dem Krisenjahr 1933, 


Die Beschleunigung des „Union Limited“ und des „Union Expreß“ 
ist um so bemerkenswerter, als die Fahrzeiten schon 1935/36 verbessert 
wurden. 


Strecke: Entfernung 1910 1937 
Á Meilen Stunden Minuten Stunden Minuten 

Johannesburg—Kapstadt . . . . 956 35 45 27 25 
Johannesburg—Durban . . . , 494 23 24 17 55 
Johannesburg—Lourenço Marques: , 8394 19 10 12 25 
Johannesburg—Port Elizabeth . . 704 34 0 25 30 
Johannesburg—East London . . . 665 33 35 26 5 
Kapstadt-Johannesburg . . . . . 956 36 15 27 9 
Durban—Johannesburg . . . , (04 24 8 18 8 
Lourenço Marques- Johannesburg , 394 19 E 13 54 
Port Elizabeth—Johannesburg . . 704 35 5 26 54 
East London—Johannesburg . . . 665 35 55 27 30 


Normalerweise waren 1937 55 Speisewagen in Betrieb, während der 
Monate mit besonders großem Verkehr erhöhte sich ihre Zahl auf über 
80. Die Wagen haben Sitzplätze für 24 Personen, die neuen Doppel- 
Speisewagen für etwa die doppelte Zahl. Von ersteren waren 1937 81, 
von letzteren 29 vorhanden. 


Eisenbahnen und Wirtschaftslage. 


Handel. Verkehr und Handel ergänzen sich und sind aufeinander 
angewiesen. Das gilt besonders für Süd-Afrika, wo die Hauptzentren der 
Erzeugung und des Verbrauchs von den Häfen weit entfernt liegen. Die 
Verkehrsorganisation der südafrikanischen Bahnen und Häfen spielt da- 
her eine wichtige Rolle im wirtschaftlichen Aufbau des Landes. Um- 
gekehrt wirkt der Umfang des Ein- und Ausfuhrhandels auf Bahnen und 
Häfen als Beförderer der Güter. Eine Übersicht über den Güteraustausch 
und die Wirtschaftslage der letzten Jahre ist deshalb von Wert. 

Eingeführt wurden 1937 Güter i. W. von 103,18 Mio £ (97,10 Mio £ 
allgemeine Güter, 6,00 Mio £ Regierungsgut und 14,1 Mio £ Bargeld). 
Eine erhöhte Einfuhr weisen auf: Metalle, Metallwaren, Maschinen und 
Fahrzeuge (+ 7,05 Mio £); Fasern, Garne, Textilien, Kleidung (plus 
2,03 Mio £), Öle, Harze, Wachs, Farben und Firnisse (+ 1, Mio £); 
Holz, Rohr, Weiden und Fabrikate daraus (+ 1,13 Mio £), Bücher, 
Papier, Nahrungsmittel, Drogen, Chemikalien, Düngemittel, Leder, 
Gummi, Gummiwaren, Schmuck, Uhren, Musikinstrumente, Galanterie- 
waren, lebende Tiere, landwirtschaftliche Produkte, Mineralien, Steingut, 
Zement, Tabak, Getränke, Verschiedenes (+ 190 Mio £). An Personen- 
kraftfahrzeugen wurden 1937 32096 Stück (gegen 1936 + 3344) ein- 
geführt, ferner 22441 Fahrgestelle und Motoren für Kraftfahrzeuge, 
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deren Aufbauten in Südafrika hergestellt werden, sowie 2374 Stück Last- 
kraftwagen und Omnibusse (1936: 1919). Der Gesamtwert der eingeführ- 
ten Kraftfahrzeuge betrug 10,06 Mio £ (gegen 1936 + 1,84 Mio £). Eine 
starke Steigerung erfuhr die Einfuhr von Flugzeugen, deren Einfuhrwert 
von 77519 £ i. J, 1936 auf 225 852 £ i. J. 1937 stieg. 


Vergleichende Zusammenstellung des Güter- und Mineralien-Verkehrs 
1934/35 —1937/38 nach Gruppen. 


1937/3811930/372]1935/30°| 1934/35 | 1933/34 | 1932/33 

Höupferuppen, Mio to | Mio to | Mio to | Mio to | Mio to | Mio to 

Landwirtschaftliche Produkte . .| 7,99 Bum 0,20 5,98 | 5,0 

Mineralien, Erze (ohne Kohle) . | 300 | An | 2,78 1,70 1,98 
Allgemeine Güter (nicht spezifi- 

KEE EEN 3,09 2,73 2,98 2,08 1,78 1,14 
Bau- u, Einfriedungsmaterialien .| 1,74 1,75 1,49 Län DÉI DÉI 
Güterverkehr zu Sondertarifen .| 1,56 1,28 1,09 0,86 0,04 0,39 
Holz (unbearbeitet). +» + + + 1,00 0,91 0,86 0,83 0,70 0,65 
Düngemittel (auch chemische) . .| Oe | Oes | 0,0 | Ose | Osa | 0,37 
Maschinen, Eisen. u. Stahlwaren .| Gaz | 0,0 | Oas | 087 | Og | 01 
Tierische u, Molkerei-Produkte .| 0,28 0,81 0,43 0,24 0,20 0,28 
Material für Eisenbahn pp. Neu- 

bauten... . 0,28 0,28 0,72 0,97 0,00 
Getränke... . Am | O8 Gm | oun | 00 

Zusammen 17,16 16,71 15,88 13,19 11,30 

SE E 2 | an nm | Ba 7,28 | 6,55 

EURE] Sa Eer WE 

Im Ganzen 27,07 | 20,88 | 23,70 | 20,42 | 18,9 


DieLandwirtschaft. Ackerbau und Landwirtschaft haben 
sich 1938 weiter von den Folgen der Depression erholt. Die Lage auf dem 
Binnenmarkt wie in Übersee besserte sich in den letzten 12 Monaten. 
Dieser Umstand und die Stützungsmaßnahmen der Regierung gestalteten 
das Jahr zu einem der besten seit 1931, Die Preise für landwirtschaft- 
liche Produkte waren, wenn auch nicht hoch, so doch günstiger im Ver- 


1 Die starke Zunahme des Güterverkehrs ist die Folge des allgemeinen 
Aufschwungs. (Mehr befördert wurden vor allem Mais, Mehl, Kleie, Zuckerrohr, 
Zucker und Früchte [frisch und getrocknet,] Eine Abnahme weisen Akazien- 
rinde, Gemüse und Tabak auf.) 

2 Der Rückgang der beförderten landwirtschaftlichen Produkte entfällt 
auf Mais, Mehl, Kleie und Wattlerinde. An Zuckerrohr, das durchschnittlich 30 % 
der Gesamtmenge der beförderten Agrarprodukte ausmacht, wurden 1936/37 
1,85 Mio t (1985/36: 1,84 Mio t) befördert. 

7 Die Zunahme bei landwirtschaftlichen Produkten entfällt hauptsächlich 
auf Akazienrinde, Mais, Zucker, Weizen, Hafer, Futtermittel, Heu, 
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hältnis zu den Gestehungskosten. In der Kapkolonie und der großen 
Karru herrschte jedoch wieder Trockenheit, im übrigen waren die 
klimatischen Verhältnisse meist günstig. 

Die Maiserzeugung erreichte i. J. 1936/37 die Rekordziffer 
von 28 128 000 Sack (= 2812800 t) oder 13,14 Mio Sack mehr als 1935/36. 
Die letzten Jahre brachten: 


1082/88 et eieeg REETA ze BEL 000 Sack 
1988/34 e ee 118000 
OB eu ee eier er e 18.661000. „ 
BESOA RR — 14988000; 
DT Deche Da ee Al ER EE A 
1987/88 .... , 17609000 „ 


(10 Sack =1t) 
Die Ausfuhr von MaisundMaisprodukten betrug: 


; Mais: Maisprodukte: 
Kalenderjahr Menge t Wert£  Menget Wert £ 
1909 . . . . 151051 650940 926 5410 
1988 . . . . 120960 3833087 mom 151917 
1934 . . . mum 1021134 118795 440188 
1935 . . . . 499676 1557732 198347 598850 
1986 2... 10797 55.664 61738 185405 
1987 . . . . 845465 3194055 250769 1032900 


Die Rekord-Maisernte 1936/37 ließ einen großen Überschuß für die 
Ausfuhr; die festgesetzte Ausfuhrquote für die Verkaufszeit 1937/38 be- 
trug 6634 %. Die geringere Ernte 1937/38 ist allgemein auf strenge 
Fröste, Insektenschäden und Trockenheit zurückzuführen, 


Auch die Weizenernten der letzten Jahre waren beträchtlich: 


EEN Ge e Te 2788000 Back: 
TOIRE EE EE hat, 
1982/88 T 302 EDERT 818800003; 
1988/34 CT arte C8 MAT488 m 
1985/80 An re o ae aan St gny dk HUSS a 
CN E E el OK ern 
1937/88 (Voranschlag) . . . . . . 8047328 „ 


Die Gärung und Selbstentzündung von Weizenstapeln infolge zu 
hoher Feuchtigkeit verursacht noch viel Schaden. In vielen Fällen war 
der Prozentsatz an verbrannten Weizenstapeln zu hoch, um den Weizen 
in die Silos (Elevatoren) zu nehmen. 

DieZuckerproduktion in Natal und Zululand ist im Anstieg: 
die Steigerung 1937/38 ist auf gute Ernte und die Verlängerung der Aus“ 
fuhrzeit zurückzuführen: 
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Zuckerproduktion in 1000 t 


1928/29. . . . . . 295984 1984/35. . . . . . 3587388t 
1929/30 . . . . . . 298635t 1935/36. . . . . . 417318t 
1930/31. . . . . . 393205t 1936/37. . . . . . 446409t 
1981/382. . . . . . 325899t 1937/38 . 509 484 t 
1932/33. . . . . . 358905t 1938/39 (vork Foststallung) 476 888 t 
1983/34. . . + 891173t 


Die A sind Natal und Zululand. Die mit der Eisen- 
bahn 1937/38 den Fabriken zugeführten Mengen an Zuckerrohr betrugen 
1977 028 t gegen 1849 559 t im Vorjahr, Die AusfuhrvonZucker 
im Kalenderjahr 1937 betrug 242 859 t (1936: 148 363 t; 1935: 220 416 t; 
1934: 125 051 t; 1933: 198 947 t). An Melasse und Syrup wurden 1937: 
51393 t; 1936: 43 414 t; 1935: 43 819 t und 1934: 25 105 t ausgeführt. 

Baumwolle. Die Erzeugung an Rohbaumwolle in der Union und 
Swaziland betrug in den Jahren 


1932/33 . . . . . Sot Mieot 1985/36 . « . Sp Miot 
1988/34 . . . . . 2@1Miot 1936/37 . . . . . 4poMiot 
1984/35 . . . . San Miot 1937/38 (vorl. Feststellung) 2,37 Mio t 


Die starke Erzeugung 1936/37 beruhte auf verstärkter Aussaat in 
allen Baumwollanbaugebieten nach gutem Regenfall. Der voraussicht- 
liche geringe Ausfall der Ernte 1938 ist auf Dürre bei der Aussaat zu- 
rückzuführen. 

Die Tabakerzeugung hat in den letzten vier Jahren Fort- 
Schritte gemacht, Ausgeführt wurden 1937 an Rohtabak (verarbeitet und 
unverarbeitet) 460 t, 1936 430 t. Die in europäischem Besitz befindlichen 
Pflanzungen ernteten: 


1930/31 . . . . . 16a8Miolb 1984/85 . . . . . 16,30 Miolb 
1931/32 . . . . San Mio lb 1935/36 . . . . . 17,10Miolb 
1932/33 . . . . . 90oMiolb 1986/97 . 20,80 Mio 1b 
1933/34 . . . . . 14, Mio lb 1937/38 (Voransehlag) , 23,91 Mio lb 


Die Kartoffelernte betrug 1936: Mio Sack (zu 150 1b), 
1937: 2,60 Mio Sack und 1938: 2,04 Mio Sack (Voranschlag). Ausgeführt 
wurden 1935: 3370 t, 1936: 3422 t und 1937: 8439 t, davon 5927 t nach 
Argentinien. 


Wolle, Obwohl der Bestand an Schafen in der Union noch nicht 
wieder die Höhe wie vor der Dürre von 1932/33 erreicht hat, waren nach 
dem Zensus von 1935/36 doch am 31. August 1936 33,3 Mio Wollschafe und 
6,1 Mio andere vorhanden (am 31. August 1935: 20,2 bzw. 5,03 Mio; am 
31. August 1930: 43,03 Mio Wollschafe und Au Mio andere). Die Schur 
1937/38 ergab 747 197 Ballen oder 263,57 Mio lb (1936/37: 844 762 Ballen; 
1935/36: 752641 Ballen im Gewicht von 237,51 Mio lb; 1934/35: 
209,75 Mio lb; 1933/34: 273,03 Mio 1b; 1932/33: 318,57 Mio Ib, ein Rekord). 


REM 
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Die Wollausfuhr betrug (gewaschen und ungewaschen): 


d Jahr t Wert 
NEE St EN 8,83 Mio £ 
TOBA g aena E AE 8,08 Mio £ 
EE 9,52 Mio £ 
DE ORDER 9,54 Mio £ 
EE EN E 12,65 Mio £ 


Mohair., Am 31. August 1936 wurden 684 723 Angoraziegen und 
-lämmer in der Union gezählt gegen 741 752 im Vorjahr, Im Jahre 1930, 
vor der großen Dürre, betrug die Zahl 1 800 771 Stück. Die Schur 1937/38 
war der Menge nach geringer, aber dem Wert nach höher als im Vorjahr. 
Die Ausfuhr von Mohair betrug: 


Jahr Menge t Wert £ 
Ee ed 330 707 
1934/385. > o o nennen e. stje 18.289 177707 
1985/86. < et EE e or a DBIA 361 486 
1936/87. na ne ein e Se m 427 265 
190788 a aae ee r CaA A OU. 476 382 


Der Rückgang der Produktion von Mohairwolle wird durch die an- 
ziehenden Preise wieder aufgewogen. Die Mohairindustrie ist wieder im 
Aufschwung. Unverkaufte Bestände waren 1938 gering. 


Die Ausfuhr von Häuten und Fellen ging 1937 eben- 
falls der Menge nach zurück und stieg dem Werte nach, 


Ochsen- und Kuhhäute; Ausfuhr: 
Jahr Menge t Wert £ Menge t Wert £ 
SU, E u 11 826 444 785 26 589 1156 070 
2984 enn e e 14140 487 675 17712 896 380 
sl ee 12175 481 190 17 354 797 425 
ADS oe EE 15121 655 216 16 251 1020 881 
Und 13 905 845 961 15 747 1228 759 
Die Ausfuhr von Eiern betrug im Kalenderjahr: 
Anzahl Wert 
Mio Stück in 1000 £ 
980: FREE En: 68,6 349,4 
TWS s o u BE Er 317,8 
Nu E 62,7 237,7 
1988 a 54,0 203,5 
28984, "e "ee Bee 36,8 138,0 
dÉ, 5 re 43,8 106,2 
DSB ET. ar WR 46,1 174,5 


AË REINE er 32,3 119,0 
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Die industrielle Entwicklung. 


Der Aufbau der Industrie hat in den letzten Jahren weitere Fort- 
schritte gemacht. Seit 1933 sind die Hauptindustrien wieder normal be- 
schäftigt. Die Krise ist überwunden. Die Zahl der industriellen Betriebe 
in der S. A. Union betrug nach der 19. Industriezählung von 1935/36 
9655, und das in ihnen angelegte Kapital 89,90 Mio. £. Die Tabelle zeigt 
den industriellen Aufschwung. 


Zahl Kapital- Angestellte und Gehälter Wert 
Jahr der anlagein Arbeiter und Löhne der Pro- 

Betriebe Mio £ (dav. Europ.) Mio & duktion 

Mio £ 
1915/16 . . . 3998 27,55 101178 ( 39524) 8,01 40,44 
1932/38 . . . 7669 68,75 192483 ( 87173) 21,88 90,95 
1933/34 . . . 8580 73,22 229502 (102232) 26,10 111,30 
1934/35 . . . 9042 79,19 265848 (115971) 31,07 131,60 
1935/36 . . . 9655 89,50 303557 (128995) 36,84 150,38 


Seit Januar 1938 sind alle Anlagen der South African Iron and Steel 
Industrial Corporation wieder in Betrieb, Das Walzwerk erreichte seine 
normale Erzeugung einige Monate später, trotzdem entsprach die Gesamt- 
erzeugung der vorgesehenen Leistungsfähigkeit von 150 000 t Walzstahl 
jährlich. Die Anlagen der S.A.I. & S.I. Corp. in Pretoria hatten eine 
Leistungsfähigkeit von 150 000 t, aber die Nachfrage war infolge des Auf- 
schwungs im Witwatersrand-Gebiet so stark, daß sie durch Erweiterung 
auf 220000 t erhöht werden mußte, Die Erzeugung 1937/38 betrug 
335 536 t Roheisen (gegen 1936/37: + 90000 t), 331657 t Stahlknüppel 
(1936/37: 288 657). Alle Erzeugnisse zusammen erreichten 328910 t 
(1936/37: 302 292 t). 


Die erste Schienenlieferung für die südafrikanischen Bahnen sei- 
tens der S, A. I. & S. I. Corp, Werk Pretoria, erfolgte 1934/35. Das 
Werk hat von Oktober 1934 bis Ende März 1935 Schienen für 42 Netz- 
meilen geliefert, weitere 137 Meilen wurden in Auftrag gegeben. 


Aus insgesamt 216745 t Kohle wurden 1937 Nebenprodukte ge- 
Wonnen, Die Kokserzeugung betrug 120 298 t (1996: 83180 t). Die Teer- 
erzeugung 1937: 263.063 Gall. (1936: 219191 Gall.). Die S. A. I. & 
S. I. Corp. setzte 14648 t Koks und Nebenprodukte, wie Straßenteer, 
Teeremulsion, Motorbenzol und Ammoniak, ab, 


Die Produktion und Ausfuhr von Kupfer und Chromerzen 
hat in den letzten Jahren erheblich zugenommen: 
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Kupfer Wert 
Jahr Produktion in 1000 £ 
1937 . 13920 t 
1936 . . . 12196 t 
1985 . 12084 t 
1994. . 9484 t 
1933 . 9471 t 


Ausfuhr 
11 542 
9987 
9422 


7839 
H 
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Chromerze Wert 


Produktion in 1000 £ 
186 379 t 344,0 
107 902 t 182,0 
107 550 t 174,0 
49 807 t 102,1 
28 638 t 51,5 


Die Gewinnung von Chromerzen in den nördlichen und öst- 
lichen Distrikten von Transvaal ist infolge vermehrter Nachfrage aus 


Übersee stark gestiegen. 


Asbest wird in der Kap-Provinz und Transvaal gewonnen, Pro- 
duktion und Ausfuhr betrugen: 


Jahr Produktion t Wert £ Ausfuhr t 
1988... 15 886 197120 | keine Angaben 
1934 . 17594 303033 f verfügbar 
EI KEES, 22 708 226 167 23 714 
196... . 25 237 357 229 24 709 
1937 . 28 069 430 761 27822 
Die Zin nerz- Produktion betrug nach Menge und Wert: 
Jahr t £ 
1934 . . Ze 908 126 545 
1935 . N 997 130 892 
196... vie e 1065 114 516 
19837 .. ` 955 118 226 


Manganerz. Infolge verstärkter Nachfrage aus Übersee und 
verbesserter Verfrachtung durch neue Eisenbahnlinien ist das Gebiet 
der Manganerz-Erzeugung seit 1936 bedeutend erweitert (Postmasburg). 


Jahr 


1934 . 
EE 


EE h 


ËM Ara 


Produktion t 
56 257 
98 859 
236 861 
557 210 


Wert £ 

63 637 
127 969 
259461 
603 623 


Ausfuhr t 
733801 
898492 
229 105 | Kalender- 
531589] jahr 


Eisenerz und Pyrite wurden größtenteils für die S. A. I. 


& S. I. Corp. gefördert. 
Jahr 


1984 .. 
1985 . >» 
1986 . . 
1937 


1 Finanzjahr 1984/85. 


Produktion 
Eisenerz t 


252 335 
335 157 


. 401 565 


2 Finanzjahr 1935/36. 


509 046 


Eisenpyrit t 
17380 
27 633 
27 043 
31873 
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SonstigeMineralien. Der Wert der Produktion stellte sich 
(in £): 


1937 1936 1935 1934 
Platines s eegen 287.068. 176 292 179 697 139 516 
Sb nu tg Luka El 99 463 97051 135 903 95 687 
Korundum . 2.2... 18817 88 240 36 552 23 844 
Osmiridium . . . . . 87254 28 445 24 460 27.072 
Boda ipia nenak aai 29500 28 260 e = 
Mineralfarben . . . . . 22115 24 050 En Ez 


Die Ausfuhr von Fischen in jeder Art (frisch, konserviert, gefroren. 
gesalzen und getrocknet) belief sich auf: 1937: 5347 t, 1936: 4790 t, 
1935: 3572t An Walfischtran wurden 1937: 7,7 Mio Gall., 1936: Au Mio, 
1935: 1,2 Mio Gall. ausgeführt. Es arbeitete 1936 nur eine Walfang- 
Gesellschaft, aber die Zahl von 1978 erbeuteten Walen stellt einen Re- 
kord dar (1937: 1660 Wale). 


Die Ausfuhr von Akazienrinde (wattle) und Extrakt daraus hat in 


den letzten Jahren eine starke Steigerung erfahren (1909: 40 046 t Rinde, 
kein Extrakt). 


Akazienrinde Rindenextrakt 
Jahr Menge Wert Menge Wert 
int in 1000 £ int in 1000 £ 
eege neng E 2774 20 939 215,5 
18... BE 330,4 18 901 195,5 
UBER a EHRGEIDITRT, 294,5 25 708 261,0 
Gagna rn 081840; 380,1 38 509 387,5 
19867, TTA s 88.066 348,0 38344 428,1 
1997 .. 2. 76666 425,0 45 768 575,0 


Der Durchschnittspreis für Rinde stieg von 4 £ 4 s. 0 d. i. J. 1936 
auf 5 £ 10 s. 10 d. i. J. 1937, und für Extrakt von 11 £ 3 s. 4 d. auf 
12 £ 11 s, 8 d, Die Verschiffung von Akazienrinde nach den Verein. 
Staaten ging 1937 um 5282 t zurück, die von Rindenextrakt nach Groß- 
britannien, Japan, den Verein. Staaten und Indien stieg dagegen er- 
heblich. 

Die Ausfuhr von Wein und Branntwein stieg stetig: 


Wein Wert Branntwein Wert 


Jahr, Mio Gall. in1000£ in 1000 Gall. in 1000 £ 
DIENEN, Gr? dä E 12,7 ES 
ETH 174,3 20,0 Ba 
Dë? Ma us: 181,8 48,7 23,0 
LIE I vun del Kasten 197,1 67,2 28,3 


Re Saas. s AA 238,5 80,2 35,6 
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Die Goldproduktion der Union machte 1937 mit 11,7 Mio 
Unzen Feingold 33,1 % der Weltproduktion aus, die auf 35,5 Mio Unzen 
veranschlagt wird: 


s | Wert | Wart der Gold-Förde- | Anteil an| Diaman- Wert der 
0: | Yan ee N Diaman- 
Jahr | duktion |1 Unze—| D (bei Durchschn. |Wolt-Pro-| ten, Tse, 


duktion | metrische | duktion? 


e Aal Preis je Unze von) 
%% Karat | gti 2 


Mio Unsen! in Mio £ in Mio £ 


1934, . .| 10,47 44,51 72,3 (1 Unze = £ 6,9) 38,8 440 312| Lu 
1935. . .| 10,77 45,77 75 o £ 7,1) 35,8 076 722| 2,17 
1936. . .| 11,98 48,15 ULC? £ 7,0) 32,4 623 923| 2,18 
1937. . | 11,78 49,85 Bän „ £ 7,0) 33,1 | 1 030433| 3,44 


Getreideelevatoren und Silos. 

Die Verwaltung der südafrikanischen Bahnen und Häfen begann 
1921 mit dem Bau von Getreidesilos (Elevatoren). 1924 waren ein Ele- 
vator in Kapstadt und 34 weitere im Binnenland mit einem Gesamt- 
fassungsvermögen von 139200 t in Betrieb, Im Juni 1927 wurde ein 
neuer kleiner Typ (1700 t) von Landelevator in Settlers (Transvaal) und 
im August ein Elevator von 42 000 t in Durban erbaut. 

Das Gesamtfassungsvermögen der Elevatoren am 31. März 1936 be- 
trug 182900 t, die Gesamtkapitalanlage zu diesem Zeitpunkt 2 558 618 £, 
sie stieg bis zum 30. Juni 1938 auf 2559 267 £. Zu dem System der Ele- 
vatoren gehören 2000 Getreide-Güterwagen von 40 t Ladefähigkeit und 
vierachsigen Fahrgestellen. 

Die Erfahrung hat gezeigt, daß bis jetzt die Lagerungs- und Um- 
schlagsfähigkeit des bestehenden Elevatorensystems, dessen Hauptauf- 
gabe der schnelle Umschlag von Getreide für die Ausfuhr ist, weit über 
die Anforderungen der Export-Maisindustrie der Union hinausgeht. Die 
Stauungen in den Elevatoren, die häufig zu unangenehmen Verzögerun- 
gen bei der Aufnahme von Mais während der Hauptverfrachtungszeiten 
führen, beruhen allein auf ungenügender Ausfuhr, und nicht auf einer 
Unzulänglichkeit der Elevatoranlagen. 

In dem Jahrzehnt 1926/27 bis 1935/36 gingen insgesamt 4 202 751 t 
Mais und Kaffernkorn und 264 112 t Weizen durch die Elevatoren, von 
denen 2784868 t Mais ausgeführt und 1417883 t, sowie der Weizen 
(kein Ausfuhrartikel) dem Inlandsverbrauch und den Mühlen zugeführt 
wurden. Vom 1. November 1937 bis zum 31. Juli 1938 wurden nur 4693 t 
Weizen der 1937/38er Ernte in den Elevatoren gelagert (gegen 16184 t 
im Vorjahr). 

1 Der Durchschnittspreis 1937 betrug für alle Steine 4 £ 10 d. je Karat 
gegen 2 £ 15 s, 3 d. i. J. 1936. 
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Von der Gesamterzeugung der Union an Mais, die jährlich mit der 
Bahn verfrachtet wird, stieg der über die Elevatoren gehende Teil von 
11,31 % i. J. 1924/25 auf 39,26 % i. J. 1935/36. Die Zunahme ist auf die 
bevorzugte Ausfuhr von Mais in ganzen Ladungen zurückzuführen. 


Die Elevatoren haben sich als wertvolle Ergänzung des Eisenbahn- 
betriebes erwiesen, indem sie den jahreszeitlich stark anschwellenden 
Verkehr mit Mais aufnehmen, sowie zur Ersparnis von Lagerraum und 
Güterwagen und Lokomotiven beitragen. Weitere Vorteile sind: Die Ver- 
meidung unnötiger Transportwege beim Getreidetransport; Ersparnis 
von Lagerraum in den Häfen und den Ladestationen im Binnenlande; 
der Produzent erspart die Kosten für Getreidesäcke; gesicherte Lagerung 
des Getreides. Die Einlieferungsscheine vereinfachen den Verkauf von 
Getreide, indem sie eine staatliche Garantie bezüglich Gewicht und Qua- 
lität enthalten, also direkt verkäufliche Dokumente darstellen, die auch 
beliehen und bevorschußt werden können; Unstimmigkeiten zwischen 
Käufer und Verkäufer werden vermieden, da die Verwaltung der Eleva- 
toren für Gewicht und Qualität bei Rückgabe der Einlieferungsscheine 
verantwortlich ist. Mit Übergang zum Transport von Mais und Getreide 
in ganzen Ladungen wurde seitens der Bahnen vorausschauend ge- 
handelt. 


Der Transport einer Rekordmenge von Mais im Sommer 1937 zwecks 
Ausfuhr nach den Häfen fiel zusammen mit ausnahmsweise umfang- 
reichen Beförderungen von allgemeinen Gütern und trug dadurch erheb- 
lich zu den Verkehrsstockungen bei. Die Hauptausfuhrhäfen für Mais 
Sind Kapstadt und Durban, aber die Entfernung der Produktions- 
gebiete von Kapstadt bedingte weite Transportwege. Als die Transport- 
lage sich mehr und mehr verschlechterte, mußte eine bessere Verteilung 
der Maisausfuhr auf die beiden Hafenelevatoren vorgenommen werden. 
Das wurde durch zeitweilige Herabsetzung der Höchsttarife für Aus- 
fuhrmais nach Durban ab 23. Juli 1937 erreicht. Die Einsparung von 
Lokomotiven und Güterwagen durch den kürzeren Transportweg nach 
Durban trug wesentlich zur Besserung der Transportlage bei. 


Der Betriebsgewinn der Silos 1937/38 (103 924 £) ergab sich aus 
der bisher höchsten Beförderungsziffer von Mais (848310 t). Die bis- 
herige Höchstziffer war 1930/31: 576 947 t. Bemerkenswerterweise wurde 
in der Verschiffungsperiode 1937/38 die gesamte Ausfuhr von Mais inner- 
halb von sechs Monaten und vor dem 15. Dezember 1937 beendet. An 


diesem Tage wurde ein Embargo für Mais verhängt, welches bis 31. Mai 
1938 in Kraft blieb. 
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Getreideverkehr und Ausfuhr über Elevatoren der 


South African Railways & Harbours 


1934/35 


t 


526 406 


1933/34 
t 


128 000 


T 
1937/38 | 1936/37 1935/36 
t | t t 
| 
Eingeliefert zur Lagerung in den Blevatoren wurden: 
Mais und Kaffernkorn . . . » » 848310 | 143 378 | 376 676 
WERBEN aw En wre 4093 16 184 77573 


Gesamt `, 


über Durban (Elevator). . . 
über Kapstadt (Elevator) . . 
Gesamt: Ausfuhr. . . . . 


ausgeliefert für einheimischen 


Gebrauch. . . . 


und zur Vermahlung im Transit: . 


Total-Gesamt: . 


Ausgaben £. 22. 
Einnahmen £ . . . 
Gewinn (+) .. - 
Verlust LA... . 


Gesamt Kapital-Anlage in Ge- 
treide-Elevatoren am 30, Juni £ , 


Angesammelter Betriebsverlust 
seit 1924, (Beginn des Elevator- 


Betriebes), . . . 


| 
Mad 853 003 | 159 562 | 454 249 


Ausfuhr von Mais aus 


301 944 9838 | 120051 
436 890 25094 | 129784 


741 372 | 143378 | 376 676 


222790 | 212464 
326714 | 134019 


tr 103 924| — 


bé À GETT) ON egene 
Angaben 
|2 559 267 |2 558 908 
zur 
Verfügung 


445 202 | 470.680 


keine Angaben 


Kühlanlagen in den Häfen. 


26 081 


552 547 


7302 
135 302 


+ 27001 


138 002 


den Elevatoren 


308 671 
192 419 


526 466 


221 933 
248 296 


F 26363 


2 556 593 


420 247 


93 068 
48 811 


(Weizen kommt nicht in Frage für Ausfuhr) 


N 50 804 


51 868 


220 650 
120 856 


— 99794 


2557813 


446 610 


105 350 


48871 


Südafrika wird in steigendem Maße Ausfuhrland für frische 
Früchte, Für ihren Transport hat die Verwaltung der Bahnen eine große 
Zahl meist vierachsiger Spezialwagen mit Ventilation und Kühlvorrich- 
tungen. Das Ladegewicht beträgt 54 000 lb. (Taragewicht 45 000 1b.). 

Für die Lagerung vor der Verschiffung sind in den Häfen von Kap- 
stadt, Port Elizabeth, Durban und East London von der Verwaltung der 
Bahnen Vorkühlanlagen geschaffen, die in den letzten Jahren noch er- 


1 eingeführter Weizen. 
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weitert und verbessert wurden. Die erweiterten Anlagen in Kapstadt 
sind im Januar 1938 in Betrieb genommen. Der Gesamtkostenaufwand 
für diese Kühlanlagen belief sich bis zum 31. März 1938 auf 807509 £ 
und verteilt sich wie folgt auf die Häfen : 


Kapstadt . 390 292 £ 
Port Elizabeth . 218 226 £ 
Durban.» 119 716 £ 
East London 79275 £ 


Gesamt: 807 509 £ 


Die finanziellen Betriebsergebnisse dieser vier Vorkühlanlagen 
waren: 


1937/38 1936/37 1935/36 

Hafen £ £ e 
Kapstadt . . Verlust 82961 Verlust 244  Überschuß 4161 
Durban CS Überschuß 15737 Überschuß 3289 Überschuß 3866 
Port Elizabeth . Verlust 3202 Überschuß 1896 Überschuß 5082 

East London Verlust 1661 Verlust 1448 noch nicht in 

Betrieb 

Verlust 22087 Überschuß 3493 Überschuß 13 109 


Der Verlust von 22 087 £ verringert den bisher angesammelten Ge- 
Samtüberschuß am 31. März 1938 auf 17 065 £. 

Der Betrieb der Kühlanlagen in Kapstadt brachte an sich 
1937/38 einen Überschuß der Einnahmen über die Ausgaben von 10 520 £, 
aber die Kosten für Verbesserungen (Abbruch der Anlage, Überholung 
und Neuerrichtung auf dem Ost-Pier) beliefen sich auf 43481 £, so daß 
Sich ein Verlust von 32961 £ ergab. 

In Port Elizabeth waren die Einnahmen rund 6.000 £ höher 
als 1936/37, aber die Inbetriebnahme des ersten Teils der Neuanlage am 
15. März 1937 verursachte eine starke Erhöhung der Ausgaben 1937/38, 
so daß ein Verlust von 3 202 £ entstand, 

In East London arbeitete die Kühlanlage auch im zweiten Be- 
triebsjahr ungünstig, der Verlust betrug 1661 £ gegen 1448 £ im Vor- 
jahr, Wie die Übersicht zeigt, blieb der Zugang von Citrusfrüchten 
(Zitronen, Orangen) aus den Erzeugungsgebieten wiederum stark hinter 
den Voranschlägen der Produzenten zurück, 

Ausfuhr von Citrusfrüchten 


Jahr aus d. Hinterland v. East London Ausfall 
Tatsächliche gegen VP 
Voranschlag Verladung Voranschlag 
1935/36 20.000 t 13 761 t 6239 t 31,20 
1986/37 22.000 t 16540 t 5460 t 24,82 
1937/38 25 600 t 16.925 t 8675 t 33,89 
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Das befriedigende Ergebnis in Durban ist auf die intensive Be- 
nutzung der Kühlanlage im letzten Jahr zurückzuführen. Es wurden 
64 061 t Früchte eingelagert, 20 038 t mehr als 1936/37. 

Die Menge der ausgeführten frischen Früchte im Rechnungsjahr 
1937/38 war erheblich höher als in den Vorjahren, wie folgende Zusam- 
menstellung zeigt: 


8 1936/3 1935/36 
Hafen der Verschiffung: So du is l 


t 
Kapstadt (Table Bay) . . . . 160047 113 309 117822 
Mossel Bay . s ooroo 355 448 202 
Port Elizabeth . . . . + . . 58944 50 509 46 380 
Buffalo Harbour . . . . . . 16221 15315 _ 


Dürban es vo. en un. 64.061 44 023 44 023 
East London . J _ _ 15315 


Gesamt; 294 628 223 604 223 742 


Die Zunahme ist hauptsächlich auf erhöhte Ausfuhr von Citrus- 
früchten zurückzuführen. Von Kapstadt wurden 34 453 t und von Durban 
20165 t an solehen mehr ausgeführt als 1936/37. Auch die sonstige Aus- 
fuhr an frischem Obst und Früchten über Kapstadt war 12285 t höher 
als im Vorjahr, 

Zur Erleichterung der schwierigen Transportlage der Bahnen in 
der zweiten Hälfte 1937 wurden große Mengen Citrusfrüchte aus Trans- 
vaal über Lourengo Marques anstatt Durban ausgeführt. Insgesamt be- 
lief sich die Ausfuhr über Lourenço Marques 1937 auf 35 636 t (1936: 
9237 t). Es mußten sechs besondere Fruchtschiffe nach Lourengo Mar- 
ques umbeordert werden, um die Verschiffung zu bewältigen. 1938 wur- 
den keine solchen Transporte aus Transvaal nach Lourengo Marques ab- 
gelenkt, die Hauptausfuhr von Citrusfrüchten aus Transvaal erfolgte 
über Kapstadt. Welchen Umfang diese Ausfuhr angenommen hat und 
die hauptsächlichsten Aufnahmeländer zeigt folgende Übersicht: 


1997 1936 1987 1986 
Verschiffungshafen: verschifft  Bestimmungsland: 
t t t t 
Kapstadt . . . . . 72296 37724 Großbritannien. . . 212826 145774 
Mossel Bay . . . . 354 452 Frankreich . . . . 12869 1481 
Port Elizabeth . . . 49781 49038 Schweden . . . . 5869 3621 
Buffalo Harbour . . 15872 15882 Deutschland . . . . 5256 1689 
Durban. . . . . . 63856 43608 Holland `... . ep 2027 
Lourenço Marques . 35636 9287 Übrige Länder a ` Së 
gues . 35636 9287 rn. ER 
Gesamt: 237795 153391 Gesamt: 237795 155391 


Die Verschiffung von Citrusfrüchten 1937 stellt eine Höchstmenge 
dar. Bemerkenswert ist die bedeutende über die Kühlanlagen in Durban 
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verfrachtete Menge. Obgleich diese Anlage nur ein Fassungsvermögen 
von rund 1800 Kubiktonnen hat, wurden 63 856 t Citrusfrüchte verschifft. 
Das war möglich, weil die Verladung in die Schiffe so erfolgte, daß das 
Kühlhaus jeweils in kürzester Zeit wieder geräumt wurde, ‘Dies Ver- 
fahren hat seine Grenzen, die 1937 etwa erreicht wurden. Deshalb ist 
eine neue Kühlanlage in Durban mit einem Fassungsvermögen von 6000 t 
geplant. 

Die Verschiffung von Citrusfrüchten aus Rhodesien 
über Kapstadt geht zurück, teils weil die Verschiffungsanlagen in 
Beira in den letzten Jahren vermehrt und verbessert sind, teils weil die 
Früchte jetzt in Rhodesien zu Fruchtsaft u. a. verarbeitet werden. Die 
folgende Tabelle zeigt die Verschiffung von verderblichen Früchten (wie 
Trauben) während der Verschiffungszeiten der letzten Jahre nach Häfen 
und Bestimmungsländern: 


1937/38 1936/37 1937/38 1935/36 
t t t t 


Hafen: Bestimmungland: 
Kapstadt . . . . . 86248 73153 Großbritannien. . . 82360 66816 
Port Elizabeth . . . 4527 1720 Schweden. . . . . 8349 2716 
Buffalo Harbour . . 320 877 Deutschland . . . . 1839 1655 
abaa AN ge 826 852 Frankreich . . . . 1101 2198 
Ge samt: 91921 76102 Verein, Staaten . . 1084 230 
Sonstige Länder . . 2188 2987 


Gesamt: 91921 76102 

Die 1084 t verderbliche Früchte, welche nach den Verein. Staaten 
ausgeführt wurden, bestanden in sechs Ladungen. In Anbetracht der 
zusätzlichen Transport- und anderen Kosten waren die erzielten Preise 
im ganzen völlig unzureichend. 

Die Ausfuhr von frischen Früchten war in den letzten drei Jahren 
größer als vorher. Über Kapstadt wurden 1935/36: 4,s Mio, 1936/37: 
4,1 Mio und 1937/38: 5,7 Mio Kisten mit frischen Früchten ausgeführt. 
Der Anbau dieser Früchte dehnt sich schnell weiter aus, besonders in 
der Westprovinz der Kapkolonie. Die Preise aber, welche auf den über- 
Seeischen Märkten zu erzielen sind, werden zur Suche nach anderen Ver- 
Wertungsmöglichkeiten zwingen. 

Infolge von Klagen über den schlechten inneren Zustand, in wel- 
chem z, B. Pfirsiche und Nektarinen 1934/35 auf den überseeischen 
Märkten teilweise abgesetzt wurden, war eine Kommission von Sachver- 
Ständigen für Kühlanlagen, bestehend aus Dr. Franklin Kidd, Universität 
Cambridge, Professor Rudolph Plank, Technische Hochschule Karlsruhe, 
und Mr. F. W. Allen, Universität California, zur Untersuchung der Ur- 
Sachen eingesetzt, die Ende 1936 Bericht erstattete und viel wertvolles 
Material wirtschaftlicher und technischer Art hinsichtlich der Vor- 


kühlungsverfahren beibrachte, das bei neuen Kühlanlagen Verwen- 
dung fand. 
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Kraftverkehr der südafrikanischen Bahnen. 
Die Verwaltung der südafrikanischen Bahnen und Häfen eröffnete 
die erste, 20 Meilen lange Kraftlinie im Dezember 1912 zwischen Bot 
River und’ Hermanus in der Kapprovinz. Das Netz wurde bis 1925 stetig 


ausgebaut. 


forderlich. 1925 wurden 18 neue Linien eingerichtet. 


Dann wurde eine eigene Verwaltung in Johannesburg er- 


Die Entwicklung 


des Kraftverkehrs war dann sprunghaft, und die Länge des Netzes zeigt, 
daß dieser einem starken Bedürfnis entspricht. Sie betrug: 


am 81, 


Die Verteilung des Netzes auf die Provinzen war am 31. 


1936 folgende: 


Kapprovinz mit Bechuanaland . . . . . 


März 1925 , 


1927 . 
1929. . 
1938. . 
1936. . 
1937 . 
1938 . 


Transvaal mit Swaziland . 


Natal mit East See 
Oranje-Freistaat 


Mandat Südwestafrika . . 


Im Betriebsjahr 1937/38 wurden 1576 Straßenmeilen 


501 Meilen (1 Meile = 1600 m) 


a T- MN 
bag 925 „ 
e e 100386 „ 
GE et 
1190 ,„ 
on 0, 1842. 
Dezember 
5587 Meilen 
AR i SAL as 
EE Ken 
Kielen ab 
a, 
Gesamt: 11828 Meilen 
an neuen 


Kraftlinien eingerichtet, dagegen auf 104 Meilen der Verkehr eingestellt. 
Die Betriebsergebnisse waren folgende: 


Länge des Kraftverkehrs- 
netzes am 31. März 1938 
Meilen 
Zahl der Kraftfahrzeuge 
Fahrzeug-Meilenzahl . 
Zahl der Anhänger . . . 
Anhänger-Meilenzahl . . 
Kraftstoffverbrauch Galls. 
Verkehrsziffern: 
Beförderte Personen , . . 
Beförderte Güter . . . t 
Beförderte Sahne Galls. 
Wert der Fahrzeuge und 


Ausrüstung » + 8 
Gesamteinnahmen . . . £ 
Gesamtbetriebskosten . £ 
Einnahmen je Fahrzeug- 

Malen EEN, d 
Ausgaben je Fahrzeug- 

Meile . . SE d 


1937/38 


13412 
545 

8.653 534 
301 
1889 973 
2123 903 


4 862 205 

597 787 

1391 063 

1 080 658 

612875 

586 753 
17,0 


16,3 


1936/37 1985/36 1934/35 1033/34 
11 940 11292 10 971 10 535 
475 677 600 482 
7484221 6141763 5.049 918 
245) sind in den Fahrzeugzahlen 
1395 211 enthalten 

178192 1419044 1157493 1091936 
3823170 2605808 2115243 2 036 354 
474976 421810 395546 318109 
1508229 1377815 1008080 810.486 
931764 853688 710842 611455 
571685 496781 483761 452165 
526314 429916 424604 419070 

18,3 19,4 22,1 216 

16,0 16,8 19,4 19,0 
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Fahrzeugbestand 


Kraftfahrzeuge 


Jahr 


10t | 5t 


1924/25 
1925/26 
1926/27 
1927/28 
1928/29 
1929/30 
1930/31 
1931/32 
1932/33 
1933/34 
1934/35 
1935/36 
1936/37 
1937/38 


Tragfähigkeit 


| unter 


5t 


Anhänger 


Tragfähigkeit 


Tt 


4bis | 
5t 


1 bis 
2t 


Go- 
samt 
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Die Ziffern zeigen deutlich die im heutigen Kraftverkehrswesen auf Er- 
höhung der Tragfähigkeit gerichtete Tendenz. Die Reparatur- und Unterhaltungs- 
kosten je Fahrzeugmeile sind von 4,4 d im Jahre 1936/97 auf 3,8 d im Jahre 


1937/88 zurückgegangen. 


Es wurden ingesamt befördert: 


Tarifposition 


Getreide 


Zitronen und andere Früchte 


Wolle und Mohär , . 
Salz. 
Zucker , Ee, Ae 
Akazien-Rinde und -Extrakt 
Düngemittel , . . ` 

Futtermittel 
Kartoffeln "TEE 
Sonstige Gemüse . , , 

Eet dan eren, 
Wein und Branntwein . , 
Stabholz, Holz . 2... . . 
Eisenbahnschwellen . , 
Tabak . , 


t 
1937/38 
130 301 

38 661 
27839 
16 644 
7867 
7845 
5572 
5170 
4109 
4091 
3115 
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t 
1936/37 
113 503 

29 370 
24 053 
13.037 
9932 
5 483 
3450 
3378 
1905 
4584 
2436 


1331 


t 
1935/36 
101 740 

24 556 
18394 
11 575 
10 642 
1983 
2799 
2019 
1167 
4310 
1354 


1398 


t 
1934/35 
104 598 

21322 
13722 
8334 
5418 
444 
1745 
1505 
494 

4 658 
1010 


1046 


t 
1933/34 
32402 
21 733 
16 748 
8800 
6259 
4801 
2555 
5969 
1258 
259 
7297 
3831 
475 
360 
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Die 4,9 Mio i. J. 1937/38 beförderten Personen setzten sich aus 3,6 Mio 
Fahrgästen I. und 1,; Mio III. Klasse zusammen. Die Zunahme I. Klasse 
um 343 940 und III. Klasse um 695 095 gegen das Vorjahr entfällt meist 
auf den erhöhten Vorortverkehr sowie den zwischen Städten. So konnte 
der Vorortverkehr auf den Cape-Midland-Linien durch Angliederung des 
Eingeborenenverkehrs zwischen Port Elizabeth und New Brigthon am 
1. Dezember 1936 stark erhöht werden (+ 485 148 Personen), Im Be- 
zirk von Kapstadt wurden 1937/38 872 169 gegen 836 092 Personen i. J. 
1936/37 befördert. Auf den Kraftlinien Johannesburg—Durban Deep 
(+ 66950 Personen), Johannesburg—Germiston, Boksburgh—North 
Benoni, Alberton—Redruth war der Verkehr ebenfalls höher. In Natal 
wies die Kraftlinie Durban—Pietermaritzburg einen Verkehr von 79 501 
gegen 71589 Personen i. J. 1936/37 auf. Infolge Senkung der Fahrpreise 
III. Klasse waren aber die Einnahmen um 441 £ geringer; ebenso war 
auf den von Kokstad ausgehenden Linien der Personenverkehr höher 
(83 974 gegen 78 031 Personen 1936/37), aber die Einnahmen um 1516 £ 
geringer. Die Tarife wurden wie folgt gesenkt: 


a 
b 


die Fahrpreise III. Kl. von 11% d. auf 1⁄4 d. je Meile; 


die Beförderungspreise für Sahne und Milch auf gewisse Ent- 
fernungen über 90 Meilen um 1d. je Gallone und der Mindest- 
preis je Ladung von 4 auf 3 d.; 

c) für Kleinvieh auf Entfernungen bis 30 Meilen um 1 d., 2 d, 5 d. 
je Stück entsprechend der Entfernung. Über 30 Meilen betrug 
die Senkung rund 35 %; 


d) die Tarif-Nr. 1 und 2 wurden um Beträge von 1 bis 7 d. je 100 Ib. 
gesenkt; 
e) Tarif-Nr. 3 wurde auf alle Entfernungen um 1 bis 17 d. je 100 Ib. 


ermäßigt; 
f) Tarif-Nr. 4, der bereits sehr niedrig war, wurde um 1 s. 8 d. bis 
5 s. 0 d. je t gesenkt; 
der Sondertarif für Wolle, Häute und Felle wurde um 1d. je 


100 Ib. auf Entfernungen zwischen 26 und 100 Meilen und um 
2.d. je 100 Ib, über 100 Meilen gesenkt, 


D 


Diese Ermäßigungen bedingten zunächst erhebliche Opfer an Ein- 
nahmen, werden aber voraussichtlich bedeutenden neuen Güterverkehr 
anziehen. 
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Betriebsergebnisse; 1937/38 1936/87 1935/36 1934/35 
Überschuß: £ £ £ £ 

Kraftverkehrsnetz: 
Cape Western `, 2. 2.2.0... 5604 9492 7357 5253 
Cape Eastern . . — 1464 235 1677 
Cape Northern und Bechuanaland 12908 12584 10181 7252 
Cape Midland `. ee — 1772 4484 2784 
Oranje Free State . . . , 12109 6645 8.098 5435 
Natal, einschl, East Griqualand 2 _ _ 16 578 2669 
Western Transvaalu. Swaziland . 4457 9550 4958 10 834 
Eastern Transvaal . . . 9618 9061 13 398 5354 


Mandat Süd-West-Afrika, einschl, 
Gebiet Putzonderwater und 


Louisvale . . . <. s= 8008 5545 43 846 
EE E 
Gesamtgewim 2.2.2. + 48599 56.118 67632 42104 
Verlust: 
Cape Midland . . . . . . .. 1515 — =a gu 
Cape Eastern: . . 2 soe s ER _ _ = 
Natal und Transkai `... . 1977 10 252 — — 
Verschiedene? |... 303 490 9.009 
Gesamtverlust `... 22477 10742 767 9.009 
Reingewim . . 2 2.2.20. 26122 45371 66 865 33 095 


Die Koordinierung der Verkehrsmittel. 


Die Bahnen und der Wettbewerb des privaten 
Verkehrs. 

Die wirtschaftlichen Vorteile eines koordinierten Verkehrssystems 
im Gegensatz zu ungeregeltem oder unbeschränktem Wettbewerb der ver- 
schiedenen Transportmittel untereinander sind heute in der ganzen Welt 
anerkannt. Für Süd-Afrika hat die Koordinierung aller Transportmittel 
und Einrichtungen besondere Bedeutung. Als Ergebnis der von dem 
Central und den Local Road Transportation Boards getroffenen Maß- 
nahmen zur Koordinierung und Regulierung der Verkehrsmittel im Ge- 
samtinteresse des Landes sind die Hauptverkehrsarten in Süd-Afrika 
heute weitgehend stabilisiert, in ihrer Tätigkeit gesichert und aufein- 
ander abgestimmt. 

Während der kritischen Zeit, welche die Bahnen 1937 wegen der 
Verkehrsstauungen im Randgebiet durchmachten, wurde eine Milderung 
der Kontrolle des privaten Straßenkraftverkehrs gewünscht, um die 
Bahnen bei Bewältigung des starken Verkehrs zu entlasten. Demgegen- 
über betonten die Bahnen, daß die Schwierigkeiten sich nicht aus dem 
verhältnismäßig geringen Umfang des hochwertigen Güterverkehrs, 


1 „Verschiedene“ umfaßt: Abschreibungen, Zinsen, Versicherungen u. a. 
Archiv für Elsonbahnwesen. 1939, Ka 
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sondern aus dem niedrig tarifierten Verkehr wie Kohle, Mais in ganzen 
Ladungen, Mangan- und Chromerzen ergeben, die auf weite Entfernungen 
befördert werden mußten (Report 1937). 

Wie sich das ungleiche Verhältnis zwischen der Tonnage von hoch 
und niedrig tarifiertem Verkehr und den Einnahmen der Bahnen aus 
beiden auswirkt, zeigen folgende Ziffern (1932/33 war ein Depressions- 


jahr): 
% des % des % des 
Tarifklassen: Gesamt- Gesamt- Gesamt- 
1937/38 verkehrs 1936/37 verkehrs 1932/33 verkehrs 


Klasse 1—6 (hoch- 

wertige Güter) t 5044044 16,54 4583852 16,93 2673513 14,84 
Einnahmen . . . £ 14785100 60,10 14462711 62,53 8058966 58,30 
Tarifklassen über 6 

(meist 7—9) . t 24916463 83,10 22490335 83,7 15348531 85,16 
Einnahmen . . . £ 9790962 39,54 8666931 37,47 5751976 41,4 


Die Verwaltung der Bahnen zieht hieraus folgende Schlüsse: 

l. der hochwertige Güterverkehr macht nur einen geringen 
Prozentsatz der Gesamtmenge aus, bringt aber die Masse der 
Einnahmen; 

2. es ist wichtig, das jetzige Verhältnis zwischen hoch- und niedrig- 
tarifiertem Verkehr aufrechtzuerhalten, 

3. selbst eine nur geringe Ablenkung des hochtarifierten Verkehrs 
auf den Straßenkrafttransport muß schwerwiegende Folgen für 
die Einnahmen der Bahnen haben. 


Die Regelung des Wettbewerbs des Kraftverkehrs. 


Die Eisenbahnverwaltung spürte den Wettbewerb des privaten Kraft- 
verkehrs zuerst im Jahre 1925, von welchem ab das eigene Kraftverkehrs- 
netz der Bahnen schnell erweitert wurde. Die Entwicklung der privaten 
Kraftverkehrsdienste in den nächsten fünf Jahren war erstaunlich. 
Während die Eisenbahnen 35 Jahre (1860—1895) benötigten, um das 
Ochsen- oder Mauleselgespann als Hauptverkehrsmittel zu verdrängen, 
genügten fünf Jahre (1925—1929), um dem Lastkraft- und Personen- 
verkehr eine Dauerstellung im südafrikanischen Verkehr zu sichern. 

Trotz fortschreitender Motorisierung Südafrikas hat aber der Ver- 
kehr der Bahnen zugenommen. Der Kraftverkehr hat den Bahnen wohl 
einigen Güter- und Personenverkehr entzogen, gleichzeitig aber bedeu- 
tenden Verkehr neu geschaffen, indem er die wirtschaftliche Bedeutung 
von Gebieten erhöhte, die vorher unerschlossen waren. Güter und Men- 
schen wurden beweglich! 
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Dem eigenen Kraftverkehr der Eisenbahnen war ursprünglich die 
Funktion eines Zubringers von Produkten abgelegener Gebiete zur näch- 
sten Bahnstation und umgekehrt zugewiesen. Die Kraftverkehrsdienste 
der Bahnen sollten die Erzeugung leichter, besonders verderblicher land- 
wirtschaftlicher Produkte fördern. Aber die Fortschritte im 
Motor- und Straßenbau bewirkten, daß sich diese 
Dienste der Verwaltung auch zur Beförderung an- 
derer Erzeugnisse (jahreszeitlicher sowie Massen- 
güter) geeignet erwiesen!. Der Kraftverkehr wurde daher 
erweitert, wenn er auch in der Hauptsache Zubringerverkehr blieb, 
Gleichzeitig fiel die Notwendigkeit, unlohnende Zweiglinien zu bauen, weg. 


Obwohl die Kraftlinien meist getrennt der Personen- oder Güter- 
beförderung dienen, war es doch vielfach zweckmäßig, Fahrzeuge einzu- 
stellen, die beiden Zwecken dienten, 


Der private Kraftverkehr kann sich hinsichtlich der Beförderung 
allgemeiner Güter dem besten Bahnverkehr gegenüber auf Entfernungen 
von 150-—200 Meilen halten (1 Meile = rund 1600 m). Bis zu 50 Meilen 
macht sich sein Wettbewerb am meisten fühlbar. Seine Überlegenheit 
erstreckt sich aber nicht auf umfangreiche Massengüter. Der den Bahnen 
entzogene Verkehr oder die Güterklassen, bei denen der Kraftverkehr 
auf kurze oder mittlere Entfernungen überlegen ist, beschränkt sich 
bisher auf hochwertige und wenig umfangreiche Güter. Hier erleidet 
die Bahn größere Verluste. 


Omnibusdienste sind im Vorortverkehr überlegen, weil die Ver- 
kehrsdichte auf den Hauptlinien viele Fahrten gestattet. Ein weiteres 
Wettbewerbsgebiet zwischen beiden ist der Verkehr zwischen großen 
Nachbarstädten, z. B. im Randgebiet. Vor der zwangsweisen Verminde- 
rung dieser Dienste waren die Bahnen zur starken Herabsetzung ihrer 
Personentarife gezwungen, um diesen Verkehr zu behalten. Einen an- 
deren wichtigen „Kurzstreckenverkehr“ bildet die Beförderung von ein- 
geborenen Arbeitern, die außerhalb des Weichbildes wohnen. Regel- 
mäßiger Langstrecken-Personenverkehr hat nur für die eingeborene Be- 
völkerung Bedeutung, Europäer bedienen sich dieser Verbindungen nicht 
oder nur gelegentlich als Touristen. 


„| Im Bericht 1938/34 heißt es: „Obwohl die Kraftverkehrslinien ursprüng- 
lich die Erzeugung leichter landwirtschaftlicher Produkte fördern sollten, ist 
doch in den letzten Jahren die Beförderung auf alle Klassen von Schwergut sowie 
Jahreszeitliche Produkte ausgedehnt“, und der Bericht 1994/85 fügt hinzu: „Die 
Beförderungsmöglichkeiten für Schwergut und Güter jahreszeitlichen Charakters 
findet bei den Farmern und anderen Produzenten von Jahr zu Jahr mehr An- 
klang. Die Erzeuger bedienen sich ihrer in ständig steigendem Maße“, Das geht 
aus der Übersicht klar hervor. 


vr 
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Die Bahnverwaltung widersetzte sich natürlich dem Eindringen des 
privaten Kraftverkehrs. In dem Bericht für das Jahr 1925/26 wird das 
damit begründet, daß die Gesellschaften gesetzlich nicht zur Einhaltung 
fester Tarife verpflichtet sind, sondern ihre Beförderungspreise nach 
eigenem Ermessen gestalten können. Die Verwaltung will zwar diesen 
Wettbewerb nicht ungebührlich eingeschränkt sehen, die Bahnen sollten 
aber mindestens unter gleichen Bedingungen mit diesen Unternehmen 
in Wettbewerb stehen (gemeint sind die unstabilen Personen- und Güter- 
tarife des Kraftverkehrs). 

1927 verschärfte sich die Haltung der Eisenbahnen. „Man sollte 
einsehen, daß die privaten Kraftverkehrsunternehmen einen guten Ge- 
winn erzielen wollten, der aber zum Nachteil des Ganzen nur wenigen 
zugute kommt. Die Regierung müsse in der Lage sein, Einrichtung 
und Betrieb dieser Unternehmen so zu kontrollieren und zu regulieren, 
daß sie sich nicht unterschiedslos um öffentlichen Verkehr bewerben, der 
schon von den Eisenbahnen ausreichend gewährleistet wird.“ al 

1929 wurde deshalb die Einsetzung der Road Motor Competition 
Commission begrüßt, deren Bericht die Grundlage der Ende 1930 er- 
folgten gesetzlichen Regelung und Überwachung des Straßenkraftver- 
kehrs bildet. Der Motor Carrier Transportation Act Nr. 39/1930, er- 
gänzt durch die Gesetze Nr. 31/1932, Nr. 20/1934, Nr. 29/1935, Nr. 14/1936 
und Nr. 15/1937 beseitigte den scharfen Wettbewerb des Kraftverkehrs 
allerdings nicht völlig. In welcher Weise die Bahnen um die Unter- 
stützung der Öffentlichkeit warben, zeigten Plakate auf den Stationen, 
welche die Bahnen als eine Last oder einen Segen für den Steuerzahler 


1 Die Kommission kam zu folgenden Schlüssen (Report 1938): 

So wichtig es ist, daß das Hauptverkehrssystem des Landes staatlich ist 
und gewaltige Summen öffentlicher Gelder in den Eisenbahnen angelegt sind, 
so müssen doch für die Ausgestaltung der Verkehrsmittel die Bedürfnisse des 
Landes und seine wirtschaftliche Entwicklung maßgebend sein. Letztere steht 
in direktem Verhältnis zur Leistungsfähigkeit seiner Transportmittel. Die Ent- 
wicklung Südafrikas hängt in besonderem Maße von diesen Voraussetzungen ab, 
weil ein großer Teil der Bevölkerung Rohmaterialien und Produkte erzeugt, die 
von den Weltmärkten weit entfernt sind, 

Die Notwendigkeit der Beförderung von Rohmaterialien nach den Häfen 
und industriellen Zentren des Landes zu niedrigen Tarifen bedarf keines Hin- 
weises. Die Eisenbahnen müssen, um dazu in der Lage zu sein, ohne den Staat 
zu belasten, gegen den Wettbewerb bei der Beförderung einer verhältnismäßig 
kleinen Menge hochwertiger Güter, welche die Haupteinnahmen bringen, ge- 
schützt werden. 

(Report 1937.) Da die Masse des niedrig tarifierten Verkehrs aus Gütern 
besteht, die keine höhere Belastung tragenkönnen,so können die Bahnen Verluste, 
die sich durch Ablenkung hochwertigen Verkehrs auf den Kraftverkehr ergeben, 
nicht durch Tariferhöhungen für Massengüter ausgleichen. Die Verwaltung der 
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darstellten, je nachdem der Reisende den Kraftwagen oder die Bahn 
benutzte. 

Das Ringen geht weiter, Die Eisenbahn mußte erkennen, daß sie 
kein Verkehrsmonopol mehr hat und ein Verkehrsministerium (Ministry 
of Transport) mit Koordinierungsfunktionen im Interesse einer ratio- 
nellen Lösung notwendig ist. 

Es wurde aber gegen die zunehmende Beförderung mit Zugtieren 
Stellung genommen, wegen der außerordentlich niedrigen Tarife dieser 
Unternehmen. Dieser meist in hochwertigen Gütern bestehende und den 
Bahnen abträgliche Verkehr hatte bedeutenden Umfang angenommen. 
Dazu kam, daß die Bezahlung vielfach nicht in Geld, sondern in Waren 
erfolgte. Wenn noch 1934 (Krisenjahr) viele dieser Fuhrwerksunter- 
nehmen zugaben, daß sie lieber zu Schaufel und Picke greifen würden, 
heißt es im Bericht 1935, daß auch bessergestellte Farmer sich so be- 
tätigen. (Ein Farmer hatte 20 Gespanne, die in Relais arbeiteten.) Ga- 
ragenbesitzer im Binnenland hatten ebenfalls ihre eigenen Fuhrwerke 
zum Transport von Benzin und Schmieröl von der Küste. Der Eisenbahn- 
bericht betonte die Notwendigkeit, dieses veraltete und „inhumane“ 
Transportmittel zu bekämpfen. 1936 hat dann dieser Wettbewerb des 
Fuhrwerks infolge Neugestaltung der Tarife auf den 
Zweiglinien nachgelassen. 

Das Heilmittel schien bei der Eisenbahn selbst zu liegen. Im Be- 
richt 1936 heißt es, daß der frühere Antrag auf Verfolgung der Fuhr- 
werksunternehmer wegen „Tierquälerei“ (die Unterstützung der Tier- 
schutzgesellschaft war auch erbeten) weder auf reiner Selbstsucht be- 


Bahnen könnte in diesem Fall ihren Haushalt nicht ausgleichen, Die Bahnen 
Würden, anstatt ein wertvolles Mittel zur Entwicklung der landwirtschaftlichen 
Hilfsquellen der Union zu sein — wie der South Africa Act besagt —, eine starke 
Belastung für die Finanzen des Staates werden. 

Die „Surface Transport Committee of the Southern Africa Transport Con- 
ference“, die im September 1936 in Johannesburg tagte, faßte einstimmig fol- 
gende Entschlüsse: 

Der Ausschuß ist von der dringenden Notwendigkeit überzeugt, alle Trans- 
Portformen auf gesunden und wirtschaftlichen Grundlagen zu entwickeln. 

d Die Eisenbahnen sind ein lebenswichtiger Faktor bei der landwirtschaft- 
lichen Erschließung des Landes und der Erhaltung primärer Industrien. 

Die überall befolgte Politik der Eisenbahnen, den hochwertigen Güterver- 
kehr tariflich hoch, sowie Roh- und Massenprodukte niedrig einzustufen, ist er- 
forderlich, um die Erzeugung anzuregen und zu erhalten. Diese Politik ist da 
ernstlich gefährdet, wo ein ungeregelter Wettbewerb anderer Transportmittel mit 
den Bahnen zugelassen wird, Eine gesetzliche Regelung liegt nicht nur im 
Interesse der Bevölkerung, sondern auch der einzelnen Transportformen selbst, 
Die so erreichte Sicherheit und Beständigkeit wird Kapital für die Errichtung 
oder Verbesserung der 'Tranportunternehmen heranziehen. 
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ruhte, noch übertrieben war. Auch der Appell an die Loyalität der Eisen- 
bahnbenutzer konnte die Ausdehnung des Kraftverkehrs nicht aufhalten. 
Die Bahnverwaltung ging nun daran, die Wirkung des Wettbewerbs durch 
geeignete Tarife abzuschwächen. Auf Grund des Gesetzes Nr. 22/1916 
konnten Kaigebühren um 1 s. je Cental für Güter solcher Firmen er- 
höht werden, die sich nicht vertraglich gebunden hatten, alle ihre Güter 
in den Wettbewerbsgebieten mit der Bahn zu befördern. Unter diesem 
Zwang wurden 7000 Kaikontrakte geschlossen, Die Lieferanten von 
Eisenbahnmaterial wurden ebenfalls verpflichtet, sich ausschließlich der 
Eisenbahn zu bedienen. Ferner schlug das 1930 eingesetzte Departmental 
Railway Tariff Inquiry Committee Tarifermäßigungen für solche Güter 
vor, deren Abwanderung zum Krafttransport wahrscheinlich war. Der 
Ausschuß sah als unbestreitbar an, daß der Kraftverkehr für Massen- 
gut auf weite Entfernungen niemals der Bahn entsprechende Tarife ge- 
währen könne. Beim hoch- und mitteltarifierten Güterverkehr, welcher 
dem Wettbewerb besonders unterliegt, sollten besondere Opfer gebracht 
werden, um diese gute Einahmequelle den Bahnen zu erhalten. Schließ- 
lich wurde empfohlen, die Tarife der Klassen 1—6, welche bei Ent-' 
fernungen von 200 Meilen und mehr zur Anwendung kommen, schon für 
100—200 Meilen gelten zu lassen. Die Verschlechterung der Eisenbahn- 
finanzen in der Krisenzeit verhinderte die Annahme verschiedener Vor- 
schläge der Kommission, weil sie einen Einnahmeverlust von etwa 
350.000 £ bedeutet hätten. 

Weiter konnte der Motor Carrier Transportation Act mit dem Haupt- 
zweck angewendet werden, den Wettbewerb des Kraftverkehrs für 
schon bestehende Bahnlinien zu verringern. Es war aber klar, daß die 
bestehende Tarifordnung die Wettbewerbsfähigkeit des Kraftverkehrs 
auf Gebieten begünstigte, für die er seiner Art nach besonders Vë: 
eignet war. 

Sobald deshalb die Finanzen der Bahnen eine Ermäßigung der 
Frachtsätze für hochwertige Güter auf kurze Entfernungen zuließen — 
ohne eine entsprechende Erhöhung anderer Fracht- 
sätze zum Nachteil der niedrig tarifierten — 
nahm die Verwaltung diesen Ausgleich vor, um sich besser zu schützen. 
So wurden die „geteilten Tarife“ (split rates) für Verkehr von und nach 
Zweiglinien durch die günstigeren „B“-Meilentarife ersetzt. 1936 wur- 
den ferner die Tarifklassen 1—4 für Entfernungen bis 200 Meilen er- 
mäßigt. Um der Abwanderung eines tariflich sehr gewinnbringenden 
Massenguts entgegenzuwirken, kamen schließlich Sondertarife für 
Benzin von den Haupthäfen, ausgenommen Kapstadt, zur Anwendung. 
1937 wurden die Transportkosten für Benzin allgemein ermäßigt. 


Das Verkehrswesen der Südafrikan. Union seit dem Krisenjahr 1933. 1459 


Das Kraftverkehrsgesetz (The Motor Carrier Transport Act). 

Dieses Gesetz ist ein Kompromiß zwischen zwei gegensätzlichen Auf- 
fassungen. Von der Bahnverwaltung wurde es in der Erwartung befür- 
wortet, daß die Bahnen durch scharfe Beschränkung des Kraftverkehrs 
geschützt würden. Es trat am 1. Januar 1931 in Kraft, ein Zeitpunkt, 
wo die gedrückte Wirtschaftslage das Problem des überflüssigen privaten 
Kraftverkehrs verschärft hatte. Um aber Härten zu vermeiden, machte 
das Gesetz die Weiterführung aller bestehenden Kraftverkehrsdienste 
auf sechs Monate obligatorisch; erst dann sollten die Genehmigungen 
nachgeprüft werden. Ähnlicher Schutz wurde solchen geplanten Unter- 
nehmen zuteil, die bereits Aufwendungen gemacht hatten. Überzählige 
Linien wurden nach und nach ausgemerzt. In Anbetracht der bereits von 
der Bahn unterhaltenen Verkehrsmöglichkeiten wurde ein ziemlich 
scharfer Maßstab angelegt, so daß eine große Zahl von Personen- und 
Güter-Kraftverkehrslinien nur deshalb als überflüssig erklärt wurde, 
weil sie parallel zu einer Bahnlinie oder Straße liefen, die schon von 
einem anderen genehmigten Kraftverkehrsunternehmen bedient wurde. 
Schließlich wurden sie aufgelöst, weil sie die Beförderung auf hoch- 
wertige Güter, wie Benzin, beschränkten und andere (wie leere Behälter) 
den Bahnen überließen. 

Eine andere Auffassung vertrat u. a. das Transportation Board. 
Es wünschte eine ordnungsmäßige Regulierung und Koordinierung beider 
Transportzweige. Die notwendige Beseitigung überzähliger Kraftver- 
kehrslinien wurde zwar zugegeben, aber doch die Überlegenheit des Kraft- 
verkehrs auf Gebieten anerkannt, für welche er technisch geeignet ist. 
Man war gegen die Auferlegung von Beschränkungen, nur um den Motori- 
Sierungsprozeß zu ersticken, und glaubte, daß sich ein sich gegenseitig 
ergänzendes wirtschaftliches Transportsystem durch Ausmerzung über- 
zähliger und Verbot weiterer unwirtschaftlicher Dienste schaffen ließe. 
Die Genehmigung von Kraftverkehrsunternehmen sollte nur für solche 
erfolgen, die wirtschaftlich in Gebieten mit Mangel an Verkehrsmöglich- 
keiten arbeiteten, oder wo die bestehenden Bahnen angemessenen An- 
forderungen nicht entsprachen. 

Das Gesetz ist durch das Ergänzungsgesetz von 1932, sowie durch 
Vermehrung und Vergrößerung der der Kontrolle unterstehenden Gebiete 
und Straßen erweitert, Die verständnisvolle Haltung des Central Road 
Transportation Board, die Befürwortung eines Verkehrsministeriums sei- 
tens der Bahnen, die Tarifänderungen, und schließlich die Ausdehnung 
der privaten Kraftverkehrsunternehmen lassen das Gesetz im wesent- 
lichen nicht als repressive Maßnahme erscheinen. Die Auffassung, daß 
der Bahntransport, wenn auch für den wirtschaftlichen Aufbau der 
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Union unentbehrlich, doch nicht in jeder Beziehung überlegen ist, kommt 
zur Geltung. Das Central Board sagt selbst: „Der Eindruck, daß das 
Gesetz nur der künstlichen Stützung der Eisenbahnen dient, ohne Rück- 
sicht auf die Folgen, ist abgetan.“ 

Es läßt sich viel für „Zubringerdienste“ sagen, aber es liegt auch 
Gefahr in der starren Abgrenzung des Tätigkeitsbereichs eines in der 
Entwicklung begriffenen Transportsystems. „Das Board verfolgt, wo es 
nur geht, seine Politik der Koordinierung des Kraftverkehrs und des 
bestehenden Bahnnetzes weiter. Kraftverkehr, soweit er in direktem 
Wettbewerb mit Eisenbahnen stand, wurde nicht rücksichtslos unter- 
drückt, sondern möglichst auf Straßen abgelenkt, wo Zubringerdienste 
erforderlich waren. Das ist vorteilhaft für die Landbevölkerung, die 
mehr Zubringerdienste wünscht. 

Die Tendenz geht dahin, dem Krafttransport einen gebührenden 
Platz neben den Bahnen zuzubilligen. 

Der Central Road Transportation Board bestimmt die Verkehrs- 
gebiete und Straßen, innerhalb welcher oder auf denen Kraftverkehrs- 
unternehmen nur dann gegen Bezahlung arbeiten dürfen, wenn sie im 
Besitz einer Genehmigung (Motor Carrier Certificate) des Central Board 
oder eines in dem bestimmten Gebiet errichteten Local-Board sind. In 
letzterem Fall ist Berufung an das Central Board möglich. Diese Zerti- 
fikate regeln die Art der zu befördernden Güter, den Zweck des Ver- 
kehrs (Güter-, Personen- oder gemischten Verkehr), seine Häufigkeit, 
Umfang, Route und Dauer der Genehmigung. Auch Fahrplan und Tarif- 
skala können vorgeschrieben werden. Ursprünglich waren 14 Transport- 
gebiete festgesetzt und die öffentlichen Hauptstraßen zu Transport- 
straßen im Sinne des Gesetzes erklärt. Bestrebungen des Kraftverkehrs, 
sich diesen Beschränkungen durch Benutzung weniger befahrener 
Straßen zu entziehen, wurde 1933 durch Bestimmung weiterer Straßen 
zu Kraftverkehrsstraßen verhindert. Auf Grund der Verkehrslage, wie 
sie sich aus der Durchführung des Gesetzes ergab, wurde 1936 eine Neu- 
klassifizierung der Straßen und Gebiete vorgenommen. 

Hauptgegenstand des Gesetzes sind Unternehmen, welche Personen, 
Güter oder beides befördern. Omnibuslinien werden nach der Zahl der 
Sitze bestimmt, um Taxameter, die sieben oder mehr Personen befördern, 
auszuschließen, Kraftlieferwagen, welche der Beförderung von Gütern 
vom Verkäufer zum Käufer, von landwirtschaftlichen Erzeugnissen zur 
nächsten Bahnstation oder als Bindeglied zweier genehmigter Kraftlinien 
dienen, bedürfen keiner Genehmigung. Die Beförderung von Waren jeder 
Art ist auch da gestattet, wo eine angemessene Beförderungsmöglichkeit 
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durch Bahn oder Kraftverkehr fehlt, Weitere Befreiungen erstrecken 
sich auf die Beförderung von Schulkindern, Kranken, Leichen und 
reparaturbedürftigen Kraftwagen. 

Zahl und Umfang der Kraftverkehrslinien, welche wegen Nicht- 
gewährung der Genehmigung den Betrieb einstellen mußten, lassen sich 
nicht genau feststellen, waren aber der Erleichterung nach, welche die 
Bahnen erfuhren, bedeutend. 

Die Koordinierung und Einstellung der Dienste erfolgte aber all- 
mählig. In vielen Fällen durften sie noch zwölf Monate weitergeführt 
werden, um inzwischen eine neue Tätigkeit zu suchen. 

Angaben über die erteilten „Carrier Certificates“ (Annual Report 
of the Central Road Transportation Board) sowie die Zahlen der von den 
genehmigten Kraftverkehrsgesellschaften beförderten Personen und 
Güter zeigen, daß das Amt seine Befugnisse nicht mißbraucht hat, um ein 
rücksichtsloses Einschränkungsprogramm durchzuführen. Von 1932 bis 
1933 erhöhte sich z. B. die Zahl der im privaten Kraftverkehr beförderten 
Personen und Güter von 47 auf 70 Mio bzw. von 500 000 t auf 1,14 Mio t. 

Das Ergänzungsgesetz 1932 erweiterte die Klassen der Kraftver- 
kehrsunternehmen, welche der Kontrolle unterliegen, aus verschiedenen 
Gründen. Einmal hatte sich infolge Aufhörens vieler Linien die Ver- 
wendung von Taxametern für Langstreckenfahrten beträchtlich erhöht. 
Sie fuhren etwa so häufig wie Omnibusse und erhoben Fahrgeld pro 
Person. Um diese Umgehung zu verhindern, wurden „Taxameter“, die 
regelmäßig zwischen bestimmten Orten verkehren, die bereits Bahn- und 
Kraftverbindung hatten, dem Gesetz unterworfen. Seine Umgehung er- 
folgt auch heute noch, indem Straße und Endpunkt der Fahrt häufig 
geändert werden, was leicht ist, wenn zwei oder mehr Unternehmer ihre 
Taxameter zusammenarbeiten lassen. 

Weiter wurden Kraftwagen, die Geschäfts-, Handels- oder indu- 
striellen Zwecken dienen, in das Gesetz einbezogen, aber unter dem Vor- 
behalt, daß Befreiungsbescheinigungen, gültig innerhalb eines bezeich- 
neten Gebiets, ausgestellt werden müssen; in anderen Gebieten nach Er- 
messen der zuständigen Ämter. Lastkraftwagen, die der Beförderung von 
landwirtschaftlichen Erzeugnissen vom Land zur nächsten Bahnstation 
oder Kraftlinie, sowie der Güterbeförderung in umgekehrter Richtung 
dienen, sind ebenfalls auf Antrag zu befreien. Befreiung kann auch für 
die nicht regelmäßige Beförderung von Gesellschaften gewährt werden, 
die an sportlichen Veranstaltungen, religiösen und kommunalen Ver- 
Sammlungen teilnehmen. 

Die Auswirkungen dieser Vorschriften, besonders soweit sie die 
geschäftliche Verwendung der Kraftwagen beschränken, sind abhängig 
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von der angemessenen Größe des Gebiets, innerhalb dessen die Befreiung 
erfolgen muß, ferner von den Kriterien, auf Grund welcher die Ämter 
die Befreiungen vornehmen. Die Benutzung des Kraftfahrzeugs für nor- 
male Geschäftszwecke sollte nicht beschränkt werden. Die Ausdehnung 
der Kontrolle war jedoch notwendig, weil der Handel dazu übergegangen 
war, seine hochtarifierten Waren selbst zu befördern und nur den Rest 
den Bahnen zu überlassen. Die Tatsache, daß die die Befreiung bedin- 
genden Faktoren regelmäßig vom Amt mit den betreffenden Geschäfts- 
interessen erörtert werden, zeigt, daß die Einbeziehung von Geschäfts- 
kraftwagen nur erfolgte, um eine neuerliche Übersetzung von Transport- 
diensten zu vermeiden, wie es das Gesetz bezweckt. 

Die Bezeichnung der „scheinfreien Gebiete“ (exempted areas) nach 
Distriktsgrenzen erscheint zweckmäßig, weil die meisten Distrikte eine 
Stadt als Brennpunkt haben, von der die Straßen ausstrahlen. Das Amt 
ist bereitwillig auf Vorstellungen wegen Erweiterung der festgelegten 
Gebiete eingegangen, wenn die Handelsverhältnisse es rechtfertigten. 
Es werden auch in zunehmendem Maße „Jahres-Freischeine“ für die 
Beförderung von Farmprodukten und Farmbedarf gewährt. „Zeitweise 
Befreiung“ wird ferner für Nottransporte oder für die Beförderung von 
Gütern erteilt, für welche die vorhandenen Transportmittel ungeeignet 
sind, wie Umzugsgut, Güter, welche der persönlichen Überwachung im 
Transit bedürfen, vertragliche Lieferungen, die Installation oder Mon- 
tage bedingen, verderbliche oder zerbrechliche Waren, Konzert- und 
Theater-Tournees, 

Diese Kraftverkehrsfragen sind eingehender behandelt, weil Süd- 
afrika als eins der ersten Länder an die Lösung des schwierigen Pro- 
blems herangegangen ist, und sie in einem allen Interessen gerecht 
werdenden Sinne gefunden zu haben glaubt. Erleiehtert wurde dies 
dadurch, daß die Verwaltung der Bahnen, der Häfen, des Luftverkehrs 
schon einheitlich in der Hand des Staates liegt und die Eisenbahnen 
selbst den Krafttransport seit langem in großem Umfang ausüben. 


Tariffragen. 

Die einzige Änderung, welche die Personentarife in den letzten 
Jahren erfuhren, war die am 1. April 1937 in Kraft tretende Neuordnung 
der Fahrpreise I. und II. Klasse für Zeitkarten bei Entfernungen von 3 
bis 26 Meilen, sowie die der Arbeiter-Wochenkarten für 1—10 Meilen. 
Dadurch werden die Kosten für Zeitkarten, besonders auf mittlere Ent- 
fernungen, wesentlich ermäßigt. Der Einnahmeverlust wird auf 42.000 £ 
jährlich veranschlagt. 
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Die südafrikanischen Bahnen bieten in dem Bestreben, das Reisen 
für alle Klassen der Bevölkerung, auch der minderbemittelten, anziehend 
zu machen, zahlreiche Vergünstigungen wie: 

a) Gewöhnliche Rückfahrkarten oder „Ganz- 
Eisenbahn“-Rundreisekarten mit sechs- (Kalendermonate) 
bzw. für Reisende von Übersee mit 13monatiger Gültigkeit und der Mög- 
lichkeit der Fahrtunterbrechung auf jeder Station der Reiseroute. Die 
Verwaltung unterhält eine Touristen- und Reise-Agentur, deren Aufgabe 
u. a. ist, die Reisenden bei Aufstellung des Reiseweges zu unterstützen, 
und, falls gewünscht, ohne besondere Vergütung die Vorbestellung von 
Hotelunterkunft, Plätzen in anschließenden Kraftverkehrslinien u. a. zu 
übernehmen. 

Die Meilen-Fahrpreisskala für ausgedehnte Tourenreisen ist so 
gestuft, daß große Reisen begünstigt werden, wie das folgende Beispiel 
zeigt: 

Kosten bei Lösung der Gesamt-Fahrkarte: 
1.Klasse II. Klasse 
Zsd £sd 


Für die ersten 1000 Meilen . . , . . 8120 5149 
» » zweiten 1000 » hä, 319 
» » dritten 1000 »„ 3108 2 66 


£ 16146 1 30 
Kosten je Meile: 1,34 d 09 d 


Gesamtkosten: 


b) Rundreisekarten für Eisenbahn und Schiff, 
Diese Reisen schließen Bahnfahrt von und nach den Häfen sowie Schiffs- 
reise zwischen den Häfen ein, vorausgesetzt, daß die Fahrkarte für die 
gesamte Reise bei Antritt gelöst ist. Die Reise muß innerhalb von sechs 
Monaten beendet sein. 

c) Kinder von 3 bis 7 Jahren unter Aufsicht von Erwachsenen mit 
Fahrkarte sind frei, wenn die Reise als Familienreise und nicht als 
Gesellschaftsreise ausgeführt wird. Kinder unter 16 Jahren bezahlen 
die Hälfte des Fahrpreises. 

d) Allgemeine Ausflugskarten werden zu Ausflugs- 
Tarifen, d.h. etwa dem einfachen Fahrpreis plus 17% %, zwischen be- 
liebigen Stationen an 69 Tagen im Jahr, nämlich 11 Tage zu Ostern, 
22 in der Wintermitte und 36 im Sommer, ausgegeben. Der Reisende 
muß in beiden Richtungen denselben Weg benutzen, die Hinreise darf 
nicht unterbrochen werden. Der Mindestpreis beträgt 2sh I. Klasse, 
1/6 IT. und 1sh III. Klasse, Sie gelten in Verbindung mit allgemeinen 


Ausflugskarten, die dem Reisenden 3 Monate Zeit gewähren, innerhalb 
deren die Rückreise erfolgen muß. 
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e) Seebäder-Ausflugskarten werden nur für Reisende 
I. und II. Klasse zum Ausflugstarif nach einer bestimmten Zahl von 
Bädern während der dortigen Saison mit dreimonatiger Gültigkeit aus- 
gegeben. Der Mindestpreis einer „Seebäder-Ausflugskarte“ beträgt 
£ 2/0/9 I. Klasse und £ 1/7/— II. Klasse. 

Ferner werden Wochenend-Ausflugskarten, Abend-Ausflugskarten, 
verbilligte Reisegesellschafts-Karten (Preise der Ausflugskarten und 
20 % für die Rückreise), billige Eintagskarten, verbilligte Karten für 
Sportveranstaltungen, ferner für Organisationen wie Vortrekkers, Boy 
scouts, Girl guides, Kadetten und Mitglieder von Ambulanzen ausgegeben. 

Gütertarife. Die Tarife für Milch und Sahne wurden 
ab 1. April 1937 um 1⁄4 d je Gallone auf Entfernungen bis 200 Meilen, 
um 1% d bei größeren Entfernungen gesenkt. Die Mindestgebühr je Sen- 
dung wurde von 4 auf 3 d je Gall. ermäßigt. Gleichzeitig erfuhren die 
Kohlentarife für einheimischen Verbrauch eine Senkung um 1 bis 
9 d je t bei Entfernungen von 11 bis 32 Meilen und von 10 d je t über 
32 Meilen. Ab 30. Juni 1937 werden südafrikanische Sprengstoffe, welche 
direkt von der Fabrik kommen, zu nicht mehr als 121 d je 100 Ib beför- 
dert. Der Zuschlag von 1 d je 100 lb Güter der Tarif-Pos. 1, 2, 3 wurde 
mit dem 1, April 1937 abgeschafft. 

Diese Senkungen der Gütertarife bedeuten einen Einnahmeausfall 
von rund 383 000 £ jährlich. 

Zur Erleichterung der schwierigen Verkehrslage im Juni/Juli 1937 
wurde zeitweilig ab 23. Juli 1937 der Tarif für Ausfuhr-Mais von 10 s 0 d 
je 2000 Ib in ganzen Ladungen nach Durban auf 7 s 0 d, und von 15 s 
für Mais in Säcken auf 12 s 0 d je 2000 Ib gesenkt. Diese Ermäßigungen 
blieben während der ganzen Ausfuhrperiode in Kraft und bewirkten, daß 
eine bedeutende Menge Ausfuhr-Mais von der Kapstadt-Linie nach Dur- 
ban abgelenkt wurde, was erheblich zur allgemeinen Erleichterung der 
Verkehrslage beitrug. 


Soziale Fürsorge der Eisenbahn- und Hafenverwaltung. 


Bis Ende 1937 war die soziale Fürsorge für die unteren Angestellten 
der S.A.R. & H. Aufgabe des „Continuation Committee of the National 
Congress of 1934“. Die Eisenbahnverwaltung unterstützte diese Einrich- 
tung finanziell, hatte aber keinen Einfluß auf ihre allgemeine Fürsorge- 
politik und Tätigkeit. Anfang 1938 übernahm die Verwaltung selbst den 
sozialen Fürsorgedienst und legte ihrer Tätigkeit folgende Hauptpunkte 
zugrunde. Die Bezeichnung „Poor Whites“ („Verarmte Weiße“) findet 
Anwendung auf Fälle, wo sowohl der wirtschaftliche wie soziale Status 
tief gesunken ist. Obwohl die Verwaltung der Bahnen und Häfen schon 
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durch praktische Maßnahmen weitgehend dazu beigetragen hat, das Pro- 
blem der „verarmten Weißen“ durch feste Anstellung, Standard-Löhne, 
Hausbau und Wohnungsfürsorge, Weitergewährung des Lohnes bei 
Krankheit u. a. zu lösen, genügt dies insofern noch nicht, als die drin- 
gend notwendigen schulerzieherischen Maßnahmen und die Anpassung 
an die veränderten Verhältnisse unberücksichtigt blieben, 

Die Arbeiter und Angestellten, für welche diese Einrichtungen in 
erster Linie bestimmt sind, stammen aus einer Gesellschaftsschicht, die 
durch eine Reihe von Mißgeschicken und Katastrophen wie Burenkrieg, 
Rinderpest, Heuschreckenplagen, Dürren, Bank- und Wirtschaftskrisen 
heimgesucht wurde, Das Ergebnis war physische, psychologische, soziale 
und wirtschaftliche Degeneration Tausender von Menschen. Sie waren 
von den sich schnell ändernden sozialen Verhältnissen Südafrikas so 
Schwer betroffen, daß sie aus dem Lebenswettkampf ausscheiden mußten, 

Gegen Ende des 19. Jahrhunderts führte die Entdeckung von Gold 
und Diamanten, das schnelle Vordringen der Eisenbahnen, der Zustrom 
von Einwanderern mit moderner wirtschaftlicher Auffassung und die 
Ausbeutung der Minen zu einer foreierten Entwicklung des Landes auf 
neuer Grundlage. Viele weiße Siedler, nicht imstande, sich den verän- 
derten Lebensbedingungen anzupassen, wurden Opfer des Dranges nach 
schnellem Gewinn. Die Landwirtschaft, bis dahin die Hauptbeschäftigung 
im Lande, versagte nach und nach aus verschiedenen Gründen wie ver- 
mindertem Regenfall, unbeständigen Absatzmärkten, veralteten Acker 
baumethoden, Aufteilung des Besitzes bis zu einem Grade, der viele 
Familienmitglieder vertrieb und den verbleibenden nur ein unwirtschaft- 
liches Dasein ermöglichte. Die vermehrte Nachfrage nach Land steigerte 
den Bodenwert bis zu einem Grade, der vielen den Kauf unmöglich 
machte, 

Mangel an Erfahrung und Schulung machte es der Landbevölke- 
rung unmöglich, sich in der neuen Geschäfts- und Industriesphäre zu- 
rechtzufinden. Deshalb hielt sie bis zuletzt am Lande fest, und jede 
neue Katastrophe fügte der steigenden Zahl „verarmter Weißer“ neue 
Opfer hinzu. Unter dem Einfluß ihrer Umgebung, die ihnen ein äußerst 
knappes Dasein ermöglichte, bildeten sich bestimmte geographische Typen 
aus, wie der Holzfäller der George-, Knysna-, Tsitsikama-Gebiete, der 
Trekbur des Nordwestens, der Buschfeld-Typ des nördlichen Transvaal 
und andere, Der wirtschaftliche Druck zwang viele Opfer, Zuflucht in 
den Städten zu suchen, wo sie Schutz in den Elendsquartieren fanden. 
Ihnen kam die Eisenbahnverwaltung zuerst zu Hilfe, indem sie Arbeit bot. 

Sie war nicht die erste und einzige Körperschaft, welche sich die 
Lösung dieses verwickelten nationalen Problems zur Aufgabe machte. 
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Andere staatliche Stellen und die Niederländische Reformierte Kirche 
griffen die Sache zwar nicht in der gleichen Weise an, aber taten viel, 
um den „verarmten Weißen“ wieder auf eine höhere soziale Stufe zu 
heben und zu einem nützlichen Mitglied der Nation zu machen. In keinem 
Falle aber war man bemüht, die Lage nach praktischen und gesunden 
Grundsätzen anzufassen. 


Der „verarmte Weiße“ ist meist unwissend in gesundheitlichen und 
sozialen Dingen. Das macht seine Wiedereingliederung schwierig und 
manchmal unmöglich. Ein Vergleich zwischen Eisenbahnarbeitern der 
Verwaltung, die nach der Einstellung sich selbst überlassen bleiben, und 
solchen in den Mustersiedlungen, wo Reformarbeit geleistet wird, 
zeigt den Unterschied. Obwohl erstere den Vorteil genießen, wirtschaft- 
lich gefestigt zu sein, d.h. ein Haus der Verwaltung von besserer Art 
als in den Musterkolonie-Siedlungen bewohnen, Ruhegeld, Krankengeld, 
Urlaubsvergünstigungen, bessere Aufstiegsmöglichkeiten und höheren 
Lohn haben, während letztere nur Gelegenheitsarbeiter mit sehr be- 
schränkten Rechten sind, stechen sie doch vorteilhaft gegen erstere ab. 


Erfahrungen in den Muster-Siedlungen beweisen auch, daß die 
häufige Auffassung, der „arme Weiße“ sei hoffnungslos gesunken, 
falsch ist. Sie zeigen, daß diese nicht nur für ihre Familien sorgen, 
sondern sich auch den heutigen Lebensverhältnissen anpassen können, 
sobald ihnen die Möglichkeit geboten wird. Verbrechen, Laster und Un- 
moral sind nicht häufiger als in bessergestellten Klassen. Auch ihre 
Kinder sind von keiner geringeren Intelligenz. Der durchschnittliche 
Prozentsatz der die Prüfung an den Modell-Siedlungsschulen bestehenden 
Kinder ist 92 %. Auch gesundheitsgefährdende Verhältnisse spielen keine 
ausschlaggebende Rolle. „Weder epidemische Krankheiten, Klima noch 
Lebensweise sind Grundursachen der Verarmung, sondern die arm- 
seligen Verhältnisse führen zur falschen Lebensweise, schwächen die 
Widerstandsfähigkeit, verringern die Erwerbsfähigkeit und verschärfen 
die Lage.“ (Report of the Carnegie Commission 1932: The Poor White 
Problem in South Africa.) 


Die Unwissenheit ist aber nicht auf gesundheitliche Fragen be 
schränkt, sie beeinflußt den einzelnen in seiner ganzen Lebensauffas- 
sung und ist ein Hauptfaktor, der seine wirtschaftliche Stellung inner- 
halb der Gemeinschaft bestimmt, zusammen mit Armut das Selbstver- 
trauen, die Moral, Ehrlichkeit, Zuverlässigkeit untergräbt und Minder- 
wertigkeitskomplexe auslöst. 

Die Wiederaufrichtungsarbeit umfaßt Belehrung über gesundheit- 
liche und soziale Fragen, gemeinschaftliche soziale und gesundheitliche 
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Einrichtungen, systematische Nachschauarbeit gemeinsam mit anderen 
Organisationen, um den sozialen Fortschritt der Gemeinschaft zu erhalten 
und weitere Maßnahmen zu ergreifen. Um diese Aufgaben durchgreifend 
innerhalb der Familien einiger 18 000 in verhältnismäßig kleinen Gruppen 
über das große Gebiet verteilter Angestellten und Arbeiter im Außen- 
dienst durchzuführen, werden Helfer angestellt, die in allgemeiner 
Krankenpflege, Geburtshilfe, öffentlicher Gesundheitspflege, Soziologie, 
Psychologie und Haushaltslehre geschult sind. Bisher sind 8 Sozial- und 
 Gesundheits-Inspektoren angestellt. Ein Ober-Inspektor fehlt noch, 
In den größeren Städten ist die Zusammenarbeit mit den dortigen Wohl- 
fahrtseinrichtungen gewährleistet. Im übrigen ist die Arbeit eingeglie- 
dert in die anderer Eisenbahn-Einrichtungen, wie die der Bahnärzte, 
Wohlfahrtsämter, der Gesundheitsinspektoren, der St. John-Ambulanzen 
und der Heim-Krankenschwestern. 

So hat die Eisenbahnverwaltung ihren Teil zur Lösung dieses 
schwierigen nationalen Problems beigetragen. 


Der Luftverkehr. 


Am 1. Februar 1934 übernahm die Regierung der Union die „Union 
Airways“, eine Luftverkehrsgesellschaft, die 4% Jahre lang auf Grund 
eines Vertrages mit der Regierung regelmäßigen Luftverkehr zwischen 
Durban und dem Rand, Durban—Kapstadt, Port Elizabeth—Rand unter- 
halten hatte. Mit der Übernahme wurde der Luftverkehr der „Verwaltung 
der südafrikanischen Eisenbahnen und Häfen“ als neuer Betriebszweig 
„South African Airways“ unterstellt. Der Luftverkehr in Südafrika hat 
Seitdem einen starken Aufschwung genommen. 


Im jetzigen Stadium der Entwicklung kann der Luftverkehr ohne 
finanzielle Unterstützung des Staates nicht bestehen. Der jährliche Ver- 
lust, mit dem die Luftverkehrsdienste arbeiten, muß als Subvention des 
Staates angesehen werden, Das Verhältnis von Einnahmen und Aus- 
gaben zeigt diese Seite der Frage. Im Jahre 1934/85 stellten die Ein- 
nahmen rund 42% der Gesamtausgaben dar; das nächste Jahr brachte 
eine Verbesserung, der Prozentsatz betrug 1935/36: 50,38 %. 1936/37 stieg 
das Verhältnis auf 60,12%, 1937/38 waren zwar die Einnahmen um 
52837 £ höher, die Ausgaben aber auch um 135479 £, so daß erstere 
nur 50,90 % ausmachten, Die erhebliche Steigerung der Ausgaben ent- 
spricht der starken Ausdehnung des Luftverkehrs. Neue Anlagen und 
Ausrüstung erhöhten 1937/38 die Kapitalanlage um das Doppelte, und 
eine über 100prozentige Zunahme der Flugmeilen vermehrte die Kosten 
für Betrieb, Unterhaltung und Reparaturen. 
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Betriebsergebnisse der „South African Airways‘‘ der S.A.R.H. 


Betriebs- | Per- | ] ] | | Ein 

jahr [sonen | Post Fracht| Gepäck |Flugmeilen| ahnen | Ausgaben] Verlust 
L April—| An- lb lb | lb | Anzahl 5 D D 
31, März | zahl | | £ 


j] T T 
3074 18 223| 22722] 98 464 266494. 23770 | 57203 | 33 493 


1934/35 
1935/36 | 10 137, 44 820| 68 413| 351 070 432 082) 64 985 | 128 985 | 63999 


103 821 | 171822 | 68001 
156 658 | 307 301 |150 643 


1936/37 
1937/38 


17 240 852 7 59911) 509 819 633 950) 


21 049) | 78394: 823212 | 1 339 267| 


Ende März 1938 bestanden folgende Luftverbindungen; der Ver- 


gleich mit 1936 zeigt die Entwicklung an: 
81. März 1938 31. März 1936 


Flugverbindung in beiden Richtungen: Flüge wöchentlich 
Rand—Durban . » 2.2... je 9 6 
Kapstadt—Durban . .. > » 6 2 
Rand—Port Elizabeth . . . . „» 1 — 
Rand—Windhoek . . . ... n 2 Fi; 
Rand—Kapstadt . >... » 4 2 
Rand—Bulawayo . 222.0 3 Si 
Bulawayo—Kisumu . .. .. » 1 — 
Rand—Lourengo Marques . . . » 2 =. 

56 22 


Die am 6. Juni 1937 aufgenommene Luftverbindung zwischen dem 
Rand und Kisumu wird stark benutzt. In den nördlichen Gebieten wird 
verstärkt für den Luftverkehr geworben. Die Benutzung wird noch zu- 
nehmen, wenn die Vorzüge dieses mit mehrmotorigen Flugzeugen be- 
triebenen Dienstes besser bekannt werden. Zwecks häufiger und schneller 
Verbindung zwischen Rhodesien und der Union wurden ab 1. Januar 1938 
wöchentlich zwei weitere Luftverbindungen Rand—Bulawayo eingelegt. 

Die Einrichtung einer 7000 Meilen langen Fluglinie zur Verbindung 
verschiedener Gebiete südlich des Äquators ist in Vorbereitung. Der 
Rundflug soll 7 Tage dauern. 

Mit Übernahme der vorher von den Imperial Airways betriebenen 
Abschnitte des südafrikanischen Netzes durch die S. A, Airways wurde 
eine Vereinheitlichung der Personen-Flugtarife innerhalb Südafrikas 
notwendig. Ab 1. März 1937 werden die Personenflugtarife auf Meilen- 
grundlage berechnet, Auf verschiedenen Strecken wurden die Tarife 
ermäßigt; wo die alten Tarife niedriger waren, blieben sie in Kraft. 

1 Die Ausgaben schließen Abschreibungen, Versicherung und Verzinsung 


des Anlagekapitals ein, welche 1937/38 insgesamt 90735 £ gegen 46 786. £ 1986197 
ausmachten. 
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Am 1. April 1936 stellten die Imperial Airways den Flugdienst nach 
Kapstadt via Kimberley ein, und die S.A. Airways übernahmen die 
gesamte Luftpostbeförderung südlich von Germiston. 

Mit dem 1. Juli 1937 trat eine neue Luftpost-Ordnung — das so- 
genannte „All up“-System — in Kraft. Alle Post erster Ordnung (first 
class mail matter) wird nunmehr ohne Zuschlag auf dem Luftwege 
befördert. Auch die Übersee-Briefpost wird ab 17. Juli 1937 in Lourengo 
Marques vom Flugboot übernommen, um sie nach dem Transvaal, Oranje- 
Freistaat, der nördlichen Kap-Provinz und Südwestafrika auf schnellstem 
Wege zu befördern. 

Flugmaterial. Nach Einstellung aller in Auftrag gegebener 
Flugzeuge wird die Verwaltung 1939 über folgendes Material verfügen: 
12 Junkers-Flugzeuge Typ Ju.52 (12—16 Fluggäste) 

18 D D » » 86 (10-12 D ) 
SE i Fi TRA] 
3 einmotorige Flugzeuge für verschiedene Zwecke. 

Der Typ Ju.52 war am 31. März 1938 vier Jahre lang in Gebrauch 
und hat sich in jeder Beziehung bewährt, Für kurze Zeit war im zweiten 
Halbjahr 1937 anstatt der üblichen Ju.52 ein Airspeed Envoy-Flugzeug 
auf der Strecke Rand—Kapstadt eingesetzt. Es war ein Notbehelf, und 
sobald neue Flugzeuge vom Typ Ju. 52 verfügbar waren, wurden sie auf 
dieser Strecke wieder eingesetzt. Die Ju. 86 ist ein zweimotoriger Ganz- 
metall-Eindecker für 10—12 Personen und 3 Mann Besatzung, der eine 
Reisegeschwindigkeit von 200 Stundenmeilen in 5000 Fuß Höhe hat. Die 
Motoren sind Pratt & Whitney Hornet „Sieg“ von je 750 PS. 

Die beiden Ju. 90, Einstellung 1939, sind Ganzmetall-Flugzeuge mit 
vier Pratt-Whitney Zwillings Wasp SB-G.-Motoren von je 840 PS und 
200 Meilen Reisegeschwindigkeit. Sie haben Einrichtung für 30 Personen 
sowie Post und Fracht, und sind mit den neuesten navigatorischen Mit- 
teln, auch für Blindflug, ausgestattet. 

Zur Erhöhung der Sicherheit wurde die Anlage von Notlandungs- 
plätzen auf allen planmäßigen Fluglinien auch 1937/38 fortgesetzt. Es 
waren am 31. März 1938 36 Notlandungsplätze vorhanden. 


Die Hafenwirtschaft der Südafrikanischen Union. 


In der gewaltigen Entwicklung Südafrikas nach dem Kriege spielen 
die Häfen als Bindeglied zwischen Land- und Seeverkehr eine große 
Rolle. Die Zusammenfassung der Eisenbahnen und Häfen (und seit 1934 
auch des Luftverkehrs) unter Verwaltung der South African Railways 
and Harbours Administration sichert die weitgehendste Zusammenarbeit 
beider in der Abwicklung des Verkehrs. Schiffe und Ladungen können 


Archiv für Eisenbahnwesen. 1939, 95 


Der Hafen von ‚Kapstadt 
ee RR 


‚jetzige Hafenanlagen 
geplante =» = 
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unter einheitlicher Leitung schneller und wirtschaftlicher abgefertigt 
werden als bei Doppelkontrolle. Auch Aufgaben, die sonst meist beson- 
deren Behörden obliegen, wie Betonnung und Befeuerung, Erhaltung des 
Fahrwassers, Baggerarbeiten, Lotsen- und Bergungswesen, Wrack- 
beseitigung, Schleppbetrieb sind Sache der Verwaltung der S.A.R, & H. 

Hafenabgaben und Gebühren sind einheitlich geregelt und beziehen 
sich auf alle Häfen, einschließlich der südwestafrikanischen. Das sichert 
den Schiffen überall die gleiche Behandlung und erleichtert Verwaltung 
und Rechnungslegung. Der Ausbau der Häfen hat im ganzen bisher mit 
dem Aufschwung des Handels und der Schiffahrt Schritt gehalten. In 
den letzten 20 Jahren sind reichlich 7 Millionen £ für die Verbesserung 
der Häfen aufgewendet. Die steigende Zahl und Größe der die Häfen 
benutzenden Schiffe sowie die erhöhte Aus- und Einfuhr der letzten 
Jahre zwangen aber zum weiteren Ausbau der Haupthäfen und zur Ver- 
besserung ihrer Lade- und Löscheinrichtungen. Es wurde ein umfassen- 
des Programm für diese Arbeiten aufgestellt, dessen Ausführung in An- 
griff genommen ist. Südafrika ist in zunehmendem Maße Ausfuhrland 
für frisches Obst und Früchte aller Art geworden (1937/38: 294 628 t); 
das erfordert die Schaffung umfangreicher Kühlanlagen zur Lagerung 
vor der Verschiffung. Der Ausfuhr von Mais dienen die großen Getreide- 
silos (Elevators genannt) in Kapstadt und Durban sowie an vielen Stellen 
des Binnenlandes. Auch Kohle wird in größeren Mengen ausgeführt 
(1937/38: 797 636 t). 

Kapstadt (Table Bay Harbour). Trotz der wesentlichen Er- 
weiterungen und Verbesserungen, welche der Hafen erfahren hat (neues 
Bassin), wurde ein weiterer großer Ausbau notwendig. Wenn bisher 
rund 5 Mill. £ für den Hafen aufgewendet sind, so erfordert der Kosten- 
anschlag für das neue Gesamtprojekt der Hafenerweiterung und Ver- 
besserung 5977599 £. Auf den ersten Bauabschnitt, der bis Mitte 1941 
beendet sein soll, entfallen davon 1125 262 £. Die Arbeiten bezwecken 
in der Hauptsache die Anlage eines neuen großen Bassins mit Trocken- 
dock und ausgedehnten Kaianlagen. Dazu sind umfangreiche Bagger- 
arbeiten und Anlandungen, Beseitigung von Felsen, Uferbefestigungen, 
Bau eines Fangdammes und Molenbauten erforderlich. Der aufzufüllende 
Teil an der Süd- und Südostseite des Hafens ist für Lagerhäuser bestimmt 
und umfaßt 365 acres, Bis Ende September 1938 wurden 1,» Mill, Kubik- 
yard an Baggergut gefördert und zur Anlandung benutzt. 

Der neue Kai erhält eine Länge von 3000 Fuß und führt von der 
Südmole in Richtung auf Vorstadt Woodstock. Der bisherige Fischerei- 
hafen wurde in das Victoria-Bassin an der Nordwestseite des Südpiers 
verlegt. Die Skizze auf S. 1470 veranschaulicht die neuen Anlagen. 


EA 
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Buffalo. Das neue „C. W. Malan-Bassin“, so genannt nach dem 
Handelsminister der Union, wurde am 5. November 1937 eröffnet. Durch 
Baggern ist eine Tiefe von 35 Fuß erreicht, ausreichend für größte 
Schiffe, die hier drehen sollen. Durch weiteres Baggern an der Westseite 
wird mehr Raum geschaffen. Der Kai an der Ostseite des Bassins wird 
um 600 Fuß verlängert. Die Gesamtlänge des Kais beträgt jetzt 1545 Fuß. 
Schuppen, Krane, Gleisanlagen u.a. werden im Laufe des Jahrs 1939 
geschaffen, Am 6. September 1936 konnten die großen Postdampfer 
„Athlone Castle“ und „Duilio“ am Kai festmachen. Der Süd-Wellen- 
brecher wird auf 1000 Fuß verlängert. 


Port Elizabeth. Der Bau eines geschlossenen Hafens war im 
ganzen 1937 vollendet. Die Gesamtkosten betrugen 2094 444 £$. Weitere 
Anlagen umfassen Öl- und Benzintanks (Kostenanschlag 45 537 £). Es 
sollen etwa 8,2 acres Land an der Südseite der Dom-Pedro-Mole für diesen 
Zweck gewonnen werden. 


Durban. Durban hat den stärksten Schiffsverkehr unter den süd- 
afrikanischen Häfen. Die starke Verkehrssteigerung bedingt umfang- 
reiche Neuanlagen. Insgesamt wird neuer Liegeraum am Kai für 6 große 
Schiffe geschaffen. Der Kostenanschlag beträgt 1,92 Millionen £. Damit 
werden die Kaianlagen um etwa 50 % verbessert. Als Endpunkt der 
Flugbootlinie der Imperial Airways erhält Durban einen Flughafen mit 
Schuppen, Slips und Werkstätten, Der Kostenanschlag beträgt 76 500 £. 
Zum Studium aller mit der zukünftigen Entwicklung von Durban zu- 
sammenhängenden Fragen ist eine Kommission! eingesetzt. Ende 1939 


1 Der Bericht des Ausschusses, bestehend aus Vertretern des Handels, der 
Industrie, der Stadtverwaltung, der Schiffahrtslinien und der Verwaltung der 
Eisenbahnen und Häfen, liegt jetzt vor. Nach „Times“ vom 26. August 1939 sieht 
dieser die Auflandung eines großen Stückes Marsch- und Sumpflandes an der 
Westseite der Bucht, sowie den Bau von zwei „T“-förmigen Molen vor, die 
12 großen Schiffen Liegeraum bieten sollen (vorläufiger Kostenanschlag 
4 Mio £). Das Projekt erfordert die Kanalisierung von drei in die Bucht ein- 
mündenden Flüssen. 

Die Hafeneinfahrt von Durban hatte 1878 nur 5 Fuß Wassertiefe, heute 
hat der Zugangskanal infolge des Baues von Molen und ständigen Baggerns 
37 Fuß Tiefe. Es sind 18290 Fuß an Liegeraum vorhanden, davon 6266 Fuß 
am „Point“, einer schmalen Landzunge an der Einfahrt, sowie 8000 Fuß bei 
Congella an der Westseite, Weiterer Liegeraum ist am „Bluff“, einer Landzunge, 
welche die Bucht vom Ozean trennt, 

Die Kajen bei Congella wurden anfangs des Jahrhunderts auf Veranlas- 
sung des damaligen Eisenbahnministers von Natal, Mr. J. G. Maydon, (trotz 
vielen Widerspruchs) gebaut, und hatten starken industriellen Aufschwung zur 
Folge. Die geplante Einbeziehung von Sumpfland stellt die weitere natürliche 
Entwicklung dar. 
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erhält Durban ein neues Schwimmdock, ein Trockendock für größte 
Schiffe ist im Bau. 

Der Gesamt-Kapitalaufwand für den Hafen von Durban belief sich 
bis zum 31. März 1938 auf 6 158 088 £, davon entfallen 315 727 £ auf das 
Finanzjahr 1937/38. Angelaufen wurde der Hafen 1937/38 von 1926 Han- 
delsschiffen und 3760 Fischerei- und Walfangfahrzeugen mit zusammen 
12,61 Mill. BRT (1936/37: 1829 Schiffe und 3588 Fahrzeuge mit 11,06 Mil- 
lionen BRT), Der Warenverkehr 1937/38 (geladen und gelöscht) betrug 
einschl. 1,6 Mill. t Kohle für Ausfuhr- und Bunkerzwecke 6,06 Mill. t. 
Zum erstenmal überstieg die Menge der geladenen Güter (ohne Kohle) 
die Grenze von 2 Mill. t. 


Mossel-Bay. Die Kapitalanlage für diesen Hafen betrug bis 
zum 31. März 1938 200 934 £, auf 1937/38 entfallen davon 6618 £. Von 
den sechs Haupthäfen der Union ist Mossel-Bay der einzige, dessen Ver- 
kehr im Jahre 1937/38 zurückgegangen ist. Insgesamt wurden 53443 t 
geladen und gelöscht gegen 55 914 t im Vorjahr. Die den Hafen anlaufen- 
den Schiffe hatten zusammen Lat Mill. BRT. 

Die Verbesserungen des Hafens erstrecken sich auf die Verlänge- 
rung des Wellenbrechers und Veränderungen der Kaianlagen. Da diese 
Maßnahmen in erster Linie der in Mossel-Bay beheimateten Fischerei 
zugute kommen, so teilen sich die Eisenbahnverwaltung und das Indu- 
strie- und Handelsdepartement in die Kosten von 52 000 £ (Voranschlag). 


Walvis-Bay. Die Kapitalanlage betrug bis zum 31. März 1938 
609 378 £, davon entfallen 12 638 £ auf das Betriebsjahr 1937/38. Gelöscht 
wurden 58330 t, geladen 65429 t und umgeschifft 22434 t, zusammen 


Congella erhält weiter ein großes Trockendock, das bisher größte auf der 
südlichen Halbkugel. Ein Schwimmdock von 4000 t Tragfühigkeit, welches die 
Regierung der Union kürzlich für 183000 £ erwarb, ist bereits gebrauchsfähig. 
Ebenso befindet sich in Congella der neue Flughafen der Imperial Airways. 

Die geplanten neuen Hafenbauten sollen aber erst nach Vollendung der 
jetzt in Ausführung begriffenen Arbeiten begonnen werden. Diese umfassen den 
Bau einer „T“-förmigen Mole am „Point“ mit 5042 Fuß Liegeraum (Kosten 
1154000 £). Dieser Liegeraum war dringend erforderlich wegen der Verkehrs- 
stauungen am „Point“, 

Durban hat z. Z, nur vier Liegeplätze für Schiffe mit mehr als 30 Fuß 
Tiefgang. Nach Vollendung der „T“-Mole und der Vertiefung der Liegeplätze an 
den vorhandenen Kajen, werden 11 Liegeplütze verfügbar sein. Auch der Lager- 
raum wird stark erweitert und die Lade- und Löscheinrichtungen verbessert! 

Das Parlament der Union hat 250000 £ für die Vertiefung des Maydon- 
Kanals bewilligt, der mitten durch die Bucht nach Congella führt, Später soll 
eine zweite Fahrwasserrinne gebaggert werden, die für große Schiffe benutzbar 
ist. Die jetzt 600 Fuß breite Hafeneinfahrt wird erweitert, um das Einlaufen 
großer Schiffe bei jedem Wetter zu ermöglichen. 
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Summarische Betriebsziffern für alle Häfen der Südafrikanischen Union, 


Überschuß GC praa Personal 
‚Ausgaben der ‚oder Verkust (ausschließlich golegent- 
Einnahmen | HE Verzinsung | Weer Ainstellungon) 


Ein- 
nahmen 


Kapital- 8 S 
As Anlage: | ankommende Sohifte A 2 ber Dr Reg 
5 allo Häfen: ` Roho die Roh- ELE Nicht- 
` nm | go | umge Go- | Botricbs- \Ernouerungs- J ` | verschiedener | Euro- 
EH a ET Ke samt | kosten eet) © Eu er SB | Ben | oem 
Mio £ En Miot | Miot | Miot | miot | mot Moe | inı000& | inio002 | Im1000& | in 1000 £ in 1000 £ Zahi | Zahl 
1. XII. 1909 . 3629 | 14,30 „ 007 — — | 
1.1.—31. XII. 19161 . 4870 | 20,58 0,034 599,5 1332 | 
‚Jahr endend 1930. . . 5938 ah, A1 0.058 720,0 98,2 818,2 1326 | 1833 | 3159 
am 31. DL 1931 ... 5695 | 0,045 672,0 DA | 703,4 1263 | 1313 | 2576 
am 31. TII. 1932 ... 4825 0,042 560,0 104,9 673,9 1178 | 809 | 1987 
am 31. ITI, 1933 . . . 4522 3, 0,039 526,0 1125 | 782 | 1907 
am 31. ITI. 1934 .. 4 835 Am 0,040 1141 779 | 1920 
am 31. IIT. 1935 . 4498 a d 0,036 
am 31. III. 1936 . , , 10145 | 0,058 
am 31. IH. 1937 Ur 0,064 
am 31. TIL, 1938 0,106 
* 1916 ging dë "Uterbotrieh (Hafenbetrieb) auf die Eisenbahn-Vorwaltung über, in den 


Angostellten und Arbeit 


ee EE 


Hafen u. Jahr] Güterumschl gind 


or Haupthäten; 


Kap dt (Table Bay), Porth Elizabeth: 


Port 
Kapstadt Gelöscht: Geladen Umge- S Elizabeth Gelöscht t Geladen o 
EE a a a = | aen 
aligo- otreide| | allge- | Getreide) n [Güter Getreide Betz ge- 
meine. | Hola | 884w. | Konte | Gesamt | meins fund Pro| Kohle | Gesamt | Dr, | um- Beer Holz | und landw. | Kohle | Gesamt Ste und landw. | Gosamt| Taden | rmschlas 
Güter A Güter | dukte amt | sehlag LES Produkte "Hr | Produkte 


1000 t 10004 | 1000 t | 1000 4 | 


1000 t 


14000 t | 1000 t| 1000 t | 1000 ¢ | 1000 ¢ | 1000¢ | 1000 t | 1000 € | 1000 t | 1000 t| Mio t | 1000 t 


1000 t 


1929/30 | 
(31. IIL.)| 909,7 111,8 72,8) 2,5 |1096,0 | 110,2 | 317,7 | 272,8 | 700,2 | 15,8 | 1,81 
1930/31 „| 807,5 | 77,0 Mal 22 | 930,9] 103,5 | 468,0, 195,1 | 766,7 | 16,7] 1,71 


587,8 
405,7 | 28,8 | 1848 | 213,5 


Gi 
oi 
= 
Gg 
= 
j 


1931/32 „| 763,1 | 60,8| 39,8| 2,6 | 838,8] 80,8| 230,4 | 123,4 | 434,2 | 12,9 | 1,20 312,5 20,0 | Ba 342,3 | 28,2 | 161,6 | 189,8] 0,36 | 532,4 
1932/33 "| 643,1 498 176| — | 7090| Dal 4146| 73,0| 583,9 | 10,0] 1,90 226,8 16,8 | 24 245,4 | 27,9 | 211,8 | 230,7] 0,56 | 485,7 
1933/34 „| 812,5 | 91,8 | 13,51 — | 915,9] 99,7 185,5) 85,1 | 370,1 | 11,1] 1,50 350,0 305 | Le 382,6 | 26,8 | 189,1 | 215,4] Dan | 598,4 
1934/35 „| 979,8 100,1 | 18,1 — [1098,1 | 110,0 | 362,1) 94,4 | 566,5 | 10,9 | 1,8 520,8 38,7 3,8 - 562,6 | 33,8 177,8 | 211,6 | 0,51 774,7 
1935/36 „ [1126,2 | 84,0| "al — [1217,6 | 188,8 | 413,0 | 105,9 | 707,1 | 13,5 | La 604,2 Au) 28 — 6466| 41a | 199,1 2340| 1,27 | 882,4 
1936/37 „[1443,9| 94,5 5,4 11543,7 | 249,8 | 202,6 | 122,6 | 574,0 | 13,0 | 2,1 48,0 Su | — 1701| 778 | 2048 | 282,6.| 0,01 987,9 


1937/38 „ [1470,8 [130,5 | 3,1 | 220,8 [1833,7 | 312,9 | 875,2 | 131,8 [1319,8 | 16,1 | Aa 61,8 Zi - | 875,0| 88,0 | 202,5 | 290,4 


t Londo 


1000 t | 1000 t| 16004 | 1000 ¢ | 1000 ¢ | 1000 | 1000 t | 1000 ¢ |1000 t | 1000 t Mio t 1000t | mut Miot 


226,5 31,8 | 307,2 r V T f 108,8 194 


1910 


310,4 12,4 218 | 14,0 EN 


10004 | 10006 | Miot | 1000t | Miot' 


1,80 

1,40 

Lu 

1,07 

IEN 

1,56 1241 | 720 | 1973 

Lon V 1477 | 679 | 2156 

1,00 3 j ` 1538 | 631 | 2169 

Au 3 101,4 | 825,7 5 1573 | 702 | 2275 
Jahren verringern sich die Einnahmen aus Laden, Löschen, Umschiffen und entsprechend die Zahl der 


1929/30 | 485,0| 40,4 | 235 | — | 549,8) 1743| — | 186,6 Iw ` (mal 48e | — | An tel "äu | Br |336 
1930/31 | 293,4 | 30,7| 8, | 0,008 | 332,4 | 148,4 155,8 | 0,100 | 487,0 1,16 1542| 20,0 - | Los | 310,0 | 926,8 | 3,18 | 21,7 
1931/32 | 248,8 | 305| 47 | 0,115 | 285,5 130,6 | — | 135,5 | 0,074 | 420,1 0,98 | 94,6 38,7 1,11 | 199,7 | 652,3 2,07 | 25,1 
1932/33 | 203,2 | 18,2| 1,7 | — | 2988 1714| — | 184,5 | 0,528 | 408,2 0,81 58,0 3,4 - | 0,88 | 147,4 | 843,9 |218 | 15,6 
1933/34 | 263,5 | 29,6 | 10,8 (0,088 | 304,0 122,4 | 127,7 | 0,789 | 432.5 1,04 98,8) Ju ` 1,15. | 192,7 | 582,1 | 2183 | 20,6 
1934/35 | 344,5 | 37,5| 55 | — | 387,5 9819| — | 104,0 | 0,104 | 491,5 1,38 159,6 | 17,5 1,60. | 233,8 | 847,8 ° | 2,81 | 21,0 
1935/36 | 406,8 | 49,8 2,1 - | 467,7 108,6 | — | 114,6 0,088 | 572, 1,00 167,7 18 | 1,77 | 278,0 | 938,1 "än | 24,5 
1936/37 | 503,4 | 58,9 | 2,6 564,9 1135| — | 123,5 | 0,511 | 689,1 1,88 2160| — 2,09 | 486,8 | 588,0 | 2,00 | 36,8 | 5,02 
1937/38 | 522,8 | 72,5 3, 598,4 110,2 - | 119,1 | 0,572 | 718,0 300 217,1 0,8 = 2,28 | 881,2 | 1199,9 | 3,71 „7 | 6,06 
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146 193 t gegen 87 888 t im Vorjahr. Die Zunahme der Ausfuhr bestand 
meist in Erzen und Mineralien (56 045 t gegen 8805 t im Jahre 1936/37). 
Größere Bauten sind in Walvis-Bay (Walfisch-Bucht) nicht geplant. 

Für die kleineren Häfen: Port St. Johns, Knysna, Hermanus, Kalk- 
Bay, Simonstown, Port Nolloth und Lüderitz-Bucht betrug der Kapital- 
aufwand bis zum 31. März 1938 insgesamt 254643 £, davon entfallen 
125921 £ auf Lüderitzbucht und 81663 £ auf Kalk-Bay. Obwohl 
100 Schiffe Lüderitz anliefen gegen 99 im Vorjahr, ging der Brutto- 
Tonnengehalt der Schiffe von 482 539 auf 454 777 t zurück. Der Güter- 
umschlag stieg um 1985 t. 

Von den übrigen Häfen hat nur Port Nolloth eine wesentliche 
Verkehrssteigerung aufzuweisen. Es liefen 144 Schiffe den Hafen an 
(gegen 69 im Vorjahr), darunter 89 große und 55 kleine. 


Die Schiffe der Eisenbahnverwaltung. 


Die drei Frachtschiffe der Eisenbahnverwaltung „Aloe“, „Dalia“ 
und „Erica“ waren 1937/38 in der Fahrt zwischen Südafrika und dem 
Osten sowie Australien beschäftigt. Auf der Ausreise wurden volle 
Kohlenladungen nach dem Osten befördert, während die Rückfracht in 
Eisenbahnschwellen und anderen Hölzern sowie Mehl und Gütern aus 
Australien als Zuladung bestand. Die drei Schiffe haben südafrikanische 
Besatzungen, vorzugsweise solche, die ihre Ausbildung auf dem Schul- 
schiff der Union „General Botha“ genossen haben. 

Im Laufe des Jahres charterte die Verwaltung mehrere Dampfer 
für den Transport von Kohle für die Bahnen von Durban und Lourengo 
Marques nach Kapstadt. 

Im ganzen ergibt sich ein recht befriedigendes Bild von der Ent- 
wicklung dieses großen staatlichen Unternehmens der südafrikanischen 
Bahnen, Häfen, des Kraftverkehrs und der Luftfahrt in den letzten 
Jahren. 

Quellen: Alle Zahlenangaben sind den „Reports of the General Manager 
of Railways and Harbours“ für die Jahre 1934/35 bis 1937/38 entnommen. Im 
übrigen dienten andere Veröffentlichungen der „South African Railways and 
Harbours“ (1937) als Quelle. Ferner das Werk: „State Interference in South 
Africa“ von F. J. Biljon, D. Comm, London, 1989. P. S. King & Son, Orchard 
House, Westminster, S, SW. 1. 
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Gesetz über die Einrichtung der selbständigen Verwaltung 
der Rumänischen Staatseisenbahnen. 


Die Verwaltung der Rumänischen Staatseisenbahnen beruhte bisher 
auf einem Gesetz über die Autonomie der Rumänischen Staatseisen- 
bahnen vom 27. Juni 1929, das im Zusammenhang mit der Sanierung der 
genannten Bahnen und der Gewährung einer internationalen Stabilisie- 
Yungsanleihe an Rumänien bereits mehrfach im Archiv behandelt wor- 
den ist (vgl. 1931 S. 12 ff., 1933 S. 755 ff., 1936 S. 635 ff.). Dieses Ge- 
setz ist nach ungefähr zehnjähriger Geltung durch ein neues umfassen- 
des „Gesetz über die Einrichtung der selbständigen Verwaltung der Ru- 
mänischen Staatseisenbahnen“ ersetzt worden. Dieses behält die im Jahre 
1929 geschaffene selbständige Verwaltung und Wirtschaftsführung der 
Rumänischen Staatseisenbahnen zwar bei, nimmt aber sonst beträchtliche 
Änderungen vor. Es zerfällt in 9 Kapitel, die in 93 Artikel unterteilt sind. 

An der Spitze des Gesetzes steht der Grundsatz, daß die im öffent- 
lichen Besitz des rumänischen Staates befindlichen Eisenbahnen und 
Petroleumleitungen von der öffentlichen kaufmännischen Verwaltung 
„Regia Autonoma a Căilor Ferate Române“ (im folgenden „CFR“ abge- 
kürzt) nach kaufmännischen Grundsätzen unter Be- 
achtung der höheren Belange der Volkswirtschaft 
und des Staats betrieben werden (die Verwaltung der Eisenbahnen 
ist in Rumänien schon im Jahre 1934 auf die Petroleumleitungen er- 
streckt worden). Die CFR sind eine juristische Person des öffentlichen 
Rechts mit dem Sitz in Bukarest; sie sind von Abgaben jeder Art an den 
Staat und andere Gebietskörperschaften befreit. Das ihrer Verwaltung 
unterliegende Vermögen ist in einem Inventarverzeichnis angegeben; 
über die Führung dieses Verzeichnisses, insbesondere über die Bewer- 
tung der in ihm enthaltenen Vermögensgegenstände enthält das Gesetz 
Nähere Bestimmungen. 

Die Grundlagen der Organisation der CFR sind in Ka- 
pitel IT geregelt. Die obersten Organe der CFR sind der Verwal- 
tungsrat, die Generaldirektion und der neben der General- 
direktion arbeitende V erwaltungsausschuß. Wie die Gesetzes- 
begründung ausführt, hatten die Zuständigkeiten dieser Organe sich 
infolge ihrer unklaren Abgrenzung im Gesetz von 1929 verschoben, was 
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Meinungsverschiedenheiten und Zweifel zur Folge gehabt habe. Der Ver- 
waltungsrat habe sich daher entgegen der Absicht der Gesetzgeber 
immer mehr von seiner eigentlichen Aufgabe, der Aufstellung allgemeiner 
Richtlinien, entfernt und sich mit den laufenden Geschäften befaßt. 
Anderseits sei die Generaldirektion infolge unrichtiger Organisation 
überlastet gewesen, was untragbare Verzögerungen des Geschäftsganges 
zur Folge gehabt habe. Das jetzige Gesetz sucht die geschilderten Mängel 
zu beseitigen. 

Hiernach ist der Verwaltungsrat dafür zuständig, im Rah- 
men der Gesetze die allgemeinen Richtlinien und Ausführungsbestim- 
mungen für die CFR zu erlassen, Neben den ihm gesetzlich besonders 
zugewiesenen Befugnissen hat er eine Reihe einzeln aufgezählter Mit- 
wirkungsrechte, Sie betreffen zum großen Teil die Finanzpolitik des 
Unternehmens. So hat der Verwaltungsrat u. a. zu genehmigen den die 
Einnahmen und Ausgaben umfassenden Haushaltsentwurf, ferner ge- 
wisse die Zuständigkeit der anderen Organe übersteigende Einnahmen 
und Ausgaben, die Aufnahme kurzfristiger Betriebskredite sowie Aus- 
schreibungen bis zu einem Werte von 10 Millionen Lei. Bei anderen 
Finanzmaßnahmen besteht seine Mitwirkung in einer Vorprüfung, wäh- 
rend die Genehmigung dem Verkehrsminister überlassen ist. Hierzu ge- 
hört die Prüfung des vom Generaldirektor aufgestellten Jahres- 
abschlusses mit Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung, die Begut- 
achtung der Aufnahme langfristiger Anleihen, von Haushaltsüberschrei- 
tungen, der Bildung von Sonderfonds, der Veräußerung von Liegen- 
schaften sowie von Ausschreibungen, die die obengenannte Wertgrenze 
von 10 Millionen Lei überschreiten. Eine gleiche Vorprüfung unter Vor- 
behalt der endgültigen Entscheidung des Verkehrsministers obliegt dem 
Verwaltungsrat bei der Planung neuer oder der Änderung bestehender 
Strecken, beim Entwurf von Tarifen und Beförderungsbedingungen sowie 
von Verträgen mit fremden Eisenbahnen oder anderen ausländischen 
Beförderungsunternehmungen. In personalpolitischer Beziehung ist ihm 
die Entscheidung über Vorschläge des Generaldirektors für die Ernen- 
nung, Absetzung und Dienstentlassung von Vizegeneraldirektoren und 
leitenden Direktoren vorbehalten. 

Der Verwaltungsrat setzt sich aus dem Generaldirektor und zehn 
Mitgliedern zusammen, die teils als Sachkenner des Eisenbahnwesens, 
teils als Vertreter der verkehrsnutzenden Wirtschaftszweige von den be- 
teiligten Ministerien bezeichnet und auf Vorschlag des Verkehrsministers 
durch Königlichen Erlaß auf vier Jahre ernannt werden. Der Verkehrs- 
minister, dem die Tagesordnung jeder Verwaltungsratssitzung wenig- 
stens 24 Stunden vor der Sitzung mitzuteilen ist, kann den Sitzungen 
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beiwohnen und ist in diesem Fall Vorsitzender des Rats; auch die Be- 
lange der Landesverteidigung sind durch Teilnahme eines Vertreters 
des Großen Generalstabs gewahrt. Der Verwaltungsrat entscheidet mit 
Stimmenmehrheit; er kann Teile seiner Aufgaben dem Generaldirektor 
oder dem Verwaltungsausschuß übertragen. Er tritt wenigstens zweimal 
im Monat zusammen, kann aber auch vom Verkehrsminister, vom Vor- 
sitzer oder in dringenden Fällen auf Ersuchen des Generaldirektors ein- 2 
berufen werden. Seine Mitglieder, deren sachliche Geschäftsführung das 
Gesetz besonders zu sichern sucht, beziehen eine durch den Haushalt 
festgesetzte Vergütung. 

Die Befugnisse der vom Generaldirektor geleiteten General" 
direktion, der die Geschäftsführung im Rahmen der geltenden Be- 
stimmungen zugewiesen ist, sind erheblich erweitert worden. Sie um- 
fassen die Leitung und Verwaltung im weitesten Sinne, soweit nicht be- 
slimmte Befugnisse dem Verwaltungsrat oder dem Verkehrsminister vor- 
behalten sind. Innerhalb dieser Grenzen hat der Generaldirektor die ge- 
samte allgemeine, technische, kaufmännische, industrielle und finanzielle 
Verwaltung sowie auch die Personalverwaltung und die Vertretung des 
Unternehmens bei in- und ausländischen Zusammenkünften zu lenken. 
Der Generaldirektor wird auf Vorschlag des Verwaltungsrats durch 
Königlichen Erlaß ernannt und kann nur dann auf Grund eines Ver- 
waltungsratsbeschlusses abberufen werden, wenn er die Gesetze über- 
tritt oder dem Unternehmen schwere Nachteile zufügt. Er vertritt die 
CFR selbst oder durch Beauftragte. Er wird von vier Vizegeneral- 
direktoren unterstützt, denen er einzelne Befugnisse ganz oder teilweise 
übertragen kann; einer von ihnen wird von ihm mit seiner Abwesenheits- 
vertretung beauftragt. Er oder sein Vertreter hat an den Verwaltungs- 
ratssitzungen mit entscheidender Stimme teilzunehmen; kein Verwal- 
tungsratsbeschluß kann ergehen, wenn er oder sein Vertreter nicht dabei 
anwesend ist, 


Die Generaldirektion besteht aus vier Gruppen von Zen- 
traldirektionen und Zentraldienststellen, deren jede 
von einem der vier Vizegeneraldirektoren geleitet wird. Es sind die 
Gruppen Verwaltungsdienst, Betrieb, Technik und Wirtschaft. Der Ver- 
waltungsdienst umfaßt die Verwaltungsdirektion (Personalverwaltung, 
Aktenwesen usw.), Kontrolldirektion, die Direktion des Rechtswesens, 
die Direktion für das Gesundheitswesen und den Schuldienst. Zur Gruppe 
„Betrieb“ gehören der Verkehrsdienst (Beförderung von Personen und 
Gütern), der Beförderungsdienst (die Bewegung der Züge) und die Bahn- 
erhaltungssektion. Die Gruppe „Technik“ setzt sich zusammen aus der 
Studiendirektion, der Neubaudirektion, Brückendirektion und der Werk- 
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stättendirektion. Die vierte Gruppe „Wirtschaft“ umfaßt den statisti- 
schen Dienst, die Finanzdirektion, die kommerzielle Direktion (Tarife) 
und die Wirtschaftsdirektion (Einkauf usw.). Durch die scharfe Ab- 
grenzung dieser Arbeitsgebiete und die Unterstellung jeder Gruppe unter 
einen Vizegeneraldirektor hofft man eine Klarstellung der Verantwort- 
lichkeit und eine Leistungssteigerung zu erzielen. Unter diesen Direk- 
tionen arbeiten die Zentral- und Außenstellen, die als Dienststellen, 
Inspektionen, Divisionen, Büros oder Zentralen bezeichnet werden und 
deren Einrichtung und Unterteilung vom Generaldirektor durch innere 
Bestimmungen festgesetzt werden. Sie werden von Beamten der CFR 
geleitet, die dem Generaldirektor unterstehen. 

Neben der Generaldirektion ist als drittes oberstes Organ ein Ver- 
waltungsausschuß eingerichtet, der aus dem Generaldirektor als 
Vorsitzer und den vier Vizegeneraldirektoren als Mitgliedern besteht. 
Zu seinen Sitzungen können sonstige leitende Direktoren eingeladen 
werden; bei bestimmten Angelegenheiten ist außerdem die Teilnahme 
des Regierungskommissars vorgeschrieben. Eine Mitgliedschaft von Ver- 
waltungsratsmitgliedern im Verwaltungsausschuß ist dagegen nicht mehr 
vorgesehen, so daß der Verwaltungsrat auch nicht mehr auf diesem 
Umwege mit der laufenden Geschäftsführung befaßt wird. Der Ver- 
waltungsausschuß hat alle Angelegenheiten zu begutachten, die der Ent- 
scheidung des Verwaltungsrats als höchster Instanz unterliegen; ferner 
genehmigt er Einnahmen, Ausgaben, Kreditmaßnahmen, Vergleiche usw., 
sofern sie eine bestimmte Wertsumme übersteigen. Er tritt nach Bedarf 
zusammen, 

Ein besonderes Kapitel des Gesetzes ist der Haftung der Mit- 
glieder des Verwaltungsrats und des Personals gewidmet. Bei Ver- 
fehlungen werden sie nicht nur nach den allgemeinen Strafgesetzen, 
sondern auch nach dem „Gesetz zum Schutz des öffentlichen Vermögens“ 
zur Rechenschaft gezogen. Darüber hinaus sind den Verwaltungsrats- 
mitgliedern, die den staatlichen Aufsichtsstellen böslich falsche Tat- 
sachen berichten oder wahre Tatsachen verschweigen, sowie allen Per- 
sonen, Welche an einer Bestechung der Beamten der CFR aktiv oder 
passiv beteiligt sind, Sonderstrafen angedroht. Außerdem können die 
Verwaltungsratsmitglieder auf Grund des Gutachtens eines Unter- 
suchungsausschusses wegen offensichtlicher Nachlässigkeit durch König- 
lichen Erlaß abberufen werden. Machen sie oder Bedienstete der CFR 
diese durch ihre Amtsführung dritten Personen gegenüber haftbar, so 
haben sie der CFR auch diesen mittelbaren Schaden zu ersetzen; dabei 
hat das Unternehmen für seine Schadensersatzforderung ein Vorrecht 
am Vermögen des Verwaltungsratsmitglieds oder des schuldigen Gefolg- 
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schaftsmitglieds. Dieses Vorrecht erstreckt sich bei dem Personal auch 
auf ein Drittel des Gehalts und geht allen anderen Forderungen anderer 
Behörden oder Privater vor. Die Haftung tritt schon bei bloßer Nach- 
lässigkeit ein, jedoch kann die Generaldirektion den Schaden auf meh- 
rere Beteiligte anteilig umlegen. Die Ersatzforderungen des Unter- 
nehmens werden in einem vereinfachten Verfahren (einstweilige Ver- 
fügung der Generaldirektion mit Berufungsmöglichkeit an den hohen 
Rechnungshof; Vorgehen auf Grund des Gesetzes zur Vereinfachung des 
gerichtliche Verfahrens) eingetrieben. 

Die staatliche Aufsicht über die CFR gliedert sich 
in eine allgemeine Aufsicht und in eine finanzielle Aufsicht. 
Jene wird durch den Verkehrsminister ausgeübt, der sich dabei ins- 
besondere des „Bevollmächtigten der Regierung“ und des unten zu be- 
handelnden ständigen Prüfungsausschusses bedient. Der Generaldirektor 
hat dem Verkehrsminister vierteljährlich einen Geschäftsbericht vorzu- 
legen, der auf bestimmte wichtige Fragen (z. B. Stand der Einnahmen 
und Ausgaben, Bewegung des Materialstands, Stand der Bargelder, 
durchgeführte Verbesserungen, Tariffragen usw.) unter vergleichsweiser 
Berücksichtigung des Vorjahres eingehen muß. Der Bevollmächtigte der 
Regierung wird auf Vorschlag des Verkehrsministers durch Königlichen 
Erlaß ernannt, bezieht das Gehalt von den CFR und hat an den Sitzungen 
des Verwaltungsrats und des Direktionsausschusses mit beratender 
Stimme teilzunehmen. Mit Zustimmung des Verkehrsministers kann er 
alle zur Ausübung seines Überwachungsrechts erforderlichen Unterlagen 
verlangen. In den Sitzungen des Verwaltungsrats kann er mit aufschie- 
bender Wirkung gegen solche Beschlüsse Einspruch einlegen, die nach 
Seiner Ansicht gegen die bestehenden Vorschriften, gegen die allgemeine 
Staatswirtschaft oder die Belange des Staates verstoßen; in diesen 
Fällen muß er an demselben Tage dem Verkehrsminister Bericht er- 
statten. Wird den CFR binnen zehn Tagen keine gegenteilige Entschei- 
dung des Verkehrsministers mitgeteilt, so können die Beschlüsse des Ver- 
waltungsrats durchgeführt werden. 

Die finanzielle Aufsicht über die CFR obliegt als höch- 
ster Instanz dem hohen Rechnungshof. Bis zum Ende des vierten 
Monats nach Ablauf eines jeden Rechnungsjahres ist ihm der Betriebs- 
abschluß nebst der Gewinn- und Verlustrechnung und dem Protokoll des 
Ständigen Prüfungsausschusses vorzulegen; zugleich ist ihm eine Rech- 
nung über die Ausführung des Haushaltsplans einzureichen, in dem 
namentlich die veranschlagten und tatsächlichen Einnahmen, Ausgaben 
und Kredite aufgeführt sind. Als „Organ der vorbeugenden Prüfung“ 
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des hohen Rechnungshofs besteht bei den CFR ein Prüfungsrat, 
der vom Finanzminister beauftragt ist, Er überwacht die Prüfung der 
Außenstellen durch die Leiter der Abteilungen für Buchhaltung. Außer- 
dem besteht ein ständiger Prüfungsausschuß. Er setzt sich aus 
drei vom Verkehrsminister auf drei Jahre ernannten Fachleuten zu- 
sammen. Sie haben die Einrichtungsgegenstände, die Rechnungstätig- 
keit, die Geld- und Stoffwirtschaft und die Finanzgebarung zu über- 
wachen und prüfen auch die Abschlußrechnungen hinsichtlich der Ge- 
winne und Verluste vor'ihrer Vorlage an den Verwaltungsrat vor. Über 
das Ergebnis ihrer Prüfung erstatten sie einen schriftlichen Bericht, 
der dem Verwaltungsrat durch die Generaldirektion sowie dem Verkehrs- 
minister monatlich vorzulegen ist. Außer diesen Stellen kann auch der 
beim Finanzminister gebildete Ausschuß für die Verwirk- 
lichung der Wirtschaftlichkeit bei der Ausgabengestaltung 
der CFR mitwirken. 

Neben dieser staatlichen Aufsicht besteht auch innerhalb der 
CFR eine dauernde Verwaltungsprüfung durch die 
amtlichen Vorgesetzten sowie durch besondere Prüfungsorgane (Rech- 
nungskontrolleure und Inspektoren). Ihre Tatbestandsaufnahmen haben 
eine gesteigerte gesetzliche Beweiskraft. Für die gesetzliche Haftung 
der Verwalter von Geldern, Wertpapieren und Stoffen gelten die Be- 
stimmungen des Gesetzes für das staatliche Rechnungswesen; jedoch 
können die CFR darüber hinaus diesen Personen die Hinterlegung von 
Sicherheiten vorschreiben. Für Fehlbeträge bei der Verwaltung von 
Geld, Wertpapieren oder Material wird, abgesehen von höherer Gewalt, 
stets gehaftet. Auf Grund des Urteils eines besonderen Ausschusses 
können die genannten Verwalter zur Ersatzleistung herangezogen wer- 
den; gegen die Entscheidung haben sie das Recht der Berufung an den 
hohen Rechnungshof. Die Verwalter von sonstigen Einnahmen haften 
dagegen nur für Verschulden, haben aber gegebenenfalls den Nachweis 
ihrer Schuldlosigkeit zu führen. Auch die Prüfungsbeamten haften für 
jeden nicht entdeckten Fehlbetrag, sofern er aus mangelnder Prüfung 
herrührt. Auch diese Haftung wird in dem oben geschilderten verein- 
fachten Verfahren geltend gemacht. Pensionäre können auf Grund des 
allgemeinen Pensionsgesetzes verantwortlich gemacht werden. 

Das Personal der CFR unterliegt unter Ausschaltung aller son- 
stigen gesetzlichen Bestimmungen in allen Personalfragen nur dem Per- 
sonalstatut der CFR. Im Frieden ist es vom Waffendienst be- 
freit, soweit seine Abwesenheit vom Dienst von der Generaldirektion 
im Einvernehmen mit dem Großen Generalstab als für den Betrieb nach- 
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teilig angesehen wird. Vom Augenblick der Mobilisierung an ist eine 
Amtsniederlegung nur mit Zustimmung des Ministers der nationalen Ver- 
teidigung statthaft. 

Eingehend sind im Gesetz der Haushalt sowie die Wirt- 
schafts- und Rechnungsführung der CFR geregelt. Die 
Bedeutung dieser Frage leuchtet ein, wenn man bedenkt, daß der Haus- 
halt der CFR fast die Hälfte des Staatshaushalts ausmacht; der Haus- 
haltsplan erscheint im Staatshaushalt als Anhang mit dem Einnahmen- 
oder Ausgabenüberschuß. 


Abweichend vom Gesetz über die öffentliche Buchhaltung haben 
die GFR ihre Buchungen nach den üblichen Regeln derin- 
dustriellen und kaufmännischen doppelten Buch- 
führung vorzunehmen. Dieser schon bisher geltende Grundsatz ist 
dadurch ausgebaut worden, daß das Gesetz jetzt eingehende Bestim- 
mungen über die Rechnungsführung enthält, durch die manche Unklar- 
heit beseitigt wird. So enthalten die Artikel 36 und 37 Vorschriften über 
die rechnungsmäßige Behandlung der Einnahmen und Ausgaben, über 
die erleichterte Erstattung zuviel erhobener Beträge u. a. m. Die Glie- 
derung des Haushaltsplans in Einnahmen und Ausgaben ist ge- 
setzlich weitgehend festgelegt. Zu den „gewöhnlichen Ausgaben“ ge- 
hören diejenigen für den Betrieb und die Unterhaltung und Erneuerung 
(letztere werden in jedem Jahr vom Verwaltungsrat in den Grenzen der 
Haushalts- und finanziellen Mittel festgesetzt), ferner die Ausgaben für 
das Verwaltungs- und technische Personal, den Zinsendienst und die 
Unterstützungen. Die außerordentlichen Ausgaben beziehen sich da- 
gegen auf Investierungen und sind durch Mehreinnahmen oder durch 
außerordentliche Mittel, wie Anleihen oder Zuschüsse, zu decken. Die 
Tarife sind so aufzustellen, daß die tatsächlichen Einnahmen alle ge- 
wöhnlichen Ausgaben decken, Im höheren Staatsinteresse können die 
Haushaltsausgaben durch Gesetz erhöht werden; zugleich muß aber auch 
über die der CFR dafür zuzuweisenden Deekungsmittel Beschluß gefaßt 
werden, Diese Ausgaben und ihre Deckung werden dann im Haushalt in 
dem Sonderabschnitt „Sonderausgaben und -einnahmen“ aufgeführt. 
Überschreiten die Einnahmen den Voranschlag, so kann durch Erlaß des 
Ministerrats die Überschreitung der vorgesehenen Gesamtausgaben ge- 
nehmigt werden, wobei jedoch die betreffenden Verwaltungspersonal- 
ausgaben des Haushalts nicht erhöht werden dürfen. 

Reicht die Einnahme nicht zur Deckung der Ausgaben des laufen- 
den Rechnungsjahres aus, so können die CFR vom Staatsschatz, notfalls 
mit Genehmigung des Ministerrats auch von dritter Seite, Vor- 
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schüsse bis zur Höhe von 20 % der Gesamteinnahmen des Vorjahres 
nehmen. Fehlbeträge am Ende eines Jahres müssen sogar durch solche 
Vorschüsse unter der Bezeichnung „Anleihe“ gedeckt werden; solche 
Vorschüsse sind zu verzinsen, Auf Grund besonderer gesetzlicher Er- 
mächtigung können die CFR zur Ausführung von notwendigen Einrich- 
tungen auch langfristige Anleihen aufnehmen; das kann auch durch 
Ausgabe von Schuldscheinen geschehen. In Anschluß hieran zählt das 
Gesetz die Banken, mit denen die CFR dabei zusammenarbeiten, sowie 
ihre amtlichen Zahl- und Hinterlegungsstellen auf. Eine Hervorhebung 
gegenüber sonstigen kaufmännischen Verwaltungen bedeutet es, daß die 
CFR ihre fälligen Forderungen nach dem Gesetz über die Vereinheit- 
lichung der Steuerordnung einziehen können. 

Von der Grundanschauung ausgehend, daß die Schaffung von Fonds 
durch die Eisenbahn nicht im Interesse der Nationalwirtschaft liege, ist 
die Zulässigkeit von Sonderfonds gegenüber dem bisherigen Zu- 
stand wesentlich eingeschränkt worden. Insbesondere hat man den zur 
Amortisierung des Anfangskapitals der CFR bestimmten Fonds auf- 
gegeben, da die mit ihm bezweckte spätere Überführung der gesamten 
Eisenbahnanlagen in das Eigentum der CFR ihrer Zweckbestimmung 
zuwiderlaufe. Als einziger Fonds ist jetzt nur noch der „Erneue- 
rungsfonds“ zugelassen. Ihm werden vom jährlichen Rohgewinn 
mindestens 2 %, höchstens jedoch ein vom Verwaltungsrat mit Genehmi- 
gung des Verkehrsministeriums festgesetzter Betrag, zugewiesen, und 
er ist zur Ergänzung der Erneuerungsarbeiten bestimmt, die durch ent- 
sprechende gewöhnliche Ausgaben des Haushalts nicht bestritten wer- 
den können. Sonstige Fonds dürfen nur mit Genehmigung des Verkehrs- 
ministers und im Einvernehmen mit dem Finanzminister aus dem Rein- 
gewinn gebildet werden, Dieser wird wie folgt verteilt: Zunächst 
sind etwaige Verluste des vorigen Rechnungsjahres zu decken, und dann 
sind die nötigen Ausgaben für den Anlagezuwachs und sonstige „Bin 
richtungen“ zu leisten. Wie die Gesetzesbegründung hierzu bemerkt, 
wird dadurch die Eisenbahn in ihre natürliche Rolle versetzt, die nicht 
dem Gewinn, sondern der Entwicklung der Beförderungsmittel und einer 

‚ Tarifaufstellung im Dienste der nationalen Wirtschaft dient, Erst ein 
nach Vornahme der Neuinvestition etwa verbleibender Reingewinn ist 
dem Staatsschatz zu übergeben. 

Eingehende Bestimmungen sind dem Einkaufswesen un d 
derStoffwirtschaft gewidmet. Hervorzuheben ist, daß jährlich 
auf Grund der im allgemeinen Haushalt enthaltenen Ansätze für Stoff- 
beschaffung ein „innerer Haushaltsplan“ für die Versorgung aufgestellt 
wird, dem entsprechend die erforderlichen Bestellungen aufgegeben wer- 
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den. Dieser besondere Haushaltsplan soll eine Überprüfung der An- 
schaffungen ermöglichen, um eine unnütze Vorratsspeicherung zu ver- 
meiden. Für die von den CFR zu erteilenden Bestellungen gelten beson- 
dere im Gesetz enthaltene Grundsätze. Im allgemeinen werden hiernach 
Leistungen und Lieferungen öffentlich ausgeschrieben; hiervon gibt es 
jedoch eine Reihe von Ausnahmen (z. B. bei Sonderanfertigungen, die 
eine besondere persönliche, technische oder finanzielle Befähigung er- 
fordern oder im Interesse der staatlichen Sicherheit oder bei Vergebung 
an staatliche oder sonstige öffentliche Stellen oder bei nicht vorgesehe- 
nen Ergänzungslieferungen, die den Wert des ersten Zuschlags um nicht 
mehr als 20 % übersteigen usw.). Auch das Ausschreibungsverfahren 
ist genau geregelt. Unzuverlässige Unternehmer können aus der Liste 
der Lieferfirmen gestrichen werden. Neu sind die Strafbestimmungen 
gegen die Unternehmer, welche Vereinbarungen über die Abgabe be- 
stimmter Gebote schließen. Die Ausschreibungen geschehen durch die 
von den CFR eingerichteten Ausschreibungsausschüsse, in denen auch 
Beamte von anderen Behörden Mitglied sind. Die Gleichbehandlung der 
Bieter soll durch das Verbot der Vorteilsbewilligung erreicht werden; 
zulässig sind nur gewisse genau umschriebene Vorschüsse unter be- 
stimmten Voraussetzungen. Die Lieferungen werden im In- und Ausland 
durch einen Übernahmeausschuß abgenommen, der aus wenigstens zwei 
von der Generaldirektion zu betreuenden Mitgliedern besteht; die im 
Ausland abgeschlossenen Lieferungen können aber auch durch eine 
öffentliche Spezialanstalt des betreffenden Landes oder auf Grund von 
Analysen bestimmter, von den CFR anerkannter Laboratorien abgenom- 
men werden. Veraltete Maschinen, Werkzeuge usw. können mit Geneh- 
migung der zuständigen Stellen auf Grund der Berichte von hierzu sei- 
tens der Generaldirektion besonders ernannten Kommissionen außer 
Dienst gestellt, entgeltlich veräußert oder umgearbeitet werden. 

Hinsichtlich der Tarife gilt der Grundsatz, daß die Tarifein- 
nahmen die ordentlichen Ausgaben einschließlich der Raten der für die 
Betriebsführung und für neue Investitionen aufgenommenen Anleihen 
decken müssen. Im übrigen sieht das Gesetz einen weitgehenden staat- 
lichen Einfluß auf die Tarifpolitik vor: ihre allgemeinen Richtlinien wer- 
den im Hinblick auf die höheren Interessen der Volkswirtschaft und des 
Staates vom Ministerrat erlassen, und zwar auf Vorschlag des Ver- 
kehrsministers und eines Gutachtens des Obersten Rates für 
Beförderung und Tarife. Das gleiche gilt übrigens für 
den Bau und die Auflassung von Strecken. Auch kann der Verkehrs- 
minister von den CFR die Herabsetzung oder Erhöhung vorgeschlagener 
oder geltender Tarife fordern; glauben die CFR, darauf nicht eingehen 
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zu können, so entscheidet der Ministerrat endgültig. Schließlich ist der 
Grundsatz der Gleichbehandlung aller Verkehrsteilnehmer im Personen- 
und Güterverkehr gesetzlich verankert; Ausnahmen hiervon können für 
öffentliche Behörden, Körperschaften usw. nur vom Finanzminister nach 
vorheriger Vereinbarung mit den CFR bewilligt werden, wobei der 
Finanzminister den Kostenunterschied bis zum vollen Tarif zu über- 
nehmen hat. Tarifermäßigungen dürfen vom Verwaltungsrat nur aus 
kaufmännischen Erwägungen genehmigt werden, um einen bestimmten 
Verkehr aufrechtzuerhalten, zu vermehren oder zu schaffen; dabei darf 
jedoch weder der Selbstkostenpreis unterschritten noch das Gleich- 
gewicht des Haushalts gefährdet werden. 

Den Schluß des Gesetzes bilden „verschiedene Bestimmungen“. Sie 
betreffen den Erlaß von Ausführungsbestimmungen, das amtliche Ver- 
öffentlichungsblatt der CFR (Foiaia Oficiale CFR), die Notwendigkeit 
eines Hinweises im „Monitorul Oficial“ auf die vorherige Veröffent- 
lichung von Beförderungsbedingungen und Tarifen im Veröffentlichungs- 


blatt der CFR sowie die Übergangsregelung. 
Kruchen, Berlin. 
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Die Niederländischen Eisenbahnen im Jahre 1938. 
Der erste Jahresbericht der Niederl. Eisenb. AG.* 


Der erste Bericht der neuen Gesellschaft, die am 1, Januar 1938 mit 
einem ausschließlich dem Staat gehörenden Aktienkapital von 10 Mio hfl. 
ihre Tätigkeit aufgenommen hat, weicht innerlich und äußerlich ganz 
wesentlich von seinen Vorgängern ab, für die sich in der 21jährigen Zeit 
der mit dem 1. Januar 1917 in Wirksamkeit getretenen Gemeinschaft 
SS. — HSM. ein gewisses, den Beteiligten vertraut gewordenes Schema 
herausgebildet hatte. Vor allem ist der Bericht weniger umfangreich, so 
daß schon aus diesem Grunde manche Vergleiche nicht mehr gezogen 
werden können, aber auch materiell können manche Dinge nicht mehr 
Ohne weiteres gegenübergestellt werden. So muß auch die Jahresüber- 
sicht des Archivs ein etwas anderes Gesicht erhalten. 

In den allgemeinen Ausführungen stellt der Bericht an die Spitze 
seiner Ausführungen, daß zwar die Arbeitslosigkeit in den Niederlanden 
weiter zurückgehe. Bei einem Durchschnittssatz von Ze % der im Beruf 
tätigen Personen für 1925—1929 betrug sie 1936 noch 12,0 %, 1937 10,5 % 
und 1938 noch 9,9 %. Gleichwohl konnte der Güterverkehr mit dem Aus- 
land die Aufwärtsbewegung von 1936 auf 1937 nicht fortsetzen. Bei einem 
Durchschnitt von 28,04 Mio t in den Jahren 1925—1929 betrug die Ein- 
fuhr 1936 20,50, 1937 23,51 und 1938 wieder nur 22,73 Mio t, die Ausfuhr 
im Durchschnitt der Jahre 1925—1929 14,90 Mio t und 1986—1938 13,54, 
16,62 und 14,44 Mio t. Demgemäß erbrachte der Personenverkehr der 
Niederl. Eisenbahnen 1938 mit 55,102 Mio fl. zwar eine Kleinigkeit mehr 
als 1937 (55,162 Mio fl.), die Einnahmen aus dem Güterverkehr gingen 
aber von 40,311 auf 38,507 Mio fl. zurück; die Gesamtverkehrseinnahmen 
der Gesellschaft betrugen somit nur 99,352 Mio fl. gegenüber 100,120 
Mio fl. im Jahre 1937. Demgegenüber gingen zwar die Betriebsausgaben 
von 91,113 Mill. fl. auf 88,508 Mill. fl. zurück, doch sei gleich hier vermerkt, 
daß das zum Teil auf eine andere, später noch zu erörternde, hier sich 
günstig auswirkende Buchungsmethode zurückzuführen ist. Der Be- 
triebsgewinn betrug demgemäß 12 393.805 fl, damit konnten nur 60 % 
der auf 20,488 Mio fl. festgesetzten notwendigen Abschreibungen gedeckt 
werden, Da nun infolge des Übergangs von 140 Mio fl. Schulden an 
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den Staat der Zinsendienst von 20,9 auf 15,240 Mio fl. zurückging und für 
die der Gesellschaft gegen Hergabe des Aktienkapitals zu Eigen über- 
tragenen Staatsbahnen keine Pacht mehr gezahlt zu werden braucht, be- 
trug der Verlust nur noch 23 334 653 fl. gegenüber noch 31 840 970 fl. im 
Jahre 1937. 

Über die Neuorganisation selbst braucht hier nichts weiter gesagt 
zu werden. Nachdem am 1. Juni 1938 der neue Direktor Prof. Dr.-Ing. 
Goudriaan als Nachfolger des Ende 1937 verstorbenen Direktors van Dyk 
seinen Dienst aufgenommen hatte und feststand, daß Dr. jur. van Manen 
zum 1, Oktober wegen Erreichung der Altersgrenze ausscheiden würde, 
beschloß die außerordentliche Generalversammlung vom 29. September, 
die Leitung der Gesellschaft einer Direktion zu übertragen, die aus einem 
Präsidenten und höchstens 2 Direktoren bestehen solle. Demgemäß 
wurde Prof. Goudriaan zum Präsidenten und die bisherigen Abteilungs- 
leiter der Hauptverwaltung Hupkes (Betriebsmaschinendienst) und 
Rijckevorsel (Verkehrsdienst) zu Direktoren ernannt. Die Zweige Be- 
trieb und Verkehr und Handelsangelegenheiten wurden, was den aus- 
führenden Dienst angeht, als Verkehrsdienst zusammengefaßt; die Ab- 
teilungen (Dezernate) dieser beiden früheren Dienste, die sich mit An- 
gelegenheiten der Wirtschaft befaßten, wurden zu einer besonderen 
„Comereiellen“ Abteilung zusammengefaßt und durch eine Abteilung für 
Presse und Werbung ergänzt. Ebenso wurden Maßnahmen getroffen, um 
möglichst bald zu einer genauen Betriebskostenberechnung für die ver- 
schiedenen Teilgebiete des Betriebs und die verschiedenen Verkehrsarten 
zu kommen. 

Bei den weiteren Erörterungen über die allgemeine Lage des Unter- 
nehmens besonders im Hinblick auf den Kraftwagen gibt der Bericht ein 
paar Zahlen über die Verkehrsunfälle auf Schiene und Straße, die von 
Interesse sind. Danach sind im Eisenbahnbetrieb ums Leben gekommen 
in den Jahren 1934—1938: 1, 0, 2, 3, 0 Reisende und 15, 13, 12, 8, 23 Be- 
dienstete; auf unbewachten Übergängen wurden getötet 36, 36, 43, 33 
und 51 Personen, während auf der Straße ihr Leben verloren 744, 763, 
790, 735 und 724 Menschen, 

Die Länge des Eisenbahnnetzes betrug Ende 1938 1628,9 km ein- 
gleisige und 1686,4 km zweigleisige Strecken, insgesamt somit 3315,3 km; 
dazu kamen 337,7 km eingleisige und 14,ı km zweigleisige Strecken aus- 
schließlich für den Güterverkehr. Der Umbau Amsterdam Ost konnte 
weiter gefördert werden: die hochgelegene Strecke der beiden Richtungen 
Hilversum und Utrecht bis zur Javastraat und der Güterbahnhof Water- 
graafsmeer werden Oktober 1939 in Betrieb genommen werden. Die Voll- 
endung der sechsgleisigen Strecke zwischen Hauptbahnhof und Bf. 
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Muiderpoort: je 2 Personenzuggleise Richtung Hilversum und Utrecht 
und 2 Güterzuggleise wird sich indes noch bis 1941 hinziehen, Der 
Umbau Utrecht wurde an der Südseite des Bahnhofs fertiggestellt und 
in den Nordteilen weiter gefördert. Das noch im Umbau befindliche 
Empfangsgebäude wurde am 17. Dezember 1938 durch Brand so stark 
beschädigt, daß beschlossen wurde, es durch einen Umbau zu ersetzen; 
der Schaden war durch Versicherung gedeckt. 

Die Entfernung der Vorsignale von den Hauptsignalen wurde weiter 
an mehreren Stellen auf 1000 m erhöht, und dabei elektrische Bedienung 
eingerichtet. An 3 Überwegen wurden selbsttätige Blinklichtanlagen 
hergestellt; inzwischen wurde die Zahl auf 8 vermehrt und 26 Anlagen 
befinden sich in der Ausführung. Auf einigen wichtigen Bahnhöfen 
wurden Lautsprecheranlagen eingerichtet, 

Der bereits früher vertretene Gedanke, zur Senkung der Betriebs- 
ausgaben unnötigen Wettbewerb auszuschalten und den Verkehr mög- 
lichst bei eine m Unternehmen zusammenzufassen, führte zu der Schlie- 
Bung von weiteren 148 Bahnhöfen für den Personenverkehr; dabei wurde 
der Verkehr zu und von den offen bleibenden Bahnhöfen ausschließlich 
dem Autobus überlassen. Im übrigen hat der „Hooge Raad“ als oberster 
Gerichtshof die Verordnung über die Beförderung von Personen im Kraft- 
wagenlinienverkehr („RAP.“) durch die Entscheidungen vom 21. Februar 
und 5. Dezember 1938 als gegen das Gesetz verstoßend für unverbindlich 
erklärt und damit einen wilden Autobusverkehr ermöglicht, der nach 
Schätzung der Verwaltung ihr einen Einkommensverlust von 6—10 
Mio fl., für das Jahr berechnet, erbrachte!, 


Am 15, Mai wurde auf dem sog. Mittelnetz, d. h. den Linien Amster- 
dam—Utrecht— Eindhoven, den Haag—Gouda—Utrecht—Arnheim und 
Rotterdam—Gouda der elektrische Betrieb (1500 Volt Gleichstrom) auf- 
genommen. Damit sind weitere 276 km auf elektrischen Triebwagenver- 
kehr umgestellt, so daß jetzt insgesamt 481 km, das sind 20 % des Haupt- 
bahnnetzes oder 15 % des Gesamtnetzes, elektrisiert sind. Die Elek- 
trisierung der 19 km langen Strecke Arnheim—Nijmwegen und der 8 km 
langen Umgehungsstrecke (Gouda—)Harmelen—Breukelen (—Amster- 
dam) bei Utrecht wird vorbereitet. Die auf dem Mittelnetz bislang ver- 
kehrenden dieselelektrischen Züge wurden nunmehr auf den Lang- 
Strecken zwischen Amsterdam—den Haag und Rotterdam—Amersfoort 
einerseits und Groningen und Enschede anderseits sowie auf der Strecke 
(Rotterdam—)Dordrecht—Roermond— Maastricht eingesetzt, wodurch 
eine wesentliche Beschleunigung und Verdichtung des Verkehrs auf 
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diesen wichtigen Linien ermöglicht wurde. Die höchste Fahrgeschwin- 
digkeit der Dieselzüge und der elektrischen Züge auf dem Mittelnetz 
wurde dabei auf 120 km in der Stunde, die für die übrigen elektrischen 
Züge und die wichtigen Dampfzüge auf 100 km erhöht. Auch durch 
sonstige Maßnahmen, Verkürzung der Aufenthalte usw., konnte die Reise- 
geschwindigkeit an vielen Stellen heraufgesetzt werden. Der Versuch, das 
amtliche Kursbuch durch einen besonderen Teil zu ergänzen, der die Fahr- 
pläne enthielt für Kleinbahnen, Autobusse und Schiffsverbindungen 
zwischen den Bahnhöfen und den nicht oder nicht mehr von der Eisen- 
bahn bedienten Plätzen, hat sich nicht bewährt. Auf den Nebenbahn- 
strecken Winsum—Zoutkamp und Emmen—Gasselternijveen wurde am 
2. Oktober der Personenverkehr ganz eingestellt. Aus dem Gebiet des 
Personenverkehrs sei noch die Einführung der dieselelektrischen Schnell- 
züge Maastricht—Paris über Lüttich und die der beiden Schnellzugspaare 
Eindhoven—Brüssel erwähnt. 

Ferienkarten für Hin- und Rückfahrt wurden 1938 an den ersten 
4 Wochentagen in der Zeit vom 4. Juli bis 15. September, also während 
44 Tagen ausgegeben gegenüber nur für 32 Tage im Jahre 1937; die Zahl 
der ausgegebenen Karten stieg demgemäß um 91 %. Die gewöhnlichen, 
nur für die Hinreise gültigen Ferienkarten wurden versuchsweise auch 
für den 23.—28. Dezember und für den 31. Dezember 1938—2. Januar 1939 
ausgegeben; sie wurden viel verlangt. Seit dem 22. Oktober sind die sog. 
Abendrückfahrkarten bereits ab 17 au Uhr statt 18.00 Uhr gültig. Ins- 
gesamt verkehrten 1938 183 billige Züge, 98 Wallfahrerzüge und 458 son- 
stige Sonderzüge mit 107 806, 33 953 und 264 502 Reisenden, Im Verkehr 
mit England fuhren über Vlissingen 83888, über Hoek van Holland 
163 579 Reisende. Die Fährverbindung über das Ijsselmeer zwischen Enk- 
hingen und Stavoren benutzten 174 000 Fahrgäste; die ATO-Omnibusse 
beförderten 88 000 Personen über den Abschlußdamm. Die Anzahl der be- 
förderten Reisenden betrug in der 1., 2. und 3. Klasse im Binnenverkehr 
254 152, 2650939 und 42805 658, zusammen 45 710 749, im internatio- 
nalen und im Durchgangsverkehr 82 748, 600 211 und 1 444 715, zusammen 
2127 674, in beiden Verkehren somit 336 900, 3 251 150, 44 250 373, ins- 
gesamt also 47 838 423 Personen. Ebenso verteilten sich die Einnahmen 
und es erbrachten die 3 Klassen im Binnenverkehr 1123 778, 7 037 682 
und 40 748 468, zusammen 48 945 928 fl, im internationalen und im Durch- 
gangsverkehr 464 398, 2629 698 und 2525471, zusammen 5 619 567 fl, 
insgesamt also 1588176, 966380, 43309939, alles in allem somit 
54 565 496 fl. Die Entwicklung der letzten 3 Jahre zeigen die folgenden 
Zusammenstellungen: 
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Von 100 Reisenden, ohne die auf Dauer-, Ferienkarten usw, be- 
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Auf dem Gebiet des Güterverkehrs wurde mit dem 15. Mai infolge 
der Beschleunigung der Reisezüge die Beförderung von Schnellgütern mit 
Personenzügen stark eingeschränkt. Im Wagenladungsverkehr wurden 


1938 938519 Wagen gestellt, 
von Steinkohlen aus Limburg. 


davon 534316 für die Beförderung 
Die Zahl der Überlandverkehre (durch- 


gehender Verkehr mit anschließenden Kleinbahnen)! wurde auch 1938 
vermehrt. Ins Ausland gingen 125577 beladene Wagen in Richtung 
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Belgien und 82305 in Richtung Deutschland und, weiter, umgekehrt 
kamen über die belgischen Übergangsbahnhöfe 48 042 und über die deut- 
schen 178 743 beladene Wagen. Insgesamt betrug die Zahl der ins Aus- 
land übergegangenen niederländischen Wagen 217316 Stück, diese er- 
brachten als Wagenmiete 523 799 fl, während 197 199 fremde Wagen über- 
nommen wurden, für die 361 607 fl. an Wagenmiete gezahlt werden mußte. 

Den in ihrer Höhe um nur ein Geringes gesunkenen Verkehrsein- 
nahmen (1938: 99, 1937: 100,40 Mio fl.) standen Betriebsausgaben 
von 88,508 Mio fl. im Jahre 1938 und 91,113 Mio fl. im Jahre 1937 gegen- 
über. Hier machte sich vor allem ein Rückgang der Personalausgaben 
(63,068 Mio fl. gegenüber 66,115 Mio fl, im Jahre 1937) bemerkbar, bei 
denen nur der Posten Zahlungen an das Personal auf Grund des Unfall- 
gesetzes infolge der 1938 ungewöhnlich hohen Zahl schwerer Unfälle 
WI Mio fl. gegenüber 725 000 fl. im Jahre 1937) zunahm. Ferner 
stiegen die Unterhaltungskosten für die Fahrzeuge und die Ausgaben für 
Brennstoffe infolge der Preissteigerungen und die Aufwendungen für 
elektrischen Strom infolge der Ausdehnung des elektrischen Betriebes; 
der Strom wird nicht selbst erzeugt, sondern von fremden Kraftwerken 
geliefert. Demgegenüber waren die Zahlungen an ausgeschiedenes Per- 
sonal oder an die Hinterbliebenen mit 944 000 fl wesentlich geringer als 
1937 (2,107 Mio fl.) in Hinblick darauf, daß bei dem Übergang der SS. 
und der HSM. auf die neue Gesellschaft eine Reserve für den Geldwert 
der sämtlichen am 1. Januar 1938 laufenden Pensionen gebildet wurde; 
in Zukunft wird nun jährlich ein bestimmter Betrag für neue Verpflich- 
tungen der Rücklage überwiesen. Ferner ging der Posten Oberbau- 
stoffe von 3,010 Mio fl. auf 800000 fl. zurück, da man es, um bessere 
Vergleichsmöglichkeiten zu bekommen, für angezeigt hielt, einen Teil 
dieser Ausgaben zu aktivieren und dementsprechend die jährlichen Ab- 
schreibungen zu erhöhen. Nähere Angaben macht der Bericht nicht, 
so daß eine Vergleichsmöglichkeit mit den früheren Betriebskosten- 
vechnungen insoweit nicht möglich ist. 


Auf dem Gebiet des Personalwesens wurde im Hinblick auf den 
gänzlich anders gestalteten Charakter der Unternehmungsform mit dem 
1, Januar eine neue Dienstordnung für das Personal (RDV. 1938 NS.) 
eingeführt, die sich indes sachlich nur in wenigen Punkten von unter- 
geordneter Bedeutung von dem alten Reglement SS. HSM. 1926 unter- 
schied. Die Dienstordnung wurde bereits zum 1. Oktober 1938 durch eine 
neue (RDV. II 1938 NS.) ersetzt, die einige Änderungen einführte: die 
Zahlung einer Abfindung beim Ausscheiden infolge Alters oder Invali- 
dität wurde beseitigt, die Abfindung bei Todesfällen erheblich ein- 
geschränkt und eine neue Regelung für die Entlassung des überzähligen 


Die Niederländischen Eisenbahnen im Jahre 1938. 1493 


Personals und eine neue Lohnregelung für die im Stundenlohn stehenden 
Bediensteten eingeführt. An Personalausgaben fielen insgesamt 
63,068 Mio fl. oder 72,3% der Betriebskosten, gegenüber 66,155 Mio fl. 
oder 72,5 % im Jahre 1937 an. Die Zahl des beschäftigten Personals ging 
weiter von 31 054 Ende 1937 auf 30 370 Ende 1938 zurück; 1921 waren 
51.077 Personen beschäftigt gewesen. Von dem gesamten Personal ent- 
fielen von den eigentlichen Beamten mit Monatsgehalt 82 auf die oberen, 
2711 auf die mittleren und 1778 auf die unteren Besoldungsgruppen; 
402 zählten zu den Angestellten (im Bürodienst) mit Wochenlohn, weiter 
waren vorhanden 21972 Personen als sonstige Angestellte mit Wochen- 
lohn (d. s. Bahnhofs-, Zug-, Kraftwagenbedienstete usw.) sowie endlich 
3425 Arbeiter mit Stundenlohn. Die Zahl der Krankheitstage war mit 
9,1 je Kopf um 0,7 Tage geringer als 1937. Die Zahl der Unfälle auf je 
100 Personen im Dienst stieg jedoch von 9,07 im Jahre 1936 auf 10,57 
im Jahre 1937 und 10,9 im Jahre 1938, die Zahl der von den Unfällen 
Betroffenen von 8,50 auf 8,98 und 9,74, die Zahl der Getöteten betrug 1936 
bis 1938: 13, 10 und 23 oder je 100 Unfälle 0,4, 0,35 und 0,79. 


Auf dem Gebiet des Betriebsmaschinendienstes wurden außer 
Dienst gestellt 61 Lokomotiven für Haupt- und Nebenbahnen und 1 Benzin- 
lokomotor; neu beschafft wurden 26 dieselelektrische Lokomotoren. Ende 
des Jahres waren vorhanden 891 Lokomotiven für Haupt- und Neben- 
bahnen, sowie 10 Kleinbahnlokomotiven, vermietet an die Nederl. 
Tramweg Maatsch., 2 dieselelektrische Lokomotiven, 51 Benzinlokomo- 
toren für Rangierzwecke, 106 dieselelektrische Lokomotoren für Rangier- 
zwecke und 3 Benzinlokomotiven, Anschließern gehörig. Weiter wurden 
neu beschafft 53 elektrische Zweiwageneinheiten, 37 elektrische Drei- 
Wageneinheiten, 6 Anhänger (elektr. Postfahrzeuge), 400 offene und 
100 Rungenwagen. Eine große Anzahl Wagen wurde ausgemustert, so 
daß Ende 1938 vorhanden waren 1692 Personenwagen für Dampfbetrieb, 
40 Einheiten für dieselelektrischen Betrieb, 153 elektrische Motorwagen, 
161 elektrische Anhängewagen, 61 elektrische Zweiwageneinheiten, 
37 elektrische Dreiwageneinheiten, 37 Verbrennungsmotorwagen, 155 
Postwagen, 808 Gepäckwagen, 28 Postgepäckwagen, 417 Schnellgutwagen, 
47 Kleinbahnwagen, je 8 Kleinbahnpost- und -postgepäckwagen, 11283 
gedeckte und 15694 offene Güterwagen, 1107 Dienstwagen und 1444 
Privatwagen. 

Am 31. Dezember wurde die Hauptwerkstatt Zwolle geschlossen, 
so daß nur noch in Betrieb sind eine Lokomotivwerkstatt (Tilburg), 
2 Personenwagenwerkstätten (Haarlem und Utrecht) und 2 Güterwagen- 
werkstätten (Amersfoort und Blerick-Venlo). Am 15. Mai wurden die 
Betriebswerkstätten Delfzijl und Coevorden, am 2. Oktober die in Rotter- 
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dam Maas aufgehoben. Am 1. September wurden die Maschinenämter 
Amersfoort und Groningen in dem neuen Amt Zwolle vereinigt. Im Fähr- 
dienst Enkhuizen—Stavoren waren wie bisher in Betrieb 1 Motorboot 
und 2 Dampfboote, je 400 t groß mit je 1000 PS. 

Über die Bilanzen der neuen Gesellschaft und ihre Gewinn- und 
Verlustrechnung darf kurz folgendes gesagt werden: Der letzte Jahres- 
bericht SS./HSM. 1937 enthielt eine Bilanz der am 2. August 1937 ge- 
gründeten Aktiengesellschaft auf den 31. Dezember, die auf der linken 
Seite den Wert der Eisenbahnen mit 10 Mio fl. aufführte: „Zahlung an 
das Reich für die der Gesellschaft zum Eigentum übertragenen Staats- 
bahnen“, während auf der anderen Seite das Aktienkapital von 10 Mio fl. 
genannt war: „9998 Anteile auf den Namen des Staates und 2 Inhaber- 
aktien“ zu je 1000 fl. Der Jahresbericht 1938 enthält zwei Bilanzen, von 
denen die eine auf den 1. Januar, die andere auf den 31. Dezember ab- 
gestellt ist und die zwar innerlich und äußerlich einander im wesent- 
lichen gleichen, die aber keinerlei Vergleich mit den Vermögensrech- 
nungen der beiden früheren Gesellschaften zulassen. 

Die Bilanz Ende 1938 führt auf der linken Seite zunächst die Eisen- 
bahnen mit 262 506 070 fl. auf. Dabei ist der Wert der Bahnen gegenüber 
früher neu geschätzt und mit dem Anschaffungswert nach Abzug von 
Abschreibungen aufgenommen, ausgehend von dem Beschaffungsjahr. 
Das gleiche gilt für die folgenden Posten Fahrzeuge und elektrische Ober- 
leitung 87 007 000 fl, Werkzeuge, Gerätschaften usw. 4 987 000 fl., An- 
lagen und sonstiges Eigentum außerhalb der Eisenbahnen 9 253 905 fl. 
und vermietete Oberbaustoffe 1204 755 fl. Sodann folgen die Anlagen, 
Stoffe und Betriebseinrichtungen im Bau mit 6 317 389 fl., die mit ihrem 
Beschaffungswert eingesetzt sind, die Lagerstoffe mit 14 820 692 fl., dabei 
sind die Wertminderungen berücksichtigt, sowie die Brennstoffe mit 
ihrem Anschaffungswert 1 006 036 fl. Die Beteiligungen usw. sind bei 
5815478 fl. mit ihrem Buchwert nach Abschreibungen, die Wertpapiere, 
7368197 fl. in Amsterdam notiert und 750 528 fl. in Amsterdam nicht 
notiert, sind mit ihrem Kurswert, höchstens mit dem etwaigen Aus- 
losungswert und, soweit nicht notiert, mit ihrem Buchwert nach Abschrei- 
bungen eingesetzt; bei den sonstigen Guthaben, 6 155 547 fl., ist auf die 
etwaige Unsicherheit der Forderungen Rücksicht genommen, Endlich 
erscheint der Kassenbestand usw. mit 2798 885 fl, Die Gesamtheit dieser 
Posten langte jedoch nicht hin, den Ausgleich zu finden, und so erscheint 
als letzter Posten ein „Reorganisationsverlust“ von 99478809 fl., der 
etwa ein Fünftel des Gesamtbetrages der Aktiva von 509 478 809 fl. aus- 
macht und der den Betrag darstellt, mit dem die Bahnen tatsächlich zu 
hoch zu Buche stehen, d. h. durch die rechte Seite zu hoch belastet sind; 
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er stellt also in keiner Weise ein Aktivum dar, da ihm kein nutzbringender 
Gegenwert entspricht, sondern er ist eine tote Last, der bei dem Neu- 
aufbau übriggebliebene Teil des toten Kapitals, von dem bei den früheren 
Erörterungen! so oft die Rede gewesen ist und den ganz verschwinden zu 
lassen man sich noch nicht entschließen konnte. Das Streben der Ver- 
waltung wird sein müssen, diesen dunklen Fleck, wie Reitsma in Spoor 
und Tramwegen 1939 S. 322 sagt, möglichst bald irgendwie zu tilgen. 

Diesen Aktiven stehen als Passiva folgende Posten gegenüber, Zu- 
nächst das Kapital von 10 Mill. fl., das die neue Gesellschaft dem Staat 
als Gegenwert für die zu eigen übernommenen Staatsbahnen übergeben 
hat. Dann folgen die Anleihen in Höhe von 286 978 343 fl., die mit 3 % 
zu verzinsen und in 50 Jahren zu tilgen sind, und die den Rest der bis- 
herigen in Staatsanleihen umgewandelten Eisenbahnschulden der beiden 
Gesellschaften darstellen, von denen der Staat bei der Neuordnung 
140 Mio fl. auf sich übernahm; würde der Staat über die 140 Mio fl. 
hinaus weitere 99 487 323 fl. übernehmen, dann wäre der böse Fleck auf 
einfache Weise getilgt. Sodann erscheint wie in den früheren Bilanzen 
der Pensionsfonds mit 150 410 599 fl., der der Gesellschaft mit 4 % zur 
Verfügung steht, und die sonstigen Schulden mit 55 625 405 fl. Die drei 
letzten Posten bilden wie früher die kapitalisierten jährlichen Zahlungen 
an verletzte Reisende usw. mit 703 596 fl. sowie desgl. an unfallverletztes 
Personal bei der Zentralen Arbeitgeber-Risiko-Bank mit 4433 957 fl. und 
bei der Reichsversicherungsbank mit 1326 909 fl. 

Es mag hinzugefügt werden, auch wenn unmittelbare Vergleiche 
daraus nicht gezogen werden können, daß die letzte Bilanzsumme der 
SS./HSM.-Gemeinschaft mit 845.000 000 fl, abschloß, wozu man noch die 
damals nur pachtweise betriebenen Staatsbahnen mit etwa 100 000 000 fl. 
Wert rechnen müßte, 

Die Gewinn- und Verlustrechnung ist — wie früher — sehr einfach 
aufgestellt: es stehen lediglich Abschreibungen und Zinsen dem Ergebnis 
der Betriebsrechnung und dem Verlust gegenüber. Die Abschreibungen 
sind mit 20 488 470 fl. höher wie bislang; das liegt nicht nur daran, daß 
einige Abschreibungssätze erhöht worden sind, sondern auch daran, daß 
nunmehr alle Abschreibungen in der Gewinn- und Verlustrechnung zu- 
sammengefaßt worden sind, während bislang einige Abschreibungen 
(„Erneuerungen“) über die Betriebsrechnung liefen; Einzelheiten lassen 
sich aus dem Bericht nicht entnehmen. Der Zinsendienst ist mit 
15 239 988 fl. um beinahe 6 Mio fl. niedriger als bislang, da die Zins- 
sätze durch die Umwandlung in Staatspapiere teilweise geringer wurden 
und auch die Schuld um 140 Mio fl. herabgesetzt worden ist. Demgegen- 


1 Vergl, Archiv 1985 S. 1507 und 1936 S. 854. 


1496 Die Niederländischen Eisenbahnen im Jahre 1938. 


über erscheint der Überschuß der Betriebsrechnung mit 12393 805 fl., 
wozu noch zu bemerken wäre, daß für die Staatsbahnen keine Pacht 
mehr zu zahlen ist, wodurch eine Entlastung von rund 5 Mio fl. eintrat, 
und der Verlust mit 23 334 653 fl. 1937 hatte der Verlust 31 840 970 fl. 
oder einschließlich der für die Dividendenzahlung nötigen Beträge 
33 460 970 fl. betragen. Jetzt kommt eine Dividende für den Staat nicht 
in Frage. 


Übersicht der Betriebsergebnisse, 


Sg Be- Einnahmen patrit A 
Betriebs] Anzahl etriebe- | y 
kilo- = dionstet | Personen- Güter. i 
Jahr | meter) Zug 1 Se | Fersonen- || Güter. Jesamt kostn (ES 
TA prs verkehr | verkehr K] 
Dinn- | kilometer | des siti 
schnitt ‚Jahres fl. fl. % 


192013 37 792 206 | 48 712 | 87 580 715 | 101 621 695 | 204 339 427 | 181 339 600 | 88,7 


1921 | 3 655 | 41 000 693 | 51 077 | 90 638216 | 91856 714 | 194 223 495 | 194 126 588 | 99,9 
1922 | 3 671 | 42 208 420 | 47 557 | 87 360 449 | 77 169 420 | 175 358 760 | 172 656 396 | 98,4 
1923 | 3.675 | 41 812463 | 44 539 | 82 383 566 | 70476 452 | 162 137 747 | 150 789 524 | 93,0 
1924 | 3 644 | 42 807 384 | 42 377 | 80 734.647 | 76.384 910 | 166 933 077 | 130.380 798 | 78,1 
1925 | 3 635 | 45 123 042 | 40 507 | 79 223 235 | 70751 965 | 162 667 929 | 121 154 665 | 74,4 
1926 | 3 641 | 47 182966 | 39 089 | 76 489 206 | 74 835 003 | 162 388 861 | 119 551 884 | 73,1 
1927 | 3 675 | 48 819431 | 39 032 | 75 754.067 | 75153 425 | 162216 728 | 119408 218 | 73,6 
1928 | 3 687 | 52 439 333 | 39 552 | 82 041 846 | 80111 968 | 173 667 467 | 126 505 345 | 72,8 
1929 | 3 705 | 54 319 988 | 40 286 | 84 100764 | 85616 937 | 180 783 211 | 130 168 708 | 72,0 
1930 | 3 701 | 55 032 150 | 40 568 | 85 328 839 | 79 198 067 | 175 508 427 | 128 820 966 | 73,3 
1931 | 3.687 | 54 981 990 | 39 932 | 79 285 951 | 74302 896 | 164 295 873 | 127 001 103 | 77,3 
1932 | 3 661 | 54 400 127 | 37 883 | 68 507 692 | 61 864.289 | 139 535 200 | 117 232 076 | 84,0 
1933 | 3 656 | 53 902 300 | 36 465 | 60 497 337 | 54 111 350 | 122 437 753 | 109 461 502 | 89,4 
1934 | 3 626 | 55 466 141 | 35 553 | 56 827 750 | 48 253 679 | 112 381 505 | 104 143 261 | 92,0 
1935 | 3 531 | 53 866 052 | 33 780 | 53 506 358 | 40789 694 | 101120313 | 95361 070 DA 
1936 | 3 420 | 52 125 673 | 31 931 | 51 244 719 | 38.063 980 | 95576 502| 91 600 639 | 95,8 
1937 | 3 389 | 52 366 071 | 31 054 | 54 222 860 | 39917 637 | 100.420 867 | 91 113362 | 90,7 
1938 | 3 357 | 54 844 465 | 30 370 | 54 505 496 | 38203 475 | 90332366 | 88.507 970 | 89,1 


Dr. Overmann, Berlin. 
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Rechtsprechung und Gesetzgebung. 
Rechtsprechung. 


Haftpflichtrecht. 


Urteil des Reichsgerichts, III. Zivilsenats, vom 6. Oktober 1939 in Sachen der 

Deutschen Reichsbahn, vertreten durch die Reichsbahndirektion S., Beklagte 

und Revisionsklägerin, gegen die Eheleute M. in K., Kläger und Revisions- 
beklagte. — III. 2/89. — 


Die Personenheförderung durch die Reichsbahn ist auch heute nicht Ausübung fürsorglicher 

Hoheitsgewalt, sondern hält sich im bürgerlich-rechtlichen Geschäftskreis. Die Tätigkeit des 

Fahrdienstleiters beim Ablassen der Personenzüge ist daher nicht Ausübung öffentlicher Gewalt, 

sondern gehört im Verhältnis zu den Fahrgästen zur Erfüllung des privatrechtlichen 
Beförderungsvertrages. 


Tatbestand, 


Als die Klägerin am 4. November 1937 im Bahnhof P. aus dem Zug steigen 
wollte, den sie zur Fahrt von T. benutzt hatte, gab der Fahrdienstleiter das Ab- 
fahrtszeichen, so daß sich der Zug in Bewegung setzte, während die Klägerin 
noch auf dem Trittbrett stand. Sie stürzte durch den Stoß auf den Bahnsteig und 
erlitt einen Oberschenkelbruch. 

Die Beklagte hat den Klägern 819,16 RM Heilungskosten bezahlt. Sie ver- 
langen weiter Erstattung der Kosten für Einstellung einer Ersatzkraft für die 
Ehefrau von Januar bis 1. Mai 1938 mit 104 RM, dazu ab 1. Mai 1938 vorerst für 
ein Jahr der Kläger eine monatliche Rente von 65 RM für Einstellung seiner 
Tochter als Arbeitskraft an Stelle seiner Ehefrau, die Klägerin eine monatliche 
Rente von 15 RM für Krankenkost und andere vermehrte Bedürfnisse, beide 
Kläger weiter ein Schmerzensgeld von mindestens 500 RM und Feststellung, daß 
die Beklagte zum Ersatz eines künftigen Schadens verpflichtet sei. 

Die Beklagte hält sich nicht über den Rahmen des Reichshaftpflicht- 
gesetzes hinaus für haftbar, Sie bestreitet ein Verschulden des Fahrdienst- 
leiters und wendet ein, eine Amtspflichtverletzung komme überhaupt nicht in 
Frage, eine Haftung aus $ 831 BGB. nicht, weil sie ihre Sorgfaltspflicht bei der 
Auswahl und der Beaufsichtigung des Fahrdienstleiters nicht verletzt habe, Auch 
die Höhe der Ansprüche hat sie bestritten, 

Das Landgericht hat die Leistungsklage mit Ausnahme des Schmerzens- 
geldanspruchs dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt und dem Feststellungs- 
anspruch entsprochen. Das Berufungsgericht hat auch den Schmerzensgeld- 
anspruch dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt, hat die Anschlußberufung 
der Beklagten, die nur auf Abweisung aller Ansprüche des Ehemanns ge- 
richtet war, zurückgewiesen und die Sache zum Betragsverfahren zurückver- 
wiesen. 
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Die Beklagte hat Revision eingelegt und beantragt, nach ihren in der Be- 
rufungsinstanz gestellten Anträgen zu erkennen, Die Kläger haben um Zurück- 
weisung der Revision gebeten, 


Entscheidungsgründe, 

Das Berufungsgericht hat seine Entscheidung auf Art. 131 Weim. Verf, 
mit $ 839 BGB. gestützt. 

Nach Art. 89 Weim. Verf. war es Aufgabe des Reichs, die dem allge- 
meinen Verkehr dienenden Eisenbahnen in sein Eigentum zu übernehmen und als 
einheitliche Verkehrsanstalt zu verwalten. Nach Art. 90 übernahm das Reich 
mit dem Übergang der Eisenbahnen die Enteignungsbefugnis und die staatlichen 
Hoheitsrechte, die sich auf das Eisenbahnwesen beziehen. Nach Art. 92 waren 
die Reichseisenbahnen als ein selbständiges wirtschaftliches Unternehmen zu 
verwalten, das seine Ausgaben selbst zu bestreiten hatte. Neue, dem allgemeinen 
Verkehr dienende Eisenbahnen konnten nur vom Reich oder mit seiner Zustim- 
mung gebaut werden (Art, 94). 

Durch das Reichsbahngesetz vom 30. August 1924 (RGBI. II §. 272) wurde 
der Betrieb der im Eigentum des Reichs verbleibenden Eisenbahnen der Reichs- 
bahn-Gesellschaft übertragen. Dieser Zustand wurde durch das Gesetz zur 
Änderung des Reichsbahngesetzes vom 13. März 1930 (RGBl. S. 359) aufrecht- 
erhalten. Die Rechtsverhältnisse der Reichsbahnbeamten waren nach $ 19 in 
Anlehnung an die für Reichsbeamte geltenden Vorschriften zu regeln, die Be- 
amten der Eisenbahn waren aber nicht Reichsbeamte. Die Gesellschaft hatte 
für die Benutzung der Bahnen Tarife aufzustellen, bei denen der Reichsregierung 
ein Mitbestimmungsrecht zustand ($ 33). Die Gesellschaft hatte zur Erfüllung 
ihrer Aufgaben das Enteignungsrecht ($ 38). 

Nach dem Gesetz zur Neuregelung der Verhältnisse der Reichsbank und 
der Deutschen Reichsbahn vom 10, Februar 1937 (RGBl. II S. 47) Art, 2 führte 
die Deutsche Reichsbahn-Gesellschaft den Namen „Deutsche Reichsbahn“, Ihre 
Dienststellen sind Reichsbehörden. Ihre Hauptverwaltung geht in dem Reichs- 
verkehrsministerium auf. Der Verkehrsminister nimmt die Aufgaben des 
Generaldirektors wahr. Die Deutsche Reichsbahn verwaltet das Vermögen der 
Deutschen Reichsbahn-Gesellschaft und das Vermögen des Reichs, das dem Be- 
triebe der Reichseisenbahn gewidmet ist, nach den Vorschriften des Reichsbahn- 
gesetzes als Sondervermögen des Reichs weiter. Die Reichsbahnbeamten werden 
unmittelbare Reichsbeamte, 

Das neue Reichsbahngesetz vom 4. Juli 1989 (RGBI. I S. 1205) brachte die 
Entwicklung zum Abschluß. Nach $ 1 verwaltet nun das Reich unter dem Namen 
„Deutsche Reichsbahn“ das Reichseisenbahnvermögen als ein Sondervermögen 
des Reichs mit eigener Wirtschafts- und Rechnungsführung. Die Reichsbahn ist 
zum Nutzen des deutschen Volkes und der deutschen Wirtschaft zu verwalten, 
die Erfüllung ihrer Aufgaben ist öffentlicher Dienst ($ 3). Sie ist kein Ge- 
werbebetrieb ($ 16). Die Dienststellen der Reichsbahn sind Reichsbehörden 
($ 17), die Reichsbahnbeamten unmittelbare Reichsbeamte ($ 18). Die Reichs- 
bahn hat zur Erfüllung ihrer Aufgaben das Enteignungsrecht ($ 25). 

Das Eisenbahntransportrecht ist nach wie vor durch den 7. Abschnitt des 
3. Buches des Handelsgesetzbuches in der Fassung des Gesetzes zur Änderung des 
Handelsgesetzbuches vom 4. September 1938 (RGBl. I S. 1149) — danach jetzt 
$$ 453 bis 460 — geregelt. Die Vorschriften über die Beförderung von Personen 
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auf den Eisenbahnen werden durch die Eisenbahnverkehrsordnung getroffen 
($ 460), jetzt durch die Eisenbahnverkehrsordnung vom 8. September 1938 
(RGBI II S. 663). Es besteht Beförderungszwang, d. h. die Eisenbahn ist zur 
Beförderung verpflichtet ($ 3 EVO.). Dagegen besteht kein dem Postregal ähn- 
liches Alleinrecht der Eisenbahn zur Beförderung; zur Beförderung von Per- 
sonen und Gütern können andere Transportmittel benutzt werden, 

Bisher ist die Beförderung von Personen von Rechtsprechung und Rechts- 
lehre einhellig als privatrechtlicher Werkvertrag aufgefaßt worden, die Haftung 
aus einem Eisenbahnunfall neben der Haftung aus dem Haftpflichtgesetz als 
Haftung aus dem Beförderungsvertrag und unerlaubter Handlung (RGZ. Bd. 86 
S. 378, Bd. 151 S. 286), nicht aus Amtspflichtverletzung. Noch das Urteil V 
224/37 vom 2. September 1938 (JW. 1938 S, 2969 Nr. 28) hat ausgeführt, daß die 
Reichsbahn zwar hoheitliche Befugnisse, so die Ausübung der Bahnpolizei, habe, 
daß aber nicht jede Betätigung einer mit staatshoheitlichen Befugnissen ausge- 
statteten Verwaltung ein Hoheitsakt sei, Der Betrieb eines Verschiebe- und Ab- 
stellbahnhofs falle weder nach seinem inneren Wesen, noch nach der ihm ge- 
gebenen äußeren Gestaltung unter die Ausübung von Staatsgewalt, 

Auch das Schrifttum zum neuen Eisenbahngesetz hat an dieser Auf- 
fassung festgehalten. So betont Staks in „Deutsches Recht“ 1939 S. 1702, daß 
damit, daß die Reichsbahn nach $ 16 des Gesetzes kein Gewerbebetrieb sei, nicht 
gesagt werde, daß sie sich bei den von ihr erbrachten Leistungen auf dem Gebiet 
hoheitlicher Funktionen bewege, sondern insbesondere bei dem Abschluß von Be- 
förderungsverträgen in ihrer Eigenschaft als in sich abgeschlossener wirtschaft- 
licher Organismus grundsätzlich nach privatrechtlichen Gesichtspunkten handle. 

Von einer anderen Betrachtungsweise ist der erkennende Senat neuerdings 
in der Beurteilung der Aufgaben der Reichspost ausgegangen. Er hat zuerst 
im Urteil vom 31. August 1937 III 9/37 (RGZ. Bd. 155 S. 333) die Bereitstellung 
der Fernsprechanlagen durch die Post als auf öffentlich-rechtlichem Vertrag be- 
ruhend behandelt, hat weiter die Briefbeförderung der Post als eine Tätigkeit 
der Hoheitsverwaltung angesehen (Urteil vom 13, Mai 1988 III 167/37, RGZ, 
Bd. 158 S. 83) und hat schließlich erkannt, daß ein Postscheckverhältnis durch 
öffentlich-rechtlichen Vertrag begründet werde (Urteil vom 23. Juni 1939, 
IIT 169/38, zum Abdruck in der amtlichen Sammlung bestimmt), Nach dem 
Urteil vom 18. Mai 1938 kann jede öffentlich-rechtliche Körperschaft, die Hoheits- 
aufgaben zu erfüllen hat, sich zum Zweck ihrer Erfüllung auf den Boden des 
Privatrechtsverkehrs begeben. Das ist auch auf denjenigen Gebieten der Fall, 
in denen das Reich als Unternehmer auftritt, gleichviel, ob das Unternehmen 
vorwiegend dem öffentlichen Interesse dient, Das Unternehmen braucht aber 
nicht notwendig im bürgerlich-rechtlichen Geschäftskreis zu liegen, selbst wenn 
der Betrieb Gewinn abwerfen soll. Es wird darauf ankommen, in welcher Weise 
die Ordnung des Betriebs und sein Aufgabenbereich geregelt sind, ob für den 
gliederungsmäßigen Aufbau des Unternehmens eine Regelung erfolgt ist, die den 
Willen des Hoheitsträgers aufzeigt, daß das Unternehmen im ganzen oder in ge- 
wissen Beziehungen nicht nach Art eines Privatunternehmens in seinem bürger- 
lich-rechtlichen Geschäftskreis bleiben, sondern als eine im Rahmen seines 
Obrigkeitlichen Tätigkeitsgebietes liegende öffentliche Aufgabe durchgeführt 
werden soll. Das Urteil vom 23. Juni 1939 betont, daß das Postscheckgesetz vom 
22. März 1921 nicht von einem Vertrag, sondern von einer Zulassung zum Post- 
scheckverkehr spricht, Die Verordnungen des Reichspostministers für die Be- 
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nutzung der Verkehrseinrichtungen der Reichspost sind nicht bloße Richtlinien, 
sondern Rechtsverordnungen mit allgemeiner Verbindlichkeit, 

Entscheidend ist demnach nicht, daß die Reichsbahn nun im ganzen Um- 
fang Vermögen des Reichs ist, daß ihre Dienststellen Reichsbehörden, ihre Be- 
amten Reichsbeamte sind, und daß die Erfüllung ihrer Aufgaben öffentlicher 
Dienst ist. Diese Merkmale sind vielen Unternehmungen der öffentlichen Hand 
gemeinsam, ohne daß sie es ausschlössen, daß sie sich im bürgerlich-rechtlichen 
Geschäftsbereich betätigen. Sie treffen insbesondere auch auf die staatliche 
Forstverwaltung zu, worüber sich das Urteil des erkennenden Senats RGZ. Bd. 155 
S. 257 eingehend verbreitet hat. Entscheidend ist weiter nicht, daß das Unter- 
nehmen vorwiegend dem öffentlichen Interesse dient ($ 3 Abs, 3 RBahnG. vom 
4. Juli 1939), seinem Wesen nach Hoheitsverwaltung ist, und hoheitliche Macht- 
befugnisse, wie hier die Bahnpolizei oder das Enteignungsrecht, ausübt, Gewiß 
ist die Eisenbahn, „heute eine der wichtigsten Grundlagen des organisierten Zu- 
sammenlebens der Menschen im Staat“, besonders durch die Ermöglichung des 
persönlichen Zusammenkommens und persönlichen Gedankenaustauschs „eine 
Lebensbedingung für Kultur und Zivilisation der Menschheit“ (Kittel, „Das neue 
Reichsbahngesetz“ in „Die Reichsbahn“ 1939 S. 70). Nicht zu übersehen 
ist ihre wachsende Bedeutung für die Landesverteidigung und andere rein 
staatliche Bedürfnisse. Daraus ist aber noch nichts für die Rechtsform zu ge- 
winnen, in der sie ihre Zwecke erfüllt. Entscheidend ist schließlich auch nicht 
das Tarifrecht der Reichsbahn, also die einseitige Preisfestsetzung für die Be- 
nutzung ihrer Einrichtungen. 

Nahezu alle Befugnisse und Aufgaben, die der Reichsbahn nach dem neuen 
Gesetz zukommen, eigneten auch schon der Reichsbahn-Gesellschaft, bei der nicht 
bezweifelt war, daß sie sich privatrechtlich betätigte. Die grundlegende Ände- 
rung, die das Gesetz zur Neuregelung der Verhältnisse der Reichsbank und der 
Deutschen Reichsbahn vom 10. Februar 1937 brachte, war die Lösung der beiden 
Anstalten aus der internationalen Bindung und ihre Unterstellung unter die aus- 
schließliche Staatshoheit des Reichs. Damit war die Rechtsform der eigenen 
juristischen Persönlichkeit, der Reichsbahn-Gesellschaft, überflüssig geworden. 
Erhalten geblieben ist die wirtschaftliche Selbständigkeit der Reichsbahn und 
ihre Verwaltung nach eigenen, „gemeinwirtschaftlichen Grundsätzen“ ($ 6 
RBahnG. 1939). Freilich betont $ 16 des Gesetzes ausdrücklich, daß die Reichs- 
bahn kein Gewerbebetrieb ist. Dazu bemerkt aber Busch „Das neue Reichsbahn- 
gesetz“ in der Zeitung des Vereins Mitteleuropäischer Eisenbahnverwaltungen 
1939 S. 595 zutreffend, gleichwohl müsse man sich darüber klar ‚sein, daß die 
Tätigkeit der Deutschen Reichsbahn ihrer Natur nach wirtschaftlich sei, da die 
Gegenwerte für ihre Leistungen, insbesondere für ihre Beförderungsleistungen, die 
Fahrpreise und die Frachten, von den Benutzern nach rein wirtschaftlichen 
Grundsätzen bewertet würden. Die Eisenbahnen verkauften nach allgemeiner 
Auffassung ihre Leistungen, was auch darin vom Gesetzgeber anerkannt werde, 
daß die Beförderung von Personen und Gütern seit jeher als Handelsgeschäft im 
Handelsgesetzbuch und in der das Handelsgesetzbuch ergänzenden Bisenbahnver- 
kehrsordnung geregelt sei. 

Wenn es nach der Entscheidung vom 13. Mai 1938 für die Beurteilung der 
Betätigung eines staatlichen Unternehmens im Rechtsverkehr maßgeblich darauf 
ankommt, wie sich der Wille des Hoheitsträgers in dem Aufbau des Unter- 
nehmens äußert, so kann in der Tat daran nicht, wie das Berufungsgericht 
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meint, vorübergegangen werden, daß das Reich in die neue Kisenbahngesetz- 
gebung die Bestimmungen des III. Buches des Handelsgesetzbuchs, das von den 
„Handelsgeschäften“ handelt, in seinem 7, Abschnitt „Beförderung von Gütern 
und Personen auf den Eisenbahnen“ im wesentlichen unverändert übernommen 
hat, während $ 452 die Güterbeförderung der Post ausdrücklich aus dem durch das 
Handelsgesetzbuch geregelten Frachtgeschäft ausnimmt. Schon daraus ist zu 
entnehmen, daß das Reich an der bisherigen rechtlichen Gestaltung des Eisen- 
bahnverkehrs festhalten wollte, die nach allgemeiner Anschauung eine privat- 
rechtliche war. 

Dazu kommt für die Deutung des maßgeblichen Willens des Hoheitsträgers 
ein Weiteres. Das Urteil vom 13. Mai 1938 hat zur Unterstützung der Auf- 
fassung, daß die Briefbeförderung als Ausübung öffentlicher Gewalt erscheine, 
noch besonders auf das Alleinrecht und Zwangsrecht der Post bei der Brief- 
beförderung, auf den besonderen Schutz des Postgeheimnisses und auf das Recht 
der Post, die ihr zustehenden Gebühren durch Anwendung von Verwaltungs- 
zwang unmittelbar beizutreiben, hingewiesen. Die Reichsbahn hat, wie schon 
erwähnt, kein Alleinrecht zur Beförderung von Personen und Gütern, einen Ver- 
waltungszwang nur im Rahmen der Bahnpolizei und in demselben Umfang wie 
Privateisenbahnen. Der Reichspost sind also viel weitergehende staatshoheit- 
liche Rechte übertragen als der Reichsbahn. 

Der gliederungsmäßige Aufbau der Reichsbahn unterscheidet sich heute 
beamtenrechtlich zwar kaum von dem der Reichspost. Aber es kann auch hier 
nicht ohne Absicht gewesen sein, wenn der Reichsverkehrsminister als Leiter der 
Reichsbahn die Bezeichnung Generaldirektor der Deutschen Reichsbahn führt und 
der Staatssekretär und die Ministerialdirektoren ihm als stellvertretender 
Generaldirektor und als Vorstandsmitglieder zur Seite gestellt sind ($ 3 Abs. 1 
und 2 RBahnG. 1939). Die Bezeichnung soll nach der Begründung des Gesetzes 
dazu dienen, die eigene Wirtschaftsführung und die besondere Verantwortung 
des Chefs für diese Wirtschaftsführung auch nach außen in Erscheinung treten 
zu lassen (Pfundtner-Neubert, Das neue Deutsche Reichsrecht VI, 2, Reichs- 
bahngesetz, Bemerkung 1 zu $ 3). Es ist also auch im Gesetz selbst die Doppel- 
seitigkeit der Reichsbahn, auf der einen Seite ihr Wesen als Hoheitsverwaltung, 
auf der anderen Seite ihr Wesen als wirtschaftliches, wenn auch gemeinwirt- 
schaftliches Unternehmen, anders als in den Postgesetzen zum Ausdruck ge- 
bracht. Auch darin liegt ein Anhalt für die Auffassung des Hoheitsträgers von 
der Gestaltung der Teilnahme der Reichsbahn am Rechtsverkehr, der nicht zu 
übersehen ist, 

Aus diesen gesetzlichen Grundlagen der Einrichtung des Eisenbahnverkehrs 
ergibt sich, daß die Personenbeförderung durch die Reichs- 
bahn auch heute noch nicht Ausübung fürsorglicher 
Hoheitsgewalt ist, sondern sich im bürgerlich-recht- 
lichen Geschäftskreis hält, wenn auch die Übernahme des Eisenbahn- 
verkehrs durch das Reich und seine Verwaltung mehr noch als bisher — wie 
nach heutiger Erkenntnis jede staatliche Betätigung — auf den Nutzen des 
Volksganzen eingestellt ist. Das Berufungsgericht übersieht, daß auch das 
Urteil vom 13, Mai 1938 nicht die der Beklagten kraft Gesetzes eingeräumte 
Stellung innerhalb der Volksgemeinschaft und gegenüber der Allgemeinheit und 
die Bedeutung ihres Aufgabengebiets für die Volksgesamtheit allein für maf- 
gebend erklärt hat, sondern nur in Verbindung mit der rechtlichen Gestaltung 
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der Durchführung ihrer Aufgaben, daß aber gerade diese rechtliche Gestaltung 
des Eisenbahnverkehrs von der des Aufgabenbereichs der Post nach dem aus der 
gesetzlichen Regelung ersichtlichen Willen des Reichs als des maßgebenden 
Hoheitsträgers wesentlich verschieden ist. Es übersieht weiter, daß nach $ 14 
RBahnG. 1939 Leistungen für andere Verwaltungen unter den üblichen Bedin- 
gungen angemessen abzugelten sind, und daß diese Bestimmung fast wörtlich 
der des $ 13 des Reichsbahngesetzes vom 13. März 1930 entspricht, daß also auch 
Massenbeförderungen im Rahmen des bürgerlichen Rechtsverkehrs gelegen sein 
können, abgesehen davon, daß Fahrpreisermäßigungen für Massenbeförderungen 
auch kaufmännisch gesehen dem Unternehmen nicht nur Nachteile bringen. 

Ist die Tätigkeit des Fahrdienstleiters beim Ab- 
lassen der Personenzüge demnach auch nach dem neuen 
Eisenbahngesetz nicht Ausübung öffentlicher Gewalt, 
sondern gehört im Verhältnis zu den Fahrgästen zu der 
Erfüllung des privat-rechtlichen Beförderungsver- 
trags, so war dies noch weniger zur Zeit des Unfalls 
vor Erlaß des neuen Reichsbahngesetzes der Fall, Da- 
mals war nur das Gesetz zur Neuregelung der Verhältnisse der Reichsbank und 
der Deutschen Reichsbahn vom 10. Februar 1937 erschienen, das den neuen 
Rechtszustand erst vorbereitete. Die Vorschriften des Handelsgesetzbuchs über 
den Beförderungsvertrag waren zur Zeit des Unfalls noch ganz unverändert, Zur 
Ausübung der Bahnpolizei gehört die Regelung der Zugfolge keinesfalls, 

Heute sind die Reichsbahnbeamten unmittelbare Reichsbeamte. Eine in 
seinem Amtsbereich begangene unerlaubte Handlung des Fahrdienstleiters ist 
eine Amtspflichtverletzung im Sinne des $ 839 BGB., auch wenn sie in dem 
bürgerlich-rechtlichen Geschäftskreis der Reichsbahn gelegen ist, Ob das schon 
zur Zeit des Unfalls anzunehmen war, und ob die Bestimmung des Art. 2 Abs. 5 
des Gesetzes vom 10. Februar 1937, daß die Reichsbahnbeamten unmittelbare 
Reichsbeamte werden, nichts anderes besagen sollte, als jetzt $ 18 RBahnG, 1939, 
daß sie unmittelbare Reichsbeamte sind, kann dahingestellt bleiben, da hier nicht 
der Fährdienstleiter, sondern die Reichsbahn in Anspruch genommen wird. Denn 
auch wenn eine schuldhafte Nachlässigkeit des Fahrdienstleiters schon damals 
eine Amtspflichtverletzung war, haftet die Reichsbahn nicht nach Maßgabe des 
Art. 131 Weim. Verf, und den Staatshaftungsgesetzen, sondern nach $$ 89, 30, 
81 und $$ 823 ff., $ 831 BGB., weil der verantwortliche Beamte nicht in Ausübung 
hoheitlicher Gewalt handelte, und zwar haftet sie schlechthin, sofern er nach 
der Geschäftsordnung vom 12. Februar 1997 (RMinBl. S. 58) und der in dieser 
Beziehung davon nicht wesentlich abweichenden Verwaltungsordnung vom 5. Juli 
1939 (RMinBl. S. 1818) als ihr verfassungsmäßig berufener Vertreter anzusprechen 
war (vgl. dazu auch RGZ. Bd, 157 S. 228 (234 ff.)), sonst nur im Rahmen des 
nach $ 831 BGB, möglichen Entlastungsbeweises (RGZ. Bd, 139 S. 151, Bd. 155 
5. 266 f.). 

Das angefochtene Urteil ist demnach aus seiner Begründung nicht zu 
halten. Es ist deshalb aufzuheben und die Sache zur Verhandlung und Entschei- 
dung an das Berufungsgericht zurückzuverweisen, da nun die Haftung der Be- 
klagten für die Ansprüche des klagenden Ehemanns und für den Anspruch auf 
Schmerzensgeld aus unerlaubter Handlung in dem eben angedeuteten gesetz- 
lichen Rahmen, für die Ansprüche des Ehemanns daneben auch aus dem Be- 
förderungsvertrag zu prüfen bleibt. 
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Deutsches Reich. Reichsgesetze: 

Vom 28. August 1939. Gesetz über die Besoldung, Verpflegung, 
Unterbringung, Bekleidung und Heilfürsorge der Angehörigen 
der Wehrmacht bei besonderem Einsatz (Einsatz-Wehrmacht- 
gebührnisgesetz — EWGG —), 

(Reichsgesetzblatt I, S. 1531.) 


Vom 28. August 1939. Erlaß des Führers und Reichskanzlers über 
die Vereinfachung der Verwaltung. 
(Reichsgesetzblatt I, S. 1535.) 


Vom 1. September 1939. Gesetz über die Wiedervereinigung der 
Freien Stadt Danzig mit dem Deutschen Reich, 
(Reichsgesetzblatt I, S. 1547.) 


Verordnungen des Vorsitzenden des Ministerrats 
für die Reichsverteidigung: 


Vom 1. September 1939. Verordnung über Maßnahmen auf dem Ge- 
biet des Beamtenrechts. 
(Reichsgesetzblatt I, S. 1603.) 


Vom 1. September 1939. Verordnung über die Entschädigung von 
Personenschäden (Personenschädenverordnung). 
(Reichsgesetzblatt I, S. 1623.) 


Vom 4. September 1939. Kriegswirtschaftsverordnung. 
(Reichsgesetzblatt I, S. 1609.) 


Vom 7. September 1939. Verordnung über die Bekanntgabe von 
Ernennungs- und Beförderungserlassen. 
(Reichsgesetzblatt I, S. 1701.) 


Vom 8. September 1939. Verordnung über die Feststellung von 
Sachschäden (Sachschädenfeststellungsverordnung). 
(Reichsgesetzblatt I, S. 1754.) 


Vom 15. September 1939. Verordnung zur Änderung des Reichs- 
gesetzes über das Kreditwesen. 
(Reichsgesetzblatt I, S. 1953.) 


Verordnungen des Reichsarbeitsministers: 
Vom 16. September 1939, Erste Durchführungsbestimmungen zum 
Abschnitt III (Kriegslöhne) der Kriegswirtschaftsverordnung 
(Erste KLDB). 
(Reichsgesetzblatt I, S. 1869.) 
Vom 12. Oktober 1939. Zweite Durchführungsbestimmungen zum 
Abschnitt III (Kriegslöhne) der Kriegswirtschaftsverordnung 
(Zweite KLDB). 
(Reichsgesetzblatt I, S. 2028.) 
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Verordnungen des Reichsinnenministers: 

Vom 1. September 1939. Verordnung über Familienunterstützung 
bei besonderem Einsatz der Wehrmacht (Einsatz-Familienunter- 
stützungsverordnung — Einsatz-FUV —). 

(Reichsgesetzblatt I, S. 1568.) 


Vom 1. September 1939. Bekanntmachung der neuen Fassung des 
Gesetzes über Leistungen für Wehrzwecke (Wehrleistungs- 
gesetz). 

(Reichsgesetzblatt I, S. 1645.) 


Vom 2. September 1939. Erlaß über die Meldung von Ruhestands- 
beamten. 
(Reichsgesetzblatt I, S. 1604.) 


Vom 12. September 1939. Erste Verordnung zum Gesetz über die 
Wiedervereinigung der Freien Stadt Danzig mit dem Deutschen 
Reich. 

(Reichsgesetzblatt I, S. 1759.) 


Vom 3. Oktober 1939. Verordnung zur Änderung der Verordnung 
über das Verhalten im Straßenverkehr (Straßenverkehrs-Ord- 
nung — StVO —). 

(Reichsgesetzblatt I, S. 1988.) 


Verordnungen des Reichsministers der Justiz: 


Vom 5. September 1939. Dritte Verordnung zur Ausführung der 
Verordnung über Kündigungsschutz für Miet- und Pachträume. 
(Reichsgesetzblatt I, S. 1670.) 


Vom 5. September 1939. Verordnung zur Ausführung der Verord- 
nung über Kündigungsschutz für Miet- und Pachträume in der 
Ostmark. 

(Reichsgesetzblatt I, S. 1671.) 


Vom 5. September 1939. Verordnung über Kündigungsschutz für 
Miet- und Pachträume im Reichsgau Sudetenland und in den in 
die Reichsgaue Niederdonau und Oberdonau eingegliederten 
sudetendeutschen Gebiete. 

(Reichsgesetzblatt I, S. 1678.) 


Verordnungen des Reichsverkehrsministers: 


Vom 2. August 1939. Anordnung über die Ernennung der dem Reichs- 
verkehrsministerium unterstehenden unmittelbaren Reichs- 
beamten, der mittelbaren Reichsbeamten der Reichswasser- 
straßenverwaltung und der preußischen Verwaltung der Häfen, 
Brücken und Fähren sowie die Beendigung ihres Beamtenverhält- 
nisses, 

(Reichsverkehrsblatt Nr. 39, S. 294.) 
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Vom 7. August 1939. Bekanntmachung über die Abänderung der 
Anlage I zum Internationalen Übereinkommen über den Eisen- 
bahnfrachtverkehr im wechselseitigen Verkehr zwischen den 
Eisenbahnen Deutschlands und den Eisenbahnen Dänemarks, 
Italiens und der Niederlande, 

(Reichsgesetzblatt IT, S. 952,) 


Vom 12. August 1939. Gang des Genehmigungsverfahrens im Güter- 
fernverkehr. 
(Reichsverkehrsblatt Nr, 38, S. 281) 


Vom 18. August 1939. Kennzeichen der im Güternahverkehr verwen- 
deten Fahrzeuge. 
(Reichsverkehrsblatt Nr. 38, S. 281.) 


Vom 21. August 1939. Bekanntmachung zu der dem Internationalen 
Übereinkommen über den Eisenbahnfrachtverkehr beigefügten 
Liste, 

(Reichsgesetzblatt II, S. 953.) 

Vom 24. August 1939. Güterkraftverkehr ausländischer Unter- 

nehmer innerhalb des Reichsgebiets. 
(Reichsverkehrsblatt Nr. 39, S. 293.) 


Vom 28. August 1939. Ordnung des Güterfernverkehrs, 
(Reichsverkehrsblatt Nr. 40, S. 297.) 
Vom 31. August 1939. Güterbeförderung mit Lastkraftwagen unter 
Verwendung roter Kraftfahrzeugkennzeichen. 
(Reichsverkehrsblatt Nr. 40, S. 297.) 


Vom 9. September 1939. Verordnung über die Einführung von Not- 
prüfungen für die zum Kriegsdienst einberufenen Regierungs- 
bau- und Reichsbahnbaureferendare. 

(Reichsgesetzblatt I, S. 1745.) 


Vom 19. September 1939. Ausdehnung des Tarifes für den Möbel- 
fernverkehr mit Bahn- und Möbelautowagen auf die sudeten- 
deutschen Gebiete. 

(Reichsverkehrsblatt Nr. 46, S. 317.) 

Vom 19. September 1939. Verordnung zur Bekämpfung von Not- 

ständen im Verkehr. 
(Reichsverkehrsblatt Nr. 49, S. 345.) 

Vom 21. September 1939. Genehmigungsverfahren im Güterfern- 
verkehr, 

(Reichsverkehrsblatt Nr. 45, S, 314.) 

Vom 22. September 1939. Verordnung über die Einführung der 
Eisenbahn-Verkehrsordnung im Gebiet der bisherigen Freien 
Stadt Danzig. 

(Reichsgesetzblatt I, S. 1965.) 
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Vom 28. September 1939. Verordnung zur Einführung des Gesetzes 
über die Beförderung von Personen zu Lande in der Ostmark. 
(Reichsgesetzblatt I, S. 1987.) 
Vom 6, Oktober 1939. Zehnte Verordnung zur Eisenbahn-Verkehrs- 
ordnung. 
(Reichsgesetzblatt II, S. 989.) 


Vom 6. Oktober 1939. Elfte Verordnung zur Eisenbahn-Verkehrs- 


ordnung, 
(Reichsgesetzblatt II, S. 989.) Amtlichos 
Nachrichten“ 
rfügungender Deutschen Reichsbahn: el 


Vom 14, August 1939. Verkehr mit dem Protektorat Böhmen seit 
und Mähren bei der KEEN von GE 


urkunden , . . 837 
Vom 18. August 1939. wersrdning über di SSES in 

der Fassung vom 18. August 1989 . . . . 870 
Vom 21. August 1939. Deutsches Rotes Kreuz. . . 853 
Vom 24. August 1939. Verzeichnis der Nörmen-Zemäntwerke 853 
Vom 2, September 1939. Rauchen im Dienst . . . . 885 


Vom 4./7. September 1939. Reichsbahndirektion Seehfüäken 870 
Vom 8. September 1939. Maßnahmen auf dem Gebiete des 
Beamtenrechts; hier Außerkrafttreten der Vorschriften 
des DBG über den Eintritt in den Ruhestand, Wieder- 


beschäftigung von Ruhestandsbeamten . . . 917 
Vom 12. September 1939. Erwerb der Privatbahn Reutte in 

Tirol — ehemalige Staatsgrenze bei Schönbichl . . . 901 
Vom 12. September 1939. Reichsbahn-Maschinenämter . . 901 
Vom 21. "ee 1939. Rechtswirksamkeit von Ernen- 

nungen . . 919 
Vom 10. Oktober 1939. SE det Bediensteten, aie 

in das besetzte Gebiet abgeordnet sind . . . 957 


Schweiz. Bundesgesetz über die Hilfeleistung an private Eisenbahn- 


und Schiffahrtsunternehmungen vom 6. April 1939. 
(Bundesblatt Nr. 43, S. 1277.) 
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Bücherschau. 
Besprechungen. 


Lehrstoffhefte der Deutschen Reichsbahn für die Dienstanfängerschule. 
Herausgegeben im amtlichen Auftrag von der hierfür vom 
Reichsverkehrsministerium eingesetzten Arbeitsgemeinschaft. 
Lehrfach v1: Überblicküberden Verkehrsdienst. 
4. Auflage. 44 Seiten. Preis Gen RM. Lehrfach v5I: Güter- 
und Tierverkehr. 4. Auflage. 75 Seiten, Preis 0,7 RM. 
Lehrfach 19: Fernmeldeanlagen. 2. Auflage. 178 Sei- 
ten. Preis Lon RM, Vorzugspreis für Eisenbahner Lu RM, 
Verlag Verkehrswissenschaftliche Lehrmittelgesellschaft mbH., 
Leipzig 1939. 


Elsners Taschenjahrbuch für den nichttechnischen Eisenbahndienst. 
Jahrgang 1940. Otto Elsner Verlagsgesellschaft Berlin, Wien, 
Leipzig. 1939. 480 Seiten. Preis Za RM. 

I. Die Berufsausbildung des jungen Nachwuchses und die Fort- 
bildung soleher Beamten, die für gehobene Posten bestimmt sind, ist — 
je größer der Betrieb oder die Verwaltung ist um so mehr — eine der 
großen Aufgaben einer zielbewußten Führung. Das hatten schon vor 
Jahrzehnten die größeren deutschen Staatsbahnen erkannt; sie haben zu 
diesem Zweck „Leitfäden“ und ähnliche Hilfsmittel für die Selbstaus- 
Bildung und Prüfungsvorbereitung der Beamten oder auch, wo etwa 
Unterrichtskurse bestanden, für diese herausgegeben. Mit der Verreich- 
lichung hatte das Reich das Erbe der Staatsbahnen auch in dieser Hin- 
Sicht übernommen, zugleich stand aber die junge Reichsbahn auch vor 
der Aufgabe, den Beamtenkörper der sieben Staatsbahnen zu einer Ein- 
heit zu verschmelzen, Das gab der Fortbildung und dem Dienstunter- 
richt neue, besondere Bedeutung. Die Reichsbahn hat deshalb mehr als 
ihre Vorgänger auf den Unterricht Wert gelegt und die Einrich- 
tungen dafür ausgebaut. Zum Unterricht gehören selbstverständlich 
auch Hilfsmittel als Stoffsammlung und Stoffgliederung für den Lehrer 
und als Lernstoff für den Schüler. So sind die „Leitfäden“ neu er- 
standen, allerdings in grundsätzlich anderer Art der Zusammenfassung 
des Stoffs als früher. Das sagt schon der Name der neuen Hilfsmittel; 
„Lehrstoffhefte“. 

In den Lehrstoffheften wird jeweils ein kleines, in sich geschlos- 
senes Teilgebiet aus dem Fachwissen des Eisenbahners zusammengefaßt. 
Es liegt im Wesen eines solchen Lehrstoffheftes, daß es das behandelte 
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Fachgebiet nicht erschöpfend darstellt, sondern die Grundlage des Wis- 
sens und den Überblick gibt. Wer mehr Einzelheiten braucht, muß die 
Dienstvorschriften selbst und das Fachschrifttum zur Hand nehmen. 

Von den Lehrstoffheften, zu deren Herausgabe der Reichsverkehrs- 
minister eine besondere Arbeitsgemeinschaft eingesetzt hat, liegt jetzt 
etwa die Hälfte fertig vor. Die Sammlung sollte möglichst bald abge- 
schlossen werden, — so schwer das in der jetzigen Zeit sein mag, wo die 
Verfasser anderes zu tun haben, zum Teil an anderen Arbeitsplätzen 
sitzen und ihre Arbeitskraft während des Kriegs ganz für die großen 
unmittelbaren Pflichten des Dienstes einsetzen müssen. Und doch hat 
gerade heute auch die Ausbildung im erweiterten Großdeutschland ihre 
neue große Aufgabe, und die Lehrstoffhefte sind dafür ein ebenso gutes 
wie nötiges Werkzeug. 

II. Das Elsnersche Taschenjahrbuch — ein wirkliches 
„Taschen*-,Buch“ — will in drei bis vier Jahrgängen von dem gesamten 
Stoff „in knapper, für den Nichtspezialisten ausreichender Form, einen 
Querschnitt“ geben. Der vorliegende erste Band enthält einen kurzen 
Überblick über die Geschichte und Organisation der Reichsbahn und 
über Partei und Staat (50 S.), in einem Abschnitt „Verkehrsdienst“ eine 
Übersicht der internationalen Verbände (die durchaus nicht nur Ver- 
Kehrsfragen behandeln!) und dann eine Übersicht über Personenverkehr 
und Güterverkehr (rd. 120 S.) mit dem wesentlichen Inhalt der EVO. 
und der Tarifbestimmungen. Ein Abschnitt „Betriebsdienst“ (130 S.) 
gibt einen Überblick und Einblick in Block- und Stellwerksdienst, Fahr- 
dienst, Signalwesen und Unfallmeldevorschriften, Auf weiteren 100 Seiten 
wird unter der etwas zu allgemeinen Bezeichnung „Verwaltungs- 
dienst“ ein guter Überblick über die Grundlagen und Vorschriften des 
Personalwesens gegeben. Den Abschluß bildet das Schema des Buchungs- 
plans (der allerdings für sich allein in diesem Lehrbuch etwas verwaist 
dasteht und besser in einen Band „Finanzwesen“ gehörte). Endlich 
folgt noch der Text des Reichsbahngesetzes. 

Das Jahrbuch soll nach dem Vorwort in erster Linie für Prüfungs- 
anwärter zur Selbstausbildung dienen. Es will aber zugleich auch „Be- 
gleiter beim täglichen Dienst“ sein, und es will den Berufskameraden, 
der im praktischen Dienst steht, auf dem laufenden halten. Das vor- 
liegende Buch wird diese Aufgabe gut erfüllen und kann deshalb emp- 
fohlen werden. Es wird nach dem Plan des Verlags zusammen mit den 
folgenden Lehrbüchern zu einer das ganze Fachwissen des nichttechni- 
schen Eisenbahners umspannenden Sammlung werden. 

III. Das Elsnersche Taschenjahrbuch und die Lehrstoffhefte regen 
zu der Frage an, ob die amtlichen Dienstvorschriften, 
die an sich der Urstoff für die Ausbildung, Fortbildung und Prüfungs- 
vorbereitung sind, in ihrer heutigen Gestalt ihre Aufgabe richtig er- 
füllen. Eine Dienstvorschrift hat verschiedenartigen Zwecken zu dienen. 
Sie soll für den bestimmt umgrenzten Ausschnitt des Dienstes, den sie 
behandelt, dem Praktiker bestimmt und ausreichend genau sagen, wie 
der Dienst ausgeführt werden soll. Man kann im allgemeinen feststellen, 
daß unsere Dienstvorschriften ihren Zweck gut erfüllen und ausge- 
zeichnete Hilfsmittel sind, wenn sie von Dienstvorstehern und sonstigen 
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Beamten benutzt werden, die eine genaue Kenntnis der Dienstvorgänge 
bis in die Einzelheiten und Feinheiten besitzen müssen. Dafür sind die 
Dienstvorschriften um so mehr unentbehrlich, je mehr mit der fort- 
schreitenden Verfeinerung der Technik die Anwendung und die Pflege 
des technischen Apparats immer größere Präzision und Zuverlässigkeit 
in der Bedienung erfordern. Aber es ist auch zu bedenken: den Gesamt- 
überblick und die Gesamtverantwortung auch auf Teilgebieten hat immer 
nur eine verhältnismäßig kleine Zahl führender Gefolgschaftsmitglieder. 
Die große Mehrzahl der Beamten und Arbeiter steht auf Posten, bei 
denen nur ein kleiner Ausschnitt regelmäßiger Arbeitsaufgaben zu er- 
füllen ist und wo es im übrigen darauf ankommt und auch genügt, einen 
Überblick über das sonstige Arbeitsgebiet zu haben. Die große Masse 
der Gefolgschaft hat oft nicht die Zeit, nicht die Sammlung, vielfach 
auch gar nicht die Gewandtheit im Studieren und die Schulung zur Aus- 
dauer, die erforderlich wären, um eine eingehende Dienstvorschrift von 
Anfang bis Ende nicht nur durchzulesen, sondern als festen Wissens- 
besitz in sich aufzunehmen. Hier scheint uns im Aufbau des Vor- 
schriftenwesens eine Lücke zu bestehen. Es ist eine unlösbare Aufgabe, 
mit einer Dienstvorschrift ein für den praktischen Dienst und für 
die Prüfungsvorbildung brauchbares Hilfsmittel zu schaffen, das zu- 
gleich dem Dienstvorsteher und den Beamten oder Arbeitern auf 
untergeordneten Posten des Außendienstes zu dienen hätte, Die Auf- 
gabe wird vielleicht nur so zu lösen sein, daß man getrennte Hilfsmittel 
schafft: einerseits (etwa wie bisher) vollkommene Dienstvorschriften für 
die Leitenden und Verantwortlichen (Dienstvorsteher usw.), anderseits 
daneben kurze, leicht faßlich geschriebene und auf das Wesentliche 
beschränkte Auszüge oder Merkblätter oder dergleichen für die 
große Menge der Ausführenden. Kittel, 


Bieling, Dr. oec. publ. habil. Das wirtschaftliche Gleich- 
gewicht und die Verkehrsfinanzpolitik — 
Heft 17 der Verkehrswissenschaftlichen Forschungen aus dem 
Verkehrs-Seminar an der Westf. Wilhelms-Universität zu Mün- 
ster i. W., herausgegeben in Verbindung mit Professor Dr. Otto 
Most von Professor Dr. Dr. Paul Berkenkopf. Verlag von Gustav 
Fischer Jena, 1939. 184 Seiten, Preis 3 RM. 

Gestützt auf die bekannte Tatsache, daß die Zeit von 1925 bis 1930 
von einer damals nur allzu berechtigten Befürchtung einer Verkehrs- 
mittelinflation beherrscht gewesen, in den folgenden Jahren aber die 
lange unausgenutzte Überkapazität nicht nur bis zum äußersten ange- 
strengt, sondern im Gange der sich vollziehenden Wirtschaftsrevolution 
sogar als zu knappe Ausstattung des völkisch notwendigen Verkehrs- 
apparates erwiesen worden ist, geht Bieling von dem Satze aus, daß „im 
deutschen Verkehrswesen vor unseren Augen während (nur) eines halben 
Jahrzehnts eine radikale Wende sowohl der tatsächlichen Lage als auch 
der politischen Fragestellung sich vollzogen“ habe. Bieling hält gegen- 
über diesen gewaltigen Ausschlägen nach links und nach rechts binnen 
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kürzester Frist ein Besinnen auf das wirtschaftliche Gleichgewicht auch 
im Bereiche Verkehrsmittel und Verkehrsförderung für erforderlich, 
und in dem vorliegenden bemerkenswerten Buche unternimmt er, die 
Frage des Gleichgewichts in der Verkehrswirtschaft und die Folgerungen 
hieraus für die Verkehrsfinanzpolitik zu behandeln, Dabei wählt er aber 
die Behandlungsweise nicht konkret aus dem obenerwähnten wirtschaft- 
lichen Tatbestand heraus, sondern abstrakt, aus den ganz allgemein- 
wissenschaftlichen Oberbegriffen heraus, und so sehr nun auch vom 
allgemein-wissenschaftlichen Standpunkte derartig abstrakte Behandlung 
erwünscht — weil heute nämlich noch sonst fast nirgends geleistet — 
erscheint, so wenig rechtfertigbar ist sie doch gerade in Hinblick auf 
den sehr konkreten, aus einmaligen Verhältnissen erflossenen Ausgangs- 
punkt der Arbeit. Denn gerade bezüglich dieses Ausgangspunkts sind 
wir uns doch noch in keiner Weise klar, ob wirklich die, freilich in der 
Manchesterzeit entwickelte und größtenteils auf ihre Verhältnisse zuge- 
schnittene Lehre von den Konjunkturschwankungen und Konjunktur- 
perioden in der weiteren Entwicklung der Dinge als überholt und des- 
wegen endgültig vernachlässigbar sich erweisen wird, oder ob und in 
welcher Weise deren Erkenntnisgesetze auch weiterhin Bedeutung behal- 
ten werden. So weit jedenfalls eine Weltwirtschaft mindestens in dem 
Sinne noch bestehen wird, daß kein bedeutenderer, insbesondere auch 
kein einzelvölkischer Ausschnitt aus der geographischen Welt von wirt- 
schaftspolitischen Beeinflussungen und Rückwirkungen in bezug auf die 
übrige Welt sich freimachen kann, so weit wird auch von einem solchen 
Weltwirtschaftsteilgebiet zu den anderen Weltwirtschaftsteilgebieten ein 
Verhältnis der Abstimmung und Auskämpfung der Wirtschaftsmacht- 
mittel und -größen statthaben; und diese Kampfaustragung wird man- 
gels gemeinsamen (staatlichen) Schiedsoberhauptes sich vom einzelnen 
Wirtschaftsteilindividuum zum anderen Wirtschaftsteilindividuum voll- 
ziehen genau so, wie sie in Manchesterzeiten und -staaten vom Einzel- 
individuum zum Einzelindividuum sich abspielte. Und wie im Manchester- 
staate hieraus sich ein ununterbrochenes Ringen der Wirtschaftsindivi- 
duen untereinander mit Hochspannungen und Entspannungen ergab, 80 
dürfte wohl auch im Ausgleichsuchen zwischen den verschiedenen Welt- 
wirtschaftsteilkörpern ein derartiges Ringen mit Perioden des Auf- 
schwungs und der Entspannung noch weiterhin vorauszusehen und hier- 
aus auch Rückwirkungen auf den Wirtschaftsverlauf im einzelnen Welt- 
wirtschaftsteilgebiet selbst unvermeidbar sein. Denn aus solchen aus der 
Weltwirtschaftsverbundenheit folgenden Schwankungen müßte sich dann 
auch ein mindestens in etwas beschleunigter und verlangsamter Puls- 
schlag im Wirtschaftsleben auch der Einzelteilgebiete, d. h. der einzelnen 
nationalen Volksgebiete ergeben und hieraus dann wieder eine periodisch 
verschieden starke Belastung des Verkehrsapparates in den einzelnen 
Ländern folgen. Ob bei derartiger, einstweilen noch unausräumbar er- 
scheinender Fluktuation der Wirtschafts- und damit auch Verkehrs- 
beanspruchung mit dem (statischen) Begriff des wirtschaftlichen Gleich- 
gewichts praktischer Gewinn für die Verkehrsfinanzpolitik zu erzielen 
sein möchte, muß bis auf weiteres dahingestellt bleiben. Und ganz sicher 
wird für den von Bieling an die Spitze gestellten, soeben erlebten Einzel- 
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fall des letzten Umbruchs von tiefster Verkehrsbaisse in nie erlebte Ver- 
kehrshausse praktischer Gewinn aus den Allgemeinerwägungen dieses 
Buches nicht gezogen werden können. Bieling selbst kommt in dem 
ganzen weiteren Verlaufe der Abhandlung auf den Ausgangsgedanken 
nirgends und nirgendwie zurück. Und doch wäre gerade Bieling auch 
für derart praktische Arbeit durchaus der richtige Mann gewesen, Man 
gedenkt dankbar an seine seinerzeitigen Eisen- und Stahluntersuchungen. 
Im übrigen ist auch allgemein-wirtschaftswissenschaftlich die Ver- 
bindung der Begriffe „Wirtschaftliches Gleichgewicht“ und „Verkehrs- 
finanzpolitik“ problematisch. Der Begriff „Wirtschaftliches Gleichge- 
wicht“ ist ein für alle wirtschaftlichen Erdenklichkeiten grundsätzlich 
gegebener Elementarbegriff. Wenn man mit ihm also den Begriff „Ver- 
kehrsfinanzpolitik“ verbinden will, so muß man — und das tut auch 
Bieling — davon ausgehen, daß innerhalb dieses wirtschaftlichen Gleich- 
gewichtsbegriffs stets und grundsätzlich auch für den Begriff Verkehr 
und Verkehrsfinanzpolitik ein Raum vorhanden sei. Das aber muß min- 
destens theoretisch bestritten werden. Der Verkehr ist kein ursprüng- 
liches Wirtschaftsphänomen wie Produktion oder Konsum, der Verkehr 
ist, nationalökonomisch gesehen, vielmehr nur ein (die Formulierung ist 
nicht neu!) notwendiges Übel. Historisch-genetische Art der Darstel- 
lung, wie sie allerdings Bieling nicht gewählt hat, hätte hier von vorn- 
herein Mißverständnisse ausgeräumt, die bei der rein erkenntnistheoreti- 
schen Betrachtungsweise Bielings unbemerkt, mindestens unbehandelt 
(8. 168) mitunterlaufen konnten. Es hat in der Tat Zeiten gegeben, und 
in einem ganz entwickelten nationalsozialen Zukunftsstaate wären sie 
gegebenenfalls auch später wieder denkbar, in denen noch kein Verkehr 
bestand, bzw. in denen ein Verkehr nicht mehr notwendig sein würde. 
Die ursprüngliche Hauswirtschaft brauchte überhaupt keinen oder aller- 
höchstens nur den ganz rudimentären Verkehr der Form 1 auf S, 28 
des Bielingschen Buches, Aber auch für unsere letzten zwanzig Jahre 
gehe man alle Rationalisierungs- und Planungsvorgänge sowohl des 
Vierzehnjahres-Regimes wie erst recht diejenigen des modernen, vor 
allem raumpolitisch so energischen nationalsozialistischen Staates durch, 
und man wird finden, daß alle diese Maßnahmen, vom Fließbande an bis 
zum Volkswagenwerk, im letzten Sinne auf Abschaltung von vermeid- 
barem Verkehr im weitesten Sinne des Wortes herauskommen, Für das 
Wirtschaftliche Gleichgewicht essentiell sind eben nur wirtschaftlich 
elementare Vorgänge (Erzeugung, Verbrauch), und Urphänomen in die- 
sem Sinne ist der Verkehr nicht. Im Rahmen des Begriffs „Wirtschaft- 
liches Gleichgewicht“ besteht daher kein dem Verkehr grundsätzlich ur- 
“gentümlicher Boden, und eben weil dies nieht der Fall ist, kann dann 
auch keine Gebarungsform des Verkehrswesens, insbesondere nicht die 
Verkehrsfinanzpolitik grundsätzlich von dem Gesichtspunkte des wirt- 
schaftlichen Gleichgewichts aus orientiert werden. 
e Aber nicht nur in diesem Punkte hat das kühne Unternehmen Bie- 
lings, den Verkehr, will sagen: das wirtschaftliche Wirken der sämtlichen 
Verkehrsmittel in ihrer Gesamtheit in begrifflich straffst zu- 
Sammengeraffter Betrachtung einheitlich zu behandeln, Bedenklich- 
keiten. Zwar ist richtig, daß die tatsächliche Entwicklung seit dem 
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Weltkriege bezüglich aller Verkehrsmittel einheitlich in der Richtung auf 
Verstärkung der staatlichen Direktive sich bewegt. Aber desungeachtet 
wird man doch noch nicht mit Bieling (S. 160) sagen können, daß der 
heutige Entwicklungsstand bereits einer „zusammenfassenden Betrach- 
tung der Einnahmen und Ausgaben des Verkehrswesens nicht ungünstig“ 
sei. Die Finanzpolitik der privatwirtschaftlich betriebenen Binnen- 
schiffahrt, der reichsunternehmensmäßig betriebenen Reichsbahn, des 
reichsverwaltungsmäßig kontrollierten Kraftwagenwesens, des reichs- 
seitig subventionierten, aber privat-formal betriebenen Luftverkehrs ist 
einer zusammenfassenden Betrachtung ihrer Einnahmen und Ausgaben, 
d.h, ihrer vier verschiedenen Finanzpolitiken heute doch noch so un- 
günstig, daß mehr als äußerst allgemeine und theoretische Lehrsätze aus 
solch zusammenfassender Betrachtung nicht gewonnen werden können. 

Und selbst bei solch allgemein gehaltener und theoretischer Be- 
trachtung ergeben sich noch die offensichtlichsten Unmöglichkeiten. Das 
beweist gerade Bielings Buch am klarsten, wenn er sich beispielsweise 
mit der Frage beschäftigt, ob das Verkehrsentgelt grundsätzlich als Preis 
oder als Steuer angesehen werden könne und solle. Die Fracht des pri- 
vaten Binnenschiffers wird keinesfalls für den Begriff der Steuer in 
Frage kommen können. Bei der Reichsbahn mag der Steuercharakter auf 
den ersten Blick eher diskutabel sein. Beim Kraftwagen und bei der 
Luftfahrt liegt es aber schon wieder anders, und auch bei der Eisenbahn- 
fracht der privat betriebenen Eisenbahnen (die doch selbst in 
Deutschland noch etwa 15 % des gesamten Schienenapparats ausmachen) 
liegt das Problem auch wieder ganz nach dem privaten Preischarakter 
orientiert. Bieling hat bei der Behandlung dieser Frage die drei sich 
bietenden Betrachtungsmöglichkeiten, nämlich diejenige vom Stand- 
punkte des Entgelterhebers, diejenige vom Standpunkt des Entgeltzahlers 
und drittens die Entgelt- und Entgelterhebungsform als solche nicht alle 
gleich ausgewogen angewandt, sondern vorzüglich nur den Standpunkt 
des Entgeltzahlers und der Entgelt- und Entgelterhebungsform, hingegen 
nicht den Gesichtspunkt des Entgelterhebers berücksichtigt. Gerade aus 
letzterem Gesichtspunkt aber ergibt sich der Schlüssel für die gestellte 
Frage, Wenn der Entgelterheber der Besitzer und Betriebsunternehmer 
irgendeines auf sein privates Risiko gebauten, mit seinen privaten Mitteln 
betriebenen Kahns auf einem fast jeder Art privater Nutzung freigegebe- 
nen Gewässer ist, braucht man sich bei der Beurteilung, welcher Art das 
von ihm erhobene Entgelt ist, bei dem Begriff „Steuer“ nicht lange auf- 
zuhalten. Daß demgegenüber die Entgeltzahlung als Objekte bei allen 
Verkehrsmitteln immer wieder dieselben Personen, nämlich die Ein- 
wohner des betreffenden Wirtschaftsgebietes trifft, ist richtig und des- 
wegen kann diese zweite Betrachtungsart eher an den Begriff „Steuer“ 
herankommen, und sinngemäß vielfach Ähnliches ergibt sich bei der 
Form und der Erhebung des Entgeltes, zumal diese fast in allen Fällen 
(wenn auch nur aus Gründen der Publizität) in Form von Tarifen oder 
tarifähnlichen Bekanntmachungen geregelt und hierbei dann wieder eine 
Ähnlichkeit mit der Publikation des Gesetzes und damit auch des Steuer- 
gesetzes gegeben ist. Das Subjekt hingegen des Verkehrsentgeltes: der 
Verkehrsentgelterheber, der ist vor allem in den Fällen privater Ver- 
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kehrsmittelbetreibung so himmelweit von dem Steuersubjekt Staat ver- 
schieden, daß hier der Begriff der Steuer sich ohne weiteres verflüchtigt 
und allein schon deswegen bei dem von altersher überkommenen und 
übrigens auch von Bieling primär und prinzipiell angenommenen Cha- 
rakter des Preises für das Verkehrsentgelt stehen geblieben werden muß. 
Die Auseinandersetzungen mit Bieling könnten in fast beliebiger 
Länge ausgesponnen werden; dies aber nicht etwa, weil Bieling go an- 
fechtbar, sondern weil Bieling so enorm anregend ist. Das Buch wählt 
- wie schon weiter oben einmal gesagt — eine in vieler Beziehung ab- 
solut neue Form der Betrachtungsweise, und zwar, nach Ansicht der Re- 
zension, die allein zukunftversprechende große Betrachtungsweise der 
wirtschaftswissenschaftlichen Dinge. Keine „Fleiß“-Arbeit, die mit 
einem Haufen im wesentlichen doch nur von anderen erhobener Statisti- 
ken oder dergl. prunkt; sondern ein Werk, bei dem Satz um Satz das Er- 
gebnis eigenen Nachdenkens und — was auch gar nicht hoch genug ge- 
wertet werden kann — eigener geistiger Auseinandersetzung mit den vor- 
liegenden früheren Arbeiten darstellt. Das Anmerkungswerk Bielings 
ist nach dieser Richtung besonders aufschlußreich. Wirklich wirtschaft- 
liche Allgemeinbildung kann nur durch Werke wie das vorliegende ge- 
wonnen und weitergegeben werden, und in diesem Sinne ist das stellen- 
Weise übrigens große Aufmerksamkeit auch beim bloßen Lesen erfor- 
dernde Buch gerade den jüngeren Jahrgängen der Eisenbahnfachwelt 
dringend zu empfehlen. Der Eisenbahnfachmann hat zwei Kraftquellen: 
Erfahrung und wirtschaftliches Urteil. Die Erfahrung kann sich der 
einzelne nicht geben, sie wächst ihm erst ganz allmählich zu — auch aus 
von anderen gesammelten Statistiken gewinnt er sie im höheren Sinne nie- 
mals —; das Wirtschaftsurteil aber, das gar manchem sogenannten er- 
fahrenen Älteren fehlt, das kann nur gediegene Wirtschaftsbildung ver- 
mitteln, und einer der besten akademischen Apostel auf diesem Gebiet 
ist nach vorliegendem Buche heute offenbar Bieling. 


Dr. W. Spiess. 


Spiess, Dr. W. DieBetriebswissenschaftdesEisenbahn- 
Gütertarifs. Verlag Julius Springer, Berlin W9, Link- 
straße 22—24. 88 Seiten. Preis Zu RM. 

Der Verfasser führt im Vorwort aus, daß die mit dem Begriff 
„Tarif“ zusammenhängenden Fragen nach seiner früheren Schrift 
„Tarif, eine enzyklopädische Studie“ aus drei verschiedenen Gesichts- 
Punkten, nämlich dem juristischen, dem volkswirtschaftlichen und dem 
betriebswirtschaftlichen, wissenschaftlich behandelt werden müssen. Die 
vorliegende Arbeit wählt die Betrachtung ausschließlich von der betriebs- 
Wirtschaftlichen Seite her, weil über das Transport- und damit auch das 
Tarifrecht bereits ausgezeichnete Arbeiten vorliegen und auch aus dem 
volkswirtschaftlichen Gesichtspunkt der Tarif oft betrachtet worden sei, 
während eine betriebswirtschaftliche Bearbeitung noch fehle. Aus dieser 
Ausschließlich privatwirtschaftlich, d.h. kaufmännisch eingestellten Be- 
trachtung des Tarifs darf aber keinesfalls gefolgert werden, daß damit 
der Gedanke der Gemeinwirtschaftlichkeit des Eisenbahntarifs preis- 
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gegeben werde. Im Gegenteil: Die vollkommene Verschmelzung von 
Privat- und Gemeinwirtschaftlichkeit bleibt nach wie vor Grundlage und 
Wesensmerkmal des Eisenbahntarifs; es gilt nur, die Grenzen beider Be- 
trachtungsweisen wissenschaftlich zu erkennen. 

Die Abhandlung selber zerfällt in zwei Teile, die theoretische und 
die praktische Tarifökonomie. 

Der theoretische Teil erörtert zunächst das Wesen des Tarifpreises 
im Gegensatz zum Einzelpreis und zum Auktionspreis und anschließend 
die besondere Natur des Eisenbahntarifs, dessen Wesen vornehmlich 
in der Beförderungspflicht des Verkehrsunternehmers und der Tarif- 
gleichheit, d.h. seiner gleichmäßigen Anwendung gegenüber allen Ver- 
kehrsbenutzern, zu erblicken ist. Oberste Richtschnur der Eisenbahn- 
betriebswissenschaft wie jeder wirtschaftlichen Betrachtung ist der 
Grundsatz: „Mit möglichst geringem Aufwand möglichst großen Nutzen 
zu erreichen.“ Den sichersten Erfolg in dieser Richtung verspricht der 
Tarif als diejenige Preisform, die den dichtesten Verkehr schafft und 
damit — da mit steigendem Verkehr die Selbstkosten der einzelnen Ve 
kehrseinheit sinken — auch die niedrigsten Selbstkosten sowie die gün- 
stigsten Voraussetzungen für eine niedrige Bemessung des Tarifpreises 
ergibt. Die Beziehungen zwischen diesen drei Grundbegriffen: Verkehrs- 
menge, Selbstkosten und Tarif, werden in eingehenden und überzeugen- 
den Darlegungen kritisch untersucht, wobei der Verfasser hinsichtlich 
der Selbstkosten im wesentlichen der bekannten Ulrichschen Lehre über 
feste und veränderliche Kosten, Intensitätsmaxima und -minima usw. 
folgt und zu dem zweifellos richtigen Ergebnis kommt, daß für Verhält- 
nis und Zusammenhang dieser drei Begriffe „keine festen mathemati- 
schen, sondern nur wirtschaftlich in Umrissen erkennbare Beziehungen“ 
bestehen. 

Eine zuverlässige Bemessung des Tarifpreises für eine bestimmte 
einzelne Beförderungsleistung ist nach dem, was im theoretischen Teil 
gesagt ist, nicht möglich. Es müssen für die Tarifbemessung andere An- 
haltspunkte gewonnen werden, wobei die Erfahrung eine bedeutsame 
Rolle spielt. Die hier vorhandenen Möglichkeiten bilden den Inhalt des 
zweiten praktischen Teils der Schrift. Der Verfasser hat auf diese Ab- 
schnitte ganz besondere Sorgfalt verwendet; sie sind daher auch be- 
sonders lesenswert und aufschlußreich, Er würdigt dabei im Gegensatz 
zum theoretischen Teil auch volkswirtschaftliche Gesichtspunkte, näm- 
lich insoweit, als sie mit der betriebswirtschaftlichen Darstellung zu- 
sammenhängen und diese beeinflussen ; denn er ist sich selbstverständlich 
bewußt, daß auch die praktische Eisenbahnbetriebswissenschaft ohne 
Beachtung der volkswirtschaftlichen Belange ihr auf größtmögliche Aus- 
nutzung des Unternehmens gerichtetes Ziel nicht erreichen kann. 

Auf die Ausführungen selber kann hier nur verwiesen werden. Sie 
umfassen sowohl den Regeltarif als auch die Ausnahmetarife. 

Innerhalb des Regeltarifs sind es neben den allgemeinen (linearen) 
Tariferhöhungen und -ermäßigungen vornehmlich die beiden Arten der 
Staffelung, die horizontale (Werttarifierung) und die vertikale (Staffel- 
tarif im eigentlichen ursprünglichen Sinne), die den Gegenstand der mit 
großer Folgerichtigkeit durchgeführten Betrachtung bilden, 
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Die Ausnahmetarife schließlich sollen Unzuträglichkeiten, die dem 
nivellierenden Regeltarif anhaften, außerhalb des Systems ausgleichen, 
was durch Korrektur der Werttarifierung oder der Entfernungsstaffel 
des Regeltarifs geschehen kann. Sie sind nicht zu entbehren, müssen 
aber als systemlos auf das notwendige Maß beschränkt werden, Die 
Selbstkosten dürfen bei Ausnahmetarifen, sofern gewisse Voraussetzun- 
gen dafür erfüllt sind, anders als im Regeltarif, ohne Berücksichtigung 
der Generalunkosten eingesetzt werden; doch darf dies nicht zu einer 
spekulativen Tarifpolitik führen, die der Verfasser ablehnt. 


Das Studium des Buches wird dem Leser dadurch erleichtert, daß 
der Verfasser die gewonnenen Erkenntnisse in beiden Teilen der Arbeit 
in (12) theoretischen Lehrsätzen und (17) praktischen Lehren zu- 
sammenfaßt, die beide am Schluß nochmals im Zusammenhang wieder- 
holt werden. 


Soviel über den Inhalt des Werks. Dem Verfasser ist es nicht in 
erster Linie darum zu tun, durchweg neue Wege und Ziele zu weisen; 
es kommt ihm darauf an, den gegebenen Tarifstoff systematisch zu glie- 
dern und wissenschaftlich zu begründen. Im einzelnen enthält die um- 
fangreiche Arbeit aber viele neue und eigenartige Gedankengänge, die 
eine wertvolle Bereicherung des Schrifttums darstellen. So sind, um nur 
einiges herauszugreifen, die Ausführungen über die Einheitlichkeit der 
Entfernungsstaffel für alle Güterklassen, ferner über die Zulässigkeit 
einer an bestimmte Voraussetzungen geknüpften freieren Selbstkosten- 
berechnung für gewisse Ausnahmetarife und im Zusammenhang damit 
über das, was als spekulative Tarifpolitik bezeichnet wird, in dieser 
Vollständigkeit und Klarheit und mit dieser den spröden Stoff durch- 
dringenden Logik wohl noch von niemandem vorgetragen worden. Der 
Verfasser, der seit 15 Jahren in der Zentrale der deutschen Tarifgestal- 
tung tätig ist und an allen wichtigen Entscheidungen dieser bewegten 
Zeit maßgebend beteiligt war, schöpft dabei aus seiner umfassenden 
Tarifkenntnis und der großen, in diesem Zeitraum gewonnenen Erfah- 
Yung. Wenn er beispielsweise den Satz aufstellt, daß Tarifherabsetzun- 
Hen in Zeiten sinkender Konjunktur der Wirtschaft gewöhnlich ohne 
Wirkung bleiben, so schweben ihm dabei sicherlich die wenig günstigen 
Erfolge vor, welche die im Jahre 1931 von der Reichsbahn auf Anregung 
der Reichsregierung durchgeführten namhaften Tarifermäßigungen ge- 
zeitigt haben. 


Die Schrift wird nicht nur bei den Eisenbahnfachleuten und Volks- 
wirten größte Beachtung finden, sondern vermag auch dem großen Kreis 
der mit der Eisenbahn verbundenen Wirtschaftsangehörigen manche An- 
regung zu geben und bei ihnen das Verständnis für die Eisenbahntarif- 
politik zu wecken und zu fördern. Niemack. 
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HOUTH, T’ewg. Bol, To Zuyzoıvovıazor tyo Ehhadoo ioun 
xara vo Eroo 1938. Fıöngodoounı — Avroxıynıa — Aegonhora 
— Odoı. 


Pogus, Georges BB Das Verkehrsnetz Griechenlands im 
Verlauf des Jahres 1938. (Eisenbahnen, Kraftwagen, 
Flugverkehr, Straßen.) — Athen, Buchdruckerei S. K, Vlastos, 
1939. 23 Seiten, 

Die dem Strategos und Kyrios Johannes Metaxa gewidmete Arbeit 
stellt einen Auszug aus dem amtlichen griechischen Wirtschaftsjahrbuch 
1938 dar, zu dem der Verfasser, der nicht nur Dr. jur. und Baccalaureus 
der Hochschule von Athen, sondern auch Beamter der Hellenischen 
Staatsbahnen und Mitglied des Gesetzesausschusses des Justizministe- 
riums ist, wohl besonders berufen erscheint. Die Arbeit gibt eine über- 
sichtliche Zusammenfassung über die äußerst erfreulich gesteigerten Be- 
triebs- und Finanzergebnisse sämtlicher acht normal- und verschieden- 
schmalspurigen Eisenbahnen Griechenlands (bei „Koch“ sind nur die 
fünf größeren Bahnen erwähnt) und weiter dann auch Berichte über 
den stark steigenden, aber organisatorisch offenbar -noch stark zer- 
splitterten Kraftwagenverkehr, dessen Ausdehnung durch die im letzten 
besonderen Teil gegebene Übersicht über das Straßenwesen Griechen- 
lands und seine Ausdehnung zahlenmäßig beleuchtet wird. Der Luft- 
verkehr nimmt, wie überall sonst, auch in Griechenland eine besondere 
Stellung ein, insofern er mehr international als binnenländisch betrachtet 
werden darf. Die internationalen Linien liegen einstweilen noch aus- 
schließlich in ausländischen Händen, unter denen, wenn auch noch 
nicht als Hafenbesitzerin, so doch als beteiligtes Luftfahrtunternehmen 
auch die Deutsche Lufthansa erscheint. Der Binnenflugverkehr liegt in 
Griechenland, wie in Europa übrigens überall, in den Händen des natio- 
nal-griechischen Unternehmens. — Auch hier international überall stei- 
gende, im Binnenverkehr um ein Geringes fallende Zahlen. 

Die Arbeit dürfte über die griechischen Verkehrsverhältnisse einen 
bisher uns mangelnden, aber sehr wünschenswerten Überblick vermitteln. 
Sie sollte daher in den großen Verkehrsbüchereien kein völlig unbe- 
merktes Leben fristen. Dr. W. Spiess. 


Altmann, Dr, Hans, Diplomkaufmann. „Die Zusammenarbeit 
des Luftverkehrs mit anderen Verkehrszwei- 
gen.“ Band 14 der Neuen Deutschen Forschungen, Abteilung 
Betriebswirtschaftslehre, herausgegeben von Wilhelm Hasenack 
in Verbindung mit Wilhelm Auler, Karl Banse, Wilhelm Kalve- 
ram, Martin Lohmann, Karl Rößle, Rudolf Seyffert, Wolfgang 
Wilmans. Verlag Junker und Dünnhaupt, Berlin 1939, 351 Seiten. 
Preis 15 RM. 

Die Arbeit ist von außerordentlicher Gediegenheit und Vollständig- 
keit. Indem sie sich einerseits beschränkt, insofern sie nur die Ver- 
hältnisse Deutschlands, des britischen Weltreichs, Frankreichs und der 
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Niederlande praktisch berücksichtigt, andererseits aber auf diesem 
engeren Raume tatsächlich alle positiven Rechtsverordnungen und 
praktischen Verwaltungsmaßnahmen (soweit im einzelnen Nachprüfung 
möglich war) behandelt, bildet sie eine Fundgrube des Wissens und der 
Unterrichtungsmöglichkeit über ein Gebiet, das in dieser erschöpfenden 
Form noch nirgends behandelt ist. Auch der Umfang, der jeweils den 
verschiedenen Zweigen, einerseits dem Personenverkehr, andererseits 
dem Güter- und drittens dem Nachrichtenverkehr gewidmet ist, ent- 
spricht durchaus der praktischen Sachlage: Die Schilderung des Per- 
sonenverkehrs ist dreimal so umfangreich wie diejenige des Güter- 
verkehrs; und beide zusammen sind nur von gleichem räumlichen 
Umfange wie der Nachrichtenverkehr, bei dem selbstverständlich der 
Postverkehr die allergrößte Rolle spielt. Die allgemein orientierende 
grundsätzliche Einleitungsdarstellung gibt zu Beanstandungen keinen 
Anlaß; übertrieben Neues kann sie selbstverständlich aber nicht bieten. 
Hier liegen schon ziemlich gesicherte Erkenntnisse für das ganze Ge- 
biet vor. — In keiner größeren verkehrswirtschaftlichen oder -wissen- 
schaftlichen Bücherei wird das Buch künftig fehlen dürfen. 
Dr. W. Spiess. 


Akademie für Deutsches Recht, Arbeitsberichte. Herausgegeben von dem 
Präsidenten der Akademie für Deutsches Recht, Reichsminister 
Dr. Hans Frank. Nr. 10: Grundsätze für den Markt- 
ausgleichinder Volkswirtschaft. Denkschrift des 
Ausschusses für Rechtsfragen des Wirtschaftsausbaues der 
Akademie für Deutsches Recht. Vorwort: Dr. Mönckmeier. 
Grundsätze: der Ausschuß selbst, Als Anhang fünf Sonder- 
aufsätze von Dr. Hans Merkel (A. und B.), Dr, Wilhelm Rentrop 
(C.), Dr. Max Metzner (D.) und Dr. Claus Ungewitter (E.). 
54 Seiten. W. Kohlhammer Verlag, Stuttgart und Berlin 1939. 
Preis 2,50 RM. 

Das Problem des Marktausgleichs ist zweifellos die Kardinalfrage 
des wirtschaftlichen Umbruchs vom kapitalistischen zum sozialistischen 
Staate, und deshalb werden die Grundsätze des Ausschusses der Aka- 
demie für Deutsches Recht zu diesem Thema weitestgehend beachtet 
werden und beachtet werden müssen. Dies wird um so erfolgreicher 
möglich sein, al die vorliegende Denkschrift vor allem in ihren beiden 
ersten Anhangaufsätzen von Dr. Hans Merkel das Problem der modernen 
Wirtschaftslenkung durch die Marktorganisation sowohl grundsätzlich, 
wie bezüglich des in dieser Richtung in Deutschland bisher am weitesten 
vorgeschrittenen Reichsnährstandes beispielgebend dartut. So viel der 
Markt an Bedeutung für die Preisbildung als solche verloren, minde- 
stens so viel hat er in seiner Bedeutung für die Zusammenarbeit der 
bisher nur als Lieferanten und als Abnehmer im Markt zusammen- 
tretenden Berufsgruppen gewonnen. Die Rolle, die hierbei besonders 
auch die Überwachungsstellen spielen in Hinblick auf die zur volks- 
wirtschaftlichen Verfügung stehenden Mengen der einzelnen Markt- 
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artikel, ist von Dr. Ungewitter im Schlußaufsatz vorzüglich dargetan. 
Die inneren Organisationsfragen einerseits der staatlichen Gruppen, 
andererseits der grundsätzlich selbstverwaltungsmäßig gebildeten Kar- 
telle sind aus dem Vortrag Dr. Rentrop anschaulich zu entnehmen, und 
zwischen all dies hinein stellt sich der über die materiellen Grundsätze 
Auskunft gebende umfangreichste Aufsatz von Dr. Metzner. Abgesehen 
von den „Grundsätzen“ als solchen, die jeder zweckmäßigerweise selbst 
nachlesen mag, entnehmen wir als Leitmotive aus der Gesamtheit der 
Darstellung, daß einmal kein absolut einheitliches Schema für den 
Marktausgleich auf den verschiedenen Gebieten, insbesondere Land- 
wirtschaft und Gewerbe und Handel möglich ist, und daß bei stärkster 
staatlicher Erfassung und Zusammenfassung im landwirtschaftlichen 
Bereiche, demgegenüber im gewerblichen und Handelssektor größere, die 
private Initiative stärker mit in Dienst stellende Organisationsweise ge- 
boten ist. Das Mengenproblem kann gleichfalls nicht einheitlich gelöst, 
sondern nur nach den beiden Systemen, einerseits des an den Konsu- 
menten sich wendenden Bezugsscheins, andererseits der an den Produ- 
zenten gerichteten Lieferungsgenehmigung gelöst werden. Dies das Ge- 
rippe; wie dann im praktischen deutschen Wirtschaftsleben im einzelnen 
Falle zu arbeiten sein wird, das überläßt die Denkschrift den besonderen 
Einzeluntersuchungen, die gerade bei der aufgegebenen Vielartigkeit 
und organisatorischen Lösungsform für die einzelnen Marktzweige und 
-artikel ganz verschieden werden gefaßt werden können. 

Das Buch vermittelt eine für jeden Wirtschaftler und damit auch 
für jeden Verkehrswirtschaftler heutzutage eigentlich unentbehrliche 
Grundkenntnis für unsere Wirtschaftspolitik. Es kann in diesem Sinne 
kaum zu sehr empfohlen werden. Dr. W. Spiess. 


'Trummel, Hans Joachim, Dr. rer. pol, Diplomvolkswirt. Die Wett- 
bewerbsverhältnisse von Pferdegespann und 
Motorfahrzeugen im städtischen Güternah- 
verkehr. Ein Kosten- und Leistungsvergleich. 
Buchreihe des Instituts für Verkehrswissenschaft an der Uni- 
versität Köln. Dissertationsdruckerei Orthen, Auslieferung an 
den Buchhandel: Gilde-Buchhandlung Heinrich Gonski, Köln 
1939. 109 Seiten. Preis 5,29 RM. 

Das Ziel der außerordentlich sauberen und fleißigen Arbeit war, 
festzustellen, wie sich die Verteilung der Aufgabenkreise des Pferde- 
fuhrwerks und der des Motorfahrzeugs heute in Deutschland vollzieht 
und wo das eine oder andere Mittel wirtschaftlicher angewandt wird. 
Dabei ist der Begriff des Motorfahrzeugs noch weitgehend aufge- 
schlossen in Lastkraftwagen und Lastzüge, in Lieferwagen, Zug- 
maschinen und Elektrowagen; übrigens auch bei dem Pferdegespann 
methodisch zwischen Einspänner und Zweispänner unterschieden. Die 
Untersuchung beschränkt sich nicht auf die bekannten, im grundsätz- 
lichen Ansatz kaum Neues bietenden Selbstkostenerwägungen, sondern 
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es wird dann auch die Leistungseignung im Nahverkehr und die hieraus 
sich ergebenden grundsätzlichen Einsatzeinrichtungen, wie sie sich 
heute im deutschen Wirtschaftsleben abzeichnen, behandelt. Die Arbeit 
beweist gerade in diesen hinter den Kostenermittlungen folgenden Unter- 
suchungen über die Leistungseignung viel Blick für Praxis, und auch 
Überblick über alle in Betracht kommenden Verhältnisse. Auf einer der 
letzten Seiten kommt denn auch der Verfasser zu der außerordentlich 
dankenswerten und nie oft genug betonten Feststellung, „daß es im 
Fuhrbetrieb keineswegs genügt, nur eine genaue Kostenrechnung und 
Kostenbegrenzung der einzelnen Fahrzeugarten aufzustellen, es vielmehr 
außerdem unerläßlich ist, zu prüfen, welche speziellen Umstände die 
Transportausführung begleiten und wie sich die einzelnen Fahrzeuge 
diesen gegenüber verhalten“. Der Verfasser ist also der Gefahr des allzu 
zünftigen Diplomvolkswirts, das Problem nur unter dem bloßen Zahlen- 
gesichtspunkt zu würdigen, entgangen, Er hat sich den Blick für die 
Gesamtheit der tatsächlichen Wirtschafts-, Ort- und Zeitverhältnisse 
offengehalten. In engen, wie Verfasser schreibt, „historischen“ Städten 
mit für das Motorfahrzeug ungeeigneten Straßen und — wie hier zuge- 
setzt sei — auch Toreinfahrten liegen die Verhältnisse eben anders, 
als in offenen großen, neu geplanten Industrie- oder Landsiedlungen, 
und dies ganz besonders, wenn es sich womöglich im einen Fall noch 
um stark gebirgiges, im anderen Fall um grundsätzlich ebenes Gelände 
handelt. Der Verfasser wird, sollte man nach der Lektüre meinen, seinen 
Mann in der Praxis stehen können, und dementsprechend ist auch sein 
Buch für den Praktiker, einschließlich den Eisenbahnverkehrspraktiker, 
von recht ernstlichem Werte. Dr. W. Spiess. 


Meier, Dr. Walter. Grundlagen und Hauptprobleme der Tarifbildung bei 
Straßenbahnen mit besonderer Berücksichtigung der Städte 
Zürich, Basel und Bern. Verlag Helbing und Lichtenhahn, 
Basel. 116 Seiten. Preis 3 RM. 

In zahlreichem Schrifttum des In- und Auslandes wird seit Jahren 
auf die Bedeutung der Fahrpreisgestaltung unserer städtischen Ver- 
kehrsunternehmen, insonderheit der Straßenbahnen, hingewiesen. Viel- 
gestaltig und umfangreich sind die Veröffentlichungen, die über dieses 
überaus schwierige Problem auch in Deutschland erfolgt sind. In ihnen 
wurde nicht nur das Tarifproblem als solches untersucht, sondern es 
wurden vielfach auch Forderungen aufgestellt, die an den Tarifaufbau 
zu stellen sind. Leider wurde allen diesen, teilweise sehr umfangreichen 
Untersuchungen nicht der Erfolg beschieden, der der großen dafür auf- 
gewandten Arbeit entsprochen hätte, Die vorliegende Arbeit — eine 
Doktor-Dissertation — verdient deshalb besondere Beachtung, da sie 
sich auf die Erfahrungen stützt, die während eines Jahrzehnts mit den 
Tarifen der drei deutsch-schweizer Städte (Zürich, Basel, Bern) ge- 
macht wurden. 

Die Arbeit, der ein Vorwort, ein Tabellen- und Literaturverzeichnis 
vorgeschaltet ist, zerfällt in eine Einleitung und in zwei Hauptteile, 
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Die Einleitung befaßt sich zunächst mit der „Problem- 
stellung“, in der der Begriff „Straßenbahn“ abgegrenzt wird. Im An- 
chluß daran wird untersucht, ob es möglich ist, allgemeine Grundsätze 
die Tarifbildung der Straßenbahn aufzustellen. Der Verfasser 
kommt dabei zu dem Schluß, daß sich das Straßenbahntarifwesen „sehr 
gut für eine theoretische Behandlung eigne, da die Erfahrung allein 
nicht genügt, um dieses Problem zu lösen“, Um jedoch allgemeine 
Grundsätze für die Straßenbahn-Tarifbildung aufstellen zu können, hält 
er für erforderlich, als hauptsächlichstes Prinzip — unter dessen Ge- 
sichtspunkt jede Maßnahme zu betrachten sei — das des größten Er- 
trags aufzustellen, Diese Forderung begründet er wie folgt: 

1. Lassen sich unmöglich allgemeine Grundsätze für die Tarif- 
bildung aufstellen, wenn man den erwerbswirtschaftlichen Gesichts- 
punkt und die volkswirtschaftlichen Einflüsse nicht auseinander hält. 

2. Die Erwerbspreise müssen von den Fahrgästen verlangt wer- 
den, deren Beförderung nur die Befriedigung fast reiner Einzelbedürf- 
nisse darstellt. Auf Erzielung von Gewinn ist jedoch für solche Fahrten 
zu verzichten, an deren Ausführung die Gemeinschaft Interesse hat, also 
bei Fahrten von Arbeitern, Siedlungsbewohnern: und solchen Fahr- 
gästen, die die Straßenbahn zur regelmäßigen Beförderung an die Ar- 
beitsstätte benötigen. 

3. Wenn auch das reine Erwerbsprinzip in der Praxis nicht ohne 
Einschränkung durchgeführt werden kann, so ist die Kenntnis der vor- 
teilhaften Preise von grundlegender Bedeutung allein schon deshalb, 
um sich ein Urteil über die Richtigkeit einzelner Tarifmaßnahmen bil- 
den zu können und um Ermäßigungen auf ihre finanzielle Auswirkung 
zu überprüfen, 

4. Zeigen die Erfahrungen in der Krisenzeit, daß bei Straßen- 
bahnen die Anwendung des Verzinsungsprinzips die Kostendeckung 
nicht unbedingt sicherstellt. Man muß daher wissen, wo man die Preis- 
stellung verbessern kann, Der Verfasser vertritt die Ansicht, daß es in 
Krisenzeiten nicht möglich ist, alle in Aufschwungzeiten berücksich- 
tigten volkswirtschaftlichen Forderungen voll beizubehalten, wenn sich 
die Straßenbahn selbst erhalten soll. 

Der Erste Teil führt die Überschrift; Grundsätzliches zur 
Tarifbildung im Straßenbahnwesen. Der erste Unterabschnitt befaßt 
sich mit der Entstehung und Bedeutung der Einzel-, Differential- und 
Einheits-Preisformen, um dann anschließend im zweiten Unterabschnitt 
die Arten der Straßenbahntarife zu besprechen, wobei zwischen Einzel- 
und Differentialtarifen unterschieden wird. Letztere entsprechen im 
allgemeinen unseren Vergünstigungs- bzw. Verbilligungs-Fahrscheinen 
und -karten. Der dritte Unterabschnitt behandelt die Gesichtspunkte, 
die beim Tarifaufbau zu beobachten sind. Auch hier wird zwischen 
Einzel-(Bar-)Tarif und Vergünstigungstarifen unterschieden, Aus den 
interessanten Darlegungen seien mit Rücksicht auf die Platzbeschrän- 
kung nur die folgenden Sätze herausgegriffen: „Bei näherer Unter- 
suchung kommen wir aber zu dem Schluß, daß ein geschickt aufge- 
bauter Entfernungstarif ein besseres Resultat als ein optimal bemesse- 
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ner Einheitstarif bringt, und zwar dürfte ein Staffeltarif einem propor- 
tionalen Entfernungstarif vorzuziehen sein.“ — „Kurzfahrten sind leicht 
vermeidbar und deshalb am preisempfindlichsten.“ — „Das Moment der 
Entfernung spielt im Spitzenverkehr nur eine geringe Rolle,“ — „Die 
häufigen und regelmäßigen Fahrer sind nur durch einen billigen 
Differential(Verbilligungs)-Tarif zu gewinnen. Als Gesichtspunkt für 
die Bemessung der Differentialtarife ergibt sich, eine um so größere Er- 
mäßigung zu gewähren, je häufiger ein Abonnement seinen Inhaber zu 


Straßenbahnfahrten veranlaßt.“ — „Es sollte versucht werden, den 
Verkehr während der flauen Betriebsstunden durch möglichst niedrige 
Preise zu beleben.“ — Für die Verbilligungstarife kommt der Verfasser 


zu dem interessanten Schluß, „daß der ausgeprägte Entfernungstarif 
nur bei Gelegenheitsfahrten anwendbar ist, während bei Differential, 
tarifen für häufige Fahrten die Staffelung um so durchgreifender sein 
muß, je mehr die Passagierkategorie, für die ein Differentialtarif be- 
stimmt ist, auch zur Ausführung längerer Fahrten in Frage kommt.“ 

Der Zweite Teil befaßt sich mit den Tarifen der Straßen- 
bahnen Zürich, Basel und Bern während der Jahre 1925 bis 1934. Nach 
Betrachtungen über die Verkehrsstruktur und die Betriebsgestaltung der 
zu untersuchenden Städte werden die eingeführten Tarife und ihre 
Entwicklung im Zeitraum von 1925 bis 1934 gebracht. Daran anschlie- 
Bend erfolgt eine Besprechung der Auswirkung der verschiedenen Tarif- 
änderungen. Den Abschluß dieses Teils der Arbeit bilden ausführliche 
Darlegungen über eine praktische Lösung der Tariffrage und eine Kritik 
der Tarife der drei vorerwähnten Städte, Leider muß aus Platzmangel 
davon abgesehen werden, Einzelheiten aus diesen interessanten Dar- 
legungen, die vielleicht in Fachkreisen zu Erörterungen führen könnten, 
wiederzugeben. 

Die Arbeit, der ein ausführliches Literaturverzeichnis beigefügt 
ist, dürfte alle diejenigen interessieren, die sich mit Tariffragen unserer 
städtischen Verkehrsunternehmen befassen. Dr. Gretsch. 


Couvé, Dr. rer. pol. R. Die Eisenbahn-Güterabfertigung, 
Teil I: Abfertigungs- und Ladedienst. Teil TI: Haftung, Er- 
mittlungsdienst, Tarifwesen, Güterwagendienst, Zollvorschriften, 
Verkehrsstatistik, Dienstgut. Verlag Verkehrswissenschaftliche 
Lehrmittelgesellschaft Leipzig. 277 Seiten. Preis Za RM. 
Vorzugspreis für Reichsbahn 2,50 RM. 

In der Reihe der von der Verkehrswissenschaftlichen Lehrmittel- 
gesellschaft m. b. H., Leipzig, für den Verkehrsbeamten herausgegebenen 
Schriftenreihe nimmt das Lehrbuch von Dr. Couv& „Die Eisenbahn- 
Güterabfertigung“ nicht nur nach seinem Umfang, sondern auch nach 
seinem Wert für die Abfertigungsbeamten und namentlich für die, die 
es werden wollen, einen besonderen Platz ein, Die neue Auflage ist 
durch das zum 1. Oktober 1938 veränderte deutsche und internationale 
Verkehrsrecht sowie durch die Neuausgabe der Güterabfertigungs- und 
Güterbeförderungsvorschriften nötig geworden. Das Bestreben des Ver- 
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fassers geht dahin, dem Lernenden und Wiederholenden nicht nur den 
Sinn und Zusammenhang der zahlreichen und umfangreichen Vor- 
schriften, die bei der Güterabfertigung angewendet werden müssen, klar- 
zumachen, sondern ihn über den engen Kreis des Dienstes hinaus mit 
seiner Arbeit mitten in das Schaffen und Wirken der deutschen Volks- 
wirtschaft hineinzustellen, ihm den Wert und die Bedeutung seiner Ar- 
beit für die Volksgemeinschaft darzustellen und hierdurch die Freude 
an der Arbeit zu wecken und zu steigern, wobei auch praktische Mittel 
zur Leistungssteigerung in der beim Verfasser gewohnten Meisterschaft 
aufgezeigt werden. Dieses Bestreben ist in weitgehendem Maße ge- 
lungen, könnte aber zu weiterem Erfolge geführt werden, wenn der Ver- 
fasser sich bei einer späteren Auflage der Mitarbeit von Rechts- und 
Tarifkundigen bedienen würde, da die Abschnitte „Haftung“ und „Tari 
wesen“ nicht ganz geglückt sind. Der Abschnitt „Verkehrsstatisti 
hat den Rezensenten enttäuscht, da er nichts über die wichtige Eisen- 
bahnverkehrsstatistik (Versta G) enthält, sondern sich nur über die 
eisenbahnfremde Warenstatistik des Außenhandels ausläßt. Dieser 
Mangel läßt sich bei einer Neuauflage sicher leicht beheben. 


Der Gesamtwert des Lehrbuches wird durch diese Beanstandungen 
jedoch kaum gemindert. Es kann jedem Lernenden und Ausführenden 
des praktischen Güterabfertigungsdienstes wärmstens empfohlen werden, 
und hat dadurch insbesondere an Bedeutung gewonnen, daß sich der 
Kreis derer, an die sich der Verfasser wendet, nicht nur durch die 
Ostmark und das Sudetenland über das Altreich hinaus erweitert hat, 
sondern auch durch die befreiten und die Gebiete zwischen Ostsee und 
Karpathen. Danco. 


Mars, Carl. Allgemeine Bestimmungen über den Güter- 
verkehrnachdemAuslande, Verlag Hermann Klokow, 
Berlin SW 68, Alexandrinenstraße 77. 148 Seiten, Preis 3,50 RM. 


Die Vielseitigkeit der Bestimmungen über Auslandssendungen 
führt in der praktischen Anwendung zu mancherlei Zweifeln, z. B. über 
die im Einzelfall vorgeschriebenen Zollpapiere, über die Bezeichnung 
der Grenzübergänge, über die Zulassung von Nachnahmen, Frankaturen, 
Lieferwertangaben usw. Fehler, die in dieser Beziehung gemacht wer- 
den, können lästige Verzögerungen der Sendung, Unkosten und Zoll- 
strafen sowie viel unnötige Arbeit verursachen. Deshalb werden nicht 
nur die Güterabfertigungen und Spediteure, sondern auch die Export- 
firmen jedes Hilfsmittel dankbar begrüßen, das geeignet ist, ihnen die 
Vermeidung solcher Fehler nach Möglichkeit zu erleichtern. 


Diesem Zweck dient das vorliegende Buch. Es ist ein Handbuch 
für die Praxis, verfaßt von einem Praktiker, der die Bedürfnisse der 
mit dem Verkehr nach dem Ausland Befaßten aus eigener täglicher An- 
schauung kennt. Darin liegt die Begründung des Werkes, das jetzt in 
12. Auflage erscheint, und schon damit seine Bedeutung in der Reihe 
der Verkehrsbücher unter Beweis stellt. 
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Inhaltlich gibt das Buch nach dem Stande vom 1. Mai 1939 die Be- 
stimmungen über den Güterverkehr nach dem Auslande wieder, die in 
der Kundmachung 6B des Deutschen Eisenbahn-Verkehrsverbandes 
(Zollabfertigungsvorschriften B) enthalten sind. Der Gliederung der 
Zollabfertigungsvorschriften entsprechend teilt auch der Verfasser sein 
Büchlein in einen Abschnitt „Allgemeine Bestimmungen“ und eine Über- 
sicht über die besonderen Ländervorschriften ein. Diese Übersicht deckt 
sich im wesentlichen mit dem Text der „Länderübersichten“ der Kund- 
machung 6B; nur sind die dort jeweils mit abgedruckten Grenzzoll- 
bahnhöfe bei Marx zusammenhängend in einem besonderen als Anlage 
beigefügten Verzeichnis aufgeführt, Die Ausführungen in Abschnitt I 
bringen vielfach die im allgemeinen Teil der Kundmachung 6B ent- 
haltenen Vorschriften, teils ausführlich erläutert, teils nur in kurzen 
Auszügen, Bei der Auswahl ist der Verfasser jedenfalls von der Absicht 
geleitet, das für die Praxis Wichtigste deutlich hervortreten zu lassen. 
Darüber hinaus verdienen folgende in besonderen Kapiteln behandelte 
Sachgebiete Erwähnung: Inhalt und Form der internationalen Fracht- 
briefe, die Statistik des Warenverkehrs, das vereinfachte Anmeldever- 
fahren für Messe- und Ausstellungsgüter und die Bestimmungen über die 
Devisenüberwachung, wobei die besondere Behandlung des Auswanderer- 
guts und des Reiseguts von Juden nicht vergessen ist. Zu bedauern ist, 
daß das Buch die sehr brauchbare „Übersicht über die den Sendungen 
nach dem Ausland regelmäßig beizugebenden Begleitpapiere“ nicht mit- 
abdruckt, die der Kundmachung 6B als Anlage 1 beiliegt,. Ebenso wäre 
die Eignung des Buches als eines Nachschlagewerkes erhöht, wenn es 
eine dem „Verzeichnis der ausfuhrzollpflichtigen Waren“ (Anlage 3 zu 
$ 4 (1) der Zollabfertigungsvorschriften) entsprechende Übersicht ent- 
hielte, Eine drucktechnische Anregung: Das Auffinden der besonderen 
Bestimmungen für die einzelnen Länder könnte dadurch erleichtert wer- 
den, daß, wie bei den „Länderübersichten“ der Kundmachung 6B, am 
oberen Rande jeder Seite das jeweils behandelte Land angegeben wird. 

Dr. Preiser. 


Goltermann, Erich, Dr. jur, Landgerichtsdirektor, Bisenbahn-Ver- 
kehrsordnung vom 8. September 1938 nebst Ausführungs- 
bestimmungen mit den grundlegenden Vorschriften des Handels- 
gesetzbuches, den Verordnungen über die Einführung der EVO. 
im Lande Österreich und in den sudetendeutschen Gebieten, 
sowie den beiden Internationalen Eisenbahn-Übereinkommen 
und den Kraftverkehrs-Ordnungen, Band 10 der Verkehrsrecht- 
lichen Bibliothek. Verlag „Das Auto und Kraftrad“ Hugo 
Radüge, Berlin 1939, 626 Seiten. Preis in Leinen geb. 16,50 RM, 

Nach der vor einiger Zeit erschienenen neuesten Auflage des be- 
kannten Kommentars von Weirauch liegt nunmehr ein zweites Er- 
läuterungsbuch zu der für den Eisenbahnverkehr grundlegenden Ver- 

Ordnung aus der Feder des bereits durch zahlreiche verkehrsrecht- 

liche Abhandlungen bekannten Landgerichtsdirektors Dr, Golter- 
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mann vor. Wenn auch das Goltermannsche Buch neben der EVO. in 
dankenswerter Weise auch die Internationalen Übereinkommen über 
den Eisenbahnfracht- und Personen- und Gepäckverkehr sowie die Kraft- 
verkehrsordnungen für den Güterfernverkehr mit Kraftfahrzeugen ent- 
hält, so liegt in wissenschaftlicher Hinsicht jedenfalls der Wert des 
Buches ausschließlich auf den Erläuterungen zur neuen EVO. vom 
8. September 1938. 

Die neue EVO. ist inzwischen durch die Verordnung vom 22. Sep- 
tember 1939 (RGBIl. I S. 1965) auch auf das Gebiet der bisherigen Freien 
Stadt Danzig ausgedehnt und für die Kriegszeit in einigen Punkten 
vorübergehend geändert worden. (Vgl. insbes. die Verordnungen vom 
21. August, 6. September und 4. November d. J., abgedr. im RGBl. 1939 
II S. 952, 962 u. 997.) Für die wissenschaftliche Betrachtung sind diese 
Änderungen aber, da sie nur den praktischen Verkehrsbedürfnissen der 
Kriegszeit Rechnung tragen sollen, von keiner ausschlaggebenden Be- 
deutung. 

Wenn der Verfasser im Vorwort zum Ausdruck bringt, daß er sich 
in seinem Buch vielfach an das Vorbild des zur früheren EVO. er- 
schienenen Kommentars von Röder gehalten habe, so muß dazu gesagt 
werden, daß sein Werk den Röderschen Kommentar sowohl an Inhalt 
wie an Umfang weit übertrifft. Goltermann ist mit Erfolg bestrebt 
gewesen, den umfangreichen und alle Rechtsgebiete berührenden Stoff 
möglichst erschöpfend darzustellen und sich dabei eines gemeinver- 
ständlichen Ausdrucks zu bedienen. Das Buch enthält nicht nur kurze 
Anmerkungen, sondern auch eine ganze Reihe von Erläuterungen grö- 
Beren Umfangs, bei denen sich Goltermann eingehend mit den in Schrift- 
tum und Rechtsprechung vertretenen Auffassungen auseinandersetzt. 
Besonders sei hier die in ihrer Vollständigkeit und Übersichtlich- 
keit kaum zu übertreffende Darstellung der in der Praxis besonders 
wichtigen Haftbefreiungsgründe der Eisenbahn in den $$ 82 und 83 
EVO. hervorgehoben. Die Darstellung läßt allenthalben die reiche 
wissenschaftliche Erfahrung des Verfassers auf dem Gebiet des Eisen- 
bahnverkehrsrechts namentlich auch als ständiger Mitarbeiter der Ver- 
kehrsrechtlichen Rundschau erkennen. Der Umstand, daß der Ver- 
fasser dem Richterstand angehört, bietet eine sichere Gewähr für eine 
über dem Interessentenstandpunkt stehende Betrachtungsweise. 

In wissenschaftlicher Hinsicht ist die Bedeutung der neuen EVO. 
wohl in erster Linie darin zu erblicken, daß sie eine Reihe von älteren 
oder durch die frühere Fassung vom 16. Mai 1928 hervorgerufenen 
Streitfragen im wesentlichen beseitigt hat. Dies gilt in erster Linie 
für den durch die Einführung eines allgemeinen Entschädigungshöchst- 
betrages weggefallenen Kostbarkeitsbegriff, ferner für die Beseitigung 
des Begriffs „Irrtum“ bei der Erhebung von Frachtzuschlägen und bei 
fehlerhafter Frachtberechnung und schließlich auch für die Frage des 
Übergangs des Verfügungsrechts vom Absender auf den Empfänger. 
Auf der anderen Seite ist eine Reihe von bekannten älteren Streitfragen 
auch weiterhin der Entscheidung durch Schrifttum und Rechtsprechung 
überlassen geblieben. Gedacht ist hier vor alleman die Frage, ob der Emp- 
fänger gegenüber einem Anspruch der Eisenbahn auf Frachtnachzahlung 


Bücherschau. 1525 


nach $ 70 EVO, mit einem Gegenanspruch wegen eines durch die falsche 
Frachtberechnung erlittenen Schadens aufrechnen kann. Dies wird vom 
Verfasser grundsätzlich bejaht. Auch wenn man im Gegensatz zur 
Meinung des Rezensenten Goltermann beipflichtet, so wird man trotz- 
dem bedauern müssen, daß der Verfasser zwar die von ihm abweichenden 
Meinungen in Literatur und Gerichtspraxis eingehend anführt, im 
übrigen aber für seinen eigenen Standpunkt keine nähere Begründung 
gibt. Gerade bei dieser auch für die Praxis sehr wichtigen Streitfrage, 
bei der sich die gegenseitigen Meinungen versteift zu haben scheinen, 
wäre eine gedankliche Auflockerung erwünscht gewesen. 

Eine etwas eingehendere Betrachtung hätte wohl die vom verkehrs- 
politischen Standpunkt aus wichtigste Neuerung der EVO., nämlich die 
Einbeziehung der nebenbahnähnlichen Kleinbahnen, in ihren Gel- 
tungsbereich verdient. Hier hätten vor allem auch die Auswirkungen 
in tariflicher Hinsicht Erwähnung finden können. Es wäre überhaupt 
zu wünschen, daß der Verfasser bei einer Neuauflage des Kommentars 
die mit dem Tarifwesen zusammenhängenden Fragen etwas ausführlicher 
behandelt. Was die Frage der Aufnahme der Kleinbahnen in die EVO. 
anlangt, so muß die Ansicht des Verfassers abgelehnt werden, wo- 
nach sich diese Erweiterung des Geltungsbereichs auch auf die 
dem Personenbeförderungsgesetz vom 4. Dezember 1934 unterliegen- 
den Straßenbahnen bezieht. Das genannte Gesetz hat vielmehr 
die Straßenbahnen ihres Charakters als „Eisenbahnen“ im Sinne des 
Kleinbahngesetzes von 1892 entkleidet, Da die Straßenbahnen also keine 
Eisenbahnen mehr sind, fallen sie im Gegensatz zu den sog. „neben- 
bahnähnlichen Kleinbahnen“, die Eisenbahnen geblieben sind, nicht 
unter den Geltungsbereich der EVO. Für die Straßenbahnen sind viel- 
mehr nach $ 17 des Personenbeförderungsgesetzes die Beförderungs- 
bedingungen der einzelnen Bahn maßgebend; der Güterverkehr dieser 
Bahnen richtet sich dagegen nach dem Landfrachtrecht (so auch Wei- 
rauch, Erläuterung 2 zu $ 1). 

Das Buch wird wegen seines gediegenen Inhalts sowie wegen seiner 

laren und übersichtlichen Darstellungsweise bei allen am Eisenbahn- 
Verkehrsrecht interessierten Kreisen die verdiente Beachtung und Ver- 
breitung finden, Dr. K. Friebe, 


Quecke-Bussmann. Reichsenteignun gsrecht. Die Gesetze des 
Reiches über die Enteignung von Grundeigentum, Erläutert von 
Hans Quecke, Ministerialrat im Reichswirtschaftsministe- 
rium und stellyertret. Leiter der Reichsstelle für Landbeschaf- 
fung. Zweite, wesentlich erweiterte Auflage unter Mitarbeit von 
Konrad Bussmann, Rechtsanwalt am Landgericht Berlin. 
Verlag Franz Vahlen, Berlin W 9, Linkstr.16. 441 Seiten. Preis 
gebunden 14,50 RM. 

Das Enteignungsrecht hat als wichtiger Faktor zur Erfüllung der 
großen Bauaufgaben in den letzten Jahren stark an Bedeutung gewonnen. 
Wann mit der Verabschiedung des schon seit längerer Zeit im Entstehen 
begriffenen allgemeinen Reichsenteignungsgesetzes zu rechnen ist, ist 
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noch nicht zu übersehen. Auch wird es voraussichtlich nicht alle Sonder- 
enteignungsgesetze entbehrlich machen. Es ist daher sehr zu begrüßen, 
daß in dem vorliegenden Werk das in zahlreichen Einzelgesetzen und 
Verordnungen verstreute Reichsenteignungsrecht übersichtlich zusam- 
mengefaßt und unter Berücksichtigung der jüngsten Rechtsprechung und 
Verwaltungspraxis sowie des einschlägigen Schrifttums kommentiert ist. 
Daß damit einem wirklichen Bedürfnis in der Praxis gedient ist, zeigt 
die Tatsache, daß der 1936 erstmalig erschienene Kommentar vergriffen 
ist und jetzt bereits in zweiter Auflage erscheint, die mit dem Stand vom 
1. April 1939 abgeschlossen ist. 

Die nachstehende Übersicht zeigt den umfassenden und vielseitigen 
Inhalt des Werkes: I. Teil: Wehrmacht und Luftschutz (Land- 
beschaffungsgesetz mit den Durchführungs- und Ergänzungsbestim- 
mungen, Schutzbereichgesetz und enteignungsrechtliche Vorschrift des 
Luftschutzgesetzes). II. Teil: Vierjahresplan (Landbeschaffung 
für die Hermann-Göring-Werke und für Zwecke des Volkswagenwerkes 
Fallersleben, sowie Landbeschaffung für den Bau reichseigener Getreide- 
speicher). III. Teil: Wohnungswesen und Städtebau (die 
enteignungsrechtlichen Vorschriften der sog. Behebungsverordnung, 
Kleingarten- und Kleinpachtlandordnung, Reichsheimstättengesetz, Ver- 
ordnung über vorstädtische Kleinsiedlung, das Festungsenteignungs- 
gesetz, die Vorschriften über Enteignungen auf dem Gebiete des Städte- 
baues, das Gesetz über die Neugestaltung deutscher Städte nebst Durch- 
führungs- und Ergänzungsbestimmungen). IV. Teil: Landwirt- 
schaftund Naturschutz (die enteignungsrechtlichen Vorschrif- 
ten aus dem Reichssiedlungsgesetz, der Verordnung über die Ödland- 
erschließung, der Reichsumlegungsordnung, des Reichsnaturschutz- 
gesetzes, der Wasser- und Bodenverbands-Verordnung usw.). V. Tei 
Verkehr, Energiewirtschaft (enteignungsrechtliche Vor- 
schriften betr. Reichsbahn, Reichswasserstraßen, Luftverkehrsgesetz, 
Reichsautobahnen, Energiewirtschaftsgesetz usw.). VI. Teil: Enteig- 
nungsvorschriften für Sondervorhaben (z. B. Neckar- 
Kanalisierung, Talsperre Hohenwarte, Kanalisierung der Mittelweser 
u. v. a). 

Als Anhang ist das Preußische Enteignungsgesetz abgedruckt. An 
den Anfang des Werkes ist — für die zweite Auflage neu — eine Ein- 
leitung gestellt, die eine systematische Darstellung der geltenden Grund- 
sätze des Enteignungsrechts bietet und besonders die schwierigen und für 
die Praxis so wichtigen Fragen der Art und Höhe der Entschädigung 
eingehend erörtert. Das Kapitel Enteignung fürReichsbahn- 
zw ecke im Teil V ist insofern etwas überholt, als ihm noch das Reichs- 
bahngesetz vom 13. März 1930 zugrunde liegt. Da aber der $ 27 des 
neuen Reichsbahngesetzes vom 4. Juli 1939 inhaltlich dem §§ 38 Abs. 2 
des früheren Reichsbahngesetzes entspricht, sind die Erläuterungen 
hierzu nicht wertlos geworden. 

Der bereits in seiner ersten Auflage ausgezeichnet beurteilte Kom- 
mentar wird auch in der neuen erweiterten Auflage von allen, die mit 
Enteignungsfragen zu tun haben, als zuverlässiges Hand- und Nach- 
schlagebuch gern benutzt werden. Dr. Genest. 
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Die baupolizeilichen Vorschriften des Deutschen Reiches und Preußens, 
Reichsbaurecht und Preußisches Landesbau- 
recht. Loseblatt-Sammlung aller einschlägigen Gesetze, Ver- 
ordnungen, der Ministerialerlasse und Richtlinien. Mit Erläute- 
rungen und Verweisungen von Georg Kayser, Ministe- 
rialrat im Preußischen Finanzministerium, II. Auflage, Verlag 
C. H. Beck, München und Berlin. In rotem Leinenordner 9,50 RM. 
544 ‚Seiten. Taschenformat. Ergänzungsblätter je Blatt etwa 
3 Rpf. t 

Die umfangreiche Gesetzgebung der letzten Jahre auf dem Gebiet 
der Baupolizei und ihrer Grenzgebiete hat die Orientierung über dieses 
Rechtsgebiet außerordentlich erschwert, Mit einer übersichtlichen Zu- 
sammenfassung der einschlägigen Bestimmungen in einem Werk war da- 
her tatsächlich einem dringenden Bedürfnis in der Praxis abzuhelfen. 
Die Tatsache, daß die erste Auflage der vorliegenden Sammlung binnen 
zehn Monaten vergriffen war, bestätigt das. 

Insgesamt 113 Gesetze, Verordnungen, Erlasse und Richtlinien aus 
dem Gebiete des Baupolizeirechts und seiner Grenzgebiete wie Reichs- 
und Landesplanung, Siedlung, Naturschutz, Luftschutz, Luftverkehr usw. 
sind hier — nach sachlichen Gesichtspunkten in 7 Abschnitte gegliedert 
— zusammengestellt. Die übersichtliche Anordnung des umfangreichen 
Stoffes, kurze Erläuterungen und Verweisungen, ein Verzeichnis nach 
Kennworten und zeitlicher Folge sowie ein eingehendes Sachverzeichnis 
erleichtern das Auffinden der gesuchten Bestimmung. Einen besonderen 
Wert erhält das Buch dadurch, daß es an Hand der Erfahrungen des 
zuständigen Preußischen Finanzministeriums durch dessen Sachrefe- 
renten bearbeitet worden ist. Die Anschaffung des Werkes, das als Lose- 
blatt-Sammlung durch Einfügung von Ergänzungsblättern stets auf dem 
laufenden gehalten werden kann, ist für alle Stellen, die mit baupolizei- 
lichen Angelegenheiten zu tun haben, sehr zu empfehlen. 

Dr. Genest. 


Jonas, Dr. Martin, Senatspräsident beim Reichsgericht, Mitglied der 
Akademie für Deutsches Recht, Die Zivilprozeßord- 
nung in der Fassung der Bekanntmachung vom 8. November 
1933. 16. Auflage des von Ludwig Gaupp begründeten Kom- 
mentars, völlig neu bearbeitet unter Mitwirkung von Dr. Rudolf 
Pohle, Landgerichtsdirektor im Reichsjustizministerium. In 
2 Bänden. Verlag von I. C. B, Mohr (Paul Siebeck) in Tübin- 
gen, 2. Band in 4 Lieferungen. 1939. Auswechselbar in Halb- 
franz gebunden. Preis 10,10 RM, 

Der 2. Band dieses Kommentars und damit das Gesamtwerk ist 
Nunmehr mit dem Erscheinen der 8. Lieferung abgeschlossen. Das Werk 
ist anläßlich des Abschlusses des ersten Bandes im Heft 1 dieses Jahr- 
gangs besprochen worden, Daß nunmehr das gesamte, völlig neu be- 
arbeitete Standardwerk vollendet vorliegt, wird allgemein begrüßt 
werden. Dr. Genest. 
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Elsner’s Taschen-Jahrbuch für den nichttechnischen Eisenbahndienst. 
1940. I. Jahrgang. Bearbeitet von einer Arbeitsgemeinschaft 
gehobener Reichsbahnbeamter. Otto Elsner Verlagsgesellschaft, 
Berlin—Wien—Leipzig. 477 Seiten, Preis 3,50 RM. 

Neben den schon seit mehreren Jahren erscheinenden Taschen-Jahr- 
büchern für den bautechnischen Eisenbahndienst und für den Werk- 
stätten- und Betriebsmaschinendienst bei der Deutschen Reichsbahn hat 
der Verlag Elsner für das Jahr 1940 zum erstenmal auch ein Taschen- 
Jahrbuch für den nichttechnischen Eisenbahndienst herausgegeben. Es 
will in knapper, aber für den Nichtspezialisten ausreichender Form einen 
Querschnitt durch das umfangreiche Vorschriftenwerk des nichttechni- 
schen Eisenbahndienstes geben. Dabei sollte, wie das Vorwort betont, 
nicht etwa der gesamte in Frage kommende Stoff in diesem ersten Jahr- 
gang verarbeitet werden. Die Vollendung dieser Aufgabe soll vielmehr 
drei oder vier Jahrgängen vorbehalten bleiben. 

In dem vorliegenden 1. Band sind behandelt unter dem Abschnitt 
Allgemeines die Geschichte der deutschen Eisenbahnen, die Organi- 
sation der Deutschen Reichsbahn und der Reichsautobahnen und das 
Thema Partei und Staat. Den Hauptteil des Buches nehmen die Ab- 
schnitte Verkehrsdienst, Betriebsdienst und Verwaltungsdienst ein. In 
dem Abschnitt Verwaltungsdienst werden ausschließlich Vorschriften 
aus dem Gebiet des Beamtenrechts behandelt. Eigentliches Verwaltungs- 
recht oder Eisenbahnrecht ist in diesem Band noch nicht enthalten. Der 
letzte Abschnitt Finanzdienst beschränkt sich auf die Wiedergabe des 
Buchungsplanes. Im Anhang ist das Reichsbahngesetz und die Durch- 
führungsverordnung vom 5. Juli 1939 abgedruckt. 

Selbstverständlich kann — wie das Vorwort selbst betont — das 
Studium dieses Jahrbuchs nicht das Studium der darin behandelten Ge- 
setze, Verordnungen und Vorschriften ersetzen. Es hat aber sicherlich 
als Lehr- und Nachschlagebuch für den in der Ausbildung und für den 
in der Praxis stehenden Eisenbahner seinen Wert und wird gern benutzt 
werden. Seine Brauchbarkeit wird sich von Jahr zu Jahr erhöhen, wenn 
erst alle Gebiete des nichttechnischen Eisenbahndienstes darin bearbeitet 
sind und wenn — was in diesem ersten Bande noch fehlt — ein gutes 
Sachverzeichnis das Auffinden der gesuchten Darstellungen erleichtert, 

Dr. Genest. 


Weber, Hans Adolf. Verwaltungsdienst der Deutschen 
Reichsbahn in Frage’und Antwort. Verlag: Be- 
amtenpresse GmbH., Berlin SW 68. 134 Seiten, Preis 1,00 RM. 

Das Büchlein enthält in 23 Kapiteln eine Zusammenstellung der 
iu der NSBZ-Reichsbahnbeamtenzeitung sehr dankenswerterweise in den 
letzten zwei Jahren erschienenen Fragen und Antworten aus dem Ver- 
waltungsdienst der Deutschen Reichsbahn. Vorzugsweise sind die wich- 
tigsten Gebiete aus den Finanzvorschriften behandelt, daneben noch 
einige andere Sondergebiete, wie die Dienstkleiderordnung, Nachtdienst- 
zulage, Wohnungswesen und— in etwas lockerer Systematik eingeschaltet 
zwischen der Verlustentschädigung und der Vermietung von Lager- 
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plätzen usw. — die „Aufgaben der Amtsvorstände der Deutschen Reichs- 
bahn“. Der Verwaltungsdienst greift natürlich weiter. Vor allem nach 
der Seite der Organisation hin darf für eine weitere Auflage eine Er- 
gänzung empfohlen werden, die im Vorwort allgemeilı auch bereits an- 
gekündigt ist. Das Werkchen ist für Eisenbahner bestimmt, die ihren 
Wissensstoff wiederholen und sich weiter ausbilden wollen. Es dürfte 
in der Hauptsache von solchen Eisenbahnern zur Hand genommen wer- 
den, die sich für Prüfungen vorbereiten wollen. Zum Studium dürften 
die Vorschriften selbst, zumal bei ihrer Abfassung nach Aufbau, Moti- 
vierung und Sprache auf die Interessen der Lernenden besonders Rück- 
sicht genommen worden ist, geeigneter sein. Einige kleine Unrichtig- 
keiten müssen bei der Darstellung einer Materie, die noch erheblich im 
Flusse ist, in Kauf genommen werden, 

Das eingehende Stichwortverzeichnis ist nach Kapiteln unterteilt. 
Nach meiner Auffassung wird durch eine derartige Unterteilung das 
Nachschlagen nicht erleichtert. Im ganzen kann das Büchlein für seine 
Zwecke nur empfohlen werden. Dr. Busch. 


Tork, J. A. Jernbanetariffer og Omkostningsbereg- 
ninger. Dansk Ingeniörforenings ingeniörvidenskabelige 
Skrifter, B Nr. 19. 84 S. mit einer Zusammenfassung in engli- 
scher Sprache. Dansk Ingeniörforening. In Kommission bei 
G. E. C. Gad, Kopenhagen, 1939. Preis 3 Kr. 

Sparsam ist die dänische Eisenbahnliteratur. Über das Tarifwesen 
findst man nur hier und da in der nordischen Fachpresse Betrachtungen. 
Canc. polit. Tork hat sich schon vor wenigen Jahren in der Schrift 
„Baner og biler“ mit Tariffragen auseinandergesetzt (vgl. Archiv 1936 
S. 1213 £f.). Mit der vorliegenden Schrift „Eisenbahntarife und Selbst- 
kostenberechnungen“ will der Verfasser, ein Anhänger der Betriebs- 
kostenlehre, den engen Zusammenhang zwischen dem Tarif und den Be- 
triebskosten darlegen, wobei er diese mehr als bisher als Grundlage für 
tarifarische Maßnahmen anerkannt haben will. 

Einer kurzen geschichtlichen Betrachtung des Eisenbahntarifs 
(Kapitel 1) folgt ein Kapitel 2 „Inhalt und Form des Eisenbahn- 
tarifs“, Aufbau des Tarifs, die verschiedenen Tarifarten und die im 
allgemeinen vorkommenden Tarife werden hier behandelt. Der Ver- 
fasser vertritt bei der Behandlung des Eisenbahntarifs die Ansicht, daß 
in einer Zeit, wo dem Verfrachter die Wahl des Verkehrsmittels frei- 
steht, es der Eisenbahn gestattet werden muß, Großverfrachtern be- 
sondere Sätze einzuräumen, wie dies auch die anderen Verkehrsmittel 
tun. Vom allgemeinwirtschaftlichen Standpunkt würde der Verfasser 
sicher zu einer anderen Beurteilung gelangen. Denn eine Aufnahme des 
Wettbewerbs in dem Sinne des Verfassers führt nur zu weiteren gegen- 
seitigen Unterbietungen, bei denen letzten Endes die Volkswirtschaft 
doch der leidende Teil sein muß. Vor allem läßt sich bei einem weit 
ausgebauten Verfahren dieser Art die volkswirtschaftlich so zu be- 
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grüßende niedrige Tarifierung der Massengüter und der Rohstoffe nicht 
mehr aufrechterhalten. 

In dem 3. Kapitel wird die Betriebskostenlehre behandelt, die Ver- 
teilung der Ausgaben, die Bedeutung der Buchführung und Statistik für 
die Betriebskosten. Der Verfasser weist auf den Wert der Betriebs- 
kostenberechnungen für die Tarifbildung hin. Es werden die muster- 
gültigen Untersuchungen der Schwedischen Staatsbahn aus den Jahren 
1911—1914 erwähnt, die der weiteren Bearbeitung der großen Tarif- 
reformvorschläge Schwedens zugrundegelegt wurden. Auch die Behand- 
lung der Betriebskostenlehre durch Professor Pirath wird eingehend ge- 
würdigt. Ich glaube, daß der Verfasser den Wert der Betriebskosten 
für die Tarifierung doch überschätzt. Mindestens gilt das für den 
Staatsbahnbetrieb. Es ist bestimmt auch für den Tarifeur von großem 
Interesse, zu erfahren, daß die Schnellzüge wirtschaftlicher als die Per- 
sonenzüge, die Wagenladungen lohnender als die Stückgutbeförderung 
sind, die Kosten des Personenverkehrs bei vielen Eisenbahnen nur aus 
den Überschüssen des Güterverkehrs gedeckt werden können. Das sind 
alles Erkenntnisse, die auch für den Tarifeur sehr wertvoll sind und ihm 
in früherer Zeit unbekannt waren. Der Tariftheoretiker würde bei der 
Tarifaufstellung auch nach diesen gewonnenen Ergebnissen seinen Tarif 
aufstellen können. Auch in der Privatwirtschaft, selbst zum Teil auch 
bei Privatbahnen wird man auch in der Praxis zu einem guten Teil 
danach verfahren können. Anders liegt es beim Staatsbahnbetrieb. Hier 
sind so viele andere Gesichtspunkte zu berücksichtigen und Aufgaben 
zu erfüllen, die außerhalb jeder Betriebskostenerkenntnis liegen, daß die 
praktische Tarifbildung ein ganz anderes Bild gibt und auch geben 
muß. Die kürzlich erschienene Schrift des Ministerialrats Dr. W. Spiess 
„Die Betriebswissenschaft des Eisenbahngütertarifs“ hat Theorie und 
Wirklichkeit in das rechte Licht gesetzt. Je stärker eine Volkswirtschaft 
nach allgemeinwirtschaftlichen Gedanken und Zielen geleitet wird, um 
so mehr entfernt man sich von Maßnahmen, die vom Betriebskosten- 
standpunkt aus oft als selbstverständlich erscheinen würden, Ich will 
mit diesen Ausführungen keineswegs die uns durch die Betriebskosten- 
lehre gewonnenen Erkenntnisse unterschätzen, nur hüten müssen wir 
uns vor Überschätzung. 

Dieser Auffassung nähert sich auch Tork, wenn er schreibt, daß 
eine brauchbare Kostenkalkulation mangels einer wirklich scharfen 
Scheidung zwischen festen Kosten und beweglichen Kosten schwer zu 
finden ist und daß auch andere Gründe für die Festsetzung der Be- 
förderungspreise maßgebend sind, die Schwierigkeiten des Zugrunde- 
legens der Betriebskosten aber noch größer werden, wenn die Eisen- 
bahn mit anderen Verkehrsmitteln im Wettbewerb steht. Diese Gedanken 
finden ihre besondere Betrachtung in den Kapiteln 4 und 5, „Die Be- 
förderungsmenge und der Beförderungspreis“ und „Die Bedeutung wirt- 
schaftlicher Tarife für die Finanzen der Eisenbahnen und die Beförde- 
rungsmenge“. 

Eine in englischer Sprache geschriebene Zusammenfassung auf 
8 Seiten ermöglicht auch dem, der der dänischen Sprache nicht mächtig 
ist, sich in kurzen Zügen mit den Gedanken des Verfassers zu befassen. 
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Nach allem Vorstehenden bedarf es kaum der Betonung, daß die 
Untersuchungen und Betrachtungen Torks eine vielseitige Beleuchtung 
der Probleme geben. Es werden hier Fragen behandelt, mit denen sich 
nicht nur jeder Tarifeur, sondern auch jeder Volkswirtschaftler einmal 
befaßt haben muß. Besonders in den nordischen Ländern wird daher die 
Schrift weite Verbreitung finden. Es lohnt sich jedenfalls, den Ge- 
dankengängen Torks einmal zu folgen, um auch aus dieser Schrift wert- 
volle Anregungen zu weiterem Nachdenken zu empfangen. 

Paszkowski. 


Anger, Georg, Dr.-Ing. Zehnteilige Einflußlinien für 
durchlaufende Träger, Dritte, neubearbeitete und er- 
weiterte Auflage. Verlag Wilhelm Ernst & Sohn, Berlin W 9. 
1939. 175 Seiten. Preis br. 11 RM, geb. 12 RM. 

Die bekannten zehnteiligen Einflußlinien haben in der Praxis des 

In- und Auslandes einen derartigen Anklang gefunden, daß die zweite 

Auflage schon nach zwei Jahren wieder vergriffen war, Sie stehen nun- 

mehr in bedeutend erweiterter Form der Fachwelt wieder zur Ver- 

fügung. 
In der Einleitung ist alles Nötige über die Berechnung von über 

2, 3 und 4 Felder durchlaufenden Trägern kurz und übersichtlich zu- 

sammengestellt; für die Berechnung von über mehr als 4 Felder durch- 

laufenden Trägern wird auf ein einfaches Verfahren von Zimmermann 
hingewiesen (Näheres s. Zimmermann, Beitrag zur Berechnung durch- 
laufender Träger, Bautechn. 1937, Heft 10, Seite 122 ff., Verlag W. Ernst 

& Sohn). Die Tafeln enthalten die Einflußordinaten der Momente, 

Scher- und Auflagerkräfte für den einfachen Träger auf zwei Stützen, 

für den einseitig frei gelagerten und einseitig eingespannten Träger, 

für durchlaufende Träger mit den Stützweitenverhältnissen 1:1, 1:11 

usw. bis 1:2 und 1: 150,821, 121%, ER Fro been 

1:2:1; 1:0,8:0,8:1; 1:1:1:1, 1:11:11:1 usw, bis 1:2:2:1. 

Die Erweiterungen bestehen in der Aufnahme der Stützweitenver- 
hältnisse 1 : 1,3; 1 7 Le und 1:1, bei zwei, drei und vier Feldern und 
des Stützweitenverhältnisses 1 : 1,25 :1, das im Kranbau oft vorkommt. 

Ferner wurden bei den Belastungswerten sogenannte Belastungsgleich- 

Werte neu aufgenommen, d.h. diejenige gleichförmige Last, die das 

gleiche Stützenmoment hervorruft wie die tatsächlichen Einzel-, 

trecken- oder Dreieckslasten, womit für die Berechnung der Stützen- 
momente die einfacheren Gleichungen für gleichförmige Belastungen be- 
nutzt werden können. Neu sind außerdem die Einflußlinien für die 

Größtmomente, die sogenannten maximalen Einflußlinien. 

di Dem Verfasser und Verlag gebührt der Dank der ‚Fachwelt für 

fi ese Neubearbeitung, die viel Zeit und Arbeit ersparen hilft und daher 

ür die Praxis heute mehr denn je unentbehrlich ist, Ernst. 
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Neue Werke über Eisenbahnwesen 
und verwandte Gebiete. 


Elsners Taschen-Jahrbuch für den Reichsbahn-Kraftverkehr. Verlag Otto Elsner, 
Berlin SW 68, Oranienstraße 140/142. 399 Seiten. Preis 3,50 RM. 


Emperger, Dr.-Ing. Fritz. Stahlbeton mit vorgespannten Zulagen aus höherwerti- 
gem Stahl. Verlag Wilhelm Ernst und Sohn, Berlin W 9, Köthener Str. 38. 
38 Seiten. 22 Abbildungen. Preis 4,10 RM. 


Schardt, Fr, Lehr- und Nachschlagebuch über den Eisenbahn-Verkehrs- und 
Kassendienst. Verlag Limburger Vereinsdruckerei Limburg (Lahn). 470 Sei- 
ten. Preis 4,50 RM. 


Seiler, Dr.-Ing. Robert. Über die Berechnung schiefer Eisenbetonbalkenbrücken. 
Verlag Wilhelm Ernst und Sohn, Berlin W 9, Köthener Str. 38. 140 Seiten. 
19 Abbildungen. Preis 5,80 RM. 


Treibe, Paul, Ministerialdirektor. Dringende Probleme der Verkehrsbedienung. 
Verlag Verkehrswissenschaftliche Gesellschaft an der Westfälischen Wil- 
'helms-Universität Münster i. W., Johannisstraße 9. 32 Seiten. Preis 1 RM. 


Zeitschriften. 


Allgemeiner Tarifanzeiger, Wien. 
58. Jahrg. Nr. 33 bis 36. Vom 19. August bis 9, September 1939. 
(83—34:) Zur Frachtzahlung im Transitverkehr durch Deutschland. — 
(83:) Das Verhältnis der Protektoratsbahnen zum Deutschen Reich. — (34:) 
Die neuen Vorschriften über den Möbelfernverkehr mit Kraftfahrzeugen. 
— (35): Zweifelsfragen aus $ 60 EVO, betr. Frachtzuschläge. — (36:) 
Klarstellung der frachtrechtlichen Bestimmungen für Vereinbarungs- 


sendungen. — Der Werkverkehr mit Lastkraftwagen. — Polens Eisen- 
bahnnetz. 


Der Bahningenieur, Berlin. 
56. Jahrg. Nr. 35 bis 43/44. Vom 27. August bis 22./29. Oktober 1939. 


(35:) Über die selbsttätige Aufzeichnung elektrischer Meßgrößen. — Das 
Licht ersetzt den Zeichner. — Baubeschränkungen zur Sicherung der 
Gewinnung von Bodenschätzen. — (86:) Gasschmelzschweißung in der 
Gleisunterhaltung / Einrichtung einer Gasschmelzschweißrotte. — Dienst- 
aufgaben des Lokomotivdienstleiters in einem Bahnbetriebswerk. — Die 
schwerste Abraumlokomotive der Welt. — (37/38:) Der Erweiterung s- 
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bau des Reichsbahnausbesserungswerkes Rostock. — Bau eines Ölkellers 
für die Erweiterung des Reichsbahnausbesserungswerkes Rostock. — Er- 
läuterungen zu den Schutzraumbestimmungen. — Erweiterung des Diesel- 
zugverkehres in Holland. — (39/40:) Vom Entwurf einer Straßenunter- 
führung und ihrem Bau im Betriebe. — (41/42:) Das neue Reichsbahn- 
gesetz. — Die Herstellung dünner Lagerausgüsse nach dem Druckgieß- 
verfahren, — Verschärfte Erfassung des Nachwuchses für die tech- 
nischen Beamtenlaufbahnen. — Gesetz über Kreuzungen von Eisenbahnen 
und Straßen. — (43/44:) Reichsbahn und Raumplanung. — Aus der Stoff- 
und Gerätewirtschaft. — Die neue Bautrupp-Dilo. 


Annales des travaux publics de Belgique. Brüssel, 
92. Jahrgang. Heft 4. August 1939. 
Mouvement de la navigation intérieure de la Belgique en 1936, 


Die Bautechnik. Berlin. 
17. Jahrg. Heft 35 bis 46. Vom 18, August bis 27. Oktober 1939, 

(85—87:) Brücke über die Süderelbe im Zuge der RAB Hamburg—Han- 
nover—Bremen. — (36:) Das Gabelungsbauwerk der Reichsautobahn bei 
Hattenbach in Kurhessen. — (38:) Flußregelungen und Brücken- 
bauten in Hannover. — (40/44:) Die Lahntalbrücke bei Limburg im Zuge 
der Reichsautobahn Frankfurt (M.)—Limburg—Köln. — Über einige be- 
merkenswerte Beobachtungen bei der Gründung auf Feinsanden. — 
(45:) Der Ausbau der Elbe zum schiffbaren Strom. — Neue Einheits- 
wohnschiffe bei der Reichswasserstraßendirektion Königsberg (Pr.) — 
(46:) Amerikanische Vorschriften für die Abdichtung von Eisenbahn- 
bauwerken gegen Sicker- und Grundwasser. 


Chronique des transports. Paris. 
18. Jahrg. Nr. 15/16. Vom 10. August 1939. 
La Société Nationale des chemins de fer français en 1938. — Les 
décrets-lois et les transports. — Le nouveau statut des chemins de fer et 
des passages A niveau en Allemagne. — La situation de la Compagnie 
des chemins de fer Sud-Mandchourien. — Les autoroutes allemandes 
en 1938. 


Deutsche Bauzeitung. Berlin. 
73. Jahrg. Nr. 34 bis 38. Vom 23. August bis 20. September 1939. 


(34:) S-Bahnhof Potsdamer Platz in Berlin. — (37:) Kriegswirtschafts- 
verordnung und Bauwirtschaft. — (38:) Kosten- und Preissenkung für 
Bauarbeiten. 


Deutsches Recht vereinigt mit Juristische Wochenschrift, Berlin. 
9. Jahrg, Heft 27 bis 32. Vom 19. August bis 23, September 1939. 


(27:) Die Haftung der Eisenbahn im Güterverkehr bei Verlust oder Be- 
schädigung des Gutes und bei Lieferfristüberschreitung unter Berück- 
sichtigung der Lieferwertangabe. — Unfallneurose und Reichsgericht. — 
(32:) Das Reichsbahngesetz vom 4. Juli 1939. 


Archiv für Eisenbahnwesen. 1939, 99 
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Der deutsche Volkswirt. Berlin. 
14. Jahrg. Nr. 2, Vom 13. Oktober 1939. 
Kraftfahrzeugsteuer. 


Deutsche Wasserwirtschaft. Stuttgart. 
34. Jahrg. Heft 9 bis 10. Vom 1, September bis 1. Oktober 1939. 


(9:) Planung im Verkehrswasserbau und Ausbau des Dortmund-Ems- 
Kanals. — (10:) Wasserwirtschaftsstrategie und Kriegswirtschaft. 


Deutsche Wirtschaftszeitung. Berlin. 
36. Jahrg. Heft 34 bis 39. Vom 17. August bis 21. September 1939. 
(84:) Güterverkehr im Hamburger Hafen 1938. — (39:) Der Reichsbahn- 
verkehr im Juli. 


Electrical Engineering. New York, 
Band 58. Nr. 8. August 1939. 
Signaling on electric Railroads, 


Elektrotechnische Zeitschrift. ETZ. Berlin. 
60. Jahrg. Heft 33 bis 42. Vom 17. August bis 19. Oktober 1939. 
(33:) Korrosion-Fernwirkung durch Bahnstreustrom. — (36:) Der elektro- 
technische Aufbau der Verkehrssignalanlage für die Ost-West-Achse in 
Berlin. — (40/41:) Aus der Entwicklung der Schnellbahnen. — (42:) Ent- 
wicklung des Berliner Nahverkehrs und seine künftige Gestaltung. 


Engineering. London. 
Band 148. Nr. 3840 bis 3842. Vom 18. August bis 1. September 1939. 
(3840:) Continuous blowing-down for locomotives. — (3841/3842:) Loco- 
motive reconstruction on the Central Uruguay Railway (Illus.). -— 
(8842): Trackrecording car on the Great Indian Peninsular Railway 
(Illus.). 


Le génie civil. Paris. 
Band 115. Nr. 8 bis 9. Vom 19, bis 26. August 1939. 
(8:) La situation actuelle des Chemins de fer allemands. — (9:) Locomo- 
tive électrique de 12000 ch pour la ligne du Saint-Gotthard des Chemins 
de fer fédéraux suisses, 


Glasers Annalen, Berlin. 
63. Jahrg. Nr. 16 bis 19/20, Vom 15. August bis 1./15. Oktober 1939. 
(16:) Über die Festigkeitsberechnung von auf einer Zylinderfläche be- 
findlichen Schweißnähten. — Die neuere Entwicklung der Straßenwalzen. 
— Die Mason-Lokomotive, — (17:) Die magnetische Abfederung. Ein 
Vorschlag, insbesondere für Fahrzeuge in Leichtbauweise, — Paris—Le 
Mans elektrisch. — (18:) Neues Vorschuhschweißverfahren für Loko- 
motivkessel-Heizrohre. — (19/20:) Das Abnahmewesen der Deutschen 
Reichsbahn. — Werkstoffprüfung bei der Deutschen Reichsbahn. — Die 
Entwicklung des Stoffwesens nach dem Kriege, — Verfahren zur zer- 
störungsfreien Prüfung von Werkstücken, besonders von Schweißnähten. 
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De Ingenieur. Utrecht, 
54. Jahrg. Nr. 42. Vom 20. Oktober 1939. 
Opening van de beide nieuwe stations te Amsterdam bij Muiderpoort en 
Amstel. 


Die Lokomotive, Berlin. 
36. Jahrg. Nr. 6. Vom 7. September 1939. 
Betrachtungen über den Kurvenlauf und die Spurkranzabnützung von 
Dampflokomotiven. — Feuerlose Lokomotiven als Tunnel-Lokomotiven. — 
Oslo—Bergen in 7 Stunden. — Neuartige Kesselauflagerung und Rück- 
stell-Vorrichtung für Mallet-Triebgestelle. — Die Triebfahrzeuge der 
Schweizerischen Landesausstellung in Zürich. — Lokomotive als Denkmal. 


Meddelelser fra Norges Statsbaner, Oslo. 
14. Jahrg. Nr. 3 bis 4. Von Juni bis August 1939. 

(3:) Bericht der Norwegischen Staatsbahn über die Bahnbewachung und 
Bahnunterhaltung sowie das Fernmeldewesen in der Zeit vom 1. Juli 1997 
bis 30. Juni 1938. — Fahrten mit dem Michelinewagen auf der Bergens- 
bahn. — Haftung der Eisenbahn bei Anlagearbeiten. — Fahrkarten- 
rechnungslegung bei der Norwegischen Staatsbahn. — (4:) Plakate und 
Anschläge auf Eisenbahngebiet. — Schneeräumung im Drammener Be- 
zirk. — Neue Schlafwagen bei der Norwegischen Staatsbahn. 


Monatsschrift der Internationalen Eisenbahn-Kongreß-Vereinigung. Brüssel. 
Band X Nr. 8 bis 10. Vom August bis Oktober 1939. 
(8:) Die neue Tarifpolitik der belgischen Eisenbahnen. Vergrößerung 
des Reibungsgewichts bei Triebwagen. — Geräuschentstörung der Fahr- 
zeuge. — Die Unterwerke für die elektrische Zugförderung auf der 
Strecke Paris—Le Mans und ihre zentrale Steuerung. — Die Prüfung 
der Lokomotivachsen. — Die Notwendigkeit von Bruchproben. — (10:) 
Fünfzig Jahre bulgarische Staatseisenbahnen (1888 bis 1938). — Wieder- 
herstellung der Verschleißeigenschaften früherer Stahlschienen unter 
zeitgemäßen Bedingungen. — Fahrstraßensicherung bei der Baltimore 
and Ohio Chicago Terminal. — Die Wiederholung der Signale auf der 
Lokomotive mittels des „Krokodils mit Überwachung“. — Bemerkens- 
werte Versuchsfahrt eines elektrischen Zuges auf der Strecke Florenz— 
Mailand. 
Nordisk Järnbanetidskrift. Stockholm. 
65. Jahrg. Nr. 4 bis 6. Vom April bis Juni 1939. 
(4:) Hauptlinien in der Entwicklung der Dänischen Staatsbahn in der 
neuesten Zeit, — (4—5:) Der gewerbsmäßige Güterverkehr mit Kraft- 
wagen in Schweden. — Die neuen finnischen Schnellzugmaschinen. — 


Fahrkartenrechnungslegung bei der Norwegischen Staatsbahn, — Der 
Kraftwagenverkehr der Schwedischen Staatsbahn im Jahre 1938. — (5:) 
Der Kampf gegen die Geräusche in den Eisenbahnwagen. — (5—6:) 


Radiotelephon auf der Fährschifflinie Saßnitz—Trelleborg. — (6:) Die 
Buchführung bei der Stoffverwaltung, — Über die Verwendung von 
Rollenlagern bei Eisenbahnfahrzeugen. — Die Vereinheitlichung des 
schwedischen Eisenbahnnetzes. — Die Geschwindigkeiten der deutschen 
Schnellzüge. — Das neue Motorschiff der Dänischen Staatsbahn für die 
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Überfahrt über den Großen Belt. — Die Untersuchung über den staat- 
lichen Kraftwagenverkehr in Schweden. 


Organ für die Fortschritte des Eisenbahnwesens. Berlin. 
94. Jahrg. Heft 16 bis 20. Vom 15. August bis 15. Oktober 1939. 
(16:) Der Ringfeder-Schienenpuffer. — Die stoßfreie Krümmungsein- 
fahrt, — Entwässerung und Abdichtung von Stütz- und Futtermauern. 
— (17:) Über die Reglung von Dampfheizungs- und Bewetterungs- 
anlagen in amerikanischen Eisenbahnpersonenwagen. — Die Veränder- 
lichkeit der Bremsgestängelagen an Lokomotiven und Tendern und die 
dadurch bedingte Form der Nachstellung. — Experimentelle und theo- 
retische Untersuchung des Schlingerns von Lokomotiven in Gleisbögen. 
— Seitenschwingung der Eisenbahnfahrzeuge. — (18:) Die neue Loko- 
motivtypenreihe der Reichsbahn für veränderlichen Achsdruck, — Die 
1 D1’-Heißdampf-Personenzug-Tenderlokomotive der Tegernseer Eisen- 
bahn. — Unterhaltung von Verbrennungstriebwagen. — (19:) Zum Hun- 


dertjährigen Bestehen der Niederländischen Eisenbahnen. — Der erste 
Eisenbahnzug in Holland. — Heizanlage aus Lokomotivkesseln im Bahn- 
betriebswerk Nürnberg. — (20:) Festigkeits- und Zerstörungsversuche 
an Wagenkästen. — Die Eisenbahnfahrzeuge auf der Schweizerischen 


Landesausstellung Zürich 1939. 


Railway Age. New York. 
Band 107. Nr. 7 bis 13. Vom 12, August bis 23. September 1939. 
(7:) Another defeat for railway management, — The future of shippers’ 
regional boards. — Operating lessons from train accidents. — Motives 
controlling the purchase of rolling stock. — What railroads should know 
about scrap. — How congress left transport bills. — (8:) The manage- 
ment of a great industry. — The record of the streamliners. — Making 
tomorrow’s R. R. Boosters. — Meeting the challenge of floods 
in Southern California. _ Senator Reed analyzes transportation 
problem. — L, & N. E. covered hopper cars for cement handling. — 
„City of San Francisco“ derailed. — Trucks give flexible operation, — 
(9:) Business needs to check up on its „hired men", — One mile of rail- 
road. — More co-operation-fewer slow orders. — Southern buys express 
cars of high-tensile steel, — Box-baggage cars for Canadian National. — 
Streamlining erosstie seasoning. — Could U. S. end discriminatory state 
taxation of railroads? — Milwaukee utilizes teletype. — Stockholders 
share in proposed Erie plan. — Buses replace A. C. L. barge at Norfolk. 
— (10:) Railroads not ready for war even if U.S. stays out, — Find 
„pay dirt“ in figures. — Crossing protection for a town, — Heavier 
rail — its effect on track labor costs, — Some big business pateons of 
socialized transportation. — Canadian National mail and all-steel bag- 
gage cars. — Regulators meet in Seattle. — Keeping the variables 
variable. — (11:) Appealing to selfish interest in the railroad problem, 
— Southern Pacific builds modern coach yard at Los Angeles. — Six 
month railway buying up 103 million dollars. — D. L. & W. rebuilt cars 
feature lighting and decoration. — Charles Donnelly dies. — Possi- 
bilities for main-tracking. — (12:) The war and the transportation pro- 
blem. — Importance of approach signals. — Six two-car Diesel-Electric 
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trains for the Southern, — An economist dissects the Upper-Mississippi 
waterway. — Western Pacific modernizes its system locomotive shop. — 
How to select a trainmaster, — (13:) Economic preparation for war, — 
Railroads roll up their sleeves. — War fever raises prices; increases 
railway buying. — British roads take on their war duties, — General 
American replaces steam with Diesel switchers. — Causes of low tie 
renewals, — Evolution from steam to electric traction. — What wrecked 
the streamliner „City of San Francisco“? 


Railway Gazette. London. 
Band 71. Nr. 8 bis 9. Vom 25. August bis 1. September 1939. 
(8:) Results of improvements to French locomotives. — New arrival in- 
dicator at Waterloo. — (9:) The proportions of locomotive boiler tubes. 
— Freight car brake riggings. — Reconstruction of Calder bridge, 
L. N. E. R, — Power signalling at Strasbourg. — Old locomotives moder- 
nised to give more power. — (Supplement:) Diesel Railway traction. 


Railway signaling. Chicago. 
September 1939. 
Automatic plant on the Frisco. — Trains directed by signal indication 
at San Jose, Cal. — 50th anniversary for Edison primary cells. — Spring 
switch replaces an interlocking on the Delaware & Hudson. — Milwaukee 
utilizes Teletype. — Snubber gates, 


Die Reichsbahn. Berlin. 
15. Jahrg. Heft 34 bis 43. Vom 23. August bis 25. Oktober 1939. 
(34:) Abrechnung zwischen Reichsbahn und Privatbahnen im Personen- 
verkehr. — Das älteste Reichsbahn-Ausbesserungswerk im Leistungs- 
kampf. — (35:) Wirtschaft und Verkehr im Bezirk der Reichsbahn- 
direktion Oppeln. — 36:) Die polizeiliche Schulung der Bahnschutz- 
polizeibeamten. — (37:) Sicherstellung der Löhne der auf den Baustellen 
der Deutschen Reichsbahn beschäftigten Unternehmerarbeiter bei Ab- 
tretung oder Pfändung der Unternehmerforderung. — (38:) Grundsätze 
für die Organisation und Preisbildung im Spediteur- Sammelgutverkehr. 
— Reichsbahn und 5. Reichsnährstandausstellung Lei 1939. — 
(39/40:) Die Entstehung der Eisenbahnen im Rhein-Main-Gebiet. — 
Dr. Eduard Franz Souchay. Ein Wegbereiter der Frankfurter Eisen- 
bahnen. — (41:) Erkundung und Wiederherstellung der Eisenbahnen des 
von der Deutschen Wehrmacht besetzten polnischen Gebietes während 
der Kampfhandlungen. — Aufbauarbeit der Reichsbahndirektion Oppeln 
in Ostoberschlesien und im Olsagebiet, Das neue Gesicht der polnischen 
Bahnen einen Monat nach Beginn des Feldzuges. — Die Eisenbahndirek- 
tion Posen im Einsatz für Führer, Volk und Vaterland. — (42/43:) Vom 
Bau der Berliner Nordsüd-S-Bahn — Achter Bildbericht. 
Reichsverwaltungsblatt. Berlin. 
Band 60. Nr. 34 bis 40. Vom 26. August bis 7. Oktober 1939. 

(34:) Bemerkungen zur Baupreisverordnung vom 16. Juni 1939. — Anlieger- 
beiträge nach $ 9 des Kommunalabgabengesetzes in allgemeiner moder- 
ner Problematik (Eine Entgegnung). — Die Anliegerbeiträge, ihre Be- 
deutung und ihr Verteilungsmaßstab. — (35:) Das neue Reichsbahn- 
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gesetz. — Die Zulässigkeit der Dienstaufsichtsbeschwerde. — (40:) Ver- 
einfachung der Verwaltung. 


Ruhr und Rhein. Essen. 
20. Jahrg. Heft 33. Vom 18. August 1939, 
Erhöhtes Wagenstandgeld. — Gefolgschaftsbeförderung. 


SBB.-Nachrichtenblatt. Bern. 
16, Jahrg. Heft 8 bis 9. Vom August bis September 1939. 
(8:) Halbautomatische Sicherungsanlagen Luzern—Sentimatt—Fluh- 
mühle—Emmenbrücke/Littau, — Bundesbahnwagen in der Landes- 
ausstellung. — Das Verfügungsrecht des Absenders im Eisenbahnfracht- 
verkehr, — (9:) Kriegsmobilmachung. — Das Dispatchingsystem. — Das 
Verfügungsrecht des Absenders im Eisenbahnfrachtverkehr. 
Schweizerische Bauzeitung. Zürich. 
Band 114. Nr. 7 bis 12. Vom 12. August bis 16. September 1939. 
(7:) Die Zürichsee-Schwebebahn der Schweizer Landesausstellung, — 
Der Triebwagentyp „Jurapfeil“ der SBB., — (8:) Die Zürichsee-Schwebe- 
bahn der Schweizer. Landesausstellung. — (12:) Französische Lokomotive 
mit Velox-Dampferzeuger, 
Stahl und Eisen. Düsseldorf. 
59. Jahrg. Heft 38. Vom 21. September 1939. 
Zur Frage der Schätzung von Arbeitsvorgabezeiten bei Akkordarbeit. 


Türkische Eisenbahnzeitschrift. (Demiryollar Dergesi) Ankara, 
14. und 15. Jahrg. Heft 168—172. Vom Februar bis Juni 1939. 

(168:) Das erste Dorf und der Kongreß zur Hebung der Landwirtschaft. 
— Anteil der Eisenbahn- und Wasserstraßenpolitik zur Hebung der 
Landwirtschaft. — Beförderungsurkunden. — Die griechischen Eisen- 
bahnen in 1936/37. — Die finanziellen Ergebnisse der deutschen Reichs- 
bahnen i. J. 1937. — Bau der Eisenbahnen und Entstehen einer eigenen 
Industrie in Iran, — Das Clearingsystem seit 1931. — Energie und 
Mechanisierung eine wichtige Frage unserer Volkswirtschaft. — Ge- 
schäftsbericht der Pensionskasse für 1937. — (169:) Betrachtung über 
Eisenbahnpolitik. — Die Erfolge der türkischen Staatsbahnen in den 
letzten 10 Jahren und ihre hauptsächlichsten Ursachen. — Der Vorort- 
verkehr von Ankara. — Gleichordnung der Land- und Luftbeförderung. 
— Bedeutung der grünen Garten- und Parkanlagen. — Die englischen 
Eisenbahnen, — Untersuchung und Unterricht der deutschen Reichs- 
bahnbeamten. — Die rumänischen Staatsbahnen. — Die amerikanische 
Union-Pazifik-Eisenbahn. — (170:) Wechsel in der Stellung des General- 
direktors der türkischen Staatsbahnen, — Bedeutung der Eisenbahnen 
für die türkische Landwirtschaft. — Leichte Züge der Berner Alpen- 
bahnen. — Schienenautos auf den französischen und anderen Eisen- 
bahnen. — Statistik, — Auf dem Bahnhof Ankara, — Ansichten von den 
türkischen Eisenbahnen. — (171:) Anerkennung der Arbeitsleistung der 
türkischen Eisenbahnbeamten. — Die Eisenbahn Ankara—Erzurum— 
Kaukasus. — Die ungarischen Eisenbahnen. — Die Deutsche Reichsbahn. 
— (172:) Unsere neuen Eisenbahnen. — Die Eisenbahn Adabazar—Bolu. 
— Die türkische Touristik und die Staatsbahnen. 
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Verkehrsrechtliche Abhandlungen und Entscheidungen (VAE.). Berlin, 
Band 8. Heft 3/4. September/Oktober 1939. 
Der unbeschrankte Wegübergang über Eisenbahnstrecken im Haftpflicht- 
‚gesetz. — Die Fortbildung des Rechts der Zulassung zum Straßenverkehr 
durch die Ministerialpraxis. 


Verkehrsrechtliche Rundschau. Berlin. 
18, Jahrg. Nr. 8. Vom 20. August 1939. 
Die neue Deutsche Binnenschiffahrtspolizeiverordnung. — Der Ost- 
preußenverkehr. — Der Ladeschein der Binnenschiffahrt im Speditions- 
gewerbe. — Welche Vereinbarungen kann der Verkehrtreibende beim 
Abschluß des Frachtvertrages mit der Reichsbahn treffen ? 


Verkehrstechnik. Berli: 
20, Jahrg. Nr. 16 bis 19. Vom 20. August bis 5. Oktober 1939. 

(16:) Das Gesetz über Kreuzungen von Eisenbahnen und Straßen, — 
Der Nahverkehr während der Leipziger Frühjahrsmesse 1939, — Der 
öffentliche Verkehr in Klein- und Mittelstädten. — (17:) Die Berliner 
Ost-West-Achse als Verkehrsstraße. — Der Aufbau der Verkehrs- 
signalanlage für die Ost-West-Achse in Berlin. — (18:) Kriegswirtschaft- 
liche Maßnahmen im Verkehrswesen, — (18/19:) Städtebau und Nah- 
verkehr. — Fahrzeugschwingungen und ihre Bekämpfung. — (19:) Der 
Einsatz von Frauen bei den Berliner Verkehrs-Betrieben. — Das Ver- 
kehrswesen Polens. 


Verkehrstechnische Woche. Berlin. 
33, Jahrg. Heft 33 bis 40/42, Vom 16. August bis 4./18. Oktober 1939, 
(83:) Verbundenheit von Architekt und Ingenieur und die Bauten 


der Reichsbahn. — Die Abrechnungsstelle der britischen Eisen- 
bahnen. — (34:) Umbau der Ablaufanlage des Verschiebebahnhofs 
Harrisburg in Amerika. — Räumliche Sichtwirkungen im Straßenver- 


kehr, — (35:) Die Ermittlung der Zugbildungszeiten auf Verschiebe- 
bahnhöfen. — (36/37:) Betriebliche Betrachtungen über die Anordnung 
von Überholungsgleisen auf kleineren Bahnhöfen zweigleisiger Strecken. 
— (38/39:) Die deutsche Wasserstraßenpolitik im Lichte euro) 
Großraumwirtschaft. — (40/42:) Der Bau der Berliner Nordsüd-S-Bahn. 
— Über Betriebs- und Verkehrsfragen der Nordsüd-S-Bahn, 


Zeitschrift der Akademie für Deutsches Recht, Berlin. 
6. Jahrg. Nr. 17. Vom 1. September 1939. 


Der Arbeitskreis der Durchführungsstelle für die Neugestaltung der 
Reichshauptstadt. 


Zeitschrift des Vereins deutscher Ingenieure. Berlin. 
Band 83. Nr. 34 bis 41. Vom 26. August bis 14. Oktober 1939, 
(34:) Sicherung von Wegübergängen in Schienenhöhe. — (36:) Der 
Hafenbau in den ehemaligen deutsch-afrikanischen Kolonien. — (39:) 
Versuche mit 18 Zementen auf der Reichsautobahn. — (41:) Fahrzeug- 
verkehr auf deutschen Fernverkehrsstraßen. 
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Zeitschrift für Binnenschiffahrt. Berlin. 
71. Jahrg. Nr. 7/8. Juli/August 1939. 
Auf dem Wege zum großdeutschen Wasserstraßennetz der Zukunft, — 
Zur Auslegung und Rechtswirksamkeit der Schleppbedingungen im 
Schleppvertrag der Binnenschiffahrt (mit Rechtsprechung des RG.). 
Zeitschrift für das gesamte Eisenbahn-Sicherungs- und Fernmeldewesen. (Das 
Stellwerk.) Berlin. 
34. Jahrg. Nr. 11 bis 13. Vom 20. August bis 10. Oktober 1939, 
(11 und 13:) Der Streckenblock bei elektrischen Stellwerken, — Selbst- 
unterricht im Fernmeldewesen. — (12:) Die Fahrstraßenauflösung bei 
Gleisfreimeldeanlagen. 
Zeitschrift für den Internationalen Eisenbahnverkehr. Bern. 
47. Jahrg. Nr. 8 bis 9. Vom August bis September 1939. 
(8:) Verpflichtung des Empfängers, die Frachtkosten bei gänzlichem 
Verlust des Gutes zu bezahlen. — (9:) Ist das rollende Material einer 
Eisenbahn ohne Rücksicht auf die Art der Forderung. unpfändbar? — 
Abänderting der Anlage I zum IÜG im wechselseitigen Verkehr zwischen 
den Eisenbahnen Deutschlands und den Eisenbahnen verschiedener Staa- 
ten. — Der Radiozug. — Frachtstundung bei der Reichsbahn. 


Zeitung des Vereins Mitteleuropäischer Eisenbahnverwaltungen. Berlin. 

79. Jahrg. Heft 34 bis 43. Vom 24. August bis 26. Oktober 1939. 
(34:) Entwicklung der Netz- und Bezirkskarten bei der Deutschen 
Reichsbahn von 1932—1938. — Technischer Ausschuß des Vereins Mittel- 
europäischer Eisenbahnverwaltungen. — (35:) Die Gütertarifpolitik der 
Deutschen Reichsbahn im Ruhrgebiet. — Der Geschäftsbericht der 
Schweizerischen Bundesbahnen für das Jahr 1938, — (36:) Die Eisen- 
bahnen der Vereinigten Staaten von Amerika im Jahre 1938. — (37:) 
Hundert Jahre Eisenbahnpolitik in den Niederlanden. — Herabsetzung 
der schweizerischen Gepäck-, Expreßgut- und Eilstückguttaxen. — (38:) 
Ein Eisenbahnproblem aus dem Aufgabenbereich der Internationalen 
Handelskammer. — Neuausgabe des Norwegischen Gütertarifs. — (39:) 
Die Auslobungsbestimmung des Art. 10, i) des Internationalen Über- 
einkommens über den Eisenbahnfrachtverkehr (IÜG) vom 23. November 
1933. — Die Moskauer Untergrundbahn, — (40:) Kriegsvorbereitungen 
der englischen Eisenbahnen. — (41:) Aus der Tätigkeit der Ständigen 
Ausschüsse des Vereins Mitteleuropäischer Eisenbahnverwaltungen. — 
Die Polnischen Staatsbahnen, — (42:) Nimmt die Deutsche Reichsbahn 
mit ihrem Beförderungsbetrieb öffentliche Gewalt wahr? — Eisenbahn- 
verstaatlichung in Argentinien. — (43:) Die Erhebung der Nachnahme- 
gebühr. — Versuche zur Schaffung bequemer Sitze für die dritte 
Wagenklasse. 


Zentralblatt der Bauverwaltung, Berlin. 
59. Jahrg, Nr, 42 bis 43. Vom 18. bis 25. Oktober 1939. 
(42:) Die Entwicklung des Hafens Danzig. — (43:) Der Erweiterungs- 
bau des Verwaltungsgebäudes der Reichsbahndirektion Mainz. 
Das Archly für Elsenbahnwesen wird herausgegeben im Reichsverkehrsministerlum Berlin. Vom Reichs- ` 
verkehrsminister und Generaldirektor der Deutschen Reichsbahn sind mit der Herausgabe beauftragt: 
Ministerinldirigent Dr. Kittel, Ministerlalrat Dr. Spiess, Minlsterialrat Dr. Sommer 
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